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Viertes Buch 
Familienrecht 


1. Familie und Familienrecht. Grundlage der Familie iſt die Ehe. Mann und Frau. 
miteinander durch das Band der Ehe verknüpft, ſind als Stammeltern mit ihren Ab⸗ 
kömmlingen, und dieſe unter ſich durch das Band der Verwandtſchaft verbunden. Die 
Glieder eines ſolchen Verbandes bilden eine Familie. Das Familienrecht iſt Gegenſtand 
des 4. Buches, das im 1. Abſchnitte die Ehe, im 2. die Verwandtſchaft und im 3. die dem 
Familienrechte naheſtehende Vormundſchaft regelt. Die Rechtssätze über Entſtehung, Wirkung 
und Endigung familienrechtlicher Verhältniſſe wurzeln meiſt in Rückſichten auf das öffent⸗ 
liche Wohl und in ſittlichen Anſchauungen. Sie ſind — wenngleich nicht öffentliches Recht — 
regelmäßig der willkürlichen Abänderung durch den einzelnen entzogen und bilden für ihn 
eine zwingende Richtſchnur (3. B. die Form der Eheſchließung, die umgrenzten Tat; 
beſtände der Ehehinderniſſe, Nichtigkeits⸗ und Scheidungsgründe, das Eltern- und Kindes⸗ 
verhältnis). — Vertragsfreiheit herrſcht z. B. hinſichtlich der Namensführung ge 
ſchiedener Eheleute im Rahmen des § 1577 (RG 86, 114). 

2. Familienrechtliche Klagen. Die aus dem Familienverband entſpringenden Rechte 
beanſpruchen nicht nur von den familienrechtlich Verbundenen, ſondern auch von Unbeteilig⸗ 
ten unbedingte Anerkennung und können gegen letztere im Beſtreitungsfalle mit einer Klage 
auf Anerkennung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines gewiſſen familienrechtlichen Ber- 
hältniſſes zur Geltung gebracht werden (3. B. Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder 
Nichtbeſtehens einer Ehe, des Beſtehens der elterlichen Gewalt, der Ehelichkeit eines Kindes, 
88 606, 682, 640 3 PO). Während mit ſolchen Klagen das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines 
Zuſtandes zur Anerkennung gebracht wird (Zuſtandsklagen) — und zwar regelmäßig mit 
Wirkung gegen alle (88 629, 643 ZPO) —, werden die durch das Beſtehen des Zuſtandes be- 
gründeten Anſprüche gegen beſtimmte Verpflichtete (z. B. der Anſpruch des Mannes gegen 
die Frau auf Herausgabe eingebrachten Gutes, § 1373, der Anſpruch der Frau gegen ben 
Mann, oder des Kindes gegen den Vater auf Gewährung von Unterhalt, 88 1360, 1601, 
der Anſpruch der Tochter gegen den Vater auf Gewährung einer Ausſteuer, 3 1620) mit 
den entsprechenden Leiſtungsklagen bzw. der Feſtſtellungsklage aus § 256 350 verfolgt 
und die darauf ergehenden Urteile ſchaffen nur unter den Parteien Recht. Soweit die aus 
dem feſtgeſtellten Zuſtande hervorgehenden Berechtigungen ſittlicher Natur ſind (3. B. 
das Recht der Ehegatten auf Geſchlechtsgemeinſchaft, das Recht des Kindes gegen die Eltern 
auf Erziehung), können ſie im Rechtswege zwar nicht erzwungen werden, aber der Zuwider⸗ 
handelnde kann ſich durch ihre ſchuldbare Verletzung andere Rechtsnachteile zuziehen. 

3. Anwendbarkeit der allgemeinen Vorſchriften. Die im allgemeinen Teile und in: 
Rechte der Schuldverhältniſſe erteilten Vorſchriften finden grundſätzlich auch auf das 
Familienrecht Anwendung. Letzteres iſt nicht derartig vollſtändig geordnet und in ſich ab⸗ 
geſchloſſen, daß alle Fragen ausſchließlich nach dem Inhalte des 4. Buches beantwortet werden 
könnten. Ein Burüdgreifen auf die allgemeinen Vorſchriften erſcheint daher geſtattet, unter 
Umſtänden ſogar geboten. Allerdings gibt es im Gebiete des Familienrechts Verhältniſſe, 
die wegen ihres inneren Zuſammenhangs mit ſittlichen Anſchauungen oder aus anderen Grün⸗ 
den eine Anwendung jener Vorſchriften, die in erſter Reihe auf vermögensrechtliche 
Verhältniſſe berechnet find, nicht dulden, allein dieſem Umſtande hat ſchon das Gefet ſelbſt 
vielfach durch Aufſtellung beſonderer Vorſchriften Rechnung getragen. Wo dies der Fall 
ift, gelten die beſonderen Vorſchriften ausſchließlich. So ordnet das 4. Buch z. B. in den 88 1332, 
1333 die Anfechtung der Che wegen Irrtums unter Ausſchließung des $ 119 (Anfechtung einer 
Willenserklärung wegen Irrtums). In manchen Fällen iſt es von den Verfaſſern des BGB 
ſogar ausdrücklich als eine offene Frage hingeſtellt worden, ob die allgemeinen Beſtimmungen 
ſinnentſprechend anzuwenden ſeien (3. B. die Beſtimmung über Rechtsgeſchäfte auf die 
Verzeihung im Falle des § 1570; M 4, 603). 
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Erſter Abſchnitt 
Bürgerliche Ehe 


Erſter Titel 
Verlöbnis 


8 1297 


Aus einem Verlöbniſſe!) kann nicht auf Eingehung der Ehe geklagt 
werden?). 

Das Verſprechen einer Strafe für den Fall, daß die Eingehung der Ehe 
unterbleibt, iſt nichtig. 

E I 1227 II 1203; M4 1 ff.; P 4 1, 9. 


1. Berlöbnis. Das Geſetz verſteht unter Verlöbnis ſowohl die Verlobung (als Handlung) 
als auch das durch fie begründete familienrechtliche Verhältnis (als Zuſtand; Braut ⸗ 
ſtand). Unter den Schriftſtellern herrſcht Streit über die rechtliche Natur des Verlöbniſſes 
(ob Vertrag, Vorvertrag oder tatſächlicher Vorgang). Das Reichsgericht erblickt in der Ver⸗ 
lobung, als einem von Mann und Frau wechſelſeitig gegebenen und angenommenen Ehe: 
verſprechen, einen Vertrag und in dem durch die Verlobung begründeten Verhältnis ein 
Vertragsverhältnis (RG 61, 267; RG ZW 06, 9°; RG Warn 1917 Nr 273). Bei dem 
Verlöbniſſe iſt zu unterſcheiden zwiſchen dem Verlöbnisvertrage (der Verlobung) und dem 
durch dieſen Vertrag begründeten familienrechtlichen Verhältniſſe (dem Brautſtande). Die 
Verlobung ift nach der in Recht und Sitte herrſchenden Anſchauung der unter der Abgabe 
eines wechſelſeitigen Eheverſprechens auf künftige Eheschließung gerichtete Vertrag. Wird 
die Eheſchließung vom Eintritt einer Bedingung (3. B. Zuſtimmung des Vaters) oder einer 
Zeitbeſtimmung abhängig gemacht, ſo folgt daraus noch nicht, daß der Verlöbnisvertrag 
oder gar der durch ihn begründete Brautſtand aufſchiebend bedingt wird. Denn der In⸗ 
halt und die rechtliche Bedeutung des Verlöbnisvertrags iſt nicht unmittelbar die Verpflich⸗ 
tung zur Heirat, zur Begründung des Eheſtandes, ſondern die Willenseinigung über das 
gegenſeitige Verſprechen der künftigen Verheiratung und die behufs ſeiner Verwirklichung zu⸗ 
nächſt erfolgende Begründung des Brautſtandes. Das Verlöbnis hat nicht die Rechtsfolge, 
daß die Verlobten an das Verlöbnis gebunden ſind. Die Freiheit der Willensbeſtimmung 
bei der Eheſchließung ſoll nicht beeinträchtigt werden (RG 80, 88; RG Warn 1914 
Nr 164; § 1298 A 1). Die in den 88 1298—41300 geregelten Rechtsfolgen des Verlöb- 
niſſes gehen von der Freiheit des einſeitigen Löſens des Verlöbniſſes aus und fließen 
einzig und allein aus der ohne wichtigen Grund erfolgten Auflöſung des durch das gegen- 
ſeitige Eheverſprechen begründeten Brautſtand es. Dabei iſt es nicht ausgeſchloſſen, daß 
der Nichteintritt einer für die Verheiratung unter den Verlobten vereinbarten Bedingung 
einen wichtigen Grund für den Rücktritt eines Verlobten ($ 1298 Abſ 3) abgeben kann (RGS 
80, 88). Soweit ein aufſchiebend bedingtes Verlöbnis überhaupt denkbar iſt, wird es regel. 
mäßig dann ausgeſchloſſen erſcheinen, wenn ſich die Liebenden gegenſeitig die Heiratsabſicht 
nicht nur ausdrücklich erklärt, ſondern auch längere Zeit hindurch in Wort und Tat beſtätigt 
haben und auf dieſer Grundlage ſogar in Geſchlechtsverkehr miteinander getreten ſind (ebenda). 
Als Vertrag unterſteht das Verlöbnis den allgemeinen Vorſchriften über Rechtsge⸗ 
ſchäfte, insbeſondere den Beſtimmungen über die beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
Minderjähriger in den §8 106ff. Ein Minderjähriger bedarf n bine en e 
Verlöbniſſes der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters. Die Wirkſamkeit eines von einem 
Minderjährigen ohne die erforderliche Genehmigung des geſetzlichen Vertreters eingegangenen 
Verlöbniſſes hängt nach 8 108 Abſ 1 von der Genehmigung des Vertreters ab. Die Verweige 
rung der Genehmigung hat zur Folge, daß das Verlöbnis als von Anfang an unwirkſam 
gilt, und unterliegt nicht dem Widerrufe. Wird das Verlöbnis erneuert, ſo kann es vom ge⸗ 
ſetzlichen Vertreter trotz vorangegangener Verweigerung genehmigt werden. Genehmigung 
des Verlöbniſſes durch den Minderjährigen nach erlangter Volljährigkeit hat, ſofern der andere 
Teil nicht vorher zurückgetreten iſt, zur Folge, daß das Verlöbnis als von Anfang an wirkſam 
gilt (RG JW 06, 9°). Ein Verlöbnis, das im Zuſtande der Geſchäftsunfähigkeit (5 104) 
oder Bewußtloſigkeit oder vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit ein- 
gegangen wird ($ 105 Abſ 2), iſt nichtig. Vgl. R Warn 1914 Nr 163. Ehemündigkeit 
(5 1808) ſetzt das Verlöbnis nicht voraus, vielmehr iſt es zuläſſig, daß ein Eheunmündiger mit 
Genehmigung des geſetzlichen Vertreters die Ehe für den ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vorausgeſetzten Fall der Erlangung der Ehemündigkeit verſpricht. Das Verlöbnis iſt an keine 
beſondere Form gebunden. Ehe hinderniſſe ſtehen nicht unbedingt dem Abſchluß eines Ver⸗ 
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löbniſſes entgegen vielmehr kommt es darauf an, ob die Verlobten vernünftigerweiſe auf die 
Beſeitigung des Ehehinderniſſes rechnen können, ohne gegen Geſetze oder gute Sitten zu ver⸗ 
ſtoßen. Vgl. RG St IW 09, 51924. — Eine Eheberedung zwiſchen dem wegen Ehebruchs ge- 
ſchiedenen Ehegatten und demjenigen, mit dem er die Ehe gebrochen hat, verſtößt nicht gegen 
die guten Sitten, wen fie nach der Scheidung und im Hinblick auf die erhoffte Befreiung von 
dem Eheverbote des § 1312 erfolgt iſt (RF St 40, 420). Ein Abkommen der Verlobten über 
Einſchränkung der Kinderzahl verſtößt dann nicht gegen die guten Sitten und macht das Ver- 
löbnis nicht nichtig, wenn die Braut wegen eines Unterleibsleidens Urſache hat, die mit der 
Niederkunft verbundenen Gefahren zu fürchten (RG IWW 08, 28%. Ob das Verlöbnis eines 
trunkſüchtigen, ſyphilitiſchen und erwerbsunfähigen Mannes vom Manne wegen dieſer ſeiner 
Eigenſchaften als gegen die guten Sitten verſtoßend und deshalb nach § 138 als nichtig erklärt 
werden kann, it in RG Warn 1914 Nr 163 unentſchieden gelaſſen. Grundſätzliche Bedenken 
dürften der Anwendung des $ 138 Abſ 1 auf Verlöbnisverträge meines Erachtens nicht im 
Wege ſtehen. Das Daſein eines Verlöbniſſes iſt nicht davon abhängig, daß das der Ehe⸗ 
schließung folgende eheliche Leben einen längeren Zeitraum umfaſſen ſolle; die Abrede der 
Verlobten, gemeinſam in den Tod zu gehen, bewirkt nicht die Ungültigteit des Verlöbniſſes 
(RG JW 05, 288 5). 

2. Das Verlöbnis begründet zwar keine klagbare, wohl aber eine dringende ſittliche 
Verpflichtung zur Eingehung der Ehe, auch knüpfen ſich an den Bruch des Verlöbnſſſes 
rechtluhe Folgen (88 1208. 1301). — Die Unklagbarkeit und die darin begründete rechtliche 
Unvollkommenheit des Eheverſprechens (§ 1297 Abſ 1) ändert nichts an dem Beſtehen der 
geſetzlich in anderer Weile (88 1298ff.) geſicherten Pflicht zur unmittelbaren Erfüllung 
des Eheverſprechens durch Eingehung der Ehe und darum ebenſowenig an den mittelbar 
ſich aus der Verpflichtung zur Erfüllung des Eheverſprechens ergebenden Gattenpflichten. 
Daher ſtellt fi ein Abkommen, inhalts deſſen ein hochbejahrter Bräutigam ſeiner jugendlichen 
Braut ein Sparkaſſenguthaben gegen ihre Zuſage, ihm eine treue Gattin und Pflegerin zu 
ſein, zuwendet, als Einigung über eine unentgeltliche Zuwendung dar, und der Ehe⸗ 
mann kann das Geſchenk wegen groben Undanks widerrufen. Das Abkommen kann nicht 
als ſittenwidrig augeſehen werden (RG JW 1917, 848°). In letzterer Beziehung ebenſo 
RG 28. 5. 19 IV 97/19. Keine Schenkung, wenn die Zuwendung des Bräutigams an 
die Braut von Anfang an die Gegenleiſtung für das Ausſcheiden der Braut aus dem 
Staatsdienſte bilden ſollte (RG 28. 5. 19 IV 97/19). Im Gebiete des Erbrechts findet das 
Verlöbnis beſondere Berückſichtigung in 88 2275, 2276, 2290 (Erbvertrag), 88 2347, 2351, 2352 
(Erbverzicht), SS 2077, 2279 (letztwillige Verfügung). 


8 1298 


) Tritt ein Verlobter von dem Verlöbniſſee) zurück), jo hat er dem 
anderen Verlobten und deſſen Eltern ſowie dritten Perſonen, welche an Stelle 
der Eltern gehandelt haben, den Schaden zu erſetzen, der daraus entſtanden 
iſt, daß fie in Erwartung der Ehe‘) Aufwendungen?) gemacht haben oder 
Berbindlichteiten eingegangen ſind. Dem anderen Verlobten hat er auch 
den Schaden zu erſetzen, den dieſer dadurch erleidet, daß er in Erwartung 
der Ehe ſonſtige ſein Vermögen oder ſeine Erwerbsſtellung berührende 
Maßnahmené) getroffen hat. 

Der Schaden iſt nur inſoweit zu erſetzen, als die Aufwendungen, die 
Eingehung der Verbindlichkeiten und die ſonſtigen Maßnahmen den Um- 
ſtänden nach angemeſſen waren. 

Die Erſatzpflicht tritt nicht ein), wenn ein wichtiger Grund?) für den 
Rücktritt vorliegt) 10). 

EI 1228 Abſ 1 II 1204; M 4 3 ff.; P 4 3 ff., 9. 

1. Die im 8 1298 beſtimmte Schadenserſatzpflicht des zurücktretenden Verlobten ſtellt 
ſich lediglich als eine Forderung der Billigkeit dar. Sie ſteht nicht unter dem Geſichtspunkte 
der Strafe für ungerechtfertigten Verlöbnisbruch. Dieſe Auffaſſung wäre ſchon mit der Be⸗ 
ſtimmung im § 1297 Abſ 2 unvereinbar. Die Schadenserſatzpflicht ſtellt auch nicht eine Ab⸗ 
findung für Vorteile dar, die dem andern Teile aus der Eheſchließung erwachſen wären. 
Das Geſetz will jeden unmittelbaren und mittelbaren Zwang zur Aufrechterhaltung eines 
Verlöbniſſes und Eingehung der Ehe durch Bedrohung mit Vermögensnachteilen vermeiden, 


weil ein derartiger Zwang mit dem Weſen der Ehe unverträglich iſt. Vgl. § 1297 A 1. 
2. Vorausgeſetzt wird ein rechtswirkſames Verlöbnis ($ 1297 A 1). 
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3. Der Rücktritt vom Verlöbniſſe kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärt werden 
und wirkt erſt, wenn er dem andern Teile bekannt geworden iſt. Der in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkte Verlobte bedarf dazu nicht der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. 
Durch den Rücktritt wird das Verlöbnis unbedingt gelöſt, und auch ein ungerechtfertigter 
Rücktritt hat nicht zur Folge, daß die Verpflichtungen aus dem Verlöbniſſe noch fortdauern, 
ſondern zieht nur die Schadenserſatzpflicht aus § 1298 nach ſich (RG 18. 4. 07 IV 459/06). 
Der einfeitige Rücktritt eines Verlobten hat, gleichviel ob er mit oder ohne wichtigen Grund 
erfolgt, die Aufhebung des Verlöbniſſes zur Folge (RG Warn 1914 Nr 164). Dieſe Folge 
kann nicht durch die einſeitige Erklärung des zurückgetretenen Teils, zur Eheſchließung bereit 
zu fein, befeitigt werden. Dazu bedarf es vielmehr dez Abſchluſſes eines neuen Verlöbnis 
vertrags auf Grund beiderſeitiger Willenseinigung (RG Warn 1914 Nr. 164). Im Falle 
der Wiederausſöhnung der Brautleute nach einſeitigem Rücktritt eines von ihnen er⸗ 
löſchen die Anſprüche auf Schadenserſatz und Rückgabe der Geſchenke, und der ursprüngliche 
Verlöbnisvertrag wird wiederhergeſtellt, wie wenn nie ein Rücktritt ſtattgefunden hätte. 
Bei ſpäterem Verlöbnisbruche kommt es nur darauf an, ob der ſpätere Rücktritt (nicht der 
frühere) berechtigt war, und es kann zutreffendenfalls Schadenserſatz für die ganze Dauer 
des Brautſtandes ſeit dem urſprünglichen Verlöbniſſe (nicht bloß für die Zeit nach dem ſpäteren 
Rücktritte) verlangt werden (OLG 30, 33). 

4. In Erwartung der Ehe ſind die fraglichen Handlungen vorgenommen, wenn ſie weſent⸗ 
lich mit Rückſicht auf die in Ausſicht genommene Ehe vorgenommen worden find, alſo ver: 
nünftigerweiſe unterlaſſen wären, falls der Handelnde den Verlöbnisbruch vorausgeſehen hätte 
(RG JW 03 Beil 14418. RG Warn 1914 Nr. 254). 

5. Aufwendungen, z. B. die Gewährung einer Ausſteuer (8 1620) oder einer Ausſtattung 
($ 1624). Eine Braut, die auf ihre Koſten dem Bräutigam im Haufe ihrer Eltern monate 
lang Beköſtigung gewährt, kann auf Grund des $ 1298 Erſtattung ihrer Aufwendungen 
beanſpruchen (RG 18. 1. 17 IV 299/16). 

6. Schadenserſatz, z. B. wenn ein Verlobter eine Anſtellung (RG Warn 1914 Nr 254) 
oder einen Beruf aufgibt oder eine ihm während des Brautſtandes angebotene Anſtellung 
oder ſonſt einen vermögensrechtlichen Erwerb ausſchlägt. Hierhin gehört auch der Kauf eines 
Handelsgeſchäfts (RG JW 03 Beil 144%. Zu ſolchen die Erwerbsſtellung berührenden 
Maßnahmen gehört es, wenn die Braut ihre verdienſtbringende Beſchäftigung als Modiſtin 
zu einer Zeit, da fie die Eheſchließung als in naher Ausſicht ftehend annehmen durfte, im Ein⸗ 
verſtändnis und auf Wunſch des Bräutigams aufgibt. Der Schaden umfaßt auch den Ver 
dienſtausfall, der nach der Löſung des Verlöbniſſes bis zu der Zeit, da die Braut ihre Er⸗ 
werbsſtellung in der früheren Weiſe wiederaufnehmen konnte, eingetreten iſt (RG Warn 
1918 Nr. 76). Nicht zu berückſichtigen iſt dagegen die Ablehnung eines Heiratsantrags, der 
einer Braut während des Verlöbniſſes von einem zweiten, vielleicht wohlhabenderen Freier 
gemacht wird (RG JW 02 Beil 25917). Trifft den geſchädigten Verlobten inſofern ein mit« 
wirkendes Verſchulden, als er es unterläßt, den Schaden abzuwenden oder doch zu min⸗ 
dern (8 254 Abſ 2; z. B. wenn er ſich nicht bemüht, die aufgegebene Stellung wiederzuerlangen), 
io iſt dies auch bei $ 1298 zu beachten (RG Warn 1914 Nr 254). Weitergehende Schadens⸗ 
anſprüche als die im $ 1298 bezeichneten können nach allgemeinen Grundſätzen begründet 
ſein, z. B. wenn das Verlöbnis in betrügeriſcher Abſicht eingegangen oder gebrochen wurde. 
Auch gegen einen Dritten können aus allgemeinen Gründen (8 826) Auſprüche auf Erſatz der 
in Erwartung der Ehe gemachten Aufwendungen begründet ſein,. B. gegen den Vater der 
Braut, wenn er die Einwilligung zur Eheſchließung aus nichtigen Gründen zurückzieht 
(N 58, 255). 

7. Beweislaſt. Die gewählte Faſſung deutet an, daß der zurücktretende Teil das Vorhan⸗ 
denſein eines wichtigen Grundes für den Rücktritt zu beweiſen hat. Dem klagenden Teile 
— we eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes (8 1297 A 1), des Rücktritts und des 
S us ob. 

8. Ob ein wichtiger Grund für den Rücktritt vorliegt, hängt von den Umſtänden des ein- 
zelnen Falles ab. Der wichtige Grund kann in der Perſon des Zurücktretenden oder in der 
Perſon des andern Teiles vorliegen. Nicht erforderlich iſt, daß der wichtige Grund durch Ver; 
ſchulden hervorgerufen iſt; anders im Falle des § 1299. Die Verſagung oder Zurücknahme 
der Einwilligung des Vaters in die Eheschließung kann, wo fie nach $ 1305 erforderlich iſt, 
nicht schlechthin und ein für allemal als wichtiger Grund für den einſeitigen Rücktritt einer 
Tochter vom Verlöbniſſe angeſehen werden, namentlich dann nicht, wenn die Einwilligung 
aus verwerflichen und nichtigen Gründen verweigert wird (MG DR, 254). Der Mangel der 
elterlichen Einwilligung wird für einen volljährigen Verlobten in der Regel keinen wichtigen 
Grund zum Rücktritt bilden, insbeſondere dann nicht, wenn die Weigerung der Zuſtimmung 
ohne triftige Gründe geſchieht. Anders ſiegt aber die Sache, wenn Bräutigam und Mutter 
der Braut von gegenfeitiger gehäſſiger Geſinnung erfüllt ſind und dadurch die Braut vor die 
Wahl geſtellt ſein würde, entweder mit der Mutter oder mit dem Bräutigam dauernd und 
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völlig zu brechen. Wenn daun noch zu befürchten iſt, daß die Braut bei ihrer Zuneigung 
zur Mutter durch einen Bruch mit ihr in dauernde ſchwere Seelenkämpfe geraten würde und 
dadurch das Glück und der Beſtand der Ehe von voruherein ernſtlich gefährdet wird, ſo iſt 
die Annahme eines wichtigen Grundes für den Rücktritt der Braut nicht zu beanſtanden 
(RG 22. 2. 15 IV 479/14). Die volljährige Braut kann ihren Rücktritt darauf ſtützen, 
daß ihr Vater ihr aus triftigen Gründen die Einwilligung zur Eingebung der Ehe mit dem 
Bräutigam verſagt hat (OLG 30, 34). Nach RG 18. 4. 07 IV 459/06 kann ein erſt nach 
der Zeit der Rüatrittserklärung entſtandener Rücktrittsgrund nicht in Betracht kommen, 
denn die Zulaſſung eines ſpäteren Ereigniſſes als Rechtfertigung des bereits vorher erfolgten 
Rücktritts würde, wie RG Warn 1914 Nr 164 ausführt, zur Folge haben, daß die im Zeit⸗ 
punkte des Rücktritts mangels eines wichtigen Grundes eingetretene Erſatzpflicht nachträglich 
wieder in Wegfall kommen könnte, und von einem Erlöſchen einer einmal eingetretenen 
Erſatzpflicht iſt weder im § 1298 noch ſonſtwo die Rede. Vgl. auch R Warn 1914 Nr 163 
und § 1299 A 1. Da der einſeitige Rücktritt eines Verlobten, gleichviel ob er mit oder ohne 
wichtigen Grund erfolgt, die Aufhebung des Verlöbniſſes zur Folge hat (oben A 3), ſo wird 
dadurch zugleich der andere Teil von der durch das Verlöbnis begründeten Verpflichtung 
frei, fein Berhalten dem gegebenen Eheverſprechen gemäß einzurichten. Der zurückgetretene 
Teil iſt daher nicht berechtigt, aus dem ſpäteren Verhalten des andern Teils einen wichtigen 
Grund zur nachträglichen Rechtfertigung feines Rücktritts herzuleiten (RG Warn 1914 Nr 164). 
Nach RE JW 07, 1737 iſt es unſtatthaft, bei Prüfung der Frage, ob ein wichtiger Grund 
zum Rücktritte von einem rechtsgültig geſchloſſenen Verlöbniſſe gegeben iſt, die Grundſätze 
über Eheſcheidung entſprechend anzuwenden. Wie in derſelben Entscheidung ausgeführt, 
können nachträglich entſtandene, nicht leichtfertig hervorgeſuchte, ernſte Bedenken eines Ver⸗ 
lobten gegen weſentliche Eigenſchaften des andern Teiles (Morphiumſucht der Braut) einen 
wichtigen Rücktrittsgrund bilden, doch iſt daran feſtzuhalten, daß die gedachten Bedenken ſich 
auf erhebliche Tatſachen ſtützen müſſen, die nach der in den Geſellſchaſtskreiſen der Brautleute 
herrſchenden Auffaſſung bei einer fachlichen, die Umſtände des einzelnen Falles berückſichtigen 
den Würdigung geeignet geweſen wären, den andern Teil von der Eingehung des Verlöb⸗ 
niſſes abzuhalten. — Der Umſtand, daß die Frau die Ehe wegen perſönlicher Eigenſchaften 
des Mannes (Frunkſucht, Krankheit, Erwerbsunfähigkeit) anfechten könnte, rechtfertigt 
nicht den Rücktritt des Mannes vom Verlöbniſſe; denn die Beſeitigung dieſer Anfechtbarkeit 
der Ehe lag vollſtändig in der Hand des Mannes; er brauchte nur vor der Eheſchließung die 
Frau über die Sachlage aufzuklären (RG Warn 1914 Nr 63). Ein nervöſes Leiden der 
Braut kann ihr, wie RG 18. 4. 07 IV 459/06 ausführt, nicht ohne weiteres einen Grund zum 
Rücktritt geben. Pflicht der Brautleute iſt es, derartige aus einer heilbaren Krankheit ſich, 
ergebende Hinderniſſe der Eheſchließung zu beſeitigen; anders, wenn es ſich um ein dauernde⸗ 
Leiden handelt, das geeignet iſt, die nach dem Weſen der Ehe erforderliche geiſtige Gemein⸗ 
ſchaft zu gefährden. — Darüber, ob ein die geſchlechtliche Unbeſcholtenheit der Braut 
anzweifelndes, wenn auch unbegründetes Gerücht einen wichtigen Grund im Sinne des 
$ 1298 Abf. 3 bilden kann, vgl. OLG 33, 335. 

9. Die Anſprüche aus § 1298 find übertragbar und vererblich. 

10. Verhältnis des deutſchen zum ausländischen Eherechte. Das EG enthält zwar 
keine ausdrücklichen Vorſchriften über Verlöbnis, Verlöbnisbruch und Schadenserſatz. 
Es liegt aber nahe, daß hierauf die im Art 13 Abſ 1 E& für die Eingehung der Ehe, erteilten 
Vorſchriften anzuwenden ſind, da man unter „Eingehung der Ehe“ im weiteren Sinne auch 
die Vorſtufe der Ehe, das Verlöbnis, mitverſtehen kann. Fallen doch unter „Eingehung der 
Ehe, im Sinne des Art 13 Ech auch die 88 1323—1347 über Nichtigkeit und Anfechtbarkeit 
der Ehe, obwohl fie nicht im Titel „Eingehung der Ehe“ (88 1303—1322) ſtehen (zuſtimmend 
RG Warn 1917 Nr 210). Danach iſt der Schadenserſatzanſpruch wegen Verlöbnisbruchs, 
falls auch nur einer der Verlobten ein Deutſcher iſt, in Anſehung eines jeden der Verlobten 
nach den Geſetzen des Staates, dem er angehört, zu beurteilen. — Gleiches gilt, wenn Aus 
länder im Julande ein Verlöbnis eingehen. Früher abweichend RG Gruch 47, 135. Vgl. 
Vorbem. 1 vor $ 1303. 


8 1299 


1) Veranlaßt ein Verlobter den Rücktritt des anderen durch ein Ver⸗ 
ſchulden?), das einen wichtigen Grund für den Rücktritt bildet, jo iſt er nach 
Maßgabe des 5 1298 Abſ 1, 2 zum Schadenserſatze verpflichtet. 

v E I 1228 bj 2 II 1205; M 4 5: P 4 3, 7. 

1 11. Die ſchuldbare Beranlafjung eines gerechtfertigten Rücktritts ($ 1299) ſteht dein 
ungerechtfertigten einſeitigen Rücktritte (§ 1298) hinſichtlich der Schadenserſatzpflicht gleich. 
Andernfalls könnte ein Verlobter, ohne ſich den mit einem ungerechtfertigten Rücktritte für 
ihn verbundenen Nachteilen auszuſetzen, es darauf anlegen, durch ſein Verhalten den andern 
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Teil zum Rücktritte zu veranlaſſen. — Wie im § 1298 wird auch im $ 1299 ein im Zeitpunkte 
des Rücktritts vorliegender Grund vorausgeſetzt, denn veranlaßt kann der Rücktritt nur durch 
ein im Zeitpuntte feiner Erklärung bereits vorhandenes Ereignis fein (RG Warn 1914 Nr 164). 
Im übrigen vgl. die Erläuterungen zu § 1298. 

2. Der Beweis des Verſchuldens liegt dem auf Schadenserſatz klagenden Teile ob. 


§ 1300 

%) Hat eine unbejcholtene?) Verlobte) ihrem Verlobten die Beiwohnung 
geitattet?a, jo kann fie, wenn die Vorausſetzungen des § 1298 oder des 8 1299 
vorliegen, auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, eine 
billige Entſchädigung⸗) in Geld verlangen. 

Der Anſpruch iſt nicht übertragbar und geht nicht anf die Erben über, 
es ſei denn, daß er durch Vertrag anerkannt oder daß er rechtshängig ge⸗ 
worden iſts) 6). 

E II 1206; M 4 912 ff.; P 4 7, 695, 698. 


1. Grund der Vorſchrift. Der Anſpruch aus $ 1300 wird der unbeſcholtenen Braut, 
die ihrem Bräutigam die Beiwohnung geſtattet hat, gewährt, weil ſie in Erwartung der 
Eheſchließung hoffen durfte, ihr Fehltritt werde ihr keinen Schaden bringen, dieſe Hoffnung 
aber durch den Rücktritt des Bräutigams vereitelt wird und ihre Ausſichten auf eine Verſor⸗ 
gung zerſtört oder wenigſtens beeinträchtigt werden (vgl. Prot 4, 698). — Zwar findet, wie 
in der Denkſchrift 679 hervorgehoben iſt, die Beſtimmung des $ 1300 ihre ſachliche Be- 
gründung in der Lage der Braut, die ſich nur im Vertrauen auf die nachfolgende Eheſchlie⸗ 
ßung dem Verlobten hingegeben hat. Allein aus dieſer Begründung des Geſetzes iſt nicht zu 
entnehmen, daß der Richter in eine Unterſuchung der Beweggründe der Braut zu ihrem 
Verhalten eintreten müßte. Die Annahme, daß eine unbeſcholtene Braut, wenn ſie dem 
Bräutigam die Beiwohnung geſtattet, dies in Erwartung der ECheſchließung tut, erſcheint 
fo ſelbſtverſtändlich, daß die Gewährung einer billigen Entſchädigung, wie die Faſſung der 
Geſetzesvorſchrift ergibt, in dem bloßen Vorgang ihre Rechtfertigung findet (RG Warn 08 
Nr 481). Der Anſpruch aus $ 1300 hat lediglich die Tatſache zur Vorausſetzung, daß die un⸗ 
beſcholtene Verlobte ihrem Verlobten die Beiwohnung geſtattet hat. Dagegen kommt es 
nicht auf die Feſtſtellung an, ob ſie ſich im Hinblick auf die von ihr erwartete Eheſchließung 
oder lediglich in Fortſetzung des ſchon vor der Verlobung begonnenen Geſchlechtsverkehrs 
dem Verlobten hingegeben hat (RG IW 06, 42510). Der Anſpruch aus dem Verlbbnisbruch 
iſt ein durchaus anderer als der ſog. Deflorationsanſpruch älteren Rechtes (MG 49, 204). Die 
Erklärung des Mannes, zur Eheſchließung bereit zu ſein, hat nicht den Verluſt des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs aus $ 1300 zur Folge (RG Warn 1914 Nr 164). Vgl. $ 1298 A 8. 

2. Unbeſcholtenheit iſt nicht gleichbedeutend mit Jungfräulichkeit. Unter Unbeſcholtenheit 
im Sinne des 8 1300 BGB iſt ebenſo wie im § 182 StGB Unverſehrtheit der Geſchlechtsehre 
zu verſtehen, und zwar gleichmäßig in allen Ständen und Berufsklaſſen (RG St 32, 437; 
35, 46; 37, 94; RG JW 06, 65176; 08, 3041). Anderſeits iſt im Einzelfalle den Anſchau⸗ 
ungen und Gepflogenheiten desjenigen Standes, dem die Verlobte angehört, Rechnung zu 
tragen, wenn es ſich darum handelt, aus ihren Reden und Handlungen Schlüſſe auf einen 
unſittlichen Lebenswandel zu ziehen (RGSt 37, 97; RG JW 06, 65). Daß geſchlechtliche 
Ausſchreitungen einer Frauensperſon in einem weiteren Kreiſe bekannt geworden 
ſein müßten, iſt zur Annahme der Beſcholtenheit nicht erforderlich. Auch diejenige, die nur 
in engem Kreiſe oder bei einzelnen Perſonen „beſcholten“ iſt, kann die el einer 
unbeſcholtenen Perſon nicht für ſich in Anſpruch nehmen. Regelmäßig wird eine fre willige 
Vollziehung des Beiſchlafs dazu führen müſſen, der Frauensperſon die Unbeſcholtenheit 
abzusprechen, jedoch find Umſtände denkbar, die eine andere Beurteilung rechtfertigen (RS 
2. 11. 05 IV 227/05; 15. 2. 06 IV 402/05; RG ZW 07, 480 ). Es iſt kein geſetzgebe⸗ 
riſcher Grund denkbar, dem Mädchen, dem es gelungen ift, im Verborgenen Geſchlechts⸗ 
beziehungen zu Männern zu unterhalten, hinſichtlich des Geſetzesſchutzes eine Vorzugsſtellung 
einzuräumen (RG St 37, 96 zu $ 182 StGB). Allerdings hängt der Begriff der Unbeſcholten 
heit einer Frauensperſon im Sinne des $ 1300 BGB mit ihrem Rufe zuſammen (vgl. nament- 
lich RG 52, 48), aber es genügt, um dieſen als geſchädigt anzuſehen und „Beſcholtenheit“ 
anzunehmen, wenn einerſeits die tatſächlichen Grundlagen eines makelloſen Rufes infolge ge⸗ 
ſchlechtlicher Verfehlung erweislich verlorengegangen und anderſeits Anhaltspunkte dafür 
gegeben find, daß auch in den Augen Dritter die gute Meinung von dem ſittlichen Werte der 
betreffenden Frauensperſon Einbuße erlitten hat (RG PoſMSchr 06, 41). In derſelben 
Entſcheidung iſt die Frage berührt, aber unentſchieden gelaſſen, ob es im Geiſte des Geſetzes 
liegt, daß ein leichter Fehltritt eines ſonſt unbeſcholtenen Mädchens nachträglich durch ſittlich 
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einwandfreies Verhalten gleichſam geſühnt und der verlorengegangene gute Ruf wieder⸗ 
hergeſtellt werden kann. Meines Erachtens iſt die Frage zu verneinen, da ein geſchlechtlicher 
Fehltritt nicht ungeſchehen gemacht werden kann. — Wer ein bis dahin unſchuldig geweſenes 
Mädchen zum außerehelichen Beiſchlafe verführt hat, kann ſich einer Klage aus § 1300 gegen · 
über nicht auf dieſen von ihm ſelbſt verſchuldeten Hergang zum Beweiſe der Beſcholtenheit 
berufen. Der Grund dafür liegt in der Argliſt, der ſolche Verteidigung entſpringt (RG 52, 46; 
R IW 05, 28812; 1910, 9420; RG 9. 10. 19 IV 76/19). Die Geltendmachung der Be⸗ 
ſcholtenheit wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Braut dem Bräutigam vor der Bei: 
wohnung von ihrem früheren geſchlechtlichen Verkehre Mitteilung macht; wohl aber wird 
das Recht des Bräutigams, wegen der mitgeteilten Tatſache vom Verlöbniſſe zurückzutreten, 
ausgeſchloſſen (RG 15. 3. 06 IV 452/05; RG JW 07, 4801). Die Unbeſcholtenheit muß zur 
Zeit der Beiwohnung vorhanden ſein; es genügt nicht, wenn ſie nur zur Zeit der Verlobung 
vorhanden war (RG Recht 05, 529). 

3. Berlobte. Vorausgeſetzt wird das Beſtehen eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes (§ 1297 
A J) zur Zeit der Beiwohnung. 


za. Geſtattung der Beiwohnung liegt auch dann vor, wenn die Braut ſich zwar 
zu dem vom Bräutigam verlangten geſchlechtlichen Verkehr hergibt, der Bräutigam aber 
mit ſeinem Gliede nicht in ihre Scheide eindringen kann, weil die Braut zu eng gebaut iſt 
(OLG 30, 35). 

4. Entſchädigung. Es handelt ſich im Falle des § 1300 — ebenſo wie in den Fällen der 
88 1298, 1299 — um eine Eutſchädigung für Nichterfüllung des Heiratsverſprechens (für 
Verlöbnisbruch), nicht eine Entſchädigung aus unerlaubter Handlung, als welche die 
Beiwohnung unter Verlobten nicht angeſehen werden kann. Der zu erſetzende Schaden iſt 
demgemäß, wenn die Beiwohnung ſowohl vor als nach dem Verlöbnis ftattgefunden hat, 
grundſätzlich nicht auf den Schaden beſchränkt, der durch die Beiwohnung nach dem Ver⸗ 
löbnis entſtanden iſt (RG 9. 10. 19 IV 76/19). Über die Höhe der Entſchädigung (ſog. 
Kranzgeld R6 49, 204) eutſcheidet freies richterliches Ermeſſen; für die Schätzung des Schadens 
iſt der Zeitpunkt der Auflöſung des Verlöbniſſes zugrunde zu legen (RG 2. 5. 07 IV 487/06). 
Die Standes- und Vermögensverhältniſſe der Verlobten können berückſichtigt werden, ſind 
aber nicht allein ‚maßgebend, vielmehr find alle Umſtände des einzelnen Falles zu würdigen 
(G JW 07, 48075; vgl. auch JW 06, 4251 und A 1). Bei Bemeſſung der Entſchädigung 
lommt es hauptſächlich darauf an, welche Heiratsausſichten der Verlobten nach dem Ber: 
löbnisbrauche ſonſt noch verblieben find, wofür neben der Beiwohnung die geſamten per⸗ 
ſonlichen Verhältniſſe (Alter, Eigenſchaften, Vermögen uſw.), auch der die Unbeſcholtenheit der 
Braut nicht ausſchließende Umſtand, daß die Beiwohnung ſchon vor dem Verlöbnis ſtattgefunden 
hat, zu berückſichtigen find. Die Schadenserfabpflicht aus § 1300 kann nicht aus dem Grunde 
verneint werden, weil ſchon durch die Beiwohnung vor dem Verlöbnis die Heiratsausſichten 
der Verlobten derart gemindert ſeien, daß eine weitere Verſchlechterung durch die Beiwohnung 
nach dem Verlöbnis nicht mehr habe herbeigeführt werden können (R& 9. 10. 19 IV 76/19). 
Der Umſtand, daß die Beiwohnung auch ſchon vor dem Verlöbnis ftattgefunden hat, wird 
allerdings regelmäßig eine Verſchlechterung der Heiratsausſichten des Mädchens herbei 
führen, aber der Mann kann ſich meines Erachtens auf dieſen von ihm jelbftverfchuldeten 
Umſtand nicht zu ſeinen Gunſten berufen, weil er ſich ſonſt dem Vorwurf der Argliſt aus- 
ſetzen würde. Vgl. auch A 2, befonder3 RG 52, 46. Bei Bemeſſung der Entſchädigung ſind 
ferner zu berückſichtigen die der verlaſſenen Braut zugefügte Kränkung, der ihr bereitete 
ſeeliſche Schmerz, die Anhaftung eines gewiſſen Makels in den Augen anderer wegen 
der Beiwohnung in der Verlöbniszeit (RG 9. 10. 19 IV 76/19). — Neben dem Anſpruch aus 
$ 1300 kann ein weiterer Anſpruch aus 8 1715 begründet fein (RG 15. 4. 07 IV 454/08). 
Liegen die Vorausſetzungen der 98 823, 826 BGB vor, fo können außer den Ansprüchen aus 
den 88 1298, 1300 weitergehende Schadenserſatzanſprüche zuſtehen (NG Warn 1911 Nr 259), 
in welchem Falle ein Arzt in der Sprechſtunde eine Frauensperſon zum Beiſchlafe genötigt, 
ihr dann die Ehe versprochen und den Geſchlechtsverkehr fortgeſetzt hatte, aber ſchließlich 
vom Verlöbniſſe zurückgetreten war. Vgl. auch RG JW 09, 41512 (Eheverſprechen eines 
verheirateten Mannes unter Verſchweigen des Verheiratetſeins, SI 825, 847). Zur Gültig 
keit des Verſprechens einer lebenslänglichen Rente ſeitens des Bräutigams an die verlaſſene 
Braut aus Anlaß des Verlöbnisbruchs genügt die Schriftform (88 761, 780). Nur wenn beide 
Teile darüber einig ſind, daß die Zuwendung der Rente unentgeltlich erfolgt, bedarf es zur 
19 35% Verſprechens der gerichtlichen oder notariellen Form nach 8 518 (RG 22. 6. 12 

* 

5. Beweislaſt. Zur Begründung eines auf 8 1300 geſtützten Anſpruchs gehört die Be⸗ 
hauptung und nötigenfalls der Nachweis, daß die Frauensperſon zu der Zeit, als fie die Ber- 
wohnung geſtattete, unbeſcholten war. Der Nachweis der Unbeſcholtenheit iſt allerdings 
nicht nötig, ſolange keine Anzeichen für den Mangel der Unbeſcholtenheit gegeben ſind. Liegen 
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ſolche Anzeichen vor, ſo iſt es Sache der Klägerin, darzutun, daß ſie trotzdem unbeſcholten 
geblieben iſt (RG 2. 11. 05 IV 227/05). 

6. Gerichtszuſtändigkeit. Der Anſpruch aus einem Verlöbnisbruche (8 1300) iſt kein 

Anſpruch aus einem außerehelichen Beiſchlafe im Sinne des 8 23 Nr 2 GVG. 
Ss 1301 

) Unterbleibt die Ehejchliegung?), jo kann jeder Verlobte?) von dem 
anderen die Herausgabe desjenigen, was er ihm geſchenkt oder zum Zeichen 
des Verlöbniſſes“) gegeben hat, nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung?) fordern. Im Zweifel iſt anzunehmen, 
daß die Rückforderung ausgeſchloſſené) ſein ſoll, wenn das Berlöbnis durch 
den Tod eines der Verlobten aufgelöſt wird. 

E 1 1229 II 1207; M 4 6; P 4 10. 

1. 8 1301 Satz 1 enthält nachgiebiges Recht. Die Beteiligten können alſo abweichende 
Beſtimmungen treffen. § 1301 Satz 2 ftellt nur eine Auslegungsregel auf. 

2. Abgeſehen von dem Falle des Todes eines Verlobten iſt die Eheſchließung als unter⸗ 
blieben anzuſehen, wenn das Verlöbnis aus irgendeinem Grunde gelöſt iſt. 

3. Verlobte. Vorausgeſetzt wird das Beſtehen eines rechtswirkſamen Verlöbniſſes (8 1297 
A 1) zur Zeit der Hingabe, andernfalls ſind für den Rückforderungsanſpruch die allgemeinen 
Grundſätze maßgebend. 

4. Z. B. Verlobungsringe. 

5. Uungerechtfertigte Bereicherung, 88 812ff. Danach (vgl. $ 815) iſt das Rückforderungs⸗ 
recht des Gebers ausgeſchloſſen, wenn er ohne wichtigen Grund von dem Verlöbniſſe zurück 
getreten iſt (5 1298) oder den Rücktritt des andern Verlobten ſchuldbar veranlaßt hat (8 1298). 
Unberührt bleibt ſeine Pflicht zur Rückgabe der von dem andern Teile empfangenen Gaben 
und Geſchenke. Den Ausſchließungsgrund hat der Empfänger zu beweiſen. Der Nüdforde- 
rungsanſpruch iſt übertragbar und vererblich. 

6. Die Ausſchließung der Rückforderung bezieht ſich auf Gegebenes und Empfangenes. 


8 1302 


Die in den 88 1298 bis 1301 beſtimmten Anſprüche verjähren in zwei 
Jahren von der Auflöſung!) des Verlöbniſſes an?). K 

E I 1280 II 1208; M4 7; P 4 11. 

1. Auf welche Art die Auflöſung erfolgt (Tod eines Verlobten, anderweite Eheſchlie⸗ 
zung eines Verlobten, gegenſeitige Übereinkunft, gerechtfertigter oder ungerechtfertigter 
einſeitiger Rücktritt), macht keinen Unterſchied. Nur im Falle des einſeitigen Rücktritts be. 
ginnt die Verjährung erſt mit dem Zeitpunkt, in dem der andere Teil Kenntnis von dem 
Rücktritt erlangt (vgl. 8 1298 A 3). 

2. Liegen die Vorausſetzungen einer unerlaubten Handlung (88 823ff.) vor, ſo kommt 
die dreijährige Verjährungsfriſt des § 852 in Betracht (RG Warn 1911 Nr 259). An- 
ſprüche aus einem Prozeß vergleiche, den der auf Entſchädigung wegen Rücktritts vom Ver⸗ 
löbniſſe belangte Beklagte mit der Klägerin ſchließt, obwohl er die Eingehung des Verhält⸗ 
niſſes beſtreitet, unterliegen der regelmäßigen Verjährung von dreißig Jahren, wenn 
durch den Vergleich das ganze Rechtsverhältnis umgeſchaffen und der alte Schuldgrund durch 
einen neuen, nämlich ein ſelbſtändiges Schuldanerkenntnis und Schuldverſprechen (88 779— 782), 
erſetzt wird (OLG München in SeuffA 70 Nr 76). 


Zweiter Titel 
Eingehung der Ehe 


1. Der zweite Titel handelt von der Eingehung der Ehe. Der Ausdruck „Eingehung der 
Ehe“ begreift ſowohl die ſachlichen Erforderniſſe der Eheſchließung (88 1303—1315) als 
auch die Form der Eheſchließung (88 18161322), und zu der Form der Eheſchließung iſt 
auch das Aufgebot (§ 1316) zu rechnen. Schreibt die Geſetzgebung eines Landes religiöfe 
Trauung vor, fo find auch die Vorſchriften über die religiöſe Trauung Formvorſchriften 
(R 88, 191). Ebenſo OLG 35, 343. Vgl. HaageheſchlAbk (RG Bl 1904, 221) Art 5, 
§ 1324 A 6, 8 1298 A 10. 

2. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Nach Art 13 
Abs 1 EG wird die Eingehung der Ehe, ſofern auch nur einer der Verlobten ein Deutſcher 
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iſt, in Anſehung eines jeden der Verlobten nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem 
er angehört. Das gleiche gilt für Ausländer, die im Inlande eine Ehe eingehen. Nach 
Art 13 Abſ 2 EG wird in Anſehung der Ehefrau eines nach Art 9 Abi 3 EG für tot er- 
Härten Ausländers die Eingehung der Ehe nach den deutſchen Geſetzen beurteilt. Folgende 
Staaten: Deutſchland, Belgien (hat gekündigt, RG Bl 1919, 197), Frankreich, Luxemburg, 
die Niederlande, Rumänien, Schweden, Italien, die Schweiz und Portugal haben zur Rege⸗ 
lung des er: er der Geſetze auf dem Gebiete der Eheſchließung das Abkommen 
v. 12. 6. 02 (RGB 1904, 221) getroffen. Dasſelbe findet (abgeſehen von der Frage nach 
dem Einfluſſe des Kriegsausbruchs) nach Art 9 nur auf die europäiſchen Gebiete der 
Vertragsſtaaten und nach Art 8 Abf 1 nur auf ſolche Ehen Anwendung, welche im Ge⸗ 
biete der Vertragsſtaaten zwiſchen Perſonen geſchloſſen find, von denen mindeſtens eine 
Angehöriger eines dieſer Staaten iſt. Nach Art 8 Abf 2 iſt keiner der Vertrags 
traten zur Anwendung eines Gesees verpflichtet, welches nicht dasjenige ein s Vertrags- 
ſtaats iſt. Den oberſten Grundſatz für die Eheſchließung enthält der Art 1. Nach Art 1 
beſtimmt ſich das Recht zur Eingehung der Ehe in Anſchung eines jeden der Verlobten nach 
dem Geſetze des Staates, dem er angehört (Geſetz des Heimatſtaats), ſoweit nicht eine Vor 
ſchrift dieſes Geſetzes (Heimatgeſetzes) ausdrücklich auf ein anderes Geſetz verweiſt. Vgl. 
hierzu Art 27 ES. Grundſätzlich ift alſo das Geſetz des Heimatſtaats maßgebend, ſo⸗ 
wohl für den Mann als auch für die Frau. Gehören fie verſchiedenen Staaten an, fo ift 
die Ehe nur dann gültig, wenn die Ehe nach den Geſetzen beider Staaten gültig iſt. Dieſer 
Grundſatz entspricht auch der im Art 13 Abſ 1 Ech getroffenen Regelung. Artt 2 u. 3 des 
Abkommens behandeln Fälle, in denen das Geſctz des Ortes der Eheſchließung die Ehe von 
Ausländern unterſagen oder trotz der Verbote des Heimatgeſetzes geftatten lann, und Artt 5 
bis 7 beſchäftigen ſich mit der Form der Eheſchließung. Dieſe Beſtimmungen werden bei 
den entſprechenden Einzelvorſchriften des Vo erläutert. Art 4 des Abkommens enthält 
Regeln über den von den Verlobten zu führenden Nachweis, daß ſie den Erforderniſſen 
des Art 1 genügen. 


8 1303 


) Ein Mann darf nicht vor dem Eintritte der Volljährigkeit), eine Frau 
100 nicht vor der Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs eine Ehe ein⸗ 
gehen. 


Einer Fran?) kann Befreiung von diejer Vorſchrift bewilligt werden“). 
E 1 1233 II 1209; M 4 17; PY 4 19-22, 


1. $ 1308 regelt an Stelle des durch Art 46 EG aufgehobenen 8 28 des Perſonenſtands⸗ 


geſetzes vom 6. Februar 1875 die € emün B ü ; ; 9 
des Ehehindernis (Prot 4, 700. digkeit. Ihr Mangel begründet ein aufſchieben 


2. Auch die Volljährigkeitserklärun ü i ündig · 
teit (Prot 4, 22). 8 G 3) des Mannes begründet für ihn Ehemündig 

3. Einem Manne kann Befreiung von diefer Vorſchrift nicht bewilli 

; 2 gt werden. Ihm 
ſteht nur der Weg offen, ſeine Volljährigkeitserklärung nachzuſuchen. 

4. Berhältnis des dentſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Ein aus Art 30 
Ech berzuleitendes Verbot, die Ehe als gültig anzuerkennen, hat der deutſche Richter zu 
beachten, auch ohne daß ſich der Kläger darauf eruft. Dem Art 30 Ech widerſpricht es 
aber nicht, wenn ein deutſcher Richter das engliſche Ehemündigkeitsalter (Beginn bei 
männlichen Perſonen mit dem vollendeten 14., bei weiblichen mit dem vollendeten 12. Lebens: 
jahre) anerlennt, obwohl es von der deutſchen Alteregrenze erheblich abweicht (H& JW 1917, 


36418 und Bem von Opet. Ein 19 i alte Oſter⸗ 
zeicherin in Dope ge Jahre alter Deutſcher hatte eine 17 Jahre alte Oſter 
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) Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte) iſt, bedarf zur Eingebung 
einer Ehe der Einwilligunge) feines geſetzlichen Vertreters“). 

Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormundb), ſo kann die Einwilligung, 
wenn ſie von ihm verweigert wird, auf Antrag des Mündels durch das 
Vormund ſchaftsgericht erſetzt werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die 
Einwilligung zu erſetzen, wenn die Eingehung der Ehe im Intereſſe des 
Mün dels liegt“). 


E I 1282 Abſ 1, 2 II 1810; M 4 10—17; P 4 1719, 84. 
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1. § 1304 behandelt die Fälle, in denen zur Eheſchließung die Einwilligung des ge⸗ 
jeglichen Vertreters erforderlich iſt. Der Mangel dieſes Erforderniſſes begründet die An⸗ 
fechtbarkeit der Ehe ($ 1331, $ 1336 Abſ 2 Satz 2, § 1337), bildet alſo ein trennendes 
Ehehindernis. Wegen der Beeinfluſſung des ehelichen Güterrechts vgl. § 1364. 

2. Beſchränkte Geſchäftsfähigteit SS 106, 114. Wer geſchäftsunfühig iſt, kann eine 
Ehe überhaupt nicht eingehen, da ſeine auf Eheſchließung gerichtete Willenserklärung nach 
§ 105 nichtig iſt. Die Ehe eines Geſchäftsunfähigen iſt nach § 1325 Abs 1 nichtig, kann jedoch 
nach § 1325 Abſ 2 durch Beſtätigung gültig werden. 

3. Erforderlich iſt die Einwilligung desjenigen, dem zur Zeit der Eheſchließung 
die geſetzliche Vertretung obliegt. Die Einwilligung (8 183 Satz 1) iſt ein einſeitiges, empfangs. 
bedürftiges Rechtsgeſchäft, bedarf keiner Form und kann bis zur Eheſchließung widerrufen 
werden. Es genügt, wenn fie einem der Verlobten gegenüber erklärt iſt. Dem Standes: 
beamten iſt die Einwilligung allerdings in beglaubigter Form nachzuweiſen (8 45 PStch), 
und zwar als eine unbedingte und unbefriſtete Erklärung. 

4. Geſetzliche Vertreter können der Vater, die Mutter, der Vormund oder der Pfleger 
ſein, letzterer jedoch nur, wenn die Pflegſchaft die perſönlichen Angelegenheiten des Pflege- 
befohlenen (zu denen die Einwilligung in die Eheſchließung zu rechnen iſt) umfaßt. 

5. Vormund. Dasſelbe gilt, wenn der geſetzliche Vertreter ein Pfleger iſt (8 1915). 
Die Anwendung des Abf 2 iſt auch dann nicht ausgeſchloſſen, wenn die Vormundſchaft bzw. 
Pflegſchaft vom Vater oder von der Mutter geführt wird. 

6. Die Einwilligung iſt zu erſetzen, gleichviel ob eine Pflichtwidrigkeit des Vormundes 
bzw. Pflegers vorliegt oder nicht. Vgl. OLG 30, 158 (Wiederverehelichung eines wegen 
Trunkſucht Entmündigten mit ſeiner bisherigen Haushälterin. Da die Eingehung der Ehe 
im Mündelintereſſe lag, wurde die Einwilligung trotz der eutgegenſtehenden Intereſſen 
der Kinder des Entmündigten erſetzt). Vgl. OV 35, 341 (Heirat eines wegen Verſchwen 
dung Entmündigten) und BayObLG in DLG 38, 242 (Verſagung der Genehmigung zur 
Eheſchließung eines wegen Verſchwendung und Trunkſucht Entmündigten mit einem Dienſt 
mädchen, als den Intereſſen des Entmündigten zuwiderlaufend). 


§ 1305 

1) Ein eheliches Kind?) bedarf bis zur Vollendung des einundzwanzigſten 
Lebensjahrss) zur Eingehung einer Ehe‘) der Einwilligung) des Vaters, 
ein uneheliches Kind bedarf bis zum gleichen Lebensalter der Einwilligung 
der Mutter. An die Stelle des Vaters tritt die Mutter, wenn der Vater ge⸗ 
ſtorben iſte) oder wenn ihm die ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte 
nach 8 1701 nicht zuſtehen. Ein für ehelich erklärtes Kind?) bedarf der Ein⸗ 
willigung der Mutter auch dann nicht, wenn der Vater geſtorben iſt. 

Dem Tode des Vaters oder der Mutter ſteht es gleich, wenn ſie zur Ab⸗ 
gabe einer Erklärung dauernd außerſtande ſind oder wenn ihr Aufenthalt 
dauernd unbekannt iſt. 

E I 1238 Abſ 1 II 1211; M 4 25 ff.; P 4 30, 670, 715. 


1. Die 88 1305-1308 regeln das Erfordernis der elterlichen Einwilligung. Die ent- 
ſprechenden Beſtimmungen des PStG (88 29, 30) ſind durch Art 46 I EG aufgehoben wor- 
den. Der Mangel der elterlichen Einwilligung begründet ein aufſchiebendes Ehehinder- 
nis. Die trotz des Mangels abgeſchloſſene Ehe iſt zwar gültig, aber die ohne die erforderliche 
Einwilligung heiratende minderjährige Tochter hat die in den 88 1661, 1686 (Fortdauer der 
Nutznießung des Kindesvermögens durch die Eltern) und 8 1621 Abſſ 1 (Verluſt des Anſpruchs 
auf Ausſteuer) bezeichneten Nachteile zu gewärtigen. . 

2. Dem ehelichen Kinde ſteht hier das durch nachfolgende Ehe der Eltern legitimierte 
uneheliche Kind (SS 1719, 1736) gleich. Hinſichtlich des an Kindes Statt angenommenen 
Kindes trifft 8 1306 beſondere Beſtimmung. Ein Kind aus einer nichtigen Ehe bedarf der 
elterlichen Einwilligung, wenn es als ehelich gilt (5 1699 Abſ 1). Kannten beide Ehegatten bei 
der Eheſchließung die Nichtigkeit der Ehe oder iſt die Che wegen Formmangels nichtig (5 1699 
Abſ 1 u. 2), fo bedarf das (als unehelich anzuſehende) Kind nur der Einwilligung der Mutter, 
desgleichen, wenn der Vater, nicht aber die Mutter die Nichtigkeit kannte (8 1701). Ein Stief- 
oder Pflegekind bedarf nicht der Einwilligung feiner Stief oder Pflegeeltern. 

3. Die Volljährigkeitserklärung eines minderjährigen Sohnes ($ 8) hat für ihn keine 
Befreiung von der Vorſchrift des $ 1305 zur Folge. „ 

4. ne Eingehung einer Ehe ift nicht nur die erſte, ſondern auch jede folgende Ehe 
gemeint. 
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5. Die Einwilligung iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft (88 180 ff.) 
und bedarf keiner Form. Sie kann entweder dem Kinde oder deſſen Verlobten gegenüber 
erklärt und bis zur Eheſchließung widerrufen werden. Eine etwa hinzugefügte Bedingung 
oder Zeitbeſtimmung muß zur Zeit der Eheſchließung eingetreten fein. Das Einwilligungs⸗ 
recht iſt ein Recht höchſtperſönlicher Natur, das auf der den Eltern ſchuldigen Ehrerbietung 
beruht und den Eltern zur Förderung des Familienwohls beigelegt iſt. Es iſt ferner unab⸗ 
hängig davon, ob dem Berechtigten die elterliche Gewalt, bzw. die Sorge für die Perſon 
des Kindes zuſteht, und geht auch nicht infolge Scheidung der Eltern verloren. Über die Er⸗ 
ſetzung der elterlichen Einwilligung durch das Vormundſchaftsgericht trifft § 1308 Be; 
ſtimmung. — Aus der Freiheit des Widerrufs der Einwilligung folgt, daß der Widerrufende 
von ſeinem etwa erteilten Mitgiftverſprechen frei wird, es ſei denn, daß er ſich nachweis⸗ 
bar auch für den Fall, daß die Ehe ohne feine Einwilligung zuſtande kommt, hätte ver- 
pflichten wollen (RG SeuffA 68 Nr 217). Bemühungen eines Rechtsanwalts, die erforder 
liche elterliche Einwilligung oder deren Erſatz durch das Vormundſchaftsgericht zu erlangen, 
find nicht als Vermittlung des Zuſtandekommens einer Ehe im Sinne des $ 656 anzuſehen 
(RG JW 06, 71310). N 

6. Die Todeserklärung (§ 18) ſteht hier dem Tode gleich. 

7. Ehelichkeitserklärung (vgl. 88 1723ff.). Das für ehelich erklärte uneheliche Kind 
bedarf wie ein eheliches Kind der Einwilligung feines Vaters, dagegen niemals der Eintoilli- 
gung ſeiner Mutter. Gerechtfertigt wird dieſe Beſtimmung durch die Erwägung, daß die 
Ehelichkeitserklärung in der Regel eine Entfremdung zwiſchen Mutter und Kind herbeiführt. 


Auch wenn die Sorge für die Perſon des Kindes wieder auf die Mutter übergeht, bedarf es 
ihrer Einwilligung nicht. 


§ 1306 

5 Einem an Kindes Statt angenommenen?) Kinde gegenüber ſteht die 
Einwilligung?) zur Eingehung einer Ehe an Stelle der leiblichen Eltern 
demjenigen zu, welcher das Kind angenommen hat. Hat ein Ehepaar das 
Kind gemeinschaftlich?) oder hat ein Ehegatte das Kind des anderen Ehe⸗ 
gatten angenommen), jo finden die Vorſchriften des § 1305 Abſ 1 Satz 1, 2, 
Abſ 2 Anwendung'). 

Die leiblichen Eltern erlangen das Recht zur Einwilligung auch dann 
nicht wieder, wenn das durch die Annahme an Kindes Statt begründete 
Rechtsverhältnis aufgehoben wird. 

0 i om Ba a ni P 4 24, 34, 740. 

„ Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG (8 31) find durch Art 46 I EG auf 
be worden. Der Mangel der Gate igen DENE begründet ein 1100 
1 ebendes Ehehindernis. Die trotz des Mangels abgeſchloſſene Ehe iſt zwar gültig, 
jedoch treten die in A 1 zu § 1305 bezeichneten Nachteile ein. 


. Wegen der Annahm 5 58 i i 306 
madd hme an Kindes Statt vgl. 88 1741 ff. Auf Pflegekinder iſt 8 1 


zu 7 5 die Einwilligung und das Einwilligungsrecht des § 1306 trifft das in A 5 


wendig Geſagte gleichfalls zu. Die 88 1307, 1308 finden auch auf die Fälle des 8 1306 An- 


4. Fall des § 1749 Abs 1. 

4 2 des 8 1757 Abs 2 Halbſ 2. 
ae Tr dieſer Vorſchrift liegt darin, daß das Kind in den bezeichneten Fällen 
Abſ 29. iche Stellung eines gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes der Eltern erlangt ($ 1757 

| 8 1307 

Die elterliche Einwilligung!) kann nicht durch einen Vertreter?) erteilt 
werden. Iſt der Vater oder die Mutter in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo iſt die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. 

E I 1238 Abſ 2 II 1218; M 4 27: P 4 31. 

1. Unter der elterlichen Einwilli i i 3 5, 1306 bezei i 
des Erforderniſſes der intoiligung zn belſtehen. Ki en 


2. Keine Vertretung. Der höchſtperſönlic i inwilli 
b tung. Jöchitperfönlichen Natur des elterlichen Einwilligungsrechts 
05 . A 5) entſpricht es, daß die Einwilligung weder durch den geſetzlichen Vertreter noch 
Vac einen Bevollmächtigten erteilt werden kann (Unzuläſſigkeit der Vertretung im Willen). 
gegen iſt die Vertretung in der bloßen Erklärung des Willens zuläſſig. 1 


BG, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III Band. 3. Aufl. 2 
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8 1308 


Wird die elterliche Einwilligung!) einem volljährigen Kinde?) ver⸗ 
weigert, jo kann fie auf deſſen Antrag?) durch das Vormundſchaftsgericht“) 
erſetzt)) werden. Das Vormundſchaftsgericht hat die Einwilligung zu er⸗ 
ſetzen, wenn ſie ohne wichtigen Grund“) verweigert wird. 

Vor der Entſcheidung ſoll das Vormundſchaftsgericht Verwandte oder 
Verſchwägerte des Kindes hören, wenn es ohne erhebliche Verzögerung 
und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. Für den Erſatz der 
Auslagen gilt die Vorſchrift des § 1847 Abſ 2. 

E I 1238 Abf 3 II 1214; M 4 28 ff.; P 4 30 ff. 


1. Unter der elterlichen Einwilligung ſind alle in den 88 1305, 1306 bezeichneten Fälle 
des Erforderniſſes der Einwilligung zu verſtehen. 

2. Da die Volljährigkeit mit der Vollendung des 21. Lebensjahrs eintritt (8 2), die 
elterliche Einwilligung aber nur bis zum gleichen Lebensalter erforderlich iſt ($ 1305), To iſt 
im $ 1808 unter einem volljährigen Kinde das für volljährig erklärte, noch nicht 21 Jahre 
alte Kind zu verſtehen. Der § 1308 hat daher eine ſehr beſchränkte Bedeutung. Minder- 
jährigen ſteht das Recht aus § 1308 nicht zu. Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG 
(8 32) find durch Art 46 I EG aufgehoben worden. 

3. Form des Antrags § 11 FGG. 

4. Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts 98 35, 36, 43 FGG. Ermittlungen von Amts 
wegen $ 12 FGG. h 

5. Die Erſetzung der Einwilligung wirkt wie deren Erteilung. 

6. Ob der Verweigerungsgrund wichtig iſt, hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem 
Ermeſſen zu beurteilen. 


8 1309 


1) Niemand darf eine Ehe eingehen, bevor feine frühere Ehe?) auf⸗ 
gelöſts) oder für nichtig erklärt“) worden iſt. Wollen Ehegatten die Ehe⸗ 


ſchließung wiederholen), jo iſt die vorgängige Nichtigkeitserklärung nicht 
erforderlich. 


Wird gegen ein Urteil, durch das die frühere Ehe aufgelöſt oder für 
nichtig erklärt worden iſt, die Nichtigkeitsklage oder die Reſtitutionsklage 
erhoben, ſo dürfen die Ehegatten nicht vor der Erledigung des Rechtsſtreits 
eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, daß die Klage erſt nach dem Ablaufe 
der vorgeſchriebenen fünfjährigen Friſt erhoben worden iſt'). 

E 1 1284 II 1215 Abſ 1; M 4 18; P 4 22, 60 ff.; 6 265, 268. 


1. Doppelehe. Der 8 1309 Abſ 1 gibt dem Grundſatz Ausdruck, daß ein Mann gleich⸗ 
zeitig nur mit einer Frau, und daß eine Frau gleichzeitig nur mit einem Manne verheiratet 
ſein darf. Eine Ehe, die dieſem Verbote der Doppelehe zuwider geſchloſſen wird, iſt nichtig, 
wenn die frühere Ehe gültig war (§ 1326). In dieſem Falle liegt mithin ein trennendes 
Ehehindernis vor. Vgl. das Nähere bei $ 1326. 

2. Eine wegen Formmangels nichtige, in das Heiratsregiſter nicht eingetragene Ehe 
kommt überhaupt nicht als frühere Ehe im Sinne des § 1809 in Betracht und iſt nicht ge⸗ 
eignet, das Ehehindernis zu begründen. Die ſo Verbundenen können ſelbſtverſtändlich jeder⸗ 
zeit zur Eheſchließung ſchreiten. Dieſe ſtellt ſich aber nicht als Wiederholung der Ehe⸗ 
ſchließung, ſondern als erſtmalige Eheſchließung dar. . 

3. Aufgelöſt wird die Ehe durch den Tod eines Ehegatten, durch Wiederverheiratung 
des Ehegatten eines für tot Erklärten (§ 1348 Abſ 2) und durch Scheidung (88 1564 ff.). Den 
Tod des früheren Ehegatten hat der zu einer neuen Ehe ſchreitende Gatte dem Standes⸗ 
beamten nachzuweiſen ($ 45 PStG). Die Todeserklärung begründet die Vermutung, 
daß der verſchollene Ehegatte in dem Zeitpunkte geſtorben ſei, der in dem die Todeserklärung 
ausſprechenden Urteile feſtgeſtellt ift (§ 18 Abſ 1). Dieſe Vermutung eröffnet dem Ehegatten 
des für tot Erklärten die Möglichkeit der Wiederverheiratung, aber die Ehe gilt, ſolange die 
Wiederverheiratung nicht erfolgt iſt, als fortbeſtehend, wenn der für tot Erklärte nachweislich 
noch lebt oder die Todeserklärung infolge Anfechtung aufgehoben wird. Vgl. das Nähere 
bei $ 1348. Im Falle der Scheidung wird die Ehe mit Eintritt der Rechtskraft des Schei⸗ 
dungsurteils aufgelöft ($ 1564 Satz 3). Die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
bewirkt keine Eheauflöſung (58 1575, 1586). 
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4. Nichtigkeitserklärung. Es macht keinen Unterſchied, ob die Ehe aus einem der Nic 
tigkeitsgründe der 88 1824—1328 oder aus einem der Anfechtungsgründe der 88 1381—1335 
und 1350 für nichtig erklärt worden ift. 

5. Bei der wiederholten Eheſchließung find dieſelben Vorſchriften wie bei der Ehe ⸗ 
ſchließung überhaupt zu beobachten. Die wiederholte Eheſchließung hat keine Bedeutung, 
ivenn die frühere Ehe in Wirklichkeit gültig iſt. Die Gültigkeit der früheren Ehe zu prüfen, 
liegt nicht dem Standesbeamten ob. Es genügt vielmehr, wenn darüber berechtigte Zweifel 
unter den Eheleuten beſtehen. Die Wiederholung der Eheſchließung hat keine rückwirkende 
Kraft. Keine Veranlaſſung zur Wiederholung der Eheſchließung liegt vor, wenn der der 
früheren Ehe anhaftende Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsgrund durch Beſtätigung der Ehe 
gehoben werden kann (88 1325, 1337) und die Beſtätigung erfolgt iſt. 

6. Nichtigkeitsklage. Reſtitutionsklage. In dieſer Beſchränkung liegt nur ein auf- 
ſchiebendes Ehehindernis, denn die Ehe, die trotzdem nach Erhebung einer der genannten 
Klagen geſchloſſen wird, iſt gültig. Wird aber ſpäter im Wege der Wiederaufnahme des Ver⸗ 
fahrens das die Scheidung oder Nichtigkeit ausſprechende rechtskräftige Urteil wieder be- 
ſeitigt, fo iſt die zweite Ehe als von Anfang an nichtig anzuſehen und bie erfte Ehe gilt Nich. 
tigkeitsklage 8 579 ZPO, Reſtitutionsklage 8 580 ZPO, fünfjährige Friſt $ 586 Abſ 2 Saß 2 
ZPO). Eine ähnliche Beſtimmung enthält § 1349 (Anfechtung der Todeserklärung). 


8 1310 


) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Verwandten in ges 
rader Linie), zwiſchen vollbürtigen oder halbbürtigen Geſchwiſtern?) ſowie 
zwiſchen Verſchwägerten in gerader Linie“). 

Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen Perſonen, von denen 
die eine mit Eltern, Voreltern oder Abkömmlingen der anderen Geſchlechts⸗ 
gemeinſchaft') gepflogen hat. 

Verwandtſchaft im Sinne dieſer Vorſchriften beſteht auch zwiſchen einem 
unehelichen Kinde und deſſen Abkömmlingen einerſeits und dem Vater und 
deſſen Verwandten anderſeitse). 

E 1 1286 II 1216; M 4 21 ff.; p 4 23 ff.; 6 84. 


1. Verwandtſchaft. Schwägerſchaft. Der $ 1310 verbietet die Eingehung einer Ehe 
zwiſchen gewiſſen Verwandten, Verſchwägerten (Abſ 1) und Perſonen, die miteinander (in 
Ober außer einer Ehe) Geſchlechtsgemeinſchaft gepflogen haben (Abſ 2). Das Verbot des 
zen a: 2 ee (8 1 2 das Verbot des Abf 2 2 0 1 8 

indernis. Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG 3 1 Nr in 
durch Art 46 1 EG ee dorde e i 5 8 


4 2. Verwandte in gerader Linie find ſolche Perſonen, deren eine von der andern ab- 
far 9 1589 Abſ 1), alfo Kinder, Eltern, Großeltern. Verwandtſchaft im Sinne des Abſ 1 
50 AR auch im Falle der Legitimation durch nachfolgende Ehe (8 1719) und im Falle der Ehe⸗ 
lich eitserklärung (88 1736, 1737) begründet. Wegen der Verwandtſchaft im Falle der An ⸗ 
nahme an Kindes Statt vgl. § 1311. 8 

gend, Vollbürtige Geſchwiſter find Geſchwiſter, die von demſelben Vater und derſelben 
5 abſtammen. Halbbürtige Geſchwiſter find Geſchwiſter, die entweder von demselben 
Water, aber nicht von derſelben Mutter, oder von derſelben Mutter, aber nicht demſelben Vater 
ene Kinder, die ein Ehegatte in die Ehe einbringt, ſind mit Kindern, die der andere 
Ehegatte einbringt (ſog. zuſammengebrachte Kinder), überhaupt nicht verſchwiſtert. 

4. Schwägerſchaft (8 1590). In gerader Linie verſchwägert ſind Stiefeltern mit 
Stiefkindern, Schwiegereltern mit Schwiegerkindern. Die Schwägerſchaft dauert fort, auch 
wenn die Ehe, durch die fie begründet wurde, aufgelöſt wurde (§ 1590 Abſ 2), erſtreckt ſich 
aber nicht auf Abkömmlinge des andern Ehegatten, die nach Auflöſung der Che erzeugt find. 
Demzufolge liegt z. B. das Ehehindernis der Schwägerſchaft zwiſchen einem Manne und ber 
Tochter feiner geſchiedenen Ehefrau, die nach Auflöfung der Ehe von einem andern Manne 
erzeugt wurde, nicht vor, dagegen würde in dieſem Falle das Ehehindernis des § 1310 Abf 2 
gegeben ſein, wenn die geſchiedenen Eheleute (in oder außer der Ehe) Geſchlechtsgemeinſchaft 
Sen hätten. Wird die die Schwägerſchaft vegründende Ehe für nichtig erklärt oder ihre 
N ichtigkeit nach Auflöſung der Ehe feſtgeſtellt (88 1329, 1343), fo wird auch das Schwäger⸗ 
(haftövergältnig mit rüͤckwirkender Kraft aufgehoben. Dagegen kann in dieſen Fällen wiederum 

08 Ehehindernis des $ 1310 Abſ 2 Platz greifen. Eine wegen Formmangels nichtige, in das 
Heiratsregiſter nicht eingetragene Ehe ift überhaupt ungeeignet, Schwägerſchaft zu begründen. 


2% 
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5 0 re in oder außer der Ehe gepflogen wird, macht keinen Unter. 
ied (vgl. A 4). 
6. Bezüglich der unehelichen Kinder wird hier eine Ausnahme von $ 1589 Abſ 2 feſt⸗ 
geſtellt (vgl. § 1705). 
§ 1311 


) Wer einen anderen an Kindes Statt angenommen?) hat, darf mit ihm 
oder deſſen Abkömmlingen“) eine Ehe nicht eingehen, ſolange das durch die 
Annahme begründete Rechtsverhältnis beſteht. 

E I 1240 II 1217; M 4 31, 978, 1001; P 4 34. 


1. Der $ 1311 verbietet die Ehe zwiſchen dem Annehmenden einerſeits und dem An⸗ 
genommenen und deſſen Abkömmlingen anderſeits. Das Verbot erſtreckt ſich nicht auf den 
Ehegatten und die Verwandten des Annehmenden einerſeits und den Angenommenen, deſſen 
Ehegatten und Verwandte anderſeits. Dies entſpricht dem 8 1763. Das Verbot wirkt als auf- 
ſchiebendes Ehehindernis. Die dem Verbote zuwider geſchloſſene Ehe iſt gültig, nur 
tritt gemäß 8 1771 Abſ 1 mit der Eheſchließung die Aufhebung des durch die Annahme begründe ⸗ 
ten Rechtsverhältniſſes ein. Wegen Verwirkung der elterlichen Gewalt vgl. 8 1771 Abſ 2, 3. 
Die entſprechenden Beſtimmungen des PSt® (833 Abf1 Nr 4) find durch Art 46 1 EG auf- 
gehoben worden. 

2. Annahme an Kindes Statt 88 1741 ff. 

3. Abkömmlinge. Für die Frage, ob es ſich um einen Abkömmling handelt, ift 8 1310 
Abſ 3 nicht anwendbar. Die Abkömmlinge des Angenommenen unterliegen dem Ehever⸗ 
bote des § 1311, auch wenn ſich auf fie gemäß $ 1762 Satz 2 die Wirkungen der Annahme 
nicht erſtrecken. 

8 1312 


) Eine Ehe darf nicht geſchloſſen werden zwiſchen einem wegen Ehe⸗ 
bruchs geſchiedenen?) Ehegatten und demjenigen?), mit welchem der ge⸗ 
ſchiedene Ehegatte den Ehebruch begangen hat, wenn dieſer Ehebruch in 
dem Scheidungsurteil als Grund der Scheidung feſtgeſtellt iſt⸗). 

Von dieſer Vorſchrift kann Befreiung?) bewilligt werden. 

E I 1237 II 1218; M 4 24; P 4 27 ff.; 6 265. 


1. Ehebruch. 5 1312 verbietet die Ehe zwiſchen Ehebrechern. Das Verbot wirkt als 
trennendes Ehehindernis. Die gegen das Verbot geſchloſſene Ehe iſt nichtig, jedoch nach 
$ 1328 Abſ 2, wenn nachträglich Befreiung von der Vorſchrift des § 1312 bewilligt wird, als 
von Anfang an gültig anzuſehen. Die entſprechenden Beſtimmungen des PSt6d (8 33 Abſ 1 
Nr 5 u. Abf 2) find durch Art 46 1 EG aufgehoben worden. 

2. Scheidung wegen Ehebruchs. Der Ehegatte muß wegen ſeines Ehebruchs von dem 
andern Ehegatten geſchieden worden ſein. Ob der Ehebruch als alleiniger Scheidungs⸗ 
grund oder neben andern Scheidungsgründen feſtgeſtellt worden ift, macht keinen Unterſchied. 
Scheidung wegen Ehebruchs liegt auch daun vor, wenn im Falle des § 1574 Abſ 2 beide Ehe⸗ 
gatten — und zwar der eine wegen Ehebruchs — für ſchuldig erklärt worden ſind. Iſt die 
Ehe wegen eines andern Scheidungsgrundes getrennt worden, ſo liegt das Ehehindernis nicht 
vor, ſelbſt wenn erwieſen wäre, daß der Ehegatte einen Ehebruch begangen habe. Ebenfowenig 
liegt das Ehehindernis vor, wenn im Falle des § 1574 Abf 3 der Ehegatte, der den Ehebruch 
begangen hat, wegen dieſes Ehebruchs für mitſchuldig erklärt wird. — Wird die Ehe auf 
Grund eines Ehebruchs, der infolge Verzeihung oder Friſtablaufs feine Bedeutung als felb- 
ſtändiger Scheidungsgrund aus § 1565 verloren hat, in Verbindung mit andern Verfeh⸗ 
lungen, zu deren Unterſtützung der Ehebruch gemäß $ 1573 geltend gemacht wurde, ge⸗ 
ſchieden, ſo greift das Eheverbot des § 1321 nicht Platz (RG 5. 6. 16 IV 66/16). Das 
Ehehindernis des § 1312 wird weder durch den Tod noch durch die Wiederverheiratung des 
unſchuldigen Ehegatten beſeitigt. Wird dagegen die wegen Ehebruchs geſchiedene Ehe nach⸗ 
träglich für nichtig erklärt (88 1329, 1343), ſo fällt das Ehehindernis weg. Iſt wegen des 
Chebruchs nicht auf Scheidung, ſondern nur auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
(5 1575) erkannt worden, fo ilt nach $ 1586 die Eingehung einer neuen Ehe, ſolange der un⸗ 
ſchuldige Ehegatte lebt, überhaupt ausgeſchloſſen. Die Frage, ob nach dem Tode des unſchuldigen 
Ehegatten das Ehehindernis des $ 1312 in Geltung tritt, muß bejaht werden, da mit der Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft die Wirkungen der Scheidung eintreten (8 1586). Meine 
frühere entgegengeſetzte Anſicht (Eheſcheidungsrecht 37) kann ich nicht aufrechterhalten. Der 
1 darf im Falle der Aufhebung nicht günſtiger als im Falle der Scheidung geſtellt 
werden. 
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3. Nur die Verheiratung mit dem Ehebrecher iſt verboten. Der Verheiratung mit einer 
andern Perſon ſteht $ 1312 nicht im Wege. 

4. Feſtſtellung des Ehebruchs als Scheidungsgrund. Der Ehebruch muß als Grund 
der Scheidung im Scheidungsurteile feſtgeſtellt ſein, ſei es in der Urteilsformel, ſei es in den 
Urteilsgründen. Diele Vorſchrift entſpricht den im Rechtsſtreite zu beobachtenden Grund⸗ 
ſätzen und bezweckt zugleich, dem Standesbeamten die Geſchäftsführung zu erleichtern. In 
welchem Rechtszuge das Urteil ergangen iſt, macht keinen Unterſchied. Es genügt nicht, daß 
die Verhandlungen oder die Beweisaufnahme den Ehebruch ergeben. Ausgeſchloſſen ſind 
nachträgliche Ermittlungen oder Feſtſtellungen durch den Standesbeamten. Iſt die Feſt⸗ 
ſtellung im Urteil unterblieben, ſo kann deſſen Ergänzung nur nach Maßgabe der 88 319—321 
ZPO bewirkt werden. Ein Gegenbeweis gegen die Feſtſtellung iſt unzuläſſig. Wegen Namhaft⸗ 
machung der Perſon, mit welcher der Ehebruch begangen iſt, vgl. $ 624 ZPO. 

5. Befreiung vgl. A 1 und § 1822. — Die geſchiedene Ehefrau des Ehebrechers hat, 
unbeſchadet der Rechte aus $ 632 Satz 2 ZPO, kein Widerſpruchsrecht aus $ 1312 (RG 
in OLG 33, 335). Dasſelbe muß auch von dem geſchiedenen Ehemanne der Ehebrecherin 
gelten. Vgl. auch $ 1579 A 7. 


8 1313 

) Eine Frau darf erſt zehn Monate?) nach der Auflöſungs) oder Nichtig⸗ 
keitserklärung ihrer früheren Ehe eine neue Ehe?) eingehen, es ſei denn, daß 
ſie inzwiſchen geboren hat. 


Bon dieſer Vorſchrift kann Befreiungs) bewilligt werden. 
E 1 1241 II 1219 M 4 82; P 4 84. 


1. $ 1313 gebietet verheiratet geweſenen Frauen Einhaltung einer Wartezeit. Das 
Gebot wirkt als aufſchiebendes Ehehindernis. Die dem Gebote zuwider geſchloſſene 
neue Ehe iſt gültig. Die Vorſchrift bezweckt, zu verhüten, daß über die Abſtammung ehelicher 
Kinder Ungewißheit entſtehe (vgl. hierzu auch $ 1600). Der entſprechende § 35 des PSt& 
{ft durch Art 46 1 Ech aufgehoben worden. 

2. Berechnung der Friſt (58 87, 88). 

„3 Aufgelöſt wird die Che durch den Tod des Mannes und die Scheidung. Wird der Mann 
für tot erklärt, ſo iſt der in der Todeserklärung feſtgeſtellte Todestag als Tag der Eheauflöſung 
im Sinne des $ 1318 anzuſehen (vgl. 8 1309 A 3). 

4. Eine Ausnahme iſt auch nicht für den Fall zugelaſſen, daß die neue Ehe unter den⸗ 
ſelben Ehegatten (nach Auflöſung oder Nichtigkeitserklärung ihrer früheren Ehe) eingegangen 
wird. Doehen liegt das Ehehindernis nicht vor, wenn die Ehegatten gemäß § 1309 Abf 1 
die Eheſchließung wiederholen wollen. N 
. 6. Befreiung vgl. $ 1322, Der Umftand, daß ſich die Frau vor Ablauf der Wartezeit 
un andern Umſtänden befindet, gibt zwar in der Regel gegründeten Anlaß, die Befreiung 
5 dera en; aber ausnahmsweiſe kann doch mit Rückſicht auf die Rechtslage des zu erwar⸗ 
fonte indes und das Wohl der künftigen Eheleute die Befreiung gerechtfertigt ſein, be⸗ 
LH ers dann, wenn nachgewieſen werden kann, daß die Frau nicht von ihrem früheren 
als bas ſchwanger iſt (N® in IW 1916, 768%). Rechtsirrig iſt die Annahme, daß der 

h digen Erteilung der Befreiung der 8 1600 entgegenſtehe. Weder dieſer Paragraph 
no 10 1 95 andere Vorſchrift verbieten die ſofortige Erteilung der Befreiung. Das Amts- 
Een 115 vielmehr in Ausübung des ihm übertragenen Hoheitsrechts nach pflichtmäßigem 
üblich it 6 den der dur Der atlächfichen Verhältniſſe den Befreiungsantrag it. 95 52 

3 25 5 h ln 1 it, . 
langen (R® in DSG 80. 10 erin den Nachweis, daß ſie nicht ſchwange 


8 1314 


) Wer ein eheliches Kind?) hat, das minderjährig iſt oder unter ſeiner 
Vormundſchaft ſteht, darf eine Ehe erſt eingehen, . ihm das Vormund⸗ 
ſchaftagericht ein Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im § 16692) be⸗ 
zeichneten Verpflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen. 

It im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ein anteilsberechtigter 
Abkömmling minderjährig oder bevormundet, ſo darf der überlebende Ehe⸗ 
gatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Bormundſchuftsgericht ein 
Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im § 1493 Ab) 2 bezeichneten Ver⸗ 


pflichtungen erfüllt hat oder daß ſie ihm nicht obliegen“). 
E 1242 II 1220; M 4 68; P 4 35, 
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1. Zweck und Bedeutung der Vorſchrift. Das BOB hat gewiſſe Sicherungsmaßregeln 
vorgeſchrieben, um Kinder vor vermögensrechtlichen Nachteilen zu ſchützen, die ihnen bei 
Wiederverheiratung ihrer Eltern drohen. Ob den in Betracht kommenden Vorſchriften ge- 
nügt iſt, hat das Vormundſchaftsgericht zu prüfen und zu bezeugen. Erſt nach Erteilung diefes 
Zeugniſſes darf die Ehe eingegangen werden. Die dem $ 1814 zuwider eingegangene Ehe 
ift zwar gültig, das Ehehindernis alſo nur ein aufſchiebendes, jedoch hat der Zuwider⸗ 
handelnde die Entziehung der Verwaltung des Kindesvermögens ($ 1670) bzw. Entlaſſung 
als Vormund (8 1886) zu gewärtigen. Die entſprechende Beſtimmung des PStG ($ 88 Abſ 2) 
iſt durch Art 46 1 EG aufgehoben worden. 

2. Dem ehelichen Kinde ſtehen hier das durch nachfolgende Ehe der Eltern legitimierte 
uneheliche Kind (88 1719, 1736), das an Kindes Statt angenommene Kind (88 1741, 1757) 
und das als ehelich geltende Kind aus einer nichtigen Ehe ($ 1699) gleich. Dem angenom⸗ 
menen Kinde gegenüber haben ſowohl der Annehmende, jolange er die elterliche Gewalt hat, 
als auch die leiblichen Eltern den $ 1314 zu beobachten (§ 1764). 

3. Zeugnis des Vormundſchaftsgerichts. Die Verpflichtungen des Ehegatten, der zu 
einer neuen Ehe ſchreiten will, find in § 1669 (und in $ 1498) erſchöpfend geregelt. Von 
der Erfüllung anderer als dieſer Verpflichtungen darf das Vormundſchaftsgericht das Zeug⸗ 
nis nicht abhängig machen (KG in PoſMSchr 1912, 38 und in OLG 31, 397; M 4, 818). 
Die in § 1669 getroffenen Vorſchriften find auch für die Fälle der 88 1686, 1740, 1761, 
1845 (1897, 1915) für anwendbar erklärt. Zuſtändigkeit SS 85, 86, 43 FGG. über die 
Erforderniſſe der Erteilung vgl. RG IW 06, 558®. 

4. Übergangszeit. $ 1314 gilt auch für die am 1. Januar 1900 bereits beſtehenden Chen. 


8 1315 


1) Militärperſonen?) und ſolche Landesbeamte“), für die nach den Landes⸗ 
geſetzen zur Eingehung einer Ehe eine beſondere Erlaubnis erforderlich iſt, 
dürfen nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis eine Ehe eingehen. 

Ausländer‘), für die nach den Landesgeſetzen zur Eingehung einer Ehe 
eine Erlaubnis oder ein Zeugnis erforderlich iſt, dürfen nicht ohne dieſe Er⸗ 
laubnis oder ohne dieſes Zeugnis eine Ehe eingehen. 

E 1 1243 II 1221; M 4 33; P 4 55 ff.; 6 208. 

1. Bedeutung der Vorſchrift. § 1315 ſtellt ein aufſchiebendes Ehehindernis auf. 
Die dem Verbote zuwider geſchloſſene Ehe iſt zwar gültig, den Zuwiderhandelnden drohen 
jedoch die in den Reichs und Landesgeſetzen etwa vorgeſehenen Strafen oder ſonſtigen Nach. 
teile (vgl. namentlich MStCB v. 20. 6. 72 § 150 Abſ 1). Die entſprechende Beſtimmung des 
PStch (8 38 Abs 1) iſt durch Art 46 1 EG aufgehoben worden. Die Nichtbeachtung der in 
den Landesgeſetzen enthaltenen Vorſchriften über die Notwendigkeit einer beſonderen Erlaubnis 
bildet ein Ehebindernis auch in den Fällen, in denen das Landesrecht bisher die Nichtbeachtung 
nur als einen diſziplinariſchen Verſtoß anſah (RGSt 41, 227). 

2. Militärperſonen vgl. RMil d v. 2. 5. 74 88 40, 60 Nr 4, 61. Unter Militärperſonen 
ſind die Perſonen des Soldatenſtandes zu verſtehen, welche dem deutſchen Heere angehören. 
Dazu gehören auch die vorläufig in die Heimat beurlaubten Rekruten (RGSt 41, 227). 

3. Die Frage, ob jemand die Eigenſchaft als Landesbeamter beſitzt, iſt nach dem Landes 
rechte des Staates, dem der Beamte angehört, zu beantworten. 

4. Ausländer ſind alle nicht einem der Länder des Deutſchen Reichs angehörende Ber: 
fonen (Art 110 der RV v. 11. 8. 19 und Art 8 der RV v. 16. 4. 71). 


8 1316 


1) Der Eheſchließung ſoll ein Aufgebot?) vorhergehen. Das Aufgebot 
verliert ſeine Kraft, wenn die Ehe nicht binnen ſechs Monaten nach der Voll⸗ 
ziehung des Aufgebots“) geſchloſſen wird. 

Das Aufgebot darf unterbleiben, wenn die lebensgefährliche Erkran⸗ 
fung‘) eines der Verlobten den Aufſchub der Eheſchließung nicht geſtattet. 

Von dem Aufgebote kann Befreiung?) bewilligt werdens). 

E II 1225; M 4 8; P 4 48; 5 133. 

1. Aufgebot. Das im $ 1316 angeordnete Aufgebot bezweckt die Ermittlung etwaiger 
Ehehinderniſſe. Solche find zu berückſichtigen, auch wenn fie nach Ablauf der zweiwöchigen 
Aufgebotsfriſt ($ 46 Abſ 3, 8 47 Abi 1 PSt&) eintreten oder bekannt werden. Die Vorſchrift 
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Sollvorſchrift) des § 1316 begründet kein Ehehindernis, gehört vielmehr zu den bei dem Ehe 
F zu beobachtenden Förmlichkeiten. Die ohne Aufgebot geſchloſſene Ehe 
iſt gültig, der Standesbeamte ift jedoch nach $ 69 PSt& ſtraffällig. 

2. Das Aufgebotsverfahren iſt in den 88 45—49 PStÖ und in Art 46 II 88 44, 50 Ech 
näher geregelt. Nach 8 44 ebenda iſt für die Anordnung des Aufgebots jeder Standesbeamte 
zuſtändig, vor dem nach $ 1320 die Ehe geſchloſſen werden darf. e 

3. Bollzogen iſt das Aufgebot, wenn die zweiwöchige Aufgebotsfriſt für ſämtliche Be⸗ 
kanntmachungen (88 46, 47 PStGh) abgelaufen iſt. Wegen Berechnung der Friſten vgl. 88 187 
Abſ 1, 188 Abſ 2, 3. 1 . 

4. Die lebensgefährliche Erkrankung muß ärztlich beſcheinigt fein (Art 46 II $ 50 Ech). 

5. Vgl. 1322 Abſ 2. 

6. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Das Haag⸗ 
EheſchlAbk (Vorbem 2 vor $ 1308) enthält in Art 5 Abſ 3 eine das Aufgebot betreffende 
Beſtimmung. Danach müffen die Vertragsſtaaten die Vorſchriften des Geſetzes des Heimat · 
ſtaats über das Aufgebot zwar befolgen; doch kann das Unterlaſſen dieſes Auf ebots die 
Nichtigkeit der Ehe nur in dem Lande zur Folge haben, deſſen Geſetz übertreten worden 
il. — Das Aufgebot gehört mit zur Form der Eheſchließung (RG 88, 191). Ebenſo 
OLG 35, 343. Vgl. Vorbem 1 vor $ 1808. 


8 1317 


) Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten?) vor einem!) 
Standesbeamten perſönlich“) und bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären“), 


die Ehe miteinander eingehen zu wollen. Der Standesbeamte muß zur Ent⸗ 
gegennahme der Erklärungen bereit ſeine). 


Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
beſtimmung abgegeben werden “)s). 
E I 1248 II 1226; M 4 gg ff.; P 4 37 ff. 


1. Eheſchließung. Wer eine Ehe eingehen will, iſt gezwungen, die Eheſchließung vor 
einem Standesbeamten vorzunehmen. Das BGB hat im $ 1317 den Grundſatz der Zwangs⸗ 
zivilehe (obligatoriſche Zivilehe) von neuem (. 41 BSG) zur Anerkennung gebracht (vgl. 
Art 46 LI § 41 EG), Die 88 1317, 1318 beſchäftigen ſich mit der Form der Eheſchließungs⸗ 
handlung ſelbſt. Die Formvorſchriften des 8 1317 ſind fo weſentlich, daß, wenn auch nur 
gegen eine derſelben verſtoßen wird, eine Ehe überhaupt nicht zum Abſchluſſe gelangt. Das 
eingegangene Verhältnis iſt keine Ehe und hat im Rechtsleben keine Bedeutung. Zur Auf 
deckung dieſer rechtlichen Bedeutungsloſigkeit bedarf es nicht einer förmlichen Nichtigkeits⸗ 
Are Ausnahmsweiſe kann jedoch das Verhältnis eine Ehe werden, wenn die im 
$ 1824 Abſ 2 bezeichneten Vorausfegungen vorliegen. Wegen Wiederholung der Eheſchließung 
vgl, 8 1909 N 2,5. — Durch einen prozeßgerichtlichen Vergleich wird die Form der Eheſchließung 
nicht gewahrt (RG 48, 191). 17 
4 5 Ein Berlöbnis wird der Eheſchließung meiſt vorangehen, gehört aber nicht zur Gültigkeit 
; * Theſchließung. Auch unter Nichtverlobten kann z. B. im Falle der Perſonenverwechſlung 
($ 10 m; und im Falle der Drohung ($ 1335) eine freilich anfechtbare Ehe formgerecht zuftande 


3. Vor einem Standesbeamten. Das Geſetz vermeidet abſichtlich die Ausdrucksweiſe: 
vor dem Standesbeamten (ogl. hierüber 88 1319, 1320). 

4. Stellvertretung iſt grundſätzlich ausgeſchloſſen. Ausnahme Art 57 EG. 

5. Die Erklärung iſt an keine Form gebunden und kann auch ſtillſchweigend abgegeben 
werden. Taube, Stumme, Taubſtumme, Blinde können, ſoweit eine Verſtändigung zwiſchen 
ihnen und dem Standesbeamten möglich iſt, den Eheſchließungswillen erklären. Erforder⸗ 
licheufalls ift ein Bolmetſcher zuzuziehen (ERBER v. 25. 3. 99). Die Zuziehung eines Dol. 
metſchers iſt auch dann erforderlich, wenn einer der Erſchienenen der deutſchen Sprache nicht 
mächtig iſt, jedoch bedarf es der Zuziehung des Dolmetſchers nicht, wenn der Standesbeamte 
der Sprache mächtig ift, in der ſich der Erſchienene ausdrücken kann. ö 

6. Die Gegenwart des Standesbeamten genügt nicht, vielmehr muß feine Bereit⸗ 
willigkeit, die Erklarungen der Verlobten entgegenzunehmen, hinzukommen. 

7 Dem Weſen der Che entipricht es dieſe bedingungslos und ſofort mit der Vollziehung 
der Eheſchließungshandlung zur Entſtehung zu bringen. 

8. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Nach Art 18 
Abſ 2 Ech beſtimmt ſich die Form einer Ehe, die im Inlande geſchloſſen wird, aus⸗ 
ſchließlich nach den deutſchen Geſetzen. Nach Art 6 Abs 1 des HaagEheſchlalbt (Vorbem 2 
vor § 1303) iſt die Ehe in Anſehung der Form überall als gültig anzuſehen, wenn 
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ſie vor einem diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreter gemäß ſeiner Geſetz⸗ 
gebung geſchloſſen wird, vorausgeſetzt, daß keiner der Verlobten dem Staate, wo die 
Ehe geſchloſſen wird, angehört und dieſer Staat der Eheſchließung nicht widerſpricht. 
Ein ſolcher Widerſpruch kann jedoch nicht erhoben werden, wenn es ſich um eine Ehe 
handelt, die mit Rückſicht auf eine vormalige Ehe oder ein Hindernis religiöſer Natur 
gegen feine Geſetze verſtoßen würde. Der Vorbehalt des Art 5 Abſ 2 (Vorbem 2 vor 8 1308) 
findet auf die diplomatiſchen oder konſulariſchen Eheſchließungen Anwendung. Danach 
braucht der Staat, der kirchliche Trauung vorſchreibt, die von feinen Angehörigen ohne lirch⸗ 
liche Trauung geſchloſſene Ehe nicht anzuerkennen. — Über die Eheſchließung der in der 
Schweiz untergebrachten deutſchen Kriegs und Zivilgefangenen während ihres Aufent⸗ 
halts in der Schweiz vgl. Nitze in Gruch 63, 1. 


8 1318 


1) Der Standesbeamte ſoll bei der Eheſchließung in Gegenwart von zwei 
Zeugen an die Verlobten einzeln und nacheinander die Frage?) richten, ob 
ſie die Ehe miteinander eingehen wollen, und, nachdem die Verlobten die 
Frage bejaht?) haben, ausſprechen “), daß ſie kraft dieſes“) Geſetzes nunmehr 
rechtmäßig verbundene Eheleute ſeien. 

Als Zengen®) ſollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte für 
verluſtig erklärt ſind'), während der Zeit, für welche die Aberkennung der 
Ehrenrechte erfolgt iſt, ſowie Minderjährige nicht zugezogen werden. Per⸗ 
ſonen, die mit einem der Verlobten, mit dem Standesbeamten oder mit⸗ 
einander verwandt oder verſchwägert ſind, dürfen als Zeugen zugezogen 
werden. 

Der Standesbeamte ſoll die Eheſchließung in das Heiratsregiſters) ein⸗ 
tragen“). 

E I 1249 II 1227; M 4 39 ff.; P 4 49 ff. 


1. Die 88 1317, 1318 beſchäftigen ſich mit der Form der Eheſchließungshandlung ſelbſt. 
Die Formvorſchriften des § 1317 find weſentlich (A 1 das.), die des $ 1318 als ſog. Sollpor⸗ 
ſchrifken dagegen nicht. Die unter Vernachläſſigung der Vorſchriften des § 1318 geſchloſſene 
Ehe ift gültig, nur macht ſich der Standesbeamte unter Umſtänden ſtrafbar ($ 69 PStG; 
Art 46 IV EGG). — Nach der jetzigen Geſetzeslage beſchränkt ſich die Tätigkeit des Standes⸗ 
beamten bei Vollziehung der Eheſchließung darauf, die Erklärungen der Verlobten entgegen⸗ 
zunehmen, und ihn trifft die Strafe aus 8 69 PStG, ſoweit er in dieſer Weiſe unter Verletzung 
der hierfür maßgebenden Vorſchriften mitwirkt, mögen ſie ſeine Zuſtändigkeit, die von ihm 
zu prüfenden Eheerforderniſſe oder die Art des zu beobachtenden Verfahrens betreffen. Unter 
die Strafe fällt nicht nur die Nichtbeachtung von Ehehinderniſſen (aufſchiebenden wie trennen⸗ 
den), ſondern auch die Vernachläſſigung der für den Beſtand der Ehe weſentlichen und nicht 
weſentlichen Formvorſchriften, z. B. die verbotswidrige Zuziehung minderjähriger Zeugen 
(RG St 43, 221). 

2. Die Befragung eines Tauben iſt ſchriftlich zu bewirken. 

3. Für die Bejahung gilt das in A 5 zu § 1317 Geſagte. 

4. Der Ausſpruch des Standesbeamten hat nur die Bedeutung einer Feſtſtellung. Die 
Ehe iſt ſchon vor dem Ausſpruche durch die beiderſeitige Bejahung ($ 1817) geſchloſſen, und 
keiner der Verlobten kann von dieſem Zeitpunkt an wieder zurücktreten. 

5. Gemeint iſt das im BGB gegebene Geſetz, insbeſondere der § 1317. Wie dies der 
Standesbeamte zum Ausdrucke bringt (kraft Geſetzes kraft des Geſetzes oder gar mit der un⸗ 
glücklichen Wendung: kraft des Bürgerlichen Geſetzbuchs) iſt gleichgültig. 

6. Als Zeugen können auch Perſonen weiblichen Geſchlechts zugezogen werden. Die 
Zeugen müſſen natürlich Perſonen ſein, denen die Fähigkeit zur Wahrnehmung nicht mangelt. 
Ungeeignete Zeugen ſind Taube, Blinde, Geiſteskranke. 

7. Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte 88 32ff. SGB. 

8. In das Heirats regiſter iſt das in den 88 13 Abſ 2, 54 PELÖ Vorgeſchriebene ein⸗ 
zutragen. — Über die Frage, ob Beiname zum Familiennamen oder Doppelname vor⸗ 
liegt, vgl. KG in OL 38, 252. 

9. Wegen der Eheſchließung Deutſcher im Auslande vgl. Art 40 II EG. 
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8 1319 


Als Standesbeamter im Sinne des $ 1317 gilt auch derjenige, welcher, 
ohne Standesbeamter zu ſein, das Amt eines Standesbeamten öffentlich 
ausübt!), es ſei denn, daß die Verlobten den Mangel der amtlichen Ber 
fugnis bei der Eheſchließung kennen?) “). 

E I 1245 Abſ 2 II 1222 Abſ 2; M 4 36 ff.; P 4 38, 49 ff., 56. 


1. Ob der Nicht⸗Standesbeamte das Amt eines Standesbeamten öffentlich ausübt, 
iſt nach den Umſtänden des einzelnen Falles zu beurteilen. Die Anwendung des $ 1319 wird 
in Frage kommen, wenn z. B. ein Wechſel in der Perſon des Standesbeamten eintritt und 
der Amtsvorgänger nicht mehr, der Amtsnachfolger noch nicht Standesbeamter iſt, oder wenn 
ein Standesbeamter außerhalb feines Bezirks ohne die nach § 3 Abſ 2 PStG erforderliche 
Ermächtigung das Amt eines Standesbeamten öffentlich ausübt. Der Standesbeamte kann 
nicht bei ſeiner eigenen Eheſchließung als Standesbeamter mitwirken, wohl aber bei der ſeiner 
Kinder oder anderer Verwandten. 

2. Der Kenntnis ſteht das Kennenmüſſen ($ 122) hier nicht gleich. Kannte nur ein Ver- 
lobter den Mangel, ſo iſt die Ehe gültig. 

3. Wegen der Eheſchließung Deutſcher im Auslande vgl. Art 40 II § 8 EG. 


8 1320 


1) Die Ehe ſoll vor dem zuftändigen?) Standesbeamten geſchloſſen werden. 

Zuſtändig iſt der Standesbeamte, in deſſen Bezirk?) einer der Verlobten 
ſeinen Wohnſitze) oder ſeinen gewöhnlichen Aufenthalts) hat. 

Hat keiner der Verlobten ſeinen Wohnſitz oder ſeinen gewöhnlichen 
Aufenthalt im Inland und iſt auch nur einer von ihnen ein Deutjcher‘), jo 
wird der zuſtändige Standesbeamte von der oberſten Aufſichtsbehörde 
des Bundesſtaats, dem der Deutſche angehört“), und, wenn dieſer keinem 
Bundesſtaat angehört, von dem Reichskanzler beſtimmt. 


Unter mehreren zuſtändigen Standesbeamten haben die Verlobten die Wahl. 
E J 1246 II 1223; M 4 88; P 4 47; 5 132; 6 285. 


1. Bedeutung der Vorſchrift. Die Vorſchrift des § 1320 Abf 1 hat als ſog. Sollvorſchrift 
keine weſentliche Bedeutung für die Gültigkeit der Ehe. Die vor einem unzuſtändigen 
Standesbeamten geſchloſſene Ehe ift gültig, ſelbſt wenn beide Verlobte die Unzuſtändigkeit 
kennen (anders § 1319), nur macht ſich der Standesbeamte unter Umſtänden ſtrafbar (8, 60 
BSG). Der Fall, daß ein Standesbeamter ohne Ermächtigung außerhalb feines Amtsbezirks 
9 5 gehört nicht unter § 1320, ſondern unter § 1819 (vgl. das. A 1). 
fire Die Beſtimmungen des PStG über die Zuſtändigkeit des Standesbeamten (8 42) 

9 Art 46 I EG aufgehoben worden. s 
9e —5 Bildung der Bezirke und die Beſtellung des Standesbeamten und feines Stell⸗ 
RS 107 für einen beſtimmten Bezirk ift Aufgabe der höheren Verwaltungsbehörde (88 3-6 
woßn 88 7ff. — Der Standesbeamte, in deſſen Bezirke nur einer der Verlobten 
und BR ke wenn für dieſen das Aufgebot von dem andern Standesbeamten angeordnet 
ien e ſldeſchriebene Beſcheinigung, daß Ehehinderniſſe nicht zu ſeiner Kenntnis gelangt 
) 1905 9 wurde, nicht nachzuprüfen, ob die geſetzlichen Erforderniſſe auch bezüglich des 
andern Verlobten erfüllt ſind. Es iſt Pflicht des das Aufgebot anordnenden Standesbeamten, 
ſich die der Ben dung von der Richtigkeit der nachzuweiſenden Vorausſetzungen unter Be⸗ 
machen der ihm durch das Geſetz gebotenen Mittel zu verſchaffen (RGSt 35, 265). 

5. Ein Verlobter hat den gewöhnlichen Aufenthalt da, wo er, ohne ſich daſelbſt ſtändig 
Re ee dauernd und nicht bloß vorübergehend weilt. Ob dieſe Vorausſetzungen vor⸗ 
iegen, entſcheidet der Standesbeamte nach freiem Ermeſſen. Fr 

ö. Art 41 EG. Iſt teiner der Verlobten ein Deutſcher, fo iſt die Zuſtändigkeit eines deutſchen 
Standesbeamten nicht begründet. 
8 7. Staatsangehörigkeit Art 41 Ech und StUngG. Gehört der Deutſche mehreren 
en an, ſo iſt die oberſte Aufſichtsbehörde jedes der mehreren Bundesſtaaten 
1 25 zeſtimmung des zuſtändigen Standesbeamten befugt. Lehnt die Aufſichtsbehörde 
an einen Bundesſtaats die Beſtimmung ab, fo hindert dies nicht die Aufſichtsbehörde des 

1 ern Bundesſtaats, die Beſtimmung zu treffen. Anderſeits kann die Beſtimmung ab- 
gelehnt werden, wenn ſie bereits durch einen andern Bundesſtaat erfolgt iſt (vgl. 8 1322 A 2). 
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8. Lehnt der Standesbeamte wegen Unzuſtändigkeit ſeine Mitwirkung bei der Eheſchließung 
ab, fo ſteht den Verlobten frei, die Entſcheidung des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk der Standes⸗ 
beamte feinen Amtsſitz hat, einzuholen (8 11 Abſ 3 PStG; 88 69, 186 FGG; Beſchwerde 
88 10ff. 569). 

8 1321 


1) Auf Grund einer ſchriftlichen?) Ermächtigung?) des zuſtändigen Standes⸗ 
beamten darf die Ehe auch vor dem Standesbeamten eines anderen Be⸗ 
zirkes geſchloſſen werden“). 

E 1 1247 II 1224; M 4 38; P 4 48. 

1. $ 1321 gewährt den Verlobten die Möglichkeit, die Ehe vor einem andern als dem 
zuſtändigen Standesbeamten zu ſchließen. Ein hierbei vorkommender Verſtoß, z. B. wenn 
der die Ermächtigung erteilende Standesbeamte nicht der zuſtändige iſt, oder die Ermächtigung 
der ſchriftlichen Form ermangelt, hat auf die Gültigkeit der Ehe keinen Einfluß. Weſentlich 
aber iſt, daß der ermächtigte Standesbeamte innerhalb ſeines Bezirks in Tätigkeit tritt 
(ogl. $ 1319 A 1). Die entſprechende Beſtimmung des PStG ($ 43) iſt durch Art 46 I EG 
aufgehoben worden. 

2. Schriftform § 126. 

3. Der ermächtigte Standesbeamte hat nicht die Befugnis, einen andern Standesbeamten 
zu ermächtigen. s 

4. Die Ehe kann vor dem zuſtändigen oder vor dem ermächtigten Standesbeamten ge⸗ 
ſchloſſen werden. Der ermächtigte Standesbeamte hat, wie der zuſtändige Standesbeamte, 
zur Vermeidung von Strafe Ehehinderniſſe zu berücksichtigen (8 69 PStG u. Art 46 IV EG). 
Die Ermittlung und Feſtſtellung etwaiger Ehehinderniſſe liegt aber nur demjenigen Standes⸗ 
beamten ob, der das Aufgebot anordnet (RG St 4, 255; 35, 266). Wegen der über Aufgebot 
und Nichtvorhandenſein von Ehehinderniſſen auszuſtellenden Beſcheinigung vgl. $ 49 PStG. 


8 1322 


Die Bewilligung einer nach den SS 1303, 1313 zuläſſigen Befreiung!) 
ſteht dem Bundesſtaate zu, dem die Frau, die Bewilligung einer nach 8 1312 
zuläſſigen Befreiung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem der geſchiedene Ehe⸗ 
gatte angehörte). Für Deutſches), die keinem Bundesſtaat angehören, ſteht 
die Bewilligung dem Reichskanzler zu. 

Die Bewilligung einer nach 8 1316 zuläſſigen Befreiung ſteht dem Bundes⸗ 
ſtaate zu, in deſſen Gebiete die Ehe geſchloſſen werden ſoll. 

über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilligung 
hat die Landesregierung zu beſtimmen. 

E I 1244 II 1228; M 4 34 ff.; 4 37, 48. 

1. Die nach $ 1322 zuläſſigen Befreiungen können von den Landesregierungen nach 
ihrem freien Ermeſſen bewilligt werden. Rechtsmittel find gegen ablehnende Entſcheidungen 
nicht gegeben. Die entſprechenden Beſtimmungen des PStG (88 40, 50 Abf 1) ſind durch 
Art 46 I, II Ech aufgehoben worden. — Die Bemühungen eines Rechtsanwalts, die Be⸗ 
freiung von Ehehinderniſſen zu erwirken, ſind nicht als Vermittlung des Zuſtandekommens 
einer Ehe im Sinne des § 656 anzuſehen (RG JW 06, 71320). 

2. Staatsangehörigkeit Art 41 EG und StUng®. Gehört der Verlobte mehreren 
Bundesſtaaten an, jo ſteht jedem Bundesſtaate ſelbſtändig und unabhängig von den anderen 
Bundesſtaaten die Bewilligung zu. Es genügt, wenn die Landesregierung eines der 
ſelben die Befreiung bewilligt (vgl. $ 1320 A 7). 

3. Für Nichtdeutſche ſind Vefreiungen nicht vorgeſehen (vgl. $ 1320 A 6). 


Dritter Titel 
Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der Ehe 


§ 1323 
Eine Ehe iſt nur!) in den Fällen der SS 1324 bis 1328 nichtig). 
E J 1250 II 1229 M 4 47, 55; P 4 56. 


1. Die 88 1824— 1328 führen erſchöpfend die Fälle auf, in denen eine Ehe nichtig ſein 
kann. Andere Nichtigkeitsgründe gibt es nicht. Zu beachten iſt jedoch, daß eine Ehe auch 
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dann für nichtig erklärt werden kann, wenn einer der Anfechtungsgründe vorliegt (8 1343 
Abſ 1). Die Nichtigkeitsgründe beruhen auf Rückſichten, die über dem Parteiwillen ſtehen, 
die Anfechtungsgründe auf Rückſichten, die dem perſönlichen Empfinden der Parteien Rechnung 
tragen. Nichtigkeit tritt ein, wenn die Aufrechterhaltung der Ehe mit dem Weſen der Ehe 
und der öffentlichen Ordnung nicht vereinbar ſein würde, Anfechtbarkeit, wenn es ſich um 
einen Mangel handelt, bei welchem weſentlich das perſönliche Empfinden des verletzten Ehe⸗ 
gatten entſcheiden muß, ob die Ehe beſtehen bleiben ſoll oder nicht (§ 1330 A 1). 

2. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungsrechte. Die Vorſchriften 
des EG, durch die der deutſche Richter zur Anwendung des fremden Rechts berufen wird (Artt 7, 
13, 15, 17, 21, 25), verweiſen ihn nicht nur auf die Sachvorſchriften (das fog. materielle Recht), 
ſondern auch auf die den gegenſeitigen Verkehr der Staaten regelnden Vorſchriften (die ſog. 
Kolliſionsvorſchriften). Der deutſche Richter hat das fremde Recht, wenn überhaupt, im 
vollen Umfange anzuwenden. So wurde mit Recht die Nichtigkeitsklage eines katholiſchen 
Oſterreichers, der im Jahre 1908 in Deutſchland eine proteſtantiſche, geſchiedene Deutſche 
geheiratet hatte, abgewieſen, obwohl der geſchiedene Ehemann ſeiner Frau noch lebte und 
die Ehe nach öſterreichiſchem Hofdekrete v. 17. 7. 1835 verboten war. Für die Abweiſung 
war jedoch der (vielleicht als Kolliſionsvorſchrift anzuſehende) $ 4 des öſterreichiſchen Allgemeinen 
BG entſcheidend, wonach die öſterreichiſchen Geſetze unanwendbar ſind, wenn, wie hier, 
der Mann nicht die Abſicht hatte, mit der Eheſchließungshandlung rechtliche Folgen auch in 
Osterreich hervorzurufen (RG 78, 234). Vgl. auch BayObsch in OLG 36, 222 und in 
JW 1918, 375 ſowie § 1326 A 6. — Art 27 EG hat nicht die Bedeutung, daß der deutſche 
Richter nur in den dort beſonders hervorgehobenen Fällen zur Anwendung der fremden 
Kolliſionsvorſchriften ermächtigt fein ſoll. Der Art 27 enthält vielmehr nur eine Bekräftigung 
der Regel, daß das fremde Recht, wenn überhaupt, dann grundſätzlich in ſeiner Geſamtheit 
anzuwenden iſt (ebenda). In Anwendung des Art 13 EG wurde die Ehe eines Oſterreichers, 
die er 1908 in England mit einer Deutſchen geſchloſſen hatte, für nichtig erklärt, weil feine erſte 
Ehefrau noch lebte und ihm von einem öſterreichiſchen Gerichte nur Trennung von Tiſch und 
Bett bewilligt worden war, die erſte Ehe alſo noch zu Recht beftand. — Die nach dem Inkraft⸗ 
treten des BGB in Deutſchland geſchloſſene Ehe eines Italieners mit einer Deutſchen it 
nicht deshalb nichtig, weil die frühere Ehe des Italieners vor dem Inkrafttreten des BOB in 
Deutſchland rechtskräftig geſchieden worden war und die geſchiedene Ehefrau zur Zeit der 
Wiederverheiratung ihres Mannes noch lebte. Das damals zuläſſige deutſche Scheidungsurteil 
löſte die Ehe dem Bande nach und jeder geſchiedene Ehegatte erlangte dadurch die Befugnis 
zur Wiederverheiratung, obwohl nach italieniſchem Rechte die Scheidung der erſten Ehe un- 
zuläſſig und die erſte Ehe noch als beſtehend anzuſehen war (RG JW 1912, 6421). Italiener 
können gemäß Art 1 des Haager Abkommens ($ 1564 A 7) in Deutſchland nicht geſchieden 
werden, da ihrem Rechte die Eheſcheidung fremd iſt (OLG 36, 222 A 1). Die Trennung 
In Tiſch und Bett iſt vom deutſchen Geſetzgeber als eine Form der Trennung der Ehe vom 
de nicht zugelaſſen worden, und es kann auch nichts aus Art 30 EG dafür hergeleitet 
Derben, einer im Auslande vorgenommenen bloßen Trennung von Tiſch und Bett für 

eutſchland die Wirkung einer Trennung vom Bande beizulegen (RG Warn 1912 Nr 434). 


8 1324 


Eine Ehe iſt nichtig, wenn bei der Eheſchließung die im § 1317 vor⸗ 
geſchriebene Form nicht beobachtet worden iſt!). 

Iſt die Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen worden?) und haben die 
Ehegatten nach der Eheſchließung zehn Jahre oder, falls einer von ihnen 
vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens drei Jahre, als 
Ehegatten miteinander gelebte), jo iſt die Ehe als von Anfang an gültig 
anzuſehen“). Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn bei dem Ab⸗ 
laufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des einen Ehegatten die 
Nichtigkeitsklage“) erhoben iſte). 

E I 1250 Nr 1 II 1930; M 4 48; P 4 53 ff., 62 ff. 

. 1. Die Nichtigkeit der Ehe wegen Außerachtlaſſung der im $ 1317 vorgeſchrieb 

iſt eine ſo vollkommene, daß es 11 le Nichtigkeit nicht 1 dere 

Nichtigkeitsfälle der 88 1325—1828 vorgeſchriebenen Nichtigkeitsklage ($ 1329) bedarf. Man 

am daher im Falle des § 1324 Abſ 1 von einer vollkommenen Nichtigkeit und in den Fällen 

der 88 1325—1328 von einer unvollkommenen Nichtigkeit ſprechen (vgl. auch § 1317 A 1). 

12 0 Fällen der unvollkommenen Nichtigkeit fteht der Fall gleich, wenn eine formell nichtige 
he in das Heiratsregiſter eingetragen worden ift (88 1824 Ab] 2, 1329). Ehegatten, die in 
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einer vollkommen nichtigen Ehe leben, können jederzeit eine formgültige Eheſchlteßung 
vornehmen; eine Wiederholung der Eheſchließung liegt darin nicht (§ 1309 A 2). Rück⸗ 
wirkende Kraft wohnt der neuen Handlung nicht bei. 

2. Die Eintragung in das Heiratsregiſter ift zwar für das Zuſtandekommen der Ehe 
nur ein unweſentlicher Formbeſtandteil, gewinnt jedoch vermöge der Sondervorſchrift des 
$ 1824 Abſ 2 hohe Bedeutung. Die formell nichtige, aber in das Heiratsregiſter eingetragene 
c a wie eine Ehe behandelt, die aus einem andern Grunde als wegen Formmangels 
nichtig iſt. 

3. Ob die Ehegatten miteinander als Ehegatten gelebt haben, hat der Richter nach 
freiem Ermeſſen zu beurteilen. Ein ununterbrochenes tatſächliches Zuſammenleben wird 
nicht gefordert. In demſelben Sinne ift im Art 198 Abſ 2 Ech von einem Zuſammenleben 
der Ehegatten die Rede (RG JW 00, 725). 

4. Dies iſt der einzige Ausnahmefall, in dem die vollkommene Nichtigkeit einer Ehe nach⸗ 
träglich geheilt werden kann, und zwar mit rückwirkender Kraft. 

5. Nämlich die Nichtigkeitsklage wegen Formmangels der Eheſchließung. Führt die 
Klage nicht zu einem die Nichtigkeit der Ehe ausſprechenden Urteile, fo iſt die Ehe trotz Klage⸗ 
erhebung als von Anfang an gültig anzusehen. 

6. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Das Haag⸗ 
EheſchlAbk (Vorbem 2 vor § 1303) enthält in Artt 5—7 Vorſchriften über die Form 
der Eheſchließung. Nach Art 5 Abſ 1 iſt die Ehe in Anſehung der Form überall 
als gültig anzuerkennen, wenn die Eheſchließung dem Geſetze des Landes, in welchem 
ſie erfolgt iſt, entſpricht. Doch brauchen nach Art 5 Abſ 2 die Länder, deren Geſetzgebung 
eine religiöfe Trauung vorſchreibt, die von ihren Angehörigen unter Nichtbeachtung 
dieſer Vorſchrift im Ausland eingegangenen Ehen nicht als gültig anzuerkennen. Dieſer 
Vorbehalt findet nach Art 6 Abſ 2 auch auf die diplomatiſchen und konſulariſchen Eheſchließungen 
Anwendung. Nach Art 7 kann eine Ehe, die in dem Lande, in welchem ſie geſchloſſen wurde, 
in Anſehung der Form nichtig iſt, gleichwohl in den andern Ländern als gültig anerkannt 
werden, wenn die durch das Geſetz des Heimatſtaats eines jeden der Verlobten vorgeſchriebene 
om beobachtet worden iſt. Der im Art 5 Abſe1 ausgeſprochene Grundſatz ſteht im Ein⸗ 
lange mit der Vorſchrift des Art 11 Abf 1 Satz 2 EG, wonach für die Form eines Rechts⸗ 
geſchäfts die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem das Rechtsgeſchäft vorgenommen 
wird, genügt. Auch die Eheſchließung gehört, wenn auch mit Beſonderheiten ausgeſtattet, 
zu den Rechtsgeſchäften des bürgerlichen Rechtes. Wegen unterbliebener religiöſer 
Trauung kann eine Ehe nur im Gebiete desjenigen Vertragsſtaates als nichtig erklärt 
werden, deſſen Geſetze zur Gultigkeit der Ehe religiöſe Trauung vorſchreiben. Im Art 7 
wird zugunſten der Aufrechterhaltung einer ſonſt nichtigen Ehe das Heimatgeſetz für aus: 
ſchlaggebend erklärt. Dies entſpricht dem Art 1 des Abkommens. — Ehen, die zwiſchen 
Deutſchen und Ausländern im Auslande unter Beobachtung der Geſetze des Ehe⸗ 
ſchließungsorts eingegangen werden, ſind gültig. Auf ſolche Ehen findet Art 11 Abſ 1 
Satz 2 EG Anwendung. Denn auch die Eheſchließung iſt vom Standpunkte des bürger⸗ 
lichen Rechtes aus als ein Rechtsgeſchäft anzuſehen, und der Art 13 Abſ1 EG läßt den Art 11 
Abſe Satz 2 Ech unberührt. Letztere Vorſchrift iſt ganz ſelbſtändig und gilt für alle Rechts⸗ 
geſchäfte (MG 88, 191. Es handelte ſich hier um eine zwiſchen einem Türken und einer 
Deutſchen in Braſilien unter Beobachtung der dort vorgeſchriebenen Formen vor einem 
Standesbeamten geſchloſſenen, von dem Türken erfolglos als nichtig angegriffenen Ehe). 
Vgl. Vorbem 1 vor $ 1303. Abweichend OLG 35, 358, wo eine vor dem Standesbeamten 
in London zwiſchen einem jüdiſchen Polen und einer chriſtlichen Deutſchen geſchloſſene 
Ehe für nichtig erachtet worden iſt, weil nach dem polniſchen Ehegeſetz v. 16/28. 3. 36 (Leske⸗ 
Löwenfeld 809) Ehen zwiſchen Chriſten und Nichtchriſten nichtig ſind. 


8 1325 


Eine Ehe iſt nichtig.), wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung 
geſchäftsunfähig?) war oder ſich im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder 
vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit befand“. 

Die Ehe iſt als von Anfang an gültig anzuſehen“), wenn der Ehegatte 
vie nach dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit, der Bewußtloſigkeit oder 
der Störung der Geiſtestätigkeit beſtätigts), bevor ſie für nichtig erklärt 
oder aufgelöſt worden it‘). Die Beſtätigung bedarf nicht der für die Ehe⸗ 
ſchließung vorgeſchriebenen Forms). 5 

E 1 1250 Nr 2, 1251 IT 1231; M 4 48 ff.; P 4 53, 57, 60; 6 200, 
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1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit (8 1324 A 1). re 5 

2. Die Frage, wer geſchäftsunfähig iſt, beantwortet der § 104. Die Willenserklärung 
eines Geſchäftsunfähigen iſt nach § 105 Abf 1 nichtig. Dieſem Grundſatz entſpricht es, daß 
auch die auf Eheſchließung gerichtete Willenserklärung eines Geſchäftsunfähigen nichtig iſt 
und die Nichtigkeit der Ehe zur Folge hat. Nach § 104 Nr 3 ift geſchäftsunfähig, wer wegen 
Geiſteskrankheit entmündigt iſt. Wer nur wegen Geiſtesſchwache entmündigt iſt, kann 
daher gültig eine Che ſchließen. Anderſeits iſt die Ehe, die vor Aufhebung der Entmündigung 
wegen Geiſteskrankheit — wenn auch in einem lichten Zwiſchenraum oder gar nach Eintritt 
der Heilung des Geiſteskranken — geſchloſſen ift, nichtig. Wann die Entmündigung als auf⸗ 
gehoben anzuſehen iſt, beſtimmt ſich nach 88 672, 678, 679 ZPO. Über Scheidung wegen 
Geisteskrankheit vgl. $ 1569 und Erläuterungen. ' 

3. Dieſe Vorſchrift entſpricht dem § 105 Abſ 2. — Sowohl der Zuſtand der Bewußtloſig⸗ 
keit als auch der Zuſtand vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit müſſen derartig ſein, 
daß die freie Willensbeſtimmung ausgeſchloſſen wird (RG 74, 110). _ i g 

4. Die Wirkung der Beſtätigung reicht alſo in die Zeit der Eheſchließung zurück Es wird 
ſo angeſehen, als ob der Nichtigkeitsgrund überhaupt nicht eingetreten ſei. Die Nichtigkeit 
der Ehe iſt mit rückwirkender Kraft geheilt. g 2 

5. Die Beſtätigung ($ 141) iſt ein einſeitiges Rechtsgeſchäft und bedarf keiner Form, ins⸗ 
beſondere nicht der für die Eheſchließung vorgeſchriebenen Form. Sie unterliegt, ſoweit ſich 
nicht aus dem Weſen der Ehe Abweichungen ergeben, den allgemeinen Beſtimmungen über 
Willensertlärungen, insbeſondere auch hinſichtlich der Nichtigkeit und Anfechtbarkeit der 
Willenserklärungen. Eine Beſtätigung der nichtigen Ehe liegt vor, wenn der zur Nichtigkeits⸗ 
lage berechtigte Ehegatte mit Kenntnis des den Nichtigkeitsgrund erfüllenden Tatbeſtandes 
ſeinen Willen, die Ehe fortzuſetzen, dem andern Ehegatten gegenüber zum Ausdrucke bringt. 
Dies tann auch ſtillſchweigend, z. B. durch Beiſchlafsvollziehung, geſchehen. Einer Erklärung, 
von dem Nichtigkeitsgrunde keinen Gebrauch machen zu wollen, bedarf es nicht. Ebenſowenig 
bedarf es eines Beweifes dafür, daß der Ehegatte ſich ſeiner Befugnis zur Erhebung der Nichtig- 
keitsklage ($ 1329) bewußt geweſen fei. Die Beſtätigung muß dem andern Teile gegen: 
über vorgenommen werden, da es ſich begrifflich um eine erneute Eheſchließung handelt. 
Nur der Ehegatte ſelbſt, nicht fein geſetzlicher Vertreter, kann die Ehe beſtätigen. Iſt aber der 
Ehegatte zur Zeit der Beſtätigung in der Geſchaſtsfähigkeit beſchränkt, fo bedarf er nach 88 106, 
107 zur Bestätigung noch der Einwilligung feines geſehlichen Vertreters. Iſt die Beſtätigung 
ohne Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters erfolgt, ſo kann die Ehe nach § 1331 von dem 
Ehegatten angefochten werden, jedoch kann die Anfechtung, ſolange der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, nach $ 1336 Abf 2 nur von ſeinem geſetzlichen 
Vertreter ausgehen und iſt nach 8 1337 Abſ 1 überhaupt ausgeſchloſſen, wenn der geſetzliche 
Vertreter die he genehmigt oder der anfechtungsberechtigte Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt 
an geworden iſt, die Ehe beſtätigt. Die Beſtätigung ilt unwiderruflich. Sie kann 
auch unter einer Bedingung (NG 44, 147) oder einer Zeitbeſtimmung erklärt werden. 

6. Zeitpunkt der Beſtatigung. Beſondere Fälle. Die Beſtätigung kann wirkſam auch 
noch im Laufe des Nichtigkeitsverfahrens erfolgen; ihre Geltendmachung im Rahmen 
dteſes Verfahrens iſt aber nur ſo lange zuläſſig, als nach den Verfahrensvorſchriften Tatſachen 
überhaupt mit Erfolg vorgebracht werden können (8 278 Abs 1 ZPO). Die rechtskräftig aus⸗ 
geſprochene Nichtigkeitserklärung kann nicht nachträglich dadurch in Frage geſtellt werden, 
daß geltend gemacht wird, die Beſtätigung ſei nach der letzten mündlichen Verhandlung und 
vor der Rechtskraft des Urteils erfolgt (M 4, 51; dagegen Staudinger A 3d). — Ein nur auf 
Aufhebung der ehetichen Gemeinschaft gerichtetes Urteil ſteht der Bestätigung nicht im Wege. — 
Im Falle der Doppelehe ($ 1326) kann der Ehegatte nach Eingehung der zweiten Che nicht 
die erſte nichtige Ehe wirkſam beſtätigen. Vielmehr bleibt die zweite Ehe gültig (8 1326 A 2). 


8 1326 


Eine Ehe iſt nichtig), wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Ehe⸗ 


ſchließung') mit einem Dritten in einer gültigen?) Ehe lebte ))). 
E 1 1250 Nr 3 II 1332; M 4 51 ff.; P 4 57 ff. 


1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit § 1324 A 1. $ 1326 verleiht dem im 
5.1309 ausgeſprochenen Verbote der Doppelehe die erforderliche Wirkſamkeit. Es handelt ſich 
hier um ein trennendes Ehehindernis. 

2. Zur Zeit der Eheschließung muß die Ehe mit einem Dritten beſtehen. Steht in dieſem 
Zeitpunkte der Eheſchließende mit einem Dritten in einer gültigen Ehe, ſo iſt die neue Ehe 
nichtig und bleibt nichtig, ſelbſt wenn die frühere Ehe durch den Tod eines Ehegatten oder 
durch rechtskräftiges Scheidungsurteil aufgelöſt oder der erſte Ehegatte des doppelt ver⸗ 
heirateten Ehegatten für tot erklärt wird. Die Nichtigkeit iſt alſo unheilbar. In den Fällen 
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des Todes, der Todeserklärung und Scheidung iſt die Wiederholung der Eheſchließung nach 
8 1309 Abf 1 Satz 2 angebracht, die allerdings nur für die Zukunft wirkt (8 1309 A 5). War 
die frühere Ehe zur Zeit der Eingehung der neuen Ehe keine gültige, ſo iſt 8 1826 
nicht anwendbar. Die Anwendbarkeit des § 1326 kann nicht dadurch herbeigeführt werden, 
5 225 N verheiratete Ehegatte nach Schließung der zweiten Ehe die erſte Ehe beſtätigt 

3. Die Gültigkeit der früheren Ehe iſt Vorausſetzung für die Nichtigkeit der ſpäteren 
Ehe. Der Eheſchließende mußte zur Zeit der Eheſchließung in einer gültigen Ehe mit einem 
Dritten gelebt haben. War die frühere Ehe wegen Formmangels nichtig und in das Heirats⸗ 
regiſter nicht eingetragen (vollkommene Nichtigkeit, $ 1324 A 1), ſo lag ein Ehehindernis über- 
haupt nicht vor ($ 1309 A 2). War die frühere Ehe zwar wegen Formmangels nichtig, aber 
in das Heiratsregiſter eingetragen, oder war ſie aus einem der Nichtigkeitsgründe der x 1325 
bis 1328 nichtig oder aus einem der Anfechtungsgründe der 88 1331—1335 und des 3 1850 
ſeitens des doppelt verheirateten Ehegatten anfechtbar und angefochten worden, ſo iſt die 
zweite Ehe von der Nichtigkeit des $ 1326 nicht betroffen. Sit alſo die der erſten Ehe anhaftende 
Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit zur Zeit der Schließung der neuen Ehe vorhanden geweſen, 
ſo ift die zweite Ehe von Anfang an gültig. Nicht erforderlich iſt, daß zu dieſer Zeit die Nichtig 
keit oder Anfechtbarkeit bereits geltend gemacht worden war. Nur die Tatſache, daß in 
Wirklichkeit eine frühere gültige Ehe beſteht, iſt entſcheidend. Auf die Meinung der Ehe- 
ſchließenden über das Beſtehen kommt es nicht an. Glaubte z. B. ein Eheſchließender im 
Vertrauen auf die ſtandesamtliche Sterbeurkunde, ſeine frühere Ehe ſei durch den Tod ſeines 
Ehegatten aufgelöſt, während dieſer in Wirklichkeit zur Zeit der Eheſchließung lebte, jo beſtand 
damals ſeine frühere Ehe und die neue Ehe iſt infolgedeſſen nichtig. Ebenſowenig kommt 
ein Irrtum des Eheſchließenden über die Rechtskraft eines die Scheidung oder Nichtigkeit 
feiner früheren Ehe ausſprechenden Urteils in Betracht. Wegen der Folgen im Falle der 
Wiederaufnahme des Verfahrens vgl. § 1309 A 6, wegen der Regelung im Falle der Todes ⸗ 
erklärung vgl. 88 1348ff. 

4. Den Beweis, daß die zweite Che nichtig Jet, hat der Nichtigkeitskläger zu führen. Dazu 
genügt der Nachweis, daß die erſte Ehe in formell gültiger Weiſe abgeſchloſſen oder weuigſtens, 
daß die Eheſchließung in das Heiratsregiſter eingetragen worden ſei. Sache des Beklagten 
iſt es, die Nichtigkeit der früheren und damit die Nichtanwendbarkeit des 8 1326 darzulegen. 
Dieſe Darlegung kann, ſolange die frühere Ehe nicht aufgelöſt iſt, nur mittels Durchführung 
der Nichtigkeits⸗ oder der Anfechtungsklage bewirkt werden (88 1829 Abſ 1, 1341 Abſ 1, 1848 
Abſ 2), gegebenenfalls im Wege der Widerklage. Wird ein beſonderer Rechtsstreit angestrengt, 
fo kann das über die Nichtigkeit der ſpäteren Ehe anhängige Verfahren gemäß 88 1D1, 152 BRD 
ausgelegt werden. Iſt die frühere Ehe bereits aufgelöſt, fo kann der Beklagte im Nichtigkeits⸗ 
ſtreit über die Doppelehe den der früheren Ehe anhaftenden Nichtigkeitsgrund mittels Ein⸗ 
rede geltend machen. Den ihm zuſtehenden Anfechtungsgrund kann der Beklagte im Falle 
der Auflöſung der Ehe nur geltend machen (durch Erklärung vor dem Nachlaßgerichte, § 1842), 
wenn die Auflöſung durch Tod des Ehegatten herbeigeführt worden war, nicht aber, wenn 
die Auflöſung durch Scheidungsurteil ausgeſprochen wurde ($ 1338). 

5. Beſondere Verfahrensvorſchriften für die Nichtigkeitsklage aus 8 1326 enthalten die 
85 629 Abſſ1 u. 632 Abſ 1 ZPO. Für die Anwendung der 88 171, 338 StGB (Art 34 V EG) 
iſt zu bemerken, daß unter dem Schutze dieſer Strafvorſchriften ſtehen: a) die aus einem 
andern Grunde als wegen Formmangels nichtige Ehe, b) die wegen Formmangels nichtige, 
aber in das Heiratsregiſter eingetragene Ehe, ſelbſt wenn die Vorausſetzungen, unter denen 
1 e 1324 Abſ 2 nachträglich gültig werden kann, noch nicht erfüllt find, e) die anfecht- 

are Ehe. 

Die Gültigkeit der neuen Ehe hindert die Beſtrafung wegen Doppelehe nicht. 

6. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſcheidungs rechte. Das Haag⸗ 
EheſchlAbt (Vorbem 2 vor $ 1303) enthält in Art 2 Abſ 3 und Art 6 Abſ 1 Be. 
ſtimmungen über das Ehehindernis einer vormaligen Ehe. Mit dieſem Ehe. 
hindernis iſt nicht das Verbot der Doppelehe gemeint, denn in allen Vertragsſtaaten 
gilt das Geſetz, daß ein Mann nur eine Ehefrau und eine Frau nur einen Ehemann 
gleichzeitig haben darf. Vielmehr iſt hier das dem BOB unbekannte Verbot der Wieder; 
verheirgtung eines geſchiedenen Ehegatten gemeint. Nach Art 6 Abſ 1 iſt bei 
diplomatiſchen und konſulariſchen Eheſchließungen das Widerſpruchsrecht des Staates, wo 
die Ehe geſchloſſen iſt, in dem Falle, daß ein Ehehindernis mit Rückſicht auf eine vormalige 
Ehe vorliegt, verſagt. Vgl. $ 1317 A8. Unbeſchadet dieſer Verſagung iſt nach Art 2 Abſ 8 
kein Vertragsſtaat verpflichtet, eine Ehe ſchließen zu laſſen, die mit Rücklicht auf eine vor ⸗ 
malige Ehe gegen ſeine Geſetze verſtoßen würde. Die Verletzung eines derartigen Ehe ⸗ 
hinderniſſes kann jedoch die Nichtigkeit der Ehe in einem andern Lande als in dem, wo die 
Ehe geſchloſſen wurde, nicht zur Folge haben. — Eheſchließung eines geſchiedenen deutſchen 
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Katholiken bei Lebzeiten feiner erſten Frau mit einer öſterreichiſchen Katholikin für 
zul erachtet im Beſchl des Bay Obs v. 18. 1. 18 (OLG 36, 222 und JW 1918, 115 
und dal. Kahl, der im Ergebnis zuſtimmt, aber die Begründung mit Recht bemängelt un 
die Anwendbarkeit des Art 80 E auf das öſterreichiſche Eheverbot Geſchiedener befürwortet). 
Gleiche Behandlung wie das Ehehindernis einer vormaligen Ehe erfahren im Art 2 
N 3 und Art 6 Ubf 1 des Abkommens die Ehehinderniſſe religiöſer Natur (wegen 
geiſtlicher Weihe, Ordensgelübde, Religionsverſchiedenheit). Hinſichtlich dieſer beſtimmt 
außerdem Art 8, daß das Geſetz des Ortes der Eheſchließung, ungeachtet der Verbote des 
Heimatgeſetzes (Art 1), die Ehe von Ausländern geſtatten kann, daß jedoch die andern Staaten 
berechtigt find, einer fo zuſtande gekommenen Ehe die Anerkennung zu verſagen. 


8 1327 


Eine Ehe iſt nichtig), wenn ſie zwiſchen Verwandten oder Verſchwägerten 


dem Verbote des § 1310 Abſ 12) zuwider geſchloſſen worden iſte). 
E 1 1250 Nr 8 II 1283 m 4 53; B 4 23 ff. 


1. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkeit (§ 1324 U 1). 5 IE 
2, Die e gegen das Verbot des § 1310 Abſ 1 zieht unheilbare Nichtig⸗ 


keit nach ſich. Es handelt fich hier um ein trennendes Ehehindernis (§ 1310 A 1; vgl. auch 
9 173 StGB). nn 


3. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eheſchließungs rechte. Das Haag⸗ 
Eheſchlelk (Vorbem 2 vo den zum ausland iſch 


vor $ 1303) enthält im Art 2 Beſtimmungen über das Ehe- 
verbot zu naher Verwandtſchaft und Schwägerſchaft. Nach Art 2 Abſ 1 Nr 1 kann 
da3 Geſetz des Ortes der Eheſchließung die Ehe von Ausländern unterſagen, wenn die 
Ebe gegen feine Vorſchriften über die Grade der Verwandtſchaft und Schwäger⸗ 
ſchaft, für die ein unbedingtes Eheverbot beſteht, verſtoßen würde. Die dem Ehe 
verbote zuwider geſchloſſene Ehe kann aber trotzdem gültig fein, denn im Art 2 Abſ 2 heißt 
es, daß die ungeachtet des Verbots geſchloſſene Ehe dann nicht als nichtig behandelt werden 
kann, wenn ſie nach dem im Art 1 bezeichneten Geſetze (d. h. dem Heimatsgeſetze jedes der 
Verlobten) gültig it. Als unbedingtes Eheverbot des BB im Sinne des Abkommens 
iſt nur das Eheverbot des $ 1310 Abf 1, nicht das Eheverbot des § 1310 Abſ 2 anzuſehen. 


§ 1328 
Eine Ehe iſt nichtig, wenn ſie wegen Ehebruchs nach § 13122) ver⸗ 
boten war. 


Wird nachträgliche) Befreiung von der Vorſchrift des 8 1312 bewilligt, 
In iſt die Ehe als von Anfang an gültig anzujehen‘). 


E U 1284: M 4 54 P 4 20, 64. 


J. Ein Fall der unvollkommenen Nichtigkei 
N j gkeit (8 1324 A 1). E. A 

Ni 0 Een 8 gegen das Verbot des $ 1312 ift ſtraflos, zieht jedoch heilbare 

edit hach ſich. Es handelt ſich hier um ein trennendes Chehindernis (5 1312 A 1) 
werbe Befreiung kann ſogar noch nach Eingehung der verbotswidrigen Ehe bewilligt 
flärt 15 It dieſe Ehe aber zur Zeit der Bewilligung bereits aufgelöft oder für nichtig er- 
95 e 85 ee nicht. Dagegen wirkt die Befreiung, wenn nur auf Aufhebung 

art eameinſchaft erkannt iſt. g 

E 4. 1b 8 des dentſchen zum ausländiſchen Eheſchließungsrechte. Das Haag⸗ 
Heil BE (Vorbem 2 vor $ 1808) enthält im Art 2 Beſtimmungen über das Ehe⸗ 
verbot des Ehebruchs. Nach Art 2 Ab 1 Nr 2 kann das Geſetz des Ortes der 
bbeſchlie zung die Ehe von Ausländern unterſagen, wenn die Ehe gegen das unbe⸗ 
ingte Verbot der Gheſchließung zwiſchen den des Ehebruchs Schuldigen verſtoßen würde 
855 auf Grund dieſes Ehebruchs die Ehe eines von ihnen aufgelöſt worden iſt. Die dem 
heverbote zuwider geſchloſſene Ehe iſt aber trotzdem als gültig zu behandeln, wenn ſie 
nach den Geſetzen des eimatſtaa ts eines jeden der Verlobten gült'g fein würde (Art 2 Abſ 2 
Abkoerb. mit Art 1 des Ab Mmmens). Als unbedingtes Eheverbot des BGB im Sinne des 
5 bkommens iſt dar Eheverbot des § 1812 Abſ 1 aber nicht anzuſehen, da Befreiung von 
er Vorſchrift bewilligt werden kann ($ 1812 Abſ 2). 


bend Behanblung we das chs erfährt im Art 2 des Abkommens 
das dem BGB unbekannte & Eheverbot des Ehebruchs erf 


; eberbot der Eheſchließung zwiſchen Perſonen, die wegen ge · 
ide 5 WMachſtellung nach dem eben eh Ehegatten eines von ihnen verurteilt 
ind. 
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8 1329 


Die Nichtigkeit einer nach den SS 1325 bis 1328 nichtigen Ehe kann, 
ſolange nicht die Ehe für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, nur im Wege 
der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden!). Das gleiche gilt von einer 
nach § 1324 nichtigen Ehe, wenn fie in das Heiratsregiſter eingetragen 
worden iſt?) ) ). 

E I 1252 II 1235; M 4 56; P 4 58 ff.; 6 603. 

1. Geltendmachung der Nichtigkeit. Eine mit dem Mangel der Nichtigkeit behaftete 


Ehe gilt nicht ſchon wegen dieſes Mangels als eine nichtige Ehe, vielmehr bedarf es dazu, 
ſolange nicht die Ehe aufgelöſt oder (aus einem Anfechtungsgrunde) für nichtig erklärt iſt, der 
Nichtigkeitserklärung durch gerichtliches Urteil, das nach $ 629 Abſ 1 ZPO für und gegen 
alle wirkt. Die einzige Ausnahme bildet die nicht in das Heiratsregiſter eingetragene, nach 
$ 1324 Abſ 1 wegen Formmangels nichtige Ehe (Fall der vollkommenen Nichtigkeit, § 1824 
A 1). Von dieſer Ausnahme abgeſehen, iſt eine nichtige Ehe fo lange als eine gültige zu be- 
handeln, bis ſie auf erhobene Nichtigkeitsklage durch Urteil für nichtig erklärt worden iſt und 
das Urteil bei Lebzeiten der Ehegatten die Rechtskraft erlangt hat. Dann aber iſt die Ehe 
als überhaupt nicht geſchloſſen anzuſehen. Die Nichtigkeitserklarung hat nur die Bedeutung, 
daß fie die wahre Beſchaffeuheit der Ehe aufdeckt. Die Nichtigkeit einer nichtigen Ehe tann, 
nachdem dieſe durch Tod oder Scheidung aufgelöſt iſt, von jedem Beteiligten ohne Erhebung 
der Nichtigkeitsklage geltend gemacht werden, ſei es durch Einrede, ſei es durch Erhebung einer 
Feſtſtellungsklage (keine Eheſache). Vgl. 8 280 ZPO, RG JW 08, 202”. — Eine nichtige 
Ehe iſt bis zu ihrer Nichtigkeitserklärung oder Auflöſung geeignet, ein Schwägerſchafts⸗ 
verhältnis des einen Ehegatten mit den Verwandten des andern zu begründen (RG St 41, 116). 

2. Verfahren. Da die Frage, ob eine Ehe nichtig ſei, aus öffentlichen Rückſichten (Auf⸗ 
rechterhaltung gültiger Ehen, Ausſchließung der Parteiwillkür, Verhütung widerſprechender 
Urteile) einer ſorgfältigen Prüfung bedarf, ſo iſt das Nichtigkeitsverfahren mit beſonderen 
Bürgſchaften für die Ermittlung der Wahrheit und mit Wirkung für und gegen alle ausge⸗ 
ſtattet (vgl. namentlich 88 631—637, 151 ZRH). Vgl. R 76, 283 (Feſtſtellung eines Kindes⸗ 
verhältniſſes). 

3. Unvererblichkeit der Nichtigteitsklage. Stirbt einer der Ehegatten während des 
Nichtigkeitsſtreits vor der Rechtskraft des Urteils, ſo iſt der Rechtsſtreit in Anſehung der Haupt⸗ 
ſache als erledigt anzuſehen (8 628 ZPO). Auf die Erben geht die Nichtigkeitsklage nicht über. 
Hat aber ein Dritter, für den von der Nichtigkeit der Ehe ein Recht oder von der Gültigkeit 
der Ehe eine Verpflichtung abhängt, die Nichtigkeitsklage erhoben, ſo können ſeine Erben 
5 ** Rechtsfolgen den Rechtsſtreit aufnehmen (M 4, 60), der dann aufhört, Ehe⸗ 
ache zu ſein. 

4. Eine Verjährung der Nichtigkeitsklage gibt es nicht. Die Beſtimmung des 8 1324 
Abſ 2 ſteht unter andern Geſichtspunkten. Ebenſowenig gibt es eine dem $ 1571 Ad] 2 ent- 
ſprechende Aufforderung zur Erhebung der Nichtigkeitsklage. 


8 1330 


Eine Ehe kann nur!) in den Fällen der SS 1331 bis 1335 und des 8 1350 
angefochten werden. 

E I 1259 II 1238; M 4 71: P 4 74. 

1. Die 88 1831—1335 u. 1350 führen erſchöpfend die Fälle auf, in denen eine Ehe an⸗ 
gefochten werden kann. Andere Anfechtungsgründe gibt es nicht. Die Anfechtungsgründe 
beruhen weſentlich auf perſönlichen Rückſichten (5 1823 A 1). Wird die Anfechtung für 
begründet erachtet, fo iſt im Urteil auszusprechen, daß die Ehe nichtig ſei. 2 

2. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Eine zwischen Angehörigen 
verſchiedener Staaten geſchloſſene Ehe ſoll nur gültig fein, wenn ſie nach dem Rechte eines 
jeden der Heimatſtaaten Gültigkeit beſitzt (Prot 2. Leſg 6, 47). Als Deutſcher kann ſich 
daher der Kläger auf deutſches Recht berufen und geltend machen, daß er ſich bei ber Ehe · 
ſchließung (mit einer Ungarin) in einem nach deutſchem Rechte erheblichen Irrtum über 
perſönliche Eigenſchaften der Beklagten (unheilbare Knochentuberkuloſe) befunden habe. 
Zu dem gleichen Ergebnis gelangt man nach Art 1 des Haager Abkommens zur Regelung 
des Geltungsbereichs der Geſetze auf dem Gebiete der Eheſchließung v. 12. 6. 02 (RS Warn 
1917 Nr 210). Wegen eines Falles, in dem die Ehe zweier Schweizer von dem Manne 
wegen Irrtums in dem Geſundheitszuſtande der Frau bei einem deutſchen Gericht angefochten, 
De 6 aber auf Grund der ſchweizeriſchen Geſetze abgewieſen wurde, vgl. 
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8 1331 


) Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werdens), der zur 
Zeit der Eheſchließung oder im Falle des § 1325 zur Zeit der Beſtätigung 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt?) war, wenn die Eheſchließung oder 
die Beſtätigung ohne Einwilligung?) ſeines geſetzlichen Vertreters“) er⸗ 
folgt iſt7) s). 

E 1 1259 Nr 4, 1261 Nr 4 II 1239; M 4 71, 80, 86; P 4 72 ff., 79, 81, 90. 


1. Zweck und Bedeutung der Vorſchrift. Die Vorſchrift bezweckt nicht nur den Schutz 
des in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten ſelbſt vor ausbeuteriſcher Verleitung zur Ehe⸗ 
ſchließung, ſondern auch den Schutz ſeiner Familie, die durch Eingehung einer unpaſſenden 
Ehe ſtark in Mitleidenſchaft gezogen werden kann. Die Vorſchrift ſchlteßt ſich an 8 108 Abſ 1 
an, wonach, wenn ein Minderjähriger ohne die erforderliche Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters einen Vertrag ſchließt, die Wirkſamkeit des. Vertrags von der Genehmigung des 
Vertreters abhängt. Dieſer Grundſatz iſt im § 1331 jedoch mit Rückſicht darauf, daß der bei 
Verträgen eintretende Schwebezuſtand mit dem Weſen der Che nicht verträglich wäre, in der 
Form der Anfechtbarkeit zur Anwendung gelangt. Die ohne Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters geſchloſſene, ſowie die im Falle des 8 1325 ohne Einwilligung des geſetzlichen Ver. 
treters beſtätigte nichtige Ehe find anfechtbar. Es handelt ſich alſo hier um trennende 
Ehehinderniſſe. Zur Beſtätigung einer anfechtbaren Ehe bedarf der anfechtungsberechtigte 
Sheen der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters nicht ($ 1337 A 2). Pr 
22 Anfechtungsberechtigt ift der Ehegatte, der zur Zeit der Schließung oder Beſtätigung 
ver Ehe in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt war. Solange dieſer aber in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchrankt iſt, kann nur fein geſetzlicher Vertreter die Ehe anfechten (§ 1386 
Abſ 2 Satz 2). Erſterem mangelt folange die Prozeßfähigkeit (§ 612 Ab] 1 ZPO). 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. 8 1337. 

4. Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchräntt iſt (88 6, 106, 114, 1906 BGB), bedarf 


nach 8 1804 zur Eingehung einer Ehe der Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters. 
5. Einwilligung § 1304 A 3. 


6. Geſetzlicher Vertreter 8 1304 A 4. 0 . 

7. Der Anfechtungsgrund des § 1331 liegt auch dann vor, wenn zwiſchen einer in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Perſon und ihrem geſetzlichen Vertreter oder einem Abkömm⸗ 
linge des letzteren eine Ehe geſchloſſen wird, ohne daß ein zu dieſem Zwecke beſtellter Pfleger 
ſeine Einwilligung zu der Cheſchließung erteilt. 

8. Beginn der Anfechtungsfriſt 88 1339 Abſ 2, 3, 206. 


8 1332 


) Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werdens), der bei 
ver Eheſchließung nicht gewußt“) hat, daß es ſich um eine Eheſchließung 
handles), oder dies zwar gewußt hat, aber eine Erklärung, die Ehe) ein⸗ 
gehen zu wollen, nicht hat abgeben wollen)). 

E 1 1259 Nr 2, 1261 Nr 2 II 1240: MA 78, 86; P 4,72 ff. 


1. Cheanſechtungsgründe. Die Cheſchließung erfordert den Willen der Verlobten, die 
Che miteinander einzugehen. Dieſer Wille muß vor einem Standesbeamten erklärt werden. 
Stimmt die Erllarung mit dem Willen nicht überein und beruht dieſer Zwieſpalt auf einem 
Irrtume des Erklärenden, ſo kann die Ehe unter den Vorausſetzungen der 88 1332, 1333 an- 
gefachlen werden. Die Je 1332, 1333 zählen erſchöpfend die Falle auf, in denen die Ehe 
wegen Irrtums angefochten werden kann. Die in den 88 116—118 ausgeſprochenen Grund⸗ 
ſätze über die Nichtigkeit der Willenserklärungen im Falle des Geheimvorbehalts, Scheines 
und Scherzes finden auf die Eheſchließung keine Anwendung. Das Geſetz verlangt für die 
Cheſchließung die Beobachtung gewiſſer Formvorſchriften und geht davon aus, daß der Ehe⸗ 
ſchließungswille fehlerlos vorhanden it, wenn dieſe Vorſchriften beobachtet ſind. Ein Gegen- 
eweis iſt nur im Rahmen der 89 1332, 1333 zuläflig. Mehr als die in den 88 1332, 1333 
bezeichneten Vorausſetzungen braucht nicht vorzuliegen. Im Falle des $ 1332 iſt die Anfecht- 
barteit der Ehe nicht von dem Beweiſe abhängig, daß der irrende Ehegatte bei Kenntnis der 
Sachlage und verfländiger Würdigung des Weſens der Ehe den Eheſchließungswillen nicht 
erklärt haben würde. \ 

2, Anſechtungsberechtigt iſt der Ehegatte, der geirrt hat, nicht der andere Ehegatte 
oder ein Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. § 1836. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. § 1337. 
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4. Verſchuldete Unkenntnis ſteht der unverſchuldeten gleich. Mangel des Wiſſens, nicht 
Mangel des Bewußtſeins (8 1325) wird vorausgeſetzt. 

5. Ein ſolcher Irrtum kann am eheſten bei Tauben, Stummen, Taubſtummen und 
ſolchen Perſonen, die der Sprache des Standesbeamten nicht mächtig ſind, vorkommen. 
Vorausgeſetzt wird, daß der irrende Ehegatte nicht gewußt hat, daß es ſich um Schließung 
einer Ehe zwiſchen ihm dem Irrenden, und dem andern anweſenden Eheſchließenden 
handelt. Die Fälle der ſog. Perfonenverwechſlung (8 1383) gehören nicht hierher, können 
aber mit den Fällen des § 1332 zuſammenfallen (vgl. A 6). 

6. Nämlich die Ehe des irrenden mit dem andern anweſenden Verlobten (vgl. A 6). 

7. Beginn der Anfechtungsfriſt SS 1339 Abſ 2, 3, 206. Die Beweislaſt dafür, 
daß die Vorausetzungen des § 1332 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. 


8 1333 


) Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden)), der ſich 
bei der Eheſchließung in der Perſon des anderen Ehegatten‘) oder über 
ſolche perſönliche Eigenjchaften?) des anderen Ehegatten geirrte) hat, die 
ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei verſtändiger Würdigung des Weſens 
der Ehe?) von der Eingehung der Ehe abgehalten haben würdens) s). 


E 1 1259 Nr 1, 1261 Nr 1 II 1241; M 4 78 ff.; P 4 72 ff., 78, 81; 6 270. 


1. Der 8 1333 regelt den Einfluß, den der Irrtum im Beweggrunde auf die Gültigkeit 
der Eheſchließung äußert (RG 52, 308; RG ZW 04, 11418; vgl. auch die allgemeinen Be⸗ 
merkungen in A 1 zu $ 1332). Entſtehungsgeſchichte: Der E hatte den Irrtum in 
perſönlichen Eigenſchaften überhaupt nicht als Anfechtungsgrund zugelaſſen, dagegen die 
Anfechtung unter dem Geſichtspunkte des Betrugs geſtattet, wenn ſolche perſönlichen 
Eigenſchaften verhehlt worden waren, welche den Ehegatten bei verſtändiger Würdigung 
des Zweckes der Ehe von der Eheſchließung abhalten mußten, und von welchen zugleich 
vorauszuſetzen war, daß ſie ihn, wenn er ſie gekannt hätte, von der Eheſchließung abgehalten 
haben würden ($ 1259 Nr 1 u. 2). Dadurch erkannte der E in gewiſſem Umfange eine 
Offenbarungspflicht der Eheſchließenden untereinander an. Demgegenüber war in der 
2. Kommiſſion von verſchiedenen Seiten beantragt worden, in Fällen dieſer Art die An⸗ 
fechtung der Ehe aus dem Geſichtspunkte eines weſentlichen Irrtums ohne Rückſicht darauf 
zuzulaſſen, ob die perſönlichen Eigenſchaften des andern Teiles von dieſem verhehlt worden 
ſind. Die Mehrheit ſtimmte dieſen Vorſchlägen zu (Prot 4, 75). Außerdem wurde der EI 
noch in andern Beziehungen geändert. Man war nämlich auch darüber einverſtanden, daß es 
nicht auf ſolche Eigenſchaften ankommen ſolle, welche den Anfechtenden von der Eheſchließung 
abhalten mußten, ſondern darauf, daß die Eigenſchaften den Umſtänden nach geeignet 
waren, ihn abzuhalten (Prot 4, 76). Demgemäß erhielt der Entwurf diejenige Faſſung, 
welche das Geſetz gegenwärtig aufweiſt. Ferner wurde ſtatt der Worte: „bei verſtändiger 
Würdigung des Zweckes der Ehe“ geſetzt: „bei verftändiger Würdigung des Weſeus der Ehe“. 

2. Anfechtungs berechtigt iſt der Ehegatte, der geirrt hat, nicht der andere Ehegatte oder 
ein Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. § 1336. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. 8 1337. 

4. Irrtum in der Perſon des andern Ehegatten kann am leichteſten bei Blinden, Tauben 
und Stummen vorkommen. Bei der Frage, mit welcher Perſon der Verlobte die Ehe hat 
eingehen wollen, kommt es auf das an, was die Perſon eines Menſchen ausmacht. Nicht 
nur die äußerliche körperliche Erſcheinung, ſondern auch der Perſonenſtand können hierbei 
eine Rolle ſpielen. Hierher gehört auch der Fall, wenn ſich ein Verlobter unzuläſſigerweiſe 
bei der Eheſchließung vertreten läßt und der andere Verlobte die Ehe mit dem Vertretenen 
zu ſchließen meint. 

5. Perſönliche Eigenſchaften. Das Wort „Eigenſchaft“, das der § 1333 gebraucht, paßt 
auf jede Art der Beſchaffenheit, die einem Weſen (Perſon oder Ding) als Merkmal an⸗ 
haftet. Als „perſönliche“ aber muß eine Eigenſchaft gelten, wenn fie einer Perſon, und zwar 
nicht bloß als ein außer ihr Liegendes, mehr oder weniger Vorübergehendes und Zufälliges, 
ſondern dergeſtalt weſentlich zukommt, daß ſie als Ausfluß und Betätigung ihres eigent⸗ 
lichen Weſens, als ein weſentlicher Beſtaudteil ihrer Perſönlichkeit erſcheint (R 52, 310, 
Päderaſt; R ZW 06, 167%; 1915, 140, R Warn 1915/16 Nr 84; 1917 Nr 43; RG 
%, 200. Eine geiſtige oder fittliche Beſchaffenheit einer Perſon iſt nicht unmittelbar wahr⸗ 
nehmbar; fie wird erſchloſſen aus den Handlungen. Wird eine Mehrheit gleichartiger 
Handlungen feſtgeſtellt (widernatürliche Unzucht des Beklagten mit Männern), ſo wird 
der Schluß auf eine Eigenſchaft des Menſchen, ſich nach der Richtung dieſer Handlungen 
zu betätigen, gerechtfertigt erſcheinen. Daß dabei ausdrücklich das Wort „Eigenſchaft“ ge⸗ 
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braucht wird, iſt nicht erforderlich, wenn nur das Weſen des Begriffs getroffen iſt (Nh 
95, 289). Die Möglichkeit, die Annahme einer perſönlichen Eigenſchaft im Sinne des $ 1833 
lediglich auf ſolche Umſtände zu gründen, die erſt nach der Eheſchließung in die Er⸗ 
ſcheinung getreten find, ift nicht grundſätzlich zu verneinen. In ſolchem Falle muß aber 
beſonders ſorgfältig geprüft werden, ob nach Lage der Sache der Schluß auf das Vorhanden 
ſein einer dauernden, ſchon für die Zeit vor der Eheſchließung feſtſtellbaren Eigenſchaft 
(Hang zu fortgeſetzter Unaufrichtigkeit) gerechtfertigt iſt und ob nicht vielmehr die Um ⸗ 
ſtände ſo geartet ſind, daß ſich das Verhalten des Anfechtungsbeklagten ohne die Annahme 
einer dauernden Eigenſchaft aus den Verhältniſſen in der Zeit nach der Eheſchließung erklären 
läßt (RG Warn 1919 Nr 174). Je nachdem die perſönlichen Eigenſchaften mit der Körper⸗ 
beſchaffenheit, den geiſtigen oder ſittlichen Anlagen einer Perſon zuſammenhängen, kann man 
ſie in körperliche, geiſtige und ſittliche einteilen. Jede Art perſönlicher Eigenſchaft 
iſt an ſich geeignet, Gegenſtand des Irrtums zu ſein. In dieſer Beziehung enthält das Geſetz 
keine Beſchränkung. Verſchieden von den perſönlichen Eigenſchaften find die perſönlichen 
Verhältniſſe, namentlich die Vermögensverhältniſſe eines Ehegatten (J 1334 Abſ 2; RG 
JW 02 Beil 285 6 03 Beil 7018). Perſönliche Eigenſchaften find z. B. folgende: a) körper ⸗ 
liche: alt, krank, gebrechlich, weiblich, männlich, zeugungsfähig, beiwohnungsfähig, keuſch, 
jungfräulich, ſchwanger, unfruchtbar; b) geiſtige: geisteskrank, geiſtesſchwach, ungebildet; 
e) ſittliche: geſchlechtlich beſcholten, ehrlos, arbeitsſcheu, trunkſüchtig, verſchwenderiſch, zank⸗ 

und Ie wi die ap 
So wird die Ehe mit Recht angefochten, wenn der Mann bei der Eheſchließung ſyphilitiſch 
krank iſt (RO IWW 04, 284), ferner wenn er viele Jahre vor der Ehe an Syphilis erkrankt 
war und Zeichen der Erkrankung noch bis in die neueſte Zeit vor Eingehung der Ehe auf- 
tauchten (RG JW (5, 1751). Die Eheanfechtungsklage wurde für begründet erachtet, 
weil der Mann wahrend feiner erſten Ehe Ehebruch getrieben und feine erſte Frau mit einer 
Geſchlechtskrankheit angeſteckt hatte (RG Warn 1919 Nr 174). Mit Recht wird die Ehe 
2 5 angefochten, wenn der Mann dauernd unfähig iſt, den Beiſchlaf zu vollziehen 
5 G JW os, 167", 35576 1910, 47418, RG Warn 1915/16 Nr 84, DLG 38, 243). Völlige 
mpfinbungslofigtett des Mannes für einen ehelichen Verkehr infolge ſchwach entwickelten 
Geſchlechtstriebs begründet die Anfechtung, auch wenn ſich eine vollkommene Unmöglichkeit 
2850 Beiſchiafsvollziehung aus dem körperlichen Befunde ärztlich nicht nachweiſen läßt (RG 
k zarn 1912 Nr 216). Vollſtändige Unfähigkeit des Mannes zur Beiſchlafsvollziehung 
En zur Anfechtung nicht erfordert. Der nicht vollendete Beiſchlaf ift etwas Unnatür⸗ 
ra fabia Frau de nach Umſtänden möglicherweiſe ſogar etwas Geſundheitsſchädliches, 
= de 4 — des Mannes, den Beiſchlaf zu vollenden, mithin jedenfalls ein Umſtand, 
ſchi 7 einer dem Weſen der Ehe entſprechenden ehelichen Gemeinſchaft aus⸗ 
dafs N . Warn 1915 Nr 238). Als eine die Auſechtung begründende perſönliche Eigen ⸗ 
7 3 Mannes ift ſeine Beiwohnungsunfähigkeit auch dann anzuſehen, wenn fie 
wende Ehefrau, nicht andern Frauensperſonen gegenüber beſteht. Denn für die An⸗ 
iſt 660 des $ 1833 iſt entscheidend, daß er gerade für die eingegangene Ehe untauglich 
9 JW 1911, 543˙6 RG Warn 1915/16 Nr 84). Der Beiwohnungsunfähigkeit der 
a ‚auch ein Zuſtand gleich, der die Beiwohnung nur bei Anwendung großer Ge⸗ 
kran 85 ſeitens des Mannes und unter großen Schmerzen der Frau ermöglicht (Scheiden⸗ 
auch Ogg egg 975 RG Warn 1911 Nr 380; 1912 Ne 82). Ebenſo DRG 30, 198. dal, 
ausführt, g dulbachgradige Scheidenverengung). Dagegen ftellt, wie dich FW 06, 00 
nicht ea ſolche ung zun fäh gkeit des Mann es- (bei vorhandener Beiwohnungsfähigkeit) 
unter che perjönliche Eigenſchaft dar, die den andern Ehegatten ohne weiteres und 
lalten ba umſtanden von der Eingehung der Ehe bei Kenntnis der Sachlage abge⸗ 
A abel wie Dasſelbe gilt von der Unfruchtbarkeit der Frau. Immerhin 
nem gene 94, 123 ausführt, daran feſtzuhalten, daß es der Regel nach, und von 
der El or Er. erkennbaren Willen beider Ehegatten abgefehen, dem wahren Weſen 
e Was AI dieſe insbeſondere auch und vornehmlich zum Zwecke der Kinder⸗ 
wiberio 191 — lle wird. Es würde alſo dem ſittlichen Weſen der Ehe geradezu 
in Aiden Trieb befe ediglich die Fähigkeit, den Geſchlechtsakt auszuüben, alſo einen rein 
Pan 105 1 A zu können, für ausreichend erachtet würde, um der auf § 1333 
ne A us zu verſagen, fo daß alſo die Tatſache der mangelnden Zeugungs⸗ 
12 5 W NE 1 ig außer Betracht bliebe (der Mann focht die Ehe wegen Irrtums 
Be eil, was er nich gewußt, ſchon vor Eingehung der Ehe die Gebärmutter der Beklagten 
das auf Ab operativen ber n entfernt worden war. Die Reviſion des Mannes gegen 
em 1 feiner lufechtungsklage gerichtete Berufungsurteil hatte Erfolg). — 
nn 1 Bla: »- 2. 11. 16 (Seuffa 72 Nr 160) heißt es: „es widerſtrebt den 
ſollte fei * ſittlichen Anſchauungen unſeres Volkes, daß einem Ehegatten geſtattet fein 
unfähi keit rg jederzeit wegen Irrtums anzufechten, wenn ſich die Fortpflanzungs⸗ 
geit des andern Ehegatten herausſtellt“. Dieſer gewiß zu billigende Ausſpruch 
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läßt ſich mit dem vom RG 94, 123 aufgeſtellten Grundſatze durchaus vereinigen. Irrtum 
des Mannes über den Mangel der Jungfernſchaft ſeiner zuvor nicht verheiratet ge⸗ 
weſenen Frau begründet das Anfechtungsrecht (RG 48, 159). Irrtum der Frau darüber, 
daß der Mann früher mehrmals verlobt geweſen, daß er Vater eines vor der Ehe er- 
zeugten unehelichen Kindes und zu deſſen Unterhaltung verpflichtet iſt, begründet 
kein Anfechtungsrecht (RG IW 02 Beil 285°39), jedoch kann ein vorehelicher Ehebruch 
die Anfechtung rechtfertigen (RG JW 02 Beil 215; RG IW 04, 2046; 07, 34. Sittliche 
Beſcholtenheit wegen früher betriebener Päderaſtie begründet die Anfechtung (RG 52, 310), 
ebenſo Hang zur fortgeſetzten Begehung von Betrügereien (RG IW 05, 5321), vorehe⸗ 
licher vertrauter Umgang mit einem alten Lüſtling in der Abſicht, Geldvorteile herauszu⸗ 
ſchlagen (RG IW 07, 257), vorehelicher vertrauter Umgang der Frau mit dem eigenen 
Stiefvater ſowie ſonſtiges unſchickliches, ein Hinwegſetzen über die Anforderungen von Zucht 
und Sitte enthaltendes Benehmen, insbeſondere das Dulden zu weit gehender Zudring⸗ 
lichkeiten (RG 4. 2. 1915 IV 434/14). Die Anfechtung iſt für begründet erachtet worden, 
weil die Frau nicht nur während der Brautzeit dem Manne die Beiwohnung geſtattet hatte, 
ſondern ſchon vor der Brautzeit mit einem andern Manne, mit dem ſie nicht verlobt war, 
wiederholt geſchlechtlich verkehrt hatte (RG JW 1910, 100416), ferner weil die Frau, die vor 
der Ehe zweimal nacheinander mit andern Männern verlobt war, ſich jedesmal in der Braut⸗ 
zeit ihrem Bräutigam geſchlechtlich hingegeben hatte (RG IW 1911, 81220). Zwar wird 
in manchen Volkskreiſen der Geſchlechtsverkehr zwiſchen Verlobten als entſchuldigt angeſehen. 
Wenn aber eine 57 Jahre alte Witwe monatelang mit ihrem Verlobten in wilder Ehe lebt, 
fo wird geſchlechtliche Beſcholtenheit mit Recht angenommen (RG JW 1915, 780%). Mit 
Recht iſt die Anfechtung für begründet erachtet worden, weil die Frau vor der Eheſchließung 
in der Empfängniszeit ihres in der Ehe geborenen Kindes außer mit ihrem ſpäteren Gatten 
auch mit deſſen Bruder geſchlechtlich verkehrt hatte, ſo daß über die Vaterſchaft des Kindes 
gerechte Bedenken gehegt werden konnten (Seuff A 69 Nr 125). Vgl. auch RG Warn 1917 
Nr 209. Vor der Ehe erlittene Strafen können die Anfechtung begründen, zumal wenn 
es ſich um ſchwere oder entehrende oder ſehr häufige Strafen handelt (RG 21. 11. 07 IV 154/07; 
OLG 39, 2). Einmalige Beſtrafung eines Lehrers mit mehrjähriger Gefängnishaft wegen 
zahlreicher unſittlicher Handlungen mit Schulmädchen kann als ein ſeiner Perſon anhaftender 
Makel angeſehen werden (RG JW 1910, 47510. Es genügt, wenn der ſittliche Makel, die 
Beſcholtenheit, der ſchlimme Leumund, der üble Ruf bei der Eheſchließung weiterbeſtand, 
mag auch die Entſtehungsurſache jahrelang zurückliegen (RG Gruch 59, 751). Vor der Ehe 
begangene Straftaten können die Anfechtung auch dann begründen, wenn die Beſtrafung 
erſt während der Ehe eintritt (RG 51, 340). Eine vorübergehende Geiſtes⸗ oder Gemüts⸗ 
ſtörung oder eine bloße Anlage zur Geiſteskrankheit ſtellt ſich nicht als eine perſönliche Eigen⸗ 
ſchaft im Sinne des § 1333 dar, ebenſowenig eine bloße geiſtige Minderwertigkeit, dagegen 
wohl eine dauernde Störung der geiſtigen Fähigkeiten. Die Anlage zur Geiſteskrank⸗ 
heit wäre einer vorhandenen Geiſteskrankheit allerdings dann gleichzuſtellen, wenn die An⸗ 
lage nach der gewöhnlichen Entwicklung der Dinge zur Geiſteskrankheit führen muß (RG 
Warn 08 Nr 323; 1911 Nr 85; 1912 Nr 310). Keine perſönliche Eigenſchaft iſt es, wenn 
in Anbetracht mehrerer in der Verwandtſchaft des Ehegatten vorgekommener Falle geiſtiger 
Erkrankung nur die unbeſtimmte Beſorgnis vorliegt, auch bei dem Ehegatten werde künftig 
Geisteskrankheit ausbrechen. Selbſt eine feſtſtellbare perſönliche Veranlagung zur Geiſtes⸗ 
krankheit ſtellt noch nicht eine perfönliche Eigenſchaft dar (RG 78, 184). Fallſucht (Epilepfie) 
kann, wenn unheilbar, als perſönliche Eigenſchaft in Betracht kommen, dagegen dann nicht, 
wenn es ſich um ein vorübergehendes, wenn auch ſchwer heilbares, Leiden handelt (RG 
26. 5. 13 IV 46/13; RG 03 12, 913). Vgl. $ 1334 A 5. Erbliche Veranlagung zur 
Lungenſchwindſucht würde als Anfechtungsgrund nur, wenn die Aulage mit Notwendig⸗ 
keit zu einer unheilbaren Erkrankung führen muß, in Betracht kommen (RG IW 1915, 140°). 
Unheilbare Knochentuberkuloſe der Frau als Anfechtungsgrund anerkannt in RG 
Warn 1917 Nr 210. Gleichgeſchlechtliche Veranlagung des Mannes, die zur Be⸗ 
tätigung geführt hat, als Anfechtungsgrund anerkannt in RG Warn 1917 Nr 43. Des⸗ 
gleichen diebiſche Neigung eines Ehegatten (NG Warn 1918 Nr 118); desgleichen ſchwere 
(ſich zeitweiſe zu vorübergehender Geiſtesſtörung und Bewußtloſigkeit ſteigernde) Hyſterie 
der Frau (RG JW 1918, 686 K und daſelbſt zuſtimmend Straßmann); ebenſo angeborener 
Schwachſinn (RG 28. 1. 15 IV 448/14). Eine bloß gelegentliche Verfehlung vor der Che 
begründet noch nicht die Annahme einer perſönlichen Eigenſchaft (RG JW 07, 258 1911,54820; 
R 22. 11. 09 IV 509/09). Eine einzelne Verfehlung (Bruch der Verlöbnistreue durch den 
Mann) kann zur Feſtſtellung eines ſchweren Charakterfehlers ausreichen (RG JW 1914, 646°). 
Keine perſönliche Eigenſchaft des Bräutigams liegt darin, daß fein zur Zeit der Verlobung ver⸗ 
ſtorbener Vater vor Jahren wegen Meineides beſtraft worden iſt. Das Verſchweigen der Tat- 
ſache kann aus dem Gefühle kindlicher Ehrfurcht gerechtfertigt ſein, aber unter Umſtänden auf 
einen hohen Grad von Unwahrhaftigkeit als eine perſönliche Eigenſchaft im Sinne des 9 1333 
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ſchließen laſſen oder ſogar eine argliſtige Täuschung (8 1334) enthalten (RG 14. 4. 10 IV 328/09). 
Schwerwiegende Fälle, in denen die feſtgeſtellten Tatſachen einen eingewurzelten Hang 
zur Unwahrhaftigkeit und Unehrlichkeit des Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung 
ergeben, konnen zur Anwendung des $ 1333 führen (RG Warn 1912 Nr 395). Ebenſo OLG 
32, 1. Vgl. auch RG Warn 1919 Nr 174 oben A 5 (Hang zu fortgeſetzter Unaufrichtigkeit). 

6. Irrtum. Der Anfechtungsgrund ſetzt voraus, daß dem anfechtenden Ehegatten bei 
der Eheſchließung die wahre Sachlage unbekannt war. Hinſichtlich der Unkenntnis als einer 
klagebegründenden Behauptung trifft ihn die Darlegungspflicht. Nicht erforderlich iſt, daß 
der andere Ehegatte die fragliche perſönliche Eigenſchaft dem anfechtenden Ehegatten verhehlt 
oder ihn darüber argliſtig getäuſcht hat. Die Anwendung des $ 1333 iſt natürlich nicht aus 
geſchloſſen, wenn der Irrtum durch argliſtige Täuſchung hervorgerufen wurde. Eine Pflicht 
zur Offenbarung perſönlicher Eigenſchaften entſpräche wohl dem beiderſeits entgegenzu⸗ 
bringenden Vertrauen, iſt aber vom Geſetze nicht aufgeſtellt. Sogar wenn der Ehegatte ſeinen, 
die Anfechtung veranlaſſenden Fehler nicht gekannt hat, iſt die Anfechtung zuläſſig, ebenſo 
dann, wenn die Unkenntnis des anfechtenden Ehegatten auf eigener Fahrläſſigkeit beruht 
hat. — Unter Brautleuten beſteht kein rechtlicher Zwang zur Offenbarung perſönlicher Eigen- 
ſchaften. Jeder Teil muß aber mit dem Anfechtungsrechte des andern rechnen. Der gute 
Glaube, der andere Teil werde an der ihm verſchwiegenen, perſönlichen Eigenſchaft keinen 
Anſtoß nehmen, beeinträchtigt das Anfechtungsrecht nicht (Rh 10. 1. 10 IV 262/09). Eine 
auf Fahrläſſigteit beruhende Unkenntnis des Ehegatten von einer die Anfechtung begründen ⸗ 
den perſönlichen Eigenſchaft des andern Ehegatten ſchließt das Anfechtungsrecht nicht aus. 
Denn der durch Unkenntnis hervorgerufene Irrtum iſt für die Anfechtung rechtlich bedeutſam, 
ohne daß es auf die Frage ankommt, wie der Irrtum entſtanden iſt und ob und inwieweit 
bei der Entſtehung des Irrtums ein Verſchulden des Irrenden mitgewirkt hat (RG 26. 9. 12 
IV 110/12). Der Aufechtungskläger hat den vollen Tatbeſtand des $ 1333, alſo auch ſeinen 
Irrtum zu beweiſen (NG JW 1915, 780°; RG Warn 1915 Nr 119). Allein das Gericht 
iſt rechtlich nicht gehindert, den Erfahrungen des Lebens entſprechend, z. B. davon auszugehen, 
daß der Mann die Ehe nicht geſchloſſen hätte, wenn ihm bekannt geweſen wäre, daß die Frau 
mit mehreren Männern geſchlechtlichen Umgang gehabt habe, und von dieſem Standpunkt 
aus die Frau mit dem Gegenbeweiſe zu belaſten. Es handelt ſich alſo um eine ſog. Um⸗ 
kehrung der Beweislaſt, gegen die rechtlich nichts zu erinnern ift (RG 1. 12. 19 IV 247/19). 
Der Anfechtungstläger genügt ſeiner Beweispflicht durch Dartun eines Sachverhalts, der 
ausreicht, um dem Gerichte die Überzeugung von der Richtigkeit der von ihm behaupteten 
Tatſache (Unkenntnis vom Anfechtungsgrunde zur Zeit der Eheſchließung) beizubringen. 
Demgegenüber iſt es Sache des Gegners, die Beweiskraft der vom Kläger beigebrachten 
Beweismittel zu entkräften (RG 28. 1. 15 IV 448/14). Belanglos iſt, ob der Anfechtungs⸗ 
u Fallſucht) auch dem kranken Ehegatten vor der Eheſchließung unbekannt war (RG 
— 18 IV 391/17). Über die Pflicht des Gerichts, ſich im Urteile darüber auszuſprechen, ob es 

Anfechtung wegen Jertums oder die Anfechtung wegen argliſtiger Täuschung für be» 
gründet erachte, vgl. § 1346 A 3. 
4 7. Das Weſen der Ehe fteht zwar unwandelbar feft und ift für jedermann gleich, kann 
Wes verſchieden gewürdigt werden. Das Geſetz verlangt eine verſtändige Würdigung des 
5 > der Ehe und will damit alle willkürlichen, der perſönlichen Laune und Stimmung 
die n Anfechtungsgelüſte abwehren und die Anfechtungsanſprüche auf das durch 
ſich ier als einer vorwiegend ſittlichen Einrichtung, gebotene Maß zurückführen. Es handelt 
nn on um einen ſachlichen Maßſtab MG IW 03 Beil 701%; 04, 1141; RG 
des Falle aan RG 10. 6. 09 IV 409/08). Ahnlich wird im $ 119 verftändige Würdigung 
a W der Anfechtung einer Willenserklärung wegen Irrtums vorausgeſetzt. — Eine 
are digung darf die alltägliche Lebenserfahrung, daß gewiſſe Enttäuſchungen über 
ac 0 geniheften des andern Teils kaum ganz ausbleiben werden, nicht unbeachtet laſſen 
(uch J 03 Beil 70765). Bruch der Verlöbnistreue durch den Mann offenbart eine 
ſolche Zeichtfertigteit und Vertrauensunwürdigkeit, daß ein Irrtum darüber die hier in Rede 
ſtehende Vorausſetzung der Anfechtung erfüllt, zumal in dem Bruche der Verlöbnistreue auch 
ein wichtiger Grund zum Rücktritte von dem Verlöbnis im Sinne des s 1298 Abſ 3 zu erblicken 
It (MO I 1914, 646%. Auch trotz feines geringen ſittlichen Empfindens kann der 
Mann die Ehe anfechten, weil die Frau während der Verlobungszeit mit einem mehrere 
Jahre jüngeren Schüler gefchlechtlich verkehrt hat (RG 18. 4. 14 IV 5/14). 

8. Ob die perjönliche Eigenſchaft des einen Ehegatten den irrenden Ehegatten von der Ein⸗ 
gehung der Ehe abgehalten haben würde, läßt ſich nur unter Berückſichtigung der zur Zeit 
er Eheſchließung obwaltenden Verhältniſſe, ſowie der perſönlichen Denk- und Empfindungs⸗ 
das des irrenden Ehegatten beurteilen. Es handelt ſich hier um einen perſönlichen Maß⸗ 
1 ns J 04, 1149). In erſter Linie ift der aus der verftändigen Würdigung des Weſens 
Let he zu entnehmende Maßſtab, nicht das perſonliche Empfinden des Ehegatten maßgebend. 

ebteres kann das Anfechtungstecht unter Umſtänden einſchränken, niemals aber über das 
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bei verſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe ſich ergebende Maß hinaus ausdehnen (NG 
JW 1911, 54320). Muß ſchon nach dieſen höchſtperſönlichen Voraussetzungen verneint werden, 
daß die Kenntnis der Eigenſchaft jene Wirkung auf den irrenden Ehegatten geäußert haben 
würde, ſo iſt die Anfechtung verſagt. In dieſem Falle iſt es gleichgültig, ob das Weſen der 
Ehe eine verſtändige Würdigung bei dem irrenden Ehegatten gefunden hat oder nicht, denn 
dieſer Zuſatz bezweckt die Einengung, nicht die Erweiterung des Anfechtungsrechts. — Ein 
Mann der zwar nicht weiß, daß die Braut ſich mit einem andern Manne geſchlechtlich eingelaſſen 
hat, dies wohl aber argwöhnt und trotzdem zur Ehe ſchreitet, rechnet mit der Möglichkeit, 
daß ein ſolcher Geſchlechtsverkehr ſtattgefunden habe. Sein Argwohn iſt geeignet, die Feſt⸗ 
ſtellung auszuſchließen, daß er ſich bei Kenntnis des Geſchlechtsverkehrs von der Eingehung 
der Ehe hätte abhalten laſſen (NG JW 1912, 24412; RG 26. 9. 12 IV 110/12). — Bei der An- 
fechtungsklage gibt das Verhalten, das der Ehegatte nach der Vorſtellung des Richters vor 
Eingehung der Ehe beobachtet haben würde, den Ausſchlag, nicht ſein ſpäteres Verhalten 
(NO 4. 4. 10 IV 476/09). Es iſt etwas anderes, ob eine Ehefrau aus natürlicher Scheu davon 
abſieht, einen ſittlichen Makel des Ehemanns (widernatürliche Unzucht mit andern Männern) 
zum Anlaß einer Anfechtung oder eines Scheidungsbegehrens zu nehmen, nachdem die Ehe 
einmal geſchloſſen iſt, oder ob ſie bei Kenntnis dieſes ſittlichen Makels vor Eingehung 
der Ehe dieſe geſchloſſen haben würde (RG 95, 289). Die Anfechtung wegen Bruchs der 
Verlöbnistreue des Mannes iſt ausgeſchloſſen, wenn die Frau während des Brautſtandes 
Außerungen getan hat, aus denen, wenn auch nicht auf eine Ermächtigung zum Geſchlechts⸗ 
verkehr mit andern, doch darauf, daß ihr an Wahrung der Verlöbnistreue durch den Mann 
nichts lag, geſchloſſen werden kann (RG SW 1914, 646°). Läßt das unſittliche Verhalten der 
Frau den Schluß zu, daß es ihr ſchon bei der Eheſchließung an Sittlichkeits- und Ehrgefühl 
gemangelt hat, ſo iſt ſie nicht berechtigt, die Ehe aus dem Grunde, weil der Mann den Titel 
eines Doktor der Rechte (durch falſche Verſicherung der Selbſtanfertigung der ſchriftlichen 
Prüfungsarbeiten) erſchlichen hat und ſie von dieſer Tatſache erſt nach der Eheſchließung 
Kenntnis erhalten hat, anzufechten (RG 14. 6. 15 IV 9/15). Es darf und muß von vornherein 
davon ausgegangen werden, daß eine richtig empfindende Frau mit einem Manne, der 
unnatürlichen Geſchlechtsneigungen (Unzucht mit andern Männern) ergeben iſt, eine Ehe 
nicht eingehen wird (RG 95, 289). 

9. Beginn der Anfechtungsfriſt §8 1339 Abſ 2, 3, 206. Die Beweislaſt dafür, daß 
die Vorausſetzungen des $ 1333 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. Vgl. RG Warn 
1917 Nr 209. — Verlangt der Vater, nachdem die Ehe gemäß $ 1333 für nichtig erklärt 
worden, gemäß § 1702 Abſ 1 von der Mutter die Herausgabe des gemeinſchaftlichen 
Kindes, ſo hat er zu beweiſen, daß der Mutter die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung 
bekannt war. Die Beweispflicht erſtreckt ſich auf den geſamten Tatbeſtand des § 1333, ins⸗ 
beſondere das Bewußtſein der Mutter, daß der Vater bei Kenntnis der Sachlage und ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe von der Eheſchließung Abſtand genommen haben 
würde (RG MW 1912, 24515). 


8 1334 


) Eine Ehe kann von dem Ehegatten?) angefochten werden?), der zur 
Eingehung der Ehe durch argliſtige Täuſchung') über ſolche Umſtändes) 
beſtimmté) worden iſt, die ihn bei Kenntnis der Sachlage und bei ver⸗ 
ſtändiger Würdigung des Weſens der Ehe“) von der Eingehung der Ehe 
abgehalten haben würdens). Iſt die Täuſchung nicht von dem anderen Ehe⸗ 
gatten verübt worden, ſo iſt die Ehe nur dann anfechtbar, wenn dieſer die 
Täuſchung bei der Eheſchließung gekannt“) hat. 

Auf Grund einer Täuſchung über Vermögensverhältniſſe findet die 
Anfechtung nicht ſtatt le) 1). 

E I 1259 Nr 1, 1261 Nr 1 II 1242; M 4 78; P 4 72, 76, 81. 

1. Der § 1834 Abſ 1 entſpricht den im § 123 Wbf 1, 2 aufgeſtellten, die Anfechtung von 
Willenserklärungen betreffenden Grundſätzen, jedoch mit weſentlichen Abweichungen. Vom 
$ 1333 unterfcheidet fich der 8 1834 hauptſächlich dadurch, daß es ſich dort (abgeſehen vom Irrtum 
in der Perſon) um perſönliche Eigenſchaften des andern Ehegatten, hier um Umſtände, 
dort um Irrtum, hier um argliſtige Täuſchung handelt. 

2. Anfechtungsberechtigt iſt der getäuſchte Ehegatte, nicht der andere Ehegatte oder ein 
Dritter. Wegen der Anfechtung durch einen Vertreter vgl. 8 1886. 

3. Über Ausſchließung der Anfechtung vgl. $ 1337. 
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4. Argliſtige Täuſchung liegt vor, wenn bei dem irrenden Ehegatten die falſche Vorſtellung 
durch argliftiges Verhalten eines andern hervorgerufen worden iſt. Das argliſtige Verhalten 
kann ſowohl in der abſichtlichen Vorſpieglung falſcher Umſtände als auch in der abſichtlichen 
Eutſtellung oder Unterdrückung wahrer Umſtände beſtehen. Der Täuſchende muß den Vorſatz 
haben, durch die Täuſchung den Getäuſchten zur Eheſchließung zu beſtimmen. Die Anfechtung 
iſt auch dann zuläſſig, wenn der getäuſchte Ehegatte fahrläſſig gehandelt hat. — Argliftig 
iſt das Verhalten eines Verlobten ſchon dann, wenn er in berechnender Weiſe auf die Möglich ⸗ 
keit hin, daß die Eheſchließung ſonſt nicht zuſtande kommen werde, gefliſſentlich von der Mit- 
teilung einer Tatſache (3. B. einer ſchweren Beſtrafung ſeines verſtorbenen Vaters) abſieht 
(RS 14. 4. 10 IV 328/09). Vgl. auch RG 21. 11. 12 IV 298/12 (ungenügende Aufklärung 
der Braut über Beiwohnungsunfähigkeit des Bräutigams). So iſt die Anfechtung aus § 1334 
für begründet erachtet worden, weil die Frau ein außerehelich geborenes Kind hatte und dieſes 
dem Manne gegenüber, der zwar von dem außerehelichen Geſchlechtsverkehre der Frau, 
aber nicht von dem Vorhandenſein eines Kindes Kenntnis hatte, argliſtig als das Kind 
einer Verwandten ausgab (RG JW 1910, 7070. Die bloße Nichtangabe ungünſtiger 
Umſtände ftellt noch keine auf Täuſchung abzielende Handlungsweiſe dar (RG Warn 1913 
Nr 348). Über die Pflicht des Gerichts, ſich im Urteile darüber auszusprechen, ob es die An⸗ 
ee argliſtiger Täuſchung oder nur wegen Irrtums für begründet erachte, vgl. 


5. Umſtände aller Art, nur nicht die Vermögensverhältniſſe, können in Betracht kommen. 
Beiſpiele: Der Mann ſpiegelt der Frau vor, er habe die zu einem gewiſſen Beruf erforder- 
lichen Prüfungen beſtanden, oder ſein im Auslande befindlicher Wohnſitz ſei im Inlande. 
Auch Vorbeſtrafungen können in Betracht kommen. — Argliſtige Verſchweigung des Um⸗ 
ſtandes, daß der an Fallſucht (Epilepfie) leidende Ehegatte ſchon vor der Ehe epileptiſche 
19555 1 habe, kann die Anfechtung begründen (RG 26. 5. 13 IV 46/18). Vgl. 


En Die Eingehung der Ehe muß alfo im urſächlichen Zuſammenhange mit der Täuſchung 
55 Über verſtändige Würdigung des Weſens der Ehe vgl. § 1333 A 7. 
8. Für die Frage, ob die fraglichen Umſtände den Ehegatten von der Eheſchließung 
abgehalten hätten, gilt das in A 8 zu 8 1333 Geſagte. 
ns Dem Kennen iſt das Kennenmüſſen ($ 122) nicht gleichgeſtellt. Abweichung von $ 123 


„ 10. Geht die Täuſchung über Vermögensverhältniſſe von dem Ehegatten aus, fo 
kan die Anfechtung aus $ 1333 gegeben fein, wenn die Art der Täuſchung und der gewählten 
ee auf vollkommene Verlogenheit und Ehrloſigkeit des Täuſchenden ſchließen 
En (RG JW 03 Beil 70105). Über die Möglichkeit, den Abſchluß einer Ehe als Mittel zur 
Erreichung eines rechtswidrigen Vermögensvorteils zu mißbrauchen (Streben nach einer 
reichen Heirat), vgl. NGSt 34, 85. 

daß I Beotan der Anfechtungsfriſt 88 1339 Abſ 2, 203. Die Beweislaſt dafür, 
B. ke Vorausſetzungen des § 1334 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. Wegen 
eſtrafung des täuſchenden Ehegatten vgl. 8 170 StB. 


§ 1335 


) Eine Ehe kann von dem Ch x 
1 egatten?) angefochten werden!), der zur 
Eingebung der Ehe widerrechtlich) durch Drohung) beſtimmte) worden ift?). 

E 1259 Nr 1, 1261 Nr 1 II 1243; MA 71, 86; P 4 72 ff., 81. 

1. Der $ 1885 entipricht dem im g 123 Abſ 1 aufgeſtellten, die Anfechtung von Willens. 
erklärungen betreffenden e dn 8 dan nd die en AR Drohung be- 
handelt. Dazu gehört auch die Drohung mit Gewalt (A 5). Unmittelbare Gewaltanwendung 
zar Eingehung einer Che erſcheint bei der Geſtaltung der Eheſchließungshandlung ausgeſchloſſen. 
Vorkommendenfalls wurde die Eheſchließun serklärung wegen unwiderſtehlichen Zwanges 
nichtig oder aus 8 1332 Halbſ 2 anfechtbar kit 


2. Anfechtungsberechtigt iſt 0 i dere Ehegatt i 
Dritter, Wegen ber Sue al der bedrohte Ehegatte, nicht ber andere Ehegatte oder ein 


ng durch einen Vertreter vgl. § 1336. 
3. Wegen Ausſchließung der en vgl. 8 1837. - 
15 — Widerrechtlich kann die Drohung ſchon wegen der Beſchaffenheit des angedrohten 
> 3, 3. B. eines Verbrechens, fein. Auch wenn der Drohende zur Vornahme der an- 
8 rohten Handlung (4. B. Enterbung) berechtigt iſt, kann die Drohung widerrechtlich ſein. 
f 0 Veclöbnis gibt tein Recht, die Eingehung der Ehe durch Drohung zu erzwingen. Wer 
mich Dankbarkeit oder Ehrfurcht zur Eingehung der Ehe beſtimmen läßt, handelt überhaupt 
unter dem Einfluſſe eines widerrechtlichen Zwanges. 
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5. Drohung liegt vor, wenn dem künftigen Ehegatten ein Übel in Ausſicht geſtellt wird, 
das geeignet iſt, die freie Willensbeſtimmung des Bedrohten in bezug auf ſeinen Entſchluß, 
die Ehe einzugehen, ganz oder zum Teil auszuſchließen. Die Drohung kann ſowohl von dem 
andern Ehegatten als auch einem Dritten ausgehen, in der Androhung von Gewalt oder 
eines Verbrechens oder eines ſonſtigen Übels beſtehen und durch Worte oder Gebärden be⸗ 
wirkt werden. Der Drohende muß den Vorſatz haben, den Bedrohten zur Eheſchließung zu 
beſtimmen. Iſt die Drohung von einem Dritten verübt worden, ſo kommt es nicht darauf 
an (wie im Falle der Täuſchung durch einen Dritten, § 1334), daß der andere Ehegatte bei 
der Eheſchließung die Drohung gekannt hat. 

6 6. Die Eingehung der Ehe muß alſo im urſächlichen Zuſammenhange mit der Drohung 
tehen. 

7. Beginn der Anfechtungsfriſt SS 1339 Abſ 2, 203. Die Beweislaſt dafür, daß 
die Vorausſetzungen des § 1335 vorliegen, trifft den anfechtenden Ehegatten. Wegen Be⸗ 
ſtrafung des Entführers vgl. 88 236, 238 StGB, Art 34 IX CG. 


8 1336 


Die Anfechtung!) der Ehe kann nicht durch einen Vertreter?) erfolgen. 
Iſt der anfechtungsberechtigte Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreterss). 

Für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten kann ſein geſetzlicher Vertreter 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts!) die Ehe anfechten. In den 
Fällen des § 1331 kann, ſolange der anfechtungsberechtigte Ehegatte in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, nur“) fein geſetzlicher Vertreter die Ehe 
anfechten®). 

E I 8 1265 Satz 1, 3 II 1246 Abſ 1; M 4 94; P 4 84 ff. 

1. Anfechtung mittels Klage (§ 1341) oder mittels Erklärung gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gerichte ($ 1342). 

2. Die Entſchließung darüber, ob von dem Anfechtungsrechte Gebrauch zu machen ſei, 
gebührt wegen der höchſtperſönlichen Natur der Ehe dem anfechtungsberechtigten Ehegatten 
ſelbſt. Eine Vertretung in dieſer Entſchließung iſt grundſätzlich ausgeſchloſſen. Weder der 
geſetzliche Vertreter noch ein freiwillig beſtellter Vertreter können über den Gebrauch des An⸗ 
fechtungsrechts beſchließen. Dagegen kann der anfechtungsberechtigte Ehegatte ſeinen Willen, 
die Ehe anzufechten, durch einen Vertreter erklären und zur Ausführung bringen. Wegen 
Erteilung der Vollmacht für den Rechtsſtreit vgl. § 613 3 PO. 

3. Die Vorſchriften des Abf 1 gelten auch für die Beſtätigung (8 1337 Abf 3). 

4. Vgl. SS 35 ff. JGG und Art 147 EG. Dem Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts 
ſind zwar keine Schranken geſteckt. Wäre aber anzunehmen, daß der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte ſelbſt die Ehe nicht anfechten würde, ſo müßte dieſer Umſtand bei der höchſt⸗ 
perſönlichen Natur des Anfechtungsrechts zur Verſagung der Genehmigung führen. — Die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ift nur zur Erhebung der Anfechtungsklage (8 1341 
Abſ 1) erforderlich. Aus der Entſtehungsgeſchichte des $ 612 ZPO und des § 1336 BGB 
ergibt ſich, daß nur die Erhebung der Klagen (Scheidungsklage oder Anfechtungsklage) von der 
Genehmigung des Vorwundſchaſtsgerichts abhängig ſein ſollte. Die Genehmigung iſt zur 
Fortſetzung des Rechtsſtreits, wenn der klagende Ehegatte im Laufe desſelben geſchäftsunfähig 
geworden iſt, zwar nicht erforderlich, kann aber nachträglich im Laufe des Rechtsſtreits erteilt 
werden (RG 86, 15). Der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen Ehegatten bedarf 
der a des Vormundſchaftsgerichts nicht nur zur Erhebung der Anfechtungs⸗ 
15 ( er, ee auch zur Anfechtung mittels Erklärung gegenüber dem Nachlaß. 
gerichte (£ 

5. Soweit nur der geſetzliche Vertreter die Ehe anfechten kann, iſt der Ehegatte ſelbſt 
prozeßunfähig ($ 612 Abſ 1 SPD) Der Vertreter kann die Anfechtung auch gegen den 
Willen des in der Geſchäftsfähigteit beſchräntten Ehegatten vornehmen. Einer Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedarf es nicht, jedoch hat der Vertreter ſelbſtverſtändlich das 
Wohl des Vertretenen zur Richtſchnur ſeines Handelns zu nehmen. 

6. Der geſetzliche Vertreter eines in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten kann 
dadurch, daß er die Anfechtungsfriſt unbenutzt verſtreichen läßt oder die Ehe genehmigt, dieſe 
zit einer unanfechtbaren machen. Sit dagegen zur Zeit des Eintritts der unbeſchränkten Geſchäfts⸗ 
fähigkeit die Anfechtungsfriſt (nach § 1839 Abſ 2 ſeit Kenntnis des geſetzlichen Vertreters 
von Eingehung der Ehe gerechnet) noch nicht abgelaufen und hat der geſetzliche Vertreter 
die Che nicht genehmigt, jo kann der nunmehr geſchäftsfähig gewordene Ehegatte die Ehe 
innerhalb des Reſtes der Friſt ſelbſtändig anfechten (§ 1839 A 3). 
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§ 1337 

1) Die Anfechtung der Ehe iſt in den Fällen des § 1331 ausgeſchloſſen, 
wenn der geſetzliche Vertreter die Ehe genehmigt?) oder der anfechtungs⸗ 
berechtigte Ehegatte, nachdem er unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt, 
die Ehe beſtätigt?). Iſt der geſetzliche Vertreter ein Vormund, jo kann die 
Genehmigung, wenn ſie von ihm verweigerts) wird, auf Antrag des Ehe⸗ 
gatten“) durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werdens); das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hat die Genehmigung zu erſetzen, wenn die Aufrechterhaltung 
der Ehe im Intereſſe des Ehegattens) liegt. 

In den Fällen der SS 1332 bis 1335 iſt die Anfechtung ausgeſchloſſen, 
wenn der anfechtungsberechtigte Ehegatte nach der Entdeckung des Irr⸗ 


tums!) oder der Täuſchung oder nach dem Aufhören der Zwangslage die 
Ehe beſtätigt. 2 

Die Vorſchriften des § 1336 Abſ 1 gelten auch für die Beſtätigungs). 

E 1 1263 Abſ 1, 3 II 1244, 1246 Abi 3; M 4 90; P 4 82; 6 270. 

1. Der 8 1337 behandelt die Fälle, in denen das Recht zur Anfechtung der Ehe durch 
Genehmigung des geſetzlichen Vertreters (bzw. des Vormundſchaftsgerichts) oder Be- 
latigung des anfechtungsberechtigten Ehegatten ausgeſchloſſen wird. Er entspricht dem 

144. Weitere Ausſchließungsgründe enthalten die 88 1338, 1339 BGB und der 8.616 3 PO. 

Genehmigung und Beſtätigung den Sinn haben, daß ſie das Einverſtändnis mit Aufrecht⸗ 
erhaltung und Fortſetzung der Ehe ausdrücken, ſo muß das Genehmigungs⸗ und Beſtätigungs 
recht naturgemäß mit dem Tode des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten erlöſchen. 

1388 fteht nicht entgegen. Ebenf owenig kann eine Ehe, nachdem fie angefochten und für nichtig 
erklärt worden tft, genehmigt oder beſtätigt werden (§ 1341 Abſ 2 Satz 2). Ausgeſchloſſen 
iſt immer nur der Anfechtungsgrund, auf den ſich die Genehmigung oder Beſtätigung bezieht. 

2. Genehmigung und Beſtätigung ſind einſeitige Rechtsgeſchäfte, bedürfen keiner Form 
und unterliegen, ſoweit ſich nicht aus dem Weſen der Ehe Abweichungen ergeben, den all: 
gemeinen Beſtimmungen über Rechtsgeſchäfte, insbeſondere auch hinſichtlich der Nichtigkeit 
und Anfechtbarkeit der Rechtsgeſchäfte. Eine Beſtätigung der anfechtbaren Ehe liegt vor, 
wenn der zur Anfechtungsklage berechtigte Ehegatte mit Kenntnis des den Anfechtungs⸗ 
grund erfüllenden Tatbeſtandes ſeinen Willen, die Ehe fortzuſetzen, irgendwie zum Ausdrucke 
bringt. Dies kann auch ſtillſchweigend, z. B. durch Beiſchlafsvollziehung, geſchehen. Vgl. 
uc 10. 4. 05 IV 572/04. Die Beſtätigung einer anfechtbaren Ehe braucht nicht wie die Be⸗ 
fätigung einer nichtigen Ehe (§ 1325 A 5) dem andern Ehegatten gegenüber vor 
genommen zu werben. Eines Beweiſes dafür, daß der Ehegatte fich feiner Anfechtungsbefugnis 
En geweſen fei, bedarf es nicht. Das Weſen der Ehe muß als dem anfechtungsberechtigten 
ar ne .ten bekannt vorausgeſett werden. Wer z. B. irrtümlich ftatt feine Braut deren Schweſter 
geheltatet hat (Fall des $ 1333) und den ehelichen Geſchlechtsverkehr nach Entdeckung des Irr⸗ 
5 r Ele et beftätigt die Ehe und kann ſich nicht damit entſchuldigen, daß er die Anfechtbarkeit 
11 ige nicht getannt habe. — In gewiſſen Fällen darf davon ausgegangen werden, daß mit 
Anfecheb ane der die Anfechtung begründenden Tatſache ohne weiteres die Kenntnis der 
Ein ſolchaze des Rechtsgeſchäfts gegeben fei, 3. B. im Falle argliſtiger Täufchung (R& 68, 401). 
An ch uus Zuſammenfallen der Kenntnis des Anfechtungsgrundes mit der Kenntnis des 

zenomndenecgte hat das Reichsgericht für alle Fälle der Anfechtung einer Ehe wegen Irrtums 
angenommen (uch 69, 410). Die Fortſetzung des auf Eheherſtellung gerichteten Rechts⸗ 
ſtreits enthält nicht notwendig eine Beftätigung der Ehe (RG IW 1913, 378%). Wenn der 
auf Scheidung tlagende Ehegatte im Laufe des Nehtäitreit3 die Ehe auch (wegen Irrtums) 
anſicht, die Anfechtungsklage aber zeitweilig fallen läßt, ſchließlich jedoch aufrechterhält, 
Io folgt aus ſolchem Prozeßverhalten doch keine Beſtätigung der Ehe (M® 15. 4. 16 IV 445/15). 
Dei der Anfechtungsffage gibt es keine Verzeihung im Sinne des $ 1570 (M® 4. 4. 10 IV 476/09). 
Genehmigung und Beſtatigung find unwiderruflich. Sie können auch unter einer Be⸗ 
dingung (MG 44, 147) oder einer Zeitbeſtimmung erklärt werden. Die Wirkung der 
Genehmigung und der Beſtätigung beſteht darin, daß die Anfechtung der Ehe (aus dem 
Grunde, auf den ſich die Genehmigung oder Beſtätigung bezieht) ausgeſchloſſen wird. So iſt, 
wenn der geſetzliche Vertreter eines in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Ehegatten die Ehe 
einmal genehmigt hat, letzterer auch, nachdem er unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden, nicht 
mehr berechtigt, aus ebendemſelben Grunde die Ehe anzufechten. Die Ehe iſt als von 
Anfang an gültig anzufehen. b 
f ur bei Verweigerung, nicht bei Erteilung der Genehmigung durch den Vormund, 
ann das Vormundſchaftsgericht angerufen werden. 
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4. Nämlich auf Antrag des anfechtungsberechtigten Ehegatten, der hierzu, wenn er 

darf i beſchränkt iſt, der Genehmigung des geſetzlichen Vertreters nicht 
edar 5 

5. Erſetzung durch das Bormundſchaftsgericht §88 85ff. FG und Art 147 EG. 

6. Nämlich im Intereſſe des anfechtungsberechtigten Ehegatten. 

7. Entdeckung des Irrtums vgl. § 1339 A 5. 

8. In den Fällen der 88 1332—1335 kann alſo (abweichend von dem Falle des 8 1331) 
der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehegatte die Ehe ohne Zuſtimmung ſeines geſetzlichen 
Vertreters beſtätigen. Ein geſchäftsunfähiger Ehegatte kann die Ehe nicht beſtätigen, 
ebenſowenig ſein geſetzlicher Vertreter. Für einen geſchäftsunfähigen Ehegatten kommt 
nur das Anfechtungsrecht aus § 1336 Abſ 2 Satz 1 in Frage. 


§ 1338 
Die Anfechtung iſt nach der Auflöſung!) der Ehe ausgeſchloſſen?), es 
ſei denn, daß die Auflöſung durch den Tod des zur Anfechtung nicht berech⸗ 
tigten Ehegatten herbeigeführt worden iſts). 
E 1 1262 II 1245; M 4 87; P 4 81. 


1. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle der 
Todeserklärung ($ 1348 Abſ 2). Über Anbringung von Anfechtungsanträgen während 
Schwebens eines Scheidungsprozeſſes vgl. RG 59, 410 und § 1341 A 2. 

2. Mit dem Tode des anfechtungsberechtigten Ehegatten erliſcht das Anfechtungsrecht, 
eine Folge, die mit der perſönlichen Natur dieſes Rechtes zuſammenhängt. Die Ehe wird un⸗ 
anfechtbar. Diejenigen Perſonen, welche im Falle der Nichtigkeit der Ehe Erben des anfechtungs⸗ 
berechtigten Ehegatten ſein würden, ſind nicht berechtigt, die Ehe anzufechten. Dies ſetzt aber 
voraus, daß der anfechtungsberechtigte Ehegatte die Ehe nicht ſchon bei Lebzeiten angefochten 
hat. Hat er die Anfechtungsklage zwar erhoben, jedoch nicht bis zur rechtskräftigen Ent⸗ 
ſcheidung durchgeführt, fo iſt freilich nach 8 628 ZPO infolge des Todes des anfechtenden Ehe⸗ 
gatten der Rechtsſtreit in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen, aber die in der 
Erhebung der Anfechtungsklage liegende Anfechtung äußert ihre Wirkung über den Tod des 
Anfechtenden hinaus. Die Nichtigkeit der anfechtbaren und angefochtenen Ehe kann nun 
von jedem, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, geltend gemacht werden (§ 1343 Abſ 2). 
Der Beweis des Anfechtungsgrundes kann auf jede zuläſſige Art geführt werden. Einer förm⸗ 
lichen Nichtigkeitserklärung bedarf es nicht. 

3. Mit dem Tode des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten erliſcht das An⸗ 
fechtungsrecht nicht. Die Anfechtung wird in dieſem Falle gemäß § 1342 durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte bewirkt. Das Anfechtungsrecht kann namentlich in den Fällen 
der SS 2077, 2268, 2279 (Teſtament und Erbvertrag) Bedeutung gewinnen. Hatte der an- 
fechtungsberechtigte Ehegatte ſchon bei Lebzeiten des andern Ehegatten die Anfechtungs⸗ 
klage erhoben, aber noch nicht bis zur Rechtskraft des Urteils durchgeführt, ſo iſt der Rechts⸗ 
ſtreit nach 8 628 3 PO in Anſehung der Hauptſache als erledigt anzuſehen und es iſt nicht 
ſtatthaft, daß der anfechtungsberechtigte Ehegatte den Rechtsſtreit gegen die Erben des andern 
Ehegatten behufs Nichtigkeitserklärung der Ehe fortſetzt. Aber die in der Erhebung der An⸗ 
fechtungsklage liegende Anfechtung äußert ihre Wirkung über den Tod des zur Anfechtung 
nichtberechtigten Ehegatten hinaus (RG 6. 3. 05 IV 589/04; hier mußte eine Ehefrau, die 
die Anfechtungsklage erhoben hatte, die im Teſtamente ihres Mannes für den Fall des Nicht⸗ 
beſtehens der Ehe ausgeſprochene Enterbung gegen ſich gelten laſſen, weil der Anfechtungs⸗ 
grund gerechtfertigt war). Gleichgültig iſt, ob der anfechtungsberechtigte Ehegatte den An⸗ 
fechtungsgrund vor oder nach dem Tode des andern Ehegatten erfahren hat. 


§ 1339 

Die Anfechtung!) kann nur binnen ſechs Monaten?) erfolgen. 

Die Friſt beginnt in den Fällen des § 1331 mit dem Zeitpunkt, in wel⸗ 
chem die Eingehung oder die Beſtätigung der Ehe dem geſetzlichen Ver⸗ 
treter bekannt wird oder der Ehegatte die unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
erlangt?), in den Fällen der SS 1332 bis 1334 mit dem Zeitpunkt, in wel⸗ 
chem der Ehegatte!) den Irrtum) oder die Täuſchung entdeckt, in dem Falle 
des 8 1335 mit dem Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört. 

Auf die Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 
88 203, 206 entſprechende Anwendung“) 7). 

E I 1264 II 12477. M 4 93; P 4 82, 89; 6 270. 
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1. Gleichviel, ob die Anfechtung mittels Klage (§ 1341) oder Erklärung gegenüber dem 
Nachlaßgerichte (8 1342) bewirkt wird. N ah 

2. Die ſechsmonatige Anfechtungsfriſt ift eine Ausſchlußfriſt. Mit ihrem Ablauf 
iſt die Geltendmachung des Anfechtungsgrundes ausgeſchloſſen. Die Ehegatten können weder 
die Verlängerung der Friſt vereinbaren, noch auf ihre Geltendmachung verzichten. Die Aus- 
ſchließung ift von Amts wegen zu beachten (RG IW 06, 35518). Ebenſo Och 32 1. Für 
die Berechnung der Friſt ſind die 88 187 Abſ 1, 188 Abſ 2 maßgebend. Mit Erhebung der 
Scheidungsklage werden nicht nur alle Scheidungsgründe, ſondern auch alle Anfechtungs⸗ 
gründe rechtshängig. Der 8 1572 gilt daher nicht nur für Scheidungs-, ſondern auch für An⸗ 
fechtungsgründe (RG IW 03 Beil 44%; R 53, 334). Vgl. Erläuterungen zu $ 1572. Eine 
dem 8 1571 Abſ2 ähnliche Beſtimmung (Hemmung des Friſtenlaufs, ſolange die häusliche Ge⸗ 
meinſchaft aufgehoben iſt) iſt nicht gegeben. — Es iſt Sache des Anfechtungsgegners, ſich 
darauf zu berufen, daß die Anfechtungsfriſt verſtrichen ſei; er hat zu behaupten und zu be⸗ 
weiſen, daß und wann der Anfechtungsberechtigte von dem Aufechtungsgrunde Kenntnis er⸗ 
halten habe (RG Gruch 48, 334; RG IW 1911, 64818, NG Warn 1917 Nr. 209; 1918 
Nr. 211). Vgl. 88 1571 A 4, 1568 A 10. 8 2 

3. Erlangt der Ehegatte die unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit, während die mit der 
N 1 (8 1688 f. 60) 8er ene Friſt läuft, fo ſteht ihm nur der Reſt der Friſt zur An- 

echtung zu : 

4. Iſt der Ehegatte geſchäftsunfähig, fo kommt es auf den Zeitpunkt an, in dem ſeinem 
Een Vertreter bie maßgebenden Umſtände bekannt werden (vgl. jedoch $ 1840). 

„Fur Entdeckung des Irrtums gehört z. B., daß der Ehegatte von der Geſchlechtskrankheit 
des andern Ehegatten nicht nur eine allgemeine Vorſtellung, ſondern auch Kenntnis von der 
Schwere und Gefährlichteit des Leidens erlangt (RG JW 04, 2842); vgl. auch RG JW 06, 355 
Erlangung der Überzeugung, daß der Mann zur ehelichen Beiwohnung dauernd unfähig). — 
Von einer Entdeckung des Irrtums kann keine Rede fein, ſolange der Irrende mit oder ohne 
Verſchulden noch tatſächlich im Irrtume befangen iſt. Kennenmüſſen ſteht der Kenntnis 
nicht gleich (MG Warn 1910 Nr 122). Ein Ehegatte, der zwar im Laufe der Ehe das Vor⸗ 
handenſein eines geiftigen Gebrechens des andern Ehegatten entdeckt, aber erſt durch ein 
ärgtliches Gutachten erfährt, daß es ſich um angeborenen, alſo ſchon zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung vorhanden geweſenen Schwachſinn handelt, kann die Ehe anfechten (RG 28. 1. 15 
IV 448/14). Zur Entdeckung des Irrtums iſt nicht zu berlangen, daß für den klagenden Ehe- 
gatten auch ſchon hätte feſtſtehen müſſen, der Anfechtungsgrund (hier Geiſteskrankheit) würde 
vom Gericht als ausreichend anerkannt werden (RG 20. 3. 16 IV 810/15). Es kommt nicht 
def die Feſtſtellung der Kenntnis aller Einzelheiten des zur Anfechtung berechtigenden Tat⸗ 
beſtandes, vielmehr nur auf den Nachweis der Kenntnis feiner weſentlichen Beftandteile 
an (RG 9. 10. 19 IV 183/19, Unfähigkeit des Mannes zu einem regelrechten Geſchlechts, 
verkahr infolge eines körperlichen Fehlers). Die Feſtſtellung, dem Ehegatten ſei ein Gerücht 
15 Ohren gekommen, genügt nicht. Zur Entdeckung des Irrtums gehört, daß er das, was er ger 
10 Gch für wahr gehalten hat (RG ZW 09, 63917; MG 20. 11. 14 IV 296/14: vgl. auch 
7 15 Ac). Der Umſtand, daß die Anfechtungsklage auf argliſtige Täuſchung geſtützt wird, 
beg ert den Anfechtungskläger nicht, geltend zu machen, daß die Anfechtungsfriſt noch nicht 

tue habe, denn man kann auf bloßen Verdacht hin oder auf Grund einer Vermutung 
eine Klage erheben und Prozeßbehauptungen aufſtellen (RG JW 1913, 377°). 

icht die dy, Crundſätze über die Verjährung find nicht anwendbar, da das Anfechtungsrecht 
nicht die Natur eines Anſpruchs (8 194 Abſ 1) hat. Vgl. auch RG 48, 163. Eine Ausnahme 
machen die Beſtimmungen über Verhinderung infolge Stillſtandes der Rechtspflege, durch 
höbere ewalt and Verkretungsmangel (88 203, 206). Bezüglich des $ 206 Ub] 2 Bc B iſt 
§ 612 Abs! ABO zu beachten. Eine dem § 124 Abſ 3 entſprechende Beſtimmung (Ausſchließung 
der Anfechtung nach 30 Jahren) ift nicht gegeben. Ebenſowenig gibt es eine dem 8 1571 Abſ 2 
entſprechende Aufforderung zur Erhebung der Anfechtungsklage. 

7. Übergangs recht. Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des BOB geſchloſſenen 
Che beſtimmt fih nach ben bisherigen Geſehen Art 198 Abſ 1 Ech). Dieſem Grundſatze zufolge 
bleiben auch für die Geltendmachung der Ungültigkeit die bisherigen Ausſchlußfriſten mah- 
gebend (RO 48, 161; val auch RG IWW 07 S. 51517, 31). Eine nach den bisherigen Geſetzen 
wichtige oder ungültige Ehe ift als von Anfang an gültig anzuſehen, wenn die Ehegatten zur 
Zeit des 1 des BGB noch als Ehegatten miteinander lebten und der Grund, 
uf dem die Nichtigfeit oder die Ungültigkeit beruht, nach den Vorſchriften des BGB die 
Nichtigkeit oder die Anfechtbarkeit der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe Wirkung verloren 
haben würde (Art 198 Abſ 2 Saß 1 Ech). Der erſichtliche Grund dieſer Übergangsvorſchrift 
it, eine nach bisherigem Rechte anfechtbare Ehe tunlichſt aufrechtzuerhalten. Damit iſt es aber 
„nbereinbar, eine ſchon nach bisherigem Recht unanfechtbar gewordene Ehe (z. B. wegen 

Haufs der ſechswöchigen Anfechtungsfriſt des bisherigen Rechts) der Anfechtung nach dem 
neuen Rechte lediglich deshalb auszusetzen, weil die Anfechtung erſt nach deſſen Inkrafttreten 
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(Entdeckung des Irrtums) möglich geworden iſt (RG 48, 165). Die für die Anfechtung im BGB 
beſtimmte Friſt beginnt nicht vor dem Inkrafttreten des BGB (Art 198 Abſ 2 Satz 2 EG). 
Dieſe Beſtimmung ſoll verhindern, daß die Anfechtbarkeit, ſoweit ſie infolge der Beſtimmung 
in Satz 1 nach dem BGB zu beurteilen iſt, nur deshalb ausgeſchloſſen bleibe, weil beim In⸗ 
krafttreten des BGB ſchon die ſechsmonatige Friſt des 8 1339 abgelaufen iſt, während die nach 
dem bisherigen Rechte längere Friſt, wie nach gemeinem und franzöſiſchem Rechte, noch 
nicht verſtrichen iſt (RG 48, 167). Über Anfechtung einer unter der Herrſchaft des PrAL R 
geſchloſſenen Ehe durch den Mann wegen Irrtums in der Jungfräulichkeit der Frau vgl. 
RG Warn 1915 Nr 211. 


8 1340 


Hat der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen!) Ehegatten die 
Ehe nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann nach dem Wegfalle der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit?) der Ehegatte ſelbſt die Ehe in gleicher Weife?) anfechten, wie 
wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre. 

E II 1248; P 4 84, 89, 90. 


1. Geſchäftsunfähigkeit, vgl. 88 1336 Abſ 2 Satz 1 und 1339. Für den nur beſchränkt 
geſchäftsfähigen Ehegatten iſt eine derartige Vergünſtigung nicht gegeben. 

2. Wegfall der Geſchäftsunfähigkeit iſt auch dann eingetreten, wenn der Ehegatte nur 
beſchränkt geſchäftsfähig geworden iſt. 

3. Die Vorſchriften über den Beginn der Ausſchlußfriſt (8 1339) bleiben maßgebend. 
Hat aber die Friſt ſchon mit der Keuntnis des Vertreters begonnen (8 1339 A 4) und iſt fie zur 
Zeit des Wegfalls der Geſchäftsunfähigkeit noch nicht abgelaufen, ſo bleibt dem Ehegatten 
nur der Reſt der Friſt zur Anfechtung frei. 


8 1341 


Die Anfechtung erfolgt, ſolange nicht die Ehe aufgelöſt!) iſt, durch Era 
hebung der Anfechtungsklage“). 

Wird die Klage zurückgenommen), fo iſt die Anfechtung als nicht er» 
folgt anzuſehen. Das gleiche gilt, wenn die angefochtene Ehe, bevor ſie für 
nichtig erklärt oder aufgelöſt worden iſt, nach Maßgabe des § 1337 ge⸗ 
nehmigt“) oder beſtätigt“) wird. 

E I 1266 Abſ 1, 1268 II 1249; M 4 95, 97 ff.; P 4 90. 


1. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle der 
Todeserklärung ($ 1348 Abſ 2). Im Falle des § 1342 wird die Anfechtung durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte bewirkt. 

2. Die Erhebung der Anfechtungsklage hat eine doppelte Bedeutung. Sie ſtellt die 
Anfechtungshandlung dar und enthält das Begehren, eine richterliche Feſtſtellung dahin zu 
treffen, daß die Anfechtung begründet, d. h. die Ehe nichtig ſei. Anders die Anfechtungserklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichte (8 1342 A 2). Die Anfechtung kann auch durch Erhebung einer 
Widerklage bewirkt werden. — Zu beachten iſt, daß, während ein Scheidungs⸗ oder An⸗ 
fechtungsverfahren rechtshängig iſt, ein zweites Scheidungs oder Anfechtungsverfahren 
nicht anhängig gemacht werden kann. Vielmehr ſind in einem Rechtsſtreite, der mit einem 
Scheidungsantrag eröffnet wird, etwaige Anfechtungsgründe, und in einem Rechtsſtreite, 
der mit der Anfechtungsklage eingeleitet wird, etwaige Scheidungsgründe vorzubringen. 
Alle Angriffe gegen den Beſtand einer Ehe ſind in einem einzigen Verfahren zu erledigen. 
Daher kann ein Anfechtungsantrag, deſſen Stellung bis zum Erlaß eines auf Scheidung lauten: 
den Berufungsurteils unterblieben ift, erſt, wenn das Reviſionsgericht auf Aufhebung des 
Berufungsurteils und Zurückverweiſung der Sache erkannt hat, beim Berufungsgericht an⸗ 
gebracht werden; ſeine Anbringung iſt dagegen überhaupt ausgeſchloſſen, wenn die Reviſion 
gegen das Scheidungsurteil zurückgewieſen wird (RG 59, 410). Durch die Erhebung der 
Scheidungsklage wird dem Widerkläger das Recht zur Geltendmachung von Aufechtungs⸗ 
gründen nicht gewahrt. Seine Untätigkeit während des Laufes der Anfechtungsfriſt kaun 
nicht dahin führen, daß die in dieſe Friſt hineinfallende Erhebung der gegneriſchen Klage 
den Anfechtungsgrund bei Beſtand erhält. Allerdings ift der Lauf der Aufechtungsfriſt während 
der Zeit von der Erhebung der gegnerischen Scheidungsklage bis zur erſten mündlichen Ver⸗ 
handlung gehemmt, weil während dieſes Zeitabſchnitts dem Widerkläger die Möglichkeit zur 
Erhebung der Anfechtungswiderklage (ſowohl innerhalb wie außerhalb des anhängigen Schei⸗ 
dungsverfahrens) fehlt (RG JW 09, 68917). Mit der Erhebung der Anfechtungsklage werden 
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alle Anfechtungsgründe rechtshängig, auch wenn die Klage nur einen Grund oder einzelne 
Gründe geltend macht (RG 28. 1. 15 IV 448/14). Vgl. auch 8 1564 A 4. 7 

3. Mit der Zurücknahme der Anfechtungsklage verliert die Erhebung der Klage die ihr 
als Anfechtungshandlung (A 2) zukommende Wirkung. Die Anfechtung gilt als nicht erfolgt. 
Die Zurücknahme der Klage ſteht der Erhebung einer neuen Klage aus dem nämlichen oder 
einem andern Anfechtungsgrunde nicht entgegen. Ob in der Zurücknahme der Klage ein Beweis⸗ 
grund für die Genehmigung bzw. Beſtätigung der Ehe und ſomit ein Verzicht auf nochmalige 
Geltendmachung des nämlichen Anfechtungsgrundes liegt, iſt Tatfrage. — Keine Genehmigung 
oder Beſtätigung der Ehe liegt vor, wenn vor der Zurücknahme der Anfechtungswiderklage 
eine ſelbſtändige (wenn auch verſpätete) Anfechtungsklage gleichen Inhalts erhoben worden 
iſt (OLG 32, 1). Die Zurücknahme der Klage ſteht der Abweiſung der Klage (8 616 ZPO) 
nicht gleich. Da die Klage nach § 271 Abſ 1 ZPO ohne Einwilligung des Beklagten nur bis 
zum Beginne der mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Hauptſache zurückgenommen 
werden kann, ſo hat es der Beklagte in der Hand, nach dem Beginne der mündlichen Ver⸗ 
a durch Vorenthaltung der Einwilligung eine Entſcheidung über die Klage herbei⸗ 
zuführen. 

4. Genehmigung und Beſtätigung der Ehe bewirken nicht nur, daß die Anfechtung als 
nicht erfolgt anzuſehen ift, ſondern fie machen die Ehe auch zu einer unanfechtbaren, d. h. 
hinſichtlich derjenigen Anfechtungsgründe, auf welche ſich die Genehmigung oder Bestätigung 
beziehen. Im übrigen vgl. § 1337 A 2. Iſt die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt, ſo kommt 
eine vor der Rechtskraft erfolgte Genehmigung oder Beſtätigung auch dann nicht mehr in 


Betracht, wenn ſie in dem Rechtsſtreit über die Anfechtungsklage nicht mehr geltend gemacht 
werden konnte. 


8 1342 


) Iſt die Ehe durch den Tod des zur Anfechtung nicht berechtigten Ehe: 
gatten aufgelöft worden, jo erfolgt die Anfechtung durch Erklärung gegen⸗ 


über dem Nachlaßgerichte?); die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter 
Forms) abzugeben. es sh ff 8 9 


Das Nachlaßgericht fol‘) die Erklärung ſowohl demjenigen mitteilen, 
welcher im Falle der Gültigteit der Ehe, als auch demjenigen, welcher im 
Falle der Nichtigkeit der Ehe Erbe des verſtorbenen Ehegatten iſt. Es hat 


die Einſicht der Erklärung jedem tatt i tliches Intereſſe 
glaubhaft machts), si zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſ 


gegenüber enten ung ecklücung iſt in öffentlich beglaubigter Form dem Nachlaßgerichte 


0 ergeben SS 72, 73 Fchiß und Art 147 Ech. Die Anfechtungserklärung 
beg Beneh ren Rachlahgericht enthält nicht wie die Erhebung der Anfechtungsklage zugleich 
- 5 Sefttellung der Nichtigkeit der Ehe ($ 1341 A 2), hat vielmehr, ohne daß 

den Anfang aß ichtigkeitserklärung bedarf, von ſelbſt die Wirkung, daß die Ehe als 
g, an nichtig n dn iſt ($ 1843 Abſ 1). Die Nichtigkeit der nei 

a 0,968 Intereſſe daran hat, geltend gemacht werben. in liegt aber 
e 17 Richtigteit ob. Mit dem N in Ba die Anfechtung dem Nachlaß 
richte gegenüber erklärt N die bezeichnete Wirkung ein. 95 e a 15 
lechtung, >, der Wirkung, daß die Anfechtung als nicht erfolgt gilt, iſt nicht 
Ab e Se 9 die nachträgliche e Veſtätigung der Ehe (8 1341 
8 1836 eo 3 der Abgabe der Anfechtungserklärung durch einen Vertreter vgl 
1 ſechs monatige Anfechtungsfriſt iſt für die Anfechtungserklärung ebenſo 
wier ni Anfechtungetlage maßgebend (8 1339 A 1). Die Anfechtungserklärung unterliegt 
MN 10 ere einſeitige Mechtsgeſchäfte wiederum der Anfechtung. Schwebt beim Tode des 
nfechtung nicht berechtigten Ehegatten eine vom anfechtungsberechtigten Ehegatten 
ufechtungsklage, fo kann der Rechtsſtreit nicht gegen die 

8 Herbeiführung der Nichtigkeitserklärung fortgeſetzt werden. 
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Der Rechtsſtreit iſt vielmehr nach 8 628 ZPO in Anſehung der Hauptſache als erledigt 
anzuſehen; die Anfechtung behält freilich ihre Wirkung und braucht nicht noch durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte wiederholt zu werden. 

3. Form $ 129 BGB, SS 167, 183, 191 FGG. Formmangel zieht Nichtigkeit der An⸗ 
fechtung nach ſich. 

4. Die dem Nachlaßgericht aufgegebene Benachrichtigung der Erben hat nur die Be⸗ 
deutung einer Ordnungsvorſchrift, die, ſoweit fie unausführbar iſt, ohne fachliche Nachteile 
unterbleibt (vgl. 8 12 FGG; Amtstätigkeit des Gerichts). 

5. Vgl. 88 15 Abſ 2, 34 FGG. 


8 1343 


Wird eine anfechtbare!) Ehe angefochten), jo iſt ſie als von Anfang 
an nichtig anzujehen?). Die Vorſchrift des § 142 Abſ 2 findet Anwendung). 

Die Nichtigkeit einer anfechtbaren Ehe, die im Wege der Klage?) an⸗ 
gefochten worden iſt, kann, ſolange nicht die Ehe für nichtig erklärte) oder 
aufgelöſté) iſt, nicht anderweit geltend gemacht werden. 

E I 1260 II 1251; M 4 84 ff.: P 4 81. 


1. Aufechtbare Ehe. Jede Ehe iſt der Anfechtung ausgeſetzt. Im Sinne des $ 1343 
iſt aber eine anfechtbare Ehe nur eine ſolche, die erweislich mit einem Anfechtungsgrunde 
behaftet iſt. Der Beweis des Anfechtungsgrundes iſt niemals zu entbehren. Nur unter der 
Vorausſetzung, daß dieſer Beweis gelingt, hat die Anfechtungshandlung rechtliche Bedeutung. 
Eine Ehe, die mit einem Anfechtungsgrunde nicht behaftet iſt, wird durch die Anfechtung 
wohl zu einer angefochtenen, aber niemals zu einer anfechtbaren. Anfechtbarkeit und An⸗ 
fechtung müſſen zuſammen vorliegen, um eine Ehe für nichtig zu erachten. 

2. Gemeint iſt die Anfechtung einer anfechtbaren Ehe mittels Klage (8 1341) oder Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte (§ 1342). 

3. Wirkungen der Anfechtung. Infolge der Anfechtung wird die anfechtbare Ehe rück⸗ 
wärtshin mit dinglicher Wirkung vernichtet (NG IJW' 03 Beil 111245). Das die Nichtigkeit 
der Ehe ausſprechende Urteil hat nicht die Bedeutung, daß es nur den Fortbeſtand der Ehe 
beſeitigt, ſondern die (erklärende) Bedeutung, daß es das Nichtbeſtehen und Nichtentſtanden⸗ 
fein einer Ehe feſtſtellt (RG IW 1913, 739%; R 88, 326). Der $ 1343 Abſ 1 Satz 1 ent- 
ſpricht dem 8 142 Abſ 1 (anfechtbares Rechtsgeſchäft). Es wird jo angeſehen, als ſei 
die Ehe nicht geſchloſſen worden. Von einem gegenſeitigen Erbrechte der Ehegatten 
kann keine Rede ſein. Wegen der Unwirkſamkeit letztwilliger Verfügungen, durch 
die ſich die Ehegatten bedacht haben, vgl. SS 2077 Abs 1 u. 2, 2268, 2279. Wegen der 
Kinder aus nichtigen Ehen vgl. 88 1699—1704. Iſt die Ehe für nichtig erklärt worden, fo 
hat die frühere Frau wieder den ihr nach $ 1616 zukommenden Familiennamen zu führen 
(RG 16. 3. 05 IV B 25/04; RG 67, 61). Die Koſtenvorſchußpflicht des Mannes (8 1388 
BGB und § 90 GKG) im Anfechtungsprozeß erliſcht mit der rechtskräftigen Nichtigkeits⸗ 
erklärung (RG ZW 05, 2993C7. Durch die im § 627 ZPO dem Gerichte zugeſprochene 
Berechtigung, bei Rechtsſtreitigkeiten über Anfechtung der Ehe für die Dauer des Rechts⸗ 
ſtreits durch einſtweilige Verfügung die gegenſeitige Unterhaltspflicht nach Maßgabe 
des § 1361 zu ordnen, iſt anerkannt, daß die Unterhaltspflicht während des durch die Er- 
hebung der Anfechtungsklage hervorgerufenen Schwebezuſtandes fortbeſteht (RG 18. 6. 08 
IV 134/08). Die Beſtimmung in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, daß der überlebende 
Ehegatte im Falle ſeiner Wiederverheiratung Verwaltung und Nutznießung verlieren 
ſollte, gilt regelmäßig auch für den Fall, daß die neue Ehe anfechtbar iſt und angefochten 
wird (RG Warn 1910 Nr 127). Das Recht des Ehegatten des Beſchuldigten aus $ 51 Nr 2 
StPO, das Zeugnis, auch wenn die Ehe nicht mehr beſteht, zu verweigern, beſteht nach der 
Anfechtung der Ehe aus $ 1334 fort (RGSt 47, 287). Eine Witwe die ſich wieder verheiratet 
hat, deren zweite Ehe aber für nichtig erklärt wurde, kann verlangen, daß ihr das bis zu ihrer 
Wiederverheiratung gezahlte Witwengeld für die Zeit der nichtigen Ehe nachgezahlt wird. 
Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die Nichtigkeit der Ehe auf einem Anfechtungsgrunde 
oder einem Nichtigkeitsgrunde beruht oder die Ehe wegen Formmangels nichtig iſt (RG 
88, 326; RG IW 1913, 739“; Mil Hinterblcß v. 17. 5. 07 und PrGeſ. v. 20. 5. 82). 

4. Wer die Anfechtbarkeit der Ehe kannte oder kennen mußte, wird, wenn die An⸗ 
fechtung erfolgt, ſo behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit der Ehe gekannt hätte oder hätte 
kennen müſſen. 

5. $ 1343 Abſ 2 ſpricht nur von dem Falle der Anfechtung mittels Klage ($ 1341), nicht 
von dem Falle der Anfechtung mittels Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte (8 1842). 
Im letzteren Falle gilt die Regel des § 1343 Abſ 1. Die Nichtigkeit kann von jedem, der ein 
rechtliches Intereſſe daran hat, anderweit geltend gemacht werden. — Bei der Beſtimmung 
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des $ 1343 Abſ 2 BOB iſt ebenſo wie bei der Vorſchrift des § 152 3 PO (Ausſetzung) voraus⸗ 
geſetzt, daß die Anfechtungsklage in zuläſſiger Weiſe erhoben iſt (RG 59, 410; vgl. § 1341 A 2). 
6. Nichtigkeitserklärung und Auflöſung der Ehe. Erweiſt ſich die Anfechtungsklage 
als begründet, ſo wird die Ehe durch Urteil für nichtig erklärt. Nachdem dieſe Nichtigkeits⸗ 
erklärung rechtskräftig geworden, kann jeder, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, die 
Nichtigkeit der Ehe anderweit geltend machen. Vor rechtskräftiger Nichtigkeitserklärung iſt 
dies nicht zuläffig. Die Ehe wird bis dahin als gültig behandelt. Wird jedoch die Ehe, bevor 
der Rechtsstreit durch rechtskräftige Nichtigkeitserklärung beendigt iſt, aufgelöſt, ſei es durch 
den Tod eines der Ehegatten, ſei es durch Scheidung oder Wiederverheiratung im Falle der 
Todeserklärung (8 1848 Abf 2), fo iſt der Rechtsſtreit nach 8 628 ZPO in der Hauptſache als 
erledigt anzuſehen. Die in der Erhebung der Klage oder Widerklage liegende Anfechtung 
behält aber ihre Wirkung, und es kann jeder, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, die 
Richtigkeit der Ehe anderweit geltend machen. Dieſe Beſtimmungen weichen von den all- 
gemeinen Grundſatzen ab, entſprechen aber dem $ 1329 (Ehenichtigkeit). — Vgl. auch 88 152, 
155 ZPO (Ausſetzung). Wird infolge Todes eines der Ehegatten vor der Rechtskraft des 
Urteils gemäß 5 628 3p O der Anfechtungsſtreit in Anſehung der Hauptſache als erledigt 
erklärt und wirb der Rechtsſtreit mit den Erben des Verſtorbenen nur in Anſehung der Koſten 
fortgefett, ſo enthalt die Koſtenentſcheidung, auch wenn ihr die Annahme der Nichtigkeit 


er Ehe zugrunde liegt, doch keine der Rechtskraft fähige % Mellung. ber Nichtigkeit der 
Ehe (MB 20. 6. 12 IV 26/1 er Rechtskraft fähige Feſtſellung 


8 1344 


) Einem Dritten gegenüber können aus der Nichtigkeit?) der Ehe Ein⸗ 
wendungen gegen ein zwiſchen ihm und einem der Ehegatten vorgenom⸗ 
menes Rechtsgeſchäfte) oder gegen ein zwiſchen ihnen ergangenes rechts⸗ 
kräftiges Urteil‘) nur hergeleitet werden, wenn zur Zeitd) der Vornahme 
des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit) des Eintritts der Rechtshängigkeit die 
Ehe für nichtig ertlärte) oder die Nichtigkeit dem Dritten bekannt“) war. 

Die Nichtigkeit kann ohne dieſe Beſchränkung geltend gemacht werden, 


wenn ſie auf einem Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heirats⸗ 
regiſter eingetragen worden iſts) e). 


© 1257, 1270 II 1226, 1282; M 4 63 ff., 101; P 4 67 ff., 92. 


1. Jweck der Vorſchriſt. Der 8 1344 bezweckt den Schutz des aut läubigen Dritten. 
Wer ſich im Vertrauen auf die Gültigkeit der "be mit 1 einem derſelben 
eu ein Rechtsgeſchaft oder einen Rechtsſtreit eingelaffen hat, fol geſchützt werden. Auch 
105 Der Auflöfung der nichtigen Ehe (durch Tod, Scheidung oder Wiederverheiratung im 
1 . h er Todeserklärung, $ 1348 Abſ 2) fteht der gutgläubige Dritte unter dem Schutze des 
ware t Re Schutz wird ihm gewährt, gleichviel ob die Ehegatten gut- oder ſchlechtgläubig 
fan Schutz reicht aber nur jo weit, als es ſich darum handelt, ein ſonſt unwirk. 
891344 d erhtsgeſchäft oder Urteil alis wirtſam aufrechtzuerhalten. Dagegen gewährt der 
Vermö a nicht die weitere Befugnis, ſich behufs feiner Befriedigung an dasjenige 
und 1 5 6e andern Ehegatten zu halten, das, wenn die Ehe gültig geweſen wäre, Be⸗ 
it 5 0 es Vermögens ſeines Schuldners geworden wäre oder doch der Zwangsvollſtreckung 
jei 1 0 es G unterlegen haben würde (M 4, 64; Prot 4, 69). So iſt der Dritte, wenn 
1 1 ler dr anten das geſetziche eheliche Güterrecht geherlſcht hat, nicht befugt, ſich als 
e 5 es Mannes an die Nutzungen des von der Frau eingebrachten Gutes, die bei 
Gültigkeit der Che nach $ 1383 der Mann erworben haben würde, zu halten. Ebenſowenig 
kann er, wenn Sftergemeinfcjaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft in 
der Che geherrſcht hat, als Gläubiger des Mannes aus den Geſamtgute, an das er ſich 
pei Oliltigteit ber Che nach 88 1459, 1530, 1549 in Verbindung mit $ 740 BBO zu hallen 
befugt geweſen wäre, feine Befriedigung verlangen, ſoweit in dem Geſamtgute Vermögen 
der Ehefrau enthalten s Wegen Wegfalls der Koſtenvorſchußpflicht des Mannes 
($ 1383 BGB und 8 90 Gch) bei Nichtigkeitserklärung der Ehe vgl. R IW 05, 29950. 
Ade en wah ae3e auf einem Nichtigkeitsgrunde i 55 Anfechtungs⸗ 
3 einen | ak ift im ö 

var Sch erftrect fich nterſchied. Die einzige Ausnahme 2 enthalten 


nur au i zwiſchen dem Dritten und dem 
Ehegatten vorgenommene Nechtsgeſch te unmittelbar zwiſ en un 


Dritter im Vertrauen auf die Gultigkeit d 


geſchäft einläßt, deſſen Gültigkeit nu 
ſpiel: M 4. 0. ii gkeit mittel 


dagegen nicht auf ſolche Falle, in denen ſich ein 
er Ehe mit einer andern Perſon auf ein Rechts ⸗ 
bar von der Gültigkeit der Ehe abhängt. Bei ⸗ 
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4. Gleichviel, ob der durch Urteil beendete Rechtsſtreit von dem Ehegatten gegen den 
Dritten oder von letzterem gegen erſteren anhängig gemacht worden war. 

5. Später erlangte Kenntnis ſchadet nicht. 

6. Iſt zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder des Eintritts der Rechtshängig ⸗ 
keit die Ehe bereits für nichtig erklärt, ſo kommt es auf die Kenntnis des Dritten von der 
Felle ih oder der Nichtigkeitserklärung nicht an. Seine Unkenntnis ſchützt ihn in dieſem 
Falle nicht. 

7. Es kommt auf ſein Kennen, nicht ſein Kennenmüſſen (Unkenntnis infolge von Fahr⸗ 
läſſigkeit, 8 122 Abſ 2) an. Der Dritte muß nicht nur die die Nichtigkeit begründende Tat ⸗ 
ſache, ſondern auch deren Eigenſchaft als eines Nichtigkeitsgrundes kennen. Darüber, daß 
die Kenntnis der Tatſache häufig mit der Kenntnis ihrer Eigenſchaft zuſammenfallen wird, 
vgl. $ 1337 A 2. Die bloße Kenntnis, daß die Nichtigkeitsklage oder Anfechtungsklage an⸗ 
hängig iſt, reicht nicht aus. Bei der anfechtbaren und angefochtenen Ehe gilt die Kenntnis 
der Anfechtbarkeit als Kenntnis der Nichtigkeit (88 1343 Abſ 1 Satz 2, 142 Abſ 2). 

8. Die aus einem andern Grunde als wegen Formmangels nichtige Ehe fällt unter 
§ 1344 auch dann, wenn ſie in das Heiratsregiſter nicht eingetragen iſt (Prot 4, 68). Im 
Falle der Doppelehe können die Rechte des Ehegatten, den der doppelt verheiratete Ehe 
gatte zuerſt geheiratet hat, ſelbſtverſtändlich nicht durch Verhandlungen zwiſchen ſeinem 
zweiten Ehegatten und einem Dritten beeinträchtigt werden. 

9. Beweislaſt. Wer aus der Nichtigkeit der Ehe Einwendungen herleitet, muß nicht 
nur die Nichtigkeit, ſondern auch die Kenntnis des Dritten von der Nichtigkeit beweiſen. 


8 1345 


) War dem einen Ehegatten die Nichtigkeit?) der Ehe bei der Ehe⸗ 
ſchließungs) bekannt“), jo kann der andere Ehegatte, ſofern nicht auch ihm 
die Nichtigkeit?) bekannt“) war, nach der Nichtigfeitserflärung oder der 
Auflöſung der Ehe verlangen“), daß ihr Verhältnis“) in vermögensrecht⸗ 
licher Beziehung“), insbeſondere auch in Anſehung der Unterhaltspflichts), 
ſo behandelt wird, wie wenn die Ehe zur Zeit der Nichtigkeitserklärung 
oder der Auflöſung geſchieden und der Ehegatte, dem die Nichtigkeit be⸗ 
kannt war, für allein ſchuldig erklärt worden wäre) 10) 1). 

Dieſe Vorſchrift findet kleine Anwendung, wenn die Nichtigkeit auf einem 
Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen 
worden iſt. 

E I 1258 Abſ 1, 1270 II 1237 Abſ 1, 3, 1252; M 4 66 ff.; P 4 60 ff., 92, 532 ff., 664; 6 269. 


1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1345 bezweckt, den gutgläubigen Ehegatten nur gegen- 
über dem ſchlechtgläubigen, nicht auch gegenüber dem ebenfalls gutgläubigen Ehegatten zu 
ſchützen. Waren beide Ehegatten gutgläubig, ſo treten gleichwie in dem Falle, wenn beide 
Ehegatten ſchlechtgläubig waren, lediglich die Nichtigkeitsfolgen ein. Die Anwendung des 
§ 1345 fett alſo voraus, daß bei der Eheſchließung dem einen Ehegatten die Nichtigkeit der 
Ehe bekannt und dem andern nicht bekannt war. 

2. Ob die Nichtigkeit der Ehe auf einem Nichtigkeitsgrunde oder einem Anfechtungs⸗ 
grunde beruht, macht keinen Unterſchied. Die einzige Ausnahme iſt im Abj 2 beſtimmt. 
— Beim Vorliegen einer anfechtbaren Ehe iſt davon auszugehen, daß der Ehegatte die Nichtig⸗ 
keit der Ehe gekannt hat, wenn er deren Anfechtbarkeit gekannt hat (RG JW 1916, 7427; 
SeuffA 72 Nr 181). 

3. Später erlangte Kenntnis iſt für die Anwendung des § 1345 ohne Einfluß. 

4. Kennenmüſſen (Unkenntnis infolge von Fahrläſſigkeit, $ 122 Abſ 2) ſteht dem Kennen 
nicht gleich. Der $ 1345 ftellt darauf ab, ob der Ehegatte die Nichtigkeit der Ehe, nicht darauf, 
ob er die die Nichtigkeit begründende Tatſache gekaunt hat. Dies ift z. B. von Wichtigkeit, 
wenn ein Ausländer zwar dieſe Tatſache, nicht aber deren Eigenſchaft als eines Nichtig 
keitsgrundes kennt (M 4, 69). Im übrigen vgl. $ 1344 A 7. — Der Ehegatte hat die Anfecht⸗ 
barkeit der Ehe gekannt, wenn er die die Anfechtbarkeit begründenden Tatſachen gerannt hat 
und außerdem gewußt hat, daß ſie einen Anfechtungsgrund bilden konnten (RG JW 1916, 7427; 
SeuffA 72 Nr 181). Für die Frage, ob ein Ehegatte den Anfechtungsgrund (bei der Ehe⸗ 
ſchließung) gekannt hat, iſt es gleichgültig, wenn er gedacht hat, der audere Ehegatte werde 
ſich nachträglich nicht entſchließen, das ihm zuſtehende Anfechtungsrecht geltend zu machen. 
Dafür können Erwägungen des anfechtungsberechtigten Ehegatten maßgebend geweſen ſein, 
die auf ganz andern Gebieten liegen (RG JW 1916, 742%. Fahrläſſige Unkenntnis 
genügt ſelbſt dann nicht, wenn der Ehegatte über die Möglichkeit eines Anfechtungsgrundes 
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b ß 5 g i ierüber aber feine 
(hier ſchwere Ge lechtskrankheit des Mannes) zwar im Zweifel war, hierü EEE 
volle e e hat. Ebenſowenig iſt für den ſog. Eventualdolus, der für die 


ü ird das Verhältnis unter 

Närung des Ehegatten, von dem Rechte Gebrauch zu machen, wird das ſältnie 
den Ehegatten nach den Grundſätzen über die Nichtigkeit der Ehe bene 17 5 en 
iſt dem ſchlechtglaubigen Ehegatten gegenüber, nach deſſen Tode feinen Erben gene 
abzugeben e e Näheres ee: N an 

6. Ihr Verhältnis zueinander, nicht ihr Verhältnis zu Dri n. ; 

7. In andern als vermögens rechtlichen Beziehungen verbleibt es bei 97 1 De 
Nichtigkeit. So hat z. B. die Frau wieder den ihr nach $ 1616 zukommenden? 


9. Beweislast. Wer das im $ 1345 Ubf 1 beftimmte Recht in Anſpruch nimmt, hat 5 
Schlechtgläubigkeit des andern Ehegatten zu beweiſen. Dieſem liegt der Beweis, daß en a 
der klagende Ehegatte ſchlechtgläubig geweſen fei, ob. Dies ergibt ſchon die Faſſung de 
$ 1845 Abf 1 5B (fof 


ern), die von der des § 1258 des erſten Entwurfs abweicht (vgl. M 4, 
69). So auch jetzt NE 78 369 


10. Schadenserſatzanſprüche können von dem gutgläubigen Ehegatten nach Maßgabe 
der allgemeinen Grundſätze über 


unerlaubte Handlungen gegen den andern Ehegatten er⸗ 
hoben werden. 


U. Vererblichkeit des Rechtes. Das Recht des gutgläubigen Ehegatten aus 8 1345 Abſ 1 
geht auf ſeine Erben über. 


8 1346 


Wird eine wegen Drohung!) anfechtbare Ehe für nichtig erklärt, jo ſteht 
das im $ 1345 Abf 1 beſtimmte Recht dem anfechtungsberechtigten Ehegatten 
zu, Wird eine wegen Irrtums?) anfechtbare Ehe für nichtig . 18 
ſteht dieſes Recht dem zur Anfechtung nicht berechtigten Ehegatten zu?), e 
ei denn, daß dieſer den Irrtum bei der Eingehung der Ehe kannte oder 
kennen mußte )). 


EI 1270 II 1252; M 4 101; P 4 92, 2 


hatten ehtborkeit der Che wegen Drohung $ 1335. Gleichgültig it, daß dem bedrohten 
Ehegatten bei der Cheſchneßung die Anfechtbartel der Ehe bekannt war. — Satz 1 des 8 1346 
will insbeſondere der aus § 1845 an ſich abzuleitenden ungereimten Folgerung begegnen, 
daß der durch widerrechtliche Drohung zur Eingehung der Ehe gestvungene Ehegatte 0. 
los zu laſſen wäre, weit ihm dabei die Nichtigkeit der Ehe bekannt geweſen ſei (RG 78, 369). 
2. Anfechtbarkeit der Ehe wegen Irrtums 88 1332, 1333, nicht 1334. Wegen der Unter- 
116 89 des früheren Ehemanns, der die Ehe wegen Irrtums angefochten hat, vgl. 
& B 


3. Irrtum. Bei der 2. Leſun 
Gefahr tue. Auch bei dem Abſchl 
vor dem Standesbeamten abg 


vgl. auch 8 122). — Satz 2 des & 1346 befchäftigt ſich mit dem Sonderfalle, daß ſich die Ehe 
zweier 


ſchadlos zu halten hat. Dieſe Verpfl 
nichtberechtigten Teile das gleiche N 
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umgekehrt dem aufechtungsberechtigten Ehegatten zuſteht. Die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes ergibt, daß die Sonderbeſtimmung des $ 1346 Satz 2 von der zweiten Kommiſſion 
(Prot 4, 92 IX) in Anlehnung an 8 122, deſſen Grundgedanke auch für das Eherecht an⸗ 
zuerkennen ſei, hinzugefügt worden iſt. Dagegen tritt nirgends hervor, daß hiermit der Grund⸗ 
ſatz der beſonderen Schutzbedürftigkeit des einſeitig gutgläubigen Ehegatten (bei 
Schlechtgläubigkeit des andern Ehegatten) verlaſſen werden ſollte, der im § 1845 feinen Aus. 
druck gefunden hat und in allen Abſchnitten der Geſetzesberatung gebilligt worden iſt (M 4, 67; 
Prot 4, 716). Der irrende Ehegatte hat alſo, wenn wegen ſeines Irrtums die Ehe angefochten 
und für nichtig erklärt worden ift, das Recht aus § 1345 Abſ 1 gegen den andern Ehegatten, 
falls dieſer die Nichtigkeit kannte (RG 78, 369). Der $ 1345 macht von dem Grundſatze des 
$ 1343 eine Ausnahme, indem jene Vorſchrift dem gutgläubigen Ehegatten für den Fall, 
daß der andere bösgläubig war, ein Wahlrecht erteilt. Dies Wahlrecht wird aber in dem 
Falle, daß eine wegen Irrtums anfechtbare Ehe für nichtig erklärt wird, durch $ 1346 Satz 2 
dem anfechtungsberechtigten Ehegatten verſagt und dem andern Teile, vorausgeſetzt, 
daß er gutgläubig war, gewährt, wogegen es im Falle argliſtiger Täuſchung bei der Vor⸗ 
ſchrift des § 1345 Abſ 1 fein Bewenden behält. Der irrende Ehegatte ift alſo im Falle der 
Nichtigerklärung der Ehe ſchlechter geſtellt als der von dem andern Teil getäuſchte. Vgl. 
wegen der Rechtsfolgen $$ 1578 Abſ 1 u. 2, 1584, 1478, 1549. Die vermögensrechtliche 
Lage des mit der Anfechtungsklage wegen argliſtiger Täuſchung durchdringenden Ehegatten 
iſt im Vergleiche zu derjenigen des nur mit der Anfechtung wegen Irrtums durchgedrungenen 
ſchon inſofern eine beſſere, als der täuſchende Ehegatte niemals gegen den getäuſchten 
Ehegatten Anſprüche, z. B. einen Unterhaltsanſpruch, erheben kann. Daher gereicht es dem 
Anfechtungskläger zur Beſchwerde, wenn das Prozeßgericht auf Grund eines einheitlichen 
und ausreichenden Tatbeſtandes die Nichtigkeit nur wegen Irrtums, nicht wegen argliſtiger 
Täuſchung ausſpricht (RG JW 1912, 3931). Wegen der Verſchiedenheit der Voraus⸗ 
ſetzungen und vermögensrechtlichen Folgen einer Anfechtung wegen Irrtums und einer 
Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung muß das Gericht ſich darüber, welcher von beiden 
Fällen vorliegt, im Urteil ausſprechen (RG IW 1913, 37810). Hat das Gericht die Ehe als 
infolge Irrtums nichtig ertlärt, ohne ſich über die Frage der argliſtigen Täuſchung auszu⸗ 
ſprechen, ſo hindert dies die auf Unterhaltsgewährung klagende Partei nicht, im Unterhalts⸗ 
rechtsſtreite geltend zu machen, daß die beklagte Partei die Nichtigkeit der Ehe gekannt 
habe (RG 78, 369; RG ZW 1916, 7427). 

4. Beweislaſt. Daß der das Recht aus $ 1345 Abſ 1 in Anſpruch nehmende Ehegatte 
den Irrtum bei Eingehung der Ehe kannte oder kennen mußte, hat der irrende Ehegatte ein- 
zuwenden und zu beweiſen (RG 67, 56). Gelingt der Beweis, fo entfällt das Recht des nicht 
anfechtungsberechtigten Ehegatten und es verbleibt bei den Folgen der Nichtigkeit. Kannte 
der nicht anfechtungsberechtigte Ehegatte bei der Eheſchließung den Irrtum, ſo ſteht das Recht 
aus $ 1345 Abſ 1 dem irrenden Ehegatten zu. Dies folgt aus § 1345 Abf 1 ſelbſt. Im letzteren 
Falle kommt es auf wirkliche Kenntnis, nicht fahrläſſige Unkenntnis an und die Kenntnis 
muß ſich auf die Nichtigkeit der Ehe erſtrecken (8 1345 A 4). — Für die Frage, ob die Rechts- 
folgen des § 1345 Satz 1 oder die des § 1346 Satz 2 eintreten, ift das die Nichtigkeit der Ehe 
ausſprechende Urteil maßgebend. In dem folgenden Unterhalts oder Auseinanderſetzungs⸗ 
prozeſſe kann nicht mehr nachgeprüft werden, ob die Ehe nicht bloß wegen Irrtums, ſondern 
auch wegen argliſtiger Täuſchung nichtig iſt (RG IW 1912, 3931). Die dem Beklagten 
nachzuweiſende Kenntnis von der Anfechtbarkeit der Ehe deckt ſich nicht notwendig mit arg⸗ 
liſtiger Täuſchung im Sinne von § 1334 (RG 78, 369). 

5. Auch im Falle der Auflöſung der Ehe ift § 1346 anwendbar, denn das im 8 1845 
Abſ 1 beſtimmte Recht iſt eben auch für dieſen Fall gegeben, und § 1346 will hieran nichts 
ändern, ſondern nur den Berechtigten bezeichnen. 


§ 1347 

Erklärt!) der Ehegatte, dem das im § 1345 Abſ 1 beſtimmte Recht zu⸗ 
ſteht, dem anderen Ehegatten, daß er von dem Rechte Gebrauch mache, ſo 
kann er die Folgen der Nichtigkeit der Ehe nicht mehr geltend machen; 
erklärt?) er dem anderen Ehegatten, daß es bei dieſen Folgen bewenden 
ſolle, jo erliſcht das im § 1345 Abſ 1 beſtimmte Recht. 

Der andere Ehegatte kann den berechtigten Ehegatten unter Beſtim⸗ 
mung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung darüber auffordern“), ob er 
von dem Rechte Gebrauch mache. Das Recht kann in dieſem Falle nur bis 
zum Ablaufe der Friſt ausgeübt werden“). 

E 1 1258 Abſ 2, 1270 II 1237 Abſ 2, 1252; M 4 69, 101; P 4 69, 71, 81; 6 269. 
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1. Die Erklärung, von dem im 9 1345 Abi 1 beſtimmten Rechte Gebrauch zu machen, 
iſt dem Ichlechtgläubigen Ehegatten gegenüber, nach deſſen Tode ſeinen Erben gegenüber 
abzugeben. Sie iſt an keine Form gebunden, kann auch ſtillſchweigend abgegeben werden 
und iſt unwiderruflich. Sie kann auch von den Erben des gutgläubigen Ehegatten abgegeben 
werden (vgl. 88 1345 A 5 u. 11, 130132). n 

2. Auf die Erklärung, es ſolle bei den Folgen der Nichtigkeit bewenden, trifft das in 
Anm 1 Geſagte gleichfalls zu (vgl. RG 67, 58). 8 

3. Durch die Beſtimmung des Abſ 2 wird dem Ehegatten ein Mittel an die Hand ge: 
geben, die Entſcheidung des berechtigten Ehegatten herbeizuführen. Die Aufforderung iſt 
an keine Form gebunden und kann wie die Erklärung (A 1) von den Erben des ſchlecht⸗ 


gläubigen Ehegatten und an die Erben des gutgläubigen Ehegatten ergehen. Im übrigen 
vgl. 88 250, 264 Abſ 2. 


Vierter Titel 
Wiederverheiratung im Falle der To deserklärung 


8 1348 


) Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tot erklärt wor⸗ 
den iſt), eine neue Ehe ein, fo iſt die neue Ehe nicht deshalb nichtig?), weil 
der für tot erklärte Ehegatte noch lebt:), es ſei denns), daß beides) Ehe⸗ 


gatten bei?) der Eheſchließung wiſſen, daß er die Todeserklärung über⸗ 
lebt hats). 


Mit der Schließung der neuen Ehe wird die frühere Ehe aufgelöſte). 
Sie bleibt auch dann aufgelöſt, wenn die Todeserklärung infolge einer An⸗ 
ſechtungsklage aufgehoben wird 10). 

ET 1464 II 1488; M 4 640 f. P 4 482 fl.; 6 295 ff. 


eh 1. Der Tod eines Ehegatten löſt die Ehe auf. Will der überlebende Ehegatte eine neue 
e eingehen, 


alſo unrichtig war, ſo iſt die neu 


5 nichtig, ſofern bie frühere Ehe gültig war. Dabei macht es keinen Unterſchied, ob die 


egatten der neuen (che die Unrichtigteit des Todesnachweiſes kannten oder nicht. Die 
neue Ehe wird auch nicht dadurch gültig, daß 
Tod des irrtümlich für tot gehaltenen Eheg 


olſchen Sterbeurkunde bildet im Falle der Todeserklärung der Umſtand, daß der für 

Wie erklärte Ehegatte noch lebt, grundſätzlich keinen Nichtigkeitsgrund für die neue Ehe. 

u 975 gu obeserflärung liegende geſehliche Todesvermutung ($ 18) gewährt dem Che: 
ech 


auflöſt. Das Geſen Wie derverheiratung, obwohl die Todeserklärung die frühere Ehe nicht 


eus nahme von dem Grundsatze, daß niemand 


der Ehegatten iſt jedoch anders als 
deutung beigelegt. 


2. Todesertlärung $ 18. Auch der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des BGB für 
tot erklärten Peron kann nach dem Inkrafttreten des BGB eine neue Ehe eingehen, ſelbſt 
gen bie MWieberberheiratung nach den bisherigen Gefehen nicht zulaſſig wäre. Die 
88 18481352 finden entſprechende Anwendung (Art 159 EG). Hinſichtlich der Anwendung 
deutſcher Geſetze auf verſchollene Ausländer vgl. Artt 9 u. 13 ebenda. Val. auch die Be⸗ 


kanntmachung über die Todeserklgrung Kri 30 N v. 18. 4. 16 (RGB 327) und dazu 
Dronke f. JW 1916, 632. Jriegsverſchollener 


3. Die Richtigkeit der nenen Ehe würde aus 8 1326 folgen, wenn $ 1348 nicht das 
Gegenteil beſtimmte. Dieſe Beſtimmung war aber erforderlich um den Ehegatten, der im 
ertrauen auf eine Todeserklärung des andern Ehegatten wieder heiratet, in die Lage zu 
verſetzen, eine gültige neue Ehe ſchließen zu können. 
4. Vorausgeſetzt iſt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch, d. h. zur Zeit der Schließung 
der neuen Ehe, lebt. Sein fpäterer Tod würde zwar ſeine Che auflöſen, aber ohne die 
Beſtimmung des $ 1348 die Gültigkeit der neuen Ehe nicht zur Folge haben. 


4* 
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5. Beweislaſt. Der Nichtigkeitskläger hat das Wiſſen beider Ehegatten zu beweiſen. 
Als Nichtigkeitskläger können der Staatsanwalt, jeder Ehegatte der neuen Ehe ſowie der 
für tot erklärte Ehegatte auftreten ($ 632 Abſ 2 ZRD, 8 1326 BOB). Letzterer kann außer⸗ 
dem, nachdem die neue Ehe für nichtig erklärt worden iſt, feine Ehe alſo zu Recht beſteht, die 
Scheidungsklage aus § 1565 Abſ 1 wegen Ehebruchs und Verſtoßes gegen das Verbot der 
Doppelehe erheben. Anders im Falle des 8 1350. Vgl. 8 1350 A 2. 

6. Hat nur ein Ehegatte von der bezeichneten Tatſache Kenntnis, ſo bleibt die neue Ehe 
aus Ruͤckſicht auf den andern gutgläubigen Ehegatten beſtehen und unterliegt nur der 
Anfechtung nach $ 1350. 

7. Die nach der Eheſchließung erlangte Wiſſenſchaft kommt nicht in Betracht. 

8. Das Wiſſen der Eheleute braucht ſich nicht auch auf die Tatſache zu erſtrecken, daß 
der für tot erklärte Ehegatte noch zur Zeit der Schließung ihrer Ehe lebte. Sie durften ſich 
auf die Todeserklärung auch ſchon dann nicht berufen, wenn ſie wußten, daß der für tot er⸗ 
klärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat, die Todesvermutung alſo hinfällig ge⸗ 
worden war. Anders im Falle des § 1350. Vgl. § 1350 A 7. 

9. Die Auflöſung der früheren Ehe tritt nicht ein, wenn beide Eheleute bei der Ehe⸗ 
ben wiſſen, daß der für tot erklärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat, eben- 
owenig dann, wenn die neue Ehe aus einem andern Grunde, ſei es einem Nichtigkeits⸗, ſei 
es einem Anfechtungsgrunde, nichtig iſt. Dagegen tritt die Auflöſung ein, wenn die neue 
Ehe, ſei es aus dem Grunde des § 1350, ſei es aus einem andern Anfechtungsgrunde, nur 
anfechtbar iſt, aber nicht angefochten wird. Wird die neue Ehe aus dem Grunde des § 1350 
oder aus einem andern Anfechtungsgrunde angefochten, ſo tritt die frühere Ehe wieder ins 
Leben. Die frühere Ehe bleibt aufgelöſt, wenn die neue Ehe geſchieden oder durch den Tod 
eines der Ehegatten aufgelöſt wird. Folgen der Auflöſung der früheren Ehe: Der 
für tot erklärte Ehegatte erlangt das Recht, eine neue Ehe einzugehen. Das gegenſeitige 
Erbrecht der früheren Ehegatten (§ 1931) fällt weg. Wegen des Einfluſſes der Auflöſung 
auf letztwillige Verfügungen und Erbverträge vgl. 88 2077ff. u. 2281 ff. und auf das Ver⸗ 
hältnis der Ehegatten zu den Kindern 88 1352, 1637. Der 8 1348 enthält gegenüber dem 
8 18 keine Ausnahmebeſtimmung des Inhalts, daß die Ehe des für tot Erklärten bis zur 
Wiederverheiratung des andern Ehegatten als fortbeſtehend zu gelten hat (R 60, 196). 
Darum gilt ein Kind, das die zurückgebliebene Ehefrau eines für tot erklärten Mannes im 
Witwenſtande nach dem in der Todeserklärung feſtgeſtellten Todestage empfängt, nicht 
als während der Ehe empfangen. Es kann von ihrem zweiten Ehemanne als das ſeinige 
anerkannt werden. 

10. Die Aufhebung der Todeserklärung iſt ohne Einfluß. Der Beſtand der früheren 
wie der neuen Ehe würde ſonſt in unſtatthafter Weiſe von dem Ermeſſen eines Dritten, dem 
an der Aufhebung der Todeserklärung liegt, abhängig ſein. Vgl. Dronke in IW 1916, 642. 


8 1349 


1) Iſt das Urteil, durch das einer der Ehegatten für tot erklärt worden 
iſt, im Wege der Klage angefochten?), jo darf der andere Ehegatte nicht 
vor der Erledigung des Rechtsſtreits eine neue Ehe eingehen, es ſei denn, 
daß die Anfechtung erſt zehn Fahre?) nach der Verkündung des Urteils 
erfolgt iſt. 

E I 1235 Abſ 2 II 1215 Abſ 2; M 4 20; P 4 23; 6 392. 

1. Bedeutung der Vorſchrift. Das Verbot des 8 1349 enthält ein aufſchiebendes 
Ehehindernis. Die dem Verbote zuwider geſchloſſene Ehe ift nicht wegen dieſer Zuwider⸗ 
handlung nichtig, ſelbſt wenn die Anfechtung zur Aufhebung der Todeserklärung führt. Ein 
ähnliches Verbot enthält § 1309 Abf 2. n 

2. Anfechtung der Todeserklärung 88 957 Abſ 2, 973—976 ZPD. Ob ſich die An. 
fechtung gegen die Todeserklärung ſelbſt oder nur gegen die Feſtſtellung der Todes zeit 
richtet, unterſcheidet das Geſetz nicht. — Dieſelben Wirkungen wie die Erhebung der An⸗ 
fechtungsklage hat auch der Antrag auf Aufhebung der Todeserklärung eines Kriegsverſchollenen, 
88 11, 15 der Bek. v. 18. 4. 16 (RG Bl 296). 

3. Nach § 958 Abſ 2 ZRO iſt die Anfechtungsklage nach Ablauf von zehn Jahren un ⸗ 


ſtatthaft. 
8 1350 


1) Jeder Ehegatte der neuen Ehe?) kann, wenn der für tot erklärte Ehe⸗ 
gatte noch lebts), die neue Ehe anfechten“), es jei denn“), daß er beie) der 
Eheſchließung von deſſen Leben Kenntnis hatte?). Die Anfechtung kann 
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nur binnen ſechs Monaten?) von dem Zeitpunkt an erfolgen, in welchem 
der anfechtende Ehegatte erfährt, daß der für tot erklärte Ehegatte noch lebt. 


Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der anfechtungsberechtigte Ehe⸗ 
gatte die Ehe bejtätigt?), nachdem er von dem Leben des für tot erklärten 
Ehegatten Kenntnis erlangt hat, oder wenn die neue Ehe durch den Tod 
eines der Ehegatten aufgelöſt worden iſt!0) 1). 

E II 1488; P 4 452 ff.; 5 142; 6 295, 392. 


1. Grund der Vorſchrift. Geht ein Ehegatte, nachdem der andere Ehegatte für tot 
erklärt worden, eine neue Ehe ein, 0 wird m Regelfalle der Beſtand der neuen Ehe durch 
den Umſtand, daß der für tot Erklärte noch lebt, zwar nicht berührt, aber die Ehegatten der 
neuen Ehe können ſich, ſolange jener lebt, ihm gegenüber in ihrem Gewiſſen berechtigter 
weiſe bedrückt fühlen. Zur Wahrung der Gewiſſensfreiheit iſt jedem gutgläubigen Ehegatten 
das Recht gegeben, die neue Ehe anzufechten und jo das Hindernis, das der Wiedervereinigung 
des für tot Erklärten mit feinem Ehegatten im Wege ſteht, hinwegzuräumen. 

2. Der für tot erklärte Ehegatte hat das Anfechtungsrecht aus 8 1350 nicht. Ihm ſteht 
aber falls ſein Ehegatte ſchlechtgläubig, alſo nicht der anfechtende Teil war, nach le 
Nichtigkeitserklärung der neuen Ehe das Recht zu, ſich wegen Verſtoßes gegen das Ver 1 
der Doppelehe (5 1565 Abſ 1) ſcheiden zu laſſen. Ehebruch kann er in dieſem Falle als 
Scheidungsgrund nicht geltend machen, weil der Geſchlechtsverkehr feines Ehegatten mit 


dem zweiten gutgläubigen Ehegatten zu einer Zeit ſtattfand, in der die erſte Ehe aufgelöſt 
war (8 1348). Vgl. § 1348 A 5. 


8. Vorausgeſetzt ift, daß der für tot erklärte Ehegatte noch, d. h. zur Zeit der Anfechtung 
(Erhebung der Laſſchhungsagef lebt. 8 ; 

4. Neben dem Anfechtungsgrunde aus $ 1350 können für den gutgläubigen Ehegatten 
auch die Anfechtungsgründe wegen Irrtums und arglistiger Täuſchung (88 1333, 1834) in 
rage kommen. Die Scheidungsklage wegen Verſtoßes gegen das Verbot der Doppelehe 
($ 1565 Abs 1) ſteht ihm nicht zu. 


5. Beweislaſt. Der Anfechtungsgegner hat die Schlechtgläubigkeit des anfechtenden 
Saen zu h cht in Betracht 
de nach der Eheſchließung erlangte Wiſſenſchaft kommt nicht in Betracht. 

7. Vorausgeſetzt ift, daß der Chegatte zur a & Eheſchließung weiß, daß der für tot 
Amer noch lebt. Zur Ausſchließung des Anfechtungsrechts genügt es nicht, wenn er nur 
A „mis davon hat, daß der für tot Erklärte die Todeserklärung überlebt hat. Vgl. § 1348 

* „Dem ſchlechtgläubigen Ehegatten ift das Anfechtungsrecht aus Rückſicht auf den gut- 
gläubigen Ehegatten verfagt. 


Sind beide Eheleute in gutem Glauben geweſen, ſo hat jeder 
bon ihnen das Recht, die neue Ehe an En e für di 
Versa ie ſechemonatige Friſt entipricht dem $ 1339 Abſ 1. Auf fie finden auch die für die 
leit rung geltenden Vorſchriften der 88 203, 206 Anwendung, was aus der 09 85 90 
9 Weka dec e an 1350 1 5 den übrigen Anfechtungsrechten folgt (8 1339 Ab] 3). 
7 ung der e 5 1337 2 2 
9 515 7 — den Fall der Auflöſung der Ehe durch Tod iſt die Anfechtung, 1 
alſo die neue meingeſchränkt ausgeſchloſſen. Der überlebende gutgläubige Gg big 
war. Diese ae auch dann nicht anfechten, wenn der verſtorbene Ehegatte ſchlechtg 2 10 
5 at. 5 11 Abweichung hat ihren Grund in dem Zwecke des Anfechtungsrechts (val A 1), 
Eb. 11115 ſchdenn die Möglichkeit der Wiedervereinigung des für tot Erklärten mit ſeinem 
hegatten ſchon durch den Tod des andern Ehegatten geſchaffen iſt. cht 
fo lebt mit Eintr en der aufgelöſten Ehe. Wird die neue Ehe mit Erfolg angefochten, 
klärten. aber nutz der, Rechtskraft der Nichtigkeitserklärung die frühere Che mit dem für tot 
erklärten, aber noch ebenden Ehegatten wieder auf. Einer neuen Eheſchließung bedarf es 
nicht. Der doppelt verheiratete Ehegatte erlangt nicht das Recht, ſich mit einem Dritten zu 
dier e d Bot der für tot Eerllärte ſich inzwicchen anderweitig verheiratet, jo unterlegt 
dieſe Ehe der Nichtigteitserklärung aus $ 1309, da durch den mit Erfolg durchgeführten 
Anfechtungsſtreit die im $ 1348 Abſ 1 Saß 1 beſtimmte eheauflöſende Kraft der zweiten 
Eheſchließung nachträglich befeitigt worden it. 


8 1351 
von dem Ehegatten der früheren Ehe?) an⸗ 


nderen Ehegatten nach den für die Scheidung 
1578 bis 1582 Unterhalt zu gewähren?), wenn 


Wird die Ehe nach § 1350 
gefochten, ſo hat dieſer dem a 
geltenden Vorſchriften der 88 
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nicht der andere Ehegatte bei der Eheſchließung wußte, daß der für tot er⸗ 
klärte Ehegatte die Todeserklärung überlebt hat“). 
E II 1484; P 4 534, 


1. In Anſehung der gegenſeitigen Unterhaltspflicht der Ehegatten der neuen Ehe 
find grundſätzlich die allgemeinen Beſtimmungen des 8 1345 über die Unterhaltspflicht bei 
Nichtigkeit der Ehe maßgebend. Danach ſoll ein bösgläubiger Ehegatte wie ein für allein 
ſchuldig erklärter Ehegatte unterhaltspflichtig ſein. Von dieſem Grundſatze weicht der 
8 1351 inſofern ab, als er in einem beſtimmten Falle auch dem gutgläubigen Ehegatten die 
Unterhaltspflicht auferlegt. Hierfür waren hauptſächlich Billigkeitsrückſichten beſtimmend. 

2. Der Ehegatte der früheren Ehe iſt der doppelt verheiratete Ehegatte. Dem für tot 
erklärten Ehegatten der früheren Ehe ſteht das Anfechtungsrecht aus $ 1350 nicht zu. Wird 
die Ehe nach $ 1350 von dem andern Ehegatten angefochten, jo iſt zwar $ 1351 unanwend⸗ 
bar, aber dem andern Ehegatten kann, wenn der doppelt verheiratete Ehegatte bösgläubi 
war, gegen dieſen nach den allgemeinen Beſtimmungen des $ 1345 ein Unterhaltsanſpru 
zuſtehen. Dem Ehegatten der früheren Ehe iſt ein Unterhaltsanſpruch gegen den andern 
Ehegatten der neuen Ehe auch für den Fall, daß von letzterem die Anfechtung ausgeht, ver⸗ 
ſagt, weil ſein Anſpruch auf Unterhalt gegen den für tot erklärten, noch lebenden Ehegatten 
mit der früheren Ehe wieder auflebt. 

3. Unterhaltspflicht. Vgl. auch 88 1608 Abſ 2, 1609 Abſ 2 Satz 2 BGB und 8 3 Abſ 2 KO. 

4. Vgl. § 1348 A 8. 

§ 1352 


Wird die frühere Ehe nach § 1348 Abſ 2 aufgelöſt, ſo beſtimmt ſich die 
Verpflichtung der Frau, dem Manne zur Beſtreitung des Unterhalts eines 
gemeinſchaftlichen Kindes einen Beitrag zu leiſten, nach den für die Schei⸗ 
dung geltenden Vorſchriften des § 15851), 

E I 1465 II 1485 Satz 2; M 4 645; P 4 456. 


1. Der § 1352 bezieht ſich auf den Fall, daß der für tot erklärte Ehegatte (Mann oder 
Frau) noch lebt, feine Ehe durch Wiederverheiratung ſeines Ehegatten nach § 1348 Abi 2 auf⸗ 
gelöſt iſt und Kinder aus dieſer Ehe vorhanden ſind. Er regelt das Verhältnis der Ehegatten 
der aufgelöſten Ehe zueinander in bezug auf den Unterhalt der gemeinſchaftlichen Kinder aus 
dieſer Ehe. Der Unterhaltsanſpruch der Kinder gegen ihre Eltern nach allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen bleibt unberührt (88 1601, 1606 Abſ 2 Satz 2). In Anſehung der Sorge für die Perſon 
des Kindes gilt § 1637. 


Fünfter Titel 
Wirkungen der Ehe im allgemeinen 


8 1353 


1) Die Ehegatten ſind einander zur ehelichen Lebensgemeinſchaft?) ver⸗ 


pflichtet. 

Stellt ſich das Verlangen eines Ehegatten nach Herſtellung der Ge⸗ 
meinſchaft als Mißbrauchs“) ſeines Rechtes dar, jo iſt der andere Ehegatte 
nicht verpflichtet, dem Verlangen Folge zu leiſten. Das gleiche gilt, wenn 
der andere Ehegatte berechtigt iſt, auf Scheidung‘) zu klagen'). 

E I 1272 II 1253; M 4 104; P 4 94, 99, 431, 484. 


J. Bedeutung der Vorſchrift. Die Ehe begründet gegenſeitige Pflichten rechtlicher und 
ſittlicher Art. Der $ 1353 Abſſ1 kleidet den rechtlichen Inhalt des perſönlichen Verhältniſſes 
der Ehegatten in die grundſätzliche Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft. Die 
Verletzung dieſer Pflicht kann die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens ($ 606 3 PO) 
oder die Scheidungsklage (58 1567, 1568) begründen. Die hier gebotene eheliche Lebens 
gemeinſchaft muß dem ſittlichen Weſen der Ehe entſprechen. Verlangt ein Ehegatte Ab. 
weichendes, ſo mißbraucht er fein Recht und darf auf Erfüllung nicht rechnen. Dieſe felbft- 
verſtändliche Folge ſpricht $ 1353 Abſ 2 noch beſonders aus. — Das BG kennt keine Klage 
auf zeitliche Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft. Abgeſehen von der Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens (88 620, 621 ZPO) und der Geſtattung des Getrenntlebens durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung ($ 627 IPOD), kann allerdings die Abweiſung der Herſtellungsklage zur Aufrechterhal⸗ 
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tung des tatſächlichen Getrenntlebens führen (RG JW 00, 148). Das Geſetz rechnet mit 
der Möglichkeit eines Zuſtandes, bei dem einerſeits die Eheſcheidungsklage ausgeſchloſſen iſt 
und anderſeits die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nicht gefordert werden kann. Die 
Sachlage iſt in ſolchen Fällen eine ähnliche, wie ſie die in andern Rechten zugelaſſene Tren- 


nung der Ehegatten von Tiſch und Bett mit ſich bringt (MG JW 1911, 9824, 1914, 35911; 
R 14. 12. 14 IV 245/14). 


Nr. 287). Zur Begründung der Kl Herſtellung d elichen Lebens gehört nur 
die Behauptung, daß die eheliche Gemeln auf Herſtellung des ehelich 


ziehungen aufgehoben ſei und dement 
langt werde. Weitergehend 


einzelnen auszugeſtalten ſei, b 


da das Beſtimmungsrecht hieri 5 9 u Mangel ſolcher 
Angaben darf I vic hierüber nach $ 1354 dem Manne zuſteht. Aus dem Mangel ſolch 
ehelichen Lebens nicht ern ſtlich wolle (RG Warn 1915 Nr 287). Es iſt nicht ohne weiteres 


ausgeſchloſſen, daß eine zur Herſtellung der här li inſchaft rechtskräftig verurteilte 
Fran eines in Kriege Herſt g der häuslichen Gemeinſchaft rechtskräftig 


kann, daß fie in der dem Manne zur Verf ienſt usharrt (RG 
ei 19 10 Nr 210]. ener i erfügung ſtehenden Dienſt wohnung aush ( 
ehelichen Lebensgemeinſchaft muß der E f ö tleben in 
Anſpruch nimmt, die i ft muß der Ehegatte, der ein Recht zum Getrenntle 

gilt auch daun, wenn der die He 


0 dem bisherigen Getrenntleben einverſtanden war (N 29. 11. 15 IV 218/15). Der 
wert Zuſammenleben mit feiner Frau, auch wenn es durch deren Krankheit ſehr 


Zuſemng der Frau geeignet, die Gefundheit des Mannes zu untergraben, ſo kann er das 


j ungen fie vorausſichtlich dauernd krank und behandlungsbedürftig 
machen würden (RG 16. 4. 17 IVI DEN ; wieſene Frau 
kann nicht na 17/17). Die mit der Schewingetſege abgewieſene § 


56 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


und ihr die erforderliche ärztliche Behandlung, Pflege und Aufwartung zuteil werden zu laſſen, 
hat die Frau zu berückſichtigen. Dafür, daß das Verlangen des Mannes einen Mißbrauch 
ſeines Rechtes darſtellt, iſt die Frau beweispflichtig (RG 95, 330). Das Begehren des 
Mannes ſtellt jedoch einen Mißbrauch dar, wenn er der Frau gerechtfertigten Grund zur Tren ⸗ 
nung gegeben hat und feine ehewidrige Geſinnung fortdauert (RG 3. 12. 06 IV 182/06). Dem 
Ehegatten, der von ſeinem Scheidungsrechte wegen Ehebruchs des andern Ehegatten keinen Ge⸗ 
brauch macht, ſondern die Ehe fortſetzt, ſteht weder gegen den ſchuldigen Ehegatten noch gegen 
deſſen Mitſchuldigen eine Klage auf Unterlaſſung ehebrecheriſcher Handlungen zu (RG 71, 85). 
Entſchließt ſich ein Ehegatte, über den Ehebruch des andern Ehegatten hinwegzuſehen und 
die eheliche Lebensgemeinſchaft mit ihm fortzuſetzen, ſo erwächſt für ihn die Verpflichtung, ſein 
Verhalten ſo einzurichten, daß ein erträgliches Zuſammenleben der Ehegatten ſtattfinden kann 
(RG IW 06, 389186; RG SeuffA 73 Nr 32). Vgl. auch $$ 1568 A 3, 1570 A. 3. Die Ver 
pflichtung des Ehegatten, ein friedliches Zuſammenleben zu ermöglichen, ſetzt natürlich voraus, 
daß der andere Ehegatte keinen neuen Ehebruch begeht (NG Warn 1919 Nr 177). Die 
Abweiſung der Herſtellungsklage ſchließt die Erhebung einer neuen Herſtellungsklage 
auf Grund ſpäterer Ereigniſſe nicht aus; der Einwand der rechtskräftig entſchiedenen Sache 
iſt dann ausgeſchloſſen (RG ZW 06, 2625). Dem Herſtellungskläger kann die Beklagte, die bei 
einem andern Gerichte die Scheidungsklage anhängig gemacht hat, die Einrede der Rechts⸗ 
hängigkeit nicht entgegenſetzen (RG Warn 1915 Nr 131). Durch Vereinbarungen der 
Eheleute kann ihre Verpflichtung zur ehelichen Lebensgemeinſchaft weder aufgehoben noch ein⸗ 
geſchränkt werden (RG 61, 50; RG JW 1914, 355%). Wenn auch die Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft und das langjährige Getrenntleben der Ehegatten in beiderſeitigem Ein: 
verſtändnis erfolgt ift, fo würde doch jeder der Ehegatten jederzeit zu dem Verlangen auf 
Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft berechtigt bleiben. Ein Abkommen zwiſchen den 
Eheleuten, wonach ſie dauerndes Getrenntleben vereinbaren, widerſpricht dem ſittlichen 
Weſen der Ehe und iſt deshalb nichtig, vermag alſo für keinen der Ehegatten ein Recht zu be- 
gründen, dem Verlangen des andern Teils auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zu 
widerſprechen. Die Tatſache allein, daß der Ehegatte mit dem bisherigen Getrenntleben ein⸗ 
verſtanden geweſen it, genügt daher nicht zu der Annahme, daß fein Verlangen auf Her. 
ſtellung der ehelichen Gemeinſchaft als Mißbrauch feines Rechtes erſcheint (RG 29. 11. 15 
IV 218/15). Die Einwilligung in die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kann der Ehe⸗ 
gatte jederzeit widerrufen (NG IW 01 S. 185, 781; 00, 778). Sind ſich die Ehegatten 
der Nichtigkeit ihrer Vereinbarungen (über Getrenntleben, Verzicht auf Unterhalt und 
Kindererziehung) bewußt, ſo liegen rechtsgeſchäftliche Erklärungen überhaupt nicht 
vor. Dies ſchließt nicht aus, daß andere damit verbundene Vereinbarungen, z. B. die 
Abrede, Gütertrennung einzuführen, rechtsgeſchäftliche Bedeutung haben. Auf einen 
ſolchen Fall findet § 139 keine Anwendung (RG 68, 322). Die Entſcheidung darüber, ob 
einer Ehefrau während der Dauer des Eheſcheidungsprozeſſes in Gemäßheit des 8 627 3 PO 
das Getrenntleben vom Ehemanne zu geſtatten ſei, betrifft keine vermögensrechtliche, ſondern 
eine auf dem Familien- und Eheverhältniſſe beruhende Frage. In betreff dieſer Frage bzw. 
für die zu erlaſſende einſtweilige Verfügung finden die Vorſchriften der 88 936—944 3880 
Anwendung. § 940 3 betrifft nicht bloß das Verfahren, ſondern hat auch materiell rechtliche 
Bedeutung. Es genügt nicht, lediglich von den Vorausſetzungen des § 1358 Abſ 2 BGB aus- 
zugehen (RG 46, 382; 49, 368). Ein Vertrag, durch den getrennt lebende Eheleute lediglich 
die Höhe der zu gewährenden Unterhaltsrente für die Zeit des Getrenntlebens feſtſetzen, iſt 
an ſich rechtsverbindlich. Er verſtößt aber gegen den § 1353 Abſ 1 und iſt deshalb gemäß 88 188, 
139 nichtig, wenn das Getrenntleben durch unerlaubte Mittel ermöglicht und befördert werden 
ſoll, z. B. wenn ſich die Frau das Recht auf Unterhalt nur durch den Verzicht auf alle ihr ſonſt 
gegen den Mann zuftehenden Rechte und durch die Zuſicherung, fern von ihrem Manne zu 
wohnen und gerichtliche Schritte zur Wiedervereinigung zu unterlaſſen, ſoll wahren können 
(RG JW 05, 637%). Nichtig iſt ein Vertrag, in dem für die ganze Dauer der Ehe vereinbart 
wird, daß die Ehegatten getrennt leben und der Mann an die Frau eine Unterhaltsreute zahlt 
(RG Warn 1911 Nr 108). Vgl. auch 88 1564 A 5 u. 1578 A 9. Die auf nichtige Abreden 
der Ehegatten über Getrenntleben, Unterhaltsgewährung und Kindererziehung geſtützte 
rechtsgeſchäftliche Abmachung über die Zurücknahme der Scheidungsklage iſt gleichfalls nichtig 
(RG 2. 3. 11 IV 585/10; RG JW 1916, 573). Vereinbarungen der Ehegatten über ihr 
Getrenntleben find wirkſam, wenn einem von ihnen ſchon nach dem Geſetz (8 1353 Abſ 2) 
das Recht zufteht, die eheliche Lebensgemeinſchaft zu verweigern (Rh 29. 2. 12 IV 444/11). 
In ſolchen Fällen kann durch Vertrag auch die Art und Weiſe der Unterhaltungsgewährung 
für die Zeit des Getrenntlebens wirkſam geregelt werden (RG Warn 1913 Nr 188; RG JW. 
1916, 573%. Die Vorausſetzung des geſetzlichen Unterhaltsanſpruchs der getrennt von 
ihrem Ehemanne lebenden Ehefrau iſt nach 8 1361, daß ſie die Herſtellung des ehelichen Lebens 
verweigern darf, daß fie, wie $ 1353 Abſ 2 beſtimmt, berechtigt iſt, auf Scheidung zu klagen, 
oder das Verlangen des Ehemanns nach Herſtellung der Gemeinſchaft ſich als Mißbrauch 
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ſeines Rechtes darſtellt oder daß ihr Ehemann, was ebenfalls unter $ 1361 fällt, mit ihrem 
Getrenntleben einverſtanden iſt (RG 17. 6. 18 IV 126/18; 23. 9. 18 IV 164/18). Über 
Fortgeltung des Ehevertrags während des Getrenntlebens der Eheleute vgl. § 1432 A 4. 
3. Mißbrauch des Rechtes. Das Verlangen wird ſich in der Regel dann als ein Mißbrauch 
darſtellen, wenn es dem ſittlichen Weſen der Ehe widerſpricht, alſo eine mit der rechten ehe⸗ 
lichen Geſinnung unverträgliche Zumutung enthält. Streng genommen handelt es ſich dabei 
nicht um den Mißbrauch eines vorhandenen Rechtes (wie aus der Faſſung des Geſetzes ge⸗ 
folgert werden könnte), ſondern um die Anmaßung eines nicht vorhandenen Rechtes. — Ob 
ſich das Herſtellungsverlangen als Mißbrauch darſtellt, hängt davon ab, ob das Verlangen 
mit der rechten ehelichen Geſinnung vereinbar iſt und ob bei Berückſichtigung des ſitt⸗ 
lichen Weſens der Ehe dem ſich weigernden Ehegatten die Herſtellung des ehelichen Lebens 
zugemutet werden kann (MG 46, 384; RG JW 1914, 35911; RG 8. 12. 16 VII 298/16; 
4. 3. 18 IV 309/17). Um den Ehegatten der Zumutung, zurückzukehren, überhoben zu er- 
achten, iſt die Feſtſtellung eines den andern Ehegatten treffenden überwiegenden Ver⸗ 
ſchuldens an der Zerrüttung der Ehe nicht erforderlich (RG 4. 3. 18 IV 399/17). Ob ſich 
das Herſtellungsverlangen als Mißhrauch darſtellt, iſt auf Grund des Sachverhalts von Amts 
wegen zu prüfen (RG IW 00, 891; 02 Beil 272212, 06, 33614 RG Warn 1911 Nr 38). Die 
Stage, ob ein Ehegatte deshalb, weil ſich das Herſtellungsverlangen des andern Ehegatten 
als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt, der Verpflichtung zur Herſtellung der ehelichen Lebens⸗ 
gemeinschaft überhoben ift, ift zwar eine Rechtsfrage, die unter Berückſichtigung des Weſens 
der Ehe, als eines vorwiegend ſittlichen Verhältniſſes, nach ſachlichen Geſichtspunkten zu ent. 
ſcheiden iſt. Auf der andern Seite hängt jedoch ihre Beantwortung von den Umſtänden des 
einzelnen Falles ab, deren Feſtſtellung und tatſächliche Würdigung Sache des Tatrichters iſt. 
Die Frage iſt deshalb zu einem großen Teile zugleich Tatfrage (RG Warn 1914 Nr 191). Die 
u allein, daß der die Herſtellung des ehelichen Lebens verlangende Ehegatte mit dem 
bisherigen Getrenntleben der Ehegatten einverſtanden geweſen ift, vermag fein Verlangen 
nicht als Mißbrauch feines Rechtes erſcheinen zu laſſen. Es müffen andere Umſtände hinzu⸗ 
treten (dich 29. 11. 15 IV 218/15). Bgl. A. 2. Mißbrauch kann angenommen werden, ohne 
daß dem auf Serteltung klagenden Ehegatten ein ſchuldhaftes Verhalten zur Laſt fällt 
(Ac JW 04, 409°; RG 4. 5. 14 IV 110/14: RG Warn 1917 Nr 140). Ebenſo DLG 36, 195 
Miechtsmißbrauch eines Geiſteskranken). Bei der Frage, ob Rechtsmißbrauch ſeitens des 
annes, der der Frau während der Trennung keine Unterhaltsgelder gezahlt hatte, 
anzunehmen iſt, muß ſeiner perſönlichen Auffaſſung, daß die Frau ohne ſtichhaltigen Grund 
Lon ihm weggegangen ift, Rechnung getragen werden. Es könnte ihm nicht verübelt werden, 
ah er ihr Sernbfeiben nicht noch durch Gewährung von Unterhaltsgeldern unterſtützt hat 
RE Warn 1917 Nr 140). Ein nicht ernſtlich gemeintes Herſtellungsverlangen ſtellt einen 
llechtsmißbrauch dar (RG JW 01, 293; 02 Beil 272212; 07, 1076; RG Warn 1915 Nr 287). 
Succhtüſſig it die Folgerung, das Herſtellungsverlangen könne deshalb, weil an erſter Stelle 
Neeidung begehrt werde, nicht ernſtlich fein (RG JW 07, 14125; 06, 2252; RG Warn 08 
weit 101! Nr 247; RG ZW 1911, 40577). Hat aber der an erſter Stelle Scheidung, bilfs⸗ 
Der Herſtellung verlangende Ehegatte überhaupt nicht den Willen, das eheliche Leben 
daß er aufzunehmen, auch nicht für den Fall der Rückkehr des andern Ehegatten, ſei es, 
12 dri dur un Falle der Rückkehr gar nicht aufnehmen oder zwar aufnehmen, aber durch 
bacndniges Verhalten wieder zur Trennung veranlaſſen würde, fo mangelt es dem Rückkehr. 
verlangen an der erforderlichen Ernſtlichkeit (RG Warn 1911 Nr 38). Nicht zu beanſtanden iſt 
die Annahme, daß der Wille, die Ehe anzufechten mit dem in zweiter Linie geltend ge⸗ 
machten ernſtlichen Verlangen desſelben Ehegatten nach Wiederherſtellung der häuslichen 
Gemenicheft bereinbar it (uch 10. 6. 12 IV 452/11; 10. 3. 19 IV 394/18). Auch wenn 
der auf Derfielfung der ehelichen Gemeinschaft klagende Mann mit einer Rückehr der Frau, 
wie diese behauptet nicht rechnet und ihm in erſter Linie eine Scheidung der Ehe erwünſcht 
ſein follte, ſo ſchließt das keineswegs aus, daß er bei einer dennoch erfolgenden Rückkehr der 
Frau zur Fortſetzung der Ehe und zu einem feiner Pflicht zu liebevoller Rückſichtnahme auf die 
Frau entſprechenden Verhalten bereit und bemüht ſein werde. Unter ſolchen Umſtänden 
braucht die ZU Na des Herſtellungsverlangens nicht bezweifelt zu werden (Roh 
29. 11. 15 IV 218/15). Der Beweis der Nichternſtlichkeit des Herſtellungsverlangens fällt 
der auf Herſtellung vertlagten Partei zu (MG 10. 3. 19 IV 394/18). Mangel einer geeigneten 
Ehewohnung genügt zur Annahme eines Mißbrauchs nur, wenn es dem Kläger auch an der 
get: und den Mitteln zur Beſchaffung einer ſolchen Wohnung gebricht (RG 
JW 01 S. 296, 385; NÖ 13. 2.05 IV531/04; NG JW 08, 4065). Der Anſpruch auf Herſtellung 
des ehelichen Lebens ſetzt voraus, daß die Grundlagen für eine häusliche Gemeinſchaft 
RR find. Kann der die Herſtellung begehrende Ehemann die Mittel dazu nicht bieten, 
d Nallt ſich die Geltendmachung jenes Anſpruchs als ein Rechtsmißbrauch dar (RG 19. 9. 12 
IV 92/12). Das Verlangen nach Herſtellung der ehelichen Gemeiuſchaft ift nicht ſchon deshalb 
mißbräuchlich, weil ſich aus der ehelichen Lebensgemeinſchaft irgendeine Gefahr für 
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den andern Teil ergibt. Insbeſondere liegt ein Rechtsmißbrauch nicht vor, wenn die fragliche 
Gefahr dem ehelichen Zuſammenleben als ſolchem eigentümlich iſt, wie die mit der Schwanger⸗ 
ſchaft und Niederkunft der Frau verbundene Gefahr (RG JW 01, 648; RG 11. 7. 01 
IV 154/01). Dagegen erſcheint das Verlangen als mißbräuchlich, wenn es von dem mit einer 
gefährlichen und anſteckenden Geſchlechtskrankheit behafteten Manne ausgeht (RG AW 07 
S. 17816, 48%). In ſolchem Falle wird in der Regel auch das Verlangen, nur die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft herzuſtellen, einen Mißbrauch darſtellen (RG JW 05, 72219). Der ge⸗ 
ſchlechtskranke Ehemann kann die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft von der Frau 
in der Regel nur verlangen, wenn unter Berücksichtigung der geſamten Umſtände anzunehmen 
iſt, daß für die Frau keine Anſteckungsgefahr vorliegt. Die bloße Erklärung des Mannes, 
er verzichte auf den Beiſchlaf, genügt nicht (RG 19. 9. 12 IV 168/12; RG 3% 1914, 419). 
Übermäßige, geſundheitsgefährdende Anforderungen des Mannes an die Frau in bezug 
auf den Geſchlechtsverkehr (z. B. während des Wochenbetts) können als Mißbrauch angeſehen 
werden (RG Warn 1919 Nr 65). Mißbrauch liegt vor, wenn der Herſtellungskläger in ſeinem 
Hauſe ein vertrautes Verhältnis zu einer andern Frau unterhält und deſſen Auflösung 
zwar in Ausſicht stellt, aber tatſächlich fortſetzt (RG 19. 4. 06 IV 509/05; RG Warn 1912 
Nr 262). Das Herſtellungsverlangen des Mannes, der vor der Ehe verſprochen hat, die 
Kinder in der Religion der Mutter zu erziehen, aber dem Verſprechen entgegenhandelt und 
dadurch Streitigkeiten hervorruft, kann unter Umſtänden einen Mißbrauch des Rechtes ent⸗ 
halten (A Ich 06, 212). Hat der Mann die Trennung der Frau durch Mißhandlung 
RE ZW 02 Beil 204; RG 24. 9. 14 IV 202/14), Bedrohung, Beſehimpfung, Ver⸗ 
agung des Unterhalts, Vorenthaltung der Stellung als Hausfrau (RG 
JW 03 Beil 10358, NG 3. 4. 16 IV 448/15) oder durch ſonſtige unwürdige Be- 
handlung veranlaßt, ſo ſtellt ſich ſein Herſtellungsverlangen ſo lange als mißbräuchlich 
dar, als in ſeiner zuvor betätigten ehewidrigen Geſinnung nicht eine Wandlung eingetreten 
und für den gekränkten Teil erkennbar geworden iſt. Die Beklagte iſt nicht gehalten, ſich 
der Gefahr neuer Unbilden auszuſetzen. Liegt aber für ſie bei vernünftiger Würdigung 
der Umftände kein Grund mehr zu Befürchtungen vor, fo iſt das Verlangen berechtigt. Vgl. 
dazu RG IW 03 Beil 714 Nc 3. 10. 04 IV 83/04; 27. 3. 05 IV 559/04; 14. 4. 10 
IV 336/09; Warn 08 Nr 419; 1913 Nr 17. Anderſeits iſt ein Mann, der zum Getrennt⸗ 
leben keinen Anlaß gegeben hat, nicht verpflichtet, der Beklagten vor ihrer Rückkehr Beweiſe 
ſeiner künftigen entgegenkommenden Behandlung zu liefern (RG 8. 4. 07 IV 392/06). 
Verfehlt iſt die Annahme, das Recht der Frau, die Rückkehr in die häusliche Gemein⸗ 
Ihaft abzulehnen, beſtehe jo lange, bis fie ſelbſt die Überzeugun;; von einer gründ⸗ 
lichen inneren Wendung des Mannes gewonnen habe. Nicht von der Auffaſſung 
des die Rückkehr verweigernden Ehegatten, ſondern von der Beurteilung des Richters 
hängt es ab, ob Gründe beſtehen, die zur Annahme des Rechtsmißbrauchs führen. Möge 
auch die perſönliche Auffaſſung des Ehegatten nicht ſchlechthin jeder Bedeutung entbehren, 
ſo kann es letzten Endes doch immer nur Gegenſtand richterlicher Abwägung ſein, ob 
der die Rückkehr verlangende Ehegatte dem andern Teile genügende Beweiſe einer Wen⸗ 
dung feiner Geſinnung gegeben hat (R& 11. 7. 14 IV 125/14 in DIR 1915, 205; RG 
28. 5. 19 IV 480/14; OLG 33, 337). Lediglich der Umſtand, daß der Mann, dem keine 
die Trennung veranlaſſende Verfehlung zur Laſt fällt, während der Zeit der Trennung im 
allgemeinen eine ehewidrige Geſinnung an den Tag gelegt haben ſoll, gibt der Frau 
nicht ohne weiteres ein Recht, beſondere Beweiſe für eine Sinuesänderung des Mannes 
zu verlangen (RG 10.3. 19 IV 394/18). Erſt wenn feſtſteht, daß das Herſtellungsverlangen des 
Klägers ernſtlich gemeint iſt, kommt es auf die weitere Frage an, ob ſein Verhalten eine Ge⸗ 
währ für künftiges erſprießliches Zuſammenleben bietet (RG ZW 1911, 76526). Verziehene 
Verfehlungen können nur in Verbindung mit einer nicht verziehenen Verfehlung die An⸗ 
wendung des 8 1353 Ubi 2 Satz 1 rechtfertigen (RG 27. 4. 05 IV 112/05). Dagegen kann 
wegen der nämlichen Verfehlung Rechtsmißbrauch geltend gemacht werden, auch wenn die 
Scheidungsklage infolge Friſtablaufs ausgeſchloſſen iſt (RG JW 03 Beil 449% NG Warn 
1910 Nr 209; 1917 Nr 274). Die Frage der Rückkehrpflicht der Frau zu ihrem mit 
der Scheidungsklage rechtskräftig abgewieſenen, die Rückkehr ernſtlich verlangenden Manne 
iſt nach doppelter Richtung zu prüfen: einmal, ob ihr ein Scheidungsgrund zur Seite ger 
ſtanden hat, ſodann ob das Rücktehrverlangen des Mannes ſich als Mißbrauch ſeines Rechtes 
darſtellt. In erſterer Richtung wird die Berückſichtigung früherer Vorkommniſſe mit Recht 
abgelehnt ($ 616 JO; vgl. § 1567 A 4). In letzterer Richtung ſind die früheren Vor⸗ 
kommniſſe zu berückſichtigen (Rh Warn 1918 Nr 38; RG 28. 5. 19 IV 480/19). Verfeh⸗ 
lungen, die nicht oder nicht mehr den Scheidungsanſpruch begründen, können gleichwohl 
das Herſtellungsverlangen als mißbräuchlich erſcheinen laſſen (SLG 33, 337). 

Hier kommen nur die auf Verſchulden beruhenden Scheidungsgründe der 88 1565 
bis 1568 in Betracht (RG ZW 03 Beil 440). Dafür ſpricht die Entſtehungsgeſchichte, aus der 
ſich ergibt, daß bei Wiederannahme des urſprünglich abgelehnten Scheidungsgrundes der Gei⸗ 
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ſteskrantheit durch den Reichstag überſehen worden iſt, auch die urſprüngliche Faſſung dieſes 
Zuſatzes (wegen Verſchuldens) benen (Erler, Eheſcheidung, § 83 A 37). Ver. 
fehlungen, die nicht oder nicht mehr den Scheidungsanſpruch begründen, können gleichwohl 
das Herſtellun sverlangen als mißbräuchlich erſcheinen laſſen (RG JW ö 03 Beil u 87? ). 
Das Recht . Verweigerung der Gemeinſchaft kann auch beſtehen, ohne daß ein förm⸗ 
licher Scheidungsgrund vorliegt. Dies gilt insbeſondere auch dann, wenn ein Umſtand 
vorliegt, der urſprünglich als Scheidungsgrund hätte dienen können, dieſe Eigenſchaft aber 
durch Friſtablauf nach der in $ 1571 vorgeſehenen Aufforderung verloren hat 
(RG Warn 1910 Nr 209) und zumal daun, wenn der ſchuldige Ehegatte ſein Verhalten 
auch noch nach Erlaſſung der Aufforderung fortgeſetzt hat (RG 16. 4. 17 IV 26/17). 
Mit Recht verweigert die Gemeinſchaft auch der zur Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsklage 
berechtigte Ehegatte wenn die Nichtigkeit der Che bei der Cheſchließung ihm unbekannt, dem 
andern Ehegatten aber bekannt war (8 1345 Abſ 1). Die Verweigerung verliert jedoch ihre 
Berechtigung, wenn der klageberechtigte Ehegatte keine Anftalten trifft, die Nichtigkeitserklä⸗ 
rung der Ehe herbeizuführen. Eine dem 8 1571 Abi 2 entſprechende Aufforderung zur Er- 
hebung der Anfechtungs⸗ oder Nichtigkeitsklage gibt es nicht. — Die Klage auf Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft muß, auch wenn bereits vor dem Inkrafttreten des BGB auf 
zeifiveilige Trennung von Tisch und Bett erkannt worden iſt (Urt 202 EG, $ 1564 A 6), den 
cberſchriften des BGB eutſprochen (Nich Id 05, 1105). Gegenüber der Klage auf Her⸗ 
ſtellung der häuslichen Gemeinſchaft ift der Einivand der Rechtshängigkeit aus dem 


Grunde, weil gleichzeitig ei buch ängig ift, nicht begründet (RG 15. 2. 15 
IV 619/14). Vgl. 5 ut 4 veicheibungstlage anhängig ift, nicht beg 


5. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen E erechte. Nach Art 14 Abi 1 EG 
werden die perſönlichen enen nen deutſcher Ehegatten zueinander 
nach den deutſchen Geſegen beurteilt, auch wenn die Ehegatten ihren Wohnſitz im Aus⸗ 
lande haben. Die deutſchen Geſetze finden nach Art 14 Abf 2 EG auch Anwendung, 
wenn der Mann die Reichsanehöbrigkeit verloren, die Frau ſie aber behalten hat. 

8 Fol zende Staaten: Deutschland, frankreich, Italien, die Niederlande, Portugal, Rumä⸗ 
nien und Schweden haben das Abkommen vom 17. Juli 1905, betreffend den Gel⸗ 
tungsbereich der Geſetze in Ansehung der Wirtun zen der Che auf die Rechte und Pflichten 
der Ehegatten in ihren perſünlichen Beziehungen und auf das Vermögen der Ehegatten 
(ABl 1912, 703) getroffen. Von der Frage nach dem Einfluſſe des Kriegsausbruchs 
(vgl. Seuffä 73 Nr 283) ſei hier abgeſehen. Nach Art 1 Abf 1 iſt für die Rechte und 

flichten der Ehegatten in ihren perſönlichen Beziehungen das Geſetz des 
Fance, dem ſie angehören (Geſeh des Heimatſtaats), maßgebend. Jedoch dürfen nach 

rt 1 Abf 2 wegen dieſer Rechte und Pflichten nur ſolche Durchführungsmittel 
angewendet werden, die auch das Geſetz des Landes geſtattet, wo die Anwendung er⸗ 
Stderlich it. Haben die Ehegatten während der Che eine neue, und zwar die gleiche 
f aatsangehörigfeit erworben, jo ift nach Art 9 Abſ 1 in den Fällen des Art 1 (perſön⸗ 
liche Beziehungen), Art 4 (Ehevertrag) und Art 5 (Ehevertrag) das Geſetz ihres neuen 
Staantſtaats anzuwenden. Verbleibt den Ehegatten während der Che nicht die gleiche 
lebtes angehöriakeit, fo iſt nach Art 9 Abſ 2 bei Anwendung der Artt 1, 4 u. 5 ihr 

1 gemeinfames Geſetz als das Gefet ihres Heimatſtaats anzuſehen. Nach Art 10 
findet dieſes Abkommen keine Anwendung, wenn das Geſeb, das nach Artt 1, 4 u. 5 an- 
gewendet werden müßte, nicht das Geſetz eines Vertragsſtaats iſt. — Ausländiſches 
Recht findet Anwendung auf einen Rechtsſtreit, der die Herſtellung der häuslichen Ge⸗ 
meinſchaft zwiſchen ausländiſchen, dem nämlichen Staate angehörenden und in Deutſch⸗ 
land wohnenden Ehegatten zum Gegeuſtande hat. Dies folgt aus finnentſprechender An⸗ 
wendung des in Art 14 Abs 1 C für Deutſche hinſichtlich ihrer perſönlichen Rechts. 
beziehungen ausgeſprochenen Grundſatzes (RG Warn 1913 Nr 420, Oſterreicher). Das ent⸗ 
ſpricht auch dem Art 1 des Haager Eherechtsabkommens v. 17. 7. 05. Vgl. 5 1360 A 10 
(Unterhaltspflicht auslandiſcher Ehegatten in Deutſchland). i 
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) Dem Manne ſteht die Entſcheidung in allen das gemeinſchaftliche ehe⸗ 
liche Leben betreffenden Angelegenheiten?) zu; er beſtimmt insbeſondere 
Wohnort und Wohnung). 

Die Fran iſt nicht verpflichtet, der Entſcheidung des Mannes Folge zu 
leiſten, wenn ſich die Entſcheidung als Mißbrauch“) ſeines Rechtes darſtellt d). 

E 1 1278 II 1254; M 4 105; P 4 94. 
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1. Bedeutung der Vorſchrift. Der natürlichen Ordnung des Verhältniſſes entſpricht es, 
daß dem Manne, als dem Haupte der Familie, in allen das gemeinſchaftliche eheliche Leben 
betreffenden Angelegenheiten, wenn die Meinungen der Ehegatten auseinandergehen, die 
Entſcheidung zuſteht. Dieſen Grundſatz ſpricht 8 1354 Abſ 1 Halbſ 1 aus. Eine Folge dieſes 
Grundſatzes hebt Halbſ 2 hervor. Da das Entſcheidungsrecht des Mannes ſeine Begrenzung 
im Weſen der Ehe finden muß, braucht ſich die Frau, wie Ab] 2 beſtimmt, einer mißbräuchlichen 
Entſcheidung des Mannes nicht zu fügen. — Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen unter Ehe ⸗ 
leuten über den Inhalt des § 1354 iſt kein Raum (RG 61, 53). Vgl. auch RG Gruch 45, 79. 
— Leben Ehegatten in häuslicher Gemeinſchaft, ſo mag ſich häufig aus der Stellung des 
Mannes als Haushaltungsvorſtand ($ 1354) ein gewiſſer tatlächlicher Anhalt für die Annahme 
ergeben, daß ſich die innerhalb der häuslichen Gemeinſchaft vorhandenen Gegenſtände mit 
Ausnahme der ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche der Frau beſtimmten Sachen im 
Beſitze des Mannes befinden. Eine Rechtsvermutung dieſes Inhalts beſteht aber nicht, 
insbeſondere nicht eine Rechtsvermutung, die in Verbindung mit den Vorſchriften im $ 1006 
zu einer Eigentumsvermutung für den Mann führen und die Frau zum Gegenbeweiſe nötigen 
könnte. Das BGB beſchränkt vielmehr die ſich aus der Ehe ergebenden Vermutungen auf 
die im § 1362 geregelten (RG IW 1911, 32728). 

2. Zu den Angelegenheiten, die das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffen, gehören 
die Wahl des Wohnorts und der Wohnung, die Beſtimmung des ehelichen Aufwandes, die 
Einrichtung des Haushalts und viele andere, das Zuſammenleben der Familie regelnde Maß⸗ 
nahmen wirtſchaftlicher und ſittlicher Natur. Hierzu gehört auch die Pflege und Erziehung der 
Kinder, inſofern dieſe Angelegenheit im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander (nicht im 
Verhältniſſe zu den Kindern felbit, 88 1634 Satz 2, 1666) der Entſcheidung bedarf (RG 55, 419; 
NG 2. 1. 08 IV 391/07; vgl. auch A3). Wegen Rechtswirkſamkeit einer durch den Mann ab⸗ 
geſchloſſenen Verſicherung aller (auch der Frau gehöriger) Stücke des gemeinſamen Haus⸗ 
halts vgl. RG JW 07, 5255. Betreibt die Ehefrau mit Genehmigung des Ehemanns für 
eigene Rechnung ein Gewerbe (3. B. ein Schankgewerbe), jo ſcheidet der Gewerbebetrieb aus 
dem Bereiche der gemeinſchaftlichen Angelegenheiten des § 1354 aus, und die Frau iſt be- 
rechtigt, dem Manne das Betreten der Gewerberäumlichkeiten zu unterſagen (RGSt 35, 395). 
Dem Ehemanne liegt hinſichtlich der Ehefrau eine geſetzliche Aufſichtspflicht (wie z. B. 
dem Vater nach § 1631, dem Vormunde nach 8 1800) nicht ob. Aber ein Ehemann iſt für den 
von ſeiner geiſteskranken Ehefrau angerichteten Schaden verantwortlich, wenn er nicht für 
deren Bewachung oder Unterbringung in einer Anſtalt ſorgt (RG SW 09, 171). Wegen 
Beſtrafung eines Ehemanns, der trotz der ihm durch $ 1354 eingeräumten Rechtsſtellung 
unzüchtigen Verkehr ſeiner Ehefrau in der gemeinſchaftlichen Wohnung duldet, vgl. RGSt 
48, 196. Die Ehefrau iſt weder verpflichtet, noch auch gemäß SS 1354, 1358 ohne die Zu⸗ 
ſtimmung ihres Ehemanns überhaupt berechtigt (vgl. RG 59, 25), außerhalb des ihr zuge⸗ 
wieſenen ehelichen Wirkungskreiſes (88 1356, 1357) ſelbſt einem Erwerbe nachzugehen (RG 
IW 1911, 773 4). Zu den das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegen⸗ 
heiten gehören nicht die dem einzelnen Gatten an ſeinem Vermögen zuſtehenden Rechte. 
Deshalb iſt die Frage, ob die Frau die Herausgabe der von ihr mitgebrachten Cinrichtungs⸗ 
gegenſtände verlangen oder der Mann deren künftige Belaſſung im Haushalte fordern 
darf, nicht auf Grund des § 1354, ſondern auf Grund der güterrechtlichen Vorſchriften zu 
entſcheiden, ſoweit nicht beſondere Abmachungen getroffen ſind (RG 87, 56). 

3. Wohnort und Wohnung. Wohnort ift hier gleichbedeutend mit Aufenthaltsort. 
Wegen des Wohnſitzes der Ehefrau vgl. $ 10. Das Recht, Wohnort und Wohnung der 
Ehefrau zu beſtimmen, hat der Ehemann nur, wenn unter den Gatten noch die ungeteilte, 
völlige Lebensgemeinſchaft beſteht, nicht aber, wenn die Frau deren Herſtellung aus 8 1353 
verweigern darf und verweigert (RG 8. 5. 07 IV 491/07; RG JW 08, 110°). Ein Ver⸗ 
zicht des Mannes auf das Recht, Wohnort und Wohnung zu beſtimmen, iſt unwirkſam 
(RG 7. 11. 07 IV 115/07). Vgl. auch § 1853 A 2 über die Befugnis des Mannes, zu ber: 
langen, daß ſich die Frau in eine Heilanſtalt begebe, und über die Unwirkſamkeit der die 
eheliche Lebensgemeinſchaft aufhebenden oder einſchränkenden Vereinbarungen. — Die 
Ehefrau teilt den Wohnſitz des Mannes, wenn er im Julande belegen iſt, auch in dem Falle, 
daß fie von dem Manne getrennt lebt und hierzu berechtigt iſt (MG 59, 337). Der Ehe⸗ 
frau fehlt — auch während einer Strafhaft des Mannes — die Befugnis, den Ehe⸗ 
wohnſitz ſelbſtändig zu verlegen (88 1354, 10). Handelt fie jedoch im Einverſtändniſſe mit 
dem Manne oder genehmigt der Mann, ſei es auch nur ſtillſchweigend, die Wahl des neuen 
Wohnorts als einer ſtändigen Niederlaſſung, fo liegt darin die ihm nach $ 1354 Ab| 1 ob⸗ 
liegende Beſtimmung, und es können ſich damit zugleich für beide Teile die Vorausſetzungen 
der 89 7, 10 erfüllen (RG Seuffü 69 Nr 1). In einem Falle, in welchem die Frau als 
Mieterin (Pachterin) zur Räumung vertraglich verpflichtet ift, ſteht ihr dem Vermieter (Ver⸗ 
9906 5 en nicht das Recht zu, ſich wegen des Weiterwohnens auf $ 1354 zu berufen 

„ 4). 
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4. Mißbrauch des Rechtes bedeutet hier dasſelbe wie im 81853 Abſ 2 (vgl. daſelbſt 1 
Eine Ehefrau, die die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf und verweigert, kann 
gegenüber der Klage des Mannes auf Herausgabe der Kinder geltend machen, daß die Ent⸗ 
ſcheidung des Mannes über den Aufenthalt der Kinder ein Mißbrauch ſeines ehelichen Rechtes im 
Sinne des § 1854 Ubf 2 fei (RG 55, 419; RG JW 1912, 39516). Dieſer Einwand iſt jedoch 
nur für den Fall zugelaſſen, daß die vom Manne in bezug auf das Kind getroffene Anordnung 
darauf abzielt, auf die Frau, die die Herſtellung der Gemeinſchaft mit Recht verweigert, einen 
unberechtigten Zwang zur Herſtellung der Gemeinſchaft auszuüben, nicht aber für den Fall, 
daß der Maun nur, um für das Kind zu ſorgen, Anordnung trifft. Im Rechtsſtreite der Che- 
leute um Herausgabe eines gemeinſchaftlichen Kindes kann die Frau den Einwand des Miß. 
brauchs nicht auf Gründe ſtützen, die dem Gebiete der Fürſorge für die Perſon des Kindes 
angehören. Da bei einer Meinungsverſchiedenheit der Eltern nach $ 1634 die Meinung des 
Vaters vorgeht, ſo iſt die Frau, wenn ſie das Wohl des Kindes bei dem die Herausgabe fordern. 
den Manne gefährdet glaubt, darauf angewieſen, die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
gemä; $ 16%6 anzurufen (MG JW 07, 6°; 1915, 1261 e; R& Warn 1917 Nr 251; R 
10. 10. 19 Pe 225/10). Nicht anders ift es — abgeſehen von der durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung des Eheſcheidungsrichters für die Dauer des Scheidungsprozeſſes zu treffenden 
Regelung —, wert zwiſchen den Ehegatten bereits der Scheidungsprozeß ſchwebt (RG 
9 12. 18 IV 297/18), Der Saß, daß eine mißbräuchliche Rechtsausübung zwiſchen 
Ehegatten nicht zu ſchützen ſei, iſt ſowohl auf einen Anſpruch des Mannes an die Frau als 
auch auf einen An ſpruch der Frau an den Mann anwendbar (RG 87, 56); ſeine Anwendung 
entfällt aber, wenn die Ehe der Parteien bereits geſchieden iſt. Im letzteren Falle kann 
ſich der Beklagte gegenüber dem Klagebegehren nur auf § 226 (Schadensabſicht) berufen 
Kies Warn 1918 Ar 2: RG 11. 12. 19 IV 257/19). Der Frau ſteht ſogar eine ſelbſtändige 
f age auf Herausgabe des Kindes gegen ihren zur Herſtellung des ehelichen Lebens rechts. 
ig yerurieilten Mann zu (RG 2. 1. 08 IV 391/07). Verfehlt iſt die Annahme, daß 
die Ehefrau. die zur Pertpeigerung der Gemeinſchaft berechtigt iſt, hinſichtlich der Sorge 
für die Perſon des Kindes die gleichen Rechte hätte, wie fie 8 1635 der ohne ihr Verſchulden 
geschiedenen Ehefrau zuerkennt. Vielmehr iſt im Einzelfalle zu prüfen, ob die Umſtände 
bes Schluß auf die Mißbräuchlichkeit des Verlangens des Mannes auf Herausgabe des 
ei der Mutter befindlichen Kindes rechtfertigen (RG IW 1919, 64610). Hat der Mann 
der Frau ſeine rg zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts (Fremdenheim in 
einem Badeorte) erteilt, fo {ft er zwar kraft des ihm nach $ 1354 zuſtehenden Entſcheidungs · 
rechts befugt, feine Einwilligung zu widerrufen, aber er darf dieſes Widerrufsrecht nicht 
1015 bloßer Willkür und aus perſönlichen, das Wohl der Familie gefährdenden Gründen, 
955 einen Rechtsmißbrauch darſtellen, ausüben. Darum darf der Mann die Einräumung 
fer Beſitzes an den Einrichtungsgegenſtänden gemäß $ 1373 nur fordern, wenn ihm gerecht. 
ste Stände zur Seite ſiehen (dich 84, 47). Bg. $ 1373 U 2. Ein Mißbrauch wäre 
I; Bet, der Maun sum ferneren Aufenthalte für feine Frau eine Wohnung beitimmen 
il 195 die ſie vertraglich (wegen Nichtbezahlung des Mietzinſes) zu räumen verpflichtet 
0 5 155 30, A). Verlangen des Mannes leines Offiziers), die infolge Kriegsausbruchs 
1297 Elternhaus zurückgekehrte Frau ſolle mit dem Kinde nach einem andern Orte über 
del ſtellt einen Rechtsmißbrauch dar, wenn das Verlangen aus Gründen geſtellt wird, 
8. 6 ron rechter ehelicher Geſinnung eingegeben find (R 29. 9. 19 IV 180/19). 
ausſchl lich o znſtändigteit. Über die Rechte, die ſich auf 9 1354 Abf 2 gründen, hat 
Na. 13 60 das Prozeßgericht, nicht das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden (NÖ in 


8 1355 


hälte) den Familiennamens) des Mannes) ). 
M 4 106, 1008; P 4 97, 448. 

1. Zu den Wirkungen der Ehe gehört es, da die Frau mit der Eheſchließung den Familien⸗ 
namen des Mannes erhält. ae Aula Alge 1 5 durch die Che begründeten vollſtändigen 
Lebensgemeinſchaft iſt es daß beide Ehegatten einen und denſelben Familiennamen führen, 
und zwar den Familiennamen des Mannes, weil dies der Stellung des Mannes als Haupt der 
Familie und der deutſchen Sitte entipricht. 

‚ Recht und Pflicht zur Namensführung. Die Frau legt mit der Cheſchließung ihren 
bisherigen Familiennamen ab und führt fortan den Familiennamen des Mannes. Dazu iſt 
ſie aber nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet. Dieſe Verpflichtung ergibt ſich 
10 dem im 8 1353 Abſ 1 ausg chenen Grundſatze, daß die Ehegatten einander zur ehe · 
a Lebensgemeinſchaft verpflichtet find, Verletzt die Frau dieſe Verpflichtung, ſo ſetzt ſie 
ſich der Klage des Mannes auf Herſtellung des ehelichen Lebens aus. — Die Ehefrau kann 
einem andern die unbefugte Führung des Familiennamens ihres Mannes auch ohne deſſen 


) Die Frau er 


E I 1274 II 1288 
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Genehmigung aus eigenem Rechte gemäß 8 12 unterſagen (RG 26. 11. 01 TV 170/01). Der 
Geburtsname geht einer Ehefrau mit der Verheiratung nicht ſchlechtweg verloren. Auch 
wegen ihres Geburtsnamens genießt fie den Rechtsſchutz des $ 12 (RG SW 1912, 3381). 

3. Familiennamen. Die Perſonennamen laſſen ſich in Familiennamen (Zunamen) und 
Vornamen einteilen. Der Familienname bezeichnet die Abſtammung einer Perſon. 
Ihn überkommt mit der Geburt jedes derſelben Familie angehörige Mitglied. Die Vor⸗ 
namen dagegen werden dem Kinde von feinen Angehörigen beſonders beigelegt ($ 22 Nr 4 
PStG). Daß die Frau auch den Vornamen des Mannes erhält, ſchreibt 8 1355 nicht vor, ſie 
behält vielmehr ihre eigenen Vornamen. Nicht verboten iſt, daß die Frau dem Familiennamen 
ihres Mannes ihren Mädchennamen oder der Mann feinem Namen den der Frau beifügt. — 
Der Mann kann aus 88 1355 u. 1354 gegen ſeine von ihm getrennt lebende Ehefrau keinen 
Anſpruch darauf herleiten, daß ſie ſich bei der Unterzeichnung von Schriftſtücken ſeines Fami⸗ 
liennamens nur in Verbindung mit ihrem Vornamen oder mit einem andern ſie als Ehe⸗ 
frau erkennbar machenden Zuſatze bedient (RG JW 1911, 5722). Durch die Vorſchrift des 
8 1855 iſt die Frau nicht gehindert, dem Familiennamen des Mannes ihren früheren 
Familiennamen mit einem entſprechenden Zuſatze, wie „geborene N.“, „verwitwete N.“, 
„geſchiedene N.“ beizufügen. Verpflichtet iſt fie dazu nicht. Der Vorſchrift, eine Urkunde 
mit dem Familiennamen zu unterzeichnen, genügt die Frau, wenn ſie den Familiennamen 
ihres Mannes unterzeichnet (RG in RIA 11, 111; 12, 198; letzterer Beſchluß bezieht ſich 
auch auf den Namen eines angenommenen Kindes). 

4. Auflöſung und Nichtigkeit der Ehe. Die Auflöſung der Ehe durch den Tod des Mannes 
berührt Recht und Pflicht der Frau zur Führung des Familiennamens des Mannes nicht. Für 
den Fall der Scheidung gilt 8 1577. Wird die Ehe auf erhobene Nichtigkeits bzw. Anfechtungs⸗ 
klage für nichtig erklärt, fo fallen Recht und Pflicht der Frau aus § 1355 weg. 

5. Stand. Die Frau nimmt an der geſellſchaftlichen Lebensſtellung des Mannes teil, 
was namentlich für die gegenſeitige Unterhaltspflicht der Eheleute (§ 1360) und für das Schei- 
dungsrecht (§ 1568) wichtig iſt. Inſoweit der Stand des Mannes im öffentlich rechtlichen Sinne 
in Frage kommt, ſind die Landesgeſetze maßgebend. Das BGB hat es abgelehnt, ſich mit 
dem Erwerb und Verluſte des Adels durch Eheſchließung zu befaſſen, da es an den adligen 
Stand keinerlei beſondere Rechtsfolgen knüpft. — Wegen der Familienverhältniſſe der landes⸗ 
e samen und der Familien des hohen Adels vgl. die Ausnahmebeſtimmungen in 
Artt 57, 58 . 


8 1356 


Die Frau iſt, unbeſchadet der Vorſchriften des § 13541), berechtigt und 
verpflichtete), das gemeinſchaftliche?) Hausweſen zu leiten“). 

Zu Arbeitens) im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes iſt die Frau 
verpflichtet, ſoweit eine ſolche Tätigkeit nach den Verhältniſſen“), in denen 
die Ehegatten leben, üblich iſt“). 


E I 1275 II 1256; M 4 107; P 4 99. 


1. Der Hinweis auf 8 1354 ſtellt klar, daß dem Manne auch in den das gemeinſchaftliche 
Hausweſen betreffenden Angelegenheiten bei Meinungsverſchiedenheit die Entſcheidung 
zuſteht, und daß die Frau der Entſcheidung des Mannes nicht Folge zu leiſten braucht, wenn 
ſich die Entſcheidung als Mißbrauch feines Rechtes darſtellt. 

2. Recht und Pflicht der Frau zur Leitung des gemeinſchaftlichen Hausweſens können 
im Falle der Verletzung durch Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens geltend gemacht 
werden. — Für rechtsgeſchäftliche Abmachungen unter den Eheleuten über den Inhalt 
des § 1356 iſt kein Raum (RG 61, 53). 

3. Die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens beſteht freilich nur ſo lange, als die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft unter den Eheleuten dauert. Eine Frau, die, gleichviel aus welchem Grunde, 
außerhalb der häuslichen Gemeinſchaft ſteht, befindet ſich daher nicht in der vom § 1856 Abſ 1 
vorausgeſetzten Rechtslage, das gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten. Eine andere Frage iſt 
es aber, ob die von ihrem Manne getrennt lebende Frau berechtigt und verpflichtet iſt, die Lei 
tung des gemeinſchaftlichen Hausweſens zu übernehmen bzw. wiederaufzunehmen. 
Dieſe Frage beantwortet ji) danach, ob fie mit Recht oder Unrecht die Herſtellung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft verweigert. Durch einſeitige willkürliche Aufhebung der häuslichen Ge⸗ 
ce kann weder die Frau ſich ihrer Pflicht entziehen, noch der Mann ihre Rechte 

mälern. 

4. Die Leitung des Hausweſens (Abſ 1) bedeutet etwas anderes als die Arbeiten im 
Hausweſen (Abſ 2). Erſtere umfaßt nur die Tätigkeit als Vorſteherin. — Über die Verant 
wortlichkeit der Ehefrau für Vorgänge im Hausweſen (Duldung des Unzuchtsbetriebs in Zim⸗ 
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mern eines Gaſthauſes) vgl. RG St JW 09, 29355. Dazu auch RG ZW 06, 24312 (Verpflich⸗ 
tung des Mannes, dem kuppleriſchen Treiben der Frau Einhalt zu gebieten). n 

3 Tie im Abf 2 bezeichneten Arbeiten ſetzen ebenſo wie die Leitung des gemeinſchaftlichen 
Hausweſens (Ubf 1} voraus, daß unter den Eheleuten häusliche Gemeinſchaft beſteht. Das in 
A 3 Heſagte gilt aber auch hier. — Eine Frau, die im Geſchäfte einer Geſellſchaft, das auch 
das Geſchaft ihres Ehemanns als Geſellſchafters ift, Dienfte verrichtet, dabei auf deſſen Wei⸗ 
ſung oder mit deſſen Zuſtimmung tätig wird und zugleich die ihr als Ehefrau gemäß 8 1356 
obliegende Pflicht erfüllt, nimmt nicht die Stellung einer Handlungsgehilfin ein (RG 
JW 09, 50256). Um eigenem Erwerbe außerhalb des ihr zugewieſenen ehelichen Wirkung. 
kreiſes nachzugehen, bedarf die Frau der Zuſtimmung des Mannes (RG J 1911, 778° s 
5 1854 U 2). Wenn auch unter Arbeiten im Geſchäfte nicht ausſchlieſ lich maſchinenmäßige 
Dienſtleiſtungen zu verſtehen ſind, ſondern auch der Abſchluß von Rechtsgeschäften, ins⸗ 
beſondere von Verkäufen im Kleinhandel, unter den Begriff fallen kann, ſo ift doch immer 
nur an Hilfeleiſtungen zu denken, die dem Manne, als dem Leiter des Geſchäfts, gewährt 
werden. Die ſelbſtandige Leitung des Betriebes oder auch nur eines Teiles desſelben geht 
aber darüber hinaus (RGSt 52, 279). Über gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
der Eheleute bei Gütertrennung vgl. 88 1426 A 2, 1432 A 3. D raus, daß Geld der 
Frau zum Ankaufe des Geſchäfts mitverwendet worden ift, daß die Frau ſich der Buch⸗ 
und Kaſſenführung unterzieht, Lieferanten bezahlt und Beſtellungen macht, folgt noch nicht, 
f ihren 91 5 Namen des Mannes allein zum Cal erzeiten a Ge⸗ 

äft mit ihrem Manne gemeinſchaftlich betreibt SeuffA 70 Nr 123). 
leb 6. 155 e er Stand ee een die Serge, 1 19 a 
even, mb Tür die Frage, ob die Frau zu d n in Rede ſtehenden Arbeiten ver ' 
maßgebend (Rh 62, 207 en 5 


7. Schadenserſatz. 


une erhoben werden (MG 63, 195; RG IW 05, 34112; 06, 469 3e; 
RG 14 ö. 08 IV 507% 7; vgl. auch 88 187 ( 57 Nc J 


5 ie 60d bl. auch 88 1367 A 2, 1380 A 3, 1439 A 2). Der Mann kann 
gegen die Frau, die ihn grundlos verlaſſen h 


ſpruch nicht mit der einfachen Tatſache begr 
für ſeinen Haushalt und ſein Geſchäft Nachteile im Gefolge gehabt; es kommt darauf an, 
ob außerdem die Vorausſetzungen des 8 823 a 
ſpruche, die Eheleuten aus einem Unfall der Frau gegen den Schadenserſatzpflichtigen er ⸗ 
wachſen, ſtehen ihnen nicht gemeinſchaftlich zu, ſondert verteilen ſich nach rechtlichen Geſichts⸗ 
punkten (vgl. darüber RG 11. 2. 07 VI 224/06). 


Mietſache (Fenſterläden) verurſachten Körperverletzung in ſeinem 
Erwerbsgeſchäfte keine Dienſte mehr leiften kann, iſt berechtigt, den ihm durch den Ausfall 
dieſer Dienſte erwachſenen S i 


h ‚ 65). Bei körperlicher Verletzung einer Manne 
lichen Güterrechte lebt, 
im Hausweſen und im Geſchäfte des Mannes ( 


nur dieſem zu (RG 63 195; 64, 323; 77 
96, 88550 46547 270 Oh: BB; 77, 


f 08, 273%; 1010, 818%, 1911, 810%; Warn 08 Nr 5205 09 Ne 300). 
Die Eheleute | um Kurkoften, Schmerzensgeld und Schadenserſatz 
wegen aufgehobener ader verminderter Erwerbsfähigkeit der Frau entweder gemeinſchaft⸗ 
lich zu klagen oder die Anſprüche geſond 


g tere Befugnis bezieht ſich auch auf den Schmerzens⸗ 
geldanſpruch ſeiner Frau, als einen zum eingebrachten Gute der Frau gehörigen ver⸗ 
mögensrechtlichen Anſpruch (Me 90, 65). Bei Körperverletzung einer verheirateten Frau 
eutſteht, gleichviel welches Güterrecht in ihrer Ehe beſteht, der Anſpruch auf Erſatz der 
Heilungskoſten (Arzt⸗ und Apothekerkoſten) in ihrer Perſon und ein bei der Körper. 
verletzung etwa mitwirkendes Verſchulden ihres Mannes hat für den Erſatzanſpruch keinerlei 

edeutung cs gewinnt auch dadurch nicht Bedeutung, daß der Anſpruch bei in Güter⸗ 
gemeinſchaft verheirateten Eheleuten zugleich mit feiner Entſtehung ($ 1438 Abs 1 Satz 2) 
auf das Geſamtgut übergeht und ſpäter nach dem Tode der Frau auf den Mann allein 
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vererbt wird (NG Seuff A 71 Nr 31). Der Wegfall oder die Minderung der Fähigkeit der 
Frau zur Leiſtung häuslicher Arbeiten und die infolgedeſſen eintretende Notwendigkeit, 
Dienſtboten anzunehmen, bedeutet in erſter Linie einen Schaden des Mannes (bei geſetz⸗ 
lichem Güterrechte). Die Frau kann aber mittelbar dadurch geſchädigt worden ſein, daß 
ihr Unterhaltsanſpruch gegen den Mann (8 1360) beeinträchtigt wird, weil ſich deſſen 
Erwerbsverhältniſſe infolge der Minderung der Arbeitsfähigkeit der Frau verſchlechtern. 
Ein die Frau treffender Schaden kann ferner dann vorliegen, wenn ſich feſtſtellen läßt, daß 
ſie für die Zeit nach Auflöſung der Ehe Einbuße bei Ausnutzung ihrer Arbeitskräfte erleiden 
müßte (NG Warn 1913 Nr 22). Hat die Frau, ohne einen Zuſchuß von ihrem Manne 
zu erhalten, die geſamten Koſten des Haushalts aus den Einkünften ihres Vorbehaltsguts 
bestritten und iſt ſie durch einen Unfall unfähig geworden, ihre bisherige Tätigkeit im Haus 
weſen fortzuſetzen, ſo iſt der infolge ihrer Arbeitsunfähigkeit eingetretene Schaden ihr ſelbſt 
und nicht ihrem Manne erwachſen. Sie kann daher ſelbſtändig Erſatz der Koſten für ihre 
Vertretung im Haushalte fordern. Soweit ſie durch perſönliche Beſorgung des Haushalts 
die Koſten eines Dienſtboten erſpart hat, iſt der dadurch erzielte Nutzen ihrem Vorbehalts⸗ 
vermögen zugute gekommen (RG 85, 82). 


8 1357 


1) Die Frau iſt berechtigte), innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſess) 
die Geſchäfte des Mannes“) für ihn zu beſorgen und ihn zu vertreten. Rechts⸗ 
geſchäfte, die ſie innerhalb dieſes Wirkungskreiſes vornimmt, gelten als im 
Namen des Mannes vorgenommen, wenn nicht aus den Umſtänden ſich ein 
anderes ergibt“). 

Der Mann kann das Recht der Frau beſchränken oder ausſchließen. Stellt 
ſich die Beſchränkung oder die Ausſchließung als Mißbrauch des Rechtes des 
Mannes dar, ſo kann ſie auf Antrag der Frau durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht aufgehoben werdens). Dritten gegenüber iſt die Beſchränkung oder 
die Ausſchließung nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam')s) ). 


E I 1278 II 1257; M 4 117 ff.; P 4 106. 


2. Die Berechtigung der Frau beruht auf dem vermuteten Einverſtändniſſe des Mannes. 
Gegen den erklärten Willen des Mannes iſt die Frau deshalb nicht berechtigt, die fraglichen 
Geſchäfte vorzunehmen. — Zuläſſig iſt es, daß der Mann in n betanntmacht, er 
komme für Schulden feiner Frau nicht auf (RC JW 05, 135%. Es muß aber auch ein 
genügender Grund zu der Beſorgnis ungerechtfertigten Schuldenmachens der Frau vorliegen, 
da ſonſt in der Bekanntmachung eine ſchwere Eheverfehlung gefunden werden könnte (RG 
9. 1. 19 IV 287/18; vgl. $ 1509 A 3). 

3. Der häusliche Wirkungskreis einer Frau umfaßt nicht nur die zur Führung des Haus⸗ 
halts erforderlichen Geſchäfte (Einkäufe von Lebensmitteln und andern notwendigen Ver⸗ 
brauchsgegenſtänden, Annahme und Entlaſſung von Dienſtboten; vgl. jedoch Art 95 EG), 
ſondern auch Geſchäfte, die ſich auf den Haushalt nicht beziehen, aber zu den ehelichen Laſten 
gehören, z. B. die Anſchaffung der notwendigen Kleidung für die Frau und die Kinder, und 
die Koſten der Erziehung der Kinder. Die Geſchäfte müſſen jedoch innerhalb desjenigen Kreiſes 
liegen, der durch die geſellſchaftlichen Verhältniſſe der Ehegatten und durch die Sitte beſtimmt 
wird. Wie R 61, 80 ausführt, erſtreckt ſich die Schlüſſelgewalt auf alle den ehelichen Auf- 
wand betreffende Beſorgungen, deren beſondere Beſchaffenheit nach der beſtehenden Sitte 
auf eine Erledigung durch die Frau hinweiſt. Dabei wird vorausgeſetzt, daß die Geſchäfte 
(3. B. Beſchaffung der Kleidung für die Frau) der äußeren Geſtaltung des Ehelebens entſprechen, 
die wiederum von dem Manne abhängt. Darauf, ob die Einkünfte des Mannes einen größeren 
Aufwand geſtatten, kommt es nicht an. Nur der tatſächliche Zuschnitt des Hausweſens, 
heißt es RG 61, 81, und die damit zuſammenhängende äußere Lebensführung der Ehegatten, 
nicht aber eine Lebenshaltung, wie fie mit Rücksicht auf das Einkommen des Mannes be- 
ſchaffen fein müßte, in Wirklichkeit aber nicht beſchaffen iſt, kennzeichnen nach Inhalt und 
Umfang den häuslichen Wirkungskreis der Frau und damit zugleich die Grenzen ihrer geſetz⸗ 
lichen Vertretungsmacht. — Die Schlüſſelgewalt der Frau erſtreckt ſich auch auf die Be 
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. ; Mi re a u : — Die 
ſtellung von Kleidungsſtücken für eine volljchrige Haustochter (NG in OLG 34, 248). — Di 
Vertretungsbefugnis der Ehefrau iſt nach § 1357 auf ihren häuslichen Wirkungskreis 
beſchränkt. Eine Befugnis, den Mann auch ſonſt in Abweſenheits⸗ oder Krankheitsfällen zu 
vertreten, ſteht der Frau nicht zu. Der Ehefrau ſteht daher auch kein Recht zu, die Heraus⸗ 
gabe ſolcher Sachen ihres Ehemanns zu verlangen, deren ſie zur Erfüllung ihrer durch 
SS 1356, 1357 gegebenen Pflichten und zur Ausübung der daraus entſpringenden Rechte nicht 
bedarf (unbefugte Herausgabe des Geldſchrankſchlüſſels des Mannes an die Frau durch den 
Leiter einer Heilanitalt, in die der Mann wegen vermeintlicher Geiſteskrankheit aufgenommen 
worden war; RG JW 1910, 5740). Vgl. aber auch 8 1450 (Gütergemeinſchaft). 


4. Zu den Geſchäften des Mannes gehört auch die zur Verfügung über Ehegut erforder 
liche ap des Mannes. Ihre eigenen Geſchäfte kann die Frau ſelbſtverſtändlich allein 
beſorgen. — Wegen der Haftung des Mannes für Schaden, der infolge einer von der Frau dem 


Dienſtboten erteilten und von dieſem befolgten Anweiſung entſteht, vgl. RG JW 06, 460%; 
R Warn 1917 Nr 12. 


5. Hier wird die Vermutung aufgeſtellt, daß die Frau als Vertreterin ihres Mannes 
habe handeln wollen. Im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander wird der Mann 
wie ein Auftraggeber berechtigt und verpflichtet. Im Verhältniſſe zu Dritten wird 
lediglich der Mann verhaftet, ſoweit die Frau nicht ausdrücklich für ſich handelt. Gegenüber 
dem Dritten kommt es nicht darauf an, daß das innerhalb des geſetzlichen Kreiſes liegende 
Rechtsgeſchäft im einzelnen Falle zur Befriedigung eines Bedürfniſſes notwendig war. — 
Die Umſtände können auch ergeben, daß beide Eheleute dem Dritten gegenüber als Vortrag 
ſchließende (3. B. Beſteller von Handwerkerleiſtungen) auftraten und daher beide zur Bezah⸗ 
lung der Arbeiten verpflichtet find (RG ZW 1911, 766%). Über die Verpflichtung des 
Mannes, das Haushaſtsgeld an die Frau vorſchußweiſe zu zahlen, vgl. OLG 26, 212. 

6. Auch die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann, falls ein Ehegatte ſeine 
Rechte aus $ 1357 mißbraucht, beim Prozeßgericht erhoben werden. Wegen der Voraus- 
ſetzungen dieſer Klage vgl. § 1353 A 2, auch RG Warn 1915 Nr 287. 


% 75 Vertragſchlieſſung der Frau mit mehreren Dritten. Beweislaſt. Die Frau kann 
ihre Vertretungsmacht mißbrau 


i über chen, wenn ſie durch Verträge mit mehreren Dritten zwar 
dem einzelnen gegenüber innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes handelt, im ganzen aber 
BE I N Behauptet der Mann eine e A 

che als and aſſiger Auſchaffungen, fo iſt es feine Sache, ſowohl die Tatſache des Miß⸗ 
brauchs als auch deren Erlennd Innen, ben denen Fache, owe 


8 h ; 61, 83; RG 30. 9. 07 
1 9 65 1 arkeit für den Dritten nachzuweiſen (RG 

„Einfluß des Getrenntlebens de ie Schlüſſelgewalt. Die Ver 
tretungsbefugnis der F n in ee Gemeinde che d 


5 3 k Frau ſetzt regelmäßig eine Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens voraus. 
Die Verbinbung mit dem Sauswefen des Mannes Gn abe nur tatſachlich, ſondern 
bi ieder Beziehung auch rechtlich gelöft, ſobald die Frau aus eigener Entſchließung ſich auf 
ung dare rn dom Manne trennt. Umgekehrt bleibt die Gemeinſchaftlichkeit des Hausweſens 
vor arum auch die Vertretungsbefugnis der Frau ihr erhalten, wenn die Trennung nur 
ſic ergehend ift und insbeſondere dann, wenn ſie im Einvernehmen mit dem Manne vor 
1861 A 4 6 b. 07 IV 50/07; vgl. auch Jg 60, 12: DUB 30,190: 687435 WB und 
1 lt 2). Mit der Auflöſung des gemeinſchaftlichen Hausweſens kommt die Schlüſſer⸗ 
gewalt der Graun don ſelbſt in Wegfall (Bay db in RI 13, 76). Es fehlt daun eben 
treife, innerhalb don Vorausjepung der Schfüffelgerualt, namlich dem häuslichen Wirkungs⸗ 
kreiſe, nerhalb deſſen und für den die Schlüſſelgewalt gegeben iſt. Nur weil und ſo⸗ 
lange a Frau dem gemeinſamen Haushalte vorſteht, ift fie mit Schlüſſelgewalt ausgeftattet. 
Im Falle des Getrenntlebens der Ehegatten iſt ihr nicht nur das Betätigungsgebiet 
(ſo KO in RIU 13, 120), ſondern auch der Rechtsboden, auf den die Schlüjlelgewalt 
ſich gründet, entzogen. Hei einer von ihrem Manne getrennt jebenden Frau kann auch 
feine Rede davon fein, daß eine Vermutung beſteht, fie handle im Einverſtandniſſe mit 
ihrem Manne. Demzufolge eutlallt im Falle des Getreuntlebens der Ehegatten als gegen- 
ſtandslos das Recht des Mannes, die (nicht mehr beſtehende) Schlüffelgewalt der Frau 
zu beſchränken oder auszuſchließen. Für eine Eintragung des Wegſalls der Schluſſelgewalt 
in das Güterrechtsregiſter ($ 1561 A 2) iſt kein Raum, auch kein Bedürfnis vorhanden. 
Dritte ſchützen ſich durch Erfüllung ihrer Erkundigungspflicht. Zur Befriedigung ihrer 
sigenen Bedürfniſſe bedarf die getrennt lebende Frau nicht mehr der Schlüſſelgewalt, ſon⸗ 
dern dazu ifl ihr der im § 1301 bezeichnete Weg (Unterhaltsrente uſw.) eröffnet. — Da 
aber die Schlüſſelgewalt in der Regel nur wegen un wirtſchaftlicher Führung des 
Haushalts entzogen wird, tann die Frau um ihres guten Rufes willen auch noch während 
Ba der 10 1 die Beſeitigung der die e k 

Menden Eintragung in das 5 iſte iben a. A 
dazu NG in Dad) 33 300 Güterrechtsregiſter betre ( 30, 37ff.). Vg 
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9. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Haben ausländiſche Eher 
gatten oder Ehegatten, die nach der Eheſchließung die Reichsangehörigkeit erwerben, den 
Wohnſitz im Inlande, ſo gelten zwar für ihr Güterrecht ausländiſche Geſetze (Vorbem 4 
vor $ 1363), aber nach Art 16 Abſ 2 EG finden die Vorſchriften des $ 1357 Anwendung, 
ſoweit ſie Dritten günſtiger ſind als die ausländiſchen Geſetze. 


8 1358 


1) Hat ſich die Frau?) einem Dritten gegenüber zu einer von ihr in Perſon 
zu bewirkenden Leiftung?) verpflichtet“), jo kann der Mann das Rechts⸗ 
verhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſts) kündigen, wenn er auf 
ſeinen Antrag von dem Vormundſchaftsgerichte dazu ermächtigt worden 
iſt. Das Vormundſchaftsgericht hat die Ermächtigung zu erteilen, wenn 
ſich ergibt, daß die Tätigkeit der Frau die ehelichen Intereſſen beein⸗ 
trächtigt®). 

Das Kündigungsrecht iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann der Verpflich⸗ 
tung zugeſtimmt hat oder ſeine Zuſtimmung auf Antrag der Frau durch das 
Vormundſchaftsgericht erſetzt worden iſt. Das Vormnundſchaftsgericht kann 
die Zuſtimmung erſetzen, wenn der Mann durch Krankheit oder durch Ab⸗ 
weſenheit an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Auf⸗ 
ſchube Gefahr verbunden iſt oder wenn ſich die Verweigerung der Zu⸗ 
ſtimmung als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt. Solange die häusliche 
ge aufgehoben iſt, ſteht das Kündigungsrecht dem Manne 
nicht zu“). 

Die Zuſtimmung ſowie die Kündigung kann nicht durch einen Vertreter 
des Mannes erfolgen; iſt der Mann in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, 
ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters. 

E I 1277 II 1258; M 4 110 ff.; P 4 101 ff.; 6 272. 


1. Zweck der Vorſchrift. Da die Frau weder als Ehefrau noch kraft des ehelichen Güter: 
rechts in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt (vgl. $ 1395 A 1), fo könnte fie ſich durch Ein- 
gehung vertraglicher Verpflichtungen der im § 1358 bezeichneten Art ihren aus der ehelichen 
Gemeinſchaft folgenden Pflichten (8$ 1353, 1356) entziehen. Einem ſolchen Mißbrauche 
will der § 1358 vorbeugen. 

2. Nur auf die Frau bezieht ſich $ 1358. Hat ſich der Mann durch Verträge der fraglichen 
Art, z. B. durch Übernahme fortdauernder Schiffsdienſte, der ehelichen Gemeinſchaft gänzlich 
aue fo kann die Frau auf Herftellung des ehelichen Lebens, ſchlimmſtenfalls auf Scheidung 

agen. 

3. Z. B. die perſönlichen Leiſtungen aus Dienſtverträgen, Werkverträgen, Aufträgen 
oder Geſellſchaftsverträgen. 

4. Die Verpflichtung muß nach der Eheſchließung eingegangen ſein. Für vorher ein⸗ 
gegangene Verpflichtungen gelten die allgemeinen Grundſätze. Vgl. RG JW 1910, 577 0, 
wo die Kündigung des von einer Schauſpielerin eingegangenen Spielvertrags aus dem 
Grunde ihrer ſpäteren Verheiratung deshalb für unſtatthaft erachtet wurde, weil die Kündi⸗ 
gung aus dem genannten Grunde vertragsmäßig bei Vermeidung einer Geldſtrafe aus- 
geſchloſſen war und keine beſonderen Umſtände vorlagen, die das Strafgeding als ſitten⸗ 
widrig oder die Rechte des Ehemanns als beeinträchtigt erſcheinen ließen. 

5. Selbſtverſtändlich kann der Mann auch unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt 
kündigen und dazu vom Vormundſchaftsgericht angehalten werden. Wegen rückſtändiger 
Leiſtungen, deren Nachholung nicht ſchon durch die Natur des Rechtsgeſchäfts oder der Lei⸗ 
ſtungen ſelbſt ausgeſchloſſen iſt, hat der Dritte einen Anſpruch auf Nachleiſtung, ferner, wenn 
Schad der 19 über ihre Eigenſchaft als Ehefrau getäuſcht worden iſt, einen Anſpruch auf 

adenserſatz. 

6. Das Vormundſchaftsgericht befindet nach freiem Ermeſſen. Vgl. $ 45 F, Art 147 
EG GZuſtändigkeit) und $ 58 F866 (Ermächtigung). — Über die dem Manne erteilte Kündi⸗ 
gungsermächtigung können ſich Dritte nicht beſchweren (KG in OLG 33, 338). 

olange die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt, ſteht dem Manne das Kündi⸗ 
gungsrecht nicht zu. Dabei iſt es gleichgültig, ob die Frau die Herſtellung mit Recht ver⸗ 
weigert oder nicht. Glaubt der Mann, daß die Frau ſich ohne Grund von ihm fernhalte, 
ſo muß er ſie auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft verklagen und, wenn ſie dem 
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gen ſie ergangenen Urteile keine Folge leiſtet, die Scheidung betreiben. Er iſt nicht be- 
ugt, einen mittelbaren Zwang zur Herſtellung des ehelichen Lebens durch Kündigung 
des Dienſtverhältniſſes auf die Frau auszuüben (OLG 31, 398). 


8 1359 


Die Ehegatten haben bei der Erfüllung der ſich aus dem ehelichen Ver⸗ 
hältnis ergebenden Verpflichtungen!) einander nur für diejenige Sorgfalt 


einzuſtehen, welche ſie in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegen?). 
E 1 1279 II 1259; M 4 121; P 4 108. 


1. Alle Verpflichtungen, die ſich auf das eheliche Verhältnis (nicht bloß das eheliche Güter ⸗ 
recht) gründen, insbeſondere die gegenfeitige Unterhaltspflicht, werden vom § 1359 betroffen. 
2. Treten Ehegatten miteinander in einen gewöhnlichen rechtsgeſchäftlichen Verkehr, ſo 
finden auch die Vorſchriften über die in dieſem Verkehr anzuwendende Sorgfalt Anwendung. 
— Bei einem unter den Ehegatten zuſtande gekommenen Leihvertrage iſt die Sorgfalt 
des Entleihers nicht nach $ 1359, ſondern nach den Vorſchriften über den Leihvertrag zu be⸗ 
urteilen (RG 20. 5. 12 IV 547/11, Erſappflicht der Frau für einen ihr geliehenen, abhanden 
gekommenen, koſtbaren Familienſchmuck). Wegen Darlehnsgeſchäften zwiſchen Ehegatten 
vgl. RO 78, 207; RG JW 1910, 10041 und § 1432 A 3). 


§ 1360 


Der Mann) hat der Frau nach Maßgabe ſeiner Lebensſtellunge), ſeines 
Vermögens“) und feiner Erwerbsfähigkeit Unterhalt?) zu gewähren. 

Die Frau hat dem Manne, wenn er außerſtande iſts), ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, den ſeiner Lebensſtellung entſprechendene) Unterhalt nach Maßgabe 
ihres Vermögens“) und ihrer Erwerbsfähigkeit zu gewähren. 

Der Unterhalt iſt in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen 
Weiſes) zu gewähren. Die für die Unterhaltspflicht der Verwandten gel⸗ 
tenden Borſchriften der 88 1605, 1613 bis 1615 finden entſprechende An⸗ 


E 1 1280, 1281 II 1260; M 4 122; P 4 109 ff. 


8 I. Die Untertaltspflicht des Mannes gegenüber der Frau folgt aus dem Weſen der 

he und aus der Pflicht des Mannes die ehelichen Laſten zu tragen. Bedürftigkeit der Frau 
Pird nicht vorausgeſetzt; anders $ 1602 Abſ 1 bei Verwandten (RG JW 08, 55478; 07, 2340). 
05 Frau hat von ihrem Manne nach Maßgabe feiner Lebensſtellung, ſeines Vermögens 
2 feiner Erwerbsfähigkeit ſtandesgemäßen Unterhalt ohne Rückſicht auf die Höhe ihres 
Ab 1 hn eigenen Vermögens zu beanſpruchen (RG 91, 401). Die Vorſchrift aus J 1360 


ſandesmäßigen Unterhalt der (aus rau und fünf Kindern beſtehenden) Familie, 
10 bee gezwungen werden a a den übe fehefonben dell für den Unterhalt 
n. 
Unterhalt nicht erforderlichen Getrag zur Anſammlung von Vermögen zu benutzen, zumal 
wenn fünf gemeinſchaſtliche Kinder börhänden ſind, für deren Zukunft zu ſorgen iſt (RG 
haft als das zus dee Hiernach gilt der im § 1810 bezeichnete ſtandesmäßige Unter- 
halt als das zu leiſtende Höchſtmaß; er deckt ja auch den geſamten Lebensbedarf und 
das, was darüber hinaus beanſprucht wird fällt nicht mehr unter den Begriff „Unterhalt“. 
Bal. auch A 9. Wegen der Unterhaltspflicht eines zum Kriege eingezogenen Ehe. 
manns, deſſen N Erwerbsgeſchäft fortgeführt wird, vgl. OLG 45, 344. Der 
Mann iſt nicht berechtigt feinen Unterhalt für ſich ſelbſt vorab zu nehmen, vielmehr muß 
er, was er hat, mit der Frau teilen, ſelbſt wenn es nicht einmal für den beiderſeitigen not⸗ 


dürftigen Unterhalt ausreicht; anders 8 1 i dten (RG JW 00 Beil 849; JW 
04 AR Wie es die fache ers $ 1603 bei Verwandten ( J 
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für alle Ehen, gleichviel welcher Güterſtand fie beherrſcht (RG 69, 293). Ein Vertrag, in dem die 
Frau dem Manne gegenüber auf das Recht, ſtandesmäßigen Unterhalt zu verlangen, verzichtet, iſt 
auch dann nichtig, wenn der Verzicht nicht unentgeltlich, ſondern als Gegenleiſtung dafür er⸗ 
folgt, daß der Mann auf das Recht der Verwaltung und Nutznießung des Vermögens der Frau 
verzichtet (RG JW 05, 6827). Ein zwiſchen Eheleuten vor dem Inkrafttreten des BGB ge: 
ſchloſſener, die Unterhaltspflicht der Ehegatten zueinander regelnder Vertrag wird mit dem 
Inkrafttreten des BGB unwirkſam, wenn er deſſen Beſtimmungen widerſtreitet (Artt 170, 
199 EG; RG IW 05, 682%). 

2. Die Lebensſtellung des Mannes iſt auch für die Unterhaltspflicht der Frau gegenüber 
dem Manne beſtimmend (vgl. A 5). 

3. Auch den Stamm feines Vermögens hat er nötigenfalls zu opfern (RG Warn 09 
Nr 188; 1910 Nr 388; RG IW 1911 S. 36824; 77355). 

4. Zum Unterhalte gehören auch Krankheits⸗ und Kurkoſten. Der Mann hat auch den 
durch den Unterhalt der Frau im Gefängniſſe verurſachten Aufwand aus eigenen Mitteln 
zu beſtreiten, wenn die Frau kein Vermögen beſitzt. Wegen der Koſten eines Rechtsſtreits, 
den die Frau führt, und wegen der Koſten der Verteidigung der Frau in einem gegen ſie ge⸗ 
richteten Strafverfahren vgl. § 1887 A 7, 8. 

5. Die Unterhaltspflicht der Frau gegenüber dem Manne entſpricht dem ſittlichen 
Weſen der ehelichen Gemeinſchaft und tritt nicht etwa erſt bei völliger Vermögensloſigkeit 
und Erwerbsunfähigkeit des Mannes, ſondern ſchon dann ein, wenn er bei einer den Pflichten 
eines guten Haus- und Familienvaters entſprechenden Verwendung feiner Mittel nicht im⸗ 
ſtande iſt, ſich ſelbſt und ſeine Familie in einer ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Weiſe 
zu unterhalten. — Die Anſprüche des Mannes gegen die Frau aus § 1360 und aus § 1427 
find von verſchiedenen tatſächlichen Vorausſetzungen abhängig; derjenige aus $ 1427 von 
einem beſtimmten Güterrechtsverhältniſſe (Gütertrennung) und von dem Vorhandenſein 
von Einkünften auf ſeiten der Frau, derjenige aus § 1360 von der Bebürftigfeit des Mannes 
und der Leiſtungsfähigkeit der Frau nach Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbs⸗ 
fähigkeit (RG Warn 1915 Nr 240). Vgl. auch § 1427 A 3. 

6. Die Lebensſtellung des Mannes, nicht die der Frau iſt maßgebend. 

7. Auch den Stamm ihres Vermögens hat ſie nötigenfalls zu opfern. 

8. Daraus, daß der Unterhalt in der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen 
Weiſe zu gewähren iſt, ergibt ſich unter anderm als Regel, daß der Mann ſeiner geſetzlichen 
Unterhaltspflicht gegenüber ſeiner Frau genügt, wenn er dafür ſorgt, daß ſie in dem gemein⸗ 
ſamen Haushalte der Eheleute ihren Unterhalt empfangen kann. Der Mann iſt regelmäßig 
nicht verpflichtet, der Frau den Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren 
und ſie auf dieſe Weiſe in den Stand zu ſetzen, außerhalb der Ehewohnung zu leben. Dieſe 
für die Unterhaltspflicht der Verwandten im 8 1612 Abſ 1 Satz 1 vorgeſchriebene Art der 
Unterhaltsgewährung iſt für das Verhältnis von Eheleuten grundſätzlich ausgeſchloſſen (RG 
JW 05, 2037; RG Warn 1910 Nr 156; 1915 Nr 24). Kann alſo eine Frau, die ſich der 
ehelichen Lebensgemeinſchaft gegen den Willen des Mannes ohne Grund entzieht, von 
ihrem Manne nicht verlangen, daß er ihr den Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente 
gewähre, ſo iſt es in einem ſolchen Falle ausgeſchloſſen, daß der Vater, der ſeine von ihrem 
Manne getrennt lebende Tochter unterhält, dadurch Erſtattungsanſprüche gegen ſeinen 
Schpwiegerſohn erwirbt (NG 14. 11. 07 IV 182/07). Ein Mann, der ſeiner Frau die zur 
Fortführung des gemeinſamen Haushalts nötigen Mittel gefliſſentlich und grundlos vor⸗ 
enthält, kann auch bei fortbeſtehender ehelicher Lebensgemeinſchaft auf Unter⸗ 
haltsgewährung durch Entrichtung einer Geldrente verklagt werden. 

9. Andere anwendbare Vorſchriften. Auf den Unterhaltsanſpruch des Ehegatten finden 
ferner die 58 1608, 1609 u. 1611 Abſ 2 u. 3 unmittelbare Anwendung (RG IW 03 Beil 81188). 
Keine Anwendung finden die 88 1603, 1610 (h Warn 1913 Nr 367). Vgl. jedoch auch 
A 1. $ 1610 findet inſofern Anwendung, als mehr als ſtandesmäßiger Unterhalt nicht zu 
beanſpruchen iſt. — Die Vorſchrift im 8 1611 Abſ 2 ſetzt das Maß des einem Ehegatten zu 
gewährenden Unterhalts für einen beſonderen Fall auf den notdürftigen Unterhalt herab. 

10. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Die Beſtimmungen des 
Art 14 EG über die perſönlichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten, zu denen auch die 
Unterhaltspflicht gehört, ſind auf ausländische in Deutſchland wohnende Ehegatten ſinn⸗ 
entſprechend anzuwenden, wenn beide dem nämlichen Staate angehören. Es konmmt alſo 
das Recht des Staates, dem beide Ehegatten angehören, zur Anwendung (RG 62, 400; 
91, 406) Vgl. §8 1353 A 5, 1578 A 11. Deutſche Urteile, die auf Grund des 8 1360 
der Frau Unterhalt zuſprechen, ſind in Oſterreich vollſtreckbar, auch wenn der Mann 
(früher in Oſterreich katholiſcher Pfarrer) nicht hätte heiraten dürfen (OLG 30, 40 A J). 
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8 1361 


Leben die Ehegatten getrennt!), jo iſt, ſolange einer von ihnen) die 
Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf?) und verweigert ), der 
Unterhalts) durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren; auf die Rente 
finden die Vorſchriften des § 760 Anwendung. Der Mann hat der Frau 
auch die zur Führung eines abgeſonderten Haushalts erforderlichen Sachen 
aus dem gemeinſchaftlichen Haushalte zum Gebrauche herauszugeben, 
es ſei denn, daß die Sachen für ihn unentbehrlich ſind oder daß ſich ſolche 
Sachen in dem der Verfügung der Frau unterliegenden Vermögen be⸗ 
findens). Tr 

Die Unterhaltspflicht des Mannes fällt weg oder beſchränkt ſich auf 
die Zahlung eines Beitrags, wenn der Wegfall oder die Beſchränkung mit 
Rückſicht auf die Bedürfniſſe ſowie auf die Bermögens⸗ und Erwerbs⸗ 
verhältniſſe der Ehegatten der Billigkeit entspricht“) he. 

© 1 1460 U 1261; M 4 6333 P 4 109 ff., 451; 5 1353 6 272. a 

1. Nur tatſächliches ird vorausgeſetzt. Das 
und 9 Geſagte rte für der, 19 8 8 ee Falle des Getrennt⸗ 
lebens der Ehegatten unter den Vorausſetzungen des § 1361 gegen den andern Ehegatten 
gen der g Jud uc 9 Beſti des § 1360 Abf nur inſofern 
rer ht, als der Unterke - 2 und von den Beſtimmungen des 5 


0 Geſtalt einer Geldrente zu gewähren iſt. Die klagende Partei 
hat nur die Vorausſetzungen des § 1860 Ab 


der Beklagte auf die Ausnahme des 8 


uch ſtandesmäßiger Unterhalt kann im Wege der einſtweiligen 
Wund unter den Rnrauaf des 040 ZRO zugeſprochen werden (RG 16. 3. 05 
IV 27/05). Durch den Beginn ingen des 5 MO 3 O zugeſproch 


fügung ändert hi nichts; es greift nur in Anſehung ihres Unterhalts der 
8.1361 Platz, der fi 8 eur (Abs m die Unterhaltspflicht 


‚cm einen Ehegatten gegen den andern zuſtehende Anſpruch auf Unter- 
halksgewahrung nicht nur im Wege der einſtweiligen Verfügung gemäß 8 627 ZPO, fonbern 
auch im Wege der ordentli 


6 JW 1919, 5028), 


ehen iſt, auch in dem Falle, daß ſie von dem Manne lebt, und hierzu berechtigt 
; daß getrennt lebt, und 
HN 59, 337). Nach Scheidung oder Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft Be 
haltsrenterſchriſten zur Anwendung (88 15781583, 1586). — Die Zubilligung einer Unter⸗ 
Hesichee gemäß 115 ſetzt nicht fande Aubiien 
90 der Vorſchrift des 627 30 das Getrenntleben geſtatte 117 
(EB SE , 63 ee e e See gen 
eil 21550. Über & 3 ährend des Ge 
der Ehegatten vgl. 9 5 a Fortgeltung des Ehevertrags währen 
2. Ob derjenige Ehegatte, der di 1 i verweigern darf 
5 ‚ 3 ehelichen Lebens ver 
und verweigert, der un kerhelteberechlugte obe de. Unterhallspflichtige Ehegatte 
it, macht keinen Unterſchied (Rz JW 05, 2037; RG 62, 405; R Warn 1910 Nr 156). 
Nicht erforderlich iſt, daß Weigerungsrecht und tatſächliche Weigerung bei einem und 
demſelben Ehegatten shlemmentreffen. In dem Falle, daß der unterhaltsberech⸗ 
tigte Ehegatte das Zuſammenſeben verweigern darf, kommt nichts darauf an, welcher der 
Ehegatten das Zuſammenleben tatſächlich verweigert; der Unterhaltsanſpruch iſt jedenfalls 
gegeben. In dem Falle aber, dag der unterhaltspflichtige Ehegatte das Zuſammenleben 
verweigern darf, kann die unberechtigte tatſächliche Weigerung des unterhaltsbedürftigen 
Ehegatten dieſem keinen Anſpruch verſchaffen. Die Faſſung des $ 1361 Abſ 1 ift, wie das 
eichsgericht aus der Entſtehungsgeſchichte nachweiſt, ungenau (RG Warn 1914 Nr 192). 
3. Verweigerungs recht. 3. B. wenn ein Fall des Saß 1 oder Satz 2 Abs 2 8 1353 vorliegt 


oder wenn dem Ehegatten vom Gericht inſtweilige Verfügung ($ 627 IMS) das 
Getrenntleben geſtattet worden iſt. richte durch einf 
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4. Die Verweigerung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchehen. — Will der 
Mann die Frau zwar in ſeinem Haufe aufnehmen, nicht aber die volle eheliche Lebens⸗ 
gemeinſchaft mit ihr wiederherſtellen, weigert er ſich alſo, der Frau den Unterhalt in 
der durch die eheliche Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe ($ 1860 Abſ 3) zu gewähren, 
ſo überhebt dieſe Weigerung die Frau des Nachweiſes, daß ſie ihrerſeits ein Recht zum Ge⸗ 
trenntleben aus dem Verhalten des Mannes herzuleiten in der Lage ſei, und ſie kann 
ohne weiteres verlangen, daß ihr der Mann den Unterhalt durch Entrichtung einer Geld⸗ 
rente gewähre (SeuffA 74 Nr 32). — Darüber, daß ein Vertrag der Ehegatten, wodurch 
die Frau berechtigt wird, dauernd vom Manne getrennt zu leben, nichtig ift, vgl. RG 61, 50. — 
Die Wiedervereinigung der getrennt lebenden Ehegatten hat zur Folge, daß der Unterhalts. 
anſpruch der Frau aus einem vollſtreckbaren Urteil auf Geldrente wieder untergeht (NG 
1. 2. 06 IV 366/05). 

5. Unterhalt. 8 1361 gewährt dem unterhaltsberechtigten Ehegatten (abgeſehen von der 
Berechtigung auf Herausgabe von Haushaltungsſachen) nur einen geſetzlichen Anſpruch auf 
Gewährung von Unterhalt durch Entrichtung einer Geldrente, nicht aber einen Anſpruch 
auf fortdauernde Benutzung der Ehewohnung gegen den Widerſpruch des getrennt lebenden 
Mannes (RG ZW 1910, 70710). Der Anſpruch auf Geldrente dauert fo lange, als die Ehe 
beſteht und die Vorausſetzungen des $ 1361 Abſ 1 gegeben find (RG Warn 1914 Nr 192). 
Während des Beſtehens der Ehe können Unterhaltsanſprüche für die Dauer der Ehe oder für 
die Dauer des Getrenntlebens (aus 88 1360, 1361), nicht aber für die Zeit nach einer 
etwaigen Scheidung (aus $ 1578) zuerkannt werden. Vgl. § 1578 A 4. Die während der 
Ehe zuerkannten Unterhaltsanſprüche erlöſchen mit der Auflöſung der Ehe oder dem Auf⸗ 
hören des Getrenntlebens. Werden trotz des Erlöſchens Unterhaltsanſprüche aus dem Ur⸗ 
teile geltend gemacht, ſo wehrt ſich der in Anſpruch genommene Teil dagegen je nach Um⸗ 
ſtänden mit der Vollſtreckungsgegenklage (§ 767 ZPO) oder Feſtſtellungs lage; dagegen 
it ihm nicht die Umwandlungsklage aus $ 323 ZPO auf Herabſetzung der Unterhaltsrente 
gegeben (RG Warn 1914 Nr 298; RG IW 1919, 502%. Wird im Scheidungsprozeſſe 
die Klage und eine etwaige Widerklage abgewieſen, ſo wird durch eine ſolche Entſcheidung 
das im Unterhaltsprozeſſe gemäß §8 1360, 1361 ergangene Urteil in keiner Weiſe beeinflußt. 
Die bloße Möglichkeit, daß der mit der Scheidungsklage abgewieſene Ehegatte ſeinen Sinn ändern 
und ſich zur Wiederherſtellung der Gemeinſchaft bereit erklären würde, darf nicht dazu 
führen, die ſonſt gerechtfertigte Unterhaltsklage für die Zeit nach Erlaß des Urteils im Scheidungs⸗ 
prozeß abzuweiſen. Der zur Unterhaltsgewährung verurteilte Ehegatte kann bei unberech⸗ 
tigter Weigerung des andern Ehegatten zur Wiederherſtellung der Gemeinſchaft eine Ab⸗ 
änderung des Urteils auf Grund des § 323 ZPO beantragen. Eine vorläufige 
Entbindung eines Ehegatten von der Verpflichtung zur häuslichen Gemeinſchaft und dem⸗ 
entſprechend eine nur vorläufige Verpflichtung des andern zur Gewährung von Unter⸗ 
halt kennt das BGB nicht (RG JW 1919, 502%). Der Anſpruch der Klägerin auf Ent⸗ 
richtung einer in der Urteilsformel zeitlich nicht näher begrenzten Unterhaltsrente beſteht 
nach $ 1361 nur für die Dauer der Ehe. Er erliſcht, auch wenn er rechtskräftig ohne Zeit⸗ 
grenze zuerkannt iſt, ohne weiteres im Falle der Scheidung der Ehe oder des Todes eines 
der Ehegatten. Dagegen wird er in keiner Weiſe dadurch beeinflußt, daß im Scheidungs⸗ 
prozeß die Klage und eine etwaige Widerklage abgewieſen werden. Sollten ſich aber die 
Verhaltniſſe, unter denen die Rente nach $ 1861 zuerkannt ift, ſpäterhin weſentlich ändern, 
fo kaun jede Partei die Abänderung des Urteils mittels Klage nach $ 323 ZPO verlangen 
(RG Warn 1919 Nr 175). Die geſetzliche Zweckbeſtimmung der Rente ſchließt es ohne 
weiteres aus, daß der Mann auf das, was er der Frau zur eigenen Beſchaffung ihres 
Unterhalts an Geldbeträgen zu geben verpflichtet iſt, güterrechtliche Gerechtſame geltend 
machen und ihr damit die Verfügung über die Rente entziehen kann. Es bedurfte bei der 
Regelung des Güterrechts im Geſetze keiner dies ausdrücklich ausſprechenden, die Rente 
zum Vorbehaltsgute machenden Beſtimmung (RG 90, 328). Auch der in Natur ge⸗ 
währte Unterhalt hat die Eigenſchaft des Vorbehaltenen (Erler im Recht 1919, 89). Bei 
der Bemeſſung der Unterhaltsrente iſt zu prüfen, ob der geforderte Betrag in den in 
$ 1860 Abſ 1 hervorgehobenen Beziehungen den Verhältniſſen des unterhaltspflichtigen 
Ehegatten entſpricht. Dabei ſind diejenigen Erwerbsmöglichkeiten, die ihm zur Zeit der 
Urteilsfällung zu Gebote ſtanden, zu berückſichtigen (RG 4. 3. 18 IV 399/17). Die ge. 
trennt lebende Ehefrau hat kein Anrecht auf Sicherſtellung ihrer Unterhaltsrente; $ 1580 
findet keine ſinnentſprechende Anwendung (SeuffA 73 Nr 122). Die Frau ift nicht berechtigt, 
unmittelbar gegen den Mann zu Hagen, die Unterhaltspflicht gegen feine Kinder zu erfüllen. 
Wird die Frau zur Pflegerin der Kinder beſtellt, jo kann fie für ſich ſelbſt und für die Kinder 
klagen (Prot 4, 112). Treffen Unterhaltsanſprüche eines minderjährigen Kindes und der 
Ehefrau zuſammen ($ 1609 Abſ 2) und können nicht alle Anſprüche volle Deckung finden, 
ſo muß Kürzung im Verhältnis zum Bedarf der einzelnen Unterhaltsberechtigten erfolgen, 
auch bei zeitlich getrennter Geltendmachung der Unterhaltsanſprüche (SeuffA 70 Nr 17). 
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6. Verlangt der Mann von der getrennt lebenden Frau die Herausgabe von Gegen⸗ 
ſtänden des gemeinſchaftlichen Haushalts, fo ift § 1361 Abſ 1 Satz 2 nicht, auch nicht ſinn 
entſprechend anwendbar. Das Eheſcheidungsgericht iſt nicht zuſtändig, die Herausgabe im 
Wege der einſtweiligen Verfügung anzuordnen (RG Gruch 58, 1114; OLG 30, 40; 86, 197). 
Der Anſpruch der Frau auf Herausgabe der erforderlichen Haushaltſachen iſt ein rein ſchuld. 
rechtlicher Anſpruch und kann gegenüber der Beſitzklage des Mannes aus 8 861 nicht (wohl 
aber gegenüber der Schadenserſatzklage des Mannes aus $ 823) geltend gemacht werden 
(RE SeuffA 65 Nr 108. Vgl. § 1373 U 2). Zu dem der Verfügung der Frau unterliegen ⸗ 
den Vermögen gehören insbeſondere ihre Kleider, Schmuckſachen, Arbeitsgeräte 
(8 1366). Zu den zur Führung eines geſonderten Haushalts erforderlichen Sachen der Frau 
tann nach Lage des Falles auch ein Klavier gerechnet werden (OLG 29, 144). Nach der 
Faſſung des § 1361 hat der Mann die Ausnahmefälle darzutun (OLG 36, 197). 

7. Zweck und Bedentung der Vorſchrift. Die Vorſchrift des 8 1861 Abſ 2 foll dazu 
dienen, die Härten zu beſeitigen, die ſich aus der dem Manne gemäß $ 1360 Abſ 1 ob- 
liegenden unbedingten Unterhaltspflicht ergeben konnen; es ſoll, wenn die Frau imſtande 
ift, ſich ſelbſt zu unterhalten, die Unterhaltspflicht des Mannes eingeſchränkt oder aufgehoben 
werden können, Aber für den Fall, daß die Frau außerſtande ift, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, iſt die Vorſchrift des 5 1361 Abi 2 nicht beſtimmt. Für dieſen Fall hat ihr der 
Mann — unter den Vorausſetzungen des $ 1861 Abj 1 durch Entrichtung einer Geld⸗ 
rente — nach Maßgabe ſeiner Lebensſtellung, ſeines Vermögens und feiner Erwerbs⸗ 
fähigteit in derſelben Weiſe Unterhalt zu gewähren, wie die Frau dem Manne, der außer. 
fande g fi ſelbſt Au unterhalten, den feiner Lebeneſtellung entſprechenden Unterhalt 
nach Maßgabe ihres Vermögens und ihrer Erwerbsfähigkeit zu gewähren hat. Beide Ehe ⸗ 
gatten ſtozen in biefer Hinſicht — abgeſehen davon, daß die Lebensstellung des Mannes 
möge hend ÄR — Sinander gleich (uc Warn 1914 Nr 192). al. auch $ 1860 A 1. Auch 
im Sale des $ 1361 Abſ 2 kann die Frau gleich wie im Falle des $ 1578 auf Erwerb durch 
Arbeit veriviefen werden, jofern nach den Lebensverhältniſſen der Ehegatten Erwerb durch 
arbeit ber Fran üblich ift (9 9. 11. 08 IV 65/08; Reh IX 03 Beil 87201; Rech Warn 1910 
Nr 156). Fatſpricht die von der Frau ausgeübte Erwerbstätigkeit den Verhältniſſen 
der Ehegatten (Hilfeleistung der Frau eines früheren Fleiſchers in einem fremden Fleischerei ⸗ 
betriebe], ſo darf der dadurch erzielte Verdienſt nicht ohne weiteres als unerheblich für die 
Unterhaltsleiſtung des Mannes angeſehen werden, um ſo weniger, als das Berufungsgericht 
ſelbſt davon ausgeht, daß im allgemeinen und auch hier eine Teilung der verfügbaren Mittel 
zwiſchen Mann und Frau im ungefähren Verhältniſſe von zwei zu eins angemeſſen ſei 
(RG 2. 5. 18 IV 80/18). Daß die im Abſ 2 bezeichneten Vorausſetzungen vorliegen, hat der 
Mann zu bemeifen (Mg JW 1911, 405%. Im Rahmen der Zwangsvollſtreckung 
dürfen Geſichtapunkte aus $ 1801 Abſ 2 nicht mehr geltend gemacht werden (Seuffa 70 Nr 126). 

8. unterhaltsverträge. Der ſtillſchweigende Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe iſt 
5 Vorausſetzung eines zwiſchen getrennt lebenden Ehegatten geſchloſſenen Vertrags über 
5 nterhaltsgewährung. Die Einrede der veränderten Umſtände iſt nur zuläſſig, wenn der Wille 

05 Verkragſchließenden dahin gegangen it, daß die jeweiligen Verhältniſſe maßgebend ſein 
ſollen (RG Warn 1911 Nr 223). Hat ſich der Verpflichtete durch einen Vorbehalt nicht 
geſichert, Io ift der Unterhalt fo, wie er bedungen, fortzugewähren (RG Warn 1913 Nr 206). 

9. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Gehören die in Deutſchland 
wohnenden, getrennt lebenden Ehegatten dem nämlichen Staate an, fo iſt in entſprechender 

Menbung des Art 14 Ech für die Frage, ob die Unterhaltspflicht der Ehegatten perletzt ft, 
81300 fl biſche Recht maßgebend (RE 62, 400: 91, 406; RW 2. 5. 12 IV 488/11). Vel. 
Faun 10. Auch wenn die von ihrem Manne, einem Oſterreicher, getrennt lebende 
Frau bis zu ihrer Verheiratung Deutſche geweſen iſt, kommt für ihren Anſpruch auf Unter⸗ 
0 119/15, e Öterzeichifches Recht zur Anwendung (MG Warn 1918 Nr 420; 80 11. 10. 15 


8 1362 


1 biger des Mannes!) wird vermutet, daß die im 
Beſitz eines der Ehegatten oder beider Ehegatten befindlichen beweglichen 
Sachen dem Manne gehören. Dies gilt insbeſondere auch für Inhaber⸗ 
papiere und für Orderpapiere, die mit Blankoindoſſament verſehen ſind. 

Für die ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche der Frau beſtimmten 
Sachen, insbeſondere für Kleider, Schmutckſachen und Arbeitsgeräte, gilt im 
Verhältniſſe der Ehegatten zueinander und zu den Gläubigern die Ver⸗ 
mutung, daß die Sachen der Frau gehören)). 

E 1 1282 II 1262; M 4 127 f. P 4112 ft. 


Zugunften der Gläu 


12 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


1. Die Vermutung gilt nicht auch im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander (anders 
Abſ 2). — Deshalb greift im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander auch die Eigentums⸗ 
vermutung des § 1006 Abſ 1 Satz! zugunſten des beſitzenden Ehegatten Platz (RG 84, 49). 
Nur zugunſten der Gläubiger des Mannes gilt die Vermutung, und ſie iſt unanwendbar, 
wenn ein Gläubiger der Frau eine Forderung aus deren Vermögen beitreiben will (3. B. 
wenn die vom Gläubiger der Frau gepfändeten Sachen von einem Dritten im Wege der 
Widerſpruchsklage als ihm von der Frau verkauft beanfprucht werden und der Gläubiger der 
Frau den Kaufvertrag unter Berufung auf die Vermutung des § 1362 Abſ 1 einredeweiſe 
anficht). Der Umſtand, daß für dieſelbe Forderung auch der Mann haftet, iſt ohne Bedeutung; 
es kommt nur darauf an, in welcher Eigenſchaft der Gläubiger beider Eheleute ſeinen Zugriff 
nimmt (RG JW 1915, 100850. Über Rechtsunwirkſamkeit eines Vertrags, durch den 
der Mann ſeiner mit ihm im geſetzlichen Güterrechte lebenden Frau Eigentum an Sachen 
des gemeinſchaftlichen Hausſtandes überträgt, aber die tatſächliche Gewalt über die 
Sachen wie zuvor ausübt, vgl. SeuffA 72 Nr 56. Zur Feſtſtellung des Pfandrechts des Ver⸗ 
mieters (8 559) genügt die Vermutung des Abf 1 für den Tatbeſtand des 8 289 StGB nicht 
(RG St 36, 332). Der 8 1362 Abſ 1 ift uicht dahin aufzufaſſen, daß er eine Verpflichtung der 
Ehefrau im Sinne des $ 260 zur Herausgabe einer Mehrheit oder eines Inbegriffs von 
Gegenftänden (3. B. an den Konkursverwalter) feſtſetzt (RG Gruch 47, 910). Darüber, daß 
aus der Stellung des Mannes als Haus haltungsvorſtand (8 1354) keine Rechtsvermutung 
für ſeinen Beſitz an den Haushaltungsgegenſtänden folgt, vgl. § 1354 A 1. — Iſt die Ver⸗ 
mutung widerlegt und ſteht das Eigentum der Frau an den Sachen feſt, ſo kann ſich der Gläu⸗ 
biger des Mannes, der die Sachen dennoch pfänden läßt, ſchadenserſatzpflichtig machen (NRG 
JW 1911, 368”). Die Vermutung greift nicht nur dann Platz, wenn ein Glaubiger des 
Mannes unmittelbar im Wege der Zwangsvollſtreckung Befriedigung wegen ſeiner Forderung 
aus beſtimmten, im Beſitz eines Ehegatten oder beider befindlichen beweglichen Sachen zu er⸗ 
langen ſucht, ſondern auch dann, wenn der Mann einem Dritten als ſeinem Gläubiger zur 
Sicherſtellurg der Forderung an ſolchen, unter den § 1362 fallenden Sachen auf rechts 
geſchäftlichem Wege ein dingliches Recht (z. B. ein Fauſtpfandrecht) eingeräumt oder eine 
Sicherungsübereignung vorgenommen hat (RG SW 1912, 9128). 

2. Beweislaſt. Sowohl die Vermutung des Abf1 wie die des Abſ 2 können durch Gegen⸗ 
beweis entkräftet werden ($ 292 3 PO). — Die Beſtimmung des § 45 KO (Beweispflicht der 
Ehefrau) wird von § 1362 BGW nicht berührt. Der § 45 KO betrifft allein ſolche Gegen 
ſtände, welche die Frau während der Ehe erworben hat. Daneben iſt für die allgemeine Ver⸗ 
mutung aus $ 1362 Abf 1 (Mot 4, 130) in dem Sinne Raum, daß auch dem Konkursverwalter 
dieſe Vermutung zur Seite ſteht und er, gegenüber deren Widerlegung durch die Frau, ſich 
zur Erwiderung auf den § 45 KO berufen kann (RG Gruch 47, 910). — Zum Beweiſe ihres 
Eigentumserwerbs kann ſich die mit ihrem Manne in Gütertrennung lebende Frau gegen⸗ 
über den Gläubigern ihres Mannes, in deren Auftrage bei dieſem Sachen gepfändet worden 
ſind, weder auf ihren gegenwärtigen noch auf ihren früheren Beſitz berufen, da in beiden 
Fällen die Vermutung des § 1006 durch die Vermutung des 8 1362 Abſ 1 beſeitigt wird. Die 
Frau gilt (von der Ausnahme des Abſ 2 abgeſehen) bis zum Beweiſe des Gegenteils nicht 
oder nicht mehr als Eigentümerin der Sachen. Ihr gegenwärtiger oder früherer Beſitz über⸗ 

ebt ſie nicht des Nachweiſes des Eigentumserwerbs. Anderſeits genügt dieſer Nachweis. 
> ie e des einmal erworbenen Eigentums braucht ſie nicht darzutun (RE Gruch 
1 

3. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Eherechte. Haben ausländiſche Ehe⸗ 
gatten oder Ehegatten, die nach der Eheſchließung die Reichsangehörigkeit erwerben, den 
Wohnſitz im Inlande, fo gelten für ihr Güterrecht zwar ausländiſche Geſetze (Vorbem 4 vor 
$ 1368), aber nach Art 16 Abſ 2 Ec finden die Vorſchriften des § 1362 Anwendung, ſoweit 
fie Dritten günſtiger find als die ausländiſchen Gefetze. 


Sechſter Titel 
Eheliches Güterrecht 


1. Auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts herrſchte in Deutſchland bis 1900 eine 
außerordentliche Vielgeſtaltigkeit. Weit über 100 verſchiedene Güterrechte ſtanden in Geltung. 
Am verhreitetiten waren das römiſche Dotalxecht, die allgemeine Gütergemeinſchaft, die aus 
dem franzöſiſchen Rechte ſtammende Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens und der 
Errungenſchaft, die reine Errungenſchaftsgemeinſchaft und die Verwaltungsgemeinſchaft. 
Jede dieſer untereinander ſehr verſchiedenen Hauptformen des ehelichen Güterrechts beſaß 
ein mehr oder minder ausgedehntes Herrſchaftsgebiet. Um dem berechtigten Verlangen nach 
Rechtseinheit vollkommener zu genügen, iſt von einer die Hauptformen des ehelichen Güter⸗ 
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rechts in ihren Herrſchaftsgebieten ſchonenden Regelung abgeſehen und unter Ausſchluß der 
Landesgeſetzgebung ein einheitliches, reichsgeſetzliches Güterrecht für ganz Deutſchland neu 
geſchaffen worden. Das eheliche Güterrecht des BGB iſt das der Nutznießung und Ver⸗ 
waltung des Ehemanns. Es hat zur Grundlage die deutſchrechtliche Verwaltungsgemeinſchaft, 
die von allen Hauptformen nicht nur das größte Herrſchaftsgebiet beſaß, ſondern ſich auch 
aus ſachlichen Gründen am beſten für eine einheitliche Geſtaltung des Güterrechts eignete. 
Bei der Berwaltungsgemeinſchaft verbleibt jedem Ehegatten das ihm gehörige Ver⸗ 
mögen; nur der Ertrag des Vermögens und der Arbeit beider Chegatten wird zur Beſtreitung 
der ehelichen Laſten verwendet. Zu dieſem Zwecke wird das Vermögen der Ehefrau mit dem 
des Ehemanns in der Hand des letzteren als des Hauptes der Familie, vereinigt. Demzufolge 
wird der Ertrag des Vermögens und der Arbeit beider Eheleute — abgeſehen von dem ſelb⸗ 
ſtändigen Arbeitsverdienſte der Frau — alleiniges Eigentum des Chemanns, und dieſer iſt 
anderſeits verpflichtet, die ehelichen Laſten allein zu tragen. Die Grundſätze der Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft ſind einfach und klar, laſſen ſich auch leicht handhaben. Dem neben dieſen Vor⸗ 
zügen beſtehenden Ubelſtande, daß bei Auflöſung der Ehe die Ausſonderung des Vermögens der 
Ehefrau auf Schwierigkeiten ſtoßen kann, ſucht das BOB dadurch abzuhelfen, daß es dem über⸗ 
lebenden Ehegatten nen angemeſſenen erbrechtlichen Anſpruch einräumt. 855 
Dem BOB liegt die Ausübung eines Zwanges zur Unterwerfung unter den geſetzlichen 
Gäterſtand fern, vielmehr gewährt es volle Vertragsfreiheit. Vor und nach Eingehung der 
Ehe konnen die Beteiligten den geſetzlichen Güterſtand durch Vertrag ausſchließen, wieder 
einführen oder ändern. Um aber auch denen, die an dem Althergebrachten hängen, ein Zurück⸗ 
greifen auf bisher geltendes Güterrecht zu erleichtern, hat das BOB im Anſchluß an die Grund- 
ſätze des geſetzlichen Güterrechts Beſtimmungen über die allgemeine Gütergemeinſchaft, 
die reine Errungenſchaftsgemeinſchaft und die Gemeinſchaft des beweglichen Vermögens 
und der Errungenſchaft (Fahrnisgemeinſchaft) getroffen. Im Belieben der Beteiligten ſteht 
es, auf die geſetzlichen Beſtimmungen über den einen oder den andern Güterſtand im Vertrag 
einfach Bezug zu nehmen und auf dieſe Weiſe einen im wirtſchaftlichen Ergebniſſe dem ver⸗ 
alteten Güterſtand entſprechenden Zuſtand herzuſtellen. Dasſelbe gilt auch von der in den 
99.4427 —1431 B08 geregelten Gütertrennung. Den gewählten Güterſtand können die 
Beteiligten in Einzelheiten abändern oder ergänzen. Vgl. M 4, 543. 
372. Landesrecht. Das eheliche Güterrecht des Boh gilt gleichmäßig für alle Reichsange · 
hörigen jedoch find für die in Artt 57, 8 C0 bezeichneten Familien und Häufer die beſonderen 
deen Hausverfaſſungen und Landesgeſetze in dem dort angegebenen Umfang in 


3. Ubergangsrecht. Nach Art 200 Ec bleiben für den Güterſtand einer zur Zeit des 
Inkrafttretens des BG beſtehenden Ehe die Achern Geſetze 2 und dies gilt 
Bei ee auch von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes. 

eder 2. Leſung wurde es zwar als ſehr wünſchenswert anerkannt, daß das Güterrecht des 
ur A möglichſt bald auch auf die zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Ehen 
5 lunendung gebracht werden könnte, aber die Reichsgeſetzgebung überließ die erforderliche 

egelung aus Zweckmäßigkeitsgründen der Landesgeſetzgebung (Prot 6, 539), und dieſe hat 
durch zahlreiche Sondervorſchriften die früheren Güterſtände in das neue Recht übergeleitet. 

155 en 200 Abf 1 betrifft zwar dem Wortlaute nach nur die beim Inkrafttreten des BGB 
noch beſtehenden Ehen, er ift aber nur ein Ausfluß des in ihm zum Ausdrucke gelangten all: 
gemeinen Grundſatzes daß bei den vor dem 1. Iinuat 1900 geſchloſſenen Ehen die bisherigen 
Geſetze rückſichtlich aller, namentlich auch der erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes maß⸗ 
gebend fein ſollen. Dieſer Grundſat greift daher auch ein und muß erſt recht Anwendung 
finden, wenn bie Ehe ſchon nor dem Inkrafttreten des BGB gelöſt iſt (RG ZW 03 Beil 2 
und 13 5. Durch den Art 200 iſt für den durch das Inkrafttreten des BGB bedingten Wechſel 
in der Geſetzgebung die Unwandelbarkeit des beſtehenden Güterſtandes anerkannt. 
lagung einer ihr zuſtehenden Darlehnsforderung iſt 
i \ s zu beurteilen, ſofern nicht durch die gemäß Artt 200, 218 
Ech im Wege der Landesgeſetzgebung erfolgte Überleitung der beſtehenden Güterſtände 
n an die Stelle des altrechtlichen Zuſtandes getreten ſind (RG JW 
Ob erbrechtliche Wirkungen ſich als Wirkun en eines e elichen Güterſtandes darſtellen, 
läßt ſich zunächſt nur an der Hand des e a beurteilen. Die Anwendbar⸗ 
keit des Art 200 Abſ 1 ſetzt aber weiter voraus, daß jene Wirkungen ſich auch im Sinne dieſer 
Geſetzesvorſchrift als erbrechtliche Wirkungen des Gterftandes darſtellen. — Nach (der An⸗ 
fechtung mit der Reviſion entzogenem) Lübiſchem Rechte ift die mit der Abſchichtung der 
Kinder aus einer gütergemeinſchaftlichen Che als Rechtsfolge verknüpfte, den Verlust des 
Pflichtteilsrechts für die abgeſchichteten Kinder an dem Nachlaſſe des abgeſchichteten Eltern⸗ 
teils in ſich ſchließende Totteilung als erbrechtliche Wirkung des Güterſtandes anzuſehen. Das 
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gleiche gilt für den 1. Abſ desſ. Art (RG IW 03 Beil 2%). Unter erbrechtlichen Wirkungen 
find nicht nur die Wirkungen zu verſtehen, die zwiſchen den Ehegatten ſelbſt entſtanden find, 
ſondern auch ſolche, die zwiſchen den Ehegatten und ihren Erben bereits durch den Güter⸗ 
ſtand endgültig hervorgerufen worden find (RG 27. 11. 02 IV 241/02; 19. 8. 06 IV 496/05). 
Ehegatten, deren Ehe vor dem Inkrafttreten des BGB geſchloſſen und nachher geſchieden 
worden iſt, haben für die Art und Weiſe ihrer Vermögensauseinanderſetzung Art 200 EG zu 
beachten. Allerdings ſind gewiſſe aus der Scheidung und Schuldigerklärung folgende Rechts⸗ 
wirkungen (z. B. Recht der Namensführung, Unterhaltspflicht, Verhältnis zu den Kindern, 
Widerruf von Schenkungen) gemäß Art 201 lediglich nach neuem Rechte zu beurteilen, aber 
für die Abwicklung der ehelichen Güterverhältniſſe iſt es gleichgültig, aus welchem Grunde 
die Ehe aufgelöſt wurde. Dafür bleibt der Güterſtand maßgebend, der in der Ehe zur Zeit 
ihrer Auflöjung beſtand (RG 73, 24). Der nächſte und eigentliche Zweck der in Art 200 Abſ 2 
enthaltenen Vorſchrift iſt, die ſich aus den bisherigen Geſetzen ergebenden Rechte des über⸗ 
lebenden Ehegatten in Schutz zu nehmen, während dafür, daß zugleich eine Wahrung der 
den früheren Geſetzesvorſchriften entſprechenden Rechtsſtellung anderer Erbbeteiligten be⸗ 
abſichtigt geweſen ſei, kein Grund aufzufinden iſt, RG 65, 255 (betrifft den geſetzlichen Güter 
ſtand des Märkiſchen Provinzialrechts). Vgl. auch R IW 05, 1823. Die erbrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften des Märkiſchen Provinzialrechts find durch Artt 200 Abj1 u. 213 Ech nur fo weit 
aufrechterhalten, als ſie die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes betreffen. Eine ſolche 
Wirkung des Güterſtandes iſt darin, daß nach Märkiſchem Propinzialrechte durch nicht friſt⸗ 
zeitige Ausſchlagung der teſtamentariſchen Erbſchaft dem überlebenden Ehegatten das ſtatuta⸗ 
riſche Erbrecht nicht genommen wurde, nicht zu finden (RG Ich 1910, 745). Vgl. auch 
Kein OLG 34, 320 (Wahlrecht des überlebenden Ehegatten nach Märkiſchem Provinzial⸗ 
rechte). In den rein erbrechtlichen Beſtimmungen darüber, unter welchen Vorausſetzungen 
die Pflichtteilsentziehung zuläſſig iſt, und in welcher Form dieſes Recht auszuüben iſt, 
tritt eine Wirkung des Güterſtandes nicht hervor (RG 96, 201). Nach Art 218 EG find für 
die erbrechtlichen Verhältniſſe in allen Beziehungen grundſätzlich die Vorſchriften des 
BOB maßgebend. Dieſe bleiben nach Art 200 Ech nur inſoweit außer Anwendung, als ſie 
durch erbrechtliche Wirkungen des bisherigen Güterſtandes ausgeſchloſſen werden (RG 65, 254; 
RG IW 1912, 298, RG 5. 6. 13 IV 14/13, wo die Frage mit Rückſicht auf das alt 
münſteriſche Güterrecht, insbeſondere das Pflichtteilsrecht des überlebenden Ehegatten, 
erörtert iſt; RG 8. 5. 13 IV 671/12, wo es ſich um den Pflichtteil der Mutter nach ihrem 
in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft verheiratet geweſenen Sohne handelt). Bleiben 
gemäß Art 200 EG für den Güterſtand einer zur Zeit des Inkrafttretens des BGB beſtehenden 
Ehe die bisherigen Geſetze einſchließlich der Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen 
des Güterſtandes maßgebend, fo kann kein Zweifel fein, daß die Landesgeſetze auch maß⸗ 
gebend bleiben müſſen für die Güterrechtsverhältniſſe derjenigen Ehen, die ſchon vor dem 
Inkrafttreten des BGB durch den Tod eines der Ehegatten aufgelöſt worden find (RG 
Warn 08, Nr 40; RG 8. 10. 14 IV 234/14, Hamburgiſches Recht). 

4. Berhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 15 Abi 1 EG 
wird das eheliche Güterrecht nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn der Ehemann zur 
Zeit der Eheſchließung ein Deutſcher war. Vgl. RG 96, 96. Erwirbt der Ehemann nach 
der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit oder haben ausländiſche Ehegatten ihren Wohn⸗ 
fit im Inlande, fo find nach Art 15 Abj 2 EG für das eheliche Güterrecht die Geſetze des Staates 
maßgebend, dem der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe angehörte. Grundſätzlich wird 
alſo das Geſetz des Heimatſtaats, dem der Mann zur Zeit der Eheſchließung ange⸗ 
hörte, für entſcheidend erklärt, und zwar derart, daß das nämliche Güterrecht für die ganze 
Dauer der Ehe unabhängig von einer ſpäteren Anderung der Staatsangehörigkeit der Ehegatten 
beſtehen bleibt. Dieſem Grundſatz entſpricht auch das Haager Eherechtsabkommen vom 
17. 7. 05 (81353 A 5). Nach Art 2 Abj1 des Abkommens it in Ermanglung eines Ber» 
trags für die Wirkungen der Ehe ſowohl auf das unbewegliche als auf das bewegliche Ver- 
mögen der Ehegatten das Geſetz des Heimatſtaats des Mannes zur Zeit der Eheſchließung 
maßgebend, und nach Abſ 2 iſt eine Anderung der Staatsangehörigkeit der Ehegatten oder 
des einen von ihnen ohne Einfluß auf das eheliche Güterrecht. Nach Art 7 dieſes Abkommens 
finden ſeine Beſtimmungen auf Grundſtücke, die nach dem Geſetze der belegenen Sache einer 
beſonderen Güterordnung unterliegen, keine Anwendung. Die Artt 3—6 des Abkommens 
enthalten Vorſchriften über den Ehevertrag (Art 3 Fähigkeit, einen Ehevertrag abzuſchließen; 
Art 4 Aufhebung und Anderung des Ehevertrags während der Ehe; Art 5 Inhalt und Wir- 
kungen des Ehevertrags; Art 6 Form des Ehevertrags). Das Nähere hierüber bei den 88 1432 
bis 1434. Die Beſtimmungen des Abkommens über den Schutz Dritter (Art 8) werden bei 
den entſprechenden Geſetzesvorſchriften berückſichtigt. Dasſelbe gilt von den Beſtimmungen 
des Art 16 Ech über den Schutz Dritter (5 1435), die Schlüſſelgewalt der Frau ($ 1857), die 
Eigentumsvermutung zugunſten der Glaͤubiger des Mannes (5 1862) und die Folgen der 
Einwilligung des Mannes in den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau (3 1405). 
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J. Geſetzliches Güterrecht 
1. Allgemeine Vorſchriften 


8 1363 


Das Vermögen der Fraue) wird durch die Eheſchließungs) der Ver⸗ 


waltung) und Nutznießungs) des Mannes unterworfen leingebrachtes 
Gut) 6). 


Zum eingebrachten Gute gehört auch das Vermögen, das die Frau 
während der Ehe erwirbt“) s). 


E 1 1288 II 1265; M 4 161 ff.; P 4 122 ff., 129, 140 fl. 150, 157. 


1. Das geſetliche eheliche Güterrecht beruht auf der Verwaltungsgemeinſchaft. Vgl. 
Vorbem 1 vor 8 1368. Jeder Ehegatte behält hen Banken: das Vermögen der Frau wird 
jedoch für die Zwecke der Ehe der Verwaltung und Nutznießung des Mannes unterworfen 
und letzterer hat die ehelichen Laſten allein zu tragen. Dieſen leitenden Grundſatz ſpricht 
der 8,1863 im allgemeinen aus. Das BGB vermeidet den Ausdruck Verwaltungsgemein. 
ichaß abe nicht völlig zutreffen (pgl. 8 1373 A 4) und bezeichnet das Geſamtrechtsverhältnis 
als das der Verwaltung und Nutznießung des Mannes“. Mit der Eheſchließung tritt das 
bezeichnete Rechteverhältnis kraft Geſetzes ein (RG 65, 867). Das Nutznießungsrecht des 
Mannes an eingebrachten Grundſtücken bedarf nicht der Eintragung in das Grundbuch. Die 
Eintragung iſt nicht zuläſſig. Das Recht des Mannes auf den Bezug der Nutzungen am Frauen⸗ 
vermögen (88. 1373 ff.) entſpricht zwar den auch den geſetzlichen Nießbrauch umfaſſenden 
89 1030 ff., iſt jedoch wegen der Beſonderheiten des ehemännlichen Nießbrauchsrechts zur Unter⸗ 
ſcheidung von dem geſetlichen Nießbrauch als Recht der „Nußznießung“ bezeichnet worden. 
Wegen Unpfändbarkeit der Rechte des Mannes an dem eingebrachten Gute vgl. § 861 850 
und 8 1408 A 2. Die Frau iſt nicht berufen, den Mann in ſeinen Vermögensangelegenheiten 
in vertreten. So iſt z. B. die von einem Pfandglaubiger des (in Geiſteskrankheit verfallenen) 
5 n bewirtte Ankündigung der Inanſpruchnahme des Pfandes unwirkſam 
2. Das Vermögen der Frau umfaßt alle ihr zuſtehenden Rechte, mögen fie ſich auf be⸗ 
he Sache oder Grundſtück i i i 


der Nutzni tzogen (z. B. beſchränkte per⸗ 
En: „ienftbarteiten, 88 1092, 1008. 0 rr ehen 

6 neck die Eheſchlie i { inzi im 8 1864 behande 
al 90 kraft Ina: Hin. a. wird (mit der einzigen Ausnahme des im 8 


eblich Borhanbenfein des Vermögens Kenntnis haben oder nicht. Insbeſondere 
0 
hat (Rc 83, 241). 


˖ ume dach Maßgabe der ge 1878--1409, insbeſonbere der 8$ 1874-1380, 
wird das Vermögen der Frau umertootfen. 80 Mann iſt nicht 15 berechtigt, ſondern auch 
verpflichtet, ihr Vermögen zu berwalten (8 1344). Zur Verwaltung gehört auch die Führung 
eines erforderlich werdenden Rechtsſtreits (8 1387 A 6). Wegen des Grades der zu vertretenden 
Sorgfalt vol. 3 1359. — Per 9 1369 gibt dem Manne nicht nur der Frau, ſondern auch Dritten 
gegenüber, alſo ſowohl nach innen wie nach außen die Stellung des verantwortlichen Ver 
walters und Beſitzers des eingebrachten Gutes. So treffen ihn auch z. B. die aus der Ver⸗ 
en eingebrachten Hauſes Dritten gegenüber entſpringenden Pflichten (RG 10. 6. 09 

5. In der Form der Nutzule ung lei ie Frau i itrag zur Beſtreitung der ehe⸗ 
ache Laften. 17 5 Mann it dar hist die gelegen ele ber lich 1991 
aus eigenem Vermögen und gleichvi ine orhanden ift oder nicht (ogl. 
5 een 1 vor 5 170 a gleichviel, ob eingebrachtes Gut vorh 5 

Der Ausdruck „einge rachtes Gut“ bezi ich ausschließlich auf das Vermögen der 
Frau. Eine beſondere Tatigkeit des einen id A ese. Die Frau bringt 
von ihrem Vermögen dasienige in bie Ehe ein, was ſie ſich nicht vorbehalt oder was das Geſetz 
nicht als Vorbehaltsgut beſtimmt. Eingebrachtes Gut drückt daher den Gegenſatz zum Vor⸗ 
behaltsgut aus. Was die Frau während der Ehe erwirbt, wird regelmäßig ebenfalls zum 
Eingebrachten. gerechnet. — Als eingebrachtes Gut der Frau find auch die jährlich fortlaufenden 
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Zahlungen an die Frau anzuſehen, zu denen ſich eine Handelsgeſellſchaft dem Ehemanne, 
ihrem Angeſtellten, gegenüber neben ſeinem Jahresgehalte von 1500 Mark mit Rückſicht darauf, 
daß dieſer in Konkurs geraten war, verpflichtet (RG 69, 59). Regelmäßige bare Zuſchüſſe des 
Schwiegervaters zu Händen des Ehemanns der Tochter ſind in Ermanglung entgegenſtehender 
Abreden als Zuſchüſſe zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes (insbeſondere des Unter 
halts, der Bekleidung und anderer perſönlicher Bedürfniſſe der Tochter) anzuſehen, auch 
wenn fie für die Tochter beſtimmt wurden. Ihre Rückforderung als (eingebrachtes oder vor: 
behaltenes) Frauengut nach Auflöſung der Ehe iſt ungerechtfertigt (RG Warn 1911 Nr 333). 
Darüber, daß die Frau eingebrachtes Geld ihrem Manne als Darlehn geben kann, ohne daß 
dieſes zugleich in Vorbehaltsgut umgewandelt zu werden braucht, vgl. RG 78, 207; RG 
IW 1910, 1004 und § 1432 A3. Das eingebrachte Gut umfaßt nicht nur Eigentum, ſondern 
auch bloßen Beſitz der Frau. Mag der Beſitz ein Recht ſein oder nicht, jedenfalls bildet er 
einen Beſtandteil des Vermögens, und nach $ 1363 erſtrecken ſich die Rechte des Mannes grund⸗ 
ſätzlich auf das ganze Vermögen der Frau (RG 83, 241). Durch die Eheſchließung gehen nach 
§ 1363 die von der Ehefrau in die Ehewohnung eingebrachten Einrichtungsgegenſtände 
im allgemeinen in den Beſitz des Ehemanns über; ſie bleiben im Beſitze der Ehefrau auch 
dann nicht, wenn dieſe die Stücke im gemeinſchaftlichen Haushalte der Eheleute zuſammen 
mit dem Ehemann oder auch allein in Benutzung nimmt. Nur Vorbehaltsgut der Frau bleibt 
in ihrem Beſitz, und zwar auch dann, wenn die vorbehaltenen Stücke von den Eheleuten ge⸗ 
meinſchaftlich benutzt werden. Die vom Ehemann in die Ehewohnung eingebrachten Stücke 
bleiben in ſeinem Eigentum und Beſitze. Beſitz und Eigentum an Einrichtungsgegenſtänden, 
die die Ehefrau eingebracht hat und zu ihrem Vorbehaltsgute gehören, können auf den Ehe⸗ 
mann nur ebenſo wie auf einen Dritten übertragen werden (RG ZW 1914, 146%. Zum 
eingebrachten Gute gehört das, was der Maun der Frau ſchenkt, ohne das Geſchenkte gemäß 
§ 1369 bei der Zuwendung zum Vorbehaltsgute zu beſtimmen oder gemäß 88 1368, 1434 
durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut zu erklären (OLG 26, 218). Ein Erwerbsgeſchäft, 
das die Frau bei Eingehung der Ehe betreibt, oder der Anteil der Frau an einem von ihr und 
einem andern betriebenen Erwerbsgeſchäfte wird bei Eintritt des geſetzlichen Güterſtandes 
nicht ohne weiteres Vorbehaltsgut, ſondern gehört an ſich zum eingebrachten Gute (RG 
JW 1915, 100817; RG 26. 4. 15 IV 447/15; 29. 11. 15 IV 160/15). Der Mann hat trotz 
ſeines Verwaltungs⸗ und Nutznießungsrechts, das ihm am eingebrachten Gute zuſteht, kein 
Recht, das Geſchäft auf den Namen der Frau ohne deren Willen fortzuführen oder Über- 
tragung des Geſchäfts und der Firma auf feine Perſon zu verlangen (RG 59, 25; R 29. 11. 15 
IV 160/15). Ebenſo OLG 32, 4. Vgl. 88 1421 A 3, 1867 A 3. Auch un verzinsliche 
Forderungsrechte der Frau gegen den Mann, die aus irgendeinem Rechtsgrunde erſt 
nach der Aufhebung der ehemännlichen Nutznießung und Verwaltung fällig werden (z. B. 
der Ausgleichungsanſpruch der Frau gegen den Mann bei Überleitung der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft in den geſetzlichen Güterſtand des BGB nach bayeriſchem Übergangsrecht), 
haben die Fähigkeit, eingebrachtes Gut der Frau zu werden, und berechtigen die Frau, unter 
Umſtänden Sicherheit zu verlangen (Seuffa 71 Nr 93). 7 

7. Schadenserſatzanſprüche. Zum eingebrachten Gute gehören auch die der Frau aus 
einer Körperverletzung zuſtehenden Schadenserſatzanſprüche (RG 25. 1. 06 IV 369/05). Dies 
trifft jedenfalls zu, ſoweit es ſich um Kurkoſten und Schmerzensgeld handelt. Auch die Forde⸗ 
rung auf Erſatz der Nachteile, welche die Verletzung für den Erwerb und das Fortkommen 
der Frau herbeiführt (§ 842), wird in der Regel zum eingebrachten Gute zu rechnen fein. 
Dagegen iſt der Entſchädigungsanſpruch wegen Wegfalls der Dienſte der Frau im Hausweſen 
oder Geſchäfte des Mannes (§ 845) ein Anſpruch des Mannes und gehört nicht zum einge: 
brachten Gute. Vgl. 8 1356 A 7. Ebenſowenig kann zum eingebrachten Gute der Anſpruch 
auf Rente aus § 843 wegen aufgehobener oder verminderter Erwerbsfähigkeit der Frau oder 
Vermehrung ihrer Bedürfniſſe dann gerechnet werden, wenn die Frau in ihrem eigenen 
ſelbſtändigen Erwerbe geſchädigt ift. Dieſer Anſpruch gehört nach 88 1367, 1370 zu ihrem 
Vorbehaltsgute. Vgl. $ 1367 A 1 u. 2. Zum Vorbehaltsgute der Frau iſt nach 88 1366, 
1370 auch der Entſchädigungsanſpruch wegen Beſchädigung ihrer Kleider und der ſonſtigen 
zu ihrem perſönlichen Gebrauche beſtimmten Sachen zu rechnen. — Der Auſpruch der Frau 
auf Schmerzensgeld wegen eines Unfalls iſt ein zum eingebrachten Gute der Frau gehöriger 
vermögensrechtlicher Anſpruch (RG 90, 65; OLG 38, 245). 

8. übergangsrecht. Die Vorſchriften des BGB über den Güterſtand der Verwaltung 
und Nutznießung bilden auch da, wo fie nur infolge landesgeſetzlicher Ausführungsvorſchriften 
gelten, ein mit der Reviſion anfechtbares Recht, wenn das fragliche Ausführungsgeſetz ergibt, 
daß ſie als Vorſchriften des BOB, mithin als reichsrechtliche Beſtimmungen eingeführt worden 
find (fo $ 34 Abſ 1 Sächſ elch z. BOB; RG 59, 25). Der Ausgleichungsanſpruch der 
Ehefrau, den dieſe gegen den Ehemann bei Überleitung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in 
das geſetzliche Güterrecht erwirbt, gehört zum eingebrachten Gut der Frau (Bayr. Recht; 
Seuff A 71 Nr 93). 
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8 1364 


) Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes tritt nicht ein), wenn 
er die Ehe mit einer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränktens) Frau ohne!) 
Einwilligung ihres geſetzlichen Vertreters eingeht. 

© I 1284 Satz 1 II 1264; M 4 164; P 4 124, 129, 141, 150, 157, 214; 6 272. 

1. Zweck der Vorſchrift. Die im 8 1364 beſtimmte Ausnahme von der Regel des 9 1363 
bezweckt, die wegen Minderjährigkeit oder aus andern Gründen in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkte Ehefrau gegen die ihrem Vermögen aus der Verwaltung und Nutznießung des 
Mannes möglicherweiſe drohenden Gefahren zu ſchützen. Zwar kann der geſetzliche Vertreter 
der Frau die ohne ſeine Einwilligung eingegangene Ehe, ſolange die Frau in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt iſt anfechten, und das gleiche Anfechtungsrecht ſteht der Frau nach er- 
langter Geſchäftsfähigkeit zu (s 1304, 1331, 1336 Abſ 2 Satz 2), auch bleiben die elterliche 
Gewalt (88 1633, 1661 Satz 2, 1886), gegebenenfalls die Vormundſchaft über die Frau ($ 1800) 
in gewiſſem Umfange heitehen, allein dieſe Vorſchriften gewähren der Frau keinen genügenden 
Schutz, namentlich nicht gegenüber dem Rechte des Mannes, die zum eingebrachten Gute ge- 
hörenden Sachen in Beſitz zu nehmen ($ 1373). Ohne den 8 1364 würde das Geſetz einen 
Anreiz zur Anfechtung einer Ehe geben, deren Aufrechterhaltung vielleicht dem perſönlichen 
Empfinden der Frau gerade entſpricht. 


> ütigung durch die inzwiſchen unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig gewordene Frau unanfechtbar wird (8 1337). Fur die Aufhebung oder Anderung des 
Güterſtandes 25 Gütertrennung durch Vertrag bleiben die allgemeinen Grundſätze maß⸗ 


3. Ob der $ 1364 auch in den Fällen Anwendung findet, in denen eine aus den Gründen 
des $ 1825 Abf 1 nichtige Ehe (0 ggetzalmrendung findet, in den 


und Geiſtesſtörung dem Falle der Nichtigkeit wegen Geſchäftsunfähigkeit in 
der gedachten Beziehung oleichgeſtellt en Eine 1 8 Trogiaglie hat man dem $ 1364 
gewiß nicht beilegen wollen. Beſtatigung der Che iſt hier auch nicht gleichbedeutend mit Ein. 
gehung der Ehe, zumal die Beſtätigung nach außen hin häufig ſchwer erkennbar fein wird und 
die mit dem Mangel der Nichtigkeit behaftete Ehe regelmäßig bis zur Nichtigkeitserklärung 
als gültig anzusehen iſt. ft der Mann bei Eingehung der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
Nutznießung durch den Vormund (8 1409) beeinflußt. Da 
Volljährigteit nicht heiraten darf ($ 1308 Abf 1), kommt eine 
Beeinfluſſung durch die elterliche Geipalt nicht in Frage. Wegen des Rechtes der Frau, auf 
Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung zu klagen, vgl. § 1418 Abſ 1 Nr 3—5. 
4. Wird die Che mit einer in der Gefchäftsfäni teit beſchräntten Frau mit Einwilligung 
ihres geſetzlichen Vertreters ge Ä lien der Anehmeſef des K 1364 nicht vor 
und es gilt die Regel des 8 130g, Die Veſchränkung der Geſchäftsfähigkeit der Frau ſchmälert 
an ſich nicht die Rechte des Manncs an ihrem Vermögen. Die Eltern der Frau verlieren 
in dem bezeichneten Falle mit der Verheiratung der Tochter die Nutznießung an deren 
Vermögen ($ 1661 Satz 1). Soweit der Mann bei Ausübung feiner Rechte an die Mit- 
wirkung der Ehefrau gebunden iſt, wird die Frau nach den allgemeinen Regeln über 
elterliche Gewalt und Vor mundſchaft (88 1633, 1890, 1897) vertreten. Führt der Menn 
ſelbſt die Vormundſchaft über die Frau (5 1778 Abſ 3), fo erhalt die Frau für Angelegen⸗ 


heiten, an deren Beforgung der Mann als Vormund verhindert ift, einen Pfleger (88 181, 
1795, 1909). 
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8 1365 


Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes erſtreckt ſich nicht auf 
das Vorbehaltsgut der Frau!). 
E I 1286 II 1265; M 4 167; P 4 129. 


1. Grundſätzlich wird beim geſetzlichen Güterſtande das geſamte bei der Eheſchließung 
vorhandene oder während der Ehe erworbene Vermögen der Frau der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes kraft Geſetzes (RGS 65, 367) unterworfen (eingebrachtes Gut). Nur 
auf das Vorbehaltsgut der Frau erſtreckt ſich die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
nicht. Soweit nicht ein anderes beſtimmt iſt, kann die Frau über das Vorbehaltsgut ohne 
Mitwirkung des Ehemanns frei verfügen, es verwalten, mit Schulden belaſten und ſeine 
Nutzungen für ſich ziehen. Was Vorbehaltsgut ift, beſtimmen die 88 13661370 BGB er- 
ſchöpfend. Hiernach kann von einem durch Geſetz und einem durch Vertrag vorbehaltenen 
Vermögen geſprochen werden. — Die Frau hat zu beweiſen, daß Stücke ihres Ver 
mögens die Eigenſchaft des Vorbehaltsguts haben (RG 65, 367). Soweit die Eigenſchaft 
des Vorbehaltenen nicht dargelegt werden kann, gilt das Gut dem im § 1363 ausgeſprochenen 
Grundſatz entſprechend als Eingebrachtes. — Da Vorbehaltsgut die Ausnahme bildet, jo ge⸗ 
ſtatten die Vorſchriften in den 88 1366—1370 keine ausdehnende Auslegung (RG 87, 100). 
Die im Falle des Getrenntlebens der Ehegatten vom Manne der Frau zu ihrem Unterhalte 
zu gewährende Geldrente ($ 1361) iſt der ehemännlichen Verwaltung und Nutznießung 
entzogen und muß daher zum Vorbehaltsgute der Frau gerechnet werden (RG 90, 323). 
Vgl. 8 1361 A 5. Dasſelbe muß auch von dem Unterhalte, den der Mann der Frau in Natur 
gewährt, gelten (Erler im Recht 1919, 89). — Die Aufzählung in den 8$ 1866—1370 ſchließt 
nicht aus, daß aus beſonderen Gründen auch andere Vermögensbeſtandteile dem Vor⸗ 
behaltsgute der Frau zugerechnet werden müſſen (RG 30. 10. 18 IV 224/18). Vgl. 8 1869 A 1. 
Für den Fall, daß die Eheleute mit oder ohne Erlaubnis des Gerichts getrennt leben, ſind 
keine beſonderen Beſtimmungen getroffen worden. Die allgemeinen Grundſätze in Ver⸗ 
bindung mit den 88 1367, 1369, 1370 reichen aus, um der Ehefrau die Verwendung des ihr 
von dem Ehemanne oder dritten Perſonen zu ihrem Unterhalte Gegebenen zu dieſem Zwecke 
zu ſichern (vgl. 88 1427 A 7, 1432 A A). 


8 1366 


Vorbehaltsgut!) ſind die ausſchließlich?) zum perſönlichen Gebrauche“) 
der Frau bejtimmten!) Sachen’), insbeſondere Kleiderd), Schmuckſachen und 
Arbeitsgeräte“). 

E I 1285 II 1282 Abſ 2; M 4 166; P 4 126, 130, 141, 152, 159, 104. 


1. Das Vermögen der Frau wird in eingebrachtes Gut und Vorbehaltsgut geſchieden. 
Was nicht Vorbehaltsgut iſt, iſt eingebrachtes Gut. Was Vorbehaltsgut iſt, beſtimmen die 
88 1365—1370 erſchöpfend. Indem der § 1866 beſtimmt, daß die darin bezeichneten Sachen 
Vorbehaltsgut ſind, nimmt er nur eine Scheidung mit dem Vermögen der Frau vor. Er be⸗ 
ſtimmt alſo nicht, daß die bezeichneten Sachen zum Vermögen der Frau gerechnet werden 
ſollen, ſondern er ſetzt voraus, daß ſie zu ihrem Vermögen gehören. Wären ſie fremdes Eigen⸗ 
tum (z. B. ein vom Manne der Frau nur zum leihweiſen Gebrauch überlaſſener, aus ſeiner 
Familie ſtammender, alter Familienſchmuck), fo würden fie überhaupt nicht als voneinander 
zu ſcheidendes Vermögen der Frau in Betracht kommen. Dafür aber, daß die bezeichneten 
Sachen der Frau gehören, ſpricht nach 8 1362 Abſ 2 die Vermutung. Dieſe greift insbeſondere 
auch dann Platz, wenn Sachen ſolcher Art für die Frau mit den Mitteln des Mannes angeſchafft 
worden ſind. Abgeſehen von dieſer Vermutung entſcheiden die allgemeinen Grundſätze dar⸗ 
über, ob die Frau an den ihr vom Manne gegebenen Sachen der hier fraglichen Art Eigentum 
erworben hat. Inſoweit fie vom Manne lediglich zur Erfüllung feiner Unterhaltspflicht ($ 1360 
Abſ 1) der Frau gegeben worden find (z. B. die notwendigen Kleider und Leibwäſche, § 1382 
A 2, iſt jedenfalls Eigentum auf die Frau übergegangen. — Die Beſtimmung der im 8 1366 
bezeichneten Sachen als Vorbehaltsgut hat nicht nur die Wirkung, daß ſie der Verwaltung 
und Nutznießung des Mannes entzogen ſind, ſondern auch die, daß ſie der unbeſchränkten 
Verfügung der Frau unterſtehen. 


2. Die Sachen müſſen die Beſtimmung haben, von der Frau mit Ausſchließung anderer 
Perſonen, namentlich des Mannes, gebraucht zu werden. Zum gemeinſamen Gebrauche 
für die Eheleute beſtimmte Sachen gehören nicht zum Vorbehaltsgute der Frau. Geſtattet 
aber die Frau den tatſächlichen Mitgebrauch der für ihren perſönlichen Gebrauch ausſchließlich 
beſtimmten Sachen andern Perſonen, ſo berührt dies nicht die Eigenſchaft des Vorbehaltsguts. 


oo. 
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. N N . f ns- und 
3. Nicht alle Gebrauchsgegenſtände, deren ſich die 15 en anafehen (4. B. 
Birfungsfreifes bedient, find als zu ihrem perſönlichen Ge volt nden ſein. Dieſe Beziehung 
das Kochgeſchtrr). Es muß eine Beziehung zu ihrer Perſon nich n Bebürmiffen der Frau zu 
kann darin beſtehen, daß die Sachen beſtimmt ſind, perſön 10 Erwerbstätigkeit zu unter ⸗ 
dienen (3. B. pie el Scmudjahen) ie fie . ihrer perjönlichen Erwe 
tützen (z. B. die Ma geräte einer Mallehrerin). 1 . x 
2 “2 Beſtimmung kann aus ſtillſchweigenden oder der 20 e 
aus ber natürlichen Beschaffenheit der Sachen ſowie rn ei en kommen hier ledig ⸗ 
die Frau oder aus andern Uunſtänden hervorgehen. ee en fie bei der Be- 
lich als Erkenntnisquelle für die Vorbehaltseigenſchaft in Betra a begründen (vgl. 8 1368 
ſtellung von Vorbehaltsgut durch Ehevertrag die Vorbehaltseigenſ 
A 2). Hinſichtlich der Beweislaſt vgl. § 1365 A 2 ’ wie der Zuſammen 
5. Sachen. Gemeint find nur bewegliche, nicht unbewegliche 12 9 1366. Dies gilt ſogar 
hang mit $ 1362 Abſ 1 u. 2 ergibt. Rechte der Frau fallen nicht unter ligten ſelbſt nicht aus 
geubt rohen bie ihtem Jahalde nach durch einen andern als den Bered) icht eine ausfehliegtid 
geübt werden können ($ 1363 A 2). Geld fällt nicht unter § 1366, da es ni 
zum perſönlichen Gebrauche beſtimmte Sache ſein kann. Er 
6. Kleider find ſämtliche zur Bekleidung dienende Gegenſtände. 81 
7. Arbeitsgeräte. Die Entwürfe führten nur Kleider und Schmuckachen alf l 
auf, In der Reichstogskommiſſion wurde die Ausdehnung der een die Frau 
geräte der Frau, z. B. eine Nähmaſchine, Strickereigerätſchaften uſw., mit de einbeziehung 
einen ſelbſtändigen Erwerb ſuchen könne, beantragt. Die Mehrheit beſchloß die Hin ſind auch 
der Arbeitsgeräte in dieſe Beſtimmung. Ebenſo wie Kleider und Schmuckſachen 
Arbeitsgeräte nur dann V 


\ orbehaltegut, wenn fie der Frau gehören und ausſchließlich zu ihrem 
perſönlichen Gebrauche beſtimmt ſind. 


D 


8 1367 

Borbehaltzgut!) iſt, was die Frau durch ihre e e durch den 
ſelbſtändigen Betriebs) eines Erwerbsgeſchäfts“) erwirbt?) e). 
E I 1289 II 12006; M 4 178 ff. 


a über be⸗ 
den Rahmen ihrer durch 8 1356 dem Manne gegenü 

gründeten Verpflichtung hinaus arbeitet und jelbftändig erwirbt, auch ſelbſtändig über das 

orbene verfügen darf, entſpricht der Bi 

behaltsgut der Frau erkl 


ärt, wahrend das im Rahmen des 3 1356 Erworbene weder Vor⸗ 
behaltsgut noch eingebrachtes Gu 
; = Früchte eigener Eriwerhat 


; in ihrem 
; „Der Mann iſt zur Einklagun des Schadens, den die Frau in ihre 
Geſchaftsbetriebe erleidet, nicht befugt 79, 55). Vgl $ 1363 A 7. Geht die Frau Ins 1960 
e ein, fo gilt wieder der Grundſatz, daß die Frau ihr ganzes Vermögen außer den vorbehält. 
bezeichneten Sachen in die neue Ebe einbringt, ſoweit ſie es ſich nicht vertragsmäßig für eine 
lernach wird das Erworbene, obwohl es für eine frühere Ehe Vorbehaltsgut war, 


r . ibt. Die 
Noere Ehe eingebrachtes Gut, wenn die Schließung eines Chevertrags unterbleibt 
Notwendigkeit der Vertragsſchließung folgt 


5 Aufwandes zu leiſten, vgl. §8 1371, 1472. cke eines 
Arbeit im Sinne dieſer Beſti die in em elnen Fällen zum Zwe 
ſelbftandigen Erwerbs o, ieſer Rei immung iſt die in einz 


8 Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts dadurch, daß ſie nicht wie 
ra 
fällt, ſelbſtändig erwerben. Lei 


g en UN DL Itlihe Dienſte 
: tet die Frau im Geſchäfte des Mannes entge . 
Io wird die Gegenleiſtung Vor — . 1 1 


rt, iſt eine Vergütung, die der (die Herſtellung von Galanteriemalereien gewerbsmäßig 
etreibende) Mann ſeiner Fran für ae Sala in feinem Geſchäfte (Bemalung von Galan⸗ 
terieſachen) gewährt, Vorbehaltsgnt 


ie ſich ei b 
a er Arbeit, d. h. zu fol er, durch welche ſie ſich einen Erwer 
zenchafft, verwertet fie vielmehr ihre Fertigkeiten 155 zugunften des Mannes dergeſtalt, 11 
ſie ihn bei der Ausübung ſeines ewerbes unterftüßt, jo erwirbt fie für den Mann. Hat die 
Frau den Mann bei der Ausübung jei 
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dies auch in Zukunft getan haben würde, ſo iſt, wenn ſie durch einen Unfall erwerbsunfähig 
ag 9715 je gem ihr Mann geſchädigt. Nur letzterer iſt befugt, die Unfallrente einzuklagen. 
Vgl. § 1356 A 7. 

3. Selbſtändigkeit des Betriebs. Die Frau betreibt ein Erwerbsgeſchäft ſelbſtändig, 
wenn ſie ſelbſt und nicht ihr Mann das Geſchäft betreibt. Der § 1367 bat die erwerbende 
Tätigkeit der Frau, nicht die des Mannes im Auge. Betreibt der Manu ein nicht zum Vor⸗ 
behaltsgute gehörendes Geſchäft der Frau, ſei es im eigenen Namen, ſei es im Namen der Frau, 
als der Inhaberin des Geſchäfts, fo liegt der Fall des 8 1367 nicht vor. Dagegen betreibt die 
Frau das Erwerbsgeſchäft auch dann ſelbſtändig, wenn ſie ſich dazu eines Proturiſten oder 
Bevollmächtigten — möge dies auch ihr Mann ſein — bedient oder wenn ſie es in Gemein⸗ 
ſchaft mit andern betreibt. Entſcheidend iſt, daß die Frau nicht bloß Inhaberin, Komman⸗ 
ditiſtin oder ſtille Geſellſchafterin, ſondern Unternehmerin des Geſchäfts iſt. Vgl. § 1405 A 4.— 
Selbſtändig betreibt die Frau ein Erwerbsgeſchäft auch dann, wenn ſie unter Ausſchluß von der 
Vertretung nur Teilhaberin einer offenen Handelsgeſellſchaft iſt (RG 87, 100). Ebenſo daun, 
wenn ſich die Frau zum Betriebe des Geſchäfts eines Bey ollmächtigten oder irgendeines 
andern Gehilfen, mag dieſer auch ihr Mann fein, bedient (RG 26. 4. 15 IV 447/14). Ebenſo 
Os 32, 4. Die Auffaffung, daß nach außen hin der Mann als Inhaber eines Geſchäfts 
erſcheinen könne, trotzdem jedoch im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht er, ſondern 
die Frau als Geſchäftsinhaberin gelten könne, tft rechtlich durchaus möglich (RG JW 1912, 321%, 
RG Warn 1915 Nr 1355 RG 29. 11. 15 IV 160/15; OLG 32, 4; 34, 249). Vgl. 88 1363 A 6, 
1421 A 3. Überträgt der Mann ſein Geſchäft (Fleiſcherei) der Frau nur äußerlich zu dem 
Zwecke, um die Einkünfte dem Zugriffe ſeiner Gläubiger zu entziehen, und unter der Ver⸗ 
einbarung, daß im Gewerbebetriebe ſelbſt nach dem Willen beider Eheleute nichts geandert 
werden, insbeſondere der Geſchäftserwerb nicht zum Vorbehaltsgute der Frau umgeſtaltet 
werden und der Mann wirklicher Geſchäftsinhaber bleiben ſolle, ſo gehören die Geſchafts⸗ 
einkünfte nicht zum Vorbehaltsgute der Frau, auch wenn das Geſchäft polizeilich auf ihren 
Namen angemeldet und verſteuert, auch von ihr ſelbſtandig geführt wird. Demnach ſteht der 
Anſpruch auf Schadenserſatz infolge eines Betriebsunfalls des Mannes wegen Erwerbs⸗ 
verluſtes dem Manne und nicht der Frau zu (RG IW 1912, 3216). 

4. Begriff des Erwerbsgeſchäfts vgl. § 1405 A 5. 

5. Selbſtändiger Erwerb. Nach $ 1367 iſt das, was die Frau während der Ehe durch 
den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts erwirbt, Vorbehaltsgut. Über das Er⸗ 
werbsgeſchäft ſelbſt, das die Frau in die Ehe mitbringt, beſagt der § 1367 nichts. Dieſes bleibt 
Eingebrachtes. Aber der Mann hat weder das Nießbrauchs⸗ noch das Verwaltungsrecht in 
Anſehung des Geſchäfts. Er iſt, wie RG 59, 25 angenommen, nicht befugt, das von der Frau 
betriebene Erwerbsgeſchäft ohne ihre Zuſtimmung zu verwalten, auf Überlaſſung der Firma 
zu klagen (88 22, 25 HGB), ihr Geſchäft zu ſchließen und auf Unterlaſſung des Betriebs zu 
klagen; er kann nur ſeine Einwilligung zum Betriebe des Geſchäfts durch die Frau verſagen 
und ſeinen Willen gemäß § 1354 zur Geltung bringen. — Gemaß 8 1367 iſtnur der Erwerb 
der Frau aus dem ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchafts Vorbehaltsgut, nicht aber 
das Erwerbsgeſchäft ſelbſt und das dem Unternehmen dienende Vermögen der Frau. Etwaige 
Mißſtände laſſen ſich unſchwer durch Abſchluß eines Ehevertrags vermeiden. Überlaßt die 
Frau die Reinüberſchüſſe eines von ihr betriebenen Erwerbsgeſchäfts dem Manne zur 
Verwaltung, fo kann er in den Grenzen des 8 1430 die Einkünfte aus dieſen Reinüberſchuſſen 
nach freiem Ermeſſen verwenden, nicht aber die Reinüberſchüſſe ſelbſt. Inwieweit er über 
letztere Rechenſchaft abzulegen und Auskunft zu erteilen hat, richtet ſich — unbeſchadet der 
Vorſchrift des $ 1359 — nach allgemeinen Vorſchriften. Im Falle des Verkaufs des Er- 
werbsgeſchäfts wird der Kaufpreis nicht Vorbehaltsgut, ſondern eingebrachtes Gut der 
Frau. Die mit dem Kaufpreiſe erzielten Zinſen und fonftigen Einnahmen gehören, ba auf 
lie weder § 1367 nach $ 1370 verwendbar iſt, ebenfalls zum eingebrachten Gute. Sie ſtellen 
ſich lediglich als Nutzungen eines zum eingebrachten Gute gehörenden Vermögensbeſtandteils 
dar und gebühren nach $ 1383 dem Manne. Dieſer iſt der Frau gegenüber nicht verpflichtet, 
Auskunft über die Verwendung der Nutzungen zu erteilen (RG 87, 100). Der einer Ehefrau 
während der Ehe zufallende, aber aus Geſchäften vor Eingehung der Ehe herrührende Gewinn 
ift nicht Vorbehaltsgut, ſondern eingebrachtes Gut. Dieſer Gewinn war ſchon vor der Ehe 
erarbeitet. Maßgebend iſt der Zeitpunkt des Abfchluffes eines gewinnbringenden Geſchäfts, 
nicht der Tag des Eingangs des ſich als Gewinn darſtellenden Geldbetrags (RG SW 08, 4841 7). 

6. Hinſichtlich der Beweislaſt vgl. $ 1365 A 2. 


8 1368 

Vorbehaltsgut iſt, was!) durch Ehevertrag!) für Vorbehaltsgut er⸗ 
t ärts) iſte). 

E 1 1286 II 1267; M 4 168; P 4 124, 129, 141, 156, 163. 


Geſetzliches Güterrecht 88 13671369 8 


1, Sowohl einzelne Vermögensgegenſtände als auch beſtimmte Vermögensteile 
(nicht Bruchteile) können für Borbehaltsgut erklärt werden, z. B. eine einzelne Forderung 
oder der unbewegliche Teil des Vermögens. Auch zukünftiges Vermögen kann für Vor⸗ 
behaltsgut ertlärt werden, z. B. eine der Frau als Nacherbin zukommende Erbſchaft nach dem 
Eintritte des Erbfalls und vor dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge (88 2100, 2139). Soll 
das ganze gegenwärtige und zukünftige Vermögen der Frau Vorbehaltsgut ſein, ſo würde 
ein Vertrag ſolchen Inhalts nicht unter $ 1368 fallen, ſondern als Vereinbarung der Güter⸗ 
trennung (88 14261431) anzuſehen fein. — Durch Ehevertrag kann auch ein Jubegriff von 
Gegenſtänden ohne Aufreihung deſſen, woraus er ſich im einzelnen zuſammenſetzt, beſtimmt 
werden (MG JW 1916, 8349). 90 6 : 

2. Nur durch förmlichen Ehevertra kann Vorbehaltsgut vertragsmäßig begründet werden. 
Die Form iſt in 8 1484 vorgeſchrieben. Die egen rechtfertigt ſich dadurch, daß es 
ich um eine Anderung des geſetzlichen Güterſtandes handelt. Durch einſeitige Verfügung der 
Frau kann Vorbehaltsaut nicht geſchaffen werden. Mann und Frau müſſen einig ſein, denn 
die Anderung des geſetzlichen Guͤterſtandes berührt die Rechte beider Teile. 

3. Bedingte und betagte Erklärungen ſind nicht unzuläſſig. 

4. Hinſichtlich der Beweislaſt vgl. § 1865 A 2. 


8 1369 
b Verb baltsgnd iſt, was die Fraue) durch Erbfolge, durch Vermächtnis 
oder als Pflichtteils) erwirbt (Erwerb von Todes wegen) oder was ihr 
unter Lebenden van einem Dritten unentgeltlich?) zugewendet wird, wenn 
der Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte beis) der Zuwen⸗ 
dung beſtimmte) bat, daß der Erwerb Vorbehaltsgut ſein ſoll“) s)). 
EI 1287 II 1268; M 4 166 Mi W 4 124, 120, 141, 156, 108, 


1. Zweck der Vorſchriſt. Zum Beſten der Ehefrau und deren Erben ſoll dritten Per⸗ 
ſonen, namentlich den Eltern oder 


oder andern Verwandten der Frau, die ihr etwas hinterlaſſen 
oder unter Lebenden zuwenden mollen, aber wegen der bisherigen Verwaltung des Mannes 
n des zwiſchen den Ehegatten beſtehenden perſönlichen Verhältniſſes oder aus 
andern Gründen an dem Rechte des Ehemanns auf Verwaltung und Nutznießung Anſtoß 
nehmen, die Möglichkeit gemährt werden, das Hinterlaſſene oder Zugewendete durch einſeitige 
eſtimmung ohne und felbit gegen den Willen des Mannes zum Vorbehaltsgute zu machen. 
N ütergemeinſchaft verheiratet geweſener Vater, der nach dem 
Tode ſeiner Ehefrau die Gütergemeinſcha fortſetzt, kann als Erblaſſer teſtamentariſch be · 
ae daß der ſeiner verheirateten Tochter zufallende Anteil ſeiner Frau am gütergemein⸗ 
110 IER Vermögen zum Vorbehaltsgute ſeiner Tochter gehören ſolle, ſo daß Verwaltung 
und eußnießung ihres Mannes daran ausgeſchloſſen find. Angenommen vom OLG Hamm 
des J10 Abſ e des Gef. v. 16. 4. 60 (Pı®S 165), in Verbindung mit Art 200 E. 
nen Sinne des $ 1839 iſt derjenige, der in zuläſſiger Weiſe über beſtimmte Ver 
ne eine letztwillige Verfügung trifft (RS Seuffü 74 Nr 84). Folgt 
icht nür aug Daß im $ 1869 das Wort „Fran“ im Sinne von Ehefrau gebraucht ift, folg 
nicht nur aus feiner Stellung im Titel „Chelches Güterrecht“ und e den 88 1366, 1367 
und 1870, in denen zweifellos nur von der Ehefrau die Rede fein kann; es twirb auch be. 
ſtätigt durch einen Vergleich mit den entſprechenden Beſtimmungen über e bei 
Gütergemeinſchaft ($ 1440), fortgeſetztet Gtergemeinſchaft (8 1486) und Errungenſchafts⸗ 
gemeinjchaft ( 1526). Wärend im § 1520 von Vorbehaltsgut die Rede iſt, das von der 
3Frau nach SS 1369 oder 1370 erworben wird, ſpricht der $ 1440 Abſ 2 vom Vorbehaltsgute, 
das von einem der Ehegatten nach 88 1369 u. 1370 erworben wird, und der 8 1486 Abf 1 
vom Vorbehaltsgute, das der überlebende Ehegatte nach SS 1369 u. 1370 erwirbt. Der 
Hinweis auf den $ 1369 in Verbindung mit dem Worte „Ehegatten“ (namentlich im § 1440) 
läßt erſehen, daß ſich der Geſetzgeber nur einen Erwerb der Ehefrau unter dem im $ 1369 
bezeichneten Erwerbe vorgeſtellt hat. Wollte man auch einen vorehelichen Erwerb der Frau 
im Sinne dieſer Vorſchrift als Vorbehaltsgut anſehen, ſo würde ſich ein unlöslicher Wider⸗ 
ſpruch mit dem 8 1440 Abſ 2 ergeben. Demgegenüber kann es nicht ins Gewicht fallen, wenn 
der Ausdruck „Fran“ an andern Stellen des BGB auch Mädchen ($ 1908), Witwen und 
geſchiedene Frauen (88 1318, 1577) oder überhaupt alle Perſonen weiblichen Geſchlechts 
($ 1786 Abſ 1 Nr 1) umfaßt (RE 06, 367). — Nur was die Frau während der Ehe auf 
die im 9 1369 bezeichnete Weile erwirbt, iſt Vorbehaltsgut. Für ihren Erwerb vor der Ehe 
hat die Beſtimmung des Erblaſſers, bzw. des Dritten, daß der Erwerb Vorbehaltsgut ſein 
ſoll, nicht die Kraft, das Erworbene zum Vorbehaltsgute zu machen. Dazu iſt, wenn es ſich 
Ga, Kommentar von Reichsgerichtorüten. III. Banb. 3. Aufl. 6 
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nicht gerade um ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche der Frau beſtimmte Sachen handelt 
8 1366), erforderlich, daß das Erworbene durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut erklärt wird 
(81368). Denn im Weſen des Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung des Mannes liegt 
es, daß die Frau ihr ganzes Vermögen außer den im $ 1366 bezeichneten Sachen in die Ehe 
einbringt, ſoweit fie es ſich nicht vertragsmäßig vorbehält (vgl. $ 1363 A 6). Dieſe Anſicht 
entſpricht auch dem Zwecke des § 1369 (vgl. A1 und RG 65, 367). Gleiches gilt für jede neue 
Ehe der Frau (vgl. 8 1367 A 1). Die gegenteilige Anſicht (K in OLG 33, 339) berückſichtigt 
nicht genügend, daß das Geſetz nicht ausſchließlich den Vorteil der Frau, ſondern auch den 
Schutz des Mannes im Auge hat, wenn es die Anderung des geſetzlichen Güterſtandes nur auf 
dem Wege des Vertrags zuläßt. 

3. Pflichtteil. Die Beſtimmung, daß der Pflichtteil Vorbehaltsgut der Frau ſein ſoll, 
iſt als eine Beſchränkung oder Beſchwerung des Pflichtteilsberechtigten (8 2306) nicht anzu⸗ 
ſehen. Anders, wenn die fragliche Beſtimmung als wirkliche Bedingung oder Auflage ge⸗ 
troffen iſt. Die Frau braucht ſich eine Beſchränkung ihrer Vertragsfreiheit in bezug auf die 
Geſtaltung ihres ehelichen Güterrechts nicht gefallen zu laſſen. Der Ehemann der Pflicht⸗ 
teilsberechtigten hat kein ſelbſtändiges Recht darauf, daß ſeiner Ehefrau der Pflichtteil als 
eingebrachtes Gut hinterlaſſen werde. 

4. Unentgeltliche Zuwendung. Erfolgte eine Zuwendung gegen Entgelt, ſo würde ſie 
als eine von der Ehefrau ausbedungene Gegenleiſtung erſcheinen und es wäre mit dem Grund⸗ 
ſatze, daß die Ehefrau ihr Vermögen nicht einſeitig zu Vorbehaltsgut machen kann (vgl. 8 1368 
A 2), unvereinbar, einer derartigen Zuwendung die Vorbehaltseigenſchaft beizulegen. Unter 
unentgeltliche Zuwendungen fallen auch fog. gemiſchte Geſchäfte (4. B. Ausſtattung $ 1624). 
Eine Zuwendung an die Frau iſt als eine unentgeltliche im Sinne des § 1369 anzuſehen, 
wenn die Frau für die Zuwendung keinerlei Eutgelt zu leiſten hat. Daß der Zuwendende 
von anderer Seite, z. B. vom Manne, Entgelt erhält, kommt nicht in Betracht. Unentſchieden 
gelaſſen RG 69, 68. — Zu den unentgeltlichen Zuwendungen im Sinne des § 1369 gehören 
nicht nur Schenkungen in der engeren Bedeutung des § 516 Abſ 1, ſondern auch ſonſtige Zu⸗ 
wendungen, für die der Zuwendende keine oder keine gleichwertige Gegenleiſtung erhält, 
insbeſondere auch Ausſtattungen der im § 1624 erwähnten Art, ſelbſt wenn ſie nicht als 
Schenkungen gelten. Der Umſtand, daß das BGB eine ſittliche Pflicht der Eltern zur Ge⸗ 
währung einer angemeſſenen Ausſtattung anerkennt, kann ihr die Eigenſchaft einer unent⸗ 
geltlichen Zuwendung nicht nehmen. Demzufolge gehört eine der Tochter gewährte, das den 
Vermögensverhältniſſen der Eltern entſprechende Maß nicht überſteigende Ausſtattung (hier 
in Geld), wenn ſie von den Eltern ausdrücklich „als Vorbehaltsgut“ beſtimmt worden iſt, zum 
Vorbehaltsgute und nicht zum eingebrachten Gute der Frau (RG 80, 217). 


5. Bei der Zuwendung, d. h. durch eine gleichzeitige, mit der Zuwendung ſelbſt zu ver. 
bindende oder ihr vorausgegangene, nicht ihr erſt nachfolgende (ausdrückliche oder ſtillſchweigende) 
Willenserklärung. — Ein Vater, der für ſeine Tochter Vermögensſtücke erwirbt und nach deren 
Verheiratung mit Einwilligung ihres Ehemanns weiter verwaltet, iſt nicht befugt, dieſe ſchon 
durch den Erwerb unmittelbar in das Vermögen der Tochter gelangten und zu ihrem Einge⸗ 
brachten gehörenden Vermögensſtücke nachträglich durch Teſtament zum Vorbehalts⸗ 
gut zu beſtimmen (RG 17. 6. 15 IV 650/14). 

6. Form der Beſtimmung. In den Fällen des Erwerbs von Todes wegen muß die Be⸗ 
ſtimmung, um rechtsgültig zu ſein, durch letztwillige Verfügung (Teſtament, Erbvertrag, 
Schenkung auf den Todesfall, 88 1937, 2299, 2301) erfolgen. Sie kann ſelbſtändig und ohne 
daß eine letztwillige Zuwendung im eigentlichen Sinne erfolgt, z. B. wenn es bei der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge belaſſen oder die Frau auf den Pflichtteil beſchränkt wird, getroffen werden. 
Errichtung, Anfechtung und Aufhebung der hier fraglichen letztwilligen Verfügung beſtimmen 
ſich nach den allgemeinen Vorſchriften des Erbrechts. Auch dem Ehemanne ſteht das Anfech⸗ 
tungsrecht zu. Die Beſtimmung bei einer Zuwendung unter Lebenden hat die Natur einer 
Nebenbeſtimmung und bedarf keiner beſondern Form. — Die Beſtimmung kann auch ſtill⸗ 
ſchweigend erfolgen. Ebenſo Seuffl 73 Nr 162. Unentſchieden gelaſſen RG 69, 63. 

7. Wirkung der Beſtimmung. Die Beſtimmung bewirkt, daß das Erworbene ohne Zutun 
der Ehegatten Vorbehaltsgut der Frau wird. Dies ſchließt aber nicht aus, daß die Ehegatten 
durch Ehevertrag das als Vorbehaltsgut Erworbene in eingebrachtes Gut umwandeln. Dem 
kann allerdings dadurch vorgebeugt werden, daß der Erwerb an die Bedingung getnüpft wird, 
daß die Umwandlung unterbleibt. 

8. Hinſichtlich der Beweislaſt vgl. 5 1365 A 2. 

9. Anfechtung. Auch der Ehemann einer Miterbin, dem durch letztwillige Anordnung 
des Erblaſſers Verwaltung und Nutznießung am Erbteile der Frau eutzogen ſind, gehört 
zu den nach § 2080 Abſ 1 ſelbſtändig anfechtungsberechtigten Perſonen (Mö S. 56,57; Proto 
S. 60, 61; R& 11. 3. 09 IV 528/08). 
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8 1370 


‚Snrbehaltsgut‘) ift, was die Frau auf Grund eines zu e 
behaltsgute gehörenden Rechtes) oder als Erſatz') für die Zerſtörung, 
Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem Vorbehaltsgute gehörenden 
Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich auf das Vor⸗ 
behaltsgut bezieht‘), 

EI 1290 II 1269; M 4 127 f., ng 125, 130, 141, 156, 163; 6 288, 

1. Da Verwaltung und Nutzrießun des Vorbehaltsguts nicht dem Manne, ſondern der 
Frau zustehen, müſſen auch die ſich daa ben Nutungen dem Lorbehaltsgute der 
Frau zuwachſen. Unter dieſen Geſichtspunkt fallen alle drei in $ 1870 hervorgehobenen 
Erwerbsarten, von denen die beiden erſten in rechtlichem, die letzte nur in wirtſchaftlichem 

uſammenhange mit dem Vorbehaltsgute ſtehen. Die in § 1370 getroffene Regelung er- 
möglicht nicht nur eine ordnungsmäßige Verwaltung des Vorbehaltsguts, ſondern birgt auch 


die Gewähr in ſich, daß das Vorbehaltsgut, gleichviel welche rechtliche oder wirtſchaftliche Form 
es annimmt, der Frau als NR 


8 dem 5 Maße eigene Er 
Surrogation ritt nur hinſichtlich def 
behaltsgute gehörigen Rechtes oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich auf das Vorbe⸗ 
haltsgut bezieht. Sie tritt aher nicht ei 

guts der Frau, aber für ſich und im eigenen Namen erwerben will und erwirbt (z. B. wenn 
ln mit dem von der ®% 8 5 
und im eigenen Namen erwirbt). Ein derartiger Erwerb iſt nicht als rechtlicher Erſatz (Surroga 
anzusehen (RGSt 40, 176). Die Vorſchriften des $ 1370 wollen der Ehefrau nicht nur das 
Vorbehaltsgut in ſeinem Veſtande ungeſchmalert erhalten, ſondern ihr auch die Sicherheit 
gewährleiſten, unabhängig vom 


en, Willen des Ehemanns nach eigener Entſchließung für eine 
72 1000 age Verwaltung und Erhaltung der Vorbehaltsmaſſe ſorgen zu können (RG 


2, Recht. Vorbehalts ut i 
beben enz gehörenden Rechten 6. B 
etze 


8. B. die Erzeugniſſe eines vorbehaltenen Grundſtülcks, 8 953, die Hälfte eines darauf 
gefundenen Schatzes, $ 984), ſei es durch Vermittlung eines den Inhalt des Rechtes verwirk⸗ 
lichenden Rechtsgeſchäfts 6 


be, Erſag. 3. B. die Entſchädi ur ei a ück, die Brand⸗ 
NS, gung für ein enteignetes Vorbehaltsgrundſtück, die 
ſchadensſumme für ein abgebranntes Vorbehaltsgebäude. Vgl. § 1524 A 4. 


einem Inhalte nach mit dem Vorbel altsgut in Zuſammenhang ge- 
bracht werden kann 63. B. Anſchaffung 100) Zubehör, Anh 5 Erntearbeitern für ein 
vorbehaltenes Grundſtü der Lotteriegewinn, der auf ein aus den Mitteln des Vorbehalts. 
guts angeſchafftes Los entfällt). 


egeben fein. Die Absicht allein genügt reili 
ihres b ieee ene 5 5 tech, bedarf 
getretenen Unfa zu zahlende Entf it Verſicherer vergleicht, bedarf zum 
Abſchluſſe des Vergleichs nicht der Am aung es emen 
ſchaftlichen Zuſammenhang vgl. RG 87, 100. 


Önnen auch Gegenſtände zählen, die ſich aus ſeiner wirtſcha tlichen Weiterentwicklung ergeben 
(RO 87, 434). Ein Grunditüc, das die —.— mit ben Mühen ihres Borbehaftsguts in der 
Abſicht genden es als dag ſie bie b. bme des Erwerb 

erforderlich iſt, daß ſie die bezeichnete Abſi t bei der Vornahme des Erwerbs ⸗ 
geſchafts den Beteiligten gegenüber erklärt. Vlnberfeit kann, wenn das Rechtsgeſchäft 
gegenſtändlich mit dem Vorbehaltsgute nicht in Beziehung gebracht werden kann, die Abſicht 
der Frau, als Vorbehaltagut zu erwerben, nicht entſcheidend fein (R& 92, 139). 


6* 
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8 1371 


Auf das Vorbehaltsgut finden die bei der Gütertrennung für das Ver⸗ 
mögen der Frau geltenden Vorſchriften!) entſprechende Anwendung; die 
Frau hat jedoch einen Beitrag zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes?) 
nur inſoweit zu leiſten, als der Mann nicht ſchon durch die Nutzungen des 
eingebrachten Gutes einen angemeſſenen Beitrag erhält. 

EI 1291 II 1270; M 4 170 ff.; P 4 125, 130, 141, 148, 186, 163. 

1. Gütertrennung. Gemeint find hier § 1427 Abf 2 mit der ſich aus 88 1371ff. er⸗ 
gebenden, die Beitragspflicht der Frau betreffenden Einſchränkung und die 88 1428—1431. 
Näheres bei dieſen Paragraphen, insbeſondere über die Beitragspflichr der Frau 9 142 A 2—8. 

2. Die Verpflichtung der Ehefrau zur Leiſtung eines Beitrags zur Beſtreitung des ehe ⸗ 
lichen Aufwandes tritt hinter ihre Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung gegenüber ihrem 
unterhaltsbedürftigen Vater zurück (RG IW 1911, 4786). Über das Fortbeſtehen der 
Beitragspflicht der Ehefrau im Falle des Getrenntlebens der Ehegatten vgl. R JW 08, 
110°, 88 1427 A 7, 1482 A 4. 


8 1372 


1) Jeder Ehegatte kann verlangen?), daß der Beſtand des eingebrachten 
Gutes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes unter Mitwirkung des anderen 
Ehegatten feſtgeſtellt wird. Auf die Aufnahme des Verzeichniſſes finden 
die für den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des § 1035 Anwendung). 

Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten Gute gehörenden 
Sachen auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. 


E I 1292, 992, 998, 1042 II 1271; M 4 185; P 4 131, 143, 151, 160, 162, 164, 191. 


1. Zweck der Vorſchrift. Jedem Ehegatten ſoll die Möglichkeit an die Hand gegeben 
werden, ſich im voraus durch Feſtſtellung des Umfangs und der Beſchaffenheit des einge- 
brachten Gutes eine womöglich unſtreitige Grundlage für eine künftige Vermögensauseinander⸗ 
ſetzung (88 1421—1423) und etwaige Anſprüche der Frau aus der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes ($ 1394) zu ſchaffen. — Ein Verzeichnis des Eheguts iſt ein wichtiges, 
vielleicht das wichtigſte Beweismittel für die Führung des Gegenbeweiſes ($ 1362 Ab] 1). 
Es kann nicht ohne weiteres durch die Bemerkung beſeitigt werden, es beweiſe nur die Er⸗ 
klärungen der Eheleute (RG Gruch 51, 1005). 

2. Nur auf Verlangen des Ehegatten iſt der andere Ehegatte verpflichtet, bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtandes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes mitzuwirken. Das Verlangen iſt 
während des Beſtehens der Ehe zu ſtellen, gleichviel ob Vorbehaltsgut vorhanden iſt oder nicht. 
Im Weigerungsfalle kann auf Verurteilung zur Mitwirkung geklagt werden. § 1394 ſteht 
der Klage nicht entgegen. Entſpricht der andere Ehegatte dem Verlangen, ſo hat er ſeine in 
8 1372 beſtimmte Verpflichtung erfüllt. Auf wiederholte Feſtſtellung des Beſtandes haben 
die Ehegatten keinen Anſpruch, ſelbſt wenn der Beſtand ſich inzwiſchen verändert hat. Wegen 
der Auskunftspflicht des Mannes vgl. 8 1374 Satz 2 und A 4 dal. 

3. Zuſtändigkeit und Verfahren 88 164, 15 FGG. 


2. Verwaltung und Nutznießung 


Die 88 1378.—1409 regeln vornehmlich die gegenſeitigen Rechte und Pflichten des Mannes 
und der Frau in Anſehung des eingebrachten Gutes während der Dauer der Verwaltung 
und Nutznießung. Zugleich wird gezeigt, wie die Verfügungen des Mannes und der Frau 
über ein eingebrachtes Gut Dritten gegenüber wirken. Der Mann führt die Verwaltung 
kraft Geſetzes und hat die Wahl, ob er dabei im eigenen Namen oder im Namen der Frau 
handeln wolle. Dem Manne ſteht kraft Geſetzes die Nutznießung des eingebrachten Gutes 
der Frau zu. Dafür hat er die ehelichen Laſten zu tragen, und zwar ohne Rückſicht darauf, 
ob und wie hohe Erträge das eingebrachte Gut abwirft oder ob eingebrachtes Gut überhaupt 
vorhanden ift (vgl. 88 1363 A 5 u. 1389 A 1; Prot 6 S. 273—275). Die Nutznießungs⸗ 
befugnis des Ehemanns iſt rechtlich kein Nießbrauch, fie hat nur ähnliche Rechts⸗ 
wirkungen wie dieſer. Das BGB verweiſt beim Verwaltungs und Nutznießungsrechte des 
Ehemanns lediglich in einzelnen Beziehungen auf die für den Nießbrauch geltenden Vor⸗ 
ſchriften (88 1388, 1384). Die allgemeine Anwendbarkeit der Vorſchriften über den Nieß⸗ 
brauch aber, wie fie 8 1292 E I vorgeſehen hatte, iſt im Geſetze beſeitigt. Dieſe Vorſchriften 
finden auf die eheliche Nutznießung nur in dem Umfang Anwendung, in dem ſie für an⸗ 
weudbar erklärt find (RG 30. 10. 18 IV 224/18). 
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) Der Mann ift berechtigte), die zum eingebrachten Gute gehörenden 
Sachen?) in Beſitzi) zu nehmen. 


E 1 1292, 984 II 1272 M 4 182; P 4 126, 
1. Grundgedanke der Voryſchrift. 


vorzunehmen, welche erforderlich ſind, 
und die Nutzungen zu ziehen, folgt fr 
tungs und Nutzungsrechte. Da ab 
des eingebrachten Gutes an ſich mög 
1 52 A ah, Er zum eingebr 
o iſt dieſes Re eſonders hervor ı 0 
N Recht des Mannes . Beſitzergreifung. Der Mann iſt kraft feines Verwaltungs 
und Nutznießungsrechts befugt, die Aber 
nehmen. Dieſes Recht ſteht ihm nicht nur gegenüber der Frau, ſondern ns 2 9 5 
Dritten zu (RG IWW 07, 2027, Sparkaſſenbücher der Frau). Der Vormund einer geiſte 
ſchwachen Frau hat das von ihm un des Beſißes 
handigen (RG 85, 420). Im Weigerungsfalle kann der Mann auf Einräumung des Be 
klagen. — Der Umſtand, daß di 3 ird, nach 
es nicht aus, daß dem Manne, wen fein Beſitzſtand durch die Frau verletzt wird, 
allgemeinen Grundfätzen die Befitfi 
kann die Frau mit der aus § 136 
fen 159 en Lebens en dei Tara 
SEN zu beanspruchen, nicht gehört werden, da der Herausgabeanſpruch ein 5 
rechtlicher Anſpruch ift, a ara Schutz kann ber ran durch einſtweilige Verfügungen 
(8 627 ZPO) zuteil werden. 
der Frau gegenüber einer S 
13. 7. 10 IV 467/09). Das 9. 


130, 148, 165. 


allgemeinen Grundſätzen im Syn 


zu 
ondern nur im Prozeßwege durchſetzen (Ebbecke, 
G Hat d 


1 er Mann der Eröffnung eines Gewerbebetriebs durch die Frau 
zugeſtimmt, ſo hat er fich des Rechtes auf Fubeſthnahne der eingebrachten Sachen infoiweit 
begeben, als ihre Ausübung mit dem U 5 ſelbſt 
2 5 er iſt. Dieſe Zustimmung ſchließt den Verzicht auf jenes Recht von |e 
D uſtimmun 

$ 1854 K 4 (Rechtsmißdrauchh. Nach 8 1973 in 
kun ſtspflicht der Frau in bezug auf die zu ihrem eingebrachten Gute gehörenden Sachen 
in Frage kommen (MG 21. 11.1 b 

3. Sämtliche zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen, alſo auch Inhaber. 2 2 Der 
haptere, gehören hierher. Wegen eines Erwerhsgeſchäfts der Frau vgl. $ 11 Ey 
Mann iſt berechtigt, den Beſitz eines nicht zum Vorbehaltsgute der Frau gehören 17 0 
kaſſeubuchs zu beanſpruchen, wenn die Frau das Sparguthaben ak ſruch 
langen, daß ihm das Geld zur Verwaltung übergeben werde. Der en Ben 1555 
des Mannes bezieht ſich allerdings auf das von der Frau abgehobene Spargu 10 ar 15. 
die Verwirklichung dieſes Anſpruchs iſt auch möglich, ohne daß gerade 1 6 55 85 eld. 
ſtücke herausgegeben werden, die der Frau von der Sparkaſſe gezahlt wurden 10. 08 
IV 380/08). Der Verwirklichung eines auf $ 1373 geftüßten Anſpruchs 8 e 
0 eräußerung eingebrachten Gutes) ſteht der Umſtand, daß 
dieſelben Geldſtücke nicht mehr uhanden find, nicht entgegen; es genügt vielmehr, daß der 
Geldbetrag noch im Vermögen der Frau ftedt (OLG 34, 91). 

4 Er Wie die Verwaltung des eingebrachten Gutes nicht dem Manne und der Frau 
tli 


gemeinſchaftlich, ſondern dem Manne allein (wenn auch in einzelnen Fällen durch die Zu⸗ 
ſtimmung der Frau bedingt) zusteht, fo ; 


iſt auch der Mann zum Alleinbeſite berechtigt. Der 
Frau verbleibt, wenn der Mann die Sachen in ent genommen hat, kein Mitbeſit (wie z. B. 
im Falle des 8 10841), ſondern nur mittelbarer Beſiß (8 868). Val auch § 1368 A 6. 
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8 1374 


Der Mann hat!) das eingebrachte Gut ordnungsmäßig?) zu verwalten. 
über den Stand?) der Verwaltung hat!) er der Frau auf Verlangen?) Aus⸗ 


kunft zu erteilen. 
157 0186177 Satz 1, 1324 Abſ 1, 8 591 II 1273; M 4 272, 286; P 4 119, 129, 181, 143, 151, 158, 164, 

1. Verwaltungspflicht des Mannes. Der Mann iſt nicht nur berechtigt, ſondern auch 
verpflichtet, das Vermögen der Frau zu verwalten (val. $ 1363 A 4). Die Verwaltung hat 
er ordnungsmäßig zu führen. Darüber vgl. A 2. — Über die Rechte des Mannes an einem 
von der Frau ſelbſtändig betriebenen und in die Ehe eingebrachten Erwerbsgeſchäfte vgl. 
§ 1867 A 3. Die Frau kann die Vornahme beſtimmter Verwaltungshandlungen durch den 
Mann (foweit fie nicht auf dem Gebiete des Schutzes ihrer Perſon liegen, $ 1402) nicht er⸗ 
zwingen (Ebbecke, Verwaltungsrecht mit diaglicher Wirkung, in Gruch 61, 577). 

2. Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung. Die Pflicht des Ehemanns zur ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung umfaßt die Verpflichtung, das eingebrachte Gut zu erhalten und wo⸗ 
möglich zu verbeſſern (ebenſo KG in OLG 34, 252), ſowie die zur Erreichung dieſer Zwecke 
notwendigen Rechtsgeſchäfte vorzunehmen, erforderlichenfalls die Zuſtimmung der Ehefrau 
einzuholen und bei unbegründeter Weigerung die Erſetzung der Zuſtimmung nach $ 1379 
herbeizuführen. Desgleichen hat er die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlichen 
Rechtsſtreite zu führen (§ 1380 A 1). Die Handlungsweiſe eines ordentlichen Hausvaters 
bildet den Maßſtab für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit der Verwaltung. Un⸗ 
berührt bleibt aber die Vorſchrift des § 1359, wonach der Mann bei feiner Verwaltung 
nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen hat, welche er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden 
pflegt (ebenſo KGG in OLG 34, 250). In den durch § 1359 gezogenen Grenzen iſt der 
Mann der Frau für den durch ordnungswidrige Verwaltung verurſachten Schaden verant⸗ 
wortlich. Nach Beendigung — nicht ſchon während — der Verwaltung und Nutznießung 
hat er über die Verwaltung Rechenſchaft abzulegen (§ 1421), jedoch unbeſchadet der Befugnis 
der Frau, ihren Anſpruch auf Rechenſchaft ſchon während der Verwaltung und Nutznießung 
geltend zu machen, falls die Vorausſetzungen des § 1391 Abſ 1 vorliegen (8 1894; vgl. auch A 4). 

3. Über den Stand der Verwaltung erteilt der Mann Auskunft, wenn er das ſeiner 
Verwaltung unterſtehende Vermögen unter Bezeichnung der von ihm getroffenen Verwal⸗ 
tungsmaßregeln angibt. Die Auskunft muß ſo beſchaffen ſein, daß die Frau den zeitigen 
Beſtand ihres Vermögens erſehen kann. Den Mann trifft daher gemäß § 260 auch die Ver⸗ 
pflichtung, der Frau ein Verzeichnis des Beſtandes vorzulegen und auf Verlangen den Offen ⸗ 
barungseid zu leiſten. Verſchieden von dieſem einſeitig aufgenommenen Verzeichnis iſt das 
im § 1372 vorgeſchriebene, unter Mitwirkung beider Ehegatten hergeſtellte Beſtandsver⸗ 
zeichnis. Eine Bezugnahme auf letzteres kann je nach der Sachlage die Aufſtellung eines 
neuen Verzeichniſſes erſetzen. Die Auskunftspflicht ift keine Rechenſchaftspflicht (8 1421). 
Sie erſtreckt ſich nur auf die Verwaltung, nicht auch auf die Nutznießung des Mannes. 

4. Die Auskunftspflicht iſt zwar als eine Rechtspflicht anerkannt, aber während der 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes kann die Frau eine Klage auf Auskunftserteilung 
nur erheben, wenn die Vorausſetzungen des & 1391 Abſſ 1 vorliegen (§ 1394; vgl. A 2). So 
auch OLG 26, 218. Verweigerung der Auskunft begründet innerhalb der durch 8 1859 ge⸗ 
zogenen Grenzen Schadenserſatzpflicht. Über Auskunftspflicht des Mannes, dem die Rein⸗ 
überfchüffe eines von der Frau betriebenen Erwerbsgeſchäfts zur Verwaltung überlaſſen 
worden ſind, vgl. RG 87, 100 und § 1367 A 5. — Eine allgemeine Auskunftspflicht 
beſteht nach dem BGB ebenſowenig unter Ehegatten wie ſonſt (Gruch. 51, 897; Warn 1912 
Nr 14). Auch $ 260 führt nicht etwa eine Auskunftspflicht ein, ſondern ſetzt eine ſolche oder 
die Verpflichtung zur Herausgabe eines Inbegriffs von Gegenſtänden voraus (RG 90, 139; 
RG 21. 11. 18 IV 158/18). Vgl. § 1373 A 2. 

5. Die Frau kann das Verlangen jederzeit ſtellen und erneuern. Ohne Verlangen der 
Frau iſt der Mann zur Auskunftserteilung nicht verpflichtet. 
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Das Verwaltungsrecht des Mannes umfaßt nicht die Befugnis, die Fran 
durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten!) oder über eingebrachtes Gut ohne 
ihre Zuftimmung?) zu verfügen?) ). 

E I 1319 Abſ 1 II 1274; M 4 183, 273, 278 ff.; P 4 126, 130, 144, 151, 158, 161, 165, 166, 168. 


1. Verpflichtung der Frau durch Rechtsgeſchäfte des Mannes. Es handelt ſich hierbei 
um Rechtsgeſchäfte, die der Mann im Namen der Frau vornimmt und durch die der Frau 
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Verpflichtungen in Anſehung ihres eingebrachten Gutes auferlegt werden ſollen. Rechts⸗ 
pelchäfte, de Mann im eigenen Namen vornimmt, ſind ſchon nach allgemeinen en 
üben ungeeignet, die Frau zu verpflichten. Dieſe Wirkung bleibt ihnen auch dann 7 0 050 
menn ſie zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes erforderlich waren un 
Erfah bzw. Befreiungsanſprüche des Mannes (§8 1390, 257) gegen die Frau begründen. 
Einen Ausnahmefall regelt 8 1423. Auf Rechtsgeſchäfte, die der Mann im Namen der Frau 
vornimmt und durch die der Frau Verpflichtungen auferlegt werden follen, finden die Vor⸗ 
chriften über Vertretung ohne Vertretungsmacht (88 177180) Anwendung. Hiernach 
hängt die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts in der Regel von der Genehmigung (§ 184) der 
Frau ah, Hat die Frau zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts der fraglichen Art ſchon vorher 
ihre Zuſtimmung (8 188) erteilt, ſo iſt das Rechtsgeſchäft in Anſehung ihres eingebrachten 
Gutes wirkſam. Einer Vollmacht der Frau bedarf der Mann nicht. — Iſt die Frau neben dem 
Manne Mitbeitellerin eines Baues, ſo liegt die Wahrnehmung der Rechte der Frau 
als Mitbeſtellerin gegenüber dem Unternehmer im allgemeinen in den Grenzen des dem 
Manne nach $ 1374 zustehenden Verwaltungsrechts. Über dieſe Grenzen geht die Zuſtimmung 
des Mannes zu einer Abweichung von dem dem Bauvertrage zugrunde liegenden Bauplane 
dann nicht hinaus, menn dieſer dadurch in der Hauptſache unberührt bleibt. Eine Verfügung 
über eingebrachtes Gut oder eine Verpflichtung der Frau durch Rechtsgeſchäft iſt darin nicht 
zu finden (RG Gruch 54, 908). Sind die Eheleute darüber einig, daß der Mann Gelder für 
rechnung des eingebrachten Gutes der Frau an Dritte ausleiht, fo gehört die Darlehns⸗ 
forderung zum eingebrachten Gute, auch wenn der Mann dem Darlehnsempfänger gegenüber 
als Geldgeber aufgetreten und deſſen Glaubiger geworden iſt. Die bloße Zuſtimmung 
der Frau zur Ausleihung von Geldern aus ihrem Vermögen braucht nicht unter allen Um- 
ſtänden ihr Einverſtändnis damit zu enthalten, daß dieſe Zahlungen für ihre Rechnung 
erfolgen ſollen (N& Warn 1915/16 Nr 21). Die Befugnis, die Frau durch Rechtsgeſchäfte 
ſelbe aft en, kann dem Mane durch Zuſtimmung der Frau übertragen werden. „Das. 
a 4, 2500. das Bormunbfchaftägericht die Buftimmung nach $ 1879 erſetzt (NÖ in 
> Die Zustimmung der Frau bedarf keiner Form. Sie kann ausdrücklich oder ftill- 
ſchweigend erteilt werden. Im übrigen 15 Aer Begriff der Zustimmung 88 182184 
ſch wo Bemerkungen dazu. — Fehlt es an der Zuſtimmung der Frau, ſo iſt zu unter 
ge en, ob der Mann im eigenen Namen oder im Namen der Frau verfügt hat. Im 
a eren Falle liegt eine Verfügung eines Nichtberechtigten vor, die unter den Voraus. 
ſetzungen des § 185 Abſ 2 nachträglich wirkfam werden kann. Im letzteren Falle liegt eine 
it gung 4 0 Vertreters ohne Vertretungsmacht vor, die nach 88 177180 zu beurteilen 
Verfügung des Mannes über ein i Verfügun 
gebrachtes Gut. Über den Begriff der Verfügung 
Sache 0 5 A2. Der M fügt über eingebrachtes Gut, wenn er z. B. eine dazugehörige 
noch ni sm Ofänbiger als Pfand übergibt. Die Eingehung einer Verpflichtung enthält 
igun cht eine Verfügung. (teilt die Frau ihre Zuſtimmung, ſo kann der Mann die Ver- 
lebten ia eigenen Namen oder im Namen der Frau vornehmen. Die Frage, ob er im 
ſtaltung Falle einer Vollmacht der Frau bedarf, iſt zu verneinen (vgl. A 1). — Die Umge- 
in ein Mieter der Frau gehörigen, dem Betriebe der Landwirtſchaft dienenden Gebäudes 
ebrachtes Gare nicht eine der Hufffmmung der Frau bedürfende Verfügung über ein. 
Fra oe t. t, ſondern nur eine Maßnahme tatfächlicher Art, hinſichtlich deren lediglich in 
n 5 1 195 ob der Mann das im 5 1374 ausgeſprochene Gebot ordnungsmäßiger Ver: 
waltung de eingebrachten Gutes befolgt hat. Das gleiche gilt von der Abholzung eines 
eine bloß tatfächlich 


ng vom St i i 3 übergeht (§8 1383, 
954, 1039), fo trifft die fp Fr 8 Lerlußert in das Eigentum des Manne gel ae 
N e (ME 6. 4. 05 IV 17/05). trag auf Aufhebung der Miteigentums⸗ 
af 10 1 eme flicnndſtads, das die 55 5 5 helge ien eden 
akte ſchaftlichem Ei ine Verfügung en 
Anteil des andern M ee ber erworben haben, ſtellt keine 5 
iteigentümers zur Vornahme der Teili Der Anteil der Frau gehört 
zwar zum eingebrachten Gute und unterliegt als ſoccher der Verwaltung des Mannes, aber 
die Frau bedarf zur Wahrnehmung ihrer Rechte in dem Zwangsverſteigerungsverfahren 
gemäß 88 1407 Nr 2 u. 1412 nicht der Zuſtimmung des Mannes (NG 67, 396). Die An⸗ 
Verſnnun der Richtigkeit 37 bisher 0 
erfügung im Sinne des § 1375, Daher d bmarkung eines der Ehefrau gehörenden 
Grundstücks nicht der Ehemann ſtatt der eln gn (ASt 42, 72). Wenn 
Veteran Gelder ſeiner Ehefrau o t 


ſahlung einer eigenen Schuld verwer 
der Ehefr 9 Det 
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mann ohne Zuſtimmung der Ehefrau, alſo pflichtwidrig handelte, ſo machte er ſich durch ſeine 
Beteiligung an dieſer Pflichtwidrigkeit des Verſtoßes gegen die guten Sitten ſchuldig und 
wurde der Ehefrau gemäß § 826 haftbar. Letzterer liegt der Beweis ob (NG AW 05, 891°). 
Zur Kündigung und Einziehung eines Sparkaſſenguthabens der Frau bedarf der 
Mann ihrer Zuſtimmung (KG in OLG 34, 250). 

4. Geltendmachung der Unwirkſamkeit. Sowohl der Mann als auch die Frau können 
die Unwirkſamkeit geltend machen. Die Frau bedarf dazu nach § 1407 Nr 3 nicht der Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes. — Die Vorſchriften über den Schutz eines gutgläubigen Er⸗ 
werbers bleiben unberührt. 
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Ohne Zuſtimmung der Frau kann!) der Mann: 


1. über Geld und andere verbrauchbare Sachen der Frau)) verfügen“); 
2. Forderungen der Frau“) gegen ſolche Forderungen an die Frau, deren 
Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden kanns), 


aufrechnens); } 
3. Verbindlichkeiten der Frau zur Leiſtung eines zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtandes durch Leiſtung des Gegenſtandes er⸗ 
füllen“) 3). 
E I 1318 Nr 1, 2 II 1275; M 4 188, 194, 273; P 4 126, 130, 144, 151, 158, 161, 167. 


1. Erfordert eine ordnungsmäßige Verwaltung die Vornahme der in 8 1376 bezeichneten 
Verfügungen, ſo iſt der Mann dazu der Frau gegenüber verpflichtet. Dem Gläubiger der 
Frau gegenüber beſteht die Verpflichtung nicht. 

2. Das Eigentum der Frau an dem Gelde und den andern verbrauchbaren Sachen 
wird durch das Recht des Mannes auf Verwaltung und Nutznießung nicht aufgehoben. Die 
Regeln vom Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen (§ 1067) finden keine Anwendung. 

3. Verfügungsrecht des Mannes. Über den Begriff der Verfügung vgl. § 1395 A 2. Die 
Pflicht ordnungsmäßiger Verwaltung (8 1374 Satz 1) bezieht ſich auch auf die Ausübung 
dieſes Verfügungrechts. Außerdem gilt hierfür § 1377. 

4. Hier ſind Forderungen der Frau gemeint, die zu ihrem eingebrachten Gute, nicht ſolche, 
die zu ihrem Vorbehaltsgute gehören. 

5. Forderungen an die Frau, deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt 
werden kann, find diejenigen Anſprüche, für die nach Maßgabe der 88 1411—1414 das ein- 
gebrachte Gut haftet. Verſagt iſt dem Manne die ſelbſtändige Aufrechnung einer zum ein⸗ 
gebrachten Gute gehörigen Forderung gegen eine Forderung, deren Berichtigung nur aus 
dem Vorbehaltsgute der Frau verlangt werden kann. Denn einmal bedeutet eine derartige 
Tilgung durch Aufrechnung eine mit dem Grundſatz ordnungsmäßiger Verwaltung unverein⸗ 
bare Verminderung des eingebrachten Gutes, und zweitens liegt darin ein unſtatthafter Ein⸗ 
griff in die der Ehefrau zuſtehende Verwaltung des Vorbehaltsguts (M 4, 277). Mit Zu⸗ 
ſtimmung der Frau, aber nicht durch Vertrag mit dem Gläubiger ohne Zuſtimmung der Frau 
kann der Mann allerdings eine Verbindlichkeit des Vorbehaltsguts auf das eingebrachte Gut 
zum Zwecke der Aufrechnung übernehmen. 

6. Wirkſamkeit der Aufrechnung. Die Aufrechnung erfolgt wirkſam, wenn ſowohl die 
beſonderen Vorausſetzungen des § 1376 Nr 2 als auch die allgemeinen Vorausſetzungen der 
88 387—894 im Zeitpunkte der Aufrechnungserklärung vorliegen. — Die bloße Zuſtimmung 
der Frau zur Verfügung des Mannes über ihre Forderung ermächtigt dieſen nicht, die 
n der Frau mit feiner eigenen Schuld aufzurechnen (RG 78, 382; vgl. 8 1380 A 5). 

er Mann kann zwar nach § 1376 Nr 2 gegen Forderungen Dritter an die Frau, deren Be⸗ 
richtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden kann, ohne Zuſtimmung der Frau 
deren Forderungen aufrechnen. Abgeſehen von dieſem Falle kann er auch über ihre Forde⸗ 
rungen mit ihrer Zuſtimmung verfügen. Aber durch die Zuſtimmung werden die Forderungen 
der Frau nicht zu Forderungen, die ihm zuſtehen. Sie bleiben Forderungen eines Dritten. 
Da die Aufrechnung nur unter denſelben Perſonen, die einander Leiſtungen ſchulden, möglich 
iſt, ſo iſt der Mann, ungeachtet der Zuſtimmung der Frau, nicht berechtigt, gegen den Willen 
feines Gläubigers mit ihrer Forderung aufzurechnen (RG ZW 1912, 87040). Mangelt es an 
einer der Vorausetzungen, fo iſt die Aufrechnung unwirkſam. Sowohl der Mann als auch die 
Frau können die Unwirkſamkeit geltend machen. Die Frau bedarf dazu nach § 1407 Nr 8 
nicht der Zuſtimmung des Mannes. Andere Verfügungen über Forderungen der Frau als 
die in 8 1376 Nr 2 bezeichnete Aufrechnung (3. B. Kündigung, Einziehung, Abtretung, Ver⸗ 
pfändung) darf der Mann nach $ 1375 nur mit Zuſtimmung der Frau vornehmen. Die vom 
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Schuldner ausgehende Kündigung ift nach 8 1403 Abſ 1 dem Manne gegenüber vorzunehmen. 
Wegen der Auskunftspflicht des Mannes gegenüber der Frau vgl. 5 1374 Satz 2. 1 

7. Erfüllung. Der Mann kann z. B. ohne Zuſtimmung der Frau den von ihm mit ihrer 
Zuſtimmung verkauften, zum eingebrachten Gute gehörigen Gegenſtand dem Käufer über- 
geben. Auch Geldleiſtungen können unter $ 1376 Nr 3 fallen. Der Erfüllung im Sinne dieſer 
Vorſchrift ſteht die Hinterlegung gleich. Dagegen iſt dem Manne nicht geſtattet, Gegenſtände 
des eingebrachten Gutes an Erfüllungs Statt (8364) hinzugeben oder zu veräußern, um aus dem 
Erlöſe die Verbindlichkeit zu erfüllen. Unberührt bleiben die ſonſtigen Vorſchriften über den 
Nachweis der Verfügungsberechtigung, z. B. im Grundbuchverkehre. | 

8. Andere Fandlungen. Der Mann iſt kraft ſeines Verwaltungsrechts berechtigt, nicht 
nur die in 81376 bezeichneten, ſondern alle Handlungen vorzunehmen, die nur die Erhaltung 
oder Sicherung des eingebrachten Gutes zum Gegenſtande haben. So kann er einen Arreſt, 
eine einſtweilige Verfügung oder die Eintragung einer Vormerkung in das Grundbuch er- 
wirken (vgl. $ 1380 A 5) oder ein Pfand oder einen Bürgen annehmen. Bezüglich der Er⸗ 
richtung des Nachlaßinventars durch den Mann vgl. § 2008. 
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) Der Mann ſolle) Verfügungen“), zu denen er nach § 1376 ohne Zu⸗ 
ſtimmung der Frau berechtigt iſt, nur zum Zwecke ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung des eingebrachten Gutes vornehmen. 

Das zum eingebrachten Gute gehörende Geld‘) hat der Mann nach den 
für die Anlegung von Mündelgeld geltenden Vorſchriftens) für die Fraue) 


verzinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von Aus aben?) bereit» 
zuhalten iſt. N cht z ' f 8 


Andere verbrauchbare Sachen?) darf der Mann auch für ſich veräußerns) 
oder verbrauchen. Macht er von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo hat er den 
Wert der Sachen 10) nach der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung 
zu erſetzen: der Erſatz iſt ri) ſchon vorher zu leiſten, ſoweit die ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung des eingebrachten Gutes es erfordert. 


EI 1294 Satz 2, a, 1296 - 5 158 
174, 179; 6 27. 1296, 1323 II 1276, M 4 194 f., 198, 282; P 4 129, 131, 144, 148, 151, 158, 


1. Der § 1377 Abſ 1 ſpricht nur der rößeren Deutlichkeit wegen aus, was ſchon aus 
$ 1374 Satz 1 hervorgeht, monach d 2 ; 5 gsmäßig zu ver⸗ 
walten, e S 1974 9 25 ) der Mann das eingebrachte Gut ordnungsmäßig z 

duc in. Verſtoß gegen dieſe Sollvorſchriſt hat auf die Gültigkeit der Verfügung keinen 
Einfluß, kann aber den Mann und den fehl hi ; über ſchadens⸗ 
ea 21 0 und den ſchlechtgläubigen Dritten der Frau gegenü 


ber den Begriff der ügn A 5 5 A 3. 
4. Geld hat —. ff der Verfügung gl. $ 1395 A 2. Bol. auch $ 1375 


Frau in die Ehe eingebracht oder währe 
unter Mitwirkung beider Ehegatten gültig ang 


KO in OS 34, 250 (Einziehung eines Sparkaſſenguthabens der Frau durch den Mann). 
Eine Verletzung des eee dureh 10800 gibt noch ee e Ein⸗ 
. Kapitals ab, denn der Mann verwaltet das ein⸗ 

orteile, ſondern zum Vorteile der Frau und der ehe⸗ 
* N Es kommt nicht oder nicht 5 1 
e tags dem Nutzungsberechtigten eine hö ere u ber» 
ſchaffen. ſondern darauf, überhaupt das Kapital We (KG in OL 34, 252). 
5. Milndelfichere Anlegung 88 1807, 1808. Mit Zustimmung der Frau kann eine andere 
Anlegung erfolgen oder eine Anlegung gänzlich unterbleiben. — Die Vorſchrift ſoll das Beſte 
der Frau wahren; dieſe kann daher auf Befolgung der Vorſchrift verzichten und insbeſondere 
den Verzicht dadurch zum Ausdruck bringen, daß fie ihrem Manne allgemein oder im Einzel. 
falle geſtattet, die Gelder nicht mündelſicher bei Dritten oder auch bei ſich ſelbſt anzulegen. — 
Das Gebot mündelſicherer Anlegung bezweckt, das eingebrachte Gut der Frau vor Verlusten 
möglichſt zu bewahren. Die hier ausgeſprochene Verpflichtung des Mannes ſtellt eine Ver⸗ 
ſchärfung der allgemeinen Pflicht des Mannes, das eingebrachte Gut der Frau ordnungs⸗ 
mäßig zu verwalten ($ 1374 Satz 1) dar. Durch die Vorſchrift des § 1377 Abſ 2 ſollen Streitig⸗ 
keiten unter den Ehegatten darüber, wann eine Geldanlage als ordnungsmäßig anzuſehen 
it, abgeſchnitten werden (M 4, 282). Wenn aber beide Eheleute über eine beſtimmte Geld 
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anlage einig find, jo entfällt die Verpflichtung des Mannes aus § 1377 Abſ 2. Eine Frau, die 
mit der Anlage ihres Geldes im Geſchäfte des Mannes einverſtanden war, kann nicht mit 
dem einfachen Hinweiſe auf $ 1377 Abſ 2 nachträglich mündelſichere Anlegung des Geldes ver⸗ 
langen. Anders, wenn die Vorausſetzungen vorliegen, daß die Frau gemäß § 1391 Sicherheits- 
leiſtung verlangen kann (RG ZW 09, 49720, RG 2. 11. 16 IV 195/16). — Die Folge der 
Zuſtimmung der Frau zu einer dem § 1377 Abſ 2 widerſprechenden Geldanlage iſt, daß ein 
Erſatzanſpruch der Frau für die Gegenwart regelmäßig ausgeſchloſſen iſt und erſt nach Been⸗ 
digung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes erhoben werden kann (RG 65, 171). 
Daraus, daß die Frau der Verwendung ihres eingebrachten Geldes zur Begründung eines 
ſelbſtändigen Geſchäfts des Mannes zuſtimmt, folgt kein Verzicht der Frau auf Rückgabe ihres 
eingebrachten Geldes (RG 7. 3. 10 IV 268/09; Seuff A 78 Nr 123). Vgl. $ 1421 A 6. 
Das Einverſtändnis der Frau mit der Verwendung des Eingebrachten in ein gewagtes 
Unternehmen ihres Mannes (Austrocknen der Pontiniſchen Sümpfe) kann unter Um⸗ 
ſtänden den Sinn haben, daß fie ihre Zuſtimmung zu der betreffenden Verwaltungshandlung 
ihres Mannes hat erteilen und ihn ſomit von der ihn ſonſt treffenden Verantwortlichkeit hat 
befreien wollen, ſo daß lediglich aus dieſer Verwendung des Frauenguts ein den Mann 
erſatzpflichtigmachendes Verſchulden nicht hergeleitet werden könnte (RG 17. 6. 12 IV 616/11). 

6. Für die Frau legt der Mann das Geld an, wenn er z. B. Hypotheken auf ihren Namen 
eintragen läßt oder Wertpapiere für ſie anſchafft. Die in ſolcher Art angeſchafften Gegenſtände 
werden eingebrachtes Gut. 

7. Ausgaben. Der Ehemann iſt verpflichtet, zum eingebrachten Gute gehörende Gelder 
nur zur Beſtreitung der für die ordnungsmäßige Verwaltung des eingebrachten Gutes erforder⸗ 
lichen, der Ehefrau zur Laſt fallenden Ausgaben und, ſoweit ſolche Ausgaben nicht zu machen 
ſind, zur Anlegung nach Maßgabe der für Mündelgelder beſtehenden Vorſchriften zu ver⸗ 
wenden. Ausgaben, die dem Ehemanne zur Laſt fallen (88 1384—1389), find nicht zu berück⸗ 
ſichtigen. Hiernach bemißt ſich, wieviel der Ehemann zur Beſtreitung von Ausgaben bereit⸗ 
halten darf. Wegen der ähnlichen Verpflichtung des Vormundes vgl. § 1806. — Der Maun 
hat das eingebrachte Gut der Frau, ſoweit es ihm nicht tatſächlich und rechtswirkſam als Be⸗ 
triebskapital für ſein Geſchäft überlaſſen iſt, mündelſicher und verzinslich anzulegen, 
und er darf daraus auch nur ſolche Ausgaben beſtreiten, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung 
des Frauenguts erforderlich ſind. Dazu gehören nicht ſolche Ausgaben, die durch den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb erforderlich werden (RG 6. 3. 16 IV 363/15). 

8. Berbrauchbare Sachen. Vgl. § 1376 A 2. 4 f 

9. Die Worte im dritten Abfage: „für ſich“ drücken den Gegenſatz zu den Worten im zwei⸗ 
ten Abſatze: „für die Frau“ aus. 5 

10. Der Wert zur Zeit des Verbrauchs bzw. der Veräußerung ift zu erſetzen. Eine Ver⸗ 
pflichtung des Mannes, Zinſen ſchon vom Zeitpunkte des Verbrauchs bzw. der Veräußerung 
ab zu vergüten (§ 668), beſteht nicht. . 

11. Gerichtliche Geltendmachung dieſes Erſatzanſpruchs fteht der Frau jedoch 
während des Güterſtandes nur unter den Vorausſetzungen des § 1394 zu. Sie hat dann nicht 
nur die Vorausſetzungen für die Sicherheitsleiſtung, ſondern auch zu beweiſen, daß die ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung den vorzeitigen Erſatz erfordere. Die Gläubiger der Frau können dieſen 
Erſatzanſpruch ſchon während des Güterſtandes gegen den Mann gerichtlich geltend machen 
(§ 1411 Abſ 2 u. A 6). 


8 1378 


Gehört zum eingebrachten Gute ein Grundſtück ſamt Inventar, ſo be⸗ 
ſtimmen ſich die Rechte und die Pflichten des Mannes in Anſehung des In⸗ 
ventars nach den für den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des § 1048 Abſ 1). 


E I 1292, 1000 II 1277; M 4 182 ff.; P 4 126, 130, 144, 168. 


1. Nur der erſte (Erſatz für ausſcheidende Stücke), nicht auch der zweite Abſatz des § 1048 
findet Anwendung. Die Ehegatten können aber eine dem zweiten Abſatze des § 1048 (Über: 
nahme zum Schätzungswerte) entſprechende Vereinbarung treffen. Die Vereinbarung be- 
darf nicht der Form des Ehevertrags. Im übrigen vgl. Erl zu § 1048. 


8 1379 


Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes ein Rechts⸗ 
geichäftt) erforderliche), zu dem der Mann der Zuſtim mung der Frau bedarf, 
jo kaun die Zuſtimmung auf Antrag?) des Mannes durch das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht“) erſetzt werden, wenn die Frau ſie ohne ausreichenden Grund’) 
verweigerte). 
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Das gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Abweſenheit 


an der Abgabe einer Erklärung verhindert“) und mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden iſt. 


EI 1319 Abſ 2 II 1278/7 m 4 279; P 4 127, 130, 144, 151, 158, 162, 169. 


1. Zu welchen Rechtsgeſchäften der Mann der uſtimmung der Frau bedarf, ergibt ſich 
aus 8 120 in Verbindung MR $ 1378 (vgl. auch 8 A 9). Nach 8 1380 kann der Mann 
ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht im eigenen Namen gerichtlich geltend machen. 
Auf Erſetzung der Zuſtimmung der Frau zur Führung eines Rechtsſtreits hat der Mann kein 
Recht. Das Rechtsgeſchäft kann ſchon vorgenommen oder noch vorzunehmen ſein. 

2. Ob das Nechtsgeſchäft zur ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes 
erforderlich iſt, ift weſentlich Tatfrage (vgl. § 1374 A 2). — Der Mann übt die Verwaltung 
zwar kraft eigenen Rechtes, aber doch zum Beſten der ehelichen Gemeinſchaft aus. Daher 
iſt bei Erſetzung der von der Wee verweigerten Zuſtimmung auch zu prüfen, ob das Vorhaben 
des Mannes dem ſittl ga eſen der Ehe und einer rechten ehelichen Geſinnung entſpricht 


i 
(KG in OLG 34, 250 b 
gung der Sachlage, insbeſondere des Rechtsgeſchäfts, fo zu 


3. Der Antrag ift durch Darle öti i 
begründen, daß bas Borman cht in eine Prüfung gemäß $ 1379, nötigenfalls Beweis. 


aufg dagen kann. ſich nach 88 45 
a eit und Verfahren des Vormundſchafts erichts regeln ſich na a 
53, 55, 60 Nr 6, 62, 68, 199 ee Die Erſetzung 2 ln, muß das fragliche Rechts⸗ 
geſchäft genau bezeichnen. (b nſo RG in OL 37, 240. Die durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht rechtskräftig ersetzte Zustimmung wirkt wie die von der Frau erteilte. Die erſetzte 
Zuſtimmung kann freilich nicht wie die erteilte widerrufen werden ($ 183). : 

Ob der Frau eit ausreichender Grund zur Seite steht, ift weſentlich Tatfrage. Kein 
nder Grund iſt es, wenn die Frau verlangt, ſelbſt das Rechtsgeſchäft mit Zuſtimmung 
een. vornehmen zu dürfen. Dem Verlangen ſteht das Verwaltungsrecht des Mannes 

. Verweigerung der Zuſti i i ihre Einwilligung 
benz x 1% lde gfk Zustimmung liegt auch dann vor, wenn die Frau ihr 

Die Verhinderung der Frau durch Krankheit oder Abweſenheit fteht, wenn mit dem 
Volſhube Gefahr verbunden ift, der benzin Ra 5 1 gleich. Die 

erhinderung braucht nicht dauernd zu ſein wie z. B. im Falle des $ 1305 Abſ 2. 


8 1380 
Der Mann kann!) ein zum eingebrachten Gute gehörendes Rechte) im 
eigenen Namens) gerichtliche) geltend machens). Iſt er befugt, über das 
Recht ohne Zuſtimmung der Fraus) zu verfügen, ſo wirkt das Urteil“) auch 
für und gegen die Frau“). 


E J 1322 II 1281: M 4 281; P 4 129, 130, 145, 151, 158, 161, 172. 


1. Der Mann iſt der Frau ü ichtli Rechtes ver⸗ 
; . gegenüber zur gerichtlichen Geltendma ung des Rei 
511974 9 me ordnungsmäßige Verwaltung vn Führung des e gebietet (vgl. 
8.10 di ) Die Führung eines Rechtsſtreits iſt als eine zur Erhaltung des eingebrachten 
a e 
N atze über di i 1 57 i i ar di 

eins 5 910 10 haben e Wirkung eines rechtskräftigen Urteils mitte 5 ii 
„erde eder n, z. B. ein Jorderun t, ein Pfandrecht, ein Anfechtungsrecht. 
—Ausgeſchloſſen ift jedoch die Klagebefugnis 125 Martes Ra ichtlich ſolcher Rechte der Frau, 
die ihrem Inhalte nach nur durch ſie perjönlich ausgeübt werden können, z. B. das Mietrecht 
an einem Schließfach der Bank (DU ag. Ko) Dagegen werden Rechte, die dem Ehe 
manne kraft feines Verwaltungs. und Nutznießungsrechts zuſtehen, z. B. ſeine Rechte aus 
81373 auf Beſitzergreifung der zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen und aus Erwerb 
ber Nuzungen des eingebrachten Gutes, vom 8 1380 nicht betroffen. Solche Rechte kann er 

ſelbſtändig BSR en den 
In dom anne im eigenen Nam n geführten Rechtsſtreite kann die Frau Zeugin 
fein 00 8. 7. 05 IV 105/06). Sat Sue Der 1 50 Mann das zum eingebrachten 
Gute gehörende Recht auch im Namen der Frau geltend machen. Dieſe Befugnis liegt in ſeinem 
Verwaltungsrechte. Die Zustimmung der Frau macht die Erteilung einer Prozeßvollmacht 
überftüffig und ift nötigenfalls dem Prozeßgerichte nachzuweiſen (vgl. auch $ 1400 Abi 2). 
Der im geſetzlichen Güterſtande lebende Ehemann iſt berechtigt, den Anſpruch aus dem ſeiner 
rau durch einen Unfall erwachſenen Schaden, ſoweit er zum eingebrachten Gute gehört, 
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im eigenen Namen einzuklagen (RG 15. 11. 06 VI 81/06). Vgl. auch RG 47, 84; 90, 65; 
Opet JW 1917, 7119); RG JW 09, 4831, 88 1356 A 7, 1363 A 7, 1867 A 1, 2. 

4. Die Geltendmachung kann ſowohl vor den bürgerlichen Gerichten als auch vor den 
Verwaltungsgerichten und Verwaltungsbehörden erfolgen. 

5. Die Geltendmachung kann in jeder Art der Rechtsverfolgung (Klage, Widerklage, 
Mahnverfahren, Arreſt, einſtweilige Verfügung) und Rechtsverteidigung (Einrede) erfolgen 
(vgl. 8 1376 A 8). Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Rechtes 
iſt ebenfalls zuläſſig. Wegen der Koſten vgl. $ 1387 Nr 1. Das Recht der Geltendmachung 
umfaßt nicht das Recht der Einziehung einer Leiſtung. Dazu bedarf es der Zuſtimmung der 
Frau ($ 1375), falls nicht einer der Ausnahmefälle der 88 1376—1378 vorliegt oder die Zu⸗ 
ſtimmung gemäß $ 1379 erſetzt iſt. — Die in 8 1380 Satz 1 dem Manne erteilte Befugnis 
ſteht mit der ihm durch $ 1375 auferlegten Beſchränkung nicht im Widerſpruch. Die Prozeß⸗ 
führung allein enthält noch keine Verfügung, kann aber Verfügungen (Anerkenntnis, Verzicht, 
Vergleich, Zwangsvollſtreckung) mit ſich bringen. § 1380 Satz 2 läßt erkennen, daß der Mann 
zu ſolchen Verfügungen in und nach dem Rechtsſtreite der Zuſtimmung der Frau bedarf, 
wenn fie ſonſt (nach § 1375) erforderlich iſt. Seine Befugnis zur gerichtlichen Geltendmachung 
des Rechtes der Frau befreit ihn davon nicht (RG 77, 34). Der Mann kann die Forderung 
der Frau im eigenen Namen gerichtlich geltend machen, aber nicht über ſie verfügen. Zu 
ihrer Einziehung, d. h. zur Annahme der Erfüllung, bedarf er der Zuſtimmung der Frau. 
Die bloße Zuſtimmung der Frau (wenn ſie nicht etwa die Bedeutung einer Abtretung hat) 
berechtigt den Mann nicht, die Forderung der Frau gegen ſeine eigene Schuld aufzurechnen 
(RS 78, 382; RG JW 1912, 8700). Im Regelfalle darf daher der Mann nicht auf Leiſtung 
an ihn klagen. Dagegen kann Leiſtung an die Frau oder Leiſtung an beide Eheleute gemein ⸗ 
ſchaftlich oder Leiſtung an ihn bei Zuſtimmung der Frau verlangt werden, ebenſo Hinter ⸗ 
legung für beide Ehegatten. Vgl. auch Ebbecke, Verwaltungsrecht mit dinglicher Wirkung 
in Gruch 61, 578. — Der Zuſtimmung der Ehefrau zur Prozeßführung (wegen Schmerzens⸗ 
geldes der Frau) iſt es gleich zu erachten, wenn der klagende Ehemann Leiſtung an ſeine 
Ehefrau beantragt hat, denn auch in dieſem Falle beſteht keine Gefahr für den verurteilten 
Schuldner, daß er nach Vollſtreckung des Urteils durch den Ehemann nochmals an die Frau 
leiſten müßte (RG 96, 96). — Ob der Mann wegen einer der Frau zuſtehenden Kapitals⸗ 
forderung nur auf Leiſtung an beide Ehegatten zuſammen klagen könne, und zwar auch im Falle 
der Zuſtimmung der Frau zu ſeiner Klageerhebung, iſt in RG 67, 265 unentſchieden gelaſſen. 
— Der Mann kann eine Schmerzensgeld forderung der Frau in eigenem Namen ein- 
klagen. Er kann die Zahlung des Schmerzensgeldes nicht an die Verletzte, ſondern an ſich 
ſelbſt verlangen, wenn nach ſeiner unbeſtrittenen Behauptung die Frau mit der Vereinnahmung 
durch ihn einverſtanden iſt (RG 90, 65; Opet JW 1917, 7118). Vgl. 8 1395 A 2. — Ein 
den Vorſchriften der 88 1375, 1380 zuwider ergehendes, den Beklagten zur Zahlung an 
den klagenden Ehemann verurteilendes Urteil kann in dem Rechtsmittelzuge mit der 
Maßgabe aufrechterhalten werden, daß die Zahlung an den Kläger nur bei Zuſtimmung 
ſeiner Ehefrau zu erfolgen hat (RG 8. 4. 11 IV 360/10). Unzuläſſige Klageänderung 
liegt nicht vor, wenn der gemäß § 1380 als Kläger auftretende Ehemann erſt im zweiten Rechts⸗ 
zuge die Zuſtimmung der Frau zur Verfügung des Mannes über den Streitgegenſtand nach⸗ 
weiſt oder dem Klageantrage die Faſſung gibt, daß Leiſtung an die Frau verlangt werde 
(RG 77, 34; RG 27. 11. 11 IV 109/11). Wegen der Nutzungen vgl. A 2. Wegen der Geltenb- 
machung von Anſprüchen gegen das eingebrachte Gut vgl. 85 739, 741, 742 3 PO. Mann und 
Frau können die einem jeden von ihnen durch das Geſetz — dem Manne durch § 1380, der 
Frau durch 8 1400 — verliehenen Klagebefugniſſe in demſelben Rechtsſtreit als Streitgenoſſen 
ausüben (RG 25. 1. 06 IV 369/05). Die im geſetzlichen Güterrechte lebenden Eheleute können 
gemeinſam einen Schadenserſatzanſpruch wegen einer der Frau zugefügten Körperverletzung 
geltend machen (RG JW 06, 16712). Vgl. auch 88 1356 A 7, 1363 A 7, 1367 A 1, 2. 

6. Z. B. wenn es ſich um die Rückforderung verbrauchbarer Sachen handelt (8 1376 Nr 1). 

7. Wirkung des Urteils. a) Iſt der Mann nicht befugt, über das zum eingebrachten 
Gute gehörende Recht ohne Zuſtimmung der Frau zu verfügen (z. B. eine Darlehnsforderung 
der Frau), und klagt er im eigenen Namen, ſo wirkt das Urteil nur für und gegen den Mann, 
nicht auch für und gegen die Frau. Wird in dieſem Falle der Beklagte verurteilt, ſo ift damit 
das Recht der Frau (3. B. eine Darlehnsforderung) durch den Mann zur Anerkennung gebracht. 
Mittelbar kann ein ſolches Urteil für die Frau allerdings den Vorteil zur Folge haben, daß 
ihr die Führung eines Rechtsſtreits (5 1400) erſpart wird. Wird in dem gedachten Falle die 
Klage des Mannes abgewieſen, ſo iſt damit zwar das Recht der Frau dem Manne abgeſprochen 
worden, aber eben nur im Verhältniſſe des Beklagten zum Manne. Der Frau bleibt es un⸗ 
benommen, ihr Recht in einem andern Rechtsſtreite durchzuführen. Die Einreden der Rechts. 
hängigkeit und Rechtskraft können ihr nicht entgegengeſetzt werden. Immer iſt es das Recht 
der Frau, das der Mann kraft ſeines Verwaltungsrechts geltend macht, und nicht bloß ſein 
Verwaltungs- und Nutznießungsrecht, wie Planck § 1380 A 1 und andere annehmen. Wirkt 
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zu ihren Gunſten und ihrer 
§ 1400 A 3. Daß dem 


i iſt i d — Di rlangt 
Erwägungen nicht in Betracht kommen, iſt in RG 92, 153 näher dargelegt. — Die Frau erlang 
demzufolge auch durch d 


53 11 f iner Streik 
en Beitritt als Nebenintervenientin (5 69) die Stellung einer Strei 
genoſſin ihres Mannes. 


eines der Frau zugeſtoßenen Unfal 
der Frau oder dem Manne zuſtehen 
werden, weil jeder Ehegatte vermöge 
ſeines Anſpruchs und zur Empfang 
in der gemeinſchaftlichen Erhebung 
Entrichtung der Leiſtung an beide 
Mann befugt, über das zum ei 


rteil für und gegen die Frau. Einer Klage der Frau würden die 
Einreden der Rechtshängigkeit und f entgegenſtehen. 


§ 1381 


) Erwirdt?) der Mann mit Mittelne) des eingebrachten“ ban ue, 
liche Sachen,), jo geht mit dem Erwerbe) das Eigentum auf cen en 
es ſei denn), daß der Mann nicht für Rechnung des einge ieren und von 
erwerben will. Dies gilt insbeſondere auch 2 nn m 
ieren, die mit Blankoindoſſament verſehen 5 
Wee dorſchrſten des Abs 1 finden entſprechende ane 32 75 
Mann mit Mitteln des eingebrachten Gutes ein Recht an Sachens) der 575 
zeichneten Art oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen Übertragung der 
Abtretungsvertrag genügte). 

6 II 1279; P 4 181, 144, 151, 169 ff., 184 Na 
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1. Zweck der Vorſchrift. Die Vorſchrift bezweckt, die Frau vor Benachteiligung durch 
das Verwaltungsrecht des Mannes zu ſchützen. Handelt der Mann im Namen der Frau, ſo 
wird ſchon nach allgemeinen Grundſätzen (88 164 ff., 929 ff.) das eingebrachte Gut unmittelbar 
berechtigt und verpflichtet. Handelt der Mann aber im eigenen Namen, fo wird Dritten gegen- 
über zunachſt der Mann allein berechtigt und verpflichtet, und die Wirkungen des Geſchäfts 
müſſen auf die Frau noch beſonders übertragen werden. Dies iſt unter Ehegatten nicht üblich, 
ja häufig wird ſich der Mann des Erforderniſſes der Übertragung gar nicht bewußt ſein. Unter⸗ 
bleibt aber die Übertragung, ſo würde die Frau nur Erſatzanſprüche gegenüber dem Manne 
geltend machen können. Zur Sicherſtellung der Frau iſt daher angeordnet, daß das Eigentum 
gewiſſer vom Manne mit Mitteln der Frau angeſchaffter Sachen auf die Frau ohne weiteres 
übergeht. — Die rechtliche Erſetzung (Surrogation) des § 1381 ſetzt voraus, daß der Mann 
für Rechnung des Eingebrachten erwerben will, wenn er auch im eigenen Namen 
handelt. Wenn er dagegen — gleichviel ob mit oder ohne Zuſtimmung der Frau — für ſich 
erwerben will und erwirbt, ſo tritt rechtliche Erſetzung nicht ein (RGSt 40, 177). Wegen der 
Anwendbarkeit des 8 1381 auf Verſicherung eingebrachter Sachen gegen Feuersgefahr durch 
den Mann vgl. RG 76, 133 und § 1385 A 8. 

2. Erwerb des Mannes, ſelbſt wenn er ohne Zuſtimmung und ohne Wiſſen der Frau 
handelt. e 

3. Mittel find Geld und alle ſonſtigen wirtſchaftlichen Werte. In demſelben Sinne ift 
das Wort in § 45 KO (Ausſonderungsrecht der Frau) gebraucht. 

4. Mit Mitteln des eingebrachten Gutes, alſo nicht mit Mitteln des Vorbehaltsguts oder 
des Mannes oder eines Dritten. 

5. Sachen. Auch Geld und andere verbrauchbare Sachen. Was der Mann auf Grund 
eines zum eingebrachten Gute gehörenden Rechtes, insbeſondere durch Einziehung einer dazu 
gehörenden Forderung, erwirbt, wird ſchon nach allgemeinen Grundſätzen eingebrachtes Gut. 

6. Zeitpunkt des Eigentumsübergangs. Handelt der Mann im eigenen Namen, ſo geht 
das Eigentum auf die Frau in dem Zeitpunkt über, in welchem ſich die Vorausſetzungen er⸗ 
füllen, die nach allgemeinen Grundſaͤtzen den Eigentumsübergang auf den Mann bedingen. 
Wegen des Falles, wenn der Mann im Namen der Frau handelt, vgl. A 1. — In den Fällen 
der $$ 1381 u. 1382 geht das vom Manne erworbene Eigentum im Augenblicke jeiner Ent: 
ſtehung auf die Frau über (RG 84, 74). 

7. Beweisregeln. Beweiſt die Frau, daß der Erwerb mit den Mitteln des eingebrachten 
Gutes gemacht worden ift, fo wird angenommen, daß er auch für Rechnung des eingebrachten 
Gutes gemacht worden iſt. Die Vermutung aus 8 1362 Abs 1 iſt dann widerlegt. Dem Manne 
ſteht aber der Gegenbeweis offen, daß er nicht für Rechnung des eingebrachten Gutes habe er⸗ 
werben wollen. In dieſem Falle iſt zwar Eigentum auf die Frau nicht übergegangen, der 
Mann bleibt aber verpflichtet, die Wirkungen des Geſchäfts auf die Frau zu übertragen. Hat 
der Mann für Rechnung des eingebrachten Gutes erwerben wollen, fo erlangt die Frau Allein⸗ 
eigentum, gleichviel ob er den Erwerb mit eigenen Mitteln oder mit Mitteln des eingebrachten 
Gutes gemacht hat. Hat der Mann zum Teil eigene Mittel, zum Teil Mittel des eingebrachten 
Gutes verwandt, und kann er den Gegenbeweis, daß er nicht für Rechnung des eingebrachten 
Gutes habe erwerben wollen, nicht führen, ſo entſteht Miteigentum nach Verhältnis der ver⸗ 
wandten Mittel. * 


8. Rechte an Sachen. Z. B. eines Pfandrechts. 
9. Abtretungsvertrag, 88 398ff. 


8 1382 


) Haushaltsgegenſtände?), die der Mann an Stelle?) der von der 
Frau eingebrachten“), nicht mehr vorhandenen oder wertlos gewordenen) 
Stücke anjchafft‘), werden eingebrachtes Gut') s). 


E II 1280; P 4 131, 144, 170, 184, 190; 6 273. 


1. Begründung der Vorſchrift. Folgende Erwägungen waren maßgebend: Die Ver⸗ 
pflichtung des Mannes, das eingebrachte Gut zu erhalten ($ 1374 A 2), erſtrecke ſich nur auf 
die eingebrachten Haushaltsgegenſtände. Die Frau könne darauf rechnen, ihre Haushalts⸗ 
gegenſtände in ordnungsmäßigem Zuſtande zurückzuerhalten. Es entſpreche der Willens. 
meinung jedes gewiſſenhaften Mannes, daß die zur Ergänzung eingebrachter Haushaltsgegen⸗ 
ſtände angeſchafften Stücke eingebrachtes Gut würden. Auch erhalte die Frau bei dieſer Regelung 
eine fleine Entſchädigung dafür, daß ſie bei dem geſetzlichen Güterſtande keinen Anteil an der 
Errungenſchaft habe. Würde von einer beſonderen Beſtimmung abgeſehen, ſo müßte, was 
ſich nicht empfehle, in jedem einzelnen Falle unterſucht werden, in welchem Sinne die An 
ſchaffung erfolgt ſei (Prot 4, 191). 
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2. Bauspaltögegenftände Mind die zum ehelichen Haushalte gehörenden Gegenſtände, 
ſotveit fie nicht Zubehör eines Grundſtücks find. Val. 8 1932 (Voraus der Ehefrau) und $ 1378 
(Grundſtückszubehör). Zu den daushaltsgegenſtänden gehören unter anderm das Haus⸗ 
Cent 2 1 zur 5 9015 das Tiſchzeug. Kleider und Leibwäſche gehören nicht dazu 

» u. 6 u. 1362 Abf 2). 

5. Erſatzſtücke. Es muß ſich um ein Erſabſtc handeln. Das Erſatzſtück braucht nicht von 
gleicher Art und Beſchaffenheit und von gleichem Werte zu fein. Erſetzung von Erſatzſtücken 
wird ebenſo angeſehen. Erſetung liegt dagegen nicht vor, wenn es ſich um Vermehrung der 
Haushaltsgegenſtände handelt. Ob Vermehrung oder Erſetzung vorliegt, iſt Tatfrage. Würde 
3 N. an Stelle eines Sofas nehſt vier zugehörigen Seſſeln ein anderes nebſt ſechs zugehörigen 
Seſſeln angeſchafft, fo liege ſich darin eine bloße Erſetzung, keine Vermehrung finden. 

4. Zu den eingebrachten Haushaltsgegenſtänden find auch diejenigen zu rechnen, welche 
Frau während der Che erwirbt (vgl. $ 130 Abſ 2 u. A 0. i 
8 5. Untergang und V ſchlechterung. Auch bei zufälligem Untergang und bei zufälliger 

erſchlechterung der Haushaltsgegenſtände findet $ 1382 Anwendung, ja ſelbſt dann, wenn, 
was wohl ſelten vorkommen wird, Untergang oder Verſchlechterung auf Vorſatz oder grobe 
Fahrlaſſigkeit der Frau zurückzuführen wären 4 Wertlos geworden iſt ein Haushaltsgegenſtand 
eat wenn er gar keinen Wert mehr hat, ſondern ſchon wenn er nicht mehr geeignet 
dur S leinem beſiimmungsmaßigen Zwecke zu dienen. Wird ein Haushaltsgegenſtand 
durch Schuld eines Dritten beſchädigt oder erſtört und erwachſt der Frau daraus ein Schadens. 
erſatzanſpruch, fo kann der Mann Abtretung dieſes Anſpruchs verlangen. 
mehr * ung. Darauf, ob der Mann den Willen hat, das neue Stüd an Stelle des nicht 
1 50 ebrachten oder wertlos gewordenen anzuſchaffen, und ſo zu einem Beſtandteile 
a. M. Plan 9 91 es gen aa 508, kommt es nicht an (ebenſo u. ae 
f - enügt, wenn es aus den Umſtänden hervorgeht, daß es ſich um ein 
rech handelt (A 3). Der 9 1382 will gerade jede Unterſuchung darüber, in welchem Sinne 
ss 1581 fung erfolgt lei, abſchneiden (Prot 4, 191; oben N 1). — In den Fällen der 
Nefung auf die en —. Yan erworbene Eigentum im Augenblicke feiner Ent: 
« Beweislaſt. Da die Voraus 
2 fas Die ausſetzungen des $ 1382 vorliegen, hat die Frau zu beweiſen. 
Im ll des Beweiſes 4 die! in Unser aus 8 1302 Abs! widerlegt, auch das Ausſonderungs⸗ 
„Eine Klage auf tegefmäige Guck e gi en shalts ſtände 
ſteht der Frau gegen den Mann u gänzung der eingebrachten Haushaltsgegen 


i las 1421 1359). Ein Anſpruch auf Erſatz des für die Anfı affung 
i 5 2 bruch auf g aus 
eigenen Mitteln Aufgewendeten (S 1390) fteht dem Mae ne 18 Frau 10 zu. 


§ 1383 


Wee) ae erwirbt die Nutzungen!) des eingebrachten Gutes in derſelben 
0 1 55 in demſelben Umfanges) wie ein Nießbraucher⸗). 
uu 1262 Abſ 1; M 4 180 . N 4 125 fl., 130, 145, 152, 159. 173, 176. 


1. Begriff der N r 2 1 

im Sinz utzungen $ 100. Die Nußnleßung des Mannes iſt keine Dienſtbarkeit 

Weſen ge hn de des 3. eue des S0. donde hat ihrn Wurzel ee in 

und bildet ei 105 n gegenſeitigen nahen Beziehungen der Ehegatten, zueinander, 

re erg nee uusgleichung der Pflicht des Ehemanns zur Beſtreitung des 
Frucht erb er Mann : f N ; i 

i 1 erivirbt alſo die Früchte einer Sache oder eines Rechtes 

(3 90) mit der Trennung (89 954, 1068). Für die teilig der Früchte nach Zeit iſt 8 101 


1031 (Niefbraud) am Zubehör) iſt nicht anwendbar. Gehört 
—— —— N ſo erſtreckt ſich das . 1 mannes 
u an mit eingebracht ift. 8 1087, Das Recht, e Sache um⸗ 

malte ober welentfi zu verändern, fteht — en innerhalb der Grenzen ordnungs. 
9 g zu (al. — u 11.2). 81088, Die 1 — Wirtſchafts. 

iſſe ni ann nicht. Eine ſolche Verpflichtung würde dem ehelichen 
tniffe nicht ungemapı", (Rot 4, 176). Sie if — ge — ee der Pflicht des 
lie erwaltung eine faſt gleichwertige Sicherſtelſung der Frau 
g (a. M. Planck A 2c). 9 (übermäßig Früchte) iſt mit Ausſchluß der 15 — 
anwendbar. Die Verpflichtung des Mannes zur Sicherheits. 

Man 8 { 2 ’ fein Verſchulden nach 88 1859, 1874. Wegen der Erfap- 

an dem Schahe B ‚vor —＋ 1% Ab g. 5 1040 it unanwendbar, da der Anteil der Frau 
e Beſtandteil des eingebrachten Gutes wird ($ 1363 Abf 2), alſo der Nutznießung 


Verhä 
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des Mannes unterliegt ($ 1363 Abſ 1). $ 1046 (Nießbrauch an einer Forderung gegen den 
Verſicherer) findet mit Ausſchluß der Befugnis des Eigentümers zur eigenen Verwendung 
der Verſicherungsſumme (§ 1046 Abſ 2 Satz 2) Anwendung, folgt übrigens auch [yon aus der 
Pflicht des Mannes zu ordnungsmäßiger Verwaltung. $ 1048 Abſ 1 (Grundſtücksinventar) 
iſt nach 81378 anwendbar. Wegen 8 1048 Abſ 2 vgl. A zu 81378. 81060 (Zuſammentreffen 
mit andern Nutzungsrechten) iſt nicht anwendbar (M 4, 192 zu g). § 1066 (Nießbrauch an dem 
Anteil eines Miteigentümers) iſt anwendbar. 8 1067 (Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen) 
iſt durch 8 1376 Nr 1 erſetzt. § 1073 (Nießbrauch an einer Leibrente, einem Auszuge oder 
ähnlichen Rechte) iſt anwendbar. 8 

4. Grundbuchverkehr. Eine verzinsliche Hypothekenforderung kann im Grund» 
buch auf den Namen der mit dem Grundſtückseigentümer im geſetzlichen Güterſtande lebenden 
Ehefrau umgeſchrieben werden, ohne daß es der Errichtung eines das Nutznießungsrecht 
des Mannes ausſchließenden Ehevertrags bedarf. Die Vereinigung des Nutznießungsrechts 
mit der Zinsverbindlichkeit in der Perſon des Mannes hat zur Folge, daß der Mann, ſo⸗ 
115 cher iſt, Zinſen nicht zu entrichten braucht (RO in RJA 14, 215). Vgl. 


8 1384 


Der Mann hat außer den Koſten, welche durch die Gewinnung der 
Nutzungen!) entſtehen, die Koſten der Erhaltung?) der zum eingebrachten 
Gute gehörenden Gegenſtände nach den für den Nießbrauch geltenden Vor⸗ 
ſchriften“) zu tragen. 

E I 1297 Abſ 1 Halbſ 1 II 1288; M 4 199; P 4 131, 148, 152, 159, 175, 192; 6 278, 


1. Begriff der Nutzungen § 100. 

2. Erhaltungskoſten. Die Koſten der Verwaltung trägt die Frau, ſoweit ſie nicht zu den 
in den 88 13884 —1387 dem Manne auferlegten Laſten gehören. Auch die gewöhnliche Ab⸗ 
nutzung geſchieht — wie aus 88 1359, 1421 folgt — zu Laſten der Frau, jedoch vorbehaltlich 
der Erſatzpflicht des Mannes bei ſchuldbar verurſachter Verſchlechterung. Vgl. auch § 1382 
(Haushaltsgegenſtände). 

3. Vorſchriften über den Nießbrauch SS 1041—1043 u. 1068. Die im $ 1042 beſtimmte 
Anzeigepflicht trifft den Ehemann nicht, aber er hat für die Vornahme außergewöhnlicher 
Ausbeſſerungen oder Erneuerung zu ſorgen, falls dies eine ordnungsmäßige Verwaltung er- 
fordert. 8 1044 (Geſtattung einer Ausbeſſerung) iſt unanwendbar. Auf die 88 592, 593 iſt 
in $ 1421 (Bewirtſchaftung eines Landguts oder landwirtſchaftlichen Grundſtücks) ausdrücklich 
hingewieſen (vgl. $ 1055). 


8 1385 


Der Mann iſt der Frau gegenüber verpflichtet!), für die Dauer) der 
Verwaltung und Nutznießung zu tragen: 

1. die der Frau) obliegenden öffentlichen Laſten mit Ausſchluß der auf 
dem Vorbehaltsgute“) ruhenden Laſten und der außerordentlichen 
Laſten, die als auf den Stammwert des eingebrachten Gutes gelegt 
anzuſehen jind>); 

2. die privatrechtlichen Laſtens), die auf den zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtänden ruhen“); 

3. die Zahlungen, die für die Verſicherung der zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtände zu leiſten jind®). 

E I 1297 Abſ 1 Nr 1—3 II 1284; M 4 200; W 4 181, 132, 148, 152, 159, 178, 192; 6 278 ff. 

1. Der $ 1385 lehnt ſich an die Beſtimmungen über den Nießbrauch an (88 1047, 1045 Abſ 2). 
Die Verpflichtung trifft den Mann, gleichviel ob und wie hohe Erträge das eingebrachte Gut 
abwirft oder ob überhaupt eingebrachtes Gut vorhanden iſt (vgl. Vorbem vor 8 1373). Anſpruch 
auf Erſatz des Aufgewendeten hat der Mann gegen die Frau nicht. Wegen der Haftung des 
Mannes gegenüber den Gläubigern vgl. 8 1388. 

2. Für die Verteilung der Laſten nach Zeit iſt $ 103 maßgebend. 

3. Laſten der Frau. Der Mann hat nicht nur die auf dem eingebrachten Gute ruhenden, 


e auch die der Frau in Perſon obliegenden öffentlichen Laſten (3. B. Perſonalſteuern) 
zu tragen. 


4. Laſten des Vorbehaltsguts. Z. B. die Gewerbeſteuer der ein Erwerbsgeſchäft ſelb⸗ 
ſtändig betreibenden Frau (§ 1367). 
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5. Außerordentliche Laſten. Z. B. die Erbſchaftsſteuer. 


6. Der Ausdruck: „privatrechtliche Laſten“ iſt hier in demſelben Sinne gebraucht wie im 
$ 1047. Insbeſondere fallen darunter die Zinſen der Hypothekenforderungen und Grund- 
ſchulden, ſowie die auf Grund einer Rentenſchuld zu entrichtenden Leistungen. Hinſichtlich 
der Zinſen von Hypothekenforderungen wird die Verpflichtung des Mannes jedoch 
durch $ 1386 (ogl. A 9) eingeſchrünkt. Auch die einzelnen Leiſtungen einer Reallaſt find privat⸗ 
rechtliche Laſten im Sinne des § 1047, dagegen nicht die Ablöſungsſumme für eine Reallaſt 
oder eine Rentenſchuld, ebenſowenig die Hypotheken und Grundſchuldkapitalien ſelbſt. 

7. Selbſt wenn die Belaſtung des eingebrachten Gutes erſt während der Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes eingetreten iſt. Abweichung von $ 1047. 

8. Verſicherungsbeiträge, Stempel, Gebühren und ſonſtige für die Verſicherung erforder⸗ 
liche Leiſtungen. Die Zahlungspflicht des Mane belt 115 gleichviel, ob die Verſicherung 
von ihm während des Güterſtandes oder von einem andern vor Eintritt des Güterſtandes ge⸗ 
nommen worden iſt. Für einen von der Frau während der Verwaltung und Nutznießung 
geſchloſſenen Verſicherungsvertrag it 8 1399 maßgebend. Die Frage, ob der Mann zur Ver⸗ 
ſicherung der zum eingebrachten Gute gehörenden Gegenſtände verpflichtet iſt, entſcheidet 
lich nuch 5 1874 Pol A peu. 2 daſelbſt, ſowie $ 1045 Ab] 1. Zahlungen für Verſicherung 
von Früchten liegen dem Manne nach $ 1384 ob (Gewinnungskoſten). — Verſichert der 
Ehemann die von der Ehefrau eingebrachten Gegenſtände (Hotelinventar) gegen Feuers⸗ 

hr (100% J 1359, 1374 verpflichtet ift), jo wird er ſowohl im Verhältniſſe zu feiner 
Ehefrau ($ 1385 er 3) als auch dem Verſicherer gegenüber ($ 1388) Schuldner der Ver⸗ 
0 1 en Verſicherungsvertrag im eigenen Namen oder im Namen 
feiner Ehefrau abschließt. Er macht aber auch ſelbſt wenn er die Verſicherung im eigenen 
Namen abſchließt, ſeine Ehefrau ſogleich zur Gläubigerin des Auſpruchs gegen den Ver⸗ 

Anſpruch nicht für ſeine Ehefrau erwerben will. Dieſer Gegen⸗ 
beweis iſt auch dann zu führen, wenn der Mann die Verſicherung im eigenen Namen ge. 
nommen und die verſicherten Gegenſtände als ſein Eigentum bezeichnet hat. Immerhin iſt 
der Mann verpflichtet, den etwa für ſich erworbenen Aufpruch gegen den Verſicherer an 
die Frau abzutreten (88 1874, 1385 Pr 3), und er kann dieſe Verpflichtung dadurch erfüllen, 
daß er den Anſpruch im eigenen Namen an ſich ſelbſt, als den Vertreter feiner Frau, abtritt 
($ 181). Dazu genügt, daß fein Wille, das 


| N at, de Forderungsrecht auf ſeine Frau zu übertragen, 
irgendwie erkennbar in die Erſcheinung tritt (RG 76, 188). 


8 1386 


Der Mann ift der Frau gegenüber verpflichtet!), für die Dauer?) der 
Verwaltung und Nutznießung die Zinſen derjenigen Verbindlichkeitens) der 
Frau zu tragen, deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt 
werden kann). Das gleiche gilt von wiederkehrenden Leiſtungen anderer 
Art’), einſchließlich der von der Frau auf Grund ihrer geſetzlichen Unter- 
haltspflicht geſchuldeten Leiſtungen“), ſofern ſie bei ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung aus den Einkünften des Vermögens beſtritten werden“). 

Die Verpflichtung des Mannes tritt nicht ein?), wenn die Verbindlich 
keiten oder die Leiſtungen im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem 
Vorbehaltsgute der Frau zur Laſt fallen“). 

1 1297 Abſ 1 Nr 4 II 1285; M 4 200 ff. P 4 132, 148, 162, 159, 179, 192; 6 278. 

1. Der 8 1886 beruht auf ähnti ä i inſen). Vgl. auch $ 1088 
Abſ 1 Satz 2 (wiederkehren, en Se Berpflichtang le Mann, gleichviel 
ob und wie hohe Erträge das eingebrachte Gut abwirft oder ob überhaupt eingebrachtes Gut 
vorhanden iſt (val. Vorbem vor 8 1378). Anſpruch auf Erſatz des Aufgewendeten hat der 

u des Wegfalls der Unterhaltsleiſtungen bei Leiſtungs⸗ 


Mann gegen die Frau nicht. Wege - 
unfähigkeit der Frau val jedoch A. Wegen der Haftung des Mannes gegenüber den Gläu⸗ 


bigern vgl. $ 1388. 17 

115 Für die Verteilung der Zinſen und anderer Leiſtungen nach Zeit iſt $ 103 maß⸗ 
gebend. 

5, Verbindlichteiten. Gleichviel ob perſönliche oder dingliche. 

4. Beweislaſt. Daß eine Verbindlichkeit vorliegt, deren Berichtigung aus dem eingebrachten 
Gute verlangt werden kann (88 14111414), hat die Frau zu beweiſen. Gleichgültig iſt, 
ob die Verbindlichteit vor oder nach Eintritt der Verwaltung und Nutznießung entſtanden 
iſt. Abweichung von 8 1047. 
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5. Wiederkehrende Leiſtungen. Z. B. Beiträge für Lebens-, Unfall-, Haftpflichtwerſiche⸗ 
rungen, falls ihre Berichtigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden kann. Leiſtungen 
zum Erſatze der durch den gewöhnlichen Gebrauch abgenutzten Stücke ($ 1382) gehören nicht 

ierher. 
9 6. Für die geſetzliche Unterhaltspflicht der Frau kommen in Betracht 88 1601, 1604 Abf 1 
(gegenüber ihren Verwandten), $$ 1578, 1583 (gegenüber dem geſchiedenen Manne), 88 1345, 
1346 (gegenüber dem andern Ehegatten bei Nichtigkeit der Ehe) und § 1351 (gegenüber dem 
andern Ehegatten bei angefochtener Todeserklärung). Bei Leiſtungsunfähigkeit der Frau 
(§ 1603) iſt auch der Mann von Unterhaltsleiſtungen frei. 

7. Den Maßſtab gibt die Handlungsweiſe eines ordentlichen Hausvaters ab. 

8. Die Vorausſetzungen des Nichteintritts hat der Mann zu beweiſen. 

9. Hierfür maßgebend find die 88 1415 u. 1416. Wird für eine Verbindlichkeit des Vor⸗ 
behaltsguts oder für eine ſolche Verbindlichkeit des eingebrachten Gutes, welche im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander nach SS 1415, 1416 dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, eine Hypothek 
mit einem zum eingebrachten Gute gehörenden Grundſtücke beſtellt, fo tritt die Verpflichtung 
des 16 zur Tragung der Hypothekenzinſen nicht ein. Abweichung von § 1047. Vgl. 
$ 1385 A 6. 


8 1387 


Der Mann iſt der Frau gegenüber verpflichtet!), zu tragen: 


1. die Koſten? eines Rechtsſtreits?), in welchem er ein zum eingebrachten 
Gute gehörendes Recht geltend macht“), ſowie die Koſten eines Rechts⸗ 
ſtreits, den die Frau führt“), ſofern nicht die Koſten dem Vorbehalts⸗ 
gute zur Laſt fallen“); 


2. die Koſten der Verteidigung“) der Frau in einem gegen ſie gerichteten 
Strafverfahrens), jofern?) die Aufwendung der Koſten den Umſtänden 
nach geboten iſt oder mit Zuſtimmung !“) des Mannes erfolgt, vorbe⸗ 
haltlich der Erſatzpflichttt) der Frau im Falle ihrer Verurteilung. 


E 1 1297 Abſ 1 Nr 5 ff. II 1286; M 4 202; P 4 132, 148, 152, 159, 178, 179, 188, 208. 


1. Die Verpflichtung trifft den Mann, gleichviel ob und wie hohe Erträge das eingebrachte 
Gut abwirft oder ob überhaupt eingebrachtes Gut vorhanden iſt (vgl. Vorbem vor $ 1373). — 
Der 8 1387 beſtimmt die Verpflichtung des Ehemanns zur Tragung der Koſten eines Rechts⸗ 
ſtreits der Frau, ohne daß hier das Vorhandenſein eines der Nutznießung unterliegenden 
Vermögens verlangt wird (RGSt 45, 409; OLG 38, 253). Anſpruch auf Erſatz des Auf- 
gewendeten hat der Mann gegen die Frau nicht. Wegen der Haftung des Mannes gegen⸗ 
über den Gläubigern vgl. 8 1388. 

2. Koſten. Der Ausdruck „Koſten“ umfaßt ſämtliche Koſten des Verfahrens, insbeſondere 
die der Behörde, des Gerichtsvollziehers und der Anwälte, mit Einſchluß der dem Gegner zu 
erſtattenden Koſten. — Auch die Koſten für den Verkehrsanwalt der Frau hat der Mann 
zu tragen (OLG 29, 145). Auch der Anſpruch der Gerichtskaſſe auf Zahlung von Koſten⸗ 
vorſchüſſen iſt mitinbegriffen (KG in OLG 39, 103). 

3. Rechtsſtreit. Gleichgültig iſt, ob der Rechtsſtreit vor einem bürgerlichen Gerichte, einem 
Verwaltungsgericht oder einer Verwaltungsbehörde anhängig gemacht worden iſt. Auch 
eine Privatklage der Frau fällt hierunter. — Einen Rechtsſtreit führt, wer eine Privatklage 
erhebt (RGSt 45, 408). 

4. Die Geltendmachung kann in jeder Art der Rechtsverfolgung (Klage, Widerklage, 
Mahnverfahren, Arreſt und einſtweilige Verfügung) und Rechtsverteidigung (Einrede) er- 
folgen (vgl. $ 1380 A 5). Gleichgültig iſt es, ob der Mann das Recht im eigenen Namen oder 
im Namen der Frau geltend macht. Wegen der Wirkung des Urteils vgl. 8 1380 A 7. 

5. Rechtsſtreit der Frau. Nebenſächlich iſt, in welcher Parteirolle und gegen wen 
(ob gegen einen Dritten oder den Mann) die Frau den Rechtsſtreit führt (vgl. A 6). 

6. Koſtenlaſt. Ob die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten dem Vorbehaltsgute zur 
Laſt fallen, beſtimmt ſich nach 88 1415, 1416. Danach fallen dem Vorbehaltsgute nicht zur 
Laſt: a) Die Koſten eines Rechtsſtreits den die Frau gegen einen Dritten führt, wenn das 
Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam iſt (vgl. 88 1400 
A3 u. 1380 A 7). b) Die Koſten eines Rechtsstreits, den die Frau gegen einen Dritten 
führt und der eine perſönliche Angelegenheit der Frau oder eine nicht unter die Vorſchriften 
des $ 1415 Nr 1, 2 fallende Verbindlichkeit, für die das eingebrachte Gut haftet, betrifft, 
jedoch in beiden Fällen nur inſoweit die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten 
iſt und ohne Rückſicht darauf, ob das Urteil dem Manne gegenüber wirkſam iſt. Das Vor⸗ 


Geſetzliches Güterrecht 88 1386, 1387 99 


handenſein dieſer Vorausſetzungen hat der Mann zu beweiſen. — Für die Gerichtskoſten 

eines von der Frau gegen einen Dritten um eingebrachtes Gut geführten Rechtsſtreit haftet 

der Mann nur, wenn er dem Rechtsſtreite nachweislich zugeſtimmt hat (OLG 24, 6). 
Im Falle des Rechtsſtreits zwiſchen Mann und Fran gilt folgendes: 

a) Haftung des Mannes. Führt die Frau (als Klägerin oder Beklagte) gegen den Mann 
einen Rechtsſtreit, ſo bleibt zunächſt in der Schwebe, welche Partei die Koſten des Rechts⸗ 
ſtreits zu tragen haben wird. Wird darauf der Mann in die Koſten verurteilt, oder ſonſt nach 
Vorſchrift der Prozeßgeſetze Koſtenſchuldner, ſo hat eben der Mann die Koſten perſönlich 
Nu tragen. Dies hat als jelbftverftänblich im Geſetze keinen Ausdruck gefunden (M 4, 266). 
Zur Berichtigung dieſer ſeiner perſönlichen Koſtenſchuld darf der Mann ebenſowenig das ein⸗ 
gebrachte Gut der Frau wie deren Vorbehaltsgut angreifen. Er hat die Schuld aus eigenen 
Mitteln zu berichtigen, und dazu gehören auch die Nutzungen des eingebrachten Gutes der 
Frau. Abgeſehen von dieſen Fällen der perſönlichen Koſtenſchuld des Mannes hat im Ver⸗ 
bättniffe der Ehegatten ſtets die Frau die Koſten des Rechtsstreits zu tragen. In der Regel 
Dird die auch in den vorausgesetzten Fallen die zur Tragung der Koſten verurteilte Partei fein. 
Die Frau muß die fie treffende Koſtenſchuld gleichfalls aus eigenen Mitteln berichtigen, d. h., 
eat bee ihrem eingebrachten Gute nichts dem Manne entziehen darf, aus ihrem Vorbehalts⸗ 
gute. Die Koſtenſchuld der Frau iſt daher eine Verbindlichkeit ihres Vorbehaltsguts und 
bo e u der künftigen Ausgleichung unter den Ehegatten — wenn ſie nicht vorher 
RN 15 15 getilgt wird — zur Verrechnung ($ 1416 Abf 1). Die durch den Ehemann von 

icht bet tet at Gute ber Fran gezogenen Nutzungen werden mit der Koſtenſchuld der Frau 
995 fon d I, olange aber ungewiß ilt, ob der Mann in die Koſten verurteilt 
nicht ſchon als Vellirgt ber Peogefigefepe Koſtenſchuldner werden wird, darf die Koſtenſchuld 
dieſer Schwebe it di olichteit des Vorbehaltsguts angeſehen werden. Vielmehr beſteht in 
d. h. unbeſ 57 fünf Verpflichtung des Mannes gegenüber der Frau, die Koſten vorläufig, 
f Sabet künftiger aer zu tragen. Die Frau hat ars 9 5 e 

U ; dchtsſtreits, gleich als wenn er ſelbſt den Rechtsstreit als Partei 
en 15 90 SL aur die fälligen, ſondern auch die nach Maßgabe der Koſtengeſetze 
angemeſſenen Roste 5 15 "often zu tragen und er iſt demzufolge verpflichtet, die Frau mit 
weder aus der Unt x leſchüſſen zu verſehen. Dieſe Verpflichtung des Mannes folgt zwar 
nicht aus de Bil 10 altsvflicht noch aus dem ehelichen Verhältniſſe (M 4, 640), insbeſondere 
dem ehelich x m ee Mannes, die Frau zu ſchützen und zu verteidigen, ſie beruht aber auf 

em Mann = ne (M 4 S. 125, 202, 640). Bei dem geſetzlichen Güterſtande gebührt 

er bis wi Deren und Nutznießung des eingebrachten Gutes. Mit Rückſicht darauf 

zu anderweitiger entchedung des Rechtsſtreits auch die Koſten A 1 0 55 

Msſtreits zu tragen, zumal R treitkoſten wirtſchaftlich die 
der hemanı grunen gi haben pflegen io 4, 202. bs 1 der Blige daß 
den Einkünften ihres Verne en Verbindlichkeiten 


Verwaltung und Nutznießun dieſe Verpflichtung des Mannes in den durch den Güterſtand der 


5 e ob ſolche Nutzungen überhaupt gezogen ſind, nicht einmal darauf, 
ob ſolches bei der B 
werde. Die in 8129 
den Betrag der Nu bei der 2. L 
Saudade an die Vorſchrift nur ſcheinbar der Billigkeit entſpreche (Reatz, 
7 he 5 OLD, Seu i 
Hutten ober Tat Ar, Ohne zu unterſcheiden, ob die Frau den ee micht 
1 55 1155 N u Mann führt. Eine derartige Unterſcheidung wäre fachlich auch n 
819 0 ertigk, da in beiden Fällen die Dean das gleiche Bedürfnis und der Mann die gleiche 
echtsſtellung im Güterrechte hat. Vgl. 6 47, 72, wo insbeſondere ausgeführt iſt, daß der 


115 3 PO Vorbem VI e ich er 1 
7 Auf 5 1394 kann die gegenteilige Anſicht nicht geſtützt 
tige denn es handelt ſich nicht um auen en ch, den die Fran gegen den Mann aus der 

ächlich ausgeübten Verwaltung und Nutznießung ihres eingebrachten Gutes durch den Mann 
geſeßliche hat, ſondern um eine dem Manne aus feiner güterrechtlichen Stellung erwachſene 
der eat, deren Erfüllung der Natur der Sache nach nicht bis zur Beendigung 

N tung und Nutznießung aufgeſchoben werden kann (vgl. § 1394 A 8). Daß der Geſetz⸗ 


Pd 
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geber die Frau, die der zur Führung eines Rechtsſtreits erforderlichen Mittel doch ſofort bedarf, 
nicht mit dieſem Anſpruche bis nach Beendigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
wird haben verweiſen wollen, liegt auf der Hand. Übrigens iſt die Gefahr mutwilligen Kla- 
gens erfahrungsgemäß nicht ſo dringend, daß es beſſer wäre, darum der Frau das 1 
durch Vorenthaltung ſofort verfügbarer Mittel nahezu unmöglich zu machen. Vgl. NG 
14. 12. 08 IV B 467/08 (Zuläſſigkeit einer einſtweiligen Verfugung gegen den Mann, die Frau 
mit Koſtenvorſchuß zu verſehen). Dem Manne ſteht nicht das Recht zu, bei einer Klage 
oder einem Rechtsmittel der Frau Vorſchüſſe auf die zu zahlenden Koſten von der bei der 
Armenrechtsbewilligung zu prüfenden Frage abhängig zu machen, ob das Vorgehen der 
Frau auch erforderlich ſei und Ausſicht auf Erfolg habe. Anderſeits dürfen von ihm nicht 
Vorſchußleiſtungen verlangt werden, die über die Grenze der Angemeſſenheit hinausgehen, 
z. B. wenn die Frau ohne zwingenden Grund den Anwalt wechſelt und dadurch Mehrkoſten 
verurſacht (RG in IW 1916, 122010). Der Anſpruch der Frau gegen den Mann auf Vor. 
ſchuß der Prozeßkoſten (5 1387) mag kein Ausfluß der Unterhaltspflicht des Mannes ſein 
(vgl. RG JW 00, 432); er iſt aber wegen Gleichheit des Rechtsgrundes ſinnentſprechend 
einer geſetzlichen Unterhaltsforderung zu behandeln. Daher ift er nach 8 850 Nr 2 ZPO 
unpfändbar, und es findet nach $ 394 BOB gegen ihn eine Aufrechnung nicht ſtatt 
(Seuffl 72 Nr 78). 

p) Armenrecht. Die Verpflichtung des Mannes, die Frau mit Koſtenvorſchuß zu verſehen, 
beſteht, auch wenn ihm das Armenrecht bewilligt iſt. Beim geſetzlichen Güterſtande gehört es 
eben zu den Pflichten des Mannes, gleichviel ob er arm oder reich iſt, Vermögen der Frau 
verwaltet oder nicht (RG JW 01 S. 274, 735), die Frau mit Koſtenvorſchuß zu verſehen, 
zumal ſich die Vorausſetzungen für die Bewilligung des Armenrechts nicht mit dem Zuſtande 
der Zahlungsunfähigkeit decken. Beſteht aber über die Mittelloſigkeit des im Armenrechte 
ſtreitenden Mannes ſonſt kein Zweifel und wäre demzufolge eine dem Manne die Zahlung 
eines Koſtenvorſchuſſes aufgebende, einſtweilige Verfügung eine zweckloſe Maßnahme, ſo iſt 
deren Erlaß abzulehnen (RG JW 06 S. 35617, 5605; OLG Karlsruhe in JW 1919, 100110). 
Dagegen kann die Frau, wenn ihr das Armenrecht bewilligt iſt, den Mann nicht noch wegen 
Koſtenvorſchuſſes in Anſpruch nehmen (OL 25, 288; 26 220; 32,7), ebenſowenig dann, 
wenn die von ihr beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung dem Gericht aus⸗ 
ſichtslos erſcheint (RG 29. 7. 07 IVB 292/07; SeuffA 73 Nr 80; OLG 30, 44; 37, 192; 
abweichend OLG 39, 47). In ſolchen Fällen wird, wenn der Erlaß einer einſtweiligen 
Verfügung in Frage ſteht, ſolche regelmäßig ſchon wegen des Nichtbeſtehens einer Not- 
lage (8 940 ZBO) abzulehnen ſein. — Anderſeits iſt es unzuläſſig, einer Frau, die nicht 
im Armenrechte ſtreitet, mit dem Hinweiſe darauf, daß ſie das Armenrecht ae 
könnte und bewilligt erhalten würde, den Anſpruch auf Gewährung eines Koſtenvorſchuſſes 
zu verſagen. Das würde auf einen mittelbaren Zwang der Frau zur Nachſuchung des 
Armenrechts hinauslaufen. Ein derartiger Zwang iſt nicht gerechtfertigt. Das Armenrecht 
würde der Frau nur einſtweilige Befreiung von Koſtenzahlungen gewähren. Durch Gewährung 
des Koſtenvorſchuſſes erhält fie dagegen die Möglichkeit, ſich durch Tilgung der Koſtenſchuld 
Dritten gegenüber endgültig zu befreien. Auch könnte ſie den Prozeß bevollmächtigten frei 
wählen. Überdies kann eine Frau nicht als arme Partei gelten, wenn ſie das Recht hat, die 
zur Führung des Rechtsſtreits erforderlichen Geldmittel von ihrem dazu vermögenden Ehe⸗ 
manne zu fordern (RG JW 06 S. 35687, 56020. Über den Einfluß des Armeurechts der 
Frau auf die Verpflichtung des Mannes, die Koſten für einen von der Frau gegen den 
Mann wegen Unterhaltsgewährung anhängig zu machenden Rechtsſtreit vorzuſchießen, 
val. auch Seuffa 68 Nr 181. Der Mann hat keinen Anſpruch darauf, daß der Frau in 
dem zwiſchen ihnen ſchwebenden Eheſcheidungsſtreite das Armenrecht bewilligt werde (OLG 
27, 54). Bei der Bewilligung des Armenrechts für die Frau iſt zu berückſichtigen, ob der 
Mann zur Zahlung eines entiprechenden Koſtenvorſchuſſes imſtande it (Os 82, 7). 
Wird der Frau das Armenrecht aus dem Grunde, weil der auf Eheſcheidung klagende Mann 
zur Vorſchußzahlung an die Frau imſtande ſei, entzogen, fo hat der Mann kein Beſchwerde⸗ 
recht (KG in OLG 39, 63). 

c) Geſamtſchuldneriſche Haftung der Eheleute. Iſt die Frau der Gerichtskaſſe gegen- 
über koſtenvorſchußpflichtig, ſo haftet der Mann neben der Frau als Geſamtſchuldner (88 1387, 
1388), und dieſe Haftung für den Koſtenvorſchuß bleibt nach 8 90 GRG beſtehen, auch wenn 
die Koſten des Verfahrens darauf der Frau auferlegt werden. Die Koſtenvorſchußpflicht des 
Mannes, deſſen Ehe fortbeſteht (3. B. wenn die Reviſionen beider Teile gegen das die Schei⸗ 
dungsklage abweiſende Urteil zurückgewieſen werden), wird dadurch nicht berührt, daß die 
Koſten, die der Ehefrau infolge Zurückveiſung ihrer Reviſion endgültig auferlegt ſind, ſich nun⸗ 
mehr als ſolche Koſten erweiſen, die dem Vorbehaltsgute der Frau zur Laſt fallen, mithin vom 
Manne nicht zu tragen ſind (88 1387, 1388, 1416; Rh 20. 7. 07 IV 313/06). Von der Ver⸗ 
pflichtung zur Zahlung des für die Reviſionsinſtanz vorzuſchießenden Betrags wird der Mann 
— vorbehaltlich ſeines Rechtes, von der Frau Erſtattung zu fordern — nicht dadurch befreit. 
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daß nachträglich die Reviſion der Frau zurückgewieſen wird (RG 25. 5. 07 IV 166/06; RG 
JW 1910, 94220). Die geſamtſchuldneriſche Haftung des Mannes für die Kosten der Reviſtons⸗ 
inſtanz, die nach $ 1888 gegenüber der Gerichtskaſſe beſteht, wird durch die rechtskräftige 
Scheidung der Ehe inſoweit nicht beſeitigt, als der Mann vorſchußpflichtig war (§ 81 GKG, 
$ 554 Schlußſatz ZPO nach dem Abänderungsgeſetz v. 22. 5. 10), wobei es nicht darauf an⸗ 
kommt, ob der Vorſchuß ſchon vor Eintritt der Rechtskraft des Scheidungsurtells erfordert 
worden war (RG 6. 5. 11 IV 686/10). Ebenſo hinſichtlich der Koſten der Berufungsinſtanz 
K in OLG 35, 344. Anderſeits hat das Reichsgericht für den Fall, daß das die Ehe der 
Parteien trennende Berufungsurteil infolge Zurückweiſung der Reviſion der beklagten 
Ehefrau rechtskräftig wird, entſchieden, daß nach rechtskräftiger Eheſcheidung keine Mit⸗ 
haft des Klägers, als des Ehemanns der Koſtenſchuldnerin für die ihr auferlegten, durch 
ihren Vorſchuß ungedeckt gebliebenen Koſten der Reviſionsinſtanz mehr in Frage kommen 
kann. Dies würde übrigens auch, abgeſehen von der Rechtskraft des Scheidungsurteils 
nach 8 1416 Abſ 1 in Verbindung mit 88 1387 Nr 1 und 1888 gelten (NG Warn 1915/16 
Nr 139). Pgl. auch OLG 24, 288; 30, 46ff.; 32, 5ff. Die Frage, ob eine klagende Ehe⸗ 
frau durch Einlegung eines Rechtsmittels der Gerichtskaſſe gegenüber Vorſchußſchuldnerin 
wird, hängt mit der geſetzlichen Vorſchußpflicht des Ehemanns gegenüber der Ehefrau nicht 
zuſammen und ift nach 8 81 Gech im Hinblick auf die Prozeßfähigkeit der Ehefrau ($ 52 Abſ 2 
BRD und $ 1399 BGB) zu bejahen (RG JW 1910, 15727). a 

d) Nichtige Ehe. Die Haftung des Ehemanns aus der Koſtenvorſchußpflicht fällt weg, 
wenn die Ehe für nichtig erklärt wird. Denn Anſprüche der Frau oder Dritter, welche nur bei 
Gültigkeit der Ehe beitehen konnen, werden von ſelbſt hinfällig, wenn die Ehe als von Anfang 
an nichtig anzuſehen iſt (RG JW 05, 29930). 

7. Verteidigungskoſten 89 140, 141 StPO. 
ER 91 e Dazu gehört auch ein gegen die Frau gerichtetes Privatklageverfahren 

9. Das Vorhandenſein dieſer Vorausſetzungen hat die Frau zu beweiſen. 

10. Die nach § 1402 erſetzte Zuſtimmung ſteht der erteilten gleich. 

11. Erſabpflicht $ 1415 Nr 3 1 A 


8 1388 


) Soweit der Mann nach den SS 1385 bis 1387 der Frau gegenüber deren 
Verbindlichkeiten zu tragen hate), haftet?) er den Gläubigern neben der Frau 
als Geſamtſchuldner“) 5). 

E II 1287: M 4 205; P 4 132, 152, 159, 179, 193; 6 275. 


1. 8 1388 beruht auf denſelben Erwägungen wie § 1088 (Nießbrauch an einem Ver. 
mögen). Die unmittelbare Haftung des Ehemanns gegenüber den Gläubigern entſpricht 
1 6 Auffaſſung und gereicht ſowohl der Ehefrau als auch dem Gläubiger zum 

e. 
PO Die Beweislaſt beſtimmt ſich ebenſo wie im Verhältniſſe des Mannes gegenüber der 
* * 
3. Die Haftung trifft den Mann, gleichviel ob das eingebrachte Gut Erträgniffe abwirft 
oder nicht und ob eingebrachtes Gut überhaupt vorhanden ift (vgl. Vorbem vor 8 1373 

4. Die Haftung des Mannes als Geſamtſchuldner beſtimmt ſich nach 88 421425. Wegen 
feiner Haftung gegenüber der Gerichtskaſſe vgl. § 1387 A 6 c. Die Haftung des Mannes aus 
8.1387 Nr 2 dauert dem Glaubiger gegenüber auch nach der Verurteilung der Frau fort. — 
Wegen Unpfändbarkeit der Früchte des eingebrachten Gutes vgl. 8 861 3PO. 

5. Erſatzpflicht. Anſpruch auf Erfah des Aufgewendeten hat der Mann gegen die Frau 
nicht, wohl aber umgekehrt die Frau gegen den Mann. 


8 1389 

Der Mann Hat!) den ehelichen Aufwand?) zu tragen. 8 

Die Frau kann verlangen?), daß der Mann den Reinertrag“) des ein⸗ 
gebrachten Gutes, ſoweit dieſer zur Beſtreitung des eigenen und des der Frau 
und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingens) zu gewährenden Unterhalts er- 
forderlich iſt, ohne Rückſicht auf ſeine ſonſtigen Verpflichtungen zu dieſem 
Zwecke verwendete). 

E 1 1828 Nr 2 Halbſ 2 II 1288; M 4 168, 297; P 4 182, 147, 175, 184, 193, 196; 6 275. 


1. Die Verpflichtung des Mannes zur Tragung des ehelichen Aufwandes entſpricht ſeinem 
Rechte auf Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes. In der Überlaſſung dieſes 
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Gutes an den Mann zur Verwaltung und Nutznießung beſteht der von der Frau zu dem ehe⸗ 
lichen Aufwande zu leiſtende Beitrag. Die Verpflichtung trifft den Mann allein und iſt un⸗ 
abhängig davon, ob eingebrachtes Gut vorhanden iſt. Vgl. Vorbem vor 8 1373. Wegen ber 
Unterhaltspflicht vgl. aber auch 8 1603. — Wenn $ 1389 Abſ 1 dem im geſetzlichen Güterſtande 
lebenden Manne die Verpflichtung auferlegt, den ehelichen Aufwand zu tragen, ſo iſt damit 
nicht ausgeſchloſſen, daß auch die Frau aus ihrem Stammvermögen hierzu Beiträge leiſte. 
Dies kann auch ſo geſchehen, daß ſie die Verwendung ihres Vermögens zu Zwecken der Lebeus⸗ 
haltung ſtillſchweigend gutheißt (RG 12. 10. 08 IV 250/08). 

2. Der Begriff des ehelichen Aufwandes iſt im BOB nicht beſtimmt. Dem Weſen der 
Ehe als vollſtändiger Lebensgemeinſchaft von Mann und Frau entſprechend begreift der 
eheliche Aufwand alle dieſe Lebensgemeinſchaft betreffenden und ihren Zwecken dienenden 
Ausgaben. Der Ausdruck: „ehelicher Aufwand“ iſt in gleichem Sinne in 88 1427, 1458, 1529 
gebraucht. Der eheliche Aufwand umfaßt vor allem den Unterhalt beider Ehegatten und 
ihrer gemeinſchaftlichen Abkömmlinge. Dieſe Unterhaltspflicht iſt ſchon in §8 1360, 1601 
vorgeſchrieben, und eine Anderung der Vorausſetzungen der geſetzlichen Unterhaltspflicht 
bezweckt der § 1389 nicht. Zufolge § 1389 Abſ 1 iſt der Mann auch gegenüber der Frau 
verpflichtet, den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren. Der eheliche 
Aufwand deckt auch die Fälle, in denen Aufwendungen für den Unterhalt der Eltern eines 
Ehegatten im gemeinſamen Haushalt oder für wohltätige Zwecke oder für die den Verhält⸗ 
niſſen der Familie entſprechenden geſelligen Veranſtaltungen zu machen ſind (Prot 4, 194). 
Nicht unter den ehelichen Aufwand fallen die in 88 1384—1387 bezeichneten, dem Manne 
als Ausfluß der Verwaltung und Nutznießung obliegenden Laſten, ebenſowenig die Koſten 
der Eheſchließung. Dieſe hat jeder Ehegatte zur Hälfte zu tragen (M 4, 163; § 320). Das Reichs⸗ 
gericht hat angenommen (RG 67, 1), daß der Begriff des ehelichen Aufwandes den eigenen 
Unterhalt ſowohl der Ehegatten als der gemeinſchaftlichen, mindeſtens der den elterlichen 
Haushalt teilenden Abkömmlinge mitumfaſſe, daß er aber damit nicht erſchöpft werde. — 
Der Unterhalt der Frau, ihre Bekleidung und die Befriedigung ihrer ſonſtigen perſönlichen 
Bedürfniſſe gehören zum ehelichen Aufwande (RG Warn 1911 Nr 333). Wenngleich nach 
deutſcher Sitte die Frau die zur Einrichtung des Hausweſens notwendigen Gegen⸗ 
ſtände in die Ehe mitzubringen pflegt und das BGB dieſer Übung durch die Vorſchrift 
des $ 1620 Rechnung getragen hat, jo beſteht doch im Verhältnis der Ehegatten unterein⸗ 
ander keine rechtliche Verpflichtung der Frau, dem Manne die zur Einrichtung des ehelichen 
Haushalts notwendigen Sachen zur Verfügung zu ſtellen. Die Anſchaffung und Unter⸗ 
haltung dieſer Gegenſtände bildet vielmehr einen Teil des ehelichen Aufwandes (RG 87, 56), 

3. Anſpruch der Frau. Den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen ſteht das Recht nicht 
zu. Der Anſpruch unterliegt der Beſchränkung in § 1394 Abf 1 nicht (8 1394 Abſ 2). Wird der 
Anſpruch verletzt, ſo kann die Frau auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung klagen 
($ 1418 Abſ 1 Nr 2). 

4. Reinertrag. Die Koſten der Verwaltung des eingebrachten Gutes, auch die vom Manne 
nach 88 1384—1387 zu tragenden Laſten find abzuziehen. 

5. Für die nicht gemeinſchaftlichen Abkömmlinge der Frau kommen unter Umſtänden 
ae in Betracht. Über den Begriff eines „gemeinſchaftlichen Abkömmlings“ vgl. 

6. Wegen Unpfändbarkeit der Früchte des eingebrachten Gutes vgl. § 861 ZPO. 


8 1390 


1) Macht der Mann zum Zwecke der Verwaltung des eingebrachten Gutes?) 
Aufwendungen“), die er den Umſtänden nach für erforderlich halten darf), 
jo kann er von der Frau Erſatz verlangen“), ſofern nicht die Aufwendungen 
ihm ſelbſt zur Laſt fallen“). 

E I 1324 Abſ 1, 595 II 1289; M 4 285; P 4 132, 148, 151, 159, 174, 196. 


1. Kraft des in dem Verwaltungsrechte des Mannes liegenden geſetzlichen Auftrags 
ift der Mann berechtigt, Erſatz feiner Auslagen und Befreiung von den eingegangenen Ver⸗ 
bindlichkeiten zu verlangen bzw. ſich aus den vorhandenen Geldern gemäß § 1876 Nr 1 be⸗ 
zahlt zu machen (M 4, 271). 8 

2. Zweck der Aufwendungen. Betreffen die Aufwendungen andere Zwecke als die 
Verwaltung des eingebrachten Gutes 3 B. perſönliche Bedürfniſſe der Frau oder das Vor⸗ 
behaltsgut, fo find die allgemeinen Grundſätze über den Auftrag (8 670) und die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag (§ 683) für den Erſatz maßgebend. 

3. Über den Begriff der Aufwendungen vgl. Erl zu 8 670. 
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4. Das pflichtgemäße Ermeſſen (88 1374, 1859) des Mannes entſcheidet. Es kommt nicht, 
wie in 1 . die Wee tatsachlich für die Frau vorteilhaft ſind und ihrem 
wirklichen oder mutmaßlichen Willen entſprechen. } 

5. Erſatzanſpruch. Der Mann kann das Verlangen ſchon während der Dauer der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung ſtellen. Er kann auch Befreiung von einer eingegangenen 

erbindlichteil verlangen (8 257). Die Frau kann, wenn die Verbindlichkeit noch nicht 
fällig iſt, dem Manne, ſtatt ihn zu befreien, Sicherheit leiſten. Für die Frage, ob Zinſen 
zu zahlen find, iſt $ 260 zu beachten. Ein Recht auf Vorſchußzahlung (8 669) und Weg 
nahme einer Einrichtung (58 258, 1049 Abf 2) hat der Mann nicht. Ihm ſtehen aber die 
Befugniſſe aus 88 1376 Nr 1 u. 1379 zur Seite. Wegen der Auskunfts-, Herausgabe⸗ und 
Rechenſchaftspflicht des Mannes gelten nicht 88 666, 667, ſondern 88 1374, 1421. Wegen 
der Verjährung vol. 8 204. 


6. 88 1384 —1389. Abweichende Vereinbarungen ſind ſtatthaft. 


8 1391 


Verhalten?) des Mannes die Beſorgnis“) begründet, 
N tan in einer das eingebrachte Gut erheblich gefährden⸗ 
den?) Weiſe verletzt) werden, jo ann“ die Frau von dem Manne Sicherheits» 
leiſtung verlangens). 


Das gleiche gilt!), wenn die der Frau aus der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des Mannes zuſtehenden Anſprüche l) anf Erſatz des Wertes ver⸗ 
brauchbarer Sachen erheblich gefährdet ſind 1) 12) 15). 

E 1298, 1005 II 1290; Mm 4 185, 197; P 4 139, 145, 176, 177, 198. 


I. Zweck und guhalt der Vorſchrift. 
welche wie die 88 1881, 1882 (Cigentumsübergang kraft Geſetzes), 88 1389 Abſ 2, 1394 
Satz 2 (Verwendung des Reinertrags auf d 
papieren), $ 1394 (vorzeitige Geltendmachung von Anſprüchen) und § 1418 Abſ 1 Nr 1 u. 2 
(Aufhebung der Verwaltung und Nutznie 


1) Wird durch das 
daß die Rechte!) der d 


das ſonſtige 
N ne Frauenaut z. B. Grundstücke, bewe liche Sachen, Forderungen oder deren Er⸗ 

jasftüde 5 1 ukekig ‚gefährbet ift, kann e em en Nießbraucher — 
r dann verla i 


fü ift, das nicht gerade ſchuldvoll zu ſein braucht (RC 60, 182; 
RO 6. 4. 05 IV 17/8; 2. 11. 16 I. 195016 6 20 00 109185 $ 1375 A4). Nicht auf 
die Schädigungsabſicht des 
1 einer ordnungsmäßigen Verwaltung des Frauenguts entſpricht (RG Warn 


5 des Mannes in Betracht. Nicht erforderlich iſt, daß 
das Verhalten des Mannes auf Vorſatz n (8 En beruht. Val. A 1. 
Cin auf ben Mangel an Geschick und Umſicht zurüdzuführendes Verhalten kann genügen. 


and! nterlaſſungen beſtehen. Daß 
dieſe gerade die Verwaltung und 5 udlungen oder U if 
wird nicht verlangt. So kann der § 1391 gegeben ſein, wenn z. B. ein Ehemann als Vor⸗ 
mund Mündelgelder unterſchlägt. Nach RS 57, 162 kommt es darauf an, ob die Handlungs. 
weile des Mannes feinen Charakter in einem Lichte erſcheinen läßt, daß die Beſorgnis ge- 
rechtfertigt iſt, er werde (auch künftig) die Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut 
erheblich gefährdenden Weil 


gänge, die nor dem 1. Jau. 1000 liegen, kommen in Betracht. Hatte der Mann durch eine Hypo⸗ 
thekenanlage vor dem 1. Jan. 1900 d 
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1900 den hierdurch verſchuldeten Vermögensverluſt der Ehefrau durch lügneriſche Behaup⸗ 
tungen zu verheimlichen verſucht, fo kann dieſes Geſamtverhalten dem § 1891 unterſtellt 
werden (RG 2. 4. 06 IV 434/05; 6. 3. 16 IV 363/15). Bei Prüfung der Frage, ob der Mann 
durch ſein Verhalten eine erhebliche Gefährdung des Eingebrachten der Frau befürchten 
laſſe, iſt das Gericht nicht auf ſolche Umſtände beſchränkt, die nur die bisherige vom Manne 
ausgeübte Verwaltung des Eingebrachten angehen, ſoudern es kann, je nachdem die Sach⸗ 
lage dazu Anlaß bietet, die Handlungsweiſe und den Charakter des Mannes nach 
jedweder Richtung prüfen, ſo daß es rechtlich nicht gehindert iſt, auch ſein anderweites Ver⸗ 
halten, alſo auch ſein außergeſchäftliches Verhalten und ſein geſamtes Benehmen gegen⸗ 
über ſeiner Frau (Unwahrhaftigkeit und Unzuverläſſigkeit) zu würdigen. Anderſeits 
würde es verfehlt ſein, ſchon wegen liebloſen Verhaltens des Mannes anzunehmen, daß 
das von ihm verwaltete Eingebrachte feiner Frau gefährdet ſei (NG Warn 1915/16 Nr 228). 
Entſcheidend für das auf §8 1418 Abf 1 Nr 1, 1391 Abf 1 geſtützte Verlangen auf Her⸗ 
ausgabe des eingebrachten Frauenguts iſt rechtsgrundſätzlich die Handlungsweiſe des 
Mannes als ſolche, ſo daß zu prüfen iſt, ob nach den Behauptungen der Frau ſein geſchäft⸗ 
liches und außergeſchäftliches Verhalten und ſein Charakter in einem derartigen 
Lichte erſcheinen, daß dadurch die Beſorgnis gerechtfertigt iſt, er werde auch künftig die 
Rechte der Frau in einer das eingebrachte Gut erheblich gefährdenden Weiſe verletzen (RG 
6. 3. 16 IV 363/15). Das Verhalten des Mannes im Sinne des § 1391 Abi 1 braucht 
kein Verhalten in bezug auf das eingebrachte Gut zu fein (OLG 88, 245). 

3. Die Beſorgnis einer Rechtsverletzung genügt. Iſt die Rechtsverletzung bereits ein- 
getreten und die Beſorgnis weiterer Rechtsverletzungen begründet, ſo erwächſt der Frau 
auch noch das Klagerecht aus 8 1394. Zur Begründung der Beſorgnis reichen der Vermögens⸗ 
verfall des Mannes und die ſchlechte Verwaltung ſeines eigenen Vermögens nicht aus (RG 
6. 4. 05 IV 17/05). 

4. Rechte der Frau ergeben ſich aus § 1374 (ordnungsmäßige Verwaltung und Aus- 
kunftserteilung), 88 1375, 1377 (Verfügungen über eingebrachtes Gut, mündelſichere An⸗ 
legung des Geldes), $ 1378 (Grundſtücksverwaltung), SS 1381, 1382 (Eigentumsübergang 
kraft Geſetzes), SS 1384—1387 (Laſten), § 1389 (ehelicher Aufwand). 

5. Ob eine erhebliche Gefährdung des eingebrachten Gutes vorliegt, iſt Tatfrage. Er⸗ 
hebliche Gefährdung liegt z. B. nicht vor, wenn der Ehemann Sachen, deren Wert im Ver⸗ 
hältniſſe zum Geſamtwerte des eingebrachten Gutes gering ift, ohne die erforderliche Zu⸗ 
ſtimmung der Frau veräußert oder wenn er einen verhältnismäßig geringen Betrag des zum 
eingebrachten Gute gehörenden Geldes in ſeinem Nutzen verwendet (Prot 4, 177). Für die 
Frage, ob eine erhebliche Gefährdung vorliegt, iſt die Sachlage am Schluſſe der letzten münd⸗ 
lichen Verhandlung entſcheidend (RG Warn 1911 Nr 246). Vgl. § 1418 A 6. Erhebliche 
Gefährdung des eingebrachten Gutes war z. B. nicht zu beſorgen, weil ſich ſolches zur 
Zeit nicht in den Händen des Mannes befand und er durch Zuchthausſtrafe verhindert 
war, ſich in den Beſitz von eingebrachtem Gute zu ſetzen, anderſeits zu erwarten ſtand, 
daß bis zu feiner Freilaſſung die Eheſcheidung durchgeführt fein würde (OLG 38, 245). 

6. Schuldbare Verletzung wird nicht vorausgeſetzt (vgl. A 2). 

7. Zeit des Verlangens. Das Verlangen kann ſchon während der Verwaltung und 
Nutznietzung geſtellt werden (Klage, Arreſt, einſtweilige Verfügung). Vgl. 8 1418 A 12. 

8. Sicherheitsleiſtung 88 232—240. Rechtsirrig iſt es, eine erhebliche Gefährdung ſchon 
in dem Umſtande zu erblicken, daß die vom Manne der Frau zur Sicherheit bereits früher 
freiwillig eingeräumte Hypothek an feinem Grundbeſitze den Anforderungen der Mündel. 
mäßigkeit nicht genüge. Denn der Ehefrau ſteht grundſätzlich und von vornherein überhaupt 
keinerlei Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung gegen den Mann zu. Nur wenn die beſonderen 
Vorausſetzungen des $ 1391 gegeben find, kommt ein ſolcher Anſpruch, dann allerdings mit 
dem vollen Inhalte der $$ 232 ff. zur Entſtehung (Ac 60, 182). Die Sicherheitsleiſtung kann 
nicht nur durch einſtweilige Verfügung, ſondern auch durch dinglichen Arreſt verlangt werden 
(RG Gruch 46, 655). Die Koſten der Sicherheitsleiſtung hat der Mann zu tragen. Unter 
den Vorausſetzungen des $ 1391 Abſ 1 fteht der Frau auch die Klage auf Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung zu ($ 1418 Abſ 1 Nr 1). Das Recht aus $ 1052 (gerichtliche 
Verwaltung) hat die Frau nicht. — Eine Ehefrau, die berechtigt iſt, Sicherheitsleiſtung zu 
verlangen, kann das Zurückbehaltungsrecht ($ 274 Abf 1) geltend machen, wenn ihr durch 
nichtiges Rechtsgeſchäft das Eingebrachte zurückerſtattet iſt (MG JW 09, 16518). 

9. Die Frau kann von dem Manne Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn die Voraus⸗ 
ſetzungen des Abſſ 2 vorliegen. Liegen fie vor, jo kommt es auf die Vorausſetzungen des 
Abſ 1 nicht an. Die Urſache der Gefährdung (Verhalten des Mannes, Unglücksfälle) iſt gleich. 
gültig. Umſtände aller Art kommen in Betracht. § 1391 Abſ 2 entſpricht dem $ 1007 Abſ 2 
(Nießbrauch). Unter den Vorausſetzungen des § 1391 Abſ 2 fteht der Frau auch die Klage 
auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung zu (8 1418 Abſ 1 Nr 1). Das Recht aus 
§ 1052 (gerichtliche Verwaltung) hat die Frau nicht. — Bei Anwendung des $ 1391 Abſ 2 
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kommt es auf ein urſächliches Verhalten des Mannes nicht an (RG JW 09, 49720). Die 
Erſatzanſprüche der Frau aus $ 1391 Abſ 2 find ſchon dann begründet, wenn fie auch nur 
ſachlich, aus irgendeinem Grunde, erheblich gefährdet ſind. Ausreichen kann die bloße 
Tatſache eines geſchäftlichen Fehlbetrags des Mannes, bei dem auch das als Geſchäfts⸗ 
kapital verwendete Frauengut in Mitleidenſchaft gezogen iſt, ſo daß es nicht darauf 
ankommt, ob etwa dieſer Fehlbetrag auf die Art der Geſchäftsführung des Mannes oder 
auf die Kriegszeit zurüdzuführen ift (RG 6. 3. 16 IV 363/15). Vgl. § 1394 A 6. £ 

10. Solche Erſatzanſprüche der Frau ergeben fich aus $ 1377 Abſ 3, können aber auch 
entſtehen, wenn der Mann dem ee Abſ e an eher Anlegung des Geldes) zuwider 
handelt (RG JWö 07, 1799), Nicht nur die entſtandenen, ſondern auch die künftig entſtehenden 
Erſatzanſpruche ſollen geſichert werden (Prot 4, 200; M 4, 185). 


g 11. 2 eine erhebliche Gefährdung der Erſatzanſprüche vorliegt, iſt Tatfrage (vgl. 
Anm 5). 


12. Anfechtung. Geſchafte, die der Mann zum Zwecke der Sicherſtellung oder Rück 

Frau nm Wiel unter Umſtänden von ben Gfän- 

bigern des Mannes angefochten werden, insbeſondere auf Grund der 88 31 Nr 2, 32 Nr 1 KO 

(c ahl der 8 8 Kr 2 Anſc (cc 57, 161; 3% 06, 39019). Cine Frau, die nach 

3 1391 Abl 1 Anspruch auf Sicherheitsleiſtung hat, kann dieſe nicht in der Form der Über 

de ne gehörigen Grundſtücks verlangen (vgl. 8 232). In einer ſolchen 

y eſetzt, daß ihr kein ſonſtiger Anſpruch auf Befriedigung wegen ihrer 

Erſatzforderung mittels Übereignung des Grundſtücks zur Seite ſteht, die Gewährung einer 

\ edung vor, die geeignet ilt, die Annahme der Anfechtbarkeit nach 

53 Nr 2 Anf® zu begründen (M& 20. 3. 00 VII 317/05). Der 8 1391 Ih e 
retu 39 f i egen, die der Ehe 

bei Aufhebung der Keren ngen (nach 83 Nr 1 Aufch) nicht entgeg 


14. Bewelslaſt. Die grau hat d 3 i ür den Anſpruch auf Sicherſtellung 
8 Lalbeſandes a 198 er des für den Anſpruch auf Sich 


g 1392 


) Liegen die Vorausſetzungene) vor, unter denen der Mann zur Sicher⸗ 
heitsleiſtung verpflichtet iſt, jo kann die Frau auch verlangen“), daß der 
Mann die zum eingebrachten Gute gehörenden Inhaberpapiere nebſt den Er⸗ 
neuerungsſcheinen bei einer Hinterlegungsſtelle oder?) bei der Reichsbanks) 
mit der Beſtimmung hinterlegte), daß die Herausgabe von dem Manne!) 
nur mit Zuſtimmunge) der Frau verlangt werden kann. Die Hinterlegung 
von Inhaberpapieren, die nach § 92 zu den verbrauchbaren Sachen ge- 
hören“), ſowie von Zins-, Renten- oder Gewinnanteilſcheinen kann nicht 
verlangt werden. Den Inhaberpapieren ſtehen Orderpapiere gleich, die mit 
Blankoindoſſament verſehen ſind. 

Uber die hinterlegten Papiere kann der Mann auch eine Verfügung, zu 
der er nach $ 1376 berechtigt iſt, nur mit Zuſtimmung der Frau treffen. 

4 1 1202, 1006 TE 19015 M 4 101; 9 4 105, 143, 178, 196; 5 108; 6 65. 


1. Zwec der Vorſchrift. Der 8 1892 bezweckt die Sicherung der Frau gegen die ihr aus 

der Verwaltung und Nutznießung 25 ange r geſchren (ogl. 81391 A 1). Er ent 

11 dem $ 1082 (Nießbrauch), jedoch mit einer weſentlichen Einſchränkung (vgl. Anm 2). 
ber Haftung der Hinterlegungsſtelle val. R 79, 9. 


2. Sei es, daß die 2. benen des Abſ 1 oder die des Abſ 2 des § 1391 vorliegen. 
Abweichung von $ 1082. Ebenſo $ 1894; vol. daſ. Anm 6. 


3. Das Verlangen kann ſchon während der Verwaltung und Nutznießung geſtellt 
werden. Die Frau hat nicht nur das Recht auf Gicherheitäleiftung, ſondern auch das Recht 
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auf Hinterlegung. Sie kann beide Rechte nebeneinander ausüben, z. B. wenn außer den 
Inhaberpapieren noch anderes eingebrachtes Gut gefährdet iſt. 

4. Nach Wahl des Mannes (Prot 4, 178; $ 1082 Satz 2). 

5. Vgl. 8 1814 (Inhaberpapiere des Mündels), Artt 144, 145 EG (Landesgeſetze). 

6. Die Hinterlegung kann der Mann nach § 1393 abwenden. 

7. Da das Verlangen der Herausgabe von dem Manne ausgehen muß, gebührt ihm 
auch der Beſitz des Hinterlegungsſcheins (vgl. auch $ 1373). Die Koſten der Hinterlegung 
hat der Mann zu tragen. 

8. Der erteilten Zuſtimmung ($$ 182, 183) ſteht die erſetzte (§ 1379) gleich. 

9. Z. B. Banknoten (8 92 Ab] 1). 


8 1393 


Der Mann kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach § 1392 zu hinterlegen, 
auf den Namen der Frau umſchreiben oder, wenn ſie von dem Reiche oder 
einem Bundesſtaat ausgeſtellt ſind, in Buchforderungen gegen das Reich 
oder den Bundesſtaat umwandeln laſſen!). 

E II 1292; P 4 178, 196; 6 275. 


1. Die Befugnis des Mannes bezieht ſich nur auf ſolche Papiere, deren Umſchreibung 
und Umwandlung an ſich zuläffig iſt. Vgl. § 806, Art 101 EG (Umſchreibung), § 232 
BGB und Artt 50, 97 EG. Der Beſitz des umſchriebenen Papiers gebührt dem Manne 
(8 1373). Die Koſten der Umſchreibung und Umwandlung hat der Mann zu tragen. 


8 1394 


) Die Frau kann Anjprüche?), die ihr auf Grund der Verwaltung und 
Nutznießung gegen den Mann zuſtehen, erſt nach?) der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung gerichtlich geltend machen“), es ſei denn“), daß 
die Vorausſetzungens) vorliegen, unter denen die Frau nach § 1391 Sicher⸗ 
heitsleiſtung verlangen kann. Der im § 1389 Abſ 2 beſtimmte Anſpruch 
unterliegt dieſer Beſchränkung nicht“). 


E 1 1292, 1004, 1324 Abf 2 II 1298 Abſ 1; M 4 184; P 4 138, 148, 152, 176, 177, 180, 201203. 


1. Der § 1394 bezieht ſich nur auf Anſprüche aus der Verwaltung und Nutznießung, 
nicht auf Anſprüche andern Urſprungs. Andere Anſprüche, z. B. ein dem Manne aus Mitteln 
des Vorbehaltsguts gewährtes Darlehn, können die Ehegatten gegeneinander jederzeit 
geltend machen. Der $ 1394 bezieht ſich ferner nur auf Anſprüche der Frau, nicht auf An- 
ſprüche des Mannes. Der Mann iſt in der Lage, ſich aus dem Gelde der Frau oder durch Ver⸗ 
äußerung anderer verbrauchbarer Sachen der Frau unmittelbar zu befriedigen (88 1376 Nr 1 u. 3, 
1377 Abſſ 3, 181). Er kann aber Anſprüche aus der Verwaltung und Nutznießung auch ſchon 
vor deren Beendigung gerichtlich geltend machen. Die Frau dagegen darf — damit der Ver⸗ 
waltung des Mannes die erforderliche Selbſtändigkeit gewahrt bleibt — nur ausnahms⸗ 
weiſe, nämlich wenn ernſtliche Rückſichten auf die Rechte der Frau es erfordern (nicht ſchon 
bei jeder Meinungsverſchiedenheit der Eheleute), ſchon vor Beendigung der Verwaltung und 
Nutznießung den Klageweg beſchreiten. 

2. Anſprüche auf Grund der Verwaltung und Nutznießung können der Frau gegen 
den Mann auf Grund der Beſtimmungen über die Verwaltung und Nutznießung erwachſen, 
insbeſondere infolge Verletzung ihrer Rechte (§ 1391 A 4) durch den Mann. — Der Anſpruch 
der Frau auf Rückforderung des Eingebrachten gehört nicht zu den in 8 1894 erwähnten, der 
Frau auf Grund der Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann zuſtehenden Ansprüchen 
(RG 19. 12. 05 VII 143/05). Der Anspruch der Frau, daß der Mann die Steuern 
zahle, gehört zu denjenigen Auſprüchen, die ihr auf Grund der Verwaltung und Nutznießung 
des eingebrachten Gutes gegen den Mann zustehen. Er unterliegt daher der Regel des 
§ 1394. Sie gilt ſowohl für den Leiſtungsanſpruch der Frau auf Zahlung der bereits 
umgelegten Steuern als auch für die Feſtſtellung, daß der Mann auch die künftig zur 
Veranlagung kommenden Steuern zu tragen habe (OLG 38, 244). 

3. Die Erſatzanſprüche der Frau aus § 1417 müſſen (ebenjo wie die des Mannes) natur⸗ 
gemäß ſchon während der Verwaltung und Nutznießung geltend gemacht werden können 
(ogl. $ 1417 Anm 1). Gleiches gilt von dem Anſpruch auf Mitwirkung bei der Beſtandsauf⸗ 
nahme (8 1372 A 2), dem Anſpruche der Frau auf Koſtenvorſchuß (8 1387 A 6) und auf Sicher. 
heitsleiſtung bzw. Hinterlegung (88 1391—1393), ſowie von dem Anſpruche der Frau aus 
$ 1389 Abſ 2. Wegen des Anspruchs der Frau auf Erſatz anderer verbrauchbarer Sachen als 
Geld vgl. § 1377 A 9. 
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4. Die gerichtliche Geltendmachung iſt hier in demſelben Sinne wie im 8 1880 zu ver⸗ 
ſtehen (vgl. $ 1380 A 4, 5). Der außergerichtlichen Aufrechnung (88 387, 388) ſteht § 1394 
nicht im Wege (88 1398, 1406 Nr 3). Sie begründet dem Manne gegenüber eine Einrede. 

5. Bewe Rafe Die Frau hat das Vorhandenſein der erforderten Vorausſetzungen zu 


beweiſen. 5 

6. Sei es daß die Vorausſetzungen des Abſ 1 oder die des Abſ 2 des $ 1391 vorliegen. 
Ebenſo $ 1992. Vgl. daſ. A 2. Kann die Frau Sicherheitsleiſtung beanſpruchen, ſo kann 
lie dies auch in der Art, daß ſie das Eingebrachte zurückbehält und dadurch eine erhebliche 


Gefährdung ihrer Rechte unmöglich macht (R G 84, 48; dich 6. 3. 16 IV 363/15). Vgl. 
auch J dee 12, 1901 U 2,0) a, 


läubiger der Frau, die Befriedigung aus dem ein ebrachten Gute verlangen können, 
können ihre Anſprüche unbe] friedigung a 9 


rankt vor Beendigung der Verwaltung und Nutznießung geltend 
machen (8 1411). gung 


§ 1395 


) Die Frau bedarf zur Verfügung?) über ein ebrachtes Gut der Ein⸗ 
willigung?) des Mannes ) 5), 2 b 


1 1800 Saß 2 IT 1284; M 4 210 fl.; P 4 188, 


146, 153, 160, 162, 180, 196. 
1. Die 88 1895—1407 beſchäfti 


1 125 gen ſich mit dem Rechte der Frau, über eingebrachtes 
Er 9 5 475 Sie zeigen bie Kehre der ee des Mannes ($$ 1373 bis 
a 155 8 den oberſten Grundſatz zum Ausdruck, daß die Frau in der Verfügung 
3 * er c. ra 17 Gut durch die Notwendigkeit der Zustimmung des Mannes beſchränkt iſt. 
N x m e 1 ftsfähigkeit it die Frau grundſätzlich weder durch die Ehe noch durch das 
une heliche Güterrecht beſchränkt, aber die dem Ehemann auf Grund der Verwaltung 
Dritten (6 1400 en den Rechte bedürfen ſowohl gegenüber der Frau als auch gegenüber 
getragen worden daß das Junderen Schutzes und dieſem Bedürfniſſe iſt dadurch le 
gewiſſen Beſchränkungen . der Ehefrau in Anſehung des eingebrachten Gute 


inzi kung, Mahnung, Stundung, Kündigung (§ 1398 A 6), 
Tausch tale rung, Lrlaß, Erfüllung und Wah der Erfüllung, nicht aber Kauf, 
geſchäft 68 130 38 och (RG 58, 37; 8 1396 A 3). Die Verfügung kann durch einſeitiges Rechts⸗ 
Zuſti 95) ober durch Fertrag (8 — erfolgen. In keiner Art darf die hefe ohne 

i ü * Szugebrachtes Gut unter Lebenden verfügen. Der 
geschaft aun dug Mere 6055 228) W 8 die Verfügungen durch eneltges Rechts. 
i Vertrag (ufanımengefatt im 
im Oegenfahe zu den ſchuldrechtlichen Rechtsgeſchlften durch die ſich die Frau zu einer Leiſtung 
bisherige Beſitzerin p Berzugung im Sinne des 9 1305 liegt z. B. vor, wenn die Frau als 
le 1 1 eliderin von Alien dieſe an einen andern zu dem Zwecke herausgibt, damit 
acht dae 1 7 an einen Dritten ein vertragsmäßiges een e 
90 RG 55 a Ein Re 3 241). Verfügung über ein Sparkaſſenguthaben der 

2704, 400, ff keine Ger, Schentungsverfpredien, Ausſobung, Mievertrag; Nc 35 
S. 204, 408) iſt feine Verfügun göberiprechen, Auslobung, n 
unterſcheidet zniſchen der unmiſe ban falke unter $ 1300 (val 5 1875 U 9) 
der nur vorbereitenden Verpflichtung 


a ; zer ihren Anteil an einem Nachlaßgrundſtücke nur mit Zu⸗ 
leben ce erfagunge derfügen Bay pae in ch 30, 3, Das Geſeß beſch dl 
ſliclieh bas Verfignng rech der Jan, nicht ihre Befugnis, ſich ſchuldneriſch zu ver⸗ 
pflichten (NG JW 1912, 188°), Hat z. B. die Frau eine zu ihrem eingebrachten Gute 
gehörige Hypothek ohne Zustimmung ihres Mannes einem Gläubiger verpfändet und 
etzterem den Hypothekenbrief übergeben, ſo ſetzt fie ſich der Einrede der Argliſt aus, 
bee ſie nach dem Erlöſchen des Verwaltungs. und Nießbrauchsrechts ihres Mannes durch 
eſſen Tod die Herausgabe des Hypothekenbriefs verlangt, obwohl fie in rechtsverbindlicher 
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Die Erhöhung des Zinsſatzes einer Hypothekenforderung ſtellt eine Verfügung 
über das Pfandgrundſtück dar, dagegen nicht die Unterwerfung unter die Zwangsvollſtreckung 
nach $ 800 ZP hinſichtlich einer Hypothekenforderung (Bay Ob in SeuffA 69 Nr 201). 
Durch die Verfügung ohne Zuſtimmung des Mannes wird für die Frau keine Gebunden⸗ 
heit begründet, auch keine Gebundenheit in ſchuldrechtlicher Hinſicht, falls nicht etwa die 
Verfügung von der Frau in dem Sinne getroffen wird, daß ſie eine eigene Verpflichtung 
übernehmen will (Ebbecke, Verwaltungsrecht mit dinglicher Wirkung in Gruch 61, 566) 
Ein Vergleich der Frau über Schmerzensgeld fällt unter § 1395 (OLG 38, 245). Vgl. 
8$ 1363 A 6, 1380 A 5. Eigenartig liegt der Fall, wenn ſich die Frau vor der Eheſchließung 
ſchuldrechtlich zu einer dinglichen Verfügung verpflichtet hat (z. B. wenn ſie einen andern be⸗ 
auftragt hat, ihren Grundbeſitz im ganzen oder trennſtückweiſe zu verkaufen) und nach der 
Eheſchließung die übernommene Verpflichtung (durch Auflaſſung) erfüllt werden ſoll. Durch 
die Eheſchließung erliſcht der Auftrag nicht. Die Frau bedarf aber nunmehr infolge der Ehe⸗ 
ſchließung zur Erfüllung ihrer Verpflichtung durch Auflaſſung des Grundbeſitzes an die Er- 
werber nach $ 1395 der Zuſtimmung ihres Mannes, und dieſer iſt, wenn nicht ein Ausnahme⸗ 
fall der §§ 1412—1414 vorliegt, zur Verweigerung der Zuſtimmung berechtigt. Trotzdem 
kann die Frau zur Erteilung der Auflaſſung verurteilt werden. Denn nach $ 1399 
iſt fie befugt, ſich zu einer Leiſtung zu verpflichten, und zwar ohne jede gegenſtändliche 
Einſchräukung. Die dadurch entſtehende Verpflichtung iſt nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
verfolgbar. Die Verurteilung der Frau zur Erteilung der Auflaſſung ift nicht gleichbedeutend 
mit der Verurteilung zu einer unmöglichen Leiſtung (8 306). Vielmehr hängt die Er⸗ 
füllbarkeit ihrer Verpflichtung davon ab, daß ſie die Zuſtimmung des Mannes erlangt, alſo 
ein an ſich behebbares Hindernis beſeitigt. Durch das Urteil wird der Frau die Verpflichtung 
zur Eigentumsverſchaffung gemäß 8433, auferlegt und fie kann, wenn ſie zur Beibringung 
der Zuſtimmung ihres Mannes dauernd unvermögend bleibt, auf Schadenserſatz in Anſpruch 
genommen werden. Befriedigung aus dem eingebrachten Gute der Frau darf der Glau⸗ 
biger allerdings nur in den Ausnahmefällen der 88 1412—1414 verlangen (RG 80, 247). 

3. Die Einwilligung (vorherige Zuſtimmung, § 183) des Ehemanns ſtellt ſich als ein 
einſeitiges, empfangsbedürftiges, zu dem Rechtsgeſchäfte der Frau hinzutretendes Rechts ⸗ 
geſchäft dar, woraus folgt, daß der Mann aus dem Rechtsgeſchäfte der Frau perſönlich 
nicht haftet. Der Mann ermöglicht durch ſeine Einwilligung nur den Übergang des Rechtes 
der Frau auf den Dritten, wird aber dadurch dieſem gegenüber nicht ſelbſt Vertragſchließender. 
Die Einwilligung des Mannes begründet nicht die perſönliche Haftung des Mannes für die der 
Frau aus dem Rechtsgeſchäft erwachſende Schuld. — Die Einwilligung macht den Mann 
nicht zum Mitverfügenden (RG 74, 51). Die Einwilligung kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
geſchehen und bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft der Frau vorgeſchriebenen Form. Sie 
iſt nach Maßgabe des § 183 widerruflich. 

4. Ausnahmen. Nur in den Fällen des § 1401 iſt die Zustimmung des Mannes nicht er⸗ 
forderlich. Fernere Ausnahmen in $ 9 des Gel. v. 31. 5. 91 über das Reichsſchuldbuch (Art 50 
Ech) und hinſichtlich des Staatsſchuldbuchs Art 97 EG. Verfügungen von Todes wegen 
(88 1937, 1941) fallen nicht unter $ 1395. Ein Rechtsgeſchaft, durch das die Frau lediglich 
einen rechtlichen Vorteil erlangt (3. B. Annahme einer reinen Schenkung), kann die Frau 
ohne Einwilligung des Mannes wirkſam abschließen. Der Erwerb aus einem ſolchen Rechts⸗ 
geſchäfte fällt dem eingebrachten Gute ($ 1363 Abſ 2) zu. Wegen der Rechtsgeſchäfte, durch 
die ſich die Frau zu einer Leiſtung verpflichtet, vgl. $ 1399. 

5. Übergangsrecht. Nach Art 200 Abf 1 Ech bleiben für den Güterſtand einer zur Zeit 
des Inkrafttretens des BGB beſtehenden Ehe die bisherigen Geſetze maßgebend und nach 
Abſ 3 daſelbſt bleibt, ſoweit die Ehefrau nach den für den bisherigen Güterſtand maßgebenden 
Geſetzen infolge des Güterſtandes oder der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, dieſe 
Beſchränkung in Kraft, ſolange der bisherige Güterſtand beſteht. 


8 1396 


) Berfügt?) die Frau durch Vertrag“) ohne) Einwilligung?) des Mannes 
über eingebrachtes Gut, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags von der Ge⸗ 
nehmigunge) des Mannes ab’). 

Fordert der andere Teil den Mann zur Erklärung über die Genehmigung 
auf?), jo kann die Erklärung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Auf⸗ 
forderung der Frau gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung 
der Genehmigung wird unwirkſam“). Die Genehmigung kann nur bis zum 
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Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung erklärt 
werden; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigert. 

Verweigert der Mann die Genehmigung, ſo wird der Vertrag nicht da⸗ 
durch wirkſam, daß die Verwaltung und Nutznießung aufhört!) 

E I 1800 Satz 2 u. 8 II 1295; M 4 226; P 4 133, 146, 158, 160, 162, 180, 196, 257; 6 276, 392. 


1. Der $ 1396 ift dem § 108 (Vertragſchließung des Minderjährigen ohne Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters) nachgebildet (RG 54, 46). 

2. Verfügung. Vgl. § 1395 A 2. 2 

3. Der Natur der Sache entſprechend können hier nur Verträge unter Lebenden, 
nicht Verträge von Todes wegen, nur vermögensrechtliche, nicht familienrechtliche Verträge 
in Betracht kommen. Die Frau verfügt über eingebrachtes Gut durch Vertrag, wenn ſie 
3. B. mit Mitteln des eingebrachten Gutes ein Darlehn gewährt, dagegen nicht, wenn fie Gegen. 
ſtände des eingebrachten Gutes z. B. verkauft, vermietet oder verpachtet. Kauf., Miet. und 
Pachtverträge begründen nur mittelbar die Verpflichtung zur Vornahme von Verfügungen, 
3. B. zur Übergabe, und fallen daher unter $ 1399. Demzufolge hat Rc 58, 36 die Klage 
auf Einräumung des Pachtbeſitzes auf Grund eines von der Frau ohne Genehmigung des 
Mannes geſchloſſenen Pachtvertrags gegen die Erben der Frau für begründet erachtet, weil 
ſich die Frau durch den Pachtvertrag zu einer Leiſtung ($ 1399 Abf 1), nämlich zur Gewährung 
des Pachtbeſibes verpflichtet hatte und der Mann, der freilich die Beſitzübertragung nicht 
zu dulden brauchte, nach dem Tode der Frau ebenfalls geſtorben war und mit ſeinem Tode 
jeine Rechte an dem eingebrachten Gute erloſchen waren. : 

0. Mit Einwilligung des Mannes geſchloſſene Verträge der Frau über eingebrachtes Gut 
find von Anfang an wirkſam, gleichviel ob der Mann die Einwilligung der Frau oder dem 
Dritten gegenüber erklärt hat. 3 
, 5. Einwilligung ift die vor dem Vertragsabſchluß erteilte Zuſtimmung ($ 183) und ein 
einfeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Vgl. im übrigen 8 1395 Anm 3. 

6, Genehmigung bedeutet die nach dem Vertragsabſchluß erteilte Zuftimmung ($ 184) 
und iſt ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft. Wie die Einwilligung kann auch 
die Genehmigung ausdrücklich oder ſtillſchweigend geſchehen und bedarf nicht der für den 

ertrag ber Frau vorgeſchriebenen Form. Anders als die Einwilligung iſt die Genehmigung 
unwiderruflich. 

7. Exteilt der Mann die Genehmigung, fo gilt der Vertrag als von Anfang an wirkſam. 
Wegen der Wirkſamkeit der inzwiſchen getroffenen Verfügungen gilt $ 184 Abſ 2. Verweigert 
der Mann die Genehmigung, ſo gilt der Vertrag als von Anfang an unwirkſam und bleibt 
unwirkſam, auch wenn Verwaltung und Nußnießung ſpäter aufhören. Erteilung und Ver⸗ 
weigerung der Genehmigung find, gleichviel ob fie der Frau oder dem Dritten gegenüber 
erklärt werden, wirkſam und unwiderruflich und von derjenigen Partei zu beweiſen, die ſich 
darauf beruft. Unwirkſam werden fie, wenn die im § 1396 Abſ 2 bezeichnete Aufforderung 
des Dritten ergeht. gl. darüber A 9. Solange die Genehmigung des Vertrags weder 
erteilt noch verweigert iſt, iſt der Vertrag unwirkſam, und zwar ſowohl dem Manne als auch 
jedem Dritten gegenüber, als auch zugunſten der Ehefrau. Letztere iſt während des Schwebe- 
zuftandes dem Dritten gegenüber nicht verpflichtet, doch darf fie dem Ehemanne gegenuber 
die für das eingebrachte Gut durch den Vertrag begründete Rechtsſtellung nicht ohne Ein- 
willigung des Mannes aufgeben. Verfügt die Frau durch Vertrag ohne Einwilligung des 
Mannes über das Eigentum an beweglichen, zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen, |o 
wird trotz deren Übergabe das Eigentum nicht vor der Genehmigung des Mannes auf den 
Dritten übertragen, und dieſem ſteht vorher auch nicht die Klage auf Herausgabe gegen den 
Beſitzer (5 985) zu (MG 54, 46). Vgl. auch Ebbede, Die Ungültigkeit in ihren verſchiedenen 
Geſtaltungen in Gruch 63, 196. 0 i 

8. 115 a ift ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft und an eine 
Form nicht ge 5 5 
x 9. Der andere Teil kann wählen, ob er ſich auf die der Frau gegenüber erklörte Genehmi- 
gung bzw. Verweigerung der Genehmigung berufen oder davon abſehen und den Mann 
auffordern will, ihm, dem Dritten, gegenüber die Genehmigung bzw. Verweigerung der 
Genehmigung zu erklären. Fordert er den Mann zur Erklärung auf, fo wird es fo angeſehen, 
als verzichte er auf Geltendmachung der früheren Erklärung des Mannes und wolle es nur 
noch auf die erforderte Erklärung ankommen laſſen. g 

10. Mit dem Aufhören der Verwaltung und Nutznießung wird der Vertrag, ohne daß 
es noch einer Genehmigung der (jetzt durch die Verwaltung des Mannes nicht mehr beſchränkten) 
Ehefrau bedarf, wirkſam, vorausgeſetzt, daß er nicht vorher durch die Verweigerung der Ge⸗ 
nehmigung ſeitens des Ehemanns endgültig beſeitigt iſt (M 4, 227). Übereinſtimmend 
OLG! 39, 181. 
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Vis zur Genehmigung des Vertrags iſt der andere Teil zum Widerrufe!) 
berechtigt. Der Widerruf kann auch der Frau gegenüber erklärt werden. 


Hat der andere Teil gewußt?), daß die Frau Ehefrau iſt, ſo kann er nur 
widerrufen, wenn die Frau der Wahrheit zuwider“) die Einwilligung des 
Mannes behauptet hat“); er kann auch in dieſem Falle nicht widerrufen, 
wenn ihm das Fehlen der Einwilligung bei dem Abſchluſſe des Vertrags 
bekannt war“). 

E 1 1300 Sat 2 u. 3 II 1296; M 4 226; P 4 138, 146, 158, 160, 162, 180, 196, 257; 6 276, 392. 


1. Der Widerruf iſt ein einſeitiges empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft und an eine Form 
nicht gebunden. Über den Zeitpunkt, in welchem Genehmigung und Widerruf unter Ab⸗ 
weſenden wirkſam werden, vgl. 8 130. Die Rechtzeitigkeit des Widerrufs hat der Wider⸗ 
rufende zu beweiſen. 

2. Das Wiſſen hat die Gegenpartei des Widerrufenden zu beweiſen. 

3. Der Wahrheit zuwider. Das tatſächliche Fehlen der Einwilligung genügt. Nicht 
verlangt wird bewußt wahrheitswidriges Behaupten der Einwilligung. 

4. Das Behaupten der Einwilligung hat der Widerrufende zu beweiſen. Dagegen braucht 
er nicht die Wahrheitswidrigkeit, ſondern ſein Gegner hat die Wahrheit der Behauptung 
zu beweiſen. 

5. Die Kenntnis des Widerrufenden hat fein Gegner zu beweiſen. 


S 1398 


Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft!), durch das die Frau ohne?) Einwilligung‘) 
des Mannes über eingebrachtes Gut verfügt‘), iſt unwirkſams) s). 
E I 1300 Satz 1 II 1297; M 4 226; P 4 133, 146, 153, 160, 162, 180, 196. 


1. Ob das einſeitige Rechtsgeſchäft ein empfangsbedürftiges iſt (3. B. Mahnung, Stun⸗ 
dung, Kündigung, Anfechtung, Aufrechnung, Vollmacht, Zuſtimmung, Widerruf, Rücktritt, 
Verzicht auf eine Hypothek, § 1168) oder ein nicht empfangsbedürftiges (3. B. Aneignung, 
8 956, Preisgabe, $ 959), macht keinen Unterſchied. 

2. Das mit Einwilligung des Mannes vorgenommene Rechtsgeſchäft, durch das die Frau 
über eingebrachtes Gut verfügt, iſt von Anfang an wirkſam, gleichviel ob der Mann die Ein⸗ 
willigung der Frau oder dem Dritten gegenüber erklärt hat. 

3. Einwilligung. Vgl. § 1395 A 3. 

4. Über den Begriff der Verfügung vgl. § 1395 A 2. 

5. Die Unwirkſamkeit tritt in dem Zeitpunkt ein, in welchem die Verfügung der Frau 
wirkſam ſein würde, wenn die Einwilligung des Mannes erteilt wäre. Bis zu dieſem Zeit⸗ 
punkte muß die Einwilligung erteilt ſein. Eine ſpäter erteilte Genehmigung kann das wegen 
mangelnder Einwilligung unwirkſame Rechtsgeſchäft nicht zu einem wirkſamen machen, doch 
kann in der nachträglichen Genehmigung eine erneute Vornahme des Rechtsgeſchäfts (Be⸗ 
ſtätigung) liegen. Die Unwirkſamkeit tritt nicht nur dem Manne und dem Dritten, ſondern 
auch der Frau gegenüber ein. 

6. Zurückweiſung des Rechtsgeſchäfts. Nimmt die Frau das einſeitige Rechtsgeſchäft 
zwar mit Einwilligung des Mannes vor, legt aber die Einwilligung nicht in ſchriftlicher 
Form vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft, wenn der andere aus dieſem Grunde unverzüglich 
zurückweiſt, dennoch unwirkſam. Die Zurückweiſung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann den 
andern von der Einwilligung in Kenntnis geſetzt hatte, § 182 Abf 3 in Verbindung mit $ 111 
Saß 2 u. 3 (Prot 4, 196). Das Recht der Zurückweiſung iſt nicht davon abhängig, daß die 
Frau bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts die Erklärung, ſie handle mit Einwilligung des 
Mannes, abgibt, ebenſowenig davon, daß der andere weiß, die Frau ſei verheiratet. Hat der 
andere Zweifel, ob dem Erforderniſſe der Einwilligung des Mannes genügt jei, ſo darf er die 
Frau nicht im ungewiſſen darüber laſſen, ob er das Rechtsgeſchäft als wirkſam anerkenne, 
vielmehr muß er der Frau durch Zurückweiſung des Rechtsgeſchäfts wegen Fehlens ſchrift⸗ 
licher Einwilligung Gelegenheit geben, das Rechtsgeſchäft alsbald wirkſam vorzunehmen. 
Daher iſt es unrichtig, wenn ein Schuldner das Kündigungsſchreiben einer Frau, von der er 
annimmt, daß ſie eine Ehefrau ſei, deshalb glaubt unbeachtet laſſen zu dürfen, weil es nichts 
davon enthält, daß die Frau mit Einwilligung des Mannes handle (RG 50, 212). 
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8 1399 N 
5) Zu Rechtsgeſchäften?), durch die ſich die Frau zu einer Leiſtung⸗ ver⸗ 
pflichtet, iſt die Zuſtimmung des Mannes nicht erforderlich . „ 
Stimmt der Mann einem ſolchen Rechtsgeſchäfte zug, ſo iſt es in 9 
ſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirfjam®), Stimmt eie 
zu“), jo muß er das Rechtsgeſchäft, ſoweits) das eingebrachte Gut bereich 


wird, nach den Vorſchriften Über die Herausgabe einer ungerechtfertigten 
Bereicherung gegen ſich gelten laſſen. 


6 1 1301, 1812 Nr 1 II 1298; N 4 299, 252; P 4 183, 146, 153, 160, 162, 181, 197, 256. 


{ i ü 7 ü ingebrachtes Gut be- 
1. Während die 88 1395—1898 Verfügungen der Frau über einge a 

treffen, handelt es ſich im 8 1309 um een 5 die die Frau eingeht. en 
unmittelbar auf das ein ebrachte Gut ein, dieſe können mittelbar u: asſe die a 
wirken. Val. $ 1305 A 2. Zu jenen iſt die Zuſtimmung des Mannes erforderlich, Ken ie I 
nicht. Dieſe verſchiedene Behandlung hat ihren Grund darin, daß die gent ift ns a 
ſolche noch kraft des ehelichen Güterrechts in der Geſchäftsfähigkeit beſchran ö bin fahrt 
Bedürfnis die Rechte des hemanns an dem eingebrachten Gute zu ſchützen, pal 1 895 U 
das Verfügungsrecht der Fran in Anſehung dieſes Gutes zu beſchränken (vgl. $ der Be⸗ 
und die Haftung des Mannes aus Verpflichtungsgeſchäften der Frau auf den Betrag 
reicherung zu begrenzen. 


2. Die hier gemeinten, nich ſſeltige ſein. Ez 
Nerpflichtung enthaltenden Rechtsgeſchäfte können einſeitige oder zweiſeitige fein. 
iſt natürlich nicht ausgeſchloſſe 


5 0 M i 5 
ichtung zur Vornahme einer ſolchen Verfügung begründet ($ 139 
A 2). — Die Frau wird der Verpflichtungen aus einem ſchuldrechtlichen Vertrage 1 
[preisen 11 W einer Geldſumme für Gewährung lebenslänglichen Unterhalts) nich 
edig, auch wenn fie i > 
das gezahlte Geld ihren Empfängern entiwehrt wird (Rs IWW 1911, 3021). Im g 1309 if 
der Frau die Befugnis, ſich 
Einſchrankung eingeräu i 
tung entſteht regelmäßig eine vollkommene, nach den ſonſt beſtehenden Rechtsgrundſätzen 
verfolgbare Verbindlich 
deren eingebrachtem V 
pflichtung der Frau; d 
in den Weg legt, fall 


5 . = ichtung 
tliche Leiſtungen jeder Art kommen in Betracht (z. B. Verpflicht: 

Bur Dergabe oder Annahme eines Darlehns, Verſprechen einer Schenkung, Übernahme iber 

Burgſchaft, Schuldverſ 5 „ gl. 8 1396 A 3. Iſt 1 1 en ln 

N wirken (3. B. Dienft 1 nach Maßgabe de 

Kündigungsrecht zu. 0 enſte), ſo ſteht dem Manne nach 


ehrlichkeit der Zuſtimmung. Durch ſolche Rechtsgeſchäfte wird die Frau ohne 
Rückſicht darauf, ob die Einwilligun 5 5 5 des Mannes erteilt is oder nicht, 
verpflichtet (RG 58, 36). gung bzw. Genehmigung ER 

5. Suffimmung SS 182184, Der des Leſens und Schreibens unkundige Ehemann, 
der eine schriftliche Hürgſchaftsertlärung feiner Frau Kir feiner ee ver⸗ 
ſehen und an den Gläubiger gelangen laſſen, kann gegen deſſen Klage auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut nicht mit dem Einwande gehört werden, er 
ſei über den Inhalt der Büraſchaftserllarung getäuſcht worden und habe ſeine Zuſtimmung 
dazu nicht erteilt. Seine Zuſtimmung bedurfte der für die Bürgſchaftserklärung beſtimmten 
Form nicht und war wirkſam. egen des behaupteten Irrtums war er auf den (hier nicht 
beſchrittenen) Weg der Anfechtung angewieſen (RG 88, 425). ww. 

6. Die Wirkſamkeit des Rechts eſchäfts hat zur Folge, daß der Gläubiger der Frau, ohne 
Rückſicht auf die Verwaltung und Yuhniehun, des Mannes Befriedigung aus dem eingebrad)- 
ten Gute verlangen kann (88 1410, 1412). — Die Zuſtimmung bewirkt, daß der Mann 
den von ihm gewollten Vertragsinhalt gegen ſich gelten laſſen muß (8 188). In den 
5,700 9b] 2 Sat 1, 1444, 1445, 1 Abs 1, 1448 Handelt es fich nur um Antvendurgen 
dieſes allgemeinen Grundsatzes (RG 80, 400). 
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„7. Auf den Mangel der Zuſtimmung kann ſich nur der Mann, nicht die Frau oder der 
Dritte berufen, denn die im $ 1399 gemeinten Rechtsgeſchäfte ſind (anders wie die in den 
88 1395—1398 gemeinten) grundſatzlich wirkſam und in ihrer Wirkſamkeit nur zum Schutze 
der Rechte des Mannes beſchränkt. Demzufolge muß auch eine Frau, die ohne Zuſtimmung 
des Mannes einen Mietvertrag abſchließt, das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters an ihren 
in die Wohnung eingebrachten Sachen gegen ſich gelten laſſen, während der Mann dazu nur 
im Falle der Zuſtimmung verpflichtet iſt (Re St 35, 202, 402). — Ergeben die Umhänbe, 
daß ein Rechtsgeſchäft unter der ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vorausſetzung der Zu⸗ 
ſtimmung des Ehemanns vorgenommen worden iſt, ſo ſind die Regeln über bedingte Rechts⸗ 
geſchäfte anwendbar (M 4, 229; Prot 4, 180). 

8. Die Haftung des Mannes aus dem Rechtsgeſchäfte der Frau beſchränkt ſich auf Heraus- 
gabe der Bereicherung (88 812ff.). Inſoweit muß er das Rechtsgeſchäft gegen ſich gelten 
laſſen. Vgl. 8 1455 A 1. 


8 1400 


1) Führt die Frau einen Rechtsſtreit?) ohne?) Zuftimmung‘) des Mannes, 
jo iſt das Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten 
Gutes unwirkjam?). 

Ein zum eingebrachten Gute gehörendes Recht“) kann die Frau im Wege 
der Klage?) nur mit Zuſtimmung des Mannes geltend machen. 

E I 1302, 1303 II 1299; M 4 280 ff.; P 4 133, 146, 153, 160, 162, 181, 198; 6 277. 


1. Zweck der Vorſchrift. Die Führung eines Rechtsſtreits — gleichviel in welcher Partei: 
rolle — iſt als eine zur Erhaltung des eingebrachten Gutes dienende Verwaltungshandlung, 
nicht als eine Verfügung über eingebrachtes Gut anzuſehen. § 1395 würde daher der Frau 
nicht entgegenſtehen. Da aber die Führung eines Rechtsſtreits wegen der Grundſätze über 
die Wirkungen eines rechtskräftigen Urteils mittelbar wie eine Verfügung wirken, alſo in ihren 
Folgen einer Verfügung gleichkommen kann (vgl. § 1380 A 1), und da die Ehefrau weder 
durch die Ehe noch das eheliche Güterrecht in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt (MGG IB 
05, 34316), nach § 52 Abſ 2 ZPO auch ihre Prozeßfähigkeit dadurch, daß ſie Ehefrau iſt, 
nicht beſchränkt wird, ſo würde die Rechtsſtellung des Ehemanns gefährdet ſein, wenn ihm 
nicht ein beſonderer Schutz zuteil würde. Dieſen bezweckt der $ 1400. 

2. Ob die Frau den Rechtsſtreit als Klägerin oder Beklagte führt, ift für die Anwen⸗ 
dung des 8 1400 Abſ 1 gleichgültig (RG 56, 76). In keinem Falle bedarf ſie der Zuſtimmun 
des Mannes, ausgenommen im Falle des § 1400 Abſ 2. Bg. A7 und NG 74, 51. Betrifft 
die von einem Dritten gegen die Frau erhobene Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens 
eines Nechtsverhältniffes das eingebrachte Gut, ſo folgt die Einlaſſungspflicht des mitbeklagten 
Mannes aus $ 1400 Abſ 1 bzw. 2 (RG 9. 6. 06 112/06). Die Haftung des eingebrachten Gutes 
für eine Verbindlichkeit der Frau muß dem Manne gegenüber feſtgeſtellt werden, und zur 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau bedarf es eines Urteils gegen den Mann, 
wodurch er zur Duldung der gegen ſeine Frau gerichteten Zwangsvollſtreckung verurteilt iſt 
(739 ZPO). Unabhängig aber davon, ob der Mann den Zugriff eines Gläubigers der Frau 
in das eingebrachte Gut zu dulden hat, iſt gegen die Frau die Feſtſtellung ihrer Leiſtungs⸗ 
pflicht hinſichtlich ihres geſamten Vermögens einſchließlich des eingebrachten Gutes wirk ⸗ 
fam (RG 59, 235; 74, 51). Demgemäß iſt die Pfändung des Erbanteils eines Miterben 
gegen die Ehefrau als Miterbin wirkſam, auch wenn der Pfändungsbeſchluß nur der Ehefrau, 
nicht auch dem Ehemanne zugeſtellt wird (R 74, 51). Welchen Gegenſtand der Rechts- 
ſtreit betrifft, iſt für die Anwendung des 8 1400 Abſ 1 gleichgültig. 

3. Führt die Frau den Rechtsſtreit mit Zuſtimmung des Mannes, ſo iſt das Urteil dem 
Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam (RG 56, 76). Demzufolge 
wird, wenn z. B. die Frau zur Rückzahlung eines Darlehus verurteilt wird durch das Urteil 
die Verbindlichkeit der Frau nicht nur dieſer gegenüber, jondern auch dem Manne gegenüber 
feſtgeſtellt. Der Mann muß die Rechtskraft des Urteils gegen ſich gelten laſſen. Die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus dem Urteil in das eingebrachte Gut ift aber nur zuläflig, wenn der Ehemann 
zu deren Duldung verurteilt iſt (8 739 ZPO) oder ſich ihr freiwillig unterworfen hat (8 794 
Abſ 1 Nr 5 u. Abſ 2 ZPO) — Das Duldungsurteil nötigt den Mann, den Glaubiger der 
Frau aus den Gegenständen der Haftung zu befriedigen. Es wirkt wie ein Leiſtungsurteil 
und begründet insbeſondere die Pflicht des Mannes zur Leiſtung des Offenbarungseides (RG 
SW 09, 3212). Stimmt der Mann der Führung des Rechtsſtreits durch die Frau zu, ſo iſt 
doch ſie allein und nicht auch der Mann Partei, ſelbſt wenn er in der Klage im Beiftande 
ſeiner Ehefrau“ aufgeführt wird (RG J 03 Beil 147220). Pflicht des Progefigerichts 
ift es, Zweifel über die Bedeutung des Zuſates aufklären zu laſſen (RE J 00, 34315). Als 
Prozeßpartei würde der Mann in dem Falle, daß die Frau „im Beiſtande des Eher 
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manns“ klagt, nur dann angeſehen werden können, wenn etwa die Frau für ihn, in ſeiner 
ertretung, oder doch zugleich mit für ihn klagen würde. Der Mann kann ſeine Zuſtimmung 
durch Teilnahme am Rechtsſtreit als Mitkläger oder Nebenintervenient betätigen; er ſtimmt 
der Prozeßführung aber auch dann zu, wenn er ſich außerhalb des Rechtsſtreits damit ein ⸗ 
verſtanden erklärt. Der Zuſatz „im Beiſtande des Ehemanus“ beſagt an ſich nichts weiter, 
als daß der Mann mit der Klage einperſtanden iſt (RG 60, 85; RG Warn 1915/16 Nr 156). 
Im letzteren Falle kann der Mann als Zeuge vernommen werden (RG 5. 2. 06 VI 364/05; 
RG IW 08, 52919. Vgl. über die Erforderniſſe für die Annahme einer notwendigen 
Streitgenoſſenſchaft bei Rechtsſtreiten gegen Eheleute RG Gruch 47, 844; 63, 493. Die 
Zuſtimmung des Mannes begründet nicht ſeine perſönliche Haftung für die der Frau aus 
dem Rechtsſtreit erwachſenden Schulden (8 1395 A 3). Tritt der Mann der Frau als 
Neb enintervenient bei — was nur denkbar iſt, wenn er der gührung des Rechtsſtreits 
durch die Frau zuſtimmt —, ſo wird er gemäß 98 66, 69, 61 AP Streitgenoſſe der Frau. 
Ebenſo 55 1380 A 7, 1407 A 2 u. 10. — Die nach § 1400 Abſ 2 erforderliche Zuſtim. 
mung u 7 J 1115 e ee erteilt, wenn er ſich ſelbſt am Rechtsſtreite beteiligt 
(RS 25. 1. Vgl. 8 1880 A 5. n. e 
4. Die Zuftimmmung des Mannes muß ſich auf die Führung des Rechtsſtreits durch die 
Frau erſtrecken, kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend, vor, während oder nach der Führung 
des Rechtsſtreits, der Frau oder deren Gegner gegenüber erklärt und muß von demjenigen, 
der ſich darauf beruft, bewieſen werden. Die vorherige Zuſtimmung (Einwilligung) iſt bis 
zur Erhebung ber Klage durch die Frau bzw. bis zur Einlaſſung der Frau auf die gegen ſie 
erhobene Klage widerruflich, die fpäter erteitte Zuſtimmung und Genehmigung überhaupt 
nicht widerruflich. Die Genehmigung wirkt auf den Zeitpunkt der Rechtshängigkeit zurück. 
Ent behrlich ift die Zuſtimmung in den Fällen der 88 1401, 1405, 1407 und erſetzbar im 
Falle des 8 1402. Neben der allgemeinen Zuſtimmung zur Führung des Rechtsſtreits iſt eine 
beſondere Auftimmung zu einzelnen Prozeßhandlungen auch dann nicht erforderlich, wenn 
fie, wie z. B. die Aufrechnung, eine Verfügung über eingebrachtes Gut enthalten (8 1395 
21 2), ebenſowenig zur Erhebung einer Widerklage. — Das Gericht kann die Zuſtimmung 
des Mannes zur Nechtöverfolgung der Frau feiner in demſelben Rechtsſtreit abgegebenen 
Seen entnehmen (R in L8 12, 501). 


Unwirkſamkeit. Begrifflich ver 
U ſcheidung. Im § 1400 Abſ 1 iſt das Wort „un- 
wirkſam“ ſowohl auf die Rechtskraft als auch 


kraft a 


t ohne weiteres für die Urteilsſchuld der Frau als ſolche 
haftbar gemacht werden kann a 56, 77). | Hi 5 
Irteil keine Rechtskraft den Mann; dieſer kann in dem 
gemäß 8 739 3 PO wider ihn 3 5 echtsaf e en 0 


ol Mann gemü 739 ZPO verklagt und verurteilt worden, ſo er- 
zeugt dieſes Urteil ebenſowe ih 3” 2 


gemachten Rechtsſtreit ihre — dem! kanne gegenüber feſtgeſtellte — Leiſtungspflicht zu be- 
ſtreiten berechtigt iſt. Dem Antrage gegen den Mann 0 Duldung der Zwangsvollſtreckung 
kann nur ſtattgegeben merden, wenn i 


VB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl 8 
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Der Mangel der Zuſtimmung kann noch in der Reviſionsinſtanz gerügt werden (RG ZW 
05, 8125; RG Warn 1918 Nr 57). Zu Klagen gegen die Frau bedarf es der Zuſtim⸗ 
mung des Mannes nicht. Dies ergibt ſich aus $ 1400 Abſ 1 (NG 74, 58). Unterbleibt 
die Zuziehung des Mannes, fo iſt die Folge lediglich die, daß das Urteil dem Marne gegen ⸗ 
über unwirkſam und deshalb in das eingebrachte Gut nicht vollſtreckbar iſt ($ 739 ZPO; 
RS Warn 1918 Nr 10). 


S 1401 


1) Die Zuſtimmung des Mannes iſt in den Fällen der SS 1395 bis 1398, 
des 8 1399 Abſ 2 und des 8 1400 nicht erforderlich?), wenn der Mann durch 
Krankheit oder durch Abweſenheit an der Abgabe einer Erklärung ver⸗ 
hinderts) und mit dem Aufſchube Gefahr verbunden ift?). 

E 1 1306 II 1300; M 4 234; P 4 133, 146, 154, 160, 162, 181, 198. 


1. Während die Frau innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes die ihr in § 1357 zuge- 
wieſene freiere Rechtsſtellung einnimmt, iſt fie in den hier gemeinten Fällen nur unter ge- 
wiſſen Vorausſetzungen von dem Erforderniſſe der Zuſtimmung des Mannes befreit. Liegen 
dieſe Vorausſetzungen vor, jo bedarf es — anders wie im Falle des $ 1379 Abſ 1 — der Er⸗ 
ſetzung der Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht nicht, vielmehr kann inſoweit die 
Frau ihre eigenen Angelegenheiten ſelbſtändig beſorgen. Die Verwaltung kehrt gleichſam 
zu ihr zurück. Sie darf aber zu dieſem Zwecke — abweichend von den Fällen der 88 1450, 1519 
Abſ 2, 8 1549 (Geſamtgut) — nur im eigenen Namen und für eigene Rechnung handeln. 

2. Die Vorausſetzungen der Entbehrlichteit der Zuſtimmung müſſen bei einem Rechts⸗ 
geſchäfte zur Zeit ſeiner Vornahme, bei einem Rechtsſtreite zur Zeit der Klageerhebung bzw. 
Einlaſſung auf die Klage (8 1400 A 4) vorliegen und von demjenigen bewieſen werden, 
der die Wirkſamkeit des Rechtsgeſchäfts oder Urteils behauptet. Späterer Wegfall der 
„ e ſchadet nicht, ſpäterer Eintritt der Vorausſetzungen nützt nicht. Vgl. § 1407 


5, Die Verhinderung braucht nicht dauernd zu fein wie z. B. im Falle des § 1305 


4. Gefahr im Verzuge wird in der Regel nur dann vorliegen, wenn das Rechtsgeſchäft 
oder der Rechtsstreit zum Zwecke ordnungsmäßiger Verwaltung erforderlich iſt, 8 1374 A 2. 


8 1402 


1) Iſt zur ordnungsmäßigen?) Beſorgung der perjünlichen?) Angelegen⸗ 
heiten der Frau ein Rechtsgeſchäft“) erforderlich’), zu dem die Frau der Zu⸗ 
ſtimmung des Mannes bedarfé), jo kann die Zuſtimmung auf Antrag“) der 
Frau durch das Vormundſchaftsgerichts) erjegt?) werden, wenn der Mann 
ſie ohne ausreichenden Grund verweigert“). 

E I 1821, 1322 II 1303, 1387; M 4 280; P 4 133, 146, 154, 181, 203. 


1. Im 8 1401 find Fälle behandelt, in denen der Mann nicht zuſtimmen kann, im $ 1402 
dagegen Fälle, in denen er nicht zuſtimmen will. Über feine Verwaltungspflicht (§ 1374 
A 1 u. 2) hinaus iſt er verbunden, zu dem erforderlichen Rechtsgeſchäfte ſeine Zuſtimmung 
zu erteilen, dagegen nicht verbunden, das Rechtsgeſchäft ſelbſt vorzunehmen. Da das einge⸗ 
brachte Gut auch zur Befriedigung dieſer perſönlichen Bedürfniſſe der Frau beſtimmt iſt, 
ſo hat der Mann zu geſtatten, daß es dazu verwendet werde. Leiſtung aus eigenen Mitteln 
legt der § 1402 dem Manne nicht auf. \ 

2. Ordnungsmäßigkeit. Die Handlungsweile einer ordentlichen Hausmutter bildet den 
Maßſtab für die Beurteilung der Ordnungsmäßigkeit. Die Umſtände des einzelnen Falles 
ſind zu berückſichtigen. 

3. Persönliche Angelegenheiten der Frau find — abgeſehen von dem beſonders geregelten 
Unterhalte der Frau, 88 1360, 1361, 1610 ff. — ſolche die Perſon der Frau betreffende An- 
gelegenheiten, die vermögensrechtliche Aufwendungen erfordern. Geſundheit, Ehre, Freiheit 
der Frau betreffen ihre Perſon und können vermögensrechtliche Aufwendungen erforderlich 
machen, z. B. die Entrichtung von Heilungs-, Anwalts und Gerichtskoſten. Einen Rechts ⸗ 
ſtreit darf die Frau, gleichviel ob er ihre perſönlichen Angelegenheiten betrifft oder nicht, 
zwar ſelbſtändig führen (8 1400 A 1), aber zur Bevollmächtigung des Anwalts und Zahlung 
von Vorſchüſſen an den Anwalt und das Gericht bedarf fie der Zuſtimmung des Mannes. Dieſe 
kann, wenn der Rechtsſtreit ihre perſönlichen Angelegenheiten betrifft, z. B. Eheſcheidung, 
Entmündigung, Rechtsverhältnis zwiſchen Mutter und Kind, durch das Vormundſchaftsgericht 


Geſetzliches Güterrecht 88 1400-1403 115 


. ; ifft 
erſetzt werden. Die Vertretung der Frau in einem Straf- oder Privatklageverfahren betriff 
gleichfalls eine perſönliche Angelegenheit der Frau. Vgl. auch 8 1416 A 8. Wegen der Koſten⸗ 
vorſchußpflicht des Mannes vgl. $ 1387 A 6. 5 N 

4. Che Nectögeihäfte find z. B. Vertrag über Unterbringung der Frau in einer 
Heilanſtalt, Bevollmächtigung eines Anwalts zur Führung eines Rechtsstreits, Entrichtung 
non Koſten oder Auslagenvorſchüſſen an den Anwalt und die Gerichtskaſſe. Handelt es ſich 
um ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, ſo iſt es gleichgültig, ob es ſich auf das eingebrachte Gut 
oder auf eine Verbindlichkeit der Frau bezieht (88 1398, 1403). Zu einem Rechtsgeſchäfte, 
Hr das ſich 5 8 zu 11 Leiſtung verpflichte, iſt dagegen die Zuſtimmung des Mannes 
nicht erforderlic 1). : 

5. Die Notwendigkeit der Maßregel iſt nach den Umſtänden des Falles zu beurteilen. 

6. Zuſtimmungsbedürftigteit. Ob es ſich um ein Rechtsgeſchäft handelt, zu dem die 
Frau der Zuſtimmung des Mannes bedarf, entſcheidet ſich nach 98 1395. 1401. 

7. Der Antrag ift durch Darlegung der Sachlage, insbeſondere des Rechtsgeschäfts, To 
zu begründen, daß das Vormundſchaftsgericht in eine Prüfung gemäß 8 1402, nötigenfalls 
Wet gufftabigken und Bear in ſich nach $8 45, 58 

„Juſtändigkeit und Verfahren des Vormundſchaftsgerichts regeln ſich nach 1 1 
175 a 6, 02 See GG. Die Erſetzung de dd muß das fragliche Rechts⸗ 
geſchäft genau ezeichnen. : 

1 a ie erſetzte Zuſtimmung wirkt wie die erteilte, unterliegt aber nicht dem 
iderrufe. 

10. Daß ausreichende Gründe zur Verweigerung der Zuſtimmung vorliegen, hat — un⸗ 
beſchadet der Ermittlungspflicht des Gerichts, 8 12 80 — der Mann darzulegen. 


8 1403 


— 5 Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf das eingebrachte Gut be⸗ 
zieht!), iſt“ dem Manne gegenüber vorzunehmen. 

Ein einjeitiges Rechtsgeſchäft, das ſich auf eine Verbindlichkeit der Frau 
bezieht‘), iſt der Frau gegenüber vorzunehmen; das Rechtsgeſchäft muß 
jedoch auch dem Manne gegenüber vorgenommen werden, wenn es in An⸗ 
ſehung des eingebrachten Gutes ihm gegenüber wirkſam fein fol), 

E 1004 II 1801 M 4 2855 P 4 108, 140, 168, 160, 181, 198, 
e rc, se So 
Gars nosbemäß, ber Mann mehr als die Frau um die Verwaltung des eingebrachten 
ſeitiger Rechtsgeschäfte Zweckmäßigkeitsgründen 
gehörenden R 


ines N f d ; iner Miterbin iſt 
für bie Pfändung der ee DR en Drittſchuldner. Der Ehemann einer 
74, 51). Vgl. § 1400 A 2. 


2. Einseitige, ſich auf das eingebrachte 5 ine Verbinblichkeit (Abl 2) 
5 den dne Schuhe Dailer And 3. B. HERR einer Darlehnsforderung 
Leip inn ( 200) Au 284) Anbieten der zum eingebrachten Gute geschuldeten 
fehlung eines vom Wahlrechts durch den Schuldner im Falle des $ 263, An⸗ 
fechtung eines vom Dritten vorgenommenen einſeitigen Rechtsgeſchäfts durch den Dritten 
(8 148), Widerruf einer Schenkung durch den Schenker (8 530). Bezieht ſich das Rechts. 
geſchäft auf Vorbehaltsgut der Frau, ſo ift es der Frau gegenüber vorzunehmen (8 1365). 

3. Nur dem Manne gegenüber kann d äft mit Wirkſamkeit gegen das ein. 
gebrachte Gut vorgenommen werden. Ausndhnc Pech mit Wirkſ 
„ 4. Einſeitige, ſich auf Verbindlichteiten der Frau beziehende Rechtsgeſchäfte Dritt * 
ſind z. B. Kündigung einer Darlehnsſchuld der Fran Eh 2 Gläubiger ($ 609), Mahnung 
ſeitens eines Gläubigers der Frau (8 284), dusübung des Wiederkaufsrechts (8 497), des Vor⸗ 
a 9 505), des Rücktrittsrechts (8 349), Aufrechnung (S 388), Anfechtung eines Ver⸗ 

ag 43). 


5. Nur der Frau gegenüber kann das Re 


5 tsgeſchäft mit Wirkſamkeit gegen die Frau 
vorgenommen werden. Sie haftet dan chtegeſchaf 


n mit etwa vorhandenem Vorbehaltsgute. Soll das 
8* 
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Rechtsgeſchäft in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam werden, muß es auch dem Manne 
gegenüber vorgenommen werden (vgl. 8 1399 Abſ 2 Satz 1). Hört die Verwaltung und Nutz⸗ 
gelb el des Mannes auf, ſo tritt Wirkſamkeit auch in Anſehung des eingebrachten Gutes von 
elbſt ein. 


8 1404 


) Die Beſchränkungen, denen die Frau nach den SS 1395 bis 1403 unter⸗ 
liegt, muß ein Dritter?) auch dann gegen?) ſich gelten laſſen, wenn er nicht 
gewußt!) hat, daß die Frau eine Ehefrau iſt. 


E I 1305 II 1802; M 4 236 ff.; P 4 133, 146, 181, 198. 


1. § 1404 bezweckt, die Rechte des Ehemanns an dem eingebrachten Gute der Frau zu 
ſchützen. Das Geſetz geht davon aus, daß es dem Dritten, der ſich mit einer Frau auf ein 
Rechtsgeſchäft einlaſſen will, meiſt mühelos gelingen werde, ſich über die Eigenſchaft der Frau 
als Ehefrau zu vergewiſſern. Den Dritten trifft die Erkundigungspflicht. Guter Glaube 
ſchützt ihn nicht. Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden keine Anwendung. Die Verfügungsbeſchränkung der Frau 
tritt wie die Verwaltung und Nutznießung des Mannes kraft Geſetzes mit der Eheſchließung 
ein. Ihre Eintragung in das Grundbuch iſt weder erforderlich noch zuläſſig. § 1404 findet 
nur auf das geſetzliche Güterrecht der Verwaltungsgemeinſchaft Anwendung. — Wie die 
aus dem geſetzlichen Güterrechte hervorgehende Beſchränkung der Ehefrau kraft des Ge- 
ſetzes eintritt, gegen Dritte, auch wenn fie von der Ehe keine Kenntnis haben, wirkt ($ 1404) 
und danach der Aufnahme in das Grundbuch nicht fähig iſt, ſo kann auch die vertrags⸗ 
mäßige Aufhebung jener Beſchränkung in das Grundbuch wicht eingetragen werden; gibt 
doch über den Umfang des Verfügungsrechts von Ehefrauen beſtimmungsgemäß das Güter⸗ 
ſtandsregiſter und nur dieſes Auskunft (Seuff A 73 Nr 122). 

2. Dritter iſt derjenige, der ſich mit der Frau auf das Rechtsgeſchäft einläßt, nicht der⸗ 
jenige, der von dem Dritten erwirbt. Auf dieſen Erwerb finden die Vorſchriften zugunſten 
derjenigen, welche Rechte von einem Nichtberechtigten ableiten, Anwendung. 

3. Inwiefern der Dritte die Beſchränkungen der Frau für ſich geltend machen kann, 
iſt bei den SS 1395—1403 erörtert. 

4. Ob die Unkenntnis des Dritten auf eigenem Verſchulden beruht oder nicht, macht 
für die Anwendung des § 1404 keinen Unterſchied. Argliſtige Täuſchung des Dritten 
durch die Frau zieht deren Schadenserſatzpflicht nach ſich (88 823, 826, 1411, 1415 Nr 1). Eine 
Anfechtung des Rechtsgeſchäfts aus § 123 findet nicht ſtatt. Unter Umſtänden kann dem 
Dritten ein Bereicherungsanſpruch gegen das eingebrachte Gut erwachſen (88 812ff., 
1411, 1399 Abſ 2 Satz 2). — Wenn eine Frau die von ihr beſeſſenen Aktien ohne Ein⸗ 
willigung des Mannes einem andern zum Zwecke der Ausübung eines Zurückbehaltungs⸗ 
rechts für deſſen Forderung an einen Dritten herausgibt, fo erlangt der andere kein Zurüd- 
behaltungsrecht ohne Rücksicht darauf, ob er den Mangel der Einwilligung kannte oder 
nicht (RG 83, 241). Auch darauf kann ſich der Dritte regelmäßig nicht berufen, daß er 
irrtümlich geglaubt habe, die Zuſtimmung des Mannes ſei erteilt worden oder ſei, weil 
es ſich um Vorbehaltsgut gehandelt habe, nicht nötig geweſen (Ebbecke, Verwaltungs 
recht mit dinglicher Wirkung in Gruch 61, 567). 


8 1405 


Erteilt!) der Mann?) der Frau die Einwilligung?) zum ſelbſtändigen“) 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäftss), jo iſt jeine Zuſtimmung zu ſolchen Rechts⸗ 
geſchäften und Rechtsſtreitigkeiten“) nicht erforderlich”), die der Geſchäfts⸗ 
betrieb mit ſich bringts). Einſeitige Rechtsgeſchäfte, die ſich auf das Er⸗ 
werbsgeſchäft beziehen, ſind der Frau gegenüber vorzunehmen. 

Der Einwilligung des Mannes in den Geſchäftsbetrieb ſteht es gleich, 
wenn die Frau mit Wiljen?) und ohne Einſpruch io) des Mannes das Erwerbs⸗ 
geſchäft betreibt. 

Dritten gegenüber iſt ein Einſpruch und der Widerruf!) der Einwilligung 
nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam 12) 10). 

E I 1907 II 1804; m 4 240 ff.; P 4 134, 146, 160, 181, 204. 


1. Ob den Mann die Verpflichtung zur Erteilung der Einwilligung trifft, iſt nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles unter Berückſichtigung der in den 88 1353, 1854, 1356, 1858 
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aufgeſtellten Geſichtspunkte zu entſcheiden. Nicht erfordert wird, daß ſich der Mann der recht⸗ 
lichen Folgen ſeiner Einwilligung bei ihrer Erteilung bewußt war. a Sm 

2. Steht der Mann unter Vormundſchaft, ſo erteilt der Vormund die Einwilligung 
(81409). Iſt der Mann infolge körperlicher Gebrechen oder Abweſenheit an der Abgabe einer 
Erklärung verhindert, ſo gelangt nicht § 1401 zur Anwendung, ſondern es iſt ein Pfleger 
gemäß 88 1910, 1911 zu beſtellen. 893 

3. Einwilligung iſt die vorher erteilte Zuſtimmung ($ 183) und ein einſeitiges empfangs- 
bedürftiges Rechtsgeſchäft. Sie kann ausdrücklich oder ſtillſchweigend erteilt werden und 
bedarf keiner Form. Sie begründet nicht die perſönliche Haftung des Mannes für die der 
Frau aus dem Geſchäftsbetrieb erwachſenden Schulden, (8 1395 A 3). Über Widerruf 
der Einwilligung vgl SS 1354 A 4 u. 1405 A 11. e 0 

4. Die Selbſtändigkeit des Betriebs wird weder dadurch, daß ſich die Frau eines 
Prokuriſten oder Bevollmächtigten — möge dies auch ihr Mann ſein — bedient, noch dadurch 
beeinträchtigt, daß ſie das Geſchäft in Gemeinſchaft mit andern betreibt. Entſcheidend iſt, 
daß fie — allein oder mit andern — Unternehmerin, e bloß Inhaberin, ſtille Gefelt- 
ſchafterin oder Kommanditiſtin iſt. Betreibt der Mann — ſei es im eigenen Namen, ſei es 
im Namen der Frau — ein Geſchäft, deſſen Inhaberin die Frau iſt, ſo kann von einem ſelb 
ſtändigen Betriebe des Geſchäfts durch die Frau nicht die Rede ſein. Vgl. $ 1867 A 3 über 


die Rechte des Mannes an einem Erwerbsgeſchäfte, das die Frau ſelbſtändig betreibt und in 
die Ehe einbringt. 


5. Unter Erwerbsgeſchäft wird jede regelmäßige, auf ſelbſtändigen Erwerb gerichtete 


Tätigteit verftanden, möge fie in Handel, der Betreibung einer Fabrik oder eines Handwerks, 
der Ausübung eines künſtleriſchen oder toiffenfehaftlichen Berufs, der Landwirtſchaft oder in 
anderer Erwerbstätigkeit beſtehen. Vgl. $8 112, 1367 BGB und § 741 ZPO. | 

6. Wegen der Fiwangsvonitrerung in das eingebrachte Gut aus einem gegen die Che: 
frau ergangenen Urteil dgl. § 741 ZPO. Vorherige Verurteilung des Mannes zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung nicht nötig, aber auch nicht unzuläſſig (OL 6, 413; SeuffA 70 
Nr 187, dagegen OLG 17, 188). Anders & 1400 A 3. 5 

7. Aus der Entbehrli teit der Zuſtimmung folgt, daß inſoweit die Beſchränkungen, 
denen die Frau nach den 88 1395.—1403 unterliegt, wegfallen. Vgl. auch 88 11, 11a GewO. 

8. Ob der geſtattete Geſchäftsbetrieb die betreffenden Rechtsgeſchäfte und Rechts · 
freitigteiten mit ſich bringt, richtet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles. Die Aus. 
drucksweiſe: „mit ſich bringt“ kommt auch in $ 112 868, 88 49, 54 HB vor. Sie umfaßt 
Gineichtung, Fort ührung und Auftöfung des Geſchafts. Bezieht ſich der geſtattete Geſchäfts. 
betrieß auf ein Handelsgewerbe (8 1 HGB), ſo hat die Ehefrau Rechte und Pflichten 
eines Kaufmanns. > 

ian Der Mann muß beſtimmte Kenntnis haben. Auf Fahrläſſigkeit beruhende Unkenntnis 

reicht nicht aus. 


10. Die Wirkſamkeit des Einſpruchs iſt der Frau nüber von keiner Form abhängig. 
11. Die Wirkſamleit des W e in een 8 


iderrufs iſt d it iner Form abhängig. 
ü. a 18 iſt der Frau gegenüber von keiner F 


BP Act ichtöguftändigreit für die Eintragung in das Güterrechtsregiſter 98 1558, 1559 
13. Verhaltnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Haben ausländiſche 
Ehegatten ober Ehegatten, die nach der Eheſchließung die Reichsangehöriglelt e 
den Wohnſitz im Inſande, fo gelten fur ihr Güterrecht zwar ausländiſche Geſetze (Vorbem 
vor $ 1363), aber nach Art 16 Abf 2 Ech finden die Vorſchriften des $ 1405 Anwendung, 
ſoweit fie Dritten günftiger find als die ausländiſchen Geſetze. Vgl. auch Art 40 EG 
(Anderung der Gewerbeordnung hinſichtlich einer Ehefrau, die im Inlande ſelbſtändig 


ein Gewerbe betreibt und für deren güterrechtliche Verhältnifſe ausländiſche Geſetze maß. 
gebend find). 
§ 1406 


Die Frau bedarf nicht!) der Zuſtimmung des Mannes: 

1. zur Annahme!) oder Ausſchlagungs) einer Erbſchaft oder eines Ver⸗ 
mächtnifjes?), zum Verzicht auf den Pflichtteils) ſowie zur Errichtung 
des Inventars über eine angefallene Erbſchaft; 

2. zur Ablehnung eines Vertragsantragse) oder einer Schenkung“); 

3. zur Vornahme eines Rechtsgeſchäfts gegenübers) dem Manne. 

E 1 1308, 2148 Nr 4 II 1305; M 4 242 fl.; 5 678; P 4 184, 154, 160, 181, 204; 5 806. 


1. Die Entbehrlichteit der Zuſtimmung des Mannes hat zur Folge, daß das Rechtsgeſchäft 
auch in daſehung des eingebrachten Gutes gegenüber dem Manne wirkſam iſt. Vgl. 81407 A 1. 
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2. Annahme einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes. Die der Frau angefallene 
Erbſchaft wächſt infolge der Annahme durch die Frau, ausgenommen beim Erwerbe der 
Erbſchaft als Vorbehaltsgut (88 1369, 1413), ihrem eingebrachten Gute zu, und zwar mit 
allen Rechten und Verbindlichkeiten (88 1363 Abſ 2, 1411, 1412). Das eingebrachte Gut 
haftet alſo für die Nachlaßſchulden. — Iſt der Erbteil der Frau eingebrachtes Gut, ſo haftet 
das eingebrachte Gut auch für Verbindlichkeiten der Frau, die infolge des Erwerbs der 
Erbſchaft entſtehen. Daraus ergibt ſich aber nicht, daß der Mann neben der Frau Schuldner 
wird. Die Verbindlichkeiten bleiben Verbindlichkeiten der Frau, auch wenn der Mann ſich 
dem Berechtigten gegenüber nicht auf ſein Recht der Verwaltung und Nutznießung ſtützen 
und dem Verlangen des Berechtigten, den Zugriff in das eingebrachte Gut zu dulden, keinen 
begründeten Einwand entgegenſetzen kann (RG 74, 51). Dem Ehemanne ſtehen jedoch, un- 
abhängig von dem Willen der Ehefrau, die Rechte auf Inventarerrichtung (8 1993), An⸗ 
ordnung der Nachlaßverwaltung ($ 1975), Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ($ 1975 BGB, 
§ 218 KO), Aufgebot der Nachlaßgläubiger ($ 1970 BGB, § 999 ZPO) und die ſonſtigen 
Rechtsbehelfe zu, die ein Erbe zur Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaß geltend machen 
kann. Durch den Gebrauch dieſer Rechte kann er das eingebrachte Gut gegen etwaige Über- 
ſchuldung der Erbſchaft ſchützen. Auch die Frau kann die bezeichneten Rechte ſelbſtändig 
geltend machen. Vgl. die genannten Geſetzesſtellen. Wegen der Inventarfriſt kommt noch 
8 2008 in Betracht. Nimmt die Frau ein nicht dem Vorbehaltsgute zufallendes Vermächtnis 
an, das mit einem Untervermächtnis oder einer Auflage beſchwert iſt, ſo ſtehen dem Manne 
die Rechtsbehelfe aus 88 2186—2188 ſelbſtändig zu. — Vor der Annahme durch die Frau 
liegt ein endgültiger Erwerb noch nicht vor (RG 54, 293). 

3. Die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes iſt ein höchſtperſön⸗ 
liches Recht der Frau. Durch die Ausſchlagung wird das eingebrachte Gut nicht vermindert, 
ſondern nur nicht vermehrt (S8 1942, 1953, 2176, 2180). Vgl. auch 8 517. Ebenſowenig 
bedarf die Ehefrau der Zuſtimmung des Mannes zu einem Erbverzichte, § 2346 (M 4, 243). 

4. Anfechtung. Die Ehefrau kann ihre Annahme oder Ausſchlagung einer Erbſchaft oder 
eines Vermächtniſſes ſelbſtändig anfechten (88 19541957). 

5. Verzicht auf den Pflichtteil. Entſprechend dem Verhältniſſe der Ehegatten unter⸗ 
einander fällt es der freien Entſchließung der Ehefrau anheim, ob ſie ihren Pflichtteilsanſpruch 
geltend machen will oder nicht (588 2305— 2307). Auch ſteht ihr das Anfechtungsrecht aus § 2308 
ſelbſtändig zu. 

6. Ablehnung und Annahme eines Vertragsantrags. Der Vertragsantrag bindet 
den Antragenden (§ 145). Die Ablehnung des Vertragsantrags ift ein höchſtperſönliches Recht 
der Frau. Bei Annahme des Vertragsantrags durch die Frau kommen 88 1396, 1397, 
1399 nebſt Erläuterungen in Betracht. 

7. Ablehnung und Annahme einer Schenkung. Im Falle des § 516 Abſ 2 iſt die Auf- 
forderung zur Erklärung über die Annahme an die Frau zu richten. Wegen Annahme einer 
Schenkung durch die Frau vgl. § 1395 A 4. Der Widerruf der Schenkung durch den 
Schenker iſt dem Manne gegenüber zu erklären (8 1403 A 3 u. 4). 

8. Rechtsgeſchäfte der Frau gegenüber dem Manne find z. B. Mahnung, Stundung, 
Kündigung, Aufrechnung. Rechtsgeſchäfte der Frau mit dem Manne, z. B. Kauf, Tauſch, 
Miete, bedürfen nicht noch beſonderer Zuſtimmung des Mannes. Dasſelbe gilt von Rechts⸗ 
geſchäften der Frau mit dem geſetzlichen Vertreter des Mannes (§ 1409) und — ſofern im 
Einzelfalle ſchon die Bevollmächtigung auf die Zuſtimmung des Mannes zu dem Rechts⸗ 
geſchäft ſchließen läßt — von Rechtsgeſchäften der Frau mit dem Bevollmächtigten des Mannes. 


8 1407 


Die Frau bedarf nicht!) der Zuſtimmung des Mannes: 

1. zur az eines zur Zeit der Ehejchliegung?) anhängigen Rechts⸗ 
ſtreits“); 8 f 

2. zur gerichtlichen Geltendmachung?) eines zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörenden Rechtes“) gegen?) den Mann; 

3. zur gerichtlichen Geltendmachung?) eines zum eingebrachten Gute ge⸗ 
hörenden Rechtes“) gegen einen Drittens), wenn der Mann ohne die 
erforderliche?) Zuſtimmung der Frau über das Recht verfügt hat; 

4. zur gerichtlichen Geltendmachung) eines Widerſpruchrechts 10) gegen⸗ 
über einer Zwangsvollſtreckung !). 

E 1 1309 II 1306; M 4 245 ff.; P 4 134, 154, 160, 181, 201, 208. 
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1. Die Entbehrlichteit der Zuſtimmun F i 
N 5 g des Mannes hat zur Folge, daß die von der 
fehr 191 Klage oder anderweite gerichtliche Geltendmachung erwirkte Eekieheibung in An⸗ 
a Ad A Gutes gegenüber dem Manne wirkſam ift (vgl. $ 1406 A 1). Ver⸗ 
infol üfeiten, die die Frau behufs zweckentſprechender Rechtsverfolgung eingeht oder die ihr 
nor de kraft Geſetzes erwachſen (ſei es dem Prozeßgegner, Anwalte, 
gel 105 cad ur erichte gegenüber), belaften das eingebrachte Gut. Dieſe Sätze 
elten unbeſchadet des im S 1395 ausgeſprochenen Grundſatzes, wonach die Frau zur Ver⸗ 
1 über eingebrachtes Gut ($ 1395 N 2) der Einwilligung des Mannes bedarf, z. B. 
zur Aufrechnung oder zum Erlaß der eingeklagten Forderung im Rechtsſtreite 1 
2. Fortſetzung des Rechtsft agien 7 nee; 8 
ſchließ ſtreits. Nebenintervention des Mannes. Die vor der Ehe⸗ 
be ießung begründet geweſene Klageberechtigung und Klageeinlaſſungspflicht der Frau 
eſteht nach der Eheſchließung unabhängig von dem Willen des Mannes fort. Hat die Frau 
45 „ ſie geklagt, jo muß entſprechend dem Grundſatze des $ 1395 der Klage⸗ 
1 dahin geandert werden, daß Leiſtung an die Frau bei Zuſtimmung des Mannes oder 
gung an beide Eheleute oder Hinterlegung für beide Eheleute verlangt wird (vgl. § 1380 
5 N Beine unzuäffige Klageänderung. Der Mann kann dem Rechtsſtreit als 
ſtreits durch die Frau Raten. aum dadurch gegen eine nachläſſige Führung des Rechts: 
. 0 55 69 ABO). Eenfo 3 ya 985 1297 5 nu der Mann Streitgenoſſe der 
. Ahnliche N e Is . . 
die ng 7 Wenn die Frau bei Krankheit oder Abweſenheit des Mannes (8 1401) 
ſpäter Die Vor aussen mit Wirkſamkeit gegenüber dem Manne begonnen hat und 
zur Fortſetzung des Re chieſreitg 1 bedarf es der Zuſtimmung des Mannes 
Er des $ 1405 der Mann die der Fra Frau nicht (§ 1401 A 2), ebenſowenig, a 
illigung widerruft und zur Zeit d. u zum Betriebe eines Erwerbsgeſchäfts erteilte Ein 
Nee ei der Frau anhängig ih es Widerrufs ein durch den Geſchäftsbetrieb veranlaßter 
„„Ob die Frau d But 
dung des $ 1407 Nr een als Mögerin oder Beklagte führt, it für die Anwen⸗ 
mit Zustimmung des Mannes geflihrten Recht af das in einem von der Frau als Beklagte 
. des eingebrachten Gutes Nechtstraftwirt e 
a Gerichtliche Geltendmachung 8 1380 U 55 ung (RG 56, 73; § 1400 A 3, 5). 
nun der Ehegatten an einem San Bee e Antrag auf Aufhebung 15. 
15 (S 753) iſt jeder Ehegatte e Bohn d Ja nen Eigentum erworbenen Grund⸗ 
ert in dem zum Zwecke der Aufhebung der Gemelnsch ta r 
hren ihre Rechte ohne ng bes . Haft angeordneten Zwangsverſteigerungs⸗ 
Rechte jeder Art § 1400 A 6 g des Mannes wahrnehmen (RG 67, 396). 
u Mann kann die er 
. Ausnahme RR. dar Dont, A 4) ſelbſtändig geltend machen. 
gehe einer von ihrem Manne a in en kann z. B. gegen einen Dritten auf Heraus- 
9 9. J — — ſelbſtändig lagen 6 865. immung veräußerten, zum eingebrachten Gute 
185, 1875-—1378. Vgl 1 
10. Gert 8 1375 A 6. 
ferner 8 778 und be Mere rſpruchs rechts: 88 732, 766, 767, 771, 861 Abſ 2 350. 
un 5 den Grundſatz des ee 3 PO (Beſchränkung De Hafsung 3 
machen Vin a ſeines Rechtes N an e le 15 a lend u 
! „auch in dieſen Fällen der Pran a as Widerſpruchsrecht jelbftändig ge & 
ihr fl. O5 fe Oben A 2 u als Nebenintervenient beitreten. Er gilt dann als 
Ol die 1 j 
richtet, iſt glei Er en reitung gegen die Frau, den Mann oder einen Dritten 
eingebrachte Gut wegen einer ee. feinen Unterichted, ob die Zwangsvollſtreckung in das 
das auf die Veräußerung einer 05 dforderung oder in Vollſtreckung eines Urteils erfolgt, 
zum eingebrachten Gute gehörenden Sache gerichtet iſt. 


§ 1408 
2 1 
a und Manne an dem eingebrachten Gute kraft ſeiner 
ießung zuſteht, iſt nicht übertragbar“). 
J 129 Halbſ 1 M 1507 N 4 206 fl. h 4 184, 166, 1800 204 
„Das dem Manne zuſtehende a . ; 5 
Gutes beruht auf dem Verben ber der Verwaltung und Nubnichung des eingebrachten 


e Ben Dat unübertragbas au zu der Perſon des Mannes und iſt wegen dieſer 
2. Unübertragbarkeit des Rechtes. ; 
zeichnete Recht darf weder abge (8 er 88 gen Das BE 


400) noch verpfändet (88 1274 Abſ 2, 861 ZPO) 


Frau das fragliche Recht trotz der entgegenſtehenden Be 
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noch durch Beſtellung eines Nießbrauchs belaſtet ($ 1069 Abſ 2) werden. Dagegen iſt der 
Ehemann nicht gehindert, die ihm kraft der Verwaltung und Nutznießung zuſtehenden Einzel⸗ 
befugniſſe ihrer Ausübung nach einem andern zu überlaſſen, z. B. Beſtandteile des 
eingebrachten Gutes durch Vermietung oder Verpachtung zu nutzen. Unter Umſtänden, 3. B. 
wenn er längere Zeit abweſend ſein muß, darf er Verwaltung und Nutznießung durch einen 
Bevollmächtigten ausüben (M 4, 300; § 1418 A 10). Die von dem Ehemann erworbenen 
Früchte des eingebrachten Gutes find der Pfändung nur in dem in 8 861 BRD bezeichneten 
Umfange unterworfen. Wegen des Widerſpruchsrechts vgl. § 1407 A 10. . 

3. Anfechtung. Genehmigt der Ehemann die Veräußerung eines zum eingebrachten 
Gute gehörigen Gegenſtandes durch die Ehefrau, ſo kann die Genehmigung von ſeinen 
Gläubigern nicht ſchon deshalb angefochten werden, weil fie das Erlöfchen des ehemänn⸗ 
lichen Nießbrauchs an dem Gegenſtande mit ſich bringt. Das ehemännliche Nießbrauchsrecht 
kann nicht gepfändet werden; deshalb kann auch der Verzicht des Ehemanns auf dieſes Recht 
nicht Gegenſtand der Anfechtung fein (RG 10. 7. 06 VII 564/05). 


8 1409 


Steht der Mann unter Bormundichaft!), jo hat ihn der Vormund in den 
Rechten und Pflichten zu vertretene), die ſich aus der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung des eingebrachten Gutes ergeben. Dies gilt auch dann, wenn die 
Frau“) Vormund des Mannes iſt. 

E 1 1826 II 1808; M 4 286 ff.] P 4 184, 149, 160, 162, 183, 204. 


1. Bormundichaft. Pflegſchaft. Unter Vormundſchaft ift auch die vorläufige Vormund⸗ 
ſchaft ($ 1908) zu verſtehen. Steht der Mann unter Pflegſchaft (§8 1910, 1911), fo findet 
der § 1409 ſinnentſprechende Anwendung. 

2. Vertretung des Mannes. Schutz der Frau. Die Vertretung des Mannes muß in 
dieſem Falle troz der höchſtperſonlichen Natur feines Verwaltungs. und Nutznießungsrechts 
eintreten, weil die Stellung des Mannes unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft das be⸗ 
zeichnete Recht nicht kraft Geſetzes zum Erlöſchen bringt. Der Vertreter iſt dem Manne für 
Schaden verantwortlich (88 1833, 1915). Die Frau kann jederzeit auf Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung klagen (8 1418 Abſ 1 Nr 3, 4 u. 5) und dadurch eine ihr unlieb⸗ 
ſame Vertretung hintertreiben. 

3. Die Frau als Vormund oder Pfleger des Mannes iſt ebenſo wie ein anderer Vertreter 

m Manne für Schaden verantwortlich (88 1833, 1915). Iſt die Zuſtimmung des Mannes 
zu einem Rechtsgeſchäft oder einem Rechtsſtreit erforderlich (88 1395—1405), jo erteilt die 
Frau, als Vertreter des Mannes, ſich ſelbſt die Zuſtimmung. Die im 8 181 zugelaſſene Aus⸗ 
nahme („ſoweit nicht ein anderes ihm geſtattet iſt“) trifft hier zu. Vgl. § 1457. 


3. Schuldenhaftung 


8 1410 


Die Gläubiger des Mannes!) können nicht Befriedigung aus dem ein⸗ 
gebrachten Gute?) verlangen s). 
E II 1309; M 4 205 ff.; P 4 134, 147, 182, 204. 


1. Gläubiger des Mannes. Wie der Mann nicht für die Schulden der Frau haftet, ſo 
haftet auch nicht die Frau für die Schulden des Mannes. Zum Schutze der Gläubiger des 
Mannes dienen die Vorſchriften in 9 1362 Abſ 2 (Vermutung für das Eigentum des Mannes), 
88 31 Nr 2 32 Nr 2, 45 KO und 8 3 Nr 2 u. 4 AnfG. Vgl. 98 A 11. Das Nutz ⸗ 
nießungsrecht des Mannes unterliegt nicht der Pfändung (RG JW 03, 24822). Da die 
Frau mit ihrem Vermögen für die voreheliche Schuld ihres Mannes (Unterhaltsrückſtände 
eines unehelichen Sohnes) nicht haftet, ſo iſt ſie auch berechtigt, dieſes Vermögen vor dem 

05 der Gläubiger des Mannes zu ſichern (durch Einführung der Gütertrennung und 

bſchluß eines Wirtſchaffspachtvertrags, bei dem die Frau Geſchäftsherrin und der Mann 
Gehilfe iſt). Dieſer Umſtand fteht der Anfechtung ſolcher Verträge durch den Gläubiger 
entgegen (OLG 30, 41). 

2. Zum eingebrachten Gute der Frau können auch jährlich fortlaufende Zahlungen an 
die Frau gehören. Vgl. 8 1363 A 6. Die Früchte des eingebrachten Gutes ſind dagegen dem 
Zugriffe der Gläubiger in dem durch 8 861 880 beſtimmten Umfange freigegeben. 

übergangsrecht. Die Pflicht der Kaufleute, die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft 
durch Vertrag im Handelsregiſter eintragen zu laſfen (Art 20 des preuß. EG z. ADB), 
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2 3 56 
beſteht nach dem nkrafttreten des BG nicht fort. Gläubiger des Mannes, deren For 
— — — dem Safrafttreten des BGB entitanden find, haben nicht das Recht, aus dem 
Grunde, weil die Ausſchließung der Gütergemeinſchaft nicht in das Handelsregiſter ein. 
getragen iſt, das eingebrachte Gut der Frau in Anſpruch zu nehmen (RG 68, 245). 


8 1411 


Die Gläubiger der Frau!) können ohne Rüchſicht auf die Verwaltung und 
Nutznießung des Mannes Befriedigung?) aus dem eingebrachten Gute ver⸗ 
taugen, foweit‘) ſich nicht aus den SS 1412 bis 1414 ein anderes ergibt ). Sie 


unterliegen bei der Geltendmachung der Anſprüche der Frans) nicht der im 
$ 1394 bejtimmten Beſchränkung. 


Hat der Mann verbrauchbare Sachen nach 8 1377 Abj 3 veräußert oder 


verbraucht, jo iſt er den Gläubigerns) gegenüber zum ſofortigen“) Erſatze 
verpflichtet. 


rr 4 8 1 133, 147, 154, 160, 162, 180, 183, 205. 

1. Die Gläubiger der Frau können rundſätzlich wegen aller Anſprüche Befriedigung 
aus dem eingebrachten Gute ohne Rüesch auf die Bean und Nutznießung des Mannes 
verlangen. Diefer Grundſatz gilt für Gläubiger, deren Anſprüche vor dem Eintritte der 
ſterwoltung und Nutznießung des Mannes (regelmäßig der Eheſchließung, § 1863 A 2) ent- 
ſtanden find, ausnahmslos. Die in den 88 1412—1414 enthaltenen Ausnahmen beziehen 
ſich nur auf die Gläubiger der Frau, deren Anſprüche nach der Eheſchließung entſtehen. 
Unter den oben bezeichneten Grundsatz fallen insbeſondere Ansprüche aus einer unerlaubten 
Sanblung. der ran (J. B. der Anſpruch des Verletzten auf Schadenserfatz, der Anspruch 
der erichtskaſſe auf die Koſten eines Strafverfahrens, vgl. $ 1387 A 7) und auf Geſetz be- 
ruhende Anſprüche ‚gegen die Frau, z. B. der Unterhaltsanſpruch ihrer Verwandten (88 1601, 
1004, 1886) und die Erſatzanſprüche aus Beſchädigungen durch Tiere (8 833) und Gebäude 
(8 886). Als auf Geſetz beruhend find auch die Anfprüche der Gläubiger gegen die Frau aus 
ungerechtfertigter Berei erung (58 812, 1899 Abſ 2 Satz 2) und aus der Geſchäftsführung 
ohne Auftrag (88 678, anzuſehen. — Hat die Frau als Beklagte mit Zuſtimmung des 
Mannes den Nechtsſtreit eführt oder war die Zustimmung entbehrlich, fo hat das Urteil auch 
dem Manne gegenüber hinſichtlich des eingebrachten Gutes Rechtskraftwirkung (RG 56, 78; 

1 8, 5). Steht dem Man ne eine auf dem Grundſtücke der Frau ruhende Hhpo- 
thelenforberung zu, ſo kann er gegen die Frau auf Zahlung klagen. Seinem Klagerechte 
ſteht der Umſtand, daß er die Verwaltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes hat, 
nicht Die gw eue 69 Nr 246). bie & 

ie Zwangsvollſtre in das ei i uläſſig, wenn die Frau 
** Veiftung en Wann aun 1 as eingebrachte Gut iſt nur zuläſſig 
ae Üt (5 789 ZPO) oder der Mann die Zwangsvollſtrecung gemäß $ 794 Abſ 2 ZPO 

„willigt Die Klage „ kann auch mit einer Wechſelklage gegen die Frau 
verbunden werden 755 50, 51). Für den F i 
gelangt 8 741 zur Anwendung. Wegen Erteilung vollſtreckbarer Urteilsausfer⸗ 
tigung, falls zur Dt 45 Eintritts der Verwaltung und Nutznießung der Pen ie 
rau bereits anhängt a i uldner 7 
gi eu alle dung an hängig war, vgl. 8 742 EBD. Die dem Sch 0 8 
kü e und über das Vermögen der Frau der Konkurs eröffnet, ſo muß ſich der Mann die 
Befriedigung derjenigen Gläubig ; fall des § 1411 fallen, aus 
dem eingebrachten n ea er der Frau, die unter den Regelfall 8 


der Ehefrau hat eine Einſchran 


i letzteren das eingebrachte Gut 
wenn deſſen Wert durch den Bete 1 zu dieſem Zweck an letz ; 
walter kann ſich nicht eigenmächtig in d 
auf Herausgabe klagen. Der Mann iſt 


onkursverfahrens ſtehender Dritter. m gegenüber iſt zur Begründung des Anſpruchs 
auf Herausgabe nachzuweiſen, daß der Pa dez Eng durch den Betrag der Schulden 
aul Kun wird, Zam Nachteile einer Schuld genügt eine frühere Verurteilung des Mannes 
zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut (vgl. über die 
Duldungsurteils RG Ji 09, 321 5). Der on n 
ein Verzeichnis über den Beſtand des eingebrachten Gutes gemäß 8 260 vorzulegen und in 
ſinnentſprechender Anwendung des $ 1421 Rechnung zu legen, auch nötigenfalls den Offen, 
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barungseid zu leiſten ($8 259, 260). Zur Rechnungslegung über ihm gebührende Nutzungen 
iſt der Mann nicht verpflichtet. An dem von der Ehefrau erſt nach der Konkurseröffnung 
erworbenen Vermögen verbleibt dem Manne das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht 
uneingeſchränkt (RG 73, 238). 

be Beweislast. Daß ein Ausnahmefall der 88 1412 —1414 vorliegt, hat der Mann zu be⸗ 
weiſen. 

4. Nur aus Rückſicht auf die Rechte des Mannes ſind die Ausnahmen der 88 1412 
bis 1414 beſtimmt. Daher darf nur der Mann, nicht die Frau, die Ausnahmen geltend machen. 

5. Zeitpunkt der Geltendmachung. Die Gläubiger der Frau können Anſprüche, die der 
Frau gegen den Mann auf Grund der Verwaltung und Nutznießung zuſtehen und ihnen 
im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen ſind, unbeſchränkt vor der Beendigung der 
Verwaltung und Wenne geltend machen. Vgl. $ 1394 A 2. ee; 

6. Gemeint find ſolche Gläubiger der Frau, die aus dem eingebrachten Gute Befriedigung 
verlangen können. 

7. Spfortiger Erſatz. Die Gläubiger der Frau können den Erſatzanſpruch der Frau ſchon 
während des Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung gegen den Mann gerichtlich 
geltend machen. Vgl. $ 1377 A 9. Entgegenſtehende Abmachungen der Eheleute find den 
Gläubigern gegenüber unwirkſam. 


8 1412 

1) Das eingebrachte Gut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus 
einem nach?) der Eingehung der Ehe vorgenommenen Rechtsgeſchäft ent⸗ 
ſteht, nur dann, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zu dem Rechtsgeſchäft 
erteilt oder wenn das Rechtsgeſchäft ohne ſeine Zuſtimmung ihm gegenüber 
wirkſam iſt. 

Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Frau haftet das eingebrachte Gut 
auch dann, wenn das Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des ein⸗ 
gebrachten Gutes nicht wirkſam iſt. 

E I 1312 Nr 1 II 1311; M 4 251; P 4 135, 147, 155, 160, 163, 188, 205; 6 277. 

1. Zweck der Beſtimmung im $ 1412 Abſ 1 ift, die Rechte des Mannes an dem eingebrachten 
Gute der Frau zu ſchützen. — Die Rechte des Mannes an dem eingebrachten Gute der 
Frau erlöſchen aber mit ſeinem Tode und können dem Anſpruche des Klägers nicht ent ⸗ 
gegengehalten werden (RG 58, 38; 87, 256). 

2. Beweislaſt. Daß es ſich um ein nach und nicht vor der Eheſchließung vorgenommenes 
Rechtsgeſchäft handelt, hat der Mann zu beweiſen. Dagegen liegt dem Gläubiger der Beweis 
ob, daß der Mann ſeine Zuſtimmung erteilt hat oder das Rechtsgeſchäft ohne ſeine Zuſtimmung 
ihm gegenüber wirkſam iſt. 

§ 1413 


Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine Verbindlichkeit!) der Frau, 
die infolge des Erwerbes einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes entſteht, 
wenn die Frau die Erbſchaft oder das Vermächtnis nach der Eingehung der 
Ehe“) als Vorbehaltsguts) erwirbt“). 

E I 1312 Nr 2 II 1312; M 4 252; P 4 185, 147, 155, 160, 163, 183, 207. 


ls Verbindlichkeiten, die infolge des Erwerbs einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes 
entſtehen, find z. B. die Nachlaßverbindlichkeiten (8 1967), die Herausgabepflicht des Vor⸗ 
erben ($ 2130) und die Erfüllung letztwilliger Anordnungen (88 2147, 2192). Wegen des Er- 
werbs einer Erbſchaft als eingebrachtes Gut vgl. 8 1406 A 2. 

2. Die Worte: „nach der Eingehung der Ehe“ laſſen nicht den Schluß zu, als ob auch 
ſchon vor der Eingehung der Ehe Vorbehaltsgut entſtehen könne. Dieſelben Worte kommen 
auch in 88 1412 Abſ 1 u. 1414 vor. Vgl. RS 65, 367 u. § 1369 A 2. 

3. Erwerb als Vorbehaltsgut liegt nicht vor, wenn die Frau die Erbſchaft oder das Ver⸗ 
mächtnis als Eingebrachtes erwirbt und das Erworbene erſt durch Vertrag mit dem Manne 
als Vorbehaltsgut erklärt wird. Vgl. $ 1369 A 7. h 

4. Beweislaſt. Der Mann hat zu beweiſen, daß ein Erwerb ala Vorbehaltsgut im Sinne 
des § 1413 vorliegt. 


§ 1414 


Das eingebrachte Gut haftet nicht für eine Verbindlichkeit!) der Frau, 
die nach der Eingehung der Ehe infolge eines zu dem Vorbehaltsgute ge⸗ 
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hörenden Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden Sache entſteht, es 
ſei denn, daß das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte gehört, 
das die Frau mit Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt?). 


E 1 1312 Nr 3 II 1313; M 4 253; P 4 136, 147, 155, 160, 163, 188, 207. 


1. Verbindlichkeiten der fraglichen Art ſind z. B. die Pflicht zur Entrichtung der auf 
dem Vorbehaltsgute ruhenden Reallaſten ($ 1105), Steuern und Abgaben, die Herausgabe 
pflicht im Falle der ungerechtfertigten Bereicherung (88 812ff.) und die Verbindlichkeiten 
zur Erfüllung der auf Gegenstände des Vorbehaltsguts gerichteten dinglichen Ansprüche 
914 W nicht die Verbindlichkeiten aus 88 833, 836. Vgl. § 1411 A 1. A. M. Planck 


2. Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau 8 1405. 


8 1415 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen dem Vorbehalts⸗ 
gute zur Laſt: 


1. die Berbindlichfeiten?) der Frau aus einer unerlaubten Handlung, die 
ſie während der Ehe begeht, oder aus einem Strafverfahren, das 
wegen einer ſolchen Handlung gegen ſie gerichtet wird“); 

2. die Verbindlichkeiten“) der Frau aus einem ſich auf das Vorbehalts⸗ 
gut beziehenden Rechtsverhältnis, auch wenn fie vors) der Eingehung 


der Ehe oder vor)) der Zeit entſtanden find, zu der das Gut Vorbehalts⸗ 
gut geworden iſt; 


3. die Koſten') eines Rechtsſtreits, den die Frau über eine der in Nr 1, 2 
bezeichneten Verbindlichkeiten führt“). 


E 1316 Abſ 2 Nr 1-8 IT 1314; M 4 260 fl.; P 4 186, 149, 157, 160, 183, 207; 6 277. 


1. Die Gläubiger der Frau können nach ihrer Wahl Befriedi ingebracht 

e A gung aus dem eingebrachten 
18 gemäß $ 1411 oder aus dem Vorbehaltsgute pen en Im Verhältniſſe der Ehegatten 
En nie muß aber eine Ausgleichung ftattfinden (8 1417). Die Regel ift, daß Ver⸗ 
in Bez eiten * deren Befriedigung aus dem eingebrachten Gute verlangt werden kann, 
Re BR niffe der Ehegatten zueinander dem eingebrachten Gute zur Laſt fallen. Von dieſer 
im ind die in 88 1415, 1416 bezeichneten Verbindlichkeiten ausgenommen. Sie fallen 

2 2 120 Ehegatten untereinander dem Vorbehaltsgute zur Laft. 

en neo chen Verbindlichteiten gehören z. B. die Verpflichtung zum Schadenserſatze, 
Fur die amn einer Geldſtrafe oder Buße uind zur Tragung 92 N eines Strafverfahrens. 
die vn osten der Verteidigung der Frau kommt zunächſt § 1387 Nr 2 in Betracht. Koſten, 
hat der an Unterbringung und Verpflegung der Frau in einer Strafanſtalt erwachſen, 
hältniſſe au Grund feiner geſetzlichen Unterhaltspflicht zu tragen. Sie fallen im Ver⸗ 
A er Ehegatten dem eingebrachten Gute zur Laſt, falls der Mann fie nicht bezahlen 

3. Während der Che, Verbindlichkeit d. 

wi en aus früher begangenen unerlaubten Hand 
enden e Verhaltniſſe der en dem en Gute der Frau zur Laſt. Ein 
one falt en 1 or der Eheſchließung begangenen unerlaubten 7 
i 3. hierunter. Die 5 i begangen haben, 

Beſchuldigung allein genügt nicht. dern muß die uneins Handlung began 


4. Zu ſolchen Verbindlichteiten geht ; ; 8 R 

0 ie ſi gehören z. B. die Verpflichtungen der Frau aus Rechts- 
geſchäften, die ſich auf das Vorbehaltsgut beziehen (8 1370) und mit Zuſtimmung des Mannes 
vorgenommen oder ihm gegenüber ohne jeine Zustimmung wirkſam find, namentlich die 
Verbindlichkeiten der Frau aus dem ſelbſtandigen Betrieb eines mit Einwilligung des Mannes 
betriebenen Erwerbsgeſchafts G8 1367, 1405, 1414), ſowie die geſetzliche Unterhaltspflicht 
5 15 und dab hr durch den Beſitz von orbehaltägnt Mn oder ver⸗ 
größert wird u eine verhältnismäßi tei auf das Vorbehaltsgut und das 
eingebrachte Gut erforderuch macht. mäßige Verteilung auf 

5. Beiſpiele: Die vor jenem Zeitpunkte fällig gewordenen Leiſtungen auf Grund einer 
Reallaſt, die auf einem zum Vorbehaltsgute gehörenden Grundſtücke ruht, ferner die auf 
einem ſolchen Grundstücke laſtenden vorehelichen Schulden. Vgl. 88 1385 A 6, 1386 A 9. 

6. Begriff der Koſten $ 1387 A 2. 


7. In welcher Parteirolle die Frau den Rechtsſtreit führt, iſt nebensächlich. 
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8 1416 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen die Koſten?) eines 
Rechtsſtreitse) zwiſchen ihnen“) dem Vorbehaltsgute zur Laſt, ſoweit nicht 
der Mann ſie zu tragen hats). 


Das gleiche?) gilt von den Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen der Frau 
und einem Dritten, es ſei denn, daß das Urteil dem Manne gegenüber in 
Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam ift?). Betrifft jedoch der Rechts⸗ 
ſtreit eine perſönliche Angelegenheits) der Frau oder eine nicht unter die 
Vorſchriften des 8 1415 Nr 1, 2 fallende Verbindlichkeit, für die das ein- 
gebrachte Gut haftet“), jo findet dieſe Vorſchrift!“) keine Anwendung, wenn 
die Aufwendung der Koſten den Umſtänden nach geboten iſt!!). 

E I 1316 Abſ 2 Nr 4 II 1315; M 4 264; P 4 136, 149, 157, 160, 183, 208. 


1. Der $ 1416 regelt die Koſtenfrage zwar nur in bezug auf das innere Verhältnis des 
Vorbehaltsguts zum eingebrachten Gute und hat zunächſt nur die Ausgleichung der beiden 
Maſſen unter ſich (8 1417) im Auge; aber für die Tragweite des § 1416 kommen auch 88 1387 
Nr 1 u. 1388 (Verpflichtungen des Ehemanns gegenüber der Frau und den Gläubigern 
der Frau) in Betracht. 

2. Begriff der Koſten § 1387 A 2. 

3. Begriff des Rechtsſtreits $ 1387 A 3. 

4. Gegenſtand eines Rechtsſtreits zwiſchen Ehegatten kann z. B. Eheſcheidung, Ehe⸗ 
anfechtung, Herſtellung des ehelichen Lebens, Gewährung des Unterhalts, Herausgabe der 
Kinder, Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes, Herausgabe des Vorbehalts⸗ 
guts oder Sicherheitsleiſtung ſein. 

5. Der Mann hat die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen, wenn er dazu nach den Prozeß ⸗ 
und Koſtengeſetzen verpflichtet ift, ſei es, daß er der Frau gegenüber in der Hauptſache unter. 
liegt oder aus einem andern Grunde als koſtenpflichtige Partei anzufehen ift. Kann der Mann 
die Koſten nicht aus eigenen Mitteln zahlen, ſo fallen ſie dem eingebrachten Gute zur Laſt. 

6. Das gleiche — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen. 

7. Iſt das Urteil dem Manne gegenüber in Anſehung des eingebrachten Gutes wirkſam, 
3. B. bei erteilter oder entbehrlicher Zuſtimmung (8 1400 A 3, 4), fo fallen die Koſten im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zueinander dem eingebrachten Gute zur Laſt, vorausgeſetzt, daß nicht 
ein Fall des § 1415 vorliegt. 

8. Perſönliche Angelegenheit der Frau. Z. B. im Falle der Doppelehe die Anfechtung 
der früheren Ehe (§ 1326) im Wege der Klage oder Widerklage, ferner die Einlaſſung auf eine 
Nichtigkeitsklage gegen ein früheres Scheidungsurteil (§ 1309 Abſ 2). Vgl. auch § 1402 A 8. 
5 5 IR für die Verbindlichkeit das eingebrachte Gut haftet, iſt nach 88 1411—1414 zu 

eurteilen. 

10. Dieſe Vorſchrift — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
dem Vorbehaltsgute zur Laſt fallen. 

11. Solchenfalls treffen die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander das ein- 
gebrachte Gut. 


8 1417 


1) Wird eine Verbindlichkeit, die nach den SS 1415, 1416 dem Vorbehalts⸗ 
gute zur Laſt fällt, aus dem eingebrachten Gute berichtigt), jo hat die Frau 
aus dem VBorbehaltsgute, ſoweit dieſes reicht?), zu dem eingebrachten Gute 
Erſatz zu leiſten“. 

Wird eine Verbindlichkeit der Frau, die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander nicht dem Vorbehaltsgute zur Laſt fällt, aus dem Vorbehaltsgute 
berichtigt), jo hat der Mann aus dem eingebrachten Gute, ſoweit dieſes 
reichte), zu dem Vorbehaltsgut Erſatz zu leiſten⸗). 

EI 1816 Abſ 8 II 1316; M 4 260, 266; P 4 136, 149, 157, 160, 183, 207. 

1. Der $ 1417 regelt die Ausgleichung des Vorbehaltsguts und des eingebrachten 
Gutes im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander für den Fall, daß die eine Maſſe auf 
Koſten der andern eine Mehrung, bzw. zugunſten der andern eine Minderung erfahren hat. 
Daraus ergibt ſich zugleich, daß die Verwirklichung der Ausgleichung, abweichend von 8 1894, 


Geſetzliches Güterrecht 88 1416—1418 125 


Ion während der Verwaltung und Nutznießung gerichtlich geltend gemacht werden kann. 
gl. § 1394 A 3. ; 
2. ai wird eine Verbindlichkeit nicht nur durch Erfüllung, Hinterlegung n 
Aufrechnung, ſondern auch durch Vereinigung von Schuld und Forderung in der Per 
er Frau. 4 
5 5 te 
3. Sit er atzpflichtiges Gut nicht vorhanden oder reicht es zum Erſatze nicht aus, ſo en f 
fällt 0 die Erſahpflicht der Frau. Eine dieſes Maß überſchreitende perſönliche 5 
pflicht der Fran gegenüber dem Manne beſteht nicht. Unberührt bleibt die perſönliche Ver⸗ 
pflichtung des Mannes zur Tragung der in 98 1384-1887 bezeichneten Laſten. 


4. Schulbvolle Nichterfüllung der Erſatzpflicht begründet nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen Anſpruch auf Schadenserſatz. 


4. Beendigung der Verwaltung und Nutznießungy 


18 

N N erlifcht mit feinem Tode (R® 58, 38; Rh IW 1915, 101129). 
Die Aufhebung ber ehelichen Gemeint (8 1570 ſteht der Scheidung gleich ($ 1568). Wird 
die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung wiederhergeſtellt, fo tritt Gütertrennung ein 
(8,1587). Im Falle der Nichtigkeitserllärung der Ehe wird feſtgeſtellt, daß die Ehe nie 
beſtanden habe, mithin auch die eheliche Verwaltung und Nutznießung nie eingetreten ift. 
In dieſem Falle find für die Vermögensauseinanderſetzung die allgemeinen Grundsätze 
Getrenntleben dag Muftcag, auftragsiofe Geichäftsführuns) mahgebend. Tatfüchlices 
Getrenntleben der Ehegatten berührt, auch wenn es gerichtlich geſtattet ift (§ 627 880), 
an ſich den Güterſtand nicht, unheſchadet der Befugnis des Gerichts zum Erlaß einſtweiliger 
Verfügungen (8 940 380, 314184 12). Selbſtverſtändlich kann auch durch Ehevertrag die 

eendigung der Verwoltung und Nutzniezung beſtimmt werden ($ 1432). Dagegen ilt es 
unzuläſſig, daß der Mann einſeitig auf die Verwaltung und Nutznießung im ganzen ver 
zichtet. Val 8 1468 9 ı (Beendigung der Gütergemeinſchaft). — Die 88 1418-1420 
behandeln keineswegs alle Fälle, in denen die Verwaltung und Nutznießung des 
Ehemanns endet. Gerade die wichtigſten Fälle, die der Beendigung durch Auflöſung 
fie. Ehe und infolge Ehevertrags, ſind nicht aufgeführt. Vor allem aber haben 
Er nur ſolche Falle im Auge, in denen die Verwaltung und Nutznießung des 
bofmanns in ihrer Geſamtheit endet. Mit der Frage, ob ein einzelner Vermögens · 

eſtandteil (4. B. der mütterliche Anteil einer Frau an dem gütergemeinſchaftlichen Ver⸗ 
Mögen ihrer Eltern. Bot, g 1360 Nl ) noch zum eingebrachten Gute der Frau gehört . 
das ehemageſchieden ift, haben die 93 1418.—1420 nichts zu tun. Unzweifelhaft ergreif 
60 Jh f hun u ae a e . ene ee 

„bodurch es ſi atzli Ni rs unter 

80. 10. 18 IV 224/18. grundſatzlich vom Rechte des Nießbrauche 


§ 1418 
Die Fraun) kann auf Aufhebun 
1. wenn die Vorausfetzungen 


n jeine Serpfcich N der Frau und den gemeinſchaft⸗ 

g ichtun e 
lichen Abkümmlingen Unterhalt 8 verletzte) hat und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts zu beſorgen iſt. 
Eine verletzung) der unterhaltspflicht liegt ſchon dann vor, wenn 
der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen nicht mindeſtens 
der Unterhalt gewährt wird, welcher ihnen bei ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung und Nutznießung des eingebrachten Gutes zukommen würde”); 

3. wenn der Mann entmündigt iſts); - 

4. wenn der Mann nach 8 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten“) einen Pfleger erhalten hat; a 
5. wenn für den Mann ein Abweſenheitspfleger “) beſtellt und die baldige 

Aufhebung der Pflegſchaft nicht zu erwarten iſt. 
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Die Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung tritt mit der Rechts⸗ 
kraft des Urteils !!) ein 2) 10. 


E I 1327 Abſ 1 Nr 2, 1328 II 1317; M 4 295 ff.; P 4 136, 149, 155, 168, 184, 194, 210, 848. 


1. Hat die Frau einen geſetzlichen Vertreter, ſo ſteht das Klagerecht nur dieſem zu (88 51ff. 
ZPO). Vgl. auch $ 1364. Der Rechtsſtreit iſt keine Eheſache. 

2. Die Klage iſt in den Fällen zu 1 u. 2 gegen den Mann, im Falle zu 3 gegen den Vor⸗ 
mund und in den Fällen zu 4 u. 5 gegen den Pfleger zu richten. Im Falle zu 4 (Pflegſchaft 
wegen Gebrechlichkeit) bleibt der Mann zwar prozeßfähig und kann daher auch verklagt werden, 
aber er ſteht, wenn er im Rechtsſtreite durch einen Pfleger vertreten wird, nach § 53 ZRO 
für den Rechtsſtreit einer nichtprozeßfähigen Perſon gleich. Mit der Klage aus $ 1418 können 
Klagen aus 8 1421 verbunden werden (RG 18. 4. 04 IV 137/04). Das Verfahren in Eheſachen 
(88 606—639 ZPO) findet keine Anwendung. Zuſtändig iſt für die Klage aus 8 1418 das 
Landgericht, da es ſich um einen nichtvermögensrechtlichen Anſpruch handelt (88 23, 70 Abi 1 
GVG). Die Klage kann der Mann durch Erbieten zum Abſchluß eines die Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung beſtimmenden Ehevertrags abwenden. Durch Herausgabe 
des eingebrachten Gutes allein genügt er dem Klagebegehren nicht (RG Gruch 53, 697). Der 
Streitwert der Klage aus $ 1418 iſt gemäß § 3 ZPO frei zu ſchätzen (RG 7. 11. 04 IV B 404/04). 
Wegen Anfechtung von Eheverträgen vgl. § 1391 A 12. 

3. Vorausſetzungen des § 1391, fei es nach Abſ 1, ſei es nach Abſ 2. Vgl. die Erl zu 

1 


391. 

4. Nicht nötig iſt, daß die Frau zuvor Sicherheitsleiſtung wirklich verlangt. Hat aber 
der Mann ausreichende Sicherheit geleiſtet, ſo iſt eine Klage auf Aufhebung der Verwaltung 
und Nutznießung unſtatthaft. — Hat die Ehefrau die Rechte, die ihrem Ehemanne geſetzlich 
an ihrem eingebrachten Gute zuſtehen, dem Ehemanne gegenüber inſofern erweitert, als ſie 
ihn bezüglich beſtimmter Wertpapiere im voraus von der nach geſehlichen Vorſchriften (88 1875, 
1376, 1377) ſonſt eintretenden Verpflichtung des Mannes zur Einholung der Zuſtimmung 
ſeiner Ehefrau befreit hat, jo iſt dieſes Rechtsverhältnis nicht ohne weiteres durch die Fortdauer 
guter Beziehungen der Eheleute zueinander bedingt. Die Ehefrau iſt aber herechtigt, dieſe 
dem Ehemanne gunſtweiſe eingeräumten Befugniſſe wieder einſeitig zu entziehen, ſo daß der 
Ehemann künftig über die bezeichneten Sachen nur in der geſetzlich zuläſſigen Weiſe verfügen 
darf, insbeſondere wieder an eine ordnungsmäßige Verwaltung im Sinne des Geſetzes ge⸗ 
bunden iſt. Gänzliche Aufhebung der Verwaltung kann fie nur unter den geſetzlichen Voraus- 
ſetzungen erlangen (RG 26. 3. 06 IV 477/05). 

5. Für die Unterhaltspflicht find die 88 1360, 1361, 16011603 maßgebend. 

6. Verletzung der Unterhaltspflicht liegt ſchon dann vor, wenn auch nur einem Unter. 
haltsberechtigten das Mindeſtmaß des Unterhalts nicht gewährt wird. Verſchulden des Mannes 
wird nicht vorausgeſetzt. — Wenn der zur Gewährung des Unterhalts durch Entrichtung 
einer Geldrente an die Frau gemäß $ 1361 verpflichtete Mann die Geldrente verweigert, 
ſo verletzt er feine Unterhaltspflicht ($ 1418 Nr 2), ſelbſt wenn er glaubt, zur Entrichtung 
der Geldrente nicht verpflichtet zu fein (NG Warn 1914 Nr 255). Da es nicht notwendig 
iſt, daß die Nichtgewährung des Unterhalts dem Manne als Verſchulden zuzurechnen iſt, ſo 
kommt es auch nicht darauf an, ob der Mann zur Unterhaltsgewährung aufgefordert 
worden iſt und ob er dieſe abgelehnt hat, und noch viel weniger darauf, ob eine beſtimmt 
bemeſſene Rente verlangt worden iſt (RG JW 1911, 4051). Eine erhebliche Gefährdung 
des Unterhalts kann vorliegen, wenn der Mann zur Gewährung der zum ſtandesmäßigen 
Unterhalte der Frau erforderlichen Mittel zwar imſtande iſt, aber nicht hierzu bereit iſt, ſei 
es, daß er die Mittel nichtegetvähren will, ſei es, daß er, weil ihm an der Erfüllung der 
Unterhaltspflicht nichts gelegen iſt, ſo nachläſſig wirtſchaftet, daß die erforderlichen Mittel 
nicht zuſammengebracht werden. Hat ſolch ſchuldhaftes Verhalten lange Zeit angedauert, 
ſo kann der Schluß gerechtfertigt ſein, daß auch in der Zukunft die Unterhaltspflicht 
nicht erfüllt werden wird (RG 2. 8. 11 IV 189/10). Für die Frage, ob eine erhebliche Ge 
fährdung vorliegt, iſt die Sachlage am Schluſſe der letzten mündlichen Verhandlung entichei- 
dend. Daher kann ein zur Zeit der Klageerhebung begründeter Anſpruch aus 8 1418 Abſ 1 
Nr 1 durch das ſpätere Verhalten des Mannes beſeitigt werden (RG Warn 1911 Nr 246; 
vgl. R IW 98, 606°°; 00, 182°, Arreſt, einſtweilige Verfügung). 

7. Nr 2 Satz 2 enthält eine Folge und Verſchärfung des § 1389 Abſ 2. 

8. Die Entmündigung des Mannes hat nicht ſchon kraft Geſetzes die Beendigung der Nutz⸗ 
nießung und Verwaltung zur Folge. Vgl. § 1409 A 2. Entmündigt iſt der Mann in dem 
Zeitpunkte, in welchem nach 88 661, 683 Abſ 2 ZPO der die Entmündigung ausſprechende 
Beſchluß in Wirkſamkeit tritt. Auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung darf nicht 
erkannt werden, wenn zur Zeit der Urteilsfällung der Entmündigungsbeſchluß mit Erfolg 
angefochten (88 672, 684 ZPO) oder Wiederaufhebung der Entmündigung (88 675 ff., 685ff.) 
erfolgt iſt. Geeignetenfalls iſt das Verfahren auszuſetzen ($ 148 3 PO). 
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9. Die Bermögendangelegenheiten des Mannes bilden einen beſtimmten Kreis feiner 
Angelegenheiten. Letzterer muß der Gegenſtand der Pflegſchaft geworden ſein, ob mit Aus 
ſchluß oder mit Einſchluß anderer Angelegenheiten (z. B. der Sorge für die Perſon) iſt belanglos. 
Es genügt nicht, Me ee den Vermögensangelegenheiten des Mannes nur einzelne einem 
Pfleger übertragen ſind. y - 

10. Abweſenheitspflegſchaft. Aus welchem der in § 1911 aufgeführten Gründe der 
Abweſenheitspfleger beſtellt ift, macht keinen Unterſchied. A. M. Planck A 7; Ullmann S. 291. 
Hat der Mann zur Beſorgung feiner Vermögensangelegenheiten, insbeſondere zur Ausübung 
der Verwaltung und Nutznießung, einen Bevollmächtigten beſtellt (§ 1408 A 2), jo liegt ein 
Anlaß zur Beſtellung eines Abweſenheitspflegers nur unter den beſonderen Umſtänden des 
$ 1911 Abſ 1 Satz 2 vor, und in dieſem Falle iſt auch die Klage der Frau auf Aufhebung der 
Verwaltung und Nutznießung gerechtfertigt. . 2 Be 

11. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden. — Es genügt, daß die Vorausſetzungen, unter denen auf Aufhebung der Ver: 
waltung und Nutznießung zu erkennen iſt, zur Zeit der mündlichen Verhandlung, auf die 
das Urteil ergeht, vorliegen 


{ Ach Warn 08 Nr 162). 
12. Beendigung des Gſiterſtandes. En 


des 8 1418, fo tritt nach 8 1426 Gütertrennung ein. Dieſe iſt Dritten gegenuber nur nach 
97 des 8 1435 wirkſam (8 1481). 

der Antrag der Ehefrau (8 1561 Abſ 3 

waltung und Nutznießung durch ein 5 
lichen Vorſchriften über Beginn und Beendigung der Güterſtände können nicht im Wege 
einſtweiliger Verfügungen abgezı 1 
Schube der Frau die Einzelbefugniſſe des Mannes in weitgehendem Maße beſchränkt werden. — 
Über die Wirkung einer einſt 


mſtandes dem Verlangen des Maunes auf Jubeſitznahme eingebrachter Sachen ſtattzu⸗ 
geben hat, obgleich er befindet, daß, entſprechend dem Widerklagebegehren, der Frau das 
deecht auf Sicherstellung ihres und damit das Recht zusteht, die Aufhebung 
Ka geſetzlichen Güterſtandes der Verwaltungsgemeinſchaft zu fordern (88 1391, 1418 Nr 1). 
er die Frau Sicherheutsleiſtung beunſpruchen, fo kann fie dies auch in der Art, daß ſie 
105 Eingebrachte zurückbehält und dadurch eine erhebliche Gefährdung ihrer Rechte unmög- 
ich macht. Daun ift aher auch der Herausgabeanſpruch des Mannes unberechtigt (NG 


18, Übergangsrerht. Wegen 


; 1 -tilandes i i unveränderter Sachlage 
dieſe der Ehefrau bisher fehlende Vefagn den des BGB bringt bei unverä 


8 1419 
Die Verwaltung und Nutznießung endigt!) mit der Rechtskraft) des Ve⸗ 
ſchluſſes, durch den der K 71 5 


5 onkurse) über das Vermögen“) des Manness) er⸗ 
öffnet wird. 


E 1 1327 Abſ 1 Nr 3 II 1818; M 4 291 ff.; P 4 137, 


1. Beendigung des Güterſtandes. Die Verw 
mit der Rechtskraft des Eröffnungsbeſ en. 


149, 155, 183, 218. 


altung und Nutznießung des Mannes endigt 
a Hluffes, ohne daß es eines Antrags der Frau bedarf. 
Bis zum Eintritte der Rechtskraft dauert die Verwaltung und Nutznießung des Mannes fort, 
obwahl die Wirkungen des Konkurſes ſchon mit der Erlaffung des Eröffnungsbeſchluſſes ein“ 
treten. Das Recht des Mannes am eingebrachten Gute und die auf Grund dieſes Rechtes von 
ihm gewonnenen Früchte (mit Einſchluß der nach $ 861 ZPO pfändbaren) gehören überhaupt 
nicht zur Konkursmaſſe (8 1408 BGB, § 1 Abſ 1 KO). Bei der Beendigung der Verwaltung 
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und Nutznießung verbleibt es, gleichviel ob und wie das Konkursverfahren durchgeführt wird. 
Endigt die Verwaltung und Nutznießung auf Grund des $ 1419, fo tritt nach 8 1426 Güter⸗ 
trennung ein. Dieſe iſt Dritten gegenüber nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam (8 1431). 
Zur Eintragung in das Güterrechtsregiſter genügt der Antrag der Ehefrau (81561 Abſ 3 Nr 1). 
Durch Ehevertrag kann der frühere Güterſtand wieder eingeführt werden. 

2. Eintritt der Rechtskraft $ 705 ZRO, 88 72, 109 KO. 

3. Daß der Mann den Konkurs verſchuldet habe, wird nicht verlangt. 

4. Das dem Manne gehörige Vermögen ſchlechthin muß Gegenſtand des Konkurſes 
geworden fein. Die Eröffnung eines Sonderkonkurſes nach 88 207238 KO (3. B. über Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen, Nachlaß) genügt nicht. Wegen des Konkurſes über das Vermögen der Frau 
vgl. § 1411 A 2. 

§ 1420 


) Die Verwaltung und Nutznießung endigt?), wenn der Mann?) für tot 
erklärt wird, mit dem Zeitpunkte, der“) als Zeitpunkt des Todes gilts). 
E I 1327 Abſ 1 Nr 4 II 1919; M 4 293; P 4 137, 149, 156, 183, 218. 


1. Bedeutung der Vorſchrift. Hinſichtlich verſchiedener Rechtsbeziehungen des Ver⸗ 
ſchollenen hat der Geſetzgeber der Todeserklärung weitergehende Wirkungen beigelegt, als ihr 
auf Grund des § 18 zukämen. Hierher gehört auch 8 1420 mit 8 1425. Die Bedeutung dieſer 
Vorſchriften beſteht darin, daß mit dem in der Todeserklärung feſtgeſtellten Zeitpunkte die 
Verwaltung und Nutznießung des Mannes endigt, auch wenn die Vermutung, daß der Ehe⸗ 
mann in jenem Zeitpunkte geſtorben ſei, ſich als unrichtig erweiſt, und daß, wenn der für tot 
Erklärte noch lebt, die Wiederherſtellung ſeiner Rechte nur auf dem Wege einer Klage erfolgen 
kann (RG 60, 169). 

2. Beendigung des Güterſtandes. Die Verwaltung und Nutznießung des Mannes endigt, 
ohne daß es eines Antrags der Frau bedarf. Bei der Beendigung verbleibt es, auch wenn der 
Mann zurückkehrt oder doch die Todeserklärung überlebt. Mit dem Zeitpunkte der Beendigung 
der Verwaltung und Nutznießung tritt nach § 1426 Gütertrennung ein. Dieſe ift Dritten 
gegenüber nur nach Maßgabe des $ 1435 wirkſam (8 1431). Zur Eintragung in das Güterrechts⸗ 
regiſter genügt der Antrag der Ehefrau (8 1561 Abſ 8 Nr 1). Der Mann kann jedoch auf Wieder⸗ 
herſtellung feiner Rechte klagen ($ 1425 Abſ 1 Satz 2). Schließt freilich die Frau eine neue 
Ehe, ſo wird nach § 1348 Abſ 2 die frühere Ehe aufgelöſt und dadurch ein neuer Beendigungs⸗ 
grund geſchaffen. Vorbem 1 vor 8 1418. 
ss K a die Frau für tot erklärt, fo gelten die allgemeinen Grundſätze, insbeſondere 

18, 2370. 

4. Welcher Zeitpunkt als Zeitpunkt des Todes zu gelten hat, wird gemäß § 18 Abſ 2 BG 
und § 970 Abſ 2 ZPO im Todeserklärungsurteile feſtgeſtell. Vgl. auch die Bek. über die 
1 Laniha Krlegsverſchollener v. 18. 4. 16 (RGB 327) und dazu Dronke in JW̃ 

5. Anfechtung der Todeserklärung. Wird infolge einer Anfechtungsklage die Todes 
erklärung aufgehoben oder eine andere Todeszeit feſtgeſtellt, ſo wirkt das Urteil für und gegen 
alle (3 976 Abſs ZPO). Nach dieſem Urteile regeln ſich auch die güterrechtlichen Verhältniſſe. 
Der Anwendung des § 2370 ſteht der Umſtand entgegen, daß die Ehefrau das eingebrachte 
Gut nicht erbt, ſondern als ihr Eigentum zurüdempfängt. — War der Tod des Mannes ohne 
Todeserklärung zu Unrecht angenommen worden, z. B. auf Grund einer unrichtigen Sterbe⸗ 
ben jo bleibt für die Regelung der güterrechtlichen Verhältniſſe die wirkliche Sachlage 
maßgebend. 


8 1421 


Nach!) der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung hat?) der Mann 
das eingebrachte Gut?) der Frau herauszugeben und ihr über die Verwaltung 
Rechenſchaft abzulegen). Auf die Herausgabe eines land wirtſchaftlichen 
Grundſtücks findet die Vorſchrift des § 592, auf die Herausgabe eines Land⸗ 
guts finden die Vorſchriften der SS 592, 593 entſprechende Anwendung“) 6). 


E I 1292, 1007, 1009, 1324 Abi 1, 591, 598 II 1320: M 4 183, 283 ff.; P 4 137, 149, 151, 156, 178, 
192, 213; 6 278. 

1. Zeitpunkt der Herausgabe und Rechnungslegung. Mit der Beendigung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung (vgl. Vorbem 1 vor § 1418) entiteht die Verpflichtung des Mannes 
zur Herausgabe und Rechnungslegung. 

2. Geſetzliche Pflicht. Da es ſich um Erfüllung einer geſetzlichen Pflicht des Mannes handelt, 
bedarf es keiner Aufforderung durch die Frau. 


’ 
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3. Das herauszugebende Gut. Der Mann hat alles, was zur Zeit der Herausgabe zum 
Singebrachten Gute gehört, herauszugeben, gleichviel in welchem Juſtande es ſich befindet. 
Aus ſeiner Pflicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung (8 1374 A 1 u. 2) folgt aber weiter, 
daß er das eingebrachte Gut in demjenigen Zuſtande herausgeben muß, in dem es ſich be- 
finden twilrde, wenn es ordnungsmäßig verwaltet worden wäre. Sind Beſtandteile des ein⸗ 
gebrachten Gutes untergeg angen oder verſchlechtert, fo hat der Mann entſprechenden Erſatz 
zu leiſten, es ſei denn, daß ihn kein Verſchulden trifft (8 1309). Die gewöhnliche Abnutzung 
begründel keine Erſahpflicht. Die Herausgabepflicht bezieht ſich nur auf den Stamm des ein 
gebrachten Gutes, nicht auf die Nuhungen. Vgl. auch 88 101, 103 (Verteilung von Früchten 
und Lasten . — Mit dem Tage der Rechtskraft des Scheidungsurteils erwächſt zwar der 
Frau der Auſpruch auf Rückgewähr des eingebrachten Gutes, weil in dieſem Zeitpunkte 
die Verwaltung und Nutznießung des Maunes wegfällt. Aber in Verzug gerät der Mann 
erſt durch Mahnung, und erſt von dieſer Zeit an iſt er zur Zahlung von Zinſen verpflichtet 
(MS 17. 6 12 IV 616/11; 13. 12. 17 IV 349/17). Die im $ 1421 feſtgeſetzte Verpflich- 
tung des Mannes zur Herausgabe des eingebrachten Gutes der Frau beſtimmt ſich 
ihrem Gegenſtande nach durch den Stand des eingebrachten Gutes im Zeitpunkte der Endi⸗ 
gung der ehemännlihen Verwaltung und Nutznießung, jedoch muß der Mann, wenn er 
ſeine Pflicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Frauenguts (88 1373, 1874, 1359) 
verletzt oder unbefugt über Vermögensſtücke der Frau verfügt hat ($8 1376, 1377), den 
Stand des eingebrachten Gutes, wie er ſich bei ordnungsmäßiger Verwaltung geſtellt haben 
würde, für die Bemeſſung ſeiner Heransgabepflicht gelten laſſen und für das danach Feh⸗ 
lende Erſatz leiſten (RG Warn 1915 Nr 288; 1915/16 Nr 21). Die Tilgung von Schul- 
den der Frau, deren Berichtigung aus dem eingebrachten Gute der Frau verlangt werden 
kann, gehört zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Frauenguts. Der Mann iſt berechtigt, 
sine geleglihe Un terbaltapflicht der Fran gegenüber ihren Verwandten (vgl. 8 1604 
Abs 1) auch ohne die Zustimmung der Frau aus deren eingebrachtem Vermögen zu erfüllen, 
ſofern es dazu keiner Verfügung über Vermögensgegenſtände bedarf, bei denen der Mann 
9505 den Vorſchriften der 98 1375, 1876, 1877 an die Zustimmung der Frau gebunden iſt. 
Hierbei handelt der Maun nicht als Geſchäftsführer ohne Auftrag, ſondern in Ausübung 
ſeines ehemännlichen Verwaltungs“ und Verfügungsrechts. Er erlangt keinen Erſatz⸗ 
anſpruch gegen die Frau, ſondern vernindert nur das herauszugebende eingebrachte Gut. 
Soweit die für den Unterhalt geſchuldeten Leiſtungen aus den Einkünften des Frauen⸗ 
9 beſtritten werden (1384 Apr 1}, hat ſie im Verhältniſſe der Ehegatten unterein⸗ 
61 155 der Mann zu tragen; ſeweit fie darüber hinaus aus dem Stamme des eingebrachten 
5 a es e find, hat ſie im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander die Frau zu 
r N © Warn 1915 Nr 288). Wenn eine im geſetzlichen Güterſtande lebende Frau 
abe h nlaß der Cheſchließung ihr zum eingebrachten Gute gehöriges Geſchäft dem Manne 
il Ba (vgl. $ 1368 A 6, ohne es ihm zu übereignen, fo iſt, auch wenn fie dazu, daß 
1 Juhaber des Geſchäfts in das Handelsregifter eingetragen wird, ihre Zuſtimmung 
1 ei fe Zweifel anzunehmen, daß die Übertragung nur für die Dauer der Ehe und des 
ern Manne am eingebrachten Gute zuſtehenden Verwaltungs! und i 
0 . uflöfung der Ehe und Beendi ines Rechts zur Rück⸗ 
übertragung des 2210 fte und der Fra verpflichtet gen fal ne 99 l. 15 IV 160/15). 
4. Rechnungslegung. Zu einer Nechnungsle erwaltung iſt der 
Mann regelmäßig nicht Ke e (8 1374 2 12 25 Hach Beelen der „ ee 
} ter über die Verwaltun nach Maßgabe des 8 259 Rechnung zu legen, 
gegebenenfalls ein Verzeichnis des derzeitigen Veſanbes 955 105 Gutes (8200) vor. 
aufegen und nötigenfalls den Offenbgeungseſd zu leiſten (5 889 3BO; $ 163 FC). Die 
Pflicht zur Rechnungslegung bezieht ſich nur auf den Stamm des eingebrachten Gutes, nicht 
auf die Nutzungen. — Die Fran darf nicht einzelne Gegenſtände ihres eingebrachten Gutes 
herausgreifen, um über deren Verwaltung Rechnungslegung zu verlangen (RG 27. 3. 19 
5. Tod des Mannes. Konkurs. Im dalle des 2 nes ſind ſeine Erben zur 
n Nie har Inn ne 523 Mans Fb [ing Grben ur 
kurſes über das Vermögen des Mannes hat der Verwalter nur die Pflicht, das eingebrachte 
Gut herauszugeben. Rechnungslegung und Leiſtung des Offenbarungseides bleiben Obliegen⸗ 
15 1 5 = 6 Bus Vermögen der Frau Konkurs ber ſo us 155 Mann 
ie Befriedigung der Gläubiger feiner Fr konkursverwalter zu dulden (RG 
78 288. Wal. 4 411 A 2 Fran durch den Konk ( 


. 6. Beweislaſt. Zwar beginnt die Verwaltung und Nutznießung des Mannes an dem 
eingebrachten Gute kraft Geſetzes mit der Eheſchließung, allein damit iſt leine geſetzliche 
Vermutung für die Übertragung des Beſitzes an den Beſtandteilen des eingebrachten Gutes 
von der Frau auf den Mann aufgeftelit. Vielmehr muß die Frau beweiſen, daß der Mann 

, Kommentar von Reichsgerichtsräten. IM. Band. 3. Aufl. 9 
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den Beſitz erlangt oder zu erlangen ſchuldbarerweiſe verſäumt hat. Zu dieſem Zwecke 
kann ſie ſich auf das Beſtandsverzeichnis (§ 1372) berufen. Dasſelbe gilt von dem Nach. 
weiſe des Zuſtandes der eingebrachten Sachen. Dagegen muß im Falle des Untergangs 
und der Verſchlechterung eingebrachter Sachen der Mann beweiſen, daß ihn kein Ver⸗ 
ſchulden ($ 1359) treffe. Der Grundſatz der freien Beweiswürdigung iſt geeignet, den 
Mann vor unbilligen Zumutungen zu ſchützen. — Wenn die Frau nach Auflöſung der Ehe 
Anſprüche auf Rückgabe ihres Eingebrachten erhebt, muß ſie allerdings beweiſen, daß es 
in den Beſitz des Mannes gelangt iſt. Steht dies aber feit, fo ift der Mann für Verein. 
barungen beweispflichtig, die nach ſeiner Behauptung die Rückgewährpflicht aus⸗ 
ſchließen (RG 13. 12. 17 IV 349/17). In der Zuſtimmung der Frau zum Verbrauch 
ihres eingebrachten Gutes für Zwecke des ehelichen Aufwandes oder der Berufsaus- 
übung des Mannes kann je nach den Umſtänden des Falles ein Verzicht auf Rückgabe 
liegen (ebenda). Dafür iſt entſcheidend, wie der Mann das Verhalten und die Erklärungen 
feiner Frau nach Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte auffaſſen mußte 
(RG 79, 438; RG 13. 12. 17 IV 349/17). Vgl. § 1377 A 5. 


8 1422 


Wird die Verwaltung und Nutznießung auf Grund des $ 1418 durch 
Urteil?) aufgehoben, fo iſt der Mann zur Herausgabe des eingebrachten Gutes 
ſo verpflichtet, wie wenn der Anſpruch auf Herausgabe mit der Erhebung 
der Klage auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung rechtshängig 
geworden wäre“). 

E 1 1329 II 1321, M 4 802; P 4 137, 160, 156, 218, 488. 

1. Zweck der Vorſchrift. Die Vorſchrift bezweckt, die Frau vor den Nachteilen zu ſchützen, 
die infolge der Dauer des Rechtsſtreits und der dadurch verzögerten Erfüllung der Herausgabe 
pflicht des Mannes entſtehen. — Die Frau geht der ihr durch 8 1422 gewährten Vorteile auch 
dann nicht verluſtig, wenn ſich die von ihr auf Grund des $ 1418 erhobene Klage zwar für 
begründet erweiſt, aber in der Hauptſache dadurch erledigt, daß Ehe und Güterſtand aus anderen 

inzwiſchen eintretende Eheſcheidung) aufgehört haben (NG 70, 61; 
vgl. 88 1418 A 12, 1479 A 2). 

2. Urteil. Ein Scheidungsurteil fällt nicht unter § 1422. : 

3. Die Herausgabepflicht beſtimmt ſich demzufolge nach § 292 in Verbindung mit § 1859. 
Der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit iſt nicht nur für den Stamm des eingebrachten Gutes, 


8 1423 


1) Hat der Mann?) ein zum eingebrachten Gute gehörendes Grundſtück 
vermietet oder verpachtet, ſo finden, wenn das Miet⸗ oder Pachtverhältnis 
bei der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung noch beſteht, die Vor⸗ 
ſchriften des § 1056 entſprechende Anwendung. 


E 1 1292, 1008 II 1322; M 4 186; P 4 137, 145, 175, 218, 


1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1428 iſt eine Ausnahme von der Regel, daß Rechtsgeſchäfte, 
die der Mann im eigenen Namen und nicht im Namen der Frau vornimmt, ungeeignet ſind, 
die Frau zu verpflichten (81375 A 1). Die Ausnahme bezweckt, dem Manne einen angemeſſenen 
Ertrag der ehelichen Nutznießung dadurch zu ſichern, daß ihm die rechtliche Möglichkeit gewährt 
wird, eingebrachte Grundſtücke ohne zeitliche Beſchränkung auf die Dauer ſeiner Verwaltung 
und Nutznießung zu vermieten oder zu verpachten. 

2. Der Mann muß bei der Vermietung oder Verpachtung im eigenen Namen gehandelt 
haben. Der $ 1423 bezieht ſich nicht auf Miet⸗ und Pachtverträge, die der Mann im Namen 
der Frau mit deren Zuſtimmung (8 1375 A 4) abgeſchloſſen hat. In ſolchen Fällen iſt die Frau 
ſelbſt Vermieterin oder Verpächterin. 


§ 1424 
) Der Mann iſt auch nach der Beendigung?) der Verwaltung und Nutz⸗ 


nießung zur Fortführung der Verwaltung“) berechtigt‘), bis er von der Be⸗ 
endigung Kenntnis erlangt oder fie kennen muß). Ein Drittere) kann ſich 


Geſetzliches Güterrecht 88 1421—1425 131 


auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechts⸗ 


geſchäfts die Beendigung der Verwaltung und Nutznießung kennt oder 
ennen muß). 


Endigt die Verwaltung und Nutznießung infolge des Todes“ der Frau, 
ſo hat der Mann diejenigen zur Verwaltung gehörenden Geſchäfte, mit deren 


Aufſchube Gefahr verbunden iſt, zu bejorgen®), bis der Erbe anderweit Für⸗ 
ſorge treffen kann. 


E 1327 Ubi 2, 549 Abſ 2 II 1828; M 4 295; P 4 137, 150, 174, 184, 214, 834, 


1. Zweck der Vorſchrift. Mit der Beendigung der Verwaltung und Nutznießung erliſcht 
die . — des Mannes zu Verwolungshandlungen. Dieſe würden als von einem Nicht⸗ 
berechtigten borgenommen unwirkſam fein. Gegen die daraus entſtehenden Nachteile ſoll der 
Mann und der mit ihm im Rechtsverkehre ſtehende Dritte, ſolange ſie im guten Glauben 
banden durch $ 1424 Ab geſchügt werden. Der Abſ 2 bezweckt für den Fall des Todes 
der zu den Schutz ihres Erben. i 


Beendigung des Güterſtandes. Die Vorſchrift des Abſ 1 umfaßt ſämtliche Be⸗ 
endigungsfälle. Vgl. Vorbem 1 vor $ 1418. 


3. Die Berechtigung zur Fort ührun waltung ſchließt nicht die Berechtigung 
zum Fortbezuge der 2 1 hrung der Ver 9 ch 


a ich. Da es ſich um Fortführung der Verwaltung han⸗ 
ee der Mann wie früher 1225 nach 9 1005 ih kann für Aufwendungen nach $ 1390 
tab verlangen. 
ies allt ba Berwaltungsredit, nicht die Verwaltungs licht ($ 1874 A 1) dauert fort. 
Jenes gilt (wie bei der Beendigung 50 Auftrags na 90700 zugunſten des Mannes als 
weren 2e f 2 r ſowohl der Frau als auch Dritten gegenüber. Vgl. A 6. 


18 ſortbeſtehend geltende Verwaltungsrecht des Mannes wirkt nicht zugunften 
n, der die Beendigung der Verwaltung und Nutznießung kennt oder kennen muß 


6. Das a 
eines Dritte 
8 a 

„Der Tod und die Todeser i ſolgen (wie § 672). 
Wegen des Todes des Manne Ser. der Frau haben dieſelben Folgen ( 


9 1421 A 5. 
„Fur Haftung und Erſatzanſprüche des Mannes gilt das in A 3 Geſagte. 


§ 1425 

ale Entmündigung!) oder Pflegſchafte), wegen deren die Auf⸗ 
oder wen der Verwallung aud Natale hang erfolgt iſt, wieder aufgehoben“) 
79 wird der die Entmündigung ausſprechende Beſchluß mit Erfolg ange⸗ 
Dab en jo kanne) der Mann auf Wiederherſtellung ſeiner Rechte klagen“). 
Das al che gitt, wenn der für tot erklärte Mann noch lebts). 

21° Biedexperftelfung) der Rechte des Mannes tritt mit der Rechtskraft 
a, ein. Die Vorſchrift des 8 1422 findet entſprechende Anwen⸗ 

Im Falle der Wie derherſtellung wird Vorbehaltsgut, was ohne die Auf⸗ 
ur ice echte des Mannes Vorbehaltsgut geblleben oder geworden!“) 
ein . 


6 1 1331, 1332 IT 1924, M 4 3033 


1. Entmündigung 8 1418 A 8. 
2. Pflegſchaft K 1418 A 9 10. 


en Aufhebung. Das Gejet macht feinen Unterſchied, ob die Verwaltung und Nutznießung 


wegen der Entmündigung bzw. fl : evertrag aufgehoben 
worden war ($ 1418 U 2). esſchaft durch Urteil oder durch Eh 


4. Wiederaufhebung der Entmündi 8 „685 ff. BRD. Wiederaufhebung 
der Pflegſchaft in den Fällen des 8 146 0 1 8 en 992050 1921. 

5. Anfechtung 88 672, 684 3088. 0 i 

6. Befugnis des Mannes. Der Mann kann die Befugnis, Wieberheritellung feiner Rechte 
su berlangen, jederzeit ausüben. Er iſt an keine Friſt gebunden. Kraft Geſetzes tritt Wieder⸗ 
herſtellung ſeiner Rechte nicht ein, und er kann auf ſie verzichten. Anderſeits iſt ſeine Befugnis 
auf die im Abſ 1 bezeichneten Fälle beſchränkt, insbeſondere nicht auf den Fall der Beendigung 
des Konkurſes ausgedehnt (8 1419 A * 


9 * 
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7. Die Klage iſt gegen die Frau zu richten. Mit der Klage auf Wiederherſtellung kann 
die Klage auf Herausgabe des eingebrachten Gutes verbunden werden. Verbindung einer 
dieſer Klagen mit der Klage auf Aufhebung oder Wiederaufhebung der Entmündigung iſt 
unzuläſſig (88 667, 679 Abſ 4, 686 Abf 4 ARD). Das Verfahren in Eheſachen (89 606—639 
BRD) findet keine Anwendung. Zuſtändig iſt das Landgericht, da es ſich um einen nicht⸗ 
vermögensrechtlichen Anſpruch handelt (88 23, 70 Abſ 1 GVG). Die Klage kann die Frau 
durch Erbieten zum Abſchluß eines die Verwaltung und Nutznießung beſtimmenden Ehever⸗ 
trags abwenden. 

8. Todeserklärung des Mannes. Vgl. 8 1420 A 1 u. 2. 

9. Die Wiederherſtellung der Rechte des Mannes bewirkt, daß der Güterſtand der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung wieder eintritt. Demzufolge hat die Frau ihr ganzes Vermögen 
(8. 1363 A 2) außer ihrem Vorbehaltsgute dem Manne herauszugeben. Die in der Zwiſchen⸗ 
zeit von der Frau mit Wirkſamkeit gegenüber dem Manne und Dritten getroffenen Ver⸗ 
fügungen bleiben wirkſam. Die Wiederherſtellung der Verwaltung und Nutznießung iſt, 
wenn die Aufhebung in das Güterrechtsregiſter eingetragen worden war, Dritten gegenüber 
nur nach Maßgabe des § 1435 wirkſam ($ 1431 Ab 2). 

10. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden. Vgl. $ 1418 A 11. Im Wege einer einſtweiligen Verfügung können 
die Rechte des Mannes nicht wiederhergeſtellt werden (§ 1418 A 12). 

11. Der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Anſpruchs auf Wiederherſtellung iſt für 
die Herausgabepflicht maßgebend. Nach dieſem Zeitpunkte beſtimmt ſich die Haftung der 
Frau gegenüber dem Manne für Untergang und Verſchlechterung des eingebrachten Gutes 
($ 292), gezogene Nutzungen, ſowie die Ausgleichung zwiſchen eingebrachtem Gute und Vor⸗ 
behaltsgut auf Grund der 88 1415—1417. 

12. Borbehaltegut. 3. B. in den Fällen der 88 1367, 1370. 

13. Die Beweislaſt trifft die Frau (8 1365 A 1). 


5. Gütertreunung 


8 1426 


1) Tritt nach § 1364 die Verwaltung und Nutznießung des Mannes nicht 
ein oder endigt ſie auf Grund der SS 1418 bis 1420, jo tritt Gütertrennung ein. 
Für die Gütertrennung?) gelten die Vorſchriften der 88 1427 bis 14315) 4) 5). 


E 1 1284, 1330 Halbſ 1 II 1325; M 4 164, 302; P 4 124, 150, 156, 214, 222. 


1. Gütertrennung kann durch Ehevertrag vereinbart werden oder kraft Geſetzes ein⸗ 
treten. Kraft Geſetzes tritt Gütertrennung in den Fällen der 88 1364, 14181420 (dazu 
81426 Abſ 1), 1470 Abf 1, 1545 Abſ 1, 1549 u. 1587 ein. Gütertrennung iſt daher ebenſo 
wie Verwaltung und Nutznießung des Mannes ein geſetzlicher Güterſtand. Da Gütertrennung 
aber nur in vereinzelten Fällen eintritt, Verwaltung und Nutznießung des Mannes vielmehr 
die Regel bildet, iſt letztere als der geſetzliche Güterſtand des BGB anzuſehen. 

2. Das Weſen der (vertragsmäßigen oder geſetzlichen) Gütertrennung beſteht in der 
Ausſchließung des geſetzlichen Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung des Mannes, 
alfo darin, daß die den letzteren Güterſtand regelnden 88 13631425 nicht gelten ſollen. Die 
Eheſchließung hat zwar auch bei Gütertrennung die allgemeinen Wirkungen (88 13531362) 
zur Folge, aber die Ehefrau bleibt ſo, als wäre ſie unverheiratet, Herrin ihres Vermögens. 
Sie kann darüber abgefehen von den Ausnahmebeſtimmungen in den 88 14271430, ohne 
Zuſtimmung des Mannes verfügen und haftet nicht für deſſen Schulden. Sie bedarf weder 
zur Eingehung einer Verbindlichkeit noch zur Führung eines Rechtsſtreits der Zuſtimmung 
des Mannes. Anderſeits haftet der Mann nicht für die Schulden der Frau, und ihn trifft 
keine Pflicht, die Koſten eines von der Frau geführten Rechtsſtreits zu tragen bzw. vor⸗ 
zuſchießen. — Die in Gütertrennung lebenden Ehegatten ſtehen ſich, abgeſehen von 
gewiſſen, ſich aus den allgemeinen rechtlichen Wirkungen der Ehe und aus den 88 1427ff. 
ergebenden Ausnahmen, in vermögensrechtlicher Beziehung ſo gegenüber, als ob ſie nicht 
verheiratet wären (RG Warn 1915 Nr 135). Sie find geſetzlich nicht gehindert, ein Ge⸗ 
ellſchaftsverhältnis (gemeinſamen Betrieb eines Fleiſchereigeſchäfts) untereinander zu 
begründen. Die Begründung bedarf, wenn ſie in die güterrechtlichen Verhältniſſe nicht 
eingreift, nicht der für Eheverträge vorgeſchriebenen Form (§ 1484), kann vielmehr auch 
ſtillſchweigend vor ſich gehen. Die aus der Gütertrennung ſich ergebenden Beziehungen 
der Eheleute güterrechtlicher Natur, z. B. die Beitragspflicht der Frau (8 1427), erfahren 
durch die bloße Eingehung eines Geſellſchaftsverhältniſſes keine Anderung; die Frau hat 
aber Anteil am Reingewinn des Geſchäfts (RG 24. 3. 19 IV 483/18). Vgl. § 1432 A 3. 


„ 
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Wenn auch die geſetzliche Schenkungsvermutung (ASR 1 11 8 1042) ni i 
10 ſprechen doch tatlächliche Erwägungen dafür, daß ein ea mit AN eh 1 
audern hingibt (Wechſel), nicht ein Schuldverhältnis begründen, ſondern daß er eben 
ſchenken will. Das gilt auch wenn die Eheleute in Gütertrennung leben (NG JW 1919, 2425). 
3. Der Abs 2 bezieht ſich nicht allein auf die im Abſ 1 bezeichneten, ſondern auf alle Fälle 
. ne bei der Gütertrennung für das Vermögen der Frau 
9 5 8, 255 er ng En der Frau gemäß 8$ 1371, 1441, 
„Schadenserſatzanſprüche. Ein der ; j 5 
C0000 
be ee I Daher act, e oer 0h 1 
berechtigt, den Rentenanſpruch d nd einen e e En 5 
amen einzuflagen. Die Bestimmung des $ 1380 iſt hier nicht anwendbar (R IW 1912, Sonn), 
(rfien ber sine Uu „Süterftand der Gütertrennung ſind deſondere Vor⸗ 
Güterrechte, der Erangenſchef tage schaf ane m wege leinſchet 1 1. 884573 2 
1374 A 4, 1525 Abſ 2, 1550 Ab 2 ) Der TEL DENE N ge 8 1 
mäßig der Ehemann kein Recht, von ae 8 ei dieſem Güterſtande 0 vielmehr regel⸗ 
und ihr Einkommen zu verlangen. Wenn Sten deen von ede dle 
licht auf den Güterſtand anordnen daß d nen een iber e e 
zuſammengerechnet werden eh Hi kei Ein 8 und Vermögen beider Ehegatten 
Einkommen und Vermögen Erflätungen | 915 ſie dann von dem Manne über das geſamte 
Gedanken, daß der Mann f elbft bei eat, fo tun 1 das zunächſt in dem 7 
tene Gut gewöhnlich das Einkommen und d. 8 Ver e ber 
Frau zur Vermeidung zu hoher Ensch as Vermögen der Frau kennt und daß es der 
Einblick in ihre Verhältuiſſe zu inſchätzung regelmäßig daran liegen wird, dem Manne 
vorkommen. Für ſolche 15 5 7 Ausnahmefälle werden verhältnismäßig ſelten 
luneutſchieden gebliebene) Frage we 5 Steuergeſetze nicht ſelbſt Abhilfe ſchaffen, die 
ihm auferlegten öffentlichen licht nach bl 1 e e ee ee 
langen könnte, ſei es unter dem Geſi d 5 11 ichem Rechte von der Frau Auskunft ver · 
ſei es im Hinblick auf das ſittli 2 Weſen d punkte der Geſchäftsführung ohne Auftrag (8 679), 
er Ehe (RG 87 S. 62 u. 63; RG JW; 1919, 379 7. 


8 1427 
Zur . ii ehelichen Aufwand y zu tragen. 
angemeffenen?) Bei ir. ehelichen Aufwandes hat die Frau dem Manne einen 
Ertrag ihrer et ) aus den Einkünften‘) ihres Vermögens und dem 
geſchäftse) zu leiſt } oder eines von ihr ſelbſtändig betriebenen Erwerbs⸗ 
nur inſoweit vert ar ) Für die Vergangenheit kann der Mann die Leiſtung 
der Leiſtung im Rücken ner die Frau ungeachtet ſeiner Aufforderung mit 
übertragbare). ande geblieben iſt. Der Anſpruch des Mannes iſt nicht 


- Beh 13 11 1826; M 4 928; P 4 214, 2223 6 238 
. Begri 5 s 
drud en, ee Ainftwandes 8 1389 A 2. In gleichem Sinne wird der Aus. 
des Mannes zun Bestreitung bes ehalip d 00, 1441 1458, 1529 gebraucht. Die Pflicht 
ehelichen Gemeinſchaft, iſt Kr 5 ehelichen Aufwandes folgt aus ſeiner Stellung als Haupt der 
nicht abhängig. — Die Bit; et on der Frage, welches Güterrecht unter den Eheleuten herrſcht, 
Abſ 1 den Mann, He wird m die Einrichtung des Haushalts zu beſorgen, trifft nach $ 1427 
gehörige Sachen überläßt. Ion dadurch aufgehoben, daß die Frau dem Manne hierfür ihr 
machung vermögensrechtlicher Haber die Ehegatten verpflichtet find, auch bei der Geltend. 
es mit dem ſittlichen Weſen del lprüche untereinander ihr Verhalten ſo einzurichten, daß 

) er Ehe im Einklange bleibt, fo lann ſich im einzelnen Falle 


de i f 
‚ ge 10 ber ene „Hütern lebenden Frau auf Herausgabe der von ihr be⸗ 
ſtellen (RG 87, 56). Val. 8 1889 910 als mit den ehelichen Pflichten unvereinbar dar⸗ 


nur i - Bei beſtehender Gütertrennung trifft den Man 
gef . Ausnahmefalle des 8 1430 die Pilicht für die Frau die Koſten eines von ihr 
en ih reit zu zahlen oder vorzuchießen (mM 12. 3 08 B IV 311/07). 
im Strettfalle Das ron eriht, ncht daß w und Zeit e entſcheidet 
ihre vermögensrechtlichen Angelegenheiten e Vormundſchaftsgerich — Bird der Frau für 
Angelegenheiten e 2 8 10 
kein Beſchwerderecht (ach in RIA 15 000. ae 
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3. Die Beitragspflicht der Frau beruht auf der Annahme, daß die Einführung der Güter⸗ 
trennung (ſei es durch Geſetz, ſei es durch Vertrag) regelmäßig nur bezweckt, der Ehefrau 
durch Ausſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes die ſelbſtändige Verwaltung 
ihres Vermögens zu ſichern, nicht aber, fie von der natürlichen Pflicht, die ehelichen Laſten 
mitzutragen, überhaupt zu entbinden. Als regelmäßige Form für Erfüllung dieſer Pflicht 
erſcheint die Verwaltung und Nutznießung des Mannes beim geſetzlichen Güterſtande. Die 
Beitragspflicht bei der Gütertrennung iſt nur eine andere Form für dieſe Pflichterfüllung. 
Die Eheleute können durch Ehevertrag die Beitragspflicht der Frau regeln, auch gänzlich aus⸗ 
ſchließen. — Die geſetzliche Beitragspflicht der Frau nach § 1427 Abf 2 beſchränkt ſich auf 
die Hergabe angemeſſener Geldbeträge aus den bezeichneten Einnahmequellen. Die Ehe⸗ 
gatten können Abweichendes vereinbaren. Derartige Verträge find auch dann zuläffig, 
wenn die Gütertrennung als geſetzliche Folge der ohne Einwilligung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters der minderjährigen Frau erfolgten Eheſchließung eingetreten iſt, bedürfen aber ſtets 
der für Eheverträge im § 1434 vorgeſchriebenen Form. Daher iſt dieſe Form für einen Ver⸗ 
trag erforderlich, durch den die Frau ihr gehörige Sachen zur Einrichtung des ehelichen 
Haushalts für die Dauer der Ehe hergibt, ſomit die Leiſtung eines dauernden Beitrags aus dem 
Stamme ihres Vermögens übernimmt und inſoweit ihr Recht zur freien Verfügung und Ver⸗ 
waltung ihres Vermögens einer Beſchränkung unterwirft (RG 87, 56). Die Beitragspflicht 
der Frau kann durch Ehevertrag geregelt, auch gänzlich ausgeſchloſſen werden. Eine vom 
Manne vor der Eheſchließung gegenüber der Frau getane Außerung, beide Eheleute könnten 
von ſeinem Gehalte leben, enthält keinen Verzicht auf die Zuſchüſſe der Frau zur Beſtreitung 
der Koſten des ehelichen Aufwandes (RG Warn 1915 Nr 239). Der Anſpruch des Mannes 
aus § 1427 kann auch dann geltend gemacht werden, wenn er aus eigenem Vermögen oder 
Erwerbe nicht zu den ehelichen Laſten beitragen kann, und wenn er den Beitrag der Frau 
lediglich dazu verwenden will, um daraus den Unterhalt für feine Perſon zu beftreiten. Die 
Frau iſt nicht berechtigt, den Mann auf die Erhebung des Anſpruchs aus $ 1860 zu verweilen, 
ſtatt den Beitrag aus § 1427 zu leiſten. Der Mann kann den Anſpruch aus $ 1360 gegen die 
Frau nicht erheben, ſolange er auf dem Wege des $ 1427 die Mittel zum Unterhalt erlangen 
kann; er iſt ſolange nicht unterhaltsbedürftig, alſo auch nicht unterhaltsberechtigt. Anderſeits 
kann die Frau gegenüber einem Anſpruch aus § 1860 nicht geltend machen, daß der Mann 
zunächſt den Anſpruch aus § 1427 erheben müſſe, da darin Argfift läge (RG Warn 1915 Nr 240). 
Der Beitrag kann auch in anderer Art als auf die in $ 1427 bezeichneten Arten geleiſtet werden, 
insbeſondere in der Form, daß die Frau zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes aus ihrem 
Vermögen eine Aufwendung macht oder dem Manne aus ihrem Vermögen etwas überläßt. 
Regelmäßig wird dann nach $ 1429 anzunehmen fein, daß die Frau nicht die Abſicht hat, Erſatz 
zu verlangen (RG JW 09, 6601). Die Frau kann den Beitrag, den fie nach den 88 1371, 
1427 Abſ 2 zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes aus den Einkünften ihres Vermögens 
zu leiſten hat, in der Weiſe leiſten, daß fie die Koſten des Haushalts trägt (RG 85, 82). Eine 
darauf gerichtete Vereinbarung der Eheleute bedarf nicht der Form der Eheverträge (RG 85, 82). 
Vgl. 8 1432 A 3. Rechtlich beſteht kein Hindernis, daß ſich die Frau der geſetzlichen Ver⸗ 
pflichtung, den Beitrag aus den Einkünften zu gewähren, durch eine einmalige Kapital⸗ 
abfindung entledigt. Dann ſteht ihr freilich die Vermutung des § 1429 entgegen. Ge⸗ 
lingt es ihr nicht, dieſe Vermutung zu widerlegen, ſo iſt damit zwar erwieſen, daß ihr bei der 
Zuwendung die Abſicht gefehlt hat, Erſatz zu verlangen. Das Fehlen einer derartigen Abſicht 
ergibt aber noch keineswegs, daß es ſich um eine Schenkung gehandelt haben müſſe, deren 
Widerruf ihr gegebenenfalls freiſtünde. Schenkung kann vielmehr nur angenommen 
werden, wenn der beſondere Tatbeſtand des $ 516 vorliegt (RG 20. 6. 12 IV 49/12). 
Die Bezahlung vorehelicher Schulden des Mannes durch die Frau vor und während 
der Ehe iſt nicht als Leiſtung zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes anzuſehen (RG 
27. 6. 12 IV 63/11). a 

4. Aus dem Stamme ihres Vermögens braucht die Frau nichts beizutragen. Überein⸗ 
ſtimmend RG 6. 10. 19 IV 203/19. Ihre Pflicht, zwecks Unterhaltsgewährung nach 
§ 1360 Abſ 2 unter Umſtänden den Stamm ihres Vermögens anzugreifen, bleibt unbe⸗ 
rührt. Das Recht der Eltern der Frau auf Nutznießung des Vermögens der Tochter aus 
88 1661 Satz 2, 1686 geht dem Anſpruche des Mannes aus 8 1427 vor. § 1605 leidet keine 
ſinnentſprechende Anwendung. 

5. Arbeit iſt hier in gleichem Sinne wie im 8 1367 gebraucht. Vgl. 8 1867 A 2. 

6. Erwerbsgeſchäft. Vgl. SS 1405 A 5 u. 1367 A g. 

7. Getrenntleben. Die Beitragspflicht der Frau erliſcht nicht dadurch, daß ſie von ihrem 
Ehemanne getrennt lebt und die Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft mit Recht ver- 
weigert. Wortlaut und Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes bieten keinerlei Anhalt dafür, daß 
unter dem ehelichen Aufwande nur der durch die tatsächliche Ausübung der ehelichen Lebens⸗ 
gemeinſchaft, nicht ſchlechthin der durch den Beſtand der Ehe verurſachte Aufwand zu verſtehen 
ſei. Sowenig beim geſetzlichen Güterſtande das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht des 
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. AR 7 Pr . 1 f iſt 
das tatſächliche Getrenntleben der Ehegatten beeinträchtigt wird, ſowenig 
a nie die Frau berechtigt, während des Getrenntlebens den Faschi 5 
veriveigern, ben iht ac 380 als Ausgleich für e 9 f 476 
n auferlegt (R „110; 1913, 269°; 9 ern 240; * 
un ent lebende Frau iſt nicht berechtigt, ſtatt des Beitrags den Mann Oe 
die Kinder auf Erhebung des geſetzlichen Unterhaltsanſpruchs gegen fie zu verweisen. ; ie 
auch vom Geſetz anertannte Regel bildet vielmehr, daß die Frau gerade durch Zahlung 
des Beitrags den Mann in den Stand ſetzt, unter anderm auch ſeinen ee e da 
tungen ſowohl ihr als den Kindern gegenüber nachzukommen (R 67, 1). Vgl. 88 1 
A 1, 1432 A 4. te m 
8. Da der Anſpruch des Mannes (auch auf Rückstände) nicht übertragbar ift, ift er gemäß 
$ 851 3PO auch nicht der Pfändung unterworfen, und es findet gegen ihn Benin 970 BOB 
auch nicht die Aufrechnung ſtatt. Ebenſowenig gehört er zur Konkursmaſſe (8 ). 


8 1428 

') sit eine erhebliche Geführdunge) des Unterhalts) zu beſorgen, den 
der Mann der Frau und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen zu gewähren 
hat, ſo kann die Frau den Beitrag zu dem ehelichen Aufwand inſoweit zur 
eigenen‘) Verwendunge) zurückbehalten, als er zur Beſtreitung des unter⸗ 
halts erforderlich iſt. 

Das gleiche gilt, wenn der Mann entmündigte) iſt oder wenn er nach 
8 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegenheiten“ einen Pfleger er⸗ 
halten hat oder wenn für ihn ein Abweſenheltspflegers) beſtellt iſt. 


@ 11889 Ubf 4, 6 II 1857 M4 324; P 4 214, 222, 227, 848. 


1. Grundgedanke der Vorſcheift. Das Recht der Frau, den Beitrag zur eigenen Ver⸗ 
wendung zurückzubehalten (8 1428), gründet fich f 1 den Heucſchen auf denen ihr Recht 
beruht in den Fällen des $ 1418 Abi 1 Nr 25 auf Aufhebung der Verwaltung und Nutz⸗ 
1 W — Die Frage, ob und unter welchen Vorausſetzungen ur vr rn 

en Beitrag zur einen 1 iſt i 1 er pfen 
geregelt (NG I 08 110% Verwendung zurückbehalten darf, iſt in 8 


2 Ob eine erhebliche Gefährdung d 3 Unterhalts zu beſorgen ift, richtet ſich nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles. 0 Is a ift nicht erforderlich. 
Dies ergibt ſchon der Sufammenhang des ubf 1 mit Abſ 2 des g 1428 und die Verwandt 
ſchaft des J 1428 mit 8 1418 Abſ 1 Kr 2—5. Vgl. auch $ 1391 A 2 u. 6. Eine ſchon ein- 
ge Verletzung der Unterhaltspflicht (wie im 8 1418 Abſ 1 Nr 2) wird nicht voraus 

. Für den Unterhalt find die SS 1360, 1881 16011603 maßgebend. 
d. Die Frau iſt ſeſpſtandig und, falls der Mann einen geſetzlichen Vertreter hat, unab 
hängig von deſſen Ermeſſen befugt, den zurückbehaltenen Beitrag zum Unterhalte zu ver⸗ 

5. Rur durch wirkliche Verwendun i ird die Frau 

. J 8 des Beitrags zu dem Unterhalte wir 
on eitranspflicht befreit. Die Beweislaſt rifft die Frau. 
gl. 8 1418 A 8. 7. Vgl. 8 1418 A 9. 8. Vgl. § 1418 A 10. 


2 8 1429 
Macht die Frau) zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes) aus ihrem 


Vermögen?) eine Aufwendung äßt“) ſie dem Manne zu dieſem 
Zwecke etwas aus ih g) oder überläßt“) ſie de 


zem Vermögens), jo iſt im Zweifel?) anzunehmen, daß 
die Abſicht fehlt, Erſat zu verlanne ſo Me im 3 


ngen“). 
E II 1328; M 4 326; P 4 180, 164, 214, 222, 224, 227. 
1. Sit die Frau in der geſchaftsſähigkeit beſchre ut bie Auälegungatege! beB $ 1429 
nur, wenn fie die Aufwendung abe 1 ee des geſetzlichen Vertreters 
bewirft Hat. Fehlt die Yuftlmmung, fo wird ihr ein Erſatzanſpruch in der Regel auf Grund 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag oder der Bereicherung (88 683685, 679, 812) zustehen. 
2. Begriff des ehelichen Aufwanbes vgl. $ 1380 A 2. 


ef es aus dem Stamme, jei es aus den Einkünften ihres Vermögens. 
Aufwendungen und Überlaſſungen ; der Beitragspflicht der Frau (88 1427, 
1428) fallen nicht unter $ 1429. Als Warn Rahmen be ˖ 


8 Au i die Eingehung einer Verbindlich 
keit anzuſehen. fwendung iſt auch 
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5. Ein Antrag auf Streichung der Worte „im Zweifel“ wurde von der Reichstagskommiſſton 
abgelehnt. Dadurch ſollte klargeſtellt werden, daß der $ 1429 eine Auslegungsregel und 
nicht eine abänderungsfähige Vorſchrift enthalte. Der Zweck iſt, Streitigkeiten unter den 
Ehegatten bei der Auseinanderſetzung, namentlich im Falle der Eheſcheidung, vorzubeugen 
(Prot 4, 164). Die Faſſung entſpricht den gleichen Regeln in 88 685 Abſ 2 u. 1618. — Da 
es ſich im $ 1429 nicht um eine Vermutung, ſondern eine Auslegungsregel handelt, ſo iſt der 
Richter, bevor er die Auslegungsregel anwendet, verpflichtet, den geſamten Sachverhalt 
daraufhin zu prüfen, ob nicht aus ihm eine gegenteilige Abſicht der Partei zu entnehmen ſei 
(RG JW 09, 66015). } 

6. Für den Anfpruc auf Erſatz ift es von Bedeutung, ob der Ehegatte zur Zeit der Auf- 
wendungen die Abſicht gehabt hat, Erſatz zu verlangen. Die Abſicht braucht nicht ausdrücklich 
erklärt zu ſein, kann vielmehr auch aus den Umſtänden entnommen werden (RG JW 09, 86012), 
$ 1429 gilt auch unter getrennt lebenden Ehegatten. Vgl. § 1427 A 7. Auf den geſetzlichen 
N 15 Verwaltung und Nutznießung des Mannes iſt § 1429 nicht anwendbar (RG 

? 66015). 


8 1430 


!) überläßt?) die Frau?) ihr Vermögen ganz oder teilweiſe) der Ver⸗ 
waltung des Mannes, ſo kann der Mann die Einkünfte), die er während 
ſeiner Verwaltung bezieht, nach freiem Ermeſſen“) verwenden, ſoweit nicht 
ihre Verwendung zur Beſtreitung der Koſten“) der ordnungsmäßigen Ver: 
waltung“) und zur Erfüllung ſolcher Verpflichtungen“) der Frau erforderlich 
iſt, die bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des Ver⸗ 
mögens beſtritten werden. Die Frau kann eine abweichende Beſtimmung 
treffen 0). 

E I 1340 Abf 1 II 1329; M 4 324; P 4 228. 


1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1430 bezweckt, ein häufig vorkommendes, beim Mangel 
beſtimmter Vereinbarungen unſicheres Verhältnis durch Aufitellung einer der Abänderung 
durch die Parteien unterliegenden Vorſchrift zu regeln und dadurch den ſonſt zu befürchtenden 
Streitigkeiten vorzubeugen. Die Regelung entſpricht dem mutmaßlichen Parteiwillen. Eine 
ähnliche Vorſchrift enthält § 1619. 

. 2. Die Vermögensüberlaſſung zum Zwecke der Verwaltung iſt an eine Form nicht ae 
bunden, kann ſtillſchweigend erfolgen und jederzeit widerrufen werden. In einer ſolchen 
Uberlaſſung wird regelmäßig die Erteilung eines Auftrags liegen. Nimmt der Mann den 
Auftrag an, ſo haftet er grundſätzlich wie ein Beauftragter (88 662 ff.). — Darin, daß die Frau 
gemäß § 1430 ihrem Manne die Verwaltung ihres Vermögens überträgt, liegt die Beſtellung 
— einer Verrichtung im Sinne des $ 831. Sie haftet daher für es, wenn der 

ann im Rahmen des ihm erteilten allgemeinen Auftrags eine unerlaubte Handlung begeht, 
nach Maßgabe des § 831 (RG 91, 363). 

3. Die in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Frau bedarf zur Vermögensüber⸗ 
laſſung an den Mann der Zuſtimmung ihres geſetzlichen Vertreters. Fehlt die Zuſtimmung, 
o iſt die Überlaffung unwirkſam. Wird die Frau nach der Überlaffung geſchäftsunfähig oder 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, fo findet § 672 entſprechende Anwendung. 

Die Überlaſſung kann ſich auf das ganze Bermögen der Frau oder auf einen Teil des⸗ 
ſelben erſtrecken, muß aber ſelbſt — unbeſchadet der Beſtimmung im Satz 2 — vorbehaltlos ſein. 

5. Unter Einkünften des Vermögens der Frau iſt hier dasſelbe wie im 8 1427 Abſ 2 zu 
verſtehen. Nur die Einkünfte, nicht der Stamm des Vermögens, unterliegen der Verwen⸗ 
dungsfreiheit des Mannes. In Anſehung des Stammes fteht der Mann unter den allgemeinen 
Vorſchriften. Ihn treffen inſoweit namentlich die Rechenſchafts⸗ und die Herausgabepflicht 
(88 666, 667). Jedoch hat der Mann immer nur für diejenige Sorgfalt einzustehen, welche er 
in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (§ 1359). — Werden dem Manne die Rein: 
überſchüſſe eines von der Frau betriebenen Erwerbsgeſchäfts zur Verwaltung über⸗ 
laſſen, fo richtet ſich feine Rechenſchafts⸗ und Auskunftspflicht gegenüber der Frau nach all- 
gemeinen Vorſchriften (RG 87, 100). Vgl. hierzu § 1367 A 5. In demſelben Falle hat 
der Mann freie Verfugung nicht über die ihm zur Verwaltung überlaffenen Reinüberſchüſſe 
des von der Frau betriebenen Erwerbsgeſchäfts, ſondern nur über die aus der Anlegung der 
Reinüberfchüffe erwachſenden Zinſen (RG 26. 4. 15 IV 447/14). Nur in Anſehung des 

Stammes ſteht der Mann unter den allgemeinen Vorſchriften und nur inſoweit treffen ihn 
die Rechenſchafts und die Herausgabepflicht der 98 666, 667. In Auſehung der Einkünfte 
iſt er zu einer ſolchen Rechnungslegung nicht verpflichtet, auch nicht zur Herausgabe der während 
der Verwaltung gezogenen und bei Beendigung der Verwaltung noch vorhandenen Ein⸗ 
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fünfte. An dem freien Verwendungsrecht des Mannes hinſichtlich der Einkünfte des Frauen⸗ 
— wird u dadurch, daß die Frau dem Manne Generalvollmacht erteult, nichts 
geändert (Seuff a 70 Nr 198). In der Vermögensüberlaſſung zum Zwecke der Verwaltung 
iſt keine Ermächtigung zu finden, den Stamm des Vermögens zur Deckung von Haus; 
haltungskoſten zu verwenden, ſelbſt wenn die Einkünfte der beiderſeitigen Einfommen 
zur Beftreitung der Haushaltungskoſten nicht ausreichen und die Lebensführung der Eheleute 
auf beſonderen Wunſch der Frau koſtſpieliger eingerichtet worden iſt. Der Mann hat als der 
zur Tragung des ehelichen Aufwandes verpflichtete Teil die Art der Lebensführung zu be⸗ 
ſtimmen. Gibt er dem Wunſche der Frau nach koſtſpieligerer Lebensführung nach, fo erlangt 
er dadurch allein keinen Anſpruch gegen die Frau auf Tragung oder Erſatz der entſtehenden 
Mehrausgaben. Anders, wenn die Frau gemäß 8 1429 handelt oder wenn fie wiſſentlich 
duldet, daß 8 Mann beuetnb Beträge ihres Vermbögensſtammes zur Beſtreitung des che 
lichen Aufwandes verwendet (Rh 6. 10. 19 IV 203/19). - 

54 Die Worte nach fveiem Ermeſſen“ bringen 7 Ausdrucke, daß der Mann in An⸗ 
ſehung der Einkünfte zur Rechnungslegung nach Maßgabe des 8 666 nicht verpflichtet iſt. 
(M 4, 325). Er ift aber auch nicht einmal zur Herausgabe der während der Verwaltung ge⸗ 
zogenen und bei Beendigung der Verwaltung noch vorhandenen Einkünfte verpflichtet, wie 
bei der zweiten Leſung anerkannt wurde (Prot 4, 230). Dagegen muß er in Anſehung der 
im 3 1 bezeichneten Koſten und Verpflichtungen Rechenſchaft ablegen. 


ſten der ordnungsmäß ! t ind namentlich die in den 88 1384, 
1385 aufgeführten Koften, Lasten ßigen Verwaltung ſi 


en mund Beiträge zu verſtehen. 
8. Ordnungsmäßige Verwaltung vgl. 8 1873 5 a h | 
Art find namentlich die in den 88 1386, 1387 bezeichneten, 
Vermögen ruhen, das die Frau dem Manne zur Verwaltung 
£ Ins beſondere gehören dazu die Leiſtungen, die die Frau auf Grund ihrer 
geſetzlichen Unterhaltspflicht ſchuldet ebenſo ihre Beitragspflicht aus § 1427. 
Kai 125 Die Sn Bes die Abünderungsfähigkeit der im erſten Satze Me 915 
1 ande eee i i en, auch über die 
Verwendung vorhandener 1 Serra abweichende Beſtimmungen treff 


S 1431 
5 Gütertrennung y iſt Dritten?) gegenüber nur nach Maßgabe des 8 1435 
m. | 


Das gleiche gilt im Falle des § 1425 von der Wiederherſtellung der Ver⸗ 


waltung und Nutznießung, wenn die Aufhebung in das Güterrechtsregiſter 
eingetragen worden iſt. 


b 1 1284, 1830, 1331 Abſ 2 II 1880; M 4 165, 304; P 4 124, 129, 150, 156, 161, 184, 214. 
Ob die Gütertrennun kraft Geſetzes eintri ingeführt iſt ($ 1426 
u) m aa Arten Be eſetzes eintritt oder durch Vertrag eingefüh f 

übt werden bige Dritte ſollen durch den Eintra ungszwang ($ 1485) vor Gefahren ge⸗ 
(übt werben. Im Verhaltniſſe der Ehegatten e il die Wirkſamkeit der Güter⸗ 
der Gil von der Eintragung in das Güterrechtsregiſter nicht abhängig. Die Eintragung 
hültertttertrennung in das Crundbuch iſt ausgeſchloſſen (JA 8, 162). Das Beſtehen der 
Gütertrennung wird nach Maßgabe der 88 34, 85 GBO und § 107 FGG nachgewieſen. 


II. Vertragsmäßiges Güterrecht 
1. Allgemeine Vorſchriften 


8 1432 


Die Ehegatten können!) ihre güterrechtlichen Berhältniffe?) durch Vertrag 


(Ehevertrag)' regeln, insheſondere auch nach der Eingehung der Ehe den 
Güterſtand aufheben oder ändern 40). 


E 1 1333 II 1831; M 4 804 ff.; P 4 215, 221. ** 


1. Wegen des Grundſatzes der Vectragsfreiheit vgl. Vorbem 1 vor $ 1363. Hinfichtlice OR” 
des Übergangsrechts vol. Vorbem 3 vor N 18 5 . a 


2. Güterrechtliche Berhältniſſe. Die Che als vollſtändige Lebensgemeinſchaft von Mann 2 
und Frau begründet zwiſchen den Ehegatten für die Dauer der Ehe ſowohl berfänlige als 


* 


* 
e 
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auch vermögensrechtliche Beziehungen. Die vermögensrechtlichen, aus der Pflicht zur Lebens⸗ 
gemeinſchaft folgenden Beziehungen der Ehegatten zueinander und zu Dritten bilden den 
Inhalt des ehelichen Güterrechts. Rechtsverhältniſſe dieſes Inhalts find güterrechtliche Ver⸗ 
hältniſſe im Sinne des $ 1432. Nicht zu den güterrechtlichen Verhältniſſen gehören die durch 
die Ehe unter den Ehegatten begründeten perſönlichen Verhältniſſe, z. B. die Pflicht des Zu⸗ 
ſammenlebens, der gegenſeitigen Unterhaltsgewährung, der Kindererziehung. Verhältniſſe 
dieſer Art können im Ehevertrage mitgeregelt werden; Zuläſſigkeit und Form ihrer Regelung 
richten ſich aber nach allgemeinen Grundſätzen (8 138 Abſ 1). 

3. Ehevertrag iſt der Vertrag, durch den Mann und Frau für die einzugehende oder 
eingegangene Ehe ihre güterrechtlichen Vergältniffe regeln. — Die Ordnung der vermögens⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe für die Zeit nach Auflöſung der Ehe ift nicht Gegenſtand des Ehevertrags 
im Sinne des § 1432 (RG 6. 4. 08 IV 414/07). Dagegen können vermögensrechtliche Ver: 
einbarungen, die für den Fall der Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft getroffen 
werden, z. B. die Zahlung einer Abfindung ſeitens der Frau an den Mann als Entſchädigung 
für den Wegfall ſeiner Rechte am Frauenvermögen, unter den Begriff des Ehevertrags fallen 
(RG JW 1911, 18310). Unter den Begriff des Ehevertrags fallen Verträge, durch die der 
geſetzliche Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung des Mannes gänzlich ausgeſchloſſen 
oder nur in einzelnen Beziehungen, z. B. in bezug auf die Beſtimmung des § 1865, geändert 
wird, ferner Verträge, durch die die Gütertrennung, die allgemeine Gütergemeinſchaft, die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft oder die Fahrnisgemeinſchaft eingeführt oder der geſetz. oder 
vertragsmäßig beſtehende Güterſtand in einzelnen Beziehungen, z. B. in bezug auf die Beſtim⸗ 
mungen in 88 1439, 1523, 1526 Abſ 1, geändert wird, ſowie Verträge, durch die nach erfolgter 
Ausſchließung oder Anderung der geſetz oder vertragsmäßige Güterſtand wiederhergeſtellt 
wird. — Eine Anderung des geſetzlichen Güterſtandes dahin, daß die Haushaltsgegenſtände 
in den Alleinbeſitz der getrennt lebenden Frau gelangen und ihr der Zinsgenuß ihrer ein⸗ 
gebrachten Kapitalforderung zufallen ſoll, erfüllt den Begriff des Ehevertrags (RG 6. 4. 08 
IV 414/07). Jede vertragliche Regelung, wodurch bei Gütertrennung die Beitrags- 
pflicht der Frau abweichend von $ 1427 Abſ 2 beſtimmt wird, ſtellt einen formbedürftigen 
Ehevertrag dar (RG 87, 56). Rechtsgrundſätzlich iſt es nicht ausgeſchloſſen, aus dem Einverſtänd⸗ 
niſſe des Mannes, daß die Frau von ihm getrennt lebt, und aus ſeiner Duldung ihrer völligen 
Selbſtändigkeit bei der Verwendung ihres Geldes, eine allgemeine Einwilligung des Mannes 
in die Geldgeſchäfte der Frau herzuleiten. In ſolchem Falle liegt nur eine einſeitige, wirkſame, 
aber jederzeit widerrufliche Willenskundgebung des Mannes, nicht ein Preisgeben ehegüterrecht ⸗ 
licher Befugniſſe vor und die für Eheverträge vorgeſchriebene Form ($ 1484) iſt nicht notwendig 
(RE IW 1911, 36212). Eine Ehefrau kann aus ihrem eingebrachten Gute ihrem Manne ein 
Darlehn geben, ohne daß das Eingebrachte inſoweit vertragsmäßig für Vorbehaltsgut erklärt 
wird (RG 78, 207). Das Darlehn kann, wenn es nur für die Dauer der Ehe gegeben worden 
iſt, nach deren Auflöſung ſofort zurückgefordert werden (RG JW 1910, 100416). Die all- 
gemeine Vereinbarung, daß die Frau über das eingebrachte Gut und deſſen Erträge frei ver⸗ 
fügen und dies Vermögen frei verwalten könne, bezweckt eine völlige Anderung der Grund- 
ſätze des geſetzlich geordneten Güterſtandes und erfüllt den Begriff des Ehevertrags. Dasſelbe 
gilt, wenn ſich die Vereinbarung nur auf einen einzelnen Gegenſtand des Eingebrachten, 
3. B. mehrere Aktien bezieht (RG JW 1911, 1542). Eine Vereinbarung der im geſetzlichen 
Güterſtande lebenden Eheleute, daß die Frau die Koſten des Haushalts aus den Einkünften 
ihres Vorbehaltsguts beſtreitet, enthält keine Anderung der güterrechtlichen Verhältniſſe und 
bedarf nicht der für Eheverträge im $ 1434 vorgeſchriebenen Form. Die Frau kann den Bei 
trag, den fie nach den $$ 1371, 1427 Abſ 2 zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes aus den 
Einkünften ihres Vorbehaltsguts zu leiſten hat, in der Weiſe leiſten, daß ſie die Koſten des 
Haushalts trägt (RG 85, 82). Treffen Ehegatten, die in Gütertrennung leben und ein 
auf den Namen der Frau betriebenes Erwerbsgeſchäft beſitzen, eine Abmachung dahin, daß 
der Frau nach außen hin eine Rechtsſtellung eingeräumt wird, kraft deren fie alleinige Ge⸗ 
ſchäftsinhaberin iſt, wogegen fie im Verhältniſſe nach innen verpflichtet ift, ſich fo behandeln 
zu laſſen, als ob der Mann der alleinige Inhaber des Erwerbsgeſchäfts ſei und demzufolge 
alleiniger Eigentümer des Geſchäftsvermögens werde (eine Art Treuhandverhältnis), fo iſt 
die Wirkſamkeit der Abmachung von der Befolgung der Vorſchriften in 58 1432, 1434 nicht ab- 
hängig (RG Warn 1915 Nr 135; RG 29. 11. 15 IV 160/15). Einzelne Sch enkungen, die 
ſich im geſetzlichen Güterrechte lebende Eheleute machen (3. B. die Schenkung eines Spar- 
kaſſenguthabens), find nicht als Eheverträge anzuſehen, ebenſowenig Darlehnsverträge, 
die fie miteinander ſchließen (RG Warn 1915 Nr 142; RG SeuffA 69 Nr 108). Die Ver⸗ 
einbarung der Ehegatten, daß der Mann ein ihm von der Frau gewährtes Darlehn zu ver ⸗ 
zinſen hat, enthält eine Anderung des geſetzlichen ehelichen Güterrechts und bedarf der Form 
des Ehevertrags (KG in OLG 24.2). Vgl. $ 1383 A 4. Eheleute, die an Stelle der bisherigen 
IRRE ee durch Vertrag Gütertrennung einführen, ſind rechtlich nicht gehindert, 
in Anſehung einzelner Vermögensgegenſtände eine nach $ 741 zu beurteilende Gemeinſchaft 
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i ältui i r zu errichten. Die Begründung einer 
ee Gen e n bebe wee He in die güterrechtlichen Verhältniſſe 
nicht eingreift, nicht der für Eheverträge vorgeſchtiebenen Form, kann vielmehr auch ftill- 
ſchweigend vor ſich gehen, z. B. dadurch, daß die Eheleute das von ihnen früher bei Geltung 
des Güterſtandes der Gütergemeinſchaft gemeinſchaftlich betriebene e e nun⸗ 
mehr nach Einführung der Gütertrennung ſtillſchweigend als Geſellſchafter fortführen, 
indem der Mn 0 SA Frau die Fleiſcherei . taff 9 5 5 ebf. 
beſorgt (RG Gru ‚ 614). Bol. § 1426 A 2. Sparkaſſeneinlagen (ne n 
Ai den Noten der Frau, die ihr 25 Mann aus dem Erwerbe ſeines unter Mithilfe der Frau 
betriebenen Geſchäfts durch rechtsgeſchäftliche Sonderverfügung zuwendet, laſſen den Güter⸗ 
ſtand (geſetzliches Güterrecht) als ſolchen unberührt und unterliegen nicht der für Eheverträge 
vorgeſchriebenen Form (RG Gruch 62, 242). Die allgemeinen Beſtimmungen über nichtige 
Verträge z. B. 88 134, 138 Ab 1, 306, gelten auch für Eheverträge. — Ein Ehevertrag, der 
die bisher beſtandene Gütergemeinſchaſt aufhebt und das von den Ehegatten künftig zu Er⸗ 
ringende der Frau allein zuweiſt, alſo den Mann erwerbs- und vermögenslos hinſtellt, 
widerſpricht dem Weſen der Ehe und den guten Sitten (Bay dsh in OLG 34, 258). Br 
Ehevertrag iſt auch ein Vertrag anzuſehen, der eine vorangegangene vertragliche 9 00 ung 
des Gütertechts (3. B. aus Beſorgnis vor Anfechtbarkeit der urſprünglichen Regelung) lediglich 
wiederholt und beftätigt (ech in RJa 15, 287). Ein während der Ehe geſchloſſener Che: 
vertrag, in welchem die vorher ausgeſchloſſene Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
dieſem wieder eingeräumt wird, kann wegen argliſtiger Täuſchung angefochten 
werten, wenn ber Mann den Hintergedanken hegte, die Che nicht fortzuletzen, ſondern 
die Sefeidung zu betreiben und eine andere Frau zu heiraten (RG 23. 10. 11 IV 680/10). 
Zu beachten ſind ferner die Verbote der 88 143 Abſ 1 u. 1518. Außerdem dürfen Vorſchriften, 
die zugunſten Dritter erlaſſen ſind, z. B. 88 1362, 1411, 1459 Abſ 2, nicht durch Ehevertrag 
bes Cheb erben, — Mit der Rechtskraft des Scheidungsurteils hört die Wirkfamteit 

5 Chevertrags für die Zukunft auf. Iſt die Ehe zufolge Anfechtung oder Nichtigkeitsklage 
wit d, oder wird das Nichtbeſtehen einer Che feſtgeſtellt, ſo iſt auch der Ehevertrag, da er Das 
lich ſehs n einer Che vorausſetzt, unwirkſam. In einem ſolchen Falle ſind die vermögensrecht⸗ 
ichen Beziehungen der Beteiligten, vorbehaltlich der Sonderbeſtimmungen in 88 1344-1846, 
55 0 den allgemeinen Grundſätzen (Auftrag, Geſchaftsführung ohne Auftrag, ungerechtfertigte 

a zu beurteilen. — Über Gläubigerbegünſtigung bei vertragsmäßiger Um⸗ 
17 Kung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in Gütertrennung vgl. RGSt 40, 171. Die Ein- 
1 ich = Gütergemeinihaft mit bald darauf folgender Einführung der Gütertrennung 
die Theben u 75 ki bilden, eine verdeckte Schenkung vorzunehmen, e 

nen en A a Be: i eils⸗ 
berechtigten (RG 87, 301) uſprüchen des durch die Schenkung beeinträchtigten Pf 


4. Das Recht zum Getrenntleben iſt kei g bung des Ehe⸗ 
vertrags Unter gewöhnlichen Berk kein geſetzlicher Grund zur Aufhebung 


; niſſen werden die Vertragſchließenden immer davon 
eheliche Lebensgemeinſchaft zwiſchen ihnen dauernd beſtehen werde. Dieſe 


ſeitens des Berechtigten kann der andere, Eher 
i i i aft zu⸗ 
teht, die Einrel idung oder Verweigerung der ehelichen Gemeinſch z 
ST der Urgliſt nicht entgegenſetzen, da ihn der Ehevertrag in der Aus 


5. Verhältnis des deutſchen zum auslä errechte. Nach Art 8 des Haager 
Eherechtsabkommens vom 17. 7.05 (8 1 bestimmt ſich die Fähigkeit, einen 
Ehevertrag zu ſchlie zen, für einen jeden der Verlobten nach dem Geſetze ſeines Heimat- 
ſtaats zur Zeit der Eheſchließung. Nach Art 4 Abf 1 entſcheidet das Geſetz des Heimat⸗ 
ſtaats der Ehegatten, ob fie während der Ehe einen Ehevertrag errichten und ihre guter⸗ 
teoötfichen Vereinbarungen aufheben oder ändern können. Nach Abſ 2 hat eine Anderung 
des ehelichen Güͤterrechts keine Rückwirkung zum Nachteile Dritter. Wegen der Beſtim⸗ 
mung in Art 10 de. Abkommens vgl. 8 1353 A 5. Hier ſind noch die Falle zu erwähnen, 
wenn ausländiſche Ehegatten ihren Wohnſitz im Inlande haben und wenn ein Ausländer 
nach der Eingehung der Ehe die Reichsang hörigkeit erwirbt. In dieſen Fallen find zwar 
für das eheliche Güterrecht die Geſetze des Staales maßgebend, dem der Mann zur Zeit 
der Eheſchließung angehörte (Vorbem 4 vor 8 1363), jedoch können die Ehegatten einen 
20 2660. ſchließen, auch wenn er nach dieſen Geſetzen unzuläſſig fein würde (Art 15 
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8 1433 


) Der Güterſtand kann nicht durch Verweiſung?) auf ein nicht mehr 
geltendes oder auf ein ausländiſches Geſetz beſtimmt werden. 

Hat der Mann zur Zeit der Eingehung der Ehe oder, falls der Vertrag 
nach der Eingehung der Ehe geſchloſſen wird, zur Zeit des Vertragsab⸗ 
ſchluſſes ſeinen Wohnſitz im Auslande, ſo iſt die Verweiſung auf ein an 
dieſem Wohnſitze geltendes Güterrecht zuläſſigs). 

E I 1334 II 1332; M 4 309; P 4 217. 


1. Grund der Vorſchrift. Der $ 1433 beſchränkt die Vertragsfreiheit der Ehegatten, 
weil ſonſt zu beſorgen wäre, daß die auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts bisher herrſchende 
Vielgeſtaltigkeit und Unſicherheit in anderer Form erhalten werden würde. Von dem im 
Abſ 1 ausgeſprochenen Verbote werden im Abſ 2 zugunſten deutſcher, im Auslande wohnender 
Ehegatten zwei Ausnahmen gemacht. Wegen der Eheverträge von Ausländern vgl. Art 15 EG 
und Vorbem 4 vor $ 1363. 

2. Verweiſung. Die Beteiligten können grundſätzlich durch einfache Verweiſung auf 
die geſetzlichen Beſtimmungen des einen oder andern im BGB geordneten Güterſtandes ihre 
güterrechtlichen Verhältniſſe regeln (Vorbem 1 vor § 1363). Dagegen iſt einfache Bezug ⸗ 
nahme auf veraltetes deutſches (z. B. Nürnberger Recht, OLG. 24, 9) oder auf aus 
ländiſches Recht zur Vermeidung der Unwirkſamkeit verboten. Dies ſchließt jedoch nicht 
aus, daß ſtatt einfacher Bezugnahme eine ſelbſtändige Regelung nach Grundſätzen des ver⸗ 
i e oder des ausländiſchen Rechtes erfolgt, ſoweit das Recht des BGB nicht 
im Wege ſteht. 

3. Verweiſung auf ausländiſches Recht iſt auch dann zuläſſig, wenn der Vertrag vor 
der Eingehung der Ehe geſchloſſen wird und der Mann zur Zeit der Eheſchließung im Aus⸗ 
lande wohnt. Ohne Vertragsſchluß gilt nach Art 15 EG auch für die im Auslande geſchloſſene 
Ehe eines Deutſchen das deutſche Recht. 

4. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 5 Abſ e 1 des 
Haager Eherechtsabkommens v. 17. 7. 05 (§ 1353 A 5) ift für die Gültigkeit eines Ehe⸗ 
vertrags in Anfehung feines Inhalts ſowie für feine Wirkungen das Geſetz des Heimat⸗ 
ſtaats des Mannes zur Zeit der Eheſchließung oder, wenn der Vertrag während der Ehe ge⸗ 
ſchloſſen iſt, das Geſetz des Heimatſtaats der Ehegatten zur Zeit des Vertragsſchluſſes maß⸗ 
gebend. Nach Abi 2 enticheidet das gleiche Geſetz darüber, ob und inwieweit die Ehegatten 
die Befugnis haben, auf ein anderes Geſetz zu verweilen; haben fie auf ein anderes 
Geſetz verwieſen, ſo beſtimmen ſich die Wirkungen des Ehevertrags nach dieſem Geſetze. Wegen 
der Beſtimmungen in Artt 9 u. 10 des Abkommens vgl. & 1853 A 5. 


8 1434 


Der Ehevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Zeile!) vor 
Gericht oder vor einem Notar?) geſchloſſen werden)). 
E 1 1335 Abſ 1 II 1333; M 4 311; P 4 217; 5 445. 


1. Gleichzeitige Anweſenheit beider Teile. Auf den Abſchluß von Eheverträgen durch 
Vertreter finden die allgemeinen Grundſätze Anwendung. Jeder Teil kann ſich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten laſſen. — Für den Abſchluß eines Ehevertrags gilt auch 8 181. 
Daher kann ein Ehemann auf Grund einer ihm von der Frau dazu erteilten Vollmacht 
einen Ehevertrag (Einführung der Gütertrennung an Stelle der Gütergemeinſchaft) der Frau 
gegenüber mit ſich ſelbſt im eigenen Namen abſchließen (R& 79, 282). Für den Geſchäfts⸗ 
unfähigen ſchließt der geſetzliche Vertreter den Ehevertrag ab. Iſt ein Teil in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt, fo bedarf er zum Abſchluſſe eines Ehevertrags der Zuſtimmung des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. Letzterer kann ſelbſt den Vertrag für erſteren ſchließen. Weder Vollmacht 
noch Einwilligung bedürfen der im 8 1434 vorgeſchriebenen Form (8 167 Abſ 2, § 182 Abſ 2). 
Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt nicht erforderlich. Für die Fälle der 88 1437 
und 1549 gelten Ausnahmebeſtimmungen. Vertragſchließende Vertreter müffen gleichzeitig 
anweſend fein. Gleichzeitige Anweſenheit beider Teile iſt auch für den Annahmevertrag (8 1750) 
und den Erbvertrag ($ 2276) vorgeſchrieben. — Dieſes Erfordernis bedeutet eine Verſchärfung 
der nach $ 128 für die gerichtliche und notarielle Beurkundung genügenden Form (R 69, 133). 

2. Form. Vgl. 88 167169 FGG, 8 2276 Abſ 2 BGB und Art 141 EG. 

3. Begriff des Ehevertrags 8 1432 A g. 

4. Berhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 6 Abſ 1 des 
Haager Eherechtsabkommens v. 17. 7. 05 (8 1353 A 5) iſt der Ehevertrag in Anſehung 
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der Form gültig, wenn er gemäß dem Geſetze des Landes, wo er errichtet wird, geſchloſſen 
it, 9255 a 5 geſchloſſen iſt gemäß dem Geſetze des Heimatſtaats eines jeden der Ver⸗ 
lobten zur Zeit der Eheſchließung oder während der Ehe gemäß dem Geſetze des Heimatſtaats 
eines jeden der Ehegatten. Macht das Geſetz des Heimatſtaats eines der Verlobten oder, im 
Falle der Eheſchlieung während der Ehe, das Geſetz des Heimatſtaats eines der Ehegatten 
die Gültigkeit des Vertrags davon abhängig, daß er, auch wenn er im Auslande geſchloſſen 
wird, einer beſtimmten Form genügt, fo müſſen nach Abſſ 2 dieſe Geſetzesvorſchriften beobachtet 
werden. Wegen der Beſtimmungen im Art 10 des Abkommens vgl. $ 1353 A 5. 


8 1435 


) Wird durch Ehevertrag die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
ausgeſchloſſen“) oder geänderte), jo können einem Dritten gegenüber aus der 
Ausſchließung oder der Anderung Einwendungen?) gegen ein zwiſchen ihm 
und einem der Ehegatten vorgenommenes Rechtsgeſchäft oder gegen ein 
zwiſchen ihnen ergangenes rechtskräftiges Urteil nur hergeleitet werden, 
wenn zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder zur Zeit des Eintritts 
der Rechtshängigteit die Ausſchließung oder die Anderung in dem Güter⸗ 


rechtsregiſter des zuſtändigen Amtsgerichts ei etragen?) oder dem Dritten 
bekannte) war. gen Amtsgerichts eingetragen?) 


gelung der gilt, wenn ei ü iſter eingetragene”) 
Regelung der Kur n eine in dem Güterrechtsregiſte g 


tli | trag aufgehoben?) 
oder geändert?) wird ich. chen Verhältniſſe durch Ehevertrag aufgeh 


611336, 1337, 1435 Abſ 1 ır 1334, 1453 Mf 1; M 4 614 ff.] P 4 222 ff. 
1. Zweck der Vorf 


. chrift. Der 8 1435 bezweckt den Schutz des gutgläubigen Dritten. Wer 
ih mit ne Ehegatten auf ein Rechtsgeſchäft oder en Rechtsſtreit einläßt, darf davon 
5 geben, 15 der gesetzlichen Regel entſprechend in der Ehe des andern Teiles der Güterſtand 

er 0 10 tung und Nutznieſung des Mannes beſteht. In dieſem Vertrauen wird der Dritte 
geſchützt, ausgenommen, wenn die Abweſchung vom Regelmäßigen im Güterrechtsregiſter 
eingetragen oder dem Dritten belannt iſt (Mb 
der einnoemäbigen im Öiterrenptspegifter eingetragen tft, der Dritte, der auf das For ee 

Mt 5 . 
= Se Sy. 1495 8 vertraut (Abſ 2). Dieſe Art der Regelung entspricht dem 8 
Ehegatten vorgenommenen Zwan 
n gsvollſtreckung (OSG 30, 42). r 
nee sfchtiegung des geſetzlichen Güterftandes. Zu den Cheverträgen, durch die der 
rennung er A wird, gehbren insbeſondere Eheverträge, 11 daft 
8 14 i i 1 1 ü 1 
(88 1437, 151 9, 1540 ven, oder einer der verſchiedenen Güterſtände der Gütergeme 


recht der Frau einſchränken ode ; Fi in das Güterrechtsregiſter 
ſogar ihm unbekannte Bezugs nellen der den und durch Cintragung in bas i ie Fan 


f g Ehegatten aus feinem Güterrechte gegen die Wirkſamkeit 
eines Rechtsgeſchäfts oder Urteils zuſt fi ie Eintragung in das Güterrechts⸗ 
tegifter erfolgt wäre, find mangel 3 ſtehen würden, wenn die 0 
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5. Die Eintragung, nicht die Veröffentlichung iſt maßgebend. Die Eintragung muß 
ſich auf einen gültigen Ehevertrag ſtützen. In Anſehung des öffentlichen Glaubens ſteht das 
Güterrechtsregiſter mit dem Handelsregiſter ($ 15 HGB) und dem Vereinsregiſter ($ 68) auf 
gleicher Stufe, nicht aber mit dem Grundbuche (88 892, 893). 

6. Der Kenntnis ſteht bloßes Kennenmüſſen (§ 122 Abſ 2) nicht gleich. 

7. Die Eintragung, nicht die Veröffentlichung iſt maßgebend (A 4). Aufhebung und Ande⸗ 
rung einer nicht eingetragenen Regelung fallen nicht unter $ 1435 Abſ 2. Der Dritte hat kein 
Anrecht darauf, daß ihm gegenüber die nicht eingetragene Regelung als noch beſtehend an ⸗ 
geſehen werde. 

8. Der Aufhebung des eingetragenen Güterſtandes durch Ehevertrag ſtehen nach 88 1470, 
1545, 1549 die Aufhebung durch Urteil (88 1468, 1469, 1542, 1549), durch Konkurseröffnung 
($ 1543) oder infolge Todeserklärung (8 1544), ſowie nach 8 1431 Abſ 2, 8 1548 Ab] 2 die Wieder⸗ 
herſtellung der Verwaltung und Nutznießung (8 1425) oder der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
(8 1548) durch Urteil gleich. . 

9. Der Anderung des eingetragenen Güterſtandes durch Ehevertrag ſtehen nach 88 1441 
Satz 1, 1526, 1549 die Fälle gleich, in denen Vorbehaltsgut der Frau kraft Geſetzes ($ 1370) 
oder zufolge Beſtimmung eines Dritten ($ 1369) entſteht. 1 

10. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Güterrechte. Nach Art 16 Ab] 1 
Satz 1 Ec finden die Vorſchriften des $ 1435 entſprechende Anwendung, wenn ausländiſche 
Ehegatten oder Ehegatten, die nach der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit erwerben, 
den Wohnſitz im Inlande haben. Nach Art. 16 Abſe1 Satz 2 ſteht der ausländiſche geſetzliche 
Güterſtand einem vertragsmäßigen gleich. Nach Art 16 Abſ 2 finden die Vorſchriften der 
58 1357 (Schlüſſelgewalt der Frau), 1362 (Eigentumsvermutung zugunſten der Gläubiger 
des Mannes), 1405 (Folgen der Einwilligung des Mannes in den Betrieb eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts durch die Frau) Anwendung, ſoweit ſie Dritten günſtiger ſind als die ausländiſchen 
Geſetze. Im Art 8 Abſ 1 des Haager Eherechtsabkommens v. 17. 7. 05 ($ 1853 A 5) 
hat ſich jeder Vertragsſtaat vorbehalten: 1. beſondere Förmlichkeiten zu erfordern, wenn der 
eheliche Güterſtand Dritten gegenüber geltend gemacht werden ſoll; 2. ſolche Vorſchriften 
anzuwenden, welche den Zweck verfolgen, Dritte in ihren Rechtsbeziehungen zu einer Ehefrau 
zu ſchützen, die in dem Gebiete des Staates einen Beruf ausübt. Im Art 8 Abſ 2 des Ab⸗ 
kommens verpflichten ſich die Vertragsſtaaten, die nach di ſem Artikel anwendbaren Geſetzes⸗ 
vorſchriften einander mitzuteilen. Wegen der Beſtimmungen in Art 10 vgl. 8 1353 A 6. 


8 1436 


Wird durch Ehevertrag!) die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
ausgeſchloſſen?) oder die allgemeine Gütergemeinſchaft, die Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft oder die Fahrnisgemeinſchaft aufgehoben, ſo tritt Gütertren⸗ 
nungs) ein, ſoſern ſich nicht aus dem Vertrag ein anderes ergibt“). 

E I 1838, 1381 Abſ 1, 1429 Abſ 1, 1431 Abſ 1 II 1335; M 4 321, 418, 584; P 4 225, 293, 869, 873. 

1. Der Ausſchließung oder Aufhebung durch Ehevertrag find Ausſchließung oder Auf 
hebung durch andere Art, z. B. Urteil, nicht gleichgeſtellt. 


2. Bezieht ſich die Ansſchließung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes nur 
auf einzelne Beſtandteile des Vermögens der Frau, ſo liegt nicht der Fall des 8 1436, ſondern 
der des § 1368 vor und es entſteht Vorbehaltsgut. Vgl. $ 1368 A 1. 


3. Dritten gegenüber iſt die eingetretene Gütertrennung nur nach Maßgabe des 8 1435 
wirkſam (§ 1431 Abſ 1). 

4. Die Vertragſchließenden können die kraft Geſetzes eintretende Folge der Gütertrennung 
durch anderweitige Beſtimmung ausſchließen. 


2. Allgemeine Gütergemeinſchaft 


8 1437 


1) Ein Ehevertrag, durch den die allgemeine Guütergemeinſchafte) ver⸗ 
einbart oder aufgehoben wird, kann nicht durch einen geſetzlichen Vertreters) 
geſchloſſen werden). 

Iſt einer der Vertragſchließenden in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo 
bedarf er der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters). Iſt der geſetz⸗ 
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liche Vertreter ein Vormund), jo iſt die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts“) erforderlich. 


EI 1814 Nef 2 Gab 1 II 1886; M 4 313, 888; P 4 280 ff., 238; 6 279. 


1. Grund der Vorſchrift. Die mit der Einführung oder Aufhebung der Gütergemein 
ſchaft verbundenen, in die Verhältniſſe der Ehegatten tief eingreifenden, außergewöhnlichen 


Wirkungen haben zu den im 8 1497 beſtimmten Ausnahmen von den allgemeinen Grund» 
lägen ($ 1484 A 1) geführt. 


2. § 1487 findet nach 8 1508 Abſ 2 auch auf einen Ehevertrag Anwendung, durch den 
die Fortſetzung der Gütergemeinſch 


aft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung aufgehoben 

wird, und nach $ 1549 auf einen 1 den die Fahrnisgemeinſchaft vereinbart 
oder aufgehoben wird. Dagegen iſt $ 1437 auf Falle, in denen die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft oder Fahrnisgemeinſchaft nur in einzelnen Beziehungen 
G. 8. Erklärung eines vorbehaltenen Gegenſtandes der Frau für Geſamtgut) geändert wird, 
wee Aol aber Hu | 

„Wohl aber durch einen Bevollmä tigten( 8 1434 A 1). * 

4. Demzufolge kann ein eren d e Ab ben en Inhalts mit einem Ge⸗ 
ſchäftsunfähigen überhaupt nicht zuſtande kommen. 

545. Iſt die Mutter Inhaberin der elterlichen Gewalt, ihr aber ein Beiſtand beſtellt und 
dieſem nach $ 1693 die Berm gensverwaltung übertragen, ſo hat der Beiſtand die Zuſtimmung 
zu en. In dieſem Falle iſt auch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 

1. Wegen der nenn ber geſetlche Verneter ein Pfleger it 49.7910 
Wegen der Anhörung des Gegenvormundes vgl. § 1326. 


8 1438 
) Das Vermögen des Mannes und das Vermögen der Frau werden durch 
die allgemeine Gütergemeinſchaft 


was die Eheleute an Vermö ird 
€ ! elben erwerben, i le 
die gemeinſchaftliches Ver der ten einer neuen ungetrennten Maſſe vereinig 


F ndern 1 „ dafi ibt ſich weder im BGB 
noch in der BWO (88 740ff.) ein Angel (ale 80, 80h. bafkı 147 02 

2. Geſamtgut. Beweislaſt. Alles 9 0 5 ilt mit Eintritt der Güter⸗ 
gemeinfchaft bsw. des ſpäterer lles er der Ehegatten gi e 
weile zum Sondergut oder Vorbehaltsgut gehört, hat zu heieifen, wer dies behauptet (M 4, 335). 
Bezüglich des Entſchadigungsanfpruche auh bert hat; 
nicht beſondere Umſtände Zweifel begründen, hat der Grundbuchrichter die Zugehörigkeit 
aller Vermögensſtücke zum Geſamtau ‘ Tor 
geſetzten Gütergemeinſchaft anzunehmen. Das gilt von einem Grundſtück auch dann, 


wenn die Eintragung im Grundbuche nur den Namen eines der Ehegatten erfolgt iſt 
(RS in Os 38, 250). 1 j 


ai 
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3. War der Ehegatte beim Erwerbe nicht im guten Glauben, ſo muß der andere Ehe⸗ 
gatte dieſen Mangel, auch wenn er ſelbſt im guten Glauben war, gegen ſich gelten laſſen (RG 
Gruch 47, 667). . x 

4. Rechte, zu deren Übertragung durch Rechtsgeſchäft die Eintragung in das Grundbuch 
erforderlich iſt, ſind nicht ausgenommen. 

5. Hiermit wird angeordnet, daß die Geſamtgutseigenſchaft kraft Geſetzes eintritt. — 
Das Geſetz bringt hiermit klar zum Ausdrucke, daß es für die Wirkung des Rechtsgeſchäfts 
ohne Bedeutung iſt, ob es auf den Namen der Gemeinſchaft oder nur auf den Namen des 
einen oder andern Ehegatten abgeſchloſſen iſt (RG 84, 73). Der Mann kann unter ſeinem 
Namen ſelbſtändig, und zwar ohne Zuſtimmung der Frau, mit Wirkun ı für das Geſamtgut 
handeln (RG 84, 327). Vgl. 8 1519 A 2. Umwandlung von Vorbehaltsgut in Geſamtgut 
fällt nicht unter Abſ. 2 (OLG 7, 54). 

6. Berichtigung des Grundbuchs. Vgl. SS 34, 35, 48 EBD, 88 894-896, 899 BEL. 
Die Berichtigung des Grundbuchs herbeizuführen, iſt lediglich Sache der Ehegatten. Das 
Grundbuchamt iſt nicht berechtigt, die Eintragung eines Ehegatten, der ein Recht erwirbt, 
aus dem Grunde abzulehnen, weil der Erwerb in das Geſamtgut fällt (RIA 4, 108; RG 
84, 71). Wie in den Fällen der 88 1381 u. 1382 das vom Manne erworbene Eigentum im 
Augenblicke ſeiner Entſtehung auf die Frau übergeht, ſo vollzieht ſich in ähnlicher Weiſe der 
Eigentumserwerb in den Fällen der 88 1488 u. 1519 Ab 1. Das in der Perſon des einen Ehe⸗ 
gatten entſtandene Eigentum wird mit ſeiner Entſtehung kraft Geſetzes in gütergemeinſchaft⸗ 
liches Eigentum umgewandelt. Der Grund buchrichter darf die Uniſchreibung eines dem 
einen Ehegatten aufgelaſſenen Grundſtücks auf deſſen Namen aus dem Grunde, 
weil es zum Geſamtgute beider Ehegatten (Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft) 
gehört, nicht ablehnen (RG 84, 71). Ebenſowenig darf der Grundbuchrichter den ohne Mit⸗ 
wirkung der Ehefrau geſtellten Antrag eines in Errungenſchaftsgemeinſchaft (oder Güter⸗ 
gemeinſchaft) lebenden Ehemanns, ein von ihm erworbenes Grundſtück als Geſamtgut für 
beide Eheleute in das Grundbuch einzutragen, ablehnen (RG 84, 326). In dieſem Urteile 
blieb unentſchieden, ob der Mann der Zuſtimmung der Frau dann bedarf, wenn der zunächſt 
für den Mann gebuchte Erwerb nachträglich in Berichtigung des Grundbuchs als Geſamtgut 
eingetragen werden ſoll. Die Frage dürfte mit Rückſicht auf die Vorſchrift im 8 22 Abf 2 08 
zu bejahen fein. Vgl auch Kin RIA 14, 243 und 8 1487 A 2. Die im R 84, 326 an- 
eführten Gründe nötigen auch zu der Annahme, daß, ebenſo wie der Mann allein, auch die 
5 allein, wenn in ihrer Ehe Exrungenſchaftsgemeinſchaft (oder Gütergemeinſchaft) 
herrſcht, ein von ihr erworbenes Grundſtück als Geſamtgut eintragen laſſen darf (dagegen 
OLG München in SeuffA 70 Nr 156). 


8 1439 


) Von dem Geſamtgut ausgeſchloſſen ſind Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können?). Auf ſolche Gegenſtände finden 
die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut geltenden 
Vorſchriften“), mit Ausnahme des 8 1524, entſprechende Anwendung. 

E 1 1351 II 1339; M 4 344 ff.; P 4 235 ff. 


1. Man unterſcheidet Geſamtgut (8 1438), Sondergut (8 1439) und Vorbehaltsgut (88 1440, 
1441). Der 3 1439 bezeichnet erſchöpfend, was zum Sondergute gehört. Vom Vorbehalts⸗ 
gut unterſcheidet ſich das Sondergut weſentlich dadurch, daß es vom Manne für Rechnung 
des Geſamtguts verwaltet wird und feine Nutzungen in das Geſamtgut fallen (88 1439, 1525), 
1 1 Vorbehaltsgut von demjenigen Ehegatten, dem es gehört, verwaltet und ge- 
nutzt wird. 

2. Gegenſtände ſolcher Art find z. B. Lehn, Stamm-, Fideikommißgüter, gewiſſe Bauern⸗ 
güter und höchſtperſönliche Rechte (vgl. 88 399, 400, 514, 613 Satz 2, 717 Saß 1, 847, 1059 
Satz 1, 1092, 1093, 1103, 1111 BGB, § 850 3PO). — Der Anſpruch auf Unfallrente wegen 
Körperverletzung der Frau kann, wenn der Jahresbetrag der Rente für den Verluſt 
der Erwerbsfähigkeit der Frau nur 1500 „ oder weniger ausmacht, nicht übertragen werden 
(8 850 Abſ 3 3880, S 400 BOB) und iſt daher vom Geſamtgut ausgeſchloſſen. Allein nach 
§ 1439 Satz 2 in Verbindung mit den 88 1525, 1380 iſt der Mann berechtigt, den Entſchädigungs⸗ 
anſpruch im eigenen Namen geltend zu machen. Zum Geſamtgute gehört auch der Anſpruch 
auf Erſatz für die durch den Unfall der Fran entſtandenen Kurkoſten und Koſten für Inſtand⸗ 
ſetzung der beſchädigten Kleider. Soweit der Mann die Rente für die ihm entgangenen Dienſte 
der Ehefrau in ſeinem Hausweſen fordert, iſt er nach 8 845 BGB in eigener Perſon forderungs⸗ 
berechtigt (R& 30. 9. 09 IV 679/08). Vgl. auch § 1356 A 7 u. 8 1363 A 7. Einer Erörterung 
der güterrechtfichen Verhältniſſe bedarf es bezüglich des Anſpruchs aus $ 845 BGB und der 
Heilungstoſten nicht. Der Anſpruch auf Schmerzensgeld iſt nicht abtretbar (R JW 
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N £ a : b Anſpruch der Frau auf 
09, 31616). der allgemeinen Gütergemeinſchaft gehört der Anfp 

James eg eee ar Sa sum 
S . Auf ihn finden die bei der rrungenſchafte 

Jab geltenden ai alſo kraft 8 1525 Abſ 2 die Beſtimmungen des g Nan en gerichtlich 
wonach; der Mann ein zum eingebrachten Gute gehöriges Recht im eigenen Namen g 

geltend machen kann (nic JW 1911, 654 R 96, 96). 


8. Insbeſondere die Vorſchriften in 88 1525, 1528, 1529 Abſ 2, 1531, 1533, 1535, 1536 
Nr 2, 4, 1537 Abſſ 1, 1539—1541, 1546 Abſ 3. 


8 1440 a 
tsgut!). 
Von dem Geſamtgut ausgeſchloſſen iſt das Vorbehal 
Vorbehaltsgut iſt, was durch Ehevertrag für Ag 4 180% % 
Ehegatten erklärt iſt oder von einem der Ehegatten nach 8 1369 oder 8 
erworben wird?). 
E 1 1346, 1847, 1849 II 1340; M 4 840 ff.; P 4 2834. 


. 1 ltung und 

1. Begriff des Vorbehaltsguts. Abweichend vom Güterſtande der Verwa 
Nutznießzung des Mannes (8 1305 der eme (8 1526 Ab 90 Ei 
Fahrnisgemeinſchaft (5 1555) können bei der Gütergemeinſchaft ſowohl die 917 haltsguts 
der Mann Vorbehaltsgut haben. Bei allen Güterſtänden ift der Begriff des Vorbehaltsg 
derſelbe. Vgl. § 1365 A 1 u. § 1439 A 1. 8 behalts. 

2 Mnfang des Vorbehallsguts. 6 1440 Abſ e 2 beſtimmt erſchöpfend, was Vor 11 0 
1 iſt. In den nicht mitaufgeführten Fällen der 88 1366, 1367 kann Vorbehaltsaut nur de 
Ehevertrag oder Beſtimmung eines Dritten entſtehen. Zuwendungen, die ein Ehegatte dem 
andern macht, können nur duech Ehevertrag Vorbehaltsgut werden und bedürfen der förm 
lichen Übertragung durch Rechtsgeſchaft. — Wegen Vorenthaltung von Vorbehaltsgut durch 
den Mann kann die Frau an 


Sachen des Geſamtguts das Zurückbehaltungsrecht aus 
9 278 ausüben (Seuffa 73 Nr 102 ns 


8 1441 


Frau?) finden die bei der Gütertrennung 

enden Borfchriften?) entſprechende Anwen⸗ 

dung; die Frau hat jedoch dem Manne zur Beſtreitung des ehelichen Auf⸗ 

fallen einen Beitrag nur inſoweit zu leiſten, als die in das Geſamtgut 
fallenden Einkünfte) zur Beſtreitung des Aufwandes nicht ausreichen. 

E 1 1350 II 


) Auf das Vorbehaltsgut der 
für das Vermögen der Frau gelt 


1341; M 4 343; P 4 234. 


Wi im $ 1441 getroffene Regelung entipricht dem 8 1371, der auf ähnlichen Erwägungen 
2. Vorhbehaltsgut des Mannes. Der Mann hat in Anſehung feines Vorbehaltsguts die. 
ſelbe rechtliche Stellung, wie wenn er nicht 5 Ae Ihn treffen aber die en 
an 33 1300, 1606, 1459. Auf Chepertrag beruhendes Vorbehaltsgut des Mannes unterlieg 
zum Schutze Dritter nach 8 1435 Abſ 2 dem Eintragungszwange. ift aus. 
' Giften (8 1421 K a. Eintragung der Vorbehaltseigenſchaft in das Grundbuch 
ge 2, 71). >. 

4. Einkünfte, die in das Geſamtgut fallen, umfaſſen nicht nur die Nutzungen des Ge. 
ſamtguts und der beiderſeitigen Sade 68 1490 lenden auch das ch die 
beider Ehegatten Bei Beurteilung der Angemeſſenheit des Beitrags der Frau ſind a 
Nutzungen des Vorbehaltsguts des Mannes zu berüdfichtigen. 


8 1442 


i tgut und an 
ſeinen Anteil an dem Geſam | 
egenſtänden verfügen?); er iſt nicht be⸗ 


) Ein Ehegatte kann nicht über 
den einzelnen dazu gehörenden G 
rechtigt, Teilung zu verlangen. 


Gegen eine Forderung, die zu dem Geſamtgute gehört, kann der Schuldner 
nur eine Forderung aufrechnene), deren Berichtigung aus dem Geſamtgute 
verlangt werden kann“). 

E 1 1844 Saß 2, 1345 Abſ 1, 2 II 1388; M 4 337; P 4 238. 


1. Der $ 1442 regelt einige aus der allgemeinen Gütergemeinſchaft als einer Gemein. 
ſchaft zur geſamten Hand (5 1438 A 1), ſich ergebende Folgen. Solange die Gemeinſchaft 
Gs, Kommentar von Reichsgerichtsraten III. Band. 3. Aufl. 10 
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dauert, ſind die den Ehegatten zuſtehenden Anteile am Geſamtgute durch den Zweck des 
Geſamtguts, der ehelichen Gemeinſchaft, nicht dem Sondervorteile des einzelnen Ehegatten 
zu dienen, gebunden. Die zum Geſamtgute gehörenden Gegenſtände ſtehen den Ehegatten 
nicht nach Bruchteilen zu. Die Vorſchriften über die gewöhnliche Gemeinſchaft (88 741— 758) 
und über Miteigentum (88 1008—1011) find daher nicht anwendbar, ebeuſowenig die Vor⸗ 
ſchriften über Geſamtſchuldner und Geſamtgläubiger (S8 420430). Bei der zweilen Leſung 
beſtand darüber Einverſtändnis, daß das Gemeinſchaftsverhältnis der Ehegatten in Anſehung 
des Geſamtguts feinem Weſen nach dem Gemeinſchaftsverhältniſſe der Geſellſchafter in An⸗ 
ehung des Geſellſchaftsvermögens gleich ſei. Der $ 1442 hat daher eine dem § 719 entſprechende 
Faſſung erbalten. — Das Miteigentum der Geſamthänder iſt nicht das roͤmiſche Bruchteilseigen⸗ 
tum, weil die Anteile nicht feſt beſtimmt, ſondern veränderlich ſind und weil ſie als ſolche nicht 
Gegenſtand des Rechtsverkehrs find (RG 68, 412; 84, 110). Übereinſtimmend OLG 36, 
198. Die Erbengemeinſchaft (88 2032ff.), die Geſellſchaft (88 705ff.) und die eheliche 
Gütergemeinſchaft (88 1442, 1519, 1549) ſind als Gemeinſchaft zur geſamten Hand ge⸗ 
ſtaltet. Alle dieſe Verhältniſſe ſtimmen darin überein, daß an den Sachen und Rechten, die 
zu dem gemeinſamen Vermögen gehören, keine Anteilsrechte beſtehen und daher Verfügungen 
eines Teilhabers über Anteile an den einzelnen Gegenſtänden nicht möglich ſind. Dagegen iſt 
die Frage, ob und in welcher Form dem Teilhaber die rechtliche Macht gewährt werden 
ſolle, ſeine Anteilsberechtigung zur Beſchaffung von Mitteln zu benutzen, verſchieden ge⸗ 
ordnet. Bei der ehelichen Gütergemeinſchaft iſt jede Verfügung des einzelnen ausgeſchloſſen 
(RG 60, 128). Die im 8 2039 für die Erbengemeinſchaft aufgeſtellten, den Grundſatz der 
Verfugungsgebundenheit (88 2033, 2040) durchbrechenden Regeln gelten grundſätzlich für 
alle Geſamtrechtsverhältniſſe (Gütergemeinſchaft, Fahrnisgemeinſchaft). Das Geſetz läßt 
nicht nur die Klage eines einzelnen oder mehrerer einzelner Geſamthänder, ſondern auch die 
Klage gegen einen andern Geſamthänder, der zugleich Schuldner des Geſamtguts iſt, auf 
Sa oder Feſtſtellung zu (RG JW 05, 146%, RG Warn 1913 Nr 160). 

2. Über den Begriff der Verfügung vgl. § 1395 A 2. Ein Rechtsgeſchäft, das nur die 
Verpflichtung zur Vornahme einer Verfügung begründet, iſt keine Verfügung und fällt daher 
nicht unter das Verbot des § 1442. Dagegen RG IW 03 Beil 2654. Verfügungen von Todes 
wegen (§8 1937, 1941) fallen nicht unter § 1442. — Zuläſſig ift es, ein zum Geſamtgute ge⸗ 
höriges Grundſtück für den Anſpruch eines der beiden Ehegatten zu verpfänden (OLE 8, 119). 
Wegen Unpfändbarfeit des Anteils eines Ehegatten vgl. § 860 3 PO. 

3. Die Aufrechnung iſt mit Zuſtimmung des Mannes und in den Fällen der 88 1450, 1452 
mit Zuſtimmung der Frau zuläſſig, auch wenn fie nach 8 1442 Abf 2 unzuläſſig wäre. 

4. In welchen Fällen Berichtigung aus dem Geſamtgute verlangt werden kann, beſtimmen 
88 1459—1462. 
§ 1443 


Das Geſamtgut unterliegt der Verwaltung!) des Mannes. Der Mann?) 
iſt insbeſondere berechtigt, die zu dem Geſamtgute gehörenden Sachen in 
Beſitz zu nehmens), über das Geſamtgut zu verfügen?) ſowie Rechtsſtreitig⸗ 
keiten“), die ſich auf das Geſamtgut beziehen, im eigenen Namen®) zu führen. 

Die Frau wird durch die Verwaltungshandlungen des Mannes weder 
Dritten noch dem Manne) gegenüber perſönlich verpflichtets). 


E 1 1352 II 1342; M 4 348 ff.; P 4 238; 6 279. 


1. Verwaltung. Der Mann iſt nicht nur berechtigt, ſondern auch verpflichtet, das Ge⸗ 
ſamtgut zu verwalten. Die Verwaltung hat er ordnungsmäßig zu führen, und zwar nach 
Maßgabe der 55 1443 1456. Er führt die Verwaltung für eigene Rechnung und im eigenen 
Namen, jedoch mit der Wirkung, daß ſeine Handlungen in Anſehung des Geſamtguts die Ehe- 
frau binden. — Vgl. auch Ebbecke, Verwaltungsrecht mit dinglichen Wirkung in 
Gruch 61, 579. Von den Beſchränkungen der 88 144441446 abgeſehen, kann der Mann das 
Geſamtgut beliebig mit Schuldverbindlichkeiten belaſten (R& 54, 285). — Der 9 1443 ſꝗellt 
den Grundſatz auf, daß dem in Gütergemeinſchaft lebenden Ehemanne im allgemeinen die 
freie Verwaltung des Geſamtguts und die Verfügung darüber zuſteht. Der Mann iſt auch 
zum Erwerbe beweglicher und unbeweglicher Sachen und zur Eingehung von Verbindlich⸗ 
keiten hierbei befugt. Das Recht des Mannes wird durch die Ausnahmen in den 88 1444—1446 
eingeſchränkt. Dieſe betreffen beſonders ſchwerwiegende und eingreifende einſeitige Maß⸗ 
nahmen. Eine ausdehnende Auslegung der Ausnahmebeſtimmungen iſt unzuläſſig (RG 69, 179). 
Der Mann führt die Verwaltung im eigenen Namen, nicht zugleich im Namen der Frau. 
Freilich muß ſich die Frau die Wirkungen gefallen laſſen, die vom Manne befugterweiſe vor- 
genommene Verwaltungshandlungen auf das Geſamtgut äußern. Aber Vertreter der Frau 
iſt der Mann bei der Verwaltung des Geſantguts nicht (RG SeuffA 71 Nr 31). 
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2. Die Frau iſt zwar weder durch die Ehe noch durch die allgemeine Gütergemeinſchaft 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt (§ 1395 A 1), aber bei dieſem Güterſtande kommt dem 
Manne, als dem Haupte der Ehe, die Verwaltung des Geſamtguts ausſchließlich zu und er ift 
grundſätzlich nicht an die Mitwirkung der Ehefrau gebunden. Auf Verfügungen der Frau 
über Geſamtgut finden die allgemeinen Grundſätze über Verfügungen Nichtberechtigter An- 
wendung. — Das ohne Zustimmung des Mannes von der Frau eingegangene Rechtsgeſchäft 
begründet keine Haftung des Geſamiguts (Ebbecke, Verwaltungsrecht mit dinglicher Wirkung 
in Gruch 61, 567). Bei Verletzung des geſetzlichen Pfandrechts des Vermieters (§ 559 BB und 
§ 289 StGB) iſt jeder Ehegatte wegen der gemeinſchaftlichen Mietforderung als Verletzter 
anzufehen und daher die Frau ſelbſtändig ohne Zuſtimmung des Mannes zur Stellung des 
Strafantrags (8 65 Stay) berechtigt M St 34, 64). Zur Annahme einer Schenkung aus 
dem gütergemeinſchaftlichen Vermögen (z. B. unentgeltliche Unterhaltsgewährung) muß die 
freigebige Abſicht beider Ehegatten dargetan werden (RG 18. 11. 07 IV 145/07). 


3. Wegen des Rechtes des Mannes, Sachen in Veſitz zu nehmen, vgl. $ 1873 A 2, 3, 4. 

4. Über den Begriff der Verfügung 5 1395 125 5 5 N 

5, Rechtsſtreitigkeiten lann der Mann als Kläger oder Beklagter führen. Das Urteil 
wirkt in Anſehung des Geſamtguts f 


g ür und gegen beide Eheleute. Nach $ 740 ZPO iſt zur 
Zwangsvollſtreckung in das Ge amtgut ein a den 0 1 5 ergangenes Urteil erforderlich 
und genügend. Mit Zuſtimmung des Mannes kann auch die Frau — ſei es im Namen des 
Mannes ſei e3 im eigenen Namen. — flogen. Ebenſo kann fie in Gemeinſchaft mit dem Manne 
klagen (Rc JW 05, 1761; 1910, 818380). ſie für die Geſamtgutsverbindlichkeit auch per⸗ 
ſonlich verhaftet, fo kann fie auch verklagt werd 
verklagt werden, wenn es darauf ankommt, ein Recht auf Zwangsvollſtreckung in ihr Sonder⸗ 
62 Ku 1 6 rag aallagnt oder für die Zeit nach Beendigung der e 121 
i zu erwirken. den Fä } 50, 1452, 1454 jühr 
die Frau den Nechiäffreit ſelbßandig un In den Fällen der 88 1449, 1450, 1 


erſatzl. Wegen Einklagun des S 
1356 A 7, 1863 A 7, 1367 dr 1. 


. e zu ver Teilnehmer am Betruge 
kein Klagerecht haben. Andernfalls würde ae Moögich en, den Wüllen Beſchädiger 
ge u geen DE äu nehmen, volfitändig fehlen (R JW 08, ict be tigt 
a: en. Der Mann iſt ek N srechts nicht berechtigt, 
im Namen der Ehefrau ($ 164) oder f hre gers eue 


iſt di davon, daß der Mann im eigenen 
Namen handeln muß (A 6). Die bezeichne 12 


, te Folge tritt auch ein, wenn der Mann äußerlich 
als Vertreter des Geſamtguts beider ee auftritt * 


S 1444 
der Mann bedarf der Einwilligunge) der Frau zu einem Rechtsge⸗ 
ſchäfte, durch das er ſich zu einer Verfügung) über das Geſamtgut im ganzen?) 


10* 
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verpflichtet“), ſowie zu einer Verfügung?) über Geſamtgut, durch die eine 
ohne Zuſtimmung der Frau eingegangene Verpflichtung dieſer Art erfüllt 
werden ſolls) ) s). 

E I 1358 Abſ 1 II 1343; M 4 351; P 4 251, 254; 6 279. 


1. Zweck der Vorſchrift. Der § 1444 bezweckt, die Ehefrau gegen die nachteiligen Folgen 
von Rechtsgeſchäften (unter Lebenden) zu ſichern, die, wie die hier bezeichneten einſeitigen 
Rechtsgeſchäfte des Mannes über das Geſamtgut im ganzen, regelmäßig vorgenommen zu 
werden pflegen, um der Gütergemeinſchaft die vermögensrechtliche Unterlage zu entziehen 
und ſomit die Frau zum einſeitigen Vorteile des Mannes um ihre Rechte am Geſamtgute 
zu bringen. Vgl. RG 1, 339 (Übertragungsvertrag). Da nach $ 1459 Abſ 1 jede Verbindlich 
keit des Mannes Geſamtgutsverbindlichkeit iſt, muß nicht nur fuͤr das dingliche Rechtsgeſchäft 
ſelbſt, ſondern auch für die Eingehung einer Verpflichtung zur Vornahme eines ſolchen die 
Einwilligung der Frau gefordert werden. Das Geſetz verlangt überall da, wo es für die 
dinglichen Erfüllungsgeſchafte der Einwilligung der Frau bedarf, auch deren Einwilligung 
zur Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung (RG 84, 328). Der Vertrag, 
durch den ſich der Mann zu einer Verfügung über das Geſamtgut im ganzen verpflichtet, 
bedarf auch dann der Einwilligung der Frau, wenn in dem Vertrage die einzelnen, das Ver⸗ 
mögen ausmachenden Beſtandteile bezeichnet find (RG 94, 314). 

2. Einwilligung $ 1395 A 3, Genehmigung § 1448. 

3. Verfügung § 1395 A 2. 

4. Die Verpflichtung zu einer Verfügung über einen Bruchteil des Geſamtguts fällt 
gleichfalls unter § 1444. f 

5. Nur die Begründung einer Verpflichtung zur Verfügung über das Geſamtgut im 
ganzen iſt erwähnt worden. Verfügungen ſelbſt ſind nur über einzelne Gegenſtände des Ge⸗ 
en 1 über das Geſamtgut im ganzen oder einen Bruchteil rechtlich möglich. Vgl. 

2 

6. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsſtreits (8 1443 A 5) über das Geſamtgut im 
ganzen oder einen Bruchteil bezieht ſich $ 1444 nicht. Dieſes Recht umfaßt aber nicht die Be⸗ 
fugnis, im Rechtsſtreit über den Streitgegenſtand einſeitig durch Vergleich, Verzicht oder 
Anerkenntnis zu verfügen. 

7. Wirkungen. Das vom Manne mit Einwilligung der Frau vorgenommene Rechts- 
geſchäft der in § 1444 bezeichneten Art iſt für das Geſamtgut wirkſam. Es entſteht eine Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit (§ 1459 Abſ 1). Das vom Manne ohne Einwilligung der Frau vor⸗ 
genommene fragliche Rechtsgeſchäft iſt nach 8 1448 zu beurteilen. Eine perſönliche Ver 
pflichtung des Mannes entſteht nicht, unbeſchadet ſeiner etwaigen Erſatzpflicht aus unerlaubter 
Handlung. Nimmt die Frau das fragliche Rechtsgeſchäft mit Einwilligung des Mannes vor, 
ſo entſteht eine Geſamtgutsverbindlichkeit, für die der Mann nach § 1459 Abſ 2 auch per⸗ 
ſönlich haftet. Nimmt die Frau das Geſchäft ohne Einwilligung des Mannes vor, ſo iſt es zwar 
für das Geſamtgut unwirkſam, begründet aber eine perſönliche Verpflichtung der Frau. 

8. Für den Schutz Dritter gelten die 88 892, 898, 1435. Eine dem 8 1404 entſprechende 
Vorſchrift iſt für die vertragsmäßigen Güterſtände nicht gegeben. 


8 1445 
) Der Mann bedarf der Einwilligung?) der Frau zur Verfügung“) über 
ein zu dem Geſamtgute gehörendes Grundſtück) ſowie zur Eingehung der 
Verpflichtung) zu einer ſolchen Verfügung‘). 


E 1 1353 Abſ 1 II 1344; M 4 352 ff.; P 4 251 ff. 


1. Zweck der Vorſchrift. Die wirtſchaftliche Bedeutung des Grundbeſitzes erheiſcht eine 
beſondere Sicherſtellung der Frau, und zwar auch in Auſehung der nicht von ihr, ſondern 
von dem Manne eingebrachten Grundſtücke. Dieſe Sicherſtellung bezweckt der $ 1445. Gegen 
die Gefahr unbegründeter Verweigerung der Zuſtimmung der Frau iſt der Mann durch die 
Vorſchrift des § 1447 geſchützt. Da nach § 1459 Abſ 1 jede Verbindlichkeit des Mannes Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeit iſt, mußte nicht nur für das dingliche Rechtsgeſchäft ſelbſt, ſondern auch für 
die Eingehung einer Verpflichtung zur Vornahme eines ſolchen die Einwilligung der Frau 
erfordert werden. Nur auf Rechtsgeſchäfte unter Lebenden bezieht ſich $ 1445. 

2. Einwilligung $ 1395 A 3. Genehmigung 8 1448. 

3. Verfügung § 1395 A 3. 5 

4. Verfügungen über Grundſtücke des Geſamtguts. Dazu gehören z. B. die Auflaſſung 
(8 925) und die Belaſtung eines Geſamtgutsgrundſtücks mit dinglichen Rechten, die nach⸗ 
trägliche Erhöhung des Zinsſatzes einer auf einem ſolchen Grundſtücke ruhenden Hypothek, 
die Bewilligung einer Vormerkung (§ 888), dagegen nicht z. B. die Übernahme einer Hypo⸗ 
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. Sr / fft des 
usſchließung des Kündigungsrechts. Die Vorſchrift 

$ 1445 gilt auch für das Erbbaurecht (910190 

Rechte. — Die in der Rechtſprechung 


- und Rechtslehre ſehr beftrittene Frage, ob der Mann, 
wenn er zum Geſamtgut ein Grundſtu 
Kaufpreises durch Belaſtung des Gru 


i inwilligung der 
f » Dagegen kann der Mann nicht ohne Einwil 
Frau das Grundſtück mit andern Schulden als dem Erwerbspreiſe, z. B. mit einem zu deſſen 
Tilgung aufgenommenen Darlehn, bel aften, 
demenſchaft der Mang one ZA, , jo kann auch die Frau 
gemeinſchaft der Mann ohne die Zu immung der Frau (MXU 4, 108), fo tann 
ohne die Zuſtimmung des Mannes g g der Frau (RIA 4, 108), 


pfänden (SeuffA 68 Nr 287). Val 3. Die Eingehung einer Verpflichtung, z B. 
einer Bürgſchaftsübernahme oder «ı. 8 1438 A 6. Die Eingehung 


5 ragung einer Wegegerechtigkeit an einem zum Geſamt⸗ 
gute gehörenden Grundſtücke, * Veſteh gegerechtig 


ührten Rechtsſtrei 

RIA 11, 75. 1 
8 1440 Arfichtung, das Eigentum an einem Grundſtücke A 
6. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsstreits (8 1443 A 5) über ein Bi, ben GEN 
gute gehörendes Grundſtück bezieht ſich 8 nn we Heſes echt um aber nicht die Be- 
fugnis, im Rechtsſtreit über den Streitgegenftand einfeitig durch Vergleich, Verzicht hie 
an e zu verfügen. Wegen der Zwangsvollſtreckung vgl. 8 740 3PO. Über ver € 
Rechte avſtücen überhaupt (5. B. über eine ohne Cöſamntgute gehörende Hypothen und über 
der ſolchen Rechten darf der Maun ohne Einwilligung der Frau verfügen. er del 
8.4444 4 J f. 8 einfeitig vorgenommener Rechtsgeſchäfte und des Schußes Dritter bal. 


8 14466 N 
) der Mann bedarf der Einwilligungs der Frau zu einer Schenkung) 
aus dem Geſamtgute ſowie zu einer En über Geſamtgut, durch 
Schenkung ee Hilmmung der Fran erteilte Berſprechen einer ſolchen 
berſoregen Tan terden ſoll. Das gleiche gilt von einem Schenkungs⸗ 
verſprechen'), das ſich nicht auf das Geſamtgut bezieht. 0 
Ausgenommen ſind Scheutungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder 
einer auf den Anstand zu nehmenden Nücſicht entſprochen wirde) . 
ET 1958 ebf e, 8 II 18451 M 4356 fl. BA 251, 257; 6 280, 


1, Zweg der Vorſchrift. Zugunſten der Ehefrau iſt dem Ehemanne das Recht, einſeitig 
aus dem Geſamtgute Schenkungen (unter ken 10 machen, grundfätlich entzogen, weil 
A 0 lungen regelmäßig außerhalb des Kreiſes einer ordnungsmäßigen Verwaltung ($ 1443 

iegen. 

2. Einwilligung § 1395 A g. Genehmigung 8 1448. 

3. Schenkung. Nur Schenkungen unter gebenden ($ 516) fallen unter § 1446. Keine 
Scheniung iſt die Gewährung einer Ausſteuer $ 1620). Die Gewährung einer Ausſtattung 
(1624) aus dem Geſamtigut an ein gemeinſchaftliches Kind oder ein einſeitiges Kind des 
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Mannes fällt nur inſoweit unter § 1446, als fie nach § 1624 als Schenkung gilt. Dagegen fällt 
die Gewährung einer Ausſtattung durch den Mann an ein einſeitiges Kind der Frau oder 
an ſeine Geſchwiſter oder Verwandte weiterer Grade ſtets unter $ 1446, es ſei denn, daß einer 
der Ausnahmefälle des § 1446 Abf 2 vorliegt. Vgl. ferner 8 1465. Ob die Vornahme eines 
Stiftungsgeſchäfts (unter Lebenden) als Schenkung gilt und demzufolge unter 8 1446 
fällt, iſt eine Frage der Auslegung im einzelnen Falle. Auch ein Bürgſchaftsvertrag kann 
ſich als Schenkung darſtellen und inſoweit nach § 1446 an die Einwilligung der Frau gebunden 
fein. — Gewährt die Frau aus dem gütergemeinſchaftlichen Vermögen einem andern unent⸗ 
geltlich Unterhalt, ſo muß zur Annahme einer Schenkung auch die freigebige Abſicht des Mannes 
dargetan werden (RG 18. 11. 07 IV 145/07). — Da das Geſamtgut gemeinſchaftliches Ver⸗ 
mögen beider Ehegatten iſt, ſtellt ſich die Einwilligung ſelber als Schenkung dar. Die Ein⸗ 
willigung kann daher durch einen Vormund einer wegen Geiſteskrankheit entmündigten 
Ehefrau nicht erteilt werden, mithin auch nicht durch einen Pfleger (88 1909, 1915). Sieht 
man von Pflicht⸗ und Anſtandsſchenkungen ab (vgl. § 1446 Abſ 2), fo iſt der Ehemann einer 
entmündigten Frau ſchlechthin verhindert, Schenkungen aus dem Geſamtgute vorzunehmen 
(R 91, 40; dagegen Engelmann in JW 1918, 164). Löſchung einer aus dem Geſamtgute 
bezahlten Hypothek kann als Schenkung in Betracht kommen (KG in OLG 33, 341). Zum 
Widerruf einer Schenkung (8 530) bedarf der Mann der Einwilligung der Frau ſelbſt dann 
nicht, wenn eine gemeinſchaftliche Schenkung beider Ehegatten widerrufen wird. : 

4. Verfügung § 1395 A 3. 

5. Schenkungsverſprechen. Da nach § 1459 Abſ 1 jede Verbindlichkeit des Mannes Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit iſt, mußte nicht nur für das dingliche Rechtsgeſchäft (Schenkung) 
ſelbſt, ſondern auch für das Schenkungsverſprechen die Einwilligung der Frau erfordert werden, 
und zwar gleichviel, ob der Gegenſtand des Verſprechens zum Geſamtgute, Sonder oder 
Vorbehaltsgute des Mannes gehört. Dagegen iſt der Mann durch 8 1446 nicht gehindert, ohne 
Einwilligung der Frau Schenkungen aus feinem Sonder oder Vorbehaltsgute durch ding⸗ 
lichen Vertrag unmittelbar zu bewirken. 

6. Anſtandsſchenkung. Vgl. 8 534 nebſt Erläuterungen. 

7. Auf das Recht zur Führung eines Rechtsſtreits (8 1443 A 5) über Schenkungen und 
Schenkungsverſprechen bezieht ſich § 1446 nicht. Dieſes Recht umfaßt aber nicht die Befugnis, 
im Rechtsſtreit über den Streitgegenſtand einſeitig durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis, 
entgegen dem § 1446, zu verfügen. — Wegen der Wirkungen einſeitig vorgenommener 
Rechtsgeſchäfte und des Schutzes Dritter vgl. § 1444 A 7 u. 8; RG Warn 1917 Nr 56 (Haf⸗ 
tung des Beſchenkten aus der Bereicherung). 


8 1447 


1) Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung?) des Geſamtguts ein Rechts⸗ 
geſchäft der in den SS 1444, 1445 bezeichneten Art erforderlich, ſo kann die 
Zuſtimmung der Frau auf Antrag?) des Mannes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht erſetzte) werden, wenn die Frau ſie ohne ausreichenden Grund ver⸗ 
weigert. 

Das gleiche gilt, wenn die Frau durch Krankheit oder durch Abweſenheit 
an der Abgabe einer Erklärung verhindert und mit dem Aufſchube Gefahr 
verbunden iſt. 

E 1 1353 Abſ 4 II 1346; M 4 359; P 4 251, 258; 6 280, 

1. Der $ 1447 entſpricht dem § 1379. Vgl. die dortigen Erläuterungen. 

2. Ordnungsmäßige Verwaltung. Darüber vgl. 8 1443 A 1. Auch die Gewährung einer 
Ausſtattung oder Anſtandsſchenkung (88 1624, 1446 Abſ 2, 1465) kann zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung gehören. 1 

3. Antrag. Unterläßt der Mann die Stellung des Autrags, ſo macht er ſich der Frau 
gegenüber nur unter den Vorausſetzungen des § 1456 Satz 2 verantwortlich. Die Verpflichtung 
des Mannes zur Stellung des Antrags kann durch Rechtsgeſchäft einem Dritten gegenüber 
begründet werden. Für die Zwangsvollſtreckung iſt 8 888 ZPO maßgebend. 

4. Erſetzung durch das Vormundſchaftsgericht. Die erſetzte Zuſtimmung wirkt wie 
die erteilte, alſo nur in Anſehung des Geſamtguts (§ 1443 A 1, 6, 7) und begründet keine 
perſönliche Verpflichtung der Frau. 


S 1448 


Nimmt der Mann ohne Einwilligung der Fran ein Rechtsgeſchäft der in 
den SS 1444 bis 1446 bezeichneten Art vor, jo finden die für eine Verfügung 
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der Frau über eingebrachtes Gut geltenden 1 des § 1396 Abſ 1, 3 
und der 1397, 1398 entſprechende Anwendung!). 

Lerbert be einem Vertrage der andere Teil den Mann auf, die Ge⸗ 
nehmigung der Fran zu beichaffen?), jo kann die Erklärung über die Geneh⸗ 
migung nur ihm gegenüber erfolgen; eine vor der Aufforderung dem aer 
gegenüber erklärte Genehmigung oder Verweigerung der Genehmigung wir 
unwirkſam. Die Genehmigung kann nur bis zum Ablaufe von zwei Wochen 


nach dem Empfange der Aufforderung erklärt werden; wird ſie nicht erklärt, 
ſo gilt ſie als verweigert. 


Wird die Genehmigung der Frau durch das Vormundſchaftsgericht er⸗ 


i ; luß nur wirk⸗ 
ſetzt“), jo iſt im Falle einer Aufforderung nach Abj 2 der Beſch 
lam, wenn der Mann ihn dem anderen Teile mitteilt; die Vorſchriften des 
Abſ 2 Satz 2 finden e 


utſprechende Anwendung. 
E 1 1353 Abſ 1 II 1847; M 4 358; P 4 264 f.: 6 280. 
1. Vgl. die Erl 


zu den 88 13961398. 
2. Die Aufforderung iſt alſo von dem andern Teile nicht, wie nach $ 1396 Ab] 2, an den 
der Genehmigen r Woanen, ſondern an den Mann zu richten und hat die Beſchaffung 
der Genehmigung der Frau zum Gegenſtande. 

3. Über Erſetzung der Genen dſchaftsgericht vgl. § 1379 A 2, 3, 4, 
9 1402 M. 2. 540.8 744 251 4 0 durch das Vormundſchaftsgerich 


8 1449 


) Verfügt) der Mann ohne die erforderliches) Zuſtimmung⸗) der Frau 
über ein zu dem Geſamtgnute 


h gehörendes Rechte), jo kann die Zran®) das Recht 
ohne Mitwirkung des Mannes gegen Dritte?) gerichtlich geltend machens). 


4 260, 261. 
1. Grund der Borſchrift. Das Verfügun srecht des Mannes (8 1443) iſt durch die 88 1444 
bis 1446 beſchränkt. Dieſe en 1 5 ihren Zweck leicht verfehlen, wenn nur 
der Mann oder zwar auch die Frau, aber nur unter Mitwirkung des Mannes das verletzte Recht 
geltend machen könnten. Der 8 1449 räumt ihr daher entſprechend dem 8 1407 Nr 3 das Recht 
Jauk g g g ger Geltendmachung gegen Dritte ein. 


EI 1000 11 1640 M 4 800; 


39 14441446. 4. 88 182184. 
2: went jeder Art. Vgl. § 1380 U 2, 8 1400 A 6. 


je n Befugnis fteht auch dem Manne felbftänbig zu. Dies folgt aus 9 1448. 
15 Hie, zum Schutze Dritter beſtehenden Vorſchriften bleiben unberührt (8 1444 5 5 

97 55 a 1da6 MB). St der Dritte aus ungerechtfertigter Bereicherung haftbar, ſo kan 

k f eric Sn . Hung gg ll d machen. des Mannes 
1 eltend ma 8 in Wan 

zu klagen (8 1450), f machung 8 1380 A 4, 5. Das Recht, im Nam 


ft der Frau nicht beigelegt. doſten des Rechtsſtreits vgl. 
S 1460 Abf 2, 84464 apa Sab Peigelegt. Wegen der Koſten 


§ 1450 
3 ber Mann durch krankheit oder durch Abwesenheit verhindert?) 
ein ſich auf das Geſamtgut a Wechsel vorzunehmen DR 
einen ſich auf das Gejamtgut beziehenden Rechtsſtreit zu führen, jo kann?) 
die Frau im eigenen Namen’) oder im Namen des Mannes‘) das Rechts⸗ 
geſchäft vornehmen oder den Rechtsſtreit“ führen, wenn mit dem Auſſchube 
Gefahr verbunden iſts). 


E 1 1358 II 1353; M 4 363; P 4 259 4 


I. Der $ 1450 entſpricht dem $ 1405, gl. 1447 Abſ 2. Abweichend vom 8 1401 
iſt der Frau in den Fallen des $ 1450 die Wahl Gefine, im eigenen Namen ober im Namen 
es Mannes aufzutreten. 


2. Die Verhinderung braucht nicht dauernd zu fein, wie 3. B. im Felle des 8 1305 Abſ 2. 


1b. Rechtsgeſchefte. Auch dingliche Verfügungen über Gegenſtände des Geſamtguts 
ſind nicht ausgenommen. 
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4. Eine Verpflichtung zur Vornahme des Rechtsgeſchäfts oder Führung des Rechts⸗ 
ſtreits wird der Frau durch § 1450 nicht auferlegt. 
Nimmt die Frau im eigenen Namen ein Rechtsgeſchäft vor, ſo macht ſie ſich perſönlich 
verbindlich und es haftet für ihre Verbindlichkeit gemäß § 1460 Ab] 1 das Geſamtgut. Sie 
iſt aber auch berechtigt, im eigenen Namen und doch für Rechnung des Mannes zu handeln. 
In dieſem Falle macht ſie ſich nicht perſönlich verbindlich; es entſteht nur eine Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeit, für die der Mann auch perſönlich haftet ($ 1459 Abſ 2). 

Nimmt die Frau im Namen des Mannes ein Rechtsgeſchäft vor, ſo entſteht eine Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit, für die der Mann auch perſönlich haftet ($ 1459 Ab] 2, § 164); die 
Frau macht ſich nicht perſönlich verbindlich. 0 

7. Rechtsſtreit. Auf die Führung eines Rechtsſtreits durch die Frau iſt das in A 5 u. 6 
Geſagte entſprechend anwendbar. Vgl. OLG 26, 226 (Klage der Frau auf Erfüllung eines 
von ihrem flüchtigen Manne geſchloſſenen Lieferungskaufs). 

8. Vgl. § 1401 A 4. 


81451 


Iſt zur ordnungsmäßigen Beſorgung der perſönlichen Angelegenheiten 
der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlich, das die Frau mit Wirkung für das 
Geſamtgut nicht ohne Zuſtimmung des Mannes vornehmen kann, ſo kann die 
Zuſtimmung auf Antrag der Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt 
werden, wenn der Mann ſie ohne ausreichenden Grund verweigert!) 

E 1 1366 II 1354; M 4 384; P 4 269, 826 ff. 

1. Der $ 1451 entſpricht dem § 1402. Auf die Erl zu § 1402 wird Bezug genommen. — 
Die Zuſtimmung des Mannes kann durch das Vormundſchaftsgericht nicht erſetzt werden 
zur Führung eines Rechtsſtreits der Frau auf Aufhebung des ihre Entmündigung wegen 
Geiſtesſchwäche ausſprechenden Beſchluſſes, wohl aber zur Bevollmächtigung eines Rechts⸗ 
anwalts zwecks Führung des Rechtsſtreits (KG in RIA 12, 11). 


8 1452 


Auf den ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts durch die Frau 
finden die Vorſchriften des § 1405 entſprechende Anwendung!). 

E 1 1356 II 1351; M 4 362; P 4 259. 

1. Auf die Erl zu § 1405 wird Bezug genommen. Was die Frau durch das Erwerbs 
geſchäft erwirbt, fällt dem Geſamtgute zu. Ihre Verbindlichkeiten aus Rechtsgeſchäften, 
die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt und aus Urteilen in Rechtsſtreitigkeiten, die der 
Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt, ſind Geſamtgutsverbindlichkeiten, für die der Mann auch 
perſönlich haftet (8 1459 Abſ 2), und zwar auch dann, wenn das mit Einwilligung des Mannes 
betriebene Erwerbsgeſchäft zum Vorbehaltsgute der Frau gehört (§ 1462). Vgl. ferner 8 1463 
Nr 2 u. § 1459 Abſ 2 Satz 2. Die Frau kann über die zum Erwerbsgeſchäfte gehörenden Ge- 
bl. 9 744 35. wirkſam verfügen. Wegen der Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut 
ogl. F 


8 1453 


1) Zur Annahme oder Ausſchlagung einer der Frau angefallenen Erb⸗ 
ſchaft oder eines ihr angefallenen Vermächtniſſes iſt nur die Frau berechtigt; 
die Zuſtimmung des Mannes iſt nicht erforderlich. Das gleiche gilt von dem 
Verzicht auf den Pflichtteil ſowie von der Ablehnung?) eines der Frau ges 
machten Vertragsantrags oder einer Schenkung. 

Zur Errichtung des Inventars?) über eine der Frau angefallene Erb⸗ 
ſchaft bedarf die Frau nicht der Zuſtimmung des Mannes. 

E I 1355, 2148 Nr 4 II 1350; M 4 361; P 4 259; 5 807. 

1. Die im 8 1453 bezeichneten Rechtsgeschäfte kann nur die Frau, nicht der Mann vor⸗ 
nehmen, und zwar die Frau ohne Zuſtimmung des Mannes. Der $ 1453 ſtellt ſich als eine 
Ausnahme von dem im § 1443 ausgeſprochenen Grundſatze des ausſchließlichen Verwaltungs ⸗ 
rechts des Mannes dar. Die Entbehrlichkeit der Zuſtimmung des Mannes hat zur Folge, daß 
das Rechtsgeſchäft auch in Anſehung des Geſamtguts gegenüber dem Manne wirkſam iſt 
(§ 1460 Abf 1). Der $ 1453 entſpricht dem $ 1406 Nr 1 u. 2. Auf die Erläuterungen dazu 
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wird Bezug genommen. — Vor der Annahme durch die Frau liegt ein endgültiger Erwerb 
noch nicht vor (RG 54, 298). . | 
2. Die Annahme eines der Frau gemachten Vertragsantrags kann nach allgemeinen 
Grundſätzen nur der Frau zuſtehen. Die Wirksamkeit der Annahme gegenüber dem Geſamt⸗ 
gute hängt von der Zuſtimmung des Mannes ab. Etwaiger Erwerb wird nach $ 1438 Gelamt- 
gut. Etwaige Bereicherung des Geſamtguts iſt nach § 1455 herauszugeben. 
3. Errichtung des Inventars 8 2008 A 2. 


8 1454 


) Zur Fortſetzung eines bei dem Eintritte der Gütergemeinſchaft an⸗ 


hängigen Rechtsſtreits bedarf die Frau nicht der Zuſtimmung des Mannes. 
E 1 1857 II 1352; M 4 362; P 4 259. 


1. Der $ 1454 entſpricht dem 8 1407 Nr 1. Vgl. die Erläuterungen dazu. Im Falle des 
$ 1454 führt die Frau den Rechtsſtreit ſelbſtändig u das Urteil ift auch gegenüber dem Manne 
wirkſam (8 1448 A 5) 


5 Wegen Erteilung einer vollſtreckbaren Urteilsausfertigung vgl. 742 
Abſ 2 3 PO. 


§ 1455 


„) Wird durch ein Rechtsgeſchäft, das der Mann?) oder die Frau?) ohne 
die erforderliche Zuſtimmung des anderen Ehegatten vornimmt, das Ge⸗ 
ſamtgut bereichert, ſo kann die Herausgabe der Bereicherung aus dem 
Geſamtgute nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerecht⸗ 
fertigten Bereicherung gefordert werden‘), 

E 1 1882 Nr 1 II 1357 Ubi 13 M 4 378; P 4 264. 

1. Der $ 1455 entfpricht dem $ 1899 Abs 2 Saß 2. Auf die Erläuterungen dazu wird Bezug 
genommen. — Die Bezugnahme auf Bereicherungsgrundſätze dient nur dazu, den Umfang 
einer als bereits vorhanden angenommenen Herausgabepflicht zu begrenzen, und zwar regel 
mäßig in der Abſicht, den Herausgabepflichtigen damit günſtiger zu ſtellen, als ſonſt dem 
ſtrengen Rechte entſprechen würde (RG 81, 206). Ein Darlehn, das die Frau hinter dem 
Rücken des Mannes aufnimmt, bereichert das Geſamtgut (Errungenſchaft). Der Ehemann 
haftet für die Herausgabe des Darlehnsbetrags, inſoweit das Geſamtgut noch zur Zeit der 
Gemeinſchaftsauflöſung bereichert iſt, perſöulich. Dieſe Haftung iſt rechtlich begründet, ſei 
es, daß ſie nach § 1530 Abſ 2 Satz 1 als die des Geſamtſchuldners neben einer Herausgabe 
perbindlichkeit der Frau angeſehen wird, ſei es, daß die Verbindlichkeit als ſogleich in der Perſon 
des Mannes, als des berufenen Vertreters des Geſamtguts und Trägers der Geſamtgutsrechte 
und werbindlichkeiten, entſtanden betrachtet wird (88 1455, 1443). Für den letzteren Fall it 
die persönliche Haftung des Mannes in $ 1580 (vgl. auch 8 1459) nicht ausdrücklich vorgeſchrieben, 
aber als ſelbſtverſtändlich vorausgeſetzt (RG 90, 288). 

K 5 A bedarf der Zuſtimmung der Frau in den Fällen der 88 14441446. ie 
3. Die Fran bedarf der Zustimmung des Mannes in allen Fällen mit Ausnahme der in 
ben 88, 1450--1454 u. 1857 (Cchlüffelgeivaft) bezeichnen en 8 


4. Bereicherungsvorſchri te a licht iſt nach 8 1459 
eine Gefamtnutäperbiuntihenn fen 58 sleff. Die Herausgabepflicht if 


it, für die d önli tet. Wegen der Zwangs⸗ 
vollſtreckung vgl. $ 740 ARD. f er Mann auch perſönlich hafte 8 


§ 1456 


Der Mann iſt der Frau für die Verwaltung des Gejamtguts?) nicht 
verantwortlich). Er hat jedoch für eine Verminderung des Geſamtguts 
zu dieſem Erſatz zu leiſten'), wenn er die Verminderung in der Abſicht⸗), 
die Frau zu benachteiligen, oder durch ein Rechtsgeſchäft herbeiführt, das 


er ohne die erforderliche Zuſtimmung der Frau vornim mts) e). 
E 1 1364 II 1348; M 4 379; P 4 267 ff. 


1. Grund der Vorſchriſt. Der Mann iſt für die Ausübung des ihm in Anſehung des 
Geſamtguts zuſtehenden Verwaltungsrechts (8 1443) grundſätzlich gegenüber der Frau recht- 
lich nicht verantwortlich. Der Ausſchluß einer ſolchen rechtlichen Verantwortlichkeit iſt durch 
das Weſen der allgemeinen Gutergemeinſchaft, bei welcher das beiderſeitige Vermögen auf 
gemeinſamen Gedeih und Verderb vereinigt wird, geboten. Eine Verantwortlichkeit des 
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Mannes wegen Führung der Verwaltung des Geſamtguts würde zudem die ganze Stellung 
des Mannes zu einer unerträglichen und die allgemeine Gütergemeinſchaft zu einer unerſchöpf⸗ 
lichen Quelle von Streitigkeiten machen (M 4, 379). 

2. Überläßt die Frau ihr Sonder⸗ oder ihr Vorbehaltsgut der Verwaltung des Mannes, 
ſo haftet der Mann hierfür nicht nach $ 1456, fondern nach 8 1359. Vgl. auch 88 1430, 1441. 
„3. Daraus, daß der Mann für die Verwaltung des Geſamtguts nicht verantwortlich 
iſt, ergibt ſich, daß der Mann nicht verpflichtet iſt, während der Gütergemeinſchaft auf Ver⸗ 
langen der Frau Auskunft über den Stand der Verwaltung zu erteilen. Eine andere Frage 
iſt es, ob der Mann ſich nicht einer Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten ſchuldig 
macht, wenn er dem Wunſche der Frau, Aufſchluß über die Verwaltung des gemeinſchaftlichen 
Vermögens zu erhalten, nicht entſpricht (RG 72, 12). Erſatz hat der Mann nach § 1467 Abſ 1 
erſt nach Beendigung der Gütergemeinſchaft zu leiſten. Die Erſatzverbindlichkeit des Mannes 
ſtellt ſich nicht als Geſamtgutsverbindlichkeit, ſondern als eine aus dem Gemeinſchaftsver⸗ 
hältniſſe ſelbſt entſpringende Verbindlichkeit des Mannes gegenüber der Frau dar. 

x 1 5 Ungebundenheit des Mannes in der Verwaltung des Geſamtguts darf nicht zur 
rgliſt führen. 

5. Der Vornahme des Rechtsgeſchäfts muß eine Pflichtwidrigteit zugrunde liegen, was 
ſich nach N er beurteilt. — Vgl. OLG 36, 199 (Schenkung aus dem Geſamtgute entgegen 
$ 1446 Abſ 2). 

6. Über die Berantwortlichkeit der Frau gegenüber dem Manne iſt keine Beſtimmung 
getroffen worden. § 1456 erſcheint auf fie nicht anwendbar, da fie grundſätzlich von der Ver⸗ 
waltung ausgeſchloſſen iſt. Für ihre Haftung dürften die allgemeinen Grundſätze in Verbindung 
mit $$ 1359, 1467 Abſ 1 maßgebend fein. 


8 1457 


Steht der Mann unter Vormundſchaft, ſo hat ihn der Vormund in den 
Rechten und Pflichten zu vertreten, die ſich aus der Verwaltung des Ge⸗ 
ſamtguts ergeben!). Dies gilt auch dann, wenn die Fran Vorm und des 
Mannes ijt?). 

€ I 1370 II 1355; M 4 398; P 4 259, 272. 


1. Bevormundung des Mannes. Der 8 1457 entſpricht dem § 1409. Auf die Erl 
zu 8 1409 wird Bezug genommen. Das Recht des Mannes zur Verwaltung des Geſamtguts 
($ 1443) erliſcht ſelbſt dann nicht, wenn er geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt wird oder einen Pfleger erhält. Auf die Frau geht das Verwaltungsrecht — ab. 
0 5 don den Ausnahmefällen der 88 1450, 1468 Nr 4 — nicht über. Vielmehr muß fie 
ich die Verwaltung des Geſamtguts durch den Vormund oder Pfleger (88 1910, 1911) ge- 
fallen laſſen. Es wird darauf gerechnet, daß das Vormundſchaftsgericht regelmäßig die Frau 
ſelbſt, wenn fie ſich dazu eignet, zum Vormund oder Pfleger beſtellen werde. 

1 2. 0 dieſem Falle verwaltet die Frau als Vormund das Geſamtgut im Namen des 
annes. 


8 1458 


Der eheliche Aufwand!) fällt dem Geſamtgute zur Laſt ). 
E II 1360; M 4 382; P 4 2869. 


1. Begriff des ehelichen Aufwandes § 1389 A 2. 


2. Schadens erſatz. Der Mann iſt berechtigt und verpflichtet, den der Frau gebührenden 
Unterhalt aus dem Geſamtgute zu entnehmen (RG IW 03 Beil 12724, 07, 2325). Deshalb 
kann der Witwe, deren Ehemann durch eine unerlaubte Handlung eines andern getötet worden 
it, ein Schadenserſatzanſpruch ($ 844) nur für den Teil des Unterhalts zukommen, der ihr aus 
dem Vermögen des Mannes, aus ſeiner Hälfte des gütergemeinſchaftlichen Vermögens, ge⸗ 
leiftet wurde (RG 69, 292). Zwar gilt die Vorſchrift des § 1356 bei jedem Güterſtande, alſo 
auch bei der Gütergemeinſchaft, aber der eheliche Aufwand fällt hier nicht dem Manne, fondern 
dem Geſamtgute zur Laſt, und zum Geſamtgute gehört auch das, was der Mann und die 
Frau während der Gütergemeinſchaft erwerben (§ 1438). Wird der Frau die Tätigteit im 
Hausweſen oder Gewerbe des Mannes durch eine Körperverlebhung unmöglich gemacht 
oder erſchwert, ſo erleiden beide Ehegatten Schaden, fie find Geſamtgläubiger des Schädigers 
($ 128). Jeder von ihnen kann vom Schädiger vollen Schadenserſatz fordern (RG 73, 309; 
RO Warn 1914 Nr 258). Eine in Gütergemeinſchaft verheiratete Frau, die im Geſchäfte 
ihres Mannes tätig iſt und infolge eines Straßenbahnunfalls verletzt wird, kann den durch 
die Erwerbseinbuße erlittenen Schaden im ganzen Umfange geltend machen, denn der Er⸗ 
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werb der Frau fällt dem Geſamtgute zu, und an diefent ift fie, unbeſchadet der Verwaltungs 
und e des Mannes ($ 1443), in gleicher Weile wie der Mann zur geſamten 
Hand berechtigt, und es iſt gleichgültig, daß ſie nach Aufhebung der Gemeinſchaft nur auf die 
Hälfte Anſpruch hat (RG Seuffa 68 Nr 128). Vgl. 8 1443 U 5 (Nechtsitreitigleiten).  Dar- 
über, daß bei einer Körperverletzung der Frau das Mitverſchulden des Mannes keinen Einfluß 
auf den Erſatzanſpruch der Frau wegen Heilungskoſten hat, vgl. RG SeuffA 71 Nr 31 und 
$ 1356 A 7. 


8 1459 


) Aus dem Geſamtgute können die Gläubiger des Mannes?) und, ſoweit 
ſich nicht aus den SS 1460 bis 1462 ein anderes ergibt), auch die Gläubiger 
der Fran“) Befriedigung verlangen (Geſamtgutsverbindlichkeiten)s). 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten jind®), 
haftet der Mann auch perſönlich') als Geſamtſchuldners). Die Haftung 
erliſcht mit der Beendigung‘) der Gütergemeinſchaft, wenn die Verbind⸗ 
lichkeiten im Berhältniffe der Ehegatten zueinander nicht dem Geſamtgute 
zur Laſt fallen 10 — 15) 

E 1 1359 II 1356; M 4 364 ff.; 


1 
Ein Ehegatte haftet entweder nur mit dem Geſamtgut oder auch perſönlich. Zunächſt ift zu 
unterscheiden, ob die Schuld vor oder nach 5 Eintritte der Gütergemeinſchaft entſtanden 
iſt. Im § 1459 Ubi 1 iſt der Grundſ 
entſtandenen Schulden ausnahmslos 1 


entſtandenen Schulden der Mann E i wenn keiner der Aus⸗ 
nahmefalle der 88 1 40044 ausnahmslos, die Frau jedoch nur, 


3 2 vorliegt, mit ten. — Sit eine Verbindlich- 
feit der Fran, De Geſamtgutsvertiaßt 15 dem Geſamtgute haften. — Is 


($ 1459 Abs 2) ſchon vor Eintritt der 
feſtgeſtellt, ſo iſt ſie kraft Geſetzes auch 
(AG 14. 4. 08 II 32/ 


bi 4 „Ja benen kbunte, Geſamtgut in fein Vorbehaltsgut zu ver⸗ 
Falle des 3 1480, ui 1 1 en haftet die Frau a der ene e 

‚Nur für die in ihrer Perſon — Eintri itergemei pr 
entſtandenen Geſamtgutsverbindli eee vor oder nach Eintritt der 9 


) deſſen Tode gegenüber feinem Nachlaß) erhoben, 
f 9 der Zwangsvolfſtreclung in das Geſamtgut geklagt 
i 6 un biefer Ar, und an dieſem Maße der Haftung ändert ſich auch nichts 

Wal. 8 Harz der Gemeirſchaft bis zum Vollzuge der Auseinanderſetzung (RG 89, 360). 
2. Glänbiger des Mannes. Es m f r Anſpruch vor oder nach 
der Cintritte ber Ölitergemeinfchaft KL oe 81 0 ee nach gerichtet 
iſt (vgl. A 1), ferner, ob er fich auf das Geſamtgut oder das Vorbehalts⸗ bzw. Sondergut be⸗ 
bern und ob er aug einer unerlaubten Handlung entſpringt oder auf Rechtsgeſchaft oder GeſetzW 


beruht. Vgl. — 6 f u 
3. Beweislaſt. Daß einer der Ausnahmefälle d 14601462 vorliegt, hat der Mann 
zu beweiſen. Für den Fall des § 1460 Af EN i Abweichung. Vgl. 8 1460 A 2. 


„Gläubiger der Frau. Für fie ilt te gleichfalls, jedoch mit den in den 
88 1460—1462 beſtimmten Alsnahmen. F 5 

5, Begriff der Geſamtqutsverbindlichteit der ehelichen Gütergemeinſchaft. Eine Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit iſt diejenige Verbindlichkeit des einen oder des andern Ehegatten, 
wegen deren der Gläubiger ohne Rüdficht darauf, ob die Verbindlichkeit im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt, auch aus dem Geſamtgute Befriedigung 
verlangen kann. Geſamtgutsverbindlichkeit der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1488. 
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6. Alle Berbindlichkeiten der Frau, mit Ausnahme der in den 88 14601462 bezeichneten, 
find den Gläubigern gegenüber Geſamtgutsverbindlichkeiten. Ob fie im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander ebenfalls Geſamtgutsverbindlichkeiten find (88 14631465), kommt 
hier nicht in Betracht. Wegen Verbindlichkeiten der Frau, die nicht Geſamtgutsverbindlich⸗ 


keiten ſind, können ſich die Gläubiger der Frau nur an ihr Vorbehalts⸗ bzw. Sondergut 
halten. 


7. Aus der perſönlichen Haftung des Mannes folgt, daß dem Gläubiger der Frau (neben 
dem Geſamtgut und dem Vorbehalts bzw. Sondergute der Frau) auch das Vorbehalts⸗ bzw. 
Sondergut des Mannes haftet. Dies gilt auch von Anſprüchen gegen die Frau auf Herausgabe 
beſtimmter Gegenſtände (RG IW 04, 1761). Mit dem Antrage auf Verurteilung des Mannes 
zur Zahlung aus dem Geſamtgute wird nur die Haftung des Mannes mit dem Geſamtgute, 
nicht aber feine perſönliche Haftung geltend gemacht (RG Seuffa 65 Nr 16). Wenn Ehe⸗ 
gatten an Stelle der Gütergemeinſchaft Gütertrennung einführen fällt die Haftung des 
Mannes für den Unterhalt, den die Frau ihrem Vater für die Zukunft zu gewähren hat, weg. 
Unerheblich iſt, daß der Mann in der Abſicht, ſich von der Haftung für die künftige Unterhalts. 
pflicht der Frau freizumachen, die Gütertrennung mit ſeiner Frau vereinbart hat. Er hat dem 
Gläubiger ſeiner Frau gegenüber keine Verpflichtung, den ihm dieſe Haftung auferlegenden 
Güterſtand der Gürergemeinſchaft mit feiner Frau aufrechtzuerhalten (OLG 30, 49). 


8. Geſamtſchuldneriſche Haftung 88 421-425. 


9. Beendigungsgründe ſind z. B. Aufhebung der Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag 
oder Urteil, Tod der Frau (auch bei fortgeſetter Gütergemeinſchaft, $ 1483). Auf den Zeit- 
punkt der Beendigung der Auseinanderſetzung kommt es nicht an. 


10. Hieraus folgt, daß die perſönliche Haftung des Mannes fortdauert, wenn die Ver⸗ 
bindlichkeit der Frau im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt 


fällt (88 14631465). Der Mann hat die Vorausſetzungen für das Erlöſchen ſeiner Haftung 
zu beweiſen. 


11. Gemeinſchaftlich eingegangene Verbindlichkeiten. Beſondere Beſtimmungen ſind 
hierüber nicht gegeben. Die Gütergemeinſchaft ſteht der Eingehung einer Geſamtſchuld 
(8s 421 ff.) durch die Ehegatten nicht entgegen, jedoch kommt folgendes in Betracht: Schließen 
Ehegatten ein Rechtsgeſchäft gemeinſchaftlich ab, ſo liegt darin regelmäßig die Einwilligung des 
Mannes in dem Abſchluß des Rechtsgeſchäfts durch die Frau. Die ſo zuſtande gekommene 
Verbindlichkeit der Frau iſt eine Geſamtgutsverbindlichkeit. Der Mann haftet daher nach 
$ 1459 Abſ 2 auch für den Anteil der Frau (§ 420). 


12. Zwangsvollſtreckung (M 4, 368 ff.; Prot 4 S. 135, 263; 6, 700ff.; D. 3. ZPO S. 109 ff.). 
Nach § 740 ZPO iſt zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut (Grundſtücke nicht ausge⸗ 
nommen) ein gegen den Mann ergangenes Urteil erforderlich und genügend. Die Vorſchrift 
des § 740 ZPO muß auch auf die in den 88 1449, 1450 bezeichneten Fälle bezogen werden, 
in denen die Frau zur felbftändigen Führung des Rechtsſtreits mit Wirkung für das Geſamt⸗ 
gut befugt iſt. Für den Fall des $ 1454 gilt die beſondere Beſtimmung des 8 742 Abſ 2 3PO. 

efindet ſich der zu pfändende Gegenſtand im Beſitze der Frau, fo find die Beſtimmungen 
in §8 809, 846 ff. ZPO zu beobachten. Dasſelbe gilt, wenn ſich der Gegenſtand äußerlich 
als der Frau allein gehörend darſtellt, z. B. ein im Grundbuch auf den Namen der Frau allein 
eingetragenes Recht. Betreibt die Frau ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft, ſo gilt für die 
Zwangsvollſtreckung die im 8 741 ZRO beſtimmte Abweichung. Vgl. ferner wegen des Wider 
ſpruchsrechts des Mannes 88 774, 771 ZPO. Wird der Mann zur Duldung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das Geſamtgut verurteilt, ſo wirkt das Urteil wie ein Leiſtungsurteil. Der Mann 
wird dadurch genötigt, den Gläubiger der Frau aus dem Geſamtgute zu befriedigen und auf 
Erfordern den Offenbarungseid zu leiſten (NG ZW 09, 32125). 


13. Konkurs (M 4 S. 370.373; Prot 4 S. 242, 263; D. z. KO S. 7ff.). Wird das Konkurs. 
verfahren über das Vermögen des Ehemanns eröffnet, ſo gehört das Geſanitgut zur Konkurs. 
malfe; eine Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts zwiſchen den Ehegatten findet nicht 
ſtatt (52 Abſ 1 KO). Die SS 16, 51 KO finden keine Anwendung. Durch die Konkurseröffnung 
über das Vermögen des Mannes wird weder die Gütergemeinſchaft kraft Geſetzes aufgelöſt 
m 4, 398), noch ein Recht der Frau auf Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts begründet 
(M 4, 371); die Frau kann wegen Überſchuldung des Geſamtguts nur mit Wirkung für die 
Zukunft (in Anſehung des nach Beendigung des Konkursverfahreus verbleibenden Über⸗ 
reſtes des Geſamtguts und des etwaigen ſpäteren Erwerbs) das Recht aus $ 1408 Nr 5 auf 
Aufhebung der Gütergemeinſchaft geltend machen. Der Konkursverwalter unterliegt ſelbſt 
verſtändlich nicht den in den 88 1444, 1445 für den Mann beſtimmten Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen. Durch das Konkursverfahren über das Vermögen der Fran wird das Geſamtgut 
überhaupt nicht berührt (§ 2 Abſ 2 KO). 
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8 1460 


) Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus einem 
nach) dem Eintritte der Gütergemeinſchaft vorgenommenen Rechtsgeſchäft 
entſteht, nur dann, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zu dem Rechtsgeſchäft 
erteilt?) nder menn das Rechtsgeſchäft ohne ſeine Zuſtimmung für das Ge⸗ 
ſamtgut wirkſam )) iſt. N 

Für die Koſten eines Rechtsſtreits der Fran haftet das Geſamtgut auch 


dann, wenn das Urteil dem Geſamtgute gegenüber nicht wirkſam iftö), 
e De ee 28 6 277, 393. 


1. Zweck der Beſtimmung im 8 1460 iſt die Rechte des Mannes in Anſehung des Geſamt⸗ 
guts . die ihm aus der Geſchäfts⸗ ee der Frau d ohenden Gefahren zu 
ſchützen. Der 8 1460 entſpricht dem $ 1412 i 2 

2. Beweislaſt. Daß es ſich um ein nach und nicht vor dem Eintritte der Gütergemein⸗ 
ſchaft vorgenommenes Rechtsgeſchäft handelt, hat der Mann zu beweiſen. Dagegen liegt 
dem Gläubiger der Beweis ob, daß der Mann feine Zuſtimmung erteilt hat oder das Rechts. 
geſchäft ohne ſeine Zustimmung ihm gegenüber wirkſam iſt. 8 

3. Ausſchluß der Haftung. Der Mann iſt berechtigt, bei Erteilung der Zuſtimmung 
durch Vertrag mit dem Dritten die Haftung des Geſamtguts und feine perſönliche Haftung 
auszuſchließen. Er kann die Zuſtimmung unter der Bedingung, daß jene Haftung ausgeſchloſſen 
ſei, erteilen. Erteilt der Mann der Frau die Einwilligung zum ſelbſtändigen Betrieb eines 
Erwerbsgeſchäfts (8$ 1452 1405) und ſchließt er hierbei jene Haftung aus, ſo würde dies Dritten 
gegenüber rechtlich nicht in Betracht lommen. 

4. Wirkſamteit ohne Zustimmung. 3. B. in den Fällen der 88 1450—1453, 1357. 

5. Auch bei der allgemeinen Glttergemeinſchaft hat der Mann ber Frau in einem Rechts- 
ſtreite zwiſchen beiden Koſtenvorſchuß zu zahlen (RG 46, 354). Vgl. $ 1887 U 6. 


8 1461 
208 Geſamtaut haftet nicht für Verbindlichteiten der Frau, die infolge 
des Erwerbes einer Erbſchaft 


oder eines Vermächtniſſes entſtehen, wenn 

die Frau die Erbſchaft oder das Vermächtnis nach dem Eintritte der Güter⸗ 
gemeinſchaft als Vorbehaltsgut erwirbt!). 

1 1963 Nr all 1958; M 


4 375; W 4264. 
1. Der $ 1461 entſpri t d 1413. Auf die Erlä ierzu wird Bezug genommen. 
gl. auch J 1408 pricht dem 8 uf die Erläuterungen hierzu wi 3 


8 1462 
Das Geſamtgut haftet nicht für eine Verbindlichkeit der Frau, die nach 
dem Eintritte der Güt 


ergemeinſchaft infolge eines zu dem Vorbehaltsgute 
gehörenden Rechtes oder des Beides 2105 dazu gehbreßden Sache ent⸗ 
ſteht es ſei denn, daß das Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte 
gehört, das die Frau mit Einwilligung des Mannes ſelſtändig betreibt). 
E 1 1362 Nr 3 11 1959; M 4 078; b 4 264. 
1. Der $ 1402 entſpri 


Öt dem $ 1414. Auf die Erläuterungen hierzu wird Bezug ge: 
nommen. Wegen der geſeßlichen Unterhaltspflicht vgl. § 1604 Abſ 2. 


8 1463 
Im Verhällniſſe der Ehegatten zueinander fallen folgende Geſamt⸗ 
gntsverbindlichkeiten dem 


Ehegatten zur Laſt, in deſſen Perſon ſie ent⸗ 
ſtehen: 


1. die Berbindlichkeiten aus einer unerlaubten Handlung, die er nach 
dem Eintritte der Gütergemeinſchaft begeht, oder aus einem Straf⸗ 


verfahren, das wegen einer ſolchen Handlung gegen ihn gerichtet 
wird); 
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2. die Verbindlichkeiten aus einem ſich auf ſein Vorbehaltsgut beziehen⸗ 
den Rechtsverhältnis, auch wenn ſie vor dem Eintritte der Güter⸗ 
gemeinſchaft oder vor der Zeit entſtanden ſind, zu der das Gut Vor⸗ 
behaltsgut geworden iſts); 

3. die Koſten eines Rechtsſtreits über eine der in Nr 1, 2 bezeichneten 
Verbindlichkeiten “). 

E I 1367 Abſ 2 Nr 1, 2, 4 II 1361; M 4 384 ff.; P 4 271; 6 277. 

1. Während die 88 14591462 die Haftung der Ehegatten gegenüber ihren Gläubigern 
regeln, beſtimmen die 88 1463—1465, welchem Ehegatten eine Geſamtgutsverbindlichteit 
im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander zur Laſt fällt. Grundſatz iſt, daß alle Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur 
Laſt fallen. Dieſer Grundſatz entſpricht dem Weſen der allgemeinen Gütergemeinſchaft, bei 
der das beiderſeitige Vermögen der Ehegatten auf gemeinſamen Gedeih und Verderb vereinigt 
werden ſoll. Von dieſem Grundſatze find die in den 88 14631465 bezeichneten Falle aus- 
genommen. Ferner erſtreckt ſich dieſer Grundſatz nicht auf ſolche Verbindlichkeiten, die über- 
haupt nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind, z. B. die in den 88 1360, 1456 Satz 2, 1460—1462 
bezeichneten Verbindlichkeiten. Wird eine unter den genannten Grundſatz fallende Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeit eines Ehegatten aus deſſen Vorbehaltsgute getilgt, ſo muß ihm aus dem 
Geſamtgute Erſatz geleiſtet werden, und zwar der Frau ſchon während beſtehender Güter⸗ 
gemeinſchaft, dem Manne dagegen erſt nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft (8 1467 
nf 2). Bei der Auseinanderſetzung nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft kann jeder 
Ehegatte verlangen, daß die unter jenen Grundſatz fallenden Geſamtgutsverbindlichkeiten 
aus dem Geſamtgute berichtigt werden (88 1474, 1475). Unterbleibt die Berichtigung, ſo haftet 
außerdem der Mann der Frau gegenüber für ihre Erſatzforderung perſönlich ($ 1481). Die 
Frau nimmt an der etwaigen Einbuße nicht teil. Wird dagegen eine unter die Ausnahmen 
der 88 1463—1465 fallende Geſamtgutsverbindlichkeit aus dem Geſamtgute getilgt, ſo muß 
der nach denſelben Vorſchriften verpflichtete Ehegatte zu dem Geſamtgut Erſatz leiſten (8 1467 
Abſ 1) und kann bei der Auseinanderſetzung nicht verlangen, daß die Schuld aus dem Geſamt⸗ 
gute berichtigt wird (8 1475 Ab] 2). Iſt die Frau erſatzpflichtig, jo erliſcht die perſonliche Haftung 
des Mannes gegenüber dem Gläubiger mit der Beendigung der Gütergemeinſchaft ($ 1459 
Abs 2 Satz 2). Die Verpflichtung eines Ehegatten, zum Geſamtgut Erfah zu leiſten, iſt eine 
gewöhnliche Erſatzverbindlichkeit. Die 88 14631465 finden auch auf Verbindlich⸗ 
keiten der Ehegatten untereinander Anwendung, ſoweit es ſich um Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten überhaupt handelt. Durch Ehevertrag können die Beſtimmungen in 88 1463 
bis 1465 abgeändert werden. 

2. § 1463 Nr 1 entſpricht dem $ 1415 Nr 1. Vgl. die Erläuterungen hierzu. 

3. § 1463 Nr 2 entſpricht dem $ 1415 Nr 2. Vgl. die Erläuterungen hierzu. Insbeſondere 
fällt unter $ 1463 Nr 2 die geſetzliche Unterhaltspflicht eines Ehegatten, ſoweit ſie durch den 
Beſitz von Vorbehaltsgut begründet oder erweitert wird. 

4. 8 1463 Nr 3 entſpricht dem § 1415 Nr 3. Vgl. die Erläuterungen hierzu. 


§ 1464 

1) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen die Koſten eines 
Rechtsſtreits zwiſchen ihnen der Frau zur Laſt, ſoweit nicht der Mann ſie 
zu tragen hat. 

Das gleiche?) gilt von den Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen der Frau 
und einem Dritten, es ſei denn, daß das Urteil dem Geſamtgute gegen⸗ 
über wirkſam it). Betrifft jedoch der Rechtsſtreit eine perſönliche Anz 
gelegenheit der Frau oder eine nicht unter die Vorſchriften des 8 1463 
Nr 1, 2 fallende Geſamtgutsverbindlichkeit der Frau“), ſo findet dieſe 
Vorſchrift') keine Anwendung, wenn die Aufwendung der Koſten den Um⸗ 
ſtänden nach geboten iſte). 

E 1 1367 Abſ 2 Nr 4 II 1362; M 4 384 ff.; P 4 271; 6 277. 


1. Der 8 1464 entfpricht dem § 1416. Vgl. die Erläuterungen hierzu ferner 8 1463 Al. 

2. Das gleiche — nämlich, daß die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
der Frau zur Laſt fallen. 

3. Iſt das Urteil dem Geſamtgute gegenüber wirkſam, z. B. in den Fallen der 88 1449, 
1450, 1452, 1454 (vgl. auch § 1443 A 5), fo fallen die Koſten im Zerhältniffe der Ehegatten 
zueinander dem Geſamtgute zur Laſt, vorausgeſetzt, daß nicht ein Fall des § 1463 vorliegt. 
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4. Vgl. 8 1459 A 1—6, 81463 A 1. 


3, Dieje Vorſchriſe — nämlich, daß die Koſten im Verhältniffe der Ehegatten zueinander 
der Frau zur Laſt fallen. 


6. Solchenfalls treffen die Koſten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander das Geſamtgut. 


8 1465 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fällt eine Ausſtattung ?), 
die der Mann?) einem gemeinſchaftlichen Kinde aus dem Geſamtgute ver⸗ 


ſpricht oder gewährt, dem Manne inſomweit zur Laſt, als ſie das dem Ge⸗ 
ſamtgut entſprechende Maß überſteigt. 


Verſpricht oder gewährt der Mann einem nicht gemeinſchaftlichen Kinde 
eine Ausſtattung?) aus dem Geſamtgute )), jo fällt ſie im Verhältniſſe der 
Ehegatten zueinander dem Baterd) oder der Mutter des Kindes zur Laſt, 
der Mutter jedoch nur inſoweit, als ſie zuſtimmte) oder die Ausſtattung 
nicht das dem Geſamtgut entſprechende Maß überſteigt. 

E I 1368 IT 1363; M 4 358, 383, 390; P 4 271. 5 

1. Der J 1465 unterſcheidet Ausſtatt inſchaftlicher Kinder (Abſ 1), und nicht 
gemeinſchaftlicher Kinder (Ani 2). Einer PR Ed entſpricht es, die Ausſtattung 
eines gemeinſchaftlichen Kindes als eine gemeinſchaftliche Laſt beider Ehegatten, die Aus⸗ 
ſtattung eines nicht gemeinſchaftlichen Kindes als eine Sonderlaſt desjenigen Ehegatten, von 
dem das Kind abſtammt, zuebehandeln. Dieſe Auffaſſung liegt auch dem $ 1465 zugrunde. 
Vgl. § 2054 Abſ 1 (Ausgleichungspflicht). Im Verhältnis der Ehegatten zueinander fällt 


daher die Ausſtattung eines gemeinſchaftlichen Kindes dem Geſamtgute, die eines nicht gemein⸗ 
ſchoftachen Kindes dem Varbehalts . bee eigen Ehegatten, von dem es ab⸗ 
ſtammt, zur Laſt. Die Ausſtattung eines gemeinſchaftlichen Kindes darf aber das dem Geſamt 
gut entſprechende Maß nicht Uberſteigen, andernfalls Abweichungen gelten. Inſoweit die 
Ausſtattung nach § 1624 als Schenkung anzusehen iſt, kommt § 1446 (vgl. A 3 daſelbſt) zur 
„e Wu det ua 8 1463 A 1. 

520) besicht ſich J Kant, $ 1624. Wgt, auch RG JW 06, 42612. Auf die Ausſteuer 
(8 1620) bezieht ich $ 1465 nicht. A. M. Staubiager 61400 A 6. Die Beſtimmungen des 
8 1465 haben das Nichtvorhandenſein einer Rechtspflicht zur Vorausſetzung. Das trifft bei 
ſiakkaug bettung, Be aber bei der Ausſteuer zu. Die Ausſteuer hat auch anders als die Aus- 
Haftung einen gefepti beftimmten Umfang. Die Ausſteuer einer gemeinſchaftlichen oder nicht 
3 Tochter fällt im Verhältniſſe der Ehegatten untereinander ſtets dem Geſamt⸗ 

all. 
3. Der Mann kann bermöge feines Verfll : 3 dem 
ana? gungsrechts (§ 1443) Ausſtattungen au 

auer eine Scheren en der Frau verſprechen und ee Inſoweit die ne 
: enkung enthält, ift i 8 5 jeſelben Re 
im 591 des 8 140 31. iſt er durch g 1446 beſchränkt. Der Frau ftehen dieſe 

„ Stattet der Mann aus ſelnem Vorbehaltsgut ein emeinſchaftliches Kind oder 
ein nicht gemeinſchaftliches Kind der Fr gut ein g a erfaßt 
ane (8 u anf 2). Frau aus, fo erwächſt ihm unter Umſtä 8 

„ Dem Ehemanne fällt die Ausſtattun eines nicht gemeinſchaftlichen Kindes im Ver 

hältniſſe der Ehegatten zueinander ſtets d vollen 18555 en alſo gleichviel, ob 
die Bar ran 855 1 bie Uusftattung das dem Geſamtgut i Maß ant 

E ze Frau der Ausſtattung i i i ichen Kindes zu, ſo fä 
die Ausſtattung im Verhältniſſe ai E 8 ihres nicht gemeinſchaftlich 


0 ; Thegatt ihr im vollen Umfange zur Laſt, 
alſo auch in Anſehung desjenigen Teiles ren die ae das dem Geſamtgut ent. 
e ber a0 0 erausftattung biejes Mal; und fiimmt 930 10 
A l l Haſelbe ichti icht ein Ausnahmefall de 
Abſ 2 (A 3 daſelbſt) vorliegt. erſatzpflichtig, wenn nicht ein 


§ 1466 
migut in ſein Vorbehaltsgut!), jo hat er 
den Werts) des Verwendeten zu dem Geſamtgute zu erjeben‘), 


Verwendet der Mann Vorbehaltsgut in das Geſamtgut'), ſo kann er 
Erſatze) aus dem Geſamtgute verlangen“). 


E 1 1365 II 1364; M 4 381; P 4 269; 6 281. 


1. Grund der Vorſchrift. Der Mann iſt vermöge feines Verfügungsrechts jederzeit in 
der Lage, Geſamtgut in ſein Vorbehaltsgut zu verwenden. Für ſolche Verwendungen würde 


) Verwendet der Mann Geſa 
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er nach allgemeinen Grundſätzen höchſtens zur Herausgabe der zur Zeit der Rechtshängigkeit 
noch vorhandenen Bereicherung haften. Selbſt dieſe Verpflichtung könnte bezweifelt werden. 
Zum Schutze der Ehefrau iſt daher dem freien Verfügungsrechte des Mannes im $ 1466 Abſ 1 
eine Schranke geſetzt worden. Dementſprechend iſt dem Manne für den umgekehrten Fall 
im $ 1466 Abſ 2 ein Erſatzanſpruch gegeben worden. Wegen der Ausgleichung des Vorbehalts⸗ 
guts und des eingebrachten Gutes beim geſetzlichen Guͤterrechte vgl. 9 1417. 

2. Verwendung von Geſamtgut in Vorbehaltsgut liegt z. B. vor, wenn der Mann eine 
nach $ 1463 im Verhältniſſe der Ehegatten ihm zur Laſt fallende Verbindlichkeit aus Mitteln 
des Geſamtguts tilgt. > 

3. Der Wert, den das Verwendete zur Zeit der Verwendung gehabt hat, iſt zu erſetzen. 

4. Die Erſatzpflicht des Mannes entſteht ohne Rückſicht darauf, ob ihm ein Verſchulden 
zur Laſt fällt. Die Erfabpflicht iſt eine gewöhnliche Erfatzverbindlichkeit, keine bloße 
Anrechnungspflicht. Neben den Vorausſetzungen des 8 1456 Satz 2 iſt der Mann ſogar für eine 
Verminderung des Geſamtguts erſatzpflichtig. Fr 

5. Verwendung von Vorbehaltsgut in das Geſamtgut liegt z. B. vor, wenn der Mann 
aus Mitteln feines Vorbehaltsguts den nach $ 1458 dem Geſamtgute zur Laſt fallenden ehelichen 
Aufwand — zu dem auch ſein eigener ſtandesgemäßer Unterhalt gehört, 8 1458 A 1, 5 1889 
A 2 — beſteeitet. 5 

6. Der Erſatz iſt nach dem Werte des Verwendeten zur Zeit der Verwendung zu leiſten. 
Hatte der Mann nicht die Abſicht, Erſatz zu verlangen, ſo entfällt der Erſatzanſpruch ($ 685 
Abi 1). Über die Fälligkeit der Erſatzanſprüche trifft $ 1467 Beſtimmung. 

7. Auf Verwendungen aus dem Geſamtgut in das Vorbehaltsgut der Frau ſowie aus 
letzterem in erſteres finden die allgemeinen Grundſätze über Geſchäftsführung ohne Auftrag 
und Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung Anwendung. 


8 1467 


) Was ein Ehegatte zu dem Gejamtgut?) oder die Frau zu dem Vor⸗ 
behaltögute des Mannes“) ſchuldet, iſt erſt nach der Beendigung der Güter⸗ 
gemeinſchaft zu leiſten; ſoweit jedoch zur Berichtigung einer Schuld de 
Frau deren Vorbehaltsgut ausreicht, hat ſie die Schuld ſchon vorher zu 
berichtigen“). 

Was der Mann aus dem Geſamtgute zu fordern hat, kann er erſt nach 
der Beendigung der Gütergemeinſchaft fordernd). 

E I 1369 II 1365; M 4 890 ff.; P 4 272. 


1. Grundſätzlich iſt dasjenige, was ein Ehegatte zu dem Geſamtgute ſchuldet, erſt nach 
Keinen der Gütergemeinſchaft zu leiſten (Abſ 1). Dem Weſen der allgemeinen Güter. 
gemeinſchaft entſpricht es, daß dieſe Anſprüche ſolange ruhen, zumal ein Ehegatte, der nicht 
Vorbehaltsgut hat, während der Gemeinſchaft gar nicht in der Lage iſt, feiner Erfüllungspflicht 
zu genügen. In Anſehung desjenigen, was ein Ehegatte aus dem Geſamtgute zu fordern 
hat (Abſ 2), find Mann und Frau aus beſonderen Gründen verſchieden behandelt. Arreſte 
und einftweilige Verfügungen ſind durch 8 1467 nicht ausgeſchloſſen. 

2. Z. B. die Erſatzverbindlichkeiten des Mannes auf Grund der 88 1456 Satz 2, 1466 Abſ 1. 
Die Vorſchrift bezieht ſich übrigens auf alle Verbindlichkeiten eines Ehegatten gegenüber 
dem Geſamtgute. 

3. Z. B. die Erſatzverbindlichkeiten der Frau, wenn der Mann aus Mitteln ſeines Vor ⸗ 
behaltsguts eine nach 88 14631465 der Frau zur Laſt fallende Verbindlichkeit tilgt. Auch 
alle ſonſtigen Verbindlichkeiten der Frau gegenüber dem Vorbehaltsgute des Mannes fallen 
unter die Vorſchrift. Der umgekehrte Fall, wenn der Mann etwas zu dem Vorbehaltsgute 
der Frau ſchuldet, iſt im K 1467 nicht erwähnt. Für ihn gelten zur Sicherung der Frau die 
allgemeinen Grundſatze. Die Frau ift alſo nicht gehindert, derartige Anſprüche ſchon während 
der Gütergemeinſchaft geltend zu machen. Wegen des Sonderguts der Frau vgl. 88 1439, 1589. 

4. Hat die Frau ausreichendes Vorbehaltsgut, ſo liegt zur Hinausſchiebung ihrer Er. 
füllungspflicht gegenüber dem Geſamtgut und gegenüber dem Vorbehaltsgute des Mannes 
lein Grund vor. Der Mann hat das Vorhandenſein ausreichenden Vorbehaltsguts zu beweiſen. 
Hat der Mann Vorbehaltsgut, ſo iſt er dennoch nicht verpflichtet, das, was er zu dem Geſamtgute 
ſchuldet, ſchon während der Gemeinſchaft zu leiſten. Vermöge ſeines Verfügungsrechts würde 
er über das Geleiſtete ſofort wieder verfügen können, ohne der Frau verautwortlich zu ſein. 
Die Hinausſchiebung der Leiſtung gereicht ſonach der Frau zum Vorteile. 

5. Forderungen des Mannes, z. B. der Erſatzanſpruch aus $ 1466 Abſ 2. Der umgekehrte 
Fall, wenn die Frau etwas aus dem Geſamtgute zu fordern hat, iſt nicht erwähnt. Für ihn 
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gelten zur Sicherung der Frau die allgemeinen Grundſätze. Die Frau iſt alſo nicht gehindert, 
derartige Anſprüche ſchon während der Gemeinſchaft geltend zu machen. — Die Verzinfungs⸗ 
pflicht iſt nach allgemeinen Grundſätzen zu beurteilen. 


8 1468 


) Die Frau?) kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft klagens): 

1. wenn der Mann ein Rechtsgeſchäft der in den 88 1444 bis 1446 be⸗ 
zeichneten Art ohne Zustimmung) der Frau vorgenommen hat?) 
und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdung‘) der Frau zu be⸗ 
ſorgen iſt; 


2. wenn der Mann das Geſamtgut in der Abſicht, die Frau zu benach⸗ 
teiligen, vermindert hat“); 


3. wenn der Mann ſeine Verpflichtung, der Frau und den gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlingen Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und für die 
Zukunft eine erhebliche Gefährdung) des Unterhalts zu beſorgen ift®); 

4. wenn der Mann wegen Verſchwendunge) entmündigt iſt oder wenn 
er das Geſamtgut durch Verſchwendung erheblich gefährdet‘) e); 

5. wenn das Gejamigut infolge von Verbindlichkeiten, die in der Perjon 
des Mannes entſtanden ſind, in ſolchem Maße überſchuldet!!) iſt, 
daß ein jpäterer Erwerb der Frau erheblich gefährdet“) wird 10. 

E 1 1372 II 1366; M 4 393 ff.; P 4 278 ff. 

1. Die 98 1408.—1470 regeln die Fälle, in denen die Frau oder der Mann die Aufhebung 

der Gütergemeinſchaft durch gerichtliches Urteil herbeiführen können. Andere Gründe 
der Beendigung des Güterſtandes führt das Geſetz nicht auf. Selbſtverſtändlich endigt 
die Gütergemeinſchaft — abgejehen von den Beſtimmungen über die fortgeſetzte Gütergemein- 
ſchaft — auch mit der Auflöfung der Ehe (Tod eines Ehegatten, Scheidung der Ehe und 
Wiederverheiratung eines Ehegatten im Falle der Todeserklärung des andern Ehegatten). 
Die gehen ber ehefichen Gemeinschaft ($ 1575) ficht der Scheidung gleich ($ 1568). Wird 
die eheliche Gemeinschaft nach der Aufhebung wiederhergeſtellt, fo tritt Gütertrennung ein 
($ 1587). Im Falle der Nichtigke itserklärung der Ehe wird feſtgeſtellt, daß die Ehe nie 
beſtanden habe, mithin auch die Gütergemeinſchaft nie eingetreten ſei. In dieſem Falle ſind 
für die Vermögensauseinanderſetzung die allgemeinen Grundſätze (über Rückforderung, Auftrag, 
belnngsloſe Geſchäftsführung) maßgebend. Tatſächliches Getrenntleben der Ehegatten 
a auch wenn es gerichtlich geftattet it (8.627 ZPO), an ſich den Güterſtand nicht, un 
gene et der Befugnis des Gerichts zum Erlaß einſtweiliger Verfügungen (8 940 3 PO, 8 1418 
ae ). Selbſtverſtändlich kann auch durch Ehevertrag die Beendigung der Gütergemein⸗ 
ſchaft beſtimmt werden. Veendigunge gründe find dagegen nicht die Todeserklärung eines 
Chegatten (Abweichung von $ 1420), M4, 303, und bie Eröffnung des Konkurſes über das 
9 1200 13. Chegatten (Abweichung von $ 1419), IM 4, 398, 535; Prot 4, 277ff. Vgl. 


2. Hat die Frau einen geſehli V r dieſem zu 
(88 51 fl. BO) Andern 1550 ſezlichen Vertreter, jo ſteht das Klagerecht nu 


Aufheb U \ 1437). Der 
Rechtsſtreit ift keine Eheſache. hebung der Gutergemeinſchaft durch Vertrag (8 
3. Die Mage auf Aufhebung der Güter emein iſt im Falle der Entmündigung 
des Mannes wegen Verſchwendung gegen feilen 9 5290 10 5 übrigen Fällen gegen 
den Mann und wenn er einen geſeglichen Vertreter hat, gegen dieſen zu richten. Das Ver; 
fahren in Ehefadhen (J. 606-639 Ipo findet keine Anwendung. Zuſtändig für die Klage 
aus $ 1468 iſt gemäß SS 23, 70 Abs 1 G das Landgericht, da es ſich um einen nicht ver. 
müögensrechtlichen Anſpruch handelt. Die Klage kann der Mann durch Erbieten zum Abſchluß 
. die Aufhebung der Gütergemeinfchaft beſtimmenden Ehevertrags abwenden (M 4, 399; 
\ 3) 


4, Ein unter Vorbehalt der Gene migun au vorgenommenes Rechtsgeſchäft 
fällt nicht unter $ 1468 2 1G 4, 340) gung der Ir 9 


5. Das Geſetz erblickt in einer Überſchreitung der dem Verlvaltungsrechte des Mannes 
durch die 88 14441446 gezogenen Schranken EN ſelbſtverſchuldete Täuſchung des von der 
Frau in den Mann geſetzten Vertrauens, denn die Gütergemeinſchaft iſt ein Vertrauens. 
verhältnis (m 4, 394, 396). Verſchulden braucht dem Manne nicht beſonders nachgewieſen 
zu werden. 


VB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 11 
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6. Über erhebliche Gefährdung vgl. § 1391 A 5. Sie kann in der Beſorgnis, daß ſich 
derartige Überſchreitungen des Verwaltungsrechts wiederholen werden, liegen, aber 
auch ſchon durch das vom Manne vorgenommene Rechtsgeſchäft ſelbſt mit Rückſicht auf ſein 
Unvermögen zu künftiger Erſatzleiſtung begründet fein (8 1456). 

7. Dies ift einer der Fälle des $ 1456 Satz 2. Vgl. § 1456 A 4. — Abweichend von dem ge⸗ 
ſetzlichen Guterſtande der Verwaltung und Nutznießung des Mannes (vgl. § 1391) kann bei 
dem Guterſtande der allgemeinen Gütergemeinſchaft, bei dem der Ehemann eine viel freiere 
Stellung hat, die Frau wegen Gefährdung ihrer Rechte nicht Sicherheitsleiſtung be- 
gehren, ſondern nur unter den beſonderen Vorausſetzungen des $ 1468 Nr 2 auf Aufhebung 
der Gütergemeinſchaft klagen (RG 13. 7. 10 IV 467/09). Vgl. OLG 32, 9 (Verminderung 
des Geſamtguts). 

8. Dies iſt der Fall des § 1418 Abſ 1 Nr 2 Satz 1. Vgl. § 1418 A 5, 6. 

9. Entmündigung wegen Verſchwendung 8 6 Abf 1 Nr 2. Entmündigung wegen Trunk⸗ 
ſucht genügt nicht. Wird nach der Aufhebung der Gütergemeinſchaft die Entmündigung 
wegen Verſchwendung wiederaufgehoben oder der Entmündigungsbeſchluß mit Erfolg an⸗ 
gefochten, fo ſteht dem Manne die Klage auf Wiederherſtellung ſeiner Rechte nicht zu 
(Abweichung von § 1425). f 

10. Dieſe Beſtimmung iſt gegeben, damit die Frau nicht ohne Not gedrängt wird, die 
Entmündigung des Mannes zu beantragen (M 4, 397). 

11. Zur Überſchuldung wird Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Mannes nicht vorausgeſetzt (vgl. A 1), ebenſowenig Verſchulden des Mannes. 

12. Vorläufige Aufhebung der Glltergemeinſchaft durch einſtweilige Verfügung 
erſcheint nicht ſtatthaft. Vgl. $ 1418 A 12. 


§ 1469 

) Der Mann kann auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft klagen, wenn 
das Geſamtgut infolge von Verbindlichkeiten der Frau, die im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander nicht dem Geſamtgute zur Laſt fallen?), in ſolchem 
Maße übverſchuldet iſt, daß ein ſpäterer Erwerb des Mannes erheblich ge⸗ 
fährdets) wird. 

E II 1367; M 4 394; P 4 279. 

1. Grund der Vorſchrift. Der $ 1469 entſpringt einer Forderung der ausgleichenden 
Gerechtigkeit gegenuber dem Rechte der Frau aus § 1468 Nr 5. Vgl. 5 1468 A 1—8. 

2, Solche Verbindlichkeiten der Frau 88 1463 —1465. Mit der Beendigung der Güter⸗ 
gemeinſcheft erliſcht die perſonliche Haftung des Mannes für die Verbindlichkeiten der 
Frau ($ 1459 Abſ 2 Saß 2). 

3. Erhebliche Gefährdung 8 1391 A 5. 


8 1470 


Die Aufhebung der Gütergemeinſchaft tritt in den Fällen der 88 1468, 
1469 mit der Rechtskraft des Urteils!) ein. Für die Zukunft gilt Güter⸗ 
trennung). 

Dritten gegenüber iſt die Aufhebung der Gütergemeinſchaft nur nach 
Maßgabe des § 1435 wirkſam. 

E I 1371 Nr 2, 1381 Abſ 2 II 1368; M 4 394, 418; P 4 272, 293; 6 281. 


1. Ebenſo $ 1418 Abſ 2. Vgl. 8 1418 A 11, 12, § 1479. 
2. Gütertrennung §8 1426—1431. 


8 1471 
Nach der Beendigung!) der Gütergemeinſchaft findet in Anſehung des 
Geſamtguts die Auseinanderjegung?) ſtatt. 
Bis zur Auseinanderſetzung gelten für das Geſamtgut die Vorſchriften 
des § 14428), 
E 1 1373 Abſ 1 Halbſ 1, 1376 II 1369 Satz 1, 1370; M 4 400 ff., 410; P 4 279, 282; 2 342. 
1. Gründe der Beendigung der Gütergemeinſchaft vgl. 8 1468 A 1. 


2. Jeder Ehegatte kann im Weigerungsfalle auf Vornahme der Auseinanderſetzung 
Hagen. § 1471 Abſ 1 ſchließt ſich dem § 730 Abſ 1 an. Vermittlung der Auseinander- 
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3 . ; h bſ 2, 3). Der Vertrag 
Grundes die vertragsmaßige Bindung umwirkfam werden ($ 749 Abſ 2, 
fällt nich unter den Formzwang des § 1434. — Von einer Auseinanderſetzung des Ge- 


Vertrag, durch den ein Ehegatte (bzw. deſſen Re 
ſein durch die Auseinanderſetzung zu ermittel 
Vgl. 8 1442 A 2. — 8 1442 iſt auch für den Er 
Das durch die Gütergemeinſchaft begründete Ge 
Scheidung der Ehegatten fort, bis es durch 
Mann iſt ohne Zuſtimmung der Frau nicht 
zur Auseinanderſetzung ein zum Geſamtgut 
hypothek zu verpfänden, ſelbſt dann nicht, 


der Gläubiger die Hypothek im guten Glauben 
worben hat (8 892), von Bedeutung fein (RG 11. 6. 13 V 62/13). 


8 1472 


Die Verwaltung des Geſamtguts ſteht bis zur Auseinanderſetzung beiden 


Ehegatten! gemeinſchaftlich zu). Die Vorſchriſten des § 1424 finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung). 


Jeder Ehegatte iſt dem anderen gegenüber verpflichtet, zu 1 
mitzuwirken“), die zur urdnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ſind; die 


zur Erhaltung notmendigen Maßregeln kann jeder Ehegatte ohne Mit⸗ 
wirkung des anderen trejjens)s), 


E 1 1878 Abf 1 Satz 2, 3 IT 1871; M 4 400 ff.; P 4 279; 5 185; 6 309. 


1. Iſt die Gütergemeinſchaft durch den Tod eines Ehegatten beendigt, ſo ſteht die 
Verpelung ſeinen Erben und dem überlebenden Ehegatten gemeinſche 40 0 de an 
bis 1481 finden auch auf den Salt Anwendung, daß die Gütergemeinichaft 1400 n 
eines Ehegatten beendigt iſt, es jei denn, daß fortgeſetzte Gütergemeinſchaft (5 1 1 eintritt. 
Ebenſo O 34, 253. Im Falle des Todes eines Ehegatten gehört nur 1 Anteil am 
Geſamtgute zum Nachlaſſe. Solange es nicht zu einer Teilung kommt, nn ein Gegen: 
ſtand des Geſamtguts dem Nachlaß an. Daher iſt es vor der Teilung 7205 nicht zuläſſig, den 
Erben gemäß § 1994 eine Inv entarfriſt legen zu laſſen (ach 79, 1 
2. Gemeinſchaftliche Verwaltung des Geſamtguts. Während bis zur 2 N 
der Gutergemeinſchaft das Geſamtgut der Verwaltung des Mannes unterliegt (8 1448 lbſ 1 
Satz 1), fteht nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft bis zur Auseinanderſetzung die 


1 
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Verwaltung beiden Ehegatten gemeinſchaftlich zu. Dieſe Beſtimmung entſpricht dem 
§ 744 Ab] 1 (Gemeinſchaft). Aus der Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltung folgt, daß die 
Frau vom Manne die Einräumung des Mitbeſitzes an dem vom Manne beſeſſenen Ge⸗ 
ſamtgutsgegenſtänden verlangen kann, daß beide Ehegatten nur gemeinſam über das Ge⸗ 
ſamtgut und die dazugehörenden Gegenſtände verfügen und darüber Rechtsſtreitig⸗ 
keiten als Kläger oder Beklagte führen können ($ 1443 Abf 1 Satz 2). Über den Anteil eines 
Ehegatten an dem Geſamtgut und an den einzelnen dazugehörenden Gegenſtänden können 
fie auch nicht gemeinſam verfügen (8 1442 Abſ 1, § 1471 Abſ 2). Nimmt ein Ehegatte ein 
Rechtsgeſchäft ohne die erforderliche Mitwirkung des andern Ehegatten vor, fo iſt die Wirk. 
ſamkeit des Rechtsgeſchäfts nach den 88 182—185 zu beurteilen. Einſeitige Rechtsgeſchäfte, 
die ſich auf das Geſamtgut beziehen und während der Gütergemeinſchaft dem Manne gegen: 
über vorzunehmen geweſen wären, find beiden Ehegatten gegenüber vorzunehmen. Laſten 
und Koſten treffen in ſinnentſprechender Anwendung des § 748 (Planck A 3) jeden Ehe⸗ 
gatten im Verhältniſſe zueinander zur Hälfte. Die Nutzungen werden nach 8 1473 Abf 1 
Geſamtgut. Nicht in das Geſamtgut fällt der von einem Ehegatten außerhalb der Grenzen 
des § 1473 Abſ 1 gemachte Erwerb. Die nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft für 
einen der beiden Ehegatten begründeten Verbindlichkeiten werden nicht mehr Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten. — Aus der Gemeinſchaftlichkeit der Verwaltung ergibt ſich noch nichts 
für eine Verurteilung der Frau zu mehr, als worin ihre Haftung beſteht, nämlich nur die 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut zu dulden, wenn die Schuld nur vom 
Manne perſönlich, nicht aber von der Frau miteingegangen worden iſt. Die Frau iſt zu 
einer Leiſtung des Geſchuldeten nicht verpflichtet; ſie kann auch nicht als „Vertreterin“ 
des Geſamtguts auf Leiſtung in Anſpruch genommen werden (Rc 89, 360). Vgl. 8 1438 
A 1, 8 1459 A 1. Während der Auseinanderſetzung nach beendigter Gütergemeinſchaft 
hat der Ehemann keinen Anſpruch auf Alleinbeſitz (Seuffl 72 Nr 13; OLG 84, 254). 
Hat der Mann das Geſamtgut unter ſich, ſo hat er der Frau bis zur Auseinanderſetzung 
die Mittel zur Beſtreitung ihres Unterhalts zu gewähren (OLG 36, 199). 

3. Aus der entſprechenden Anwendung des § 1424 folgt nicht nur, daß der Mann die 
dort bezeichneten Rechte und Pflichten hinſichtlich der Fortführung der Verwaltung über 
den Zeitpunkt der Beendigung der Gütergemeinſchaft hinaus hat, ſondern auch, daß jeder 
Ehegatte die in § 1424 Abſ 2 bezeichnete Pflicht zur Beſorgung dringlicher Geſchäfte hat, 
wenn einer der Ehegatten während der gemeinſchaftlichen Verwaltung ſtirbt. Dies ent⸗ 
ſpricht übrigens auch dem im 8 1472 Abſ 2 Satz 2 ausgeſprochenen Grundſatze. 

4. Mitwirkungspflicht. Eine Erſetzung der zu einer Maßregel erforderlichen Mit- 
wirkung des andern Ehegatten durch das Vormundſchaftsgericht (vgl. 88 1447, 1451) iſt 
nicht vorgeſehen. Auf Erfüllung der Mitwirkungspflicht kann geklagt werden. Verwaudte 
Vorſchrift § 2038 (Miterben). 

5. Die Ehegatten find einander nach Maßgabe des § 1359 verantwortlich. — Jeder Ehe- 
gatte kann alle zur Feſtſtellung, Erhaltung oder Sicherſtellung der Teilungsmaſſe 
erforderlichen Maßregeln ſelbſtändig ohne Mitwirkung des andern Ehegatten ergreifen. Dazu 
gehört insbeſondere die Befugnis, einen Dritten, in deſſen Händen ſich Teilungsgut be⸗ 
findet, zur Ablieferung des letzteren an die Geſamtheit der Berechtigten anzuhalten. Iſt 
der andere Ehegatte ſelbſt der Prozeßgegner (3. B. wenn die Frau den vom Manne während 
des Scheidungsverfahrens vorgenommenen Verkauf des gütergemeinſchaftlichen Grund- 
beſitzes gegen den Mann und den Erwerber anficht und Rückgabe des Kaufgegenſtandes an 
ſie und ihren Mann verlangt), ſo verbietet ſich die Mitwirkung des andern Ehegatten von 
ſelbſt (RG 48, 269). Nach Scheidung der Ehe kann die Frau vom Manne Auskunft über 
den Beſtand des Geſamtguts zur Zeit der Rechtskraft des Scheidungsurteils verlangen 
(OLG 24, 13; vgl. auch ORG 30, 133; 34, 254). Der Mann iſt nicht berechtigt, mit der 
Auskunft zurückzuhalten ($ 273), weil ſich die Frau den Beſitz von Geſamtgutsſachen 
eigenmächtig angeeignet hat (OLG 34, 254). Die Beitreibung von fälligen Pachtzinſen 
iſt nicht ohne weiteres als eine zur Erhaltung des Geſamtguts notwendige Maßregel im 
Sinne des $ 1472 anzuſehen (OL 30, 49). 

6. Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut 88 743, 744 3 PO; Antrag auf Auf. 
gebot der Gläubiger eines zum Geſamtgute gehörigen Nachlaſſes 8 999 ZPO; Antrag auf 
Eröffnung des Konkurſes über einen zum Geſamtgute gehörigen Nachlaß 8 218 KO. 


8 1473 


Was auf Grund eines zu dem Geſamtgute gehörenden Rechtes oder als 
Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zu dem 
Geſamtgute gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäſt er⸗ 
worben wird, das ſich auf das Geſamtgut bezieht, wird Geſamtgut!). 
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Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung zum 
Geſamtgute hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn 
er von der Zugehörigkeit Kenntnis?) erlangt; die Vorſchriften der SS 406 
bis 408 finden entſprechende Anwendung?). 

E 1 1373 Abj 2 II 1372; M 4 405; P 4 279; 6 282,826. 


1. Die Vorſchrift des F 1473 Abſ 1 entſpricht dem § 1370. Vgl. die Erl zu $ 1370. 
Gleiche Vorſchriften 8 718 Abſ 2 (Geſellſchaftsvermögen), $ 1524 Abſſ 1 leingebrachtes 
Gut bei Errungenſchaftsgemeinſchaft), § 2041 (Erbſchaft), § 2111 Abſ 1 Satz 1 (Vorerbſchaft). 
Der von einem Chegatten außerhalb der durch § 1473 Abſ 1 gezogenen Grenzen gemachte 
Erwerb verbleibt ihm allein ($ 1472 A 2). — Gehört zum Geſamtgut eine verzinsliche For 
derung, ſo werden die Zinſen Geſamtgut. Die Anſicht, daß jedem Teil die Hälfte der Zinſen 
gebühre, iſt nicht richtig (RG Gruch 49, 955). 

2. Der Kenntnis ſteht das Kennenmüſſen nicht gleich. 1 8 

3. Gleiche Vorſchriften $ 720 (Geſellſchaftsanſpruch), 8 1524 Abſ 2 (Forderung des ein. 
gebrachten Gutes bei Errungenſchafts emeinſchaft), 8 2019 Abſ 2, $ 2041 Satz 2 (Erbſchafts⸗ 
anſpruch, $ 2111 Abf 1 Saß 2 Anspruch der Vorerbſchafh. 


8 1474 


1) Die Anseinanderjegung?) erfolgt, ſoweit nicht eine andere Berein« 
barung!“ getroffen wird, nach den SS 1475 bis 1481. 

E 1 1376 IT 1369 Sat 2; M 4 410; P 4 244, 882. 

1. Die Vorſchrift des 8 1474 eutſpricht dem 8 731 Satz 1 (Geſellſchaft). 

2. Jeder Ehegatte hat einen klagbaren Anſpruch auf Auseinanderſetzung (§ 1471 A 2). 

a. Eine Vereinbarung, die nur die nach der Beendigung der Gütergemeinſchaft ab- 
weichend von den geſetzlichen Beſtimmungen vorzunehmende Auseinanderſetzung betrifft, ift 
kein Ehevertrag (8 1432 A 3) und bedarf nicht der im 8 1484 vorgeſchriebenen Form. Die 
Vereinbarung darf ſelbſtverſtändlich Rechte Dritter (3. B. $ 1480) nicht beeinträchtigen. 


8 1475 


gute ſind zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten!) 
eine Geſamtgutsverbindlichkeit noch nicht fällig oder 


das zur Berichtigung Erforderliche zurückzubehalten“. 
Fällt eine Geſamtgutsverbindlichteit im Verhältniſſe der Ehegatten zu⸗ 
einander einem der Ehegatten allein zur Zajt?), jo kann diejer‘) die Be⸗ 
richtigung aus dem Geſamtgute nicht verlangen“). 


Zur Berichtigung der Geſamtgutsverbindlichteiten iſt das Geſamtgut, 
ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzens) e). 


E 11377 Abſ 1, 1878 Ubf 1 IT 1878; M 4 410 ff. P 4 


283 fl.; 6 282. 

1. Begriff der Geſamtgutsverbindlichteit 8 1459 A 5. Ob das Geſamtgut einem 
Dritten ober einem Ehegatten verbindlich ift, macht keinen Unterſchied. Zu den Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten gehören alſo auch die Erſatzanſprüche eines Ehegatten an das Geſamt⸗ 
gut, $ 1466 Abſ 2, $ 1467 Abs? (Erſatzanſprüche des Mannes), 8 1456 Saß 2, $ 1466 Abſ 1 
(Erſatzanſprüche der Frau). Iſt der erſatzberechtigte Ehegatte dem Geſamtgute zugleich 
erſatzpflichtig, ſo kann er aufrechnen, falls die Vorausſetzungen der 88 387ff. vorliegen. 

2. Berichtigung kann durch Erfüllung (88 862ff.), Hinterlegung (88 272ff.) oder Auf- 
rechnung (88 387 |.) erfolgen Jeder Ehegatte hat ein Recht auf Vornahme der Berichtigung. 

3. Streitig iſt eine Verbindlichkeit, wenn über ihre Rechtsbeſtändigkeit, Höhe, Fallig ⸗ 
keit oder Berichtigungsweiſe Streit herricht, ſei es unter den Ehegatten, ſei es zwiſchen dieſen 
einerſeits und dem Gläubiger anderſeits. 


4. 8 1475 Abſ 1 entspricht dem § 733 Abs 1 (Geſellſchaftsvermögen). Zurüctbehalten 
wird das Erforderliche, indem es fernerhin in der gemeinſchaftlichen Verwaltung behalten 
wird. Das Recht hierauf ſchließt das Recht auf Hinterlegung oder Sicherheitsleiſtung (un- 
beſchadet der Erwirkung hierauf gerichteter einstweiliger Verfügungen) aus und ſteht jedem 
Ehegatten gegenüber dem andern Ehegatten, nicht aber dem Gläubiger gegenüber dem Ehe⸗ 
gatten zu. Dem Gläubiger, gegenüber find die Ehegatten zur Hinterlegung befugt, wenn 
die Vorausſetzungen des § 372 vorliegen. 


5. Dies find die in den 88 14631465 bezeichneten Geſamtgutsverbindlichkeiten. 


Aus dem Geſamt 
zu berichtigen?). St 
iſt ſie ftreitig®), jo iſt 
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6. Wohl aber kaun der andere Ehegatte, dem die Geſamtgutsverbindlichkeit nicht zur 
Laſt fällt, die Berichtigung aus dem Geſamtgute verlangen. Daran muß ihm liegen, weil 
er, falls die Berichtigung unterbleibt, dem Gläubiger nach § 1480 mit den ihm zugeteilten 
Gegenſtänden haften würde. Erfolgt die Berichtigung aus dem Geſamtgute, ſo wird der Ehe⸗ 
gatte, dem die Geſamtgutsverbindlichkeit zur Laſt fällt, dem Geſamtgut erſatpflichtig und 
muß ſich das Geleiſtete auf ſeinen Teil anrechnen laſſen oder bleibt, ſoweit Erſatzleiſtung nicht 
durch Anrechnung erfolgt, dem andern Ehegatten verpflichtet ( § 1476 Abf 2). 

7. Die Vorſchrift des § 1475 Abſ 2 iſt eine Folge davon, daß es ſich nur um Regelung 
des inneren Verhältniſſes der Ehegatten zueinander handelt. Bei unzureichender Maſſe 
kann dies freilich zu einer Bevorzugung derjenigen Gläubiger führen, die auch im Verhält⸗ 
niſſe der Ehegatten zueinander Geſamtgutsgläubiger ſind (M 4, 412). 

8. Umſetzung in Geld. § 1475 Abſ 3 entſpricht dem § 733 Abf 3 (Geſellſchaftsvermögen) 
und dem § 2046 Abſ 3 (Nachlaß). Bei Erſatzanſprüchen eines Ehegatten an das Geſamtgut 
(oben A 1) kann der erſatzberechtigte Ehegatte, falls der erſatzpflichtige Ehegatte den zu er⸗ 
ſetzenden Betrag nicht bar einzahlt, Umſetzung von Geſamtgut in Geld verlangen. Das Recht 
auf Umſetzung in Geld geht dem Rechte eines Ehegatten aus § 1477, einen Gegenſtand 
gegen Werterſatz zu übernehmen, vor. Die Umſetzung erfolgt nach Maßgabe der 88 753, 754. 

5. Bei Unzulänglichkeit des Geſamtguts kann jeder Ehegatte zwar nicht konkursmäßige 
(M 4, 412; Prot 4, 285), aber doch verhältnismäßige Befriedigung der Gläubiger verlangen, 
und kein Ehegatte macht ſich nach § 1480 haftbar, wenn die vollſtreckbaren Forderungen 
zuerſt und die übrigen nach der Reihenfolge ihrer Anmeldung berichtigt werden (Planck A 5) 


§ 1476 


Der nach der Berichtigung!) der Geſamtgutsverbindlichteiten?) ders 
bleibende überſchußs) gebührt den Ehegatten zu gleichen Teilen“). 

Was einer der Ehegatten zu dem Geſamtgute zu erſetzen verpflichtet iſts), 
muß er ſich auf ſeinen Teil anrechnen laſſens). Soweit die Erſatzleiſtung 
nicht durch Anrechnung erfolgt, bleibt er dem anderen Ehegatten verpflichtete). 

E I 1377 Abſ 2—4 II 1374; M 4 413; P 4 282. 


1. Berichtigung § 1475 A 2. 2. Geſamtgutsverbindlichkeiten 8 1475 A 1. 

3. Dieſer Überſchuß bildet die Teilungsmaſſe. Ihr ift jedoch hinzuzurechnen das, was 
der Mann zu dem Geſamtgute nach $ 1456 Satz 2, § 1466 Abf 1 zu erſetzen hat, ferner das, 
was aus dem Geſamtgute zur Tilgung einer Geſamtgutsverbindlichkeit aufgewendet worden 
iſt, die im Verhältniſſe der Ehegatten nicht dem Geſamtgute zur Laſt fällt (88 1468—1465; 
vgl. § 1475 A 6; M4, 413). Beiſpiel: Der Überſchuß beträgt 1000 Mark. Der Mann hat 
400 Mark zu erſetzen. Dann iſt Teilungsmaſſe 1000 + 400 = 1400 Mark. Davon erhält der 
Mann 700 — 400 = 300 Mark, die Frau 700 Mark. 

4. § 1476 Abſ 1 entſpricht dem § 742 (Gemeinſchaft nach Bruchteilen). Ausnahme 
$ 1478. Darauf, was jeder Ehegatte in die Gütergemeinſchaft eingebracht oder während 
derſelben erworben hat, kommt es nicht an. N 

5. Infolge der Anrechnung wird ein entſprechender Teil des Geſamtguts zur Be⸗ 
friedigung des andern Ehegatten frei. Anderſeits muß ſich der erjabpflichtige Ehegatte die 
Anrechnung nicht nur gefallen laſſen, ſondern er kann ſie auch erwarten und, inſoweit darin 
der erſatzberechtigte Ehegatte Deckung findet, Erfüllung vor der Teilung verweigern. 

6. Der andere Ehegatte hat dann einen perſönlichen Anſpruch und ſteht mit den übrigen 
Glaubigern des erſatzpflichtigen Ehegatten, die nicht Geſamtgutsgläubiger ſind, auf gleicher 
Stufe. Hieraus folgt, daß die Erſatzverbindlichkeit nicht eine bloße, auf die dem Erfah. 
pflichtigen zugeteilten Gegenſtände beſchränkte Ausgleichungspflicht (wie z. B. die der 
Abkömmlinge als Miterben, 88 2050, 2055, 2056), ſondern eine gewöhnliche Erſatzverbind⸗ 
lichkeit iſt. 


8 1477 


Die Teilung des überſchuſſes erfolgt nach den Vorſchriften über die 
Gemeinſchaft!). 

Jeder Ehegatte kann gegen Erſatz des Wertes?) die ausſchließlich zu 
ſeinem perſönlichen Gebrauche beſtimmten Sachen, insbeſondere Kleider, 
Schmuckſachen und Arbeitsgeräte), ſowie diejenigen Gegenſtände über⸗ 
nehmen‘), welche er in die Gütergemeinſchaft eingebracht oder während der 
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Gütergemeinſchaft durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder mit Rückſicht 
auf ein künftiges Erbrecht, durch Schenkung oder als Ausſtattung erwor⸗ 
ben hats). 

E 1 1378 Abſ 2 II 1975; M 4 414: P 4 2853 5 135. 


1. Vorſchriften über die Aufhebung der Gemeinſchaft 88 752 —757, mit Ausnahme von 
$ 755, an defien Stelle $ 1475 tritt. Danach erfolgt die Aufhebung der Gemeinſchaft grund⸗ 
ſätzlich durch Teilung in Natur und nur, wenn ſolche gemäß 8 752 ausgeſchloſſen iſt, 
durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes und Teilung des Erloſes ($ 753). Eine 
gemeinſchaftliche, Forderung iſt einzuziehen und nur, wenn die Einziehung nicht möglich, 
zu verkaufen (8 754). Der Grundſatz des § 756 iſt hinſichtlich der Erſatzverbindlichkeiten eines 
Ehegatten gegenüber dem Geſamtgut im 8 1476 Abſ 2 anerkannt. Nach $ 757 regelt ſich die 
gegenfeitige Gewährleiſtung. Die Beteiligten können eine andere Art der Teilung ver⸗ 
einbaren, z. B. ſtatt des Verkaufs die Übernahme eines gemeinſchaftlichen Gegenſtandes zum 
Schätzungswerte. Vgl. § 1474 A 3. , 

2. Der Wert, den der Gegenjtand zur Zeit der Übernahme hat, iſt maßgebend. 

3. Ausſchließlich zum perſönlichen Gebrauche beſtimmte Sachen. Vgl. Erläuterung zu 


4. Das Bbernahmerecht ſteht jedem Ehegatten felbftändig zu und gelangt erſt bei der 
Teilung zur ee Es muß zurüctehen, wenn der Übernahmegegenſtand vom Geſamt⸗ 
gut einem Dritten geſchuldet wird oder feine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamt⸗ 
er j iſt (S 1475 A 8). Letzteres if nicht der Fall, wenn die Be. 
richtigung durch Verſilberung anderer Gegenſtande als der zu übernehmenden ermöglicht 


werden kann. Das Ubernahmerecht geht uf di ger, insbeſondere die Erben 
des Berechtigten über. Anders 175 15 auf die Jiechtsnachfolger, i f 


und der auf Antrag der Frau zwecks Aufhebung der Gemeinſchaft beantragten Zwangs⸗ 
verſteigerung der Grundſtücke zu widersprechen (RG 73, 41). Nicht zu beanſtanden iſt die 
Annahme, das Übernahmerecht des § 1477 Ubi 2 ftehe den Erben eines verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten zu (M 4, 415 Abſ 2; Prot 4, 285), ferner, es habe das Übernahmerecht nicht dem 
Rechte des andern Ehegatten, die Verſteigerung (eines Nachlaßgrundſtücks) zu betreiben, 
nachzuſtehen (RG 2. 41. 11 IV 59/11). Das Übernahmerecht des Ehegatten aus $ 1477 

6.2 ift kein höchſtperſönliches Recht, kann vererbt und veräußert, auch durch Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ausgeübt werden. Die Ausübung des Übernahmerechts ift zuläſſig, ſobald feſt⸗ 
ſteht, daß der nach Ausſcheidung der zu übernehmenden Gegenſtände verbleibende Teil des 

eſamtguts zur Berichtigung aller Geſamtgutsverbindlichkeiten ausreicht. Trifft letzteres 
zu, ſo iſt der andere Teilhaber nicht berechtigt, die Verſteigerung gerade der Übernahme⸗ 
gegenſtände zu verlangen. Inſoweit geht bielmehr das Übernahmerecht dem Verſteige⸗ 
rungsrechte vor. Eine Vorſchrift, daß das Übernahmerecht erſt bei dem Abſchluſſe der 
Teilung ausgellbt werden könnte, beſteht nicht (MG 85, 1). 

5. Grundbuchverkehr 98 37, 38, 99 GEH ; 


8 1478 „ 

Sind die Ehegatten geſchiedene) und iſt einer von ihnen allein für 
ſchuldig erklärte), jo kann der andere verlangen“), daß jedem von ihnen 
der Wert’) desjenigen zurügerſtattet wird, was er in die Gütergemein- 
ſchaft eingebracht hat; reicht der Wert des Geſamtguts zur Rückerſtattung 
nicht aus, jo hat jeder Ehegatte die Hälfte des Fehlbetrags zu tragen). 

Als eingebracht iſt anzuſehen, was eingebrachtes Gut geweſen ſein würde, 
wenn Errungenſchaftsgemeinſchaft beſtanden hätte?). Der Wert des Ein⸗ 
gebrachten beſtimmt ſich nach der Zeit der Einbringung. 

Das im Abs 1 beſtimmte Recht ſteht auch dem Ehegatten zu, deſſen Ehe 
wegen feiner Geiſteskrankheit geſchieden worden ift?). 

E II 1876; MA 610 ff.; P 4 45s ff. 

1. Zweck der Vorſchrift. Der erſt bei der zweiten Leſung geſchaffene 8 1478 will den 


Harten begegnen, die nach dem Standpunkte des erſten Entwurfs, der eine ſolche Beſtimmung 
nicht kannte, für den unſchuldigen Ehegatten namentlich dann zu befürchten ſeien, wenn er 
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der reichere geweſen ſei. Dieſer ſei gezwungen, entweder auf die Hälfte ſeines Vermögens 
zu verzichten oder die Scheidungsklage zu unterlaſſen. Es ſolle verhindert werden, daß der 
ſchuldige Ehegatte, der das Scheidungsrecht zum Zwecke der Erlangung der Scheidung auf 
Grund eigener Verfehlung, z. B. durch Begehung eines Ehebruchs, mißbrauche, aus ſeiner 
Schuld Gewinn ziehe (Prot 4, 440). Ahnliche Erwägungen treffen nicht zu, wenn die Ehe 
durch Tod aufgelöſt oder die Gütergemeinſchaft durch Urteil (88 1468, 1469) aufgehoben iſt. 

2. Geſchieden ſind die Ehegatten mit dem Eintritte der Rechtskraft des Scheidungs⸗ 
urteils (8 1564 A 4). Iſt vor dieſem Zeitpunkte die Gütergemeiuſchaft durch Urteil aufgehoben 
(88 1468, 1469), fo dürfte dieſer Umſtand dem Wahlrechte des unſchuldigen Ehegatten aus 
§ 1478 billigerweiſe nur dann im Wege ſtehen, wenn eine anderweite Auseinanderſetzung 
bereits ſtattgefunden hat. Dem Scheidungsurteil ſteht das Urteil auf Aufhebung der ehe- 
lichen Gemeinſchaft gleich (§ 1586 A 2). — Der unſchuldige Ehegatte kann jedoch einen An⸗ 
ſpruch auf die Vergünſtigung des § 1478 dann nicht machen, wenn bereits längere Zeit 
vor Anſtellung der Scheidungsklage der Güterſtand der Gütergemeinſchaft aufgehoben 
und durch einen andern kraft Geſetzes ($ 1470 Abſ 1 Satz 2) oder auf Grund Verein⸗ 
barung eintretenden Güterſtand erſetzt war. Bei einer die Aufhebung der Gütergemein⸗ 
ſchaft regelnden Vereinbarung iſt es zuläſſig, für den Fall der ſpäteren Scheidung aus 
alleinigem Verſchulden des andern Ehegatten das Wahlrecht des § 1478 vorzubehalten 
(RG Seuffl 74 Nr 89). Vgl. dazu OLG 38, 249. Stirbt vor der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils der Ehegatte, dem bei Rechtskraft des Urteils das Wahlrecht aus 8 1478 
zuſtehen würde, ſo können ſeine Erben das Wahlrecht nicht geltend machen. f 

3. Schuldigerklärung § 1574. Sind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, fo iſt die 
Auseinanderſetzung wie gewöhnlich (88 1475—1477, 14791481) zu bewirken. 

4. Anſpruch des unſchuldigen Teiles. Selbſtverſtändlich kann der unſchuldige Ehegatte 
unter Abſtandnahme von der ihm durch § 1478 erteilten Befugnis auch die gewöhnliche 
Art der Auseinanderſetzung begehren. Eine dem § 1347 Abf 2 entſprechende Vorſchrift 
(Friſtſetzung) iſt nicht erteilt. 

5. Recht auf Werterſtattung. Das Geſetz will es vermeiden, daß das Geſamtgut wieder 
in ſeine urſprünglichen Beſtandteile zerfällt. Daher kann nicht Rückgabe in Natur, ſondern 
Erſtattung des Wertes verlangt werden, und zwar des Wertes, den das Eingebrachte zur Zeit 
der Einbringung gehabt hat. Dadurch wird eine Vereinbarung über die Übernahme in 
Natur nicht ausgeſchloſſen. Das Recht auf Werterſtattung ſchließt Teilung des Überſchuſſes 
zu gleichen Teilen ($ 1476 Abſ 1) aus und bezieht ſich nur auf den nach Berichtigung der 
Geſamtgutsverbindlichkeiten verbleibenden Überſchuß. 

6. Fehlbetragsteilung. Beiſpiel: Das Geſamtgut beträgt 20000 Mark. Davon ab die 
Geſamtgutsverbindlichkeiten (mit Einſchluß der Erſaßanſprüche $ 1475 A 1) mit 2000 Mark, 
bleibt Überſchuß 18000 Mark. Der Mann hat 5000 Mark, die Frau 25000 Mark eingebracht, 
zuſammen 30000 Mark. Zur Deckung der 30000 Mark reicht der Überſchuß von 18000 Mark 
nicht aus. Ungedeckt bleiben 12000 Mark, von welchem Fehlbetrage der Mann 6000 Mark und 
die Frau 6000 Mark tragen müſſen. Rechnung des Mannes: + 5000 — 6000 = — 1000 Mark. 
Er erhält nichts, verliert 5000 Mark, braucht aber auch der Frau nichts zu erſtatten. Rechnung 
der Frau: + 25000 — 6000 = 19000 Mark. Sie erhält den ganzen Überſchuß von 18000 Mark, 
verliert 7000 Mark und hat wegen der fehlenden 7000 Mark keinen Anſpruch auf Erſtattung 
gegen den Mann. Iſt der Überſchuß ſo groß, daß nach Deckung des beiderſeitigen Eingebrachten 
ein Mehrbetrag verbleibt, ſo gebührt dieſer den Ehegatten zu gleichen Teilen. 

7. Eingebrachtes Gut nach den Grundſätzen der Errungenſchaftsgemeinſchaft 88 1520 
bis 1523. Die im § 1522 erwähnten Gegenſtände, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen 
werden können, ſind nach § 1439 vom Geſamtgut ausgeſchloſſen, alſo Sondergut und fallen 
nicht unter 8 1478 Abſ 2. Die Vorſchrift des § 1524 (Erſatz) kann nicht in Betracht kommen, 
weil nach § 1478 Abſ 2 Satz 2 der Wert des Eingebrachten ſich nach der Zeit der Einbringung 
beſtimmt. „ ie 

8. Scheidung wegen Geiſteskrankheit 8 1569. Über Grund und Zweck des § 1478 Abſ 3 
und des § 1583 vgl. § 1583 A 1. 


8 1479 


*) Wird die Gütergemeinſchaft auf Grund des § 1468 oder des § 1469 
durch Urteil aufgehoben!) jo kann der Ehegatte, welcher das Urteil erwirkt 
hat, verlangen), daß die Auseinanderſetzung jo erfolgt, wie wenn der 
Anſpruch auf Auseinanderſetzung mit der Erhebung der Klage auf Auf⸗ 
hebung der Gütergemeinſchaft rechtshängig geworden wäre“). 

E I 1379 II 1377; M 4 415: P 4 286, 487. 
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1. Der § 1479 beruht auf ähnlichen Erwägungen wie der $ 1422. Die Auseinander⸗ 
ſetzung würde grundſätzlich (§ 1470 Abſ 1, 8 1471 Abſ 1) nach dem Zuſtande des Geſamtguts 
zur Zeit der Rechtskraft des die Aufhebung der Gütergemeinſchaft beſtimmenden Urteils 
erfolgen. Der Ehegatte, der das Urteil erwirkt, ſoll vor den Nachteilen geſchützt werden, 
die infolge Verzögerung der Auseinanderſetzung durch den Rechtsſtreit entſtehen. Daher 
iſt ihm das im § 1479 beſtimmte Wahlrecht eingeräumt. Das Verhältnis der Ehegatten zu 
Dritten wird dadurch nicht berührt. 

2. Wird die Gütergemeinſchaft infolge Eheſcheidung, Auflöſung der Ehe durch Tod 
oder aus andern Gründen beendigt, fo iſt 8 1479 nicht anwendbar. Der Ehegatte verliert 
aber das Wahlrecht aus § 1479 dann nicht, wenn die auf Grund des $ 1468 oder des 8 1469 
erhobene Klage begründet iſt, ſich jedoch in der Hauptſache dadurch erledigt, daß Ehe und 
Güterſtand aus andern Gründen (z. B. Eheſcheidung) aufhören (8 1422 A 1). Vgl. auch 
8 1502 A 4 (Übernahmerecht). g 

3. Der Ehegatte kann wählen, ob die Zeit der Rechtshängigkeit der Klage (88 263, 
281 ZPO) oder die Zeit der Rechtskraft des Urteils maßgebend fein foll. Hierin liegt eine 
Abweichung vom $ 1422, der den erſteren Zeitpunkt ſchlechthin für maßgebend erklärt. Das 
Wahlrecht kann bis zur Beendigung der Auseinanderſetzung ausgeübt werden. Der Berechtigte 
an a des Wahlrechts auf deſſen Ausübung verzichten. Der Verzicht bedarf 
einer Form. 

4. Wirkungen. Verlangt der Ehegatte die Auseinanderſetzung nach $ 1479, fo iſt es fo 
anzuſehen, als hätte die Gütergemeinſchaft ſchon im Zeitpunkte der Rechtshängigkeit 
der Klage ihr Ende erreicht. Der Mann haftet nicht mehr nach § 1456, ſondern nach 8 1359. 
Der von einem Ehegatten gemachte Erwerb fällt, abgeſehen von den Fällen des § 1473 Abſ 1, 


nicht mehr in dus Geſamtgut. Di 5 i 35000 ; ich nadı 
6 202. Bgl. 8 1422 2 55 e Herausgabepflicht des andern Ehegatten beſtimmt ſich nach 


8 1480 


) Wird eine Geſamtgutsverbindlichkeite) nicht vor der Teilung?) des 
Geſamtguts berichtigt), jo haftet dem Gläubiger auch der Ehegatte per⸗ 
ſönlich als Geſamtſchuldners), für den zur Zeit der Teilung eine ſolche Haf⸗ 
tung nicht beſteht'). Seine Haftung beſchränkt ſich auf die ihm zugeteilten 
Gegenstände”); die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften der 


55 1990, 1991 finden entſprechende Anwendungs). 
E II 1378; M 4 417; P 4 286 ff.; 5 136, 828. 


I. Die Auseinanderſetzung der Eheleute (bzw. ihr iſe, daß 
I e zw. ihrer Erben) erfolgt in der Weile, da 
75 m: Geſamtgute zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten zu berichtigen find (5 1475 
ts Fi 1). Wird dieſer Regel zuwider das Geſamtgut ohne Berichtigung von Geſamt⸗ 

— 50 indlichkeiten geteilt, fo fragt es ſich, ob und wie die Ehegatten den Geſamtguts⸗ 
1481 u bzw. die Ehegatten untereinander haften. Dieſe Fälle behandeln die 88 1480, 

8 1a 3.1480 beſtimmt die Haftung der Ehegatten gegenüber den Gläubigern und 
der 8 81 die Haftung der Ehegatten gegeneinander. 

2. Wai der Geſamtgutsverbindlichteit 88 1459 A 5, $ 1475 A 1. 
. . Wann die Teilung des Geſamtguts als erfolgt anzusehen iſt, richtet fi) nach den 
Umfänden des einzelnen Felles. Solange und ſoweit noch ungeteiltes Geſamtgut vorhanden 
ift, trittadie perſönliche Haftung nicht ein. Sie tritt ein, ſoweit die Geſamtgutsforderung 
in dem ungeteilten Reſte des Geſamtguts keine Deckung hat. Behalten ſich die Ehegatten 
bei der Telung des Geſamtguts einzelne Gegenstände zum Miteigentum bor, ſo hindert 
dies nicht den Eine der personlichen Haftung. Vgl. auch die Erl zu 38 2059, 2000 
(Teilung des Nachlafjes). Den Beweis der Teilung hat der Gläubiger zu führen. — Eine 
Teilung im Sinne des 31489 ift in jeder Auseinanderſetzung zu erblicken, durch die das 
Geſamtgut dieſer feiner Eigenfchaft enttleidet und Sondereigentum des einen oder andern 
Ehegatten wird (RG 75, 295; 89, 360). Als eine Teilung im Sinne des $ 1480 iſt auch 
eine ſolche Auseinanderſetzung anzusehen, bei der das Geſamtgut vollſtändig einem von 
ihnen zugewieſen wird. Sonſt würde die Beſtimmung des $ 1480 gerade in den Fällen 
verſagen, in denen die Geſamtgutsgläubiger — durch Übertragung des Geſamtguts auf 
den ihnen perſönlich nicht haftenden Ehegatten — am empfindlichſten geſchädigt würden 
(Ach 75, 295). Wann die Teilung des Geſamtguts als erfolgt anzuſehen iſt, richet ſich 
weſentlich nach den Umſtanden des Einzelfalls. In der Regel wird die Auslaſſung von 
Vermögensgegenſtänden von nicht erheblichem Werte der Annahme einer Teilung nicht 
entgegenſtehen (R 89, 360; RG JW 1917, 1029. 

4. Berichtigung § 1475 A 2. 
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5. Geſamtſchuldneriſche Haftung 88 421—425. An Stelle des § 426 kommt & 1481 
(inneres Verhältnis) in Betracht. — Aus dieſer geſamtſchuldneriſchen Haftung ergibt ſich 
nicht ohne weiteres, daß das gegen einen der beiden Ehegatten ergangene Urteil auch gegen⸗ 
über dem andern Ehegatten wirkſam und vollſtreckbar iſt (RG JW 04, 20112; 8 750 ARD). 
Hauseinrichtungsgegenſtände, die zum Geſamtgut gehörten und bei der Auseinanderſetzung 
der Frau zugeteilt wurden, konnen wegen einer Geſamtgutsverbindlichkeit aus einem nur 
gegen den Ehemann nach der Auseinanderſetzung erwirkten Schuldtitel trotz Haftung der 
Trau gemäß $ 1480 als Geſamtſchuldnerin nicht gepfändet werden. Dazu bedarf es eines 
Schuldtitels gegen die Frau (RG 68, 426). 

6. Fälle des Nichtbeſtehens der Haftung. Dem Gläubiger haftet (auch ohne die Be⸗ 
ſtimmung des $ 1480) jeder Ehegatte, in deſſen Perſon die Verbindlichkeit entſtanden iſt. Dies 
verſteht ſich von ſelbſt (8 1459 A 1). Dem Glaubiger haftet der Mann ſchon nach $ 1459 Abſ 2 
für eine in der Perſon der Frau entſtandene Verbindlichkeit, die im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt (88 14631465). Auf die vorbezeichneten Fälle 
bezieht ſich der $ 1480 nicht, dagegen auf folgende Fälle: Für eine in der Perſon des Mannes 
entſtandene Geſamtgutsverbindlichkeit beſtand für die Frau zur Zeit der Teilung keine Haftung. 
Sie haftet erſt nach § 1480. Für eine in der Perſon der Frau entſtandene Geſamtgutsverbind⸗ 
lichteit, die im Verhältniſſe der Ehegatten dem Geſamtgute nicht zur Laſt fällt (88 14631465), 
beſtand zwar während der Gütergemeinſchaft die persönliche Haftung des Mannes (§ 1459 
Abſ 2 Satz 1), aber feine Haftung erloſch mit der Beendigung der Gütergemeinſchaft (§ 1459 
Abſ 2 Saß 2). Er haftet nach § 1480 von neuem. 

7. Der Ehegatte haftet nur mit den ihm zugeteilten Gegenſtänden, nicht in Höhe des 
Wertes der Gegenſtände mit ſeinem ſonſtigen Vermögen. — Die Erben des Ehegatten haften, 
wenn fie die Beſchrankung der Haftung geltend machen (88 786, 780 ZPO), nicht mit 
dem ganzen Nachlaſſe, ſondern nur mit den dem Nachlaſſe zugeteilten Gegenſtänden. Eine 
von den Erben untereinander vorgenommene Unterverteilung ändert daran nichts (RG 79, 
245). Für den Ehegatten, der aus dem Geſamtgute nichts erhält, iſt eine Haftung überhaupt 
nicht begründet. Ihm gegenüber iſt daher eine entſprechende Anwendung der 88 1990, 
1991 968 und der 88 780, 781, 785 ZPO ausgeſchloſſen. Es ift dabei gleichgültig, ob der 
Ehegatte ſchenkungsweiſe auf einen Anteil am Geſamtgute verzichtet oder ob er in irgend⸗ 
einer Weiſe, nur nicht aus dem Geſamtgute, für deſſen Überlaſſung an den andern Ehegatten 
entſchädigt wird (HG 75, 295). Die Klage gegen den Ehegatten, der aus dem Geſamtgute 
nichts erhalten hat, iſt abzuweiſen (RG 89, 360). Darüber, daß ſich die Verurteilung zur 
Leiſtung unter Beſchränkung auf das Geſamtgut weſentlich unterſcheidet von der Ver⸗ 
urteilung zur bloßen Duldung der Vollſtreckung in das Geſamtgut und daß das Leiſtungs⸗ 
urteil gegenüber dem Duldungsurteil ein Mehr bedeutet, vgl. ebenfalls RG 89, 360. 

8. Unzulänglichkeitseinrede. Der Ehegatte kann danach die Befriedigung eines Ge⸗ 
ſamtgutsgläubigers inſoweit verweigern, als die ihm zugeteilten Gegenſtände nicht aus⸗ 
reichen. Er muß dann aber dieſe Gegenftände zum Zwecke der Befriedigung des Gläubigers 
im Wege der Zwangsvollſtreckung herausgeben, d. h. die Zwangsvollſtreckung dulden (RG 
Gruch 48, 968), nötigenfalls ein Verzeichnis der Gegenſtände vorlegen, $$ 1990, 260, 1480 
(NG Gruch 50, 382). Im übrigen vgl. die Erl zu 88 1990, 1991. Der Ehegatte kann 
die Beſchränkung feiner Haftung auf Grund des § 1480 gegen die Zwangsvollſtreckung 
nur einwenden, wenn fie ihm im Urteile vorbehalten worden iſt (88 780, 781, 785, 786 BRD). 
Die Anfechtung der Auseinanderſetzung auf Grund des § 3 des Anf® v. 21. 7. 79 
(in der Faſſung v. 20. 5. 98) durch einen Geſamtgutsgläubiger zum Zwecke ſeiner Be⸗ 
18.90 4.3859. früheren Geſamtgute wird durch $ 1480 nicht ausgeſchloſfen (R Gruch 
48, 3 80, 


8 1481 


1) Unterbleibt bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung?) einer Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit?), die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
dem Geſamtgut“) oder dem Mannes) zur Laſt fällt, ſo hat der Mann dafür 
einzuftehen®), daß die Frau von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genom⸗ 
men wird. Die gleiche Verpflichtung hat die Frau dem Manne gegenüber, 
wenn die Berichtigung einer Geſamtgutsverbindlichkeit unterbleibt, die im 
Verhältniſſe der Ehegatten zueinander der Frau zur Laſt fällte) e). 

E 1 1380 II 1379; M 4 415; P 4 291, 345. 

1. Der 8 1481 regelt das Recht des Rücggriffs eines Ehegatten auf den andern. Die 
Vorſchrift bezieht ſich nur auf das innere Verhältuis der Ehegatten zueinander, wogegen 
$ 1480 das Verhältnis der Ehegatten nach außen regelt (8 1480 A 1). 
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2. Berichtigung 8 145 A 2. 

3. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit 8 1459 A 5, 8 1475 A 1. 

4. Das Geſamtgut haftet grundſätzlich für alle Verbindlichkeiten des Mannes wie der 
Frau (5 1459 A 1). Grundsatz iſt ferner, daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Ver⸗ 
hältniffe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen (§ 1463 A 1). Sofern 
nicht Ausnahmefälle (88 1463—1465) vorliegen, hat alfo der Mann nach $ 1481 der Frau dafür 
einzuſtehen, daß ſie von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen wird, was geſchehen 
könnte, wenn die Verbindlichkeit in ihrer Perſon entſtanden wäre ($ 1480 A 6). Dieſe Rück. 
griffspflicht des Mannes rechtfertigt ſich dadurch, daß er das Geſamtgut ohne Verantwortlich⸗ 
keit gegenüber der Frau verwaltet hat (§ 1456) und ihm das Recht der Entſcheidung in ge⸗ 
meinſchaftlichen Angelegenheiten zuſteht (8 1354), mithin die Einbuße vom Manne und nicht 
von der Frau zu tragen iſt (M 4, 416; Prot 4, 292). Der Beſtimmung liegen ähnliche Er⸗ 
wagungen zugrunde wie dem § 1459 Abſ 2 Sat 1. Val. S 1459 A 1; M 4, 367. Die Frau 
haftet für eine Geſamtgutsverbindlichkeit, die auch im Verhältniſſe der Ehegatten dem Geſamt⸗ 
gute zur Laſt fällt, mit den ihr zugeteilten Geſamtgutsgegenſtänden (dem Manne gegenüber) 
bis zur Hälfte der Geſamtgutsverbindlichkeit. Die Frau würde ſich auf Koſten des Mannes 
bis zur Hälfte der Geſamtgutsverbindlichkeit ungerechtfertigt bereichern, wenn ſie die ihr zu⸗ 
geteilten Gegenſtände ungeſchmälert behalten dürfte (Prot 4, 293). Inſoweit die Bereicherung 
reicht, tritt die Müdgriffspfticht des Mannes nicht ein. Beiſpiel! Die Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeit beträgt 500 Mark. Die Frau hat aus dem Geſamtgute 300 Mark erhalten. Bis zur 


(i. e der perſönlichen Haftung ſofort zu befreien, noch, ihr Sicherheit zu leisten 


2. Ein gemeinſchaftlicher Abkömmling iſt nicht nur diejenige Perſon, die von dem 
8 W * auch diejenige ‚Perfon, bie, 12 von dem 
5 i 589), doch die rechtliche Stellung eines gemein. 
ſchaftlichen Abkömmlings gegenüber beiden Ehegatten Et 00 4, 423), 3. B. das durch 
nachfolgende Che legitimierte Kind (8 1719), das von einem Ehepaare gemeinſchaftlich an⸗ 
er, Lind (8 1757) und unter Umſtänden das Kind aus einer nichtigen Ehe (§ 1699). 
emeinſchaftliche Abkömmlinge ſind dagegen z. B. nicht das aus einer früheren Ehe ſtammende 
Kind eines Ehegatten, das uneheliche Kind der Frau und das für ehelich erklärte Kind des 
Mannes ($ 1728). Ein Ablömmling, der zur Zeit des Todes des Ehemanns noch nicht lebte, 
aber bereits erzeugt war, gilt als vor jenem Zeitpunkte geboren (8 1923 Abſ 2). 
. Es kommt darauf an, daß ein gemeinſchaftlicher Abkömmling zur Zeit des Todes 
des Ehegatten nicht vorhanden iſt. Dem Falle der unbeerbten Ehe ſtehen die Fälle des 8 1484 
Abſes (Ablehnung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch den überlebenden Ehegatten), 
58 1508, 1509, 1510 (Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag 
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oder letztwillige Verfügung), 8 1506 (Unwürdigkeit eines Abkömmlings) 8 1511 (Ausſchließung 
eines Abkömmlings) und § 1517 (Verzicht eines Abkömmlings) gleich. 

4. Der Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten umfaßt bei unbeerbter Ehe nicht nur deſſen 
Vorbehaltsgut und Sondergut, ſondern auch deſſen Anteil am Geſamtgute. Hinſichtlich des 
Geſamtguts haben ſich die Erben des verſtorbenen Ehegatten mit dem überlebenden Che- 
gatten nach den Beſtimmungen der 88 1471—1481 auseinanderzuſetzen. Im Falle der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft gehört der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute 
nicht zu deſſen Nachlaß ($ 1483). — Keinesfalls folgt aus 88 1471, 1442 Abſ 1, daß ein 
Miterbe über feinen Nachlaßanteil dann nicht verfügen kann, wenn zum Nachlaß nach $ 1482 
ein Geſamtgutsanteil gehört. In ſolchem Falle kann nur das Umgekehrte gelten (OLG 

408). 
5. Für die Beerbung des verſtorbenen Ehegatten ſind alſo Teſtament, Erbvertrag oder 
geſetzliche Erbfolge maßgebend. Der überlebende Ehegatte ilt erb und pflichtteilsberechtigt, 
wie im gewöhnlichen Falle. Das Geſetz hat es für den Fall der unbeerbten Ehe abgelehnt, 
ER ar Ehegatten beſondere Rechte (Alleinerbrecht, Nießbrauch) einzuräumen 
rot 4, 298). 


8 1483 


1) Sind bei dem Tode eines Ehegatten gemeinſchaftliche Abkömmlinge?) 
vorhanden, ſo wird zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den gemein⸗ 
ſchaftlichen Abkömmlingen, die im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben 
berufen jind®), die Gütergemeinſchaft fortgeſetzte). Der Anteil des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute gehört in dieſem Falle nicht zum Nach⸗ 
laſſes); im übrigen erfolgt die Beerbung des Ehegatten nach den allgemeinen 
Vorſchriften“). 

Sind neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen andere Abkömmlinge 
vorhanden, ſo beſtimmen ſich ihr Erbrecht und ihre Erbteile ſo, wie wenn 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten wäre“). 

E I 1383 Abſ 2 Satz 1, 1384 II 1381; M 4 423 fl.; P 4 290; 6 288. 


1. Der $ 1483 handelt von dem Falle der beerbten Ehe (Vorhandenſein gemeinſchaft⸗ 
licher Abkömmlinge), wogegen der 8 1482 von dem Falle der unbeerbten Ehe (Nichtvorhanden ⸗ 
ſein gemeinſchaftlicher Abkömmlinge) handelt. Der 8 1483 unterſcheidet weiter zwei Fälle, 
je nachdem neben den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen noch andere (fog. einſeitige) Ab⸗ 
kömmlinge vorhanden find (Ab 1) oder nicht vorhanden find (Abſ 2). 

2. Gemeinſchaftliche Abkömmlinge § 1482 A 2. . 

3. Welche gemeinſchaftlichen Abkömmlinge im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben 
berufen find, beſtimmt ſich nach den 88 1923, 1924, 1927, 1930. Die hiernach Berufenen find 
die anteilsberechtigten Abtömmlinge, doch ſcheiden aus der Zahl der Anteilsberechtigten 
ſolche Abkömmlinge aus, die unwürdig find (§ 1506), verzichtet haben (88 1491, 1517) oder 
durch letztwillige Verfügung von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen ſind 
§ 1511). Wegen des Todes eines anteilsberechtigten Abkömmlings vgl. 3 1490, wegen 
Entziehung und Beſchränkung des Anteils vgl. § 1513. 

4. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft beruht auf dem Gedanken, daß beim Ableben 
des einen Ehegatten ohne weiteres eine Vereinigung des Geſamtguts in der Perſon des über⸗ 
lebenden Ehegatten ſtattfindet (Prot 4, 304). Sie tritt daher mit dem Tode eines Ehegatten 
kraft Geſetzes ein, jedoch unbeſchadet des Rechtes des überlebenden Ehegatten, die Fort⸗ 
fegung der Gütergemeinſchaft abzulehnen (8 1484). Das Geſamtgut ſoll den Ehegatten für 
ihre ganze Lebenszeit verbleiben. Es hat die Natur des gemeinſchafklichen Familienvermögens 
oder Hausvermögens. Daraus ergibt ſich, daß die Gemeinſchaft, in welcher der über⸗ 
lebende Ehegatte bisher mit dem andern Ehegatten gelebt hat, nunmehr mit den Kindern 
fortgeſetzt wird. Von einer Erbfolge kann dabei keine Rede ſein. Die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft erſcheint ſonach als eine dem Weſen der Gütergemeiunſchaft entſprechende 
natürliche Nachwirkung des Gütergemeinſchaftsvertrags der Ehegatten. Zwiſchen den ge- 
meinſchaftlichen Abkömmlingen einerſeits und dem überlebenden Ehegatten anderſeits ent⸗ 
ſteht in Anſehung des Geſamtguts ein ähnliches Verhältnis, wie es währen d der Ehe zwiſchen 
den Ehegatten beſtanden hat. Dabei nehmen die Abkömmlinge die rechtliche Stellung der 
Frau und der überlebende Ehegatte die rechtliche Stellung des Mannes ein (81487 Abf 1). 
Dem überlebenden Ehegatten iſt, wie während der Ehe dem Manne, ein ausgedehntes 
Verwaltungs und Verfügungsrecht beigelegt. Er haftet aber auch in ausgedehntem Maße 
für die Schulden, während die Abkömmlinge den Gläubigern gegenüber von jeder perſön⸗ 
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lichen Haftung befreit find ($$ 1488, 1489). Die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft kann durch 
Ehevertrag (§ 1508) oder letztwillige Verfügung (8 1509) ausgeſchloſſen werden. — Über die 
Unzuläffigfeit der Verfügung über den Anteil an einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft rhei⸗ 
niſchen Rechtes nach dem Inkrafttreten des BGB vgl. Art 200 Abſ 1 EG und RG Warn 1910 
Nr 161. — Das Geſamthandverhältnis der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft iſt in ſeinen 
dinglichen Wirkungen i anders geſtaltet als das Geſamthandverhältnis der offenen 
Handelsgeſellſchaft. Die Überführung eines Grundſtücks aus dem Eigentum einer 
fortgesetzten Gütergemeinſchaft in das Eigentum einer offenen Handelsgeſellſchaft muß des⸗ 
halb auch dann als Eigentumsübertragung im Sinne der 88 873, 925 gelten, wenn Geſell⸗ 
ſchafter ausſchließlich die ehemaligen Teilhaber der fortgeſeßten Gütergemeinſchaft ſind (KG 
in OLG 29, 815). 

5. Da bei der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft von einer Erbfolge nicht die Rede ſein 
kann (A 3), fo kann auch der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute nicht zu ſeinem 
Nachlaſſe gehören. Dies hebt der $ 1483 noch ausdrücklich hervor. Der bezeichnete Anteil 
kann vielmehr nur zum Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehören. Zu 
ebendemſelben Geſamtgute gehört ferner der Anteil des überlebenden Ehegatten am Ge⸗ 
ſamtgute ſowie das Vermögen, das der überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des ver⸗ 
ſtorbenen Ehegatten oder nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſonſt noch 
erwirbt (§ 1485 Abſ 1). Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehört nur fein etwa 
vorhandenes Sondergut ($ 1439) und Vorbehaltsgut ($ 1440). In Anſehung des Nachlaſſes 


erfolgt Beerbung, in Anſehung des Geſamtguts nicht. Beide Vermögensmaſſen find daher 
voneinander zu ſondern. 


6. In Anſehung desjenigen Vermögens, das der verftorbene Ehegatte außer dem Anteil 
am Ge ande gehabt hat, wird er nach den allgemeinen erbrechtliche Vorſchriften beerbt. 
Für die Beerbung ſind alſo Teſtament, Erbvertrag oder gefetliche Erbfolge maßgebend. Der 
überlebende Ehegatte und die Abkömmlinge ſind wie im gewöhnlichen Falle erb⸗ und pflicht ⸗ 
teilsberechtigt. Bei der Berechnung des Pflichtteils bleibt der Anteil am Geſamtgut außer 
he falt in Dei re SAN Nachlaſſe des verſtorbenen dene en 

„N b as die Abfi i rwerben 
fällt ihnen zu (5 1485 Abf 2 Sat I e Abkömmlinge aus dem Nachlaſſe e ‚ 

7. Die ſog. einſeitigen Abkömmlinge des verſtorbenen Ehegatten treten nicht in die 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft ein. Behufs Beſtimmung ihres Erbrechts und Erbteils bzw. 
Pflichtteils muß von der Unterſtellung, als ſei fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht eingetreten, 
ausgegangen werden. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten wird daher in dieſem Falle 
nicht nur ſein Sonder und Vorbehaltsgut, ſondern auch ſein Anteil am Geſamtgute gerechnet, 
N es gelten die gemeinſchaftlichen Abkömmlinge und der überlebende Ehegatte als Miterben 

1 Abkömmlinge. Vorempfänge haben die Abkömmlinge untereinander aus⸗ 
zugleichen. Vgl. jedoch auch $ 1503. Behufs Ermittlung des Anteils des verſtorbenen Eher 
Augen am Geſamtgute bedarf es einer nach Maßgabe der 88 14711481 vorzunehmenden 
au einanderfegung ziwifchen den einſeitigen Abkömmlingen einerfeits und dem überlebenden 
Ehegatten anderſeits. Kommt der einſeitige Abkömmling nicht als Erbe, ſondern nur als 
Vermächtnisnehmer oder Pflichtteilsberechtigter in Betracht, ſo bedarf es keiner Ausein⸗ 
Ic es genügt, wenn der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute ge⸗ 


8 1484 
Der überlebende Ehegatte kann die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
ablehnen“). n 


Auf die Ablehnung) finden die für die Ausſchlagung einer Erbſchaft 
geltenden Vorſchriften der SS 1943 bis 1947, 1950, 1952, 1954 bis 1957, 1959 
entſprechende Anwendung®), Steht der überlebende Ehegatte unter elter⸗ 
licher Gewalt oder unter Vormundſchaft, ſo iſt zur Ablehnung“) die Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich“). 

Lehnt der Ehegatte die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ab, jo gilt 
das gleiche wie im Falle des § 14820). 


E I 1386 II 1382; M 4 439; P 4 308; 6 285. 


1. Der 8 1484 behandelt das Recht des überlebenden Ehegatten, die Fortſetzung der 
Gütergemeinſchaft abzulehnen. Den Abkömmlingen iſt ein ſolches Recht nicht Aue 
ſie können auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagen (588 1495, 1496) oder 
auf ihren Anteil am Geſamtgute verzichten (88 1491, 1517). Das Ablehnungsrecht des über⸗ 


* 
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lebenden Ehegatten beruht auf der Erwägung, daß die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eine 
zu ſeinen Gunſten geſchaffene Einrichtung iſt. Es wäre eine Unbilligkeit gegen den über⸗ 
lebenden Ehegatten wegen der damit verbundenen tiefen Erſchütterung ſeiner Stellung, 
wenn er gezwungen wäre, den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen ihren Erbanteil an dem 
Geſamtgute ſofort bzw. nach Beendigung der elterlichen Nutznießung herauszugeben (M 4 
S. 426, 440, 456, 468; Prot 4, 334). Über das Recht des überlebenden Ehegatten, die ange⸗ 
nommene Fortſetzung der Gütergemeinſchaft jederzeit aufzuheben, vgl. $ 1492. Ein vertrags- 
mäßiger Verzicht auf das Ablehnungsrecht iſt unwirkſam (§ 1518). 

2. Die bezeichneten Vorſchriften finden ſowohl für die Ablehnung als auch für die An⸗ 
nahme der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung. 

3. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft tritt mit dem Tode des Ehegatten von ſelbſt ein, 
$ 1483 A 4. Einer Annahmeerklärung des überlebenden Ehegatten bedarf es daher nicht. 
Hat biefer aber eine Annahmeerklärung (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) abgegeben, ſo kann 
er nicht mehr ablehnen ($ 1943). Dasſelbe gilt, wenn er die ſechswöchige Ablehnungsfriſt 
(8 1944 Abſ 1) unbenutzt hat verſtreichen laſſen. Die Ablehnung wird dem Nachlaßgerichte 
gegenüber in öffentlich beglaubigter Form erklärt (§ 1945 Abs 1). Annahme und Ablehnung 
können erſt nach dem Tode des Ehegatten ($ 1946) und müſſen unbedingt, unbetagt und 
unbeſchrankt (auf das ganze Geſamtgut) erklärt werden (88 1947, 1950). Das Ablehnungsrecht 
iſt vererblich (§ 1952). Über den Tod des überlebenden Ehegatten hinaus kann aber die 
Gütergemeinſchaft niemals fortgeſetzt werden (§ 1494). Annahme und Ablehnung der fort: 
geſetzten Gütergemeinſchaft können nach SS 1954-1957 und den allgemeinen Beſtimmungen 
angefochten werden. § 1959 betrifft die Wirkſamkeit der vom überlebenden Ehegatten vor 
der Annahme oder Ablehnung ergriffenen Maßregeln. Vgl. auch 8 9 Satz 2 KO (Befugnis 
des überlebenden Ehegatten als Gemeinſchuldners zur Annahme oder Ablehnung einer vor 
der Konkurseröffnung eingetretenen fortgeſetzten Gütergemeinſchaft). 

4. Zur Annahme iſt die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht erforderlich. 

5. Erklärung durch einen Bevollmächtigten § 1945 Abf 2. Der in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkte Ehegatte bedarf zur Ablehnung der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Letz ⸗ 
terer kann auch jelbftändig für den Ehegatten ablehnen, bedarf aber als Inhaber der elterlichen 
Gewalt oder Vormund (bzw. Pfleger) der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

6. Danach gehört der Anteil des verſtorbenen Ehegatten am Geſamtgute zu ſeinem Nach⸗ 
laſſe. Im übrigen vgl. Erl zu § 1482. 


8 1485 


Das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft beſteht aus dem 
ehelichen Geſamtgute !), ſoweit es nicht nach § 1483 Abſ 2 einem nicht an⸗ 
teilsberechtigten Abkömmlinge zufällts), und aus dem Vermögen, das der 
überlebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten?) 
oder nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft“) erwirbt. 

Das Vermögen, das ein gemeinſchaftlicher Abkömmling zur Zeit des 
Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hat oder ſpäter erwirbt, ge⸗ 
hört nicht zu dem Geſamtgutes). 

Auf das Geſamtgut finden die für die eheliche Gütergemeinſchaft gel⸗ 
tenden Vorſchriften des § 1438 Abſ 2, 3 entſprechende Anwendung‘) 7) 5). 

E 1 1396 Abſ 1, 5, 1397 Abſ 1 IT 1398; M 4 455 ff.; P 4 316; 6 287. 


1. Eheliches Geſamtgut iſt das Vermögen der Ehegatten, das ihnen während der Ehe 
und Gutergemeinſchaft gemeinſchaftlich gehört (88 14381440). Dazu gehören auch die Erſaßz⸗ 
anſprüche der Ehegatten gegeneinander aus 88 1466, 1467. Das Geſamtgut der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft iſt das Vermögen, das nach Beendigung der Gütergemeinſchaft durch 
Tod eines Ehegatten dem überlebenden Ehegatten und den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen 
während der fortgeſetzten Gutergemeinſchaft gemeinfchaftlich gehört (8 1483 A 5). 

2. Ein gemäß 8 1511 durch letztwillige Verfügung ausgeſchloſſener gemeinſchaftlicher 
Abkömmling hat wegen des ihm gebührenden Pflichtteils nur ein Forderungsrecht gegen die 
Teilhaber der fortgeſetzten Guͤtergemeinſchaft. Vom Geſanitgute fällt ihm nichts zu (Prot 
4, 287). Daher iſt fein Recht im $ 1485 nicht erwähnt. Im übrigen vgl. Erl zu $ 1483, 

3. Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten $ 1483 A 5. Zu dem Erwerb aus dieſem Nach⸗ 
laſſe gehört auch das, was der überlebende Ehegatte auf Grund eines Vermächtniſſes erhält, 
mit dem der Erblaſſer den Erbteil eines einſeitigen Abkömmlings belaſtet hat. 

Unter den Erwerb nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft fällt alles, 


was auf die drei im $ 1473 bezeichneten Erwerbsarten erworben wird, namentlich Nutzungen 
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des Geſamtguts, Erſatzſtücke für Geſamtgutsgegenſtände und rechtsgeſchäftlicher, das Geſamt⸗ 
gut betreffender Erwerb. Vgl. Erl zu §§ 1473, 1370. In den Fällen des § 1486 wird das 
Erworbene Vorbehalts⸗ bzw. Sondergut des überlebenden Ehegatten. Die Nutzungen ſeines 
Sonderguts, nicht die ſeines Vorbehaltsguts, fallen in das Geſamtgut. 

5. Eigenes Vermögen des Anteilsberechtigten. Die Nutzungen eines ſolchen Ver 
mögens fallen, wenn ſie der überlebende Ehegatte auf Grund ſeines elterlichen Nutznießungs⸗ 
rechts (88 1649, 1686) oder eines letztwillig zugewandten Nießbrauchsrechts bezieht, in das 
Geſamtgut der fortgejehten Gütergemeinſchaft. 

6. Vgl. 8 1438 A 4, 5, 6. 

7. Beweislaſt. Alles Vermögen des überlebenden Ehegatten gilt mit Eintritt der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft als Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Daß ein 
Gegenſtand ausnahmsweiſe zum Sondergut oder Vorbehaltsgut gehört, hat zu beweiſen, 
wer dies behauptet (M 4, 335). 

8. Grundbuch. Güterrechtsregiſter. Das Beſtehen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
wird, wenn ein Grundſtück oder ein eingetragenes Recht zum Geſamtgute der fortgeſetzten 
Gütegemeinschaft gehört im Grundbuch eingetragen, jedoch nur auf Grund eines gemäß 
$ 1507 vom Nachlaßgericht erteilten Zeugniſſes (8 1438 Ab 3 BG, § 36 Abs 2,8 48 GBO). 
Die Ausnahmevorſchrift des 8 41 680 findet auf die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft keine 
Anwendung (OLG 5, 300 ff.; 6, 11). In das Guterrechtsregiſter wird das Beſtehen der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht eingetragen, weil das Güterrechtsregiſter nur zur Be⸗ 
urkundung der während der Ehe beſtehenden güterrechtlichen Verhältniſſe beſtimmt iſt. 


8 1486 
) Vorbehaltsgut des überlebenden Ehegatten iſt, was er bisher als 
Vorbehaltsgut gehabt hat?) oder nach $ 1369 oder 8 1370 erwirbt?) 


Gehören zu dem Vermögen des überlebenden Ehegatten Gegenſtände, 
die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden fünnen‘), fo finden auf 
ſie die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft für das eingebrachte Gut des 
Mannes geltenden Vorſchriften, mit Ausnahme des 8 1524, entſprechende 
Anwendung') e). 


E 1 1396 Abſ 2—4 I 1394; M 4 455; P 4 316. 


5 ir Der $ 1486 handelt im Abſ vom Vorbehaltsgut und im Abſ 2 vom Sondergute 
es überlebenden Ehegatten. Das Vermögen der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge (8 1485 
1 1 eine derartige Unterſcheidung nicht. 
„„Was der Überlebende Ehegatte bisher als Vorbehaltsgut gehabt hat entſcheidet ſich 
nach §§ 1440, 1369, 1370. Zum Vorbehaltagute 92 7 1070 u a ‚u durch 


als Vorbehaltsgut gehabt gat, kann — abgeiehen v Fallen der 88 1369, 1370 — nicht 
Vorbehaltsgut werden. Vgl. auch 8 N on den Fällen der 85 5 

3. Erwerb als Vorbehaltsgut. Beim Erwerbe von Todes wegen und durch Zuwendung 
Dritter unter Lebenden ($ 1369) genügt die Beſtimmung, daß der Erwerb Vorbehaltsgut 
fein ſoll. Es iſt nicht erforderlich, daß er als Vorbehaltsgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
beſtimmt wird. Unter $ 1370 fallen insbeſondere die Nutzungen des Vorbehaltsguts. Im übrigen 
dgl. Erl zu 88 1369, 1370. 

4. Dies iſt das ſog. Sondergut. Dazu vgl. $ 1439 A 1. 2. 


5. Nach $ 1487 hat bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft der überlebende Ehegatte 
die rechtliche Stellung des Mannes. Im Einklange 15 dieſer Stellung finden auf das Sonder. 


die nach den für den Gitterſtand der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften 
dem Manne zufallen, zu dem Geſamtgute der fortgefepten Gütergemeinſchaft. 

6. In das Grundbuch if weder die Vorbehalts- noch die Sondergutseigenſ aft ein · 
zutragen, ebenſowenig in das Güterrechtsregiſſat⸗ Vgl. 5 1485 A 8. chaf 
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8 1487 


) Die Rechte und Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten ſowie 
der anteilsberechtigten Abkömmlinge in Anſehung des Geſamtguts der 
ſortgeſetzten Gütergemeinſchaft beſtimmen ſich nach den für die eheliche 
Gütergemeinſchaft geltenden Vorſchriften der SS 1442 bis 1449, 1455 bis 
1457, 1466; der überlebende Ehegatte hat die rechtliche Stellung des Mannes, 
die anteilsberechtigten Abkömmlinge haben die rechtliche Stellung der 
Frauꝰ). 

Was der überlebende Ehegatte?) zu dem Geſamtgute ſchuldet⸗) oder 
aus dem Geſamtgute zu fordern hats), iſt erſt nach der Beendigung der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu leiſtens) ). 

E 1 1399 Abſ 1 II 1398; M 4 46 ff.; P 4 334 ff.; 5 140. 


1. Der § 1487 regelt die Rechte und Verbindlichkeiten der Teilhaber der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft in Anſehung des Geſamtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, indem 
er auf Vorſchriften verweiſt, die für die eheliche Gütergemeinſchaft gelten und hauptſächlich 
die Verfügungsmacht und die Verantwortlichkeit des Mannes betreffen. Die rechtliche 
Stellung des Mannes ninınıt der überlebende Ehegatte (gleichviel ob Mann oder Frau) 
ein. Die rechtliche Stellung der Frau nehmen die anteilsberechtigten Abkömmlinge 
(8 1483 A 3) ein. Für das Vorbehalts- und Sondergut des überlebenden Ehegatten gilt 8 1486. 
Das Geſamtgut wird als eine von dem übrigen Vermögen vollſtändig geſonderte Vermögens⸗ 
maſſe behandelt, ähnlich wie das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft von dem Sonder⸗ 
vermögen des einzelnen Geſellſchafters getrennt wird, wenn dieſer geſtorben iſt und die Erben 
die Handelsgeſellſchaft fortſetzen (Prot 4, 337). — Die Berechtigung der Teilhaber ift während 
der Dauer der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht als eine bloße Anwartſchaft, ſondern 
als ein feſtbegründetes, ſelbſtandiges Recht am Geſamtgut aufzufaſſen. Daher ſind Gegen: 
ſtände, die zu einer fortgeſetzten Gütergemeinſchaft gehören, als Vermögen aller daran Be- 
teiligten, insbeſondere auch des anteilsberechtigten Abkömmlings, im Sinne des § 23 ZPO 
anzuſehen und geeignet, den Gerichtsſtand des Vermögens zu begründen (RG 75, 414). 

2. Nach § 1442 iſt auch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft als Gemeinſchaft zur ge- 
ſamten Hand anzuſehen. Wegen Unpfändbarkeit der Anteile des überlebenden Ehegatten 
und der Abkömmlinge vgl. $ 860 ZPO. Nach 8 1443 Abſ 1 unterliegt das Geſamtgut grund⸗ 
ſätzlich der Verwaltung des überlebenden Ehegatten. Nach § 1443 Abſ 2 werden die Ab. 
kömmlinge durch die Verwaltungshandlungen des überlebenden Ehegatten weder dieſem 
noch einem Dritten perſönlich verpflichtet. — Über die Befugnis des in fortgeſetzter Güter 
gemeinschaft lebenden Ehegatten, ohne Zuſtimmung der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge 
für eine Hypothek, die auf einem zum Geſamtgute gehörenden Grundſtücke ruht, eine Er ⸗ 
höhung des Zinsſatzes und die Erteilung eines Hypothekenbriefs zu bewilligen, vgl. 
OL Hamburg in RIA 10, 150. Dagegen führt das Bay Obe mit Recht aus, daß in 
der Erhohung des Zinsſatzes einer auf einem Geſamtgrundſtücke ruhenden Hypotheken- 
forderung eine Verfügung über das Grundküd (vgl. § 1305 A 2) enthalten und daher 
die Zuſtimmung der Abkömmlinge erforderlich ſei (SeuffA 69 Nr 201). Die Unterwerfung 
unter die fofortige Zwangsvollſtreckung nach $ 800 30 hinſichtlich einer auf einem 
Geſamtgrundnücke ruhenden Hypothek enthält keine Verfügung über das Grundſtück und 
ift an die Zuſtimmung der Abkömmlinge nicht gebunden (Bay Obs in SeuffA 69 Nr 201). 
Zu dem Antrage auf Eintragung der in fortgefeßter Gütergemeinſchaft lebenden Witwe 
und Kinder als Eigentümer eines Geſamtgrundſtücks iſt die Witwe allein nicht be⸗ 
fugt, ſondern fie bedarf dazu der Zuſtimmung der Abkömmlinge (KG in RIA 14, 243). 
Die nach den 88 1444 —1446 erforderliche Einwilligung der Abkömmlinge iſt erſt erteilt, 
wenn alle Abkömmlinge, nicht bloß die Mehrzahl derſelben, eingewilligt haben. Vgl. OLG 
36, 200. (Die Zuſtimmung zur Auflaſſung eines zum Geſamtgute gehörigen Grundſtücks kann 
aus einem Vertrage hervorgehen, auch wenn dieſer vom Zuſtimmenden aus andern Gründen 
für ungültig angegriffen wird.) Die Zuſtimmung der Abkömmlinge kann nach $ 1447 durch 
das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. & 1448 beſtimmt Rechtsfolgen für den Fall, daß der 
überlebende Ehegatte ohne die erforderliche Einwilligung der Abkömmlinge handelt. Nach 
8.1449 können die Abkömmlinge, wenn der überlebende Ehegatte ohne ihre erforderliche 
Zuſtimmung über ein zu dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gltergemeinſchaft gehörendes 
Recht (3. B. ein Forderungsrecht, ein Pfandrecht, ein Anfechtungsrecht) verfügt hat, das 
Recht ohne Mitwirkung des überlebenden Ehegatten gegen Dritte gerichtlich geltend machen. 
Dieſes Recht der gerichtlichen Geltendmachung ſteht nur demjenigen Abkömmlinge zu, der 
nicht zugeſtimmt hat. Die zum Schutze Dritter beſtehenden Vorſchriften bleiben unberührt. 
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Iſt der Dritte aus ungerechtfertigter Bereicherung haftbar, ſo kann auch dieſer Anſpruch von 
dem Abkömmlinge, der nicht zugeſtimmt hat, geltend gemacht werden. Der die Bereicherung 
des Geſamtsguts betreffende § 1455 bezieht ſich nur auf Rechtsgeſchäfte des überlebenden 
Ehegatten, nicht auf ſolche der Abkömmlinge, da letzteren in Anſehung des Geſamtguts kein 
Verfügungsrecht zuſteht. Nach $ 1456 Abſ 1 ift der überlebende Ehegatte den Abkömmlingen 
für die Verwaltung des Geſamtguts nicht verantwortlich. — Dabei macht es keinen Unterſchied, 
ob er die Verwaltung ſelbſt geführt oder ob er fie einem andern überlaſſen oder ob er etwaige 
unberechtigte Eingriffe eines andern in ſeine Verwaltung hat geſchehen laſſen (RG 2. 5. 12 
IV 408/11). Inſoweit er jedoch als Gewalthaber, Vormund oder Pfleger anderes Vermögen 
der Abkömmlinge verwaltet, trifft ihn die Verantwortlichkeit aus 88 1664 bzw. 1833. 1915. 
Steht der überlebende Ehegatte unter Vormundſchaft (bzw. vorläufiger Vormundſchaft oder 
Pflegschaft), fo hat ihn der Vormund bzw. Pfleger in den Rechten und Pflichten zu vertreten, 
die ſich aus der Verwaltung des Geſamtguts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ergeben 
(8 1457 Satz 1), und zwar auch dann, wenn ein anteilsberechtigter Abkömmling Vormund 
it (§ 1457 Satz 2). Nach $ 1466 Abs 1 hat der überlebende Ehegatte, wenn er Geſamtgut 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in fein Vorbehaltsgut verwendet, den Wert des Ver⸗ 
wendeten zu dem Geſamtgute zu erſetzen. Nach $ 1466 Abſ 2 kann der überlebende Ehegatte, 
wenn er Vorbehaltsgut in das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verwendet, 
Erfah aus dem Geſamtgute verlangen. Da der g 1487 auf die 88 14501454, 1458—1465, 
1467 nicht hinweiſt, jo finden dieſe Vorſchriften keine entſprechende Anwendung auf die 
fortgeſetzte Wa Ihre Nichtanwendung erklärt ſich zum Teil aus der Natur der 

orſchrift über den ehelichen Aufwand), zum Teil daraus, daß ſie durch andere 


4. Der überlebende Ehegatte ſchuldet zu dem Geſamtgute z. B. den Erſatzanſpruch der 
Abkömmlinge aus § 1456 Satz 2, § 1487 Abſ 1 wegen gefliſſentlicher Send des 


5. Der überlebende Ehegatte hat aus dem Geſamtgute z. B. zu fordern den Erſatzanſpruch 
aus $ 1466 Abſ 2, 8 1487 bf wegen Verwendung bo Vorbehaltsgut in das Gefamtgut. 
6. Leiſtung erſt nach der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Ob Schuld 
baw. Forderung des überlebenden Ehegatten vor oder nach dem Tode des verſtorbenen Ehe ⸗ 
atten entſtanden ſind, macht keinen Unterſchied. Schuld und Forderung des verftorbenen 
hegatten an das Geſamtgut, find aus dem Nachlaſſe bzw. an den Nachlaß ſofort zu be⸗ 
richtigen (Prot 4, 336). Bei der Berechnung des Erbteils eines einſeitigen Abkömmlings 
IH Der len Schuld und Forderung des überlebenden Ehegatten trotz ſpaͤterer Fälligkeit 
gen. 
a 7. Unterhalt, Ausitener und Ausſtattung der Abkömmlinge durch den überlebenden 
Ehegatten beſtimmen ſich nach den allgemeinen Vorſchriften in $8 1601 ff., 1620 ff., 1624 ff. 
Der überlebende Ehegatte iſt * ſeines Verfügungsrechts berechtigt, aber nicht verpflichtet, zu 
den genannten Zwecken mehr, als geſetzlich nötig, aus dem Geſamtgute zu verwenden. Wegen 
der Berüdfichtiaung der Ausſtattung bei der useinanderſetzung vgl. $ 1499 Nr 8. Auch ein 
belle in den Aenne für — Yal ber Kor bzw. Gründung eines felbftändigen one 
ya milingen verſag rot 4, ). Der Un Abkömmlinge bilde 
keine Laſt des Geſamtguts (RG IW 07, 2320). f LED g 


§ 1488 „ 


„Geſamtautsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchafte) find 
die Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten?) ſowie ſolche Verbind⸗ 
lichkeiten des verſtorbenen Ehegatten, die Geſamtgutsverbindlichteiten der 
ehelichen Gütergemeinſchaft waren!) ). 

E I 1384 Abſ 1 Satz 2 Halbſ 2, 1399 Abſ 2 II 1399; M 4 433, 463; P 4 336 ff. 


1, Die $5 1489 u 1480 reg in die Schuldenhaftung bei der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft. 8 1488 handelt von der Haftung des Geſamtguts, 8 1489 von der perſönlichen Haftung 
des überlebenden Ehegatten und der anteilsberechtigten Abkömmlinge, 8 1488 beſtimmt den 
Umfang der Geſamtgutsverbindlichkeiten bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 

2. Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft find begrifflich hie, 
jenigen Verbindlichkeiten, wegen deren die Gläubiger auch aus dem Geſamtgute Befriedigung 
verlangen können. Geſamtgutsverbindlichteiten der ehelichen Gütergemeinſchaft val. A 4. 

3. Alle Verbindlichkeiten des überlebenden Ehegatten find Geſamtgutsverbindlichkeiten 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Es macht keinen Unterſchied, ob die Verbindlichkeiten 
vor oder nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtanden ſind und ob ſie 
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im erſteren Falle auf dem ehelichen Geſamtgute — ſei es im Verhältniſſe der Ehegatten zu 
dem Gläubiger, ſei es im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander — laſteten oder nicht. 

4. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit der ehelichen Gütergemeinſchaft § 1459 
A 5, S 1475 A 1. Geſamtgutsverbindlichkeiten der ehelichen Gütergemeinſchaft waren alle 
Verbindlichkeiten des Mannes ferner diejenigen Verbindlichkeiten der Frau, die nicht von 
den Ausnahmevorſchriften der 88 1460—1462 betroffen wurden (8 1450 Abſ 1). Für die von 
den genannten Ausnahmevorſchriften betroffenen Verbindlichkeiten der Frau haften, wenn 
der Mann die Frau überlebt, ihre Erben mit dem Nachlaſſe der Frau (Vorbehalts und Sonder⸗ 
gut), falls ſie die Erbſchaft nicht ausſchlagen. Wird der Mann Erbe der Frau, ſo werden die 
mit der Erbſchaft übernommenen Schulden der Frau als jetzige Verbindlichkeiten des Mannes 
Geſamtgutsverbindlichkeiten. Dem Manne ſteht jedoch nach § 1488 Abſ 2, §8 1975 ff. die 
Möglichkeit offen, die Mithaftung des Geſamtguts neben der Haftung des Nachlaſſes aus⸗ 
zuſchließen. Die Verbindlichkeiten der anteilsberechtigten Abkömmlinge ſind niemals 
Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 

5. Im Falle der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft iſt zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamt⸗ 
gut ein gegen den überlebenden Ehegatten ergangenes Urteil erforderlich und genügend 
(8 745 Abi 1 ZPO). Vgl. auch 8 744 ZPO. Wird über das Vermögen des überlebenden Ehe⸗ 
gatten der Konkurs eröffnet, ſo gehört das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
zur Konkursmaſſe (ebenſo BayObech in OLG 33, 341), und es findet eine Auseinander⸗ 
ſetzung wegen des Geſamtguts zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und den Abkömm⸗ 
lingen nicht ſtatt (8 2 Abſ 1, 3 KO). Durch das Konkursverfahren über das Vermögen eines 
Abkömmlings wird das Geſamtgut nicht berührt (8 2 Abſ 2, 3 KO). Auf das Konkursverfahren 
über das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft finden die 88 214—234 K O (Nach: 
laßkonkurs) entſprechende Anwendung (§ 236 KO). 


8 1489 


1) Für die Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft?) haftet der überlebende Ehegatte perſönlich'). 

Soweit die perſönliche Haftung den überlebenden Ehegatten nur infolge 
des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft trifft“), finden die für 
die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten geltenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Anwendung“); an die Stelle des Nachlaſſes tritt das 
Geſamtgut in dem Beſtande, den es zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft hate). 

Eine perſönliche Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge für die 
Verbindlichkeiten des verſtorbenen oder des überlebenden Ehegatten wird 
durch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht begründet“). 

E I 1384 Abſ 1 Satz 2 Halbſ 2, 1399 Abſ 2 II 1400; M 4 438, 463; P 4 336 ff.; 6 295. 


1. Während § 1488 von! der Haftung des Geſamtguts handelt, wird im § 1489 die 
perſönliche Haftung des überlebenden Ehegatten und der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge 
in ihrer Eigenſchaft als Teilhaber an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geregelt. Soweit 
die Teilhaber noch in einer andern Eigenſchaft in Betracht kommen, z. B. als Erben des ver⸗ 
ftorbenen Ehegatten, wird ihre rechtliche Stellung nicht durch $ 1489, ſondern durch die all. 
gemeinen Vorſchriften beſtimmt. Vgl. § 1483 A 5, 6, 8 1488 A 4. 

2. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 8 1488 
A 2. Ihren Umfang beſtimmt § 1488. Vgl. $ 1488 A 3, 4. 

3. Dieſe perſönliche Haftung tritt mit dem Beginne der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
(8 1483 A 4) ohne weiteres ein und dauert — unbeſchadet der Schutzvorſchrift des § 1489 Ab] 2 — 
über den Zeitpunkt der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft hinaus. Abweichung 
von § 1459 Abſ 2 Satz 2. 

4. Der Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft muß, wie ſich aus dem Wörtchen 
„nur“ ergibt, der alleinige Grund für die perſönliche Haftung des überlebenden Ehegatten 
ſein. War feine perſönliche Haftung ſchon vor dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
begründet, z. B. aus einer unerlaubten Handlung (5 1463 Nr 1), und erloſch die Haftung nicht 
mit Beendigung der Gütergemeinſchaft, wie im Falle des § 1459 Abſ 2, fo ift die Anwendung 
des § 1489 Abs 2 ausgeſchloſſen. Gleiches gilt von den Verbindlichkeiten, für die der über⸗ 
lebende Ehegatte als Erbe des verſtorbenen Ehegatten haftet. Dabei iſt es ohne Belang, 
daß dieſe Verbindlichkeiten nach § 1488 auch Geſamtgutsverbindlichkeiten find, 

5. Die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten wird in den 88 19672017 
geregelt. Die entſprechende Anwendung dieſer Vorſchriften gereicht ſowohl dem überlebenden 
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Ehegatten als auch denjenigen Geſamtgutsgläubigern, denen der überlebende Ehegatte beim 
Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht perſönlich haftet, zum Schutze. Vor allem 
können ſowohl der überlebende Ehegatte als auch jeder der genannten Gläubiger nach 8 1975 
die Geſamtgutsverwaltung oder den Geſamtgutskonkurs beantragen. Sie erreichen 
dadurch die Beſchränkung der Haftung des überlebenden Ehegatten auf das Geſamtgut und 
ſomit die weiteren Vorteile 1. der überlebende Ehegatte: daß ſein nicht zum Geſamtgute 
gehörendes Vermögen dem Zugriffe der genannten Gläubiger entzogen wird, 2. die genannten 
Gläubiger: daß ſie Befriedigung aus dem Geſamtgute unter Ausſchließung derjenigen 
Geſamtgutsgläubiger erlangen, die nicht ſchon Geſamtgutsgläubiger der ehelichen Güter 
gemeinſchaft waren ſondern denen nur infolge des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
das Geſamtgut haftet. Inſoweit die perſönliche Haftung des überlebenden Ehegatten ſchon 
vor dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft begründet war, wird fie durch den Geſamt. 
gutskonkurs überhaupt nicht berührt. Ferner ſteht dem überlebenden Ehegatten gemäß $ 1970 
das Recht des Aufgebots der Geſamtgutsgläubiger, denen er beim Eintritte der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft nicht perſönlich haftet, ſowie gemäß § 1990 das Recht zu, bei unzureichen⸗ 
dem Geſamtgute unter Herausgabe desſelben die Befriedigung der genannten Geſamt⸗ 
gutsgläubiger zu verweigern. Verſäumt der überlebende Ehegatte die Inventarfriſt 
(8 1994), ſo verliert er allen Geſamtgutsgläubigern gegenüber das Recht, ſeine Haftung zu 
beſchränken. Wegen Geltendmachung der beſchränkten Haftung im Rechtsſtreit und Zwangs⸗ 
vollſtreckungsverfahren vgl. 8 786 ZPO. — Wegen Schadenserſatzpflicht des über⸗ 
lebenden Ehegatten dem Geſamtgutsgläubiger gegenüber, wenn er die im $ 1980 über 
den Nachlaßkonturs und das Gläubigeraufgebot erteilten Vorſchriften aus Fahr⸗ 
läſſigkeit unbeachtet laßt, vgl. Seuff 73 Nr 205. 

6. Da der Beſtand a des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ($ 1483 
A 4) maßgebend ift, fo ſcheidet das vom überlebenden Ehegatten ſpäter Erworbene (das ſonſt 
zum Geſamtgute gehört, $ 1485 A 4) in dieſem Falle aus. Im übrigen beſtimmt ſich der 
Beſtand nach $ 1485 Abſ 1. Vgl. auch 8 1978 Uhl 2. 

7. Keine perſönliche Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge (8 1483 A 3). 
Sie muſſen ſich zwar die Berichtigung der Geſamtgutsverbindlichkeiten der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinfchaft (3 1488) aus dem Geſamtgute, mithin auch aus ihren Anteilen am Geſamtgute 
(81483 Abſ 1), gefallen laſſen, aber weitergehende Verpflichtungen erwachſen ihnen aus der 
Fortſeung der Gutergemeinſchaft nicht. Bal. auch $ 1487 Ab 1, 81483 Abſ 2. Etwas anderes 
iſt es, wenn den Abkömmling ein beſonderer Verpflichtungsgrund trifft, z. B. als Erben des 


verſtorbenen Ehegatten oder aus einer unerlaubten andlung. 2 älle b erner 
SS 1480, 1500 4504 Handlung. Andere Fälle betreffen f 


8 1490 


) Stirbt ein anteilsberechtigter Abkömmlinge), jo gehört ſein Anteil an 
dem Geſamtgute nicht zu ſeinem Nachlaſſe). Hinterläßt er Abkömmlinge, 
die anteilsberechtigt') ſein würden, wenn er den verſtorbenen Ehegatten 
nicht überlebt hätte, ſo treten die Abkömmlinge an ſeine Stelle. Hinter⸗ 
läßt er ſolche Abkömmlinge nicht, jo wächſt ſein Anteil den Übrigen anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlingen und, wenn ſolche nicht vorhanden ſind, dem 
überlebenden Ehegatten an'). 3 

E 1 1397 Abſ 2 II 1395; M 4 456 ff.; P 4 316. 


1. Die Bestimmungen im 8 1490 entfprechen dem Weſen der Gütergemeinſchaft. Die 
Eltern gelten den Kindern gegenüber als an Einheit. u kanns der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft hat die Natur des Hausvermögens (8 1483 A 4). Es findet eine Gemein: 
ſchaft auf Gedeih und Verderb ſtatt. Fremde Perſonen (nicht einmal die Witwe eines ber- 
ſtorbenen Abkömmlings) dürfen an der Gemeinſchaft nicht teilnehmen. Dieſe bleibt auf den 
überlebenden Ehegatten, die gemeinſchaftlichen Abkzmmlinge und deren Abkömmlinge be- 
5 EN wird erſt mit dem Tode des überlebenden Ehegatten die Gemeinſchaft 
gelöſt (M 4, 8 

2. Anteilsberechtigter Abkömmling 81483 A 3. 

3. Unvererblichkeit des Anteils. Da der Anteil eines verſtorbenen anteilsberechtigten 
Abkönimlings nicht zu feinem Nachlaffe gehört, fo kann er ſich auch nicht vererben, weder 
im Wege der geſetzlichen Erbfolge noch durch Teſtament. Mit der Unvererblichkeit würde 
auch eine letztwillige Belastung des Anteils unvereinbar fein (81518). Zum Nachlaſſe des 
Abkömmlings gehört nur ſein übriges Vermögen. Dieſes vererbt ſich nach den allgemeinen 
erbrechtlichen Grundsätzen und haftet nicht für die denen Abi während 
anderſeits das Geſamtgut nicht für die Verbindlichkeiten des verſtorbenen Abkömmlings haftet. 
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4. Zu den Abkömmlingen eines Anteilsberechtigten, die anteilsberechtigt ſein würden 
(A 1), gehören auch ſolche Abkömmlinge, die nach dem Tode des verſtorbenen Ehegatten ge⸗ 
boren find ($ 1503 Abi 1), ſowie ſolche Abkömmlinge, die zur Zeit des Todes des verſtorbenen 
Abkömmlings zwar noch nicht geboren, aber bereits erzeugt waren. § 1923 Abſ 2 iſt entſvrechend 
anwendbar. Vgl. auch § 1482 A 2. 

5. Anwachſung. Den Beſtimmungen in $ 1490 Satz 2 u. 3 liegt der Gedanke zugrunde, 
als ſei der verſtorbene Ehegatte im Zeitpunkte des Todes des verſtorbenen Abkömmlings ge⸗ 
ſtorben und beſtimme ſich nach dieſem Zeitpunkte die Teilnahme an der fortgeſetzten Güter 
gemeinſchaft (M 4, 459). Vereinigen ſich alle Anteile in der Hand des überlebenden Ehegatten, 
ſo endigt die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. 


8 1491 


1) Ein anteilsberechtigter Abkömmling?) kann auf ſeinen Anteil an dem 
Geſamtgute verzichten. Der Verzicht erfolgt durch Erklärung gegenüber?) 
dem für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten zuſtändigen Gerichte‘); 
die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Forms) abzugeben. Das Nach⸗ 
laßgericht ſoll die Erklärung dem überlebenden Ehegatten und den übrigen 
anteilsberechtigten Abkömmlingen mitteilen). 

Der Verzicht kann auch durch Vertrag mit dem überlebenden Ehegatten 
und den übrigen anteilsberechtigten Abkömmlingen erfolgen. Der Vertrag 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung“). 

Steht der Abkömmling unter elterlicher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
ſchaft, ſo iſt zu dem Verzichte die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
erforderlichs). 

Der Verzicht hat die gleichen Wirkungen, wie wenn der Verzichtende zur 
Zeit des Verzichts ohne Hinterlaſſung von Abkömmlingen geſtorben wäre). 

E 1 1398 Abſ 1—3 II 1396; M 4 460; P 4 316; 5 443; 6 898. 


1. Der $ 1491 handelt von dem Verzicht eines anteilsberechtigten Abkömmlings auf 
ſeinen Anteil am Geſamtgnute, ſetzt alſo voraus, daß die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft bereits 
eingetreten iſt. Dagegen behandelt der $ 1517 den Fall, in welchem ein gemeinſchaftlicher 
Abtömmling auf ſeinen Anteil am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verzichtet, 
bevor die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft eingetreten ift. Im Falle des 8 1491 kann der Verzicht 
ſowohl durch einſeitige Erklärung als auch durch Vertrag erfolgen. Er wirkt in jedem Falle 
des 9 1491 dinglich, d. h. die Abkömmlinge des Verzichtenden ſind an den Verzicht gebunden. 
Die Vorſchrift hilft einem dringenden Bedürfnis ab, denn ſie eröffnet dem Abkömmlinge, 
der ſich verheiraten oder ſelbſtändig machen will, trotz der Unveräußerlichkeit des Anteils 
(88 1442, 1487) die Möglichkeit, ſich die dazu nötigen Mittel in Geſtalt einer Abfindung für 
den Verzicht zu verſchaffen (M 4, 460). Wegen Anrechnung der für den Verzicht gewährten 
Abfindung vgl. 8 1501. — Verzicht erfordert begrifflich nicht das Fehlen einer Gegenleiſtung 
für die Aufgabe des Rechtes (RG 75, 259). 

2. Anteilsberechtigter Abkömmling 8 1490 A 2. 

3. Da die Erklärung „gegenüber“, nicht „vor“ dem Nachlaßgericht erfolgt, kann ſie auch 
ſchriftlich eingereicht werden. Vgl. auch § 130 Abſ 3 (Beginn der Wirkſamkeit). 

4. Zuständiges Nachlaßgericht 88 72, 73 FGG, Art 147 EG. Ahnliche Vorſchriften 8 1945 
Abſ 1 (Ausſchlagung einer Erbschaft), § 1342 (Anfechtung einer Ehe). 

5. Offentlich beglaubigte Form § 129 BGB, 88 167, 183 FGG. 

6. Die Mitteilung iſt nur durch eine Soll- oder Ordnungsvorſchrift, deren Verletzung 
die Wirkſamkeit des Verzichts nicht berührt, angeordnet. Für die Form der Mitteilung er⸗ 
ſcheint $ 16 FGG, der ſich auf Bekanntmachung gerichtlicher Verfügungen bezieht, nicht 
maßgebend. 

7. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 88 128, 152 BGB, Art 141 EG, 88 167ff. 
FGG 


8. Der Verzicht kann auch durch einen Vertreter erklärt werden. \ 

9. Die Beſtimmung im $ 1491 Abſ 4 hat zur Folge, daß die Beſtimmung im $ 1490 Sat 3 
zur Anwendung gelangt. Hierin zeigt ſich die dingliche Wirkung des Verzichts (8 1). Dieſe 
kann auch nicht durch Vertrag ausgeſchloſſen werden (8 1518). Unzulaſſig iſt es, zugunſten 
anderer als der nach $ 1490 Satz 3 berechtigten Perſonen zu verzichten oder den Verzicht 
i a des Anteils am Geſamtgute zu beſchränken. Verwandte Vorſchrift 8 2349 

rbverzicht). 
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8 1492 


) Der überlebende Ehegatte kanne) die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
jederzeit aufheben“). Die Aufhebung erfolgt durch Erklärung gegenüber 
dem für den Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten zuſtändigen Gerichte; die 
Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben. Das Nachlaß⸗ 
gericht ſoll die Erklärung den anteilsberechtigten Abtömmlingen und, wenn 
der überlebende Ehegatte geſetzlicher Vertreter eines der Abkömmlinge iſt, 
dem Vormundſchaftsgerichtee) mitteilen. 

Die Aufhebung kann auch durch Vertrag zwiſchen dem überlebenden 
Ehegatten und den anteilsberechtigten Abkömmlingen erfolgen. Der Ver⸗ 
trag bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. 

Steht der überlebende Ehegattes) unter elterlicher Gewalt oder unter 
Vormundſchaft, ſo iſt zu der Aufhebung die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderliche). 

EI 1403 Nr 4, 5 II 1403; M4 468; P 4 342; 6 288. 

1. Die ſertgefetzte Gütergemeinſchaft iſt eine zugunſten des überlebenden Ehegatten 
geſchaffene Einrichtung. Er kann daher die mit dem Tode des einen Ehegatten von ſelbſt 
eintretende (8 1483 A 4) Jortſetzung der Gütergemeinſchaft gemäß § 1484 innerhalb einer 
beftimmten Stift ablehnen (8 1484 A 4—8) und nach $ 1492 die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
— ſei es durch einſeitige Erklarung, ſei es durch Vertrag — aufheben. Im einzelnen iſt 
das Aufhebungsrecht des überlebenden Ehegatten ähnlich wie das Verzichtsrecht des Abkömm⸗ 
lings ($ 1492) geordnet. Es wird daher auf die Erl zu 8 1492 verwieſen. Nach der Auf⸗ 
hebung kann die fortgeſetzte Guütergemeinſchaft nicht wiederhergeſtellt werden. 

2. Im Falle des $ 1498 (bevorſtehende Wiederverheiratung) ift der überlebende Ehegatte 
ſogar verpflichtet, die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft aufzuheben 

3. Die Aufhebung iſt nur der Geſamtheit der Abkömmlinge gegenüber, nicht bloß einzelnen 


Abkömmlingen gegenüber, ſtatthaft. Val. dagegen $ 1491 A 1 (Verzicht eines Abkömmlings 
gegen Abfindung, MA, 464). 

14. Zuſtändiges Vormundſchaftsgericht 98 35, 43 Fg. Dieſes erhält durch die Mit ; 
teilung Anlaß, für die Beſtellung eines Pfügers der die Rechte des Abkömmlings bei der 
Auseinanderſetzung wahrnimmt, zu forgen (§ 1909. 

Von einem Abkömmlinge gilt 8 1492 Abſ 3 nicht. h 
Ginflanee Vorſchrift des $ 1492 Abs 3 ſteht mit der Vorſchrift des § 1484 Ab] 2 Satz 2 im 
0 2. 


7. In das Güterrechtsregiſter wird die Aufhebung der fort i inſchaft 
EB Alt . geſetzten Gütergemeinſch 
ebenſowenig wie ihr Eintritt eingetragen (8 1485 N Dr g 


8 1493 


Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft endigt!) mit der Wiederverheiratung 
des überlebenden Ehegatten. 1 

Der überlebende Ehegatte hat, wenn ein anteilsberechtigter Abkömm⸗ 
ling minderjährig iſt oder bevormundete) wird, die Abſicht der Wieder⸗ 
verheiratung dem Vormundſchaftsgerichts) anzuzeigen, ein Verzeichnis“ 
des Geſamtguts einzureichen, die Gütergemeinſchaft aufzuheben‘) und die 
Augeinanderſetzung) herbeizuführen. Das Vormundſchaftsgericht kann ge⸗ 
ſtatten, daß die Aufhebung der Gütergemeinſchaft bis zur Eheſchließung 
unterbleibt“) und daß die Auseinanderſetzung erſt ſpäter erfolgte). 

ET 1403 Nr 2, 1404 II 1404; M 4 466, 4703 P 4 842, 

1. Die Beendigung der fortgeſetzten Guͤtergemeinſchaft tritt mit der Wiederver⸗ 
heiratung des überlebenden Ehegatten kraft Geſetzes ein und kann von den Ehegatten 
weder letztwillig, noch durch Vertrag ausgeſchloſſen werden (8 1518). Der wiederverheiratete 
Ehegatte iſt nunmehr zur Auskehrung des den gemeinſchaftlichen Abkömmlingen gebührenden 
Scyichtteils — unbeſchadet des elterlichen Nußnießungsrechts 88 1649, 1686 — verpflichtet. 
Eine kraft Geſetzes eintretende Einkindſchaftung der Abkömmlinge in die neue Ehe kennt 
das BGB nicht. 
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2. Oder wenn der Abkömmling unter Pflegſchaft ſteht (8 1915). Nicht erforderlich iſt, 
daß der überlebende Ehegatte der Gewalthaber, Vormund bzw. Pfleger des Abkömmlings 
iſt. Die ähnlichen Verpflichtungen, die den überlebenden Ehegatten als Gewalthaber, Vor⸗ 
mund bzw. Pfleger aus 88 1669, 1686, 1845, 1897, 1915 treffen, bleiben unberührt. 

3. Zuſtändiges Vormundſchaftsgericht 88 35, 43 FGG, Art 147 EG. 

4. Die Beſtimmung, daß ein Verzeichnis des Geſamtguts einzureichen ſei, ſchließt ſich 
an die ähnlichen Beſtimmungen in $$ 1669, 1845, 1314 an (M 4, 471). Vgl. auch $ 1640. 
Zum Geſamtgute gehören auch die Geſamtgutsverbindlichkeiten. Das Verzeichnis iſt dazu 
deſtimmt, eine Überlicht über das der Schichtung zugrunde zu legende Geſamtgut zu gewähren 
und künftige Ermittlungen zu erſparen. Dieſem Zwecke entſprechend muß das Verzeichnis 
richtig und vollſtändig ſein, insbeſondere auch eine Überſicht des Schuldenſtandes enthalten 
(a. M. Planck, Staudinger). Das Vormundſchaftsgericht kann die Vervollſtändigung des 
Verzeichniſſes mittelbar dadurch erzwingen, daß es von der Befugnis des 8 1493 Abſ 2 Satz 2 
keinen Gebrauch macht, ſolange das Verzeichnis ungenügend iſt. Vgl. A 8. 

5. Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erfolgt nach Maßgabe des § 1492. 
Nach bewirkter Aufhebung kann die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht wiederhergeſtellt 
werden, ſelbſt wenn die Wiederverheiratung unterbleibt (8 1492 A 1). 

6. Die Aus einanderſetzung wird nach Maßgabe der $$ 14971506 bewirkt. — Der 
wiederheiratende Gewalthaber braucht ſich mit ſeinem minderjährigen Kinde nicht aus⸗ 
einanderzuſetzen, wenn der verſtorbene Ehegatte ihn zum Vorerben und das Kind zum 
Nacherben mit der Maßgabe eingeſetzt hat, daß die Nacherbfolge bei der Wiederheirat 
eintreten ſoll; er hat aber auf ſeine Koſten dem ee ee ein Verzeichnis 
einzureichen, in das nicht nur das Nacherbrecht des Kindes als ſolches, ſondern auch die 
einzelnen Gegenſtände des Nachlaſſes aufzunehmen find (KGJ 43, 38). 

7. Fortdauer der Gütergemeinſchaft. Geſtattet das Vormundſchaftsgericht, daß die 
Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft bis zur Eheſchließung unterbleibt, ſo endigt 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gemäß § 1493 Abſ 1 von ſelbſt mit der Eheſchließung. 

8. Aufſchiebendes Ehehindernis. Nach 8 1314 Abſ 2 darf im Falle des 8 1493 Abſ 2 
der überlebende Ehegatte eine Ehe erſt eingehen, nachdem ihm das Vormundſchaftsgericht ein 
Zeugnis darüber erteilt hat, daß er die im § 1493 Ubf 2 bezeichneten Verpflichtungen er⸗ 
füllt hat oder daß fie ihm nicht obliegen. Vgl. Erl zu $ 1314. 


8 1494 


Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft endigt!) mit dem Tode des über⸗ 
lebenden Ehegatten. 

Wird der überlebende Ehegatte für tot erklärt, ſo endigt die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilt) “). 


E I 1403 Nr 1 II 1405; M 4 466, 474; P 4 348, 


1. Die Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt mit dem Tode des über⸗ 
lebenden Ehegatten kraft Geſetzes ein und kann von den Ehegatten weder letztwillig noch 
durch Vertrag ausgeſchloſſen werden ($ 1518). Aus dem Zwecke der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft, das gemeinſchaftliche Familienvermögen zugunſten des überlebenden Ehegatten 
zufſammenzuhalten (8 1483 A 4), ergibt ſich, daß über den Tod des letztlebenden Ehegatten hinaus 
eine Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nicht ſtattfinden kann. Vgl. § 1490 (Tod eines Ab⸗ 
kömmlings). 

2. Welcher Zeitpunkt als Zeitpunkt des Todes zu gelten hat, wird gemäß 818 Abſ 2 BG 
und 8 970 Abſ 2 BPO im Todeserklärungsurteile feſtgeſtellt. Bei der Beendigung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft verbleibt es, auch wenn der Mann die Todeserklärung über 
lebt. Wird aber infolge einer Anfechtungsklage die Todeserklärung aufgehoben oder eine 
andere Todeszeit feſtgeſtellt, To tritt die der wirklichen Sachlage entſprechende Beurteilung ein. 
Gleiches gilt, wenn ſich die Sterbeurkunde als falſch erweiſt. Der § 1494 Ab] 2 entipricht 
dem § 1420. — Vgl. auch die Bek. über die Todeserklärung Kriegsverſchollener v. 18. 4. 16 
(RGBl 327) und dazu Dronke in JW 1916, 637. 

3. Die Auseinanderſetzung erfolgt in den Fällen des § 1494 nach Maßgabe der 88 1497 
bis 1506. Der Anteil des verstorbenen Ehegatten am Geſamtgute der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft gehört zu deſſen Nachlaß und vererbt ſich nach den allgemeinen erbrechtlichen 
Grundsätzen. — Im Falle der Eröffnung des Konkurſes gehört nicht das Geſamtgut, ſondern 
nur der Anteil des Ehegatten am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zur Konkurs⸗ 
maſſe (BayObL& in OLG 33, 341). 
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8 1495 


1) Ein anteils berechtigter Abkömmling') kann gegen den überlebenden 
Ehegatten auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagens): 

1. wenn der überlebende Ehegatte ein Rechtsgeſchäft der in den 88 1444 
bis 1446 bezeichneten Art ohne Zuſtimmung des Abkömmlinges vor⸗ 
genommen hat?) und für die Zukunft eine erhebliche Gefährdungs) 
des Abkömmlinges zu beſorgen iſt; 

2. wenn der überlebende Ehegatte das Geſamtgut in der Abſicht, den 
Abkömmling zu benachteiligen, vermindert hat; 

3. wenn der überlebende Ehegatte ſeine Verpflichtung, dem Abkömmling 
Unterhalt zu gewähren, verletzt hat und für die Zukunft eine erhebliche 
Gefährdung“) des Unterhalts zu beſorgen iſt; Ey 

4. wenn der überlebende Ehegatte wegen Verſchwendung') entmündigt 
iſt ober wenn er das Geſamtgut durch Verſchwendung erheblich ge⸗ 

ährdets); 

5. Ki der überlebende Ehegatte die elterliche Gewalt über den Ab⸗ 
kömmling verwirkt hat oder, falls ſie ihm zugeſtanden hätte, ver⸗ 
wirkt haben würde“) s). 

E 1 1405 Abſ 1 II 1406; M 4 472; P 4 328, 842. 


1. Der 8 1495 regelt die Fälle, in denen ein anteilsberechtigter Abkömmling die Aufhebung 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch gerichtliches Urteil herbeiführen kann. Andere 
als die im § 1495 aufgeführten Klagegründe find ausgeſchloſſen, z. B. Volljährigkeit, Ver⸗ 
heiratung eines Abtömmlings, Gründung einer eigenen Wirtſchaft. Vgl. 8 1487 A 7 (Aus⸗ 
ſteuer, Ausstattung). Die Vorausſetzungen, unter denen ein anteilsberechtigter Abkömmling 
auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft klagen kann, find im allgemeinen die⸗ 
ſelben, unter denen eine Ehefrau auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft klagen kann ($ 1468). 
Es wird daher auf die Erl zu § 1468 verwieſen. § 1468 Nr 5 kann hier nicht in Frage 
kommen, weil der ſpätere Erwerb der Abkömmlinge nach § 1485 Abſ 2 überhaupt nicht 
zum Geſamtgute gehört und durch Verſchuldung des überlebenden Ehegatten nicht gefährdet 
werden kann. 

2. Anteilsberechtigter Abkömmling § 1490 A 2. Klageberechtigt iſt in den Fällen zu 
Nr 4 je der anteilsberechtigte Abkömmling, in den Fällen zu 1—3 u. 5 derjenige anteils ⸗ 
berechtigte Abkömmling, bei dem der vorausgeſetzte Tatbeſtand vorliegt. 

3. Die Klage auf Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann dadurch ab⸗ 
gewendet werden, daß der überlebende Ehegatte gemäß 8 1492 Abſ 1 die fortgeſetzte Güter ⸗ 
gemeinſchaft aufhebt oder ſich zum Abſchluß eines Aufhebungsvertrags gemäß 8 1492 Ab] 2 
N et wird in dem gewöhnlichen Verfahren ausgetragen. Wirkung des 

rtei . 


4. Verſchulden braucht dem überlebenden Ehegatten nicht beſonders nachgewieſen zu 
werden (8 1468 A 5). 


5. Erhebliche Gefährdung § 1468 A 6. Vgl. RG NW 07, 2326. 

6. Entmündigung wegen Verſchwendung 8 1568 A 9, 10. 

7. Verwirkung der elterlichen Gewalt 8 1680. Dieſem Falle find die in 88 1666, 2334 
vorausgeſetzten Tatbeſtände nicht gleichgeftellt. Durch die Vorſchrift in § 1495 Nr 5 werden 
auch die nicht unter der elterlichen Gewalt des überlebenden Ehegatten ſtehenden Abkömmlinge 
geſchützt. X 

8. Vorläufige Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung erſcheint nicht ſtatthaft. Vgl. § 1418 U 12. 


8 1496 


Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt in den Fällen 
des 8 1495 mit der Rechtskraft des Urteils) ein. Sie tritt für alle Ab⸗ 
kömmlinge ein, auch wenn das urteil auf die Klage eines der Abkömm⸗ 
linge ergangen iſte). 

€ I 1408 Nr 8, 1405 Abſ 2 II 1407; M 4 474 P 4342. 
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1. Das Urteil hat rechtsgeſtaltende Wirkung und kann nicht für vorläufig vollſtreckbar 
erklärt werden. 8 1469 Satz 1 ent[pricht dem § 1418 Abſ 2 u. 8 1470 Abſ 1 Satz 1. Vgl. 8 1418 
A 11, 12. Die Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft tritt zwar erſt mit der Rechts 
kraft des Urteils und nicht ſchon mit der Klageerhebung ein; der Zeitpunkt der Klageerhebung 
ift aber nach 88 1498, 1479 für die Auseinanderſetzung von Bedeutung. 

2. Die übrigen Abkömmlinge find nicht verpflichtet, ſich an dem Rechtsſtreite des klagenden 
Abkömmlings zu beteiligen. Treten ſie ihm als Nebenintervenienten bei, ſo gelten ſie 
als feine Streitgenoſſen im Sinne des § 61 ZPO (8 69 ZPO). 


§ 1497 

Nach der Beendigung!) der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft findet in 
Anſehung des Geſamtguts die Auseinanderſetzung?) ſtatt. 

Bis zur Auseinanderſetzung beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis der 
Teilhaber am Geſamtgute nach den SS 1442, 1472, 14735) 4). 

E I 1406 Abſ 1 II 1408; M 4 475; P 4 344. 

1. Gründe der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ſind: Aufhebung durch 
den überlebenden Ehegatten ($ 1492), Wiederverheiratung des überlebenden Ehegatten 
(§ 1493), Tod oder Todeserklärung desſelben (§ 1494) und Urteil auf Klage eines anteils- 
berechtigten Abkömmlings (88 1495, 1496). In dieſen Fällen iſt eine Auseinanderſetzung 
notwendig. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kann auch dadurch ihr Ende erreichen, daß alle 
Abkömmlinge ſterben oder verzichten. In ſolchen Fällen vereinigt ſich das ganze Geſamtgut 
in der Hand des überlebenden Ehegatten (8 1490 Satz 3, $ 1491 Abſ 4) und es iſt für eine Aus- 
einanderſetzung kein Raum. Letzteres trifft auch dann zu, wenn neben dem überlebenden Ehe⸗ 
gatten nur ein einziger Abkömmling vorhanden iſt, erſterer ſtirbt und von letzterem beerbt wird. 

2. Sowohl der Ehegatte (bzw. deſſen Erben) als auch jeder anteilsberechtigte Abkömmling 
können auf Vornahme der Auseinanderſetzung klagen. Ebenſo $ 1471 Abſ 1 u. $ 730 Abſ 1 
Iſt der überlebende Ehegatte geſetzlicher Vertreter eines Abkömmlings, ſo erhält letzterer für 
die Auseinanderſetzung einen Pfleger. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 
8 1822 Nr 2. Vermittlung der Auseinanderſetzung durch das Amtsgericht 88 99, 193 FGG. 

3. Der Hinweis auf § 1442 ergibt, daß das Rechtsverhältnis der Teilhaber wieder 
wie während der Gütergemeinſchaft und wie nach Beendigung der Gütergemeinſchaft bis 
zur Auseinanderſetzung ($ 1471 Abſ 2) als Gemeinſchaft zur geſamten Hand fort- 
beſteht. — Auch die Beſchränkung der Verfügung der anteilsberechtigten Abkömmlinge 
über ihre Anteile am Geſamtgute ($ 1487) dauert bis zur Erledigung der Auseinander⸗ 
ſetzung fort (Seuffa 72 Nr 192). Der Hinweis auf § 1472 ergibt, daß die Verwaltung 
des Geſamtguts dem überlebenden Ehegatten (bzw. deſſen Erben) und den anteilsberech 
tigten Abkömmlingen gemeinſchaftlich zuſteht. Was der überlebende Ehegatte erwirbt, 
fällt nicht mehr wie während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (§ 1485 Abf 1 Halbſ 2) 
in das Geſamtgut. Dagegen wird das unter den Vorausſetzungen des § 1473 Erworbene 
Geſamtgut. — Der anteilsberechtigte Abkömmling kann auf ſeinen Anteil am Geſamtgute 
verzichten. Die Ausnahmevorſchrift des § 1491 gilt auch für die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft, wenngleich fie im § 1497 Abſſ 2 nicht ausdrücklich erwähnt iſt (BayObLG in SeuffA 72 
Nr 192). — Da für die Zeit nach Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft das Ver⸗ 
waltungsrecht allen Teilhabern der Gemeinſchaft gemeinſchaftlich zuſteht, ſo würde ein 
Teilhaber, der ſich die alleinige Verwaltung anmaßt, den übrigen Teilhabern nach 88 681, 
666 auskunfts- und rechenſchaftspflichtig werden, und zwar nicht nur der Geſamtheit der 
übrigen Teilhaber, ſondern in ſinnentſprechender Anwendung des 8 2039 auch jedem ein- 
zelnen Teilhaber (RG 2. 5. 12 IV 468/11). . 

4. Nach § 860 Abſ 2 ZPO find nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
die Anteile des überlebenden Ehegatten und der Abkömmlinge am Geſamtgute zugunſten 
der Gläubiger der Anteilsberechtigten pfändbar, nicht aber die Anteile an den einzelnen 
Geſamtgutsgegenſtänden. Die pfändbaren Anteile gehören im Falle der Konkurseröffnung 
zur Konkursmaſſe. Wegen der Zwangsvollſtreckung vgl. 8 745 Abſ 2 BRD. 


8 1498 


1) Auf die Auseinanderſetzung finden die Vorſchriften der SS 1475, 1476, 
des § 1477 Abſ 1 und der SS 1479 bis 1481 Anwendung!); an die Stelle 
des Mannes tritt der überlebende Ehegatte, an die Stelle der Frau treten 
die anteilsberechtigten Abkömmlinge. Die im § 1476 Abſ 2 Satz 2 bezeich⸗ 


nete Verpflichtung beſteht nur für den überlebenden Ehegatten. 3) 
E 1 1406 Abſ 1, 2, 4, 6, 1407 Abſ 1 II 1409; M 4 475 ff.; P 4 344; 6 289. 
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1. Die Auseinanderſetzung (Schichtung) erfolgt nach Beendigung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft weſentlich ebenſo wie nach Beendigung der Gütergemeinſchaft. An die Stelle 
des Mannes tritt der überlebende Ehegatte, an die Stelle der Frau treten die anteilsberechtigten 
Ehegatten, ein Grundſatz der auch bereits im § 1487 Abſ 1 zur Anerkennung gelangt iſt. Ab 
weichende Anordnungen find den Ehegatten verſagt ($ 1518). Dies ſchließt nicht aus, daß ſich 
ſämtliche Beteiligte über abweichende Grundſätze einigen. Vgl. ferner 8 1494 A 3 u. 8 1497 
A 2, 3. Letztwillige Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten 88 15111516. 

2. 8 1475 beſtimmt, daß aus dem Geſamtgute zunächſt die Geſamtgutsverbindlichkeiten 
zu berichtigen find und daß das Geſamtgut, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzen ift. Bei 
Unzulänglichkeit des Geſamtguts tritt verhältnismäßige Befriedigung ein. § 1475 Abſ 2 
findet in 88 1499, 1500 feine Ergänzung. Der etwaige Überſchuß gebührt nach 8 1476 dem über⸗ 
lebenden Ehegatten zur Hälfte und den anteilsberechtigten Abkömmlingen zur Hälfte. Un⸗ 
berückſichtigt bleiben das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten an dem Anteile des 
verſtorbenen Ehegatten, ſowie dasjenige, was einſeitigen Abkömmlingen aus dem Geſamtgute 
ausgekehrt worden iſt ($ 1483 A 7). Dieſe Nichtberückſichtigung erſcheint als eine billige Aus. 
gleichung dafür, daß die anteilsberechtigten Abkömmlinge wegen ihrer Erb- und Pflichtteils⸗ 
anſprüche nach dem verſtorbenen Ehegatten nicht ſchon bei deſſen Tode, ſondern infolge der 
Fortſetzung der Gütergemeinſchaft erſt bei deren Beendigung ſchadlos gehalten werden (M 4 
S. 478, 479). Mehrere anteilsberechtigte Abkömmlinge teilen die ihnen zufallende Hälfte nach 
Vorſchrift des § 1503. Erſatzverbindlichkeiten werden nach § 1476 Ab} 2 Satz 1 dem Schuldner 
auf ſeinen Teil angerechnet. § 1476 Abſ 2 Satz 2 bezieht ſich nicht auf die Abkömmlinge (5 1498 
Satz 2), weil ihre perſönliche Haftung nach § 1489 Abſ 3 durch die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
überhaupt nicht begründet wird. Vgl. jedoch auch 8 1489 A 7. Nach 8 1477 Abſ 1 wird der 
Überſchuß nach den Vorſchriften über die Gemeinſchaft geteilt. An Stelle des § 1477 Abſ 2 
treten die 58 1502, 1515 (Ubernahmerecht). Das im § 1479 eingeräumte Recht, den Zeitpunkt 
der Rechtshängigkeit der Aufhebungsklage zur Grundlage für die Auseinanderſetzung zu 
wählen, kann von den Abkömmlingen nur gemeinſchaftlich ausgeübt werden, denn die 
Auseinanderſetzung erfordert die Beobachtung einheitlicher Grundſätze allen Abkömmlingen 
gegenüber. Entſprechend § 1502 Abſ 2 Satz 2 (Übernahmerecht der Abkömmlinge). Die 
SS 1480, 1481 regeln die Folgen der Nichtberichtigung einer Geſamtgutsverbindlichkeit, und 
zwar $ 1480 die Haftung gegenüber den Glaubigern und § 1481 die Haftung der Schuldner 
untereinander. Wie bei der ehelichen Gütergemeinſchaft der Ehemann gegenüber der Che⸗ 
frau die Einbuße zu tragen hat ($ 1481 A 4), jo muß auch bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
der überlebende Ehegatte den Abkömmlingen gegenüber die Einbuße tragen. Letztere ſind 
ſogar inſofern günſtiger als die Ehefrau geſtellt, als fie auch wegen der ihnen nach 8 1500 zur 
Laſt fallenden Verbindlichkeiten dem überlebenden Ehegatten nicht verſönlich haften, ſondern 
15 nur Anrechnung auf ihren Anteil gefallen laſſen müſſen. Dies muß auch für den Fall 
er . 2 gelten. Die Haftung der anteilsberechtigten Abkömmlinge untereinander 

3. Die Auseinanderſetzung (Schichtung) hat nicht die Bedeutung einer ſog. Todteilung. 
Erb und Pflichtteilsrechte der abgeſchichteten pine bleiben gehe he dem über⸗ 


lebenden Ehegatten und Geſchwiſtern berül ) 1 un. 
nie ßungsrecht berührt. ſchwiſtern unberührt. Ebenſowenig wird das elterlich t 


S 1499 
5 Re der Auseinanderſetzung fallen dem überlebenden Ehegatten zur 
aſtꝰ): 

1. die ihm bei dem Eintritte der ſortgeſetzten Gütergemeinſchaft ob⸗ 
liegenden Geſamtgutsverbindlichteiten, für die das eheliche Geſamt⸗ 
gut nicht haftete') oder die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
ihm zur Laſt fielen“); 

2. die nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtandenen 
Geſamtgutsverbindlichteitens), die, wenn ſie während der ehelichen 
Gütergemeinſchaft in ſeiner Perſon entſtanden wären, im Ver⸗ 
hältniſſe der Ehegatten zueinander ihm zur Laſt gefallen ſein 
würden“); 5 

3. eine Ausſtattung, die er einem anteils berechtigten Abkömmling über 
das dem Geſamtgut entſprechende Maß hinaus oder die er einem nicht 
anteilsberechtigten Abkömmlinge verſprochen oder gewährt hat“) s)). 

E I 1400 Abs 2 Nr 1, 2, Abſ 3, 1401; II 1401; M 4 464; P 4 339 ff. 
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1. Die 88 1499, 1500 regeln die Frage, ob bei der Auseinanderſetzung eine Verbindlich⸗ 
keit dem überlebenden Ehegatten oder den anteilsberechtigten Abkömmlingen zur Laſt fällt. 
Sie regeln alſo nur das innere Verhältnis der Schichtungsbeteiligten zueinander und laſſen 
das Verhältnis des Geſamtguts zu den Gläubigern ($ 1488) unberührt. Grundſätzlich fallen, 
da die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft wie die Gütergemeinſchaft ihrem Weſen nach eine Ge- 
meinſchaft auf Gedeih und Verderb iſt (§ 1463 A 1), alle Geſamtgutsverbindlichkeiten der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft auch im Verhältniſſe des überlebenden Ehegatten und der 
anteilsberechtigten Abkömmlinge zueinander dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemein ⸗ 
ſchaft zur Laſt. Das BGB läßt dieſen Grundſatz unausgeſprochen und führt in den §8 1499, 
1500 nur die Ausnahmen auf. Die Bedeutung jenes Grundſatzes ergeben im einzelnen 
8 1466 Abſ 2 mit § 1487 (Erſatzanſprüche), § 1475 mit § 1498 (Vorwegberichtigung aus dem 
Geſamtgute) und § 1481 Satz 1 mit $ 1498 (Haftung bei Nichtberichtigung). 5 

2. Fällt die Verbindlichkeit bei der Auseinanderſetzung dem überlebenden Ehegatten 
zur Laſt, fo iſt er nicht berechtigt, die Berichtigung aus dem Geſamtgute der fortgeſetzten Güter ⸗ 
gemeinſchaft zu verlangen (§ 1475 Abſ 2 mit § 1498) und er hat, falls die Berichtigung den- 
noch erfolgt war, entſprechenden Erſatz zum Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
zu leiſten (8 1466 Abſ 1 mit $ 1487). 6 

3. Das ſind die Verbindlichkeiten der Frau als überlebender Ehegattin, für die nach 
88 1460 —1462 das eheliche Geſamtgut nicht haftete. Verbindlichkeiten des Mannes als über · 
lebenden Ehegatten fallen unter dieſe Gruppe nicht, weil das Geſamtgut nach 8 1459 Abſ 1 
für ſeine Verbindlichkeiten ohne Ausnahme haftete. 

& 4. Das find die den 88 1468—1465 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des überlebenden 
egatten. 1 

5. Die vor dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſtandenen Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten ($ 1488 A 8) gehören nicht hierher. 

6. Das find die den §8 1463, 1464 Abf 1 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des über⸗ 
lebenden Ehegatten. 

7. Ausſtattung. Der $ 1499 Nr 3 entſpricht dem § 1465 Abſ 1. Auf die Ausſteuer be⸗ 
zieht ſich die Beſtimmung nicht. Vgl. § 1499 A 3, 8 1487 A 7. Soweit die verſprochene oder 
gewährte Ausſtattung das dem Geſamtgut entſprechende Maß einhält, iſt ſie vom Geſamtgute 
zu tragen. Die Ausgleichung der Abkömmlinge untereinander regelt ſich nach 8 1508. 

8. Die Beweislaſt trifft denjenigen, der behauptet, daß einer der im 8 1499 unter Nr 1—8 
bezeichneten Ausnahmefälle vorliegt. 

9. Wegen der Zuläſſigkeit abweichender Vereinbarungen vgl. 8 1498 A 1. 


8 1500 


1) Die anteilsberechtigten Abkömmlinge müſſen ſich Verbindlichkeiten des 
verſtorbenen Ehegatten, die dieſem im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
zur Laſt fielen?), bei der Auseinanderſetzung auf ihren Anteil inſoweit ans 
rechnen?) laſſen, als der überlebende Ehegatte nicht von dem Erben des 
verſtorbenen Ehegatten Deckung“) hat erlangen können. 

In gleicher Weiſe haben ſich die anteilsberechtigten Abkömmlinge an⸗ 
rechnen“) zu laſſen, was der verſtorbene Ehegatte zu dem Geſamtgute zu 
erſetzen hattes) e) /). 

E I 1400 Abſ 2 Nr 3, Abſſ 8, 4, 1402 Abſ 2 II 1402; M 4 464, 466; P 4 340; 6 287. 


1. Während $ 1499 diejenigen Verbindlichkeiten, welche ausnahmsweise bei der Aus⸗ 
einanderſetung dem überlebenden Ehegatten zur Laſt fallen, aufführt, werden im 
$ 1500 die zu Laſten der Abkömmlinge fallenden Berbindlichteiten behandelt. Vgl. 8 1409 A 1. 
0 2. Das find die den 88 1468—1465 zu entnehmenden Verbindlichkeiten des verſtorbenen 
Ehegatten. 5 

3. Nur Anrechnung auf ihren Anteil müſſen fi die Abkömmlinge gefallen laſſen. Sie 
find alſo einerſeits nicht berechtigt, die Berichtigung der Verbindlichkeit aus dem Geſamtgute 
zu verlangen (§ 1475 Abſ 2 mit $ 1498), und genügen anderſeits, falls die Berichtigung den- 
noch erfolgt war, ihrer Ersatzpflicht durch Anrechnung. Eine perſönliche Erſatzſchuld entſteht 
nicht, da fie nach 8 1489 Abſ 3 perſönlich überhaupt nicht haften, es ſei denn, da fie ein beſon 
derer Verpflichtungsgrund trifft (8 1489 A 7). 

4. Deckung würde der überlebende Ehegatte von den Erben des verſtorbenen Ehegatten 
nur haben verlangen können, wenn letzterer ausreichendes Vorbehalts⸗ bzw. Sondergut 
hinterlaſſen hätte (5 1483 A 5, 6). War ſolche Deckungsmöglichkeit vorhanden, fo find die Ab⸗ 
kömmlinge nicht anrechnungspflichtig, gleichviel ob der überlebende die Deckungsmöglichkeit 
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benutzt hat oder nicht. Dem Falle der wirklich erlangten Deckung ſteht es gleich, wenn und 
ſoweit der verſtorbene Ehegatte vom überlebenden Ehegatten beerbt wird. 

5. Das bezieht ſich auf die Erſatzverbindlichteit aus 8 1466 Abſ 1. 

6. Die Beweislaſt trifft denjenigen, der behauptet, daß einer der im § 1500 bezeichneten 
Ausnahmefälle vorliegt. 

7. Wegen der Zuläſſigkeit abweichender Vereinbarungen vgl. $ 1498 A 1. 


8 1501 


5) Iſt einem anteilsberechtigten Abkömmlinge für den Verzicht?) auf 
ſeinen Anteil eine Abfindung aus dem Gejamtgute?) gewährt worden, jo 
wird ſie bei der Auseinanderſetzung in das Geſamtgut eingerechnet und 
auf die den Abkömmlingen gebührende Hälfte angerechnet“). 

Der überlebende Ehegatte kann mit den übrigen anteilsberechtigten Ab⸗ 
tömmlingen ſchon vor)) der Aufhebung) der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft eine abweichende Vereinbarung“) treffen. Die Vereinbarung bedarf 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundungs); ſie iſt auch denjenigen 
Abkömmlingen gegenüber wirkſam, welche erſt ſpäter in die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft eintreten. 

E I 1398 Abſ 4 II 1897; M 4 460; P 4 316. 


1. Der 5 1501 regelt die Frage, wie die einem anteilsberechtigten Abkömmlinge aus dem 
Geſamtgute für den Verzicht auf feinen Anteil gewährte Abfindung bei der Auseinander- 
ſetzung im Verhältniſſe des überlebenden Ehegatten zu den Abkömmlingen zu verrechnen 
iſt. Mangels ausdrücklicher Beſtimmung würde die Abfindung zur Hälfte von dem über ⸗ 
lebenden Ehegatten und zur Hälfte von den Abkömmlingen zu tragen ſein. Dies wäre dem 
überlebenden Ehegatten gegenüber unbillig, weil der Anteil des infolge Verzichts ausſcheiden⸗ 
den Abkömmlings nur den übrigen Abkömmlingen anwächſt (8 1491 Abſ 4, § 1490 Satz 3). 
Daher iſt im 8 1501 Abſ 1 die für den Regelfall augemeſſene und abänderungsfähige Vor⸗ 
ſchrift erteilt worden. 

„ Nur ein nach Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erklärter Verzicht des Ab⸗ 
kömmlings auf ſeinen Anteil (8 1491) iſt, wie der Zuſammenhang ergibt, gemeint, nicht ein 
vorher geſchloſſener Verzichtsvertrag (5 1517). Verzicht und Abfindung müſſen in dem 
Verhältniſſe von Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen. Ein ſolches Verhältnis liegt bei einem 
einſeitigen Verzichte ($ 1491 Abſ 1) regelmäßig nicht vor. Auf dieſen bezieht ſich 5 1491 nicht. 
Das Geſetz hat vielmehr den Regelfall im Auge daß Verzicht (und Abfindung) durch Vertrag 
des Verzichtenden mit dem überlebenden Ehegatten und den übrigen anteilsberechtigten 
Abkommlingen bedungen worden find, $ 1491 Abſ 2 (a. M. Staudinger und andere Schrift 
ſteller). In dieſem Falle können die Abkömmlinge, die ſich die Abfindung anrechnen laſſen 
müſſen, bei Bemeſſung der Abfindung mitwirken, im andern Falle nicht. Die Anſicht, daß 
ſich die Abtommlinge die Anrechnung jeder, auch der außervertraglich gewährten, noch jo 
hohen Abfindung für einen einſeitigen Verzicht gefallen laſſen müßten, lauft auf eine große 
Unbilfigtett gegenüber den Abkömmlingen hinaus, widerſpricht dem Grundgedanken des 
§ 1499 Nr 3 und ſteht auch nicht mit den Darlegungen der M 4 S. 460, 461 im Einflange. 

3. Nicht unter $ 1501 fällt eine Abfindung, die der überlebende Ehegatte aus feinem 
Vorbehalts oder Sondergut oder die ein Abkömmling, dem der Anteil des Ver⸗ 
zichtenden anwächſt, gewahrt. 


4. Über die Anrechnungspflicht hinaus haften die Abkömmlinge nicht perſönlich. Vgl. 
8 1500 A 3. ben verteilen fie die Laſt nach § 1503 Abi 3. 

5. Die nach der Aufhebung der fortgeſetzten Güt inſchaft getroffene Vereinbarun 
bedarf keiner Form. Vgl. § 1498 A l. Len Veteitigien Het en ſchon beim Abſchluſſe 
des Verzichtsvertrags ($ 1491 Abſ 2) geeignete Nebenabreden zu treffen (M 4, 461). 

6. Gründe der bende der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 8 1497 A 1. 

cr überlebende Ehegatte der geſetzliche Vertreter eines Abkömmlings, ſo mu 
bee eim Pfleger beſtellt werden. San bſchaſtsge be e ee meg il 
nur inſoweit erforderlich, als die Abkömmlinge untereinander die Abfindungslaſt verteilen 
($ 1822 Nr 2, | 1503 Abſ 3). 

8. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 88 128, 152 BGB, Art 141 CO, 
99 167ff. FGG. 
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8 1502 ö 


) Der überlebende Ehegatte iſt berechtigt, das Geſamtgut oder einzelne 
dazu gehörende Gegenſtände gegen Erſatz des Wertes?) zu übernehmen“). 
Das Recht geht nicht auf den Erben über. 

Wird die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft auf Grund des § 1495 durch 
Urteil aufgehoben, ſo ſteht dem überlebenden Ehegatten das im Abſ 1 
beſtimmte Recht nicht zu. Die anteilsberechtigten Abkömmlinge können 
in dieſem Falle?) diejenigen Gegenſtände gegen Erſatz des Wertes?) über⸗ 
nehmend), welche der verſtorbene Ehegatte nach S 1477 Abſ 2 zu übernehmen 
berechtigt ſein würde. Das Recht kann von ihnen nur gemeinſchaftlichs) 
ausgeübt werden“). 

EI 1406 Abſ 5, 1407 Abſ 2, 3 II 1410; M 4 480 ff.; P 4 344, 347. 

1. Bei der Auseinanderſetzung nach Beendigung der Gütergemeinſchaft haben die Ehe ⸗ 
gatten das im 8 1477 Abi 2 beſtimmte Übernahmerecht. Bei der Auseinanderſetzung nach 
Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft haben der überlebende Ehegatte und die 
Abkömmlinge das im § 1502 beſtimmte Übernahmerecht. Beide Fälle find verſchieden ge: 
regelt. Insbeſondere genießt der Ehegatte im Falle des § 1502, abweichend vom Falle des 
$ 1477 Abſ 2, die große Begünſtigung gegenüber den Abkömmlingen, das ganze Geſamtgut 
zum Schätzungswerte ohne Rückſicht darauf, von welchem der beiden Ehegatten es herrührt, 
zu übernehmen. Dabei ift er nach $ 1492 Abſ 1 Satz 1 in der Lage, den für die Übernahme 
vorteilhafteſten Zeitpunkt zu wahlen. Er kann ſich dadurch (namentlich für den Fall der Wieder 
verheiratung) die wirtſchaftliche Grundlage ſeines Lebens erhalten, was wiederum dem 
Zwecke der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſpricht. Vgl. § 1483 A 4, § 1484 A 1. 

2. Der gemeine Wert zur Zeit der Übernahme iſt maßgebend. 

3. Das Übernahmerecht gelangt erſt bei der Teilung zur Ausübung. Es muß zurück⸗ 
ſtehen, wenn der Übernahmegegenftand vom Geſamtgut einem Dritten geſchuldet wird oder 
feine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamtgutsverbindlichkeiten erforderlich iſt (8 1475 
Abf 3 mit § 1498). Letzteres iſt nicht der Fall, wenn die Berichtigung durch Verſilberung 
anderer Gegenſtände als der zu übernehmenden ermöglicht werden kann. Das Übernahme⸗ 
recht des Ehegatten iſt unvererblich, das der Abkömmlinge vererblich. Letztwillige Zu⸗ 
erteilung des Übernahmerechts 8 1515. Vgl. auch § 1477 A 4. f 

4. Den Abkömmlingen ſteht das Übernahmerecht auch dann zu, wenn die Aufhebungs⸗ 
klage zwar erhoben, auch begründet war, der Rechtsſtreit ſich aber in der Hauptſache vor dem 
Urteile durch Aufhebung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft aus einem andern Grunde 
(3. B. Aufhebung durch den überlebenden Ehegatten, § 1492 Abſ 1 Satz 1) erledigte. Dies folgt 
aus 8 1479 mit 8 1498. Vgl. 8 1479 A 2 u. § 1422 A 1. A. M. Planck, Staudinger. 

5. Mehrheitsbeſchluß genügt nicht. 

6. Grundbuchverkehr §§ 37, 38, 99 GO. 


8 1503 


Mehrere anteilsberechtigte Abkömmlinge!) teilen die ihnen zufallende 
Hälfte des Geſamtguts nach dem Verhältniſſe der Anteile, zu denen ſie im 
Falle der geſetzlichen Erbfolge?) als Erben des verſtorbenen Ehegatten 
berufen jein würden, wenn dieſer erſt zur Zeit der Beendigung“) der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft geſtorben wäre“). 

Das Borempfangene:) kommt nach den für die Ausgleichung unter Ab⸗ 
kömmlingen geltenden Vorſchriftens) zur Ausgleichung, ſoweit nicht eine 
ſolche bereits bei der Teilung des Nachlaſſes des verſtorbenen Ehegatten 
erfolgt iſt. 

Iſt einem Abkömmlinge, der auf ſeinen Anteil verzichtet“) hat, eine 
Abfindung aus dem Geſamtgute gewährt worden, jo fällt ſie den Abkömm⸗ 
lingen zur Laſt, denen der Verzicht zuſtatten kommt. 

E 1 1408 II 1411; M 4 484; P 4 347; 6 289. 

1. Anteilsberechtigte Abkömmlinge § 1482 A 2, § 1483 A 3. 


2. Hiernach find die 88 1924, 19271930 maßgebend. Abweichende Anordnungen durch 
letztwillige Verfügungen 88 15111516. 
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3. Gründe der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1497 A 1. 

4. Hiernach iſt nicht der Todestag des verſtorbenen Ehegatten, ſondern der Zeitpunkt 
der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft maßgebend. 

5. Bun Vorempfangenen gehört, was der Abkömmling von dem verſtorbenen Ehe⸗ 
gatten und an deſſen Stelle auf Grund des 8 1487 Abſ 1 mit 88 14421446 aus dem Geſamt ; 
gute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft von dem überlebenden Ehegatten empfangen hat. 

6. Hiernach find die 88 2050, 2051 Abs 1, 20532057 maßgebend. Abweichende Anord⸗ 
nungen ſind den Ehegatten verſagt (8 1518). Die Ausgleichungspflicht findet auch dann ſtatt, 
wenn der verſtorbene Ehegatte gemäß $ 1512 letztwillig den Anteil des Abkömmlings herab⸗ 
geſetzt hat (M 4, 485). Gegenüber dem überlebenden Ehegatten ſind die Abkömmlinge zur 
Ausgleichung nicht verpflichtet. 

7. Hiermit iſt der Fall des § 1491 (nicht der des § 1517) in Verbindung mit $ 1501 ge⸗ 
meint. Vgl. 8 1501 A 2. 


8 1504 


Soweit die anteilsberechtigten Abkömmlinge nach § 1480 den Geſamt⸗ 
gutsgläubigern haften !), ſind ſie im Verhältniſſe zueinander nach der Größe 
ihres Anteils an dem Geſamtgute verpflichtete). Die Verpflichtung be⸗ 
ſchränkt ſich auf die ihnen zugeteilten Gegenſtände; die für die Haftung des 
Erben geltenden Vorſchriften der SS 1990, 1991 finden entſprechende An⸗ 
wendung“). 

E II 1412; M 4 475; P 4 346; 5 828. 


5 1. Nach § 1480 in Verbindung mit $ 1498 haften einem Geſamtgutsgläubiger, deſſen 
Bumi ns fannt cd unberichtigt blieb, alle anteilsberechtigten un 
erjönl geſamtſchuldneriſch, jedoch iſt ih t die i teilten 
Gegenftänbe Befehränt Ich, jedoch iſt ihre Haftung auf die ihnen zugetei 
2. Ein Abkömmling, dem bei der Teilung Geſamtgutsgegenſtände von einem ſeinen 
Anteil überſteigenden Werte zugeteilt worden ſind und der den Gläubiger bis zum Werte der 
zugeteilten Gegenſtande befriedigt hat, kann alſo wegen der feinen Anteil überſteigenden 
Mehrleiſtung von den übrigen Abkömmlingen Erſatz verlangen. Von dieſen iſt ein jeder nur 


mit den ihm zugeteilten Gegenſtänden und nur bis zur Höhe feines Anteils erſatzpflichtig. 
3. Vgl. hierzu § 1480 A 8. e g ſabpfüchti 


§ 1505 


1 ) Die Vorſchriften über das Recht auf Ergänzung des Pflichtteils?) 
A zugunſten eines anteilsberechtigten Abkömmlingess) entſprechende 

"wendung; an die Stelle des Erbfalls tritt die Beendigung der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft, als geſetzlicher Erbteil gilt der dem Abkömm⸗ 
Unge zur Zeit der Beendigung gebührende Anteil an dem Geſamtgut“), 


als Pflichttein gilt die Hälfte des Wertes dieſes Anteils?) 
E I 1391 II 1989; M 4 446; P 4 314. 


1. Zweck der Vorſchrift. Nach 88 1512, 1513, 1516, 1518 kö die Ehegatten den An⸗ 
teil eines Abkömmlings durch letztwillige Verfügung 12955 i ge Beschränkungen 
ſchmälern oder entziehen. Dieſe Schranken könnten ſie durch Vornahme von Schenkungen 
ungehen. Jum Schutze der dadurch benachteiligten Abkömmlinge ſchreibt der $ 1505 die ent · 
ſprechende Anwendung der erbrechtlichen Beſtimmungen über das Recht der Pflichtteils. 
ergänzung infolge von Schenkungen (58 23252332) vor. Dabei wird, wie im $ 1503 Abſ 1, 
von der Unterſtellung ausgegangen, als ſei der Erblaſſer, nämlich der verſtorbene Ehegatte, 
erſt im Zeitpunkte der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (8 1497 A 1) geſtorben. 
Eine wirkliche Erbfolge legt nicht vor (8 1483 A 4). — Die Verjährung des Anſpruchs auf 
He) 2332) beginnt erft nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
2. Recht auf Ergänzung des Pflichtteils 88 23252332. Im Sinne dieſer Vorſchriften 
iſt Schenkung nur eine wirkſame Schenkung. Unwirkſame Schenkungen (3. B. eine vom 
Manne während der Gütergemeinſchaft ohne Zuſtimmung der Frau vorgenommene Schen⸗ 
kung aus dem Geſamtgute, $ 1446) können zurückgefordert werden. Als Nachlaß im Sinne 
des § 2327 Abſ 1 gilt die Hälfte des zur Zeit der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft vorhandenen Geſamtguts. Nach $ 2328 kann jeder auteilsberechtigte Abkömmling 
die von den andern Abkömmlingen verlangte Ergänzung ihres Anteils ſo weit verweigern, 
daß ihm feine eigene Anteilshälfte mit Einſchluß deffen verbleibt, was ihm zu deren Erganzung 
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gebühren würde. In den $$ 2328, 2329 treten an die Stelle des Erben die anteilsberechtigten 
Abkömmlinge. 

3. Jeder anteilsberechtigte Abkömmling kann die zu ſeinen Gunſten lautenden Vorſchriften 
unabhängig von den übrigen Abkömmlingen geltend machen. 

4. Der § 1505 bezieht ſich nur auf das Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. 
Auf das Vorbehalts⸗ und Sondergut des verſtorbenen Ehegatten finden die Vorſchriften 
über Ergänzung des Pflichtteils unmittelbar Anwendung. Vgl. 8 1483 A 5, 6. Dasſelbe 
in N Vorbehalts⸗ und Sondergute, das der überlebende Ehegatte bei ſeinem Tode 

interläßt. 

5. Weſtfäliſches Güterrecht. In Fallen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nach dem 
PrGeſ. v. 16. 4. 60 findet § 1505 keine Anwendung (RG JW 1911, 996°). In dieſen 
Fällen kann ein Anſpruch wegen des Schichtteils (Anteils des Kindes an der dem ver ⸗ 
ſtorbenen Elternteile gehörig geweſenen Güterhälfte) oder Pflichtteils (in Anſehung des 
von beiden Eltern nachgelaſſenen Vermögens) erſt geltend gemacht werden, wenn es zur 
Abſchichtung oder Auseinanderſetzung kommt, da der Betrag des Anſpruchs nach $ 15 des 
Gel. v. 16. 4. 60 in der Faſſung des Art 48 § 6 PrAch und $ 2311 BGB ſich lediglich 
nach dem Beſtande des gütergemeinihaftlihen Vermögens zu dieſem ſpateren Zeitpunkte 
richtet und es vorher bei den fortdauernden Veränderungen des Vermögensbeſtandes 
gänzlich im ungewiſſen iſt, ob eine Verletzung des Schichtteils oder Pflichtteilsrechts ſich 
herausstellen wird. Die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs kann nicht vor dem 
Tode des Letztlebenden der beiden Ehegatten ihren Anfang nehmen. Der Anſpruch 
auf den Schichtteil unterliegt der allgemeinen Verjährung von dreißig Jahren von 
der Zeit an, wo der Schichtteil gefordert werden kann (R 17. 3. 19 IV 457/18). Nach 
§ 10 Abſ 4 des Gef. v. 16. 4. 60 iſt der überlebende Ehegatte für ſich allein befugt, durch 
letztwillige Verfügung unter den unabgefundenen Kindern die Erbfolge in das gemein ⸗ 
ſchaftliche Vermögen zu regeln, er muß aber jedem Kinde den Wert des ihm gebührenden 
Anteils an der dem verſtorbenen Elternteile gehörig geweſenen Güterhälfte (des log. Schicht. 
teils) und von feiner eigenen Hälfte den Pflichtteil hinterlaſſen. Iſt die Teilungsanord⸗ 
nung von beiden Ehegatten getroffen, ſo findet dieſe letztwillige Verfügung allgemeinen 
Grundſätzen gemäß (die nicht dem weſtfäliſchen Güterrechtsgeſetz eigentümlich find) nur in 
dem Pflichtteilsrecht der Kinder ihre Schranke (vgl. $ 6 Abſ 1, zweiter Satzteil des Geſ. v. 
16. 4. 60; Welter ⸗Schultz, Handbuch über das eheliche Güterrecht in Weſtfalen, $ 163). Die 
Kinder haben daher in dieſem Falle nicht einen Anſpruch auf Wahrung des Schichtteils in 
Anſehung der Güterhälfte des zuerſt verſtorbenen Elternteils, ſondern lediglich einen Pflicht⸗ 
teilsanſpruch in Anſehung des von beiden Eltern nachgelaſſenen Vermögens. Dieſe 
Anderung betrifft jedoch nur die Rechte der Kinder nach Beendigung der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft. Auf die Rechtsſtellung des überlebenden Ehegatten und der Kinder während 
des Fortbeſtehens der Gütergemeinſchaft hat die Anderung keinen Einfluß (RG Warn 1919 
Nr 118). Wenn der überlebende Ehegatte zugunſten eines der unabgefundenen Kinder 
einen Übertragsvertrag, ſei es auch nur einen Teilübertragsvertrag abſchließt, und ſich 
nicht etwa den Nießbrauch und die Verwaltung an dem übertragenen Vermögen vorbehält, 
hat er den übrigen Kindern den Wert ihres Anteils am übertragenen Vermögen ſofort 
auszuzahlen (OLG 34, 255). Für die Berechnung des Schichtteils bildet die Grund ⸗ 
lage nicht der Vermögensſtand, wie er durch den Übertragsvertrag willkürlich geſtaltet wird, 
ſondern der unabhängig von der Vertragsregelung vorhandene Vermögensbeſtand. Daher 
iſt von dem Geſamtvermögen die im Übertragsvertrag bedungene Leibzucht nicht abzu⸗ 
ziehen (OLG 85, 15). 


8 1506 


Iſt ein gemeinſchaftlicher Abkömmling!) erbunwürdig, jo iſt er auch des 
Anteils an dem Geſamtgut unwürdige). Die Vorſchriftens) über die Erb⸗ 
unwürdigkeit finden entſprechende Anwendung?). 

E I 1392 II 1390, 1392; M 4 446 ff.; P 4 314. 

1. Gemeinſchaftliche Abkömmlinge 8 1482 A 2. Iſt ein einſeitiger Abkömmling erb. 
unwürdig, fo fällt fein Erbteil den einſeitigen und gemeinſchaftlichen Abkömmlingen zu (88 1483 
Abſ 2, 2344). 0 N 

2. § 1516 Satz 1 beſagt, daß ein gemeinſchaftlicher Abkömmling, wenn er in Anſehung 
des Nachlaſſes des verſtorbenen Ehegatten (8 1483 A 6) für erbunwürdig erklärt worden iſt, 
ohne weiteres auch der Anteilnahme am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
unwürdig fein full. Iſt eine Erbunwürdigkeitserklärung in Auſehung des Nachlaſſes des ver. 
ſtorbenen Ehegatten unterblieben, ſo kann der gemeinſchaftliche Abkömmling — wie ſich 
aus 8 1506 Saß 2 ergibt — doch in Anſehung des Anteils am Geſamtgute für anteilsunwürdig 
erklärt werden. Bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann zwar von einer Erbfolge keine 
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Rede ſein, aber die entſprechende Anwendung der Vorſchriften über Erbunwürdigkeit recht⸗ 
fertigt ſich, weil ſich der Anteil eines Abkömmlings am Geſamtgute ftofflich als ſein Erbteil 
nach dem verſtorbenen Ehegatten darſtellt (M 4, 446). Erbunwürdigkeit gegenüber dem über⸗ 
lebenden Ehegatten fällt nicht unter $ 1506, ſondern berührt nur deſſen Nachlaß. 

3. 98 2339—2345. Die Fälle der Erbunwürdigkeit find im § 2839 aufgeführt. Unter 
den daſelbſt gemeinten Verfügungen von Todes wegen find auch ſolche zu verſtehen, die unter 
die 88 1511—1515 fallen. Letztere bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit nach $ 1516 der Zuſtimmung 
des andern Ehegatten. Die Zuſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung, und die Ehegatten können die in den 88 1511—1515 bezeichneten Verfügungen 
auch in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente treffen. Mit dem Geſetzeszwecke dürfte die finn- 
entfprechende Anwendung des $ 2339 auf die Zuſtimmungserklärung im Einklange ſtehen 
(a. M. Staudinger). Nach $ 2340 wird die Erbunwürdigkeit (Anteilsunwürdigkeit) durch 
Anfechtung des Erbſchaftserwerbs (Anteilserwerbs) geltend gemacht, und es iſt die Anfechtung 
erſt nach dem Anfalle der Erbſchaft (des Anteils), d. h. nach dem Tode des erſtverſtorbenen 
Ehegatten zuläſſig. Im Falle des 8 2343 kommt es auf die Verzeihung des überlebenden Ehe⸗ 
gatten nicht an. Gemäß $ 2344 kommt die Erbunwürdigkeit eines gemeinſchaftlichen Ab⸗ 
kömmlings den gemeinſchaftlichen und einſeitigen Abkömmlingen zugute. 


8 1507 


Das Nachlaßgericht!) hat dem überlebenden Ehegatten?) auf Antrags) 
ein Zeugnis) über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft zu erteilen. Die 


Vorſchriften?) über den Erbſchein finden entſprechende Anwendung. 
E II 1392 a; P 5 729 ff. 


12 gultänbiges get 88 72, 73 FGG, Art 147 EG. 

2. Antrags berechtigt it nur der überlebende Ehegatte bzw. deſſen Rechtsnachfolger. 
Ausnahmen für Gläubiger 88 702 896 ZPO, 88 14, 40 GBO und Abkömmlinge 8 1485 Abs 3 
mit § 1438 Abſ 3. Andere Perſonen können, wenn ſie ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
machen, Einſicht in das erteilte Zeugnis und die vorausgegangenen Ermittlungsverhand⸗ 
lungen, ſowie Ausfertigung des Zeugniſſes nebſt Abſchrift der Ermittlungsverhandlungen 
En (88 78, a, 

3. Der Antrag bedarf keiner Form; er kann auch i llt werden. 
Val. ferner 811 80 G. 5 durch einen Vertreter gelte 

4. Das Zeugnis gibt über die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft Auskunft, d. h. es bezeugt 
unter Namhaftmachung der Beteiligten die Tatſache, daß die Gütergemeinſchaft, die in der 
fee zweier Ehegatten geherrſcht hat, nach dem Tode des einen Ehegatten zwiſchen dem über- 
Aden Ehegatten und den gemeinichaftlichen Abtömmlingen ($ 1482 A 2 fortgeſetzt (8 1488 
A 4) worden iſt. Es wird alfo nur der Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, nicht deren 
Forktauer bezeugt. Zuſätze über nachträgliche Anderungen, z. B. Wegfall eines Abkömmlings 
und Eintritt anderer Abkömmlinge in die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft oder Beendigung 
der fortgeſetzten eben gehören nicht zum geſetzlichen Inhalte des Zeugnſſſes, 
können auch nicht von den Beteiligten beansprucht werden, ſind jedoch zuläſſig und entkräften 
das Zeugnis nicht. Vgl. Ach 64, 173 (Exbihjein). Das Zeugnis und der Erbschein find von. 
einander unabhängig (OLG 6, 319), können aber in derſelben Urkunde verbunden werden 
Sch 18, 247). Wegen Austellung eines Zeugniſſes des Nachlaßgerichts, daß fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft nicht eingetreten, vgl. RG in RIA 13, 154. Wegen Ausſtellung eines 
Zeugniſſes uber die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft nach BGB und nach dem PrGeſ. 
v. 16. 4. 60 bei dem Tode des einzigen und letzten anteilsberechtigten Abkömmlings 
af 2 A 75 ra OL 36, 200 A 1 (Pra Art 66). B 1 5 10 5 
uſſſes als U intragungen in das Grundbuch und Schiffsregiſter vgl. 

Ab 2 689 $ 107 306. . 

5. Vorſchriften über den Erbſchein 8 23532370. Nach 8 2361 Abſ 1 ift das Zeugnis, 
wenn ſich ergibt, daß es unrichtig iſt, einzuziehen und wird mit der Einziehung kraftlos. Ande⸗ 
rungen, die nach dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft eintreten, begründen 
die Unrichtigkeit nicht. Nach § 2361 Abſ 2 hat das Nachlaßgericht das einzuziehende Zeugnis, 
falls es nicht ſofort erlangt werden kann, durch Beſchluß für kraftlos zu erklären. — Die An⸗ 
ordnung der Erteilung eines bereits erteilten Zeugniſſes kann nicht Gegenſtand einer Be⸗ 
ſchwerde ſein, ebenſowenig der Inhalt eines erteilten Zeugniſſes. Wohl aber iſt Beſchwerde 
zuläſſig gegen die Ablehnung des Autrags auf Einziehung und Kraftloserklärung eines er⸗ 
teilten Zeugniſſes (Ac 61, 278, Erbſchein). Beſchwerde gegen die Kraftloserklärung findet 
nicht ftatt ($ 84 F). Die Vermutung des § 2365 und der öffentliche Glaube der 88 2366, 
2367 ſtehen dem Zeugniſſe nur in Anſehung des geſetzlich vorgeſchriebenen Inhalts, nicht 
in Anſehung ſonſtiger Zuſätze (oben A 4) zur Seite (RG 64, 173). 
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8 1508 


1) Die Ehegatten können die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch 
Ehevertrag?) ausjchliegen?). 

Auf einen Ehevertrag, durch welchen die Fortſetzung der Gütergemein⸗ 
ſchaft ausgeſchloſſen oder die Ausſchließung aufgehoben wird, finden die 
Vorſchriften des § 1437 Anwendung“). 

E 1 1383 Abſ 2 Satz 2 II 1413 Halbſ 1; M 4 424; P 4 308. 

1. Die 88 1508, 1509 regeln die den Ehegatten zuſtehende Ausf chließung der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft. § 1508 regelt die Ausſchließung durch Ehevertrag, 8 1509 die Aus⸗ 
ſchließung durch letztwillige Verfügung. Im erſteren Falle muſſen beide Eheleute zuſammen⸗ 
wirken, im letzteren Falle kann jeder Ehegatte einſeitig, jedoch nur fur ſeinen Todesfall Be⸗ 
ſtimmung treffen. Verſchieden von der Ausſchließung ſind die Ablehnung der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft ($ 1484) und die Aufhebung der fortgeſetzten Guͤtergemeinſchaft 
(8 1492) feitens des überlebenden Ehegatten. 

2. Der die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausſchließende Ehevertrag kann vor und 
während der Ehe geſchloſſen und mit dem die Gütergemeinſchaft einführenden Chevertrage, 
ebenſo auch mit einem Erbvertrag (§ 2276), nicht aber mit einem gemeinſchaftlichen Teſtamente 
(DRS 6, 162; 26, 229; dagegen OLG 6, 165) verbunden werden. Ausſchluß der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft durch gemeinſchaftliches Teſtament ſetzt voraus, daß im 
Teſtament Beſtimmungen enthalten ſind, die dem Weſen einer fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft widerſprechen. Das iſt nicht der Fall, wenn ſich die Eheleute im Teſtamente gegen⸗ 
ſeitig den lebenslänglichen Nießbrauch mit Verbrauchsfreiheit vermachen (OLG 38, 251). 

5. Die Ausſchließung kann ſowohl für den Fall, daß der Mann vor der Frau ſtirbt, als auch 
für den Fall, daß die Frau vor dem Manne ſtirbt, beſtimmt werden. Sie kann weder auf einen 
Teil des Geſamtguts noch in bezug auf Anfang und Ende durch eine Zeitbeſtimmung oder 
Bedingung beſchränkt werden. Folgen der Ausſchließung 8 1510. Nichteintritt der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft kann übrigens auch die Folge anderer Umſtände ſein, z. B. wenn ſich die 
Ebegatten in einem Erbvertrage gegenſeitig zu Alleinerben einſetzen. 

4. Die Ausſchließung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch Ehevertrag muß in 
das Güterrechtsregiſter eingetragen werden (OLG 8, 335). Vgl. § 1509 A 6. 


8 1509 


1) Jeder Ehegatte kann für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod auf⸗ 
gelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch letztwillige Ver⸗ 
fügung?) ausſchließens), wenn er berechtigt iſt, dem anderen Ehegatten den 
Pflichtteil zu entziehen!) oder auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft zu 
Hagen’), Auf die Ausſchließung finden die Vorſchriften“) über die Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils entſprechende Anwendung all, 

E 1 1387 Abſ 1—3 II 1383 Abſ 1; M 4 440; P 4 309; 6 286. 

1. Allgemeines vgl. 8 1508 A 1. 

2. Über den Begriff der letztwilligen Verfügung vgl. Erl zu 88 1937, 1941. Gemeint 
iſt im § 1509 jede einſeitige Verfügung von Todes wegen, ſei es, daß ſie in einem 
Teſtamente ($ 1937), fei es, daß fie in einem Erbvertrage (8 2299) getroffen wird. Dagegen 
iſt es unzuläſſig, auf Grund des 8 1509 die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch eine 
vertragsmäßige Verfügung von Todes wegen in einem Erbvertrage auszuſchlleßen (8 2278). 
Vgl. aber auch 1508 A 2. 

3. Die Ausſchließung darf nicht in unzuläſſiger Weiſe beſchränkt werden (8 1508 A 3). 

4. Entziehung des Pflichtteils § 2335. Ob in dieſen Fällen die Ausſchließung der Fort⸗ 
ſetzung der Gütergemeinſchaft zugleich die Bedeutung der Entziehung des Pfüchtteils hat, 
iſt eine Frage der Auslegung (M 4, 441). Vgl. § 1511 Abſ 2. ß 

5. Klage auf Aufhebung der Gütergemeinſchaft 88 1468, 1469. In dieſen Fällen 
u er des überlebenden Ehegatten von der Ausſchließung nicht berührt 

4, 41). 

6. 88 2336, 2337. w 

7. Die Ausſchließung der Fortſetzung der Gütergemeinſchaft durch letztwülige Verfügung 
wird in das Güterrechtsregiſter nicht eingetragen. Vgl. 8 1508 A 4. 

8. Nach $ 17 Abſſ 1 des Hamburgiſchen Güterſtandsgeſetzes v. 14. 7. 99 kann der Mann 
für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod aufgelöſt wird, die Fortſetzung der Gütergemein⸗ 
ſchaft durch jetztwillige Verfügung ausſchließen, auch wenn die Vorausſetzungen des 8 1509 
nicht vorliegen. Einen ſolchen Fall betrifft RG 17. 2. 19 IV 387/18. 
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8 1510 


Wird die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft ausgeſchloſſen!), jo gilt 
das gleiche wie im Falle des § 14822), 
E 1 1387 Abſ 4 II 1883 Abſ 2; M 4 441; P 4 309. 


1 Sei es durch Ehevertrag ($ 1508), ſei es durch letztwillige Verfügung (8 1509). 
2. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehört (außer feinem Vorbehalts⸗ und Sonder- 
gute) auch fein Anteil am Geſamtgute und die Beerbung iſt die gewöhnliche. Vgl. Erl zu $ 1482. 


8 1511 


1) Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß die Ehe durch ſeinen Tod 
aufgelöjt?) wird, einen gemeinſchaftlichen Abkömmling“) von der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft durch letztwillige Verfügung’) ausſchließen“). 

Der ausgeſchloſſene Abkömmling kann, unbeſchadet ſeines Erbrechts“), 
aus dem Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchafts) die Zahlung des 
Betrags verlangen“), der ihm von dem Geſamtgute der ehelichen Güter⸗ 
gemeinſchafte) als Pflichtteil gebühren würde, wenn die fortgeſetzte Güter: 
gemeinſchaft nicht eingetreten wäre?). Die für den Pflichtteilsanſpruch 
geltenden Vorſchriften !) finden entſprechende Anwendung. 

Der dem ausgeſchloſſenen Abkömmlinge gezahlte Betrag wird bei der 
Auseinanderſetzung den anteilsberechtigten Abkömmlingen nach Maßgabe 
des § 15001) angerechnet. Im Verhältniſſe der Abkömmlinge zueinander 
1 0 den Abkömmlingen zur Laſt, denen die Ausſchließung zuſtatten 
ommt®), 

E 1 1388 II 1884; M 4 442; P 4 309; 5 137; 6 287. 


1. Während die 88 1508, 1509 die den Ehegatten zuſtehende Ausſchließung der Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft überhaupt behandeln (§ 1508 A 1), regelt der 8 1511 in Verbindung 
mit $ 1516 die den Ehegatten zuſtehende Ausſchließung eines gemeinſchaftlichen Abkömmlings 
von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Wenngleich bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
daß 2 Erbfolge keine Rede ſein kann (8 1483 A 4), fo darf doch nicht überſehen werden, 
daft le Teilnahme eines gemeinſchaftlichen Abkömmlings an der fortgeſetzten Gütergemein- 
laſe gewiſſermaßen den Erſatz für fein geſetzliches Erbrecht bildet (M 41, 442). Wie ein Erb- 
9 a en Verwandten durch Teſtament von der geſetzlichen Erbfolge ausſchließen kann 

5 1938), jo ſoll auch den Ehegatten die Ausſchließung eines gemeinſchaftlichen Abkömmlings 
von der ſortgeſetten Gütergemeinſchaft geſtattet ſein. Wie in jenem bleibt auch in dieſem 
fas 63˙ 1 17 0 DEE 1 von der Ausſchließung des 1 9 0 

e Verfügung i i i i illige 
Berfigumg © 151909 gung iſt die Entziehung ſeines Anteils durch letztwillig 
„Zuſtim mung des andern Ehegatten erforderli 516). — Vgl. i 31, 398 

bei eig m zei ment endgt nich), forderlich (8 1516). — Vgl. KG in OLG 

3. Wird die Che durch den Tod des andern Ehegatten aufgelöft, fo wird die Ausſchließung 
gegenſtandslos. Dasſelbe gilt, wenn die Ehe 9105 Arch euch aus nn 
aufgelöft wird, 3. B. durch Scheidungsurteil, oder wenn die Ehe nicht aufgelöft, ſondern für 
nichtig erklärt wird. Die Ausſchlleßung it nur bei Lebzeiten beider Ehegatten zulaſſig. 

4. Gemeinſchaftlicher Abkömmling 1482 A 2. Die Ausſchließung kann ſich auch auf 
die ganze gegenwärtige und zukunftige Nachkommenſchaft eines Abkömmlings erſtrecken. 
BR 1 0 Verfügung 88 1987, 1941, 2299. Eröffnung 88 2259—2264, 2273, 2300; 

1. 379. 5 

6. Der Beweggrund der Ausſchließung iſt für deren Wirkſamkeit gleichgültig. Die Aus⸗ 
ſchließung bewirkt, daß der Ausgeſchloſſene ſo, als wäre er vor dem Eintritte der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft geſtorben, behandelt wird (M 4, 442). Sein Wegfall kommt nach Maß⸗ 
gabe des $ 1490 Satz 2, 3 den übrigen anteilsberechtigten Abkömmlingen zugute. Der aus. 
ſchließende Ehegatte iſt nicht berechtigt, den Anteil des Ausgeſchloſſenen einem andern Ab- 
kömmlinge zuzuwenden (58 1514, 1518). Die Ausſchließung kann auch die Folge anderer 
Anordnungen ſein, z. B. wenn der überlebende Ehegatte als Vorerbe und der einzige Ab. 
kömmling als Nacherbe eingeſetzt wird (OLG 7 S. 59, 62). e $ 1508 A 3. — Die 
Ausſchließung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann auch ſtillſchweigend durch Be⸗ 
ſtimmungen erfolgen, die mit dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht ver⸗ 
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einbar ſind, z. B. wenn die Eheleute in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente beſtimmen, 
daß der überlebende Ehegatte Vorerbe und die Kinder des Mannes (aus ſeiner erſten Ehe) 
und die Nichte der Frau Nacherben fein ſollen (RG 94, 314). 

7. Das Erbrecht des Abrömmlings in Anſehung des Vorbehalts⸗ und Sonderguts des 
Erblaſſers wird von der Ausſchließung nicht berührt (Prot 5, 139). Dieſes Gut bleibt folgerichtig 
auch bei der Berechnung des Pflichtteils aus § 1511 Abſ 2 außer Betracht. 

8. Geſamtgut der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1483 A 5. Eheliches Geſamtgut 
8 1485 A 1. Maßgebend iſt der Beſtand zur Zeit des Eintritts der fortgeſetzten Gütergemein ⸗ 
ſchaft. Das Verlangen kann ſich nur auf Zahlung eines Geldbetrags, nicht auf Überweiſung 
eines Bruchteils des Geſamtguts oder einzelnen Geſamtgutsgegenſtandes richten. Abweichende 
ee find den Ehegatten verſagt ($ 1518). Das Zahlungsverlangen iſt an keine Friſt 
gebunden. 

9. Der § 1511 Abſ 2 ſetzt hiernach voraus, daß es zum Eintritte der fortgeſetzten Güter⸗ 
gemeinſchaft gekommen ift. Die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft kann aber dann nicht eintreten, 
wenn alle anteilsberechtigten Abkömmlinge ausgeſchloſſen ſind. Von einer Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft kann nur die Rede ſein, wenn neben dem überlebenden Ehegatten 
wenigstens ein anteilsberechtigter Abkömmling vorhanden iſt. Kann fortgeſetzte Guter⸗ 
gemeinſchaft nicht eintreten, jo ift auch für die Anwendung des § 1511 Abf 2 kein Raum. Es 
tritt Beerbung nach den allgemeinen Vorſchriften wie im Falle des § 1482 ein, und Frage 
der Auslegung iſt es, ob die Ausſchließung die Bedeutung der Einſetzung auf den Pflichtteil 
hat (OLG 6, 165; 7, 62; 26, 229; dagegen 7, 59). — Wenn, wie es nach 8 1511 zulaſſig 
iſt, alle Abkömmlinge von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nregeföiloffeh find, ſo kann 
es zu einer ſolchen begriffsmäßig nicht kommen, da zu jeder Gemeinſchaft mehrere Per⸗ 
ſonen gehören (M 4, 442; RG 94, 314). Ebenſo KG in OLG 33, 342. 

10. Pflichtteilsvorſchriften 88 2303 ff. Nach § 2303 Abs 1 Satz 2 beſteht der Pflichtteil 
in der Hälfte des Wertes des Anteils am Geſamtgute. Bei der Feſtſtellung des Pflichtteils 
nach 8 2310 werden diejenigen Abkömmlinge, die von der fortgeſetzten Gutergemeinſchaft 
ausgeſchloſſen ſind (8 1511) und diejenigen, die gemäß $ 1517 auf ihren Anteil verzichtet haben, 
mitgezählt, nicht aber diejenigen Abkömmlinge, die gemäß $ 1491 auf ihren Anteil verzichtet 
haben. Letzterer Verzicht ſteht der Ausſchlagung einer Erbſchaft nicht gleich (Planck A 74). 
Die im 8 2314 feſtgeſtellten Verpflichtungen zur Auskunftserteilung und Vorlegung eines 
Verzeichniſſes treffen den Ehegatten, nicht die Abkömmlinge. Nach § 2317 entſteht der An. 
ſpruch auf den Pflichtteil mit dem Eintritte der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft. Nach § 2354 
iſt der Pflichtteilsanſpruch des ausgeſchloſſenen Abkömmlings bei Erbunwürdigkeit desſelben 
anfechtbar. Wegen der Pfändung des Pflichtteilsanſpruchs vgl. § 852 Abſ 1 BRD. 

11. Soll heißen $ 1501. 


8 1512 


1) Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft eintritt), den einem anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlinges) nach der Beendigung?) der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
gebührenden Anteil an dem Geſamtgute durch letztwillige Verfügung“) bis 
auf die Hälfte herabſetzen“). 

E I 1989 Abſ 1 II 1385 Satz 1; M 4 448; P 4 810. 


1. Die 88 15121514 beſchäftigen ſich mit der Befugnis der Ehegatten, die Rechte der 
an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft teilnehmenden Abkömmlinge zu kürzen. Die Ehegatten 
dürfen den Anteil des Abkömmlings nach 8 1512 bis auf die Hälfte herabſetzen, nach 8 1513 
ganz entziehen oder einer Beſchränkung unterwerfen und nach $ 1514 das Entzogeue einem 
Dritten zuwenden. 

2. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich (8 1516). 

3. Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1483 A 4. Stirbt der andere Ehegatte 
zuerſt oder tritt fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht ein, fo iſt die Verfügung gegenſtandslos. 

4. Anteils berechtigter Abkömmling 8 1483 A 3. 

5. Gründe der Beendigung § 1497 A1. 

6. Letztwillige Verfügung 88 1937, 1941, 2299. Eröffnung 88 22592264, 2273, 2300. 

7. Der Beweggrund der Herabſetzung iſt für deren Wirkſamkeit gleichgültig. Die Herab- 
ſetzung bewirkt, daß der entzogene Teil mangels anderweiter Beſtimmung der Ehegatten 
(88 1514, 1516) nach Maßgabe des $ 1490 Satz 2, 3 den übrigen anteilsberechtigten Ab- 
kömmlingen bzw. dem überlebenden Ehegatten zugute kommt. Stirbt oder verzichtet der 
Abkömmling, deſſen Anteil herabgeſetzt iſt, während der fortgeſetzten Gutergemeinſchaft 
(88 1490, 1491), fo müſſen ſich auch die an ſeine Stelle tretenden Abkömmlinge bzw. der über⸗ 
lebende Ehegatte die Herabſetzung gefallen laſſen (a. M. Planck). Die Herabſetzung bewirkt 
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ferner, daß der betroffene Abkömmling nur nach Verhältnis des ihm belaſſenen Betrags an 
den Anwachſungen (88 1490, 1491) teilnimmt. Selbſtverſtändlich hat er auch nur nach demſelben 
Verhältniſſe die Laſten und Verbindlichkeiten des Geſamtguts zu tragen. Soweit die Herab- 
ſetzung die zuläſſige Hälfte überſchreitet, ift fie ungültig. 


§ 1513 


1) Jeder Ehegatte?) kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft eintritt), einem anteilsberechtigten Abkömm⸗ 
linge®) den dieſem nach der Beendigung“) der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft gebührenden Anteil an dem Geſamtgute durch letztwillige Verfügung‘) 
entziehen“), wenn er berechtigte) iſt, dem Abkömmlinge den Pflichtteil zu 
entziehen. Die Vorſchriften des § 2336 Abſ 2 bis 4 finden entſprechende 
Anwendung’). 

Der Ehegatte kann, wenn er nach 8 2338 berechtigt iſt, das Pflichtteils⸗ 
recht des Abkömmlinges zu beſchränken, den Anteil des Abkömmlinges am 
Geſamtgut einer entſprechenden Beſchränkung unterwerfen! 0). 

E 1 1389 Abſ 2 II 1386; M 4 444; P 4 310 ff. 

1. Allgemeines 8 1512 A 1. 

2. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich (8 1516). 

t be th ee Gutergemeinſchaft $ 1483 A 4. Stirbt der andere Ba 
uerſt oder tilt Torgelegte Gütergemeinſchaft nicht ein, fo ift die Verfügung gegenſtandslos. 
; 4, Anteilgberechtigter Abkömmling 1 3. in 

5. Gründe der Beendigung § 1497 A 1. 

6. Letztwillige Verfügung 88 1937, 1941, 2209. Eröffnung 88 22592264, 2273, 2300. 

7. Die Entziehung des Anteils bewirkt, daß der entzogene Anteil mangels anderweiter 
Bestimmung der Ehegatten (88 1514, 1516) nach Maßgabe des $ 1490 Sat 2, 3 den übrigen 
anteilsberechtigten Abkömmüngen bzw. dem überlebenden Ehegatten zugute kommt. Stirbt 
der Abtömmling dem der Anteil entzogen iſt, während der fortgeſetten Gütergemeinſchaft 
($ 1490), jo muſſen ſich auch die an feine Stelle tretenden Abkömmlinge bzw. der überlebende 
Ab ene ren Se joker (a. M. Planck). Der von der Entziehung betroffene 

mming nt an den An 
e d reh Geſamtguts teil. achſungen (88 1490, 1491) noch an den Laſten un 

«Die Berechtigung zur Entziehung des Pflichtteils ergibt ſich aus $ 2333. Infolge 
Wee Ann d 20 Nef 4 mie an die Sell eric bie erfolgte Ehtsiehung muten (6 238%) 

Im 3 2336 ritt an die Stelle des ie Been Mer 
gemeinschaft. Vgl. auch $ 1505 Sah en Erbfalls die Beendigung der fortgeſetzten Güter 

‚10. Butch eine folde Veſchränkung des Anteils in wohlmeinender Abſicht wird das 
a ae a orömmlings wahrend der fortgeſehten Gütergemeinſchaft nicht berührt. 
Erft mit der Breagigung der fortgefehten Gütergemeinſchaft tritt die Belcränfung in Wirk. 
ſamkeit. Im $ 2838 Abſ 2 Sat 2 tritt an die Stelle des Erbfalls die Beendigung der fortgeſetzten 
Gutergemeinſchaft. Wegen Zulaſſigkeit der Pfändung der Nutzungen vgl. § 863 Abſ 3 38 O. 


8 1514 
Jeder Ehegatte) kann den Betrage), den er nach $ 1512 oder nach 8 1513 
Abſ 1 einem Abkömmling entzieht, auch einem Dritten?) durch letztwillige 
Verfügung“) zuwenden“). 
E II 1387; M 4 444; P 4 312, 823 ff. 
1. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich (8 1516). 


2. Der dem Abkömmling entzogene Betrag iſt der dem Werte des Eutzogenen ent. 
ſprechende Geldbetrag. Der Anteil ſelbſt kann dem Dritten auf Grund des $ 1514 weder 
ganz noch teilweiſe zugewendet werden, ebenſowenig ein beſtimmter Geſamtgutsgegenſtand. 
Vgl. auch $ 1511 A 6, 8 1512 U 7 u. 8 1513 A 7 (Auwachſung). 5 

3. Der dritte kann auch ein anderer gemeinſchaftlicher oder einſeitiger Abkömmling oder 
der überlebende Ehegatte ſein. 

4. Letztwillige Verfügung 88 1937, 1941, 2299. Eröffnung 88 2259.—2264, 2273, 2300. 

5. Die Zuwendung bewirkt, daß für den Dritten ein Anſpruch auf Geldzahlung begründet 
wird, der nach Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geltend gemacht werden 
kann. Auf die Zuwendung dürften die Vorſchriften über die Vermächtniſſe ſinnentſprechend 
Anwendung finden (Planck A g). 
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8 1515 


Jeder Ehegatte!) kann für den Fall, daß mit ſeinem Tode die fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft eintritt?), durch letztwillige Verfügung?) anordnen, daß 
ein anteilsberechtigter Abkömmling“) das Recht haben ſoll, bei der Teilung?) 
das Geſamtgut oder einzelne dazu gehörende Gegenjtände) gegen Erſatz 
des Wertes“) zu übernehmens). 

Gehört zu dem Geſamtgut ein Landgut), jo kann angeordnet werden, 
daß das Landgut mit dem Ertragswert“) oder mit einem Preiſe, der den 
Ertragswert mindeſtens!) erreicht, angeſetzt werden ſoll. Die für die Erb⸗ 
folge geltenden Vorſchriften des S 2049 finden Anwendung. 

Das Recht, das Landgut zu dem im Abſ e 2 bezeichneten Werte oder 
Preiſe zu übernehmen, kann auch dem überlebenden Ehegatten eingeräumt 
werden!). 

E I 1389 Abs 1 II 1385 Satz 2; M 4 443; P 4 310; 6 393. 

1. Zuſtimmung des andern Ehegatten erforderlich (8 1516). 

2. Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1483 A 4. Stirbt der andere Ehe⸗ 
gatte zuerſt oder tritt fortgeſetzte Gütergemeinſchaft nicht ein, ſo iſt die Verfügung gegen⸗ 
ſtandslos. 

3. Letztwillige Verfügung SS 1937, 1941, 2299. Eröffnung 88 2259—2264, 2273, 2300. 

4. Anteilsberechtigter Abkömmling § 1483 A 3. Anteilsberechtigt iſt auch der Ab⸗ 
kömmling, deſſen Anteil gemäß $ 1512 auf die Hälfte herabgeſetzt iſt. Stirbt der Übernahme: 
berechtigte nach der Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft, jo treten feine Erben 
an ſeine Stelle. 

5. Teilung 88 1477, 1498 und Erläuterungen. 

6. Ohne Rückſicht darauf, von welchem der Ehegatten der Gegenſtand herrührt. 

7. Der gemeine Wert zur Zeit der Übernahme iſt maßgebend. 

8. Das Übernahmerecht aus § 1515 geht dem Übernahmerechte des überlebenden Ehe⸗ 
gatten aus § 1502 vor und iſt vererblich. Wird der Übernahmegegenſtand einem Dritten 
geſchuldet oder iſt ſeine Verſilberung behufs Berichtigung von Geſamtgutsverbindlichkeiten 
erforderlich, jo muß das Übernahmerecht zurückſtehen. Vgl. $ 1477 A 4, § 1502 A 3. 

9. Begriff des Landguts SS 98, 2049 und Erläuterungen; Ertragswert 9 2049 Abſ 2. 
Vgl. auch Art 137 EG. 

10. Wie das Wörtchen „mindeſtens“ ergibt, kann auch ein den Ertragswert überſteigen⸗ 
der Preis angeſetzt werden. , 

11. Sit die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft gemäß 8 1495 durch Urteil aufgehoben, fo ent- 
fällt das dem überlebenden Ehegatten im $ 1502 eingeräumte Übernahmerecht. Neben 
dieſem geſetzlichen Übernahmerechte will der 8 1515 Abſ 3 nicht ein neues, auf letztwilliger 
Verfugung beruhendes Übernahmerecht ſchaffen — was überflüſſig wäre —, ſondern nur 
den Wert bzw. Preis, zu dem das geſetzliche Übernahmerecht ausgeübt werden kann, feſtſetzen. 
Demzufolge dürfte § 1502 Abſ 2 auf den Fall des § 1515 Abſ 3 anwendbar ſein. Ebenſo Stau⸗ 
dinger; a. M. Planck u. a. 


8 1516 

) Zur Wirkſamkeit der in den 88 1511 bis 1515 bezeichneten Verfügungen 
eines Ehegatten iſt die Zuſtimmunge) des anderen Ehegatten erforderlich. 

Die Zuſtimmung kann nicht durch einen Vertreter erteilt werden?). Iſt 
der Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt die Zuſtimmung 
ſeines geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. Die Zuſtimmungserklärung 
bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung). Die Zuſtim mung 
iſt unwiderruflich). 

Die Ehegatten können die in den 88 1511 bis 1515 bezeichneten Ver⸗ 
fügungen auch in einem gemeinſchaftlichen Teſtamentes) treffen. 

E I 1390 II 1388; M 4 445; B 4313; 5 442; 6 287, 394. 

1. Grund der Vorſchrift. Sowohl dem Weſen ber Guͤtergemeinſchaft als auch dem mut⸗ 
maßlichen Willen beider Ehegatten entſpricht es, daß kein Ehegatte ohne die Zuſtimmung des 


andern Ehegatten die geſetzlichen Rechte der gemeinſchaftlichen Abkömmlinge ſchmalern oder 
entziehen und auf dieſe Weiſe den einen Abkömmling vor dem andern begünſtigen darf. Die 
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Zuſtimmung it ohne Rückſicht darauf, ob die Verfügung dem überlebenden Ehegatten zum 


2. Die Zuſtimmung des andern Ehegatten ift ein einſeitiges, empfangsbedürftiges Rechts⸗ 
geſchäft ($ 130), dem verfügenden Ehegatten gegenüber abzugeben, kann vor oder nach Er⸗ 
richtung der letztwilligen Verfügung, jedoch nicht mehr nach dem Tode des verfügenden Ehe⸗ 
garten abgegeben werden und iſt in jedem Falle unwiderruflich. Zum Widerruf der letzt 
willigen Verfügung bedarf der verfügende Ehegatte nicht der Zuſtimmung des andern Ehe- 
gatten. Letzterer kann trotz erteilter Zustimmung gemäß $ 1484 die Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinschaft ablehnen und dadurch die Verfügung unwirkſam machen. 

3. Hieraus folgt die höchſtperſönliche Natur der Zuſtimmung. Vertretung in der Er- 
klärung der Zustimmung it dadurch gicht ausgeſchloſſen. Geſchäftsunfähigkeit des Ehe⸗ 
gatten macht die Zuſtimmung unmöglich. , 

4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung Art 141 EG, 88 167ff. FGG. Dieſe Form 
iſt notwendig, gleichviel in welcher Form die lehtwillige Verfügung errichtet iſt. 

5. Gemeinſchaftliches Teſtament 88 22654. Die Ehegatken können die bezeichneten 
Verfügungen auch in einem Erbvertrage treffen, da deſſen Form ($ 2276) den Erforder · 
niſſen des $ 1516 genügt. Abweichend § 1509 A 2. 


8 1517 


) Zur Wirkſamkeit eines Vertrags, durch den ein gemeinſchaftlicher 
Abkömmling) einem der Ehegatten gegenüber für den Fall, daß die Ehe 
durch deſſen?) Tod aufgelöſt wird, auf ſeinen Anteil am Geſamtgute der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft verzichtet oder durch den ein ſolcher Ver⸗ 
zicht aufgehoben‘) wird, iſt die Zuſtimmung des anderen Ehegatten er⸗ 
285 5 Für die Zuſtimmung gelten die Vorſchriften des § 1516 Abſ 2 

ab 3, 45%. 

Die für den Erbverzicht geltenden Vorſchriftense) finden entſprechende 
Anwendung. 

FP e 


1. 5 1517 behandelt den während der Gutergemeinſchaft im voraus, § 1491 den nad) 


Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft erklärten Ver icht eines Abkömmlings auf jeinen 
Anteil. gl. 81 AL. Fun Falle des & 1517 Tann ber 8 
e ichtsvertrag wird ven dem Abkömmlinge mit einem der beiden Ehegatten 


>. Grmeinfänftlicher Abkömmling g 1482 A 2. 


e dur . hegatten au gelb t, ſo wird der Be 8 ) 
ner nicht auch mit der andern E 1 0 0 T egen ſtandlos. 151 


4. Der Verzicht kann nur durch Vertrag mit dem E t i der Verzichtsvertrag 
geichloffen war, aufgehoben Ten. 8 hegatten, mit dem der Verzich 


5. Die Zuſtimmung des andern Ehegatten iſt 


nur ein anteilsberechtigter Abkömmling oder der überlebende Ehegatte ſein. Fremde Per⸗ 
110 dürſen an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft nicht teilnehmen ($ 1490 A 1), Vgl. ferner 
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8 1518 


1) Anordnungen, die mit den Vorſchriften der 88 1483 bis 1517 in Wider⸗ 
ſpruch ſtehen, können von den Ehegatten weder durch letztwillige Ver⸗ 
fügung) noch durch Vertrag“) getroffen werden“). 

E 1 1383 Abſ 2 Satz 2 II 1413; M 4 424; P 4 803. 


1. Zweck der Vorſchrift. Der $ 1518 bezweckt, für den Fall des Eintritts der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft die anteilsberechtigten Abkömmlinge vor Anordnungen der Ehegatten 
zu ſchützen, die geeignet find, die den Abkömmlingen als Erſatz für ihr Erb⸗ und Pflichtteils⸗ 
recht zuſtehenden Anteile am Geſamtgute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft zu beeinträchtigen. 
Insbeſondere foll den Ehegatten die Möglichkeit entzogen ſein, zum Nachteile der anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlinge dritte Perſonen zu bedenken (M 4, 424). Allerdings bieten die 
in den 88 15111515 zugelaſſenen Anordnungen eine Handhabe, den Abkömmling mittelbar 
zu nötigen, fi) auch nicht zugelaſſene Anordnungen, z. B. die Beſtellung eines Nießbrauchs 
für den überlebenden Ehegatten, gefallen zu laſſen lebenſo Planck, Staudinger). — Nach 
8 1518 find auch Anordnungen unwirkſam, die zwar den anteilsberechtigten Abkommlingen 
zum Vorteile gereichen, aber mit den den Schutz des überlebenden Ehegatten bezweckenden, 
in den 88 1483—1517 mitenthaltenen Vorſchriften in Widerspruch ſtehen (RG JW 1916, 43°). 

2. Letztwillige Verfügung 88 1937, 1941, 2299. Der Mann kann die Gütergemeinſchaft 
für die Zeit nach ſeinem Tode nicht dadurch beſeitigen, daß er die Frau zur alleinigen Erbin 
ſeines ganzen Nachlaſſes einſetzt (NG Warn 08 Nr 163). Ungültig iſt die von Eheleuten 
in ihrem gemeinſchaftlichen Teſtamente getroffene Beſtimmung, daß der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker alsbald nach dem Tode des Ehemanns der Geſamtnachlaß in Beſitz und Verwaltung 
nehmen ſolle. Die Einſetzung eines andern Geſamtgutsverwalters als des überlebenden 
en it für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft unzuläſſig 88 1487, 1518 (R JW 

916, 487). 

3. Ehevertrag oder Erbvertrag. — Auf Verträge, die der überlebende Ehegatte nach 
Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft mit einem Dritten ſchließt, bezieht ſich 8 1518 
nicht. 9 1518 iſt auch nicht entſprechend anwendbar, wenn ſich der überlebende Ehegatte 
dem Dritten gegenüber nur einer Verfügungsbeſchränkung in bezug auf Geſamtgutsgegen⸗ 
ſtände unterwirft, ſich aber nicht des ihm nach 88 1443, 1487 zuſtehenden Verwaltungs⸗ 
rechts gänzlich entſchlägt (RG JW 1916, 437). 

4. Anordnungen, die mit den 88 1483—1517 im Widerſpruche ſtehen, ſind nichtig. Die 
Nichtigkeit können ſowohl die Abkömmlinge als auch der überlebende Ehegatte geltend machen 
(ORG 6, 162). Unberührt bleibt die Befugnis des überlebenden Ehegatten, über ſeinen Anteil 
am Geſamtgute, ſein Vorbehalts und Sondergut letztwillig zu verfügen. 


3. Errungenſchafts gemeinſchaft 


8 1519 


1) Was der Mann oder die Fran während der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft erwirbt, wird gemeinſchaftliches Vermögen beider Ehegatten (Ge⸗ 
ſamtgut) ). 

Auf das Geſamtgut finden die für die allgemeine Gütergemeinſchaft 
geltenden Vorſchriften des § 1438 Abſ 2, 3 und der 88 1442 bis 1453, 1455 
bis 1457 Anwendung“). 

E 1 1411 Abſ 1, 1417 II 1414; M 4 151 ff., 492 ff., 505 ff.: P 4 349 ff.; 6 289. 


1. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft behält jeder Ehegatte ſein Vermögen. Gemeinſam 
wird nur, was während der Errungenſchaftsgemeinſchaft das beiderſeits eingebrachte Gut 
an Nutzungen abwirft und beide Ehegatten durch Arbeit erringen (Geſ amtgut). Die Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft stellt ſich gewiſſermaßen nur als eine Umgeſtaltung des Guterſtandes 
der ehemännlichen Verwaltung und Nutzuießung dar (M 4 ©. 491,499, 511,513, 534). Die ehe⸗ 
lichen Laſten ſowie die für den Erwerb der Gemeinſchaftsmaſſe erforderlichen Ausgaben 
werden gemeinſam getragen. Der 8 1519 Abf 1 bringt zum Ausdrucke, daß der in die Ge- 
meinſchaft fallende Erwerb ſchon während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
einen beſonderen Vermögensinbegriff bildet (reine Errungenſchaftsgemeinſchaft). Abgelehnt 
hat das BGB die ſog. Gemeinſchaft des Zugewinſtes, nach der erſt bei Auflöſung der 
Gemeinſchaft durch Abrechnung ermittelt wird, ob nach Erſatz des eingebrachten Vermögens 
und nach Berichtigung der die Gemeinſchaft belaſtenden Verbindlichkeiten ein (unter die Che- 


Errungenſchaftsgemeinſchaft 88 1519, 1520 199 


gatten gleichmäßig zu verteilender) Überſchuß vorhanden iſt. Errungenſchaftsgemeinſchaft 
kann nur durch Ehevertrag (58 1432 —1430) eingeführt oder aufgehoben werden. Für dieſen 
Ehevertrag gelten Beſchränkungen, wie ſie § 1437 für die allgemeine Gütergemeinſchaft 
vorſieht, nicht. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft find zu unterſcheiden: Geſamtgut (8 1519), 
eingebrachtes Gut des Mannes (88 15201525), eingebrachtes Gut der Frau (88 1520 —1525) 
und Vorbehaltsgut der Frau ($ 1526 Abſ 1, 8). Vorbehaltsgut des Mannes gibt es nicht 
($ 1556 Abſ 2). — Errungenſchaftsgemeinſchaft nach Solmſer Landrecht vgl. Bay Obe 
in OLG 34, 256. 

2. Geſamtgut der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt alles, was die Ehegatten — ſei es der 
Mann allein, ſei es die Frau allein, ſei es beide Ehegatten gemeinſam — während der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft erwerben, ausgenommen dasjenige, was nach den 88 1520—1524 
als eingebrachtes Gut der Ehegatten und nach § 1526 als Vorbehaltsgut der Frau anzuſehen 
iſt. Hiernach gehören zum Geſamtgute die Nutzungen des eingebrachten Gutes der Ehegatten 
(5 1525) und die Erträge ihrer (körperlichen oder geiſtigen) Tätigkeit. Das Geſamtgut der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft beſitzt dieſelbe rechtliche Natur wie das Geſamtgut der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft (Gemeinſchaft zur geſamten Hand). — Nach $ 1527 ilt alles vorhandene 
Vermögen — vermutungsweiſe — Geſamtgut, ſofern nicht eine andere güterrechtliche Eigen · 
ſchaft ſich beſonders erweiſen läßt. Was eingebrachtes Gut der Ehefrau iſt, beſagen die 
88 1520—1524. Die darin aufgeführten Fälle ertragen keine Erweiterung; was Vorbehalts⸗ 
gut der Frau iſt, ergibt § 1526; auch heimlicher oder verbotener Erwerb der Frau, 
ſofern er nicht unter die 89 1520-1524, 1526 fällt, wird Geſamtgut (RG 90, 288; RG St 
40, 175). Der Erwerb für das Geſamtgut vollzieht ſich mit rechtlicher Notwendigkeit, grund 
ſätzlich ohne Rückſicht auf die Willensrichtung des Erwerbenden. Das mit dem Er⸗ 
werb in der Perſon eines Ehegatten entſtehende Eigentum wird mit ſeiner Entſtehung 
umgewandelt in gütergemeinſchaftliches Eigentum (RG 84 S. 73, 327; f 1438 A 5, 6), 
und zwar nach der ausdrücklichen Vorſchrift des § 1438 Abſ 2, die nach $ 1519 Abſ 2 auch 
für die Errungenſchaftsgemeinſchaft gilt, kraft Geſetzes. Der Eintritt dieſer Rechtsfolge 
iſt nicht davon abhängig, ob der Ehemann um den Erwerb der Frau weiß oder das von der 
Frau Erworbene in ſeine tatſächliche Verfügungsgewalt bekommt. Es kann der Frau nicht 
anheimgeſtellt ſein, ſich ein Sondergut dadurch zu verſchaffen, daß ſie einen Erwerb ohne 
Si ne Mannes macht und ihn feiner Verfügungsgewalt vorenthält (RG 90, 288; vgl. 

3. Nach $ 1438 Abſ 2 tritt die Geſa 


a mtgutsei in. 2 lt 
ber- Errugenf chaftsgemeinſch gutseigenſchaft kraft Geſetzes ein. § 1442 rege 


5 aft als einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand (A 2) 
55 ergebende Folgen Ausſchluß der Verfügung über Anteile, Ausſchluß des Teilungsverlangens, 
eſchränkung der Aufrechnung). Nach 8 1448 fteht dem Manne die Verwaltung des Geſamt⸗ 
gute au, jedoch bedarf er in den Fällen der 88 1444-1446 der Einwilligung der Frau, die nach 
814 1 das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden kann. Die Sg 1449—1452 regeln die 
Rechte der Frau in Anſehung des Geſamtguts. 8§ 1455 betrifft die Herausgabe einer ungerecht ; 
fertigten Bereicherung des Geſamtguts. 8 1456 ſtellt, abgeſehen von zwei Ausnahmen (ge⸗ 
Nes unt ane be Frau oder mangelnde Zustimmung), den Grundſatz der recht ⸗ 
i es Mannes i F i immun 
für den Fall daß ber PEN gegenüber der Frau auf, und § 1457 trifft Beſtimmung 


0 unter Vormundſchaft ſteht. Di a den angezogenen 
Paragraphen werden in Bezug RA) ft ſteht. Die Erläuterungen zu gezog 


8 1520 er 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was ihm bei dem Eintritte!) 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft gehörte) h). 
E 1 1412 II 1415; M 4 495; P 4 349. 


1. Die 88 1520—1524 beſtimmen, was als eingebrachtes Gut eines Ehegatten anzuſehen 
iſt. In den bezeichneten Fällen entſteht eingebrachtes Gut kraft Geſetzes. Eingebrachtes 
Gut beider Ehegatten bildet — abgeſehen von dem Vorbehaltsgute der Frau (8 1526) — 
gewiſſermaßen einen Gegenſatz zum Geſamtgute (8 1519), jedoch unterliegt das eingebrachte 
Gut wie das Geſamtgut der Verwaltung des Mannes und die Nutzungen des eingebrachten 
Gutes beider Ehegatten gehören zum Geſamtgute (8 1525). Der E! bezeichnete das ein- 
gebrachte Gut im Falle der Errungenſchaftsgemeinſchaft als Sondergut. Die zweite Kom- 
miffion erſetzte dieſen Ausdruck durch die Bezeichnung „eingebrachtes Gut“ entſprechend 
dem Vorgange, daß auch bei dem geſetzlichen Güterſtande das der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes unterliegende Vermögen als „eingebrachtes Gut“ bezeichnet worden war (Prot 
je 349). Irgendeine Vermutung für die Eigenſchaft als Eingebrachtes beſteht nicht (RGSt 
40, 175). 
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2. Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Die vor der Ehe vereinbarte Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft kann naturgemäß nicht früher als mit der Eheſchließung eintreten. Die während 
der Ehe vereinbarte Errungenſchaftsgemeinſchaft tritt mit dem Abſchluſſe des Ehevertrags 
ein. In beiden Fällen kann durch Vertrag ein ſpäterer Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
vereinbart werden. 

3. Alle dem Ehegatten gehörenden Gegenſtände (Sachen und Rechte) fallen ausnahmslos 
unter § 1520. Auch bares Geld und andere verbrauchbare Sachen ſind nicht ausgenommen, 
doch gilt hinſichtlich ihrer die Vermutung aus 8 1540 (Verwendung in das Geſamtgut). Val. 
auch §8 1525 Abſ 2, 1377, 1527. Unter $ 1520 fällt auch ein bedingter oder anfechtbarer Erwerb, 
wenn letzterer während der Errungenſchaftsgemeinſchaft unbedingt oder unanfechtbar 
wird, desgleichen der Erwerb auf Grund einer vor Eintritt der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft begonnenen, aber erſt während derſelben vollendeten Erſitzung. Was beiden Ehegatten 
ſchon vor Beginn der Errungenſchaftsgemeinſchaft gemeinſchaftlich gehörte, wird gemeinſchaft⸗ 
liches eingebrachtes Gut, nicht Geſamtgut (M 4, 496). 

4. Durch Ehevertrag können Gegenſtände, die an ſich zum eingebrachten Gute gehören 
würden, dem Geſamtgute zugewieſen werden. Solche Gegenſtände gehen nicht kraft Geſetzes 
in das Geſamtgut über (88 1519 Abſ 2, 1438 Abf 2), ſondern nach Maßgabe der allgemeinen, 
für den Übergang des betreffenden Rechtes geltenden Beſtimmungen (M 4, 496). Vgl. auch 
OLG 7, 55 (bei Grundſtücken Auflaſſung erforderlich). 


8 1521 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was er von Todes wegen?) 
oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrechts), durch Schenkung“) oder als 
Austattung?) erwirbt. Ausgenommen iſt ein Erwerb, der den Umſtänden 
nach zu den Einkünften zu rechnen iſte) 7. 

E I 1412 II 1418; M 4 496; P 4 349, 365. 


1. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. 

2. Unter Erwerb von Todes wegen verſteht § 1369 das, was während des Beſtehens 
des geſetzlichen Güterſtandes durch Erbfolge, durch Vermächtnis oder als Pflichtteil erworben 
wird. So auch M 4, 496. In dieſem Sinne fpricht auch § 1521 von einem Erwerbe von Todes 
wegen. Erwerb durch Erbfolge umfaßt den Erwerb auf Grund geſetzlicher Erbfolge, teſtamen⸗ 
tariſcher Erbfolge und teſtamentariſcher Zuwendung von Vermächtniſſen, ſowie auf Grund 
Erbvertrags (88 19221940). Hiernach iſt der Erwerb durch Vermächtnis (88 1939, 2147ff.) 
ſchon in dem Erwerbe durch Erbfolge mitbegriffen. Bedarf es nach dem Anfalle der Erbſchaft 
an die Frau ($ 1042) noch einer Auseinanderſetzung mit Miterben, ſo iſt dazu nach SS 1525 
Abſ 2, 1359 die Zuftimmung des Mannes nötig (OLG 8,332). Der Erblaſſer kann — unbeſchadet 
des Pflichtteilsrechts — beſtimmen, daß das Erworbene Geſamtgut werden ſolle. Eine ſolche 
Beſtimmung hat nicht zur Folge, daß das Erworbene ohne weiteres Geſamtgut wird, ſondern 
dazu bedarf es eines Ehevertrags und der Befolgung der allgemeinen für den Übergang des 
fraglichen Vermögens geltenden Beſtimmungen. Was beiden Ehegatten gemeinſchaftlich 
zugewendet wird, lt nicht in das Geſamtgut, ſondern wird gemeinſchaftliches eingebrachtes 
Gut (M 4, 496). 

3. Was einem Ehegatten während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft mit 
Rüdjicht auf ſein künftiges Erbrecht von einem Dritten zugewendet wird, iſt als eingebrachtes 
Gut zu behandeln, weil es ſich hierbei um eine Vorwegnahme des Erbrechts, alſo inhaltlich 
um Erwerb durch Erbfolge handelt. Daran ändert ſich nichts, wenn der bedachte Ehegatte 
oder beide Ehegatten gewiſſe Gegenleiſtungen (Leibzucht, Abfindung) übernehmen. Ob 
dieſe Verpflichtungen Geſamtgutsverbindlichkeiten find und welchem der Ehegatten ſie im 
Verhältniſſe e zur Laſt fallen, richtet ſich nach den allgemeinen Beſtimmungen 
(88 1530 ff., W 

4. Schenkungen. Was ein Dritter während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
einem Ehegatten ſchenkt, wird eingebrachtes Gut des Beſchenkten. Was ein Dritter unter 
Lebenden einer Ehefrau unentgeltlich zuwendet, kann er zu ihrem Vorbehaltsgute beſtimmen 
(88 1526, 1369). Was ein Dritter beiden Ehegatten gemeinſchaftlich ſchenkt, wird nicht Geſamt⸗ 
gut, ſondern gemeinſchaftliches eingebrachtes Gut. Der Schenker kann das Geſchenk aber 
auch für das Geſamtgut machen. Dann gilt das in A 1 über Beſtimmung als Geſamtgut 
Geſagte. Hochzeitsgeſchenke und belohnende Schenkungen unterliegen derſelben Beurteilung 
wie Schenkungen überhaupt, desgleichen Geſchenke, die ein Ehegatte dem andern macht. 
Zu einer Schenkung des Mannes an die Frau aus dem Geſamtgut iſt ein Ehevertrag nicht 
notwendig (Planck A 10; Staudinger A 16). Was ein Ehegatte während des Beſtehens der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft von einem Dritten durch ein entgeltliches Rechtsgeſchäft 
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erwirbt, kann nicht durch die Beſtimmung des Dritten eingebrachtes Gut werden. Die Be⸗ 
ſtimmung des Dritten iſt unwirkſam. Sonſt wäre jedem Ehegatten die Möglichkeit gegeben, 
durch entſprechende Abmachungen den Ertrag ſeiner Arbeit dem Geſamtgute zu entziehen. 
Dadurch 2 a die ganze Einrichtung der Errungenſchaftsgemeinſchaft gefährdet (MA, 498; 
vgl. § 1522 U 2). 

5. Die Ausſtattung ($ 1624) umfaßt hier auch die Ausſteuer ($ 1620). Sind fie ſchon 
vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft gewährt oder verſprochen worden, ſo 
werden ſie nach $ 1520 eingebrachtes Gut. 

6. Die Ausnahme des 9 1521 Satz 2 beruht auf einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion 
(Prot 4, 366). Ihr liegt die Erwagung zugrunde, daß ein Erwerb, namentlich Schenkungen 
denkbar ſeten, die ihrer Natur und den Umſtänden des Falles entſprechend eine Vergrößerung 
des gemeinſamen Zehrguts (Konſumtionsfonds), nicht des eingebrachten Gutes bildeten, 
3. B. Trinkgelder, die der Mann als Pförtner oder die Frau als Kellnerin empfangen, über 
haupt Geſchenke, die ein Ehegatte mit Beziehung auf ſeine Erwerbstätigkeit oder aus Anlaß 
derſelben erhalte (A 4). Ahnlich verhält es ſich mit Zuwendungen zur Beſtreitung des ehe⸗ 
lichen Aufwandes, ſei es daß 
u einer Erholungsreiſe), fei es, daß es ſich um wiederkehrende Zuſchüſſe (z. B. zu den laufenden 
Bedürfniſſen des Haushalts) handelt. Sogenannte Nadelgelder, die ein Vater ſeiner Tochter 


8 1522 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten find Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können?), ſowie Rechte, die mit ſeinem 
Tode erlöſchen“) oder deren Erwerb durch den Tod eines der Ehegatten 
bedingt iſt⸗). 

ET 1416 II 1416; M 4 508; 9 4 850. 

1. Eingebrachtes Gut 8 1520 A 1. 


2. Wegen der Gegenftände (Rechte, Sachen), die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen 
werden können, vgl. $ 1439 A 2. Ob die e aus 15 a eine 
des Gegenſtandes folgt oder auf Vereinbarung beruht, macht keinen Unterſchied. Vgl. aber 
auch 8 1821 A 4. Mit dem Verluſte der Eigenſchaft der Unübertragbarkeit werden ſolche Gegen- 
ib 1 0 Die Nutzungen unübertragbarer Gegenſtände (z. B. die Gehaltsſumme, 
die Unfall oder Altersrente) fallen gemäß $ 1525 in das Geſamtgut. Gehören unübertragbare 
Gegenſkände dem Ehegatten ſchon beim Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft, ſo werden 
fie nach $ 1520 eingebrachtes Gut und bleiben eingebrachtes Gut, auch wenn ſie während 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft die Eigenfchaft der Unübertragbarkeit verlieren. Späterer 
Verluſt der Unübertraabarkeit iſt überhaupt immer gleichgültig, wenn der Gegenſtand nicht 
nur nach 9 1522, fonbern auch nach einer andern Beſtimmung eingebrachtes Gut iſt. Unzuläſſig 
iſt es, durch Ehevertrag unübertragbare Gegenſtände dem Geſamtgute zuzuweiſen. 

3. Zu den Rechten, die mit dem Tode des berechtigten Ehegatten erlöſchen, gehört z. B. 
eine Leibrente (8 759 Abſ 1). Derartige Rechte ſind, weil von der Lebenszeit des Berechtigten 
abhängig, nicht geeignet, den Zwecken des Geſamtguts zu dienen, insbeſondere die Koſten 
des ehelichen Aufwandes zu beſtreiten und nach Auflöſung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
zur Teilung gebracht zu werden. Die Rechte ſelbſt gehören alſo zum eingebrachten Gute, 
dagegen fallen die durch ſie gewonnenen Nutzungen nach 8 1525 in das Geſamtgut. Der 
für das erworbene Recht gezahlte Preis fällt dem eingebrachten Gute des Berechtigten zur 
Laſt ($ 1535 Nr 1). Der Nießbrauch gehört wegen feiner Unübertragbarkeit ($ 1059 Satz 1) 
nach § 1522 zum eingebrachten Gute. 

4. Zu den Rechten, deren Erwerb durch den Tod eines der Ehegatten bedingt iſt, gehört 
namentlich das Recht aus einer Lebensverſicherung. Auch Rechte dieſer Art ſind wie die 
in Az bezeichneten Rechte ungeeignet, den Zwecken des Geſamtguts zu dienen. Unter 8 1522 
fallen ſolche Rechte nicht nur, wenn derjenige Ehegatte, bei deſſen Tode die Verſicherungs⸗ 
ſumme ausgezahlt werden ſoll, der überlebende Teil iſt, ſondern auch, wenn die Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft durch den Tod des verlicherten Ehegatten aufgelöſt iſt. Die Lebensverſicherungs⸗ 
beiträge fallen dem eingebrachten Gute desjenigen Ehegatten zur Laſt, der die Verſicherung 
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genommen hat. Unbenommen bleibt dem verſicherungnehmenden Ehegatten natürlich, 
durch entſprechende Abmachung bei Eingehung der Verſicherung oder durch letztwillige Ver⸗ 
fügung dem überlebenden Ehegatten die Verſicherungsſumme zugute kommen zu laſſen. 
Auf eine ſog. Erlebensverſicherung kann § 1522 nicht ausgedehnt werden. — Vgl. zu dieſen 
Fragen RG Warn 1915/16 Nr 229 (Katzenelnbogener Landrecht und Gemeines Recht). 


8 1523 


Eingebrachtes Gut!) eines Ehegatten iſt, was durch Ehevertrag?) für 
eingebrachtes Gut erklärt ift?). 
E I 1413 II 1417; M 4 498; P 4 349. 


1. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. Der 8 1523 iſt eine Anwendung des im § 1432 aus. 
geſprochenen Grundſatzes der Vertragsfreiheit. 
2. Ehevertrag. Seine Form beſtimmt ſich nach $ 1434, feine Wirkung gegen Dritte nach 
5 


1435. 

3. Anfechtung. Ein Ehevertrag, durch den Geſamtgutsgegenſtände für eingebrachtes 
Gut der Frau erklärt werden, benachteiligt die Gläubiger des Mannes (8 1525 Abſ 2 mit 8 1410) 
und unterliegt der Anfechtung nach Maßgabe des § 32 Nr 2 KO und 8 8 Nr 8 AnfG. Die 
Umwandlung in eingebrachtes Gut des Mannes benachteiligt weder die Gläubiger des Mannes 
noch die der Frau (Planck A 2). 


8 1524 


1) Eingebrachtes Gut?) eines Ehegatten iſt, was er auf Grund eines zu 
ſeinem eingebrachten Gute gehörenden Rechtes?) oder als Erſatz⸗) für die 
Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines zum eingebrachten Gute 
gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erwirbt, das ſich 
auf das eingebrachte Gut bezieht). Ausgenommen it der Erwerb aus dem 
Betrieb eines Erwerbsgeſchäftss). 

Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forderung 
zum eingebrachten Gute hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu 
laſſen, wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis“) erlangt; die Vorſchriften 
der SS 406 bis 408 finden entſprechende Anwendung“). 


E I 1414 II 1419; M 4 498; P 4 350; 6 326. 


1. Rechtliche Erſetzung (Surrogation). Da die Errungenſchaftsgemeinſchaft nur eine 
Umgeſtaltung des geſetzlichen ehelichen Güterrechts ift (§ 1519 A 1), ſoll bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft das eingebrachte Gut jedes Ehegatten, ebenſo wie beim geſetzlichen ehelichen 
Güterrechte das Vorbehaltsgut der Frau (§ 1370 A 1), als Vermögensinbegriff, gleichviel 
welche rechtliche oder wirtſchaftliche Form es im Laufe der Zeit annimmt, dem berechtigten 
Ehegatten erhalten bleiben. Dieſer ſoll nicht auf bloße Erſatzanſprüche an das Geſamtgut 
aus etwaiger Bereicherung angewieſen fein. Der 8 1524 Abſ 1 Satz 1 entſpricht dem § 1370 
und § 1440 und bringt den Grundſatz zur Anerkennung, daß das eingebrachte Gut gleichſam 
eigene Erſetzungskraft beſitzt (ſog. Surrogationsgrundſatz). 

2. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. Der 8 1524 begreift auch Gegenſtände, die nur wegen 
ihrer Unübertragbarkeit eingebrachtes Gut ſind (§ 1522). Anders $ 1439 (Gütergemein⸗ 
ſchaft) und $ 1554 (Fahrnisgemeinſchaft). | 

3. Recht. Vgl. § 1370 A 2. Der Anſpruch auf einen Lotteriegewinn gehört zum ein- 
gebrachten Gute oder zum Geſamtgute, je nachdem das Gewinnlos Beſtandteil des erſteren 
oder des letzteren war. Zum eingebrachten Gute gehören ferner der Erwerb auf Grund einer 
vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft begonnenen, aber erſt während derſelben voll⸗ 
endeten Erſitzung (vgl. auch $ 1520 A 3), ferner die Gegenſtände, die als Erfüllung auf 
Grund eines ſchon vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft begründeten Anſpruchs 
geleiſtet ſind, ſowie Anſprüche, die beim Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft ſtreitig 
waren, aber während der Errungenſchaftsgemeinſchaft (durch Urteil, Vergleich oder 
Anerkenntnis) unſtreitig wurden. Ein Erwerb, der ſich auf ein Teilnahmerecht des Che⸗ 
gatten an einer gemeinſchaftlichen Sache oder an einem Nachlaſſe gründet, gehört 
zum eingebrachten Gute auch dann, wenn die Teilung erſt nach dem Eintritte der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft ſtattgefunden hat. Die Nutzungen des eingebrachten Gutes würden an 
een unter $ 1524 Abſ 1 Satz 1 fallen, find aber nach § 1525 dem Geſamtgute zu 
gewieſen. 
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4. Erſatz. Val. $ 1370 A 3. Dazu gehören Anſprüche aus der Enteignung (auf die Ent⸗ 
ſchädigungsſumme), aus der wegen Schulden eingeleiteten Zwangsverſteigerung (auf 
den Reinerlös) und im Falle eines Brandes auf die Brandſchadensſumme, wenn die 
betroffenen Gegenſtände zum eingebrachten Gute gehören. 

5. Zufammenhang des eingebrachten Gutes mit dem Rechtsgeſchäfte. Vgl. 8 1870 A 4. 

6. Der Erwerb aus dem Betrieb eines zum eingebrachten Gute gehörenden Erwerbs⸗ 
geſchäfts wird Geſamtgut. Dieſe Regelung entſpricht dem Weſen der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft, wonach die Erträge der Arbeitstätigkeit beider Ehegatten ($ 1519 A 1) und die 
Nutzungen des eingebrachten Gutes derſelben ($ 1525) zu dem Geſamtgute gehören. Betreibt 
die Frau das Erwerbsgeſchaft, fo kommt es für die Anwendung des 9 1524 Abs 1 Satz 2 nicht 
darauf an, daß der Mann in den Betrieb gewilligt habe, ebenſowenig darauf, daß die Frau 
das Geſchäft ſelbſtändig betreibt ($ 1367 A 3). Wird durch den Betrieb des Erwerbsgeſchäfts 
das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten Gutes bereichert, fo kann nach Maßgabe des 
§ 1539 Erſatz gefordert werden. Gehört das Erwerbsgeſchäft zum Vorbehaltsgute des 
Ehegatten, jo gilt für feinen Erwerb wieder die Regel des 8 1524 Abſ 1 Satz 1. Über den 
Begriff des Erwerbsgeſchafts vgl. $ 1405 A 5. — Erwerb aus dem Betrieb eines Erwerbs. 
geſchäfts ift nicht nur der Reingewinn des Geſchäfts, ſondern der ganze Erwerb aus dem 
Betriebe (M 4, 502/03 unter 4). Alle einzelnen im Geſchäftsbetriebe erworbenen Ver: 
mögensſtücke, insbeſondere auch die durch den Abſchluß von Rechtsgeſchäften entſtandenen 
Forderungen gehören dazu Dagegen gehören nicht zum Erwerb aus dem Betriebe des 
Geſchäfts die Geſchäfts einrichtungen (Baulichkeiten, Maſchinen, Geräte uſw.), mittels 
deren das Geſchäft betrieben wird. Wem ſie zuſtehen, bemißt ſich, in Ermanglung einer 
beſonderen Regelung durch Ehevertrag, nach den 88 1520 ff., insbeſondere nach $ 1524 Ab] 1 
4 nicht etwa die 89 93 ff. oder andere Vorſchriften eingreifen (RG 11. 7. 18 
7. Der Kenntnis ſteht das Kennenmüſſen nicht gleich. 

N 1 5 bent 1510 5 1 den Erwerb für Geſamtgut halten 
unte, aubens toi) 8 2 
8 1478 Abſ 2 u. A 3; Prot 6, 327. en durch 8 1524 Abſ 2 geſchützt werden. Vgl 


8 1525 


Das eingebrachte Gut!) wird für Rechnung?) des Gejamtguts? 
5 guts?) in der 
Weiſe verwaltet“), daß die Nutzungen, welche nach den für den Güterſtand 


der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften') dem Manne 
zufallen, zu dem Geſamtgute gehören. Ber 


Auf das eingebrachte Gut der Frau finden im übri 
0 en die Vorſchriften 
der SS 1373 bis 1383, 1390 bis 1417 entſprechende Anwendung 


E I 1411 Abſ 2, 1417 II 1420; M 4 495, 510 ff.; P 4 849, 851. 


1. Eingebrachtes Gut. Im Abſ 1 ift, abwei ingebrachte 
Gut der Frau wie das des Mannes 5 e 94020 n 

2. Daraus, daß das eingebrachte Gut für Rechnung des Geſamtguts verwaltet wird, 
folgt, daß Gewinn und Verluſt das Geſamtgut treffen. Dieſes hat daher die Laſten des ein- 
gebrachten Gutes beider Ehegatten zu tragen (88 1529, 1537 Abſ 1). Dem Geſamtgute fallen 
aber auch die Nutzungen zu, und zwar werden dieſe unmittelbar kraft Geſetzes Beſtandtelle 
bes EHE Einer Übertragungshandlung des Mannes bedarf es nicht (Dt 4, 512; 

rot 4, 858). 
3. Geſamtgut $ 1519 A 2. 

4. Die Verwaltung des eingebrachten Gutes ſteht dem Manne zu und muß ordnungs⸗ 
mäßig ſein. Frei verfügen kann er über das von ihm ſelbſt eingebrachte Gut mit Einſchluß 
von Grundſtücken. An die Einwilligung der Frau iſt er aber gebunden wenn er aus ſeinem 
Eingebrachten zu ſchenken verspricht (81519 Ab] 2, 8 1446 Abſ 1 Sat 2; M4. 510). Das Recht 
der Frau beſchränkt ſich in Anſehung der Nutzungen des vom Manne eingebrachten Gutes 
darauf, zu verlangen, daß ſolche Nutzungen, wenn und ſoweit ſie gewonnen werden, dem 
Geſamtgute zufallen. Der Mann iſt in dieſer Beziehung nur nach Maßgabe des $ 1456 Satz 2 
verantwortlich ($ 1519 Abſ 2). 

5. Die Vorſchrift des $ 1383 ift maßgebend. Vgl. Erläuterungen dazu. 

6. Da ſich die Errungenſchaftsgemeinſchaft gewiſſermaßen nur als eine Umgeſtaltung 
des geſetzlichen ehelichen Güterſtandes darſtellt (8 1519 A 1), ſo gelten viele für letztere gegebene 
Vorſchriften auch fiir erſtere, insbeſondere in Anſehung der Stellung des Mannes zum ein⸗ 
gebrachten Gute der Frau. Die Verwaltung und Nutzuieſung des eingebrachten Gutes der 
Frau übt der Mann zwar als ein eigenes (nicht zu ſeinem eingebrachten Gute gehöriges) 
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Recht aus, aber für Rechnung des Geſamtguts (M 4, 511). Nach $ 1373 iſt der Mann be⸗ 
rechtigt, die zum eingebrachten Gute der Frau gehörenden Sachen in Beſitz zu nehmen. Nach 
§ 1374 hat er es ordnungsmäßig zu verwalten, iſt der Frau gegenüber auskunftspflichtig 
und haftet für Sorgfalt wie in eigenen Angelegenheiten (8 1359). In Anfehung der zu ziehenden 
Nutzungen iſt er nur bei gefliſſentlicher Benachteiligung der Frau oder mangelnder Zu⸗ 
ſtimmung ($ 1456 Satz 2) verantwortlich (§ 1519 Abſ 2). Nach § 1375 iſt der Mann nicht be⸗ 
fugt, die Frau durch Rechtsgeſchäfte zu verpflichten oder über eingebrachtes Gut der Frau, 
ausgenommen in den Fällen der SS 1376—1378, ohne ihre Zuſtimmung zu verfügen. Die 
Zuſtimmung der Frau kann nach § 1379 durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. 
Ein zum eingebrachten Gute der Frau gehörendes Recht kann der Mann nach § 1380 im 
eigenen Namen gerichtlich geltend machen. Das Urteil wirkt auch für und gegen die Frau, 
wenn er befugt iſt, über das Recht ohne Zuſtimmung der Frau zu verfügen. Für den Erwerb 
beweglicher Sachen durch den Mann mit Mitteln des eingebrachten Gutes der Frau und für 
die Anſchaffung von Haushaltsgegenſtänden gelten 88 1381, 1382. Nach $ 1383 erwirbt der 
Mann die Nutzungen wie ein Nießbraucher. Sie gehören zum Geſamtgute (vgl. A 2). Die 
Laſten des eingebrachten Gutes beider Ehegatten (58 13841388) trägt nach 8 1529 das 
Geſamtgut, ebenſo den ehelichen Aufwand (§ 1389). Für Aufwendungen kann der Mann 
nach § 1390 Erſatz verlangen. Hierzu vgl. § 1539 (Bereicherung). Nach SS 1891—1393 kann 
die Frau Sicherungsmaßregeln verlangen. Ihre Anſprüche auf Grund der Verwaltung und 
Nutznießung kann ſie gegen den Mann nach § 1394 regelmäßig erſt nach deren Beendigung 
geltend machen. Wegen Erſatzes verbrauchbarer Sachen vgl. 88 1377 Abſ 3, 1411 Abſ 2 
(ausſchließlich Geld) und $ 1540 leinſchließlich Geld). Die Rechte der Frau, über ihr ein⸗ 
gebrachtes Gut zu verfügen, Rechtsgeſchäfte vorzunehmen und Rechtsſtreite zu führen, be⸗ 
ſtimmen ſich nach SS 1395-1407. Die Beſchränkungen der Frau muß ein Dritter nach 8 1404 
auch dann gegen ſich gelten laſſen, wenn er nicht gewußt hat, daß die Frau eine Ehefrau iſt. 
Ihn ſchützt auch nicht der Umſtand, daß die Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht in das Grundbuch 
eingetragen ift (vgl. $ 1404 A 1). Die Schlüſſelgewalt ($ 1357) bleibt der Frau vorbehalten. 
Das dem Manne am eingebrachten Gute der Frau zuſtehende Recht ift nach § 1408 nicht über⸗ 
tragbar. 8 861 ZPO findet auf die Errungenſchaftsgemeinſchaft keine Anwendung. Die 
Nutzungen werden mit dem Erwerb unmittelbar kraft Geſetzes Geſamtgut (A 2) und dieſes 
haftet nach $ 1530 den Gläubigern. Pfändung des Rechtes des Mannes auf noch nicht erworbene 
Nutzungen iſt unzuläffig, auch entbehrlich (Prot 4, 353). Den bevormundeten Mann vertritt 
nach $ 1409 der Vormund. Die SS 1410—1417 regeln die Schuldenhaftung. Nach 8 1410 
tönnen ſich die Gläubiger des Mannes nicht an das eingebrachte Gut der Frau halten. Es 
haftet aber nach 8 1411 den Gläubigern der Frau, ausgenommen in Fällen der 88 14121414. 
Wegen der Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau vgl. § 1411 A 2. Ge 
in Nutzungen find als Beſtandteile des Geſamtguts (A 2) nur den Geſamtgutsgläubigern 
aftbar. 


8 1526 


Vorbehaltsgut!) der Fran iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut 
erklärt iſt oder von der Frau nach § 1369 oder § 1370 erworben wird). 

Vorbehaltsgut des Mannes iſt ausgeſchloſſens). 

Für das Vorbehaltsgut der Frau gilt das gleiche wie für das Vor⸗ 
behaltsgut bei der allgemeinen Gütergemeinjchaft‘) s). 

E I 1416, 1417 II 1421; M 4 505; P 4 351, 353, 


1. Der Begriff des Vorbehaltsguts iſt bei allen Güterſtänden der nämliche. Es wird 
von demjenigen Ehegatten, dem es gehört, ſelbſtändig verwaltet und genutzt. Die Nutzungen 
werden gleichfalls Vorbehaltsgut (vgl. $ 1440 A 1). Über den Unterſchied zwiſchen Vorbehalts⸗ 
gut, eingebrachtem Gut und Geſamtgut vgl. 8 1519 A 1, 2 u. § 1520 A 1. 

2. Der 8 1526 Abſ 1 begrenzt den umfang des Vorbehaltsguts der Frau und ſtimmt 
wörtlich mit dem § 1440 Ab] 2 (Vorbehaltsgut bei Gütergemeinſchaft) überein. Wie bei der 
Gütergemeinſchaft kann in den nicht mitaufgeführten Fallen der 88 1366, 1867 Vorbehalts⸗ 
gut nur durch Ehevertrag oder Beſtimmung eines Dritten entftehen (8 1440 A 2). — Burch 
Ehevertrag kann auch ein Inbegriff von Gegenſtänden ohne Aufreihung deſſen, woraus er 
ſich im einzelnen zuſammenſetzt, beſtimmt werden (RG IN 1916, 8349). 

3. Neben dem Vorbehaltsgute der Frau iſt Vorbehaltsgut des Mannes nur bei der Güter⸗ 
gemeinſchaft zugelaſſen. Vgl. $ 1440 A 1. Dagegen iſt es bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
den Ehegatten unbenommen, gewiſſe Einkünfte durch Vereinbarung dem Manne allein zu⸗ 
zuweiſen (Prot 4, 351) und dadurch eine dem Vorbehaltsgut eigene Wirkung zu erreichen. 
Die Vereinbarung bedarf der Form des Ehevertrags. 


Errungenſchaftsgemeinſchaft 88 1525—1528 205 


4. Nach § 1526 Abſ 3 kommt § 1441 und nach dieſem die Beſtimmungen über Güter⸗ 
trennung (58 14271431) in Betracht. Hiernach bleibt die Frau ſo, als wäre ſie unverheiratet, 
Herrin ihres vorbehaltenen Vermögens. Sie verwaltet es ſelbſtändig und zieht die Nutzungen 
für ſich. — Verwendet der Mann Vorbehaltsgut der Frau in das Geſamtgut, ſo kann die 
Frau, wenn ihr dadurch ein Erſatzanſpruch erwächſt, dieſen auch während der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft geltend machen. Der Anſpruch ſteht ihr alsdann gegenüber dem Geſamtgute 
zu und richtet ſich nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen; ſoweit die Verwendung 
auf Vereinbarung beruht, ſind daher für Inhalt, Umfang und Fälligkeit die ausdrücklichen 
oder ſtillſchweigenden Vereinbarungen bei Berückſichtigung der Auslegungsregel des 8 1429 
maßgebend. Dies folgt aus $ 1526 Abſ 3 in Verbindung mit $ 1466 (RG St 40, 177). 

5. Die Eintragung der Vorbehaltseigenſchaft in das Grundbuch iſt ausgeſchloſſen (vgl. 
§ 1441 A 3). 

§ 1527 


1) Es wird vermutete), daß das vorhandene Vermögen) Geſamtgut ſei. 
E I 1421 Abſ 1 II 1422; M 4 516, 518; P 4 354. 


1. Der 8 1527 ſtellt eine geſetzliche Vermutung zugunſten des Geſamtguts auf. Das 
gleiche folgt bei der Gütergemeinſchaft und der Fahrnisgemeinſchaft ſchon aus ihrem durch 
$ 1438 bzw. $ 1549 gekennzeichneten Wefen. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft bedurfte 
es einer beſonderen Hervorhebung dieſer Vermutung, weil bei dieſem Güterſtande ſeinem 
Weſen entsprechend das eingebrachte Gut neben dem Geſamtgut regelmäßig eine Sonder⸗ 
ſtellung einnimmt, während bei der Gütergemeinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft Sondergut 
nur ausnahmsweiſe vorkommt. Der § 1527 bezweckt hauptſächlich, der Ehefrau mit Rück. 
ſicht darauf, daß regelmäßig der Ehemann das Geſamtgut mit Ausſchluß der Frau beſitzen 
und verwalten wird, die für ſie aus dem Gemeinſchaftsverhältniſſe entſpringenden Rechte 
zu ſichern. Eine wichtige Folge der Vermutung iſt namentlich die, daß jede auf ein 
eingebrachtes Gut gemachte Verwendung bis zum Beweiſe des Gegenteils als aus dem 
Geſamtgute gemacht gilt (M 4, 516; vgl. § 1539). 

2. Die Vermutung gilt nicht nur im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander, ſondern 
auch Dritten gegenüber. Sie kann durch Gegenbeweis widerlegt werden (§ 292 ZPO). Der 
Gegenbeweis kann auch anders als durch das im § 1528 vorgeſehene Beſtandsverzeichnis 
geführt werden. Die Vermutungen des 8 1362 beim geſeßlichen Güterſtande gelten nach 
3 1525 Abſ 2 auch bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft in bezug auf das eingebrachte Gut 
der Frau, jedoch erſt uach Widerlegung der Vermutung des $ 1527. Hinſichtlich verbrauch⸗ 
. Sachen ſtellt $ 1540 eine Vermutung auf. 

. an. Vermögen umfaßt das geſamte beiderfeitige Vermögen der Ehe⸗ 
Eintritt ro a oeim en befteht, in weſſen Beſitz es ſich befindet und ob es vor oder nach 
n, daß rrungenſchaftsgemeinſchaft erworben ift. Freilich wird der Beweis eines Ehe⸗ 
galten Fe er ein beſtimmtes Vermögensſtück vor dem Einttitte der Errungenſchafts⸗ 
2 haft erworben habe, zur Widerlegung der Vermutung meiſt genügen. — Nach 8 1527 
1 vermutet, daß das vorhandene Vermögen Geſamtgut ſei. Daraus ergibt ſich, daß 
Geſamtgut alles Vermögen iſt, von dem ſich nicht erweiſen läßt, daß es nach den ein⸗ 
ſchenee beſonderen Beſtimmungen des BG eine andere güterrechtliche Eigenschaft hat, 
möge es Eingebrachtes eines der Ehegatten oder Vorbehaltsgut der Frau ſein. Ob dies zutrifft, 
iſt allein nach den 88 1520—1524 bzw. $ 1526 zu beurteilen (RG St 40, 185; R 90, 288). 

4. übergangsrecht. Die Vermutung, daß das vorhandene Vermögen der Ehegatten 
Geſamtgut ſet, gilt bei den vor dem 1. Januar 1900 geſchloſſenen Ehen, auf welche die Be- 
ſtimmungen des BOB über die Errungenſchaftsgemeinſchaft feit jenem Tage Anwendung 
finden, nur betreffs des Erwerbs ſolcher Vermögensſtücke, die einem der Ehegatten ſeit dem 
1. Januar 1900 zugefallen find. Die damals ſchon begründeten güterrechtlichen Verhält⸗ 
niffe hat $ 1527 nicht geändert (RG 31. 5. 07 VII 339/06; Köln). 


§ 1528 

1) Jeder Ehegatte kann verlangen), daß der Beſtand ſeines eigenen 
und des dem anderen Ehegatten gehörenden eingebrachten Gutes!) durch 
Aufnahme eines Verzeichniſſes unter Mitwirkung“) des anderen Ehegatten 
feſtgeſtellt) wird. Auf die Aufnahme des Verzeichniſſes finden die für 
den Nießbrauch geltenden Vorſchriften des § 1035 Anwendung‘), 

Jeder Ehegatte kann den Zuſtand der zum eingebrachten Gute“) ges 
hörenden Sachen auf ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. 

E 1 1422 II 1498; M 4 518; P 4 365. 
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1. Zweck der Vorſchrift. Jedem Ehegatten ſoll die Möglichkeit an die Hand gegeben 
werden, ſich im voraus durch Feſtſtellung des Umfanges und Zuſtandes des jedem Ehe⸗ 
gatten gehörenden eingebrachten Gutes eine womöglich unſtreitige Grundlage für eine künftige 
Auseinanderſetzung zu ſchaffen und ſich gegen die Vermutung des $ 1527 zu ſichern. Da⸗ 
durch wird die praktiſche Brauchbarkeit der Errungenſchaftsgemeinſchaft als eines vertrags⸗ 
mäßtgen Güterſtandes erhöht. Die Vorſchrift des § 1528 entſpricht der für das geſetzliche 
Güterrecht gegebenen Vorſchrift des § 1372 und gilt nach $ 1439 Satz 2 auch für das Sonder⸗ 
gut der allgemeinen Gütergemeinſchaft und nach $ 1550 Abſ 2 für das eingebrachte Gut 
jedes Ehegatten bei der Fahrnisgemeinſchaft. t 

2. Nur auf Verlangen des Ehegatten ift der andere Ehegatte verpflichtet, bei der Feſt⸗ 
ſtellung des Beſtandes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes mitzuwirken. Im Weigerungs⸗ 
falle kann auf Verurteilung zur Mitwirkung geklagt werden. 

3. Eingebrachtes Gut § 1520 A 1. In das Verzeichnis aufzunehmen iſt auch der 
während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft gemachte, dem eingebrachten 
Gute zugefallene Erwerb. 5 

4. Die Mitwirkung des andern Ehegatten beſchränkt ſich, wenn das Verzeichnis bereits 
ohne ſeine Mitwirkung aufgenommen worden iſt, auf ſeine Mitunterzeichnung, und dieſe 
kann nur verlangt werden, wenn das Verzeichnis Anſpruch auf Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit erheben kann. Das Recht des Ehegatten, Feſtſtellungsklage auf Grund des § 256 3 PO 
zu erheben, bleibt unberührt. i 

5. Die Feſtſtellung des Beſtandes durch Aufnahme eines Verzeichniſſes iſt nicht das 
einzige Mittel, die Zugehörigkeit eines Vermögensſtücks gem eingebrachten Gute zu be- 
weiſen. Andere Beweismittel ſind nicht ausgeſchloſſen. Übrigens kommt dem vorſchrifts⸗ 
mäßig aufgenommenen Verzeichniſſe gegenüber Dritten eine beſondere Beweiskraft 
nicht zu, vielmehr unterliegt die Beweiswürdigung allgemeinen Grundſätzen. 

6. Zuſtändigkeit und Verfahren 88 164, 15 FGG. 

7. Die Befugnis zur Feſtſtellung des Zuſtandes bezieht ſich ſowohl auf das eigene ein 
gebrachte Gut als auch auf das eingebrachte Gut des andern Ehegatten. Die Feſtſtellung 
des Zuſtandes (Abſ 2) ſollte nicht anders als die Aufnahme des Verzeichniſſes (Abſ 1) jedem 
Ehegatten hinſichtlich des eingebrachten Gutes jedes Ehegatten zuſtehen (Prot 4, 355). 


8 1529 


1) Der eheliche Aufwand:) fällt dem Geſamtgute zur Laſts). 

Das Geſamtgut trägt auch die Laſten des eingebrachten Gutes beider 
Ehegatten‘); der umfang der Laſten beſtimmt ſich nach den bei dem Güter⸗ 
ſtande der Verwaltung und Nutznießung für das eingebrachte Gut der 
Frau geltenden Vorſchriften der SS 1384 bis 13875). 

E 1 1418, 1419 II 1424; M 4 512; P 4 354. 

1. 8 1529 gilt nur im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander. Die Haftung des Geſamt⸗ 
guts für die im 8 1529 bezeichneten Laſten gegenüber den Gläubigern beſtimmt ſich nach 
den 88 15301584. 

2. Begriff des ehelichen Aufwandes 8 1389 A 2. 

3. Die Vorſchrift des § 1529 Abſ 1 entſpricht dem 8 1458 bei der allgemeinen Güter ⸗ 
gemeinſchaft und dem 8 1549 bei der Fahrnisgemeinſchaft. Anders bei dem geſetzlichen Güter. 
ſtande ($ 1889 Ab] 1). Eine Frau, die Vorbehaltsgut beſitzt, hat zur Beſtreitung des ehelichen 
Aufwandes nach Maßgabe des § 1441 beizutragen ($ 1526 Abß 805 

4. Das eingebrachte Gut beider Ehegatten wird nach $ 1525 Ab 1 für Rechnung des 
Geſamtguts verwaltet. Dieſem Grundſatz entſpricht es, daß Gewinn und Verluſt das Ge⸗ 
ſamtgut treffen. Wie dieſem die Nutzungen des eingebrachten Gutes beider Ehegatten zu⸗ 
gute kommen, ſo trägt es auch deſſen Laſten, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob und wie hohe 
Nutzungen gewonnen werden (vgl. § 1525 A 2). Außer dieſen Laſten und dem ehelichen 
Aufwande trägt das Geſamtgut auch diejenigen Ausgaben, welche für den Erwerb, die Er⸗ 
haltung und Verwaltung des Geſamtguts gemacht find, insbeſondere Ausgaben, die der 
Ehemann für die Zwecke eines von ihm betriebenen Erwerbsgeſchäfts oder eines ſonſtigen 
auf Erwerb gerichteten Berufs gemacht hat. Für Laſten, die vor dem Eintritte der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft entſtanden find, kommt § 103 in Betracht. Diejenigen Koſten, 
die zum Zwecke der ordnungsmäßigen Verwaltung des eingebrachten Gutes aufgewendet 
werden, ſind vom Geſamtgute nur dann zu tragen, wenn fie unter die in den 88 18841887 
bezeichneten Laſten fallen. Andernfalls treffen ſie das eingebrachte Gut, um deſſen Ver⸗ 
waltung es ſich handelt. . 

5. Umfang der Laſten. Auf dem Geſamtgute laſten nach 8 1384 außer den durch die 
Gewinnung der Nutzungen des beiderſeits eingebrachten Gutes entſtehenden Koſten die 
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darauf verwendeten Erhaltungskoſten, nach § 1385 gewiſſe auf dem beiderſeits eingebrachten 
Gute ruhende, öffentliche und privatrechtliche Laſten, ſowie Verſicherungsbeiträge, nach 
§ 1386 gewiſſe vom Manne oder der Frau geſchuldete Zinſen und wiederkehrende Leiſtungen 
anderer Art und nach § 1387 unter gewiſſen Vorausſetzungen die Koſten eines Rechtsſtreits 
und die Koſten der Verteidigung im Strafverfahren. In einem Rechtsſtreite zwiſchen Mann 
und Frau hat der Mann die Frau mit angemeſſenen Koſtenvorſchüſſen zu verſehen. Vgl. 
im übrigen die Erl zu den 88 138418387. 


8 1530 


2) Das Geſamtgut haftet für die Verbindlichkeiten des Mannes?) und 
für die in den SS 1531 bis 1534 bezeichneten Verbindlichkeiten der Fraus) 
(Geſamtgutsverbindlichleiten) !). 

Für Verbindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichkeiten ſind, 
haftet der Mann auch perſönlichs) als Geſamtſchuldner?). Die Haftung 
erliſcht mit der Beendigung”) der Errungenſchaftsgemeinſchaft, wenn die 
Verbindlichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht dem Ge⸗ 
ſamtgute zur Laſt fallens 11). 

E I 1423 Abſ 1, 2, 4 II 1425; M 4 519 ff., 528 ff.; W 4 865. 


1. Während $ 1529 einige Laſten aufführt, die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
von dem Geſamtgute zu tragen find, werden in den 98 1530—1534 die Verbindlichkeiten des 
Geſamtguts gegenüber den Gläubigern behandelt. Die 88 1535 —1541 regeln dagegen das 
Verhältnis der Ehegatten zueinander in Anſehung der Geſamtgutsverbindlichkeiten und anderer 
Ansprüche. Die Haftung des Geſamtguts gegenüber den Gläubigern und die perſönliche 
Haftung des Mannes gegenüber den Glaubigern iſt bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft im 
weſentlichen ebenſo wie bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft (88 14591462) geordnet, 
jedoch mit der Abweichung, daß die vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft bereits ent- 
ſtandenen und die nach Eintritt aus einer unerlaubten Handlung entſtandenen Verbindlich- 
keiten der Frau nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten find. 

2. Verbindlichteiten des Mannes. Daß alle Gläubiger des Mannes ohne Unterſchied 
. 100 N rei verlangen können, entſpricht dem § 1459 Abſ 1. 

3. Beweislaſt. Daß einer der Kä 531— f jubi u 
beein 15 0 1459 A g. Fälle der 88 1581—1534 vorliegt, hat der Gläubiger 3 
. 4. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeit der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Eine Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeit iſt diejenige Verbindlichkeit des Er a des en Ehegatten, 
Pech deren der Gläubiger ohne Rückſicht darauf, ob die Verbindlichkeit im Verhältniſſe 
der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt, auch aus dem Geſamtgute Befriedi ⸗ 
gung verlangen kann (vgl. § 1459 A 5). : 

975 Dieſe perſoönliche Haftung des Mannes bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ent 
ſpricht nach Inhalt und Dauer der Beſtimmung des 8 1459 Abſ 2 bei der Gütergemeinſchaft. 
Aus der perſönlichen Haftung folgt, daß dem Gläubiger der Frau (neben dem eingebrachten 
Gute der Frau nach Maßgabe der 88 1525 Abf 2, 14101414, dem Vorbehaltsgute der Frau 
und dem Geſamtgute) auch das eingebrachte Gut des Mannes haftet. Dies gilt auch, wie 
bei der Gutergemeinſchaft (RG JW 04, 17619), von Anſprüchen gegen die Frau auf Heraus. 
gabe beſtimmter Gegenstände. Eine perſönliche Haftung der Frau für Verhinblich⸗ 
keiten des Mannes ilt, da der Mann bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft wie bei der all⸗ 
gemeinen Gütergemeinſchaft die Einbuße allein tragen ſoll, nicht anerkannt. 

6. Geſamtſchuldneriſche Haftung 88 421425. g 

7. Die Beendigungsgründe ſind in § 1546 A 2 aufgeführt. Auf den Zeitpunkt der 
Beendigung der Auseinanderſetzung kommt es nicht an. Im Falle des Konkurſes über das 
Vermögen des Mannes (8 1548) endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft mit der Rechtskraft 
des Eröffnungsbeſchluſſes und damit auch die perſönliche Haftung des Mannes. Dies be- 
rührt aber nicht das bereits durch die vorangegangene Konkurseröffnung begründete Recht 
der Sonturägläubigen 9 5116549 U 4 0 aus dem eingebrachten Gute des Mannes zu ver⸗ 
langen (val. 12 ob N BR 

8. a verſönliche Haftung des Mannes dauert fort, wenn bie Verbindlichkeit der Frau 
im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fällt (58 1535—1587). 
Der Mann hat die Vorausſetzungen für das Erlöſchen ſeiner Haftung zu beweiſen. 

9. Gemeinſchaftlich eingegangene Verbindlichkeiten vgl. § 1459 A 11. Jeder Ehe · 
gatte haftet dem Glaubiger zur Hälfte. Den Mann trifft außerdem (mit Rückſicht auf ſeine 
Zustimmung) die perſönliche Haftung für die Hälfte der Frau. Dagegen haftet die Frau 


208 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


nicht perſönlich fur die Hälfte des Mannes. Anders, wenn von beiden Ehegatten eine Geſamt⸗ 
ſchuld beabſichtigt ift (88 421 ff.). 

10. Zwangsvollſtreckung vgl. § 1459 A 12. Bei dem Güterſtande der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft iſt die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut der Frau nur zuläſſig, wenn 
die Frau zu der Leiſtung und der Mann zur Duldung der Zwangsvollſtreckung in das ein- 
gebrachte Gut verurteilt ift (S 739 ZPO). Zur Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut iſt 
ein gegen den Ehemann ergangenes Urteil erforderlich und genügend (§ 740 3 PO). Ber 
treibt die Frau ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft, fo gilt die im 8 741 ZP beſtimmte Abweichung. 
Wegen Erteilung vollſtreckbarer Urteilsausfertigung vgl. 88 742 Abſ 1, 744 ZPO, und wegen 
der Zwangsvollſtreckung nach Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft vgl. 8 743 3 PO. 

11. Im Konkurſe über das Vermögen des Mannes gehört das Geſamtgut zur Kon⸗ 
kursmaſſe; der Frau iſt ein Recht auf Auseinanderſetzung (§ 16 KO) und Abſonderung (8 51 
KO) verſagt; zwiſchen den Ehegatten findet alſo, obwohl der Konkurs die Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft beendet (8 1543), keine Auseinanderſetzung wegen des Geſamtguts ſtatt 
($2 Abſe1, 2 KO). Die Frau kann nur nach Maßgabe der KO die Ausſonderung ihres ein- 
gebrachten Gutes verlangen. Infolge der Auflöſung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch 
den Konkurs (8 1543) werden auch die Erſatzanſprüche der Frau (§8 1525 Abſ 2, 1377 Abſ 3, 
1539) fällig. Dieſe Erſatzanſprüche ſowie ſonſtige ihr gegen das Geſamtgut bzw. den Mann 
zuſtehende Anſprüche kann fie als Konkursgläubigerin geltend machen. Anderſeits iſt ſie zur 
Erfüllung der Erſatzverbindlichkeit wegen Bereicherung ihres eingebrachten Gutes ($ 1539) 
verpflichtet (vgl. ferner A 7). Inwieweit ſich ein Ehemann der Gläubigerbegünſtigung im 
Sinne des § 241 KO ſchuldig machen kann, wenn er ſeiner Ehefrau unter vertragsmäßiger 
Aufhebung der beſtehenden Errungenſchaftsgemeinſchaft in Anrechnung auf deren Erſatz⸗ 
anſpruche Geſamtgut überweiſt, darüber vgl. RG St 40, 171. — Durch den Konkurs über 
das Vermögen der Frau wird das Geſamtgut nicht berührt (8 2 Abſ 2 KO). Ihr Anteil am 
Geſamtgut und an den einzelnen dazu gehörenden Gegenſtänden iſt der Pfändung nicht 
unterworfen (§ 860 3 PO). 


8 1531 


) Das Geſamtgut haftet für Verbindlichkeiten der Frau, die zu den im 
§ 1529 Abſ 2 bezeichneten Laſten des eingebrachten Gutes gehören?). 
6E 1 1423 bj 2 Nr 1 II 1426; M 4 597; P 4 365. 


1. Die 88 1531—1534 führen diejenigen Verbindlichkeiten der Frau auf, wegen deren 
ſich die Gläubiger auch an das Geſamtgut halten können. § 1531 entſpricht dem Grundſatze, 
daß diejenigen Verbindlichkeiten der Frau, welche im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander 
dem Geſamtgute zur Laſt fallen, auch nach außen hin Geſamtgutsverbindlichkeiten ſein 
follen (vgl. auch 8 1529 A 1 u. § 1530 A 1). 

2. Wegen der perſönlichen Haftung des Mannes für die im § 1531 bezeichneten Ver⸗ 
bindlichkeiten der Frau vgl. $ 1530 Abſ 2 u. A 5, 8. 


8 1532 


) Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die aus einem 
nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft vorgenommenen Rechts⸗ 
geichäft?) entſteht, ſowie für die Koſten eines Rechtsſtreitse), den die Frau 
nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft führt, wenn die Vor⸗ 
nahme des Rechtsgeſchäfts oder die Führung des Rechtsſtreits mit Zu⸗ 
ſtimmung') des Mannes erfolgt oder ohne‘) ſeine Zuſtimmung für das 
Geſamtgut wirkſam iſt. 

E I 1423 Abſ 2 Nr 2 u. 3, Abſ 3 II 1427; M 4 527; P 4 365; 6 289. 

1. Der $ 1532 entſpricht dem § 1460, jedoch hinſichtlich der Koſten eines Rechtsſtreits 
mit der im $ 1532 beſtimmten Einſchränkung der Haftung (vgl. auch § 1531 A J). 

2. Gleichviel, ob ſich das Rechtsgeſchäft bzw. der Rechtsſtreit auf das Geſamtgut, das 
eingebrachte Gut oder das Vorbehaltsgut der Frau bezieht. 

, 3. Zuſtimmung des Mannes 38 182ff. Bei Erteilung der Zuſtimmung kann ſich der 
Mann ausbedingen, daß das Geſamtgut und er perſönlich nicht haften (§ 1460 A 3). Fehlt 
es an der Zuſtimmung des Mannes und {ft die Führung des Rechtsſtreits durch die Frau auch 
nicht für das Geſamtgut wirkſam, ſo fallen die Koſten der Frau zur Laſt. 

e Zuſtimmung des Mannes iſt für das Geſamtgut wirkſam die) Vornahme eines 
Rechtsgeſchafts durch die Frau in den Fällen der 88 14501452, 1455 (bis zur Höhe der 
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Bereicherung), $ 1357 (Schlüflelgeivalt) und die Führung eines Rechtsstreits durch die Frau 
in den Sale des 88 1449, 1450, 1452 (1405). Vgl. § 1419 Abſ 2. Dagegen wird das Geſamt 
gut mit denjenigen Verbindlichkeiten der Fran nicht belaſtet, die ſie dadurch übernimmt, 
daß fie — fei es mit, fei es ohne Zuſtimmung des Mannes — eine Erbschaft oder ein Ver- 
mächtnis annimmt. Ein ſolcher Erwerb von Todes wegen fällt nach 8 1521 regelmäßig in das 
eingebrachte Gut, und die mit einem ſolchen Erwerbe verbundenen Verbindlichkeiten können 
nicht Geſamtgutsverbindlichkeiten fein (M 4, 528). 8 1453 ift zwar nach $ 1519 Abſ 2 auf 
das Geſamtgut anwendbar, kommt jedoch für die Anwendung des § 1532 nicht in Betracht. 


S 1533 


) Das Geſamtgut haftet für eine Verbindlichkeit der Frau, die nach 
dem Eintritte der Ertungenſchaftsgemeinſchaft infolge eines ihr zuſtehenden 
Rechtes oder des Beſitzes einer ihr gehörenden Sache entſteht, wenn das 
Recht oder die Sache zu einem Erwerbsgeſchäfte?) gehört, das die Frau mit 
Einwilligung des Mannes ſelbſtändig betreibt. 

EI 1428 Abſ 2 Nr 4 IT 1428; M 4 628; P 4 8653 6 289. 

1. Der 5 1533 entipricht dem 8 1462 und dieſer dem $ 1414. Auf die Erl zu 
88 1533, 1414 wird beriviefen. Vgl. auch 8 1531 A 1. Betreibt die Frau mit Zuſtimmung 
ihres Mannes Telhltänbig ein Erwerbsgeſchäft, fo find ihre Verbindlichkeiten aus Rechts- 
geſchäften und Rechtsſtreitigkeiten der Frau, die der Belrieb mit ſich bringt, ſchon nach 
$ 1532 Geſamtgutsvertindlichkeiten (gt. E 1 8 1423 Abſ 2 Nr 3 und M 4, 527). Demgegen- 
über dehnt der 8 1533 die Haftung des Geſamtguts auf weitere, mit dem Betrieb eines 


Erwerbsgeſchäfts nur mittelbar zuſammenhängende Verbindlichkeiten der Frau (z. B. Steuern 
und Abgaben vom Gewerbebetriebe) aus. 


2. Ob das Erwerbsgeſchäft zum eingebrachten Gute oder Vorbehaltsgute der Frau 
gehört, macht keinen Unterſchied. e n 8 


§ 1534 


Das Geſamtgut haftet für Verbindlichteiten der Frau, die ihr auf Grund 
der geſetzlichen Unterhaltspflicht obliegen). 


E 1 1425 II 1429; M 4 530, 376 ff.; P 4 368. 


1. Verbindlichteiten der Frau auf Grund der ind di 
5 1 0 geſetzlichen Unterhaltspflicht ſind die 
in 91 eit ae: bezeichneten Verbindlichkeiten. Keinen Unterſchied macht es, ob die Ver⸗ 
bin 59 5 22 oder nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft entſtanden ift (vgl. 
8 145 %) und ob, bzw. inwiemeit für die Begründung bzw. Bemeſſung des Unter- 
haltsanſpruchs das Vorbehalts. oder eingebrachte Gul der Frau in Betracht kommt. Für 
das Verhältnis der Ehegatten untereinander ist 1585 Nr 1 und für die Beſtimmung der 
Unterhaltspflicht Verwandten gegenüber $ 1604 Abſ 2 maßgebend. 


§ 1535 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen folgende Geſamt⸗ 
gutsverbindlichkeitene) dem Ehegatten zur Laſt, in deſſen Perſon ſie ent⸗ 
ſtehens): 

1. die Verbindlichteiten aus einem ſich auf ſein eingebrachtes Gut oder 
ſein Vorbehaltsgut beziehenden Rechtsverhältnis, auch wenn fie vor 
dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder vor der Zeit 
entſtanden 10 zu der das Gut eingebrachtes Gut oder Vorbehaltsgut 
geworden iſt); 

2. die Koſten eines Rechtsſtreits, den der Ehegatte über eine der in 
Nr 1 bezeichneten Verbindlichkeiten führte). 

E I 1426 Abſ 2 Nr 1 u. 5 II 1430; M 4 530; P 4 368. 

1. Regel iſt, daß bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ebenſo wie bei der allgemeinen 

Gitergemeinſchaft (§ 1463 A 1) alle Geſamkantsverbinvliglelten auch im Verhältniſſe 


der Ehegatten zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen (M 4, 582). Die Ausnahmen 
von dieſer Regel werden in den 88 1535—1538 beſtimmt. Vgl. ferner § 1530 A 1. 
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2. Begriff der Geſamtgutsverbindlichkeiten 8 1530 A 4. Bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft ſind die Verbindlichkeiten des Mannes ausnahmslos, die Verbindlichkeiten der 
Frau aber nur in den Fällen der $$ 1531—1534 Geſamtgutsverbindlichkeiten (8 1530 Abſ 1). 

3. Rechtsfolgen. Daraus, daß eine Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältuiſſe der Ehe⸗ 
gatten zueinander dem Ehegatten zur Laſt fällt, in deſſen Perſon ſie entſteht, folgt, daß 
der Ehegatte, dem ſie zur Laſt fällt, bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung aus dem 
Geſamtgute nicht verlangen kann (§8 1546 Abſ 2, 1475 Abſ 2). Er muß vielmehr, falls die 
Berichtigung aus dem Geſamtgut erfolgt, bis zur Höhe der Bereicherung Erſatz leiſten (88 1539, 
1541). Außerdem erliſcht mit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft die perſön⸗ 
liche Haftung des Mannes für eine derartige Verbindlichkeit der Frau (8 1530 Abſ 2 Satz 2). 
Daraus, daß eine Geſamtgutsverbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten dem Geſamt⸗ 
gute zur Laſt fällt, folgt, daß jeder Ehegatte bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung 
aus dem Geſamtgute verlangen kann (88 1546 Abſ 2, 1475 A 2). Falls die Berichtigung 
aus dem eingebrachten Gute eines Ehegatten oder aus dem Vorbehaltsgute der Frau erfolgt 
iſt, hat der Ehegatte gegen das Geſamtgut einen Erſatzanſpruch bis zur Höhe der Bereicherung 
(88 1539, 1541). Außerdem hat der Mann, falls bei der Auseinanderſetzung die Berichtigung 
unterbleibt, dafür einzuſtehen, daß die Frau von dem Gläubiger nicht in Anſpruch genommen 
wird (88 1546 Abſ 2, 1481 Satz 1). 

4. § 1535 Nr 1 entſpricht dem $ 1463 Nr 2 und dieſer dem $ 1415 Nr 2. Vgl. die Er 
läuterungen dazu. Unter § 1535 Nr 1 fällt insbeſondere die geſetzliche Unterhaltspflicht 
der Frau, inſoweit der Unterhaltsanſpruch durch den Beſitz von eingebrachtem Gute oder 
Vorbehaltsgute der Frau begründet oder vergrößert wird (vgl. 8 1534 A 2; Ausnahmen $ 1537). 

5. 8 1535 Nr 2 entſpricht dem § 1463 Nr 3 und dieſer dem § 1415 Nr 3. Vgl. die Er⸗ 
läuterungen dazu. Da $ 1535 nur von Geſamtgutsverbindlichkeiten handelt, fo iſt hier unter 
einem von der Frau geführten Rechtsſtreit ein ſolcher zu verſtehen, den fie mit Zuſtimmung 
des Mannes führt oder deſſen Führung ohne ſeine Zuſtimmung für das Geſamtgut wirkſam 
iſt (1532). Fehlt es an der Zuſtimmung des Mannes und iſt die Führung des Rechtsſtreits 
durch die Frau auch nicht für das Geſamtgut wirkſam, fo fallen die Koſten ohnedies der Frau 
zur Laſt (vgl. 8 1532 A 2, 3). Ausnahmen $ 1537. — Die Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen 
Mann und Frau fallen im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander der Frau zur Laſt, ſoweit 
nicht der Mann fie zu tragen hat. Eine ausdrückliche Beſtimmung hierüber fehlt. Der Grund⸗ 
ſatz des 8 1464 Abſ 1 darf entſprechend angewendet werden (Planck 88 1535 —1037 A 6). 


8 1536 


) Im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander fallen dem Manne zur Laſt: 


1. die vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft entſtandenen 
Verbindlichkeiten des Mannes?); 

2. die Verbindlichkeiten des Mannes, die der Frau gegenüber aus der 
Verwaltung ihres eingebrachten?) Gutes entſtehen, ſoweit“) nicht das 
Geſamtgut zur Zeit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
bereichert iſts); 

3. die Berbindlichkeiten des Mannes aus einer unerlaubten Handlung, 
die er nach dem Eintritte der Errungenſchaftsgemeinſchaft begeht, oder 
aus einem Strafverfahren, das wegen einer unerlaubten Handlung 
gegen ihn gerichtet wird“); 

4. die Koſten eines Rechtsſtreits, den der Mann über eine der in Nr 1 
bis 3 bezeichneten Verbindlichkeiten führt“). 

E I 1426 Abſ 2 Nr 2—5 II 1431; M 4 507, 580 ff.; P 4 368. 

1. Vgl. 8 1535 A 13. 8 1536 handelt anders als § 1535 nur von Verbindlichkeiten 
des Mannes. Dieſe ſind ausnahmslos Geſamtgutsverbindlichkeiten (§ 1530 A 2). Die näm⸗ 
lichen Verbindlichkeiten find, wenn die Frau Schuldnerin ift, keine Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeiten und kommen für § 1586 überhaupt nicht in Betracht. 

2. Dieſen Verbindlichkeiten wird eine vor dem Eintritte der Errungenſchaftsgemein 
ſchaft begründete ſittliche oder Anſtandspflicht des Mannes gleichzuſtellen fein (vgl. M 4, 
507; Ausnahmen § 1537). 8 2 

3. Überläßt die Frau dem Manne die Verwaltung ihres Vorbehaltsguts (88 1430, 1441, 
1526), ſo ſind die aus dieſer Verwaltung entſtehenden Verbindlichkeiten des Mannes der 
Frau gegenüber Geſamtgutsverbindlichkeiten ($ 1530 Abſ 1), was zur Folge hat, daß ſich die 
Frau die Berichtigung aus dem Geſamtgute gefallen laſſen muß ($ 1535 A 3). 
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4. Die Beweislaſt in Anſehung der Bereicherung trifft den Mann. 

5. Zwed, Alle Verbindlichkeiten des Mannes find Geſamtgutsverbindlichkeiten. Es wäre 
aber ungerecht, wenn die Frau dulden müßte, daß Verbindlichkeiten des Mannes aus der 
ihm obliegenden Verwaltung des eingebrachten Gutes der Frau (88 1374, 1525 Abſ 2) zum 
Schaden der Frau mit Mitteln des Geſamtguts berichtigt würden. Dem will § 1536 Nr 2 
vorbeugen. 5 

6. N 1536 Nr 3 entſpricht dem § 1463 Nr 1 und dieſer dem § 1415 Nr 1. Vgl. Er- 
läuterungen dazu. Verbindlichkeiten des Mannes aus einer vor Eintritt der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft begangenen unerlaubten Handlung fallen unter Nr 1. Ein Strafverfahren, 
das wegen einer vor Eintritt der Errungenſchaftsgemeinſchaft begangenen unerlaubten 
Handlung ſtattfindet, fällt nicht unter $ 1536 Nr 3. 

7. Ausnahme $ 1537. Für Koſten eines Rechtsſtreits zwiſchen Mann und Frau gilt das 
zu $ 1535 in A 5 am Schluſſe Geſagte. 


8 1537 


1) Die Vorſchriften des § 1535 und des § 1536 Nr 1, 42) finden inſoweit 
keine Anwendung, als die Verbindlichteiten nach 8 1529 Abſ 2 von dem 
Geſamtgute zu tragen ſind. 

Das gleiche gilt von den Vorſchriften des § 1535 inſoweit, als die Ver⸗ 
bindlichkeiten durch den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, der für Rechnung 
des Geſamtguts?) geführt wird, oder infolge eines zu einem ſolchen Er⸗ 


werbsgeſchäfte gehörenden Rechtes oder des Beſitzes einer dazu gehörenden 
Sache entſtehen. 


E 1 1426 Abſ 2 Nr 1, 2 u. 5 II 1482; M 4 530; P 4 868, 


1. Vgl. $ 1590 A 1 u. $ 1535 A 1. Der $ 1537 beſchränkt für gewiſſe Fälle das An- 
wendungsgebiet der in den $$ 1535, 1536 bezeichneten Ausnahmen und unterſtellt dieſe Fälle 
wiederum der Regel daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehe- 
gatten h dem Geſamtgute zur Laſt fallen. 

2. Bei 5 1536 92 4 iſt nur an einen Rechtsſtreit zu denken, den der Mann über eine 

der in * 1 (nicht BE u. 3) bezeichneten Verbindlichkeiten führt. 
8 land San es Gefamtguts wird das Erwerbsgeſchäft — unbeſchadet abweichen- 
+. 3 Ehegatten — betrieben, wenn es zum Geſamtgut oder zum ein⸗ 
be ee ni u. Ehegatten ($ 1525) gehört, nicht aber, wenn es zum Vorbehaltsgute 
er Frau gehört, ſelbſt dann nicht, wenn die Frau aus dem Ertrage des Geſchäfts zur Be⸗ 
ſtreitung des ehelichen Aufwandes beitragen muß (88 1427 Abſ 2, 1441, 1526 Abſ 8). 


S 1538 


Berſpricht oder gewährt der Mann einem Kinde eine Ausſtattung, jo 
finden die Vorſchriften des 8 1465 Anwendung!). j : 
E 1 1427 II 1483; M 4 582; P 4 368. f 


1. Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ift Vorbehaltsgut des Mannes ausgeſchloſſen 
($ 1526 Abſ 2). Gewährt der Mann aber aus ſeinem nen Gute einem nicht gemein- 
bas deen Kinde eine Musftattung, jo erwächſ ihm unter Umſtänden ein Erſatzanſpruch an 
das en den Im 1 vgl. Erl zu $ 1465 und wegen des Falles, 0 dem die 
Ausſtattung a ng gi 446 A 8 u. § 1519 Abſ 2. Vgl. ferner die allgemeinen 
Bemerkungen $ 1530 A 1 u. § 1535 A 1. 8 bi gl. fi 


§ 1539 

1) Soweit das eingebrachte Gut eines Ehegatten auf Koſten des Ge⸗ 
ſamtguts oder das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten Gutes eines 
Ehegatten zur Zeit der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft be⸗ 
reichert?) iſt, muß aus dem bereicherten Gute zu dem anderen Gute Erſatz 
geleiſtet werden. Weitergehende, auf beſonderen Gründen beruhende An⸗ 
ſprüches) bleiben unberührt“) d). 

E I 1420 II 1434; M 4 514; P 4 864. 

1. Die im $ 1539 beſtimmte Erſatzpflicht entſpricht der Billigkeit und der beſonderen 
Sachlage bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft. Die Vorſchrift iſt notwendig, weil in manchen 

14* 
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Fällen die allgemeinen Grundſätze, namentlich die Grundſätze über die ungerechtfertigte 
Bereicherung, nicht ausreichen und in anderen Fällen die Vorausſetzungen eines nach den 
allgemeinen Grundſätzen begründeten Erſatzanſpruchs zur Zeit der Beendigung der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft nicht mehr nachweisbar ſind. § 1539 enthält keine Beſtimmung für Fälle, 
in denen das Vorhehaltsgut der Frau auf Koſten des Geſamtguts oder umgekehrt bereichert 
iſt, ebenſowenig für Fälle, in denen das eingebrachte Gut des Mannes auf Koſten des ein⸗ 
gebrachten Gutes bzw. des Vorbehaltsguts der Frau oder umgekehrt bereichert iſt. Für alle 
dieſe Fälle verbleibt es bei den allgemeinen Grundſätzen. 1 

2. Bereicherung. Die bloße Tatſache, daß das Geſamtgut auf Koſten des eingebrachten 
Gutes oder umgekehrt zu der angegebenen Zeit bereichert iſt, begründet den Erſatzanſpruch. 
An weitere Vorausſetzungen iſt der Erſatzanſpruch nicht geknüpft. Der Begriff der Bereicherung 
iſt derſelbe wie in den S$ 812 ff. Die Frage nach dem rechtlichen Grunde der Bereicherung 
iſt hier gleichgültig. Ein ſolcher Erſatzanſpruch wird z. B. gegeben fein, wenn eine dem Manne 
auferlegte Geldſtrafe, die im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nach § 1536 Nr 3 dem 
Manne zur Laſt fällt, aus dem Geſamtgute ſtatt aus ſeinem eingebrachten Gute berichtigt 
worden iſt. Abgelehnt iſt eine Erſatzpflicht des Geſamtguts für Verſchlechterung und Verluſt 
der zum eingebrachten Gute gehörenden Sachen durch die gewöhnliche Abnutzung (vgl. 
$ 1384 A 2). Abweichende Vereinbarungen können im Ehevertrage getroffen werden. — 
Der Erſatzbereicherungsanſpruch aus § 1539 kann nur auf Geld gerichtet ſein (RGSt 40, 178). 

3. Weitergehende Anſprüche ſolcher Art können aus den nach § 1525 Abf 2 auf das 
eingebrachte Gut der Frau entſprechend anzuwendenden Vorſchriften des geſetzlichen ehe⸗ 
lichen Güterrechts oder aus Geſchäftsführung ohne Auftrag oder aus ſinnentſprechender An- 
wendung des $ 1466 auf Fälle, in denen der Mann Verwendungen aus feinem eingebrachten 
Gut in Geſamtgut und umgekehrt vornimmt, hergeleitet werden. — Außer dem erſt nach 
Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft verfolgbaren Erſatzbereicherungsanſpruch aus 
$ 1539 ſtehen der Frau die Erſatzanſprüche auf Grund der 88 1373—1393 zu, und zwar können 
dieſe gegen das Geſamtgut gleichfalls erſt nach der Beendigung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft gerichtlich geltend gemacht werden (RGSt 40, 178). Wegen der Koſten eines auf 
dem eingebrachten Gute der Frau errichteten Neubaues und wegen der Unterhaltungskoſten, 
die der Mann auf ein Haus der Frau über das im § 1041 Satz 2 vorgeſchriebene Maß verwendet 
hat (Umbau), kann die Frau dem Geſamtgute nicht nur aus dem Grunde der Bereicherung 
erſatzpflichtig werden, ſondern auch — wie ſich aus § 1525 Abſ 2 in Verbindung mit 8 1374 
und $ 1390 ergibt — ſchon deshalb, weil die zum Zwecke der Verwaltung des eingebrachten 
Frauenguts gemachten Aufwendungen vom Manne den Umſtänden nach für erforderlich 
gehalten werden durften. Dieſe Vorausſetzung kann mangels entgegenſtehender beſonderer 
Gründe als erfüllt gelten, wenn beide Eheleute darüber einig waren, daß die Bauten zur 
Ausführung kommen ſollten (RG Warn 1911 Nr 275). 

4. Die Beweislaſt trifft denjenigen Ehegatten, der den Erſatzanſpruch erhebt. Ihm 
kommt bei Verwendung verbrauchbarer Sachen die Vermutung aus $ 1540 zuſtatten. 

5. Zu welcher Zeit die Erſatzanſprüche aus $ 1539 zu berichtigen find, beſtimmt § 1541. 


8 1540 


1) Sind verbrauchbare?) Sachen, die zum eingebrachten Gute eines Ehe⸗ 
gatten gehört haben“), nicht mehr vorhanden, jo wird zugunſten⸗) des Ehe⸗ 
gatten vermutet“), daß die Sachen in das Geſamtgut verwendet worden ſeien 
und dieſes um den Wert der Sachen bereichert ſei. 

E I 1421 Abſ 2 II 1435; M 4 517; P 4 354, 


1. Wenn verbrauchbare Sachen, namentlich Gelder, die zum eingebrachten Gute eines 
Ehegatten gehört haben, bei der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht mehr 
vorhanden ſind, ſo iſt es wahrſcheinlich, daß ſie zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes oder 
anderer dem Geſamtgute zur Laſt fallender Ausgaben (88 1529Ff.) verwendet worden ſind. 
Der Beweis der Verwendung iſt aber gerade bei verbrauchbaren Sachen ſchwierig und ſoll 
durch die im § 1540 aufgeſtellte Vermutung erleichtert werden (vgl. $ 1539 A 4). Dadurch 
erfährt zugleich die Vermutung des § 1527, daß das vorhandene Vermögen Geſamtgut ſei, 
eine der Billigkeit und Zweckmäßigkeit entſprechende Richtigſtellung. Die Vorſchrift des $ 1540 
kann ſowohl für die Auseinanderſetzung als auch für den Anſpruch der Frau auf Sicherheits⸗ 
leitung (58 1525 Abſ 2, 1391) und für ihre (nicht ihrer Gläubiger, $ 1411) Anſprüche aus 
3 1394 bedeutſam werden. 

2. Begriff der verbrauchbaren Sachen § 92. Nicht verbrauchbare Sachen unterliegen 
n Grundſätzen. Gleiches gilt von den zum Vorbehaltsgute der Frau gehörenden 

achen. 
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3. Der den Erſatzanſpruch gegen das Geſamtgut (8 1539) erhebende Ehegatte hat nur 
zu beweiſen, daß die verbrauchbaren Sachen zur Zeit des Eintritts der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft oder während derſelben zu ſeinem eingebrachten Gute (§ 1520 A 1) gehört haben 
und nicht mehr vorhanden find. Die ihm entgegenſtehende Vermutung aus § 1527 muß 
er entkräften. Vgl. dazu $ 1528 A 1 (Verzeichnis). Im Verhältniſſe zu den Gläubigern des 
Mannes kommt es auch noch auf die Widerlegung der Vermutung aus § 1362 Abi 1 an. 

4. Die Vermutung gilt nur zugunſten des Ehegatten (bzw. ſeines Rechtsnachfolgers 
oder Gläubigers), um deſſen Erſatzanſprüche es ſich handelt. Der andere Ehegatte kann ſich 
darauf nicht berufen. So kann z. B. der Mann ſich nicht zu dem Zweck auf § 1540 berufen, 
um die nach $ 1030 Nr 2 im Verhaltniſſe der Ehegatten zueinander ihm zur Laſt fallenden 
Verbindlichkeiten gegenüber der Frau von ſich auf das Geſamtgut abzuwälzen. 

5. Wegen des Beweiſes des Gegenteils vgl. § 292 BD. 


S 1541 


Was ein Ehegatte zu dem Geſamtgut oder die Frau zu dem einge: 
brachten Gute des Mannes ſchuldet, iſt erſt nach der Beendigung der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft zu leiſten; ſoweit jedoch zur Berichtigung einer 
Schuld der Frau ihr eingebrachtes Gut und ihr Vorbehaltsgut ausreichen, 
hat fie die Schuld ſchon vorher zu berichtigen . 

Was der Mann aus dem Geſamtgute zu fordern hat, kann er erſt nach 
der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft fordern. 


@ 1 1428 II 1490; M 4 599; J 4 808. 


L N 1541 beſtimmt für die Errungenſchaftsgemeinſch 2 8 ür di 

i b haft dasſelbe, was $ 1467 für die 

Nut engemelnſchakt beſtimmt. Nur iſt das, was ſich im 8 1467 auf Vorbehaltsgut des Mannes 
en Ben bes dle Gut des Mannes bezogen, da bei der Errungenſchafts⸗ 

5 es Mann ; j ö 

9 1 167 1 * er 15 ies ausgeſchloſſen iſt (S 1526 Abſ 2). Auf die Erl zu 
Mann wärend i Grund der Verwaltung und Nutznießung kann die Frau gegen 
ber Errungenſchaftsgemeinſchaft nur, wenn die Vorausſetzungen 


1* e e des Mannes vorliegen, geltend machen (88 1394, 1525 Abi 2). Vgl. 


8 1542 


Die Aufhebung tritt mit der Rechtskraft des Urteils eins) ). 
E 1 1429 Abſ 1, 3 11 1489; M 4 584; B 4 370. 


1. Auf Aufhebung der Errungenſchaſtsgemeinſchaft kann unter denfelben Voraus- 
ſetzungen geklagt werden, unter denen auf Yufhebunn . allgemeinen Gütergemeinſchaft 
(85 1468, 1469) und auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung des Ehemanns (8 1418) 
geklagt werden kann. Klagegründe, die ausreichen, ſogar die allgemeine Gütergemein⸗ 
ſchaft aufzuheben, müſſen natürlich zur Aufhebung der bloßen Errungenſchaftsgemeinſchaft 
erſt recht ausreichen. Klagegründe, die beim geſetlichen Güterrechte die Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Rutznießung des Ehemanns rechtfertigen, muſſen zur Aufhebung der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft genügen, weil letztere nur eine Umgeſtaltung des geſetzlichen Güterrechts 
iſt (8 1519 A 1) und nicht fortbeſtehen kann, ohne daß der Mann das eingebrachte Gut der 
Frau für Rechnung des Geſamtguts verwaltet und nutzt (§ 1525 Abſ 1). 

g I 0 8 Fi 2 (Beton der Unterhaltspflicht) ift im Hinblick auf $ 1468 Nr 3 als ent. 
ehrlich ausgeſcha N 

3. 8 1542 Ab 2 entjpricht dam 8 1470 Abſ 1 Saß 1 und dieſer dem $ 1418 Abſ 2 (val. 
8 1418 A 11). Für die Zukunft gilt Gütertrennung ($ 1545). Zur Eintragung in das Güter. 
rechtsregiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegüng des rechtskräftigen Auf. 
hebungsurteils (§ 1561 Abſ 3 Nr 1). i 

4. Vorläufige Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch einſtweilige Ver- 
fügung ift nicht ſtatthaft (val. $ 1418 A 19). Zuläſſig iſt eine einſtweilige Verfugung auf 
Aufhebung der dem Ehemanne zuſtehenden Verwaltung des Geſamtguts ſowie der Ver⸗ 
1 und Nutznießung des von der Ehefrau in die Ehe eingebrachten Gutes (NG Gruch 

3, 951). 
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8 1543 

1) Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt?) mit der Rechtskrafts) des 
Beſchluſſes, durch den der Konkurs über das Vermögen des Mannes“) er⸗ 
öffnet wird. 

E 1 1429 Abſ 2 Satz 1 II 1437; M 4 534, 528 ff.; P 4 372. 

1. Wie bei dem geſetzlichen Güterrechte die Verwaltung und Nutznießung des Mannes 
mit dem Konkurs über das Vermögen des Mannes endigt ($ 1419), fo ſoll auch die Errungen« 
ſchaftsgemeinſchaft, die im Grunde nur eine Umgeſtaltung des geſetzlichen Güterſtandes iſt 
(8 1519 A 1), mit dem Konkurs über das Vermögen des Mannes endigen. Hierin weichen 
beide Güterſtände von der Gütergemeinſchaft ab (§ 1468 A 1). Der 8 1543 bezweckt, den 
künftigen Erwerb der Frau ſicherzuſtellen (Prot 4, 373; vgl. § 1546 A 4). - 

2. Die Beendigung des Güterſtandes tritt kraft Geſetzes ein. Eines Antrags der Frau 
bedarf es nicht. Für die Zukunft gilt Gütertrennung ($ 1545). Zur Eintragung in das Güter⸗ 
rechtsregiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegung des rechtskräftigen Er⸗ 
öffnungsbeſchluſſes (8 1561 Abf 3 Nr 1). Bei der Beendigung verbleibt es, gleichviel ob und 
wie das Konkursverfahren durchgeführt wird. Wegen des Rechtes der Frau auf Wieder⸗ 
herſtellung der Gemeinſchaft vgl. § 1547. g 

3. Eintritt der Rechtskraft 8 705 ZPO, 88 72, 109 KO. Weil erſt in dieſem Zeitpunkte 
die Errungenſchaftsgemeinſchaft aufhört, ſo fällt das, was ein Ehegatte in der Zwiſchenzeit 
von der Erlaſſung des Eröffnungsbeſchluſſes bis zu deſſen Rechtskraft erwirbt, zwar in das 
Geſamtgut (§ 1519), aber, da es nicht ſchon zur Zeit der eee des Eröffnungsbeſchluſſes 
Geſamtgut war, nicht in die Konkursmaſſe (8 1 Abſ 1 u. 8 2 Abi 1 KO). 

4. Der Konkurs über das Vermögen des Mannes umfaßt das eingebrachte Gut des 
Mannes (88 1520-1525) und das Geſamtgut ($ 1519). Vgl. 8 1 Abſ 1 u. 8 2 Abſ 1 KO. 
Nicht zur Konkursmaſſe gehören das eingebrachte Gut der Frau (88 1520—1525) und ihr 
Vorbehaltsgut ($ 1526 Abſ 1, 3). Wegen des zur Konkursmaſſe gehörenden Geſamtguts 
findet eine Auseinanderſetzung zwiſchen den Ehegatten nicht ſtatt (8 2 Abi 1 KO). Wegen 
der Rechte der Frau auf Ausſonderung ihres eingebrachten Gutes und Befriedigung ihrer 
Erſatzanſprüche vgl. 8 1530 A 11. Durch das Konkursverfahren über das Vermögen der Frau 
wird das Geſamtgut nicht berührt (8 2 Abſ 2 KO). 


8 1544 


1) Die Errungenſchaftsgemeinſchaft endigt?), wenn ein Ehegatte für tot 
erklärt wird, mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes gilts). 

E 1 1429 Abf 2 Satz 1 II 1488; M 4 534; P 4 372. 

1. Wie beim geſetzlichen Güterrechte die Verwaltung und Nutznießung des Mannes mit 
deſſen Todeserklärung endigt ($ 1420), fo ſoll auch die Errungenſchaftsgemeinſchaft, die 
im Grunde nur eine Umgeſtaltung des geſetzlichen Güterſtandes iſt (8 1519 A 1), mit der 
Todeserklärung des Mannes oder — wie bei der 2. Leſung beſchloſſen wurde (Prot 4, 372) — 
der Frau endigen. Bei der Gütergemeinſchaft iſt Todeserklärung eines Ehegatten kein Grund 
zur Beendigung der Gemeinſchaft (Prot 4, 372; § 1459 A 9; §8 1482 ff.). 

2. Die Beendigung des Güterſtandes tritt kraft Geſetzes ein. Eines Antrags des andern 
Ehegatten bedarf es nicht. Für die Zukunft gilt Gütertrennung ($ 1545). Zur Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter genügt der Antrag des andern Ehegatten bei Vorlegung der rechts⸗ 
kräftigen Todeserklärung ($ 1561 Abſ 3 Nr 1). Bei der Beendigung verbleibt es, auch wenn 
der für tot erklärte Gatte die Todeserklärung überlebt hat und zurückkehrt. Wegen des Rechtes 
des letzteren auf Wiederherſtellung der Gemeinſchaft vgl. § 1547. Schließt der andere Che ⸗ 
ar a ei Ehe, fo wird freilich gemäß $ 1348 die frühere Ehe aufgelöſt und der Güter⸗ 
tand beendigt. 

3. Zeitpunkt des Todes § 18 Abſ 2 BOB, 8 970 Abſ 2 3PO. Wegen Anfechtung der 
Todeserklärung und der Folgen einer unrichtigen Sterbeurkunde gilt das zu 8 1420 
A 5 Geſagte. — Vgl. auch Bek über die Todeserklärung Kriegsverſchollener v. 18. 4. 16 
(RG Bl 327) und dazu Dronke in ZW 1916, 637. 


§ 1545 


Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft nach den 88 1542 bis 1544, ſo 
gilt für die Zukunft Gütertrennung“). 

Dritten gegenüber iſt die Beendigung der Gemeinſchaft nur nach Maß⸗ 
gabe des § 1435 wirkjam?). 

E 1 1429 Abſ 1, 2 Satz 2 II 1440; M 4 534; P 4 870, 6 281. 
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1. Gütertrennung 88 14271431. Auch bei dem geſetzlichen Güterrecht und der Güter: 
gemeinſchaft tritt in den entſprechenden Fällen Gütertrennung ein (8$ 1428, 1470). Wird 
durch Ehevertrag die Errungenſchaftsgemeinſchaft aufgehoben, jo tritt ebenfalls Güter 
trennung ein, ſofern der Vertrag keine abweichende Beſtimmung trifft (8 1436). Auch im 
Falle des § 1587 (Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft nach Aufhebung) tritt Güter⸗ 
trennung ein. d 

2. Zur Eintragung der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft in das Güter 
rechtsregiſter genügt in den Fällen der §8 15421544 der Antrag eines der Ehegatten bei 
Vorlegung der mit dem Zeugniſſe der Rechtskraft verſehenen, die Beendigung nach ſich ziehen: 
den gerichtlichen Entſcheidung ($ 1561 Abj 3 Satz 1). Im übrigen vgl. Erl zu § 1435. 


§ 1546 


) Nach der Beendigung?) der Errungenſchaftsgemeinſchaft findet in 
Anſehung des Geſamtguts die Auseinanderſetzung ſtatts). Bis zur Aus⸗ 


einanderſetzung beſtimmt ſich das Rechtsverhältnis der Ehegatten nach den 
88 1442, 1472, 14730). 


Die Auseinanderſetzung erfolgt, ſoweit nicht eine andere Vereinbarung 
getroffen wird, nach den für die allgemeine Gütergemeinſchaft geltenden 
Vorſchriften der SS 1475 bis 1477, 1479 bis 14815. 


Auf das eingebrachte Gut der Frau finden die für den Güterſtand der 


Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften der SS 1421 bis 1424 
Anwendungé) ). ſchrif 88 


E 1 1417, 1429 Abſ 1, 4 IT 1441; M 4 5g ff.; P 4 952, 371, 378. 


g a c h der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
N ar e aus welchem Grunde der Güterstand En A ne 
ſetzung 196 un Bin iſt, wie bei der Gütergemeinſchaft ($ 1481) fo geordnet, daß eine etwa 
e ee der Mann allein zu tragen hat. Im Falle der Beendigung der 
Grund Bes Netebes 5d haft wu Tod eines Ehegatten tritt die gewöhnliche Erbfolge auf 
gehört neben feinem er 5 Teſtaments ein. Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten 

2. Bernbidungsgrüne ache Gute biw. Worbefaltsgute fein Anteil am Geſamtgute 
erklärung (8 92 8 je Senne enbet durch Top ober Toben: 


il im % Scheidung oder Aufhebung der ehelichen Gemein- 

64529 „ce en 'm Falle des J 1542 und durch Konkurs über das Vermögen des Mannes 
x 1 Benin 25 en 170 Ro Ehevertrag aufgehoben werden. Vgl. 8 1468 
mein 0 . . 

waltung und Nutznießung des Manneßh und Vorbem 1 vor $ 1418 (Beendigung der Ver 

3. Klagerecht. Jeder Ehegatte kann im Wei Aus. 
einanberjegtung Bogen. $ 1548 Abl 1 Gag 1 fciiept ich dem 8 Lay hl 1 um Diefer dem $ 780 
Nbf 1 an. Das Recht auf Auseinanderſetzung kann durch Vertrag weder ausgeſchloſſen noch 
eingeſchränkt werden. Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Eröffnung des Kon⸗ 
1 8 dit Er 5 5 O9. 8 findet eine Auseinanderſetzung De des 555 
amtguts u 82 O). ; g 3 
Amtegericht 88 an 300. ermittlung der Auseinanderſetzung durch da 

4. Aus 8 1546 at 2 ergibt ſich, daß die während der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
bu Bnlehung dee dene eee eee bien 1438 N , 
$ 1442 A 1) von dem Zeitpunkte der Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft bis zum 
Abſchluſſe der Auseinanderſetzung fortdauert, jedoch mit den aus 88 1472, 1473 hervorgehen. 
den Abweichungen. Der in dieſer Zeit von einem Ehegatten außerhalb der durch § 1478 
gezogenen Grenzen gemachte Erwerb verbleibt alſo ihm allein. Nach 8 1472 wird das Ge, 
ſanitgut nunmehr gemeinſchaftlich von beiden Ehegatten verwaltet. Im übrigen vgl. Erl 
zu 88 1442, 1472, 1473. 

5. Über den Begriff und Umfang der Geſamtgutsverbindlichkeiten bei der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft vgl. 9 1530 A 4, 8 1535 A 3. Das Übernahmerecht des Ehe⸗ 
gatten aus & 1477 Abſ 2 kann nur in Anſehung der für feinen perſönlichen Gebrauch be⸗ 
ſtimmten Sachen ausgeübt werden. 8 1478 iſt nicht anwendbar; jedem der geſchiedenen 


216 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


Ehegatten gebührt daher die Hälfte des Geſamtguts. § 1479 bezieht ſich auf alle im 8 1542 
bezeichneten Fälle der Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch Urteil. Im übrigen 
wird auf die Erl zu den 88 1475—1477, 14791481 verwieſen. 

6. Daß ſich die Errungenſchaftsgemeinſchaft gewiſſermaßen nur als eine Umgeſtaltung 
des geſetzlichen ehelichen Güterrechts darſtellt ($ 1519 A 1), ergeben die zahlreichen Hin⸗ 
weiſe auf die Beſtimmungen des geſetzlichen Güterrechts, fo in 88 1525 Abſ 2, 1529 Abſ 2, 1542, 
1546 Abſ 2, 1547, 1578. Auf die Erl zu 88 1421—1424 wird Bezug genommen. 

7. Zwangsvollſtreckung. Konkurs. Nach Beendigung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft iſt der Anteil an dem Geſamtgute zugunſten der Glaubiger des Anteilsberechtigten 
der Pfändung unterworfen ($ 860 Abf 2 ZPO) Wegen der Vorausſetzungen für die Buläffia- 
keit der Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut und wegen Erteilung einer vollſtreckbaren 
Urteilsausfertigung vgl. 88 743, 744 3 PO. Ein Sonderkonkurs über das Geſamtgut erſcheint 
in dieſer Zwiſchenzeit nicht zuläſſig (Planck § 1472 A 13, 8 1546 A 2). Wird Konkurs über 
das geſamte Vermögen eines Ehegatten eröffnet, ſo findet die Auseinanderſetzung zwiſchen 
den Anteilsberechtigten außerhalb des Konkursverfahrens ſtatt (88 16, 51 KO). — Wird nach 
Beendigung der Errungenſchaftsgemeinſchaft durch den Tod des Mannes über das Vermögen 
der Witwe der Konkurs eröffnet, fo iſt die Konkursmaſſe nicht berechtigt, Grundſtücke, die 
während der Errungenſchaftsgemeinſchaft zum Geſamtgute gehörten, für die Verbindlichkeiten 
der Gemeinſchuldnerin in Anſpruch zu nehmen. Ihre Berechtigung beſchränkt ſich vielmehr 
auf den Anteil, der ſich möglicherweiſe bei der Auseinanderſetzung der Errungenſchafts⸗ und 
Erbengemeinſchaft, die bis dahin eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand bilden (88 1442, 1471), 
als Vermögensanteil der Gemeinſchuldnerin ergibt (RG JW 1910, 23619), 


8 1547 


1) Endigt die Errungenſchaftsgemeinſchaft durch die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen des Mannes, jo kann die Fran auf Wieder⸗ 
herſtellung der Gemeinſchaft klagen ?). Das gleiche Recht ſteht, wenn die 
Gemeinſchaft infolge einer Todeserklärung endigt, dem für tot erklärten 
Ehegatten zu, falls er noch lebt. 

Wird die Gemeinſchaft auf Grund des 8 1418 Nr 3 bis 5°) aufgehoben, 
ſo kann der Mann unter den Vorausſetzungen des § 1425 Abſ 1 auf Wieder⸗ 
herſtellung der Gemeinſchaft klagen“). 

E 1 1430 Abſ 1, 2 Satz 1 II 1442; M 4 535; P 4 372. 


I. Grund der Vorſchrift. Dem Weſen der Errungenſchaftsgemeinſchaft und einer 
billigen Rückſichtnahme auf die Rechtslage der Ehegatten entſpricht es, daß in gewiſſen Fällen 
die Frau, in anderen der Mann die Wiederherſtellung der Gemeinſchaft verlangen und ſich 
dadurch wieder einen Anteil an dem Erwerbe des andern Ehegatten ſichern kann. Die Wieder⸗ 
herſßtellung tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein ($ 1548). Vgl. auch $ 1425 (verwandte 
Vorſchriften des geſetzlichen Güterrechts). — Im Falle des Abſ 1 Satz 2 bedarf es einer 
förmlichen Aufhebung der Todeserklärung nicht. Vgl. Dronke in JW 1916, 642. 

2. Die Klage kann erſt nach Eintritt der Rechtskraft des Eröffnungsbeſch, ſſes (§ 1543 
A 3) erhoben werden und braucht nicht vor Beendigung des Konkursverfahrons anhängig 
gemacht zu ſein (Prot 4, 373). In keinem der Fälle des § 1547 iſt die Klage an eine Friſt 
gebunden. Das Verfahren in Eheſachen findet keine Anwendung. Im Wege der einſtweiligen 
Verfügung kann die Errungenſchaftsgemeinſchaft weder aufgehoben (8 1542 A 4) noch 
wiederhergeſtellt werden. Im übrigen vgl. Erl zu § 1425. 

3. Keine Klage auf Wiederherſtellung im Falle des § 1468 Nr 4 (vgl. § 1542). f 

4. Das Klagerecht auf Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft iſt auf die 
Falle des $ 1547 beſchränkt. In andern Fällen der Beendigung dieſes Güterſtandes (8 1546 
A 2) kann er nur durch Ehevertrag wiederhergeſtellt werden. 


8 1548 


Die Wiederherſtellung der Errungenſchaftsgemeinſchaft tritt in den 
Fällen des § 1547 mit der Rechtskraft des Urteils!) ein. Die Vorſchrift 
des § 1422 findet entſprechende Anwendung). 

Dritten gegenüber iſt die Wiederherſtellung, wenn die Beendigung in 
das Güterrechtsregiſter eingetragen worden iſt, nur nach Maßgabe des 
$ 1435 wirkſams). 
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Im Falle der Wiederherſtellung wird Vorbehaltsgut der Frau, was ohne 
die Beendigung der Gemeinſchaft Vorbehaltsgut geblieben oder geworden 


fein würde“). 
E I 1430 Abs 3 II 1448; M 4 536; P 4 372 6 290. 


1. Das Urteil hat ſonach rechtsgeſtaltende Wirkung. Es wird ſo angeſehen, als ob mit 
der Rechtskraft des Urteils die Errungenſchaftsgemeinſchaft von neuem eintritt. Der 8 1548 
Abſ 1 entſpricht dem 5 1425 Abſ 2. Vgl. Erläuterungen dazu. Der Umſtand, daß im Falle 
des f 1543 das Konkursverfahren zur Zeit der Rechtskraft des Wiederherſtellungsurteils 
noch 9 hindert den Eintritt der neuen Errungenſchaftsgemeinſchaft nicht (a. M. Stau⸗ 
dinger). 

2. Nach Maßgabe des § 1422 haben Mann und Frau ihre Herausgabepflicht zu erfüllen, 
nämlich die Frau in Anſehung ihres an den Mann zur Verwaltung und Nutznießung heraus⸗ 
zugebenden eingebrachten Gutes, Mann und Frau in Anſehung ihres zum Geſamtgut ein- 
zuwerfenden Erwerbs (a. M. Staudinger). Was z. B. der Mann nach Zuſtellung der Wieder⸗ 
herſtellungsklage der Frau und vor Eintritt der Rechtskraft des Wiederherſtellungsurteils 
erwirbt, hat er zum Geſamtgut nach Maßgabe des 8 1422 herzugeben. 

3. $ 1548 Abſ 2 entſpricht dem 8 1431 Abſ 2. Zur Eintragung in das Güterrechts⸗ 
regiſter genügt der Antrag eines Ehegatten bei Vorlegung des rechtskräftigen Wiederher- 
ſtellüngsurteils (5 1561 Abf 3 Nr 1). Im übrigen vgl. Erl zu $ 1435. 

4. Was Vorbehaltsgut der Frau iſt, beſtimmt $ 1526. Was als eingebrachtes Gut 
eines Ehegatten anzufehen ift, beſtimmen die 55 1520—1524 (vgl. $ 1520 A 1). Der einem 
Ehegatten zur Zeit des Wiedereintritts der Errungenſchaftsgemeinſchaft noch gebührende 
Anteil an dem früheren Geſamtgute wird nun fein eingebrachtes Gut. Geſamtgut ($ 1519 
1 3 wird, was die Ehegatten ſeit der Zuſtellung der Wiederherſtellungsklage erwerben (vgl. 


4. Fahrnis gemeinſchaft 


S 1549 


) Auf die Gemeinſchaft des beweglichen Vermö 
N. Hans gens und der Errungen⸗ 
ſchaft (Fabrnisgemeinſchaft) finden die für die allgemeine Gütergemein⸗ 


ſchaft geltenden Borſchriften? Auwend i 1550 
bis 1557 ein anderes ergibt nns 


2, Für die allgemeine Ghütergemeinſchaft geltende Vorschriften 8 14371518 BG; 
88 740, 741, 742 Ubi 2, 748, 744, 745 5 1555 BGB), 750 ff 2, 794 Abſ 2, 860 BRD: 
58 2, 10, 51 KO. Bol. die Erl zu $ 1550 (Geſamtgut, ehelicher Aufwand), 88 1551—1554 
(eingebrachtes Gut), S 1555 (Vorbehaltsgut), $ 1556 (Schuldenhaftung) und § 1557 (fort. 
geſetzte Fahrnisgemeinſchaft, Beendigung des Güterſtandes, Auseinanderſetzung). 

3. Schadenserſatz. Vgl. $ 1458 A 2, 8 1443 A 5. Der Mann iſt berechtigt, den An- 
ſpruch der Frau auf Schadenserſatz wegen Verminderung ihrer Erwerbsfähigkeit infolge 
eines Unfall einzuklagen. Ein derartiger Auſpruch fällt bei Fahrnisgemeinſchaft in die 
gemeinfchaftliche Maſſe und ſteht jedem Ehegatten ungeteilt zum vollen Betrage zu (RG 
JW 1917, 6559). 
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8 1550 


Von dem Gejamtgat!) ausgeſchloſſen iſt das eingebrachte Gut?) eines 
Ehegatten. 

Auf das eingebrachte Gut finden die bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
für das eingebrachte Gut geltenden Vorſchriften?) Anwendung“). 

E I 1431 Abi 1, 1432 Abſ 1 II 1445; M 4 543, 648; P 4 378. 


1. Geſamtgut. Bei der Fahrnisgemeinſchaft find wie bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft (8 1519 A 1) zu unterſcheiden: Geſamtgut der Ehegatten, eingebrachtes Gut des Mannes, 
eingebrachtes Gut der Frau und Vorbehaltsgut der Frau. Vorbehaltsgut des Mannes iſt 
ausgeſchloſſen (8 1555). Geſamtgut iſt gemäß § 1438 alles, was die Ehegatten an Vermögens⸗ 
rechten beim Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft haben oder während derſelben erwerben, 
ausgenommen das, was die SS 1551—1554 als eingebrachtes Gut eines Ehegatten be⸗ 
zeichnen (hauptſächlich das unbewegliche Vermögen) und das Vorbehaltsgut der Frau. Die 
Geſamtgutseigenſchaft tritt kraft Geſetzes ein. Sie wird in das Grundbuch eingetragen. 
Daß ein Gegenſtand ausnahmsweiſe zum eingebrachten Gute oder zum Vorbehaltsgute 
gehöre, hat zu beweiſen, wer dies behauptet. Wie bei der Gütergemeinſchaft ſtellt auch 
bei der Fahrnisgemeinſchaft das Geſamtgut eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
dar (§ 1438 A 1, 81442 A 1). Das Geſamtgut unterliegt der Verwaltung des Mannes 
wie bei der Gütergemeinſchaft (88 14431458). Die in Fahrnisgemeinſchaft lebenden Ehe⸗ 
leute können gemeinſam einen Schadenserſatzanſpruch wegen einer der Frau zugefügten 
Körperverletzung geltend machen (RG 29. 1 06 VI 173/05). Der eheliche Aufwand fällt 
dem Geſamtgute zur Laſt (88 1549, 1458). 

2. Was eingebrachtes Gut iſt, beſtimmen erſchöpfend die 88 1551—1554. 

3. Insbeſondere die Vorſchriften in 88 1525, 1528, 1529 Abſ 2, 1531, 1533, 1535, 1536 
Nr 2, 4, 1537, 1539—1541, 1546 Abſ 3. Danach wird das eingebrachte Gut vom Manne 
(88 1525 Abſ 2, 1374) für Rechnung des Geſamtguts verwaltet. Die Nutzungen gehören 
zum Geſamtgute. Der § 1550 Abſ 2 unterwirft das eingebrachte Gut bei der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft ebendenſelben Beſtimmungen, denen der $ 1439 Satz 2 das Sondergut bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft unterwirft, nur daß auf erſteres auch § 1524 (mit der im § 1554 Satz 2 
bezeichneten Ausnahme) Anwendung findet, auf letzteres nicht. Für die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in das eingebrachte Gut gelten 88 739, 741, 742, 794 Abſ 2, 861 (8 1525 A 6) ZPO. 

4. Anfechtung. Ein Ehevertrag, durch den der Güterſtand der Fahrnisgemeinſchaft in 
den der Gütertrennung umgewandelt wird, kann von den Gläubigern des Mannes aus 8 3 
Nr 4 AnfG inſoweit angefochten werden, als die früher dem Geſamtgute zugefloſſenen, 
dem Zugriffe der Gläubiger des Mannes unterworfenen Nutzungen des eingebrachten Gutes 
der Frau nunmehr bei Gütertrennung dem Zugriffe jener Gläubiger entzogen find (88 1550 
Abſ 2, 1525, 1426; RG 57, 81). Vgl. auch $ 1391 A 12. 


8 1551 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt das unbewegliche Vermögen, das 
er bei dem Eintritte der Fahrnisgemeinſchaft hat!) oder während der Ge⸗ 
meinſchaft durch Erbfolge), durch Vermächtnis?) oder mit Rütkſicht auf 
ein künftiges Erbrecht“), durch Schenkung“) oder als Ausſtattungé) erwirbt“). 

Zum unbeweglichen Vermögens) im Sinne dieſer Vorſchrift gehören 
Grundjtüde?) nebſt Zubehörle), Rechte an Grundſtücken !), mit Ausnahme 
der Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden !?), ſowie Forderungen !“), 
die auf die übertragung des Eigentums an Grundſtücken oder auf die Be⸗ 
gründung oder Übertragung eines der bezeichneten Rechte oder auf die 
Befreiung eines Grundſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet ſind ). 

E I 1432 II 1446; M 4 548; P 4 375; 5 135. 

1. Wegen des bedingten oder anfechtbaren Erwerbs oder noch nicht vollendeter Erſitzung 
dgl. 8 1520 A . 

Re ne es durch geſetzliche oder teſtamentariſche Erbfolge oder auf Grund eines Erb⸗ 

3. Vermächtnis 88 1939, 21472191. 

4. Erwerb mit Rückſicht auf ein e vgl. § 1521 A g. 


5. Erwerb durch Schenkung vgl. 8 1521 
6. Erwerb als Ausſtattung vgl § 1521 A 5. 
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7. Unbewegliches Vermögen, das ein Ehegatte während der Gemeinſchaft auf andere 
als die im § 1551 Abſſ1 bezeichnete Art, z. B. durch Kauf erwirbt, wird Geſamtgut, es ſei 
denn, daß es unter eine der Beſtimmungen in den 88 1552—1554 fiele oder zum Vorbehalts⸗ 
gute der Frau gehörte. f f N 

8. Was zum unbeweglichen Vermögen im Sinne des 8 1551 gehört, führt der zweite 
Abſatz erſchöpfend auf. f j 

9. Den Grundſtücken ſtehen das Erbbaurecht (8 1017) und diejenigen Rechte gleich, welche 
landesgeſetzlich gemäß Artt 63, 67, 68, 69, 196 Ech den Vorſchriften des BGB über Grund- 
ftüde unterworfen find (3. B. die Jagd und Fiſchereirechte). Erlangt ein Ehegatte durch 
Erbfolge Vermögen, zu dem ſowohl unbewegliches als auch bewegliches Vermögen gehört, 
ſo fällt das unbewegliche Vermögen ſeinem Eingebrachten zu, während das bewegliche Ver 
mögen Geſamtgut wird. Sit er in einem ſolchen Falle nicht als Alleinerbe, ſondern neben anderen 
zur Erbſchaft berufen, jo gehört fein Anteil am Nachlaſſe, ſoweit er unbewegliches Vermögen 
betrifft, zu ſeinem eingebrachten Gute und nur im übrigen zum Geſamtgute. Die Vorſchriften 
im 9 2033 Abſ 2 und im $ 2040 Abſ 1 ſtehen dieſer Anficht nicht entgegen. Vgl. Rh 65, 227; 
68, 410. — Soll der Grundſtücksanteil der Frau an Miterben aufgelaſſen werden, ſo hat die 
Frau als Inhaberin ihres Eingebrachten die Auflaſſung und der Ehemann feine Einwilligung 
zur Auflaſſung zu erklären (RG Warn 1911 Nr 382). Der Anteil eines Ehegatten an einem 
unbewegliches und bewegliches Vermögen umfaſſenden Nachlaſſe fällt nach § 1551 inſoweit, 
als dieſer Nachlaß dem unbeweglichen Vermögen zuzurechnen iſt, dem eingebrachten Ver; 
Kr: gen Ile ober bewennches e darauf, ob bei der Erbauseinanderſetzung dem Ehegatten 
unbewegli es Vermöge i i 5). 

15 3 ubehör 88 97, 98 gen zugeteilt wird (RG 75, 295) 

III. Rechte an Grundſtücken (und an den den Grundſtücken gleichgeſtellten Rechten, A 9) 
ſind die Dienſtbarkeiten, das dingliche Vorkaufsrecht (88 1094ff.) und die Reallaſten. Zum 
Grune glelchtehenden echte. Der Nießen an einem Grundſtück oder einem dem 

run e. Der Nießbr ört beweg⸗ 
chen e (et 4, 375) eßbrauch an andern Rechten gehört zum eg 

12. Zu den ausgenommenen Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden gehören 
auch N ee e e Eigentümergrundſchulden und Eigentümerrentenſchulden. — 
Aus $ 1551 ergibt ſich daß das BGB die Hypotheken nicht einmal zum unbeweglichen Ver⸗ 
mögen rechnet, geſchweige denn als unbewegliche Sachen anſieht. Für die Klage auf 


Löſchung einer Hypothekpfändun F 8 ; ; f 
de 2 BRD) 12255 e daher nicht der Gerichtsſtand 


„Zu den hier bezeichneten Ford i i önli N 
ce oo Ten eine von mern ages Namentlich bad neufönfige Dortanf 


He hreren wahlweiſe geſchuldeten Leiſtungen (5 262) unter 
ren br m die Forderung bis zur Wahl zum eingebrachten Gute, und die Wahl 
rung S heb lg über eingebrachtes Gut zu behandeln. Die auf Grund einer Forde⸗ 
1924 in das ein eb [2 bezeichneten Art bewirkte Leiſtung fällt gemäß 88 1554 Satz 1, 
des 8 1551 Abs kadıte Gut, ſelbſt wenn ſie nicht zum unbeweglichen Vermögen im Sinne 
Natur 2 gehört (z. B. die Leiſtung in Geld wegen Unmöglichkeit der Leiſtung in 


14. Unbewegliches Vermögen, das beiden Ehegatten ſcho i 

5 8 ‚ | n vor Beginn der Errungenſchafts. 
gemeinſchaft gemeinfchaftlich gehörte, wird ee Lat ach 
Geſamtgat 105 : 9 1520 U 3). Dasſelbe gilt von dem während der Gemeinſchaft auf die im 
8 1551 Abſ 1 eee Weiſe gemeinſchaftlich erworbenen unbeweglichen Vermögen. Beſteht 
der auf ebendieſelbe Weiſe gemachte Erwerb teils in unbeweglichem, teils in beweglichem 
Vermögen, fo wird undeſchadet der Beſtimmungen der 88 1552 —1554 und über Vorbehalts 
gut der Frau. das unbewegliche Vermögen eingebrachtes Gut, das bewegliche Vermögen 
Geſamtgut. Erwirbt ein Ehegatte als Miterbe, fo entſcheidet ſich die Frage, ob er unbeweg 
liches oder bewegliches Vermögen, bzw. beides erworben hat, nach dem Beſtande der un⸗ 
geteilten Erbſchaft, nicht nach dem Ergebniſſe der Teilung (M 4, 549). Wird er z. B. für feinen 
Anteil an einem geerbten Grundſtücke mit Geld abgefunden, ſo wird letzteres eingebrachtes 
Gut. Dies entspricht auch der Erſetzungskraft des eingebrachten Gutes (vgl. 8 1524 A 1). A. M. 
Staudinger. Nach denſelben Grundsätzen entſcheidet ſich auch der Erwerb von Miteigentum. 
Zuläffig iſt es, den Erwerb durch Ehevertrag dem Geſamtgute bzw. dem eingebrachten 
Gute eines Ehegatten oder Vorbehaltsgute der Frau zuzuweiſen (vgl. $ 1521 A 7, § 1520 A 4). 
Austauſchgeſchäfte zwiſchen den einzelnen Gütermaſſen ſind nicht ausgeſchloſſen (Prot 4, 377). 


$ 1552 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ſind Gegenſtände, die nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können!). 
E 1 1432 Abſ 1 II 1447; M 4 543, 548; P 4 675. 
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1. Gegenſtände, die nicht durch Rechtsgeſchäft übertragen werden können, bilden bei 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft das Sondergut ($ 1439) und find bei der Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft ($ 1522) ebenſo wie bei der Fahrnisgenteinſchaft äeingebrachtes Gut. Vgl. die 
Erl zu $$ 1439, 1522. Dem im $ 1552 bezeichneten eingebrachten Gute fehlt — überein. 
ſtimmend mit der allgemeinen Gütergemeinſchaft ($ 1439) und abweichend von der Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft (8 1524) — eigene Erſetzungstraft. Der fog. Surrogationsgrundſatz findet 
alſo keine Anwendung ($ 1554 Saß 2; vgl. auch $ 1870). 


8 1553 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten iſt: 

1. was durch Ehevertrag für eingebrachtes Gut erklärt iſt!); 

2. was er nach $ 1369 erwirbt, ſofern die Beſtimmung dahin getroffen 
iſt, daß der Erwerb eingebrachtes Gut fein joll2). 

E 1 1432 Abſ 1 II 1448; M 4 544: P 4 376. 


1. Eingebrachtes Gut kraft Ehevertrags. Die gleiche Beſtimmung trifft 8 1523 für die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft. Vgl. Erl zu 8 1523. 


8 1554 


Eingebrachtes Gut eines Ehegatten ift, was er in der im § 1524 bezeich⸗ 
neten Weiſe erwirbt). Ausgenommen iſt, was an Stelle von Gegenſtänden 
erworben wird, die nur deshalb eingebrachtes Gut ſind, weil ſie nicht durch 
Rechtsgeſchäft übertragen werden können?). 

E 1 1432 Abſ 1 II 1449; M 4 544; P 4 376. 


1. 8 1554 —— 1 bringt für die Fahrnisgemeinſchaft den bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
geltenden Grundſatz zur Anerkennung, daß das eingebrachte Gut gleichſam eigene Erſetzungs⸗ 
kraft beſitzt (ſog. Surrogationsgrundſatz). Vgl. 8 1524 und Erläuterungen. Die Ausnahme, daß 
der Erwerb aus dem Betrieb eines zum eingebrachten Gute gehörenden Erwerbsgeſchäfts 
Geſamtgut wird, gilt auch hier. Nutzungen des eingebrachten Gutes werden Geſamtgut 
(81550 Abſ 2. § 1525 Abf 1). 

2. Dieſe Ausnahme iſt auch für das Sondergut der allgemeinen Gütergemeinſchaft be⸗ 
ſtimmt worden ($ 1439 Satz 2). Die Ausnahme beſchränkt ſich auf Gegenſtände, die nur wegen 
ihrer Unübertragbarkeit, nicht auch aus andern Gründen (z. B. in Fällen des § 1553) ein. 
gebrachtes Gut ind. Anders bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft (vgl. § 1524 A 2). — Die 
im $ 1524 Abſ 2 enthaltene, den Schutz des gutgläubigen Schuldners bezweckende 
Beſtimmung gilt hier ebenfalls (§ 1550 Abſ 2). — Aus 88 1550 Abſ 2, 1525 Abſ 2 ergibt ſich, 
daß auch die Erfegungsgrundfäße der 88 1381, 1382 hier Anwendung finden. 


8 1555 
Vorbehaltsgut des Mannes?) iſt ausgeſchloſſen?). 


E I 1432 Abs 1, 1346 II 1450; M 4 543; P 4 376. 


1. Vorbehaltsgut des Mannes ift bei der Fahrnisgemeinſchaft wie beim geſetzlichen Güter: 
rechte und bei der Crrungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1526 Abſ 2) ausgeſchloſſen. Anders bei 
der Gütergemeinſchaft ($ 1440). Unzuläſſig ift es, durch Ehevertrag Vorbehaltsgut des 
Mannes zu ſchaffen, dagegen iſt es zuläſſig, durch Ehevertrag in Abweichung von 8 1525 Abſ 1 
dem Manne die Einkünfte ſeines eingebrachten Gutes zuzuweiſen (vgl. $ 1526 A 3). 

2. Vorbehaltsgut der Frau iſt nicht ausgeſchloſſen (88 1549, 1440). Vorbehaltsgut 
der Frau iſt, was durch Ehevertrag für Vorbehaltsgut der Frau erklärt iſt oder von ihr nach 
$ 1369 oder $ 1370 erworben wird ($ 1440 Abf 2). Ebenſo bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
($ 1525 Abs 1). Geſetzliches Vorbehaltsgut (88 1366, 1867) der Frau gibt es nicht. Im übrigen 
vgl. Erl zu 88 1526, 1440. 


S 1556 
) Erwirbt ein Ehegatte während?) der Fahrnisgemeinſchaft durch Erb⸗ 
folge, durch Vermächtnis oder mit Rückſicht auf ein künftiges Erbrecht, durch 
Schenkung oder als Ansjtattung?) Gegenſtände, die teils Geſamtgut, teils 
eingebrachtes Gut werden, ſo fallen die infolge des Erwerbes entſtehenden 
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Berbindlichkeiten im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander dem Geſamt 
gut und dem Ehegatten, der den Erwerb macht, verhältnismäßig) zur 
Laſtsj. 

E 1 1433 II 1451; M 4 551; P 4 377; 5 135. 


1. Schuldenhaftung der Ehegatten im Verhältniſſe zueinander. Der $ 1556 betrifft 
die Haftung der Ehegatten für Verbindlichkeiten, und zwar nur in bezug auf das innere Ver⸗ 
hältnis der Ehegatten zueinander. Der § 1556 beſtimmt für gewiſſe Fälle eine Ausnahme 
von der Regel. Als Regel gilt gemäß § 1549 der bei der allgemeinen Glltergemeinſchaft herr⸗ 
ſchende Grundſatz, daß alle Geſamtgutsverbindlichkeiten auch im Verhältniſſe der Ehegatten 
zueinander dem Geſamtgute zur Laſt fallen (8 1463 A 1). Die für die Gütergemeinſchaft 
in den $$ 1468—1465 beſtimmten Ausnahmen gelten gemäß § 1549 auch für die Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft. Weitere Ausnahmen ergeben ſich daraus, daß gemäß 8 1550 Abſ 2 für die Fahrnis. 
gemeinſchaft in Anſehung des eingebrachten Gutes die für die Errungenſchaftsgemeinſchaft 
in den 88 15351587 über die Schuldenhaftung der Ehegatten im Verhältniſſe zueinander 
} g $5 14631465, 1535—1537). Den bezeichneten 
Ausnahmevorſchriften geht aber die Beſtimmung des § 1556 vor. 


2. Für den vor Eintritt der Fahrnisgemeinſchaft gemachten Erwerb verbleibt es bei der 


3. Vgl. 8 1551 A 2—6 und Hinweiſe. 


4. Die Verbindlichkeiten fallen verhältnismäßig dem Geſamtgut und dem Ehegatten, 
der den Erwerb macht, zur Laſt. Dadurch wird ausgedrückt, daß das Verhältnis des Wertes 


15 
von 30000 Mark find 3000 Mark Nachlaßſchulden vorhanden f 
| Leer Haß „zuſammen 33000 Mark. Dieſe 
ſind nach dem Verhältniſſe von 50000 zu 10000 zu berteilen. Mithin fallen dem eingebrachten 


Gute / = 27500 Mark, dem Geſamt „ ; 
88405 0 2 1080 N 1 fich ale 4% = 5500 Mark zur Saft. Demzufolge iſt der aus 


5. Die Schuldenhaftung der Ehegatten im Verhült 2 2 
1 } 5 niſſe zu den Gläubigern läßt der 
hab bas Geſamut dür DEfet Begiefung verbleibt es hei der tegel bes g 4409 ade (RT 
N Abe m ir für die Schulden des Mannes ausnahmslos haftet. Zwar gelten nach 
81550 i a5 nfehung des eingebrachten Gutes die Vorſchriften über die Errungenſchafts⸗ 
gemeinichaft, aber auch nach biejen ($ 1530 Ybf 1) haftet das Geſamtgnt für die Verbindlich 
keiten des Mannes. Mithin macht es keinen Unterſchied, ob ſich die Schuld des Mannes auf 
das Geſamtgut oder fein eingebrachtes Gut bezieht. Auch für die Schulden der Frau 
haftet das Geſamtgut (88 1459 Ab} 1, 1549). Ausnahmen ergeben fich jedoch aus den 88 1460 
bis 1462 (1549) und den 88 1581.—1534 (1550 Abſ 2). Vgl. Erläuterungen dazu. Für Ver⸗ 
bindlichkeiten der Frau, die Geſamtgutsverbindlichleiten ſind, haftet der Mann auch perſönlich 
als Geſamtſchuldner. Die Haftung erliſcht aber mit der Beendigung der Fahrnisgemeinſchaft, 
wenn die Verbindlichkeit im Verhältniſſe der Ehegatten zueinander nicht dem Geſamtgute zur 
Laſt fällt (88,1450 Abſ 2. 1549). Für Verbindlichkeiten des Mannes haftet die Frau nicht. Ihren 
Gläubigern haftet ſie mit ihrem eingebrachten Gute und Vorbehaltsgute, jedoch mit erſterem 
55 innerhalb der durch 88 14121414 gezogenen Schranken (88 1549, 1550 Abſ 2, 1525 
Abſ 2). 


§ 1557 


) Fortgeſetzte Gütergemeinſchafte) tritt nur ein, wenn fie durch Ehe⸗ 
vertrag?) vereinbart iſt⸗) s). 

E I 1434 II 1452; M 4 552; P 4 378. 

1. Für die Beendigung der Fahrnisgemeinſchaft gelten gemäß § 1549 die Vorſchriften 
über die Beendigung der allgemeinen Gütergemeinſchaft (88 14681482). Die Beendigungs⸗ 
gründe ($ 1468 A 1) find die gleichen Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen eines 
Ehegatten beendigt die Fahrnisgemeinſchaft nicht. Die Auseinanderſetzung erfolgt, ſoweit 
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nicht eine andere Vereinbarung getroffen iſt, nach den 88 1475—1481 (88 1549, 1474), jedoch 
find für die Herausgabe des eingebrachten Gutes gemäß $ 1550 Abſ 2 die entſprechenden 
Vorſchriften bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft (88 1539—1541, 1546 Abſ 3) anwendbar. 
Wegen der Vermittlung der Auseinanderſetzung durch das Anitsgericht vgl. 58 99, 198 FG. 

2. Fortſetzung der Fahrnisgemeinſchaft. Die allgemeine Gütergemeinſchaft wird nach 
dem Tode eines Ehegatten zwiſchen dem überlebenden Ehegatten und dem gemeinſchaft⸗ 
lichen Abkömmlinge fortgeſetzt. Die Fortſetzung tritt kraft Geſetzes ein (8 1483 A 4). Bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft ilt fortgeſetzte Gemeinſchaft überhaupt ausgeſchloſſen (8 1546 
A 1). Bei der Fahrnisgemeinſchaft ift (auf Beſchluß der 2. Kommiſſion, Prot 4, 377) nur die 
vertragsmäßige Einführung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft geſtattet, obwohl das 
franzöſiſche Recht die Fortſetzung nicht kennt. Die fortgeſetzte Fahrnisgemeinſchaft unterſteht 
den für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft geltenden Regeln (88 14831518), wie ſich denn 
auch die Fahrnisgemeinſchaft beim Mangel unbeweglichen Vermögens mit der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft faſt vollſtändig deckt ($ 1549 A 1). Die fortgeſetzte Fahrnisgemeinſchaft 
bezieht ſich nur auf das Geſamtgut. Das Geſamtgut der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft 
beſteht aus dem ehelichen Geſamtgut der Fahrnisgemeinſchaft, ſoweit es nicht nach $ 1483 Abſ 2 
einem nicht anteilsberechtigten Abkömmlinge zufällt, und aus dem Vermögen, das der über- 
lebende Ehegatte aus dem Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten oder nach dem Eintritte 
der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft erwirbt, ſoweit dieſer Erwerb nach 88 1549—1555 
beim Beſtehen der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft als Geſamtgut anzuſehen wäre (8 1485). 
Zum Nachlaſſe des verſtorbenen Ehegatten gehören fein eingebrachtes Gut und, wenn 
die Frau geſtorben iſt, ihr Vorbehaltsgut. Dieſes Vermögen vererbt ſich nach den gewöhnlichen 
Vorſchriften. Nicht zum Geſamtgut gehört das Vermögen eines anteilsberechtigten Ab. 
kömmlings (8 1485 Abſ 2). Eingebrachtes Gut des überlebenden Ehegatten iſt 
bei der fortgeſetzten Fahrnisgemeinſchaft das, was er bei der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft 
als eingebrachtes Gut beſeſſen hat und was nach 88 1551—1554 eingebrachtes Gut werden 
würde, falls eheliche Fahrnisgemeinſchaft beſtände. Auf das eingebrachte Gut des über ⸗ 
lebenden Ehegatten ſind die Grundſätze anzuwenden, die für das eingebrachte Gut des Mannes 
während der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft gelten (§ 1487 Abſ 1 Halbſ 2). Die Nutzungen 
des eingebrachten Gutes des überlebenden Ehegatten fallen in das Geſamtgut (88 1550 Abſ 2, 
1525). Vorbehaltsgut der überlebenden Frau iſt bei der fortgeſetzten Fahrnisgemein. 
ſchaft das, was ſie bei der ehelichen Fahrnisgemeinſchaft als Vorbehaltsgut beſeſſen hat und 
was nach 8 1486 Abſ 1 Vorbehaltsgut werden würde, falls eheliche Fahrnisgemeinſchaft 
beſtände. Vorbehaltsgut des überlebenden Mannes iſt ausgeſchloſſen (§ 1555). 

3. Der Ehevertrag kann bis zum Tode eines der Ehegatten vereinbart werden und unter- 
liegt den allgemeinen Vorſchriften (88 1432ff.). Auch § 1487 erſcheint anwendbar. Stirbt 
ein Ehegatte, ohne daß ein die Fortſetzung der Fahrnisgemeinſchaft vereinbarender Ehe 
vertrag geſchloſſen worden iſt, fo tritt Beerbung nach allgemeinen Grundſätzen ein. Zum Nach⸗ 
laſſe des verſtorbenen Ehegatten gehören fein Anteil am Geſamtgute, fein eingebrachtes Gut 
und, wenn die Frau geſtorben iſt, ihr Vorbehaltsgut. 

4. Ablehnungsrecht des überlebenden Ehegatten. Der überlebende Ehegatte kann 
die vertragsmäßig vereinbarte Fortſetzung der Fahrnisgemeinſchaft ablehnen ($ 1484 BGB; 
89 KO). 88 1508, 1509 find ſinnentſprechend anwendbar. 

5. Zwangsvollſtreckung. Konkurs. Vgl. 88 743, 744, 745, 794 Abſ 2, 860 ZPO und 
94407 14 236 KO, welche Vorſchriften hier anwendbar ſind. Vgl. auch Erl in $ 1488 A 5, 


III. Güterrechtsregiſter 


8 1558 


Die Eintragungen!) in das Güterrechtsregiſter?) haben bei dem Amts⸗ 
gerichte zu geſchehen, in deſſen Bezirke der Mann ſeinen Wohnſitz hat!). 

Durch Anordnung der Landesjuſtizverwaltung kann die Führung des 
Regiſters für mehrere Amtsgerichtsbezirke einem Amtsgericht übertragen 
werden ). 

EL 1436 Satz 1 II 1458 Abſ 1, 1454; M 4 555; P 4 gaıff. 

1. Eintragungen. 8 1558 Abſ 1 handelt von den Eintragungen, d. h. von den durch das 
Geſetz zur Wirkſamkeit der Tatſache gegen Dritte vorgeſchriebenen Eintragungen in das Güter ⸗ 
rechtsregiſter. Die Eintragung iſt vorgeſchrieben: in § 1357 Abſ 2 Satz 3 für die Be⸗ 
ſchränkung und Ausſchließung der Schlüſſelgewalt der Frau durch den Mann, in 8 1364 (1431) 
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für den Nichteintritt der Verwaltun i 
Ki befchmtien Frau In 8 ma 11 1 0 des Mannes einer in der Geſchäfts⸗ 
geſeßlichen Gütertechte, in $ 1481 für die ar ) für das Vorbehaltsgut der Frau beim 
waltung und Rugniekung in den Fillen d 8 ertrennung und die Wiederherſtellung der Ver⸗ 
Anderung der Verwaltung und Rupnief es 8 1425, in § 1435 für die Ausſchließung od 
1435) für das Vorbehaltsgut der be nn ech en a 
der Gütergemeinſchaft durch Urteil in Ko Alen 14 5 en Auffebung 
behaltsgut der Frau bei der Errungenſch aſtsg mee 8 ar 
Errungenſchaftsgemeinſchaft in den an gemeinfchaft, in $ 1545 für die Beendigung der 
herſtellung der Errungenſchaftsgemeinſch ft 155 e de e 1 Bieter 
für gewiſſe Fälle (88 1441, 1470) bei 1175 urch Urteil in den Fällen des § 1547, in 8 1549 
herfel fung der ehelichen Gemeinschaft e und in $ 1587 für die Wieder⸗ 
Güterg emeinſchaft (§ 1483) wird in das Güter 5 1 engen 
nur dazu dient, die während der Ehe best üterrechtsregiſter nicht eingetragen, weil dasſelbe 
Ferner iſt die Eintragung hinſichtlich all A ne a merge 
in den 88 1405 Abſ 2, 1452, 1519 Abt 991 ee (mit Ausnahme der Gütertrennun ) 
bes Mannes gegen e ei Abſ 2, 1549, 1550 Abf 2, für den 
feiner Einwilligung vorgeſchrieben. Gleich Polten ag ben der nahe 
aber Mi zus 9 ei en müffen. In aden 70 517 auch von der Zurücknahme des Einſpruchs 
11 iche Ani ag ie das e e nic det ed 
besglekihen. jachrofbtige, Aberttumiee unn anscagte Eintragun Al jmen 
tra; g als unzuläſſig abzuleh 
zu beanſtanden. Anderſeits u üffige, unvollſtändige, unklare oder wid h a 
pflicht nicht auf die Frage 6 00, ſich in geſozlich zuläffigen Eintra ef len fene Beifunge 
der Wirklichtelt entsprechen „ene in gehöriger Form angebracht beben u d ae 
Wir hen. 00 1 { klärungen und Anträ⸗ 
zu löſchen (88 161, 142, 148 x unzuläſſigerweiſe bewirkte Ei ai ed 
dadurch, daß eine den Inhal 66). Eine Eintra e e e e 
? ie t ber fru 0 gung verliert ihre Wirkung für di 
ſpruch tretende Tatſache ein rüheren Eintragung zurücknehmend ihr in Wider. 
legte nich deſeht r le ag old, felbft Wenn die neu ei gebengene Tatſache in Wiel. 
0 t beit 4). D „Je n die neu eingetragene Tatſache in Wirk⸗ 
nicht fur die Zeit vor der E a alle Eintragungen nur für die Zeit wa ür eh 
nach dem Zeitpunkte der Eh he Zweck und Bedeutung haben ee ede 
find zwar zunächſt bedenterheſchließung zu bewirken feln, Die abe en Me 
Wird eine Eintragung i ungslos, treten aber mit dem a N enen ee 
| A in das Gut r mit dem Beginne der Ehe in Wi i 
rechtsbekundende Bedeut errochteregiſter — die kei igenbe, ferner a 
Gericht örtlich zuſtän ung hat — beantragt e eee ee eee 
0 3 dig iſt at, fo hat der Regiſterricht ü 
e ee e 
der Wahrheit en 5 aber nicht darüber hi hung 
e webe N iin 086 60, 10. Jer 90 0 weis ung die An 
er ve ind, da „ 5 r Nachweis, d i 
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eines öffentlichen = beanfpruchen, wenn er fie k nen billigerweiſe einem Dritten gegen⸗ 
bn de üterrechtöregifters b kannte oder kennen mußte. Die Einrichtun 
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Welche Tatſachen eintragungsbedürftig finb 1435 verweiſen zahlreiche andere Geſetzesſtelle 
über das Güterrechtsregiſter (8 1558156 darüber vgl. A 1. Die Beſtimmungen des BOB 
Dazu kreten die auf Wechluß des Bund 508) werden durch die §8 161, 162 FGG ergänzt 
das Güterrechtsregiſter v. 12. 11. 98 88198 v. 3. 11. 98 beruhenden Beſtimmungen Hi l 
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gatten iſt jet ausſchtießlich das Giterrechthren der güterrechtliche Verhältniſſe eines Eh i 
Kaufmann iſt oder nicht (RG 63, 245). sregiſter, und zwar gleichviel, ob der Gema 
3. Gerichtszuſtändigkeit. Hat der Mann a ur 
genügt, wie die M 4, 555 ausdrücklich en in Er bangt dab (8 7 Able 
Duel e 15 en n 55 een iR A en e einer entgegen 
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daß die Eintragung bei ſämtlichen Amtsgerichten zu erfolgen hat, in deren Bezirke der 
Mann einen Wohnſitz hat. Nach der hier vertretenen Auffaſſung wird dem Dritten allerdings 
zugemutet, ſich ſtets über das etwaige Vorhandenſein mehrerer Wohnſitze zu vergewiſſern 
und gegebenenfalls die mehreren Güterrechtsregiſter einzuſehen. Willkürlicher Wechſel in 
der Benutzung der Güterrechtsregiſter verbietet ſich von ſelbſt. Z. B. wird die Zurücknahme 
eines Einſpruchs in dem Regiſter einzutragen ſein, in dem der Einſpruch ſelbſt eingetragen 
iſt. Hat der Mann im Inlande keinen Wohnſitz, ſo fehlt es an einem zuſtändigen Regiſter⸗ 
gericht. Mithin können Eintragungen überhaupt nicht bewirkt werden. Demzufolge können 
die Ehegatten gemäß 8 1435 einem Dritten gegenüber nur geltend machen, daß ihm die fragliche 
Tatſache bekannt geweſen ſei. In ſolchen Fällen werden die nach § 34 GBO und $ 107 FG 
auszuſtellenden Zeugniſſe durch öffentliche Urkunden (z. B. Vorlegung des Ehevertrags) 
erſetzt. Für den Fall der Verlegung des Wohnſitzes trifft § 1559 Beſtimmung. Der 
Wohnſitz des Mannes iſt für die Gerichtszuſtändigkeit auch dann beſtimmend, wenn die Frau 
den Wohnſitz des Mannes nicht teilt (8 10 Abſ 1 Satz 2). In einzelnen Fällen muß die Ein⸗ 
tragung nicht nur bei dem nach § 1558 zuſtändigen Amtsgerichte, ſondern auch noch bei einem 
andern Regiſtergerichte erfolgen. Vgl. hierüber Art 4 CG. HGB (Kaufleute) und $ 11a 
Abi 2 Satz 2 Gemd in der durch EG Art 36 I geänderten Faſſung (gewerbetreibende Ehe⸗ 
frau). Für ausländiſche Ehegatten und Ehegatten, die nach der Eingehung der Ehe die 
Reichsangehörigkeit erworben haben, kommen die Vorſchriften des Art 16 EG in Betracht. 
Die Eintragung in das Regiſter eines unzuständigen Gerichts iſt unwirkſam. 

4. Über die Beſchwerde entſcheidet das dem regiſterführenden Amtsgerichte vorgeſetzte 
Landgericht (8 19 FGG). 

§ 1559 


Berlegt!) der Mann nach der Eintragung ſeinen Wohnſitz in einen an⸗ 
deren?) Bezirk, jo muß die Eintragung im Regiſter dieſes Bezirkes wieder⸗ 
holt werden). Die frühere Eintragung gilt als von neuem erfolgt, wenn 
der Mann den Wohnſitz in den früheren Bezirk zurückverlegt“) . 

E 1 1436 Satz 2 II 1453 Abf 2 Satz 1, 3; M 4 556; P 4 386; 5 141. 


1. Verlegung des Wohnſitzes ſetzt Aufgabe des bisherigen Wohnſitzes voraus. Wird 
der bisherige Wohnſitz beibehalten, ſo kommen die Beſtimmungen über das gleichzeitige Be⸗ 
ſtehen mehrerer Wohnſitze zur Anwendung (vgl. § 1558 A 3). 

2. Ein anderer Bezirk als derjenige, innerhalb deſſen ſich der bisherige Wohnſitz befand 
oder der infolge Anordnung der Landesjuſtizverwaltung nach 8 1558 Abſ 2 als Bezirk des zu 
ftändigen Regiſtergerichts galt. 8 1559 findet auch Anwendung, wenn beim Vorhandenſein 
mehrerer Wohnſitze gerade derjenige Wohnſitz verlegt wird, bei deſſen Regiſtergerichte die 
Eintragung erfolgt iſt (ogl. § 1558 A 3). 

3. Wiederholung der Eintragung. Dieſe Muß-⸗Vorſchrift ergibt, daß die frühere Ein⸗ 
tragung mit der Verlegung des Wohnſitzes ihre Wirkſamkeit verliert. Mit Rückſicht auf die 
Möglichkeit ihrer Wiederauflebung (8.1559 Satz 2) iſt es jedoch nicht angebracht, ſie von Amts 
megen zu löſchen. Die Ehegatten müſſen alſo um ſich die Wirkſamkeit der Eintragung Dritten 
gegenüber für die Zukunft zu ſichern, für die Wiederholung der Eintragung ſorgen. Anderſeits 
wird dem Dritten zugemutet, ſich zu vergewiſſern, ob der Ehemann in dem Bezirke desjenigen 
Regiſtergerichts noch wohnt, in deſſen Regiſter die Eintragung ſteht. Eine Friſt zur Stellung 
des Eintragungsantrags iſt nicht beſtimmt. Aus dem alphabetischen Verzeichniſſe (8 16 der 
vom Bundesrate beſchloſſenen Beſtimmungen v. 12. 11. 98) ergeben ſich die Namen der Ehe ⸗ 
männer, für die Eintragungen bewirkt find. 

4. Infolge Zurückverlegung des Wohnſitzes gilt die frühere, nicht etwa inzwiſchen ge⸗ 
löſchte Eintragung von neuem ſelbſt wenn die wiederholte Eintragung abweicht und nicht 
gelöſcht iſt. Die im Regiſter des Zwiſchenwohnſitzes erfolgten Eintragungen verlieren mit 
der Zurückverlegung des Wohnſitzes ihre Wirkſamkeit. 

5. 8 1559 findet entſprechende Anwendung auf die Verlegung der Niederlaſſung eines 
Kaufmanns (Art 4 Abſ 2 Ec. HGB). 


e 

8 1560 

Eine Eintragung!) in das Regiſter ſolle) nur auf Antrag?) und nur in⸗ 
joweit®) erfolgen, als ſie beantragt iſt. Der Antrag iſt in öffentlich be⸗ 
glaubigter Form zu ſtellen“) e). 

e 1 1407 uf 1 Sah 1, 2 Uni 2 Gab 1, 3 IT 1455; M 4 557; W 4 an; 5 164. 

1. Eine Eintragung in das Regiſter ſtellt nicht nur der urſprüngliche Vermerk dar, ſondern 
auch jeder auf deſſen Ergänzung, Abänderung oder Löſchung gerichtete Vermerk. Jede Ein- 
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tragung ſoll den Tag, an welchem fie erfolgt iſt, angeben und mit der Unterſchrift des zu⸗ 
ſtändigen Beamten verſehen werden (§8 161, 130 FGG; 8 3 der BRBeſt v. 12. 11. 98). Im 
übrigen iſt es Aufgabe des Regiſtergerichts, der Eintragung eine ſachgemäße Faſſung zu 
geben. An den Wortlaut des Antrags iſt es nicht gebunden. So iſt z. B. eine Vereinbarung, 
wonach das ganze gegenwärtige und zukünftige Vermögen der Frau Vorbehaltsgut ſein ſoll, 
als Vereinbarung der Gütertrennung anzuſehen (8 1368 A 1) und kann als Gütertrennung 
eingetragen werden. Iſt einer der vom BGB geregelten vertragsmäßigen Güterſtände (All⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft, Fahrnisgemeinſchaft) oder, iſt 
Gütertrennung vereinbart, ſo genügt es, einzutragen, daß der ſo benannte Güterſtand ver⸗ 
einbart ſei. h 1 

2. Das Wörtchen „ſoll“ drückt aus, daß es ſich nur um eine Ordnungsvorſchrift handelt 
(Prot 4, 389). Die ohne Antrag bewirkte Eintragung iſt alſo, wenngleich unzuläſſigerweiſe 
bewirkt, gültig. Wegen ihrer Löſchung vgl. A 3. 

3. Nur auf Antrag ſoll eine Eintragung erfolgen, weil das Geſetz den Ehegatten nur 
ermöglichen will, fi durch Vermittlung des Güterrechtsregiſters vor den Nachteilen zu 
ſchützen, die ſich ſonſt für ſie aus dem guten Glauben Dritter ergeben würden (8 1558 A 2). 
Von Amts wegen tritt das Regiſtergericht nicht in Tätigkeit. Allerdings find Vermerke, die 
unzuläſſigerweiſe (3. B. wegen Mangels eines Antrags oder wegen Unzuſtändigkeit des Gerichts) 
bewirkt worden find, von Amts wegen zu löſchen (88 161, 142, 143 FGG). 

4. Das Wörtchen „inſoweit“ drückt aus, daß es den Ehegatten überlaſſen bleiben ſoll, 
den Inhalt der Eintragung auch ſeinem Umfange nach zu beſtimmen. Sie brauchen nicht 
alles zu veröffentlichen, was ſie zu veröffentlichen befugt wären. Insbeſondere können ſie 
beſtimmen, auf welchen Teil eines Ehevertrags ſich die Eintragung beſchränken ſoll. Der 
Ehevertrag braucht auch nur inſoweit auszugsweiſe vorgelegt zu werden. Für den nicht ein- 
getragenen Teil können natürlich nicht die Rechtswirkungen aus $ 1435 beanſprucht werden. 
Anderſeits ift die Eintragung inſoweit, als fie über den Antrag hinausgeht, wirkſam (vgl. A 2). 

5. Form des Antrags. Vgl. § 129 BGB, 88 167, 183, 191 Abſ 2 FG. Ein formungültiger 
Antrag iſt kein Antrag. Die daraufhin bewirkte Eintragung ift zwar unzuläſſig und muß von 
Amts wegen gelöſcht werden, hat aber bis dahin Wirkſamkeit (A 2, 3). Der Antrag kann im 
Ehevertrage Platz finden. Die Formvorſchrift iſt auch zu beobachten, wenn der Güterſtand 
durch Urteil aufgehoben ift oder infolge Konkurseröffnung endet. Es iſt zuläffig, den Antrag 
vor der Ehe zu ſtellen. Darüber, daß es unzuläſſig iſt, die Eintragung vor der Eheſchließung 
zu bewirken, vgl. $ 1558 A 1. Zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des Regiſtergerichts können 
Anträge und Erklärungen (§ 11 FG) nicht erfolgen, wohl aber Anmeldungen zur Eintragung 
in das Güterrechtsregiſter (88 161, 128 FGG). 

Notar Bevollmächtigung zur Antragſtellung ift nicht ausgeſchloſſen (Prot 4, 389). Der 

otar, der die zu einer Eintragung erforderliche Erklärung beurkundet oder beglaubigt, gilt 
1 be 161, 129 FGG als ermächtigt, im Namen desjenigen, deſſen Erklärung er beurkundet 
05 et eglaubigt hat, die Eintragung zu beantragen. Die zu einer Eintragung erforderliche 
Ertl rung umfaßt auch die Erklärung des Antrags des nach § 1561 zum Antrage Berechtigten. 
Gilt a als zur Antragſtellung ermächtigt, fo findet auf feinen Antrag die Formvorſchrift 
520, 124.5 0 2 eine Untwendung. Über das Beschwerderecht des Notars nal. SS 161, 


8 1561 


1) Die Eintragung erfolgt in den Fa 1357 Abſ 22) und des 
§ 1405 Ab 3°) auf A des 7 * 5 

In den anderen Fällens) iſt der Antrag beider Ehegatten erforderlich; 

jeder Ehegatte iſt dem anderen gegenüber zur Mitwirkung verpflichtet“). 

Der Antrag eines der Ehegatten genügt: 

1. zur Eintragung eines Ehevertrags oder einer auf gerichtlicher Ent⸗ 
ſcheidung beruhenden Anderung der güterrechtlichen Verhältniſſe der 
Ehegatten, wenn mit dem Antrage der Ehevertrag“) oder die mit 
dem Zeugniſſe der Rechtskrafts) verſehene Entſcheidung“) vorgelegt 
wird; 

2. zur Wiederholung einer Eintragung in dem Regiſter eines anderen 
Bezirkes 1), wenn mit dem Antrag eine nach der Aufhebung des bis⸗ 
herigen Wohnſitzes !) erteilte, öffentlich beglaubigte?) Abſchrift der 
früheren Eintragung vorgelegt wird 18). 

E 1 1437 Ubf 1 Satz 1, 3, Abſ 2 Saß 2, 1438 II 1480; M 4 557; P 4 387; 5 140; 6 290. 

BOB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 15 
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1. Allgemeines. Nach $ 1560 bedarf das Regiſtergericht zu jeder Eintragung eines Antrags 
(Ausnahmen: $ 1560 A 3). Der 8 1561 beſtimmt, wer zu dem Antrage berechtigt ift. In ge- 
wiſſen Fällen it der Mann allein antragsberechtigt (Ab) 1), in andern ſowohl der Mann als 
auch die Frau (Abſ 3) und in den übrigen Fällen bedarf es des Antrags beider Ehegatten 
(Abſ 2). In dem am häufigften vorkommenden Falle, nämlich der Eintragung auf Grund 
eines Ehevertrags, genügt der Antrag eines Ehegatten. 

2. 8 1357 Ab}? betrifft das Recht des Mannes, die Schlüſſelgewalt der Frau zu beſchränken 
oder auszufchließen. Wegen Aufhebung der Verfügung des Mannes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht ($ 1357 Abſ 2 Satz 2) vgl. A 9. Im Falle des Getrenntlebens der Ehegatten 
kommt die Schlüſſelgewalt der Frau von ſelbſt in Wegfall. Vgl. $ 1357 A 8. Über die 
Frage, ob es zuläſſig ift, daß auf Antrag des Mannes der Wegfall der Schlüſſelgewalt 
infolge Getrenntlebens der Ehegatten im Güterrechtsregiſter eingetragen wird, vgl. Bay⸗ 
Ob in RIA 13, 76, KG in RIA 13, 120 und § 1357 A 8. 

78. $ 1405 Abſ 3 betrifft das Recht des Mannes, gegen den Geſchäftsbetrieb der Frau Ein⸗ 
ſpruch zu erheben ſowie ſeine Einwilligung zu widerrufen (vgl. 8 1558 A 1). 

4. Der Antrag des Mannes iſt erforderlich und genügend. 

5. Zu den andern Fällen gehören alle diejenigen Eintragungen, die nicht unter Abf 1 
oder Abf 3 fallen, alſo namentlich die Eintragung der Gütertrennung bei Geſchäftsunfähigkeit 
der Frau im Falle des § 1364, die Eintragung der Vorbehaltseigenſchaft in den Fällen der 
88 1371, 1441, 1526 (1431, 1435) und die im $ 1561 Abſ 3 bezeichneten Fälle, ſofern die darin 
beſchriebenen Urkunden nicht vorgelegt werden. 

6. Im Weigerungsfalle kann auf Stellung des Antrags geklagt werden. Die zur Erklärung 
des Antrags verurteilende Entſcheidung erſetzt den Antrag (8 894 ZPO). 

7. Ein Auszug aus dem Ehevertrage genügt, wenn er das Vorhandenſein aller geſeßz⸗ 
lichen Erforderniſſe ergibt (eat. $ 1560 A 4). 

8. Rechtskraft der Urteile $ 705 ZPO. Das Todeserklärungsurteil iſt mit der Verkündung 
rechtskräftig (SS 957, 960 ZPO); Rechtskraft des Beſchluſſes über Eröffnung des Konkurſes 
(88 72, 73, 109 KO, § 577 ZPO); Rechtskraft der 0 des Vormundſchaftsgerichts 
im Falle des $ 1357 vgl. 88 53, 19, 20, 60 Abſ 1 Nr 6 FGG; Erteilung des Rechtskraftzeugniſſes 
8 706 ZPO und § 31 FGG. 

9. Auf rechtskräftiger, gerichtlicher Entſcheidung kann die Anderung der güterrechtlichen 
Verhältniſſe in folgenden Fällen beruhen: Aufhebung der die Schlüſſelgewalt der Frau 
beſchränkenden oder ausſchließenden Verfügung des Mannes durch Beſchluß des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts (8 1357 Ab] 2 Satz 2, 3), Aufhebung eines Güterſtandes durch Urteil, 
und zwar der Verwaltung und Nutznießung des Mannes ($ 1418), der Gütergemeinſchaft 
($ 1470), der Errungenſchaftsgemeinſchaft (5 1542) und der Fahrnisgemeinſchaft (8 1649), 
Endigung des Güterſtandes infolge Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des 
Mannes, und zwar Endigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes (§ 1419) und der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft (S 1543), Endigung des Güterſtandes infolge Todeserklärung 
des Mannes, und zwar Endigung der Verwaltung und Nutznießung des Mannes ($ 1420) und 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft ($ 1544), Wiederherſtellung eines Güterſtandes durch 
Urteil, und zwar der Verwaltung und Nutznießung des Mannes ($$ 1425, 1431) und der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft (88 1547, 1548). Soweit es überhaupt zuläſſig iſt, im Wege 
der einſtweiligen Verfügung die güterrechtlichen Verhältniſſe zu ändern (ogl. 8 1418 A 12, 
1468 A 12, 1542 A 4), kann eine Eintragung im Güterrechtsregiſter erfolgen, wenn die einſt⸗ 
weilige Verfügung durch ein Urteil erlaſſen iſt. 

10. Wiederholte Eintragung. Dies iſt der Fall des § 1559. 

11. Der Zeitpunkt der Aufhebung des bisherigen Wohnſitzes kaun durch eine Be 
ſcheinigung der zuſtändigen Polizeibehörde nachgewieſen werden. 

12. Offentliche Beglaubigung § 129 BB; § 167 FG. 

13. Benachrichtigung beider Ehegatten 88 161 Abf 2, 130 Ab] 2 FG. Ausſetzung der 
Eintragungsverfügung 88 161 Ab] 1, 127 FGG. Beſchwerde gegen Zurückweiſung des Antrags 
88 19, 20 Abſ 2 FGG. 


S 1562 


Das Amtsgericht hat!) die Eintragung durch das für jeine Bekannt⸗ 
machungen beſtimmte Blatt?) zu veröffentlichen!). 

Wird eine Anderung des Gilterjtandes‘) eingetragen, jo hat ſich die 
Bekanntmachung auf die Bezeichnung des Güterſtandes') und, wenn dieſer 
abweichend von dem Geſetze geregelt iſt, auf eine allgemeine Bezeichnung 
der Abweichung zu beſchränken. 

E 1 1439 IE 1457; M 4 558; 6 4 390 
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1. Das Amtsgericht hat die Veröffentlichung von Amts wegen zu bewirken, und zwar un⸗ 
verzüglich nach der Eintragung. Das Unterbleiben der Veröffentlichung hat jedoch auf die 
Wirkſamkeit der Eintragung keinen Einfluß (§ 1558 A 2). x 

2. In Preußen durch den Anzeiger des Negierungsamtsblatts. Für Bayern ſ. Bek. v. 
4. 8. 79, IM Bl 79, 362ff. 

3. Die Veröffentlichung erfolgt durch einmalige Einrückung. 

4. Gleichviel, ob die Anderung des Güterſtandes auf Grund eines Ehevertrags, einer 
gerichtlichen Entſcheibung oder zufolge geſetzlicher Vorſchrift (4. B. im Falle des § 1587) eintritt. 

5. Die Bezeichnung des nen eintretenden Güterſtandes iſt tunlichſt dem Sprachgebrauche 
des Geſetzes anzupaſſen. Die Abweichung braucht neben der begriffsmäßigen Umgrenzung 
keine Einzelheiten zu enthalten. So brauchen z. B. nicht die einzelnen Stücke des Vorbehalts⸗ 
guts neben der allgemeinen Bekanntmachung, daß Vorbehaltsgut beſtehe, veröffentlicht zu 
werden. Die Beſchränkungen des § 1562 Abſ 2 ſind mit Rückſicht darauf, daß die Einſicht 
des Regiſters nebſt den zur Vervollſtändigung dienenden Urkunden (8 1563 A 2) jedem frei. 
ſteht, und zur Verminderung der Koſten angeordnet. Von dieſen Beſchränkungen abgeſehen, 
iſt die Eintragung regelmäßig ihrem ganzen Inhalte nach zu veröffentlichen. — Die Ber 
kanntmachung muf Gütertrennung als eingetretenen Güterſtand bezeichnen, gleichviel 
ob dieſer Güterſtand durch Vertrag vereinbart iſt oder kraft Geſetzes eintritt (88 1426, 1436; 
LG Elbing in IW 1916, 1554). 


§ 1563 


Die Einſicht) des Regiſterse) iſt jedem“) geſtattet. Von den Eintragungen 
kann eine Abſchrift gefordert werden; die Abſchrift iſt auf Verlangen zu 
beglaubigen“). 


E 1 1435 Abſ 2 II 1458; M 4 555; P 4 884; 6 118, 182. 


1. Die Einſicht iſt während der gewöhnlichen Dienſtſtunden zu geſtatten. 

2. Zum Regiſter im Sinne des § 1563 gehören auch die zur Vervollſtändigung der Ein⸗ 
tragungen dienenden Urkunden, z. B. das Verzeichnis der einzelnen zum Vorbehaltsgute 
gehörigen Gegenſtände (8 1562 A 5), befonders, wenn das Regiſter darauf Bezug nimmt 
(ERBE v. 12. 11. 98 $ 13). Dagegen iſt die Einſicht der Regiſterakten und die Erteilung 
von Abſchriften aus dieſen Akten nur nach Maßgabe des § 24 FO zuliiſſig. 

. Das Recht auf Einſicht iſt von der Darlegung eines berechtigten Intereſſes nicht ab⸗ 
hängig, ebenſowenig das Recht auf Erteilung einer einfachen oder beglaubigten Abſchrift 
einer Gintragung nebſt zugehörigen Urkunden (Abweichung von 8 84 866: 8 9 Abſ 2 HGB; 
$ 11 G80). Die Koſten der Abſchrift hat der Antragſteller zu tragen. 

4. In gewiſſen Fällen (88 34, 35 BO; $ 107 Abſ 2 566) hat die giegiſterbehörde auf 
Verlangen Zeugniſſe über Eintlagungen im Güterrechtsregiſter auszuſtellen. Das Recht 
auf Erteilung ſolcher Zeugniſſe haben nur die Ehegatten und uach $$ 792, 896 ZPO deren 
Gläubiger. Nach 8 102 566 hat das Amtsgericht auf Verlangen eine Beſcheinigung 
darüber zu erteilen, daß bezüglich des Gegenſtandes einer Eintragung weitere Eintragungen 
nicht vorhanden ſind, oder daß eine beſtimmte Eintragung nicht erfolgt iſt. Das Verlangen 
einer ſolchen Beſcheinigung iſt von der Darlegung eines berechtigten Intereſſes nicht abhängig. 


Siebenter Titel 
Scheidung der Ehe 


8 1564 


) Die Ehe kann aus den in den SS 1565 bis 1569 beſtimmten Gründen?) 
geſchieden werden. Die Scheidung erfolgt durch Urteils). Die Auflöſung 
der Ehe tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein“) — )). 

E 1 1440 Abſ 1, 2, 1452 II 1459, 1470; M 4 562 ff., 610; P 4 891 ff., 497. 


h idungsrecht des Ochs beruht auf dem Grunblahe, daß ein Ehegatte nur wegen 
I Pt Ken chu ldens des andern Ehegatten die Scheidung zu verlangen berechtigt fein ſoll 
(M 4,563; R 85, 13). Eine Ausnahme macht der Scheidungsgrund der Geiſteskrankheit (8 1569). 
Die im BG anerkannten Scheidungsgründe laſſen ſich in bedingte und unbedingte einteilen. 
Bedingte Scheidungsgründe ſind ſolche, die zur Scheidung nur unter der Bedingung führen, 
daß der Richter zugleich die Überzeugung gewinnt, es ſei eine ſo tiefe Zerrüttung des ehelichen 
Verhältniſſes eingetreten, daß dem klagenden Ehegatten die Fortſehung der Ehe nicht zu 
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gemutet werden könne. Sie werden, ohne einzeln aufgeführt zu werden, im $ 1568 durch 
Zurückführung auf einen gemeinſamen Grundſatz gekennzeichnet. Unbedingte Scheidungs⸗ 
gründe ſind ſolche, die immer die Scheidung rechtfertigen, weil in dieſen Fällen die Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten ſchon an ſich als eine ſo ſchwere und unmittelbare 
anzusehen iſt, daß die Zerrüttung der Ehe ohne weiteres als Folge der Pflichtverletzung voraus⸗ 
geſetzt werden kann. Zu den unbedingten Scheidungsgründen gehören Ehebruch und die dieſem 
gleichzuachtenden ſtrafbaren Handlungen (§ 1565), Lebensnachſtellung (8 1566) und bösliche 
Verlaſſung (8 1567). Neben die unbedingten Scheidungsgründe tritt der Scheidungsgrund 
der Geiſteskrankheit ($ 1569), der eine gewiſſe Sonderſtellung einnimmt. Die Begründung 
des E I bezeichnet die bedingten Scheidungsgründe als relative und die unbedingten als 
abſolute Scheidungsgründe. Vgl. auch RG 85, 14. , 

2. Aus andern Gründen als den in den $$ 1565—1569 bezeichneten kann die Ehe nicht 
geſchieden werden. Die Scheidungsgründe ſind auch für die Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft ($ 1575) die allein zuläſſigen Aufhebungsgründe. — Kein ſelbſtändiger Scheidungsgrund 
iſt unüberwindliche Abneigung (RG JW 00, 563). | 

3. Gemeint iſt das gerichtliche Urteil. Scheidung durch Vertragſchließung iſt unzuläſſig. 
Jede Scheidung aus landesherrlicher Machtvollkommenheit fällt weg. Auf Grund des die 
Scheidung ausſprechenden gerichtlichen Urteils hat der Standesbeamte in dem Heiratsregiſter 
einen entſprechenden Randvermerk zu machen (Art 46 EG). Der Randvermerk iſt auch 
dann zuläſſig und erforderlich, wenn eine im Inlande geſchloſſene Ehe durch Urteil eines 
ausländiſchen (hier ſchweizeriſchen) Gerichts geſchieden worden iſt. Der Erwirkung eines 
Vollſtreckungsurteils bedarf es nicht. Der Standesbeamte hat ſelbſtändig zu prüfen, ob 
das Scheidungsurteil nach ausländiſchem Rechte rechtskräftig iſt und ob es den Erforder⸗ 
niſſen des § 328 ZPO, gegebenenfalls den des Art 7 des HaageCheſcheid Abk. v. 12. 6. 02 
(RG Bl 1904, 231) eutſpricht (RG 88, 244). 

4. Das auf Scheidung lautende Urteil bewirkt erſt mit dem Eintritte der Rechtskraft 
($ 705 30) die Auflöfung der Ehe. Es wirkt alſo nur für die Zukunft und es beſeitigt nicht 
die bis dahin durch die Ehe einmal begründeten Wirkungen (M 4, 611). Die Auflöfung der 
Ehe nach $ 1564 tritt mit der Rechtskraft des Urteils ein, ohne daß die Eheſcheidungsparteien 
von dieſem Kenntnis haben müßten, und ſie übt von da an ihre vermögensrechtlichen wie 
familtenrechtlichen Wirkungen (RG 75, 282). Werden die vom Reichsgerichte für das Ver⸗ 
fahren in Eheſachen aufgeſtellten Grundſätze befolgt, ſo ſind Schwankungen hinſichtlich der 
Frage, in welchem Zeitpunkte die Ehe als aufgelöſt zu betrachten iſt, ausgeſchloſſen. Nach dieſen 
Grundſätzen kann über den Beſtand der Ehe nur einheitlich entſchieden werden. Wird die 
Scheidung beantragt (oder die Ehe angefochten), ſo wird der Fortbeſtand der Ehe in Frage 
geſtellt und das eheliche Verhältnis im ganzen Gegenſtand des Streites. Die Eheſcheidung 
darf nur in Verbindung mit der e Entſcheidung ſämtlicher anderen Streitfragen 
(insbejonbere der Schuldfrage) erfolgen. Über Klage und Widerklage (auf Scheidung oder 
Anfechtung gerichtet) iſt gleichzeitig zu entſcheiden. Der Erlaß eines Teilurteils it unſtatt⸗ 
haft (RG 58, 307). Vgl. auch RG JW 07, 391°; 06, 39117; RG Gruch 46, 957; RG 17. 3. 
13 IV 567/568 12 (Heilung des Mangels durch Verbindung zweier Teilurteile des Be⸗ 
rufungsgerichts in der Reviſiousinſtanz); RG Warn 1917 Nr 86; RG 96, 224 (Wiederauf⸗ 
nahme); RG 10. 11. 19 IV 206/10. Unſtatthaft iſt ferner ein Urteil, das die Ehe auf An⸗ 
trag des einen Ehegatten ſcheidet, daneben aber von einem Eide abhängig macht, ob auch 
dem Scheidungsbegehren des andern Ehegatten ſtattzugeben ſei (RG 58, 316). Vgl. 8 1574 
A 16. Unſtatthaft iſt es, das Verfahren auf die Klage auszuſetzen und auf die Widerklage 
fortzuſetzen (RG 58, 3155 RG JW 1913, 141; RG Gruch 59, 141; OLG 29, 143). Wird 
die Scheidungsklage in Verbindung mit der Anfechtungsklage erhoben, fo ift es unſtatthaft, 
die Anfechtungsklage durch Teilurteil abzuweiſen (RG ZW 05, 39720). Wird die Anfechtungs- 
klage nur bedingt für den Fall, daß die mit ihr verbundene Scheidungsklage nicht durchdringe, 
erhoben, ſo darf ſich der Eherichter über dieſe Bedingung nicht hinwegſetzen (NG 88, 340). 
Vgl. auch Starck in Gruch 63, 506. Neben der ſtreitmäßigen, die Scheidung auf die Wider, 
klage ausſprechenden Eutſcheidung darf das Landgericht nicht gleichzeitig ein auf Abweiſung 
der Klage gerichtetes Verſäumnisurteil erlaſſen; vielmehr darf die Entſcheidung nur als 
einheitliches ſtreitmaßiges Urteil ergehen, gegen das allein die Berufung zuläſſig ift (RG 
JW 1907, 5212). Dasſelbe gilt für den umgekehrten Fall, wenn das Landgericht durch 
ein ſtreitmäßiges Urteil die Scheidung auf die Klage ausſpricht und mit dieſer Entſcheidung 
ein die Scheidungswiderklage abweichendes Verſäumnisurteil unzuläſſigerweiſe verbindet. 
Die Entſcheidung kann nur mit der Berufung angefochten werden (RG IW 1913, 60722). 
Wenn dagegen ein die Scheidung der Ehe ſowohl auf die Klage der Frau wie auf die 
Widerklage des Mannes ausſprechendes landgerichtliches Urteil lediglich von der Klägerin 
hinſichtlich der Entſcheidung auf die Widerklage mit der Berufung angefochten worden iſt, 
das Berufungsgericht alſo nur über die Widerklage zu entſcheiden hat, ſo iſt der Erlaß eines 
Verſäumnisurteils gegen den ſäumigen Widerkläger zuläſſig und dieſes iſt nur mittels 
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Einſpruchs (nicht Reviſion) angreifbar (RG ZW 1916, 751°”; Seuffert ebenda 9002). 
Hat das Landgericht die Ehe der Parteien auf die Klage des Mannes und auf die Wider ⸗ 
klage der Frau geſchieden und hat die Frau Berufung eingelegt und der Mann ſich der Be- 
rufung angeſchloſſen, fo darf im Falle des Ausbleibens der Beklagten, Berufungsklägerin, 
und Anſchlußberufungsbeklagten gegen dieſe ein Verſäumnisurteil des Inhalts erlaſſen 
werden, daß die Berufung der Beklagten zurückgewieſen und der Anſchlußberufung des 
Klägers ſtattgegeben wird. Demzufolge verbleibt es bei der im erſten Rechtszuge auf die 
Klage ausgeſprochenen Scheidung, während die Widerklage abgewieſen wird. Der Be- 
klagten ſteht gegen dieſe Entſcheidung nur der Einſpruch zu (RG JW 1916, 112215; früher 
abweichend ch Gruch 58, 483; Rh J 1916, 1934), Entſcheidung über den Beſtand 
der Ehe und über die Schuldfrage find untrennbar (RG 46, 158; RG JW 04, 23511), Es 
iſt insbeſondere unzuläſſig, über die Aufechtungsklage durch Teilurteil zu erkennen und das 
Verfahren über die hilfsweiſe erhobene Scheidungsklage fortzuſetzen (RG Warn 1913 Nr 348). 
Mit der Erhebung einer auf Scheidung gerichteten Klage oder Widerklage werden alle 
Scheidungs und Anfechtungsgründe, die bis zur Rechtskraft des Urteils vorgebracht werden 
können, rechtshängig (RG Warn 1914 Nr 62). Die ſpatere Geltendmachung einzelner 
Scheidungs- oder Anfechtungsgründe kann weder durch die Parteien noch durch das Gericht 
vorbehalten werden (RG Warn 1914 Nr 263). Erledigt ſich der Eheſcheidungsprozeß durch 
aa 175 Ro kicken 150 Revifion, fo ift es geſtattet, den 1 0 behufs 

erbeiführun Lutſcheidung über die K 9 2. 1. 08 IV 234/07). 
Zwischenurtele (5 303 3958 8 e Koſten fortzuſetzen (RG 2. 1 /07) 


werden. So ift es, wenn beide Klagen abgewieſen find, zuläſſig, di 5 inſichtli 

; ; ft bgewieſ ‚ A, die Reviſion hinſichtlich 
der abgewieſenen Scheidungsklage für unbegründet und Hinfichtlich der abgewieſenen Her⸗ 
ſtellungsklage für begründet zu erachten und inſoweit das Berufungsurteil aufzuheben (RG 


29. 2. 12 IV 312/11) oder wenn die Reviſion nur ˖ ie Widerklage getroffene 
Entſcheidung gerichtet iſt und begründet erſcheint a b f 8,9 Her 1 
Reichsgericht von jeher feſtgehaltene Grundsatz der Notwendigkeit einheitlicher Entſcheidung 
in Eheſachen führt dazu, daß durch die Einlegung eines Rechtsmittels von feiten auch nur 
einer Partei die Rechtskraft des Urteils im ganzen Umfange gehemmt wird. Das hat zur 
Folge, daß, wenn auch nur von einer Partei Reviſion eingelegt und die Aufhebung des 
Urteils, ſoweit es ihr zum Nachteile gereicht, beantragt iſt, dennoch, falls die Reviſton be⸗ 
gründet erſcheint und eine Aufhebung und Zurückverweiſung erforderlich wird, das ganze 
Berufungsurteil aufgehoben werden muß, damit in dem neu eröffneten Rechtszuge vor dem 
Beru unggericht eine einheitliche und gleichzeitige Entſcheidung über den ganzen Streitſtoff 
erfolgen kann (R& 94, 153). Wenn im Scheidungsverfahren die obfiegende Widerklägerin 
zum Zwecke der Zurücknahme ihrer Widerklage Reviſton eingelegt hat, jo ift ihrer Nevifion 
auch dann ſtattzugeben, wenn die Widerklägerin Berufung gegen das auf Klage und Wider⸗ 
klage ſcheidende Urteil des Landgerichts nur inſoweit eingelegt batte, als die Ehe auch auf 
die Klage geſchieden worden war (RG Warn 1919 Nr 185). Zu beachten iſt anderſeits, daß 
auch im Eheſcheidungsverfahren der Grundsatz gilt, daß der Rechtsſtreit vor dem Berufungs- 
gericht in den durch die Anträge beſtimmten Grenzen von neuem verhandelt wird (3527 ARD), 
wenn auch durch die Einlegung der Berufung die Rechtskraft des landgerichtlichen Urteils in 
ſeinem ganzen Umfange gehemmt wird (RG 64, 315; RG JW 1916, 112218, Ag Warn 
1917 Nr 157). Die Beſchränkung des Berufungsantrags auf die Frage der Mitſchuld des 
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mit der Scheidungswiderklage durchgedrungenen Ehegatten hat zwar zur Folge, daß es bei 
der Scheidung auf die Widerklage ſein Bewenden behalten muß und die Entſcheidung über die 
Widerklage vom Berufungsgerichte nicht nachzuprüfen iſt. Aber bei der Prüfung der Mit⸗ 
ſchuldfrage hat das Berufungsgericht die dem Scheidungsausſpruche des Landgerichts zu⸗ 
grunde gelegten tatſächlichen Feſtſtellungen frei nachzuprüfen (RG 2. 11. 14 IV 275/14). 
Hat das Landgericht die beiderſeitigen Scheidungsklagen abgewieſen und nur die Frau Be⸗ 
rufung eingelegt, jo braucht das Scheidungsbegehren des Mannes einer Prüfung nicht unter ⸗ 
zogen zu werden (RG 10. 5. 15 IV 618/14). Zwar finden die 88 536, 559 ZPO auch in 
Eheſcheidungsſachen Anwendung, aber ihre Bedeutung geht nur dahin, daß bei der Ent ⸗ 
ſcheidung über die Sache ſelbſt einer Partei nicht etwas zugeſprochen werden darf, was 
ſie nach den von ihr bis zum Schluſſe der mündlichen Verhandlung, auf die das Endurteil 
ergeht, geſtellten Anträgen nicht beanſprucht hat; dagegen beziehen ſich dieſe Vorſchriften 
nicht auf Fragen des Verfahrens, die dem Belieben der Parteien entzogen ſind (RG 94, 158). 
Die vom Landgericht auf die Klage ausgeſprochene Scheidung bleibt, wenn dieſer Teil des 
Urteils mit der Berufung nicht angefochten iſt, beſtehen. Führt aber die Verhandlung über 
die Widerklage vor dem Berufungsgerichte dazu, einer Partei den Eid aufzuerlegen, ſo muß 
der in dem landgerichtlichen Urteil enthaltene Ausſpruch der Scheidung in das Berufungs⸗ 
urteil übernommen werden (RG 97, 259). Vgl. § 1574 A 16. 5 
5. Beſonderes über Verträge, Urteile, Schadenserſatzanſprüche. Verträge, die auf Er⸗ 
möglichung oder Erleichterung der Scheidung abzielen, ſind nichtig. Sie verſtoßen gegen 
die guten Sitten (8 138) und vertragen ſich nicht mit dem Staatswohle, das die möglichſte 
Aufrechterhaltung der Ehen erheiſcht (vgl. 8 622 ZPO; RG Warn 1912 Nr 220; RG JW 
1916, 573). Vgl. auch die Zuſammenſtellung zuläſſiger und unzuläſſiger Vereinbarungen 
über Folgen der Eheſcheidung von Oppenheim in JWö 1918, 727. Nichtig iſt eine Verein ⸗ 
barung, daß, falls in dem anhängig zu machenden Eheſcheidungsverfahren im erſten Rechtszuge 
auf Scheidung erkannt werden ſollte, auf Einlegung der Berufung im voraus verzichtet werde 
(RG 70, 59). Nichtig iſt ein Abkommen der Ehegatten, ſich fortan als geſchieden zu betrachten 
(RG Warn 1913 Nr 399). Ein von der Frau ausgeſprochener Verzicht auf Unterhalt 
iſt nichtig, wenn er bezweckt, den Mann zu einem Ehebruche zu beſtimmen und dadurch der 
En die Scheidung zu ermöglichen. Erhebt die Frau nach vollzogener Scheidung trotz des 
erzichts Unterhaltsanſprüche, fo kann ihr der Mann die Einrede der Ar 1 nicht entgegen · 
ſetzen. Dem nichtigen Verzicht würde ſonſt auf einem Umwege unzuläſſigerweiſe wieder 
Geltung verſchafft werden (RG Warn 1914 Nr 273). Über Nichtanwendung des $ 1614 
Abſ 1 (Verzicht auf Unterhalt für die Zukunft) auf den geſetzlichen Anſpruch des geſchiedenen 
Ehegatten auf Unterhaltsgewährung aus 8$ 1578, 1579, 1580 vgl. $ 1580 A. 5. Keine ſitten⸗ 
widrige Erleichterung der Scheidung, wenn vereinbart wird, die Scheidungsklage auf den 
einen oder andern von zwei vorhandenen Scheidungsgründen (Ehebrüchen) zu ſtützen, mögen 
auch Vermögensvorteile dafür zugeſichert fein (OLG 32, 10). Nichtig iſt ein den Unterhalt 
der Frau regelnder Vertrag, durch den vereinbart wird, daß die Frau einen Vorfall, der ſich 
in der Sprechſtunde ihres Mannes, eines Arztes, ereignet hat, als Scheidungsgrund nicht 
geltend machen ſoll und daß ſtatt deſſen dem Gericht ein mit Einverſtändnis der Frau vom 
Manne erſt zu begehender, alſo nach 8 1565 Abſ 2 zur Begründung des Scheidungsrechts un⸗ 
geeigneter Ehebruch unterbreitet werden ſoll (M& 18. 9. 19 IV 117/19). Über die Nichtigkeit 
der Abmachung jüdiſcher Eheleute, der Mann ſolle den nach moſaiſchem Geſetze zuläſſigen 
Scheidebrief ausſtellen und der Frau aushändigen, vgl. R 57, 250. Ein die Frau für 
ſchuldig erklärendes rechtskräftiges Scheidungsurteil wird zwar dadurch, daß es vom 
Manne in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe zu Unrecht erwirkt iſt (der Mann 
beftimmte die Frau, ſich nicht zu verteidigen), nicht feiner familienrechtlichen und vermögens ⸗ 
rechtlichen Wirkſamkeit entkleidet, aber die Frau kann vom Manne wegen des ihr verloren⸗ 
gegangenen Unterhaltsanſpruchs (88 1360, 1361) Schadenserſatz verlangen (RG 75, 213). 
Eine Frau, die im Rechtsſtreite bewußt rechtswidrig, durch Täuſchung des Gerichts, die 
Scheidung der Ehe aus Verſchulden des Mannes durchſetzt und ihre Mitſchuldigerklärung 
abwendet, nämlich durch die falſche Behauptung, ihr Mann verletze ſie durch den un⸗ 
begründeten (in der Tat begründeten) Vorwurf des Ehebruchs, macht ſich dem Manne gegen⸗ 
über ſchadenserſatzpflichtig aus § 826. Der von der Frau dem Manne zu erſetende Schaden 
beſteht darin, daß ſie die Ausnutzung des zu ihren Gunſten ergangenen Urteils und damit die 
Geltendmachung des Unterhaltsanſpruchs unterläßt (RG 30. 10. 11 IV 61/11). Vgl. auch 
51578 A, 8 1353 N 2. Ein zwiſchen Eheleuten geſchloſſener Vertrag, inhalts deſſen die Frau 
für den Fall, daß fie den ihr erwachſenen Scheidungsgrund des Ehebruchs gegen ihren Mann 
im Wege der Scheidungswiderklage geltend macht, vom Manne 10000 Mark zum Unterhalte 
für fie und die Kinder versprochen erhält, verſtößt dann nicht gegen die guten Sitten (8 188), 
wenn die Frau ſchon vor Abſchluß des Vertrags entſchloſſen war, wegen des Ehebruchs des 
Mannes die Scheidung durchzuführen und hiervon nur aus Beſorgnis für ihre und der Kinder 
gefährdete, wirtſchaftliche Lage Abſtand genommen hatte (RG JW 1918, 162). Vgl. auch den 
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ähnlichen Fall bei R& Warn 1913 Nr 398. — Verſpricht der Mann, nachdem das Landgericht 
auf Scheidung erkannt, die Frau aber Berufung eingelegt hat, der Frau für den Fall, daß ſie 
die Berufung zurücknimmt, eine Unterhaltsrente, ſo kommt es für die Frage, ob das Ver⸗ 
ſprechen zur Erleichterung der Eheſcheidung abgegeben worden ift, auch darauf an, 
ob ein Eheſcheidungsgrund in Wirklichkeit nicht vorlag. Für Eheſachen beſteht ebenſowenig 
wie für andere bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten ein Zwang, die vorhandenen Rechtsmittel 
zu erſchöpfen, und die Eheleute können wirkſam die Abkürzung des Scheidungsverfahrens 
vereinbaren (MG JW 1913, 321°). Vgl. aber auch RG Warn 1917 Nr 7 (Rentenverſprechen 
des Mannes zugunſten der Frau für den Fall, daß das Berufungsgericht die Ehe aus beider⸗ 
ſeitigem Verſchulden ſcheiden würde, für nichtig erklärt). Nicht ein jeder Vertrag, der aus 
Zweckmäſigkeitsgründen bereits vor erfolgter Eheſcheidung und im Hinblick auf eine ſolche 
eine den Wünſchen beider Teile eutſprechende Regelung ihrer beiderſeitigen Vermögensverhält⸗ 
niſſe und ſonſtigen Angelegenheiten enthält, iſt als ſittenwidrig im Sinne des $ 138 zu be⸗ 
zeichnen; vielmehr iſt dies nur dann der Fall, wenn der Vertrag darauf abzielt, die Eheſcheidung 
erſt zu ermöglichen oder durch Beſeitigung von Hinderniſſen und Schwierigkeiten weſent⸗ 
lich zu erleichtern. Ob und wann dieſe Vorausſetzungen vorliegen, iſt Sache der tatſäch'⸗ 
lichen Prüfung des einzelnen Falles (NG IWW 1913, 1282; 1916, 573%. Wenn beide Ehe⸗ 
gatten an der Erſchleichung des Scheidungsurteils durch Täuſchung des Gerichts zu⸗ 
ſammengewirkt haben, greift der Grundſatz Platz, daß zwiſchen Teilnehmern einer Jitten- 
b e 1 ranlastie nicht entſtehen, daher FE gu nice A 
altsanſpruch der gegen den Mann aus ei neinſam erſchlichenen eidungs⸗ 
urteil entstehen (ORG 34, 119). r ö 

6. Übergangs recht vgl. Artt 201, 202 Ech. Der im Art 201 Abſ 2 gebrauchte Aus. 
druck „Trennungsgrund“ bedeutet ſoviel als Grund zu zeitweiſer Trennung von Tiſch und 
Bett (RG 47, 32). Die in die Zeit vor dem 1. Januar 1900 fallende Verfehlung kann, wenn 
ſie ſchon nach altem Rechte ihre Kraft als Scheidungsgrund durch Friſtablauf, Verzeihung 
oder Aufrechnung verloren hat, unter der Herrſchaft des neuen Rechtes als Scheidungs⸗ 
grund nicht mehr benutzt werden. Allein Tatſachen, die ſich erſt nach dem 31. Dezember 
1899 ereignet haben, können einem vorher entſtandenen Scheidungs oder Trennungsgrunde 
nur dann entgegengehalten werden, wenn das BGB ihnen dieſe Wirkung beilegt (RG 52, 
226). Wenn beide Ehegatten vor dem 1. Januar 1900 die Ehe gebrochen haben und in ſolchem 
Falle nach dem bisherigen Rechte die beiderſeitigen Ehebrüche aufzurechnen waren, ſo iſt die 
Scheidung nach Art 201 EG auch jetzt ausgeſchloſſen (RG 47, 4; 46, 90). Dagegen kann 
ein nach dem Inkrafttreten des BB begangener Ehebruch des einen Ehegatten nicht mit 
dem vorher begangenen Ehebruche des andern Ehegatten aufgerechnet werden, denn ein 
unter ber Herr chaft des BGB begangener Ehebruch vermag Wirkungen nur in Gemäßheit 
DB BOB zu äußern (NG JW 04, 385°). Einer Klage auf zeitweilige Trennung der 
Ehegatten von Tiſch und Bett darf nicht mehr ſtattgegeben werden (RG 45, 420) Wegen 
beſtändiger Trennung von Tiſch und Bett vgl. § 1575 A 1. 

7. Verhältnis des deutschen zum ausländiſchen Eheſcheidungsrechte. Hierfür kommen 
hauptſachlich die Vorſchriften des Art 17 Ech und das HaagéEheſcheid Abk. vom 
12. 6. 02 (Regel 1904, 231) in Betracht. Letzteres gilt (abgeſehen von der Frage nach 
dem Einfluſſe des Kriegsausbruchs, vgl. Seuffa 73 Nr 233) für Deutschland, Belgien 
(hat gekündigt. Rö Bl 1919, 197), Frankreich, Luxemburg, die Niederlande, Rumänien, 
Schweden, Ftalten, die Schweiz und Portugal, jedoch nur für die europälſchen Gebiete dieſer 
Staaten. Auch findet dieſes Abkommen nach Art 9 Abſ 1 nur auf ſolche Scheidungs⸗ und 
Trennungsklagen Anwendung, welche in einem der Vertragsſtaaten erhoben werden, und 
zwar nur dann, wenn mindeſtens eine der Parteien einem diefer Staaten angehört. Ferner 
gilt das Abtommen nur mit der Einſchränkung des Art 9 Abf 2, wonach kein Staat zur An⸗ 
wendung des Geſetzes, welches nicht dasjenige eines Vertragsſtaats iſt, verpflichtet wird. 
Die Hauptfrage geht dahin: nach welchem Rechte ift es zu beurteilen, ob auf Scheidung 
überhaupt erkannt werden kann? Darauf antwortet das deutſche Recht in Art 17 Abſ 1 u. 4 EG.: 
Für die Scheidung der Che ſind die Geſetze des Staates maßgebend, dem der Ehemann zur 
Zeit der Erhebung der Klage angehört (Abſ 1), und: Auf Scheidung ſowie auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft kann auf Grund eines ausländiſchen Geſetzes im Julande nur 
erkannt werden, wenn ſowohl nach dem ausländiſchen Geſetz als nach den deutſchen Geſetzen 
die Scheidung zuläſſig ſein würde (Abſ 4). Hiernach müſſen Heimatgeſetz und Ortsgeſetz 
hinſichtlich der Zuläſſigkeit der Scheidung übereinſtimmen, wenn in Deutſchland eine Aus⸗ 
länderehe geſchieden werden ſoll. Von dieſem Grundſatze geht auch das Haager Abkommen 
aus. Nach Art! Abſ 1 des Abkommens können die Ehegatten eine Scheidungsklage nur dann 
erheben, wenn ſowohl das Geſetz des Staates, dem fie angehören (Geſetz des Heimatſtaats), 
als auch das Geſetz des Ortes, wo geklagt wird, die Scheidung zulaſſen Hiernach beſteht ein 
Uuẽterſchied zwiſchen dem deutſchen Einführungsgeſet und dem Haager Abkommen nur in- 
ſoferu, als erſteres das Heimatgeſetz des Mannes allein, letzteres das Heimatgeſetz beider 
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Ehegatten für maßgebend erklärt. In letzterer Beziehung enifteht die Frage, wie es nach 
dem Abkommen zu halten iſt, wenn beide Ehegatten verſchiedenen Staaten angehören. 
Diele Frage entſcheidet der Art 8 des Abkommens dahin, daß, weun die Ehegatten nicht die. 
ſelbe Staatsangehörigkeit beſitzen, ihr letztes gemeinſames Geſetz als das Geſetz ihres 
Heimatſtaats anzuſehen iſt. Eine gleichfalls hierhin gehörige, zugunſten der deutſchen Frau 
erteilte Vorſchrift enthält der Art 17 Abſ 3 ES. Danach finden die deutſchen Geſetze auch 
dann Anwendung, wenn zur Zeit der Erhebung der Klage zwar die Reichsangehörigkeit des 
Mannes erloſchen, die Frau aber Deutſche iſt. Art 17 Abſ I Ech bezieht ſich nur auf die Fragen 
Dar Zuläffigfeit, Gründe und Wirkungen der Scheidung, nicht aber auf das Scheidungs⸗ 
verfahren. 

Verſchieden von der Frage, ob ein Ausſpruch der Scheidung überhaupt zulaſſig, 
iſt die weitere Frage, ob die an ſich zulaſſige Scheidung im Einzelfalle begründet iſt 
und welche Geſetze für dieſe weitere Frage maßgebend ſind. Die Antwort darauf iſt 
gleichfalls aus den vorſtehend angeführten Geſetzesvorſchriften zu ſchöpfen. Außerdem 
kommen aber noch folgende in Betracht: Nach Art 2 Abſ 2 des Abkommens kann auf 
Scheidung nur dann geklagt werden, wenn ſie in dem zu beurteilenden Falle fo: 
wohl nach dem Geſetze des Heimatſtaats der Ehegatten als auch nach dem Geſetze des 
Ortes, wo geklagt wird, ſei es auch aus verſchiedenen Gründen, zulaſſig iſt. Hier⸗ 
nach kommt es nicht auf die Gleichheit der Gründe, ſondern nur auf die Gleichheit des Er⸗ 
gebniſſes an. Im Ergebniſſe muß der Ausſpruch der Scheidung nach beiden Geſetzen gerecht⸗ 
fertigt ſein. Ferner ſind Vorſchriften für den Fall gegeben, daß die nämliche Tatſache von 
den Geſetzen der verſchiedenen Staaten verſchieden beurteilt wird. In dieſer Beziehung 
beſtimmt Art 17 Abſ 2 EG: Eine Tatſache, die ſich ereignet hat, während der Mann einem 
andern Staate angehörte, kaun als Scheidungsgrund nur geltend gemacht werden, wenn die 
Tatſache auch nach den Geſetzen dieſes Staates ein Scheidungsgrund oder ein Trennungs⸗ 
grund iſt. — Die Vorſchrift in Art 17 Abſ 2 Ech ift dahin zu verſtehen, daß die als Scheidungs⸗ 
grund zu verwendende Tatſache nach dem ausländiſchen Rechte nicht nur im allgemeinen einen 
Scheidungs- oder Trennungsgrund bilden, ſondern als ſolcher auch unter den gegebenen 
Verhältniſſen wirkſam fein muß — vgl. die zu der gleichartigen Vorſchrift in Art 201 
Abſ 2 EG ergangenen Urteile RG 46, 90 u. 47, 4, ferner oben A 6 — (RG Warn 1919 Nr. 178). 
Hiernach wird nicht nur das Heimatgeſetz des Mannes zur Zeit der Klageerhebung, fon: 
dern auch das Heimatgeſetz des Mannes zur Zeit der Begehung der als Scheidungs⸗ oder 
Trennungsgrund in Betracht kommenden Handlung für maßgebend erklärt. Dement⸗ 
ſprechend beſtimmt der Art 4 des Abkommens, daß das in den Artt 1—3 bezeichnete Geſetz des 
Heimatſtaats nicht angerufen werden kann, um einer Tatſache, die ſich ereignet hat, während 
die Ehegatten oder einer von ihnen einem andern Staate augehörten, die Wirkung eines 
Scheidungs⸗ oder Trennungsgrundes zu verleihen. Aus alledem geht hervor, daß die Scheidung 
nur bei weſentlicher Übereinftimmung der ausländiſchen und inländiſchen Geſetze erreicht 
werden kann. — Es kommt nicht darauf an, ob die Scheidungsklage ſo, wie ſie begründet 
ift, nach ausländiſchem (hier franzöſiſchem) und deutſchem Rechte zuläſſig erſcheint, ſondern 
darauf, ob der Tatbeſtand ſo, wie er zur Zeit der Urteilsfällung vorliegt, unter Berück⸗ 
ſichtigung ſämtlicher erhobener Einwendungen die Scheidung nach den in gleicher Weiſe 
zur Anwendung berufenen Geſetzen der beiden Staatsgebiete rechtfertigt (RG 27. 11. 19 
IV 152/19). Der im Art 17 Abſ 1 Ec ausgeſprochene Grundſatz wird übrigens durch Art 27 
EG, wonach im Falle der Rückverweiſung die deutſchen Geſetze anzuwenden ſind, ein⸗ 
geſchränkt. Ebenſo beſtimmt Art 3 des Abkommens, daß ungeachtet der Beſtimmungen der 
Artt 1, 2 das Geſetz des Heimatſtaats allein maßgebend iſt, wenn das Geſetz des Ortes, wo 
geklagt wird, dies vorſchreibt oder geſtattet. Eine Verweiſung des fremden Geſetzes auf das 
Geſetz eines dritten Staates bleibt unbeachtet. 

Das Haager Abkommen hat in Artt 1 u. 2 der Scheidungsklage die Klage auf Trennung 
von Tiſch und Bett gleichgeſtellt. Letztere Klage iſt in Deutſchland ausgeſchloſſen. Die 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft ($ 1575) iſt etwas anderes als die beſtändige Trennung 
von Tiſch und Bett. Die Artt 5 u. 6 des Abkommens enthalten Vorſchriften über die Gerichts- 
zuſtändigkeit, und im Art 7 des Abkommens find die Vorausſetzungen beſtimmt, unter denen 
Scheidungs⸗ und Trennungsurteile überall anzuerkennen ſind. 

Das Einführungsgeſetz enthält noch folgende hier in Betracht kommende Vorſchriften: 
Art 29 regelt den Fall, wenn eine Perſon keinem Statae angehört, dahin, daß die Geſetze 
des Staates, dem die Perſon zuletzt angehört hat, maßgebend ſind. Hat ſie auch früher einem 
Staate nicht angehört, ſo ſollen die Geſetze des Staates Anwendung finden, in welchem ſie 
ihren Wohnſitz und in Ermanglung eines Wohnſitzes ihren Aufenthalt hat oder zu der maß⸗ 
gebenden Zeit gehabt hat. — Gehörte alſo zu der Zeit, in die die Verfehlungen der Frau fallen, 
der Mann keinem Staate an, ſo war die Frage, ob dieſe Verfehlungen einen Scheidungsgrund 
bilden, nach Art 29 Ech in Verbindung mit Art 17 Abſ 2 Ech ausſchließlich nach den deutſchen 
Geſetzen als den Geſetzen des Staates zu beurteilen, dem der Mann zuletzt angehört hat 
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(RG 12. 7. 19 IV 80/19). Wenn nach deut ein Schei 97 N 
Abweiſung der Scheidungsklage nach Art 17 2005 nen e Aue 1 1 5 
klagenden Ehemanne behaupteten Vorgängen, die ſich im Auslande 18 iet och 8 vom 
Recht ein Scheidungsgrund zu finden iſt, und wenn der Ehemann 1 nach deutschem 
u 1 0 Sur u hat, fo muß gemäß Art 17 Ab 2, Art 29 Eh gern der 
en, ob die Vorgänge auch nach den Geſetzen des Staates die Sc eidung begrü g 5 
der Ehemann zur Zeit der von ihm beha 4 ; heidung begründen, in dem 
eines Wohnſibes, feinen Aae 1 1 ah N N = Ermanglung 
wendung des ausländiſchen Geſetzes, wenn ſolche ge en en 1 die An⸗ 
Zweck eines deutſchen Geſetzes (z. B. Verträge an u 5 ne 5 gegen den 
verſtoßen würde. — Deutſche Gerichte können in Cheſtreiti dei t on Ausländer A 5) 
Heimatsrecht nur eine Trennung von Tiſch und Bett laßt eher ei u deren 
nch en ee Gemeinſchaft erkennen 10 48 144). Neuiſche Ge. 
e epro > A 5 
nach deutſchem Rechte die Scheidung en feen ge N ee wenn 
aber nur beſtändige Trennung von Tiſch 9 heimiſchen ſechte der Eheleute 
an. 4075 fl 1). 10 Tiſch und Bett nicht 1 G 50. 6284 c 988 04, 862 
vgl. In einem f ; Ne ! ar ' ; 
erkannt werden, wenn eine 5 0 W bung darf auf Scheidung nur dann 
dem der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Kla IN ee 8 4 
Eine Ehe, die ein ruſſiſcher Staatsangehöriger oh ge 1 rte, zuläſſig iſt (RG 47, 136). 
beamten in Deutſchland mit einer Deutſchen ei eht e Face 
erkannt. Jufolgedeſſen verliert die Frau Di 8 0 15 in Rußland als gültig nicht an⸗ 
keit, ohne die ruſſiſche Staatsangehörigkeit 2 0 hei ie ng die deutſche Reichsangehörig. 
denn auch in die Perſonenſtandsverhältniſſe'der 1 5 en. Eine beantragte Scheidung, greift 
Rechtes überhaupt nicht ein. Vielmehr erſtreckt fi ch d 12 8 vom Standpunkte des ruſſiſchen 
auf die Rechtsverhältniſſe die durch die Eheſchli hn ie Wirkung 1 Scheidung auschließlich 
hin nach deutſchem Rechte entſtanden ſind Rn 11155 den Eheleuten und nach außen 
des $ 606 Abſ 1 BD (Zuſtändigkeit des Landgerich 15 f 0 ge verbleibt es auch bei der Regel 
Rechtsſtreite zwiſchen holländiſchen Eheleuten } ür Eheſachen, RG 70, 144). In einem 
wenn ſowohl nach dem holländiſchen als auch an auf Scheidung nur erkannt werden, 
auſpruch (wenn auch nicht aus dem nämlich 5 a dem deutſchen Rechte der Scheidungs⸗ 
4 iſt (R 2. 5. 12 IV 485/11). Die deutf 1 8 Art 2 des Haager Abkommens) be 
wellen ein Ungar mit einer Deutſchen eingegan 15 1 ſind für die Scheidung einer 
Be Inſtanzen, auch in der Nevifionzinftang een ALU INEIG,.. De 
e ee Zuſtändigkeit für Scheid 1 eee 
darf 5 eſtſtellung der Staatsangehörigkeit ne nn hen zu prüfen (NG SW 1911, 557°), 
en weder Über die Scheidung noch über di Schu etwa anwendbaren ausländiſchen Rechtes 
04 25/14). Im Sinne der Vorſchrift des 5 60 a serie e der be ae 
felt t n be (Oſterreichern) Aeg 1 1 15 19 ge i 1 
en eigentli zune rte te 9. t jid) zwar ſeine Unzu ändig⸗ 

ſer aber dem deutschen e enen des fremden Staates ergibt, die⸗ 
JJ ͤ aa nt Derfanen virbe (86 86; ABO EEE 
von Oſterreichern). Im Sinne der Vorſch eee ee für Scheidungsklagen 
Schubgebiete als Kusland (1 82, 230), Wenn der berlalle Chewa en df beutfcjen 
ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand nicht im Inl En der beklagte Ehemann (ein Oſterreicher) 
die Zuſtändigkeit des deutſchen Gerichts ge 257 e hat und nie Reichsdeutſcher war, fo iſt weder 
gebend. Die Vorſchrift des Art 17 Abf e das deutſche Eherecht ausſchließlich maß⸗ 
troffenen Regelung in Übereinſtimmung (RG W. ie ec e SPD ge 
keiten katholiſcher öſterreichiſcher Staats e Eheſcheidungsſtreitig⸗ 
von Tiſch und Bett, Aufhebung der eheli e (Scheidung, beſtändige Trennung 
ſichtslos (SeuffA 71 Nr 175). Über Begründ emeinſchaft) ſind vor deutſchen Gerichten aus 
des 8 606 Abſ 2 3 80 vgl. auch RG 20. 10 ne inländiſchen Wohnſitzes im Sinne 
Fall der Nichtanerkennung eines aer 278/13 bei Warn 1914 Nr 101. Einen 
Amerika ausgelbanderte Frau gegen ihren ii Nen Scheidungsurteils, das die nach 
erwirkt hat (8 328 Nr 1 mit $ 606 Abſ 1 ABO) b en land wohnhaft gebliebenen Ehemann 
ſches Konſulargericht (Alexandrien) hab a ehanbelt RO Warn 1910 Mr II. Finbent- 
riſches Recht anzuwenden. Das Haager Weidner e at eee 
anwendbar, weil das ſchweizeriſche Recht di V iſt nicht 
e 
gericht, 5 ge 3 u 1 c hinſichtlich der Geltung Br eden SE 
gleichgeſtellt iſt. Das deutſche Konſulargeri e e ande 
l ſchweizeriſchem Rechte nur ſcheiden, e nn tf 4 Sr 
zuläſſig wäre (NG Gruch 57, 717). Im Sinne der Vorſchrift des Art 17 Abf 1.68 iſt del 
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Konſulargerichtsbezirk (Konſtantinopel) als Inland anzuſehen. Die Reichsgerichts⸗ 
urteile Bd 84, 259 und Bd 87, 129 ſtehen nicht eutgegen. Sie gehen beide davon aus, daß 
die Frage, ob ein Konſulargerichtsbezirk im Sinne der deutſchen Geſetze als Inland anzuſehen 
ſei, nicht ein für allemal, ſondern nur von Fall zu Fall entſchieden werden könne, und zwar 
deshalb, weil die Geſichtspunkte, aus denen der Gefehgeber eine unterſchiedliche Behandlung 
des In⸗ und Auslandes für angezeigt erachtet, bei den verſchiedenen in Betracht kommenden 
Geſetzen verſchieden geweſen find. Der Art 17 Abi 4 EG enthält eine Anwendung des dem 
Art 30 Ech zugrunde liegenden Gedankens und muß gerade ſo gut für den im Auslande wie 
für den im Inlande feines Amtes waltenden deutſchen Richter gelten (RG Warn 1919 Nr 100, 
Scheidung zweier ſchweizeriſchen Eheleute auf Grund des am 1. 1. 12 in Kraft getretenen 
Schweizeriſchen Zivilgeſetzbuchs v. 10. 12. 07 wegen Ehebruchs des Mannes). Fälle, in 
denen die Ehe zweier ſchweizeriſchen Staatsangehörigen von einem deutſchen Gericht 
geſchieden wurde, vgl. OLG 27, 108 (wegen Ehebruchs) und OLG 29, 140 (wegen Ehezerrüt⸗ 
tung). Für die Scheidungsklage eines in Deutſchland wohnenden Juden ruſſiſch⸗polniſcher 
Abſtammung ſind die deutſchen Gerichte nicht zuſtändig. In dieſem Rechtszuſtande iſt 
auch während der Dauer der kriegeriſchen Beſetzung von Ruſſiſch⸗Polen durch Deutſchland 
eine Anderung nicht eingetreten (RG Warn 1917 Nr 128). Ein die Ehe eines Schweden 
nach ſchwediſchem Rechte (Gef. v. 12. 11. 15) ſcheidendes deutſches Urteil hat gemäß § 1574 
auch über die Schuldfrage zu entſcheiden. Wenn auch dem ſchwediſchen Geſetz eine dem 
§ 1574 entſprechende Vorſchrift fehlt, ſo ſpielt die Schuldfrage doch nach ſchwediſchem Rechte 
ähnlich wie nach deutſchem Rechte (vgl. 88 1635, 1578, 1579, 1584, 1478) bei Regelung von 
familien- und vermögensrechtlichen Folgen der Scheidung eine Rolle und es foll nach ſchwe⸗ 
diſchem Rechte über die Schuld und deren Folgen im Scheidungsverfahren ſelbſt entſchieden 
werden. Überdies iſt die Vorſchrift des § 1574, daß die Entſcheidung über die Schuldfrage 
in die Urteilsformel aufgenommen werden ſoll, prozeſſualer Natur, und der deutſche Richter 
hat feine eigenen Prozeßgeſetze anzuwenden (RG Warn 1918 Nr 189. Vgl. RO Warn 1917 
Nr 212 und $ 1574 A 17). Für einen ſchwediſchen Staatsangehörigen ſind, möge er auch 
im Deutſchen Reiche geboren und niemals in Schweden geweſen ſein, die ſchwediſchen Ge⸗ 
ſetze maßgebend, jedoch mit der Einſchränkung, daß auf Scheidung nur erkannt werden kann, 
wenn auch nach deutſchem Rechte ein Scheidungsgrund vorliegt. Das am 1. 1. 16 in Kraft 
getretene ſchwediſche Geſ. v. 12. 11. 15 kennt Beſchimpfungen und Beleidigungen 
(worauf die Scheidungsklage geſtützt war) als Scheidungsgrund nicht. Die nach ſchwediſchem 
Rechte zuläſſige Aufhebung des Zuſammenlebens kann der Scheidung und der Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft nicht gleichgeſtellt werden (Seuffl 73 Nr 192). 
Nach engliſch⸗auſtraliſchem Rechte iſt für N des Familien und Perſonenrechts, 
insbeſondere auch für die Eheſcheidung nicht die Staatsangehörigkeit, ſondern der Wohnſitz 
des Ehemanns entſcheidend (RG JW 1911, 208). Italiener können gemäß Art 1 des 
Haager Abkommens in Deutſchland nicht geſchieden werden, da ihrem Rechte die Eheſcheidung 
fremd iſt (OLG 36, 222 A 1). 


8 1565 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ſich des Ehebruchs!) oder einer nach den SS 171, 175 des Strafgeſetzbuchs 


ſtrafbaren Handlung?) jchuldig?) macht. 
Das Recht des Ehegatten auf Scheidung iſt ausgeſchloſſens a), wenn er dem 
Ehebruch oder der ſtrafbaren Handlung zujtimmt?) oder ſich der Teilnahme) 


ſchuldig macht?) “. 

E I 1441 II 1460; M 4 582 ff.; P 4 399 ff. 

1. Unter Ehebruch iſt im § 1565 der ſtrafrechtliche Begriff des Ehebruchs (8 172 
StGB) zu verſtehen (N 4, 582; Prot 4, 400). Danach beſteht der Ehebruch in der Vollziehung 
des Beiſchlafs eines Ehegatten mit einer andern Perſon als feinem Ehegatten. Zur Bei⸗ 
ſchlafsvollziehung genügt die Vereinigung (nicht die bloße äußere Berührung) ber Geſchlechts⸗ 
teile zweier Perfonen verſchiedenen Geſchlechts. Vgl. RG 9, 190; 38, 182; RG JW 1902 
Beil 215%; RG Warn 1914 Nr 123. Ob eine Geſchlechtsvereinigung ſtattgefunden hat, 
iſt Tatfrage und kann mangels unmittelbaren Beweiſes aus andern Tatſachen gefolgert 
werden. Immer aber muß ein wirklicher Ehebruch und nicht ein bloßer, wenn auch drin⸗ 
gender Verdacht, daß die eheliche Treue verletzt worden ſei, den Tatſachen entnommen 
werden, um 8 1565 anwenden zu können. — Ein Verhalten, das den dringenden Verdacht 
der Untreue erweckt, kann, auch wenn Ehebruch nicht ſtattgefunden hat, die Scheidung aus 
$ 1568 begründen (M& IX 00, 517; 03 Beil 127286; HG Warn 1911 Nr 87; RG diecht 1913 
Nr. 1609). Anderſeits kann der bloße, durch keine tatſächlichen Anhaltspunkte unterſtützte Ver⸗ 
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dacht eines nicht harmloſen Verkehrs der Frau mit einem andern Manne ihr nicht als unſittliches 
Verhalten angerechnet werden (RG 14. 1. 11 IV 283/10). Vgl. RG Warn 1913 Nr 368 
(Zuſammenreiſen der Frau mit einem andern Manne und Benutzung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Schlafzimmers); RG 28. 2. 16 IV 343/15 (Zuſammenſchlafen einer Frau mit einem 
fremden Manne in demſelben Schlafzimmer). Wiederaufnahme der Beziehungen der 
Frau zu einem Manne, mit dem ſie vor der Ehe Geſchlechtsverkehr gepflogen, kann einen 
Scheidungsgrund nach 8 1568 abgeben (RG 25. 2. 11 IV 311/10). Verſuchter Ehe⸗ 
bruch fällt nicht unter $ 1565. In den Fällen des Verſuchs des Ehebruchs kann jedoch die 
Anwendung des § 1568 in Frage kommen. Dasſelbe gilt, wenn unzüchtige Handlungen ohne 
binzukommende Beiſchlafsvollziehung vorgenommen worden find. — Einem Ehegatten, der 
gleichzeitig wegen Ehebruchs und wegen Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes auf Schei⸗ 
dung geklagt und aus letzterem Grunde ein Scheidungsurteil erwirkt hat, iſt ein Rechtsmittel zu 
dem Zwecke, noch die Scheidung wegen Ehebruchs durchzuſetzen, verſagt (RG 55, 244; 
96, 222). Hat dagegen die Beklagte nicht Berufung eingelegt, um die gegen den Mann auf 
Grund von 8 1568 erkannte Scheidung auch noch wegen Ehebruchs herbeizuführen, ſondern 
um Abweiſung der Klage und Scheidung nur auf ihre Widerklage zu erreichen, ſo iſt das Be⸗ 
rufungsgericht, falls bei der neuen Verhandlung über den Beſtand der Ehe der geltend gemachte 
Ehebruch des Mannes erwieſen wird, nicht nur berechtigt, ſondern gemäß § 624 ZPO ver⸗ 
pflichtet, die Scheidung auch wegen des Ehebruchs auszuſprechen (RG 26. 5. 10 IV 493/09). 
Darin, daß der Berufungsrichter die vom erſten Richter aus andern Gründen ($ 1568) aus- 
geſprochene Eheſcheidung wegen Ehebruchs des Beklagten aufrechterhält, liegt keine unſtatt⸗ 
hafte Anderung des erſten Urteils zum Nachteile des Beklagten (RG Gruch 49, 367). Wird 
das Scheidungsverlangen des Mannes darauf gegründet, daß die Frau mit einem Dritten die 
Ehe gebrochen ($ 1565), mindeſtens ehewidrig verkehrt habe (8 1568), und ſcheidet das Land- 
gericht gemäß 8 1568, jo kann das Oberlandesgericht feiner Überzeugung, daß es zum Ehe⸗ 
bruche gekommen, durch Scheidung gemäß § 1505 Ausdruck geben, obwohl nur die Frau 
Berufung eingelegt hat und eine Berufung des Mannes unzuläffig fein würde (RG JW 1912, 
46615). Wird Scheidung aus $ 1565 und daneben aus $ 1568 begehrt, fo kann, ſobald der 
Tatbeſtand des § 1568 klar ift, aus $ 1568 geſchieden werden, ohne daß es noch der Klärung 
des Tatbeſtandes nach 8 1565 bedarf (RG SW 1911, 71824). Das Gericht iſt gemäß 88 146, 
300 3 Po fogar verpflichtet, nach $ 1568 zu ſcheiden, wenn es den auf $ 1568, nicht aber 
den auf 8 1565 gegründeten Scheidungsanſpruch für ſpruchreif hält (NG Warn 1913 Nr 146). 
Unſtatthaft wäre es wohl, wenn der klare Beweis des Ehebruchs vorliegt und das Prozeß 
gericht. fiat fa dieſen geltend gemachten Scheidungsgrund nach bloßem Belieben un, 
berückſichtigt laſſen und nur aus dem gleichfalls geltend gemachten § 1568 ſcheiden würde 
(Ach 7. 10.11 1 357011) Ergibt exit die Verhandlung vor dem Berufungsgericht, mit wem der 
an wegen deſſen der erſte Richter geſchieden hat, begangen ift, ſo kann die entſprechende 
Feſtſtellung vom Berufungsgericht nachgeholt werden, auch wenn die Rechtsmittel der Parteien 
wegen anderer Beſchwerdepunkte eingelegt waren (R 4. 11. 11 IV 33/11). Auch in Ehe» 
ſachem ift die Berufung einer formell nicht beſchwerten Partei unzuläſſig (RG Gruch 48, 808; 
RI Warn 1915/16 Nr 143). Selbſt wenn Ehebruch an erſter Stelle und ein anderer 
Scheidungsgrund aus 88 1566 —1568 an zweiter Stelle geltend gemacht werden, fo hat es 
der klagende Ehegatte nicht in der Hand, die Feſtſtellung des Ehebruchs zu erzwingen (RG 
JW 04, 410.60. Wird Scheidung nur wegen Ehebruchs aus $ 1565 begehrt, Jo iſt der Richter 
(ſowohl durch den Parteiwillen als auch durch das Gebot, Ehen möglichſt aufrechtzuerhalten) 
gehindert, aus $ 1568 zu ſcheiden, ſelbſt wenn die Verhandlung dieſen Tatbeftand ergibt 
(RG 6. 5. 09 IV 516/08). Wird zwar Ehebruch (hier des Mannes mit der Schweſter der 
Frau) behauptet, aber Scheidung nur wegen anderer Verfehlungen nach $ 1568 begehrt, 
ſo kann nur auf Grund des $ 1568 geſchieden werden. Die Klägerin kann in ſolchem Falle 
aber verlangen, daß der Ehebruch des Beklagten bei Beurteilung der Zumutungsfrage hin⸗ 
ſichtlich feines Antrags auf Mitſchuldigerklärung der Klägerin berücksichtigt wird (RG 
Warn 1915 Nr 145 zu 2). Hat der klagende Ehemann nur Ehebruch der Frau mit einem 
andern Manne behauptet und unter Beweis geſtellt, hat die Beweisaufnahme aber nicht 
Ehebruch, ſondern höchſtens ehewidrigen Verkehr der Frau mit jenem Manne ergeben, 
fo kann das Gericht zu einer Scheidung aus § 1568 nicht gelangen, wenn der Klager nicht 
einmal behauptet, daß er an irgend etwas anderm, als dem unter Beweis geſtellten Ehe. 
bruch Anſtoß genommen habe (RG Warn 1909 Nr 431; 1914 Nr 61; Ach 17. 1. 16 
IV 366/15). Vgl. $ 1568 A 5. Die Sachlage kann die Ausübung des Fragerechts 
(§ 189 300) gebieten, ehe das Gericht, das den Ehebruch nicht für dargetan anſieht, ſich 
einer Würdigung des Beweisergebniſſes aus § 1568 für überhoben erachten darf (RG Warn 
1919 Nr 120). Wird nur Ehebruch behauptet (unter Berufung auf Briefe), ſo kann dem 
nicht ohne weiteres der Eheſcheidungsgrund aus $ 1568 unterſtellt werden, zumal wenn 
nichts dafür vorliegt, daß der Ehegatte ein bloßes Liebesverhältnis des andern Ehe⸗ 
gatten als ehezerrüttend empfunden hätte. Der klagende Ehegatte kann ſich über die Unter⸗ 


236 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


ftellung des Scheidungsgrundes aus $ 1568 beſchweren (RG JW 1919, 2431). Unzuläſſig 
iſt die Berufung einer wegen Ehebruchs geſchiedenen Frau, um zu erreichen, daß das Be⸗ 
rufungsgericht die Scheidung zwar aufrechterhält, aber nicht wegen Ehebruchs, ſondern 
nur wegen ehewidrigen Verhaltens ausſpricht. Eine ſolche Berufung richtet ſich unzu⸗ 
laſſigerweiſe nur gegen die Gründe des erſten Urteils. Unbenommen bleibt der Frau, 
das erſte Urteil in feinem ganzen Umfange anzugreifen und fo auch eine Nachprüfung 
der Gründe herbeizuführen (OLG 30, 52). Iſt vom Berufungsgericht die Ehe wegen 
Ehebruchs (8 1565) und wegen Ehezerrüttung ($ 1568) der Frau geſchieden und müßte die 
Beklagte zwar die Scheidung aus $ 1568 gegen ſich gelten laſſen, könnte aber die Scheidung 
wegen Ehebruchs mit der Reviſion bekämpfen, ſo ließe ſich im Hinblick auf die Vorſchriften 
in den SS 1312, 1328 BGB und $ 172 StGB die Frage aufwerfen, ob die Beklagte nicht 
durch die Scheidung wegen Ehebruchs beſchwert wäre, obwohl es bei der Scheidung wegen 
Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes zu verbleiben hätte (RG 96, 222). Nach der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung iſt dieſe Frage zu verneinen. Die Frau könnte aber, wenn ſie mit 
der Reviſion das Berufungsurteil im ganzen Umfange anfechten würde, eine Nachprüfung 
der Scheidungsgründe durch das Reviſſonsgericht herbeiführen. Vgl. das oben angeführte 
Urteil in OL 30, 52. Wegen Unzuläſſigkeit einer Klage des verletzten Ehegatten gegen den 
ehebrecheriſchen Ehegatten und deſſen Mitſchuldigen auf Unterlaſſung ehebrecheriſchen Ver⸗ 
kehrs vgl. RG 71, 85. Dem wegen Ehebruchs der Frau geſchiedenen Ehemanne ſteht ein 
Schadenserſatzanſpruch gegen den Ehebrecher nicht zu (RG 72, 128). 

2. Dies find die Fälle der Doppelehe ($ 171 StG) und der widernatürlichen Unzucht 
(5 175 StGB). Zu 8 175 StGB vgl. RG Warn 1912 Nr 311. Die Doppelehe kommt ſowohl 
als Nichtigkeitsgrund für die neue Ehe (8 1326) wie als Scheidungsgrund für die alte Ehe 
($ 1565) in Betracht. Iſt es in der neuen Ehe zwiſchen den Ehegatten zur Beiſchlafsvollziehung 
gekommen, ſo kommt auch noch der Scheidungsgrund des Ehebruchs in Betracht. Außer 
der widernatürlichen Unzucht des § 175 StGB find andere unzüchtige Handlungen dem 
Eyeſcheidungsgrunde des Ehebruchs nicht gleichgeſtellt. Sie können aber einen Scheidungs. 
grund nach § 1568 abgeben. 

3. Dem Ehegatten muß die Verfehlung als Verſchulden angerechnet werden können 
(vgl. § 1564 A 1). Das iſt nicht der Fall, wenn Gründe vorliegen, welche die Strafe aus- 
ſchließen (88 51—54 StGB). Vgl. den Fall RG Warn 1913 Nr 423. Der ſchon als 
Schwachſinn zu bezeichnende Zuſtand, in dem alle Energie und der größte Teil der Selbſt⸗ 
beſtimmung verſchwunden iſt, kann die Verantwortlichkeit für den begangenen Ehebruch 
ausſchließen (R Warn 1915 Nr 290). Anderſeits kann ſich ein Geiſtesſchwacher des 
Ehebruchs ſchuldig machen, wenn nach den Feſtſtellungen des Tatrichters die Vorausſetzungen 
des $ 51 StÖB nicht gegeben find (RG 27. 5. 07 IV 501/06). Auch der irrige Glaube 
des Ehegatten, ſeine frühere Ehe ſei bereits geſchieden oder ſonſt aufgelöſt, entſchuldigt. — 
Der gute Glaube an die Rechtsgültigkeit einer in Amerika ausgeſprocheuen (in Deutſch⸗ 
land nicht anerkannten) Eheſcheidung iſt geeignet, den Ehegatten vor dem Vorwurfe des 
Ehebruchs ſo lange zu ſchützen, bis er die Überzeugung von der Ungültigteit des amerilanuiſchen 
Urteils erlangt hat (RG Warn 1915 Nr 144). 

3a. Die Ausſchließung des Scheidungsrechts hat zur Folge, daß der Ehebruch und die 
ftrafdare Handlung auch nicht einmal zur Unterſtützung im Sinne des § 1573 verwertet 
werden dürfen. Vgl. § 1573 A 2. 

4. Die Zuſtimmung bedarf keiner beſonderen Form. Sie hat nicht die Eigenſchaft eines 
Rechtsgeſchafts. Es genügt, wenn der Ehegatte ſein Einverſtändnis tatſächlich zu erkennen 
gegeben hat. — Die Zuſtimmung im Sinne des $ 1565 Abſ 2 iſt ein rein tatſächlicher Vor⸗ 
gang; ſie braucht deshalb nicht dem andern Ehegatten gegenüber erklärt, nicht einmal zu 
feiner Kenntnis gebracht zu werden (RG 85, 204; RG Warn 1917 Nr 179). Es iſt nicht 
erforderlich, daß der zuſtimmende Ehegatte die Zuſtimmung dem Ehebrecher oder dem andern 
Ehegatten ausdrücklich erklart. Dadurch, daß der Ehemann einen andern Mann Bett an 
Bett neben feiner (des erſteren) Ehefrau nächtigen ließ, gab er, wie feſtgeſtellt, feine still. 
ſchweigende Billigung zu allem kund, was beide daraufhin geſchlechtlich begehen würden 
(Ach 3. 2. 19 IV 376/18). Zuſtimmung zum Ehebruch liegt nicht vor, wenn es dem Ehe. 
gatten nicht auf Erlangung eines Scheidungsgrundes, ſondern nur darauf aukam, den andern 
Ehegatten auf die Probe zu ſtellen und ſich Gewißheit darüber zu verſchaffen, ob der Wer: 
dacht des Ehebruchs begründet ſei (RG Warn 1915 Nr 55, 143). Die Vorausſetzungen des 
3 1565 Abſ 2 find auch dann erfüllt, wenn die Zuſtimmung zum Ehebruch in der Erregung 
erklärt worden iſt. Dieſer Umſtand würde nur als Beweisbehelf für die etwa behauptete 
Nichternſtlichkeit in Betracht kommen (RG Warn 1910 Nr 283). Auch der von dem andern 
Ehegatten geſtattete Ehebruch iſt nach allgemeinen ſittlichen Anſchauungen und fo auch vom 
Standvunkke des Rechtes eine der groblichſten Verletzungen der durch die Ehe begründeten 
Pflichten. Das Geſeh entzieht dem zuſtimmenden Ehegatten das Scheidungsrecht nur, 
weil er durch ſeine Zuſtimmung, wie es M 4, 587 heißt, die Handlung des andern Teiles 
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kommen. Wiſſentliches Dulden fett voraus, daß der Duldende in der Lage iſt, das 


Treiben zu hindern (de 10 9. 15 IV 87/15; 2. 3. 16 IV 356/16). Nicht erforderlich it, 
daß der zuſtimmende Ehegatte ſtets ſich 


Auch die bloß tatſächliche 
liche Zuſtimmung nach 88 188, 1 
(R Gruch 60, 866). Das Ein 
gehen. Die Zuſtimmung kann vor und nach der Be Handl 
mit und ohne Einſchränkung erteilt werden (MG JW 1910, 47019), An ſtiftung im Sinne 
einer Zuſtimmung liegt nicht bloß dann vor, wenn der E 
Augeſtiftete ſolle den andern Ehegatten zum Ehebruch 
ſchon dann anzunehmen ſein, wenn der anſtiftende Eh 
entſprechende Bewußtſein gehabt hat, es kö 
audern Ehegatten zur Untreue verführen wolle 
62, 121). Die Zustimmung behält ihre Wirkſamkeit, auch wenn fie aus dem Wunſche heraus, 
geſchieden zu werden, erteilt morden iſt (ME 14. 2. 0 

58, 1046). Dagegen ſteht es der 
ſein eigenes rechtswidriges oder unſittliches Verhalten dem andern Ehegatten zur Be 
gehung der unſittlichen Handlung 


Verweigerung der ehelichen Pflicht gegeben iſt (M 4, 587). 
Auf ein derartiges Verhalten des Ehe un fed bed geg 


J e : nei RG FW 01, 868; 04, 632°; 08, 33615). Dabei 
iſt es gleichgültig, ob die Zustimmung | elbftändig erteilt oder Beſtandteil eines weitergehen 
den Abkommens der Ehegatten war. Sie kann 


rufende zum ehelichen Verkehr bereit erklärt e 
(RG 22. 4. 12 1V 579/11). Der Widerruf kann in der Erhebung einer auf Ehebruch geſtützten 
Scheidungsklage erblickt werden (NG W 
der Zuſtimmung, kann wirkſam auch dann 
ehebrecheriſche Treiben des andern Teil 
ſich die Fortdauer der Ehe nicht un 
die Willenskundgebung des Zurücknehmend 
ſchlaggebend iſt nicht wie das ahebrecheri 
andern Teils wirkt (RG JW 1914, 47375 
die Frau den Ehebruch des Mannes nicht 
heiraten könne (RG 14. 11. 07 IV 197/07). 
5. Die Teilnahme iſt nach den Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs (88 47-49) zu 
urteilen. 5 
5 6. Eine Ausſchließung des Scheidungsrechts aus dem Geſichtspunkte der Aufrechnung 
in dem Falle, daß beide Ehegatten ſich des Chebruchs ſchuldig machen, iſt dem BGB unbekannt 
CR 4 568). Tal. auch MU 16, 90; RE IRB 05, al (Falle der Aufrechnung von Ehebrüchen, 
die vor dem Inkrafttreten des BOB begangen find) und 8 1564 A 6. Val. ferner § 1568 
A 7 Über die dem BGB fremde Aufrechnung von Scheidungsgründen überhaupt. 
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7. Für den Beweis des Ehebruchs gelten keine von den allgemeinen Grundſätzen ab⸗ 
weichende Regeln. Insbeſondere gilt nicht die im § 1591. Abſ 1 Satz 2 angeordnete Beſchrän⸗ 
kung der Beweisführung. Die Entſcheidung im Ehelichkeitsprozeſſe, daß das Kind als ein 
eheliches anzusehen ſei, ſchließt nicht aus, daß im Eheſcheidungsprozeſſe die Begehung eines 
Ehebruchs angenommen werden kaun (RG Warn 08 Nr 646). Der Ehebruch kann, ohne 
daß ſich die näheren Umſtände feſtſtellen laſſen, als bewieſen angenommen werden, z. B. 
auf Grund eines Geſtändniſſes des Ehegatten in Verbindung mit feiner geſchlechtlichen Er⸗ 
krankung (RG Warn 1915/16 Nr 172). 


8 1566 


Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ihm nach dem Leben trachtet!) ). 
E I 1442 II 1461; M 4 587; P 4 401. 


1. Ein Ehegatte trachtet dem andern Ehegatten nach dem Leben, wenn er ſich erkennbar 
mit der Abſicht trägt, ihn zu töten. Nicht erforderlich iſt, daß der Ehegatte bereits mit der 
Ausführung der Abſicht begonnen hat. Insbeſondere verlangt das Geſetz nicht den Tat. 
beſtand eines ſtrafbaren Verſuchs. Selbſt Handlungen, die ſich als bloße außerhalb des 
ſtrafrechtlichen Gebiets fallende Vorbereikungshandlungen darſtellen, können den 
Scheidungsanſpruch begründen. Unerheblich iſt es, wenn die gegen das Leben des andern 
Ehegatten gerichtete Tätigkeit die beabsichtigte Wirkung wegen Untauglichkeit des an- 
gewendeten Mittels nicht haben konnte. — Trachtet der Ehegatte einem nahen Verwandten 
des andern Ehegatten nach dem Leben, fo kann ein Scheidungsanſpruch aus § 1568 begründet 
fein (M 4, 587). 

2. Lebensgefährliche Mißhandlung des andern Ehegatten iſt kein unbedingter Schei- 
dungsgrund, kann vielmehr nur bedingt auf Grund des $ 1568 zur Scheidung führen (Prot 
4, 401). Dasſelbe gilt von bloßen Bedrohungen mit Tötung. 


8 1567 


1) Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
ihn böslich verlaſſen hat. 

Bösliche Verlaſſung liegt nur?) vor: 

1. wenn ein Ehegatte, nachdem er zur Herſtellung der häuslichen“) Ge⸗ 
meinſchaft rechtskräftig verurteilt worden iſt⸗), ein Jahr') lang gegen 
den Willen‘) des anderen Ehegatten in böslicher Abſicht“) dem Urteile 
nicht Folge geleiſtet hat; 

2. wenn ein Ehegatte ſich ein Jahr lang gegen den Willen“) des anderen 
Ehegatten in böslicher Abſicht?) von der häuslichen?) Gemeinſchaft 
fern gehalten hat und die Vorausſetzungen für die öffentliche Zu⸗ 
ftellung®) ſeit Jahresfriſt') gegen ihn beſtanden haben. 

Die Scheidung iſt im Falle des Abſ 2 Nr 2 unzuläſſig, wenn die Voraus- 
ſetzungen für die öffentliche Zuſtellung am Schluſſe der mündlichen Ver⸗ 
handlung !“), auf die das Urteil ergeht, nicht mehr beſtehen 1). 

E I 1448 II 1462; M 4 588 ff.; P 4 400 ff. 

1. Der 8 1567 regelt den Scheidungsgrund der böslichen Berlajjung. Die Fälle der 
böslichen Verlaſſung ſcheiden ſich in zwei Gruppen, je nachdem der abtrünnige Ehegatte für 
die Staatshilfe erreichbar oder unerreichbar iſt (Fälle der uneigentlichen und der eigentlichen 
Verlaſſung). Erſtere find in Nr 1 letztere in Nr 2 Abſ 2 begriffen. Andere Fälle der bös⸗ 
lichen Verlaſſung gibt es nicht. Das Geſetz ordnet dieſen Scheidungsgrund im 8 1567 er- 
ſchöpfend (RG 46, 158). Immerhin liegt in dem Verhalten eines Ehegatten, der lich in bös. 
licher Abſicht von der häuslichen Gemeinſchaft fernhält, eine Verletzung der durch die Ehe 
begründeten Pflichten, auch wenn die Vorausſetzungen des § 1567 nicht vorliegen. Dieſe 
zerletzung kann, wenn auch nicht für ſich allein (was ſonſt auf eine Ausſchaltung des § 1567 
hinauslaufen würde), ſo doch in Verbindung mit andern Verfehlungen die Anwendung des 
8 1568 rechtfertigen. Selbſt ohne Hinzutreten anderer Verfehlungen können die beſonderen 
Umſtände des Falles die Anwendung des $ 1568 rechtfertigen (RG JW 07, 7017; RG 20. 12. 09 
IV 78/09; RG Id 1910, 5811; RG Warn 1913 Nr 202). Ohne das Hinzutreten ganz 
beſonderer Umſtände kann ein böswilliges Fernhalten von der häuslichen Gemeinſchaft zur 
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Anwendung des $ 1568 nicht genügen. Das würde ſonſt dem aus $ 1567 zu entnehmenden 
Willen des Geſetzes zuwiderlaufen (RG Warn 1914 Nr 294). Die lediglich getroffene Feſt 
ſtellung, daß die Beklagte durch die Aufgabe der häuslichen Gemeinſchaft die Sorge für die 
vier Kinder im Alter von 11—3 Jahren dem Kläger allein aufgebürdet und ihm ihren Aufent⸗ 
haltsort gebende verſchwiegen hat, bilden leine die Anwendung des $ 1568 recht- 
fertigende beſonderen Umſtände des Falles (RG 29. 9. 19 IV 73/19). 
2. Bösliche we kann hiernach nur im Rahmen des 8 1567 feſtgeſtellt werden 
vgl. jedoch A 17). ke: 
0% Wa Ehegatten einauder zur ehelichen Lebensgemeinſchaft verpflichtet find (8 1353 
Abſ 1), fo haben fie grundſätzlich auch häusliche Gemeinſchaft zu halten (RG 53, 340). Beide 
Ehegatten haben in dieſer Beziehung gleiche Pflichten. Zwar beſtimmt der Mann für die 
häusliche Gemeinſchaft Wohnort und Wohnung ($ 1354 Abſ 1), er kann alſo auch den bis⸗ 
herigen Sitz der häuslichen Gemeinſchaft ändern, aber die Frau braucht ſeiner Eutſcheidung, 
wenn fie ſich als Mißbrauch feines Rechtes darſtellt, keine Folge zu leiſten ($ 1354 Abſ 2). 
Daher kann ſich jeder Ehegatte, der die häusliche Gemeinſchaft verweigert, der böslichen 
Verlaſſung ſchuldig machen. Die eheliche Gemeinſchaft kann auch ohne hausliche Gemein⸗ 
ſchaft (RG 95, 330), wie umgekehrt letztere ohne erſtere beſtehen. Ein Ehegatte kann 
aber die Herſtellung der bloß häuslichen Gemeinſchaft von dem andern Ehegatten, der 
die eheliche Gemeinſchaft mit Recht verweigert, z. B. wegen anſteckender Geſchlechts⸗ 
krankheit des klagenden Ehegatten (NG JW 05, 79224; 07 S. 17818, 489), nicht verlangen. 
Über eheliche Lebensgemeinſchaft vgl. beſonders § 1353 A 2. Die Klage auf Herſtellung 
der häuslichen Gemeinſchaft gehört zu den im § 606 380 aufgezählten Eheſachen, 
und zwar zu der Gruppe von Rechtsſtreitigkeiten, die die Herſtellung des ehelichen 
Lebens zum Gegenſtande haben. $ 1567 ſetzt Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft voraus es genügt aber auch eine Verurteilung zur Herſtellung des ehelichen 
Lebens, wenn die Urteilsgründe ergeben, daß dem Ehegatten die Herſtellung der häuslichen 
Gemeinſchaft aufgegeben wird. Die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens kann ſo⸗ 
wohl zur Beseitigung eines raumlichen Getrenntleben als auch wegen jeder Verletzung der 
aus dem perjönlichen Derhältniffe ſich ergebenden Pflichten erhoben werden (RG 51, 182). 
Es iſt unzulaſſig, eine von ihrem Ehemanne getrennt lebende Ehefrau zu verurteilen, mit 
ihrem Manne war nicht die hausliche Gemeinſchaft, wohl aber das eheliche Leben 
herzustellen. Allerdings iſt die Möglichkeit der Fortſetzung einer Ehe ohne räumliches Zu⸗ 
N Chegatten nicht ausgeſchloſſen. Derartige Verhältniſſe beruhen in der 
Regel darauf, daß ſich die Ehegatten gegenfeitig von gewiſſen, aus der ehelichen Lebens⸗ 
gemeinschaft folgenden Rechtspflichten entbinden. Sie haben nur ſo lange, als das beider⸗ 
R re Kein Ehegatte hat das Recht, gegen den Willen 
rn die meinſchaft, ili N ; 
zu verweigern (RG Ich 00, 685% 110 n ee 59 Gemeinſchaft gehört 
es teilung zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft bezweckt, dem 
115 er 15175 en Ehegatten zum Bewußtsein zu bringen, daß feine Verweigerung der häus- 
in 5 r einchakt unbegründet [ei (M 4 S. 589, 590). Seine Weigerungsgründe find alfo 
in 1 erſten dem Scheidungsverfahren vorausgehenden Rechtsſtreite vorzubringen und 
su prifeil. — Der Ehegatte, der ein Herſtellungsurteil erwirkt hat, ift, mindeſteus unter 
gewöhnlichen Verhältniſſen, keineswegs genötigt, den andern Ehegatten zur Befolgung 
des Urteils noch beſonders aufzufordern, ſondern dieſem liegt es ohne weiteres ob, ſeiner⸗ 
jeits bie zur Deritelfung der häuslichen Gemeinſchaft erforderlichen Maßnahmen in die Wege 
zu leiten (RO crarn 1914 Rr 141; vgl. auch OLG 30 33). Nach rechtskräftiger Ver⸗ 
urteilung eines Ehegatten zur Herſtellung des ehelichen Neben kann er ſich auf frühere, 
vor der letzten mündlichen Verhandlung liegende Tatſa kachweiſe des Rechtes 
2 { 9 tſachen zum Nach 
zur Verweigerung der ehelichen Gemeinſchaft nicht mehr berufen. Frühere Tatſachen 
können nur zur Unterſtügung ſpäterer Tatſachen verwertet werden (Rh Gruch 47, 115; 
RG 3. 12. 10 IV 804/10; 2. 3. 11 IV 234/10; RG IW 1912, 7517; RG Warn 1913 
Nr 422). Der zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte kann feine 
Weigerung grundſatzlich nicht auf Tatſachen, die er ſchon im Herſtellungsrechtsſtreite hätte 
geltend machen konnen, ſtützen, ebenſowenig auf Tatachen, die ſich erſt nach Ablauf der 
Jahresfriſt, alſo zu einer Jeit ereignet haben, wo dem andern Teile infolge des Friſtablaufs 
bereits ein Recht auf Scheidung erwachſen war (RG 81, 297). Auf den Krankheits⸗ 
zuſtand der beim Abſchluſſe der dem Herſtellungsurteile voraufgegangenen letzten mind: 
lichen Verhandlung bei dem Ehegatten vorlag, kann er ſich zur Rechtfertigung ſeines Fern⸗ 
bleibens von der häuslichen Gemeinſchaft nicht berufen. Anders, wenn ſich die Krankheit 
nach jenem Zeitpunkte verſchlimmert und dem Ehegatten die Herſtellung der häuslichen 
Gemeinschaft unmöglich gemacht hat (uch 30. 3. 06 IV 389/15; 16. 4. 17 IV 17/17). 
Ahnlich RG 20. 12. 15 IV 315/15 (unſichere Stellung des auf Scheidung wegen bös⸗ 
licher Verlaſſung klagenden Mannes). Tatſachen, die dem zur Herſtellung verurteilten Ehe⸗ 
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gatten als Gründe dienen könnten, die Rückkehr zu verweigern oder gar die Scheidung zu 
verlangen, kommen für den Tatbeſtand der böslichen Verlaſſung lediglich unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkte in Betracht, ob fie fein Glauben und Wollen beeinflußt haben. Davon 
kann nur die Rede ſein, wenn er ſie innerhalb des entſcheidenden Jahres erfahren hat 
(OLG 30, 53). Zu beachten ift jedoch, daß das Herſtellungsurteil nur Hinfichtlich der Her⸗ 
ſtellungspflicht Rechtskraft ſchafft, nicht hinſichtlich der nur zur Begründung des Rechtes 
auf Verweigerung der Gemeinſchaft etwa vorgebrachten Scheidungs⸗ oder Anfechtungs⸗ 
gründe. Letztere konnen nicht als durch das Herſtellungsurteil aberkannt angeſehen 
werden. Anders, wenn im Herſtellungsſtreit ein Scheidungs⸗ oder Anfechtungsanſpruch 
erhoben und dieſer Anſpruch aberkannt wurde. — Beſchränkt ſich die Klage des Mannes 
auf Eheherſtellung, fo iſt die Frau nicht gemäß § 616 Satz 2 ZPO mit dem Verluſte ihres 
Scheidungsrechts bedroht, wenn ſie es unterläßt, Widerklage auf Scheidung zu erheben. 
Der dem $ 616 ZPO zugrunde liegende geſetzgeberiſche Gedanke, die Häufung von Schei⸗ 
dungs⸗ und Anfechtungsprozeſſen über dieſelbe Ehe zu vermeiden, kommt bei einem Ehe⸗ 
herſtellungsſtreite, der den Beſtand der Ehe gar nicht betrifft, nicht in Frage. Gleiches 
gilt, wenn die Frau gegenüber dem Herſtellungsverlangen des Mannes nur verteidigungs⸗ 
weiſe (nicht angriffsweiſe mittels Widerklage) auf ein ihr zur Seite ſtehendes Scheidungs⸗ 
recht Bezug nimmt (RG Warn 1910 Nr 223; RG JW 1915, 65710). Dem Herſtellungs⸗ 
kläger kann die Beklagte mit Rückſicht darauf, daß ſie bei einem andern Gerichte die Schei⸗ 
dungsklage anhängig gemacht hat, die Einrede der Rechtshängigkeit nicht entgegen⸗ 
ſetzen (RG Warn 1915 Nr 131; RG 1. 12. 19 IV 198/19). Die Verweigerung der häuslichen 
Gemeinſchaft ſetzt räumliche Trennung voraus. Dieſe bedingt aber nicht gerade einen Orts⸗ 
wechſel, kann vielmehr an demſelben Orte, ja in demſelben Hauſe, nur nicht in derſelben 
Häuslichkeit vor ſich gehen. — Dauernde Verweigerung des ehelichen Geſchlechtsverkehrs 
ſtellt keine bösliche Verlaſſung im Sinne des § 1567 Abſ 2 Nr 1 dar (RG JW 02 Beil 24126). 
Eine Verurteilung zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verbietet ſich trotz deren 
Aufhebung von ſelbſt, wenn der abweſende Ehegatte durch äußeren Zwang (3. B. Strafhaft, 
RO 02, 341) an der Wiedervereinigung gehindert wird, ebenſo wenn andere von dem Willen 
des Ehegatten unabhängige Hinderungsurſachen, z. B. anhaltende Krankheit oder Unvermögen 
zur Beſtreitung der Reiſekoſten vorliegen. Heben Eheleute in beiderſeitigem Einverſtänd⸗ 
niſſe die häusliche Gemeinſchaft auf, ſo gibt keiner, ſolange das Einverſtändnis beſteht, dem 
andern Ehegatten Grund zur Klage. Das Einverſtändnis kann jedoch jederzeit zurück⸗ 
genommen werden. Ein Vertrag, durch den ein Ehegatte dem andern geſtattet, nach freiem 
Belieben und ohne Rückſicht darauf, ob ihm dazu ein geſetzlicher Grund zur Seite ſteht, dauernd 
getrennt zu leben, iſt nichtig (RG 61, 53). Ein nicht ernſtlich gemeintes Verlangen nach 
Wiederherſtellung der Gemeinſchaft enthält einen Rechtsmißbrauch im Sinne des 8 1353 
Abſ 2 Satz 1 (RG JW 01, 293; RG 22. 12. 04 IV 305/04; vgl. die Erl zu § 1353). 

5. Das Reichsgericht nahm früher an, das Jahr müſſe ſchon zur Zeit der Erhebung der 
Scheidungsklage abgelaufen ſein (RG 60, 194). Spater hat es dieſen Grundſatz eingeſchränkt, 
namentlich für ſolche Fälle, in denen der klagende Ehegatte in der Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage nur das äußerſte Mittel erblickt, die ihm immer noch in erſter Linie erwünſchte Wieder 
herſtellung des ehelichen Verhältniſſes durchzuſetzen (RG 72, 321). Schließlich hat das 
Reichsgericht mit Recht den Grundſatz ganz aufgegeben. Es genügt, wenn ſich die Jahres⸗ 
friſt erſt im Laufe des Scheidungsſtreits vollendet. Wie im Falle des § 1568 iſt auch im 
Falle des § 1567 Abſ 2 Nr 1 maßgebender Zeitpunkt für das Vorhandenſein der Erforder⸗ 
niſſe des Scheidungsgrundes nicht die Klageerhebung, ſondern die mündliche Verhandlung, 
auf die das Urteil ergeht. Allerdings läuft der Ehegatte, der die Klage aus § 1567 Abſ 2 
Nr 1 verfrüht erhebt, Gefahr, ohne weiteres mit feiner Klage koſtenfällig abgewieſen zu 
werden, weun das Jahr zur Zeit der erſten mündlichen Verhandlung noch nicht abgelaufen 
fein ſollte (RG 83,62). Während des ganzen Jahres muß der Ehegatte gegen den Willen 
des andern Ehegatten in böslicher Abſicht dem Urteile nicht Folge geleiſtet haben. Hat 
dagegen vor Ablauf des Jahres der Ehegatte die häusliche Gemeinſchaft hergeſtellt, alſo dem 
vorangegangenen Herſtellungsurteile genügt, fo entfällt eine Vorausſetzung für die bösliche 
Abſicht und der Scheidnungsanſpruch iſt unbegründet, ſelbſt wenn die Wiedervereinigung 
der Ehegatten nicht von Dauer geweſen iſt. In dieſem Falle erledigt ſich die Verurteilung 
zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft durch Erfüllung. Nur eine neue Verurteilung 
kann zur Scheidung führen. Unſtatthaft iſt es, die Friſt von einem Jahre durch Zuſammen⸗ 
rechnung derjenigen Zeiträume, während welcher die häusliche Gemeinſchaft aufgehoben 
war, zu berechnen. — Die Erforderniſſe des § 1567 müſſen, ſoweit es ſich um freie Hand⸗ 
lungen der Parteien handelt, ununterbrochen während des ganzen Jahres beſtanden 
haben. Das iſt z. B. dann nicht der Fall, wenn ſich der Mann brieflich mit dem Fern⸗ 
bleiben der Frau während des letzten Teiles des Jahres einverſtanden erklärt hat. Daß 
nach der Unterbrechung der Mann die Frau zur Rückkehr aufgefordert und die Frau der 
Aufforderung ein Jahr lang nicht Folge geleiſtet hat, kommt nicht in Betracht (RG 3. 4. 13 
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IV 623/12). Ein Ehegatte, der gegen den andern Ehegatten ein rechtskräftiges Herſtel⸗ 
lungsurteil erwirkt hat, aber mut der auf das Herſtellungsurteil geſtützten Klage auf Schei⸗ 
dung wegen böslicher Verlaſſung abgewieſen wurde, kann ſich auf das Herſtellungsurteil 
zur Begründung einer neuen Klage auf Scheidung wegen böslicher Verlaſſung nicht mehr 
berufen (8 616 ZPO). Es bedarf der Erwirkung eines neuen Herſtellungsurteils (RG 
Warn 1915 Nr 23). Die Jahresfriſt muß zuſammenhängend verlaufen; für die Friſt 
trifft 8 191 BGB nicht zu; ebenſowenig finden die Grundſätze von der Hemmung der Ver⸗ 
jährung auf die Friſt Anwendung (RG 60, 195; R Warn 1915 Nr 23). 

6. Mit den Worten: „gegen den Willen des andern Ehegatten“ bringt das Geſetz zum 
Ausdruck, daß, wenn die Nichtbefolgung des vorausgegangenen Urteils mit dem Willen 
des andern Ehegatten stattgefunden hat, der Scheidungsgrund nicht vorliegt. Das in dieſem 
Falle vorliegende Einverſtändnis beider Eheleute über das Getrenntleben hindert die Schei . 
dung (M 4, 590). Erhebt der Mann vor Ablauf des Jahres (A 5) eine auf Ehebruch der 
Fran geſtützte Scheidungstlage, fo ift die Annahme, daß die Frau ſeitdem nicht mehr gegen 
den Willen des Mannes der Gemeinſchaft fernbleibt, nicht zu beanſtanden. Dagegen kann 


mächtigten die eigene Kenntnis nicht erſetzen kann. Daraus folgt ohne weiteres, daß auch 
die Jahresfriſt regelmäßig nicht beginnen kann, ſolange der zur Herſtellung verurteilte Ehe⸗ 
gatte von ſeiner Verurteilung noch keine Kenntnis hat. Anderſeits find Fälle denkbar, in 
denen die „bösliche Abſicht“ auch ohne Kenntnis der Verurteilung anzunehmen iſt, z. B. 
wenn der verurteilte Ehegatte in böslicher Abſicht die Kenntnisnahme vereitelt (RG JW 
1916, 835 ). Der zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilte Ehegatte iſt nicht 
gehindert, im Scheldungsverfahren zur Rechtfertigung feines Verhaltens Tatſachen anzu⸗ 
führen, bie ſich nach dem Urteil und vor Ablauf der Friſt ereignet haben (M 4, 590). 


geltend gemacht hat oder bis zur letzten mündlichen 2 Hätte ge d en 
batten zur Kegeln do dee wegen böslicher er beklagten Ehe: 
E 5 * 
in Verbindung mit e en 8 a ü ee eee 
IW 02 Beil 273; RG Gruch 49, 960; RG 5. 11. 08 IV 67/08: RG Warn 1914 Nr 141). 
Der gute Glaube des Ehegatten, zur Verwei „08; 
in gu berüdjichtigen, es fei denn daß er fig; ſediglich, auf die durch das Herſtellungsurteli 
aurüdgewielenen Meigerungsgrünbe flütte (5c 10. 5. 00 I 580/05: MG FW 1911, 2812) 


guten Glauben des Ehegatten kann 


geben ſind, an die bei vernünftiger Erwägung mit einer gewilfen Sicherheit eine beſtimmte 
Überzeugung geknüpft werden kann. Der gute Glaube iſt mehr als ein bloßer Verdacht. Bloße 
Gerüchte oder 1 Mitteilungen reichen in der Regel nicht aus, die Annahme des 
guten Glaubens zu rechtfertigen (RG Warn 1912 Nr 263; RG 3. 12. 10 IV 304/10; 21. 6. 15 
IV 688/14). Der gute Glaube ift nur unter der Vorausſetzung zu berückichtigen, daß 
er ſich auf Tatſachen ſtützt, deren Geltendmachung dem Ehegatten noch geſtattet iſt Ins · 
beſondere darf ſich der Ehegatte nicht auf Tatſachen berufen, die er in einem vorhergegan⸗ 
genen Rechtsſtreite behufs Scheidung oder Anfechtung der Ehe hätte geltend machen können 
und ſollen und mit deren Geltendmachung als Scheidungs⸗ oder Anfechtungsgrund er ars 
maß 8 616 3BD ausgeſchloſſen iſt (RG JW 1912. 7517; MG Warn 1914 Nr 141 ). Der 
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gute Glaube eines Ehegatten kann nicht dadurch begründet werden, daß ſich der Ehe⸗ 
gatte auf eine ihm nach Erlaß des Herſtellungsurteils erteilte, die Bedeutung des Herſtel⸗ 
lungsurteils verkennende Auskunft ſeines Prozeßbevollmächtigten, der Ehegatte 
könne die Aufforderung des andern Ehegatten zur Rückkehr abwarten, beruft. Sonſt würde 
der ganze Zweck des Herſtellungsurteils (vgl. A 4) in Frage geſtellt (RG Warn 1914 Nr 141; 
RG 30. 3. 16 IV 389/15). Eine Frau, die dem Herſtellungsurteile nachkommt, macht 
ſich der böslichen Verlaſſung auch dann nicht ſchuldig, wenn der Mann ihr das Verbleiben 
in der Ehewohnung durch ehewidriges Verhalten verleidet und ſie von neuem die häus⸗ 
liche Gemeinſchaft aufhebt (ME 8. 1. 12 IV 242/11). Pflicht des die Wiederherſtellung 
des ehelichen Lebens nachſuchenden Ehegatten iſt es, dem andern Teile bei ſeiner Rückkehr 
ſo viel Entgegenkommen zu bezeigen, als zur Ausgleichung der vorhandenen Gegenſätze 
von vornherein nötig iſt (RG 29. 2. 12 IV 312/11). Die bösliche Abſicht der Frau iſt zu 
verneinen, wenn der Mann während des entſcheidenden Jahres zum Heeresdienſt ein⸗ 
gezogen wird und der Frau nicht mitteilt, welche Schritte er unter den veränderten Um 
ſtanden von ihr als Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft (z. B. Vereinigung während 
des Urlaubs) verlangt (OLG 34, 257). Tatſachen, die ſich innerhalb des entſcheidenden 
Jahres oder bereits vorher ereignet haben und an ſich geeignet ſind, das Recht auf Ver⸗ 
weigerung der häuslichen Gemeinſchaft oder auf Scheidung zu begründen, können, wenn 
ſie dem zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft verurteilten Ehegatten während des 
entſcheidenden Jahres unbekannt geblieben ſind, die Feſtſtellung der böslichen Abſicht 
nicht ausſchließen. In einem ſolchen Falle kann der zur Herſtellung der häuslichen Ge- 
meinſchaft verurteilte Ehegatte zwar Scheidung verlangen, muß ſich aber auch die Scheidung 
wegen böslicher Verlaſſung gefallen laſſen (RG 81, 296). Ebenſo ORG 34, 258. Iſt dem 
Ehegatten nach Ablauf des Jahres der Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung einmal 
erwachſen, ſo geht er ihm durch ſpätere Ereigniſſe, die dem andern Ehegatten eine Wieder⸗ 
berg zu verleiden angetan fein möchten, nicht verloren (RG 10. 5. 06 IV 680/06). 

8. Dffentlihe Zuſtellung § 208 ZRO. Über Begriff und Beweis des unbekannten 
Aue eines Ehegatten vgl. RG Gruch 45, 1025. 

9. Hier iſt ein zuſammenhängender Verlauf der Friſt vorausgeſetzt. 

10. Schluß der mündlichen Verhandlung im erſten oder zweiten Zuge. Das Reichs- 
gericht iſt mit der Prufung tatſächlicher Vorausſetzungen nicht befaßt. In den Tatſachen⸗ 
zugen kann der Kläger im Falle des § 1567 Abf 3 zum Antrage auf Verurteilung des 
Beklagten zur Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft übergehen (M 4, 593; Prot 4, 404). 

11. Wegen der Herſtellungsklage ausländiſcher Ehegatten al. § 1353 A 5. 


8 1568 


) Ein Ehegatte kann auf Scheidung klagen, wenn der andere Ehegatte 
durch ſchwere ) Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten?) oder 
durch ehrloſes oder unſittliches Verhalten?) eine ſo tiefe Zerrüttung des 
ehelichen Verhältniſſes“) verſchuldets) hat, daß dem Ehegatten die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe nicht zugemutet werden kann?). Als ſchwere Verletzung der 
Pflichten gilt auch grobe Mißhandlungs) e) 10). 


EI 1444 II 1468; M 4 595 ff.; P 4 405 ff. 


1. Während die in den 88 15651567, 1569 aufgeführten Scheidungsgründe ohne 
weiteres als vollkommen ehezerrüttend gelten und das Recht auf Scheidung unbedingt be⸗ 
gründen (unbedingte Scheidungsgründe), hängt im $ 1568 die Scheidung auch noch 
davon ab, daß der Richter die Überzeugung gewinnt, in dem feiner Beurteilung unter 
liegenden einzelnen Falle ſei die Ehe tatſachlich bis zu dem in § 1568 bezeichneten Grade 
zerrüttet (bedingte Scheidungsgründe). Durch Aufſtellung des im § 1568 ausgeſprochenen 
allgemeinen Grundſatzes wurde es ermöglicht, von einer Aufzählung der bedingten Schei- 
dungsgrunde, die bei der Vielgeſtaltigkeit der Fälle doch keine erſchöpfende hätte ſein können, 
Abſtand zu nehmen. Vgl. auch RG 85, 14. 

2. Schwere Verletzung. Die Schwere der Verletzung ergibt ſich aus den Umſtänden 
des einzelnen Falles (RO JW 00, 645; 05, 2324), Die Frage, ob die Verletzung ſchwer 
ft, gehört weſentlich zur tatſächlichen Beurteilung (RG IW 00, 726; (4, 4709, 05, 
24˙5 R 23. 11. 08 IV 101/08; RG Warn 1914 Nr 219, 336). Indeſſen können Er- 
wägungen rechtlicher oder ſittlicher Natur den Ausſchlag geben. Die Schwere der Ver 
Ebung kaun aus ihrer Beschaffenheit oder der Stärke des Verletzungswillens hervorgehen. 
Handlungen und Unterlaſſungen kommen in Betracht. Eine Pflichtverletzung wird ſich 
regelmäßig dann als ſchwer darſtellen, wenn der Ehegatte eine beſonders wichtige Pflicht 
unmittelbar und mit einer Rückſichtsloſigkeit verletzt, die einen gänzlichen Mangel an ehe 
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ſchworen, iſt als ſchwere Eheverfehlung anzuſehen (NG Warn 1910 Nr 456). Drohungen 
(3. B. die Drohung der Frau, den Mann ins Irrenhaus zu bringen) können ſchwere Pflicht. 
verletzungen auch dann darſtellen, wenn fie zwar nicht eruſtlich gemeint, aber beſtimmt waren, 
den Eindruck ernſtlicher Drohungen zu erwecken (RG JW 1915, 12615). Darüber, ob die 
Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft als Scheidungsgrund aus $ 1568 ver⸗ 
wendet werden kann, wenn die Vorausſetzungen des $ 1567 nicht vorliegen, vgl. 8 1567 
A 1. — Die von einer Partei im Rechtsſtreit zur Begründung des Scheidungsbegehrens 
aufgeſtellten Behauptungen beleidigender Natur können, wenn ſie wider beſſeres 
Wiſſen oder in hohem Grade leichtfertig oder lediglich in der Abſicht, den andern Ehegatten 
zu kränten, und nicht zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen aufgeſtellt ſind, Eheverfeh⸗ 
lungen darſtellen (RG ZW 09, 4612). Bei Prozeßbehauptungen (3. B. Behauptung des 
Ehebruchs) iſt der gute Glaube der Partei an die Wahrheit der Behauptung zu berück⸗ 
ſichtigen, es ſei denn, daß die Behauptung im hohen Grade leichtfertig, alſo mißbräuchlich 
aufgeſtellt worden wäre (RG Warn 1910 Nr 455). Bei beleidigenden Außerungen, die in 
Schriftſätzen der Prozeßbevollmächtigten enthalten ſind, iſt darauf Gewicht zu 
legen, ob ſie mit Wiſſen und Willen des Ehegatten aufgenommen worden ſind, aber für den 
Inhalt der Schriftſtücke, die von der Partei ſelbſt herrühren, iſt die Partei ohne weiteres 
verantwortlich. Ehrenrührige Außerungen in ſolchen Schriftſtücken unterſtehen, gleichviel 
ob ſie zur Kenntnis des Gegners gelangen ſollen oder nicht, derſelben Beurteilung wie ſonſtige 
ehrenrührige Aufſtellungen im Eheprozeß (RG IW 05, 204°; 09, 4612, R 11. 12. 15 
IV 204/15; vgl. auch OLG 30, 55). Wahrheitswidrige, zur Herabwürdigung des andern 
Ehegatten geeignete Nachreden können auch dann den Tatbeſtand des § 1568 erfüllen, wenn 
ſie zwar nicht gerade wider beſſeres Wiſſen aufgeſtellt worden find, aber auf grober Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhen (RG ZW 1913, 951%. Behauptungen beleidigenden Inhalts können 
an ſich Eheverfehlungen, ſelbſt ſchwere, darſtellen, auch wenn ſie der Wahrheit eutſprechen 
und nicht in der Abſicht der Kränkung aufgeſtellt find (R Warn 1914 Nr 219). Das Vor: 
handenſein einer ſchweren Eheverfehlung ift nicht ſchon deshalb zu verneinen, weil der be⸗ 
ſchuldigte Ehegatte bei beleidigenden Außerungen lediglich die Abſicht verfolgt habe, 
ſeinem ſchweren Herzen Luft zu machen (RG Warn 1913 Nr 148; 1914 Nr 219; RG 
7. 2. 16 IV 313/15). Auch eine einmalige Beleidigung kann einen Scheidungsgrund ab« 
geben, doch muſſen die begleitenden Umſtände beſonders ſchwer wiegen (MG JW. 1910, 65515; 
RG Warn 1912 Nr 218). In ſolchen und ähnlichen Fällen find die Begleitumſtände beſonders 
ſorgfältig zu prüfen (RG 15. 4. 16 IV 428/15; 2. 10. 19 IV 223/19). Auch von einer 
durch Untreue ihres Mannes gefränften Frau muß verlangt werden, daß ſie in Geſprächen 
mit andern, namentlich mit ihren Kindern, über den Lebenswandel des Vaters die gebotene 
Zurückhaltung übt, vor allem keine unwahren Mitteilungen macht, die geeignet ſind, 
den Vater in den Augen der Kinder herabzuwürdigen. Zuwiderhandlungen können ſchwere 
Eheverfehlungen darſtellen (RG Warn 1914 Nr 209). Briefe der Frau, in denen ſie dem 
Manne allerhand ehrenrührige Dinge vorwirft, nachdem es ihr mit geſetzlichen Mitteln 
nicht gelungen war, in den Beſitz der Kinder zu kommen, können die Scheidung begründen. 
Der Frau gereicht es nicht zur Entſchuldigung, daß ſie die Briefe im Streite um die Kinder 
geſchrieben hat (RG Warn 1915 Nr 291). In der Stellung des Antrags auf Entmündigung 
des Ehegatten wegen Geiſteskrankheit iſt ein Verſtoß gegen die Ehepflichten dann nicht zu 
erblicken, wenn der Autrag nicht aus Gehäſſigkeit oder in unlauteren Abſichten, ſondern lediglich 
zu dem Zwecke geſtellt worden ift, einer Verſchwendung des Vermögens des zu entmündigenden 
Ehegatten zum Beſten der Familie vorzubeugen (RG 1. 11. 15 IV 123/15). Entſchließt ſich 
der Mann zur Fortſetzung der Ehe, obwohl er gegen ſeine Frau den Verdacht der ehelichen 
Untreue hegt, ſo macht er ſich einer ſchweren Eheverfehlung ſchuldig, wenn er ihr deswegen 
jahrelang in der Abſicht fie zu demütigen, Vorwürfe macht und jo ein erträgliches Zu⸗ 
ſammenleben vereitelt (RG Seuff2 73 Nr 32). Vgl. auch RG IW 06, 38918, 8 1353 N 2 
und § 1570 A 3. Der Geiz eines Ehemanns iſt, wenn er ſich in einer weſentlichen Beein⸗ 
trächtigung der Lebenshaltung äußert, auf welche die Ehefrau nach ihrer durch die Ehe be- 
gründeten geſellſchaftlichen Stellung einen berechtigten Auſpruch hat, mit den ſittlichen Grund: 
lagen, auf welche die eheliche Gemeinſchaft aufgebaut fein ſoll, nicht vereinbar. Eine ſolche 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten kann ſowohl einen Scheidungsgrund ab- 
geben als auch geeignet ſein, einem dadurch hervorgerufenen ehewidrigen Verhalten der Ehefrau 
die Bedeutung eines Scheidungsgrundes aus 8 1568 zu nehmen (RG 11. 3. 18 IV 397/17: Ein 
Rentner mit 26000 Mark Jahreseinkommen ſtellte ſeiner Frau nur das geringe Haushaltungs⸗ 
geld von monatlich 150 Mark oder 200 Mark zur Verfügung). Eine ſchwere Eheverfeblung ſtellt 
es dar wenn der Maun von ſeinem Rechte, ſich gegen das Schulden machen feiner Fran 
durch eine Anzeige in den Zeitungen, daß er für die Schulden nicht aufkomme, zu ſichern 
(5 1857 9 2), ohne jeden genügenden Anlaß und nur in der Abſicht, feine Frau zu verletzen 
und bloßzuſtellen, Gebrauch macht (RG 9. 1. 19 IV 287/18). Wenn es auch einem Ehegatten 
nicht verſagt ift, ſtrafgerichtliches Einſchreiten gegen den andern Ehegatten wegen einer 
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trafbaren Handlung zu veranlaſſen, fo kann doch unter Umſtänden die Erſtattung einer Straf⸗ 
. der en ehelichen Geſinnung el erſcheinen und die Scheidung recht⸗ 
fertigen, ſelbſt wenn die Anzeige zwar nicht wiſſentlich falſch, aber doch grob Tahrläflig erftattet 
wurde (MG JW 05, 49625; 1911, 48812, Mg Warn 1915/16 Nr 109). Strafanzeigen, 
die zur Wahrnehmung eigener Rechte und nicht in der Abſicht, den andern Ehegatten zu 
ſchädigen, erſtattet werden, begründen leinen Scheidungsanſpruch (RG yo 1911, 154°; 
RG 9. 6. 10 IV 399/09, Anzeige wegen falſchen Offenbarungseides des 9 i 

Frau aus Sorge um ihren Unterhalt), Eine Meineidsanzeige, die der Mann gegen die 
Frau 5 ſachliches Intereſſe aus blindem Haß erſtattet, iſt ſelbſt dann, wenn die Frau die 


(RG 9. 7. 14 IV 169/14), Desgleichen, wenn e 
lichſt zu ſchaden in einem gegen letzteren eingele 
ausſage zu deſſen Ungunſten wiſſeutlich oder fahrläffig falſch abgibt (RG 8. 3. 15 IV 457/14). 
Ob die Erſtattung einer Strafanzei 
Sinne des $ 1568 bildet, das iſt eine nicht allgemei 


‚ 1 00 auch die Erſtattung 999 an I eye 
9. 5 s Ehegatten verſtoßend angeſehen werden 
Warn 1913 Nr 369; ch 3. 1. 16 IV 248/15) Die a zum Offenbarungseide kann, 
0 Tohteitung des et een 1 5 
a werden, die unter Heranzie ung früherer durch Friſt⸗ 
ablauf oder Verzeihung ausgeſchloſſener Tatſ hen die ee aus $ 1568 rechtfertigt 


h Strafanzeige im en G en, aus berechtigtem 

Nr 120 en einenem 1e ernster yat (le, od. h 10 IV 48/10 80h Warn 
an el ef en ib wirtſchaftliche Nachläſſigkeit eines Ehegatten können nur, 
des 1 ie . * Hi ers hohem Grade vorliegen und in beharrlicher Weiſe, trotz der Ermahnungen 
N 525 100 euch betätigt erben, ala Scheidungsgrund in Frage kommen (RG Warn 08 
mals der Fran i re Jen 1912, dete. Feßzt es an der Feſtſtellung, daß der Mann 


17. 12. 14 y 300/40. Nong der Haushaltspflichten zur Scheidung nicht führen (RG 


IV 207/16). Iſt die mangelhafte Fi ghalts ni 0 älfigter 
fondern auf Verſoßes ge be bel Fran rang des Haushalts e ee eee 
nahme eines Verſtoßes gegen $ 1568 nicht d | Feder! üht geweſen iſt, 
W 207 ich Eier dae e eee Wee Tale 0 48 8 16 
IV 207/16). Einer ſchweren Eheverfehlung macht ſich unter Umſtänden die Ehefrau eines 
Landwirts ſchuldig, wenn fie bei der Wirtſchaftsführung in einer die Wirtſchaft gefährden: 
den Weiſe die Anordnungen des Mannes durch Gegenanordnungen durchkreuzt (zumal vor 
G JW 1912, 9129). Eine mit ihrem Manne 
gaftsg ende Frau die trog auskömmlicher Einnahme heimlich und 
hinter dem Rücken ihres Wannes in unehreuhafter Weiſe Schulden auf Schulden häuft und 
dadurch das Konkursverfahren über ihr Vermögen veranlaßt, gibt dem Manne einen Schei- 
i 0 00. Die Einleitung des n ſeitens 
der Frau überhebt fie grundſätzlich nicht ihrer Hausfranenpflichten, ſolange fie mit dem 
Manne die Häusliche Gemeinſchaft teilt (Nc 9, 2. 11 IV 191/10). Die Vernachlaſſigung 
der Hausfrauenpflichten ſeitens einer Ehefrau erliert die Eigenſchaft einer ſchweren 
Cheverfehlung, wenn ihr der Mann durch unwürdige Behandlung die Luſt und die 
Kraft zur Pflichterfüllung benimmt (RG IW 1911, 589%). Die Pflicht, zur Erziehung der 
8 zur als Mutter, ſondern auch als Gattin ob (RG 
J 01, 296). Begunſtigt die Frau trotz Einſpruchs des Mannes einen unziemlichen Ver⸗ 
kehr der Töchter mit jungen Mannern, ſo macht ſie ſich einer ſchweren Eheverfehlung 
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ſchuldig (RG Warn 1911 Nr 39). Verlobung eines Ehegatten mit einem Dritten während 
der Ehe gilt grundſätzlich als ſchwere Eheverfehlung (RG JW 1911, 98319). Ein Ehegatte, 
der den andern Ehegatten planmäßig der Verſuchung des Ehebruchs ausſetzt, um einen 
Scheidungsgrund zu erlangen, gibt ſelbſt Anlaß zur Scheidung (RG 25. 1. 12 IV 258/11; 
RG Warn 1918 Nr 119). Ein Ehegatte, der während des Scheidungsverfahrens den andern 
Ehegatten auf den bloßen, tatſächlicher Anhaltspunkte entbehrenden Verdacht des Ehebruchs 
hin durch Geheimbeamte (Detektivs) oder andere Perſonen beobachten und über ihn 
beleidigende Erkundigungen einziehen oder beleidigende Gerüchte ausſtreuen läßt, macht ſich 
einer unerlaubten Handlung ſchuldig. Der andere Teil hat geeignetenfalls einen Anſpruch 
auf Unterlaſſung und Schadenserſatz (NG JW 1912, 1105). Eine derartige unerlaubte 
Handlung kann auch als Eheverfehlung im Sinne des $ 1568 angeſehen werden. Verletzungen 
der durch die Ehe begründeten Pflichten können ſich auch als unerlaubte Handlungen im Sinne 
der 8$ 823, 826 darſtellen und Schadenserſatzpflicht nach ſich ziehen (NG ZW s, 431°), Ein 
Ehemann, der ſeine vermeintlichen Anſprüche gegen ſeine mit ihm in Gütertrennung lebende 
Ehefrau gerichtlich zur Geltung bringt, macht ſich dadurch nicht ohne weiteres einer Ehe⸗ 
verfehlung ſchuldig. Es kommt vielmehr darauf an, ob er eine genügende Veranlaſſung zur 
Klage hatte oder doch glauben konnte, ſolche zu haben (RG JW 1917, 656°). Die Treu⸗ 
pflicht, welche die Eheleute ſich gegenſeitig geloben, und die Achtung, welche ſie einander 
ſchulden, verlangen, daß ſie während des Beſtehens der Ehe im Umgange mit Perſonen andern 
Geſchlechts und ihrem Benehmen dieſen gegenüber alles vermeiden, was geeignet iſt, in dem 
einen Gatten Zweifel an der ehelichen Treue des andern zu erwecken. Gegen dieſes Gebot 
der Ehe als der Verkörperung des höchſten Sittengeſetzes verſtößt ein Mann, der mit dem 
Dienſtmädchen ein ehewidriges Verhältnis unterhält, in gröblichſter Weile (NG JW 1917, 9709. 
Einer ſchweren Pflichtverletzung macht ſich eine Fran ſchuldig, die das aufrichtige und ernſte 
Verlangen ihres mit der Scheidungstlage rechtskräftig abgewieſenen Mannes nach Wieder⸗ 
vereinigung unbeachtet läßt. Ihr Verhalten kann unter Heranziehung früherer Verfehlungen 
zur Unterſtützung gemäß $ 1573 als Grundlage der Scheidung dienen (RG Warn 1918 Nr 33). 
Durchführung der (in Deutſchland nicht anerkannten) Scheidung vor einem am erilaniſchen 
Gerichte ſeitens einer in Deutſchland wohnenden, ſich in Amerika beſuchsweiſe aufhaltenden 
Frau kann von dem Manne (einem Deutſchen) als ſchwere Verletzung der durch die Ehe be- 
n Pflichten angeſprochen werden (RG JW 1906, 16713). Keine Eheverfehlung 
legt darm, daß der Ehegatte im Scheidungsprozeß tatſächliche Behauptungen des Gegners 
beſtreitet, die ſich durch die Beweisaufnahme als zutreffend erweiſen. Es handelt ſich dabei 
lediglich um Verteidigungsmaßnahmen. Eine Verpflichtung des Ehegatten, ihm un⸗ 
günſtige, aber richtige Tatſachen zuzugeſtehen oder doch unbeſtritten zu laſſen, läßt ſich aus 
dem ſittlichen Weſen der Ehe nicht herleiten (RG 5. 12. 15 IV 231/15). 

4. Ehrloſes oder unſittliches Verhalten eines Ehegatten iſt, wenn es auch keine un⸗ 
mittelbare Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten enthält, doch mit dem Weſen 
der Ehe unvereinbar. Verbrechen und Vergehen können ſich als ehrloſes oder unſittliches 
Verhalten darſtellen. Entſcheidend iſt nicht die Tatſache der Beſtrafung des Ehegatten, ſondern 
die Tatſache der Begehung einer ſtrafwürdigen Handlung (RG JW 1912, 8710). Gtraf- 
gerichtliche Urteile haben für das Ehegericht keine bindende Kraft ($ 14 Abſ 2 Nr 1 EG. PO). 
Iſt die ſtrafbare Handlung vor der Eingehung der Ehe begangen, ſo kann, auch wenn die ſtraf⸗ 
gerichtliche Verurteilung erſt nach der Eingehung der Ehe erfolgt, der 8 1568 nicht angewendet 
werden. Dagegen kann in ſolchem Falle der Anfechtungsgrund des Irrtums oder der arg⸗ 
liſtigen Täuſchung ($$ 1333, 1334) in Frage kommen (RG 51, 340). Keineswegs braucht 
ein Verhalten, um unſittlich zu ſein, auf Erregung oder Befriedigung des Geſchlechtstriebs 
abzuzielen, alſo unzüchtig zu ſein, wenn es nur ſonſt den herrſchenden Sittlichkeitsbegriffen 
widerſtreitet (NG Warn 1914 Nr 86, der Mann hatte vor dem Dienſtmädchen feinen Unterleib 
entblößt). Beharrliche Trunkſucht eines Ehegatten kann als ehrloſes oder unſittliches 
Verhalten aufgefaßt werden (RG JW 02, 71; 02 Beil 248150; 1911, 369°”). Unverbeſſer⸗ 
liche Trunkſucht wird nicht vorausgeſetzt (RG JW 04, 47312; RG Warn 1915 Nr 241). Nicht 
erforderlich iſt, daß der Zuſtand der beharrlichen Trunkſucht noch zur Zeit der Geltendmachung 
dieſes Scheidungsgrundes fortbeſteht (RG JW 06, 1401). Dagegen kann die nachträglich 
eingetretene Befferung oder Heilung den Schluß rechtfertigen, daß die Truntſucht leine be 
harrliche geweſen ſei (RG ZW 02 Beil 248159. Die Verantwortlichkeit des trunkſüchtigen 
Ehegatten wird durch die inſolge übermäßigen Trinkens eintretende Geiſtesſchwäche nicht be- 
feitigt (RG IW 06, 14013). Ein Ehegatte ift trunkſüchtig, wenn fein Haug zu übermäßigem 
Trinken in dem Grade krankhaft geworden iſt, daß er die Kraft verloren hat, dem Anreize zum 
übermäßigen Genuffe geiſtiger Getränke zu widerſtehen (NG JW 02 Beil 280256; N Gruch 
57, 410). Ein unſittliches Verhalten eines Ehegatten, der ſich dem Trunke hingibt, kann auch 
angenommen werden, ohne daß Trunkſucht im Sinne des $ 6 vorliegt (NG Warn 1910 
Nr 124; RG 28. 1. 15 IV 581/14). Anderſeits bedarf, wenn ein unwiderſtehlicher Hang 
beſteht, die Frage des Verſchuldens beſonderer Prüfung (RG 68, 124; RG Warn 08 Nr 166; 


Scheidung der Ehe 8 1568 247 


1910 Nr 124). Iſt das Trinken ein auf erbliche Belaſtung zurückzuführender Kranukheits⸗ 
zuftand, To läßt ſich eine ſchwere Eheverfehlung nicht feſtſtellen (RG JW 1914, 592). Ein ⸗ 
getretene Beſſerung des Trinkers kann auf die Frage, ob dem andern Ehegatten die Fort⸗ 
ſetzung der Ehe zuzumuten ſei von Einfluß fein (RG Warn 1910 Nr 124: 1915 Nr 241; 
1915/16 Nr 108 u. 249: R JW 1914, 248°; 1915, 4469. Vgl. A7. Außerungen eines 
Ehegatten über Vortommniſſe im innerſten ehelichen Verkehr zu dritten Perſonen 
können, auch wenn ſie der Wahrheit entſprechen, Eheverfehlungen bilden, und zwar ſowohl 
als Beleidigung des andern Ehegatten wie auch aus dem Geſichtspunkte eines unſittlichen 
Verhaltens (RG 16. 1. 11 IV 72/10). Die ohne jeden berechtigten Zweck und Grund er⸗ 
folgende Offenbarung innerſter, das Geſchlechtsleben der Ehegatten betreffender 
Vorgänge an gänzlich unbeteiligte Dritte, hier noch dazu an einen ehemaligen Dienſtboten 
der Parteien, ift mit der auch noch während des Scheidungsverfahrens fortbeſtehenden Pflicht 
der Ehegatten zur gegenſeitigen Rücksichtnahme nicht vereinbar und lann ſehr wohl geeignet 
fein, einen Scheidungsanſpruch des andern Ehegatten aus § 1568 zu begründen (RG 8. 6. 14 
IV 81/14). Die ehrloſe Handlung eines Ehegatten kann auch dann die Scheidung rechtfertigen, 
wenn die Handlung zum Vorteile beider Ehegatten dienen ſollte (Rh Warn 1912 Nr 435, 
Anſinnen eines Kaufmanns an ſeine Frau, die eingehenden Gelder nicht zu buchen, ſondern 
beiſeitezuſchaffen). Als ehrloſes oder unſittliches Verhalten können auch in Betracht kommen: 
die Ergreifung eines ſchimpflichen Gewerbes, die Vornahme unzüchtiger Handlungen, 
Lebensnachſtellung gegen nahe Verwandte des andern Ehegatten und die Bere 
weigerung der kirchlichen Trauung, wenn fie vor der Eheſchließung ausdrücklich ver⸗ 
einbart war. In webe Beziehung vgl. R 57, 256. Es iſt weder ein ehrloſes oder unſitt 
liches Verhalten, no Ba Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten, wenn die Frau 
einem vor und während der Ehe abgegebenen ehrenwörtlichen Verſprechen zuwider ſich weigert, 
lediglich aus iN 1 und ohne innere Überzeugung ihren Glauben zu wechſeln 
( 99 e den een ec 1917, 7658 und Ben dazu von Fuchs und Kahl). 
' e 0 i 
15 5 men u 2 ö 5 1605 A. hebruchs erweckendes Verhalten eines Ehegatten 
uſtimmung und Teilnahme. Hat ein Ehegatte den Handlungen des andern Ehe⸗ 
gatten zugeſtimmt, z. B. zu unzüchtigen Handlungen, oder fich 5 Teilnahme ſchuldig en 
3. B. au Straftaten, jo entfällt der Scheidungsgrund. Vgl. A 7. 
Sehen ee Die Tatſache, daß der Ehegatte mit einer Geſchlechtskrankheit 
et ift, bildet für ſich allein keinen Scheidungsgrund (RG 16. 11. 05 IV 247/05), kann 
aber die Verweigerung der Geſchl a Kl Mor 9 8 
lichen Gemeinſchaft und die een e eee ee 
- er Ehe rechtfertigen. 
e ehelichen Verhältniſſes 1 gleichbedeutend mit Zerrüttung der Ehe. 
als Erfüllung ei Ui ſein, daß dem andern Ehegatten die Fortſetzung der Che 
ung einer Rechtspflicht nicht zugemutet werden kann. Dieſe Frage iſt zunächſt 
unabhangig davon, ob der andere Ehegatte die Fortſetzung der Ehe als eine unerträgliche 
den Pflichten beantworten. Ihre Beantwortung ift unter Verlicſichtigung der Schwere 
Lebensgemeinſchafb . dem Weſen der Ehe als einer auf ſittlicher Grundlage beruhenden 
nehmen. Iſt hi einer über dem Willen der Eheleute ſtehenden Ordnung zu ent⸗ 
) ſt hiernach dem gekränkten Ehegatten die Fortſetzung der Ehe nicht anzuſinnen, 
jo fragt es ſich in zweiter Reihe, ob er nach ſeinem eigenen persönlichen Empfinden die Fort ; 
ehung der Ehe nicht ertragen könne (RG ZW 05, 39313; RG Warn 1915 Nr 56; 1919 Nr 177). 
Die Pflichtverletzung muß hiernach ſowohl an ſi 00 WWW 
bezeichneten Tiefe zu zerrütt an ſich geeignet fein, die Ehe bis zu ber 
3 RG IW 00 € 51: en, als auch dieſe Wirkung tm einzelnen Falle tatſächlich gehabt 
haben d 518, 645, 892). Vermag der gekränkte Ehegatte die Verfehlungen 
des andern nicht als ehewidrig zu empfinden, weil ihm infolge Geiſteskrankheit das Der. 
ſtändnis für das Weſen der Ehe und für die durch fie begründeten fittlichen Pflichten der Ehe⸗ 
gatten abgeht, ſo ift mangels einer geſetzlichen Vorausſetzung eine Scheidung aus $ 1568 un 
möglich. Aus 8 612 Abſ 2 ZPO laßt ſich das Gegenteil nicht herleiten. Dort iſt die Ent⸗ 
ſchließung, ob von einem für den geſchäſtsunfähigen Ehegatten beftehenden Scheidungsrechte 
Gebrauch gemacht werden ſoll, dem geſetzlichen Vertreter vorbehaltlich der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts übertragen worden, aber die Frage nach dem Beſtehen eines Schei⸗ 
dungsrechts kann nur auf Grund der Vorſchriften des BGB durch den Richter entſchieden 
werden. Die Zerſtörung der ehelichen Geſinnung des ſchuldloſen Ehegatten ift ein innerer, 
jeder Vertretung unzugängliche Seelenvorgang (RG 85, 11). Rechtlich zu mißbilligen iſt 
die Anſchaunng, die Parteien gehörten vermöge der Beſchäftigung des Mannes als einfacher 
Ackerknecht und Schafhirt einer Volksſchicht an, die an Eigentumsvergehen, insbeſondere an 
Straßenraub keinen beſonderen Anſtoß nähme; daher könne die Frau die Beſtrafung des 
Mannes wegen Straßenraubes nicht als ehezerrüttend empfinden (MG JW 1916, 11921). 
Jeglicher Berechtigung eutbehrt die Erwägung, daß man es im bäuerlichen Stande mit 


der ehelichen Treue weniger genau nehme als in anderen Ständen. Ob die Frau eines 
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Ackermanns das Unrecht (Ebebruchsverſuch) ihres Mannes als ehezerrüttend empfinde, ent- 
ſcheidet ſich nach ihrer perſönlichen Auffaſſung (RG 23. 4. 17 IV 37/17). Wiederholte 
Verſuche des Ehemanns (hier eines Kutſchers), andere Frauen zum Geſchlechtsverkehre mit 
ihm zu beſtimmen, werden erfahrungsgemäß auch in geſellſchaftlich tiefer ſtehenden Volks⸗ 
kreiſen als eine erhebliche Verletzung der Treupflicht gegenüber der Ehefrau empfunden 
(NG 16. 10. 19 IV 241/19). Es genügt nicht, daß Tatſachen vorliegen, die nach dem gewöhn⸗ 
lichen Gange der Dinge geeignet ſind, den Erfolg der Ehezerrüttung eintreten zu laſſen. Die 
rein begriffsmäßige Möglichkeit, daß ein ehrwidriges Verhalten des einen Ehegatten die ehe⸗ 
liche Zuneigung des andern Teiles gänzlich vernichten kann, erfüllt die Scheidungsvoraus⸗ 
ſetzungen des § 1568 noch nicht. Die in einer ſolchen völligen Entfremdung beſtehende Ehe- 
zerrüttung muß vielmehr in dem ehewidrigen Verhalten tatſächlich ihren Grund haben und 
nicht etwa in einer eigenwilligen Laune des klagenden Ehegatten oder in einer ehewidrigen 
Einwirkung von dritter Seite oder in andern, wenn auch nicht erſichtlichen, Umſtanden 
(RG 18. 2. 15 IV 489/14). Darauf, ob die Ehe „unheilbar“ zerrüttet iſt, ſtellt das Geſetz nicht 
ab. — Zu beanſtanden iſt die Meinung, daß eine Zerrüttung im Sinne des $ 1568 nur dann 
vorliege, wenn auch die Möglichkeit einer Ausſöhnung der Ehegatten endgültig aus⸗ 
geſchloſſen ſei (RG JW 1908, 4217; RG 19. 12. 12 IV 558/12; 21. 1. 15 IV 497/14). Der 
Tatbeſtand des § 1568 erfordert nicht, daß ſich der ſchuldige Ehegatte der Möglichkeit einer 
ehezerrüttenden Wirkung feines Verhaltens auf den andern Teil bewußt geweſen iſt 
oder auch nur hätte bei gehöriger Überlegung bewußt werden müſen (RG 16. 12. 15 IV 226/15). 
Vgl. auch A 6. Der Umſtand, daß die Ehe bereits zerrüttet war, als die Pflichtverletzung 
begangen wurde, ſchließt deren Verwertung als Scheidungsgrund nicht aus, denn es genügt, 
wenn die Pflichtverletzung dazu beigetragen hat, die beſtehende Zerrüttung zu vertiefen, 
zu befeſtigen oder in ihrem Fortbeſtande zu ſichern, und ſo die einer Ausſöhnung entgegen⸗ 
ſtehenden Hinderniſſe zu vermehren (RG JW 02 Beil 242180; RG 21. 9. 05 IV 139/05; RG 
75, 213; RG Warn 1913 Nr 295; 1915 Nr. 88; 1915/16 Nr 308; 1917 Nr 20). Die Möglichkeit 
daß weitere Eheverfehlungen dazu beitragen, das eheliche Verhältnis immer tiefer und tiefer 
zu zerrütten, es aljo noch ärger als bisher zu geſtalten, iſt ſtets gegeben (RG 28. 9.141 206/19). 
Auch eine ohne beſondere Zuneigung geſchloſſene Ehe kann im Sinne des $ 1568 zerrüttet wer⸗ 
den (RG 29. 10. 14 IV 422/14). Der Ehegatte erlangt dadurch, daß die Ehe bereits durch 
Schuld des andern Ehegatten zerrüttet iſt, keinen Freibrief zu eigenen Verfehlungen (RG 
JW 00, 550; RG Warn 1915/16 Nr 308). Auf die Tatſache der Zerrüttung kann ſich der⸗ 
jenige Ehegatte, der die Zerrüttung durch eigenes ſchuldvolles Verhalten herbeigeführt hat, 
zur Begründung eines Scheidungsanſpruchs nicht berufen (M 4, 564; R 25. 2. 15 IV 578/14). 
Kann durch das Verhalten des Ehegatten feine eigene eheliche Geſinnung nicht zerrüttet 
werden, ſo kann man auch nicht von einer Verſtärkung der Zerrüttung ſeiner ehelichen Ge⸗ 
ſinnung durch das Verhalten des andern Ehegatten ſprechen (RG 27. 3. 18 IV 20/18). Rechts⸗ 
irrig iſt die Annahme, daß zur Zerrüttung der Ehe das beiderſeitige Erlöſchen der ehelichen 
Geſinnung gehöre. Für die Frage der Zerrüttung iſt es gleichgültig, daß die eheliche Ge⸗ 
ſinnung des ſchuldigen Teiles noch nicht erloſchen iſt (RG 6. 3. 13 IV 545/12). Wenn die 
völlige Bernichtung der ehelichen Geſinnung auch nur auf ſeiten eines (des unſchuld igen) 
Teiles eingetreten iſt, fo iſt damit eine Ehezerrüttung im Sinne des § 1568 dargetan. Die 
Fortdauer der ehelichen Zuneigung des andern (ſchuldigen) Teiles ſchließt die Ehezerrüttung 
nicht aus (RG 29. 11. 15 IV 190/15). Die Zerrüttung muß zur Zeit der letzten mündlichen 
Verhandlung vor dem Berufungsgerichte vorhanden ſein (RG 10. 5. 09 IV 452/08; RG 
Warn 1910 Nr 124; 1913 Nr 295: RG IW 1916, 11921). Es iſt keineswegs notwendig, 
daß die Verfehlung des ſchuldigen Teiles bei dem unſchuldigen Ehegatten ſofort das Gefühl 
der Ehezerrüttung ausgelöſt haben müſſe (RG IW 1914, 1401). Daß ein Vorkommnis eine 
ehezerrüttende Wirkung ausgeübt hat, kann das Gericht nicht feſtſtellen, ohne daß es von 
dem gekränkten Eheteil geltend gemacht wird (RG IW 1914, 1491). Ein ehewidriges 
Verhalten, das ehezerrüttend gewirkt hat (Trunkſucht), verliert deshalb, weil es nicht bis zur 
letzten mündlichen Verhandlung fortgedauert hat, nicht ohne weiteres ſeine Bedeutung als 
Scheidungsgrund (RG IW 1915, 446°). Tatfrage iſt es, ob eine Ehezerrüttung deshalb zu ver⸗ 
neinen ſei, weil der Scheidung begehrende Ehegatte den Hilfsantrag fiellt, den andern Ehegatten 
zur Wiederherſtellung des ehelichen Lebens zu verurteilen (RG JW 05, 693175 RG Warn 1911 
Nr 434). Es kann nicht anerkannt werden, daß rechtsgrundſätzlich die zuvorige Erhebung 
der Herſtellungsklage inſoweit ein Hindernis für die Durchführung der Scheidungsklage 
aus § 1568 bilde, als fie von vornherein offenbare, daß der klagende Ehegatte auf fein Schei⸗ 
dungsrecht verzichte oder die Eheverfehlungen des andern Teiles nicht als ehezerrüttend 
empfinde. Der auf Herſtellung klagende Ehegatte kann von der Erwägung geleitet worden ſein, 
daß eine Wiedervereinigung der Parteien einer Scheidung vorzuziehen fei, daß aber, wenn die 
Wiedervereinigung durch die Weigerung des andern Teiles vereitelt werde, die Scheidung unver- 
meidlich werde. Mit dieſer Erwägung verträgt ſich vollkommen die Geſinnung, daß Scheidungs⸗ 
tatſachen, die in Wirklichkeit als ehezerrüttend empfunden werden, aus andern Gründen für 
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den Fall und zugunſten des Zu ſtandeko i ini 4 
geltend gemacht werden en. Eines im Rechtef a genden ec 
ee en Geltendmachung der Se VVV 
36028, NG W̃ 15 15 Nr 88 Nicht der Scheidungstatſachen bedarf es nicht (RG JW 1911 
960 arn 191 ). Nicht ſchlüſſig iſt die Folgerung, ein Ehegatt ide das 
Verhalten des andern Ehegatten als el i 6 hegatte empfinde das 
gegründet habe (M® 21.3. 07 IV 5 hezerrüttend, weil er darauf die Scheidungsflage 
900115 I 618/10) alda 19. 6. 11 IV 450/10; 19. 10. 11 IV 698/10; 
iſt allein nicht ausreichend, den Schl Vorbringen einer Cheverfehlung im Kechtsſtreite 
fi anein ud (cs 38 AR uf zu rechtfertigen, daß fie nicht als ehezerrüttend emp. 
fanden 1915 Nr 2015. Det An e 2. 11 IV 125/10; M& Warn 1012 Kr 311; 1918 
des Mannes mit der Erhebung der au aß die Frau mehr als zwei Jahre nach ber Beſtrafung 
hat, kann für ider Che uf die Beſtrafung gegründeten Scheidungsklage gewartet 
A e Bal ent Geben de nicht verwertet werden (RG JW 1916, 11921). 
kann der Schluß gezogen werden, d eben des Mannes nach Wiedervereinigung mit der Frau 
finde und daß ihm die Sen oh er das Verhalten der Frau nicht als ehezerrüttend emp⸗ 
Daraus, daß die Frau nach der 10 ber be zugemutet werden könne (RG Warn 1918 Nr 59). 
mit ihn zuſammengelebt hat, h anne widerfahrenen Mißhandlung noch monatelang 
nicht als ehezerrüttend empfunden 5 ht zu entnehmen, daß ſie das Verhalten des Mannes 
lann durch eine fortgeſetzt d 5 (RS 15. 4. 16 IV 442/15). Das eheliche Verhältnis 
der Weiſe allmählich zerrüttet ende ehandlung des einen Ehegatten durch den andern in 
des Ehenatten noch nicht die . daß ſelbſt wenn vorangegangene ſchwere Verfehlungen 
Ehe unerträglich zu machen, ſchli an haben, dem andern Ehegatten die Fortſetzung der 
den noch vorhandenen e e ein verhältnismäßig leichtes Vergehen genügen 
(MG Warn 1911 Nr 248). Nie 1 0 der ehelichen Geſiunung zum Erlöſchen zu bringen 
ziehen hat, darf nicht deshalb zuge Ehegatten, der ſchwere Eheverfehlungen des andern ver⸗ 
hin wegzuſehen. Er darf ee werden, fortan auch über leichtere Eheverfehlungen 
ſo mehr bemüht ſein wird, jede Eh erwarten, daß nach der Verzeihung der andere Teil um 
fehlt itt die Ausführung, ein Che e zu vermeiden (RG Warn 1913 Nr 425). Ber 
andern Teiles nicht als ehezerri 110 e könne, weil ſelbſt Ehebrecher, die Unſittlichkeiten des 
6. Berſchulden. Wie bei 2 lee (RS 19. 10. 11 IV 698/10). 

krankheit, wird auch bei den bedin 1 edingten Scheidungsgründen, außer dem der Geiſtes⸗ 
ſchulden umfaßt Vorſatz und Fahrläſ Scheidungsgründen Verſchulden vorausgeſetzt. Ver⸗ 
ſchärfung oder Verlängerun 0 hrläſſigteit. Die Zerrüttung oder wenicſtens deren Ver. 
nn Das Welden an 81 muß dem Ehegatten als Schuld angerechnet werden 
des Handelnden geſucht werden 1 8 8 1508 muß im Willen und im Bewußtſein 
Re 1911, 4897). Ein Ehegatte, der in der ungewollten Wirkung ſeiner Handlungen (RG 
illensbeſtimmung ausſchließend im Zuſtande der Bewußtloſigkeit oder in einem die freie 
Nr 2, 8 827 BOB, § 51 StG nden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit ( 104 
04, 470% RG Warn 1914 5 handelt, iſt für ſein Verhalten nicht verantw lich Ro W 
ſchwäche (z. B. bei Trunk Nr 386). Beſchränkung der Geſchä f 101 12 
) 13% W. bei Trunkſucht, |. A 4) ſchii ng der Geſchäftsfähigkeit wegen Geiſtes. 
06, 14018; RG 27. 5. 07 IV 507 jiießt die Verantwortlichkeit nicht aus (MG JW 
antwortlichkeit aufzuheben 15 506). Kraukheitszuſtände, die nicht geeignet find, die Ver⸗ 
fehlungen dem Ehegatten 9 pier 15 8 Vebeutung getvinnen, bafı die ee 
Schwere Hyſterie der Frau iſt e e ed e ſind (G JW 03 Beil 2750). 
' zerantwortlichkeit für die im Buftande der 


Erregtheit, nicht bei kal i i 
. altem Blute mit ruhiger Überlegung verübten Beſchimpfungen des 


Ar 300. Gir bl ausauhiehen (MQ 14.11.12 1287/12; 16.9.15 IV 29/15; WO Bann Ile 
unreifes Weſen der Frau die frei W. arkeit, hyſteriſche Veranlagung, kindiſches 
keit für Eheverfehlungen ausſchli ie Willensbeſtimmnug und damit die Verantwortlich⸗ 
Das Recht ſtellt an jeden en es auf die Umſtände des einzelnen Falles an 
ſeiner Geiſtestätigkeit ausgeſchloſſer freie Willensbeſtimmung nicht durch krankhafte Störung 
nimmt und feiner Stimmun A die Anforderung, daß er ſich ſoviel als möglich zuſammen⸗ 
Zuſtand kann nur een 1 wird (NG Warn 1914 Nr 336). Ein krankhafter 
er dem Ehegatten die Möglichkeit ewidriges Verhalten als Entſchuldigungsgrund gelten, als 
ſchulden fetzt urſächlichen EL zu beherrſchen, raubt (Rc 9. 12. 15 IV 284/15). Ver- 
der Zerrüttung der Ehe voraus Ni enhang zlwiſchen dem Verhalten des Ehegatten und 
abgeſehen oder deren Eintritt vor icht erforderlich iſt, daß es der Ehegatte auf die Zerrüttu 
zerrüttenden Wirkung feines Verh ile een hat oder daß er ſich der Möglichkeit einer he 
IV 292/08 19 00 en 1914 Nr 380% auf den andern Teil bewußt geweſen iſt (RG 25 2. 00 
verletzung braucht keine vorſätzlich R6 17. 1. 16 TV 866/15). Bol. auch A 5. Die Pflic t. 
fein. Auch ein liebloſes Verhalt 0 auf die Kränkung des andern Ehegatten gerichtet 11 
andern Ehe 151 N 175 B. as ſeine Spitze nicht gerade in erſter Linie ge 925 
Begräbnistage 50 e ch ie gegen die Kinder richtet (der Ehemann beteili 5 ſich 5 
90 age des gemein aftlichen Kindes an einem öffentlichen Tanze), kann N 15 725 
erfehtung gegenüber dem andern Ehegatten enthalten (RG Warn 1913 Nr 3). ee wa 
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als völlig ausgeſchloſſen gelten, daß ein Mann die eheliche Lebeusgemeinſchaft im Sinne einer 
ſittlichen Lebensgemeinſchaft mit einer Frau fortzuführen vermöchte, die ſich für berechtigt 
anſieht, jederzeit, auch ohne beſonderem Anlaß, ihn gegenüber Außenſtehenden des Mordes 
am eigenen Kinde zu bezichtigen. Der bloße gute Glaube kann zur Rechtfertigung ſolchen 
Verhaltens nicht ausreichen (RG 25. 11. 15 IV 191/15). Haben ſich beide Ehegarten Ver⸗ 
fehlungen zuſchulden kommen laſſen, ſo kann jeder von ihnen Scheidung verlangen. Gegen⸗ 
ſeitige Aufrechnung findet nicht ſtatt (RG 46, 159, ſ. A 7). Der Unftand jedoch, daß ſich 
der klagende Ehegatte ebenfalls ſchuldvoll verhalten hat, kann die Aunahme ausſchließen, 
daß feine eheliche Geſinnung durch das Verhalten des andern Ehegatten zerſtört worden fei 
(RG 46, 168; JW 00, 602; RG 15. 11. 06 IV 160/06; 2. 10. 19 IV 223/19). Unrichtig tft 
die Annahme, daß ein urſächlicher Zuſammenhang der Verfehlungen eines Ehegatten mit der 
Zerrütlung nicht beſtehen konne, wenn fie ourch Verfehlungen des andern Ehegatten hervor⸗ 
gerufen worden find (vgl. A 2). So kann z. B. ein Ehegatte, der ſich einer groben Mißhandlung 
des andern Ehegatten ſchuldig gemacht hat, als alleiniger Urheber der Zerrüttung angeſehen 
werden, auch wenn er zu der Mißhandlung durch Schimpfworte des andern Ehegatten heraus⸗ 
gefordert wurde. — Es iſt anerkannten Rechtes, daß infolge von Verfehlungen des einen 
Teiles die Verfehlungen des andern Teiles in milderem Lichte erſcheinen können, ohne daß 
deshalb von einer Aufrechnung geſprochen werden darf (RG IW 09, 15015). Anderſeits 
kann eine Mißhandlung mit Rückſicht auf eine unmittelbar vorausgegangene, kränkende 
Außerung des mißhandelten Ehegatten als entſchuldigt gelten (RG JW 07, 14220). Als 
Umſtände, die das Verhalten eines Ehegatten in einem mildern Lichte erſcheinen laſſen, 
kommen keineswegs bloß Ehe verfehlungen des andern Ehegatten in Betracht. Auch nicht 
ehewidriges Verhalten des andern Ehegatten, ja ſelbſt Tatſachen, für deren Eintritt er nicht 
verantwortlich gemacht werden kann, ſogar rein zufällige Ereigniſſe können dieſe Wirkung 
je nach der Sachlage haben. Daher kann 3. B. hochgradige Reizbarkeit der Frau als 
Entſchuldigungsgrund auch dann verwertet werden, wenn ſie ihre Urſache in einem ſchuld⸗ 
haften, vor der Eheſchließung liegenden Verhalten des Mannes hatte (RG JW 1915, 9529). 

7. Zumutung, die Ehe fortzuſetzen. Einem Ehegatten kann die Fortſetzung der Ehe 
als Erfüllung einer Rechtspflicht dann nicht zugemutet werden, wenn anzunehmen iſt, daß 
feine eheliche Geſinnung durch die Pflichtverletzung des andern Ehegatten völlig und unwieder⸗ 
bringlich zerſtört worden iſt, er alſo die Fortſetzung der Ehe nur als eine unerträgliche Laſt 
empfinden würde. Dieſe Vorausſetzung muß ſich ſowohl allgemein aus dem Weſen der Ehe 
(A 6) als auch im Einzelfall aus dem perſönlichen Empfinden des Ehegatten ergeben (RG 
JW 05 S. 496%, 69318). Die Frage, ob dem Ehegatten die Fortſetzung der Ehe zuzumuten 
ſei, iſt nicht allein unter dem perſönlichen Geſichtspunkte, ob er nach ſeiner Anſchauungsweiſe 
die Fortſetzung der Ehe als unerträgliche Laſt empfinden würde, zu prüfen, ſondern auch 
unter Anlegung eines unperſönlichen mein a der dem Weſen der Ehe als einer auf 
ſittlicher Grundlage beruhenden Lebensgemeinſchaft und einer über dem Willen der Ehegatten 
ſtehenden Ordnung zu entnehmen iſt (RG Warn 1915 Nr 56; RG 4. 12. 16 IV 300/16). Da⸗ 
bei iſt auf das eigene Verhalten des getränkten Ehegatten Rücksicht zu nehmen und eine ihm 
zur Laſt fallende Ehewidrigkeit gegenüber den ihm zugefügten Kränkungen abzuwägen 
(RG Warn 1915 Nr 56 u. 88; 1918 Nr 228). Die von früheren Rechten zugelaffene, vom 
BGB aber nicht geſtattete Aufrechnung führte zur gegenſeitigen Aufhebung zweier Ehe 
verfehlungen. Nach $ 1568 aber handelt es ſich um die Feſtſtellung, daß ein Tatbeſtands⸗ 
merkmal fehlt, wenn dem verletzten Ehegatten die Fortſetzung der Ehe zugemutet werden 
kann (RG 26. 10. 14 IV 260/14). Rechtlich iſt die Zumutungsfrage nicht bloß nach dem 
perſönlichen Empfinden der Ehegatten zu prüfen, ſondern auch nach der Richtſchnur 
der im Weſen der Ehe begründeten ſittlichen Gebote. Wer ſelber aus völligem Mangel 
an ehelicher Geſinnung die durch die Ehe gebotenen Pflichten ſchwer verletzt, wird ſich in der 
Regel dem andern, die Scheidung begehrenden Gatten gegenüber nicht darauf berufen können, 
daß dieſem gleichwohl die Fortſetzung der Ehe zuzumuten ſei (NG JW 1918, 1717 und daſelbſt 
Neubecker, der aber zu weit geht, wenn er in der Berückſichtigung des eigenen Verhaltens 
und Empfindens des verletzten Ehegatten bei der Zumutungsfrage die Wiedereinführung 
einer Art Aufrechnung durch ein Hintertürchen erblickt). Eine Aufrechnung von Scheidungs⸗ 
gründen iſt dem BOB fremd (Gruch 63, 230, 331). Eine Handlung, die im allgemeinen 
geeignet ift, die eheliche Geſinnung ves verletzten Ehegatten zu zerſtören (3. B. der Verſuch, 
dem Manne und ſeinen Eltern Gift beizubringen, um fie an der Geſundheit zu ſchädigen), 
iſt es auch im Streitfalle, wenn nicht beſondere, eine Ausnahme begründende Umſtande geltend 
gemacht werden (RG 46, 154). Ein Mann, der ſich dazu hinreißen läßt, ſeine ihm ihrer Her⸗ 
kunft und Bildung nach ebenbürtige Gattin wiederholt grob zu mißhandeln, zu beſchimpfen 
und zu demütigen, ift, wenn fie in der durch fein Verhalten hervorgernfenen Eutfremdung 
verletzende Außerungen macht, der Zumutung, die Ehe fortzuſetzen, nicht überhoben. Vielmehr 
geztemt es ihm, ſein Verhalten von Grund aus zu ändern und die durch ihn verſcherzte eheliche 
Geſinnung der Fran wiederzugewinnen zu ſuchen (RG JW 1910, 213˙ RG 2. 2. 11 IV 88/10; 
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25. 3. 11 IV 365/10; 9. 12. 15 IV 234 
wübriges Verhalten den Grund zu Hen cr Hat der Man durch fein in hohem Maße ehe- 
find dieſe Verfehlungen nicht einer darüber 15 aden eee gelegt und 
entforungen, fo iſt es zunacht Pflicht des are ede feindlichen Geſinnung der Fra 
gewinnung der ehelichen Geſinnung ne annes, durch fein Verhalten auf die Wieder⸗ 
die Ehe mit der Frau fortzuſetzen (RG 29 En hinzuwirken. Andernſan ift ihm zuzumut 
und feinen Kinder ena det uten 7 IV 120/14). Solange der Mann ſich ſeiner 91 
ſeine Frau aus Angſt und Sorge 1 5 tspflicht entzieht, iſt er trotz der groben Brief die 
ſuutung nicht überhoben, die Ehe fortzuf en Unterhalt der Familie an ihn ſchreibt, d e, die 
Verhalten den Verdacht des Ehebru 08 etzen (RG 13. 3. 11 IV 280/10). Dem Manne d 1 0 
Redensarten der Frau die Fortſetnn N ift trotz der dadurch hervorgerufenen ehä eſſen 
Tebeabgedruckt Jr 1911, 944 MG 10. 6. Ehe zuzumuten (MG 25. 9. 11 IV en 
ſchlecht behandelt, iſt, wenn fie im 1 En IV 450/10). Ein Mann, der die Frau an 
macht, der Zumutung A Aherhoben 0 illen darüber herzloſe und beleidigende Außerr en 
Zumutung, die Ehe krotz der Verfehlu, ie Ehe fortzuſetzen (RG 22. 5. 11 IV 623/10) Die 
zu ſtellen, wenn zwiſchen den beiberf ngen des andern Teils fortzuſetzen, iſt jedenfalls d e 
beſteht, wenn die Verfehlungen des eitigen Verfehlungen ein gewiſſer Zuſamme U 50 
Warn 1910 Nr 24: 1912 Nr 31; 010 95 Teiles auf die des andern zurückzuführen ſind 00 
artigen Verfehlung wie der and r 18). Demjenigen Ehegatten, der ſich einer glei 
Er e e Kam 
arn Nr 60). 5 en), kann die Fortſetzung der Ehe 
fahrene Mißhandlung durch ei Hat ein Ehegatte die ihm vom andern E maten u 
berbeigeſührt, Jo iſ er der Zu igenes ſchuldvolles Verhalten (wörtlich ern Ehegatten wider⸗ 
987), Die Zumutungsfra mutung, die Ehe fortzuſetzen, nicht üb en und tätlichen Angriff) 
falls Schuld an der Zerrüttur ift um fo ſtrenger zu prüfen, wenn d ee 
ſchuldigerklärung der Mlägerir ng der Ehe trägt (NG Warn 1915 Nr e e gi 
ſo kaun die Zumutungsfra n begehrende Beklagte fi r 87). Hat der die Mit⸗ 
g ge zu ſeinen U ich ſchwerer vergangen als die Klägeri 
zu 2). Nicht nur, wenn ei en Ungunſten entſchie „ 
des einen Ehegatten und enen e ee 8 ee 
fee ban an een gs an nd 109 Ehegatten beſteht, kann Ne Nenn l 
„ daß an einen Ehegatt g ; unen auch in n Fä He 
bat, Beleg gehe end lan 4222 a 
„ u wi 
fehlungen kann den Aueſcha 15/16 Nr 107). Erſt die Abt Ang au een, 
die Verfehlungen des Ehe cr für die Zumutungsfrage 175 1115 beiderſeitigen Ver⸗ 
due gen des andern Wente die Fortſetzung N Ehe 19 85 t e 
eee 
den f diejenigen De verziehen und b 2 an die Verfehlungen 
des itklichen Anforderungen der e wenigstens ſoweit überwi Ben, bag 
92 211. 0 5640 50 re egen en Kanten Berfefungen 
„211; RG 2. 10. 19 1 228 ehen und die Ehe mit ihm fort nder ſchweren Verfehlungen 
fehlungen und der daraus /19). Bei der rechtlich In zuſetzen (RG Warn 1917 Nr 21, 
um eine Tatfrage, er folgernden Zumutung bie € wägung, ber mende ed ch Miet 
1914 Nr 198). D n eine Rechtsfrage (R ' he fortzuſetzen, handelt es ſich nicht 
9 93). Das Revifionsgericht m babe 9 32 1910, diele dn 2489; NG Warn 
1913, 37912; RG W ohne Zurückverweiſung i r bei Verletzung dieſes Rechtsgrundſatzes in 
frage von den Umſta 155 1915 tr. 88). Andersens he Sache ſelbſt zu entſcheiden (RO ZW 
Eache des Tant nden des einzelnen Falles hängtedie Beantwortung der Zumutungs⸗ 
117 
91). Ei eshalb zu einem großen Teile zu lei 
ſetzung der Ehe als une Ri ine Feſtſtellung dahin, der Ehegatt 1 i ed 
} 9 An dahin, de die Fort⸗ 
nicht (RG SW 08, 308176: N aft, daher let ihn bie ortſetung nich He 1 
dat dn Verteilen e u e e Sarleung 
Zerrüttung der Ehe beigetragen, d nn eine ſchwere Pflichtverletzung dar und 905 So 
nicht zugemutet werden (RG 28. 12. 15 5 dem andern Ehegatten die Fortſetzung der Ehe 
einem Verhalten des andern zugeſtimmt 223/15; 10. 1. 16 IV 270/15). Hat ein Eher 15 
einem vertraulichen Umgange mit der % (3. B. wenn der Mann einen andern an 
Verpflichtung zur Fortſetzung der Ehe 4 5 anſtiftet), ſo iſt der zuſtimmende Ege p 
durch jenes Verhalten des andern Chegatt überhoben, ſelbſt wenn ſich feſtttellen ließ 0 daß 
folgt aus dem Grundſatze der Bedingtheit 1 feine eheliche Gelinnung zerſtört wäre Be 
und der es überflüſſig gemacht bab er alle Scheidungsgründe des § 1568 beh 2 
Abf 2 aufzunehmen (M 4, 596; Ach 85 an eine ähnliche Beſtimmung wie i 
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oder Heilung der Trunkſucht des einen Ehegatten auf die Frage von Einfluß ſein kann, 
ob dem andern Ehegatten die Fortſetzung der Ehe zuzumuten ſei, vgl. A 4. Für die Rus 
mutungsfrage ift wie für alle Vorausſetzungen des $ 1568 maßgebender Zeitpunkt die letzte 
mündliche Verhandlung, auf die das Urteil ergeht. Einer Frau die wegen der vertrauten 
Beziehungen ihres Mannes zu ſeiner Buchhalterin auf Scheidung klagt, kann die Fortſetzung 
der Ehe zugemutet werden, wenn der Mann zur Zeit der letzten mündlichen Verhandlung 
vor dem Berufungsgerichte der Buchhalterin gekündigt hatte (RG Warn 1914 Nr 208; RG 
14. 1. 18 IV 351/17). y , 

8. Grobe Mißhandlung iſt nicht gleichbedeutend mit lebens⸗ oder geſundheitsgefährlicher 
Mißhandlung (RG 47, 33; vgl. auch RG SW 08 S. 4217, 27612). Leichte Tätlichkeiten können 
wegen der mit der Ausübung verbundenen Schmach, Erniedrigung oder Demütigung grobe 
Mißhandlungen darſtellen (RG SW 07, 71126, 04, 2041). Alle Mißhandlungen können 
dem $ 1568 unterſtellt werden. Die deltitellung einer groben Mißhandlung iſt ebenſo wie 
die einer ſchweren Verletzung der Pflichten nicht nur von der äußeren Beſchaffenheit der 
Tat, ſondern auch von dem Willen des Täters und den ſonſtigen Umſtänden abhängig (vgl. A 2). 
So kann z. B. eine ihrer äußeren Beſchaffenheit nach grobe Mißhandlung als ſolche nicht er⸗ 
ſcheinen, wenn fie fahrlaſfig oder aus Furcht begangen iſt. — Grobe Mißhandlung gilt kraft 
Geſetzes ſtets als ſchwere Verletzung der Pflichten und kann nicht, je nachdem der Gegner 
einen ihm über ſeine Verfehlung auferlegten Eid ſchwört oder nicht ſchwört, verſchieden be⸗ 
urteilt werden (RG JW 09, 16612). Grobe Mißhanblung gilt als ſchwere Pflichtverletzung 
ohne Unterſchied des Standes und Bildungsgrades der Ehegatten (RG JW 1911 
S. 71716, 9451). Dafür, ob eine grobe Mißhandlung anzunehmen, ift nicht bloß die äußere 
Beſchaffenheit der Einwirkung auf den Körper des andern maßgebend, vielmehr können auch 
ſonſtige Umſtände dafür herangezogen werden (RG 1. 6. 111 514/10; 15. 1. 12 IV 231/11; 
RG JW 1910, 819%%). Es iſt zu prüfen, ob die Mißhandlung unter Umſtänden oder in einer 
Art und Weiſe begangen worden iſt, die ſie als eine beſonders rohe, das allgemeine Rechts⸗ 
empfinden ſchwer verletzende Ausſchreitung erſcheinen laſſen (RG 20. 9. 12 IV 23/12). 
Für die Beurteilung, ob eine Mißhandlung als grobe anzuſehen und ob demzufolge eine ſchwere 
Eheverfehlung anzunehmen iſt, ift nicht bloß auf die äußere Beſchaffenheit der Verletzung, 
ſondern auch auf die ſonſtigen Umſtände des Falles, insbeſondere auf den Grad des Ver- 
ſchuldens, Rückſicht zu nehmen. eshalb muß, wenn der gemißhandelte Ehegatte zuerſt den 
andern Ehegatten (wörtlich und tätlich) angegriffen hat, dieſem Umſtande Rechnung getragen 
werden (RG Warn 1914 Nr 87). Starke Erregung, in der ſich der Ehegatte bei Aus⸗ 
übung der Tätlichkeit befand, kann zu feinen Gunſten berüdfichtigt werden, um jo mehr dann, 
wenn ihm der andere Ehegatte durch böswilliges Verhalten Anlaß dazu gegeben hat (RG 
Warn 1914 Nr 103; R SeuffA 74 Nr 33). Eine Ohrfeige, die die Frau dem Manne in 
äußerſter ſittlicher Empörung über eine ſchwer kränkende Außerung des Mannes über 
ihren kurz zuvor nerſtorbenen Vater verſetzt, iſt auch daun kein Scheidungsgrund, wenn die 
Eheleute den gebildeten Kreiſen angehören (MG Warn 1915/16 Nr 52). Auch andere als 
grobe Mißhandlungen können als ſchwere Eheverfehlungen angeſehen werden (RG 
15. 4. 16 IV 442/15). Eine derbe Ohrfeige, die der Mann der Frau gegeben, weil fie auf 
der Straße einen ihr bekannten Herrn zufällig getroffen und mit ihm einige Worte gewechſelt 
hatte, kann als grobe Mifhandlung angeſehen werden (Nc 9. 1. 19 IV 287/18). 

9. Wegen der Ausſetzung des Verfahrens im Falle des § 1508 vgl. 8 620 BER. 
Es muß ein gewiſſer tatjächlicher Anhalt für die Annahme gegeben ſein, daß die Ausſöhnung 
nicht ausgeſchloſſen ſei (RG 15. 11. 06 IV 160/06). Ausſezung von Amts wegen (8 620 
ZPO) iſt dann nicht geboten, wenn die Scheidungsklage nicht nur auf $ 1568, ſondern auch 
auf $ 1565 gegründet iſt (dieß ZW 1912, 46%), Maßgebender Zeitpunkt für das Vor⸗ 
handenſein ſämtlicher Erforderniſſe des § 1568 ift die letzte mündliche Verhandlung vor Erlaß 
des Urteils (Ah JW 08, 42; ch 14. 5. 08 IV 473/07; RG Warn 1910 Nr 124). 

10. Beweislaſt. Der Cheſcheidungskläger hat den vollen Tatbeſtand des § 1568, ein- 
ſchließlich derjenigen Umſtände, aus denen ſich das Verſchulden des andern Ehegatten 
ergibt, darzutun. Dazu genügt die Darlegung eines Sachverhalts, der bei einem geiſtig ge⸗ 
ſunden Menſchen ein Verſchulden ergeben würde. Lehnt der Beklagte ſeine Verantwortlichkeit 
mit der Behauptung, daß er unter dem Einfluffe krankhafter Geiſtesſtörung gehandelt 
habe, ab, ſo iſt es weſentlich Frage der tatſächlichen Würdigung, ob ſich nach den Umſtänden 
des einzelnen Falles Bedenken gegen die Verantwortlichkeit des Beklagten rechtfertigen laſſen 

ic JW 1911, 992%). Behauptet der Kläger Beleidigung oder Verleumdung, ſo iſt es auch 
ſeine Sache, die Unwahrheit der behaupteten Tatſache (hier des Abtreibungsverſuchs) 
darzutun. Keinesfalls liegt dem andern Ehegatten der Wahrheitsbeweis ob. Die im Straf- 
rechte geltenden abweichenden Beweisregeln ($ 186 StGB) find für das Cheſcheidungsrecht 
nicht maßgebend (R& 7. 3. 07 IV 396/06; 24. 6. 07 IV 560/06; 16. 1. 11 IV 72/10: NE Warn 
1912 Wr 114). Sache des Ehegatten, der ſich auf $ 1568 beruft, ift es, den Vorfall in feinem 
vollen Umfange klarzulegen, alſo die der ſeinigen entgegengeſetzte Darſtellung des andern 
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Ehegatten zu widerlegen (RG Warn 1913 Nr 328; 1914 Nr 219; 1915/16 Nr 52; 1917 Nr 86; 
NG Gruch 59, 923). Der klagende Ehegatte hat den behaupteten Scheidungsgrund auch 
dann zu beweiſen, wenn es ſich um die Unwahrheit der vom andern Teile über ihn ver⸗ 
breiteten beleidigenden Tatſachen (Vorwurf des Ehebruchs) handelt, es ſei denn, daß das 
Gericht aus tatſächlichen Grunden zu einer ſog. Umkehrung der Beweißlait kommt (RG 
Warn 1915/16 Nr 85). Vgl. $ 1571 A 4, § 1339 A 2. Der Ehegatte, der eine Eheverfehlung 
als Scheidungsgrund gemäß $ 1508 geltend macht, muß grundſätzlich den Vorfall in vollem 
Umfange klarſtellen und auch die Abweſenheit von Umſtänden dartun, die ein Verſchulden 
des andern Ehegatten auelchließen oder die eine mildere Beurteilung rechtfertigen (RG 
10. 1. 16 IV 270/15; RG SeuffA 74 Nr 33). Dem Ehegatten, der Nichtgewährung des 
Unterhalts als Scheidungsgrund geltend macht, liegt der Beweis dieſes klagebegründenden 
Vorbringens ob, insbeſondere im Falle des Getrenntlebens der Ehegatten der Beweis für 
die Vorausſetzungen des § 1361 (RGS Warn 1915 Nr 24). Bei Vorgängen, die naturgemäß 
ſelten durch Zeugen oder Sachverſtändige bewieſen werden können, wie z. B. bei Behaup⸗ 
tungen der Parteien über die Ausübung des Geſchlechtsverkehrs, kommen als Beweismittel 
die perſönliche Vernehmung der Partei (8 619 3 PO) und die Auferlegung eines richter⸗ 
lichen Eides in Betracht (R Warn 1915 Nr 289). Gerade in Angelegenheiten, die das 
innere, ſich den Wahrnehmungen Dritter oft entziehende Eheleben betreffen, wird das Gericht 
vielfach Anlaß haben, die Parteien perſönlich zu hören und ſich durch unmittelbare Be⸗ 
fragung ein Bild bon ihrem Zuſammenleben zu machen. Daß dabei nicht nur die mündlichen 
Angaben ber, Partei, ſondern auch ihre ſchriftlichen Aufzeichnungen Berückſichtigung 
finden entſpricht dem Zwecke einer ſolchen Beweiserhebung. Die dadurch gewonnene richter⸗ 
liche Überzeugung iſt nicht wmozeſtwibrig zuſtande gekommen (RG SeuffA 68 Nr 47). Wer 
das Verhalten des andern Eheteils als Scheidungsgrund geltend machen will, dem liegt es 
ob, zu beweiſen, daß jenem Verhalten die Bedeutung einer ſchweren Verfehlung im einzelnen 
Falle zukommt; er muß alſo auch die Einwände ausräumen, mit welchen der Gegner 
dartun will, daß das betreffende Vorkommnis milder zu beurteilen ſei und ihm deshalb micht 
die Senn bur Scheibungsgrundes zukomme (z. B. den Einwand des Gegners, zu ſeiner 
Eheverfehlung durch Schimpfreden des andern Ehegatten gereizt worden zu ſein). Den an⸗ 
gegeiffenen Zeil trifft ſolchenfalls keine Beweislast (MG 20. 3. 19 IV 415/18). Über die 
Seizeißlaft au Ehefachen hinſichtlich des Einwandes der Notwehr vgl. MO J 03 Beil 54125. 
das ek eiter über, 1 ſich auf Notwehr beruft, muß der klagende Ehegatte 
0 0 — N . 
Gruch 59, 923; Rh 11. 12. 19 1 27 10h. Hung beweiſen (R& 30. 10. 11 IV 102/11; RG 
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die geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen den Eh d 
h egatten aufgehoben, auch jede 
Ausſicht auf Wiederherſtellung dieſer Gemeinſchaft ausgeſchloſſen ist. 


1. Von dem Grundſatze des BEN 
des andern Ehegatten die Scheidun 


für Zulaſſung der Scheidung wegen Geſſteskrankheit und nahm eine dem $ 1569 gleichlautende 
Beſtimmung in den Entwurf auf (Prot 4, 4200 ; 

2. Nur Geiſteskrankheit, nicht Geiſtesſchwäche kann als Scheidungsgrund aus 8 1569 
verwertet werden. Das Behn hat den Unterſchied zwiſchen Geisteskrankheit und Geiſtes⸗ 
ſchwäche nicht feſtgeſetzt. Der Begriff der Geiſteskrankheit iſt im 8 1569 — abgeſehen von 
Dauer und Grad — derſelbe wie im $ 6 (vgl. die Erl zu § 6 und R& 50, 207) Die Zuläſſigkeit 
der Scheidung wegen Geisteskrankheit iſt von einer vorgängigen Entmündigung des geilteß- 
kranken Ehegatten nicht abhangig. Die im Entmündigungsverfahren über den Geiſteszuſtand 
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getroffenen Feſtſtellungen können im Eheſcheidungsſtreite verwertet werden. Das Ehe ⸗ 
ſcheidungsgericht hat aber ſelbſtändig zu prüfen, ob Geiſteskrankheit vorliegt, und es darf nach 
8623 BD auf Scheidung wegen Geiſteskrankheit nicht erkennen, bevor es einen oder mehrere 
Sachverſtändige über den Geiſteszuſtand des Beklagten gehört hat. — Daß das gegen den 
geiſteskranken Ehegatten eingeleitete Entmündigungsverfahren mit einer Ablehnung 
der Entmündigung geendet hat, ſchließt die Scheidung wegen Geiſteskrantheit nicht aus, 
ebenſowenig der Umſtand, daß das Ehegericht den geiſteskranken Ehegatten für geſchäfts⸗ 
fähig und darum auch für prozeßfähig hält (R Warn 1917 Nr 233). Die Fachausdrücke 
der ärztlichen Kunſtſprache brauchen ſich mit den Begriffsbeſtimmungen der Geiſteskraukheit 
und Geiſtesſchwache im 8 6 Nr 1 nicht zu decken, aber im Sinne des Geſetzes find zwischen beiden 
Formen der regelwidrigen Geiſtesbeſchaffenheit nur Gradunterſchiede anzuertennen (RG 
JW 05, 39516, RG Warn 1913 Nr 78). — Zur Durchführung der Scheidungsklage kann 
dem Beklagten gemäß 8 1910 Abſ 2 BGB ein Pfleger beſtellt werden. — Zur Scheidungs⸗ 
widerklage bedarf eine im Laufe des Rechtsſtreits wegen Geiſteskrankheit entmündigte Be⸗ 
klagte der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Dieſe kann noch nachträglich im Laufe 
des Rechtsſtreits erteilt werden (RG 86, 15; R& 27. 9. 15 IV 97/15; § 612 BRD). . 

3. Während der Ehe. Die vor der Eheſchließung liegende Krankheitszeit bleibt hier 
alſo außer Betracht. Wegen Anfechtbarkeit und Nichtigkeit der Ehe eines Geiſteskranken 
vgl. 58 1333, 1325. f 3 

4. Dauer der Geiſteskrankheit. In den dreijährigen Zeitraum ſind lichte Zwiſchenräume 
einzurechnen. Es genügt, wenn der dreijährige Zeitraum zur Zeit der mündlichen Verhandlung, 
auf die das Urteil ergeht, vollendet iſt. Der vor Ablauf der drei Jahre klagende Ehegatte 
hat allerdings Abweiſung der Klage zu gewärtigen. — Es kommt darauf an, daß ſich der Ehegatte 
dauernd in einem einheitlichen Zuſtande geiſtiger Erkrankung befindet. Iſt das der Fall, 
dann ſind auch die Zwiſchenzeiten, die zwiſchen den Aufenthalten in verſchiedenen Irren⸗ 
anſtalten liegen, in den dreijährigen Zeitraum miteinzurechnen (RG Warn 1917 Nr 233). 

5. Grad der Geiſteskrantheit. Die völlige Lebensgemeinſchaft, zu der ſich Mann und 
Frau durch die Eheſchließung verbinden, umfaßt auch die geiſtige Gemeinſchaft, zu der ſie als 
geiſtig veranlagte Geſchöpfe fähig ſind. Die geiſtige Gemeinſchaft unter Ehegatten äußert 
ſich in der mehr oder minder regen Teilnahme an dem, was das geiſtige Leben der Ehegatten 
erfüllt, alſo namentlich in der Teilnahme an dem körperlichen und geiſtigen Wohle des andern 
Ehegatten und der gemeinſamen Kinder, ſowie an ſonſtigen Familienangelegenheiten. Die 
geiftige Gemeinſchaft kann ſich auch auf den Beruf erſtrecken, z. B. bei einem Künſtlerehepaare, 
und wird überhaupt je nach den Verhältniſſen eine tiefgehende oder oberflächliche ſein. Iſt 
aber ein Ehegatte infolge von Geiſteskrankheit zu einer geiſtigen Gemeinſchaft mit dem andern 
Ehegatten unfähig geworden, fo iſt die geiftige Gemeinſchaft aufgehoben. — Die Anteil 
nahme des geiſteskranken Ehegatten (an den gemeinſamen Angelegenheiten der Familie) 
darf nicht lediglich eine innerliche, ſich auf bloße Gefühlsäußerungen beſchränkende ſein, ſondern 
muß ſich durch Handlungen, die ſich als Ausfluß des gemeinſamen Denkens und Fühlens der 
Ehegatten darſtellen, lebendig betätigen, wenn daraus auf das Beſtehen der geiſtigen Gemein⸗ 
ſchaft geſchloſſen werden ſoll (MG ZW 1915, 7840. Die dem geiſteskranken Ehegatten ver⸗ 
bliebene Befähigung, der Familie eine gewiſſe, zumal nur äußere Fürſorge zuzuwenden, 
ſchließt allerdings die Annahme einer Aufhebung der geiſtigen Gemeinſchaft nicht aus. Allein 
dieſes innere Zerfallen der Ehe entſpricht nur dann den Anforderungen des § 1569, wenn 
es ſeine Urſache gerade in der Geiſteskrankheit des Ehegatten hat. Der geſunde Ehegatte 
hat bei der Geſtaltung des Ehelebens auf das Leiden des andern Rückſicht zu nehmen, und 
nur dann, wenn ſich trotzdem in dem Geiſteszuſtande des Erkrankten ein unüberwindliches 
Hindernis gemeinſamen Denkens und Empfindens entgegenſtellt, beruht eine völlige innere 
Entfremdung auf dieſer geiſtigen Erkrankung (RG Warn 1917 Nr 23). Völlige Ver⸗ 
blödung wie in den Fallen des jog. geiltigen Todes wird nicht verlangt. Das Fortbeſtehen 
der ehelichen Gemeinſchaft wird nicht damit dargetan, daß der Ehegatte noch weiß, er ſtehe 
mit dem andern Ehegatten in der Ehe (RG JW 05, 39517; vgl. auch N IW 01, 297; 
02 Beil 244133; 03 Beil 285“; 1915, 784%; RG Warn 1913 Nr 370). Auch Eheleute, deren 
geiſtige Gemeinſchaſt eine nur oberflächliche iſt, werden mindeſtens durch die gemeinſame 
Sorge für das Wohl der Familie einander geiſtig näher geführt. Hört aber ſogar auf dieſem 
Gebiete das gemeinſame Denken und Fühlen der Ehegatten auf, ſo gebricht es jelbit an einem 
Mindeſtmaße geiſtiger Gemeinſchaft (RG 1. 4. 09 IV 434/08). Eine geiſtige Gemeinſchaft 
zwiſchen den Eheleuten beſteht nicht mehr, wenn dem klagenden Ehegatten in der krank⸗ 
haften Geiſtesverfaſſung des andern Teiles ein unüberwindliches Hindernis der Ver⸗ 
einigung zu gemeinſamem, dem Weſen der Ehe entſprechenden Denken, Empfinden und 
darauf beruhenden Handeln entgegenſteht (RG Warn 1917 Nr 233). Wahn vorſtellungen 
der Frau, ihre Kinder ſeien beſeſſen und ihr Mann peinigte ſie und treibe fortgeſetzt Ehebruch, 
find geeignet, die geiſtige Gemeinſchaft aufzuheben (RG 16. 2. 11 IV 132/10, zum Teil ab« 
gedruckt JW 1911, 3706). Es genügt, wenn die Krankheit den erforderten Grad zur Zeit 
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der mündlichen Verhandlung, auf die das Urteil ergeht, erreicht hat. — Wird nach rechts⸗ 
kräftiger Abweiſung einer wegen Geiſteskrankheit erhobenen Scheidungsklage von neuem auf 
Scheidung wegen Geiſteskrankheit geklagt, fo erfordert die neue Entſcheidung die Feſtſtellung, 
ob jetzt die Voraussetzungen des $ 1569 gegeben ſind. Dieſe Feſtſtellung kann auch, ohne daß 
inzwiſchen eine Verſchlimmerung eingetreten iſt, bei bloßer Fortdauer des ſchon zur Zeit 
des erſten Urteils vorhandenen Geiſteszuſtandes getroffen werden. Die Anſicht, die neue 
Klage könne gemäß $ 616 ZPO nur auf eine nach dem Erlaſſe des erſten Urteils eingetretene 
Verſchlimmerung des Geiſteszuſtandes geſtützt werden, beruht auf einer unrichtigen Aus⸗ 
legung des $ 616 3PO. Die in den Gründen des früheren Urteils hinſichtlich der Richtigkeit 
oder Unrichtigkeit von Tatſachen getroffenen Feſtſtellungen ſind für die Beurteilung der neuen 
Klage nicht bindend (RG JW 1915, 7844), 

6. Jede Ausſicht auf Wiederherſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft muß ausgeſchloſſen 
fein, nicht jede Ausſicht auf Heilung. Der Tatbeſtand des § 1569 deckt ſich nicht mit dem 
Begriffe der unheilbaren Geiſteskrankheit. — Iſt infolge Beſſerung des geiſteskranken 
Ehegatten das der Wiederherſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft entgegenſtehende Hindernis 
behoben, fo iſt der klagende Ehegatte, wenn nicht befondere Umſtände eine abweichende Be⸗ 
urteilung rechtfertigen, ſeinerſeits zur Wiederherſtellung der geiſtigen Gemeinſchaft ver⸗ 
pflichtet (RG J 1915, 784). Wegen des Unterhaltsanſpruchs des geiſteskranken Che 
gatten vgl. $ 1583, wegen der Auseinanderſetzung vgl. 88 1478 Abſ 3, 1549. 


S 1570 


Das Recht auf Scheidung erliſchti) in den Fällen der 88 1565 bis 1568?) 
durch Verzeihung ). 


E 1 1446 Satz 1 II 1465; M 4 602 ff.; P 4 429. 


1. Der Verluſt des Scheidungsrechts knüpft ſich an die Verzeihung, ohne daß die Aus⸗ 
ſöhnung der Ehegatten eine vollſtandige zu ſein braucht oder eine Zeitlang andauern mußte. 
Im Falle des 31567 Abſ 2 Nr 1 verliert infolge Verzeihung auch das Herſtellungsurteil 
ſeine innere Berechtigung und 05 muß von neuem auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
geklagt werden (Ach 72, 321; Od 26, 230). Im Falle des $ 1568 hindert eine dazwiſchen⸗ 
legende Verzeihung den beklagten Ehegatten grundſätlich nicht, frühere Verfehlungen des 
klagenden Teiles dazu zu benutzen, um darzutun, daß ſeine eigenen Verfehlungen in einem 
milderen Fichte erſcheinen (RG 26. 1. 16 IV 868/15). Vgl. 8 1573 A 3, 9 1574 Abſ 2 u. 3. 
Das durch Bergeihung erloschene Recht auf Scheidung kan nicht durch Widerruf der Ver⸗ 
zeihung zum Wiederaufleben gebracht werden. 
fehl Im ra 55 $_ 1568 (bedingter Scheidungsgrund) ift, wenn der Ehegatte die Ver- 
ſch en 1 © 1 Ehegatten nicht als ehezerrüttend empfindet, der Scheidungsanſpruch 
f von 1 es Mangels eines Tatbeſtandmerkmals ausgeſchloſſen, und es kommt dann 
a} en Verzeihungseinwand nicht an. Ob ein verſöhnliches Verhalten des ſchuldloſen Ehe ⸗ 
gatten im Sinne des Mangels eines Tatbeſtandmerkmals oder als Verzeihung aufzufaſſen 
iſt, 15 ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles. 
befteſ erzeihung im Sinne des 9 1570 BOB iſt Außerung eines inneren Vorgangs, der darin 
eſteht, daß der verletzte Ehegatte die Ehe nicht oder nicht mehr als durch die Verfehlungen 
des andern Ehegatten zerrüttet empfindet (NG NW 05, 1136; 06, 75225, MG 96, 268). Die 
Verzeihung iſt nicht eine empfangsbedürftige Willenserklärung, ſondern ein tatſächlicher Vor ⸗ 
gang, aus welchem auf die innere verſöhnliche Geſinnung des Ehegatten und ſeine Bereit, 
willigkeit, die Ehe fortzufegen, zu ſchließen iſt (RG 1. 3. 15 IV 415/14). Verzeihung iſt 
anders als Verzicht auf das Scheidungsrecht (A5) kein Rechtsgeſchäft (RG 10. 2. 08 IV 306/07), 
braucht auch nicht dem andern Ehegatten gegenüber zum Ausdrucke zu gelangen und be- 
ſeitigt das Scheidungsrecht unabhängig davon, ob der Ehegatte die Eigenſchaft der verziehenen 
Handlung als eines Scheidungsgrundes kennt und den Willen hat, durch Verzeihung den Wegfall 
des Scheidungsrechts herbeizuführen (MG IW 02, 13). Die Beſtimmungen über Rechts- 
geſchäfte (88 104-193) finden auf die Verzeihung, da fie kein Rechtsgeſchäft iſt (A 5) grund- 
ſätlich keine Anwendung, jedoch mit einigen Ausnahmen. Ein geſchäftsunfähiger Ehegatte 
(8104) kann nicht rechtswirkſam verzeihen, es fei denn, daß er trotz des Mangels der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit imſtande ift, das Weſen der Ehe verſtändig zu würdigen. Bloße Beſchränkung in der 
Geſchäftsfähigkeit beeinträchtigt nicht die Wirkſamteit der Verzeihung. Eine im Zuſtaude 
der Bewußtloſigkeit oder vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit erfolgte 
Verzeihung iſt unwirkſam ($ 3 5 Dasſelbe gilt von der widerrechtlich durch Drohung oder 
argliſtige Täuſchung erlangten Verzeihung (8 128), ohne daß es einer förmlichen Anfechtung 
bedarf (a. M. Planck). Auch der Irrtum ($ 119) ift geeignet, die Wirkſamkeit der Verzeihung 
zu beeinträchtigen. — Irrtum und argliſtige Täuſchung können auch ohne förmliche An⸗ 
fechtung geltend gemacht werden, da die Verzeihung kein Rechtsgeſchäft iſt und deshalb auf 
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fie die 88 119, 121, 123, 124 keine Anwendung finden (RG 28. 9. 14 IV 206/14). Dagegen 
verdient der geheime Vorbehalt (§ 116) keine Berückſichtigung. Die Wirkſamkeit der Ver⸗ 
zeihung kann nicht dadurch in Frage geſtellt werden, daß der verzeihende Ehegatte ſich im 
Widerſpruche mit ſeinem äußeren Verhalten insgeheim vorbehält, nicht zu verzeihen (RG 
JW 01, 386; 05, 37112). Selbſt der ausgeſprochene Vorbehalt, nicht verzeihen zu wollen, 
vermag der Verzeihung, wenn dieſe ſonſt nur unzweideutig zum Ausdrucke gelangt, die Wirk⸗ 
ſamkeit nicht zu nehmen (RG IW 07, 797; RG Gruch 51, 187; RG 96, 268; Seuffl 74 Nr 180). 
Bedeutungslos iſt der von einem Ehegatten bei Gelegenheit vertraulichen Verkehrs mit dem 
andern Ehegatten gemachte, mit dem tatſächlichen Empfinden des erſteren im Widerſpruch 
ſtehende Vorbehalt, daß er ſich dadurch feines Scheidungsrechts nicht begeben wolle (RG 
Warn 1914 Nr 195). Das Verſprechen eines Ehegatten, deſſen Verfehlungen von dem 
andern Teile verziehen worden ſind, die Verzeihung in dem Scheidungsverfahren nicht geltend 
zu machen, iſt nicht in dem Sinne bindend, daß der Verſprechende mit dem Einwande der 
Verzeihung nicht gehört werden dürfte. Der Bruch eines ſolchen Verſprechens iſt, ſelbſt 
wenn es unter Ehrenwort abgegeben wäre, nicht als ſchwere Verfehlung anzuſehen (RG. 
Warn 1914 Nr 195). Allerdings iſt die kundgegebene Verzeihung nicht deshalb nichtig, weil 
ſich der Erklärende vorbehält, das Erklärte nicht zu wollen. Man darf aber nicht auf eine 
ſolche Verzeihung die nur für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr beſtimmte Auslegungsregel 
anwenden, daß ein jeder die Erklärung ſo gelten laſſen muß, wie ſie der Gegner nach Treu 
und Glauben verſtehen durfte (vgl. RG 88, 425). Das Vorhandenſein einer Verzeihung iſt 
vielmehr regelmäßig — mit Ausnahme des Falles des Geheimvorbehalts — davon abhängig, 
daß der Ehegatte wirklich die Verzeihung gewollt hat (RG Warn 1918 Nr 121). Trotz 
des ausdrücklichen Vorbehalts des Mannes, den Ehebruch der Frau nur im Falle eines 
offenen Geſtändniſſes verzeihen zu wollen, liegt wirkſame Verzeihung des Mannes vor, 
wenn er im Glauben an die Schuld der Frau den Geſchlechtsverkehr mit ihr fortſetzt (OLG 
30, 52). Mit Recht wird die Verzeihung als ein innerer ſittlicher Vorgang, nicht als 
eine Handlung rechtsgeſchäftlichen Verkehrs aufgefaßt. Deshalb kommt es nicht 
auf die wörtlichen Erklärungen und ebenſowenig darauf an, wie der andere Ehegatte das 
Verhalten des Verletzten aufgefaßt hat. Maßgebend ift allein, ob der Kläger nach feinen 
ganzen Verhalten die Verfehlung des andern Ehegatten nicht mehr gelten laſſen wolle, 
daß alſo nicht mehr geſagt werden könne, die Fortſetzung der Ehe ſei ihm nicht mehr zuzu⸗ 
muten. Die Frage der Verzeihung ſteht eben mit der Zumutungsfrage im engſten Zu⸗ 
ſammenhange. Dies trifft nicht nur auf die bedingten, ſondern auch auf die unbedingten 
Scheidungsgründe (§ 1568 A 1) zu, denn auch bei letzteren iſt der eigentliche und innerſte 
Grund für den Scheidungsanſpruch eben der, daß dem andern Ehegatten die Fortſetzung der 
Ehe nicht zugemutet werden kann (RG 96, 268). Die Vorſchrift des § 183, daß bei der Aus⸗ 
legung einer Willenserklärung der wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buch⸗ 
ſtäblichen Sinne des Ausdrucks zu haften iſt, findet auch auf die Verzeihung Anwendung 
(RG ZW 1919, 8202). Anderſeits liegt Verzeihung nicht vor, wenn fie zwar äußerlich erklärt 
worden iſt, aber zu einer Zeit, in der ſich der Erklärende infolge hochgradiger Erregung 
über die erlittene Kränkung zu einem feſten Entſchluſſe noch gar nicht durchgerungen hatte 
(RS 17. 12. 10 IV 53/10). Streitig iſt, wie eine bedingte Verzeihung wirkt. Das 
Reichsgericht nimmt an, daß eine bedingte Verzeihung zuläſſig ſei, ihre Wirkſamkeit aber 
nicht über den Inhalt der Erklärung hinausgehen und die gleiche ſein könne, wie wenn der 
Ehegatte bedingungslos verziehen hätte (RG JW 03 Beil 2658, RG Gruch 48, 808; RG 
Warn 1913 Nr 62 u. 205). Ubrigens findet auf die bedingte Verzeihung die Vor⸗ 
ſchrift des $ 162 und gegebenenfalls die allgemeine Einrede der Argliſt Anwendung (RG 
JW 1919, 820° und dazu die beachtenswerten Bemerkungen von Landsberg. Dasſelbe 
Urteil ausführlicher R Warn 1919 Nr 200). In dem vom Manne zurückgewieſenen Er⸗ 
bieten der Frau zum Geſchlechtsverkehr liegt nicht notwendig eine vollendete und unbe⸗ 
dingte Verzeihung, vielmehr kann darin ein bloßer Verſöhnungsverſuch erblickt werden 
(RG JW 1916, 46). Verzeihung im Sinne des 8 1570 ſetzt Bereitſein zur Fortſetzung 
der Ehe voraus. Wird zugleich die Abſicht, die Ehe nicht fortzuſetzen, ausgedrückt, fo liegt 
keine Verzeihung im Sinne des § 1570, ſondern der Fall einer nur aus allgemein menſch⸗ 
lichen Gründen und ohne Beziehung auf das eheliche Verhältnis ausgeſprochenen Ver⸗ 
zeihung vor, einer Verzeihung, wie ſie auch dem Ehegatten, von dem man ſich trennen 
will, gewährt werden kann (RG Warn 08 Nr 324; 1911 Nr 383; RG 13. 5. 18 IV 55/18). 
Die Wiederherſtellung der aufgehobenen häuslichen Gemeinſchaft kann ge⸗ 
eignet ſein, einen Verzeihungswillen des gekränkten Ehegatten zu beweiſen. Das ſetzt aber 
voraus, daß ſie unter Umſtänden und in einer Weiſe bewirkt wird, die den Schluß auf das 
Bereitſein zur Fortſetzung der Ehe auf ſeiten des verletzten Gatten als gerechtfertigt 
erſcheinen läßt (Meß 30. 4. 14 IV 74/14). Bloßes Inausſichtſtellen künftiger Verſöhnung, 
bloße Verſöhnungsverſuche und bloße Bereitwilligkeit zur Verzeihung können nicht als Ver⸗ 
zeihung im Sinne des § 1570 gelten (RG 26. 10. 11 IV 98/11; 29. 1. 12 IV 213/11; RG 
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Warn 1912 Nr 396). Nur eine Verzeihung, di ; B 1 19 9 
mehr als durch Schuld des andern Teils a 100 deer 15 
Scheidungsrecht zum Erlöſchen zu bringen. Bloßes Inausſichtſtellen künftiger Verſohnung 
genügt nicht, ſelbſt wenn es von zärtlichem Verhalten begleitet iſt (NG Warn 1918 Nr 120) 
Keine Verzeihung liegt vor, wenn der Ehemann zwar feine Bereitwilligkeit, ſich 7 it 
der des Ehebruchs ſchuldigen Ehefrau auszuſöhnen, in der Hoffnung erklärt, daß l a i m 
zu einem ehelichen Zuſammenleben kommen werde, aber die Ehefrau auf die ih i b 1 1 
Gelegenheit eines verſöhnten Zuſammenlebens nicht eingeht (RG 11. 3. 18 IV A 2 0 SS 
ſchließt ſich ein Ehegatte, über den Ehebruch des andern Ehegatten hinwegzuf ER 15 
Die 8 e a fortzuſetzen, fo erwächſt für ihn de eng 
ee ee ten, daß ein erträgliches Zuſammenleben der Ehegatten 
tattfinden kann (RG IW 06, 38915, 9 d \ egatten 
l auch $ 5 2, 1508 eee RT 52:7 Rt ee SZ EN: 
4. Sonſtige Erforderniſſe der nen x = 
fehlung des andern Ehegatten boraus („ch Aren 1918 r 200 A dent 1 5 ie 
nicht alle Einzelheiten zu umfaſſen, muß aber fo weit 115 5 15 Verzeih Pe 
Schwere der Verfehlung ermeſſen kann (RG Warn 1918 Nr 1200 5 1 8 1071 A 4 1 
e weben Gran are dad (gun genaci Je, cite dag nn 
kannten gewaltſam erzwungenen Sennen 175 ar En 9 15 t 2 Man 1 
Kenntnis ihrer Schwangerſchaft mit ihr während 91 pi Alan nn 150 9 0 aun trotz 
folgt daraus noch nicht, daß der Mann ſichere K 1115 rlau „ges echtlich verkehrt, ſo 
hatte und ihr die Verfehlung verziehen habe (80 26 von Dan Ehebruch der Frau erlangt 
geichloffen, daß der Ehegatte — namentlich beim Vorlie en 70 e eee 
lungen — allgemein, auch die ihm unbekannt nebfieb Te: AEG u ld 
kaun (RG ZW 02 Beil 260180, 265188, 05 1 iebenen Verfehlungen wirkſam verzeihen 
nis nicht, jedoch kann — was zu beweiſen — 57 Tee e erſetzt die Kennt- 
ſein, für jeden Fall, wie es ſich auch mit d 1 15 ne a a 
Verzeihung zu gewähren (MG JW 1913 19 5 18 Eheverfehlung verhalten mag, 
1914 Nr 24). Insbeſondere dann, wenn auf f iten e ee 
oder weniger dringender Verda cht oder Ar 1 7 75 des gekränkten Ehegatten nur ein mehr 
beftimmte Verſtöße gegen feine ehelichen Mflic 5 eſtanden hat, daß dem andern Ehegatten 
beſonderer Umstände, aus denen der Will 5 en zur Laſt fallen, bedarf es des Nachweises 
kannt gewordene Verfehlungen zu ver 50 es getränkten Ehegatten, auch ihm nicht bes 
(RE Warn 1914 Nr 165). Vgl. e Sicherheit entnommen werden kann 
gewordener leichterer Verfehlungen nic 8 x (Verzeihung künftiger oder ſpäter bekannt⸗ 
0 ſchwere Eheverfehlung verziehen 0 N er zu entnehmen, daß ber Ehegatte ſogar 
Ehegatte bat die Kenntnis des and hat, RG 95, 285). Der die Verzeihung einwendende 
IV 874/10; 16. 9. 11 IV 683/10) ac den Verfehlungen zu beweiſen (RG 23. 3. 11 
ſchweigende ſein. Ob in dem reits igen deen kann eine ausdrückliche oder ſtill⸗ 
ſchweigende Verzeihung liegt, richtet fi gen Beiſchlafe des verletzten Ehegatten eine ftill- 
JW 06, 75224, 25) (gleiche tet ſich nach den Umſtänden des einzelnen Falles (RG 
TB 03 Beil 2056 u War, ao l der Juxücknahme der Scheidungsklage (ach 
Rechtszugs, bei welchem der Rechtäftreit 1 Nur der Prozeſibevollmächtigte desjenigen 
tloge befugt (R@ 5. 11. 10 IV 508/00) Di Sa ih, au Qurücnahme ber Shebnane" 
verfehlungen im Sinne des $ 1568 kan ac Fortſetzung des ehelichen Verkehrs nach Ehe⸗ 
merkmal (Empfindung der Fortſetzun i ne Berzeihung oder als mangelndes Tatbeſtands⸗ 
kommen (RG 6. 6. 07 IV 546/06) 05 r Ehe als einer unerträglichen Laſt) in Betracht 
ſowohl Verzeihung als auch ein Berz u der Fortſetzung der Geſchlechtsgemeinſchaft kann 
IV 572/04). Aus der ne d auf Anfechtung der Ehe liegen (RG 10. 4. 05 
auf eine Verzeihung zu schließen. es n Gemeinſchaft iſt nicht ohne weiteres 
der Ehewohnung kann auf Beweggründ uf weilige Verbleiben des verletzten Ehegatten in 
gegenſtehen, z. B. Angſt vor neuen Mißh zurückzuführen fein, die einer Verzeihung ent⸗ 
Welfegeib (ch 20. 10. 11 IV 98/11), Hat die nen ofen drann Beflerung, Tanner ai 
Manne den Beiſchlaf nicht freiwillig 9 85 Frau nach der Trennung en dem 
geſtattet, fo kann aus der Beiſchlafsgeſtattung d en e gen 
lungen des Mannes nicht geſchloſſen werden (MB 0 en N 9 0 72 obo Verfeh 
1 eee no nicht unbedingt pe keiner Nr 
Denn dieſe beruht darauf, daß de N 5 : ig 
a andern 5 er als ehezerrättend enden alf aug besen cen 
organge heraus bereit iſt, das eheliche Leben wied hm Ob dies ae 
weſentlich eine Frage der tatſachlichen B vieder aufzune öl dies der Fall, iſt 
beide Ehegatten aus natürlichem Vedürfniſſe fortdauernd Immerhin wird man, wenn 
: - | dauernd miteinander im eheli . 
ſchlechtsverkehre bleiben, davon ausgehen dürfen, daß fie bei dieſer dem Wesen der Che 
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entſprechenden Tatſache die Ehe weiter fortſetzen wollen und daß keiner von ihnen dabei 
verharren kann, die Ehe habe gleichwohl auf ſeiner Seite durch die Schuld des andern Teiles 
auch weiterhin als zerrüttet zu gelten. Es müſſen ſchon ganz beſondere Umſtände hinzu⸗ 
kommen, einem derartigen einträchtigen fortgeſetzten Geſchlechtsverkehre die Be⸗ 
deutung einer Verzeihung abzuſprechen (RG IW 1919, 573%). Verzeihung kann auch dann 
vorliegen, wenn der Mann nur in der Befürchtung, daß eine regelrechte Beiwohnung als 
Verzeihung ausgelegt werden könnte, ſich auf andere Weiſe die geſchlechtliche Befriedigung 
durch die Frau wiederholt gefallen läßt (RG 3. 4. 19 IV 20/19). Ju der Erhebung der 
Klage auf Wiederherſtellung des ehelichen Lebens iſt eine Verzeihung der früheren 
Verfehlungen des andern Ehegatten nicht zu erblicken, wenn es zur Wiederherſtellung nicht 
kommt. Die Verzeihungsbereitſchaft des Herſtellungsklägers gilt nur unter der Voraus- 
ſetzung, daß der andere Ehegatte dem Herſtellungsverlangen wirklich entſpricht (RG 28. 2. 07 
IV 383/06). Die Verzeihung kann ſowohl vor als auch nach der Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage erfolgen. Nach dem Eintritte der Rechtskraft eines auf Scheidung lautenden Urteils 
kann Verzeihung nicht mehr geltend gemacht werden, ſelbſt wenn das Urteil durch einen 
Eid bedingt iſt; ebenſowenig kann in der Reviſionsinſtanz Verzeihung geltend gemacht 
werden (RG JW 04, 260°). f 

5. Das Recht auf Scheidung erliſcht nicht nur durch Verzeihung, ſondern auch durch 
Verzicht, gleichviel, ob er ſich auf das Scheidungsrecht ſelbſt oder deſſen Geltendmachung 
bezieht. Dieſer Verzicht ſteht unter den allgemeinen Regeln über Rechtsgeſchäfte. — Zum 
Zwecke der Zurücknahme der Scheidungsklage und, falls der Beklagte der Klagerücknahme 
widerſpricht, zum Zwecke des Verzichts auf den Klageanſpruch kann der Kläger auch 
im Falle des Obſiegens ein Rechtsmittel einlegen (ME 36, 341; Rch Gruch 41, 171; RG 
IW 05, 5375; RG 19. 11. 10 IV 301/90; R Warn 1913 Nr 458; 1915/16 Nr 143; 
1918 Nr 148; 1919 Nr 185). Der Verzicht kann bei der mündlichen Verhandlung in der 
Reviſionsinſtanz rechtswirkſam erklärt werden; der gerichtliche Verzicht bedarf nicht der 
Annahme des Gegners (RG 12. 1. 11 IV 21/10). Zugunſten der Aufrechterhaltung der 
Ehe kann auch eine durch das Urteil nicht beſchwerte Partei ein Rechtsmittel (Berufung, 
Reviſion) zum Zwecke des Verzichts auf den zuerkannten Scheidungsanſpruch einlegen 
(NG 2. 6. 13 IV 75/13). Ob die die Reviſion einlegende Partei das ihr günſtige 
Urteil ſchon im erſten oder erſt im zweiten Rechtszuge erlangt hat, macht keinen Unterſchied. 
Von der Bezeichnung einer verletzten Rechtsnorm ($ 554 ZPO) kann keine Rede ſein. Es 
genügt, wenn die Aufhebung des Berufungsurteils beantragt und als Grund der Reviſion 
die Abficht angegeben wird, durch die entſprechenden Prozeßmaßnahmen (Verzicht) die Auf⸗ 
techterhaltung der Ehe herbeizuführen. Die Koſten des Rechtsmittels hat der Reviſions⸗ 
kläger zu tragen (RG 91, 365). Nachdem das Berufungsgericht durch bedingtes, rechts⸗ 
kräftig gewordenes Endurteil die Ehe auf die Widerklage der Frau geſchieden und den Mann 
für allein ſchuldig erklärt hat, kann der Mann mit dem Einwande, daß die Parteien ſich in 
der Zeit nach dem Erlaß des bedingten Endurteils ausgeſöhnt hätten, nicht gehört werden. 
Die Läuterung des in Rechtskraft erwachſenen bedingten Endurteils kann durch das neue 
Sachvorbringen des Mannes nicht gehemmt werden (RG 4. 11. 15 IV 615/14). Ein mit 
der Klage auf Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft im erſten Rechtszuge durch⸗ 
gedrungener Ehegatte kann nicht Berufung zum Zwecke der Erlangung der Eheſcheidung 
einlegen. Auch in Eheſachen bedarf es grundfätzlich für die Zuläſſigkeit der Berufung einer 
Beſchwerung des Berufungsklägers (SeuffA 73 Nr 106). Auch ein Ehegatte, der glaubt, 
keine Scheidungsgründe zu haben, kann nichtsdeſtoweniger einen Verzicht auf das Scheidungs⸗ 
recht für den Fall ausſprechen, daß Scheidungsgründe vorhanden fein ſollten. Es iſt auch 
keineswegs ausgeſchloſſen, daß ein ſolcher Verzicht im Verhalten des Ehegatten (Verein⸗ 
barung des Getrenntlebens und Zuſicherung einer Unterhaltsrente) gefunden werden kann 
(RG Warn 1915/16 Nr 110). Eheleute können in einem Ehevertrag auf die Geltend⸗ 
machung ihrer bisherigen Verfehlungen als ſelbſtändige Scheidungsgründe verzichten, 
auch wenn ſie ſich wegen derſelben nicht zugleich Verzeihung gewähren. Die Wirkſam⸗ 
keit eines ſolchen Verzichts wird auch dadurch nicht in Frage geſtellt, daß der Ehevertrag 
(wegen unzuläſſiger Vereinbarung dauernden Getrenntlebens) nichtig iſt. Denn der Ver⸗ 
zicht ſoll nach dem Willen beider Ehegatten der Aufrechterhaltung der Ehe dienen und wird 
nach § 139 von der Nichtigkeit der ehewidrigen Vertragsbeſtimmungen nicht mitbetroffen. 
Er würde rechtswirkſam auch dann fein, wenn der eine Ehegatte ſich mit der Verzichts. 
erklärung des andern nicht vertraglich einverſtanden erklären würde. Denn der Verzicht 
bringt ſchon für ſich allein, ohne daß es der Einwilligung des andern Gatten bedarf, den 
Scheidungsanſpruch zum Erlöſchen (RG JW 1918, 877; dich Warn 1913 Nr 458). 

6. Die Verzeihung iſt von Amts wegen zu berückſichtigen ($ 622 3PO; RG Warn 
1915/16 Nr 142). Die Verzeihung iſt eine jog. rechtsvernichtende Tatſache, die wie alle 
rechtsvernichtenden und rechtshemmenden Tatſachen vom Richter zu berückſichtigen iſt, auch 
ohne daß ſich die Partei, zu deren Gunſten ſie wirkt, auf ſie beruft, ſofern ſie nur in der 
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Verhandlung überhaupt zutage tritt (RGS 8. 10. 17 IV 183/17). — Dem 8 1570 find die 
88 532, 2337, 2343, 2345 verwandt. 

7. Beweislaſt. Der Ehegatte, der ſich auf die Verzeihung des andern Teiles beruft, hat 
den geſamten, die Verzeihung zum Ausdruck bringenden Tatbeſtand zu beweil en. Grund 
ſätzlich trifft ihn daher die Beweislaſt, wenn der andere Teil beſondere das Vorliegen eines 
Verzeihungswillens ausſchließende Umſtände (Schlaftrunkenheit des Mannes bei der Bei⸗ 
ſchlafsvollziehung) behauptet. Das ſchließt aber nicht aus, daß das Gericht auf Grund der 
gewöhnlichen Lebenserfahrung die geltend gemachten Umſtände für unglaubwürdig und 
deshalb den die Verzeihung behauptenden Ehegatten einer weiteren Beweisführung für 
überhoben erachtet (RG 5. 12. 15 IV 231/15). 


8 1571 


Die Scheidungsklage muß in den Fällen der 88 1565 bis 1568 binnen 
ſechs Monaten!) von dem Zeitpunkt an erhoben werden, in dem der Ehe⸗ 
gatte?) von dem Scheidungsgrundes) Kenntnis“) erlangt. Die Klage iſt 
ausgeſchloſſen, wenn ſeit dem Eintrittes) des Scheidungsgrundes zehn Jahres) 
verſtrichen ſind. 

Die Friſt') läuft nicht, ſolange die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten 
aufgehoben tft’). Wird der zur Klage berechtigte Ehegatte?) von dem an⸗ 
deren Ehegatten?) aufgeforderts), entweder die häusliche Gemeinſchaft her⸗ 


zuſtellen“) oder die Klage zu erheben, jo läuft die Friſt von dem Empfange 
der Aufforderung and). 


Der Erhebung der Klage ſteht die Ladung zum Sühnetermine gleich!). 
Die Ladung verliert ihre Wirkung, wenn der zur Klage berechtigte Ehe⸗ 
gatte im Sühnetermine nicht erſcheint oder wenn drei Monate nach der Be⸗ 


endigung des Sühneverfahrens verſtrichen ſind und nicht vorher die Klage 
erhoben worden iſt. ſtrichen | nd nich 0 8 


Auf den Lauf der ſechsmonatigen und der dreimonatigen Friſt finden 


die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 88 203, 206 entſprechende 
Anwendung. 

E 1 1447 Abſ 1—4 IE 1466; M 4 604 ff., P 4 420 fl.; 6 290. 

1. Die ſechsmonatige Friſt iſt eine Ausſchlußfriſt. Mit ihrem Ablauf iſt die Geltendmachung 
des Scheidungsgrundes durch Erhebung der e le. Die Ehegatten 
können 8 die Verlängerung der Friſt vereinbaren noch auf ihre Geltendmachung ver⸗ 
sichten. = ſechsmonatigen Friſt liegt der Gedanke zugrunde, daß die Frage der Scheidung 
raſch gr 88 gebracht werden muß, weil eine dauernde Ungewißheit darüber dem 
Weſen 5 he widerſtreitet. Auf den Scheidungsgrund der Geiſteskrankheit (8 1569) findet 
„1671 leine Anwendung. — Von dem Wegfall des Scheidungsgrundes infolge Zeitablaufs 
bleibt das auf dem en Tatbeſtande beruhende Recht des unſchuldigen Ehegatten un. 
berührt, gemäß $ 1358 Abſ 2 Saß 1 die häusliche Gemeinſchaft wegen Rechtsmißbrauchs 
zu verweigern (RG IW 03 Beil 44%; MG 14. 4 10 IV 336/09). Vgl. A 8. Kann ſich 
ein Ehegatte wegen einer beſonders ſchweren Eheverfehlung (Ehebruch) des andern 
Ehegatten innerhalb der Friſt des $ 1571 zur Scheidungsklage nicht entſchließen, ſo folgt 
daraus nicht, daß er die Scheidungsklage auch nicht erhoben haben würde; wenn er von 
andern leichteren Verfehlungen innerhalb der Frist erfahren hätte. Wenn ein Ehe⸗ 
gatte über pie, M des andern hinweggeſehen hat, fo folgt daraus nicht, daß er auch künf⸗ 
tige oder ſolche, die ihm erſt ſpater bekannt werden, verzeihen will. Er kann ſehr 
wohl zu der Überzeugung kommen, daß ſeine Nachſicht an einen Unwürdigen verſchwendet 
war oder daß ſich eine gebeihliche Ehe doch nicht aufrechterhalten läßt (RH 95, 285). 

8 62 1 gs Ehegatte geſchüftsunfähig, ſo kommt nur fein geſetzlicher Vertreter in Betracht 

3. Der Scheidungsgrund iſt eingetreten, ſobald alle Tatbeſlandsmerkmale vorliegen. 
Der Scheidungsgrund der böslichen Verlaſſung iſt eingetreten, ſobald die Vorausſetzungen 
des $ 1567 Abſ 2 erfüllt find. — Wegen Trunkſucht kann die Scheidung auf Grund des § 1568 
nachgeſucht werden. Verfällt der krunkſüchtige Ehegatte in Geiſteskrankheit, ſo entfällt mit 
dieſem Ereigniſſe ſeine Verantwortlichkeit und ſomit der Scheidungsgrund aus § 1568, ſelbſt 
wenn der Ehegatte das unmäßige Trinken fortſetzt. Dies ift bei Berechnung der Ausſchlußfriſt 
zu berückſichtigen (RG 68, 124). 


17* 
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4. Die Kenntnis muß die weſentlichen Merkmale des Scheidungsgrundes umfaſſen (RG 
IW 09, 6901). Bloßer Verdacht, bloße Vermutungen genügen nicht, die Friſt in Lauf 
zu ſetzen (RG 6. 10. 14 IV 205/14). Vgl. § 1570 A 4. Fahrläſſige Unkenntnis (kennen 


müſſen) ſteht der Kenntnis nicht gleich. Bloße Gerüchte ſind ungeeignet, die Kenntnis zu 
begründen. Mitteilungen eines Dritten braucht der Empfänger der Mitteilungen zwar 
nicht zu glauben, aber man wird, wie RG 12. 10. 05 IV 181/05 angenommen, den Ein⸗ 
wand des Empfängers, er habe ſie nicht für wahr gehalten, nicht leicht zulaſſen, wenn ſie 
auf Wahrheit beruhen und nach den Umftänden des Falles ein vernünftig denkender Menſch 
an der Wahrheit nicht gezweifelt hätte. Vgl. auch 9 1339 A 5. — Im Falle des 8 1568 
genügt Kenntnis des äußeren Tatbeſtandes des Scheidungsgrundes. Mit Erlangung dieſer 
Kenntnis, nicht erſt mit dem Zeitpunkt, in dem der Ehegatte den vorliegenden äußeren 
Tatbeſtand als ehezerrüttend zu empfinden beginnt, wird die Friſt in Lauf geſetzt. Iſt bei 
mehreren an ſich nicht ſchweren Verfehlungen erſt durch Hinzutritt der letzten Verfehlung 
das zur Annahme eines Scheidungsgrundes erforderliche Maß erreicht, ſo kommt es auf 
die Kenntnis von der letzten Verfehlung an, nicht auf den Zeitpunkt des Eintritts der ehe⸗ 
zerrüttenden Wirkung (RG IW 09, 69015). Eine eigentliche Beweislaſt liegt dem Kläger 
hinſichtlich der Zeit der erlangten Kenntnis von dem Scheidungsgrunde nicht ob. Es ge⸗ 
nügt, daß er unter Darlegung des Sachverhältniſſes augibt, wann er zuerſt Kenntnis er- 
halten hat. Sache des Gegners iſt es dann, den Nachweis zu führen, daß in Wirklichkeit 
die Kenntnis ſchon früher eingetreten iſt (RG Warn 1918 Nr 211). Die Frage nach der 
Berechtigung einer ſog. Umkehrung der Beweislaſt iſt keine Rechtsfrage, ſondern eine 
Frage der Beweiswürdigung und daher vom Reviſionsgerichte nicht nachzuprüfen (RG 
14. 1. 18 IV 351/17). Vgl. § 1568 A 10, § 1339 A 2. Die ſechsmonatige Friſt des 8 1571 
Abs 1 iſt zwar keine Verjährungs⸗, ſondern eine unter Beachtung der §8 617, 622 3 PO 
von Amts wegen zu berückſichtigende Ausſchlußfriſt. Das ändert aber nichts daran, daß 
es — ſoweit ſich aus der Sachlage ſelbſt keine Bedenken gegen den vom verletzten Ehe⸗ 
gatten angegebenen Zeitpunkt der Kenntniserlangung ergeben — dem ſchuldigen Ehegatten 
obliegt, frühere Kenntnis einzuwenden und darzulegen (RG 6. 10. 14 IV 205/14). 

5. Die zehnjährige Friſt iſt ebenfalls eine Ausſchlußfriſt (vgl. A 1). Sie läuft vom 
Eintritte des Scheidungsgrundes, ohne daß es auf die Kenntnis (A 2, 3) ankommt. Rück⸗ 
ſichtlich ſoweit zurückliegender Tatſachen ſoll jeder Streit darüber ſchlechthin abgeſchnitten 
fein. — Da nach Art 201 Abſ 1 EG Scheidungsgründe, die zwar das alte Recht kannte, aber 
das BGB nicht übernommen hat, zur Begründung einer Scheidungsklage nicht mehr geeignet 
find, fo muß dasſelbe auch von Scheidungsgründen gelten, die das BOB zwar übernommen 
hat, ſeit deren Eintritt aber zehn Jahre verſtrichen ſind, mag auch ein Teil der Friſt ſchon 
vor dem Jukrafttreten des BGB verſtrichen fein. War die altrechtliche Friſt ſchon beim 
Inkrafttreten des BGB abgelaufen, ſo behält es dabei nach Art 201 Abſ 2 EG ſein Bewenden. 
Die Vorſchriften in Art 169 Ec, insbeſondere Abſ 2 Satz 1, kommen bei der zehnjährigen 
Friſt nicht, auch nicht ſinnentſprechend zur Anwendung (RG IW 1913, 42%; vgl. auch 
NG 46, 156; 48, 157; 66, 249; RG FW 04, 11514). 

6. Gemeint iſt ſowohl die ſechsmonatige als auch die zehnjährige Friſt. — Einem Be- 
ſchluſſe der Reichstagskommiſſion, die Hemmung des Friſtenlaufs während der Aufhebung 
der häuslichen Gemeinſchaft auf beide Friſten für Anivendbar zu erklären, trug die Redaktions. 
kommiſſion dadurch Rechnung, daß ſie die früheren Anfangsworte: „Die ſechsmonatige Friſt 
läuft nicht“ dahin änderte: „Die Friſt läuft nicht.“ Sowohl die Beſtimmung über Hemmung 
des Friſtenlaufs als auch die über die Aufforderung zur Klageerhebung beziehen ſich auf 
beide Friſten (RG 26. 5. 10 IV 447/09, zum Teil JW 1910, 707 abgedruckt; RG 
Warn 1913 Nr 1499. 

7. Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft. Die ſechsmonatige Ausſchlußfriſt bringt 
die Gefahr mit ſich, daß lich der ſchuldloſe Ehegatte zur ſchleunigen Erhebung der Scheidungs⸗ 
klage gedrängt fühlt. Um dies zu vermeiden, iſt die Möglichkeit gewährt worden, daß ſich 
die Ehegatten zunächſt tatſächlich trennen, ohne daß der ſchuldloſe Ehegatte fein Scheidungs⸗ 
recht durch Zeitablauf einbüßt. — Eine Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft mit der 
Wirkung des § 1571 iſt nur anzunehmen, wenn die Trennung der Ehegatten in dem Sinne 
erfolgt, daß die eheliche Gemeinſchaft für immer oder auf gewiſſe Zeit (bis zur Be. 
ruhigung der erregten Gemüter der Ehegatten) aufgehoben fein fol (RG 23, 6. 10 IV 433/09; 
RG JW 1912, 14726). — Die Aufhebung der häuslichen Gemeinſchaft im Sinne des 8 1571 
Abſ 2 Satz 1 kann nicht nur durch freiwillige Trennung, ſondern auch durch wider den Willen 
des abweſenden Ehegatten eingetretene Trennung erfolgen (RG 53, 337). Jufolge Zur 
haftnahme des Mannes wegen Straftaten wird die häusliche Gemeinſchaft der Ehegatten 
aufgehoben (RG JW 1916, 11921). Die Friſt des § 1571 Abſ 2 gehört zu denjenigen, 
auf welche die §8 203, 206 Anwendung finden, und von letzteren beftinmit der $8 des Geſ., 
betr. den Schutz der infolge des Krieges an Wahrnehmung ihrer Rechte behinderten Per⸗ 
ſonen, v. 4. 8. 14, daß ſie und zwar zugunſten beider Teile — bis zur Beendigung des 
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Kriegszuſtaudes uſw. in ihrem Laufe gehemmt find (RG IW 1917, 66016). Vgl. im übrigen 
die Erl zu 89 1358, 1354, 1567 g | 5 

8. Die Aufforderung muß ſich inhaltlich mit der geſetzlichen Vorſchrift decken (a. M. 
Planck). — Die Aufforderung des Mannes an die Frau ihm nach dem neugewählten Wohn. 
orte zu folgen, genügt nicht, weil fie inhaltlich der Vorſchrift im $ 1571 Abſ 2 nicht eutſpricht 
(Mas Id 1911, 405°). Eine beſondere Form it für die Aufforderung nicht vorgeſchrieben. 
Sie bezweckt, die ſechsmonatige Friſt wieder in Lauf zu ſetzen und eine Entſcheidung über 
die Erhebung der Scheidungsklage herbeizuführen. Der ſchuldige Ehegatte ſoll nicht dauernd 
an eine Ehe ohne Lebensgemeinſchaft gefeſſelt bleiben. Die Wirkſamkeit der Aufforderung 
iſt unabhängig davon, ob der Auffordernde zur Zeit der Aufforderung den ernſtlichen 
Willen hat, die häusliche Gemeinſchaft herzuſtellen (RG 61, 160). In der mit der Schei- 
dungsklage vorſorglich verbundenen Klage auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft liegt 
keine Aufforderung im Sinne des § 1571 Abſ 2 (Rc JW 08, 4335). Der Ehegatte kann die 
Aufforderung durch einen Dritten, insbeſondere durch den Prozeßbevollmächtigten (RG 
14. 4. 10 IV 336/09) bewirken laſſen. Iſt die Aufforderung einmal ergangen, ſo wird die 
Ausſchlußfriſt hinſichtlich aller vor und nach der Aufforderung liegenden Verfehlungen 
wieder in Lauf gelebt. Die klageerhaltende Wirkung des Getrenntlebens iſt dann über 
haupt außer Kraft geſetzt (RG 63, 113). Der Verluſt des Scheidungsrechts läßt das Recht 
zum Getrenntleben unberührt (RG Warn 1917 Nr 274). Vgl. A 1 und § 1353 A 3. Die 
Entſcheidung darüber, ob die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zu verlangen oder der 
Scheidungsprozeß hervorzurufen iſt, iſt der perſönlichen Entschließung des Ehegatten bor- 
zubehalten. Die zur Führung eines Rechtsſtreits über Unterhaltsgewährung erteilte Voll 
macht ermächtigt den Anwalt nicht zur Abgabe und Entgegennahme der Aufforderung nach 
5.1571 Abſ 2 (RG 58, 227). Der Verluſt des Scheidungsrechts des Aufgeforderten infolge 
Verſäumung der Klagefriſt zieht nicht ohne weiteres den Verlust feines Rechtes zur Ver⸗ 
weigerung der häuslichen Gemeinſchaft nach ſich, ebenſowenig den Verlust einer zugeſprochenen 
Unterhaltsrente (RG 13. 11. 05 IV 245/05; vgl. auch A 1). 

9. Widerklage. Der Erhebung der Klage ſteht die Erhebung der Widerklage gleich, da ⸗ 
gegen nicht die nur einredeweiſe erfolgende Geltendmachung von Scheidungstatſachen, 
3. B. die Einrede grober Mißhandlung gegenüber der auf bösliche Verlaſſung geſtützten 
Scheidungsklage. Im übrigen vgl. 8 1572 A 4. 

10, Ladung zum Sühnetermine. Nach 8 609 Abs 1 ZPO (Faſſung vom 1. 6. 00) hat 
der Kläger bei dem Amtsgerichte, vor welchem der Ehemann feinen allgemeinen Gerichts 
ſtand hat, die Anberaumung eines Sühnetermins zu beantragen. Nach g 497 Abſ 1 
a. a. O. hat das Gericht von Amts wegen den Sühnetermin zu beſtimmen und die 
Ladung der Parteien durch den Gerichtsſchreiber zu veranlaſſen. Ladung durch die Partei 
findet nicht mehr ſtatt. Die frühere Vorſchrift, daß der Kläger den Beklagten zum Sühne. 
termine zu laden habe, ift durch das Gel. v. 1. 6. 09 aufgehoben worden. Maßgebend ift 
jetzt nicht etwa der Tag der amtsgerichtlichen Ladung, ſondern gemäß 8 496 Ab] 3 a. a. O. 
der Tag, an dem der Antrag bei dem Gerichte ſchriftlich eingereicht oder mündlich an. 
gebracht worden iſt, vorausgeſetzt, daß die amtsgerichtliche Ladung darauf zugeftellt worden 
iſt. Dasſelbe gilt für die Wiederholung des Antrags gemäß § 610 Abſ 2 a. a. O. Im 
Sinne des $ 1571 Abſ 3 Satz 1 fteht alſo der Erhebung der Klage die Einreichung oder 
Anbringung des Antrags auf Anberaumung eines Sühnetermins gleich. 


8 1572 
) Ein Scheidungsgrund kann, auch wenn die für jeine Geltendmachung 
im 5 1STD u) verstrichen iſt, im Laufe des Rechtsſtreits gel⸗ 
tend gemacht werden, ſofern die Friſt zur Zeit der Erhebung der Klages) 
noch nicht verſtrichen war⸗) s). 


1. Zweck der Vorſchrift. Das eheliche Verhältni un nun einmal der Klageweg 
beſchritten wird, vollſtändig zum le Tat Den gemacht werden. Dieſen 
Zweck verfolgt § 1572 in Verbindung mit SS 614, 616 ARD. 

2. Friſt. Gemeint find alle im $ 1571 erwähnten Friſten. ; ; 

3. Der Erhebung der Klage ſteht die Ladung zum Sühnetermine gleich. Wenn 
dies auch nicht ausdrücklich geſagt iſt, jo folgt es doch aus dem innigen Zuſammenhange 
des $ 1572 mit $ 1571. — Unter Klage iſt die Scheidungsklage zu verſtehen. Dieſer fteht die 
Anfechtungsklage, nicht aber die Herſtellungsklage gleich. Die Anhängigteit des Herſtellungs⸗ 
prozeſſes hindert keine Partei, im beſonderen Rechtsſtreit auf Scheidung zu klagen (Rh 
JW 1910, 47515). Die Erhebung einer Widerklage auf Scheidung berechtigt den Wider ⸗ 
klager, auch Anfechtungsgründe vorzubringen, ſofern die Friſt noch nicht abgelaufen 
iſt (RG Warn 1913 Nr 58). 
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4. Widerklage. Unter 8 1572 fällt auch die Scheidungswiderklage. Dem Widerkläger bleibt 
aber die 5 zur Geltendmachung nur dann gewahrt, wenn ſie noch nicht zur Zeit der (nach 
8 281 350 in der mündlichen Verhandlung erfolgenden) Erhebung der Widerklage ver⸗ 
ſtrichen war, jedoch wird zugunſten des Widerklägers derjenige Zeitraum in die Ausſchluß⸗ 
friſt des 8 1571 nicht eingerechnet, währenddeſſen er verhindert war (§ 208 Abſ 2), Wider⸗ 
klage zu erheben, d. h. der Zeitraum zwiſchen Erhebung der Klage und der erſten mündlichen 
Verhandlung (RG 57, 192). Jedoch kommt § 1572 dem Widerkläger nur dann zuftatten, 
wenn die Klage auf Scheidung oder Anfechtung der Ehe gerichtet iſt; denn nur in dieſen Fällen 
iſt der Widerkläger mit dem Verluſte feines Scheidungs- oder Anfechtungsrechts gemäß 
$ 616 ZPO bedroht (RG ZW 1910, 47515). Für den Widerkläger wird die Friſt zur Gel- 
tendmachung von Scheidungs⸗ und Anfechtungsgründen nicht durch die von ſeinem Gegner 
ausgehende Klageerhebung gewahrt (RG JW 1909, 68917; R Warn 1917 Nr 209). Wird 
die Widerklage auf Grund des $ 1568 in der erſten mündlichen Verhandlung vor dem Land» 
gericht erhoben, fo iſt die ſechsmonatige Friſt des $ 1571 dann gewahrt, wenn die Verfeh⸗ 
lungen des andern Teils nicht um mehr als ſechs Monate der Klageerhebung vorausgingen 
(RG 15. 6. 14 IV 185/14). . 

5. Anfechtungsgründe. Da mit Erhebung der Scheidungsklage oder der Anfechtungs- 
klage das eheliche Verhältnis im ganzen zum Gegenſtande des Streites gemacht wird 
(RG 58, 309), ſo gilt der Grundſatz des § 1572 für die Scheidungsgründe auch dann, wenn 
die Anfechtungsklage erhoben iſt, und für die Anfechtungsgründe dann, wenn die Anfechtungs⸗ 
oder die Scheidungsklage erhoben iſt (vgl. dazu RG 53, 334; Ach JW 08 Beil 7010; 
§ 1564 A 4). 


8 1573 


2) Tatſachen !), auf die eine Scheidungsklage nicht mehr gegründet werden 
kann, dürfen zur Unterſtützung einer auf andere Tatſachen gegründeten 
Scheidungsklage geltend gemacht werdens). 

E I 1448 II 1468; M 4 606; P 4 436. 


1. Der ausgeſchloſſene Scheidungsgrund kommt nach $ 1573, wie es M 4, 606 heißt, 
„nicht als ſelbſtändige rechtserzeugende Tatſache, ſondern nur zur Charakteriſierung und zum 
Beweiſe eines neuen Scheidungsgrundes in Betracht“. 

2. Alle Tatſachen, die infolge Verzeihung (8 1570), Friſtablauf (8 1571) und Klage⸗ 
abteilung ($ 616 ZPO) zur ſelbſtändigen Begründung des Scheidungsanſpruchs ungeeignet 
find, fallen unter $ 1573 (RG JW 03 Beil 48108). Haben die früheren Verfehlungen über⸗ 
haupt nicht ehezerrüttend gewirkt, jo findet $ 1573 keine Anwendung. Denn dann liegt 
die Vorausſetzung dieſer Vorſchrift, daß auf jene Tatſachen die Scheidungsklage nicht mehr 
gegründet werden kann, nicht vor (RG 18. 6. 14 IV 138/14). Die Verwertung ſämt⸗ 
licher Eheverfehlungen eines Ehegatten zur Begründung des Scheidungsausſpruchs iſt nicht 
zu beanſtanden, wenn auch nur eine dieſer Verfehlungen in die Zeit nach der Verzeihung 
oder in die letzten ſechs Monate vor der Trennung der Parteien fällt (RG 15. 8. 15 IV 462/14; 
20. 9. 15 IV 77/15). Die Grundſätze über die Rechtskraft werden nicht verletzt, 
wenn die früheren Tatſachen, die zur Begründung der abgewieſenen Scheidungsklage dienen 
ſollten, anders als im Vorprozeß beurteilt werden (RG SeuffA 67 Nr 42). Der $ 1573 
iſt für den Fall gegeben, daß die neuen Tatſachen weder jede für ſich allein, noch alle zu⸗ 
ſammen zur Erfüllung des Tatbeſtandes eines Scheidungsgrundes ausreichen, daß ſie aber 
einen Scheidungsgrund abgeben würden, wenn ſie im Zuſammenhalte mit den ausgeſchloſ⸗ 
ſenen Tatſachen betrachtet würden. Irrig iſt die Annahme, daß die nicht ausgeſchloſſenen 
Tatſachen, ſchon allein für ſich betrachtet, ſchwere ehezerrüttende Verfehlungen oder gar einen 
Scheidungsgrund darſtellen müßten (RG Gruch 50, 1101; RG 12. 3. 06 IV 426/05; R& 
JW 1912, 39%). Die Heranziehung der älteren Verfehlungen ift zuläſſig, auch wenn dieſe 
auf einem ganz andern Gebiete liegen als die neueren Verfehlungen (RG 5, 6. 16 
IV 56/16). Bei der Würdigung des Geſamtverhaltens können die früheren Verfeh⸗ 
lungen, die nur unterſtützungsweiſe heranzuziehen ſind, nicht als gleichwertig mit den neuen 
Verfehlungen behandelt werden. Es kann ihnen für Erfüllung des Scheidungstatbeſtandes 
immer nur eine geringere Bedeutung beigemeſſen werden, wobei es namentlich darauf an⸗ 
kommt, wieweit die Verfehlungen zurückliegen und inwieweit ihre Wirkungen durch beſſeres 
Verhalten in der Zwiſchenzeit beſeitigt find (M& 5. 6. 16 IV 56/16). Für die Scheidung 
aus § 1568 iſt auch ein verziehener Ehebruch als unterſtützende Tatſache im Sinne des 
$ 1573 verwertbar (RG 16. 11. 05 IV 247/05; RG Warn 1915/16 Nr 202). Ein ver- 
ziehener Ehebruch kann nur dann zur Unterſtützung im Sinne des § 1573 verwertet 
werden, wenn zugleich feſtgeſtellt wird, daß ihn der andere Teil als ehezerrüttend emp⸗ 
funden hat. Die Feſtſtellung iſt notwendig, weil der Ehebruch infolge der Verzeihung 
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i ingten Scheidungsgrund mehr bildet (RG 27. 9. 15 IV 97/15; 5. 6. 16 
5 eee dem der andere Teil zugeſtimmt hat, kann nicht zur Unter⸗ 
ſtützung im Sinne des $ 1578 verwertet werden (RG 28. 5. 19 IV 90/19). Verweigert 
ein Ehegatte mit der Behauptung, daß ihm ein Scheidungsgrund zur Seite ftehe, die Wieber- 
herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft, wird er aber dazu rechtskräftig verurteilt, ſo können 
die zur Darlegung des Scheidungsgrundes im Da e geltend gemachten Tat: 
ſachen im folgenden Scheidungsprozeß wegen böslicher Verlaſſung behufs Begründung des 
Rechtes zur Verweigerung der Gemeinſchaft nur im Rahmen des § 1573 zur Unterſtützung 
neuer Tatſachen verwertet werden (NG IW 02 Beil 273). Sie können aber zur Begrün⸗ 
dung der Scheidungsklage ſelbſtändig geltend gemacht werden. Vgl. $ 1567 A 4. Stellen 
die neueren Tatſachen überhaupt keine Eheverfehlungen dar, jo entfällt die Ver 
anlaſſung, auf die früheren Vorgänge einzugehen (RG 12. 11. 07 IV 70/08; RG JW 
07, 107°; 1910, 10051; 1912, 39%; RG Warn 1913 Nr 425; RG 22. 8. 15 IV 523/14; 
20. 9. 15 IV 77/15). Die Verfehlungen aus neuerer Zeit müſſen im Falle des § 1568 
zwar eine ſchuldhafte Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten enthalten, dürfen 
aber nicht ganz bedeutungslos, nicht völlig unerheblich fein. Schwere Pflichtver⸗ 
letzungen brauchen fie nicht darzuſtellen (Reh 10. 2. 16 IV 302/15). Wenn ältere Tatſachen 
in Verbindung mit neueren Tatſachen einen Scheidungsgrund bilden, ſo kann dieſer Um⸗ 
ſtand auch im Sinne des $ 323 ZPO und der 8$ 1611 Abi 2, 2335 BGB kur Herabſetzung 
der rechtskräftig zugeſprochenen Unterhaltsrente führen (RG 28. 11. 08 IV 513/08). Tat- 
ſachen, die vor dem Inkrafttreten des BGB liegen, können unter der Vorausſetzung, daß 
ſie auch nach altem Rechte Eheverfehlungen, wenn auch nicht gerade einen Scheidungsgrund 
darſtellen, verwertet werden. 

3. Geltendmachung zur Verteidigung. Die im § 1573 eingeräumte Befugnis kann 
nicht nur zur Unterstutzung einer Scheidungsklage ſowie einer Scheidungswiderklage, 
ſondern auch zur Unterstützung eines Antrags auf Mitſchuldigerklärung ausgeübt 
werden; es kann der beklagten Partei auch nicht verwehrt werden, ſich der Klage gegen⸗ 
über zu ſeiner Verteidigung auf Vorkommniſſe zu beziehen, die vor der Verzeihung liegen 
oder auf die er aus einem ſonſtigen Grunde eine Scheidungsklage und ſelbſt einen Antrag 


auf Mitſchuldigerklärung nicht gründen könnt 1. 16 IV 368/15; 2. 10. 19 IV 223/19. 
Vol. 8 1570 N 1. gründen könnte (RG 26. 1. 16 IV 368 / 


8 1574 


) Wird die Ehe aus einem der in den SS 1565 bis 15682) beſtimmten 
Gründe geſchiedene), jo ift!) in dem Urteil auszuſprechens), daß der Be- 
klagte) die Schuld an der Scheidung trägt. 

Hat der Beklagte Widerklage') erhoben und wird auch dieſe für be⸗ 
gründet erkannte), jo ſind⸗) beide Ehegatten für ſchuldig zu erklären“. 

Ohne Erhebung einer Widerklage ch ſſt auf Antrag!) des Beklagten! 
auch der Kläger für ſchuldig zu erklären, wenn Tatſachen vorliegen, wegen 
deren der Beklagte auf Scheidung klagen könnte ls) oder, falls ſein Recht 
auf Scheidung durch Verzeihung oder durch Zeitablauf ausgeſchloſſen iſt, 
zur Zeit des Eintritts des von dem Kläger geltend gemachten Scheidungs⸗ 
grundes berechtigt war, auf Scheidung zu klagen 17). 

E 1 1449 II 1469; M 4 606 ff.; P 4 436. Si 


1. Die auf Berſchulden beruhende Scheidun 1568) hat, je nachdem das 
Verſchulden einen Ehegatten allein oder Ade ae kuf, erde Wirkungen. 
Vgl. namentlich 88 1578—1582 (Gegenſeitige Unterhaltspflicht geſchiedener Ehegatten), 
8,1584 (Widerruf von Schenkungen) 88 1585, 1635, 1636 (Unterhalt der Kinder und Sorge 
für ihre Perſon), $ 1577 (Namensführung der geſchiedenen Frau), 88 1478, 1549 (Teilung 
des Geſamtauts). Außerdem beeinflußt die Schuldfrage ſchon vor der Scheidung das Erb⸗ 
recht (§ 1933), die letztwilligen Verfügungen (88 2077, 2268) und den Erbvertrag ($ 2279). 
Wegen ihrer Wichtigkeit muß in den Fällen der 88 15651568 die Entſcheidung der Schuld⸗ 
frage mit dem Scheidungsausſpruche verbunden werden. . 

2. Die in den 88 15651568 beſtimmten Scheidungsgründe haben ſämtlich zur Voraus: 
ſetzung, daß die Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes von dem Ehegatten verſchuldet 
worden iſt. Wird die Ehe aus einem der bezeichneten Gründe auf Antrag einer Partei ge ⸗ 
ſchieden, fo ift damit anerkannt, daß die andere Partei ein Verſchulden trifft. Dies bedarf 
aus dem in A 1 angegebenen Grunde des ausdrücklichen Ausſpruchs. Die Schuldigerklärung 
iſt eine Folge, nicht eine Vorausſetzung der Scheidung (RG JW 05, 72346). Nur bei der ein 
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Verſchulden nicht vorausſetzenden Scheidung wegen Geiſteskrankheit (8 1569) bedarf es eines 
Schuldausſpruchs nicht, obwohl Falle denkbar find, in denen die Zerſtörung der geiſtigen 
Fähigkeiten auf eigene Schuld zurückzuführen ift, z. B. bei Trinkern (8 1568 A 4). 

3. Scheidung. Gleiches gilt, wenn auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt 
wird ($ 1575 Abſ 2). 

4. Hiermit wird im Gegenſatze zu Abſ 3 $ 1574 vorgeſchrieben, daß der Schuldausſpruch 
von Amts wegen zu erfolgen hat (RG JW 04, 235%). Die Entſcheidung über die Schuld» 
frage iſt ein notwendiger Beſtandteil des Scheidungsurteils (RG 46, 168). Beide Ent- 
ſcheidungen ſind untrennbar (RG 58 S. 311,319). Ein gegen die Schuldigerklärung gerichtetes 
Rechtsmittel greift immer zugleich den Scheidungsausſpruch an (RG IW 05, 89511; RG 
Seuffll 72 Nr 128). 

5. Der Ausſpruch über die Schuld findet in der Urteilsformel feinen Platz. — Der 
Vorſchrift des 8 1574 iſt genügt, wenn die Entſcheidung über die Schuldfrage zwar nicht 
in der Urteilsformel, wohl aber in den Entſcheidungsgründen getroffen iſt (RG 
Warn 1919 Nr 41). 

6. Parteirolle. Abſ 1 bezieht ſich dem Wortlaute nach auf den Fall, daß auf Antrag 
des Klägers geſchieden wird. Dem Sinn nach ſind aber auch die Fälle betroffen, in denen 
auf Antrag des Beklagten geſchieden wird, z. B. wenn die klagende Partei die Anfech⸗ 
tungs oder die Herſtellungsklage erhoben hat. Die Parteirolle ift von keiner Bedeutung 
(RE JW 04, 2351). 

7. Im Ab} 2 wird vorausgeſetzt, daß Klage und Widerklage auf Scheidung aus 88 1565 
bis 1568 gerichtet ſind. 

8. Der Ausdruck: „die Widerklage wird für begründet ertannt“ iſt gleichbedeutend mit: 
„auf die Widerklage wird geſchieden“ und nur deshalb gewählt, weil ein nochmaliger Schei⸗ 
dungsausſpruch überflüſſig iſt, wenn, was hier vorausgeſetzt wird (folgt aus dem Wörtchen 
„auch“), ſchon auf die Klage geſchieden wird. 

9. Wird die Widerklage, aber nicht die Klage für begründet erachtet und auf die Wider⸗ 
klage allein geſchieden, ſo iſt der Kläger allein für den ſchuldigen Teil zu erklären. 

10. Ohne Erhebung einer Widerklage. Es foll verhütet werden, den Beklagten in die 
Zwangslage zu bringen, eine auf Scheidung gerichtete Widerklage lediglich zu dem Zwecke 
zu erheben, um die Nachteile der Schuldigerklärung, die ihn für den Fall der Zuerkennung 
der Scheidungsklage treffen würden, von ſich abzuwenden (M 4, 607). Das Geſetz hat zu⸗ 
nächſt den Fall im Auge, daß der Beklagte einer Scheidungsklage aus 88 1565—1568 gegen- 
über eine Widerklage auf Scheidung aus 88 1565—1568 überhaupt nicht erhebt, ſondern 
ſich von vornherein auf den Antrag beschränkt, auch den Kläger für ſchuldig zu erklären. Dieſem 
Falle ſteht der Fall gleich, daß der Beklagte die Widerklage auf Scheidung zwar erhebt, aber, 
bevor eine rechtskräftige Entſcheidung über die Widerklage getroffen iſt, fallen läßt und ſich 
auf den Antrag auf Schuldigerklärung beſchränkt. Dazu iſt er ſowohl in demſelben wie in 
einem früheren Rechtszuge berechtigt, ſelbſt dann, wenn er in einem Rechtszuge mit der 
Scheidungswiderklage abgewieſen worden war und mit dem eingelegten Rechtsmittel das 
Urteil hinfichtlich der abweiſenden Entſcheidung unangefochten gelaſſen hatte (RG JW 05, 15412; 
R 8. 3. 06 IV 444/05). Zwang ſoll weder zur Erhebung noch zur Aufrechterbaltung 
einer Scheidungswiderklage ausgeübt werden. — Das Recht des beklagten Ehegatten auf 
Schuldigerklärung des Klägers aus 8 1574 Abſ 3 geht nicht dadurch verloren, daß er über 
den fraglichen Antrag hinaus widerklagend Scheidung begehrt (RG JW 04, 48914, RG 
19. 9. 07 IV 16/07), gleichviel ob der Antrag auf Schuldigerklärung nur als Hilfsantrag 
in der Rangſtellung nach der Scheidungswiderklage geftellt iſt oder nicht. Demzufolge iſt 
das Gericht verpflichtet, einen dahin gefaßten Widerklageantrag: die 50 zu ſcheiden und 
die Gegenpartei für den ſchuldigen Teil zu erklären, auch aus § 1574 Abf 3 zu prüfen (RG 
JW 05, 3951“, NG 21. 5. 06 5 575/05). Der Antrag auf Schuldigerklärung hat ſelbſtändige 
Bedeutung (RG JW 05, 150). Er kann mit der Klage auf Herſtellung der ehelichen Ge⸗ 
meinſchaft verbunden werden (RG JW 04, 48818). Der im erſten Rechtszuge mit der Schei⸗ 
dungsklage abgewieſene, aber auf die Widerklage geſchiedene Kläger kann ſich im zweiten 
Rechtszuge auf den Antrag, auch die Beklagte für ſchuldig zu erklären, beſchränken (RG Gruch 
4, 966). Die Pflicht des Eheſcheidungegerichts, eine Scheidungswiderklage auch als An⸗ 
frag auf Schuldigſprechung aus $ 1574 Ab 3 zu prüfen, dürfte ſogar dann beſtehen, wenn 
der Miderklageantrag ſchlechthin auf Scheidung gerichtet iſt; denn der Antrag auf Scheidung 
enthält ſtillſchweigend auch den Antrag auf Schuldigerklärung, da Scheidung ohne Schuldig⸗ 
erklärung geſetzlich ausgeſchloſſen iſt (vgl. Rc JW 04, 2351). Wenn im Eheprozeß eine 
Partei, die die Stellung des Beklagten einnimmt — einerlei ob gegenüber der urſprüng⸗ 
lichen Klage oder gegenüber einer Widerklage — den Anirag ſtellt, die Ehe aus Ver⸗ 
ſchulden des Gegners zu ſcheiden, ſo muß dieſer Antrag in dem Sinne behandelt werden, 
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; ä ü i dig zu 

5 das Begehren enthält, den Gegner für mitſchu 
er b das Gericht dem Beklagten ſeinen zunächſt geltend jenen, anf 
Scheidung gerichteten Anſpruch aus einem der in $ 1574 Abſ 3 erwähnten Gründe ab- 
ſprechen sollte (5 6 13. 5. 18 IV 55/18; Nh Giuch 6, 489). 


In dem Antrag auf Klageabweiſung liegt ein Antrag auf Schuldig⸗ 
e 5 aber in dem Antrag auf Scheidung aus 98 15651568; vgl. auch A 10. 
8 | \ i klagten Ehegatten 
irolle. Das Antragsrecht ſteht jedem auf Scheidung ver 
— er Ic au befinden möge (MO 49, 107; RG ZW DA, BON), und 
ho gleichviel, ob er ebenfalls Scheidung begehrt oder Herftellung der Gemeinſchaft ver⸗ 
langt oder die Ehe anficht. 


fi 8 „ daß 

4. Ausgeſchloſſene Scheidungsgründe. Hiermit wird zum Ausdrucke gebracht, 
Re pr eln Scheidungsgründe nicht oder dach nicht mehr zur Seite ſtehen. In 0 
Falle läge mithin für eine Scheldungswwiderklage Ausſicht auf Erfolg nicht ‚vor (anders A 13) 
und demgemäß auch keine Zwangslage für den Beklagten (vgl. A 10). Die Widerklage ver- 
bietet ſich von ſelbſt, und es folgt auch hieraus, daß das Antragsrecht aus 8 1574 Abf 3 durch 


Erhebung einer Wiberfiage nicht hefeitigt wird (M& Gruch 49, 1045). In Fallen des Abi 3 
Halbſ 2 liegt die Annahme nahe, da 


verziehen oder nicht rechtzeitig gelten um z 
Scheidungsgrund nicht geltend machen werde (M 4, 608). Dieſer Gedanke trifft nicht nur zu, 


abgeftellt wird. Zur Anwendung des $ 1574 Abſ 8 daft 2 genügt es, wenn ſich die beider. 
ſeitigen Scheidungsgründe während gewiſſer Zeit noch unverziehen und unverjährt gegen ⸗ 
uberſtanden (RG 70, 334: NS 


Beklagte nacheinander mehrere S 


die geltend gemachten neueren Verfehlungen des Beklagten zur Rechtfertigung des Schei⸗ 
dungsanſpruchs aus, ſo kann der Bekla — die Mitſchuldigerklärung des andern Teiles nicht 
dadurch erreichen, daß er gegen den % 


älteren Verfehlungen zurückgreift. Anders liegt di wenn erſt durch das Geſamt⸗ 
verhalten des Beklagten (ältere n 


1 3 Halbſ 2 it nicht mı d Kläger den Scheidungsgrund gel⸗ 
tend macht, ſondern er muß damit Ne Mur. daß ber auch 


Tatſachen, deren Geltendmachung in einem früheren Rechtsſtreite geſchehen konnte, und 
die deshalb durch 8 616 ARD ausgeſ früheren } 


der gegen dieſe Regelung ſprechenden Beden l. RG JW 1913, 644°.) Solche Tat. 
ſachen können aber gemäß 8 1573 zur Unterſtähun * laden auch im Falle des Abſ 3 
berückſichtigt werden (NG JW 1910, 47717; RG Warn 1913 Nr 101). 29 f 

16. Parteiabreden über die Regelung der Schuldfrage find unverbindlich. Dieſe kann 
nur auf Grund des § 1574 durch richterlichen Ausſpruch geregelt werben. Dagegen iſt es 


zuläſſig, Vereinbarungen für den Fall der richterlichen Schuldigerklärung über deren ver⸗ 
mögensrechtliche Wirkungen zu treffen. 


16. Verfahren. Die Eideszuſchiebung über eine nur zur Begründung des Antrags 
auf Schuldigerklärung vorgebrachte Tatſache iſt zuläſſig. 8 617 Abſ 2 ZPO ſteht nicht ent⸗ 
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gegen (RGS 5. 6. 05 IV 49/05). Soll mit den unter Eidesbeweis geſtellten Behauptungen 
zugleich ein Scheidungsantrag begründet werden, ſo iſt das Beweismittel zurückzuweiſen 
(RE Ich 04, 391; RG Warn 1917 Nr 86). Dabei macht es keinen Unterſchied, ob der 
Antrag auf Mitſchuldigerklärung der Gegenpartei mit dem Hauptantrage auf Schei⸗ 
dung verbunden iſt oder nur als Hilfsantrag für den Fall, daß dem Hauptantrage nicht 
ſtattgegeben werden könne, geſtellt wird (RG 17. 5. 09 IV 411/08). Die Eideszuſchiebung 
in Eheſachen iſt inſoweit nicht zu beanſtanden, als ſie ſich auf Behauptungen bezieht, die 
ausſchließlich zur Abwehr der Eheſcheidung oder zur Begründung eines auf die Schuld ⸗ 
frage beſchränkten Antrags vorgebracht werden (RG Warn 1913 Nr 328). Eideszuſchie⸗ 
bungen des Beklagten hinſichtlich der Schuldfrage find unzuläflig, ſolange neben dem Hilfs⸗ 
antrag auf Mitſchuldigerklärung der Klägerin ein Widerklageantrag auf Scheidung aufrecht⸗ 
erhalten wird. In dem einheitlichen Eheverfahren kann eine Unterſcheidung dahin, daß 
der Beweis einer Eheverfehlung zwar für die Schuldfrage, nicht aber für die Widerklage 
als geführt anzuſehen iſt, nicht gemacht werden (RG Warn 1914 Nr 345). Ein über die 
Schuldfrage abgeleiſteter Schiedseid beweiſt die beſchworene Tatſache auch für die 
Scheidungsfrage. So wurde die auf Ehebruch des Mannes gegründete Scheidungs⸗ 
widerklage der Frau mit Recht abgewieſen, nachdem die Frau unter Aufgabe der Scheidungs⸗ 
widerklage nur Mitſchuldigerklärung des Mannes beantragt, den Eid über den Ehebruch 
zugeſchoben und nach verneinender Ableiſtung des Eides durch den Mann die Scheidungs⸗ 
widerklage wieder aufgenommen hatte (RG SeuffA 71 Nr 265). Unzuläſſigkeit der Eides⸗ 
zuſchiebung liegt aber nicht ſchon dann vor, wenn die Tatſache an ſich geeignet iſt, die 
Scheidung, Eheanfechtung oder Verweigerung des ehelichen Lebens zu begründen, ſondern 
erſt, wenn ſie dazu vorgebracht oder vom Richter verwendet worden iſt (RG JW 03, 18129), 
Wird die Tatſache vom Richter nicht zur Begründung des Scheidungsausſpruchs verwendet, 
ſondern die Scheidungsklage abgewieſen, fo liegt kein Verſtoß gegen $ 617 Abſ 2 ARD vor 
(RS IW 06, 314%. Vgl. auch RG Warn 1917 Nr 219 (Verzicht auf Beeidigung von 
Zeugen). Ein nur wegen der Schuldigerklärung eingelegtes Rechtsmittel hemmt die 
Rechtskraft des Urteils im ganzen Umfange (RG JW 05, 1549). Ein Teilurteil, das 
auf Scheidung unter Vorbehalt der Entſcheidung über die Schuldfrage erkennt, iſt unzuläſſig 
(RG 58, 311). Das Erkenntnis über die Schuld der Ehegatten darf nicht von dem Schei- 
dungsausſpruch getrennt werden. Jedes Rechtsmittel, das gegen ein Scheidungserkenntnis 
eingelegt wird, ergreift das ganze Urteil, auch wenn die Abänderung der Entſcheidung nur 
hinſichtlich des Schuldpunkts begehrt wird und die Nachprüfung nur in den durch die An⸗ 
träge beſtimmten Grenzen zu erfolgen hat. Iſt rechtskräftig auf Scheidung erkannt, ſo iſt 
der Scheidungsprozeß einſchließlich der Feſtſtellung der Schuld erledigt; zu einer Eides 
leiſtung und einem Läuterungsverfahren kann es dann nicht mehr kommen. Es iſt alſo 
unzuläſſig, nur die Entſcheidung über die Schuld eines Ehegatten von einem Eide abhängig 
zu machen (RG JW 1910, 7561). Vgl. § 1564 A 4. Das Reviſionsgericht kann geeig⸗ 
uetenfalls die Urteilsformel dem § 1574 entſprechend dahin faſſen, daß ſowohl über die 
Schuld als auch über die Scheidung bedingt erkannt wird (RG JW 1910, 75615 RG 8. 12. 10 
IV 207/10; 23. 9. 11 IV 667/10). Auch wenn nur die Scheidungswiderklage durch 
Eid bedingt zugeſprochen, die Scheidungsklage aber unbedingt abgewieſen wird, iſt die 
Urteilsformel ſo zu faſſen, daß ſowohl die Entſcheidung über die Widerklage als auch über 
die Klage von der Leiſtung oder Nichtleiſtung des Eides abhängig ſind (RG 18. 3. 12 IV 864/11). 
Unzuläſſig iſt es, über einen Teil des Streitſtoffs unbedingt und über einen andern Teil 
durch bedingtes Endurteil zu entſcheiden. Das gilt nicht nur dann, wenn durch den unbe⸗ 
dingten Teil des Urteils einem Anfechtungs⸗ oder Scheidungsantrage ſtattgegeben wird (RG 
58, 316), ſondern auch im umgekehrten Falle, wenn er abgewieſen wird (RG 58, S. 313, 314; 
RG J. 05, 397%. Auch in einem ſolchen Falle ift, wenn nur gegen einen Teil des Urteils 
ein Rechtsmittel eingelegt wird, die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß über den nur ein⸗ 
heitlicher Beurteilung zugänglichen Beſtand der Ehe vor verſchiedenen Gerichten verhandelt 
und entſchieden wird oder daß ſich ſonſtige Schwierigkeiten ergeben (RG 11. 12. 15 IV 188/15). 

Tod. Stirbt ein Ehegatte im Laufe des Rechtsſtreits, fo gilt der Rechtsſtreit in An' 
lehung der Hauptſache als erledigt ($ 628 ZPO). Zur Hauptſache gehört auch die Schuld. 
Lane. Ihre Entſcheidung kann aber in einem andern Verfahren nachgeſucht werden 
vgl. A 1). 

17. Verhältnis des deutſchen zum ausländiſchen Rechte. Im Falle der Scheidung 
von Ausländerehen ift die Schuldfrage nach deutſchem Rechte, alſo nach $ 1574 zu be- 
urteilen. Weder Art 17 EG noch das Haager Abkommen v. 12. 6. 02 enthalten eine Ab- 
weidung von der Regel, daß deutſche Gerichte deutſches Recht anzuwenden haben (OLG 
20, 137). Vgl. 5 1564 A 7. Die Vorſchrift im 8 1574 Abſ 3 über die Mitſchuldig⸗ 
erklärung des Klägers iſt nicht als eine rein prozeſſuale Vorſchrift anzuſehen, ſonſt müßte 
ſie auch im Rechtsſtreite zwiſchen Auslandern (hier ſchwediſche Ehegatten) angewendet werden 
(RG Warn 1917 Nr 212). Vgl. RG Warn 1918 Nr 189; § 1564 A 7. 
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8 1575 


) Der Ehegatte, der auf Scheidung zu klagen berechtigt iſte), kann ſtatt 
auf Preis. auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchafte) Hagen‘). Be⸗ 
antragt') der andere Ehegatte, daß die Ehe, falls die Klages) begründet 
iſt, geſchieden wird, ſo iſt auf Scheidung zu erkennen. 

Für die Klage auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft gelten die 
Vorſchriften der SS 1573, 1574. 

E 1 1444; M 4 579; P 4 391 ff. 


ein Antrag, dieſe, Einrichtung gänzlich zu beſeitigen und als Verſöhnungsmaßregel nur die 
Ausſetzung des Verfahrens (8 620 IPOD) zuzulaſſen, angenommen (Prot 4, 398 unten). 
n der en million wurde ſodann mit Rückſicht auf die Lehre der katholiſchen 


e auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft hängt alſo 
von der Berechtigung zur Scheidungsktage eb. Wie für legten Klage, ſo ſind auch für die 
Aufhebungellage nur die gefeglich anerkannten Scheidungsgründe (88 1565—1500) maß 
gebend. Ebenſo gelten für die Aufbehungsklage auch die 88 1570—1572 (Verzeihung, Zeit 
ablauf und $ 616 358 (Ausſchließung hrioige Klageabweiſung). Vgl. 8 638 ZPO. 

5 es ehelichen Gemeinſchaft. Wegen der Wirkungen des Aufhebungs⸗ 


„Auch nach erhobener Scheid ä bun 
der ehelichen Gemen \ 10 ungsllage kann der Kläger zu der Klage auf Aufhebung 


hebung der ehelichen Gemeinſchaft umzuwandeln Auf das Einverſtändnis des Gegners 
tommt e3 für bie Frage der Buläffigfeit des Übergangs Me an (RG 900 1911, 655 Nr 80). 

5. Wird erſt in der Reviſionsinſtanz der Antrag auf Scheidung in den Antrag auf Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft umgewandelt, fo ift es auch dem Gegner geſtattet, den An⸗ 
trag aus $ 1575 Abſ 1 Satz 2 noch in der Reviſionsinſtanz zu ftellen 00 18. 5. 11 IV 504/10). 


n der Erhebung einer auf She dun 5 1 ich ertshien 
6 JW 08, 3025). f Scheidung gerichteten Widerklage iſt der Antrag nich 


6. Dasſelbe gilt von der Widerklage. in dieſem Falle dem 
Kläger und Widerbeklagten zu. ge. Das Anttagsrecht ſteht in bief 


8 1576 

Iſt auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erkannt, jo kann jeder?) 
der Ehegatten auf Grund des Urteilss) die Scheidung beantragen“), es ſei 
denns), daß nach der Erlaſſung des Urteils‘) die eheliche Gemeinſchaft 
wiederhergeſtellt“) worden iſt. 

Die Vorſchriften der 88 1570 bis 1574 finden keine Anwendung; wird 
die Ehe geſchieden, jo iſt der für ſchuldig erklärte Ehegatte auch im Schei⸗ 
dungsurteile für ſchuldig zu erklären. 


EI 1445, 


1. Das im 8 1576 jedem der beiden Ehegatten eingeräumte Recht auf Umwandlung 
des Aufhebungsnrteils in ein Scheidungsurteil entſrſcht dem $ 1575. Die Aufhebung 
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der ehelichen Gemeinſchaft kann nur, wenn und ſolange beide Ehegatten damit einverſtanden 
ſind, ausgeſprochen werden und fortdauern. 

2. Jeder Ehegatte. Ob er Kläger oder Beklagter geweſen iſt, ob er für ſchuldig erklärt 
worden iſt oder nicht, ob er ſich mit der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft einverſtanden 
erklärt hatte oder nicht, macht keinen Unterſchied. 

3. Lediglich das rechtskräftige Aufhebungsurteil iſt zur Klagebegründung notwendig 
und genügend. 8 _ 

4. Der Antrag ift in Geftalt einer Scheidungsklage (Umwandlungsklage) bei dem Gericht 
anzubringen, das für eine gewöhnliche Scheidungsklage zuſtändig ſein würde. Solange die 
Umwandlungsklage zuläſſig ift, kann weder eine auf andere Tatſachen als das Aufhebungs⸗ 
urteil gegründete Scheidungsklage noch eine Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens 
(der häuslichen Gemeinſchaft) erhoben werden. Dagegen find die Anfechtungsklage und die 
Nichtigkeitsklage zuläfftg (§ 1586 Satz 2). — Für die Umwandlungsklage gelten auch die 
Vorſchriften über den Sühneverſuch (88 608—611 3PO). Die Koſten des Scheidungs⸗ 
verfahrens fallen in der Regel dem ſchuldigen Ehegatten zur Laſt (Hochſchild in KW 09, 384 
beſtr.). Für ein Anerkenntnisurteil ift in dieſem Verfahren kein Raum (RG JW 08, 557). 

5. Beweislaſt. Daß nach der Erlaſſung des Aufhebungsurteils die eheliche Gemeinſchaft 
wiederhergeſtellt worden tft, hat der Beklagte zu bemeifen. 

. Die Worte „nach der Erlaſſung des Urteils“ bedeuten dasſelbe, was im § 1587 die 
Worte „nach der Aufhebung“ bedeuten. Die 88 1576 u. 1587 haben nicht verſchiedene Zeit: 
punkte, ſondern ein und denſelben Zeitpunkt, nämlich den, in dem das Aufhebungsurteil 
rechtskräftig wird, im Auge. Daher kommt eine Wiederherſtellung, die nach der Urteils, 
verkündung beginnt und vor dem Eintritte der Rechtskraft des Aufhebungsurteils aufhört, 
weder für $ 1576 noch für § 1587 in Betracht. 

7. Nach der Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft (vgl. § 1587) kann Schei⸗ 
dung nur mittels gewöhnlicher Scheidungsklage, für die die allgemeinen Grundſätze gelten, 
erwirtt werden. 

8 1577 


Die geſchiedene Frau behält den Familiennamen des Mannes). 

Die Frau kann ihren Familiennamen wiederannehmen?). War ſie vor 
der Eingehung der geſchiedenen Ehe verheiratet, ſo kann ſie auch den Namen 
wiederannehmen, den ſie zur Zeit der Eingehung dieſer Ehe hatte?), es 
ſei denn, daß ſie allein für ſchuldig erklärt iſt!). Die Wiederannahme des 
Namens erfolgt durch Erklärung gegenüber der zuſtändigen Behörde’): die 
Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Formé) abzugeben. 

Iſt die Frau allein für ſchuldig erklärt, ſo kann der Mann ihr die Führung 
ſeines Namens unterſagen. Die Unterſagung') erfolgt durch Erklärung 
gegenüber der zuſtändigen?) Behörde; die Erklärung iſt in öffentlich be⸗ 
glaubigter Formé) abzugeben. Die Behörde joll?) der Frau die Erklärung 
mitteilen. Mit dem Verluſte des Namens des Mannes erhält die Frau ihren 
Familiennamen wieder“ 1). 

6E 1 1455 II 1478; M 4 620; P 4 444 ff. 5 183; 6 293. 

1. Mit der Eheſchließung erhält die Frau den Familiennamen des Mannes ($ 1356). 
An den Anderungen, die der Name des Mannes während der Ehe erfährt, nimmt ſie teil. 
Den Familiennamen, den der Mann zur Zeit der Scheidung führt, behält die Frau. Von 
dieſem Grundsatze gelten nur die im 8 1577 Abf 2 u. 3 beſtimmten Ausnahmen. 

2. Das Recht der Frau, ihren Familiennamen (Mädchennamen) wiederanzunehmen, 
iſt in keinem Falle beſchrantt. Sie kann wählen, ob fie den Namen des geſchiedenen Mannes 
beibehalten oder unter Ablegung dieſes Namens ihren Mädchennamen wiederannehmen 
will. War ſie vor der Eingehung der geſchiedenen Ehe verheiratet, ſo kann ſie noch ein 
Drittes wählen (A 3). Die Wahl der Frau zwiſchen den zwei bzw. drei in Frage kom⸗ 
menden Namen iſt aber nur dann unbeſchränkt, wenn in dem die letzte Ehe ſcheidenden 
Urteil entweder der Mann allein oder beide Ehegatten für ſchuldig erklärt worden ſind. — 
Das Wahlrecht der Frau iſt lediglich zu ihrem eigenen Nutzen gegeben und für die Allgemein⸗ 
heit gleichgültig. Grundſätzlich kann ſich daher die geſchiedene Frau dem geſchiedenen Manne 
gegenüber zur Wiederannahme ihres Familiennamens rechtswirkſam verpflichten. Aus 
der höchitperfönlichen Natur des Wahlrechts der Frau und des Unterſagungsrechts des Mannes 
it fein Bedenken dagegen, daß lich die geſchiedenen Eheleute im Rahmen der ihnen vom 
944297 2 Freiheit vertragsmäßig binden können, herzuleiten (RG 86, 114). Vgl. 

orbem 1. 
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3. Zur Zeit der Eingehung der früheren Ehe hatte die Frau den Familiennamen ihres 
früheren Ehemanns. Dieſen Namen mit ſeinen während der früheren Ehe eingetretenen 
Anderungen kann ſie wiederannehmen. a 

4. Schuldigerklärung § 1574, nämlich in der ſpäteren Ehe. Einer Unterſagung des 
Gebrauchs des Namens bedarf es in dieſem Falle nicht (Prot 4, 448). 

5. Die Wiederannahme des Namens tritt mit der Abgabe der Wiederannahme⸗ 
erklärung gegenüber der Behörde in Kraft (8 130 Ab] 3). Einer Mitteilung dieſer Erklärung 
an den geſchiedenen Mann bedarf es nicht. Die Zuſtändigkeit der Behörde beſtimmt ſich 
nach den Landesgeſetzen. 

6. Offentliche Beglaubigung § 129 BGB, 88 167, 183, 191 FGO. 

7. Die Unterſagung tritt mit der Abgabe der Unterſagungserklärung gegenüber der 
Behörde in Kraft (8 130 Abſ 3), nicht erſt mit dem Empfange der behördlichen Mitteilung. 


— Der Mann kaun auf das ihm zustehende Unt srecht rechtswirkſam verzichten (RG 
60, 117: 6 88 1917, 65600 ſtehende Unterſagungsrecht rech ) 


8. Da es ſich nur um eine Soll. Vorſchrift handelt, berührt die Unterlaſſung der Mit⸗ 


N ung gebracht werden. Zuläſſig find nicht nur die Feſtſtellungs⸗ 
klage aus § 256 ZPO, nn auch bie beiden Leiftungsflagen aus 8 1 ans 195 
aden porliegt, auch die Schadenserſatzklage (Prot 4 S. 44, 45). 
2 a Benn e des $ 1577 genießen bürgerliche und adlige Namen ohne Unter- 
11 brennen. Quälhube des adligen Namens ift aber die Frage nach dem Adels. 
ſtande zu trennen. Da das BGH davon ausgeht, ex die Einrichtung des 91 im 1 80 
; : tt, dieſes aber von der Regelung durch das 
hene iſt, 105 hat es ſich weder mit dem Erwerb und Verluſte des Adelsſtandes durch 
115 e mt mit dem Einfluſſe der Scheidung auf den Adelsſtand der Frau befaßt. 
Adels vol. ich 150 die Apaltniſſe der landesherrlichen Familien und der Familien des hohen 
ſchuldig Kylie . Ausnahmebeſtimmungen in Artt 57, 58 EG. — Die geſchiedene, für 
Adels en darf den Familiennamen ihres Mannes nur unter Weglaſſung des 
ſtattet. Nuri uhren, ſelbſt wenn der Mann ihr die Fortführung ſeines adligen Namens ge⸗ 
engen 99 in dieſer Form darf ſie gemäß $ 1577 Abſ 2 Satz 2 den Namen ihres erſten Mannes 
flärt, ſo e 15 l (KJ 47, 89), Wird eine nichtige oder anfechtbare Ehe für nichtig er- 
au führen 8 07 60 ſelbſt die Berechtigung der Frau, den Familiennamen des Mannes 
0 SS 1000 1700, 61). Für die Kinder aus nichtigen Ehen gelten beſondere Beſtimmungen 
erhältnis des deutſchen zum ausländi e F i i 
77 fi : 3 n Namens recht. Die Vorſchriften des 
$ 1577 finden auf geſchiedene ruſſiſche e Anwe di (KG in OLG 33, 344). 


8 1578 


) Der allein für ſchuldi erklã 2 iedenen Frau 
Nen standen; 4 rte Mann?) hat der geſchiedenen F 


b erhalt injoweit!) zu gewä ren, als ſie ihn nicht 
aus den Einkünften‘) ihres Vermögens ale 225 den Verhältniſſen, 
in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb durt) Arbeit der Frau übliche) 
iſt, aus dem Ertrag ihrer Arbeit beſtreiten kann. 


Die allein für ſchuldig erklärte Frau:) hat dem geſchiedenen Manne 


den ſtandesmäßigens) unterhalt inſoweit! a 

den j eit!) zu gewähren, als er außerſtande 
iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten n). 5 i 

E 1 1454 Abf 1 II 1472; M 4 617 ff.; P 4 515 ff. 

. Das BOB hat es abgelehnt, ſog. E cheidungsſtrafen einzufü 

R 50, 307). Von der Auffaſſung geleitet, ann der Ehe en 15 
mögensrechtlicher Vorteile dem Weſen der Ehe wiberftrsbe, hat das BER an die Scheidung 
nur einen auf das Bedürfnis beſchränkten Unterhaltsauſpruch geknüpft, bei dem der Ge- 
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ſichtspunkt einer auf Billigkeit beruhenden Nachwirkung der Ehe vorherrſcht. Dieſer 
Unterhaltsanſpruch iſt im engen Anſchluß an die geſetzliche Unterhaltspflicht der Verwandten 
(58 16011615) geregelt, weicht aber von letzterer in mehrfacher Beziehung erheblich ab. 
Notwendige Vorausſetzungen der Unterhaltsgewährung find Unterhaltsbedürftigkeit 
auf der einen Seite und Unterhaltsfähigkeit auf der andern Seite. Beide Voraus- 
ſetzungen müſſen gleichzeitig gegeben ſein. Ob ſie ſchon zur Zeit der Scheidung gegeben 
find oder erſt ſpäter eintreten, macht keinen Unterſchied. — Vermindert ſich nach der Schei- 
dung die Unterhaltsfähigkeit des Pflichtigen, ſo muß ſich der Berechtigte die hieraus folgende 
Minderung des Unterhalts ebenſo gefallen laſſen, als wenn die Ehe noch fortbeſtände (RG 
Warn 08 Nr 68; vgl. auch $ 323 3 PO, $ 1578 A 2 u. § 1579 A 2). Das Gericht iſt verpflichtet, 
bei Berechnung der Unterhaltsrente die von ihm als gewiß angeſehene künftige Anderung 
der Einkommensverhältniſſe des Mannes (hier Wegfall erhöhter Bezüge eines in den Ruhe⸗ 
ſtand verſetzten, wieder in den Militärdienſt getretenen Offiziers nach Beendigung des Krieges 
oder vorher eingetretener Dienſtuntauglichkeit) zu berüdfichtigen (RG Warn 1915/16 Nr 203). 
Für die Ermittlung der Unterhaltsrente ſind die Verhältniſſe zur Zeit der Scheidung 
maßgebend. Iſt aber das Geſchäftseinkommen des Mannes wechſelnden Auf“ und 
Abwärtsſchwankungen ausgeſetzt, ſo iſt es angebracht, für das maßgebliche Scheidungsjahr 
ein Durchſchnittseinkommen unter Heranziehung einiger früherer Geſchäftseinkommen 
feſtzuſetzen (RG Warn 1915/16 Nr 283). Unter welchen Vorausſetzungen zukünftig zu er- 
wartende Gehaltserhöhungen des Manues zu berückſichtigen find, darüber vgl. R 75, 124 
bei 81579 A 2. Unrichtig iſt es, ausſchließlich auf den Stand des Mannes Gewicht zu legen 
(RG Warn 1914 Nr 256; RG 18. 1. 15 IV 243/14). Die Unterhaltspflicht des Mannes 
bemißt ſich nach feinen Vermögensverhältniſſen und feiner Erwerbsfähigkeit. Er 
kann ſich alfo der Verpflichtung, feiner (wegen Geiſteskrankheit) geſchiedenen Frau den ſtandes⸗ 
mäßigen Unterhalt zu gewähren, nicht dadurch entziehen, daß er es unterläßt, feine Erwerbs. 
fähigkeit (hier ſchriftſtelleriſche Tätigkeit) auszunutzen. Er ift vielmehr ebenſo wie zur Nutzbar⸗ 
machung feines Vermögens auch zur Anſpannung feiner Krafte verpflichtet (RG 8. 4. 16 
IV 408/15; 14. 1. 07 IV 277/06). Eine Verſtümmlungszulage des Unterhaltspflichtigen 
(hier eines Kapitänleutnants a. D.) iſt zwar dem Einkommen desſelben hinzuzurechnen, aber 
nicht als reine Einnahme anzuſetzen. Vielmehr iſt dem Umſtande Rechnung zu tragen, daß 
der Unterhaltspflichtige infolge des krankhaften Zuſtandes, zu deſſen Linderung die Zulage 
verliehen ift, beſondere Aufwendungen machen muß (RG 3. 4. 16 IV 408/15). Berück⸗ 
ſichtigung des infolge des Krieges in England feſtgehaltenen Vermögens vgl. OLG 34, 259. 
In gewiſſen Fallen haften für den Unterhalt des bedürftigen Ehegatten deſſen Ver ⸗ 
wa Dr 88 vor dem geſchiedenen unterhaltspflichtigen Ehegatten. Darüber vgl. die Erl. 
zu $ : 

2. Sind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, fo findet ein Unterhaltsanſpruch nicht ftatt. — 
Wegen der vor dem Eintritte der Rechtskraft des Scheidungsurteils fällig gewordenen (durch 
einſtweilige Verfügung feſtgeſetzten) Unterhalts beträge findet die Zwangsvollſtreckung auch 
nach der Beendigung des Eheſtreits ſtatt (OLG 27, 116). Im Falle der Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit wird dem geiſteskranken Ehegatten ein Unterhaltsanſpruch gegen den andern 
Ehegatten gewährt (8 1583). Vgl. auch § 1351 (Wiederverheiratung im Falle der Todes⸗ 
erklärung). 

3. Standesmäßiger Unterhalt. Nach $ 1580 Abſ 3 findet auf den Unterhaltsanſpruch 
des geſchiedenen Ehegatten der ſich auf die Unterhaltspflicht der Verwandten beziehende 
$ 1610 Anwendung. Danach beſtimmt ſich das Maß des zu gewährenden Unterhalts nach 
der Lebensſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger Unterhalt), und es umfaßt der Unter⸗ 
halt den geſamten Lebensbedarf. Es kommt alſo nicht auf das bisher während der Ehe (viel- 
leicht mit großem Aufwande) geführte Leben, ſondern auf die allgemeine Lebensſtellung 
an (Prot 4, 529). Vgl. im übrigen die Erl zu § 1610. Das Maß des zu gewährenden Unter- 
halts kann unter Umſtänden weniger als der ſtandesmäßige Unterhalt betragen, ſei es, 
daß der Unterhaltsberechtigte infolge eigener Hilfsquellen weniger braucht, ſei es, daß der 
Unterhaltspflichtige das volle Maß nicht gewähren kann. — Bei der Bemeſſung des Bedarfs 
ſind die wegen eines körperlichen Leidens des unterhaltsberechtigten Ehegatten notwendig 
aufzuwendenden Kurkoſten mit zu berücksichtigen (RG JW 1911, 1551). Desgleichen 
die Mehraufwendungen, die durch die notwendige Wahl eines teureren Wohnorts ver⸗ 
urſacht werden (NG 18. 3. 12 IV 445/11). Für das Maß des der geſchiedenen Frau zu- 
kommenden Unterhalts kommt es allein auf die Lebensſtellung der Ehegatten zur Zeit der 
Scheidung, nicht auf die ſpäteren Verhältniſſe der Frau an (RG Warn 1914 Nr 256). Auf 
das früher geführte, beſonders teuere oder einfache Leben der Eheleute kommt es nicht an, 
ſondern auf ihre allgemeine Lebensſtellung zur Zeit der Scheidung (RG 18. 1. 15 IV 243/14). 


4. Der Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten ſetzt jeine Unterhaltsbedürftig⸗ 
keit voraus. — Der Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen Frau iſt von dem während der Ehe 
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| utlich verſchieden. Jener ſetzt Bedürftigkeit der Frau voraus, dieſer nicht, 
1225 er en ve Scheidung, dieſer Hört mit ihr auf. Das Maß jenes Unterhaltungs 
anſpruchs richtet ſich nach der Lebensſtellung des Mannes zur Zeit der Eheſcheidung, wogegen 
für diefen Unterhaltsanſpruch die jeweiligen Verhältniſſe des Mannes während der Ehe maß⸗ 
gebend find. Es iſt daher rechtlich ausgeſchloſſen, ſchon während des Beſtehens der Ehe über einen 
etwaigen zukünftigen Unterhaltsauſpruch des Ehegatten aus $ 1578 Entſcheidung zu treffen. 
Der unterhaltsberechtigte Ehegatte muß nach Scheidung der Ehe den ihm jetzt aus § 1578 
zustehenden Unterhaltsanſpruch erneut im Wege der Klage geltend machen, trotzdem ihm 
ſchon während der Ehe der Unterhaltsauſpruch (aus 88 1360, 1361) zuerkannt worden fein 
mag (RG Warn 1914 Nr 293; SeuffA 72 Nr 107; OLG 33, 339). Allerdings kommt es, 
anders wie bei Eheleuten in ſtehender Ehe, für den Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen Frau 
grundſätzlich auf die Bedürftigkeit der Frau an. Aber wie dieſe uicht als ausgeſchloſſen 
gilt, wenn die Frau durch freiwillige Zuwendungen in die Lage geſetzt wird, ihren Unter- 
halt zu befriedigen (ogl. A 5), ſo ſteht ihr auch der Verdienſt durch freiwillig übernommene 
Arbeit nicht entgegen, da die tatſächliche Geſtaltung der Lebensverhältniſſe nicht das Recht 
auf den Unterhalt beeinflußt (OLG 31, 399). Vgl. auch § 1361 A 5. Erſt mit der Rechts 
kraft des die Scheidung ausſprechenden Urteils ift die Grundlage für den Anſpruch aus $ 1578 
gegeben (Ogch Dresden in SW 1917, 3049). Iſt der unterhaltsberechtigte Ehegatte imſtande, 
die zu feinem ſtandesmaßigen Unterhalte erforderlichen Koſten wenigſtens zum Teile zu be⸗ 
ſtreiten, ſo hat der unterhaltspflichtige Ehegatte nur das Fehlende zuzuſchießen. In beiden 
Abſätzen des $ 1578 iſt darum das Wörtchen „inſoweit“ gebraucht. 


5. Für die Frage, ob die Frau unterhaltsbedürftig ift, kommen nur die Einkünfte ihres 
Vermögens und der Ertrag ihrer Arbeit in Betracht. Da es auf die Einkünfte, nicht den 
Stamm ihres Vermögens ankommt (anders 8 1579 Abſ 2), ſetzt Unterhaltsbedürftigkeit 
der Frau nicht voraus, daß der Stamm ihres Vermögens aufgezehrt iſt. Dieſe Regelung 
entſpricht der Vorſchrift des $ 1360 Abſ 1. Anders die Unterhaltsbedürftigkeit des Mannes 
(vgl. A7 und Prot e, 521). Freiwillige Zuwendungen, die die Frau von ihren Verwandten 
oder Freunden erhalt und die ihr jederzeit wieder entzogen werden können, braucht ſie ſich 
auf den vom Manne zu gewährenden Unterhalt nicht anrechnen zu laſſen. Die wohltätige 
Abſicht des Zuwenders den Unterſtützten beſſer zu ſtellen, würde ſonſt vereitelt werden und 
die Der nicht dem Unterſtützten, ſondern dem Unterhaltspflichtigen zugute kommen 

Rich 72, 199; vgl MO JW 05, 21277). Bei der Frage nach der Unterhaltsbedürftigkeit der 
Frau find die Eintünfte zu berückſichtigen, die fie von einer ihr rechtswirkſam verſprochenen, 
aber nicht gewährten Mitgift haben könnte (RG Warn 1911 Nr 334; R JW 1912, 35117). 
Dagegen muß eine der Frau angefallene Erbſchaft fo lange unberückſichtigt bleiben, als ihr 
(infolge Hinterlegung der Erk 


ö N bichaft w Streitigfei inkünfte aus der 
Erbſchaft nicht zufließen (u 1 1 Skreitigteiten der Erben) Einkünfte 


6. Bei der Frage, oh nach den Verhältniſſen, in denen die Ehe bt haben, Er⸗ 
Frage, j gatten gelebt haben 

werb durch Arbeit der Frau üblich ift, darf nicht lediglich auf den Stand der Frau oder 

den Stand des Mannes Gewicht gelegt werden, ſondern es müſſen auch ihr Vermögen, Er⸗ 

werb, 9 Amt und ähnliche das Erwerbsleben und die geſellſchaftliche Stellung der Ehe 

59 de been berückſichtigt werden. Die Ban erwirbt durch Arbeit en 
! erſonen gegen En i { ie für 1 

Mann arbeitet. Auch die gegen Entgelt Arbeiten leiſtet, ſondern auch wenn ſi 


die dem Manne geleiſteten önli Dienſte können die Eigen, 
ſchaften erwerbender 0 f beſitzen 1295 1 iſt perſönlichen Dienſ 


5 i dabei ohne Belang, ob der durch die Arbeit 
der Trau erzielte Gewinn ihr verbleibt oder dem Meme zufſeßt handerſeits kann es nach 
den Lebensverhältniſſen der Ehegatten üblich ſein, daß die Frau während der Ehe häusliche 
Dienſte verrichtet, 3. B. die Mahlzeiten bereitet, Stuben aufräumt, für die Familie Schneider⸗ 
arbeit verrichtet oder in des Mannes Laden Kunden bedient. Aus dieſer Tatſache der Beihilfe 
im Hausweſen und im Geſchafte des Mannes folgt aber nicht ohne weiteres, daß der Frau 
zuzumuten ſei, nach Auflöſung der Ehe auch in fremden Häuſern ähnliche Dienſte zu ver- 
richten. Iſt jedoch die Frage ob erwerbende Tätigkeit der Frau während der Che üblich ift, 
zu bejahen, fo muß ſich die Frau, auch wenn fie ſolche Tätigkeit während der Ehe tatſächlich 
nicht ausgeübt hat, das, was ſie durch Arbeit erwerben k önnte, auf den Unterhalt anrechnen 
laſſen. Iſt die Frage dagegen zu verneinen, ſo bleibt der Ertrag ihrer Arbeit von der An⸗ 
rechnung ausgeſchloſſen, ſelbſt wenn ſie während der Ehe erwerbende Tätigkeit ausgeübt hat 
(RO 62, 294; 67, 56; NO J 07, 83513; 1911, 15514, NG Warn 1915 Nr 175; 1917 Nr 213 
u. 246). Das Wort „Arbeit“ in § 1578 bedeutet jede auf Erwerb abzielende Tätigkeit. Dar⸗ 
unter fällt auch die Tätigkeit einer Frau als Lehrerin oder als Angeſtellte im öffentlichen 
Dienſte (RG Warn 1915/16 Nr 86). Ausſchlaggebend iſt das, was im allgemeinen üblich 
iſt, nicht das, was in der Ehe der Parteien üblich war. Es kommt darauf an, wie Ehegatten, 
die in weſentlich gleichen Verhältniſſen wie die Parteien leben, es mit der Mitarbeit der Frau 
zu halten pflegen (3. B. Fortſetzung des Sängerberufs einer Opernſängerin nach der Heirat 
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mit einem Opernſänger; RG Warn 1913 Nr 371; 1917 Nr 213). Einer geſchiedenen Bauers⸗ 
frau kann nicht zugemutet werden, als gewöhnliche Dienſtmagd in Stellung zu gehen (RG 
Warn 1913 Nr 372). Maßgebend für die Beurteilung, ob ein Arbeitserwerb der Frau als 
üblich anzuſehen ift, find nicht die Verhältniſſe, in denen die Eheleute während der erſten 
Zeit der Ehe gelebt haben, ſondern die Verhältniſſe, wie ſie ſich ſpäter in der Ehe entwickelt 
und bleibenden Beſtand angenommen haben. Entſcheidendes Gewicht iſt auf die Lebens ⸗ 
ſtellung der Eheleute zur Zeit der Scheidung zu legen, vorausgeſetzt, daß dieſe Lebensſtellung 
die Gewähr der Stetigkeit in ſich trägt (RG Warn 1914 Nr 196 u. 256; 1917 Nr 246). Für 
die Frage, ob die geſchiedene Ehefrau zum Arbeitserwerbe verpflichtet iſt, kommt es nicht 
darauf an, welche Stellung die Frau vor der Verheiratung eingenommen hat (RG Warn 
1917 Nr 246). Wegen Haftung der Verwandten des bedürftigen Ehegatten vor dem 
geſchiedenen unterhaltspflichtigen Ehegatten vgl. § 1608 und die Erläuterungen dazu. Er⸗ 
wirbt die unterhaltsberechtigte Frau ihren Unterhalt durch eigene Arbeit, ohne daß erwerbende 
Tätigkeit in ihrer Ehe üblich war, ſo hat fie mangels Beduͤrftigkeit gegen ihre Verwandten 
kein Recht auf Unterhaltsgewährung ($ 1602 Abf 1), und der geſchiedene unterhaltspflichtige 
Ehemann hat ihr den Unterhalt auch dann zu gewähren, wenn er bei Berückſichtigung ſeiner 
ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts, 
dem andern Ehegatten Unterhalt zu gewähren (RG Warn 1915 Nr 175). Die von einer 
geſchiedenen Ehefrau in ihrem elterlichen Hauſe nach § 1617 zu leiſtenden Dienſte 
ſtellen keinen Arbeitserwerb im Sinne des § 1578 Abſ 1 dar, es fei denn, daß fie mit 
ihren Eltern ausdrücklich oder ſtillſchweigend einen Dienſtvertrag abſchließt (RG 10. 7. 11 
IV 684/10). Die geſchiedene Ehefrau iſt verpflichtet, eine ihr ſich bietende, den früheren 
Verhältniſſen entſprechende Gelegenheit zur Betätigung ihrer Fähigkeiten und Sicherung 
ihrer wirtſchaftlichen Lage zu benutzen, andernfalls ſich ihr Unterhaltsanſpruch entſprechend 
ermäßigt (RG 21. 2. 10 IV 218/09). 


7. Der Mann iſt außerſtande, ſich ſelbſt zu unterhalten, wenn er kein Vermögen hat und 
zum Erwerbe unfähig iſt. Bermögensloſigkeit und Erwerbsunfähigkeit müſſen zufammen- 
treffen, um ſeine Unterhaltsbedürftigkeit zu begründen. Dieſe Regelung entſpricht der Vor⸗ 
ſchrift des $ 1360 Abſ 2. Anders die Unterhaltsbedürftigkeit der Frau (vgl. A ß und Prot 4, 521). 
Auch unter Verwandten iſt unterhaltsberechtigt nur, wer außerſtande ift, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten (8 1602 Abſ 1; vgl. die Erl zu § 1602). 


8. Beweislaſt. Klagt die Frau, ſo hat ſie den Mangel ausreichender Einkünfte zu be⸗ 
weiſen. Der Beklagte hat zu beweiſen, daß nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten 
gelebt haben, Erwerb durch Arbeit der Frau üblich iſt. Demgegenüber hat die Frau zu be⸗ 
weiſen, daß der Ertrag ihrer Arbeit nicht ausreicht (z. B. wegen unzureichender Arbeitskraft 
oder mangelnder Arbeitsgelegenheit). Klagt der Mann, ſo hat er ſeine unzureichenden Ver⸗ 
mögens und Erwerbsverhältniſſe zu beweiſen. In allen Fällen hat der Kläger den zum 
ſtandesmaßigen Unterhalt erforderlichen Betrag, und der Beklagte feine Unterhaltsunfähig- 
keit zu beweiſen. — Aus der Faſſung des § 1578 Abf 1 ergibt ſich, daß es Sache des Mannes 
iſt, zu beweiſen, daß nach den Verhältniſſen, in denen die Ehegatten gelebt haben, Erwerb 
durch Arbeit der Frau üblich ſei (RG 4. 3. 18 IV 407/17). 


9. Schadenserſatzanſprüche. Die geſchiedene Frau hat gegen denjenigen, zu deffen 
Gunſten und unter deſſen Mitwirkung der geſchiedene Mann ſich ſeines ganzen angreifbaren 
Vermögens zu dem Zwecke entäußert hat, um die Unterhaltsanſprüche der Frau zu vereiteln, 
einen Schadenserſatzanſpruch aus $ 826 (RG 74, 224). Sind beide Ehegatten für ſchuldig er- 
klart und enthält die Eheverfehlung des Mannes, die zur Scheidung geführt hat, zugleich einen 
Verſtoß gegen die 98 Sea ff., ſo kann die geſchiedene Frau von ihrem früheren Ehemanne 
Schadenserſatz mit der Behauptung verlangen, daß er durch ſeine Eheverfehlung ihre Geſund⸗ 
heit beſchädigt habe (RG 85, 335). In dieſem Urteil iſt unentſchieden gelaſſen, wie ſich die 
Sachlage geſtaltet, wenn der unſchuldige Ehegatte Anſprüche aus § 1578 und aus $ 823ff. 
nebeneinander geltend macht. In ſolchem Falle wird ein Schadenserſatzauſpruch wohl uur 
inſoweit gegeben ſein, als die Größe des Schadens den Unterhaltsauſpruch überſteigt. Vgl. 
§ 1564 A 5. 

10. Wegen des Verzichts auf zukünftige Unterhaltungsgewährung vgl. 1580 A 5 und 
wegen der Nichtigkeit von Unterhaltsverträgen $ 1564 A 5 und $ 1360 A 1. 


11. Verhältnis des deutſchen zum ausländischen Rechte. Für die Unterhaltspflicht 
ausländiſcher, in Deutſchland wohnender Ehegatten iſt, wenn ſie dem nämlichen Staat an⸗ 
gehoren, das Recht dieſes Staates maßgebend (Art 14 Ech; R 62, 400; 91, 406). Vgl. 
3 1360 A 10. Das Schweizer Recht euthält zwar keine dem § 1574 entſprechende Beſtim⸗ 
mung. Allein die Nichtaufnahme eines Schuldausſpruchs in das (deutſche) Scheidungs 
urteil hindert nicht, über die Unterhaltspflicht des Mannes gegenüber der Frau nach Schweizer 
Recht im beſonderen Rechtsſtreite zu erkennen (OLG 38, 251). Vgl. $ 1564 A 7, 91574 A 17. 
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Soweit der allein für ſchuldig erklärte Ehegatte bei Berückſichtigung 
ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen!) augerftande?) iſt, ohne Gefährdung ſeines 
ſtandesmäßigen!) Unterhalts dem anderen Ehegatten Unterhalt zu ge⸗ 
währen, iſt er berechtigt“), von den zu ſeinem Unterhalte verfügbaren Ein⸗ 
fünften‘) zwei Dritteile oder, wenn dieſe zu ſeinem notdürftigen unter⸗ 
haltes) nicht ausreichen, jo viel zurückzubehalten, als zu deſſen Beſtreitung 
erforderlich it). Dat er einem minderjährigen unverheirateten Kinde 
oder infolge ſeiner Wiederverheiratung dem neuen Ehegatten Unterhalt 
zu gewähren“, jo beſchränkt ſich ſeine Verpflichtung dem geſchiedenen 
Ehegatten gegenüber auf dasjenige, was mit Rückſicht auf die Bedürfniſſe 
ſowie auf die Vermögens- und Erwerbsverhältniſſe der Beteiligten der 
Billigteit entjpricht?), 


Der Mann iſt der Frau gegenüber unter den Vorausſetzungen des Abſ 1 


von der Unterhaltspflicht ganz befreit, wenn die Fran den Unterhalt aus 
dem Stamme“) ihres Vermögens beſtreiten kann 0). 


0 ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen“ und unter 
ts“ zu verſtehen iſt, vgl. die Erl zu $ 1603. Zu 
2 0 der dem unehelichen Kinde zu gewährende 
1 ö tigen 8 77/06, SeuffA 70 Nr 220). Der $ 1579 Abſ 1 Satz! rechtfertigt 
nicht, daß die ſonſtigen erpflichtungen von dem Einkommen des Schuldners ſchlechthin ab- 
ſachgemäße Berückſichtigung nach den Lebens⸗ 


Hr 5 
ſich der Unterhaltspflicht ni cht badurg Kräfte erwerben kann. Der Unterhaltspflichtige kann 


Tine c auch dab Mittel nötigenfalls züge mutet werden, ſich die zur Gewährung des 
i h mc dadurch ausſchließen oder beſchränken, daß er ſich der Verfügung über ſeine 
benubt a c ur 2240 az 6. B. Belaſtung feinen kunde Er Hypotheken) 
Falle des $ 1678 Abl Vonde big Bei der unterhaltspflichtigen Frau wird freilich wie im 


— „ 15 — Fri * 4 t⸗ 
liche Rolle. Die zur Zeit der Scheitunn argens- und Einkommensverhältniſſe eine weſen 
(eines Oberlehrers) in Zukunft — enbe Zatfacıe, daß das Gehalt den Beftepten 


11 5 Fur 3 8 8 323 O 
ee 
5 auf die Lebensſtell der Ehegatten von Einfluß 
ſein (RG 5. 1. 16 IV 189/15). Stammt no: nb 1 8 et l 
en Qrlindete Anwartſchaft auf en ee 

„„ ung an U Erbſchaft in gewiſſem Maße zu 
berüclichigen (iich 18. 3. 12 IV 445/11), Aichinger rate l de Höhe De Anfpruche 
der geſchiedenen Frau an ſich nach denjenigen Verhältniſſen, unter welchen bei beſtehender 
Ehe die Parteien gelebt haben; jedoch muß ſich die Frau, wenn ſich die Leiſtungsfähigkeit 
des Mannes nach der Scheidung vermindert hat (z. B. durch einen Unfall), die hierdurch 
herbeigeführte Minderung des Unterhalts ebenſo gefallen laſſen, wie dies der Fall wäre 
wenn die 25 noch beſtände (RG Warn 08 Nr 68 a. E.; 1914 Nr 256; RG JW 1911, 45478, 


G8, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III Band. 3. Aufl. 18 
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3. Beweislaſt. Der Unterhaltspflichtige muß die Umſtände darlegen, aus denen ſich 
ſeine Berechtigung zur Zurückbehaltung eines Teiles ſeiner Einkünfte oder aller Einkünfte 
ergibt. — Zunächſt iſt zu prüfen, welchen Unterhaltsanſpruch der klagende geſchiedene Ehegatte 
nach & 1578 hat. Sache des Beklagten iſt es, die Vorausſetzungen zur Anwendung des $ 1579 
darzutun. Dazu gehört in erſter Linie der Nachweis, daß Beklagter bei Beruckſichtigung ſeiner 
ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande ſei, ohne Gefährdung ſeines ſtandesgemaßen Unter⸗ 
halts dem klagenden Ehegatten den Unterhalt zu gewähren. Wird dieſer Nachweis erbracht, 
ſo kann der Beklagte zwei Dritteile zurückbehalten und im Falle des 8 1579 Abi 1 Satz 2 
verlangen, daß die Regelung nach Billigkeit erfolge (RG Warn 1910 Nr 458). Die Beweis; 
pflicht dafür, daß der vom Kläger geforderte, Betrag im Vergleich mit den Verhältniſſen, unter 
denen die Parteien während der Ehe gelebt haben, angemeſſen ift, trifft den Kläger (RG 
IWM 1911, 454 R 2 10 11 IV 1/11) 

4. Der Stamm ſeines Vermögens bleibt dem Unterhaltspflichtigen ungeſchmälert (A 2). 
Der unterhaltspflichtige Ehegatte iſt nicht verpflichtet, den Stamm ſeines Vermögens für 
die auf Grund der 88 1578, 1579 beſtehende Unterhaltsverpflichtung anzugreifen (RG JW 
1911, 45423). Brandis (DIZ 1910, 875) hält Diele Anſicht für unbillig und unrichtig. Seine 
Gründe ſind beachtenswert. Meines Erachtens ſpricht auch ein Vergleich der $$ 1578, 1579 
mit den 88 1360, 1361 gegen die von Brandis bekämpfte Anſicht. — Im Falle des 9 1579 
Abſ 1 Satz 2 iſt neben den Einkünften auch das Stammvermögen des unterhaltspflichtigen 
Ehegatten zu berückſichtigen, da für dieſen Fall nicht nur die Einkommensverhältniſſe, ſondern 
auch die Vermögensverhältniſſe in Betracht kommen ſollen (RG JW 1915, 66215). 

ö. Über den Begriff des notdürftigen Unterhalts vgl. die Erl zu $ 1611 und RG J 
07, 711%, 

6. Zwei Dritteile der verfügbaren Einkünfte, mindeſtens aber ſo viel, als zur Beſtreitung 
des eigenen notdürftigen Unterhalts erforderlich iſt, dürfen zurückbehalten werden. Betragen 
im einzelnen Falle die zwei Dritteile mehr, als zur Beſtreitung des ſtandesmäßigen Unter ⸗ 
halts des Verpflichteten erforderlich iſt, fo gebührt der Mehrbetrag dem Unterhaltsberechtigten, 
denn die zwei Dritteile ſind nur ſo weit zurückzubehalten, als fie zur Deckung des ſtandes 
mäßigen Unterhalts gebraucht werden. Beiſpiel: Zum ſtandesmaßigen Unterhalt eines 
jeden der beiden Ehegatten werden jährlich 3000 Mark gebraucht. Der Unterhaltspflichtige 
verfügt über 6000 Mark Jahreseinkünfte. Er darf 3000 Mark zurückbehalten und muß 3000 Mark 
abgeben. Verfügte er aber nur über 5400 Mark, fo darf er nicht etwa volle zwei Dritteile, 
alſo 2 x 1800 = 3600 Mark, ſondern auch nur 3000 Mark zurückbehalten, und muß 2400 Mark 
abgeben. Betragen die zwei Dritteile weniger, als zur Beſtreitung des ſtandesmäßigen 
Unterhalts des Verpflichteten erforderlich iſt, ſo gebühren dem Verpflichteten die vollen zwei 
Dritteile, dem Berechtigten ein Dritteil. Beiſpiel: Zum ſtandesmäßigen Unterhalte des 
Verpflichteten werden jährlich 3000 Mark gebraucht. Er verfügt über 4200 Mark Jahres- 
einkünfte. Zurückbehalten kann er 2 x 1400 = 2800 Mark abgeben muß er 1400 Mark. Be 
tragen die zwei Dritteile nicht einmal fo viel, daß fie zur Beſtreitung des notdürftigen Unter⸗ 
halts des Verpflichteten ausreichen, ſo kann der hierzu fehlende Betrag außer den zwei Drit- 
teilen zurückbehalten werden, und der Unterhaltsberechtigte erhält nur den Überſchuß. Bei ⸗ 
ſpiel: Zum notdürftigen Unterhalte des Verpflichteten werden 2400 Mark jährlich gebraucht. 
Er verfügt über 3300 Mark Jahreseinkünfte. Zurückbehalten kann er nicht nur 2 x 1100 = 
2200 Mark, ſondern auch noch die fehlenden 200 Mark, braucht alſo nur 900 Mark abzugeben. 
— Zu den Einkünften des Mannes iſt auch der mit dem An- und Verkaufe von Börſen⸗ 
papieren zu erzielende Kursgewinn zu rechnen, wenn dieſer ſich gutachtlich ſchaßen läßt 
(RG Warn 1913 Nr 297). Allerdings müffen nach $ 1579 verfügbare Einkünfte vor- 
liegen. Die Verfügbarkeit iſt aber vorhanden, wenn die Einkünfte der Verfügungs 
befugnis des Ehegatten unterliegen. Keineswegs ſind unter verfügbaren Einkünften nur 
ſolche zu verſtehen, die regelmäßig die zur Entrichtung der Unterhaltsrente nötigen Mittel 
ſo bereitſtellen, daß es nur des Zugriffs bedarf (RG ebenda). Die Vorſchrift des § 1579 
Abſ 1 Satz 1 iſt nicht zwingender Natur (DLG 82, 10). 

7. Einer der hier vorgeſehenen Fälle der Verpflichtung zur unterhaltsgewährung liegt 
vor, wenn der unterhaltspflichtige Ehegatte zur Gewährung des Unterhalts an das Kind 
bzm. den neuen Ehegatten nicht nur rechtlich verpflichtet iſt, ſondern auch den Unterhalt tat ⸗ 
ſächlich gewährt oder doch wenigſtens ſeine alsbaldige Inanſpruchnahme gewärtigen muß 
(ME 72, 199). Der Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten geht den Unterhalts 
anfnrüchen der volljährigen Kinder, der verheirateten Kinder und aller übrigen Verwandten 
vor (8 1609 Abſ 2). Hat der geſchiedene unterhaltspflichtige Ehegatte minderjährigen, unver⸗ 
heirateten Kindern oder einem neuen Ehegatten Unterhalt zu gewähren, io iſt der Unterhalts 
anſpruchs des geſchiedenen Ehegatten nach Billigkeitsrückſichten zu beſtimmen (RG 
75, 483; Roß JW 1917, 288°). Ob der neue Ehegatte der frühere Ehebrecher iſt, macht 
keinen Unterſchied (KG in OLG 33, 835). Vgl. auch $ 1812 A 5. Der $ 1579 Abſ 1 Satz 2 
bezieht ſich nur auf eheliche Kinder (RG 14. 1. 07 IV 277/06). Der Anſpruch volljähriger 
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Töchter aus § 1620 auf Ausſteuer ſteht ; 
nach (RG 10. 6. 07 IV 542/06). Lie Anwender merge nde des geſchiedenen Ehegatten 
ea Ber I ec ung des $ 1579 Abſ 1 Satz 2 wird dad 
geſchloſſen, daß das minderjährige unverheiratete Kind im Hausw ee 
bifichtigen gemäß 8 1017 Dienfte leiſe (6 1. 12. 04 TV 249/09. ke 
8. Billigteit. Auch im Falle des $ 1579 Abf 1 Satz 2 müffen die B 
g 1579 Ab Saß 1 vorliegen (RG FW 03 Beil 88158, RG 67, 6; RG grausſezungen des 
1917 Nr 213 u. 246), und es kan 188 0 6 67, 56; uc Warn 1914 Nr 256; 
f n der Verpflichtete angehalten werd g 
als ihm nach Deckung feines Eigenbedarfs übrigbleibt 6 07 60 ve z En mehr herzugeben, 
$ 1579 Abſ 1 Satz 2 iſt eben zu entſcheiden, inwieweit d 1 I l er Anwendung des 
das, was er ohne Gefährdung ſeines eigenen ſtandes Ban ae gibet 
gatten gewähren könnte, noch hinauszugeh 1 e dem andern Che. 
u. 246). Anderſeits kann die im Geſeze be tim e der Une 
weit reichen, daß der Verpflichtete nichts een . 1% 
Sah 2 ul cht er den Full daß der ſchuidcge dnnn fie vor ſemner Der $ 1578 Abs 1 
dem andern gegenüber vertragsmäßig b ae te ſich vor feiner Wiederverheiratung 
in einer beftimmten Höhe zu leiſten (RG 56, 1 N I gemacht hatte, ihm die Unterhaltsrente 
Die Vorſchriften im $ 1579 find nur für folche Felle ebene n dene den e 
kommen der Ehegatten zu knapp iſt, um beid 10 e gegeben, in denen das beiderſeitige Ein⸗ 
ftatten. Die Anwendung des $ 1570 kann nie un hegatten ein ſtandesmäßiges Leben zu ge⸗ 
Ehegatte durch den andern Ehegatten in die 15 s dahin führen, daß der unterhaltsberechtigte 
leben. Vielmehr ſoll der unterhaltsberechtigt Che gebracht wird, beſſer als ftanbesmäßig ze 
gehalten fein, ſich mit einem geringeren 19 hegatte unter den Vorausſetzungen des $ 1579 
gnügen. Billigkeitserwägungen rechtf aße als dem ſtandesmäßigen Unterhalte zu be⸗ 
1 eine höhere Unterhaltsrente ahnden es nicht, dem unterhaltspflichtigen Ehe · 
geben winbe (0® Warn 1018 Sr 300). e e eben 
Son fe un im Falle des $ 1579 Af 1 Sah 2 a meſſung der Unterhaltsrente für die geſchiedene 
ee, Zinfen, die fie einer wohlhabenden en der Umiſtand billigerweiſe berückſichtigt wer⸗ 
5 Mildkatigkeit, nicht verlangt werden no 3 schuldet von letteter wenn auch) nur 
2 ie Berpflicgtung, zum Arbeitserwerb tt im 3 1917, 288°; vgl. aber auch $ 1602 A 1). 
baun fun als im Falle des $ 1579 Abſ 1 Satz 2 Bell des $ 1578 in anderer Weile zu 
— führen, der geſchiedenen Frau bezuͤgli Der Geſichtspunkt der Billigkeit kann hier 
erpflichtung aufguerlegen, als im 8 155 ant des Arbeitserwerbs eine weitergehende 
. 3 t tann dazu führen, der 8 iſt (RG JW 1917, 288%). Der Geſichts⸗ 
A e Ve) area eg one A gehn er 
fen Guse dee oe dl e ſch un Unzedhuung Beigen su 
e Befreiung. Abwei f 
Mann au ; weichung von 
a e 
. Ei eh Ah Frau f 
1 0 de a 2 IV 249/04). Die 0 e ihres Vermögens verbrauchen 
Hypothek der Fr 5 Ua oder nur verhältnismähige Ken 1 ee ban n 
£ N darf es ni . — Handelt es ſich um eine 
nn u veräußern N e e fehlen, daß die Frau et 
en = 105 iſt $ 1570 Abſ 2 nicht fo aus 10 dadurch weitere Unterhaltsmittel zu be⸗ 
Finnen . be merden dürfte, ihr auer 25 die ſchuldie eee ER. 
Gingugeben, nur dat r e Ehegatte van eines Unter elan Hz! Gebe, Bel 
ee 2 immerhin eine ſolche V iner Unterhaltsleiſtung frei bleibe. Viel⸗ 
zu 10 1750 nee voraus die ſich wirtſcha ee des Stammvermögens der Frau 
Fall des $ 1360 Abſ 2 Warn 1914 Nr 192 f ich 15 0 rtigen läßt und nicht (ogl. für den 
Unterhalts in Zweifel ſtellt (Ach 19. 4. 15 IV 1 A ab) die dauernde Sicherung ihres 
im Sinne des 8 1579 Ubf 2 iſt keineswegs bl 3/14). Val. 8 1860 A 6. Stammvermögen 
mögen, aus dem ſich durch Veraußerung Entüuft eee e 
11 19 gehören dazu, wenn fich die Verwendbark e erzielen laifen (3. B. entbehrlihes Haus 
äßt (NG Seuff A 73 Nr 137). Der $ 1579 Ar, eit zum Unterhalte wirtſchaftlich rechtfertigen 
des $ 1078 Ub| 1. Aber eriſprechend der degeloer schad auch bie Bol. 
ſchrift des § 1579 Abſ 2 dahin verſtanden Wide vorſchrift des $ 1578 Abſ 1 muß auch die Vor⸗ 
als die Frau den Unterhalt aus dem 87 daß der Mann nur inſoweit befreit wird, 
des 5 1079 Mt 2 iſt die Fru nur dann inſande den mint den Sinn ihres Verner 
zu entnehmen, wenn und ſoweit dieſer nach 9951 den Unterhalt dem Stamm ihres Vermögens 
buchen ihrer zukünftigen Vermögens. 221 Ewe ai Laufe der Dinge unter Berück⸗ 
= ensdauer zum Unterhalt ausreicht. Wee für ihre vorausſichtliche 
1 ei nicht angefonnen werden. Inwieweit ſ irtſchaftliche Maßnahmen können ihr 
Tatfrage des Einzelfalles. Ergibt fi olche Unwirtſchaftlichkeit anzunehmen iſt, i 
ihres Wermnögen an ben 1 5 1 ſich aber, daß die Frau den Unterhalt aus dem ir 
geln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft nur teilweiſe ber 


18* 


276 Familienrecht Bürgerliche Ehe 


ſtreiten kann, ſo iſt zu unterſuchen, ob nicht die Verhältniſſe der übrigen Beteiligten es billig 
erſcheinen laſſen ($ 1579 Abſ 1 Satz 2), daß die Frau, ſtatt den Mann auf Unterhaltsbeiträge 
in Anſpruch zu nehmen, ihr Vermögen ohne Nückſicht auf die Grundfätze einer ordnungs⸗ 
mäßigen Verwaltung verbraucht (RG 97, 276). 

10. Die Verwandten des unterhaltsberechtigten Ehegatten haften vor dem allein für 
ſchuldig erklärten Ehegatten, wenn und ſoweit dieſer bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts den 
Unterhalt zu gewähren ($ 1608). So ift der Mann, inſoweit fein Schwiegervater im Sinne 
des § 1603 Ab] 1 imſtande iſt, den Unterhalt zu beſtreiten (§ 1601), von der Unterhaltspflicht 
befreit (RG SW 04, 17620). 


8 1580 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente!) nach Maßgabe 
des § 760 zu gewähren. Ob, in welcher Art und für welchen Betrag der 
Unterhaltspflichtige Sicherheit?) zu leiſten hat, beſtimmt ſich nach den Um: 
jtänden?), 

Statt der Rente kann der Berechtigte eine Abfindung in Kapital ver⸗ 
langen, wenn ein wichtiger Grund dorliegt?). 

Im übrigen finden die für die Unterhaltspflicht der Verwandten gel⸗ 
tenden Vorſchriften der SS 1607, 1610, des § 1611 Abſ 1, des § 1613 und 
für den Fall des Todes des Berechtigten die Vorſchriften des § 1615 ent⸗ 
ſprechende Anwendung). 

EI 1454 II 1474; M 4 618; P 4 520 ff. 

1. Geldrente. Dieſe Regelung entſpricht dem § 1361 (Getrenntleben der Ehegatten). 
$ 1612 Abſ 1 Sat 2 findet keine Anwendung, daher z. B. kein Recht auf Naturalverſorgung. 

2. Sicherheitsleiſtung SS 232—240 BGB; I 324 3 PO. 

3. Dieſe Regelung entſpricht dem 8 843 Abſ 2 Satz 2. 

4. Dieſe Regelung entſpricht dem § 843 Ab] 3. 

. 5. Auf den Unterhaltsanſpruch des geſchiedenen Ehegatten findet 8 1614 Abſ 1, wonach 
für die Zukunft auf den Unterhalt nicht verzichtet werden kann, keine Anwendung. Die Unter⸗ 
haltspflicht kann ſchon im voraus für den Fall der Eheſcheidung durch Vertrag geregelt, alſo 
auch erlaſſen werden. Der Vertrag iſt aber nichtig, wenn er auf Erleichterung der Scheidung 
abzielt (RG 26. 4. 09 IV 370/08; RG SW 1916, 5732; SeuffA 72 Nr 181). 


8 1581 


Die Unterhaltspflicht erliſcht mit der Wiederverheiratung!) des Be⸗ 
rechtigten. 

Im Falle der Wiederverheiratung des Verpflichteten finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 1604 entſprechende Anwendung. 

EI 1454 Abſ 1, 2 II 1476; M 4 619; P 4 5158 ff. 

1. Wiederverheiratung. Die Unterhaltspflicht erliſcht nicht, wenn die neue Ehe des 
Berechtigten nichtig iſt. Von einem Verzuge des Unterhaltspflichtigen (8 1613) kann 
freilich bis zur Nichtigkeitserklärung (bei unvollkommener Nichtigkeit) keine Rede ſein. Auf⸗ 
löſung der neuen Ehe ruft die erloſchene Unterhaltspflicht nicht wieder ins Leben. Die Wieder⸗ 
verheiratung der Witwe eines Getöteten hat nicht ohne weiteres den Verluſt ihres Anſpruchs 
auf Unterhaltsrente gegen den Beſchädiger zur Folge (NG JW 05, 14325). 

2. Übergangsredht. Die Beſtimmung des 8 1584 Abſ 2 kann nicht auf Fälle zurückwirken, 
in denen die Scheidung der Che bereits vor dem 1. Januar 1900 erfolgt iſt. Die entgegen⸗ 
geſetzte Anſicht findet im BGB keine Stütze. Auch aus den Artt 199, 201, 206 EG iſt dafür 
nichts zu entnehmen (RG 48, 4). 


§ 1582 
Die Unterhaltspflicht erliſcht nicht mit dem Tode des Verpflichteten !). 
Die Verpflichtung des Erben unterliegt nicht den Beſchränkungen des 
8 1579. Der Berechtigte muß ſich jedoch die Herabjegung?) der Rente bis 


auf die Hälfte der Einkünfte gefallen laſſen, die der Verpflichtete zur Zeit 
des Todess) aus ſeinem Vermögen bezogen hat“). Einkünfte aus einem 
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Rechte“), das mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes 
erliſcht, bleiben von dem Eintritte des Zeitpunkts oder des Ereigniſſes an 
a racht. 
ind geg Berechtigte vorhanden, ſo kann der Erbe die Renten nach 
dem Verhältnis ihrer Höhe ſo weit herabſetzen, daß ſie zuſammen der Hälfte 
der Einkünfte gleichkommen. 
E 1 1454 Abſ 1 II 1476; M 4 619; P 4 5263 6 299. 


1. Mit dem Tode des Berechtigten erliſcht der Unterhaltsanſpruch, ſoweit er nicht die 
im $ 1580 Ab 3 u. $ 1615 bezeichneten Nachleiſtungen betrifft. Die Unterhaltspflicht 


ſätzen ift es möglich, daß der Erbe eine höhere oder geringere Unterhaltsrente als der Erb. 
laſſer oder gar keine zu entrichten hat. 5 
2. Das Recht des Erben auf Herabſetzung der Rente ift an keine Friſt gebunden. Es 
ſteht jedem Miterben zu. — Die Vorſchrift des $ 1582 Abſ 2 Satz 2 enthält nachgiebiges 
Recht, kann alſo durch Vertrag in Wegfall gebracht werden. Es kommt darauf an, ob der Wille 
der Beteiligten, es bei der Vorſchrift des § 1582 Abi 2 Satz 2 zu belaſſen, im Vertrage zum 
Ausdruck gekommen iſt. Hat z. B. der geſchiedene Ehemann ſich vertragsmäßig ohne Vor⸗ 
behalt verpflichtet, eine ganz beſtimmte cheldrente der geſchiedenen Frau bis an ihr Lebens 
ende für ſie und die bei ihr befindlichen Kinder zu entrichten, fo ift anzunehmen, daß er damit 
eine dauernde, der Beſchränkung des $ 1682 Abſ 1 Satz 2 nicht unterliegende Sicherung har 
ſchaffen wollen (RG Gruch 62, 386). gl. auch § 1579 A 8. 5 
4, „Zur Zeit des Todes“ bedeute! nicht den Todestag, ſondern den je nach den Verhält⸗ 
niſſen größeren oder geringeren Zeitraum, innerhalb deſſen das Vermögen Einkünfte ab- 
wirft und der Tod erfolgt iſt (RG 70, 213). g 
‚= Ob der Erblaſſer Einkünfte, de fein Vermögen abwarf, tatfächlich bezogen hat, ift 
gleichgültig. Inſofern ift die Faſſung des Geſeges ungenau. Unter den Einkünften, die der 
Verpflichtete zur Zeit des Todes aus ſeinem Vermögen bezogen hat, ift nichts anderes zu ver⸗ 
ſtehen als die Einkünfte des beim Tode vorhandenen Vermögens des Verpflichteten. Daher 
kommt es nicht darauf an, ob ein neuerhautes Miethaus am Todestage von Mietern noch 
nicht bezogen war, wenn nur der Mietzins ſchon in dem Kalendervierteljahre, in das der Todes⸗ 
pfl — ae ne 97 2130. Das Geſetz 1 den Regelfall im Auge, daß der 7 5 
ete E €, die er bezie Ei „die nach wirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſähen hen konnte, au bezogen hat. Einkünfte, die nach 


ätten be i worden find, 
müffen als bezogen 19 ezogen werden können, aber nicht bezogen 


5. Einkünfte aus Rechten. Z. B. aus einem Urheberrechte. 


8 1583 


tanfheit eines Ehegatten geſchieden, 1 
hat ihm der andere Ehegatte unterhalt in gleicher Weiſe zu gewähren wie 
ein allein für ſchuldig erklärter Ehegatte. 

E II 1477; 84 444, 532, 

bed nd UMd Zed. Die Verſcheſft des 1583 entſpringt Billigkeitsrückſichten. Sie 
bezweckt nicht nur, den geiſteskranken Seed nen gend Biligeie möglichſt jelb- 
4 Geiser ffen. aach, einen gewiſſen Schuß gegen Mißbrauch 55 l. Inn 
vegen Geiſteskrankheit ſchaffen. Gleiche 2 | Prot 4, Im 
übrigen vgl. die Erl zu 88 15781502. ecke ieee 


') Iſt die Ehe wegen Geiſtest 


1584 


ſchuldig erklärt, fo kann der andere Ehe⸗ 
gatte?) Schenkungens), die er ihm während des Brautſtandes oder während 
der Ehe gemacht hat, widerrufen. Die Vorſchriften des 8 531 finden An⸗ 
wendung. 


Der Widerruf iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Rechtskraft des Schei⸗ 


dungsurteils ein Jahr verſtrichen oder wenn der Schenker oder der Be⸗ 
ſchenkte geſtorben ijt?). 


E 1 1453 IT 1471; M 4 612; P 4 438, 


) Iſt ein Ehegatte allein für 


278 Familienrecht Bürgerliche Che 


1. Die allgemeinen Beſtimmungen über den Widerruf von Schenkungen wegen Un⸗ 
danks (88 530—534) find von der Anwendung auf geſchiedene Ehegatten nicht ausgeſchloſſen, 
gleichviel ob der Schenker oder der Beſchenkte oder beide Teile für ſchuldig erklärt jmd. Dieſe 
durch die allgemeinen Beſtimmungen begründeten Rechte erfahren aber durch die Sonder⸗ 
beſtimmung des § 1584 eine Erweiterung. Das im $ 1584 eingeräumte Widerrufsrecht 
ſetzt Undank nicht voraus. Das Widerrufsrecht des § 1584 iſt wie das des $ 530 höchſtperſönlicher 
Natur und daher weder übertragbar noch vererblich. Iſt das Widerrufsrecht vom Berechtigten 
ausgeübt, ſo iſt der daraus folgende Herausgabeanſpruch übertragbar und vererblich. 

2. Iſt der andere Ehegatte in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, To bedarf er der Zu⸗ 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters, ſofern ſolche nach den allgemeinen Beſtimmungen, von 
denen $ 1584 hierin nicht abweicht, erforderlich iſt. 

3. Unter Schenkungen ſind hier nur Schenkungen unter Lebenden und ſolche Schenkungen 
auf den Todesfall zu verſtehen, die nach § 2301 Ab] 2 als Schenkungen unter Lebenden be- 
handelt werden. — Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rückſicht entſprochen worden war ($ 534), unterliegen gleichfalls dem Wider⸗ 
rufsrecht aus § 1584 (RG 58, 382). Ein Ehemann, der ſeine Frau mit Schmuckſachen be- 
ſchenkt hat, kann die Schenkung wegen groben Undanks ($ 580) widerrufen, wenn die Frau 
ein öffentlich gezeigtes Liebesverhältnis mit einem andern Manne unterhält (RG JW 09, 1485). 

4. Ausſchluß des Widerrufs tritt auch durch Verzicht ein. Entſprechend dem 8 533 kann 
jedoch auf das Widerrufsrecht erſt verzichtet werden, wenn der Ehe] cheidungsgrund dem 
andern Ehegatten bekannt geworden iſt. Über den Einfluß der Scheidung bzw. Erhebung 
der Scheidungsklage auf letztwillige Verfügungen, die ein Ehegatte zugunſten des andern 
trifft, vgl. 88 2077, 2268, 2279. 


8 1585 


1) Hat der Mann einem gemeinſchaftlichen Kinde Unterhalt zu gewähren, 
ſo iſt die Frau verpflichtet, ihm aus den Einkünften ihres Vermögens und 
dem Ertrag ihrer Arbeit oder eines von ihr ſelbſtändig betriebenen Er⸗ 
werbsgeſchäfts einen angemejjenen?) Beitrag zu den Koſten des Unterhalts 
zu leiſten, ſoweit nicht dieſe durch die dem Manne an dem Vermögen des 
Kindes zuſtehende Nutznießung gedeckt werden. Der Anſpruch des Mannes 
iſt nicht übertragbar. 

Steht der Frau die Sorge für die Perſon des Kindes zu und iſt eine 
erhebliche Gefährdung des Unterhalts des Kindes zu beſorgen, ſo kann 
die Frau den Beitrag zur eigenen Verwendung für den Unterhalt des Kindes 
zurückbehalten. 

E I 1458; II 1481; M 4 628; P 4 449. 


1. Beitragspflicht der Frau. Die Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den Kindern 
beruht auf der Verwandtschaft ($ 1601), nicht auf der Ehe, und kann mithin im Verhältniſſe 
zu den Kindern durch die Scheidung der Ehe weder geändert noch beſeitigt werden. Dem⸗ 
gemäß haftet den Kindern gegenüber nach wie vor der Scheidung der Vater vor der Mutter, 
ausgenommen, wenn der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes zuſteht, in 
welchem Falle die Mutter vor dem Vater haftet (8 1606 Abf 2). Dieſe Reihenfolge der Haftung 
gilt ohne Rückſicht darauf, ob das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes gemäß $ 1635 
dem Vater oder der Mutter zuſteht (M 4, 628). Im Verhältniſſe der Eltern zueinander 
(RG 57, 75) tritt jedoch mit der Scheidung eine Anderung der Unterhaltspflicht inſofern ein, 
als die Koſten des Unterhalts der Kinder nunmehr nach Maßgabe des 8 1585 von den Eltern 
gemeinſchaftlich zu tragen find. Der $ 1585 ſetzt nur eine Beitragspflicht der Frau, nicht 
des Mannes feſt. Bei Anwendung des $ 1585 find die Fragen, wer für den ſchuldigen Teil 
erklärt ift und wem die Sorge für die Perſon des Kindes zuſteht — abgeſehen von der Beſtim 
mung im Abſ 2 —, bedeutungslos. — Die geſchiedene Frau iſt gewiſſermaßen zum Ausgleiche 
für die weggefallene Nutznießung des Mannes am eingebrachten Frauenvermögen verpflichtet, 
zum Kinderunterhalt einen angemeſſenen Beitrag zu leiſten. In dieſem Sinne beſtimmt 
0 1585, daß der Mann den Beitrag nur aus den Einkünften des Vermögens der Frau ver⸗ 

angen kann. Das Stammvermögen der Frau bleibt frei. Unzuläſſig iſt es, über dieſe 
Grundlage und Begrenzung hinaus auf die grundverſchieden geſtaltete und unmittelbar auf 
der Verwandtſchaft beruhende mütterliche Unterhaltspflicht ($ 1603, § 1607 Abſ 1) ein. 
zugehen. Auf ſeiten des Mannes iſt nicht nur fein Jahreseinkommen einzuſetzen, ſondern es 
iſt feine Leiſtungsfähigkeit nach den 88 1601, 1608 unter Berückſichtigung aller feinen verfüg · 
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baren Mittel (mit Einſchluß des verfügbaren Stammvermögens) zu würdigen (RG Warn 
1917 Nr 25). Mährend der Dauer der Ehe haften die Eltern den gemeinſchaftlichen Kindern 
gegenüber für die Erfüllung der Unterhaltspflicht nicht gemeinſchaftlich. Vielmehr haftet 
nach $ 1606 Abſ 2 Satz 2 der Vater vor der Mutter (ausgenommen im Falle des Halbſatzes 2). 
Daran wird durch die Scheidung nichts geändert. Da aber infolge der Scheidung das dem 
Manne beim ordentlichen geſetzlichen Güterſtande am eingebrachten Gute der Frau zustehende 
Nutznießungsrecht wegfällt (M 4, 628, 629), erklärt § 1585 die Frau im Falle der Scheidung 
für verpflichtet, dem unterhaltspflichtigen Manne zu den Koſten des Unterhalts der gemein⸗ 
ſchaftlichen Kinder einen angemeſſenen Beitrag zu leiſten. Dieſe Beitragspflicht der 
Frau iſt unabhängig davon, ob die Sorge für die Perſon der Kinder ihr oder dem Manne 
zuſteht. Steht der Frau die Sorge für die Perſon der Kinder zu und gewährt ſie den Kindern 
den Unterhalt auch tatſächlich, jo wird ſelbſt dadurch an ihrer dem Manne gegenüber be ⸗ 
ſtehenden Verpflichtung nichts geändert (Prot 4, 450 unter O). Wird alſo trotzdem der 
Mann von den Kindern mit Erfolg auf Gewährung von Unterhalt durch Entrichtung einer 
Geldrente in Anſpruch genommen ($ 1612 Abſ 1 Satz 1), fo iſt fie gleichwohl dem Manne gegen- 
über verpflichtet, ihm einen Beitrag zu leiſten (RG 24. 1. 16 IV 327/14). 

2. Welcher Beitrag angemeſſen iſt, hat der Richter unter Berückſichtigung der wirtfchaft- 
lichen und geſellſchaftlichen Verhelkniſfe ber beben früheren Ehegatten nach freiem Ermeſſen 
zu entſcheiden. Dabei ſpielt, was die wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Mannes anlangt, 
nicht nur das, was er tatſächlich erwirbt, ſondern unter Umſtänden auch das, was er bei ge. 
* e ſeiner Kräfte durch Arbeit verdienen könnte, eine Rolle (RG 24. 1. 16 


§ 1586 


Wird nach § 1575 die eheliche Gemeinſchaft aufgehoben!), jo treten 
die mit der Scheidung verbundenen Wirkungen?) ein; die Eingehung einer 
neuen Che iſt jedoch ausgeſchloſſen. Die Vorſchriſten über die Nichtigkeit 
und Anfechtbarkeit der Ehe finden Anwendung, wie wenn das urteil nicht 
ergangen wäre. 

1. Die eheliche Gemeinſchaft wird in d itpunkt ben, in dem das Auf, 
ee rechtskraftig wird (vgl. § 1576 en da A die Wirkungen 5 


2. Alle mit der Scheidung verbundenen Wirtun i iejenigen ni 

; 5 l gen treten ein, nur diejenigen nicht, 
15 5 r 5 805 ausnimmt. Zu dieſen Ausnahmen gehört, daß die Ehegatten — anders 
nen et — gehindert find, eine neue Che einzugehen, ſowie, daß die Ehe 
ſechtbarkeit ber Ge chledene Che Doch ferner den Vorſchriften über die Richtigteit und An. 
der ehelichen ( a eg Hieraus folgt, daß das Band der Ehe durch die Aufhebung 
Wiederherſtellu emeinſchaft noch nicht gelöſt iſt. Dasſelbe ergibt ſich auch daraus, daß bloße 
die Che vollinhaf der ehelichen Gemeinſchaft (8 1587) ohne förmliche Eheſchließung genügt, 
92 je vollin! altlich wiederherzuſtellen. — Die Ehefrau kann nach Aufhebung der ehelichen 
Vemeinſchaft ſelbſtandig einen Wohnſitz begründen (RG 59, 337). 


§ 1587 


Haft nach der Aufhebung!) wiederhergeſtellt ), 
hebung verbundenen Wirkungen weg und tritt 


Wird die eheliche Gemein 
ſo fallen die mit der Au 
Gütertrennung ein“). 


1. Die Worte „nach der Aufhebung“ 5 8 itpunkt, in dem das Auf⸗ 
hebungsurteil rechtskräftig geworden iſt an A 00 n 


2. Die Wiederherſtellung der ehelichen Geme iſt eine von Rechtsfolgen be- 
gleitete, keiner Form bedürfende, zweiseſ ige Sundl i geſchäftsunfähiger Ehegatte 
tann ſie nicht vornehmen und ein in der Geichäftsfähigteit beichränfter Ehegatte bedarf dazu 
der Einwilligung des geſetzlichen Vertreters. Ob Ehegatten die eheliche Gemeinſchaft wieder ⸗ 
1 haben, läßt ſich im übrigen nur nach den Umſtänden des einzelnen Falles beurteilen. 

3. Die Folgen der Wiederherſtellung treten für die Zukunft ein. Rückwirkende Kraft 
hat die Wiederherſtellung nicht. Entſteht ein Nr Se igsdend, ſo kann 1 
der verletzte Ehegatte nach feiner Wahl auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft oder Scheir 
dung klagen und der andere Ehegatte hat das Antragsrecht aus $ 1575 Abſ 1 Satz 2. — Wegen 
der Berichtigung des Heiratsregiſters vgl. Art 46, § 55 EG. Gütertrennung 98 1426ff. 


* 
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Achter Titel 
Kirchliche Verpflichtungen 


8 1588 


Die kirchlichen Verpflichtungen in Anſehung der Ehe werden durch die 
Vorſchriften dieſes Abſchnitts nicht berührt!). 


1. Der ganze erſte Abſchnitt des vierten Buches bezieht ſich, wie ſeine Überſchrift ergibt, 
auf die bürgerliche Ehe, d. h. auf die bürgerliche Seite der Ehe, und läßt deren kirchliche 
Seite unberührt. 


Zweiter Abſchnitt 
Verwandtſchaft 


Erſter Titel 
Allgemeine Vorſchriften 


8 1589 


) Perſonen, deren eine von der anderen abſtammt, ſind in gerader Linie 
verwandt. Perſonen, die nicht in gerader Linie verwandt ſind, aber von 
derſelben dritten Perſon abſtammen, find in der Seitenlinie verwandt. 
Der Grad der Verwandtſchaft beſtimmt ſich nach der Zahl der ſie vermitteln⸗ 
den Geburten?) ). 


Ein uneheliches Kind und deſſen Vater gelten nicht als verwandt“). 
E 1 30, 31 II 15; M 1 65; P 4 35, 87; 6 112. 


2. Der Grad der Verwandtſchaft, der in den verſchiedenſten Beziehungen (für Erbrecht, 
Unterhaltspflicht, Zeugnispflicht uſw.) von Bedeutung iſt, wird bei den Verwandten gerader 
Linie durch Zählung der die Abſtammung vermitteinden Geburten, bei den Seiten- 
verwandten durch Zählung der jämtlichen von dem einen Verwandten über den gemein- 
ſchaftlichen Stammvater hinweg bis zu dem andern Verwandten führenden Geburten be: 
rechnet, nicht, wie nach germaniſcher und kanoniſcher Zählweiſe, durch Zählung der bis zu 
dem gemeinſchaftlichen Stammvater reichenden Geburten, deren Zahl für jeden der beiden 
Verwandten eine verſchiedene fein kann. Für die geſetzliche Erbfolge iſt übrigens nicht die 
Gradesnähe, ſondern die Zugehörigkeit zu den verſchiedenen Stämmen (Linien oder 
Parentelen) — Abkömmlinge des Erblaſſers, Eltern und deren Abkömmlinge, Großeltern 
und deren Abkömmlinge uſw. — maßgebend und nur innerhalb desſelben Stammes, ab- 
gefehen von den vorgenannten drei erften Stämmen, gibt die Gradesnähe den Vorzug (Lineal⸗ 

tadualordnung). Es find deshalb, wenn der Erblaſſer ſchlechtweg feine „nächſten Ver⸗ 
wandten“ bedenkt, nach der Auslegungsregel des § 2067 hierunter nicht die dem Grade 
nach nächſten Verwandten, ſondern die zur geſetzlichen Erbfolge berufenen Verwandten zu 
verſtehen. Die Verwandten abſteigender Linie werden im BGB als „Abkömmlinge“ bezeichnet, 
während der Ausdruck „Kinder“ nur die Abkömmlinge erſten Grades bedeutet (ebenfo in 
8 65 PrGeſ. v. 8. 3. 71 nach NG 5. 4. 00 IV 24/00). Für die Verwandten aufſteigender Linie 
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ird in 88 1310 Abſ 2 der Ausdruck „Eltern und Voreltern“ gebraucht. Zu den Ver ⸗ 
Aden 995 9 Linie ($ 17% Nr 1) gehören Abkömmlinge und die Verwandten aufſteigender 
Linie. Mit dem Ausdruck, Angehörige“ werden in 8 186 RVO ſowohl Verwandte als Ver⸗ 
ſchwägerte ohne Unterſchied des Grades bezeichnet. Unter dem von dem Erblaffer gebrauchten 
Ausdruck „Kinder“ oder „Enkel“ können nach dem Willen des Erblaſſers die Nachkommen der 
Kinder oder Enkel mit zu verſtehen fein (R 0 Warn 1915 Nr 121). 


3. Eine allgemeine Klage auf Feſtſtellung der Verwandtſchaft iſt zuläſſig, wenn ſich das 
Nec des Klägers nicht i. der Feſtſtellung der Verwandtſchaft für ein beſonderes 
Rechtsverhaltnis erschöpft (vgl. $ 1593 A 1). Mit der Klage auf Herausgabe der Erbſchaft 
kann nötigenfalls die Klage auf Feſtſtellung des Verwandtſchaftsverhältniſſes verbunden 
werden (vgl. R 14. 1. 04 IV 123/08). 


Dadurch, daß keine Verwandtſchaft zwiſchen dem Vater und dem unehelichen Kinde 
im 008 — anders im StGB — e iſt auch ein Verwandtſchaftsverhältnis 
zwiſchen dem unehelichen Kinde und den Verwandten des Vaters ausgeſchloſſen. Desgleichen 
ein Verwandtſchaftsve rhältnis zwiſchen den unehelichen Kindern desſelben Vaters, die deshalb, 
wenn ſie zugleich von derſelben Mutter abſtammen, nur halbbürtige Geſchwiſter ſind. Das 
natürliche Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Vater und dem unehelichen Kinde hat 
für das BGB nur die Bedeutung, daß es nach 8 1310 Abf 3 das Ehehindernis der Verwandt⸗ 
ſchaft ſowie nach SS 1708ff. eine gewiſſe Unterhaltspflicht des Vaters begründet, und daß 
es die Grun 10 der Legitimation bildet. Unter „Vater“ wird deshalb im BOB (vgl. §8 1776 
Nr und anderſeits Nr 2, 1782 ufiw.) der natürliche Vater niemals mitbegriffen (vgl. über den 
Ausdruck leiblicher Verwandter g 1766 A 2), ebenſowenig gehört das uneheliche Kind zu den 
„Abtömmlingen des Vaters“ oder zu den unverheirateten Kindern im Sinne des $ 1612, 
wie auch ein unegeliches Kind nicht zu den Hinterbliebenen eines Beamten im Sinne des 
NBO v. 18. 5. 07 ($ 60) gerechnet wird. Ein Verwandtſchaftsverhältnis beſteht dagegen 
zwiſchen dem unehelichen Kinde und der Mutter nebſt deren Verwandten, ſomit auch zwiſchen 
bem unehelihen und den ehelichen Kinde derſelben Mutter (5 1700).— Durch Annahme an 
Kindes Statt wird ein künſtliches Derwandtichaftsverhältnis nur zwiſchen den Vertrags: 


parteien einſchließlich der nach Vertrags luß gebo rl e Des ang den menen 
Kindes geſchaffen (88 1762, 1763). agsſchluß geborenen 9 


8 1590 


) Die Verwandten eines Ehegatten?) ſind mit dem anderen Ehegatten 
verſchwägert. Die Linie und der Grad der Schwägerſchaft beſtimmen ſich 
nach der Linie und dem Grade der ſie vermittelnden Verwandtſchaft. 


Die Schwägerſchaft dauert fort, auch wenn die Ehe, durch die ſie begründet 
wurde, aufgelöſt iſts). 


E 32, 38 II 16, M 1 677 0 4 86 


1. Über bas Geltungsgebiet des $ 1590 f. § 1589 A 1. 


2. Schwägerſchaft beſteht nur zwiſchen einem E den Verwandten des andern 
Ehegatten — wobei der Grad der Verwandiſchaft wit diefen zugleich den Schwägerſchafts⸗ 
grad beſemmt. —, nicht auch zwichen einem Ehegatten und dem Ehegatten eines ſolchen 
Verwandten. Auch bei der Schwägerſchaft gibt es Verſchwägerte aufſteigender Linie, ab⸗ 
ſteigender Linie und der Seitenlinie. Auf das uneheliche Kind eines Vaters kann ſich, da das 
Kind mit dieſem nicht verwandt ift ($ 1589 Ab 2), das Schwägerſchaftsverhältnis nicht erſtrecken. 
Die Schwägerſchaft ſetzt das Beſtehen einer gültigen Ehe voraus. Der gute Glaube der Ehe- 
gatten an die Gültigkeit der Ehe iſt hierfür einflußlos. Als Ehehindernis kommt auch das 
Schwägerſchaftsverhältnis auf Grund außerehelicher Beiwohnung in Betracht, indem dem 


Beiwohnenden nach $ 1310 Abſ 2 die Ehe nu dten auf, oder absteigender Linie 
des andern Teiles verboten iſt. he mit den Verwandten auf 


3. Die einmal durch die Ehe begründet ägerſchaft wird durch die Auflöſung der 
Ehe, mag dieſe auf Tod, auf Scheidung e ne im Falle der Todes⸗ 
erklärung beruhen, nicht aufgehoben, was auch für § 3 Nr 2 Anfch 5 1589 A 1) von Wichtig⸗ 
keit if (M6 62, 98). Dem entjpricht es, daß in 8 850 Abſ 4, 863 Abſ 1 3 Po der Unterhalts. 
anſpruch des früheren Ehegatten, was die Vorrechte gegenuber einer Pfaͤndung anlangt, dem 
des zeitigen Ehegatten gleichgeſtellt ift. Nach Auſteſun der Ehe lann ein Schwägerſchafts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem einen Ehegatten und den nach dieser Zeit erzeugten Kindern des andern 
Ehegatten nicht mehr entstehen. 
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Zweiter Titel 
Eheliche Abſtammung 


1. An der Feſtſtellung der ehelichen Abſtammung, die nicht nur für das Rechtsverhältnis 
zwiſchen Eltern und Kindern, ſondern allgemein für das Verwandtſchaftsverhältnis die Grund⸗ 
lage bildet, hat auch der Staat ein Intereſſe, das er durch die Einrichtung der Perſonenſtands⸗ 
regiſter betätigt. Der Beweis der Abſtammung kann durch die Eintragung im Geburts⸗ 
regiſter (88 17ff. PStG v. 6. 2. 75) geführt werden. Die Angaben im Geburtsregiſter find 
fo lange beweiſend, bis der Gegenbeweis erbracht iſt (8 15 PStG, § 415 3PO). Die Beweis⸗ 
kraft erſtreckt ſich auch auf die Angabe der Verehelichung der Eltern (RG 20. 9. 15 IV 44/15, 
früher anders 14. 1. 04 IV 123/08, vgl. auch RG St 25, 188 und wegen der Taufſcheine Gruch 
48, 1133), nicht dagegen auf die nach PrMErl vom 21. 5. 97 in die Geburtsurkunde aufzu- 
nehmenden Angaben über den Todestag des Ehemanns oder den Tag der Rechtskraft des 
Scheidungsurteils. Nicht die Abſtammung, ſondern nur die Abgabe des Anerkenntniſſes 
wird durch das nach § 25 PStÖ einzutragende Anerkenntnis der Vaterſchaft ($ 1718) 
beurkundet, ſo daß für ein Berichtigungsverfahren wegen ſachlicher Unrichtigkeit des Anerkennt⸗ 
niſſes kein Raum iſt (RG 68, 60; RA 12, 195; vgl. Gruch 35, 347). Zuläſſig bleibt aber 
eine Berichtigung, wenn der Erklärende gar nicht ein Anerkenntnis der Vaterſchaft hat ab- 
geben, ſondern nur dem Kinde nach $ 1706 Abſ 2 einen Namen hat erteilen wollen (vgl. KJ 
42 A 81 — anders anſcheinend RG Gruch 57, 1012). Es iſt auch nicht ausgeſchloſſen, daß im 
Falle der Anfechtung des Anerkenntniſſes hierüber ein Zuſatzvermerk eingetragen wird. Das 
in der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geborene Kind hat der Standes⸗ 
beamte als eheliches einzutragen, da das Kind ſo lange, bis es auf Aufechtungsklage des Ehe- 
manns für unehelich erklärt it, als eheliches gilt (vgl. $ 1593 A 2). Anders iſt es, wenn durch 
die Todeserklärung des Mannes die Vermutung der Auflöſung der Ehe begründet iſt, eine 
Vermutung, welche auch der Standesbeamte zu beachten hat (RG 60, 199). Iſt durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil auf Anfechtungsklage des Ehemanns die Unehelichkeit feſtgeſtellt, ſo tft dieſe 
Anderung des Perſonenſtandes auf Antrag eines Beteiligten am Rande der den Geburtsfall 
betreffenden Eintragung zu vermerken ($ 26 PStG). Auch neugeborene Findelkinder — wo⸗ 
bei der Begriff des neugeborenen Kindes nicht zu eng aufgefaßt werden darf (RG 79, 357; 
Kd 46 A 114) — find in das Geburtsregiſter einzutragen (§ 24 P StG). 

2. Geltungsgebiet. Auf dem Gebiete des Lehnrechts, des Fideikommißrechts und des 
Stammgüterrechts iſt das Landesrecht in Geltung geblieben (Art 59 EG) Es können deshalb 
mit einer auf dieſe Gebiete beſchränkten Wirkung, ſoweit dieſes beſondere Güterrecht noch 
fortbeſteht (vgl. PrG. v. 10. 3. 19 über Auflöſung der Familiengüter), landesrechtlich ab⸗ 
weichende Vorſchriften über eheliche Abſtammung uſw. (vgl. 8 1593 A 1, $ 1912 A 3) gegeben 
werden. Das Sonderrecht des hohen Adels uſw. iſt aufrechterhalten durch Artt 57, 58 EG. 

3. Räumliche und zeitliche Herrſchaft. Die Frage der Ehelichkeit iſt nach Art 18 EG 
(vgl. auch Art 29 daſelbſt) nach deutſchem Recht zu beurteilen, wenn der Ehemann der Mutter 
zur Zeit der Geburt des Kindes oder ſeines vorher erfolgten Todes ein Deutſcher war. Nach 
deutſchem Recht ſind in dieſem Falle auch die mit der Ehelichkeit in Zuſammenhang ſtehenden 
weiteren Fragen der Anfechtung der Ehelichkeit, der Anerkennung uſw., worüber ſich die 
88 1591—1600 verhalten, zu entſcheiden. Die Gültigkeit der Ehe dagegen, auf die es für die 
Ehelichkeit ebenfalls ankommt, beſtimmt ſich nach dem Grundſatz des Art 13 EG für jeden 
Ehegatten nach dem Recht der Staatsangehörigkeit zur Zeit der Eheſchließung (a. A. Planck 
A3; Niedner A 3). Iſt die Ehe geſchieden, ſo iſt für die Frage, ob das Kind von dem geſchiedenen 
Ehemann abſtammt, das Heimatsrecht des Mannes zur Zeit der Scheidung maßgebend. 
In erſter Linie iſt aber, falls etwa die Frau ſich wieder verheiratet hat, das Heimatsrecht des 
neuen Ehemanns dafür entſcheidend, ob das Kind als fein eheliches Kind anzusehen ift (3Intern 
Rechtsverkehr 1912/13, 107). Die Vorſchriften der §8 1596, 1597 über die Anfechtung 
durch Erhebung der Anfechtungsklage bei dem inländiſchen Prozeßgericht oder durch Erklärung 
bei dem inländiſchen Nachlaßgericht find, ſoweit deutſches Recht anwendbar iſt, auch von dem 
im Auslande lebenden Ehemanne zu erfüllen, während es dafür, wie der in 8 1597 Abſ 1 
vorgeſchriebenen öffentlich beglaubigten Form zu genügen iſt, auf das Recht am Orte der 
Vornahme der Handlung ankommt (beſtr.). Iſt deutſches Recht nicht an wendbar, fo wird 
dafür, welches ausländiſche Recht zur Anwendung kommt — falls nicht die ausländiſchen 
Rechte, die hierbei in Betracht kommen können, übereinſtimmend eine andere Regel auf- 
ſtellen (vgl. Vorbem 7 vor 8 1) — ebenfalls auf die Staatsangehörigkeit des Ehemanns zur 
Zeit der Geburt des Kindes zu ſehen ſein (für unbedingte Geltung des Rechtes der Staats- 
angehorigkeit des Mannes Planck A 6; Staudinger A II 1). — Iſt das Kind vor Jukrafttreten 
des BGB geboren, fo ift die eheliche Abſtammung lediglich nach bisherigem Recht zu beur- 
teilen (Kc in OLG 6, 57). Auch hinſichtlich der einzuhaltenden Anfechtungsfriſt bleibt das 
frühere Recht maßgebend (NG 66, 249). 
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4. Für die Anfechtungsklage des Ehemanns der Mutter und den die Feſtſtellung des 
Samen en betreffenden Rechtsſtreit find in 88 640ff. 3 beſondere Vorſchriften 
gegeben, welche das Verfügungsrecht der Partei und den Erlaß eines Verſäumnisurteils, 
ſoweit dies zum Nachteil der Ehelichkeit des Kindes iſt, ausſchließen. Als Beweismittel kann 
in einem ſolchen Prozeſſe über die Ehelichkeit die Unterſuchung des körperlichen Zuſtandes 
einer Partei von Wichtigkeit ſein. Zwangsmaßregeln können jedoch zu dieſem Zwecke nicht 
angeordnet werden (RGS 24. 11. 02 IV 235/02; vgl. IW 97, 628°). Durch $ 642 iſt Vorſorge 
getroffen, daß der Beklagte, wenn einer der Streitteile ein Deutſcher iſt oder der Beklagte 
früher ein Deutſcher war und dieſe Staatsangehörigfeit ohne Erwerb einer andern verloren 
hat, auch dann im Inlande verklagt werden kann, wenn er dort einen allgemeinen Gerichts. 
ſtand nicht hat. Die Klage auf Feſtſtellung der Ehelichkeit kann von dem Kinde bei Vorhanden ⸗ 
ſein eines rechtlichen Intereſſes auch einem Dritten gegenüber angeſtellt werden, ohne daß 
die Vorſchriften der 88 640 ff. ZPO zur Anwendung kommen. 


8 1591 

Ein Kind, das nach der Eingehung der Ehe geboren wird, iſt ehelich, wenn 
die Frau es vor oder während der Ehe empfangen und der Mann innerhalb 
der Empfängniszeit der Frau beigewohnt hat!). Das Kind iſt nicht ehelich, 


wenn es den Umſtänden nach offenbar unmöglich iſt, daß die Frau das Kind 
von dem Manne empfangen hate). 


Es wird vermutet, daß der Mann innerhalb der Empfängniszeit der 
Frau beigewohnt habe. Soweit die Empfängniszeit in die Zeit vor der 
Ehe fällt, gilt die Vermutung nur, wenn der Mann geſtorben iſt, ohne die 
Ehelichkeit des Kindes angefochten zu haben). 

EI 1466, 14681470 II 1486; M 4 646 ff.; P 4 456 ff., 463 f., 861. 


1. Das während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geborene 
Kind gilt fo lange nan ehefich (ft fo Tanne als ehelches Kind Tegitimiert), bis die Chelichteit 
in zuälfiger eee angefochten und die Anfechtung erfolgreich durchgeführt ift (vol. $ 1598 A2, 
Band 2 pe Verſchieden von dieſer Frage der Legitimation ift die in $ 1591 ge⸗ 
50 Berge | er Beweisführung. Zum Nachweiſe der ehelichen Abſtammung ift erforderlich 
ber halb 502 3 — Kind während der Ehe oder, wie aus 88 1592, 1593 zu ergänzen iſt, 
Mann während . nach Auflöſung der Ehe geboren iſt, und weiter der Beweis, daß der 
Beweiſ 8 wird (ei Empfängniszeit der Frau beigewohnt hat. Die Führung dieſes zweiten 
mutun 1 erleichtert durch die in Abſ 2 aufgeſtellte Vermutung, und zwar gilt dieſe Ver. 
auch, wenn das wenn bie Empfängnisgeit in die Zeit nach Eingehung der Che fällt, jonbern 
dei a as Kind ſchon vor der Ehe empfangen iſt, im letzteren Falle jedoch nur unter 
hat. Diesen lan daß der Ehemann die rechtzeitige Anfechtung der Chelichkeit unterlaſſen 
die Be em ſelbſt ſteht alſo die Vermutung nicht entgegen, ſondern nur den andern Be- 
mau der enam ore aun den W e de een berechtigt find ee 
geftorben iſt (R Lg 1915 97. lat wenn der Ehemann vor Gebur 


durch, daß den Eheleuten das Ge trenntl 


dadurch, daß auf Aufhebung der i i iſt, da die Eheleute 
nicht gehindert find, jeden e donn de Gemeinſchaft erkannt iſt, he 


eheliche Gemeinſchaft wieder ei „ist g t behauptet, 
fo ift es Sache des Geg ‚einzutreten. Wird die Herstellung dieſer Gemeinschaft behaup 


Lift a ; Vermutung widerlegt 
it (N 60, 199). ain 


2. Die Führung des Gegenbeweiſes, d 0 un während der Empfängniszeit 
ber Brau nicht Deigeroohnt Hat, ft undelcrnt on fin das rihere Recht RO AT, 107) 
Dagegen kann im Intereſſe der Ehelichkeit des Kindes die Vermutung der Urſächlichkeit der 
Veiwohnung nur durch den Gegenbeweis entkräftet werben, daß den Umſtänden nach die Er⸗ 
zeugung des Kindes durch den Ehemann „offenbar unmöglich“ ilt. Der Gegenbeweis iſt, um 
die Rechte des ehelichen Kindes nicht zu gefährden, dahin beſchränkt, daß ein Tatbestand 
nachgewieſen werden muß, welcher für die Schlußfolgerung auf Nichtehelichkeit des Kindes 
derart zwingend iſt, daß die Annahme des Gegenteils bei vernünftiger Erwägung als 
mit dem geſunden Menſchenverſtande unvereinbar erſcheint (RG Warn 1912 Nr 171; vgl. 
Prot 4, 464). Der Gegenbeweis kann dahin geführt werden, daß der Mann während 
der ganzen Dauer der Empfängniszeit zeugungsunfähig war oder daß die Beiwohnung 
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aus andern Gründen keine befruchtende Wirkung haben konnte. Zur Führung des Gegen⸗ 
beweiſes kann auch der Reifegrad des Kindes verwertet werden (RS JW 04, 23612; 1910, 47718). 
Hieraus kann feſtgeſtellt werden, daß das nach Auflöſung der Ehe kurz vor Ablauf der Friſt 
von 302 Tagen geborene frühreife Kind unmöglich während der Ehe erzeugt ſein kann und 
ebenſo, daß das in der erſten Zeit der Ehe geborene vollſtändig ausgetragene Kind, deſſen Geburt 
noch in die Empfängnisfriſt fällt, aus der Zeit vor der Ehe herrühren muß. Die Geburt eines 
vollſtändig reifen Kindes erfordert nach naturwiſſenſchaftlicher Lehre eine Schwangerſchaft 
von mindeſtens 240 Tagen. Der Reifegrad kann auch dafür verwertet werden, daß das Kind 
aus einer in die geſetzliche Empfängniszeit fallenden Beiwohnung des Ehemanns, wenn 
feſtſteht, daß eine frühere oder ſpätere Beiwohnung nicht ſtattgefunden hat, nicht herrühren 
kann. Nicht ausreichend iſt eine bloße Wahrſcheinlichkeit, daß es infolge Anwendung empfängnis⸗ 
hindernder Mittel oder infolge eines für die Beiſchlafsvollziehung ungünftigen Körperbaues 
nicht zur Empfängnis gekommen fein werde (RG 11. 4. 07 IV 382/06). Beſondere Vorſchriften 
über den Beweis der für die Schlußfolgerung auf Nichtehelichkeit des Kindes maßgebenden 
Tatſachen ſind nicht gegeben. Zu verlangen iſt jedoch ein derart ſicherer Beweis für die Richtig 
leit dieſer Tatſachen (wie z. B. der von der Schwangeren angeblich geſpürten Kindesbewegungen), 
daß ſie eine genügende Grundlage für die Schlußfolgerung bieten können (RG Warn 1912 
Nr 171). Die Art der Beweisführung iſt — abgeſehen von der nach 88 641, 617 ZPO 
unzuläſſigen Eideszuſchiebung — nicht beſchränkt. Zuläſſig iſt namentlich die Vernehmung 
der Mutter des Kindes, wobei allerdings die Glaubwürdigkeit der Zeugin, die ein beſonderes 
Intereſſe daran haben kann, die Unehelichkeit des Kindes zu verdecken, ſorgfältig zu prüfen ift. 
Bedenken gegen die Glaubwürdigkeit können ſich anderſeits auch daraus ergeben, daß die Zeugin 
beſtrebt iſt, eine jede Möglichkeit der Vaterſchaft ihres Mannes in Abrede zu ſtellen (vgl. RG 
30. 12. 04 IV 204/04 — die Mutter ift übrigens berechtigt, ihr Zeugnis über den Geſchlechts⸗ 
verkehr mit ihrem Manne während der Empfängniszeit nach $ 884 Nr 2 300 zu verweigern, 
weil die Verneinung des Verlehrs ihr zur Unehre gereichen würde und wegen des darin 
liegenden Zugeſtändniſſes eines außerehelichen Geſchlechtsverkehrs die Gefahr ſtrafgerichtlicher 
Verfolgung nach ſich zieht, R& 17. 11. 10 IV 186/09). Die Beſchränkung des Gegenbeweiſes 
greift, wie aus der in den Worten „das Kind“ enthaltenen Rüdverweifung auf Satz erhellt, 
nur zugunſten des Kindes Platz, deſſen Ehelichkeit nach Satz 1 vermutet wird, nicht alfo, wenn 
feſtgeſtelltermaßen der Ehemann während der Empfängniszeit der Mutter nicht beigewohnt 
hat, zugunſten eines Kindes, das aus künſtlicher Befruchtung hervorgegangen ſein ſoll 
(RG FW 08, 4851). Die in dem angeführten Urteil offengelaſſene Frage, ob es rechtlich 
möglich iſt, daß durch künſtliche Befruchtung jemand ohne oder wider ſeinen Willen Vater 
wird, iſt entſchieden zu verneinen (ebenſo Kohler, Familienrecht 206). 


8 1592 


Als Empfängniszeit! gilt die Zeit von dem einhunderteinundachtzigſten 
bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem Tage der Geburt des 
Kindes, mit Einſchluß ſowohl des einhunderteinundachtzigſten als des drei⸗ 
hundertundzweiten Tages. 

Steht feſt, daß das Kind innerhalb eines Zeitraums empfangen worden 
iſt, der weiter als dreihundertundzwei Tage vor dem Tage der Geburt zurütk⸗ 
liegt, ſo gilt zugunſten der Ehelichkeit des Kindes dieſer Zeitraum als Emp⸗ 
fängniszeit'). 


E 1 1467 II 1487; M 4 648; P 4 457, 484. 
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8 1593 


Die Unehelichkeit eines Kindes, das während der Ehe oder innerhalb 
dreihundertundzwei Tagen nach der Auflöſung der Ehe geboren iſt, kann 
nur geltend gemacht werden, wenn der Mann die Ehelichkeit angefochten 


hat oder, ohne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, geſtorben iſt !) 2). 
E I 1471 Abſ 1 II 1488; M 4 657; P 4 466; 6 296. 


1. Anſechtungsrecht des Ehemanns. Der Ehemann hat kraft dieſer Eigenſchaft, ohne 
Rückſicht darauf, ob er ſich im Beſitz der elterlichen Gewalt befindet, zu beſtimmen, ob das 
während der Ehe oder innerhalb 302 Tagen nach der Auflöſung der Ehe geborene Kind (für 
deſſen Chelichkeit alſo die Vermutung ſtreitet) als ehelich gelten ſoll. Er hat es damit in der 
Hand, durch Unterlaſſung der Aitfechtung oder durch Anerkennung ($ 1598) einem in Wirklichkeit 
unehelichen Kinde die Stellung eines chelichen zuzuwenden. Die Rechte der übrigen Beteiligten 
treten derart binter dem Rechte des Ehemanns als Hauptbeteiligten zurück, daß ſie an die von 
dieſem ausdrüdlich oder ſtillſchweigend erklärte Anerkennung gebunden ſind. Die Befugnis, 
die Unehelichkeit des Kindes geltend zu machen (was von der Anfechtung der 
Ehelichkeit zu unterſcheiden iſt) ſteht den Beteiligten — bezüglich der Lehns und Fideikommiß⸗ 
anwarter |. Vorbem 2 vor $ 1591 — nur zu, wenn der Ehemann, ohne das Kind anerkannt 
zu haben, vor Ablauf der Anfechtungsfriſt verſtorben iſt. Anders iſt es, wenn der Ehemann 
bereits vor Geburt des Kindes geſtorben iſt, jo daß der Lauf der Anfechtungsfriſt gar nicht hat 
beginnen können. In dieſem Falle iſt die Anfechtung der Ehelichkeit unbeſchränkt. Die An⸗ 
liedern zu, die als ſolche e l daran huren 
. Kor: erzeugtes Kind nicht in die Familie aufgenommen wird, 
ſowie allen denjenigen Perſonen, deren Nechtszuſtand fegen davon berührt wird, ob 

f anzuſehen iſt. Dem natürlichen Vater kann die gleiche 
1 5 b 115 etwa nachträglich die Mutter geheiratet hat und deshalb ein berechtigtes 
5 ereſſe daran hat, das Kind als zu ſeiner Familie gehörig, nicht als zur Familie des erſten 
hetnanns der Mutter gehörig, anerkannt zu jehen, nicht zugeſtanden werden (a. A. Dernburg 
die rechtliche Stell die Mutter des Kindes ift, da im Verhaltuis zu ihr das uneheliche Kind 
te 5 ) Fi e elle eines ehelichen hat (8 1705), nicht ohne weiteres berechtigt, die Unehelid)- 
1515 1 Bet 1 geltend zu machen (Seuffel 02 Nr 261). Bei der Ausübung der Befugnis 
n 15 voneinander unabhängig. Eine Friſt zur Geltendmachung der Ehelichkeit 
2. Dadurch, daß allein der Ehen 


mer, nann das Beſtimmungsrecht hat, ob das Kind als eheliches 
a 11 an des Kindes auf geſſhellang 45 Ab ee (actio paternitatis 
ſtimmun reh Ehen (ROY 50 4 88). Das Kind kann nicht im Widerſpruch mit dem Be⸗ 
aber der Eh un Semanns die Seftitelfung begehren, daß dieſer keine Elternrechte habe. Iſt 
entgegen, d n obne das Anfechtungsrecht verloren zu haben, verſtorben, ſo ſteht nichts 
achten tedaß die Unehelichteit wie von jedem andern Beteiligten ſo auch von dem Kinde ſelbſt 
ibt ſich wege, werden tan Aus der Ausſchließlichkeit des Anfechtungsrechts des Ehemanns 

r E Folge daß ein jeder das Kind fo lange als eheliches gelten laſſen 

das Anfecht hemann von dem Anfechtungsrecht erfolgreich Gebrauch gemacht hat oder, ohne 
ſofern es öährend ld verloren zu haben, geſtorben it. Bis zu dieſem Zeitpunkte gilt das Kind, 
‘8 während der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geboren iſt, als 


eheliches. Der i der ( aht f.; 5 3 5 
ſchen Genet flach ber Ehe ſteht hier ſſ. anderſeits § 1591 A 1) die Aufhebung der ehe 


8 1694 
Die Anfechtung der elichkeit i sfriſt!) erfolgen. 
Die Zeit Begient 101 ichteit kann nur binnen Jahresfrist 


eu der Mann die Geburt 
des Kindes erfährt!), Zeitpunkt, in welchem 


Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden Vor⸗ 
ſchriften der 88 203, 206 entſprechende nen 
E 1 1478 II 1490; M 4 6677 P 4 478. 2 


1. Die Nichteinhaltung der Jahres friſt hat öllige Erlöſchen des Rechtes zur Folge. 
Die Friſt iſt alſo keine Verjährungsfrist, ei Ausſchlußfrit. Sie beginnt ie m 
(nicht in die Friſt einzurechnenden) Tage, an dem der Ehemann überzeugende Kenntnis von 
der Geburt des Kindes erhalten hat (RG Warn 1918 Nr 148; Seuffü 61 Nr 113), und zwar 
muß die Kenntnis auch darauf fich erſtrecken, daß das Kind während der Ehe oder innerhalb 
302 Tagen nach Auflöfung der he (§ 1508) geboren iſt (vgl. R JW 1918, 544%. Auch die 
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Mitteilung eines bloßen Gerüchts kann dem Ehemann, wenn er das Gerücht für wahr gehalten 
hat, dieſe Kenntnis verſchaffen. Hat er die Mitteilung unter ſolchen Umſtänden erhalten, 
unter denen ein verſtändig Denkender an der Wahrheit des Mitgeteilten nicht wohl zweifeln 
kann, ſo wird er mit dem Einwande, daß er für ſeine Perſon an die Richtigleit nicht ge⸗ 
glaubt habe, nicht leicht gehört werden. Ohne Bedeutung für die erlangte Kenntnis iſt 
es, wenn ihm hinterher Zweifel an der Richtigkeit des Mitgeteilten gekommen find (RG 
Warn 1918 Nr. 143). Hat er zuverläffige Kenntnis erlangt, die ihm die Überzeugung von 
der Richtigkeit verſchaffen mußte (3. B. amtliche Mitteilung von der Geburt des Kindes), ſo 
wird der Einwand, daß er an die Richtigkeit der Mitteilung nicht geglaubt habe, nur unter 
ganz beſonderen Umſtänden durchgreifen können. Der Beweis der Einhaltung der Friſt 
braucht von dem Ehemann nicht geführt zu werden. Vielmehr liegt dem beklagten Kinde, 
das die Verſäumung der Anfechtungsfriſt behauptet, der Beweis hierfür ob. t 

2. Nach den in Abſ 3 für anwendbar erklärten Vorſchriften läuft die Friſt nicht, ſolange 
der Ehemann durch Stillſtand der Rechtspflege oder ſonſt durch höhere Gewalt während 
der letzten 6 Monate der Friſt an der Anfechtung verhindert iſt, welche Zeit in die Friſt nicht 
eingerechnet wird. Iſt der Ehemann infolge Geſchäftsunfähigkeit und Fehlens eines geſetz⸗ 
lichen Vertreters an der Anfechtung verhindert, fo läuft die Friſt erft ab, wenn ſeit dem Weg⸗ 
falle des Hinderniſſes, ſeit dem Zeitpunkte, wo der nachträglich beſtellte geſetzliche Vertreter 
oder der beſchränkt oder unbeſchränkt geſchäftsfähig gewordene Ehemann Kenntnis von der 
Geburt hatte, 6 Monate verſtrichen find. Die Unterlaſſung der Anfechtung durch den geſetz⸗ 
lichen Vertreter ſchadet jedoch dem Ehemanne nicht (ſ. hierüber 8 1595 A 1). 


8 1595 


Die Anfechtung der Ehelichkeit kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. 
Iſt der Mann in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zu⸗ 
ſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters !). 

Für einen geſchäftsunfähigen Mann kann ſein geſetzlicher Vertreter mit 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Ehelichteit anfechten. Hat 
der geſetzliche Vertreter die Ehelichkeit nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann 
nach dem Wegfalle der Geſchäftsunfähigkeit der Mann ſelbſt die Ehelichkeit 
in u Weiſe anfechten, wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen 
wäre?). 

E I 1474 Satz 1 u. 8 II 1491 Ab 1, 2; M 4 668; P 4 478. 


1. Keine Anfechtung durch Vertreter. Die Anfechtung der Ehelichkeit iſt ebenſo wie 
die Anfechtung der Ehe eine höchſtperſönliche Handlung. Der Ehemann kann deshalb die 
Entſchließung, ob die Ehelichkeit angefochten oder anerkannt werden ſoll (8 1598 Abſ 3), nicht 
einem andern überlaſſen. Die Erklärung kann durch einen Vertreter im Willen nicht ad- 
gegeben werden. Der den Anfechtungsſtreit führende Anwalt hat ſich deshalb durch eine 
beſondere, ihm für dieſen Rechtsſtreit erteilte Vollmacht auszuweiſen (88 641 Abſ 1, 613). 
Der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Ehemann bedarf, da es allein auf ſeinen Willen 
ankommt, nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters. Oder, mit anderen 
Worten ausgedrückt, der Ehemann gilt für dieſe Angelegenheit — wie auch für andere perſön 
liche Angelegenheiten des Familienrechts, dd 1336, 1676 Abſ 2 uſw. — als unbeſchränkt geſchäfts · 
fähig und demgemäß nach $ 641 Abſ 2 ZPO aud) als prozeßfähig. 

2. Für den geſchäftsunfähigen Ehemann kann der geſetzliche Vertreter, und zwar der⸗ 
jenige Vertreter, dem die Sorge für die Perſon zuſteht, das Anfechtungsrecht ausüben. Er 
braucht es aber nicht. Die Anfechtung iſt wirkungslos, wenn die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts nicht ſpäteſtens vor Ablauf der Friſt durch Mitteilung an den geſetzlichen Ver⸗ 
treter ($ 1828) erteilt iſt. Dem Ehemann geht das Anfechtungsrecht dadurch, daß es der geſetz 
liche Vertreter nicht ausgeübt hat, nicht verloren. Für ihn beginnt von dem Zeitpunkte, wo 
er beſchränkt oder unbeschränkt geſchäftsfähig geworden iſt und von der Geburt des Kindes 
Kenntnis erlangt hat, eine ſelbſtändige Anfechtungsfriſt. Wird der Ehemann nach Anſtellung 
der Anfechtungsklage geſchäftsunfähig, To braucht für die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zur Fortführung der Klage die in 8 1594 für die Klageerhebung vorgeſchriebene Friſt 
nicht eingehalten zu werden (RG 29. 10. 03 IV 261/03). 


§ 1596 


Die Anfechtung der Ehelichkeit erfolgt bei Lebzeiten des Kindes durch 
Erhebung der Anfechtungsklage). Die Klage iſt gegen das Kind zu richten. 
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Wird die Klage zurückgenommen, ſo iſt die Anfechtung als nicht erfolgt 
anzuſehen. Das gleiche gilt, wenn der Mann vor der Erledigung des Rechts⸗ 
ſtreits das Kind als das ſeinige anerkennt. 


Vor der Erledigung des Rechtsſtreits kann die Unehelichteit nicht ander⸗ 
weit geltend gemacht werden'). 
E 1 1471 Abſ 2, 1475 Abſ 1, 1476 Satz 2 u. 8 II 1492; M 4 662, 669; P 4 470, 474. 


1. Die Erhebung der Anfechtungsklage iſt vorgeſchrieben, damit die Frage der Un- 
ehelichkeit nicht in der Schwebe bleibt, nur die im Prozeß ergehende Entſcheidung 
bald ein ſicherer Rechtszuſtand hergeſtellt wird. Für den Rechtsſtreit muß das Kind, das durch 
den anfechtenden Vater nicht vertreten werden kann (§ 181 in Verb. mit 88 1795, 1680), 
nötigenfalls einen beſonderen Vertreter haben, der ohne Zeitverlust von dem Prozeßgericht 
(8 57 3 00 beſtellt werden kann. Über das Verfahren |. Vorbem 4 vor $ 1591. Durch Zurück⸗ 
nahme der Klage ſowie durch Anerkennung des Kindes wird zugleich der in der Klage⸗ 
erhebung liegende rechtsgeſchäftliche Akt der Anfechtung beſeitigt (vgl. § 212), was zur Ver⸗ 
meidung von Zweifeln in Abſ 2 ausdrücklich hervorgehoben iſt. Der Ehemann iſt aber durch 
die Klagezurücknahme nicht gehindert, die Anfechtungsklage vor Ablauf der Friſt von neuem 
zu erheben (anders früher Art 11 E I des EG). Bis zur rechtskräftigen Feſtſtellung der 
Unehelichkeit hat das Kind die Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes, was auch dafür von 
Bedeurung iſt, daß es bis zu dieſem Zeitpunkt unbedingt den Wohnſitz des Ehemanns der 
Kindesmutter teilt und demgemäß die Anfechtungsklage bei dem Gericht dieſes Wohnſitzes 
erhoben werden muß. Der Gerichtsſtand des Wohnſitzes der Mutter kann nicht damit be⸗ 


gründet werden daß, falls die A ingt, das Kind dieſen Wohnſitz 
haben würde (RG 96 70). e Anfechtungsklage durchdring 


2. Dem alleinigen Anfechtungsrecht des Ehemanns entipricht es, daß das auf die An. 
echtungsklage ergehende, bei een der Parteien aechtaaſti werdende Urteil Recht 
für und gegen alle macht ($ 643 ZPO) und daß, ſolange dieſer Rechtsstreit dauert, die 
neben 708 1 Sand Prozeſſe — der nötigenfalls von 99 76 ei 

etzen iſt (a. A. me taudi — t werden darf. Auf Grun 
der Anfechtung das Chemanna ba inger A 4a) — geltend gemach 


Ehevrozeß als A 1 r 1 üheren Ehe 
während der Gabe geltend zu machen, daß ſeine Frau in ihrer früh 0 


lich iſt, i 1 ten laſſen 
muß (RG 1. Bi 18 N i der frühere Ehemann das Kind als eheliches ge ii 


Ak 


S 1597 


Nach dem Tode des Kindes erfolgt die Anfechtung der Ehelichkeit durch 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; AN Erklärung iſt in öffentlich 
beglaubigter Form abzugeben). 

Das Nachlaßgericht ſoll die Erklärung ſowohl demjenigen mitteilen 
welcher im Falle der Ehelichteit, als auch beuge welcher im Falle der 
Unehelichkeit Erbe des Kindes iſt. Es hat die Einſicht der Erklärung jedem 
zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht. 

E 1 1475 Abſ 2 II 1498; M 4 671; P 4 474; 5 168. 


1. Iſt das Kind verſtorben, fo erfolgt, da mit feinem Tode das hauptſächlichſte Intereſſe 
an einer baldigen und einheitlichen Entscheidung übe. die Ehelichkeit fortgefallen ift, die Anfech- 
tung, ſofern fie nicht bereits durch Erhebung der Anfechtungsklage erklärt war (vgl. 8 1596 A 1), 
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durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht. Dieſes hat in Vertretung der Beteiligten 
die Anfechtungserklärung entgegenzunehmen und denjenigen Beteiligten, deren Erbrecht an 
dem Nachlaß des Kindes von der Ehelichkeit oder Unehelichkeit abhangt, Nachricht zu geben, 
Einem jeden Beteiligten, der ſich als ſolcher ausweiſt, ſteht es ferner frei, von der Anfechtungs⸗ 
erklärung Einſicht zu nehmen (vgl. 8 79 A1, auch 8 34 FGG). Mit Rüdficht auf die Bedeutung 
der Anfechtungserklärung iſt zur Sicherſtellung der Echtheit die Abgabe der Erklarung in 
öffentlich beglaubigter Form ($ 129) vorgeſchrieben. Durch die Anfechtungserklarung 
wird den Beteiligten die Möglichkeit gewährt, nunmehr in beſonderen Prozeſſen gegen 
diejenigen, die ihre durch die Unehelichteit des Kindes bedingten Anſprüche beſtreiten, die 
Unehelichkeit mit einer auf die Prozeßparteien beſchränkten Wirkung feftſtellen zu laſſen. Das 
gleiche Recht ſteht natürlich auch dem Ehemanne zu, der in dieſer Beziehung grundſätzlich 
keine andere Stellung einnimmt wie die übrigen Beteiligten. 


8 1598 


Die Anfechtung der Ehelichkeit iſt ausgeſchloſſen, wenn der Mann das 
Kind nach der Geburt als das ſeinige anerkennt!) 

Die Anerkennung kann nicht unter einer Bedingung oder einer Zeit⸗ 
beſtimmung erfolgen. 

Für die Anerkennung gelten die Vorſchriften des § 1595 Abſ 1. Die An⸗ 
erkennung kann auch in einer Verfügung von To des wegen erfolgen. 

E I 1472 Satz 1 u. 3, 1474 Satz 1 u. 3 II 1489, 1491 Abſ 8; M 4 665, 668; P 4 470. 


1. Die Anerkennung des Kindes verſchafft ihm die Rechtsſtellung eines ehelichen, wenn 
es ſich um ein während der Ehe oder binnen 302 Tagen nach Auflöſung der Ehe geborenes 
Kind handelt. Wegen dieſer rechtsbegründenden Wirkung der Anerkennung gilt für ſie dasſelbe 
wie für die Ehelichkeitserklärung und die Annahme an Kindes Statt (88 1724, 1742), daß 
fie nicht unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erklart werden kann. 
Ein ſolcher Zuſatz würde die Anerkennung nichtig machen. Es kann nicht abweichend von dem 
natürlichen Kindesverhältnis ein nur für eine beſtimmte Zeit oder für eine beſtimmte Möglich⸗ 
keit beſtehendes Kindesverhältnis geſchaffen werden. Eine beſtimmte Form iſt für die An- 
erkennung nicht vorgeſchrieben. Sie iſt kein empfangsbedürftiges Rechtsgeſchaft und braucht 
nicht ausdrücklich erklärt zu werden (anders E 1 8 1472). Erforderlich iſt nur, daß die Kund⸗ 
gebung den Willen der Anerkennung klar erkennen läßt. Es genügt aber nicht, wenn der 
Ehemann nur bereit iſt, das Kind tatſächlich als eheliches zu behandeln. Sein Wille muß 
darauf gerichtet fein, die rechtliche Wirkung der Ehelichkeit herbeizuführen (MG Warn 1917 
Nr 57). In der Anmeldung der Geburt beim Standesbeamten iſt nicht ohne weiteres 
eine Anerkennung zu finden (RG 24. 3. 04 IV 355/03). Auch darin, daß der Ehemann das 
Kind auf feinen Namen anmeldet, iſt im Hinblick auf $ 1706 Abſ 2 nicht notwendig eine An⸗ 
erkennung enthalten. Der Ehemann kann die Anerkennung noch nach dem Tode des Kindes 
und nach Erhebung der Anfechtungsklage, ſolange das die Unehelichkeit feſtſtellende Urteil 
noch nicht rechtskräftig geworden iſt, erklären und es wird ihm, um der Anerkennung Gel⸗ 
tung zu verſchaffen, zu geſtatten ſein, das nach ſeinem Antrage ergangene Urteil durch Be 
rufung anzufechten. Iſt das Urteil bereits rechtskräftig geworden, ſo iſt er, wenn er dem 
Kinde die Rechte eines ehelichen verſchaffen will, auf die Annahme an Kindes Statt an⸗ 


gewieſen. 
§ 1599 


Iſt die Anerkennung der Ehelichkeit anfechtbar), ſo finden die Vor⸗ 
schriften der 88 1595 bis 1597 und, wenn die Anfechtbarkeit ihren Grund in 
argliſtiger Täuſchung oder in Drohung hat, neben den Vorſchriften des § 203 
Abſ 2 und des S 206 auch die Vorſchrift des § 203 Abs 1 entſprechende Ans 


wendung). 
EI 1478 II 1494; M 4 674; P 4 477. 


1. Die Anerkennung kann wie ein jedes andere Rechtsgeſchäft wegen Irrtums, Drohung 
oder argliſtiger Täuſchung angefochten werden, wegen Irrtums jedoch nur in beſchränktem 
Maße. Da die Anerkennung unter einer Bedingung unſtatthaft iſt (8 1598 Abſ 2), ſo iſt es 
auch unzuläſſig, ſie ſtillſchweigend von dem Vorhandenſein oder dem Nichtvorhandenſein 
beſtimmter Umſtände abhängig zu machen. Der Ehemann kann deshalb, wenn er einmal 
für Anerkennung des Kindes ſich endgültig entſchieden hat, feine Anerkennungserklärung 
nicht bloß eine vorläufige ift, nicht einwenden, daß er irrtümlich das Kind als von ihm erzeugt 
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er irrtümlich angenommen habe, während der Empfängniszeit ſeiner Ehefrau 
eite haben, daß er die Empfängniszeit unrichtig berechnet habe und dergleichen 
(was regelmäßig damit begründet wird, daß es ſich um einen Irrtum im Beweggrund handle). 
Jede Anfechtung wegen Irrtums ift ausgeſchloſſen, wenn die Anfechtungsfriſt verſtrichen ist. 
Der Ehemann kann ſich nicht darauf berufen, daß er, weil er in einem Irrtum über die Vater ⸗ 
ſchaft befangen geweſen, abſichtlich die Anfechtungsfriſt unbenutzt habe verſtreichen laſſen 
(anders betreffs der Erbausſchlagungsfriſt, Reh 58, 81). Nur der Einwand bleibt ihm und den 
andern Beteiligten, daß die Ehe nichtig und das Kind aus dieſem Grunde ein uneheliches 
ſei oder das Kind nicht von der Ehefrau geboren ſei, da die Anerkennung nur auf die Erzeugung 
durch den Ehemann ſich bezieht. Abgeſehen von den Fällen der Anfechtung iſt die An⸗ 
erkennung nicht widerruflich. . 

2. Hinſichtlich der Form der Anfechtung und der Frage, inwieweit die Anfechtung durch 
einen Vertreter ſtatthaft ift, gelten die für die Anfechtung der Ehelichteit in 88 15951597 
getroffenen Beſtimmungen. Die Anfechtung erfolgt hiernach durch Erhebung der Anfechtungs⸗ 
klage und nach dem Tode des Kindes durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht. Für 
die Anfechtung iſt die in SS 121, 124 beſtimmte Zeit einzuhalten, wodurch jedoch eine Ver⸗ 
längerung der Friſt des § 1594 nicht herbeigeführt werden darf (anders anſcheinend Stau⸗ 
dinger A de). Abweichend von 8 124 findet mit Rückſicht auf die zu erhebende Anfechtungs- 
klage auch die Vorſchrift des 9203 Abſ1 Anwendung, wonach der Lauf der Friſt bei 
Stillſtand der Rechtspflege in den letzten 6 Monaten der Friſt gehemmt iſt. 


8 1600 


Wird von einer Frau, die ſich nach der Auflöſung ihrer Ehe wiederver⸗ 
heiratet hat, ein Kind geboren, das nach den Ss 1591 bis 1599 ein eheliches 
Kind ſowohl des erſten als des zweiten Mannes ſein würde, ſo gilt das Kind, 
wenn es innerhalb zweihundertundſiebzig Tagen nach der Auflöſung der 
früheren Ehe geboren wird, als Kind des erſten Mannes, wenn es ſpäter 


geboren wird, als Kind des zweiten Mannes). 
E I 1479 II 1495; M 4 675; P 4 478. 


1. Hat ſich die Frau entgegen dem Verb f Befreiung von dieſem Ver 
bot vor Ablauf von 10 Monaten 5 ot des § 1313 oder unter Befreiung ieſ 


e Auflöſung der Ehe oder ſeit dem im Aufgebotsurteil 
ſeſtgeſtellten Todestage des früheren Semi (oa. 81 991 A N wiederverheiratet, jo kann 
der Fall ee, daß die Empfangniszeit des binnen 302 Tagen feit dieſem Zeitpunkt ge- 
ee Kindes ſowohl in die frühere Ehe als in die neue Ehe fällt. Zur Beſeitigung der 
Haan ſic ergebenden Unzuträglichteit der Vaterſchaft zweier ehelicher Väter ſtellt 8 1600 
En 1 ſcheidend hin, ob das Kind innerhalb des Zeitraums von 270 Tagen oder ſpäter 
ge . Dieſe Regel greift aber nur Platz, wenn wirklich ein ſolcher Widerſtreit vorliegt, 
was a * der Fall iſt wenn auf Anfechtung des einen Ehemanns das Kind nach den Vor⸗ 
Sl a 1 8s 1591 ff. als nicht von dieſem abſtammend erklärt it. Dem Ehemann ift der 
6 a aß das Kind den Umſtänden nach offenbar von ihm nicht erzeugt ſein kann, nicht 

l 1 A Auch nicht den Beteiligten, ſoweit fie überhaupt anfechtungsberechtigt ſind (a. A. 
Pland A 4; Blume A 4). Sind über die Frage der Vaterſchaft widerſprechende Entſcheidungen 
ergangen, ſo muß es bei der Regel des N 1600 verbleiben. Keine Regel gibt $ 1600 für ben 
Fall daß ein Ehegatte in dem guten Glauben, die frühere Che fei aufgelöft, eine neue Che 
eingegangen iſt oder wenigstens der zweite Ehegatte die neue Ehe für gültig angeſehen hat. 
Orunbfäblich toürben, ba hinfichtlic der Ehelichteit des Kindes die für gültig gehaltene Che 
(Butativehe) nach $ 1699 Abf 1 die Wirkungen der Ehe hat, die Vorſchriften der 88 1591 —1598, 
1600 in gleicher Weiſe ſomohl für die erſte als die zweite Ehe gelten, was zu einer doppelten 
ehelichen Paterſchaft führen müßte. Dieſe Vorſchriften heben ſich daher gegenſeitig auf (Rc 
14. 1. 04 IV 123/03) und es bleibt nur übrig, die Vaterſchaft nach Wahrſcheinlichkeitsregeln 
zu beftimmen, fo daß als Vater derjenige anzuſehen ist, der zur Zeit der Empfängnis tatſächlich 
in ehelicher Gemeinſchaft mit der Frau gelebt hat (ähnlich Riezler, Arch BürgR 38, 66 ff.). 


Dritter Titel 


unterhaltspflicht 


. Der Unterhalts anſpruch ſetzt die Unterhaltsbedürftigkeit auf ſeiten des Berech- 
ligten und die Leiſtungsfahigkeit auf ſeiten des Verpflichteten voraus. Eine geſteigerte 
Unterhaltspflicht liegt hinſichtlich beider Vorausſethungen den Eltern gegenüber den minder⸗ 
jährigen unverheirateten Kindern ob (88 1602 Abt 2, 1603 Abf 2). Ahnlich geregelt iſt die 
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Unterhaltspflicht des Ehemanns gegenüber der Ehefrau (88 1360, 1361). Zur Begründung 
des Unterhaltsanſpruchs hat der den Unterhalt Fordernde außer dem Beſtehen des Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältniſſes nur ſeine Bedürftigkeit nachzuweiſen, während es Sache des Ver. 
pflichteten iſt, um des Anſpruchs ſich zu erwehren, ſeine Leiſtungsunfahigkeit darzutun oder 
nachzuweiſen, daß ein weiterer Verpflichteter vorhanden iſt, der vor ihm oder neben ihm 
haftet, ſo daß hierdurch ſeine Verpflichtung ausgeſchloſſen oder beſchränkt iſt. Der Nachweis, 
daß der weitere Verpflichtete leiſtungsunfähig iſt, iſt wiederum von dem Kläger zu führen 
(ſ. das Nähere hierüber in 88 1602 A 4, 1603 A 3, 1607 A 4). Zur Geltendmachung des Unter⸗ 
haltsanſpruchs iſt nur der Berechtigte oder ſein geſetzlicher Vertreter, nicht ohne weiteres — ab⸗ 
geſehen von 8 627 ZPO — die Mutter für ihre Kinder befugt. Die den Unterhaltsanſpruch 
benachteiligenden Rechtshandlungen können, ſofern der Unterhaltsanſpruch damals bereits 
entſtanden war, nach Maßgabe des Anfechtungsgeſetzes, andernfalls nach 8 826 BGB (vgl. 
N 74, 225) angefochten werden. Nicht ausgenommen von der Anfechtung it ein zwiſchen 
den Eheleuten geſchloſſener, die Gütertrennung einführender Ehevertrag, ſoweit dem nicht unter⸗ 
haltspflichtigen Ehegatten bei der Auseinanderſetzung mehr an Vermögen zugewieſen iſt, als 
auf feinen Anteil entfällt (gl. Recht 04, 513 ff. R 57, 81; Henle in JW 06, 700 ff.). Verſchieden 
von dem Unterhaltsanſpruch aus 88 1601 ff. ift der aus Auftrag, Geſchaftsführung ohne Auftrag 
oder aus andern Gründen zuſtehende Auſpruch auf Erſatz des gewährten Unter⸗ 
halts. Die Beſtimmungen über Unverzichtbarkeit, Unpfändbarkeit finden auf dieſen Anſpruch 
feine Anwendung. Hat die getrennt lebende Ehefrau dem Manne gegenüber den Unterhalt 
der Kinder für eine beſtimmte Summe übernommen, ſo kann ſie nicht auf Grund des $ 1614 
Erhöhung der Summe fordern (RG JW 03 Beil 128286). Der durch § 844 wegen Verkuͤmme⸗ 
rung des geſetzlichen Unterhalts gewährte Schadenserſatzanſpruch auf Eutrichtung einer Rente 
ſteht in bezug auf Unpfändbarkeit (8 850 Abſ 1 Nr 2 ZPO), nicht aber in ſonſtigen Beziehungen 
dem geſetzlichen Unterhaltsanſpruch gleich. Die für den geſetzlichen Unterhaltsauſpruch geltenden 
beſonderen Beſtimmungen können natürlich auch keine Anwendung finden auf den auf Vertrag 
beruhenden Unterhaltsanſpruch, ſofern nicht in dem Vertrage nur die geſetzliche Unterhalts, 
pflicht näher beſtimmt ift. Gegenüber dem auf Vertrag beruhenden Unterhaltsanſpruch 
kann die Zuläſſigkeit der Aufrechnung (vgl. A 6) vereinbart werden. Der Formvorſchrift 
des $ 761 iſt ein über die Grenzen der geſetzlichen Unterhaltspflicht nicht hinausgehendes 
Rentenverſprechen nicht unterworfen. Im übrigen kommt es für die Anwendbarkeit des 
$ 761 darauf an, ob durch das Unterhaltsverſprechen ein einheitliches Leibrentenſtammrecht 
geſchaffen iſt, aus welchem ſich die Verpflichtung zur Zahlung der einzelnen Renten von 
gleichmäßigem, durch die Verhältniſſe des Berechtigten oder Verpflichteten nicht beeinflußtem 
Betrage ergibt (R Warn 1911 Nr 266; vgl. 8 759 A 1). Im allgemeinen hat der über 
die geſetzliche Unterhaltspflicht zwiſchen dem Berechtigten und Verpflichteten geſchloſſene 
Vertrag die Bedeutung, daß das Schuldverhältnis dauernd feſtgelegt werden ſoll, und daß 
deshalb der Verpflichtete in Ermanglung eines ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Vor⸗ 
behalts eine ſpätere Veränderung der Umſtände, durch welche ſeine Leiſtungsfähigkeit be» 
ſchränkt oder aufgehoben wird, nicht einwenden kaun (Rh Warn 1913 Nr 206). Doch darf 
im Zweifel davon ausgegangen werden, daß das Unterhaltsverſprechen nur ſo lange gelten 
ſoll, bis der Berechtigte wieder imſtande iſt, ſich ſelbſt und ſeine Familie zu erhalten (RG 
28. 6. 05 IV 84/05). Ein Verſprechen des Vaters, dem Sohne monatlich einen beſtimmten 
Betrag zur Beſtreitung der Studienkoſten zukommen zu laſſen, iſt im Zweifel nicht dahin 
aufzufaſſen, daß ein klagbarer Anſpruch auf Zahlung dieſes Betrags hat begründet werden 
ſollen, der auch im Konkurſe des Vaters geltend gemacht werden konnte (Seuffü 65 Nr 248). 
Über Verjährung der Unterhaltsbeiträge ſ. $ 197 A 2. 

2. Anwendungsgebiet. Die Grundſätze der 88 1601 ff. haben zum Teil eine über dieſen 
Titel hinausgehende Bedeutung. Auf die Unkerhaltspflicht der Ehegatten finden, 
abgeſehen von den Beſtimmungen in 88 1608, 1609, 1611 Abſ 2, die ſich ausdrücklich 
hierüber verhalten, nach $ 1360 Abf 3 auch die Beſtimmungen der SS 1605, 1613—1615 
entſprechende Anwendung. Nicht anwendbar ift 81611 Abſ 1. Wegen der Unterhaltspflicht 
der Ehegatten ſiehe im übrigen 8 1602 A 2 u. 3 und § 1603 A 3. Die aus der Annahme 


an Kindes Statt für den Annehmenden und das angenommene Kind ſich ergebende 
Unterhaltspflicht (88 1757, 1766) wird der geſetzlichen Unterhaltspflicht der Verwandten 
gleichbehandelt und unterliegt daher den Beſtimmungen des gegenwartigen Titels, ebenſo 
die Unterhaltspflicht zwiſchen dem unehelichen Kinde und der Mutter nebſt ihren Ver⸗ 
wandten (8 1705). Eine eigenartige Regelung hat dagegen der Unterhaltsanſpruch des 
unehelichen Kindes gegen den Vater in SS 1708 ff. erfahren. Dieſer Unterhaltsanſpruch 
ſetzt, abgeſehen von dem beſonderen Falle des § 1708 Abſ 2, weder Bedürftigfeit noch 
Leiſtungsfähigkeit voraus. Bemerkenswert ift, daß hinſichtlich der nach § 850 Abſ 4 ZPO 
und § 4a Lohn BG nur der Pfändung wegen geſetzlicher Unterhaltsforderungen unter⸗ 
worfenen Bezüge der Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes hinter den der Familien⸗ 
mitglieder zurücktritt (vgl. & 1708 A 2). Über die Unterhaltspflicht des Erben f. § 1969. 


Unterhaltspflicht 2 


andene Unterhaltspflicht der Geſchwwiſter hat daher unter der Herrſchaft des BOB aufgehört 
(Nc ZW 00, 431) und zwar auch dann, wenn fie (als eine nach früherem Recht begründete) 
durch Urteil zuerkannt war. War dieſe Unterhaltspflicht durch Vertrag übernommen, jo ist 
entſcheidend, ob hierbei der Gedanke an die geſetzliche Unterhaltspflicht nur als Beweggrund 
mitgewirkt hat, oder ob ſie — was nicht ohne weiteres angenommen werden darf — Bedin⸗ 
gung der Willenserklärung geweſen iſt (RG 7. 5. 02 IV 48/02). Ein über die Unterhaltspflicht 
vor dem 1. Jan. 1900 zwiſchen Eheleuten eſchloſſener Vertrag wird nach Art 199 Ec unwirk⸗ 
ſam, wenn er den Beſtimmungen des Bor widerſtreitet (RG 28. 9. 05 IV 148/05). Die Unter: 
haltspflicht des geſchiedenen Ehegatten hat die Eigenſchaft einer ſchuldrechtlichen Verpflich⸗ 
tung, die mit dem Tage des den Ehegatten für ſchuldig erklärenden, ſpäter rechtskräftig ge⸗ 
wordenen Urteils entſtauden ift (NG 18. 1.02 IV 299/01). Fällt dieſer Tag vor den 1. Jan. 1900, 
jo bleibt das frühere Recht anwendbar. Die durch Einkindſchaftsvertrag begründete Unter⸗ 
haltspflicht bleibt auch nach Inkrafttreten des BG B beſtehen, vorausgeſetzt, daß der Ein⸗ 
kin ha eerttag nur vermögensrechtliche Bedeutung hatte (MG Gruch 47, 135). k 
>» Bifentliches yi Die familienrechtliche Unterhaltspflicht und die öffentlichrechtliche: 
Unterſtützungspflicht (unc v. 30. 5. 08, das jedoch nicht für Bayern gilt) ſind voneinander 
unabhängig. Der auf Gewährung von Unterhalt in Anſpruch genommene Verwandte kann 
feine Verpflichtung nicht deshalb ablehnen, weil der den Unterhalt Fordernde bereits Armen, 
unterſtütung erhält. Ebenſowenig kann der Armenverband die Unterſtützung aus dem Grunde 
verweigern, weil der Arme einen Unterhaltsanſpruch gegen ſeine Verwandten hat. Der Armen: 
verband ilt jedoch befugt, dieſen Unterhaltsanſpruch um hierdurch Erſatz der von ihm aufge- 
wandten Koſten zu erlangen, geltend zu machen (5 62 UW). Gegen den Unterſtützten ſelbſt 
kann nach den Vorſchriften des BGB ein Erſatzanſpruch von dem Armenverbande nur erhoben 
werden, wenn er in der irrigen Annahme einer ihm obliegenden Verpflichtung (88 812, 814) 
die Unterſtützung gewährt hat, während der Unterſtützte nicht hilfsbedürftig war, ſondern zur 
Zeit der Unterſtützung ausreichende Mittel zur Beſtreitung des Unterhalts beſaß (vgl. RG 
72, 336), oder wenn die wegen vorübergehender Hilfsbedürftigteit gewährte Unterſtützung 
nur die Eigenſchaft eines Vorſchuſſes hatte. In erſter Linie kommt jedoch nach Art 103 EG das 
Landesrecht zur Anwendung. Fur das preußische Recht nimmt das Rh (75, 84; 76, 69) an, daß 
durch 8 68 Abſ 2 des AO in der Faſſung des Gef. v. 15. 7. 91 dem Armenverband allgemein ein 
materiellrechtlicher Erſatzanſpruch gegen den Unterstützten und feine damals unterhalts⸗ 
pflichtigen Angehörigen (ohne eine dem $ 1613 entſprechende Beſchränkung) verliehen ift. 
Der Erſatzanſpruch gegen den Unterſtützten ſetzt nach der Praxis des preußiſchen Rechtes 
(R Gruch 24, 513) voraus, daß dieſer nicht ſogleich wieder in die Lage gerät, Armenunter⸗ 
ſtützung in Anſpruch nehmen zu müſſen. Zuläſſig iſt es, daß der Armenverband (Guts⸗ 
vorſteher) zur Vermeidung einer armenrechtlichen Unterſtützung mit dem Bedürftigen einen 
privatrechtlichen Vertrag abſchließt, in welchem er dieſem eine gleichwertige Unterſtützung 
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gewährt, anderſeits ihm die Verpflichtung auferlegt, feinem bisherigen Unterſtützungswohnſitz 
fernzubleiben (RG 22. 10. 1910 IV 711/09). 

6. Prozeßrecht. Die Klage auf Gewährung von Unterhalt kann wie eine jede Klage auf 
wiederkehrende Leiſtungen nicht bloß wegen des fällig gewordenen Unterhalts, ſondern auch 
lediglich wegen der fpäter fällig werdenden Leiſtungen erhoben werden (§ 258 3 O). Das 
die Unterhaltsbeiträge zuſprechende Urteil iſt, ſoweit dieſe nicht auf eine frühere Zeit als das 
letzte Vierteljahr vor der Klageerhebung entfallen, von Amts wegen für vorläufig vollſtreckbar 
zu erklären ($ 708 Nr 6). Tritt nach der Verurteilung eine weſentliche Veränderung der für 
die Zuerkennung der Unterhaltsbeiträge, der Höhe und der Dauer maßgebend geweſenen 
Verhältniſſe ein, fo kann die Abänderung des Urteils für die Zeit nach Erhebung der Klage 
nach § 323 — nicht im Wege der Vollſtreckungsklage (RG 52, 344) — beantragt werden. Auch 
die Aberkennung des Unterhaltsanſpruchs teht der Erhebung einer neuen Klage auf Grund 
veränderten Sachverhalts nicht entgegen. Über die Regelung der Unterhaltspflicht kann nach 
$ 940 (im Cheprozeß auf Grund des $ 627) eine einſtweilige Verfügung ergehen, welche 
dem Unterhaltspflichtigen die Entrichtung des Unterhaltsbedarfs auferlegt. Der Richter 
ift nicht etwa durch 8 940 gezwungen, den Unterhalt nur nach dem Notbedarf zu bemeſſen 
(Rtz 16. 3. 05 IV 27/5). Im Zwangsvollſtreckungsverfahren iſt der geſetzliche Unterhalts. 
anſpruch inſofern begünſtigt, als ihm gegenüber gewiſſe Pfändungsbeſchränkungen wegfallen 
(8 850 Abſ 4 380; SS 4 und 4a Lohn BG in der Faſſung des Geſ. v. 29. 3. 97; 5119 RVO 
gl. Reerink in Gruch 56, 740 ff.). Die Pfändung des Unterhaltsanſpruchs ſelbſt iſt nach 
9850 Abſ 1 Nr 2 (vgl. auch Nr 3 u. 4) ZRO unzuläſſig. Damit iſt nach 88 400 u. 394 
auch die Abtretung und Aufrechnung ausgeſchloſſen. Aufgerechnet werden kann auch nicht 
mit einer Forderung auf Rückzahlung des früher zuviel gezahlten Unterhalts. Das Verbot 
der Aufrechnung darf nicht dadurch umgangen werden, daß der Unterhaltspflichtige den zum 
Unterhalt zu leiſtenden Geldbetrag auszahlen, aber ſogleich nach der Auszahlung wegen einer 
Gegenforderung wieder pfänden läßt. Durch die BRV v. 13. 12. 17 iſt auf den Unterhalt, 
den der Schuldner ſeinem Ehegatten oder ehelichen Abkömmlingen unter 16 Jahren zu ent' 
richten hat, inſofern Rückſicht genommen, als in dieſem Falle der unpfändbare Teil des 
Mehrbetrags über 2000 Mark, der ſonſt nur ein Zehntel ausmacht, ſich um je ein weiteres 
Zehntel bis zum Höchſtbetrage von fünf Zehntel, erhöht. Im Konkursverfahren kann ein 
ſamiltenrechtlicher Unterhaltsanſpruch für die Zukunft nicht geltend gemacht werden (8 3 
Abſ 2 KO). 

§ 1601 


Verwandte in gerader Linie ſind verpflichtet, einander Unterhalt zu 
gewähren n ). 
E I 1480 II 1496; M 4 678; P 4 478. 


1. Nach BOB beſteht allgemein eine gegenſeitige Unterhaltspflicht zwiſchen den Ver⸗ 
andten in gerader Linie (aufſteigender oder abſteigender Linie) ohne Unterſchied des Grades, 
was inſofern von der Regelung des Pflichtteilsrechts abweicht, als nur die Eltern, nicht die wei⸗ 
teren Verwandten auffieigender Linie als pflichtteilsberechtigt erklärt find (8 2303). Die gegen⸗ 
ſeitige Unterhaltspflicht der Geſchwiſter iſt in das BOB nicht übernommen. Ein Kind kann 
deshalb von den Eltern zur Uuterhaltsgewährung inſoweit nicht herangezogen werden, als 
deren Unterhaltsbedürftigkeit darauf beruht, daß die noch erwerbsunfähigen Geſchwiſter 
diefes Kindes von ihnen zu unterhalten find. Anzuerkennen iſt jedoch das Beſtehen einer 
ſittlichen Pflicht für die Geſchwiſter, ſich in Notfällen zu unterſtützen, und konnen deshalb 
die in Erfüllung dieſer Pflicht gewährten Unterſtützungen nicht wegen Irrtums, weil der 
Leiſtende ſich für rechtlich verpflichtet Belt, zurückgefordert werden (8 814, val. 8 1624 Abſ 1). 
Unter Verwandten gerader Linie im Sinne des $ 1601 find im allgemeinen nur diejenigen 
zu verſtehen, welche durch eheliche Abſtammung miteinander verwandt ſind. Uneheliche 
Kinder haben indes im Verhaltnis zu der Mutter und deren Verwandten die rechtliche Stel. 
lung eines ehelichen Kindes (§ 1705), können alſo gegen die Mutter und deren Verwandte die⸗ 
ſelben Unterhaltsanſprüche erheben wie ein eheliches Kind. Kinder aus einer vermeintlichen 
Ehe (Putativehe) gelten als ehelich und find demgemäß auch hinſichtlich des Unterhaltaen« 
ſpruchs den ehelichen Kindern vollſtändig gleichgeſtellt (81700). Auch in dem Falle, daß beide 
Ehegatten bei der Eheſchließung die Nichtigkeit der der äußeren Form nach beſtehenden Ehe ge⸗ 
kannt haben, in welchem Falle das Kind nicht als ehelich gilt, unterſcheidet ſich ſeine Rechts⸗ 
ſtellung von der des unehelichen Kindes darin, daß es von dem Vater (nicht bloß der Mutter) 
Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen kaun (8 1703). Das an Kindes Statt angenom⸗ 
nemme Kind hat einen Unterhaltsanſpruch nach 88 1757, 17641706 ſowohl gegen den An⸗ 
nehmenden, der in erſter Linie haftet, als gegen ſeine leiblichen Verwandten. Desgleichen 
iſt dem Annehmenden ein Unterhaltsanſpruch gegen das Kind gegeben. Eine geſetzliche 
Unterhaltspflicht der Schwiegereltern oder Schwiegerkinder iſt nicht anerkannt. Ein der⸗ 


Unterhaltspflicht 88 1601, 1602 293 


i terhalt taun auch nicht auf dem Wege erreicht werden, daß 3. B. der Ehemann 
bf ordern des Unterhalts gegenüber feinen Eltern das Unterhaltsbedürfnis ſeiner Frau 
mit in Anſchlag bringt (vgl. $ 1610 A 3). 

2. Als Unterhaltsverpflichtete können, da der Unterhaltsanſpruch nach 8 1601 an ſich 
gegen ſamtliche Abkömmlinge und Vorfahren geht, mehrere Perſonen in Betracht kommen. 
Es bedarf deshalb der Regelung, in welcher Reihenfolge und in welchem Maße die Verpflich- 
teten neben- oder nacheinander haften. Dieſe Regelung iſt in den §8 1606—1608 erfolgt. 
Ebenſo kann es vorfommen, daß dieſelbe Perſon dem Unterhaltsanſpruch mehrerer Be, 
rechtigter ausgejeht ilt, worüber in $ 1609 nähere Beſtimmungen getroffen find. 

3. Erfüllt wird der Unterhaltsanſpruch durch tatſächliche Gewährung des Unter⸗ 
halts, auch wenn der Unterhalt von einem Nichtverpflichteten geleiftet wird, nicht ſchon da- 
durch, daß der Verpflichtete zugunſten des Unterhaltsberechtigten ein Abkommen mit einem 


Dritten wegen Entrichtung des Unterhalts tri t oder daß ein Dritter die Unterhaltsgewährung 
zuſagt (vgl. indes $ 1602 A 1). f 


8 1602 


unterhaltsberechtigt iſt nur, wer außerſtande ift, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten!). 


Ein minderjähriges unverheiratetes Kind kann von ſeinen Eltern, auch 
wenn es Vermögen hat, die Gewährung des Unterhalts inſoweit verlangen, 
als die infünfte feines Vermögens und der Ertrag feiner Arbeit zum Unter 
halte nicht ausreichen? ). 

E 1 1481 Abs 1, 8 II 1497; M 4 680; P 4 478. 

1. Borauzfegung den Unzerhaltzanſpruchs if die Bedürftigkeit des Berechtigten, d. h. 
95 1 er na ſelbſt ae Niese Vorausſetzung liegt bon, 

# { rbei 
oder geſchäftlichen Tätigkeit heftreiten feinem Bermögen noch aus dem Ertrage feiner 


i ; ere Verwertung des Vermögens die zur Beſtreitung des Unterhalts 
een 20 5 r Ban „Eine Lim unwirſſchaftlche e iſt ihm a 
8 edürftige Fo : ; 8 Pflic ie 

geltend zu machen und zur ben e ealeine Pu 


zungen iſt auch eine Forderung, die d ürftigen aus dem Grunde zuſteht, 
daß durch einen zu a eben ea aue dem Unterhaltspflichtigen 
und einem Dritten die Unterhaltapflicht von letzterem übernommen iſt (RG Warn 1916 
Dr 284). In dem Rechtsſtreit über die Unterhaltpflicht ift nebenſächlich auch über das 
ner Forderung des Bedürftigen Entſcheidung zu treffen, 
gegen dan Sehnde id entgegen diebe ee eg d ſih 
n ü en rkan I 
tatfächlich ihre Uneinzichbartert e I a e 6 323 ABD) ein neuer 
Unterhaltsanſpruch erhoben werden. Iſt übrigens der Unterhaltspflichtige ſelbſt der Schuld. 
ner, ſo kann er ſich auf das Beſtehen dieſer Forderung, da es ſeine Sache 1550 den d a 
C fo 8 i r Ehemann ſeine den Unter: 
halt fordernde Ehefrau auf eine Arsen beiden deren bu ihm ſelbſt obliegt. 
Zu verlangen iſt ferner, daß er ſeine Arbeitskraft ne körperlichen und geiftigen Kräfte, 
zur Gewinnung des Unterhalts derwertet. Die Übernahme einer Erwerbstätigkeit, die 
ſeinen Verhältuiſſen nicht angemeſſen iſt, kann ihm aber nicht zugemutet werden (RG JW. 
01, 480; 02, 73; 1917, 486). Auf die Lebensſtellung und den Bildungsgrad des Bedirf⸗ 
tigen iſt billige Nüdficht ft nehmen. Auch die bisherige Tätigkeit kommt inſofern in Be⸗ 
ſich regelmäßig nicht weigern lann, ſeinen Unterhalt in der bisher 
gewohnten Weiſe zu verdienen. Befindet er ſich in der Vorbildung zu einem beſtimmten 
Berufe — welche Vorbildungszeit mit Ablegung der vorgeſchriebenen Abſchlußprüfung 
beendet iſt —, ſo kann ihm eine hiermit nicht verträgliche Erwerbstätigkeit nicht angeſonnen 
werden. Eine Tochter braucht ſich von ihrem wohlhabenden Vater nicht darauf verweiſen 
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zu laſſen, ſich durch ihrer Hände Arbeit einen Erwerb zu verſchaffen, wenn ihr dies nach 
den Verhältniſſen, in denen fie bisher mit dem Willen des Vaters gelebt hat, nicht zuzu⸗ 
muten iſt (RG 12. 7. 09 IV 114/09). Ebenſowenig ift fie zu einer Erwerbstätigkeit ver ⸗ 
pflichtet, wenn ihre Zeit durch die Pflege ihres kranken Mannes und die Beſorgung des 
Hausweſens vollſtändig in Anſpruch genommen ift (RG 5. 10. 14 IV 204/14). Dadurch, 
daß von dritter Seite freiwillig, ohne Beſtehen einer Rechtspflicht, Unterhalt geleiſtet wird, 
wird der Unterhaltsanſpruch, falls nicht ausnahmsweiſe der Bedürftige ſich hinſichtlich des 
Fortbezugs der Unterſtützung in einer tatſächlich geſicherten Stellung befindet, nicht be⸗ 
ſeitigt. Auf eine jederzeit entziehbare Mildtätigkeit anderer kann der Unterhaltsbedürftige 
(abgeſeben von dem beſonderen Falle des § 1579 Abſ 1 Satz 2, wo die Rückſicht auf Billig⸗ 
keit entſcheidet, Rh Warn 1917 Nr 246) nicht verwieſen werden (Rc 72, 199; 26. 3. 00 
IV 11/10; vgl. KG 37 A 44). Der Bedürftige braucht demgemäß bei der Forderung 
ſeines künftigen Unterhalts auch einen Unterhaltsbeitrag ſich nicht anrechnen zu aſſen, der 
nur geleiftet wird, weil und ſolange der Unterhaltspflichtige keinen Unterhalt gewährt. — 
Die Beſtimmung des $ 1610 über das Maß des zu gewährenden Unterhalts iſt auch für 
die Frage der Unterhaltsbedürftigkeit von Wichtigkeit. Iſt anzunehmen, daß der den Unter⸗ 
halt Fordernde ſo viel beſitzt (oder erwerben könnte), als zu ſeinem ſtandesgemäßen 
Unterhalt erforderlich iſt, ſo liegt Unterhaltsbedürftigkeit überhaupt nicht vor. Andern⸗ 
falls iſt das hieran Fehlende von dem Unterhaltsverpflichteten aufzubringen. Hat der 
Unterhaltsbedürftige durch Entbehrungen es ermöglicht, einen Teil des Unterhalts als Er⸗ 
ſparnis zurückzulegen, ſo kann dieſer Umſtand allein nicht zur Ermäßigung des Unterhalts⸗ 
bedarfs führen. Er kann aber, wenn neue Unterhaltsanſprüche erhoben werden, Anlaß 
zur Nachprüfung geben, ob nicht der Unterhaltsbedarf geringer zu bemeſſen ift. 

2. Der geſteigerte Unterhaltsanſpruch der minderjährigen unverheirateten Kinder 
gegen die Eltern findet darin ſeine Rechtfertigung, daß die Eltern verpflichtet ſind, das 
Stammvermögen dieſer Kinder als die ſpätere Grundlage ihres wirtſchaftlichen Lebens 
möglichſt unverſehrt zu erhalten. Die Eltern ſind deshalb zur Unterhaltsgewährung ſchon 
dann verbunden, wenn die laufenden Einkünfte (die Vermögenseinkünfte und das 
Arbeitseinkommen) des Kindes zur Deckung des Unterhalts nicht ausreichen. Da 
die Unterhaltspflicht lediglich auf dem Verwandtſchaftsverhältnis beruht, ſo macht es keinen 
Unterſchied, ob die Eltern im Beſitz der elterlichen Gewalt und ob ſie im Beſitz des Nutznießungs⸗ 
rechts ſich befinden. Letzterer Umſtand iſt nur inſofern von Bedeutung, als die Mutter, wenn 
ihr das Nutznießungsrecht zuſteht, ausnahmsweiſe vor dem Vater haftet (8 1609 Abſ 2 Satz 2). 
Iſt der verpflichtete Elternteil im Beſitz der elterlichen Gewalt, ſo hat er kraft dieſer das Be⸗ 
ſtimmungsrecht darüber, wie zur Gewinnung einer größeren Einnahme das Kindesvermögen 
zweckmäßig zu verwalten und die Beſchäftigung des Kindes einzurichten iſt. Steht ihm die 
elterliche Gewalt nicht zu, ſo kann er einen Einwand daraus, daß eine beſſere Einnahme erzielt 
werden könnte, nicht ableiten. Er iſt vielmehr darauf beſchränkt, Anträge bei dem Vormund 
oder Vormundſchaftsgericht zu ftelfen und nötigenfalls den Vormund, falls dieſer in unverant- 
wortlicher Weiſe die Gewinnung von Einnahmen unterläßt, erſatzpflichtig zu machen. Beſitzt 
das Kind freies Vermögen, fo kann der Unterhaltspflichtige verlangen, daß die Einkünfte hier · 
von in erſter Linie zur Beſtreitung des Unterhalts verwendet werden. Die erhöhte Unterhalts- 
pflicht beſteht nur gegenüber den unverheirateten minderjährigen Kindern, mit denen 
die Eltern in engerer Familiengemeinſchaft verbunden ſind. Durch die Verheiratung der Tochter 
— welche dem Gewalthaber nur noch das Recht zur Vertretung in den die Perſon betreffenden 
Angelegenheiten läßt (§ 1633 A 1) — ſcheidet die Tochter, vorausgeſetzt, daß nicht die Ehe 
nichtig iſt oder durch Anfechtung nichtig geworden ift, aus der engeren Familiengemeinſchaft 
aus und kehrt in dieſe auch nach Auflöſung der Ehe nicht wieder zurück (RG 22. 2. 09 IV 329/08). 

Ein geſteigerter Unterhaltsanſpruch ſteht während der Ehe auch der Frau gegen den 
Mann zu (8 1360). Die Frau kann verlangen, daß ihr Vermögen ungeſchmälert bleibt. 
Selbſt wenn ſie Einkünfte aus dem Vorbehaltsgut bezieht, kann der Mann ſie zur Beſtreitung 
des Unterhalts — abgeſehen von dem Recht, mit dem nach $ 1371 von der Frau zu leiſtenden 
Beitrage aufzurechnen — nicht auf dieſe Einkünfte verweiſen. Billigkeitsrückſichten können, 
wenn die Frau von dem Manne getrennt lebt, zu einer Beſchränkung dieſes Unterhaltsan⸗ 
ſpruchs führen (8 1361 Abſ 2). Die geſchiedene Frau hat nach § 1578 einen Unterhaltsanſpruch 
nur dann, wenn ſie nicht aus den Einkünften ihres Vermögens oder dem Ertrage ihrer Arbeit, 
ſofern ſie zum Arbeitserwerb verpflichtet iſt, ſich erhalten kann. Hinſichtlich der Frage, wann 
eine ſolche Verpflichtung für die Frau befteht, ſtellt $ 1578 Ab] 1 es darauf ab, ob ein Arbeits ⸗ 
erwerb nach den geſellſchaftlichen Verhältniſſen, welche zur Zeit der Scheidung dauernden 
Beſtand harten, üblich ift (RG 62, 294), was auch für die Unterhaltspflicht aus § 1861 
Abſ 2 zu berückſichtigen iſt (MG 9. 11. 08 IV 65/08). Daß eine aus Bürgerkreiſen ſtam⸗ 
mende Ehefrau eine niedrige dienende Stellung nicht zu übernehmen braucht, ift in RG 
JW 02, 73 anerkannt. Die Übernahme einer Stelle als Erzieherin uſw. kam damals wegen 
mangelnder Vorbildung nicht in Frage. Unter Einkünften im Sinne des $ 1578 (und 
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auch des $ 1579) iſt das Reineinkommen zu verſtehen. Ausgaben, die zur Sicherung und 
Erhaltung des Stammvermögens gemacht worden ſind, ſind abzugsfähig, nicht aber Aus⸗ 
gaben, die, wie Lebensverſicherungsprämien, Prämien für Verſicherung des Kindes uſw., 
dem Zwecke der Kapitalbildung dienen (vgl. RG 7. 7. 02 IV 124/02; 8. 5. 11 IV 690/10). 
Der Ehefrau iſt eine Pflicht zur Unterhaltung des Mannes nur auferlegt, wenn dieſer außer⸗ 
ſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten (88 1360 Abf 2, 1578 Abi 2). 

3. Nückforderung des gewährten Unterhalts. Stellt ſich ſpäter heraus, daß bei richtiger 
Bewertung des Vermögens und der Erwerbsfähigkeit des Berechtigten ein Unterhaltsanſpruch 
nicht begründet war, daß z. B. das von der Mutter unterſtützte Kind eine Unfallrente zu be⸗ 
ziehen hatte (vgl. RG 19. 12. 04 IV 313/04), fo kann der Verpflichtete das an Unterhalt Ge- 
währte, weil er ſich über ſeine Verpflichtung im Irrtum befand, zurückfordern. Es handelt 
ſich hier um einen Bereicherungsanſpruch aus 8 812. Die Anfechtung wegen Irrtums braucht 
alſo nicht unverzüglich zu erfolgen. Iſt allerdings der Unterhaltsanſpruch dem Berechtigten 
rechtskräftig zuerkannt, fo iſt eine Rückforderung wegen Itrtums ausgeſchloſſen. Liegt die 
Sache ſo, daß der Verpflichtete ſich nur aus dem Grunde zur Unterhaltsgewährung verſtanden 
hat, weil der Berechtigte vorübergehend in einer Notlage ſich befand, indem er über die 
an ſich zureichenden Mittel nicht verfügen konnte, fo iſt damit ein Rückforderungsanſpruch 
ohne weiteres gegeben. Die Unterſtützung hat bei dieſer Sachlage von vornherein nur vorſchuß⸗ 
weiſe gewährt werden ſollen. Abgeſehen von dieſem Falle gibt die ſpätere Beſſerung der 
Vermögensverhältniſſe dem andern kein Recht, das an Unterſtützung Geleiſtete zurückzu · 
fordern. Den Grund der Leiſtung bildete die gesetzliche Verpflichtung zur Unterhaltsge⸗ 


währung, und dieſer Grund iſt d ie ſpä } i ögensverhältniſſen 
ichn 1989 gefallen ft durch die ſpätere Anderung in den Vermöͤgensverh it 
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Weiſe nach ſeiner Anſicht der Klä 0 N 
es dann vecmöge der ihm treff Kläger ſich den Unterhalt beſchaffen könnte. Dem Kläger liegt 
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Unterhaltspflichtig iſt nicht, wer bei Berüdjichtigung ſeiner ſonſtigen 
Verpflichtungen außerſtande iſt, ohne Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen 
Unterhalts den Unterhalt zu gewähren!) s), 


Befinden ſich Eltern in dieſer Lage, jo jind fie ihren minderjährigen 
unverheirateten Kindern gegenüber verpflichtet, alle verfügbaren Mittel zu 
ihrem und der Kinder Unterhalte gleichmäßig zu verwenden. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung tritt nicht ein, wenn ein anderer unterhaltspflichtiger Verwandter 
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vorhanden iſt; ſie tritt auch nicht ein gegenüber einem Kinde, deſſen Unter⸗ 
halt aus dem Stamme ſeines Vermögens beſtritten werden kann?) 3). 
E I 1482 II 1498; M 4.685; P 4 480; 6 296. 


1. Die weitere Vorausſetzung des Unterhaltsanſpruchs bildet die Leiſtungs fähigkeit 
des Verpflichteten. Hierbei iſt, ebenſo wie bei der Beurteilung der Unterhaltsbedürftiakeit, 
nicht bloß auf die Einnahmen zu ſehen, die von dem Unterhaltspflichtigen gezogen werden, 
ſondern auf die Einnahmen, die bei verſtändiger Wirtſchaftsführung gezogen werden können. 
Die Ertragloſigkeit des Vermögens ſchließt die Unterhaltsverpflichtung nicht aus, wenn durch 
geeignete Verwertung des Vermögens ein Ertrag geſchaffen werden kann. Als Einkünfte find 
unter Umſtänden auch Kursgewinne, die zu erzielen waren, einzuſtellen (RG 29. 3. 13 
IV 680/12). Es kann hierfür von Bedeutung fein, daß die Wertpapiere zur Erzielung eines 
ſolchen Gewinns angeſchafft waren. Die ihm zuftehenden Forderungen und Rechte hat der 
Verpflichtete mit den ihm zu Gebote ſtehenden geſetzlichen Mitteln zur Verwirklichung zu 
bringen. Als Einnahme kommt auch der Beitrag in Betracht, den der Verpflichtete als Ehemann 
zur Beſtreitung der Ehelaften von feiner in Gütertrennung mit ihm lebenden oder Vorbehalts⸗ 
gut beſitzenden Ehefrau nach 88 1427 Abſ 2, 1371 verlangen kann (RG ZW 04, 20615). 
Einzurechnen iſt der Pflichtteilsanſpruch (RG Warn 1919 Nr 98), ferner der nach § 528 
dem Schenker zuſtehende Anſpruch auf Rückforderung des Geſchenkten, obſchon dieſer An⸗ 
ſpruch in $ 852 Abſ 2 3 Po für unpfändbar erklärt ift (dic CZ 1915, 109650). Nicht berück⸗ 
ſichtigt werden kann das Vermögen, über das die Verfügung dem Unterhaltspflichtigen 
nicht zuſteht. Iſt ein Teſtamentsvollſtrecer eingeſetzt, ſo hat dieſer dem Erben gegenüber 
die Verpflichtung, bei der von ihm zu führenden ordnungsmäßigen Verwaltung auch auf 
die geſetzlichen Unterhaltspflichten des Erben Rückſicht zu nehmen (RG 22 1918, 126815), 
Bei Beurteilung ber Leiſtungsfähigkeit ift auch die Arbeitskraft des Verpflichteten zu berück⸗ 
ſichtigen. Er hat ſich, um ſeinen Unterhaltspflichten gerecht zu werden, zu bemühen, den⸗ 
jenigen Verdienſt zu finden, den er bei gutem Willen durch gehörige Verwendung ſeiner 
körperlichen und geiſtigen Krafte erlangen kann. Zweifelhaft kann fein, ob Einnahmen, 
die wider die guten Sitten verſtoßen, bei Beſtimmung der Leiſtungsfähigkeit in Anſatz zu 
bringen ſind. Die Frage durfte mit der Maßgabe zu bejahen ſein, daß durch die Anrech⸗ 
nung nicht ein Druck auf die Fortſetzung des unſittlichen Erwerbs ausgeübt werden darf. 
Aus den Einnahmen kann der Verpflichtete vorweg das zu ſeinem ſtandesgemäßen 
Unterhalt Erforderliche — wobei hauptſächlich darauf zu ſehen iſt, mit welchem Be⸗ 
trage Perſonen gleichen Standes unter gleichen Verhältniſſen auskommen — und das zu 
Erfüllung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen angemeſſen Aufzuwendende in Abzug bringen. 
Es kann aber nicht einfach der geſamte Betrag der Schulden von dem Einkommen abgezogen 
werden, ſondern nur derjenige Betrag, der bei Aufſtellung eines den Verhältniſſen in ver⸗ 
ſtändiger Weiſe Rechnung tragenden Tilgungsplans zur allmählichen Tilgung der Schulden 
binnen angemeſſener Friſt nötig iſt (RG JW 1910, 1621; vgl. auch $ 1608 A 1). Zu den 
„ſonſtigen Verpflichtungen“ gehört auch der dem unehelichen Kinde zu gewährende Unter⸗ 
halt (vgl. indes 8 1708 A 2 a. E.). Bezieht der Unterhaltspflichtige als penſionierter Offizier 
eine Verſtümmlungszulage oder Tropenzulage (88 11 Abſ 8, 37, 66, 67 des Gel. v. 31. 5. 06), 
ſo iſt dieſe Zulage als Einnahme nur anzurechnen unter Abzug der nach dem Zweck der 
Sufage gebotenen Aufwendungen für beſondere Pflege (NG LZ 1916, 878%). Reichen 
die Einnahmen nicht aus, ſo muß der Unterhaltspflichtige das Stammvermögen (auch 
das Vermögen, über das er als Vorerbe uſw. im eigenen Intereſſe verfügen darf) an⸗ 
greifen, was unter anderm in der Weiſe geſchehen kann, daß er unter Benutzung feines 
Kredits ein Darlehn aufnimmt (RG JW 07, 6741; Warn 09 Nr 29). Es iſt ihm aber 
nicht zuzumuten, das von feinen Eltern ſtammende Geſchäft wegen ungünſtigen Geſchäfts⸗ 
gangs ſogleich aufzugeben und einen andern, lohnenderen Erwerb zu ſuchen. Die Grenze 
der Unterhaltspflicht bildet, daß der ſtandesgemäße Unterhalt des Verpflichteten nicht ge⸗ 
fährdet werden darf. Die Gefahr muß eine gegenwärtige ſein. Dies ſchließt indes 
die Beruckſichtigung der beſtimmt vorauszuſehenden künftigen Geſtaltung der Vermögens ⸗ 
verhältniſſe, insbeſondere die Beruckſichtigung der zur Abſchließung der Ausbildung noch 
zu machenden Ausgaben, nicht aus (RG 13. 7. 04 IV 537/08; 18. 1. 09 IV 238/08; J 
04, 29520). Tritt die Gefährdung des ſtandesgemäßen Unterhalts ſpater ein, fo hat dies 
die Ermäßigung beziehentlich den Fortfall der Unterhaltspflicht zur Folge, was auch gegen ⸗ 
über einem rechtskräftigen Urteil auf dem Wege des $ 323 ZRO (allerdings nicht mit 
rückwirkender Kraft) zur Geltung gebracht werden kann. Im allgemeinen ſind bei Be- 
meſſung des Unterhalts, namentlich des dem erziehungsbedürftigen Kinde zu gewährenden 
Unterhalts zur Vermeidung eines ſteten Wechſels des Unterhaltsbetrags möglichſt die durch- 
ſehmittlichen Einkünfte zugrunde zu legen, vor allem dann, wenn die Einkünfte größeren Schwan⸗ 
fungen unterliegen. Im Intereſſe der Ausgleichung während der ungünstigen Geſchäftszeit 
hat der Unterhaltspflichtige nötigenfalls, auch wenn ihm ein Stammwermögen nicht zur Ver⸗ 
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ü inen perſönlichen Kredit anzuſpannen (RG 19. 9. 07 IV 34/06). Wird die 
fe ge ſo iſt im Urteil erſichtlich zu machen, inwieweit die Abweiſung 
darauf beruht, daß der Unterhaltspflichtige nicht die nötigen Mittel beſitzt, und inwieweit 
darauf, daß er die Mittel zur Deckung feines eigenen Unterhalts bedarf. Verlangt der Unter⸗ 
haltspflichtige gemäß § 323 PO wegen weſentlicher Veränderung der für die Verurteilung 
maßgebenden Berhältniffe die Herabſetzung der Rente, fo kann der Berechtigte, ohne ſeinerſeits 
eine Widerklage erheben zu müſſen, dem mit dem Einwande entgegentreten, daß feine Be- 
dürfniſſe inzwiſchen wegen der eingetretenen allgemeinen Verteuerung oder aus ſonſtigem 
Grunde geſtiegen ſind. 


- igerte Unterhaltspflicht der Eltern gegenüber den minderjährigen unver⸗ 
N dern (vgl. hierzu $ 1602 U 2). Die Verbflchtung der Eltern erhöht f 


Unterhaltspflicht der Eltern kann außerde 
werden, nämlich wenn ein anderer 
Unterhalt ohne Gefährdung ſeines ſtande 


handen iſt. Dieſer in 8 1608 Abs 2 zum Ausdruck gelangte Grundſatz führt dahin, daß 
auch die Mutter vor dem Vater haften muß, wenn fie, nicht aber der Vater, zur Unterhalts. 
111. hien Unterhalts W iſt er 55 1: Er 
1).— iſt bei dem während der Ehe 
nötigenfalls unter Verwendung des 5 ee 


f jedoch, wie in § 1: 2 bezüglich des Unterhalts ⸗ 
anſpruchs der geſchiedenen Ehefrau ausbrückll dem laub 2 Bezüglich 5 
Unterhalt aus dem Vermögensſtamm des B 


5 e Für die Unter i eſchiedenen Ehegatten 
kommt es auf die jeweilige Leiſtungsfähigkeit an 005 759485 1010 150, wahrend 
für das Maß des Unterhalts die dauernde Lebensſtellung des Mannes zur Zeit der Scheidung 
Rechtskraft des Scheidungsurteils) entſcheidend bleibt (MG Warn 1914 Nr 196 u. 298). 
Den Vermögensſtamm braucht der unterhaltapflichtige Ehegatte, abgeſehen von dem Fall 
des $ 1579 Saß 2, nicht anzugreifen (RG JW 1911, 45428; 19. 4. 15 IV 608/14). Die 
beſondere Beſtimmung des $ 1578 Abf 1 über die Verpflichtung der Frau zum Arbeits- 
erwerb findet auf den ihr gegen Verwandte zuſtehenden Unterhaltsanſpruch keine An⸗ 
wendung. Darüber, wann die Verwandten vor dem Ehegatten haften, ſ. § 1608. 
3. Beweislaſt. Die Leiſtungsfähi 


: keit des Verpfli t der den Unterhalt For⸗ 
dernde nicht nachzuweisen. Es iſt Sache des Ae — ion. 
rüber im Prozeſſe, nicht erſt in der Tangsvollſtreckungsinſtanz entſchleden wird — ein. 
zuwenden und klarzulegen (RG 8.3.09 10 369/08; IWW 07, 67411; 1911 454.0; a. M. Leonhard, 
Beweislaſt S. 425), ohne daß er jedoch in Ermanglung 1 chender Gegenbehauptungen 
das Nichtvorhandenſein ungewöhnlicher Einnahmequellen nachzuweiſen braucht. Iſt der Ver⸗ 
pflichtete arbeitsfähig, fo darf davon an gangen werden, daß er in der Lage iſt, einen ent. 
ſprechenden Verdienſt ſich zu verſchaffen. Der Gegenbeweis, daß er zur nutbringenden Ver. 
wendung ſeiner Kräfte keine Gelegenheit bat, iſt von dem Verpflichteten zu führen. Meint 
der Berechtigte, daß der Verpflichtete imſtande ſei, eine größere Einnahme zu erzielen, fo iſt 
dieſe Behauptung näher zu begründen. Allgemeine Möͤglichteiten und Vermutungen, daß der 
Verpflichtete einen lohnenderen Erwerb werde finden können, genügen nicht (R& 27. 11.02 
IV 240/02). Wird die erhöhte Unterhaltspflicht der Eltern in Anſpruch genommen, fo kann 


der Elternteil einwenden, daß andere Verwandte vorhanden ſind, welche die Unterhaltspflicht 
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ohue Gefährdung ihres ſtandesmäßigen Unterhalts erfüllen können. Der Beweis der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit dieſer Verwandten liegt aber nicht dem Elternteil ob, vielmehr iſt die Leiſtungs⸗ 
unfähigkeit von dem Unterhaltsberechtigten nachzuweiſen (RG 57, 69). 


8 1604 


Soweit die Unterhaltspflicht einer Frau ihren Verwandten gegenüber 
davon abhängt, daß ſie zur Gewährung des Unterhalts imſtande iſt, kommt 
die dem Manne an dem eingebrachten Gute zuſtehende Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung nicht in Betracht). 

Beſteht allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft oder 
Fahrniögemeinjchaft?), jo beſtimmt ſich die Unterhaltspflicht des Mannes 
oder der Frau Verwandten gegenüber ſo, wie wenn das Geſamtgut dem 
unterhaltspflichtigen Ehegatten gehörte. Sind bedürftige Verwandte beider 
Ehegatten vorhanden, ſo iſt der Unterhalt aus dem Geſamtgute ſo zu ge⸗ 
währen, wie wenn die Bedürftigen zu beiden Ehegatten in dem Verwandt⸗ 
ſchaftsverhältniſſe ſtänden, auf dem die Unterhaltspflicht des verpflichteten 
Ehegatten beruht?) ). 

E I 1313, 1863, 1425, 1431 Abſ 1 II 1499; M 4 255, 376, 530; P 4 242 u. 265. 


1. Bei dem geſetzlichen Güterſtand der Nutzuießung und Verwaltung des Mannes 
erwirbt dieſer das Nutznießungrecht an dem eingebrachten Gute der Frau nur mit den aus 
der geſetzlichen Unterhaltspflicht der Frau ſich ergebenden Beſchränkungen. Der Mann muß 
ſich deshalb gefallen laſſen, daß der Unterhaltsberechtigte, der gegen die Frau einen Anſpruch 
hat, aus dem eingebrachten Gut geradeſo ſeine Befriedigung ſucht, als wenn das Nutznießungs⸗ 
recht nicht beſtände. Es tritt hier hinſichtlich der Haftung des eingebrachten Gutes das gleiche 
Rechtsverhältnis ein wie in dem Falle, daß die Ehefrau voreheliche Schulden hat. Ein Wider⸗ 
ſpruchsrecht hat der auf Duldung der Zwangsvollſtreckung zu verklagende Ehemann nur, 
wenn das Maß der geſetzlichen Unterhaltspflicht überſchritten wird (RG 21. 10. 01 IV 197/01). 
Für den Unterhalt iſt der Mann nach 88 1386 Abſ 1 Satz 2 u. 1888 perſönlich verpflichtet, 
wenn und ſoweit der Unterhalt bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften des 
Eingebrachten beſtritten werden kann. Soweit dies der Fall, kann der Mann auch nicht Er 
ſtattung des von ihm Geleiſteten von der Frau beanſpruchen. 

2. Nach Gütergemeinſchaftsrecht (nach dem Rechte der allgemeinen Gütergemeinſchaft, 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft und der Fahrnisgemeinſchaft) wird mit der geſetzlichen Unter 
haltspflicht der Frau das Geſamtgut geradeſo belaſtet wie beim Vorhandenſein vorehelicher 
Schulden der Frau. Der Mann muß ſich deshalb gefallen laſſen, daß ſich der Unterhaltsberech⸗ 
tigte aus dem Geſamtgut befriedigt und kann nicht etwa einwenden, daß das Geſamtgut 
der Frau nur zur Hälfte gehöre und nur dieſe Hälfte bei Beurteilung der Leiſtungsfahigkeit 
der Frau in Betracht gezogen werden könne. Denn verhaftet iſt das ganze Geſamtgut. Der 
$ 1604 Ab] 2 drückt dies — wobei allerdings der Rechtsgedante verdunkelt wird — in der Weile 
aus, daß es ſo anzuſehen ſei, als wenn das Geſamtgut dem unterhaltspflichtigen 
Ehegatten gehöre. Das gleiche gilt natürlich auch, wenn der Ehemann der Unterhalts- 
pflichtige iſt. Es wird nach der Ausdrucksweiſe des Geſetzes fo angefehen, als wenn der Unter: 
haltsberechtigte zu beiden Eheleuten in dem Verwandtſchaftsverhältniſſe ſtünde, in welchem 
er zu dem unterhaltspflichtigen Ehegatten ſteht. Reicht das Geſamtgut zur Befriedigung der 
ſämtlichen Unterhaltsberechtigten nicht aus, jo beſtimmt ſich ihre Reihenfolge ohne Unterſchied, 
ob die Anſprüche von den Verwandten des einen Teiles oder andern Teiles erhoben werden, 
lediglich nach den allgemeinen in $ 1609 beſtimmten Grundſätzen, fo daß z. B. unter den Ver: 
wandten der auffteigenden Linie die Gradesnähe entſcheidet. Daraus, daß die Unterhalts. 
pflicht der Frau ſich als eine Geſamtgutsverbindlichkeit darſtellt, folgt, daß der Ehemann hier 
für bis zur Beendigung der Gütergemeinſchaft, d. i. für diejenigen Unterhaltspflichten, die 
bis zur Beendigung der Gütergemeinſchaft entſtanden find, perſönlich als Geſamtſchuldner 
haftet (88 1459 Abſ 2, 1530 Ab] 2, 1549). — Durch die Unterhaltspflicht wird nach Gütergemein. 
ſchaftsrecht nur das Geſamtgut belaſtet, nicht das Sondergut ober Vorbehaltsgut 
(88 14391441), bei Errungenſchaftsgemeinſchaft und Fahrnisgemeinſchaft nicht das ein- 
gebrachte Gut oder Vorbehaltsgut (88 1520—1526, 15501555). — Bei der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft kann nur die Frau Vorbehaltsgut haben. Dieſes Vermögen kann daher nur 
bei der Bemeſſung der Leiſtungsfähigkeit desjenigen Ehegatten, welchem das Vermögen ge- 
hört, in Anſchlag gebracht werden. Aus dem beſondern Vermögen des unterhaltspflichtigen 
Ehegatten iſt das aus Geſamtgut Geleiſtete inſoweit zu erſetzen, als es die Leiſtungsfähigkeit 
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ö mithin denjenigen Betrag überſteigt, der zu leilten geweſen ware, wenn 
bel en, 15 Leiſtungsfähigkeit nur das Geſamtgut, nicht das beſondere Vermögen 
des Unterhaltspflichtigen in Betracht gezogen wäre (vgl. 88 1463, 1535, 1549). 

3. Keine Beſtimmungen ſind im Geſetze für den Fall getroffen, daß in der Ehe das Recht 
der Gütertrennung beſteht. In dieſem Falle erhält der Mann au Stelle des Nutznießungs⸗ 
rechts zur Beſtreitung der ehelichen Laſten einen angemeſſenen Beitrag von der Frau (8 1427). 
Hinſichtlich dieſer Beitragsforderung muß dasſelbe gelten, was A 1 hinſichtlich des Nutznießungs⸗ 
rechts geſagt iſt. Die Verpflichtung der Frau zur Gewährung des Beitrags muß deshalb, 
wenn ein geſetzlicher Unterhaltsanſpruch gegen ſie geltend gemacht wird, bei Beurteilung 
der Leiſtungsfähigkeit unberückſichtigt bleiben. Das Recht des Mannes tritt gegenüber dem 
Unterhaltsanſpruch zurück (ebenſo AG JW 1911, 4786). 


§ 1605 


Soweit die Unterhaltspflicht eines minderjährigen Kindes ſeinen Ber: 
wandten gegenüber davon abhängt, daß es zur Gewährung des Unterhalts 
imſtande iſt, kommt die elterliche Nutznießung an dem Vermögen des Kindes 
nicht in Betracht). 

& I 1529 II 1500; M 4 787: P 4 552 u. 580, 


1. Im Einklang mit der Vorſchrift des § 1604 Abſ 1 ſteht die Regelung der Unterhalts ⸗ 
pflicht eines minderjährigen Kindes. Ebenſo wie ber Me dem das Verwaltungs ⸗ 
und Nutznießungsrecht zuſteht, die Befriedigung der unterhaltsberechtigen Verwandten 
ſeiner Frau aus dem eingebrachten Gut, muß ſich der Inhaber der elterlichen Gewalt die 
Befriedigung der unterhaltsberechtigten Verwandten ſeines minderjährigen Kindes aus dem 
nicht freſen Vermögen des Kindes ohne Rückſicht auf das ihm hieran zuſtehende Nutznießungs⸗ 
recht gefallen laſſen (vgl. § 1659). Die über die perſönliche Haftung und den Erſatzanſpruch 
des Mannes in 88 1886 Abſ 1 Sat 2 u. 1388 gegebene Vorſchrift (. 8 1604 A 1) findet 
auf den Inhaber der elterlichen Gewalt nach 8 1654 entſprechende Anwendung. 


§ 1606 


Die Abkömmlinge ſind vor den Verwandten der aufſteigenden Linie 
unterhaltspflichtig. Die Unterhaltspflicht der Abkömmlinge beſtimmt ſich 
nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung und dem Verhältniſſe der Erbteile. 

Unter den Verwandten der aufſteigenden Linie haften die näheren vor 
den entfernteren, mehrere gleich nahe zu gleichen Teilen. Der Vater haftet 
jedoch vor der Mutter; ſteht die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes 
der Mutter zu, jo haftet die Mutter vor dem Vater ) 9. 

E 1485, 1486 Satz 1 II 1501; M 4 680; P 4 482, 485; 6 297. 

1. Der Unterhaltsberechtigte kann die zur Gewähru alts verpflichteten Per⸗ 
jonen mur in ber . nen Re Unterhalt 
pflicht trifft in erſter Linie den Ehegatten des Bedürftigen (§ 1608), dann die Abkömmlinge, 
und zwar nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung und dem Verhältnis ihrer Erbteile, darauf 
den Vater, ſodann die Mutter, endlich die Verwandten in aufiteigender Linie, und zwar die 
dem Grade nach näheren vor den entfernteren und mehrere gleich nahe zu gleichen Teilen. 
Die Abkömmlinge haften nicht nach der Gradesnähe, ſondern nach der geſetzlichen Erbfolge. 
ordnung, d. i. der Erbfolge nach Stämmen ($ 1024). Es treten alſo, wenn eines der Kinder des 
Unterhaltsberechtigten fortgefallen iſt, an Stelle dieſes Kindes beſſen Abkömmlinge. Die 
Regel, daß von den Eltern der Vater vor der Mutter haftet, erleidet dann eine Ausnahme, 
wenn die Nutznießung am Vermögen des Kindes nicht dem Vater, ſondern der Mutter zuſteht. 
In dieſem Falle iſt umgekehrt vor dem Vater die Mutter verpflichtet. Es erſcheint billig, 
daß derjenige Elternteil an erſter Stelle den Unterhalt übernimmt, welchem das Nutznießungs⸗ 
recht zuſteht. Die Belaſtung mit der Unterhaltspflicht mag allerdings, wenn die Nutznießung 
keine oder nur ſehr geringe Erträgniſſe abwirft, eine Harte ſein. Dieſe Harte wird aber dadurch 
beſeitigt, daß die Mutter auf das Nutznießungsrecht verzichten kann (5 1662). Darüber, 
daß die Mutter vor dem Vater haftet, wenn eine Gefährdung des Unterhalts des Vaters, 
nicht auch der Mutter eintreten würde, |. § 1608 A 2. Die Großeltern und weiteren 
Vorfahren endlich haften — was auch der Erbfolgeordnung entſpricht — nach der Nähe 
des Grades. Die gleich nahen Verwandten haben, ihre Leiſtungsfähigkeit (8 1603) vor 
ausgeſetzt, zu dem Unterhalt zu gleichen Teilen beizutragen, ohne daß es einen Unterſchied 
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macht, ob der eine Verwandte in beſſeren Vermögensverhältniſſen ſich befindet wie der 
andere Verwandte (RG JW 1910, 237). Die gleiche Beitragspflicht ſchließt übrigens 
eine Verteilung in der Weiſe nicht aus, daß dem einen Großelternteil ſeinen Wünſchen und 
ſeiner Leiſtungsfähigkeit entſprechend der Unterhalt eines Enkels in Natur, dem andern 
Großelternteil der Unterhalt eines oder mehrerer anderer Enkel in Geld auferlegt wird (RG 
15. 2. 09 IV 282/08). — Der Grundſatz des § 1606 Abſ 2, daß der leiſtungsfaähige Vater vor 
der Mutter haftet, greift nicht Platz fur die nach $ 627 ZPO von dem Eherichter zu treffende 
Regelung des Unterhalts der Kinder im Verhältnis der Ehegatten zueinander. Es 
iſt in dieſem Falle der zu leiſtende Beitrag unter Berückſichtigung der beiderſeitigen Vermögens 
verhältniſſe der Ehegatten zu beſtimmen (RG 23. 9. 09 IV 477/09). 

2. Über die Art der Haftung der Mitverpflichteten und über die Frage, ob der Mitver- 
pflichtete Erſatz des über ſeinen Anteil hinaus Geleiſteten fordern kann, ſ. A 2 u. 4 zu 8 1607. 


8 1607 


Soweit ein Verwandter auf Grund des § 1603 nicht unterhaltspflichtig 
iſt, hat der nach ihm haftende Verwandte den Unterhalt zu gewähren !). 

Das gleiche gilt, wenn die Rechtsverfolgung gegen einen Verwandten 
im Inland ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert iſt!). Der Anſpruch gegen 
einen ſolchen Verwandten geht, ſoweit ein anderer Verwandter den Unter⸗ 
halt gewährt, auf dieſen über. Der Übergang kann nicht zum Nachteile des 
Unterhaltsberechtigten geltend gemacht werden: 9. 

E I 1487 II 1502; M 4 694 P 4 489—491. 


1. Eine Ausnahme von der in § 1606 beſtimmten Reihenfolge iſt gemacht, wenn und 
ſoweit der zunachſt Verpflichtete nicht leiſtungsfähig iſt oder die Rechtsverfolgung im Inlande 
ausgeſchloſſen oder erheblich erſchwert iſt. In dieſen Fällen treten als Unterhaltsverpflichtete 
die nach ihm Haftenden ein. Darüber, wann Leiſtungsunfähigkeit anzunehmen ift, |. 8 1608 
A 1. Der Leiſtungsunfähigkeit wird der Fall gleichgeftellt, daß die Rechtsverfolgung im In⸗ 
lande wegen fehlenden Gerichtsſtandes unzulaſſig ilt oder die Zwangsvollſtreckung (die unter 
Rechtsverfolgung mit zu verſtehen iſt) im Inlande nicht ſtattfinden kann. Iſt die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung im Inlande nur bezüglich einzelner Vermögensgegenſtände ausführbar, ſo kann der 
Unterhaltsberechtigte inſoweit, als dieſe Zwangsvollſtreckung nicht zu ſeiner Befriedigung führen 
wurde, auf die an zweiter Stelle Haftenden zurückgreifen. Was unter erheblicher Erſchwe⸗ 
rung der Rechtsverfolgung zu verſtehen iſt, iſt im Geſetze nicht geſagt. Der Ausdruck 
iſt nicht auf den Fall des 8 773 Nr 2 zu beſchränken, daß eine Anderung des Wohnſitzes, der 
gewerblichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsorts des Verpflichteten ſtattgefunden hat. 
Die Erſchwerung der Rechtsverfolgung kann auch durch ſonſtige Hinderniſſe und Weiterungen 
herbeigeführt werden, wenn lie fo erheblich find, daß dem Unterhaltsbedürfnis des Berechtigten 
in empfindlicher Weiſe Eintrag geſchieht. Sie kann z. B. darin ihren Grund haben, daß der 
Verpflichtete, der vom Prozeßrichter für leiſtungsfähig erachtet iſt, es unterläßt, durch Verwertung 
feiner Arbeitskraft (vgl. RG Seuffel 62 Nr 112), Aufnahme eines Darlehns uſw., die nötigen 
Unterhaltsmittel zu erlangen, ſo daß die Zwangsvollſtreckung fruchtlos ausfällt 

2. Die Fälle des Abſ 1 und des Abſ 2 des $ 1607 liegen inſofern verſchieden, als bei man⸗ 
gelnder Leiſtungsfähigkeit eine Verpflichtung überhaupt nicht beſteht, während im Falle des 
Abſ 2 die materielle Haftung des Verpflichteten, der nur von dem Unterhaltsberechtigten nicht 
in Anſpruch genommen zu werden braucht, unverändert fortbeſteht. Dieſer Unterſchied iſt 
von Bedeutung für den dem Leiſtenden zuſtehenden Erſatzanſpruch. Kommt der Leiſtungs⸗ 
unfähige (deſſen Leiſtungsunfähigkeit innerhalb des Vierteljahrs, für den der Unterhalt zu ge⸗ 
währen war, fortdauerte) nachher in beſſere Vermögensverhältniſſe, fo kann ein Erſatzanſpruch 
gegen ihn, da eine Verpflichtung für ihn überhaupt nicht beſtand, nicht erhoben werden (RG 
12. 11. 06 VI 108/06). Dagegen wird im Falle des Abſſ 2 der Unterhalt von dem an zweiter 
Stelle Verpflichteten für Rechnung des an erſter Stelle Haftenden, der von feiner Verpflichtung 
nicht befreit iſt, gewahrt. Es folgt hieraus, daß der Leiſtende, der nach dem Gefetze zur Unter⸗ 
haltsgewährung gezwungen if, einen Erſatzanſpruch haben muß, der ſchon nach den Grundſätzen 
über Geſchäftsführung ohne Auftrag ($ 679) begründet fein wire (vgl. 8 1700 A 2). Das Geſetz 
gewährt den Erſatzanſpruch hier wie in andern Fällen (vgl. 88 774, 1709 Ab] 2) in der Form, 
daß es auf den Leiſtenden den Anſpruch des Bedürftigen übergehen läßt. Der 
übergegangene Anſpruch hat übrigens, was Abtretbarkeit, Pfändbarkeit betrifft, und auch 
in anderer Hinficht nicht die Eigenſchaft eines Unterhaltsanſpruchs. Das Pfändungsvor⸗ 
recht des § 850 Abs 4 ZPO geht nicht auf ihn über. Trotz § 1613 kann Erſatz des Ge⸗ 
leiſteten gefordert werden, ohne daß der Verpflichtete zuvor in Verzug gekommen zu ſein 
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teilweiſe Ausſcheiden eines Mitverpflichteten entſtehende Ausfall iſt, wenn ſämtliche Mit⸗ 
verpflichtete zu gleichen Teilen haften, 


nicht die ſämtlichen Verpflichteten gemeiuſchaftlich zu 


wenn er den einen Mitverpflichteten wegen Leiſtungsunfähigkeit des andern auf mehr als 


feinen Anteil in Anſpruch nehmen will. Den Nachweis der Leiſtungsunfähigkeit hat natürlich 
in dieſem Falle der Unterhaltsberechtigte zu führen, wie ihm überhaupt, wenn der Verpflichtete 
ſich baren beat daß 90 ihm oder vo 

nach 8 1 wegen Lei ungsunfähigkeit oder Er 
Betracht kommen (R 57, 76; Km di 481) 


. 5 481). Dagegen braucht er nicht nach uweiſen, daß 
die Unterhaltspflicht von ihnen nicht erfüllt iſt. Die 4 EN 4 


oder in gehöriger Weiſe angeboten fei, iſt ei Einw lichteten zu be⸗ 
weiſen iſt (MG JW 01, 480). ſt ein Einwand, der von dem Verpflich 3 


§ 1608 
1% Der Ehegatte des Bedürftigen haftet vor deſſen Verwandten. Soweit 
auße ande edo, bei kertaſtchägung feiner sonstigen Verpflichtungen 
muperftande iſt ohne Gefährdung jenes ſtandesmäßigen Unterhalts den 
Unterhalt zu gewähren, haften die Verwandten vor dem Ehegatten. Die 
Vorſchriften des § 1607 Abſ 2 finden entſprechende Anwendung!). 


Das gleiche gilt von einem geſchiedenen unterhaltspflichtigen Ehegatten 


ſowie von einem Ehegatten, der nach § 1351 unterhaltspflichtig ift?). 
E 1 1484 II 1503; M 4 689; P 4 485. 


1. Die Eheleute, die ſich gegenſeltig Beiſtand ind im Falle der Unterhalts- 
bedürftigkeit zuerſt aufeinander angewieſen. Die ey Degel erſt nach dem 
Ehegatten des Bedürftigen, mit der Ausnahme jedoch, daß, ſoweit der von dem Ehegatten 
zu gewährende Unterhalt über das in § 1608 Abf 1 beſtimmte Maß hinausgeht (vgl. 9 1603 A 2), 
die leiſtungsfähigen Verwandten vor ihm einzutreten haben. Hierbei macht es keinen Unter. 
ſchied, ob die Ehegatten verheiratet find (88 1360, 1861) oder die Ehe geſchieden ift (88 1578ff.) 
oder der Unterhaltsanſpruch durch die Mächtigkeit der Ehe (88 1845, 1351) begründet iſt. Die 
nach dem Ehemann haftenden Verwandten können in gleicher Weiſe wie die unterhaltsbedürftige 
Frau verlangen, daß der Ehemann die Einkünfte nicht ausſchließlich zur Tilgung der Schul. 
den verwendet, ohne auf feine Unterhaltspflicht gegenüber der Frau Rücdlſicht zu nehmen. 
Es muß in dieſer Beziehung ein billiger Ausgleich fattfinden, auch in dem Falle, daß ſich 
der Ehemann durch Eingehung einer hohen Verſicherung zugunſten der Frau mit Schulden 
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belaftet hat (RG 14. 5. 17 IV 83/17). Die Beſtimmung des $ 1608 über die ausnahms⸗ 
weiſe Haftung der Verwandten vor dem Ehegatten ſteht im Einklang mit der in $ 1603 
Abſ 2 und 8 1607 Abf 1 getroffenen Regelung. Die Anwendbarleit des § 1607 Abſ 2 iſt 
in § 1608 ausdrücklich vorgeſchrieben. 


8 1609 


Sind mehrere Bedürftige!) ) vorhanden und iſt der Unterhaltspflichtig e 
außerſtande, allen Unterhalt zu gewähren, ſo gehen unter ihnen die Ab⸗ 
kömmlinge den Verwandten der aufſteigenden Linie, unter den Abkömm⸗ 
lingen diejenigen, welche im Falle der geſetzlichen Erbfolge als Erben be⸗ 
rufen ſein würden, den übrigen Abkömmlingen, unter den Verwandten der 
aufſteigenden Linie die näheren den entfernteren vor. 

Der Ehegatte ſteht den minderjährigen unverheirateten Kindern gleich; 
er geht anderen Kindern und den übrigen Verwandten vor. Ein geſchiedener 
Ehegatte ſowie ein Ehegatte, der nach 8 1351 unterhaltsberechtigt iſt, geht den 
volljährigen oder verheirateten Kindern und den übrigen Verwandten vor. 

E I 1483 II 1504; M 4 688; P 4 485, 530; 6 291. 


1. Wenn der Unterhaltspflichtige nicht imſtande iſt, den ſamtlichen Unterhaltspflichten 
zu genügen, ſo entſteht die Frage, welchem der mehreren Unterhaltsberechtigten ein Vor⸗ 
rang gebührt. Die hierfür geltenden Grundſätze weichen von den in 8 1606 über die Reihen⸗ 
folge der Unterhaltsverpflichteten aufgeſtellten Regeln in verſchiedenen Beziehungen ab. 
Unterhaltsberechtigt find nach $ 1609 Abf 1 in erſter Linie die Abkömmlinge. Dieſe Regel 
erleidet indes nach Abſ 2 dadurch eine Anderung, daß der Ehegatte den minderjährigen 
unverheirateten Kindern gleichgeſtellt iſt und vor den andern Kindern den Vorrang hat. Reicht 
die Leiſtungsfähigkeit des Elternteils zur Beſtreitung des Unterhalts ſämtlicher Kinder nicht 
aus, ſo liegt ihm gegenüber den minderjährigen unverheirateten Kindern nach 
$ 1603 Abſ 2 und gegenüber dem Ehegatten (bei Nichtvorhandenſein unterhaltspflichtiger 
Verwandter) die Verpflichtung ob, zur Ergänzung des Unterhaltsbedarfs ohne Rückſicht auf 
die Gefährdung ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts alle verfügbaren Mittel mit dieſen zu teilen. 
Da hierdurch zugleich die nach $ 1603 Abſ 1 zu bemeſſende Leiſtungsfähigkeit herabgeſetzt 
wird, ſo führt dieſe Berechnung dazu, daß der etwaige Ausfall von den verheirateten und 
den volljährigen Kindern zu tragen iſt. Reichen die Mittel nicht aus, ſo müſſen die minder⸗ 
jährigen unverheirateten Kinder und der Ehegatte, welche gleichen Rang haben, eine verhältnis. 
mäßige Schmälerung ihres Unterhaltsbedarfs (der für die Berechtigten verſchieden ſein kann) 
ſich gefallen laſſen. Ahnlich iſt die Stellung des geſchiedenenehegatten, Er geht den voll⸗ 
jährigen oder verheirateten Kindern vor. Über das Zuſammentreffen des Unterhaltsanſpruchs des 
geſchiedenen Ehegatten mit dem Unterhaltsanſpruch des minderjährigen Kindes oder des neuen 
Ehegatten iſt in § 1609 nichts beſtimmt. Es greift hier die Regel des 8 1579 Abſ 1 Satz 2 ein. 
Die Entſcheidung, ob und inwieweit der Unterhaltsanſpruch des einen oder andern Teiles 
vorzugsweiſe Berückſichtigung verdient, iſt nach Billigkeit zu treffen (NG 75, 438). Die gleichen 
Rechte wie der geſchiedene Ehegatte hat der in den Fällen der 88 1345 u. 1361 für unterhalts⸗ 
berechtigt erklärte Ehegatte aus nichtiger Ehe. Auf die volljährigen Kinder und die verheirateten 
folgen die Verwandten aufſteigender Linie, und zwar entſcheidet unter ihnen — was mit 
der Regelung der Reihenfolge der Unterhaltsverpflichteten übereinſtimmt — die Gradesnähe. 

2. Gegenüber dem Anſpruch auf Unterhalt kann der Verpflichtete auf den Vorrang oder 
den gleichen Rang eines Unterhaltsberechtigten ſich nur berufen, wenn von dieſem der Unter ⸗ 
haltsanſpruch geltend gemacht wird, wobei eine Geltendmachung auch in der Annahme 
des freiwillig gewährten Unterhalts zu erblicken iſt. Anders iſt es nur, wenn als unterhalts⸗ 
berechtigt minderjährige Kinder in Betracht kommen, deren Unterhaltsauſprüche von dem 
verpflichteten Elternteil auch ohne Geltendmachung berückſichtigt werden dürfen. Solauge 
einem Vorberechtigten oder Mitberechtigten der Unterhalt freiwillig von einem Dritten, 
wennſchon dieſer keine Rechtspflicht hierzu hat, gewährt wird, bleibt der Unterhaltsanſpruch 
dieſer Perſonen unberückſichtigt (RO JWö4, 340%). Hat der Vorberechtigte oder Mitberechtigte 
keinen Unterhaltsauſpruch geltend gemacht, fo geht ihm dadurch nicht das Recht verloren, 
das dem andern an Unterhalt Gewährte, was dieſem ſonſt nicht zugekommen wäre, nach 
den Grundſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung zurückzufordern Dies Rückforderungs⸗ 
recht kann allerdings erſt von dem Zeitpunkte an, wo der andere in Verzug geſetzt ift (vgl. $ 1618), 
ausgeübt werden. Gegen den Unterhaltspflichtigen kann der Vorberechtigte oder Mitberechtigte 
Anſprüche erſt erheben ſeit Ablauf des Vierteljahrs, für welches der Verpflichtete den Unterhalt 
entrichtet hat (vgl. 8 1612 Abſ 3). 
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§ 1610 

Das Maß des zu gewährenden Unterhalts beſtimmt ſich nach der Lebens⸗ 
ſtellung des Bedürftigen (ſtandesmäßiger Unterhalt) !). 

Der Unterhalt umfaßt den geſamten Lebensbedarf, bei einer der Er⸗ 
ziehung bedürftigen Perſon auch die Koſten der Erziehung und der Vor⸗ 
bildung zu einem Berufe? 9). 

E 1 1488 Abſ 1 u. 2 II 1505; M 4, 696 ff; P 4 491. 


1. In $ 1610 iſt grundſätzlich ausgeſprochen, daß der Unterhalt nach der Lebensſtellung 
des Bedürftigen ſich beſtimmt. Für die Lebensſtellung ſind außer dem Stande auch 
die Vermögens und Einkommensverhältniſſe von Bedeutung (vgl. RG Warn 1914 
Nr 196), wennſchon natürlich nicht in dem Maße, daß eine jede Erhöhung des Einkommens 
für eine Erhöhung des ſtandesmäßigen Unterhalts ausſchlaggebend ſein müßte. Auch die für 
ſpätere Zeit in ſicherer Ausſicht ſtehende Beſſerſtellung kann ſchon im voraus einen gewiſſen 
Einfluß auf die Lebensſtellung ausüben (RG 75, 124; Warn 1912 Nr 265). Die Lebens⸗ 
ſtellung des Berechtigten iſt maßgebend, auch wenn ſie eine höhere iſt als die des Verpflichteten. 
Zu beachten ift aber, daß der Berechtigte keinen Anſpruch darauf hat, daß ihm der Unterhalt 
nach der einmal erlangten höheren Lebensſtellung für immer gewährt wird. Kann er ſich 
in dieſer nicht behaupten, ſo muß er, da er ſeinen Unterhalt, ſoweit möglich, ſich ſelbſt zu ver⸗ 
dienen hat, mit einer dieſer Beſchäftigung entſprechenden niedrigeren Unterhaltsrente ſich 
begnügen. Auf die Lebensſtellung der Kinder haben die Eltern dadurch einen maßgebenden Ein⸗ 
fluß, daß die Erziehung in ihren Händen liegt und ſie den von dem Kinde zu ergreifenden Beruf 
(vorbehaltlich des Eingreifens des Vormundſchaftsgerichts im Falle des Mißbrauchs, § 1666) 
zu beſtimmen haben. Erwählt dem entgegen das volljährig gewordene Kind einen andern 
Beruf, fur den es ihm von vornherein au den nötigen Mitteln gebricht, fo kann die hierdurch herbei 
geführte höhere Lebensstellung für die Bemeſſung des von den Eltern zu gewährenden Unter⸗ 
halts nicht maßgebend ſein. Die Lebensſtellung des Kindes richtet ſich im allgemeinen nach 
der des Vaters, ebenſo wie die Lebensſtellung der Frau nach der des Mannes. Doch können 
die geſamten Verhältniſſe der Familie fortdauernd einen günſtigen Einfluß auf die Lebens⸗ 
ſtellung des Bedürftigen ausüben und es iſt inſoweit bei Beſtimmung des ihm zu gewäh⸗ 
renden Unterhalts auf ſeine aus der Zugehörigkeit zur Familie ſich ergebende Beige 
liche und wirtſchaftliche Stellung mit Rückſicht zu nehmen (RG Warn 1910 Nr 123; J 
1914, 76510; 1917, 155%. Die Verhältniſſe der Familie behalten insbeſondere während 
der Zeit der Einziehung des Vaters zum Kriegsdienſt beſtimmenden Einfluß. Zu berück⸗ 
ſichtigen find nicht nur die Verhältniſſe des Vaters des unterhaltsbedürftigen Kindes, ſondern 
quch der Mutter, mag ſelbſt das Kind ſich bei dem Vater befinden (RG 3. 10. 18 IV 215/18). 
Über das Maß des während beſtehender Ehe dem Ehegatten gebührenden Unterhalts ſ. 
88 1860, 1361. — Die Gewährung eines höheren als des ſtandesmäßigen Unterhalts kann 
1055 ie eine Schenkung darſtellen (RG Warn 1912 Nr 382). 

„ber von den Verwandten zu gewährende ſtandesmäßige Unterhalt geht über die Ge⸗ 
E Obdach, des unentbehrlichen Lebensunterhalts, der erforderlichen Pflege in 
Ss heitsfällen und eines angemeſſenen Begräbniſſes (worauf die Armenunterſtützung ſich 
zu beichränten pflegt) erheblich hinaus. Er umfaßt, wie § 1610 Abſ 2 ſagt, den geſamten 
sebenebebarf and is beshafb nicht auf das Unenbehriiäe auch nicht auf die Pflege des 

3 eſchräntt. Dem Unterhaltsbedürftigen müffen je nach Verſchiedenheit der Lebens. 
Terug Sin Singelnen Falle auch die zur Pflege der geiftigen Intereſſen (Zeitungen, Bücher uftv.) 
notwendigen Mittel verabfolgt werden (a. A. Opet, erwandtſchaftsrecht 8 10 S. 88). Zu 
den Koſten der lörperlichen Pflege können, wofür es ebenfalls auf die Lebensſtellung des Be · 
dürftigen ankommt, die Koſten eines Badeaufenthalts oder einer Erholungsreiſe gehören. 
Auch die Koſten der Bedienung können zu den Unterhaltskoſten zu rechnen fein. Einen 
weiteren Umfang gewinnt der Unterhalt bei einer der Erziehung bedürftigen Perſon. Zu 
den Erziehungskoſten find auch die Koſten der Vorbildung zu einem beſtimmten Berufe 
zu rechnen, unter Umſtänden auch die Kosten des Militärdienſtes als Einjahrig Freiwilliger, 
wenn nämlich dieſe Art des Militärdienſtes den Standes und Vermögensverhaltniſſen ent- 
ſpricht. Für die Entſcheidung der Frage, ob die Koſten eines Univerſitätsſtudiums oder einer 
ähnlichen höheren Vorbildung zu gewahren find, iſt nicht bloß die Befähigung des Bedürftigen, 
ſondern auch die Höhe der zur Verfügung ſtehenden Mittel von Bedeutung. Doch werden 
die Eltern ſich in der Regel nicht weigern können, die Koſten zur Fortſetzung des Studiums 
herzugeben, wenn dasſelbe mit ihrer Zuſtimmung einmal begonnen iſt und die Fortſetzung 
Erfolg verspricht (vgl. Nn 14. 5. 03 IV 26/08). Den Anſchauungen des höheren Bürgerſtandes 
entſpricht es, daß den aus ihm hervorgegangenen Sohnen eine das volle Hochſchulſtudium 


umfaſſende Ausbildung zuteil wird (RG 11. 11. 09 Iv 35/09). Auch wenn die Erziehung bereits 
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abgeſchloſſen iſt, kann eine Berufsvorbildung oder eine weitere Berufsvorbildung nötig 
werden, um den Unterhaltsberechtigten, was im Jutereſſe des Unterhaltspflichtigen liegt, 
in den Stand zu ſetzen, ſich ſelbſt zu unterhalten. Auch auf dieſe Koſten erſtreckt ſich deshalb 
die Unterhaltspflicht (RH JW 1910, 47810. Zur Begründung der Höhe und Dauer des 
geforderten Unterhalts ſind die Verhältniſſe des Bedürftigen klarzulegen. So bedarf es, 
wenn Ausbildungskoſten gefordert werden, zur Begrenzung der Koſten der Darlegung, 
welche Ausbildung der Bedürftige genießen ſoll und wie lange Zeit ſie vorausſichtlich dauern 
wird (vgl. $ 1602 A 4 a. E.). Bei Bemeſſung des Unterhaltsbedarfs iſt auch auf die für 
ſpäter mit Sicherheit zu erwartende Erhöhung der Ausgaben Rückſicht zu nehmen (MG 
Warn 08 Nr 325). Über die Verpflichtung zur Tragung der Beerdigungskoſten ſ. $ 1616 
A 2. — Iſt die Unterhaltspflicht durch Vertrag oder Verfügung von Todes wegen be ⸗ 
gründet, To iſt lediglich durch Auslegung des Vertrags oder der Verfügung der Umfang 
des Unterhaltsanſpruchs zu beſtimmen. Dem Willen des Erblaſſers kann es entſprechen, 
daß die Koſten der Vorbildung in höherem Maße und auf längere Zeit zu gewähren ſind, 
als ſie nach den Vorſchriften über die geſetzliche Unterhaltspflicht verlangt werden könnten. 

3. Für die Beſtimmung des Unterhaltsbedarfs kommen nur die eigenen Bedürfniſſe 
des Unterhaltsberechtigten in Betracht. Ohne Bedeutung iſt, daß dieſer wiederum das an 
Unterhalt Empfangene, vermöge der ihm obliegenden Unterhaltspflicht, mit dem Ehegatten 
und den Kindern zu teilen hat (RG 23 1918, 21710). Es führt dies allerdings dazu, daß 
im Erfolge dem Berechtigten nicht der volle Unterhalt zuteil wird. Würde man von dieſem 
Grundſatz abgehen, ſo würde das die Folge haben, daß dem Geſetze zuwider eine Unter⸗ 
haltspflicht der Schwiegereltern, indem die Eltern nicht bloß ihr Kind, ſondern auch deſſen 
Ehegatten zu unterhalten hätten, und eine Unterhaltspflicht der Geſchwiſter, indem das von 
einem Elternteil auf Unterhalt in Anſpruch genommene Kind für den Unterhalt der andern 
Kinder mit aufkommen müßte, eingeführt würde. — Bei Bemeſſung des ſtandesmaßigen 
Unterhalts iſt darauf zu ſehen, wieviel der Berechtigte nach feiner Lebensſtellung bei nor ⸗ 
maler Lebensführung bedarf, ohne daß auf etwaige verſchwenderiſche Lebensgewohn⸗ 
heiten des Berechtigten oder ſeiner Familiengenoſſen Rückſicht zu nehmen iſt. Es ſind hier⸗ 
bei ohne Rückſicht auf die örtliche Verſchiedenheit der Preiſe die Durchſchnittspreiſe 
zugrunde zu legen. Die Berückſichtigung der Preiſe des von ihm gewählten teureren Wohn⸗ 
orts kann der Unterhaltsberechtigte nur verlangen, wenn beſondere Billigteitsgründe ge 
rade die Wahl dieſes Wohnorts als angemeſſen erſcheinen laſſen (vgl. R IW 1911, 28110; 
18. 3. 12 IV 445/11). 

4. Die Unterhaltspflicht enthält nicht die Verpflichtung, die Koſten zur Führung eines 
Rechtsstreits oder zur Verteidigung im Strafverfahren herzugeben (a. A. Blume A 2). ur 
den Unterhaltsbedürftigen iſt in dieſer Beziehung dadurch geſorgt, daß für die Führung des 
Rechtsſtreits das Armenrecht ihm bewilligt (88 114 ff. ZPO) und fur das Strafverfahren 
ein Verteidiger beigeordnet werden kann (88 140, 141 StPO). 


8 1611 


Wer durch ſein ſittliches Verſchulden?) bedürftig geworden iſt, kann nur 
den notdürftigen Unterhalt!) verlangen. 

Der gleichen Beſchränkung unterliegt der Unterhaltsanſpruch der Ab⸗ 
kömmlinge, der Eltern und des Ehegatten, wenn ſie ſich einer Verfehlung 
ſchuldig machen, die den Unterhaltspflichtigen berechtigt, ihnen den Pflicht⸗ 
teil zu entziehen, ſowie der Unterhaltsanſpruch der Großeltern und der 
weiteren Voreltern, wenn ihnen gegenüber die Vorausſetzungen vorliegen, 
unter denen Kinder berechtigt ſind, ihren Eltern den Pflichtteil zu ent⸗ 
ziehen!). 

Der Bedürftige kann wegen einer nach dieſen Vorſchriften eintretenden 
Beſchränkung ſeines Anſpruchs nicht andere Unterhaltspflichtige in Anſpruch 
nehmen“). 

E I 1490 II 1506; M 4 699; P 4 494; 6 297. 

1. Das öffentliche Intereſſe an dem Beſtehen des familienrechtlichen Unterhaͤltsanſpruchs 
zeigt ſich nicht bloß in der Unverzichtbarkeit des Anſpruchs auf künftigen Unterhalt (8 1618), 
ſondern auch darin, daß der Anſpruch durch Verfehlungen niemals gänzlich verwirkt wird. 
Der Bedürftige wird nur dadurch beſtraft, daß fein Anſpruch auf den notdürſtigen Unterhalt 
ſich beſchränkt. Nach den Motiven (4, 698) ift es abgelehnt, das Maß des notdürftigen Unter⸗ 
halts nach den von der öffentlichen Armenpflege gewährten Leiſtungen (f. 8 1610 A 2) zu ber 
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ſtimmen. Gleichwohl können dieſe Leiſtungen zum Vergleiche herangezogen werden, wobei 
allerdings Geisel acht gelaſſen werden darf, daß die perſönlichen Verhältniſſe des Be⸗ 
rechtigten zu einer Steigerung der Unterhaltsrente führen können (RG 21. 3. 04 IV 4/04). 
Die Beſchränkung des Unterhalts auf den Notbedarf iſt von dem Verpflichteten einredeweiſe 
geltend zu machen und es liegt ihm demgemäß auch der Nachweis ob, daß die Vorausſetzungen 
der Beſchränkung eingetreten ſind. Tritt nach rechtskräftiger Verurteilung zur Zahlung der 
Unterhaltsrente ein die Beſchränkung rechtfertigender Grund ein, ſo darf dieſe Anderung 
nach 8 328 ZP nachträglich geltend gemacht werden. Über die Gewährung des notdürftigen 
Unterhalts durch Unterbringung in ein Armenhaus ſ. $ 1612 A 2. 

2. Verfehlungen gegen den Unterhaltspflichtigen haben die Beſchränkung auf den not⸗ 
dürftigen Unterhalt nur zur Folge, wenn ſie dieſem einen Grund zur Entziehung des 
Pflichtteils geben würden. Ehegatten ſind gegeneinander zur Entziehung des Pflichtteils nach 
9 2335 aus den in 88 1565—1568 angeführten Gründen berechtigt, ohne daß Scheidungsklage 
erhoben zu fein braucht, Eltern und Voreltern gegenüber den Abkömmlingen aus den in $ 2333 
angeführten Gründen, endlich die Kinder gegenüber den Eltern aus den in $ 2335 bezeichneten 
Gründen. Von der Zeit an, wo der Entziehungsgrund entstanden iſt, kann der Unterhalt 
in Höhe des den notdürftigen Unterhalt überſteigenden Betrags nicht mehr gefordert werden. 
Der Prozeßrichter darf dieſen Betrag nicht zuſprechen, weil das Scheidungsrecht nach den 
Scheidungsakten noch ungeklärt ſei, ſondern nur auf Grund der Feſtſtellung, daß das Schei⸗ 
dungsrecht nicht beſteht oder nicht beweisbar iſt (M& 20. 10. 19 IV 209/19). Dem Anſpruch 
des Ehegatten auf Beſchräukung des Unterhalts ſteht der Ablauf der für die Geltendmachung 
des Scheidungsgrundes in $ 1571 beſtimmten Friſt nicht entgegen (RG 23. 11. 08 IV 513/08). 
Der Anſpruch kann auch dann geltend gemacht werden, wenn die Ehe wegen einer ſpäter 
eingetretenen Geisteskrankheit des andern Ehegatten nur aus dieſem Grunde ($ 1569) ge 
ſchieden iſt (a. A. AGG 10. 12. 17 IV 266/17). Was die Voreltern betrifft, fo iſt die daraus 
ſich ergebende Lucke, daß ſie überhaupt nicht pflichtteilsberechtigt find, von 9 1611 Abſ 2 
dahin ergänzt, daß auf ſie die für die Entziehung des Pflichtteils der Eltern durch das 
Kind geltenden Gründe ausgedehnt find. Durch Verzeihung wird das Recht zur Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils beſeitigt ($ 2337). Einen allgemeinen Grund zur Beſchränkung 
des Unterhalts auf den Notbedarf bildet es, wenn der den Unterhalt Verlangende durch 
ſein ſittliches Verſchulden bedürftig geworden iſt. Daß die Armut verſchuldet iſt, genügt 
nicht, die Armut muß durch Gründe, welche die ſittliche Mißbilligung verdienen (z. B 
Arbeitsſchen, Trunkſucht, unverantwortliche Verſchwendung, verbrecheriſche Handlungen, 
leichtfertige Spekulationen), herbeigeführt fein (vgl. RG 23 1919, 128815). Ein ſolcher 
Sachverhalt kann auch gegeben fein, wenn der Bedürftige durch unſittliches Verhalten ſeine 
Einnahmequelle verloren hat. Solange der Zuſammenhang zwiſchen dem ſittlichen Ver⸗ 
ſchulden als Urſache und der Bedürſtigkeit als Wirkung beſteht, dauert auch die Beſchrän⸗ 
kung des Unterhaltsauſpruchs auf das notdürftige Maß fort. Der Zuſammenhang iſt unter⸗ 
brochen, wenn der Bedürftige eine Erwerbsſtellung gefunden hat, demnächſt aber durch 
unverſchuldete Krankheit von neuem erwerbsunfähig geworden iſt (RG ZW 1910, 47715). 
Auf das Verhältnis der Ehegatten zueinander findet die in Abſ 1 gegebene Vorſchrift keine 
Anwendung. Weder der Unterhaltsanſpruch während der Ehe noch der Unterhaltsanſpruch 
des geſchiedenen Ehegatten (a. A. Planck A 2a) wird durch dieſe Vorſchrift berührt. N 

3. Da die Beſchränkung des Unterhalts zur Strafe eintritt, fo iſt es ſelbſtverſtändlich, 
daß der Bedürftige, der gegen den Unterhaltspflichtigen ſich vergangen hat, nicht etwa wegen 
des durch die Beſchränkung ihm entgehenden Unterhalts ſich au einen andern Verpflichteten 
halten kaun. Anders iſt es, wenn der Unterhaltspflichtige wegen mangelnder Leiſtungs⸗ 
fähigteit ganz oder teilweiſe ausſcheidet. 


8 1612 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtu iner Geldrente zu gewähren. Der 
Verpflichtete kann verlangen, 15 ihm 9185 See Unterhalts in 
anderer Art geſtattet wird, wenn beſondere Gründe es rechtfertigen). 
Haben Eltern einem unverheirateten Kinde Unterhalt zu gewähren, jo 
können ſie beſtimmen, in welcher Art und für welche Zeit im voraus der 
Unterhalt gewährt werden ſoll. Aus beſondern Gründen kaun das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf Antrag des Kindes die Beſtimmung der Eltern 
ändern?). 

Im übrigen finden die Vorſchriften des 8 760 Anwendung). 

E 1 1491 II 1507; M 4 702; P 4 495; 6 297, 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 20 
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1. Die Entrichtung des Unterhalts in einer Geldrente wird in der Mehrzahl der Fälle 
den Verhältniſſen des Berechtigten und Verpflichteten am beſten entſprechen. Wird der 
Verpflichtete durch dieſe Art der Unterhaltsgewährung beſonders beſchwert, ſo kann er ver⸗ 
langen, daß ihm die Gewährung des Unterhalts in anderer Art (Naturalunterhalt) geſtattet 
wird. Er hat zu dieſem Zweck dem Berechtigten einen beſtimmten Vorſchlag zu machen, der 
erſehen läßt, in welcher Weiſe für Wohnung und Verpflegung geſorgt werden foll (RG 13. 2. 02 
TV 360/01). Verlangt er die Überſiedlung des Unterhaltsbedürftigen, ſo hat er das hierzu 
erforderliche Reiſegeld anzubieten. Der Vorſchlag kann von dem Berechtigten abgelehnt 
werden, wenn der Empfang von Naturalunterhalt für ihn beſonders drückend ſein würde, 
wenn z. B. die Mutter hierdurch gezwungen fein würde, ſich von der Tochter zu trennen. 
Konimt es zu keiner Einigung, fo hat der Prozeßrichter hierüber zu eutſcheiden, der auf die 
Intereſſen des Verpflichteten und des Berechtigten Rückſicht zu nehmen hat und, wenn er 
hierin einen billigen Ausgleich ſieht, die von dem Verpflichteten verlangte Naturalverpflegung 
auch in einer von deſſen Vorſchlaͤgen abweichenden Weiſe anordnen kann. Naturalverpflegung 
kann der Verpflichtete auch aus dem Grunde verlangen, weil dieſe Unterhaltsgewährung im 
eigenen Intereſſe des Berechtigten iſt, weil z. B. eine wirtſchaftliche Verwaltung des Geldes 
von ihm nicht zu erwarten iſt (a. A. Blume A 3). Stellt ſich ſpäter heraus, daß die Gewährung 
von Naturalunterhalt zu Mißſtanden oder Mißhelligkeiten führt, ſo kann die getroffene Wahl 
(nötigenfalls auf dem Wege des 8 323 ZPO) wieder geändert werden. Eine Art des Natural⸗ 
unterhalts iſt es, wenn der Bedürftige in Verpflegung gegeben und Penſion für ihn entrichtet 
wird. Der Übergang von Naturalunterhalt zu Geldunterhalt und umgekehrt ſtellt ſich nicht 
als Klageänderung dar. — Die Unterhaltspflicht geht an ſich nur auf Geldzahlung. Es kann 
deshalb nicht gefordert werden, daß derjenige, welcher wegen ſeiner ungünſtigen Vermögens 
verhältniffe eine Geldzahlung nicht geben kann, feiner Unterhaltspflicht durch Leiſtung von 
Dienſten genügt. Dies iſt auch wichtig für den Schadenserſatzanſpruch aus 8 844 Abf 2 wegen 
Entziehung des Unterhalts (RG 27. 9. 09 Iy 643/08). 

Beſondere Grundſätze greifen Platz, wenn die Eltern (nicht Großeltern) einem un⸗ 
verheirateten Kinde, mag dieſes nun minderjährig oder volljährig ſein, Unterhalt zu gewähren 
haben. Die Eltern haben das Beſtimmungsrecht darüber, in welcher Art und für welche 
Zeit im voraus der Unterhalt zu entrichten iſt, ohne an die Schranke gebunden zu ſein, daß 
die Vorausentrichtung den Zeitraum von drei Monaten nicht überſteigen darf. Der Zeitraum 
muß aber ein den Umſtanden nach angemeſſener fein. Nur unter dieſer Vorausſetzung werden 
die Eltern nach $ 1614 Abſ 2 durch eine über drei Monate hinausgehende Vorausentrichtung 
von der Verpflichtung zur Uuterhaltsgewährung frei. Iſt der notdürftige Unterhalt zu ge» 
währen, ſo können die Eltern beſtimmen, daß das Kind den Unterhalt nebſt der erforderlichen 
arztlichen Behandlung, ſofern dieſe Leiſtungen durch ein Abkommen mit der Armenverwaltung 
ſichergeſtellt find, im Armenhauſe zu empfangen hat (RG 3. 11. 10 IV 295/10). Der von dem 
unterhaltspflichtigen Elternteil getroffenen Beſtimmung hat das Kind ſich zu fügen, ohne 
daß es hiergegen die Entſcheidung des Prozeßgerichts anrufen kann. Es ſteht ihm nur frei, 
ſich an das Vormundſchaftsgericht zu wenden, das (ohne daß es der Beſtellung eines 
Pflegers bedarf) die von dem Elternteil getroffene Beſtimmung, wenn es hierin eine unbillige 
Beſchwerung des Kindes erachtet, abändern kann. Es iſt z. B. nicht zu verlangen, daß das 
Kind, um Naturalverpflegung im elterlichen Hauſe zu empfangen, ſich von ſeiner Familie 
trennt. Auch die im elterlichen Haufe beſtehenden unleidlichen Familienverhältaiſſe können 
dem Vormundſchaftsgericht einen Grund geben, das Kind von der Verpflichtung der Rück, 
kehr zu den Eltern zu befreien. Die von dem Elternteil getroffene Beſtimmung iſt ohne 
weiteres unwirkſam, wenn ſie etwas Unausführbares anordnet. Zuſtändig zur Entſcheidung 
über den Anſpruch des Kindes auf Geldunterhalt iſt in dieſem Falle das Prozeßgericht 
(RER 46 A 23). Der Vater kann nicht anordnen, daß das von ihn getrennt lebende Kind 
ſeinen Unterhalt in der väterlichen Wohnung zu beziehen hat, wenn es in ſo jugendlichem 
Alter ſich befindet, daß es den Willen, zum Vater zurückzulehren, nicht haben kann (RG JW 
01, 871). Es kann dies auch nicht angeordnet werden gegenüber einem für das Kind beſtellten 
‘Pfleger, der nicht ermächtigt iſt, den Streit über das Verbleiben des Kindes zum Austrag zu 
bringen (RG 57, 77). Der Vater darf ferner, wenn die Sorge für die Perfon des Kindes der 
Mutter zuſteht, das Beſtimmungsrecht nicht in der Weile ausüben, daß er mit den Anordnungen 
der Mutter ſich in Widerſpruch ſetzt (RG 74, 77). Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
erlangt Vollſtregbarteit nur dadurch, daß ſie im Rechtsſtreit über die Unterhaltspflicht der 
Entſcheidung des Prozeßgerichts zugrunde zu legen iſt (R IW 08 Beil 3055). Das Ein⸗ 
greifen des Vormundſchaftsgerichts ſetzt voraus, daß in maßgeblicher Weiſe gegenüber dem 
Kinde oder deſſen geſetzlichem Vertreter die Beſtimmung des Elternteils getroffen iſt (RIA 
12, 181). Das Beſtimmungsrecht kann auch durch tatſächliches Verhalten ausgeübt ſein 
Goſef in ZBIFG 1917, 281). Nicht befugt iſt das Vormundſchaftsgericht, die Beſtimmung 
dahin zu ändern, daß an Stelle des Geldunterhalts die Unterhaltsgewährung in Natur ae 
ſetzt wird, und ſo die Eltern zu zwingen, ein volljahriges Kind bei ſich zu behalten, was nicht 
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eine \ i „londern eine Schlechterſtellung der Eltern im Vergleich mit andern 
ane bedenken würde (RIA 12, 192). Dem unverheirateten Kinde ſteht 
das verheiratet geweſene Kind nicht gleich (MG 22. 2. 09 IV 329/08). Nicht unter den 
Begriff des unverheirateten Kindes im Sinne des 5 1612 fallt, was das Verhältnis zum 
Vater betrifft, das uneheliche Kind (vgl. $ 1589 A 4). 


taudinger (A 2a) dem Unterhaltspflichtigen das Recht geben will, ſich aus beſondern Gründen 
durch gala einer Kapitalabfindung zu befreien. Das Recht auf Unterhalt geht dem Be- 
rechtigten ſelbſt dann nicht verloren, wenn er eine Kapitalabfindung im Rechtsstreit gefordert 
und zuerkannt erhalten haben ſollte (RG 8 7. 01 IV 112/01). Durch die Beſtimmung des 
8 1612 Abſ 3 iſt dagegen nicht ausgeſchloſſen, daß dem Unterhaltspflichtigen, wenn er zu etwas 
mehrerem nicht imſtande iſt, die Vorauszahlung in kürzeren Zeiträumen nachgelaſſen 


überſteigen (88 1614 Abſ 2, 760 Abſ 2). Für alle Fälle der Vorausentrichtung gilt die Regel 
des $ 760, daß der Unterhaltsberechtigte der den Beginn des Zeitraums erlebt, ein Recht 
auf die volle Rente erworben hat. Hieraus kann aber wicht hergeleitet werden, daß ihm auch 
dann die volle Rente verbleibt, wenn während dieſes Zeitraums die Unterhaltsbedürftigkeit 


8 1613 


Für die Vergangenheit kann der Berechtigte Erfüllung oder Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung nur von der Zeit an fordern, zu welcher der Ver⸗ 
pflichtete in Verzug gekommen oder der Unterhaltsanſpruch rechtshängig ge⸗ 
worden iſty. 

E 1 1492 II 1508; M 4 705; P 4 46. 


1. Der Berechtigte kann Unterhalt nur für die Zukunft, nicht die Vergangenheit 
fordern. Eine Ausnahme hiervon iſt auch in dem Falle nicht zugelaſſen, daß er zur Be⸗ 
halt ge ſeines Unterhalts genötigt war, Schulden zu machen. Hat er aber einmal Unter⸗ 
halt gefordert, ſei es im Wege der Mahnung oder der Klagerhebung, fo kann der Ver⸗ 
pflichtete dadurch keinen Vorteil haben, daß er durch Nichterfültung es dahin gebracht hat, 
daß der Zeitraum, für den der Unterbalt gefordert war, verſtrichen iſt. Der Unterhalt 
kann deshalb von der Zeit an, wo der Verpflichtete in Verzug gekommen iſt oder der 
Unterhaltsanſpruch rechtshängig geworden iſt, nachgefordert werden. Dieſem Anſpruch 


Vorausetzungen des § 1607 Abſ 2 vor, fo wird 
übergegangen ſein. Zur Inverzugſetzung genügt d 
fpäteren Zeitpunkte an Unterhalt zu gewähren, falls zu dieſer Zeit die Leiſtung nicht erfolgt. 
Ein Verzug liegt nicht vor, wenn der Berechtigte ſelbſt ſchuld iſt, daß er den Unterhalt nicht er- 
halten hat, wenn er z. B. bei Gewährung von Naturalunterhalt ſich nicht zur rechten Zeit zur 
Empfangnahme des Unterhalts eingefunden hat. Iſt der Verpflichtete nicht in Verzug ge · 
kommen, fo ift weder ein Anſpruch auf Nacherfüllung noch ein Auſpruch auf Schadenserſatz 


entſtandenen Schadens. Hat aber die Nacherfüllun ür den Berechtigten kein Intereſſe — wie 
es bei Gewährung von Naturalunterhalt meiſt der 175 Tein 1915 —, fo kann Schadens. 


währung von Naturalunterhalt dem in Verzug gekommenen Verpflichteten die Nacherflllun E 

wenn die Aufbewahrung umſtändlich ift oder der Verderb der Lebensmittel zu beſorgen ift, 

nicht 4 9 werden. In dieſem Falle iſt daher nur ein Anſpruch auf Schadenserſatz ge 

geben. Die im 8 1618 aufgeſtellte Beſchrankung greift nicht Platz, wenn der Unterhalt durch 
20* 


— 
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Vertrag verſprochen iſt. Sie ſteht auch dem Erſatzanſpruch aus Geſchäftsführung ohne Auftrag 
nicht entgegen, ebenſo nicht dem in $ 62 UWG dem Armenverbande gewährten Erſatzanſpruch 
(Seufſel 66 Nr 241). — Für die beſchleunigte Durchführung des Unterhaltsanſpruchs bietet 
fi der Weg der einſtweiligen Verfügung. 


8 1614 


) Für die Zukunft kann auf den Unterhalt nicht verzichtet werden). 


Durch eine Vorausleiſtung wird der Verpflichtete bei erneuter Bedürftig⸗ 
keit des Berechtigten nur für den im § 760 Abſ 2 beſtimmten Zeitabſchnitt 
oder, wenn er ſelbſt den Zeitabschnitt zu beſtimmen hatte, für einen den 
Umſtänden nach angemeſſenen Zeitabſchnitt befreite). 

E 1 1495 II 1509; M 4 709; P 4 483 u. 515. 


1. Die Beſtimmung des $ 1614, daß für die Zukunft auf den Unterhalt nicht verzichtet 
werden kann, findet ihre Rechtfertigung in der ſittlichen Grundlage der Unterhaltspflicht 
und in dem wegen der öffentlichen Armenpflege beſtehenden öffentlichen Intereſſe (M 4, 709). 
Ein ſolcher Verzicht iſt nichtig, auch wenn er gegen entſprechendes Entgelt abgegeben iſt und 
der Verzichtende zur Zeit der Verzichtserklärung genügendes Vermögen zur Beſtreitung 
ſeines Unterhalts beſaß (NG JW 05, 6821; 17. 2. 02 IV 362/01), oder wenn die Unterhalts⸗ 
pflicht von einem andern übernommen wird. Durch eine ſolche Übernahme wird der geſetz⸗ 
lich Verpflichtete, ſofern der Übernehmer tatſächlich den Unterhalt nicht gewährt, nicht frei. 
Die Übernahme wirkt auf dieſe Unterhaltspflicht nur inſofern ein, als der Bedürftige, wenn 
er aus dem Übernahmevertrag für ſich einen Anſpruch erlangt hat, denſelben vor Geltend- 
machung ſeines geſetzlichen Rechtes auf Unterhalt zur Verwirklichung bringen muß (RG JW 
1912, 10026 Warn 1916 Nr 284, vgl. § 1602 A 1). Für die Anwendung des 8 1614 macht 
es keinen Unterſchied, ob der Verzicht allgemein für die Zukunft oder nur für einen eng 
begrenzten künftigen Zeitraum erklärt wird. Nichtig iſt ferner ein Vergleich über den Unter- 
haltsbetrag (NG Gruch 46, 945) oder eine ſonſtige Abmachung, durch welche der geſetzliche 
Unt erhaltsanſpruch geſchmälert wird (RG IW 02, 72), und zwar ohne Unterſchied, ob der 
Vertrag entgeltlich oder unentgeltlich iſt. Es kommt auch nicht darauf an, ob der den Unter- 
halt mindernde Vergleich in der bewußten Abſicht eines Verzichts geſchloſſen iſt (RG Rt 
1919, 825). Nichtig ift aus andern Gründen eine Vereinbarung zwiſchen Ehegatten, in 
der die Unterhaltsgewahrung von dem Getrenntleben abhängig gemacht iſt (RG 25. 9. 05 
IV 156/05), ober ein Abkommen derſelben, daß die Frau während der ehelichen Gemeinſchaft 
ihren Unterhalt in einer Geldrente erhalten ſoll, da ein ſolches Abkommen gegen den Grundſatz 
des $ 1360 Abſ 3 verſtößt (MG 61, 53), während bei einer dem $ 1361 entiprechenden Sach⸗ 
lage Vereinbarungen der Ehegatten über die Art der Unterhaltsgewährung für die Zeit des 
Getrenntlebens aus dem Geſichtspunkt des § 138 nicht zu beanſtanden ſind (RG Warn 1913 
Ne 188). Nicht unzuldffig ift eine Vereinbarung der Ehegatten über die Unterhaltsgewährung 
für die Dauer des Scheidungsprozeſſes. Nur darf die Vereinbarung nicht zu einer Minde⸗ 
rung des geſetzlichen Unterhalts führen (RG 17. 4. 13 IV 637/12). Die Beſtimmung des 
$ 1614 gilt nicht für den Unterhaltsanſpruch eines geſchiedenen Ehegatten, worüber die 
Eheleute Vereinbarungen treffen konnen, falls nicht etwa der Vertrag auf Erleichterung 
der Scheidung abzielt (vgl. $ 1580 A 5). 8 1614 ſteht auch dem nicht entgegen, daß die 
Ehegatten, unbeſchadet des Unterhaltsanſpruchs des Kindes, unter ſich wegen der zum Unter⸗ 
halt des Kindes zu leiſtenden Beiträge eine Vereinbarung treffen. — Wird durch Vertrag der 
Unterhalt auf einen den geſetzlichen Unterhaltsanſpruch überſteigenden Betrag feſtgeſetzt, 
ſo kann das Recht auf Bezug dieſes Unterhalts bon beſtimmten Bedingungen abhangig 
gemacht werden. Das Abkommen ift aber nichtig, wenn eine ſittenwidrige Beſchränkung 
des Selbſtbeſtimmungsrechts dem Unterhaltsberechtigten auferlegt wird. Als ſolche iſt 
vom Ach in Gruch 44, 1109 (preußiſch rechtlicher Fall) die Verpflichtung angeſehen, dem 
Dienſte des preußiſchen Staates und des Deutſchen Reiches für immer fernzubleiben. 


2. Nichtig iſt ein Vertrag durch welchen der Unterhaltsberechtigte eine über den geſetz. 
lichen Zeitraum (vgl. 8 1612 A 3) hinausgehende Vorausleiſtung bewilligt. Ein Verzicht 
auf den Unterhalt für die Vergangenheit wird durch § 1614 nicht betroffen. 


3. Zeitliche Geltung. § 1614 findet, da der Unterhaltsanſpruch für die Zeit nach Inkraft⸗ 
treten des BGB ausſchließlich nach neuem Recht zu beurteilen ift, auch auf einen vor dieſer 
Zeit erklärten Verzicht Anwendung (RG SW 02, 72). Vgl. 8 1612 A 3. Ein Verzicht auf 
den Unterhalt für die Vergangenheit wird durch § 1614 nicht betroffen. 
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§ 1615 


Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des Berechtigten oder 
des Verpflichteten, ſoweit er nicht auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung für die Vergangenheit oder auf ſolche im voraus zu be⸗ 
wirkende Leiſtungen gerichtet iſt, die zur Zeit des Todes des Berechtigten 
oder des Verpflichteten fällig ſindy. 


Im Falle des Todes des Berechtigten hat der Verpflichtete die Koſten 
der Beerdigung?) zu tragen, ſoweit ihre Bezahlung nicht von dem Erben zu 
erlangen iſt. 

E I 1488 Abſ 4, 1496 II 1510; M 4 699, 710; pP 4 491, 498, 515. 


1. Die Unterhaltspflicht muß für die Zukunft erlöſchen, wenn durch den Tod des Berech⸗ 
tigten oder Verpflichteten der die Unterhaltspflicht begründende Zuſtand des Verwandtſchafts⸗ 
verhaltniſſes 1 ee it. Auch wenn die Erben des Verpflichteten (was keineswegs immer 
der Fall zu ſein braucht) Verwandte des Unterhaltsberechtigten find und in dieſer Eigenfchaft 
unterhaltspflichtig werden, fo iſt dies doch eine in ihrer Perſon neu beginnende Verpflichtung, 
die aus der Verpflichtung des Erblaſſers nicht abgeleitet iſt. Auf den bereits vor dem Tode 
des Berechtigten oder Verpflichteten fällig gewordenen Unterhalt (. $ 1613) erſtreckt 
ſich dagegen die Unvererblichteit nicht, auch nicht auf die Verpflichtung zur Unterhaltsgewährung 


am den geschiedenen Ehegatten (vgl. $ 1582). Wegen der Pfändbarkeit des Unterhaltsanſpruchs 
f. Vorbem 6 vor 8 1601. 


2. Für die Beerbigungstoften hat in erſter Linie der Erbe (§ 1968), in zweiter Linie 
der Unterhaltspflichtige au zukommen. Zur Juanſpruchnahme des letzteren genügt der Nach⸗ 
weis daß die Zwangsvollſtreckung gegen den Erben erfolglos bleiben würde. Wegen der 
gehabten Aufwendungen ſteht dem Unmterhaltspflichtigen ein Erſatzanſpruch gegen den Erben 
zu. Auch wird dem Erben oder Unterhaltspflichtigen ein Erſatzanſpruch gegen den Dritten, 
der durch Vertrag mit dem Erblaſſer die Begräbnisloſten übernommen hat, nicht zu verſagen 
ſein. Ihre Haftung wird dadurch, daß der Dritte eine ſolche Vertragspflicht eingegangen iſt, 
nicht ausgeſchloſſen. Sie tritt natürlich nicht in Kraft, wenn tatſächlich die Vertragspflicht 
erfüllt wird. Verſchieden von der Pflicht, die Beerdigungsloſten zu tragen, ift die nach polizei 
lichen gückichten ſich beſtimmende Pflicht, bie Beerdigung zu beſorgen, welche, als dem offent⸗ 
lichen Recht angehörig, im BGB nicht geregelt iſt. Das Maß der von dem Unterhalts- 
yflichtigen zu tragenden Begräbniskoſten richtet ſich entſprechend dem allgemeinen 
Örundfaße des 5 1610 nach der Lebensſtellun 
der Unterhaltspflichtige (Erbe) die Koſten d 


Vierter Titel 
Rechtliche Stellung der ehelichen Kinder 


I. Nechts verhältnis zwiſchen den Eltern und dem Kinde im allgemeinen 


1. Die elterliche Gewalt iſt im BGB als eine vo aftliche geſtaltet. Sie endet 
deshalb mit dem Aufhören der durch die Minderjährigteit bes ane 7 155 Schutz ⸗ 
= 5 mfange mit der Verheiratung der noch minder. 
iährigen Tochter ($ 1633). Der Gewalthaber kann auf die elterliche Gewalt, die nicht bloß 
ein Recht, ſondern zugleich eine Pflicht it, weder verzichten noch ſie einem andern übertragen. 
Auch die Übertragung des mit der elterlichen Gewalt verbundenen e ant un 

n be ie ? tung hat der Gewalthaber 
im allgemeinen die Pflichten eines Vor F 


i at, wenn dies im einzelnen Falle zur Abwendung 
einer Gefahr für die Perſon oder das Vermögen des Kindes geboten iſt (88 1666 ff. vgl. wegen 


640), und als die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
Gewalt geht 
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durch Verwirkung (§ 1680) verloren, ebenſo dadurch, daß ihre beiden Beſtandteile, die Sorge 
für die Perſon und das Vermögen nebſt dem Vertretungsrecht dem Gewalthaber vollſtändig 
entzogen ſind. Es verbleibt ihm jedoch (abgeſehen von § 1666 Abſ 2) das Nutznießungsrecht, 
auch können ihm die entzogenen Rechte vom Vormundſchaftsgericht wieder eingeräumt 
werden ($ 1671). Die Entziehung des Vertretungsrechts in den die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Kindes betreffenden Angelegenheiten macht die Bevormundung nötig (8 1773). 
Über die Rechte des Gewalthabers auf vormundſchaftlichem Gebiete vgl. Vorbem 2 vor 
3 1778. In Anſehung der landesherrlichen und der ſtandesherrlichen Familien finden 
nach Maßgabe der Artt 57, 58 Ech (vgl. Vorbem 8 vor $ 1773) die Vorſchriften über 
elterliche Gewalt und die ſonſtigen Gebiete des Familienrechts nur inſoweit Anwendung, 
als nicht durch die Hausverfaſſung oder durch Landesgeſetz abweichende Beſtimmungen ge- 
troffen ſind. Die elterliche Gewalt der Mutter wird mit dieſen Sonderbeſtimmungen meiſt 
nicht vereinbar fein. . 

2. Die elterliche Gewalt — welche nicht nur ein Recht gegen das Kind, ſondern auch 
gegen jeden Dritten gibt, der ſich mit ihr in Widerspruch ſetzt — ſteht an ſich gleichmüßig 
beiden Elternteilen zu. Das Recht der Mutter tritt jedoch, abgeſehen von ihrer Mit⸗ 
wirkung auf dem Gebiete der tatſächlichen Sorge für oie Perſon des Kindes ($ 1634), erſt 
bei Verhinderung des Vaters an der Ausübung der elterlichen Gewalt aushilfsweiſe 
($ 1685) und beim Tode des Vaters oder im Falle der Verwirkung ſeiner elterlichen Ge⸗ 
walt, wenn in dieſem Falle die Auflöſung der Ehe hinzugekommen iſt, endgültig in Wirk⸗ 
ſamkeit (5 1684). Die elterliche Gewalt der Mutter unterſcheidet ſich von der des Vaters 
weſentlich dadurch, daß die Beſtellung eines Beiſtandes zufällig iſt, dem auf Antrag der 
Mutter auch die Vermögensverwaltung übertragen werden kann (88 1687, 1693), und daß 
die elterliche Gewalt der Mutter durch Wiederverheiratung erliſcht ($ 1697). Über die 
Rechte der geſchiedenen Ehegatten hinſichtlich der Erziehung der gemeinſchaftlichen Kinder 
iſt in den 88 1685, 1636 das nähere beſtimmt. Auf die tatfächliche Sorge für die Perſon 
des Kindes (worauf ſich auch die Rechte des Vaters bei geminderter Geſchäftfäyigkeit und 
der uncheuchen Mutter beſchränken, 88 1676 Abſ 2, 1707) finden die für die elterliche Ge⸗ 
walt geltenden allgemeinen Beſtimmungen entſprechende Anwendung (d. namentlich 88 1666, 
1633, 1648, 1664, 1678, 1675, 1680). 

3. Verſchieden von dem Rechte der elterlichen Gewalt ſind die Rechte, welche den Eltern 
als ſolchen (auch der unehelichen Mutter) kraft des natürlichen Verwandtſchaftsverhältniſſes 
zuſtehen. Hierzu gehört das Recht der Einwilligung zur Eheſchließung, Kindesannahme und, 
was die uneheliche Mutter betrifft, zur Ehelichkeitszerklärung des noch nicht 21 jährigen Kindes 
(88 1305, 1747, 1726), der Anſpruch auf Unterhalt (8 1601), das Recht des Vaters, die Ehelichkeit 
des Kindes anzufechten oder anzuerkennen (88 1593, 1598), die Berufung als Vormund des 
volljährigen Kindes ($ 1899). Der Name und Stand des Vaters (nicht des geſetzlichen Ver⸗ 
treters) iſt für den Wohnſitz uſw. des ehelichen Kindes maßgebend (88 11, 1616), feine Staats: 
angehörigkeit beſtimmt das nach Artt 7ff. CG (vgl. namentlich Artt 18, 19) anzuwendende 
Recht. Ulber die aus der Angehörigkeit zum Hausſtande folgenden hausherrlichen Rechte 
1 Ks die ebenfalls mit dem Recht der elterlichen Gewalt nichts gemein haben, ſ. 88 1617 

1 . 

4. Die auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt dem Vormundſchaftsgericht obliegenden 
Verrichtungen werden don dem Amtsgericht wahrgenommen, in deſſen Bezirk das Kind 
zu der Zeit des Eintritts der Fuͤrſorgebedürftigkeit feinen Wohnſitz oder, in Ermanglung 
eines inländiſchen Wohnſttzes, feinen Aufenthalt hat (88 43, 36 FGG). Wegen der ſonſtigen 
Zuſtändigkeitsvorſchriften |. Vorbem 4 vor 8 1773. Soweit die Entſcheidung dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zugewieſen iſt (wofür Rückſichten auf das Wohl des Kindes beſtimmend 
find), iit feine Zuſtandigkeit regelmäßig eine ausschließliche (val. § 1635 A 2). Hinſichtlich 
des Verfahrens iſt hervorzuheben, daß weder nach 88 1685, 1636, noch nach §8 1666ff. 
die Beſtellung eines Pflegers notwendig ift. § 1909 kommt hier nicht zur Anwendung, da es 
ſich um eine von dem Vormundſchaftsgericht, nicht um eine von dem Gewalthaber zu be⸗ 
orgende Angelegenheit handelt (vgl. Vorbem 3 a. E. vor $ 1909). Die Beſtimmungen 
der 88 1678, 1675 BOB und der $$ 12, 15, 57 Abſ 1 Nr 9, 59, 68 J bieten auch eine 
ausreichende Gewähr für eine erſchöpfende Ermittlung des Sachverhalts (RG 60, 184; 
62, 132; 64, 16). Das über 14 Jahre alte Kind iſt, ſoweit es ſich um ſeine perſönlichen 
Angelegenheiten handelt oder es vor der Entſcheidung zu hören iſt, zu Anträgen und Be⸗ 
ſchwerden berechtigt ($ 59 F660). Die Einſicht der Akten iſt einem jeden Beteiligten zu 
geſtatten ($ 34 FGG). Ein Recht des Beſchwerdeführers auf Zuziehung zur Beweisauf⸗ 
nahme iſt dagegen nicht anzuerkennen (RG 63, 278). Nach § 12 SOG iſt das Vormuno⸗ 
ſchaftsgericht befugt, auch die Beteiligten ſelbſt vorzuladen, um die als Grundlage der Ent- 
ſcheidung dienenden Tatſachen feſtzuſtellen (K GJ 32 A 41), Über die Zwangsvollſtreckungs · 
gewalt des Vormundſchaftsgerichts |. Vorbem 5 vor $ 1778, über die unterſtützende Tätig⸗ 
keit desſelben ſ. K. 1887 A 1. 
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5. Als Aufgabe des Staates wie auch der Gemeinde wird es in Art 122 RW erklärt, die 
Se gegen 2 ſowie gegen ſittliche, geiſtige oder körperliche Verwahrlofung 
zu ſchützen. Dieſem Zwecke dient auch die in den $$ 1666, 1838 zugelaſſene Zwangserziehung. 
Durch einen ſolchen Beſchluß wird jedoch die Verwaltungsbehörde nicht verpflichtet, die zur 
Durchführung des Beſchluſſes erforderlichen Mittel herzugeben. Um dies zu erreichen, 
muß die Fürſorgeerziehung gemäß Art 135 Ech nach näherer Beſtimmung der Landesgesetze 
(unbeſchadet der Vorſchriften der §8 55, 56 StGB) von dem Vormundſchaftsgericht beſchloſſen 
werden. Die Ausführung des Beſchluſſes iſt Sache der Verwaltungsbehörde (Art 135 Abf 2 
EG). Das Landesgeſetz tann die Fürſorgeerziehung über die Vorſchriften der 88 1666, 1838 
hinaus für zulaſſig erklaren, wenn fie zur Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens des 
Kindes notwendig . Nach dem Prcheſ. v. 2. 7. 00 $ 1 Nr 1 in der Faſſung des Geſ. v. 
7.7.45 (ähnlich das Bay F ürſer; G. in der Faſſung des Gef. v. 21. 8. 14) darf bei Vorhandensein 
der Vorausſetzungen des 8 1666 oder des $ 1838 die Fürſorgeerziehung angeordnet werden, 
wenn zur Verhütung der Verwahrloſung des Minderjährigen — ohne daß übrigens die 
Anzeichen der Berwahrloſung bereits hervorgetreten zu fein brauchen (KJ 43 A 69) — 
die anderweite Unterbringung erforderlich iſt und dieſe in der nach dem Ermeſſen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts geeigneten Weile ohne Inanſpruchnahme öffentlicher Mittel nicht er⸗ 
folgen kann (gl, SW 1915, 1149f.). In dieſem Falle greift, falls das Kind einer erzieheriſchen 
Einwirkung zugäuglich iſt, ſogleich die Fürſorgeerziehung Platz, ohne daß die Armenverwaltung 
anzugehen iſt. Durch das Eingreifen der Armenverwaltung kann aber im einzelnen Falle 
bie Öefährbung des Kindes im Sinne der 99 1666, 1838 ausgeſchloſſen ſein (KJ 48, 24). 
Bei Gefahr im Verzuge iſt eine vorläufige Unterbringung unter polizeilicher Vermittlung 
zuläſſig (8 5). Die Anordnung der Fürſorgeerziehung fällt weder unter Art 23 Ech noch 
unter das Haager Vormundſchaftsabkommen (vgl. Vorbem 6 vor $ 1773); fie iſt daher auch 
gegen einen unter elterlicher Gewalt ſtehenden Ausländer zuläſſig, ohne daß zuvor feſtgeſtellt 
werben muß, ob nicht der Heimatsſtaat die Fürſorge übernimmt (KGJ 47 K 48). Durch die 
Fürforgeerziehung wird die elterliche Gewalt inſofern eingeſchränkt, als für die Dauer und 
die Zwecke der Süeforgeerziehung die Rechte und Pflichten der Eltern, ſoweit es ſich um Unter: 
halt, Erziehung und eaufſichtigung des Kindes handelt, auf den zur Unterbringung ver⸗ 
pflichteten Komunalverband (Provinzialverband) übergehen. Die Verpflichtung dieſes Ver⸗ 
bandes, für den Unterhalt des Fürſorgezöglings zu ſorgen, beginnt in Preußen mit der Rechts⸗ 
kraft des die Fürſorgeerziehung anordnenden Beſchluſſes (RG 75, 276). Über die Straf- 
barkeit der Entziehung des Minderjährigen aus der Fürſorgeerziehung vgl. RGSt 46, 25. — 
Fürſorgemaßregeln im Wege des wanges dürfen nach Art 122 Abſ 2 RV nur auf Grund 
des Geſetzes getroffen werden. 

Nach dem Grundſatze des Art 19 Ech 
vor 8 1), regeln ſich, was den örtli 
hältniſſe perſönlicher oder vermög 
Kinde nach dem jeweiligen Recht der S 
o eutſcheidet die Staatsangehörigteit de 


Giderſpruch hiermit die elterliche Gewalt für ſich in Anſpruch 
nehmen. Der Grundſatz des Art 10 findet eden felne Bee Ne bie das Rechtsverhält⸗ 
nis der Ehegatten cal eden enen der Artt 14 u. 15 (ME 91, 403). es 

geſchiedener Ehe und des Recht ehr mit dem Kinde (88 . 

1636) bleibt das zur Zeit der Scheidung geltende Net an an ſpäteren Wechſel der 
Staatsangehörigkeit des Vaters beitehen (Art 17; vgl. uch JW 1911, 2081 — a. A. Staudinger 
A 3b, Planck A 4 zu Art 19), unbeſchadet der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts im 
Intereſſe des Kindes eine abweichende Beſtimmung zu treffen. An der Anwendbarkeit des 
ausländischen Rechtes wird dadurch nichts geändert, daß die geſchiedene Ehefrau ſpater die 
deutſche Reichsangehörigkeit 1 0 (anders RG 81, 373; dagegen Klein ent 33, 803). 
uſichtlich des der E n n Kindes, ſolange eine ab- 

weichende Anordnung des inländiſchen r ergangen iſt, die An, 
ordnungen der ausländiſchen Vormundſchaftsbehörde maßgebend (abweichend das angeführte 
Urteil des Reichsgerichts), Zum Schutze des deutſchen Kindes iſt endlich in Art 19 Satz 2 
vorgeſchrieben, daß die gönn begründete Anwendbarkeit des deutſchen Rechtes durch das 
Erlöſchen der Reichsangehörigteit des Vaters, ſofern nur dem Kinde die Reichsangehörigkeit 
verblieben iſt, nicht wegfällt. Die von dem ausländiſchen Heimatsrecht ausgeſprochene Rück⸗ 
verweiſung (Art 27 Ech) iſt zu beachten (auch hinſichtlich der Frage, welchem Elternteile bei 
geſchiedener Ehe die Sorge für die Kinder zukommt und welche Befugniſſe der andere Eltern. 
teil Hauſichtlich des perfönlichen Verkehrs mit dem Rinde hat, RE IWW 1911, 2081), ebenſo 
die Weiterverweiſung. Streitig ift, ob die durch Art 28 Abſ 2 Ech (vgl. $ 1778 N 1) dem 
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deutſchen Vormundſchaftsgericht gegebene Zuſtändigkeit, vorläufige Maßregeln hinſichtlich 
eines Ausländers zu treffen, auf eigentliche Vormundſchaftsſachen zu beſchränken iſt (dagegen 
die frühere Auflage). Würde man ſelbſt dies annehmen, fo find doch die inländiſchen Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte nicht gehindert, in Ausübung öffentlich rechtlicher Verwaltungstätigkeit 
zum Schutze des im Inlande befindlichen minderjährigen Kindes gegen eine Gefährdung des 
geiſtigen oder leiblichen Wohles in einer dem $ 1666 entſprechenden Weiſe einzuſchreiten 
(AJA 13, 178). Die weitere Frage, welche inländiſche Behörde in Erziehungsſtreitigkeiten 
und hinſichtlich der Regelung des Verkehrs mit dem Kinde ($ 1686) zuſtändig iſt, ob die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Prozeßgerichts oder die ausſchließliche Zuſtändigkeit des zormundſchafts⸗ 
gerichts (vgl. $ 1636 A 1) begründet ift, iſt lediglich nach inländiſchem Recht zu entſcheiden 
(RG Waru 1913 Nr 426; RIA 14, 18; Sächf OLG 35, 267 — früher anders Kin RIA 10, 1). 
Über die Unterhaltspflicht val. Vorbem 3 vor § 1601. > 

7. Übergangsvorſchriften. Das Rechtsverhältnis zwiſchen Eltern und Kindern beftinnnt 
ſich ſeit dem 1. Jan. 1900 nach neuem Recht (Art 205 EG). Die nach bisherigem Recht durch be- 
ſondere Anordnung der Behörde erfolgte Beſchränkung oder Entziehung des Rechtes der Sorge 
für die Perſon oder das Vermögen des Kindes bleibt jedoch bis zu anderweiter Anordnung des 
Vormundſchaftsgerichts — die hier trotz § 1673 die vorgängige Anhörung von Verwandten 
oder Verſchwägerten des Kindes nicht erfordert, Bay Sb GZ 2, 81 — beſtehen (Art 204 
Abſ 1 CO). Das gleiche gilt für eine nach bisherigem Recht zuläſſige Vereinbarung über 
die Erziehung des Kindes (RG Gruch 42, 126; 49, 372; Warn 1912 Nr 220). Auch die Befugnis 
zum Rücktritt von einem ſolchen Vertrage beſtimmt ſich nach dem bisherigen Recht. Ebenſo 
bleiben nach Maßgabe des Art 206 die Beſtimmungen des früheren Rechtes über die Zuteilung 
der tatſächlichen Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder, wenn unter dieſem Recht 
die Ehe geſchieden ift, ſo lange in Kraft, als auch nur einer der geſchiedenen Ehegatten noch 
am Leben iſt (Ach 62, 286; vgl. auch Gruch 46, 969). Eine nach neuem Recht nicht zuläſſige 
Entziehung der Nutznießung (vgl. § 1666 Abf 2) Toll das Vormundſchaftsgericht aufheben 
(Art 204 Abſ 2 CO). Iſt die väterliche Gewalt nach früherem Recht aus einem Grunde ver⸗ 
wirkt, den das BGB nicht anerkennt, ſo erlangt der Vater mit Inkrafttreten des BGB die 
elterliche Gewalt zurück (KJ 19 A 51). Die elterliche Gewalt der Mutter tritt ein, wenn 
deren Vorausetzungen nach BGB vorliegen. Die Mutter hat deshalb gemäß § 1697 kein Recht 
auf die elterliche Gewalt, wenn ſie vor dem Jukrafttreten des BGB ſich wieder verheiratet 
hat, mag auch zu dieſer Zeit die Ehe nicht mehr beſtehen (anders für letzteren Fall RG 
20. 12. 06 IV 5343,00). Die nach früherem Rechte von dem Vater angeordnete Ausſchließung 
der Mutter von der Vormundſchaft gilt nach neuem Rechte, das eine ſolche Ausſchließung 
nicht kennt, als Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes im Sinne des § 1687 Nr 1 (Art 205). 


8 1616 


Das Kind erhält den Familiennamen des Vaters) 2), 
E I 1497 II 1511 M 4 712; P 4 535. 


1. Die zur Familie des Mannes gehörigen Perſonen, Frau und Kinder, teilen deſſen 
Familiennamen und ſind nach dem in den einzelnen Bundesſtaaten geltenden öffentlichen 
Recht auch zur Führung dieſes die Familienzugehörigkeit erkennbar machenden Namens 
verpflichtet. Die Anderung des Familiennamens iſt nur mit ſtaatlicher Genehmigung 
geſtattet, die nach den landesgeſetzlichen Vorſchriften teils von der Behörde, teils von dem 
Landesherrn erteilt wird. Nach dem Landesrecht beſtimmt es ſich, ob dieſe Genehmigung 
auch zu einer bloßen, den Wortklang unverändert laſſenden Anderung der Schreibweiſe er- 
forderlich iſt (vgl. DIB 00, 484%) und ob die Hinzufügung von Zuſätzen erlaubt ift. lber 
Findelkinder |. 8 1773 A 8. Das Kind teilt den Namen des Vaters, auch wenn dieſer nach 
$ 1701 nicht die aus der Vaterſchaft ſich ergebenden Rechte hat. Anders iſt es nur, wenn 
gemäß 9 1699 die Ehe ſchlechthin nichtig iſt oder beiden Ehegatten bei der Eheſchließung die 
Nichtigkeit der Ehe bekannt war. Hat der Vater nach der Geburt des Kindes mit ſtaatlicher 
Genehmigung (in Preußen nach ® v. 3. 11. 19 mit Genehmigung des IM) einen andern 
Namen angenommen, ſo geht der neue Namen in Ermanglung eines bei der Ge⸗ 
nehmigung gemachten Vorbehalts auch auf die minderjahrigen Kinder über, die in dieſer 
Beziehung eine Sonderſtellung nicht beanſpruchen können (ogl. Art 134 Württ auch — a. 
A. Staudinger A 20; Planck A 1 b) nicht aber auf die volljährigen Kinder, nach Pr v. 
3. 11.19 $ 7 auf die in der elterlichen Gewalt des Vaters befindlichen minderjährigen 
Kinder. An der Anderung des Namens durch Annahme an Kindes Statt nehmen — ab- 
wweichend von der Legitimation durch Eheſchließung und von der Ehelichkeitserklärung — 
bie zur Zeit der Kindesannahme bereits geborenen Kinder nicht teil, falls nicht der Vertrag 
auch mit ihnen geſchloſſen iſt (88 1722, 1737, 1762, 1772). Über das Namensrecht des von 
einer Ehefrau angenommenen Kindes |. § 1758 A 2. — Was die Vornamen betrifft, ſo iſt 
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i 9 r Sorge für die Perſon des Kindes, ohne daß damit das Vertretungsrecht 
dernde en 15 braucht auch die Befugnis enthalten, die Vornamen zu beſtimmen (die 
nach 822 PSt v. 6. 2. 75 binnen zwei Monaten dem Standesbeamten anzumelden find) und 
darunter den Rufnamen auszuwählen. Darüber, welche Vornamen gewählt werden dürfen 
und ob es zu einer Anderung der Vornamen — wozu auch die Umſtellung der Vornamen 
gehört — der ſtaatlichen Genehmigung bedarf, was dem Gebiete des öffentlichen Rechtes 
angehört, entſcheidet das Landesrecht. Als allgemein geltender Grundſatz ift anzuerkennen, 
daß die gewählte Bezeichnung nach allgemeiner Übung ein Name fein muß, und daß der 
Name nicht unanftändig oder anſtößig fein darf. Die Genehmigung iſt regelmäßig von der⸗ 
ſelben Stelle zu erteilen, welche über Anderung des Familiennamens zu befinden hat. 

2. Die Familiengemeinſchaft zeigt ſich auch darin, daß die Kinder nach Maßgabe der 
öffentlich rechtlichen Beſtimmungen des Landrechts den Stand des Vaters teilen und nach 
§ 4 Abſ 1 des Ru St Ang v. 22. 7. 13 die Staatsangehörigkeit des Vaters auf fie übergeht. 
Nach 8 16 dieſes Gel. erſtreckt ſich die Aufnahme oder Einbürgerung des Elternteils auch auf 
die kraft elterlicher Gewalt von ihm vertretenen Kinder, ſofern nicht in der Urkunde bezüglich 
dieſer Kinder ein Vorbehalt gemacht iſt (über die Ausnahme wegen der verheirateten Tochter 
. 8 1638 A 1); desgleichen nehmen dieſe Kinder auch an dem nach 98 26—28 zur Strafe ein- 
tretenden Verluſt der Staatsangehörigkeit und dem Wiedererwerb der Staatsangehörigkeit 
($ 26 Abſ 3) des Gewalthabers teil, vorausgeſetzt, daß fie ſich in häuslicher Gemeinſchaft mit 
ihm befinden. Die Entlaſſung des Gewalthabers aus der Staatsangehörigkeit hat nicht ohne 
weiteres die Entlaſſung der von ihm vertretenen Kinder zur Folge. Sie muß vielmehr von 
ihm beſonders per werden (wegen der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung |. 
$ 1643 A und in der Entlaſſungsurkunde beſonders zum Ausdruck gebracht werden (89 19, 28 
Ru stung). Mit der Aushändigung der Urkunde an den Gewalthaber wird der Erwerb 
und Berluſt der Staatsangehörigkeit auch für die Kinder wirkſam ($$ 16, 23 — vgl. für das 
frühere Recht RG Warn 1915 Nr 224). Wegen des Wohnſitzes |. § 11 A. 1 u. 2. Nicht ab- 
zuleiten iſt aus dem Grundſatz der Familiengemeinſchaft ein Recht auf Auskunftserteilung 
über die perſönlichen Verhältniſſe der andern Familienmitglieder (RG ZW 01, 54). In 
dem damals entſchiedenen Falle hatte ein durch nachfolgende Verheiratung der Eltern ehelich 
gewordenes Kind, das bisher der Familie ferngeſtanden hatte, auf Mitteilung der Namen, 
des Geburtstags und gegebenenfalls des Todestags aller ehelich erzeugten oder legitimierten 
Kinder gegen die Eltern Klage erhoben. 


8 1617 


Das Kind iſt, ſolange es dem elterlichen Hausſtand angehört!) und von 
den Eltern erzogen oder unterhalten wird), verpflichtet, in einer ſeinen 
Kräften und ſeiner Lebensſtellung entſprechenden Weiſe den Eltern in 
ihrem Hausweſen und Geſchäfte Dienſte zu Leiften?). 

E I 1409 II 1512; M 4 715; P 4 535. 


1. Die Angehörigkeit zum elterlichen Hausſtand oder dem Hausſtand eines Elternteils 
begründet gewiſſe hausherrliche Rechte, die von den Rechten der elterlichen Gewalt grund 
ſätzlich verfchteden find und in den 88 16171619 dargeſtellt find. Es macht keinen Unterſchied, 
ob das Kind minderjährig, vollzährig oder verheiratet iſt. Zur Hausangehörigkeit ift erforderlich, 
daß das Kind in dem Hausſtande den Mittelpunkt feiner Lebensbeziehungen hat (ſo Dernburg 
IV 5 71 IID. Nicht unbedingt nötig ift, daß das Kind die elterliche Wohnung zugleich als 
Schlafſtätte oder zur Einnahme ſämtlicher Mahlzeiten benutzt. : 

Vorausſetzung des in $ 1617 behandelten Anspruchs auf Dienfte ift weiter, daß das 
Kind Erziehung oder Unterhalt erhält, was bei dem nicht in elterlicher Gewalt befindlichen 
minderjährigen Kinde nur mit (ausdrüdlicher oder ſtillſchweigender) Zuſtimmung des Vor⸗ 
mundes geſchehen kann. Der Erwerb aus den Dienſten gebührt demjenigen Elternteil, der 
die Erziehung leitet oder den Unterhalt beſorgt. Nur dieſer hat über die Dienſte Beſtimmung 
2 treffen. Wird die Erziehung oder der Unterhalt von beiden Eheleuten gewährt, ſo beſtimmt 
ich das Recht auf die Dienſte vorbehaltlich anderer Vereinbarung nach den allgemeinen Grund. 
ſätzen des ehelichen Güterrechts. Leiſtet die geſchiedene Ehefrau, die nach der Scheidung 
in das Elternhaus zurückgekehrt ift, derartige Dienfte, fo iſt dies nicht eine erwerbende Tätig. 
keit im Sinne des $ 1578 (Nc 67, 58; W 1911, 81010). f 
3. Nur zur Leiſtung von Dienſten, nicht zu Vermögensleiſtungen iſt das Kind ver⸗ 
pflichtet und auch nur zur Leiſtung von Dienſten im Hausweſen oder Geſchäft der Eltern. 
Ein Unterſchied zwiſchen gewöhnlichen und außergewöhnlichen Dienſten iſt hierbei nicht zu 
machen, Auch für außergewöhnliche Dienfte, wie z. B. für Pflege in ſchweren Krantgeits- 
fällen, kann Vergütung nur auf Grund beſonderer Vereinbarung gefordert werden (RG 
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6. 2. 13 IV 508/12). Zu andern Zwecken dürfen die Eltern die Dienſte nicht benutzen. Auch 
können ſie ihr Recht nicht einem andern übertragen. Die Dienſte können immer nur inſoweit 
gefordert werden, als ſie den körperlichen und geiſtigen Kräften des Kindes und ſeiner Lebens⸗ 
ſtellung entſprechen und als die Ausbildung des Kindes nicht hierunter leidet. Gegen mißbräuch⸗ 
iche Ausnutzung der Arbeitskraft hat im Intereſſe des minderjährigen Kindes das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht nach $ 1666 einzuſchreiten. Über die Kinderarbeit in gewerblichen Betrieben 
(auch über die Beſchäftigung eigener Kinder) ift das RGeſ. v. 30. 3. 08 ergangen. Kinder 
unter 13 Jahren und die noch zum Beſuch der Volksſchule verpflichteten Kinder dürfen in 
gewiſſen Betrieben überhaupt nicht, in andern Betrieben nur während beſchränkter Zeit 
beichäftigt werden. Dieſe Verbotsbeſtimmungen find als Schutzgeſetze im Sinne des § 828 
Abſ 2 anzuſehen (ſo bezüglich der 88 5 u. 7 RG JW 1914, 644). — Verſchieden von dem 
Dienſtverhältnis des § 1617 iſt es, wenn das Kind, wofür es auf die Stetigkeit der Arbeits ⸗ 
leiſtung, die Höhe der Vergütung uſw. ankommt, ſich in einem vertragsmäßigen Lohnarbeits⸗ 
verhältnis befindet (vgl. Anl. des RVA v. 6. 12. 05 I 180). 


8 1618 


Macht ein dem elterlichen Hausſtand angehörendes !) volljähriges Kind 
zur Beſtreitung der Koſten des Haushalts aus ſeinem Vermögen eine Auf⸗ 
wendung oder überläßt es den Eltern zu dieſem Zwecke etwas aus ſeinem 
Vermögen, jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abſicht fehlt, Erſatz zu 
verlangen?). 

E II 1513; P 4 638 u. 541. 

1. Über die Hausan ehbrigkeit |. $ 1617 A 1. 

2. Verbleibt das volljährige Kind im elterlichen Hausſtand, ſo wird regelmäßig, ſofern 
die Eltern auf einen Zuſchuß zu den Koſten des Haushalts angewieſen ſind und das Kind 
nach ſeinem Verdienſte einen ſolchen Zuschuß leiſten kann, eine Vereinbarung anzunehmen 
fein, daß das Kind zur Zahlung eines Entgelts verpflichtet iſt. Aber auch ohne ſolche Verein⸗ 
barung greift die Auslegungsregel Platz, daß das Kind, wenn es freiwillig einen Beitrag 
— Haushalt leiſtet, ſei es, daß es ſelbſt die Koſten des Haushalts beſtreitet oder daß es den 

tern zur Verwendung hierfür Vermögensgegenſtande überläßt, nicht in der Abſicht handelt, 


8 1619 


Überläßt ein dem elterlichen Hausſtand angehörendes) volljäh riges Kind 
ſe in Vermögen ganz oder teilweiſe der Verwaltung des Vaters, ſo kann der 
Bater die Einkünfte, die er während ſeiner Verwaltung bezieht, nach freiem 
Ermeſſen verwenden, ſoweit nicht ihre Verwendung zur Beſtreitung der 
Koſten der ordnungsmäßigen Verwaltung und zur Erfüllung ſolcher Ver⸗ 
pflichtungen des Kindes erforderlich iſt, die bei ordnungsmäßiger Ver⸗ 
waltung aus den Einkünften des Vermögens beſtritten werden?). Das Kind 
kann eine abweichende Beſtimmung treffens). 

Das gleiche Recht ſteht der Mutter zu, wenn das Kind ihr die Verwaltung 
ſeines Vermögens überläßt). 

E II 1514; M 4 728; P 4 538 u. 541. 

1. Über die Hausangehörigkeit |. $ 1617 A 1. 

2. Solange ſich das Kind in elterlicher Gewalt befindet, fteht dem Gewalthaber die Nutz⸗ 
nießung an dem nichtfreien Vermögen des Kindes zu. Ein ähnliches Rechtsverhaltnis findet 
ftatt bezüglich des Vermögens, das ein volljähriges Kind der Verwaltung des Vaters oder 
ger Mutter überläßt, was auch ſtillſchweigend durch Nichtrückforderung des vom bisherigen 
zewalthaber verwalteten Vermögens geſchehen kann. Der verwaltete Elternteil erhält hier; 
durch das Recht, die Einkünfte nach freiem Ermeſſen, auch im eigenen Jutereſſe, zu ver ⸗ 
wenden. Von dem Nutznießungsrecht unterſcheidet ſich dies Verfügungsrecht darin, 
daß die Nutzungen bis zur Verwendung im Eigentum des Kindes bleiben. Dies iſt namentlich 
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ür das Rechtsverhältnis dritten Perſonen gegenüber und für die Herausgabepflicht bei Be⸗ 
en 995 Verfügungsrecht von Bedeutung. Abweichend vom Nutznießungsrecht ſind 
ferner aus dem Vermögen nicht bloß die dem Nutznießer obliegenden Laſten (88 1654, 1384 
bis 1386, 1388), ſondern allgemein alle Verbindlichkeiten des Kindes zu beſtreiten, die bei 
ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Einkünften beſtritten werden, auch die Koſten des 
Unterhalts des Kindes, jedoch mit der Beſchränkung, daß das Kind von dem in ſeiner Ver⸗ 
waltung gebliebenen Vermögen zu dieſen Unterhaltskoſten einen entſprechenden Beitrag zu 
leiſten hat. Inſoweit, als es ſich um Erfüllung dieſer Verpflichtungen handelt, ift der Elternteil 
zur ordnungsmäßigen Ziehung der Nutzungen und zur Rechnungslegung verpflichtet. 5 

3. Die Geſtaltung des Verfügungsrechts beruht auf dem freien Willen des Kindes, das 
hierüber abweichende Beſtimmungen treffen, die Befugniſſe des Elternteils erweitern, aber 
auch das Vermögen jederzeit zurückfordern kann. Werden die an ſich dem Elternteil obliegenden 
Ausgaben (A 2) von dem Kinde gedeckt, fo iſt im Zweifel anzunehmen, daß es dieſerhalb keinen 
Erſatz beanſpruchen will (vgl. 8 1618). 


8 1620 


Der Vater iſt verpflichtet, einer Tochter im Falle ihrer Verheiratung zur 
Einrichtung des Haushalts eine angemeſſene Ausſteuer zu gewähren), ſoweit 
er bei Berückſichtigung ſeiner ſonſtigen Verpflichtungen ohne Gefährdung 
ſeines ſtandesmäßigen Unterhalts dazu imſtande iſt und nicht die Tochter ein 
zur Veſchaffung der Ausſteuer ausreichendes Vermögen hate). Die gleiche 
Verpflichtung trifft die Mutter, wenn der Vater zur Gewährung der Aus⸗ 
ſteuer außerſtande oder wenn er geſtorben iſt. 


Die Vorſchriften des § 1604 und des § 1607 Abſſ 2 finden entſprechende 
Anwendung?). 


E II 1516; P 4 317; 5 143. 


15 Abweichend von dem erſten Entwurf hat das BGB in § 1620 der ſich verheiratenden 
Tochter nicht dem Sohne — einen klagbaren Anſpruch auf eine angemeſſene Ausſteuer 
gegen die Eltern eingeräumt, ſofern ſie nicht bereits früher eine Ausſteuer erhalten hat (8 1622). 
Die Ausſteuer umfaßt die zur Einrichtung des Haushalts gehörigen beweglichen Gegenſtände 
einſchließlich der zum perſönlichen Bedarf der Tochter erforderlichen Kleidung und Wäſche. 
Den Eltern bleibt es überlaſſen, ob lie ihrer Verpflichtung durch Gewährung einer Natural⸗ 
ausſteuer oder durch Zahlung eines entſprechenden Geidbetrags genügen wollen. Die Tochter 
dagegen kann nur eine Naturalausſteuer fordern, falls nicht beſondere Umſtände, wie Zer⸗ 
würfnis mit den Eltern, erhebliche Verſchiedenheit der Wohnungs- und Lebensverhältniſſe, 
feindselige Verweigerung der Ausſteuer, das Verlangen einer Geldzahlung — worin nur eine 
andere Erfüllungsart, nicht ein verſchiedener Anſpruch zu ſehen iſt — gerechtfertigt erſcheinen 
laſſen (Rh JW 06, 45811; 30. 5. 04 IV 481/03; JW 09, 33310, Warn 09 Nr 305). Das Geſetz 
gewährt einen Anſpruch auf angemeſſene Ausſteuer und geſtattet damit, daß nicht nur der 
Febeusſtellung des Ehemanns der Tochter, ſondern auch den Vermögensverhältuiſſen der 
Eltern Rechnung getragen wird, wobei auch darauf zu achten ift, daß den Eltern das zur Ver ⸗ 
forpung der übrigen Kinder erforderliche Vermögen verbleibt. Bei Beurteilung der Lebens 
Fabi! „es Chemanns iſt auch deſſen berufsmäßige Ausbildung und die dadurch BEIUDIENENE 
dun die ‚ Eine höhere Stellung einzunehmen, mit in Betracht zu ziehen (RG IW 09, 39310). 
Ei te nähere Beftimmung des Umfangs und der Beſchaffenheit der Ausſteuer iſt nach dem 
Die egal b Grundſatz des F 242 die örtliche Sitte und die Familienſitte von Bedeutung. 
leitung des $ 243 Abſ 1 findet keine Anwendung (a. A. Staudinger A 56). Die Gewähr 

blaung pflicht beſtinunt ſich nach den Grundſätzen über Kauf, nicht über Schenkung (a. A. 

ahrun , I. Liegt der in $ 1620 behandelte Fall der Aussteuer nicht vor oder ſind bei Ge. 
währung der Auäftener die Grenzen des Angemeſſenen überſchritten, fo greifen die für die Aus. 
* geltenden allgemeinen Grundſatze Platz (val. 81624 A 2 U. 3, vgl. auch 9 1025 NJ). 
der . der Ausſtenerpflicht. Die Ausſteuerpflicht ſtellt ſich als eine Erweiterung 
er Unterhaltspflicht dar und unterliegt deshalb in vielen Beziehungen den für die Unterhalts 
pflicht geltenden Beſtimmungen. Durch die Bedürftigkeit des Berechtigten (vgl. 
$ 1602 Abſ 1) iſt der Ausſteueranſpruch inſofern bedingt, als die Tochter nur einen Anſpruch 
bat wenn und inſoweit fie die Ausſteuer aus ihrem Vermögen, mag dasſelbe nun freies oder un. 
freies Vermögen fein, nicht beſchaffen kann, wofür die Beweislaſt hier nicht der Tochter, ſondern 
dem Veryflichteten zufällt. Der Tochter iſt aber nicht zuzumuten, für die Ausſteuer das 
ienige Vermögen zu verwenden, deſſen ſie zu ihrem Unterhalt für die nächſte Zeit dringend 
bedarf. Einer Ausſteuer bedarf die Tochter ferner inſoweit nicht, als ſie oder ihr künftiger 
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Mann die benötigten Ausſteuergegenſtände bereits beſitzt. Erforderlich it ferner die Leiſtungs ⸗ 
fähigkeit des Verpflichteten ($ 1603 Abſ 1), wobei hinſichtlich der Einwirkung des ehe⸗ 
lichen Güterrechts die Beſtimmungen des § 1604 zur Anwendung kommen. Dem Ver⸗ 
pflichteten ift unter Umſtänden, wenn fein Vermögen vorübergehend keinen oder nur geringen 
Ertrag bringt, zuzumuten, ſich die Mittel zur Gewährung der Ausſteuer durch Benutzung 
ſeines Kredits zu verſchaffen (RG 23. 11. 12 IV 431/12). Der Nachweis der Leiſtungs 
unfähigkeit iſt von dem verpflichteten Elternteil zu führen (a. A. Planck A 6). Ausſtener⸗ 
pflichtig iſt in erfter Linie der Vater, und zwar ohne Nückſicht darauf, ob ihm das Nutz- 
nießungsrecht zuſteht, in zweiter Linie bei Leiſtungsunfähigkeit des Vaters, der die Erſchwerung 
der Rechtsverfolgung nach $ 1607 Abſ 2 gleichſteht, die Mutter. § 1607 Abſ 2 hat auch Gel- 
tung hinſichtlich des der Mutter zuſtehenden Erſatanſpruchs. Iſt zwiſchen den geſchiedenen 
Eheleuten vereinbart, daß die dem Vater gegenüber der Tochter obliegende Ausſteuerpflicht 
von der Mutter zu erfüllen ift, fo erliſcht die Verpflichtung des Vaters, ſoweit die Mutter oder 
ein von ihm beauftragter Dritter die Ausſteuer gewährt hat. Hat die Tochter aus dem Über⸗ 
nahmevertrage einen ſelbſtändigen Anſpruch (vgl. $ 328) erworben, jo kann hierdurch, weil 
ſie auf dieſe Weiſe in den Beſitz eigenen Vermögens gelangt iſt, der Anſpruch gegen den Vater 
ausgeſchloſſen fein (R JW 1914, 646%. Beim Zuſammentreffen eines Unterhalts und 
Ausſteueranſpruchs (vgl. Zimmermann, Der geſetzliche Ausſteueranſpruch $ 7 S. 37) muß 
der Ausſteueranſpruch zurücktreten, jedenfalls dann, wenn nach den Grundſätzen des $ 1609 
Abſ 2 dem den Unterhalt Fordernden der Vorrang zukommt. So hat das RG 10. 6. 07 
IV 542/06 anerkannt, daß der Unterhaltsanſpruch der geſchiedenen Frau dem Ausſteueranſpruch 
der großjährigen Tochter vorgeht. 

3. Der Anſpruch auf Ausſteuer kommt mit dem Zeitpunkt der Eheſchließung der Tochter 
zur Entſtehung. Hat die Tochter längere Zeit nach der Heirat vergehen laſſen, ohne eine Aus⸗ 
ſteuer zu fordern, ſo kann je nach der Sachlage hierin ein Verzicht gefunden werden. Ebenſo 
wird, wenn die Tochter nach Auflöſung der Ehe in den Hausſtand des Vaters zurückkehrt, 
angenommen werden dürfen, daß fie an Stelle der Ausſteuer ſich mit dem Unterhalt im väter- 
lichen Haushalt begnügen will. Abgeſehen von ſolchen beſonderen Umſtänden ift an der Regel 
feſtzuhalten, daß der durch rechtsgültige Eingehung der Ehe einmal entſtandene Ausſteuer⸗ 
anſpruch durch Auflöſung der Ehe nicht wieder in Wegfall kommt (NG 16. 9. 12 IV 273/12). 
Der Zeitpunkt der Eheſchließung iſt auch maßgebend für die Beurteilung der Bedürftigkeit 
der Tochter (RG 20. 1. 12 IV 535/11) und, wenigſtens der Regel nach, für die Beurteilung der 
Leiſtungsfähigkeit der Eltern (RG JW 1915, 3317). Desgleichen kommt es für den Umfang 
der Ausſteuer, wenn auch dieſe erſt ſpäter gegeben wird, darauf an, was zur Zeit der Ehe⸗ 
ſchließung zur Einrichtung des Haushalts erforderlich iſt. Daraus, daß der Leiſtungsanſpruch 
erſt mit der Eheſchließung entſteht, iſt jedoch nicht zu folgern, daß auch auf Feſtſtellung nicht 
früher geklagt werden könnte. Ein zur Erhebung der Feſtſtellungsklage aus 8 256 ZPO aus- 
reichendes wirtſchaftlches Intereſſe iſt gegeben, wenn die Tochter verlobt ist (NG 49, 370). 
Auch eine Klage auf künftige Leiſtung iſt unter den Voraussetzungen des 8 259 3 PO, wenn 
nach dem bisherigen Verhalten des Verpflichteten zu beſorgen iſt, daß er ſich der recht⸗ 
zeitigen Leiſtung entziehen werde, zuläſſig (RG 58, 139; JW 09, 39310). 


8 1621 


Der Vater und die Mutter können die Ausſteuer verweigern, wenn ſich 
die Tochter ohne die erforderliche elterliche Einwilligung verheiratet!). 
Das gleiche gilt, wenn ſich die Tochter einer Verfehlung ſchuldig gemacht 
hat, die den Verpflichteten berechtigt, ihr den Pflichtteil zu entziehen ) 2), 
E II 1516; P 4 317. 


1. Das in $ 1621 Abſ 2 beſtimmte Recht der Eltern, die Ausſteuer zu verweigern, ſteht 
in Einklang mit $ 1611 Abſ 2 (val. 5 1611 A 2). Nur hat die Verfehlung (die einredeweiſe 
geltend zu machen iſt) nicht eine bloße Beſchränkung, ſondern den vollſtändigen Verluſt des 
Ausſteueranſpruchs zur Folge. Als weitere Verfehlung kommt hinzu die Verheiratung der 
Tochter ohne die nach SS 1305ff. erforderliche Einwilligung der Eltern. Es 
iſt nicht mehr wie billig, daß den Eltern durch eine Verheiratung der Tochter, zu der fie die er- 
forderliche Einwilligung nicht gegeben haben, keinerlei Laſten erwachſen dürfen. Wird die Ein 
willigung nachträglich erteilt, Jo kann hierin ein Verzicht auf die Einrede liegen (a. A. Staudinger 
A 1a). Die Verheiratung ohne die erforderliche Einwilligung berechtigt — wie die Pflicht, 
leilsentziehungsgründe des 8 2333 Nr J, 2, 3 — nicht nur den Elternteil, deſſen Ein- 
willigung nötig war, ſondern auch den andern Elternteil zur Verſagung der Ausſteuer. Macht 
der Vater von dem Recht der Verſagung aus § 1621 Gebrauch, ſo kann nicht an ſeiner Stelle 
die Mutter zur Gewährung der Ausſteuer herangezogen werden (vgl. § 1611 A 8) 
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2. Veweispflichtig für das Vorhandenſein der in Abſ 2 bezeichneten Verfehlung iſt der die 
Ausſteuer verweigernde Elternteil. Hinſichtlich der Verfehlung nach § 2333 Nr 5 genügt es 
nicht, daß die Tochter früher einmal — vielleicht ohne beſonderes Verſchulden — einen ſchimpf⸗ 
lichen Lebenswandel geführt hat. Grundſätzlich iſt vielmehr der Beweis zu erbringen, daß 
der ſchimpfliche Lebenswandel noch zur Zeit der Cheſchließung beſtanden hat, wobei allerdings 
aus dem Umſtande, daß das frühere Verhalten der Tochter einen feſtgewurzelten Hang zu einem 
ſolchen Lebenswandel erkennen läßt, Schlüſſe auch für die ſpätere Zeit gezogen werden können 
und eine wirkliche Beſſerung nicht ſchon aus dein Grunde angenommen werden darf, weil 
die Tochter einige Zeit dieſe Neigung nicht betätigt hat oder ihr die Betätigung nicht nachge 
wieſen iſt (u 77, 162). Die Tochter ift ausſteuerberechtigt, wenn auch die Abkehr von dem 
früheren ſchimpflichen Lebenswandel nur unter dem Einfluß ihrer Verlobung ſich vollzogen 
hat (RG Warn 1916 Nr 6). 

§ 1622 


Die Tochter kann eine Ausſteuer nicht verlangen, wenn ſie für eine frühere 


Ehe von dem Vater oder der Mutter eine Ausſteuer erhalten hat!). 
E II 1517; P 4 317. 


1. Die Tochter hat nur einen Anſpruch auf einmalige Ausſteuer. Hat ſie eine ange 
meſſene Ausſteuer bereits für eine frühere Ehe von dem Vater oder der Mutter erhalten, 
jo iſt fie damit wegen ihres Ausſteueranſpruchs auch für die ſpätere Ehe abgefunden. Eine 
zweite Ausſteuer kann ſie nicht verlangen. Iſt es aber zu einer Eheſchließung nicht gekommen, 
der Zweck der Ausſteuer alſo nicht erreicht, ſo tritt eine Befreiung von der Ausſteuerpflicht 
inſoweit ein, als die Tochter bei Eingehung der andern Ehe aus der früheren Zuwendung 
noch bereichert iſt (a. A. Planck A 3). Die von einem Dritten gewährte Ausſteuer wirkt auf 


den Ausſteueranſpruch der Tochter inſofern ein, als hierdurch die Bedürftigkeit ($ 1620 A 2) 
beſeitigt wird. 
8 1623 


Der Anſpruch auf die Ausſteuer iſt nicht übertragbar). Er verjährt in 
einem Jahre von der Eingehung der Ehe an?). 
E II 1518; P 4 817; 6 298. 


1. Der Ausſteneranſpruch ſoll dem Zwecke, die Mittel zur Begründung des ehelichen Haus⸗ 
halts zu gewähren, nicht entfremdet werden dürfen. Er iſt deshalb als ein höchſtperſönlicher 
Anſpruch nicht übertragbar, auch nicht pfänd bar ($ 851 Abſ 1 ZPO), und es kann nicht gegen 
1 0 aufgerechnet werden ($ 394). Dagegen ift der Ausſteueranſpruch, ſobald er durch die 
Eheſchließung zur Entſtehung gelangt iſt, ſowohl auf ſeiten des Berechtigten als des Ver⸗ 
pflichteten vererblich. Die Unübertragbarkeit ſchließt nicht aus, daß der Ausſteueranſpruch 
der Frau von dem Ehemann nach den Regeln des ehelichen Güterrechts (. Ss 1380, 1439, 
1525 Abſ 2) geltend gemacht werden kann. N 
9 2. Der einjährigen Verjährung unterliegt nur der geſetzliche Ausſteueranſpruch, nicht der 
e aus einem Ausſteuerverſprechen. Die Verjährung beginnt mit Eingehung der 
( 105 falls nicht vereinbarungsgemäß die Ausſteuer erſt ſpäter fällig wird. Während der Minder⸗ 
jahrigkeit der Tochter iſt die Verzährung des Anſpruchs nach § 204 gehemmt. 


8 1624 
1 Was einem Kinde mit Rückſicht auf ſeine Verheiratung oder auf die Er⸗ 
lun einer ſelbſtändigen Lebensstellung zur Begründung oder zur Gr- 
3 der Wirtſchaft oder der Lebensſtellung von dem Vater oder der 
Kutter zugewendet wird (Ausſtattung) ), gilt, auch wenn eine Verpflichtung 
nicht beſteht, nur inſoweit als Schenkung) ), als die Ausſtattung das den 
Umſtänden, insbeſondere den Vermögensverhältniſſen des Vaters oder der 
Mutter, entſprechende Maß überſteigt. 
0 Die Verpflichtung des Ausſtattenden zur Gewährleiſtung wegen eines 
mangels im Rechte oder wegen eines Fehlers der Sache beſtimmt ſich, auch 
ſoweit die Ausſtattung nicht als Schenkung gilt, nach den für die Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht des Schenkers geltenden Vorſchriften “). 
ET 1500 Abſ 1, 3 II 1619; M 4 716 ff.; P 4 317 ff. 


1. Als Ausſtattung iſt anzuſehen, was ei i ändi 
2 it a „was einem Kinde zur Selbſtändigmachun 
Erhaltung der Selbſtändigkeit (vol RG Warn 1912 Nr 86) zugewandt N N 125 
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gleichgültig iſt, ob die Zuwendungen tatſächlich hierzu erforderlich find. Auf den Zeit⸗ 
punkt der Zuwendung, ob fie vor oder nach der Verheiratung oder Begründung der ſelb⸗ 
ſtandigen Lebensſtellung erfolgt, kommt es nicht an (RG JW 06, 42612). Unter den Begriff 
der Ausſtattung fällt auch, was zur Vergrößerung des Geſchäfts im Sinne der Hebung der 
wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit und was einem unausgeſtatteten oder geringer ausgeſtatteten 
Kinde zur Gleichſtellung mit der Ausſtattung eines andern Kindes gegeben wird (RG JW 
1910, 28718). Eine Ausſtattung kann der Tochter auch in der Weiſe gewährt werden, daß in 
ihrem Intereſſe, um den wirtſchaftlichen Beſtand der Ehe zu ſichern, die Schulden des Ehemanns 
oder künftigen Ehemanns bezahlt werden (RG JW 1912, 91310). Die Ausſtattung (Mitgift) 
— die in weiterem Sinne auch die Ausſteuer mitumfaßt — iſt nicht auf bewegliche Sachen 
beſchränkt, ſondern kann auch in Grundſtücken, in dem Recht, die Nutzungen eines Grund⸗ 
ſtüds zu ziehen (das aber nicht auf langere Zeit als 30 Jahre beſtellt werden kann, vgl. 
$ 367; 63 1917, 801°), in der Gewährung einer Rente, einer freien Wohnung (RG 26. 3. 06 
IV 479/05), in Verkauf unter dem Werte, fo daß mit dem Verkauf eine Schenkung ver⸗ 
bunden ift, uſw. beſtehen. Unter den Begriff der Ausſtattung im Sinne des § 1624 fallen 
auch die in $ 2050 erwähnten Zuſchüſſe, ſofern fie zu dem in § 1624 bezeichneten Zwecke 
gemacht find (RG IW 1910, 2371). Die in § 2050 hinſichtlich der Ausgleichungspflichtig⸗ 
keit zwiſchen Austattung und Zuſchüſſen gemachte Unterſcheidung hat für die Anwendung 
des 5 1624 keine Bedeutung. Der Annahme einer Mitgift ſteht nicht unbedingt entgegen, 
daß das Geld abredemäßig zu verzinſen iſt (RG Warn 1917 Nr 58). Die Beſtimmung des 
$ 1623 über die Unübertragbarkeit des Ausſteueranſpruchs iſt nicht auf den Ausſtattungs⸗ 
anſpruch auszudehnen. Die Übertragbarkeit richtet ſich hier im allgemeinen nach dem 
Gegenſtande des Auſpruchs (vgl. R IW 07, 51010). Aus beſondern Umſtänden kann ſich 
ergeben, daß, um die Erreichung des Verwendungszwecks der Mitgift ſicherzuſtellen, die 
Felgen der Übertragung hat ausgeſchloſſen ſein ſollen (RG IW 1916, 7448), Eine 
erbindlichkeit aus dem Mitgiftverſprechen — mag dieſes von den Eltern oder einem Dritten 
erteilt fein — wird nicht begründet, wenn der Verſprechende gleichzeitig erklärt, daß die 
Zuwendung nur eine freiwillige fein ſolle. Behauptet der Verſprechende, der bemüht ge⸗ 
weſen war, eine paſſende Heirat zuſtande zu bringen, daß er das Verſprechen nicht als ein 
rechtlich bindendes abgegeben, ſondern nur eine unverbindliche Außerung getan habe, ſo 
iſt er hierfür beweispflichtig (RG IW 1914, 2402). Das Mitgiftverſprechen kann unter 
einem beſtimmten, ausdrücklich oder ſtillſchweigend erklärten Vorbehalt abgegeben werden, 
fo 3. B. unter dem Vorbehalt, daß eine in der Zeit bis zur Fälligkeit eintretende erhebliche 
Verſchlechterung der Vermögenslage den Verſprechenden berechtigt, den Betrag angemeſſen 
zu mindern. Es kann insbeſondere bei dem Verſprechen eines Zuſchuſſes die Fortdauer 
des Zuſchußbedarfs und ebenſo die Fortdauer günſtiger, die Leiſtung des Zuſchuſſes ermög⸗ 
lichender Vermögensverhältniſſe, wofür es ganz auf die Umſtände des Falles ankommt, die 
ſtillſchweigende Vorausſetzung des Verſprechens bilden (RG JW 1916, 58815). Die Pflicht 
zur Entrichtung der Ausſtattung fällt weg, wenn der damit verbundene Zweck nicht mehr 
erreicht werden kann. Sie erliſcht aber nicht ohne weiteres dadurch, daß die ausſtattungs⸗ 
berechtigte Tochter nach der Verheiratung geſtorben iſt. Es läßt ſich in dieſem Falle nicht 
ſagen, daß durch den Tod der Ehefrau der Zweck der Vereinbarung gänzlich vereitelt ſei 
(RS 22. 12. 13 IV 467/13 — vgl. auch 8 1620 A 3). Die Abgabe eines Zuſchußverſprechens 
wird regelmäßig in dem Sinne gemeint ſein, daß die ortentrichtung ſpäteſtens aufhöreng ſoll, 
wenn das Kind in den Genuß ſeines Erbteils am Nach aß des Verſprechenden gelangt. Daß das 
Kind außer den Einnahmen aus der Erbſchaft den Zuſchuß weitererhalten ſoll, iſt eine fo 
außerordentliche Begünſtigung, daß ſie dem Willen des Verſprechenden nur in den ſeltenſten 
Fällen entſprochen wird. Inſofern ift die Vererblichkeit der Verpflichtung nur eine be⸗ 
ſchränkte (vgl. N Warn 1914 Nr 166), Möglich iſt es, das Reutenverſprechen dahin aus- 
zulegen, daß es unter dem ſtillſchweigenden Vorbehalt der Nichtbeendigung der Ehe durch 
Scheidung erteilt iſt (RG 16. 10. 19 IV 220/19). Das Mitgiftverſprechen wird hinfällig, 
wenn der Verſprechende ſeine nach $ 1305 erforderliche Einwilligung zur Verheiratung 
zurückgezogen hat, da angenommen werden darf, daß das Verſprechen unter der ſelbſtver⸗ 
ſtändlichen Bedingung erteilt iſt, es werde unter Fortdauer der Einwilligung zur Heirat 
kommen. Anders ift es, wenn der Verſprechende ſich zur Gewährung der Mitgift ſchlecht⸗ 
hin auch für den Fall verpflichtet haben follte, daß die Ehe erſt nach Volljährigkeit der Tochter 
oder auf Grund einer bei veränderter Sachlage erteilten neuen Einwilligung zuſtande kommen 
würde (Meß 2. 6. 13 IV 49/13). Die für die Ehefrau gegebene Mitgift geht mit der Hin⸗ 
gabe an den Mann in das Eigentum der Frau über. Der Mann darf daher nach Beendi⸗ 
gung feines Verwaltungs“ und Nutznießungsrechts nicht etwa die Mitgift ohne Zuſtimmung 
der Frau an den Beſteller der Mitgift zurückgeben (RG 7. 10. 15 IV 99/15). 
2. § 1024 gibt keine beſondere Vorſchrift darüber, wann ein Ausſtattungsverſprechen 
ſich als Schenkung darstellt. Es kommt hierfür lediglich darauf an, ob die in § 516 Abſ 1 
beſtimmten Erforderniſſe der Schenkung erfüllt ſind. Eine Schenkung iſt nicht anzunehmen, 
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wenn Eheſchließung und Mitgiftverſprechen nach der Auffaſſung beider Teile oder doch 
nach der Auffaſſung des Mannes, dem das Mitgiftverſprechen gemacht wird, im Verhält 
nis von Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen oder wenn die Mitgift auch nur eine Abgeltung 
der Laſten der Ehe fein ſoll, ohne welche Abgeltung die Eheleute überhaupt nicht daran 
denken konnten, zu heiraten, wobei für die Auffaſſung der Beteiligten auch die Anſchauung 
der Kreiſe, denen fie angehören, in Betracht zu ziehen ift (pgl. Ach 7. 10. 18 IV 214/18; 
62, 273; JW 08, 71°; Warn 08 Nr 203; Gruch 51, 376; vgl. auch Neubecker, Die Mitgift 
S. 243, welcher ein jedes die Eheſchließung veranlaſſendes Mitgiftverſprechen an den Mann 
für klagbar anſehen will). Das Verhältuis von Leiſtung und Gegenleiſtung wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß eine klagbare Verpflichtung zur Eheſchließung nicht eingegangen 
werden kann ($ 1297). Ein ſolches Gegenſeitigkeitsverhältnis wird ſich aus den wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen oft ohne weiteres ergeben. Es kann ſich auch daraus ergeben, daß 
die Eltern, weil die Tochter von ihrem ſpäteren Manne geſchwängert worden war, ein be⸗ 
ſonderes Intereſſe an der Verheiratung gehabt haben (vgl. RG 26. 9. 10 IV 416/09). Keine 
Schenkung iſt es, wenn dem künftigen Ehemann der Nichte ein Zuſchuß dafür verſprochen 
wird, daß dieſer infolge der Eheſchließung dem Verſprechenden die Fürſorge für die bisher 
von ihm unterhaltene Nichte abnimmt (RG 15. 2. 11 IV 140/10). Es iſt ferner nicht als 
Schenkung anzuſehen, ſondern als ein eigenartiger gegenſeitiger Vertrag, wenn der Vater 
der Tochter und der Ontel des künftigen Ehemanns vereinbaren, daß erſterer die Schulden 
des Neffen tilgen und letzterer dafür der Tochter eine beſtimmte Mitgift gewähren foll (RG 
Warn 1911 Nr 174). Ein gegenſeitiger Vertrag über Gewährung einer Ausſtattung und 
einer Gegenleiſtung dafür kann zugunſten der Kinder auch zwiſchen den beiderſeitigen Eltern 
geſchloſſen werden (RG Lg 1916, 1308). Das Verſprechen der Mitgift kann unter Um- 
ſtänden im Verhältnis zur künftigen Ehefrau als Schenkung, im Verhältnis zum künftigen 
Ehemann als entgeltlicher Vertrag zu beurteilen fein (RH JW 1913, 27821). Iſt nach vor⸗ 
ſtehendem eine Schenkung nicht anzunehmen, ſo liegt doch immer, ſofern für die Zuwen⸗ 
dung ſachlich kein Entgelt gewährt wird, im Verhältnis der Eheleute zueinander eine unent⸗ 
geltliche Zuwendung vor, was inſofern von Bedeutung iſt, als in dieſem Falle der Aus- 
ſtattung nach § 1369 bei der Zuwendung die Eigenſchaft des Vorbehaltsguts gegeben werden 
rann (RG 80, 217). Wird die Mitgift verſprochen, um den Mann dazu zu beſtimmen, die 
von dem Verſprechenden geſchwängerte Frauensperſon zu heiraten, ſo kann hicrin, falls für 
den Mann keine andern Beweggründe vorgelegen haben, ein die Ungültigkeit des Ver⸗ 
trags bewirkender Verſtoß gegen die guten Sitten liegen (RG 62, 278). Über die Befugnis 
des Vormundes zur Gewährung einer Ausſtattung ſ. 8 1902 A 1. 

3. Für den beſondern Fall, daß die Ausſtattung dem Kinde von dem Vater oder 
der Mutter zugewendet wird, iſt in $ 1624 beſtimmt, daß die Ausſtattung in gewiſſen Be⸗ 
zlehungen nicht als Schenkung zu behandeln iſt (folgeweife auch nicht als Freigebigkeit 
im Sinne der KO, RG IW 1916, 58815), ſoweit ſie nach den Umſtänden, wobei nament⸗ 
lich auch die Verhältniſſe des auszuſtattenden Kindes und der übrigen Kinder in Betracht 
ommen, zur Zeit des Verſprechens oder der Leiſtung das den Vermögensvperhältniſſen 
ger Eltern entſprechende Maß nicht überſteigt. Die Ausſtattungspflicht der Eltern 
iſt bamit in gewiſſer Weiſe zu einer Rechtspflicht erhoben. Ob in Wirklichkeit eine Schenkung 
sorliegt — deren Vorhandenſein nicht dadurch ausgeſchloſſen wird, daß die Zuwendung in 
Erfüllung einer fittlichen Pflicht erfolgt (8 534) —, entſcheidet ſich nach dem in A 2 Geſagten. 
Aus 8 1624 darf nicht etwa die Folgerung gezogen werden, daß eine übermäßige Aus⸗ 
ſtattung immer als Schenkung anzuſehen ſei (RG ZW 08, 715). Daß die Ausſtattung das 
den Vermögensverhältniſſen der Eltern entſprechende Maß überſteigt, darf als Ausnahme an⸗ 
geſehen werden es hat daher im Streitfalle derjenige die Beweislaſt, welcher die Übermäßig- 
10 (ME Gruch 56, 1003). Iſt die Ausſtattung nicht als Schenkung zu behandeln, 
15 chen das Ansftottungsverfprechen zu feiner Gültigkeit nicht der für das Schenkungsver⸗ 
itt f 55 borgefihviebenen Form der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung, fondern 
g den 03 gültig, ſoweit nicht wegen feines Gegenſtandes eine beſondere Form eingehalten 
185 en muß. Die Form des $ 313 ift zu beobachten, wenn die Zuſage auf Übereignung eines 
Grundstücks gerichtet ift, wodurch jedoch die Gültigkeit des wahlweiſe beigefügten Verſprechens 
einer Geldzahlung nicht berührt wird (RG J 04, 405%). Es bedarf der Schriftform des 
5 761, wenn den Gegenſtand des Ausſtattungsverſprechens eine Leibrente bildet, für deren 
Begriff die Lebenslänglichkeit der Rente — die allerdings durch Neben vereinbarungen einge⸗ 
ſchrän “ fein kann — und Jie Einheltlichteit des Rentenrechts weſentlich iſt (MG 67, 204). 
Das Verſprechen einer Leibrente liegt nicht vor wenn der Betrag der einzelnen Renten 
von der Leiſungsfähigkeit des Verſprechenden oder der Bedürftigkeit des Empfängers ab. 
hängig iſt (RG Warn 1911 Nr 266; vgl. 8 759 A 1). Keine Anwendung finden ferner die 
Beſtimmungen über Rückforderung einer Schenkung wegen Bedürftigkeit und Widerruf 
einer Schenkung wegen Unbants (88 519, 528ff.), die Auslegungsregel des § 520 ſowie 
die Beſtimmungen über die auf Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit beſchränkte Haftung und 
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die Befreiung von Verzugszinſen (88 521, 522). Auch die Anwendbarkeit der in § 63 Nr 4 
und § 226 Abſ 2 Nr 3 KO für Forderungen aus Freigebigkeit gegebenen Vorſchriften iſt 
ausgeſchloſſen (NG IW 1916, 58815). Dagegen bleibt es nach 3 1624 Abſ 2 bei der Anwend⸗ 
barkeit der Vorſchriften über die Gewährleiſtungspflicht des Schenkers (88 523, 524), 
und auch die Anwendbarkeit der Vorſchriften über Schenkung unter einer Auflage (88 525 
bis 527) unterliegt keinem Bedenken. Dieſe beſondere Regelung greift nur Platz zugunſten 
des Kindes. Doch wird, wenn der die Ausſtattung verſprechende Elternteil ſich unmittelbar 
an den Ehemann oder Bräutigam der Tochter wendet, die Sache regelmäßig ſo liegen, daß 
die Zuſage für die Tochter beſtimmt iſt und nur in deren Vertretung von dem Schwiegerſohn 
entgegengenommen wird, ſo daß ſich hieraus die Gültigkeit des mündlichen Verſprechens ergibt 
(ME IM 04, 405°; 26. 3. 06 IV 479/05; 7. 10. 07 IV 67/07). Das mündliche Verſprechen 
wird in entſprechender Anwendung des $ 1624 Abſ 1 auch dann als gültig anzuſehen fein, 
wenn dem Schwiegerſohn gegenüber die Verpflichtung zur Leiſtung an die Tochter gemäß 
8 328 Abſ 1 übernommen wird (RG 67, 207). Hat die Ehefrau das Verſprechen zugunſten ihres 
Mannes ſich erteilen laſſen, ſo wird der Regel nach die Zuwendung nicht dadurch hinfallig, 
daß hinterher der Mann die Zuwendung ablehnt. Die Frau kann in dieſem Falle auf Leiſtung 
an ſich ſelbſt klagen. 


8 1625 


Gewährt der Vater einem Kinde, deſſen Vermögen ſeiner elterlichen 
oder vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegt, eine Ausſtattung, ſo iſt 
im Zweifel anzunehmen, daß er ſie aus dieſem Vermögen gewährt. Dieſe 
Vorſchrift findet auf die Mutter entſprechende Anwendung“). 

E I 1500 Abſ 2 II 1520; M 4 720; P 4 328. 

1. Die Auslegungsregel des § 1625 — die auch auf die Ausſteuer anzuwenden iſt — 
iſt nur für den Fall aufgeſtellt, daß ſich das Vermögen des Kindes kraft Geſetzes in der Ver⸗ 
waltung des die Ausſtattung gewährenden Elternteils befindet. Erhellt nicht, ob die Mittel 
aus dem eigenen Vermögen oder dem Kindesvermögen genommen ſind oder im Wege der 
Aufnahme eines Darlehns genommen werden ſollen, fo ſpricht die Vermutung für Verwen⸗ 
dung des Kindesvermögens. Darüber, wem im Verhältnis der Ehegatten zueinander nach 
Gütergemeinſchaftsrecht die Ausſtattung zur Laſt fällt, |. 88 1465, 1538, 1549. 


II. Elterliche Gewalt 


Ss 1626 

Das Kind ſteht, ſolange es minderjährig iſt, unter elterlicher Gewalt!). 

E I 1501 Abſ 1 II 1521; M 4 727; P 4 546. 

1. Der $ 1626 enthält den wichtigen Grundſatz, daß es keine väterliche, ſondern nur eine 
elterliche Gewalt gibt (vgl. hierüber Vorbem 2 vor 8 1616), und daß die elterliche Gewalt 
mit der Volljährigkeit des Kindes endet, die durch Vollendung des 21. Lebensjahrs 
oder Volljährigkeitserklärung (88 2—5) erlangt wird. Über die Volljährigkeit hinaus kann 
die elterliche Gewalt nicht verlängert werden. Es kann nur durch Einrichtung einer Vermögens⸗ 
verwaltung Einſetzung eines Teſtamentsvollſtreckers) von demjenigen, der dem Kinde Ver⸗ 
mögen zuwendet, dafür geſorgt werden, daß das Kind (unbeſchadet ſeines etwaigen Pflicht 
teilsrechts) exit ſpäter in den Beſitz dieſes Vermögens kommt ($ 2209). Für die auf dem natür- 
lichen Verwandtſchaftsverhältnis beruhenden Rechte der Eltern beſteht, abgeſehen 
davon, daß nur ein Kind unter 21 Jahren der Einwilligung zur Eheſchließung und Kindes⸗ 
annahme bedarf (vgl. Vorbem 3 vor $ 1616), eine ſolche Zeitgrenze nicht. In prozeſſualer Be- 
ziehung iſt zu bemerken, daß durch Beendigung der elterlichen Gewalt, falls zugleich das 
Kind prozeßfähig geworden ift, das Streitverfahren nach 8 241 ZPO nicht unterbrochen wird 
(Nc 21. 2. 03 III 406/01). 


1. Elterliche Gewalt des Vaters 
8 1627 
Der Vater hat kraft der elterlichen Gewalt das Recht und die Pflicht, 
für die Perſon und das Vermögen des Kindes zu ſorgen!) ). 
EL 1502 Nr 1 II 1522; M 4 724; P4647. 


1. Die elterliche Gewalt enthält das Recht der Fürſorge für die Perſon und das Ber 
mögen des Kindes, womit nach § 1649 auch das Nutznießungsrecht verbunden iſt. Das 
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Recht der Vertretung (8 1630) iſt in der Sorge für die Perſon und das Vermögen inbe⸗ 
griffen, und zwar derart, daß die Sorge für die person auch das Vertretungsrecht in den die 
Perſon des Kindes betreffenden Angelegenheiten und die Sorge für das Vermögen die Ver⸗ 
tretung in Vermögensangelegenheiten umfaßt; es erſcheint aber, wenn auf Grund der 88 1666ff. 
dem Gewalthaber nur das Vertretungsrecht oder nur die tatſächliche Fürſorge entzogen wird 
oder wenn der Mutter auf Grund des § 1635 (vgl. auch 88 1696—1698 u. 1676 Abſ 2) die 
tatſächliche Fürſorge für die Perſon zuſteht, als ein beſonderes Recht. Das Vertretungs⸗ 
recht iſt für die elterliche Gewalt derart weſentlich, daß ſein völliges Fehlen die Einleitung 
der Vormundſchaft nötig macht (8 1773). Iſt dem Gewalthaber in dem Verfahren aus 
88 1666 ff. ſowohl die Sorge für die Perſon als das Vermögen entzogen, ſo iſt damit zu⸗ 
gleich, falls nicht ausdrücklich eine andere Anordnung getroffen iſt, das Vertretungsrecht 
ausgeſchloſſen. 5 f g 

2. Die Fürſorge ift nicht bloß ein Recht, ſondern auch eine Pflicht. Ein Verzicht auf die 
Verwaltung des Kindesvermögens ist unzuläſſig. Auch auf Rechnungslegung kann der 
Gewalthaber nicht verzichten. Doch gilt der Verzicht auf Rechnungslegung fo lange, als tat- 
fächlich die Verwaltung dem andern belaſſen iſt (RG 2. 4. 06 IV 489/05). Kraft der Sorge 
für das Vermögen hat der Gewalthaber die an ſich dem Kinde als Hauseigentümer nach $ 823 
obliegende Beleuchtungspflicht bei eigener Verantwortlichkeit zu erfüllen. Über die Haftung 
aus Nichterfüllung der Aufſichtspflicht ſ. § 1631 A 2. 


8 1628 


Das Recht und die Pflicht, für die Perſon und das Vermögen des Kindes 
zu ſorgen, erſtreckt ſich nicht auf Angelegenheiten des Kindes, für die ein 
Pfleger beſtellt iſt!). 


E 1 1503, 1650 II 1528; M 4 740; P 4 557. 


1. Das Recht der Fürſorge und das Vertretungsrecht iſt für diejenigen Angelegenheiten 
ausgeſchloſſen, für die ein Pfleger beſtellt ift (59 1909 Abſ 1 u. 3, 1638, 1665, 1666, 1667, 
1689, 1670), und zwar tritt die Ausſchließung mit der Beſtellung des Pflegers ein und bleibt 
fo lange in Kraft, bis die Pflegſchaft aufgehoben iſt, ohne Unterſchied, ob die Pflegſchaft mit 
Recht angeordnet iſt oder nicht (ogl. $ 1774 A 2). Anlaß zur Beſtellung eines Pflegers ift auch 
dann vorhanden, wenn in der fraglichen Angelegenheit ein weſentlicher Arte eſeng eue 
zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde beſteht. Der Gewalthaber iſt nach 8 1909 Abſ 2 
anzeigepflichtig, wenn ein Fall eintritt, in dem die Beſtellung eines Pflegers nötig wird. Für 
die Verwaltung durch den Pfleger gelten die Grundſätze des Vormundſchaftsrechts. Insbe 
ſondere kommen hinſichtlich der Notwendigkeit der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
nicht die Vorſchriften des § 1643, ſondern die Vorſchriften der 88 1821ff. zur Anwendung. 


8 1629 


Steht die Sorge für die Perſon oder die Sorge für das Vermögen des 
Kindes einem Pfleger zu, ſo entſcheidet bei einer Meinungsverſchiedenheit!) 
zwiſchen dem Vater und dem Pfleger über die Vornahme einer ſowohl die 
Perſon als das Vermögen des Kindes betreffenden Handlung das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht!) 2). 

E I 1508, 1653 II 1524; M 4 741; P 4 558. 


1. Können der Gewalthaber und der für die Perſon oder das Vermögen des Kindes 
21 ſtellte Pfleger (vgl. 8 1628 A 1) bei einer den beiderſeitigen Wirkungskreis berührenden 
M gelegenheit ſich nicht einigen, ſo würde, wenn nicht das Vormundſchaftsgericht die 
gast hätte, den Streit zu entſcheiden, die betreffende Maßregel, was oft zum Schaden des 

indes fein würde, unterbleiben müſſen. Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts taun 
nur dahin ergehen, daß es einer der beiden Anſichten ganz oder teilweiſe beitritt, wogegen der 
Überſtimmte, deſſen Zuſtimmung vom Vormundſchaftsgericht erſetzt wird, ſofortige Beſchwerde 
RN kann (88 53 Abſ 1,60 Ab 1 Nr 6 60). Eine dritte Anſicht, die weder die Zuſtimmung 
ue Gewalthabers noch des Pflegers findet, kann das Vormundſchaftsgericht hierbei nicht 
bertteten (a. A. Blume A 3), unbeſchadet feiner Befugnis, wenn es beide Anfichten und auch 
das Unterbleiben einer jeden Maßregel für das Wohl des Kindes als nachteilig erachtet, aus 
1666 ff. einzuſchreiten. Durch § 1629 wird das Vormundſchaftsgericht genötigt, auch über 
ae Zweckmäßigkeitsfragen, wie über die Höhe des für die Perſon des Kindes zu beſtreitenden 
a welche Frage ſowohl die Erziehung wie die Vermögensverwaltung berührt, 

ntſcheidung zu treffen. Gegen die Entſcheidung ſteht nur dem Gewalthaber oder dem 
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Pfleger die Beſchwerde zu, nicht aber einem Dritten, insbeſondere nicht, wenn die Mutter 
die Gewalthaberin iſt, dem Stiefvater. a 

2. Der Grundſatz des $ 1629 hat entſprechende Anwendung zu finden, wenn die Sorge 
für Perſon und Vermögen nicht zwiſchen Gewalthaber und Pfleger, ſondern zwiſchen andern 
Perſonen — Gewalthaber und Mutter gemäß 88 1635 u. 1637, Mutter und Vormund 
gemäß 88 1696, 1697 u. 1707, Vater und Vormund gemäß 8 1676 Abſ 2, verſchiedenen 
Vormündern gemäß 8 1798 — geteilt iſt (RIA 8, 9). Die Anwendung iſt auch auf den Fall 
zu erſtrecken, daß der lediglich auf vermögensrechtlichem Gebiete liegende Meinungsſtreit 
ſowohl den Wirkungskreis des Gewalthabers als des für beftinnnte Bermögensangelegen- 
heiten beftellten Pflegers berührt (a. A. Staudinger A 4). 


8 1630 


Die Sorge für die Perſon und das Vermögen umfaßt die Vertretung des 
Kindes )). 

Die Vertretung ſteht dem Vater inſoweit nicht zu, als nach § 1795 ein 
Vormund von der Vertretung des Mündels ausgeſchloſſen iſt. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann dem Vater nach § 1796 die Vertretung entziehen“). 

E 1 1503, 1649 u. 1651 II 1525; M 4 740; P 4 548 u. 557. 


1. Über das Vertretungsrecht im allgemeinen |. $ 1627 A 1. Der Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt iſt der geſetzliche Vertreter des Kindes bei Vornahme von Rechtshandlungen 
privater oder öffentlicher Natur, zu welchen letzteren auch die prozeſſualen Handlungen gehören. 
Als geſetzlicher Vertreter iſt der Gewalthaber auch befugt, Willenserklärungen ſowie Anord⸗ 
nungen der Behörde für das Kind entgegenzunehmen. Bei höchſtperſönlichen Rechtshand⸗ 
lungen, wie Eheſchließung und Einwilligung hierzu, Wahrnehmung der perſönlichen An⸗ 
gelegenheiten des Familienrechts, Antrag auf Ehelichkeitserklärung und Einwilligung hierzu, 
Annahme an Kindes Statt, Errichtung oder Aufhebung einer letztwilligen Verfügung, iſt 
natürlich eine Vertretung ausgeſchloſſen. Ausnahmsweiſe ift die Vertretung des geſchaͤfts⸗ 
unfähigen (unmündigen oder geiſteskranken) Kindes trotz Vorliegens einer höchſtperſönlichen 
Rechtsandlung, um die Vornahme der im einzelnen Falle gebotenen Rechtshandlung nicht 
unmöglich zu machen, zugelaſſen bei Scheidung oder Anfechtung der Ehe (8 612 Ab] 2 
ZPO, § 1836 Abſ 2), Anfechtung der Ehelichkeit ($ 1595 Abf 2), Einwilligung des unche- 
lichen Kindes zur Ehelichkeitserklärung, Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärung (88 1728 
Ab 2, 1731), Eingehung des Annahme vertrags durch das unmündige Kind, Anfechtung, 
Beſtätigung und Aufhebung (58 1750 Abf 1, 1705, 1770), Anfechtung des Erbvertrags (8 2282 
Abt 2), Enklaſſung aus der Staatsaugehörigkeit (5 19 RustAngd v. 22. 7. 13), immer aber 
nur mit Genehmigung des Vormund chaftsgerichts. Die Vertretung des geſchäftsunfähigen 
Kindes findet in der Weiſe ſtatt, daß der Gewalthaber (geſetzliche Vertreter) für das Kind 
in Erſetzung ſeines Willens handelt. Dieſe Erſetzung iſt mit Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts bei der Ehelichkeitserklärung und der Annahme an Kindes Statt auch zuläſſig 
für das unter 14 Jahre alte Kind (85 1728 Abſ 2, 1731, 1750 Abſ 1, 1755, 1770). Die 
Vertretung des beſchränkt geſchäftsfähigen Kindes kann ferner in der Weiſe vor ſich gehen, 
daß ſein Wille durch Genehmigung der Willenserklärung ergänzt wird. Nur dieſe letztere 
Form der Vertretung iſt ſtatthaft bei Verträgen, durch welche die allgemeine Guütergemein⸗ 
ſchaft vereinbart oder aufgehoben wird ($ 1437), bei dem Antrage auf Ehelichkeitserklarung, 
der Einwilligung des Kindes hierzu, der Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen 
(88 1729 Abſ 1 u. 2, 1731), bei der Eingehung eines Annahmevertrags, Anfechtung, Be⸗ 
ſtätigung und Aufhebung (88 1751, 1755, 1770), bei Eingehung eines Erbvertrags mit dem 
Ehegatten (8 2275 Abſ 2) ſowie bei Erwerb der Staatsangehörigkeit durch Aufnahme ſeiteus 
des über 16 Jahre alten Kindes (87 Abſ 2 RuStAugG). Im übrigen gilt der beſchräukt 
Geſchäftsfähige für perſönliche Angelegenheiten des Famillenrechts als unbeſchrankt ge⸗ 
ſchäftsfähig, jo daß es der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters nicht bedarf. So bei Aus⸗ 
übung des ehemännlichen Rechtes in bezug auf die eheliche Lebensgemeinſchaſt (vgl. $ 1358 
Abſ 3), Ausübung des Rechtes der Sorge für die Perſon des Kindes, Anfechtung und An 
erkennung der Chelichteit (68 1595 Abſ 1, 1598 Abf 3), elterliche Einwilligung zur Ehe: 
ſchließung und Kindesannahme (88 1307, 1748 Ab] 2), Einwilligung der Mutter und des 
Ehegatten zur Ehelichkeitserklärung, des Ehegatten zur Kindesannahme (58 1729 Abſ 3, 
1748 Abſ 2). In Strafſachen iſt der beſchränkt Geſchäftsfähige ſelbſtändig, neben dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter, zur Beſtellung eines Verteidigers und Einlegung eines Rechtsmittels ber 
rechtigt (88 137, 340 StPO), zur Stellung eines Strafantrags nur bei Vollendung des 
18. Lebensjahrs ($ 65 StGB). Zur Einlegung eines Rechtsmittels in Strafſachen iſt der 
Inhaber der elterlichen Gewalt nur in ſeiner Eigenſchaft als geſeblicher Vertreter des Kindes 
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befugt, nicht in ſeiner Eigenſchaft als Vater oder Mutter. Nach Aufhören der geſetzlichen 
Vertretungsbefugnis kaun das eingelegte Rechtsmittel nicht von ihm weiter verfolgt werden 
(RGSt 42, 342; JW 1913, 1003). — Durch feine Stellung als Vertreter iſt der Gewalt⸗ 
haber nicht unbedingt genötigt, die für das Kind abzuſchließenden Rechtsgeſchäfte auf den 
Namen des Kindes zu ſtellen, und ebenſo iſt er nicht gehindert, die Anſpruche des Kindes 
aus den auf eigenen Namen abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäften auch im Prozeſſe auf eigenen 
Namen einzuklagen. Nimmt er zur Behandlung des Kindes einen Arzt an, jo entſpricht 
es der Natur der Sache und der Verkehrsſitte, daß er den Vertrag mit dem Arzt für ſich, 
nicht in Vertretung des Kindes ſchließt (RG 85, 183). Über die Wirkſamkeit der Ver⸗ 
tretungsbefugnis im Falle des Mißbrauchs und über den Beſitz des Gewalthabers vgl. 8 1793 
A 2, über die zeitliche Begrenzung des Vertretungsrechts daſ. A 3. Für ein Verſchulden 
des Gewalthabers in Vertragsverhältuiſſen (§ 278) oder gleichartigen geſetzlichen Schuld- 
verhältniſſen ift das durch ihn vertretene Kind haftbar. Die in den Fällen der $$ 833, 836 
dem Kinde als Tierhalter oder Werkbeſitzer auferlegte Verpflichtung iſt — abweichend von 
dem in $ 1793 A 2 über die Verantwortlichkeit des Vormundes Geſagten — von dem Ge⸗ 
walthaber als eigene Verbindlichkeit zu erfüllen (vgl. $ 1627 A 2), was indes im Verhält⸗ 
nis zu dem Verletzten die geſetzliche Haftung des Kindes nicht ausſchließt. 

2. Das Vertretungsrecht in perſönlichen Angelegenheiten gewährt auch das Recht, Lehre, 
Dienſt⸗ und Arbeitsverträge für das Kind abzuſchließen. Der Lehrvertrag, der, um volle 
Gültigkeit zu haben, ſchriftlich abzufaſſen iſt, muß übrigens auch von dem Lehrling unter⸗ 
ſchrieben werden (88 126 b Abſ 2, 127d, 1271 Gew; vgl. auch die Strafbeſtimmung in 8150 
Nr da GewO). Dem Gewalthaber iſt es geftattet, derartige Verträge auch über die Dauer 
der Minderjährigkeit hinaus einzugehen. Es darf jedoch die bei ſolchen Vertragen übliche 
Dauer nicht in ungebührlicher Weiſe überſchritten werden. Bei Lehrverträgen iſt die im 
130 a Gew beſtimmte Höchſtdauer einzuhalten. Steht die Sorge für die Perſon des Kindes 
dem andern Elternteil oder einem Pfleger zu, ſo iſt deſſen Zuſtimmung zur Wirkſameit 
des Vertrages erforderlich, da das Recht, den Aufenthalt des Kindes zu beſtimmen, in der 
Sorge für die Perſon enthalten iſt ($ 1631; vgl. $ 1707 A 2). Iſt die Fürſorgeerziehung 
des Kindes angeordnet, fo hat der zur Ausführung des Beſchluſſes verpflichtete Kommunal⸗ 
verband auch die Befugnis, behufs Unterbringung des Kindes in einer Familie einen Lehr-, 
Dienſt⸗ oder Arbeitsvertrag für dasſelbe einzugehen, ohne daß es der Zuſtimmung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters des Kindes bedarf (KJ 28 A 179). 

3. Über die Beſchränkungen der Vertretungsmacht des Gewalthabers ſ. 8 1795 A 1—3 
und $ 1796 A 1. Nach der in § 1630 für anwendbar erklärten Beſtimmung des $ 1795 unter⸗ 
liegt die Vertretungsmacht der Beſchränkung des § 181, daß der Gewalthaber in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Vertreter des Kindes nicht mit ſich ſelbſt ein Rechtsgeſchäft vornehmen kann, 
mag er nun hierbei perſönlich oder als Vertreter eines Dritten (geſetzlicher Vertreter oder Be⸗ 
vollmächtigter) beteiligt ſein. Schenkungen, die der Gewalthaber dem Kinde macht, kann 
er nicht in Vertretung des geſchäftsunfähigen Kindes annehmen. Daß durch die Annahme 
dem Kinde nur Vorteile entſtehen, begründet keine Ausnahme von der Vorſchrift des 8 181 
(& Warn 1910 Nr 414). Die Vertretungsbeſchränkung erſtreckt ſich auf Rechtshandlungen 
eder Art, auch auf die Empfangnahme von Erklärungen und auf die Führung von Rechts. 
ſtreitigleiten. Ausgenommen find nur die Erfüllungsgeſchäfte. Mit der gleichen Ausnahme 
iſt die Vertretungsbefugnis des Gewalthabers kraft Geſetzes ausgeſchloſſen in den in 8 1790 
— — 1—3 bezeichneten Angelegenheiten. Der Vater kann z. B. als Gewalthaber das 
sein * hi bei einem Vertragsſchluß mit feiner Ehefrau vertreten. Ausgeſchloſſen iſt ferner 
gemäß 5 1700 lud ugs des Gewalthabers kraft Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
N ae in den Angelegenheiten, für die ihm das Vormundſchaftsgericht, mag nun 
ein Pfleger beſtellt fein oder nicht, die V sbefugnis wegen der Gefahr eines 
Int Ma )t, die Vertretungsbefugnis weg 
In aelleniniberitzeits e utzogen hat. Aus diefem Grunde kann z. B. dem Gewalthaber 
hat. Aua Dan 2 entzogen werden, ob eine Erbauseinanderſetzung ſtattzufinden 
werden ($ 1628). Up ung eines Pflegers kann die Vertretungsbefugnis eingeſchrankt 
nehmen, J. 8 1631 A1. Befugnis des Gewalthabers, das Kind zu ſich in die Lehre zu 


§ 1631 
= ae für die Perſon des Kindes umfaßt das Recht und die Pflicht, 
men j 2 0 erziehen, zu beaufſichtigen und feinen Aufenthalt zu beſtim⸗ 
Der Vater kann kraft des Er 8 i 
ziehungsrechts angemeſſene Zuchtmittel 
gegen das Kind anwenden. Auf feen Antrag hat das Vormundſchafts⸗ 


gericht ihn durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterſtützen!) s). 
E 1 1504 IT 1626; M 4 750; P 4 548. f 
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1. Die Sorge für die Perſon des Kindes gewährt das Recht, über die perſönlichen An⸗ 
gelegenheiten des Kindes, ſeinen Aufenthalt, ſeine Beſchäftigung, körperliche und geiſtige 
Ausbildung (Erziehung zur leiblichen, ſeeliſchen und geſellſchaftlichen Tüchtigkeit, wie es in 
Art 120 R heißt), Beſtimmung zu treffen. Zu dem Bereich der Fürſorge für die Perſon 
gehört auch der Antrag auf Volljährigkeitserklärung ($ 56 Abſ 1 FG), der Antrag auf 
Entmündigung oder Wiederaufhebung der Entmündigung und die Vertretung im Ent ⸗ 
mündigungsverfahren (88 646 Abf 1, 653 Abſ 1, 660, 664 Abſ 2, 675 uſw.), die Begründung 
des Wohnſitzes (vgl. 8 8 A 1), die Vertretung des geſchäftsunfähigen Kindes in den perſön⸗ 
lichen Angelegenheiten des Familienrechts (vgl. § 1630 A 1), der Abſchluß von Dienft- und 
Arbeitsverträgen, der Autrag auf Aufnahme und auf Entlaſſung aus der Staatsangehörig⸗ 
keit (88 7 Abſ 2, 19 Rut Ang v. 22. 7. 13) u. dgl. Zu beachten iſt aber, daß die vorbezeich⸗ 
neten Vertretungshandlungen nur von dem Elternteil vorgenommen werden können, dem das 
Vertretungsrecht gebührt. Die bloße tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes (vgl. 
88 1685, 1666, 1676 Abf 2, 1696, 1700, 1702 Abſ 2, 1707) gibt kein Recht zur Vertretung. Der 
Antrag auf Todeserklärung ($ 962 ZPO) iſt nicht als eine die Perſon des Kindes, ſondern als eine 
das Vermögen betreffende Rechtshandlung anzuſehen. Die Abgrenzung der aus der Sorge für 
die Perſon des Kindes folgenden Befugniſſe ift wichtig für die Fälle, in denen die Fürſorge für 
die Perſon und das Vermögen ſich nicht in einer Hand befindet (vgl. 88 1635, 1638, 1647, 
1666 ff.). Das Recht, über die perſönlichen Angelegenheiten des Kindes zu beſtimmen, fällt mit 
der Erziehung, die dem Zwecke der körperlichen, geiſtigen und sittlichen Ausbildung des Kindes, 
der allgemeinen Ausbildung und der Ausbildung zu dem vom Gewalthaber gewählten bejonde- 
ren Berufe dient, nicht vollſtändig zuſammen. Auch wenn die Erziehung bereits vor der Voll⸗ 
jährigkeit abgeſchloſſen iſt, dauert die Fürſorge für die Perſon fort, die dann allerdings entſpre 
chend der größeren Selbſtändigkeit des Kindes einen beſchränkteren Umfang hat. Kraft des Er- 
ziehungsrechts darf der Gewalthaber, wenn ſchon er nicht mit ſich ſelbſt einen Vertrag ſchließen 
kaun, das Kind als Lehrling in ſeinem Gewerbe annehmen. Er hat ſolchenfalls die gleichen 
Pflichten zu erfüllen, als wenn ein ſchriftlicher Lehrvertrag abgeſchloſſen wäre (a. A. Staudinger 
A 20; Blume A 3c). In der Ausübung der Erziehungsgewalt iſt der Gewalthaber mannigfach 
dadurch beſchränkt, daß öffentlich rechtliche Beſtimmungen eingreifen, wie die Beſtimmungen 
über Schulzwang, über Impfzwang (Gel. v. 8. 4. 74, . über die ſtrafrechtliche Ver⸗ 
antwortlichkeit LZ 1914, 11385), Verbot oder doch Beſchränkung der Kinderarbeit für den 
Gewerbebetrieb im Umherziehen (Gewo 88 60b Abſ 3, 62 Abſ 3), für Fabriken (GewO 
88 135—139a hinſichtlich der Kinder und der zwiſchen 14 und 16 Jahre alten jungen Leute) 
und für ſonſtige gewerbliche Betriebe (Rcheſ. v. 30. 3. 03; vgl. hierüber 8 1617 A 8). Die 
Schulpflicht wird nach Landesrecht (vgl. für Preußen KJ 23 C 110) regelmäßig nur durch 
den Beſuch einer öffentlichen inländiſchen Schule erfüllt. — Hinſichtlich der religiöſen 
Erziehung find durch Art 134 EG die Landesgeſetze aufrechterhalten, die übrigens regel⸗ 
mäßig nur für den Fall Beſtimmungen treffen, daß die Ehegatten einem verſchiedenen chriſt⸗ 
lichen Bekenntnis angehören. Dieſe Beſtimmungen können auf Kinder aus der Ehe zwiſchen 
Chriſten und Nichtchriſten, da hier die Verhältuiſſe, was namentlich die Bedeutung der Taufe 
betrifft, verſchiedenartig liegen, nur ſinngemäß Anwendung finden (KJ 32 A 58). So⸗ 
weit die Landesgeſetze nichts anderes vorſchreiben, hat der erziehungsberechtigte Elternteil, 
auch wenn ihm nicht zugleich die Vertretung zuſteht, das aus der Perſonenſorge fließende 
Recht, die Religion des Kindes bis zur Erreichung der Unterſcheidungsjahre zu beſtimmen. 
Die Zuſtimmung des zur Vertretung berechtigten Elternteils oder Vormundes wird auch 
zum Austritt des Kindes aus der Religionsgemeinſchaft nicht zu erfordern fein (vgl. KJ 
43 A 71 über Kinder aus jüdiſcher Ehe). Er darf hierbei aber nicht mißbräuchlich verfahren 
(vgl. KJ 28 A 12; 39 A 25) und darf keinesfalls das Kind ohne religiöſe Unterweiſung 
laſſen. Vgl. über das in den verſchiedenen Bundesſtaaten geltende Recht Güttler, Die 
religiöſe Kindererziehung im Deutſchen Reiche, und Geiger, Die religiöſe Erziehung der 
Kinder im Deutſchen Reiche. Durch rückſichtskoſe Ausübung der Wahl des religiöſen Be⸗ 
kenntniſſes kann ferner nach R ZW 06, 212 der Ehemann (der in dem damals entſchie⸗ 
denen Falle wiederholt evangeliſche Kindererziehung verſprochen hatte) der Frau gegenüber 
ein Unrecht begehen, das dieſe zur Verweigerung der Rückkehr berechtigt. Ein unter $ 1666 
fallender Mißbrauch des Perſonenſorgerechts kann darin liegen, daß die Mutter dem im 
Bekenntnis ihres verſtorbenen Mannes zu erziehenden Kinde zwar den Unterricht in dieſem 
Bekenntnis erteilen, es aber an dem Gottesdienſt des eigenen Bekenntniſſes teilnehmen 
läßt (ROY 46 A 41). Die Befolgung der landesrechtlichen Vorſchriften über die religiöſe 
Erziehung der Kinder aus Miſchehen kann übrigens von dem Vormundſchaftsgericht er⸗ 
zwungen werden, ohne daß die beſonderen Vorausſetzungen des $ 1666 Abſ 1 vorzuliegen 
brauchen (vgl. KGJ 37 A 78; 39 A 15). 

2. Auf das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes (vgl. Vorbem 1 vor $ 1616) kann 
der Gewalthaber nicht verzichten. Es ſind deshalb auch Verträge der Ehegatten über die 
Erziehung — ſoweit fie nicht betreffs der religiöſen Erziehung landesrechtlich geſtattet find — 
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nicht bindend, auch nicht die für den Scheidungsfall geſchloſſenen Verträge (M 4, 627f.; 
NG 60, 266; 68,393; JW 03 Beil 82190; Gruch 50, 999; 53, 690). Der für den Scheidungs⸗ 
fall vereinbarte Verzicht auf die Erziehung hat, wenn dieſes Recht nach dem Scheidungs⸗ 
urteile dem verzichtenden Ehegatten überhaupt nicht zukam, die Unwirkſamkeit der ſonſtigen 
in demſelben Vertrage getroffenen Abmachungen regelmäßig nicht zur Folge (RG Warn 
1917 Nr 172). Die freie, pflichtgemäße Betätigung der Fürſorge für die Perſon der Kinder 
darf auch nicht durch Abmachungen beſchränkt werden, die eine beſtimmte Art der Betätigung 
des Rechtes mit Vermögensnachteilen belegen. Solche Abmachungen ſind ungültig. Nur 
die Ausübung der Erziehungsgewalt (vgl. R Warn 1912 Nr 115) kann der Gewalthaber 
einem andern überlaſſen, unbeſchadet der Verpflichtung, die Erziehung zu überwachen und 
unbeſchadet der Befugnis, das Kind jederzeit zurückzunehmen, womit ihm indes nicht die 
Befugnis eingeräumt iſt, die gültig eingegangenen Lehr- und Dienſtverträge willkürlich auf⸗ 
zulöfen (beſtr. — vgl. Andrs, Verträge zwiſchen Eltern über die Erziehung ihrer Kinder). 
Hat der Mann für die Dauer des Scheidungsverfahrens die Erziehung des Kindes unter 
ſeiner Leitung ſeiner Frau übertragen, ſo wird ihm ohne beſonderen rechtfertigenden Grund 
der Rücktritt von dieſer Abmachung nicht zu geſtatten fein (vgl. RG 22 1919, 69819). In 
der Annahme eines Entgelts für die Abtretung des Erziehungsrechts wird regelmäßig eine 
unter $ 138 u. § 817 Satz 1 fallende ſittenwidrige Handlung zu erblicken fein (RG JW 
04, 2561; Warn 1913 Nr 183; ſ. anderſeits § 1748 A 1). Keinesfalls iſt die Rückgabe des 
Kindes von Erſtattung des Entgelts abhängig. Aus der Ungültigkeit des zwiſchen den 
Eltern über das Erziehungsrecht geſchloſſenen Vertrags folgt nicht zugleich die Ungültigkeit 
der Abmachung, daß, ſolange tatſächlich der eine Elternteil die Erziehung beſorgt, der 
andere Teil hierfür ein beſtimmtes Unterhaltsgeld zu zahlen hat (MG Warn 1912 Nr 115). 
Dieſe Verpflichtung iſt wirkſam, auch wenn der Verzicht auf das Erziehungsrecht, weil 
beide Teile ider Ungültigkeit des Verzichts ſich bewußt waren, überhaupt keine rechts⸗ 
geſchäftliche Bedeutung hat (RG 21. 4. 10 IV 457/09; vgl. RG 68, 322). 
3. Die Sorge für die Perſon des Kindes ift zugleich eine Pflicht des Gewalthabers 
(Fürſorgeberechtigten). Die ſchuldhafte Nichterfüllung der Aufſichtspflicht macht 
ihn nach 88 1631, 1627, 1664 dem Kinde gegenüber und, wenn fie den Tatbeſtand einer 
unerlaubten Handlung nach 89 823ff., 832 erfüllt, dem geſchädigten Kinde und dem 
geſchädigten Dritten gegenüber verantwortlich, ohne daß hier die Haftung auf die in eigenen 
Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt (8 1664) ſich beſchränkt (RG 50, 60; XW 05, 2121; Warn 
1914 Nr 217). Eine unerlaubte Handlung nach $ 823 ift anzunehmen, wenn es ſich um die 
Verletzung einer Verpflichtung handelt, die nicht bloß kraft elterlicher Aufſichtspflicht, ſondern 
nach allgemeiner Rechtspflicht zu erfüllen geweſen wäre (RG JW 1912, 190°). Iſt für den 
von dem Kinde erlittenen Unfall nach den Grundſätzen über unerlaubte Handlungen ſowohl 
der aufſichtspflichtige Elternteil als ein Dritter verantwortlich, ſo tritt zwiſchen den mehreren 
5 rhebern eine Ausgleichungspflicht nach Maßgabe der 88 840, 426 Abſ 1 u. 254 ein, wobei 
M. Schaden nach Verhältnis des Verſchuldens auch in ungleicher Weiſe verteilt werden kann 
E 75, 251: J 1912, 190°). Ein Verſchulden des aufſichtspflichtigen Elternteils bei der 
3 utſtehung des Schadens kann dem Kinde, mag auch der Elternteil als Inhaber der elter- 
— Gewalt der geſetzliche Vertreter ſein, den Schadenserſatzanſpruch gegen den Dritten 
hie 5 da nach § 254 Abf 2 das Verſchulden des geſetzlichen Vertreters nur in dem 
Bein eſtimmten Umfange, was namentlich die Abwendung und Minderung des Schadens 
pflicht u = dem Kinde vertreten zu werden braucht (RG ZW 1913, 922°). Die Erziehungs: 
ob (N 6 3 W ſich dem Gewalthaber nur gegenüber dem Kinde, nicht gegenüber dem Dritten 
zieheriſchen ee 238%. Gleichwohl kann der Gewalthaber, der es an der gehörigen er» 
punkte vera hg und Zurechtweiſung des Kindes hat fehlen laſſen, aus dem Geſichts⸗ 
Aufſicht 3832) 5 ſein, daß er die bei Unterlaffung dieſer Maßnahme notwendige ſchärfere 
e Ser uahrung Des indes fi eigeen Tanz, Hätte einkreten 
Kindes duldet (RG erleßung der Aufſichtspflicht iſt es, wenn er ein gefahrvolles Tun des 
Ä ie 55 über bie Bilich zur Untermeihung und een bes 
* pielzeug anvertraut wird). In dem Art 1 
lt fe s Hat da RG ben Pater für verantwortlich erbat, daß der minderſährige Sohn 
usfahren aus dem Haufe auf dem Bürgerſteig jemand über⸗ 
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zuhalten, vgl. § 361 Nr 4 StGB, § 153 Abſ. 1 Nr 3 Vereinszollgeſ. v. 1. 7. 69. Über das 
Zuchtrecht und Erziehungsrecht des Lehrherrn ſ. A J). 

4. Die kraft der Sorge für die Perſon des Kindes getroffenen Anordnungen kann der 
Gewalthaber mittels Eigenmacht, durch Anwendung unmittelbaren Zwanges gegen das Kind 
durchſetzen. Zu erzieheriſchen Zwecken iſt ihm ferner die Anwendung angemeſſener Zucht⸗ 
mittel innerhalb der durch die Rücksichtnahme auf die Geſundheit und Bildung des Kindes 
beſtimmten Grenzen geſtattet. Hierzu gehört namentlich die Vornahme körperlicher Züchti⸗ 
gung. Das durch den Erziehungszweck gebotene Maß darf die Züchtigung nicht überſchreiten. 
Ein Irrtum hierüber kommt, was die Strafbarkeit der Körperverletzung betrifft, dem Eltern⸗ 
teil nicht zuſtatten, wenn die Handlung nach allgemeiner ſittlicher Auſchauung eine zuläſſige 
Züchtigung nicht iſt (NGSt 41, 98). Gegen einen Mißbrauch des Erziehungsrechts hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht dem Kinde nach $ 1666 Schutz zu gewähren. Bei Ausübung der Erziehungs⸗ 
gewalt hat das Vormundſchaftsgericht den Gewalthaber auf deſſen (jederzeit wider⸗ 
ruflichen) Antrag nötigenfalls durch Anwendung geeigneter Zuchtmittel zu unterſtützen. Als 
ſolche Mittel kommen namentlich die gerichtliche Verwarnung des Kindes und die Unter 
bringung in eine Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt (vgl. KJ 22 A 39) in Betracht. Das 
Vormundſchaftsgericht kann die Polizeibehörde erſuchen, das Kind in eine ſolche Anſtalt 
zu überführen (vgl. KJ 39 A S. 10 u. 11). Über Fürſorgeerziehung |. Vorbem 5 vor 8 1616. 

5. Den Pflegeeltern ſteht im allgemeinen nur ein abgeleitetes Erziehungs⸗ und Züchtigungs⸗ 
recht zu, das durch den Willen des Gewalthabers (Fürſorgeberechtigten) ſich beſtimmt. Geht 
der Vater oder die Mutter eines erziehungsbedürftigen Kindes eine neue Ehe ein, ſo darf 
angenommen werden, daß dem Stiefelternteil das Erziehungs⸗ und Züchtigungsrecht als 
abgeleitetes Recht ſtillſchweigend übertragen wird. Der Stiefelternteil darf die zur Er⸗ 
ziehung erforderlichen Zuchtmittel anwenden, ohne daß er hierzu die Zuſtimmung feines Ehe⸗ 
gatten beſonders einzuholen braucht (RG JW 1917, 6567). Wird das Kind in eine Anſtalt 
oder Familie zur Fürſorgeerziehung untergebracht, ſo geht kraft Geſetzes mit dem Er⸗ 
ziehungsrecht auch das Recht zur Anwendung angemeſſener Zuchtmittel (nicht das Recht 
der Vertretung in perſönlichen Angelegenheiten) auf den Vorſteher der Anſtalt oder Familie 
über (RG JW 1911, 34251 für preußiſches Recht). Von dem Vorſteher der Anſtalt kann 
wiederum die Ausübung dieſes Rechts dem die Anſtalt verwaltenden Hausvater übertragen 
werden (RGSt 42, 347). Das gleiche iſt anzunehmen, wenn die Zwangserziehung aus 
$ 1666 angeordnet oder gemäß 88 55, 56 StGB auf Unterbringung in eine Erziehungs: 
oder Beſſerungsanſtalt erkannt iſt. Ebenſo iſt den Pflegeeltern, denen das Kind von der 
Armenverwaltung zugewieſen iſt, das Erziehungsrecht und das für die Zwecke der Erziehung 
unentbehrliche Züchtigungsrecht zuzuerkennen (vgl. Diefenbach in Gruch 54, 127). Ein ſelb⸗ 
ſtändiges Zucht- und Erziehungsrecht iſt reichsrechtlich dem Lehrherrn in 89 127, 1278, 
127 b Gewd eingeräumt, während der kaufmänniſche Lehrling der Züchtigungsgewalt nicht 
unterworfen iſt. Dieſe Vorſchriften begründen zugleich eine geſetzliche Aufſichtspflicht (§ 832) 
des Lehrherrn über das minderjährige Kind. Das Beſtehen der Aufſichtspflicht iſt durch die 
Minderjährigkeit, nicht durch eine beſondere Aufſichtsbedürftigkeit bedingt. Sie erſtreckt ſich 
auf das Verhalten des Lehrlings auch außerhalb des gewerblichen Betriebs (RG 52, 69). 
Lediglich im öffentlichen Recht iſt das Züchtigungsrecht des Lehrers begründet (vgl. RG 
Warn 1912 Nr 163; RGSt 43, 281). Nach RGSt 46, 344 ſteht das Züchtigungsrecht dem 
Lehrherrn ohne Beſchränkung auf den Ort und die Zeit des Unterrichts, auch abgeſehen von 
beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen, inſoweit zu, als feine Ausübung vernünftigerweiſe 
von den erziehungsberechtigten Eltern oder den ſonſtigen geſetzlichen Vertretern gewünſcht 
oder doch nicht als abgelehnt gelten kann. Ein Dritter kann in Vertretung des Erziehungs⸗ 
berechtigten, wenn dieſer abweſend oder ſonſt zur Auslübung des Züchtigungsrechts außer⸗ 
ſtande ift, die dieſem obliegende Züchtigung vornehmen, ſofern angenommen werden darf, 
daß dieſe Geſchäftsführung ſeine Billigung findet. Ein entgegenſtehender Wille des Er⸗ 
ziehungsberechtigten kommt jedoch (vgl. 5679) nicht in Betracht, wenn das Intereſſe der All. 
gemeinheit es erfordert, daß einer groben Ungehörigkeit des Kindes ſofort durch Zuchtmittel 
entgegengetreten wird (OLG Braunſchweig in DIZ 05, 752; OLG Kolmar in LZ 1916, 6351). 


8 1632 
Die Sorge für die Perſon des Kindes umfaßt das Recht, die Herausgabe 
des Kindes von jedem zu verlangen, der es dem Vater widerrechtlich vor⸗ 
enthält!) 2). 
E I 1505 Abſ 1 II 1527; m 4 753: P 4 549. 


8 1. Die Klage auf Herausgabe des Kindes, bei der es ſich nicht um die Vertretung des 
Kindes, ſondern darum handelt, Dritten gegenüber das Recht der Sorge für die Perſon des 
Kindes zu verwirklichen, iſt mit der Eigentumsklage vergleichbar, von der fie aber darin ab⸗ 
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weicht, daß jeder, der Durch fein tatſächliches Verhalten den Gewalthaber an Erlangung der 
Gewalt über das Kind hindert, der Klage aus $ 1632 ausgeſetzt iſt. Ein Vorenthalten 
liegt vor, wenn die Herausgabe des Kindes unmittelbar oder mittelbar verweigert wird. 
Letzteres kann z. B. dadurch geſchehen, daß die Herausgabe der Kleidungsſtücke des Kindes 
(Betten, Wäſche) abgelehnt wird. Es genügt aber auch, daß der Dritte eine Lage ſchafft, die 
dem Gewalthaber die Verwirklichung ſeines Anſpruchs weſentlich erſchwert. Welche An⸗ 
forderungen in dieſer Beziehung zu ſtellen find, läßt ſich nur nach Lage des einzelnen Falles 
beurteilen, wobei es namentlich darauf ankommt, ob es ſich um ein noch willenloſes oder um 
ein mehr oder weniger ſelbſtändiges Kind handelt (vgl. OLG 11, 292 a). Hat der Dritte durch 
ſein früheres Verhalten einen das Recht der elterlichen Gewalt beeinträchtigenden Zustand 
geſchaffen, hat er z. B. rechtswidrig das Kind in ſeinen alleinigen Beſitz und unter ſeinen 
alleinigen Einfluß gebracht, ſo hat er zur Beſeitigung der hierdurch herbeigeführten Schwierig⸗ 
keiten ſeinerſeits eine Einwirkung auf das Kind auszuüben (RG ZW 1916, 910°; 23 1918, 323°; 
Warn 1914 Nr 124; vgl. OLG 23, 412). Die Klage gegen die Großmutter auf Herausgabe der 
Eukelin iſt nicht ohne weiteres dadurch ausgeſchloſſen, daß dieſe inzwiſchen auch der Mutter bei ſich 
Wohnung gewährt hat (RG Warn 1918 Nr 190). Der dritte braucht zwar das Kind dem Kläger 
nicht zu übergeben, hat aber, ſoviel an ihm iſt, eine ſolche Lage zu ſchaffen, daß dieſem die Weg⸗ 
nahme des Kindes ohne weſentliche Erſchwerung möglich iſt. Wendet der Beklagte ein, daß die 
Vorenthaltung aus beſonderem Grunde, wegen einer von dem Vormundſchaftsgericht oder dem 
Prozeßgericht getroffenen Anordnung (vgl. RG Warn 1916 Nr 53), wegen eines rechts 
gültig fortbeſtehenden Dienſt oder Arbeitsvertrags (vgl. 8 1631 A 2) oder wegen Erfüllung 
einer öffentlichrechtlichen Verpflichtung nicht rechtswidrig ſei, ſo iſt er hierfür beweispflichtig. 
Das Bewußtſein der Widerrechtlichkeit oder ein Verſchulden des Beklagten iſt nicht Voraus⸗ 
ſetzung der Klage. Mit einer gewiſſen Abweichung gelten dieſe Grundſätze auch für den An ⸗ 
ſpruch des Vaters auf Herausgabe des Kindes gegen die Mutter (ſ. S 1634 A 2). Iſt der Be⸗ 
Hate zur Herausgabe verurteilt, fo erfolgt die Zwangsvollſtreckung unter entſprechender 
Anwendung der für die Herausgabe von Sachen in 8 883 ZPO gegebenen Vorſchriften (vgl. 
$ 1636 A 2). Die Klage auf Herausgabe iſt zuläſſig, ohne daß das Kind zum Prozeſſe zugezogen 
zu werden braucht (fo in den Fällen der 88 1635, 1701, 1702). Sie iſt namentlich dann ein 
edürfnis, wenn dem Fürſorgeberechtigten das Kind von einem Dritten eigenmächtig weg⸗ 
genommen ift. Auch gegen denjenigen, welcher das Recht der elterlichen Gewalt für ſich in 
Anfpruch nimmt, kann auf Herausgabe des Kindes ohne deſſen Zuziehung geklagt werden. 
Es handelt ſich dabei nicht um Feſtſtellung des Familienſtandes (§ 640 ZRO), ſondern lediglich 
um den tatſächlichen Beſitz des Kindes und um deſſen Aufenthalt, worüber der Beklagte ohne 
Zustimmung des Kindes verfügen kann, wie er auch außerhalb des Prozeſſes, wenn er von dem 
1 des andern ſich überzeugt, nicht gehindert iſt, ihm das Kind ohne deſſen Zuſtimmung 
herauszugeben. Eine prozeſſuale Vorſchrift, daß in dem Prozeſſe über Herausgabe nicht 
nebenbei über das Kindesverhältnis entſchieden werden dürfe, iſt (abweichend von den 
95 99 151—154 IPOD bezeichneten Fällen des Streites über Beſtehen oder Gültigkeit der Ehe 
oder der Anfechtung der Ehelichkeit) nicht getroffen. Durch die Entſcheidung über die Heraus⸗ 
gabe wird die Rechtsſtellung des Kindes nicht geändert. Die Eutſcheidung verliert ihre Be⸗ 
kung, ſobald im Familienſtandsprozeſſe, da nach § 643 ZBD dieſes Urteil unbedingt für 
0 10 gegen alle wirkt, eine andere Entſcheidung ergeht. Den für die Zwiſchenzeit etwa ſich 
ae ergebenden Unzuträglichkeiten kaun durch Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts 
2 12 werden. Wegen dieſer Unzuträglichkeiten iſt das Reichsgericht in dem Rd 76, 283 
10 geteilten 1 7 50 wo der die elterliche Gewalt in Anſpruch nehmende Beklagte durch Ein⸗ 
mag ei Im Standesregiſter als Vater des Kindes legitimiert war und Klägerin Auslänberin 
var. (serviledi-Progep), dazu gelangt, zweckmäßigkeitshalber den Rechtsſatz aufaultellen, daß 
der Familie ai Herausgabe des Kindes nur verurteilt werden könne, wenn zugleich im Wege 
ſeiner elt 115 andsfeſtſtellungsllage, alſo mit Wirkung gegen das Kind, das Nichtbeſtehen 
dieſe E erlichen Gewalt feſtgeſtellt wird (dagegen Joſef in KOST 1911, 117). Jedenfalls kann 
Reſchsgenle A nicht auf andere ähnliche Fälle ausgedehnt werden, und es iſt auch von dem 
wel gericht AKoſtand genommen, ſie auf einen Rechtsſtreit zur Anwendung zu bringen, in 
daß i Mutter die Herausgabe des Kindes von ihrem Manne mit der Behauptung forderte, 
ich, Gebe nad 3 1000 n ag ae e e % be, ob Die etc. 
7 4 2 ehe 7 5 5 = 

Pen. Wiedererlangung des Kindes kann nötigenfalls polizeiliche Hilfe in Anſpruch 
bie i Das Eingreifen der Polizeibehörde iſt dadurch, daß § 1681 Abf 2 auf 
ſchreiten ſetzt Vormundſchaftsgerichts verweiſt, nicht ausgeſchloſſen. Das polizeiliche Ein⸗ 

chreiten ſetzt aber voraus daß zugleich ein drin. izeiliches Intereſſe beſt ie di 
z. B. bei ei 5 - ringendes polizeiliche N eſteht, wie dies 
9 nem dem Vagabundieren oder einem unzüchtigen Lebensmittel ergebenen Kinde 
M 91 1155 Vergütung ſtrafbarer Handlungen der Fall iſt (Bf des Pr Min d J v. 30. 6. 11 in 
die Eulen teht Shreit über die Necitnäfigteit Des Herausgab werlangens fo gebührt 
ung den Gerichten. Der Erlaß einer einſtweiligen Verfügung iſt gerechte 
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fertigt, wenn z. B. das feindſeilige Verhältnis zwiſchen den Parteien ſo groß iſt, daß die Ver⸗ 
eitlung des Herausgabeanſpruchs oder der Verſuch der Vereitlung zu beſorgen iſt (RG, 
13. 12. 00 IV 261/00). Es kann auch auf Feſtſtellung geklagt werden, daß der beklagte Ehe⸗ 
gatte nicht berechtigt iſt, dem Kläger das Kind vorzuenthalten, wenn dieſer gewärtig ſein muß, 
daß der Beklagte ihm das Kind entzieht (RG 1. 5. 02 IV 37/02). Iſt das Kind ſpäter mit 
Zuſtimmung des Gewalthabers in ein Dienſtverhältuis eingetreten, ſo wird, da hierdurch der 
Anſpruch auf Herausgabe des Kindes ſich erledigt hat, ein Anlaß zur Feſtſtellungsklage regel⸗ 
mäßig nicht mehr beſtehen (RG 13. 4. 16 IV 48/16). Die Verletzung des Rechtes der elterlichen 
Gewalt durch Vorenthaltung des Kindes ſtellt eine unter 8 823 Abſ 1 fallende unerlaubte 
Handlung dar, aus der in dem Gerichtsſtaude des $ 32 ZPO auf Beſeitigung des rechtsverletzen⸗ 
den Zuſtandes durch Herausgabe des Kindes ſowie auf Schadenserſatz geklagt werden kann. 
Dieſer Schutz kommt auch dem Ausländer (vgl. Vorbem 6 vor § 1616) zugute (RG JW 
1913, 2021“ und ausführlicher Warn 1913 Nr 58). Ein bloßes Beſitzrecht an einem Kinde wird 
nicht auerkannt. Die Vorſchriften der 88 854 ff. können daher keine Anwendung finden. Selbſt⸗ 
hilfe ift nach Maßgabe der §8 229 ff. zuläſſig. Dem Kinde gegenüber iſt der Gewalthaber 
darauf angewieſen, ſein Aufenthaltsbeſtimmungsrecht durch eigene Macht zu verwirklichen. 
Für eine Klage auf Rückkehr oder auf Räumung des Vaterhauſes ift kein Raum (KJ 49 A 24). 

ber den ſtrafrechtlichen Schutz der elterlichen Gewalt |. $ 235 StGB (vgl. hierzu RGSt 
48, 427; JW 1911, 24014; 1916, 11985). 


8 1633 


Iſt eine Tochter verheiratet, ſo beſchränkt ſich die Sorge für ihre Perſon 
auf die Vertretung in den die Perſon betreffenden Angelegenheiten“). 
E 1 1509 II 1528; M 4 758; P 4 565. 


1. Durch die Verheiratung der minderjährigen Tochter verliert der Gewalthaber — für 
die Dauer der Ehe (a. A. Blume A 5) — das Recht der tatlächlichen Fürſorge für die Perſon, 
da die Ausübung dieſer Fürſorge mit dem Recht des Ehemanns unverträglich ſein würde. 
Es enthält damit auch ſein Recht auf perſönlichen Verkehr mit der Tochter. Ihm gebührt in 
ihren perſönlichen Angelegenheiten (vgl. $ 1630 A 1) nur das Recht der Vertretung. Das Ver⸗ 
tretungsrecht hat aber nicht die Wirkung, daß die dem Gewalthaber erteilte Aufnahme oder 
Einbürgerung ſich auch auf die verheiratete oder verheiratet geweſene Tochter erſtreckt (58 16, 23 
Abſ 2 RuStungG v. 22. 7. 13). Auch von dem Verluſt der Staatsangehörigkeit wird fie nicht 
mitbetroffen (§8 26—28, 29 daſelbſt). Ihre Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit kann von 
dem Gewalthaber, da dieſer nicht, wie § 19 Abſ 2 erfordert, die Sorge für die Perſon hat, 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (8 19 Abſ 1) beantragt werden. Vor deren 
Erteilung wird, wennſchon dies nicht ausdrücklich vorgeſchrieben iſt, die Tochter zu hören ſein 
(vgl. $ 1827). Die Verwaltung des Vermögens ſteht dem Gewalthaber inſoweit zu, als fie 
nicht nach dem für die Ehe geltenden Güterrecht dem Ehemann zukommt. Die zu Verfügungen 
des Mannes erforderliche Zuſtimmung der Frau iſt von dem Gewalthaber zu erteilen (vgl. 
darüber, daß die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung hier nicht erforderlich iſt, § 1821 A 8). 
Wird die Ehe ohne feine Einwilligung geſchloſſen, fo erlangt der Mann, auch wenn die Frau 
von dem Recht der Anfechtung der Ehe ($ 1331) keinen Gebrauch macht, keine Rechte an dem 
Vermögen der Frau. Es tritt vielmehr Gütertrennung ein (88 1364, 1426, 1437 Abſ 2, 1519 
Abſ 2, 1549). Auch das Nutznießungsrecht des Gewalthabers geht in dieſem Falle nicht ver⸗ 
loren (8 1661). Eine Verheiratung des minderjährigen Sohnes, die nach $ 1303 nicht zugelaſſen 
werden ſoll, würde, wenn ſie gleichwohl vorkommen würde, den Fortbeſtand der elterlichen 
Gewalt nicht berühren. 


8 1634 


Neben dem Vater hat während der Dauer der Ehe die Mutter das Recht 
und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des 
Kindes iſt ſie nicht berechtigt, unbeſchadet der Vorſchrift des S 1685 Abſ 1. 
Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den Eltern geht die Meinung 
des Vaters vor! ). 

E I 1506 II 1529; M 4 754; P 4 549. 

1. Recht der Mutter. An der Ausübung der elterlichen Gewalt nimmt die Mutter während 
beſtehender Ehe inſofern teil, als ihr ebenſo wie dem Vater die tatſächliche Fürſorge für 
die Perſon des Kindes gebührt. Die Frau kann von dem Manne verlangen, daß ihr eine 


’ 
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dieſem Recht entſprechende Einwirkung auf das Kind geſtattet, der Aufenthalt des Kindes 
ihr nicht verheimlicht wird. Es iſt dies ein im Klagewege verfolgbarer Anſpruch, der ihr nicht 
um des Kindes willen, ſondern um ihrer ſelbſt willen gegen den Ehemann zuſteht und der deshalb 
im Prozeßwege verfolgt werden kann. Rückſichten auf das Wohl des Kindes konnen allerdings 
dem Manne gebieten, den Verkehr der Mutter mit dem Kinde zu beſchränken oder zeitweiſe 
auszuſchließen (vgl. 8 1634 A 2, § 1636 A 1). Eine von dem Vormundſchaftsrichter im Intereſſe 
des Kindes gemäß § 1666 getroffene Anordnung iſt für den Prozeßrichter bindend. Das 
Fürſorgerecht der Mutter ſteht, ſoweit dieſe nicht uach § 1685 ein feſtes Recht zur Vertretung 
des Vaters hat, dem Recht des Vaters — nicht dem Recht des Beiſtandes, §8 1689, 1707 
Sat 3 — inſofern nach, als bei Meinungsverſchiedenheiten die Meinung des Vaters 
entſcheidet. Der Mutter bleibt nur übrig, falls ſie durch die Entſcheidung das Wohl des Kindes 
für gefährdet erachtet, das Vormundſchaftsgericht anzurufen, und ſie kann ſich im Falle des 
Notſtandes bis zu dieſem Zeitpunkte der Meinung des Vaters widerſetzen. Gegen die Ent 
1 des Vormundſchaftsgerichts ſteht ihr nach 8 57 Nr 9 FGG die Beſchwerde zu (RG 
56, 129). 

2. Die Ehefrau hat, da auch hinſichtlich der Beſtimmung des Aufenthalts die Meinung 
des Mannes vorgeht, an ſich nicht das Recht, ſolange nicht eine Entſcheidung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts ergangen iſt (vgl. A 1), die Herausgabe des Kindes an den Mann zu ver- 
weigern. Iſt ſie aber befugt, von dem Manne getrennt zu leben, ſo kann ſie einwenden, daß 
das Herausgabeverlangen des Mannes ſich als Mißbrauch ſeines Rechtes darſtelle. Es 
folgt dies nicht ſowohl aus 8 1354 Abſ 2 als aus dem das Familienrecht beherrſchenden all⸗ 
gemeinen Grundſatze, daß eine ſchrankenloſe und willkürliche Ausübung ſolcher Rechte unzuläſſig 
iſt. Der Einwand des Mißbrauchs iſt begründet, wenn der Mann die Herausgabe des Kindes 
verlangt, um auf die die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft mit Grund verweigernde 
Frau einen unberechtigten Druck auszuüben, ſomit überhaupt nicht in Wahrnehmung der 
Fürſorge für die Perſon des Kindes handelt (RG 55, 419; JW 07 66; Warn 09 Nr 107; 23 
1915, 5057). In einem ſolchen Falle kann die Frau ſogar, wenn der Mann ihr das Kind vor: 
enthält, ihrerſeits auf Herausgabe klagen (RG Warn 08 Nr 222). Ein Mißbrauch iſt es ferner 
allgemein, wenn das Herausgabeverlangen des Mannes in Wirklichkeit nicht der Sorge für die 
Perſon des Kindes entipringt. Ein ſolcher Mißbrauch liegt nicht nur in dem Falle des $ 226 
vor, daß die Ausübung des Rechtes nur den Zweck haben kann, einem andern Schaden zu⸗ 
zufügen, ſondern iſt auch dann ‚anzunehmen, wenn der Ehemann mit dem Herausgabever⸗ 
langen ausſchließlich oder doch in überwiegendem Maße den Zweck einer Schädigung oder 
Kränkung der Frau oder andere unlautere Zwecke verfolgt (RG JW 1912, 39516, 1915, 126156; 
1917, 9026; Warn 1912 Nr 437; 1917 Nr 251). Danach kann ein Mißbrauch z. B. darin ge⸗ 
junden werden, daß der Mann ſeiner ſehr kränklichen Frau die Kinder wegnehmen will, ob⸗ 
chon aller Vorausſicht nach dieſe Wegnahme eine ſchwere Schädigung ihrer Geſundheit nach 
ich ziehen würde (RG JW 1912, 39519). Bloß deshalb, weil fie zum Getrenntleben berechtigt 
it, kann die Ehefrau die Herausgabe des Kindes nicht verweigern, da ſie ſonſt, ohne daß die 
Frage eines auf ihrer Seite vorhandenen Verſchuldens von Bedeutung iſt, die gleichen Rechte 
haben würde wie eine ohne ihr Verſchulden geſchiedene Ehefrau (RG JW 1913, 64670). 

mwendungen der Frau bloß aus dem Grunde, daß das Wohl des Kindes gefährdet fein 
würde, wenn es an den Mann herausgegeben werden müßte, ſind ausgeſchloſſen. Die Ehe⸗ 
Tran iſt in ſolchem Falle lediglich darauf angewieſen, die Entſcheidung des Vormundſchafts 
gerichts nach $ 1666 anzurufen (RG JW 1915, 12615; Warn 1917 Nr 251). Iſt die Ehe ge- 
er leden, fo kann die Herausgabe des Kindes an den erziehungsberechtigten Ehegatten nur 
(gert werden, wenn dieſer einer nach 8 226 verwerflichen Schikane ſich ſchuldig macht 
928 11.12.19 IV 257/19; Warn 1918 Nr 13). Über das Verhältnis der Klage auf Heraus: 
1 2 des Kindes zu der einſtweiligen Verfügung des Eherichters (8 627 ZPO) I. 8 1085 A 2 
E., über das Recht der getrennt lebenden Ehefrau auf Verkehr mit dem Kinde $ 1686 A 1. 


3. Hat die Mutter in ſchwer verletzender Weiſe in das Er iehungsrecht des Vaters ein⸗ 
gegriffen, ſo kann dieſer, ſofern die Veſorgnis er Beeinträchtigung gerechtfertigt iſt, 
Anßerftenfalls auf Unterlaſſung klagen. Vorausgeſetzt iſt jedoch, daß ſonſtige zur Wahrung 
die Erziehungsrechts ſich bietende Maßnahmen (3. B. die Benachrichtigung des Dritten, daß 
oh unter dem bloßen Familiennamen ausgeftellten Schreiben von der Mutter herrühren) 

me Erfolg bleiben würden (RG Seuffa 66 Nr 240). 


4. Die Pflicht der Mutter, neben dem Vater für di ind 
e ater für die Perſon des Kindes zu ſorgen, beſteht 
fie gr Sürforgepflicht gegenüber dem Kinde und in der Pflicht der Aufſicht, deren Verletzung 
lie Su ten gegenüber haftbar macht. Die Aufſichtspflicht der Mutter tritt ein, ſoweit der 
ke er ſeiner Aufſichtspflicht nicht genügt. Die Mutter iſt deshalb vom RG JW 1914, 19815 
ihm ar 0 eber weil ſie ie daß ihrem Sohne die und lte u zu dem 
5 N uten Schießwerkzeug von ihrem Manne belaſſen waren und ſie nicht ſelbſt fü 
Entfernung der Putronenhülfen geſorgt hatte. ht ſelbſt für 
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8 1635 


Iſt die Ehe aus einem der in den SS 1565 bis 1568 beſtimmten Gründe 
geſchieden, ſo ſteht, ſolange die geſchiedenen Ehegatten leben, die Sorge 
für die Perſon des Kindes, wenn ein Ehegatte allein für ſchuldig erklärt 
iſt, dem anderen Ehegatten zu; ſind beide Ehegatten für ſchuldig erklärt, ſo 
ſteht die Sorge für einen Sohn unter ſechs Jahren oder für eine Tochter 
der Mutter, für einen Sohn, der über ſechs Jahre alt iſt, dem Vater zu !)). 
Das Vormundſchaftsgericht?) kann eine abweichende Anordnung treffen, 
wenn eine ſolche aus beſonderen Gründen im Intereſſe des Kindes geboten 
iſt; es kann die Anordnung aufheben, wenn ſie nicht mehr erforderlich iſt. 

Das Recht des Vaters zur Vertretung des Kindes bleibt unberührt). 


E I 1456 II 1479; M 4 622; P 4 440, 660; 6 294. 


1. Zit die Ehe durch rechtskräftiges Urteil (8 1564) geſchieden, ſo kann nicht wie bei be⸗ 
ſtehender Ehe die tatſächliche Fürſorge für die Perſon der Kinder von den beiden Eheleuten 
gemeinſchaftlich ausgeübt werden. Es bedarf deshalb der Beſtimmung, welchem Ehegatten 
die tatſächliche Fürſorge zufällt, während der andere Ehegatte auf das Recht des Verkehrs 
mit dem Kinde ($ 1636) beſchränkt iſt. In erſter Linie kommt es darauf an, wer in dem 
Scheidungsurteil (auch wenn der Ausſpruch nur in den Gründen ſich findet, RIA 8, 6) für 
ſchuldig erklärt wird. Dieſer verliert zugunſten des andern Ehegatten das Recht der Fürſorge. 
Sind beide Teile für ſchuldig erklärt, ſo fallen die Kinder bis zur Vollendung des ſechſten Jahres 
und die Töchter der Mutter, die über ſechs Jahre alten Söhne dem Vater zu. Der 8 1635 findet 
keine Anwendung, wenn die Ehe wegen Geiſteskrankheit aus 8 1569 geſchieden iſt, in welchem 
Falle eine Schuldigerklärung nicht ſtattfinden kann. Bei Scheidung wegen Geiſteskrankheit 
der Frau behält der Mann das Fürſorgerecht im vollen Umfange. Bei Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit des Mannes wird § 1685 Ab] 2 anwendbar, wonach die Ausübung der elter⸗ 
lichen Gewalt der Mutter übertragen werden kann. Für die Anwendung des 8 1685 iſt ferner 
kein Raum, wenn der eine Elternteil die elterliche Gewalt und damit auch das Recht der Sorge 
für die Perſon des Kindes verwirkt hat (vgl. 88 1680, 1684 Abſ 1 Nr 2 — a. A. Staudinger A 4). 
Ebenſo kann § 1635 keine Anwendung finden, wenn dem einen Elternteil die Sorge für die 
Perſon auf Grund des § 1666 entzogen ift oder ſpäter nach Scheidung der Ehe entzogen wird. 
Durch § 1635 wird das Recht des einen Ehegatten immer nur gegenüber dem andern 
Ehegatten, nicht gegenüber dem nach § 1666 zu beſtellenden Pfleger oder Vormund be⸗ 
ſchränkt (KJ 42 A 28). Im Verhältnis zu dieſem hat das Recht des Ehegatten den Vorzug. 
Hieraus folgt, daß, wenn in dem Verfahren aus $ 1635 in Frage kommt, ob gegen den einen 
Ehegatten aus $ 1666 einzuſchreiten iſt, zunächſt hierüber entſchieden werden muß (RIA 
12, 10; KGJ 46 A 35). Die in $ 1635 beſtimmte Regelung gilt nur fo lange, als beide Ehe⸗ 
gatten am Leben ſind. Mit dem Tode eines Ehegatten kommt ſie in Wegfall. — Die geſchiedene 
Frau, die nicht fürſorgeberechtigt ift, kann strafrechtlich nach $ 180 StGB nicht verantwortlich 
gemacht werden, weil ſie unterlaſſen hat, die bei ihr wohnende Tochter von unſittlichem Ver: 
kehr abzuhalten (RGSt Warn 1918 Nr 171). 

2. Das Vormundſchaftsgericht, dem der Eheſcheidungsrichter gemäß 8 630 ZPO bei 
Vorhandenſein eines minderjährigen Kindes von dem rechtskräftigen Scheidungsurteil Mit- 
teilung zu machen hat, ift befugt, eine von der geſetzlichen Regel abweichende Anordnung 
über die Zuweiſung zu treffen, falls es dies zum Wohle des Kindes für geboten erachtet, ohne 
daß die Vorausſetzungen des 9 1666 vorzuliegen brauchen. Ein Grund hierfür kann darin liegen, 
daß die Mutter, der an ſich die Erziehung zufallen würde, vollſtändig unter dem Einfluſſe 
ihres neuen Ehemanns ſteht und dieſer dem Vater des Kindes feindlich geſinnt iſt (RG Warn 
1911 Nr 435). Die für das Kind ſich ergebende größere Annehmlichkeit kann natürlich nicht aus 
ſchlaggebend fein (Seuffl 67 Nr 84). Die Entſcheidung gebührt ausschließlich dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht. Die von dieſem erlaſſene Anordnung iſt für den Prozeßrichter bindend, 
und zwar auch dann, wenn das Vormundſchaftsgericht vor der endgültigen Entſcheidung 
eine vorläufige Anordnung getroffen hat (R IWW 1910, 1131). Dadurch, daß über das 
Recht der verſönlichen Fürſorge bereits ein Rechtsſtreit anhängig iſt, wird das Eingreifen 
des Vormundſchaftsgerichts nicht ausgeſchloſſen (RGS 63, 275). Anderſeits wird durch das 
Einſchreiten des Vormundſchaftsrichters das Prozeßverfahren nicht aufgehalten. Die Aus 
ſetzung des Prozeßverfahrens bis zur Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts kann, da bis 
zu dieſem Zeitpunkte der Kläger ſchutlos bleiben würde, nicht verlangt werden (MG JW 
07, 66). Darüber, daß im vormundſchaftsgerichtlichen Verfahren ein Pfleger nicht beſtellt 
zu werden braucht, ſ. Vorbem 4 vor $ 1616. Schon vor der Scheidung kann von dem Chen 
ſcheidungsrichter eine Entſcheidung über die Sorge für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder 


P 
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— Wozu auch die Regelung des Verkehrs der Eltern mit ihnen gehört — durch einſtweilige 
Verfügung (88 627, 940 ZPO) für die Dauer des Scheidungsprozeſſes erlaſſen werden. 
Es iſt hierbei ebenfalls in erſter Linie auf das Wohl der Kinder Rüctſicht zu nehmen (RG 
30. 11. 08 IV 530/08). Iſt die Sachlage in dem Scheidungsprozeſſe eine ſolche, daß der Aus⸗ 
gang des Prozeſſes vorausgeſehen werden kann, ſo kann es ſich rechtfertigen, die dem § 1635 
entſprechende Zuweiſung, um einen für die Erziehung unzuträglichen Wechſel des Aufenthalts 
zu vermeiden, ſchon jetzt eintreten zu laſſen. Dieſe Rücksicht kann auch, wenn der Ausgang 
des Prozeſſes ungewiß iſt, dahin führen, das Kind vorläufig bei dem Elternteile, bei dem es 
mit früherem Einvernehmen des andern Elternteils ſich befindet, zu belaſſen (Ach 1. 7. 07 
IV 36/07). Auch die Notwendigkeit der mütterlichen Pflege kann für die Zuweiſung ausſchlag⸗ 
gebend ſein. Durch den Erlaß der einſtweiligen Verfügung wird eine Klage auf Herausgabe 
des Kindes, die ihre Bedeutung auch über die Dauer des Scheidungsprozeſſes hinaus behält, 
nicht ausgeſchloſſen. Solange aber die einſtweilige Verfügung zu Recht beſteht, kann dem 
Klageantrage nicht ſtattgegeben werden (RG 21. 10. 07 IV 394/07). Umgekehrt ſteht auch 
die Anhängigkeit der Klage auf Herausgabe dem nicht entgegen, daß über die Zuweiſung 
des Kindes durch einſtweilige Verfügung des Eherichters entſchieden wird (MG 2. 5. 07 IV 56/07). 
Auch das Vormundſchaftsgericht kann ausnahmsweiſe ſchon vor der Scheidung für die Dauer 
des Scheidungsprozeſſes eine einſtweilige Anordnung über die Sorge für die Perſon der 
gemeinſchaftlichen Kinder auf Grund der $$ 1666ff. treffen. Eine ſolche Anordnung darf aber 
über die Grenzen der 98 1666 ff. nicht hinausgehen (RIA 13,5). — Beſteht zwiſchen gel chiedenen 
Eheleuten darüber Streit, wem von ihnen die Fürſorge für die Perſon des Kindes gebührt, 
fo ift es im Intereſſe des Kindes und der Eltern, daß der Streit baldmöglichſt geſchlichtet wird. 
Das zur Anſtellung einer Feſtſtellungsklage nach $ 256 ZPO erforderliche Intereſſe an 
alsbaldiger Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes iſt in einem ſolchen Falle nicht zu verneinen. 
Selbſt dann, wenn dem im Auslande lebenden Ehegatten das Recht der Fürſorge durch aus⸗ 
ländiſches Urteil bereits zugeſprochen iſt, kann er ein gerechtfertigtes Intereſſe haben, dieſes 
Recht durch inländiſchen Richterſpruch feſtgeſtellt zu ſehen (NG JW 1913, 92719). 

3. Zur Vertretung des Kindes (vgl. § 1630 A 1) gehört auch die Geltendmachung des 
Unterhaltsanſpruchs. Richtet ſich dieſer Anſpruch gegen den Vater, fo iſt dem Kinde nach 
$ 1909 ein Pfleger zu beſtellen. Die Mutter iſt als ſolche (abgeſehen von der nach $ 627 ZPO 
zuläſſigen Regelung des Unterhalts durch einſtweilige Verfügung des Eherichters) zur Ein⸗ 
klagung des Unterhaltsanſpruchs nicht befugt (M® 4. 6. 09 IV 519/08). Bei Mißbrauch des 
Vertretungsrechts kann das Vormundſchaftsgericht nach $ 1630 in Verbindung mit § 1796 
und nach SS 1666 ff. einfchreiten. Ein klagbarer Anſpruch auf Vornahme einer beſtimmten 
Vertretungshandlung iſt nicht gegeben. 


4. Den Eheleuten iſt es — unbeſchadet der dem Vormundſchaftsgericht verbleibenden 


ü 95 f Errei ile aus 
zuüben (RG rn 1918 N 102, n Ehegatten zur Erreichung beſonderer Vorteile a 


§ 1636 
Der Ehegatte, dem nach 8 16: Bm i Ft 
1635 die Sorge für die Perſon des Kindes nich 

zufteht, behält die Befugnis, mit dem Kinde 1 55 zu verkehren). Das 


Vormundſchaftsgericht kann 2 3 
E 1457 II 1480; M 4 628; P 4 * e Kühe N ) 


1. Die Befugnis zum perſönlichen? x ; er er 

i Verkehr em Kinde ſtellt ſich als ein unentzieh⸗ 

e nes Recht der elterlichen Gewalt, als ein Recht der durch die elterliche 
92 9658 enen Berfonenfittjorge, nicht als ein auf dem bloßen Verwandtſchaftsverhältnis 
1765 A 2 ech dar (dc 64, 50; dl. 88 1033 A 1, 1666 A 4, 1676 A 1. 1685 A 2, 1788 A 3, 
N 5 ha das KO, wie z. B. in RIM 11, 256). Dem nicht ſorgeberechtigten Eltern: 
des Kindes zäglichleit nicht entzogen werden fich ſelbſt von dem leiblichen und geiſtigen Wohle 
Pereflaffen vr überzeugen, um danach das Nötige für die Förderung des Wohles des Kindes 
berechtigt El können. Ein Recht auf ſolchen Verkehr hat in gleicher Weiſe der nicht ſorge⸗ 
igte Elternteil, wenn er aus gerechtfertigten Gründen von dem Gewalthaber ge⸗ 
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treunt lebt, worüber im Streitfalle das Prozeßgericht zu enticheiden hat (vgl. RF 69, 94; 
§ 1634 A 2). Die Vorſchrift des § 1634 Satz 2 ſteht dieſem Recht nicht entgegen. Die Regelung 
des Verkehrs kommt — abgeſehen von der in $ 627 ZPO dem deutſchen Eherichter nach⸗ 
gelaſſenen einſtweiligen Verfügung, die indes auf die Regelung im einzelnen ſich nicht zu 
erſtrecken hat (RG 69, 94; a. A. OLG 27, 112 a. E.) — ausſchließlich dem Vormundſchafts⸗ 
gericht zu, das bei Gefährdung des Wohles des Kindes von Amts wegen einzuſchreiten hat 
(RG 63, 238; 69, 97). Der Rechtsweg iſt daher für einen ſolchen Streit der Ehegatten, auch 
der ausländiſchen Ehegatten (RG Gruch 58, 205), ausgeſchloſſen, falls nicht der Streit nur die 
Frage betrifft, ob der Ehegatte überhaupt zum Verkehr berechtigt iſt (für den Ausſchluß des 
Rechtswegs auch in dieſem Falle Lohmann in Gruch 61, 57). Dieſe Regelung iſt auch dann 
Sache des Vormundſchaftsgerichts, wenn zwiſchen den getrennt lebenden Ehegatten ein 
Scheidungsverfahren nicht anhängig iſt (NG 69, 94; ebenſo Ki in RIA 11, 172 — vgl. v. Blume 
in Seuff Bl 72, 95ff., der $ 1636 ganz allgemein für anwendbar hält, wenn aus irgendeinem 
Grund ein Ehegatte von der Erziehung des Kindes ausgeſchloſſen ift). Die Beſtimmungen 
ſind ſo zu treffen, daß die Intereſſen des fürſorgeberechtigten Elternteils nicht unnötig be⸗ 
einträchtigt werden und möglichſt ein jeder ſchädliche Einfluß des andern Elternteils auf das Kind 
vermieden wird. In dieſem letzteren Intereſſe kann namentlich angeordnet werden, daß der 
Verkehr nur unter Aufſicht eines Dritten ſtattfinden darf. Ohne eine ſolche Anordnung braucht 
der Verkehrsberechtigte ſich eine derartige Überwachung nicht gefallen zu laſſen (anders Loh⸗ 
mann in Gruch 61, 38). Bei Feſtſtellung der Zahl und der Dauer der einzelnen Beſuche iſt 
darauf Rücksicht zu nehmen, daß die Gleichmäßigkeit der Erziehung des Kindes nicht gefährdet 
und das Kind dem Erziehungsberechtigten nicht entfremdet wird (KJ 48 A 6). Nicht be⸗ 
rechtigt iſt das Vormundſchaftsgericht, andersartige Bedingungen feſtzuſetzen. Es kann ins⸗ 
beſondere den Verkehr nicht davon abhängig machen, daß der Elternteil zuvor ſeine Ver⸗ 
pflichtung zur Unterhaltsgewährung dem Kinde gegenüber erfüllt hat (RIA 12, 3). Aus 
beſondern Gründen kann der perſönliche Verkehr vorübergehend ganz unterſagt werden 
(vgl. Prot 4, 449). Daß das Kind vor dem nicht fürſorgeberechtigten Elternteil Angſt emp⸗ 
findet, iſt nicht ohne weiteres ein Grund zur Beſchränkung des Verkehrs. Es iſt Pflicht des 
andern Ehegatten, durch vernünftige Vorſtellungen dem Kinde dieſe Angſt zu nehmen und die 
Einflüſſe zu beſeitigen, die dieſe Angſt hervorrufen (RG 23. 12. 01 IV 286/01). Das Recht 
auf perſönlichen Verkehr iſt nicht auf den Zutritt zu den Kindern in der Wohnung des andern 
Elternteils beſchränkt. Die Zuſammenkunft kann auch am dritten Orte ſtattfinden, auch an 
einem von dem gewöhnlichen Aufenthaltsort des Kindes entfernten Orte. Ein Anſpruch auf 
brieflichen Verkehr, auf Ausweiſe über das Befinden der Kinder, auf Vorlegung der Schul⸗ 
zeugniſſe, auf Überſendung einer Photographie des Kindes uſw iſt, abgeſehen von beſondern 
Ausnahmefällen, nicht anzuerkennen (vgl. KG 34 A 23). Das Verkehrsrecht kaun immer 
nur perſönlich, nicht durch einen Beauftragten ausgeübt werden. Über die Regelung des Ver⸗ 
kehrs können die Eltern ſich rechtswirkſam einigen, unbeſchadet der Befugnis des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, im Intereſſe des Kindes eine abweichende Anordnung zu treffen. Es iſt aber 
nicht Aufgabe des Vormundſchaftsgerichts, die von den Eltern getroffenen unvollſtändigen 
Vereinbarungen zu ergänzen (Seuffa 60 Nr 77). Über die Auslegung ſolcher Vereinbarungen 
hat, ſoweit eine Regelung des Verkehrs von dem Vormundſchaftsgericht nicht vorgenommen 
iſt, in einem zwiſchen den Eltern geführten Rechtsſtreit das Prozeßgericht zu befinden. Zur 
Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts, nicht des Vormundſchaftsgerichts, gehört es auch, darüber 
zu entſcheiden, welcher der Ehegatten die durch den Verkehr entſtehenden Koſten, die regel⸗ 
mäßig dem verkehrsberechtigten Ehegatten zur Laſt fallen, zu tragen hat (KG in RIA 8, 89). 
Dritten Perſonen gegenüber kann das Vormundſchaftsgericht, das nur berufen iſt, das Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen den Ehegatten unter Berückſichtigung der Intereſſen des Kindes zu regeln, 
keine Anordnungen treffen (KJ 44 A 23). Darüber, daß für Ausländer, deren Ehe nach den 
Geſetzen des Auslandes geſchieden ift, das nach dieſen Geſetzen beſtehende Verkehrsrecht maß ⸗ 
gebend bleibt, ſ. Vorbem 6 vor $ 1616. 

2. Streitig iſt, ob auf die Vollſtreckung der von dem Prozeßrichter durch einſtweilige 
Verfügung erlaſſenen Anordnung, daß der eine Elternteil das Kind dem andern zuzuführen 
habe, 8 888 ZPO Anwendung findet. Das RG hat dies in ZW 04, 5571° (vgl. dagegen KJ 
37 A 23) mit der anfechtbaren Begründung verneint, daß die Zuführung des Kindes nicht 
eine lediglich von dem Willen des Verpflichteten abhängige Handlung ſei, weil im einzelnen 
Falle äußere Umſtände, wie Krankheit des Zuzuführenden, Mittelloſigkeit des Verpflichteten, 
die Zuführung verhindern könnten, und hat deshalb lediglich 8 883 für anwendbar erachtet. 
Kommt 8 888 zur Anwendung, ſo kann die Strafandrohung erſt im Zwangsvollſtreckungs⸗ 
verfahren erlaffen, nicht bereits in das Urteil oder die einſtweilige Verfügung aufgenommen 
werden (RG JW 09, 2423; 28. 10. 09 IV 173/09). Dem Vormundſchaftsgericht ſteht zur 
Durchführung der von ihm getroffenen Anordnung das Mittel der Ordnungsſtrafe (soweit 
ſolche landesgeſetzlich zuläſſig iſt) zur Verfügung. Von dieſem Mittel kaun es in der Weiſe 
Gebrauch machen, daß es dem verpflichteten Ehegatten bei Strafe aufgibt, die Abholung 
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des Kindes zu dulden (RG 63, 241), das Kind zur Abholung bereitzuhalten (wobei der 
etwaige Widerſtand des Kindes durch Anwendung der Erziehungsgewalt zu brechen iſt, 
KJ 37 A 24) oder das Kind dem andern Ehegatten zuzuführen. Die zu leiſtende Handlung 
muß in ihren Einzelheiten beſtimmt bezeichnet werden. Eine Ordnungsſtrafe kann nicht 
verhängt werden, wenn der verpflichtete Elternteil nicht die Mittel beſitzt und auch von 
dem andern Elternteil nicht vorgeſchoſſen erhält, um die Koſten der zur Zuführung des 
Kindes nötigen Reiſe zu beſtreiten. Eine Klage auf Vollſtreckung der vom Vormundſchafts⸗ 
gericht getroffenen Anordnung iſt nicht gegeben (RG 63, 239). Iſt landesrechtlich, wie z. B. 
in Preußen nach Art 17 PröGG und in Bayern, in Vormundſchaftsſachen die Anwendung 
unmittelbaren Zwanges zuläſſig, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die einzelnen zur 
Ausführung des Zwanges vorzunehmenden Handlungen ſelbſt zu beſtimmen, es kann nicht die 
zu ergreifenden Maßnahmen dem Ermeſſen des Gerichtsvollziehers überlaſſen (BaySbe 
in Bay 1911, 119; KGJ 37 A 18). 


8 1637 


Iſt die Ehe nach § 1348 Abſ 2 aufgelöſt, jo gilt in Anſehung der Sorge 
für die Perſon des Kindes das gleiche, wie wenn die Ehe geſchieden iſt und 
beide Ehegatten für ſchuldig erklärt ſind ). 

E 1 1465 II 1485 Satz 1; M 4 645; P 4 456. 

1. Dem Falle der Scheidung der Ehe aus Verſchulden beider Teile wird es hier gleich⸗ 
geſtellt, wenn die Ehe nach Todeserklärung des einen Ehegatten, deſſen Fortleben ſich ſpäter 
herausſtellt, durch Wiederverheiratung des andern Ehegatten aufgelöft iſt ($ 1348), und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob dieſer Ehegatte das Fortleben gekannt hat oder nicht. 


8 1638 


„Das Recht und die Pflicht, für das Vermögen des Kindes zu ſorgen (Ver⸗ 
mögensverwaltung) ), erſtreckt ſich nicht auf das Vermögen, welches das Kind 
von Todes wegen erwirbt oder welches ihm unter Lebenden von einem 
Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erblaſſer durch letztwillige 
Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung beſtimmt hat, daß der Erwerb 
der Verwaltung des Vaters entzogen ſein joll?). 

: Was das Kind auf Grund eines zu einem ſolchen Vermögen gehörenden 
Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung 
eines zu dem Vermögen gehörenden Gegenſtandes oder durch ein Rechts⸗ 
geſchäft erwirbt, das ſich auf das Vermögen bezieht, iſt gleichfalls der Ver⸗ 
waltung des Vaters entzogen). 

61 1610 IT 1580; M 4 7583 P 4 266. 


5 der urge für das 
in tatſä 
Verwal 
gefehlichen: th gen Gewalthabers, das von dem Verwaltungsrecht des Ehemanns bei 


ein ie = eine des 10 15 Zuwendung eigenen Vermögens an das Kind, da er als 
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Ber gung oberen Verwaltungs rechts. Der Dritte, 1 dem Kinde burch letztwillige 
mb er Vertrag unter Lebenden Vermögen zuwendet, hat bezüglich dieſes Ver⸗ 
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troffen werden. Ein Erwerb von Todes wegen liegt vor, auch wenn dem Kinde nur der 
Pflichtteil zugewandt wird. Die Ausſchließung des Verwaltungsrechts, wodurch dem Kinde 
ſelbſt nichts genommen wird, enthält keine unſtatthafte Beſchränkung des Pflichtteilsrechts. 
Bei Verträgen unter Lebenden iſt Vorausſetzung, daß die Zuwendung unentgeltlich iſt. Eine 
Anordnung des Vaters, der in Erfüllung ſeiner geſetzlichen Verpflichtung dem Kinde Unter⸗ 
haltsmittel zuwendet, über Ausſchließung des Verwaltungsrechts der im Beſitz der elterlichen 
Gewalt befindlichen Mutter würde wirkungslos ſein. Die Ausſtattung, mag ſie auch nicht als 
Schenkung gelten, erſcheint inſoweit als unentgeltliche Zuwendung, als keine Verpflichtung 
zur Ausſtattung (Ausſteuer) beſteht (58 1624, 1620). Dem von der Verwaltung der Erbſchaft 
ausgeſchloſſeuen Elternteil iſt durch dieſe Ausſchließung auch das Recht entzogen, die Erbſchaft 
auszuſchlagen (a. A. KJ 48 A 22). Die Frage, ob der Dritte ſchon vor Geburt des Kindes 
bei einer Zuwendung an die künftige Nachkommenſchaft (vgl. 8 1 A 4) die Ausſchließung 
des Verwaltungsrechts des Gewalthabers wirkſam beſtimmen kann, wird zu bejahen ſein. 
Die Erwägungen, aus denen das RG 65, 367 dazu gelangt iſt, die Möglichkeit der Ausſchließung 
des Verwaltungsrechts des Ehemanns ($ 1369) vor der Eheſchließung zu verneinen, treffen hier 
nicht zu. Über die Beſtellung eines Pflegers |. 8 1909 A 1 u. 3 und 8 1917 A 3. Die Aus⸗ 
ſchließung des Verwaltungsrechts wird übrigens nicht erſt mit Beſtellung des Pflegers, ſondern 
ſchon durch die von dem Dritten getroffene Beſtimmung wirkſam (RG 25. 2. 09 IV 298/08). 
Der von dem Verwaltungsrecht ausgeſchloſſene Gewalthaber iſt auch zur Erhebung von Klage: 
anſprüchen, die auf die Sicherung des Vermögens gerichtet find, nicht befugt (RG a. a. O.). 
Über Ausſchließung der Nutznießung ſ. 8 1651 A 2. 

3. Das von dem Pfleger zu verwaltende Vermögen bildet gegenüber dem in der Ver⸗ 
waltung des Gewalthabers befindlichen Vermögen ein Sondervermögen, das — ebenſo 
wie in den Fällen der 88 718 Abi 2, 1370, 1440, 1651, 2041, 2111 — nicht auf die urſprüng⸗ 
lichen Vermögensbeſtandteile beſchränkt ift, ſondern das Vermögen in ſeiner weiteren Eni 
wicklung begreift (Erſetzungsgrundſatz oder Surrogationsgrundſatz). Der rechtsgeſchäftliche 
Erwerb gehört zum Sondervermögen, wenn das Rechtsgeſchäft mit Beziehung auf dieſes 
geſchloſſen iſt (vgl. RG JW 1916, 40810). Aber auch ſonſt iſt der Verwalter verpflichtet, den 
Erwerb, den er ſachlich in Angelegenheiten des Sondervermögens gemacht hat, dieſem Ver⸗ 
mögen zu überlaſſen. 


8 1639 


Was das Kind von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Lebenden 
von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, hat der Vater nach den 
Anordnungen des Erblaſſers oder des Dritten zu verwalten, wenn die An⸗ 
ordnungen von dem Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, von dem Dritten 
bei der Zuwendung getroffen worden ſind!). Kommt der Vater den An⸗ 
ordnungen nicht nach, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die zu ihrer Durch⸗ 
führung erforderlichen Maßregeln zu treffen?). 

Der Vater darf von den Anordnungen inſoweit abweichen, als es nach 
§ 1803 Abſ 2, 3 einem Vormunde geſtattet ijt?). 

E 1 1503, 1545, 1660 II 1531, 1556 Abſ 2; M 4 741, 1104; P 4 617. 

1. Val. 8 1638 A 2 u. 3. 

2. Soweit die Beſchränkung des Verwaltungsrechts darin beſteht, daß der Gewalthaber 
zur Vornahme beſtimmter Rechtshandlungen nicht befugt ſein ſoll, tritt ſie unmittelbar in 
Kraft. Im übrigen iſt es Sache des Vormundſchaftsgerichts, die Befolgung der im 
Intereſſe des Kindes getroffenen Anordnungen zu überwachen. Behufs zwangsweiſer Durch⸗ 
führung der Anordnungen kann das Vormundſchaftsgericht nötigenfalls dazu ſchreiten, die 
Verwaltung des Vermögens — nicht die Nutznießung (vgl. $ 1656 Abſ 1) — dem Gewalt: 
haber zu entziehen und einem Pfleger zu übertragen, ohne daß die Vorausſetzungen des 8 1667 
vorzuliegen brauchen. Es kann dem Gewalthaber die Pflicht zur Rechnungslegung, Sicher⸗ 
heitsleiſtung uſw. auferlegen. 

3. Zur Abweichung von den Anordnungen iſt der Gewalthaber nur befugt mit Zuſtim ⸗ 
mung des Zuwenders oder, wenn deſſen Erklärung für längere Dauer nicht zu beſchaffen iſt, 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (. hierüber 8 1808 A 2 u. 3). 


S 1640 


Der Vater hat das ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen des 
Kindes, welches bei dem Tode der Mutter vorhanden iſt oder dem Kinde 
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ſpäter zufällt, zu verzeichnen!) und das Verzeichnis, nachdem er es mit der 
Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit verſehen hat, dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht einzureichen. Bei Haushaltsgegenſtänden genügt die 
Angabe des Geſamtwerts !). 

Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, ſo kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht anordnen, daß das Verzeichnis durch eine zuſtändige Behörde oder 
durch einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird. Die 
Anordnung iſt für das infolge des Todes der Mutter dem Kinde zufallende 
Vermögen unzuläſſig, wenn die Mutter ſie durch letztwillige Verfügung aus⸗ 


geſchloſſen hat“). 
M 4 742; P 4 562 ff. 


1. Aus der Pflicht der Verwaltung ergibt ſich ohne weiteres die Pflicht des Gewalt⸗ 
habers, das in ſeine Verwaltung gelangte Vermögen zu verzeichnen, damit er auf dieſer 
Grundlage der nach Beendigung der elterlichen Gewalt ihm obliegenden Rechnungslegungs⸗ 
pflicht ($ 1681) genügen kann. Eine Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts darüber, daß dieſe 
Verzeichnungspflicht erfüllt wird, findet bei Lebzeiten des andern Ehegatten nicht ſtatt. Iſt 
dieſer aber geſtorben, ſo iſt dem Gewalthaber durch die auf einem Beſchluſſe der RTK (Ber 
S. 364ff.) beruhende Vorſchrift des § 1640 die Verpflichtung auferlegt, ein Verzeichnis des 
Kindesvermögens dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Hiervon kann er auch nicht 
durch Anordnung des andern Ehegatten oder des Zuwendenden befreit werden. Die Ver⸗ 
zeichnungspflicht erſtreckt ſich nicht bloß auf das zur Zeit des Todes des andern Ehe ⸗ 
gatten vorhandene, ſondern auch auf das erſt ſpäter dem Kinde zufallende Vermögen, und 
zwar auch dann, wenn dieſer Erwerb erſt nach Einreichung des Verzeichniſſes eintritt (a. A. Stau⸗ 
dinger A 2a; Blume A 3b). Dem Anfall eines Vermögens iſt der Erwerb einzelner Ver. 
mögensgegenftände nicht gleichzuſtellen. Nachträgliche Anderungen des Vermogensbeſtandes 
ind in das einzureichende Verzeichnis nicht aufzunehmen. Von der Pflicht zur Einreichung 
des Verzeichniſſes wird der Gewalthaber nicht dadurch frei, daß ſich das Vermögen im Beſitz 
eines Nießbrauchers oder Pfandgläubigers befindet, auch nicht dadurch, daß das Vermögen, 
au dem das Kind als Miteigentümer, Geſellſchafter oder Miterbe beteiligt iſt, vertragsmäßig 
oder infolge Anordnung des Erblaſſers für Rechnung der Gemeinſchaft von einem andern 
verwaltet wird (vgl. KJ 36 A 38 — a. A. Blume A Be und teilweiſe Staudinger A 2b). 
Iſt das Kind Inhaber oder Teilhaber eines Geſchäftsunternehmens, ſo wird es regelmäßig 
genügen, wenn die vor dem Tode des andern Ehegatten aufgenommene letzte Inventur und 
Bilanz eingereicht wird. Der Verzeichnungspflicht unterliegt dagegen nicht das Vermögen 
ber zuriſtiſchen Perſon, an dem das Kind anteilsberechtigt iſt, auch nicht das zum Geſamtgut 
gehörende Vermögen, wenn der Gewalthaber nach dem Tode des andern Ehegatten die 
a Gütergemeinſchaft mit den Kindern fortſetzt, da ſich ſeine Verpflichtungen hier 
— ſchließlich nach dem Rechte der Gütergemeinſchaft beſtimmen (vgl. 88 1487, 1442 ff., 1493). 
liche nr 12 nicht verzeichnet zu werden das in der Verwaltung des Vorerben befind⸗ 
vert * gen, wovon jedoch aus praktiſchen Rückſichten für den Fall, daß im Teſtament des 
rg Ehegatten der Gewalthaber als Vorerbe oder auch als befreiter Vorerbe und 
da nd als Nacherbe eingeſetzt ift, eine Ausnahme zu machen ift, da gerade in dieſem Falle 
hört, e „was zum Nachlaß und was zum eigenen Vermögen des Gewalthabers ge- 
nur eine Pflichtteitsſortaeit iſt (RG 65 143; KG 43 A 38). Steht dagegen une 
Bilichtteilslaft nhliogs 7 zu, fo genügt der Gewalthaber, auch wenn ET N Ber 
Perſon des Schuldners de Berseichnungspflicht indem er die Forderung durch Angab 
unbeſchadet des Rechtes 5 Veinbeteags des Nachlaſſe⸗ und der Vfucht mare 2 19 
gibt, nähere Ermittlungen 2 armunbfejaftscichters, falls ihm die elenden I ee 
Jeg kee e ere oe den dende ier 2 

5 je Ei ; oſten des Ve “si F . 
verzeich ber die Einrichtung des Verzeichniſſes ift in 8 1640 beſtimmt, daß es nur ein Privat. 
1 9 1 8 daß bei Haushaltungsgegenſtänden (vgl. über den Begriff $ 1382 
6a er Gewalt N der einzelnen Stücke die Angabe des Geſamtwerts genügt und daß 
Nicht zu haber mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu verſehen hat. 
Gegenſtände. gen (it Die Angabe des Wertes der ſonſtigen in das Verzeichnis aufgenommenen 

egenſtänd e. Es muß dann aber eine die Wertangabe erjegende Beschreibung der Vermögens. 

leichnet ne gegeben werden. Die Forderungen müſſen dem Grunde und Betrage nach be- 
zeichnet werden. Auch ſind bie Verzinſungs⸗ u 12 Rückzahlungsbedingungen ſowie etwaf 10 
Zinsrückſtände anzugeben. Nicht unbedingt n 51 dig iſt die Aufführung der Schuld bie 
ledoch, obſchon die Angaben im Verzeichnis n des Kindes beweiſend ſi u e 
hin zur Vermeidung fpäterer Weit hnis nur zugunſten des! iſend find, immer ⸗ 
9 eiterungen im Intereſſe des Gewalthabers liegt. Eine Be⸗ 
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eidigung des Verzeichniſſes durch den Gewalthaber kann — abgeſehen von dem im Prozeſſe 
zuläſſigen Beweismittel der Eideszuſchiebung — nicht verlangt werden. 

3. Der Gewalthaber iſt zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes verpflichtet, ohne 
daß er eine Aufforderung des Vormundſchaftsgerichts abzuwarten hat (KJ 20 A 227). 
Das Vormundſchaftsgericht (das durch den Standesbeamten gemäß $ 48 FGG von dem 
Tode des Ehegatten Anzeige erhält) hat den Eingang zu überwachen und das eingegangene 
Verzeichnis — deſſen Offenlegung nicht verboten werden kann — in bezug auf ſeine formelle 
und ſachliche Richtigkeit zu prüfen. Genügt das Verzeichnis den nach dieſer Richtung zu 
ſtellenden Anforderungen nicht, fo kann das Vormundſchaftsgericht, ſoweit nicht die Mut- 
ter für das von ihr dem Kinde vererbte Vermögen dieſe Maßregel durch letztwillige 
Verfügung ausgeſchloſſen hat, die nach Landesrecht zuſtändige Stelle mit Aufnahme 
eines öffentlichen Verzeichniſſes betrauen. Das Vormundſchaftsgericht kann, ſoweit dies landes. 
geſetzlich zuläflig iſt, durch Ordnungsſtrafen den Gewalthaber zur Erfüllung feiner Pflichten 
anhalten (RG 57, 134 — a. A. Gimmerthal, Arch Bürgg 29, 298) und ihm nötigenfalls gemäß 
$ 1670 die Vermögensverwaltung entziehen. 


8 1641 


Der Vater kann nicht in Vertretung des Kindes Schenkungen“) machen. 
Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rütkſicht entſprochen wird. 

E I 1508, 1661 II 1532; M 4 741; P 4 559. 


1. In dem Recht der Verwaltung, die dazu dient, das Vermögen zu erhalten und nutzbar 
zu machen, iſt die Befugnis zur Vornahme von Schenkungen, ſoweit dieſe nicht einer durch 
beſondere Verhältniſſe begründeten ſittlichen Pflicht oder Anſtandspflicht entſprechen, 
nicht enthalten. Für die Beurteilung, ob und in welchem Maße eine ſolche Pflicht beſteht, 
iſt auch auf die Vermögensverhältniſſe des Kindes Rückſicht zu nehmen. Es iſt ferner zu prüfen, 
ob nicht nach den Grundſätzen einer ordentlichen Wirtſchaftsführung die Schenkung aus den 
dem Gewalthaber zustehenden Nutzungen zu beſtreiten war. Die allgemeine Pflicht zur Wohl⸗ 
tätigkeit iſt als eine ſittliche Pflicht im Sinne des § 1641 nicht ohne weiteres anzuerkennen 
(vgl. RG 70, 15). Unter Schenkungen find nur ſolche im Sinne des 8 516 (vgl. auch 8 517), 
nicht ſonſtige Freigebigkeiten zu verſtehen (über Verzicht auf den Rang einer Hypothek als 
Schenkung |. LZ 1917, 12815). Die unentgeltliche Überlaſſung des Gebrauchs einer Sache, 
die unentgeltliche Aufbewahrung usw. braucht nicht notwendig eine Schenkung zu fein. Durch 
ungerechtfertigte Vornahme derartiger Freigebigkeiten kann der Gewalthaber ſich erſatzpflichtig 
machen. Das Rechtsgeſchäft ſelbſt bleibt aber gültig. Zur Errichtung einer Stiftung iſt der 
Gewalthaber ebenſowenig wie zur Vornahme einer Schenkung befugt. Auch unentgeltliche 
Verzichte fallen nicht ohne weiteres unter den Begriff der Schenkung. Wegen der durch ge- 
ſchäftliche Rückſichten gebotenen Freigebigkeiten |. $ 1804 A 1; über die Genehmigungs⸗ 
bedürftigkeit der Erbſchaftsausſchlagung und ähnlicher Rechtsgeſchäfte ſ. 8 1643 Abſ 2. 


8 1642 


Der Vater hat das ſeiner Verwaltung unterliegende Geld des Kindes, 
unbeſchadet der Vorſchrift des § 1653, nach den für die Anlegung von Mündel⸗ 
geld geltenden Vorſchriften der 88 1807, 1808 verzinslich anzulegen, ſoweit 
es nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereit zu halten it‘). 

Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vater aus beſonderen Gründen 


eine andere Anlegung geſtatten?). 
E I 1508, 1664, 1665, 1667 II 1533; M 4 742; P 4 559. 


1. Aus der Verwaltungspflicht ergibt ſich die allgemeine Pflicht, die Vermögensgegen⸗ 
ſtände, insbeſondere Gelder und Wertpapiere, ſicher aufzubewahren und nutzbringend 
zu verwerten. Beſondere Beſtimmungen ſind in dieſer Beziehung nur über die Anlegung 
des Geldes — nicht über die Verwahrung von Wertpapieren und Koſtbarkeiten (88 1814ff.) — 
gegeben, indem die Vorſchriften der 88 1807, 1808 über die Anlegung von Mündelgeld 
für anwendbar erklärt ſind. Diele Vorſchriften greifen jedoch nur Platz ſoweit der Gewalthaber 
in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter des Kindes über die Anlegung zu beſtimmen 
hat. Sie find nicht anwendbar, wenn er in feiner Eigenſchaft als geſchäftsführender Geſell⸗ 
ſchafter oder als Teſtamentsvollſtrecker uſw. die Verwaltung des dem Kinde mit andern 
Perſonen gemeinſchaftlich gehörigen Vermögens führt oder wenn in Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niſſen die Anlegung durch Mehrheitsbeſchlüſſe geregelt wird. Sie gelten auch nicht für die bei 
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Beginn der Verwaltung bereits vorhandenen Kapitalanlagen. S. hierüber und über die 
Folgen vorſchriftswidriger Anlegung $ 1807 A 1. Die nicht mündelſichere Anlegung kann zum 
Einſchreiten aus $ 1667, äußerſtenfalls zur Eutziehung der Vermögensverwaltung nach 8 1670 
Anlaß geben. Übereinſtimmend mit $ 1806 iſt beſtimmt, daß die Vorſchriften über mündel⸗ 
ſichere Anlegung keine Anwendung finden auf das zur Beſtreitung von Ausgaben bereit 
zu haltende Geld (pol. 8 1806 A 1). Nicht für auwendbar erklärt ift der $ 1809. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht iſt deshalb abgeſehen von dem Falle des § 1667, nicht berechtigt, die Sperre 
des Sparguthabens des Kindes anzuordnen und würde wegen der hierdurch verurſachten 
Koſten und Weiterungen erſatzpflichtig ſein. a f 

2. Abſ 2 entſpricht dem § 1811. Aus beſondern Gründen, zur Vermeidung eines ſonſt 
dem Kinde entftehenden größeren Nachteils, kann das Vormundſchaftsgericht von der Vor⸗ 
ſchrift des § 1642 inſoweit Befreiung gewähren, als es dem Gewalthaber eine beſtimmte 
andere Anlegung des Geldes geſtattet. Nach § 1653 kann ferner das Vormundſchaftsgericht 
dem Gewalthaber geſtatten, das ſeiner Nutznießung unterliegende Geld, vorbehaltlich des 
ſpäteren Erſatzes, für ſich zu verwenden. 


§ 1643 


Zu Rechtsgeſchäften für das Kind bedarf der Vater der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts in den Fällen, in denen nach § 1821 Abſ 1 Nr 1 
bis 3, Abſ 2 und nach § 1822 Nr 1, 3, 5, 8 bis 11 ein Vormund der Ge⸗ 
nehmigung bedarf!) 2). 

Das gleiche gilt für die Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Ver⸗ 
mächtniſſes ſowie für den Verzicht auf einen Pflichtteil. Tritt der Anfall an 
das Kind erſt infolge der Ausſchlagung des Vaters ein, ſo iſt die Genehmi⸗ 
gung nur erforderlich, wenn der Vater neben dem Kinde berufen war). 

Die Vorſchriften der SS 1825, 1828 bis 1831 finden entſprechende An⸗ 
wendung?) ). 

E I 1511, 1513, 1614, 2043 II 1534, 15344 M 4 762 ff.; 5 514; P 4 566; 5 632; 6 322. 


jügung, ſondern auch die Übernahme der Verpflichtung zur Verfügung. Im einzelnen ift die 
Wenehmigung erforderlich: a) zu jedem Rechtsgeſchäft, welches das Kindesvermögen im 


Gr j indes nicht zu beſorgen ift; e) zu einer jeden Verfügung ‚über ein 
rung, einkätiantn ee Recht an einem Grundſtück oder eine hierauf bezügliche Forde 
2 u. 


E me der Auflaſſung gebracht werden, die jedoch, da der Gewalthaber 
zum Erwerbe eines 82 enn . a 
als genehmigung ene ( 1821 Nr 4) keiner Genehmigung bedarf, ebenfalls nicht 


h h 5 . ! ' 
nehmigung des Vornundschaftsgerechsselaſtung — NUR 


2 ue des „= 69, 177 h 
i ung eines Erwerbsgeſchäfts und den Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts 
gerichteten Öefetichaftänertrage nuch $ 1828 Mr ge ir Aufnahme von Geld auf hln 
Be 8 1 Lee (Aufnahme eines Darlehns, Eingehung eines Kontokorrentverhält⸗ 
HERE rnahme einer fremden Verbindlichkeit und zur Schuldübernahme, worunter 
ernahme der auf dem Grundſtück eingetragenen Hypotheken in Anrechnung auf 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band 3 Aufl. 22 
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den Kaufpreis fällt, ſowie zu gewiſſen andern bedenklichen Rechtsgeſchäften (Ausſtellung 
eines Inhaberpapiers, Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechſel oder Orderpapier, 
Erteilung einer Prokura; vgl. hierüber $ 1822 zu Nr 8—11). In der Frage, ob der Gewalt: 
haber das Kind zu wiederkehrenden Leiſtungen über das 21. Jahr hinaus verpflichten 
darf, was auch durch Miet- und Pachtverträge geſchehen kann, nimmt das BGB einen mitt⸗ 
leren Standpunkt ein, indem es dieſe Geſchäfte zwar für zuläſſig, aber für den Fall, daß die 
Verpflichtung über das 21. Lebensjahr des Kindes fortdauern ſoll, für genehmigungsbedürftig 
erklärt (§ 1822 Nr 5). Val. im übrigen die Erläuterungen zu 88 1821 u. 1822. 

2. Hinſichtlich der Zuläſſigkeit einer allgemeinen Ermächtigung des Gewalthabers gilt 
$ 1825, hinſichtlich der Form der Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung 
und hinſichtlich der rechtlichen Wirkungen des Fehlens der Genehmigung gelten die in 88 1828 
bis 1831 für die Rechtsgeſchäfte des Vormundes aufgeſtellten Grundſätze. 

3. Darüber, wann die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zu Rechtshandlungen 
in perſönlichen Angelegenheiten des Kindes erforderlich iſt, iſt in § 1674 nichts beſtimmt. 
Vorgeſchrieben iſt die Genehmigung für den Antrag auf Ehelichkeitserklärung und die Ein- 
willigung des Kindes, die Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen (88 1728, 1729, 
1731), für die Eingehung und Aufhebung des Kindesannahmevertrags, und zwar ſowohl 
betreffs des Annehmenden als des Kindes, die Anfechtung und Beſtätigung dieſer Erklärungen 
(88 1750, 1751, 1755, 1770), außerdem für den Antrag auf Entlaffung des Kindes aus der 
Staatsangehörigkeit, falls der Gewalthaber den Antrag nicht zugleich für ſich ſelbſt ſtellt 
($ 19 RuSt Ang v. 22. 7. 18). Steht dem Gewalthaber die Sorge für die Perſon des Kindes 
nicht zu, ſo iſt nach dieſer Vorſchrift die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts unbedingt 
erforderlich. Über die Fälle, in denen die Vertretung des geſchäftsunfähigen Kindes nur 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſtattet ift, ſ. $ 1630 A 2. 


8 1644 


Der Bater kann Gegenſtände, zu deren Veräußerung die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich iſt, dem Kinde nicht ohne dieſe Ge⸗ 
nehmigung zur Erfüllung eines von dem Kinde geſchloſſenen Vertrags 
oder zu freier Verfügung überlaſſen “). 

E I 1512 II 1585; M 4 767; P 4 567. 


1. Der Gewalthaber kann die Vorſchriften über die Notwendigkeit vormundſchaftsgericht⸗ 
licher Genehmigung nicht dadurch wirkungslos machen, daß er die Vermögensgegenſtände, 
zu deren Veräußerung es der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf (wie im Falle 
des $ 1821 Nr 1), dem Kinde zur freien Verfügung überläßt. Die Vorſchrift iſt nur deshalb 
aufgenommen, um einer aus $ 110 herzuleitenden gegenteiligen Folgerung vorzubeugen. 
Sie bezieht ſich übrigens nur auf den Fall, daß der Gewalthaber das ſeiner Verwaltung unter⸗ 


liegende Kindesvermögen, nicht darauf, daß er ſein eigenes Vermögen dem Kinde überläßt 
(RG 15. 5. 05 IV 620/04). 


8 1645 


Der Vater ſoll nicht ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ein 
neues Erwerbsgeſchäft im Namen des Kindes beginnen!). 
E I 1515 II 1536; M 4 768; P 4 567. 


1. 8 1645 fordert wegen der mit dem Geſchäftsbetriebe für das Kind verbundenen Ge⸗ 
fahren die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung über 88 1643, 1822 Nr 3 hinaus auch 
für den Beginn eines neu errichteten oder durch unentgeitlichen Vertrag übernommenen, 
im Namen des Kindes zu betreibenden neuen Erwerbsgeſchäfts (vgl. über deſſen Begriff 
§ 112 A 2), nicht für die bloße Erweiterung eines ſolchen Geſchäfts. Diele Genehmigung 
iſt weſentlich anderer Art als die in § 112 vorgeſehene Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts zu der für die Geſchäftsfähigkeit bedeutungsvollen Ermächtigung des Minderjährigen 
zum ſelbſtändigen Geſchäftsbetriebe (ogl. $ 1651 A 1). Die Verletzung der in g 1645 gegebenen 
Sollvorſchrift macht den Gewalthaber nach § 1664 erſatzpflichtig, rechtfertigt auch das Ein⸗ 
ſchreiten des Vormundſchaftsgerichts aus § 1667, ſteht aber der Gültigkeit der im Betriebe des 
Geſchäfts vorgenommenen Rechtshandlungen und der Kaufmannseigenſchaft des Kindes 
nicht entgegen. Dem Kinde liegt die von dem Gewalthaber bei eigener Verantwortlichkeit 
zu erfüllende Pflicht der Buchführung ob (a. A. RG St 45, 3, wonach die Kaufmannseigenſchaft 
des Kindes erſt mit der Volljährigkeit eintreten fol). Zur Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts 
bedarf der Gewalthaber, abweichend von der in § 1823 für den Vormund getroffenen Be⸗ 
ſtimmung, nicht der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Vgl. auch § 1828 A 1. 
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8 1646 


Erwirbt der Vater mit Mitteln des Kindes bewegliche Sachen, ſo geht 
mit dem Erwerbe das Eigentum auf das Kind über, es ſei denn, daß der 
Vater nicht für Rechnung des Kindes erwerben will!). Dies gilt insbeſondere 
auch von Inhaberpapieren und von Orderpapieren, die mit Blankoindoſſa⸗ 
ment verſehen jind. 

Die Vorſchriften des Abſ 1 finden entſprechende Anwendung, wenn der 
Vater mit Mitteln des Kindes ein Recht an Sachen der bezeichneten Art 
oder ein anderes Recht erwirbt, zu deſſen übertragung der Abtretungs⸗ 
vertrag genügt. 

E II 1537; P 4 571. 


1. Eigentumsübergang auf das Kind. Wegen des Anſpruchs auf Herausgabe des geſetz⸗ 
lich der Verwaltung des Gewalthabers unterworfenen Vermögens iſt das Kind durch das 
Vorrecht des 8 61 Nr 5 KO geſichert (ſ. $ 1668 A 2). Eine weitere Sicherung bezweckt der 
5.1646. Es iſt zwar nicht der Rechtsſatz aufgeſtellt, daß die mit Mitteln des Kindes von dem 
Gewalthaber erworbenen Sachen und Rechte notwendig an Stelle dieſer Mittel Vermögen 
des Kindes werden (Erf etzungsgrundſatz). Der Vermögensübergang iſt vielmehr abhängig 
von dem Willen des Gewalthabers, das Eigentum oder dingliche Recht dem 

inde zuzuwenden. Für das Vorhandenſein dieſes Willens ſpricht aber die Vermutung, 
falls der Gewalthaber mit Mitteln des Kindes erworben hat, und zwar auch in dem 
Falle, daß er das Rechtsgeſchäft in eigenem Namen abgeſchloſſen hat. Der Gewalthaber kann 
als ehrlich handelnder Mann, falls nicht außergewöhnliche Umſtände vorliegen, nur den Willen 
haben, das aus Mitteln des Kindes Angeſchaffte dem Kinde zuzuwenden. Dieſe Auslegungs⸗ 
regel gilt natürlich nur für bewegliche Sachen, zu deren Übereignung die Beſitzübergabe 
genügt, und für Rechte, die durch Abtretungsvertrag oder, wie bei Inhaberpapieren und mit 
Blankoindoſſament verſehenen Orderpapieren (88 363 ff. HGB, Artt 9ff. WO), durch Über- 
gabe der Urkunde übertragen werden, nicht für die durch Auflaſſung zu übereignenden Grund⸗ 
tücke und für Rechte, zu deren Übertragung es einer beſondern Form bedarf. Der Beſitz 
übergang auf das Kind vollzieht ſich dadurch, daß der Gewalthaber für ſich, ohne daß dies 
dem den Beſitz übertragenden Vertragsgegner kund zu ſein braucht, den Willen des Beſitz⸗ 
erwerbs für das Kind gefaßt hat. Auf den Willen des Vertragsgegners wird es regelmäßig 
nicht meiter ankommen, da es dieſem, der (aus den Mitteln des Kindes) ſeine Befriedigung 
erhält, gleich ſein kann, ob der Beſitz auf den Gewalthaber oder das Kind übergeht, und des⸗ 
alb angenom men werden darf, daß er mit der von dem Gewalthaber getroffenen Beſtimmung 
einverſtanden iſt (vgl, Nag Gruch 37, 975). Das gleiche gilt für den Übergang des Rechtes. 
ls ein Erwerb aus Mitteln des Kindes ift es nach Reh 76, 137 auch aufzufaſſen, wenn der 
ewalthaber aus der in eigenem Namen vorgenommenen Verſicherung von Sachen des Kindes 
echte erlangt L Auch in ſolchem Falle iſt anzunehmen, daß die Rechte entſprechend dem 
mutmaßlichen Willen des Gewalthabers dem Kinde erworben werden. Hat ein Erwerb für 
jeth Gewalthaber ftat efunden, jo kann dieſer den Beſitz oder das Recht durch ein mit ſich 
1555 82 1 Red tögefehäft — das ſich als e 15 Sinne a ee 
h re ertragen. E i ille irgendwie 
in Erſcheinung tritt 16 90. ah daß der Übertragungswille irg 


8 1647 
Befehl, ermögensvermatung des Vaters endigt mit der Rechtskraft des 
wird . „durch den der Konkurs über das Vermögen des Vaters eröffnet 


1 der Aufhebung des Konturſes kann das Vormundſchaftsgericht 


erwaltung dem Vater wieder 5 N 
l 1653 Abſ 1 u. 2 IT 1588; eder übertragen“. 


1. Durch M 4816; f 4 638. 

% „., Durch Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen des Gewalthabers hat dieſer 
0 Hestführung der Verwaltung erforderliche Vertrauenswürdigkeit bre Seine 
1115 1 50 verwaltung — nicht auch das Nutznießungsrecht (8 1656 Abſ 1) — endet daher 
Bee glowohl in tatſächlicher als rechtlicher Hinſicht (vgl. S 1638 A 1) mit der Rechtskraft 
des Eben onkurs eröffnenden Beſchluſſeg ( 72, 73, 109 KO). Das gleiche iſt binſichtlich 
Ai del Wen in $ 1419, nicht aber auch hinſichtlich des Vormundes beſtimmt. Der Mer. 

ermögensverwaltung tritt auch in dem Falle ein, daß über das Geſellſchaſtsver⸗ 


22* 
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mögen einer offenen Handelsgeſellſchaft, an welcher der Gewalthaber als Geſellſchafter beteiligt 
iſt, Konkurs eröffnet wird (K in RIA 12, 179). Bei der den Geſellſchaftern obliegenden 
geſamtſchuldneriſchen Haftung erihemt es bis zur Aufhebung des Konkurſes mindeſtens 
zweifelhaft, ob der Gewalthaber ſeinen Verbindlichkeiten aus dem Geſellſchaftsverhältnis 
gerecht werden kann. Von dem Vormundſchaftsgericht, das von der Konkurseröffnung 
durch das Konkursgericht Nachricht erhält (vgl. $ 50 FG), iſt zur Führung der Vermögens⸗ 
verwaltung ein Pfleger zu beſtellen, der übrigens mit der Beſorgung des Unterhalts für 
das Kind nicht befaßt iſt und deshalb nicht etwa von den dem Gewalthaber kraft ſeines 
Nutznießungsrechts abzuliefernden Nutzungen die Koſten des Unterhalts des Kindes vorweg 
in Abzug bringen kann. Der Verluſt der Vermögensverwaltung erſtreckt ſich nicht bloß auf 
dasjenige Vermögen, welches den Kindern zur Zeit des Konkurſes gehörte, ſondern auch auf 
das ſpäter erworbene Vermögen. Desgleichen geht das Recht der Sorge für das Vermögen 
des Kindes dem Gewalthaber auch dann verloren, wenn zur Zeit der Konkurseröffnung 
noch kein Vermögen vorhanden war. Hat das Konkursverfahren ſchon vor dem Inkraft⸗ 
treten des BGB ſtattgehabt, fo tritt mit dieſem Zeitpunkte die in § 1647 beſtimmte Wirkung 
des Konkurſes ein (vgl. RO JW, 491). Dagegen bezieht ſich § 1647 nicht auf das Vermögen 
derjenigen Kinder, welche erſt nach Beendigung des Konkurſes geboren find. Iſt der Konkurs. 
eröffnungsbeſchluß ſchon vor Entstehung der elterlichen Gewalt rechtskräftig geworden, und 
hat die Konkurseröffnung bei Erlangung der elterlichen Gewalt noch fortgewirkt, indem das 
eheliche Kind vor Beendigung des Konkurſes geboren oder das außereheliche Kind vor dieſem 
Zeitpunkte legitimiert iſt, ſo geht die Vermögensverwaltung auf den Gewalthaber nicht erſt 
über. Wegen des Konknrsvorrechts des Kindes |. § 1668 A 2. 

2. Eine dauernde Unfähigkeit zur Verwaltung des Kindesvermögens wird durch die Kon 
kurseröffnung nicht herbeigeführt. Nach Aufhebung des Konkurſes kann dem Gewalthaber 
von dem Vormundſchaftsgericht, was in deſſen freiem Ermeſſen ſteht — Beſchwerde daher 
nicht zuläſſig (BayObLG 2, 407) —, die Verwaltung wieder eingeräumt werden. 


8 1648 
Macht der Vater bei der Sorge für die Perſon oder das Vermögen des 
Kindes Aufwendungen, die er den Umſtänden nach für erforderlich halten 
darf, jo kann er von dem Kinde Erſatz verlangen, ſofern nicht die Auf⸗ 
wendungen ihm ſelbſt zur Laſt fallen“) 2). 
E I 1503 i. Verb. mit 1698 II 1539; M 4 742 u. 746; P 4 561; 5 143; 6 298. 


1. Die Vorſchrift des § 1648 hat nicht bloß für die Vermögensverwaltung, ſondern auch 
für die Verwaltung der perſönlichen Angelegenheiten des Kindes Bedeutung. Nach dieſer 
Vorſchrift gilt für den Gewalthaber hinſichtlich des Anſpruchs auf Erſatz von Aufwendungen 
dasſelbe, was für den Beauftragten in § 670 beſtimmt iſt. Er ſoll, ohne daß es darauf an⸗ 
kommt, ob ſachlich die Aufwendungen nötig waren, alle Aufwendungen erſetzt erhalten, die 
er den Umſtänden nach ohne Verſchulden für erforderlich halten durfte, und zwar 
hat er hierbei gemäß 8 1664 nur für diejenige Sorgfalt aufzukommen, die er in eigenen An- 
gelegenheiten anzuwenden pflegt. Bei der Prüfung, ob er die Aufwendung als erforderlich 
anſehen durfte, iſt nicht bloß die Nützlichkeit an ſich ſondern auch die Angemeſſenheit der Aus⸗ 
gabe mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe des Kindes, insbeſondere feine Vermögens ⸗ 
verhältniffe, in Betracht zu ziehen. Der dem Gewalthaber zu leiſtende Erſatz umfaßt nach 
8 256 auch die Verzinſung des von ihm in Geld oder Geldeswert aufgewandten Betrags, 
die jedoch bei Aufwendungen für einen dem Kinde gehörigen Gegenſtand für die Zeit fort⸗ 
fällt, für welche dem Gewalthaber die Nutzungen gebühren. An Stelle des Anſpruchs auf Er⸗ 
ſatz tritt, wenn der Gewalthaber ſtatt der Aufwendung zu gleichem Zweck eine Verbindlich- 
keit eingegangen iſt, nach $ 259 der Anſpruch auf Befreiung von dieſer Verbindlich 
keit. Hinſichtlich des Anſpruchs auf Erſatz und Befreiung kann der Gewalthaber während der 
Dauer ſeiner Verwaltung ſich ſelbſt befriedigen. Nach Beendigung der Verwaltung iſt er 
darauf angewieſen, ſeine Anſprüche nötigenfalls im Klagewege geltend zu machen. Ein An. 
ſpruch auf Leiſtung eines Vorſchuſſes zur Deckung der Aufivendungen ($ 669) iſt ihm nicht 
gegeben, da er kraft ſeines Verwaltungsrechts auch ohnedies wegen des Erſatzes geſichert iſt. 
Für Dienſtleiſtungen und für Zeitverſäumnis erhält der Gewalthaber (abweichend 
von 88 1835, 1836) keine Vergütung. 

2. Wegen der von dem Nutzuießungsberechtigten zu tragenden Koſten |. § 1654 A 1. Die 
Koſten der Vermögensverwaltung, auch die Koſten eines nach § 1640 aufzunehmenden Ver⸗ 
zeichniſſes, einſchließlich des öffentlichen Verzeichniſſes (a. A. Planck A 9 zu 8 1640; teilweiſe 
abweichend Blume A 8 zu $ 1640), fallen dem Kinde, nicht dem Gewalthaber zur Laſt. Aus⸗ 
nahmsweiſe find die Koſten des bei der Wiederverheiratung von dem Gewalthaber einzu⸗ 
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reichenden Verzeichniſſes und der Auseinanderſetzung in 8 1669 dieſem auferlegt, wie er auch 


nach § 1672 Abſ 2 die Koſten der Beſtellung und Aufhebung einer Sicherheit als von ihm 
veranlaßt zu tragen hat. 


8 1649 


Dem Vater ſteht kraft der elterlichen Gewalt die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes zu!) ). 
E I 1502 Nr 2 II 1540; M 4 724; P 4 547. 


I. In Übereinſtimmung mit dem bisherigen Recht in Deutſchland hat auch das BGB 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt die Nu nießung an dem Kindesvermögen einge- 
raumt, die darin ihre Rechtfertigung findet, daß die Familiengemeinſchaft zugleich eine ge⸗ 
wiſſe Vermögensgemeinſchaft begründet. Die Nutznießung geht, abgeſehen von dem Falle 
der Verheiratung des Kindes ($ 1661) und der Entziehung der Nutznießung wegen Unter- 
haltsgefährdung ($ 1666 Abſ 2), nur durch Verluſt der elterlichen Gewalt verloren, nicht durch 
Ruhen der elterlichen Gewalt ($ 1678), auch nicht dadurch, daß wegen Fortfalls des Ver⸗ 
tretungsrechts in perſonlichen und Vermögensangelegenheiten des Kindes (8 1773) ein Vor⸗ 
mund beſtellt werden muß. N 
1 2. Die Nutznießung unterſcheidet ſich weſentlich von dem Nießbrauch. Der Nutznießung 
iſt das Kindesvermögen kraft Geſetzes unterworfen, ohne daß es zu ihrem Entſtehen der für 
die Begrundung des Nießbrauchs erforderlichen Form bedarf und ohne daß eine Eintragung 
in das Grundbuch zuläſſig iſt. Der Nutzujeßung unterliegen, abweichend vom Nießbrauch 
gl. 8 1000 A 2), auch diejenigen Rechte, die nicht übertragen werden können, ſofern ſie nur 
eine Ausübung durch einen andern zulaſſen. An Stelle der Beſtimmungen über den Beſitz und 
das Verfügungsrecht des Nießbrauchers (a. A. hinſichtlich des 81048 Abſ 1 Staudinger A 2 b 
zu § 1652, Planck A 1 b zu $ 1654, Blume A 2 b zu $ 1654) tritt das auf familien: 
rechtlicher Grundlage beruhende Verwaltungsrecht des Gewalthabers, woraus auch eine 
Anderung der Beſtimmungen über den Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen (§ 1067 iſt durch 
$ 1658 erſetzt), über den Mitbeſitz an Inhaberpapieren (§ 1081) und das Verfügungsrecht 
über Forderungen und Kapitalien (88 1074 ff.) ſich ergibt. Verſchiedenheiten zeigen ſich 
ferner bei der Behandlung der Laſten (8 1654). Wenn auch hiernach die Nutznießung mehr 
einen familienrechtlichen Charakter hat, jo kann ihr gleichwohl, was ihre ſachenrechtliche Unter⸗ 
lage n die Eigenſchaft eines dinglichen Rechtes nicht abgeſprochen werden (RG 


75, 16 
8 1650 


Von der Nutznießung ausgeſchloſſen“) (freies Vermögen) find die aus⸗ 
ſchließlich zum perſönlichen Gebrauche des Kindes beſtimmten Sachen, ins⸗ 
beſondere Kleider, Schmutkſachen und Arbeitsgeräte). 

E 1 1516 II 1541; M 4 773; P 4 572. 


: 1. Alles andere Vermögen des Kindes, das nicht in den 88 1650 oder 1651 als zu dem 
freien Vermögen gehörig bezeichnet iſt, unterliegt der Nutznießung des Gewalthabers. Hierzu 
gehört auch der Anſpruch des Kindes auf Erſatz des durch einen Unfall erlittenen Schadens. 
Dieſer Anspruch ſteht dem Kinde, nicht dem Gewalthaber zu. Hieran wird dadurch nichts ge- 
audi daß das Kind einen geſetzlichen Anſpruch auf Unterhalt gegen den Vater hat und 
aß biefer auf Grund feiner Unterhaltspflicht die Koſten der Heilung zu tragen hat ($ 843 
Abſ 4; Nh 65, 168; IW 1911, 77442). Dem Vater verbleibt natürlich das Recht, das von ihm 


zur Heilung Aufgewandt ' i t, ſich von dieſem 
erftatten zu laſſen e, ſoweit das Kind den Schaden erſetzt erhalten hat, ſich ] 


igentant bie aumeſchlleßlich zum perſönlichen Gebrauche des Kindes beſtimmten Sachen 
5 des Kindes werden, il ir 50150 micht 11 0 Es kommt hierfür auf den Willen 
es Zuwenders an (anders § 1362 Abſ 2). Sind fie Eigentum des Kindes, fo gehören fie zum 
17 105 Vermögen. Durch den Ausſchluß der Nußznießung iſt nicht ir weiteres das Ver. 
va tungsrecht des Gewalthabers ausgeſchloſſen. Doch macht er ſich erſatzpflichtig, wenn 
de 5 tot in einer dem Intereſſe des Kindes zuwiderlaufenden Weiſe über die Gegenſtände 
VE 
5 erläß ein 8 
Verwaltungsrecht liegen. it (Taſchengeld Mee de 


= 1651 
Freies Vermögen iſt: 8 


1. was das Kind durch ſeine Arbeit oder durch den ihm nach § 112 
FR ea 
ſtatteten ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts erwirbti); 0 
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2. was das Kind von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Leben⸗ 
den von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn der Erb⸗ 
laſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung be⸗ 
ſtimmt hat, daß das Vermögen der Nutznießung entzogen ſein joll?). 

Die Vorſchriften des § 1638 Abſ 2 finden entſprechende Anwendung?) 4). 

E 1 15171519 II 1542; M 4 770 ff.; P 4 572. 

1. Als freies Vermögen unterliegt nicht der Nutznießung der von dem Kinde durch Arbeit 
oder Geſchäftsbetrieb gemachte Erwerb, wozu auch die durch Arbeit verdienten Trinkgelder, 
die als Belohnung für ſeinen Fleiß ihm gegebenen Schulpreiſe, die auf Grund der Arbeiter⸗ 
verſicherungsgeſetze ihm zukommenden Bezüge uſw. gehören. Das durch Geſchäftsbetrieb 
Verdiente (vgl. über den Begriff des Erwerbsgeſchäfts § 112 A 1) wird aber nur dann 
freies Vermögen des Kindes, wenn ihm dieſer Betrieb gemäß § 112 von dem Gewalthaber 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geftattet iſt. Das Kind hat hiernach ſelbſt ein 
erhebliches Intereſſe daran, dieſe Genehmigung einzuholen. Ein bei Erteilung der Ermäch⸗ 
tigung von dem Gewalthaber gemachter Vorbehalt der Nutznießung würde unwirkſam ſein. 

2. Über den Erwerb durch Zuwendungen eines Dritten vgl. § 1638 A 2. Ebenſo wie 
das Verwaltungsrecht kann auch die Nutznießung von dem Dritten ausgeſchloſſen werden. 

3. Die Anwendbarkeit des Erſetzungsgrundſatzes gemäß § 1638 Abſ 2 folgt daraus, 
daß das freie Vermögen (abgeſehen von den in § 1650 bezeichneten Gegenſtänden, die nur 
in ihrer Eigenſchaft als dem Gebrauche des Kindes dienende Sachen von der Nutznießung 
ausgenommen find) ein Sondervermögen bildet (ſ. hierüber $ 1688 A 3). 

4. Der Verwaltung des Gewalthabers (vgl. 8 1650 A 2) iſt das freie Vermögen nicht 
ohne weiteres entzogen. Die Geſchäftsfähigkeit des Kindes erſtreckt ſich nach $ 113 nur auf 
die Eingehung oder Aufhebung von Dienſt⸗ oder Arbeitsverträgen und auf Erfüllung ſich 
hieraus ergebender Vertragspflichten. Der von dem Kinde verdiente Lohn kann daher rechts 
wirkſam ohne Zuſtimmung des Gewalthabers, die auch ſtillſchweigend erteilt ſein kann, nicht 
an das Kind ausgezahlt werden. Nach 8 119 a GewO kann durch Statut der Gemeinde oder 
eines weiteren Kommunalverbandes beſtimmt werden, daß der Lohn an die minderjährigen 
gewerblichen Arbeiter nur auf Grund ſchriftlicher Zuſtimmung oder Lohnquittung der Eltern 
oder Vormünder ausgezahlt werden darf. Es kann auch beſtimmt werden, daß die Gewerbe⸗ 
treibenden von den Lohnzahlungen den Eltern oder Vormündern Mitteilung zu machen 


haben. 
8 1652 


Der Vater erwirbt die Nutzungen des ſeiner Nutznießung unterliegenden 
Vermögens in derſelben Weiſe und in demſelben Umfange wie ein Nieß⸗ 
braucher“). 

E I 1520 II 1548; M 4 775; P 4575. 

1. Die für den Nießbrauch geltenden Beſtimmungen — auf welche § 1520 E I allgemein 
verwies — finden auf die Nutznießung nur inſofern uneingeſchränkte Anwendung, als ſie 
den Erwerb der Nutzungen betreffen. Der Gewalthaber erwirbt hiernach während der Dauer 
der Nutznießung die natürlichen Früchte mit der Trennung (§ 954). Wegen des Erwerbs der 
Zinſen |. 8 1068 A 2. Wegen der Verteilung der Früchte zwiſchen dem Gewalthaber und dem 
Eigentümer bei Beginn und Beendigung der Nutznießung kommen die Vorſchriften des $ 101 
zur Anwendung. Der Umfang des Fruchtgewinnungsrechts beſtimmt ſich nach 88 99, 1039 
(unter Wegfall jedoch der hier angeordneten Pflicht zur Sicherheitsleiſtung, die auschließlich 
durch $ 1668 geregelt wird), nach $ 1040 (mit der Abweichung, daß die Nutznießung auch auf 
den in das nichtfreie Vermögen des Kindes fallenden Schatzanteil ſich erſtreckt), nach 88 1046, 
1066, 1068 u. 1073. — Über die Pfändbarkeit der Früchte ſ. § 1658 A 1. 


§ 1653 


Der Vater darf verbrauchbare Sachen!), die zu dem ſeiner Nutznießung 
unterliegenden Vermögen gehören, für ſich veräußern oder verbrauchen, 
Geld?) jedoch nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Macht der 
Vater von dieſer Befugnis Gebrauch, ſo hat er den Wert der Sachen nach der 
Beendigung der Nutznießung zu erſetzen; der Erſatz iſt ſchon vorher zu leiſten, 
wenn die ordnungsmäßige Verwaltung des Vermögens es erfordert. 

E I 1523 Abſ 2 u. 3, 1525 II 1544; M 4 777; P 4576. 


1. Die Nutznießung an verbrauchbaren Sachen iſt abweichend von dem Nießbrauch (8 1067) 
dahin geordnet, daß das Eigentum auf den Gewalthaber erſt mit der Veräußerung 
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oder dem Verbranche übergeht, wodurch dem Kinde eine größere Sicherung gewährt iſt, 
und daß der Gewalthaber den Werterſatz, der nach der Zeit der Verwendung ſich beſtimmt, 
ſchon vor Beendigung der Nutznießung, ſobald die Geldmittel zur ordnungsmäßigen 
Verwaltung gebraucht werden, zu leiſten hat. Hinſichtlich der Verpflichtung des Gewalthabers 
zur Sicherheitsleiſtung it lediglich $ 1668 maßgebend. — Über das Recht der Gläubiger des 
Kindes, den Erſatzanſpruch zu pfänden, ſ. § 1659 A 2. 

2. Beſteht die Nutznießung an Geld, mag dieſes von vornherein oder erſt ſpäter Gegen⸗ 
ſtand der Nutznießung geworden ſein, ſo hat gemäß § 1642 der Gewalthaber die Pflicht zur 
mündelſicheren Anlegung. Das Vormundſchaftsgericht kann aber, falls es das Kind 
hierdurch nicht für geſchädigt erachtet, dem Gewalthaber geſtatten, das Geld vorbehaltlich 
des nach $ 1653 zu leiſtenden Erſatzes für ſich zu verwenden, es kann auch die Genehmigung 
nach ſeinem Ermeſſen von Erfüllung beſtimmter Bedingungen, insbeſondere von Leiſtung 
einer Sicherheit abhangig machen. Gegen die Verweigerung oder die bedingungsweiſe Ver: 
weigerung der Genehmigung iſt Beſchwerde nach $ 20 FGG zuläſſig. 


8 1654 


Der Vater hat die Laſten des ſeiner Nutznießung unterliegenden Ver⸗ 
mögens zu tragen. Seine Haftung beſtimmt ſich nach den für den Güterſtand 
der Verwaltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften der SS 1384 bis 
1386, 1388 5). Zu den Laſten gehören auch die Koſten eines Rechtsſtreits, der 
für das Kind geführt wird, ſofern ſie nicht dem freien Vermögen zur Laſt 
fallen, ſowie die Koſten der Verteidigung des Kindes in einem gegen das 


Kind gerichteten Strafverfahren, vorbehaltlich der Erſatzpflicht des Kindes 
im Falle ſeiner Verurteilung? 9). 
EI 1531 Abſ 1 II 1545; M 4 788; P 4 581, 


1. Der Gewalthaber hat als Nutznießer ebenſo wie der Nießbraucher und der nutznießungs⸗ 
berechtigte Ehemann ($$ 13841386) die Laſten zu tragen, die nach wirtſchaftlichen Grund⸗ 
en aus den Nutzungen zu beſtreiten ſind. Hierher gehören: a) die durch Gewinnung 
er Nutzungen Euehend en Koſten, worunter auch die Betriebskoſten fallen (8 1384, 
vgl 88 102 u. 1047 N 1) b) die Erhaltungskoſten nach Maßgabe der 88 1384, 1041, 1043, 
1068, alſy nrit Ausſchluß der außergewöhnlichen Ausbeſſerungs⸗ und Erneuerungskoſten. 
Zu den Erhaltungskoſten im weiteren Sinne find auch die Verſicherungskoſten zu rechnen, 
die dem Nutznießer uneingeſchränkt zur Laſt fallen, auch in dem Falle, daß er nach den Grund. 
ſätzen einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft (8 1045) nicht zur Verſicherung verpflichtet war 
0 1385 Pr 8); c) die öffentlichen Laſten mit Ausnahme derjenigen außerordentlichen 
ene die als auf den Stammwert gelegt anzuſehen ſind, wie dies z. B. bei der Erbſchafts⸗ 
Becher der Fall iſt (8 1385 Nr 1). Um nicht im Gegenſatz zu der bei den Laſten feſtgehaltenen 
A ee hier zu einer ſchrankenloſen Belaſtung des Nutznießers zu gelangen, iſt der Be⸗ 
schr der öffentlichen Laſt auf diejenigen Abgaben und abgabeähnlichen Leiſtungen zu be 
N ränken, die an den Staat, die Gemeinde oder öffentliche Verbände zu entrichten ſind (Steuern, 
bürten affen; Schullaſten. Wegebaukoſten, Deichlaſten, Arbeiterverſicherungsbeiträge, Ge⸗ 
fate uſw.), fo daß die im polizeilichen Intereſſe auferlegten Leiſtungen nicht hierunter 
De (a. U. Schultzenſtein, Arch Bürghl 29, 168ff.; vgl. Blume das. 30, ff.). Wegen der 
eriöhtögebüßten bel. R 3 ch die privatrechtlichen Laſten ($ 1885 Nr 2) einſchlleßlich 
5 51 en und ber hei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Nutzungen zu beſtreitenden 
lederkehrenden Leiſtungen, auch die von dem Kinde in Erfüllung der geſetzlichen Unterhalts⸗ 
pflicht Bel Beträge ($ 1386) 
„Aus der Anmendbarkeſt des 13 die Verpflichtung des Gewalthabers 
Be d gan e e onen au) Den de dee 
8 haftet er 75 er 
bezeichneten öffentlichen dae Kinde als Geſamtſchuldner. Auch betref zu Ic 


i ine ; i ö s als eine privatrechtliche, 
Fi als eine öffentlich rechtliche e N 


u den unter 1 aufgefi 3 ; i 
ber Verteidigung (micht Bot Das der den gehen auc bie gelen und bie often 


tteibigers). Die in $ 1416 Abſ 2 aufgeſtellte Beſchränkung, 
te Aufiwendung ber Koſten den ir ich 15588 fein muß, iſt in $ 1654 mich 
ur men, weil über die Prozeſfführung (abgejehen von der Führung des Rechtsſtreits 
die Ven das Kind beſtellten Pfleger oder durch das inſoweit prozeßfähige Kind) und 
teidigun ) b 1 (abgeſehen von der durch 8 140 StPO angeordneten notwendigen Ver. 
115 in 10 de Gewalthaber ſelbſt zu beſtimmen hat. Soweit das Lind ſelbſt nach 88 112, 
vu erbindung mit 8 52 Abi 1 ARD progehfäyig ift, handelt es ſich um Angelegenheiten 

eien Vermögens (vgl. A 4). In dem gleichen Umfange, in dem der Gewalthaber die 
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Prozeßkoſten zu tragen hat, iſt er auch erforderlichenfalls zur vorſchußweiſen Entrichtung ver⸗ 
bunden. Die Koſten der Verteidigung kann er, wenn das Kind rechtskräftig verurteilt wird, 
von dieſem zurückverlangen. Desgleichen hat das Kind, wenn es in einem zwiſchen ihm und 
dem Gewalthaber geführten Rechtsſtreit unterliegt, die Prozeßkoſten zu erſtatten (88 1660, 
1416 Abſ 1). Die Gebühren, welche der Staat für feine Tätigkeit in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit erhebt, ſind in Satz 2 nicht beſonders erwähnt. Sie fallen jedoch 
ebenfalls unter den Begriff der öffentlichen Laſten (vgl. A 16). Wegen der Verwaltungs 
koſten |. 81648 A 2. Die Pflicht der Eltern und damit auch des Gewalthabers zur Unterhal⸗ 
tung des Kindes kann, da dieſe Pflicht von dem Beſtehen einer Nutznießung unabhängig 
iſt, nicht als Laſt der Nutznießung bezeichnet werden. 

4. Begrenzung der Haftung. Die Verpflichtung zur Tragung der unter 1 bis 3 bezeich⸗ 
neten Laſten iſt nicht durch den Betrag der Nutzungen begrenzt. Überſteigen die 
Laſten die Nutzungen, fo kann ſich der Gewalthaber ihrer nur erwehren, wenn er auf die Nutz⸗ 
nießung verzichtet (8 1662). Iſt ein der Nutznießung unterworfenes Vermögen überhaupt nicht 
vorhanden, 0 entfällt damit die Pflicht zur Laſtentragung (RGSt45, 407; RG 97, 175; SeuffA 
68 Nr 101 — beſtr.). Dies gilt auch hinſichtlich der den Laſten gleich behandelten Koſten. Die 
Pflicht zur Koſtentragung ſetzt voraus, daß tatſächlich ein der Nutznießung unterliegendes 
Vermögen vorhanden iſt. Die Vorſchrift des $ 1387, wonach der Mann der Frau gegenüber 
unbeſchränkt zur Tragung von Koſten verbunden iſt, iſt hierher nicht übernommen. Die Laſten 
liegen ferner dem Gewalthaber inſoweit nicht ob, als ſie, was von dieſem nachzuweiſen 
iſt, das freie Vermögen betreffen. Wird durch die Laſt ſowohl das freie als das nicht 
freie Vermögen betroffen, ſo hat eine verhältnismäßige Teilung einzutreten. Die dem 
Kinde zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht obliegenden Leiſtungen berühren 
an ſich das freie Vermögen nicht (KJ 36 B 3 — vgl. A 1d). Soweit aber durch Hin⸗ 
zurechnung des für die Leiſtungsfähigkeit mit in Betracht zu ziehenden freien Vermögens 
(anders im Falle des § 1708 Ab} 1, wo es auf die Leiſtungsfähigkeit nicht ankommt) eine Er⸗ 
höhung der Unterhaltsleiſtungen eintritt, braucht der Gewalthaber hierfür, da die Mehr⸗ 
leiſtungen dem freien Vermögen zur Laſt fallen, nicht aufzukommen. Die Koſten eines in per- 
ſönlichen Angelegenheiten des Kindes geführten Prozeſſes müſſen, da dieſe zu dem freien 
Vermögen keine Beziehung haben, von dem Gewalthaber getragen werden. 

5. Hinſichtlich der zeitlichen Begrenzung gilt der Grundſatz des § 103, daß die regelmäßig 
wiederkehrenden Laſten nach Verhältnis der Zeit, für welche ſie zu entrichten ſind, zu der 
auf dieſen Zeitraum entfallenden Dauer der Nutznießung, andere Laſten inſofern, als ſie 
während der Dauer der Nutznießung fällig geworden ſind, von dem Gewalthaber zu tragen 
ſind. Ein in dieſer Zeit fällig gewordener Vorſchuß iſt gleichfalls von dem Gewalthaber zu 
a 1 ihm jedoch der Anſpruch auf Ausgleichung nach Maßgabe des § 103 vor; 

ehalten bleibt. 


8 1655 


Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Vermögen ein Erwerbs⸗ 
geſchäft, das von dem Vater im Namen des Kindes betrieben wird, ſo ge⸗ 
bührt dem Vater nur der ſich aus dem Betrieb ergebende jährliche Rein⸗ 
gewinn !). Ergibt ſich in einem Jahre ein Verluſt, jo verbleibt der Gewinn 
ſpäterer Jahre bis zur Ausgleichung des Verluſtes dem Kinde). 

E I 1527 Abſ 1 II 1546; M 4 782; P 4 578; 5 144. 


1. Die Nutznießung am Erwerbsgeſchäft (vgl. $ 112 A 1) iſt in der Weiſe geſtaltet, daß 
der Gewalthaber nicht die Nutzungen unter der Verpflichtung zur Beſtreitung der Laſten 
eigentümlich erwirbt, ſondern nur auf den nach Abzug der Geſchäftsunkoſten ver⸗ 
bleibenden jährlichen Reingewinn Anſpruch hat. Statt des dinglichen Rechtes iſt ihm 
nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf Ausantwortung des bei der Abrechnung feſtgeſtellten 
Reingewinns gegeben, was den Vorteil bietet, daß die Gläubiger des Gewalthabers nicht durch 
Pfändung der Nutzungen ſtörend eingreifen können. Die Übertragung und Pfändung des 
Anſpruchs iſt nach § 1658 Abſ 2 und 8 862 ZPO (vgl. 8 1658 A 1 u. 2) erſt zuläſſig, nachdem 
durch die Abrechnung die Fälligkeit des Anſpruchs herbeigeführt iſt. Hierdurch dürfte in⸗ 
des für den Fall, daß die Abrechnung ſchuldhaft verzögert iſt, die Übertragung oder Pfän⸗ 
dung nicht ausgeſchloſſen ſein. 

2. Der Reingewinn wird ermittelt durch eine nach kaufmänniſchen Grundſätzen aufzu⸗ 
ſtellende Bilanz. Bei Anſetzung der Werte ſind die geſchäftsüblichen Abſchreibungen zu 
machen. Eine Zuſammenrechnung des Geſchäftsergebniſſes mehrerer Jahre findet inſofern 
gleich me Verluſt des einen Jahres durch den Gewinn der ſpäteren Jahre auszu⸗ 

iſt. 
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§ 1656 


Steht dem Vater die Verwaltung des jeiner Nutznießung unterliegenden 
Vermögens nicht zu, ſo kann er auch die Nutznießung nicht ausüben; er kann 
jedoch die Herausgabe der Nutzungen verlangen, ſoweit nicht ihre Verwen⸗ 
dung zur ordnungsmäßigen Verwaltung des Vermögens und zur Beſtreitung 
der Laſten der Nutznießung erforderlich iſt !). 

Ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder iſt dem Vater die Sorge 
für die Perſon und das Vermögen des Kindes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht entzogen, ſo können die Koſten des Unterhalts des Kindes aus den 
Nutzungen inſoweit vorweg entnommen werden, als ſie dem Vater zur Laſt 
allen:). 

f E I 0 II 1547; M 4 789; P 4 551 u. 582; 6 327. 


1. Steht dem Gewalthaber die Vermögensverwaltung nicht zu — wie im Falle der 
§§ 1630 Abf 2, 1638, 1647, 1665, 1666 Abſ 2, 1670, 1678, 1685 Abſ 1, 1693 —, fo wird 
dadurch zwar fein Nutznießungsrecht nicht beeinträchtigt. Wohl aber ift ihm die Verwaltung 
auch inſoweit genommen, als ſie zur Ausübung des Nutznießungsrechts dient. Es iſt Sache des 
zur Fürſorge für das Vermögen Berufenen, die Nutzungen zu ziehen und hieraus die dem 
Nutznießer obliegenden Laſten ſowie die ſonſtigen zur ordnungsmäßigen Vermögensverwaltung 
erforderlichen Ausgaben zu beſtreiten. Der Gewalthaber hat deshalb auch nicht das Recht, 
die Nutzungen ſelbſt in Beſitz zu nehmen, ſondern nur einen mit Ablauf des Geſchäftsjahrs 
fälligen und erſt von dieſer Zeit an übertragbaren und pfändbaren (8 1658 Abſ 2, 8 862 Abſ 1 
3 PO) Anſpruch auf Herausgabe des Überſchuſſes der Nutzungen, womit ihm indes das ding⸗ 
liche Recht an den Nutzungen nicht entzogen iſt. Aus dem ihm verbleibenden dinglichen 
Recht folgt, daß er Eigentümer der getrennten Früchte wird und daß die dem Kinde gebühren⸗ 
den Renten uſw., ſofern keinerlei aus den Einkünften zu beſtreitende Koſten entſtehen können, 
eine Beeinträchtigung des Kindes auch ſonſt ausgeſchloſſen iſt, wirkſam von dem Gewalthaber 
in Empfang genommen werden dürfen (RG 75, 161). Beſteht die Nutznießung au einem 
Erbteil, ſo kann der Gewalthaber die dem Anteil des Kindes entſprechenden Nutzungen nicht 
von den einzelnen Nachlaßgegenſtänden (vgl. 88 2040, 2041), ſondern nur von dem geſamten 
Nachlaß beauſpruchen (RG 25. 11. 15 IV 173/15). Ein unmittelbarer Anſpruch auf Aus: 
gändigung der Nutzungen gegen den den Nachlaß verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker ſteht 
im aber nicht zu, wenn der eingeſetzte Pfleger aus den Nutzungen beſondere dem Kinde ob- 
legende Laften zu beſtreiten, auch im Intereſſe des Kindes zu überwachen hat, daß die 
Nutzungen richtig berechnet ſind und nicht etwa in zu hohen Beträgen an den Gewalthaber 
gelangen (M& 12. 4. 13 IV 678/12). 
den 1 Die zur Beſtreitung des Unterhalts des Kindes von dem Gewalthaber aufzubringen ⸗ 
Sie ee aehören nicht zu den von dem Nutznießer zu tragenden Laſten ($ 1654 Ag a. E.). 
en 3 deshalb bei Ablieferung der Nutzungen an den Gewalthaber nicht in Abzug ge ⸗ 
Gewalthaborn Dagegen iſt die Vorwegnahme der Unterhaltstoften geſtattet, wenn dem 
Sorge für der als unterhaltspflichtig für dieſe Koſten aufzukommen hat, auch die 
Es ſteht ſedoch h crlon des Kindes nicht zusteht (ogl. 89 1666 Ab 1, 18761678). 
mundes, von Einen Ermeſſen des Pflegers oder (bei ruhender elterlicher Gewalt) des Vor⸗ 

. m ſolchen Abzuge abzuſehen. 


§ 1657 
Iſt der Vater von der Ausl. 0 ’ 
N . usübung der Nutznießung ausgeſchloſſen, ſo hat 
Ba ihm dem Kinde gegenüber obliegende Verbindlichkeit, die infolge 
er Nutznießung erſt nach deren Beendigung zu erfüllen ſein würde, ſofort 


zu erfüllen. Dieſe Vorſchrift fi i wenn die elt 
Gewalt ruhtij ſchrift findet keine Anwendung, wen erliche 


E 1 1533 IT 1648; M 4 789; P 4 582. 


1. Eine weitere Anderung erfährt das Re i die V 
t der Nutzuießung, wenn die Verwaltung dem 
W durch Anordnung des ee oder infolge Ronkurseröffnung 
(ngl- 8 1656 A 1) verloren geht oder er durch Anordnung des zuwendenden Dritten (8 1638) 
von der Verwaltung ausgeſchloſſen iſt. In dieſen Fällen — nicht auch im Falle des Ruhens 
der elterlichen Gewalt (88 1676, 1677) — ſoll der Gewalthaber im Intereſſe der endgültigen 
Auseinanderſetzung mit dem Kinde verpflichtet ſein, diejenigen Beträge, die er ſonſt 
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erſt bei Beendigung der Nutznießung zu erſetzen haben würde, dem Kinde 
ſofort zu erſetzen. Es kommt hier in Betracht die Verpflichtung des Gewalthabers zum Erſatze 
des Wertes von ihm verbrauchter oder veräußerter verbrauchbarer Sachen (§ 1658), die Ver⸗ 
pflichtung zum Erſatze des Wertes der im Übermaß gezogenen Früchte (88 1652, 1039 Abſ 1) 
und die Verpflichtung aus der Übernahme des zum Schätzungswerte zurückzugewährenden 
Inventars, ſofern eine ſolche Übernahme zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde vereinbart 
iſt (S8 1652, 1048 Abſ 2, 588, 589). 


§ 1658 
Das Recht, das dem Vater kraft ſeiner Nutznießung an dem Vermögen 
des Kindes zuſteht, iſt nicht übertragbar !). 
Das gleiche gilt von den nach den SS 1655, 1656 dem Vater zuſtehenden 
Anſprüchen, ſolange ſie nicht fällig ſind e). 
E 1 1534 II 1549; M 4 793; P 4 582: 5 144. 


1. Die Nutznießung ſteht dem Gewalthaber nur in ſeiner Stellung als Inhaber der elter⸗ 
lichen Gewalt zu und kann von dieſer Stellung nicht losgelöſt werden. Es ergibt ſich hieraus 
die Unübertragbarkeit des Nutznießungsrechts, die indes nicht ausſchließt, daß die Nutz ⸗ 
nießung der Ausübung nach unentgeltlich oder entgeltlich (ogl. $ 1059 A 1) übertragen werden 
kann. Dagegen bedeutet die in 8 862 Abſ 1 ZPO ausgeſprochene Unpfänd barkeit, daß die 
Nutznießung auch nicht der Ausübung nach gepfändet werden kann. Pfändbar find nach 88 862 
Abſ 2, 861 ZPO die kraft der Nutznießung erworbenen Früchte, jedoch nur mit der Beſchrän⸗ 
kung, daß vorweg die dem Nutznießer nach § 1654 obliegenden Leiſtungen gedeckt ſein müſſen, 
und mit der weiteren Beſchränkung, daß auch das zur Beſtreitung des eigenen ſtandesgemäßen 
Unterhalts des Gewalthabers und das zur Erfüllung der ihm obliegenden geſetzlichen Unter⸗ 
haltspflichten — mit Ausnahme des Unterhalts des unehelichen Kindes des Vaters — Er⸗ 
forderliche in Abzug zu bringen iſt. Soweit die Unpfändbarkeit reicht, fallen die zur Zeit der 
Konkurseröffnung von dem Gewalthaber bereits erworbenen Früchte nicht in deſſen Konkurs 
maſſe ($ 1 KO). Die Veräußerung der erworbenen Früchte iſt durch § 1658 nicht beſchränkt. 

2. Die nach 88 1655, 1656 aus der Nutznießung ſich ergebenden Anſprüche bilden einen 
Beſtandteil des Nutznießungsrechts und ſind daher dieſem in bezug auf Unübertragbarkeit 
und Unpfändbarkeit gleichgeſtellt. Der mit der Fälligkeit von dem Gewalthaber erworbene 
Anſpruch ſteht in bezug auf Übertragbarkeit und das Maß der Pfändbarkeit (88 862 Abſ 2, 
961 ZPO) den erworbenen Früchten gleich (vgl. A 1 u. § 1655 A 1). 


8 1659 


Die Gläubiger des Kindes können ohne Rückſicht auf die elterliche Nutz⸗ 
nießung Befriedigung aus dem Vermögen des Kindes verlangen“). 

Hat der Vater verbrauchbare Sachen nach § 1653 veräußert oder ver⸗ 
braucht, ſo iſt er den Gläubigern gegenüber zum ſofortigen Erſatze ver⸗ 


pflichtet). 


E I 1528 II 1550; M 4 793; P 4 580. 


1. Der Gewalthaber muß die Befriedigung der Gläubiger des Kindes aus dem ſeiner 
Nutznießung unterworfenen Kindesvermögen ſich gefallen laſſen, ohne Unterſchied, ob die 
Forderung vor oder erſt nach Beginn der Nutznießung entſtanden iſt, ob ſie auf einem von ihn 
ſelbſt für das Kind abgeſchloſſenen Rechtsgeſchäft beruht oder ob das Rechtsgeſchäft von einem 
andern geſetzlichen Vertreter des Kindes oder dem nach 88 112, 113 geſchäftsfähigen Kinde 
geſchloſſen iſt. Es ſteht ihm ein Nutznießungsrecht an dem Vermögen nur zu in dem Zuſtande, 
in welchem es ſich durch die für das Kind geführte Verwaltung und die hieraus oder aus un- 
erlaubter Handlung entſpringenden Verbindlichkeiten jeweilig befindet. In ſeiner Eigenſchaft 
als bloßer Nutznießungsberechtigter kann er weder gegen die Art der Verwaltung noch gegen 
die Schuldenbelaſtung Widerſpruch erheben. Nicht er, ſondern nur das Kind kann den Pfleger 
wegen ſchlechter Verwaltung erſatzpflichtig machen. Doch iſt ihm die Befugnis nicht zu ver 
ſagen, Anträge dieſerhalb bei dem Vormundſchaftsgericht zu ſtellen und bei Ablehnung des 
Antrags Beſchwerde zu führen. Zur Zwangsvollſtreckung in das ſeiner Nutznießung 
unterliegende Vermögen genügt ein gegen das Kind erlaſſenes Urteil, ohne daß er zur Duldung 
der Zwangsvollſtreckung verurteilt zu fein braucht (§ 746 ZPO). 

2. Nach $ 1653 hat der Gewalthaber den Wert der veräußerten oder verbrauchten ver: 
brauchbaren Sachen ſchon vor Beendigung der Nutznießung zu erſetzen, wenn die ordnungs⸗ 
mäßige Verwaltung des Vermögens es erfordert. Dieſer Fall wird als gegeben angeſehen, 
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wen die Gläubiger des Kindes den Erſatzanſpruch (indem fie ihn pfänden laſſen) für ſich 
in Anſpruch nehmen. Von dem Gewalthaber kann nicht der Einwand erhoben werden, daß 
die Gläubiger in der Lage ſeien, ſich in anderer Weiſe aus dem Kindesvermögen zu befrie 
digen. Das gleiche Recht wird den Gläubigern einzuräumen ſein hinſichtlich der Verpflichtung 
des Gewalthabers, den Wert der im Übermaß (alſo über die Nutzungsbefugnis hinaus) ge⸗ 
zogenen Früchte zu erſetzen. 


S 1660 


Im Verhältniſſe des Vaters und des Kindes zueinander finden in An⸗ 
ſehung der Verbindlichkeiten des Kindes die für den Güterſtand der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung geltenden Vorſchriften des § 1415, des § 1416 
Abſ 1 und des § 1417 entſprechende Anwendung!) 2). 

E I 1580 II 1551; M 4 788; P 4 581. 


1. Nach den für entſprechend anwendbar erklärten Vorſchriften der 88. 1415, 1416 
&bf 1 fallen im Verhältnis zwiſchen dem Gewalthaber und dem Kinde die Verbindlich. 
keiten (einfchließlich der Prozeßkoſten) aus einem auf das freie Vermögen des Kindes ſich be⸗ 
ziehenden Rechtsverhältnis (vgl. $ 1651 und wegen der Unterhaltsleiſtungen 8 1654 A 4) 
nem freien Vermögen zur Laſt, ebenſo die Verbindlichkeiten des Kindes aus einer 
unerlaubten Handlung, da hierdurch die Nutznießung des Gewalthabers nicht geſchädigt werden 
darf, und die Koſten eines zwiſchen dem Kinde und dem Gewalthaber geführten Rechtsſtreits, 
in welchem die Koſten endgültig dem Kinde auferlegt find (8 1654 A 3). 

2. Die Gläubiger des Kindes ſind durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht gehindert, 
nach ihrer Wahl das freie oder das nichtfreie Vermögen des Kindes in Anſpruch zu nehmen. 
es muß deshalb, wenn fie das nichtfreie Vermögen angreifen, obſchon das freie Vermögen 
zaftet, und ebenſo im umgekehrten Falle gemäß 8 1417 eine Ausgleichung zwiſchen den beiden 
1 ermögensmaſſen, ſoweit der Beſtand der verpflichteten Maſſe reicht, ſtattfinden vorbehalt: 
vd der Schadenserfahpflicht des geſetzlichen Vertreters, der die Ausgleichung ſchuldhaft unter ⸗ 
lallen hat. Eine Ausgleichung wird auch nötig, falls ohne 10 des Gläubigers eine Ver⸗ 
Muudiichkeit nicht aus derjenigen Vermögensmaſſe, der fie zur Laſt fällt, ſondern aus der andern 
Maſſe berichtigt iſt. 


8 1661 


Die Nutznießung endigt, wenn ſich das Kind verheiratet). Die Nutz ⸗ 
nießung verbleibt jedoch dem Vater, wenn die Ehe ohne die erforderliche 
elterliche Einwilligung geſchloſſen wird“). 

E 1 1886 II 1552; M 4 795; P 4 588. 


J. Durch die Verheiratung des ird die! ' Nutzni i 

1 l g des Kindes wird die Beendigung der Nutznießung nur herbei 
Biol oem die Ehe eine gültige iſt. Die Ungültigkeit einer formell beſtehenden Ehe (die 
kann abet mud erm eingegangen oder doch wenigſtens in das Heiratsregiſter eingetragen iſt) 
Die Erhebung 9 Wege der Nichtigkeitsklage oder Anfechtungsklage geltend gemacht werden. 
die Ehe rechtskrafichtigkeitsklage ſteht gemäß § 632 ZPO auch dem Gewalthaber zu. Iſt 
mit rückwirkender Kr. für nichtig erklärt, ſo iſt damit auch das Fortbeſtehen der Nutznießung 
anwendbaren Bursche den ether des 1 des redlichen Dritten gemäß der entſprechend 

2. Di ide G 44 — feſtgeſtellt. 5 
die Ungute der ce l gung des Elternteils (88 1305—1308) hat zwar nicht allgemein 
des geſetzlichen Werken Sag — ©gl. $ 1831, wonach nur die mangelnde 5 
nießung dem Gewalthaber night been gehn E | 


§ 1662 
Der Bater kann anf die Nutzni . 
ä eßung verzichten!). Der Verzicht erfolgt 
durch Erklärung gegenüber dem eee die Erklärung iſt 
in öffentlich beglaubigter Form abzugeben . 


E 1 1587 II 1553; M 4 796; P 4 583. 


1. Der Verzicht auf die Nutznießung it, da ea f in dem Gewalthaber im eigen 
4 4 5 
Intereffe gegebenes Recht handelt, zulaſſ Durch den Werzicht wird der Gewalthaber ei 
Pei bom den in $ 1654 bezeichneten Laſten frei, da dies Verpflichtungen find, die dem Ge. 
Da thaber nicht als ſolchem, ſondern nur kraft des Nutneßungsrechts obliegen (8 1654 A 4). 

agegen kann ſich der Gewalthaber der Verpflichtung zur Tragung der Laſten, die auf be- 
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ſtimmten Gegenſtänden ruhen, nicht dadurch entziehen, daß er die Nutzuießung an dieſen Gegen⸗ 
ſtänden aufgibt. Ein Verzicht auf die Nutznießung an einzelnen Gegenſtänden — der dem be⸗ 
ſchränkt geſchäftsfähigen Kinde oder dem für das geſchäftsunfähige Kind zu beſtellenden Pfleger 
zu erklären ift (vgl. 88 1064, 1072, 107) — iſt nur in dem Sinne möglich, daß die Nutzungen 
dem Kinde überlaſſen werden (beſtr.). 

2. Der Verzicht auf die Nutznießung erfolgt ebenſo wie der Verzicht auf den Nießbrauch 
(88 1064, 1072) durch einfeitige, empfangsbedürftige Erklärung. Die Erklärung iſt gegenüber 
dem Vormundſchaftsgericht abzugeben, das in dieſer Beziehung als Vertreter des Kindes 
erſcheint. Mit Rückſicht auf die Wichtigkeit, die der das Familiengüterrecht ändernde Ver⸗ 
zicht für dritte Perſonen, insbeſondere die Gläubiger des Gewalthabers hat, iſt öffentliche 
Beglaubigung der Erklärung (§ 129) vorgeſchrieben. Wegen der Zuſtändigkeit des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts vgl. Vorbem 4b vor $ 1773. ' 

3. Der von dem Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt erklärte Verzicht auf die Nutz⸗ 
nießung hat gegenüber der Mutter, wenn dieſe ſpäter in den Beſitz der elterlichen Gewalt 
gelangt, keine Wirkſamkeit. Der Mutter ſteht ein eigenes Recht, nicht ein von dem Vater 
abgeleitetes Recht der elterlichen Gewalt zu. Dies gilt auch dann, wenn die Mutter gemäß 
§ 1685 Abf 2 nach Auflöfung der Ehe durch Übertragung der Ausübung der elterlichen Gewalt 
die Nutznießung erlangt (a. A. Planck A 7; Staudinger A 6). 


8 1663 


Hat der Vater kraft ſeiner Nutznießung ein zu dem Vermögen des Kindes 
gehörendes Grundſtück vermietet oder verpachtet, ſo finden, wenn das Miet⸗ 
oder Pachtverhältnis bei der Beendigung der Nutznießung noch beſteht, die 
Vorſchriften des § 1056 entſprechende Anwendung). 

Gehört zu dem der Nutznießung unterliegenden Vermögen ein land⸗ 
wirtſchaftliches Grundſtück, ſo findet die Vorſchrift des § 592, gehört zu dem 
Vermögen ein Landgut, jo finden die Vorſchriften der SS 592, 593 ent⸗ 
ſprechende Anwendung'). 

E I 1520, 1008, 1009 II 1554; M 4 776; P 4 576. 


1. Nach § 1056 kann der Nießbraucher kraft ſeines Nießbrauchsrechts ein Grundſtück auch 
über die Nießbrauchszeit hinaus unter Überlaſſung des Beſitzes vermieten oder verpachten, 
ſo jedoch, daß der Eigentümer berechtigt iſt, das Miet- oder Pachtverhältnig unter Einhaltung 
der geſetzlichen vierteljährlichen bzw. halbjährlichen Kündigung (88 565, 595) bis zum Ablaufe 
der von dem Mieter oder Pächter geſetzten Erklärungsfriſt (§ 1056 Abſ 3) zu kündigen und daß 
er in die Verpflichtungen aus dem Vertrage mit ſelbſtändiger Berechtigung nach Maßgabe 
der J 571, 572, 573 Satz 1, 574576 u. 579 eintritt. In gleicher Weiſe iſt durch § 1663 
das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Kinde als Eigentümer des von dem Gewalthaber vermieteten 
oder verpachteten Grundſtücks und dem Mieter oder Pächter für die Zeit nach Beendigung 
der Nutznießung geregelt. Hat der Gewalthaber nicht für ſich kraft ſeines Nutznießungsrechts, 
ſondern für das Kind kraft feines Verwaltungsrechts vermietet oder verpachtet, was regel. 
mäßig anzunehmen iſt, wenn er den Vertrag im Namen des Kindes geſchloſſen hat, fo iſt $ 1668 
nicht anwendbar. Es bedarf dann aber, wenn der Vertrag über das 21. Lebensjahr des Kindes 
fortdauern ſoll, der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung (88 1643 Abf 1, 1822 Nr 5). 

2. Für die Auseinanderſetzung bei Beendigung der Nutznießung hinſichtlich der Be⸗ 
ſtellungskoſten für die noch ungetrennten Früchte ſowie hinſichtlich der Zurücklaſſung land- 
wirtſchaftlicher Erzeugniſſe eines Landguts und der hierfür zu gewährenden Vergütung ſind 
in Übereinſtimmung mit der für den Nießbrauch geltenden Vorſchrift des 8 1055 Abſ 2 die Ber 
ſtimmungen der 88 592 u. 593 für maßgebend erklärt. Die Anwendbarkeit des $ 591 erübrigt 
ſich, da die Pflicht zur ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ſchon aus der Verwaltungspflicht 
des Gewalthabers folgt. 


8 1664 


Der Vater hat bei der Ausübung der elterlichen Gewalt dem Kinde 
gegenüber nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen An- 
gelegenheiten anzuwenden pflegt). 

E 1 1503, 1696 Abf 1 II 1555; M 4 745; P 4 556 u. 561. 

1. Bei Erfüllung der auf dem Gebiete der Sorge für das Vermögen und der Sorge füt 


die Perſon des Kindes ihm obliegenden Pflichten hat der Gewalthaber die in eigenen An⸗ 
gelegenheiten gewohnte Sorgfalt zu betätigen, mindeſtens aber für grobe Fahrläſſigkeit 
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einzuſtehen ($ 277). Die Anwendung einer größeren Sorgfalt können die Kinder, die mit 
den Eltern auch ſonſt dasſelbe Geſchick teilen, nicht verlangen. Wird der Gewalthaber wegen 
Verletzung ſeiner Pflichten von dem Kinde in Anſpruch genommen, ſo liegt dieſem der Nach 
weis ob, daß im gegebenen Falle der Gewalthaber eine beſtimmte Pflicht zu erfüllen hatte 
(RS 21. 9. 05 IV 142/05). Darüber, daß er bei Erfüllung dieſer Pflicht die in eigenen An⸗ 
gelegenheiten gewohnte Sorgfalt beobachtet hat, hat dann der Gewalthaber ſich auszuweiſen 
(vgl. M 4, 748; NO Gruch 50, 1028; a. A. Blume A 4). Derartige Erſatzanſprüche werden 
bon dem Kinde regelmäßig erſt nach Erreichung der Volljährigkeit erhoben werden. Bis dahin 
iſt die Verjährung nach $ 204 gehemmt. Iſt ſchon vorher zur Verhütung einer Benachteiligung 
des Kindes die Durchführung des Erſatzanſpruchs nötig, ſo hat das Vormundſchaftsgericht 
dem Kinde einen Pfleger zu beſtellen ($ 1628). Vgl. im übrigen die Erl zu § 1833. — 
Über die Haftung des Gewalthabers aus unerlaubter Handlung gegenüber dem 
Kinde und gegenüber dritten Perſonen f. § 1631 A 3. 


§ 1665 


Iſt der Vater verhindert, die elterliche Gewalt auszuüben, ſo hat das 
Vormundſchaftsgericht, ſofern nicht die elterliche Gewalt nach 8 1685 von der 
Mutter ausgeübt wird, die im Intereſſe des Kindes erforderlichen Maß⸗ 
regeln zu treffen!) 2). 

E 1 1544 II 1556 Abſ 1; M 4 802; P 4 552 u. 617. 


1. Bei tatſächlicher oder rechtlicher Verhinderung des Gewalthabers hat das Vormund 
ſchaftsgericht — worin eine Beeinträchtigung des Rechtes der elterlichen Gewalt nicht ent⸗ 
halten {ft — ſelbſttätig in Vertretung des Kindes die in deſſen Intereſſe erforderlichen Maß⸗ 
tegeln zu treffen oder dem Vertretungsbedürfnis durch Beſtellung eines Pflegers abzuhelfen. 

ine Verhinderung iſt nicht ſchon bei zeitweiliger Abweſenheit anzunehmen, ſo z. B. nicht in 
gem Falle, daß der Gewalthaber durch Berufsgeſchäfte gezwungen iſt, bei Tage vom Hauſe 
nzubleiben (Res 7.5.03 IV 16/03). Die Sachlage muß eine ſolche ſein, daß der Gewalthaber 
als verſtändig denkender Mann zur Ergreifung weiterer Maßnahmen Anlaß haben würde 
ei hieran durch Abweſenheit, Krankheit uſw. verhindert iſt. Über den Fall der Ver- 
qiberung durch Kriegsdienſt ſ. § 1685 A 1. Trotz Beſtellung eines Bevollmächtigten kann 
5 erhinderung vorliegen, wenn die Sachlage ſich inzwiſchen verändert hat, wenn ins⸗ 

eſondere Anlaß zum Widerruf der Vollmacht vorhanden iſt. Unter Umſtänden kann 
x; Verhinderung in der Geſchäftsungewandtheit gefunden werden, wie z. B. in dem 
Han le, daß dem Kinde ein über die Verhältniſſe des Gewalthabers weit hinausgehendes Ver⸗ 
5 gen angefallen iſt (Habicht in Gruch 42, 434). Keinen Grund zum Einſchreiten hat das 
sun dſchaftsgericht, wenn au Stelle des verhinderten Vaters die Mutter nach § 1685 zur 
bung der elterlichen Gewalt berufen iſt. Nicht § 1665, ſondern § 1846 iſt anwendbar, 
N Dare Ruhens der elterlichen Gewalt eine Bebormundung nötig wird. 
nach ring ob und welche Maßregel angemeſſen erſcheint, hat das Vormundſchaftsgericht 
lung kann mich fen zu befinden. Die Rechtsgültigkeit der von ihm vorgenommenen Hand- 
ebrauch gema en um deswillen angefochten werden, weil von dem Ermeſſen ein unrichtiger 
gültiger Feſtſtellun, * allgemein unſtatthaft kann es nicht angeſehen werden, daß vor end- 
TEE DR St in OR a1 X 20) Die Bihane Dicke Dahme 
darf natürlich nicht gart in Ne „Die Wirkſamkeit dieſer 
Wend eren, ber en ie de d de Seen 45 
(... ran 0% 100 I nt 97 
Nr 8366 von den Verwandten oder oben es Kindes Veſchwerde erhoben werden. 


§ 1666 
) Wird das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes dadurch gefährdet?), 
daß der Vater dos Recht der Sorge für A Perſon des Kindes mißbraucht, 
das Kind vernachläſſigt oder ſich eines ehrloſen oder unſittlichen Verhaltens 
ſchuldig machte), jo hat das Vormundſchaftsgericht die zur Abwendung der 
Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen). Das Vormundſchaftsgericht 
kann insbeſondere anordnen, daß das Kind zum Zwecke der Erziehung in 


einer geeigneten Familie oder in einer ungsanſtalt oder ein 
ſerungsanſtalt untergebracht wirbt), Erziehung er Bei 
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Hat der Vater das Recht des Kindes auf Gewährung des Unterhalts 
verletzt und iſt für die Zutunft eine erhebliche Gefährdung des Unterhalts 
zu beſorgen, ſo kann dem Vater auch die Vermögensverwaltung ſowie die 
Nutznießung entzogen werden“). 

E 1 1546 II 1557; M 4 803; P 4 6109 ff., 654 ff. 


1. Allgemeines. Die Aufſichtsgewalt des Vormundſchaftsgerichts tritt zutage, wenn durch 
das pflichtverletzende Verhalten des Gewalthabers (des für die Perſon des Kindes fürſorge⸗ 
berechtigten Elternteils) eine Gefährdung des Kindes herbeigeführt it. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht hat, ſobald es von einem ſolchen Falle durch Anzeige des Gemeindewaiſenrats (8 1675) 
oder auf andere Weiſe Kenntnis erhält, ſoweit erforderlich, die nötigen Erhebungen anzu⸗ 
ſtellen (vgl. Vorbem 4 vor $ 1616) und hat dann unter Einſchränkung des Rechtes des Gewalt⸗ 
habers die zum Schutze des Kindes (zur Abwendung der Gefahr) erforderlichen Anordnungen 
zu treffen und durchzuführen (vgl. Vorbem 5 vor $ 1616). Gegen die Anordnung ſteht nach 
dem allgemeinen Grundſatze des § 20 8 dem Gewalthaber, gegen die Ablehnung oder Auf⸗ 
hebung einer ſolchen Anordnung — was nicht bloß für § 1666, ſondern auch für 58 1665 und 
1667 gilt — den Verwandten und Verſchwägerten des Kindes das Recht der Beſchwerde 
zu (§ 57 Nr 8 FGG; vgl. auch über die vorgängige Anhörung dieſer Perſonen und des Ge⸗ 
walthabers § 1678). Bei einer Entſcheidung in einer die Perſon des Kindes betreffenden 
Angelegenheit iſt außerdem nach 8 57 Nr 9 daſ. (vgl. $ 1800 A 3) jeder Beteiligte beſchwerde · 
berechtigt. Zu den Beteiligten gehört insbeſondere der unterſtützungspflichtige Armen⸗ 
verband und der Gemeindewaiſenrat. Als beſchwerdeberechtigt iſt auch ein Verein zur För⸗ 
derung des Jugendwohls (ohne Unterſchied, ob der Verein rechtsfähig iſt oder nicht) anzuer⸗ 
kennen (SeuffA 67 Nr 191). Die von ihm getroffenen Anordnungen kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht — das in dringenden Fällen auch eine vorläufige Anordnung erlaſſen kann (RIA 1, 92; 
11, 86) — jederzeit ändern. Darüber, daß die Beſtellung eines Pflegers in dem Verfahren aus 
88 1666 ff, nicht notwendig ift, . Vorbem 4 vor 8 1616. Es iſt rechtlich möglich, daß das Kind 
in dieſem Verfahren durch das Vormundſchaftsgericht vertreten wird (RG 71, 167). Die Koſten 
(Auslagen) des Verfahrens fallen vorbehaltlich der Erſatzpflicht des Gewalthabers aus § 1664 
dem Kinde zur Laſt (beſtr.). Die aus § 1666 von dem Vormundſchaftsrichter getroffene Ent. 
ſcheidung bindet den Prozeßrichter, auch wenn die Entſcheidung nur eine einſtweilige iſt (RG 
Gruch 50, 1002). 

2. Vorausſetzung des Einſchreitens des Vormundſchaftsgerichts iſt nach 8 1666, daß der 
Gewalthaber die ihm obliegenden Pflichten auf dem Gebiete der Sorge für die Perſon des 
Kindes verletzt hat und daß ihm dies als Verſchulden anzurechnen iſt (a. A. in letzterem 
Punkte Blume A1). Ein Verſchulden wird aber ſchon dann anzunehmen fein, wenn er, troßdem 
ihm das Verkehrte feiner Handlungsweiſe klargemacht ift, aus Eigenſinn dabei beharrt. Sit der 
Gewalthaber geiſteskrank oder in fo hohem Maße geſchäftsungewandt, daß er die Verhältniſſe 
nicht überſehen kann, fo greifen die Beſtimmungen des § 1676 (Ruhen der elterlichen Gewalt) 
und § 1665 (Verhinderung des Gewalthabers) Platz. Die Verletzung der Pflichten kann darin 
beſtehen, daß der Gewalthaber das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes mißbraucht, 
alſo eine beſtimmte pflichtwidrige Handlung vornimmt, oder darin, daß er das Kind vernach⸗ 
läfſigt, alſo die Erfüllung der ihm obliegenden Pflichten unterläßt. Unter Mißbrauch fällt 
die Verleitung zum Böſen, Einprägung unſittlicher oder vaterlandsfeindlicher Grundſätze 
(vgl. JW 1917, 739), die Überſchreitung des Züchtigungsrechts, Verſagung der Einwilligung 
zu einer notwendigen Operation (ſ. hierüber RIA 14, 91), die ungerechtfertigte Ausnutzung 
der Arbeitskraft des Kindes, Vorbereitung zu einem ungeeigneten Berufe oder Beſchäftigung 
hierin, Anderung der Religion in einer dem perſönlichen Wohle des Kindes zuwiderlaufenden 
Weiſe (KJ 49 A 29 über die Beſtimmung des Vaters, daß die bisher katholiſch erzogenen 
Kinder in der jüdiſchen Religion erzogen werden ſollen — vgl. 8 1631 A 1), ungehörige 
Einwirkung in religiöſer Hinſicht auf das religionsmündige Kind (OLG 7, 419), willkür⸗ 
liche Verſagung der Einwilligung zur Heirat (OLG 9, 444) uſw. Als Mißbrauch iſt es 
anzuſehen, wenn der Gewalthaber ſein Kind beharrlich anhält, ſich der Ordnung der Schule 
offen zu widerſetzen (KJ 33 A 14) oder die Mutter ſich weigert, dem von einem deutſchen 
Vater abſtammenden Kinde eine deutſche Erziehung zu geben (K in RIA 11, 85). Ein Miß 
brauch kann ferner darin liegen, daß der Adoptivvater das Kind von dem Verkehr mit den leib⸗ 
lichen Eltern — wennſchon dieſe kein Recht hierauf haben — in ungehöriger Weiſe vollſtändiß 
fernhält (MG 64, 52) oder die Herausgabe des Kindes, um aus den von ihm zu len 
ſtenden Dienſten (8 1617) Nutzen zu ziehen, von den Pflegeeltern verlangt, obſchon IN 
diefen das Kind in früheſtem Kindesalter zur Erziehung überlaſſen hat und ſeitdem 1 
niemals um das Kind gekümmert hat (BayObL& in RIA 12, 86). Auch bie . 
unzuläſſiger Mittel zur Erreichung eines gerechtfertigten Zweckes kann einen Mißbrau 
darſtellen. Einer Vernachläſfigung des Kindes macht der Gewalthaber ſich ſchulbig, 
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weun er nicht genügend für ſeine ſittliche und geiſtige Ausbildung oder ſeine Geſundheit 
ſorgt, es nicht zum Schulbeſuch anhält, ſeinen ſchlechten Neigungen nicht mit der nötigen 
Strenge entgegentritt, es nicht gegen ſchädliche Einwirkungen dritter Perſonen ſchützt, 
wenn er ſeine Einwilligung zur Aufnahme des nicht vollfinnigen Kindes zur Aufnahme 
in eine für ſolche Perſonen beſtimmte Anſtalt trotz Sicherſtellung der Mittel verweigert 
(KG 36 A 10) u. dgl. Eine Vernachläſſigung kann auch darin gefunden werden, daß er ſeinem 
Sohne die zum Univerſitatsſtudium oder zum Beſuch einer Hochſchule erforderlichen Mittel 
vorenthält, wenn der Sohn dadurch gezwungen fein würde, in einer ſeinen geiſtigen Fähig⸗ 
keiten, der ſozialen Stellung der Familie und den Vermögensverhältniſſen des Gewalthabers 
nicht entſprechenden Stellung zu bleiben (OLG 1, 450). Eine Vernachläſſigung iſt es ferner, 
wenn der Gewalthaber es an der nötigen religiöſen Erziehung fehlen läßt, in welcher Be⸗ 
ziehung die landesrechtlichen Vorſchriften maßgebend find (Art 134 EG; vgl. $ 1631 A 1). 
Als allgemeiner Grundſatz aber iſt anzuerkennen, daß der Gewalthaber nicht das Recht hat, 
auch nicht, wenn er konfeſſionslos iſt, das Kind ohne jede religidfe Unterweiſung zn laſſen. 
Dieſer Grundſatz iſt auch durch Art 149 RW nicht aufgehoben, wonach der Erziehungs⸗ 
berechtigte über die Teilnahme des Kindes an religiöfem Unterricht und kirchlichen Hand. 
lungen zu beſtimmen hat. Die Unterweiſung ift notwendig, damit das Kind nach erreichter 
Religionsmündigkeit ſelbſt in der Lage ift, ſich zu entſcheiden, welchem Bekenntnis es an- 
a will. Eine Verletzung der Pflichten gegenüber dem Kinde ift endlich darin zu ſehen, 
daß der Gewalthaber ſich eines unſittlichen oder ehrloſen Verhaltens ſchuldig macht 
(vgl. die ähnliche Regelung in $ 1568). Die Verfehlung beruht darauf, daß durch dieſes 
Verhalten eine ungünſtige Einwirkung auf das Kind geübt wird. Es bleibt daher zu prüfen, 
db nach Lage der Verhaltniſſe und mit Rückſicht auf das jugendliche Alter des Kindes auf eine 
ſolche Beeinfluſſung zu rechnen iſt. Daß eine Beeinfluſſung bereits ftattgefunden hat, iſt nicht 
zu erfordern (KGJ 46 A 38). N 
3. du der Pflichtverletzung muß hinzukommen, daß das geiſtige (ittliche) oder leibliche 
Wohl des Kindes gefährdet iſt. Nicht nötig iſt es, daß es bereits zu einer Schädigung des 
Kindes, zu einer fittlihen Verwahrloſung gekommen iſt. Dieſer Gefahr ſoll von vornherein 
vorgebeugt werden. Die Gefahr muß aber, was für den einzelnen Fall näher feſtzuſtellen ift, 
eine gegenwartige, und zwar in ſolchem Maße vorhanden ſein, daß bei der weiteren Ent⸗ 
wicklung der Dinge eine erhebliche Schädigung des geiſtigen oder leiblichen Wohles des Kindes 
ſich mit ziemlicher Sicherheit vorherſehen läßt. Eine Gefährdung wird deshalb, wenn es ſich 
um einen einzelnen abgeſchloſſenen Vorgang handelt und nicht etwa wegen der erkennbaren 
leigung des Gewalthabers zu gleicher Handlungsweiſe die Gefahr der Wiederholung beſteht, 
regelmäßig nicht anzunehmen ſein. Auch können hierfür Vorgänge, die längere Zeit zurück' 
egen und deren Wirkungen nicht auf die Gegenwart ſich erſtrecken, nicht herangezogen werden. 
5 benſowenig genügt eine künftige Gefährdung. Iſt der Gewalthaber bereit, ſein Kind dauernd 
1 Anſtalt unterzubringen, ſo kann hierdurch die ſonſt beſtehende Gefährdung ausgeſchloſſen 


4. Die Wahl der zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln iſt dem Er⸗ 
zeoſſen des Vormundſchaftsgerichts überlaſſen. Das Vormundſchaftsgericht kann ſo weit gehen, 
9 0 Gewalthaber die Sorge für die Perſon des Kindes zu entziehen, was zur Folge hat, 
ge zur Ausübung des Rechtes der Sorge — das auf die Mutter nicht übergeht (88 1684, 1685, 
RJ 10, 04) — ein Pfleger zu beſtellen iſt. Die Entziehung der Sorge für die Perſon hat 
degelmäßig die Bedeutung, daß zugleich das Vertretungsrecht in perſönlichen Angelegenheiten 
Da ogen iſt, welche Entziehung auch als beſondere Maßnahme angeordnet werden kann. 
ei a8 berechtigte Intereſſe des Elternteils, in perſönlichen Angelegenheiten des Kindes gegen 
155 Verfügung des Vormundſchaftsgerichts nach $ 57 Nr 9 3ÖG Beſchwerde zu erheben, 

ird zwar wegen der ihm verbleibenden u nicht vollſtändig ausgeſchloſſen. Die 
ondabme wird aber oft nahe liegen, daß er mit der Beſchwerde nicht das Wohl des Kindes, 
47 4 87 eigennützige oder fremde Intereſſen verfolgt oder gar aus Gehäſſigkeit handelt (RO 
8 "N. Durch die Entziehung verliert ferner der Gewalthaber das Recht des Verkehrs mit 
0 m Kinde infofern, als es nunmehr Sache des Pflegers iſt, nach eigenem pflichtmäßigen 
ermeſſen, vorbehaltlich des Einſchreitens des Vormundſchaftsgerichts aus $ 1837, den Ber. 
de 2 regeln (teilweiſe abweichend RG in Rel 11, 254, welches die völlige Entziehung 
regeln. 8 niemals für zuläffig erachtet). Meiſt werden jedoch weniger einſchneidende Maß. 
ſtraf n Gebote oder Verbote. Androhung weiterer Maßnahmen, Verhängung von Drbmungs- 
ſoweit dies landesgeſetzlich zuläflig ift (vgl. Vorbem 5 vor $ 1773), Beſchränkung der 
Schafe Kl hie Perſen in tatlächlicher oder rechtlicher Hinſicht, genügen. Hält dae Vormund- 
e die beantragte völlige Entziehung des Perſonenſorgerechts nicht für geboten, 

1 1 7 t zu prüfen, ob nicht Veranlaſſung vorliegt, dem Gewalthaber das Sorgerecht wenigstens 
3 Dr (binfichtfich einzelner Handlungen oder eines Kreiſes von Handlungen) zu entziehen. 
uläſſig iſt insbeſondere, wie $ 1666 Abſ 1 Satz 2 hervorhebt, die Anordnung der Zwangs- 
erziehung, deren Art und Dauer innerhalb der Grenze der Volljährigkeit das Vormund⸗ 


352 Familienrecht Verwandtſchaft 


ſchaftsgericht zu beſtimmen hat. Die Ausführung der Anordnung kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht einem Pfleger übertragen. Es kann aber auch ſelbſt die hierzu erforderlichen 
Maßnahmen treffen. Die Zwangserziehung kann nur auf Koſten des Kindes durchgeführt 
werden. Über die Fürſorgeerziehung, die nötigenfalls auf öffentliche Koſten erfolgt, f. 
Vorbem 5 vor $ 1616. Die gleichen Befugniſſe wie gegenüber dem Gewalthaber hat das 
Vormundſchaftsgericht auf Grund des $ 1666 auch gegenüber dem Elternteil, dem die Für- 
ſorge für die Perſon des Kindes zuſteht (vgl. SS 1634, 1635, 1636, auch $ 1684 A 3). Ver: 
fehlungen gegen die Kinder, und zwar auch Verfehlungen gegen die Stiefkinder, insbe⸗ 
ſondere Mißhandlungen, können übrigens zugleich die Bedeutung einer ſchweren Ehever⸗ 
fehlung haben, die nach § 1568 zur Scheidung berechtigt (RG IW 06, 39217; 29. 3. 09 
TV 429/08). 

5. Die Wichtgewährung des Unterhalts (mag der Unterhalt überhaupt nicht oder nicht 
in ausreichendem Maße gewährt fein) ſtellt ſich als eine das leibliche Wohl des Kindes ge- 
fährdende Pflichtverletzung dar. Die in A 4 bezeichneten Maßregeln werden jedoch, wenn 
der Gewalthaber nicht gewillt iſt, dem Kinde den nötigen Unterhalt zu gewähren, oder nicht 
für Beſchaffung der Unterhaltsmittel ſorgt, meiſt ohne Wirkung ſein. Es iſt deshalb dem 
Vormundſchaftsgericht, falls der Unterhalt des Kindes auch für die Zukunft erheblich ge⸗ 
fährdet iſt, die Befugnis gegeben, außer den Maßregeln des Abſ 1 oder ſtatt dieſer Maß⸗ 
regeln (KG in RIA 8, 86) dem Gewalthaber die Vermögensverwaltung und Nutz⸗ 
nießung zu entziehen, ſoweit dies zur Sicherung des Unterhalts erforderlich iſt. Auch 
dieſe Anordnung ſetzt, ebenſo wie die Anordnung aus § 1666 Abſ 1, ein Verſchulden des 
Gewalthabers voraus (beſtr. — vgl. Starck in LZ 1917, 849). Eine ſchuldhafte Verletzung 
des Rechtes auf Unterhalt kann übrigens unter Umſtänden auch vorliegen, obwohl das Kind 
es bisher verſtanden hat, die Unterhaltsbedürftigkeit durch eigenen Verdienſt abzuwenden 
(anders anſcheinend OL 9, 445). Wird die Entziehung der Vermögensverwaltung aus⸗ 
geſprochen, ſo wird dies regemäßig in dem Sinne gemeint ſein, daß allgemein die Sorge 
für das Vermögen des Kindes einſchließlich des Rechtes zur Vertretung in vermögens⸗ 
rechtlichen Angelegenheiten entzogen iſt (KJ 47 A 30). Iſt der Gewalthaber zur Unter» 
haltsgewährung nicht bereit, ſo kann es angezeigt ſein, auch das Recht der Sorge für die 
Perſon des Kindes darin zu beſchränken, daß ihm die Verwendung der Unterhaltsmittel 
entzogen wird. Zuläſſig iſt es auch im Falle des § 1666 Abſ 2, die geſamte elterliche 
Gewalt dem Gewalthaber zu entziehen (KGJ 47 A 39). 


8 1667 


Wird das Vermögen des Kindes dadurch gefährdet), daß der Vater 
die mit der Vermögensverwaltung oder die mit der Nutznießung verbundenen 
Pflichten verletzt oder daß er in Vermögensverfall gerät, ſo hat das Vor⸗ 
au e N die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln 
zu treffen. 

Das Vormundſchaftsgericht kann insbeſondere anordnen, daß der Vater 
ein Verzeichnis des Vermögens einreicht und über ſeine Verwaltung Rech⸗ 
nung legt. Der Vater hat das Verzeichnis mit der Verſicherung der Richtig⸗ 
teit und Vollſtändigkeit zu verſehen. Iſt das eingereichte Verzeichnis un⸗ 
genügend, jo findet die Vorſchrift des S 1640 Abſ 2 Satz 1 Anwendung. 
Das Vormundſchaftsgericht kann auch, wenn Wertpapiere, Koſtbarkeiten oder 
Buchforderungen gegen das Reich oder einen Bundesſtaat zu dem Vermögen 
des Kindes gehören, dem Vater die gleichen Verpflichtungen auferlegen, 
welche nach den 88 1814 bis 1816, 1818 einem Vormund obliegen; die Vor⸗ 
ſchriften der SS 1819, 1820 finden entſprechende Anwendung?). 

Die Koſten der angeordneten Maßregeln fallen dem Vater zur Laft?)- 

E I 1547 Abſ 1, 1549 Abſ 1 II 1558; M 4 807 u. 815; P 4 553 u 685; 6 299. 

1. Vgl. über das Verfahren und die Gefährdung § 1666 A 1 u. 3. Die Vermögens⸗ 
gefährdung des § 1667 muß darin ihren Grund haben, daß der Gewalthaber die ihm kraft 
der Vermögensverwaltung oder kraft des Nutznießungsrechts obliegenden Pflichten verletzt 
hat (unerfüllt gelaſſen hat) oder in Vermögensverfall geraten iſt. Ein ſchuldhaftes Verhalten 
des Gewalthabers iſt hier nicht zu erfordern (beſtr. — a. A. namentlich Starck in Gruch 
62, 709). Eine Gefährdung liegt nicht vor, wenn trotz vorſchriftswidriger Anlegung oder 
Verwendung des Kindesvermögens ein Schaden nicht entſtanden iſt, auch die naheliegende 
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Möglichkeit eines Schadeus nicht beſteht. Ebenſo wie im Falle des § 1666 (vgl. A 3) muß 
auch hier die Gefahr eine gegenwärtige ſein. Daß der Gewalthaber in Vermögensverfail 
geraten iſt, genügt für ſich allein nicht; es muß noch die Gefährdung des Kindesvermögens 
hinzukommen, die jedoch aus der Sachlage ſich ohne weiteres ergeben kann. Sie iſt ins⸗ 
beſondere dann vorhanden, wenn das Vermögen des Kindes von den Gläubigern des Ge. 
walthabers angegriffen wird oder Zwangsvollſtreckungen drohen, bei denen das Vermögen 
des Kindes vorausſichtlich in Mitleidenſchaft gezogen wird. 

2. Die zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln, die nach dem Umfange 
der Gefahr ſich richten, hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen auszuwählen. 
Der 1 das der Gefahr darf hierbei nicht zu eng begrenzt werden. Das pflichtwidrige Ver. 

ich in einer Beziehung gezeigt hat, wird leicht auch in andern ähnlichen nungen 
zutage treten. Abweichend von $ 1666 kann das Vormundſchaftsgericht nicht fofort die f 


niſſes bettifft, fo iſt wegen der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die amtliche Aufnahme 
es Verzeichniſſes anzuordnen, wenn das eingereichte Privatverzeichnis als ungenügend be⸗ 
unden wird, auf die mit 8 1802 Abſ 8 gleichlautende Beſtimmung des § 1640 Abſ 2 Satz 1 
verwieſen, woraus aber nicht zu folgern it, daß auch die übrigen Beſtimmungen des 8 1640 


07, 2035). 
gemäß 88 1607 1 * g „Der. f . 
wende maß 1070 beſtellte Pfleger iſt im Zweifel, e Sicherung einen Arreſt not 


3. Die Kosten der Ausfii aß 8 166 Gewalt; 
haber als don m deig lusführung der gemäß § 1667 angeordneten Maßregeln hat der Ge 


8 1668 


zuläſſigen Maßregeln nicht ausreichend, 
euer erwartet den Mater Sigerhelts bellen Tür das 
Imfan waltung unterliegende Vermögen auferlegen. Die Art und den 


Umfang der Si er 
feinem Ermeſſen) 2 sleiſtung beſtimmt das Vormundſchaftsgericht nach 


E J 1547 Abſ 2, 1549 Abf IX 1559 Abf 1 Satz 1 u. 2; M 4 810 u. 815; P 4 553 u. 635. 


1. Die Anordnung einer Si 5 
N cherheitslel wodurch unter Umſtänden der Gewalt⸗ 
FA: er getroffen wird, iſt nur zulaſſig, wenn die Maßregeln des 
reichend ſich uherein zur Sicherung des Kindes nicht ausreichen oder ſpäter als nicht aus. 
leistung 110 erweiſen. Bei Beſtimmung der Art und des Umfangs der Sicherheits 
darf jedoch 1055 b ur Dermnögensperhäftniffe des Gewalthabers Rückſicht zu nehmen. (z 
werden, weil dunder Auflage der Gicherheitsleiftung nicht bloß aus dem Grunde abgeſehen 
würde (ech in 948 e dh der Gewalthaber zur Leiſtung der Sicherheit nicht imſtande ſein 
Doc SU 8, 90). Von der Sicherheitsleiſtung kann auch von vornherein die Aus. 
8 A des Kindesvermögens in die Verwaltung des Gewalthabers abhängig gemacht 
ID, Kommentar von Reichogerichta taten. III. Band. 3. Auft, 23 
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werden (RIA das.). Die Anordnung der Sicherheitsleiſtung kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht jederzeit wieder aufheben oder abändern (8 1671). Wegen der Koſten und wegen 
der Vertretung des Kindes durch das Vormundſchaftsgericht |. § 1672. 

2. Ein geſetzlicher Hypothekentitel iſt dem Kinde gegen den Gewalthaber nicht eingeräumt. 
Im Konkurſe iſt es wegen ſeines geſetzlich der Verwaltung des Gewalthabers unterworfenen 
Vermögens durch das Vorrecht des 8 61 Nr 5 KO geſichert. Das Vorrecht gilt nicht bloß für 
den Anſpruch auf Herausgabe des im Beſitz des Gewalthabers befindlich geweſenen Ver: 
mögens, ſondern auch für alle Forderungen, die dem Kinde aus irgendeinem Grunde an⸗ 
läßlich der Verwaltung gegen den Gewalthaber zuſtehen, einſchließlich der Schadenserſatz⸗ 
anſprüche wegen Verletzung der dem Gewalthaber aus der Verwaltung oder Nutznießung 
obliegenden Pflichten. Es greift z. B. Platz, wenn der Vater die bei der Erbauseinander⸗ 
ſetzung eingegangene sen ind dem Kinde als ſein Erbteil eine beſtimmte Summe 
auszuzahlen, unerfüllt gelaſſen hat (RG 13. 11. 13 IV 305/13). Hat der Gewalthaber das 
dem Kinde gehörige Geld mit oder ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ($ 1653) 
für ſich verwendet, ſo iſt für die hieraus entſpringende Forderung dem Kinde das Vorrecht 
aus $ 61 Nr 5 KO nicht zu verſagen. Das Vorrecht ift aber nicht zu erſtrecken auf die durch 
Erbfall oder Abtretung auf das Kind übergegangenen Forderungen gegen den Gewalt 
haber, ſoweit fie bereits zur Zeit des Übergangs wegen der ſchlechten Vermögensverhält⸗ 
niſſe des Gewalthabers nur einen geringeren Wert hatten (anders in ſtändiger Rechtſprechung 
das Reichsgericht, vgl. neuerdings RG 15. 5. 11 IV 499/10). — Das Konkursvorrecht kommt 
dem Kinde in gleicher Weiſe zuſtatten gegenüber dem mit der Beſorgung von Vermögens⸗ 
angelegenheiten betrauten Pfleger. 


8 1669 


Will der Vater“) eine neue Ehe eingehen, jo hat er feine Abſicht dem 
Vormundſchaftsgericht anzuzeigen:), auf ſeine Koſten ein Verzeichnis des 
ſeiner Verwaltung unterliegenden Vermögens einzureichen und, ſoweit in 
Anſehung dieſes Vermögens eine Gemeinſchaft zwiſchen ihm und dem Kinde 
beſteht, die Auseinanderſetzung herbeizuführen“). Das Vormundſchafts⸗ 
Nb kann geſtatten, daß die Auseinanderſetzung erſt nach der Eheſchließung 
erfolgt. 

E I 1548, 1549 Abſ 1 II 1560; M 4 311; P 4 553 u. 685; 6 299. 


1. Die Wiederverheiratung des Gewalthabers macht es notwendig, daß die Vermögens⸗ 
verhältniſſe der Kinder erſter Ehe klargeſtellt werden, da ſonſt im Laufe der zweiten Ehe leicht 
eine Verdunklung eintreten kann. Zu dieſem Zwecke hat der Gewalthaber, der das Recht der 
Vermögensverwaltung beſitzt, vor Eingehung der neuen Ehe ein Verzeichnis des Kindes⸗ 
vermögens (ogl. $ 1640 A 1) einzureichen und, ſoweit nicht ausnahmsweiſe das Vormundſchafts 
gericht zur Vermeidung wirtſchaftlicher Unzuträglichkeiten die Fortdauer der Gemeinſchaft 
geſtattet, die Auseinanderſetzung mit den Kindern erſter Ehe herbeizuführen, die auf Grund 
des 8 2044 von dem Erblaſſer nicht ausgeſchloſſen werden kann (OLG 2, 169). Geht mit der 
Wiederverheiratung des Gewalthabers das dieſem als Vorerben zugefallene Vermögen 
auf das Kind als Nacherben über, fo folgt die Verzeichnispflicht ſchon aus $ 260 (ngl. 
KJ. 43 A 38). Das einzureichende Verzeichnis muß, damit es als Grundlage für die 
jetzige oder ſpätere Auseinanderſetzung dienen kann, nicht bloß die Werte, ſondern auch die 
Schulden enthalten und muß die einzelnen Gegenſtände ſo bezeichnen, daß ihre Unter⸗ 
ſcheidung von den zu den andern Vermögensmaſſen gehörigen Gegenständen möglich iſt 
(a. A. Staudinger A IIb 1). Die Vergünſtigung des § 1640, daß bei Haushaltungsgegen⸗ 
ſtänden die Angabe des Geſamtwerts genügt, kommt dem ſich wiederverheiratenden Gewalt⸗ 
haber nicht zuſtatten (beſtr.). Die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes hat das 
Vormundſchaftsgericht, das ſchon hierfür — nicht bloß für die Auseinanderſetzung — einen 
Pfleger zu beſtellen hat, nachzuprüfen, zu welchem Zwecke es nötigenfalls beſondere Erhebungen 
veranſtalten kann. Die Aufnahme eines öffentlichen Verzeichniſſes kann nicht verlangt werden. 
Soweit ſchon früher (auf Grund der 88 1640, 1667) ein Verzeichnis eingereicht iſt, genügt eine 
dem $ 1669 entſprechende Ergänzung dieſes Verzeichniſſes. Die Koſten der Vermögens 
nachweiſung und der Auseinanderſetzung hat der Gewalthaber zu tragen. Von einer Aus 
einanderſetzungspflicht kann nicht wohl die Rede ſein, wenn das Vermögen des Kindes nur 
in einem Pflichtteilsanſpruch am Nachlaſſe des verſtorbenen Elternteils beſteht. Wohl aber 
hat der zur zweiten Ehe ſchreitende Gewalthaber die Pflicht der Klarſtellung, was dem Kinde 
als Pflichtteil gebührt, damit hierüber eine beſtimmte Angabe in das Vermögensverzeichnis 
aufgenommen werden kann. 
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2. Um die Erfüllung der in A bezeichneten Verpflichtungen zu fichern, iſt es dem Gewalt⸗ 
haber zur Pflicht gemacht, vor Eingehung der neuen Ehe von der hierauf gerichteten Abſicht 
dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen. Nötigenfalls hat auch der Gemeindewaiſen⸗ 
rat (8 1675) Nachricht zu geben. In dem gleichen Intereſſe iſt in § 1314 Abſ 1 vorge⸗ 
ſchrieben, daß der Gewalthaber, der ein minderjähriges eheliches Kind hat, vor Beibringung 
eines Zeugniſſes des Vormundſchaftsgerichts über Erfüllung jener Verpflichtungen nicht zur 
Eheſchließung zugelaſſen wird. Sollte es gleichwohl zur Wiederverheiratung gekommen ſein, 
fo iſt das Vormundſchaftsgericht darauf angewieſen, zur nachträglichen Erfüllung jener 
Pflichten von den ihm zur Verfügung ſtehenden Zwangsmitteln (vgl. Vorbem 5 vor 8 1778) 
Gebrauch zu machen. 

3. Die Verpflichtungen aus $ 1669 treffen in gleicher Weile auch die im Beſitz der elter⸗ 
lichen Gewalt befindliche Mutter, wennſchon dieſe durch die Wiederverheiratung die elterliche 
Gewalt verliert (88 1686, 1697). Der die elterliche Gewalt nicht beſitzende Elternteil iſt von 
jenen Verpflichtungen frei, worüber ihm, damit er zur Eheſchließung zugelaſſen wird, gleich⸗ 
falls ein Zeugnis von dem Vormundſchaftsgericht zu erteilen iſt (8 1314 Abſ 1). 


8 1670 


Kommt der Vater den nach den SS 1667, 1668 getroffenen Anordnungen 
nicht nach oder erfüllt er die ihm nach den SS 1640, 1669 obliegenden Ver⸗ 
pflichtungen nicht, jo kann ihm das Vormundſchaftsgericht die Vermögens⸗ 
verwaltung entziehen‘). Zur Erzwingung der Sicherheitsleiſtung ſind andere 
Maßregeln nicht zuläjjig?). 

E I 1550 II 1561; M 4 815; P 4 638. 


1. Über die zur Erzwingung der Anordnungen landesgeſetzlich zuläſſigen Zwangsmittel 
ſ. Vorbem 5 vor 8 1773. Reichsrechtlich iſt als Zwangsmittel die Entziehung der Vermögens⸗ 
verwaltung gewährt, die auch auf einen Teil des Vermögens oder auf eine gewiſſe Zeit be⸗ 
ſchränkt werden kann. Die Entziehung ſetzt eine vorgängige Androhung dieſer Maßregel nicht 
voraus. Es iſt auch nicht erforderlich, daß den Gewalthaber bei Nichtbefolgung der Anordnung 
ein Verſchulden trifft. Erforderlich iſt nur, daß ihm die von dem Vormundſchaftsgericht ge⸗ 
troffene Anordnung amtlich zur Kenntnis gebracht und ihm zur Ausführung der Anordnung 
angemeſſene Zeit gelaſſen wird. Die nach 88 1640, 1669 ihm obliegenden Pflichten zur Ein⸗ 
reichung des Vermögensverzeichniſſes und zur Auseinanderſetzung hat der Gewalthaber un⸗ 
aufgefordert zu erfüllen. Die Entziehung der Vermögensverwaltung iſt deshalb hier zuläſſig, 
Ohne daß ihm eine Anordnung des Vormundſchaftsgerichts zugegangen zu fein braucht. — 
Die Entziehung der Nutznießung iſt, abgeſehen von dem in $ 1666 Abſ 2 beſtimmten Falle 
der Unterhaltsgefährdung, unſtatthaft. Ein genügender Schutz iſt ſchon dadurch gewährt, 
95 die Entziehung der Vermögensverwaltung den Verluſt der mit der Nutznießung verbun⸗ 
enen Verwaltung nach ſich zieht ($ 1656). 
teil 3 Zur Erzwingung der Sicherheitsleiſtung ($ 1668) ift, da ein ſonſtiger Zwang zum Nach⸗ 
5 es Kindes die wirtſchaftlichen Lebensbedingungen des Gewalthabers untergraben kann, 
Bi alleiniges Zwangsmittel die Entziehung der Vermögensverwaltung zugelaſſen. Über 
e Zuläſſigkeit des Arreſtantrags ſ. $ 1667 A 2 a. E. 


§ 1671 


7 Das Vormundſchaftsgericht kann während der Dauer der elterlichen Ge⸗ 
walt die von ihm getroffenen Anordnungen jederzeit ändern ), insbeſondere 


orden Minderung oder Aufhebung der geleiſteten Sicherheit an⸗ 


EL 1581 Satz 1 II 1562; M 4 815; P 4 638. 


1. Die von dem Vormundſchaftsgeri i 9 

gericht kraft ſeiner Aufſichtsgewalt getroffenen An⸗ 

daatelg 8 (8$ 1665 bis 1670) ergehen im allen der freiwilligen Gerichtsbarkeit und ſind 
änderlich. 2 der hier geltenden Regel (vgl. die Ausnahmen in 88 18, 55 Fc) nicht unab⸗ 
die Umſta Pete Vormundſchaftsgericht kann von feiner Anordnung abgehen, nicht bloß, wenn 
andern m oe ſich verändert haben, ſondern auch, wenn es bei erneuter Prüfung zu einer 
er Seittteilung gelangt, vorausgeſetzt, daß nicht inzwiſchen durch Aufhören der elterlichen 
Hauch feine ee e weggefallen iſt. Ebenſo kann es, wenn es abgelehnt hat 


ei 8 8 fi R h 7 
abgehen dieſer Art zu treffen, jeden Augenblick von dieſer Entſchließung wieder 
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2. Die in 8 1671 beſtimmte Abänderlichkeit gilt namentlich auch für die Anordnung der 
Sicherheitsleiſtung, und zwar ſowohl nach der Richtung der Erhöhung als nach der Richtung 
der Minderung und gänzlichen Aufhebung der Sicherheit. Über das Recht des Vormundſchafts⸗ 
richters zur Vertretung des Kindes |. § 1672 A 1. 


8 1672 


Bei der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit wird die Mitwirkung 
des Kindes durch die Anordnung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt!). 

Die Koſten der Beſtellung und Aufhebung der Sicherheit fallen dem 
Vater zur Laſt?). 

E I 1549 Abſ 2, 1551 Satz 2 II 1599 Abſ 1 Satz 3, Abſ 2; M 4 814; P 4 638. 


1. Die von dem Vormundſchaftsgericht wegen Beſtellung oder Aufhebung (Min⸗ 
derung) der Sicherheit getroffene Anordnung hat die Bedeutung einer in Vertretung 
des Kindes getroffenen, für dieſes verbindlichen Verfügung. Es bedarf deshalb zur Beſtellung 
der Sicherheit nicht einer von dem Kinde oder deſſen Pfleger zu erklärenden Annahme und 
ebenſowenig zur Aufhebung (Minderung) der Sicherheit einer Bewilligung des Pflegers. 
Das Vertretungsrecht beſteht übrigens hinſichtlich der Aufhebung einer Sicherheit nur, wenn 
die Beſtellung auf Grund des $ 1672 — nicht auf Grund des eine ſolche Anordnung nicht 
kennenden älteren Rechtes (BaySb eZ 1, 706) — erfolgt iſt. Der Löſchungsantrag des Grund⸗ 
ſtückseigentümers wird durch die wegen Löſchung der Sicherheitshypothek von dem Vor 
mundſchaftsgericht getroffene Anordnung nicht erübrigt. 

2. Die Koſten der Sicherheitsbeſtellung hat der Gewalthaber zu tragen, da ſie durch ſein 
Verhalten veranlaßt ſind. Demzufolge müſſen ihm auch die Koſten der Aufhebung der Sicher⸗ 
heit zur Laſt fallen, falls nicht etwa die Sicherheitsbeſtellung zu Unrecht angeordnet war 
und aus dieſem Grunde die Aufhebung erfolgt. 


8 1673 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor einer Entſcheidung, durch welche 
die Sorge für die Perſon oder das Vermögen des Kindes oder die Nutznießung 
dem Vater entzogen oder beſchränkt wird, den Vater hören, es ſei denn, daß 
die Anhörung untunlich iſt !). 


Vor der Entſcheidung ſollen auch Verwandte, insbeſondere die Mutter, 
oder Verſchwägerte des Kindes gehört werden, wenn es ohne erhebliche Ver⸗ 
zögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann). Für den 
Erſatz der Auslagen gilt die Vorſchrift des § 1847 Abſ 22). 

KB 2081. 


1. Ohne Anhörung des Gewalthabers darf dieſer in keiner Weiſe — auch nicht in den 
Fällen der 88 1630 Abi 2 Satz 2, 1635, 1637, 1687 Nr 3 (vgl. KON 31 A 10 über Beſtellung 
eines Pflegers zur Einklagung von Unterhaltsanſprüchen gegen den Gewalthaber) — in ſeinen 
Rechten beſchränkt werden. Seine Anhörung darf nur unterbleiben, wenn ſie untunlich 
iſt, das iſt, wenn ſie unausführbar iſt, oder wenn ohne Nachteile für das Wohl des Kindes 
nicht länger gewartet werden kann. Dem Gewalthaber ſoll durch die Anhörung Gelegenheit 
gegeben werden, ſich über den Sachverhalt zu äußern und in ſeinem Intereſſe Beweisanträge 
zu ſtellen. Es muß ihm deshalb über die Vorgange ſo weit Mitteilung gemacht werden, daß er 
zur Ausübung ſeines Rechtes imſtande iſt. Darüber, in welcher Weiſe die Anhörung erfolgen 
ſoll, ob mündlich oder ſchriftlich und in welchem Abſchnitt des Verfahrens, hat das Vormund 
ſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu befinden. Ein Recht auf Bekanntmachung des Beweis- 
beſchluſſes und Zuziehung zum Beweistermine hat er nicht (MG 63, 277). Auch ein all 
gemeines Recht auf Einſicht der Vormundſchaftsakten (vgl. $ 34 F)) iſt nicht anzuer 
tennen (Bay Obs in Z Big 14, 25). Außer dem Gewalthaber ſollen, falls fie hierzu 
bereit find, auch Verwandte, zu denen namentlich die Mutter des Kindes gehört, o er 
Verſchwägerte gehört werden. Von der Anhörung kann hier jedoch ſchon dann abge 
ſehen werden, wenn nach Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts das Verfahren erheblich 
verzögert werden würde oder unverhältnismäßige Koſten entſtehen würden. Der Ge; 
walthaber hat kein Recht darauf, daß ſämtliche von ihm benannte Verwandte oder Ber 
ſchwägerte gehört werden. Die Anhörung iſt nur ſo weit auszudehnen, daß die erforden 
liche Aufklärung gewonnen wird (BayObLG in Seuffa 67 Nr 261). Verſchieden von de 
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Anhörung iſt die Vernehmung als Auskunftsperſon (vgl. $ 15 FGG). Doch wird auch' bei 
der Anhörung darauf hinzuwirken fein, daß die Angehörigen den ihnen bekannten Sad) 
verhalt mitteilen. Über das Recht der Angehörigen auf Anhörung in Vormundſchaftsſachen 
ſ. 8 1847. Im Falle der Beſchräukung der Rechte des Gewalthabers iſt dieſer nach 9 20 
Abf 1 FGG beſchwerdeberechtigt. Den Angehörigen ſteht das Recht der Beſchwerde 
zu, wenn entgegen dem § 1673 ihre Anhörung unterblieben iſt — in welchem Falle nach 
Umſtänden der Beſchluß aufgehoben werden kann (OLG 8 S. 350 u. 351) —, außerdem 
nach Maßgabe des $ 57 Nr 8, 3, 5 bei Ablehnung oder Aufhebung der hier bezeichneten 
Beſchränkungen (ogl. auch § 57 Nr 9). — Keine Anwendung findet $ 1673, wenn dem 
Gewalthaber die Verwaltung und Nutznießung durch Verfügung von Todes wegen 
entzogen iſt. a 

2. Die n IN haben einen Anſpruch auf Erſatz der durch die Anhörung ihnen etwa 
erwachſenen Auslagen aus dem Vermögen des Kindes, nicht der Staatskaſſe, während der 
Gewalthaber dieſe Auslagen ſelbſt zu tragen hat. 


8 1674 


Verletzt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 
obliegenden Pflichten, jo iſt er dem Kinde nach 8 839 Abſ 1, 3 verantwort⸗ 
lich !). 


E I 1508, 1702 II 1568; M 4 740; P 4 548. 
1. S. § 1848 A 1 u. 2. 


8 1675 


Der Gemeindewaiſenrat!) hat dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu 
machen, wenn ein Fall zu ſeiner Kenntnis gelangt, in welchem das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen ift?). 

E I 1552 II 1564; M 4 815; P 4 688. 


1. Der zur Mitwirkung in Vormundſchaftsſachen berufene Gemeindewaiſenrat (58 1849ff.) 
hat das Vormundſchaftsgericht auch auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt inſofern zu unter⸗ 
ſtützen, als er hinſichtlich der in ſeinem Bezirk ſich aufhaltenden Kinder, wenn das Einſchreiten 
des Vormundſchaftsgerichts im Intereſſe der Perſon oder des Vermögens der Kinder geboten 
ein kann und er hiervon Kenntnis erhält, Anzeige zu machen hat. Dem Gemeindewaiſenrat 
iſt damit nicht die Pflicht einer ſtändigen Überwachung auferlegt. Er hat aber, wenn Tatſachen 
zu ſeiner Kenntnis kommen, die ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts nötig erſcheinen 
laſſen, ſich hierüber zu vergewiſſern. Zu ſonſtigen Hilfsleiſtungen, Erkundigungen uſw. kann 
oer Gemeindewaiſenrat auf dem Gebiet der elterlichen Gewalt nicht herangezogen werden. 
15 die Pflicht zur Anzeige, wenn Anlaß zur Beſtellung eines Vormundes, Gegenvormundes 

eiſtandes) oder Pflegers vorliegt, ſ. § 49 FGG. 5 5 
2. Aus der den Behörden obliegenden Pflicht zur gegenſeitigen Beiſtandsleiſtung folgt, 
daß dem Vormundſchaftsgericht, wenn im Amtsbereich einer andern Behörde die Notwendig. 
reit der vormundſchaftsgerichtlichen Fürſorge hervortritt, von dieſer Behörde Nachricht zu 
geben ift. Durch § 50 FGG iſt dem Gericht dieſe Benachrichtigung zur Pflicht gemacht, 
— 7 infolge eines bei ihm anhängigen Verfahrens die Anordnung einer Vormunsoſchaft 
684 Pflegschaft erforderlich wird (ſ. auch 88 660, 683 Abſ 2, 674 in Verbindung mit 679 Ab 4, 
AA, 686 Abſ 4). Desgleichen ift das Gericht zur Benachrichtigung verpflichtet bei 

ufnahme von Urkunden, in denen Zuwendungen un Minderjährige unter beſondern, von 
er Vormundſchaftsgericht zu überwachenden Verwaltungsanordnungen ($ 1639) gemacht 
Nin en. Sterbefälle hat der Standesbeamte, wenn der Verſtorbene ein minberjahriges 
‚nd hinterlaſſen hat, gemäß § 48 FGG dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, das wegen 
No Überwachung des Eingangs des Vermögensverzeichniſſes, das nach dem Tode ber Mutter 
(55 Vater einzureichen hat (§ 1640) und wegen des der Mutter beizuordnenden Beiſtandes 
9 1687) hieran intereſſiert if. 


§ 1676 
Das eltertiche Gewalt des Waters zuge), wenn ex geſgnfteunfähig if. 
vn as gleiche gilt, wenn der Vater in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt 


8 oder wenn er nach 8 1910 Abſ 1 einen Pfleger für ſeine Perſon und fein 
ermdgen erhalten hate). Die Sorge für die Perſon des Kindes ſteht ihm 
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neben dem geſetzlichen Vertreter des Kindes zu; zur Vertretung des Kindes 
iſt er nicht berechtigt. Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen dem 
Vater und dem geſetzlichen Vertreter geht die Meinung des geſetzlichen 
Vertreters vor?). 

E I 1554 Abſ 1 Satz 1 II 1565; M 4 818; P 4 638; 5 119, 


1. Das Ruhen der elterlichen Gewalt iſt von der tatſächlichen Verhinderung der Aus⸗ 
übung zu unterſcheiden. Eine ſolche Verhinderung läßt das Recht der elterlichen Gewalt 
— unbeſchadet der von dem Vormundſchaftsgericht nach § 1665 zu treffenden Maßregeln — 
unberührt. Das Ruhen der elterlichen Gewalt hat dagegen die Bedeutung, daß der Gewalt 
haber die elterliche Gewalt, auch wenn er wollte, nicht ausüben kann ($ 1678). An feine Stelle 
tritt ein für das Kind zu beſtellender Vormund, dem das Vermögen unter Rechnungslegung 
herauszugeben ift (§ 1681) und der während des Ruhens der elterlichen Gewalt das Nutz⸗ 
nießungsxrecht für Rechnung des Gewalthabers ausübt (§ 1678). Das Ruhen der elterlichen 
Gewalt hat keinen Einfluß auf die Ausübung der dem Gewalthaber kraft des natürlichen 
Verwandtſchaftsverhältniſſes zuſtehenden Rechte (vgl. Vorbem 3 vor $ 1616). Es hat auch 
nicht zur Folge, daß dem Gewalthaber das Recht auf perſönlichen Verkehr mit dem Kinde 
— das natürlich nur ausgeübt werden kann, ſoweit er hierzu imſtande iſt — verlorengeht (vgl. 
Os 21, 258). . 

2. Der Geſchäftsunfähige ($ 904) ift unfähig zur Ausübung der elterlichen Gewalt und 
zur Ausübung des Rechtes der Sorge für die Perſon des Kindes. Der beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähige (SS 106, 114) ilt unfähig zur Ausübung der elterlichen Gewalt, es verbleibt ihm aber 
die rein tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes, und zwar in der Weiſe, daß bei einer 
Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm und dem geſetzlichen Vertreter die Meinung des letz⸗ 
teren ausſchlaggebend iſt (vgl. $ 1634). Andere Beſtimmungen ſind auch nicht für den Fall 
der Minderjährigkeit des Vaters getroffen, da dieſer Fall nach 88 1303, 1744, 1745 
Abſ 1 — abgeſehen von dem Erwerb der elterlichen Gewalt durch Ehelichkeitserklärung 
(5,1729) — kaum praktiſch wird (ſ. die abweichende Regelung für den Fall der Minderiährig⸗ 
keit der Mutter in § 1696). 

3. Dem Falle der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit ift der Fall gleichgeſtellt, daß der Gewalt: 
haber wegen körperlicher Gebrechen nach § 1910 Abſ 1 einen Pfleger ſowohl für ſeine Perſon 
als ſein Vermögen erhält. Dem Gewalthaber, der die Beſorgung aller ſeiner Angelegenheiten 
dem Pfleger überlaſſen muß, kann nicht wohl die Ausübung der Rechte der elterlichen Ge⸗ 
walt belaſſen werden. Es iſt deshalb auch hier für das Kind ein Vormund zu beſtellen. Mit 
der Ausübung der elterlichen Gewalt hat der Pfleger des Gewalthabers nichts zu tun. 


8 1677 


Die elterliche Gewalt des Vaters ruht, wenn von dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte feſtgeſtellt wird, daß der Vater auf längere Zeit an der Ausübung 
der elterlichen Gewalt tatſächlich verhindert iſt !). 2 

Das Ruhen endigt, wenn von dem Vormundſchaftsgerichte feſtgeſtellt 
wird, daß der Grund nicht mehr beſtehts). 

E J 1554 Abſ 1 Satz 2 II 1566; M 4 818; P 4 688. 


1. Die tatſächliche Verhinderung an der Ausübung (ogl. § 1685 A 1) führt zum Ruhen 
der elterlichen Gewalt, wenn von dem Vormundſchaftsgericht die längere Dauer der Ver⸗ 
hinderung feſtgeſtellt iſt. Und zwar muß die Verhinderung, da ſonſt eine Veranlaſſung 
zur Einleitung einer Vormundſchaft nicht vorliegen würde, eine allgemeine fein, ſich ſpwohl 
auf die perſönlichen Angelegenheiten als die Vermögensangelegenheiten erſtrecken. Die 
Verhinderung kann unter Umſtänden durch Abweſenheit im Kriegsdienſt verurſacht ſein 
(RIA 14, 118). Die Feſtſtellung des Vormundſchaftsgerichts (die nicht durch beſondere 
Verfügung ausgeſprochen zu werden braucht) tritt nach $ 51 Abf 1 FGG mit der Beſtel⸗ 
lung des Vormundes und in dem Falle, daß die Mutter zur Ausübung der elterlichen Ge⸗ 
walt berufen iſt (8 1685), nach der gleichen Vorſchrift mit der Bekanntmachung an die Mutter 
in Wirkſamkeit. Es iſt damit ein feſter Zeitpunkt gegeben, mit dem die Berechtigung des 
Gewalthabers zur Ausübung der elterlichen Gewalt fortfällt. Die Feſtſtellung behält, 
auch wenn fie zu Unrecht getroffen ift, Dritten gegenüber, denen eine unredliche Hand- 
lungsweiſe nicht zur Laſt fällt, ſo lange ihre Wirkſamkeit, bis ſie vom Vormundſchaftsgericht 
zurückgenommen wird (§ 32 F6G; vgl. KG 37 A 48). Die bis zu dieſem Zeitpunkte vor⸗ 
genommenen Rechtshandlungen bleiben — abgeſehen vom Falle der Unredlichkeit des 
Britten — gültig. Die auf Grund der Einwilligung der Mutter erfolgte Volljährigkeits⸗ 
erklärung des Kindes kann nicht aus dem Grunde, weil in Wirklichkeit der Vater nicht ver 
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hindert war, angefochten werden (vgl. Joſef im Recht 1912, 287). Hat der Gewalthaber 
von der Feſtſtellung keine Kenntnis erlangt und auch nicht annehmen können, daß er als ver⸗ 
hindert angeſehen werden würde, fo iſt nach $ 1682 Ab 2 die Beſtimmung des & 1682 Abſ 1 
zur entſprechenden Anwendung zu bringen. — $ 1677 findet, wenn dem Elternteil nicht die 
volle elterliche Gewalt, ſondern nur die Sorge für die Perſon zuſteht, auch hierauf An⸗ 
wendung. Eine länger dauernde Verhinderung in Ausübung der Perſonenſorge kann darin 
gefunden werden, daß der Elternteil an hyſteriſchen Anfällen leidet, während deren er zur 
Vornahme von unſittlichen Handlungen in Gegenwart des Kindes geneigt iſt (& GJ 42 A 30). 

2. Hat das Vormundſchaftsgericht die in $ 1677 Abſ 1 bezeichnete Feſtſtellung getroffen, 
ſo endigt das Ruhen der elterlichen Gewalt erſt mit der Feſtſtellung, daß die Verhinderung 
nicht mehr beſteht. Dieſe Feſtſtellung muß, um wirkſam zu werden, nach $ 51 Abſ 2 J 
dem Gewalthaber, deſſen elterliche Gewalt nunmehr unbeſchränkt wieder in Kraft tritt, bekannt⸗ 
gemacht werden. Hat der bisherige Vormund oder die Mutter, die zwiſchendurch die elter⸗ 
liche Gewalt ausgeübt hat, von der Feſtſtellung ohne Schuld keine Kenntnis erhalten, ſo 
bleibt deren Geſchäftsführungsbefugnis, auch zugunſten des redlichen Dritten, nach Maßgabe 
des § 1682 beſtehen. 


8 1678 


Solange die elterliche Gewalt des Vaters ruht, iſt der Vater nicht be⸗ 
rechtigt, ſie auszuüben; es verbleibt ihm jedoch die Nutznießung an dem 
Vermögen des Kindes, unbeſchadet der Vorſchrift des § 1685 Abſ 2). 

E I 1554 Abſ 1 II 1567; M 4 818; P 4 639 u. 650. 


1. Vgl. § 1676 A 1. Da dem Gewalthaber das Recht der Ausübung des Nutznießungsrechts 
fehlt, fo verbleibt ihm gemäß 8 1656 nur der Anſpruch auf Herausgabe des Reinertrags. 
Wegen des Übergangs der Nutznießung auf die Mutter |. 8 1685 Abſ 2. Iſt der Vater durch 

erbüßung einer längeren Freiheitsſtrafe an der Ausübung der elterlichen Gewalt verhindert, 
ſo verbleibt ihm gemäß der entſprechend anwendbaren Vorſchrift des § 1634 (vgl. 8 1686) 
ein Recht auf Verkehr mit dem Kinde, der von dem Vormundſchaftsgericht (vgl. 8 1636 A 1) 
näher zu regeln iſt (RIA 11, 5). Der Verkehr durch eine Mittelsperſon wird hier in den meiſten 


N 
8 1679 


Fällen zweckentſprechend fein. 

Die elterliche Gewalt des Vaters endigt, wenn er für tot erklärt wird, 
mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des To des gilt y. 

Lebt der Vater noch, ſo erlangt er die elterliche Gewalt dadurch wieder, 
daß er dem Vormundſchaftsgerichte gegenüber ſeinen hierauf gerichteten 
Willen erklärt). 

EI 1557 Abſ 2 Satz 1, Abf 3 II 1568; M 4 830; P 4 644 u. 861. 


5 1. Die Todeserklärung könnte als ein Fall des Ruhens oder als ein Fall der Beendigung 
der elterlichen Gewalt behandelt werden. Das BGB hat ſich in Einklang mit der Behand 
— ähnlicher Fälle auf dem Gebiete des ehelichen Güterrechts und des Vormundſchafts. 
wi 8 (vgl. § 18 A 1) für letzteres entſchieden, mit der Beſonderheit, daß die elterliche Gewalt 
f eber in Kraft tritt, ſobald der irrtümlich für tot Erklärte die Abſicht der Ausübung der elter- 
lichen Gewalt dem Vormundſchaftsgericht anzeigt. Wird auf Anfechtungsklage (8 973 ZPO) 
= Todeserklarung aufgehoben oder der in dem Anſchlußurteil feſtzuſtellende Zeitpunkt des 
vw berichtigt, ſo tritt — unbeſchadet des Vertretungsrechts des bisherigen Vormundes, 
erft mit feiner Entlaſſung oder mit Erlangung der Kenntnis von der Fortdauer des Lebens 
en Cewalthabers endet — mit rückwirkender Kraft die der Fortdauer der elterlichen Gewalt 
entſprechende Rechtslage ein. Über den Fall, daß der Ehegatte des irrtümlich für tot Erklärten 
nn stvifchen verheiratet hat, |. $ 1637. Mit Beendigung der elterlichen Gewalt geht auch das 
erndnleßungsrecht verloren, wird aber bei Wiedererlangung der elterlichen Gewalt von neuem 
25 worben. Es ift ſelbſtverſtändlich, daß diejenigen Vermögensgegenſtände, die bei Fortbeſtehen 
Eis elterlichen Gewalt freies Vermögen des Kindes geworden ſein würden, nunmehr dieſe 
chende, annehmen. — Von der Todeserklärung und von einer auf Anfechtungsklage er⸗ 
eln — en abändernden Entſcheidung hat gemäß 8 50 FGG das Prozeßgericht bei Vorhandenſein 
0 Einderlährigen Kindes das Vormundſchaftsgericht zu benachrichtigen. 
niche beſtimmte Form iſt für die Erklärung gegenüber dem Vormundſchaftsgericht 
lich vor beschrieben. Sie kann ſchriftlich gegenüber dem Vormundſchaftsgericht oder münd⸗ 
ſchaft * zem Vormundſchaftsrichter oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers des Vormund⸗ 
bingt ar abgegeben werden. Die Wirkſamkeit der [hriftlihen Erklärung ift dadurch be- 
gt, daß fie dem Vormundſchaftsgericht zugeht. Dieſem liegt es ob, die Erklärung dem 


360 Familienrecht Verwandtſchaft 


bisherigen geſetzlichen Vertreter des Kindes mitzuteilen, der hierdurch das ihm nach 8 1682 
noch zuſtehende Vertretungsrecht verliert. Wegen der Zuſtändigkeit des Vormundſchafts⸗ 
gerichts vgl. Vorbem 4b vor § 1773. 


8 1680 


Der Vater verwirkt die elterliche Gewalt!), wenn er wegen eines an 
dem Kinde verübten Verbrechens oder vorſätzlich verübten Vergehens zu 
Zuchthausſtrafe oder zu einer Gefängnisſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten 
verurteilt wird. Wird wegen des Zuſammentreffens mit einer anderen ſtraf⸗ 
baren Handlung auf eine Geſamtſtrafe erkannt, ſo entſcheidet die Einzel⸗ 
ſtrafe, welche für das an dem Kinde verübte Verbrechen oder Vergehen ver⸗ 
wirkt iſt. 

Die Verwirkung der elterlichen Gewalt tritt mit der Rechtskraft des 
Urteils ein?) s). 

E I 1559 Abſ 1 II 1569; M 4 836 ff.; P 4 648 u. 683. 


1. Die Verwirkung der elterlichen Gewalt (auch des Rechtes der Sorge für die Perſon 
oder das Vermögen) kann nur infolge ſtrafgerichtlicher Verurteilung eintreten. Sie ſetzt 
voraus die Begehung eines Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens „an dem 
Kinde“, worunter Verbrechen oder Vergehen gegen das Kind (vgl. die Faſſung von E I 1559 
ſowie M 4, 838) einbegriffen find. Die Straftat braucht nicht unmittelbar gegen die Perſon 
des Kindes gerichtet zu ſein. Es genügt eine gegen das Vermögen oder ſonſtige Rechts⸗ 
güter des Kindes gerichtete ſtrafbare Handlung, da durch dieſe zugleich die Perſon des Kindes 
mitbetroffen wird (beſtr. — vgl. Starck in 23 1918, 1048; anders Mantey in LZ 1917, 914). 
Die Straftat muß ferner eine fo ſchwere fein, daß dieſerhalb auf Zuchthausſtrafe oder Ge⸗ 
fängnisſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten erkannt wird. Wird wegen mehrerer gegen 
das Kind gerichteter ſtrafbarer Handlungen auf eine Geſamtſtrafe erkannt, ſo muß die Strafe 
für eine einzelne Handlung das angegebene Maß erreichen. Es genügt nicht, daß die 
Geſamtſtrafe dieſe Höhe hat, da der zufällige Umſtand, ob die Aburteilung in einem gemein ⸗ 
ſchaftlichen Strafverfahren oder hintereinander in mehreren Strafverfahren erfolgt, nicht 
entſcheidend fein kann (anders Staudinger A 2c und Planck A 1b). 

2. Die Verurteilung zieht, ſobald ſie rechtskräftig geworden iſt, den Verluſt der elterlichen 
Gewalt nach ſich, und zwar hinſichtlich des Kindes, gegen das die Straftat gerichtet iſt, nicht 
hinſichtlich der übrigen Kinder. Die Verfehlungen gegen das eine Kind können aber dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht Veranlaſſung geben, zum Schutze der übrigen Kinder aus 88 1666 ff. einzu⸗ 
ſchreiten. Die Verwirkung der elterlichen Gewalt fällt weg, wenn im Wiederaufnahmever 
fahren das Strafurteil aufgehoben oder auf eine mildere als die in § 1680 beſtimmte Strafe 
erkannt wird, jedoch nicht mit rückwirkender Kraft. Durch die Begnadigung wird die mit der 
Verurteilung verbundene privatrechtliche Folge der Verwirkung, die ihren Grund in der 
Vertrauensunwürdigkeit des Gewalthabers hat, nicht beſeitigt. Mit dem Verluſt der elterlichen 
Gewalt gehen durch die Verwirkung auch diejenigen Rechte verloren, die in der bis zum Ab⸗ 
leben des Gewalthabers beſtandenen elterlichen Gewalt ihre Grundlage haben (vgl. 88 1776 
Nr 1 u. 2, 1777, 1792 Abſ 4, 1852 ff., 1858ff.), auch das Recht des perſönlichen Verkehrs 
mit dem Kinde, welchen Verkehr der Vormund, vorbehaltlich des Eingreifens des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts aus $ 1837, lediglich nach eigenem pflichtmäßigen Ermeſſen zu regeln hat 
(beſtr. — vgl. § 1666 A 4). 

3. Iſt im Strafverfahren ein für die Verwirkung der elterlichen Gewalt oder den Wegfall 
der Verwirkung bedeutſames Urteil ergangen, fo hat nach $ 50 GG das Gericht — ſoweit 
nicht landesrechtlich die Verpflichtung der Staatsanwaltſchaft auferlegt iſt — dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter hiervon Mitteilung zu machen. 


8 1681 


Endigt oder ruht die elterliche Gewalt des Vaters oder hört aus einem 
anderen Grunde ſeine Vermögensverwaltung auf, ſo hat er dem Kinde 
das Vermögen herauszugeben!) und über die Verwaltung Rechenſchaft 
abzulegen!). 

E 1 1603, 1700 Abſ 1 II 1570; M 4 746; P 4 562. 


1. Bei Beendigung der Vermögensverwaltung, die auch in den Fällen der 88 1647, 
1666 Abſ 2, 1670 eintritt, hat der Gewalthaber oder deſſen geſetzlicher Vertreter das Ber 
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mögen an das Kind oder deſſen geſetzlichen Vertreter herauszugeben und, was damit in un 
treunbarem Zuſammenhange ſteht, über die vollſtändige Herausgabe durch Rechenſchafts⸗ 
ablegung über die bisherige Verwaltung ſich auszuweiſen. Eine Nachprüfung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts findet hierbei, falls nicht das Vermögen an den geſetzlichen Vertreter des Kindes 
herauszugeben iſt, nicht ſtatt. Für die Rückgabe iſt der Gewalthaber, auch wenn er den Ver⸗ 
mögensgegenſtand nicht empfangen hat, verantwortlich, ſofern er die ihm als Verwalter des 
Vermögens obliegende Pflicht der Inbeſitznahme ſchuldhafterweiſe nicht erfüllt hat. Der 
Nachweis dieſes Verſchuldens iſt von dem Kinde zu führen. Es wird hierzu aber meiſt der Be⸗ 
weis genügen, daß der Gegenſtand zu dem Kindesvermögen gehört hat. Kanu der Gewalt: 
haber den Vermögensgegenſtand nicht oder nur in verſchlechtertem Zuſtande zurückgeben, 
fo hat er ſich darüber auszuweiſen, daß ihn ein Verſchulden ($ 1664) nicht trifft. 

2. Zufolge der Pflicht zur Rechenſchaftslegung hat der bisherige Gewalthaber gemäß 
$ 259 eine geordnete Rechnung unter Beifügung der nötigen Belege aufzuſtellen. Sie hat 
ſich auf die Nutzungen des freien Vermögens (88 1650 ff.) zu erſtrecken und im übrigen die 
hinſichtlich des Stammvermögens vorgekommenen Veränderungen darzulegen. Aus der 
Rechenſchaftspflicht folgt auch die Verpflichtung, ſoweit erforderlich, über die Verwaltung, 
namentlich was die laufenden Geſchäfte betrifft, Auskunft zu erteilen. Über die Pflicht zur 
Leiſtung des Offenbarungseides ſ. §8 259 Abſ 2 u. 3, 261. 


§ 1682 


Der Vater iſt auch nach der Beendigung ſeiner elterlichen Gewalt zur 
Fortführung!) der mit der Sorge für die Perſon und das Vermögen des 
Kindes verbundenen Geſchäfte berechtigt, bis er von der Beendigung Kennt⸗ 
nis erlangt oder ſie kennen muß. Ein Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung 
nicht berufen, wenn er bei der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts die Be⸗ 
endigung der elterlichen Gewalt kennt oder kennen muß. 


Dieſe Vorſchriften finden entſprechende Anwendung, wenn die elterliche 
Gewalt des Vaters ruht oder aus einem anderen Grunde ſeine Vermögens⸗ 
verwaltung aufhört. 

E U 1571 Abſ 1; P 4 682; 6 800. 


I. Die Beſtimmung fteht in Einklang mit der für den Auftrag gegebenen Vorſchrift des 
9 674. Der Gewalthaber ſoll dadurch keinen Nachteil haben, daß er von der (gänzlichen oder 
leilweiſen ) Beendigung der elterlichen Gewalt oder der Vermögensverwaltung ohne Schuld 
Baue Kenntnis erhalten hat. Er ift deshalb zur Fortführung der Geſchäfte befugt, bis er die 
Dieſe Weg erfährt oder bei Anwendung der gehörigen Sorgfalt ($ 1664) hätte erfahren müſſen. 
des Dult nis gilt — was mit der Regelung in $$ 169, 674 übereinſtimmt — auch zugunſten 
lung) 3 der mit dem Gewalthaber oder ihm gegenüber ein Rechtsgeſchäft (Rechtshand⸗ 
befand. A dies nen hat, vorausgeſetzt, daß auch der Dritte ohne Schuld ſich in gutem Glauben 
Anſprüche we nicht der Fall, fo kann doch der gutgläubige Gewalthaber ſeinerſeits die gleichen 
gültig vorgenenm ob der Aufwendungen ($ 1648) erheben, als wenn das Rechtsgeſchaft 
pflichtig en = wäre, auch kann er wegen Ungültigkeit des Hechtögeichäfts nicht erlab- 
Mangel ſich beruft 1 8 5 Den Mangel der Gutgläubigkeit hat zu beweiſen, wer 1 8 
aber der Gewalthaber u il. Schutz genießt der Dritte, wenn zwar er ſe ſt, nie 


— 


8 1683 
Endigt die elterliche Gewalt info 5 a 8 t 
ge des Todes des Kindes, jo hat der 
Vater diejenigen Geſchäfte, mit ns Aufſchube Gefahr verbunden iſt, zu 


beſorgen, bis der Erbe ander Inn 
GL 1671 uf 23 BA cm, weit Fürſorge treffen 


dauern die vermögensrechtlichen Pflichte i i 
h n rt, die aus der elterl 
entſpringen (ſ. namentlich $$ 1664 u. wi a e 
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2. Elterliche Gewalt der Mutter 0 


8 1684 


Der Mutter!) ſteht die elterliche Gewalt zu: 
1. wenn der Vater geſtorben oder für tot erklärt ift2); 
2. wenn der Vater die elterliche Gewalt verwirkt hat und die Ehe auf⸗ 
gelöſt ift?). 
Im Falle der Todeserklärung beginnt die elterliche Gewalt der Mutter 
mit dem Zeitpunkte, der als Zeitpunkt des Todes des Vaters gilt?). 
E 1 1501 Abſ 2, 1557 Abi 2 Satz 2, 1559 Abſ 2 II 1572; M 4 733, 832 u. 840; P 4 547, 549 u. 644. 


1. Elterliche Gewalt der Mutter. Während beſtehender Ehe findet ein Übergang der 
elterlichen Gewalt auf die Mutter niemals ſtatt. Die Mutter kann nur in beſtimmten Fällen 
nach 8 1685 die elterliche Gewalt ausüben. Dagegen geht nach Auflöſung der Ehe 
die elterliche Gewalt, falls die Mutter nicht inzwiſchen eine neue Ehe eingegangen iſt ($ 1697), 
auf ſie über, ſofern das Recht des Vaters durch Tod, durch Todeserklärung oder durch 
Verwirkung der elterlichen Gewalt vollſtändig in Wegfall gekommen iſt. Von einem 
Übergang der elterlichen Gewalt kann natürlich nicht in dem Sinne geſprochen werden, daß 
das Recht der Mutter ein aus dem Rechte des Vaters abgeleitetes wäre. Die Mutter hat auf 
die elterliche Gewalt ein ſelbſtändiges Recht, das von dem Vater nicht ausgeſchloſſen werden 
und, abgeſehen von der Anordnung der Beſtellung eines Beiltandes (8 1687 Nr 1) und den 
nach 8 1639 zuläſſigen Anordnungen, auch nicht beſchränkt werden kann. Ein Verzicht des 
Vaters auf die Nutznießung ſteht dem Rechte der Mutter nicht entgegen (vgl. $ 1662 A 3). Der 
Übergang der elterlichen Gewalt wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß die Mutter an ihrer 
Ausübung verhindert iſt. Über das Recht der Mutter, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, 
ſ. 88 1696, 1697 u. 1698. 

2. Dem Tode des Vaters iſt in Übereinſtimmung mit dem Grundſatze des § 1679 Abſ 1 
auch hier die Todeserklärung gleichgeſtellt. Der Übergang der elterlichen Gewalt vollzieht ſich 
in dem Zeitpunkte, der in dem Ausſchlußurteil als Zeit des Todes feſtgeſetzt iſt. Der irrtümlich 
für tot erklärte Vater kann ſein Recht (falls er nicht inzwiſchen die elterliche Gewalt verwirkt 
hat) durch Anzeige ſeiner hierauf gehenden Abſicht bei dem Vormundſchaftsgericht wieder⸗ 
erlangen, was zugleich die Beendigung der elterlichen Gewalt der Mutter herbeiführt. Wegen 
der Wirkung der Aufhebung des Ausſchlußurteils ſ. § 1679 A 1. 

3. Im Falle der Scheidung verbleibt die elterliche Gewalt, abgeſehen von den über die 
tatſächliche Perſonenfürſorge in 88 1635, 1636 getroffenen Beſtimmungen, dem Vater. Auch die 
Entziehung des Rechtes der Sorge für die Perſon oder das Vermögen auf Grund der 58 1666ff. 
hat nicht zur Folge, daß nunmehr das Recht der Mutter eintritt, auch dann nicht, wenn wegen 
gänzlichen Wegfalls des Vertretungsrechts des Gewalthabers nach $ 1773 die Bevormundung 
nötig wird. Das Vormundſchaftsgericht ſoll bei den nach §8 1666ff. zum Schutze des Kindes 
zu treffenden Maßregeln freie Hand behalten, den Pfleger oder Vormund nach feinen Er- 
meſſen auszuwählen. Neben dem Vormund oder Pfleger verbleiben der Mutter die in den 
88 1835, 1636 beſtimmten Rechte (vgl. § 1698). Das Vormundſchaftsgericht kann zwar nach 
Beſchaffenheit der Umſtände die Mutter zum Vormund oder Pfleger beſtellen, es kann aber 
nicht die elterliche Gewalt der Mutter ganz oder teilweiſe übertragen (RG in RIA 10, 94). 
Dagegen ſteht die elterliche Gewalt der Mutter zu, wenn der Vater ſie verwirkt hat (§ 1680) 
und die Auflöſung der Ehe hinzukommt, wozu außer der Scheidung und der Beendigung 
der Ehe durch Wiederverheiratung nach Todeserklärung des einen Ehegatten (§ 1348 Ab] 2) 
hier auch die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft (a. M. Staudinger A 10 6) zu rechnen 
iſt. Die elterliche Gewalt der Mutter beginnt mit der Rechtskraft des die Verwirkung aus⸗ 
ſprechenden Strafurteils ($ 1680 Abſ 2) und bei ſpäterer Auflöfung der Ehe mit dieſem Zeit 
punkte (Rechtskraft des Scheidungsurteils). Wegen der elterlichen Gewalt über Kinder aus 
nichtiger Ehe ſ. 88 1699FF. 


S 1685 


Iſt der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt tatſächlich ver⸗ 
hindert oder ruht ſeine elterliche Gewalt, ſo übt während der Dauer der 
Eher) die Mutter die elterliche Gewalt mit Ausnahme der Nutznießung aus“). 

Iſt die Ehe aufgelöſt, jo hat das Vormundſchaftsgericht der Mutter 
auf ihren Antrag die Ausübung zu übertragen, wenn die elterliche Gewalt 
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des Vaters ruht und keine Ausſicht beſteht, daß der Grund des Ruhens 
wegfallen werde. Die Mutter erlangt in dieſem Falle auch die Nutznießung 
an dem Vermögen des Kindes). 

E I 1555 II 1573; M 4 821; P 4 639 u. 650; 6 300. 


1. Während beſtehender Ehe iſt die elterliche Gewalt derart ein gemeinſchaftliches Recht 
der Eltern, daß, ſobald der Vater an der Ausübung der elterlichen Gewalt tat⸗ 
ſächlich verhindert iſt — mag dieſe Verhinderung eine zeitweilige oder eine dauernde 
fein — oder ſeine elterliche Gewalt ruht (88 1676, 1677), an feiner Stelle die Mutter 
eintritt. Auf die Fälle der rechtlichen Verhinderung des Vaters (88 1630, 1795, 1796) iſt 
dies jedoch, da hier ein Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts wünſchenswert iſt, nicht aus⸗ 
gedehnt. Nicht unter den Geſichtspunkt der rechtlichen Verhinderung, ſondern des Ruhens 
der elterlichen Gewalt fällt die Geſchäftsunfähigkeit oder beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des 
Vaters. Eine Verhinderung des Vaters an Ausübung der elterlichen Gewalt iſt nicht 
ohne weiteres dadurch gegeben, daß er im Felde ſteht (RG ZW 1917, 904%; KGJ 47 A 61 — 
abw. KJ 43 A 230). Auch eine vorübergehende Hinderung des ſchriftlichen Verkehrs ift 
ohne Bedeutung, falls nicht gerade in dieſer Zeit die Vornahme einer ohne großen Nach⸗ 
teil für das Kind nicht aufſchiebbaren Maßnahme notwendig wird. Auf die Mutter geht 
immer nur die Ausübung der elterlichen Gewalt, einſchließlich des Vertretungsrechts, über, 
während die elterliche Gewalt ſelbſt bei dem Vater zurückbleibt. Bei tatſächlicher Ver⸗ 
hinderung des Vaters ſteht die Ausübung der Mutter nur fo lange zu, als dieſe Verhinde⸗ 
rung andauert, was der Dritte, dem allerdings die Beſtimmung des $ 1682 zugute kommt, 
auf eigene Verantwortung zu prüfen hat. Auch iſt ſie zu einer Anderung der Anordnungen 
des Vaters bei kürzerer Verhinderung nur inſoweit befugt, als die Verhinderung des 
Vaters hierzu Anlaß bietet. Das Recht der zur Ausübung der elterlichen Gewalt be⸗ 
rufenen Mutter iſt grundſätzlich nicht auf beſtimmte Rechtsgeſchäfte beſchränkt. Es ſteht 
ihr deshalb auch die Befugnis zu, die Einwilligung zur Volljährigkeitserklärung des Kindes 
zu erteilen (§ 4 Abſ 2), obſchon hierdurch die elterliche Gewalt aufgehoben wird. Die Mutter 
muß ſelbſtverſtändlich als Rechtsnachfolgerin ihres Mannes die Rechtslage ſo übernehmen, 
wie ſie durch deſſen Handlungen und Erklärungen geſtaltet iſt. Iſt ein Scheidungsverfahren 
auhängig und iſt für dieſes Verfahren durch einſtweilige Verfügung des Prozeßgerichts oder 
Beſchluß des Vormundſchaftsgerichts Beſtimmung darüber getroffen, von welchem Elternteil 
= Kind zu erziehen ift, fo ift dieſe Beſtimmung ausſchließlich maßgebend, ohne daß § 1685 
If 1 Anwendung finden kann. Die Nutznießung verbleibt, wenn die Ausübung der 
elterlichen Gewalt auf die Mutter übergegangen iſt, dem Vater. Sie iſt für ſeine Rechnung 
von der Mutter auszuüben (§ 1656). 

u 1 Iſt. die Ehe geſchieden oder iſt, was dem gleichſteht, die eheliche Gemeinſchaft durch 
* ei aufgehoben (vgl. § 1684 A 3), fo ift der Übergang der Ausübung nur ausnahmsweiſe 
1 Der öftere Wechſel der elterlichen Gewalt würde hier, da nicht zu erwarten iſt, 
kai E, geſchiedenen Ehegatten die Erziehung des Kindes einheitlich leiten, große Unzuträglich⸗ 
üb der age Haben können. Die Mutter hat jedoch einen Anſpruch darauf, daß die Aus- 
ein Wechſel der aden Gewalt ihr vom Vormundſchaftsgericht übertragen wird, wenn 
walt ruht und aller achen Gewalt nicht mehr zu beſorgen iſt, wenn nämlich die väterliche Ge⸗ 
Geisteskrankheit pa en ausſicht nach der Grund des Ruhens, wie z. B. bei einer unheilbaren 
auch das Nußtznießn nicht fortfallen wird. In dieſem Falle geht mit der Übertragung 
abgelehnt, fo iſt fie nam Threcht auf die Mutter über. Wird ihr Antrag auf Übertragung 
von ihr chen. 20 SOG beſchwerdeberechtigt. Bis zur Übertragung darf der Antrag 
der elterlichen Gewalt wirderden. Das Recht der Mutter auf Übertragung der Ausübung 
. bird namentlich in dem Falle wirkſam, daß die Ehe wegen Geiſtes⸗ 
krankbeit des Mannes geschieden l A: g wü ie, da grundſätzlich 
die volle elterliche Gewalt neden i. Ohne dieſe Übertragung würde fie, da g atzlich 
t ) hier dem Manne verbleibt, nicht einmal ein Recht auf perſönlichen 

Ehe don mit dem Kinde Haben (Junghanns in Sächſilech 1912, 487). — Die Kuſleſung der 
e durch Tod oder durch Wiederverheiratung nach Todeserklärung des Ehemanns kommt 


für $ 1685 nicht weiter in Bet 
der elterlichen Gewalt bewirkt. ä 
8 1686 


Auf die elterliche Gewalt der Mutter finden die für die elterliche Ge⸗ 


walt des Vaters geltenden Vorſchrift E 
ndung, ſoweit ſich nicht aus 

den 55 1687 bis 1697 ein au 8 * a 
E II 1575; P 4 555. Kr 


1, Die elterliche Gewalt der Mutter hat 1 i ie Pfli 
| grundſäßlich, ſowohl was die Rechte als die Pfl 
betrifft, den gleichen Inhalt wie diejenige des —.— Unterſchiede ergeben ſich — — 
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daß der Mutter ein Veiſtand beigeordnet werden kann (§8 1687-1695), daß ihr bei Minder 
jährigkeit — ein Fall, der bei dem Vater kaum vorkommen wird (vgl. 8 1676 A 2) — die tat: 
ſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes unbeſchränkt verbleibt ($ 1696) und daß fie die 
elterliche Gewalt durch Wiederverheiratung verliert (8 1697). Die Mutter iſt kraft der elter 
lichen Gewalt nicht befugt, einen auf die Behauptung unehelicher Abkunft des Kindes 
gegründeten Unterhaltsanſpruch gegen den angeblichen natürlichen Vater zu verfolgen. Es 
bedarf vielmehr in einem ſolchen Falle, wo die Klagebehauptungen mit dem das geſetzliche 
Vertretungsrecht der Mutter ergebenden Sachverhalte in Widerſpruch treten, der Beſtellung 
A oder, wenn die uneheliche Abſtammung noch zweifelhaft iſt, eines Pflegers 
(KGJ 42 A 15). 


8 1687 


Das Vormundſchaftsgericht hat der Mutter einen Beiſtand!) zu beſtellen: 
1. wenn der Vater die Beſtellung nach Maßgabe des § 1777 angeordnet 


hat?); 

2. wenn die Mutter die Beſtellung beantragt’); 

3. wenn das Vormundſchaftsgericht aus beſonderen Gründen, ins⸗ 
beſondere wegen des Umfanges oder der Schwierigkeit der Ber- 
mögensverwaltung, oder in den Fällen der SS 1666, 1667 die Ber 
ſtellung im Intereſſe des Kindes für nötig erachtet“). 


E 1 1538 II 1576; M 4 797; P 4 555 u. 612. 


1. Die grundſätzliche Gleichſtellung des Vaters und der Mutter bezüglich der elterlichen 
Gewalt iſt nur dadurch durchzuführen, daß der Mutter ein Beiſtand beſtellt werden kann, 
ohne deſſen Unterſtützung ſie vielfach der ihr geſtellten Aufgabe nicht in vollem Maße würde 
genügen können. Die Mutter kann die Beſtellung verlangen. Ein Beiſtand kann aber auch 
gegen ihren Willen ihr beigeordnet werden, und es muß dies geſchehen auf Antrag des Vaters. 
Zuläſſig iſt die Beſtellung mehrerer Beiſtände (vgl. § 1797). Dafür, daß die elterliche Gewalt 
der Mutter durch Beſtellung eines Beiſtandes nicht beſchränkt iſt, ſpricht keine Vermutung. 
Der Grundbuchrichter darf deshalb einen Ausweis darüber verlangen, daß ein Beiſtand nicht 
beſtellt iſt (vgl. Erl des PrIM v. 6. 7. 00, mitgeteilt in Gruch 45, 497). Wird die Beſtellung 
eines Beiſtandes in den Fällen des $ 1687 Nr 1 u. 3 abgelehnt oder die Beſtellung aufgehoben, 
fo ift die Beſchwerde hiergegen allgemein den Verwandten und Verſchwägerten des Kindes, 
ſowie deſſen Ehemann geſtattet (8 57 Nr 5 FGG). Wird der Antrag der Mutter auf Beſtellung 
eines Beiſtandes abgelehnt oder die auf ihren Antrag erfolgte Beſtellung aufgehoben, jo iſt 
nach § 20 Fch die Mutter beſchwerdeberechtigt. Die Beſtellung eines Beiſtandes ſetzt 
voraus, daß die Mutter ſich im Beſitz der elterlichen Gewalt befindet. Vor dieſem Beit- 
punkte kann ein Beiſtand nicht beftellt werden (NOS 50 A 26). 

2. Das Recht des Vaters, die Beſtellung eines Beiſtandes durch letztwillige Verfügung 
anzuordnen, iſt nach $ 1777 davon abhängig, daß er zur Zeit feines Todes kraft elterlicher Ge⸗ 
walt zur Vertretung des Kindes ſowohl in perſönlichen Angelegenheiten als in Vermögens. 
angelegenheiten berechtigt ift. Wegen der ſonſtigen Vorausſetzungen dieſer Anordnung |. $ 1777 
A 1. Der Vater iſt — was kaum zu billigen fein dürfte — zu der Anordnung auch dann 
berechtigt, wenn er bei der Scheidung als der ſchuldige Teil erklärt iſt. Zu ſeinen Befugniſſen 
gehört es auch, eine beſtimmte Perſon als Beiſtand zu benennen (88 1694, 1777) und den Wir- 
fungskreis des Beiſtandes zu beſtimmen (8 1688 Abſ 3). Im übrigen ift er abgeſehen von dem 
von ihm ſelbſt hinterlaſſenen Vermögen, nicht berechtigt, Vorſchriften über die Verwaltung 
zu geben. Hat er ſich darauf beſchränkt, einen Beiſtand zu benennen, ſo kann die Anordnung 
1900 Lage der Sache dahin gemeint fein, daß ein Beiſtand unbedingt beſtellt werden ſoll, 
auch wenn der Benannte das Amt eines Beiſtandes nicht annehmen kann oder will. 

3. In dem Recht der Mutter, die Beſtellung eines Beiſtandes zu beantragen, iſt auch 
das Recht enthalten, den Wirkungskreis des Beiſtandes auf beſtimmte Angelegenheiten oder 
gewiſſe Arten von Angelegenheiten zu beſchränken, wobei ſelbſtverſtändlich die Mutter nichts 
daran ändern kann, daß der Beiſtand innerhalb dieſes Wirkungskreiſes alle in feiner öffent“ 
lich-rechtlichen Stellung begründeten Rechte und Pflichten hat. Zur Benennung eines be’ 
ſtimmten Beiſtandes iſt die Mutter nicht berechtigt (vgl. § 1694 A 1). Sie kann auch nicht ver“ 
langen, daß ihr der Beiſtand die Vermögensverwaltung abnimmt (ogl. § 1693). Dem Antra 8. 
recht der Mutter entſpricht es, daß ohne ihre Zuſtimmung die auf ihren Antrag erfolgte Be“ 
ſtellung des Beiſtandes nicht aufgehoben werden kann (8 1695 Abſ 2). Über die Wirkung der 
Rücknahme des Antrags |. 8 1695 A 1. * 

4. Das Vormundſchaftsgericht kaun endlich von Amts wegen der Mutter einen Beiſtaud 
beſtellen, wenn und ſoweit es dies aus beſonderen Gründen im Jntereſſe des Kindes, ſei es 
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zur Unterſtützung oder zur Überwachung der Mutter, für nötig erachtet. Als ſolche beſondern 
Gründe hebt das Geſetz den Umfang und die Schwierigkeit der Vermögensverwaltung her⸗ 
vor. Für die Beſtellung eines Beiſtandes können aber auch ſonſtige Gründe, wie die mangelnde 
Befähigung oder die mangelnde Charakterfeſtigkeit der Mutter, maßgebend ſein. Auch der 
Umſtand kann zur Beſtellung eines Beiſtandes führen, daß die Mutter beharrlich den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften über die religiöſe Erziehung des Kindes nicht nachgekommen iſt (KGJ 20 
A 251). ft das Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts aus 88 1666, 1667 geboten, jo kann 
die zur Abwendung der Gefahr zu treffende Maßregel unter anderm auch darin beſtehen, 
daß der Mutter ein Beiſtand beigeordnet wird. Die Beſtellung eines Beiſtandes von Amts 
wegen enthält eine Beſchränkung der elterlichen Gewalt. Sie ſoll daher nach 8 1673 erft an- 
geordnet werden, nachdem zuvor die Mutter ſowie Verwandte oder Verſchwägerte des Kindes 
gehört ſind. Iſt die Mitwirkung eines Beiſtandes entbehrlich geworden, ſo iſt ſie von Amts 
wegen wieder aufzuheben (§ 1695 Abſ 1). 


§ 1688 


Der Beiſtand kann für alle Angelegenheiten, für gewiſſe Arten von 
Angelegenheiten oder für einzelne Angelegenheiten beſtellt werden). 


über den Umfang ſeines Wirkungskreiſes entſcheidet die Beſtellung. 
Iſt der Umfang nicht beſtimmt, ſo fallen alle Angelegenheiten in ſeinen 
Wirkungskreis“). 


Hat der Vater die Beſtellung angeordnet, jo hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht Beſtimmungen, die er nach Maßgabe des 8 1777 über den Umfang des 
Wirkungskreiſes getroffen hat, bei der Beſtellung zu befolgen. 

E I 1538 II 1577; M 4 800; P 4 614. 


1. Dem Vormundſchaftsgericht iſt durch dieſe Beſtimmung die Möglichkeit gewährt, bei 
der Beſtellung eines Beiſtandes von Amts wegen den Wirkungskreis des Beiſtandes ent- 
ſprechend dem Bedürfnis des einzelnen Falles zu begrenzen. Zuläſſig iſt es auch, den Beiſtand 
nur für eine beſtimmte Zeit oder bis zum Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes zu beſtellen. 
Der Anordnung des Vaters oder dem Antrage der Mutter (8 1687 Nr 1 u. 2) iſt inſofern un⸗ 
bedingt ſtattzugeben, als der Wirkungskreis nicht enger beſtimmt werden darf. Dagegen 
19 das Vormundſchaftsgericht nicht gehindert, auf Grund des § 1687 Nr 3 den Wirkungskreis 
über dieſe Grenzen zu erweitern. Erſtreckt ſich die Tätigkeit des Beiſtandes auf die Sorge 
10 die Perſon des Kindes, ſo wird es regelmäßig nicht angebracht ſein, den Wirkungskreis des 
Enten es auf dieſem Gebiete zu begrenzen. Über die von einem derartigen Beiſtand zur 

* des Kindes aus der Staatsangehörigkeit zu erteilende Genehmigung ſ. $ 1690 A 1. 
für de der Beſtellung der Wirkungskreis des Beiſtandes nicht begrenzt, fo gilt er als 
elterlichen ge enheiten beſtellt, die in den Geſchäftskreis der Mutter als Inhaberin der 
tefenben Beſtallin fallen. Der Umfang des Wirkungskreiſes iſt in der dem Beiltande zu er⸗ 
f allung anzugeben (vgl. 8 1791 A 1). 


8 1689 


Der Beiſtand hat innerh i bei d 
0 alb ſeines Wirkungskreiſes die Mutter bei der 
ug der elterlichen Gewalt zu unterſtützen und zu überwachen; er hat 
em Vormundſchaftsgerichte jeden Fall, in welchem es zum Einſchreiten be⸗ 
rufen iſt, unverzüglich anzuzeigen!) 
6 1 1540 U 1578; M 4 800; P 4 614. 


1. Durch die Beſtellung eines Bei Hand ; ie Mutter — abgeſehen davon, daß fie 

9 Pelfmimten Rechtshandlungen der dn 2 Beiſtandes bedarf (§8 1690, 1095 5 
u ihren Verwaltungsbefugniſſen nicht beſchränkt. Dem Beiſtande iſt die Aufgabe zugewieſen, 
2 8 innerhalb feines Wirkungskreiſes durch Rat und Anleitung zu unterſtützen und zu⸗ 
ſchafti was aus feiner Stellung als Hilfsglied des Vormundſchaftsgerichts folgt, die vormund⸗ 
baß ie Verwaltung der Mutter zu überwachen. In der Überwachungspflicht it es begründet, 
1 mach em Vormundſchaftsgericht, ſobald ein Anlaß zum Einſchreiten vorliegt, Anzeige 
Gegend en hat. Die Stellung eines Beiſtandes entspricht ſomit im weſentlichen der eines 
Porn b (vgl. 5 1694 A 1). Es ift ihm deshalb auch das im $ 1799 Abſ 2 dem Gegen. 
nd gewährte Recht auf Auskunftserteilung und Einſicht der Schriftſtücke zuzuerkennen. 


u 
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8 1690 


Die Genehmigung des Beiſtandes iſt innerhalb ſeines Wirkungskreiſess) 
zu jedem Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem ein Vormund der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts oder des Gegenvormundes bedarf. Aus⸗ 
genommen ſind Rechtsgeſchäfte, welche die Mutter nicht ohne die Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts vornehmen kann. Die Vorſchriften der 
SS 1828 bis 1831 finden entſprechende Anwendung). 

Die Genehmigung des Beiſtandes wird durch die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts erſetzte). 

Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung über die Genehmi⸗ 
gung in allen Fällen, in denen das Rechtsgeſchäft zu dem Wirkungskreiſe 
des Beiſtandes gehört, den Beiſtand hören, ſofern ein ſolcher vorhanden 
und die Anhörung tunlich ijt2). 

E I 1541 Abſ 1 u. 2, 1542 II 1579; M 4 800; P 4 615. 


1. Die Beſtellung eines Beiſtandes hat zur Folge, daß die Mutter in allen Fällen, in 
denen der Vormund der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf, an die Genehmi⸗ 
gung des Beiſtandes gebunden iſt. Dagegen wird die Machtbefugnis des Vormundſchafts⸗ 
gerichts durch die Beſtellung eines Beiſtandes nicht erweitert. Die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts wird vielmehr nur für diejenigen Rechtsgeſchäfte erfordert, 
für welche auch der Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung bedürfen würde. Es würde indes widerſinnig fein, die Verwaltungsbefugnis 
der Mutter einzuſchränken hinſichtlich der vom Gegenvormund zu genehmigenden Rechtsge⸗ 
ſchäfte, nicht aber hinſichtlich der viel wichtigeren Rechtsgeſchäfte, für die nach dem Vor⸗ 
mundſchaftsrecht über die Beſtimmungen des § 1643 hinaus die Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts erforderlich iſt. Für dieſe Rechtsgeſchäfte iſt deshalb gleichfalls die 
Genehmigung des Beiſtandes in Abſ 1 vorgeſchrieben. Die Genehmigung des Bei- 
ſtandes ift, ſofern rechtswirkſam feine Beſtellung von dem Vater angeordnet oder von der 
Mutter beantragt ift, zur Wirksamkeit des Rechtsgeſchäfts nötig, auch wenn es zur Be⸗ 
ſtellung des Beiſtandes noch nicht gekommen iſt. Eine Ausnahme von der Notwendigkeit 
der Genehmigung wird auch nicht dadurch begründet, daß der Beiſtand verſtorben oder aus 
anderm Grunde weggefallen und der neue Beiſtand noch nicht beſtellt iſt. Darüber, ob die 
Genehmigung von dem Beiſtande zu erteilen iſt, hat der Dritte ſich ſelbſt zu vergewiſſern. 
Eine Vermutung für die Unbeſchränktheit der elterlichen Gewalt der Mutter (vgl. 8 1687 A 1) 
iſt nicht gegeben. Die Beſtimmungen der 88 18281831 über die Empfangsbedürftigkeit 
der Genehmigung (die nur der Mutter gegenüber erklärt werden kann) und über die rechtlichen 
Folgen des Fehlens der Genehmigung ſind für entſprechend anwendbar erklärt. Eine 
beſondere Beſtimmung iſt, daß die Mutter die Eutlaſſung des Kindes aus der Staats- 
angehörigkeit nach § 19 Abſ 2 RuStAngG v. 22. 7. 13 auch dann, wenn ſie die Entlaſſung 
zugleich für ſich ſelbſt beantragt, nur mit der Genehmigung des Beiſtandes beantragen 
kann, ſofern deſſen Wirkungskreis ſich auf die Sorge für die Perſon des Kindes erſtreckt. 
Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt in dieſem Falle, daß die Mutter den 
Entlaſſungsantrag zugleich für ſich ſelbſt ſtellt, zu dem Entlaſſungsantrage für das Kind, 
vorausgeſetzt, daß ihr die Sorge für die Perſon des Kindes nicht entzogen iſt, ebenſowenig 
wie zu dem Entlaſſungsantrage des Vaters erforderlich. 

2. Die Gleichſtellung des Beiſtandes mit dem Gegenvormunde zeigt ſich auch 
darin, daß das Vormundſchaftsgericht vor Erteilung der Genehmigung zu einer Rechts⸗ 
handlung der Mutter tunlichſt den Beiſtand hören ſoll und daß die Genehmigung des Bei⸗ 
ſtandes durch die des Vormundſchaftsgerichts erſetzt wird, womit die für den Gegenvormund 
in 88 1826, 1812 Abſ 2 (1810) gegebenen Beſtimmungen auf den Beiftand übertragen find. Der 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts an Stelle des Beiſtandes bedarf es bei Fehlen 
des Beiſtandes natürlich nur dann, wenn die Beſtellung des Beiſtandes geboten war. 

8, Die Genehmigung oder Anhörung des Beiſtandes (vgl. A 1 u. 2) iſt nur nötig bei 
Geſchäften, die in den Wirkungskreis des Beiſtandes fallen. Dieſer Wirkungskreis kann nach 
$ 1688 weiter oder enger beſtimmt ſein. Die Vorſchrift des $ 1825, wonach dem Vormunde 
zu beſtimmten Rechtsgeſchäften eine allgemeine Ermächtigung von dem Vormundſchaftsgericht 
erteilt werden kann, findet zwar auf die Mutter keine Anwendung. Das gleiche Ergebnis kann 
aber dadurch erreicht werden, daß die betreffenden Rechtsgeſchäfte von dem Wirkungskreiſe 
des Beiſtandes ausgenommen werden. 


— 
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8 1691 


Soweit die Anlegung des zu dem Vermögen des Kindes gehörenden 
Geldes in den Wirkungskreis des Beiſtandes fällt, finden die für die An⸗ 
legung von Mündelgeld geltenden Vorſchriften der SS 1809, 1810 entſprechende 
Anwendung). 

E I 1541 Abſ 3 II 1580; M 4 801; P 4 615. 


1. Die Genehmigung des Beiſtandes iſt in Einklang mit § 1810 — ſofern der Wirkungs⸗ 
kreis des Leiſtenden ſich hierauf erſtreckt — auch für die Anlegung des Geldes nötig. Das 
Fehlen der Genehmigung zieht nicht die Ungültigkeit der Anlage, ſondern nur die Erſatz⸗ 
pflicht der Mutter nach ſich. Auch der Beiſtand ſelbſt kann trotz fehlender Genehmigung Haft- 
bar ſein, wenn er ſich um die Anlegung nicht gekümmert hat. Die Genehmigung des Bei⸗ 
ſtandes kaun auch hier gemäß $ 1810 (vgl. $ 1690 A 2) durch die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erſetzt werden. Erfolgt die Anlegung des Geldes gemäß $ 1807 Nr 5 oder $ 1808 
bei einer Sparkaſſe oder Bank, ſo iſt es durch 88 1691 u. 1809 der Mutter zur Pflicht gemacht, 
die Anlegung des Geldes mit der Beſtimmung zu bewirken, daß die Abhebung des Geldes nur 
mit Zuſtimmung des Beiſtandes zuläſſig iſt (pgl. $ 1809 A 1). Die Nichtbeachtung dieſer Vor⸗ 
ſchrift kann ſowohl die Mutter als den Beiſtand haftbar machen. Die Notwendigkeit der Ge⸗ 
nehmigung des Beiſtandes zur Erhebung des angelegten Geldes ſowie zur ſonſtigen Ver⸗ 
fügung über geldwerte Forderungen des Kindes folgt aus 88 1690 u. 1812. 


8 1692 


Hat die Mutter ein Vermögensverzeichnis einzureichen, ſo iſt bei der 
Aufnahme des Verzeichniſſes der Beiſtand zuzuziehen!); das Verzeichnis iſt 
auch von dem Beiſtande mit der Verſicherung der Richtigkeit und Voll⸗ 
ſtändigkeit zu verjehen?). Iſt das Verzeichnis ungenügend, jo finden, ſofern 
nicht die Vorausſetzungen des § 1667 vorliegen, die Vorſchriften des § 1640 
Abſ 2 entſprechende Anwendung!). 

E II 1581; P 4 555 u. 616; 6 301. 


J. Der Überwachungspflicht des Beiſtandes entſpricht es, daß er bei der Aufnahme des 
dem Vormundſchaftsgericht einzureichenden Vermögens verzeichniſſes durch die Mutter — wo⸗ 
zn dieſe nach § 1640 im Falle des Todes oder der Todeserklärung des Vaters verpflichtet 
it — mitzuwirken hat, ſoweit fein Wirkungskreis auf das betreffende Vermögen ſich erſtreckt. 
Iſt der Mutter die Pflicht zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes auf Grund des $ 1667 
auferlegt, jo kann das Vormundſchaftsgericht über die Mitwirkung des Beiſtandes nähere 
Veſtimmungen treffen. Andernfalls bleibt § 1692 maßgebend. Aus der Mitwirkung bei der 
bdeifnahme des Vermögensverzeichniſſes folgt das Recht und die Pflicht des Beiſtandes, auch 
bei der nach § 1667 angeordneten Rechnungslegung nach näherer Anordnung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts mitzuwirken. e 
% 2. Die Beifügung dieſer Verſicherung iſt vorgeſchrieben, damit ſich der Beiſtaud ſeiner 
abgantwortlichkeit bewußt werde. Die Haftbarkeit des Beiſtandes iſt aber nicht etwa davon 
abhangig, daß er die Erklärung abgegeben hat. 5 

4, Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die amtliche Aufnahme des Verzeich 
males gemäß $ 1640 Abſ 2 und im Falle des Einſchreitens aus 5 1667 auf Grund der gleichen 


Borſchrift anzuordnen, wird dadurch nicht berührt, daß die Mitwirkung des Beiſtandes er- 
forderlich ſſt. = 


8 1693 


Das Vormundſchaftsgericht kann auf Antrag der Mutter dem Beiſtande 
die Vermögensverwaltung ganz oder teilweiſe übertragen!“); ſoweit dies ge: 
ſchieht, hat der Beiſtand die Rechte und Pflichten eines Pflegers'). 


EI 1582 Satz 1; P 4 614. 


1. Die Vermögensverwaltung kann der Mutter abgenommen werden und dem Bei⸗ 
ee Üderteagen werden, jedoch nur auf Autrag oder, was dem gleichſteht, mit Zuſtim⸗ 
9 10 der Mutter und nur, wenn das Vormundſchaftsgericht die Mutter zur Führung 
dem Au. gensverwaltung nicht für geeignet erachtet (a. M. Blume A 2, der annimmt, daß 
mn der Mutter unbedingt ftattzugeben ſei). Die Übertragung der Vermögens⸗ 

altung kann in der Form erfolgen, daß der Beiſtand beſonders für die Vermögensver⸗ 
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waltung verpflichtet wird. Sie braucht aber nicht in dieſer Form zu erfolgen (a. M. Blume 
A 2). Es genügt, daß die Übertragung dem Beiſtande von dem Vormundſchaftsgericht be⸗ 
kanntgemacht wird. Die Erweiterung der Befugniſſe des Beiſtandes iſt in der Beſtallung 
vun Ze zu bringen. Über die Rückübertragung der Verwaltung auf die Mutter 
. § 1695 A 1. 

2. Im Falle der Übertragung hat der Beiſtand die Vermögensverwaltung ſelbſtändig 
zu führen an Stelle der Mutter, die das bisher von ihr verwaltete Vermögen unter Rechnungs⸗ 
legung an ihn herauszugeben hat (88 1681, 1686). Dem Beiſtande kommen deshalb auf 
dieſem Gebiete die Rechte (Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen, auf Vorſchuß und Ver⸗ 
gütung) und Pflichten (Pflicht der Vermögensverzeichnung und Rechnungslegung, der 
mündelſicheren Anlegung des Geldes, der Hinterlegung von Wertpapieren und Koſtbarkeiten, 
der Einholung der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts eines Pflegers zu. Die Not⸗ 
wendigkeit der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beſtimmt ſich ſomit nicht nach 
$ 1643, ſondern nach den Grundsätzen des Vormundſchaftsrechts. Im übrigen bleibt die Stel⸗ 
fung des Beiſtandes unverändert, was ſich namentlich darin zeigt, daß mit dem Wegfall des 
Rechtes der Mutter zur Vermögensverwaltung (vgl. § 1647) auch ſein Amt als Vermögens⸗ 
verwalter aufhört (a. M. Planck A 4). Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm und 
der Mutter in einer ſowohl das Vermögen als die Perſon des Kindes betreffenden Angelegen⸗ 
heit enticheidet nach 8 1629 (vgl. auch § 1798) das Vormundſchaftsgericht. Die Beſtellung 
eines Gegenvormundes neben dem Beiſtand in ſeiner Eigenſchaft als Vermögensverwalter 
(vgl. $ 1915) ift als unzuläſſig zu erachten, da hierdurch die Stellung des Beiſtandes eine grund⸗ 
ätzliche Anderung erfahren würde (a. M. Blume A 3b). 


8 1694 


Für die Berufung, Beſtellung und Beaufſichtigung des Beiſtandes, für 
ſeine Haftung und ſeine Anſprüche, für die ihm zu bewilligende Vergütung 
und für die Beendigung ſeines Amtes gelten die gleichen Vorſchriften wie 
bei dem Gegenvormunde. 

Das Amt des Beiſtandes endigt auch dann, wenn die elterliche Gewalt 
der Mutter ruht!). 


E I 1453 II 1583; M 4 801; P 4 616; 6 301. 


1. Gleichſtellung des Beiſtandes mit dem Gegenvormund. Die Stellung des Bei 
ſtandes hat mit der des Gegenvormundes eine ſolche Ahnlichkeit, daß die für letzteren geltenden 
allgemeinen Vorſchriften über Berufung, Beſtellung (SS 1776-1791), über Beaufſichtigung 
(vgl. namentlich 88 1837, 1839) und über Beendigung des Amtes (88 1882— 1895) auf den 
Beiſtand für auwendbar erklärt werden durften. Keine Anwendung kann jedoch die Beſtim⸗ 
mung des § 1776 Nr 2 über die Benennung des Gegenvormundes durch die Mutter finden, 
da dieſe Benennung nur durch letztwillige Verfügung (81777 Abſ 3), alfo nur für die Zeit nach 
dem Tode der Mutter ſtatthaft ſein würde. Es erſcheint auch nicht angebracht, der Mutter 
das Recht zur Benennung des Beiſtandes beizulegen. Das Vormundſchaftsgericht muß, da 
es auch gegen den Willen der Mutter einen Beiſtand beſtellen kann, freie Hand haben, einen 
andern als den von der Mutter benannten Beiſtand auszuwählen, da ſonſt der Zweck der Ein, 
richtung leicht vereitelt werden konnte. Nur inſofern kann die Mutter auf die Auswahl des 
Beiſtandes Einfluß üben, als fie ihren Antrag auf Beſtellung eines Beiſtandes davon ab- 
hängig machen kann, daß der von ihr vorgeſchlagene Beiſtand beſtellt wird. Hinſichtlich der 
Beendigung des Amtes kommt in Betracht, daß der Beiſtand nicht für das Kind beſtellt, 
ſondern der Mutter beigeordnet wird (vgl. $ 1693 A 2). Das Amt des Beiſtandes wird deshalb 
auch dadurch beendet, daß die elterliche Gewalt der Mutter fortfällt oder ruht (88 1676—1 680, 
1696 u. 1697). Neben dem für das Kind zu beſtellenden Vormunde würde der Beiſtand keinen 
Platz behalten können. Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, daß der bisherige Beiſtand als Gegen ' 
vormund neu beſtellt wird. Die bezeichneten Vorſchriften ſind anwendbar auch in dem Falle, 
daß dem Beiſtande die Vermögensverwaltung übertragen iſt ($ 1693). Der Beiſtand iſt ferner 
in bezug auf Haftbarkeit, was aus der Natur des Amtes folgt, und in bezug auf die ihnt 
zu gewährende Vergütung dem Gegenvormund gleichgeſtellt. Der Beiſtand hat auch das 
gleiche Beſchwerderecht wie der Gegenvormund (vgl. § 1799 A 1, 8 57 Abſ 1 Nr 6 F!) 
It dem Beiſtande die Vermögensverwaltung übertragen, jo kommen nach 88 1693, 1915 
die Vorſchriften über die Haftbarkeit und den Vergütungsanſpruch des Vormundes (88 1838, 
1838) zur Anwendung (vgl. $ 1693 A 2). Hat der Beiltand das den Kindern in ungeteilte 
Erbengemeinſchaft mit der Mutter gehörige Vermögen geſchädigt, ſo ſind die Kinder nach 
Verhältnis ihres Erbteils ſchadenserſatzberechtigt. 
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8 1695 


Das Vormundſchaftsgericht kann in den Fällen des § 1687 Nr 2, 3 die 
Beſtellung des Beiſtandes und im Falle des 8 1693 die übertragung der Ber⸗ 
mögensverwaltung auf den Beiſtand jederzeit aufheben)). 

Iſt die Beſtellung des Beiſtandes nach S 1687 Nr 2 erfolgt, jo ſoll fie 
nur mit Zuſtimmung der Mutter aufgehoben werden. Das gleiche gilt für 
die übertragung der Vermögens verwaltung auf den Beiſtand !). 

E II 1582 Satz 2, 1584; P 4 6186. 


1. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, die wegen Beſtellung eines Beiſtandes 
und Übertragung der Vermögensverwaltung getroffenen Anordnungen wieder aufzu⸗ 
heben, iſt beſchränkt durch das Recht des Vaters und der Mutter. Beruht die Beiordnung 
eines Beiſtandes auf der durch letztwillige Verfügung getroffenen, alſo erſt nach ſeinem Tode 
wirkſamen Anordnung des Vaters ($ 1687 Nr 1), fo kann fie, da der Vater ein Recht auf Be⸗ 
ſtellung des Beiſtandes hat, überhaupt nicht aufgehoben werden. Beruht fie auf dem An- 
trage der Mutter ($ 1687 Nr 2), jo iſt die Aufhebung wegen des Rechtes der Mutter nur mit 
ihrer Zuſtimmung zuläſſig. Ebenſo ſoll die Mutter, wenn einmal das Vormundſchafts⸗ 
gericht auf ihren Antrag ſich veranlaßt geſehen hat, die Vermögensverwaltung dem Bei⸗ 
ſtande zu übertragen, dagegen geſchützt ſein, daß dieſe Maßnahme wider ihren Willen in Weg- 
fall kommt. Die Rückübertragung der Verwaltung iſt nur mit ihrer Zuſtimmung zuläffig. Die 
dieſen Vorſchriften zuwider erfolgte Aufhebung (Rückübertragung) iſt jedoch nicht ungültig. 
Das Vormundſchaftsgericht iſt nur nach § 1674 erſatzpflichtig. Die Zurücknahme des von der 

utter gemäß § 1687 Nr 2 oder § 1693 geſtellten Antrags verpflichtet das Vormundſchafts⸗ 
gericht nicht unbedingt, die Beiſtandſchaft oder die Übertragung der Vermögensverwaltung 
aufzuheben. Dem Antrage auf Aufhebung dieſer Übertragung kann ferner, da in dem Antrage 
aus 8 1693 zugleich ein Antrag aus § 1687 Nr 2 zu ſehen iſt, mit der Beſchränkung ſtattge⸗ 
geben werden, daß die Befugniſſe des Vermögensverwalters auf die eines gewöhnlichen 
Beiſtandes herabgemindert werden. — Über das Recht der Beſchwerde im Falle der Auf- 
hebung der Beiſtandſchaft ſ. 8 1687 A 1. 


8 1696 


Ruht die elterliche Gewalt der Mutter wegen Minderjährigkeit, ſo hat 
die Mutter das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen; 
zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund des Kindes 
. der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stellung eines Bei⸗ 

es). 


E 1 1554 Abs 2 IT 1585; M 4 820; P 4 639. 


e Det Regel des 8 1676, daß die beſchränkt geſchäftsfähige Mutter nur neben dem 


dem Ben gemacht für den Fall der Minderjährigteit der Mutter, ein Fall, der bei 


as Vermi N i 5 ; 
(RO a a le betreffende Angelegenheit entſcheidet das Vormundſchaftsgericht 


77 S 1697 
. Mutter verliert die elterliche Gewalt, wenn ſie eine neue Ehe ein⸗ 
105 En Sie behält jedoch unter den im 8 1696 beſtimmten Veſchränkungen 
echt und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen i) 2). 


EI 1558 II 1586; M 4 833; P 4 645. 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsröten. III. Band. 8. Aufl. 24 
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1. Mit der Wiederverheiratung verliert die Mutter das Recht der Vermögensver⸗ 
waltung und die Nutznießung. Das Vermögen ift deshalb unter Rechnungslegung (8 1681) 
an den neu zu beſtellenden Vormund herauszugeben. Wird die Mutter zum Vormunde be⸗ 
ſtellt — was beim Mangel eines berufenen Vormundes (88 1776, 1777) und nur mit Zuſtim⸗ 
mung ihres Mannes ($ 1783) zuläſſig iſt —, ſo unterbleibt zwar die Herausgabe, nicht aber 
die Rechnungslegung (die gegenüber einem für das Kind zu beſtellenden Pfleger zu bewirken 
iſt), da die Mutter nunmehr die Verwaltung aus anderm Rechtsgrunde führt (a. A. in letzterer 
Beziehung Blume A 4). Die Mutter hat außerdem, bevor ſie zur Schließung der neuen Ehe 
zugelaſſen werden kann (vgl. $ 1314), die ihr ebenſo wie dem Vater nach $ 1669 obliegende 
Pflicht der Auseinanderſetzung zu erfüllen. Mit der Wiederverheiratung verliert ferner die 
Mutter das Recht der Vertretung des Kindes, nicht aber die tatſächliche Fürſorge 
für die Perſon des Kindes, die ihr in dem in § 1696 beſtimmten Umfange verbleibt. 
Kraft dieſes Fürſorgerechts verbleibt der Mutter — ſoweit landesgeſetzlich nichts anderes 
beſtimmt ift (Art 134 EG) — die Entſcheidung über die religiöſe Erziehung des Kindes 
(RIA 13, 66). Über die Frage, ob der Verluſt der elterlichen Gewalt auch die Mutter 
betrifft, die vor dem Inkrafttreten des BGB eine neue Ehe eingegangen war, wenn die 
Ehe bereits vor dieſem Zeitpunkt wieder aufgelöft iſt, ſ. Vorbem 7 vor § 1616. 

2. Iſt die neue Ehe wegen Mangels der Form und Nichteintragung in das Heiratsregiſter 
(8 1699 Abſ 2) als nicht beſtehend anzuſehen, fo tritt der Verluſt der elterlichen Gewalt 
nicht ein. Iſt die Ehe nichtig oder anfechtbar, ſo fällt der Verluſt der elterlichen Gewalt 
— unbeſchadet der Gültigkeit der bis dahin von dem Vormund vorgenommenen Rechtshand⸗ 
lungen — wieder fort, ſobald die Ungültigkeit der Ehe rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. Die Schei- 
dung der Ehe kann natürlich die verlorengegangene elterliche Gewalt nicht wieder zur Ent⸗ 


ſtehung bringen. 
§ 1698 


Wird für das Kind ein Vormund beſtellt, weil die elterliche Gewalt 
des Vaters ruht oder verwirkt iſt oder weil die Vertretung des Kindes dem 
Vater entzogen iſt, oder wird für die Erziehung des Kindes an Stelle des 
Vaters ein Pfleger beſtellt, ſo ſteht der Mutter die Sorge für die Perſon des 
Kindes neben dem Vormund oder dem Pfleger in gleicher Weiſe zu wie nach 
§ 1634 neben dem Vater!). 

E II 1574; P 4 638 u. 650; 6 300. 

1. Nach $ 1634 ſteht der Mutter neben dem im Beſitz der elterlichen Gewalt befindlichen 
Vater die tatſächliche Sorge für die Perſon des Kindes in der Weile zu, daß bei Meinungs⸗ 
verſchiedenheiten die Meinung des Vaters vorgeht. Dieſes Recht bleibt der Mutter in den⸗ 
jenigen Fällen erhalten, in denen, ohne daß die elterliche Gewalt oder die Ausübung der 
elterlichen Gewalt auf fie übergeht (88 1684, 1685), an Stelle des Vaters, mag nun die Ehe 
noch beſtehen oder bereits aufgelöſt ſein, ein Vormund oder zur Wahrnehmung der Sorge 
für die Perſon des Kindes ein Pfleger tritt. Der Mutter kommt dann neben dem Vormund 
oder Pfleger die Fürſorge in gleicher Weiſe wie neben dem Vater zu. Es kommt hierbei auch 
nicht darauf an, ob der Mutter bei Scheidung der Ehe die Erziehung des Kindes abgeſprochen 
iſt, da fie damit das Recht der Fürſorge nur zugunſten des Vaters, nicht zugunſten des Vor⸗ 
mundes oder Pflegers verloren hat. Die weitergehenden Rechte, die der Mutter bei Ruhen 
der elterlichen Gewalt wegen Minderjährigkeit und nach $ 1635 hinſichtlich des ihr zugeſproche / 
nen Kindes aus geſchiedener Ehe zuſtehen, werden durch $ 1698 nicht berührt. 


Fünfter Titel 
Rechtliche Stellung der Kinder aus nichtigen Ehen 


§ 1699 


Ein Kind aus einer nichtigen Ehe, das im Falle der Gültigkeit der Ehe 
ehelich ſein würde, gilt als ehelich, ſofern nicht beide Ehegatten die Nichtig⸗ 
keit der Ehe bei der Eheſchließung gekannt haben?). 

Dieſe Vorſchrift findet feine Anwendung, wenn die Nichtigkeit der Ehe 
auf einem Form mangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter ein“ 
getragen worden iſt!). 

E I 1562 II 1587; WM 4 843 u. 850; P 4 662 u. 668. 


2 we 
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1. Das Geſetz unterſcheidet zwiſchen Nichtehe und nichtiger Ehe. Iſt die in § 1317 vor⸗ 
geſchriebene Form der Eheſchließung nicht beobachtet und iſt die Form nicht wenigſtens in⸗ 
ſofern gewahrt, daß die Ehe von dem Standesbeamten in das Heiratsregiſter eingetragen 
iſt, fo gilt die Ehe als nicht beſtehend (ſchlechthin nichtig) und kann deshalb, ohne daß ſie für 
nichtig erklärt zu werden braucht, nach keiner Richtung hin die Wirkungen der Ehe haben (vgl. 
89 1829 Satz 2, 1344 Abſ 2, 1345 Abſ 2). Die Kinder aus einer ſolchen Ehe haben daher nicht 
die Eigenſchaft ehelicher Kinder. a 

2. Anders iſt es bei einer nichtigen oder anfechtbaren Ehe. Die Kinder, die aus einer 
ſolchen Ehe bis zu dem Zeitpunkte der rechtskräftigen Feſtſtellung ihrer Nichtigkeit nach den 
Vorſchriften der 98 1591 —1593, 1600 entſtammen, werden grundfäglich als ehelich angeſehen. 
Sie gelten als ehelich, wennſchon ihnen folgerichtig dieſe Eigenſchaft nicht zukommen 
würde. Feſtgehalten iſt jedoch an der Beſchränkung, daß einer der Ehegatten bei Schließung 
der Ehe — von dem Falle der Drohung ($ 1704) abgeſehen — gutgläubig geweſen ſein 
muß. ft beiden Ehegatten bei Schließung der Ehe die Nichtigkeit (Anfechtbarkeit) bekannt, 
ſo gehen ſie in bewußter Hinwegſetzung über das Geſetz eine Scheinehe ein, die vor dem Recht 
keine Anerkennung finden kann. Die Unehelichkeit kann von einem jeden Beteiligten geltend 
gemacht werden, ſobald die Nichtigkeit der Ehe gemäß 88 1329, 1343 Abſ 2 rechtskräftig 
feſtgeſtellt iſt oder die Ehe aufgelöſt iſt. Die im Familienſtandsprozeſſe zwiſchen den Eltern 
und dem Kinde über die Ehelichteit ergehende Entſcheidung hat Wirkung für und gegen 
alle (85 640, 643 ZPO). Die Mutter iſt übrigens nicht gehindert, auf Grund der Be⸗ 
hauptung, daß die Nichtigkeit der Ehe auch ihrem Manne bekannt geweſen ſei und ihr des 
halb als unehelicher Mutter das Recht der Sorge für die Perſon des Kindes zuſtehe, ſogleich 
auf Herausgabe des Kindes zu klagen, ohne daß zuvor die Familienſtandsklage von ihr erhoben 
zu werden braucht (RG JW 1916, 1337). Über den Begriff der Bösgläubigkeit und die 
Beweislaſt |. $ 1701 A 1 und über die Abſtammung des Kindes, wenn die für gültig ge⸗ 
haltene Ehe eine Doppelehe iſt, $ 1600 A 1 a. E. — Iſt die ungültige Ehe bereits unter 
der Herrſchaft des früheren Rechtes geſchloſſen, fo ſind die Rechtsſtellung der Kinder, 
mögen fie auch erſt nach dem Inkrafttreten des BGB geboren oder erzeugt ſein, und die 
Rechte der Eltern nach früherem Recht zu beurteilen (Art 207 Ech — R 52, 245). So⸗ 
weit aber nach dieſem Recht die Kinder durchweg den ehelichen Kindern gleichgeſtellt waren, 
ſind für ihre Rechtsſtellung gemäß Art 203 EG die Vorſchriften des neuen Rechtes maß⸗ 
gebend (Horn, Rechtsſtellung der Putativkinder S. 81). Was den örtlichen Geltungs⸗ 
bereich betrifft, fo können, wenn die Eheleute zur Zeit der Geburt des Kindes eine ver⸗ 
ſchiedene Staatsangehörigkeit haben, dem Kinde nur diejenigen Rechte zugeſprochen werden, 
welche nach dem Recht beider Staaten ihm zuſtehen (beftr.). 


8 1700 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem Kinde, das nach 
5 1699 als ehelich gilt, beſtimmt ſich, ſoweit ſich nicht aus den 88 1701, 1702 
ein anderes ergibt, nach den Vorſchriften, die für ein Kind aus einer ge⸗ 
ſchiedenen Ehe gelten, wenn beide Ehegatten für ſchuldig erklärt ſind ). 

E 1 1563 II 1588; M 4 845; P 4 664. 


1. $ 1700 findet Anwendung, wenn beide Ehegatten gutgläubig ſind. Für dieſen Fall 
entſpricht es der Stellung der Ehegatten zueinander, das Rechtsverhältnis zwiſchen ihnen 
und dem Kinde, nachdem die Ehe rechtskräftig für nichtig erklärt iſt, ſo zu beurteilen, als wenn 

ie Ehe wegen beiderſeitigen Verſchuldens geſchieden wäre (vgl. $ 1637). Dem Vater 
als Inhaber der elterlichen Gewalt verbleibt die Sorge für das Vermögen und das Vertretungs- 
decht ſoroie die Nutznießung, während die tatſächliche Fürsorge für die Perſon und das Recht 
des Verkehrs mit dem Kinde nach 88 1635, 1636 ſich beſtimmt. Auch für den Fall des $ 1700 
gilt, daß die nähere Regelung des Verkehrs der Eltern mit den Kindern ausſchließlich dem 
umundſchaftsgericht zuſteht (MG ZW 1910, 11317). Der unterhaltspflichtige Vater hat 
nach § 1585 das Recht, von der Mutter einen angemeſſenen Beitrag zu fordern. 


S 1701 
War dem Vater die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannty, 
ſo hat er nicht die ſich aus der Vaterſchaft ergebenden Rechte:). Die elterliche 
Gewalt ſteht der Mutter zus) ). 
E 16564 II 1589; M 4 846; P 4 664 fj. 


1. Die Stenntnis des Vaters von der Nichti E i 
77 gkeit der Ehe muß zur Zeit der e. 
ſchließun 8 beſtanden haben. Spätere Kenntnis ſchadet nicht. Das Wiſſenmüſſen fehlen 
24 * 
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Willen hier nicht gleich. Es genügt auch nicht die bloße Kenntnis der die Nichtigkeit begründen⸗ 
den Tatſachen, dem Vater muß vielmehr die rechtliche Folge, daß die Ehe, mag ſie nun nichtig 
oder anfechtbar ſein, vom Geſetz nicht anerkannt wird, bekannt geweſen ſein. Es muß ihm 
mithin, wenn die Ehe wegen Irrtums des andern Ehegatten für nichtig erklärt iſt, nicht 
nur der Irrtum, ſondern auch die Erheblichkeit des Irrtums für die Anfechtung bekannt 
geweſen ſein, und es iſt hierauf der Nachweis zu richten. An die Beweisführung dürfen jedoch, 
ſoweit es ſich um innere Vorgänge handelt, keine zu ſtrengen Anforderungen geſtellt werden; 
Eidesbeweis iſt zuläſſig (R JW 1912 245°). Der Umſtand allein, daß der Vater die in 
feiner Perſon vorhandene Eigenſchaft kannte, die dem andern Ehegatten Anlaß zur Anfech⸗ 
tung gab, reicht zur Annahme der Bösgläubigkeit nicht aus. Der wegen Irrtums zur An⸗ 
fechtung berechtigte Ehegatte hat — abweichend von der Regelung in 8 1346 Satz 2 — ſtets die 
Rechte des gutgläubigen Ehegatten. Der Beweis der Bösgläubigkeit iſt von demjenigen 
zu führen, der hieraus Rechte für ſich herleitet. Die im Familienſtandsprozeſſe über die 
Bösgläubigkeit ergangene Entſcheidung hat Wirkung für und gegen alle (88 640, 643 ZPO). 
Iſt in einem ſonſtigen Prozeſſe zwiſchen Vater und Kind das von der Entſcheidung über die 
Bösgläubigkeit abhängige Beſtehen der elterlichen Gewalt des Vaters ſtreitig, ſo hat, damit 
zunächſt hierüber im Wege der Familienſtandsfeſtſtellungsklage (88 640 ff. ZPO) entſchieden 
werden kann, das Gericht auf Antrag nach 8 154 Ab] 2 ZPO das Verfahren auszuſetzen. 
Die Klage der Mutter auf Herausgabe des Kindes iſt zuläſſig, ohne daß zuvor die Familien⸗ 
ſtandsklage erhoben zu werden braucht (vgl. § 1699 A 2). Die in dem Rechtsſtreit wegen 
Herausgabe des Kindes über die Bösgläubigkeit ergehende Entſcheidung macht keine Rechts⸗ 
kraft für oder gegen Dritte. 

2. Der Vater wird im Falle der Bösgläubigkeit, was ſeine Rechte gegenüber dem Kinde 
betrifft, dem natürlichen Vater gleich behandelt. Er verliert nicht nur das Recht der elter⸗ 
lichen Gewalt, ſondern auch die ſonſtigen aus der Vaterſchaft ſich ergebenden Rechte (vgl. 
Vorbem 3 vor $ 1616), auch das Vorrecht, daß er ſtatt aus § 276 nur aus § 1664 haftet, und 
das Recht, ic zur Ausſchließung der Verjährung auf § 204 zu berufen. Als ein ſolches Recht 
aus der Vaterſchaft iſt es nicht anzuſehen, daß das Kind den Namen und den Wohnſitz des 
Vaters teilt (88 1616 A 1, 11 A 1). Der Verluſt der Rechte tritt, ſobald die Ehe rechtskräftig 
für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, bei Nachweis der Bösgläubigkeit mit rückwirkender Kraft 
ein (a. M. Dernburg IV $ 86 II 1), ohne daß die in § 1344 gegebene, auf den Schutz des red⸗ 
lichen Dritten berechnete Vorſchrift hier entſprechende Anwendung finden kann (beſtr.). Es 
wird jedoch angenommen werden dürfen, daß der Vater den Dritten, der auf das Beſtehen 
der elterlichen Gewalt des Vaters ſich verlaſſen hat, ſchadlos halten muß. Von den aus der 
ehelichen Vaterſchaft ſich ergebenden Verpflichtungen iſt der bösgläubige Vater nicht be- 
freit, ſoweit dieſe ſich nicht lediglich als ein Ausfluß ſeines Rechtes darſtellen, wie es z. B. bei 
der dem Vater nach 8 832 obliegenden, in der elterlichen Gewalt begründeten Aufſichtspflicht 
der Fall iſt. Zur Gewährung des Unterhalts iſt der Vater nach SS 1601ff. verpflichtet, 
ohne daß ihm die in 8 1612 Abſ 2 beſtimmten, mit dem Fürſorgerecht des Vaters zufanınıen- 
hängenden Befugniſſe zuſtehen. Keinen Einfluß hat die Bösgläubigkeit auf das in $ 1310 
Abf 3 beſtimmte Ehehindernis der Verwandtſchaft (vgl. 8 1589 A 3). 

3. Die elterliche Gewalt geht nicht auf die Mutter über, ſondern ſteht ihr nach Maßgabe 
der 88 1686ff. von vornherein zu. Verheiratet ſich die Mutter, fo gilt dies als Eingehung 
einer neuen Ehe im Sinne des $ 1697, da wenigſtens hinſichtlich des Verhältniſſes zwiſchen ihr 
und den Kindern die Sache ſo zu behandeln iſt, als wenn die nichtige Ehe Beſtand gehabt 


ätte. 

4. Der Verluſt der Rechte aus der Vaterſchaft trifft den Vater perſönlich als Strafe für 
die Bösgläubigkeit. Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Verwandten des Vaters und dem 
Kinde wird hierdurch in keiner Weiſe berührt. Zwiſchen ihnen und dem Kinde bleiben die durch 
die Ehelichkeit des Kindes begründeten Rechte und Pflichten beſtehen (beſtr.), was namentlich 
auf dem Gebiete des Erbrechts von Wichtigkeit ift (vgl. auch $ 1899 A J). 


8 1702 


War der Mutter die Nichtigkeit der Ehe bei der Eheſchließung bekannt, 
ſo hat ſie in Anſehung des Kindes nur diejenigen Rechte, welche im Falle 
der Scheidung der allein für ſchuldig erklärten Fran zuſtehen ). 

Stirbt der Vater oder endigt ſeine elterliche Gewalt aus einem anderen 
Grunde, ſo hat die Mutter nur das Recht und die Pflicht, für die Perſon 
des Kindes zu ſorgen; zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. 
Der Vormund des Kindes hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die 
rechtliche Stellung eines Beiſtandes ). 
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Die Vorſchriften des Abſ 2 finden auch dann Anwendung, wenn die 
elterliche Gewalt des Vaters wegen ſeiner Geſchäftsunfähigkeit oder nach 
§ 1677 ruht!) 2). 

E 1 1565 II 1590; M 4 847; P 4 66a ff. 

1. Die bösgläubige Mutter (vgl. über die Bösgläubigkeit § 1701 A 1) iſt hinſichtlich der 
Rechte und Pflichten der unehelichen Mutter gleichgeſtellt. Es ſtehen ihr jedoch neben dem 
die elterliche Gewalt oder die tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes (vgl. § 1676 
Abſ 2) ausübenden Vater, da ſie nicht mehr Rechte wie die Ehefrau haben kann, nur die Rechte 
einer bei der Scheidung allein für ſchuldig erklärten Ehefrau zu, ſo daß ihr 
(vorbehaltlich der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, ihr gemäß § 1635 die Sorge für die 
Perſon des Kindes zuzuweiſen) nur die Befugnis des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde 
zukommt ($ 1636). Gleich der unehelichen Mutter hat ſie das Recht der tatſächlichen 
Fürſorge für die Perſon in der Weiſe, daß der Vormund auf dieſem Gebiete nur die 
Stellung eines mit der Unterſtützung und Überwachung der Mutter betrauten Beiſtandes 
einnimmt (88 1707, 1689). Dieſe Rechte erlangt fie aber erſt, wenn die väterliche Gewalt 
beendet iſt oder ruht. Die Fürſorge für die Perſon des Kindes erlangt ſie überhaupt nicht, 
wenn das Ruhen der väterlichen Gewalt in der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit des Vaters 
oder in der Beſtellung eines Gebrechlichkeitspflegers für ſeine Perſon und ſein Vermögen 
feinen Grund hat ($ 1676 Abſ 2). In diefen Fällen iſt dem Vater die tatſächliche Fürſorge 
für die Perſon des Kindes neben dem Vormunde eingeräumt und iſt deshalb, da die bös⸗ 
gläubige Mutter dem Vater nachſtehen muß, kein Raum mehr für die Fürſorge der Mutter. 
Es verbleibt ihr nur das Recht des perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde ($ 1636). Zum Vor⸗ 
munde des volljährigen Kindes iſt die bösgläubige Mutter ebenſowenig berufen wie die un⸗ 
eheliche Mutter (§ 1899 Abſ 8, vgl. auch § 1900 Abſ 3). Auch ſtehen ihr nicht die der ehelichen 
Mutter gewährten Befreiungen zu (88 1904 Satz 1, 1903). Das Rechtsverhältnis der 
e der Mutter zu dem Kinde wird durch die Bösgläubigkeit der Mutter nicht 

eeinflußt. 

2. Die zu 1 bezeichnete Rechtsſtellung der bösgläubigen Mutter tritt, ſobald die Ehe rechts ⸗ 
kräftig für nichtig erklärt oder aufgelöſt iſt, im Falle des Erweiſes der Bösgläubigkeit mit rück⸗ 
wirkender Kraft ein (vgl. 8 1701 A 2 u. 8 1609 A 2), welche Rückwirkung hier kaum zu Un- 
zuträglichkeiten führen kann. 

§ 1703 


Gilt das Kind nicht als ehelich, weil beiden Ehegatten die Nichtigkeit 
der Ehe bei der Eheſchließung bekannt war, ſo kann es gleichwohl von dem 
Vater, ſolange er lebte), Unterhalt wie ein eheliches Kind verlangen. Das 
im 8 1612 Abſ 2 beſtimmte Recht ſteht dem Vater nicht zu). 

E 1 1566 Abf 1 II 1591; M 4 848; P 4 667 


= Die Rechtsſtellung des wegen Nichtigkeit der Ehe und Bösgläubigkeit der Eltern un- 
ch Kindes ($ 1699) iſt entſprechend einem Beſchluſſe der zweiten Kommiſſion (Prot 
anfbrum ein Rechtsfteitung des ehelichen Kindes inſofern angenähert, als es den Unterhalts 
aber 3 ehelichen Kindes auch gegen ſeinen Vater hat. Dieſe Gleichſtellung führt 
lot Dazu, daß nunmehr auch dem Vater die in $ 1612 Abf 2 beftimmte Vergünfiaung 
h 1 dem unverheirateten Kinde gegenüber zu beſtimmen, in welcher Art und für welche 
i 1 im voraus der Unterhalt gewährt werden ſoll (vgl. $ 1701 U 2). Dem Intereſ ſe des Vaters 
Fan Rechnung getragen, daß er bei Vorhandenſein beſonderer Gründe gemäß 
„1612 ab 1 darauf antragen kann, daß ihm die Gewährung des Unterhalts in anderer Weiſe 
als durch Entrichtung einer Geldrente geſtattet wird. 0 
ui Lin Pflichtteilsrecht oder Erbrecht iſt dem in § 1703 bezeichneten unehelichen Kinde 
J eingeräumt. Auch der Unterhaltsanſpruch eines ehelichen Kindes kommt ihm nur zu, 
— ange der Vater lebt. Dagegen bleibt ihm nach dem Tode des Vaters das Recht, gegen 
eſſen Erben den einem n Kinde zuſtehenden Untergaltsanpruch G 9 55 hunt 
i ; ; as Kind auch bei Lebzeiten des Vaters den Unterhaltsanſpru 
eines unehelichen Kindes (88 1708ff.) wüten darf ift richtiger zu verneinen (beſtr.). Es il 
Mee unbenommen, den Unterhalt nur in der Höhe zu fordern, in der auch das un⸗ 
der be Kind Unterhalt verlangen kann. Dadurch wird aber der Unterhaltsanſpruch ſelbſt, 
Mutt r — Maßgabe der 88 160 f. gerechtfertigt iſt, in ſeinem Weſen nicht verändert. Die 
nicht ima deshalb wenn der Vater ohne Gefährdung feines ſtandesmäßigen Unterhalts 
e e ift, den Unterhalt zu gewähren ($ 1603 Abſ 2 Satz 2), zur Abwendung ihrer 
währenden licht dich nicht darauf berufen, daß in Höhe des dem unehelichen Kinde zu ge- 
f. 85 en Unterhalts der natürliche Vater nach § 1708 vor der Mutter haftet (a. M. Planck 

). Der Name des Vaters kommt dom in § 1708 behandelten Kinde nicht zu. 


374 Familienrecht Verwandtſchaft 


8 1704 


Iſt die Ehe wegen Drohung anfechtbar und angefochten, ſo ſteht der 
anfechtungsberechtigte Ehegatte einem Ehegatten gleich, dem die Nichtig⸗ 
keit der Ehe bei der Eheſchließung unbekannt war!). 

E I 1667 II 1592; M 4 850; P 4 670. 


1. Dem wegen Drohung anfechtungsberechtigten Ehegatten ($ 1335) kann ebenſo⸗ 
wenig wie dem gutgläubigen Ehegatten daraus ein Vorwurf gemacht werden, daß er eine 
anfechtbare Ehe eingegangen iſt. Er hat deshalb die Rechte eines gutgläubigen Ehegatten 
(gl. § 1346). Gutgläubig kann übrigens, wenn die Drohung von einem Dritten ausgegangen 
iſt, auch der andere Ehegatte fein, gegen den die Drohung ſich nicht gerichtet hat. Bei Gut⸗ 
gläubigkeit beider Ehegatten wird & 1700 anwendbar. 


Sechſter Titel 
Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder 


1. Dem Grundgedanken der Ehe entſpricht es, daß eheliche Kinder nur in der Ehe ge⸗ 
wonnen werden können und daß deshalb das aus außerehelichem Geſchlechtsverkehr her⸗ 
vorgegangene Kind nicht oder doch nur in beſchränktem Maße die Rechtsſtellung eines ehe⸗ 
lichen Kindes haben kaun. Nicht in Widerſpruch hiermit ſteht der in Art 119 Abſ 3 RV 
v. 11. 8. 19 aufgeſtellte Grundſatz, daß auch die uneheliche Mutterſchaft Anſpruch auf den 
Schutz und die Fürſorge des Staates hat, auch nicht die in Art 121 für die Geſetzgebung 
aufgeſtellte Regel, daß den unehelichen Kindern die gleichen Bedingungen für ihre leibliche, 
ſeeliſche und geſellſchaftliche Entwicklung zu ſchaffen ſeien wie den unehelichen Kindern. 
Nach dem Recht des BGB tritt das uneheliche Kind nur in die Familie der Mutter, nicht 
in die Familie des Vaters, und auch die Mutter ſelbſt hat nicht die Rechte der elterlichen 
Gewalt, ſondern iſt auf die tatſächliche Fürſorge für die Perſon des Kindes beſchränkt 
(88 1705, 1707). Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem Kinde und der Mutter 
(85 1708 ff., 1715) iſt regelmäßig eine beſchränkte. Dadurch, daß die Eltern nachträglich 
die Pflicht der Eheſchließung erfüllen, können dem unehelichen Kinde die Rechte eines ehe⸗ 
lichen verſchafft werden (88 17191722). Ausnahmsweiſe iſt dies für das Rechtsverhält⸗ 
nis zwiſchen dem Vater und dem Kinde ſowie deſſen Abkömmlingen auch möglich auf dem 
Wege der Ehelichkeitserklärung, die auf Antrag des Vaters vom Staate nach freiem Er⸗ 
meſſen erteilt wird (88 1723ff.). Um die Unehelichkeit des Kindes nicht ohne Not hervor⸗ 
treten zu laſſen, iſt die Einrichtung getroffen, daß an Stelle der vollſtändigen Geburtsurkunde 
auf Antrag ein Geburtsſchein ausgeſtellt wird, deſſen Angaben ſich auf Ort und Tag der 
Geburt ſowie auf Vor⸗ und Zunamen des Kindes beſchränken (vgl. PrMf v. 18. 2. 18, 
MBl 41). Nach dem Erl des PrMdJ v. 15. 12. 15 kann den Bräuten gefallener Kriegs⸗ 
teilnehmer auf ihren Antrag mit Einverſtändnis der nächſten Verwandten des Gefallenen 
die Erlaubnis erteilt werden, den Namen des Gefallenen zu führen und auch dem Kinde 
den gleichen Namen zu geben. Über die Kindesannahme ſ. Vorbem vor § 1741. 

2. Nach dem Grundſatze des Art 20 EG, der ergänzungsweiſe auch auf Ausländer an- 
gewandt werden darf (vgl. Vorbem 7 vor $ 1), beſtimmt ſich, was deu räumlichen Gel⸗ 
tungsbereich der Geſetze betrifft, das Rechtsverhältnis zwiſchen dem unehelichen Kinde und 
der Mutter nach dem jeweiligen Recht der Staatsangehörigkeit der Mutter. Im Inter 
eſſe des deutſchen Kindes iſt in Art 20 Satz 2 die beſondere Beſtimmung getroffen, daß die 
einmal begründete Anwendbarkeit des deutſchen Rechtes durch das Erlöſchen der Reichs⸗ 
angehörigkeit der Mutter nicht verloren geht, ſofern nur das Kind fie behalten hat. Für 
die gegen den natürlichen Vater von dem Kinde oder der Mutter zu erhebenden Anſpruͤche 
iſt nach dem allgemein gültigen Grundſatz des Art 21 das Recht der Mutter zur Zeit der 
Geburt des Kindes maßgebend, wobei jedoch zugunſten des deutſchen Vaters die Ein⸗ 
ſchränkung beigefügt iſt, daß die Anſprüche in dem gleichen Umfauge auch nach dem in⸗ 
ländiſchen Recht des Vaters begründet ſein müſſen. Stammt das uneheliche Kind von 
einer Eingeborenen, ſo iſt für den Unterhaltsanſpruch des Kindes das Eingeborenenrecht 
maßgebend (vgl. Böhmaz 21, 535). Die Vorausſetzungen und Wirkungen der Legitimation 
durch Eheſchließung und Ehelichkeitserklärung ſind gemäß dem einer Erweiterung fähiger 
Grundſatze des Art 22 (vgl. Vorbem 7 vor 8 1) nach dem Recht des Vaters zur Zeit der 
Eheſchließung oder des Erlaſſes der die Ehelichkeitserklärung erteilenden Verfügung den 

ſtaatsgewalt zu beurteilen. Wegen der Form der Erklärungen und wegen des Erforder 
niſſes der Einwilligung |. Vorbem 2 vor $ 1741, wegen der Einflußloſigkeit einer nach der 
Legitimation durch Eheſchließung erfolgenden Anderung der Staatsangehörigkeit 8 1719 A 2. 
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3. Übergangsvorſchriften. Seit Inkrafttreten des BGB richtet ſich gemäß Art 208 
EG das Rechtsverhältnis zwiſchen dem früher geborenen unehelichen Kinde und ſeiner Mutter 
ſowie den mütterlichen Verwandten nach neuem Recht. Das uneheliche Kind iſt mit dem 
1. Jan. 1900 in die Familie der Mutter ohne weiteres eingetreten, ohne daß eine Anerkennung 
des Kindes durch die Mutter erforderlich war (RG 3. 7. 03 II 560/02). Hinſichtlich des Rechtes, 
den Familiennamen des Vaters zu führen, hinſichtlich der Unterhaltspflicht des Vaters und 
der Zuläſſigkeit der Erforſchung der Vaterſchaft bleibt das frühere Recht beſtehen, und zwar 
auch dann, wenn die nach dem franzöſiſch⸗rheiniſchen oder badiſchen Rechte das Namens⸗ 
recht und Unterhaltsrecht des Kindes begründende Anerkennung erſt nach Inkrafttreten des 
BGB erfolgt iſt (Art 208 Abſ 8 EG; RG JW 1911, 10127, ausführlicher in Gruch 56, 334). 
Nur iſt in letzterer Hinſicht das in Art 340 Code civil ausgeſprochene Verbot als zwingendes 
Verbot für das Recht des Prozeßgerichts fortgefallen (RG 48, 168). Die Vorausſetzungen 
und Wirkungen der Legitimation beſtimmen ſich, wenn die Eheſchließung oder die Ehelich⸗ 
keitserklärung oder das ſonſtige die Ehelichmachung begründende Ereignis (Erzeugnis des Kin⸗ 
des im Brautſtande unter Herrſchaft des ſächſiſchen Rechtes) vor dem 1. Jan. 1900 ſtattgefunden 
hat, nach früherem Recht (Artt 209, 208 Abſ 2). Das neue Recht greift hier nur inſofern ein, 
als die den legitimierten Kindern gewährte Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes jetzt ihren 
Inhalt aus dem neuen Recht empfängt. 

4. Offentliches Recht. Die unehelichen Kinder erlangen nach $ 4 Abſ 2 RuSt Ang 
v. 22. 7. 13 mit der Geburt die ihrer Mutter zu dieſem Zeitpunkte zuſtehende Staats⸗ 
angehörigkeit, nehmen aber im übrigen weder an dem Erwerbe noch dem Verluſte der 
Staatsangehörigkeit der Mutter teil, da die Mutter nicht die geſetzliche Vertreterin des 
Kindes iſt ($8 16, 19, 29 dieſes Geſ.). Der Unterſtützungswohnſitz der Mutter wird 
von dem unehelichen Kinde geteilt (88 21, 18 UWG v. 30. 5. 08). Hinſichtlich der Pflicht 
zur Entrichtung der Erbanfallſteuer wird nach $ 26 RéErbſchStch v. 10. 9. 19 zwiſchen ehelichen 
Kindern und unehelichen Kindern der Mutter oder vom Vater anerkannten unehelichen 
Kindern kein Unterſchied gemacht. Ob der Adel der Mutter auf das uneheliche Kind 
übergeht, iſt eine nach Landesrecht zu beantwortende Frage, die wohl nach dem Recht 
der ſämtlichen Bundesſtaaten zu verneinen iſt. Reichsrechtlich bildet die Adelsbezeich⸗ 
nung „von“ keinen notwendigen Beſtandteil des Familiennamens. Ebenfalls nach Landes⸗ 
recht (vgl. Art 59 EG) beſtimmt es ſich, ob uneheliche Kinder wenigſtens dann, wenn fie 
durch nachfolgende Ehe legitimiert ſind, zur Nachfolge in Familienfideikommiſſe und Lehen 
berechtigt find. Nach dem Gef. v. 28. J. 88 in der Faſſung v. 4. 8. 14 (vgl. auch BO v. 
21. 1. 16) hat das uneheliche Kind im Falle der Bedürftigkeit (in gleicher Weiſe wie das 
eheliche) bei Einberufung des Vaters Anſpruch auf Kriegsunterſtützung, wenn deſſen Unter⸗ 
haltspflicht feſtgeſtellt iſt (ähnlich RV O v. 11. 7. 11, 8 588). In Höhe der gewährten Unter⸗ 
ſtützung wird der natürliche Vater von ſeiner Unterhaltspflicht befreit. Rechtsnachteile in⸗ 
folge unehelicher Geburt ſollen nach Art 109 Abſ 3 RW auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechtes künftig nicht mehr beſtehen. 


8 1705 


Das uneheliche Kind!) hat im Verhältniſſe zu der Mutter und zu den 
Verwandten der Mutter die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes“). 
E 1 1268 II 1593; M 4 851; P 4 670 


1. unehelich ift das Kind, das nach den Beſtimmungen der 88 1591ff. und des 8 1699 
nicht als eheliches Kind anzuſehen iſt. Es kommt nicht bloß darauf an, ob die mutmaßliche 
Erzeugungszeit in die geit der Ehe fällt, ſondern auch darauf, ob die Ehelichkeit rechtzeitig 
angefochten ift (58 15931599) und ob die Nichtigkeit (Anfechtbarkeit) der Ehe den Ehegatten 
unbekannt geweſen ift ($ 1699, vgl. auch § 1704). Eine unterſchiedliche Behandlung der im 
Ehebruch oder in Blutſchande erzeugten unehelichen Kinder findet, abgeſehen von der Be⸗ 
ſtimmung des § 1732, nicht ſtatt. 5 

2. Grundſätzlich iſt die Stellung des unehelichen Kindes von der des ehelichen Kindes 
darin verſchieden, daß ein Berwandtſchaftsverhältnis (beziehentlich, wenn es ſich um den 
Ehegatten handelt, Schwägerſchaftsverhältnis) nur mit der Mutter und deren Verwandten, 
nicht mit dem Vater und deſſen Verwandten (vgl. hierüber § 1589 A 4) beſteht. Das Ver. 
wandtſchaftsverhältnis zeigt lic, namentlich auf dem Gebiete der Unterhaltspflicht, des Erb⸗ 
rechts und des Vormundſchaftsrechts (vgl. hinſichtlich des Vormundſchaftsrechts 88 1776 
Nr 4, 1897, 1899, wonach der mütterliche Großvater zum Vormunde berufen iſt). Das 
Verwandtſchaftsverhältnis zu der Mutter zeigt ſich auch darin, daß das uneheliche Kind den 
Namen ($ 1706) und während der Minderjährigkeit den Wohnſitz der Mutter ($ 11) teilt. 
— Der Ehemann der Mutter des unehelichen Kindes hat ſelbſtverſtändlich dieſem gegenüber 
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keine Verpflichtungen. Es entſpricht aber — was für die Frage der Eheſcheidung von Be⸗ 

deutung ſein kann — nicht der rechten ehelichen Geſinnung, wenn der Mann die Aufnahme 

des unehelichen Kindes ſeiner Frau, das dieſe ſchon vor der Eheſchließung bei ſich hatte, ab⸗ 

lehnen würde (RG 23. 4. 06 IV 505/05). Der Ehemann iſt auch nach § 57 Nr 9 FGG 

5 beſchwerdeberechtigt im Intereſſe der unehelichen Kinder ſeiner Frau anzuerkennen 
5). 


§ 1706 


Das uneheliche Kind erhält den Familiennamen der Mutter!). 

Führt die Mutter infolge ihrer Verheiratung einen anderen Namen, 
ſo erhält das Kind den Familiennamen, den die Mutter vor der Verhei⸗ 
ratung geführt hat. Der Ehemann der Mutter kann durch Erklärung gegen⸗ 
über der zuſtändigen Behörde dem Kinde mit Einwilligung des Kindes 
und der Mutter ſeinen Namen erteilen; die Erklärung des Ehemanns ſo⸗ 
wie die Einwilligungserklärungen des Kindes und der Mutter ſind in 
öffentlich beglaubigter Form abzugeben?). 

E 1 1569 II 1594; M 4 859; P 4 671. 


1. Die Zugehörigkeit des unehelichen Kindes zur Familie der Mutter kommt darin zum 
Ausdruck, daß das Kind den Familiennamen der Mutter führt. Iſt der urſprüngliche Familien⸗ 
name der Mutter durch Annahme an Kindes Statt oder (bei Unehelichkeit der Mutter) durch 
Legitimation oder Beilegung des Namens des Stiefvaters (§ 1706 Abf 2) geändert, fo iſt es 
der neue Name, den das nach der Anderung geborene uneheliche Kind zu führen hat. Iſt 
das Kind früher geboren, ſo erlangt es im Falle der Legitimation ebenfalls den neuen Namen 
(8 1737), im Falle der Kindesannahme nur dann, wenn der Vertrag auch mit ihm geſchloſſen 
wird (§ 1762), während es bei der Beilegung des Namens des Stiefvaters in deſſen Belieben 
ſteht, ob er den Namen auch den unehelichen Abkömmlingen der Stieftochter (die in dieſem 
Falle nach § 1706 Abſ 2 ihre Einwilligung zu erteilen haben) zuwenden will. — Die Bei⸗ 
legung des Vornamens ſteht als Ausfluß der Sorge für die Perſon des Kindes der unehe⸗ 
lichen Mutter und, falls dieſe verſtorben oder ihr die Sorge für die Perſon entzogen iſt, dem 
Vormunde des Kindes zu. Über Eintragung und Anderung des Vornamens |. § 1616 
A M a. E. und wegen Übergangs des adligen Namens Vorbem 4 vor § 1705. 

2. Hat die Mutter des unehelichen Kindes ſich verheiratet, ſo gehört das Kind nicht 
zur Familie des Ehemanns der Mutter und nimmt an deſſen Namen nicht teil. Jedoch iſt 
dem Ehemann geſtattet — was auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion beruht 
(RT K 282) —, feinen Namen dem vor oder nach der Eheſchließung geborenen unehelichen 
Kinde feiner Frau bleibend beizulegen, um auf dieſe Weiſe den mit der unehelichen Geburt 
verbundenen Makel nach außen hin möglichſt zu beſeitigen. Es geſchieht dies durch eine gegen⸗ 
über der zuftändigen Behörde in öffentlich beglaubigter Form ($ 129) abzugebende Erklärung. 
Erforderlich iſt außerdem die von dem Kinde und der Mutter, da durch Erteilung des neuen 
Namens in ihr Namensrecht eingegriffen wird, in gleicher Form entweder der zuſtändigen 
Behörde oder dem Stiefvater gegenüber abzugebende Einwilligungserklärung. Die von der 
Mutter verweigerte Einwilligung kann nicht, wie im Falle des § 1727, von dem Vormund 
ſchaftsgericht erſetzt werden. Auch kann die Beſtimmung des § 1746 Abſ 2 keine entſprechende 
Anwendung finden (beſtr.). Die von dem Stiefvater abzugebende Erklärung und die Ein⸗ 
willigungserklärungen bedürfen bei der hochſtperſönlichen Natur der Rechtshandlung im Falle 
der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit des Erklärenden nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen Ver⸗ 
treters (beſtr.), und es kann, abgeſehen von dem geſchäftsunfähigen Kinde (vgl. 88 1728 Abſ 2, 
1750 Abſ 1), für den Geſchäftsunfähigen nicht der geſetzliche Vertreter die Erklärung abgeben 
(beſtr. — a. A. RG in RA 13, 11). Der Zuſtimmung des Gegenvormundes bedarf es 
nicht. Iſt die Mutter verſtorben oder für tot erklärt, fo bedarf es nur noch der Einwilligung 
des Kindes. Iſt der Stiefvater der geſetzliche Vertreter des Kindes, fo iſt er durch $ 181 nicht 
gehindert, namens des Kindes deſſen Einwilligung der Behörde zu erklären, und es bedarf 
deshalb zur Abgabe dieſer Erklärun ſücht der Beſtellung eines Pflegers (Bay Sb in 
SeuffA 61 Nr 12). Das Recht und die Pflicht des Kindes, den neuen Namen zu führen, beginnt 
mit dem Zeitpunkte, wo die sämtlichen Erklärungen in gehöriger Form bei der zuftändigen 
Behörde eingegangen ſind, ohne daß die Eintragung in das Geburtsregiſter (die in den Aus⸗ 
führungsgeſetzen durchweg vorgeſchrieben iſt) hinzugekommen zu fein braucht. Die Buftändig- 
keit der Behörde zur Entgegennahme und zur Beglaubigung der Erklärungen beſtimmt ſich 
nach Landesrecht. Es iſt teils, wie in Sachſen, Baden und Heſſen, das Amtsgericht, teils, wie 
in Bayern, die Verwaltungsbehörde, teils, wie in Württemberg, das Standesamt, teils, wie 
in Preußen, nach Art 8 Pra das Standesamt und das Amtsgericht für zuſtändig erklärt. 


Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder Ss 1705—1707 377 


8 1707 


Der Mutter ſteht nicht die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind 
zu). Sie hat das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu 
ſorgen; zur Vertretung des Kindes iſt ſie nicht berechtigt. Der Vormund 
des Kindes hat, ſoweit der Mutter die Sorge zuſteht, die rechtliche Stel⸗ 
lung eines Beiſtandes ) 9). 

E I 1570 II 1595; M 4 859 ff.: P 4 671. 


1. Die Ausſchließung der Mutter von der elterlichen Gewalt hat zur Folge, daß das un⸗ 
eheliche Kind einen Vormund erhalten muß, wozu die Mutter ſelbſt beſtellt werden kann, 
ahne daß ber als Vormund berufene mutterliche Großvater des Kindes vor ihr ein Vorrecht 
hat ($ 1778 Abſ 3). Über die geſetzliche Vormundſchaft, die gerade für uneheliche Kinder 
bon Bedeutung iſt, |. 8 1773 A 4. Durch die Verſagung der elterlichen Gewalt werden die aus 
dem natürlichen Verwandtſchaftsverhältnis folgenden Rechte (vgl. Vorbem 3 vor $ 1616) 
und die in den 88 16171619 beſtimmten Rechte nicht berührt. 


2. Der Mutter verbleibt derjenige Teil der elterlichen Gewalt, welcher in der tatſäch⸗ 
lichen Fürſorge für die Perſon des Kindes beſteht (ſ. Vorbem 1 vor $ 1616). Der Vormund 
kann auf dieſem Gebiete ſelbſtändige Anordnungen nicht treffen, er hat hier vielmehr nur 
Stellung eines mit der Unterſtützung und Überwachung der Mutter betrauten Bei⸗ 
ſtandes (8 1689). Die Abſchließung von Dienſt., Arbeits- und Lehrverträgen, die Ab⸗ 
ſchließung eines entgeltlichen Verpflegungsvertrages gebührt an ſich, als zur Vertretung 
des Kindes gehörig, dem Vormunde. Die Mutter iſt jedoch, da ſie über den Aufenthalt 
und die Beſchaͤftigung des Kindes zu beſtimmen hat, hieran nur gebunden, wenn ſie dem 
ertrage zugeſtimmt hat (vgl. Schäfer im Recht 03, 302 ff.). Verweigert ſie mißbräuchlich die 
zuſtimmung, ſo kann allerdings auf Grund des $ 1666 gegen fie eingeſchritten werden (vgl. 
KJ 28 4 170). Das für Minderjährige zur Eingehung eines gewerblichen Arbeitsverhaltniſſes 
erſorderliche Arbeitsbuch iſt nach § 107 Gewd an den Vormund, als den geſetzlichen Vertreter 
es Kindes, auszuhändigen. Die Aushändigung kann mit Genehmigung der Gemeinde⸗ 
behörde unter anderm auch an die Mutter erfolgen. Die Wahrnehmung der Rechte des 
unehelichen Kindes gegen den Erzeuger, die Einziehung der Unterhaltsgelder uſw. iſt Sache 
es Vormundes. Die Mutter kann aber verlangen, daß der Vormund ihr die zur Be⸗ 
ſtreitung der einzelnen Bedürfniſſe des Kindes erforderlichen Mittel überläßt. Kommt eine 
Veraung zwiſchen ihnen nicht zuſtande, ſo hat, da es ſich um eine ſowohl die Perſon als das 
ge betreffende Angelegenheit handelt, das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden 
A 1629, 1798 — ebenſo KG in Na 8,9 unter Aufgabe der früheren gegenteiligen 
erlich Über die religibſe Erziehung des Kindes hat, bis dieſes die Unterſcheidungsiahre 
f fie chez ſoweit nicht landesrechtlich (Art 134 Ech) die Sache anders geregelt iſt, aus. 
E die Mutter zu befinden unbeſchadet des Rechtes des Vormundſchaftsgerichts, bei 
NJ 28 70 Verhalten der Mutter dagegen einzuſchreiten (vgl. RG 25. 9. 13 IV B 4/13; 
$ 1696). Nach Ac gleichen Befugniſſe ſtehen auch der minderjährigen Mutter zu (vgl. 
etwas andern en II 2 5 642 muß das uneheliche Kind — ohne daß die Mutter hieran 
erzogen werbe >, bis zum vollendeten 14. Lebensjahre in dem Bekenntnis der Mutter 
das Gebiet des 9 125 Vorſchrift verliert aber ihre Anwendbarkeit, wenn die Mutter ni 
fürſorgerechts hat di en Rechtes verzogen iſt (KJ 44 A 39). Vermöge ihres Perſonen 
Vormundes und a A Mutter ein berechtigtes Intereſſe an der Auswahl der Perſon des 
der Erziehung nicht aeder Entlaſfung des Vormundes, ber feinen Pflichten auf dem Gebiete 
ziehung ni gerecht geworden it, und iſt dieſerhalb nach 8 57 Nr 9 FGG beſchwerde⸗ 
berechtigt (RIA 11. 164). Ar ißt und ift dieſerhahh nach $ 5 ; en bie Erteilung 
oder Verſagung der vormundſchafts c Anterhaltsvergleich 
(5 1714) Beſchwerde einlegen, da eg erichtlichen Genehmigung zu einem 


Angelegenheit handelt (KG J 38 A Bier ne 


3. Im Falle der tatſachlichen 8 
W; : ; a erhinderung der Mutter hat der Vormund — deſſen 
1 e e e ul 
1 rl Per Kindes augzufi daß er hiermit von dem Vormund⸗ 
Heber B auf Grund des $ 1665 beſonderg ae zu 15 braucht (a. A. Planck A 20). 
fe f GE iin mit Zuſtimmung der Mutter das uneheliche Kind in ſeine Pflege genommen, 
aten Enffaſſe en “en gegen die Verpflegung beftehen und die Mutter ganz, 
beitellt werden (906 36 4 430 es ſteht — ein Pfleger zur Uberwachung der Verpflegung 
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Ss 1708 


Der Vater des unehelichen Kindes) ift verpflichtet, dem Kinde bis zur 
Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs den der Lebensſtellung der Mutter 
entſprechenden Unterhalt zu gewähren. Der Unterhalt umfaßt den geſamten 
Lebensbedarf ſowie die Koſten der Erziehung und der Vorbildung zu einem 
Berufe?). 

Iſt das Kind zur Zeit der Vollendung des ſechzehnten Lebensjahrs in⸗ 
folge körperlicher oder geiſtiger Gebrechen außerſtande, ſich ſelbſt zu unter⸗ 
halten, ſo hat ihm der Vater auch über dieſe Zeit hinaus Unterhalt zu ge⸗ 
währen; die Vorſchrift des S 1603 Abſ 1 findet Anwendung!) ). 

E 1 1571, 1573, 1574 II 1596 Abſ 1; M 4 864 ff., 893 ff.; P 4 671 u. 680 ff. 


1. Zu dem Vater des unehelichen Kindes tritt dieſes in kein Verwandtſchaftsverhältnis. 
Der Vater hat deshalb keine Rechte hinſichtlich der Sorge für die Perſon des Kindes, auch nicht 
das Recht des perſönlichen Verkehrs. Dagegen iſt er nach Maßgabe der 85 1708 ff. zur Ge⸗ 
währung des vollen Unterhalts verpflichtet, ohne daß die Mutter zu dem Unterhalt bei⸗ 
zutragen hat — wennſchon praktiſch bei Verwirklichung der Unterhaltspflicht ein anderer 
Standpunkt eingenommen zu werden pflegt (vgl. die Aufſätze in JW 1912 S. 328ff., 770 ff.) — 
und ohne daß er zur Erleichterung der Unterhaltspflicht das Recht für ſich in Anſpruch nehmen 
kann, das Kind in eigene Verpflegung zu nehmen. Dem unehelichen Kinde aus nichtiger 
Ehe iſt in § 1703 der gleiche Unterhaltsanſpruch wie dem ehelichen Kinde eingeräumt. Ein 
über § 1708 hinausgehender Anſpruch erwächſt dem unehelichen Kinde auch nicht in dem 
Falle, daß die Beiwohnung den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung enthält. Über 
den Unterſtützungsanſpruch des unehelichen Kindes bei Einberufung des Vaters zum Kriegs⸗ 
dienſt ſ. Vorbem 4 vor $ 1705 a. E., über den Schadenserſatzanſpruch der Mutter aus un⸗ 
erlaubter Handlung ſ. $ 1717 A 4. Zuwendungen, die der Vater auf Grund der Unter: 
haltspflicht dem unehelichen Kinde auch über ſeine geſetzliche Verpflichtung hinaus gemacht 
hat, unterliegen nach § 584, ſoweit fie einer ſittlichen Pflicht oder einer Anſtandspflicht ent⸗ 
ſprechen, nicht der Rückforderung oder dem Widerruf. Nicht als Schenkungsverſprechen 
(8 516) iſt das zugunſten des Kindes der Mutter gegenüber abgegebene Zahlungsverſprechen 
des Vaters anzuſehen, wenn es in dem Bewußtſein gegeben oder angenommen iſt, daß ihm 
eine Verpflichtung rechtlicher Art zugrunde liege (RG Warn 1918 Nr 172). Die gefehliche 
Unterhaltsforderung des unehelichen Kindes ſteht der des ehelichen Kindes darin gleich, daß 
fie nach §8 850 Nr 2 38 der Pfändung nicht unterworfen iſt. 


2. Die in $ 1708 Abſ 1 beſtimmte Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters iſt, wenn ⸗ 
ſchon ſie auf dem Verwandtſchaftsverhältnis, nicht auf einer unerlaubten Handlung beruht 
(wichtig wegen der Zurechnungsfähigteit, der Verjährung, des Gerichtsſtandes), von der 
Unterhaltspflicht der Verwandten (88 1601 ff.) fo verſchiedenartig, daß fie beſondern Regeln 
unterſtellt iſt. Sie unterſcheidet ſich von der Unterhaltspflicht der Verwandten hauptſachlich 
darin, daß das an Unterhalt zu Gewährende ein feſter Betrag iſt, der ſich nach der Lebens 
ſtellung des Kindes bemißt, ohne daß es auf die Bedürftigkeit des Kindes oder die Leiſtungs ⸗ 
fähigkeit des Vaters ankommt, wie denn auch vielfach das Unterhaltsgeld nicht für den Unter- 
halt des Kindes verwendet, ſondern für dieſes geſpart wird. Für die Lebensſtellung des 
Kindes iſt wiederum die jeweilige Lebensſtellung der Mutter maßgebend. Als weitere 
Unterſchiede ſind hervorzuheben: a) Es kann regelmäßig nur Gewährung des Unterhalts 
bis zum vollendeten 16. Lebensjahre des Kindes verlangt werden ($ 1708); b) der Unter ⸗ 
halt ift nur in Geld zu leiſten ($ 1710); e) der Unterhalt kann für die Vergangenheit nach 
gefordert werden ($ 1711); d) der Unterhaltsanſpruch erliſcht nicht mit dem Tode des 
Vaters (§ 1712); e) das Kind kann wegen des Unterhaltsanſpruchs abgefunden werden 
(8 1714). Zu bemerken iſt dabei, daß die zeitliche Beſchränkung des Unterhalts auch eine in- 
haltliche Beſchränkung nach fi zieht, indem eine Ausbildung des Kindes, welche die Unter, 
haltsgewährung noch über das 16. Lebensjahr hinaus nötig macht, auf Koſten des Vaters nicht 
gewählt werden darf. Das Recht der Mutter, dem Kinde eine weitergehende Ausbildung 
zu gewähren, wird hierdurch nicht berührt. Soweit bei dieſer Ausbildung — im Verhält⸗ 
nis zu der mit Vollendung des 16, Lebensjahrs abſchließenden normalmäßigen Ausbil⸗ 
dung — bereits in der Zeit vor vollendetem 16. Lebensjahre Mehrkoſten entſtehen, fallen 
fie dem Vater nicht zur Laſt. Nach den angegebenen Unterſchieden hat die Unterhaltspflicht 
des natürlichen Vaters mehr die Natur einer ſchuldrechtlichen Verpflichtung. Es läßt ſich 
hieraus folgern, daß der Unterhaltsanſpruch gegen den natürlichen Vater bei Zuſammen 
treffen mit Unterhaltsauſprüchen von Verwandten ohne Rückſicht auf letztere Anſprüche 
geradeſo wie eine gewöhnliche Forderung geltend zu machen iſt. Soweit aber dem unehe: 
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ilchen Kinde nach § 4a Lohn BG v. 29. 3. 97 und § 850 Abf 4 ZPO ein Pfändungsvorrecht 
zuſteht, muß es die vorzugsweiſe Befriedigung der ehelichen Verwandten einſchließlich des 
Ehegatten und des geſchiedenen Ehegatten wegen ihres Unterhalts für den gleichen Zeit⸗ 
raum und bei ddr Slansehrhung der Verwandten für die Zeit ſeit Anhängigkeit dieſer 
Klage und das borausgehende letzte Vierteljahr ſich gefallen laſſen. Der von feinen Ver⸗ 
wandten auf Unterhaltsgewährung in Anſpruch genommene natürliche Vater darf auch 
bei Bemeſſung feiner Leiſtungsfähigkeit (§ 1603) nicht zum Nachteil ſeiner Verwandten die 
Unterhaltsforderung des unehelichen Kindes zum vollen Betrage vorweg in Abzug bringen. 

3. Mit dem vollendeten 16. Lebensjahre wird das Kind regelmäßig in der Lage ſein, ſich 
ſelbſt zu unterhalten. Darüber hinaus iſt ihm durch § 1708 Abſ 2, welche Vorſchrift auf einem 
Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion beruht (RT 283 ff.), ein Unterhaltsanſpruch für den 
Fall eingeräumt, daß es bei Erreichung dieſes Alters (a. M. Dernburg IV 8 89 A 16) inf olge 
körperlicher oder geiſtiger Gebrechen, mögen dieſe verſchuldet oder unverſchuldet ſein, 
den Unterhalt nicht gewinnen kann. Dieſer außerordentliche Unterhaltsanſpruch iſt ſeiner 
rechtlichen Natur nach weſentlich verſchieden von dem ordentlichen Unterhaltsanſpruch. Er 
erfordert Bedürftigkeit des Kindes und, wie durch Verweiſung auf § 1603 Abf 1 ausgeſprochen 
iſt, Leiſtungsfähigkeit des Vaters. Auch in den übrigen Beziehungen iſt der außerordentliche 
Unterhaltsanſpruch als ein rein familienrechtlicher Anſpruch, der den Vorſchriften der 88 1604ff. 
unterliegt, aufzufaſſen, nur mit der Ausnahme, daß immer nur eine Geldrente zu entrichten 
iſt und daß eine Bedürftigkeit aus ſittlichem Verſchulden ſeitens des erſt 16 Jahre alten Kindes 
nicht in Frage kommen kann, ſo daß die Anwendbarkeit der 88 1611 u. 1612 ſich erübrigt. Die 
in $ 1603 Abſ 2 ausgeſprochene erweiterte Unterhaltspflicht der Eltern ift auf die Verpflichtung 
aus § 1708 Abſ 2 nicht übertragen. Maßgebend für den Umfang des Unterhalts iſt auch hier 
die Lebensſtellung des Kindes, die bei einem erwachſenen Kinde der Lebensstellung der Mutter 
nicht immer entſprechen wird (abweichend Korn in Gruch 55, 796, welcher als höchſtes 
Maß den nach der Lebensstellung der Mutter zu bemeſſenden Unterhalt zubilligt). Für den 
außerordentlichen Unterhaltsanſpruch iſt nicht zu bezweifeln, daß der Unterhaltsanſpruch 
e Kinder und des Ehegatten des natürlichen Vaters den Vorrang hat (vgl. A 2 


4. Über die Verbindung der Unterhaltsklage mit der Klage der Mutter aus § 1715 f. 
A 4 zu dieſem Paragraphen. Eine Erhöhung des rechtskräftig zuerkannten Unterhalts kann 
unter den Vorausſetzungen der Anderungsklage des § 323 ZRO gefordert werden. Einen 
Wrund hierfür kann eine lang dauernde außerordentliche Verteuerung der Lebensmittel 
bilden (val. den Aufſatz in JW 1916, 615). Die Pfändungsbeſchränkungen des § 850 80 
greifen gegenüber dem gefeplichen Unterhaltsauſpruch des unehelichen Kindes nicht Platz, 
19 jedoch micht zu einer Beeinträchtigung des notdürftigen Unterhalts des Vaters führen 
r. 9. $ 850 Abf 4). Über das Zuſammentreffen mit Unterhaltsanſprüchen ehelicher Ver⸗ 
bandten ſ. A 2 und über die Zuläſſigkeit der Feſtſtellungsklage 8 1717 A 1. 


8 1709 


Der Vater iſt vor der Mutter | 
f utter und den mütterlichen Verwandten des 
er eit erhaltöpftichtig‘), | 
5 . 5 Mutter oder ein unterhaltspflichtiger mütterlicher Ver⸗ 
=. A 4 den Unterhalt gewährt, geht der Unterhaltsanſpruch 
93 bergen 1 den Bater auf die Mutter oder den Verwandten über. 


werden?). n nicht zum Nachteile des Kindes geltend gemacht 


E 1 1571 II 1596 Abſ 2; 


1. Daß der Vater v M 4 875 u. 879; P 4 680; 6 801. 
indes haftet, folgt was die dueer und d tterlichen Verwandten des unehelichen 
a e 55 Unterhaftspffcht 955 3 5 Abſſ 1 betrifft, ee Un dee 
er r . 7 
55 er do 2 ergibt fich hie lache Fal $ 1708 A 2). Hinſichtlich der Unterhaltspflich 
gemachte Ausnahme, daß der Mutter die Nutze Vermögen des Kindes zuſteht, 
ne a A, en dle 10 94700 niet entſchiedene 
EIS . erhal icht be 5 1 . e 
nu 9 er vorgeht, hi f für batten und der Abkömmlinge des unehelichen Kindes 
5 von Bedeutung werden kann, dürfte mit deere amilienrechtlichen Charakt 
dieſer Unterhaltspflicht zu bejahen fein 1 M. nt 17 5 f harakter 
2. Die Neſtimmung des Abs 2 entspricht der i 


307 Abſ 2 gegebenen Vorſchrift. 
geſetzliche übergang des Anſpruchs tritt nur 9 andes ech See 


unſten des unterhaltspflichtigen Verwandten 
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ein, nicht zugunſten eines Dritten, der freiwillig Unterhalt leiſtet. Von dem Übergang ſind 
auch diejenigen rückſtändigen Beträge, mit denen der Unterhaltspflichtige noch nicht in Verzug 
gekommen war, nicht ausgenommen, was hier um fo zweifelloſer iſt, da die Regel des $ 1613 
nach § 1711 für die Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters nicht gilt. Durch den Über⸗ 
gang des Anſpruchs wird dem unterhaltspflichtigen Verwandten ein ſchon nach den Grund⸗ 
ſätzen der Geſchäftsführung ohne Auftrag (8 679) gerechtfertigter Erſatzanſpruch gewährt. 
Der Anſpruch aus Geſchäftsführung unterliegt der 30 jährigen Verjährung, nicht der in 
§ 197 beſtimmten 4jährigen Verjährung (vgl. RG 72, 342). Wegen dieſes Übergangs des 
Unterhaltsanſpruchs empfiehlt es ſich, die Unterhaltsklage des Kindes mit der Klage des 
Erſatzberechtigten (vgl. $ 1711 A 1) zu verbinden. 


g 1710 


Der Unterhalt iſt durch Entrichtung einer Geldrente zu gewähren?) 2). 

Die Rente iſt für drei Monate vorauszuzahlen. Durch eine Voraus⸗ 
leiſtung für eine ſpätere Zeit wird der Vater nicht befreit“). 

Hat das Kind den Beginn des Vierteljahrs erlebt, ſo gebührt ihm der 
volle auf das Vierteljahr entfallende Betrag“). 

E I 1574 u. 1576 Abſ 2 II 1597; M 4 897; P 4 677 u. 688. 


1. Geldrente. Der Vater des unehelichen Kindes hat weder die Pflicht noch das Recht, 
den Unterhalt in Natur zu gewähren. Die Beſtimmung des $ 1612 Abf 1 Satz 2, wonach 
der Verpflichtete aus beſondern Gründen verlangen kann, daß ihm die Gewährung des 
Naturalunterhalts geſtattet wird, findet keine Anwendung. Eine Vereinbarung zwiſchen 
dem Vater und Kind über die künftige Gewährung von Naturalunterhalt bedarf der vor⸗ 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung (8 1714). Soweit aber ein der Geldrente gleichwertiger 
e bereits geleiſtet und empfangen ift, iſt hierdurch die Unterhaltspflicht ger 
tilgt. 

2. Die Höhe der Rente iſt danach zu bemeſſen, wieviel der Unterhalt eines dem Stande 
der Mutter angehörigen Kindes nach den in jener Gegend üblichen Preiſen koſtet. Die be 
ſonderen Verhältniſſe der Mutter, die es ihr ermöglichen, den Unterhalt mit geringeren 
Koſten zu beſtreiten, kommen hierbei nicht in Betracht. Dagegen iſt auf die durch beſondere 
Verhältniſſe des Kindes, Kränklichkeit, Gebrechen uſw. herbeigeführte Vermehrung der Be⸗ 
dürfniſſe Rückſicht zu nehmen. Es empfiehlt ſich, die Rente entſprechend den mit den Lebens ⸗ 
Jeu a Bedürfniſſen des Kindes nach den verſchiedenen Altersſtufen verſchieden 
eſtzuſetzen. 

3. Dieſe Vorſchriften ſtehen in Übereinftimmung mit den nach $ 1612 Abſ 3 für die Unter- 
haltspflicht der Verwandten geltenden Beſtimmungen des 8 760 Abſ 2 u. 3 und mit $ 1614 
Abſ 2. Das Vierteljahr, für das die Vorauszahlung zu erfolgen hat, beſtimmt ſich nach dem 
Tage der Geburt des Kindes. Der Vormund des Kindes braucht eine Vorauszahlung für 
kürzere Zeit nicht anzunehmen, wird aber eine Vorauszahlung für längere Zeit, falls nicht 
die Aufbewahrung des Geldes ihm beſonders beſchwerlich fällt, nicht zurückweiſen dürfen. 
Befreit wird der Unterhaltspflichtige durch eine Vorauszahlung für die das Vierteljahr über 
ſteigende Zeit nur inſoweit, als der Unterhaltsberechtigte durch die Zahlung noch nach Ab- 
lauf des Vierteljahrs bereichert iſt. Mit Rückſicht hierauf kann die vorzeitig geleiſtete Zahlung in 
Höhe der zur Zeit der Rückforderung vorhandenen Bereicherung nach 8 812 (unbefchabet 
eines etwaigen Schadenserſatzanſpruchs gegen den. Vormund), ſoweit nicht inzwiſchen die 
Fälligkeit eingetreten iſt, zurückgefordert werden. 


8 1711 


Der Unterhalt kann auch für die Vergangenheit verlangt werden!). 
E I 1574 II 1598; M 4 899; P 4 683, 


1. Mit dem Grundſatz, daß der Unterhaltsanſpruch aus § 1708 Abſ 1 weder durch die 
Bedürftigkeit des Kindes noch die Leiſtungsfähigkeit des Vaters bedingt iſt, ſteht es in 
Zuſammenhang, daß der Unterhalt — entgegen der für die Unterhaltspflicht der Verwandten 
geltenden Regel des § 1613 — für die Vergangenheit nachgefordert werden kann. Au 
den außerordentlichen Unterhaltsanſpruch ($ 1708 Abſ 2) iſt dies nicht auszudehnen (beit. 
Zinſen können natürlich immer nur von der Zeit an gefordert werden, wo der Unterhallf 
pflichtige in Verzug gekommen oder der Unterhaltsanfpruch rechtshängig geworden iſt. © I 
der Unterhalt des Kindes, wie dies regelmäßig der Fall, bisher von der Mutter oder DEN 
mütterlichen Voreltern beſtritten, fo iſt inſoweit der Unterhaltsauſpruch nach 8 1709 Abf. 
auf dieſe übergegangen und damit die Nachforderung des Kindes ausgeſchloſſen. 


Rechtliche Stellung der unehelichen Kinder 88 170%—1713 381 


8 1712 


Der Unterhaltsanſpruch erliſcht nicht mit dem Tode des Vaters; er ſteht 
dem Kinde auch dann zu, wenn der Vater vor der Geburt des Kindes ge⸗ 
ſtorben iſt!). 

Der Erbe des Vaters iſt berechtigt, das Kind mit dem Betrag abzu⸗ 
finden, der dem Kinde als Pflichtteil gebühren würde, wenn es ehelich 
wäre. Sind mehrere uneheliche Kinder vorhanden, ſo wird die Abfindung 
jo berechnet, wie wenn ſie alle ehelich wären! ). 

E II 1575 Abſ 1 II 1599; M 4 901; P 4 684. 

1. Als Erſatz dafür, daß dem unehelichen Kinde weder ein Erbrecht noch ein Pflichtteils⸗ 
recht an dem Nachlaſſe des Vaters zuſteht, iſt die Unterhaltsverbindlichteit für vererblich 
erklärt. Sie geht in dem Stande, wie ſie zur Zeit des Todes des Vaters dieſem oblag, auf 
die Erben über, die hierfür in derſelben Weiſe wie für andere Nachlaßverbindlichkeiten haften. 
Sie können deshalb, wenn eine Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs er⸗ 
öffnet iſt, und auch ohne dieſe Maßregeln, ſofern die Koſten der Nachlaßverwaltung oder 
des Konkursverfahrens nicht gedeckt werden können ($ 1990), die Entrichtung des Unterhalts 
inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht ausreicht, und es liegt dann im Falle der Tötung 
des Kindes der Tatbeſtand des § 844 Abſ 2 vor, daß dem Kinde infolge der Tötung das Recht 
auf den Unterhalt entzogen iſt (RG 74, 375). Der Übergang auf die Erben findet übrigens 
auch dann ſtatt, wenn der Vater vor der Geburt des Kindes geſtorben iſt. Die 
Verbindlichkeit geht hier auf die Erben ſo über, wie ſie, wenn der Vater zur Zeit der Geburt 

es Kindes am Leben geweſen wäre, gegen dieſen begründet geweſen wäre. Die außer⸗ 
ordentliche Unterhaltspflicht aus § 1708 Abſ 2 trifft die Erben in derſelben Weiſe, als ſie den 
Vater getroffen haben würde, wenn bei ſeinem Tode das Kind das 16. Lebensjahr bereits 
erreicht hätte. Es kommt alſo — abgeſehen von der auf den Nachlaß beſchränkten Haftung 
der Erben — für die außerordentliche Unterhaltspflicht nur auf die Leiſtungsfähigkeit des 
Vaters, nicht der Erben au (a. M. Blume A 2). 

eh 2. Das uneheliche Kind ſoll anderſeits nicht günftiger geſtellt werden wie ein eheliches 
Kind. Es muß ſich deshalb gefallen laſſen, daß es mit dem Pflichtteil abgefunden wird, 
der ihm als ehelichem Kinde zu zahlen geweſen wäre, wobei der Pflichtteil ſo berechnet wird, 
als wenn die unterhaltsberechtigten Kinder ſämtlich ee Kinder wären. 
Die Vergünſtigung des 8 1712 Abſ 2 kann jeder Miterbe für feinen Anteil in Anſpruch nehmen. 
Die Pflicht zur Zahlung der Unterhaltsrente erliſcht nicht ſchon dadurch, daß der Erbe erklärt, 
das Abfindungsrecht ausüben zu wollen, ſondern erſt durch wirkliche Abfindung, wobei der 
falbarng der Annahmeverzug des Kindes oder die Hinterlegung gleichſteht. Die bis dahin 
5 19 petworbenen Unterhaltsrenten hat der Erbe außer dem Pflichtteil zu entrichten, ohne daß 
ſchlſſig ung auf den Pflichtteil ftattfindet (beſtr.). Es iſt Sache des Erben, ſich darüber 
bin Fei an ob er gleichwohl von ſeinem Abfindungsrecht Gebrauch machen will. Eine 


i ere Steht die Geltendmachung des Abfindungsrechts nicht zu, da § 1712 
bern bar dem Erben bellegt re daß die Pflichtteilsſumme richtig 
Kind auf das in . Erbe dem Kinde gegenüber auszuweiſen. Im übrigen kann das 
keinen Anſpruch mach dem Pflichtteilsberechtigten gegebene Recht auf Auskunftserteilung 
dasjenige beſchränkt 5 n. Der Anfpruch des Kindes bleibt, wenn ſchon ſich der Betrag auf 
a e 10 55 ihm als Pflichtteilsberechtigten zukommen würde, in Wirklichkeit 
9 1601) von Wichtigkeit 17 nanenſlich in progehrechtlicher Beziehung (vgl. Borbem 6 vor 
müſſen di 5 an ift. Die pflichtteilsberechtigten Eltern des natürlichen Vaters 
— . A nach Abyun der Ognotbeigeführte Schmälerung ihres e a 5 

7 1 indun ü Kind verbleibenden Nachlaßver⸗ 
8 zu Acne iſt, ſich gefallen ee — Recht der Abfindung wird 
a0 Aa: e ar der Erbe das Recht nicht ſchon nr 1 8 hat, 

. 0 . ein, mag auch we 8 „ Kinde verbleib 
Pflichtteil nicht herauskommen (vgl. 28 101 e n r 


§ 1713 
Der Unterhaltsanſpruch erliſcht mit dem Tode des Kindes, ſoweit er 
nicht auf Erfüllung oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung für die Ver⸗ 
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gangenheit oder auf ſolche im voraus zu bewirkende Leiſtungen gerichtet 
iſt, die zur Zeit des Todes des Kindes fällig ſind )). 


Die Koſten der Beerdigung hat der Vater zu tragen, ſoweit ihre Be⸗ 
zahlung nicht von dem Erben des Kindes zu erlangen iſt?). 
E 1 1574, 1575 Abſ 2 II 1600; M 4 904; P 4 684 


1. Das Erlöſchen des Unterhaltsanſpruchs mit dem Tode des Kindes entſpricht der 
in § 1615 Abſ 1 für den Unterhaltsanſpruch der Verwandten getroffenen Beſtimmung. Der 
Tod des Kindes ift einflußlos, wenn der Anſpruch auf Zahlung der Rente durch Vertrag (8 1714) 
in den Anſpruch auf Zahlung eines Kapitals umgewandelt iſt. 

2. Die Koſten der Beerdigung fallen dem Vater nur zur Laſt auf Grund ſeiner Unter⸗ 
haltspflicht, alſo nur, wenn der Tod in die Zeit ſeiner Unterhaltspflicht fällt, wenn das Kind 
vor vollendetem 16. Lebensjahr oder zu einer Zeit verſtirbt, wo es gemäß § 1708 Abſ 2 den 
außerordentlichen Unterhalt verlangen konnte und hierauf Anſpruch erhoben hat. 


8 1714 


Eine Vereinbarung?) zwiſchen dem Vater und dem Kinde über den 
Unterhalt für die Zukunft oder über eine an Stelle des Unterhalts zu ge⸗ 
währende Abfindung bedarf der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts ?). 

Ein unentgeltlicher Verzicht auf den Unterhalt für die Zukunft iſt nichtig“). 


E I 1576 II 1601; M 4 905; P 4 684. 


1. Während nad) § 1614 Abſ 1 der familienrechtliche Anſpruch auf künftigen Unterhalt 
nicht durch Vertrag aufgegeben werden kann, iſt es nach 8 1714 geſtattet, eine Vereinbarung 
über die Unterhaltspflicht des natürlichen Vaters zu treffen, insbeſondere, was zur völligen 
Auseinanderſetzung zwiſchen dem unehelichen Kinde und dem Vater oft ſehr wünſchenswert 
iſt, eine Abfindung zu vereinbaren. Auch wegen der außerordentlichen Unterhaltsanſprüche 
(8 1708 A| 2) kann das Kind abgefunden werden. Ob der Vertrag im einzelnen Falle jo zu 
verſtehen iſt, daß auch dieſe Anſprüche betroffen ſein ſollen, iſt Sache der Auslegung. — Nicht 
geſtattet iſt die unentgeltliche Aufgabe des Unterhaltsanſpruchs für die Zukunft, die 
auch dann vorliegt, wenn die Parteien abſichtlich die Rente, um damit dem Verpflichteten 
eine unentgeltliche Zuwendung zu machen, zu niedrig feſtſetzen. Ein derartiges Abkommen 
iſt nichtig, ſelbſt wenn ihm die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erteilt ſein ſollte. 
Eine Vereinbarung über die Art der Unterhaltsleiſtung, die ſachlich den Unterhalt nicht 
e iſt nicht deshalb unzuläſſig, weil hierfür ein beſonderes Entgelt nicht entrichtet 
wird. 

2. Der Vertrag bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, auch wenn er 
nur den Inhalt hat, daß der Betrag der Unterhaltsrente feſtgeſetzt wird, ohne daß beſondere 
Bedingungen (wie über die Art der Unterhaltsleiſtung, über den Zeitraum der Vorauszahlung, 
Auflagen über die Verwendung des Geldes, Rückzahlungspflicht) vereinbart werden. Auch 
der vor dem Prozeßgericht geſchloſſene Vergleich bedarf dieſer Genehmigung (RG 56, 333). 
Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung ift nur erforderlich im Intereſſe des zu be’ 
vormundenden Kindes, nicht auch, was mit der ſonſt dem Vormundſchaftsgericht zugewieſenen 
Aufgabe in Widerſpruch ſtehen würde, des unbeſchränkt geſchäftsfähigen Kindes, das 
über den Unterhaltsanſpruch ſich vergleicht (beftr.). Nicht notwendig iſt die vormundſchafts“ 
gerichtliche Genehmigung zu einer Vereinbarung über den rückſtändigen Unterhalt (oc. 
§ 1614 Abſ 1), ſoweit es ſich nicht etwa um einen nach § 1822 Nr 12 genehmigungsbedütl‘ 
tigen Vergleich handelt. Daß ſich bei der Unterhaltsabfindung der Vater, ohne ſich zu 
nennen, durch einen Bevollmächtigten hat vertreten laſſen, ſteht der vormundſchaftsgericht 
lichen Genehmigung nicht entgegen. Iſt der Vertrag wegen mangelnder Genehmigung un, 
wirkſam (vgl. 88 1829, 1830), jo kann das in Ausführung des Vertrags über das Maß des 
geſetzlichen Unterhalts bereits Geleiſtete, ſoweit nicht § 814 durch greift, zurückgefordert 
werden, wie auch das am geſetzlichen Unterhalt Fehlende nachgefordert werden kann. Über 
das Beſchwerderecht der Mutter |. $ 1707 A 2 a. E. 

3. Der Vertrag über die Unterhaltspflicht ſtellt ſich regelmäßig, auch wenn durch Be. 
ſtimmung des Betrags der Unterhaltsrente nur die Ungewißheit über die Höhe des Anspruch 
befeitigt wird, als ein Vergleich im Sinne des § 779 dar. Er ift deshalb unwirkſam, wenn 
der von den Parteien als feſtſtehend zugrunde gelegte, für den Abſchluß des Vergleichs naß, 
gebende Sachverhalt ſich als irrig erweiſt, wenn z. B. die vermeintliche Vaterſchaft nicht * 
ſteht (f. aber auch $ 1718) oder das Kind, deſſen Lebendgeburt die Parteien vorausſebten, 
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als ein totes geboren wird. Wird der Unterhaltsvergleich vor Geburt des Kindes geſchloſſen, 
ſo werden die Parteien regelmäßig davon ausgehen, daß nur ein Kind geboren wird, ſo daß 
nicht ohne weiteres das an Unterhalt Vereinbarte einem jeden der Kinder zu entrichten iſt. 
Als eine Schenkung kann die Vereinbarung über den Unterhalt nicht ohne weiteres ſchon 
um deswillen angeſehen werden, weil dem Betrage oder der Zeitdauer nach ein über die ge⸗ 
ſetzliche Verpflichtung hinausgehender Unterhalt verſprochen wird (vgl. für preuß. Recht RG 
Gruch 50, 1196 — f. auch § 1708 A 1). Die Annahme der Verpflichtungserklärung des 
natürlichen Vaters braucht nach der Verkehrsſitte (§ 151) von dem Vormunde ihm gegen⸗ 
über nicht erklärt zu werden (RIA 15, 98). 


8 1715 


Der Vater) iſt verpflichtet, der Mutter die Koſten der Entbindung jo» 
wie die Koſten des Unterhalts für die erſten ſechs Wochen nach der Ent⸗ 
bindung?) und, falls infolge der Schwangerſchaft oder der Entbindung 
weitere Aufwendungen notwendig werden, auch die dadurch entſtehenden 
Koſten zu erſetzen?). Den gewöhnlichen Betrag der zu erſetzenden Koſten 
kann die Mutter ohne Rückſicht auf den wirklichen Aufwand verlangen?). 

Der Anſpruch ſteht der Mutter auch dann zu, wenn der Vater vor der 
Geburt des Kindes geſtorben oder wenn das Kind tot geboren iſth. 

Der Anſpruch verjährt in vier Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Ablaufe von ſechs Wochen nach der Geburt des Kindes ) 5). 

E 1 1577 Abſ 1, 1578 II 1602; M 4 906 ff.; WA 685; 5 144; 6 308 


1. Die Verpflichtung trifft den Vater, der nach Maßgabe der 88 1717, 1718 dem von 
der Mutter geborenen unehelichen Kinde den Unterhalt zu gewähren hat oder bei Lebend⸗ 
geburt des Kindes zu gewähren hätte. Der Anſpruch der Mutter des unehelichen Kindes 
iſt ſonach — mit der im letzteren Falle ſich ergebenden Beſonderheit — davon abhängig, 
daß die Vorausſetzungen für den Anſpruch des Kindes erfüllt ſind. Er wird wie dieſer durch 
den Einwand der mehreren Zuhälter nach näherer Beſtimmung des $ 1717 ausgeſchloſſen. 

Mm Falle einer Fehlgeburt — die von der Totgeburt eines an ſich lebensfähigen Kindes 
zu unterſcheiden iſt — findet ein Anſpruch der Mutter nicht ſtatt. Gleich dem Anſpruch des 
Kindes (vgl. $ 1712 Abſ 1) kann auch der Anſpruch der Mutter gegen die Erben des Vaters gel- 
tend gemacht werden, und zwar auch dann, wenn der Vater ſchon vor der Geburt 
bes Kindes geſtorben ift. Die Pfändbarkeit des Auſpruchs der Mutter iſt — abweichend 
von der Unterhaltsforderung des Kindes — nicht beſchränkt. 


N 2. Der Anſpruch der Mutter geht auf Erſatz der durch die Entbindung herbeigeführten 
achteile, auf Erſatz der Entbindungskoſten und der auf die Dauer von ſechs Wochen ſeit der 
bindung beſchränkten Unterhaltskoſten. Die Mutter hat dieſerhalb einen Anſpruch auf 
elderſatz, und zwar auf Erfah des wirklichen Aufwandes. Den gewöhnlichen Aufwand 

ann fie aber ohne Rücklicht auf das tatſächlich Aufgewandte unbedingt ch verlangen. 

Ver Anſpruch der Mutter iſt hiernach als ein geſetzlicher Entſchädigungsauſpruch aufzufaſſen, 

gt als ein Unterhaltsanſpruch mit den Beſonderheiten eines ſolchen (vgl. Vorbem 6 vor 

= 601), anderſeits nicht als ein Anſpruch aus unerlaubter Handlung. Die hierfür in bezug 
uf Zurechnungsfähigkeit, Gerichtsstand uſw. geltenden Grundſätze können daher nicht zur 
von dendung kommen. Auch hinſichtlich der Verjährung ift eine von $ 852 abweichende Friſt 
aul bier Jahren beſtimmt. Sie beginnt, da die Mutter zur Verfolgung ihrer Anſprüche in den 
deten echs Wochen nicht gut imſtande fein wird, erſt nach Ablauf von ſechs Wochen ſeit 

1 Entbindung. Eine Entſchädigung kann übrigens der Mutter auch in der Weile zugewandt 

— daß ihr eine reichlich bemeſſene Geldſumme mit der Auflage gezahlt wird, dem 
* Anz angemeſſene Erziehung und Verſorgung zu gewähren. 

ir entußerordentlicherweiſe kann die Mutter — was durch Reichstagsbeſchluß eingeführt 

I MER esa) — auch Erſatz der durch die Schwongerſchaſſ oder die Entbindung not» 

een 8 gewordenen weiteren Aufwendungen beanſpruchen. Hierzu gehören auch die Auf. 
0 ungen welche die Mutter infolge der durch die Schwangerſchaft oder Entbindung herbei. 

gef hrten gänzlichen oder teilweiſen Erwerbsunfähigkeit für ihren Unterhalt hat machen 

I ſſen; jo Ach 15. 4. 07 IV 454/06 in einem Falle, wo die Mutter durch die Schwanger, 

. Entbindung hyſteriſch erkrankt war. Außerdem ſind natürlich die zur Heilung der 
Ei heit oder Minderung der Erwerbsunfähigkeit zweckmäßig aufgewandten Koſten zu 

di nr Auch die Beerdigungstoſten (vgl. $ 1615 U 2) fallen, wenn der Tod der Mutter durch 
ie Schwangerſchaft oder Entbindung verurſacht ift, dem Vater zur Laſt (beſtr., vgl. den Auf 
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ſatz in SW 1911, 383). Erſatz des entgangenen Gewinns kann nicht gefordert werden. Wegen 
der rechtlichen Natur des Anſpruchs und wegen der Verjährung iſt auf das in A 2 Geſagte zu 
verweiſen. 

4. Die Klagen des unehelichen Kindes und der Mutter gegen den Vater können mit⸗ 
einander verbunden werden. Eine notwendige Streitgenoſſenſchaft wird hierdurch nicht 
begründet. Die Mutter kann in dem Rechtsſtreit des Kindes, ſolange ſie geſetzliche Ver⸗ 
treterin iſt, nicht als Zeugin vernommen werden. Im andern Falle kann ſie von dem 
Zeugnisverweigerungsrecht aus § 383 Abſ 1 Nr 3 ZPO keinen Gebrauch machen, weil der 
Streit über die Unterhaltspflicht eine durch das Familienverhältnis bedingte Vermögensange⸗ 
legenheit im Sinne des $ 385 Abf 1 Nr 3 betrifft (a. A. Koehler in Gruch 57, 853). 


8 1716 


Schon vor der Geburt des Kindes kann auf Antrag der Mutter durch 
einſtweilige Verfügung!) angeordnet werden, daß der Vater den für die 
erſten drei Monate dem Kinde zu gewährenden Unterhalt alsbald nach 
der Geburt an die Mutter oder an den Vormund zu zahlen und den erforder⸗ 
lichen Betrag angemeſſene Zeit vor der Geburt zu hinterlegen hat. In 
gleicher Weiſe kann auf Antrag der Mutter die Zahlung des gewöhnlichen 
Betrags der nach S 1715 Abſ 1 zu erſetzenden Koſten an die Mutter und 
die Hinterlegung des erforderlichen Betrags angeordnet werden. 

Zur Erlaſſung der einſtweiligen Verfügung iſt nicht erforderlich, daß eine 


Gefährdung des Anſpruchs glaubhaft gemacht wird. 
E II 1603; M 4 893; P 4 685. 


1. Der Unterhaltsanſpruch des Kindes und der Entſchädigungsanſpruch der Mutter kommt 
zwar erſt zur Entſtehung mit der Geburt des Kindes. Die durch Gewährung dieſer Anſprüche 
beabſichtigte Wohltat würde aber ſehr verkümmert werden, wenn vor der Geburt des Kindes 
ein Anſpruch noch nicht erhoben werden könnte, da es dann oft nicht möglich ſein würde, die 
zur Zeit der Geburt dringend benötigten Mittel rechtzeitig zu beſchaffen. Die Mutter kann des⸗ 
halb ſchon vor der Geburt des Kindes im Wege der einſtweiligen Verfügung, ohne daß 
etwas weiteres als die Glaubhaftmachung des Anſpruchs (Glaubhaftmachung der Schwanger 
ſchaft und der Beiwohnung durch den Beklagten innerhalb der Empfängniszeit und dem ⸗ 
gemäß, weil ſonſt die Empfängniszeit nicht berechnet werden könnte, die Glaubhaftmachung 
der Zeit, zu welcher die Entbindung zu erwarten iſt) erforderlich iſt, die Hinterlegung 
der dem Kinde für die erſten drei Monate gebührenden Unterhaltsgelder und des gewöhn. 
lichen Betrags der ihr ſelbſt gebührenden Entbindungs- und Sechswochenkoſten zum Zweck 
der Auszahlung alsbald nach der Geburt verlangen. Der Erlaß der einſtweiligen 
Verfügung wird, ſofern der Antrag rechtzeitig vor Geburt des Kindes geſtellt iſt, nicht da⸗ 
durch gehindert, daß inzwiſchen die Geburt erfolgt iſt (a. M. Staudinger A 7, Planck A 6). 
Bei der Verfolgung des in $ 1716 gewährten Rechtes werden die Intereſſen des noch 
ungeborenen Kindes kraft Geſetzes durch die Mutter vertreten, die allerdings hierbei im 
eigenen Namen handelt. Die Beſtellung eines Pflegers für das Kind iſt damit ausge 
ſchloſſen. Die Anordnung kann auf Antrag der Mutter dahin erlaſſen werden, daß die 
Zahlung des dem Kinde zukommenden Betrags ſtatt an den Vormund, mit deſſen Der 
ſtellung wiederum Zeit vergehen würde, an die Mutter, als Vertreterin des Kindes, zu 
leiften iſt. Die Hinterlegung, welche bei der für die Mutter nach ihrem Wohnſitz zur Zeit 
der Geburt des Kindes zuſtändigen Hinterlegungsſtelle zu bewirken ift, ſoll die ſoforkige 
Auszahlung nach Eintritt der Geburt ſicherſtellen, nicht aber der Mutter ein Pfandrecht an 
dem hinterlegten Betrage verſchaffen, ſa daß die Vorſchrift des § 233 keine Anwendung 
finden kann. Ebenſowenig iſt $ 235 (Recht zum Umtauſch des Geldes gegen Wertpapiere) 
anwendbar. Auch die Vorſchriften der SS 372ff. über Hinterlegung zur Tilgung einer 
Schuld und die Vorſchriften der SS 923, 930—934 ZPO über Arreſtvollziehung könne 
auf den verſchiedenartig liegenden Fall des § 1716 keine Anwendung finden. — Das Rech 
auf Hinterlegung wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß die Mutter aus der Krankenkalg 
gemäß 88 195ff RVO Wochengeld zu erhalten hat. Der Anſpruch aus 88 1715, 177 
geht jetzt nach 8 1542 RVO auf die Krankenkaſſe in Höhe der von ihr geleiſteten Unter 
ſtützung nicht mehr über. 

§ 1717 


Als Vater y des unehelichen Kindes?) im Sinne der SS 1708 bis 171 
gilt, wer der Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt hat, es ig 
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denn, daß auch ein anderer ihr innerhalb dieſer Zeit beigewohnt hat. Eine 
Beiwohnung bleibt jedoch außer Betracht, wenn es den Umſtänden nath 
offenbar unmöglich iſt, daß die Mutter das Kind aus dieſer Beiwohnung 
empfangen hats). 

Als Empfängniszeit gilt die Zeit von dem einhunderteinundachtzigſten 
bis zu dem dreihundertundzweiten Tage vor dem Tage der Geburt des 
Kindes, mit Einſchluß ſowohl des einhunderteinundachtzigſten als des drei⸗ 
hundertundzweiten Tages“) ). 

E I 1572, 1577 Abſ 2 II 1604; M 4 883, 908; P 4 672 ff., 861; 6 302. 


1. Die Feſtſtellung der Vaterſchaft (Zahlvaterſchaft) ift von Wichtigkeit ſür den Unter- 
haltsauſpruch des unehelichen Kindes aus SS 1708 ff. und den Entſchädigungsanſpruch der 
Mutter aus 8 1716, hat alſo nur vermögensrechtliche Bedeutung, nicht die Bedeutung der 
Feſtſtellung eines Perſonenſtandes. Eine beſondere Klage auf Feſtſtellung, abgeſondert 
von jenen vermögensrechtlichen Anſprüchen, iſt deshalb regelmäßig nicht zuläſſig (vgl. 8 256 
BRD; Kuttner in Iherings J 50, 478). Ausnahmsdweiſe it z. B. die Klage zuläſſig, wenn 
die Abſtammung im Intereſſe der Legitimation des Kindes feſtgeſtellt werden ſoll. Ein 
Intereſſe an Feſtſtellung iſt auch dadurch gegeben, daß auf dieſe Weiſe die Grundlage für 
das Recht auf Bezug der Kriegsunterſtützung (vgl. Vorbem 4 vor $ 1705) beſchafft werden 
ſoll. Aus dieſem Geſichtspunkt iſt auch eine Feſtſtellungsklage gegen die Erben möglich. 
Die Vorſchriften der 88 640-643 ZPO finden nach 8 644 daſelbſt auf eine ſolche Klage 
keine Anwendung. Auch das in das Geburtsregiſter eingetragene Auerkeuntnis der Vater⸗ 
ſchaft (vgl. Vorbem 1 vor § 1591) hat nicht die Bedeutung einer Feſtſtellung der Abſtam⸗ 
mung. — Ein Anſpruch auf Namhaftmachung des Erzeugers ſteht dem unehelichen 
Kinde gegen die Mutter nicht zu. Auch dem Vormundſchaftsgericht gegenüber iſt die Mutter 
zur Namhaftmachung nicht verpflichtet, falls nicht die Sache ſo liegt, daß durch Nichtangabe 
des Namens eine Verkümmerung der für das geſundheitliche und geiſtige Wohl des Kindes 
notwendigen Mittel herbeigeführt wird. In dieſem Falle würde gegen die Mutter aus 
3 1666 und, ſofern fie zum Vormunde beſtellt ift, aus § 1837 eingeſchritten werden können. 

ne bei der Unterhaltsabfindung von der Mutter oder dem Vormunde eingegangene Ver⸗ 
pflichtung zur Geheimhaltung des Vaters wird hiernach nicht allgemein als ſittenwidrig 
erachtet werden können (vgl. Senf 67 Nr 30; ferner Och Kolmar im Recht 1914 Nr 460). 


2. Darüber, wann ein Kind als ein uneheliches anzuſehen iſt, ſ. 8 1705 A 1. 


4 3. Die Beiwohnung innerhalb der Empfängniszeit, die ebenſo beſtimmt iſt wie 
in F 1592 Abſ 1, begründet die Vermutung der Vaterſchaft, falls nicht die Empfängnis 
aus dieſer Beiwohnung offenbar unmöglich ift. Dieſe Regelung ſteht in Übereinſtimmung 
mit dem Grundſatz des § 1591 Abſ 1 (ſ. A 2 zu dieſem Paragraphen). Nicht übernommen 
Ae Dagegen die zugunſten der Ehelichkeit in 8 1592 Abſ 2 enthaltene Beſtimmung über die 
zeit nderung der Empfängniszeit. Eine ſelbſtderſtändliche Verkützung erfährt die Empfängnis⸗ 
1 innerhalb dieſer Friſt die Mutter ein anderes Kind geboren hat. Als Emp- 
Ab e zeit kann hier nur der nach der Geburt liegende Teil der Friſt in Betracht kommen. 
Nee von dieſem Ausnahmefalle können Anſprüche aus SS 1708-1716 nicht erhoben 
ſtatz 4, wenn die Beiwohnung vor oder nach der in Abſ 2 beftimmten Empfängniszeit 
5 gefunden hat. Die Vorſchrift des $ 1717 hat ſomit nicht nur beweiserleichternde, ſon 
Ven gr e Bedeutung (a. A. Kuttner in Jherings J 50, 428). Die 
Genre der Vaterſchaft wird aber — worin die hauptſächlichſte Abweichung von den 
Pals 7 über eheliche Abſtammung liegt — durch den Nachweis beſeitigt, daß inner. 
aid ber Empfängnisgeit auch ein anderer der Mutter beigewohnt bat. es 
greift dann der Geſichtspunkt durch, daß die Vaterſchaft nicht mehr mit Sicherheit feſt⸗ 
zuſtellen it. Unerheblich iſt es deshalb, ob die Mutter an jener weiteren Beiwohnung 
ein Verſchuden trifft. Dagegen iſt zur Beſeitigung der Einrede auch hier der von dem 
in zu führende Nachweis uläſſig, daß die Empfängnis aus dieſer Beiwohnung offen- 
lich ite aiich geweſen it. Das uneheliche Kind Tann nut einen Vater haben. Mög. 
ich iſt 5 aber trotzdem, daß in verſchiedenen Prozeſſen mehrere Perſonen als Vater des 
Kindes verurteilt werden. Die Frage, ob die Einrede der ziveiten Beiwohnung aus dem 
Grunde zurückgewieſen werden kann, das der Zweite argliſtig von dem Erſten behufs Schaf⸗ 
fung jener Einrede zu der Beiwohnung beſti mt iſt, wird, falls die zweite Beiwohnung 
nicht als eine gegen $ 825 verſtoßende unerlaubte Handlung anzuſehen iſt (pgl. A 4), zu ver. 
neinen ſein (a. A. der Aufſatz in JW 1911, 676). Der Beweis emer weiteren Beiwohnung 
wird übrigens, ohne daß die einzelne Handlung und der Name des betreffenden Mannes 
feſtgeſtellt zu werden braucht, ſchan dann als geführt zu erachten ſein, wenn nach den Um⸗ 
ſtänden, weil es ſich um eine feile Dirne oder eine der Geſchlechtsluſt in hohem Maße ergebene 
BGB, Kommentar von Relchsgerichtsräten III. Band. 3. Aufl. 25 


— 
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Frauensperſon handelt, mit Sicherheit angenommen werden kann, daß dieſelbe während der 
Empfängniszeit mit mehreren Mannsperſonen geſchlechtlichen Verkehr gehabt hat (vgl. 
Schwarz in Arch Ziv Prax 107, 816ff.). 

4. Die in § 1717 getroffene Regelung greift nur Platz für die Anſprüche aus 88 1708 bis 
1716, nicht ohne weiteres für den Schadenserſatzanſpruch wegen unerlaubter Handlung 
gegenüber der Mutter des Kindes aus 88 823 Abſ 2 u. 825. Insbeſondere iſt für dieſen 
Anſpruch die Beſtimmung in § 1717 Abf 2 über die Berechnung der Empfängniszeit formell 
nicht bindend (RG JW 09, 41512). Haben an der unerlaubten Handlung mehrere Perſonen 
als Mittäter teilgenommen, fo beſtimmt ſich ihre geſamtſchuldneriſche Haftung nach 8 840 
Abſ 1. Als ſolche Beteiligung iſt es anzuſehen, wenn die mehreren Perſonen unmittelbar 
hintereinander in Kenntnis von der unerlaubten Handlung des andern gegen dieſelbe 
Frauensperſon ſich vergehen (RG 11. 7. 12 IV 62/12). Es genügt aber auch, wenn trotz der 
dazwiſchenliegenden Zeit die Beiwohnungen aus beſondern Gründen — es wird z. B. eine 
Frau während der länger dauernden Zeit ihres Eingeſperrtſeins von mehreren vergewaltigt — 
als einheitliche Tat angeſehen werden können. 


8 1718 


Wer ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes in einer öffentlichen 
Urkunde anerkennt, kann ſich nicht darauf berufen, daß ein anderer der 
Mutter innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt habe )). 


E II 1605; M 4 892; P 4 678—680 u. 702; 6 308. 


1. Die Anerkennung der Vaterſchaft hat regelmäßig nicht rechtsbegründende Wirkung, 
ſondern nur die Bedeutung eines Beweismittels. Anders iſt es, wenn die Anerkennung 
nach Geburt des Kindes in einer öffentlichen Urkunde abgegeben wird. Dieſe Anerkennung, 
welche die Anſtellung einer Klage unnötig machen ſoll und deshalb in gewiſſer Weiſe der Ver ⸗ 
urteilung im Prozeſſe gleichwertig iſt — hiervon zu unterſcheiden iſt das bloße Geſtändnis 
der Tatſache der Beiwohnung während der Empfängniszeit —, enthält nach der Beſtimmung 
des § 1718 inſofern eine rechtsbegründende Verfügung, als damit auf die Einrede der 
mehreren Zuhälter verzichtet wird. Inſoweit kann deshalb die Anerkennung nicht durch 
den bloßen Nachweis der Unrichtigkeit des Anerkenntniſſes entlräftet werden. Zuläſſig iſt 
dagegen die Anfechtung wegen widerrechtlicher Drohung oder argliftiger Täuſchung. Darin 
allein, daß die Mutter auf Vorhalt einen Geſchlechtsverkehr mit einer andern Mannsperſon 
während der Empfängniszeit abgeleugnet hat, iſt, da ſich hierauf der Anerkennende nicht 
verlaſſen durfte, eine argliſtige Täuſchung nicht zu finden (RG 58, 348 — a. A. Joſef in Arch⸗ 
BürgR 34, 282; vgl. auch OL München in JW 1917, 74411), noch weniger darin, daß die 
Mutter dem Beklagten vorgehalten hat, er ſei der Vater des Kindes (RG 4. 10. 09 IV 641/08). 
Nur dann kann je nach der Sachlage von einer argliſtigen Täuſchung die Rede ſein, wenn die 
Mutter durch Aufſtellung eigener ſelbſtändiger Gegenbehauptungen oder gar durch Angabe 
falſcher Beweismittel ihr Beſtreiten glaubhaft zu machen wußte. Ohne Bedeutung iſt, ob 
das Beſtreiten in mehr oder weniger nachdrücklicher Form, insbeſondere unter dem Erbieten 
zur Eidesleiſtung erklärt iſt (NG Warn 1914 Nr 207). Zuläſſig iſt auch die Anfechtung 
wegen Irrtums, ſofern der Irrtum darin beſteht, daß der Anerkennende während der 
Empfängniszeit in Wirklichkeit der Mutter des Kindes nicht beigewohnt hat oder die 
Empfängnis des Kindes aus dieſer Beiwohnung offenbar unmöglich iſt. In ſolchen Fällen 
will RG JW 1910, 7521“ zwar nicht eine Anfechtung wegen Irrtums, wohl aber eine 
Rückforderung des Anerkenntniſſes nach 88 812 ff. zulaſſen. Werden dieſe Vorſchriften für 
anwendbar erachtet, ſo würde es der in § 121 geforderten unverzüglichen Anfechtung (vgl. 
jedoch RG 29. 9. 10 IV 551/09) nicht bedürfen. Ein ſonſtiger Irrtum kommt nicht in Betracht. 

2. Die in der Form des $ 1718 nach Geburt des Kindes erklärte Anerkennung iſt kein 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft, fo daß die Beſchränkung des § 123 Abſ 2 hinſichtlich 
der Anfechtbarkeit nicht Platz greift (RG 58, 353). Die Erklarung kann, da die Anerkennung 
weſentlich nur eine vermögensrechtliche Bedeutung hat (vgl. § 1717 A 1), durch einen Ver⸗ 
treter abgegeben werden, und zwar iſt es der geſetzliche Vertreter in Vermögensangelegen⸗ 
heiten, nicht der geſetzliche Vertreter in perſönlichen Angelegenheiten, der zu der Anerkennung 
des in der Geichärtsfähigteit Beſchränkten feine Zuſtimmung zu geben hat (beſtr.). Die ohne 
vorherige Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters von dem Minderjährigen erklärte An: 
erkennung iſt unwirkſam (88 111 Satz 1, 183). Dieſe Unwirkſamkeit trifft aber nicht die na 
$ 108 zu beurteilende Vertragspflicht zur Zahlung des Unterhalts (vgl. RG 84, 318; |. auch 
$ 1714 A 3). Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt zu der Anerkennung ni 
erforderlich. In das ſtandesamtliche Geburtsregiſter (vgl. 8 25 Pet) dürfte die An 
erkennung, die für dieſen Fall nicht unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung abgegeben 
ſein darf, nur einzutragen ſein, wenn ſie für die Legitimation des Kindes, alſo für den 
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Perſonenſtand, von Bedeutung ſein kann (abweichend § 14 der Bundesratsvorſchriften v. 
25. 3. 99 für den Fall der Anerkennung bei Anzeige der Geburt, vgl. Freſe Z Bl 8, 490; 
KG 26 A 39 u. Vorbem 1 vor 8 1591). — Verſchieden von der Anerkennung iſt die Namens⸗ 
beilegung durch den Ehemann der Mutter (ſ. S 1706 A 3). Der beurkundende Beamte wird 
ſich zu vergewiſſern haben, ob nicht die Anerkennung in Wirklichkeit als Namensbeilegun⸗ 
gemeint iſt. Die Erklärung des Ehemanns, daß er das Kind auf ſeinen Namen ſchreiben 
laſſen wolle, kann nur als Namensbeilegung aufgefaßt werden. 


8. Für die öffentliche Beurkundung der in 8 1718 und in § 1720 Abſ 2 bezeichneten An⸗ 
erkennung find nach der reichsrechtlichen Vorſchrift des $ 167 Abſ 2 866 die Notare und 
die Amtsgerichte zuftändig, außerdem der die Geburt des Kindes oder die Eheſchließung der 
Eltern beurkundende Standesbeamte, wenn die Anerkennung bei der Anzeige der Geburt 
des Kindes oder der Eheſchließung erfolgt. Dieſe letztere Beſchränkung iſt auf Grund des 
$ 191 Abſ 1 FG in den meiſten Bundesſtaaten beſeitigt. 


Siebenter Titel 


Legitimation unehelicher Kinder 


I. Legitimation durch nachfolgende Ehe 


8 1719 


Ein uneheliches Kind erlangt dadurch, daß ſich der Vater mit der Mutter 
verheiratet, mit der Eheſchließung die rechtliche Stellung eines ehelichen 
Kindes y z). 

E 1 1579 IT 1600; M 4 919 ff.; 6 4 098. 


1. Das in der Ehe geborene, wennſchon vor der Ehe erzeugte Kind hat (falls nicht die 
Ghelichkeit erfolgreich angefochten ift) ohne weiteres die Rechte des ehelichen Kindes ($ 1591). 
Wird die Pflicht der Eheſchließung von den Eltern erſt nachträglich erfüllt, ſo hat dies die 
m ürkung, daß das Kind vom Zeitpunkt der Eheſchließung an die Stellung eines ehe- 
lichen Kindes erlangt. Rückwirkende Kraft iſt der Legitimation durch Eheſchließung nicht 
beigelegt. Das legitimierte Kind kann deshalb auch nicht als eheliches in das Geburtsregiſter 
emgetragen werden, ſondern nur als ehelich gewordenes, was durch Eintragung eines Ver⸗ 
merks am Rande der Geburtsurkunde geſchieht (§S 26 PStG, 8 15 der Bundesratsvorſchriften 
dr 25.6. 90). Durch Merl v. 24. 2. 05 und 4. 11. 09 find jedoch für Preußen die Standes 
2 angewieſen, für Schul, Unterrichts⸗ und Konfirmationszwecke, falls nicht die Ausſtellune 
—— vollſtändigen Geburtsregiſterauszugs ausdrücklich beantragt iſt, einen abgekürzten Ge⸗ 
helf chein zu erteilen, in welchem das Kind ohne Zuſatz, daß es durch nachfolgende Ehe oder 
92 ichteitserklärung legitimiert ift, lediglich mit dem Namen des Vaters bezeichnet wird 
1 Vorbem 1 vor 8 1705). Zur Eintragung in das Standesregiſter ift erforderlich, daß die 
Malen mation durch öffentliche Urkunden nachgewieſen iſt. Handelt es ſich um ein Kind, deſſen 
e . Kriegsteilnehmer geweſen iſt, fo ſoll die Eintragung nach der BRV v. 18. 1.17 auß Erſuchen 
1 — Pe mundſchaftsgerichts erfolgen, das die Vorausſetzungen der Legitimation im Verfahren 
folge oilligen Gerichtsbarkeit (vgl. Recht 1918, 421) feſtzuſtellen hat. Das durch die nach. 
der Eben Cheſchließung begründete Verwandſchaftsverhältnis tritt in vollem, nicht, wie bei 
Kay helichkeitserklärung und Kindesannahme (58 1787, 1762, 1763), in beſchränktem Um- 
ie ge ein. Die Legitimation durch Eheſchließung behält deshalb ihre Bedeutung, auch wenn 
— techtshandlungen vorhergegangen ſind. Die durch den Annahmevertrag begründeten 
ie gel und Pflichten erfahren ſelbſtverſtändlich durch die nachfolgende Legitimation, was 
N bis zur Legitimation betrifft, keine Anderung. Iſt die Ehelichkeitserklärung auf Antrag 
amt Dritten erteilt, ſo ſteht der Legitimation durch Eheſchließung allerdings entgegen, daß 
1 7 50 A zum Beweiſe des Gegenteils (vgl. 8 1785 A 2 a. E.) nach $ 1735 die Paterſchaft 
Ans geit f. 9 8 95 feſtſteht. Über die Einwirkung der eee ange 
Kindes f. 8 Br 15 über die Beendigung der Vormundſchaft durch die Legitimation des 
2. Iſt der Vater ein Ausländer, ſo erfolgt di itimati 
gt die Legitimation nach den Geſetzen des Staates, 
ven dez „Unter zur Zeit der Legitimation angehört 10 Vorbem 2 vor $ 1705). Hat nach 
ee 127 Ri ba a derben der en Br Sue Wir⸗ 
Ä 1 träglich dadurch verſchafft werden, daß nach der Eheſchließung der Ausländ 
die deutſche Reichsangehörigkeit erwirbt. 5 2 
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8 1720 

Der Ehemann der Mutter gilt als Vater des Kindes, wenn er ihr inner⸗ 
halb der im $ 1717 Abſ 2 beſtimmten Empfängniszeit beigewohnt hat, es 
ſei denn, daß es den Umſtänden nach offenbar unmöglich iſt, daß die Mutter 
das Kind aus dieſer Beiwohnung empfangen hat)). 

Erkennt der Ehemann ſeine Vaterſchaft nach der Geburt des Kindes 
in einer öffentlichen Urkunde an, ſo wird vermutet, daß er der Mutter 
innerhalb der Empfängniszeit beigewohnt habe!). 

E I 1580 II 1607; M 4 925 ff.; P 4 698; 6 304. 

1. Die Legitimation durch nachfolgende Ehe ſetzt voraus, daß der Ehemann der Mutter 
wirklich der Vater des Kindes iſt. Dies wird aber im Intereſſe der Ehelichkeit des Kindes 
ſchon angenommen, wenn der Ehemann innerhalb der Enipfängniszeit der Mutter bei⸗ 
gewohnt hat. Es gelten in dieſer Beziehung dieſelben Grundſätze wie bei der ehelichen Ab- 
ſtammung (58 1591, 1592). Das Kind gilt ſchon dann als ehelich, wenn die Möglichkeit des 
Ehelichſeins vorhanden iſt. Die Legitimation wird deshalb nicht durch den Nachweis ent’ 
kräftet, daß die Mutter innerhalb der Empfängniszeit noch mit einem andern geſchlechtlich ver⸗ 
kehrt hat. Nur der Beweis iſt zuläſſig, daß die Empfängnis aus der Beiwohnung durch 
den Ehemann offenbar unmöglich iſt (. $ 1591 A 2). Die in einer öffentlichen Urkunde 
ausgesprochene Anerkennung der unehelichen Vaterſchaft (§ 1718) hat hiernach der Legiti. 
mation durch Eheſchließung gegenüber keine Wirkung. Zweifelhaft iſt, ob die in 1592 Abſ 2 
zugunſten der Ehelichkeit zugelaſſene Verlangerung der Empfängnisfeift, wenn nachweisbar 
die Empfängnis weiter zurückliegt, auch für den Fall der Legitimation Geltung hat. Doch 
dürfte eine ſolche erweiternde Auslegung gerechtfertigt fein (beſtr.). 

2. Die Legitimation iſt nicht davon abhängig, daß der Ehemann der Mutter das Kind 
als das ſeinige anerkannt hat. Iſt eine Anerkennung nicht oder nicht in einer öffentlichen 
Urkunde erklärt, fo bleibt es bei den in A 1 dargeſtellten Grundſätzen. Iſt die Anerkennung 
in einer öffentlichen Urkunde ausgeſprochen, fo greift ſtatt der in $ 1718 beſtimmten Folge, 
die ſich hier nach dem in A 1 Geſagten erübrigt, die durch Gegenbeweis widerlegbare Ver⸗ 
mutung Platz, daß der Anerkennende der Mutter innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit beigewohnt habe. Auf Grund dieſer Urkunde und der Heiratsurkunde kann deshalb 
die Legitimation durch Zuſatzvermerk zur Geburtsurkunde in das Standesregiſter eingetragen 
werden. Kann die Vermutung nicht anders widerlegt werden, fo iſt nur der in Ab| 1 nach,. 
gelaſſene Beweis der offenbaren Unmöglichkeit der Vaterſchaft ſtatthaft. Die Anerkennung 
darf, um dieſe Wirkung zu haben, nicht bedingt oder betagt ſein. Das in $$ 1593 ff. dem Ehe 
mann gegebene Recht, allein darüber zu beſtimmen, ob das Kind als ein eheliches gelten foll, 
findet auf die Legitimation durch nachfolgende Ehe keine Anwendung. Die durch dieſe Legit“ 
mation begründete Ehelichkeit kann von einem jeden Beteiligten angefochten werden. Die 
im Familienſtandsprozeſſe zwiſchen dem Ehemann der Mutter und dem Kinde über die Eher 
lichkeit ergehende Entſcheidung hat jedoch Wirkung für und gegen alle ($ 643 PD). Eine Klage 
des Kindes gegen die Mutter oder dritte Perſonen auf Feſtſtellung der durch nachfolgende 
Ehe erlangten Legitimation iſt nur unter den in $ 256 3 Po beſtimmten Vorausſetzungen 
zuläſſig (Senf 66 Nr 126). Die Anfechtung wegen Irrtums (vgl. § 1718 A 1) iſt ausge 
ſchloſſen, wenn der Anerkennende gewußt hat, daß das Kind nicht von ihm herrührt. 


8 1721 

Iſt die Ehe der Eltern nichtig, ſo finden die Vorſchriften der 88 1699 
bis 1704 entſprechende Anwendung!). 

E I 1581 II 1608; M 4 928; P 4 708, 

1. Die Gültigkeit der nachfolgenden Ehe iſt zur Legitimation der Kinder nicht unbeding! 
erforderlich. Trotz Nichtigkeit oder Anfechtbarkeit der Ehe werden die Kinder inſoweit 
ehelich, als die Ehelichkeit nach SS 1690 — 1704 hinſichtlich der in der Ehe geborenen King 
eintritt. Das Kind bleibt unehelich, wenn die Ehe eine Nichtehe (ſchlechthin nichtig) iſt (ſ. 5 16 
A 1). Iſt die Ehe nichtig oder anfechtbar und haben beide Ehegatten bei Schließung ber e 
—abgeſehen von dem Falle der Drohung ($ 1704) — die Ungültigkeit gekannt, fo fällt bie Ehelich 
keit mit rückwirkender Kraft weg, ſobald die Ehe rechtskräftig für nichtig erklart oder aufge s 
it. Das hiernach uneheliche Kind behält aber den Unterhaltsanſpruch eines ehelichen re 
($ 1703). Wegen ber Rechtsſtellung der Ehegatten |. 58 1700-1702. Die legitimieren f 
Wirkung der Ehe bleibt beſtehen, auch wenn die Todeserklärung des früheren Ehegatten, ip 10 x 
auf Anfechtungsklage aufgehoben wird, ſofern nicht etwa bei Schließung der neuen Ehe e 
Ehegatten das Fortleben gekannt haben (vgl. 9 1848). 
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8 1722 


Die Eheſchließung zwiſchen den Eltern hat für die Abkömmlinge des 
unehelichen Kindes die Wirkungen der Legitimation auch dann, wenn das 
Kind vor der Eheſchließung geſtorben iſt!). 

E I 1582 II 1609; M 4 929; P 4 704; 6 315. 


1. Die Wirkungen der Legitimation erſtrecken ſich, da das legitimierte Kind in allen 
Beziehungen als eheliches zu behandeln iſt, notwendig auch auf die Abkömmlinge des Kindes, 
ohne daß durch Vertrag hieran etwas geändert werden kann. Dieſe Wirkung wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß das Kind ſelbſt, weil vor der Eheſchließung verſtorben, nicht mehr 
legitimiert werden kann. 


II. Ehelichkeitserklärung 


8 1723 


Ein uneheliches Kind kann auf Antrag ſeines Vaters?) durch eine Ver⸗ 
fügung der Staatsgewalt für ehelich erklärt werden!). 

Die Ehelichkeitserklärung ſteht dem Bundesſtaates) zu, dem der Vater 
angehört; iſt der Vater ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat angehört, 
ſo ſteht ſie dem Reichskanzler zu. 

über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Ehelichkeits⸗ 
erklärung hat die Landesregierung zu beſtimmen “)). 

E I 1588 Abſ 1, 1584 II 1610 Abſ 1; M 4 930; P 4 704; 5 66 u. 304. 


1. Die Ehelichkeitserklärung iſt dazu beſtimmt, einen Erſatz der Legitimation durch 
nachfolgende Ehe für ſolche Fälle zu bieten, wo die Eheſchließung nicht möglich iſt oder doch 
em Vater nicht wohl zugemutet werden kann. Doch iſt in dieſer Beziehung alles dem Er⸗ 
meſſen der über die Ehelichkeitserklärung entſcheidenden Stelle überlaſſen. Die Ehelichkeits⸗ 
erklärung kann verſagt werden, auch wenn die geſetzlichen Erforderniſſe erfüllt ſind ($ 1734). 
Die Ehelichkeitserklärung darf aber nicht dazu benutzt werden, einen Erſatz für die wegen 
Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft verbotene Eheſchließung zu gewähren ($ 1732). Die 
einzelnen Beſtimmungen über Ehelichkeitserklärung ſind, wennſchon es ſich hierbei nicht wie 
dei der Kindesannahme um ein Vertragsverhältnis haudelt und deshalb die zum Schutze 
gegen mißbräuchliche Kindesannahme gegebenen Vorſchriften hier wegfallen, in ganz ähnlicher 

eiſe wie bei der Kindesannahme geſtaltet. Vertragsabmachungen über die Wirkungen der 
N elichkeitserklärung find indes — abgeſehen von Vereinbarungen über das Verkehrsrecht 
der Mutter (8 1738 A 3) — unzuläflig. Wegen der Zuläſſigkeit eines abgekürzten Geburts- 
ſcheins, in welchem ohne Erwähnung der Ehelichkeitserklärung lediglich der Name des Vaters 
angegeben wird, ſ. § 1719 A 1. 

2. Über das Erfordernis des Antrags des Vaters |. § 1725 A 1. aA, 

3. Die Zuſtändigteit des Bundesſtaats beſtimmt ſich nach der Staatsangehbrigkeit, 
welche der die Ehelichkeitserklärung beantragende Vater zur Zeit der Entiheid Au 
1 of zur Zeit des Eingangs des Geſuchs) hat. Fehlt hiernach dem Bundesſtaat die Zuſtändig 
eit, ſo iſt die Ehelichkeitserklärung nicht bloß für das Gebiet des Staates, der hierfür zuſtandig 
geweſen wäre, ſondern, da die Regelung nur eine einheitliche fein kann, aligemein als un 
gultig anzuf ehen. Gehört der Vater mehreren Bundesſtaaten an, fo ilt ein leder dieſer Bundes ⸗ 
tagten zuftändig. Die Entſcheidung über das Geſuch wird aber füglich dem ee: 
n dem der Vater zugleich ſeinen Wohnſit hat, zu überlaſſen fein. Iſt der Vater ein Deutſcher, 
ohne einem Bundesſtaate anzugehören — was bei Verleihung der Reichsangehorigkeit 
EN einen Anſäſſigen im Schutzbezirk vorkonnnen konnte ($ 9 des Schutzgebe in 922 Faſſ. v. 
10 f 00, auch nach 88 38 Ar 2, 34 Reichs. und Staatsangehörigteits⸗Geſetz v. 22. 7. 13), 
10 ftcht die Erteilung der Ehelichkeitserklärung dem Reiche zu, und zwar iſt die Entſcheidung 
dem Reichskanzler (nicht wie im Falle des § 23 dem Bundesrat) übertragen. 

Für den Bezirk des Bundesſtaats hat die Landesregierung die zuständige Stelle 
1995 das Verfahren für die Ehelichkeitserklärung zu beſtimmen. Grundſatzuch tt die Ehelich. 
leitserklärung Juſtizverwaltungsſache, nicht Juſtizſache, ſo daß die Vorſchriften uber das 
Ferfahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit nicht zur Anwendung kommen. 
Fu den meiſten Bundesſtaaten iſt der Juſtizminiſter für zuſtändig ertlart. Für Preußen war, 
Venn es ſich um die Annahme eines adligen Namens handelt, die Genehmigung des Königs 
einzuholen. Das Geſuch ift nach deu Ausführungsbeſtümmungen der Bundesstaaten regelmäßig 
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bei dem Amtsgericht einzureichen, das auch die Entſcheidung vorzubereiten hat. Eine 
Beſchwerde gegen den die Ehelichkeitserklärung ablehnenden Beſcheid findet nicht ſtatt. 

2 5. Hinſichtlich des räumlichen und zeitlichen Geltungsbereichs iſt auf das in Vorbem 2 u. 3 
durch Verleihung der Reichsangehörigkeit an einen ehemaligen Deutſchen oder einen im 
Reichsdienſt angeſtellten Beamten eintreten kann — vor 8 1741 über die Annahme an 
Kindes Statt Geſagte zu verweiſen. Maßgebend iſt in dieſer Hinſicht der Zeitpunkt, in welchem 
die Ehelichkeitserklärung dem den Antrag ſtellenden Vater bekanntgemacht iſt (8 1736 A 1). 
Das Erfordernis der Ehelichkeitserklärung (die gemäß 8 1734 nach freiem Ermeſſen verſagt 
werden kann) ſtellt ſich als ein ſachliches, nicht bloß formelles dar und iſt deshalb lediglich 
nach dem Heimatsrecht des Vaters zu beurteilen. Die Wirkung der Ehelichkeitserklärung 
nach deutſchem Recht tritt nicht ein, wenn das Kind nach dem für ihn geltenden Heimatsrecht, 
weil dieſes die Legitimation durch Ehelichkeitserklärung verbietet, zur Erteilung der Ein⸗ 
willigung überhaupt nicht befugt war. 


8 1724 


Die Ehelichkeitserklärung kann nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung erfolgen). 
E I 1594 II 1618 Abſ 2; M 4 946; P 4 711. 


1. S. 8 1742 A 1. Aus der Ungültigkeit der bedingten oder befriſteten Ehelichkeitserklärung 
folgt zugleich die Ungültigkeit des eine ſolche Beſchränkung enthaltenden Antrags auf Ehelich⸗ 
keitserklärung. Auch die in den Antrag nach § 1725 aufzunehmende Anerkennung der Vater⸗ 
ſchaft darf nicht unter einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung abgegeben werden (a. M. Blume 
zu dieſem Paragraphen). 


8 1725 


Der Antrag!) muß die Erklärung des Vaters enthalten, daß er das Kind 
als das ſeinige anerkenne?). 
E I 1585 II 1611: M 4 937; P 4 705. 


1. Die Grundlage der Ehelichkeitserklärung bildet nicht ein zwiſchen dem Vater und dem 
Kinde geſchloſſener Vertrag, ſondern der von dem Vater mit Einwilligung des Kindes ($ 1726) 
geſtellte Antrag. Der Antrag des Vaters wird, ſobald er bei der zur Entſcheidung über die 
Ehelichkeitserklärung oder zur Entgegennahme des Antrags berufenen Stelle (vgl. 8 1723 A 3) 
eingegangen iſt, nicht dadurch unwirkſam, daß hinterher der Autragſteller geſchäftsunfähig 
oder beſchränkt geſchäftsfähig wird (vgl. $ 130 Abſ 2 u. 8). Über die freie Widerruflichkeit des 
Antrags und über den Einfluß des Todes des Autragſtellers |. 8 1733 A 2. 

2. Um eine Sicherheit dafür zu haben, daß der Antragſteller der Vater iſt, muß die An⸗ 
erkennung der Vaterſchaft — die ebenſo wie der Antrag der gerichtlichen oder notariellen 
Beurkundung bedarf ($ 1730) — mit dem Antrage eingereicht oder nachgebracht werden. 
Die Richtigkeit der Anerkennung bleibt von der Behörde zu prüfen. Eine gewiſſe Gewähr 
der Richtigkeit liegt ſchon darin, daß die wiſſentlich falſche Ausſtellung der Erklärung nach 
8 169 St 5B Strafe nach ſich zieht. Stellt ſich ſpäter die Unrichtigkeit heraus, fo hat dies 
die Ungültigkeit der einmal erteilten Ehelichkeitserklärung nicht zur Folge (81786). Der Nach⸗ 
weis der Unrichtigkeit kann übrigens nicht ſchon damit geführt werden, daß die in 81717 Abſ 2 
beſtimmte Empfängniszeit nicht genau paſſen würde. Die Anerkennung hat nur für den Zweck 
der Ehelichkeitserklärung Bedeutung, wennſchon ſie auch für andere Rechtsverhältniſſe einen 
gewiſſen Beweisanhalt gewähren kann. Die in $ 1718 beſtimmte Folge des Verzichts auf die 
Einrede der mehreren Zuhälter iſt mit der für die Ehelichkeitserklärung ausgeſtellten An⸗ 
erkennung nicht verbunden (befte.). 


8 1726 


Zur Ehelichkeitserklärung iſt die Einwilligung des Kindes!) und, wenn 
das Kind nicht das einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, die Ein⸗ 
willigung der Mutter?) erforderlich. Iſt der Vater verheiratet, fo bedarf 
er auch der Einwilligung feiner Frau“). 

Die Einwilligung hat dem Vater oder der Behörde gegenüber zu er“ 
folgen, bei welcher der Antrag einzureichen iſt; ſie iſt unwiderruflich!) 

Die Einwilligung der Mutter iſt nicht erforderlich, wenn die Mutter 
zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufenthalt 
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dauernd unbekannt iſtz). Das gleiche gilt von der Einwilligung der Frau 
des Vaters“). 
E I 1587, 1591 Satz 2 II 1613 Abſſ 1 u. 8, 1616 Satz 2; M 4 940 u. 944; P 4 708; 5 443 u. 445. 


1. Die Einwilligung des Kindes iſt bei der weittragenden Bedeutung der durch die 
Ehelichkeitserklärung herbeigeführten Anderung des Perſonenſtandes nicht zu entbehren. 
Sie bedarf ebenſo wie der Antrag der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung (§ 1780) 
und wird dadurch wirkſam, daß dieſe Urkunde von dem Einwilligenden dem Vater oder der 
zur Entſcheidung oder zur Entgegennahme des Antrags berufenen Behörde (vgl. §S 1723 A 3) 
überreicht wird, wodurch die Einwilligung zugleich unwiderruflich wird (§ 1726 Abi 2). 
Über die Zuläſſigkeit der Vertretung |. § 1728 A 1 u. 2, über den Zeitpunkt der Abgabe der 
Erklarung 8 1735 A 1. 5 

2. Die Einwilligung der Mutter — die erſt von der zweiten Kommiſſion für erforderlich 
erklärt iſt — iſt nicht bloß im Intereſſe des noch nicht 21 Jahre alten Kindes, ſondern 
auch im Intereſſe der Mutter vorgeſchrieben, und zwar nicht bloß für den Fall, daß ſie durch 
die Ehelichkeitserklärung das Recht der Fürſorge für die Perſon des Kindes verliert (vgl. 
8 1747 A 1). Sie bildet aber nicht ein unbedingtes Erfordernis. Die Einwilligung 
kann durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden (8 1727). Von der Einwilligung kann 
ferner unter den in Abſ 3 bezeichneten Vorausſetzungen, die der Beſtimmung des $ 1746 Abſ 2 
entſprechen, abgeſehen werden. Das Hindernis iſt ein dauerndes, wenn die Chelichkeits⸗ 
erklärung, falls das Aufhören des Hinderniſſes abgewartet werden müßte, ungebührlich ver⸗ 
zögert werden würde. Die für die Ehelichkeitserklärung zuſtändige Stelle hat hierüber nach 
freiem Ermeſſen zu befinden (vgl. $ 1735). Im übrigen iſt auf das in A 1 über die Einwilligung 
Geſagte zu verweiſen. N 

3. Erforderlich iſt endlich die Einwilligung der Ehefrau des Vaters, weil die Ehelich 
keitzerklärung geeignet iſt, auf die Geſtaltung des ehelichen Lebens einzuwirken. Der Ein⸗ 
willigung bedarf es nicht unter den in Abſ 3 beſtimmten Vorausſetzungen (0. hierüber A 2). 
Nicht einwilligungsberechtigt iſt die Ehefrau, wenn gemäß § 1575 auf Aufhebung der ehe⸗ 
lichen Gemeinſchaft erkannt iſt (a. M. Staudinger A 1b). Liegt der Ehefrau daran, die Ehelich⸗ 
leitserklätung zu verhindern, fo mag fie vorher die eheliche Gemeinſchaft wieder herſtellen. 

im übrigen wegen der Einwilligung die Ausführungen in A 1. 


8 1727 


Wird die Einwilligung von der Mutter verweigert, ſo kann ſie auf 
Antrag des Kindes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt!) werden, wenn 
das Unterbleiben der Ehelichkeitserklärung dem Kinde zu unverhältnis⸗ 
mäßigem Nachteile gereichen würde. 

E II 1613 Abſ 2; P 4 708. 


Kr Bei der Entſchließung über Erteilung der Einwilligung darf die Mutter nicht rück 


os ihr eigenes Intereſſe unter völliger Hintanſetzung des Intereſſes des Kindes in den 
erſcbergrund ſtellen. Ihre Einwilligung kann deshalb durch das Vormundſchaftsgericht 
Sn werden, wenn der aus der Ehelichkeitserklärung für das Kind zu erwartende Vorteil 
— erhältnismäßig größer iſt als der der Mutter entſtehende Nachteil. Auf Antrag des Kindes, 
nic Nah Vollendung des 14. Lebensjahrs hierzu der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters 
Gef mehr bedarf (vgl. $ 59 Fc — anders die herrſchende Meinung), oder, im Falle der 
ſaeſchäftsunfähigkeit des Kindes, auf Antrag des geſetzlichen Vertreters hat das Vormund 
88 ‚gericht unter Ausſchluß des Prozeßverfahrens, und zwar nach Anhörung der Mutter 
Ab a Abf 1, 1707) ſowie fonftiger Verwandter oder Verſchwägerten des Kindes 6 1673 
2) hierüber zu befinden. Gegen die Entſcheidung ſteht, wenn fie auf Erſetzung der Einwilli⸗ 
ng lautet, der Mutter die ſofortige Beſchwerde (88 20 Abſ 1, 60 Abſ 1 Nr 6, 53 TOO), 


Ab 2 5 60 Abweisung des Antrags lautet, dem Kinde die einfache Beſchwerde zu (8 20 
8 1728 


8 Antrag auf Ehelichkeitserklärung ſowie die Einwilligung der 

i bezeichneten Perſonen kann nicht durch einen Vertreter!) er⸗ 

ia 3 das Kind geſchäftsunfähig oder hat es nicht das vierzehnte Lebens⸗ 
N hr vollendet, jo kann fein geſetzlicher Vertreter die Einwilligung mit Ge⸗ 
ehmigung des Vormundſchaftsgerichts erteilen?) 

e 11688, 1589 ubf 2 Saß 2 IT 1614 M 4 043 fl. V 4 710. 
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1. Übereinſtimmend 88 1748 Abſ 2 u. 1750 Abſ 1. Wegen der höchſtperſönlichen Natur 
dieſer Rechtshandlungen iſt die Zuläſſigkeit der Vertretung ausgeſchloſſen. Es iſt weder 
die Vertretung durch einen Bevollmächtigten, der nicht bloßer Vertreter in Erklärung 
des Willens iſt, noch durch den geſetzlichen Vertreter ſtatthaft. Die Erklärung des in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit Beſchränkten bedarf nicht der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (8 1729 
Abſ 3). Aus beſondern Gründen find jedoch Ausnahmen von dieſer Regel gemacht für den 
Antrag des Vaters und die Einwilligung des Kindes (f. 8 1728 A 2, 8 1729 A 1 u. 2). 

2. Für die Einwilligung des geſchäftsunfähigen Kindes (8 104) iſt in gleicher Weiſe, 
wie dies in § 1750 geſchehen iſt, um die Möglichkeit der Ehelichkeitserklärung eines ſolchen 
Kindes nicht abzuſchneiden, die Vertretung durch den Vormund vorbehaltlich der Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts zugelaſſen. Dieſe Beſtimmung iſt auf den Fall ausgedehnt, 
daß das Kind das 14. Lebensjahr noch nicht vollendet hat. 


8 1729 


Iſt der Vater in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er zu dem 
Antrag, außer der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters, der Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaftsgerichts ). 

Iſt das Kind in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo gilt das gleiche 
für die Erteilung ſeiner Einwilligung). 

Iſt die Mutter des Kindes oder die Frau des Vaters in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkt, ſo iſt zur Erteilung ihrer Einwilligung die Zuſtim⸗ 
mung des geſetzlichen Vertreters nicht erforderlich. 

E I 1589 u. 1590 II 1615; M 4 943; P 4 710, 

1. Entſprechend der großen Bedeutung, welche die Ehelichkeitserklärung für den Vater 
und das Kind als die beiden Hauptbeteiligten, und zwar auch auf vermögensrechtlichem Ge. 
biete, hat, ſind in Übereinſtimmung mit der Regelung in 8 1751 an den Antrag des Vaters 
und die Einwilligung des Kindes im Falle der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit dieſer 
Perſonen ($$ 106, 114) größere Anforderungen geſtellt. Verlangt wird die Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. In dieſer 
Beziehung werden Vater und Kind gleich behandelt, während eine Vertretung im Falle der 
Geſchäftsunfähigkeit nur hinſichtlich des Kindes (§ 1728 Abſ 2) zugelaſſen ift. Hat das 
Kind das ſiebente, aber nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo genügt ſowohl die in 
$ 1728 Abſ 2 als die in 8 1729 Abſ 2 beſtimmte Art der Einwilligung. 


§ 1730 
Der Antrag ſowie die Einwilligungserklärung der im 8 1726 bezeich⸗ 
neten Perſonen bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung). 


E I 1591 Sat 1 II 1616 Satz 1; M 4 944; P 4 711.1 

1. Die gerichtliche oder notarielle Beurkundung (§ 128) iſt — in Übereinſtimmung 
mit 88 1748 Abſ 3, 1750 Abſ 2 — nicht bloß für den Autrag, ſondern auch die Einwilligungs⸗ 
erklärungen vorgeſchrieben. Dagegen wird die gleiche Form als Bedingung der Gültigkeit 
der Ehelichkeitserklärung für die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters zu den Erklärungen 
des in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Vaters oder Kindes (vgl. § 1729 A 1) oder für die 
Bevollmächtigung zur Überbringung der Erklärung (vgl. § 1728 A 1) nicht zu erfordern fein 
(§ 182 Abſ 2). Die über den Antrag auf Chelichkeitserklarung entſcheidende Stelle kann ſich 
hier mit der ſchriftlichen Form begnügen. ; 


§ 1731 
Iſt der Antrag oder die Einwilligung einer der im § 1726 bezeich⸗ 
neten Perſonen anfechtbar, ſo gelten für die Anfechtung und für die Be⸗ 
ſtätigung der anfechtbaren Erklärung die Vorſchriften der 88 1728, 1729). 
E I 1600 II 1617; M 4 950; P 4 718. 
1. Über die Anfechtung und Beſtätigung |. 8 1755 A 1. 


§ 1732 
Die Ehelichkeitserklärung it nicht zuläſſig, wenn zur Zeit der Erzeugung 


des Kindes die Ehe zwiſchen den Eltern nach § 1310 Abſ 1 wegen Ver⸗ 


wandtſchaft oder Schwägerſchaft verboten war!). 
E 1 1586 II 1612; M 4 930; P 4 707. 
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1. Dem nach § 1310 Abſ 1 beſtehenden Verbote der Eheſchließung zwiſchen nahen Ver⸗ 
wandten (Verwandten in gerader Linie, vollbürtigen und halbbürtigen Geſchwiſtern, Ver⸗ 
ſchwägerten in gerader Linie) iſt dadurch eine größere Wirkſamkeit gewährt, daß Kinder aus 
einer ſolchen Geſchlechtsverbindung auch nicht auf dem Wege der Ehelichkeitserklärung 
ehelich werden können (vgl. 8 1723 A 1). Unter Verwandtſchaft im Sinne des § 1310 iſt auch 
die auf unehelicher Erzeugung beruhende natürliche Verwandtſchaft zu verſtehen (8 1310 
Abſ 3). Eine erſt nach Erzeugung des unehelichen Kindes eintretende Schwägerſchaft kommt 
nicht in Betracht. Bei Feſtſtellung der Zeit der Erzeugung ift der Richter formell an die Vor⸗ 
ſchrift des § 1717 Abſ 2 (ogl. As zu dieſem Paragraphen) nicht gebunden, wennſchon fie in der 
Mehrzahl der Fälle, weil eine genauere Feſtſtellung des Zeitpunkts der Erzeugung nicht 
möglich iſt, für ihn leitend fein wird. Durch das Eheverbot des § 1310 Abſ 2 und des § 1311 
wird die Legitimation nicht ausgeſchloſſen. 


§ 1733 

Die Ehelichkeitserklärung kann nicht nach dem Tode des Kindes er⸗ 
folgen!). 

Nach dem Tode des Vaters iſt die Ehelichkeitserflärung nur zuläſſig, 
wenn der Vater den Antrag bei der zuſtändigen Behörde eingereicht oder 
bei oder nach der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung des Antrags 
das Gericht oder den Notar mit der Einreichung betraut hat?). 

Die nach dem Tode des Vaters erfolgte Ehelichleitserklärung hat die 
gleiche Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode des Vaters erfolgt wäre)). 

C1 1595 II 1619; M 4 946; P 4 706, 711 ff. 


1. Die Ehelichkeitserllärung it nur zugelaſſen im Intereſſe des unehelichen Kindes, dem 
hierdurch im Verhältnis zum Vater die Rechtsſtellung eines ehelichen Kindes gewährt 
werden ſoll, daher nicht nach dem Tode des Kindes, nicht im Intereſſe der Abkömmlinge 
des Kindes, die durch die Ehelichkeitserklärung nur nebenher mitbetroffen werden ($ 1737). 
Es verhalt ſich hiermit ebenſo wie mit der Annahme an Kindes Statt, die nur zur Gewinnung 
eines Kindes, nicht zur Gewinnung eines Enkels ſtatthaft iſt (vgl. 8 1741 A 3, 8 1753 A 1). 
Es folgt hieraus die Hinfälligkeit der Ehelichkeitserklärung, wenn das Kind vor dem Zeitpunkte, 
wo die Ehelichkeitserklärung wirkſam geworden iſt (ſ. hierüber 8 1736 A 1), geſtorben iſt. 

2. Auch durch den Tod des Vaters wird grundſätzlich die Ehelichkeitserklärung ausge⸗ 
ſchloſſen, da ihr hauptſächlichſter Zweck, die Herſtellung eines auf ehelicher Grundlage be⸗ 
ruhenden perſönlichen Kindesverhältniſſes, hierdurch vereitelt iſt. Hat der Vater jedoch den 
Autrag bereits bei der zur Entſcheidung oder zur Entgegennahme des Antrags zuſtändigen 
Stelle (vgl. § 1723 A 3) eingereicht oder doch das beurkundende Gericht oder den beurkundenden 
Notar mit der Einreichung ausdrücklich beauftragt und ſomit alles getan, was ſeinerſeits zur 
Erreichung der Ehelichkeitserklärung zu tun iſt, ſo iſt der ſpätere Tod des Vaters einflußlos. 
Es ſoll dem Kinde nicht zum Nachteil gereichen, daß bis zur Entſcheidung ein gewiſſer Zeitraum 
vergeht, auf deſſen Abkürzung der Antragſteller keine Einwirkung üben kann. — Mit der in 
A 2 bezeichneten Einreichung oder Beauftragung iſt nicht etwa die Wirkung verbunden, daß 
nunmehr der Vater an den von ihm geſtellten Antrag gebunden wäre. Er kann vielmehr den 
Autrag bis zum Wirkſamwerden der Ehelichkeitserklärung (. 8 1736 A 1) frei widerrufen. 

er Widerruf muß allerdings bis zu dieſem Zeitpunkte zur Kenntnis der für die Eutſcheidung 

zuſtändigen Stelle gebracht fein (vgl. die abweichende Regelung in $ 81 Abſ 2). Den Erben 

in Re ſteht nach Erfüllung der in Abf 2 bezeichneten Vorausſetzungen das Widerrufsrecht 
zu. 


§ 1734 
Die Ehelichkeitserklärung kann verſagt werden, auch wenn ihr ein ger 
ſetzliches Hindernis nicht entgegenſteht !). 
E 1 1592 II 1618 Abſ 1; M 4 945; P 4 711. 


1. Es iſt hiermit zum Ausdruck gebracht, daß die Erteilung der Ehelichkeitserklärung im 
freien Belieben der Staatsgewalt ſteht (8 1723 A 1). 


8 1735 
Auf die Wirkſamkeit der Ehelichkeitserklärung!) iſt es ohne Einfluß, 
wenn der Antragſteller nicht der Vater des Kindes iſt') oder wenn mit 
Unrecht angenommen worden iſt, daß die Mutter des Kindes oder die Frau 
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des Baters zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufent⸗ 
halt dauernd unbekannt ſeis). 
E I 1593 II 1620; M 4 946; P 4 711. 


1. Der Mangel eines der geſetzlichen Erforderniſſe macht die Ehelichkeitserklärung un⸗ 
wirkſam. Einem jeden Beteiligten iſt geſtattet, dieſe Unwirkſamkeit im Prozeſſe geltend 
zu machen. Es genügt aber, wenn die geſetzlichen Erforderniſſe zur Zeit der Erteilung der 
Ehelichkeitserklärung erfüllt ſind, und zwar gilt dies auch für die Einwilligung der in 8 1726 
bezeichneten Perſonen, die noch nach Einreichung des Antrags des Vaters erklärt werden 
kann (vgl. 8 1754 A 2 a. E.). 


2. In der Beſtimmung, daß es ohne Einfluß ſein ſoll, wenn der Antragſteller nicht 
der Vater des Kindes iſt, iſt eine Ausnahme von dem in A dargeſtellten Grundſatze nicht 
zu finden. § 1725 verlangt nur, daß der Antrag die Anerkennung der Vaterſchaft enthält, 
macht aber die Gültigkeit der Ehelichkeitserklärung nicht von der Richtigkeit der Anerkennung 
abhängig. Iſt die Anerkennung unrichtig, fo kann allerdings der Antragſteller, da die Richtig 
keit der Anerkennung die ſich von ſelbſt verſtehende Vorausſetzung des Antrags iſt, den An⸗ 
trag und damit auch die Ehelichkeitserklärung wegen Irrtums oder arglistiger Täuſchung 
anfechten. Ebenſo kann das Kind aus gleichem Grunde die Einwilligungserklärung anfechten. 
Zu beachten iſt hierbei, daß es nach Erteilung der Ehelichkeitserklärung zum Nach⸗ 
weiſe der Unrichtigkeit der Anerkennung nicht genügt, daß die Mutter innerhalb der Empfängnis⸗ 
zeit noch mit einem andern Manne geſchlechtlich verkehrt hat. Es ſind hier dieſelben Grundſätze, 
15 für die eheliche Abſtammung gelten (88 1591, 1592; vgl. $ 1720 A 1), zur Anwendung zu 

ringen. 


3. Darüber, ob der Einholung der Einwilligung der Mutter oder der Ehefrau des Vaters 
ein dauerndes Hindernis entgegenſteht, hat die über die Ehelichkeitserklärung entſcheidende 
Stelle nach freiem Ermeſſen zu befinden ($ 1726 A 2). Es folgt hieraus, daß die Egelichkeits⸗ 
erklärung nicht wegen irrtümlicher Annahme eines ſolchen Hinderniſſes anfechtbar iſt. 
Die Anfechtung würde nur zuläſſig ſein, wenn das Ermeſſen rein willkürlich ausgeübt oder 
das Vorhandenſein eines Anfechtungsberechtigten einfach überſehen wäre (a. M. Blume A 3). 


8 1736 


Durch die Ehelichkeitserklärung!) erlangt das Kind die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes?) ). 
E 1 1583 Abſ 2 II 1610 Abi 2; M 4 934; P 4 704715 445. 


1. Die Ehelichkeitserklärung tritt — falls hierüber nicht landesrechtlich gemäß 8 1728 
Abſ 8 eine beſondere Beſtimmung getroffen iſt — mit dem Zeitpunkt in Wirkſamkeit, wo 
fie dem den Antrag ſtellenden Vater bekanntgemacht ift (vgl. 88 16 Abi 1, 67 FGG — beſtr.; 
Dernburg IV $ 92 U 9 Hält entſprechend dem § 196 ZUG die Bekanntmachung an das Kind, 
Blume A 4 und andere die Zeit der Unterzeichnung der Verfügung für maßgebend). Rück⸗ 
wirkende Kraft iſt der Ehelichkeitserklärung nicht beigelegt. 


2. Die Stellung eines ehelichen Kindes erlangt das Kind für fi) und feine Abkönnn ⸗ 
linge nur im Verhältnis zu dem den Antrag ſtellenden Vater. Dieſe Rechtsſtellung 
zeigt ſich nicht bloß auf dem Gebiete der elterlichen Gewalt, ſondern auch auf dem Gebiete 
der Unterhaltspflicht, des Vormundſchaftsrechts, des Erbrechts ſowie bei Anwendung der 88 1616 
bis 1625. Beſondere Abmachungen hierüber zwiſchen Vater und Kind vor Erteilung 
der Ehelichkeitserklärung ſind ohne Bedeutung, da dieſe nicht auf einem Vertragsverhältnis, 
ſondern auf einer Verfügung der Staatsgewalt beruht. Dritte Perſonen ſind natürlich nicht 
gehindert, für die von ihnen ausgehenden Zuwendungen zu beſtimmen, ob das für ehelich 
erklärte Kind dem ehelichen gleichſtehen ſoll. — Gegen den natürlichen Vater können, ſolange 
die Ehelichkeitserklärung in Kraft iſt (ogl. § 1735 A 1), keine Anſprüche von dem Kinde er- 
hoben werden (a. A. namentlich Korn in Gruch 55, 798). 


3. Die Legitimation durch Chelichkeitserklärung hat ebenſo wie die Legitimation durch 
nachfolgende Ehe nach 88 5, 17 Nr 5 Rust Ang v. 22. 7. 18 die Wirkung, daß das Kind die 
Staatsangehörigkeit des Vaters erwirbt. Auch in ſonſtigen Beziehungen kommt dem durch 
nachfolgender Ehe legitimierten Kinde auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts die gleiche 
Stellung zu wie dem ehelichen (jo Ach v. 20. 4. 81 über Fürſorge für Witwen und Waiſen 
der Reichsbeamten, RVO v. 19. 7. 11 § 588 ohne Unterſcheidung zwiſchen ehelichen und ehe: 
lich gewordenen Kindern des Vaters, Familienunterſtützungsgeſ. v. 28. 2. 88/4. 8. 14). Das 
Nachfolgerecht in Lehen und Familienfideikommiſſe, ſoweit folche noch beſtehen, beſtimmt 
ſich nach Landesrecht und Sliftungsurkunde (Art 59 EG). 
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8 1737 

Die Wirkungen der Ehelichkeitserklärung erſtrecken ſich auf die Ab⸗ 
kömmlinge des Kindes; ſie erſtrecken ſich nicht auf die Verwandten des 
Vaters. Die Fran des Vaters wird nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des 
Kindes wird nicht mit dem Vater verſchwägert!)). 

Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
zwiſchen dem Kinde und ſeinen Verwandten ergeben, bleiben unberührt, 
ſoweit nicht das Geſetz ein anderes vorſchreibt?). 

E 1 1596 II 1621; M 4 947; P 4 713. 


1. Durch die Ehelichkeitserklarung tritt das Kind ebenſowenig in die Familie des Vaters 
wie das an Kindes Statt angenommene Kind in die Familie des Annehmenden ($ 1768). 
Es entſteht — unbeſchadet des auf der natürlichen Erzeugung beruhenden Eheverbots des 
§ 1310 Abf 3 — kein Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde und den Verwandten 
des Vaters, auch kein Schwägerſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde und der Ehefrau des 
Vaters. Der Vater des Antragſtellers gilt im Sinne der vormundſchaftsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen (88 1776 Abf 1 Nr 3, 1897, 1899) nicht als Großvater des Kindes. Dagegen nehmen 
an der Chelichkeitserklärung teil die Abkömmlinge des Kindes, und zwar (abweichend von 
8 1762) auch die zur Zeit der Ehelichkeitserklärung bereits vorhandenen Abkömmlinge. Dieſe 
Abkömmlinge treten, allerdings erſt von der Ehelichkeitserklärung ab (vgl. 8 1736 A 1), in 
diejenige Rechtsſtellung ein, für welche bereits durch die Abſtammung von dem unehelichen, 
aber der Legitimation fähigen Kinde der Grund gelegt war. Auf den Ehegatten des Kindes 
oder der Abkömmlinge erſtreckt ſich die Wirkung der Chelichkeitserklärung nicht. 

2. Eine notwendige Folge davon, daß das für ehelich erklärte Kind nicht in die Familie 
des Vaters eintritt, iſt es, daß das Kind in der Familie der Mutter verbleibt. Die aus dem 
Verwandtſchaftsverhältnis zwiſchen dem Kinde und der unehelichen Mutter ſowie ihren Ver: 
wandten ſich ergebenden Rechte und Pflichten erfahren — abgeſehen von den für die Mutter 
geltenden beſondern Beſtimmungen der 8$ 1738, 1739 u. 1305 (f. $ 1738 A 3) — nur da⸗ 

urch eine Anderung, daß mit den Rechten der Mutter und ihrer Verwandten (Erbrecht, Unter⸗ 
haltsanſpruch uſw.) nunmehr das Recht des Vaters zuſammentrifft. 


§ 1738 
Mit der Ehelichkeitserklärung!) verliert die Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Hat ſie dem Kinde Unterhalt 
zu gewähren, ſo treten Recht und Pflicht wieder ein, wenn die elterliche 
Gewalt des Vaters endigt oder wenn ſie wegen Geſchäftsunfähigkeit des 
Vaters oder nach § 1677 ruht?) s). 
E 1 1597 II 1622; M 4 948 ff.; B 4 714. 


1. Über den Zeitpunkt, in dem die Ehelichkeitserklärung wirkſam wird, |. $ 1736 A 1. 
der , Das Fürſorgerecht der Mutter für die Perſon des Kindes ($ 1707) muß als mit 
995 elterlichen Gewalt des Vaters unvereinbar hinter dieſer zurücktreten und geht inſofern 
er Mutter verloren. An ſich würde es zuläffig fein, das Fürſorgerecht für die Zeit nach Be⸗ 
Ab gung der elterlichen Gewalt oder während des Ruhens der Gewalt im Falle des 5 1676 
Abs 1 u. 8 1677 — im Falle des § 1677 Abſ 2 verbleibt dem Vater die Fürſorge — fort. 
beftehen zu laſſen. Man hat jedoch hiervon Abſtand genommen, weil inzwiſchen eine zu große 
Entfremdung zwiſchen Mutter und Kind eingetreten fein kann (M 4, 949). Nur wenn hinzu⸗ 
kommt, daß die Mutter in Erfüllung ihrer geſetzlichen Unterhaltspflicht dem Kinde tatſachlich 
ganz oder teilweise) Unterhalt gewährt, tritt in den bezeichneten Fällen mit der Unter 
Eeltegewährung ihr Recht der tatfächlihen Fürſorge wieder in Kraft (vgl. $ 1765 Ab] 2). 
Es würde unbillig ſein, die Mutter nur die Laſt des Unterhalts tragen zu laſſen, ohne ihr das 
in weſentlichem Zuſammenhang hiermit ſtehende Recht der Fürſorge (ogl. § 1612 Abſ 2) 
zu geben. Das Recht der Fürſorge kann auf Grund des § 1666 eingeſchränkt oder gänzlich 
1 werden. Wird es von der Mutter nicht ausgeübt, ſo bleibt das volle Recht des Vaters 
3. Sweiſelhaft kann fein, ob der Mutter das Recht des perſönlichen Verkehr mit dem Kinde 
Fürsorge Für die Bejahung kann angeführt 1 daß AR bie Ehelichkeitserklärung das 
mistgeredht der Mutter (vgl. A 2) nicht vollſtändig verlorengeht. Immerhin ift es ſehr un- 
. ob jemals dies Fürſorgerecht wirkſam wird, und es iſt danach von dem Standpunkt 
ih „ daß das Recht auf perſönlichen Verkehr mit dem Kinde ein Ausfluß der Perſonenfürſorge 
(5 1686 A 1), das Richtigere, diefes Recht der Mutter bis zu dem etwaigen Eintritt der 
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Perſonenfürſorge in gleicher Weiſe wie den Eltern des an Kindes Statt angenommenen Kindes 
(8 1765 A 2) zu verſagen (Sächſ OLG 28, 396; abw. OLG Stuttgart in RIA 11, 251). Hier ⸗ 
durch wird nicht ausgeſchloſſen, daß zwiſchen Vater und Mutter über das Recht des Verkehrs 
mit dem Kinde Vereinbarungen getroffen werden dürfen, die, ſoweit das Wohl des Kindes 
nicht durch ſie beeinträchtigt wird, als verbindlich anzuſehen ſind. Als ein Mißbrauch des 
Rechtes des Vaters, der das Vormundſchaftsgericht zum Einſchreiten berechtigt, iſt es unter 
Umſtänden zu erachten, wenn das Kind vollſtändig dem Verkehr mit der Mutter entzogen wird. 
Ein ſolcher Mißbrauch kann auch darin liegen, daß der Vater ohne zwingenden Grund den 
perſönlichen Verkehr davon abhängig machen will, daß die Mutter ſich hierbei nicht als Mutter, 
ſondern als Tante bezeichnet (vgl. RA 11, 251; KJ 43 A 285). Das Recht der Einwilligung 
zu der Eheſchließung ihres noch nicht 21 Jahre alten Kindes geht der Mutter nach 8 1305 
Abſ 1 lebter Satz durch die Ehelichkeitserklärung dauernd verloren. Über die Einwilligung zur 
Kindesannahme ſ. § 1747 A 1. 


8 1739 


Der Vater iſt dem Kinde und deſſen Abkömmlingen vor der Mutter 
und den mütterlichen Verwandten zur Gewährung des Unterhalts ver⸗ 


pflichtet!) 

E I 1598 II 1623; M 4 949; P 4 7186. 

1. Die Folge der Ehelichkeitserklärung ift, daß die Pflicht zur Unterhaltung des Kindes, 
was mit $ 1606 Abſſ2 in Einklang ſteht, den Vater vor der Mutter trifft und daß ebenſo zur 
Unterhaltung der Abkömmlinge des Kindes, während ſonſt die väterlichen und mütterlichen 
Großeltern nach $ 1606 Abſ 2 zu gleichen Teilen haften, der Vater vor der Mutter verpflichtet 
iſt. Die Mutter und die nach ihr haftenden mütterlichen Vorfahren haben hiernach für den 
Unterhalt nur inſoweit einzuſtehen, als der Vater ohne Gefährdung des eigenen ſtandesgemäßen 
Unterhalts zur Erfüllung der Unterhaltspflicht nicht imſtande iſt oder die Rechtsverfolgung 
gegen ihn erheblich erſchwert ift (58 1603, 1607). $ 1739 entſpricht der für die Annahme an 
Kindes Statt geltenden Beſtimmung des § 1766 Abſ 1. 


8 1740 


Will der Vater eine Ehe eingehen !), während er die elterliche Gewalt 
über das Kind hat, ſo finden die Vorſchriften der 88 1669 bis 1671 An⸗ 
wendung. 

E 1 1599 II 1624; M 4 949; P 4 716; 6 299. 


1. In Anſehung des für ehelich erklärten Kindes treten, wenn der Vater nachher eine 
Ehe eingeht, dieſelben Anderungen ein, als wenn das Kind in der Ehe geboren wäre und 
nach Auflöſung dieſer Ehe eine neue Ehe von dem Vater geſchloſſen würde. Es ſind deshalb 
von dieſem hinſichtlich des Nachweiſes des Vermögens und der Auseinanderſetzung (SS 1669 
bis 1671, 1314) die gleichen Pflichten zu erfüllen wie bei der Wiederverheiratung (vgl. § 1761). 
Darauf, ob er bei Erteilung der Ehelichkeitserklärung tatſächlich verheiratet war, kommt es 
hiernach nicht weiter an. 


Achter Titel 
Annahme an Kindes Statt 


1. Die unbeſchräulte Zuläſſigkeit der Annahme an Kindes Statt würde der Eheſchließung 
nicht förderlich fein. Die Kindesannahme iſt daher nur unter Beſchräukungen (88 1741, 1744) 
geſtattet. Auch iſt Vorſorge getroffen, daß ſie nicht zur Verfolgung eigennütziger Zwecke miß . 
braucht wird (§8 1752, 1759, 1760, 1767, 1771). Das durch die Annahme an Kindes 
Statt geſchaffene Rechtsverhältnis iſt grundſätzlich dem natürlichen Kindesverhältuis nach” 
gebildet (vgl. 88 1744, 1742, 1743, 1746, 1749, 1757). Ein Verwandtſchaftsverhältuis wird 
jedoch nur zwiſchen den Vertragsparteien begründet, als welche auch der Ehegatte des An, 
nehmenden und die zur Zeit des Vertragsſchluſſes vorhandenen Abkömmlinge des Kindes 
zugezogen werden können (88 1757 Abs 2, 1702, 1763). Eine ſehr erwünſchte Anwendung 
findet die Annahme an Kindes Statt bei Kriegerwaiſen. Das Zuſtaudekonnmen ſolcher Ber’ 
träge ift von den Behörden (wie z. B. die ABf des Pr JMin v. 7. 7. 15 in J eBl 129 vor’ 
ſchreibt) möglichſt zu fördern, namentlich auch bei Behandlung der Geſuche um Befreiung von 
dem Erfordernis des Alters. Den Behörden wird empfohlen, für die Beſchaffung der be‘ 
nöligten Urkunden ſelbſt zu ſorgen. Über Kindesannahnie durch Kriegerwitwen vgl. 5 1758 A . 
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2. Räumlicher Geltungsbereich. Die Vorausſetzungen und Rechtswirtungen der An⸗ 
nahme an Kindes Statt beſtimmen fid) gemäß Art 22 Abſ 1 Ech nad) deutſchem Recht, wenn der 
Annehmende „zur Zeit der Annahme“, das iſt zur Zeit der Mitteilung der Beſtätigung an 
den Annehmenden (vgl. S 1754 A 1), die Reichsangehörigkeit beſitzt. Es gilt dies grundſatzlich 
auch binſichtlich des in 1748 Abſ 3 u. 8 1750 Abſ 2 vorgeſchriebenen Formerforderniſſes, 
mit der Beſonderheit natürlich, daß darüber, wie die öffentliche Beurkundung zu bewirken iſt, 
bei einer im Auslande erfolgten Beurkundung nur das ausländiſche Recht maßgebend ſein rann. 
Art 11 Abs 1 Satz 2 EG iſt hiernach nicht unbedingt entſcheidend (anders die herrſchende Au⸗ 
ſicht). Der Grundſatz des Art 22 Abf1 it einer ergänzenden Ausdehnung auf Ausländer fähig 
(dal. Vorbem 7 vor § 1). Auch das ausläudiſche Recht wird der Regel nach dahin zu ver⸗ 
ſtehen fein, daß für die Beſtätigung (8 1741) und für die Bewilligung der Befreiung (8 1745) 
die Behörde dieſes Auslaudsſtaates ausſchließlich zuſtändig it. Eine beſondere Schutzbe⸗ 
ſtimmung im Intereſſe des Deutſchen iſt es, daß bei Kindesannahme eines Deutſchen durch 
einen Ausländer hinſichtlich des Erforderniſſes der Einwilligung des Kindes, ſeiner Eltern 
(beziehentlich ſeiner unehelichen Mutter) und des Ehegatten des Kindes den Vorſchriften 
des deutſchen Rechtes genügt fein muß (Art 22 Abſ 2 Ec). Wird ein Ausländer von einem 
Deutſchen an Kindes Statt angenommen, ſo wird hinſichtlich der Frage, inwieweit die nach 
deutſchem Recht vorgeſchriebene Einwilligung des Kindes und ſeiner Angehörigen zu erfordern 
ift, das Heimatsrecht des Ausländers zu berückſichtigen fein. Eine andere Frage iſt, inwieweit 
die Einwilligungserklärung der Mitwirkung des geſetzlichen Vertreters und der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts bedarf.? Dieſe Frage iſt allgemein nach dem Heimatsrecht des 
Einwilligungsberechtigten zu eutſcheiden (vgl. Sternberg in IW 1913, 567ff.). Desgleichen 
iſt die Einwirkung der Kindesannahme auf das Recht der Eltern des angenommenen Kindes 
nach dem Heimatsrecht der Eltern zu beurteilen (RG 13. 10. 19 IV 103/19). Erwirbt der 
Annehmende nach Auuahme an Kindes Statt eine andere Staatsangehörigkeit, ſo wird hier⸗ 
durch eine Anderung der durch die Annahme des Wahlkindes bereits eingetretenen Rechts⸗ 
wirkungen nicht herbeigeführt. 

3. übergangsvorſchriften. Die Gültigkeit einer vor Inkrafttreten des BGB erfolgten 
Annahme an Kindes Statt und der Zuſtimmungserklärungen dritter Perſonen ſowie die 
Rechtswirkungen dieſes Vertrags find nach bisherigem Recht zu beurteilen, vorausgeſetzt, 
daß der Vertrag unter Herrſchaft dieſes Rechtes vollwirkſam geworden iſt (Art 209 EG; RG 
Gruch 47, 653). Nach früheren Recht beſtimmt ſich insbeſondere, ob und inwieweit durch die 
Kindesannahme ein Verwandtſchaftsverhältnis und Namensrecht begründet iſt und welche 
Einſchränkungen durch den Aunahmevertrag die Eltern des angenommenen Kindes in ihren 
Rechten erlitten haben. Dieſe Regel erleidet indes inſofern eine Ausnahme, als der Inhalt 
der dem Annehmenden zukommenden elterlichen Rechte und Pflichten, ſoweit eben das Kind 
durch den früheren Annahmevertrag dem ehelichen Kinde gleichgeſtellt ift, ſich gemäß Art 203 C05 
vom Jukrafttreten des BGB an lediglich nach deſſen Vorſchriften beſtimmt (RG JW 1919, 824°). 

4. Das BGB kennt als familienrechtlichen Vertrag, durch welchen ein Eltern: und Kindes 
verhältnis begründet wird, nur die Annahme an Kindes Statt, nicht den Vertrag über An⸗ 
nahme eines Pflegetindes. Der Inhaber der elterlichen Gewalt wird durch Abſchluß eines 
ſolchen Vertrags nicht gehindert, das Kind jederzeit zurückzufordern. Der Verzicht auf das 
Rückforderungsrecht kannkauch nicht durch Vereinbarung einer Vertragsſtrafe (vgl. 8 344) 
oder durch Abernahme einer Verpflichtung zum Schadenserſatz wirkſam gemacht werden. 
Haben die Pflegeeltern der Tochter eine Ausſtattung gewährt, fo lönnen die Verhaltniſſe ſo 
liegen, daß in der ſchenkungswelſen Zuwendung die Erfüllung einer ſittlichen Pflicht ($ 534) 
zu ſehen iſt ( JW 1917, 480). Die famikienrechtlichen Wirkungen des im preußiſchen Recht 
anerkannten Pflegekindſchaftsverhältniſſes (ALR II 2 98 753 ff.) find ſeit dem 1- Jan. 1900 fort 
gefallen (RG 24 1. 07 B IV 6/07). Ein vor dieſem Zeitpunkt geſchloſſener Eintindichafts- 
vertrag hat, foweit darin nicht eine gültige Kindesannahme enthalten ist, mit Inkrafttreten 
des BGB ſeine perſonenrechtliche Wirkſamkeit verloren, während die vermögensrechtlich, 
insbeſondere erbrechtlich übernommenen Verpflichtungen fortdauern (R IW 1915, 954), 
Eine in dem Vertrage übernommene Unterhaltspflicht wird meift in dem Sinne aufzufalfen 
fein, daß die Beſtimmungen des jeweils geltenden Rechtes über die zwiſchen Vater und Kind 
beſtehende Unterhaltspflicht maßgebend fein ſollen (RGS 22. 9. 02 IV 140/02; vgl. KG 
48 A 57). Nach dem Gel. v. 28. 2. 88/4. 8. 14 und BRD v. 21. 1. 16 haben im Falle der 
Bedürftigkeit auch Pflegekinder und Pflegeeltern Anſpruch auf Kriegsunterſtützung. 

5. Auf dem Gebiete des öffentlichen Rechtes hat die Annahme an Kindes Statt meiſt 
keine Bedeutung. Sie hat nach $ 3 RuStAngch v. 22. 7. 18 den Eintritt des Kindes in die 
Staatsangehörigkeit des Annehmenden nicht zur Folge. Dagegen wird, was die Wir⸗ 
kung der Verleihung der Staatsangehörigkeit, der Enklaſſung und des ſonſtigen Verluſtes 
der Staatsangehörigkeit betrifft, zwiſchen dem angenommenen Kinde und den ſonſt in elter⸗ 
licher Gewalt befindlichen Kindern kein Unterſchied gemacht (88 16 Abſ 2 und 29 dieſes Gef. — 
vgl. § 1610 A 2). Auch hinſichtlich der Erbſchaftsſtener ift das angenommene Kind (4. Steuer- 
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klaſſe) dem ehelichen nicht gleichgeſtellt (88 27, 28 RErbſchStch v. 10. 9. 19). Dagegen zeigt 
ſich die durch die Annahme an Kindes Statt begründete Familiengemeinſchaft darin wirlſam, 
daß das angenommene Kind geradeſo wie das eheliche Kind den Unterſtützungswohnſitz des 
Annehmenden teilt ($ 18 UWG v. 30. 5. 08). Die Frage, ob durch die Annahme an Kindes 
Statt der Adel übertragen wird, ob es hierzu der ſtaatlichen Genehmigung bedarf, ent⸗ 
ſcheidet ſich nach Landesrecht (vgl. 8 1758 A 1). Das Ausbleiben der Genehmigung kann 
die Hinfälligke des ganzen Vertrags bewirken, wenn die Kindesannahme nicht ohne die 
Adelsübertragung gewollt war (RG LZ 1918, 393). In Lehen und Familienfidei⸗ 
kommiſſe iſt das angenommene Kind, falls für Familienfideikommiſſe in der Stiftungs- 
urkunde nichts anderes feſtgeſetzt iſt, nach Landesrecht (vgl. Art 59 EG) regelmäßig nicht 
nachfolgeberechtigt. 


8 1741 


Wer keine ehelichen Abkömmlinge hat!), kann durch Vertrag?) mit einem 
anderen dieſen an Kindes Statt annehmen). Der Vertrag bedarf der Be⸗ 
ftätigung‘) durch das zuſtändige Gericht“). 

EI 1601 Ubf 2, 1602 Satz 1, 1617 Satz 1 II 1625 Ubj 1, 1681 Satz 1, 1632 Abſ 1 Satz 11 M 4 951 und 
972; P 4 718 u. 724. 

1. Ein Hindernis der Annahme an Kindes Statt bildet das Vorhandenſein ehelicher 
Abkömmlinge auf ſeiten des Annehmenden nur, wenn ſie zur Zeit des Abſchluſſes des An⸗ 
nahmevertrags — wodurch eine Bindung zwiſchen den Vertragſchließenden bewirkt wird 
(81754 Ab] 1 Satz 2) — bereits geboren, nicht bloß erzeugt find (a. M. Dernburg IV 8 94 unter J). 
Zu den ehelichen Abkömmlingen ſind auch die legitimierten Kinder (88 1719, 1723) und die 
als ehelich geltenden Kinder aus einer nichtigen Ehe (§8 1699, 1704) zu zählen. Die Nicht 
beachtung des hier aufgeſtellten Erforderniſſes, wovon Befreiung nicht gewährt werden kann, 
macht den Annahmevertrag nichtig, auch wenn er die gerichtliche Beſtätigung erhalten haben 
ſollte. Stellt ſich nach Beſtätigung des Annahmevertrags heraus, daß der für tot erklärte Ab⸗ 
kömmling noch am Leben iſt, ſo hat dies jedoch die Nichtigkeit nicht zur Folge. Die Vorſchrift 
des $ 1741, die verhindern will, daß eine Verkürzung der vorhandenen ehelichen Abkömmlinge 
eintritt, ſchließt übrigens nicht aus, daß der Enkel von dem Großelternteil, der keine ſon⸗ 
ſtigen ehelichen Abkömmlinge hat, an Kindes Statt angenommen werden darf (RIA 14, 120). 

2. Die Annahme an Kindes Statt ſetzt einen Vertrag zwiſchen dem Annehmenden und dem 
angenommenen Kinde voraus, nicht einen Vertrag mit den Eltern oder der unehelichen Mutter 
des Kindes, welche nur durch Erteilung der Einwilligung an dem Vertrage teilnehmen. Der 
Vertrag hat die Natur eines familienrechtlichen Vertrags. Eine Bindung ($ 1754 Abf 1) wird 
nur erzeugt durch die in der Form des § 1750 Abf 2 erklärte Einigung. Eine Verpflichtung zur 
Abſchließung eines Kindesannahmevertrags oder zur Aufhebung eines ſolchen Vertrags kann 
nicht gültig eingegangen werden. Ebenſowenig können die Grundſätze über die bindende 
gr eines Vertragsantrags (88 145ff.) Platz greifen. Über die Dauer der Bindung f. $ 1754 


3. Das BGB kennt nur eine Annahme an Kindes Statt (vgl. 88 1742, 1753 Abf 1, 
1767 Abſ 2), nicht eine Annahme an Enkel Statt. Zuläſſig iſt es, daß der Vater oder die 
Mutter das eigene uneheliche Kind an Kindes Statt annimmt, wie auch eine derartige 
Kindesannahme vielfach in Gebrauch iſt. Sie behält neben der Einrichtung der Legitimation 
durch nachfolgende Ehe oder Ehelichkeitserklärung ihre ſelbſtändige Bedeutung (vgl. RG 
JW 06, 5992). Es iſt oft nur auf dieſem Wege möglich, den Makel der unehelichen Geburt 
völlig zu tilgen. Für die uneheliche Mutter bildet die Möglichkeit der Kindesannahme einen 
Erſatz für die nur auf Antrag des Vaters zuläſſige Ehelichkeitserklärung. Der Vertrag kann 
nur zum Zwecke der Herſtellung eines wirklichen Kindesverhältniſſes benutzt werden. Iſt die 
Abſicht der Parteien nicht hierauf, ſondern nur auf die Namensänderung (vgl. 8 1758) 
gerichtet, ſo iſt der Vertrag als zum Schein abgeſchloſſen als nichtig anzuſehen und kann 
aus dieſem Grunde, da die Eingehung eines ſolchen nichtigen Vertrags nicht im Intereſſe des 
Mündels iſt, die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zu dem Vertrage verſagt werden 
(OLG 7, 425; 12, 347; Seuffl 60 Ar 69; KJ 32 A 47; vgl. RG 29, 132). Bloß aus dem 
Grunde kann die Ernſtlichkeit des Vertrages nicht verneint werden, weil zur Zeit wegen 
weiter Entfernung der Parteien oder aus anderm Grunde der dem Kindesverhaltnis ent 
ſprechende tatſächliche Zustand nicht hergeſtellt werden kann (RG Warn 1911 Nr 3). Nichtig 
iſt der Vertrag auch dann, wenn er gegen die guten Sitten verſtößt (§ 138). Von einer 
Nichtigkeit kann aber nicht die Rede ſein, wenn der eine Vertragsteil den unſittlichen Charakter 
der vom Vertragsgegner erſtrebten Zwecke und gehegten Beweggründe nicht erkannt hat 
(RG 25. 4. O7 IV 470/06). Nichtigkeit nach $ 138 iſt anzunehmen, wenn beide Teile darüber 
einig find, daß der Vertrag nur dazu dient, die Anfechtung eines Erbvertrags oder gemein- 
ſchaftlichen Teſtaments zu ermöglichen und nach Erreichung dieſes Zweckes wieder aufgehoben 
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werden ſoll. Aber auch, wenn nur der Annehmende in dieſer Abſicht gehandelt hat, kann doch 
die zur Erreichung des ſittenwidrigen Zwecks von dieſem erklärte Anfechtung des Erbvertrags 
oder gemeinſchaftlichen Teſtaments nach $ 138 nichtig ſein (MG JW 1917, 5862). Der Gültig⸗ 
keit des Vertrags ſchadet es nicht, wenn beide Teile zu ſeiner Eingehung nur dadurch beſtimmt 
ſind, daß der adlige Name hat übertragen werden ſollen. 

4. Zuſtändig für die Beſtätigung iſt nach SS 65, 66 FGG das Amtsgericht, in deſſen 
Bezirk der Annehmende feinen Wohnſitz oder in Ermanglung eines inländiſchen Wohn ⸗ 
ſitzes ſeinen Aufenthalt zu der Zeit hat, wo der Antrag bei dem Amtsgericht eingeht oder das 
beurkundende Gericht (Notar) mit der Einreichung beauftragt iſt. Es wird damit dem An⸗ 
nehmenden, wenn er ein in Deutſchland lebender Ausländer iſt, ein zuftändiges Gericht 
für den Fall zur Verfügung geſtellt, daß ſein Heimatsrecht die Beſtätigung durch ein aus⸗ 
ländiſches Gericht zuläßt (vgl. Vorbem 2 vor 8 1741). Im Intereſſe des im Auslande be- 
findlichen Deutſchen iſt eine beſondere Zuſtändigkeitsbeſtimmung (Zuſtändigkeit auf Grund des 
letzten inländiſchen Wohnſitzes, äußerſtenfalls des von der Landesjuſtizverwaltung oder 
dem Reichskanzler beſtimmten Gerichts) in § 66 Abſ 2 gegeben. Die örtliche Unzuſtändigkeit 
iſt auf die Gültigkeit der Beſtätigung ohne Einfluß (§ 7 FGG). Eine Beſchwerde, und zwar 
die ſofortige Beſchwerde, die von jedem der Vertragſchließenden erhoben werden kann, findet 
nach 8 68 FG nur gegen die Verſagung der Beſtätigung ſtatt. 


8 1742 


Die Annahme an Kindes Statt kann nicht unter einer Bedingung oder 
einer Zeitbeſtimmung erfolgen )). 
E I 1615 II 1630; M 4 971; P 4 724. 


1. Die Annahme an Kindes Statt kann, da das durch ſie begründete Kindesverhältnis 
dem natürlichen Kindesverhältnis entſprechen ſoll, zeitlich nicht begrenzt werden, weder 
durch Beifügung eines Anfangstermins oder Endtermins noch durch Beifügung einer auf- 
ſchiebenden oder auflöſenden Bedingung. Der Annahmevertrag bleibt in ſolchem Falle un ⸗ 
gültig, auch wenn der Anfangstermin oder die Bedingung noch vor der Beſtätigung ein- 
getreten ſein ſollte. Eine zeitliche Begrenzung kann übrigens auch nicht dadurch herbeigeführt 
werden, daß die Verpflichtung übernommen wird, zu einer beſtimmten Zeit oder bei Eintritt 
einer beſtimmten Bedingung die Aufhebung der Kindesannahme zu bewilligen (vgl. 8 1741 

2). Keinen Verſtoß gegen 8 1742 enthält es, wenn als Bedingung ein Umſtand geſetzt wird, 
der ſchon die geſetzliche Vorausſetzung für die Gültigkeit des Vertrags bildet. Über den Fall, 
daß die Kindesannahme nur dem Zweck der Adelsübertragung diente, |. Vorbem 5 vor 9 1741. 


8 1743 


Das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes ſteht einer weiteren 
Annahme an Kindes Statt nicht entgegen!). 
E 1 1602 Satz 2 II 1625 Abſ 2; M 4 969; P 4 719. 


1 Daraus, daß das angenommene Kind dem ehelichen gleichſteht ($ 1757 Abſ 1), könnte 
die Schlußfolgerung gezogen werden, daß ebenſo wie das Vorhandensein eines ehelichen Kindes 
($ 1741) auch das Vorhandenſein eines angenommenen Kindes einer neuen Kindesannahme 
entgegenftehe. Dieſer Schlußfolgerung will $ 1748 vorbeugen. Wie das eheliche Kind ſich 

e Schmälerung feiner Rechte durch die Geburt eines zweiten ehelichen Kindes gefallen laſſen 
Muß, ſo muß auch das angenommene Kind die Annahme eines weiteren Kindes dulden. 

ft bie Abſicht bei der zweiten Kindesannahme auf dieſe Schmälerung gerichtet, ſo wird unter 

inſtänden $ 188 oder $ 826 zur Anwendung gebracht werden können. 


S 1744 


Der Annehmende muß das fünfzigſte Lebensjahr vollendet Haben!) und 
mindeſtens achtzehn Jahre älter ſein als das Kinde). 
E T 1607 Abſ 1, 1604 Abſ 1 II 1626 Wi 1; M 4 960; P 4 720. 


1. Die Vollendung des 50. Lebensjahrs wird verlangt, weil bei dieſem Alter die Aus icht 
auf Gewinnung leiblicher Kinder nur eine geringe iſt. Die weitere Heraufſetzung der Altes 
Prenge wurde den praktiſchen Wert der Kindesannahme zu ſehr verkümmern. Das 50. Lebens⸗ 
Jahr ft, wie aus § 187 Abſ 2 folgt, mit dem Beginn des 50. Geburtstags vollendet. Befreiung 

on dieſem Erfordernis iſt nach $ 1745 zuläffig. 
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2. Soll die Kindesannahme ihrem Zweck entſprechend (vgl. Vorbem 1 vor $ 1741) einen 
dem natürlichen Kindesverhältnis nachgebildeten Zuſtand herbeiführen, jo muß der Alters⸗ 
unterſchied ein ſolcher ſein, daß der Annehmende in Wirklichkeit der Vater (bzw. Mutter) 
des angenommenen Kindes fein könnte. Es wird deshalb (in Auſchluß an die plena pubertas 
des römiſchen Rechtes), und zwar ohne Unterſcheidung, ob der Annehmende ein Mann oder 
eine Frau iſt, ein Altersunterſchied von 18 Jahren gefordert. Das Kind darf nicht vor Beginn 
des 18. Geburtstags des Annehmenden geboren ſein. 


8 1745 


Von den Erforderniſſen des § 1744 kann Befreiung bewilligt werden, 
von der Vollendung des fünfzigſten Lebensjahrs jedoch nur, wenn der An⸗ 
nehmende volljährig iſt!). 

Die Bewilligung ſteht dem Bundesſtaate zu, dem der Annehmende an⸗ 
gehört; iſt der Annehmende ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat angehört, 
ſo ſteht die Bewilligung dem Reichskanzler zu?). 

über die Erteilung der einem Bundesſtaate zuſtehenden Bewilligung 
hat die Landesregierung zu bejtimmen?). 

E I 1603 Abſ 2, 1604 Abſ 2, 1605 II 1626 Abſ 2 u. 3; M 4 960; P 4 718; 6 67 u. 304. 


1. Die Zuläſſigkeit der Befreiung von dem Erfordernis des 50, Lebensjahrs hat haupt- 
ſächlich darin ihren Grund, daß die Unwahrſcheinlichkeit der Gewinnung leiblicher Kinder 
nach der beſondern Beſchaffenheit des Annehmenden ſchon in einem früheren Lebensalter 
eintreten kann. Dem Geſuche um Befreiung pflegt demgemäß ein amtsärztliches Zeugnis 
darüber beigefügt zu werden, daß der Geſuchſteller leibliche Kinder nicht mehr zu erwarten 
hat. Eine Schranke iſt jedoch in dieſer Beziehung dem Ermeſſen der für die Befreiung zuſtän⸗ 
digen Stelle nur inſofern gezogen, als der Annehmende mindeſtens volljährig ſein muß, 
da es widerſinnig ſein würde, die Annahme an Kindes Statt in einem früheren Alter als die 
Eheſchließung, die wenigſtens beim Manne die Volljährigkeit vorausſetzt, zu geſtatten. Der 
Volljährigkeit des Annehmenden iſt auch hier (wie in dem Falle des $ 1303) die Volhjahrigkeits. 
erklärung gleichzuſtellen. Für die Befreiung von dem Erfordernis des Altersunterſchiedes 
konnen die verſchiedenſten Rückſichten perſoͤnlicher und allgemeiner Art maßgebend ſein. — 
Die Gültigkeit des Annahmevertrags kann nicht aus dem Grunde angefochten werden, weil 
die Bewilligung der Befreiung durch unwahre Angaben erſchlichen ſei (NG 25. 4. 07 IV 470/06). 

2. Die Bewilligung der Befreiung ift, falls der Annehmende nur die Reichsangehörigkeit 
beſitzt, dem Reichskanzler übertragen, und iſt in übrigen Sache des Bundesſtaats, 
der auch die erforderlichen Ausführungsvorſchriften über Zuſtändigkeit und Verfahren zu 
erlaſſen hat. Wenn 8 1745 dieſe Anordnungen der Land esregierung zuweiſt, Jo hat damit 
nicht unter Eingriff in das innerſtaatliche Recht des Bundesſtaats die Unzuläſſigkeit einer 
geſetzlichen Regelung oder eine Beſchränkung hinſichtlich der zum Erlaß der Ausführungs- 
vorſchriften zuſtändigen Stelle feſtgeſetzt werden ſollen (vgl. $ 1322 Abſ 3). Die Bewilligung 
ſteht dem Bundesſtaat zu, dem der Annehmende angehört, bei mehrfacher Staatsangehörig⸗ 
keit dem von dem Annehmenden zuerſt angegangenen Bundesſtaat (a. M. Staudinger 
A 2). Dem Ermeſſen der zuſtändigen Stelle, als welche meiſt der Juſtizminiſter beſtimmt 
iſt, bleibt es überlaſſen, vor Erteilung der Bewilligung den Abſchluß des Annahmevertrags 
und die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung des Vertrags zu fordern. Dieſe Genehmi⸗ 
gung kann nicht deshalb abgelehnt werden, weil vor der Bewilligung der Befreiung die Gültig⸗ 
keit des Vertrags noch in der Schwebe iſt. Wegen der Beſchwerde gegen die Verſagung der 
Genehmigung ſ. 8 1821 A 2. 

Ss 1746 


Wer verheiratet ift, kann nur mit Einwilligung jeines Ehegatten!) an 
Kindes Statt annehmen oder angenommen werden. 

Die Einwilligung iſt nicht erforderlich, wenn der Ehegatte zur Abgabe 
einer Erklärung dauernd außerſtande oder jein Aufenthalt dauernd un⸗ 
bekannt ift?). 

E 1 1606, 1609, 1611 Satz 1 II 1627, M 4 961 ff.; P 4 721. 

1. Wenn auch aus der Annahme an Kindes Statt dem Ehegatten des Annehmenden 
und des angenommenen Kindes keine Rechte und Pflichten erwachſen, ſo übt doch die Kindes“ 


annahme auf die Geſtaltung des gemeinſchaftlichen ehelichen Lebens eine ſolche Einwirkung, 
daß der eine Ehegatte nicht ohne Einwilligung des andern Ehegatten den Annahmevertrag 
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schließen darf. Die Nichterteilung der Einwilligung macht übrigens dieſen Vertrag nicht 
derart ungültig, daß die Bindung der Vertragſchließenden aufgehoben ware, ſondern ſchließt 
nur die Beſtätigung aus. Über den Zeitpunkt, bis zu welchem die Einwilligung erteilt ſein 
muß, ſ. 8 1754 A 2 a. E. 

2. Die Einwilligung des Ehegatten braucht nicht eingeholt zu werden, wenn, wie in 
Abf 2 näher beſtimmt iſt, ein dauerndes Hindernis entgegenſteht, worüber das Gericht bei 
Erteilung der Beſtätigung nach freiem Ermeſſen zu beſtimmen hat (. 8 1726 A 2 u. 8 1756 
A J). Der Fall, daß ein dauerndes Hindernis der Erteilung der Einwilligung entgegen⸗ 
hehe kann namentlich bei einem Findelkinde vorkommen, deſſen Eltern nicht zu ermitteln 
ind. — Zur Aufhebung der Annahme an Kindes Statt iſt die Einwilligung des andern 
Ehegatten nicht erforderlich. 


8 1747 


Ein eheliches Kind kann bis zur Vollendung des einundzwanzigſten 
Lebensjahrs nur mit Einwilligung der Eltern, ein uneheliches Kind kann 
bis zum gleichen Lebensalter nur mit Einwilligung der Mutter an Kindes 
Statt angenommen werden!). Die Vorſchrift des § 1746 Abſ 2 findet ent⸗ 
ſprechende Anwendung?) “). 

E 1 1610, 1611 Satz 1 II 1629; M 4 964; P 4 721. 


1. Die Einwilligung der Eltern und bei einem unehelichen Kinde die Einwilligung 
der Mutter wird nicht bloß in ſolchen Fällen gefordert, in denen die Kindesannahme den 
Verluſt der elterlichen Gewalt beziehentlich des Fürſorgerechts für die Perſon des Kindes 
(8 1765) zur Folge hat. § 1747 verlangt die Einwilligung auch für das volljährig erklarte Kind 
unter 21 Jahren, obſchon durch die Volljährigkeitserklärung die elterliche Gewalt und das 
Fürſorgerecht erlifcht (8 1626). Es handelt ſich ſomit bei dem den Eltern und der unehelichen 

utter gegebenen Einwilligungsrecht um einen Ausfluß des natürlichen Verwandtſchafts⸗ 
verhältniſſes. Gegen ihren Willen ſoll die Kindesannahme, die leicht zu einer Lockerung der 
verwandtſchaftlichen Beziehungen führt, überhaupt nicht erfolgen dürfen. Bei einem ehe⸗ 
lichen Kinde unter 21 Jahren iſt die Einwilligung beider Eltern erforderlich, da die Aus⸗ 
übung eines Rechtes der elterlichen Gewalt nicht in Frage ſteht, der Vater ſomit kein Vor⸗ 
recht vor der Mutter beanſpruchen kann. Das Einwilligungsrecht ſteht dem Vater eines aus 
bechtiger Ehe hervorgegangenen Kindes (nach Auflöſung der Ehe), wenn ihm die Nichtigkeit 
ei der Eheſchließung bekannt war, nicht zu, da er in dieſem Falle aller Rechte aus der Vater 
haft nicht bloß der Rechte der elterlichen Gewalt verluſtig geht (8 1701). Iſt das Kind durch 
„oelichteitgerflärung legitimiert, fo bedarf es nicht bloß der Einwilligung des Vaters, der 
Sr die Ehelichkeitserklärung die elterliche Gewalt erlangt hat, ſondern auch der Mutter, 
a ihr die Rechte aus dem Verwandtſchaftsverhältnis geblieben ſind (8 1737 Abſ 2). 


110 2. Der Mangel der Einwilligung hat zur Folge, daß das Kind von den Eltern oder der 
Br ehelichen Mutter geradefo zurückgefordert werden darf, als wenn ein Annahmevertrag 
cht geſchloſſen wäre. Vgl. im übrigen $ 1746 A 1 u. 2. 


Bere Zu der Aufhebung der Kindesannahme ift die Einwilligung der in A! genannten 


zu ff nicht erforderlich. Sie erlangen durch die Aufhebung nicht etwa ihre früheren Rechte 

wenn find alfo an der Aufhebung unbeteiligt. Ihre Einwilligung iſt auch dann nicht nötig, 

reiche ein anderer das Kind an Kindes Statt annehmen ſoll, was nur auf dem Wege zu er. 
ichen iſt, daß zuvor die erſte Kindesannahme aufgehoben wird. 


§ 1748 


Die Einwilligung!) der in den 88 1746, 1747 bezeichneten Perſonen hat 

A oder dem Kinde oder dem für die Beſtätigung des 
mevertrags zuſtändige rfolgen; ſie iſt un⸗ 
widerrufliche gs zuſtändigen Gerichte gegenüber zu erfolgen; ſie if 
\ Die Einwilligung kann nicht durch einen Vertreter erteilt werden. Iſt 
= Einwilligende in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht 
erde nm feines geſenirhen Vertreters‘) 
nwilli serkläru oder 

Beurkundung. nr ng bedarf der gerichtlichen oder notariellen 

GI 1014, 1618 Unf 2 IT 1688: M 4 970; P 4 724: B 443. 
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1. Ebenſo wie die Annahme an Kindes Statt kaun auch die Einwilligung nicht unter 
einer Bedingung oder Zeitbeſtimmung erklärt werden. Trifft der Annehmende zur Erlangung 
der Einwilligung eine beſondere Abmachung, ſo iſt doch die Wirkſamkeit der Einwilligung 
nicht von der Gültigkeit dieſes Abkommens und von der Erfüllung der gemachten Zuſagen 
abhängig. Ein ſolches Abkommen wird übrigens nicht ſchon um deswillen als ungültig (8 138) 
angeſehen werden können, weil dem Einwilligungsberechtigten eine Entſchädigung gewährt 
wird. Eine billige Entſchädigung für den Verluſt des Kindes wird unter Umſtänden durchaus 
am Platze ſein. 

2. Die Einwilligungserklärung wird als empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft dadurch 
wirkſam, daß fie — in der durch Ab 3 vorgeſchriebenen Form der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Beurkundung (vgl. § 1726 A 1, 8 1780 A 1 — einem der Vertragsteile gegenüber 
oder gegenüber dem für die Beſtätigung zuſtändigen Gericht (vgl. $ 1741 A 4), das die Er⸗ 
klärung als Vertreter der Vertragsteile entgegennimmt, abgegeben wird und wird hierdurch 
zugleich unwiderruflich. Nicht nötig iſt, daß dieſes Gericht bereits durch Einreichung des An⸗ 
trags auf Beſtätigung mit dieſer Angelegenheit befaßt iſt. Die in 8 1748 vorgeſchriebene 
Form iſt einzuhalten auch bei nachträglicher Erteilung der Zuſtimmung nach vorangegangener 
Beſtätigung (vgl. hierüber § 1754 A 2 a. E.). 

3. Die Erteilung der Einwilligung läßt bei der höchſtperſönlichen Natur dieſer Rechts⸗ 
handlung keine Vertretung durch einen Bevollmächtigten, wenn er nicht ein bloßer Ver⸗ 
treter in Erklärung des Willens iſt, oder den geſetzlichen Vertreter zu. Es kommt auf die 
perſönliche Entſchließung des Einwilligungsberechtigten an. Der beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähige (88 106, 114) bedarf zur Erklärung der Einwilligung nicht der Zustimmung des ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. 


8 1749 


Als gemeinſchaftliches Kind kann ein Kind nur von einem Ehepaar!) 
angenommen werden!)). 

Ein angenommenes Kind kann, ſolange das durch die Annahme be⸗ 
gründete Rechtsverhältnis beſteht, nur von dem Ehegatten des Anneh⸗ 
menden an Kindes Statt angenommen werden). 

E I 1607, 1608 II 1628; M 4 962, 963; P 4 721 


1. Die Annahme eines Kindes als gemeinſchaftliches Kind kann ſelbſtverſtäudlich nur 
den Ehegatten geſtattet ſein, da ſonſt ein dem natürlichen Kindesverhältnis widerſprechender 
Zuſtand geſchaffen ſein würde. Sie kaun in der Weiſe geſchehen, daß von vornherein beide 
Eheleute zuſammen den Vertrag ſchließen oder daß nachträglich durch beſondern Vertrag 
der zweite Ehegatte das Kind ebenfalls an Kindes Statt annimmt. In letzterer Beziehung 
genügt nicht die einfache Beitrittserklärung zu dem früheren Vertrage. Es muß vielmehr 
ein neuer Vertrag abgeſchloſſen werden, der alle Erforderniſſe eines Kindesannahmevertrags, 
auch hinſichtlich der von den Eltern, der unehelichen Mutter und dem Ehegatten des Kindes 
zu erteilenden Einwilligung, erfüllt. — Über die Rechtswirkungen einer gemeinſchaftlichen 
Kindesannahme ſ. 8 1757 A 2. Die Aufhebung einer ſolchen Kindesannahme erfordert einen 
von beiden Ehegatten zu ſchließenden Vertrag (8 1768 A 1). 


8 1750 


Der Annahmevertrag kaun nicht durch einen Vertreter) geſchloſſen 
werden. Hat das Kind nicht das vierzehnte Lebensjahr vollendet, ſo kann 
ſein geſetzlicher Vertreter den Vertrag mit Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts!) ſchließen. f 

Der Annahmevertrag muß bei gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile 
vor Gericht oder vor einem Notar geſchloſſen werden“). 

E I 1612, 1613 Abſ 2, 1616 Abſ 1 II 1681 Saß 2, 1033; M 4 969 u. 971; P 4 722, 724, 728; 6 445. 

1. Wie die Erteilung der Einwilligungserklärung ($ 1748 A 3) iſt auch die Abſchließung 
des Annahmevertrags eine höchſtperſönliche, keine Vertretung zulaſſende Angelegenhen 
Ausnahmsweiſe iſt es jedoch, da es namentlich aus erzieheriſchen Rückſichten ſehr wünſchel 
wert iſt, die Kindesannahme nicht bis zu einem ſpäteren Alter des Kindes hinauszuſchieben 
geſtattet, daß der geſetzliche Vertreter für das unmündige und für das noch nicht 14 Ja f 
alte Kind mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts den Vertrag ſchließen kann. ih 
ſonſtige Fälle der Geſchäftsunfähigkeit des Kindes (88 104, 105) iſt dieſe Augnahme u 
auszudehnen. Dem im Alter von 7—14 Jahren ſtehenden, alſo beſchränkt geſchaftsfähigen 
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Kinde iſt es unbenommen, den Vertrag auch mit Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters 
und Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſelbſt zu ſchließen. In derſelben Weiſe iſt 
der Vertrag auch von dem über 14 Jahre alten beſchränkt geſchäftsfähigen Kinde zu 
ſchließen ($ 1751 Abſ 2). Als geſetzlicher Vertreter kommt, wenn die Sorge für die Perſon 
und das Vermögen verſchiedenen Perſonen zuſteht, derjenige Vertreter in Betracht, dem die 
Fürſorge für die Perſon des Kindes zukommt. er. 

2. Maßgebend für die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ift die Rücficht auf 
das Wohl des Kindes, wobei die aus der Kindesannahme entſpringenden Vorteile und Nach- 
teile gegeneinander abzuwägen ſind. Daß das Kind (unter Verletzung des dem verſtorbenen 
leiblichen Vater geſchuldeten Andenkens) ausſchließlich den Namen des Annehmenden führen 
ſoll, kann die Verſagung der Genehmigung nicht rechtfertigen (OLG 5, 417). Iſt der An- 
nehmende Schuldner des Kindes, jo wird zweckmäßig vor Erteilung der Genehmigung die 
Tilgung oder Sicherſtellung der Schuld zu fordern ſein (vgl. $ 1752). Die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts kann auch im voraus für einen unter beſtimmten Bedingungen ab- 
zuſchließenden Annahmevertrag erteilt werden. Das Vormundſchaftsgericht kann nicht ver⸗ 
langen, daß, bevor es ſich über die Genehmigung ſchlüſſig macht, die Befreiung von den Er- 
forderniſſen des $ 1744 beſchafft werde. Über das Beſchwerderecht des Annehmenden gegen 
die Verſagung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung f. 8 1821 A 2. 

3. Bei der Wichtigkeit des die familienrechtliche Stellung des Kindes ändernden Ver⸗ 
trags iſt die gerichtliche oder notarielle Beurkundung und zugleich als Gewähr für die richtige, 
dem beiderſeitigen Vertragswillen entſprechende Aufnahme des Vertrags die Anweſenheit 
beider Teile bei der Beurkundung vorgeſchrieben. Danach erſcheint es nicht angängig, daß 
ein Vertreter in Erklärung des Willens — was an ſich zuliſſig fein würde (vgl. 81748 A3) — 


7 


die Partei bei Aufnahme des Vertrags vertritt (ebenſo RIA 13, 172). 


Ss 1751 


Iſt der Annehmende in der Geſchäfts fähigkeit beſchränkt, fo bedarf er 
zur Eingehung des Vertrags, außer der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Ver⸗ 
treters, der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts y. 

Das gleiche gilt für das Kind, wenn es in der Geſchäftsfähigteit be⸗ 
ſchränkt iſt !). 

ET 1019 Abſ 1 u. 2 II 1684; M 4 969 u. 971; P 4 722, 724, 726; 5 448, 


bei 1. Sowohl für den Annehmenden als für das anzunehmende Kind (vgl. § 1750 A 1) ſtehen 
mi, Abſchlteßung des Annahmevertrags ſo gewichtige Intereſſen in Frage, daß die Zuſtim⸗ 
anne des geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
en dich ts zu der Erklärung des in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Vertragsteils nicht zu 
üitbehren ift. Eine beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Annehmenden kaun übrigens, da die 
Endesannahme durch einen Minderjährigen nach 8 1745 Abſ 1 unzuläffig iſt, nur infolge 
15 lemündigung wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht vorkommen, in 
U chem Falle übrigens eine Kindesannahme nur ausnahmsweiſe gerechtfertigt fein dürfte. 
er Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſ. 8 1750 A 2. 


8 1752 


8 Will ein Vormund ſeinen Mündel an Kindes Statt annehmen, ſo ſoll 
eu Vormundſchaftsgericht die Genehmigung nicht erteilen, ſolange der 
mund im Amte iſt. Will jemand ſeinen früheren Mündel an Kindes 
att annehmen, ſo ſoll das Vormundſchaftsgericht die Genehmigung nicht 
erteilen, bevor er über ſeine Verwaltung Rechnung gelegt und das Vor⸗ 
handenſein des Mündelvermögens nachgewieſen hat!. 
8 as gleiche gilt, wenn ein zur Vermögens verwaltung beſtellter Pfleger 
will Pflegling oder ſeinen früheren Pflegling an Kindes Statt annehmen 
EI 1613 Ubf 3 u. a II 1686; M 4 870; P 4 723 


1. Das Vormundſchaftsgerich i i 
gericht hat es, wenn ein Vormund ſeinen Mündel an Kindes 
en annehmen will, in der Hand, die Genehmigung des Vertrags davon abhängig zu machen 
[en er Vormund zuvor ſein Amt niederlegt, über die Verwaltung des Vermögens Rechnung 
gt und das richtige Vorhandenſein des Vermögens nachweiſt, und wird verſtändigerweiſe 
90% 
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io verfahren (val. 8 1750 A 2). Durch 8 1782 iſt dies Verfahren dem Vormundſchaftsgericht 
unter allen Umſtänden zur Pflicht gemacht, auch wenn ein Verdacht der Untreue des Vor⸗ 
mundes nicht beſteht. Unter Umſtänden kann ein Anlaß vorhanden ſein, auch die vorherige 
Herausgabe des Vermögens zu fordern. 

2. Das in A 1 Geſagte findet auch Anwendung auf den zur Vermögensverwaltung be- 
ſtellten Pfleger (8 1909) und auf den der Mutter als Inhaberin der elterlichen Gewalt bei ⸗ 
geordneten Beiſtand, dem nach § 1698 die Vermögensverwaltung ganz oder teilweiſe über 


tragen iſt. 
§ 17553 


Die Beſtätigung des Annahmevertrags kann nicht nach dem Tode des 
Kindes erfolgen!). 

Nach dem Tode des Annehmenden iſt die Beſtätigung nur zuläſſig, wenn 
der Annehmende oder das Kind den Antrag auf Beſtätigung bei dem zu⸗ 
ſtändigen Gericht eingereicht oder bei oder nach der gerichtlichen oder nota⸗ 
riellen Beurkundung des Vertrags das Gericht oder den Notar mit der 
Einreichung betraut hat?). 

Die nach dem Tode des Annehmenden erfolgte Beſtätigung hat die gleiche 
Wirkung, wie wenn ſie vor dem Tode erfolgt wäre?). 

E I 1618 II 1637; M 4 976; P 4 726; 6 145. 

1. Iſt vor der Beſtatigung des Vertrags das Kind geftorben, ſo wird die Kindesannahme, 
die nach der Auffaſſung des Geſetzes weſentlich dem Intereſſe des Kindes dient, zwecklos. 
Die Beſtätigung kann daher nach dem Tode des Kindes nicht mehr erfolgen, auch nicht im 
Intereſſe der zu dem Vertrage zugezogenen Abkömmlinge des Kindes (vgl. § 1762). 

2. Der Tod des Annehmenden hindert nicht, daß die weſentlichen Zwecke des Vertrags, 
die beſſere Ausbildung und Verſorgung des Kindes ſowie die Erhaltung des Familiennamens 
erreicht werden können. Das richtigſte würde deshalb ſein, den Tod des Annehmenden nach 
Abſchluß des Annahmevertrags, womit eine Bindung der Vertragſchließenden eintritt, für 
einflußlos zu erklären. Das Geſetz hat jedoch, nachdem es in E den gegenteiligen Standpunkt 
eingenommen hatte, ſchließlich in Übereinſtimmung mit § 1733 den mittleren Weg einge⸗ 
ſchlagen, daß es den Tod des Annehmenden nur dann für bedeutungslos erklart, wenn dieſer 
oder das Kind das zur Erlangung der Beſtätigung Erforderliche bereits getan hat. 


8 1754 


Die Annahme an Kindes Statt tritt mit der Beſtätigung in Kraft!). Die 
Bertragſchließenden ſind ſchon vor der Beſtätigung gebunden“). 

Die Beſtätigung iſt nur zu verſagen, wenn ein geſetzliches Erfordernis 
der Annahme an Kindes Statt fehlt). Wird die Beſtätigung endgültig 
verſagt, jo verliert der Vertrag feine Kraft“). 

E I 1617 Satz 2 u. 8, 1619 II 1632 Abs 1 Saß 2, Abi 2; M 4 974 ff.; P 4 724 ff. 

1. Die rechtlichen Wirkungen der Annahme an Kindes Statt treten erſt mit dem Zeit 
punkt ein, wo die Beſtätigung erteilt wird. Dies iſt der Zeitpunkt, wo der die Beſtätigung 
ausſprechende Beſchluß dem Annehmenden oder, falls dieſer vor ber Beftätigung verſtorben 
iſt, dem Kinde (mündlich oder ſchriftlich) bekanntgemacht wird (8 67 Abſ 1 u. 2 860), durch 
welche Bekanntgabe der Beſchluß zugleich der Möglichkeit einer Abänderung entzogen wird 
(8 67 Abf 3 das.). Die Beſtätigung ift übrigens, ohne daß die Wirkſamkeit des Beſchluſſes 
davon abhängt, auch dem andern Vertragſchließenden bekanntzumachen. Rückwirten 
Kraft ift dem Beſchluſſe nicht beigelegt. Sie iſt auch nicht darin zu finden, daß es für die Frage, 
ob der Annehmende eheliche Abkömmlinge hat ($ 1741) und für die Wirkung der Kindes 
annahme auf die ſpäter geborenen Abkömmlinge des Kindes ($ 1762) nicht auf die Zeit der 
Beftätigung, ſondern des Vertragsſchluſſes ankommt. Die Eintragung in das Geburtsregiſter 
it zur Wirksamkeit der Kindesannahme nicht erforderlich. Dieſe Eintragung hat der Stande“ 
beamte auf Antrag eines Beteiligten, des Annehmenden oder des angenommenen Kind 
auf Grund ſelbſtändiger Prüfung der ihm vorgelegten öffentlichen Urkunden durch Bei. 
ſchreibung eines Randvermerks zu bewirken ($ 26 PStG). Auch das Amtsgericht, das im 
Beſchwerdewege den Standesbeamten zur Eintragung anweiſt, iſt durch die nach 8 1754 erteilte 
Bestätigung nicht der eigenen Prüfung überhoben, ob die formellen und ſachlichen Voraus“ 
ſetzungen der Kindesannahme vorliegen. . 8 

2. Die Beſtätigung iſt vorgeſchrieben, um eine gewiſſe Sicherheit dafür zu gewähren, 
daß das nach außen in Erſcheinung tretende Kindesverhältnis auch wirklich beſteht. Dur 
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die Beſtätigung wird — wie auch bei der Beſtätigung der Familienſtiftung, der Zulaſſung 
der Eheſchließung durch den Standesbeamten uſw. — eine Entſcheidung darüber abgegeben, 
daß die geſetzlichen Erforderniſſe der Kindesannahme erfüllt ſind, ohne daß ſich jedoch 
der Dritte (abgeſehen von der Entſcheidung über das Vorliegen eines der Abgabe der Ein ⸗ 
willigung entgegenſtehenden dauernden Hindernilfes, 8 1756) auf die Gültigkeit des Vertrags 
unbedingt bellafen darf. Mit der Prüfung, ob die Kindesannahme im Intereſſe des Kindes 
iſt (val. 8 1750 A 2), bat der die Beſtätigung erteilende Richter nichts zu tun. Der Antrag 
auf Beſtätigung kann von jedem Vertragſchließenden geſtellt werden, ohne daß hierfür eine 
beſondere Form vorgeſchrieben iſt, und zwar auch durch einen Bevollmächtigten, der ſich aller⸗ 
dings als ſolcher auszuweifen hat. Sind die geſetzlichen Erforderniſſe der Kindesannahme 
erfüllt, ſo muß die Beſtätigung erfolgen. Iſt dieſen Erforderniſſen nicht genügt, jo iſt dem 
Antragſteller, ſoweit Abhilfe möglich, der Mangel beſtimmt zu bezeichnen. Iſt die Beftäti- 
gung trotz Fehlens der geſetzlichen Erforderniſſe ausgeſprochen, ſo hindert dies nicht, daß die 
Kindesannahme im Prozeßwege als ungültig erklärt wird (RG 3. 1. 18 IV 262/17 — a. M. 
Dernburg IV $94 VI). Die Hebung des Mangels nach der Beſtätigung vermag im allgemeinen 
die Ungültigkeit nicht zu heilen, da dem Vertrage in dem Zuſtande, wie er zur Beſtätigung vor⸗ 
lag, die Beſtätigung nicht rechtswirkſam erteilt iſt. Anderſeits genügt es, wenn die geſetzlichen 
Erforderniſſe zur Zeit der Erteilung der Beſtätigung erfüllt ſind. Nicht nötig iſt, daß die Ein⸗ 
willigung der in den 88 1746, 1747 bezeichneten Perſonen ſchon vor Abſchluß des Annahme⸗ 
vertrags erklärt wird. Aus dem Gebrauch des Wortes „Einwilligung“ (ogl. $ 183) kann nicht 
gefolgert werden, daß die nachträgliche Zuſtimmung unwirkſam ſei. Wird die Zustimmung 
nach der Beſtätigung in der in $ 1748 beſtimmten Form erteilt, jo kaun die Gultigkeit des Ver⸗ 
rage wegen des urſprünglichen Fehlens der Zuſtimmung nicht mehr angefochten werden. Die 
Nichteinholung der Zuſtimmung des Ehegatten kaun namentlich in dem Falle vorkommen, 
daß die Verheiratung erſt in der Zeit zwiſchen dem Vertragsſchluß und der Beſtätigung erfolgt 
iſt. Lehnt der Ehegatte die nachträgliche Zuſtimmung ab, ſo hat dies die Ungültigkeit des Ver⸗ 
trags trotz der erteilten Beſtätigung zur Folge. Wird der Annahmevertrag beſtätigt, bevor 
die nach 88 1750, 1751 erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung erteilt iſt, ſo 
bleibt die Gültigkeit des Vertrags gemäß 88 1829, 1830 in der Schwebe (KGJ 37 A 58). 

Di 3. Über die durch Abſchließung des Annahmevertrags entſtehende Bindung . 8 1741 u 2. 
15 Bindung hat die Bedeutung, daß der Annahmevertrag die notwendige unverrückbare 
N rundlage der Beſtätigung bildet. Die Gebundenheit wird dadurch nicht wieder beſeitigt, 
daß in der Zwiſchenzeit bis zur Beſtätigung der eine Vertragsteil geſchäftsunfähig oder be⸗ 
\hräntt geſchäftsfähig wird. Die Bindung erlifcht, wenn bie Beſtätigung verſagt wird und 
dieſer Beſchluß, gegen den nach 88 68, 27 FGG die fofortige Beſchwerde und weitere Be- 
Atede ſtatthaft iſt, die Rechtskraft erlangt. In der Ablehnung der Entſcheidung wegen 
97 icher Unzuſtändigkeit it eine Verſagung im Sinne des § 1754 nicht zu erblicken (Seuffll 
0 Nr 99). Mit der Gebundenheit der Vertragſchließenden fällt auch die Gebundenheit der 
Serfonen, die ihre Einwilligung zu der Kindesannahme erklärt haben, weg. Die vorläufige 
Zurückziehung des Antrags auf Beſtätigung hat das Erlöſchen der Bindung nicht zur Folge. 


8 1755 


1245 der Annahmevertrag oder die Einwilligung einer der in den 88 1746, 
5 bezeichneten Perſonen anfechtbar, ſo gelten für die Anfechtung und 
für die Beſtätigung des anfechtbaren Rechtsgeſchäfts die Vorſchriften des 
$ 1748 Abſ 2, des § 1750 Abſ 1 und des § 1751). 

E 1 1630 II 1652; M 4 1001; ® 4 737 ff. 


hai Die für die Abſchließung des Annahmevertrags und die Erteilung der Einwilligung 
Weise an Grundſätze über Unvertretbarkeit und Gerfehmigungsbebürftigteit finden in gleicher 
Une auch auf die Anfechtung und auf die Beſtätigung des anfechtbaren Rechtsgeſchäfts 
Erb endung. Die Anfechtung iſt gemäß § 143 gegenüber dem Vertragsgegner (ober feinen 
She nd bei Anfechtung der Einwilligung gegenüber derjenigen Partei zu erklaren, der die 
in En igung erklärt war. Die gegenüber dem Gericht erfolgte Erklärung (die von dem Gericht 
un rtretung der Beteiligten entgegengenommen wird) iſt To anzuſehen, als ware die Er⸗ 
n gegenüber ſämtlichen Vertragsgenoſſen abgegeben, ſo daß auch die Anfechtung allen 
ung Perſonen gegenüber zu erklären ift. Die gleichen Grundsätze gelten für die Beſtäti⸗ 
Je da: die Beſtätigung wird außerdem (abweichend von 8 144 Abſ 2) die Einhaltung 
beſtan 3 Form (gerichtliche oder notarielle Beurkundung) zu erfordern ſein, die für die zu 
atigende 9 Erklärung vorgeſchrieben ift (beſtr.). Dagegen iſt es nicht nötig daß der zu be⸗ 
Gericht oder 8 e von neuem unter Anweſenheit ſämtlicher Vertragsteile vor 
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8 1756 


Auf die Wirkſamkeit der Annahme an Kindes Statt iſt es ohne Einfluß, 
wenn bei der Beſtätigung des Annahmevertrags mit Unrecht angenommen 
worden iſt, daß eine der in den SS 1746, 1747 bezeichneten Perſonen zur 
Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ihr Aufenthalt dauernd 
unbekannt ſei!). 

E II 1638; P 4 727. 

1. S. § 17385 A 8. 

8 1757 


Durch die Annahme an Kindes Statt erlangt das Kind die rechtliche Stel« 
lung eines ehelichen Kindes des Annehmenden “). 

Wird von einem Ehepaare gemeinſchaftlich?) ein Kind angenommen oder 
nimmt ein Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten an, ſo erlangt das 
Kind die rechtliche Stellung eines gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes der 
Ehegatten. 

E 1 1601 Abſ 1, 1621 II 1639; M 4 956 u. 980; P 4 718 u. 729. 

1. Aus dieſem Grundſatz, daß das angenommene Kind die Stellung eines ehelichen Kindes 
erlangt, folgt nicht bloß die Anwendbarkeit der Vorſchriften über die elterliche Gewalt, ſondern 
auch der ſonſtigen Beſtimmungen über das Verhältnis zwiſchen Eltern und Kind, über die 
Hemmung der Verjährung nach § 204, Notwendigkeit der Einwilligung zur Eheſchließung 
nach § 1305, Hausſtandsgemeinſchaft nach 88 1617—1619, Unterhaltspflicht nach SS 1601 ff., 
Ausſteuer⸗ und Ausſtattungspflicht nach 88 1620 ff., Erb- und Pflichtteilsrecht des Kindes uſw. 
Beſondere Beſtimmungen find in den 88 1758ff. über das Namensrecht, das Erbrecht, das 
Recht der Vermögensverwaltung und Nutznießung getroffen. Nimmt eine Ehefrau ein Kind 
an Kindes Statt an, ſo erlangt ſie — abgeſehen von dem in A 2 behandelten Falle — die elter⸗ 
liche Gewalt unbeſchränkt durch die Rechte des Mannes. Die Wirkungen der Kindesannahme 
treten mit der Beſtätigung des Vertrags ein (ſ. 8 1754 A 1). Ein Verwandtſchaftsverhältnis 
zwiſchen den Verwandten des Annehmenden und dem Kinde wird durch die Kindesannahme 
nicht begründet (§ 1763). 

2. Wird ein Kind während beſtehender Ehe von beiden Ehegatten gemeinſchaftlich 
angenommen, ſo richtet ſich die Teilnahme der Ehefrau an der elterlichen Gewalt nach den 
für eheliche Kinder geltenden Beſtimmungen. Die elterliche Gewalt oder die Ausübung der 
Gewalt geht in den Fällen der 88 1684, 1685 auf die Ehefrau über. Kommt es zur Scheidung, 
fo gelten die Beſtimmungen der $$ 1635, 1636 auch für das angenommene Kind. Das gleiche 
Rechtsverhältnis muß eintreten, wenn das Kind von dem Ehegatten feines leiblichen Eltern- 
teils (dem Stiefvater oder der Stiefmutter) an Kindes Statt angenommen wird. Es würde 
widerſinnig fein, die Beſtimmung des $ 1765 hier anzuwenden, wonach durch die Kindes⸗ 
annahme die leiblichen Eltern die Rechte an dem Kinde verlieren. Man wird aber nicht mit den 
Motiven (4, 980) annehmen dürfen, daß die uneheliche Mutter, wenn ihr Ehemann das Kind 
an Kindes Statt angenommen hat, hierdurch über das Fürſorgerecht des $ 1707 hinaus die 
Rechte einer Ehefrau gewinnt (anders die herrſchende Anſicht). Ohne Bedeutung iſt die An⸗ 
nahme des Kindes durch beide Ehegatten für das Recht, dem Kinde nach $ 2333 Nr 1, 2, 3 
den Pflichtteil zu entziehen oder nach 8 1621 Abſ2 die Ausſteuer zu verweigern. Dieſes Recht 
lann nach den bezeichneten Vorſchriften von dem annehmenden Ehegatten auch wegen Ver⸗ 
fehlungen gegen ſeinen nicht annehmenden Ehegatten ausgeübt werden. Nimmt ein Ehe⸗ 
gatte erſt nach dem Tode des andern Ehegatten deſſen Kind an Kindes Statt an, fo kann hier⸗ 
durch, was für das Namensrecht von Wichtigkeit iſt (. § 1758 A 8), dem Kinde die Stellung 
eines gemeinſchaftlichen ehelichen Kindes nicht verſchafft werden (Hörle in Gruch 61, 423; 
a. A. Staudinger A. 3). 


§ 1758 


Das Kind erhält den Familiennamen des Annehmenden !). Wird das 
Kind von einer Frau angenommen, die infolge ihrer Verheiratung einen 
anderen Namen führt, jo erhält es denſ Familiennamen, den die Frau vor 
der Verheiratung geführt hat?). In den Fällen des S 1757 Abſ 2 erhält 
das Kind den Familiennamen des Mannes). 

Das Kind darf dem neuen Namen ſeinen früheren Familiennamen 


hinzufügen, ſofern nicht in dem Annahmevertrag ein anderes beſtimmt it’). 
I 1622 II 1642; M 4 981; P 4 729. 


d 
. 
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1. Das angenommene Kind ſteht dem ehelichen Kinde auch darin gleich, daß es den 
Familiennamen des Annehmenden erhält. Es hat aber das Recht, dem neuen Namen ſeinen 
früheren Familiennamen an zweiter Stelle hinzuzufügen, falls dieſes Recht nicht, wie 
bei Annahme eines unehelichen Kindes durch den Vater wohl regelmäßig geſchieht, durch 
den Annahmevertrag ausgeſchloſſen iſt. Im übrigen iſt eine Anderung des Namensrechts 
nicht zuläſſig. Hat das Kind (nach vollendetem 14. Lebensjahre) das ihm hinſichtlich der Füh⸗ 
rung des Doppelnamens zuſtehende Wahlrecht einmal ausgeübt — die Anmeldung beim 
Standesamt iſt hierzu nicht erforderlich —, ſo iſt es an dieſe Wahl gebunden (beſtr.). Wird 
ein verheirateter Mann an Kindes Statt angenommen, jo erlangt den neuen Namen auch 
ſeine Frau, da dieſe nach 8 1355 unbedingt den Namen des Mannes teilt. Ihr Intereſſe, den 
bisherigen Namen des Mannes nicht zu verlieren, findet dadurch Berückſichtigung, daß ohne 
ihre Zuſtimmung die Kindesannahme unſtatthaft iſt ($ 1746). Auf die nach Abſchluß des 
Annahmevertrags geborenen Abkömmlinge des Kindes geht der neue Namen ohne das vor⸗ 
bezeichnete Wahlrecht (a. M. Staudinger A 3) über, nicht auf die ſchon früher geborenen Ab. 
kömmlinge, falls nicht der Vertrag auch mit ihnen geſchloſſen ift (8 1762). Wird eine nach 
$ 1758 unzuläſſige Namensbezeichnung im Annahmevertrage feſtgeſetzt, jo kann doch dieſer 
Vereinbarung nicht eine ſo weſentliche Bedeutung beigelegt werden, daß aus ihrer Ungültig⸗ 
keit die Ungültigkeit des ganzen Vertrags zu folgern iſt (RG Warn 1911 Nr 3). Nicht zu dem 
Familiennamen im Sinne des 8 1758 Satz 1 gehört die Adelsbezeichnung einschließlich des 
eine höhere Adelsſtufe kennzeichnenden Titels, wie des freiherrlichen Titels (vgl. KG 48 A 57). 
Der Übergang der Adelsbezeichnung beſtimmt ſich, da Art 109 Abſ 3 RV, der die Adels⸗ 
zeichnung nur als Teil des Namens gelten läßt, hierüber eine beſondere Beſtimmung 
nicht getroffen hat, nach Landesrecht. 

2. Das von einer Ehefrau angenommene Kind erhält nicht den Familiennamen des 
Ehemanns, mit dem es in keiner Familiengemeinſchaft ſteht, ſondern den Geburtsnamen 
er Ehefrau, mit dem es nach dem in A1 Geſagten feinen bisherigen Familiennamen ver- 
binden darf. Die Vorſchrift des $ 1700 Satz 2 iſt damit im weſentlichen auf das Wahlkind aus⸗ 
gedehnt, was inſofern zu Unzuträglichkeiten führen muß, als der Anſchein erweckt wird, es 
handle ſich um ein uneheliches Kind. Dieſem Überſtande läßt ſich nur dadurch begegnen, daß 
nach der Kindesannahme dem Kinde auf Antrag der Ehefrau von der Verwaltungsbehörde 
ie Führung des dieſer infolge ihrer Verheiratung zukommenden Namens geſtattet wird. 

ie Zuſtimmung des Ehemanns hierzu iſt nicht unbedingt erforderlich, wennſchon die 
Behörde ohne dieſe Zuſtimmung ſich nicht leicht zur Erteilung der Genehmigung ent- 
ſchließen wird. Um die Kindesannahme von Kriegerwaiſen durch kinderloſe Kriegerwitwen 
hin fördern, wird in der AB des PrMdJ v. 5. 10. 15 (MBl 1916, 69) den Ver⸗ 
baltungsbehörden empfohlen, ſolchen Anträgen auf Namensänderung tunlichſt entgegen ⸗ 
0 ommen. Es wird in dieſer Verfügung auch darauf hingewieſen, daß die Genehmigung, wenn 
55 Witwe die Zuſtimmung der Verwandten ihres gefallenen Mannes beibringt, ſchon vor der 
keindesannahme in der Weiſe erteilt werden kann, daß fie zugleich mit dieſer in Kraft tritt. 
U Iſt ein Kind von beiden Ehegatten oder von dem Ehegatten des leiblichen Eltern. 
= angenommen, fo erhält es geradeſo wie ein eheliches Kind den Familiennamen des 
es emanns, nicht den Geburtsnamen der Frau. Dieſen einmal erlangten Namen behalt 
15 nach $ 1772 Satz 2 auch dann, wenn nach dem Tode des einen Ehegatten der Annahme: 
0 rtrag aufgehoben wird. Die Tatſache, daß das angenommene Kind ein Kind des verſtorbenen 
„egatten war, kann durch die ſpätere Aufhebung der Kindesannahme nicht ungeſchehen 
Etmicht werden. Wird das Kind des Mannes erſt nach deſſen Tode von der Frau an Kindes 
N r Fran nommen, fo erhält es, da § 1757 Abſ 2 hier nicht Platz greift, den Geburtsnamen 

u. 


e 
8 1759 


a Durch die Annahme an Kindes Statt wird ein Erbrecht für den An⸗ 
ehmenden nicht begründet !). 
E 1624 U 1644; M 4 988; P 4 738. 5 
ſich J. Durch 8 1759 ſoll dem vorgebeugt werden, daß der Annehmende zu der Kindesannahme 
beſtimmen läßt, weil er hofft, durch die Beerbung des Kindes einen Gewinn zu machen. 
weden iſt es dem Kinde nicht verwehrt, den Annehmenden durch Verfügung von Todes 
Annen aus freier Entſchließung zu bedenken. Nicht unzuläſſig iſt es auch, daß mit dem 
E mahmevertrage ein Erbvertrag verbunden wird, durch welchen dem Annehmenden ein 


rbrecht eingeräumt wird. 


§ 1760 
6 Der Annehmende hat über das Vermögen!) des Kindes, ſoweit es auf 
rund der elterlichen Gewalt ſeiner Verwaltung unterliegt, auf ſeine Koſten 
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ein Verzeichnis aufzunehmen und dem Vormundſchaftsgericht einzureichen; 
er hat das Verzeichnis mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändig⸗ 
keit zu verſehen. Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, ſo findet die 
Vorſchrift des §S 1640 Abſ 2 Satz 1 Anwendung). 

Erfüllt der Annehmende die ihm nach Abj 1 obliegende Verpflichtung 
nicht, fo kann ihm das Vormundſchaftsgericht die Bermögensverwaltung 
entziehen?). Die Entziehung kann jederzeit wieder aufgehoben werden. 

E I 1623 Abſ 1 II 1643 Abſ 1; M 4 985; P 4 781; 5 305. 


1. Mit der elterlichen Gewalt erlangt der Annehmende auch die Verwaltung des Kindes ⸗ 
vermögens, auf die er, da die Verwaltung ſich nicht bloß als Recht, ſondern zugleich als eine 
Pflicht darſtellt, nicht verzichten kann. Geſteigert ſind die Pflichten der Verwaltung inſofern, 
als der Annehmende unbedingt, nicht bloß wie der Inhaber der elterlichen Gewalt in den 
beſondern Fällen der 88 1640, 1667 Abſ 2 u. 1669, ein Vermögens erzeichnis, und zwar 
auf feine Koſten aufzunehmen und mit der in § 1760 vorgeſchriebenen Verſicherung dem 
Vormundſchaftsgericht einzureichen hat. Es ſoll hierdurch verhindert werden, daß er, weil 
es an einem Nachweiſe des übernommenen Vermögens fehlt, aus der Verwaltung einen 
unberechtigten Gewinn zieht. Zu verzeichnen iſt das kraft elterlicher Gewalt von ihm 
zu verwaltende Vermögen, und zwar auch das erſt nach Eintritt der elterlichen Gewalt 
dem Kinde anfallende Vermögen. Die in $ 1640 A 1 dargeſtellten Grundſätze über die Pflicht 
zur Verzeichnung des im Miteigentum uſw. befindlichen Vermögens haben auch hier An⸗ 
wendung zu finden. Abweichend von 8 1640 ſind auch die Haushaltsgegenſtände, wenigſtens 
die bedeutenderen, in das Verzeichnis aufzunehmen (beftr.). Der einer annehmenden Frau 
für die Vermögensangelegenheiten beigeordnete Beiſtand hat gemäß $ 1692 bei der Auf- 
nahme des Verzeichniſſes mitzuwirken. 

. Um die Einreichung des Vermögensverzeichniſſes zu erzwingen, kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht dem Annehmenden die Vermögensverwaltung, nicht auch die Nutznießung, 
entziehen. Außerdem kann es zu dieſem Zwecke, wie auch aus dem in 8 1640 Abſ 2 Satz 1 
bezeichneten Grunde, daß es das eingereichte Verzeichnis für ungenügend erachtet, die Auf ⸗ 
nahme eines öffentlichen Verzeichniſſes anordnen (vgl. $ 1640 A 8). 


8 1761 


Will der Annehmende eine Ehe eingehen), während er die elterliche 
Gewalt über das Kind hat, ſo finden die Vorſchriften der 88 1669 bis 1671 
Anwendung. 

E 1 1623 Xbj 3 II 1643 Ubf 2; M 4 086; P 4 762; 6 299. 

1. Im Verhältnis zu dem angenommenen Kinde, das ſo behandelt wird, als wäre es 
aus einer Ehe hervorgegangen, iſt es, wenn der Annehmende ſich nachträglich verheiratet, 
ſo anzuſehen, als wenn von dem leiblichen Elternteil eine neue Ehe eingegangen wird. Den 
Annehmenden trifft deshalb die in den 88 16691671, 1314 geordnete Pflicht, vor Eingehung 
der Ehe das zu dieſer Zeit vorhandene Kindesvermögen nachzuweiſen und mit dem Kinde 
ſich auseinanderzuſetzen (vgl. § 1740). Die annehmende Frau verliert außerdem im Falle 
der Verheiratung gemäß § 1697 die elterliche Gewalt. 


8 1762 


Die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt erſtrecken ſich auf die Ab⸗ 
kömmlinge des Kindes). Auf einen zur Zeit des Vertragsabſchluſſes ſchon 
vorhandenen Abkömmling und deſſen ſpäter geborene Abkömmlinge et“ 
ſtrecken ſich die Wirkungen nur, wenn der Vertrag auch mit dem ſchon vor“ 
handenen Abkömmlinge geſchloſſen wird“). 

E I 1620 Abs 1 II 1640; M 4 978; P 4 728; 6 305. 

1. Die Rechtsnatur der Kindesannahme als eines Vertragsverhältniſſes zeigt ſich nament* 
lich darin, daß fie nur für die Vertragſchließenden Wirkungen begründet. Eine Ausnahme 
hiervon iſt darin nicht zu ſehen, daß die Wirkungen auch auf bie Abkömmlinge des Kinde 
ſich erſtrecken, die nach Abſchließung des Vertrags (wennſchon vor der Beſtätigung) geboren 
find, da dieſe durch die Geburt in die von ihren Eltern geſchaffene Rechtslage eintreten. J 5 
Rechtsſtellung iſt derart abhängig von der ihrer Eltern, daß eine Vereinbarung, ſie von - 
Wirkungen der Kindesannahme auszunehmen, keine Gültigkeit haben würde und daß au ö 
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eine Aufhebung ber Kindesaunahme nur gemeinſchaftlich für fie und das angenommene 
Kind, nicht getrennt für den einen oder den andern, erfolgen kann ($ 1768 Abſ 2). Zu den 
Abkömmlingen im Sinne des 8 1762 gehört auch das uneheliche Kind der Mutter, nicht aber 
das angenommene Kind, was für den Fall von Wichtigkeit iſt, daß das Wahlkind ſeinerſeits 
ein Kind annimmt oder der Annehmende demnächſt ſich ſelbſt an Kindes Statt annehmen läßt. 

2. Die zur Zeit der Abſchließung des Annahmevertrags bereits geborenen Abkömmlinge 
des Kindes werden durch die Kindesannahme nicht berührt, falls nicht der Vertrag auch 
mit ihnen geſchloſſen wird. Dies kann in der Weiſe geſchehen, daß ſie an dem Vertrage 
als Vertragſchließende teilnehmen oder daß mit ihnen unter Einhaltung ſämtlicher Erforder⸗ 
niffe eines neuen Annahmevertrags ein beſonderer Vertrag geſchloſſen wird. Sie erlangen 
hierdurch die rechtliche Stellung eines Enkels (Urenkels) des Annehmenden mit der aus 88 1759 
und 1767 ſich ergebenden Beſonderheit, daß dem Annehmenden kein Erbrecht (Pflichtteils⸗ 
recht) gegen Abkömmlinge zufteht und daß auch das Erbrecht (Pflichtteilsrecht) der Abkömm⸗ 
linge gegen den Annehmenden durch den Annahmevertrag ausgeſchloſſen werden kann. Wegen 
des Namensrechts vgl. § 1758 A 1 u. 2 Nur inſofern äußert die Kindesannahme auf alle 
Abkömmlinge des Kindes, auch diejenigen, welche an dem Vertrage nicht teilgenommen haben, 
ausnahmslos ihre Wirkung, als während der Dauer des Annahmevertrags die Ehe zwiſchen 
ihnen und dem Annehmenden nach $ 1311 verboten iſt. 


8 1763 


Die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt erſtrecken ſich nicht auf 
die Verwandten des Annehmenden. Der Ehegatte des Annehmenden wird 


nicht mit dem Kinde, der Ehegatte des Kindes wird nicht mit dem An⸗ 
nehmenden verſchwägert ). 
E I 1620 Abſ 2 II 1641; M 4 979; P 4 728. 


1. Nach dem bereits in $ 1762 U 1 dargelegten Grundſatze gehen die Wirkungen der Kindes ⸗ 
annahme über die Vertragſchließenden nicht hinaus. Die Verwandten des Annehmenden, 
desgleichen der Ehegatte des Annehmenden oder des angenommenen Kindes werden dem⸗ 
gemäß durch die Kindesannahme nicht berührt. Um ſo weniger kann, was in § 1763 nicht 
beſonders hervorgehoben iſt, zwiſchen den Ehegatten der Verwandten des Annehmenden und 
dem Kinde ein Schwägerſchaftsverhältnis entſtehen. Auf andere Perſonen als den Ehe⸗ 
gatten des Annehmenden und die Abkömmlinge des Kindes (88 1749 Abſ 1, 1757 Abſ 2, 1762) 
können die Wirkungen der Kindesannahme auch nicht durch Vertrag erſtreckt werden. 


8 1764 


Die Rechte und Pflichten, die ſich aus dem Verwandtſchaftsverhältniſſe 
zwiſchen dem Kinde und ſeinen Verwandten ergeben, werden durch die An⸗ 
nahme an Kindes Statt nicht berührt, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes 
vorſchreibt ). 


E I 1625 II 1645; M 4 989; P 4 738. 


„ 1. Das Verwandtſchaftsverhältnis des angenommenen Kindes zu ſeinen Berwandten 
bleibt, da es nicht in die Familie des Annehmenden eintritt, unverändert beſtehen, ſoweit 
nicht in $$ 1765, 1766, ferner in $$ 1306, 1776, 1777, 1899 Ausnahmen gemacht find. Nach 
$ 1308 hat an Stelle der leiblichen Eltern der Annehmende die Einwilligung zur Eheschließung 
des noch nicht 21 Jahre alten Kindes zu erteilen. Die leiblichen Eltern find nach $ 1777 nicht 
mehr berechtigt, einen Vormund zu benennen und find nach $ 1899 Ab] 2 nicht mehr als Vor. 
mund des Volljährigen berufen. Der leibliche Großvater von väterlicher oder mütterlicher 
Seite iſt nach SS 1776, 1899 nicht mehr als Vormund berufen. In allen dieſen Fällen handelt 
es ſich um Ausflüſſe eines der elterlichen Gewalt naheſtehenden Schutzrechts, das mit dieſer 
für immer erliſcht. Die angezogenen Beſtimmungen kommen nicht zur Anwendung, wenn 
das Kind von dem Ehegatten des leiblichen Elternteils angenommen iſt (88 1749 Abſ 1, 1757 
Abſ 2), wodurch das Kindesverhältnis nur noch mehr befeſtigt wird, desgleichen nicht Hin. 
ichtlich der Abkömmlinge (88 1770, 1899), wenn ſich die Wirkungen der Kindesannahme auf 
ne nicht erſtrecken. Über das Recht zum perſönlichen Verkehr mit dem Kinde ſ. § 1765 A 2. 


§ 1765 
Mit der Annahme an Kindes Statt verlieren die leiblichen Eltern die 
elterliche Gewalt über das Kind, die uneheliche Mutter das Recht und die 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen !) ). 
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Hat der Vater oder die Mutter dem Kinde Unterhalt zu gewähren, ſo 
treten das Recht und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, 
wieder ein, wenn die elterliche Gewalt des Annehmenden endigt oder wenn 
ſie wegen Geſchäftsunfähigkeit des Annehmenden oder nach § 1677 ruht. 
Das Recht zur Vertretung des Kindes tritt nicht wieder ein“). 

E I 1626 II 1646; M 4 990; P 4 733 ff. 


1. Mit der elterlichen Gewalt des Annehmenden würde es unvereinbar fein, wenn die elter⸗ 
liche Gewalt der leiblichen Eltern oder das Fürſorgerecht der unehelichen Mutter für die 
Perſon des Kindes (§ 1707) — ſofern nicht die uneheliche Mutter oder der Ehegatte des leib⸗ 
lichen Elternteils (vgl. 88 1764 A 1, 1757 A 2) das Kind angenommen hat — beſtehen bliebe. 
Dieſe Rechte gehen ebenſo wie die aus dem elterlichen Schutzverhältnis entſpringenden Rechte 
(8 1764 A 1) endgültig verloren. Sie werden auch durch eine Aufhebung des Annahmevertrags 
oder ſonſtige Beendigung der elterlichen Gewalt des Annehmenden nicht wiederhergeſtellt. 
Nur in dem Falle, daß der leibliche Vater oder die leibliche Mutter auf Gewährung des 
Unterhalts in Anſpruch genommen wird, tritt das Recht der tatſächlichen Fürſorge, ſolange 
der Elternteil dem Kinde den Unterhalt gewährt, bei Beendigung oder während des Ruhens 
der elterlichen Gewalt des Annehmenden — abgeſehen von dem Falle des § 1676 Abſ 2, 
wo das Fürſorgerecht des Annehmenden fortdauert — wieder in Kraft (vgl. im übrigen 
$ 1738 A 2). Lebt das Fürſorgerecht des Vaters wieder auf, fo nimmt gemäß $ 1635 an der 
Fürſorge auch die Mutter teil. Dagegen ift nicht anzunehmen, daß das Wiederaufleben des 
Fürſorgerechts der Mutter auch dem Vater zugute kommt (a. M. Blume A 3). 

2. Zweifelhaft iſt, ob durch die Kindesannahme die leiblichen Eltern auch das Recht des 
perſönlichen Verkehrs mit dem Kinde verlieren. Der Rechtsſtellung der Eltern, die durch 
die Einwilligung in die Kindesaunnahme ſich jedes perſönlichen Einfluſſes auf das Kind be⸗ 
geben, entſpricht es, dieſe Frage zu bejahen (jo Rch 64, 47; ſ. dagegen Blume in Seuff Bl 
72, 95 ff. — vgl. über die Natur des Rechtes § 1636 A 1). Das Vormundſchaftsgericht ift indes, 
wie auch das Reichsgericht in jenem Urteil anerkennt, berechtigt, aus § 1666 einzuſchreiten, 
wenn etwa den leiblichen Eltern zum Nachteil des Kindes der perſönliche Verkehr mit ihm 
ohne verſtändigen Grund in umfaſſender Weiſe abgeſchuitten werden ſollte. Ebenſo ift es, 
wenn in einer das Wohl des Kindes verletzenden Weiſe ein jeder Verkehr der leiblichen Mutter 


mit ihrem unehelichen Kinde gehindert wird (RIA 15, 93; vgl. auch 8 1738 A 3) 


8 1766 


Der Annehmende iſt dem Kinde und denjenigen Abkömmlingen des 
„Kindes, auf welche ſich die Wirkungen der Annahme erſtrecken, vor den 
leiblichen Verwandten des Kindes zur Gewährung des Unterhalts ver⸗ 
pflichtet!) 2). 

Der Annehmende ſteht im Falle des § 1611 Abſ 2 den leiblichen Ver⸗ 
wandten der aufſteigenden Linie gleich y. 

E I 1627 II 1647; M 4 991; P 4 735. 


1. Im Sinne des Annahmevertrags liegt es, daß der Annehmende den leiblichen Eltern 
und Voreltern die Unterhaltspflicht abnimmt. Wenn nun auch deren Unterhaltspflicht hier ⸗ 
durch nicht beſeitigt werden kann, ſo tritt ſie doch erſt ein, wenn der Annehmende nicht leiſtungs⸗ 
fähig tft oder die Rechtsverfolgung gegen ihn erheblich erſchwert ift (58 1603, 1607). Der 
Annehmende haftet vor den leiblichen Eltern und, wenn es ſich um Abkömmlinge des 
Kindes handelt, vor den leiblichen Voreltern. Vor dem Annehmenden ſind übrigens, woran 
durch § 1766 nichts geändert iſt, der Ehegatte und die Abkömmlinge des Kindes unterhalts⸗ 
pflichtig (88 1606, 1608). — Was den Unterhaltsanſpruch anbetrifft, fo ſind der Annehmende 
und die leiblichen Eltern vollſtändig gleichgeſtellt. Auf dieſen Unterhaltsanſpruch findet auch 
$ 1611 Abſ 2 (Beſchränkung des Anſpruchs auf den notdürftigen Unterhalt) Anwendung, 
wobei der Annehmende, der nicht pflichtteilsberechtigt iſt, den pflichtteilsberechtigten Eltern 
gleich behandelt wird. . 

2. Der natürliche Vater erfährt dadurch, daß ſein uneheliches Kind von einem andern 
an Kindes Statt angenommen wird, weder Vorteil noch Nachteil. Seine Verpflichtung zur 
Zahlung einer Unterhaltsrente — die im weſentlichen den Charakter einer Schuld hat (8 1708 
A 2) — bleibt daher geradeſo beſtehen, als wenn die Kindesannahme nicht erfolgt wäre, und 
wird nicht etwa dahin geändert, daß vor dem natürlichen Vater der Annehmende den Unter⸗ 
Halt zu gewähren hätte (ebenſo Blume ZUIFG 14, 137 u. RIA 14, 9; anders auf Grund 
Mot 4, 879, wo der uneheliche Vater zu den leiblichen Verwandten des Kindes gerechuet 
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wird, die herrſchende Meinung). Daß der vertragsmäßig begründete Unterhaltsanſpruch 
gegen den natürlichen Vater durch die Kindesannahme nicht berührt wird, auch nicht in dem 
Falle, daß der natürliche Vater ſelbſt der Annehmende iſt, iſt vom RG Warn 1918 Nr 172 
bereits anerkannt. 


§ 1767 


In dem Annahmevertrage kann die Nutznießung des Annehmenden an 
dem Vermögen des Kindes ſowie das Erbrecht des Kindes dem Annehmen⸗ 
den gegenüber ausgeſchloſſen werden. 

Im übrigen können die Wirkungen der Annahme an Kindes Statt in dem 
Annahmevertrage nicht geändert werden). 

E I 1628 II 1648; M 4 993; P 4 735. 


1. Die durch die Kindesannahme kraft Geſetzes eintretenden Wirkungen können, was 
das perſönliche Verhältnis betrifft, durch Vertrag nicht geändert werden. Es kann insbeſondere 
nicht vereinbart werden, daß das Kind in einer andern Religion als der des Annehmenden zu 
erziehen ſei. Eine ſolche Vereinbarung würde die Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags zur Folge 
haben (KJ 38 A 91). Nicht abänderlich iſt auch das Recht und die Pflicht zur Verwaltung 
des Kindesbermögens (8 1760 A 1). Die vermögensrechtlichen Wirkungen können dagegen 
inſofern geändert werden, als in dem Annahmevertrage die Nutznießung des Annehmen⸗ 
den ſowie das Erbrecht (Pflichtteilsrecht) des Kindes oder der Abkömmlinge des Kindes 
ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden kann. Als zuläſſig iſt es hiernach 
auch anzuſehen, daß die dem Anneh menden als Nutznießer obliegenden Verpflichtungen er⸗ 
weitert und ihm befondere Verbindlichkeiten im Intereſſe der beſſeren Ausbildung oder Ver⸗ 
jorgung des Kindes auferlegt werden. In weiterem Maße kann die elterliche Gewalt des 
Annehmenden nicht beſchränkt werden. Unzuläſſig iſt es, ihm die Verpflichtung aufzuerlegen, 
daß er das Vermögen des Kindes dauernd in beſtimmter Art angelegt läßt (KGJ 37 A 54). 
Für die Rechtsgeſchäfte, die während des Beſtehens der elterlichen Gewalt zwiſchen dem 
innehmenden und dem Kinde geſchloſſen werden, gelten die gleichen Beſchränkungen wie 
ür die Rechtsgeſchäfte zwiſchen dem elterlichen Gewalthaber und dem Kinde (§ 1630 A 2). 
s kann hierbei auch die Beſtimmung des $ 1804 praktiſch werden, wonach dem Annehmenden 
Eine Schenkung auch von dem für das Kind zu beſtellenden Pfleger nicht gemacht werden kann. 
“ber die Gültigkeit von Abmachungen zwiſchen dem Annehmenden und den Eltern des an- 
genommenen Kindes |. 8 1748 A 1. 


£ 
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8 1768 


Das durch die Annahme an Kindes Statt begründete Rechtsverhältnis 
tann wiederaufgehoben werden!). Die Aufhebung kann nicht unter einer 
Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen?). 

Die Aufhebung erfolgt durch Vertrag zwiſchen dem Annehmenden, dem 
Kinde und denjenigen Abkömmlingen des Kindes, auf welche ſich die Wir⸗ 
tungen der Annahme erſtretken ). 8 

Hat ein Ehepaar gemeinſchaftlich ein Kind angenommen oder hat ein 
Ehegatte ein Kind des anderen Ehegatten angenommen, ſo iſt zu der Auf⸗ 
hebung die Mitwirkung beider Ehegatten erforderlich!). 

E 1 1629 Abs 1, 2, 4, 5 II 1649; M 4 900; P 4 787. 


1. Der Grundſat, daß das durch die Kindesannahme geſchaffene Rechtsverhältnis 
dem natürlichen Kindesverhältnis nachgebildet fein ſoll, ift nicht jo weit durchgeführt, daß 
die Kindesannahme nicht wieder durch Vertrag aufgehoben werden könnte. Erforderlich 
be der Aufhebung ift, daß der Vertrag von ſämtlichen Beteiligten, dem Annehmenden und 
ri angenommenen Kinde, den ſämtlichen Abkömmlingen des Kindes, für die die Kindes 

nnahme wirkſam geworden iſt (8 1762), ſowie dem leiblichen Elternteil, deſſen Ehegatte 
= Kind angenommen hat (8 1757 Abſ 2), geichloffen wird. An dem Vertragsſchluß haben 
10 n Abkömmlinge teilzunehmen, die erſt nach Abſchluß des Annahmevertrags 
5 N Mbichlun des Aufhebungsvertrags) geboren find, da fie das durch die Sindesannahme 
: note Hecht ohne ihren Willen nicht wieder verlieren können. Der Vertrag iſt unter gleich. 
1 Anvelenbeit der ſämtlichen Beteiligten vor Gericht oder Notar zu ſchließen (88 1770, 
— 55 an Nichteinverſtändnis eines der Beteiligten hindert das Zuſtandekommen des Ver⸗ 
ags. Über die Einwirkung des Todes eines der Beteiligten ſ. § 1769 A 1 u. 2. Die Ein. 
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willigung der in den SS 1746, 1747 bezeichneten Perſonen iſt zu dem Aufhebungsvertrage 
nicht erforderlich (vgl. $ 1747 A 3). Über die Notwendigkeit der Beſtätigung f. $ 1770 A 1. 

2. Ebenſowenig wie die Eingehung kann die Aufhebung der Kindesannahme unter einer 
Bedingung oder Zeitbeſtimmung erfolgen. Eine ſolche zeitliche Begrenzung würde der 
Natur des Kindesverhältniſſes widerſprechenz(vgl. § 1742 A 1). 


8 1769 


Nach dem Tode des Kindes!) können die übrigen Beteiligten das zwi⸗ 
ſchen ihnen beſtehende Rechtsverhältnis durch Vertrag aufheben. Das 
gleiche gilt in den Fällen des § 1757 Abſ 2 nach dem Tode eines der Ehe⸗ 
gatten?). 

E 1 1629 Abſ 3, 4 II 1650; M 4 1001; P 4 737. 

1. Die Aufhebung der Kindesannahme kann nur einheitlich für das Kind und die ſämt⸗ 
lichen Abkömmlinge erfolgen. Der Tod des Kindes hindert aber nicht, daß die übrigen Be⸗ 
teiligten (vgl. § 1768 A 1) mit Wirkung für die Abkömmlinge des Kindes die Aufhebung der 
Kindesannahme vereinbaren. Würde das für tot erklärte Kind bei Abſchließung des Auf. 
hebungsvertrags in Wirklichkeit noch am Leben ſein, ſo würde dies die Ungültigkeit des Ver⸗ 
trags zur Folge haben. 8 

2. Nach dem Tode des Annehmenden kann die Aufhebung der Kindesannahme nicht 
mehr vereinbart werden. Die Aufhebung wird aber, wenn ein Ehepaar gemeinſchaftlich 
ein Kind angenommen hat ($ 1757 Abſ 2, § 1749 Abſ 1), nicht dadurch gehindert, daß einer 
der Ehegatten verſtorben iſt. Hat ein Ehegatte das Kind des andern Ehegatten an Kindes 
Statt angenommen, ſo iſt der Tod des letzteren Ehegatten kein Hindernis der Aufhebung, 
während der Tod des Ehegatten, der das Kind angenommen hat, die Möglichkeit der Auf: 
hebung ausſchließt, da der überlebende Ehegatte von der Kindesannahme in keiner Weiſe 
mehr berührt wird. 


8 1770 


Die für die Annahme an Kindes Statt geltenden Vorſchriften des 
$ 1741 Satz 2 und der 88 1750, 1751, 1753 bis 17551) gelten auch für die 
Aufhebung. 

EI 1699 Ab 5 II 1651, 1652; M 4 999; P 4 737. 

1. Für den Aufhebungsvertrag gelten hinſichtlich der Form des Vertrags (8 1750 Abſ 2), 
der Vertretbarkeit (88 1750 Abſ 1, 1751), der Anfechtbarkeit ($ 1755) und hinſichtlich der Be⸗ 
ſtätigung durch Gerichtsbeſchluß (58 1741 Satz 2, 1753, 1754) die gleichen Borjchriften wie 
für den Annahmevertrag. Auch hinſichtlich des Beginnes der Wirkſamkeit der Beſtätigung 
(8 67 Fc — vgl. $ 1754 A 1). Wird der Annahmevertrag nach dem Tode des Kindes auf. 
gehoben und die Beſtätigung nach dem Tode des Annehmenden erteilt (88 1769 Satz 1, 17538 
Abſ 2), fo tritt fie nach 9 67 Abſ 2 FG mit der Bekanntmachung an die ſämtlichen übrigen 
Beteiligten in Wirkſamkeit. Mit dieſem Zeitpunkt hören die Wirkungen der Kindesannahme 
für die Zukunft auf, während die bis dahin eingetretenen Wirkungen beſtehenbleiben. 


8 1771 


Schließen Perſonen, die durch Annahme an Kindes Statt verbunden 
ſind, der Vorſchrift des § 1311 zuwider eine Ehe, jo tritt mit der Ehe⸗ 
ſchließung die Aufhebung des durch die Annahme zwiſchen ihnen begrün⸗ 
deten Rechtsverhältniſſes ein). | 

Iſt die Ehe nichtig, jo wird, wenn dem einen Ehegatten die elterliche 
Gewalt über den anderen zuſteht, dieſe mit der Eheſchließung verwirkt. 
Die Verwirkung tritt nicht ein, wenn die Nichtigteit der Ehe auf einem 
Formmangel beruht und die Ehe nicht in das Heiratsregiſter eingetragen 
worden ijt?). 

E 1 1631 II 1653; M 4 1001; P 4 740. 

1. Die Eheſchließung zwiſchen dem Annehmenden und dem angenommenen Linde 


oder deſſen Abrömmlingen iſt, da mit dem Kindesverhältnis ein eheliches Verhaltnis des 
vereinbar iſt, nach $ 1811 verboten. Kommt es trotz dieſes Verbots, das nur ein aufſchiebende 
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Ehehinbernis bildet, zur Eheſchließung, jo muß das Kindesverhältnis, das nur künſtlicher 
Art iſt, hinter dem ehelichen zurücktreten. Das Kindesverhältnis wird in dem Zeitpunkt der 
Eheſchließung zwiſchen den Ehegatten — nicht zwiſchen dem Annehmenden und den übrigen 
Perſonen — kraft Geſetzes gelöſt. f a 

2. Die zu 1 bezeichnete Folge tritt jedoch nicht ein, wenn die Ehe wegen mangelnder Ehe- 
ſchließungsform und mangelnder Eintragung in das Heiratsregiſter äußerlich überbaupt 
nicht als Ehe erſcheint (Nichtehe oder ſchlechthin nichtige Ehe). Sie greift auch dann nicht Platz, 
wenn die Ehe nichtig oder anfechtbar iſt. Der Annehmende wird in dieſem Falle — ohne 
Rückſicht darauf, ob die Ehe für nichtig erklärt wird oder nicht — nur damit beſtraft, daß er 
mit der Eheſchließung die elterliche Gewalt und, wie hinzuzufügen iſt, die Rechte aus 
dem elterlichen Schutzverhaltnis (vgl. § 1764 A 1) verliert, während die übrigen dem Kinde 
günſtigen Wirkungen der Kindesannahme beſtehenbleiben. 


8 1772 


Mit der Aufhebung der Annahme an Kindes Statt verlieren das Kind 
und diejenigen Abkömmlinge des Kindes, auf welche ſich die Aufhebung 
erſtreckt, das Recht, den Familiennamen des Annehmenden zu führen. Dieſe 
Vorſchrift findet in den Fällen des § 1757 Abf 2 keine Anwendung, wenn 
die Aufhebung nach dem Tode eines der Ehegatten erfolgt y. 

E II 1654; P 4 740, 


1. Das durch die Annahme an Kindes Statt erlangte Recht, den Familiennamen des 
Annehmenden zu führen (8 1758), hört wieder auf mit dem Zeitpunkte, wo die Beſtätigung 
des Aufhebungsvertrags in Wirkſamkeit tritt (f. § 1770 A 1), ſowie mit der geſetzlichen Be⸗ 
endigung der Kindesannahme ($ 1771). Hat der Annehmende die elterliche Gewalt ver- 
wirkt, fo hat dies, da die Namensgemeinſchaft nicht auf der elterlichen Gewalt, ſondern dem 
Verwandtſchaftsverhaltniſſe beruht, das Erlöſchen des Namensrechts nicht zur Folge. Über 
das Recht des gemeinſchaftlichen Kindes (§ 1757 Abſ 2) zur Fortführung des Familiennamens, 
auch wenn nach dem Tode des einen der Ehegatten die Kindesannahme aufgehoben wird, 


in 
la 


5 1758 u 8 
Dritter Abſchnitt 
Vormundſchaft 


1. Die Vormundſchaftsverwaltung gehört ihrem Weſen nach dem Gebiete der Wohl⸗ 
fahrtsverwaltung an. Dieſe verwaltende Tätigkeit, die von der ſonſt den Gerichten obliegen ⸗ 
den Tätigkeit der Rechtspflege (Rechtſprechung und Beurkundung) grundſätzlich verſchieden 
iſt, iſt den Gerichten übertragen, weil es ſich hierbei, wennſchon die ſtaatliche Fürſorge im 
öffentlichen Intereſſe ihren Ausgangspunkt hat, um Wahrnehmung privater Angelegenheiten 
handelt. Der verwaltenden Tätigkeit entſpricht es, daß die Vormundſchaftsgerichte ihre 
Tätigkeit von Amts wegen ausüben. Das Wohl des Schubbedürftigen muß (innerhalb 
der geſetzlichen Schranken) ihr höchſtes Ziel ſein. Demgemäß ſind die geſetzlichen Beltim- 
ungen jo geſtaltet, daß aus Rückſicht auf das Wohl des Mündels (Ffleglings) vielfach 

nahmen von der ſonſt geltenden Regel zugelaſſen werden. Das Vormundſchafts 11973 

un dem Vormunde eine von den geſetzlichen Vorſchriften abweichende Anlegung des Geldes 
geftatten (1311; vgl. auch $ 1825), es kann ihn von der Yinterlegungs- und al le 
efreien 68 1817), unter Umſtänden die Hinterlegungapflicht erweitern (8 1818). Der als Vor 
mund Berufene kann, wenn ſeine Beſtellung das Intereſſe des Mündels gefährden würde, über 
gangen werden ($ 1778 Abſ 1, vgl. 88 1861, 1897). Ebenſo können die von dem Vater oder 

er Mutter des Mundels angeordneten Befreiungen bei Gefährdung der Intereſſen des Mündels 
außer Kraft nejeht werden (88 1857, 1903). Aus gleichem Grunde kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht eine Abweichung von den Verwaltungsanordnungen des Zuwenders, der ſelbſt ſeine 
Zustimmung nicht geben kann, geftatten (5 1803). 2 

% Die Vormundschaft iſt dazu beitimmt, den familienrechtlichen Schutz zu ergänzen. 
Sie greift 1 nur inſoweit Plat, als dieſer Schutz verſagt. Der Vater und in zweiter Linie 
die eheliche Mutter des Minderjährigen (nicht des Volljährigen) it beim Beſitze vollen Ver. 
tretungsrechts befugt, letztwillig eine beſtimmte Perſon als Vormund zu benennen oder von 
der Vormundschaft auszuſchließen (88 17761778, 1782, 1797 Abſ 3). Sie können dieſen 
Vormund von beſtimmten Beſchräntungen befreien (88 18521857) und find als Vormund 
des en der en Kindes — worauf fie nach 8 1899 ein Anrecht haben — bon dieſen Beſchrän⸗ 
kungen der Regel nach ſelbſt befreit (§ 1908 und betreffs der Mutter die etwas abweichende 
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Beſtimmung des $ 1904). Der väterliche und der mütterliche Großvater find als Vormund 
berufen (88 1776, 1899). Das Vormundſchaftsgericht ſoll ferner bei einer wichtigen Angelegen⸗ 
heit oder auf Antrag des Vormundes oder Gegenvormundes vor ſeiner Entſcheidung, um 
mit den Anſchauungen der Familie in Fühlung zu bleiben, Verwandte und Verſchwägerte 
des Mündels hören (8 1847). Den Verwandten und Verſchwägerten iſt endlich in der Form 
des Familienrats eine Beteiligung an den Geſchäften des Vormundſchaftsgerichts zugeſtanden 
(88 1858ff., insbeſondere § 1867), und zwar muß auf Antrag des Vaters oder der ehelichen 
Mutter des Minderjährigen ein Familienrat gebildet werden, wenn die erforderliche Anzahl 
geeigneter Perſonen vorhanden iſt ($ 1858). 

3. Die vormundſchaftliche Fürſorge wird nach den Grundſätzen der Selbſtverwaltung 
in der Weiſe gehandhabt, daß dem Vormund (Pfleger) die Verwaltung der Angelegenheiten 
des Schutzbedürftigen übertragen iſt, während das Vormundſchaftsgericht, das hierbei von 
dem Gegenvormunde und dem Gemeindewaiſenrat unterſtützt wird, die Aufſicht über die 
Verwaltung führt. Dieſe Trennung der Gewalten iſt aber nicht derart durchgeführt, daß 
der Mündel (Pflegling) ſchutzlos gelaſſen wird. Das Vormundſchaftsgericht hat gegen eine 
jede Pflichtwidrigkeit des Vormundes einzuſchreiten, auch wenn es ſich nicht um Verletzung 
einer durch Geſetz oder Verwaltungsanordnung des Dritten (§ 1808) beſonders beſtimmten 
Verpflichtung handelt ($ 1837). Es kann den Vormund ſchon wegen Gefährdung des Inter⸗ 
eſſes des Mündels entlaſſen ($ 1886) und bei Vertrauensunwürdigkeit von ihm Sicherheits 
leiſtung fordern ($ 1844). Eine weitere Machtbefugnis iſt dem Vormundſchaftsgericht zum 
Schutze der Perſon des Mündels dadurch eingeräumt, daß es gegen den Willen des Vormundes 
die Unterbringung des Mündels anordnen kann ($ 1838). Bei wichtigeren Rechtsgeſchäften 
findet ein Zuſammenwirken des Vormundes und Vormundſchaftsgerichts inſofern ſtatt, als 
erſterer der Genehmigung (Ermächtigung) des Vormundſchaftsgerichts bedarf (ſ. namentlich 
88 1821, 1822). Das Vormundſchaftsgericht hat endlich, worin ein Eingriff in die Selbſt⸗ 
verwaltung des Vormundes nicht liegt, bei Meinungsverſchiedenheiten der Mitvormünder 
den Streit zu entſcheiden (8 1797 Abſ 1) und an Stelle des Vormundes wenn dieſer nicht vor⸗ 
handen oder verhindert iſt ($ 1846), im Notfalle einzutreten. 

4. a) Für die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts ſind vorbehaltlich anderweiter 
landesgeſetzlicher Regelung (Art 147 EG) die Amtsgerichte zuſtändig. Von jenem Vorbehalt 
15 Gebrauch gemacht in Hamburg, in den beiden mecklenburgiſchen Staaten und in Württem⸗ 

erg. 

b) Die örtliche Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts (vgl. hierüber auch 8 1775 A3) 
beſtimmt ſich gemäß 88 35ff. FGG im allgemeinen nach dem inländiſchen Wohnſitze oder, 
wenn ein ſolcher nicht zu ermitteln iſt, dem Aufenthalt des Schutzbedürftigen zu der Zeit, 
wo die Anordnung der Vormundſchaft nötig geworden iſt, ſoweit nicht bereits ein anderes 
Vormundſchaftsgericht mit der Hauptangelegenheit befaßt iſt. Iſt ein Pfleger für unbekannte 
Beteiligte oder für einen nicht im Inlande befindlichen Ausländer zu beſtellen oder hat das 
Vormundſchaftsgericht nach § 1846 einzugreifen, fo iſt das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk 
das Bedürfnis der Fürſorge hervortritt (88 41, 37 Abſ 2, 44 FGG). Dies Gericht kann jedoch 
bei den Maßnahmen aus 8 1846 nur ergänzungsweiſe tätig werden. Zum Schutze des nicht 
im Inlande befindlichen Deutſchen iſt das Gericht des letzten Wohnſitzes, nötigenfalls das von 
der Landesjuſtizverwaltung des Heimatſtaats oder dem Reichskanzler zu beſtimmende Gericht 
für zuſtändig erklärt (§ 36 Abſ 2 daf.). Die Gültigkeit der von dem Vormundſchaftsgericht 
vorgenommenen Handlungen, der Beſtellung eines Vormundes uſw. wird durch die örtliche 
Unzuſtändigkeit nicht beeinträchtigt ($ 7 daſ.). Die Einlegung der Beſchwerde führt nicht zur 
Aufhebung der Anordnung, ſondern nur zur Abgabe der Vormundſchaft an das zuſtändige 
Gericht (K GJ 47 A 14 Nr 4; RIA 6, 85 — anders daſ. 9, 73). Aus wichtigen Gründen, wie 
z. B. behufs beſſerer Beaufſichtigung des Mündels, kann die Vormundſchaft, auch wenn ſie 
noch nicht angeordnet iſt, und zwar im Falle der Beſtellung eines Vormundes mit deſſen Zu 
ſtimmung, an ein anderes Gericht abgegeben werden (8 46; KGJ 47 A 14 Nr 5; vgl. wegen 
der Zuläfſigkeit der Beſchwerde gegen die Abgabe oder Übernahme der Vormundſchaft $ 57 
Nr 9 FGG u. RIA 14, 112). Bei Uneinigkeit der Vormundſchaftsgerichte oder Nichtzuſtimmung 
des Vormundes entſcheidet das gemeinſchaftliche obere Gericht und, falls dieſes das Reichsgericht 
ſein würde, das Oberlandesgericht, das dem um Übernahme der Vormundſchaft angegangenen 
Gericht vorgeſetzt iſt (5 46 Abſ 2 in der Faſſung des Gef. v. 22. 5. 10). Mit der Übernahme 
der Vormundſchaft, die nicht wegen Unzulaſſigkeit der Bevormundung oder örtlicher Unzu 
ſtändigkeit des erſuchenden Gerichts abgelehnt werden darf (KJ 47 A 14 Nr 5), geht zugleich 
die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung auf Beſchwerden gegen Verfügungen des bisherigen Bor 
mundſchaftsgerichts auf das dem neuen Vormundſchaftsgericht übergeordnete Gericht über 
(RJ u 12, 174; KJ 50 A 20). Nimmt die Ermittlung des zuſtändigen Gerichts längere Zeit 
in Anſpruch, ſo darf das durch die Anzeige des Standesbeamten mit der Sache befaßte Gericht, 
damit in der Zwiſchenzeit das Kind nicht ſchutzlos bleibt, ſich dem nicht entziehen, einſtwellen 
bis zur Abgabe der Vormundſchaft au das zuſtändige Gericht einen Vormund zu beſtellen 
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(vgl. $ 1774 A 1). Die Vormundſchaftsgerichte haben ſich gegenſeitig gemäß 8 2 FGG, und 
zwar die, Gerichte auch den andern Vormundſchaftsbehörden ($ 194 Abſ 4 daf.) Rechts⸗ 
hilfe zu leiſten. Das Vormundſchaftsgericht kann in dem gleichen Umfange, in dem es ſelbſt, 
wenn auch nur in Unterſtützung des Vormundes, eine eigene vormundſchaftsgerichtliche Tätigkeit 
ausüben könnte, die Rechtshilſe auswärtiger Gerichte in Anſpruch nehmen, und kann deshalb 
das Erſuchen ſtellen, eine beſtimmte Perſon über die Anerkennung der Vaterſchaft zu dem 
unehelichen Kinde und die Unterhaltsverbindlichkeit zu hören und eine öffentliche Anerkennungs⸗ 
urkunde aufzunehmen (RG 67, 417; 11. 11. 07 IV B 386/07; 7. 2. 10 IV B 43/10 — die gegen- 
teilige Anſicht in RG 57, 396 iſt aufgegeben). Es kann auch die Unterlagen zu einer im 
Intereſſe des Mündels liegenden Eintragung in das Grundbuch dadurch beſchaffen, daß es 
die Erklärungen der Beteiligten im Rechtshilfewege aufnehmen läßt (KJ 43 A 33). Das 
erſuchte Gericht kann jedoch nicht um eine Tätigkeit angegangen werden, deren Vornahme 
nicht zu ſeiner ſachlichen Zuſtändigkeit gehört und deshalb als ihm verboten angeſehen werden 
muß (8 2306; 5159 GVG; R 71, 303). Ebenſo iſt das Erſuchen nach Art 40 Ab 2 Pre 
unzuläſſig, wenn es ſich um die Beurkundung eines offenbar ungültigen Rechtsgeſchäfts 
handelt, wie um die Beurkundung des von einem Minderjährigen zu erklärenden Vaterſchafts⸗ 
anerkenntniſſes ($ 1718) oder der Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung 
(8 794 Nr 5 ZPO), da ein einſeitiges Rechtsgeſchäft des Minderjährigen ohne Einwilligung 
des geſetzlichen Vertreters gänzlich unwirkſam iſt (RG 84, 317 — abw. Joſef in Arch ZivPrax 
114, 404, weil die Möglichkeit beſteht, daß der Vertreter vorher die Genehmigung zu der Er⸗ 
klärung erteilt hat). Anders iſt es, wenn der Minderjährige nur zu tatſächlichen Angaben über 
die Abſtammung des Kindes veranlaßt werden ſoll (RG 87, 426). Über die Zuläſſigkeit eines 
Beweiserſuchens für Prozeßzwecke |. 8 1837 A 1 a. E. 

c) Zur Einlegung der Beſchwerde iſt jeder befugt, in deſſen Rechte durch die Verfügung 
des Vormundſchaftsgerichts eingegriffen wird (88 20, 60 Abſ 1 Nr 1—5). Iſt der Mündel 
(oder das in elterlicher Gewalt befindliche Kind) durch die Verfügung in feinem Rechte be- 
einträchtigt, ſo iſt für ihn der geſetzliche Vertreter beſchwerdeberechtigt. Über das Beſchwerde⸗ 
recht des Mindels ſelbſt ſ. $ 1827 A 2, über das des Gegenvormundes § 179g, A 1, 8 1826 A 1. 

ber beſondere Fälle des Beſchwerderechts vgl. § 4 A 2, § 1634 A 1,8 1666 A 1 u. 3, 8 1673 A 1 
g. E., § 1687 A 1, § 1707 A 2 a. E., § 1774 A3, 8 1778 A 1, 8 1779 A 1 u. 2, § 1785 A 1, 
$ 1786 A 1, $ 1792 A 1, 8 1800 A 3 (Beſchwerderecht in perſönlichen Angelegenheiten), 
8 1801 A 1, $ 1810 A 1, § 1821 A 2 (Verweigerung der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung), $ 1836 A 1, § 1837 A 2, $ 1849 A 2, $ 1886 A 3. Die weitere Beſchwerde 
(88 27—29 FG) iſt nur wegen Geſetzesverletzung zuläſſig. Das Vormundſchaftsgericht 
telbit iſt zur Einlegung der weiteren Beſchwerde nicht berechtigt, es kann nicht etwa einen 
F fleger zur Einlegung der Beſchwerde beſtellen, um auf dieſem Wege ſeine von dem 
Beſchwerdegericht abweichende Anſicht zur Geltung zu bringen. Zu einer Abänderung der 
von ihm erlaſſenen Verfügung, die nicht der ſofortigen Beſchwerde unterliegt (58 18 Abſ 2, 
22, 60), ift das Vormundſchaftsgericht befugt, ſofern nicht durch die Verfügung bereits das 
Recht eines Dritten begründet iſt, was z. B. der Fall iſt, wenn der Vormund die Erteilung 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung oder die Verweigerung der W 
a Dritten mitgeteilt hat (855 FGG, § 1829 Abſ 1). Die gleichen Schranken gelten au 
für die Abänderlichkeit der Verfügung durch das Beſchwerdegericht ($ 62 FGG). Über das 
Verfahren in Vormundſchaftsſachen ſ. Vorbem 4 vor $ 1616. . 

. 5. Die Zwangsvollſtreckungsgewalt des Vormundſchaftsgerichts beſtimmt ſich nach 
dandesrecht. Reichsrechtlich iſt in 8 33 FGG nur das eine vorgeſchrieben, daß bei Verhängung 
N Ordnungsſtrafen die einzelne Strafe den Betrag von 300 Mark nicht überſteigen darf und 
5 K Feſtſetzung der Strafe eine Androhung vorhergehen muß. Dieſe Vorſchrift wird ergänzt 
Jurch die landesgeſetzlichen Beſtimmungen, wonach das Vormundſchaftsgericht zur Verhän⸗ 
91165 von Ordnungsſtrafen und zur Anwendung unmittelbaren Zwanges befugt iſt (vgl. 
3 1686 A 2). Erfolgt nach dieſen Beſtimmungen die Einziehung der Ordnungsſtrafen im Ver⸗ 
waltungszwangsverfahren, jo können die Rechtshilfebeſtimmungen des § 160 GVG, da das 
erſuchende Gericht als Juſtizverwaltungsbehörde tätig wird, keine Anwendung finden. Über 
hrt Weigerung des erſuchten Gerichts hat demgemäß nur die landesrechtlich beſtimmte Be⸗ 
horde zu befinden (KO in Dag 07, 540). 
1 6. Räumlicher Geltungsbereich. Für die im Inland geübte vormundſchaftliche Verwal⸗ 
Mundes chlieſſich der Fürſorgeerziehung KJ 39 A 28), die Rechte und Pflichten des Vor⸗ 
5 blicormundſchaftsgerichts usw. ſowie die aus der Verwaltung ſich ergebenden bürger⸗ 
länd 17 ichen Ansprüche iſt, ohne Unterſchied, ob die Vormundſchaft einen Inländer oder Aus⸗ 
Ane vo das inländiſche Recht maßgebend (vgl. Art 23 EG). Nur für die Frage, ob die 
itt, k. undſchaftliche Furſorge bedingende Schutzbedürftigkeit des Ausländers anzuerkennen 
CG 4 es, ſofern dieſer nicht im Inlande (ogl. Art 8 EG) entmündigt iſt, nach Art 23 
8 47 8 en A 1) auf das Recht des Heimatſtaats an. Umgekehrt ift, wenn gemäß 
ie Bevormundung eines int Ausland befindlichen, nach inländiſchem Recht 
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ſchutzbedürftigen Deutſchen dem ausländiſchen Staate überlaſſen wird, damit die Geltung 
des auslandiſchen Rechtes zugeſtanden. In dem Haager Abkommen über das inter⸗ 
nationale Privatrecht, und zwar in dem Abkommen zur Regelung der Vormundſchaft vom 
12. 6. 02 (RG Bl 04, 240) — Vertragsſtaaten: Deutſchland, Belgien, Frankreich, Luxem⸗ 
burg, Niederlande, Rumänien, Schweden, Spanien, Italien, Schweiz und Portugal —, 
iſt betreffs der Minderjährigen, die Angehörige eines der Vertragsſtaaten ſind und 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt in einem dieſer Staaten haben, das Vormundſchafts⸗ 
recht des Heimatſtaats (Art 1) und, falls dieſer eine Vormundſchaft nicht anordnet, 
das des Aufenthaltſtaats (Art 3) für maßgebend erklärt. Hinſichtlich der Gründe für Beginn 
und Beendigung der Vormundſchaft ift indes ſtets das Recht des Heimatſtaats maßgebend 
(Art 5). Vor Übernahme der Vormundſchaft über den Ausländer follen die Behörden der 
beiden Staaten ſich verftändigen (Art 8). Der vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegen 
auch die auslandiſchen Grundſtücke, falls nicht für dieſe eine beſondere Güterordnung 
(Familienfideikommiß, Lehen uſw.) beſteht (Art 6). Die Ausübung der vormundſchaftlichen 
Furſorge durch den diplomatiſchen oder konſulariſchen Vertreter des Heimatſtaats iſt nur mit 
Duldung des Aufenthaltſtaats zulaſſig (Art 2). Solange eine Vormundſchaft nicht angeordnet 
it ſowie in dringenden Fällen können zum Schutze des im Ausland befindlichen Minder⸗ 
jährigen die zuſtändigen Ortsbehörden (worunter nach deutſchem Recht die Vormundſchafts⸗ 
behörde zu verſtehen ift) die erforderlichen Maßregeln ergreifen (Art 7). Nach dem Recht des 
Heimatſtaats, wenn dieſes nach Art 1 des Haager Abkommens zur Anwendung kommt, iſt 
insbejondere der Umfang der Befugniſſe des Vormundes, auch der Anſpruch auf Herausgabe 
des Mündels zu beurteilen (AG 12. 12. 07 IV 179/07). Das Haager Abkommen iſt aufrecht⸗ 
erhalten durch Art 282 Nr 26 des Friedensvertrags v. 16. 7. 19. Beſondere Beſtimmungen 
über die vormundſchaftliche Behandlung von Ausländern ſind enthalten in den Verträgen mit 
Spanien v. 22. 2. 70 und 12. 1. 72 Art 11 Nr 8, mit Griechenland v. 26. 11. 81 Art 22 Abſ. 4, 
mit Braſilien vom 10. 1. 82 Art 21, mit den mittelamerikaniſchen Staaten v. 20. 9. 87 Art 25, 
jetzt verlängert bis 15. 3. 15; 12. 12. 87 Art 25, 13. 6. 90 Art 27, 4. 2. 96 Art 25, in dem 
Konſularvertrage mit Serbien v. 6. 1. 83 Art 18 Abs 4, mit Japan v. 4. 4. 96 Art 13, 
jetzt geändert durch Vereinbarung v. 7. 7. 11, und mit der Türkei vom 11. 1. 17 Art 18. In 
dieſen Verträgen — die indes, abgeſehen von den Verträgen mit Spanien und der Türkei, 
nach Artt 282, 289 des Friedensvertrags v. 16. 7. 19 nur Geltung behalten, wenn der andere 
Staat binnen 6 Monaten ihre Wiederinkraftſetzung verlangt — ſind den beiderſeitigen Konſuln 
vormundſchaftliche Verrichtungen zugewieſen. Die gleiche Vergünſtigung können die Konfuln 
nicht ſchon dann in Anſpruch nehmen, wenn ihnen in Handels- und Schiffahrtsverträgen die 
Rechte der meiſtbegunſtigten Macht zugeſtanden find, wohl aber nach der Vereinbarung mit 
Peru v. 28. 6. 97 (ſ. jedoch die vorerwähnten Artt 282, 289 des Friedensvertrags) und dem 
Freundſchaftsvertrage mit Bolivien v. 22. 7. 08 Art V. Die vormundſchaftsrechtlichen Vor 
ſchriften der Staaten welche dem Haager Abkommen beigetreten ſind, ſind zuſammengeſtellt 
im PrIMBl 06, 225 ff. Mit der Schweiz iſt laut Bek des KGG v. 6. 7. 14 (RGBl 251) für 
Vormunoſchaftsſachen die Zuläſſigkeit unmittelbaren Geſchäftsverkehrs vereinbart. Wegen 
des fur die religibſe Erziehung maßgebenden Rechtes ſ. $ 1801 A 1. 

7. Übergangsvorſchriften. Seit Inkrafttreten des BOB gilt nach Art 210 EG; auf dem 
Gebiete des Vormundſchaftsrechts ausſchließlich das neue Recht. Nur nach dieſem beſtimmt ſich 
(abgeſehen von der jetzt bedeutungsloſen Übergangsvorſchrift des Art 211), ob und inwieweit 
eine Vormundſchaft, Gegenvormundſchaft oder Pflegſchaft zuläſſig iſt und ebenſo richten ſich 
die Befugniſſe des Vormundes uſw. nach neuem Recht. Für eine geſchäftsfähige Perſon, 
die durch letzwillige Anordnung in der Verfügung über das ihr zugewendete Vermögen 
beſchränkt ift, iſt nach BOB eine Pflegſchaft nicht mehr zugelaſſen. Eine derartige Anordnung 
kann nur inſofern aufrech terhalten werden, als darin die Ernennung eines Teſtaments⸗ 
vollſtreckers zu finden iſt (ach 20 A 21). Auch die nach früherem Recht einem Vormunde 
gewährten Befreiungen und die Verwaltungsanordnungen eines Dritten bleiben nur inſoweit 
in Kraft, als ihre Zuläſſigkeit nach BGB anerkannt ift (KGJ 20 A 220). Die Neuanlegung von 
Mündelgeld hat ſeit dem 1. Jan. 1900 nach den Vorſchriften des BGB zu erfolgen, ſoweit nicht 
neben dieſen Vorſchriften die landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft geblieben find (Art 212). 
Hinſichtlich der unter früherem Recht eingetretenen Vorbedingungen der Vormundſchaft bleibt 
jedoch in gewiſſem Maße dieſes Recht maßgebend. Die Frage, ob jemand noch minder⸗ 
jährig iſt oder bereits die Volljährigkeit erlangt hat, ob er entmündigt iſt, bleibt, wenn die 
Volljährigkeitserklärung oder die Entmündigung in die Zeit vor dem 1. Jan. 1900 fällt, gemäß 
3 Ech leine Beſchränkung enthält Art 154) nach früherem Recht zu ent 
ſcheiden. > 
8. Sachlicher Geltungsbereich. Die Vorſchriften des BG kommen nicht zur Anwendung 
int die Tätigkeit der auf Grund des PrÖef. v. 15. 2. 40 über Familienſchlüſſe beſtellten Vor⸗ 
münder (Art 59 Ech). Hinſichtlich der landesherrlichen Familien und des hohen Adels ſind die 
Hausverfaſſungen und Landesgeſetze maßgebend geblieben (Artt 57 u. 58 Ech), und zwar 
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ſowohl für die Zuſtän digkeit des Vormundſchaftsgerichts als das Verfahren. In Anſehun 
der Mitglieder des hohen Abels können abweichende Beſtimmungen durch die Hausverfaf- 
ſungen nur nach Maßgabe der Landesgeſetze getroffen werden. Zuſtandig als Vormund. 
ſchaftsgericht ift für fie meiſt das Oberlandesgericht. Nach der für Preußen geltenden 
Inſtruktion v. 30. 5. 1820 $ 19a wurde der Vormund vom König ernannt, 


Erſter Titel 
Vormundſchaft über Minderjährige 


I. Anordnung der Vormundſchaft 


§ 1773 


Ein Minderjähriger) erhält einen Vormund, wenn er nicht unter elter⸗ 
licher Gewalt ſteht oder wenn die Eltern weder in den die Perſon nuch in 
den das Vermögen betreffenden Angelegenheiten zur Vertretung des Minder⸗ 
jährigen berechtigt jind?). 

Ein Minderjähriger erhält einen Vormund auch dann, wenn ſein Familien⸗ 
ſtand nicht zu ermitteln iſts) 2). 

E 1 1633 II 1665; M 4,1044 u. 1046; P 4 742. 


1. Der Minderjährige erhält einen Vormund wegen der durch die Minderjährigkeit 
bedingten Schutzbedürftigkeit. Die Altersvormundſchaft hört deshalb auf mit der Voll 
jährigkeit oder Volljährigkeitserklärung des Mündels 0 über den letzteren Zeitpunkt 8 1882 
A 1). Ein Unterſchied, ob der Minderjährige eln Deutſcher oder ein Ausländer iſt, wird 
in $ 1778 nicht gemacht. Hier greift jedoch die Beſtimmung des Art 23 Ec ein, wonach die 
vormundſchaftliche Fürſorge für den Ausländer davon abhängig iſt, daß der Heimatſtaat — 


$ 1778). Den 1 tlichen Schutz gewährt in diefem Falle das ai 
nisgewalt, nicht traft Übertragung der Befugniſſe 

des ausländiſchen Gerichts. Es kann deshalb in feiner Amtsgewalt nicht (entgegen dem $ 1793) 
adurch beſchränkt werden, daß das öſterreichiſche Gericht erklärt, die Fürſorgebefugniſſe 

nur teilweiſe übertragen zu wollen (SächſArch 1911,97) Das deutſche Vormundſchaftsgericht 
ann nach ſeinem Ermeſſen eine Vormundſchaft oder Pflagſchaft anordnen. Es kann ſich auch 

arauf beſchranken, vorläufige Maßregeln zu treffen (Art 23 Abſ 2). Desgleichen können nach 


Vormundſchaft über einen irrtümlich als Inländer angeſehenen Ausländer hat nicht die 
Nichtigkeit der Beſtellung des Vormundes zur Folge (RGSt 45, 309; Warn 1919 Nr 72). 
Ein Beſchwerderecht iſt dem Schuldner des Mündels aus dem Grunde, daß die Vormund⸗ 


ft über den Ausländer nicht hätte eingeleitet werden dürfen, nicht gegeben (RIA 14, 255). 


f.), oder wenn die elterliche Gewalt fortgefallen iſt oder ruht, ohne daß die elterliche 
Gewalt oder ihre Ausübung auf die Mutter en il (vgl. §§ 1684, 1685). Zur Bevor: 
mundung führt es auch, wenn die Beſtandteile der elterlichen Gewalt dem Inhaber in dem 
mfange entzogen ſind, daß ihm das? ertretungsrecht weder in den die Perſon des Kindes 
0 Angelegenheiten noch in den Vermögensangelegenheiten belaffen iſt (vgl. Vorbem il 
ur u. 8 1627 A J). 5 
3. Dem Falle, daß der Minderjährige ſich nicht in elterlicher Gewalt befindet, ſteht es gleich, 
denn fein Familienſtand nicht zu ermitteln iſt, ſomit ungewiß bleibt, ob er unter elterlicher 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 27 
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Gewalt ſteht. Dies wird beſonders bei Findelkindern vorkommen. Nach 8 4 Abſ 2 RuStAngch 
v. 22. 7. 13 iſt ein ſolches Kind bis zum Beweiſe des Gegenteils als das Kind eines Angehörigen 
des Bundesſtaats anzuſehen, in welchem es aufgefunden iſt. Der Name des Kindes wird in 
Ermanglung einer abweichenden landesgeſetzlichen Regelung vorläufig von dem Vormunde 
zu beſtimmen fein (u. A. Planck 8 12 A J). 

4. Von dem in 8 1773 ausgeſprochenen Beſtellungsgrundſatz (vgl. auch 88 1789, 
1897, 1915) ift in Art 136 Ec eine Ausnahme gemacht für den Berufsvormund (Anſtalts⸗ 
vormund oder Gemeindevormund). Das Landesrecht kann beſtimmen, daß der Vor⸗ 
ſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht ſtehenden, für die Erziehung oder Ver⸗ 
pflegung von Minderjährigen beſtimmten Anſtalt oder ein Beamter (der, falls er nicht zu den 
Beamten der Anſtalt gehört, nach den Ausführungsgeſetzen faſt durchweg ein Beamter der Ge⸗ 
meinde ſein muß) kraft Geſetzes Vormund der Minderjährigen wird, welche dauernd 
(ogl. Kg 38 A 39) in dieſe Anſtalt oder eine von dem Vorſtand oder Beamten (oder 
auf ſeine Veranlaſſung) ausgewählte Familie oder Anſtalt untergebracht find oder unter ⸗ 
gebracht waren (Koſtkinder) und daß er auch diejenigen unehelichen Minderjährigen 
bevormundet, welche der mütterlichen Familie (vgl. über dieſen Begriff KJ 41 A 30) unter 
Aufſicht des Vorſtandes oder Beamten belaſſen find, vorausgeſetzt, daß das Vormundſchafts⸗ 
gericht nicht einen andern Vormund beſtellt. Von dieſem Vorbehalt haben die meiſten 
Bundesſtaaten Gebrauch gemacht. Die Anſtaltsvormundſchaft iſt meiſt beſchrankt auf 
die unter Verwaltung des Staates oder einer Gemeinde (vgl. KGJ 37 A 58) ſtehenden 
Anſtalten. Unter die Gemeindevormundſchaft fallen meiſt nur die Minderjährigen, die 
vorausſichtlich dauernd Armenunterſtützung erhalten (Armenamtsvormundſchaft). Als An 
ſtaltsvorſtand iſt der erzieheriſche Leiter der Anſtalt, mag dieſer nun aus einer Perſon oder 
mehreren Perſonen beſtehen, nicht der zur geſetzlichen Vertretung der Anſtalt berufene 
Magiſtrat oder die Armendirektion anzuſehen (RIA 7, 10). Die Verrichtungen als Vor⸗ 
mund verſieht der Berufsvormund als Teil ſeines Amtes. Die vormundſchaftlichen Geſchäfte 
werden, wenn der Anſtaltsvorſtand aus mehreren Verſonen beſteht, nach den für deſſen Ge⸗ 
schäftsführung geltenden Vorſchriften von den einzelnen Mitgliedern erledigt. Dadurch, daß die 
Vorausſetzungen der Entſtehung der Berufsvormundſchaft wegfallen, wird ſein Amt noch 
nicht beendigt (KJ 42 A 45). Beſtellt das Amtsgericht einen beſondern Vormund, ſo 
kann ſowohl von dem Berufsvormunde als der ihm vorgeſetzten Behörde Beſchwerde, und 
zwar gemäß § 60 Abſ 1 Nr 3 J ſoforkige Beſchwerde erhoben werden (KJ 36 A 36). 
Das Amt des Berufsvormundes erliſcht nicht, wenn das Vormundſchaftsgericht in Unkennt 
nis von der bereits eingetretenen Berufsvormundſchaft einen beſondern Vormund beſtellt 
hat (ROY 41 A 33). lber Beſtellung eines Gegenvormundes ſ. § 1792 A 1. Zur 
Erfüllung ſeiner Amtspflichten ſtehen dem Berufsvormunde regelmäßig Waiſenpflegerinnen 
und ſonſtige Hilfsperſonen zur Seite, welche ihn in der ihm ſelbſt nicht wohl möglichen 
persönlichen Aufſicht vertreten. Darüber, daß der Berufsvormund ben nach $ 1776 
berufenen Vormündern vorgeht, ſ. $ 1776 A 1 und über ſeine Stellung als befreiter 
Vormund $ 1852 A 1. Die Vorſchriften des § 1779 Abſ 2, insbeſondere die Vorſchrift, 
daß der Vormund dem gleichen religiöſen Bekenntnis wie der Mündel angehören ſoll, 
finden auf den Berufsvormund, der kraft Geſetzes Vormund wird, keine Anwendung. 
über die im BGB dem Vormund gegebenen Befugniſſe hinaus können die Befug⸗ 
niſſe des Berufsvormundes nicht ausgedehnt werden. Landesrechtlich kann unter den 
Vorausſetzungen, unter denen eine Berufsvormundſchaft ſtattfindet, auch eine Berufs 
pflegſchaft eingerichtet werden (vgl. Dr. Freſe in 3 Bl G 1914, 748ff.; anders Mayr in 
Bayz 1911, 353). Die Beſtrebungen für Jugendfürſorge ſind verſchiedentlich in neuerer 
Zeit durch Errichtung einer einheitlichen Behörde (eines Jugendamts) zuſammengefaſt, 
dem auch die Berufsvormundſchaft angegliedert iſt. — Verſchieden von der Berufsvormund“ 
ſchaft im eigentlichen Sinne iſt die Sammelvormundſchaft (Berufsvormundſchaft kraft Ber 
ſtellung), bei welcher einer Perſon eine größere Zahl von Vormundſchaften durch Beſtel 
lung übertragen wird. Siehe hierüber 5 1786 zu Nr 8, 9 1775 A 1, § 1836 A 1. 


8 1774 


Das Vormundſchaftsgericht hat die Vormundſchaft von Amts wegen“ 


anzuordnen?) ). 
E I 1684 II 1656; M 4 1084 u. 1047; P 4 749. 4 
1. Aus der Fürſorgepflicht des Vormundſchaftsgerichts ergibt ſich, daß es ſowohl bei dun 
ordnung der e als bei der ſonſt ihm zugewieſenen Talg von Amts w 
zu verfahren hat. Vor Anordnung der Vormundſchaft hat das Vormundſchafts de 
zu prüfen, ob die Vorausſetzungen der Bevormundung gegeben ſind, zu welchem, 6 
nötigenfalls Erhebungen durch Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen (8 15 d 
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zu veranſtalten ſind. Eine ſolche Beweiserhebung kann namentlich nötig werden bei der von 
Amts wegen vorzunehmenden Prüfung, ob ein Kind, deſſen Vater vor Ablauf der Anfechtungs⸗ 
frift verſtorben ift (8 1593), als unehelich anzuſehen iſt (RIA 4, 82). Sind die Ermittlungen 
noch nicht abgeſchloſſen, ſo kann es notwendig werden, bee einen Pfleger zu beſtellen. 
Iſt die örtliche Zuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts zweifelhaft, ſo hat das durch Anzeige 
des Bevormundungsfalls mit der Sache befaßte Amtsgericht hierüber die erforderlichen Er⸗ 
mittlungen vorzunehmen und nötigenfalls zum vorläufigen Schutze des Mündels einen 
Vormund zu beſtellen, wodurch die endgültige Zuständigkeit des Amtsgerichts noch nicht be⸗ 
gründet wird. Um dem Vormundſchaftsgericht Kenntnis von dem Bevormundungsfalle zu 
verſchaffen, iſt den Behörden und den ſonſt Beteiligten in weitem Umfange die Pflicht auf- 
erlegt, dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen. Anzeigepflicht des Standes⸗ 
beamten nach § 48 FG, der Gerichte, insbeſondere des Nachlaßgerichts nach 8 50 366, 
88 657, 660, 674, 678, 679 Abſ 4, 683 Abſ 2, 686 Abf 4 3PO, des Gemeindewaiſenrats 
nach 8 49 FGG, des Gewalthabers, Vormundes und Gegenvormundes nach 88 1894 Abſ 2, 
1895, 1909 Abſ 2, der Erben des Vormundes, Gegenvormundes oder Pflegers nach 88 1894 
Abſ 1, 1895, 1915. A 

2. Auf dem Gebiete des Vormundſchaftsrechts gilt — abgeſehen von dem in $ 1780 
behandelten Falle — allgemein der Grundſatz, daß die einmal angeordnete Vormundſchaft 
(Pflegſchaft), was das Vertretungsrecht und die Geſchäftsführungsbefugnis betrifft, ſo lange 
wirkſam bleibt, bis die Vormundſchaft von dem Vormundſchaftsgericht oder auf Beſchwerde 
von dem dieſem übergeordneten Gericht wieder aufgehoben iſt (vgl. 8 32 FGG). Dieſe 
rechtsbegründende Wirkung greift nicht nur dann Platz, wenn es ſich bei der Anordnung 
der Vormundſchaft um Fragen handelt, die von dem Vormundſchaftsgericht nach freiem 
Ermeſſen zu entſcheiden find. Sie gilt ſelbſt in dem Falle, daß bereits eine Vormundſchaft 
oder Pflegſchaft über dieſelbe Perſon eingeleitet geweſen ſein ſollte. Über die Gültigkeit 
ber Beſtellung des Vormundes oder Pflegers iſt ausſchließlich im Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit zu entſcheiden, ohne daß dieſe Entſcheidung von dem Prozeßgericht nach⸗ 
deprüft werden kann (RG JW 03 Beil 64 Nr 147; Warn 1919 Nr 72; ebenſo für das 
frühere Recht RG 12, 68; 33, 414; Je 91, 434”). Wird von dem Vormundſchaftsgericht 
oder dem Beſchwerdegericht die Vormundſchaft, als der geſetzlichen Vorausſetzungen von 
vornherein ermangelnd, aufgehoben, jo bleiben doch die aus der bisherigen Verwaltung ent- 
ſtandenen Anſprüche unverändert beſtehen. Durch die Aufhebung wird insbeſondere an 


der Schadenserſatzpflicht, die etwa der Vormundſchaftsrichter durch Verletzung feiner Amts⸗ 


pflichten, durch Erteilung unrichtiger Auskunft (vgl. 8 1848 A 1) uſw. ſich zugezogen hat, 

nichis geändert (RG 84, 92). Dagegen hat die Anordnung der Vormundſchaft auf die Ge⸗ 

ſchäftsfähigkeit und Prozeßfähigkeit des zu Unrecht Bevormundeten keinen Einfluß. 

Seine Rechtshandlungen bleiben, ſoweit ſie nicht etwa mit den bereits von dem Vormunde 

getroffenen Verfügungen in Widerſpruch ftehen, rechtswirkſam. 

1 8. Wird die Anordnung der Vormundſchaft abgelehnt, fo ſteht — abgeſehen 
on dem Falle der vorläufigen Vormundſchaft ($ 1906) — nach § 57 Abſ 1 Nr 1 F jedem, 
er ein eigenes rechtliches Intereſſe an der Bevormundung hat, das z. B. durch das Inter⸗ 

elle an Vornahme eines Rechtsgeſchäfts begründet fein kann, ſowie dem Ehegatten, den Ver 

bia dten und Verſchwägerten des Mündels im Familienintereſſe die Beſchwerde zu. Wird 

500 dmundſchaft angeordnet, fo kann nach dem allgemeinen Grundſatz des § 20 Abſ 1 

fh & jeber, deſſen Recht durch die Anordnung beeinträchtigt wird, insbeſondere der Mündel 

al Vorbem 40 vor & 1778), Beſchwerde führen. — Von der Anordnung der Vormundſchaft 

b die Beſtellung des Vormundes zu unterſcheiden. Dieſe Unterſcheidung ift jedoch ohne Be 
ee für den Fall des $ 46 FG. Auch vor Beſtellung des Vormundes kann die ein⸗ 

S eitete Vormundſchaft an ein anderes Gericht abgegeben werden (BayObL63 6, 395). 
ie Ploße Auordnung der Bormundicaft begründet noch nicht die in $ 92 Abf 1 PL&RG 

v. 25. 7. 10 vorgeſehene Gerichtsgebühr (RG 85, 358). 


8 1775 
Das Vormundſchaftsgericht ſoll, ſofern nicht beſondere Gründe für die 
Beſtellung mehrerer Vormünder vorliegen, für den Mündel!) und, wenn 


mehrere Geſchwiſter zu bevormunden find, für alle Mündele)e) nur einen 
Vormund beſtellen. 


E 1 1638 Abſ 2 II 1660 Abf 2; M 4 1081 u. 1062; P 4 749. 


1. Die Beſtellung eines Mitvormundes ; i { i 
ift damit als Ausnahme hingeſtellt. Sie kan 
durch den Umfang der Verwaltung, die ei der Geſchäftszweige, die Not. 
wendigkeit, für einen beſondern Geſchäftszweig einen Sachverſtändigen als Vormund zu ge: 


27* 
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winnen, durch das Vorhandenſein von Mündelvermögen in weit entlegenen Gegenden uſw. 
gerechtfertigt ſein, worüber das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu befinden hat. 
Der Anlaß zur Beſtellung eines Mitvormundes kann auch darin liegen, daß dem Sammel- 
vormunde (vgl. $ 1786 zu Nr 8) nur ein begrenzter Geſchäftskreis, wie die Einziehung 
der von dem natürlichen Vater verſchuldeten Unterhaltsgelder, übertragen wird. Von 
dem Vater oder der Mutter des Mündels (§ 1777) können über die Beſtellung mehrerer 
Vormünder keine bindenden Anordnungen getroffen werden. Die Beſtellung eines Mit⸗ 
vormundes iſt auch dann zuläſſig, wenn bereits die geſamte Verwaltung einem Vormunde 
übertragen war. Über die Unzuläſſigkeit der Beſtellung eines Mitvormundes neben dem 
berufenen Vormunde vgl. § 1778 A 5. Wegen der Teilung der Geſchäfte unter mehrere 
Vormünder ſ. § 1797. 

2. Mehrere Geſchwiſter (wozu auch mehrere uneheliche Kinder derſelben Mutter gehören, 
die als Halbgeſchwiſter anzuſehen ſind) ſollen, wenn nicht beſondere Gründe eine Ausnahme 
angezeigt erſcheinen laſſen, im Intereſſe der Einheitlichkeit der Verwaltung nur einen Vor⸗ 
mund und ein Vormundſchaftsgericht haben. Um letzteres zu ermöglichen, iſt für den Fall, 
daß mehrere in verſchiedenen Vormundſchaftsbezirken befindliche Geſchwiſter zu bevormunden 
find, in 8 36 Abſ 1 FG eine beſondere Beſtimmung über die Zuſtändigkeit gegeben, wonach 
dieſe durch den Wohnſitz oder Aufenthalt des jüngſten Mündels beſtimmt wird. Über das 
Verhältnis des 8 1775 zu der Regel des § 1779 Abſ 2 Satz 2 ſ. 8 1779 A 2. 

3. Mit Rückſicht auf den Grundſatz des § 1775 iſt in 88 36, 37 FGG weiter beſtimmt, daß, 
wenn eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft für eines von mehreren Geſchwiſtern anhängig 
iſt, dasſelbe Gericht auch in Anſehung der anderen Geſchwiſter zuſtändig iſt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift gilt auch dann, wenn der Gegenſtand der bereits anhängigen und der neuen Pfleg⸗ 
ſchaft ein verſchiedenartiger iſt (RIA 14, 251). 


8 1776 


) Als Vormünder ſind in nachſtehender Reihenfolge berufen: 

1. wer von dem Vater des Mündels als Vormund benannt iſt; 

2. 115 von der ehelichen Mutter des Mündels als Vormund benannt 

iſt“); 

3. der Großvater des Mündels von väterlicher Seite; 

4. der Großvater des Mündels von mütterlicher Seite. 

Die Großväter ſind nicht berufen, wenn der Mündel von einem anderen 
als dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an Kindes Statt an⸗ 
genommen iſt. Das gleiche gilt, wenn derjenige, von welchem der Mündel 
abſtammt, von einem anderen als dem Ehegatten ſeines Vaters oder ſeiner 
Mutter an Kindes Statt angenommen iſt und die Wirkungen der Annahme 
ſich auf den Mündel erſtreckens). 

E I 1635 II 1657; M 4 1047; P 4 745. 


1. Die Berufung der Vormünder gründet ſich entweder unmittelbar auf das Geſetz 
(Nr 3 u. 4) oder auf Benennung durch einen Elternteil des zu Bevormundenden (Nr 1 u. 2). 
Nicht als Vormünder ſind berufen der Ehemann und die uneheliche Mutter, da ſie in manchen 
Fällen für dieſes Amt nicht geeignet erſcheinen. Sie können aber vor den nach $ 1776 Ber 
rufenen zum Vormunde beſtellt werden (§ 1778 Abſ 3). Nur hat die Mutter, wenn das Kind 
für ehelich erklärt oder an Kindes Statt angenommen iſt, dieſes Vorrecht nicht vor dem von 
dem Gewalthaber benannten Vormunde. Die Vorſchriften über die Berufung zur Vor: 
mundſchaft kommen nicht zur Anwendung, wenn kraft Geſetzes gemäß Art 186 EG (vgl. 8 1773 
A 4) der Anſtaltsvorſtand oder Beamte Vormund wird. Aber auch wenn eine geſetzliche Vor⸗ 
mundſchaft nicht eingeführt iſt, können dieſe Perſonen nach Maßgabe des Landesrechts vor 
den berufenen Vormündern zum Vormunde beſtellt werden (Art 136 Nr 3 EG). 

2. Über das Recht der Eltern zur Benennung eines Vormundes |. $ 1777 A 1 u. 2. 

3. Die Berufung des väterlichen Großvaters ſetzt voraus eine eheliche Verwandtſchaft 
zwiſchen Großvater und Vater und ſodaun zwiſchen Vater und Mündel. Die Verwandtſchaft 
zwiſchen Großvater und Vater darf auch auf Ehelichkeitserklärung oder auf Kindesannahme 
beruhen, vorausgeſetzt, daß die Kindesannahme auch für den Mündel als Abkömmling (vgl- 
8 1762) wirkſam geworden iſt. Das Recht des leiblichen Großvaters fällt weg, wenn der 
Vater oder der Mündel von einem andern als dem Ehegatten des natürlichen Elternteils 
(. 8 1757 Abſ 2) an Kindes Statt angenommen iſt, es ſei denn, daß durch die Kindesannahme 
des Vaters der Mündel ſelbſt (vgl. $ 1762) nicht berührt iſt. Das gleiche gilt auch für den 
mütterlichen Großvater, jedoch mit der Abweichung, daß eine eheliche oder gleichwertige 


Vormundſchaft über Minderjährige SS 1775—1778 421 


Verwandtſchaft nur zwiſchen dem Großvater und der Mutter zu beſtehen braucht, während 
die Verwandtſchaft zwiſchen Mutter und Mündel eine eheliche oder uneheliche ſein kann. Nach 
dem Wortlaut des § 1776 letzter Satz würde das Recht der Großeltern auch dann in Wegfall 
kommen, wenn das Kind von ihnen ſelbſt an Kindes Statt angenommen iſt. Dies iſt jedoch 
als dem Sinne des Geſetzes zuwiderlaufend abzulehnen (beſtr.). 


8 1777 


Der Vater!) kann einen Vormund nur benennen, wenn ihm zur Zeit ſeines 
To des die elterliche Gewalt über das Kind zuſteht; er hat dieſes Recht nicht, 
wenn er in den die Perſon oder in den das Vermögen betreffenden An⸗ 
gelegenheiten nicht zur Vertretung des Kindes berechtigt iſt!). Das gleiche 
gilt für die Mutter). 

Der Vater kann für ein Kind, das erſt nach ſeinem Tode geboren wird, 
einen Vormund benennen, wenn er dazu berechtigt ſein würde, falls das 
Kind vor ſeinem Tode geboren wäres). 


Die Benennung des Vormundes erfolgt durch letztwillige Verfügung!). 
E I 1636 II 1658; M 4 1053; P 4 747. £ 


1. Benennungsrecht des Vaters. Auf Grund der elterlichen Gewalt ($ 1626) darf 
der Vater für die Zeit nach ſeinem Tode ſich durch Benennung eines Vormundes gewiſſermaßen 
einen Stellvertreter ſetzen; er muß aber, da der Vormund ſowohl die Sorge für die Perſon 
als für das Vermögen auszuüben hat, zur Vertretung des Kindes ſowohl in den per- 
ſönlichen als in den Vermögensangelegenheiten befugt fein (vgl. 8 1627 A 1). Die Benennung 
gat, da fie erſt nach dem Tode des Vaters wirkſam wird, gemäß Abſ 3 durch letztwillige Ver⸗ 
fügung — durch Teſtament oder durch einſeitige Verfügung im Erbvertrage (vgl. 8 2299) — zu 
erfolgen. Im Zuſammenhang hiermit ſteht es, daß die elterliche Gewalt und das volle Ver⸗ 
tretungsrecht nur zur Zeit des Todes vorhanden zu fein braucht. Es iſt auch nicht not⸗ 
wendig, daß das Kind zur Zeit der Benennung des Vormundes bereits vorhanden iſt. Die 
Benennung iſt zuläſſig für ein Kind, das noch nicht geboren ift, und ſogar für ein erſt nach 
dem Tode des Vaters geborenes Kind. Nicht als unzuläſſig iſt es eher, wenn der Be⸗ 
nennung eine Zeitbeſtimmung oder Bedingung beigefügt wird. Der Benannte kann jedoch 
nicht verlangen, daß mit der Beſtellung des Vormundes bis zum Eintritt der Zeit oder der 
Bedingung gewartet wird, auch nicht, daß zu dieſem Zeitpunkt der früher beſtellte Vormund 
entlaſſen wird (a. M. Blume A 4a a). Dagegen ift der Endtermin oder die auflöſende Be- 
bingung dem fo benannten Vormunde gegenüber wirkſam, auch wenn bei feiner Beſtellung 
ein entſprechender Vorbehalt nicht gemacht iſt. Das Vormundſchaftsgericht hat in dieſem Falle 
den benannten Vormund zu entlaſſen. Die gleichen Grundſätze greifen Platz bei Anordnungen 
über Befreiung des Vormundes (8 1856), über Bildung des Familienrats und über die Mit⸗ 
gliedſchaft zum Familienrat (§ 1868). 

. = Sr zu 1 Geſagte gilt auch für das Benennungsrecht der Mutter. Ihr Recht ſteht 
15 A — des Vaters nach. Die Anordnung der Mutter iſt zwar nicht deshalb ungültig, 
ei zu der Zeit, wo ſie getroffen iſt, eine anderweite Anordnung des Vaters noch in Kraft 


ſtand. Sie gelangt aber erſt i i i des Vaters hin⸗ 
fällig geworben it (vgl. g 1 12 nachdem dieſe Anordnung 


8 1778 
Wer nach § 1776 als Vormund berufen iſt, darf ohne ſeine Zuſtimmung 
nur übergangen werden!), wenn er nach den ss 1780 bis 1784 nicht zum 
Jormunde beſtellt werden kann oder ſoll oder wenn er an der Übernahme 
der Vormundſchaft verhindert iſt oder die übernahme verzögert oder wenn 
ſeine Beſtellung das Intereſſe des Mündels gefährden würde!). 
der Berufene nur vorübergehend verhindert, ſo hat ihn das Vor⸗ 
mund ſchaftsgericht nach dem Wegfalle des Hinderniſſes auf ſeinen Antrag 
an Stelle des bisherigen Vormundes zum Vormunde zu beitellen?), 
Für eine Ehefran darf der Mann vor den nach $ 1776 Berufenen, für 


ein uneheliches Kind darf di 8 
beſtellt werden. f die Mutter vor dem Großvater zum Vormunde 
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Neben dem Berufenen darf nur mit deſſen Zuſtimmung ein Mitvormund 
beſtellt werdend). 
E I 1637 II 1659; M 4 1066; P 4 748. 


1. Gegen die Übergehung des berufenen Vormundes ſteht dieſem nach 8 60 Abſ 1 Nr 1 
FG die ſofoctige Beſchwerde zu. Die Friſt beträgt 2 Wochen ſeit dem Zeitpunkt, in welchem 
der Beſchwerdeführer von ſeiner Übergehung Kenntnis erlangt, ſo daß der auf die Zeit der 
Kenntnisnahme folgende Tag der erſte Tag der Beſchwerde iſt (88 22, 60 A 2 FGG, 8 187 
Abf 1 BEB). Nicht notwendig iſt, daß der Übergangene das als Vormundſchaftsgericht 
in Betracht kommende Gericht kennt (RIA 12, 177). Eine Übergehung liegt nicht bloß in 
der Beſtellung eines andern Vormundes, ſondern ſchon in der Zurückweiſung des von dem 
berufenen Vormund geſtellten Antrags (RIA 5, 130). Die Zuſtimmung zur Übergehung 
iſt wirkſam, auch wenn ſie nur ſtillſchweigend oder nicht unmittelbar dem Vormundſchafts⸗ 
gericht gegenüber erklärt iſt. 

2. übergehungsgründe. Der Berufene hat kein unbedingtes Recht darauf, Vormund 
zu werden. Seine Beſtellung iſt davon abhängig, daß er die in den 88 1780 —1784 vorgeſchrie⸗ 
benen Eigenſchaften beſitzt. Trotz der Berufung iſt ferner von dem Vormundſchaftsgericht 
zu prüfen, ob im einzelnen Falle feine Beftellung das Wohl des Mündels gefährden würde, 
wozu auch ſolche Gründe herangezogen werden können, die dem Elternteil bei Benennung 
des Vormundes bereits bekannt waren. Das Vormundſchaftsgericht hat endlich — abgeſehen 
von der in Abſ 2 bezeichneten Ausnahme — nicht nötig, den berufenen Vormund zu berück⸗ 
ſichtigen, wenn dieſer mit oder ohne Verſchulden die Übernahme der Vormundſchaft ver 
zögert. Über die Schadenserſatzpflicht im Falle ſchuldhafter Verzögerung ſ. 8 1787 A 1. 

3. Der Berufene kann verlangen, daß nach Wegfall des Hinderniſſes, falls dieſes feiner 
Natur nach nur ein vorübergehendes war, der bisherige Vormund entlaſſen und er ſelbſt zum 
Vormunde beſtellt wird. Die Entlaſſung iſt zuläſſig, auch wenn ein entſprechender Vorbehalt 
bei der Beſtellung des Vormundes ($ 1790) nicht gemacht war. Dies iſt auf den Fall, daß ein 
Unfähigkeitsgrund oder Untauglichkeitsgrund der Beſtellung entgegenſtand, nicht auszu⸗ 
dehnen. Bei der Vorſchrift des Abſ 2 handelt es ſich um eine Ausnahme von der Regel, 
daß die Beſtellung des Vormundes nicht abgeändert werden kann. Iſt der Berufene grund- 
los übergangen und demgemäß feine ſofortige Beſchwerde (vgl. 98 18 Abſ 2, 60 Abſ 1 Nr 1 
FGG) für begründet erklärt, fo muß die Entlaffung des bisherigen Vormundes (ohne daß 
ſie vorbehalten zu ſein braucht) erfolgen. Dagegen kann, wenn die Beſchwerdefriſt nicht 
eingehalten iſt, die inzwiſchen erfolgte Beſtellung eines andern Vormundes nicht mehr rück⸗ 
gängig gemacht werden, und zwar ohne Unterſchied, ob das Vormundſchaftsgericht abſichtlich 
oder aus Unkenntnis den Berufenen übergangen hat (KJ 39 A 5 — a. A. Planck A 7, 
Staudinger A 3). 

4. S. § 1776 A 1. 

5. Das Recht des Berufenen darf ohne feine Zuſtimmung (. hierüber A 1) durch Be⸗ 
ſtellung eines Mitvormundes nicht beſchränkt werden, falls nicht bei Benennung des Vor⸗ 
mundes dieſe Beſchränkung vorgeſehen iſt. 


8 1779 


Iſt die Vormundſchaft nicht einem nach § 1776 Berufenen zu übertragen, 
ſo hat das Vormundſchaftsgericht nach Anhörung des Gemeindewaiſenrats!) 
den Vormund auszuwählen. 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll eine Perſon auswählen, die nach ihren 
perſönlichen Verhältniſſen und ihrer Vermögenslage ſowie nach den ſonſtigen 
Umſtänden zur Führung der Vormundſchaft geeignet iſt. Bei der Auswahl 
iſt auf das religidje Bekenntnis des Mündels Rückſicht zu nehmen. Ver⸗ 
wandte und Verſchwägerte des Mündels ſind zunächſt zu berüdjichtigen?)- 

E I 1688 Abſ 1 II 1660 Abſ 1; M 4 1061, P 4 749. 

1. An den Vorſchlag des Gemeindewaiſenrats (vgl. hierüber $ 1849 A 3) iſt das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nicht gebunden. Es kann in dringlichen Fällen auch davon abſehen, vor 
der Beſtellung des Vormundes den Gemeindewaiſenrat zu hören. En einen ſolchen Fali 
empfiehlt es ſich allerdings, bei der Beſtellung den Vorbehalt zu machen, daß der Vormund 
entlaffen werden kann, wenn der von der Beſtellung zu benachrichtigende Gemeindewaiſenca 
hinterher Bedenken äußert. Ohne einen ſolchen Vorbehalt würde die Entlaſſung nicht moͤg⸗ 
lich fein (vgl. § 1790 A 1). Der Gemeindewaiſenrat hat wegen Ablehnung des von ihm vor“ 
geſchlagenen Vormundes ausnahmsweiſe nach § 57 Abf 1 Nr 9 FGG dann ein Beſchwerde · 
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recht, wenn aus beſondern Gründen gerade die Beſtellung des vorgeſchlagenen Vormundes 
im Intereſſe der Sorge für die Perſon des Mündels unbedingt geboten war (KGJ 36 A 82; 
vgl. RIA 14, 110 f.). Hat das Vormundſchaftsgericht behufs beſſerer Beaufſichtigung des 
Mündels oder aus ſonſtigen Gründen Aulaß, eine außerhalb ſeines Bezirks wohnende Perſon 
zum Vormund zu beſtellen, ſo kann es ſich wegen Benennung eines Vormundes an den 
auswärtigen Waiſenrat wenden. , . 

2. Bei der Auswahl des Vormundes iſt das Vormundſchaftsgericht, das hierbei auch 
die Wünſche des verſtorbenen Elternteils beachten darf, in ſeinem freien Ermeſſen nach zwei 
Richtungen hin beſchränkt. Mit der Vorſchrift, daß das religiöſe Bekenntnis des Mün⸗ 
dels zu berückſichtigen ift, ift jedoch nicht eine unbedingte Regel aufgeſtellt, daß der Vor 
mund das gleiche Bekenntnis haben muß. Die Vorſchrift bedeutet nur, daß eine Perſon 
andern Bekenntniſſes, ſofern nicht beſondere Gründe eine Ausnahme rechtfertigen, ſo lange 
nicht zum Vormunde beſtellt werden ſoll, als ein geeigneter Vormund gleichen Bekennt⸗ 
niſſes zur Verfügung ſteht. In erſter Linie find Verwandte und Verſchwägerte des Mündels 
zu berücksichtigen. Unter dieſen gehen die Perſonen gleichen Bekenntniſſes, falls nicht be- 
ſondere Gründe eine Ausnahme erheiſchen, den andern vor (RIA 14, 4). Die Regel des 
$ 1779 bj 2 Satz 2 hat auch nicht unbedingt den Vorzug vor der Regel des $ 1775, daß 
für mehrere Geſchwiſter nur ein Vormund zu beſtellen iſt. Es kommt ganz darauf an, 
was im einzelnen Falle mehr im Intereſſe des Mündels liegt (KJ 46 A 69). Iſt die 
Vorſchrift des Abſ 2 Satz 2 ohne ausreichenden Grund außer acht gelaſſen, ſo iſt die be⸗ 
treffende Religionsgeſellſchaft, die in ihren geſetzlich geſchützten Intereſſen verletzt iſt, aus 
$ 57 Abſ 1 Nr 9 F beſchwerdeberechtigt (beſtr.). Ein berechtigtes Intereſſe an Ein⸗ 
legung der Beſchwerde iſt in KJ 43 A 41 auch dem katholiſchen Charitasverbande zu⸗ 
erkannt, vorausgeſetzt, daß mit der Beſchwerde das Intereſſe des Mündels wahrgenommen 
wird. Wird die Beſchwerde für begründet befunden, fo iſt der bisherige Vormund zu ent⸗ 
laſſen (a. M. Planck A 7). Eine Abhilfe kann übrigens, wenn ein Vormund andern Bekennt⸗ 
niſſes ausgewählt iſt, auch dadurch gewährt werden, daß ihm die Sorge für die religiöſe Er⸗ 
ziehung des Mündels gemäß $ 1801 entzogen wird. Iſt die Vorſchrift verletzt, daß Ver⸗ 
wandte und Verſchwägerte des Mündels zunächſt zu berücksichtigen find, fo ift dieſen 
nach § 57 Nr FG ein Beſchwerderecht im Intereſſe des Kindes zuzugeſtehen (vgl. RG 
64, 288), und zwar mit der Wirkung, daß der beſtellte Vormund entlaſſen werden kann 
(beſtr.). Die Zuläffigkeit einer einem jeden Beteiligten zuſtehenden Beſchwerde iſt in dieſen 

eiden Fällen zu verneinen (beſtr.). Die Verwandten find auch nicht berechtigt, darüber 

eſchwerde zu führen, daß ohne pflichtmäßige Prüfung ein einem andern Bekenntnis an 
gehöriger Vormund beſtellt ſei (vgl. Wreſchner in JW 06, 321 ff.; anders KJ 29 A 18). 
In andern Fällen iſt nach dem Grundſatze des § 57 Abs 1 Nr 9 F, da die Auswahl 
des Vormundes ſich als eine Eutſcheidung über eine die Sorge für die Perſon des Mündels 
betreffende Angelegenheit im Sinne dieſer Vorſchrift darſtellt, die Einlegung der Beſchwerde 
zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung des Mündels einem jeden, der hieran ein 
ernſtliches Intereſſe hat, auch einem für die Zwecke der Jugendpflege gebildeten Vereine 
zu geſtatten (beftr.). Das Begründetſein der Beſchwerde kann zur Entlaſſung des Bor- 
mundes führen (vgl. KG im Recht 1913 Nr 1006). Aber auch, wenn keine Beſchwerde ein- 
gelegt ift, iſt dem Vormundſchaftsgericht das Recht nicht zu verſagen, den unter Verletzung 
der Vorſchriften des § 1779 Ab] 2 Satz 2 oder 3 beſtellten Vormund im Intereſſe des Mündels 
nach Befund der Umſtände zu entlaſſen (beſtr. ). 


§ 1780 

Zum Vormunde kann nicht beſtellt werden, wer geſchäftsunfähig DR 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt iſt!). 
f I 1640 Nr 1, 1646 Abſ 1 II 1661; M 4 1065, 1081 P 4 751, 753, 828; 6 119. 88 1781 
1. 8 1780 behandelt die Unfähigkeit zur Vormundſchaft, während in den 88 1781—1784 
die Fälle aufgeführt ſind, in denen Fend zum Wende nicht beſtellt werden ſoll (Un- 
tauglichkeit zur Vormundſchaft). Nicht unfähig iſt der Minderjährige, wie denn auch der Minder⸗ 
jährige nach $ 165 als Bevollmächtigter tätig fein kann, wohl aber — abweichend von $ 165 
— ber wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigte 
(8 114), da dieſer nicht bloß beſchränkt geſchäftsfähig, ſondern außerdem vertrauensunwürdig 
iſt (vgl. § 1885 Abſ 1). Die Unfähigkeit hat zur Folge, daß ſowohl die Beſtellung des Vormundes 
als die von ihm vorgenommenen Rechtshandlungen nichtig ſind. Die Beſtellung und da⸗ 
it die Anordnung der Vormundſchaft iſt nichtig, auch ohne Entlaſſung des Vormundes. 
Pflicht des Vormundſchaftsgerichts iſt es jedoch, den äußeren Anſchein, als ob der Vor⸗ 
mund en beſtellt wäre, zu befeitigen. Eine Haftbarkeit des Vormundes findet nur ſtatt 

v 


had) den Vorſchriften über Schadenserſatz aus unerlaubter Handlung und über un 1 
fertigte Bereicherung (vgl. § 682). gerecht 
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8 1781 


) Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden: 

1. wer minderjährig oder nach § 1906 unter vorläufige Vormundſchaft 
geſtellt ijt?); 

2. wer nach $ 1910 zur Beſorgung ſeiner Vermögensangelegenheiten einen 
Pfleger erhalten hat?); 

3. wer in Konkurs geraten iſt, während der Dauer des Konkurſes?); 

4. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, ſoweit 
ſich nicht aus den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs ein anderes er⸗ 

ibtd). 
E in ); 1—3, 1646 Abſ 2 II 1662; M 4 1065, 1081; P 4 751. 


1. Die Vorſchriften der 88 1781—1784 find Sollvorſchriften, deren ſchuldhafte Verletzung 
das Vormundſchaftsgericht dem Mündel gegenüber — nicht auch dritten Perſonen gegenüber, 
da in deren Intereſſe dieſe Vorſchriften nicht gegeben ſind — haftbar macht. Bis zur Ent⸗ 
laſſung, die nach $ 1886 in den Fällen des § 1781 ohne weiteres, in den Fällen der 88 1782 
bis 1784 nur unter der beſondern Vorausſetzung der Gefährdung des Wohles des Mündels 
zuläſſig iſt, behält der Vormund alle Rechte und Pflichten eines ſolchen. Über das Recht des 
berufenen Vormundes bei Vorliegen eines Untauglichkeitsgrundes |. 8 1778 A 3. 

2. Den Untauglichkeitsgründen der Nr 1 bis 3 liegt der Gedanke zugrunde, daß ber- 
jenige, der ſeine eigenen Vermögensangelegenheiten nicht beſorgen kann, auch nicht zur Be⸗ 
orgung der Angelegenheiten eines andern als Vormund zugelaſſen werden ſoll. Ausge⸗ 
ſchloſſen iſt deshalb der beſchränkt Geſchäftsfähige (88 106, 114), ſoweit dieſer nicht 
nach $ 1780 unfähig zur Vormundſchaft ift, der wegen körperlicher oder geiſtiger Gebrechen 
nach $ 1910 für ſeine Vermögensangelegenheiten, d. h. für die Geſamtheit ſeiner Ver⸗ 
mögensangelegenheiten, unter Pflegſchaft Geſtellte fowie der Gemeinſchuldner von der 
Zeit an. wo er über das in Konkurs befangene Vermögen nicht mehr verfügen kann. Dieſe 
Verfügungsbeſchrankung tritt ſchon mit Eröffnung des Konkurſes, nicht erſt mit Rechtskraft 
des Eröffnungsbeſchluſſes ein (88 6, 109 KO) und dauert bis zum Erlaſſe des den Konkurs 
aufhebenden oder einſtellenden Beſchluſſes (88 163, 190, 202 u. 204 KO). Vorausſetzung 
iſt nach Nr 3 die Eröffnung des Konkursverfahrens über das perſönliche Vermögen oder 
das Vermögen der offenen Handelsgeſellſchaft (val. § 1647 A 1). Der Konkurs über den 
Nachlaß genügt nicht, um den Erben von der Beſtellung als Vormund auszuſchließen. Die 
Stellung unter Geſchaftsauſſicht (URL v. 14. 12. 10) ſteht der Konkurseröffnung nicht gleich. 

3. Wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt ift, iſt während der Zeit, für 
welche die Ehrenrechte aberkannt find (. hierüber $ 32 StGB), wegen Vertrauensunwürdig⸗ 
keit nach $ 34 Nr 6 StGB unfähig, Vormund (Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand) oder Mit- 
glied eines Familienrats zu ſein, falls es ſich nicht unn Verwandte abſteigender Linie handelt 
und die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung hierzu erteilt wird. Dieſe „Unfähigkeit“ 
hat aber nach 88 1781, 1886, 1866 Nr 2, 1878 nur die Bedeutung, daß er nicht als Vormund 
oder Familienratsmitglied beſtellt werden ſoll und daß bei nachträglicher Aberkennung der 
Ehrenrechte ſeine Entlaſſung erfolgen ſoll. 


8 1782 


Zum Vormunde ſoll nicht beſtellt werden, wer durch Anordnung des 
Vaters oder der ehelichen Mutter des Mündels von der Vormundſchaft 
ausgeſchloſſen iſt. Die Mutter kann den von dem Vater als Vormund Ber 
nannten nicht ausſchließen. 

Auf die Ausſchließung finden die Vorſchriften des 8 1777 Anwendung!). 

E 1 1640 Nr 5, 1646 Abſ 2 II 1663; M 4 1088, 1081; P 4 751. 


1. Der Vater und die eheliche Mutter des Mündels find ebenſo wie zur Be- 
nennung eines Vormundes auch zur Ausſchließung beſtimmter Perſonen — nicht einer 
ganzen Perſonenklaſſe — von der Vormundſchaft berechtigt, wofür die in 8 1777 über das 
Benennungsrecht gegebenen Vorſchriften gelten. Der von dem Vater Benannte kann felbft- 
verſtandlich, da feine Anordnung derjenigen der Mutter vorgeht ($ 1777 A 2), nicht von 
der Mutter ausgeſchloſſen werden. Auch die Ausſchließung der nach 8 1776 Nr 3 u. 4 ber 
rufenen Großväter iſt zuläffig, nicht aber des nach landesrechtlicher Beſtimmung (Art 136 

r 1 u. 2 Cc) traft Geſetzes als Vormund eintretenden Anſtaltsvorſtandes oder Beamten, 
da dieſe Einrichtung dem öffentlichen Recht angehört (ogl. 8 1773 A 4). Die Ausſchließung 


Vormundſchaft über Minderjährige 88 17811785 495. 


wird nicht ohne weiteres dadurch hinfällig, daß der hinzugefügte Grund ein unrichtiger iſt, 

da trotzdem die Ausſchließung gewollt fein kann. Der verbotswidrig Beſtellte kann nur nach 

999755 des § 1886 (bei Gefährdung des Wohles des Mündels) entlaſſen werden (vgl. 
1781 A J). 


8 1783 


Eine Frau, die mit einem anderen als dem Vater des Mündels ver⸗ 
heiratet iſt, ſoll nur mit Zuſtimmung ihres Mannes zum Vormunde beſtellt 
werden!) 2), 

EI 1640 Nr 4, 1641, 1646 Abſ 2 II 1664 Abf 2; M 4 1067, 1071, 1081; P 4 751. 


1. Die Frau iſt zur Übernahme der Vormundſchaft zwar nicht verpflichtet (§ 1786 Nr 1), 
wohl aber, was auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion beruht, zu dieſem Amte 
fähig. Nur bedarf die verheiratete Frau, falls es ſich nicht um ein (eheliches, legitimiertes 


1412) und des Geſamtauts (88 1459, 1460, 1530, 1549) nach ſich zieht. Die Zuſtimmung 

un, wie aus 8 1887 Abi 2 hervorgeht. von dem Ehemann beliebig widerrufen werden. Die 
Erſetzung der Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht iſt nicht vorgeſehen. 

2. Auf die Gültigkeit der Beſtellung hat der Mangel der Zustimmung (vgl. 8 1781 A 1) 
keinen Einfluß. Auch die Haftung des eingebrachten Gutes und des Geſamtguts (f. A 1) wird 
hierdurch nicht ausgeſchloffen. 


8 1784 


Ein Beamter oder Religionsdiener, der nach den Landesgeſetzen einer 
beſonderen Erlaubnis zur Übernahme einer Vormundſchaft bedarf, ſoll 
nicht ohne die vorgeſchriebene Erlaubnis zum Vormunde beſtellt werden!) 2). 

E 1 1042, 1646 Abſ 2 II 1665; M 4 1071: P 4 751. 


6 1. Landesrechtlich kann beſtimmt werden, daß Beamte und Religionsdiener wegen der 
d efahr der Beeinträchtigung ber dienſtlichen Intereſſen einer Erlaubnis zur Übernahme 
er Vormundschaft bedürfen. Unter dem Ausdruck „Beamter“ ſind bloß öffentliche Beamte 
zu berſtehen. Dagegen iſt der Ausdruck „Religlonsdlener“ nicht auf die bei einer chriſtlichen 
Dee angeſtellten Geiſtlichen zu beſchränken. Die Gültigkeit der Beſtellung als Vormund wird, 
1 8 1784 vorſchreibt, durch den Mangel der Erlaubnis nicht beeinträchtigt (vgl. 8 1781 
die U er Beamte oder Religionsdiener ſelbſt iſt wegen fehlender Erlaubnis nicht berechtigt, 
e bernahme der Vormundschaft zu verweigern. Es kann nach Lage der Sache ſehr wohl 
gerechtfertigt fein, die Beſtellung als Vormund ohne Aufſchub vorbehaltlich der Nachbringung 
er Erlaubnis vorzunehmen. Wird die Erlaubnis nicht erteilt oder zurückgenommen, ſo hat 
ech, $ 1883 die Entlaffung zu erfolgen. Die Entlaſſung wird auch dann nötig, wenn landes⸗ 
echtlich (wie für Beamte in Bauern) zwar nicht eine Erlaubnis vorgeſchrieben ift, wohl aber 
Ge Fortführung der Vormundſchaft unterſagt werden kann und von dieſem Unterſagungsrecht 
ebrauch gemacht wird. 
di 2. Nach $ 41 RMUG v. 2. 3. 74 können die Militärperſonen des Friedensſtandes und 
ie Abilbeamten der Militärverwaltung — was allf die Marine auszudehnen ift (beſtr.) — 
die Übernahme der Vormundſchaft ablehnen und konnen zum Vormunde nur mit Gene 2 
gung ihrer Vorgeſetzten beſtellt werden. Im übrigen gelten für die Reichsbeamten in dieſer 
beziehung nach 519 R800 i. d. Faſfung v. 18. 5. 07 die an ihrem Wobnorte für die Staats. 
beamten beſtehenden landesrechtlichen Beſtimmungen. 


8 1785 


„eder deutſchee) hat die Bor ü ad 
mundſchaſt, für die er von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht ausgewählt wird, ae ſofern nicht ſeiner 


Beſtellung zum Vormund einer der i 1780 bis 1784 beſti 
Gründe entgegenſteht. er in den 88 ſtimmten 


EI 1639 Satz 1 11 1667 Abſ 1; M 4 1062; P 4 780. 
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1. Über die Verpflichtung zur Übernahme der Vormundſchaft hat das Vormundſchafts⸗ 
gericht zu entſcheiden vorbehaltlich der Beſchwerde, die der als Vormund Ausgewählte binnen 
2 Wochen, ſeitdem ihm die die Weigerung für unberechtigt erklärende Verfügung bekannt⸗ 
gemacht iſt, bei dem Vormundſchaftsgericht oder dem Beſchwerdegericht einzulegen hat (88 60 
Abſ 1 Nr 2, 16, 21 u. 22 FGG, 51787 Abſ 2 BGB). Das Recht der Beſchwerde geht nicht ſchon 
dadurch verloren, daß nach Zurückweiſung des Widerſpruchs nicht von neuem bei der Beſtellung 
zum Vormund Widerſpruch erhoben iſt. b 

2. Verpflichtet iſt jeder Deutſche, der die in SS 1780ff. vorgeſchriebenen Eigenſchaften 
beſitzt, mag er die Staatsangehörigkeit für einen beſtimmten Bundesſtaat oder nur die Reichs, 
angehörigkeit (vgl. 88 3335 RuStAng® v. 22. 7. 18) beſitzen, und zwar beſteht die Ver⸗ 
pflichtung auch dann, wenn ein Angehöriger eines andern Bundesſtaats oder ein Ausländer 
(vgl. § 1773 A 1) bevormundet werden ſoll. Der Ausländer iſt zur Vormundſchaft fähig und 
tauglich (88 1780, 1781), er kann aber zur Übernahme der Vormundſchaft nicht angehalten 
werden, auch nicht, wenn der vormundſchaftliche Schutz einem Angehörigen ſeines eigenen 
Staates gewährt werden ſoll. Doch kann, wenn von den Landsleuten des Ausländers ſich 
niemand zur Übernahme des Amtes bereit findet, dies unter Umſtänden das Vormundſchafts⸗ 
zericht veranlaſſen, von Übernahme einer dauernden vormundſchaftlichen Fürſorge abzu⸗ 
ſehen (vgl. Habicht, Intern. Privg zu Art 23 EG II B 4). Iſt der Ausländer einmal als Vor⸗ 
mund beſtellt, ſo kann er nicht mit Rückſicht auf ſeine Ausländereigenſchaft die Entlaſſung 


fordern. 
§ 1786 


Die übernahme der Vormundſchaft kann ablehnen: 

1. eine Frau; 

2. wer das ſechzigſte Lebensjahr vollendet hat; 

3. wer mehr als vier minderjährige eheliche Kinder hat; ein von einem 
anderen an Kindes Statt angenommenes Kind wird nicht gerechnet; 

4. wer durch Krankheit oder durch Gebrechen verhindert iſt, die Vor⸗ 
mundſchaft ordnungsmäßig zu führen; 

5. wer wegen Entfernung ſeines Wohnſitzes von dem Sitze des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts die Vormundſchaft nicht ohne beſondere Beläſti⸗ 
gung führen kann; 

6. wer nach § 1844 zur Sicherheitsleiſtung angehalten wird; 

7. wer mit einem anderen zur gemeinſchaftlichen Führung der Vor⸗ 
mundſchaft beſtellt werden ſoll; 

8. wer mehr als eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft führt; die Vor⸗ 
mundſchaft oder Pflegſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt nur als 
eine; die Führung von zwei Gegenvormundſchaften ſteht der Führung 
einer Vormundſchaft gleich. 

Das Ablehnungsrecht erliſcht, wenn es nicht vor der Beſtellung bei dem 

Vormundſchaftsgerichte geltend gemacht wird. 

E I 1648, 1644 Abſ 1 II 1666, 1668 Abſ 1; M 4 1073; P 4 751; 6 306. 

Die Ablehnung der Vormundſchaft kann, abgeſehen von den Ausſchließungsgründen 
der 88 1780-1784 und abgeſehen von dem Mangel der Reichsangehörigkeit (5 1785), nus 
auf die in $ 1786 angegebenen Gründe geſtützt werden, die bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
vor der Beſtellung bei dem Vormundſchaftsgericht geltend zu machen ſind. 
Nur innerhalb der hier gezogenen Grenzen kann die Behauptung des Geſuchſtellers, van 
er zur Führung der Vormundſchaft nicht geeignet ſei oder daß ihm die Führung zu beſchwer⸗ 
lich falle, als Ablehnungsgrund in Betracht kommen; nur infowveit beſteht daher ein Rec 
der Beſchwerde (RIA 13, 188). Dies ſchließt jedoch nicht aus, daß dieſe Verhältniſſe, ir 
weit es im Intereſſe des Mündels liegt, bei Auswahl des Vormundes ($ 1779 Abſ 2) mi 
zu berückſichtigen find. Tritt ein Ablehnungsgrund nachträglich ein, fo kann gemäß $ 1 
Entlaffung gefordert werden. Ein Verzicht auf das Recht der Ablehnung kann rel 
wirkſam nur dem Vormundſchaftsgericht gegenüber erklärt werden. Die Ablehnungsgründe 
des § 1786 gelten übrigens nur für die vom Vormundſchaftsgericht ausgewählten? 24 
münder, nicht für den kraft Geſetzes eintretenden Berufsvormund (vpl- $ 1773 A 4). In 5 
beſondete kann eine den Anſtaltsvorſtand bildende Frau nicht auf den Ablehnungsgrun 
der Nr 1 ſich berufen (KJ 35 A 19). Eine Anfechtung der Vormundſchaftsübernahme wege N 
Irrtums über den Umfang der vormundſchaftlichen Geſchäfte findet nicht ſtatt (RJ A 14, 9 
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Zu Nr 1. S. 8 1783 A 1. 5 

Zu Nr 2. Die Altersgrenze iſt, während ſonſt zur Ablehnung eines Ehrenamts meiſt 
die Vollendung des 65. Lebensjahrs erfordert wird, auf das 60. Lebensjahr — Erreichung 
des 60. Geburtstags (8 187 Abſ 2) — feſtgeſetzt. 

Zu Nr 3. Der Beſitz von 5 minderjährigen ehelichen (legitimierten oder an Kindes 
Statt angenommenen) Kindern berechtigt zur Ablehnung, ohne Unterſchied, ob die Kinder 
in der elterlichen Gewalt des Ablehnenden ſich befinden oder nicht. Das von einem andern 
an Kindes Statt angenommene Kind wird — mit der auch hier zu machenden ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Ausnahme der Kindesannahme durch den Ehegatten des Ablehnenden ($ 1757 
Abs 2) — nicht mitgerechnet, auch dann nicht, wenn die Kindesannahme inzwiſchen wieder auf⸗ 
gehoben iſt (a. M. Staudinger A 1e; Fuchs A 20 — ogl. § 1747 A3). 5 

Zu Nr 5. Verpflichtet zur Übernahme der Vormundſchaft iſt auch derjenige, der ſeinen 
Wohnſitz nicht im Bezirk des Vormundſchaftsgerichts hat. Ein Ablehnungsrecht erwächſt ihm 
nur, wenn die Entfernung von dem Vormundſchaftsgericht zu einer beſondern, ihm nicht 
zuzumutenden Beläſtigung führt, wofür es nicht bloß auf den Stand der Vormundſchaftsſache, 
ſondern auch auf ſeine perſönlichen Verhältniſſe ankommt. Dies Ablehnungsrecht kann unter 
beſondern Umſtänden auch der im Bezirk des Vormundſchaftsgerichts Wohnende in An⸗ 
ſpruch nehmen. r 

Zu Nr 7. Die Beſtellung als Mitvormund zur ungeteilten Verwaltung hat wegen der 
damit verbundenen Aufſichtspflicht eine erhöhte Verantwortlichkeit (8 1797 A 1) zur Folge, 
welche dem Vormunde nicht wider ſeinen Willen angeſonnen werden ſoll. 

Zu Nr 8. Zur Ablehnung iſt berechtigt, wer bereits zwei Vormundſchaften (Pflegſchaften) 
oder, da in dieſer Beziehung zwei Gegenvormundſchaften einer Vormundſchaft gleichgerechnet 
werden, eine Vormundſchaft und zwei Gegenvormundſchaften oder vier Gegenvormundſchaften 
führt. Die Vormundſchaft über mehrere Geſchwiſter gilt hierbei als eine Vormundſchaft, 
auch wenn ſie bei mehreren Vormundſchaftsgerichten anhängig iſt. — Eine Höchſtzahl der 
Vormundſchaften, die von derſelben Perſon übernommen werden dürfen, iſt nicht vorgeſchrie⸗ 

en. Es iſt damit die Möglichkeit gegeben, daß ein Vormund kraft richterlicher Beſtellung 
eine Reihe gleichartiger Vormundſchaften in feiner Perſon vereinigt (Sammelvormund 
im Unterſchiede vom Berufsvormunde, vgl. über letzteren 8 1773 A 4). Die Sammelvor- 
mundſchaften (Berufsvormundſchaften kraft Beſtellung) haben in neuerer Zeit eine große 
Verbreitung erlangt. Ein ſolcher Vormund pflegt namentlich von Städten in der Perſon 
eines beſoldeten Beamten und von Vereinen mit freier Liebestätigkeit für die Bevormundung 
unehelicher Kinder — ſoweit nicht, wie in Sachſen, Hamburg uſw. ſämtliche uneheliche Kinder 
unter die geſetzliche Berufsvormundſchaft fallen — zur Verfügung geſtellt zu werden. Bei 
der Auswahl dieſer Vormünder iſt nach § 1779 Ab| 2 das religiöſe Bekenntnis des Mündels 
zu berücksichtigen (RJA 12, 183). Über die Beſtellung des Sammelvormundes als Teil. 
vormund vgl. $ 1775 A 1 und $ 1797 A 1. 


§ 1787 


„Wer die übernahme der Vormundſchaft ohne Grund ablehnt, iſt, wenn 
ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den Schaden verantwortlich, der 


10 Mündel dadurch entſteht, daß ſich die Beſtellung des Vormundes ver⸗ 
gert !). 


Erklärt das Vormundſchaftsgericht die Ablehnung für unbegründet, jo 
gat der Ablehnende, unbeſchadet der ihm zuſtehenden Rechtsmittel, die 
Wormundſchaft auf Erfordern des Vormundſchaftsgerichts vorläufig zu 
übernehmen?). 

E 1 1689 Satz 2, 1644 Ubf 2 II 1667 Abſ 2, 1668 Abſ 2; M 4 1063, 1077; P 4 750; 6 306. 


1. Die Pflicht zur Übernahme der Vormundſchaft beſteht nicht bloß dem Staate, ſondern 
auch dem Mündel gegenüber, der e en Schadens erſatzanſpruch hat, ſoweit 
iar durch unbegründete ſchuldhafte Weigerung der Übernahme benachteiligt iſt. Zu erſetzen 
iſt der Schaden, der darin feinen Grund hat, daß in der Zwiſchenzeit, die ordnungsmäßige Be⸗ 
handlung der Sache durch den Vormundſchaftsrichter vorausgeſetzt, der Mündel ohne Vor⸗ 
„md geblieben iſt. Ein Verſchulden wird erſt regelmäßig von dem Zeitpunkt an anzunehmen 
zan, wo bie Ablehnung (vgl. A 2) von dem Vormundſchaftsgericht für unbegründet erklärt 
iſt, eine Entſcheidung, an die übrigens das Prozeßgericht nicht gebunden iſt. 

En Dur die Weigerung wird, nachdem ſie von dem Vormundſchaftsgericht für unbegrün 
det erklärt ift, die Ausführung der Anordnung des Vormundſchaftsgerichts und die Anwendung 
bes nach 3 1788 en Zwanges nicht aufgehalten. Auch die Einlegung der Beſchwerde 
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(§ 1785 A 1) hat (ſoweit fie nicht die Feſtſetzung der Ordnungsſtrafe betrifft) keine auf⸗ 
ſchiebende Wirkung (§ 24 FG). Beharrt der Ablehnende bei feiner Weigerung, jo macht 
er ſich für die Zwiſchenzeit ſchadenserſatzpflichtig, auch wenn in dem ſpäteren Verfahren 
ſeine Weigerung entgegen der Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts für begründet be⸗ 
funden werden ſollte. 


8 1788 


Das Vormundſchaftsgericht kann den zum Vormund Ausgewählten durch 
Ordnungsſtrafen zur Übernahme der Vormundſchaft anhalten. 

Die einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht über⸗ 
ſteigen. Die Strafen dürfen nur in Zwiſchenräumen von mindeſtens einer 
Woche verhängt werden. Mehr als drei Strafen dürfen nicht verhängt 
werden!). 

E 1 1639 Satz 3 u. 4 II 1669; M 4 1064; P 4 750. 

1. Ein Zwang zur Übernahme der Vormundſchaft iſt nur in der Weiſe zuläſſig, daß eine 
Drdnungsſtrafe von höchſtens 300 Mark zu drei Malen mit einem Mindeſtztwiſchenraum von 
je einer Woche feſtgeſetzt wird. Der Feſtſetzung hat nach 8 33 FG jedesmal eine Androhung 
der Ordnungsſtrafe vorauszugehen. Die Beſchwerde gegen die Feſtſetzung hat nach § 24 
Abſ1 daf. auſſchiebende Wirkung. Das Verfahren der Beitreibung beſtimmt ſich nach den landes ⸗ 
rechtlichen Vorſchriften, die teils das Verwaltungszwangsverfahren, teils die Vollſtreckung 
nach den Grundſätzen der ZPO auordnen. Mit der Ordnungsſtrafe find auch die Koſten des 
Verfahrens beizutreiben. 


8 1789 


Der Vormund wird von dem Vormundſchaftsgerichte durch Verpflich⸗ 
tung zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vormundſchaft beſtellt. 
Die Verpflichtung ſoll mittels Handſchlags an Eides Statt erfolgen!) 2). 

E 1 1645 Abf 1 II 1670; M 4 1078; P 4 752, 

1. Mit der Verpflichtung des Vormundes wird zweckmäßig eine Belehrung des Vor⸗ 

mundes über die ihm obliegenden Pflichten verbunden. Die Nichtabnahme des Handſchlags 
an Eides Statt macht die Beſtellung, da es ſich hier um eine Ordnungsvorſchrift handelt, nicht 
ungültig, ebenſowenig die Nichtaufnahme eines Protokolls. Weſentlich iſt dagegen, daß dem 
Vormundſchaftsrichter (oder dem von dieſem erſuchten Richter) gegenüber die Verpflichtung 
zu treuer und gewiſſenhafter Führung der Vormundſchaft übernommen wird, ohne daß jedoch 
in dieſer Beziehung der Vormund eine ausdrückliche Erklärung abzugeben braucht (a. M 
anſcheinend Planck A 2). Eine Vertretung des Vormundes bei der einen öffentlichen Rechts 
akt darſtellenden Verpflichtungsverhandlung oder eine ſchriftliche Beſtellung des Vormundes 
(KJ 38 A 41) iſt ausgeſchloſſen. Ohne Einfluß auf die Gültigkeit der Beſtellung ift die örtliche 
Unzuſtändigkeit des Vormundſchaftsgerichts (§ 7 FGG). Über den Fall, daß verſehentlich ver- 
ſchiedene Vormünder beſtellt ſein ſollten, vgl. § 1774 A 2. 
2. Mit der Beſtellung beginnt die Vertretungsmacht des Vormundes. Der Vormund 
iſt natürlich nicht gehindert, ein vor dieſem Zeitpunkt von dem Mündel geſchloſſenes Rechts- 
geſchäft oder einen vor dieſem Zeitpunkt anhängig gemachten Prozeß des Mündels gelten 
zu laſſen. Hat er in einem anhängigen Prozeſſe Reviſion eingelegt, ohne zu rügen, daß 
in den Vorinſtanzen der Mündel durch einen Vormund nicht vertreten war, jo muß info- 
weit eine Genehmigung der Prozeßführung angenommen werden. — Mit der Beſtellung 
des Vormundes tritt zugleich (was namentlich für die Vormundſchaft über Volljährige von 
Bedeutung iſt) bei der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit, desgleichen bei der Stellung 
unter vorläufige Vormundſchaft wegen Geiſteskrankheit die Geſchäftsunfähigkeit des Mündels 
als Folge dieſer Anordnung ein ($ 661 Abi 1 ZPO; 5 52 FGG). Steht der Entmündigte 
unter elterlicher Gewalt oder Vormundſchaft, fo iſt der Zeitpunkt der Zuſtellung des Ent⸗ 
mündigungsbeſchluſſes an den geſetzlichen Vertreter hierfür entſcheidend. 


§ 1790 
Bei der Beſtellung des Vormundes kann die Entlaſſung für den Fall 
vorbehalten werden, daß ein beſtimmtes Ereignis eintritt oder nicht eintritt"). 
E 1 1638 Abſ 3 II 1660 Abf 3; M 4 1062; P 4 748. 
1. Durch die Beſtellung iſt dem Vormunde, ſolange nicht ein geſetzlicher Entlaffungagrun? 


vorliegt, ein unentziehbares Recht auf Fortführung der Vormundſchaft gegeben. Ausnahms⸗ 
weiſe darf das Vormundſchaftsgericht bei der Beſtellung, ſofern es ſich nicht um einen berufenen. 
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Vormund handelt, für den Fall des Eintritts oder Nichteintritts eines beſtimmt zu bezeich⸗ 
nenden Ereigniſſes — nicht für den Fall des Eintritts einer beſtimmten Zeit — die Ent⸗ 
laſſung vorbehalten (vgl. $ 1779 A 1). Der Vorbehalt hat nicht die Wirkung, daß mit dem 
Eintritt des Ereigniſſes die Beſtellung hinfällig wird. Es bedarf vielmehr hierzu der förm⸗ 
lichen Entlaſſung. Ausnahmsweiſe iſt zur Entlaſſung des Vormundes ein Vorbehalt nicht 
erforderlich im Falle der Verletzung der Rechte des berufenen Vormundes, vorausgeſetzt, 
daß die Beſchwerdefriſt gewahrt iſt (8 1778 A 3), ferner bei Nichteinhaltung der Beſtim⸗ 
mungen über die Auswahl des Vormundes (8 1779 A 2) und bei einer der Benennung des 
Vormundes beigefügten zeitlichen Begrenzung (8 1777 A 1). 


8 1791 


Der Vormund erhält eine Beſtallung !). 

Die Beſtallung ſoll enthalten den Namen und die Zeit der Geburt des 
Mündels, die Namen des Vormundes, des Gegenvormundes und der Mit⸗ 
vormünder ſowie im Falle der Teilung der Vormundſchaft die Art der 
Teilung. Iſt ein Familienrat eingeſetzt, ſo iſt auch dies anzugeben. 

E I 1645 Abſ 2 II 1671; M 4 1079; P 4 752, 


1. Der Vormund bedarf einer Beſtallung, um ſich im Rechtsverkehr und bei Führung von 
Rechtsſtreitigkeiten ($ 56 3 PO) als Vertreter des Mündels ausweiſen zu konnen. In der Be. 
tallung iſt außer dem Namen des Mündels und des Vormundes die Geburtszeit 
des Mündels anzugeben, was zugleich für die Dauer der Vertretung von Bedeutung tt. 
Die Beſtallung hat auch die für den Umfang der Vertretungsmacht erheblichen Angaben 
zu enthalten, ob und wer als Gegenvormund beſtellt iſt, welche Mitvormünder beſtellt 
ind und wie unter ſie die Geſchäfte verteilt ſind. Zweckmäßig wird auch die etwaige Befreiung 
es Vormundes von der Notwendigkeit der Genehmigung des Gegenvormundes oder des 
ormundſchaftsgerichts aufzunehmen ſein, wennſchon dies geſetzlich nicht vorgeſchrieben iſt. 
Iſt an Stelle des Vormundſchaftsgerichts ein Familienrat eingeſetzt, fo iſt dies im Intereſſe 
er Legitimation des Familienrats in der Beſtallung ebenfalls zu erwähnen ($ 1881 Abſ 2). 
* Vormundſchaftsgericht hat die Amtspflicht, von dem Vormunde bei Beendigung ſeines 
mtes die Beſtallung zurückzufordern ($ 1893 Abſ 2) und bei eintretenden Anderungen die Be 
ſtallung zu berichtigen oder, wie im Falle des § 1881, eine neue Beſtallung zu erteilen. Die 
Beſtallung hat hiernach einen großen Beweiswert, ſie hat aber nicht die Bedeutung, daß der 
gutgläubige Dritte unbedingt auf die Richtigkeit der Angaben ſich verlaffen kann. Er iſt ins: 
he ondere nicht dagegen geſchützt, daß inzwiſchen Anderungen der Vertretungsmacht, die ſich 
us der Beſtallung nicht ergeben, eingetreten ſind oder das Amt des Vormundes inzwiſchen 
de iſt. Aus dieſer Verſchiedenheit der rechtlichen Natur der Beſtallung und der Vollmacht 
ih $ 172) folgt, daß die Vorſchrift des $ 174, wonach ein einſeitiges Rechtsgeſchäft des Be- 
un üchtigten mangels Vorlegung der Vollmacht keine Wirkung hat, wenn es aus dieſem Grunde 
115 It ali zurückgewieſen wird, auf den Fall, daß der Vormund nicht ſogleich die Beſtallung 
; u egt, nicht ausgedehnt werden kann (RG 74, 263). Erachtet der Dritte die Beſtallung nicht 
a ausreichend, fo kann ihm gemäß $ 84 FO die Einficht der Vormundſchaſtsakten gewährt 
rden. Über die dem Pfleger zu erteilende Beſtallung ſ. Vorbem 1 vor $ 1909. 


8 1792 


Neben dem Vormunde kann ein Gegenvormund beſtellt werden!). 
ei Ein Gegenvormund ſoll beſtellt werden, wenn mit der Vormundſchaft 
t ne Vermögensverwaltunge) verbunden iſt, es ſei denn, daß die aan 
Aug nicht erheblich oder daß die Vormundſchaft von mehreren Vormündern“) 
gemeinichaftlich zu führen it 
u ji; die Vormundſchaft von mehreren Vormündern?) nicht gemeinſchaft⸗ 
ch zu führen, ſo kann der eine Vormund zum Gegenvormunde des anderen 
beſtellt werden. 
a Bernfung und Beſtellung des Gegenvornunve finden die für 
ne 2 nden Vorſchriften A 
wendung‘) g und Beſtellung des Vormundes gelte ſchriften An 
© I 1647 IT 1672; M 4 1032 ff., 1082; P 4 754. 


825 0 cdl iſt die Veſtellung eines Gegenvormundes, wenn lie von dem Vater oder 
er ehelichen Mutter des Mündels bei Benennung des Vormundes ausgeſchloſſen iſt (58 1852, 
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1855, 1856 in Verb. mit § 1777) — welche Anordnung jedoch bei Gefährdung des Wohles 
des Mündels außer Kraft geſetzt werden kann (§ 1857) — und wenn der (zur Vermögensver⸗ 
waltung berechtigte) Vater zum Vormunde des Volljährigen beſtellt iſt ($ 1903; |. bezüglich 
der Mutter 8 1904). Die gleichwohl erfolgte Beſtellung iſt jedoch nicht ungültig. Dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht erwächſt nur die Pflicht, den Gegenvormund wieder zu entlaffen, zu 
welchem Zwecke nicht bloß von dem Vormunde, ſondern auch von dem Gegenvormunde 
ſelbſt Beſchwerde eingelegt werden kann. Landesrechtlich kann ferner auf Grund des Art 136 
Nr 4 EG, wie es z. B. durch Art 78 88 des preuß. AG geſchehen iſt, die Beſtellung eines Gegen⸗ 
vormundes neben dem Anſtaltsvormunde oder dem Berufsvormunde (vgl. § 1773 A 4) aus- 
geſchloſſen werden, welchem Verbote hier, da es ſich um eine beſonders ausgeſtaltete Art 
der Vormundſchaft handelt, die weitergehende Wirkung der Nichtigkeit der Beſtellung bei⸗ 
zulegen ſein wird. 

2. Es kommt nicht ſowohl auf die Größe des Vermögens als auf die Erheblichkeit der 
eine Überwachung durch den Gegenvormund nötig machenden Vermögensverwaltung 
an. Ein Anlaß zur Beſtellung eines Gegenvormundes iſt in der Regel nicht vorhanden, wenn 
das Vermögen bei einer öffentlichen Sparkaſſe unter Sperrvermerk (§ 1809) angelegt iſt. 
Darüber, ob ein Gegenvormund entbehrlich iſt, hat das Vormundſchaftsgericht — unbeſchadet 
der Zuläſſigkeit der Beſchwerde des Vormundes — nach freiem, von dem Prozeßrichter nicht 
nachzuprüfenden Ermeſſen zu befinden. Bloß aus dem Grunde, weil ein der Genehmigung 
des Gegenvormundes unterliegendes Rechtsgeſchäft vorzunehmen iſt, braucht ein Gegenvor⸗ 
mund nicht beſtellt zu werden. Solange ein Gegenvormund nicht vorhanden iſt, iſt an deſſen 
Stelle — ſofern nicht die Genehmigung deshalb ſich erübrigt, weil die Vormundſchaft von 
mehreren Vormündern gemeinſchaftlich geführt wird — nach § 1810 Satz 2 u. § 1812 Abſ 3 
die Genehmigung von dem Vormundſchaftsgericht zu erteilen. 

8 9 5 82 Se Entbehrlichkeit des Gegenvormundes bei Beſtellung mehrerer Bormünder 

4. Anwendbar find hiernach die 88 1776 bis 1701. Zweifelhaft kann fein, ob der Vater 
oder die eheliche Mutter bei Benennung eines Gegenvormundes ($ 1777) auch anordnen 
können, daß ein Gegenvormund beſtellt werden muß. Dies dürfte jedoch zu verneinen 
ſein, da das Recht der Eltern nicht ſo weit geht, daß ſie das vormundſchaftliche Amt um⸗ 
geſtalten können. 


II. Führung der Vormundſchaft 


8 1793 


Der Vormund hat das Recht und die Pflicht, für die Perſon und das 
Vermögen des Mündels zu ſorgen !), insbeſondere den Mündel zu ver⸗ 
treten?) 5). 

E 1 1648, 1649 II 1673; M 4 1082; P 4 755; 6 306. 


1. Die vormundſchaftliche Gewalt hat den gleichen Inhalt wie nach 88 1627 u. 1630 Abf 1 
die elterliche Gewalt. Über die Abgrenzung der Sorge für die Perſon und der Sorge für 
das Vermögen des Mündels ſ. 8 1631 A 1. Dieſe Abgrenzung ift von beſonderer Wichtigkeit 
für den Fall, daß neben dem Recht des Vormundes das Fürſorgerecht des Vaters oder der 
Mutter für die Perſon des Mündels beſteht (vgl. § 1676 Abſ 2, 1696, 1702 Abſ 2, 1707). Dar⸗ 
über, daß die Fürſorgezöglinge dem Erziehungsrecht des Anſtaltsvorſtandes oder des Familien⸗ 
vorſtehers unterliegen, |. $ 1631 A 3. Über die mit dem Amt des Anſtaltsvorſtandes verknüpfte 
Vormundſchaft vgl. § 1773 A 4. Die nur vorläufige Unterbringung in eine Anſtalt gemäß 
§ 5 des preuß. Fürſéch v. 2. 7. 00, die nur zu polizeilichen, nicht zu erzieheriſchen Zwecken 
erfolgt, läßt das Recht des bisherigen Vormundes unberührt (KJ 41 A 17). Kraft der Pflicht 
zur Sorge für das Vermögen des Mündels hat der Vormund, der dasſelbe in Beſi 
zu nehmen hat, einerſeits auf Erhaltung (ſichere Aufbewahrung, ſichere Anlegung uſw.), ander” 
ſeits auf nutzbringende Verwertung des Vermögens bedacht zu fein. Laſſen beide Rück 
ſichten ſich nicht miteinander vereinigen, ſo wird die Rückſicht auf Erhaltung regelmäßig beit 
Vorzug haben. Unter Umſtänden wird aber auch die Erhaltung einer Sache, falls dies nur 1 
unverhältnismäßig hohen Koſten möglich iſt, nicht wirtſchaftlich ſein. Verweigert der Münde 
die Herausgabe von Vermögensſtücken an den Vormund, jo hat das Vormundſchaftsgeri 1 
dieſem dadurch Hilfe zu gewähren, daß es einen Gerichtsvollzieher mit der Wegnahme Der v 
beauftragt (Seuffl 67 Nr 136). Aus der Pflicht zur Verwaltung des Vermögens ergibt ie) 
für den Vormund auch die Pflicht, die dem Mündel auf bürgerlich rechtlichem oder flen 
rechtlichem Gebiete zuſtehenden Vermögensrechte wahrzunehmen. Bei den von ihm zu tre ins. 
den Verfügungen iſt der Vormund nicht gehindert, zugleich das Intereſſe der Familie, ins 
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beſondere der Kinder feines Mündels, zu berüdfichtigen, aber nur in zweiter Linie und nur 
inſoweit, als es mit dem Intereſſe des Mündels vereinbar iſt (NG JW 1912, 68%). In 
der Verwaltungspflicht iſt es endlich begründet, daß der Vormund ſich die nötigen Auf⸗ 
zeichnungen zu machen hat, um ſich über die von ihm geführte Verwaltung dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht und dem früheren Mündel gegenüber ausweiſen zu können. Über die Natur 
der vormundſchaftlichen Gewalt als eines Amtes |. § 1872 A 2. 

2. Als geſetzlicher Vertreter iſt der Vormund ermächtigt, für den geſchäftsunfähigen 
oder beſchränkt geſchäftsfähigen Mündel oder in Ergänzung der Willenserklärung des letzteren, 
(88 107ff.) über die Rechte des Mündels zu verfügen und Verpflichtungen für ihn zu über- 
nehmen. Die Vertretungsmacht erſtreckt ſich nicht auf höchſtperſönliche Rechtsgeſchäfte, die 
eine Vertretung nicht zulaſſen (vgl. $ 1630 A 1). Hinſichtlich des Beſitzes übt der Vormund 
vertretungsweiſe diejenigen Rechte aus, die dem Mündel als unmittelbarem oder als 
mittelbarem Beſitzer zuſtehen. Die gleiche Rechtsſtellung kommt ihm auch dem Mündel 
gegenüber zu (beſtr.). Er iſt nicht etwa als Beſitzdiener des Mündels anzuſehen. Geht der 
Vormund hinſichtlich des Mündelvermögens Rechtsgeſchäfte ein, fo hat er, ſofern nicht ganz 
beſondere Gründe eine Abweichung bedingen, die Rechtsgeſchäfte auf den Namen des 
Mündels zu ſtellen. Verpflichtungen, die ſachlich den Mündel angehen, kann er dagegen, 
da hierdurch der Mündel nicht gefährdet wird, auch in eigenem Namen übernehmen. Einen 
Bevollmächtigten darf der Vormund annehmen, unbeſchadet der ihm verbleibenden Pflicht 
zur Beaufſichtigung und Leitung. Er kann ſich ferner zu ſeiner Unterſtützung bei Führung der 
Aufſicht der Tätigkeit von Hilfsperſonen bedienen, und die Kindesmutter iſt der Regel nach 
verpflichtet, auch dieſen Perſonen das Kind vorzuzeigen (KJ 38 A 38). Bei großem Umfang 
der Vermögensverwaltung kann auch die Ausſtellung einer Generalvollmacht geboten ſein. 
Ob die Ausſtellung einer ſolchen Vollmacht angezeigt war, hat der Grundbuchrichter nicht 
zu prüfen (Geuffü 66 Nr 155). Es gibt jedoch Angelegenheiten von ſolcher Wichtigkeit, daß 
der Vormund ihre Wahrnehmung nicht einem andern übertragen darf. Bei genehmigungs⸗ 
pflichtigen Rechtshandlungen, bei der Zuſtimmung zur Eheſchließung des Mündels uſw. 
kann ſich der Vormund nicht vertreten laſſen (vgl. RG 76, 185, wonach der Vormund „die 
eigentlichen vormundſchaftlichen Geſchäfte überhaupt nicht oder nur auf feine Ge⸗ 
fahr“ Dritten übertragen dürfe). Die zur Beſorgung einer einzelnen Angelegenheit von 
dem Vormunde erteilte Vollmacht erliſcht nicht dadurch, daß an ſeiner Stelle ein neuer 
Vormund oder Pfleger tritt (OLG Dresden in Z Blech 1915, 28). Die geſamte Verwal⸗ 
ung der vormundſchaftlichen Angelegenheiten kann der Vormund nicht einem andern über⸗ 
tragen. Dieſe Beſtimmungen über die Vertretung gelten auch für den Berufsvormund, 
ſoweit nicht landesrechtlich die Vertretung geregelt iſt (KJ 46 A 63). Die dem Dritten 
erteilte Vollmacht erliſcht mit der Vertretungsmacht des Vormundes, ohne daß die weiter⸗ 
gehenden Beſtimmungen der 85 169ff., 674 hier Anwendung finden können (vgl. RG 
a, 263 — a. M. Staudinger A 6). Der Vormund kann auch nicht für ein erſt nach der 
weendigung feines Amtes vorzunehmendes Geſchäft Vollmacht erteilen (vgl. A 8). In 
zeſondern Fallen, was nämlich die allgemeine Ermächtigung des Mündels betrifft, in 
; (ent oder Arbeit zu treten (8 113), hinſichtlich der Eheſchließung (8 1304) und der An⸗ 
ſechtung der Ehe ($ 1337 Abſ 1) kann die Ermächtigung oder Zuſtimmung des Vormundes 
zurch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Eine Prüfung, ob der Vormund, der 
‚nerhalb feiner Vertretungsmacht handelt, wirklich die Intereſſen des Mündels verfolgt, 
ann dem Dritten nicht zugemutet werden. Läßt aber der Sachverhalt klar erſehen, daß 
er Vormund die Vertretungsmacht zu ſeinem eigenen Nutzen oder zum Nutzen eines 
andern mißbraucht, fo kann ber Dritte, der die Sachlage erkannt hat oder bei einiger Auf- 
merkſamkeit hätte erkennen müſſen, wegen des ihm zur Laſt fallenden unlauteren Ver. 
75 tens ſich auf die Vertretungsmacht des Vormundes nicht berufen (vgl. RG 71, 222; 
G1. 301; 85, 353, wo im Verhältnis zum Teſtamentsvollſtrecker zur Ausſchließung des guten 
1 ne a jede Fahrläſſigkeit des Dritten für genügend erachtet wird, vgl. auch $ 26 


Für das Verſchulden des Bormundes, als feines gesetzlichen Vertreters, haftet der Mündel 
du in Vertragsberhältniſſen und in den es Berttagäverhältnis gleichartigen geſetzlichen 
Ochuldverhältniſſen (88 278, 677ff., 908, 1994 ff.), nicht bei Begehung einer unerlaubten 
handlung, auch nicht in den Fällen der 88 881, 833 Sat 2, 836, da die auf Verſchulden 
beruhende Haftung des Geſchäftsherrn oder Beſitzers eine ſchuldunfähige Perſon (vor⸗ 
ah altlich ber beſchränkten Haftung aus § 829) nicht treffen kann (RG ZW 1915, 58014; 
1 284 Joſef in Arch ZivPrax 114, 382). Haftbar iſt dagegen der Mündel in den ein 
deerſchulden nicht vorausſetzenden Fällen der 88 833 Satz 1, 835). Für feine Perſon ift 
1 8 Vormund nur erſatpflichtig bei erweislichem Verſchulden (vgl. $ 1833 A 2 a. E.). Hat 

in Vertragsverhältniſſen oder bei Abſchließung eines Vertrags argliſtig gehandelt, ſo 


wird hierdurch, da es ſich um einen vertr lich uch handelt (RG 83, 243 ; 
ber Windel verpftichtet a , zugleich 
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3. In zeitlicher Hinſicht iſt das Vertretungsrecht des Vormundes nicht derart ein ein⸗ 
geſchränktes, daß er über die Zeit der Beendigung der Vormundſchaft hinaus keine Ver⸗ 
fügungen treffen könnte. Der Vormund iſt auch nicht verhindert, Verpflichtungen für den 
Mündel zu übernehmen, die über die Zeit der Beendigung der Vormundſchaft fortdauern 
oder erſt nach dieſer Zeit in Wirkſamkeit treten (beſtr. — übereinſtimmend Joſef in Württ 
57, 321ff.). Er würde jedoch pflichtwidrig handeln, wenn er ohne Not dem Mündel der⸗ 
artige Verpflichtungen auferlegt, die ſeine Selbſtändigkeit beeinträchtigen, und es würde 
hieraus auch ein Einwand gegen den Dritten zuläſſig ſein, der bei Eingehung des Vertrags 
die Sachlage kannte (vgl. für früheres Recht RG 41, 263 und über den Abſchluß von Lehr-, 
Dienſt⸗ und Arbeitsverträgen § 1630 A 2). Eine von dem Vormunde erteilte Prozeß - 
vollmacht behält ihre Wirkſamkeit auch nach Beendigung der Vormundſchaft, unbeſchadet 
der Befugnis des früheren Mündels, die Vollmacht zu widerrufen. Eine beſondere Ein⸗ 
ſchränkung der Befugniſſe des Vormundes iſt es, daß er ohne Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts den Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen, insbeſondere zu Leiſtungen aus 
einem Miet: oder Pachtvertrage, mag nun der Mündel Mieter oder Vermieter ſein, zu 
Verſicherungsbeiträgen, Unterhaltsbeiträgen nicht verpflichten kanu, wenn das Vertrags- 
verhältnis die Zeit der Volljährigkeit um mehr als ein Jahr überdauern ſoll (§ 1822 Nr 5 
— vgl. auch hinſichtlich des Vormundes eines Volljährigen $ 1902 Abſ 2). In einem ſolchen 
Falle hat das Fehlen der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung die Unwirkſamkeit des 
ganzen Vertrags zur Folge, ſofern nicht anzunehmen, daß die Parteien bei Kenntnis der 
Unwirkſamkeit den Vertrag auch nur für die Zeit bis zur Volljährigkeit des Mündels ge⸗ 
ſchloſſen haben würden ($ 139 — Rc 82, 124). Ebenfalls nach 8 139 iſt die Frage zu 
entſcheiden, ob der Vertrag, wenn er in Anſehung eines Mündels die Zeit der Voll ⸗ 
jährigkeit um mehr als ein Jahr überſteigt, auch für die andern Mündel unverbindlich iſt. 
Nicht in den Kreis der Befugniſſe des Vormundes fällt regelmäßig der Kauf einer Leib; 
rente, da das Rentenrecht ſeine hauptſächlichſte Bedeutung für die Zeit nach Beendigung 
der Vormundſchaft hat. Allgemein verboten iſt dieſes Geſchäft dem Vormunde nicht. Über 
die Fortdauer der Vertretungsmacht infolge Unkenntnis der Beendigung der Vormundſchaft 
ſ. 8 1893 und § 1682 A 1. 


8 1794 


„Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die Perſon und das Ver⸗ 
mögen des Mündels zu ſorgen, erſtreckt ſich nicht auf Angelegenheiten des 
Mündels, für die ein Pfleger beſtellt iſt!). 

E I 1650 II 1674; M 4 1087; P 4 755. 

u: Es macht hierbei keinen Unterſchied, ob die Pflegſchaft mit Recht angeordnet ift oder 
nicht (vgl. § 1628 A 1). Über die Fälle, in denen neben dem Vormunde ein Pfleger zu be⸗ 
ftellen iſt, ſ. 88 1795, 1796 u. 1909. Der Vormund iſt in dieſen Fällen nach § 1909 Abſ 2 an- 
zeigepflichtig. In den Angelegenheiten, für die ein Pfleger beſtellt ift, hat der Vormund nicht 
das ihm ſonſt in Angelegenheiten des Mündels zuſtehende Beſchwerderecht. 


§ 1795 

Der Vormund kann den Mündel nicht vertreten: 

1. bei einem Rechtsgeſchäfte zwiſchen ſeinem Ehegatten oder einem ſeiner 
Verwandten in gerader Linie einerſeits und dem Mündel andererſeits, 
es ſei denn, daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich in der Erfüllung 
einer Verbindlichkeit beſteht?); 

2. bei einem Rechtsgeſchäfte, das die übertragung oder Belaſtung einer 
durch Pfandrecht, Hypothek oder Bürgſchaft geſicherten Forderung 
des Mündels gegen den Vormund oder die Aufhebung oder Minderung 
dieſer Sicherheit zum Gegenſtande hat oder die Verpflichtung des 
Mündels zu einer ſolchen übertragung, Belaſtung, Aufhebung oder 
Minderung begründete); 

3. bei einem Rechtsſtreite zwiſchen den in Nr 1 bezeichneten Perſonen 
ſowie bei einem Rechtsſtreit über eine Angelegenheit der in Nr 2 
bezeichneten Art?) “). 

Die Vorſchrift des § 181 bleibt unberührt!). 

E I 1651 Nr 1-8 II 1675; M 4 1088; P 4 756. 
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1. Die Vertretungsbefugnis des Bormundes (Pflegers) iſt nach der allgemeinen Regel 
des § 181 (vgl. § 1630 A 2) kraft Geſetzes ausgeſchloſſen bei Rechtsgeſchäften (Rechtshand⸗ 
lungen) und Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen ihm und dem Mündel oder zwiſchen mehreren von 
ihm bevormundeten Mündeln oder zwiſchen dem Mündel und einer von dem Vormund in 
ſeiner Eigenſchaft als Bevollmächtigter vertretenen Perſon. Auch in den beiden letzteren Fällen, 
in denen eine Doppelvertretung vorliegt, handelt es ſich um ein unſtatthaftes Vertragſchließen 
mit ſich ſelbſt. Die Vertretungsbeſchränkung iſt nicht davon abhängig, daß ein ſachlicher Inter⸗ 
eſſengegenſatz zwiſchen den mehreren Perſonen obwaltet. Dieſe müſſen aber zu verſchiedenen 
Vertragsparteien gehören. Mehrere Mündel, die zuſammen auf der Verkäuferſeite oder auf 
der Käuferſeite ſtehen, können durch denſelben Vormund vertreten werden (ogl. RIA 5, 25). 
Ebenſo iſt die Vertretung mehrerer Mündel durch denſelben Vormund bei Teilungen (Erb, 
auseinanderſetzungen) zuläſſig, wenn die mehreren Mündel ſich nur mit einem dritten 
Miteigentümer (Miterben) auseinanderſetzen (KGG 40 A 1). In dieſem Falle wird durch die 
Abfindung des Miterben deſſen Erbteil ($ 2033) zugunſten der unter feinem Ausſchluß beſtehen⸗ 
bleibenden Erbengemeinſchaft aufgegeben (vgl. Schneider in DNB 11, 639). Aber auch, wenn 
die Miteigentümer (Miterben) ſich unter ſich auseinanderſetzen, wird die Vertretung durch 
den gleichen Vormund zuzulaſſen fein, ſofern im Grunde die Teilung nur eine rechneriſche ift, 
die lediglich als eine Erfüllung der geſetzlichen Teilungsvorſchriften ſich darſtellt, ohne daß 
Grundſtücke uſw. von einzelnen Teilnehmern übernommen werden, da hier von einer Ver⸗ 
tragsgegnerſchaft nicht wohl die Rede fein kann (vgl. Rohde in 3 Bld 1914, 337). Jeden⸗ 
falls iſt die beſondere Vertretung nicht nötig, wenn die Teilung, die nicht ſämtliche Nach 
laßgegenſtände betrifft, nicht im Sinne einer abſchließenden Erbteilung erfolgt, die Erben 
vielmehr das bei der Teilung Erhaltene ſich demnächſt auf ihren endgültigen Erbteil an 
rechnen laſſen müſſen. Dem ſteht die Entſcheidung RG 93, 334 nicht entgegen, in welcher 
auch bei einer nur rechneriſchen Teilung geſonderte Vertretung für erforderlich gehalten 
wird. Die Vertretungsbeſchräukung kann übrigens das Vormundſchaftsgericht nicht da- 
durch beſeitigen, daß es dem Vormunde unter Erweiterung ſeiner Vertretungsmacht über 
das Geſetz hinaus „geſtattet“ (vgl. 8 181), im Namen des einen Mündels mit ſich ſelbſt als 
Vertreter des andern ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen, und ebenſowenig kann es durch 
nachträgliche Zuſtimmung dem Rechtsgeſchäft Wirkſamkeit verleihen (RG 71, 162). Aus 
genommen von der Regel des § 181 ſind nur Erfüllungsgeſchäfte, die dem einen Teile 
mittelbar das gewähren, worauf fein Anſpruch geht. Jufolge der Zulaſſigkeit eines 
ſolchen Erfüllungsgeſchäfts iſt der Vormund, wenn er einen Anfprud) gegen den Mündel 
feu darauf augewieſen, ſich aus dem Vermögen des Mündels ſelbſt zu befriedigen. Eine 
ernere Ausnahme iſt es, daß die zum Vormunde des Mannes beſtellte Ehefrau gemäß 88 1409, 
1457 die nach ehelichem Güterrecht erforderliche Zuſtimmung des Mannes ſich ſelbſt erteilen 
kann (l. hierüber 8 1900 A 1). Nicht verhindert iſt der Vormund durch $ 181, zu einem von ihm 
mit einem Dritten geſchloſſenen Rechtsgeſchäft die zur Wirkſamkeit des Geſchäfts erforderliche 

enehmigung des Mündels dem Dritten zu erklären (RG 76, 92). Ebenſowenig iſt der Vor 
mund verhindert, ein Rechtsgeſchäft im eigenen Namen und zugleich im Namen des in der 
ache beteiligten Mündels mit einem Dritten einzugehen, z. B. ein Grundſtück im eigenen 
‚anen als Vorerbe und im Namen des Mündels als Nacherben zu veräußern (ME JW 1912, 
7009). Unſtatthaft ift es dagegen, daß der Vormund in demſelben Vertrage einmal als Ehe⸗ 
ann feine Zuſtimmung zu der Abtretungserklärung feiner Frau und ſodann in ſeiner Eigen 
ſchaft als Vertreter der Kinder die Annahme der Abtretung erklärt (vgl. RG ZW 1913, 20516). 
as entgegen dem $ 181 vorgenommene Rechtsgeſchäft ift nicht nichtig, ſondern uur unwirkſam 
aud kann deshalb durch Genehmigung des volljährig gewordeuen Mündels Wirkſamkeit er- 
angen (RG 67, 51; 68, 40; 71, 163; a. M. Staudinger A 4a). AN 

2. Mit der gleichen Ausnahme der Erfüllungsgeſchäfte iſt die Vertretungsbefugnis urch 
5 1795 Nr 1 u. 3 dem Vormunde auch entzogen für Rechtsgeſchäfte (Rechtshandlungen) und 
Hechtsſtreitigkeiten zwiſchen dem Mündel und den nächſten Verwandten des Vormundes 
dem Ehegatten und den Verwandten gerader Linie). Auf andere Verwandte iſt die Ver⸗ 
tretungsbeſchränkung nicht ausgedehnt und darf, wenn nicht ein wirklicher Intereſſengegenſatz 
vorliegt, auch nicht durch eine nach 8 1796 ergebende Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
ausgedehnt werden. Auch in den Fällen des § 1795 ift nicht Nichtigkeit, ſondern Unwirkſamkeit 
des Geſchäfts anzunehmen (RG 68, 40). Die Wirtkſamkeit des Vertrags beſtimmt ſich nach den- 
fel n Grundſätzen, die für den ohne Vertretungsmacht im Namen eines andern geſchloſſenen 
Vertrag gelten (88 177, 178). Die zur Wirkſamkeit des Vertrags für und gegen den Mündel 
were lie Genehmigung muß für dieſen von einem hierfür zu beſtellenden Pfleger erklärt 

erden. 

3. Iſt der Mündel wegen einer Forderung gegen den Vormund durch Pfandrecht, Hyvo⸗ 
thek — worunter hier auch die Grundſchuld zu begreifen iſt, der ebenfalls eine Forderung 
zugrunde liegt, wennſchon die Verbindung mit der Forderung grundbuchrechtlich nicht her- 
vortritt (beſtr.) — oder Bürgſchaft geſichert, ſo ſoll dieſe Sicherung in keiner Weiſe weder 

Bach, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 28 
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durch Verfügung über das Pfandrecht noch durch Verfügung über die Forderung, wozu 
auch die Kündigung und Einziehung zu rechnen, irgendwie geſchmälert werden dürfen 
Die Vertretungsbefugnis des Vormundes iſt deshalb durch $ 1795 Nr 2 u. 3 für derartige 
Verfügungen einſchließlich der Eingehung einer Verpflichtung zur Verfügung und für 
Rechtsſtreitigkeiten hierüber ausgeſchloſſen. Dieſe Vertretungsbeſchränkung iſt auch auf 
den in 8 1795 Nr 2 nicht beſonders vorgeſehenen Fall der Genehmigung einer die perſön⸗ 
liche Verbindlichkeit des Vormundes aufhebenden Schuldübernahme zu erſtrecken, nicht 
aber auf die Verfügung über die Forderung nach Ausfall der Hypothek (RG 68, 37; Warn 
1915 Nr 140). Als eine die Aufhebung der Sicherheit bewirkende Verfügung iſt auch die 
Zahlungsannabme anzuſehen. Bezüglich einer Sicherungshypothek, die für etwaige Erſatz. 
anſprüche gegen den Vormund beſtellt iſt, greift die Vertretungsbeſchränkung auch dann 
Platz, wenn ein ſolcher Anſpruch noch nicht entſtanden ſein ſollte. 


8 1796 


Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormunde die Vertretung für 
einzelne Angelegenheiten oder für einen beſtimmten Kreis von Angelegen⸗ 
heiten entziehen“). 

Die Entziehung ſoll nur erfolgen, wenn das Intereſſe des Mündels zu 
dem Intereſſe des Vormundes oder eines von dieſem vertretenen Dritten 
oder einer der im 8 1795 Nr 1 bezeichneten Perſonen in erheblichem Gegen⸗ 
ſatze ſteht. 

E 1 1651 Nr 4 11 1676; M 4 1092; P 4 756, 877. 

1. Entziehung der Vertretung. Das BG ſtellt nicht den allgemeinen Grundſatz auf, 
daß der Vormund zur Vertretung des Mündels inſoweit nicht befugt ſei, als ſein Intereſſe 
oder das Intereſſe ſeiner Verwandten mit dem Intereſſe des Mündels in Gegenſatz fteht. 
Es geſtattet aber dem Vormundſchaftsgericht, wegen der Gefahr eines ſolchen Intereſſen⸗ 
gegenſatzes dem Vormunde die Vertretungsbefugnis für die fraglichen Angelegenheiten 
zu entziehen (vgl. über Beſtellung eines Pflegers zur Stellung eines Strafantrags RGSt 
50, 156), und zwar kann die Entziehung ausgeſprochen werden, auch wenn der Jutereſſen 
gegensatz noch nicht zutage getreten iſt, aber die Grundlage hierfür gegeben ift (RIA 15, 178). 
Ein Widerſtreit der Intereſſen iſt nicht ohne weiteres anzunehmen, wenn ein Dritter einen 
Rechtsstreit ſowohl gegen den Vormund als gegen den Mündel führt. Aus andern Gründen 
darf die Vertretungsbefugnis nicht entzogen und — abgeſehen von 88 1801 u. 1844 — die 
vormundſchaftliche Gewalt nicht beschränkt werden. An Stelle der nach 89 1600 ff. zu. 
läſſigen Beſchräukungen der elterlichen Gewalt greift hier das Recht ein, den Vormund 
nach § 1886 zu entlaſſen. Die nach 8 1796 ausgeſprochene Entziehung wird wiriſam mit 
der Zuſtellung des Beſchluſſes an den Vormund ($ 16 FG), nicht erſt mit der Beſtellung 
des Pflegers. Der Vormund hat nach 8 1909 Abſ 2 Anzeige zu erſtatten, ſobald ein derartiger 
Fall eintritt, der zur Beſtellung eines Pflegers Anlaß geben kann. 


8 1797 


Mehrere Vormünder führen die Vormundſchaft gemeinſchaftlich. Bei 
einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Vormund ſchaftsgericht, ſo⸗ 
fern nicht bei der Beſtellung ein anderes beſtimmt wird!). 

Das Vormundſchaftsgericht kann die Führung der Vormundſchaft unter 
mehrere Vormünder nach beſtimmten Wirkungskreiſen verteilen. Inner⸗ 
halb des ihm überwieſenen Wirkungskreiſes führt jeder Vormund die Vor⸗ 
mundſchaft ſelbſtändig!). 

Beſtimmungen, die der Vater oder die Mutter für die Entſcheidung von 
Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen den von ihnen benannten Vormündern 
und für die Verteilung der Geſchäfte unter dieſe nach Maßgabe des 8 1777 
getroffen hat, ſind von dem Vormundſchaftsgerichte zu befolgen, ſofern 
nicht ihre Befolgung das Intereſſe des Mündels gefährden würde?). 

E 1 1652 II 1677; M 4 1095; P 4 756. 


1. Werden mehrere Vormſinder beſtellt (vgl. $ 1775 A 1), jo kann dies in der Weiſe ge 
ſchehen, daß jedem Vormunde ein beſonderer Wirkungskreis zugewieſen wird. In 
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dieſem Falle iſt jeder von dem andern unabhängig und zur Beaufſichtigung des andern nur 
bei Beſtellung als Gegenvormund ($ 1792 Abj 3) verpflichtet. Iſt dagegen den mehreren 
ormündern die ungeteilte Verwaltung übertragen, was ſtets der Fall iſt, wenn ein beſonderer 
Wirkungskreis für den einzelnen Vormund nicht feſtgeſetzt iſt, ſo können ſie nur gem einſchaft⸗ 
lich den Mündel vertreten und auch nur gemeinſchaftlich für ihn Geſchäfte beſorgen. Die 
hierdurch entitehenden Schwierigkeiten werden dadurch gemildert, daß bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten zwiſchen den mehreren Vormündern das Vormundſchaftsgericht darüber entfcheidet, 
melcher Meinung der Vorzug zu geben iſt. Hält es keine der vertretenen Meinungen für gerecht⸗ 
fertigt, ſo muß es bei dem bisherigen Zustande verbleiben, ſpweit nicht das Vormundſchafts⸗ 
gericht Anlaß hat, wegen pflichtwidrigen Verhaltens einzuſchreiten. Eine Ausnahme von 
dem Grundſatz der Gemeinſchaftlichleit ift es, daß jeder der Vormünder ſelbſtändig das Recht 
der Beſchwerde hat ($ 58 Abſ 1 FG) und jeder ſelbſtändig der Abgabe der Vormundſchaft 
an ein anderes inländiſches Gericht oder einen ausländiſchen Staat widerſprechen kann (88 46 
Abſ 2 47 Ab 2 FGG). Aus der Ungeteiltheit der Verwaltung folgt, daß jeder der Vormünder 
den Stand der Verwaltung zu überwachen hat und wegen ſchuldhafter Vernachläſſigung 
der Aufſichtspflicht für den von dem andern Vormunde zugefügten Schaden haftet (§ 1833 
Ahſ 2). Mit Rückſicht hierauf kann trotz Vorhandenſeins einer Vermögensverwaltung nach 
$ 1792 Abſ 2 von der Beſtellung eines Gegenvormundes abgeſehen werden und iſt die ſonſt 
bei Fehlen eines Gegenvormundes zu Verfügungen über das Kapitalvermögen von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht zu erteilende Genehmigung nicht für erforderlich erklärt (88 1810 Satz 2, 
1812 Abſ 3). Iſt von den mit der ungeteilten Verwaltung betrauten mehreren Vor⸗ 
mündern einer fortgefallen, ſo bleiben die übrigen Vormünder — vorausgeſetzt, daß 
menigſtens noch zwei Vormünder vorhanden ſind — zur gemeinſchaftlichen Vertretung 
und Geſchäftsfüyrung berechtigt. Die Geſchäftsverteilung kann endlich auch in der Weiſe 
geſtaltet werden, daß einzelnen Vormundern ein beſonderer Geſchäftskreis, den andern 
Vormündern die ungeteilte Verwaltung zugewieſen wird, ſo daß erſtere innerhalb ihres be- 
ſchränrten Geſchäftskreiſes nur gemeinſchaftlich mit den lehteren Vormündern (den Hauptvor⸗ 
mündern) handeln können (a. M. Planck A 7). Unzuläſſig iſt es dagegen, die Geſchäfte in 
er Art zu verteilen, daß einem Mitvormunde als Hauptvormunde die Oberleitung und 
den übrigen Vormündern die Verwaltung eines bestimmten Geſchäftskreiſes unter ſeiner 
Leitung zugewieſen wird (a. M. Fuchs A 2 a 6). Eine ſolche Verteilung würde die Selb- 
ſtändigkeit des einzelnen Vormundes zu ſehr beeinträchtigen. Wegen Aufnahme eines Ber 
merks über die Geſchäftsverteilung in die Beſtallung |. 8 1791 A 1. 
2. Ein Ausfluß des Rechtes zur Benennung des Vormundes iſt es, daß Vater und Mutter 
ez Mündels unter den Vorausſetungen des $ 1777 auch berechtigt find, Über die Geſchäfts⸗ 
verteilung zwiſchen den von einem Elterntelle benannten Vormündern Beſtimmungen 
zu treffen, da andernfalls, wenn die Geſchaftsverteilung vollſtändig dem Vormundſchafts⸗ 
gericht lüberlaſſen würde, der Zweck der Benennung leicht vereitelt werden könnte. Beſondere 
eſtimmungen können ſie auch darüber treffen, auf welchem Wege (vgl. Abſ 1) die Entſcheidung 
von Meinungsverſchiedenheiten herbeigeführt werden ſoll. Es kann z. B. beſtimmt 
Werden, daß die Meinungsverſchiedenheiten durch einen von den Vormündern zu wählenden 
Obmann zu entſcheiden find. Die Grenze des Beſtimmungsrechts ift, daß das Wohl des Mündels 
nicht ge werden darf. Unverſtändige Beſtimmungen find deshalb von dem Vormund 
ſchaftsgericht nicht zu beachten. 


8 1798 


Steht die Sorge für die Perſon und die Sorge für das Vermögen des 
Mündels verſchiedenen Vormündern zu, ſo entſcheidet bei einer Meinungs⸗ 
verſchiedenheit über die Vornahme einer ſowohl die Perſon als „ 
mögen des Mündels betreffenden Handlung das Vormundſchaftsgericht!). 

€ 1 1653 II 1678; M 4 1095; P 4 757. r- 1 find 

1. S. 8 8 1708 hat ent Auwendung auch auf den Fall zu finden, 
daß eine Mein, gsberſchicdengelt lediglich Bi bernögensrechiligem Gebiete beiteht, bie 
ſowohl den Wirkungskreis des Vormundes als des für beſtimmte Vermögensangelegenheiten 
beſtellten Pflegers berührt. 


8 1799 
Der Gegenvormund hat darauf zu achten, daß der Vormund die Vor⸗ 
mundſchaſt pflichtmäßig führt. Er hat dem Vormundſchaftsgerichte Pflicht⸗ 
widrigkeiten des Vormundes ſowie jeden Fall unverzüglich anzuzeigen, in 
welchem das Vormundſchaftsgericht zum Einſchreiten berufen iſt, ins⸗ 
28* 
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beſondere den Tod des Vormundes oder den Eintritt eines anderen Um⸗ 
ſtandes, infolgedeſſen das Amt des Vormundes endigt oder die Entlaſſung 
des Vormundes erforderlich wird!). 

Der Vormund hat dem Gegenvormund auf Verlangen über die Führung 
der Vormundſchaft Auskunft zu erteilen und die Einſicht der ſich auf die 
Vormundſchaft beziehenden Papiere zu geſtatten?). 

E I 1654 Ab 1 II 1679; M 4 1096; P 4 757, 760. 


1. Die Überwachungspflicht des Gegenvormundes erſtreckt ſich nur auf die Geſchäfts⸗ 
führung des Vormundes, dem er beigeordnet iſt, nicht auf die Geſchäftsführung des an Stelle 
des Vormundes für beſtimmte Angelegenheiten eingeſetzten Pflegers. Wieweit dieſe Über⸗ 
wachung zu gehen hat, läßt ſich nur nach Lage des einzelnen Falles beſtimmen, wobei es 
namentlich auf die perſönlichen Verhältniſſe des Vormundes ankommt. Der Gegenvormund 
hat ſich ebenſowohl von Sorgloſigkeit als von beleidigendem Mißtrauen fernzuhalten. Um 
der Überwachungspflicht genügen zu können, hat er bei Antritt ſeines Amtes ſich über das 
vorhandene Vermögen und den Stand der Verwaltung zu unterrichten, insbeſondere ſich zu 
vergewiſſern, daß das Mündelgeld ſicher angelegt iſt und die Inhaberpapiere vorſchriftsmäßig 
(8 1814) hinterlegt find (RG 79, 11). Es iſt dies eine Verpflichtung, die der Gegenvormund 
perſönlich zu erfüllen hat und die ihm auch von dem Vormundſchaftsrichter nicht abgenommen 
werden kann. Iſt die Geſchäftsführung des Vormundes zu beanſtanden, ſo hat der Gegen. 
vormund, da er ſelbſtändige Anordnungen nicht treffen kann, dem Vormundſchaftsgericht 
ohne ſchuldhaftes Zögern (§ 121) Anzeige zu erſtatten. Dieſe Anzeigepflicht liegt dem 
Gegenvormunde auch dann ob, wenn ein Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts wegen 
Verhinderung oder wegen Wegfalls des Vormundes geboten iſt. Gegen die Verfügung des 
Vormundſchaftsgerichts, durch welche der Antrag des Gegenvormundes, gegen den Vormund 
wegen Pflichtwidrigkeit einzuſchreiten oder ihn aus $ 1886 zu entlaſſen, abgelehnt wird, ſteht 
dem Gegenvormund, der hier als Vertreter des Mündels handelt, die Beſchwerde zu ($ 57 
Abſ 1 Nr 6 FGG; vgl. auch 81821 A 2, 8 1825 A 1 u. § 1836 A 1). Desgleichen iſt der Gegen: 
vormund nach $ 57 Abſ 1 Nr 9 860 beſchwerdeberechtigt, wenn die Entſcheidung eine 
perjönliche Angelegenheit des Mündels betrifft. Bei der Verwaltung hat der Gegenvormund 
nur inſofern mitzuwirken, als gewiſſe Rechtsgeſchäfte ſeiner Genehmigung bedürfen (88 1809 
bis 1813, 1824). Auch ſoll das Vormundſchaftsgericht ihn, ſoweit tunlich, vor der Entſchließung 
über Erteilung der Genehmigung hören (§ 1826). — Die Verrichtungen eines Pflegers kann 
15 en wenn ihm das Amt des Pflegers nicht beſonders übertragen iſt, nicht 
ausüben. 

2. Um der Überwachungspflicht genügen zu können, darf der Gegenvormund Einſicht 
der auf die Vormundſchaft bezüglichen Papiere und die ſonſt nötige Auskunft von dem 
Vormund fordern, womit ihm allerdings nicht ein Klagerecht gegen den Vormund gegeben 
iſt. Das Vormundſchaftsgericht kann den Vormund nur durch Aufſichtsmaßregeln zur Er⸗ 
füllung dieſer Pflicht anhalten. Zu dem gleichen Zwecke der Überwachung des Vormundes 
iſt die Zuziehung des Gegenvormundes bei Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes (§ 1802) 
und bei Aufitellung der Rechnung ($ 1842) vorgeſchrieben. In dieſen Fällen hat der Gegen: 
vormund, um die Richtigkeit des Verzeichniſſes und der Rechnung nachprüfen zu können, 


den Vermögensbeſtand ſich nachweiſen zu laſſen, welchen Nachweis er bei beſonderem Anlaß 
auch ſonſt fordern kann. 


§ 1800 


Das Recht und die Pflicht des Vormundes, für die Perſon des Mündels 


zu ſorgen, beſtimmt ſich nach den für die elterliche Gewalt geltenden Vor⸗ 
ſchriften der SS 1631 bis 16331 8). 
EI 1655 II 1680; M 4 1096; P 4 757, 877, 


1. Hinſichtlich der Fürſorge für die Perſon des Mündels iſt der Vormund — abgeſehen 
von dem weitergehenden Aufſichtsrecht des Vormundſchaftsgerichts (vgl. 8 1838 A 1) — 
dem Inhaber der elterlichen Gewalt volfftändig gleichgeſtellt. Der Vormund hat insbeſondere 
ein unbedingtes Recht auf Herausgabe des Mündels (vgl. 8 1632 A 1), ohne daß feiner Klage 
gegenüber eingewendet werden kann, daß der Mündel bei dem Vormunde nicht gut unter 
gebracht fein würde. Er darf den Mündel bei ſich in Pflege behalten und iſt dann darauf an⸗ 
gewieſen, Erſatz der Unterhaltskoſten gemäß $ 1835 zu fordern. Bei unvermögenden Mündeln 
liegt es dem Vormunde ob, die zur Erziehung notwendigen Mittel durch Anträge bei den 
Armenbehörden zu beſchaffen. Ebenſo wie der Inhaber der elterlichen Gewalt hat er auch 
das Recht zur Anwendung angemeſſener Zuchtmittel. Es wird ihm deshalb die Befugnis 
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nicht abzuſprechen ſein, den Mündel wider feinen Willen in eine Beſſerungsanſtalt oder wegen 
Trunkſucht in eine Trinkerheilanſtalt unterzubringen (beſtr.). Immerhin erſcheint es ratſam, 
daß der Vormund, bevor er ſolche Maßregeln trifft, ſich mit dem Vormundſchaftsgericht in 
Verbindung ſetzt (vgl. $ 1838 A 1). Gegenüber dem verheirateten weiblichen Mündel hat 
der Vormund gemäß 8 1633 das Recht der Vertretung in perſönlichen Angelegenheiten 
(ſoweit dieſem nicht in Familienangelegenheiten unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit zukommt, 
vgl. 88 1336, 1337, 1729, 1748 und $ 612 ZRH), nicht auch das Recht der Sorge für 
die Perſon. Uber die Fortdauer der Vermögensverwaltung in dieſem Falle f. 8 1633 A 1. 

2. Die Fürſorge des Vormundes für die Perſon des Mündels wird ausgeſchloſſen durch 
das der Mutter im Falle der Minderjährigkeit und der Wiederverheiratung und das der un⸗ 
ehelichen Mutter nach SS 1696, 1697, 1707 zustehende Fürſorgerecht. Der Vormund 
hat in dieſen Fällen, was die perſönlichen Angelegenheiten des Mündels betrifft, nur die 
Stellung eines Beiftandes. Beſchränkt ſich die elterliche Gewalt des Vaters gemäß $ 1676 
Abſ 2 (wegen beſchränkter Geſchäftsfähigkeit ufin.) auf die Fürſorge für die Perſon des Kindes, 
jo gebührt ihm dieſes Recht nur neben dem Vormunde, deſſen Anſicht bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten entſcheidet. 5 > 

3. In den die Perſon des Mündels betreffenden Angelegenheiten iſt nach $ 57 Nr 9 
Ich ein jeder beſchwerdeberechtigt, der ein rechtliches Jutereſſe hat, die Angelegenheit 
wahrzunehmen, vorausgeſetzt, daß von dem Recht der Beſchwerde im Intereſſe des Mündels 
Gebrauch gemacht wird (MIA 14, 107; vgl. § 1770 A 2). Nicht allgemein darf mit dem 
RG (RIu 15, 3) die Pflicht des volljährigen Mündels zum Unterhalt feiner Ehefrau als 
eine die Perſon des Mündels betreffende Angelegenheit, was für das Beſchwerderecht der 
Chefrau von Bedeutung, aufgefaßt werden. Dies iſt nur aus dem Geſichtspunkt angängig, 
daß durch Nichterfüllung der Unterhaltspflicht zugleich das perſönliche Wohl des Mündels 
in nachteiliger Weiſe beeinflußt würde. 


8 1801 


Die Sorge für die religiöſe Erziehung des Mündels kann dem Vormunde 
von dem Vormundſchaftsgericht entzogen werden, wenn der Vormund nicht 
dem Bekenntnis angehört, in dem der Mündel zu erziehen ift!). 

E II 1681; P 4 758, 875. 


1. Über die nach Landesrecht fich richtende religiöſe Erziehung ſ. § 1631 A 2. Maßgebend 
für die religiöſe Erziehung des Mündels iſt in Ermanglung einer abweichenden landesrecht⸗ 
lichen Vorſchrift das Recht des Heimatſtaats des Mündels (vgl. KJ 32 A 26). Der Vormund 
hat dafür zu ſorgen, daß der Mündel in dem landesrechtlich beſtimmten Bekenntnis erzogen wird. 
Eine Anderung dieſes Bekenntniſſes ſteht dem Vormunde nicht zu (vgl. KJ 48, 10; val. 
darüber, daß nach preußiſchem Recht Kinder baptiſtiſcher Eltern im evangeliſchen Glaubens⸗ 
etenntniſſe zu erziehen find, KGJ 47 A 80). Über das Recht der unehelichen Mutter zur 
Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes |. $ 1707 A 2. Der Erziehung in dem vorge 
'rtebenen Bekenntnis darf nicht durch Teilnahme des Muͤndels am Gottesdienſt einer 
andern Konfeſſion oder durch entgegengeſetzten häuslichen Unterricht entgegengewirkt 
werden. Dagegen iſt der Beſuch einer Schule anderer Konfeſſion, ſofern der dem Mündel 
in feiner Konfeſſion zu erteilende Religionsunterricht nicht hierunter leidet, nicht grundſätzlich 
den alaſſig (dal. Och 7, 423; nch 37 A 78; 40 A 14). Nick t unbedingt zu verlangen iſt daß 
Kah eindel in eine Familie gleichen Betenn niſſes untergebracht wird (vgl. für pieuß. Recht 
"337 A 75). Gehört — was trotz $ 1779 Abſ 2 nicht ausgeſchloſſen iſt — der Vormund 
„em andern Bekenntnis wie der Mündel an, jo kann den ſich hieraus ergebenden 
mati raglichteiten dadurch begegnet werden, daß das Vormundſchaftsgericht nach pflicht⸗ 
mäßigem Ermeſſen (vgl. KJ 46 A 79) dem Vormunde die religiöfe Erziehung entzieht. 
ger Vormund iſt beſchwerdeberechtigt nach 8 20 F666. Es fteht ihm die einfache Be⸗ 
ſchwerde zu, da es ſich nicht um feine Entlaſſung (8 60 Abſ 1 Nr 3 FGG), ſondern um eine 
Kuſchränkung feiner Vefugniſſe handelt (cd 37 A 86). Iſt ihm von vornherein nur die 
0 erſonenſorge mit Ausſchluß der religiöſen Erziehung übertragen, To iſt er zwar nicht aus 
3 20 368 beſchwerdeberechtigt, Sein Beſchwerderecht kaun aber aus § 57 Abſ 1 Nr 9 
daſ. degründet fein (RZA 12, 173). 


$ 1802 
Der Vormund hat das Vermögen, das bei der Anordnung der Vor⸗ 
mundſchaft vorhanden iſt oder ſpäter dem Mündel zufällt, zu verzeichnen!) 


und das Verzeichnis, nachdem er es mit der Verſicherung der Richtigkeit 
und Bollſtändigkeit verſehen hat?), dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. 
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Iſt ein Gegenvormund?) vorhanden, jo hat ihn der Vormund bei der Auf⸗ 
nahme des Verzeichniſſes zuzuziehen; das Verzeichnis iſt auch von dem 
Gegenvormunde mit der Verſicherung der Richtigkeit und Vollſtändigkeit 
zu verſehen. 

Der Vormund kann ſich bei der Aufnahme des Verzeichniſſes der Hilfe 
eines Beamten, eines Notars oder eines anderen Sachverſtändigen be⸗ 
dienen“). 

Iſt das eingereichte Verzeichnis ungenügend, jo kann das Bormund- 
ſchaftsgericht anordnen, daß das Verzeichnis durch eine zuſtändige Be⸗ 
hörde oder durch einen zuſtändigen Beamten oder Notar aufgenommen 
wird!). 

E 1 7 0 II 1682; M 4 1099; P 4 759, 760. 


1. Die Aufzeichnung des Vermögens (vgl. 8 1640 A 1) iſt eine in der Natur der Verwaltung 
begründete, in jedem Falle zu erfüllende Pflicht. Verſchieden hiervon iſt die Pflicht zur Ein⸗ 
reichung des Bermögensverzeichniſſes, wodurch das Vormundſchaftsgericht in den Stand 
geſetzt werden ſoll, die Aufſicht über die Verwaltung zu führen. Auch von dieſer Pflicht gibt 
es keine Befreiung. Selbſt der Dritte, der dem Mündel Vermögen zuwendet, kann bezüglich 
dieſes Vermögens den Vormund nicht von der Pflicht zur Einreichung des Vermögens ⸗ 
verzeichniſſes entbinden. Er kann auch nicht etwa anordnen, daß die Einreichung eines ver- 
ſchloſſen bei den Akten aufzubewahrenden Verzeichniſſes genügen ſoll. Über das dem Mündel 
exit ſpäter zugefallene Vermögen iſt, wenn zu dieſem Zeitpunkte das allgemeine Vermögens⸗ 
verzeichnis bereits eingereicht war, ein weiteres Verzeichnis einzureichen. Die Einreichung 
darf nicht bis zur Legung der Jahresrechnung aufgeſchoben werden (beſtr.). Tritt ein Wechſel 
in der Perſon des Vormundes ein, jo braucht der neue Vormund über das zur Zeit der Über- 
nahme der Vormundſchaft vorhandene Vermögen nicht ein beſonderes Verzeichnis einzureichen. 
Sache des bisherigen Vormundes oder feiner Erben iſt es, die Schlußrechnung zu legen (§ 1890), 
und der neue Vormund hat ſich zu vergewiſſern, daß er das in dieſer Rechnung nachgewieſene 
Vermögen richtig ausgehändigt erhält. Daß die Pflicht zur Einreichung des Verzeichniſſes 
auf das von dem Vormunde zu verwaltende Vermögen ſich beſchränkt, iſt in 8 1802 nicht 
beſtimmt. Dieſe Einſchränkung entſpricht auch nicht der Natur der Sache. Der Vormund kann, 
auch wenn er das Vermögen des Mündels nicht in ſeiner Eigenſchaft als Vormund, ſondern 
aus anderm Rechtsgrunde in Beſitz hat, ſich der Verpflichtung nicht entziehen, dem 
Vormundſchaftsgericht das zur wirkſamen Aufſichtsführung erforderliche Vermögensverzeichnis 
zu liefern (beftr.). Über den Umfang der Verzeichnungspflicht vgl. § 1640 A 1. „it der Mündel 
an einer Gefellichaft beteiligt, jo find die ſämtlichen Gegenſtände des Geſellſchaftsvermögens 
in das Verzeichnis aufzunehmen (KJ 35 A 24; 36 A 38). Anders iſt es, wenn der Mündel 
bereits ausgeſchieden it und fein Recht ſich auf das Auseinanderſetzungsguthaben beichräntt. 
In jedem Falle, auch wenn der Mündel nur ein Anrecht auf das im Beſitze eines Dritten 
befindliche Vermögen hat, iſt es Pflicht des Vormundes, fiber den Vermögensbeſtand ſich 
möglichſt Klarheit zu verſchaffen, um die Rechte des Mündels erfolgreich wahrnehmen zu 
können und kann das Vormundſchaftsgericht ihn zu dieſer Tätigkeit auhalten. Sind mehrere 
Vormünder mit geteilter Verwaltung beſtellt, ſo liegt einem jeden die Verzeichnung nur 
betreffs des Vermögens ob, das in ſeinen Geſchäftskreis fällt. Hat der Vormund ſeiner 
Verpflichtung, das bei Antritt ſeines Amtes vorhandene Vermögen zu verzeichnen, nicht 
genügt, ſo kann er ſich, wenn der an ſeine Stelle getretene neue Vormund von ihm die 
nachträgliche Verzeichnung des Vermögens fordert, wie es zu einer beſtimmten ſpäteren Zeit 
während feiner vormundſchaftlichen Verwaltung vorhanden war, durch die Wahl dieſes ſpäteren 
Zeitpunkts nicht beſchwert fühlen (vgl. RG 26. 11. 06 IV 203/06). 

2. Über die Einrichtung des Verzeichniſſes und den Beweiswert feiner Angaben ſ. $ 1640 
A 2. Die Vorſchrift des § 1640 Ab] 1, daß bei Haushaltungsgegenſtänden die Angabe des 
Geſamtwerts genügt, iſt auf das von dem Vormund einzureichende Verzeichnis nicht zu über⸗ 
tragen (a. M. Planck A 4; Staudinger A 46). Selbſtverſtändlich iſt, daß nicht jeder ganz gering 
wertige Gegeuſtand beſonders aufgeführt werden muß, daß hier vielmehr eine Zuſammen⸗ 
faſſung nach Gattungen unter Angabe des Geſamtwerts zuläſſig iſt. Über die Pflicht zur 
Einreichung der Belege |. 8 1839 A 1. 

3. Der Gegenvormund iſt zuzuziehen, damit er auf Grund eigener Prüfung in der 
Lage ift, die Richtigkeit und Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes beſtätigen zu können. Glaubt 
er dieſerhalb einen Vorbehalt machen zu müſſen, fo iſt dies bei Abgabe der Verſicherung zum 
Ausdruck zu bringen. Aufgabe des Vormundſchaftsgerichts iſt es dann, eine Klarſtellung 
der fraglichen Punkte herbeizuführen. Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, ſo braucht 
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der Vormund mit der Aufnahme des Vermögensverzeichniſſes nicht bis zur Beſtellung des 
Gegenvormundes zu warten. 0 

4. Der Vormund hat das Recht, ſich zur Aufnahme des Verzeichniſſes ſachverſtändiger 
Beihilfe zu bedienen. Die hierdurch entſtehenden Koſten fallen dem Mündel zur Laſt, voraus 
geſetzt, daß fie nicht das nach der Sachlage gerechtfertigte Maß überſteigen. Iſt das Vermögen 
des Mündels ein ſo geringwertiges, daß die Koſten der Zuziehung eines Sachverſtändigen 
hierzu in keinem Verhältnis ſtehen, fo wird der Vormund Erſatz der Koſten nicht fordern können. 

5. Vgl. § 1640 A 8. 

§ 1803 


Was der Mündel von Todes wegen erwirbt oder was ihm unter Leben⸗ 
den von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, hat der Vormund 
nach den Anordnungen des Erblaſſers oder des Dritten zu verwalten, wenn 
die Anordnungen von dem Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, von 
dem Dritten bei der Zuwendung getroffen worden find!) ). 

Der Vormund darf mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts von 
den Anordnungen abweichen, wenn ihre Befolgung das Intereſſe des Mündels 
gefährden würde“). 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen, die ein Dritter bei einer 
Zuwendung unter Lebenden getroffen hat, iſt, ſolange er lebt, ſeine Zu⸗ 
ſtimmung erforderlich und genügend. Die Zuſtim mung des Dritten kann 
durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der Dritte zur Ab⸗ 
gabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ſein Aufenthalt dauernd 
unbekannt ift?). 

E 1 1660 II 1683; M 4 1102; P 4 760. 


1. Das Vormundſchaftsgericht hat von Amts wegen darauf zu achten, daß die bei Zu⸗ 
wendungen durch einen Dritten von dieſem getroffenen Verwaltungsanordnungen zur 
Ausführung gebracht werden und hat nötigenfalls zu dieſem Zwecke die ihm zu Gebote ſtehenden 
Zwangsmittel gegen den Vormund anzuwenden. Lehnt das Vormundſchaftsgericht das 
Einſchreiten ab, ſo iſt der Dritte beſchwerdeberechtigt, da er ein Recht auf den Schutz des Vor 
mundſchaftsgerichts hat (8 20 FGG; vgl. 8 57 Ab] 1 Nr 6 daſ.). In der Verwaltungsanordnung 
allein kann, da hiermit nur dem Vormunde, nicht dem Mündel eine Verpflichtung auferlegt 
wird, eine Beſchränkung des Pflichtteilsrechts des Mündels ($ 2306) nicht geſehen werden. 
Anders, wenn die Anordnung, was zu prüfen bleibt, als eine nicht unter § 1803 fallende, den 
Mündel belaſtende Auflage oder Bedingung gemeint iſt. Auf die Vertretungsmacht des Vor 
mundes ſind die Verwaltungsanordnungen des Dritten ohne jede Einwirkung, falls nicht etwa 
durch Beſtellung eines Pflegers die Vertretungsmacht eingefchräntt ift. Dem Mündel gegen 
über kann der Vormund, wenn er die im Intereſſe des Mündels angeordneten Beſchränkungen 
nicht innehält, erſatzoflichtig werden. Über die Form der Anordnung ſ. $ 1638 A 2, über eine 
das Verwaltungsrecht des Vormundes ausſchließende Anordnung 8 1909 Us 

2. Der Erblaſſer kann dem Vormunde zur Pflicht machen, aus dem dem Mündel hinter⸗ 
laſſenen Grundbeſitz ein beſtimmtes Familienfideikommiß (oder eine FJamilienſtiftung) zu 
errichten. In einem ſolchen Falle erlangt der Vormund, der ſonſt für den Mündel nicht 
letztwillig verfügen kann, die Befugnis, namens des Mündels die Errichtung des Familien. 
fideikommiſſes vorzunehmen. An dieſer Befugnis des Vormundes wird dadurch nichts ge⸗ 
andert, daß abweichend von der dem Vormunde auferlegten Verpflichtung dem Kinde 
felbſt für den Fall feiner Volljährigkeit zur Zeit des Erbfalls die Errichtung eines Familien 
fideikommiſſes nur empfohlen iſt (RG 20. 10. 10 IV 604/09). Die Errichtung neuer 
Familienfideikommiſſe, nicht die Errichtung von Familienſtiftungen, it übrigens jetzt durch 
Preuß v. 10. 3. 19 unterſagt. a 15 f 

3. Die verbindende Kraft der Verwaltungsanordnung iſt nur eine . Die An⸗ 
ordnung kann von vornherein eine offenbar unverſtändige geweſen ſein. Möglich iſt auch, 
daß die Sachlage ſich inzwiſchen erheblich geändert hat. Mit Rückſicht 4 iſt dem Bor. 
mundſchaftsgericht die Macht gegeben, bei Gefährdung der Jutereſſen des Mündels die An- 
ordnung gänzlich oder für beſtimmte Fälle außer strajt zu ſetzen, ohne daß dies gerade in der 
in $ 1808 vorgeſchriebenen Form der Ergänzung der Zuſtimmung des Dritten zu geſchehen 
braucht. In einer ſolchen von dem Vormundſchaftsgericht geſtatteten Abweichung von der 
Anordnung des Erblaſſers iſt keinesfalls eine Anfechtung des Teſtaments zu ſehen (Kg 
35 A 28). Bei Lebzeiten des Dritten darf die Außerkraftſetzung nur erfolgen, wenn deſſen 
Suftimmung wegen dauernden Unbekanntſeins feines Aufenthalts oder dauernder Verhinderung 
an Abgabe einer Erklärung nicht zu erlangen iſt. 
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8 1804 


Der Vormund tann nicht in Vertretung des Mündels Schenkungen machen. 
Ausgenommen ſind Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer 
auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprochen wird!). 

E 1 1661 II 1684; M 4 1106; P 4 760. 

1. Über den Begriff der Schentungen und über das Verbot von Freigebigkeiten |. § 1641 A. 
Freigebigkeiten können nicht bloß aus ſittlichen oder Anſtandsrückſichten gerechtfertigt ſein, 
3. B. kleine Nachläſſe, die im geſchäftlichen Leben üblich find oder ein geſchäftliches Entgegen ⸗ 
kommen, das in der berechtigten Erwartung geübt wird, hierdurch ſpäterhin größere geſchäft⸗ 
liche Vorteile zu erlangen. — Durch das Verbot des § 1804 iſt der Vormund einer ent 
mündigten Ehefrau verhindert, in deren Vertretung die Einwilligung zu einer von dem 
Ehemann aus dem Geſamtgut zu machenden Schenkung zu erteilen. Da das Geſamtgut 
gemeinſchaftliches Vermögen beider Eheleute iſt, ſo hat hier die Einwilligung zugleich die 
Bedeutung einer den Geſamtgutanteil der Ehefrau belaſtenden Schenkung (RG 91, 40). 


§ 1805 

Der Vormund darf Vermögen des Mündels nicht für ſich verwenden! 9). 

E 1 1662 II 1685; M 4 1107; P 4 760. 

1. Dadurch, daß der Vormund Vermögen des Mündels für ſich verwendet, wird das 
Intereſſe des Mündels nicht unter allen Umſtänden beeinträchtigt. Eine Beeinträchtigung 
würde nicht vorliegen, wenn mit Sicherheit erwartet werden darf, daß der Vormund aus: 
reichenden Erſatz gewährt und ſeine Zahlungsfähigkeit unbedenklich iſt. Immer aber liegt 
die Gefahr nahe, daß der Vormund die Gelegenheit benutzt, um unberechtigte Vorteile auf 
Koſten des Mündels zu gewinnen und daß durch die Vermengung des beiderſeitigen Ver⸗ 
mögens die Überfichtlichfeit verlorengeht. Es iſt deshalb das Verbot des § 1805 gegeben, 
deſſen Verletzung den Vormund, wenn ein Schaden nachweisbar iſt, zum Erſatz des Schadens 
verpflichtet und das dem Vormundſchaftsgericht die Handhabe zum Einſchreiten wegen Pflicht ⸗ 
widrigkeit (8 1837) bietet. Eine Straſvorſchrift, daß der Vormund bei Verwendung des Mündel ⸗ 
geldes in feinen Nutzen einen beſtimmten höheren Zinsſatz zu zahlen hat (vgl. § 40 Abſſ1 der 
Promo), iſt von dem BGB nicht aufgeſtellt. Das Geſetz begnügt ſich, für dieſen Fall die 
Verzinſungspflicht des Vormundes auszuſprechen (§ 1834 A 1). Die Nichtigkeit des gegen 
$ 1805 verſtoßenden Rechtsgeſchäfts — was unter Umſtäuden zum Nachteil des Mündels 
ausſchlagen würde, indem er z. B. auf die für das Darlehn beſtellten Sicherheiten keinen 
Anſpruch machen könnte iſt aus dieſer Vorſchrift nicht herzuleiten (NG Warn 1917 Nr 84). 
Das Verbot des § 1805 findet Anwendung auf alle Geſchäfte, welche den durch dieſe Vor⸗ 
ſchrift gemißbilligten Zweck in irgendeiner Form verwirklichen. Auch die Anwendung auf 
die Zuwendung an eine Geſellſchaft, an welcher der Vormund einen Auteil hat, ſo daß die 
Zuwendung an die Geſellſchaft ihm mit zuſtatten kommt, iſt nicht ausgeſchloſſen. 

2. Eine Erweiterung des Grundſatzes des § 1805 dahin, daß dem Vormunde unter allen 
Umſtänden auch die Verwendung von Dienſtleiſtungen des Mündels in eigenem Nutzen 
verboten ſein ſoll, erſcheint nicht gerechtfertigt. Es iſt nichts dagegen zu erinnern, wenn der 
Vormund, der den Mündel zu ſich in Pflege genommen hat, ſich in gleicher Weiſe Dienſte 
von ihm gewähren läßt, wie ſie die Eltern von den Kindern zu verlangen pflegen, da auf dieſe 
Weiſe die dem Vormunde geſtellte erzieheriſche Aufgabe regelmäßig am beſten gelöſt wird 
(a. M. auſcheinend die herrſchende Anficht). Es iſt auch nicht zu beanſtanden, wenn der Vor⸗ 
mund den Mündel in ſeinem Geſchäft als Lehrling ausbildet. Pflichtwidrig würde der Vor⸗ 
mund nur handeln, wenn er zu eigennützigen Zwecken die Arbeitskraft des Mündels aus⸗ 
nutzen würde. Für Dienſte, die bezahlt zu werden pflegen, hat er dem Mündel angemeſſene 
Vergütung zu gewähren. 

3. Eine dem $ 1646 entſprechende Vorſchrift, nach welchem der Erwerb durch den Gewalt⸗ 
haber aus Mitteln des Kindes im Zweifel dem Kinde zufällt, ift für das Verhältnis des Vor⸗ 
mundes zum Mündel nicht gegeben. Die Natur der Sache bringt es jedoch mit ſich, daß regel- 
mäßig — wenn auch nicht geradezu hierfür eine Vermutung ſpricht — als Wille des Vormundes 
anzunehmen iſt, den aus Mitteln des Mündels erlangten Erwerb für dieſen zu machen. 


§ 1806 


Der Vormund hat das zum Vermögen des Mündels gehörende Geld ver⸗ 
zinslich anzulegen, ſoweit es nicht zur Beſtreitung von Ausgaben bereitzu⸗ 
halten iſt!). 

E 1 1664 Ay 1 II 1687 Abſ 1; M 4 1108 ff.; P 4 760. 
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1. Die §8 1806 —1820 behandeln die Pflichten des Vormundes auf dem Gebiete der 
Kapitalverwaltung. Dieſe beſtehen namentlich in der ſicheren zinstragenden Anlegung des 
Geldes (SS 1806—1811) und der ſicheren Aufbewahrung der Wertpapiere (88 18141820). 
Eine ſchuldhafte Verletzung der in § 1806 ausgeſprochenen Pflicht zur verzinslichen An⸗ 
legung macht den Vormund erſatpflichtig, wobei es aber nicht ohne weiteres als Verſchulden 
anzufehen iſt, wenn der Vormund die Anlegung nicht ſofort bewirkt. Eine gewiſſe Friſt muß 
ihm zur Überlegung und Ausführung gelaſſen werden. Zur verzinslichen Anlegung iſt der 
Vormund ferner nicht verpflichtet, ſoweit er das Geld für Ausgaben, die in nächſter Zeit z 
beſtreiten ſind, bereithalten muß. Er kann in dieſem Falle je nach Bewandtnis der Um⸗ 
ſtände gänzlich von der Anlegung abſehen oder ſie abweichend von den Vorſchriften der 88 1807 
bie 1809 bewirken, muß aber bei dieſer andern Anlegung mit der nach § 1833 gebotenen Sorg⸗ 
falt handeln. Die Vorſchriften über die Aulegung von Mündelgeld verbinden den Vor⸗ 
mund nur, wenn er das Geld in ſeiner Eigenſchaft als Vormund für den Mündel ver- 
waltet, nicht aber, wenn ihm die Verwaltung in ſeiner Eigenſchaft als Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker zuſteht, auch nicht, wenn der Mündel als Geſellſchafter oder Miteigentümer (Mit⸗ 
erbe) an Geldern beteiligt iſt, die für die Gemeinſchaft verwaltet werden (vgl. § 1642 A 1). 
Rechtsgeſchäfte über das nicht der vormundſchaftlichen Verwaltung unterliegende Mündel 
vermögen bedürfen ebenſowenig der Genehmigung des Gegenvormundes wie des Bor: 
mundſchaftsgerichts (vgl. $ 1821 A 3). Nicht ausgeſchloſſen iſt durch 8 1806 die Befugnis 
des Vormundes, das Mündelgeld, wenn er dies für vorteilhafter erachtet, in anderer Weiſe, 
wie z. B. durch Ankauf eines Grundſtücks, Vergrößerung des Gefchäfts, Beteiligung an 
einer Geſellſchaft uſtw., nutzbar anzulegen. Der Vormund bedarf hierzu, ſoweit nicht das 
betreffende Rechtsgeſchaft als ſolches genehmigungspflichtig iſt (vgl. SS 1821 Nr 4, 1822 
Aer 3 u. 4), keiner Genehmigung, ſondern handelt auf eigene Verantwortung. Die in $ 1811 
erforderte Geſtattung des Vormundſchaftsgerichts gilt nicht für eine ſolche Anlegung (RIA 
18, 78 — abw. Joſef in Archiv Prax 117, 395), Unbedingt verwehrt iſt es dem Vormunde, 
ſtatt der in 8 1806 vorgeſchriebenen verzinsliche Annlegung als Kapitalanlage eine An⸗ 
legung in Dividenden papieren oder gleichartigen Werten zu wählen. Wegen des Kaufes 
einer Leibrente ſ. $ 1793 A 3. 


8 1807 


) Die im 8 1806 vorgeſchriebene Anlegung von Mündelgeld ſoll nur 

erfolgen: 

1. in Forderungen, für die eine ſichere Hypothek an einem inländiſchen 
Grundſtücke beſteht, oder in ſicheren Grundſchulden oder Renten⸗ 
ſchulden an inländiſchen Grundſtücken; 

2. in verbrieften Forderungen gegen das Reich oder einen Bundesſtaat 
ſowie in Forderungen, die in das Reichsſchuldbuch oder in das Staats⸗ 
ſchuldbuch eines Bundesſtaats eingetragen ſind; 

3. in verbrieften Forderungen, deren Verzinſung von dem Reiche oder 
einem Bundesſtaate gewährleiſtet iſt; 8 

4. in Wertpapieren, insbeſondere Pfandbriefen, ſowie in verbrieften 
Forderungen jeder Art gegen eine inländiſche kommunale Körper⸗ 
ſchaft oder die Kreditanſtalt einer ſolchen Körperſchaft, ſofern die 
Wertpapiere oder die Forderungen von dem Bundesrate zur An⸗ 
legung von Mündelgeld für geeignet erklärt jind; 

5. bei einer inländiſchen öffentlichen Sparkaſſe, wenn ſie von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde des Bundesſtaats, in welchem ſie ihren Sitz hat, 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt iſt. h 

Die Landesgeſetze können für die innerhalb ihres Geltungsbereichs 

legenen Grundſtücke die Grundſätze beſtimmen, nach denen die Sicher⸗ 

beit einer Hypothet, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld feſtzu⸗ 
ſtellen iſt. 

E 1664 Ab 1 II 1687 Abſ 1; M4 1108; P 4 760. 

l. Durch die Befolgung der in den $$ 1807 u. 1808 enthaltenen Vorſchriften über die 


Anlegung von Mündelgeld wird der Vormund der Pflicht zur Betätigung der in 8 183g 
vorgeſchriebenen Sorgfalt noch nicht überhoben. Er bleibt verantwortlich, wenn er erkennen 
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konnte, daß die vom Geſetz zugelaſſene Anlage im einzelnen Falle ausnahmsweiſe keine Sicher⸗ 
heit gewährt. Auch wenn eine ordnungsmäßige Grundſtückstaxe vorliegt, hat er ihm bekannte 
Umſtände, die gegen die Richtigkeit der Taxe ſprechen, zu berückſichtigen (RG JW 1910, 70872). 
Der Vormund hat ferner mit der gehörigen Sorgfalt unter den vom Geſetz zugelaſſenen An⸗ 
legungsarten die Auswahl zu treffen, und wird z. B. die Anlegung auf Sparkaſſe, falls hierfür 
nicht beſondere Gründe ſprechen, nicht wählen dürfen, wenn er Gelegenheit hat, beſſer ver 
zinsliche Staatsſchuldverſchreibungen zu erwerben. Keine Anwendung finden die 88 1807, 
1808 auf die zur Zeit der Einleitung der Vormundſchaft bereits vorhandenen Anlagen. 
Entſprechen dieſe nicht den bezeichneten Vorſchriften, ſo hat der Vormund nicht etwa die un- 
bedingte Pflicht, die Anlegung rückgängig zu machen und eine vorſchriftsmäßige Neuanlegung 
zu bewirken, was mit großen Verluſten für den Mündel verbunden fein könnte. Er hat viel 
mehr als verſtändiger Mann ($ 1833) die dem Mündel drohende Gefahr und die Nachteile 
der veränderten Anlegung gegeneinander abzuwägen und danach ſeine Entſchließung zu 
treffen (RG in RIA 4, 5). Die geſetzwidrige Anlegung des Mündelgeldes verpflichtet den 
Vormund, jeden aus dieſer Anlegung entſtehenden Schaden zu tragen. Unbeſchadet dieſer 
Schadenserſatzpflicht gilt aber die Anlegung als für Rechnung des Mündels erfolgt, was 
nur zu deſſen Vorteil iſt, da auf dieſe Weiſe die in der Anlage beſtehende dingliche Sicher 
heit dem Mündel nicht verlorengeht. Er kann nicht einfach eine derartige Anlage als vor 
ſchriftswidrig zurückweiſen (R& 13. 11. 13 IV 305/13). Wohl aber kann er die Anderung 
der Anlegung verlangen. — Die 88 1807, 1808 haben übrigens eine über das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hinausgehende Bedeutung. Sie bilden zugleich die Norm für die Anlegung 
des Geldes im Verhältnis des Nießbrauchers zum Eigentümer, des Pfandgläubigers zum 
Gläubiger der verpfändeten Forderung, des Vorerben zum Nacherben, des Ehemanns zur 
Frau und des Gewalthabers zum Kinde (88 1079, 1288 Abj 1, 2119, 1877 Abſ 2, 152 
Abſ 2, 1642; vgl. auch 58 234 Abf 1, 238 Ab} 1) und haben auch für andere nicht im BOB 
geordnete Rechtsverhältniſſe (vgl. 8 26 RVS) Bedeutung. 

Zu Nr 1: Als mündelſicher wird regelmäßig nur diejenige Anlage angeſehen, deren Sicher 
heit auf der Belaſtung von Grundſtücken oder der Haftung eines Gemeinweſens beruht. Wa⸗ 
die Grundſtücksſicherheit betrifft, ſo iſt es gleichgültig, welche Form der Belaſtung 
(Hypothek, Grundſchuld, Rentenſchuld) gewählt iſt. Der Grundbeſitz muß aber im Inlande 
belegen fein. Die Belaſtung darf ferner nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Vorſchriften 
(8 1807 Abi 2) einen gewiſſen Teil des Grundſtückswerts (meiſt ½ oder ½) nicht über; 
ſteigen. Maßgebend find hierfür die Vorſchriften des Bundesſtaats, in dem der zu beleihende 
Grundbeſit belegen iſt. Die Vorſchriften dieſes Bundesſtaats entſcheiden auch darüber, in 
welcher Weiſe der Grundſtückswert zu ermitteln iſt. Zur Beleihung iſt auch das Erb 
baurecht geeignet, was ſchon nach bisherigem Recht anzunehmen war. Die Beleihbar 
keit iſt jetzt durch SS 18—20 der VO v. 15. 1. 19 über das Erbbaurecht — vorbehaltlich 
einer abweichenden landesgeſetzlichen Regelung (8 22) — näher georduet. Die Hypothek 
muß eine Tilgungshypothek ſein und darf die Hälfte des Wertes des Erbbaurechts nicht 
überſteigen. Bei Berechnung dieſes Wertes iſt der Bauwert und der Mietreinertragswert 
je zur Hälfte zum Anſatz zu bringen. Die planmäßige Tilgung der Hypothek muß ſo ein 
gerichtet ſein, daß bei den der Abnutzung nach wirtſchaftlichen Grundſätzen entſprechenden 
regelmäßigen Abſchreibungen ein zur Deckung der Reſthypothek genügender Wert verbleibt 
und daß mindeſtens zehn Jahre vor Ablauf des Erbbaurechts die Tilgung beendet iſt. Be 
leihbar ſind auch die nach Landesrecht (vgl. Artt 63, 65, 67, 74 Ec) den Grundſtücken gleich 
ſtehenden Berechtigungen, Apothekergerechtigkeit, Fiſchereigerechtigkeit uſw. (vgl. den Auf 
fat in PrJMBl 02, 6ff. — anders hinſichtlich der Bergwerke 8 12 Ab] 3 HypBankch). Die 
Sicherheit einer ſolchen Anlage hat der Vormund in Ermanglung allgemeiner Beſtimmungen 
nach den Umſtänden des einzelnen Falles ſorgfältig zu prüfen. Bei der Beleihung iſt nament 
lich darauf Rückſicht zu nehmen, daß das Mündelgeld vor Erlöſchen des verpfändeten Rechtes 
abgetragen wird. Das Schiffspfandrecht iſt der Grundſtücksverpfändung nicht gleichgeftellt- 
Über das Schätzungsverfahren vgl. das ſpäter in Kraft zu ſetzende PrGeſ. v. 8. 6. 18, das 
die Errichtung von Schätzungsämtern der Kreiſe und Provinzen in Ausſicht nimmt. DE 
von dem Schätzungsamt unter Berückſichtigung der Umſtäude des einzelnen Falles als 
mündelſicher feſtzuſtellende Betrag (ogl. Volmer in JW 1918, 474) darf bei ſtädtiſchen 
Grundſtücken die erſten ſechs Zehntel, bei ländlichen Grundſtücken die erſten zwei Drittel DEF 
gemeinen Grundſtückswerts nicht überſteigen (8 23 Abſ 1, 8 4). Für die Bemeſſung der 
Mündelſicherheit iſt auch die Taxe einer Landſchaft oder einer öffentlichen Feuerven 
ficherungsanftalt (PrGeſ. v. 25. 7. 10) ſowie die Grundſteuerveraulagung von Bedeutung 

Zu Nr 2—4: Was die auf der Haftung eines Gemeinweſens beruhende Mündelſicherbe“ 
betrifft, fo genügt ſtets die Haftung des Reiches oder eines Bundesſtaats für eine Fordern, 
(nicht für ein Anteilsrecht), und zwar genügt es, wenn die Haftung auch nur für die Zinſen 
der Forderung übernommen iſt. Mündelſicher find z. B. die Reutenbriefe der preuß. enten 
banken, für deren Verpflichtungen Preußen nach 83 des Gef. v. 2.3.50 die Gewähr übernommen 


Vormundſchaft über Minderjährige 88 1807, 1808 443 


hat. Über die Forderung muß im Intereſſe der Erleichterung des Beweiſes eine Urkunde 
ausgeſtellt ſein (verbriefte Forderung), oder es muß, was dem gleichwertig iſt, die Forde⸗ 
rung in das Reichsſchuldbuch oder das Staatsſchuldbuch (vgl. $ 1815 A 2) eingetragen 
ſein. Zur Mündelſicherheit von Anleihen der früheren deutſchen Schutzgebiete, deren Haf⸗ 
tung nicht als gleichwertig der Haftung des Reiches angeſehen werden kann, war erforder⸗ 
lich, daß die Zinsgarantie vom Reiche übernommen wurde. Verbriefte Forderungen gegen 
eine inländiſche kommunale Körperſchaft oder die Kreditauſtalt einer ſolchen können von 
dem Bundesſtaat zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt werden. Dies iſt laut 
der Bekanntmachung v. 7. 7. 01 geſchehen unter Aufſtellung des weiteren Erforderniſſes, 
daß die Forderung entweder ſeitens des Gläubigers kündbar ſein muß oder einer regel⸗ 
mäßigen Tilgung unterliegen muß. Der Bundesrat, jetzt Reichsrat, iſt ferner ermächtigt, 
Wertpapiere jeder Art (das ſind Urkunden, welche das Forderungsrecht oder Anteils⸗ 
recht derart verkörpern, daß die Geltendmachung des Rechtes au den Beſitz der Urkunde 
geknüpft iſt) für mündelſicher zu erklären, welche Erklärung jederzeit auch wieder zurüd- 
genommen werden kann. Von dieſer Ermächtigung hat der Bundesrat bisher nur in wenigen 
Fallen, und zwar zugunſten öffentlicher Körperſchaften (ſ. Bek. v. 22. 3.01, 28.12.01, 18. 3. 05, 
14. 8. 10) und zugunſten der Deutſch-Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft (Bek. v. 24. 8. 03) Gebrauch 
gemacht. Der Reichsrat würde nicht gehindert ſein, auch ausländiſche Wertpapiere für 
mündelſicher zu erklären. Daneben bleiben gemäß Art 212 Ech die bisherigen landesgeſetz ⸗ 
lichen Vorſchriften für das Gebiet des betreffenden Bundesſtaats in Kraft, nach welchen 
ane Wertpapiere zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ſind. Solche Be⸗ 
ſtimmungen find namentlich ergangen über Schuldverſchreibungen der Gemeinden und 
Kirchengemeinden, über Pfandbriefe und Kommunalobligationen der Hypothekenbanken 
ogl. über letztere 88 35 Nr 2, 41 des vom Reiche erlaſſenen Hyp Banks v. 13. 7. 99). 
Zu Nr 5: Die Anlegung des Mündelgeldes bei einer öffentlichen, d. i. von einer öffent⸗ 
lichen Körperſchaft innerhalb ihres Wirkungskreiſes errichteten Sparkaſſe ift jetzt — entgegen 
339 der PrVorm O — unbeſchränkt zugelaffen, mit dem Vorbehalt jedoch, daß ſie von der zu- 
ſtändigen Behörde, da die Verhältniſſe bei den einzelnen Sparkaſſen ſehr verſchieden liegen, 
zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt iſt. Als öffentliche Sparkaſſe wird in Preußen 
nach der Übung der Behörden (vgl. Vf des IM und Mdg v. 27. 7. 00 im MBl der inn. Verw. 
. 225) auch diejenige Sparkaſſe angeſehen, für deren Verbindlichkeiten eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes die Haftung übernommen hat. Durch PrGeſ. v. 23. 12. 12 iſt den 
offentlichen Sparkaſſen die Verpflichtung auferlegt, einen beſtimmten Teil ihres verzinslich 
angelegten Vermögens (in der Regel 25 vom Hundert, bei kleineren Sparkaſſen 15 oder 
10 vom Hundert) in mündelſichern Schuldverſchreibungen auf den Inhaber anzulegen, von 
velchem Betrage wiederum drei Fünftel in Schuldverſchreibungen des Deutſchen Reiches 
oder Preußens angelegt werden muß. Die Verwendung der geſamten Jahresüberſchüſſe 
zu Öffentlichen, dem gemeinen Nutzen dienenden Zwecken des Garantieverbandes iſt nur 
Actattet; wenn der Sicherheitsfonds 8 vom Hundert der Spareinlagen erreicht. Über die 
Art der Anlegung bei der Sparkaſſe |. § 1809 A 1. 


8 1808 


Kann die Anlegung den Umftänden nach nicht in der im 8 1807 be⸗ 
Aunneten Weiſe erfolgen, ſo iſt das Geld bei der Reichsbank, bei einer 
taatsbant oder bei einer anderen durch Landesgeſetz dazu für geeignet 


erklärten inländischen Bank!) oder bei einer Hinterlegungsſtelle“) anzulegen. 
& 1 1665 II 1688; M 4 1116: P 4 773; 5 146. 


. Die Anlegung bei einer Bank darf nur aushilſsweiſe erfolgen, wenn die Aulegung 
fer, 5 1807 nicht tunlich iſt, und nur ſo Eg a beit, 15 die der ordentlichen An⸗ 
Mang vorfäufig eutgegenſtehenden Hinderniſſe fortgefallen find (a. M. in letzterer Hinſicht 

Blanck A 1). Da die Reichsbank nach der Bek. v. 3. 12. 78 mit der Annahme verzinslicher Geld 
nallagen fich nicht befaßt, jo verbleiben zue Anlegung von Mündelgeld nur die Staatsbanten, 
nämlich die preußiſche See andlung und die Bayeriſche Bank in Nürnberg, ſoweit nicht landes⸗ 
m Banken innerhalb des betreffenden Bundesſtaats für geeignet erklärt ſind. 
N big er nur öffentliche Banken hierfür ausgewählt. Eine derartige Beſchränkung 
Ab 1 Ach) auch nicht getroffen. Für Preußen find unter gewiſſen Voraussetzungen Art 76 
io och dies — Privatbanken zugelaffen. Iſt landesgeſetzlich eine Bank für geeignet erklärt, 
8 e Aten. 5 Deutſchland, alſo auch für die in einem andern Bundesſtaate geführten 

2. Die Zuständigkeit der Hinterle Mündel 
Art 9 gungsſtellen zur Annahme von Mündelgeld kann nach 
Bundestaaten geschehen il. eſebge dung ausgeſchloſſen werden, was ſeitens der meiſten 
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5 1809 


Der Vormund ſoll Mündelgeld nach 8 1807 Abſ 1 Nr 5 oder nach 8 1808 
nur mit der Beſtimmung anlegen, daß zur Erhebung des Geldes die Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts er⸗ 
forderlich iſt!) 2). 

E 1 1666 Abſ 2 II 1689 Abi 2; M4 1119; P 4 777. 

1. Hinſichtlich der Erhebung des Mündelgeldes trifft das Geſetz Vorſorge, daß der 
Vormund das nach $ 1807 Abi 1 Nr 5 oder & 1808 bei der Sparkaſſe oder einer Bank 
(Hinterlegungsſtelle) angelegte Geld — entſprechend dem allgemeinen Grundſaß des 
§ 1812 — nur mit Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts 
zurückgezahlt erhalten kann, ohne daß die Anſtalt durch Ausgabe von Ausweispapieren 
(Sparkaſſenbuch, Depotſchein uſw.) ſich der Prüfung der Verfügungsberechtigung entziehen 
kann. Um dies zu erreichen, iſt es, da eine Außerkursſetzung jetzt nicht mehr ſtattfindet 
(ogl. A 2), dem Vormunde zur Pflicht gemacht, mit der Sparkaſſe oder Bank bei Anlegung 
des Mündelgeldes die in § 1809 vorgeſchriebene Beſtimmung zu vereinbaren. Würde 
dieſe hierauf nicht . e ſo würde es dem Vormunde verwehrt ſein, Mündelgelder bei 
ihr anzulegen. Die Vereinbarung hat zur Folge, daß die Sparkaſſe oder Bank ſchuld⸗ 
rechtlich verpflichtet iſt, die in den 88 1812, 1813 feſtgeſetzte Verfügungsbeſchränkung des 
Vormundes ſich gegenuber gelten zu laſſen (KJ 43 A 58). Die Vorſchrift iſt gegeben, 
um den Gefahren zu begegnen, die für den Mündel mit der Aushändigung von Inhaber- 
oder Legitimationspapieren an den Vormund verbunden ſind (RG 85, 422). An die Ver⸗ 
einbarung iſt die Anſtalt gebunden, auch wenn das Ausweispapier nicht mit einem der 
Vereinbarung entſprechenden Sperrvermerke, durch den der Beweis der Vereinbarung 
erbracht wird, verſehen iſt. Einer beſondern Vereinbarung bedarf es nicht, wenn ſahungs“ 
mäßig die Sparkaſſe oder Bank ſich verpflichtet hat, das von einem Vormund angelegte 
Geld nicht ohne Genehmigung des Gegenvormundes oder Vormundſchaftsgerichts zurück 
zuzahlen (val. RG 79, 05 $ 1814 A 4). Derartige Satzungsbeſtimmungen ſind bei den in 
3 1808 bezeichneten Banken gebräuchlich. Iſt durch die Satzung vorgeſchrieben, daß die 
Sperrung auf dem Hinterlegungsſchein zu vermerken iſt, ſo hat dies regelmäßig nur die 
Bedeutung, daß zur Verhütung von Verſehen die Sperrung kenntlich gemacht werden ſoll, 
nicht aber, daß die Verpflichtung der Bank von der Beobachtung dieſer Vorſchrift abhangig 
ſein Toll (Rn I 1910, 289%; 1912, 35315). Iſt die Vereinbarung einmal getroffen 
worden, ſo hat der Vormund nicht die Macht, ohne die Genehmigung des Gegenvormundes 
oder Vormundſchaftsgerichts, die Beſchränkung durch neue Vereinbarung wieder aufzu 
heben, da hierin eine genehmigungsbedürftige Verfügung im Sinne des $ 1812 liegen 
mürde. Die Genehmigung darf das Vormundſchaftsgericht an beſtimmte Bedingungen 
knüpfen. Es darf insbeſondere bei Erteilung der Genehmigung die Bedingung ſtellen 
— und es iſt ſogar im Intereſſe der rechtswirkſamen Ausführung des Geſchäfts hierzu ver: 
pflichtet ($ 1848 A 1) —, daß der Vormund das Geld von der Sparkaſſe nur erheben dar 
mit Einwilligung des Mitverfſigungsberechtigten, wie z. B. des Ehemanns des Mündels 
(RG 85, 421). Die Vorſchrift des § 1812 hat ſelbſtverſtändlich keine Geltung, wenn der Vor 
mund von der Notwendigkeit der Genehmigung des Gegenvormundes befreit iſt (§ 1852); ſie 
gilt auch nicht, ſoweit der Vormund nach § 1806 (vgl. A 1 hierzu) zur verzinslichen Anlegung 
des Mündelgeldes nicht verpflichtet k. Mit der Beendigung der Vormundſchaft erliſcht die 
Beſchränkung des $ 1809. Die Beſchränkung hat nur Geltung für die von dem Vormund 
vorgenommenen freiwilligen Verfügungen. Dem Gläubiger des Mündels ſteht ſie bei 
Durchführung der Zwangsvollſtreckung nicht entgegen (KJ 43 A 58). 


2. Die Außerkursſetzung, die durch Art 176 Ech und Art 26 EG. HGB für Inhaber 
papiere gänzlich beſeitigt it, iſt auch für Sparkaſ jenbücher als vormundſchaftliche Sicherungs⸗ 
maßregel nicht mehr ſtatthaft und kann auch landesrechtlich nicht auf Grund von Art 99 EG, 
der nur auf die Einrichtungen der öffentlichen Sparkaſſe ſich bezieht, eingeführt werden 
(ebenfo Habicht, Einwirkung des BGB auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe, 3. Aufl., 
S. 348f.). Auch durch Vereinbarung mit der Sparkaſſe kann nicht erreicht werden, daß 5 
einſeitig von dem Vormund oder dem Vormundſchaftsgericht auf das Sparkaſſenbuch geſebtat 
Sperrvermerk zugunſten des Mündels gültig iſt (a. M. Planck A 3). Dagegen bleibt die Ir 
einer früheren Außerkursſetzung des Sparkaſſenbuchs nach damaligem Recht berbumdeik 
Verfügungsbeſchränkung gemäß Art 168 Ech beſtehen und es ift deshalb landesgeſetzlich SL 
Art 75 § 2 Pra) bezüglich eines ſolchen Sparkaſſenbuchs die Regelung zuläſſig, daß chts 
hebungen nur mit Genehmigung des Gegenvormundes oder des Vormnundſchaftsgerich 
erfolgen dürfen. 
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legung nur mit Genehmigung des Gegenvormundes bewirten; die Ge⸗ 


mundſchaftsgerichts erſetzty). Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, ſo 
ſoll die Anlegung nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts er⸗ 
folgen, ſofern nicht die Vormundſchaft von mehreren Vormündern gemein- 
ſchaftlich geführt wird). 


ET 1666 Abſ 1 II 1689 Abf 1; MA 1117 P 4 777: 6 806, 


1. Die Genehmigung des Gegenvormundes iſt nicht bloß erforderlich für Verfügungen 
über Kapitalien ($ 1812), ſondern auch für die Kapitalanlegung (unicht für die nur vorüber- 
gehende Anlegung des zur Beſtreitung von Ausgaben bereitzuhaltenden Geldes nach 8 1806). 
Sie hat jedoch bier nicht die Bedeutung, daß die Gültigkeit der Anlegung von der Erteilung 
der Genehmigung abhängt, was nur zum Nachteil des Mündels ſein würde. Es iſt nur eine 
Sollvorſchrift gegeben, deren Nichtbeachtung den Vormund, unter Umftänden auch den Gegen⸗ 
vormund, wenn dieſer an einer Überwachung des Vormundes es hat fehlen laſſen, verant. 
wortlich macht. Kann ſich der Vormund mit dem Gegenvormunde nicht über die Anlegung 
oder die Art der Anlegung einigen, ſo kann er die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts 
anrufen. Er kann auch von vornherein ſich an das Vormundſchaftsgericht wenden, deſſen 
Genehmigung die des Gegenvormundes, und zwar auch in dem Falle einer nach $ 1809 ge⸗ 
troffenen Vereinbarung erſetzt (vgl. $ 1812 Abſ 2). Es handelt ſich hierbei aber nicht etwa 
um eine Erſetzung im Sinne des § 33 55665, die erſt mit der Rechtskraft des Beichluffes in 
Wirkſamkeit tritt und durch ſofortige Beſchwerde (§ 60 Nr 6 FGG) anzufechten it (K in RA 
10, 168). Durch die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts wird die gleiche Verrichtung 
des Gegenvormundes, der nur ein dem Vormundſchaftsgericht untergeordnetes Hilfsorgan 


2. Gegenüber dem früheren Recht iſt es eine zweckmäßige Neuerung, daß an Stelle der 


entbehrlich, wenn mehreren Vormündern die gemeinſchaftliche Verwaltung ob⸗ 
liegt und ſich aus dieſem Grunde die Beſtellung eines Gegenvormundes erübrigt hat (8 1797 U 1). 
ine Befreiung von der Notwendigkeit der in § 1810 norgeſchriebenen Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts iſt in $ 1852 nicht zugelaſſen. 


8 1811 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen dem Vor⸗ 
mund eine andere Anlegung als die in den SS 1807, 1808 vorgeſchriebene 
geſtatten !). 

E 1 1667 JI 1690; M 4 1120; P 4 779. 


1. Eine andere Anlegung kann dem Vormund immer nur für den einzelnen Fall ge⸗ 
ſtattet werden, nachdem der Gegenvormund, ſoweit tunlich, vorher gehört it (val. § 1826). 
Line allgemeine Befreiung von der Pflicht zur Beobachtung der 88 1807 u. 1808 iſt Ader 
zäſſig. Zur Geſtattung kann es nicht genügen, daß das Vormundſchaftsgericht die andere 
Aulegung für durchaus ſicher hält. Es müffen vielmehr beſondere Um ſtände hinzukommen, 
nach denen ſie zur Vermeidung erheblicher Nachteile, die ſonſt den Mündel treffen würden, 
gerechtfertigt erscheint Die Motive (4, 1120) verweiſen auf den Fall, daß er Mündel aus. 
ländiſche Werte ererbt hat und zur Vermeidung von Verluſten die weitere Anlegung von 
Mündelgeld in dieſen Werten durch Nachzahlungen oder durch Ausübung eines Bezugsrechts 
nötig wird, oder daß zur Erhaltung des auslandiſchen Grundbeſitzes des Vaters oder der Mutter, 
aus dem zugleich die Mittel für den Unterhalt des Mündels gewonnen werden, auf dieſe 
Grundſtücke Geld gegen Hypothek aufgenommen werden ſoll. Ebenſo kann es gerechtfertigt 
ein, dem Vormunde unter Entbindung von den Vorſchriften der 88 1807, 1808 die Ge⸗ 
währung eines Darlehns an die Mutter des Mündels zu geſtatten, weun es dieſer hierdurch 
ermöglicht wird, ſich aus ihrer bedrängten Lage dauernd zu befreien (KJ 37 A 65). Dur 
die Geſtattung wird der Vormund von der Pflicht, bei der anderweiten Anlegung mit der 
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gehörigen Sorgfalt (8 1833) zu verfahren, nicht befreit. Die anderweite Anlegung iſt immer 
nur zuläſſig, wenn fie für den Mündel genügende Sicherheit bietet. Auf eine andere als 
darlehnsweiſe Anlegung bezieht ſich die Vorſchrift des § 1811 nicht (8 1806 A t a. E.). 


8 1812 


Der Vormund kann über eine Forderung!) oder über ein anderes Recht, 
kraft deſſen der Mündel eine Leiſtung verlangen kann, ſowie über ein Wert⸗ 
papier des Mündels nur mit Genehmigung des Gegenvormundes verfügen“), 
ſofern nicht nach den SS 1819 bis 1822 die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderlich iſt. Das gleiche gilt von der Eingehung der 
Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung?). 

Die Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erjekt?). 

Iſt ein Gegenvormund nicht vorhanden, ſo tritt an die Stelle der Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes die Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts, ſofern nicht die Vormundſchaft von mehreren Vormündern ge⸗ 
meinſchaftlich geführt wirds). 

E I 1669 Abf 1 u. 3 II 1692; M 4 1121; P 4 781. 


1. Zu den geldwerten Forderungen, über welche der Vormund nur mit Genehmigung 
des Gegenvormundes verfügen kaun, gehören ſchuldrechtliche Anſprüche jeder Art, auch Ent: 
ſchädigungsanſprüche und die Anſprüche aus einem Gemeinſchaftsverhältnis. Wenn § 1812 
von einem Recht auf Leiſtung ſpricht, ſo ſind doch hierunter Anſprüche auf Herausgabe von 
Grundſtücken und dergleichen, wie ſchon aus § 1821 Nr 2 zu entnehmen iſt, nicht zu verſtehen, 
da dieſe nicht zu dem Kapitalvermögen, ſondern zu dem Grundſtücksvermögen gerechnet 
werden. Umgekehrt fallen dingliche Anſprüche aus Hypotheken, Grundſchulden, Renten⸗ 
ſchulden und Reallaſten als zum Kapitalvermögen gehörig, wie in $ 1821 Abſſ 2 beſtimmt iſt, 
nicht unter 8 1821 Nr 1, ſondern unter § 1812. Ebenfalls unter $ 1812 fällt das Recht an einem 
Wertpapier (vgl. über deſſen Begriff 8 1807 zu Nr 2—4). Wegen des Verfügungsrechts des 
Vormundes über die zu einer Gemeinſchaft gehörigen Forderungen ſ. 8 1821 A 3. Nicht 
erforderlich iſt die Genehmigung des Gegenvormundes, wenn das Verfügungsrecht für die 
Gemeinſchaft einem Dritten zuſteht und das Recht des Mündels auf Erteilung der Zu, 
ſtimmung beſchränkt iſt. Sind Wertpapiere, Hypothekenbriefe uſw. nach §8 1814, 1818 
hinterlegt oder iſt das Inhaberpapier auf den Namen des Mündels umgeſchrieben, ſo bedarf 
es ausnahmsweiſe zur Verfügung über das Wertpapier oder die Forderung nach 88 1819, 
1820 ſtatt der Genehmigung des Gegenvormundes der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 


gerichts. 

2. Als Berfügung über eine Forderung (vgl. Vorbem 7 vor $ 104) ſtellt ſich eine jede 
rechtsgeſchäftliche Handlung dar, durch die das Gläubigerrecht aufgehoben, gemindert oder 
geändert wird (Ausübung des Rechtes auf Wandlung uſw.). Hierunter fällt auch die den 
bisherigen Schuldner befreiende Genehmigung der Schuldübernahme, mag die Genehmi. 
gung ausdrücklich (8 415) oder ſtillſchweigend (8 416) erteilt werden. Eine Verfügung ift nicht 
bloß die Abtretung der Forderung, ſondern auch die Bewilligung, daß die Schuld an einen 
Dritten gezahlt werden darf. Als Verfügung ift zu erachten auch die Einziehung der Forde 
rung, und zwar ſowohl die Kündigung ſeitens des Vormundes, durch welche die Forderung 
zu einer einziehbaren (die Schuld zu einer i gemacht wird, als die Annahme 
der Leiſtung, wodurch die Forderung zum Erlöſchen gebracht wird, mag nun die Leiſtung 
von dem Gläubiger eingefordert oder von dem Schuldner angeboten fein. Die Gene 
migungsbedürftigkeit der Annahme iſt jedoch in § 1813 in verſchiedenen Beziehungen einge 
ſchränkt. Als Verfügung it es anzuſehen, wenn der Vormund, der mit der für den Mündel 
eingeklagten Forderung abgewieſen iſt, die Berufung gegen dieſes Urteil zurücknimmt, da 
er damit die Forderung aufgibt (Seuffa 62 Nr 139). Unter den Begriff der Verfügung 
fällt auch die Aufrechnung. Keine Verfügung iſt die Prozeß führung — abgeſehen natürlich 
von den rechtsgeſchäftlichen Handlungen des Anerkenntniſſes, des Verzichts oder Verglelo, 
(RG 58, 333) und abgeſehen von der in der Klage enthaltenen Kündigung —, ebenloweiid 
die in ihren Wirkungen der Klageerhebung naheſtehende Mahnung oder die Durchführung 
der Zwangsvollſtreckung. Gerade mit Rückſicht auf letzteren Umſtand iſt bereits das die © l 
pflichtung zur Verfügung begründende Rechtsgeſchäft für genehmigungsbedürftig erklärt, 
da ſonſt aus einem ſolchen Rechtsgeſchäft die Vornahme der Verfügung erzwungen werd 11 
könnte. Die Annahme der im Zwangsvollſtreckungsverfahren beigetriebenen Leiſtung bebe 
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ebenſo wie die Aunahme einer freiwilligen Leiſtung der Genehmigung des Gegenvormun⸗ 
des. Die Notwendigkeit dieſer Genehmigung braucht in dem Urteil nicht vorbehalten zu 
ſein. Wird eine Quittung von dem Vormund allein, ohne Mitvollziehung durch den 
Gegenvormund, ausgeſtellt, fo beweiſt fie nur, daß die Leiſtung von dem Vormund ange⸗ 
nommen iſt, ſie überhebt ſomit den Schuldner nicht des Beweiſes, daß der Gegenvormund 
die zur Rechtswirkſamkeit der Annahme erforderliche Genehmigung erteilt hat. Aus dem⸗ 
ſelben Grunde muß die Löſchungsbewilligung, damit der mit der Mündelhypo⸗ 
thek belaſtete Grundſtückseigentümer den Nachweis dieſer Genehmigung nicht beſonders zu 
führen braucht, von dem Vormund und Gegenvormund ausgeſtellt werden. Genehmigungs⸗ 
pflichtig iſt auch der Verzicht auf Rechnungslegung, da es ſich hierbei um ein Recht auf Leiſtung 
handelt. Die Beſtimmung über die von den Dieuftverpflichteten zu leiſtenden Dienſte und die 
Annahme der Dienſte iſt als Verfügung über eine Forderung nicht anzuſehen. 

3. Darüber, daß die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts die Genehmigung des 
Gegenvormundes erſetzt und daß bei Nichtvorhandenſein eines Gegenvormundes, falls nicht 
mehrere Vormünder zur gemeinſchaftlichen Verwaltung beſtellt ſind, die ſonſt dem Gegen. 
bormund zuſtehende Genehmigung von dem Vormundſchaftsgericht erteilt wird, ſ. $ 1810 
A 1 u. 2. In manchen Fällen wird es ſich übrigens empfehlen, daß die Genehmigung, wenn⸗ 
ſchon fie von dem Gegenvormund bereits erteilt iſt, auch noch von dem Vormundſchaftsgericht 
ausgeſprochen wird, ſo z. B. zur Erleichterung des Ausweiſes im Rechtsverkehr mit dem Aus⸗ 
lande. — Über die rechtliche Natur der Genehmigung ſ. 8 1821 A 1; über den Zeitpunkt der 
Wirkſamkeit der Genehmigung ſ. § 1832 u. § 1828 A 1. 


§ 1813 


Der Vormund bedarf nicht der Genehmigung des Gegenvormundes zur 
Annahme einer geſchuldeten Leiſtung: 

1. wenn der Gegenſtand der Leiſtung nicht in Geld oder Wertpapieren 

beſteht!); 
wenn der Anſpruch nicht mehr als dreihundert Mark beträgt?); 
. wenn Geld zurückgezahlt wird, das der Vormund angelegt hats); 
wenn der Anſpruch zu den Nutzungen des Mündelvermögens gehört; 
wenn der Anſpruch auf Erſtattung von Koſten der Kündigung oder 
der Rechtsverfolgung oder auf ſonſtige Nebenleiſtungen gerichtet iſt!). 


Die Befreiung nach Abſ 1 Nr 2, 3 erſtreckt ſich nicht auf die Erhebung 
von Geld, bei deſſen Anlegung ein anderes beſtimmt worden ift?). Die 
Befreiung nach Abſ 1 Nr 3 gilt auch nicht für die Erhebung von Geld, 
das nach § 1807 Abſ 1 Nr 1 bis 4 angelegt ijt?). 


E 1 1669 Abſ 2 IT 1693; M 4 1121; P 4 782; 6 307. 


a... Die Notwendigkeit der Genehmigung des Gegenvormundes zur Annahme einer 
Leiſtung (vgl. 8 1812 A 2) iſt entſprechend dem praktiſchen Bedürfnis auf die Annahme des 
nigendlichen Kapitals beſchränkt. Die Genehmigung iſt nicht erforderlich zur Annahme 
55 Nutzungen des Kapitals, zur Annahme von Nebenleiſtungen, wie Koſten und 
5 chäden, die neben dem Kapital zu leiſten ſind, und zur Annahme anderer Geg enſtände, 
1 5 Geld und Wertpapiere. Zu den Nutzungen gehören auch die auf Grund einer Real⸗ 
{ft zu entrichtenden einzelnen Renten. Über den Begriff der Nebenleistungen |. 8 224 A 1. 
je bei Amortiſationshypotheken zu entrichtenden miederkehrenden Beträge find zu den 
ebenleiſtungen auch inſoweit zu rechnen, als fie nicht zur Berichtigung der Zinſen, ſondern 
zur allmählichen Tilgung des Kapitals beſtimmt find. Was endlich den Gegenſtand der Leiſtung 
betrifft, jo kommt es nicht darauf an, worauf urſprünglich der Auſpruch ging, ſondern darauf, 
was zur Tilgung des Anſpruchs geleiſtet iſt, wenn auch die Leiſtung nur an Erfüllungs Statt 
erfolgt iſt (a. M. in letzterer Hinſicht Staudinger A 1a). Die Entbehrlichkeit der Genehmigung 
es Gegenvormundes zur Annahme hat zur Folge, daß dieſe Genehmigung auch zur Kündigung 
We en A 2) nicht erforderlich ift (beftr.). 
2 Dieſe Ausnahme iſt lediglich aus Zweckmäßigkeitsgründen gemacht, um eine zu große 
Leläftigung des Vormundes zu vermeiden. Für mange erklärt iſt nicht der Wert des Ge. 
eiſteten. ſondern der Wert des Anſpruchs zur Zeit der Leiſtung — ohne Hinzurechnung 
der Nebenleijtungen —, damit der Vormund nicht etwa die Freiheit von der Mitwirkung 
d ksegenvormundes ſich dadurch verſchaffen kann, daß er das Kapital von mehr als 300 Mari 
kleineren Beträgen ſich zurückzahlen läßt. Die Beſtimmung der Nr 2, die nicht zwingender 
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Art iſt, ſchließt eine abweichende Vereinbarung des Vormundes mit dem Schuldner nicht 
aus und kommt nicht zur Anwendung, wenn gemäß § 1809 die Genehmigung des Gegen⸗ 
vormundes zur Erhebung des bei einer Sparkaſſe (8 1807 Nr 5) oder einer Bank (§ 1808) 
angelegten Geldes ohne Beſchränkung des Betrags vorbehalten iſt. Der Vormund hat aber 
nicht nötig, die Genehmigung des Gegenvormundes zur Gelderhebung auszubedingen, wenn 
es ſich insgeſamt um eine Forderung von nicht über 300 Mark handelt, da in dieſem Falle 
die Verfugungsbeſchränkung aus § 1812 nicht wirkſam wird. 

3. Eine weitere Ausnahme beſteht nach Nr 3 in Verbindung mit Abſ 2 darin, daß der 
Vormund das von ihm angelegte Geld, das in einer von 88 1807 u. 1808 abweichenden 
Art oder bei einer Sparkaſſe (5 1807 Nr 5) oder einer Bank (8 1808) ohne die in 8 1809 vor⸗ 
geſehene Beſtimmung angelegt iſt, ohne Genehmigung des Gegenvormundes ſich zurückzahlen 
laſſen kann. Dieſe Ausnabme wird hauptſächlich in dem Falle praftifch, daß der Vormund 
Geld verzinslich angelegt hat, ohne daß er nach § 1806 hierzu verpflichtet war. 


8 1814 


Der Vormund hat die zu dem Vermögen des Mündels gehörenden In⸗ 
haberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei einer Hinterlegungsſtelle 
oder bei der Reichsbank?) mit der Beſtimmung zu hinterlegen, daß die 
Herausgabe der Papiere nur mit Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts verlangt werden kanns) ). Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, 
die nach 8 92 zu den verbrauchbaren Sachen gehören, ſowie von Zins⸗, 
Renten⸗ oder Gewinnanteilſcheinen iſt nicht erforderlich. Den Inhaber⸗ 
98 ſtehen Orderpapiere gleich, die mit VBlankoindoſſament verſehen 
ſind ). 

E I 1670 Abſ 1 II 1694; M 4 1129; ® 4 783 ff.: 6 310. 


1. Die dem Vormunde obliegende allgemeine Pflicht, die Vermögensgegenſtände des 
Mündels ſicher aufzubewahren, wird hinſichtlich der Inhaberpapiere — deren Außerkurs 
ſetzung nicht mehr möglich it (. § 1809 A 2) — dadurch verſchärft, daß dem Vormunde die 
Hinterlegung zur Pflicht gemacht iſt. Über den Begriff der Inhaberpapiere ſ. Vorbem 1 
vor $ 708. Den Inhaberpapieren ſind gleichgeſtellt die mit Blankoindoſſament verſehenen 
Orderpapiere (vgl. 88 363 ff. HB; Artt 9 u. 12 WO) Die Hinterlegungspflicht erſtreckt 
ſich auch auf die Erneuerungsſcheine (Talons), nicht auf Zins-, Renten und Gewinn⸗ 
anteilſcheine, da nur das Kapital dem Mündel geſichert ſein ſoll, auch nicht auf Inhaber 
papiere, die, mie Banknoten, beſtunmungsmäßig zur Veräußerung, nicht als Kapitalanlage 
dienen und deshalb zu den verbrauchbaren Sachen ($ 92) gehören. Die Hinterlegungs 
pflicht des § 1814 befteht nur für Inhaberpapiere, über die der Mündel allein verfügen kann, 
die in feinem durch Nießbrauch oder Pfandrecht nicht beſchränkten Alleineigentum ſich befin’ 
den (vgl. Ss 745, 1081 u. 1205). Über die Erweiterung der Hinterlegungspflicht |. 8 1818, 
über die Erſatzpflicht des Vormundſchaftsrichters, der den Vormund nicht unverzüglich zur 
Hinterlegung angehalten hat, § 1848 % 1. 


2. Die Hinterlegung hat zu erfolgen bei einer Hinterlegungsſtelle oder bei der Reichs 
bank. Sache der Landesgeſetzgebung iſt es, die zuſtändigen Hinterlegungsſtellen zu beſtimmen 
und über das Verfahren Vorſchriften zu geben (Artt 144, 145 EG). Dem öffentlichen 
Charakter der Hinterlegung entfpricht es, daß mit der Hinterlegung nur öffentliche Behörden 
oder Öffentliche Bank- oder Kreditanſtalten betraut werden. Nach den landesgeſetzlichen Vor 
ſchriften richtet es ſich, inwieweit die Hinterlegungsſtellen die Ausloſung und Kündigung 
der Wertpapiere zu überwachen haben. Werden, wie dies in Preußen auf Grund des Art 8 
AO geſchehen iſt, Bankſtellen als Hinterlegungsſtellen für Wertpapiere zugelaffen, jo beſtimnit 
fid) der Hinterlegungsverkehr bei dieſen Anſtalten nach ihren Geſchäftsbedingungen. Bei der 
Reichsbank werden Hinterlegungen zur Verwahrung von allen Reichsbankſtellen, Hinter 
legungen zur Verwahrung und Verwaltung (ſog. offenes Depot) von dem Kontor für Wert 
papiere in Berlin angenommen. 

3. Die Hinterlegung hat zugleich die Bedeutung einer Verfügungsbeſchränkung, > 
dadurch vermittelt wird, daß der Vormund die Hinterlegung mit der Beſtimmung zu 5 
wirken hat, daß die Herausgabe (geradeſo, als wenn die Papiere in Gewahrſam des Vormun f 
ſchaftsgerichts ſich befänden) nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ftatthaf 
it. Dieſe Beſtimmung haben ſich die Hinterlegungsſtellen auch noch nachträglich, nachder 
boreiss hinterlegt ift, gefallen zu laſſen. Nach den Satzungen der Bank kann es zur Gültigke! 
der Verfügungsbeſchränkung notwendig ſein, daß der Hinterlegungsſchein mit dem Sperr 
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vermerk verſehen wird (RG JW 1910, 28922), Regelmäßig hat jedoch der Vermerk nur den 
Zweck, die Sperrung kenntlich zu machen, und iſt es dann Sache der Bank, für die Hinzufügung 
dieſes Vermerks zu ſorgen (RG 79, 16). Das Inhaberpapier ſelbſt braucht mit einem Sperr⸗ 
vermerk nicht verſehen zu werden und pflegt dies auch nicht zu geſchehen, weil die Umlaufs⸗ 
fähigkeit des 191 0 Schaden leiden würde. Über die Rechtswirkungen dieſer Be- 


Vormund herausgibt, obſchon ſie ihre Eigenſchaft als Mündelpapier kannte, und zwar auch 
in dem Falle, daß ſie der Angabe des Vormundes, es handle fi um eine befreite Vormund⸗ 
ſchaft, ahne urkundlichen Nachweis Glauben geſchenkt hat (RS 79, 9; Joſef in Arch Bürggt 
40, 349). 


Der Vormund kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach $ 1814 zu hinter⸗ 
legen, auf den Namen des Mündels mit der Beſtimmung umſchreiben 
laſſen!), daß er über ſie nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
verfügen kann. Sind die Papiere von dem Reiche oder einem Bundesſtaat 


Sind Inhaberpapiere zu hinterlegen, die in Buch forderungen gegen das 
Reich oder einen Bundesſtaat umgewandelt werden können, ſo kann das 
Vo rmundſchaftsgericht anordnen, daß ſie nach Abſ 1 in Buchforderungen 
umgewandelt werden?). 

6 1 1670 Ubf 1 II 1695; M 4 1129; P 4 788. 


papiere vorgeſchrieben iſt, zugleich die Beſtimmung treffen, daß er über die Forderung 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts — nicht bloß des Gegenvormundes — 


ſteller des Inhaberpapiers, falls er ſich nicht hierzu durch einen Vermerk auf dem Inhaber 
papier oder durch beſonderes Abtommen verpflichtet hat, nicht einzugehen (§ 806). Den juri⸗ 
ftifchen Perſonen des öffentlichen Rechtes kann indes dieſe Verpflichtung gemäß Art 101 EG 
landesrechtlich auferlegt werden. 

2. Der Umſchreibung ſteht bei Schuldverſchreibungen des Reiches oder eines Bundes⸗ 
ſtaats die mit der gleichen Beſtimmung zu bewirkende Umwandlung in eine Buchforderung 
vollſtändig gleich. Eine ſolche Umwandlung iſt zuläſſig bei Schuldverſchreibungen des Reiches 
nach Maßgabe des Gef. n. 31. 5. 01 in der Faſſung p. 31. 5. 10 (Ausführungsbeſtimmungen 


teil daß die Zinſen zu den Verfallzeiten koſtenlos (abgeſehen von den Beſtellgebühren) dem ein- 
getragenen Berechtigten zugeſandt werden und daß er im Falle der Kündigung der Reichs 
anleihe zu benachrichtigen ift. gi: die Löſchung im Reichsſchuldbuch iſt eine geringe Gebühr 
Wie . Solange die Buchſorderung eingetragen ift, erlangen Verfügun en hierüber, 
wie z. B. Abtretungen und Verpfändungen, dem Reiche gegenüber nur dur Eintragung 
in das Neichefehulbbuch Wirkſamkeit ($ 11 des Geſ.). Die Umwandlung lann von dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht — was von den Beſtimmungen über die Umfchreibung abweicht — auch wider 

en Willen des Vormundes angeordnet werden. Buchforderungen können übrigens 
auch ohne Umwandlung durch Einzahlung des Kauſpreiſes für derartige Schuldverſchrei⸗ 
bungen an die Reichsſchuldbuchverwaltung erworben werden. 


DSB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 20 
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8 1816 


Gehören Buchforderungen gegen das Reich oder gegen einen Bundes⸗ 
ſtaat bei der Anordnung der Vormundſchaft zu dem Vermögen des Mün⸗ 
dels oder erwirbt der Mündel ſpäter ſolche Forderungen, ſo hat der Vor⸗ 
mund in das Schuld buch den Vermerk eintragen zu laſſen, daß er über die 
Forderungen nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen 
kann!). 

E 5 1696; P 4 783. 


1. Die dem Mündel durch die Umwandlung in eine Buchforderung gewährte Sicherung 
ſoll ihm in gleichem Maße auch dann zuteil werden, wenn eine bereits in das Reichs oder 
Staatsſchuldbuch eingetragene Buchforderung von ihm erworben wird oder eine ſolche For⸗ 
derung ihm bereits vor Einleitung der Vormundſchaft zuftand. Der Vormund iſt in dieſen 
Fällen, ohne daß er erſt eine Aufforderung des Vormundſchaftsgerichts abzuwarten hat, ver⸗ 
pflichtet, die in 8 1815 beſtimmte Verfügungsbeſchränkung durch nachträgliche Eintragung 
eines dementſprechenden Vermerks in das Schuldbuch herbeizuführen. 


8 1817 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen!) den Vor⸗ 
mund von den ihm nach den SS 1814, 1816 obliegenden Verpflichtungen 
entbinden. 

& I 1670 Abſ 2 II 1697; M 4 1131; W 4 783. 


1. Nur aus beſondern Gründen, weun nach den perſönlichen Verhältniſſen des 
Vormundes und den Aufbewahrungseinrichtungen der Mündel gegen die Gefahr des Ver⸗ 
luſtes des Inhaberpapiers und gegen die Gefahr der Veruntreuung genügend geſichert iſt, 
kann der Vormund von der Hinterlegungspflicht und der aus $ 1816 ſich ergebenden Ein⸗ 
tragungspflicht befreit werden. Die Befreiung kann auch von Erfüllung beſtimmter Be⸗ 
dingungen abhängig gemacht werden. Daß fie durch ein beſonderes Intereſſe des Mündels 
geboten iſt, wird nicht gefordert werden können (beſtr.). Hinſichtlich der Umſchreibung, die 
übrigens nur ein Recht des Vormundes iſt, und hinſichtlich der Umwandlung (§ 1815) 
braucht der Vormund nicht beſonders befreit zu werden, da es ſich hier nur um einen Erſatz 
der Hinterlegung handelt. 


8 1818 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen anordnen, 
daß der Vormund auch ſolche zu dem Vermögen des Mündels gehörende 
Wertpapiere, zu deren Hinterlegung er nach 8 1814 nicht verpflichtet iſt, 
ſowie Koſtbarkeiten des Mündels in der im 8 1814 bezeichneten Weiſe zu 
hinterlegen hat; auf Antrag des Vormundes kann die Hinterlegung von 
Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheinen angeordnet werden, auch wenn 
ein beſonderer Grund nicht vorliegt). 

E 1 1670 Abſ 3 II 1698; M 4 1132; P 4 783 ff., 818. 


1. Das Vormundſchaftsgericht kann die Hinterlegungspflicht, wenn hierfür beſondere 
Gründe vorliegen, auf Wertpapiere jeder Art und auf Koſtbarkeiten ausdehnen. Hier⸗ 
über hat es unter Berückſichtigung der Intereſſen des Mündels und des Vormundes nach freiem 
Ermeſſen zu befinden. Der Vormund kann nicht unbedingt verlangen, daß ihm die Aufbe⸗ 
wahrung der Zins Renten- und Gewinnanteilſcheine abgenommen wird (anders 
nach $ 18 Abſ 1 der Bay Vorm v. 19. 1. 00). Das Vormundſchaftsgericht kann aber ſeinem 
Antrage, auch ohne daß hierfür ein beſonderer Grund vorzuliegen braucht, ſtatigeben. Uber den 
Begriff des Wertpapiers |. § 1807 zu Nr 2—4. Unter Koſtbarkeiten ſind ſolche Gegenſtände zu 
verſtehen, die im Verhältnis zu ihrem Umfang und Gewicht beſonders wertvoll ſind, wobei es 
nicht bloß auf den Stoffwert, ſondern auch auf den Kunſtwert, den Geſchichtswert uſw. an 
kommt (vgl. RG 13, 38; JW 1913, 87510; vgl. auch 75, 193 ff.). Zur Aufbewahrung von 
Wertpapieren und Koſtbarkeiten ſind die ordentlichen Hinterlegungsſtellen (vgl. Art 140 
verpflichtet, zur Aufbewahrung von Wertpapieren (vgl. 8 1814 A 2) auch die außerordentlichen 
Hinterlegungsſtellen. Von der Reichsbank werden Koſtbarkeiten zur Aufbewahrung nicht 
angenommen. 
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8 1819 


Solange die nach § 1814 oder nach § 1818 hinterlegten Wertpapiere 
oder Koſtbarkeiten nicht zurückgenommen ſind, bedarf der Vormund zu einer 
Verfügung über ſie und, wenn Hypotheken⸗, Grundſchuld⸗ oder Renten- 
ſchuldbriefe hinterlegt ſind, zu einer Verfügung über die Hypotheten⸗ 
forderung, die Grundſchuld oder die Rentenſchuld der Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts. Das gleiche gilt von der Eingehung der Verpflich⸗ 
tung zu einer ſolchen Verfügung!). 

E I 1671 Abſ 1 II 1699; M 4 1138; P 4 788; 5 108; 6 288, 

1. Hat der Vormund der nach 88 1814, 1818 beſtehenden Verpflichtung gemäß Wert: 
papiere oder Kostbarkeiten mit der Beſtimmung hinterlegt, daß die Herausgabe nur mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts verlangt werden kann, oder hat er ſtatt der Hinter- 
legung das Inhaberpapier gemäß § 1815 (vgl. auch 8 1816) in ein Namenpapier oder in eine 
Buchforderung mit der Beſtimmung umwandeln laſſen, daß er über die Forderung, d. i. 
die Stammforderung ($ 1820), nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verfügen 
kann, ſo hat die in dieſer Beſtimmung liegende Vereinbarung nicht bloß Wirkung für das 
Rechtsverhältnis zwiſchen den Vertragsparteien, ſondern hat kraft Geſetzes die Wirkung einer 
allgemeinen Verfügungsbeſchränkung. Die Vertretungsmacht des Vormundes iſt dahin 
eingeſchränkt, daß eine ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts von ihm vorgenommene 
Verfügung unwirkſam iſt. Dieſe Beſchränkung erſtreckt ſich notwendigerweiſe (vgl. § 1812 
A 2, 8 1821 A 3) auch auf die Eingehung einer ſchuldrechtlichen Verpflichtung zur Ver⸗ 
fügung. Sit ein Hypothekeubrief (Grundſchuldbrief, Rentenſchuldbrief) hinterlegt, ſo er⸗ 
greift die Verfügungsbeſchränkung mit der Urkunde zugleich die Hypothekenforderung (Grund⸗ 
ſchuld, Rentenſchuld). Die Beſchränkung fällt Dritten gegenüber fort, wenn der hinterlegte 
Gegenſtand herausgegeben oder der Sperrvermerk im Staatsſchuldbuch (Reichsſchuldbuch) 
gelöſcht iſt, mag dies nun zu Recht oder zu Unrecht geſchehen ſein. 


8 1820 


Sind Inhaberpapiere nach $ 1815 auf den Namen des Mündels um⸗ 
geſchrieben oder in Buchforderungen umgewandelt, ſo bedarf der Vor⸗ 
mund auch zur Eingehung der Verpflichtung zu einer Verfügung über die 
ſich aus der umſchreibung oder der Umwandlung ergebenden Stammforde⸗ 
rungen der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

„Das gleiche gilt, wenn bei einer Buchforderung des Mündels der im 
§ 1816 bezeichnete Vermerk eingetragen ijt!). 

G1 1671 Abſ 2 II 1700; M 4 1135; P 4 788; 5 108; 6 322. 

1. S. § 1819 A 1. 


N § 1821 

Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts! 3): 
4 1. zur Verfügung über ein Grundſtüct oder über ein Recht an einem 
| Grundſtücke; 
2. zur Verfügung über eine Forderung, die auf übertragung des Eigen⸗ 


tums an einem Grundſtück oder auf Begründung oder Übertragung 
eines Rechtes an einem Grundſtück oder auf Befreiung eines Grund⸗ 
ſtücks von einem ſolchen Rechte gerichtet ift; 
3. zur Eingehung der Verpflichtung zu einer der in Nr 1, 2 bezeichneten 
Verfügungen; 
g 4. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb eines Grund⸗ 
| ſtücks oder eines Rechtes an einem Grundſtücke gerichtet iſt. 
Zu den Rechten an einem Grundſtück im Sinne dieſer Vorſchriften ge⸗ 
hören nicht Hypotheken, Grundſchulden und Rentenſchulden. 
EL 167 Nr 1, 2, 5 II 1701; M4 1136 ff., 1153; P 4 790. 
„I Die Genehmi des Vormundſchaftsgerichts ftellt ſich, wennſchon fie ei ig · 
feitliche Son i ale eine für en ann fe Diktat 
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EE 


an der Verwaltung des Vormundes und ſomit als ein dem Gebiete des Privatrechts angehöriges 
Rechtsgeſchäft dar, das in und mit der vom Vormunde dem Dritten gegenüber abzugebenden 
Willenserklärung ($$ 1828, 1829) zur Wirkſamkeit gelangt (vgl. RG 71, 170 Nr 43; Fuchs im 
Recht 1912, 111; Joſef in Seuff Bl 1912, 315, der darauf hinweiſt, daß das Rechtsgeſchäft 
ſich aus der Erklärung des Vormundes und des Vormundſchaftsgerichts zuſammenſetzt; 
a. A. Kipp daſelbſt S. 5). Bei der Entſchließung über Erteilung der Genehmigung darf 
das Vormundſchaftsgericht nicht bloß den Standpunkt der Aufſichtsbehörde einnehmen, nicht 
bloß nachprüfen, ob die Vornahme des Rechtsgeſchäfts eine Pflichtwidrigkeit enthält, ſondern 
es hat zu prüfen, ob und unter welchen ſachlichen Bedingungen es ſelbſt, wenn es den Mündel 
zu vertreten hatte, das Rechtsgeſchäft eingehen würde. Auf dieſer Rechtsnatur der Geneh- 
migung beruht es, daß auf ſie die allgemeinen Grundſätze über Privatwillens⸗ 
erklärungen entſprechende Anwendung finden. Es kommt darauf an, ob und inwieweit der 
Richter die Genehmigung hat erteilen wollen. Der Vertrag wird von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht nur mit dem Inhalt genehmigt, wie er aus der ihm vorgelegten Vertragsurkunde er⸗ 
ſichtlich iſt; weitere dem Mündel nachteilige Vereinbarungen, die nicht zu ſeiner Kenntnis ge⸗ 
bracht ſind, können nicht als genehmigt gelten (RG 50, 281 für preuß. Recht). Es iſt auch nicht 
ausgeſchloſſen, die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, das von der Richtigkeit der Au⸗ 
führungen des Vertragsgegners ausgehen durfte, wegen Irrtums oder gegebenenfalls wegen 
argliftiger Täuſchung oder Drohung anzufechten (Recht 1911 Nr 1494; vgl. RG 83, 432). Die 
Anfechtung iſt durch den Vormund oder, falls dieſer ſelbſt beteiligt iſt, durch einen beſonders zu 
beſtellenden Pfleger zu erklären (beſtr. — vgl. für preuß. Recht R& 25, 281). Die Genehmigung 
ift wirkungslos, wenn das Vormundſchaftsgericht bei ihrer Erteilung irrtümlich davon ausge 
gangen iſt, daß es ſich um die Fürſorge für einen Inländer handle (vgl. KJ 35 A 15). Iſt 
das genehmigungsbedürftige Rechtsgeſchäft des Vormundes binnen beſtimmter Friſt vorzu 
nehmen, ſo muß binnen gleicher Friſt die Genehmigung, die einen Teil des Rechtsgeſchäfts 
bildet, erteilt werden. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung der dem Nachlaßgericht 
erklärten Ausſchlagung der Erbſchaft muß dem Nachlaßgericht vor Ablauf der in § 1944 be⸗ 
ſtimmten Friſt zugehen, kann aber innerhalb dieſer Friſt noch nachgebracht werden (f. hierüber 
§ 1831 A 1). Eine beſtimmte Form iſt für die Genehmigung nicht vorgeſchrieben. Sie kann 
deshalb auch ſtillſchweigend erklärt werden, wovon jedoch nicht die Rede ſein kann, wenn das 
Vormundſchaftsgericht den Vertrag auch ohne Genehmigung für rechtsbeſtändig gehalten 
hat (RG 26. 4. 06 IV 85/06). Darin allein, daß das Vormundſchaftsgericht dem Vormunde 
die Vornahme eines Rechtsgeſchäfts empfiehlt, kann eine ſtillſchweigende Genehmigung noch 
nicht gefunden werden. Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann ſchon im voraus 
für den Fall des Abſchluſſes eines Rechtsgeſchäfts unter beſtimmten Bedingungen erteilt 
werden, wobei die Regelung von Einzelheiten der demnächſtigen Vereinbarung der Beteiligten 
überlaffen werden kann (RG Warn 1919 Nr 59), und es kann der Vormund, wenn ihn 
dies zweckmäßig erſcheint, verlangen, daß das Vormundſchaftsgericht ſich über die Erteilung 
der Genehmigung im voraus ſchlüſſig macht. Unzuläſſig iſt es, ſie allgemein für beſtimmte 
Arten von Rechtsgeſchäften im voraus zu erteilen (vgl. & 1825 A 1). Wird fie nachträglich 
erklärt, To hat ſie gemäß 8 184 — abgeſehen von dem ſoeben behandelten Falle, daß eine 
beſtimmte Friſt eingehalten werden muß — rückwirkende Kraft. Wird die Genehmigung 
eines Rechtsgeſchäfts verſagt, jo werden damit auch die zur Ausführung des Rechts 
geſchäfts ſchon im voraus vorgenommenen Rechtshandlungen hinfällig. Es kann aber nicht 
etwa, wenn der Vormund im voraus den Kaufpreis in Empfang genommen hat, der Mündel 
ohne weiteres auf Rückzahlung des Kaufpreiſes in Anſpruch genommen werden, da infolge 
Verſagung der Genehmigung der Vormund den Mündel bei Empfangnahme des Kauf 
preiſes nicht wirkſam vertreten hat. Nur die noch vorhandene Bereicherung kann zurück 
gefordert werden. Es kommt deshalb darauf an, ob der gezahlte Vetrag tatſächlich dem 
Mündel zugute gekommen iſt, was auch in der Weiſe möglich iſt, daß durch Überlaffung des 
Geldes an einen Dritten eine Forderung des Mündels begründet iſt (R 81, 261). Die 
infolge Mangels der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung unwirkſame Umſchreibung 
im Grundbuch iſt durch Berichtigung des Grundbuchs gemäß § 984 zu beſeitigen. Darüber 
daß die Genehmigung und die Verſagung dem Vormunde gegenüber erklärt werden muß 
und erſt durch die von dieſem dem Geſchaftsgegner gemachte Mitteilung wirkſam wird, 4 
§ 1828 A 1. Über den Fall, daß die Genehmigung nur teilweiſe erteilt wird, |. $ 1829 A 8. 

2. Auch für das die Erteilung der Genehmigung betreffende Verfahren gilt der Grund, 
ſatz, daß das Vormundſchaftsgericht von Amts wegen vorzugehen hat. Es darf ſich nicht einfach 
ablehnend verhalten, weil der Vormund die in Betracht kommenden Unterlagen nicht voll 
ftändig vorgelegt hat, ſondern hat ſeinerſeits zur Klarſtellung des Sachverhalts mitzuwirken, 
kann zu dieſem Zwecke auch Erhebungen vornehmen (§ 15 En Vor der Entſchließung 
über Erteilung der Genehmigung ſoll es, ſoweit tunlich, den Gegenvormund (§ 1826), ferner 
nach Maßgabe des § 1827 den Mündel und in wichtigen Angelegenheiten oder auf Antrag des 
Vormundes oder Gegenvormundes Verwandte und Verſchwägerte des Mündels hören 
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($ 1847). Die Genehmigung kann im voraus vor Abſchluß des betreffenden Geſchäſts (vgl. 
A 1) oder nachträglich erteilt werden. Gegen die die Genehmigung verſagende Verfügung 
kann nach 8 20 FGG zwar der Vormund im Intereſſe des Mündels, nicht aber der Geſchäfts⸗ 
gegner (RG 56, 125; vgl. $ 1837 A 2) Beſchwerde erheben, da nur der Mündel ein Recht 
auf vormundſchaftliche Fürſorge hat. Ausnahmsweiſe kann, weun der Kindesannahme⸗ 
vertrag nicht genehmigt iſt, ſolange nicht der Vertrag durch die Mitteilung des Vormundes 
über die Verweigerung der Genehmigung hinfällig geworden iſt, der Annehmende aus dem 
Geſichtspunkte des $ 57 Abſ 1 Nr 9 Fh zur Wahrnehmung der Intereſſen des Kindes 
Beſchwerde einlegen (KGJ 34 A 42, 43 A 61). Der Giegenyormund hat, wenn trotz feiner 
Bebenten die Genehmigung eines Rechtsgeſchäfts erfoljt iſt, kein Beſchwarderecht (N Ja 
4, 75; 10, 167; vgl. $ 1790 A 1). Beſchiwerdeberechtigt iſt auch nicht der Dritte, der von 
der Exteilung der a — eine Beeinträchtigung ſeines Rechtes befürchtet. Er kann 
ſeine Anſprüche nur im Prozeßwege zur Geltung bringen (KJ 38 A 56; vgl. RIA 15, 90). 
Iſt übrigens die Erteilung oder die Verſagung der Genehmigung durch die von dem Vor⸗ 


Märungen (88 1750, 1751, 1752, 1755, 1770), außerdem für den Antrag auf Entlaffung 
des Mündels aus der Staatsaugehötigkeit (8 19 Abſ 1 RuStͤngch v. 22. 7. 13) — das Fehlen 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung wird durch Zeitablauf nicht geheilt, da es 
einen Verluſt der Staatsan ehoͤrigkeit durch Auslandsaufenthalt nicht mehr gibt (vgl. für 
das frühere Recht KJ 42 11) — und den Antrag des Abweſenheitspflegers auf Todes⸗ 


lichung der an ſich nicht ſtatthaften Vertretung für die Anfechtung der Ehe und die Erhebung, 
nicht Fortführung der zu dieſem Zweck vor Auflöſung der Ehe erforderlichen Aufechtungs⸗ 
dae (88 1836 A 2, 1341 Abf 1, Nh 86, 15), für die Erhebung, nicht aber Fortſehung der 
Scheidungsklage ($ 612 Abſ 2 IPOD; RG 86, 15; JW 03 Beil 64 Nr 147, desgleichen für 


ro, Fingenung einer Verpflichtung zur Verfügung erforderlich ift (ogl. 8 1812 
A2). Dadurch, daß der Mündel an dem betreffenden Gegenſtand nur mitberechtigt iſt, wird 
die Notwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nicht ausgeſchloſſen, auch 


es ſich um den Anteil des Mündels an dem Vermögen eines juriſtiſchen Perſon oder einer 
Geſellſchaft mit formeller Rechtsfähigkeit (8 54 A 1 a. E.) handelt (RG 54, 278). Cs be. 
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mundſchaftlicher Verwaltung befindliche Vermögen. Auf das der Verwaltung eines 
Teſtamentsvollſtreckers unterliegende Mündelvermögen beziehen ſich die Vorſchriften über 
die von dem Vormundſchaftsgericht oder dem Gegenvormund zu erteilende Genehmigung 
nicht (RG JW 1913, 10002). Hat der Teſtamentsvollſtrecker aus dem von ihm verwalteten 
Vermögen dem Vormunde Mittel zum Ankauf eines Grundſtücks zur Verfügung geſtellt, 
ſo kommt es für die Notwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung darauf 
an, ob das Grundſtück für die in Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers ſtehende Nachlaß: 
maſſe oder für das vom Vormund verwaltete Vermögen erworben wird (RG 91, 69). Der 
Erwerb erfolgt für den Teſtamentsvollſtrecker auch dann, wenn dieſer den von dem Vor: 
munde als Geſchäftsführer ohne Auftrag für ihn gemachten Erwerb nachträglich — und 
zwar im Zwangsverſteigerungsverfahren vor der Zuſchlagserteilung genehmigt (RG 
22. 9. 19 IV 94/19). Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts wird ferner nur er⸗ 
fordert zu Verfügungen über das Mündelvermögen, nicht zu einer Zuſtimmung, die zu 
der Verfügung eines aus eigenem Recht befugten Dritten zu erteilen iſt (wie z. B. zu der 
von dem Ehemann gemäß $ 1395 zu erklärenden Zuſtimmung bei Verfügungen der Ehe⸗ 
frau über das eingebrachte Gut, vgl. KJ 43 A 63). Beruht aber die Notwendigkeit der 
Zuſtimmung auf einem Nacherbenrecht des Mündels, ſo hat die Zuſtimmung ſachlich die 
Bedeutung einer Verfügung über das eigene Recht des Mündels, und es iſt daher die Ge 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts (oder des Gegenvormundes) nach den ſonſt gelten⸗ 
den Grundſätzen auch hier geboten (vgl. KJ 33 A 43). Zur Prozeßführung und zum 
Betriebe der Zwangsvollſtreckung bedarf der Vormund — abgeſehen von den materiell. 
rechtlichen Vorgängen des Anerkenntniſſes, des Verzichts, des Vergleichs (RG 59, 389), 
der Abgabe eines Gebots im Bietungstermine ($ 71 Abſ 2 35) niemals der vormund- 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung. Wegen des Antrags auf Zwangsverſteigerung eines 
Grundſtücks behufs Aufhebung der Gemeinſchaft |. zu Nr 1. Nicht erforderlich iſt die Ge 
nehmigung zu einer rechtsgeſchäftlichen Erklärung, zu deren Abgabe der Mündel bereits 
rechtskräftig verurteilt iſt (KJ 31 A 293), oder zur Voruahme einer Leiſtung, auf die im 
Prozeſſe erkannt iſt, mag nun der dem Urteil entſprechende Rechtszuſtand im Zwangsver⸗ 
fahren (vgl. über $ 814 ZPO KJ 45 A 264) oder durch freiwillige Erfüllung verwirklicht 
werden (Kuttner, Privatrechtliche Nebenwirkungen der Zivilurteile S. 235ff., Joſef im 
Recht 1913, 130; a. A. Kipp im Recht 1913, 45). Das Prozeßgericht tritt in dieſem Falle 
nicht etwa an Stelle des Vormundſchaftsgerichts, ſondern es ſtellt feſt, daß eine der Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts unterliegende Rechtshandlung nicht in Frage ſteht. 
Es bedarf ferner nicht der Genehmigung zu der Abänderung eines Vertrags, falls nicht die 
Abänderung einen Punkt betrifft, der die Genehmigung nach den allgemeinen Grundſätzen der 
88 1821, 1822 erforderlich macht. Eine Entſcheidung über Erteilung der Genehmigung braucht 
das Vormundſchaftsgericht nicht zu treffen, wenn das Rechtsgeſchäft offenbar der Gültigkeit 
ermangelt (RIA 15, 180 — vgl. indes § 1745 A 2 a. E.). Für die Erteilung der Geneh⸗ 
migung iſt entſcheidend die Rücksicht auf das Wohl des Mündels auf privatrechtlichem und 
öffentlich rechtlichem Gebiete. Anderſeits hat der Vormundſchaftsrichter ſich gegenwärtig 
zu halten, daß er bei Führung der Vormundſchaft zugleich das Wohl des Staates zu 
wahren hat. Wenn dies auch nicht ſo weit geht, daß er die Genehmigung ſchon deshalb 
verſagen darf, weil die Vornahme des Rechtsgeſchäfts im öffentlichen Intereſſe nicht er⸗ 
wünſcht iſt, fo darf er doch durch Erteilung der Genehmigung nicht eine Handlung unter⸗ 
ſtützen, die wider die Staatsgeſetze verſtößt oder das Staatswohl gefährdet. Die Geneh⸗ 
migung des Antrags auf Entlaſſung aus der Staatsangehörigkeit darf deshalb nach Befund 
der Umſtände verweigert werden, wenn ſie dazu dient, den noch nicht wehrpflichtigen Mündel 
von der Wehrpflicht zu befreien (Keller und Trautmann Stängch A III 4 zu 8 19, R Ja 
15, 103 — anders Staudinger A 2 B d zu Art 41 EG). 

Zu Nr 1: Der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung unterliegen in weitem Um⸗ 
fange die das unbewegliche Vermögen betreffenden Rechtsgeſchäfte. Genehmigungspflichtig 
find vor allem die Verfügungen über Grundſtücke und Rechte an einem Grundſtück. Dem 
Grundſtückseigentum ſtehen hierbei gleich gemäß § 1017 das Erbbaurecht, gemäß Art 63 CO 
das landesrechtlich beſtehende Erbpachtrecht (Büdnerrecht, Häuslerrecht), ferner gemäß Artt 67, 
68, 65, 74 Ech auf Grund landesgeſetzlicher Vorſchriften das Bergwerkseigentum, das 
Abbaurecht und die ſonſtigen ſelbſtändigen Gerechtigkeiten, für die ein beſonderes Grundbuch. 
blatt angelegt iſt (vgl. § 50 des PrällgBergch v. 24. 6. 65; Artt 38 u. 40 Prüß). Zu 
den genehmigungsbedürftigen Verfügungen gehören nicht bloß Veräußerungen — auch Ab 
tretung des Eigentumsanſpruchs (a. M. Staudinger A 2a y; Planck A II 1d; Fuchs A2 Ic) — 
und Belaſtungen, ſondern auch Entäußerungen und Auseinanderſetzungen, einſchließlich 
des eine Umgeſtaltung des Rechtsverhältuiſſes nach ſich ziehenden Antrags auf Gemeinheits⸗ 
teilung, auf Grundſtückszuſammenlegung und auf Grundſtücksverſteigerung behufs Aufhebung 
der Gemeinſchaft ($ 181 Abſ 2 3c — vol. RE 67, 398). Die Genehmigung des Vormund 
ſchaftsgerichts iſt zu dieſen Verfügungen erforderlich, mögen fie nun das Eigentum, Miteigen 
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tum oder ein dingliches Recht am Grundſtück betreffen. Ausgenommen find nach Abſ 2 Hypo⸗ 
theken, Grundſchulden und Rentenſchulden, die zum Kapitalvermögen (ogl. 8 1812 A 1) ge⸗ 
rechnet werden. Nur bei Erweiterung der dinglichen Belastung (bei Erhöhung der Zinſen uſw., 
auch bei Ausſchluß der Kündigung des Grundſtückseigentümers, RIA 5, 197) bedarf es hier der 
Genehmigung. Die Genehmigung wird auch zu erfordern ſein für die Zuſtimmung des 
Eigentümers zur Umwandlung einer Sicherungshypothek in eine gewöhnliche Hypothek, einer 
Hypothek in eine Grundschuld uſw., da hierdurch eine ganz andersartige Belaſtung des Grund: 
ſtücks geſchaffen wird (beitr.). Wegen Befreiung des Grundſtücks von der dinglichen Haftung für 
eine Hypothek oder Grundſchuld f. § 1822 zu Nr 13. Nicht genehmigungspflichtig iſt die eine Ver⸗ 
fügung nicht enthaltende Unterwerfung unter die ſofortige Zwangsvollſtreckung (RIA 2, 44). 
Der Anteil des Mündels an dem Vermögen einer offenen Handelsgeſellſchaft kann, auch wenn 
zu dem Geſellſchaftsvermögen Grundſtücke gehören, rechtlich nicht als Grundſtücksmiteigentum 
behandelt werden (RG 54, 278). Demnach bedarf auch die Auseinanderſetzung, wenn zu dem 
Vermögen der Handelsgeſellſchaft Grundſtücke gehören, nicht der vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung (RG JW 07, 303°). Anders iſt es, wenn Grundstücke zu einem Nachlaß gehören, 
an welchem der Mündel als Miterbe anteilsberechtigt iſt. Über dieſe Grundſtücke kann ohne 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts nicht verfügt werden. Nicht unter Nr 1 fällt die 
Übertragung oder Aufgabe des Beſitzes, da der Beſitz nicht als ein Recht am Grundſtück ange⸗ 
ſehen werden kann. Genehmigungsbedürftig iſt dagegen die Überlaſſung der Ausübung 
des Nießbrauchs oder einer beſchränkten persönlichen Dienſtbarkeit, da die Überlaſſung, 
wennſchon fie die Abtretung des Rechtes nicht herbeifuhrt, doch immerhin mehr als eine bloße 
Beſitzüberlaſſung bedeutet (a. M. Planck A II 1b Abſ 6; Staudinger A 2a 7 Abf 6). Er- 
forderlich iſt die Genehmigung dem allgemeinen Grundiat entſprechend (vgl. A 3) auch für 
die Eingehung der Verpflichtung zu einer der Genehmigung bedürfenden Verfügung. 
Iſt die Genehmigung zur Eingehung der Verpflichtung erteilt, ſo bedarf es zu der innerhalb 
der Schranken dieſes Rechtsgeſchäfts ſich haltenden Verfügung (Auflaſſung uſw.) nicht einer 
erneuten Genehmigung, deren Erteilung ſich jedoch aus Zweckmäßigkeitsgründen, um die 
Gültigkeit der Verfügung klarzuſtellen, empfehlen kann (vgl. KGJ 24 A 238). Die Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaftsgerichts erübrigt ſich auch, wenn die Auflaſſung uſw. erklärt 
wird auf Grund einer von dem Erblaſſer für die Erben, darunter den Mündel, in grund⸗ 
buchmäßiger Form zur Ausführung eines beſtimmten Geſchäfts erteilten Vollmacht. Dieſe 
Vollmacht iſt für den Mündel gerade ſo wirkſam, als wenn fie von dem Vormund mit Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts erteilt worden wäre (RG 88, 345). 

Zu Nr 2: Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts wird weiter verlangt zu der 
Verfügung über ein (bereits beſtehendes oder erſt noch zu beſtellendes) Recht auf Übertra⸗ 
gung eines Grundſtücks oder eines Rechtes am Grundſtück, auf Belaſtung des Grundftilda 
oder Befreiung des Grundſtücks von ſolchen Rechten, und zwar ebenfalls mit der Ausdehnung 
auf die Eingehung der Verpflichtung zu einer ſolchen Verfügung. Wenn auch der ſchuldrecht 
liche Anſpruch auf Auflaſſung uſw. kein eigentliches Grundſtücksrecht iſt, ſo ſteht er doch wirt⸗ 
ſchaftlich einem ſolchen ſehr nahe und wird deshalb als zu dem unbeweglichen Vermögen ge⸗ 
9drig angeſehen, über welches dem Vormunde die Verfügung ohne Genehmigung des Vor⸗ 
undichaftögerichts nicht geſtattet iſt. Verfügungen über Rechte an Hypotheken, Grund⸗ 

Qulden oder Rentenſchulden, wie z. B. die Bewilligung der Löſchung des Nießbrauchs an 
einer Hypothek, fallen nicht unter $ 1821, ſondern unter § 1812 (K GJ 40 A 163). 

„Zu Nr 4: Nicht als Verfügung erſcheint der Erwerb eines Grundſtücks (oder Grund⸗ 
ſtücks rechts), auch nicht der Erwerb oder die Gewährung eines nichtdinglichen Benutzungsrechts 
am Grundſtück (Leihe, Miete, Pacht). Ausnahmsdweiſe iſt wegen der Wichtigkeit des Geſchäfts 
die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung in Nr 4 auch für den entgeltlichen Erwerb 
eines Grundſtücks oder Grundſtücksrechts und in 8 1822 Nr 4 für die Pachtung oder Ver⸗ 

achtung eines Landguts, d. i. einer zum ſelbſtändigen landwirtſchaftlichen Betriebe ein ⸗ 
gerichteten Grundſtückseinheit, vorgeſchrieben. Dem Kaufe iſt die Ausübung eines Vorkaufs⸗ 
rechts oder Wiederkaufsrechts gleichzuſtellen. Die Unentgeltlichkeit des Erwerbs wird da⸗ 
ung nicht ausgeſchloſſen, daß die Schenkung des Grundſtücks unter Vorbehalt des Nieß. 

gauchs oder einer ſonſtigen Laſt (vgl. § 1643 A 1) oder unter einer Auflage erfolgt (a. M. 
Planck A 4). 

8 1822 
Der Vormund bedarf der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts: 
1. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das der Mündel zu einer Verfügung 
über ſein Vermögen im ganzen oder über eine ihm angefallene 
Erbſchaft oder über ſeinen künftigen geſetzlichen Erbteil oder ſeinen 
künftigen Pflichtteil verpflichtet wird, ſowie zu einer Verfügung über 


den Anteil des Mündels an einer Erbſchaft; 
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2. zur Ausſchlagung einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes, zum Ver⸗ 
zicht auf einen Pflichtteil ſowie zu einem Erbteilungsvertrage; 

3. zu einem Vertrage, der auf den entgeltlichen Erwerb oder die Ver⸗ 
äußerung eines Erwerbsgeſchäfts gerichtet iſt, ſowie zu einem Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrage, der zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts ein⸗ 
gegangen wird; 

4. zu einem Pachtvertrag über ein Landgut oder einen gewerblichen 
Betrieb; 

5. zu einem Miet⸗ oder Pachtvertrag oder einem anderen Vertrage, durch 
den der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen verpflichtet wird, 
wenn das Vertragsverhältnis länger als ein Jahr nach der Voll⸗ 
endung des einundzwanzigſten Lebensjahrs des Mündels fortdauern 
ſoll; 

6. zu einem Lehrvertrage, der für längere Zeit als ein Jahr geſchloſſen 
wird; 

7. zu einem auf die Eingehung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes 
gerichteten Vertrage, wenn der Mündel zu perſönlichen Leiſtungen für 
längere Zeit als ein Jahr verpflichtet werden ſoll; 

8. zur Aufnahme von Geld auf den Kredit des Mündels; 

9. zur Ausſtellung einer Schuldverſchreibung auf den Inhaber oder zur 
Eingehung einer Verbindlichkeit aus einem Wechſel oder einem anderen 
Papiere, das durch Indoſſament übertragen werden kann; 

10. zur übernahme einer fremden Verbindlichkeit, insbeſondere zur Ein⸗ 
gehung einer Bürgſchaft; 

11. zur Erteilung einer Prokura; 

12. zu einem Vergleich oder einem Schiedsvertrag, es ſei denn, daß der 
Gegenſtand des Streites oder der Ungewißheit in Geld ſchätzbar iſt 
und den Wert von dreihundert Mark nicht überſteigt; 

13. zu einem Rechtsgeſchäfte, durch das die für eine Forderung des Mündels 
beſtehende Sicherheit aufgehoben oder gemindert oder die Verpflich⸗ 
tung dazu begründet wird. 

E I 1674 Nr 3, 4, 6—14, 2043, 2044 II 1702; M 4 1140; 5 514; P 4 791; 5 632; 6 322, 394. 

Zu Nr 1: Als Rechtsgeſchäft über das Vermögen im ganzen kommt — abgeſehen von 
dem Vertrage über Anderung des ehelichen Güterrechts, der bei Einführung oder Aufhebung 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft nach 38 1437 Ab] 2, 1484 Ab} 2, 1492, 1508 der vormund⸗ 
ſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf — die nach 8 311 zuläſſige Übernahme der Ver⸗ 
pflichtung in Frage, das gegenwärtige Vermögen ganz oder zu einem Bruchteil zu übertragen 
oder mit einem Nießbrauch zu belaſten. 

Zu Nr 1 und 2: Um Rechtsgeſchäfte über eine Erbſchaft handelt es ſich, wenn ein Ver⸗ 
trag über den zukraftigen geſetzlichen Erbteil oder Pflichtteil unter den künftigen geſetzlichen 
Erben geſchloſſen wird (8 312 Abſ 2), wenn der Erblaſſer einen Erbvertrag ſchließt (8 2275 
Abſ 2) oder der Bedachte in die Aufhebung des Erbvertrags willigt (88 2290, 2291), wenn 
der künftige Erbe durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf ſein geſetzliches Erbrecht oder Pflichr⸗ 
teilsrecht oder die Rechte aus dem Erbvertrag verzichtet (88 2347, 2290 Abſ 3, 2291 Abi 5), 
wenn die Erbſchaft ausgeſchlagen oder auf den angefallenen Pflichtteilsanſpruch (was 
formlos geſchehen kann) verzichtet wird, wenn eine Verpflichtung zur Veräußerung oder 
Belaſtung der angefallenen Erbſchaft übernommen wird (88 2371ff.) und wenn über einen 
Erbteil durch Veräußerung, Belaſtung oder Erbteilung (mag die Erbteilung auch nur be⸗ 
züglich einzener Gegenſtände vorgenommen fein, K 42 A 49) verfügt wird. Die Be, 
deutung einer Veräußerung hat auch der zugunſten eines andern Erben ertlarte Verzicht 
auf einen erworbenen Erbteil. Zu allen dieſen Verpflichtungen und Verfügungen, Des’ 
gleichen zur Ausſchlagung eines Vermächtniſſes und zu dem der Erbſchaftsausſchlagung 
naheſtehenden Verzicht des Abkömmlings auf ſeinen Anteil an dem Geſamtgute der fork⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft (8 1491 Abſ 8), desgleichen nach § 15 Abs 6 des PrGeſ. v. 
8. 6. 96 zum Verzicht auf das Anerbentecht bedarf es der vormundſchaftsgerichtlichen Ge 
nehmigung, nicht aber zur Errichtung eines frei widerruflichen Teſtaments und nicht Zur 
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Annahme einer Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes. Ein Verzicht auf das Vermächtnis 
vor dem Erbfall kommt nicht in Frage, da es nach § 312 Abf 1 nichtig iſt. Die Anfech⸗ 
tung der Annahme, worin eine Ausſchlagung liegt ($ 1955), iſt genehmigungsbedürftig. 
Zur Erhebung der Klage auf Anerkennung des Erbteilungsplans iſt eine Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts nicht erforderlich. Bei der Erteilung der Genehmigung zur 
Erbauseinanderſetzung hat das Vormundſchaftsgericht zu prüfen, ob es für den Mündel, 
wenn auch ſeine Anſprüche nicht in allen Punkten haben durchgeſetzt werden können, doch 
im ganzen vorteilhafter iſt, die Erbteilung anzunehmen. 

Zu Nr 3: Eine gleiche und oft viel größere Bedeutung als das Grundſtück hat wirtſchaftlich 
das Erwerbsgeſchäft (vgl. über den Begriff $ 112 A 2). Die vormundſchaftsgerichtliche 
Genehmigung wird deshalb ſowohl für den entgeltlichen Erwerb als für die Veräußerung 
(Belaſtung mit einem Nießbrauch oder Verpfändung) gefordert, ohne Unterſchied, ob der 
Mündel das Geſchäft als Alleininhaber oder (durch Abſchließung eines Geſellſchaftsver⸗ 
trags) als Mitinhaber erwirbt, ob er das Geſchäft ganz oder durch Aufnahme eines Mitin 
habers veräußert. Ein Erwerbsgeſchäft kann auch ohne die Firma und ohne die zum Geſchäft 
gehörigen Ausſtände und Schulden übertragen werden (RG Warn 08 Nr 70). Auf die bloße 
Kapitalbeteiligung (Beteiligung als Kommanditist, als ſtiller Geſellſchafter, Zeichnung einer 
Aktie — beſtr.) iſt die Vorſchrift der Nr 3 nicht auszudehnen. Über die zur Errichtung oder 
Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts erforderliche Genehmigung ſ. 8 1823, über den Beitritt 
zu einer Genoſſenſchaft oder einer Geſellſchaft m. b. H. |. zu Nr 8—11. 

Zu Nr 4: Genehmigungsbedürftig iſt ferner (vgl. zu Nr 3) die Pachtung oder Verpachtung 
eines Erwerbsgeſchäfts, das in einem gewerblichen Betrieb beſteht. Nicht hierunter fällt der 
landwirtſchaftliche oder forſtwirtſchaftliche Betrieb. Hierfür iſt die beſondere Beſtimmung 
gegeben, daß es zur Pachtung oder Verpachtung eines Landguts (vgl. 8 1821 zu Nr 4) der vor- 
mundſchaftsgerichtlichen Genehmigung bedarf. 

Zu Nr 5: S. § 1793 A 3. Die Vorſchrift des § 1822 Nr 5 findet Anwendung auch 
auf das Anerkenntnis der natürlichen Vaterſchaft, das den Anerkennenden zu wiederkehrenden 
Unterhaltszahlungen (58 1708, 1718) verpflichtet. 

Zu Nröund 7: Die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung zur Abſchließung (nicht auch 
Aufhebung) eines Dienſt⸗ oder Arbeitsvertrags, insbeſondere eines Lehrvertrags, iſt in 
Fürſorge für die Perſon des Mündels vorgeſchrieben. Das Vormundſchaftsgericht ſoll prüfen, 
ob der Vertrag den Anforderungen genügt, die aus Rückſicht auf das geſundheitliche, das geiſtige 
und ſittliche Wohl des Mündels zu ſtellen ſind, daneben auch, ob die vermögensrechtlichen Inter⸗ 
eſſen des Mündels gewahrt ſind. Die Genehmigung iſt nur notwendig, wenn der Mündel auf 
länger als ein Jahr ſich verpflichtet, was bei Lehrverträgen die Regel iſt, während Dienſt⸗ 
oder Arbeitsverträge meiſt auf kürzere Zeit oder auf unbeſtimmte Zeit (vgl. über die Kündi 
gungsfriſten §8 622, 623, ferner $ 66 HGB, $$ 122, 130 a, 133a Gew) abgeſchloſſen werden. 
Vor der Entſcheidung über die Genehmigung ſoll nach 8 1827 der Mündel ohne Rückſicht 
auf fein Lebensalter gehört werden. Die Vorſchrift des § 1822 Nr 7 findet Anwendung 
auch auf die Geſindeverträge, ſoweit nicht laudesrechtlich (Art 95 Ech) etwas anderes be⸗ 
mm ift (a. M. Blume A 7). Über die ſonſtigen Fälle, in denen die vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung mit Rückſicht auf die Perſon des Mündels vorgeſchrieben ift, ſ. 
1821 A 3. Keiner Genehmigung bedarf der Lehr-, Dienft oder Arbeitsvertrag, der von 
dem zur Ausführung der Fürſorgeerziehung verpflichteten Kommunalverbande behufs Unter⸗ 
bringung des Mündels in eine Familie abgeſchloſſen wird (KJ 28 A 179). 

„ Zu Nr 8 bis 11: Genehmigungspflichtig find verſchiedene dedenkliche Rechtsgeſchäſte, 
bie leicht zum Nachteil des Mündels ausſchlagen können. Es erſcheint regelmäßig bedenklich, 
wenn der Vormund, ſtatt mit den Mitteln des Mündels auszukommen, auf den Kre dit des 
Nündels Geld aufnimmt, was durch Aufnahme eines Darlehns, durch Eingehung eines Konto- 
kurrentverhältuiſſes oder in einer ſonſtigen Rechtsform geſchehen kann. Bloße er 
wie namentlich Käufe auf Borg, find noch nicht genehmigungspflichtig (RC JW 15 ö ) 
Bedenklich ift ferner wegen der Zweifelhaftigkeit, ob Erſatz zu erlangen ift, die a 
einer fremden Verbindlichkeit durch Bürgſchaft, Verpfändung (RG 6, 76; JW 
(0, 33725) oder ſicherungsweiſe Übereignung (RG 76, 93; JW 1915, 141), ferner die 
Schuldübernahme, mag es ſich nun um eine entgeltlich oder unentgeltliche, um eine 
beſtärkende oder befreiende Schuldübernahme, um den Eintritt in die perſönliche Haftung 
für Geſchäftsſchulden oder für Hypotheken (KJ 28 A 6) handeln. Die Genehmigungs⸗ 
pflicht iſt auch auf ſolche Rechtsgeſchäfte zu erſtrecken, mit denen kraft Geſetzes der Eintritt 
in die perſönliche Haftung für Schulden verbunden iſt, wie der Beitritt zu einer eingetragenen 
Genoſſenſchaft (KJ 30 A 149) und wegen der in 88 24, 31 Abſ 3 u. 4 Geſ. v. 20. 4. 92 / 
20. 5. 98 den Geſellſchaftern auferlegten Haftung die Beteiligung an einer Geſellſchaft m. b. H. 
(K JA 12, 283). Aus den vorangegebenen Rückſichten kann — abgeſehen von andern Be. 
denken — von der Notwendigkeit der Genehmigung für die Ausſtellung von Inhaber. 
Papieren, für die Übernahme von Wechſelverbindlichkeiten und von Verbindlich. 
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keiten aus indoſſierbaren Orderpapieren, für die Ausſtellung eines ſelbſtändigen 
Schuldanerkenntniſſes oder Schuldverſprechens (88 780, 781), welchen Verpflichtungen 
ähnliche Kreditgeſchäfte zugrunde zu liegen pflegen, nicht abgeſehen werden. Auch die Er 
teilung der Prokura, welche die Ermächtigung zu derartigen Rechtsgeſchäften in ſich ſchließt 
(58 48, 50 HG), bringt dem Mündel ähnliche Gefahren. Die bezeichneten Geſchäfte ſind 
daher — vorbehaltlich der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, im Bedürfnisfalle den 
Vormund zu befreien (8 1825) — für genehmigungsbebürftig erklärt. Über die Beſtellung 
eines Prokuriſten für eine Geſellſchaft m. b. H. |. $ 1821 A 3. Nicht genehmigungspflichtig 
iſt die Tilgung einer fremden Verbindlichkeit (auch nicht die Tilgung einer Verbindlichkeit 
des Vormundes) aus dem Mündelvermögen, welche Tilgung auch durch eine unter 8 1812 
fallende Abtretung einer Forderung des Mündels erfolgen kaun. Die Übernahme einer 
fremden Verbindlichkeit iſt hierin nicht zu ſehen (RG 75, 357). 

Zu Nr 12: Der Vormund hat die Pflicht, die Anſprüche des Mündels zur Durchführung zu 
bringen. Nur unter beſondern Umſtänden empfiehlt ſich ein Vergleich, der deshalb, wenn 
der Wert 300 Mark überſteigt oder unſchätzbar iſt, nur mit Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geſchloſſen werden kann. Es kommt hierbei auf den Wert des Gegenſtandes an, 
über welchen Streit oder hinſichtlich der Rechtmäßigkeit oder Durchführbarkeit des Anſpruchs 
(8 779) Ungewißheit beſteht. Über den Prozeßvergleich ſ. $ 1821 A 3, über den Unterhalts- 
vergleich $ 1714 A 3. Genehmigungspflichtig iſt auch die Eingehung eines Zwangsvergleichs 
im Konkurſe, wennſchon wider den Willen des einzelnen Gläubigers ein Zwangsvergleich 
(88 173 ff. KO) zuſtande kommen kann, desgleichen die Einigung über Entſcheidung des Rechts⸗ 
ſtreits durch Schiedsrichter (Schiedsvertrag), nicht dagegen eine Einigung über die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Gerichts oder eine ſonſtige prozeſſuale Frage, auch nicht eine Einigung über 
die Perſon beſtimmter Schätzer. In der rechneriſchen Feſtſtellung der Höhe eines Anſpruchs 
(Höhe des Schadenserſatzes uſw.) iſt nicht notwendig ein Vergleich enthalten. 

Zu Nr 13: Die Aufgabe oder Minderung einer Sicherheit kann die Verwirklichung der 
Forderung leicht beeinträchtigen, auch unter Umſtänden eine dem Vormund verbotene 
Schenkung enthalten. Sie iſt deshalb an die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ge- 
bunden, die auch dann zu erfordern iſt, wenn die Sicherheit in einer die Rechtsverfolgung 
erſchwerenden Weiſe geändert wird, wenn z. B. eine gewöhnliche Hypothek in eine Sicherungs⸗ 
hypothek umgewandelt wird. Unter Nr 13 fällt auch die Aufgabe einer dinglichen Sicherheit 
bei Beſtehenbleiben der perſönlichen Forderung (KGJ 27 A 169; 88 A 46). 


8 1823 


Der Vormund ſoll nicht ohne Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
ein neues Erwerbsgeſchäft) im Namen des Mündels beginnen oder ein 
beſtehendes Erwerbsgeſchäft des Mündels auflöſen. 


E I 1663 II 1686; M 4 1103; P 4 760. 


1. Abweichend von $ 1645 fol der Vormund nicht bloß bei Beginn eines neuen Erwerbs⸗ 
geſchäfts ([. über den Begriff S 112 A 2), ſondern auch bei Auflöſung eines beſtehenden Erwerbs⸗ 
geſchäfts die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts einholen. Der Genehmigung bedarf 
es natürlich nicht, wenn die Genehmigung ſchon zum Erwerb oder zur Pachtung des Geſchäfts 
erteilt iſt. Ob eine bloße Erweiterung oder der Beginn eines neuen Geſchäfts vorliegt, kann oft 
zweifelhaft fein. Wird von den Erben eines Geſellſchafters, durch deſſen Tod die Geſellſchaft 
aufgelöst iſt (5 727 Abſ 1), die Fortführung des Geſchäfts mit dem Mündel vereinbart, o 
iſt hierin eine nach § 1822 Nr 5 der Genehmigung bedürftige Eingehung eines neuen Geſell⸗ 
ſchaftsvertrags zu ſehen. Vgl. im übrigen § 1645 A 1. 


8 1824 


Der Vormund kann Gegenſtände, zu deren Veräußerung die Genehmi- 
gung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 
iſt, dem Mündel nicht ohne dieſe Genehmigung zur Erfüllung eines von 
dieſem geſchloſſenen Vertrags oder zu freier Verfügung überlaſſen!). 

E I 1677 II 1704 Abf 1; M 4 1149; P 4 796. 

1. S. 8 1644 A 1. Der Grundſatz des $ 1644 ift in $ 1824 auch auf diejenigen Vermögens 
gegenſtände ausgedehnt, die nicht ohne Genehmigung des Gegenvormundes veräußert werden 


dürfen (Veräußerung von Forderungen und Rechten gemäß 98 1812, 1813). Die Üb i 


laſſung von Bermögensgegenſtänden an den Mündel zu deſſen freier Verfügung he 
dieſem Falle nur mit Genehmigung des Gegenvormundes geſtattet, die ebenfo wie 


cn 2 
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Falle des § 1812 durch Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erſetzt werden kann. Die 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt erforderlich, wenn es ſich um Gegenſtände 
handelt, die nicht ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung veräußert werden dürfen 
. der hinterlegten Wertpapiere und Koſtbarkeiten und der hierauf bezüglichen 

orderung, Veräußerung von unbeweglichem Vermögen, von Erbſchaftsrechten oder eines 
Erwerbsgeſchäfts 88 18191822). 


§ 1825 

Das Vormundſchaftsgericht kann dem Vormunde zu Rechtsgeſchäften, zu 
denen nach § 1812 die Genehmigung des Gegenvormundes erforderlich iſt, 
ſowie zu den im $ 1822 Nr 8 bis 10 bezeichneten Rechtsgeſchäften eine all⸗ 
gemeine Ermächtigung erteilen. 

Die Ermächtigung ſoll nur erteilt werden, wenn ſie zum Zwecke der Ver⸗ 
mögensverwaltung, insbeſondere zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts, er⸗ 
forderlich iſt ). 


E I 1675 II 1703; M 4 1147; P 4 795; 5 792. 


1. Die Notwendigkeit, in jedem einzelnen Falle die Genehmigung des Gegenvormundes 
zu Verfügungen über das Kapitalvermögen (§ 1812) und des Vormundſchaftsgerichts zu 
den im Geſchäftsleben häufiger vorkommenden bedenklichen Rechtsgeſchäften der Nr 8 bis 10 
des § 1822 einzuholen, kann unter Umſtänden zu einer großen Erſchwerung der Verwaltung 
und des Geſchäftsbetriebs, ja ſelbſt zu einer vollſtändigen Lahmlegung des Geſchäftsbetriebs 
Poren. Für derartige Fälle ſoll es dem Vormundſchaftsgericht geitattet fein, eine allgemeine 

efreiung des Vormundes — die 8 1825 als allgemeine Ermächtigung bezeichnet — eintreten 
zu laſſen. Die Befreiung iſt, unbeſchadet des Beſchwerderechts des Gegenvormundes, wirkſam, 
auch wenn die bezeichneten Voraussetzungen nicht vorliegen follten. Im übrigen verbleibt 
es bei dem Grundſatz, daß eine Genehmigung immer nur für beſtimmte Fälle, nicht allgemein 
erteilt werden kann (vgl. 8 1821 A 1; |. auch $ 1808 A 2). 


§ 1826 
Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Entſcheidung über die zu einer 
Handlung des Vormundes erforderliche Genehmigung den Gegenvormund!) 


hören, ſofern ein ſolcher vorhanden und die Anhörung tunlich iſt. 
E 1 1679 II 1705; M 4 1151 P 4 706. 


1 1. Das Vormundſchaftsgericht darf nicht ohne Not das durch Anhörung des Gegen⸗ 
benmundes ihm zu Gebote ſtehende Mittel, ſich über den Sachverhalt zu unterrichten, un⸗ 
ruht laſſen. Von der Anhörung darf es nur abſehen, wenn hierdurch zum Schaden der 

ache ungerechtfertigte Weiterungen entſtehen würden oder wenn die Anhörung unverhältnis⸗ 
mäßige Koften verursachen würde. Wenn § 1826 die Auhörung für entbehrlich erklärt, 11 


75 Gegenvormund nicht vorhanden iſt — anders iſt die Ausdrucksweiſe in $ 1836 Ab 
und 8 1842 —, fo iſt damit nur geſagt, daß das Vormundſchaftsgericht nicht nötig hat, zum 
„Dede der Anhörung einen Gegenvormund zu beſtellen. Die Anhörung bedeutet, daß dem 
1 egenvormunde Mitteilung von dem zu genehmigenden Rechtsgeſchäft gemacht werden muß, 
und daß ihm Gelegenheit zur mündlichen oder ſchriftlichen Außerung gegeben werden muß, 
ih aber das Nähere von dem Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu un 
„Iſt die Anhörung des Gegenvormundes zu Unrecht unterblieben, ſo iſt er aus dieſem Grunde, 
At er Gelegenheit hat, feine Bedenken noch nachträglich geltend machen zu können, zur 
eſchwerde berechtigt (RIA 4, 75). 


8 1827 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll den Mündel Hören?) vor der Entſchei⸗ 
dung über die Genehmigung eines Lehrvertrags oder eines auf die Ein⸗ 
gehung eines Dienſt⸗ oder Arbeitsverhältniſſes gerichteten Vertrags und, 
wenn der Mündel das vierzehnte Lebensjahr vollendet hat, über die Ent⸗ 
laſſung aus dem Staatsverbande y). 

Hat der Mündel das achtzehnte Lebensjahr vollendet, ſo ſoll ihn das 
Vormundſchaftsgericht, ſoweit tunlich, auch hören vor der Entſcheidung über 
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die Genehmigung eines der im § 1821 und im § 1822 Nr 3 bezeichneten 
Rechtsgeſchäfte ſowie vor der Entſcheidung über die Genehmigung des 
Beginns oder der Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts). 


E 1 1657 Satz 2, 1680 II 1707; M 4 1098, 1152; P 4 785, 796; 5 1147. 


1. Die Anhörung des Mündels iſt geboten teils ohne Rückſicht auf ſein Lebensalter bei 
Eingehung eines genehmigungsbedürftigen Lehrvertrags, Arbeits- oder Dienft- 
vertrags (vgl. $ 1822 zu Nr 6 u. 7), da der Mündel, wenn er einen ſolchen Vertrag eingehen 
ſoll, auch das hierfür nötige Verſtändnis beſitzen muß, teils, wenn es ſich nämlich um ſeine 
Entlaffung aus dem Staatsverband handelt (vgl. § 1821 A 3), bei Vollendung des 
14. Lebensjahrs, endlich, wenn genehmigungsbedürftige Rechtsgeſchäfte bezüglich des un⸗ 
beweglichen Vermögens oder eines Erwerbsgeſchäfts gemäß 88 1821, 1822 Nr 3 — nicht 
81822 Nr 4 — in Frage ſtehen, bei Vollendung des 18. Lebensjahrs. In den beiden erften 
Fällen iſt die Anhörung unbedingt, nicht bloß „ſoweit tunlich“, vorgeſchrieben. Die vorzu⸗ 
nehmenden Rechtshandlungen würden, wenn der Mündel nicht erreichbar wäre, ohne Wert 
ſein. Im übrigen iſt es dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts überlaſſen, 
ob es den Mündel hören will. Zu dem Antrage auf Entlaſſung aus der Staats- 
angehörigkeit iſt der Mündel nicht berechtigt. Er hat nur das Recht, über den Antrag 
ne W Vertreters gehört zu werden. Über die Bedeutung der Anhörung |. 
§ 1826 A 1. 8 

2. In den Angelegenheiten, in denen der Mündel gehört werden ſoll, iſt er — unbeſchadet 
des Beſchwerderechts des Vormundes — nach 859 FGG zugleich beſchwerd eberechtigt, voraus⸗ 
geſetzt, daß er das 14. Lebensjahr vollendet hat und nicht geſchäftsunfähig iſt. Unter dieſer Voraus ⸗ 
ſetzung hat er das Recht der Beſchwerde außerdem in allen ſeine Perſon betreffenden Angelegen⸗ 
heiten, das iſt in allen Angelegenheiten, die nicht bloß für ſein Vermögen Bedeutung haben, 
wozu auch die Einleitung der Vormundſchaft und die Frage der Entlaſſung des Vormundes 
gehören kann (vgl. RIA 6, 7 u. 6, 168). Das Beſchwerderecht ſteht, wenn eine Vormund⸗ 
ſchaft (Pflegſchaft) trotz des Vorhandenſeins ihrer Vorausſetzungen nicht eingeleitet wird 
dem ſchutzbedürftigen Kinde ſchon vor Beſtellung des Vormundes (Pflegers) zu (RIA 8, 170). 
Auch gegen den Beſchluß auf Unterbringung zur Fürſorgeerziehung kann nach $ 4 Abſ 4 
PrGheſ. v. 2. 7. 00 von dem 14jährigen Kinde Beſchwerde eingelegt werden. Beſchwerde⸗ 
berechtigt iſt außerdem der Mündel in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten, in welchem 
ihm nach den 89 112, 113 unbeſchränkte Geſchäftsfähigkeit zukommt (KGJ 37 A 30; 88 
1916, 13222), 

§ 1828 


Das Bormundſchaftsgericht kann die Genehmigung zu einem Rechts⸗ 
geſchäfte nur dem Vormunde gegenüber!) erklären. 
EI 1681 Abſ 1 II 1708; M 4 1158; P 4 797. 


1. Das Vormundſchaftsgericht darf ſich, weunſchon die Erteilung der Genehmigung als 
eine Mitwirtung an der Verwaltung des Vormundes aufzufaſſen it (8 1821 A 1), nicht 
darüber hinaus in die Verwaltung einmiſchen und in Rechtsverkehr mit dritten Perſonen 
treten. Dem entspricht es, daß es die Genehmigung nur dem Vormunde gegenüber erklären 
kann. Es bleibt dieſem überlaſſen, ob er die Genehmigung durch Mitteilung an den beteiligten 
Dritten (beziehentlich durch Abſchluß des Rechtsgeſchäfts auf Grund der Genehmigung) wirkſam 
machen will. Bis zu biejem Zeitpunkte ift die Genehmigung eine innere Angelegenheit, die 
nur das Verhältnis zwiſchen Vormund und Vormundſchaftsgericht betrifft, aus der aber der 
Dritte keine Rechte herleiten kann. Die Genehmigung kann bis zu dieſem Zeitpunkte von dem 
Vormundſchaftsgericht frei widerrufen und auf Beſchwerde des Vormundes auch von dem 1 5 
ſchwerdegericht (vgl. 8 55 Abj 1 FG) zurückgenommen werden (vgl. Über die Widerruflichkei 
der Genehmigung zu dem Zwangsverſteigerungsantrage behufs Aufhebung der Gemeinſchaft, 
welche Widerruflichkeit bis zur Erteilung des Zuſchlags dauert, RIA 6, 9). Die bloße Mitteilung 
der Tatſache, daß die Genehmigung erteilt oder verſagt ift, reicht nicht aus, um die Wirtfamlel 
des Beſchluſſes des Vormundſchaftsgerichts herbeizuführen. Die Mitteilung muß in dem Sigg 
erfolgt ſein, daß der Vormund die Genehmigung (Verſagung) ſich zu eigen macht, nicht etw 
die Verſagung durch Beſchwerde anfechten will (KJ 38 A 64). Wenn die Beſtimmung de 
§ 1828 unter Hinweis auf $ 16 FG regelmäßig dahin erläutert wird, daß die Genehmigung 
mit der Bekanntmachung an den Vormund wirkſam werde, ſo iſt damit nur gemeint, belt 
der Vormund ermächtigt iſt, der Genehmigung durch Mitteilung an den Dritten Wirkſam ber. 
zu verſchaffen. Nicht notwendig iſt übrigens, daß die Genehmigung unmittelbar dem ih 
munde vom Vormundſchaftsgericht erklärt wird. Es genügt, wenn die Erklärung dem z 5 
Übtem Empfange von dem Vormunde ermächtigten Dritten zugeht, und ebenſo mu ch 
als genügend angeſehen werden, wenn das Vormundſchaftsgericht die Erklärung dur 
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Vermittlung eines Dritten dem Vormunde zugehen läßt. Hinzukummen muß aber, daß 
er Vormund die dem Dritten zugegangene Mitteilung ſich zu eigen macht (vgl. OSG 


richter durch Rückſendung der Akten zur Kenntnis gebrachte Genehmigung als wirtſam zu 
erachten. Das nachträgliche Einverſtändnis des Vormundes mit der von dem Vormund 
ſchaftsgericht an den Dritten gemachten Mitteilung kann dagegen, wenn nicht eine Gr- 
klärung des Vormundſchaftsgerichts an den Vormund hinzukommt, die Genehmigung 
nicht wirkſam machen. Darin allein, daß das Vormundſchaftsgericht unter Mitteilung 
des Vertrags das Grundbuchamt um Eintragung erſucht, iſt eine wirkſame Genehmigung 
nicht enthalten (RG 50, 277). Unwirkſam iſt auch eine von dem Vormundſchaftsgericht 
dem Dritten gemachte Mitteilung, daß die Genehmigung dem Vormunde gegenüber er⸗ 
klärt ſei. Was hier über die Erteilung der Genehmigung geſagt iſt, muß in gleicher Weiſe 
auch für die Verſagung der Genehmigung gelten. Darüber, daß die Erklärung keiner 
Form bedarf und rückwirkende Kraft hat, ſ. $ 1821 U 1. Ein beſonderer Nachweis dafür, daß 
die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung dem Vormunde mitgeteilt iſt, iſt in Grundbuch 
achen nicht zu erfordern, wenn der Vormund es iſt, der auf Grund der Genehmigung die Ein- 
tragung beantragt (beſtr.). Hat der Vormundſchaftsrichter die Genehmigung unter Aus 
ändigung des mit dem Genehmigungsvermerk verſehenen Vertrags einem Dritten mit⸗ 
geteilt, ſo kann der Vormund, um den Anſchein des Zuſtandekommens eines gültigen Vertrags 
zu zerſtören, die Rücknahme der Genehmigung noͤtigenfalls im Beſchwerdewege verlangen 
(KJ 34 A 40). 


8 1829 


Schließt der Vormund einen Vertrag ohne die erforderliche Genehmi⸗ 
gung des Vormundſchaftsgerichts, ſo hängt die Wirkſamkeit des Vertrags 
von der nachträglichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ®) ab. Die 

enehmigung ſowie deren Verweigerung wird dem anderen Teile gegenüber 
erſt wirkſam, wenn ſie ihm durch den Vormund mitgeteilt wird!). 


Fordert der andere Teil den Vormund zur Mitteilung darüber auf, ob 
die Genehmigung erteilt ſei, ſo kann die Mitteilung der Genehmigung nur 
bis zum Ablaufe von zwei Wochen nach dem Empfange der Aufforderung 
erfolgen; erfolgt ſie nicht, ſo gilt die Genehmigung als verweigert). 

Iſt der Mündel volljährig geworden, ſo tritt ſeine Genehmigung an die 
Stelle der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. 

E 1681 Abſ 2, 3, 5 II 1709; M 4 1153; P 4 797; 6 811. 


1. Iſt der Vertrag (von dem Vormunde oder mit Zustimmung des Vormundes von dem 
Mündel) ohne die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts geſchloſſen, ſo iſt der Dritte 
 Abgefehen von dem in 81830 behandelten Falle der Täuſchung — an den Vertrag gebunden, 
nicht aber der Mündel. Es entſteht hierdurch ein Schwebezuſtand, deſſen Beendigung der 

ritte dadurch herbeiführen kann, daß er den Vormund, beziehentlich den volljährig gewordenen 

ündel oder die Erben des inzwiſchen verſtorbenen Mündels zur Mitteilung auffordert, 
ob die Genehmigung ihm erteilt iſt. Die Gebundenheit erliſcht, wenn ihm nicht der Vormund 
alte, binnen ſpäteſtens 2 Wochen feit dem Empfange -der Aufforderung von der Erteilung 
er Genehmigung Mitteilung macht. Die Mitteilung — die rechtsgeſchaftliche Bedeutung 
at und demgemäß der Anfechtung wegen Willensmängel unterliegt — braucht dem Dritten 
nicht unmittelbar von dem Vormunde zuzugehen. Hierzu iſt auf das in $ 1828 A 1 über 
d teilung des Vormundſchaftsgerichts an den Vormund Geſagte zu verweiſen. Für 
fe Richtigkeit der Mitteilung ift der Vormund geradeſo verantwortlich, als wenn er die 
Nabe beim Vertragsſchluß gemacht hätte. Erſt durch die Mitteilung erlangt der Be- 
ſcheid des Vormundſchaftsgerichts dein Geſchaftsgegner gegenüber Wirkſamkeit. Pflicht 
des Nachlaßgerichts iſt es deshalb, vor Beſtätigung der Erbauseinanderſetzung zu prüfen, 
ob die nach Abſchluß des Vertrags durch den Vormund für den minderjährigen Miterben 
erteilte vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung den Miterben von dem Vormund mit- 
geteilt worden ift (NA 12, 27). Iſt nachweislich die Genehmigung nicht erteilt, fo ift natür 
ich auch der Dritte nicht gebunden und verbleibt ihm nur der Schadenserſatzanſpruch gegen den 
ormund. Nicht richtig aber iſt es, im Falle der Unwahrheit der Mitteilung dieſe als eine von 
em Vormund ohne Vertretungsmacht abgegebene einſeitige Erklärung und deshalb als gänzlich 
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unwirkſam anzuſehen (fo Blume A 5; vgl. $ 1832 A 2). Über die Art und die Wirkungen der 
Aufforderung kann von den Parteien eine von § 1829 abweichende Vereinbarung getroffen 
werden. Hat der Dritte für die Annahme des von ihm geſtellten Vertragsantrags eine Friſt 
geſetzt, ſo iſt dies der Regel nach dahin zu verſtehen, daß die Gebundenheit des Antragſtellers 
erliſcht, wenn nicht innerhalb der Friſt zugleich die zur Annahmeerklärung erforderliche Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts dem Antragſteller mitgeteilt it (RG 76, 366). Über 
den Fall, daß der Vertrag ohne vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung und ohne Zuſtimmung 
des Vormundes geſchloſſen iſt, |. 8 1832 A 2. 

2. Der $ 1829 findet keine Anwendung, wenn die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
— durch Mitteilung an den Vormund (§ 1828) — ſchon vor Abſchluß des Vertrags erteilt 
iſt. Der Dritte iſt hier an den Vertrag gebunden, auch wenn er nicht weiß, ob die Genehmigung 
erteilt iſt, ohne daß er die in A bezeichnete Aufforderung an den Vormund richten kann. 
Beſondere Unzuträglichkeiten entſtehen jedoch hieraus dem Dritten nicht, da er ſich bei dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht — das in dieſem Falle feine Auskunft nicht verweigern darf — über die Er⸗ 
teilung der durch ſpäteren Abſchluß des Vertrags wirkſam gewordenen Genehmigung (vgl. 9 1828 
A 1) zuverläſſig unterrichten kann. — Die Grundſätze des § 1829 und der damit in Zuſammen⸗ 
hang ſtehenden 8s 1830, 1831 find nur anwendbar auf die zur Ergänzung der Ver⸗ 
tretungsmacht des Vormundes von dem Vormundſchaftsgericht erteilte Genehmigung, 
nicht auf die aus andern Gründen (vgl. §8 1811, 1817, 1823) vorgeſchriebene Genehmi⸗ 
gung, die nur die Natur einer Erlaubnis hat (RG Warn 1917 Nr 84). 


3. Bei Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Geuehmigung iſt der Vertrag ſo, wie 
er von dem Vormunde geſchloſſen iſt, zugrunde zu legen. Wird die Genehmigung teile 
weiſe verſagt, ſo iſt, auch wenn es ſich dabei nur um einen untergeordneten Punkt handelt, 
der zum Wirkſamwerden des Vertrags erforderliche Tatbeſtand nicht erfüllt. Eine Aus 
nahme hiervon iſt nur zu machen, wenn der betreffende Punkt das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Mündel und dem Dritten überhaupt nicht berührt oder die Abänderung offenſichtlich 
nur zum Vorteil des Dritten fein würde. Iſt dagegen die Möglichkeit vorhanden, daß die 
Anderung trotz unleugbarer Vorteile für den Dritten ihn in irgendeiner Beziehung beſchwert, 
jo erliſcht mit der Mitteilung der beſchränkten Genehmigung durch den Vormund die Ger 
bundenheit des Dritten. 


8 1830 


Hat der Vormund dem anderen Teile gegenüber der Wahrheit zuwider 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts behauptet, ſo iſt der andere 
Teil bis zur Mitteilung der nachträglichen Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts zum Widerrufe berechtigt, es ſei denn, daß ihm das Fehlen 
der Genehmigung bei dem Abſchluſſe des Vertrags bekannt war). 

E 1 1681 Wbf 2, 4 II 1710; M 4 1153; P 4 797; 6 311, 395. 


1. Das in $ 1830 behandelte Widerrufsrecht iſt, ſowohl was die Vorausſetzungen als 
die Wirkungen betrifft, von dem Rücktritt wegen Irrtums verſchiedenartig geſtaltet. Die 
bloße Unkenntnis des Fehlens der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung berechtigt noch 
nicht zum Widerruf. Der Vormund muß ausdrücklich bei oder vor dem Vertragsabſchluß 
der Wahrheit zuwider die Erteilung der Genehmigung behauptet und der 
Vertragsgegner ſich hierauf verlaſſen haben. Die Unrichtigkeit braucht aber nicht etwa, was 
allerdings in der Mehrzahl der Fälle zutreffen wird, auf einem Verſchulden des Vormundes 
zu beruhen. Einer binnen beſtimmter Friſt zu erklärenden Anfechtung des Vertrags bedarf 
es nicht. Das Widerrufsrecht kann zu jeder Zeit ausgeübt werden, ſolange nicht der Vertrag 
durch Mitteilung der nachträglichen Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts durch den 
Vormund (vgl. § 1828 A 1) zu einem für beide Teile wirkſamen geworden iſt. Auf das Wi 
rufsrecht kann verzichtet werden. In dieſem Falle ift die Wirkſamkeit des Vertrags nach 81 
zu beurteilen. Keinen Unterſchied für das Widerrufsrecht macht es, ob der Vormund er 
der Minderjährige mit Zuſtimmung des Vormundes es geweſen iſt, der das Vorhandensein 
der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung behauptet hat. Zur Ausübung des Widerrufs 
rechts hat der Vertragsgegner, wie durch die Wortſtellung in § 1830 zum Ausdruck gebt 
ift, nur nachzuweiſen, daß jene unrichtige Behauptung aufgeſtellt iſt. Der Nachneeis N, 
Einwandes, daß der Vertragsgegner ſich nicht im Irrtum befunden, ſondern die — 
richtigkeit der Behauptung gekannt habe, iſt vom Mündel zu führen. — Die den 
der Unkenntnis des Fehlens der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung ſich ergebende 
Rechtsfolgen find vollſtändig in § 1830 geregelt. Für eine Anfechtung wegen Irr tu ri 
ift daneben kein Raum. Die Anſprüche auf Schadenserfay gegen den Vormund wege 
argliſtiger Täuſchung bleiben dagegen unberührt. 
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8 1831 


Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das der Vormund ohne die erforderliche 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts vornimmt, iſt unwirkſam!). 
Nimmt der Vormund mit dieſer Genehmigung ein ſolches Rechtsgeſchäft 
einem anderen gegenüber vor, ſo iſt das Rechtsgeſchäft unwirkſam, wenn 
der Vormund die Genehmigung nicht in ſchriftlicher Form vorlegt und der 
andere das Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſt2). 

E 1 1681 Abſ 2 II 1711; M 4 115g; P 4 797. 


1. Die verſchiedenartige Behandlung des einſeitigen Rechtsgeſchäfts und des Vertrags 
(vgl. 8 111) hat barin ihren Grund, daß es unbillig ſein würde, die Frage der Wirlſamkeit 
des Rechtsgeſchäfts, deſſen Vornahme ſich der Dritte gefallen laſſen muß, für unbeſtimmte 
Zeit im ungewiſſen zu laſſen. Das einſeitige Rechtsgeſchäft iſt deshalb, wenn dem Vor⸗ 
munde wegen Nichtvorhandenſeins der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmi⸗ 
gung die Vertretungsmacht fehlt, endgültig unwirkſam und kann durch Nachbringung der 
Genehmigung nicht wirkſam gemacht werden. Iſt jedoch zur Vornahme eines einſeitigen 
Rechtsgeschäfts geſetzlich eine Friſt vorgeſchrieben, fo wird die Friſtbeſtimmung in Ermang⸗ 
ung einer andern Feſtſetzung dahin zu verſtehen ſein, daß es genügt, wenn die Erforder⸗ 
niſſe des einſeitigen Rechtsgeſchäfts beim Ablauf der Friſt vorliegen und daß deshalb die 
zum Wirkſamwerden des Rechtsgeſchäfts erforderlichen Erklärungen innerhalb der Friſt 
auch nacheinander abgegeben werden dürfen. Die dem Nachlaßgericht gegenüber erklärte 
Ausſchlagung der Erbſchaft iſt deshalb nicht aus dem Grunde unwirlſam, weil nicht gleich» 
zeitig mit der Erklärung die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung dem Nachlaßgericht 
vorgelegt iſt, ſondern innerhalb der Ausſchlagungsfeiſt nachgebracht ift (fo jetzt auch Rn 
Warn 1915 Nr 120; anders KG 21 A 197; RIM 5, 143; 12, 105). Daß das Nachlaß⸗ 
gericht nicht in der Lage iſt, die Erklärung der Ausſchlagung der Erbſchaft wegen nicht recht⸗ 
zeitiger Beibringung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung zurückzuweiſen (vgl. 
A 2, ſchließt nicht aus, daß die Genehmigungserklärung vor Ablauf der Friſt eingereicht 
werden muß. Die zur Anſtellung der Klage auf Anfechtung der Ehe uſw. (8 1821 A 8) 
erforderliche vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung kann innerhalb der Friſt bis zur 
etzten mündlichen Verhandlung nachgebracht werden. 

2. Gegenüber der Vornahme eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts (Rechtshandlung) wird 
der andere Teil auch inſofern geſchützt, als er das Rechtsgeſchäft nicht gelten zu laſſen braucht, 
wenn der Vormund ſich nicht zugleich über die Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen 

enehmigung durch Vorlegung der Urſchrift oder einer beglaubigten Abſchrift der Verfügung 
ausgewieſen hat. Er muß aber, wenn er aus dieſem Grunde das Rechtsgeſchäft zurückweisen 
will, dies unverzüglich erflären (vgl. $ 111). Dieſes Recht der Zurückweiſung haben 
nur Private, nicht Behörden, die in Vertretung der beteiligten Perſonen eine Erklärung 
eutmegenzuneh men haben (Nachlaßgericht, Vormundſchaftsgericht uſw.). Durch die Zurück 
weiſung wird dem Rechtsgeſchäft, ſoweit der Zurückweiſende hieraus ein Recht herleiten könnte, 
unmiederbringlich jede Wirkung entzogen. Der Zurückweifende kann nicht hinterher ſeine 

illensentſchließung ändern und kann ſich nicht darauf berufen, daß er durch Irrtum zu der 
Vorleweiſung beftimmt worden ſei. Darüber, daß die Nichtvorlegung der Beſtallung des 

ormundes nicht zur Zurückweiſung berechtigt, ſ. S 1791 A 1. 


8 1832 


Soweit der Vormund zu einem Rechtsgeſchäfte der Genehmigung des 
Gegenvormundes bedarf, finden die Vorſchriften der SS 1828 bis 1831 ent⸗ 
ſprechende Anwendung?) 2). 

EI 1682 IT 1712; M 4 11555 P 4 799. 


1. Die Vorſchriften der 88 1828-1831 über die Notwendigkeit, die Genehmigung dem 
Neormunde ae zu erklären, und über die Wirkung des Mangels der Genehmigung, 
ktiehentlich des mangelnden Ausweiſes, finden in gleicher Weile auf den Gegenvormund 
wendung. Auch die von dem Gegenvormund zu erteilende Genehmigung ift als eine 
vu iefung an der Verwaltung des Vormundes aufzufaſſen (vgl. 81821 A 1; a. M. Stau. 

ger A 4). 

2. Die Rechtsfolgen der mangelnden Zuſtimmung des Vormundes beſtimmen ſich 
lediglich nach 8 108ff. Hat ein Dritter mit dem Minderjährigen, den er als ſolchen nicht 
erkannt hat, ohne Zuſtimmung des Vormundes und zugleich ohne Genehmigung des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts einen Vertrag geſchloſſen, fo iſt die Wirkſamkeit des Vertrags, ſobald 
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der Vormund nachträglich ſeine Zuſtimmung erteilt hat, ausſchließlich nach 55 1829, 1830 
zu beurteilen. Es kann dem Dritten nicht auf Grund des $ 109 Ubf 1 das Recht des Widerrufs 
bis zur Mitteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung unter dem Geſichtspunkt, 
daß die Zuſtimmung des Vormundes als ein einſeitiges Rechtsgeſchaft wegen Fehlens der 
vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigung nach 8 1831 unwirksam ſei, eingeräumt werden. 
Denn nicht die Zuſtimmung des Vormundes, ſondern der Vertrag ſelbſt iſt genehmigungs⸗ 
bedürftig (fo Predari in Gruch 52, 17ff.; a. M. Meyer S. 1ff. dal.). 


8 1833 


Der Vormund iſt dem Mündel für den aus einer Pflichtverletzung ent⸗ 
ſtehenden Schaden verantw ortlich, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt!) ). 
Das gleiche gilt von dem Gegenpormunde?). 

Sind für den Schaden mehrere?) nebeneinander verantwortlich, jo haften 
ſie als Geſamtſchuldner. Iſt neben dem Vormunde für den von dieſem ver⸗ 
urſachten Schaden der Gegenvormund oder ein Mitvormund nur wegen 
Verletzung ſeiner Aufſichtspflicht verantwortlich, ſo iſt in ihrem Verhält⸗ 
niſſe zueinander der Vormund allein verpflichtet. 

E 1 1696 II 1732; M 41175; P 4 816. 


1. Die Schadenserſatzpflicht des Vormundes ſetzt voraus, daß ihm die Pflichtverletzung 
als Verſchulden anzurechnen iſt. Konnte er ohne Schuld das Pflichtwidrige ſeiner Handlung 
nicht erkennen, oder war er ohne Schuld verhindert, das als ſeine Pflicht Erkannte auszuführen, 
fo entfällt die Haftbarkeit. Die von ihm zu betätigende Sorgfalt beſchränkt ſich nicht auf die 
in eigenen Angelegenheiten gewohnte Sorgfalt. Er hat vielmehr (ſoweit ihm dies nach ſeiner 
Perſönlichkeit überhaupt möglich) die Sorgfalt zu beobachten, die von einem normalen Menſchen 
verſtändigerweiſe verlangt werden kann. Immerhin it darauf Rückſicht zu nehmen, welche 
Sorgfalt in den Lebenskreiſen, denen der Vormund angehört, geübt wird und billigerweiſe 
in dieſen Kreiſen auch nur erwartet werden darf (RG JW 1911, 10160 vgl. Gruch 50, 905). 
Damit, daß er durch dringende Geſchäfte in eigenen Angelegenheiten abgehalten geweſen 
ſei, kann er ſich nicht entſchuldigen, da er nötigenfalls für Vertretung hätte ſorgen müſſen 
und keinesfalls die Angelegenheiten des Mündels ſeinen Angelegenheiten hintanſetzen dart. 
Auch dadurch wird er nicht entſchuldigt, daß das Vormundſchaftsgericht ein gleiches Ver 
ſehen trifft, wennſchon der Umſtand, daß auch der Vormundſchaftsrichter die Sachlage 
unrichtig beurteilt hat, in zweifelhaften Fällen zugunſten des Vormundes ins Gewicht fallen 
muß (RG I 04, 473 . Ebenſowenig wird der Vormund von der Haftung in jeden 
Falle dadurch befreit, daß er zur Feſtſtellung des Wertes eine amtliche Taxe hat aufnehmen 
laſſen. Er iſt in Schuld, wenn er die ihm bekannten, für eine Überschätzung ſprechenden 
Umſtände nicht zur Geltung bringt (RG JW 1910, 70815). Ein Verſchulden kann ihm jedoch 
nicht zur Laſt gelegt werden, wenn er auf die ihm von dem Vormundſchaftsrichter hinſich! 
lich der Anlegung des Mündelgeldes erteilte Rechtsauskunft vertraut und demgemäß 
Taxe eines gerichtlich vereidigten Schäßzers als eine dem Art 73 BrA® entſprechende ge 
richtliche Taxe angeſehen hat (RG JW 1911, 98420). Als entſchuldigt kann er auch angeſehe 4 
werden, wenn er durch das Verhalten des Vormundſchaftsrichters in den Glauben verſct 
war, die Hypothek ſei bereits auf den Namen des Mündels eingetragen und es falle i 
in dieſer Beziehung keine weitere Aufgabe zu (n 25. 11. 15 IV 208/15). Bei Fragen 
wirtſchaftlicher Zweckmäßigkeit iſt er regelnäßig auf die eigene Prufung ange wieſen. 
Seine Sache iſt es, ſich über die tatſächlichen Verhältniſſe zu unterrichten, und es kann kae 
deshalb nicht zuſtatten kommen, daß der Vormundſchaftsrichter infolge ungenügender Kenn 
nis der tatſächlichen Vorgänge gleichfalls zu einer unrichtigen Anſchauung gekommen, 1 
und für die Genehmigung des Vertrags ſich entſchieden hat (RG 23. 2. 14 IV 474/18). = 
von dem Vormunde zu erfüllenden Pflichten beſtimmen ſich nach den fur die einzelnen 25 
liegenheiten vom Geſetz gegebenen Vorſchriften. Ergänzend greift der allgemeine Grundſatz at 
daß der Vormund die Verwaltung mit der gehörigen Sorgfalt zu führen hat, welcher Grun 9 
zugleich neben den gefetzlichen Vorſchriften zur Geltung kommt (ogl. 8 1807 A 1, 8 1800 A 25 
Nicht erſatzpflichtig iſt der Vormund, der durch ſein Verſchulden den Unterhaltsprozeß den 
loren hat, ſolange der natürliche Vater mittellos iſt. Es kann aber gleich im voraus 1 of? 
Fall der Beſſerung feiner Vermögensverhaltuiſſe auf Feſtſtellung der Erſatzpflicht des den 
mundes geklagt werden (RG 24. 11. 04 IV 233/04). = als Pflichtverleßung iſt © ein 
Vormund anzurechnen, wenn er bei Verfolgung der Rechte des Miündels nicht algen 
die äußerste Strenge hat walten laſſen, ſondern auf den gebräuchlichen Geſchäl bauſtang 
Rückſicht genommen hat. Wird der Vormund erſappflichtig gemacht, ſo iſt ihm die Verleh 
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ſeiner Pflichten nachzuweiſen (ſ. hierüber $ 1664 A 1). Die Unterlaſſung einer dem Vormunde 
obliegenden Pflicht wird regelmäßig den tatſächlichen Schluß rechtfertigen, daß die Unter⸗ 
laſſung auf einem Verſchulden beruht. Es iſt dann Sache des Vormundes, den Entlaſtungs⸗ 
beweis zu führen, daß ihm gleichwohl ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt (abw. RG 76, 185; 
JW 1911, 9840. Regelmäßig iſt der Vormund verantwortlich, wenn er die erforderliche 
vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung nicht eingeholt hat. Entſchuldigt kann er dadurch 
ſein, daß er durch den Vormundſchaftsrichter ſelbſt in den Glauben verſetzt iſt, es bedürfe 
der Genehmigung nicht. Mit dem Einwande, daß der Vormundſchaftsrichter, wenn er darum 
angegangen wäre, die Genehmigung erteilt haben würde, iſt der Vormund aller Regel nach 
nicht zu hören (vgl. R JW 1911, 98520). — Hat der Vormund in betrüglichem Einver 
ſtändnis mit dem Vertragsgegner zum Nachteil des Mündels gehandelt, ſo iſt auch der 
Gegner erſatzpflichtig und kann aus dem Vertrage keine Anſprüche gegen den Mündel herleiten. 


2. Die den Vormund haftbar machende Pflichtverletzung unterſteht nicht den Vorſchriften 
über unerlaubte Handlungen. Von dem Vormunde wird, falls er nicht zur Vormundſchaft 
unfähig ilt (vgl. $ 1780 A 1), durch Übernahme des Amtes ein beſonderes Verpflichtungs⸗ 
verhältnis gegenüber dem Mündel eingegangen, das einem Schuldverhältnis gleichartig 
iſt. Durch das Beſtehen eines Untauglichkeitsgrundes (§ 1781) wird dies Verpflichtungs⸗ 
verhältnis nicht ausgeſchloſſen. Der hieraus entſpringende Schadenserſatzanſpruch des 
Mündels unterliegt demgemäß nicht der dreijährigen Verjährung des § 852, ſondern der all- 
gemeinen dreißigjährigen Verjährung (NG 8. 7. 07 IV 29/07). Gemäß 8 204 letzter Satz iſt 

ie Verjährung während der Dauer des Vormundſchaftsverhältniſſes gehemmt. Es greift 
nicht der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung, ſondern der Gerichtsſtand der Vermögens⸗ 
verwaltung (§ 31 ZPO) Platz, der ſich regelmäßig nach dem Wohnſitz des Vormundes be⸗ 
ſtimmt. Bei der Annahme eines ſchuldrechtlichen Verpflichtungsverhältniſſes liegt es nahe, 
auf den Vormund die Vorſchrift des $ 278 zur Anwendung zu bringen, wonach der Schuld 
ner ein Verſchulden des Erfüllungsgehilfen in gleichem Umfange wie eigenes Verſchulden 
zu vertreten hat. Dieſe Folgerung muß jedoch abgelehnt werden. Der Vormund haftet, 
Diveit er einen Erfüllungsgehilfen annehmen darf (vgl. 8 1793 A 2), immer nur für eigenes 

erſchulden, das ihn bei der Auswahl oder der Beauffichtigung trifft. Nur das wird von 
em Vormunde verlangt, daß er ſeine Tätigkeit im Intereſſe des Mündels aufwendet und 
hierbei mit der gehörigen Sorgfalt verfährt. Eine weitergehende Haftung, die dem Vor⸗ 
munde geradezu ein Vermögensopfer auferlegen würde, iſt vom Geſetz nicht gewollt. Wegen 
des Vorrechts des Mündels im Konkurſe des Vormundes ſ. § 61 Nr 5 KO. 


3. Die zu 1 u. 2 dargeſtellten Grundſätze gelten auch für den Gegenvormund, der ſich 
durch Vernachläſſigung der Überwachungspflicht (§ 1799 A 1) oder durch pflichtwidrige Er- 
!ellung der Genehmigung erſatzpflichtig machen kann. Dem Gegenvormunde kann es als Schuld 
anzurechnen ſein, daß er, wenn der Vormund fortgeſetzt die Pflicht der Rechnungslegung 
nicht erfüllt, nicht Veranlaſſung nimmt, über das unverſehrte Vorhandenſein des Mündel 
vermögens ſich zu unterrichten, oder daß er, nachdem auf ſeinen Antrag dem Vormunde behufs 
Auszahlung des Anteils des volljährig gewordenen Mündels die Ermächtigung zur Empfang 
nahme der für die Mündel hinterlegten Wertpapiere erteilt iſt, ſich nicht darum kümmert, ob 

er den Minderjährigen verbleibende Reſt des Vermögens wieder mündelſicher angelegt iſt. 
‚ver Gerichtsſtand der Vermögensverwaltung beſtimmt ſich auch für den Gegenvormund nach 
em Orte der von dem Vormunde geführten Verwaltung. 
8 4. Iſt dem Mündel ein Schaden durch das Verſchulden mehrerer Vormünder (vgl. 
3 1797 A 1) oder des Vormundes und Gegenvormundes, des Vormundes und Vor⸗ 
mundſchaftsrichters entitanden, ſo hat nach allgemeinen Grundſätzen (vgl. jedoch Über 
die Haftung des Vormundſchaftsrichters § 839) ein jeder für die Folgen feines ſchuldhaften 
Handelns in vollem Umfange einzustehen, fo daß ein Geſamtſchuldverhältnis begründet 
nee Im Verhältnis zueinander find die Geſamtſchuldner nach der Regel des $ 426 zu 
gleichen Anteilen in der Art verpflichtet, daß der bei einem Geſamtſchuldner entſtehende Aus- 
ſall gleichteilig von den übrigen zu tragen iſt. Dieſe Regel erleidet — entſprechend der Vor⸗ 
ſchrift des § 840 Abf 2 — eine Ausnahme, wenn der Mitvormund oder Gegenvormund nur 
wegen Verletzung der Aufſichtspflicht haftet. Der Schaden fällt hier, was die Aus⸗ 
gieichungspflicht betrifft, dem Vormunde, der den Schaden durch feine Handlung verurſacht 
jene allein zur Laſt. Eine andere Verteilung des Schadens kann auch fonft nach Maßgabe 
Vorßl asg gerechtfertigt fein (RG 84, 211). Keine Ausgleichungspflicht trifft nach $ 841 den 

ormundſchaftsrichter. 

8 1834 


Verwendet der Vormund Geld des Mündels für ſich, jo hat er es von der 
eit der Verwendung an zu verzinſen !). 

E 1 1697 II 1738; M 4 1180; ® 4 817. 

YUV, Kommentar von Reichsgerichtsräten. TIL. Band. 3. Aufl. 30 
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1. Die Verpflichtung zur Verzinſung ſtellt ſich als eine über die Grenzen des § 1834 
nicht auszudehnende Schadenserſatzpflicht dar, welche die Beſonderheit hat, daß ſie weder 
ein Verſchulden des Vormundes noch den Nachweis eines dem Mündel entſtandenen Schadens 
vorausſetzt (vgl. $ 668). Die Verzinſung erfolgt nach § 246 mit 4 vom Hundert. Dem Mündel 
iſt es unbenommen, einen ihm erwachſenen höheren Schaden, für den er dann beweispflichtig 
iſt, erſetzt zu verlangen. In der bloßen Vermiſchung des dem Mündel und dem Vormunde 
gehörigen Geldes ift eine Verwendung im Sinne des $ 1834 noch nicht zu ſehen. Dagegen 
tritt eine Verzinſungspflicht hinſichtlich des Anteils des Mündels an dem vermiſchten Gelde 
ein, ſoweit dieſes der Vormund in ſeinem eigenen Nutzen verwendet hat. 


8 1835 


Macht der Vormund zum Zwecke der Führung der Vormundſchaft Auf⸗ 
wendungen, ſo kann er nach den für den Auftrag geltenden Vorſchriften der 
SS 669, 670 von dem Mündel Vorſchuß oder Erſatz verlangen. Das gleiche 
Recht ſteht dem Gegenvormunde zu. 

Als Aufwendungen gelten auch ſolche Dienſte des Vormundes oder des 
Gegenvormundes, die zu ſeinem Gewerbe oder ſeinem Berufe gehören!) 2). 

E I 1698 II 1734; M 4 1181; P 4 817. 


1. Hat der Vormund Aufwendungen an Geld oder ſonſtigen Gegenſtänden gemacht, 
die er ohne Verſchulden für gerechtfertigt halten durfte, fo kann er gemäß § 670 Erſatz be- 
anſpruchen, worüber im Streitfalle der Prozeßrichter entſcheidet. Der Feſtſetzung durch das 
Vormundſchaftsgericht unterliegen die Aufwendungen nicht. Sind die Gegenſtände dem 
Mündel zur Benutzung überlaſſen, ſo kann natürlich nur Entſchädigung für dieſe Benutzung 
Mietzins uſw.) gefordert werden. Ein Anſpruch auf Erſatz für Zeitverſäumnis ſteht dem 
Vormunde nicht zu, auch dann nicht, wenn er durch die Verſäumnis Einbuße an ſeinem Tage⸗ 
lohn erleidet (beſtr.). Wird ihm hierfür, wie es meiſt geſchieht, eine Entſchädigung gewährt, 
ſo handelt es ſich um eine Vergütung im Sinne des § 1836. Hinſichtlich der Leiſtung von 
Dienſten iſt zu unterſcheiden zwiſchen den zur Verwaltungstätigkeit gehörigen vormund- 
ſchaftlichen Dienſten und den ſonſtigen Dienſten, welche der Vormund regelmäßig durch einen 
andern auf Koſten des Mündels verrichten läßt. Iſt der Vormund in der Lage, letztere Dienſte, 
weil fie zu feinem Gewerbe oder Berufe gehören, ſelbſt zu leiſten, fo kann er hierfür 
angemeſſene Vergütung fordern. Dem Vormund, der zugleich Rechtsanwalt iſt, ſtehen 
deshalb die tarifmäßigen Gebühren für Vertretung des Mündels im eigentlichen Rechts. 
ſtreit zu, nicht aber für die Vereinnahmung und Ablieferung von Geldern, für den Erlaß 
eines Mahnſchreibens und derartige Handlungen, die über die dem Vormunde allgemein 
obliegende Verwaltungstätigkeit nicht hinausgehen (vgl. LZ 1915, 1140 ff.). Zu dem dem 
Vormunde gebührenden vollen Erſatz gehört es, daß der ihm zukommende Geldbetrag bereits 
von der Zeit der Verwendung an zu verzinſen iſt ($ 256; f. auch 8 246 BGB und 8 352 
HGB wegen des Zinsfußes). Beſteht die Aufwendung in Übernahme einer Verbindlichkeit, 
ſo kann der Vormund gemäß $ 257 Erſatz durch Befreiung von der Verbindlichkeit 
und, wenn dieſe noch nicht fällig iſt, jedenfalls Sicherheitsleiſtung dafür, daß er nicht in 
Anſpruch genommen wird, verlangen. 

2. Ebenſowenig wie der Vormund zu Vermögensaufwendungen verpflichtet iſt, kann 
von ihm verlangt werden, daß er in Vorſchuß geht (vgl. § 669). Er kann die ihm obliegenden 
Ausgaben unmittelbar aus dem Mündelvermögen beſtreiten, und es iſt feine Sache, dafür 
zu ſorgen, daß das Mündelvermögen die zur Berichtigung ausreichenden Barmittel enthält. 
Auch die Portoauslagen braucht er nicht vorzuſchießen. Doch würde er ſich, wenn er hierzu 
nicht bereit iſt, bei Vermögensloſigkeit der Vormundſchaft an Stelle des Schriftwechſels zur 
mündlichen Rückſprachnahme entſchließen müſſen, ohne für diefe Gänge Anſpruch auf Erſa 
wegen Zeitverſäumnis zu haben. Der Anſpruch des Vormundes auf Leiſtung eine 
Vorſchuſſes kann, da er das Mündelvermögen ſelbſt verwaltet, hauptſächlich nur von Be” 
deutung werden zugunſten des Mitvormundes, wenn Mittel zur Deckung zwar nicht in dem 
von ihm ſelbſt verwalteten Mündelvermögen, wohl aber in dem unter Verwaltung des 
andern Vormundes ſtehenden Vermögen vorhanden ſind, oder wenn den Mitvormündern 
die gemeinſchaftliche Verwaltung übertragen iſt. Auch der Gegenvormund kann in die Lage 
kommen, zur Deckung barer Auslagen einen von dem Vormund auszuzahlenden Vorſchuß 


zu erfordern. 
§ 1836 


Die Vormundſchaft wird unentgeltlich geführt. Das Vormundſchafts⸗ 
gericht!) kann jedoch dem Vormund und aus beſonderen Gründen auch dem 
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Gegenvormunde) eine angemeſſene Vergütung bewilligen. Die Bewilligung 
ſoll nur erfolgen, wenn das Bermögen des Mündels ſowie der Umfang 
und die Bedeutung der vormundſchaftlichen Geſchäfte es rechtfertigen 2), 
Die Vergütung kann jederzeit für die Zukunft geändert oder entzogen 
werden ). 


Vor der Bewilligung, Anderung oder Entziehung ſoll der Vormund und, 
wenn ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen iſt, auch dieſer gehört 
werden!). 

E 1 1699 II 1735; M 4 1181; P 4 817. 


1. Die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts über Bewilligung einer Vergütung 
hat nur die Bedeutung, daß der Vormund (Gegennormund) berechtigt iſt, den feſtgeſetzten 
Betrag aus dem Mündelvermögen zu entnehmen. Kann der Vormund ſeine Befriedigung 
auf dieſem Wege nicht mehr erlangen, ſo iſt er auf den Klageweg angewieſen. Über die 
Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts J. A 2 a. E. Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor der Ent⸗ 
cheidung den Vormund und Gegenvormund hören. Die Entſcheidung kaun es jeder⸗ 
zeit abändern, auch wenn die zu vergütenden Dienſte bereits geleiſtet find ($ 13 FGG, KGJ 
51 A 44), ſoll aber auch in dieſem Falle vorher den Vormund und Gegenvormund hören. 
Mit der Feſtſetzung der Vergütung braucht nicht ſo lange gewartet zu werden, bis die gegen 


gericht auch dann noch befugt, wenn ſeine Entfcheidung in der Beſchwerdeinſtanz beſtätigt 
iſt, falls inzwiſchen neue Geſichts unkte, die eine andere Beurteilung rechtfertigen, hervorgetreten 


shalb das Vorliegen eines Rechtsverſtoßes (8 27 568) angenommen werden darf, nicht 

egründet werden kann. Kommt ſes zum Prozeſſe, ſo bleibt die Eutſcheidung des Bormund- 

chaftsgerichts, ſoweit nicht inzwiſchen die Sachlage ſich verandert hat, für den Prozeßrichter 

maßgebend (a. M. Staudinger A 3; vgl. Koh in RIA 6 S. 13ff. u. 34). Über die Be⸗ 

uguts des Vormundſchaftsgerichts und epi richts, die Vergütung noch nach Be: 
1 


2. Vo rausſetzungen der Vergütung. Für die Bewilligung der Vergütung und die Be⸗ 
meſſung der Höhe kommt es weſentlich auf die Größe des Mündelvermögens, d. i. der Zu 
em Vermögen gehörigen Werte, nicht des nach Abzug der Schulden verbleibenden Rein⸗ 
vermögens (RIA 13, 167), und die Mühewaltung des Vormundes an, die objeftiv nach 
denn Umfang der Geſchäfte und der Schwierigkeit der Verwaltung zu beurteilen iſt. Neben 
bei kann auch der Erfolg der Mühewaltung berückſichtigt werden. Auch der Umſtand kann 
el, Betracht kommen, daß der Vormund ein naher Verwandter des Mündels iſt, dem daher 
ober ein Opfer zugemmntet werden kann wie einem Fremden. Die Bewilligung kann aber 
nacht aus dem Grunde abgelehnt werden, weil der Vormund vermögend ill. Der von der 
eichstagskommiſſinn gemachte Vorſchlag, den Höchſtbetrag der Vergütung ‚auf 2 vom 
va des Vermögensbeſtandes feſtzuſetzen, iſt nicht Geſet geworden. Für die Felt, 
etzung des Vormundſchaftsgerichts ſind allein entſchedend die der vormundſchafflichen Ver. 
ſtalltung angehörigen lunſtände. Über ſonſtige die Zahlungspflicht beeinfluſſende Um: 
Fende, die Frage einer Einigung zwiſchen dem früheren Mündel und dem Vormund, die 
Se der Tilgung uſw., bat lediglich das Prozeßgericht zu entſcheiden (vgl. Joſef in Bad- 
1913, 170ff.). Durch die auf Grund der Feſtſetzung des Vormundſchaftsgerichts er⸗ 
gangene Eutſcheidung des Prozeßgerichts wird das Vormundſchaftsgericht er andern 
Heſtſetung der Vergütung nicht gehindert (OLG Hamburg in JW 1916, 550). — Kein 
Dülpruch auf Vergütung ſteht dem ſtädtiſchen Sammelvormunde zu, der für ſeine 
we 1 das ihm als ſtadtiſchen Beamten gewährte Gehalt entſchädigt wird (Rel 


. Gegenüber dem früheren Recht ift es eine Neuerung, daß auch dem Gegenvormund 
ante jr ung bewilligt werden kann, was jedoch nur unter außergewöhnlichen Umſtänden 
aft iſt. 


30% 
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III. Fürſorge und Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts 
8 1837 
Das Vormundſchaftsgericht hat über die geſamte Tätigkeit des Bormundes 
und des Gegenvormundes die Aufſicht zu führen und gegen Pflichtwidrig⸗ 
keiten durch geeignete Gebote und Verbote einzuſchreiten!) ). 
Das Vormundſchaftsgericht kann den Vormund und den Gegenvormund 
zur Befolgung ſeiner Anordnungen durch Ordnungsſtrafen anhalten. Die 


einzelne Strafe darf den Betrag von dreihundert Mark nicht überjteigen?). 
E I 1684 II 1714; M 4 1010 ff., 1026 u. 1155; P 4 800. 


1. Das Aufſichtsrecht des Vormundſchaftsgerichts ift, wie ſchon die Überſchrift zu dieſem 
Abſchnitt „Fürſorge und Aufſicht“ erkennen läßt, nicht darauf beſchränkt, rein formal die Inne 
haltung der dem Verwaltungsrecht des Vormundes durch Geſetz oder Anordnung des Zu⸗ 
wenders (8 1803) gezogenen Grenzen zu überwachen. Das Vormundſchaftsgericht hat viel: 
mehr zum Schutze des Mündels gegen Pflichtwidrigkeiten des Vormundes einzuſchreiten, 
mögen dieſe auch nur darin beſtehen, daß er unter Außerachtlaſſung der ihm nach $ 1833 (1789) 
obliegenden Sorgfalt etwas tut oder unterläßt, was zum Schaden des Mündels ausſchlagen 
muß. Der Vormundſchaftsrichter hat ſich ſelbſtverſtändlich davor zu hüten, in die dem Vor 
munde gewährleiſtete Selbſtändigkeit einzugreifen. Steht lediglich in Frage, ob eine Maß⸗ 
nahme mehr oder weniger zweckmäßig iſt, ſo darf er nicht ſeine Anſicht, wennſchon er ſie 
zur Kenntnis des Vormundes bringen darf, über deſſen Anſicht e Der Vormund 
bat hier nach freiem Ermeſſen zu handeln. Iſt aber die Zweckwidrigkeit eine ſo große, 
daß eine erhebliche Schädigung des Mündels eintreten muß und iſt danach das Verhalten 
des Vormundes ſachlich als ein pflichtwidriges zu beurteilen, fo darf der Vormundſchafts⸗ 
richter nicht ſäumen, hiergegen einzuſchreiten (vgl. KO in OLG 7, 125 abw. Staudinger 
A le und Planck A 1). Er kann allerdings, wenn die Pflichtwidrigkeit dem Vormunde 
nicht als Verſchulden anzurechnen iſt (vgl. KG in RIA 6, 259) und der Vormund die War 
nungen oder Empfehlungen des Vormundſchaftsgerichts nicht beachtet, nur in der Weiſe 
vorgehen, daß er den Vormund wegen Gefährdung der Intereſſen des Mündels entläßt 
(8 1886). Schon vor der Entlaſſung kann er aber dem Vormunde vorläufig bis zur Ent 
ſcheidung des neuen Vormundes die Vornahme der den Mündel gefährdenden Handlungen 
verbieten (K in RIA 6, 18). Eine bindende Entſcheidung über Anſprüche des Mündels 
gegen den Vormund oder des letzteren gegen den Mündel kann — abgeſehen von der Feſt⸗ 
ſetzung der Vergütung ($ 1836) — von dem Vormundſchaftsgericht kraft ſeines Aufſichtsrechts 
nicht getroffen werden, auch nicht bei Prüfung der von dem Vormund zu legenden Rechnungen 
(j. bierüber $ 1843 A 2). Das Vormundſchaftsgericht kann auch hinſichtlich der Rechtsſtreitig · 
keiten mit dritten Perſonen in das dem Vormunde zuſtehende freie Ermeſſen (ſolange dieſer 
nicht geradezu pflichtwidrig handelt) nicht eingreifen. Es kann insbeſondere den Vormund 
nicht anhalten, die von einem Dritten gegen den Mündel erhobenen Auſprüche anzuerkennen, 
Was die Unterhaltsanſprüche des Mündels gegen den natürlichen Vater betrifft, ſo wird 
das Vormundſchaftsgericht darauf beſtehen können, daß dieſer, wenn er den Prozeß vermeiden 
will, ſeine Verpflichtungen in vollſtreckbarer Urkunde anerkennt. Zu dem Aufgabenkreiſe 
des Vormundſchaftsgerichts gehört es, zu der vont Vormund beantragten Namensänderung 
auf Erſuchen der Verwaltungsbehörde Stellung zu nehmen (KJ 46 A 80). — Verſchieden 
von der Aufſicht iſt die unterſtützende Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts, die ſich 
darin äußert, daß es im einzelnen Falle dem Vormunde Nat gibt, was zu tun und zu unter 
laſſen iſt und daß es mit den ihm als Behörde zu Gebote ſtehenden, dem Vormunde m 
leicht erreichbaren Mitteln Hilfe leiſtet (vgl. über die vom Vormundſchaftsgericht zur 
mittlung des Aufenthalts des Kindes zu leiſtende Unterſtützung KGJ 47 A 35). Die Unter 
ſtützung darf niemals ſo weit gehen, daß dem Vormunde die Verwaltung abgenommen wird. 
Das Vormundſchaftsgericht darf auch nicht etwa die ſtaatliche Gewalt in den Dienſt 
Vormundes zur Erfüllung der dieſem obliegenden Aufgaben ſtellen, es darf insbeſondere 
nicht den Zeugniszwang zur Ermittlung des unehelichen Erzeugers des Mündels verwenden 
Ein hierauf gerichtetes Erſuchen an ein anderes Gericht ift unzuläſſig (R Gruch 56, 120% 
Ebenſowenig iſt es Sache des Vormundſchaftsgerichts, die zur Entſcheidung eines Prozeſſe. 
dienlichen Beweiſe, deren Aufnahme in das Prozeßverfahren gehört, unter Kusmubung der 
Machtmittel des Staates für die bürgerliche Geſchäftstätigkeit des Vormundes im * — 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit zu erheben oder durch ein erſuchtes Gericht erheben zu laſſe 
(RG 22 1917, 383 f ie 

2. Die Ausübung des Aufſichtsrechts findet nur im Intereſſe des Mündels ſtatt. Dr fe 
Perſonen können deshalb ein Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts in ihrem Juie ref 
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behufs Verwirklichung der von ihnen erhobenen Anſprüche nicht verlangen und ſind dem⸗ 
gemäß, wenn ihren Anträgen nicht ſtattgegeben wird, auch nicht zur Erhebung der Beſchwerde 
berechtigt (OLG 7, 125; BayObLG 7, 98). Beſchwerdeberechtigt iſt nach 857 Nr 6 0 
der Gegenvormund, wenn ſein Antrag, gegen den Vormund wegen pflichtwidrigen Verhaltens 
einzuſchreiten, zurückgewieſen iſt. Außerdem iſt durch § 57 Nr 9 FG gegen eine auf dem 
Gebiete der Sorge für die Perſon des Mündels liegende Verfügung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts jedem Beteiligten ein Beſchwerderecht im Intereſſe des Mündels (RG 64, 290) ein- 
geräumt, das auch von dem über 14 Jahre alten, nicht geſchäftsunfähigen Mündel ausgeübt 
werden kann (8 59 daſ.). i 3 

3. Zur Durchführung der von ihm erlaſſenen Aufſichtsanordnungen, mögen fie formeller 
oder ſachlicher Natur ſein, iſt dem Vormundſchaftsgericht das Recht der Verhängung von 
Ordnungsſtrafen bis zu 300 Mark gegeben (j. hierüber Vorbem 5 vor 8 1773). Die Ordnungs⸗ 
ſtrafe (deren Mindeſtbetrag gemäß dem allgemeinen Grundſatze des § 27 StGB auf 1 Mark 
anzunehmen iſt) dient nur dazu, die Anordnungen des Vormundſchaftsgerichts zu erzwingen 
(Exekutivſtrafe) und kann deshalb, ſobald die Anordnung zur Ausführumg gekommen iſt, 
nicht mehr feſtgeſetzt oder beigetrieben werden (KJ 41 A 34). Die Ordnungsſtrafgewalt 
kann nicht dazu benutzt werden, einen früheren Ungehorſam des Vormundes zu beſtrafen. 
Eine Beſchwerde wird nicht nur gegen die Feſtſetzung, ſondern auch ſchon gegen die An- 
fein der Ordnungsſtrafe (OLG 18, 299; vgl. 5 1886 A 3 und $ 33 FGG) zuzulaſſen 
ein (beſtr.). - 


8 1838 


Das Vormundſchaftsgericht kann anordnen, daß der Mündel zum Zwecke 
der Erziehung in einer geeigneten Familie oder in einer Erziehungsanſtalt 
oder einer Beſſerungsanſtalt untergebracht!) wird. Steht dem Vater oder 
der Mutter die Sorge für die Perſon des Mündels zu, ſo iſt eine ſolche An⸗ 
ordnung nur unter den Vorausſetzungen des § 1666 zuläfjig?). 

E 1 1685 II 1715; M 4 1166; P 4 800. 


1. Auf dem Gebiete der Erziehung des Kindes iſt dem Vormundſchaftsgericht in Er- 
weiterung feiner Aufſichtsbefugniſſe aus § 1837 das Recht gegeben, über die anderweite Untere 
bringung des Mündel, falls es nach feinem Ermeſſen die bisherige Unterbringung als dieſem 
nachteilig erachtet, Beſtimmung zu treffen und nötigenfalls die Unterbringung ſelbſt herbei⸗ 
zuführen. Für zuläffig iſt eine ſolche Unterbringung von dem KG ſchon zum Zweck der Aus⸗ 
bildung des Mündels in der deutſchen Sprache erachtet (3 Bl 5, 260227). Vor der Entſcheidung 
ind der Vormund und Gegenvormund ſowie nach Maßgabe des 8 1847 Verwandte und Ver: 
ſchwägerte des Mündels zu hören. Überläßt das Vormundſchaftsgericht dem Vormunde 
die Unterbringung, ſo muß es ſich in der Anordnung beſtimmt darüber ausſprechen, welche 
der zuläſſigen drei Maßnahmen (Unterbringung in eine Familie, eine Erziehungsanſtalt 
oder Beſſerungsanſtalt) ergriffen werden ſoll. Die Unterbringung hat zur Folge, daß 
der Vormund die planmäßige Erziehung des Mündels der neuen Stätte überlaſſen muß, 
wodurch jedoch im übrigen ſein Recht der Sorge für die Perſon des Mündels nicht verloren 
geht. Hinſichtlich der Unterbringung des Mündels in eine Krankenanſtalt, Irrenanſtalt uſw., 
die nicht zu Zwecken der Erziehung erfolgt, verbleibt es bei den Beſtimmungen des 8 1837. 
Das Vormundſchaftsgericht hat es dem Befinden des Vormundes zu Überlaſſen, welche Maß⸗ 
nahmen im einzelnen zur Heilung des Mündels, zur Bewachung des Geiſteskranken uſw. 
vorzunehmen find (vgl. KG in OLG 12, 346). 4 8 
R Das Recht der Unterbringung ift dem Vormundſchaftsgericht nur gegeben gegenüber 

em Vormunde, nicht gegenüber dem für die Perjon des Mündels fürſorgeberechtigten 
Elternteil (vgl. § 1800 A 2). Ihm gegenüber kann das Recht der Sorge für die Perſon des 
Kindes ebenſo wie die elterliche Gewalt nur unter den Vorausſetzungen des § 1660 (ſchuld⸗ 
i 90 1 9 des geiſtigen oder leiblichen Wohles des Kindes) eingeſchränkt werden 


§ 1839 
Der Vormund ſowie der Gegenvormund hat dem Vormundſchaftsgericht 
auf Verlangen jederzeit über die Führung der Vormundſchaft und über die 
perſönlichen Verhältniſſe des Mündels Auskunft!) zu erteilen. 
EI 1686 II 1716; M 4 1156; P 4 302. 
1. Kraft des Auffichtsrechts iſt das Vormundſchaftsgericht befugt, über alle die Vormund⸗ 


Khaft betreffenden Angelegenheiten, ſowohl über die perſönlichen Verhältniſſe des 
Mündels — was in 8 1839 beſonders hervorgehoben iſt — als über die Angelegenheiten 
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der Vermögensverwaltung von dem Vormunde Auskunft zu erfordern. Zur Erteilung 
von Auskunft über beſtimmte Vermögensangelegenheiten iſt auch der von der Pflicht 
der Rechnungslegung befreite Vormund verbunden. Auf Grund des Aufſichtsrechts kann 
das Vormundſchaftsgericht bei beſonderer Veranlaſſung auch verlangen, daß ihm die zum Ver⸗ 
mögensverzeichnis gehörigen Belege (KJ 36 A 38), die zum Mündelvermögen gehörigen 
Wertpapiere uſw. vorgelegt werden, und kann unter beſondern Umſtänden auch eine Prüfung 
des Standes des Geſchäfts durch einen Sachverſtändigen vornehmen laſſen. Das Vor 
mundſchaftsgericht kann, wennſchon es dem Vormunde im allgemeinen nicht verwehrt iſt, 
ſich bei Erledigung vormundſchaftlicher Angelegenheiten durch einen Bevollmächtigten ver- 
treten zu laſſen ($ 1793 A 2), von dem Vormunde, auch dem Berufsvormunde, verlangen, 
daß dieſer den zu erſtattenden Bericht perſönlich unterzeichnet, wie das Vormundſchafts⸗ 
gericht auch das perſönliche Erſcheinen des Vormundes zum Zivede der Berichterſtattung 
verlangen kann (RIA 13, 70). 


§ 1840 

Der Vormund hat über ſeine Vermögensverwaltung dem Vormundſchafts⸗ 
gerichte Rechnung zu legen!). 

Die Rechnung iſt jährlich zu legen. Das Rechnungsjahr wird von dem 
Vormundſchaftsgerichte beftimmt?). 

Iſt die Verwaltung von geringem Umfange, ſo kann das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht, nachdem die Rechnung für das erſte Jahr gelegt worden iſt, 
anordnen, daß die Rechnung für längere, höchſtens dreijährige Zeitabſchnitte 
zu legen ijt?). 

E 1 1687 Abi 1—3 II 1718; M 4 1157; P 4 802. 


1. Die Verpflichtung zur Rechnungslegung beſteht nicht bloß dem Vormundſchafts⸗ 
gericht, ſondern als privatrechtliche Pflicht auch dem Mündel gegenüber (beſtr.). Der Vor⸗ 
mund macht ſich dieſem gegenüber verantwortlich, wenn er die Rechnungslegung unterläßt. 
Er kann ſich auch nicht damit entſchuldigen, daß das Vormundſchaftsgericht die Rechnungs⸗ 
legung nicht von ihm gefordert habe. Die Rechnungspflicht erſtreckt ſich — abweichend von 
der Pflicht zur Einreichung des Vermögensverzeichniſſes (vgl. 5 1802 A 1) — nur auf das 
geſetzlich der Verwaltung des Vormundes unterliegende Vermögen. Dadurch, daß das 
Vermögen ſich im Beſitz eines Nießbrauchers oder Pfandgläubigers befindet, wird die Rech⸗ 
nungslegung nicht ausgeſchloſſen, wennſchon dieſe bei dem etwaigen Fehlen von Einnahmen 
und Ausgaben ſich auf die Einreichung einer Vermögensüberſicht beſchränken muß. Keine 
Rechnungslegung findet ſtatt, ſoweit das Mündelvermögen in der Nutznießung und Ver⸗ 
waltung eines andern ſteht, mag auch der Vormund ſelbſt der Inhaber dieſes Rechtes ſein. 
Ohne Einfluß auf die Rechnungslegungspflicht iſt es, wenn der Vormund die Verwaltung 
ganz oder teilweiſe einem andern überlaſſen hat, mag die Überlaſſung auch mit Geneh⸗ 
migung des Vormundſchaftsgerichts geſchehen ſein. Der Vormund kann ſich hierdurch der 
geſetzlichen Verpflichtung zur Rechnungslegung, insbeſondere zur Legung der Schlußrech⸗ 
nung, nicht entziehen. Seine Sache iſt es, die zur Aufſtellung der Rechnung erforderlichen 
Unterlagen von dem Verwalter zu beſchaffen (vgl. RG 2. 4. 94 IV 383/98). Iſt die Ver 
waltung des Vermögens unter mehrere Vormünder nach beſtimmten Geſchäftszweigen ver, 
teilt (§ 1797 Abſ 2), jo legt jeder Vormund über feine Verwaltung beſondere Rechnung. Bei 
ungeteilter Verwaltung haben die mehreren Vormünder gemeinſchaftlich Rechnung zu legen 
($ 1797 Abſ 1). Aus der Pflicht zur Rechnungslegung folgt auch die Pflicht, die Richtigkeit 
der Rechnung durch Leiſtung des Offenbarungseides zu bekraftigen (8 259 Abſ 2). Dieſe eidliche 
Verſicherung kann jedoch nur der Mündel nach beendeter Vormundſchaft, nicht auch der Regel 
nach, da ſonſt den Rechten des Mundels vorgegriffen würde, das Vormundſchaftsgericht ver 
langen. Die Koſten der Rechnungslegung fallen dem Mündel zur Laſt. Der Vormund kann, 
wenn er bei der Rechnungsaufſtellung ſich fremder Hilfe bedient hat und dies nach den Um 
ſtanden gerechtfertigt erſcheint, auch die hierfür gemachten Aufwendungen gemäß § 1835 
erſetzt verlangen. 5 z 

2. Das Rechnungsjahr iſt behufs gleichmäßiger Verteilung der Prüfungslaſt auf das 
Geſchaftsſahr von dem Vormundſchaftsgericht zu beſtimmen. Infolge dieſer Beſtimmung 
kann ſich das mit der Beſtellung des Vormundes beginnende erſte Rechnungsjahr verkürzen. 
Line Verlängerung dieſes Rechnungsfahrs iſt unſtatthaft. Erſt nach Legung der Rechnung 
für das erſte Jahr kann die Rechnungslegungsperiode, was nur bei kleineren Verwaltungen 
geſchehen ſoll, auf einen längeren Zeitraum, der drei Jahre nicht überſteigen darf, 
feftgefeßt werden. Dieſe Anordnung kann das Vormundſchaftsgericht jederzeit wieder ändern. 
Ein Erlaß der Rechnungslegung iſt unzuläſſig. 
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8 1841 


Die Rechnung ſoll eine geordnete Zuſammenſtellung der Einnahmen und 
Ausgaben enthalten, über den Ab⸗ und Zugang des Vermögens Auskunft 
geben und, ſoweit Belege erteilt zu werden pflegen, mit Belegen verſehen ſein!). 

Wird ein Erwerbsgeſchäft mit kaufmänniſcher Buchführung betrieben, 
ſo genügt als Rechnung eine aus den Büchern gezogene Bilanz. Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht kann jedoch die Vorlegung der Bücher und ſonſtigen Be⸗ 
lege verlangen?). 

E I 1687 Abſ 4, 5 II 1719; M4 1158; P 4 802. 


1. Die Zuſammenſtellung der Einnahmen und Ausgaben, welche die Rechnung 
enthalten ſoll, muß eine nach Gegenſtänden geordnete fein. Im übrigen dürfen an die Über⸗ 
ſichtlichteit der Rechnung keine zu großen Anforderungen geſtellt werden (vgl. M 4, 1158) 
und darf insbeſondere nicht etwa die Benutzung eines beſtimmten Formulars verlangt werden. 
Es genügt, wenn die Ba fo aufgeſtellt ift, daß fie verſtändlich ift. Das Bormundichafts- 
gericht kann, ſoweit es zum Verſtänduis der Rechnung nötig erſcheint, nähere Erläuterung 
der Angaben fordern. Iſt aus der Rechnung eine Überſicht nicht zu gewinnen, ſo kann der 
Vormund zur Neuaufſtellung der Rechnung vorgeladen werden. Eine Überſicht über den 
zeitigen Beſtand des Vermögens braucht mit der Rechnung nicht verbunden zu ſein. Statt 
deſſen ſoll, damit das Vermögensverzeichnis danach erganzt werden kann, ein Bericht über 
den während des Zeitabſchnitts der Rechnungslegung eingetretenen Ab⸗ und Zugang 
(Verminderung und Vermehrung) des Vermögens beigefügt werden, der zweckmäßig am Schluſſe 
der Rechnung zu geben iſt. Was die Beifügung von Belegen (Einnahmebelegen und Aus 
gabebelegen) betrifft, ſo iſt nicht zu verlangen, daß über jede untergeordnete Ausgabe ein 
Beleg erteilt wird. Es kommt hierfür auf die Gepflogenheiten des geſchäftlichen Lebens an. 
Die größere oder geringere Vertrauenswürdigkeit des Vormundes kann nicht entſcheidend 
ſein. Die Belege ſind nach Prüfung der Rechnung, falls nicht ein beſonderer Grund vorliegt, 
ie bei den Akten zurückzubehalten, an den Vormund zur Aufbewahrung zurückzugeben. Es 
kann zweckmäßig ſein, ſie vor der Rückgabe mit einem Vermerke zu verſehen, daß ſie bei Prüfung 
der Rechnung vorgelegen haben. 

2. Dies gilt nicht bloß für ein kaufmäuniſches Geſchäft, ſondern für ein jedes Erwerbs⸗ 
geſchäft mit kaufmänniſch eingerichteter Buchführung. Die Bilanz enthält die aus den Ge⸗ 
ſchaftsbuchern hervorgehenden Schlußſummen (Wert: und Schuldbeſtände, Gewinn und 
Verluſtheträge) und den hieraus ſich ergebenden Ausgleichungsbetrag. Zur Prüfung der 
Bilanz können die Bücher und Belege eingefordert werden. Durch § 1841 Abſ 2 iſt eine von 
$ 259 Ub| 1 abweichende Vorſchrift gegeben, die auch für die Legung der Schlußrechnung 
G 1890 A 3) Geltung behält. 

8 1842 
Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, ſo hat ihm der 
Sormund die Rechnung unter Nachweiſung des Vermögensbeſtandes vor⸗ 
zulegen. Der Gegenvormund hat die Rechnung mit den Bemerkungen zu 
verſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibty. 

GI 1687 Abſ 6 II 1720; M 4 1169; B 4 802, 804. 

1. Der Gegenvormund hat, wie das Vermögensverzeichnis, ſo auch die von dem Vormund 
aufgefteftte Rechnung in bezug auf Richtigkeit und Vollſtändigkeit zu prüfen und ſich zu 
dieſem Zwecke den Vermögensbeſtand nachweisen zu laſſen (vgl. § 1799 A 2, 8 1802 A 3). 
Von Erfünlung dieſer Pflicht darf er ſich dadurch nichk abhalten laſſen, daß ihm der Vormund 
vertrauenswürdig erſcheint. Nicht zu verlangen ift aber, daß er jeden einzelnen unbedeutenderen 

ermögensgegenſtand ſich vorzeigen läßt. 


§ 1843 
Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungsmäßig und ſach⸗ 
uch zu prüfen und, ſoweit erforderlich, ihre Berichtigung und Ergänzung 
herbeizuführen!) 7). 

Anſprüche, die zwiſchen dem Vormund und dem Mündel jtreitig bleiben, 
tönnen ſchon vor der Beendigung des Vormundſchaftsverhältniſſes im Rechts⸗ 
wege geltend gemacht werden?). 

E 1 1688 II 1721; M 4 1159: P 4 803; 6 444. 
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1. Die „rechnungsmäßige“ Prüfung der von dem Vormund gelegten Rechnung er⸗ 
ſtreckt ſich darauf, ob die Zuſammenrechnung richtig erfolgt iſt und ob die Rechnungspoſten 
mit den Belegen übereinſtimmen, während die ſachliche Prüfung darauf gerichtet iſt, 
ob die aus dem Mündelvermögen zu gewinnenden Einnahmen gemacht ſind, ob die Ausgaben 
gerechtfertigt find und ob überhaupt die Verwaltung in Übereinſtimmung mit den geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften geführt iſt. Zur Prüfung der Rechnung kann der Richter nach Maßgabe 
der landesrechtlichen Vorſchriften die Hilfe des Gerichtsſchreibers oder Rechnungsbeamten 
benutzen. Von der ſachlichen Prüfung oder Nachprüfung wird er jedoch hierdurch niemals befreit. 
Eine unbedingte Pflicht, das Vorhandenſein des Kapftalvermögens ſich nachweiſen zu laſſen, 
iſt dem Vormundſchaftsrichter nicht auferlegt. Ein in der zweiten Kommiiſſſion nach dieſer 
Richtung geſtellter Antrag wurde abgelehnt. 

2. Die Abnahme der Rechnung durch das Vormundſchaftsgericht iſt nicht bloß eine durch 
das Amt gebotene Pflicht, ſondern auch eine dem Vormunde gegenüber zu erfüllende Pflicht. 
Die Entlaſtung des Vormundes kann allerdings in dem Abnahmebeſcheide nicht ausgeſprochen 
werden. Die Erteilung der Entlaftung bleibt vielmehr dem Mündel nach erreichter Volljährig⸗ 
keit vorbehalten (vgl. 8 1837 A 1). Der Beſcheid kann ſich nur darüber verhalten, ob und welche 
Erinnerungen von Aufſichts wegen zu ziehen ſind. Dieſe Erinnerungen ſind für den Vor⸗ 
mund hinſichtlich der Einrichtung der Rechnung verbindlich. Das Vormundſchaftsgericht 
kann anordnen, daß beſtimmte Ausgabepoſten, die von ihm beanſtandet werden, aus der 
Rechnung fortzulaſſen oder beſtimmte Einnahmepoſten hinzuzuſetzen find. Auf Grundlage 
der fo berichtigten Rechnung find dann auch die ſpäteren Rechnungen aufzuſtellen. Der Ent- 
ſcheidung der zwiſchen dem Vormunde und dem Mündel beſtehenden Streit⸗ 
punkte wird aber dadurch nicht vorgegriffen. Wird es ausnahmsweiſe nötig, die Anſprüche 
ſchon vor Beendigung des Amtes des Vormundes zur Durchführung zu bringen, ſo kann dies 
nur im i Prozeſſes geſchehen, in welchem der Mündel durch einen Pfleger ($ 1909) 
zu vertreten iſt. 


8 1844 


Das Vormundſchaftsgericht kann aus beſonderen Gründen den Vormund 
anhalten, für das ſeiner Verwaltung unterliegende Vermögen Sicherheit zu 
leiſten. Die Art und den Umfang der Sicherheitsleiſtung beſtimmt das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach ſeinem Ermeſſen!). Das Vormundſchaftsgericht 
kann, ſolange das Amt des Vormundes dauert, jederzeit die Erhöhung, 
Minderung oder Aufhebung der Sicherheit anordnen?). 

Bei der Beſtellung, Anderung oder Aufhebung der Sicherheit wird die 
e des Mündels durch die Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
erſetzt'). 

Die Koſten der Sicherheitsleiſtung ſowie der Anderung oder der Auf⸗ 
hebung fallen dem Mündel zur Laſt!). 


E I 1689 II 1722; M 4 1010, 1089, 1161; P 4 804. 


1. Zur Beſeitigung der Gefahr, daß die Erſatzauſprüche des Mündels trotz des Konkurs, 
vorrechts aus 8 61 Nr KO (vgl. hierüber § 1668 A 2) aus dem Vermögen des Vormundes 
nicht volle Deckung erhalten, kaun das Vormundſchaftsgericht aus beſondern Gründen, 
die nicht bloß in den perſönlichen Verhältniſſen des Vormundes, ſondern auch in dem Um⸗ 
fange der Verwaltung und der Schwierigkeit der Beaufſichtigung liegen können, dem Vor⸗ 
munde die Pflicht der Sicherheitsleiſtung auferlegen. Das Vormundſchaftsgericht hat hier- 
nach dem Vormunde gegenüber eine viel weiter reichende Machtbefuguis als nach 8 1668 
gegenüber dem Inhaber der elterlichen Gewalt. Die Art und die Höhe der Sicherheits- 
leiſtung beſtimmt das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen, ohne an die Vorſchriften 
der 8$ 232ff. gebunden zu ſein. Die durch die Sicherheitsleiſtung' (auch die ſpätere Löſchung 
der Hypothek) entftehenden Koſten fallen — abweichend von $ 1672 Abſ 2 — unbedingt dem 
Mündel zur Laſt. Der Verpflichtung zur Sicherheitsleiſlung kann ſich zwar der Vormund 
dadurch entziehen, daß er, wenn das Verlangen der Sicherheitsleiſtung an ihn geſtellt wird, 
von vornherein gemäß $ 1786 Nr 6 die Übernahme der Vormundſchaft ablehnt oder bei 
ſpäterer Stellung des Verlangens gemäß 8 1889 ſeine Entlaſſung fordert. Gleichwohl behalt 
die Anordnung der Sicherheitsleiſtung auch in dieſem Falle inſofern ihren Wert, als ſie ein 
wirkſames Mittel bietet, die Entlaſſung des nicht vertrauenswürdigen Vormundes, dem eine 
28 en noch nicht nachgewieſen werden kann, herbeizuführen. 

. 8 1671 1. 


8. S. § 1672 A 1. Ergänzt wird § 1844 durch $ 54 FGG, wonach das Bormundicafis 
gericht unmittelbar das Grundbuchamt um Eintragung einer Sicherungshypothek an Grund- 
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itüden des Vormundes (Pflegers, Beiſtandes) oder das Amtsgericht um Eintragung eines 
Schiffspfandrechts erſuchen kann. Vor Stellung des Erſuchens ſoll tunlichſt der Vormund 
gehört werden, wovon jedoch das ersuchte Gericht die Ausführung des Erſuchens nicht abhängig 
machen darf. Handelt es ſich um Leiſtung einer in andern Gegenſtänden beitehenden 
Sicherheit, ſo bleibt nichts weiter übrig, als den Vormund durch Ordnungsſtrafen hierzu anzu⸗ 
halten. Die Beſchreitung des Klagewegs iſt, zumal der Vormund jederzeit durch das Verlangen 
feiner Entlaffung (vgl. A 1) die Klage hinfällig machen könnte, ausgeſchloſſen (beſtr.), unbe- 
ſchadet natürlich der Zuläſſigkeit des Arreſtes, wenn die Vorausſetzungen hierfür gegeben ſind. 
Zu dem Erſuchen um Lölchung der Sicherungshypothek iſt das Vormundſchaftsgericht nicht 
berechtigt. Die Löſchung erfolgt auf Grund der die Erklärung des Mündels erſetzenden An⸗ 
ordnung des Vormundſchaftsgerichts (vgl. § 1672 A 1) und des Löſchungsantrags des Grund⸗ 
ſtückseigentumers, welcher Antrag der Anordnung hinzutreten muß. 


8 1845 


Will der zum Vormunde beſtellte Vater oder die zum Vormunde beſtellte 
eheliche Mutter des Mündels eine Ehe eingehen), ſo liegen ihnen die im 
§ 1669 beſtimmten Verpflichtungen ob. 

E I 1734 II 1717; M 4 1244; P 4 850; 5 258; 6 299. 

1. Der zum Vormund beſtellte Elternteil — Vater des ehelichen, legitimierten oder ange⸗ 
nommenen Kindes, Mutter des ehelichen oder angenommenen Kindes, nicht die Mutter des 
unehelichen Kindes (a. M. Blume A 1) — ſoll im Falle der Eingehung einer Ehe (vgl. § 1740 
A 1,8 4761 A 1) nicht günftiger ſtehen als der Inhaber der elterlichen Gewalt. Er hat deshalb 
die gleichen Pflichten zu erfüllen, die in $ 1669 dem Vater hinſichtlich der Nachweiſung des 

Nündelvermögens und hinſichtlich der Auseinanderſetzung auferlegt ſind und hat ſich über die 
Erfüllung dieſer Pflichten vor Zulaſſung zur Eheſchließung nach § 1314 auszuweiſen. Den 
Berluſt des Amtes als Vormund hat die Verheiratung — vgl. indes über die Verheiratung 
der Frau $ 1887 — nicht zur Folge. 


8 1846 


Iſt ein Vormund noch nicht beſtellt oder iſt der Vormund an der Erfüllung 
ſeiner Pflichten verhindert, ſo hat das Vormundſchaftsgericht die im Intereſſe 
des Mündels erforderlichen Maßregeln zu treffen!). 

E 1 1683 II 1718; M 4 11585; P 4 7990. 

1. Eigenes Handeln des Vormundſchaftsgerichts. Von dem Grundſatz, daß das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht auf die Aufſichtsführung beſchränkt iſt, iſt für den Fall, daß der Mündel 
wegen Fehlens der vormundſchaftlichen Fürſorge Schaden leiden wuͤrde, eine Ausnahme 
kintaſſen. Iſt ein Vormund nicht vorhanden oder iſt der Vormund an der Ausübung ſeines 

mies tatſächlich oder rechtlich ($ 1795) verhindert, fo hat das Vormundſchaftsgericht, ſo 
weit erforderlich, ſich des Mündels anzunehmen (.. hierüber § 1665 A 1). Die bloße Erſchwerung 
der Ausübung des Amtes ſteht der Verhinderung nicht gleich. Über die Zuſtändigkeit des 
Vormundſchaftsgerichts ſ. Vorbem 4b vor & 1778. 


8 1847 


Das Vormundſchaftsgericht ſoll vor einer von ihm zu treffenden Ent⸗ 
ſcheidung auf Antrag des Vormundes oder des Gegenvormundes Ver⸗ 
wandte oder Verſchwägerte des Mündels hören, wenn es ohne erhebliche 
erzögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten geſchehen kann. In 
wichtigen Angelegenheiten ſoll die Anhörung auch ohne Antrag erfolgen; 
wichtige Angelegenheiten ſind insbeſondere die Volljährigkeitserklärung, 
die Erſetzung der Einwilligung zur Eheſchließung im Falle des 8 1304, die 
Erſetzung der Genehmigung im Falle des 8 1337, die Entlaſſung aus dem 
Staatsverband und die Todeserklärung !). 
Die Verwandten und Verſchwägerten können von dem Mündel Erſatz 
ihrer Auslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgerichte feſtgeſetzte). 


E 1678, 27 Abe Satz 2, 1657 Satz 2 II 1706; M 4.1015, 1098, 1149; P 1 14, 51: 4 31, 757, 796. 


474 Familienrecht Vormundſchaft 


1. Die Anhörung von Verwandten — zu denen auch die Mutter des unehelichen Kindes 
und bei der Annahme an Kindes Statt der Annehmende gehört — oder von Verſchwägerten 
des Mündels iſt in § 1847, damit der Vormundſchaftsrichter mit der Familie in Fühlung 
bleibt, in weiterem Umfange vorgeſchrieben als in $ 1673 Abſ 2. Die Anhörung ſoll erfolgen 
in wichtigen Angelegenheiten, worüber, abgeſehen von den in 8 1847 ſelbſt als wichtig 
bezeichneten Angelegenheiten, das Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts entſcheidet. Ein 
von dem Vormund oder Gegenvormund geſtellter Antrag darf nicht aus dem Grunde, weil 
die Angelegenheit nicht wichtig oder die Anhörung ohne Bedeutung ſei, ſondern nur dann 
abgelehnt werden, wenn die Anhörung wegen erheblicher Verzögerung der Angelegenheit 
oder wegen unverhältnismäßigen Koſtenaufwandes zum Nachteil des Mündels gereichen 
würde. Dieſer Geſichtspunkt iſt natürlich auch bei der Anhörung von Amts wegen zu beachten. 
Auch darüber, welche Perſonen aus den Angehörigen auszuwählen ſind und wieviel Perſonen 
zu hören ſind, hat das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu befinden. Es iſt hierfür 
von Bedeutung, daß durch die Anhörung die erforderliche Aufklärung gewonnen werden ſoll. 
Eine Verwandtſchaft im Sinne des § 1847 iſt nicht anzunehmen, wenn ſie eine ſo entfernte 
ift, daß von einem verwandtſchaftlichen Intereſſe nicht wohl die Rede fein kann. Als wichtig find 
in 8 1847 hauptſächlich ſolche Angelegenheiten genannt, die für das Beſtehenbleiben der Vor⸗ 
mundſchaft von Bedeutung ſind (Volljährigkeitserklärung, Entlaſſung aus dem Staatsverband, 
Todeserklärung), ferner die das perſönliche Wohl des Mündels nahe berührende Erſetzung 
der Einwilligung des Vormundes zur Eheſchließung ($ 1304) und Erſetzung der Genehmigung 
des Vormundes hinſichtlich der wegen Fehlens ſeiner Einwilligung anfechtbaren Ehe ($ 1337). 
Als Angelegenheiten von ähnlicher Bedeutung dürften anzuſehen fein die Erſetzung der Ein- 
willigung der Mutter zur Ehelichkeitserklärung (8 1727), die Genehmigung zur Anfechtung 
der Ehe durch den geſeßlichen Vertreter des geſchäftsunfähigen Ehegatten (8 1386), die Ge⸗ 
nehmigung zum Betriebe oder zur Auflöſung eines Erwerbsgeſchäfts (§ 1823) und dergleichen. 
Die Anhörung von Verwandten oder Verſchwägerten wird weiter verlangt in 8 1862 vor 
der vom Vormundſchaftsgericht zu treffenden Auswahl der zur Beſchlußfahigkeit des Familien ⸗ 
rats erforderlichen Mitglieder. Über die Bedeutung der Auhörung ſ. § 1826 A 1. 

2. Eine Verpflichtung zur Auslaſſung iſt den Verwandten oder Verſchwägerten nicht auf⸗ 
erlegt, falls fie nicht als Auskunftsperſonen ($ 15 FGG; vgl. jedoch 88 383 Abſ 1 Nr 3, 385 
ZPO) vernommen werden. Sie können indes zum Erſcheinen vor Gericht angehalten wer⸗ 
den (vgl. $ 12 FGG — beſtr.). Auslagen ſollen ihnen durch die Anhörung nicht entſtehen. 
Dieſe ſind ihnen von dem Mündel zu erſetzen und werden zu dieſem Zweck von dem Vor- 
mundſchaftsgericht feſtgeſetzt. Wird der feſtgeſetzte Betrag nicht entrichtet, ſo kann der 
Vormund hierzu — falls nicht aus der Feſtſetzungsverfügung die Zwaugsvollſtreckung ftatt- 
findet — nur im Prozeßwege, nicht durch Ordnungsſtrafe (a. M. Schultzenſtein⸗Köhne A 15) 


angehalten werden. Eine Entſchädigung für Zeitverſäumnis wird nicht gewährt. 


& 1848 

Verletzt der Vormundſchaftsrichter vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm 
obliegenden Pflichten, ſo iſt er dem Mündel nach § 839 Abſ 1, 3 verant⸗ 
wortlich!) 7). 

EI 1702 II 1739; M 4 1190; P 4 820. 

1. Die Haftung des Vormund ſchaftsrichters, die ſich nach den allgemeinen Grundſätzen 
des 8 839 beſtimmt, beſteht nur gegenüber dem Mündel, in deſſen Intereſſe er tatig 
zu werden hat, nicht gegenüber dritten Perſonen, wodurch indes nicht ausgeſchloſſen iſt, 
daß er dieſen gegenüber wegen Eingriffs in ihre Rechte aus 88 828, 824, 826 verantwortli 
werden kann. Die Haftbarkeit ſetzt nicht voraus, daß es ſich um Verletzung einer beſtimmt 
vorgeſchriebenen Pflicht handelt. Iſt die Sachlage eine ſolche, daß der Vormundſchafts 
richter begründete Veranlaſſung hatte, im Intereſſe des Mündels tätig zu werden (88 1857, 
1846), ſo Bent, wenn er dies ſchuldhaft unterfaffen hat, eine ihn erſatzpflichtig machende richt, 
verletzung vor. Um die vorſ chriftsmäßige Anlegung des Mündelgeldes — wozu auc) 
gehört, daß die Verfügungsbeſchränkung des § 1809 wirkſam geworden iſt — hat der Vor 
mundſchaftsrichter alsbald ſich zu kümmern. Er darf damit nicht etwa warten bis zur erſten 
Rechnungslegung. Die Erfüllung dieſer Pflicht liegt ihm um fo mehr ob bei Nüchtvorhandech. 
fein eines Gegenvormundes (RG 88, 266). Daraus allein, daß der Vormund die zum Noch 
weis der vorſchriftsmäßigen Anlegung ihn geſetzte Friſt nicht innegehalten hat, braucht Jeden 
der Vormundſchaftsrichter nicht unter allen Umſtanden einen Anlaß zu ſtrengeren Maßen en 
zu entnehmen (vgl. RG JW; 08, 24316). Die Ermächtigung zur Abhebung der hinterteſal 
Wertpaviere darf, wenn das Geld dem Vormunde ſelbſt auf Hypothek geliehen werden I’ 
regelmäßig erſt erteilt werden, nachdem die Hypothek beſtellt und ihre Mündelſicherheit nac 5 
gewieſen iſt (RG ZW 1917, 4615). Auch ſonſt kaun unter beſondern Umſtänden, die gegen \ 
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Redlichkeit des Vormundes Verdacht erwecken, die Vorſicht geboten ſein, die abzuhebenden 
Wertpapiere unmittelbar der anderweiten ficheren Anlegung zuzuführen, ohne das Geld in 
die Hände des Vormundes gelangen zu laſſen (RG Warn 1917 Nr 178). Der Vormundſchafts⸗ 
richter iſt haftbar, wenn er die gehörige Hinterlegung der Wertpapiere (88 1814, 1815, 1818) 
nicht überwacht hat. Die Hinterlegung iſt für den Schutz des Mündels von ſolcher Bedeutung, 
daß der Vormundſchaftsrichter regelmäßig den Vormund unverzüglich zur Hinterlegung 
anzuhalten hat (RG 80, 256; in 23 1918, 6226 wird dem Vormundſchaftsrichter ein Vorwurf 
daraus gemacht, daß er, ſtatt die Sache früher zu klären, ſich damit begnügt hat, eine Wieder- 
vorlegung nach Monatsfriſt anzuordnen). Gleicherweiſe darf die Sperre des Sparkaſſenbuchs 
($ 1809) bei Auszahlung von Mündelgeld nicht über den zur Auszahlung erforderlichen Betrag 
hiuaus aufgehoben werden. Und es darf die Genehmigung zur Abhebung des Geldes dem 
Vormunde nicht ohne die nach $ 1395 benötigte Einwilligung des Ehemanns des Mündels 
erteilt werden, widrigenfalls der Vormundſchaftsrichter nicht nur dem Ehemann, ſondern 
auch dem Mündel ſelbſt haftbar wird (RG 85, 416). Hat der Vormundſchaftsrichter die Er⸗ 
füllung der ihm obliegenden Aufſichtspflichten, die Einforderung des Vermögensverzeich⸗ 
niſſes uſw. verabſäumt, fo iſt bis zum Beweiſe des Gegenteils anzunehmen, daß durch ihre 
Beachtung die Unredlichkeit des Vormundes verhütet worden wäre (RG Warn 1916 Nr 280 a. E.) 
Die Haftung des Vormundſchaftsrichters iſt begründet, wenn er bei dringendem Verdacht 
einer Untreue des Vormundes es unterlaſſen hat, für ſchleunige Aufklärung zu ſorgen und 
nötigenfalls den Vormund zu entlaſſen (RG 96, 143). Mit Geſchäftsüberlaſtung, die ihn hätte 
veranlaſſen müſſen, bei der vorgeſetzten Behörde Abhilfe zu verlangen, kann er ſich regel⸗ 
mäßig nicht entſchuldigen (RG das.). Eine Verfehlung des Vormundſchaftsrichters kann ferner 
darin beſtehen, daß er über die tatſächlichen Verhältniſſe, namentlich vor Erteilung der Ge⸗ 
nehmigung, ſich nicht genügend unterrichtet hat (RG 14. 4. 08 III 474/07; Warn 08 Nr 486, 
im welchem letzteren Falle der Schaden auf Grund des 8 254 geteilt worden iſt). Eine Erſatz⸗ 
pflicht kann auch dadurch begründet werden, daß der Vormundſchaftsrichter in vormundſchaft⸗ 
lichen Angelegenheiten, wie 3. B. über die bei Anlegung von Mündelgeld zu beachtenden Vor⸗ 
ſchriften, dem Vormund oder Mündel fahrläſſigerweiſe unrichtige Auskunft oder unrichtigen 
Nat erteilt hat (RG 84, 92). Die in $ 839 Abſ 1 beſtimmte Erleichterung der Haftung, daß 
diele im Falle einer Fahrläſſigkeit nur aushilfsweiſe eintritt, kommt auch dem Vormund⸗ 
ſchaftsrichter zuſtatten. Nach $ 839 Abſ 3 iſt der Vormundſchaftsrichter gänzlich von der Haftung 
befreit, wenn der Verletzte ſchuldhaft es unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines 
Rechtsmittels abzuwenden. Er bleibt aber an erſter Stelle erſatzpflichtig, wenn der Schadens: 
stlabanfpruch gegen den Dritten erſt in ſpäterer Zeit verwirklicht werden kann (RG 80, 252). 
Auter dem Verletzten iſt hier nicht bloß der volljährig gewordene Mündel, ſondern während der 
dauer der Vormundſchaft auch der Vormund als geſetzlicher Vertreter des Mündels zu ver⸗ 
ſtehen. iiber den Fall, daß die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts von einem Kol⸗ 
egium ($ 1858 Art 147 EG) verſehen werden, vgl. § 839 A 2 a. E. und wegen der Haftung 
des Staates $ 89 A 3. — Für ein Verſehen des Gerichtskalkulators in Vormundſchaftsſachen 
iſt dieſer ſelbſt, nicht der Vormundſchaftsrichter haftbar (RG IW 1913, 13512). 

2. Die Pflichtverletzung des Vormundſchaftsrichters ſtellt ſich, da dieſer nicht wie der 
Vormund (vgl. § 1833 A 2) in einem vertragsähnlichen Pflichtverhältnis zu dem Mündel 
liegt, als eine unerlaubte Handlung dar, was für die Verjährung des Anſpruchs (88 852, 
bun f die Ausgleichungspflicht (8 841) und für den Gerichtsſtand (8 32 3 PO) von Bebeu- 

i 


IV. Mitwirkung des Gemeindewalfenrats 


S 1849 
Der Gemeindewaijenrat?)2) hat dem Vormundſchaftsgerichte die Per⸗ 
Ionen vorzuſchlagen, die ſich im einzelnen Falle zum Vormunde, Gegen- 
ormund oder Mitglied eines Familienrats eignen“). 
E 1725 Abſ 3 II 1724; M 4 1017, 1225; P 4 838. 


1. Die Einrichtung des Gemeindewaiſenrats, der ein von Mitgliedern der Gemeinde 
zu befleidendes unbeſoldetes oder beſoldetes Gemeindeamt bildet, insbeſondere die Begren⸗ 
zung des Bezirks (ob der Gemeindewailenrat für den Bezirk einer Gemeinde für örtlich 
abgegrenzte Teile der Gemeinde oder für mehrere Gemeinden zu bilden iſt) die Beſtimmung, 
b er aus einem oder mehreren Waiſenräten beſtehen ſoll oder ſeine Verrichtungen von einer 

reits beſtehenden Gemeindebehörde wahrzunehmen find, die Vorſchriften über die Aufſichts⸗ 
führung ſind dem Landesrecht überlaſſen. In verſchiedenen Bundesſtaaten können auch Frauen, 
'e hierzu bereit ſind, zur Unterſtützung des Gemeindewaiſenrats, von dem fie ihre Aufträge 
erhalten, als Waiſenpflegerinnen beſtellt werden. Die Beſchränkung der Frauen iſt jetzt durch 
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Art 128 RV, wonach grundſätzlich auch weibliche Beanıte zuzulaſſen ſind, als beſeitigt an- 
zuſehen. Die mit der Amtsführung verbundenen Koſten fallen der Gemeinde zur Laſt. 

2. Im Verhältnis zum Vormundſchaftsgericht hat der Gemeindewaiſenrat, ſoweit 
nicht landesrechtlich etwas anderes beſtimmt iſt, die Stellung einer gleichberechtigten Behörde. 
Das Vormundſchaftsgericht kann daher, wenn Mängel der Einrichtung oder Dienſtwidrig⸗ 
keiten hierzu Anlaß geben, ſich wegen Abhilfe nur an den Gemeindevorſtand wenden. Durch 
Ausführungsbeſtimmungen iſt Vorſorge getroffen, daß das Vormundſchaftsgericht von allen 
den Waiſenrat betreffenden Veränderungen ſofort Nachricht erhält. Der Geſchäftsverkehr 
zwiſchen Vormundſchaftsgericht und Waiſenrat iſt möglichſt einfach zu geſtalten. Die Schreiben 
find nach näherer Beſtimmung der in den Bundesſtaaten erlaſſenen Vorſchriften, ſoweit an ⸗ 
gängig, in Urſchrift abzulaſſen und beiderſeits zu frankieren. Zur Förderung der Tätigkeit 
der Waiſenräte hat ſich die Abhaltung beſonderer Waiſenratsſitzungen unter Beteiligung 
der Vormundſchaftsrichter und der Geiſtlichen als zweckdienlich erwieſen, worüber in den 
einzelnen Bundesſtaaten Anordnungen getroffen find. Über die dem Gemeindewaiſenrat 
von dem Vormundſchaftsgericht zu machenden Mitteilungen |. 8 1851. Ein Recht der Be- 
ſchwerde ſteht dem Gemeindewaiſenrat innerhalb ſeines Amtsbereichs nur in gleichem Maße 
wie jedem andern Beteiligten gegen eine die Perſon des Mündels betreffende Verfügung 
des Vormundſchaftsgerichts, nicht aber allgemein wegen Ablehnung oder Entlaſſung eines 
von ihm vorgeſchlagenen Vormundes oder wegen Nichteinſchreitens trotz der von ihm ge⸗ 
machten Anzeige zu (8 57 Nr I FG; RIA 8, 167; KGJ 45 A 35; RIA 14, 105; vgl. $ 1779 A1. 
— d. M. Planck Vorbem 4 und Eerius IV § 229 A 58, die ein jedes Beſchwerderecht des Ger 
meindewaiſenrats verneinen). 

3. An den Vorſchlag des Gemeindewaiſenrats iſt das Vormundſchaftsgericht nicht ge⸗ 
bunden. Es hat nur vor der Beſtellung des Vormundes, falls nicht ein dringender Fall vor⸗ 
liegt (vgl. $ 1779 A 1), den Gemeindewaiſenrat darüber zu hören, ob der zu Beſtellende als 
Vormund geeignet iſt. Die in 8 1779 Abſ 2 für die Auswahl des Vormundes gegebenen 
Vorſchriften ſind ſelbſtverſtändlich auch von dem Waiſenrat zu beachten. Mit dem Vor⸗ 
ſchlage hat der Gemeindewaiſenrat nicht ſo lange zu warten, bis er von dem 
Vormundſchaftsgericht hierzu aufgefordert wird, ſondern den Vorſchlag mit der An 
zeige von dem Bevormundungsfalle zu verbinden (8 49 FGG). Wird der Vorſchlag 
von dem Vormundſchaftsgericht erfordert, ſo empfiehlt es ſich, in der Aufforderung gleich 
zeitig mitzuteilen, ob Vermögen zu verwalten iſt. Auch iſt mit Rückſicht auf die Beſtim⸗ 
mung des § 1779 Abſ 2 Satz 2, wenn möglich, die Religion des Mündels anzugeben. Unter 
beſondern Umſtänden kann der Gemeindewaiſenrat ſeinen Vorſchlag auch auf ſolche Per⸗ 
ſonen richten, die fich nicht in ſeinem Bezirk aufhalten, wie auch das Vormundſchaftsgericht 
= namentlich dann, wenn ſich der Mündel auswärts befindet — Veranlaſſung haben kann, 
einen auswärtigen Gemeindewaiſenrat um Benennung eines Vormundes zu erſuchen. 


8 1850 


Der Gemeindewaiſenrat hat in Unterſtützung des Vormundſchaftsgerichts 
darüber zu wachen, daß die Vormünder der ſich in ſeinem Bezirk aufhaltenden 
Mündel für die Perſon der Mündel, insbeſondere für ihre Erziehung und 
ihre körperliche Pflege, pflichtmäßig Sorge tragen. Er hat dem Vormund⸗ 
ſchaftsgerichte Mängel und Pflichtwidrigkeiten, die er in dieſer Hinſicht 
wahrnimmt, anzuzeigen und auf Erfordern über das perſönliche Ergehen 
und das Verhalten eines Mündels Auskunft zu erteilen !). 


Erlangt der Gemeindewaiſenrat Kenntnis von einer Gefährdung des 
Vermögens eines Mündels, ſo hat er dem Vormundſchaftsgericht Anzeige 
zu machen?). 

& I 1725 Abſ 1, 2 II 1723; M 4 1225; P 4 898. 


1. Dem Gemeindewaiſenrat fällt hauptſächlich die Aufgabe zu, das perſönliche Woh! 
der in feinem Bezirk befindlichen Mündel, mögen fie nun dem Vormundſchaftsgericht Tell 
Bezirks oder einem andern Vormundſchaftsgericht unterſtehen, fortlaufend zu überwaen 
(zu welchem Zwecke er auch das Recht hat, die Wohnung der von ihm zu beaufſichtigend 
Mündel wider den Willen des Wohnungsinhabers zu betreten; a. A. Planck A 2) und ie s 
Vormundſchaftsgericht rechtzeitig Nachricht zu geben, wenn ein Anlaß zum Einſchreiten v fie 
handen ift. Die Tätigkeit des Gemeindewaiſenrats ift aber nicht auf Diele Anzeige beſchrankt [, 
beſteht auch darin, daß er dem Vormunde, was die Sorge für die Perſon des Mündels betriſſi 
Rat erteilen und Vorhaltungen machen kann. Die Dienſte des Gemeindewaiſenrats kann 
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Vormundſchaftsgericht auch dazu benutzen, um über die perſönlichen Berhältuiffe des Mündels 
Auskunft zu erfordern und in dieſer Beziehung Ermittlungen anſtellen zu laſſen. Zu 
einer formularmäßigen periodiſchen Berichterſtattung kann dagegen der Waiſenrat nicht als 
verpflichtet angeſehen werden (jo jetzt auch Dernburg IV 8 103 III 2). Seine Betätigung 
hat ſich auch darauf zu erſtrecken, daß er für Herbeiſchaffung der erforderlichen öffentlichen 
Mittel, Armenunterſtützung uſw. ſorgt. Wegen der Auflicht des Waiſenrats über die der elter⸗ 
lichen Gewalt unterliegenden Kinder ſ. 8 1675 A 1. 

2. Auf dem Gebiete der Vermögensverwaltung hat der Gemeindewaiſenrat nur die 
Pflicht, dem Vormundſchaftsgericht Anzeige zu machen, wenn er von einer Gefährdung des 
Vermögens Kenntnis erhält. Es iſt aber nicht ſeines Amtes, darüber, ob eine Gefährdung vor⸗ 
liegt, Ermittlungen anzuſtellen. 


8 1851 


Das Vormundſchaftsgericht hat dem Gemeindewaiſenrate die Anordnung 
der Vormundſchaft über einen ſich in deſſen Bezirk aufhaltenden Mündel 
unter Bezeichnung des Vormundes und des Gegenvormundes ſowie einen in 
der Perſon des Vormundes oder des Gegenvormundes eintretenden Wechſel 
mitzuteilen). 


Wird der Aufenthalt eines Mündels in den Bezirk eines anderen Ge⸗ 
meindewaiſenrats verlegt, ſo hat der Vormund dem Gemeindewaiſenrate 
des bisherigen Aufenthaltsorts und dieſer dem Gemeindewaiſenrate des 
neuen Aufenthaltsorts die Verlegung mitzuteilen). 

E 1 1725 Abſ 4, 5 II 1725; M 4 1225; P A 889. 


1. Mitteilungspflicht des Vormundſchaftsgerichts und Vormundes. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht hat den Gemeindewaiſenrat darüber, wer Vormund und Gegenvormund iſt, 
auf dem laufenden zu erhalten. Verzieht der Mündel nach Einleitung der Vormundſchaft 
in einen andern Bezirk, ſo hat dies der Vormund, ohne Vermittlung des Vormundſchaftsgerichts, 
dem Gemein dewaiſenrat des bisherigen Aufenthalts mitzuteilen, welcher dieſe Mitteilung 
mit den auf die Vormundſchaft bezüglichen Nachrichten an den Gemeindewaiſenrat des neuen 
Aufenthalts weitergibt. 


V. Befreite Vormundſchaft 
8 1852 


Der Vater kann, wenn er einen Vormund benennt.!) die Beſtellung 
eines Gegenvormundes ausſchließen?). 


Der Vater kann anordnen, daß der von ihm benannte Vormund bei der 
Anlegung von Geld den in den SS 1809, 1810 beſtimmten Beſchränkungen 
nicht unterliegen und zu den im 8 1812 bezeichneten Rechtsgeſchäften der Ge⸗ 
nehmigung des Gegenvormundes oder des Vormundſchaftsgerichts?) nicht 
bedürfen ſoll. Dieſe Anordnungen ſind als getroffen anzuſehen, wenn der 
Vater die Beſtellung eines Gegenvormundes ausgeſchloſſen hat!). 

E 1 1690 II 1726; M 4 1163; P 4 805. m 


1. Die nach 88 1852 ff. zuläſſigen Befreiungen können (abgeſehen von der am Schluß 
zu erwähnenden Ausnahme) nur dem von dem Vater oder der Mutter benannten Bormunde 
(gl. § 1777 A 1 u. 2) erteilt werden. Die Befreiung braucht nicht gleich bei der Benennung 
des Vormundes zu erfolgen (a. M. Schultzenſtein⸗Köhne A 2) und kann nicht bloß von dem 
Elternteil, der den Vormund benannt hat, ſondern auch von dem andern Elternteil angeordnet 
werden, der dadurch, daß er die Befreiung erteilt, die Benennung auch ſeinerſeits beſtätigt. 
Die Befreiung iſt wirkſam kraft dieſer Anordnung, über deren Rechtsgültigkeit, was die 
vormundſchaftliche Verwaltung betrifft, lediglich das Vormundſchaftsgericht zu entſcheiden 
bat, ohne daß fie — was indes empfehlenswert ift (vgl. § 1791 A 1) — in die Beſtallung 
aufgenommen zu werden braucht. Sie kommt immer nur dem befreiten Vormunde zugute, 
nicht dem bei Verhinderung des Vormundes (58 1846, 1795, 1796) eintretenden Pfleger, 
auch nicht dem Mitvormunde, und kann deshalb, wenn ein nicht befreiter Mitvormund zu 
gemeinſchaftlicher Verwaltung beſtellt ift, wirkungslos fein (ogl. 8 1854 A 1 a. E.). Iſt 
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jemand ſchlechthin zum befreiten Vormund ernannt, fo ift anzunehmen, daß ihm alle geſetzlich 
zuläffigen Befreiungen zukommen ſollen. — Landesrechtlich können gemäß Art 136 Nr 4 EG 
dem Anſtaltsvormunde und dem Berufsvormunde (vgl. § 1773 A 4, 8 1792 A 1) die 
Befreiungen aus § 1852 eingeräumt werden, von welcher Befugnis die meiſten Bundes 
ſtaaten Gebrauch gemacht haben. 5 

2. Durch die Ausſchließung der Beſtellung eines Gegenvormundes wird der Vormund 
vollſtändig von der Mitwirkung des Gegenvormundes befreit auch hinſichtlich der Rechtsge⸗ 
ſchafte, zu deren Vornahme es ſonſt der Genehmigung des Gegenvormundes bedarf (88 1809, 
1810, 1812). Aus dem Wegfall der Genehmigung des Gegenvormundes folgt zugleich not⸗ 
wendig, ohne daß eine abweichende Anordnung getroffen werden kann (anders die herrſchende 
Meinung), der Wegfall der als Erſatz der Genehmigung des Gegenvormundes vorgeſchriebenen 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Dieſem iſt es natürlich für andere Fälle der von 
ihm zu erteilenden Genehmigung unbenommen, falls es dies zur Erkundung des Sachver⸗ 
halts für nötig erachtet, einen Pfleger zu beſtellen. Wird übrigens entgegen der Anordnung 
ein Gegenvormund beſtellt, jo kann die Beftellung, wennſchon die Befreiung wirkſam bleibt, 
nicht etwa als nichtig angeſehen werden. Die Befreiung von der Mitwirkung des Gegenvor- 
mundes kann dem Vormunde, auch wenn die Beſtellung eines Gegenvormundes nicht aus⸗ 
geſchloſſen ift, hinſichtlich aller der Genehmigung des Gegenvormundes unterliegenden Rechts⸗ 
geichäfte oder hinſichtlich einzelner Rechtsgeſchäfte erteilt werden. 

3. Über die Befreiung von der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ſ. § 1854 A 1. 


8 1853 


Der Vater kann den von ihm benannten Vormund von der Verpflichtung 
entbinden, Inhaber⸗ und Orderpapiere zu hinterlegen und den im § 1816 
bezeichneten Vermerk in das Reichsſchuld buch oder das Staatsſchuldbuch ein⸗ 
tragen zu laſſen!). 

E I 1692 II 1727; M 4 1172; P 4 812. 


1. Befreiungen. Von den die ſachliche Verwaltung betreffenden Verpflichtungen 
kann der Vormund nicht befreit werden. Es iſt insbeſondere nicht möglich, den Vormund 
von der Verpflichtung zu befreien, das Mündelgeld in der durch 88 1807, 1808 vorgeſchriebenen 
ſicheren Weiſe anzulegen. Auch der befreite Vormund hat nicht das Recht, Geldbeträge, die 
dem Mündel gehören, auf ſeinen Namen anzulegen. Eine Ausnahme iſt es, daß dem Vor⸗ 
mund die Hinterlegungspflicht aus § 1814 ſowie — was im Zweifel in der Befreiung 
von der Hinterlegungspflicht mitenthalten iſt (a. M. Fuchs A 1) — die Sperrpflicht aus 
$ 1816 erlaſſen werden kann. Die Beſtimmung des § 1815 Abſ 1, die dem Vormunde nur die 
Befugnis gibt, die Inhaberpapiere ſtatt der Hinterlegung in Namenspapiere umſchreiben 
zu laſſen, kommt hier nicht in Betracht. Iſt die Hinterlegungspflicht aus § 1814 ausge: 
ſchloſſen, jo kann auch von der erweiterten Hinterlegungspflicht aus § 1818 — vorbehaltlich 
der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts zur Außerkraftſetzung der Befreiung gemäß 8 1857 — 
nicht die Rede ſein (a. M. Staudinger A 1e, Fuchs A 1). Die Befreiung von der Hinter 
legungspflicht zeigt ſich, wenn trotzdem der Vormund hinterlegt oder das Inhaberpapier in 
ein Namenspapier umſchreiben oder den Sperrvermerk des $ 1816 in das Staatsſchuldbuch 
eintragen laßt, darin wirkſam, daß die ſonſt mit dieſen Vorgängen nach 88 1819, 1820 ver 
bundene Verfugungsbeſchränkung nicht Platz greift. Über die Befreiung im allgemeinen 
ſ. 8 1852 A 1. 

Ss 1854 

Der Vater kann den von ihm benannten Vormund von der Verpflichtung 
entbinden, während der Dauer ſeines Amtes Rechnung zu legen!). 

Der Vormund hat in einem ſolchen Falle nach dem Ablaufe von je zwei 
Jahren eine überſicht über den Beſtand des feiner Verwaltung unterliegenden 
Vermögens dem Vormundſchaftsgericht einzureichen. Das Vormundſchafts“ 
gericht kann anordnen, daß die Überſicht in längeren, höchſtens fünfjährigen 
Zwiſchenräumen einzureichen iſt!). 8 

Iſt ein Gegenvormund vorhanden oder zu beſtellen, ſo hat ihm 55 
Vormund die Überjicht unter Nachweiſung des Vermögensbeſtandes vori 
legen. Der Gegenvormund hat die Überjicht mit den Bemerkungen zu ver 
ſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibte). 

E 1 1691 II 1728; M 4 1170; P 4 809. 
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1. Befreiung von der Rechnungslegung. Eine Befreiung von der Aufſicht des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts ift inſofern zuläſſig, als der Vormund im Falle der Ausſchließung 
eines Gegenvormundes oder der Befreiung von der Notwendigkeit der Genehmigung des 
Gegenvormundes auch der von dem Vormundſchaftsgericht bei Nichtvorhandenſein eines 
Gegenvormundes zu erteilenden Genehmigung (88 1810, 1812 Abſ 3) nicht bedarf (vgl. 8 1852 
A 2). Der Fall, daß lediglich dieſe Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts ausgeſchloſſen 
wird — was an ſich nach § 1852 Abſ 2 zuläffig iſt —, wird kaum jemals vorkommen. Von der 
Aufſicht des Vormundſchaftsgerichts kann außerdem der Vormund hinſichtlich der Rechnungs- 
legungspflicht befreit werden. Er hat dann nicht nötig, dem Vormundſchaftsgericht gegen. 
über über die Einnahmen und Ausgaben ſich auszuweiſen und hat zu dieſem Zwecke in den 
in Abſ 2 beſtimmten Zeiträumen im Anſchluß an das Vermögensverzeichnis nur eine den 
zeitigen Vermögensbeſtand klarſtellende Überſicht einzureichen. In der Überſicht ſind auch die 
Schulden aufzuführen (beſtr.). Eine ins einzelne gehende Angabe der Haushaltsgegenſtände 
iſt nicht zu verlangen. Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, hinſichtlich der Einnahmen 
und Ausgaben aus beſondern Gründen über beſtimmte Punkte Auskunft zu verlangen, 
wird hierdurch nicht berührt. Desgleichen bleibt die Verpflichtung des Vormundes beſtehen, 
ſich dem Mündel gegenuber über die Verwaltung durch Legung der Schlußrechnung (88 1890 ff.) 
auszuweiſen. Die Einreichung des Vermögensverzeichniſſes (8 1802) kann dem Vormunde nicht 
erlaſſen werden, auch nicht die Offenlegung dieſes Verzeichniſſes. Sind mehrere Vormünder 
zu gemeinſchaftlicher Verwaltung beſtellt, ſo braucht der von der Pflicht der Rechnungs⸗ 
legung befreite Vormund bei der von den andern Vormündern zu legenden Rechnung nicht 
mitzuwirken (a. M. Fuchs A 3 u. Vorbem 2d vor $ 1852); er iſt aber nicht von der Ver⸗ 
pflichtung befreit, dieſen die etwa zur Aufſtellung der Rechnung erforderliche Auskunft zu 
erteilen. 

2. Trotz Befreiung des Vormundes von der Rechnungslegungspflicht bleibt der Gegen⸗ 
vormund berechtigt und verpflichtet, die Verwaltung des Vormundes zu prüfen, um im 
Falle einer Pflichtwidrigkeit des Vormundes dem Vormundſchaftsgericht hiervon Anzeige 
machen zu können. Er kann deshalb nötigenfalls eine Darlegung der Einnahmen und Aus⸗ 
gaben von dem Vormund fordern. Auch hat er die Richtigkeit des in der Überſicht ange⸗ 
gebenen Vermögensbeſtandes ſich nachweiſen zu laſſen. Von dieſen Verpflichtungen kann 
der Gegenvormund nicht befreit werden. 


8 1855 


Benennt die eheliche Mutter einen Vormund, ſo kann ſie die gleichen 
Anordnungen treffen wie nach den SS 1852 bis 1854 der Vater!). 

E I 1690—1698 II 1729; M 4 1168; P 4 805 ff. 

1. Die Anordnung der ehelichen Mutter iſt nicht etwa deshalb ungültig, weil fie zu einer 
Zeit getroffen iſt, wo das Recht der Anordnung noch dem Vater zuſtand. Sie kann nur, 
ſolange die Anordnung des Vaters noch in Kraft iſt, nicht in Wirkſamkeit treten (vgl. § 1777 A 2). 


8 1856 


Auf die nach den SS 1852 bis 1855 zuläſſigen Anordnungen finden die 
Vorſchriften des § 1777 Anwendung). 
E 1 1698 II 1790; M 4 1172; P 4 814. 
1. Vgl. 8 1777 A 1 u. 2. 
8 1857 


Die Anordnungen des Vaters oder der Mutter können von dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre Befolgung das 
Intereſſe des Mündels gefährden würde!). 

EI 1694 II 1731; M 4 1173; P 4 805 u. 814. 


1. Die Zuläſſigkeit der Außerkraftſetzung der elterlichen Anordnungen bei Gefähr⸗ 
dung der Iutereſſen des Mündels entſpricht einem allgemeinen Grundſatz des Vormund 
ſchaftsrechts (vgl. Vorbem 1 vor $ 1773) und kann auch nicht durch die Eltern des Mündels 
„gendiie beſchränkt werden. Die Außerkraftſetzung wird ſich regelmäßig als eine wichtige 
Angelegenheit im Sinne des 8 1847 darſtellen, ſo daß die zuvorige Anhörung von Verwandten 
oder Verſchwägerten des Muͤndels nötig wird. Ebenſo iſt regelmäßig der Vormund — der 
auch beſchwerdeberechtigt iſt — vorher zu hören. 
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VI. Familienrat 


8 1858 


) Ein Familienrat ſoll von dem Vormundſchaftsgericht eingeſetzt werden, 
wenn der Vater oder die eheliche Mutter des Mündels die Einſetzung an⸗ 
geordnet hat. 

Der Vater oder die Mutter kann die Einſetzung des Familienrats von 
dem Eintritt oder Nichteintritt eines beſtimmten Ereigniſſes abhängig 
machen. 

Die Einſetzung unterbleibt, wenn die erforderliche Zahl geeigneter Per⸗ 
ſonen nicht vorhanden iſte) s). 

E 1 1712 II 1751; M 4 1014, 1018, 1203; P 4 886. 


1. Der Familienrat tritt — unbeſchadet der Befugnis des vorſitzenden Vormundſchafts⸗ 
richters, in dringlichen Fällen ſelbſt die erforderliche Anordnung zu treffen (8 1876) — vollſtändig 
an Stelle des Vormundſchaftsgerichts in Vormundſchafts⸗ und Pflegſchaftsſachen (wobei 
als Pfleger nach $ 1693 auch der mit der Vermögensverwaltung betraute Beiſtand der Mutter 
anzufehen ift), nicht aber für die ſonſtigen Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts gegen⸗ 
über Ehegatten oder Kindern unter elterlicher Gewalt, auch der Natur der Sache nach nicht für 
die Pflegſchaftsfälle der 88 1913, 1914. Der Familienrat wird immer nur für eine beſtimmte 
Vormundſchaftsſache oder Pflegſchaftsſache gebildet. Seine Zuſtändigkeit erſtreckt ſich jedoch, 
da die Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts für dieſelbe Perſon nicht unter verſchiedene 
Gerichte geteilt werden dürfen (vgl. 88 37, 43 FGG), auch auf die neben der Vormundſchaft 
nach $ 1909 einzuleitende Pflegſchaft und auf die an andern Stellen des BGB (88 112, 113, 
1595, 1612 Abſ 2 uſw.) erwähnten beſondern Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts. 
Aus dem gleichen Grunde iſt es für unſtatthaft zu erachten, daß bei Kindern unter elterlicher 
Gewalt neben dem hierfür zuſtändigen Vormundſchaftsgericht ein beſonderer Familienrat 
für die Pflegſchaft aus 8 1909 beſtellt wird. Im Widerſpruch mit § 1775 (vgl. auch 8 36 Abſ 1 
FGG) würde es endlich ſtehen, wenn ohne zwingende Gründe der Familienrat nicht für 
ſämtliche ſchutzbedürftige Geſchwiſter beitellt, ſondern ſeine Zuſtändigkeit auf einzelne Ge⸗ 
ſchwiſter beſchränkt würde. 

. Die Einſetzung eines Familienrats erfolgt nur auf Anordnung der Eltern oder auf einen 
nach $ 1859 geſtellten Antrag. Der Vater und die eheliche Mutter kann unter den in 8 1777 
beſtimmten Vorausſetzungen und in der daſelbſt beſtimmten Form ($ 1868) die Einſetzung eines 
Familienrats unterſagen ($ 1859). Sie können ferner die Einſetzung oder Aufhebung des 
Familienrats von dem Eintritt oder Nichteintritt eines beſtimmten Ereigniſſes — nicht von 
dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts — abhängig machen (88 1858 Abſ 2, 1880). Die 
Einſetzung hat anordnungsgemäß zu erfolgen, wenn die Bildung eines Familienrats möglich 
iſt, das heißt, wenn die hierfür nötige Anzahl geeigneter Perſonen vorhanden und, wie mit 
Rückſicht auf $ 1869 hinzugeſetzt werden muß, freiwillig zur Übernahme des Amtes bereit ift. 
Da der Familienrat, abgejehen von dem Vormundſchaftsrichter, aus mindeſtens zwei Mit, 
gliedern, der zur Beſchlußfähigkeit erforderlichen Zahl, beſtehen muß ($$ 1860, 1874) und, falls 
nicht der Vater oder die eheliche Mutter das Mitglied berufen hat, von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht nur ein Verwandter (Verſchwägerter) zum Mitgliede beſtellt werden kann (8 1867), 
ſo müſſen mindeſtens zwei zur Übernahme des Amtes bereite und hierfür geeignete Verwandte 
(Verſchwägerte) des Mündels vorhanden ſein, damit ein Familienrat gebildet werden tann, 
der ſeinerſeits weitere Mitglieder (bis zur Höchstzahl von ſechs Perſonen) und Erjatmitgliedet 
ohne Rücksicht auf die Verwandtſchaft auswählen kann (88 1860, 1862 Abſ 2, 1863, 1860) 
Sinkt die Zahl der Mitglieder unter zwei Perſonen herab, ohne daß eine Ergänzung möglie 
iſt — bei vorübergehender Verhinderung hat der Vorſitzende ein Erſatzmitglied, das nicht zu 
den Verwandten zu gehören braucht, zu beſtellen (88 1864, 1867) —, fo hat das Vormundſchafts 
gericht den Familienrat aufzuheben (§ 1880). Iſt der Anordnung wegen Einſetzun eu 
Familienrats nicht entſprochen, ſo kann nicht bloß von dem Vormunde und den als itglie 
berufenen Perſonen des Familienrats ($ 1861, § 20 FGG), ſondern auch von den Verwandte! 
oder Verſchwägerten und dem Ehegatten des Mündels Beſchwerde eingelegt werden 8 > 
Nr 4 FGG). Im Falle der Unzuläſſigkeit der Einſetzung eines Familienrats ift nur der Vo 
mund beſchwerdeberechtigt. 1 0 icht 

3. Von der Einſetzung eines Familienrats iſt ſelbſtverſtändlich, wennſchon dies niche 
beſonders beſtimmt iſt, dem Vormunde und Gegenvormunde Mitteilung zu machen, ift. 
eine ſolche Mitteilung auch bei Aufhebung des Familienrats in $ 1881 vorgeſchrieben 
Die Wirkſamkeit der Einſetzung ift von dieſer Mitteilung nicht abhängig; die Einſetzung ** 
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nicht als eine ihrem Inhalte nach für den Vormund beſtimmte Verfügung im Sinne des 
$ 16 Abf 1 G angeſehen werden. Die bereits früher dem Vormund und Gegenvormund 
erteilten Beſtallungen müſſen, um die Einſetzung des Familienrats gemäß § 1791 in der 
Beſtallung zu vermerken, zurückgefordert werden. 


8 1859 


Ein Familienrat ſoll von dem Vormundſchaftsgericht eingeſetzt werden, 
wenn ein Verwandter oder Verſchwägerter des Mündels oder der Vormund 
oder der Gegenvormund die Einſetzung beantragt und das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſie im Intereſſe des Mündels für angemeſſen erachtet!). 

Die Einſetzung unterbleibt, wenn der Vater oder die eheliche Mutter 
des Mündels ſie unterſagt hate). 

E I 1718 II 1572; M 4 1205; P 4 835. 


1. Einſetzung des Familienrats auf Antrag. Die Verwandten oder Verſchwägerten 
des Mündels haben nicht das Recht, die Einſetzung eines Familienrats anzuordnen, ſondern 
können die Einſetzung nur in Antrag bringen, vorausgeſetzt, daß ſie unbeſchränkt geſchäfts⸗ 
fähig und deshalb zur Stellung von Anträgen im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
befugt find (a. M. Staudinger A1 Abſ 3; Fuchs A2 letzter Abſatz, welche bei beſchränkter Ge- 
ſchäftsfähigkeit die Einwilligung des geſetzlichen Vertreters fordern). Antragsberechtigt ſind 
ferner der Vormund und Gegenvormund, und zwar dieſe Perſonen ohne Rückſicht auf die 
durch Minderjährigkeit oder Stellung unter vorläufige Vormundſchaft herbeigeführte Be⸗ 
ſchränkung der Geſchäftsfähigkeit (vgl. § 1781), desgleichen der Pfleger, ſofern er nicht 
aus 88 1909, 1913, 1914 beſtellt iſt (beſtr.) — vgl. 8 1858 A 1. Sind mehrere Vormünder 
zu geteilter oder ungeteilter Verwaltung beſtellt, ſo kann der Antrag von jedem Vormunde 
ſelbſtändig geftellt werden (beſtr.). Bei Eingang eines Antrags hat ſich das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſchlüſſig zu machen, ob die Einſetzung eines Familienrats zweckmäßig erſcheint. Dies 
wird namentlich dann anzunehmen ſein, wenn zur Beaufſichtigung eines größeren Betriebs 
die Mitwirkung ſachverſtändiger Familienmitglieder wünſchenswert iſt. Die Einſetzung eines 

amilienrats kann auch ſonſt zur Förderung der Familienzuſammengehörigkeit und des 
tatkräftigen Eintretens der Verwandten für den Mündel am Platze ſein. Bei Prüfung der 

weckmäßigkeit ift nicht außer Betracht zu laſſen, ob nicht die Zuſammenberufung des Familien- 
rats unverhältnismäßig große Schwierigkeiten und Koſten verurſacht. Wegen des Beſchwerde⸗ 
fee be 15 0 des Antrags |. 8 1858 A 2. Das Beſchwerderecht iſt nicht auf den Antrag⸗ 

eller beſchränkt. 

2. Die Berechtigung des Vaters und der ehelichen Mutter zur Unterſagung der Einſetzung 
eines Familienrats ſowie die Form der Unterſagung beſtimmt ſich gemäß § 1868 nach § 1777. 


8 1860 


Der Familienrat beſteht aus dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzen⸗ 
dem!) und aus mindeſtens zwei, höchſtens ſechs Mitgliedern). 
EI 1714 Abſ 1 II 1753; M 4 1207; P 4 836. 


1. Dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzendem gebührt die Leitung der“ Geſchäfte 
131872). Er hat den Familienrat einzuberufen (8 1873). Bei Stimmengleichheit entſcheidet 
leine Stimme (§ 1874). Ihm gebührt auch die Entſcheidung, ob ein Mitglied wegen Inter; 
eſſengegenſatzes von der Beſchlußfaſſung auszuſchließen ift ($ 1784 Abf 3). Seine Sache iſt 
es den Betrag der den Mitgliedern zu erſtattenden Auslagen feſtzuſetzen (8 1877). Eine Straf: 
gewalt ſteht dem Vorſitzenden nicht zu. Die Entlaſſung eines Mitgliedes kann nur von dem 
fich chwerdegericht ausgeſprochen werden (8 1878 Abſ 2). Der Vorſitzende kann jedoch, wenn 
gen 85 ſeinen Verpflichtungen entzieht, Ordnungsſtrafen bis zu 100 Mark ver⸗ 
en ($ 1875). N f 
5, 2. Die Mitglieder haben bei der Beſchlußfaſſung dieſelben Rechte und Pflichten wie 
der Vormundſchaftsrichter und find nach $ 1872 Abſ 2 in gleicher Weiſe wie dieſer verantwort⸗ 
lich. Zwei Mitglieder bilden die nach § 1874 zur Beſchlußfähigkeit erforderliche geringſte 
Zahl. Werden Mitglieder über die zuläfſige Höchstzahl von ſechs Perſonen hinaus beſtellt, 
o iſt die Beſtellung dieſer weiteren Mitglieder als nicht geſchehen anzuſehen, falls nicht etwa 
die Beſtellung in dem Sinne erfolgt iſt, daß die weiteren Mitglieder nur als Erſatzmitglieder 
kätig fein ſollen (a. M. Staudinger A 1, der dieſe Ausnahme nicht erwähnt). Die unter Mit- 
gültig von mehr als ſechs Mitgliedern von dem Familienrat gefaßten Beſchlüſſe ſind un⸗ 
9. 
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8 1861 


Als Mitglied des Familienrats iſt berufen, wer von dem Vater oder 
der ehelichen Mutter des Mündels als Mitglied benannt iſt. Die Vorſchriften 
des § 1778 Abſ 1, 2 finden entſprechende Anwendung!). 

E 1 1715 Abſ 1 II 1754; M 4 1209; P 4 836. 


1. Hinſichtlich der Vorausſetzungen und der Form der Benennung der Mitglieder durch 
die Eltern des Mündels gelten nach 8 1868 die Beſtimmungen des $ 1777. Der Benennungs⸗ 
berechtigte kann beſtimmen, ob der Benannte ordentliches Mitglied oder Erſatzmitglied werden 
ſoll, und kann letzterenfalls über die Reihenfolge des Eintritts der benannten Erfaymitglieder 
bei Wegfall oder Verhinderung eines ordentlichen Mitgliedes Beſtimmung treffen (§ 1863 
Abſ 3, val. § 1863 A 1). Die Übergehung des Benannten iſt nur zulaſſig unter den 
Vorausfetzungen des § 1778. Die entſprechende Anwendung dieſes Paragraphen führt dazu, 
daß an Stelle der hier in Bezug genommenen 88 1780-1784, die von den Unfähigkeits⸗ 
und Untauglichkeitsgründen handeln, die hierüber für den Familienrat gegebenen Vorſchriften 
der 88 1865, 1866 Anwendung zu finden haben (a. M. Planck A3). Sind mehr als ſechs Perſonen 
benannt, ſo darf, da der Familienrat nach 81860 nicht aus mehr als ſechs Mitgliedern beſtehen darf, 
im Zweifel angenommen werden, daß dem Vormundſchaftsrichter die Auswahl unter den Be⸗ 
nannten zuſtehen ſoll (a. M. Staudinger A 1 Abſ 4 und Heſſe A 2, welche die Reihenfolge der 
Benennung entſcheiden laſſen wollen). 


8 1862 


Soweit eine Berufung nach S 1861 nicht vorliegt oder die Berufenen die 
übernahme des Amtes ablehnen, hat das Vormundſchaftsgericht die zur 
Beſchlußfähigkeit des Familienrats erforderlichen Mitglieder auszuwählen. 
Vor der Auswahl ſollen der Gemeindewaiſenrat und nach Maßgabe des 
§ 1847 Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels gehört werden. 

Die Beſtimmung der Zahl weiterer Mitglieder und ihre Auswahl ſteht 
dem Familienrate zu!). 

E 1 1715 Abſ 2 II 1755 Abi 1 u. 2; M 4 1209; P 4 886. 

1. Um die Wahl der Mitglieder möglichſt dem Familienrat ſelbſt zu überlaſſen, hat 
der Vormundſchaftsrichter ſich darauf zu beſchränken, den Familienrat mit der zur Beſchluß⸗ 
faſſung erforderlichen geringſten Zahl von zwei Mitgliedern (88 1860, 1874) zu beſetzen, wobei 
die Intereſſen der väterlichen und mütterlichen Verwandten möglichſt gleichmäßig zu berück⸗ 
fichtigen find. Es ift ihm ferner zur Pflicht gemacht, vor der Auswahl — wobei die Beſtim⸗ 
mungen der 88 1865—1867 zu beachten ſind — nicht bloß den Gemeindewaiſenrat, ſondern 
auch tunlichſt, um auf die Wünſche der Familie Rückſicht nehmen zu konnen, Verwandte 
oder Verſchwägerte des Mündels zu hören. Die Anhörung der Verwandten iſt nicht 
erforderlich, wenn die Mitglieder von dem Vater oder der ehelichen Mutter des Mündels 
benannt find. 

§ 1863 


Sind neben dem Vorſitzenden nur die zur Beſchlußfähigkeit des Familien⸗ 
rats erforderlichen Mitglieder vorhanden, ſo ſind ein oder zwei Erſatzmit⸗ 
glieder zu beſtellen !). 

Der Familienrat wählt die Erſatzmitglieder aus und beſtimmt die Reihen 
folge, in der fie bei der Verhinderung oder dem Wegfall eines Mitglieds 


in den Familienrat einzutreten haben!). 
Hat der Vater oder die eheliche Mutter Erſatzmitglieder benannt und die 


Reihenfolge ihres Eintritts beſtimmt, ſo iſt dieſe Anordnung zu befolgen. 
G I 1715 Abſ 4 II 1756; M 4 1211; P 4 836. 


1. Die Beſtellung von Erſatzmitgliedern iſt vorgeſehen, um bie Verzögerungen zu ver 
meiden, die ſonſt bei Beſchlußunfähigkeit des Familienrats ($ 1874 Abſ 1) entſtehen würden 
Das Erſatzmitglied tritt bei (tatſächlicher oder rechtlicher Verhinderung oder Wegfall er 
ordentlichen Mitgliedes in Tätigkeit, und zwar im letzteren Falle bis zur Beſtellung eines ie 
ordentlichen Mitgliedes. Es tritt nicht etwa auf unbeſchränkte Zeit als ordentliches Mitglie 
ein (a. M. Planck A 3, Blume A 6), falls es nicht als benanntes Mitglied hierzu berufen 5 
(vgl. § 1861 Al). Die Vorſchrift des Abs 1 iſt übrigens nicht dahin aufzufaſſen, daß die Be 


Vormundſchaft über Minderjährige SS 1861—1866 483 


ſtellung von mehr als 2 Erſatzmitgliedern oder die Beſtellung von Erſatzmitgliedern trotz des 
Vorhandenſeins von mehr als zwei ordentlichen Mitgliedern nichtig wäre (a. M. die herr⸗ 
ſchende Anſicht). Die unnötig beſtellten Erſatzmitglieder können nur ihre Entlaſſung fordern. 

2. In Ermanglung einer in Abj 3 bezeichneten Anordnung hat über die Reihenfolge 
des Eintritts der Erſatzmitglieder lediglich der Familienrat zu beſtimmen, ohne etwa an früher 
gefaßte Beſchlüſſe gebunden zu ſein. Eine Ungültigkeit des Beſchluſſes kann nicht etwa daraus 
1 werden, daß die früher von dem Familienrat beſtimmte Reihenfolge nicht einge⸗ 
halten iſt. 


8 1864 


Wird der Familienrat durch vorübergehende Verhinderung eines Mit⸗ 
glieds beſchlußunfähig und iſt ein Erſatzmitglied nicht vorhanden, ſo iſt für 
die Dauer der Verhinderung ein Erſatzmitglied zu beſtellen. Die Auswahl 
ſteht dem Vorſitzenden zu!). 

EI 1715 Abf 5 II 1757; M 4 1212; P 4 886. 


1. Vorherige Anhörung des Gemeindewaiſenrats oder der Verwandten und Verſchwägerten 
des Mündels iſt hier, wo es ſich nur um die Beſtellung eines zeitweiligen Erſatzmitgliedes 
handelt, nicht nötig. Der Vorſitzende hat darüber zu befinden, ob ein Bedürfnis zur Beſtellung 
eines Erſatzmitgliedes vorliegt. Als vorübergehende Verhinderung iſt es auch anzufehen, 
wenn ein Mitglied nach $ 1874 Abſ 3 für ein einzelnes Rechtsgeſchäft von der Teilnahme an 
der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen iſt. Die Auswahl iſt nicht auf Verwandte oder Verſchwä⸗ 
gerte des Mündels beſchränkt ($ 1867). Das zeitweilige Erſatzmitglied iſt zur Mitwirkung als 
Mitglied des Famtlienrats nur für die Zeit der Verhinderung des ordentlichen Mitgliedes 
beſtellt. Sein Amt erliſcht mit dem Aufhören dieſer Verhinderung, ohne daß es ſeiner 
Entlaſſung bedarf. Wird der Familienrat durch dauernde Verhinderung eines Mitgliedes 
beſchlußunfähig (vgl. § 1874 Abf 1), jo ift nach § 1862 zu verfahren (vgl. $ 1879 A 1). 


8 1865 


Zum Mitgliede des Familienrats kann nicht beſtellt werden, wer ge⸗ 
ſchäftsunfähig oder wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht 
entmündigt iſt!). 

EI 1716 Abf 1 u. 8 II 1758; M 4 1212; P 4 887. 

1. Übereinſtimmend $ 1780. Die unfähigkeit des Mitgliedes hat zur Folge, daß die 
unter Mitwirkung dieſes Mitgliedes von dem Familienrat gefaßten Beſchlüſſe ungültig ſind 
(a. M. Blume 8 1865 A 2, § 1874 A 6, der den Beſchluß nur als durch Rechtsmittel anfechtbar 
erachtet). § 1865 findet auch auf die Erſatzmitglieder Anwendung. 


8 1866 


Zum Mitgliede des Familienrats ſoll nicht beſtellt werden!: 


1. der Vormund des Mündels; 

2. wer nach $ 1781 oder nach 8 1782 nicht zum Vormunde beſtellt wer⸗ 
den ſoll; 

3. wer durch Anordnung des Vaters oder der ehelichen Mutter des 
Mündels von der Mitgliedſchaft ausgeſchloſſen iſt. 


E 1716 Abf 2 Nr 1, 2 u. 4, Abſſ 3 II 1759; M 4 1212; P 4 837. 


1. Die Untauglichkeitsgründe der 88 1783 u. 1784 (fehlende Zuſtimmung des Chemanns 
und fehlende Erlaubnis der vorgeſetzten Behörde) gelten nicht für die Mitglieder des Familien 
dals. Auderſeits kommt zu den Untauglichkeitsgründen der 88 1781 u. 1782 hinzu, daß der 
Vormund (Pfleger) nicht gleichzeitig Mitglied des Familienrats, als der ihm übergeordneten 
Behörde, fein ſoll und daß als Mitglied nicht bloß der nach $ 1782 von der Vormundſchaft Aus. 
geſchloſſene, ſondern auch der nach 8 1866 Nr 3 von der Mitgliedſchaft Ausgeſchloſſene nicht 
deftellt werden ſoll. Frauen find — was auf einem Beſchluſſe der Reichstagskommiſſion 
beruht — nicht untauglich und bedürfen zur Übernahme des Amtes auch nicht der Zustimmung 
des Ehemanns. Es beſteht auch kein Hindernis, einen Ausländer zum Mitglied des Familien⸗ 
rats zu beſtellen, wennſchon dies der Regel nach ſich nicht empfehlen wird. Die Vorſchriften 
des 8 1866 finden in gleicher Weiſe auf ordentliche Mitglieder und Erſatzmitglieder Anwendung. 
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8 1867 


Zum Mitgliede des Familienrats ſoll nicht beſtellt werden, wer mit 
dem Mündel weder verwandt noch verſchwägert iſt!), es ſei denn, daß er 
von dem Vater oder der ehelichen Mutter des Mündels benannt oder von 
dem Familienrat oder nach § 1864 von dem Vorſitzenden ausgewählt wor⸗ 
den iſt. 

E I 1716 Abſ 2 Nr 3, Abi B II 1760; M 4 1214 P4837. 

1. Das Erfordernis der Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft beſteht nur für die von 
dem Vormundſchaftsrichter auszuwählenden Mitglieder (vgl. 8 1862 Abſ 1), nicht für die 


Erſatzmitglieder und nicht für die von dem Familienrat auszuwählenden Mitglieder (88 1862 
Abſ 2, 1863 Abſ 2, 1864). 


8 1868 


Für die nach den SS 1858, 1859, 1861, 1863, 1866 zuläſſigen Anordnungen 
des Vaters oder der Mutter gelten die Vorſchriften des S 17771). 

Die Anordnungen des Vaters gehen den Anordnungen der Mutter vor. 

E 1 1718 II 1761; M 4 1216; P 4 837. 

Vgl. 8 1777 A 1 u. 2 ſowie wegen der Übergehung eines benannten Mitgliedes § 1871 

1 a. E. 

§ 1869 

Niemand iſt verpflichtet, das Amt eines Mitglieds des Familienrats 
zu übernehmen“). 

E I 1717 II 1762; M 4 1215; P 4 837. 

1. Damit, daß eine Verpflichtung zur Übernahme des Amtes nicht beſteht, iſt nicht 
geſagt, daß das durch Beſtellung zum ordentlichen Mitgliede oder Erſatzmitgliede einmal 
übernommene Amt jederzeit niedergelegt werden könnte. Der Beftellte kann nach § 1878 
in Verbindung mit $ 1889 feine Entlaſſung nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes fordern. 


8 1870 


Die Mitglieder des Familienrats werden von dem Vorſitzenden durch 
Verpflichtung zu treuer und gewiſſenhafter Führung des Amtes beſtellt. Die 
Verpflichtung ſoll mittels Handſchlags an Eides Statt erfolgen!). 

E 11714 Abſ 2 II 1763; M 4 1208; P 4 836. 

1 Übereinſtimmend 8 1789. In der hier vorgeſehenen Weiſe find auch die Erſatzmitglieder 
zit beſtellen. Sollte dies vorher unterblieben ſein, ſo iſt es, ſobald das Erſatzmitglied in Tätigkeit 
tritt, nachzuholen. Erſt mit der Verpflichtung erliſcht das durch § 1869 gegebene Ablehnungs⸗ 
recht. Eine Beſtallung wird den Mitgliedern des Familienrats nicht erteilt. 


8 1871 


Bei der Beſtellung eines Mitglieds des Familienrats kann die Ent⸗ 
laſſung für den Fall vorbehalten werden, daß ein beſtimmtes Ereignis ein⸗ 
tritt oder nicht eintritt‘). 

EI 1715 Abſ 3 II 1755 Abſ 3; M 4 1211; P 4 836. 


1. Übereinſtimmend § 1790. Die Mitglieder des Familienrats haben, ſobald ihre Ver 
pflichtung ftattgefunden hat, in gleicher Weiſe wie der Vormund ein Recht auf Fortführung 
ihres Amtes, ſofern nicht der Vorbehalt der Entlaſſung bei Eintritt oder Nichteintritt eines 
beſtimmten Ereigniſſes gemacht iſt. Die Entlaſſung nach Ablauf einer beſtimmten Zeit kann 
nicht vorbehalten werden. Auch ohne Vorbehalt iſt übrigens die Entlaſſung des letztbeſtellten 
Mitgliedes zuläſſig, wenn ein benanntes Mitglied, durch deſſen Hinzutritt die Höchſtzayl von 
ſechs Mitgliedern ($ 1860) uberſchritten werden würde, zu Unrecht übergangen iſt. Siehe im 
übrigen § 1790 A 1 und 8 1863 A 1. 


8 1872 


Der Familienrat hat die Rechte und Pflichten des Vormundſchaftsgerichts. 
Die Leitung der Geſchäfte liegt dem Vorſitzenden od). 


1 ˙ A 
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Die Mitglieder des Familienrats können ihr Amt nur perſönlich aus⸗ 
üben. Sie ſind in gleicher Weiſe verantwortlich wie der Vormundſchafts⸗ 
richter ?). 
= ar Abf 1 u. 2, 1722 Abſ 1 Satz 2 II 1764 Abſ 1 u. 2, 1767 Abi 1 Satz 2; MA 1216 u. 1221: 


1. Der Familienrat tritt vollſtändig an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts. Die eine 
ſachliche Anordnung enthaltenden Verfügungen, auch eine Ermahnung oder Verwarnung des 
Vormundes, die Feſtſetzung einer Ordnungsſtrafe (8 1837), eine Aufforderung unter An⸗ 
drohung einer Ordnungsſtrafe (beſtr.) können nicht von dem Vormundſchaftsrichter, ſondern 
nur dem Familienrat getroffen werden. Dem Vormundſchaftsrichter als Vorſitzendem gebührt 
— abgejehen von $ 1876, ſ. auch 88 1875, 1877 Satz 2 — nur die formelle Leitung ſowie die 
Vorbereitung und Vollziehung der Beſchlüſſe des Familienrats. Zu den Vollziehungshandlungen 
gehört auch die Verpflichtung des von dem Familienrate ausgewählten Vormundes (anders 
die herrſchende Anſicht). Doch empfiehlt es ſich ſchon wegen der Rückſprachnahme über die 
in der Vormundſchaftsſache zu ergreifenden Maßregeln, die Verpflichtung vor dem Familienrat 
vorzunehmen. Den Geſchäftsverkehr nach außen hat der Vormundſchaftsrichter als Vor⸗ 
ſitzender des Familienrats zu führen. 

2. Die Mitgliedſchaft wird in § 1872 als Amt bezeichnet, eine Bezeichnung, die in $ 1885 
auch für die Verrichtungen des Vormundes (Gegenvormundes usw.) angewandt wird. Es 
darf hierbei aber nicht überſehen werden, daß es ſich nicht um ein öffentliches Amt, ſondern 
um ein, wenn auch im öffentlichen Intereſſe geordnetes, ſo doch privatrechtlichen Intereſſen 
dienendes Amt handelt. In § 34 Nr 6 StGB iſt deshalb eine beſondere Beſtimmung darüber 
getroffen, daß bei Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte der Verurteilte während der Dauer 
des Ehrverluſtes weder Vormund noch Mitglied eines Familienrats ſein kann, falls nicht 
bei einer Vormundſchaft über Abkömmlinge das Vormundſchaftsgericht oder der Familienrat 
eine Ausnahme zuläßt. Eine Folge der Anıtönatur iſt es, daß die Mitglieder des Familien⸗ 
rats ihre Verrichtungen nur perſönlich ausüben können, was bei dem Vormunde 
(§ 1793 A 2) nicht in gleichem Maße zutrifft. Wegen ihrer amtlichen Eigenſchaft ſind die 
Mitglieder des Familienrats auch verpflichtet, über den Hergang bei der Beratung und Ab⸗ 
ſtimmung — ebenſo wie nach § 200 GV die Schöffen und Geſchworenen — Stillſchweigen 
zu beobachten (8 8 FGG). Hinſichtlich der Verantwortlichkeit gelten für fie die gleichen 
Beſtimmungen, die in 88 1848, 839 Abf 1 u. 3 für den Vormundſchaftsrichter gegeben find 
(ogl. 81848 A 1 u. 2). 


8 1873 


Der Familienrat wird von dem Vorſitzenden einberufen!). Die Ein⸗ 
berufung hat zu erfolgen, wenn zwei Mitglieder, der Vormund oder der 
Gegenvormund ſie beantragen?) oder wenn das Intereſſe des Mündels ſie 
erfordert. Die Mitglieder können mündlich oder ſchriftlich eingeladen 
werden)). 

E 1 1721 Abſ 1 II 1765; M 4 1218; P 4 887. 


1. Zur Beſchlußfaſſung des Familienrats find ſämtliche Mitglieder und, ſoweit es zur Her⸗ 
ſtellung der Beſchlußfähigkeit erforderlich iſt, die Erſatzmitglieder zu einer gemeinſchaftlichen 
Sitzung von dem vorſitzenden Vormundſchaftsrichter einzuberufen, falls ſie nicht aus 
anderer Veranlaſſung unter ſeinem Vorſitz bereits verſammelt ſind. Ort und Zeit der Sitzung 
hat der Vorſitzende zu beſtimmen. Hat der Familienrat über beſtimmte Sitzungstage ſich 
geeinigt, jo kann der Vorſitzende gleichwohl, wenn er einen beſondern Anlaß hierzu zu haben 
glaubt, davon abgehen. Eine beſtimmte Form der Einberufung iſt nicht vorgeſchrieben, 
kann auch nicht in Einengung des Geſetzes von dem Familienrat eingeführt werden. Daß 
bei der Einberufung die Beratungsgegenſtände bezeichnet werden, iſt nicht nötig, Deu aber 
zur Vermeidung eines Vertagungsantrags zweckmäßig. Iſt bei der Einberufung ein Mitglied 
übergangen, fo hat dies die Ungültigkeit der von dem Familienrat gefaßten Beſchlüſſe nicht 
zur Folge. Der Übergangene kann aber — unbeſchadet der etwa durch Mitteilung des Be⸗ 
ſchluſſes bereits entſtandenen Wirkungen — eine neue Beſchlußfaſſung verlangen. 


. 2. Wird dem Antrage nicht ſtattgegeben, fo ſteht dem Antragſteller das Recht der Be. 
ichwerde zu (§ 20 FG). 
Sg 1874 


Zur Beſchlußfähigkeit des Familienrats iſt die Anweſenheit des Vor⸗ 
ſitzenden und mindeſtens zweier Mitglieder erforderlich). 
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Der Familienrat faßt ſeine Beſchlüſſe nach der Mehrheit der Stimmen 
der Anweſenden. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des Vor⸗ 
ſitzenden !). 

Steht in einer Angelegenheit das Intereſſe des Mündels zu dem Inter⸗ 
eſſe eines Mitglieds in erheblichem Gegenſatze, ſo iſt das Mitglied von der 
Teilnahme an der Beſchlußfaſſung ausgeſchloſſen. Über die Ausſchließung 
entſcheidet der Vorſitzende“). 

E I 1722 II 1767; M 4 1220; ® 4 837. 

1. Iſt nach dieſer Beſtimmung Beſchlußfähigkeit nicht vorhanden, ſo kann ein gültiger 
Beſchluß von dem Familienrat nicht gefaßt werden. Die Beſtimmung des Abſſ1 kann nicht 
durch Beſchluß des Familienrats, auch nicht durch Anordnung eines der Eltern abgeändert 
werden. Es kann hierdurch zwar die Zahl der Mitglieder des Familienrats bis zur Höchſtzahl 
von ſechs Mitgliedern (88 1862 Abſ 2, 1860), nicht aber die zur Beſchlußfähigkeit erforderliche 
Zahl erhöht werden. Ungültig iſt ein Beſchluß des Familienrats auch in dem Falle, daß 
er in der Beſetzung von mehr als ſechs Mitgliedern oder unter Mitwirkung eines unfähigen 
Mitgliedes gefaßt iſt, und es wird die aus erſterem Grunde folgende Ungültigkeit nicht etwa da⸗ 
durch geheilt, daß das überzählige Mitglied unfähig iſt (81860 A 2, § 1865 A 1 — vol. auch 
8 1863 A 1, § 1873 A 1 u. § 1874 A 3). Im übrigen gelten für die Gültigkeit der Beſchlüſſe 
des Familienrats die gleichen Grundſätze, wie ſie für die Entſcheidungen des Vormundſchafts⸗ 
gerichts gegeben find (vgl. § 7 FGG). Zur Herbeiführung der Ungültigkeit bedarf es nicht 
der Anfechtung des Beſchluſſes im Beſchwerdewege (a. M. Blume A 6). 

2. Auf die Beſchlußfaſſung finden, da es ſich um ein gerichtliches Verfahren in Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit handelt, die Vorſchriften der 88 194—200 GVG ent- 
ſprechende Anwendung. Nach 8 199 wird zuerſt von dem Berichterſtatter, wenn ein ſolcher 
ernannt ſein ſollte, dann von dem im Lebensalter Jüngeren, zuletzt vom Vorſitzenden ab⸗ 
geſtimmt. Bei einem Streit in bezug auf Summen werden, wenn keine der Anſichten die 
Mehrheit auf ſich vereinigt, die für die größte Summe abgegebenen Stimmen nach $ 198 
Abf 2 den für die zunächſt geringere Summe abgegebenen hinzugerechnet. Die Beſchluß⸗ 
faſſung kann immer nur mündlich, nicht im Wege des Schriftenumlaufs erfolgen. Einer be⸗ 
ſondern Form bedürfen die Beſchlüſſe nicht. Doch empfiehlt ſich in allen wichtigeren An ⸗ 
gelegenheiten die ſchriftliche Abfaſſung oder die protokollariſche Aufnahme des Beſchluſſes, 
da ſonſt eine Ausfertigung nicht würde erteilt werden können. Sonſt genügt ein zu den Akten 
zu bringender, den Inhalt des Beſchluſſes angebender Vermerk. — Nach $ 8 FGG kommen 
übrigens auch die Vorſchriften des GV über die Sitzungspolizei und die Gerichtsſprache 
(88 177 ff. GVG; f. auch 89 FGG) zur Anwendung. 

3. Die Ausſchließung tritt erſt durch die Entſcheidung des Vorſitzenden ein. Gegen dieſe 
Entſcheidung kann der Ausgeſchloſſene nach $ 20 FG Beſchwerde einlegen. Die Beſchwerde 
wird allerdings, da ſie nicht aufſchiebende Kraft hat ($ 24 FGG), wenn inzwiſchen der Beſchluß 
des Familienrats ergangen und der Vormund daraufhin tätig geworden iſt, wirkungslos 
bleiben. Die ungerechtfertigte Ausſchließung hat die Ungültigkeit des Beſchluſſes, ſofern nur 
der Familienrat beſchlußfähig war, nicht zur Folge. Der Ausgeſchloſſene kann nur eine neue 
Beſchlußfaſſung verlangen (vgl. § 1873 Art 1). 


§ 1875 


Ein Mitglied des Jamilienrats, das ohne genügende Entſchuldigung 
der Einberufung nicht Folge leiſtet oder die rechtzeitige Anzeige ſeiner Ver⸗ 
hinderung unterläßt oder ſich der Teilnahme an der Beſchlußfaſſung ent⸗ 
hält, iſt von dem Vorſitzenden in die dadurch verurſachten Koſten zu ver⸗ 
urteilen !). 

Der Vorſitzende kann gegen das Mitglied eine Ordnungsſtrafe:) bis zu 
einhundert Mark verhängen. 

Erfolgt nachträglich genügende Entſchuldigung, ſo ſind die getroffenen 
Verfügungen aufzuheben. 

E I 1721 Abſ 2 II 1766; M 4 1220; P 4 837. 

1. Die Verurteilung in die Koſten, die durch Vereitlung des Termins letzten Endes 


dem Mündel entſtanden ſind, da dieſer ſeinerſeits wiederum den andern Mitgliedern des 
Familienrats, unter Umſtänden auch dem Vormunde uſw., die Auslagen zu erſetzen hat, mu 


. 
ö 
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unbedingt erfolgen, ohne daß ein Antrag hierauf geſtellt zu werden braucht. Auf Grund dieſer 
Verfügung findet die Beitreibung der Koſten nach Maßgabe der landesgeſetzlichen Be ⸗ 
ſtimmungen ſtatt. In Ermanglung ſolcher Vorſchriften bleibt zur Erlangung der Unkoſten 
nur der Weg der Klage offen. Die Verurteilung in die Koſten iſt auch dann auszuſprechen, 
wenn das Ausbleiben an ſich gerechtfertigt iſt, der Ausbleibende aber ſchuldhaft unterlaſſen 
hat, von ſeiner Verhinderung ſo rechtzeitig Anzeige zu machen, daß die Aufhebung des 
Termins und die Bekanntmachung der Aufhebung noch erfolgen konnte. Die Koſten ſind 
ihm in dieſem Falle inſoweit aufzuerlegen, als ſie durch rechtzeitige Anzeige hätten vermieden 
werden konnen. 

2. Ob eine Ordnungsſtrafe feſtgeſetzt werden foll, hängt von dem Ermeſſen des Vor. 
ſitzenden ab, der hierbei insbeſondere auf die Größe des Verſchuldens Rückſicht zu nehmen 
hat. Die Strafe iſt eine Ungehorſamsſtrafe, nicht eine Zwangsſtrafe (Exekutivſtrafe) und 
kann daher ohne vorgängige Androhung feſtgeſetzt werden. Aus dieſem Grunde iſt auch eine 
wiederholte Straffeſtſetzung wegen derſelben Handlung unzulaſſig (a. M. Schultzenſtein 
Köhne A 4). Gegen die Feſtſetzung findet nach 88 20 Abſ 1, 24 Abi 1866 Beſchwerde mit 
aufſchiebender Wirkung ſtatt (vgl. Vorbem 4% vor 8 1773). 


§ 1876 


Wird ein ſofortiges Einſchreiten nötig, ſo hat der Vorſitzende die erfor⸗ 
derlichen Anordnungen zu treffen, den Familienrat einzuberufen, ihn von 
den Anordnungen in Kenntnis zu ſetzen und einen Beſchluß über die etwa 
weiter erforderlichen Maßregeln herbeizuführen!). 

E 1 1719 Abſ es II 1764 Abſ 8; M 4 1217; P 4 837; 6 811. 

1. Ob ein ſofortiges Einſchreiten nötig iſt, ob ohne Gefahr für den Mündel das Zu⸗ 
ſammentreten des Familienrats nicht abgewartet werden kann, hat der Vorſitzende nach 
freiem Ermeſſen zu entſcheiden. In der Regel wird er ſich, um der fpäteren Entſchließung 
des Familienrats nicht vorzugreifen, auf die Anordnung vorläufiger Sicherungsmaßregeln 
beſchränken. Iſt ein Vormund uf. zu beſtellen, fo empfiehlt es ſcch, für den Fall der Nicht⸗ 
genehmigung des Familienrats die Entlaſſung vorzubehalten. Der Vorſitzende iſt jedoch nicht 
gehindert, falls er dies nach ſeinem Ermeſſen für nötig erachtet, endgültige Maßregeln zu 
treffen. Sobald es möglich iſt, hat er die Angelegenheit der Beſchlußfaſſung des (bereits 
beſtehenden oder erſt einzufetzenden) Familienrats zu unterbreiten. Die Gültigkeit der An⸗ 
ordnung iſt aber nicht durch die nachträgliche Genehmigung des Familienrats bedingt. Die 
Gültigkeit kann auch nicht aus dem Grunde in Frage geſtellt werden, weil der Vorſitzende 
von ſeinem Ermeſſen einen unrichtigen Gebrauch gemacht hat, falls nicht die Sache etwa ſo 
iegt, daß ein betrügeriſches Zuſammenwirken des Vorſitzenden mit dem Dritten zum Nachteil 
des Mündels ſtattgefunden hat. 


8 1877 


Die Mitglieder des Familienrats können von dem Mündel Erſatz ihrer 
uslagen verlangen; der Betrag der Auslagen wird von dem Vorſitzenden 
feſtgeſetzty). 

E 1 1720 II 1768; M 4 1218; P 4 837. 

1. Erſatz der Auslagen. Die Feſtſetzung durch den Vorſitzenden ift auch für 
den Prozeßrichter bindend, falls das Mitglied, um Befriedigung zu erlangen zum . 
genötigt fein ſollte. Gegen die Feſtſetzung kann derjenige Teil, welcher ſich für beeinträchtigt 
Aal der Vormund oder das Mitglied des Familienrats gemäß 8 20 560 Beſchwerde 

gen. 


8 1878 
Das Amt eines Mitglieds des Familienrats endigt aus denſelben Grün⸗ 
En a denen nach den SS 1885, 1886, 1889 das Amt eines Vormundes 
gt“). | 
Ein Mitglied kann gegen feinen Willen nur durch das dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht im Inſtanzenzuge vorgeordnete Gericht entlaſſen werden). 
E 1 1728 II 1769; M 4 1224; P 4 837. 


1. Beendigungsgründe. Keine Anwendung finden die 88 1887 Abſ 2 u. 1888, be⸗ 
treffend die Entlajjung wegen Rücknahme der Zuſtimmung des Ehemanns und wegen 
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Rücknahme der Erlaubnis der vorgeſetzten Behörde, da dieſe Zuſtimmung oder Erlaubnis 
zur Übernahme des Amtes eines Mitgliedes nicht erforderlich iſt (§ 1866). Desgleichen iſt 
unanwendbar die Vorſchrift des § 1887 Abf 1, betreffend die Zuläſſigkeit der Entlaſſung im 
Falle der Verheiratung der Frau. Von den Fällen der Entlaſſung auf eigenen Antrag fallen 
ſelbſtverſtändlich, was in § 1878 nicht beſonders hervorgehoben ift, die Nr 6 u. 7 des in 8 1889 
angezogenen $ 1786 fort, da ein Mitglied des Familienrats nicht zu einer Sicherheitsleiſtung 
angehalten werden kann und dieſes Amt nicht von mehreren zu gemeinſchaftlicher Verwaltung 
übernommen werden kann. Anwendbar bleiben hiernach § 1885 über Beendigung des Amtes 
durch Entmündigung oder Todeserklärung, 8 1886 über Entlaſſung von Amts wegen und 
§ 1889 in Verbindung mit § 1786 Nr 2—5 u. 8 (f. auch $ 1871 A 1). Eine Gefährdung der 
Intereſſen des Mündels, welche die Entlaſſung rechtfertigt, kann nicht nur im Falle eines 
ſchweren Zerwürfniſſes zwiſchen dem Familienratsmitglied und dem Vormund oder Mündel, 
ſondern auch bei Vorliegen erheblicher Bedenken gegen die Unparteilichkeit der Amtsführung 
anzunehmen fein. Die Entlaffung iſt außerdem mit Rückſicht auf $ 1866 Nr 1 geboten, wenn 
das Mitglied des Familienrats zum Vormunde beſtellt wird. 

2. Über die Entlaſſung des Mitgliedes auf eigenen Antrag beſchließt der Familienrat, 
ebenſo über die Entlaſſung von Amts wegen, falls das Mitglied mit feiner Entlaſſung ein- 
verſtanden iſt. Andernfalls iſt das Landgericht als das im Inſtanzenzuge vorgeordnete 
Gericht zuftändig. Dem gegen feinen Willen entlaſſenen Mitgliede ſteht nach 8 60 Nr 4 FG 
die ſofortige Beſchwerde zu (nicht auch die weitere Beſchwerde § 64 FGG). Wird die Ent- 
laſſung abgelehnt, jo kann nur der Vormund (a. M. Fuchs A 2 IIb a), im Falle des § 1889 auch 
das feine Entlaſſung beantragende Mitglied Beſchwerde erheben (8 20 FGG). 


8 1879 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Familienrat aufzuheben, wenn 
es an der zur Beſchlußfähigkeit erforderlichen Zahl von Mitgliedern fehlt 
und geeignete Perſonen zur Ergänzung nicht vorhanden ſind!). 

61 1724 Abſ 1 Nr 1 II 1770 Abſ 1 Nr 1; M 4 1225; P 4 897. 


1. Der Familienrat kann ſeine Auflöſung nicht ſelbſt beſchließen. Nur das Vormundſchafts⸗ 
gericht kann den Familienrat aufheben, und zwar abgeſehen von dem Falle des § 1880 nur 
aus dem in $ 1879 bezeichneten Grunde. Sinkt die Zahl der Mitglieder unter zwei (die 
nach § 1874 Abſ 1 zur Beſchlußfähigkeit erforderliche Mindeſtzahl) herunter, ſo hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach $ 1862 das Recht und die Pflicht, den Familienrat bis zur Erreichung 
der Beſchlußfähigkeit durch Aufnahme neuer Mitglieder zu ergänzen (vgl. $ 1858 A 2). Stellt 
ſich heraus, daß die Ergänzung nicht möglich ift, jo hat das Vormundſchaftsgericht ohne Rück⸗ 
ſicht auf das Vorhandenſein von Erſatzmitgliedern (88 1863, 1864) die Aufhebung des Familien ⸗ 
rats auszuſprechen. Es darf dies nicht deshalb hinausgeſchoben werden, weil Ausſicht iſt, 
ſpäter ein geeignetes und zur Übernahme bereites Mitglied zu gewinnen. Die Aufhebung 
hindert nicht, daß ſpäter von neuem ein Familienrat eingeſetzt wird, wobei die nach $ 1858 
getroffene Anordnung als fortwirkend anzuſehen iſt. Der Antrag aus 8 1859 hat dagegen 
durch die Aufhebung des Familienrats feine Wirkſamkeit verloren (a. M. Fuchs A 7). — 
Gegen die Aufhebung des Familienrats ſteht außer den Mitgliedern des Familienrats und 
dem Vormunde, deren Recht ſich aus § 20 FGG ergibt, nach 88 57 Nr 4, 60 Nr 4 allgemein 
den Verwandten und Verſchwägerten ſowie dem Ehegatten des Mündels die ſofortige 
Beſchwerde zu. 


8 1880 


Der Vater des Mündels kann die Aufhebung des von ihm angeordneten 
Familienrats für den Fall des Eintritts oder Nichteintritts eines künftigen 
Ereigniſſes nach Maßgabe des § 1777 anordnen. Das gleiche Recht ſteht der 
ehelichen Mutter des Mündels für den von ihr angeordneten Familien“ 
rat zu!). 

Tritt der Fall ein, ſo hat das Vormundſchaftsgericht den Familienrat 
aufzuheben. 

6 1 1712 Abſ 2, 1724 Abſ 1 Nr 2 II 1751 Abſ 2, 1770 Abf 1 Nr 2; M 4 1204 u. 1225; P 4 837- 


1. Vgl. § 1858 A 2. Iſt vom Vater die Einſetzung eines Familienrats angeordnet, ſo 
hat die von der Mutter, wenn auch nur für einen beſondern Fall, angeordnete Aufhebung 
des Familienrats keine Wirkung. Wegen des Beſchwerderechts ſiehe 8 1879 A 2. 
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§ 1881 


Von der Aufhebung des Familienrats hat das Vormundſchaftsgericht 
die bisherigen Mitglieder, den Vormund und den Gegenvormund in Kennt⸗ 
nis zu ſetzen. 

Der Vormund und der Gegenvormund erhalten neue Beſtallungen. Die 
früheren Beſtallungen ſind dem Vormundſchaftsgerichte zurückzugeben). 

E 1 1724 Abſ 2 II 1770 Abſ 2; M 4 1225; p 4 837. 


1. Die Erteilung einer neuen Beſtallung an den Vormund oder die Berichtigung der 
Beſtallung ift nötig, weil nach § 1791 letzter Satz die Beſtallung über die Einſetzung eines 
Familienrats Auskunft geben ſoll. 


VII. Beendigung der Vormundſchaft 


8 1882 


Die Vormundſchaft endigt mit dem Wegfalle der im § 1773 für die An⸗ 
ordnung der Vormundſchaft beſtimmten Vorausſetzungen !) 2). 
E I 1703 Abſ 1 II 1710; M4 1193; P 4 825. 8 


1. Die Vorausſetzungen der Vormundſchaft fallen weg: a) mit dem Aufhören der Minder 
jahrigkeit des Mundels, b) mit dem Entſtehen der elterlichen Gewalt, vorausgeſetzt, daß ihr 
nhaber nicht von der Vertretung in perſönlichen und Vermögensangelegenheiten aus⸗ 
geſchloſſen iſt, und mit dem Aufhören des Ruhens der elterlichen Gewalt, e) mit der Über⸗ 
nahme der vormundſchaftlichen Fürſorge durch den ausländiſchen Heimatſtaat, d) mit dem 
Tode des Mündels. Die Regel, daß bei Wegfall der Vorausſetzungen die Vormundſchaft 
ohne weiteres endigt, erleidet jedoch gewiſſe Ausnahmen, und zwar zu b) durch die Vor⸗ 
ſchrift des $ 1883, zu d) durch die Vorſchrift des § 1884. Unter b) fällt es auch, wenn der bisher 
unbekannte Familienſtand des Mündels (vgl. § 1773 A 3) ermittelt und hierbei feſt⸗ 
geſtellt wird, daß ſich das Kind in Wahrheit in elterlicher Gewalt befindet. Man wird indes 
in dieſem Falle zur Beendigung der Vormundſchaft ihre Aufhebung zu erfordern haben, 
da erſt hierdurch das Beſtehen der elterlichen Gewalt kundbar wird. Ebenſo wird, wenn die 
ann, Fürſorge von dem ausländiſchen Heimatſtaat übernommen wird 
(Art 23 Ech, § 47 FGG, vgl. $ 1778 A 1) oder die weitere Fürſorge des Inlandes für ent⸗ 
behrlich erachtet wird die Beendigung der dentſchen Vormundſchaft von der in der Aufhebung 
der Vormundſchaft ſich kundgebenden Entſchließung der inländiſchen Behörde abhängig zu 
machen ſein. Durch Erreichung der Volljährigkeit endigt die Vormundſchaft unbedingt, 
auch wenn in der Beſtallung das Alter des Mündels unrichtig angegeben ſein ſollte oder aus 
beſondern Gründen eine weitere Bevormundung nötig wird. Der bisherige Altersvormund 
tann in dieſem Falle als Vormund des Volljährigen oder als Pfleger neu verpflichtet werden 
(über ſeine Herausgabepflicht ſ. § 1890 A 2). Der Volljährigkeit ſteht nach $ 3 Abſ 2 die Voll ⸗ 
lährigkeitserklärung gleich. Sie wird wirkſam in dem Augenblick, in welchem der fie aus 
Prechende Beſchluß dem für volljährig Erklärten zugeſtellt wird (8 16 Abf 1 FGG). Iſt das 
Alter des Mündels wie bei Findelkindern nicht mit Sicherheit feſtzuſtellen, ſo hat der Bor- 
mundſchaftsrichter hierüber nach verſtändigem Ermeſſen zu entſcheiden, und ſeine Entſcheidung 
muß für die Fortdauer als maßgebend angeſehen werden. Wird die Vormundſchaft über 
auen Ausländer geführt, fo beſtimmt ſich der Zeitpunkt der Volljährigkeit nach 2 1 8 
Recht, unbeſchadet der Befugnis des deutſchen Vormundſchaftsgerichts, die Vormundſt ii 
wenn der Mündel nach deutſchem Recht volljährig geworden iſt, durch Aufhebung Re er 
endigung zu bringen (RG Pri MBl 98, 108). Über die Bedeutung der e een A 1 
mundſchaft für das Aufhören der Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts |- 10 A1 
und über ihre Bedeutung für das Vertretungsrecht des Vormundes ſ. § 1793 A 3. Verſchieden 
vom der Beendigung der Vormundſchaft iſt die Aufhebung der Vormundſchaft wegen Fehlens 
er geſetzlichen Voransſetzungen (vgl. § 1774 A 2). 5 B 
2. Über die Volljährigkeit hinaus kann die Vormundſchaft nicht verlängert werden. 
Einen der Vormundſchaft ähnlichen Zuftand kann allerdings der Erblaſſer dadurch herbei. 
führen, daß er die Verwaltung des dem Erben hinterlaſſenen Erbteils einem Teſtaments⸗ 
vollitteder überträgt (val. 58 2209, 2306). Es bleibt daher, wenn der Erblaſſer eine über die 
jollgäbrtateit hinaus dauernde Vormundſchaft (Pflegſchaft) angeordnet hat, zu prüfen, ob 
die Anordnung nicht unter dem Geſichtspunkt, daß die Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers 
gewollt ift, ſich aufrechterhalten läßt. 3 
3. Die Aufhebung der Vormundſchaft wird wirkſam durch Mitteilung der Verfügung 
an den Vormund, deſſen Amt hierdurch erliſcht (8 16 Abſ 1 FGG). Gegen die Aufhebung 
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fteht nach 8 57 Nr 1 F einem jeden, der ein rechtliches Intereſſe am Fortbeſtehen der Vor⸗ 
mundſchaft hat, desgleichen dem Ehegatten und den Verwandten (Verſchwägerten) des Mündels 
die Beſchwerde zu (vgl. 8 1774 A 3). Das Vormundſchaftsgericht kann die von ihm getroffene 
Verfügung ändern. Die Vormundſchaft iſt in dieſem Falle, wenn die Aufhebung bereits 
wirkſam geworden iſt, von neuem einzuleiten. 


8 1883 


Wird der Mündel durch nachfolgende Ehe legitimiert, ſo endigt die 
Vormundſchaft erſt dann, wenn die Vaterſchaft des Ehemanns durch ein 
zwiſchen ihm und dem Mündel ergangenes Urteil rechtskräftig feſtgeſtellt 
iſt oder die Aufhebung der Vormundſchaft von dem Vormundſchaftsgericht 
angeordnet wird. 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Aufhebung anzuordnen, wenn es 
die Vorausſetzungen der Legitimation für vorhanden erachtet. Solange der 
Ehemann lebt, ſoll die Aufhebung nur angeordnet werden, wenn er die Vater⸗ 
ſchaft anerkannt hat oder wenn er an der Abgabe einer Erklärung dauernd 
verhindert oder ſein Aufenthalt dauernd unbekannt iſt!). 

E 1 1703 Abſ 2 II 1741; M 4 1194; P 4 825. 


1. Die Legitimation des Mündels durch nachfolgende Ehe ſetzt voraus, daß der Ehe⸗ 
mann der Mutter des Mündels der natürliche Vater des Mündels iſt. Da das Vorhandenſein 
dieſer Vorausſetzung oft zweifelhaft iſt, auch das von dem Ehemann in öffentlicher Urkunde 
abgegebene Anerkenntnis der Vaterſchaft nach § 1720 Abſ 2 nur eine Vermutung begründet, 
ſo wird zur Beendigung der Vormundſchaft entweder ein die Vaterſchaft des Ehemanns 
feſtſtellendes rechtskräftiges Urteil oder die ausdrückliche Aufhebung der Vor⸗ 
mundſchaft durch das Vormundſchaftsgericht erfordert. Das Urteil muß im Prozeſſe zwiſchen 
dem Vater als Ehemann und dem ehelich gewordenen Kinde ergangen ſein, da nur 
in dieſem Falle das Urteil nach näherer Beſtimmung des 8 643 ZPO Rechtskraftwirkung 
für und gegen alle hat. Es genügt nicht ein vor der Eheſchließung zwiſchen Vater und 
Kind ergangenes, die natürliche Vaterſchaft feſtſtellendes Urteil. Will das Vormundſchafts⸗ 
gericht ohne vorgängiges Urteil die Aufhebung der Vormundſchaft ausſprechen, ſo ſoll es 
ſich, ſoweit dies möglich iſt, eine Anerkennung der Vaterſchaft erteilen laſſen, die nicht 
gerade in öffentlicher Urkunde erklärt zu werden braucht (vgl. 8 1720 A 1 u. 2). Das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht hat außerdem zu prüfen, ob Bedenken gegen die Richtigkeit der Aner⸗ 
kennung vorliegen. Bis zur Rechtskraft des Urteils oder bis zur Aufhebung bleibt die Vor⸗ 
mundſchaft und damit auch die Vertretungsmacht des Vormundes beſtehen, unbeſchadet der 
aus der elterlichen Gewalt von dem Vater bereits erlangten Rechte, ſo daß bis zu jenem 
Zeitpunkte ſowohl der Vormund als der Vater vertretungsberechtigt iſt und bei einem 
Widerſtreit der von beiden Teilen getroffenen Verfügungen die frühere Verfügung den 
Vorrang vor der ſpäteren hat. — Über den Zeitpunkt der Wirkſamkeit der Aufhebung und 
das Beſchwerderecht |. $ 1882 A 3. 


8 1884 


Iſt der Mündel verſchollen, ſo endigt die Vormundſchaft erſt mit der 
Aufhebung durch das Vormundſchaftsgericht. Das Vormundſchaftsgericht 
hat die Vormundſchaft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Mündels be⸗ 
kannt wird!). 

Wird der Mündel für tot erklärt, ſo endigt die Vormundſchaft mit der 
Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils“). 

EI 1703 Abf 1 Nr 1 II 1742; M 4 1194; P 4 825. 


1. Mit dem Tode des Mündels oder der Todeserklärung erreicht die Vormundſchaft ihr 
Ende. Erſcheint der Tod des Mündels glaubhaft, ſo iſt es dem Vormundſchaftsgericht nicht 
geſtattet, von dem Vormunde unter Androhung von Ordnungsſtrafe die Einreichung einer 
Sterbeurkunde zu verlangen, ſondern es hat von Amts wegen den Tod feſtzuſtellen (KG 
51 KA 47). Iſt der Münd el verſchollen, iſt ſeit langerer Zeit keine Nachricht von ihm eingegangen 
ſo iſt es ungewiß geworden, ob der Mündel noch am Leben ift. Über die Fortdauer der Bor’ 
mundſchaft hat deshalb der Vormundſchaftsrichter zu befinden, der nach dem Ergebnis 
Ermittlungen zu entſcheiden hat, ob das Ableben des Mündels derart wahrſcheinlich iſt, 50 
daraufhin die Vormundſchaft aufgehoben werden kann. Das Verſchollenſein des Munde 
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hat nicht zur Folge, daß ſonſtige Gründe (außer dem Tode des Verſchollenen), die ohne weiteres 
die Beendigung der Vormundſchaft herbeiführen, dieſe Wirkung nicht hätten und es ſomit 
auch in dieſen Fällen der Aufhebung bedürfte (beſtr.). — Über den Zeitpunkt des Wirkſam⸗ 
werdens der Aufhebung und das Beſchwerderecht ſ. $ 1882 A 3. 

2. Die Rechtskraft des Ausſchlußurteils tritt, da ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet (8 957 
ZPO), bereits mit dem Erlaß des Urteils ein. Die Todesertlärung bewirkt endgültig in 
dieſem Zeitpunkt die Beendigung der Vormundſchaft (vgl. $ 18 A 1). Auch wenn ſich ſpäter 
herausſtellt, daß der für tot erklärte Mündel noch lebt oder das Urteil infolge der Anfechtungs⸗ 
klage aufgehoben wird, gilt die Vormundſchaft nicht als fortbeſtehend (anders für den Fall 
der Aufhebung des Urteils die herrſchende Meinung), ſondern es kann nötigenfalls nur eine 
neue Vormundſchaft eingeleitet werden. 


8 1885 


Das Amt des Vormundes endigt mit ſeiner Entmündigung!) . 


Wird der Vormund für tot erklärt, jo endigt ſein Amt mit der Erlaſſung 
des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils!) 
EI 1704 Nr 1 u. 2 II 1743; M4 1195; P 4 827. 


1. Entmündigung und Todeserklärung des Vormundes. Das Amt des Vormundes 
wird nicht ſchon dadurch beendigt, daß der Vormund geſchäftsunfähig wird oder die un⸗ 
beſchrankte Geſchaftsfähigkeit verliert. Dies iſt nur ein Grund, den Vormund (deſſen Willens⸗ 
erklärungen im Falle der; Geſchäftsunfähigkeit nichtig find) aus 8 1886 zu entlaſſen. Die un⸗ 
mittelbare Beendigung tritt, abgeſehen von dem Tode des Vormundes, nur ein, wenn er 
(wegen Geiſteskrankheit, Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht) entmündigt wird oder 
für tot erklärt wird. Es muß alſo ein amtliches Verfahren ſtattgefunden haben, in welchem 
das Vorhandenſein der Vorausſetzungen des Amtsverluſtes feſtgeſtellt iſt. Die ſpätere Auf⸗ 
hebung des Entmündigungsbeſchluſſes infolge der Aufechtungsklage hat ebenſowenig wie die 
Aufhebung des die Todeserklärung ausſprechenden Ausſchlußurteils zur Folge, daß das Amt 
des Vormundes wieder auflebt (f. wegen des Entmündigungsbeſchluſſes § 672 Satz 2 ARD). 

ber den Zeitpunkt der Wirkſamkeit der Entmündigung f. § 1896 A 1, über die Wirkſamkeit 
der Todeserflärung 8 1884 A 2 und über die im Falle der Entmündigung dem Vormundſchafts⸗ 
gericht zu machende Mitteilung 8 1896 A 1 a. E. Zt dem Prozeßrichter bekannt, daß der Ent ⸗ 
mundigte eine Vormundſchaft führt, fo wird er, wennſchon dies nicht beſonders vorgeſchrieben 
iſt, auch zu dieſen Vormundſchaftsakten Mitteilung zu machen haben. Der Vormundſchafts⸗ 
tichter iſt natürlich nicht gehindert, ſchon vor Erlaß des Entmündigungsbeſchluſſes oder des 
zodeserklärungsurteils den Vormund aus $ 1886 zu entlaſſen. Er darf ſogar, wenn er ſich 
nicht erſatzpflichtig machen will, den Ausfall jenes Verfahrens nicht untätig abwarten, ſondern 
zat gegebenenfalls durch Beſtellung eines Pflegers für Wahrnehmung der Intereſſen des 
Muündels zu forgen. 3 5 
2. Was die ſonſtigen Beendigungsgründe des Amtes des Vormundes betrifft, fo ist 
eine Bestellung des Vormundes auf Zeit oder bis zu einem beſtimmten Ereigniſſe in der Weile, 
daß mit dem Eintritt der Zeit oder des Ereigniſſes fein Amt ohne weiteres endigt, nicht möglich. 
ach 3 1790 kann die 1 für den Fall des Eintritts eines beſtimmten Ereigniſſes 
gur vorbehalten werden. Über die Entlaffung zum Zweck der Einſetzung des berufenen 
Jiormundes |. $ 1778 A 3. Das Amt des Vormundes wird außerdem gemäß Art 186 EG nach 
haßgabe der landesgeſetzlichen Beſtimmungen mit dem Eintritt des geſetlichen BEUTE 
Anftaktsoormundes oder Berufsvormundes) beendigt. Pflicht des geſetzlichen a es 
es, von dem Antritt der Vormundſchaft, auch wenn hierüber in den landesrechtlichen 
beſchriften nichts beſtimmt iſt, dem Vormundſchaftsgericht ſofort Anzeige zu machen. 


8 1886 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund zu entlaſſen, wenn die 
Fortführung des Amtes, insbeſondere wegen pflichtwidrigen Verhaltens 
es Vormundes, das Intereſſe des Mündels gefährden würde!) oder wenn 
ki der Perſon des Vormundes einer der im 8 1781 beſtimmten Gründe vor⸗ 
egt?) 05 
EI 1704 Nr 8, 1705 Nr 1 u. 2 II 1744; M 4 1196; P 4 881. 


1. Entlaſſung des Vormundes. Die Intereſſen des Mündels entſcheiden ausſchließlich 
darüber, ob der beſtellte Vormund in ſeinem Amte zu belaſſen iſt. Die Entlaſſung iſt nicht 
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dadurch bedingt, daß es bereits zu einer Schädigung des Mündels gekommen iſt. Es genügt 
eine Gefährdung ſeiner Intereſſen, die bereits in beſtimmten Handlungen zutage getreten 
ſein kann oder aus der ganzen Sachlage ſich ergeben kann. Die Verhältniſſe können mit oder 
ohne Schuld der Beteiligten ſich derart zugeſpitzt haben, es kann zwiſchen dem Vormunde 
und dem Mündel eine ſolche Entfremdung eingetreten ſein, daß eine gedeihliche Wirkſamkeit 
des Vormundes nicht mehr zu erwarten iſt. Die Verletzung der dem Vormundſchaftsgericht 
ſchuldigen Achtung durch den Vormund oder eine ungerechtfertigte Mißſtimmung der Mutter 
gegen den Vormund kann allein zur Entlaſſung nicht genügen. Daß der Vormund — wie 
§ 1833 vorausſetzt — pflichtwidrig gehandelt habe, iſt zur Anwendung des 8 1886 nicht 
unbedingt erforderlich. § 1886 will den Mündel auch davor ſchützen, daß der Vormund nicht 
geeignet iſt, die Pflichten ſeines Amtes in gehöriger Weiſe zu erfüllen oder doch den im ge⸗ 
gebenen Falle an ihn zu ſtellenden beſondern Anforderungen nicht gewachſen iſt. Ein Grund 
zur Entlaſſung kann es auch fein, wenn der Vormund in fo hohem Maße eigenwillig und 
rechthaberiſch iſt, daß er trotz aller Vorhaltungen von der Unzweckmäßigkeit ſeiner Maß⸗ 
nahmen ſich nicht überzeugen läßt (KG in RIA 5, 219). Ein Entlaffungsgrund kann es ferner 
ſein, daß der Vormund des deutſchen Mündels Angehöriger eines mit dem Deutſchen Reiche 
in Kriegszustand befindlichen Staates iſt (RIA 14, 116). Auch ſonſt können die Umſtände des 
Falles außerordentlicherweiſe ſo liegen, daß die ſachliche Intereſſengefährdung die Entlaſſung 
des Vormundes rechtfertigt, wie in dem Falle, daß der Vormund den Abſchluß eines Kindes 
annahmevertrags durch die von ihm geſtellte Bedingung hindert, daß ein Bekenntniswechſel 
des Mündels nicht eintreten dürfe, obſchon die uneheliche Mutter, der landesrechtlich die Be⸗ 
ſtimmung über die religiöſe Erziehung zuſteht, mit dem Vertragsſchluß einverſtanden iſt und 
ſehr ſchwerwiegende wirtſchaftliche und geiſtige Intereſſen des Kindes den Abſchluß geboten 
erſcheinen laſſen (vgl. RG 25. 9. 13 IV B 4/13; anderſeits K 38 A 93; 44 A 36). Das 
Vormundſchaftsgericht hat natürlich, bevor es zur Entlaſſung ſchreitet, ſorgfältig zu prüfen, 
ob nach dem Geſamtperhalten des Vormundes und der Größe der Gefahr die Entlaffung im 
Intereſſe des Mündels iſt, ob zu ſeiner Sicherung nicht andere Maßnahmen ausreichen. Eine 
Beſchrankung feiner Befugniſſe durch Beſtellung eines Pflegers, die nach $ 1796 nur bei Vor⸗ 
handenſein eines erheblichen Intereſſengegenſatzes zuläſſig iſt, braucht allerdings der Vormund, 
wenn ein ſolcher Grund nicht vorliegt, ſich nicht gefallen zu laſſen. 

2. Der Vormund iſt ferner zu entlaſſen, wenn er von vornherein wegen Vorliegens eines 
Untanglichkeitsgrundes aus § 1781 nicht als Vormund hätte beſtellt werden ſollen oder 
nachträglich ein ſolcher Untauglichkeitsgrund eingetreten iſt. Ebenſo iſt, wennſchon 8 1886 
dieſen Fall nicht beſonders erwähnt, die Entlaſſung geboten, wenn der Vormund nachträglich 
geihäftsunfähig geworden ift, ſoweit nicht infolge der Entmündigung des Vormundes ſein 
Amt ohne weiteres aufgehört hat (vgl. § 1885 A 1). Über die Geſchäftsunfähigkeit des Vor 
mundes . $ 1780 A 1, 8 1885 A 1, über die Unbceachtlichkeit des Untauglichkeitsgrundes aus 
$ 1782 (Ausſchließung durch Anordnung des Vaters uſw.) ſ. A 1 daf. 

3. Hinſichtlich des Verfahrens iſt zu bemerken, daß der Vormundſchaftsrichter regelmäßig, 
wenn nicht Gefahr im Verzuge ift, ſich der Pflicht nicht wird entziehen können, vor der Ent⸗ 
laſſung den Vormund zu hören. Desgleichen wird die zuvorige Anhörung von Verwandten 
und Verſchwägerten des Mundels gemäß § 1847 der Regel nach am Platze ſein. Gegen die 
Entlaſſung ſteht dem Vormunde die ſofortige Beſchwerde zu ($ 60 Nr 3 FGG). Iſt die Ent 
laſſung entgegen dem Antrage des Gegenvormundes abgelehnt, fo ift dieſer nach 8 57 Nr 6 FGG 
zur Beſchwerde berechtigt. Auch dem über 14 Jahre alten Mündel und den ſonſtigen Inter- 
eſſenten wird bei Ablehnung der Entlaſſung das Beſchwerderecht aus § 57 Nr 9 FG dann 
nicht zu verſagen ſein, wenn die Entlaſſung aus Rückſichten auf die Sorge für die Perſon 
des Mündels beantragt war (vgl. KG in RIA 6, 7; BayObLG in Seuffl 61 Nr 160 und 
67 Nr 215). Wird der Berufsvormund (vgl. $ 1773 A 4) vom Vormundſchaftsgericht entlaſſen, 
ſo iſt auch der ihm vorgeſetzte Gemeindevorſtand zur Einlegung der Beſchwerde berechtigt. 
Ein Recht der Beſchwerde ſteht dem Vormunde ſchon dann zu, wenn gegen ihn eine beſtimmite 
Anordnung des Vormundſchaftsgerichts unter Androhung der Entlaffung ergangen iſt ne 
51 A 36 unter Aufgabe der in 44 A 34 vertretenen gegenteiligen Anſicht). Die Entlaffung trit 
in Kraft mit der Bekanntmachung des Beſchluſſes an den Vormund. Bei mündlicher Eröffnung 
iſt die Entlaſſungsverfügung in das Protokoll aufzunehmen. Eine Abſchrift der Verfügung 
ift dem Vormunde auf fein Verlangen zu erteilen (8 16 Abſ 2 FGG). Noch nach der En! 
laſſung kann der Vormund eine wegen Pflichtwidrigkeit gegen ihn erlaſſene Aufſichtsverfügung 
durch Beſchwerde anfechten (KGJ 30 A 25). 


8 1887 
Das Vormundſchaftsgericht kann eine Frau, die zum Vormunde beſtellk 
iſt, entlaſſen, wenn ſie ſich verheiratet. 
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Das Vormundſchaftsgericht hat eine verheiratete Frau, die zum Vor⸗ 
munde beſtellt iſt, zu entlaſſen, wenn der Mann ſeine Zuſtimmung zur über⸗ 
nahme oder zur Fortführung der Vormundſchaft verſagt oder die Zuſtim⸗ 
mung widerruft. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, wenn der Mann 
der Vater des Mündels iſt!). 


§ 1888 


Iſt ein Beamter oder ein Religionsdiener zum Vormunde beſtellt, ſo 
hat ihn das Vormundſchaftsgericht zu entlaſſen, wenn die Erlaubnis, die 
nach den Landesgeſetzen zur übernahme der Bormundſchaft oder zur Fort⸗ 
führung der vor dem Eintritt in das Amts- oder Dienſtverhältnis über⸗ 
nommenen Vormundſchaft erforderlich iſt, verſagt oder zurückgenommen 


3 


ird oder wenn die nach den Landesgeſetzen zuläſſige unterſagung der Fort⸗ 
führung der Vormundſchaft erfolgt‘). 
& 1 1704 Nr 8, 1706 Nr 4 II 1746; M 4 1196; P 4 881. 


1. S. Erl zu $ 1784. 
8 1889 


Das Vormundſchaftsgericht hat den Vormund auf ſeinen Antrag zu 
entlaſſen, wenn ein wichtiger Grund!) vorliegt; ein wichtiger Grund iſt ins⸗ 
beſondere der Eintritt eines Umſtandes, der den Vormund nach 8 1786 Abſ 1 


100 2 bis 7 berechtigen würde, die übernahme der Vormundſchaft abzu⸗ 
nen. 


ET 1704 Nr 3, 1706 II 1747: DM 4 1196 u. 1199; P 4 832. 


zu J., Entlaſſung auf Antrag des Bormundes, Als wichtiger Grund, der dem Vormund 
ein Recht auf Entlaſſung gibt, iſt der nachträgliche a der Ablehnungsgründe 
e8 § 1786 Abſ e Pr bis 7 bezeichnet. $ 1786 Nr 1, wonach eine Frau die Übernahme 
er Vormundſchaft ablehnen kann, kommt naturgemäß nicht in Betracht, da dieſer Ablehnungs⸗ 
8 105 nicht nachträglich eintreten kann. Ausgeſchieden iſt der Ablehnungsgrund des 
RR 786 Nr 8 (Führung von mehr als einer Vormundſchaft oder Pflegichaft), um dem 
n ormunde nicht die Möglichkeit zu geben, durch Übernahme einer weiteren Vormund⸗ 
lcaft ſich der Führung einer ihm unbequemen Vormundſchaft zu entziehen. Im übrigen 
9 das Vormundſchaftsgericht nach freiem Ermeſſen zu beurteilen, ob ein wichtiger Grund 
orliegt, ob nach der Geſtaltung der Verhältniſſe die Fortführung des Amtes dem Vormunde 
veſonders beſchwerlich iſt und deshalb nach Billigkeit nicht von ihm verlangt werden kann. 
d icht ganz außer Betracht darf hierbei bleiben, welchen Nachteil der Mündel durch den Wechſel 
f N Vormundes erfährt. Ist eine ſchwierige Angelegenheit im Gange, in welche der Nach. 
ger ſich nicht leicht hineinarbeiten kann, ſo wird es unter Umſtänden dem Vormunde zu 
Sumuten ſein, daß er noch bis zur Ordnung dieſer Angelegenheit im Amte verbleibt. Als 
A Ichtiger Grund lann nach Lage der Sache auch ein Ablehnungsgrund, der bereits bei Über⸗ 
ahme der Vormundſchaft beſtanden hat, und ſelbſt der vorerwähnte Ablehnungsgrund aus . 
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8 1786 Nr 8 angeſehen werden. Die Ausländereigenſchaft gibt dem Vormunde, der wider⸗ 
ſpruchslos dieſes Amt übernommen hat, nicht das Recht, ſeine Entlaſſung zu fordern 
(ogl. 8 1785 A 2). Gegen die Ablehnung feines Antrags auf Entlaſſung ſteht dem Vor⸗ 
munde nach $ 20 FG die Beſchwerde zu. Ein Verzicht auf das Recht auf Entlaſſung iſt 
nur wirkſam, wenn er dem Vormundſchaftsgericht gegenüber erklärt iſt. 


8 1890 


Der Vormund hat nach der Beendigung ſeines Amtes!) dem Mündel 
das verwaltete Vermögen herauszugeben?) und über die Verwaltung Rechen⸗ 
ſchaft abzulegen?). Soweit er dem Vormundſchaftsgerichte Rechnung gelegt 
hat, genügt die Bezugnahme auf dieſe Rechnung“). 

E 1 1700 Abs 1 u. 2 II 1736; M 4 1184; P 4 819. 


1. Aus der Natur der Verwaltung folgt, daß der Vormund nach Beendigung ſeines Amtes 
das Vermögen an den Mündel herauszugeben und ſich darüber, daß das herausgegebene 
Vermögen das ſämtliche dem Mündel zukommende Vermögen iſt, auszuweiſen hat (Pflicht 
der Herausgabe und Rechenſchaftsablegung). Dieſe Verpflichtungen ſind, falls 
der Vormund verſtorben iſt, von den Erben zu erfüllen. Iſt der Vormund in Konkurs ver- 
fallen, ſo verbleibt ihm die Pflicht zur Rechenſchaftslegung, die Konkursmaſſe haftet aber 
für den Schadenserſatz, den der Mündel wegen ungenügender Rechenſchaftslegung zu be⸗ 
anſpruchen hat. Die Herausgabe und Rechnungslegung iſt zu bewirken an den Mündel oder 
ſeine Erben oder den neuen geſetzlichen Vertreter. Hat der Mündel ſeinen Anſpruch an einen 
Dritten abgetreten, ſo iſt dieſer empfangsberechtigt. Iſt der Mündel nur zuſammen mit andern 
Perſonen berechtigt, ſo kann die Herausgabe, falls nicht eine Auseinanderſetzung erfolgt oder 
der volljährig gewordene Mündel von dem unter vormundſchaftlicher Verwaltung ver⸗ 
bleibenden Vermögen abgeſchichtet wird, an die Berechtigten nur gemeinſchaftlich erfolgen, 
zu welchem Zwecke ſich dieſe nötigenfalls durch einen gemeinſchaftlichen Bevollmächtigten 
vertreten laſſen müſſen. Auf Rechnungslegung hat hier nur der Mündel Anſpruch. Sind 
die Mitberechtigten Rechtsnachfolger des Mündels, fo braucht nicht jedem von ihnen be⸗ 
ſondere Rechnung gelegt zu werden. Die Prüfung der Empfangsbefugnis bleibt in allen 
dieſen Fällen dem Vormunde überlaſſen. Die Herausgabe erübrigt ſich, wenn nach 
Be der Altersvormundſchaft über den volljährig gewordenen Mündel eine neue 
Vormundſchaft (Pflegſchaft) eingeleitet iſt und der bisherige Vormund auch in der neuen 
Vormundſchaftsſache beſtellt iſt. Es muß aber auch in dieſem Falle durch eine bis zur 
Beendigung der Altersvormundſchaft fortzuführende Rechnungslegung klargeſtellt werden, 
welches Mündelvermögen in dieſem Zeitpunkt vorhanden iſt. Der Beſtellung eines Pflegers 
zur Entgegennahme der Rechnung bedarf es nicht. 

2. Die Pflicht zur Herausgabe des verwalteten Vermögens beſteht nicht nur darin, 
daß der Vormund dem Mündel den Beſitz der zum Mündelvermögen (rechtlich oder auch 
nur tatſächlich) gehörigen Sachen und der auf das Mündelvermögen ſich beziehenden Urkunden 
überläßt. Iſt er wegen Untergangs oder Beſchädigung einer Sache oder, weil er den Ver⸗ 
bleib eines Gegenſtandes nicht nachweiſen kann, erſatzpflichtig, fo gehört es zu der Pflicht 
der Herausgabe, daß er dieſen Erſatz leiſtet. Sind die Vermögensgegenſtände im Beſitz eines 
Dritten, ſo genügt der Vormund ſeiner Herausgabepflicht dadurch, daß er den Mündel durch 
Übergabe der Legitimationsurkunden, Anzeige von der Beendigung des Amtes an den Dritten 
rechtlich in die Lage ſetzt, ſeine Anſprüche ſelbſt geltend machen zu können. Er hat auch dem 
Mündel die zur Geltendmachung der Anſprüche erforderliche Auskunft zu erteilen (vgl. 8 402). 
Die gleichen Pflichten hat der Vormund hinſichtlich der zum Mündelvermögen gehörigen 
Rechte. Die Löſchung des für den Mündel eingetragenen Sperrvermerks (§8 1809, 181 
bis 1816) iſt nicht nötig, da der Sperrvermerk nur für die Dauer der Vormundſchaft Bedeutune 
hat. Unter Umſtänden wird es Pflicht des Vormundſchaftsgerichts ſein, eine Beſcheiniguns 
zu erteilen, daß zur Abhebung eine Genehmigung nicht erforderlich iſt. Die Pflicht zur Heren 
gabe hat der Vormund ſogleich nach Beendigung der Verwaltung zu erfüllen, ohne daß 4 
damit fo lange warten darf, bis die von ihm zu legende Rechnung abgenommen iſt. 1 
etwaiger Gegenanſprüche ſteht ihm ein Zurückbehaltungsrecht nach $$ 273, 274 zu. Das Zur 75 
behaltungsrecht darf, wenn es ſich um eine geringfügige Gegenforderung handelt, nig . 
unbilliger Weiſe über das zur Sicherung erforderliche Maß ausgedehnt werden (RG Gl, Bere 
Etwaige durch die Herausgabe entſtehende Koſten fallen dem Mündel zur Laſt. Wird dee der 
waltung des Vermögens von dem bisherigen Vormunde, ohne daß der Mündel ihn chäfts⸗ 
weiteren Verwaltung beauftragt hat, fortgeſetzt, fo finden die Grundſätze über erw 
führung ohne Auftrag (88 677ff.) Anwendung. 6 

3. Die Rechenſchaftsavlegung umfaßt nicht bloß die Rechnungslegung, ſondern eckt 
die ſonſt nötige Auskunftserteilung über die Vermögensverwaltung (vgl. $ 1891). Sie eritr 
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ſich auf alle Gegenſtände, die in die Verwaltung des Vormundes (nicht bloß in ſeinen Beſttz) 
gekommen ſind und auf die ganze Zeit der von ihm geführten Verwaltung. Gehört 3. B. 
zu dem Mündelvermögen eine Darlehnsforderung, ſo kann der Mündel Auskunft darüber 
verlangen, aus welchen Einzelbeträgen das Darlehn ſich zuſammenſetzt, wann der Schuldner 
die einzelnen Betrage erhalten hat, welche Vereinbarungen über das Darlehn, insbeſondere 
über Verzinſung, Kündigung und Rückzahlung, getroffen find (RG 25. 2. 04 IV 321/03). 
Über die Art der Einrichtung der Rechnung . 8 1841 A 1 u. 2. Die hier gegebenen Vorſchriften, 
insbeſondere die erleichternde Vorſchrift des Abſ 2, daß die Vorlegung der Bilanz genügen 
ſoll, finden auch auf die von dem Vormund zu legende Schlußrechnung Anwendung (KGN 
87 A 110). Soweit während der Dauer der Vormundſchaft bereits Rechnung gelegt iſt, 
kann auf dieſe Rechnung — vorbehaltlich der etwa nötig gewordenen Vervollſtändigung 
oder Berichtigung — Bezug genommen werden. Dadurch, daß die Jahresrechnungen und. 
das dem Vormundſchaftsgericht eingereichte Vermögensverzeichnis ein Beſtandteil der dem 
Mündel zu legenden Rechnung werden, gewinnen ſie inſofern eine andere Bedeutung, als 
der Mündel gemäß SS 259 Abſ 2 u. 3, 260 Abſ 2 u. 8 die eidliche Erhärtung der Vollſtändigkeit 
der Einnahmen und des Vermögens verlangen darf. Von der Verpflichtung zur Legung 
der Rechnung an den Mündel kann der Vormund durch Anordnung des Vaters oder der ehe 
lichen Mutter des Mündels nicht befreit werden. § 1854 geſtattet die Befreiung nur für die 
Dauer der Vormundſchaft. Dagegen iſt der Erblaffer hinſichtlich des von ihm nachgelaſſenen 
Vermögens nicht gehindert, den Vormund von jeder Rechnungslegungspflicht zu befreien. 
Nur die Einreichung des Vermögensverzeichniſſes kann er dem Vormunde nicht erlaſſen (vgl. 
§ 1802 A 1). Darüber, daß der Vormund durch Überlaſſung der Verwaltung an einen andern 
von der Pflicht zur Legung der Schlußrechnung nicht befreit wird, f. § 1840 A 1. 


8 1891 


Iſt ein Gegenvormund vorhanden, ſo hat ihm der Vormund die Rech⸗ 
nung vorzulegen. Der Gegenvormund hat die Rechnung mit den Bemer⸗ 
kungen zu verſehen, zu denen die Prüfung ihm Anlaß gibt i). 

Der Gegenvormund hat über die Führung der Gegenvormundſchaft 
und, ſoweit er dazu imſtande iſt, über das von dem Vormunde verwaltete 
Vermögen auf Verlangen Auskunft zu erteilen). 

E 1 1700 Ubf 3 II 1787; M 4 1184; B 4 819. 

1. Mitwirkung des Gegenvormundes. Bezüglich der von dem Vormunde dem Mündel 
zu legenden Rechnung hat der Gegenvormund dem Mündel gegenüber die gleichen Ver⸗ 
pflichtungen zu erfüllen wie bezüglich der während der Dauer der Vormundſchaft dem Vor 
mundſchaftsgericht zu legenden Rechnungen (vgl. 8 1842). Nur ift der Gegenvormund nicht 
mit der Pflicht belaſtet, den Vermögensbeſtand ſich nachweiſen zu laſſen, da dieſer Nachweis 
letzt dem Mündel zu führen iſt. Iſt zur Zeit der Beendigung der Vormundſchaft ein Gegen⸗ 
vormund nicht mehr vorhanden, ſo iſt nicht etwa zur Prüfung der Rechnung ein neuer Gegen⸗ 
vormund zu beſtellen. Auch iſt, wenn nach Beendigung des Amtes des Vormundes (ohne 
daß die Vormundſchaft aufgehört hat) ein neuer Gegenvormund beſtellt ift, dieſer nur mit 
der Prüfung der von dem neuen Vormunde einzureſchenden Rechnung, nicht mit der Prüfung 
ber von dem bisherigen Vormunde zu legenden Rechnung befaßt. , 

2. Der Gegenvormund, der während beſtehender Vormundſchaft zur Austunfiserteilung 
an das Vormundſchaftsgericht verbunden ift, hat nach beendeter Vormundſchaft oder üb ) 
Beendigung des Amtes des Vormundes nunmehr dem Mündel auf deſſen Verlangen über 
die Bermögensverwaltung des Vormundes, zu deſſen Überwachung er beſtellt war, ſoweit 
es ihm möglich iſt, Auskunft zu geben. 4 


8 1892 


Der Vormund hat die Rechnung, nachdem er ſie dem Gegenvormunde 
vorgelegt hat, dem Vormundſchaftsgericht einzureichen! ). 

Das Vormundſchaftsgericht hat die Rechnung rechnungsmäßig und ſach⸗ 
lich zu prüfen und deren Abnahme durch Verhandlung mit den Beteiligten 
unter Zuziehung des Gegenvormundes zu vermitteln. Soweit die Rechnung 
als richtig anerkannt wird, hat das Vormundſchaftsgericht das Anerkennt⸗ 
nis zu beurkunden?) s). 

E 11701 II 1788; M 4 1186; P 4 819, 
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1. Verrichtungen des Vormundſchaftsgerichts nach Beendigung der Vormundſchaft. 
Die Beendigung der Vormundſchaft hat nicht zur Folge, daß die amtlichen Befugniſſe des 
Vormundſchaftsgerichts ſofort erlöſchen. Sie bleiben vielmehr hinſichtlich der zur Erledigung 
der Vormundſchaft vorzunehmenden Geſchäfte in vollem Umfange beſtehen (RG 16. 9. 09 
IV B 376/09). Das Vormundſchaftsgericht darf noch nach beendeter Vormundſchaft dem 
Vormunde eine Vergütung bewilligen (Bay Obs in SeuffA 61 Nr 227; KG in RAU 12, 6). 
Vgl. über nachträgliche Entziehung der Vergütung § 1836 A 1. Auch darf die noch vor Be⸗ 
endigung der Vormundſchaft erfolgte Bewilligung nachträglich im Beſchwerdewege ange⸗ 
fochten und durch das Beſchwerdegericht geändert werden (KG in HIN 2, 5ff.; 6, 14). Auch 
ſonſt wird die Tätigkeit des Beſchwerdegerichts nicht dadurch beendet, daß inzwiſchen die 
Vormundſchaft aufgehört hat. Das Beſchwerdegericht hat vielmehr darüber zu befinden, ob 
die Verfügung des Vormundſchaftsgerichts fo, wie fie früher ergangen iſt, zu Recht ergangen 
iſt. Die vormundſchaftsgerichtliche Fürſorge betätigt ſich nach Beendigung der Vormundſchaft 
hauptſächlich darin, daß es im Intereſſe der Auseinanderſetzung zwiſchen Vormund und Mündel 
jeine Vermittlung eintreten läßt. Zur Durchführung der ihm ſonſt verbleibenden Aufgaben 
darf es die ihm zuſtehende Zwangsgewalt benutzen. Die ſehr beſtrittene Frage, ob das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht berechtigt iſt, den bisherigen Vormund zur Einreichung der von ihm dem 
Mündel zu legenden Rechnung durch Ordnungsſtrafen anzuhalten, wird daher, falls nicht der 
Vormund eine beſondere Einigung mit dem Mündel behaupten kann, über die im Prozeß⸗ 
wege zu entſcheiden iſt, zu bejahen ſein. Abgeſehen von dieſem Falle hat der Mündel nicht 
nötig, ſich das Recht auf Rechnungslegung erſt im Wege des Prozeſſes zu erkämpfen. Iſt die 
Rechnung eine derart ungenügende, daß ſie ſchon der äußeren Form nach den an eine ordnungs⸗ 
mäßige Rechnungslegung zu ſtellenden Anforderungen nicht genügt, ſo kann ebenfalls mit 
Ordnungsſtrafen gegen den Vormund — nicht gegen deſſen Erben — vorgegangen werden 
(NG in OLG 14, 266; KGJ 33 A 54). Das Vormundſchaftsgericht, dem die Prüfung der Ned) 
nung obliegt, iſt demgemäß auch für befugt zu erachten, den Gegenvormund, ſoweit dies 
für die Auseinanderſetzung zwiſchen Vormund und Mündel dienlich erſcheint, gemäß § 1891 
zur Außerung darüber, ob er gegen die Rechnung etwas zu erinnern findet, und zur Auskunfts⸗ 
erteilung, ſofern dieſe Auskunft auch von dem Mündel begehrt wird, anzuhalten (beſtr.). 
Eine ſolche Auskunft kann das Vormundſchaftsgericht nötigenfalls unter Anwendung von 
Zwang auch von dem Vormunde fordern (beſtr.). Die Herausgabe des Mündelver⸗ 
mögens zu bewirken iſt Sache des bisherigen Vormundes, doch kann das Vormundſchafts⸗ 
gericht ihn auch hierin, ſoweit es angemeſſen erſcheint, unterſtützen. Es kann, um den Umweg 
zu erſparen, daß die bei den Akten befindlichen Urkunden zunächſt an den Vormund zurück 
gegeben und dann von dieſem dem vielleicht entfernt wohnenden Mündel überſandt werden, 
die Herausgabe im Einverſtändniſſe mit dem Vormunde in der Weiſe bewirken, daß es das 
auswärtige Gericht um Aushändigung erſucht, welches Rechtshilfeerſuchen nicht abgelehnt 
werden darf (RG 16. 9. 09 IV B 376/09; SeuffA 65 Nr 204). Nicht berechtigt iſt das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht, auf Grund der Beſtimmung des $ 1841, daß Belege (Beweisurkunden) der 
Rechnung beizufügen find, die Vorlegung der Wertpapiere von dem bisherigen Vormunde 
zu verlangen (KJ 50 A 28). Über die Befugnis, die Rückgabe der Beſtallung zu erzwingen, 
1. 81898 A 2. Die Aufhebung der vom Vormunde dem Mündel beſtellten Sicherheit kann nach 
Beendigung der Vormundſchaft nicht mehr das Vormundſchaftsgericht, ſondern nur der 
Mündel bewilligen. 

2. Die dem Vormundſchaftsgericht obliegende rechnungsmäßige und ſachliche Prüfung 
der Rechnung dient nur zur Unterſtützung des (volljährig gewordenen) Mündels. Dieſem 
ſelbſt bleibt die Entſchließung überlaſſen, ob und welche Ausſtellungen er erheben will. Zur 
Verhandlung über Abnahme der Rechnung find die Beteiligten, der Mündel oder fein Rechts“ 
nachfolger (vgl. 8 1890 A 1) und der bisherige Vormund und Gegenvormund, vorzuladen, 
ohne daß jedoch die Befolgung der Ladung erzwungen werden kann. Im Termine ſind die 
Vormundſchaftsakten dem erſchienenen Mündel vorzulegen und mit ihm durchzugehen. Eine 
Pflicht zur Abgabe einer Entlaſtungserklärung iſt dem Mündel nicht auferlegt. De. 
Mündel hat nur gemäß der allgemeinen Vorſchrift des § 368 über den Empfang des Vermögen⸗ 
und über gehörige Rechnungslegung, ſoweit ſich die Rechnungslegung nicht ſchon aus den 
Akten ergibt, Quittung zu erteilen, welche Erklärung im Abnahmetermine zu beurkunden 
iſt. Im übrigen hat das Vormundſchaftsgericht durch Erörterung des Sachverhältniſſes darat! 
hinzuwirken, daß der Mündel über die ihm gegen den Vormund zuſtehenden Anſprüche une 
richtet wird. Wird die Rechnung von dem Mündel als richtig anerkannt, ſo iſt dies zu Protolo 4 
das von den Beteiligten unterſchrieben werden muß ($ 177 FGO), feitzuftellen. Das ji 
erkenntnis ift aber auch ohne Einhaltung diefer Form gültig. Werden die Ausſtellun er bie 
Mündels als begründet anerkannt, fo iſt demgemäß die Rechnung richtigzuſtellen. Ble. les 
beſtimmte Punkte ſtreitig, ſo iſt bezüglich dieſer Punkte bei Aufnahme des Anertenntil, 
ein Vorbehalt zu machen. Soweit die Rechnung nicht als richtig anerkannt ift, kann der DV 
mund, um gegen die ſpätere Geltendmachung von Erſatzanſprüchen geſchützt zu ſein, Kluge 
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auf Feſtſtellung der Richtigkeit erheben, ſofern er im gegebenen Falle, um nicht bei ſpäterer 
Geltendmachung der Erſatzanſprüche in eine ungünſtigere Lage zu geraten, auf die alsbaldige 
Anſtellung der Feſtſtellungsklage angewieſen iſt ($ 256 ZPO). Das Anerkenntnis der 
Richtigkeit kann der Mündel, wenn er hierzu durch Irrtum beſtimmt war, nach den Grund⸗ 
ſatzen der 88 812, 814 anfechten. Eine Anfechtung iſt nach den bezeichneten Beſtimmungen 
auch aus dem Grunde zuläſſig, daß ſich der Anerkennende irrtümlich zur Abgabe der Er⸗ 
klärung für verpflichtet gehalten hat (RG ZW 02 Beil 255158). Im Zweifel iſt nicht anzu⸗ 
nehmen, daß der Anerkennende auch auf ſolche Anſprüche hat verzichten wollen, die aus den 
ihm vorgelegten Vormundſchaftsakten und den ſonſtigen Unterlagen nicht erkennbar waren. 
Die Quittungsleiſtung über gehörige Rechnungslegung hat nur die Bedeutung, daß eine noch⸗ 
malige Rechnungslegung nicht verlangt werden kann. Die Forderung einer Ergänzung der 
Rechnungslegung in beſtimmten Punkten, in denen die Unvollſtändigkeit der Rechnung nicht 
ſchon aus dieſer ſelbſt erſichtlich war, iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Einen Verzicht auf ſachliche 
Anſprüche enthält die Quittungsleiſtung nicht. Wegen Verjährung der Anſprüche gegen den 
Vormund |. § 1833 A 2. Eine Entlastung des Vormundſchaftsrſchters kann nicht verlangt 
werden. Eine ſolche Entlaſtung würde auch regelmäßig als gegen die guten Sitten ver⸗ 
ſtoßend nach § 138 unverbindlich ſein. — Iſt eine Rechnung nicht abzunehmen, ſo gehört es 
doch zu den Befugneſſen des Vormundſchaftsgerichts, den Mündel vorzuladen, um ihn durch 
Vorlegung der Akten über den Stand der Verwaltung Aufklärung zu geben und im Falle 
ſeiner Bereitſchaft ſeine Entlaſtungserklärung aufzunehmen. Zu dieſem Zwecke darf es auch 
die Hilfe des erſuchten Gerichts in Anſpruch nehmen (anders KJ 51 A 42). 

3. Iſt mit Beendigung des Amtes des Vormundes die Vormundſchaft nicht beendet, 
ſo hat das Vormundſchaftsgericht, deſſen Verrichtungen in dieſem Falle in vollem Umfange 
fortdauern, ebenfalls nach $ 1892 zu verfahren. Der neu eintretende Vormund (Pfleger) 
iſt nach Legung der Rechnung durch den bisherigen Vormund, falls nicht dieſer wegen des 
zu beſorgenden Verluſtes von Beweismitteln oder aus andern Gründen ein dringendes 
Intereſſe an Klarſtellung der Angelegenheit hat, nicht verbunden, ſich darüber zu erklären, 
ob und inwieweit er Entlaftung erteilt. Die Eutlaſtungserklärung würde übrigens, da es 
ſich um die Aufgabe von Erſatzanſprüchen handelt, gemäß § 1812 von dem Vormunde nur 
mit Genehmigung des Gegenvormundes erteilt werden können. 


8 1893 


Im Falle der Beendigung der Vormundſchaft oder des vormundſchaft⸗ 
1 0 Amtes finden die Vorſchriften der SS 1682, 1683 entſprechende An⸗ 
endung). 


Der Vormund hat nach der Beendigung ſeines Amtes die Beſtallung 
dem Vormundſchaftsgerichte zurückzugeben). 
E 1709 u. 1711 II 1749; M 4 1202; P 4 883. 


er 4. S. 8 1082 A 1 u. 8 1683 A 1. Die Vertretungsmacht des Vormundes hört auf, ſobald 
ift a der Beendigung ſeines Amtes Kenntnis hat oder es ihm als Fahrläſſigkeit anzurechnen 
ö ge ihm die Beendigung unbekannt geblieben ift. Auf den Schutz des redlichen Dritten 
3 r von dieſem Zeitpunkt an keine Rückſicht genommen (vgl. RGSt 45, 434). Aus der Forte 
Fe der Vertretungsmacht des Vormundes iſt zu folgern, daß er befugt bleibt, die vormund 
fen gerichtliche Genehmigung, mag ſie auch erſt nach Beendigung der Vormundſchaft erteilt 
„Puch Mitteilung an den Gegner zur Wirkſamkeit zu bringen (vgl. ZVIFG® 15, 160; 17, 292). 
Ordn Die Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, den Vormund (Gegenvormund) durch 
endigungeſtrafen zur Rückgabe der Beſtallung anzuhalten, wird, wenngleich aus der Ber 
nicht e ng der Vormundſchaft ein grundſätzliches Bedenken gegen die Zuläſſigkeit des Zwanges 
Es o berzuleiten iſt (vgl. 5 1802 A 1) zu verneinen fein (a- A. namentlich Joſef Hef Rip 17, 218). 
ging drück. wenn das Vormundſchaftsgericht den Vormund, der die Beſtallung nicht zurück 
bleiß darauf aufmerkſam macht, daß er für etwaigen Mißbrauch der Beſtallung verantwortlich 
dir 4. Nötigenfalls kann die Aufhebung — auf Koſten des Vormundes, der zum Erſatz aller 
igs nur im Klagewege angehalten werden kann — öffentlich bekanntgemacht werden. 


8 1894 

Den Tod des Vormundes hat deſſen Erbe dem Vormundſchaftsgericht 
unverzüglich anzuzeigen“). 
Den Tod des Gegenvormundes oder eines Mitvormundes hat der Vor⸗ 
Rund unverzüglich anzuzeigen“). 

E 11708 II 1748; M 4 1201; P 4 884. 

GB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 32 


we 
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1. Den Tod des Vormundes (auch bei Todeserklärung) haben die Erben ohne ſchuld⸗ 
haftes Zögern (vgl. 8 121) dem Vormundſchaftsgericht anzuzeigen, damit dieſes in der Lage 
iſt, einen neuen Vormund zu beſtellen und für die Zwiſchenzeit die im Intereſſe des Mündels 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen. Eine Pflicht, die von dem Vormunde begonnenen 
Geichäfte, wenn mit dem Aufſchub Gefahr verbunden iſt, bis zur Möglichkeit des Eingreifens 
des Vormundſchaftsgerichts fortzuführen, iſt — abweichend von der für den Auftrag uſw. 
in 88 673, 727, 1424 Abſ 2 u. 2218 getroffenen Beſtimmung — ihnen nicht auferlegt. Wohl 
aber iſt zu verlangen, daß die Erben, was aus ihrer Pflicht zur . folgt, für die einſt⸗ 
weilige Sicherung des Mündelvermögens ſorgen (vgl. M 4, 1202). ber die Anzeigepflicht 
im allgemeinen vgl. 8 1774 A 1. 

2. Entſprechend der Beſtimmung des Abſ 2 iſt nach $ 1799 Abſ 1 Satz 2 auch der Gegen- 
vormund im Falle des Todes des Vormundes oder eines Mitvormundes verpflichtet, hier, 
von Anzeige zu machen. Im Falle des Todes des Gegenvormundes oder Mitvormundes 
find außer dem Vormunde auch die Erben gemäß $ 1895 zur Anzeige verbunden. 


8 1895 


Die Vorſchriften der 88 1885 bis 1889, 1893, 1894 finden auf den Gegen⸗ 
vormund!) entſprechende Anwendung. / 
E I 1710, 1711 II 1750; M 4 1202; P 4 834. 


1. Wie die Beſtimmungen über Berufung und Beſtellung des Vormundes (8 1792 Abſ 4) 
finden auch die Beſtimmungen über Beendigung des Amtes (8$ 1885 —1889, 1893) 
21 1 entſprechende Anwendung. Wegen der Anzeigepflicht ſ. 8 1894 

U. 2. 


Zweiter Titel 
Vormundſchaft über Volljährige 


8 1896 


Ein Volljähriger erhält einen Vormund, wenn er entmündigt iſt!) 2). 
E I 1726 II 1771; M 4 1227; P 4 839. 


1. Die Vormundſchaft über einen Volljährigen ſetzt voraus, daß dieſer entweder (wegen 
Geiſteskrantheit, Geiſtesſchwäche, Verſchwendung, Trunkſucht, $ 6) entmündigt oder an 
Grund des Entmündigungsantrags nach $ 1906 unter vorläufige Vormundſchaft geſtelli, 
ſomit entweder geſchäftsunfähig — wie dies bei den Geiſteskranken der Fall iſt — oder in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift (8 114). Damit iſt eine feſte Grenze zwiſchen Vormund. 
ſchaft und Pflegschaft gezogen. Solange ein Entmündigungsverfahren nicht wenigſtem 
beantragt iſt, kann der Geiſteskranke nicht einen Vormund, ſondern nach § 1910 nur einen 
Pfleger erhalten. Die Entmündigung wird wirkſam mit Zuſtellung des Beſchluſſes an de 
Entmündigten, bei Entmündigung wegen Geiſteskrankheit mit Zuſtellung des Beſchluſf 
an denjenigen geſetzlichen Vertreter, dem die Sorge für die Perſon zuſteht, oder wenn 2 
an einem ſolchen fehlt, mit Beſtellung des Vormundes (88 661, 683 Abſ 2), der ſomit gu 
Wirkſamkeit des Beſchluſſes beſtellt werden muß. Vorausſetzung iſt aber auch in dieſem Falte, 
daß ein Entmündigungsbeſchluß vorliegt. Ohne dieſe Vorausſetzung würde die Vorm 
ſchaft nichtig ſein. Entmündigt werden kann übrigens auch ein Minderjähriger, wobr ich 
die Möglichkeit geſchaffen iſt, daß ſogleich nach Beendigung der Altersvormundſchaft 17 
die Vormundſchaft wegen Geiſteskrankheit anſchließt. Über das Vorhandenſein der Vora 
ſetzungen der Entmündigung und der Vorausſetzungen der Wiederaufhebung hat nich en 
Vormundſchaftsgericht, ſondern das Amtsgericht in dem durch 88 645 ff. ZPO geregelt 10 
Verfahren zu befinden. Der die Entmündigung ausſprechende oder den Antrag auf 1 
aufhebung ablehnende Beſchluß kann binnen einem Monat durch Klage angefochten wer ichs 
Wird die Entmündigung infolge der Anfechtungsklage aufgehoben, fo hat dies auf die nen 
ſamkeit der bis zu dieſem Zeitpunkte von dem Vormund oder ihm gegenüber vorgenommene 
Rechtsgeſchäfte keinen Einfluß (8 115). Die Entmündigung, die rechtskräftig gewerdem 
Wiederaufhebung und eine jede auf die Anfechtungsklage erlaſſene Entſcheidung ! pi 
F mitzuteilen (58 660, 674, 678, 679 Abſ 4, 683 Abſ 2, 684 A 

bj 4). i 
2. Die rechtskräftige Aufhebung der Entmündigung hat, da nur die Entntludigtut 
80 Vormundſchaft rechtfertigt, die Beendigung der Vormundſchaft ohne weiteres 
‚olge. 
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8 1897 


Auf die Vormundſchaft über einen Volljährigen finden die für die Vor⸗ 
mundſchaft über einen Minderjährigen geltenden Vorſchriften Anwendung, 
ſoweit ſich nicht aus den SS 1898 bis 1908 ein anderes ergibt !). 

E 1 1728 II 1773; M 4 1235; P 4 848. 


1. Die Abweichungen von den Beſtimmungen über die Altersvormundſchaft beſtehen 
nde in folgendem: a) Dem Vater und der ehelichen Mutter des Mündels ſteht, da 
ich der Volljährige nicht mehr in elterlicher Gewalt befindet, ein Beſtimmungsrecht weder 
hinſichtlich der Perſon des Vormundes (Gegenvormundes) noch hinſichtlich der Einſetzung 
eines Familienrats oder der Mitgliedſchaft zum Familienrat zu G 1898, 1905). Anderſeits 
treten ſie, ohne daß ſie die elterliche Gewalt beſeſſen zu haben brauchen, in die Reihe der 
berufenen Vormünder ein, und zwar mit dem Vorrang vor den Großeltern und regelmäßig 
mit den Rechten eines befreiten Vormundes (88 1899, 1903 u. 1904). Dies gilt jedoch nicht 
ür die vorläufige Vormundſchaft, auf welche die Vorſchriften über die Berufung zur Vor ⸗ 
mundſchaft keine Anwendung finden (8 1907). b) Eine geſetzliche Vormundſchaft über Voll⸗ 
jährige gibt es nicht (Art 136 EG). o) Mit Rückſicht darauf, daß der volljährige oder für voll 
lährig erklärte Mann verheiratet ſein kann, iſt vorgeſehen, daß ebenſo wie für eine Ehefrau 
der Mann (vgl. $ 1778 Abſ 3) auch für den Mann die Ehefrau an erſter Stelle zum Vormunde 
eſtellt werden darf, wozu die Ehefrau der Zuſtimmung des Mannes nicht bedarf (8 1900). 
A) Der volljährige Mündel iſt der Regel nach nicht mehr erziehungsbedürftig, was in $ 1901 

1 berückſichtigt iſt. e) Bei einem volljährigen Mündel kann der Fall vorkommen, daß 
en Kindern eine Ausſtattung zu gewähren iſt, wozu in 8 1902 Abſ 1 die vormundſchaftsgerichtliche 
enehmigung erfordert wird. 


8 1898 


Der Vater und die Mutter des Mündels ſind nicht berechtigt, einen Vor⸗ 


mund zu benennen oder jemand von der Vormundſchaft auszuſchließen ). 
E 1 1729 Abi 6 II 1774; M 4 1238; P 4 849. 


1. Dieſe Befugniſſe ftehen dem Vater und der ehelichen Mutter nach 88 1777, 1782 nur 
at 55 ig der elterlichen Gewalt, der der Volljährige nicht mehr unterworfen iſt 
8 1897 A 1a). 


8 1899 


Bor den Großvätern iſt der Vater und nach ihm die eheliche Mutter des 
Mündels als Vormund berufen). 


die Eltern ſind nicht berufen, wenn der Mündel von einem anderen als 


an een ſeines Vaters oder ſeiner Mutter an Kindes Statt angenom⸗ 
n iſte). 


7 


des damm der Mündel aus einer nichtigen Ehe, ſo iſt der Vater im Falle 


§ 1701, die Mutter im Falle des § 1702 nicht berufen). 
E 1729 Abſ 1—38 II 1775; M 4 1236; P 4 849. 


Gem Die Berufung der Eltern beruht nicht auf dem früheren Beſtehen ber elterlichen 
ba alt, ſondern auf dem Ver wandtſchaftsverhältniſſe. Es geht den Eltern nicht etwa 
bern verloren, daß fie während der Miinberfährigteit des Kindes die elteriche Gewalt 
aben. 1 
Haben die Eltern ihr Kind von einem Dritten, det nicht der Ehegatte des leiblichen 
teils iſt, an Kindes Statt annehmen laſſen, fo verlieren fie das Anrecht auf die Vor⸗ 
aft. Durch die Kindesannahme werden die Beziehungen zwiſchen den leiblichen 
orm und dem Kinde in ſolchem Maße gelockert, daß den Eltern ein Rechtsanſpruch darauf, 
haben und zu werden, nicht mehr zuerkannt werden kann. Auch die leiblichen Großväter 
des Urin dieſem Falle nicht die Rechte eines berufenen Vormundes. Über die Einwirkung 
115 Unftaubes, daß der Vater oder die eheliche Mutter des Mündels an Kindes Statt an⸗ 
iommen iſt, auf das Recht des Großvaters |. § 1776 A 3. . 
die m; Falle der nichtigen Ehe hat nach 9 1701 der Vater, der bei Eingehung der Ehe 
und iſchtigkeit gekannt hat, ſofern die Ehe für nichtig erklärt iſt, keine Verwandtſchaftsrechte 
bei We deshalb als Vormund nicht berufen. Die ſchlechtgläubige Mutter ſteht nach § 1702 
das 5 egfall der elterlichen Gewalt des Vaters der unehelichen Mutter gleich, ſo daß ſie nur 
mu dacht der Sorge für die Perſon des Kindes, nicht aber einen Anſpruch darauf hat, Vor⸗ 
nd zu werden. Doch darf ſie gleich der unehelichen Mutter ($ 1900 Abſ 3) vor den Groß. 
9% 


2 
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vätern zum Vormunde beſtellt werden. Dadurch, daß der eine Elternteil die Nichtigkeit der 
Ehe gekannt hat, wird, da die hieraus ſich ergebende Verkürzung der Rechte nur den Schlecht⸗ 
gläubigen für feine Perſon trifft (vgl. 8 1701 A 4), die Berufung des Großvaters nicht aus⸗ 
geſchloſſen. Iſt die Ehe noch nicht für nichtig erklärt, jo bleibt die Berufung des Vaters in 
Kraft. Das Vormundſchaftsgericht kann jedoch von feiner Beſtellung zum Vormunde ab- 
ſehen, wenn andernfalls das Intereſſe des Mündels gefährdet fein würde (§ 1778 Abſ 1). 
Eine ſolche Gefährdung darf darin erblickt werden, daß die ſpätere Nichtigkeitserklärung, die 
rückwirkende Kraft hat, mit ziemlicher Sicherheit zu erwarten iſt. 


§ 1900 

Eine Ehefrau darf zum Vormund ihres Mannes auch ohne deſſen Zu⸗ 
ſtimmung beſtellt werden“). 

Der Ehegatte des Mündels darf vor den Eltern und den Großvätern !), 
die eheliche Mutter darf im Falle des 8 1702 vor den Großvätern zum Vor⸗ 
munde beſtellt werden. 

Die uneheliche Mutter darf vor dem Großvater zum Vormunde beſtellt 


werden?). 
C1 1729 Abſ 4 u. 5 II 1776; M 4 1287; ® 4 849. 


1. Die Vormundſchaft des Ehegatten. Der Ehemann kann zur Übernahme der Vor: 
mundſchaft durch ſeine Frau ſeine Zuſtimmung, wenn es ſich um ſeine eigene Bevormundung 
oder die Bevormundung ſeines Kindes (. $ 1783) handelt, nicht verweigern und es bedarf 
deshalb in dieſen Fällen nicht erſt feiner Zuſtimmung. Daß der Ehegatte, und nicht ein Dritter, 
zum Vormund beſtellt wird, entſpricht regelmäßig ſo ſehr der Natur des ehelichen Verhäll⸗ 
niſſes, daß es in $ 1900 — im Einklang mit der in $ 1778 Ubf 3 für den Ehemann getroffenen 
Beſtimmung — für zuläſſig erklärt iſt, den Ehegatten vor den berufenen Vormündern 
zu beſtellen. Dem Ehegatten iſt damit nicht ein Recht auf Übertragung der Vormundſcha 
eingeräumt. Wohl aber hat das Vormundſchaftsgericht in Erwägung zu ziehen, ob nicht v 
allen andern Perſonen der Ehegatte als Vormund auszuwählen iſt. Die Nichtberückſichtigung 
des Ehegatten gibt dieſem ein Beſchwerderecht nach $ 57 Ab} 1 Nr 9 F660 (KGJ 50 A 4% 
vgl. 5 1779 A 2). Die Ehefrau übt als Vormünderin die nach dem ehelichen Güterrecht ihrem 
Manne zuſtehenden Rechte aus. Zu beachten iſt hierbei, daß es ſich bei Ausübung dieſel 
Rechte nicht um die Verwaltung des Mündelvermögens handelt, ſo daß die Vorſchriften übel 
die vom Gegenvormund oder dem Vormundſchaftsgericht zu erteilende Genehmigung M 
zur Anwendung kommen. Die nach ehelichem Güterrecht erforderliche Zuſtimmung des Manne“ 
kann die Ehefrau als Vormünderin gemäß 8 1409 Satz 2 ſich ſelbſt erteilen (KO in RIA 4 70% 
Nimmt die Ehefrau ein einer ſolchen Zuſtimmung bedürfendes Rechtsgeſchäft vor, Io ie 
hierin ohne weiteres die Erteilung dieſer Zuftimmung enthalten. Liegt der Fall ſo, daß d 4 
Ausübung des Rechtes im Intereſſe des Ehemanns geboten iſt, während die Frau ein a 
gegengeſetztes Intereſſe hat, jo ift für dieſe Angelegenheit unter Beſchränkung der Vertretune 
befugnis der Frau ein Pfleger zu beſtellen (88 1796, 1909). Die Beſtellung der Ehefrau ez 
Vormünderin hat zugleich die Bedeutung, daß die hochſtperſönlichen Rechte des Mann 
aus $ 1354, ſoweit fie wegen Geiſtesſchwäche nicht von dieſem ausgeübt werden könnt 
tatſächlich auf die Frau übergehen. — Wird der Ehemann zum Vormund feiner Frau n 
ſtellt, ſo werden ſeine Rechte als Ehemann, insbeſondere auf dem Gebiete des ehe 1 7 
Güterrechts, hierdurch nicht berührt. Die zu Verfügungen des Mannes erforderliche felt 
1 der Frau kann er, da $ 1409 Satz 2 für den Ehemann nicht gilt, ſich nicht ie 
erteilen. 5 t 
2, Dieſe Vorſchriften über den Vorrang der Mutter, welche die Nichtigkeit der Che gelang 
hat (vgl. § 1702 Abſ 1 u. § 1899 A 3), und der unehelichen Mutter ſtehen im Einklang 
der in 8 1778 Abf 3 für die uneheliche Mutter getroffenen Beſtimmung. 


§ 1901 
Der Vormund hat für die Perſon des Mündels!) nur inſoweit zu ſorgen , 
als der Zwei der Vormundſchaft es erfordert. ante 
Steht eine Ehefrau unter Vormundſchaft, jo tritt die im 8 1633 beſtim 
Beſchränkung nicht ein?). 
E 1 1730 II 1777; M 4 1238; P 4 849. viſſe 


1. Der Fürsorge des Vormundes für die Perſon des Miindels find dadurch 00 auf 
Grenzen gezogen, daß der Mündel erwachſen iſt. Sie beſchränkt ſich deshalb weſentlt 


b 
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die Pflege, Heilung und Sicherung des Mündels, während ihm ſonſt je nach der Beſchaffenheit 
ſeines Geiſteszuſtandes möglichſt Freiheit des Handelns zu laſſen iſt. Innerhalb dieſer Grenzen, 
die nötigenfalls von dem Vormundſchaftsgericht näher feſtzuſetzen ſind, hat der Vormund 
die gleichen Befugniſſe wie bei der Vormundſchaft über Minderjährige. Insbeſondere darf 
der Vormund, und zwar auch der vorläufige Vormund ($ 1906), unter Anwendung von Zwang 
geeignetenfalls den Mündel in eine Irrenanſtalt oder eine Trinkerheilanſtalt (KG in OLG 
14, 272; 203 39 A 8; vgl. $ 1631 A 5, ſ. auch $ 120 RBO) unterbringen (vgl. hinſichtlich der 
letzteren Maßregel den nicht veröffentlichten Erl des PrIM v. 19. 6. 00, der dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht zur Pflicht macht, die Unterbringung des Trunkſüchtigen in eine Trinkerheilanſtalt 
in Erwägung zu ziehen und darüber an den Landgerichtspräſidenten zu berichten). Dem 
Vormundſchaftsgericht ſelbſt ift eine ſolche Befugnis zur Unterbringung, da 8 1838 feine Rechte 
nur im Intereſſe der Erziehung erweitert, nicht zuzuerkennen (RIA 13, 185). Eine erziehe- 
riſche Einwirkung auf den Mündel ſeitens des Vormundes iſt keineswegs ausgeſchloſſen. Unzu⸗ 
läſſig iſt es dagegen, den wegen Trunkſucht entmündigten Volljährigen in eine Beſſerungsanſtalt 
unterzubringen (RIA 12, 90). Auch kann gegen ihn ein Zwang hinſichtlich einer ſonſtigen ärzt⸗ 
lichen Behandlung nicht ausgeübt werden. Kraft der Fürſorge für die Perſon des Mündels 
iſt der Vormund ferner verpflichtet, wenn die Vorausſetzungen der Entmündigung weggefallen 
ſind, die Wiederaufhebung zu beantragen. Will der Mündel die Wiederaufhebung ſelbſt be⸗ 
treiben oder den Entmündigungsbeſchluß durch Klage anfechten, ſo darf ihm der Vormund 
bie hierzu erforderlichen Mittel, falls die Rechtsverfolgung nicht ausſichtslos erſcheint, nicht 
berweigern. Über die Vertretung des Mündels in perſönlichen Angelegenheiten vgl. 8 1821 A 38 
und § 1822 Nr 6, 7. Zur Anſtellung der Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens iſt der 
Vormund nicht befugt ($ 612 Abſ2 ZPO). Wird die Vormundſchaft über eine wegen Trunk. 
ſucht entmündigte Perſon eingeleitet, ſo empfiehlt es ſich, daß das Vormundſchaftsgericht 
im Intereſſe beſſerer Beaufſichtigung des Mündels der Polizeibehörde Mitteilung macht 
„Erl des PrIM v. 19. 6. 12 in IM Bl 207). Die dem Ehemann nach 8$ 1354, 1358 zu⸗ 
ſtehenden höchſtperſönlichen Rechte kann der Vormund nicht ausüben, wohl aber das 
In $ 1856 beſtimmte, weſentlich vermögensrechtlichen Rückſichten dienende Recht der Be⸗ 
ſchränkung oder Ausſchließung der Schlüſſelgewalt. 

Wird eine entmündigte Ehefrau bevormundet, ſo iſt die Fürſorge für ihre Perſon 
don ſolcher Wichtigkeit, daß der Vormund nicht, wie nach § 1638 der Gewalthaber der minder⸗ 
Ahrigen verheirateten Tochter, auf die bloße Vertretung in den die Perſon betreffenden 
angelegenheiten beſchränkt it. Iſt zur ordnungsmäßigen Beſorgung der perſönlichen Ange⸗ 
‚egenheiten der Frau ein Rechtsgeſchäft erforderlich, zu dem der Mann feine Zuſtimmung 
Aundlos verweigert, fo kann die Zustimmung nach 88 1402, 1451, 1519, 1549 auf Antrag des 
wormundes durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden. Bei Ausübung des Rechtes 
5. Sorge für die Perſon (vgl. A 1) hat ſich der Vormund eines jeden Eingriffs in die dem 
ſthemann vorbehaltenen Rechte zu enthalten, falls nicht etwa das Verlangen des Mannes 
ich als ein Mißbrauch ſeines Rechtes darſtellt. Das Vormundſchaftsgericht iſt nicht zuſtändig, 
e treitigkeiten zwiſchen dem Vormunde und dem Ehemann der Entmündigten eine in die 
a te des Ehemanns eingreifende Regelung zu treffen. Hierüber kann nur das Prozeßgericht 
entſcheiden (RIA 13, 67). Darüber, daß die nach ehelichem Güterrecht erforderliche Zuftim- 
A 10 15 Ehefrau der zum Vormunde beſtellte Mann ſich nicht ſelbſt erteilen kann, f. $ 1900 

. E. 


8 1902 


uu der Vormund Tann eine Ausstattung aus dem Vermögen des Mündel 
wah mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts verſprechen oder ger 
ren). ; 

d Zu einem Miet⸗ oder Pachtvertrage ſowie zu einem anderen Vertrage, 
“ rch den der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen verpflichtet wird, be⸗ 
Ver der Vormund der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts, wenn das 
zertragsverhältnis länger als vier Jahre dauern joll?). Die Vorſchrift des 

1822 Nr 4 bleibt unberührt. 

E 1751, 1782 11 1778; M 4 1239, 1240; P 4 849. 

I. Zu den hmigungspflichtigen Rechtsgeſchäften kommt für die Vormundſchaft über 
Vollahrige die inen oder dal Berſp rechen eſarr Aang hinzu. Die Genehmigung 


naß, Vormundſchaftsgerichts wird hier gefordert, weil Ausstattung und Schenkung ſich ſehr 

berühren. Eine Schenkung iſt regelmäßig inſoweit anzunehmen, als die Ausſtattung — zu 
ind im Sinne des $ 1902 auch die freiwillige Ausſteuer zu rechnen iſt — das den Umſtänden, 
nabeſondere den Vermögensverhältniſſen des Vaters oder der Mutter entſprechende Maß 
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überſteigt, $ 1624 A 2 u. 3. Eine Schenkung ift es ferner, wenn die Ausſtattung nicht dem 
Kinde, ſondern einem entfernteren Abkömmling oder andern Perſonen zuteil wird. 
Soweit das Rechtsgeſchäft ſich als Schenkung darſtellt, kann es auch durch vormundſchafts 
gerichtliche Genehmigung nicht gültig werden, ſoweit es ſich nicht um eine Schenkung 
handelt, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rück⸗ 
ſicht entſprochen wird. Aus dieſem Geſichtspunkt iſt die Erteilung der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung nicht unzuläſſig, wenn der wohlhabende Mündel ſeine in un⸗ 
günſtigen Vermögensverhältniſſen befindliche Nichte ausſtattet oder wenn der Mündel 
von dem ihm nach $ 1621 zuſtehenden Recht, die Ausſteuer zu verweigern, keinen Gebrauch 
macht. Iſt die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung bereits zu dem Verſprechen der 
Ausſtattung erteilt, ſo iſt, wenn in dieſem Vertrage die als Ausſtattung zu gewährenden 
Gegenſtände beſtimmt bezeichnet ſind, eine erneute Genehmigung zur Gewährung der Aus⸗ 
ſtattung nicht erforderlich. Genehmigungspflichtig iſt auch die bei beſtehender Gütergemeinſchaft 
nach Maßgabe des § 1465 Abſ 2 (88 1538 u. 1549) von der bevormundeten Mutter zu er⸗ 
teilende Zuſtimmung. 

2. Die Vorſchrift des § 1822 Nr 5, daß der Mündel zu wiederkehrenden Leiſtungen auf 
längere Zeit als ein Jahr nach Vollendung des 21. Lebensjahrs nur durch vormundſchafts⸗ 
gerichtlich genehmigten Vertrag verpflichtet werden kann, mußte naturgemäß, was die Dauer 
der Verpflichtung betrifft, bei der Anwendung auf volljährige Mündel eine Anderung erfahren. 
an e für einen Zeitraum von mehr als 4 Jahren iſt hier als gleichwertig 
angeſehen. 


8 1903 


Wird der Vater des Mündels?) zum Vormunde beſtellt, jo unterbleibt 
die Beſtellung eines Gegenvormundes. Dem Vater ſtehen die Befreiungen 
zu, die nach den SS 1852 bis 1854 angeordnet werden können. Das Vormund⸗ 
ſchaftsgericht kann die Befreiungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Inter⸗ 
eſſe des Mündels gefährden. a 


Dieſe Vorſchriften finden keine Anwendung, wenn der Vater im Falle 
der Minderjährigkeit des Mündels zur Vermögensverwaltung nicht be 
rechtigt fein würde!). 

E 1 1733 Abſ 1 u. 8 II 1779; M 4 1240; W 4 860. 


1. Der zum Vormund beſtellte Vater des Mündels hat die Rechtsſtellung eines ber 
freiten Vormundes, vorausgeſetzt, daß er die Rechte der Vaterſchaft hat (f. hierüber 
$ 1899 A 1-8) und daß ihm, wenn der Mündel noch jetzt minderjährig fein würde, zwar nicht 
die elterliche Gewalt, wohl aber das Recht der Sorge für das Vermögen einſchließlich be 
Vertretungsrechts — was bei der Vormundſchaft über Volljährige das wichtigere Stüd 
der elterlichen Gewalt ift (8 1901) — zuftehen würde. Die Stellung eines befreiten Vor 
mundes kommt ihm hiernach nicht zu, wenn er während der Minderjährigkeit des Kindes 
die elterliche Gewalt verwirkt (88 1680, 1771 Abſ 2) oder das Recht der Sorge für das Ver 
mögen durch Entziehung (88 1666 Abſ 2, 1670, 1760) oder Konkurseröffnung ($ 1647) verloren 
hat, oder, ſofern die elterliche Gewalt über die Volljährigkeit hinaus fortgedauert hätte, dur 
Verwirkung oder Konkurseröffnung verloren haben würde (teilweiſe abweichend die Meinungen 
der andern Schriftfteller). Darauf kann es nicht ankommen, ob möglicherweiſe, was m 
mit Sicherheit feſtzuſtellen ift, bei Fortdauer der elterlichen Gewalt die Vermögensverwaltunt 
dem Vater gemäß 88 1647 Abſ 2, 1671 wieder übertragen worden wäre. Anderſeits muß IN 
berückſichtigt bleiben, daß eine Entziehung der Vermögensverwaltung noch nach der 25 
der Volljährigkeit hätte erfolgen können, in welchem Falle übrigens regelmäßig Anlaß 3 x 
Außerkraftſetzung der Befreiungen (Abſ 1) vorliegen wird. Die Fähigkeit zur 577) 
übung der einen Teil der elterlichen Gewalt bildenden Vermögensverwaltung (88 1676, 8 ars 
muß zur Zeit der Beftellung zum Vormunde vorhanden fein. Die Berechtigung zur fich 
mögensverwaltung und damit die Stellung als befreiter Vormund iſt endlich hinſich er; 
des dem Mündel von einem Dritten zugewendeten Vermögens ausgeſchloſſen, deſſen ler 
waltung durch Anordnung des Dritten dem Vater entzogen iſt ($ 1688). Verliert der 400 
nach der Beſtellung zum Vormunde das Recht der Vermögensverwaltung (Verluſt der mit 
keit nach 88 1676, 1677, Konkurseröffnung nach § 1647), ſo hört die befreite Stellung da 
ohne weiteres auf. . 

2. Dem Vater gebühren die ſämtlichen in den SS 18521854 aufgeführten Veſrelungan 
nämlich die Befreiung von der Beſtellung eines Gegenvormundes und damit die etret die 
von der ſonſt erforderlichen Genehmigung des Gegenvormundes (88 1809, 1810, 1018,10 
Befreiung von der Hinterlegungspflicht (88 1814, 1818), von der Sperrpflicht (8 1810 
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von der Pflicht zur Rechnungslegung während der Dauer der Vormundſchaft ($ 1840). Die 
nach § 1857 dem Vormundſchaftsgericht zuſtehende Befugnis zur Außerkraftſetzung dieſer 
Befreiungen hat auch gegenüber dem Vater als befreitem Vormund Geltung. 


§ 1904 


Iſt die eheliche Mutter des Mündels zum Vormunde beſtellt, ſo gilt 
für ſie das gleiche wie nach § 1903 für den Vater. Der Mutter iſt jedoch ein 
Gegenvormund zu beſtellen, wenn ſie die Beſtellung beantragt oder wenn 
die Vorausſetzungen vorliegen, unter denen ihr nach § 1687 Nr 3 ein Bei⸗ 
ſtand zu beſtellen ſein würde. Wird ein Gegenvormund beſtellt, ſo ſtehen 


der Mutter die im § 1852 bezeichneten Befreiungen nicht zu!). 
E 1 1733 Abſ 2 u. 8 II 1780; M 4 1243; P 4 850. 


1. Die Beſtimmungen des $ 1903 gelten in gleicher Weile für die zum Vormunde be⸗ 
rufene Mutter des Mitndels, nur mit der Abweichung, daß unter den Vorausſetzungen des 
$ 1687 Nr 2 u. 3 (wenn ſie ſelbſt darauf anträgt oder wenn das Vormundſchaftsgericht aus 
beſondern Gründen im Intereſſe des Mündels es für nötig erachtet) ihr ein Gegenvormund 
— der an Stelle des im 8 1687 vorgeſehenen Beiſtandes tritt — mit den dem Gegenvormund 
zuſtehenden Verrichtungen zu beſtellen ift. § 1687 Nr 1, wonach der Vater berechtigt iſt, die 
Beſtellung eines Beiſtandes anzuordnen, ſcheidet hier aus, da der Vater kraft elterlicher Gewalt 
nur über die Bevormundung des minderjährigen Kindes Beſtimmung treffen kann. Die 
auf Antrag der Mutter angeordnete Gegenvormundſchaft darf das Vormundſchaftsgericht 
nur mit deren Zuſtimmung wieder aufheben, während ſonſt die Aufhebung dem Vormund⸗ 
ſchaftsgericht jederzeit freiſteht (vgl. $ 1695). Wird trotz Vorhandenſeins der Vorausſetzungen 
des § 1687 Nr 3 die Beſtellung eines Gegenvormundes abgelehnt oder wird die Gegen⸗ 
vormundſchaft aufgehoben, ſo ſind der Ehegatte, die Verwandten und Verſchwägerten des 
Mündels nach 8 57 Nr 5 Fc beſchwerdeberechtigt. Die Übertragung der Vermögens⸗ 
verwaltung auf den Gegenvormund (vgl. § 1693) iſt unzuläſſig, da eine ſolche Verwaltung 
der Stellung des Gegenvormundes nicht entſpricht. Die Rechte eines befreiten Vormundes 
kommen auch der Mutter nur unter der Vorausſetzung zu, daß ſie zur Vermögensverwaltung 
berechtigt fein würde (ſ. hierüber § 1903 A 1). Dieſe Berechtigung fehlt ihr auch dann, wenn 
lie ſich wiederverheiratet (8 1697). Dadurch, daß die elterliche Gewalt nicht der Mutter, 
ſondern dem Vater zuſtehen würde, wird die Anwendung des $ 1904 nicht ausgeſchloſſen, 
ſofern der Vater mit feiner Übergehung einverſtanden iſt (beftr.). 


8 1905 


Ein Familienrat kann nur nach § 1859 Abſ 1 eingeſetzt werden!)). 

Der Vater und die Mutter des Mündels ſind nicht berechtigt, Anord⸗ 
nungen über die Einſetzung und Aufhebung eines Familienrats oder über 
die Mitgliedſchaft zu treffen!). 

E 1 1736 II 1782; M 4 1246; P 4 850; 6 312. 

1. Die Anordnungen hinſichtlich des Familienrats (88 1858, 1859 Abſ 2, 1861, 1863, 
1866, 1868) können wie die ſonſtigen Anordnungen über die Bevormundung vou den urn 
aur kraft elterlicher Gewalt, alſo nur für ein minderjähriges Kind getroffen n den 
$ 1897 A 1a). Die Eltern können deshalb auch die Einſetzung eines Familienrats uch . 

ngen. Die Einſetzung findet auf Antrag nach § 1859 Abſ 1 nur ſtatt, wenn das Vormun ſchafts. 
gericht ſie im Intereſſe des Mündels für angemeſſer erachtet. 


§ 1906 

Ein Volljähriger, deſſen Entmündigung beantragt iſt, kann unter vor⸗ 
läufige Sor nend chat geſtellt anden dee das Vormundſchaftsgericht es 
zur Abwendung einer erheblichen Gefährdung der Perſon oder des Ver⸗ 
mögens des Volljährigen für erforderlich erachtet!) ?). 

E 1 1737 Abſ 1 II 1873; M 4 1246; P 4 850. 

1. Die vorläufige Vormundſchaft, die in Ergänzung des vormundſchaftlichen Schutzes 
bem erſt zu Entmündigenden eine Sicherung gewähren ſoll, hat mehr die Natur einer Pfleg⸗ 


ſchaft, iſt aber als Vormundſchaft geſtaltet, weil die Stellung unter vorläufige Vormundſchaft 
die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit auf bürgerlich - rechtlichem Gebiete — nicht auf öffentlich. 
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rechtlichem Gebiete — nach ſich zieht (§ 114), während die Einleitung einer Pflegſchaft grund⸗ 
lätzlich die Geſchäftsfähigkeit unberührt läßt. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit tritt 
ein mit der Bekanntmachung der Verfügung an den zu Entmündigenden und, wenn die Ent⸗ 
mfndigung wegen Geiſteskrankheit beantragt iſt, mit der Beſtellung des Vormundes (8 52 
JGG; vgl. 8 1896 A 1). Kommt es hinterher nicht zur Entmündigung oder wird die Entmün⸗ 
digung infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben, ſo hat dies auf die Vertretungsmacht 
des von dem Vormundſchaftsgericht beſtellten Vormundes keinen Einfluß. Sie beſteht bis 
zum Wegfall der vorläufigen Vormundſchaft (f. hierüber § 1908 A 1) geradeſo fort, als 
wenn der Mündel bis dahin nur beſchränkt geſchäftsfähig geweſen wäre (vgl. 88 115, 114). 
Die Stellung unter vorläufige Vormundſchaft ift zuläſſig, ſobald der Entmündigungs⸗ 
antrag rechtswirkſam bei dem Amtsgericht geſtellt oder doch durch Nichtablehnung von 
dem Amtsgericht als rechtswirkſam anerkannt iſt (anders in letzterer Hinſicht die herrſchende 
Meinung; vgl. auch Laubhardt in ZBLFG 14, 270, der nur erfordert, daß überhaupt bei einem 
Amtsgericht ein Antrag auf Entmündigung eines Volljährigen geſtellt ift). Ohne dieſe Voraus⸗ 
ſetzung würde die Vormundſchaft nichtig ſein, insbeſondere nicht die Wirkung haben, daß der 

undel beſchränkt geſchäftsfähig wird (a. M. insbeſondere Fuchs A5). Ohne Bedeutung für die 
Wirkſamkeit der Vormundſchaft iſt es dagegen, wenn die die vorläufige Bevormundung anord⸗ 
nende Verfügung des Vormundſchaftsgerichts unter Nichteinhaltung der nach $ 16 Ab 2 JG 
für die Zuſtellung geltenden Vorſchriften der ZPO dem Mündel perſönlich, ſtatt in der in 8 172 
ZPO beſtimmten Weiſe, zugeſtellt iſt (vgl. RG Gruch 48, 108). Darüber, ob die Vormund⸗ 
ſchaft zur Sicherung des Volljährigen (Abwendung einer erheblichen Gefährdung 
der Perſon oder des Vermögens) erforderlich iſt, hat dagegen das Vormundſchaftsgericht 
nach freiem Ermeſſen zu entſcheiden, ohne daß dies im Prozeßwege nachgeprüft werden kann. 
Die Gefährdung braucht nicht gerade eine Folge desjenigen Entmündigungsgrundes zu ſein, 
der in dem Entmündigungsantrage angeführt ift. Zuläſſig iſt auch die Einleitung einer vor⸗ 
laufigen Vormundſchaft über einen Ausländer, jedoch nur unter den Vorausſetzungen des 
Art 23 Abi 1 EG. Als eine vorläufige Maßregel im Sinne des Art 23 Abf 2 kann die vor⸗ 
läufige Vormundſchaft nicht angeſehen werden (KG J 21 A 213). Schon vor Stellung des 
Entmündigungsantrags kann die Sicherung des zu Entmündigenden dadurch erreicht werden, 
daß ihm ein Pfleger heſtellt wird (f. hierüber 9 1910 A 1). Durch das Vorhandenſein eines 
ſolchen Pflegers wird übrigens die vorläufige Vormundſchaft nicht ausgeſchloſſen. Der nach 
$ 1906 beſtellte Vormund fteht an ſich hinſichtlich der Vertretungsmacht einem andern Vor⸗ 
munde vollſtändig gleich, er hat jedoch mit Rückſicht darauf, daß die Vormundſchaft nur eine 
vorläufige iſt, ſich aller weitergehenden Anderungen möglichſt zu enthalten. Über die Be⸗ 
ſtellung eines vorläufigen Pflegers ſ. 8 1909 A 5. 

2. Verfahren. Das mit der Entmündigung befaßte Amtsgericht hat, ſobald es eine Für⸗ 
ſorge für erforderlich hält, dem Vormundſchaftsgericht zu dieſem Zwecke Mitteilung zu machen 
(88 657 680 Abſ 3 YPO; vgl. 88 49, 50 FGG). Auch die Staatsanwaltſchaft hat geeigneter 
falls die Anordnung einer vorläufigen Vormundſchaft über Geiſteskranke oder Geiſtesſchwache 
in Anregung zu bringen. Die Entſcheidung über Einleitung der vorläufigen Vormundſchaft 
iſt in die Hande des Vormundſchaftsgerichts gelegt, das von Amts wegen vorzugehen hat 
und auch ohne Mitteilung des Amtsgerichts tätig werden kann. Mit der Prüfung, ob der 
Entmündigungsantrag begründet iſt, hat das Vormundſchaftsgericht nur inſofern zu tun, 
als ein Bedürfnis zur Sicherung bei offenbarer Unbegründetheit des Antrags nicht vorhanden 
iſt. Wird die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft abgelehnt, ſo ſteht die Beſchwerde 
nach $ 57 Nr 2 F allen denjenigen zu, welche zur Stellung des Entmündigungsantrags 
berechtigt ſind (Ehegatte, Verwandte, der für die Perſon fürſorgeberechtigte geſetzliche Wer‘ 
treter nach 88 646, 080 ZPO, im Falle des $ 646 auch die Staatsanwaltſchaft, im Falle des 
3.600 nach landesgeſetzlichen Vorſchriften auch die Gemeinde und der Armenverbanb). Gegen 
die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft kann nach SS 20, 59, 60 Nr 5 FGG von einem 
jeden, der durch dieſe Verfugung in ſeinen Rechten beeinträchtigt wird, insbeſondere dem 
Mündel die ſofortige Beſchwerde erhoben werden. Die Erſatzuſtellung für den zu Ent’ 
mündigenden an den Antragſteller des Verfahrens vermag die Beſchwerdefriſt für den erſteren 
nicht in Lauf zu ſetzen (NIA 14, 98), die bei Geiſteskranken mit der Beſtellung des Vormunde 
zu laufen beginnt (8 52 F665). Die öffentliche Bekanntmachung der Einleitung der vorläufigen 
Vormundſchaft iſt zweckmäßig, aber nicht geboten (vgl. $ 687 ARD). Der unter vorläufige Vor a 
mundſchaft Geſtellte ift, wennſchon die Einleitung diefer Vormundſchaft die Beſchränkung 5 
Geſchäftsfahigkeit nach ſich zieht (vgl. A 1), in der Verteidigung gegen die Entmündigung i 
feiner Weiſe beſchr nkt. Er ift de halb auch nicht gehindert, zur Wahrnehmung feiner Re 11 
im Entmündigungsverfahren einen Anwalt zuzuziehen, dem die Teilnahme an den Wee 
terminen und die Akteneinſicht zu geſtatten iſt (vgl. Stein A II zu $ 658 ZPO), der ea) 
wegen der beſchränkten Geſchäftsfähigkeit feines Auftraggebers einen Anſpruch auf Honor 3 
1011 die Entmündigung ſich als ungerechtfertigt erweiſt (Bay Obech in Bay 
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8 1907 


Die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft gelten nicht 
für die vorläufige Vormundſchaft!). 
E 1 1787 Abf 2 Satz 1 II 1784; M 4 1250; P 4 854, 
1. Die Vorſchrift ſtimmt überein mit der für die Pflegſchaft gegebenen Beſtimmung 
des § 1916. 
§ 1908 


Die vorläufige Vormundſchaft endigt!) mit der Rücknahme oder der 
rechtskräftigen Abweiſung des Antrags auf Entmündigung. 

Erfolgt die Entmündigung, jo endigt die vorläufige Vormundſchaft, 
wenn auf Grund der Entmündigung ein Vormund beſtellt wird. 

Die vorläufige Vormundſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht auf⸗ 
zuheben, wenn der Mündel des vorläufigen vormundſchaftlichen Schutzes 
nicht mehr bedürftig iſt. 

E I 1737 Abſ 3 II 1785; M 4 1250; P 4 850 u. 854. 


1. Die vorläufige „Vormundſchaft endigt der Natur der Sache nach ohne weiteres, 
ſobald hinſichtlich der Entmündigung ein endgültiger Zuſtand eingetreten iſt, ſei es, daß der 


das Vormundſchaftsgericht, welche nach $ 52 500 mit der Bekanntmachung der Ver⸗ 
fügung an den Mündel wirkſam wird. Bis zu dieſem Zeitpunkte bleibt die Beſchränkung 


wie gegen die Verfügung, durch welche die Anordnung der vorläufigen Vormundſchaft ab- 
gelehnt ift (. $ 1906 A 2). Der bisherige Vormund iſt zur Einlegung der Beſchwerde nicht 
berechtigt (RG in NIA 3, 172). 


Dritter Titel 
Pflegſchaft 


daß danach die Anordnung einer Pflegſchaft angezeigt iſt. Die einzelnen Fälle der Pfleg⸗ 
ſchaft ſtellen ſich als eine Ergänzung des elterlichen oder vormundſchaftlichen Schutzes ($ 1900) 


teiligte unbelannt iſt (§ 1018), Dieſe Art der Pflegſchaft kann ſowohl minderjährige als voll: 
jährige Perſonen, ſowohl natürliche als juriſtiſche Perſonen betreffen. Abgeſehen von dieſem 


vermögen ſeiner Beſtimmung zuzuführen (ogl. § 80 A 1) und die nicht eine Pflegſchaft im 
eigentlichen Sinne, fondern eine Güterpflege A er; 3) darſtellt, hätte daher richtiger 
a anderer Stelle behandelt werden ſollen. Dem Fürſorgebedürfnis entſprechend iſt der 
‚'tfungäfreis des Pflegers im einzelnen Falle von dem Vormundſchaftsgericht zu be⸗ 
timmen. Die Bestimmung ift in die Beſtallung (vgl. $ 1791) aufzunehmen. Der Dritte darf 
ich — was von der ſonſtigen Bedeutung der Beſtallung abweicht — auf die hierüber in der 
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Beſtallung gemachte Angabe jedenfalls inſoweit verlaſſen, als die Angaben in der Verpflichtungs⸗ 
verhandlung durch die Beſtallung erläutert werden (a. A. KJ 41 A 38). Iſt in der Beſtallung 
als Aufgabe des Pflegers die Verwaltung des Vermögens bezeichnet, ſo iſt damit nicht aus⸗ 
gedrückt, daß ihm in den Angelegenheiten der Vermögensverwaltung die Befugnis zur Ab: 
ſchließung eines Vergleichs nicht zuſtehen ſoll. Zwiſchen der Pflegſchaft und Vormundſchaft 
beſteht hiernach weſentlich der Unterſchied, daß der Vormund nach dem Geſetze — ſoweit nicht 
fein Wirkungskreis durch beſondere Anordnung eingeſchränkt iſt (58 1796, 1801) — allgemein 
mit der Fürſorge für den Mündel und ſeiner Vertretung betraut iſt, während ſich der Umfang 
der Fürſorge und der Vertretungsmacht des Pflegers lediglich nach der vom Vormundſchafts⸗ 
gericht ihm zugewieſenen Stellung richtet. In Zuſammenhang hiermit ſteht, daß der Mündel, 
weil geſchäftsunfähig oder nur beſchränkt geſchäftsfähig, einer allgemeinen Vertretung bedarf, 
was bei dem Pflegling nicht in gleichem Maße der Fall iſt. Wennſchon der Pflegſchaft des 
§ 1910 (vgl. 8 1910 A 1) auch Geiſteskranke unterſtellt werden dürfen, jo hat doch grundſätzlich 
die Einleitung der Pflegſchaft auf die Geſchäftsfähigkeit und Prozeßfähigkeit des 
Pfleglings keinen Einfluß. Hiervon findet nur die eine Ausnahme ſtatt, daß der Pflegling, 
wenn einmal der Pfleger in einem Rechtsſtreit als ſein Vertreter aufgetreten iſt, für dieſen 
Prozeß (in dem in § 81 30 beſtimmten Umfange) die Fähigkeit verliert, in die Prozeß⸗ 
führung einzugreifen. Er ſteht für dieſen Prozeß einer nicht prozeßfähigen Partei gleich, 
fo daß der Pfleger die Stellung eines geſetzlichen Vertreters hat (853 3 PO — vgl. indes hin⸗ 
ſichtlich der Eidesleiſtung SI 473 Abſ 2, 477 Abſ 1, 426 Abſ 3 ZPO). 

2. Wird die Anordnung der Pflegſchaft abgelehnt oder die Pflegſchaft aufgehoben, ſo 
ſteht das Recht der Beſchwerde nach § 57 Nr 3 FG (vgl. 8 1911 A 2, § 1913 Al) auch dem 
Dritten zu, der an dem Beſtehen der Pflegſchaft ein rechtliches Jntereſſe hat. Hierzu gehört 
auch die Behörde, die zur Ordnung einer in ihren Amtsbereich fallenden Angelegenheit die 
Einleitung einer Pflegſchaft für nötig erachtet (vgl. 8 1911 A 2 a. E.). Beſchwerdeberechtigt 
find außerdem die Verwandten und Verſchwägerten ſowie der Ehemann des Pfleglings, 
jedoch nur bei einer Pflegſchaft aus 88 1909 u. 1910 und bei der Pflegſchaft aus § 1910 nur 
unter der beſonderen Vorausſetzung, daß eine Verſtändigung mit dem Pflegling nicht möglich 
ift, eine Vorausſetzung, die übrigens auch bei Geiſteskrankheit des Pfleglings (vgl. $ 1910 A 3) 
als vorliegend anzunehmen iſt. Wird der Antrag auf Aufhebung der Pflegſchaft abgelehnt, 
fo hat der Pfleger aus $ 20 FG ein Recht der Beſchwerde (RIA 15, 103). 

3. Was das Anwendungsgebiet der in dieſem Abſchnitt über die Pflegſchaft getroffenen 
Beſtimmungen betrifft, fo gelten die Beſtimmungen auch für die im Erbrecht (88 19601962) 
behandelte Nachlaßpflegſchaft, welche die Beſonderheit hat, daß an Stelle des Vormundſchafts⸗ 
gerichts das Nachlaßgericht tritt. Die Pflegſchaft dient der Fürſorge für den unbekannten 
Erben, nicht der Fürſorge für den Nachlaß. Verſchiedenartig von der Pflegſchaft find die Fälle, 
in denen zu Prozeßzwecken oder zu Vollſtreckungszwecken, um dem Berechtigten 
die Rechtsverfolgung zu ermöglichen, ein Vertreter beftellt wird (. 88 57, 58, 494 Abſ 2, 668, 
679 Abi 3, 686 Abſ 2 ZPO, 8 29 BGB, § 30 Gew in der Faſſung vom 29. 9. 01, 8 16 
KfmGG v. 6. 7. 04, $ 20 VO v. 14. 2. 13 über das Verfahren der Rentenausſchüſſe für Ange‘ 
ſtelltenverſicherung (ogl. RG in RIA 15, 171; OLG Dresden in KJ 49 A 248], $ 1 VO v. 
14. 1. 15 über Beſtellung eines Kriegsvertreters, 88 779 Abſ 2, 787 ZPO, 88 6, 7, 135, 197 
Abſ 2 3G). Die Vorſchriften über die Pflegſchaft finden hier keine Anwendung. Als ein 
Vertreter zu Vollſtreckungszwecken ift im Grunde auch der Konkursverwalter anzusehen, deſſen 
Rechte und Obliegenheiten durch die KO beſtimmt werden. Um eine ſolche Vertretung hande 
es ſich auch bei der Güterpflege, die von dem Vormundſchaftsgericht nach den für die Pfleg 
ſchaft gegebenen Beſtimmungen einzuleiten iſt, ſobald im Strafverfahren auf Grund de 
88 332 ff. StPO (vgl. auch $ 480 def.) — nicht bloß auf Grund des § 326 zur Deckung der 
Staatskaſſe — die Beſchlagnahme des Vermögens des Augeſchuldigten ausgeſprochen i, 
wodurch dieſer (mit der erſten Bekanntmachung des Beſchluſſes im Reichsanzeiger) die Oe 
fugnis verliert, über das beſchlagnahmte Vermögen unter Lebenden zu verfügen und hin 
ſichtlich dieſes Vermögens zugleich die Prozeßunfähigkeit einbüßt (RG Gruch 29, 1112 r 
vgl. darüber, daß dem Angeſchuldigten das Recht zur Ausſchlagung der ihm angefallenen 
Erbſchaft nicht genommen iſt, RI 14, 6). Diefe Pflegſchaft hat in erſter Linie das Wos 
des Staates, nicht des Angeſ huldigten im Auge. Der Pfleger tritt nicht neben den Pfle FE 
ſondern an deſſen Stelle. Aus der beſondern Natur dieſer Pflegſchaft ift zu folgern, * r 
Beſtimmungen über die Berufung zur Pflegſchaft keine Anwendung finden können. Durch le 
Beſtehen einer Abweſenheitspflegſchaft wird übrigens die Einleitung der Güterpflege, die 
einem weſentlich andern Zwecke dient, nicht ausgeſchloſſen. Der Güterpflege verwandt. ie gr 
auf Antrag ($$ 1981, 2062) einzuleitende Nachlaßverwaltung, die als eine Nachlaß! tere 
ſchaft befonderer Art ausgeſtaltet ift und deshalb den Vorſchriften über die Pflegſchaf Nah 
ſteht; dem Nachlaßverwalter fällt die Aufgabe zu, die geordnete Befriedigung der Na wu 
gläubiger herbeizuführen. Wegen Erfüllung dieſer Pflicht ift er nicht bloß den Erben, lac 95 
auch den Nachlaßgläubigern verautwortlich. In gleicher Weiſe iſt die Haftbarkeit des Nach 


Pflegſchaft § 1909 507 


richters bei Amtspflichtverletzungen auch den Nachlaßgläubigern gegenüber anzuerkennen 
(NG 88, 265). Ein Zwang zur Übernahme des Amtes findet nicht ſtatt (§ 1981 Abſ 3). — Die 
gleiche Stellung wie der Pfleger hat der der Mutter als Juhaberin der elterlichen Gewalt 
beigeordnete Beiſtand, ſoweit ihm die Vermögensverwaltung übertragen iſt ($ 1693). Ahn⸗ 
liche Obliegenheiten wie der Pfleger hat der Fürſorger betreffs des zum Zwecke der Fürſorge⸗ 
erziehung in einer Familie untergebrachten Zöglings (vgl. $ 11 PrGeſ. v. 2. 7. 00). Verſchieden 
iſt trotz mancher Ähnlichkeiten die Stellung des Teſtamentsvollſtreckers (S8 2197ff.) und des 
Treuhänders im Hypothekenrecht (88 1141 Abſ 2, 1189 BGB, 88 29ff. Hyp Bank v. 13. 7. 99). 
Abweichend iſt ferner in der PrVOO v. 10. 3. 19 über die Aufnahme von Famtlienſchlüſſen für 
Familiengüter die Aufſichtsbehörde (Oberlandesgericht) an Stelle des Vormundſchaftsgerichts 
für zuſtändig erklärt, die Genehmigung zu erteilen und einen Pfleger für abweſende, un⸗ 
bekannte oder ungewiſſe Beteiligte oder einen Sonderpfleger zu beſtellen (8 8, vgl. auch 8 11 
über Beſtellung eines Pflegers als Zwangsverwalters). Ein Pfleger kann endlich in dem Ver⸗ 
fahren aus 88 1635, 1666 zu dem beſondern Zwecke beſtellt werden, das Vormundſchafts⸗ 
gericht bei den zur Feſtſtellung des Sachverhalts erforderlichen Ermittlungen zu unterſtützen 
(KJ 50 A 34; vgl. Vorbem 4 vor 8 1616). Eine Beſchwerde gegen die Einleitung der Pfleg⸗ 
ſchaft findet nicht ſtatt, weil durch eine ſolche Pflegerbeſtellung das Recht eines Beteiligten 
nicht beeinträchtigt wird (KGJ daſ.). 


8 1909 


Wer unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft ſteht, erhält 
für Angelegenheiten, an deren Beſorgung der Gewalthaber oder der Vor⸗ 
mund verhindert ijt!) 2), einen Pfleger. Er erhält insbeſondere einen Pfleger 
zur Verwaltung des Vermögens, das er von Todes wegen erwirbt oder das 
ihm unter Lebenden von einem Dritten unentgeltlich zugewendet wird, wenn 
der Erblaſſer durch letztwillige Verfügung, der Dritte bei der Zuwendung 
beſtimmt hat, daß dem Gewalthaber oder dem Vormunde die Verwaltung 
nicht zuſtehen ſoll'). 

Tritt das Bedürfnis einer Pflegſchaft ein, ſo hat der Gewalthaber oder 
der Vormund dem Vormundſchaftsgericht unverzüglich Anzeige zu machen“). 

Die Pflegſchaft iſt auch dann anzuordnen, wenn die Vorausſetzungen 
für die Anordnung einer Vormundſchaft vorliegen, ein Vormund aber noch 
nicht beſtellt ift?). 

E I 1738 II 1786; M 4 1043 u. 1252; P 4 855; 6 812. 


von der Mutter ausgeübt wird oder wenn auf Grund der 88 1 ie 
das Vormundſchaftsgericht ſelbſt die erforderlichen Handlungen vornimmt. Auch in dem 
Verfahren aus 88 1635, 1636, 1666 ff. ift die Beſtellung eines Pfleger⸗ nicht unbedingt geboten 
(vgl. Vorbem 4 vor $ 1616, Vorbem 8 a. E. vor 8 1909). Es fteht im Ermeſſen des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts, ob es ſich der Hilfe eines Pflegers bedienen will. Ein Anlaß zur Beſtellung 
eines Pflegers iſt übrigens immer erſt dann gegeben, wenn eine beſummte Angelegenheit 
für das Kind oder den Mündel zu beſorgen iſt. Bloß zu dem Zwecie, daß der Pfleger darauf 
acht gibt, ob etwa ein Bedürfnis, für den Pflegling in Tätigleit zu treten, ſpater ſich ergeben 
werde, kann eine Pflegſchaft nicht angeordnet werden. Eine derartige bloße Beobachtungs⸗ 
pflegſchaft (Vigilanzpflegſchaft) entſpricht nicht dem Geſetz (KO in OLG 7, 127). Es kann 
übrigens, wenn der Erblaſſer im Teſtament dem Vater eines minderjährigen Kindes nur die 
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Verwaltung des dem Kinde als Nachlaßerben zufallenden Vermögens entzogen hat, nicht 
angenommen werden, daß dem Vater zugleich die Wahrnehmung der Rechte des Kindes ve⸗ 
züglich der Anwartſchaft auf die Nacherbfolge hat entzogen werden ſollen (K GJ 50 A 48). 
In der Auswahl des Pflegers hat das Vormundſchaftsgericht freie Hand, ohne an die Vor⸗ 
ſchriften über Berufung zur Vormundſchaft gebunden zu ſein ($ 1916). Es ſteht auch nichts 
im Wege, daß der Gegenvormund als Pfleger beſtellt wird. Die franzöſiſche Einrichtung, 
wonach der Gegenvormund auch ohne ſolche Beſtellung den Vormund im Falle ſeiner Ver⸗ 
hinderung vertritt, iſt in das BGB nicht übergegangen. Über Beſtellung eines Pflegers zur 
Stellung eines Strafantrags ſ. RGSt 50, 156. 

2. Nur an Stelle des Vormundes, nicht des Gegenvormundes wird ein Pfleger bdeſtellt. 
Bei dauernder Verhinderung des Gegenvormundes wird deſſen Entlaffung und die Beſtellung 
eines neuen Gegenvormundes nötig (§ 1886). Bei vorübergehender Verhinderung wird regel⸗ 
mäßig ohne die Neubeſtellung eines Gegenvormundes auszukommen fein. Die für gemille 
Rechtsgeschäfte vorgeſchriebene Genehmigung des Gegenvormundes wird durch die des 
Vormundſchaftsgerichts erſetzt (SS 1809, 1810, 1812). — Iſt der Pfleger verhindert, 
ſo muß für die Dauer der Verhinderung Erſatz durch Beſtellung eines andern Pflegers (Unter⸗ 
pflegers) geſchaffen werden. 0 

3. Ein beſonderer Fall der rechtlichen Verhinderung iſt es, wenn der Dritte, der dem 
Kinde oder dem Mündel unentgeltlich Vermögen zuwendet, die Verwaltung des Gewalt⸗ 
habers oder Vormundes ausgeſchloſſen hat. Daß eine ſolche Anordnung die Unfähigkeit 
des Gewalthabers zur Verwaltung des Vermögens zur Folge hat, iſt in $ 1638 beſtimmt. 
Hinſichtlich des Vormundes kann das gleiche nicht angenommen werden, da der Umfang 
feiner Vertretungsmacht nur vom Vormundſchaftsgericht eingeſchränkt werden kann. Die 
Unfähigkeit tritt hier erſt mit der Beſtellung des Pflegers ein (vgl. § 1794 A 1). Die Ar: 
ordnung über Ausſchließung der Verwaltung muß, damit fie wirkſam ist, bei der Zuwendung 
erfolgt ſein (vgl. $ 1638 A 2), wodurch natürlich nicht ausgeſchloſſen iſt, daß die Anordnung 
ſchon vor der Zuwendung getroffen werden kann, ſofern nur die Zuwendung in Verfolg 
und in Aufrechterhaltung dieſer Anordnung vorgenommen wird. Dem Vormundſchafts⸗ 
gericht ſteht — iwas bezüglich der Zuwendungen an den Gewalthaber ſchon aus $ 1638 zu ent. 
nehmen ift — nicht das Recht zu, die Ausſchließung der Verwaltung wegen Gefährdung der 
Jutereſſen des Pfleglings (vgl. § 1803 Abſ 2) außer Kraft zu ſetzen, da in der Anordnung einer 
Pflegſchaft eine ſolche Gefährdung nicht erblickt werden kann. Dagegen iſt das Vormund. 
ſchaftsgericht, wenn der Dritte gemäß § 1917 bei der Zuwendung für die Verwaltung des 
Vermögens einen Pfleger benannt oder dieſem die in den §8 1852—1854 zugelaſſenen Be- 
freiungen zugewandt hat, hieran nicht unbedingt gebunden. Der berufene Pfleger kann, 
wenn feine Beſtellung das Intereſſe des Pfleglings gefährden würde, nach § 1778 Abſ 1 über- 
gangen werden (a. M. Blume 8 1917 A 1, der nicht die Beſtimmung des § 1778, ſondern 
die des § 1917 Abſ 2 Satz 2 für anwendbar hält), und die wegen der Befreiung getroffenen 
Anordnungen können jederzeit, ſobald eine Gefährdung ſich herausſtellt — bei Lebzeiten des 
Dritten allerdings nur unter den Vorausſetzungen des 8 1917 Abſ 3 —, außer Kraft geſetzt 
werden. Hinſichtlich der Anordnungen des Dritten über die Art der Verwaltung kommen 
die Beſtimmungen der §8 1639, 1803 zur Anwendung. Durch die Ausſckließung der Ver 
waltung des Nachlaſſes iſt dem geſetzlichen Vertreter nicht ohne weiteres die Befugnis der 
Ausſchlagung der Erbſchaft entzogen (RIA 14, 115). Was das Recht der Entlaſſung betrifft, 
ſo genießt der von dem Dritten benannte Pfleger keinen Vorzug vor einem andern Pfleger. 
Er kann ebenſo wie dieſer aus den Gründen der 88 1886—1889 entlaſſen werden. Der Vater, 
der bei der Verwaltung des Vermögens in keiner Weiſe mitzuwirken hat, iſt deshalb auch nicht 
berechtigt, gegen eine Ablehnung ſeines Antrags auf Entlaſſung des Pflegers Beſchwerde 
einzulegen (RJ A 11, 162). Die Einleitung einer Pflegſchaft wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, 
daß unter Entziehung des Verwaltungsrechts des Gewalthabers ein Teſtamentsvollſtrecker 
ernannt ist, da es der Beſtellung eines Pflegers zur Wahrnehmung der Rechte des Kindes 
gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker bedarf (RJA 10, 102; vgl. 91656 A 1). Dieſe Vorſchriften 
finden Anwendung, auch wenn die Verwaltung des Gewalthabers oder Vormundes bereits 
vor Jukrafttreten des BOB ausgeſchloſſen war (RG 22. 2. 13 IV 486/12). 

J. Die Anzeige iſt unverzüglich, d. i. ohne ſchuldhaftes Zögern ($ 121 Abſ 1), von dem 
Gewalthaber oder Vormund zu machen. Kann es zweifelhaft ſein, ob die Beſtellung eines 
Pflegers geboten ift, jo hat der Anzeigepflichtige die Entſcheidung dem Vormundſchafts⸗ 
gericht zu überlaſſen. Es darf die Anzeige nicht deshalb unterlaſſen, weil er den Fall der 
Pfleaſchaft nicht für gegeben hält. Auch dem an Verwaltung ſeines Amtos verhinderten 
Pfleger liegt die gleiche Anzeigepflicht ob (88 1915, 1909 Abſ 2). Daneben beſteht die An ⸗ 
zeigepflicht des Gegenvormundes ($ 1799), des Beiſtandes (88 1693, 1694) und des Ge. 
meindewaiſenrats (849 FGG). Iſt infolge eines gerichtlichen Verfahrens die Anordnung 
einer Pflegſchaft notwendig geworden, 10 hat das Gericht (Prozeßgericht, Nachlaßgericht, 
Vormundſchaftsgericht) das zuſtändige Vormundſchaftsgericht zu benachrichtigen (8 50 50). 
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5, Durch die Beſtimmung des Ab 3 ift — was ſonſt zweifelhaft fein köunte — geſtattet, 
daß an Stelle des Vormundes vorläufig ein Pfleger beſtellt wird. Ein Bedürfnis hierzu 
kann ſich ergeben, wenn die Beſtellung eines Vormundes aus beſondern Gründen (Schwierig⸗ 
keit, einen geeigneten Vormund zu finden, Weigerung des Vormundes, Prüfung, ob ein 
berufener Vormund vorhanden iſt) ſich verzögert oder wenn eine Angelegenheit ſchleunigſt 
erledigt werden muß. Liegen ſolche Gründe vor, ſo iſt es auch in den Fällen einer vorläufigen 
Vormundſchaft (8 1906) nicht unzuläſſig, an Stelle des Vormundes vorläufig einen Pfleger 
zu beſtellen. Die Wirkung einer Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit des zu Entmündigenden 
iſt allerdings hiermit nicht verbunden. 


8 1910 


Ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, kann einen Pfleger 
für ſeine Perſon und ſein Vermögen erhalten, wenn er infolge körperlicher 
Gebrechen, insbeſondere weil er taub, blind oder ſtumm iſt, ſeine Angelegen⸗ 
heiten nicht zu beſorgen vermag). 

Vermag ein Volljähriger, der nicht unter Vormundſchaft ſteht, infolge 
geiſtiger oder körperlicher Gebrechen einzelne ſeiner Angelegenheiten oder 
einen beſtimmten Kreis ſeiner Angelegenheiten, insbeſondere ſeine Ver⸗ 
mögensangelegenheiten, nicht zu beſorgen, ſo kann er für dieſe Angelegen⸗ 
heiten einen Pfleger erhalten!) 2), 

Die Pflegſchaft darf nur mit Einwilligung des Gebrechlichen angeordnet 
werden, es ſei denn, daß eine Verſtändigung mit ihm nicht möglich ift?). 

E 1 1739 II 1787; M 4 1256; P 4 855; 5 147; 6 811. 


1. Gebrechlichkeitspflegſchaft. In Erweiterung des durch § 1896 (Vormundſchaft über 
Volljährige) gewährten Schutzes wird durch $ 1910 ein vormundſchaftlicher Schutz auch allen 
den Volljährigen zuteil, die an körperlichen oder geiſtigen Gebrechen leiden und hier⸗ 
durch ganz oder teilweiſe an Beſorgung ihrer Angelegenheiten verhindert find. Als körper ⸗ 
liche Gebrechen kommen nicht bloß die im Abſ 1 angeführten Fälle der Taubheit, Blind» 
heit oder Stummheit in Betracht. Das Gebrechen kann auch in einer Beſchränkung der 
körperlichen Bewegungsfreiheit (Lähmung, Verſtümmlung), in hochgradiger Schwerhörig⸗ 
keit, Kurzſichtigkeit uſw. beſtehen, wenn auch dieſe Gebrechen nur zur Folge haben, daß die 
Beſorgung der Angelegenheiten erheblich erſchwert wird (a. M. Fuchs A 2 aß; 
Blume A 2 b, die eine bloße Erſchwerung nicht für genügend halten). In gleicher Weiſe wird 
man unter geiſtigen Gebrechen nicht bloß Geiſteskrankheit und Geiſtesſchwäche (vgl. $ 6 
A 2), ſondern darüber hinaus eine jede erhebliche Minderung der Geiſteskräfte zu verſtehen 
haben. Trunkſüchtige und Verſchwender ſind, falls nicht mit dem bei ihnen ausgebildeten 
ſittlichen Mangel ein geiſtiges Gebrechen verbunden iſt, nicht hierher zu rechnen. Für die 
Pflegſchaft ift der Unterſchied zwiſchen körperlichen und geiſtigen Gebrechen inſofern bedeu- 
tungsvoll, als bei geiſtigen Gebrechen nur eine Pflegſchaft in beſchränktem Umfange, zur 
Beſorgung einzelner Angelegenheiten oder eines beſtimmten Kreiſes von Angelegenheiten, 
zuläſſig iſt. Mit Rückſicht hierauf entſteht die Frage, ob eine ſolche beſchränkte Pflegſchaft 
auch über Geiſteskranke und Geiſtesſchwache, die ihre Angelegenheiten in der Geſamt⸗ 
heit nicht zu beſorgen vermögen, angeordnet werden kann. Die Gerichte haben ſich für Bs 
jahung dieſer Frage entſchieden (R 52, 240; 65, 202; JW 03 Beil 641; 06, 3760). 
Ein Bedürfnis für eine ſolche Pflegſchaft liegt namentlich dann vor, wenn eine vollſtändige 
Heilung in abſehbarer Zeit zu erwarten iſt und deshalb die Stellung des Entmündigungs⸗ 
antrags unterlaſſen wird. Ein Pfleger kann übrigens dem geſchäftsunfähigen Geiſteskranken 
auch zur Stellung des Entmündigungsantrags (als geſetzlicher Vertreter) beſtellt werden, 
obſchon der Pfleger hier eine Handlung vornimmt, die von dem Geiſteslranlen ſelbſt nicht 
vorgenommen werden könnte (vgl. hinſichtlich des $ 90 PrVormd Ach 45,170 dagegen 
Stein § 646 A Ic 3 PO). Dafür, ob über einen körperlich Gebrechlichen eine allgemeine oder 
eine beſchränkte Pflegſchaft anzuordnen iſt, iſt das im einzelnen Falle beſtehende Fürſorge⸗ 
bedürfnis entſcheidend. Eine Pflegſchaft iſt nicht nötig, wenn der Gebrechliche in der Lage 
iſt, zur Beſorgung ſeiner Angelegenheiten einen Vertreter anzunehmen, und auch durch ſein 
Gebrechen nicht an Ausübung der nach der Sachlage erforderlichen Beaufſichtigung gehindert ift. 
Wird für die mit ihrem Manne in Gütertrennung lebende Frau für ihre Vermögens⸗ 
angelegenheiten ein Gebrechlichkeitspfleger beſtellt, fo iſt der Mann, da in feine Rechte nicht 
eingegriffen wird, nach § 20 SOG nicht beſchwerdeberechtigt (RIA 13, 69). 

2. Die zur Vertretung der Beamten im Verfahren der zwangsweiſen Verſetzung in 
den Ruheſtand „nötigenfalls“ nach 8 62 des RBG v. 18. 5. 07, desgleichen nach den landes⸗ 
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geſetzlichen Beſtimmungen über Dienſtvergehen der Richter und der nichtrichterlichen Beamten 
anzuordnende Pflegſchaft ſtellt ſich als eine Pflegſchaft des öffentlichen Rechtes dar, für welche 
die beſondern Beſtimmungen des $ 1910 keine Geltung haben (KG in RIA 6, 2). Der Pfleger 
kann ſowohl von dem Vormundſchaftsgericht — das regelmäßig in erſter Linie angegangen 
werden wird — als von der dem Beamten vorgeſetzten Dienſtbehörde beſtellt werden. Wird 
das Vormundſchaftsgericht um Beſtellung erſucht, jo hat dieſes darüber, ob eine Pflegſchaft 
erforderlich iſt, ſelbſtändig zu befinden. Die zwangsweiſe Unterbringung in eine Heilanſtalt 
behufs Feſtſtellung des geiſtigen Gebrechens kann von dem Vormundſchaftsgericht in dieſem 
Verfahren, da das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit eine ſolche Zwangsmaßregel 
nicht kennt, nicht angeordnet werden (KJ 51 A 8). Über die Zuläſſigkeit der Beſtellung 
eines Pflegers aus $ 1910 im Zwaugspenſionierungsverfahren gegen einen geiſteskranken 
mittelbaren Staatsbeamten gemäß § 20 Präuft® v. 1. 8. 83 ſ. KJ 37 A 69. Abgeſehen 
von dem Verfahren der zwangsweiſen Verſetzung in den Ruheſtand kaun zur Vertretung 
eines Beamten gegenüber ſeiner vorgeſetzten Behörde im Dienſtverhältnis, insbeſondere 
im Diſziplinarverfahren, eine Pflegſchaft aus § 1910 nicht angeordnet werden (RJA 14, 100). 

3. Einwilligung des Gebrechlichen. Die Pflegſchaft aus § 1910 laßt grundſätzlich die 
Geſchäftsfähigkeit unberührt. Die Beſtimmungen, daß die Beſtellung eines Gebrechlichkeits⸗ 
pflegers für das geſamte Vermögen die Untauglichkeit des Pfleglings zum Vormunde (88 1781 
Nr 2, 1792, 1694, 1866 Nr 2, 1886, 1915), die Unfähigkeit zum Teſtamentsvollſtrecker (88 2201, 
2225) und die Unfähigkeit zur Ausübung der elterlichen Gewalt (8 1676 Abſ 2) zur Folge hat, 
ſind beſonderer Art, und wird die Geſchäftsfähigkeit hierdurch nicht aufgehoben. Die Pfleg⸗ 
ſchaft dient demgemäß weſentlich nur zur Unterſtützung des Pflegebefohlenen. 
Der Pfleger hat deshalb, falls er nicht einem Geſchäftsunfähigen beigeordnet iſt, nicht die 
Stellung eines geſetzlichen Vertreters, ſondern eines vom Staate beſtellten Bevollmächtigten. 
Dieſem Charakter der Pflegſchaft entſpricht es auch, daß zur Einleitung der Pflegſchaft die 
Einwilligung des Gebrechlichen gefordert wird. Für die Erteilung der Einwilligung iſt eine 
beſondere Form nicht vorgeſchrieben. Sie muß aber in ſolcher Weiſe erteilt ſein, daß daraus 
die Abſicht, fie zur Kenntnis des Vormundſchaftsgerichts gelangen zu laſſen, erhellt (vgl. 
84 A 1). Die Einwilligung kann, wie aus $ 1920 hervorgeht, jederzeit zurückgenommen werden, 
welche Zurücknahme unmittelbar oder mittelbar dem Vormundſchaftsgericht erklärt werden 
muß. Eines eigentlichen Antrags bedarf es trotz des Wortlauts des § 1920 zur Aufhebung 
der Pflegſchaft nicht. Die Einwilligung zur Einleitung der Pflegſchaft iſt nicht nötig, wenn eine 
Verſtändigung mit dem Pflegebefohlenen ausgeſchloſſen iſt, wenn dieſer ſich nicht verſtändlich 
ausdrücken kann oder kein Verſtändnis für die Bedeutung der Pflegſchaft hat. Dieſer Fall 
liegt auch vor, wenn die Pflegſchaft (vgl. A 1) über einen Gebrechlichen einzuleiten iſt, der im 
Sinne des § 104 Nr 2 überhaupt keinen freien Willen hat (RG JW 06, 3762; RG 65, 199). 
Ebenſo kann der Antrag auf Aufhebung der Pflegſchaft ſeitens des Pflegebefohlenen, deſſen 
Willenserklärung nach § 105 nichtig iſt, keine Beachtung finden (RG 65, 203). Der Pflege⸗ 
befohlene gilt nicht etwa für dieſen Antrag — wie der Entmündigte nach § 664 ZP für 
die Anfechtungsklage im Entmündigungsverfahren — als geſchäftsfähig. Die bloße Schwie⸗ 
rigkeit der Verſtändigung kann der Unmöglichkeit nicht gleichgeſtellt werden. Eine Nach⸗ 
prüfung, ob die Beſtellung des Pflegers nach § 1910 Abſ 3 rechtmäßig erfolgt iſt, ſteht dem 
Prozeßgericht nicht zu (RG 7. 4. 09 V 409/08; vgl. 8 1915 A 1). 


8 1911 


Ein abweſender Volljähriger, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt!), erhält 
für ſeine Vermögens angelegenheiten, ſoweit ſie der Fürſorge bedürfen, 
einen Abweſenheitspfleger. Ein ſolcher Pfleger iſt ihm insbeſondere auch 
dann zu beſtellen, wenn er durch Erteilung eines Auftrags oder einer Voll⸗ 
macht Fürſorge getroffen hat, aber Umſtände eingetreten ſind, die zum 
Widerrufe des Auftrags oder der Vollmacht Anlaß geben?) ). 

Das gleiche gilt von einem Abweſenden, deſſen Aufenthalt bekannt, 
der aber an der Rücktehr und der Beſorgung ſeiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten verhindert iſt!). 

E I 1740 II 1788; M 4 1256 ff.; P 4 856. 

1. Als ein Abweſender, deſſen Aufenthalt unbekannt iſt, iſt anzuſehen, wer von ſeinem 
letzten Wohnorte oder, wenn er einen Wohnort nicht hat, von ſeinem letzten Aufenthaltsorte 
ſich entfernt hat und deſſen gegenwärtiger Aufenthalt trotz ſachdienlicher Nachforſchungen 
nicht bekannt geworden iſt, desgleichen derjenige, der an dieſem Orte, wenn auch eine Ent; 
fernung nicht feſtzuſtellen iſt, nach den ſtattgehabten Nachforſchungen ſpurlos verſchwunden 
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ift. Die Pflegſchaft hat darin ihren Grund, daß der Abweſende an Beſorgung feiner Ver⸗ 
mögensangelegenheiten gehindert iſt. Der Unbekanntſchaft des Aufenthalts iſt deshalb der Fall 
gleichgestellt, daß der Abweſende infolge beſonderer Umſtände, wie Verkehrsunterbrechung, 
Feſtnahme oder Aufenthalt in weiter Ferne, an der rechtzeitigen, Rückkehr“ (Überwindung der 
räumlichen Entfernung) und dadurch zugleich an der ſachgemäßen Erledigung ſeiner Vermögens ⸗ 
angelegenheiten gehindert ift. Eine ſolche Hinderung kann auch eintreten, obſchon der Verhin- 
derte an feinem Wohnorte oder in feiner Wohnung verblieben iſt. Auch in dieſem Falle wird 
unter beſondern Umſtänden, weunſchon von einer Abweſenheitspflegſchaft im eigentlichen Sinne 
nicht die Rede ſein kann, ein berechtigter Anlaß zur Einleitung einer Pflegſchaft anzuerkennen 
ſein. Der Aufenthalt des im Felde ſtehenden Wehrmanns, mit dem brieflicher Verkehr 
unter der Bezeichnung des Truppenteils möglich iſt, kann übrigens nicht ſchon deshalb, weil 
der Aufenthaltsort aus militäriſchen Gründen nicht bekanntgegeben wird, als unbekannt 
gelten. Die einmal eingeleitete Pflegſchaft bleibt, auch wenn ihre Vorausſetzungen nicht 
vorhanden waren, fo lange wirkſam, bis fie wieder aufgehoben iſt (vgl. § 1774 A 2, 8 1915 
A 1). Die Rechtswirkſamkeit der von dem Abweſenheitspfleger oder ihm gegenüber vor⸗ 
genommenen Rechtshandlungen wird auch nicht dadurch beeinträchtigt, daß ſich hinterher 
herausſtellt, daß der Abweſende bereits zur Zeit der Einleitung der Pflegſchaft nicht mehr 
am Leben war (ME 6. 10. 10 IV 588/09; Warn 1911 Nr 88). Der Einleitung einer Ab: 
weſenheitspflegſchaft ſteht nicht unbedingt entgegen, daß die Lebensvermutungsfriſt des 
8 19 bereits abgelaufen iſt. Eine Erbſchaft kann freilich nach dieſer Friſt dem Verſchollenen 
gemäß $ 1923 nur anfallen und demgemäß die Verwaltung des Abweſenheitspflegers ſich 
hierauf nur erſtrecken, wenn nachweislich der Verſchollene damals noch gelebt hat. Wegen 
der Abweſenheitspflegſchaft über einen Ausländer ſ. 8 1773 A 1. Die Beſtellung eines 
Abweſenheitspflegers wird nicht ſchon dadurch gerechtfertigt, daß der in ſeinem Heimat⸗ 
itaat lebende Ausländer infolge des Krieges an Wahrnehmung feiner Vermögensangelegen⸗ 
heiten im Inlande verhindert ift (RJ A 15, 184). Kann wegen der Verſchollenheit des Ab⸗ 
weſenden nicht ermittelt werden, ob er aufgehört hat, ein Deutſcher zu ſein, ſo iſt bei An⸗ 
ordnung der Abweſenheitspflegſchaft davon auszugehen, daß er die deutſche Staatsangehörig 
keit nicht verloren hat (BayObLG in OLG 6, 305 — vgl. $ 13 A 3). Für den Kriegsteil⸗ 
nehmer kann nach 88 1, 3 VO v. 14. 1. 15 von dem Vorſitzenden des Prozeßgerichts auf 
Antrag und auf Koſten des Prozeßgegners ein Prozeßvertreter beſtellt werden. Die Zu: 
läſſigkeit der Anordnung einer Abweſenheitspflegſchaft wird durch dieſe Beſtellung nicht 
ausgeſchloſſen. f 1 0 
2. Die Abweſenheitspflegſchaft iſt nur einzuleiten, wenn ein Fürſorgebedürfnis in An⸗ 
ſehung der Vermögensangelegenhei en borbanben il und zwar nur für einen Volljährigen, 
nicht einen Min derfahrtgen, der, weil er unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft 
ſteht, eines Abweſenheitspflegers nicht bedarf. Das Fürſorgebedürfnis iſt auch von Bedeutung 
für die Frage, wie lange Zeit die Abweſenheit gedauert haben muß. Eine kürzere Zeit kann 
genügen, wenn inzwiſchen in den Vermögensverhältniſſen erhebliche Anderungen vorgekommen 
ſind, die ein Eingreifen erforderlich machen. Ein Fürſorgebedürfnis beſteht nicht, wenn der 
bweſende in der Lage iſt, ſeine Vermögensangelegenheiten ſchriftlich zu beſorgen, falls nicht 
etwa zur Erledigung dringender Angelegenheiten die Anordnung der Pflegſchaft geboten 
iſt. Hat der Abweſende einen Bevollmächtigten beſtellt, ſo kann gleichwohl Anlaß zur 
Anordnung einer Pflegſchaft gegeben ſein, wenn infolge beſonderer Umſtände ein Widerruf 
der Vollmacht angezeigt erſcheint. Ein Abweſender kann ferner ſchon dadurch genugend 
geſchügt fein, daß ein Nachlaßpfleger oder Teſtamentsvollſtrecker feine Intereſſen wahrnimmt. 
hee Veſtellung eines Abweſenheitspflegers kann aber, wenn eine Erbauseinanderſetung 
herbeigeführt werden foll, nötig merden-(val-auch A 3). Auch der Umfang der Pfleg⸗ 
nut ob der Pfleger für einzelne oder alle Vermögensangelegenheiten zu be⸗ 
ſtellen iſt, beſtimmt ſich ganz nach dem Fürſorgebedürfnis. Innerhalb des ihm zugewieſenen 
Wirkungskreiſes iſt der Pfleger als geſetzlicher Bevollmächtigter, ſoweit nicht das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht feine Befuguiſſe beſchränkt hat, zur Beſorgung aller Vermögens⸗ 
angelegenheiten, nicht bloß zur Vornahme der auf die Erhaltung des Vermögens ab- 
Helenden Handlungen befugt. Seine Sache ift es auch, über den An alt und das Leben 
enden Nachrichten einzuziehen. Zu dem Antrage auf? odeserklarung bedarf der 
h eger, der bei Steklung dieſes Ankrags nicht etwa in Vertretung des Pfleglings, jundern 
19 0 ſeiner amtlichen Befugniffe als Pfleger handelt (vgl. R 74, 331), nach § 962 ZPO 
5 Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts. Dagegen iſt er zu dem Antrage auf Kon⸗ 
urseröffnung ſelbſtändig berechtigt wie auch verpflichtet. In perſönlichen Angelegen- 
heiten kann er den Abweſenden nicht vertreten. Er iſt deshalb auch zur Stellung eines Straf⸗ 
antrags für den Abweſenden nicht berechtigt, ſoweit es ſich nicht um die Verletzung der von 
ihm wahrzunehmenden Vermögensrechte handelt. Die dem Ehemann nach dem ehelichen 
Guterrechte an dem Vermögen ſeiner Frau zuſtehenden Rechte werden von dem Abweſenheits⸗ 
pfleger wahrgenommen. Die Fran kann jedoch, wenn die baldige Aufhebung der Pflegſchaft 
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nicht zu erwarten iſt, nach 8 1418 Nr 5 auf Aufhebung der Verwaltung und Nutznießung, 
beziehentlich nach § 1542 auf Aufhebung der Errungenſchaftsgemeinſchaft klagen. — Die Un- 
melenheitänflegichaft dient dem Intereſle. des Abwelenden. An der Anordnung der 
Pflegſchaft können allerdings auch Dritte ein Intereſſe haben, mr duſdrüche 
des Abweſenden, die von dem Abweſenheitspfleger die Befriedigung ihrer Anſprüche erwarten, 
die am Verkragsverhältnis Beteiligten, die dem Abweſenden eine Mahnung, Kundigung 
uſw. zugehen laſſen wollen. Sie find deshalb berechtigt, die Einleitung einer Pflegſchaft 
agen und können gegen eine die Anordnung der Pflegſchaft ablehnende oder die 
Pflegſchaft aufhebende Verfügung Beſchwerde erheben ($ 57 Nr 3 Fc). Dafür aber, 
ob die Pflegſchaft einzuleiten oder fortzuführen ift, iſt allein das Jutereſſe des Abwelengen 
maßgebend (MG 25. 9. 19 IV B 4/19). Bloß zu dem Zwecke, daß die Hypothek gekündigt 
erden kann, darf über den abweſenden Hypothekeugläubiger, wenn ihm durch die Kündi⸗ 
gung kein Vorteil erwächſt, eine Pflegſchaft nicht eingeleitet werden. Zuläſſig iſt aber die 
Beſtellung eines Abweſenheitspflegers, um die durch Nichtzahlung einer klaren Schuld oder 
durch Anſtellung eines Prozeſſes entſtehenden Nachteile zu vermeiden (RIA 15 S. 176 u. 186). 
Die Beſtellung eines Abweſenheitspflegers kann auch von einer öffentlichen Behörde, z. B. 
von dem Spezialkommiſſar im Intereſſe der Durchführung des Verwendungsverfahrens 
bei Veräußerung eines Trennſtücks (KJ 48 A 16), verlangt werden. 

3. Ein Abweſenheitspfleger beſonderer Art iſt der Autzeinanderſetzungspfleger, der bei 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen der Abweſenheitspflegſchaft von dem Nachlaßgericht 
zur Vertretung eines abweſenden Beteiligten bei der Auseinanderſetzung über den Nachlaß 
oder das Geſamtgut beſtellt wird (88 88, 99 FGG). 


8 1912 


Eine Leibesfrucht erhält zur Wahrung ihrer künftigen Rechte!, ſoweit 
dieſe einer Fürſorge bedürfen, einen Pfleger. Die Fürſorge ſteht jedoch dem 
Vater oder der Mutter zu, wenn das Kind, falls es bereits geboren wäre, 
unter elterlicher Gewalt ſtehen würde?) )). 

E I 1741 II 1789; M 4 1262; P 4 857. 


1. Die Leibesfrucht wird zwar nicht als rechtsfähig anerkannt, es werden ihr aber für 
den Fall der Geburt Rechte vorbehalten (f. hierüber § 1 A 4). Zur Wahrung dieſer Rechte 
iſt ein Pfleger zu beſtellen. Die Pflegschaft des § 1912 unterſcheidet ſich hiernach wie auch 
die Pflegſchaft über die noch nicht erzeugte Nachkommenſchaft (8 1913 A 1) weſentlich von 
den andern Pflegſchaftsarten. Der Wirkungskreis des Pflegers erſtreckt ſich uach näherer 
Feſtſetzung des Vormundſchaftsgerichts nur auf die Wahrung der Rechte der Leibes 
frucht (wozu auch der Abſchluß eines Abfindungsvertrags aus $ 1714 gehören kann a- M. 
Blume A 6; Fuchs A 2b), nicht auf ſonſtige Verfügungen. Die Beſtellung eines Pflegers 
iſt nur erforderlich, ſoweit die Rechte einer Fürſorge bedürfen, alſo nicht, wenn z. B. für den 
Schutz der Rechte der Leibesfrucht ſchon durch Ernennung eines Teſtameutsvollſtreckers oder, 
was nach $ 1960 bei Ungewißheit des Erben geſchehen muß, durch Beſtellung eines Nachlaß 
pflegers geſorgt iſt. Bei dem Unterhaltsanſpruch aus § 1963 handelt es ſich lediglich um ein 
Recht der Mutter. Ebenſo iſt das Recht, die Zahlung des Unterhalts für das uneheliche deind 
für die erſten drei Monate ſchon vor der Geburt des Kindes zu verlangen, durch 8 1716 in die 
Hände der Mutter gelegt, ſo daß der Pfleger mit Wahrnehmung dieſer Rechte nichts zu tun 
hat. Ausnahmsweiſe kann die Pflegſchaft notwendig werden zum Schutz der Rechte der 
Leibesfrucht gegen die Mutter, namentlich zur Verhütung einer Kindesunterſchiebung, in 
welchem Falle für die Anordnung der Pflegſchaft, wenn auch das Intereſſe des Vaters und ſon⸗ 
ſtiger Perſonen in Betracht kommt, im Grunde nur das Intereſſe der Leibesfrucht ausſchlag 
gebend ift (vgl. 8 1911 A 2 a. E.). Nicht ausgeſchloſſen iſt durch § 1716 die Beſtellung eine 
Pflegers der Leibesfrucht zur Ausbringung eines Arreſtes gegen den natürlichen Vater, ber 
ſich der künftigen Unterhaltspflicht zu entziehen ſucht (a. A. BayObLG in SeuffA 67 Nr 85). 
Der mütterliche Großvater kann da er wegen ſeiner geſetzlichen Unterhaltspflicht hieran inter, 
eſſtert ift, auf die Beſtellung eines Pflegers für die Leibesfrucht autragen und bei Ablehnung 
ſeines Antrags hiergegen Beſchwerde einlegen. 

2. Die Pflegſchaft tritt nicht ein, wenn das Kind im Falle der Geburt der elterlichen 
Gewalt unterſtehen würde. Der zur Ausübung der elterlichen Gewalt berufene Elternat 
wird hier nicht als Pfleger beſtellt, ſondern hat kraft des Rechtes der ſpäteren elterlichen Gewa. 
vorausgeſett, daß ihm dieſe bei Lebendgeburt des Kindes zuſteht und er an der Ausübung 
nicht rechtlich verhindert ſein würde, das Recht und die Pflicht der Fürſorge für die Leibes 
frucht. Wegen des der unehelichen Mutter durch 8 1716 gegebenen Rechtes |. A! und wegen 
der Berufung zur Pflegſchaft 8 1916 A 1. 
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3. Beſondere Beſtimmungen beſtanden hinſichtlich der Familienſchlüſſe über Familien⸗ 
fideikommiſſe und Familienſtiftungen nach 88 42—44 II 4 ALR, dem PrGeſ. v. 15. 2. 1840 
und Art 2 Pra. Für die bereits erzeugten, aber noch nicht geborenen Familienmitglieder 
wurde ein Pfleger der Leibesfrucht nicht beſtellt. Es wurde vielmehr abgewartet, ob Familien ⸗ 
mitglieder binnen 302 Tagen ſeit dem Tage der Vollziehung des Familienſchluſſes durch ihre 
Eltern geboren würden und war erſt dann ein Pfleger für ſie zu beſtellen, der dem Familien⸗ 
ſchluſſe mit vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung beitreten konnte. Dieſe Vorſchriften 
ſind durch Art 59 Ech und bezüglich der Stiftungen durch § 85 aufrechterhalten (vgl. KJ 
38 A 103). Bezüglich der Familiengüter (nicht Familienſtiftungen) iſt nach S 3 PrVO v. 
10. 3. 19 eine Vertretung der zur Zeit der Aufnahme des Familienſchluſſes noch nicht ge- 
borenen Anwärter nicht vorgeſehen. 


§ 1913 
Iſt unbekannt oder ungewiß, wer bei einer Angelegenheit der Beteiligte 
iſt!) 2), jo kann dem Beteiligten für dieſe Angelegenheit, ſoweit eine Für⸗ 
ſorge erforderlich iſt, ein Pfleger beſtellt werden!)). Insbeſondere kann 
einem Nacherben, der noch nicht erzeugt iſt oder deſſen Perſönlichkeit erſt 
durch ein künftiges Ereignis beſtimmt wird, für die Zeit bis zum Eintritte 


der Nacherbfolge ein Pfleger beſtellt werden“). 
E I 1742 u. 1827 II 1790; M 4 1265; 5 112; P 4 867; 5 129. 


1. Pflegſchaft für unbekannte Beteiligte. Eine Hinderung in Geltendmachung des Rechtes 
liegt nicht bloß vor, wenn der Berechtigte tatſächlich oder rechtlich verhindert iſt, ſondern auch 
dann, wenn unbekannt oder ungewiß iſt, wer der Berechtigte iſt und ob überhaupt ein 
Berechtigter vorhanden iſt, ſei es, daß das die Perſon des Berechtigten beſtimmende Er⸗ 
eignis noch nicht eingetreten iſt oder daß wegen unzulängliche Bezeichnung des Berechtigten 
oder aus andern Gründen die Perſon des Berechtigten nicht ſicher erkannt werden kann. Dem 
hieraus entſpringenden Fürſorgebedürfnis, das auf tatſächliche und rechtliche Angelegen⸗ 
heiten ſich erſtrecken kann, wird dadurch genügt, daß für Rechnung deſſen, den es angeht, 
mag dies nun eine natürliche oder juriſtiſche Perſon fein, ein Pfleger als geſetzlicher Bevoll⸗ 
mächtigter beſtellt wird. Eine ſolche Pflegſchaft kann auch für noch nicht erzeugte Nach⸗ 
kommen eingeleitet werden, ſoweit dies zur Wahrung der ihnen vorbehaltenen Rechte 
(vgl. $ 1 A 4 und nachſtehend A 3) erforderlich iſt. Ein Bedürfnis zur Beſtellung eines 
Pflegers wird regelmäßig zu verneinen ſein, wenn die beſtehende Ungewißheit leicht zu 
heben iſt oder nur geringfügige Intereſſen in Frage kommen, auch dann, wenn die Be⸗ 
teiligten ſchon in anderer Weile durch Fürſorge einer Behörde — wie in Fundſachen — 
durch Einſetzung eines Nachlaßpflegers, Teſtamentsvollſtreckers genügend geſchützt find (vgl. 
indes hinſichtlich des Teſtamentsvollſtreckers K in OL 10, 305). Abgelehnt wird die 
Pflegſchaft von dem KG (RIA 8, 99) für den Fall, daß zwiſchen mehreren Perſonen, die 
allein als Berechtigte in Frage kommen, darüber geſtritten wird, wem das Recht gebührt. 
Auch die Pflegſchaft aus § 1913 iſt, wennſchon es vorkommen kann, daß ein Berechtigter 
überhaupt nicht vorhanden iſt, als Perſonenpflegſchaft, nicht als Sachpflegſchaft aufzufaſſen 
(a. M. Schultze, Treuhänder S. 62ff.; Bendix, Arch Bürgg 32, 231). Die Pflegſchaft wird 
im Intereſſe des Beteiligten geführt. Dritte Perſonen können, wenn ſie an der Anordnung 
der Pflegſchaft intereſſiert find, die Pflegſchaft in Anregung bringen und bei Ablehnung 
oder Aufhebung der Pflegſchaft nach $ 57 Nr 3 FG Beſchwerde führen (kein rechtliches 

ntereſſe des Nachlaßgerichts an Beſtellung eines Nachkommenſchaftspflegers, KJ 40 A 20). 

as Vormundſchaftsgericht hat aber ftet3 zu prüfen, ob die Anordnung der Pflegſchaft int 
Intereſſe des Pfleglings ift (KJ 28 A 11). Der Pfleger hat nicht bloß die Pflicht die 
unbekannten Beteiligten innerhalb des ihm zugewieſenten Wirkungskreiſes zu — 
ſondern hat auch dieſe Beteiligten zu ermitteln. Iſt ein Pfleger aus dem Grunde eſtellt, 
Jett es ungewiß iſt, ob der eingeſetzte Erbe den Erbfall erlebt hat oder nicht, ſo kann es zu 
Aten Aufgaben gehören, die Tobeserklärung des Erben (vgl. 8 1911 A 2) zu beantragen. 
ber die Beſtellung eines Vertreters bei Herrenloſigkeit eines Grundſtücks für das Prozeß 
verfahren oder Zwangsvollſtreckungsverfahren ſ. 88 58 u. 787 BPD. Unter bejondern 
mſtänden kann ein Bedürfnis vorhanden fein — wozu die Nachprüfung der Gemeinde⸗ 
abgabenveranlagung noch keinen Anlaß bietet —, für den künftigen Eigentümer des Grund- 
ücks eine Pflegſchaft anzuordnen (KJ 49 A 41; 50 A 50). } 

2. Zur Einleitung der Pflegſchaft kann auch der Umſtand Anlaß geben, daß nicht feſt⸗ 
ſteht, wer der Verpflichtete in der betreffenden Angelegenheit iſt. Eine ſoiche Pflegſchaft 
wird jedoch nur ausnahmsweise angezeigt fein, hauptſächlich dann, wenn bei gemeiner Ge. 
fahr größere Aufwendungen im Intereſſe der Beteiligten, die hierdurch verpflichtet werden 
ollen, zu machen find (vgl. M 4, 1265). 

BGB, Kommentar von Reichsgerichtöräten. III. Band. 3. Aufl. 38 
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3. Einen beſonders wichtigen Fall einer Pflegſchaft aus § 1913 bildet die Beſtellung 
Pflegers für den Nacherben, deſſen Perſon ſich erſt durch ein nach dem Erbfall eintretendes 
Ereignis beſtimmt oder der zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt iſt. Da dem Nacherben 
ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge verſchiedene Befugniſſe zuſtehen, Recht auf Mitteilung 
eines Verzeichniſſes und Auskunftserteilung nach 88 2121, 2122 u. 2127, Recht auf Sicher⸗ 
heitsleiſtung nach $ 2128, auf Hinterlegung der Inhaberpapiere nach 88 2116—2118, auf 
Feſtſtellung eines Waldwirtſchaftsplans nach $ 2123, Recht auf Einhaltung der ſonſtigen 
dem Vorerben obliegenden Beſchränkungen, ſo kann zur Wahrnehmung dieſer Rechte für 
die einzelne Angelegenheit oder allgemein die Beſtellung eines Pilegers geboten fein. Als 
Nacherben können neben den zur Zeit des Nacherbanfalls vorhandenen auch die in ſpäterer 
Zeit zu erzeugenden Perſonen eingeſetzt werden, die dann im Verhaltuis zu den erſteren 
die Stellung von Nacherben weiteren Grades einnehmen. Eine Pflegſchaft erübrigt ſich, 
wenn die Wahrnehmung der Anwartſchaftsrechte des Nacherben dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker zugewieſen iſt ($ 2222). Dieſem kann auch die Verwaltung des Nachlaſſes (8 2209) 
übertragen werden, während eine Pflegſchaft über volljährige Perſonen zu dieſem Zwecke 
nicht angängig iſt. Gegen die Einleitung einer Pflegſchaft für die Nacherben kann der Vor⸗ 
erbe in deſſen Rechte hierdurch nicht eingegriffen wird ($ 20 FGG), nicht Beſchwerde er⸗ 
heben. Beſchwerde iſt auch nicht aus dem Geſichtspunkt zuläſſig, daß die Koſten der Pfleg⸗ 
ſchaft (vgl. S 3 PrGͤch), wenn die Nacherbfolge nicht eintreten ſollte, aus dem Nachlaß zu 
entnehmen jein würden (KJ 51 A 50) 


8 1914 


Iſt durch öffentliche Sammlung Vermögen für einen vorübergehenden 
Zweck zuſammengebracht worden, ſo kann zum Zwecke der Verwaltung und 
Verwendung des Vermögens ein Pfleger beſtellt werden, wenn die zu der 
Verwaltung und Verwendung berufenen Perſonen weggefallen ſind!). 

P 6 313. 

1. S. § 80 A 1. Es handelt ſich in dieſem Falle nicht um eine Perſonenpflegſchaft. 


8 1915 


Auf die Pflegſchaft finden die für die Vormundſchaft geltenden Vor“ 
ſchriften entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht aus dem Geſetz ein 
anderes ergibt). 

Die Beſtellung eines Gegenvormundes iſt nicht erforderlich!). 


E 1 1743, 1746 II 1791, 1794; M 4 1266 u. 1269; P 4 807. 


1. Die für die Vormundſchaft geltenden Vorſchriften des BOB und der zu dem G 
gehörigen Nebengeſetze finden, da im Sinne dieſer Vorſchriften unter Vormundſchaft auch die 
eine Art der Vormundſchaft bildende Pflegſchaft begriffen iſt, in Ermanglung einer ander 
Beſtimmung (vgl. A 2) auch auf die Pflegſchaft entſprechende Anwendung, und zwar werden 
durchweg mit Ausnahme der Pflegſchaft des § 1909 über Minderjährige die Vorſchrifge 
für die Vormundſchaft über Volljährige anzuwenden fein (beſtr.), was namentlich für DT 
Beſtimmung des § 1902 Abſ 2 (Notwendigkeit der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigune 
für Verträge über wiederkehrende Leiſtungen von längerer als vierjähriger Dauer) von 5 
tigkeit it. Für die Pflegſchaft gilt in gleicher Weiſe ſvie für die Vormundſchaft der Grun 
ſat, daß die Gültigkeit der von dem Vormundſchaftsgericht angeordneten Pflegschaft U, 
dem Prozeßgericht nicht nachgeprüft werden kann (RG IW 02, 5704; 08 Beil 635 
7. 4. 09 V405/08 — vgl. 8 1774 A 2). Anwendbar find die Vorſchriften fiber Beſtellung MT 
Entlaſſung eines Vormundes mit Ausnahme derjenigen über die Berufung zur Vormuße. 
ſchaft, welche nach § 1916 für die Pflegſchaft des § 1909 nicht gelten und die der Natur 
Sache nach auch für die Pflegſchaften aus §8 1912, 1918 u. 1914 (vgl. $ 1916 A 1) nicht zur n 
wendung kommen können. Können hiernach die Eltern einen Pfleger nicht berufen, [0 töne 
fie ihm auch nicht die Stellung eines befreiten Pflegers geben (vgl. $ 1917). Auwendbar 7 
ferner die Vorſchriften über Führung und Beaufſichtigung der Vormundſch e 
und über die von dem Vormundſchaftsgericht oder dem Gegenvormund, falls ein dun des 
beſtellt iſt, zu erteilende Genehmigung. Darüber, daß die Beſtellung eines Gegenvormm 
nicht nötig iſt, ſ. A 2. Selbſtverſtändlich unterliegen der Genehmigung nur die Rechtshandlu 
des Pflegers, nicht die Rechtshandlungen des in feiner Geſchaͤftsfahigkeit nicht belaſchaften 
Pflegebefohlenen. Ein Familienrat iſt naturgemäß ausgeſchloſſen bei den Pflegſ dern 
aus 88 1913 u. 1914. Aber auch bei der Pflegſchaft aus 8 1909 iſt für einen h ſich 
Familienrat kein Raum. Iſt ein Familienrat für die Vormundſchaft eingeſetzt, ſo erſtre 
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feine Zuſtändigkeit auch auf die neben der Vormundſchaft eingeleitete Pflegſchaft (vgl. 8 1858 
A 1). Beſteht ein Familienrat für die Vormundſchaft nicht, ſo würde es unangebracht ſein, 
einen ſolchen nur für die Pflegſchaft zu bilden. Im übrigen findet, was die Pflegſchaften 
aus 88 1910, 1911 u. 1912 betrifft, die Einſetzung eines Familtenrats gemäß § 1905 nur auf 
Grund des 8 1859 Abſ 1 ſtatt. Hinſichtlich des Anſpruchs des Pflegers auf Erſatz der Auf ⸗ 
wendungen ($ 1835) iſt zu bemerken, daß bei der Pflegſchaft aus 8 1912 dieſer Anſpruch 
verſagt, falls ein lebendes Kind nicht geboren wird (a. M. Blume A 6 zu $ 1912, der von der 
Auffaſſung aus, daß es ſich hier um eine Sachpflegſchaft handelt, die Verwaltungskoſten dem⸗ 
jenigen auferlegen will, dem das verwaltete Vermögen zufällt) und daß ebenſo bei einer Pfleg⸗ 
ſchaft aus § 1913 der Anſpruch ſich nicht verwirklichen läßt, wenn keine Maſſe vorhanden iſt. 
Mit Rückſicht hierauf wird der Vormundſchaftsrichter vor Einleitung einer 1 aus 
§ 1912 ſorgfältig zu erwägen haben, ob nicht die Einleitung einer Nachlaßpflegſchaft genügt, 
und wird er die Einleitung der Pflegſchaft aus 8 1913, falls nicht die Fürforge für die un- 
bekannten Beteiligten unbedingt die Einleitung gebietet, von der Übernahme der Haftung des 
Antragſtellers für die Auslagen oder Einzahlung eines entſprechenden Vorſchuſſes abhängig 
machen können. Weitere Abweichungen von der Vormundſchaft ergeben ſich dar⸗ 
aus, daß das Ermeſſen des Vormundſchaftsgerichts wie bei der Einleitung der das Vor⸗ 
handenſein eines Fürſorgebedürfniſſes vorausſetzenden Pflegſchaft und bei der Begren 
zung des Wirkungskreiſes des Pflegers fo auch bei der Aufhebung der Pflegſchaft (ogl. 
$ 1919) eine größere Bedeutung hat. Nicht übertragen auf die Pflegſchaft iſt die Einrichtung 
der Anſtaltsvormundſchaft und Berufsvormundſchaft. Für die Pflegſchaft gilt ausſchlteß⸗ 
0 55 Wa e (vgl. 8 177 A 4). Wegen der Pflegſchaft über einen Ausländer 
gl. 8 1773 8 
2. Neben dem Pfleger braucht ein Gegenvormund oder, wie er auch genannt wird, Gegen⸗ 
pfleger nicht beſtellt zu werden, auch dann nicht, wenn mit der Pflegſchaft eine Vermögens ⸗ 
verwaltung (vgl. 8 1792 Abſ 2) verbunden iſt. Es ſteht jedoch nichts entgegen, den neben dem 
ormund beſtellten Gegenvormund bei Anordnung einer Pflegſchaft aus § 1909 auch als 
zegenvormund neben dem Pfleger zu beſtellen. Ohne weiteres gehen dieſe Verrichtungen 
nicht auf ihn über. Unzuläſſig iſt der Regel nach die Beſtellung eines Gegenvormundes neben 
em als Pfleger aus 88 1910, 1911 beſtellten Elternteil (vgl. die näheren Beſtimmungen 
der 88 1903, 1904). Unzuläſſig iſt ferner die Beſtellung eines Gegenvormundes neben dem 
nach § 1917 benannten Pfleger, wenn der Dritte bei der Zuwendung die Beſtellung eines 
egenvormundes ausgeſchloſſen hat. 
§ 1916 


Für die nach § 1909 anzuordnende Pflegſchaft gelten die Vorſchriften 
über die Berufung zur Vormundſchaft nicht!). 
E I 1744 II 1792 Abſ 1: M 4 1267; P 4 867. 


1. Bei der Pflegſchaft aus § 1909 iſt es oft wünſchenswert, den Pfleger nicht aus 
92 0 Kreiſe der nächſten Verwandten des Pfleglings zu nehmen, damit er unbeeinflußt durch 
1 verhinderten Gewalthaber oder Vormund ſeines Amtes walten kann. Dieſem Umſtande 
ii dadurch Rechnung getragen, daß die Vorſchriften über die Berufung zur Vormundſchaft 
bez dieſe Pflegſchaft außer Geltung geſetzt ſind. Das der Ehefrau nach näherer Beſtimmung 
1 $ 1685 zuſtehende Recht, bei Verhinderung des Mannes die elterliche Gewalt für dieſen 

szuüben, wird natürlich hierdurch nicht berührt. Die Vorſchriften über die Berufung zur 
ioemundſchaft können aber auch keine Geltung beanfpruchen für die Pflegſchaften aus 88 1912, 
b u. 1914. Die Pflegſchaft aus § 1914 hat überhaupt nicht die Natur einer Perſonen 
dllegſchaft. Bei der Pflegschaft aus $ 1913 iſt es ungewiß, wer der Beteiligte iſt, und Reede 
Pre von einem zur Berufung berechtigten Verwandtſchaftsverhältnis nicht. iet 11 
bach Ein ſolches Verwandtſchaftsverhältnis iſt endlich auch bei der über eine en An 
iſt 9 8 1912 einzuleitenden Pflegſchaft ausgeſchloſſen. Zur Wahrung der Rechte der Eltern 
hier die beſondere Beſtimmung des § 1912 Satz 2 für notwendig erachtet. 


8 1917 

Wird die Anordnung einer Pflegſchaft nach § 1909 Abſ 1 Satz 2 erfor⸗ 
derlich, ſo iſt als Pfleger berufen, wer als ſolcher von dem Erblaſſer durch 
tetztwillige Verfügung, von dem Dritten bei der Zuwendung benannt worden 

die Vorſchriften des § 1778 finden entſprechende Anwendung!). 
m Für den benannten Pfleger kann der Erblaſſer durch letztwillige Ber: 

gung, der Dritte bei der Zuwendung die in den 88 1852 bis 1854 bezeich⸗ 
neten Befreiungen anordnen. Das Vormundſchaftsgericht kann die Anord⸗ 
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nungen außer Kraft ſetzen, wenn ſie das Intereſſe des Pflegebefohlenen ge⸗ 
führden “). 

Zu einer Abweichung von den Anordnungen des Dritten iſt, ſolange er 
lebt, ſeine Zuſtimmung erforderlich und genügend. Die Zuſtimmung des 
Dritten kann durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden, wenn der 
Dritte zur Abgabe einer Erklärung dauernd außerſtande oder ſein Aufent⸗ 
halt dauernd unbekannt ift?), 

E I 1745 II 1792 bj 2; M 4 1167 u. 1268; P 4 867. 


1. ©. über die Anordnung der Pflegſchaft § 1909 A 3. Dem Dritten iſt nicht das Recht 
gegeben, eine beſtimmte Perſon von der Pflegſchaft auszuſchließen. Doch wird ſich 
1 We nicht ohne zwingende Gründe über eine ſolche Anordnung hinweg⸗ 
etzen dürfen. 

2. S. § 1909 A 3. Die Stellung des befreiten Pflegers hat bei der Pflegſchaft aus 
88 1910 u. 1911 nach näherer Beſtimmung der 88 1903 u. 1904 auch der zur Pflegſchaft be⸗ 
rufene Elternteil. 5 

3. Solange der Dritte in der Lage iſt, ſelbſt eine Beſtimmung zu treffen, ſolange er noch 
am Leben iſt und nicht etwa die Einholung ſeiner Beſtimmung durch dauernde Unbekannt⸗ 
ſchaft ſeines Aufenthalts oder dauerndes Unvermögen zur Abgabe einer Erklärung ausge 
ſchloſſen iſt, ift Zuſtimmung des Dritten zur Abweichung von der Anordnung unbedingt er⸗ 
forderlich. Exit nach dieſem Zeitpunkte tritt das Auderungsrecht des Vormundſchaftsgerichts 
in Kraft, das übrigens nicht gerade in der Form der Erſetzung der Zuſtimmung erklärt zu werden 
braucht (vgl. 8 1803 A 2). 


§ 1918 


Die Pflegſchaft für eine unter elterlicher Gewalt oder unter Vormund⸗ 
ſchaft ſtehende Perſon endigt mit der Beendigung der elterlichen Gewalt 
oder der Vormundſchaft!). 

Die Pflegſchaft für eine Leibesfrucht endigt mit der Geburt des Kindes“). 

Die Pflegſchaft zur Beſorgung einer einzelnen Angelegenheit endigt 
mit deren Erledigung. 

E 1 1748 Abſ 1 Nr 1, 2, 5 u. 6 II 1795; M 4 1271 u. 1274; P 4 869. 


1. Ein ſicherer Zeitpunkt für die Beendigung der Pflegſchaft iſt meiſt nicht gegeben, 
da es hierfür auf die in den einzelnen Fällen oft ſehr verſchiedene Fortdauer des Fürſorge 
bedürfniſſes ankommt. Grundsätzlich beſteht daher die Pflegſchaft, was in § 1919 ansgeſprochel 
iſt, fo lange bis fie von dem Vormundſchaftsgericht durch eine dem Pfleger zugegangene Ver 
fügung ($ 16 Abs 1 u. 2 800) aufgehoben iſt. Eine ſolche Aufhebung kann unter Umſtänden 
in der bloßen Aufforderung zur Rückgabe der Beſtallung erblict werden. Von dieſer Rege 
gibt es jedoch verſchiedene Ausnahmen. Die Pflegſchaft aus 8 1909 kann, da der Pfleger 
binſichtlich beſtimmter Verrichtungen an die Stelle des verhinderten Gewalthabers oder 
Vormundes tritt, keinesfalls länger dauern als das Recht dieſes Gewalthabers oder Bor 
mundes. Die Pflegschaft muß deshalb nicht bloß mit der Beendigung der elterlichen Gewalt 
oder der Vormundſchaft erlöſchen, ſondern auch dann, wenn in der Perſon des Gewalthabers 
oder des Vormundes nur ein Wechſel eintritt (beitr.). Sollte der Nachfolger ebenfalls ver 
hindert fein, das Fürſorgebedürfnis alſo fortdauern, fo bedarf es der Neubeſtellung des Pfleger. 
Anders iſt es nur, wenn eine Pflegſchaft gemäß 8 1909 Abſ 1 Satz 2 in dem Sinne ange 
ordnet iſt, daß die Verwaltung eines jeden Gewalthabers oder Vormundes an dem dem Pfletz 
ling zugewendeten Vermögen ausgeſchloſſen ſein ſoll. Ein allgemeiner Grund der Veen 
gung der Pflegſchaft iſt der Tod oder die Todeserklärung des Pfleglings. Doch 
kann diefer Beendigungsgrund nicht Platz greifen bei der Pflegſchaft aus 8 1913, da hier Re 
Beteiligte ungewiß ift, auch nicht bei der Pflegſchaft aus $ 1912, da zwar die Totgeburt, wich 
aber das Abſterben der Leibesfrucht äußerlich in Erſcheinung tritt, und nur beſchränkt U 
der Abweſenheitspflegſchaft aus § 1911. Nur der Todeserklärung des Abweſenden (vgl. 8 18 8 
A 2) kann die Wirkung der Beendigung zuerkannt werden, nicht dem Tode, der bei einem u A 
weſenden meift erſt nach längerer Zeit bekannt wird und deſſen Feſtſtellung oft großen Schwier! : 
keiten unterliegt (8 1921 Abſ 2 u. 3). Die Abweſenheitspflegſchaft iſt auch dann aufzuheben 
a ſich herausſtellt, daß dem Abweſenden keine von dem Pfleger wahrzunehmenden? ch 
zuſtehen. 

2. Eine weitere Ausnahme iſt es, daß die Pflegſchaft unbedingt ihr Ende erreicht, oba 
au Stelle der Pflegſchaft der erweiterte Schutz der Vormundſchaft oder der elterliche 


Gewalt tritt. Die Pflegſchaft für eine Leibesfrucht endigt aus dieſem Grunde mit 
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Geburt des Kindes, da dieſes entweder unter elterliche Gewalt oder unter Vormundſchaft 
fällt. Desgleichen hört die vorläufige Pflegſchaft des § 1909 Abſ 3 mit der Beſtellung 
be auf (a. A. die herrſchende Meinung). Über den Fall der Totgeburt der Leibes⸗ 
rucht ſ. A 1. 

3. Eine Aufhebung der Pflegſchaft braucht von dem Vormundſchaftsgericht nicht be⸗ 
ſonders ausgeſprochen zu werden, wenn der Fall ſo einfach liegt, daß der Pfleger nur zur Be⸗ 
ſorgung einer oder mehrerer einzelner Angelegenheiten beſtellt iſt. Mit der Erledigung der 
Angelegenheit endigt die Pflegſchaft von ſelbſt. Es iſt dies z. B. der Fall, wenn der Pfleger 
nur zur Empfangnahme von Zuſtellungen in einem beſtimmten Verfahren beſtellt iſt. Auf 
den Fall, daß die Pflegſchaft zur Beſorgung eines beſtimmten Kreiſes von Angelegenheiten 
angeordnet iſt, kann dies nicht ausgedehnt werden (a. M. Staudinger A 1 c, Blume A 4). 


§ 1919 


Die Pflegſchaft iſt von dem Vormundſchaftsgericht aufzuheben, wenn 
der Grund für die Anordnung der Pflegſchaft weggefallen ift!). 
EI 1748 Abſ 2 Satz 1, 2 II 1796; MA 1271; P 4 859. 


1. S. § 1918 A 1 u. 4. Die Vorſchrift des § 1919 beſagt nicht, daß ausnahmslos die 
Pflegſchaft bis zur Aufhebung fortbeſteht. Nicht vorgeſchrieben iſt, daß die Aufhebung 
von dem durch die Einſetzung eines Pflegers beſchränkten Gewalthaber oder Vormund be⸗ 
kanntzumachen iſt. Die volle Vertretungsmacht dieſer Perſonen tritt mit der Beendigung 
der Pflegſchaft ohne weiteres wieder in Kraft. Über das Recht der Beſchwerde gegen die 
Aufhebung der Pflegſchaft |. Vorbem 2 vor $ 1909. Die Nachlaßverwaltung, die als eine 
beſondere Art der Nachlaßpflegſchaft ſich darſtellt, endigt, abgeſehen von dem Falle des 
Zechaßtonkurſes (8 1988 Abſ 1), nur mit der Aufhebung durch das Nachlaßgericht (RG 

263). 


8 1920 


Eine nach 8 1910 angeordnete Pflegſchaft iſt von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht aufzuheben, wenn der Pflegebefohlene die Aufhebung beantragt). 
EI 1748 Abſ 2 Satz 1 II 1797; M 4 1272; P 4 859; 6 312. 
1. S. 8 1910 A 3. 
8 1921 


Die Pflegſchaft für einen Abweſenden ift von dem Vormundſchafts⸗ 
gericht aufzuheben, wenn der Abweſende an der Beſorgung ſeiner Ver⸗ 
mögens angelegenheiten nicht mehr verhindert ijt!). 

Stirbt der Abweſende, ſo endigt die Pflegſchaft erſt mit der Aufhebung 
durch das Vormundſchaftsgericht. Das Vormundſchaftsgericht hat die Pfleg⸗ 
haft aufzuheben, wenn ihm der Tod des Abweſenden bekannt wird?). 

Wird der Abweſende für tot erklärt, ſo endigt die Pflegſchaft mit der 
Erlaſſung des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils). 

E 1748 Abſ 1 Nr 4, Abs 2 Satz 8 II 1798; M 4 1273; P 4 859. 


1. Dies entſpricht dem allgemeinen Grundſatz des § 1919. 2 
be 2. S. § 1918 A 1. Die hier für den Fall des Todes des Abweſenden getroffene Sonder 
ſimmung kann auf andere Pflegſchaften nicht ausgedehnt werden. icht b 
3. S. § 1918 A 1. Einer Aufhebung der Pflegſchaft durch das Vormundſchaftsgericht 7 
diefes in dem Falle der Todeserklärung nicht. Sollte ſelbſt das Vormundihaftägeric 
und ortführung der Pflegſchaft bis zur Entſcheidung auf die Anfechtungsklage für Ade 1 5655 
ud dieſer Anficht in einer Verfügung an den Pfleger Ausdruck gegeben haben, ſo Gen Fr 
Ans daran, daß kraft Geſetzes die Pflegſchaft aufgehört hat (RG 74, 320). Die d 005 Ef 
nechtung des Ausſchlußurteils kann gegen den bisherigen Pfleger, der nur für Bi Mö. 
M ner Amksſtellung hierzu legitimiert war, nicht mehr erhoben werden und bleibt 1 155 ein: 
7 beit übrig, die Klage gemäß 8 974 Abs 2 ZPO gegen den Staatsanwalt 0 pen 
en 280 f.). Wird auf Anfechtungsklage das die Todeserklärung ausſprechende 177 eil auf- 
9 hoben, fo iſt eine neue Pflegſchaft anzuordnen (vgl. $ 1884 A 2). Die Pflegſchaft kann nicht 
8 fortbeſtehend angeſehen werden (anders die herrſchende Meinung). 


Fünftes Buch 
Erbrecht 


1. Internationales Privatrecht. Der Geltungsbereich des deutſchen Erbrechts beſtimmt 
ſich grundſätzlich nach der Staatsangehörigkeit des Erblaſſers. Der Deutſche wird 
nach deutſchen Geſetzen auch dann beerbt, wenn er ſeinen Wohnſitz im Auslande hatte (CG 
Art 24 Abſ 1). Umgekehrt wird ein Ausländer, der zur Zeit ſeines Todes ſeinen Wohnſitz 
im Inlande hatte, nach den Geſetzen ſeines Heimatsſtaats beerbt (Art 25). Die Beerbung 
von Ausländern, die im Auslande ihren Wohnſitz haben, iſt unter entſprechender An⸗ 
wendung des Art 25 gleichfalls nach der Staatsangehörigkeit, nicht nach dem Wohnſitze des 
Erblaſſers zu beurteilen (RG 91, 139). Soweit danach ausländiſches Recht zur Anwen⸗ 
dung kommt, ſind auch deſſen Kolliſionsnormen, und ſoweit dieſe wieder auf deutſches Recht 
verweiſen, dieſes anzuwenden (Geſamtverweiſung: Art 27 CG; R& 78, 235; 91, 141). Der 
Grundſatz, daß die Staatsangehörigkeit maßgebend, erleidet mehrfache Ausnahmen. 
So genügt für die Form der Verfügungen von Todes wegen die Beobachtung der Ge⸗ 
ſetze des Errichtungsorts (Art 11 Abf 1 Satz 2; RG Warn 1913 Nr 151 will auch hierfür 
in erſter Linie das Geſetz der Staatsangehörigkeit entſcheidend fein lafſen). Ferner zugunſten 
der Erben eines im Auslande wohnhaft geweſenen Deutſchen in Anſehung der Poftüng für 
die Nachlaßverbindlichkeiten (Ech Art 24 Abf 2). Weiter zugunſten der deutſchen Erben 
eines im Inlande wohnhaft geweſenen ausländischen Erblaſſers, wenn ihr Erbrecht oder 
ein Pflichtteilsrecht (MG Warn 1912 Nr 34) nach den deutſchen Geſetzen begründet iſt (Art 25 
Satz 2, mit dem dort im Schlußhalbfatze gemachten Vorbehalte). Die deutſchen Beteiligten 
können die ihnen hiernach zuſtehenden erbrechtlichen Anſprüche geltend machen, ohne daß 
deswegen auch Ben der etwa beteiligten Ausländer deutſches Recht zur Anwendung 
kame (MG 68, 350). Anſprüche von Gläubigern des Nachlaſſes gegen die Erben find keine 
zerbrechtlichen“ Anſprüche. Das ausländiſche Recht findet aber auch auf den Nachlaß eines 
Deutſchen Aae ſoweit darin bezüglich einzelner im Auslande befindlicher Nachlaß⸗ 
gegenſtände (namentlich Grundstücke) beſondere Vorſchriften gelten (fo Code civil Art 3). 
Dagegen findet das deutſche Recht kraft der in Art 3 a. a. O. enthaltenen al 
Anwendung auf die Erbfolge in in Deutſchland belegene Grundstücke eines franzöſiſchen 
Staatsangehdrigen (RG 78, 48). Aushilfsbeſtimmungen in Ermangelung einer Staats- 
angehorigkeit des Erblaſſers Art 29, Schranken bei Anwendung des ausländiſchen Rechtes 
Art 30, Vergeltungsrecht Art 31, Sonderbeſtimmung für Ausantwortung von Vermögen, 
das deutſchen Behörden aus einem ausländiſchen Nachlaſſe zur Übermittlung an Inländer 
anvertraut iſt, Art 26. Erbrechtliche Beſtimmungen in Reichsſtaatsverträgen, die geſetz⸗ 
liche Geltung erlangt haben, ſo die Konvention mit Rußland von 1874, haben auch na 
Inkrafttreten des BGB Geltung behalten (RG. 71, 293); durch den Ausbruch des Krieges 
ſind die mit feindlichen Mächten abgeſchloſſenen außer Kraft getreten; über ihre Wieder: 
inkraftſetzung iſt in Teil X Abſchn 2 (Artt 282—295) des Friedensvertrages v. 28. 6. 19 
(RGBl S. 1089 ff.), insbeſondere in Art 289, Beſtimmung getroffen (Sonderbeſtimmung 
für die Verträge mit Rußland in Art 292, mit den Zentralmächten in Art 290, für das 
Haager Übereinkommen v. 17. 7. 05 in Art 287). — Hinſichtlich der Zuſtändigkeit der Ge 
richte vgl. ZPO 8 27 Abſ 2, J 8 78 (unten zu 8 1960 N 2). 

2. Sonſtige erbrechtliche Beſtimmungen finden ſich reichsgeſetzlich in zahlreichen 
Vorſchriften der ZPO, der KO, ſowie in dem das Verfahren in Nachlaß und Teilungs⸗ 
lachen regelnden Abſchnitt 5 des FG (58 72—90). Ferner in EG Art 38 (Verfügungen 
von Todes wegen vor deutſchen Kouſuln) und in § 44 des RMIIG in Verbindung mit Art 
ES (Militär⸗ und Marineteſtament). Hinſichtlich der erbrechtlichen Verhältniſſe der a a 
Zerren und der landesherrlichen, ſowie der ehemals reichsſtändiſchen Familien gehen nach 

tit 57, 58 Ec die Beſtimmungen der Hausverfaſſungen und der Landesgeſetze dem 118 
vor. Dieſe Vorſchriften find bis jetzt nicht ausdrücklich aufgehoben; da es aber, jedenfa 
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feit dem Inkrafttreten der neuen Reichsverfaſſung (14. 8. 19), keine Landesherren mehr 
gibt (Art 1 der Verf), find die ſtaatsrechtlichen Vorausſetzungen für die Sonderſtellung der 
bis dahin landesherrlichen Perſonen und Familien weggefallen und dieſe dadurch ohne 
weiteres unter das Recht des BOB getreten. Anders liegt die Sache hinſichtlich der ehe- 
mals reichsſtändiſchen Familien, für die durch die neueſten Ereigniſſe eine Anderung 
ihrer ſtaatsrechtlichen Stellung nicht eingetreten ift; die ihnen von früher her zuſtehenden 
Sonderrechte werden deshalb bis zu ihrer Aufhebung als fortdauernd anzuſehen fein. Durch 
die neue Verfaſſung (Art 109 Ab 8) ift übrigens nur die Aufhebung der öffentlichrecht⸗ 
lichen Geburts- und Standesvorrechte, nicht auch der privatrechtlichen als Richtlinie für die 
Geſetzgebung aufgeſtellt. — Landesgeſetzlicher Regelung find vorbehalten: Familienfidei⸗ 
kommiſſe und Lehen Art 59, Vorſchriften über Rentengüter Art 62, Erbpachtrecht Art 63, 
Anerbenrecht Art 64; doch kaun nach Art 10 Nr 4 der Verfaſſung das Reich im Wege der 
Geſetzgebung Grundſätze aufſtellen über das Bodenrecht und die Bindung des Grund⸗ 
beſitzes, denen die landesrechtlichen Beſtimmungen Rechnung tragen müſſen. — Weitere 
Vorbehalte für die landesgeſetzliche Regelung: Erwerbsbeſchränkungen der juriſtiſchen 
Perſonen und Ordensangehörigen Artt 86, 87; Feſtſtellung des Ertragswerts eines Land⸗ 
guts Art 137; gewiſſe fiskaliſche und ähnliche Erbrechte (vgl. unten zu 8 1986 A 4) Artt 138, 139; 
endlich die Regelung der Behördenorganiſation und Zuſtändigkeit in bezug auf Nachlaß. 
fürſorge (Art 140, vgl. 8 1960) und ſonſtige erbrechtliche Verrichtungen und Beurkundungen 
(Artt 141, 147151 Ef). Zu den durch die Verfaſſung gewährleiſteten „Grundrechten 
der Deutſchen“ gehört nach Art 154 Ab] 1 der Verf auch das Erbrecht, jedoch nur „nach 
Maßgabe des bürgerlichen Rechts“, ſo daß das Erbrecht ohne ef a d bee zwar 
nicht abgeſchafft, aber doch in einem der Abſchaffung nahekommenden Maße wird beſchränkt 
werden können. Nach den Geſetzen“ beſtimmt ſich auch der Anteil des Staates am 
Erbgut (Art 154 Abſ 2); ein über das bisherige bloß ſubſidiäre Erbrecht des Fiskus ($ 1936) 
hinausgehendes und die Verwandten fernerſtehender Ordnungen von der geſetzlichen Erb⸗ 
folge ausſchließendes ſtaatliches Erbrecht iſt unter den früheren Verhältniſſen ſchon vielfach 
Tetnchert worden. 

3. Für die Übergangszeit gilt nach Art 213 Ech der Grundſatz, daß, je nachdem der 
Erblaſſer vor oder nach Inkrafttreten des BGB geſtorben iſt, hinſichtlich der erbrecht⸗ 
lichen Verhältniſſe das ältere oder das neuere Recht maßgebend iſt (RG 50, 186; 87, 124). 
Jedoch wird die Errichtung und Aufhebung einer Verfügung von Todes wegen, wenn 
ſie vor 1. 1. 00 erfolgt iſt, ſowie die unter dem älteren Rechte bereits eingetretene Bindung 
des Erblaſſers bei einem Erbvertrag oder gemeinſchaftlichen Teſtament, ferner werden die 
Errichtung und die Wirkungen eines vorher abgeſchloſſenen Erbverzichtvertrags in jedem 
Falle nach den bisherigen Geſetzen beurteilt (Artt 214, 217 EG). Nach Art 200 bleibt das 
ältere Recht auch für die erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes vor dem 1. 1. 00 ge 
ſchloſſener Ehen maßgebend. — Der Begriff der erbrechtlichen Verhältniſſe iſt im 
weiteſten Sinne zu verſtehen und es fallen unter ihn alle Verhältniſſe, die mit dem Anfalle 
und Erwerbe einer Erbſchaft in Zuſammenhang ſtehen (RG 46, 78; 50, 186). Im einzelnen 
iſt aus den Entſcheidungen des RG hervorzuheben: zu Art 218: R 46, 70 (Verhältnis 
8 Erben und Teſtamentsvollſtrecker); 50, 182 (Anſpruch aus Art 747 Code civil); 
Bene und JW 02 Beil 209 Nr 47 (Auseinanderſetzung unter Miterben); RG 54, 241 
( Mihtteilsergängungsanfpruch gegen den Beſchenkten); JW 09, 158! (Rechtsbeziehungen 
und Be und Nacherben); RG 73, 201 und JW 1910, 5721 (Erbichaftafauf); MO 59, 80 
und 76, — (Auslegung älterer Teſtamente); 79, 392 (Miterbenanteil); IV 218“ 10, 12. 1. 11 
auch in älteren Verfügungen vorbehaltene Kodizille bedürfen der Formen des neuen Rechtes); 
zu Art 214 Ab I: ch 49, 44 (Eheverträge des franzöſiſchen Rechtes als Erbverträge); 
40, 48 und 50, 80 (nur die Errichtung, nicht auch die Wirkungen der Verfügung ſind nach 
alterem Rechte zu beurteilen, insbeſondere find die Auslegungsregeln des nenen Rechtes an. 
zuwenden); RG 88, 156 (nur vom Erblaffer ſelbſt, nicht für ihn von feinen Eltern errichtete, 
ſog. quaſipupillariſche Verfügungen unterliegen hinſichtlich ihrer Errichtung dem älteren 
Rechte); IV 135/16, 6. 7. 16 (desgleichen nur vor 1. 1. 00 bereits fertig zum Abſchluß ge⸗ 
kommene nicht zu dieſer Zeit noch einer Ergänzung bedürftige Teſtamente)? zu Art. 214 
Abſ 2: R 78, 270 und 87, 121 (zur Bindung gehört auch die Verhinderung des Erblaſſers, 
durch Schenkungen unter Lebenden über fein Vermögen zu verfügen); IV 601/11, 7. 12. 12 
(desgleichen die Frage, welche Rechte den vertragsmäßig Bedachten in bezug auf eine ſolche 
Schenkung unter Lebenden zuſtehen; die 88 2287, 2288 BGB ſind alfo nicht anwendbar); 
RG 77, 172, unter Aufgabe von 62, 18 (die Bindung betrifft nur die Widerruflichkeit, nicht 
die Anfechtbarkeit; dieſe iſt ſowohl hinſichtlich der Form wie hinſichtlich der materiellen An⸗ 
fechtungsgründe, wenn dieſe nicht vor dem 1. 1. 00 entſtanden und dem Berechtigten be⸗ 
kannt geworden find, nach BGB zu beurteilen): RG 77, 178 und 78, 269 (Bindung nach 
dem älteren Rechte zu beurteilen, auch wenn beide Erblaſſer nicht vor 1. 1. 00 geſtorben 
find); RG 50, 316; Warn 1911 Nr 252; RG 83, 302; Warn 1918 Nr 14 (ein nach Pra LR 
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von Ehegatten errichtetes wechſelſeitiges Teſtament kann auch nach 1. 1. 00 durch einſeitige 
Verfügung von Todes wegen, und zwar nunmehr auch durch eigenhändiges Teſtament, 
widerrufen werden; $ 2271 in Verb. mit § 2296 iſt nicht anwendbar). Die zweite Auflage 
dieſes Kommentars (an dieſer Stelle und zu § 2253 A 1) ſtand zu dieſer Frage auf einem 
etwas abweichenden Standpunkte, inſofern ſie die Anſicht vertrat, daß Art 214 Abſ 2 bei 
einem gemeinſchaftlichen Teſtamente überhaupt keine Anwendung finden könne, falls keiner 
der Ehegatten vor dem 1. 1. 00 geſtorben ſei, weil nach dem alteren (preußiſchen) Rechte 
ſolche Teftamente bis zum Tode eines Ehegatten frei widerruflich waren, alſo eine Bindung 
nicht ftattfand, und daß deshalb in dem unterſtellten Falle ſolche Teſtamente nur nach BGB 
zu beurteilen ſeien, demgemäß auch die 88 2271, 2296 auf ſie Anwendung fänden. 
Dieſe Anſicht kann nicht aufrechterhalten werden. Zur Bindung gehört auch die Frage, 
ob eine Bindung eingetreten iſt; auch für dieſe Frage iſt daher Art 214 Abſ 2 maßgebend. 
und ſie muß ſomit nach älterem Rechte beurteilt werden, wenn es ſich um ein vor 1. 1. 00 
errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament handelt. Ergibt das ältere Recht freie Widerruf⸗ 
lichkeit, fo kann dieſe keine Einſchränkung erleiden, auch nicht durch Erſckwerung der Form 
des Widerrufs, wie fie § 2271 Abf 1 insbeſondere dadurch herbeiführt, daß die Aufhebung 
durch eine neue Verfügung von Todes wegen ſchon bei Lebzeiten beider Ehegatten aus⸗ 
geſchloſſen wird. — Zu Art 200: RS 17. 11. 02, IV 141/02 (Art 200 Abſ 1 Satz 2 gilt 
auch für vor 1. 1. 00 aufgelöfte Ehen); 19. 3. 06, IV 496/05 (erbrechtliche Wirkungen des 
Güterſtandes ſind auch ſolche, die zwiſchen den Ehegatten und ihren Erben endgültig ent⸗ 
ſtanden find); JW 03 Beil 13 (Totteilung der Kinder bei der Schichtung der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft des lübiſchen Rechtes durch den überlebenden Elternteil ſchließt als erb⸗ 
rechtliche Wirkung des Güterſtandes ein Pflichtteilsrecht der Abkömmlinge an deſſen Nach⸗ 
laſſe aus); R& 65, 250; 82, 265 (die im früheren Rechte begründeten erbrechtlichen Wirkungen 
des Güterſtandes kommen nur iuſoweit in Betracht, als dadurch die Rechte anderer Be⸗ 
teiligter, insbeſondere Pflichtteilsberechtigter — wegen der Erben val. Warn 09 Nr 516 — 
zugunſten des überlebenden Ehegatten eingeſchränkt werden); RG 7. 7. 19, IV 155/19 
(die Beſtimmungen über die Vorausſetzungen der Entziehung des Pflichtteils gehören nicht 
zu den erbrechtlichen Wirkungen des Güterſtandes). Im übrigen vgl. zu $ 1931 A 5. — 
Zu Art 217: RG 63, 428 (Erbjverzichtsvertrag iſt nur ein mit dem Erblaſſer, nicht ein unter 
den künftigen Erben geſchloſſener Vertrag); JW 00, 22010 unter Aufgabe von NG 49, 44 
(Beſchränkung des Ehegatten im Ehevertrag auf die Nutznießung unter Ausſchluß von dem 
2 5 Erbrecht des BGB enthält, wenn ſie als gewollt anzuſehen iſt, einen nach 
rüherem badiſch⸗franzöſiſchen Recht unzuläſſigen Erbverzichtsvertrag); vgl. auch A 5 zu 
$ 1081. — Beſondere Beſtimmungen über Teſtierfähigkeit Art 215; über Ausſchaltung 
des Pflichtteilsrechts bei gewiſſen ritterſchaftlichen Familien Art 216. 


Erſter Abſchnitt 
Erbfolge 


Erbfolge iſt die Rechtsnachfolge in die vermögensrechtliche Perſönlichkeit eines Ver⸗ 
ſtorbenen. Sie beruht entweder auf dem Geſetze oder auf dem Willen des Erblaſſers. 
Das BOB ſtellt, im Gegenſatz zum I. Entwurfe, die geſetzliche Erbfolge der gewillkürten 
voran. Der Abſchnitt gibt zunächſt die grundlegenden Normen für beide Arten (88 1922, 1928); 
ſodann die Ordnung ber geſetzlichen Erbfolge (88 1924-1936); ſchließlich (55 19371941) 
allgemeine Grundſätze für die gewilltürte Erbfolge, die im einzelnen erſt ſpäter in Abfeknitt 3 
und 4 im Zuſammenhange mit den ſie begründenden Rechtsgeſchäften (Teſtament und Erb⸗ 
vertrag) geregelt wird. 


8 1922 

) Mit dem Tode!) einer Perſons) (Erbfall)⸗) geht deren Vermögens) 
(Erbſchaft)e) als Ganzes?) auf eine oder mehrere andere Perſonens) (Erben) 
über. 

Auf den Anteil eines Miterben (Erbteil) 10) finden die ſich auf die Erb⸗ 
ſchaft beziehenden Vorſchriften Anwendung 0) 1). 

E I 1749 Abſ 1, 1750 Abi 2 E II 1799; M 5 2, 3; p 5 1—5. 

1. Der Paragraph ſpricht die für das Weſen der Erbfolge grundlegenden Sätze aus: Ge⸗ 


ſamtnachfolge und Unmittelbarkeit. Die Vorſchriften ſind zwingendes Recht. ie 
hinterlaſſene Vermögen muß einen Erben finden, ſelbſt wenn der Erblaſſer die Erbfo 55 
derboten oder ſämtliche Beſtandteile ſeines Vermögens durch Einzelzuwendungen ($ 208 


Abſ 2) vergeben hätte. Im Notfalle tritt der Fiskus als Erbe ein (8 1986). 
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2. Der Übergang des Vermögens auf den Erben tritt ein mit dem Tode, alſo unmittel⸗ 
bar durch dieſes Ereignis, ohne zeitlichen Zwiſchenzuſtand („der Tote erbt den Lebendigen“; 
das BGB kennt keine ruhende Erbſchaft) und ohne daß es einer Willenserklärung des zur 
Erbſchaft Berufenen bedarf, aber vorbehaltlich der Rückgängigmachung des Erbſchaftserwerbs 
durch Ausſchlagung ($ 1942). Berufung (Delation) und Erbſchaftserwerb (Anfall) fallen 
alſo regelmäßig zuſammen. Die dadurch begründete Rechtsſtellung geht auf die Erben 
des Berechtigten über (Transmiſſion des Erbrechts, $ 1952). Bereits mit dem Tode ergeht 
aber auch die (im Sinne einer condieio juris) bedingte Berufung an diejenigen, die im Falle 
des rückwirkenden Wegfalls des in erſter Linie Berufenen (durch Ausſchlagung oder Erb⸗ 
unwürdigkeitserklärung) zur Erbſchaft gelangen (Simultanberufung); das dadurch begründete 
Auwartſchaftsrecht geht gleichfalls auf ihre Erben über. Tritt der Fall ein, fo gilt der An⸗ 
fall an ſie als bereits mit dem Tode des Erblaſſers erfolgt (88 1953 Abſ 2, 2344 Abſ 2). 
Ein ähnlicher Schwebezuſtand tritt ein, wenn eine Leibesfrucht zur Erbſchaft berufen iſt 
($ 1923 Abſ 2, ogl. A dazu) oder wenn eine Ehelichkeitserklarung ($ 1733) oder die Beſtätigung 
einer Annahme an Kindes Statt (8 1753) oder die Genehmigung einer Stiftung des Erblaſſers 
(8 84) oder des Erwerbs einer juriſtiſchen Perſon oder eines Ordensmitgliedes (Artt 86, 87 
EG) noch ausſteht. In allen diefen Fällen wird erſt durch das ausſtehende Ereignis ent- 
ſchieden, wer Erbe geworden iſt; je nachdem gilt der Anfall an die in Ausſicht genommene 
Perſon oder aber an den an ihrer Stelle Berufenen als mit dem Tode des Erblaſſers er⸗ 
folgt. — Dagegen erlangt der Nacherbe die volle Erbenſtellung erſt mit dem Eintritt des 
die Nacherbfolge auslöſenden Zeitpunkts oder Ereigniſſes (des Nacherbfalles), und zwar 
ex nunc; für die Zeit bis dahin iſt und gilt auch weiter der Vorerbe als Erbe (8 2139; vgl. A 
dazu); doch iſt der Erwerb des Nacherben bereits mit dem Tode des Erblaſſes für ihn als 
rechtlich geſicherte und vererbliche Erwerbsausſicht begründet (auch im Sinne des Reichs 
erbſchaftsſteuergeſetzes RG 82, 305). — Wegen Einſetzung eines Erben unter einer auf⸗ 
ſchiebenden Bedingung vgl. 88 2074, 2108 Abf 2 Satz 2. — Nach dem Zeitpunkte des Todes 
des Erblaſſers beſtimmt ſich auch, ob zwiſchen ihm und einer anderen Perſon ein dieſe zur 
Erbfolge berechtigendes Verwandtſchaftsverhältuis beſteht, z. B. infolge Legitimation durch 
nachfolgende Ehe von ſeiten eines Verwandten des Erblaſſers. Durch eine nach dem Tode 
eines unehelichen Kindes ſtattfindende Eheſchließung ſeiner Eltern wird ein Erbrecht an 
deren Nachlaß für feine Abkömmlinge begründet ($ 1722). — Erſt mit dem Tode tritt die 
Erbfolge ein (hereditas viventis non datur); die Feſtſtellung eines erbrechtlichen Verhält 
niſſes bezüglich des Nachlaſſes eines noch Lebenden iſt daher ausgeſchloſſen (R 49, 372); 
auch Verträge über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten ſind grundſätzlich nichtig (§ 312; 
vgl. aber Abſ 2). — Zeitpunkt des Todes im Falle der Todeserklärung 88 18, 20. 

3. Nur natürliche Perſonen, dieſe aber ohne Ausnahme, können beerbt werden. Das 
Vermögen juriſtiſcher Perſonen geht nach Erlöſchen der Perſönlichkeit gemäß $$ 45, 46, 
88 und EG Art 85 über. Dabei finden, wenn das Vermögen an den Fiskus fällt, die Vor⸗ 
ſchriften über eine dem Fiskus zugefallene Erbſchaft (8 1986) enifprechende Anwendung ($ 46). 

4. Erbfall iſt der Eintritt der objektiven Vorausſetzung für die Beerbung: der Tod des 
Erblaſſers. „Erbanfall“, „Anfall der Erbſchaft“ (§ 1942) bezeichnet den Übergang des 
Mermsgens auf den Erben. Der „Fall der Nacherbfolge“ (§ 2139) iſt der Eintritt des die 
b auslöſenden Zeitpunktes oder Ereigniſſes (Tod des Vorerben, Eintritt der Be⸗ 

5. Uuẽnter Bermö 11 4 0 8 lich 88 811 419, 

5 " gen“ verſteht das BGB in der Regel — vgl. namentlich >: ß 
1085 — nach deutſchrechtlicher Auffaſſung die Geſamtheit (den Inbegriff) der einer Perſon 
zustehenden wirtſchaftlich verwertbaren Sach d Rechte, alſo gleichbedeutend mit Attiv⸗ 
vermögen ohn N hen und Rechte, alſo g 285 u. 416 

gen ohne Einbeziehung der darauf laſtenden Verbindlichketten (RO 69, u. 416). 
Dem äußeren Anſcheine nach könnte der Ausdruck in dieſem Sinne auch in $ 1922 gebraucht 
ſein; denn andernfalls wäre die beſondere Beſtimmung des 8 1967 daß der Erbe für die 
Nachlafverbindlichkeiten haftet, hinſichtlich 155 . Erblaſſer herrührenden Schulden 
überſlüſſig, da dieſe ſchon auf Grund des g. 1022 auf ihn übergegangen wären. Anderſeits 
ſpricht für einen weiteren Vermögensbegriff an dieſer Stelle, daß der Erbe in die geſamte 
vermögensrechtliche Perſönlichkeit des Verſtorbenen eintritt und daß ein Übergang des 
„Vermögens“ auf den Erben auch erfolgt, wenn gar keine Aktiva vorhauden ſind. Die 
Streitfrage iſt für das Erbrecht mehr theoretiſcher Natur, da auf jeden Fall der Erbe nach 
Maßgabe der 55 1967ff., und nur nach dieſer Maßaabe, für die Schulden des Erblaſſers 
haftet. — Unvererbliche Rechte ſind: Mitgliedſchaft an Vereinen, falls nicht die Satzung 
anderes beſtimmt (88 38, 40); Geſellſchafterrechte, falls nichts anderes vereinbart iſt (8 727 
BGB; 8 131 Nr 4 HB, vgl. aber § 177); Vorkaufsrecht, falls nichts anderes beſtimmt ift 
($ 514), vererblich jedoch das Vorkaufsrecht der Miterben am Erbteil (§ 2034 Abſ 2); ferner 
un vererblich Recht des Ehegatten auf Übernahme des Geſamtguts ($ 1502); Anſprüche auf 
Erſatz immateriellen Schadens (§ 847 Abſ 1 Satz 2); aus Defloration ($$ 847 Abſ 2, 1300); 
Widerrufsrecht von Schenkungen unter Ehegatten ($ 1584); ferner Rechte, die vertrags⸗ 


529 Erbrecht 


mäßig auf die Perſon des ursprünglich Berechtigten beſchränkt find (nur in dieſem Falle auch 
das Bezugsrecht des Aktienzeichners, RG 65, 22). Beſchränkt vererblich: Recht auf 
Widerruf von Schenkungen ($ 530) und Stiftungen (8 81). Mit dem Tode des Be. 
rechtigten erlöſchen ferner: Nießbrauch (§ 1061), beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten 
( 1090); Unterhaltsanſprüche für die Zukunft (88 1615, 1713), jedoch paſſiv vererblich der 
Unterhaltsanſpruch des unehelichen Kindes (8 1712; RG 90, 203); wegen des Ausſteuer⸗ 
anſpruchs vgl. A 1 zu § 1623; nicht erliſcht die Anweiſung ($ 791). Dagegen find keines 
wegs alle nicht übertragbaren Rechte (vgl. $ 399 A 4) ohne weiteres auch nicht vererblich. — 
Kündigungsrecht bei der Miete ($ 569), nicht bei Pacht ($ 596), aber bei Leihe (8 605 Nr 3); Ge. 
meinſchaft (§ 750). — Auch bloße Möglichkeiten des Rechtserwerbs, ſog. „Rechtslagen“, 
ſind Gegenſtand der Erbfolge (Erwerbsgeſchäft $ 22 HGB; Erſitzungslage § 943; Beſitz 
$ 857; Anwartſchaft des Nacherben § 2108 Abf 2, ſ. oben A 2); ebenſo das Recht zur Aus: 
ſchlagung von Erbſchaften (vgl. oben A 2 und zu 8 1952 A 1) und Vermächtniſſen (8 2180). 
Vererblich iſt auch der Pflichtteilsanſpruch nach Eintritt des Erbfalles (8 2317 Abſ 2), — 
Wegen des Erlöſchens von Verpflichtungen vgl. § 1967 A 2. — Über Vererblichkeit 
gewerblicher und literariſcher Schutzrechte vgl. Muft& v. 11. 1. 76 8 3; Path v. 7. 4. 91 
86, GebrMuſtG v. 1. 6. 91 8 7, WIG v. 12. 5. 94 § 7, Lit v. 19. 7. 01 8 8, Kunftlß 
v. 9. 1. 07 § 10. — Ob die „zugunſten meiner Erben“ abgeſchloſſene Lebensverſicherung 
zum Nachlaſſe gehört, iſt Auslegungsfrage (RG 82, 162; 62, 259). 


6. „Erbſchaft“ ift ſomit das auf einen Erben übergegangene Vermögen eines Verſtorbenen. 
Das Geſetz gebraucht den Ausdruck vorzugsweiſe, wenn es ſich um die Beziehungen des Erben 
zu dem hinterlaſſenen Vermögen handelt (88 1942ff.), während es den Ausdruck „Nack laß“ 
anwendet, wenn das Vermögen als ſolches, namentlich das Aktivvermögen, in Frage kommt 
5 202 312). Doch iſt die Ausdrucksweiſe keineswegs ſtreng durchgeführt (vol. z. B. 

7. Das Vermögen geht „als Ganzes“ über (Univerſalſukzeſſion), d. h. die Rechts- 
nachfolge geſchieht in die Geſamtheit der durch die Perſon des Erblaſſers zu einer Einheit 
verbundenen und in dieſer Einheitlichkeit auf den Erben übergehenden Vermögensgegen⸗ 
ſtände (Sachen und Rechte) des Erblaſſers oder in einen Bruchteil dieſer Geſamtheit 
(*/2, / uſw., was jedoch nicht etwa bedeutet, daß die entſtehende Gemeinſchaft eine Bruch 
teilsgemeinſchaft wäre: |. $ 2032 A 1, 3); eine Nachfolge in einzelne Vermögensgegenſtände 
oder Klaſſen von Vermögensgegenſtänden ift als Erbfolge reichsrechtlich ausgeſckloſſen (Reh 
95, 14). Daher keine Erbfolge in den „geſamten Grundbeſitz“ (M® 61, 78). Doch können 
ſolche Spezialſukzeſſionen auf Grund der Vorbehalte für die Landesgeſetzgebung vorkommen 
(in Rentengüter, Familienfideikommiſſe, Erbpachtrechte, Anerbengrundſtücke uſw.; val. 
Vorbem 2 zu dieſem Buche), Auch die kraft Geſetzes eintretende Nachfolge des Ehegatten 
in die Haushaltsgegenſtande (Voraus, § 1982, vgl. A dazu) iſt vom BGB nicht als Erbfolge, 
ſondern nach den Vorſchriften über Vermächtniſſe ausge ſtaltet. — Die Erbfolge vollzieht 
ſich dementſprechend durch einen einheitlichen Rechtsakt, ohne daß es der für die Über- 
tragung der einzelnen Rechte erforderlichen Spezialakte (Beſitzübertragung, Auflaſſung, 
Eintragung) bedarf. Auch in die Stellung des Erblaſſers als mittelbaren Beſitzers rückt 
der Erbe ohne weiteres kraft des Erbanfalls ein (§ 857; RG 88, 229). Trifft durch den 
Erbgang Berechtigung und Verpflichtung oder Berechtigung und Belastung einer beweg⸗ 
lichen Sache oder eines Rechtes zuſammen (88 1063, 1072, 1256), fo erliſcht das Rechts⸗ 
verhältnis; anders bei Zuſammentreffen des Eigentums mit einem Rechte an einem fremden 
Grundſtücke (§ 889). Eine Hypothek des Erben an einem Grundſtücke des Erblaſſers und 
umgekehrt wird zur Eigentumergrundſchuld (88 1168, 1177). Doch leben die erloschenen 
Rechtsverhältniſſe wieder auf, wenn der zur Erbſchaft Berufene die Erbſchaft ausſchlägt 
($ 1953 A 1), ſowie falls Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs eintritt und in den übrigen 
Fällen der Nachlaßabſonderung (88 1976, 1990, 1991, 1992): ebenſo im Falle des Eintritts der 
Nacherbſchaft (§ 2143) und des Erbſchaftsverkaufs (8 2377). Auch im Falle des § 2175 
tritt kein Erlöſchen ein. Vgl. die Anmerkungen zu dieſen Paragraphen. 


8. Unter den aktiv erbfähigen anderen Perſonen verſteht das Geſetz, abweichend von 
der paſſiven Erbfähigkeit (A 3) ſowohl natürliche als juriſtiſche Perſonen. Bei beiden 
iſt Rechtsfähigkeit (88 1, 21ff.) zur Zeit des Erbfalls (val. A 1 zu § 1928) vorausgeſetzt. 
Nicht rechtsfähige Vereine (8 54) können nicht erben. Doch kann unter Umſtänden eine 
ihnen gemachte Zuwendung (Erbeinſetzung) als Zuwendung an die Vereinsmitglieder mit 
der Auflage, das Zugewendete zu Vereinszwecken zu verwenden, aufrechterhalten werden 
(uch Warn 1911 Nr 89). Landesgeſetzlich kann die Beerbung durch juriſtiſche Perſonen, 
Toweit Werte von mehr als 5000 M. in Frage ftehen, beſchränkt oder von ſtaatlicher Ge⸗ 
nehmigung abhängig gemacht werden; eine erteilte Genehmigung gilt als vor dem Erbfal 
er (Art 86 Ech); auf Feſtſtellung kann auch vor erteilter Genehmigung geklagt werden 
(MG 75, 406). Gleiches gilt für Mitglieder religidfer Orden (Art 87 Ech). 
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9. Erbe im Sinne des Geſetzes ift nur, wer unmittelbar durch das Geſetz oder durch 
Verfügung von Todes wegen gemäß dem Geſetze als Geſamtnachfolger des Erblaſſers be- 
rufen iſt. Hierzu gehört weder der Erbeserbe, noch der Erbſchaftskäufer. Auch der Er⸗ 
werber des Erbanteils ($ 2033) wird nicht Miterbe und hat keinen Anſpruch auf Erteilung 
des Erbſcheins (RG 64, 173). Die Erbenſtellung kann einem Dritten auch nicht durch Rechts⸗ 
geſchäft, insbeſondere nicht durch Anerkennung einer unwirkſamen Verfügung von Todes 
wegen übertragen werden (OLG 26, 286); deshalb iſt bei Erteilung des Erbſcheins zu prüfen, 
ob die Verfügung von Todes wegen, die die geſetzliche Erbfolge abändert, wirkſam iſt, 
auch wenn die durch ſie Eingeſetzten ſie als unwirkſam anerkannt haben (KJ 34 A 112) 
und ebenſo ob eine ſolche Verfügung mit Grund angefochten ift (K J 38 A 118). Auch 
die Entſcheidung über das Erbrecht im Prozeſſe zwiſchen Erbprätendenten iſt für das Nach⸗ 
laßgericht unter Umſtänden von materieller Bedeutung, aber nicht bindend (8 2359). Eben: 
fowenig ſchafft ſie Rechtskraft gegenüber den Nachlaßgläubigern und Nachlaßſchuldnern 

10. Das Verhältnis mehrerer miteinander zur Erbſchaft gelangenden Perſonen (Mit⸗ 
erben) zueinander und zu den Nachlaßgläubigern wird erſt in den 88 2032 ff. näher geregelt. 
8 1922 Abſ 2 hat nur den Zweck, klarzustellen, daß die Vorſchriften, welche das BGB über 
die „Erbschaft“ — d. h. das geſamte hinterlaſſene Vermögen — gibt, ohne weiteres auch 
auf den Anteil eines Miterben an der Erbſchaft Anwendung finden, z. B. die 89 1942 ff., 
aber auch die in anderen Teilen des BGB enthaltenen Vorſchriften (88 1089, 1406 Nr. 1, 
1453, 1461, 1822 Nr 1, 2). Der Grundſatz iſt aber nicht ausnahmslos durchgeführt: die Ver⸗ 
äußerung der Erbſchaft hat nur ſchuldrechtliche Wirkungen unter den Beteiligten (§ 2374), 
während über einen Erbteil mit dinglicher Wirkung verfügt werden kann (§ 2038); ferner: 
Nachlaßkonkurs (KO $ 235) und Nachlaßverwaltung (8 2062 B) können nur Über die 
Erbschaft, nicht über einen Erbteil angeordnet werden. Dagegen iſt eine Nach laßpfleg⸗ 
ſchaft (8 1960) auch für den Anteil eines Miterben zuläſſig (3 Bl. 2, 831). 

11. Beweislaſt. Den Tod des Erblaſſers und, ſofern es darauf ankommt, den genauen 
Zeitpunkt des Todes hat zu beweiſen, wer Erbe zu ſein behauptet. Vermutung dafür im 
Falle der Todeserklärung $ 18. Für Erteilung des Erbſcheins zu führende Beweiſe § 2856. 
Vermutung für den im Erbſchein als Erbe Bezeichneten 8 2865. Schutz des guten Glaubens 
an den Erbſchein 88 2366, 2867. 


8 1923 

Erbe kann nur werden, wer zur Zeit des Erbfalls lebt!). 

Wer zur Zeit des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereits erzeugt war)), 
gilt als vor dem Erbfalle geboren?) ). 
83 5100 e Abſ 1, 1964 Abſ 2, 2026 Abf 9 II 1800; M 5 4, 11ff., 387ff., 488ff.: P 5 4, 7, 468, 

1. Erblaſſer und Erbe müſſen während einer noch fo geringen Zeit gleichzeitig am Leben 
geweſen fein, der Erbe muß beim Tode des Erblaſſers ($ 1922 A 4) bereits gelebt und 
9 5 gelebt haben. Erleben des Eintritts einer auſſchiebenden Bedingung 8 2074. Für 
Nn Toe ben genügt, wenn er zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge, regelmäßig alſo 
27 5 Er des Vorerben lebt oder doch mindeſtens erzeugt war ($ 2108 A 192100 98 
oder nisnehmer braucht zur Zeit des Erbfalls noch nicht gelebt zu hahen (88 in ) 
Erbe v ch geweſen zu fein; darf aber nicht vorher geſtorben ſein. Stirbt der erufeite 
Erbrecht em Erblaſſer, fo wird die Berufung gegenſtandslos, das dem Berufenen zugedachte 
Erbfalle a nicht auf feine Erben über. Anders, wenn der Nacherbe zwar nach a 
kaffee 0 7 5 dem Vorerben ſtirbt (5 2108 Abf 2). Stirbt der Nacherbe = a Erb⸗ 
IV 370/00 pe Anordnung der Nacherbfolge unwirkſam (5 2108 Abſ 1; 15 8 3. 07, 
A bean), eim 77 der Verſchollenheit greift die Lebensvermutung 5 15 8 20 (vgl. 
10 daß 195 2 in gemeinſamer Gefahr die Vermutung der Gleichzeitig 1 145 0) ein, 
mufungen if unbeſch N ausgeſchloſſen ift; der Beweis der pe eit der Ver⸗ 
r 60, 108). —— Der Muzbrud Johan MAR and auf 
r bedeutet hier das rechtsfühig F N se 
Stifters als 5 deſſ € 98 Beſtehen. Eine Stiftung gilt fir bie daten ragen des 
wird alſo, wen fi 7 m Site aun auch wenn fie exft gaffen Aattebar din fie 
Nacherben (vgl: A 2 0 ifter zum Erben eingeſetzt iſt, deſſen unmittelbare Erbin, nicht 

2. Der Grundſatz des Abſ 1 wird zugunſten der Leibesfrucht durchbrochen; denn ei 
CCC augefchtieben 
werden:; ſie gilt Bu 4 5 htlich ihrer Erbfähigkeit als vor dem Erbfall geboren. Das gilt 
nicht nur für geſetzliche Er 5 ſondern für jede zur Erbſchaft berufene Leibesfrucht. — Auch 
die Einfegung einer zur Zeit des Todes des Erblaſſers noch nicht erzeugten Perſon iſt dadurch 
ermöglicht, daß fie als Nacherbeinſetzung aufrechterhalten werden kann, was im Zweifel als 


524 Erbrecht 


Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt ($ 2101 Abs 1). Gleiches gilt für noch nicht entſtandene 
juriſtiſche Perſonen. In dieſer Weiſe kann auch die „künftige Nachkommenſchaft“ einer 
beſtimmten Perſon eingeſetzt werden (RG 30. 6. 04, IV 516/03; RG 65, 280). 

3. Vorausgeſetzt, daß er lebend, wenn auch nicht lebensfähig, zur Welt gekommen iſt 
(8 1). Solange er noch nicht geboren ift, beſteht Ungewißheit, ob die Erbſchaft ihm oder 
einem andern angefallen ift; daher iſt ſolange keine Annahme für ihn durch den nach 8 1912 
oder $ 1960 ernannten Pfleger möglich. Wird er lebend geboren, ſo gilt, ſoweit feine 
Erbfähigkeit in Frage kommt, die Geburt als vor dem Erbfalle erfolgt. Regelung 
für die Zwiſchenzeit: Unterhaltsanſpruch der Mutter des zu erwartenden Erben 88 1963, 2141; 
Aufſchub der Erbesauseinanderſetzung $ 2043; Pflegſchaft für die Leibesfrucht § 1912; 
Nachlaßpflegſchaft $ 1960; Erteilung eines Erbſcheins für die Miterben vgl. A 5 zu § 2858. 

4. Beweislaſt. Dem Erben liegt der Beweis ob, daß er zur Zeit des Erbfalls gelebt 
hat oder doch erzeugt geweſen iſt. Dabei entſcheidet freie Beweiswürdigung; die in 8 1592, 
1717 Abſ 2 feſtgeſetzte Empfängniszeit kommt nicht als bindende Rechtsregel, ſondern nur 
als Erfahrungsſatz für den Richter in Betracht. Anders, wenn die eheliche oder uneheliche 
Abſtammung die Vorfrage für die Erbberechtigung bildet (88 1591, 1717 Abſ 1). — Wegen 
der Vermutung des $ 20 vgl. A 1. 


§ 1924 

) Geſetzliche Erben der erſten Ordnung ſind die Abkömmlinge des Erb⸗ 
laſſers). 

Ein zur Zeit des Erbfalls lebender Abkömmling ſchließt die durch ihn 
mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge von der Erbfolge aus?). 

An die Stelle eines zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebenden Abkömm⸗ 
linges treten die durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten Abkömmlinge 
(Erbfolge nach Stämmen) ). 

Kinder erben zu gleichen Teilens). 

E I 1965 II 1801; M 5 353—360; B 5 488— 487. 


1. Die geſetzliche Erbfolge iſt zwar im BGB als die dem Familienverhältnis unmittel 
bar entſpringende vorangeſtellt, ſie iſt aber tatſächlich ſubfidiär, da fie nur eintritt, wenn 
eine Berufung des Erben durch den Willen des Erblaſſers nicht erfolgt iſt oder ſich erledigt 
hat. Sie kann auch zu einem Teile der Erbſchaft eintreten, während zu einem andern Teile 
gewillkürte Erbfolge eintritt (5 2088); der Satz des römiſchen Rechtes: „nemo pro parte 
testatus“ uſw. iſt dem BGB unbekannt. Die geſetzliche Erbfolge kann auch zeitlich vor 
oder nach der gewillkürten ftattfinden in der Weife, daß die geſetzlichen Erben als Vorerben 
(88 2105, 2101) oder als Nacherben (8 2104) eintreten. 

Die geſetzliche Erbfolge des BGB beruht auf dem Parentelenſyſteme. Der Grund: 
gedanke dieſes Syſtems iſt der (M 5, 357), daß die Verwandten des Erblaſſers (§ 1589) 
zu Gruppen (Ordnungen, Parentelen) zuſammengefaßt werden, je nachdem ſie von 
dem Erblaſſer ſelbſt abſtammen oder durch einen näheren oder entfernteren gemeinſchaft⸗ 
lichen Stammelternteil (parens), der ſelbſt auch zu der Gruppe gerechnet wird, mit ihm 
verwandt ſind, und daß die Verwandten einer durch einen entfernteren Stammelternteil 
des Erblaſſers verbundenen Gruppe erſt in Ermangelung einer durch einen näheren Stamm⸗ 
elternteil verbundenen Gruppe zur Erbſchaft gelangen. Dieſe successio ordinis iſt im 
BOB in ſtreng formaler Weile durchgeführt. Das Syſtem iſt aber des weiteren in der 
Weiſe ausgeſtaltet, daß innerhalb der drei erſten Ordnungen in der Richtung nach aufwärts 
Linegrerbfolge, d. h. Teilung der Erbſchaft in eine väterliche und eine mütterliche Linie, 
bzw. in je zwei großväterliche und großmütterfiche Linien; in der Richtung nach abwärts 
aber Stammeserbfolge eintritt, die bedeutet, daß jedes Stammesglied, ſolange es vor⸗ 
handen iſt, die von ihm abſtammenden — durch ihn mit dem Erblaſſer verwandten — 
Stammesglieder von der Erbſchaft ausſchließt und daß an Stelle eines weggefallenen 
Stammesgliedes die von dieſem abſtammenden Stammesglieder ohne Rückſicht darauf, ob 
fie dem Grade nach näher oder entfernter mit dem Erblaſſer verwandt find, treten (Eintritts⸗ 
recht, auch Repräſentationsrecht genannt; vgl. aber A 4, während in der vierten und den 
ferneren Ordnungen lediglich die Nähe der Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer, ohne Unter⸗ 
ſcheidung von Linien und Stämmen, entſcheidet (Gradualerbfolge). — Die Zahl der erb⸗ 

erechtigten Verwandtenordnungen iſt eine unbeſchränkte (der Code eivil erkennt nur zwölf 
an die ſeit geraumer Zeit beſtehenden Reformbeſtrebungen, die eine Einſchränkung des 
geſetzlichen Verwandtenerbrechts in entfernteren Graden zugunſten eines ſtaatlichen Erb: 
rochts herbeiführen wollen, haben fich bis jetzt noch nicht durchſetzen können (vgl. aber Vorbem 

zu dieſem Buche). — Das geſetliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten (88 1931—1984) 
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tritt teils neben das Erbrecht der Verwandten in der Weiſe, daß es dieſes auf eine Quote 
beſchränkt, teils ſchließt es dieſes aus. Für gewiſſe Verwandte (Abkömmlinge, Eltern) und 
für den Ehegatten tritt, wenn ſie durch das Geſetz zur Erbfolge berufen ſein würden, aber 
durch Verfügung des Erblaſſers ausgeſchloſſen find, an die Stelle des Erbrechts ein Pflicht- 
teilsrecht (§ 2303). a 3 

2. Der Erblaſſer ſelbſt iſt parens der erſten Ordnung. Abkömmlinge find feine 
Kinder aus einer oder mehreren Ehen, auch aus geſchiedener Ehe, ſeine Enkel, Urenkel uff. 
Nach der geſetzlichen Erbfolgeordnung regelt ſich auch die gegenſeitige Unterhaltspflicht 
(88 1606, 1609). Das uneheliche Kind ſteht nur zur Mutter und deren Verwandten im 
Verhältnis des Abkömmlings (8 1705). Zum Vater und feinen Verwandten erſt nach der 
Legitimation durch nachfolgende Ehe (88 1719—1722). Vgl. aber wegen eines vor dem 
Inkrafttreten des BOB geborenen ſog. Brautkindes EG Art 208 Abſ 2 ſowie wegen der 
zukünftigen Geſetzgebung Art 121 der Reichsverfaſſung v. 11. 8. 19. Die Ehelichkeits⸗ 
erklärung verſchafft dem Kinde und ſeinen Abkömmlingen nur ein Erbrecht gegen den Vater, 
nicht gegen deſſen Verwandte, ſomit auch nicht gegen die ehelichen oder andere gleichfalls 
legitimierte Kinder des Vaters und umgekehrt (88 1736, 1737). Weſentlich das gleiche gilt 
von der Annahme an Kindes Statt (88 1757, 1762, 1763). Das Erbrecht des Kindes 
kann im Annahmevertrage ausgeſchloſſen werden (§ 1767 Abſ 1). Dem Aunehmenden 
ſteht gegen das Kind überhaupt kein Erbrecht zu (8 1759). Das Erbrecht des Kindes gegen 
feine leiblichen Verwandten bleibt unberührt (8 1764). Kinder aus nichtigen Ehen 88 1699ff. 
Wegen der bisherigen landesherrlichen und der ehemals reichsſtändiſchen Familien vgl. 
Vorbem 2 zu dieſem Buche. 

3. Der dem Grade nach nähere Abkömmling (8 1589) ſchließt ſeine eigenen Abkömm⸗ 
linge aus, falls er endgültiger Erbe wird. Lebt er zwar beim Tode des Erblaſſers, wird 
aber der Erbſchaftsanfall an ihn rückgängig gemacht infolge Erbausſchlagung oder Erb⸗ 
unwürdigkeitserklärung (88 1953, 2344), fo treten feine Abkömmlinge in derſelben Weiſe 
an ſeine Stelle, als wenn er zur Zeit des Erbfalls nicht mehr gelebt hätte (88 1953 Abi 2, 2344 
Abſ 2). Ein Anwachſungsrecht zugunſten der Perſonen, mit denen der Weggefallene 
gemeinſchaftlich zur Erbſchaft gelangt wäre, findet gemäß dem Grundſatze der Simultan ⸗ 
berufung (A 1 zu § 1922) nicht ſtatt. — Gleiches muß, obwohl es an einer ausdrücklichen 
Beſtimmung fehlt, auch gelten, wenn der nähere Abkömmling bei dem Tode des Erblaſſers 
zwar noch lebt, aber von der Erbſchaft durch Verfügung von Todes wegen ausgeſchloſſen 
iſt, ohne daß ein anderer als Erbe eingeſetzt ift (§ 1938), ſofern nicht der Wille des Erblaſſers, 
auch die Abkömmlinge des Ausgeſchloſſenen auszuſchließen, zum Ausdruck gelangt iſt (RG 
910 208 194; JW 1913, 86914 und Warn 1917 Nr 181). Wegen des Erbverzichts 

a. 8 

4. Das „An die Stelle treten“ bedeutet nicht ein bloßes Repräſentationsrecht, ſondern 
ein grundsätzlich ſelbſtändiges Erbrecht des entfernteren Abkömmlings für den Fall, daß der 
nähere wegfällt (Ebbecke LZ 1919, 506ff.): es findet auch ſtatt, wenn dieſer nicht Erbe des⸗ 
ee der ihn ausgeſchloſſen haben würde, geworden iſt. Doch erſtreckt ſich die Wirkung 
9905 von dem näheren Abkömmlinge mit dem Erblaſſer abgeſchloſſenen Erbverzichts 
Lage alle im Zweifel auch auf feine Abkömmlinge ($ 2349); der Vorſahr iſt alſo in der 
1 auf pieſe Weiſe über das Eintrittsrecht feiner Abkömmlinge zu verfügen. Haben die 
Vertragſchließenden das nicht gewollt, fo treten die Abkömmlinge auch hier an die Stelle 
ihres Vorfahren, gleich als wenn dieſer zur Zeit des Erbfalls nicht mehr am Leben geweſen 
wäre (8 2846 Ab 1 Sat 2). Der an die Stelle feines Vorfahren tretende Abkömmling 
tritt and) In deſſen Auegleichungspflicht ein (8 2051). i f 
75 1 unmittelbare Abkömmlinge des Erblaſſers (Kinder) erhalten die ganze Erb; 
ſchaft nach Kopfteilen, vorbehaltlich der Konkurrenz des überlebenden Ehegatten, der ein 
Viertel erhält. Mehrere an die Stelle ihres gemeinſchaftlichen Stammelternteils tretende 
Abkömmlinge erhalten zuſammen deſſen Anteil unter ſich zu gleichen Teilen; it einer von 
ihnen weggefallen, fo treten deſſen Abkömmlinge in feinen Anteil ein (Unterſſammteilung). — 
Anteile im Falle mehrfacher Verwan L 1027. — Bei foörtgeſeſſer Gutergemeinſchaft 
keine Erbfolge der Abkömmlinge in den Anteil am Geſamtgute ($ 1483). 


§ 1925 
Geſetzliche Erben der zweiten Ordnung ſind die Eltern des Erblaſſers 
und deren Abkömmlinge!). 
Leben zur Zeit des Erbfalls die Eltern, ſo erben ſie allein und zu gleichen 
Teilen?). 
Lebt zur Zeit des Erbfalls der Vater oder die Mutter nicht mehr, ſo 
treten an die Stelle des Verſtorbenen deſſen Abkömmlinge nach den für 
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die Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vorſchriften). Sind Ab⸗ 
kömmlinge nicht vorhanden, ſo erbt der überlebende Teil allein“). 
E 1 1966 II 1802; M 5 361; P 5 467. 


1. In der zweiten Ordnung rückt die Erbfolge aufwärts bis zu den Eltern lim Sinne 
von Einzelperſonen, keine „Elternſchaft“, RG 94, 242) und von dieſen, ſoweit ſie zur Zeit 
des Erbfalls weggefallen find (Abſ 2 u. 3) wieder abwärts auf ihre Abkömmlinge ($ 1924 
A 2), d. h. auf die Geſchwiſter, Neffen, Nichten, Großneffen uſw. des Erblaſſers. Die zweite 
Ordnung tritt erſt ein, wenn Abkömmlinge des Erblaſſers nicht vorhanden ſind. Dem Tode 
ſteht auch hier der Wegfall durch Ausſchlagung, Erbunwürdigkeit oder Ausſchließung gleich 
(vgl. A 3 zu § 1924). Daneben Erbrecht des überlebenden Ehegatten zur Hälfte der Erb- 
ſchaft $ 1931. Pflichtteilsrecht $ 2308. 


2. Nur wenn beide Eltern leben, iſt das Erbrecht ihrer Abkömmlinge gänzlich ausge⸗ 
ſchloſſen (Schoßfallrecht). Sonſt gilt Abſ 3. Auch hier ift vorausgeſetzt, daß die Eltern 
wirklich erben (8 1924 A 3). Ihr Verzicht (vgl. A 4 zu § 1924) bindet jedoch nicht ihre 
Abkömmlinge; $ 2349 iſt hier nicht anwendbar. Die Mutter des unehelichen Kindes beerbt 
dieſes, wenn es keine Abkömmlinge hat, allein in der zweiten Ordnung ($ 1705), gegebenen- 
falls in Konkurrenz mit dem Ehegatten. Wird es für ehelich erklärt, ſo erlangt nur der 
Vater, nicht die Frau des Vaters Erbrecht (88 1736, 1737). Den Adoptiveltern fteht kein 
Erbrecht zu (§ 1759). Hat im Falle der nichtigen Ehe der Vater allein die Nichtigkeit 
gekannt und deshalb kein Erbrecht, ſo wird das Erbrecht ſeiner Verwandten dadurch nicht 
ausgeſchloſſen, da das Kind als ehelich gilt; anders, wenn beide Ehegatten die Nichtigkeit 
gekannt haben (88 1699 ff.). 

3. Iſt ein Elternteil verſtorben, fo treten ſeine Abkömmlinge (die Geſchwiſter und 
Geſchwiſterkinder des Erblaſſers) an die Stelle. Die auf den verſtorbenen Elternteil vor⸗ 
behaltlich eines etwaigen Ehegattenerbrechts entfallende Hälfte verteilt ſich innerhalb der 
Linie gemäß $ 1924 Abſ 2, 3 nach Stämmen, unter Kindern desſelben Stammes nach Kopf- 
teilen (Abſ 4). Halbbürtige Geſchwiſter und deren Abkömmlinge rücken mithin, zu⸗ 
ſammen mit den vollbürtigen Geſchwiſtern, nur in die Erbhälfte desjenigen vorverſtorbenen 
Elternteils ein, welchen ſie mit dem Erblaſſer gemein haben. Zu der Hälfte des anderen 
Teiles haben fie überhaupt kein Erbrecht. Mehrere uneheliche Geſchwiſter haben gegen ⸗ 
ſeitiges Erbrecht, nachdem die Mutter weggefällen. 12 8 
3 n 1 

4. Hat der verſtorbene Elternteil Abkömmlinge nicht hinterlaſſen, ſo geht die auf ihn 
treffende Hälfte nicht auf die vorhandenen Verwandten dritter Ordnung ſeiner Linie, ſondern 
auf den überlebenden Elternteil über. Die Großeltern dieſer Linie (Eltern des verſtorbenen 
Elternteils) werden alſo durch den überlebenden Elternteil ausgeſchloſſen. Das Linien: 
prinzip iſt hier zugunſten der successio ordinis und deren abſoluter Durchführung durch⸗ 
brochen. Folgerichtig wird man auch annehmen müſſen (obwohl eine ausdrückliche Ent 
ſcheidung dieſes Falles durch das Geſetz fehlt), daß, wenn beide Eltern verſtorben und nur 
Abkömmlinge eines Elternteils (halbbürtige Geſchwiſter) vorhanden find, dieſe auch die auf 
den andern Elternteil entfallende Hälfte erhalten, alſo deſſen Eltern (die anderſeitigen Groß 
eltern des Erblaſſers) ausſchließen (ſo K OLG 20, 425). 


8 1926 


Geſetzliche Erben der dritten Ordnung ſind die Großeltern des Erblaſſers 
und deren Abkömmlinge). 

Leben zur Zeit des Erbfalls die Großeltern, ſo erben ſie allein und zu 
gleichen Teilen?). 

Lebt zur Zeit des Erbfalls von den väterlichen oder von den mütter⸗ 
lichen Großeltern der Großvater oder die Großmutter nicht mehr, ſo treten 
an die Stelle des Verſtorbenen deſſen Abkömmlinge?). Sind Abkömm⸗ 
linge nicht vorhanden, ſo fällt der Anteil des Verſtorbenen dem anderen 
Teile des Großelternpaars und, wenn dieſer nicht mehr lebt, deſſen Ab⸗ 
kömmlingen zu!). 

Leben zur Zeit des Erbfalls die väterlichen oder die mütterlichen Groß⸗ 
eltern nicht mehr und find Abkömmlinge der Verſtorbenen nicht vorhanden, 
ſo erben die anderen Großeltern oder ihre Abkömmlinge alleins). 
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Soweit Abkömmlinge an die Stelle ihrer Eltern oder ihrer Voreltern 
treten, finden die für die Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vor⸗ 


ſchriften Anwendung“). 
E I 1968 II 1803; M 5 864, 365; P 5 467409. 


1. In der dritten Ordnung rückt die Erbfolge aufwärts bis zu den Großeltern und 
von dieſen, ſoweit ſie zur Zeit des Erbfalls weggefallen ſind, wieder abwärts auf ihre Ab⸗ 
kömmlinge ($ 1924 A 2), d. h. auf die Onkel, Tanten, Vettern und Baſen des Erblaſſers. 
Die dritte Ordnung rückt nur ein, wenn weder Verwandte der erſten noch der zweiten zur 
Erbſchaft gelangen können ($ 1930). Erbrecht des überlebenden Ehegatten neben Groß⸗ 
eltern, ausſchließlich gegenüber anderen Verwandten der dritten Ordnung § 1931. Kein 
Pflichtteilsrecht der Verwandten dieſer Ordnung. > 

2. Auch hier iſt vorausgeſetzt, daß alle, regelmäßig vier Großelternteile auch wirklich 
Erben werden (88 1924 A 8, 1925 A 2). Sie erben dann je /. Hatte der Erblaſſer 
von vornherein im Rechtsſinne weniger als vier Großeltern (nämlich wenn er ſelbſt oder 
ſeine beiden Eltern unehelich geboren waren, zwei; wenn ein Elternteil unehelich geboren 
war, drei), fo erhöhen ſich die Anteile der einzelnen Großelternteile entſprechend. 

3. Nach den für die Beerbung in der erſten Ordnung geltenden Vorſchriften (Abſ 5; 
vgl. zu 8 1925 A 3). Wegen der mit dem Erblaſſer nur durch einen Großelternteil ver · 
wandten Abkömmlinge von Großeltern (halbbürtige Onkel uſw.) gilt gleiches wie von den 
halbbürtigen Geſchwiſtern (vgl. ebenda). 1 

4. Die dem väterlichen und die dem mütterlichen Großelternpaare (vorbehaitlich immer 
eines konkurrierenden Ehegattenerbrechts) zukommenden Hälften der Erbſchaft verbleiben 
den von ihnen ausgehenden Linien, ſolange auch nur ein Glied der betreffenden Linie vor⸗ 
handen iſt, auch wenn beide Großelternpaare verſtorben find (SeuffA 56 Nr 52). Jedes 
der Großelternpaare wird dabei unter ſich als zu einer Einheit verbunden angeſehen. Was 
nach 9 1925 Abſ 3 von dem überlebenden Elternteile gilt (vgl. A 4 dazu), das gilt hier von 
dem überlebenden Teile des in Frage kommenden Großelternpaares. Hat alſo der ver⸗ 
ſtorbene Teil eines Großelternpaares Abkömmlinge nicht hinterlaſſen, ſo erhält das auf ihn 
treffende Viertel der andere Teil dieſes Großelternpaares. Iſt auch dieſer verſtorben, jo 
fällt er an deſſen Abkömmlinge, alſo, da gemeinſchaflliche Abkömmlinge in dem unterſtellten 
Falle nicht vorhanden ſind, an etwaige aus einer anderen Ehe dieſes Großelternteils ſtammende 
oder, wenn es ſich um eine Großmutter handelt, deren uneheliche Abkömmlinge. 

5. Wenn gar keine Abkömmlinge des einen Großelternpaares oder eines Teiles von ihm 
vorhanden find, fo gehen die auf dieſe Linie entfallenden Anteiſe auf das andere Großeltern ⸗ 
paar und deſſen Abkömmlinge über. Erſt wenn auch dieſe fehlen, tritt die vierte Ordnung 
ein. Das folgt auch hier aus der successio ordinis ($ 1930). i 
Ei 6. 5 1924 Abf 2, 3: Ausſchließung entfernterer durch lebende nähere Abkömmlinge; 

intrittsrecht; Stammeserbfolge. Vgl. A 3, 4 zu $ 1925. 


8 1927 


. in der erſten, der zweiten oder der dritten Ordnung verſchiedenen 
Stämmen angehört), erhält den in jedem dieſer Stämme ihm zufallenden 


Anteile). Jeder Anteil gilt als beſonderer Erbteil“). 
E 1 1967 II 1804; M 5 868, 364; P 5 467. 


1. Mehrfache Verwandtſi : i i tracht, als ſie innerhalb 
derſelben Ordnung en u 10 begründet. Eine 
ein mehrfaches Erbrecht begründende mehrfache Verwandtſchaft innerhalb derſelben Ord⸗ 
nung kann dadurch entſtehen, daß einer Che zwiſchen zwei dieſer Ordnung angehörigen 
Verwandten des Erblaſſers, ſoweit eine ſolche nach § 1310 zuläſſig iſt, ein Abkömmling ent» 
ſtammt, der durch beide Stammeseltern mit dem Erblaſſer verwandt, alſo in beiden Stämmen 
zur Erbſchaft berufen ift, 3. B. ein Urenkel des Erblaſſers aus einer Che zwiſchen einem Enkel 
und einer Enkelin (erſte Ordnung) oder ein Abkömmling aus einer Ehe zwiſchen dem Sohne 
einer Schweſter und der Tochter eines Bruders des Erblaſſers (zweite Ordnung). Eine 
mehrfache Verwandtſchaft ſolcher Art kann auch durch Annahme an Kindes Statt in 
der Weiſe herbeigeführt werden, daß eine Frauensverſon das uneheliche Kind ihrer Tochter 
an Kindes Statt annimmt; dieſes erhält dadurch, ohne das ihm aus feiner natürlichen Ver⸗ 
wandtſchaft als Enkel zuſtehende Erbrecht zu verlieren (8 1764), das Erbrecht eines ehelichen 
Kindes der annehmenden Großmutter (§ 1757), ſo daß es nach Maßgabe dieſes doppelten 
Erbrechts mit andern Abkömmlingen ſeiner Großmutter konkurriert. Dagegen entſteht ein 
mehrfaches Erbrecht nicht dadurch, daß die uneheliche Mutter ſelbſt ihr Kind an Kindes 
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Statt annimmt oder daß der Vater eines unehelichen Kindes es an Kindes Statt annimmt 
und ſpäter mit der Mutter die Ehe ſchließt, da hier nur eine einfache Verwandtſchaft als 
eheliches Kind aus mehreren rechtsbegründenden Tatſachen ſich ergibt. Wegen des Ehe⸗ 
gatten, der zugleich als Verwandter zur Erbfolge berufen iſt, vgl. § 1984. 

2. Die mehrfache Verwandtſchaft hat nur Bedeutung, ſoweit die Erbfolge nach Stämmen 
reicht, alſo in den erſten drei Ordnungen. Der mehrfach Verwandte wird Inhaber einer 
feinen mehreren Verwandtſchaftsverhältniſſen entſprechenden Anzahl von Stammesanteilen. 
Iſt er z. B. mit dem Erblaſſer doppelt verwandt und neben ihm als einzigem Angehörigen 
ſeines Stammes noch ein anderer Stamm vorhanden, ſo entfallen auf ihn zwei, auf den 
anderen Stamm ein Stammesanteil. 

3. Ebenſo § 1934 Satz 2 bezüglich des überlebenden Ehegatten. Für jeden Erbteil gelten 
die ſich auf die Erbſchaft beziehenden Vorſchriften ($ 1922 Abſ 2). Daher Möglichkeit beſonderer 
Verfügung aus § 2033, aber auch Haftung für die beſonderen darauf ruhenden Beſchwerungen 
und Verbindlichkeiten. Auch das Ausſchlagungsrecht kann für jeden Anteil beſonders aus: 
geübt werden, da nach Satz 2 jeder Anteil unbeſchränkt (im Gegenſatze zu 88 1936, 2095) 
als beſonderer Erbteil gilt und als verſchiedene Berufungsgründe im Sinne von $ 1951 
nicht nur Geſetz und Verfügung von Todes wegen, ſondern auch die Berufung zu mehreren 
beſonderen Erbteilen kraft Geſetzes infolge mehrfacher familieurechtlicher Beziehung zu dem 
Erblaſſer (Verwandtſchaft, Ehe) anzuſehen fein dürfte (fo Kipp, Erbrecht $ 54 112d und 
Note 4; a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars; vgl. § 1951 A 2). 


8 1928 


Geſetzliche Erben der vierten Ordnung ſind die Urgroßeltern des Erb⸗ 
laſſers und deren Abkömmlinge). 

Leben zur Zeit des Erbfalls Urgroßeltern, jo erben fie allein?); mehrere 
erben zu gleichen Teilen, ohne Unterſchied, ob fie derſelben Linie oder ver⸗ 
ſchiedenen Linien angehören“). 

Leben zur Zeit des Erbfalls urgroßeltern nicht mehr, ſo erbt von ihren 
Abkömmlingen derjenige, welcher mit dem Erblaſſer dem Grade nach am 
nächſten verwandt iſt; mehrere gleich nahe Verwandte erben zu gleichen 


Teilen“). 
E 1 1969 II 1805; M 5 366; P 5 469—471. 


1. In der vierten Ordnung rückt die Erbfolge aufwärts bis zu den vier Urgroßeltern- 
paaren und von dieſen, jedoch nur wenn ſie zur Zeit des Erbfalls ſämtlich weggefallen 
ſind (Abs 2 u. 3), wieder abwärts auf ihre Abkömmlinge. Unter dieſen — den ent⸗ 
fernten Seitenverwandten des Erblaſſers — ſchließt aber der dem Grade nach nächſte Ver⸗ 
wandte alle übrigen von der Erbfolge aus. Der überlebende Ehegatte erhält die ganze 
Erbſchaft ($ 1931 Abſ 2). 

2. Abweichend von 88 1925 Abſ 3 und 1926 Abſ 3 ſchließt auch nur ein einziger noch 
lebender und wirklich zur Erbfolge gelangender ($ 1924 A 3) Urgroßelternteil die Abkömm⸗ 
linge vorverſtorbener Urgroßeltern gänzlich aus (unbeſchränktes Schoßfallrecht). 

3. Auch die Scheidung nach der Vater⸗ und der Mutterfeite und die darauf 
0 10 9 07 Einheit der Vorfahrenpaare ($ 1926 A 4), alſo die Linearerbfolge iſt auf⸗ 
gegeben. N 

4. Abweichend von den drei erſten Ordnungen gilt von der vierten Ordnung ab 
(58 1928, 1929) innerhalb der Ordnung die Gradualerbfolge. Die Erbfolge nach Stämmen 
($ 1924 Abſ 3) iſt aufgegeben. Unter den Nachkommen, die von den acht in der vierten Ord⸗ 
nung in Betracht kommenden Urgroßelternteilen abſtammen, ſchließt derjenige, welcher mit 
dem Erblaſſer dem Grade nach am nächſten verwandt, d. h. durch die geringſte Zahl von 
Zeugungen verbunden iſt ($ 1589 Abſ 1 Satz 3), ohne Rückſicht auf Voll» oder Halbbürtigkeit 
( 1925 A 3), alle anderen aus. Sind mehrere gleich nahe Verwandte des Erblaſſers in 
dieſem Sinne vorhanden, fo erben fie zu gleichen Teilen ohne Rückſicht auf etwaige mehr 
fache Verwandtſchaft (8 1927). 


S 1929 
Geſetzliche Erben der fünften Ordnung und der ferneren Ordnungen ſind 
die entfernteren Voreltern des Erblaſſers und deren Abkömmlinge!). 
Die Vorſchriften des § 1928 Abſ 2, 3 finden entſprechende Anwendung). 


E 1 1969 II 1806; M 5 366, 367; P 5 469—471. 
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1. Das Verwandtenerbrecht des BGB iſt unbegrenzt (vgl. A 1 zu $ 1924). 

2. Auch in den ferneren Ordnungen tritt innerhalb einer jeden Orduung (successio ordinis, 
$ 1980) reine Gradualerbfolge ein, indem ein noch lebender Vorelternteil, als dem Grade 
nach am nächſten verwandt, alle Abkömmlinge dieſer Ordnung, ohne Unterſchied, ob 
ſie von ihm oder von anderen Voreltern der gleichen Ordnung abſtammen 
(darin liegt der Gegenſatz zur Stammeserbfolge in den drei erſten Ordnungen), und von 
den Abkömmlingen der dem Grade nach nähere den entfernteren, ohne Rückſicht auf die 
Abſtammung des letzteren von ihm oder von anderen Voreltern (auch hier Gegenſatz zur 
Stammeserbfolge) ausſchließt (vgl. $ 1928 A A). 2 


8 1930 


Ein Verwandter iſt nicht zur Erbfolge berufen, ſolange ein Verwandter 
einer vorhergehenden Ordnung vorhanden iſt!). 

E I 1970 II 1807; M 5 367; P 5 471. 

1. Der Paragraph ſpricht den mit abſoluter Strenge bereits durch die vorhergehenden 
Beſtimmungen feſtgelegten Grundſatz der successio ordinis nochmals ausdrücklich aus. Unter 
„Berufung, iſt hier der wirkliche Erbanfall zu verſtehen; die bedingte Berufung als An- 
wartſchaft für den Fall des Wegfallens des vorgehend Berufenen tritt ſchon mit dem Erb⸗ 
falle ein (Simultanberufung; vgl. $ 1922 A 2), ſo daß man von mehreren nacheinander 
erfolgenden (ſukzeſſiven) Berufungen, wie ſie der Wortlaut des $ 1930 annehmen laſſen 
könnte, nicht wohl ſprechen kann. — Der einer ſpäteren Ordnung angehörige Verwandte 
braucht den Wegfall der zu einer früheren Ordnung gehörigen durch Ausſchlagung oder 
Erbunwürdigkeit nicht zu erleben; tritt der Wegfall ein, ſo gilt der Erbanfall an ihn als 
bereits mit dem Tode des Erblaſſers erfolgt (vgl. a. a. O.). 


g 8 1931 

Der überlebende Ehegatte des Erblaſſers!) iſt neben Verwandten der 
erſten Ordnung zu einem Vierteile, neben Verwandten der zweiten Ordnung 
oder neben Großeltern zur Hälfte der Erbſchaft als geſetzlicher Erbe be⸗ 
rufen?). Treffen mit Großeltern Abkömmlinge von Großeltern zuſammen, 
ſo erhält der Ehegatte auch von der anderen Hälfte den Anteil, der nach 
$ 1926 den Abkömmlingen zufallen würdes). 

Sind weder Verwandte der erſten oder der zweiten Ordnung noch Groß⸗ 
eltern vorhanden, ſo erhält der überlebende Ehegatte die ganze Erb⸗ 
ſchuft 8). 

E 1 1971 Abf 1 II 1808; M 5 367-372; P 5 471—480; 6 100-102; KB 306. 

El 1. Ehegatte des Erblaſſers iſt nur, wer bis zum Erbfall mit dem Erblaſſer in gültiger 
he geſtanden hat. Dies iſt nicht der Fall, wenn die Ehe vor dem Tode des Erblaſſers auf 
liche Scheidung 


($ 1348) aufgelöſt N i R ichtiakei ch 
dem 800 u Een iſt. Auch ohne daß Nichtigkeitsklage erhoben worden, kann nach 


über dem das Erbrecht in Anf 


die Nichtigkeit einer aufechtbaren Ehe dagegen nach dem Tode des anfechtungsberech⸗ 


tigten Ehegatten nur, wenn di h : i 0 ngsſocht 
hatte ($ 1343 Abſ 2). ich dieſer bei Lebzeiten die Ehe im Wege der Klage angefochten 


dem Tode des nicht anfechtungsberechtigten an ($ 1342), jo kann er ein Erbrecht nicht geltend 


Ehegatten. — Der Scheidung ſteht die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft, ſofern 

:geltellt iſt (58 1586, 1587), auch hinſichtlich des Erbrechts 
gleich (arg. $ 1933); dagegen beeinträchtigt das bloße tatſächliche Getrenntleben bis 
zum Tode das Erbrecht nicht, außer wenn etwa bei einer vor 1. 1. 00 geſchloſſenen Ehe 
der für ſolche in Art 202 Satz 2 EG gemachte Vorbehalt zutrifft. 15 


Bech, Kommentar von Reichsgerſchtsräten. III. Band. 3. Aufl. 34 
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2. Das BG beruft, in Anknüpfung an deutſchrechtliche Anſchauungen (preußiſches, 
ſächſiſches Recht), den Ehegatten auch neben Abkömmlingen als vollberechtigten Erben, 
nicht nur zum Nießbrauch oder als Vorerben. Der auf ihn fallende Teil der Erbſchaft wird 
deshalb, ſofern nicht anders über ihn verfügt wird, auch auf die aus einer andern Ehe 
ſtammenden oder, ſofern es ſich um eine Frau handelt, unehelichen Abkömmlinge und auf 
die Seitenverwandten des überlebenden Ehegatten weitervererbt und dadurch der Familie 
des Erblaſſers inſoweit endgültig entzogen. Die Berufung erfolgt neben Abkömmlingen 
des Erblaſſers (erſte Ordnung, $ 1924) und neben feinen Eltern und deren Abkömmlingen 
(zweite Ordnung, § 1925), ſowie aus der dritten Ordnung neben ſeinen Großeltern als 
Miterbe zu einem Erbteile (/ bzw. 1/,); andere Verwandte werden durch den Ehegatten 
ausgeſchloſſen. 

3. Die Beſtimmung hängt zuſammen mit dem in Abſ 2 ausgeſprochenen Grundſatze, 
daß der Ehegatte die Abkömmlinge von Großeltern ausſchließen ſoll, und regelt die 
Art und Weile, in welcher ſich dieſe Ausſchließung bei dem Zuſammentreffen von Großeltern 
mit Abkömmlingen anderer Großeltern vollzieht. Danach erhält der Ehegatte außer der 
ihm neben Großeltern überhaupt zuſtehenden Hälfte der Erbſchaft diejenigen Anteile von 
der anderen Hälfte, die, wenn er nicht vorhanden wäre, nach Maßgabe des $ 1926 Abſ 8—5 
den Abkömmlingen weggefallener Großeltern zufallen würden. Dieſe Anteile geſtalten 
ſich verſchieden groß, je nachdem ein, zwei oder drei Großelternteile, von denen auf jeden 
ein Achtel der Erbſchaft fallen würde, mit oder ohne Abkömmlinge weggefallen ſind. Der 
Ehegatte erhält das Achtel eines jeden weggefallenen Großelternteils, von dem Abkömm⸗ 
linge vorhanden ſind, an deren Stelle. Iſt der eine Teil eines Großelternpaares ohne 
Abkömmlinge weggefallen, ſo geht ſein Achtel auf den andern Teil des Paares über; der 
Ehegatte erhält es alſo nicht. Iſt auch der andere Teil des Paares weggefallen, ſo erhält, 
wenn Abkömmlinge von ihm (halbbürtige) vorhanden find, der Ehegatte die zwei Achtel, 
die dieſen zufallen würden; andernfalls gehen dieſe zwei Achtel auf das andere Großeltern ⸗ 
paar über. it auch von dieſem ein Teil weggefallen, jo erhält, wenn Abkömmlinge von 
ihm vorhanden ſind, der Ehegatte die auf dieſe fallenden drei Achtel; andernfalls gehen ſie 
auf den andern Teil dieſes Großelternpaares über und dieſer erhält alſo, als allein noch 
vorhandener Großelternteil, mit feinem Achtel die ganze andere Hälfte der Erbſchaft; der 
Ehegatte bleibt auf ſeine Hälfte beſchränkt. 

4. Andere Verwandte der dritten Ordnung als Großeltern (alſo Onkel, Tanten, Vettern 
1 18 alle Verwandten der ferneren Ordnungen werden durch den Ehegatten aus⸗ 
geſchloſſen. 

5. Pflichtteilsrecht des Ehegatten $ 2808. Mehrfaches Erbrecht $ 1934. Fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft 58 1483 ff. — Für das übergangsrecht ift von Bedeutung, daß Art 200 
EG die erbrechllichen Wirkungen des bisherigen Güterſtands beſtehen läßt (vgl. Vorbem 8 
zu dieſem Buche). Das in dem preuß. Gef v. 16. 4. 60 geregelte Recht der weſtfäliſchen 
Gütergemeinſchaft iſt hinſichtlich feiner erbrechtlichen Wirkungen durch das AG 
als Ganzes aufrechterhalten worden, einſchließlich der durch die Verweiſung in § 7 zum 
Beſtandteil des Sonderrechts gewordenen Vorſchriften des Pr. ALR; danach kann der über⸗ 
lebende Ehegatte weder im Falle beerbter noch unbeerbter Ehe ein Erbrecht auf Grund 
des $ 1931 geltend machen (RG 60, 165). — Enthält das bisherige befondere Güterrecht 
keine Beſtimmungen über das Recht des überlebenden Ehegatten für den Fall der Errichtung 
eines Teſtaments, insbeſondere über ein Pflichtteilsrecht des Ehegatten, ohne ein ſolches 
auszuschließen, fo find die Vorſchriften des BGB über das Pflichtteilsrecht anwendbar: 
find dagegen in dem älteren Güterrechte gewiſſe unentziehbare Rechte des überlebenden 
Ehegatten, insbeſondere ein Nutznießungsrecht, begründet, ſo iſt daneben kein Raum für 
das Pflichtteilsrecht des BIB (JW 1912, 29815; pgl. auch 1905, 132%). — Sind unter der 
Herrſchaft eines Rechtes, welches ein Erbrecht des überlebenden Ehegatten nicht kannte, ind» 
beſondere des gemeinen Rechtes, einem Ehegatten von dem andern Zuwendungen für den 
Fall des Überlebens in Erb oder Eheverträgen gemacht, fo ift für die Frage, ob dadurch 
das Erbrecht des überlebenden Ehegatten nach BGB ausgefchloffen wird, entſcheidend, ob 
der Wille des Erblaſſers (richtiger: der Vertragſchließenden) dahin ging, daß der Bedachte 
lediglich das Zugewendete und ſonſt nichts aus dem Nachlaſſe erhalten ſollte (RG Warn 
1912 Nr 438; RG 49, 44; auch 25. 4. 11, III 55/10). Ein dahingehender Wille wird nur 
anzunehmen fein, wenn beſondere Umſtände dafür ſprechen (BayObL& Bang 1910, 160). 
Daraus, daß der Erblaſſer dem Ehegatten weniger zugewendet hat, als er ihm nach dem 
beſtehenden Rechte hätte zuwenden können, iſt ein ſolcher Wille noch nicht zu entnehmen. 
Iſt der Wille, den Ehegatten von allen weiteren Bezügen aus dem Nachlaſſe auszuſchließen, 
in einem Ehe- und Erbvertrage des franzöſiſchen Rechtes zum Ausdruck gekommen, ſo 
kann er hinſichtlich des geſetzlichen Erbrechts des Ehegatten keine Wirkung äußern, weil 
Erbverzichtsverträge nach franzöſiſchem Rechte ungültig waren (RG IW 09, 22010, unter 
Aufgabe von 40, 44; ferner 2. 5. 12, IV 366/11; vgl. Vorbem 8 zu dieſem Buche zu Art 217 
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EG). — Auslegungsfrage iſt auch, ob der überlebende Ehegatte das ihm durch eine ſolche 
ältere Verfügung Zugewendete, insbeſondere einen Nießbrauch, neben dem geſetzlichen 
Erbrecht des BGB verlangen kann oder nur, wenn er dieſes ausgeſchlagen hat (RG Warn 
1913 Nr 231; ferner 2. 5. 12, IV 866/11 und 16. 5. 17, IV 74/17). 


8 1932 


Iſt der überlebende Ehegatte neben Verwandten der zweiten Ordnung 
oder neben Großeltern geſetzlicher Erben, jo gebühren ihm außer dem Erb⸗ 
teile die zum ehelichen Haushalte gehörenden Gegenjtände?), ſoweit ſie nicht 
Zubehör eines Grundſtücks jind®), und die Hochzeitsgeſchenke“) als Voraus. 
Auf den Voraus finden die für Vermächtniſſe geltenden Vorſchriften An⸗ 


wendung'). 
E 1 1971 Ab 8 II 1809; M 5 372—375; P 5 472, 480, 481. 


1. Kein Voraus neben Abkömmlingen ($ 1924). Verwandte zweiter Ordnung $ 1925. 
Ganze Erbſchaft, alſo kein Voraus, gegenüber Abkömmlingen von Großeltern und Ver 
wandten fernerer Ordnungen $ 1931 Abſ 2. Der Ehegatte muß geſetzlicher Erbe geworden 
ſein. Deshalb ſteht der Voraus nicht zu dem auf Grund einer Verfügung von Todes wegen 
erbenden Ehegatten (RG 62, 110); ſchlägt er aber die Einſetzung als Erbe aus und nimmt 
die geſetzliche Berufung an ($ 1948), jo kann er den Voraus beanſpruchen. Ebenſowenig 
ſteht der Voraus dem Ehegatten zu, der auf die Erbſchaft verzichtet hat ($ 2346), von ihr 
ausgeſchloſſen ($ 1938) oder für unwürdig erklärt iſt ($ 2339) oder fie ausgeſchlagen hat 
G 1944; vgl. A 2 zu 9 1922). Er kann ſonach nicht die Erbſchaft ausſchlagen und den 
Voraus annehmen (jo mit Recht Dernburg V 19 A 8; Staudinger A 3; a. M. die zweite 
Auflage dieſes Kommentars U 5 mit Planck Erl. 4; die Anwendung der Vermächtnisgrund⸗ 
ſätze kann nicht dazu führen, von dem Erforderniſſe, daß der Ehegatte Erbe wird, abzufehen). 
Dagegen kann er die Erbſchaft annehmen und den Voraus ausſchlagen. Iſt der Ehegatte 
nicht zum Voraus berechtigt, jo müſſen die Gegenſtände, die den Voraus gebildet haben würden, 
bei Berechnung feines Pflichtteifs als zum Nachlaſſe gehörig angeſehen werden (der das 
ausdrücklich anordnende $ 1987 Satz 1 des I. Entwurfs iſt von der zweiten Kommiſſion als 
ſelbſtverſtändlich geſtrichen; P 5, 518). Anderſeits kommt der Voraus bei Berechnung des 
Pflichtteils der Eltern des Erblaſſers nicht als Teil des Nachlaſſes in Anſatz (§ 2811 Abf 1 
Satz 2); die in RG 62, 110 offen gelaſſene Frage der Anwendbarkeit dieſer Vorſchrift, wenn 
der Ehegatte nicht vorausberechtigt iſt, wird auf Grund des Wortlauts wie auch aus ſach⸗ 
lichen Gründen zu verneinen fein (vgl. § 1987 Satz 2 des EJ); durch die Anderung der Faſſung 
, 818) war wohl eine ſachliche Anderung nicht beabſichtigt. — Der Voraus kann dem 
a gatten dom Erblaſſer entzogen werden durch anderweite Vergebung der dazu gehörigen 
Leim ch oder auch mittelbar durch übermäßige Beſchwerung des Erben mit anderen 

2 niſſen (vgl. A 5). 
geg Jaushartsgegenſtände (vgl. auch 38 1882, 1620, 1640, 1989) kommen die den 
nicht aber Gegenſtände des indivi * 3 S ck 

individuellen Bedarfs des einzelnen Ehegatten (Kleidung, Schmu 0, 
ni 64 80 Gal Körbe. Dienft- oder Studienzwecken dienen. Nach der nn 
darunter zu besen 00) fteht nichts im Wege, auch unkörperliche eee ee a dit 19 
aus Abzahlungsvertra⸗ nei mars Anſprüche aus Lieferungsverträgen für ben ! 
die eheliche Wohnung vi Möbel, Wäſche u. dgl., ferner wohl auch bisherige 

5 cher wet, dem überlebenden Ehegatten bie Fortſctzung des bisherigen 
Rechte erreicht (fu 


8, Zubehör 55 97, 98. 
34* 


532 Erbrecht 


4. Hochzeitsgeſchente ſind die aus Anlaß ihrer Hochzeit den Ehegatten dargebrachten 
unentgeltlichen Zuwendungen, die als gemeinſchaftliches Eigentum gelten müſſen, ſofern 
fie nicht von dem Schenker ausdrücklich oder durch ſchlüſſige Handlungen nur für einen Ehe- 
gatten beſtimmt waren. Der überlebende Ehegatte erhält ſie ganz, wenn er vorausberechtigt 
iſt, ſonſt nur ſeinen Anteil. 

5. Der Voraus iſt vom BOB, entſprechend dem Grundſatze der erbrechtlichen Geſamt⸗ 
rechtsnachfolge (vgl. A 1 zu $ 1922), nicht als geſetzliches Erbrecht, ſondern als ein dem 
Ehegatten neben dem Erbrecht vom Geſetze zugewendetes Vermächtnis (sog. geſetzliches 
Vermächtnis; vgl. auch $ 1963) ausgeſtaltet. Er begründet ſomit ein Forderungsrecht 
($ 2174) auf Verſchaffung des Eigentums bzw. auf Übertragung der dazugehörigen Rechte 
gegen die als Beſchwerte anzuſehenden Erben, zu denen auch der Ehegatte ſelbſt gehört. 
Soweit dieſer beſchwert iſt, liegt ein Vorausvermächtnis (8 2150) vor; alſo kein Recht des 
Nacherben auf den Voraus ($ 2110 Abſ 2); beim Erbſchaftskaufe gilt er nicht als mitverkauft 
($ 2373). — Der Voraus gehört zu den Nachlaßverbindlichkeiten, für die der Erbe nach 
Maßgabe der 88 1967, 1975ff. haftet; er kann ſie berichtigen, wie ſie im Falle des Nach⸗ 
laßkonkurſes zur Berichtigung tommen würden ($ 1991 Abf 4), alſo nach den nicht aus Ver⸗ 
mächtuiſſen und Auflagen herrührenden ($ 226 Abſ 2 KO); zu den vom Erblaſſer angeord- 
neten find auch die geſetzlichen Vermächtniſſe zu rechnen (Sydow⸗Buſch KO $ 226 A 7, 
Begr. zur KO 47); ein Vorzugsrecht vor anderen hat der Voraus nicht. Miterben haften als 
Geſamtſchuldner ($ 2058); $ 2148 findet keine Anwendung, da er nur das Verhältnis unter 
mehreren Beſchwerten betrifft (ogl. A zu § 2148); der Ehegatte kann grundſätzlich Be 
richtigung des Voraus vor der Auseinanderſetzung verlangen (8 2046; vgl. aber A 1 dazu). — 
Zur Pflichtteilslaſt wird der Voraus gemäß 59 2318ff. heranzuziehen fein, ſofern es ſich 
um den Pflichtteil der Abkömmlinge handelt; nicht dagegen für den Pflichtteil der Eltern 
wegen $ 2311 Abſ 1 Satz 2 (vgl. A zu § 2318). 


8 1933 
Das Erbrecht des überlebenden Ehegatten ſowie das Recht auf den 
Bo raus!) iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf 
Scheidung wegen Verſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war?) 
und die Klage auf Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft erhoben Hatte?) ). 
E II 1810; Mö 5 370, 371; P 5 472, 480; KB 308. 


1. Ausſchluß des Ehegattenerbrechts. Mit dem geſetzlichen Erbrecht (8 1981) iſt zu⸗ 
gleich der hiernach ($ 2303) zu bemeſſende Pflichtteil ausgeſchloſſen. Ebenſo der Voraus 
$ 1932. Die gleichen Grundſatze gelten auch von letztwilligen Zuwendungen an den Ehe⸗ 
gatten ($ 2077). Unwirkſamkeit des gemeinſchaftlichen Teſtaments § 2268, des Erbvertrags 
8 2279 Abſ 2. Entziehung des Pflichtteils ohne Erhebung der Scheidungsklage 8 2335. 

2. Nur die auf Verſchulden beruhenden Scheidungsgründe (58 15651588) kommen 
in Betracht. Derjenige der Geisteskrankheit ($ 1569) genügt nicht; der Verluſt des Erbrechts 
tritt aber auch in dieſem Falle mit der Rechtskraft des Scheidungsurteils ein (A 1 zu $ 1981). 
Das Scheidungsrecht darf auch nicht durch Verzeihung (§ 1570), Friſtablauf ($ 1571) oder 
gemäß ZPO 8 616 erloſchen fein. 

3. Die Klage muß beim Tode des Erblaſſers bereits erhoben und darf nicht wieder 
zuruͤcgenommen fein (350 88 253, 271 Abs 3). Die Widerklage ſteht der Klage gleich, 
gilt aber als erhoben erſt mit der Stellung des Widerklageantrags in der mündlichen Ver⸗ 
handlung (§ 278 3 BO). Der Antrag auf Mitſchuldigerklärung genügt nicht; ebenſowenig 
die Einreichung des Zuſtellungsgeſuchs nach § 207 ZPO, falls die Zuſtellung erſt nach dem 
Tode des klagenden Ehegatten erfolgt ift; auch nicht die Ladung zum Sühneverſuch ($ 1571 
Abſ 3); in beiden Fällen beſchräntt ſich die Rückbeziehung auf die an den angeführten Geſetzes ⸗ 
ſtellen bezeichneten Wirkungen; das muß für die Ladung zum Sühnetermin um fo mehr 
gelten, als ſie noch die Herbeiführung einer Verſöhnung zum Zwecke hat (ſo mit Recht Planck 
Bern 2e, jetzt auch NE 7. 7. 19, IV 155/19, zum Abdruck beſtimmt; a. M. Dernburg V 
$ 19 Note 7). — Auch die bei einem örtlich oder ſachlich unzuſtändigen Gerichte angebrachte 
Klage ift „erhoben“. Durch den Tod des klagenden Teils wird der Eheſcheidungsprozeß 
als ſolcher erledigt (s 628 ZPO); über die Berechtigung des Scheidungsverlangens muß 
deshalb nötigenfalls in einem beſonderen Prozeſſe zwiſchen dem das Erbrecht in Anfpruch 
nehmenden Ehegatten und den durch ihn ausgeſchloſſenen oder beſchränkten Erben ent ⸗ 
ſchieden werden; dabei kommen die beſonderen Vorſchriften der ZPO über das Verfahren 
nicht in Anwendung; auch andere als die in der Klage geltend gemachten Scheidungsgründe, 
ſofern fie bei dem Tode des Erblaſſers noch beſtanden haben und diefer fie durch Klagerweiterung 
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1 $ 614 hätte geltend machen können, werden von den Erben zur Zurückweiſung des 
rbanſpruchs des Ehegatten benutzt werden können. — Wegen Aufhebung der ehelichen 
Gemeinſchaft (8 1575) vgl. A 1 zu § 1931. — Stirbt der beklagte Ehegatte vor Rechts⸗ 
kraft des Scheidungsurteils, ſo bleibt der Teil, der die Klage erhoben hatte, erbberechtigt. 

4. Beweislaſt. Wer das Erbrecht des überlebenden Ehegatten beſtreitet, hat das Vor⸗ 
handenſein eines Scheidungsgrundes (vgl. A 3) aus deſſen Verſchulden, und daß die Klage 
beim Tode des Erblaſſers bereits erhoben war, zu beweiſen. 


§ 1934 
Gehört der überlebende Ehegatte zu den erbberechtigten Verwandten, 
jo erbt er zugleich als Verwandter!). Der Erbteil, der ihm auf Grund der 


Verwandtſchaft zufällt, gilt als beſonderer Erbteil). 
E 1 1971 Abſ 2 II 1811; M 5 372; P 5 472. 


1. Verwandtſchaft des Ehegatten kann bei der erſten Ordnung ($ 1924) nicht in Frage 
kommen. In der dritten und den folgenden Ordnungen hat der Ehegatte als Abkömmling 
von mit dem Erblaſſer gemeinſamen Großeltern (Geſchwiſterkind mit dem Erblaſſer) ohnedies 
kein beſonderes Erbrecht (8 1931 A 4). Es bleiben deshalb praktiſch nur Fälle der zweiten 
Ordnung übrig (Heirat zwiſchen Onkel und Nichte, Großonkel und Großnichte uſw.). 

2. Beſonderer Erbteil. Gleichlautend mit 8 1927, ſ. dort A 3. 


8 1935 


Fällt ein geſetzlicher Erben) vor oder nach dem Erbfalle weg?) und er⸗ 
höht ſich infolgedeſſen der Erbteil eines anderen geſetzlichen Erben?), jo 
gilt der Teil, um welchen ſich der Erbteil erhöht), in Anſehung der Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen, mit denen dieſer Erbe oder der wegfallende Erbe 
ah ſowie in Anſehung der Ausgleichungspflichts) als beſonderer 

rbte 8 


E 1 1978 II 1812; M 5 377, 378; P 5 483, 484. 


1. Das BCB ſpricht bei der geſetzlichen Erbfolge (88 1924 ff.) von „Erhöhung“ des 
Erbteils infolge Wegfalls eines Miterben. Bei der gewillkürten Erbfolge und beim Vermächt⸗ 
nis gebraucht es die Bezeichnung „Anwachſung“, trifft aber ſachlich die gleichen Vorſchriften 
(88 2094, 2095 und 88 2158, 2159). Die entſprechende Anwendung des $ 1935 iſt deshalb 
Dr! dann geboten, wenn der wegfallende Erbe letztwillig auf einen Bruchteil der Erb- 
6 00 en war, und dieſer Bruchteil nunmehr unter Ausſchließung der Anwachſung 

gl 2) dem geſetzlichen Erben anfällt. 
Werfen dem Tode des Erblaſſers find noch keine Erben im Rechtsſinne, ſondern nur 


ade Eine unben, welche im Falle des Todes präſumtiv zur Erbſchaft berufen werden 


3 Ausſchlachen Bach dem Erbfalle kommt ein Wegfall durch Tod nicht mehr in Frage, 
19 cb dem hlagungärecht auf die Me übergeht (6 1052 Abs 1); dagegen tritt Wegfall 
ſchlagung (8 1908), Erben hegichung auf ben e rund des die ibe: u ich. 
lebend geboren wird (8 1923 A 2. e Ne 


dem andern geſetzlichen Erben bereits kraft eignen Rechtes 
daß ihm nun erſt, infolge des Wegfalls des neben ihm Be⸗ 


e u der Erhöhung je für ſich 
über den einen oder die andere (F 2033) iſt ausgeſchl. „Iſt durch die Erhöhung der 

zur ganzen Erbſchaft gelangt, fo kann er ſie ee ee des S 2371 als Gene 19205 
rechtlich verkaufen, aber auch über den urſprünglichen Teil nicht mehr nach $ 2033 mit ding · 
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licher Wirkung verfügen. Doch wird, wenn die Erbſchaft verkauft iſt, eine nach dem Ver⸗ 
kaufe eingetretene Erhöhung auch inſofern als beſonderer Erbteil behandelt, als ſie als nicht 
mitverkauft gilt (8 2373). | 

5. Aus Billigkeitsgründen gilt die Erhöhung in Auſehung der Bermärhtniffe (89 2147ff.), 
der Auflagen (88 2192ff.) und der Ausgleichungspflicht (88 2050 ff.) als beſonderer Erbteil. 
Das bedeutet, daß es ſo augeſehen wird, als gehöre der urſprüngliche Erbteil und die Erhöhung 
auch jetzt noch zwei verſchiedenen Erben (§ 2007). Hatte alſo der Erblaſſer den Anteil des 
Weggefallenen mit beſonderen Vermächtniſſen oder Auflagen beſchwert, mit denen der Anteil 
des zur Erbſchaft Gelangenden nicht belaſtet iſt, ſo haftet der letztere den Vermächtnisnehmern 
und denjenigen, welche die Vollziehung der Auflage verlangen können (8 2194) nur mit der 
durch den Wegfall des Beſchwerten ihm zugefallenen Erhöhung; er braucht deshalb ein 
Vermächtnis oder eine Auflage nur inſoweit zu erfüllen, als dieſe Erhöhung nicht infolge 
Konkurrenz anderer Beſchwerungen unzulänglich iſt (§ 1991 Abſ 4). Entſprechendes gilt, 
wenn der urſprüngliche Erbteil beſchwert iſt. Hat der Erblaſſer einem weggefallenen geſetz⸗ 
lichen Erben eine ausgleichungspflichtige Zuwendung unter Lebenden gemacht, ſo trifft die 
Ausgleichungspflicht nur die Erhöhung; war ſie dem zur Erbſchaft Gelangenden gemacht, 
ſo trifft ſie nur deſſen urſprünglichen Erbteil. 

6. Beſonderer Erbteil. Vgl. A 4 u. 5. 

7. Beweislaſt. Der Erbe, der gegenüber einer Klage aus einem ihm oder dem Weg⸗ 
gefallenen auferlegten Vermächtniſſe die Beſchränkung der Haftung auf den urſprünglichen 
Erbteil bzw. die Erhöhung geltend machen will, muß nachweiſen, daß der beſchwerte Erb⸗ 


teil unzulänglich iſt. 
8 1936 


Iſt zur Zeit des Erbfalls weder ein Verwandter noch ein Ehegatte des 
Erblaſſers vorhanden,) jo iſt der Fiskus des Bundesſtaats, dem der Erb⸗ 
laſſer zur Zeit des Todes angehört hate), geſetzlicher Erbes) ). Hat der Erb⸗ 
laſſer mehreren Bundesſtaaten angehört, fo iſt der Fistus eines jeden dieſer 
Staaten zu gleichem Anteile zur Erbfolge bernfen®). 

War der Erblaſſer ein Deutſcher, der keinem Bundesſtaat angehörte, ſo 
iſt der Reichsfiskus geſetzlicher Erbes). 

E I 1974 Abſ 1 II 1813; M 5 878, 379; P 5 484-487; K 809. 


1. Erbrecht der Verwandten 98 1924-1930, des Ehegatten 88 19811984. Vor 
handenſein iſt auch hier im Sinne von Erbewerden zu verſtehen (vgl. 5 1924 A 3). Auch 
bei Vorhandenſein von Verwandten oder eines Ehegatten können neben ihnen oder ſie 
ausſchließend der Fiskus oder eine andere juriſtiſche Perſon geſetzliche Erben werden auf 
Grund der durch Art 189 EG aufrechterhaltenen landesgeſehlichen Beſtimmungen. 
Solche Beſtimmungen finden ſich vielfach; fo im Pr. ALR zugunften der milden Stiftungen 
und öffentlichen Anſtalten hinſichtlich der von ihnen aufgenommenen und bis zum Tode 
unentgeltlich verpflegten Perſonen (II 16 8 22 und II 19 $ 50), ſowie zugunſten der Waiſen 
häuſer hinſichtlich ihrer vor dem 24. Lebensjahre verſtorbenen Zöglinge (II 19 8 56). 

2. Die Zugehörigkeit zu einem Bundesſtaate (jetzt: „Lande“), die in der Regel die Vor⸗ 
ausſetzung der Reichsangehörigkeit bildet, beſtimmt ſich jetzt nach dem Reichs- und Staats- 
angehörigkeitsgeſetze v. 22. 7. 18 (RGBl. 583) 99 8—32. Der Erwerb einer fremden 
Staatsangehörigkeit hat den Verluſt der deutſchen zwar in der Regel, aber keineswegs aus⸗ 
nahmslos zur Folge, insbeſondere dann nicht, wenn der Erwerb ohne Antrag erfolgt, wie 
bei der Verheiratung einer deutſchen Frau mit einem Ausländer (8 25 Stang); es ift 
deshalb auch vom Standpunkte des deutſchen Rechtes denkbar, daß der Erblaſſer zugleich 
Deutſcher und Angehöriger eines fremden Staates iſt; das Erbrecht des deutſchen Fiskus 
wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, vorbehaltlich etwaiger Staatsverträge. Der ausländiſche 
Fiskus wird auch nicht Miterbe; eine entſprechende Anwendung von Satz 2 erſcheint nicht 
ſtatthaft. — Für den Fall der Perſonen, die kleinem Staate angehören, iſt keine ausdrück⸗ 
liche Beſtimmung getroffen; doch wird auf Grund des Art 29 EG in entſprechender An⸗ 
wendung des § 1936 anzunehmen fein, daß in Ermangelung von Verwandten und eines 
Ehegatten der Fiskus des (deutſchen) Landes, wo ſie ihren letzten Wohnſitz oder Aufenthalt 
gehabt haben, Erbe wird. — Unter den Fisci der mehreren Länder entſteht Erbengemein⸗ 
ſchaft (88 2032 ff.). — Entſprechendes ſubſidiäres Heimfallrecht des Fiskus an dem Ver⸗ 
mögen aufgelöſter Vereine 88 45, 46. 

3. Der Fiskus iſt wahrer Erbe im privatrechtlichen Sinne. Beſonderheiten feines Erb- 
rechts find: er kann nicht ohne Einſetzung eines andern Erben ausgeſchloſſen werden (8 1988); 
kann nicht ausſchlagen (8 1942) und nicht verzichten (5 2346); fein Erbrecht bedarf ſtets 
ber Feſtſtellung durch das Nachlaßgericht (88 1964— 1960); es kann ihm keine Juventarfriſt 


Erbfolge 88 19851087 535 


beſtimmt werden, doch iſt er zur Auskunft gegenüber den Nachlaßgläubigern verpflichtet 
(8 2011); das gegen ihn ergehende Urteil bedarf nicht des Vorbehalts aus ZPO 5 780; er 
wird in den Fällen der 88 2104, 2149 nicht Nacherbe, kann aber im Falle des § 2105 Vor⸗ 
erbe fein. Urheberrechte gehen nicht auf den Fiskus über, ſondern erlöſchen, wenn dieſer 
geſetzlicher Erbe wird (LUG v. 10. 6. 01 § 8 Abſ 2; Kunſtllch v. 9. 1. 07 5 10 Abf 2); 
ſie im Verhältniſſe zu Nachlaßgläubigern als fortbeſtehend anzuſehen, dürfte angeſichts der 
poſitiven Geſetzesvorſchriften nicht angangig fein (fo Kipp 8 6 A 4; a. M. Wolff IheringsJ 
44, 331; Leonhard zu § 1936 III). — Das bei einer Lebensverſicherung den als Erben 
berufenen Perſonen zuftehende, nicht zum Nachlaſſe gehörige Bezugsrecht ($ 167 VerſBG) 
ſteht nach Abſ 2 daſelbſt dem als Erben berufenen Fiskus nicht zu; dieſer erhält den An⸗ 
ſpruch auf die Verſicherungsſumme nur als Beſtandteil des Nachlaſſes, alſo in der Weiſe, daß 
er dem Zugriffe der Nachlaßgläubiger unterliegt. N 

4. Gemäß Art 138 Ech können kraft aufrechterhaltener landesgeſetzlicher Vorſchriften 
an Stelle des Fiskus andere Körperſchaften des öffentlichen Rechtes geſetzliche Erben 
werden. Demgemäß wird das gemeinrechtliche Erbrecht der Kirchen an den ſonſt erbloſen 
Nachläſſen ihrer Geiſtlichen (Windſcheid⸗Kipp Pandekten 8 570 A 6) aufrechterhalten ſein; 
nicht aber das des Regiments an denen der Soldaten, da ein Regiment keine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechtes fein dürfte (a. M. Kipp, Erbrecht $ 6 Nr 3); aufrechterhalten ferner 
die auf Privilegien beruhenden Rechte gewiſſer Städte und Univerſitäten als geſetzlicher 
Erben auf den Nachlaß ihrer Angehörigen; für die Aufrechterhaltung geſetzlicher Vermächt ⸗ 
niſſe augunften ſolcher Körperſchaften bietet dagegen Art 188 keinen Anhalt (a. M. Kipp 
a. a. O.). Soweit demzufolge andere Körperſchaften an Stelle des Fiskus treten, finden 
die für das Erbrecht des Fiskus geltenden Beſonderheiten auch auf ſie Anwendung. 


8 1937 


2) Der Erblaſſer kann durch einſeitige Verfügung von Todes wegen (Teſta⸗ 
ment, letztwillige Verfügung) ?) den Erben bejtimmen?). 
E 1 1768 Ubſ 1, 1755 Abſ 1 II 1814; Me 5 6, 9; P 5 5. 


1. Die 88 19371941 geben die grundlegenden Vorſchriften für die durch Beſtimmung 
des Erblaſſers herbeigeführte gewillkürte Erbfolge, durch welche die in den vorhergehenden 
Paragraphen geregelte geſetzliche Erbfolge ganz oder teilweiſe ausgeſchloſſen oder ab- 
geändert wird. Eine ſolche Beſtimmung kann nur erfolgen durch eine Verfügung von 
Todes wegen; ſolche Verfügungen können aber auch einen andern Inhalt haben als 
die Beſtimmung der Erbfolge; auch darüber enthalten die vorliegenden Paragraphen die 
grundlegenden Vorſchriſten. — Als Verfügungen von Todes wegen (88 88, 1948, 2278, 
2802, 2389) bezeichnet das Geſetz diejenigen Verfügungen einer natürlichen Perſon, durch 
welche fie über das Schidfal ihres Vermögens nach ihrem Tode beſtimmt. Sie zerfallen 
in einſeitige, die als letztwillige Verfügungen oder Teſtamente bezeichnet werden 
eden und vertragsmäßige oder Erbverträge. Als zuläſſigen Sen 
nn g dba: Kermägtnl Jess lauch 

olge ohne ; { : 

Venn 1940). Als zuläſſigen Inhalt eines Erbvertrags (8, 1941): Erbeinjebungen, 
die Ergen und Auflagen. Doch können auch andere erbrechtliche Beſtimmunge ne wie 
(8 2048 burch } eines Teſtamentsvollſtreckers ($ 2197), Teilungzan ordner: 
Anerkennung der Ehelich Werſieeng ertalgen; ebenfo Eine Artagt dungen eines 
been e be ede ee A do. San ge, a 
e e en de. dn SH d e 

1). Im übrigen vgl. wegen des zuläſſigen , 

a ne! 24 2200 und U dazu. Juwieweit die Anordnung 1 
97 301; Strohal Erbrecht Perfügung zuläffig, iſt ſtreitig (dafür She 0 n EN 
Aforbn än re er er: mit Einſchränkungen Windſcheid Kipp Aru K e 
Ir de age se hon vielfach üblich; das BGB enthält feine auß 5 He nt» 
ſchei halt 95 ben 10 uflagen oder Teilungsanordnungen en 15 be Bei 3 auf. 
be herz, 5 verden 2000 das Bedenken Kipps wegen der ‚mangelnden, eſtimmtheit 
der Erbesein etzung ($ 2065) dürfte nicht durchgreifen, da das Schiedsgericht nicht den Erben 
zu beſtimmen, ſondern über ein Erbrecht deklaratoriſch zu entſcheiden hat. — Der Erbvertrag 
kann außer den vertragsmäßigen auch einfeitige Verſügungen von Todes wegen enthalten 
(5 2299). — Wird in einem Vertrag eine ſofort wirkſame Verpflichtung übernommen, fo 
wird er nicht dadurch zu einer Verfügung von Todes wegen, daß die Erfüllung der Ver⸗ 
pflichtung bis nach dem Tode des Erblaſſers hinausgeſchoben wird; eine ſofort wirkſame 
Verpflichtung iſt insbeſondere dann anzunehmen, wenn zu ihrer Sicherſtellung ein Pfand. 
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recht beftellt iſt (Rey 8. 4. 07, IV 424/06). Keine Verfügung von Todes wegen (Ver⸗ 
mächtnis) iſt eine in einem Vertrag unter Lebenden getroffene Vereinbarung, durch welche 
eine Vertragspartei ſich für den Fall ihres Todes von der anderen eine Leiſtung an einen 
Dritten verſprechen läßt; der Dritte erwirbt hier den Anſpruch auf die Leiſtung unmittel- 
bar mit dem Tode des Verſprechensempfängers; der Auſpruch gehört nicht zum Nachlaſſe 
($ 331): fo bei Lebensverſicherungsverträgen (ogl. 8 167 Vers), aber auch ſonſtigen Ver⸗ 
trägen zugunſten eines Dritten (§§ 328ff.) auf den Todesfall, wie die Vereinbarung in einem 
Geſellſchaftsvertrage, daß im Falle des Todes eines Geſellſchafters deſſen Geſellſchaftsanteil 
einem Dritten zufallen foll (RS 80, 175). — Anderſeits behandelt das BGB die Schen⸗ 
kungsverſprechen auf den Todesfall als Verfügungen von Todes wegen ($ 2301). — 
Auch Beſtimmungen über die Beſtattung können mit vermögensrechtlicher Wirkung in 
einer letztwilligen Verfügung getroffen werden (RG Warn 1912 Nr 219). — Nichtig iſt 
eine Verfügung von Todes wegen, wenn fie ein den guten Sitten widerſtreitendes Rechts. 
geſchäft im Sinne des § 138 (vgl. A dazu) darſtellt. Das iſt der Fall, wenn eine Zuwen⸗ 
bung erfolgt, um den Bedachten zur Eingehung oder Fortſetzung eines außerehelichen Ge⸗ 
ſchlechtsverkehrs zu beſtimmen, nicht aber ohne weiteres, wenn ſie nur mit Rückſicht darauf 
erfolgt, daß ein geſchlechtliches Verhältnis beſtanden hat oder beſteht (RG JW 1910, 68; 
1911, 29°; 28. 11. 14, V 286/14). 

2. Teſtament ift nur die in den Formen der 88 2064ff. errichtete letztwillige Verfügung. 
Formfreie Ergänzungen der Anordnungen des Teſtaments durch Kodizille (Nachzettel, 
testamentum mystieum), wie ſolche dem gemeinen, ſächſiſchen, in gewiſſen Formen auch 
dem preußiſchen Rechte bekannt waren, find im BGB abfichtlich nicht zugelaſſen (M 5, 293/94; 
Ac JW 1915, 7860. Doch können zur Auslegung zweifelhafter Beſtimmungen eines 
Teſtaments auch formloſe Urkunden herangezogen werden (RG LZ 1917, 4747). 

3. Ob eine Verfügung die Beſtimmung eines Erben (Erbeseinſetzung) enthält, iſt Aus. 
legungsfrage. Auslegungsregeln dafür gibt § 2087. Eine Erbeseinſetzung wird dadurch 
nicht ausgeſchloſſen, daß beſtimmt iſt, der als Erbe Bezeichnete ſolle „jedenfalls“ (mindeſtens) 
einen beſtimmten Betrag erhalten (RG 14. 10. 09, IV 651/08); iſt aber nicht anzunehmen, 
wenn er nicht mehr als den beſtimmten Betrag erhalten foll (KJ 35 A 78; KG Bl 1914, 60). 


8 1938 


Der Erblaſſer kann durch Zejtament?) einen Verwandten oder den Ehe- 
gatten von der geſetzlichen Erbfolge?) ausſchließen, ohne einen Erben ein⸗ 
zujeßen?). 

E 1 1755 Abſ 2, 1972 II 1815; M 5 9, 376; P 5 5, 489. 


1. Durch einſeitige Verfügung im Teſtament ($ 1937) oder im Erbvertrag (§ 2299); 
dagegen nicht durch vertragsmäßige Verfügung ($ 2278 Abf 2). 

2. Geſetzliche Erbfolge der Verwandten 88 19241930, des Ehegatten 88 19311934. 
Die Ausſchließung des Ehegatten von der geſetzlichen Erbfolge enthält auch die Ausſchließung 
vom Voraus (vgl. zu $ 1932 A 1). 

3. Der Paragraph behandelt bie Ausſchließung eines geſetzlichen Erben ohne Einſetzung 
eines anderen und erklärt ſie für zuläſſig, ohne die eintretenden Folgen näher anzugeben. 
Dieſe gehen dahin, daß der Aufall der Erbſchaft an den Ausgeſchloſſenen nicht erfolgt und 
an ſeine Stelle in den drei erſten Ordnungen feine Abkömmlinge treten, ſoweit nicht auch 
dieſe als ausgeſchloſſen zu gelten haben (vgl. A 3 zu § 1924); wenn Abkömmlinge nicht 
vorhanden, die in der gleichen Ordnung zunächſt Berufenen; wenn ſolche fehlen, die Ver⸗ 
wandten der nächſten Ordnung. Der Fiskus kann nicht in dieſer Weiſe, ſondern uur durch 
Erbeinſetzung (Einſetzung eines anderen Erben) ausgeſchloſſen werden, da ſonſt die Erbſchaft 
erblos werden würde. In der Zuwendung des „Pflichtteils“ lann der Ausſchluß von der 
geſetlichen Erbfolge gefunden werden, und zwar auch dann, wenn dem Pflichtteilsberech⸗ 
tigten außer dem Pflichtteile noch fonftige Vermächtniſſe zugewendet find (MG 61, 15; 
18. 12. 11, IV 706/10). — Über Nusfchhiehumg des Ehegattenerbrechts durch elterliche Ehe⸗ 
oder Erbverträge vgl. A 5 zu § 1931. — Kein Hindernis beſteht, den Ausgeſchloſſenen ander⸗ 
weit (durch Vermächtniſſe) letztwillig zu bedenken. Die Ausſchließung kann auch nur von 
einer Quote des geſetzlichen Erbrechts; ferner auch bedingt erfolgen. Der Angabe von 
Gründen bedarf es nicht; anders, wenn einem Pflichtteilsberechtigten auch der Pflichtteil 
entzogen werden ſoll (88 2333ff.). — Anfechtung wegen Übergehung eines Pflichtteils⸗ 
berechtigten SS 207075, Ausſchlieſung eines Abkömmlings von der fortgeſetzten Güter⸗ 
de meiuſchaft durch letztwillige Verfügung § 1511. — Landesxrechtliche Erbrechte können 
119 870 fein, fo das der Verpflegungsanſtalten und Waiſenhäuſer nach Pra. 

VO) 
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8 1939 


Der Erblaſſer kann durch Teſtament!) einem anderen, ohne ihn als Erben 
einzuſetzenz), einen Vermögensvorteils) zuwenden“) (Vermächtnis) ö). 
E I 1756 Abf 1 II 1816: M 5 9, 10; P 5 6. 


1. Durch einfeitige Verfügung im Teſtament ($ 1937), aber auch — einfeitig oder ver 
tragsmäßig — im Erbvertrag (88 1941, 2299, 2278, 2279). Alſo nicht formlos durch 
Kodizill oder Nachzettel (A 1 zu § 1937). y 

2. Der Vermächtnisnehmer ift im Gegenſatz zum Erben ($ 1922 A 1) nicht Geſamtnach⸗ 
folger. Es kann deshalb unmittelbar weder die ganze Erbſchaft noch ein Erbſchaftsbruchteil 
Gegenſtand eines Vermächtniſſes fein (8 2087); doch läßt ſich der Anſpruch auf Ausantwortung 
eines Bruchteils der Erbſchaft als Vermächtnis denken. Auch dem Erben kann ein Ver⸗ 
mächtnis zugewendet werden (Vorausvermächtnis § 2150). Auf den Vermächtnisnehmer 
geht der vermachte Gegenſtand nicht, wie die Erbſchaft auf den Erben, unmittelbar über, 
er erlangt vielmehr lediglich ein Forderungsrecht gegen den Beſchwerten (8 2174) und iſt, 
wenn dieſer Erbe, Nachlaßgläubiger (8 1967 Abſ 2); den Gegenſtand des Vermächtniſſes 
ſelbſt erlangt er erſt durch das dingliche Erfüllungsgeſchäft: Übergabe, Auflaſſung, Abtretung 
uſw.; kein Vindikationslegat. Unterſchied von der Auflage vgl. A 2 zu § 1940. 

3. Bermögensvorteil. Nach dem von der 2. Kommiſſion beſchloſſenen Wortlaut können 
den Gegenſtand des Vermächtniſſes nicht nur körperliche Gegenſtände und Rechte, ſondern 
alles bilden, was mit einem Vermögensvorteil für den Bedachten verbunden ift; Jo Schuld⸗ 
erlaß, Aufgabe von Rechten des Erblaſſers oder des Beſchwerten gegenüber dem Bedachten, 
bloße Rechtslagen oder Erwerbsmöglichkeiten (Erwerbsgeſchäft als ſolches), auch nur mittel ⸗ 
bare Vermögensvorteile (Bayobs OLG 32, 59). Ferner das Recht zur Einſichtnahme 
von Familienpapieren oder zur literariſchen Verwertung von Aufzeichnungen des Erblaſſers, 
wenn daraus ein vermögensrechtlicher Vorteil für den Bedachten, wiewohl nur mittelbar 
und nebenbei, erwachſen kann. Fehlt aber jede Beziehung auf einen ſolchen, ſo wird ein 
Vermächtnis im Sinne von $ 1939 nicht angenommen werden können; unter Umſtänden kann 
aber darin die Anordnung einer auf einen gewiſſen Teil des Nachlaſſes beſchränkten Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung (executio particularis, 8 2208 Abſ 1 Satz 2 und A 2 dazu) gefunden 
werden (RG 26. 9. 04, IV 76/04). Bloße Annehmlichkeiten genügen nicht, z. B. das 
Recht, in einem Parke zu luſtwandeln, wenn es nicht etwa in Beziehung zur Erhaltung der 
Geſundheit und damit der Arbeitskraft des Bedachten und dadurch mittelbar zu ſeinem 


6 irſechtuniſſen bilden: Verzicht auf Geltendmachung dem Bedachten entgegenſtehender Rechte 


Anfechtung, Verjährung; RG 8. 11. 06, IV 155/06); Ermächtigung zur Kreditbeſchaf⸗ 
Wag Parc) Werne von Nachlaßgrundſtücken während des vermachten Nießbrauchs (RG 


Vermächini 108; dagegen Kipp 8 105 A 1, dem nur fo viel zuzugeben iſt, daß ein ſolches 
Erteilung ba nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch gegen den Grundſtückseigentümer auf 
oder pres Sich Ermächtigung begründen kann). Der Vorteil kann auch in dem Anerkenntnis 


4. Die u Dritten (Verſchaffungsvermächtnis) gehört. 


wendung auch in der Verpflichtung des Beſchwerten zum Ver 
Jedachten zu einem beſtimmten Preiſe beſtehen; doch muß eine 
ächtnis liegt ni ralität) zugrunde liegen (RG 26. 9. 04, IV 76/04). Ein Ver⸗ 
mächtnis liegt nicht vor, wenn dem Bedachten nicht ein Forderungsrecht auf den Gegen⸗ 
ſtand zugewendet iſt, ſondern er ihn nur erhält durch eine Leiſtung, die ein anderer zur Er. 
füllung einer dieſem pom Erblaſſer geſtellten Bedingung (condicionis implendae causa) macht 
(M 5, 9; val. Windſcheid Kipp § 677 S. 738). Auch liegt kein Vermächtnis vor, wenn 
Pet 57 A der Verſprechensempfänger, wie ihm im 119 051 zu tun 
reiſteht, den berechtigten Dritten in ei Zerfü Todes wegen als Empfi 
. (8 1 15 12 5 einer Verfügung von 9 Empfänger 
„Nähere Vorſchriften über das Vermächtnis i 21472191. Ein Vermächtnis 
kann mit einem Bermächtmilfe bis zur Höhe des deten beſchwert Werden ane 
vermächtnis). — Sog. geſetzliche Vermächtniſſe, d. h. Zuwendungen von Ver⸗ 
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mögensvorteilen, die das Geſetz aus dem Vermögen eines Verſtorbenen gewiſſen Perſonen 
zuweiſt, ohne fie zu Erben zu berufen, find: der Voraus des überlebenden Ehegatten (581932); 
der Anſpruch auf den ſog. Dreißigſten (§ 1969); wohl auch, wiewohl mit gewiſſen Abweichungen, 
der Anſpruch der Mutter auf Unterhalt aus dem Nachlaß oder dem Erbteil des Kindes bis zur 
Entbindung ($ 1963, vgl. A dazu). — Das Schenkungsverſprechen einzelner Vermögens⸗ 
beſtandteile auf den Todesfall wird als Vermächtnis behandelt (§ 2301 A). 


§ 1940 
Der Erblaſſer kann durch Teſtament!) den Erben oder einen Vermächt⸗ 
nisnehmer zu einer Leiſtung verpflichten?), ohne einem anderen ein Recht 
auf die Leiſtung zuzuwenden“) (Auflage) “). 
& I 1757 II 1817; M 5 10,11; P 5, 6, 7. 


1. Durch einſeitige Verfügung im Teſtament (§ 1937), aber auch — einſeitig oder vertrags. 
mäßig — im Erbvertrag (88 1941, 2299, 2278, 2279). 

2. Die Auflage hat mit dem Vermächtnis (§ 1939) gemeinſam, daß fie den Beſchwerten 
zu einer Leiſtung verpflichtet, unterſcheidet ſich aber dadurch, daß dem als Empfänger der 
Leiſtung in Betracht kommenden anderen kein Forderungsrecht eingeräumt iſt. Es 
kann deshalb auch nicht von einer ihm gemachten Zuwendung geſprochen werden ($ 1939 
A 4). Es kann auch an einem möglichen Empfänger der Leiſtung ganz fehlen, z. B. Ver⸗ 
pflichtung, ein Grab zu pflegen. Die Leiſtung kann in einem Tun oder Unterlaſſen irgend⸗ 
welcher Art beſtehen (8 241). Abweichend vom Vermächtnis (§ 1939 A 3) braucht ſie nicht 
vermögensrechtlichen Inhalts zu fein. Nichtig iſt die Auflage unſittlicher (8 188), unmög⸗ 
licher und geſetzwidriger Leiſtungen (88 2171, 2192); dem Richter auch die Befugnis zu geben, 
eine Auflage für nichtig zu erklären, weil ſie eines verſtändigen Inhalts ermangele, 
dürfte im allgemeinen nicht angängig ſein, zumal die 2. Kommiſſion das ausdrücklich ab⸗ 
0 0 hat (P 5, 243); doch wird bei offenſichtlich keinen ernſten Zweck verfolgenden 

uflagen trotzdem eine ſolche Befugnis aus dem Mangel eines Rechtsſchutzintereſſes her- 
geleitet werden können. Auch eine dem Beſchwerten ſelbſt in ſeinem eigenen Intereſſe 
erteilte Auflage (feiner Geſundheit halber den Winter an der Riviera zuzubringen) kann, 
05 . bloß als Ratſchlag, ſondern als förmliche Verpflichtung gemeint iſt, wirkſame 
uflage fein. 

3. Dem mit der Auflage Beſchwerten fteht kein auf die Leiſtung Berechtigter gegen⸗ 
über. Doch finden gewiſſe für letztwillige Zuwendungen geltende Vorſchriften entſprechende 
Anwendung, $ 2192. Auch ift gewiſſen Perſonen und Behörden (8 2194), ſowie dem Tefta- 
mentsvollſtrecker (88 2203, 2208 Abſ 2) das Recht verliehen, die Vollziehung der Auflage 
zu verlangen. Die Errichtung ſog. unſelbſtändiger Stiftungen (Bildung von Zweck 
vermögen ohne juriſtiſche Perſönlichkeit) durch Verfügung von Todes wegen ſtellt ſich in 
der Regel als eine Auflage dar des Inhalts, daß der beſchwerte Erbe oder Vermächtnis ⸗ 
nehmer mit dem ihm Zugepwendeten nach den Vorſchriften des Erblaſſers zu einem be⸗ 
ſtimmten, nicht auf einen feſt umgrenzten Perſonenkreis beſchränkten Zwecke zu verfahren 
hat, ohne daß gewiſſen Perſonen wegen ihrer Zugehörigkeit zu dieſem Kreiſe (3. B. den 
Verwandten des Erblaſſers ein Anſpruch auf eine Leiſtung eingeräumt wird (RG Scuffal 50 
Nr 216; RG 75, 380; RO Lg 1918, 26710); doch iſt es begrifflich nicht ausgeſchloſſen, 
daß damit zugleich gewiſſen Perſonen ein Recht auf gewiſſe Leiſtungen gewährt werden 
ſoll; ob das der Fall, iſt Auslegungsfrage (RG Warn 1917 Nr 148). 

4. Auflage im einzelnen SS 2192—2196, Beſchwerungen des Vermächtnisnehmers mit 
Auflagen 88 2186, 2187. Schenkung unter einer Auflage 88 525—527. Die Auflage iſt 
begrifflich verſchieden von der Zuwendung unter der Bedingung einer Leiſtung. 
Die Leiſtung, als Erfüllung der Bedingung, iſt hier in das Belieben des Bedachten geſtellt, 
erſt die Leiſtung erzeugt den Anſpruch auf die Zuwendung, während er bei der Auflage 
unbedingt mit der Zuwendung bedacht und, wenn er dieſe annimmt, zur Leiſtung verpflichtet 
iſt. — Zu den Auflagen gehören, weil lediglich die Beſchwerten verpflichtend, Veräußerungs⸗ 
verbote ($ 137), die Anordnung eines Schiedsgerichts für den Fall entſtehender Streitigkeiten 
(BRD $ 1048: vgl. A ! zu 8 1937), Beſtimmungen wegen der Beſtattung RG Warn 1912 
Nr 210; vgl. A 1 zu § 1937. Ob Teilungsanordnungen (88 2048 u. 2306, wo fie neben 
Auflagen erwähnt ſind), ſowie Anordnungen wegen Ausgleichung von Vorempfängen 
(5,2050) zu den Auflagen zu rechnen find, hängt davon ab, ob den hierdurch benachteiligten 

iterben lediglich Verpflichtungen auferlegt, oder ob den dadurch begünſtigten zugleich ent- 
ſprechende Rechte zugewendet fein ſollten. Den Ausſchlag gibt der zu ermittelnde Wille 
des Erblaſſers. Nicht ſelten wird ſich hinter einer Teilungsanordnung oder hinter dem Erlaß 
ber Ausgleichungspflicht ein reines Vermächtnis verbergen (vgl. auch § 2048 A 1). Auch 
die Verbindlichkeiten aus Auflagen find Nachlaß verbindlichkeiten, § 1967. 
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8 1941 


1) Der Erblaſſer kann durch Vertrag?) einen Erben einſetzen ſowie Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen anordnen?) (Erbvertrag)!). 


Als Erbe (Vertragserbe) oder als Vermächtnisnehmer kann ſowohl der 
andere Vertragſchließende“) als ein Dritter bedacht werdens). 


E I 1940 Abſ 1, 2; 1962 II 1818; M 5 310314, 349, 350; P 5 365—374, 423. 


1. Der Erbvertrag iſt Unterart der Verfügung von Todes wegen G 1937 A 1). 
Sein Inhalt iſt, ſoweit die Verfügung zweiſeitig oder vertragsmäßig getroffen wird, auf 
Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen beſchränkt, § 2278 Abſ 1. Daneben find 
jedoch ebenſolche und alle anderen in Teſtamenten zu treffenden Anordnungen, insbeſondere 
die Erbausſchließung (J 1938) auch als einſeitige Verfügungen zuläffig (8 2299). Erbvertrag 
im einzelnen, 88 2274—2302. 


2. Der Erbvertrag iſt ein einheitlicher Vertrag erbrechtlichen Inhalts, d. h. er erzeugt 
erbrechtliche (die Rechtsnachfolge in das Vermögen eines Verſtorbenen betreffende) Wir⸗ 
kungen: Erbfolge, Vermächtnisanſpruch, Auflagenverpflichtung. Er iſt kein ſchuldrecht⸗ 
licher Vertrag, da weder der Erblaſſer noch der andere Teil ſich darin zu ſchuldrechtlichen 
Leiſtungen verpflichten; ſchuldrechtliche Verbindlichkeiten werden erſt durch die Annahme 
(Nichtausſchlagung) der Zuwendung nach dem Eintritt des Erbfalls erzeugt. — Die Ver 
tragsnatur äußert ſich in der grundsätzlichen Bindung des Erblaſſers an feine Verfügungen, 
ſoweit ſie vertragsmäßig getroffen ſind; dieſe Verſügungen können nur unter beſonderen 
Vorausſetzungen durch beiderſeitiges Einverſtändnis (88 2290—2292) oder Rücktritt (88 2293 
bis 2297) rückgängig gemacht werden. Ein als ſolcher nichtiger Erbvertrag kann unter Um⸗ 
ſtänden gemäß $ 140 BG als letztwillige Verfügung aufrechterhalten werden, wenn fie 
bis zum Tode nicht widerrufen iſt. 


8, Der Erbvertrag iſt Erbeinſetzungsvertrag, Vermächtnisvertrag, Auflagevertrag, 
wenn er ſich auf eine der betreffenden Anordnungen beſchränkt. Alle drei können aber auch 
in demſelben Vertrage verbunden werden. Nicht Erbvertrag und beſonders geregelt iſt der 
Erbverzicht, 88 2846 —2352. Rein ſchuldrechtlich wirkt der Vertrag zwiſchen Erben über 
den Nachlaß eines noch lebenden Dritten, ſoweit ein ſolcher nicht nichtig iſt ($ 812 Abſ 2). 


4. Von den Vertragſchließenden muß mindeſtens der eine Teil, es können aber auch 
beide Teile als Erblaſſer auftreten, d. h. eine der in A 8 erwähnten Verfügungen von 
Todes wegen vertragsmäßig treffen. Inſoweit kann nur eine paſſiv erbſähige, alſo 
natürliche Perſon (val. A 8 zu § 1922) in Betracht kommen. Mehrere ſolche Perſonen 
können in einem und demſelben Erbvertrage gemeinſchaftliche Verfügungen treffen, 
fi B. ſich gegenſeitig oder gemeinſchaftlich einen Dritten zum Erben einſetzen, auch wenn 
bie nicht Eheleute find (Rr 67, 65; vgl. A zu 8 2274). Der andere Teil, der ſich auf 
juriſtiſche der vertragsmäßigen Verfügungen des Erblaffers beſchränkt, kann auch eine 
5 19195 dckerlon oder eine Mehrheit von Perſonen ſein. Vertragliche Verſügungen können 
151 4 es anderen Verlragſchließenden oder zugunſten eines Dritten getroffen werden. — 
fügunge erfügung als vertragliche oder einſeitige gemeint, iſt Auslegungsfrage. Bei Ver, 
! a 3 eines Dritten, mit denen der andere Vertragſchließende beſchwert 
il, 1 r Regel nicht anzunehmen fein, daß der Erblaſſer fie nicht einſeitig ſolle wider. 
zufen en da der andere Teil an der Aufrechterhaltung kein Intereſſe haben wird 
(Y 5, en och kann auch in ſolchem Falle wenigſtens ein moraliſches Intereſſe vor. 
liegen, MR zur Annahme des Ausſchluſſes der Widerruflichkeit genügt (A TB 1916 
ebene 8 Veſcentlen ( Sengdemeſige e ee fü Dan ee Dee 1 5 
e : S i ie Vor! er 
den Erbvertrag Anwendung 682901. E 


5. Der bedachte Dritte erlangt im n entſprechenden Verträgen unter 
Lebenden ($ 828) durch den Abschluß n 15 er darin vertragsmäßig 
und nicht bloß einfeitin (8 2290) bedacht ift, keinerlei Rechte. Sein Recht als Erbe oder Ver. 
mächtnisnehmer entſteht erſt mit dem Erbfall, wenn der Erbvertrag in dieſem Zeitpunkte 
noch wirkſam iſt. Aus einer bloßen Auflage erlangt ein Dritter überhaupt kein Forderungs⸗ 
recht (8 1940). — Der Gutsüberlaſſungsvertrag, durch den regelmäßig der Über. 
nehmer zu beftimmten nach dem Tode des Überlaſſenden zahlbaren Leiſtungen an Geſchwiſter 
als Abfindung für ihr Erbrecht verpflichtet wird, kommt nur als Vertrag unter Lebenden 
in Betracht (vgl. A 1 zu 8 1937). 
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Zweiter Abſchnitt 
Nechtliche Stellung des Erben 
Erſter Titel 
Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft. Fürſorge des Nachlaßgerichts 


8 1942 


Die Erbſchaft geht auf den berufenen Erben unbeſchadet des Rechtes 
über, ſie auszuſchlagen!) (Anfall der Erbſchaft) ?). 

Der Fiskus kann die ihm als geſetzlichem Erben angefallene Erbſchaft 
nicht ausjchlagen?). 


E I 1974 Abſ 2, 2025 Abſ 1 II 1819; M 5 379, 380, 488; P 5 487490, 613; KB 309. 


1. Daß die Erbſchaft (oder der Erbteil, § 1922 Abſ 2) mit dem Erbfall unmittelbar kraft 
Geſetzes übergeht, bringt ſchon $ 1922 zum Ausdruck (vgl. A 2 dazu). Die 88 1942 ff. ziehen 
die hieraus ſich ergebenden Folgerungen und fügen zugleich die erforderlichen Veſchrän⸗ 
kungen hinzu. Der Erbe erwirbt die Erbſchaft mit dem Erbfalle, der Erwerb iſt aber kein 
endgültiger, er kann durch die Ausübung des Ausſchlagungsrechts rückgängig gemacht 
werden. Macht der Erbe von dieſem Rechte Gebrauch, ſo tritt die Rechtsfiktion ein, daß 
er niemals Erbe geworden ſei ($ 1953 Abſ 1). Solange mithin der Erbe ſich noch nicht für 
die Annahme oder Ausſchlagung entſchieden hat, beſteht ein Schwebezuſtand; der Erwerb 
iſt durch die condleio juris der Ausſchlagung auflöſend bedingt, der Eintritt der Bedingung 
wirkt aber, abweichend von der regelmäßigen Wirkung rechtsgeſchäftlich hinzugefügter 
Bedingungen ($ 158), ex tunc (unter Rückbeziehung). Bis zum endgültigen Erwerb iſt 
die Erbſchaft nicht in dem Sinne von dem Erben bereits erworben und in ſein Vermögen 
übergegangen, daß die Ausſchlagung auch materiell als eine Aufgabe bereits erworbener 
Vermögensrechte (Verzicht, Veräußerung) anzuſehen wäre. Daraus zieht das Geſetz eine 
Anzahl von Folgerungen: die Ausſchlagung zum Vorteil eines anderen gilt nicht als Schen- 
kung ($ 517); eine Ehefrau bedarf nicht der Zuſtimmung des Ehemanns (8 1406 Nr 1; wohl 
aber — aus anderen Gründen, wegen der Wichtigkeit des Geſchäfts für den Mündel — der 
Vormund und Vater der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts; § 1822 Nr 2, 8 1643); 
das Ausſchlagungsrecht verbleibt im Falle des Konkurſes des Erben dem Gemeinſchuldner 
(§ 9 KO). Folgerichtig hat RG 54, 289 eutſchieden, daß, obwohl im Aufch eine entſprechende 
Beſtimmung fehlt, die Ausſchlagung nicht wegen Benachteiligung der Gläubiger des Erben 
angefochten werden kann. Der Pflichtteilsberechtigte erhält den Pflichtteil in der Regel 
nicht als Erbe, er kann ihn ſomit nicht nach § 1942 ausſchlagen, ſondern erwirbt endgültig 
niit dem Erbfalle den Auſpruch darauf (§ 2317) und ſoll deshalb nach RG 77, 238 die Erb- 
ſchaftsſteuer auch dann zahlen müſſen, wenn er auf ihn verzichtet oder ihn nicht geltend machen 
will; dagegen Fuchs in 28 1914 Sp. 5. — Die Möglichkeit der Ausſchlagung ſoll dem 
Erben eine Überlegungsfriſt gewähren; daher trifft das Geſetz Schutzmaßnahmen, daß 
ihm dieſe Friſt nicht durch die Beſorgnis vor Verjährung von Nachlaßforderungen oder durch 
das Vorgehen von Nachlaßglaubigern verkümmert werde (88 207, 1958, 1995 Abſ 2; 380 
88 239 Abf 5, 778). Vgl. RG 60, 179 und dazu A 1 zu § 1958. 

2. Anfall der Erbſchaft bedeutet ſonach den „vorläufigen Erwerb, der durch Ausſchlagung 
noch rückgängig gemacht werden kann“ (M 5, 488). Anfall der Erbſchaft und Erbfall (A 4 
zu § 1922) werden in der Regel zuſammentreffen. Auch wenn dies nicht der Fall iſt, wenn 
z. B. die Erbſchaft erſt nach Wegfall des zunächſt Berufenen (A 2 zu § 1922) einem anderen 
Erben „anfällt“, gilt der Anfall an dieſen als ſchon mit dem Eintritt des Erbfalls erfolgt, da 
die Erbſchaft keinen Augenblick herrenlos fein ſoll (88 1953 Abſ 2, 2344 Abſ 2). Iſt der Erbe 
unter einer aufſchiebenden Bedingung berufen (§ 2074), fo iſt zwar bis zum Eintritt der Be⸗ 
dingung auch der Anfall der Erbſchaft hinausgeſchoben; für die Zeit des Schwebens trifft 
aber § 2105 Vorſorge dahin, daß ſolange die geſetzlichen Erben Erben find. Anfall der 
Nacherbſchaft $ 2189, des Vermächtniſſes § 2176. 

3. Dem Fiskus iſt das Ausſchlagungsrecht als geſetzlicher Erbe aus dem gleichen Grunde 
verſagt, aus dem er nicht ohne Einſetzung eines anderen Erben ausgeſchloſſen werden kann 
(ogl. A 3 zu 8 1936), nämlich damit die Erbſchaft nicht erblos werde. Wenn er als Erbe 
durch Verfügung von Todes wegen berufen iſt, ſo kann er dieſe Berufung ausſchlagen. — 
Feſtſtellung des fiskaliſchen Erbrechts 88 19641966. 


Annahme und Ausſchiagung der Erbſchaft 88 1042, 1949 an 


S 1943 
Der Erbe kann die Erbſchaft nicht mehr ausſchla 
; gen, wenn er jie an⸗ 
58e 1995 1155 den 51 für die Ausſchlagung og dene Friſt 
erſtrichen iſte); mit dem Ablaufe der Friſt gi : 
nommen?) ). a Friſt gilt die Erbſchaft als ange⸗ 
E I 2029 II 1820; M 5 494—497; P 5 618—020; 6 336—338. 


1. Die Annahme der Erbſchaft verwandelt den zunächſt äufi 0 
Erben ($ 1942 A 1) in einen endgültigen, indem ſie, a wenn e vor Able un 
ſchlagungsfriſt ( 1944) erfolgt, ihm die rechtliche Möglichkeit der Ausſchlagung ent ieht 
ſofern ſie nicht etwa angefochten werden kann (58 1954ff.). Sie iſt eine einſeitige 18 
geſchäftliche Willenserklärung, die, im Gegenſatze zur Ausſchlagung ($ 1945), keiner on 
bedarf, daher auch durch ſchlüſſige Handlungen (pro herede gestio) betätigt werden kann 
und auch nicht gegenüber einer beſtimmten anderen Perſon vorgenommen werden muß (kein 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft). Doch muß ſie in ſolcher Weiſe vorgenommen werden 
daß der Wille, endgültiger Erbe zu werden, darin zum Ausdruck kommt. Eine gegenüber 
Unbeteiligten abgegebene Erklärung wird dazu in der Regel nicht geeignet ſein, während 
bei einer Annahmeerklärung gegenüber einem Nachlaßbeteiligten d äftliche Wi 
in der Regel als zum Ausdruck gebracht den werden ab or 1 
beſtimmten Perſon abgegebene Erklärung wirkt allen gegenuber. Auch Em Nachlaß ⸗ 
gericht gegenüber kann ſie abgegeben werden (beſtr.). Daß die Annahmeerklärung, wenn 
ſie einer beſtimmten Perſon gegenüber abgegeben werden ſoll, erſt wirkſam wird wenn ſie 
dieſer „zugeht (Plauck Erl, 3), wird zwar nicht unmittelbar aus 8 130, der nur einem anderen 
gegenüber „abzugebende“ (d. h. kraft Geſetzes empfangsbedürftige) Willenserklärungen be⸗ 
235 nn a 155 fe zu folgern und deshalb auch ein gemüß 
8 b. itiger Widerruf geftattet fein. — i i 
eine Betätigung des Annahme willens voraus und MN nich e Se 8 SR 
ln Re . Kale 10 (immixtio) geknüpft; das richterliche Er. 
a det. jetätigung des Annahmewillens wird in der Regel der A 
auf Erteilung eines Erbſcheins (arg. $ 2357 Abſ 2; vgl. K 38 A 5 e one 
die Erhebung des Erbſchaftsanſpruchs (8 2018) a f 11 51) anzuſehen ſein; ebenſo 
den Erbteil ($ 2871, 2088); t dagegen ohne elleren die Xerflnung über engen Roch 
laßgegenſtände oder die Geltendmachun 995 N chl ie 15 ee 
als Veſorgung erbſchaftlcher Geſchafte 5 a nchen wenn dieſe Handlungen 
8 eutet w 5 i 
Pfaral ui Anordnung einer e ee (REF A K 7 und 8 4 al M. 
Kechtsgef 5 zu $ 1981). — Da ſowohl die ausdrückliche wie die ſtillſchweigende Annahme 
114, 140 Re find, finden die Grundſätze über Geſchäftsfähigkeit (88 107, 111, 
toilligung, es 52 (58 116ff.), Vertretung, Vollmacht (88 164 ff.), Ein- 
Annahme (wie 11 00 (88 182ff.) auf beide Arten Anwendung. Die Frau bedarf zur 
Ne 1, 14800, 3 r Ausſchlagung, A 1 zu $ 1942) nicht der Zuſtimmung des Mannes (58 1406 
der Gemennz et geſetziche Vertreter (anders wie bei der Ausſchla Nr 2) nicht 
5 (and ſchlagung $ 1822 ) nich 
enthalten 88 19 5 ff 5 Vormundſchaftsgerichts. Nähere Vorſchriften über die Annahme 
wie die Ausſchlagül ezüglich der Anfechtung 88 1954—1957. Auch die Annahme fteht, 
(8 9 KO). — Annahn im Falle des Konkurſes des Erben nur dem Gemeinſchuldner zu 
755 Anzschlagungeteiit 8 Vermächtniſſes § 2180. 
mit dem Ablaufe der Suu 1944. Der Verluſt des Augsſchlagungsrechts tritt ohne weiteres 
die Friſt verſäumt“ (8 1956) 0 iſt innerhalb der Friſt die Ausſchlagung nicht erfolgt, fo ift 
(vgl. A 8). Unter Umſtände auch ohne einen auf Annahme der Erbſchaft gerichteten Willen 
3. Die Annahme ile kann aber die Versäumung angefochten werden (5 1956). 
ſpricht nur pofitiv aus, was in piſtablaufs iſt eine Fiktion („gilt“) des Geſetzes und der Satz 
ſetzes eintretende Annahme finden zergehenden Saße negativ beſtimmt it. Auf biele kraft Se: 
fähigkeit keine Anwendung. Daher die in A 1 beſprochenen Grundſätze über Geſchäfts⸗ 
Felt ohne weiteres zum anneh \ wird auch der geſchäftsunfähige un om ber 
etteffende bereits Erbe geworden, nun, Ktbnüiltigen Erben: Seftftellungsflage, daß der 
(RG TU 06, 56949). — Gleiche Grund uälchlagung deren unwirtfam fei, it zuläffig 
lehnung der Fortſetzung durch lende Bi bez en n nn e Die ib: 
4. Beweislaſt. Der Erbe dene ge e Ehegatten besondere 
ſie in der Erhebung des 2 bie Annahme nicht beſondete nacizuiveifen, w 
ng des Anſpruchs zu finden iſt B. bei dem Erbſchaftsanſpruche, bei 
dem Antrage auf Erteilung des Erbſchei be e, hufmanſpruche, bei 
lichen Erbſchein verl ins für ſich (dagegen, wenn er einen gemeinſch 
Stellung des Antes a Aufgebot uu ee e en dc e wei 
ebot zum Zwecke der Ausſchließung von N An: 
muß der Erbe die Annahme nachwei 8 8 9 er Nachlachlaßglänbigern 
0 chweifen (ZPO ß 991 Ab] 3). Der Nachlaßgläubiger, der 
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einen ſich gegen den Nachlaß richtenden Anſpruch gegen den Erben geltend machen (8 1958) 
oder einen Rechtsſtreit fortſetzen (ZPO $ 239) oder eine Zwangsvollſtreckung gegen ihn 
betreiben will (ARD $ 778), muß die Annahme nachweiſen. Der Gegner des Erben hat 
in der Regel, wenn er nicht einen Erbſchein vorlegen kann, den Nachweis des Erbfalls und 
des Berufungsgrundes zu führen, ſowie den der Annahme der Erbſchaft, ſei es durch aus⸗ 
drüdliche Erklärung oder durch Ablauf der Ausſchlagungsfriſt. Vor der Annahme iſt der 
Anſpruch gegen den Erben nicht begründet (er iſt nicht paſſiv legitimiert, 88 1958, 2014; 
RS 60, 179); der Gegner wird alſo, wenn er die Fiktion der Annahme durch Ablauf der 
Ausſchlagungsfriſt geltend machen will, zu behaupten und nötigenfalls zu beweiſen haben, 
daß die Ausſchlagungsfriſ gemäß 5 1944 Abſ 2 zu laufen begonnen hat, ſonach auch die Kennt. 
nis des Erben von dem Anfalle und dem Grunde der Berufung (fo mit Recht Planck Erl 7 
gegen Dernburg $ 148 VI: a. M. auch die zweite Auflage dieſes Kommentars). Ergibt 
ich hieraus der Ablauf der Ausſchlagungsfriſt, fo muß der Erbe beweiſen, daß er innerhalb 
der Friſt ausgeſchlagen hat (vgl. 8 1944 A 7). 


8 1944 


Die Ausſchlagung kann nur binnen ſechs Wochen erfolgen!). 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe von dem An⸗ 
fall und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangte). Sit der Erbe durch 
Verfügung von Todes wegen berufen, ſo beginnt die Friſt nicht vor der 
Verkündung der Verfügung!). Auf den Lauf der Friſt finden die für die 
Verjährung geltenden Vorſchriften der 88 203, 206 entſprechende Anwen⸗ 
dung‘). 

Die Friſt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblaſſer feinen letzten Wohn⸗ 
ig nur im Auslande gehabt hats) oder wenn ſich der Erbe bei dem Be⸗ 
ginne der Friſt im Ausland aufhälte) ). 

& I 2030 II 1821; M 5 497—501; 8 5 620, 623, 


1. Sechswüchſge Klusſchlagungsſriſt. Berechnung 88 187 Abſ 1, 188 Abſ 2, 3, 103. Sie 
iſt geſetliche Ausſchlußftiſt, kann deshalb weder vom Erblaſſer noch vom Nachlaßgericht ver⸗ 
längert werden. Nur mittelbar kann der Erblaſſer eine Verkürzung dadurch herbeiführen, 
doß er den Erben unter der Bedingung der Annahme innerhalb kürzerer 190 einſetzt; ebenſo 
aber auch eine Verlängerung dodurch daß er einen Erben unter der Bedingung einſetzt, 
innerhalb einer längeren Friſt anzunehmen; in dieſem Falle beginnt die geſetzliche Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt überhaupt nicht zu laufen, da ſie vor Cintritt der Bedingung für den bedingt 
eingeſetzten Erben nicht lauft (vgl. A 2 zu 9 1922), mit Eintritt der Bedingung aber, die auf 
die Annahme abgeſtellt ift, die Ausſchlagung ausgeſchloſſen iſt ($ 1948). — Anfechtung 
der Friſtverſäumung $ 1956. 

2. Fristbeginn für den Erben, und zwar für jeden einzelnen, der vorläufiger Erbe ge- 
worden ift, beſonders mit der Kenntnis von dem Anfalle (U 2 zu 5 1942) und dem 
Berufungsgrunde. Die Rückbeztehung des Anfalls in ben Fällen des Geboren ⸗ 
werdens einer Leibesfrucht ($ 1928 Abs 2), des Wegfalls eines anderen durch Ausſchlagung 
(3 1963 Abſ 2) oder Erbunwürbigkeitserklärung (8 2344) hat auf den Beginn der Ausſch lagungs⸗ 
feift keinen Einfluß, da fie lediglich eine Fiktion bedeutet und die in 8 1944 erforderte Kennt⸗ 
nis nicht vor dem wirklichen Anfalle vorhanden ſein kann. — Die Kenntnis muß ſich zu⸗ 
nächſt auf den Erbfall (Tod oder Todeserklörung des Erblaſſers) beziehen, ſodann aber, 
wenn Berufung grund das Geſetz il, auf das Beſtehen des die geſeßliche Erbfolge nach 
55 19241985 (das geſetzliche Erbrecht des Fiskus, 8 1936, kommt, da er nicht ausschlagen 
kann, nicht in Betracht) begründenden verwandtſchaftlichen oder ehelichen Ver⸗ 
hältniſſes erſtrecken, ſowie darauf, daß vorgehende Erbberechtigte überhaupt nicht vor⸗ 
handen waren oder vor oder nach dem Erbfalle weggefallen find (A 2 zu $ 1935) und daß 
die geſetzliche Erbfolge nicht durch Verfügung von Todes wegen ausgeſchloſſen iſt. Doch 
it in letzterer Beziehung nicht ſchon die entfernte Möglichkeit, daß der Erblaſſer eine Ver⸗ 

gung errichtet haben könnte, hinreichend, um den Beginn der Ausſchlagungsfriſt auszu⸗ 
chließen; es muß vielmehr genügen, wenn der Erbe keine begründete Vermutung haben 
kann und hat, daß eine — ausſchließende Verfügung wirkſam vorhanden ſei (Bay obe 
LN 1018 Sp. 710°) ar eine ſolche Verfügung vorhanden und dem durch fie aus 
gachloſſenen Erben bekannt, fo muß er von ihrer Unwirkſamkeit oder von ihrem Widerrufe 
enatnis erhalten haben. — Handelt es ſich um Berufung durch Verfügung von Todes 
2 ſo muß die Kenntnis des Erben dahin gehen, daß er kraft ſolcher Verfügung an 
rbſchaft berufen iſt; daß er die konkrete Verfügung kennt und insbeſondere weiß, ob es ein 
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Teſtament oder ein Erbvertrag ſei, iſt nicht erforderlich. Zwar beginnt in ſolchem Falle 
die Ausſchlagungsfriſt nicht vor Verkündung der Verfügung zu laufen (Abſ 2 Satz 2); die 
Kenntnis lann aber auch auf andere Weiſe als durch die Verlündung erworben werden 
(RIA 5, 146; a. M. RG JW 02 Beil 232102). — Nicht erforderlich iſt Kenntnis des Erben 
darüber, ob ihm die ganze Erbſchaft oder nur ein Bruchteil und welcher zugefallen iſt, wenn 
es ſich um eine einheitliche Berufung handelt. Steht aber eine Berufung zu mehreren 
beſonderen Erbteilen in Frage, die geſondert ausgeſchlagen werden können (§8 1951, 1927; 
A8 zu 81924), fo beginnt die Friſt für jeden Erbteil beſonders mit der Kenntnis von deſſen Anfall. 
Irrtum des Erben darüber, ob die Berufung auf dem Geſetze oder auf einer Verfügung von 
Todes wegen beruht, auch Rechtsirrtum, ſchließt den Beginn der Friſt aus (KGJ 34 A 79; 41A 56). 
Das dem Ehegatten nach Pr. AG. BGB Art 46 88 2, 8 gegebene Wahlrecht gehört nicht 
zum Berufungsgrunde; Irrtum darüber ſchließt daher den Friſtbeginn nicht aus (KJ 
41 A 56). — Kennenmüſſen, fahrläſſiges Nichtkennen, it der wirklichen Kenntnis nicht gleich 
geſtellt (wie in § 2140 und auch ſonſt im BGB). Ob das Nichtkennen auf tatſächlichem oder 
Rechtsirrtum beruht und ob es verſchuldet iſt oder nicht, iſt gleichgültig. Bloße Bweifel, 
ob er nicht Erbe geworden fei, genügen nicht. Aaderſeits wird auch eine volle Über⸗ 
zeugung, daß es ſo ſei, nicht gefordert werden können. Es wird genügen müſſen, daß 
dem Erben die tatſächlichen und rechtlichen Umſtände in fo zuverläſſiger Weiſe bekannt ge- 
worden find, daß dadurch die poſitive Vorſtellung, er ſei infolge eines beſtimmten Berufungs 
grundes Erbe geworden, in ihm zum mindeſten ais eine Wahrſcheinlichkeitsvorſtellung, mit 
der er rechnet, erregt worden iſt. Im Einzelfalle wird dabei viel auf die Sachlage, nament⸗ 
lich auf die Perſönlichkeit des Erben, ankommen. In dieſer Weiſe werden die im Wort⸗ 
laute einigermaßen voneinander abweichenden Entſcheidungen des Reichsgerichts vereinigt 
werden können (vgl. einerſeits JW 02 Beil 232102, wo eine „beſtimmte und überzeugende 
Kenntnis“ gefordert wird, anderſeits Gruch 59, 481, wo geſagt wird, daß zwar die volle 
Überzeugung nicht verlangt werden könne, wohl aber zuverläſſiges Erfahren der 
in Betracht kommenden Umſtände vorhanden ſein muß und Zweifel, ob es nicht ſo ſein 
könnte, nicht genügen; ebenſo für den Fall des 8 121: RG JW' 1912, 741? und Warn 1914 Nr 108; 
vgl. RG 85, 223, ferner A 2 zu § 121 und A zu $ 2082). 

Iſt der Erbe geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo kommt es nicht 
auf ſeine Kenntnis, ſondern auf die ſeines geſetzlichen Vertreters an. Streitig iſt, wie 
es ſich verhält, wenn der Erbe einen Bevollmächtigten beſtellt hat, ſei es allgemein (General ⸗ 
vollmacht) für feine Vermögensangelegenheiteo oder zur Regelung der in Frage ſtehenden 
Erbſchaftsangelegenheit oder auch ſpeziell zur Vertretung im Willen bei der Entſcheidung 

er Annahme oder Ausſchlagung der Erbſchaft. Einverſländnis beſteht zunächſt, daß § 166 

il keine Anwendung finden kann, da er ſich nur auf die rechtlichen Folgen abgegebener 
1 : bie erklärungen bezieht, nicht auf die Folgen der Unterlaffung von ſolchen (vgl. M 5, 500, 
935 Ge Srage im übrigen offen gelaſſen iſt). Sicher iſt auch wohl, daß der Erbe die durch 
er eh an feine Kenntnis geknüpften Folgen nicht durch Beſtellung eines Benollmädh- 
2 — ſich abwälzen kann, daß alſo, wenn er ſelbſt Kenntnis hat, der Lauf der Aus. 
erg fei beginnt, auch wenn dem Bevollmächtigten die Kenntnis fehlt. Zweifelhaſt 
Kenntnis zelne ob die Friſt auch beginnt, wenn der Bevollmächtigte, nicht aber der San 
mächtigten ent Es wird aber anzunehmen fein, daß der Erbe fich die Kenntnis des Bevoll⸗ 

ben bat: degenhalten laſſen muß, dem er felbft zu feiner Vertretung im Willen Macht 
bon dem Wissen die Willensentſcheidung, die das Geſetz verlangt, kann nicht willfürlich 
von dem Wiſſen, dag di entſcheidung, die das Geſetz gt, Strohal II 5 01 
A 168; Plana ? g die Vorausſetzung dafür bildet, getrennt werden (fo [ dieſes 
Komme pla; * a. M. Dernburg V 148? Note 10 und bie . n 
vom Eintritt des! he — siben beginnt die a Et ol dt in 
$ 2142). Beſondere Nusſchla ei dt en 1 Todes wegen beſchränkten 
oder beſchwerten Mlichtteilsbereniigien dar Be ER 11 Ausſchlagung ſchon vor 
Beginn der Ausſchlagungsfriſt § 1946. — Iſt zur Annahme einer Zuwendung an eine 
juriſtiſche Perſon nach Landesrecht ſtaalliche Genehmigung erforderlich (Art 86 Ech; 
Pr. A. B Art 6) jo kann fie eine ihr zugewendete Erbſchaft vor Erteilung der Geneh⸗ 
migung nicht durch Annahme erwerben (RG 96 384); deshalb kann auch die Ausſchlagungs⸗ 
friſt vor Kenntnis der Genehmigung nicht zu laufen beginnen (jo Kipp 150 Note 7; a. M. 


3. Verkündung der Verffigung. Gemeint iſt die im Eröffnungstermin erfolgte „Wer. 
ſtattgefunden hat, nicht die 
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er ſelbſt als Ehegatte das gemeinſchaftliche Teſtament mit errichtet (§ 2273) oder wenn er 
den Erbvertrag mit geſchloſſen hatte ($ 2300). Verkündung eines gemeinſchaftlichen Erb⸗ 
vertrags iſt auch dann erforderlich, wenn der eine Erblaſſer bereits vor 1. 1. 00 verſtorben 
war (RG 48, 100). Die Vorſchrift des Abſ 2 Satz 1 iſt übrigens eine Sondervorſchrift und 
auf die Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs (§ 2332 Abſ 1) nicht übertragbar (RG 66, 30). 


4. § 203: Stillſtand der Rechtspflege oder höhere Gewalt hemmen den Lauf der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt mit der Wirkung, daß der davon betroffene Teil der Friſt nicht eingerechnet 
wird ($ 205). Die durch eine dem Vormundſchaftsgericht zur Laſt fallende Verzögerung 
der nach $ 1822 Nr 2 für den geſetzlichen Vertreter erforderlichen vormundſchaftsgerichtlichen 
Genehmigung herbeigeführte Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt (vgl. A 1 zu $ 1945) als 
„höhere Gewalt“ anzuſehen, wie Eccius will (vgl. KJ 38 A 51), erſcheint bedenklich, 
da ein Fehler des Gerichts immerhin noch innerhalb des mit dem Gerichtsbetriebe ver⸗ 
bundenen Gefahrenkreiſes liegt (A 2 zu 8 203); der Erbe wird vielmehr in ſolchem Falle 
auf den Regreßanſpruch gegen den Vormundſchaftsrichter und den Staat angewieſen 
fein. — 8 206: Hat der geſetzliche Vertreter eines geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkten Erben die hier vorausgeſetzte Kenntnis erlangt, der Erbe ermangelt 
aber am Schluſſe der Friſt der Vertretung, ſo läuft die Friſt nicht zu Ende. Vielmehr läuft 
die Friſt erſt ſechs Wochen bzw. ſechs Monate nach der Behebung des Mangels ab. Auf die 
Kenntnis des neu eingetretenen Vertreters oder des geſchäftsfähig gewordenen Erben kommt 
es aber für den Wiederbeginn und den Ablauf der Friſt nicht mehr an. So die herrſchende 
Meinung (namentlich Strohal II $ 61 A 20), die zwar zu Härten führen kann, aber mit dem 
Geſetze wohl allein vereinbar iſt. Auch wenn ohne dazwiſchenliegenden Vertretungsmangel 
ein neuer Vertreter eintritt oder der Erbe geſchäftsfähig wird, kann es vorkommen, daß die 
einmal in Lauf geſetzte Friſt abläuft, ohne daß der zu ihrer Wahrung Berufene die erforderliche 
Kenntnis beſitzt. — Friſtverlängerung für den Erbeserben § 1952 Abf 2. Konkurseröffnung 
über das Vermögen des Erben iſt für den Friſtenlauf ohne Bedeutung (KO 8 9). 


5. Sechsmonatsfriſt. Wohnſitz (88 7—11) des Erblaſſers im Auslande. Die Vor. 
ſchrift bezieht ſich nur auf im Auslande wohnende deutſche Erblaſſer, die nach Art 24 CG 
(Vorbem 1 zu dieſem Buche) nach deutſchen Geſetzen beerbt werden. Zum Auslande 
gehören nach Inkrafttreten des Friedensvertrag auch die durch dieſen don Deutſchland 
getrennten Gebiete. Iſt ein in dieſen Gebieten wohunhafter Erblaſſer vorher verſtorben, 
ſo läuft nur die ſechswöchige Friſt, auch wenn der Erbe erſt nachher Kenntnis erlangt. Die 
deutſchen Schutzgebiete haben auch bisher ſchon als Ausland gegolten (Schutzgebch v. 
10. 9. 00 8 3; Konſc cc v. 7. 4. 00 8 26). Ein ausländiſcher Wohnſitz des Erblaſſers neben 
dem inländiſchen kommt nicht in Betracht („nur“). Gleichgültig iſt, ob er im Inlande oder 
im Auslande geſtorben iſt. 


6. Aufenthalt des Erben im Auslande. Es komnit nur darauf an, wo ſich der Erbe 
im Augenblicke nicht des Erbfalls, ſondern der erlangten Kenntnis befindet. Auch ein vor⸗ 
übergehender Aufenthalt im Auslande ſichert ihm die verlängerte Friſt. Im Falle der 
geſetzlichen Vertretung kommt eigene Kenntnis des Erben überhaupt nicht in Betracht. 
Deshalb ift lediglich der Aufenthalt des geſetzlichen Vertreters maßgebend. Bei der gewill⸗ 
kürten Vertretung wird, wenn man von der in A 2 vertretenen Anſchauung ausgeht, für 
den Erben, der nur perſönlich im Auslande Kenntnis erhält, die ſechsmonatige, wenn aber 
ſein im Inlande ſich aufhaltender Vertreter dort Kenntnis erhält, von da ab eine ſechswöchige 
Friſt laufen. 

7. Beweislaſt. Wer aus der Ausſchlagung Rechte herleitet, hat zunächſt darzutun, 
daß und wann ſie erfolgt iſt. Behauptet ſodann der Gegner, daß das Recht zur Ausſchlagung 
(5 1942) durch Friſtablauf ($ 1943) bereits erloſchen geweſen fei, fo hat er dieſe Tatſache 
zu beweiſen. Dazu gehört der Nachweis, daß und wann der Erbe Kenntnis von dem Anfalle 
und der Berufung erhalten hat, da mit dem Eintritte dieſer Kenntnis der Lauf der Friſt 
erſt beginnt. Vgl. für den gleichliegenden Fall der Anfechtung SS 121 A 5 und 124 A 4. 
Auf die Ausſchlagung wird ſich der Erbe in der Regel gegenüber Nachlaßgläubigern berufen, 
die die ſtillſchweigende Annahme der Erbſchaft behaupten (§ 1943 A 4); aber auch wenn 
er im Falle des § 2306 Abſ 1 Satz 2 den Pflichtteil verlangen will; ferner diejenigen, welche 
infolge der Ausſchlagung an die Stelle des Ausſchlagenden als Erben getreten ſind. Auf den 
Ablauf der Ausſchlagungsfriſt kann ſich auch der Erbe berufen, um die Unwirkſamkeit 
der von ihm erklärten Ausſchlagung darzutun. 


S 1945 


Die Ausſchlagung erfolgt durch Erklärung! gegenüber dem Nachlaß⸗ 
gerichte); die Erklärung iſt in öffentlich beglaubigter Form abzugeben“). 
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Ein Bevollmächtigter bedarf einer öffentlich beglaubi > 
1 gten Vollmacht“). 
Die Vollmacht muß der Erklärung beigefügt oder innerhalb der Gr 


ſchlagungsfriſt nachgebracht werden“). 
E 1 2082 II 1822; M 5 502, 503; P 5 827, 626. 


1. Die Ausſchlagung iſt (abweichend 3 39 i 
bunden und empfangsbedürftig. Sie e e dene ce Bo er 
dem Nachlaßgerichte zugeht ($ 180). Gleich der Annahme ift fie einſeitige Willens e ir 
unterfteht mithin den hierauf bezüglichen allgemeinen Vorſchrift ! 0 8 4943 un e lösung, 
von der Annahme bedarf der geſetzliche Vertreter (Vater Vor = d, auch der Pfl Ben 
der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (88 1822 Nr >, 1643 40 . aa 
Die Genehmigung hat das Vormundſchaftsgericht f ken nd): 
erklären (8 1823); ſie wird alfo erſt en 105 15 ee dee e e ag 
Rechtsgeſchäft würde die Ausſchlagung En 58 1 85 1 en 1 19 ede 
un wvirkſam fein, wenn fie ohne die vorher erteilte Gen 10 0 ö 15 85 un afts Bene, 
erfolgte. Von dem Standpunkt der Anwendbarkeit d. f IR Fi ag i ge 
worden, daß die Ausſchlagung wirkſam ſei, wenn di Gen 10 mi au Agen 
bevor die Ausſchlagungserklärung dem Nachlaß le ne 1 0 0 a 
urkundung oder Beglaubigung der Ausſchla 1 gsertlärung fel er erſogt fein (N08 
21 A 197; 24 A 216; 29 A 40; 38 A 51; 42 A 89. N 5 143). ne N en 
daß bei Identität des Vormundſchafts⸗ und Nachle 5 ) 10 150 ee enn bi 
Ausſchlagungserklärung zunächſt der Vormundſchaftsabteil A. 0 = a d ee 15 
deren Genehmigung und Bekanntmachung dieſer an den b eee Vert r 90 des N 
laßabteilung geſchäftlich behandelt (entgegengenommen) Abdel eit (86 42 a 8) da 
gegen konnte von dieſem Standpunkte aus die nachträgliche Erteilung der G Kan, 
a 1 85 ie noch de der Ausſchlagungsfriſt 0 den ist nicht 1 
er erden, um die vorher ärte Aus ; \ - N. 
900 22 0 HR der Kehteren a each et w 1.197, 8138 2, 218. 
„ 89). Nunmehr hat aber da 5 5 75120 de n 8 5 50 
der zweiten Auflage Ae ene e 05 h 0 pat 0 
Hatz 1 keine Anwendung finden kann, wenn das einſeitige Rechts ht aft 1 1 10 
Vorſchrift binnen einer beſtimmten Friſt vorgenommen en n Hi er iM le 
Grund, der dahin ging, diejenigen Perſonen, deren Rechtsverk Alte burc n 
Rechtsgeſchäft berührt werden, nicht für unbeſtimmte Zeit üb e diane feder 
keit im Ungewiſſen zu laſſen, bei geſetzlich befriſtete Kechtegeſchaft e 
bel diefen daz Geſeß ſelbſt für Beendigung des Zu e e ne e ene 
ſtinmter Friſt Sorge trage; in ſoicen ae niit es 9 der ungemiſet mee ee 
cu Wechüfte erforderlichen Ertlärungen bis zum . Aut ef 
Ichfaguım 12 95 ber Abgabe komme es nicht an; demgemäß hat das Reichsgericht eine Aus 
erfolgt ik, n au erklärt, die vor Erteilung der vormundſchaftsgerichtlichen Genehmigun 
wirkſam gewo 99 ie Genehmigung nachher erteilt und innerhalb der Ausſchlagungsfriſ 
ſcheidung if eien iſt. Dieſer Auffaſſung hat ſich KJ 50 A 73 angeſchloſſen. Die Ent: 
erhehlichen Ba durch die Anmendung des 8 1831 auf die Ausſchlagung entftehenden 
eine freiere Geſetze 90 ichkeiten zu vermeiden und deshalb zu billigen, wenn ſie auch dem fur 
ratione legis non ung auch ſonſt oft hinderlichen römiſch rechtlichen Satze: „cessante 
nicht alle zur Wirtſamkei 50 ipsa“ nicht vollkommen Rechnung tragen mag — Sind aber 
wirkſam abgegeben, 10 f ‚Ber Ausſchlagung erforderlichen Erklärungen vor Ablauf der Friſt 
ſchaftsgerichtliche ehen fie unwirkſam. Ene nach Ablauf der Friſt erteilte vormund. 
gängig machen, auch we nigung kann die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt nicht ruc 
$ 154 auf behördliche Zuſti man (val. RG 76, 366 und 8 184 A 1) die Rückbez ohung des 
Anfechtung vgl. $ 1956 A Bee er für anwendbar hält; KJ 50 A 78). Wegen 
Genehmigung bei der Ausſ it wegen der „höheren Gewalt“ 8 1944 Nele Vorlegung der 
derlich; das Nachlaßgericht ik ennöerflärung gegenüber dem Nachlaßgerichte iſt nicht erfor- 
ſchädlich, wenn die Ausfertigur ein „anderer im Sinne des $ 1831. Deshalb ift es un. 
nehmigung erſt nach Ablauf de einer rechtzeitig erteilten vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
der Vollmacht, Abſ 2). — Au Fa, dem Nachlaßgerichte eingereicht wird (anders bei 
Landgemeinde zur Ausſchlagun 9 die Genehmigung des Kreisausſchuſſes fur eine preußiſche 
werden (KJ 50 A 71). Die Frau Erbſchaft muß innerhalb der Ausſchlagungsſriſt erteilt 
zur Annahme (88 1406 Nr 1, 145 8 1 bebari der Zuſtimmung des Mannes ebenſowenig wie 
un widerruflich (8 130 1458, 1519, 1549). Die Ausſchlagung tt wie die Anna 
iflich (8 130), darf nicht bed 7701 8 194 . hme 
ſchaft beſchräntt ſein, ſofern nicht beſond reh oder befriſtet (81947) nicht auf Teile der Erb⸗ 
in Feofftürſe des Erben ur deut & emen Erbteile in Frage chen (88 1950, 1951), ſteht auch 
Die Koften der Ausſchlagung fallen ug zu (KO 8 9). Anfechtbarkeit 8 1954. —- 
ht dem Nachlaſſe, ſondern dem Erklärenden zur Laſt 


BER. Kommentar von Reichsgerichtsrüten. III. Wand, 9. Aufl. 35 
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2. Gegenüber dem Nachlaßgericht. Nachlaßgerichte ſind die Amtsgerichte (8 72 
FGG), oweit nicht landesgeſetzlich andere als gerichtliche Behörden zuftändig ſind; andere 
gerichtliche Behörden (Landgerichte) konnen nicht als Nachlaßgerichte beſtellt werden. 
Eine Ausſchlagungserklärung wird nicht dadurch unwirlſam, daß das Nachlaßgericht fie 
zurückweiſt oder zurüdſchickt (KJ 35 A 58). Die Ausſchlagung ift in der Regel nur wirk⸗ 
ſam, wenn fie vor dem örtlich zuſtändigen Nachlaßgericht ($ 73 FGG) erfolgt; nach RG 
71, 380 ſoll aber die Erklärung auch dann wirkſam fein, wenn fie einem örtlich unzuſtändigen 
Gerichte gegenüber abgegeben wird, nicht nur falls dieſes ſchon vorher (durch Fürſorge für 
den Nachlaß oder Einleitung einer Nachlaßpflegſchaft) als Nachlaßgericht tätig geworden 
war, ſondern auch, wenn es nur die Ausſchlagung entgegengenommen und eine Beſcheinigung 
über die „erfolgte Ausſchlagung“ erteilt hat (bedenklich, das angegangene Gericht darf ja 
die Erklärung gar nicht zurückweiſen; es wurde auch nicht in der Lage ſein, ſofort feine Zu⸗ 
ſtändigkeit zu prüfen; dagegen auch Wolff DFB 00, 1487). Vor einem um Entgegennahme 
der Erklärung des Erben vom Nachlaßgericht im Wege der Rechtshilfe (88 1, 2 500) er. 
ſuchten Gerichte kann die Ausſchlagung mit ſofortiger Wirkſamkeit erklärt werden (ſo auch 
BayObL& 22 1918, 710%; a. M. Keßler Bay 3, 186). — Die Ausſchlagung eines 
Vermächtniſſes erfolgt gegenüber dem Beſchwerten ($ 2180 Abſ 2). 5 

3. Offentlich beglaubigte Form $ 129, F060 $ 167, 183, 191. Telegramm genügt nicht. 

4. Vollmacht. 88 164 ff. Beſondere Vollmacht iſt nicht erfordert, Generalvollmacht nicht 
ausgeſchloſſen. Die Erklärung darf wegen Mangels der Vollmacht nicht, wie nach § 174, zurück. 
gewieſen werden. Geht die Vollmacht nicht vor Friſtablauf, und zwar in formgerechter Geſtalt 
ein, ſo iſt die Ausſchlagung wirkungslos. 


8 1946 


Der Erbe kann die Erbſchaft annehmen oder ausſchlagen !), ſobald der 


Erbfall eingetreten ijt?). 
GI 2033 II 1823; M 5 503, 504; P 5 624626. 


1. Annahme $ 1943 A 1; Ausſchlagung 88 1942 A 1, 1945. 

2. Beide Erklärungen können, die Annahme auch ſtillſchweigend, ſogleich nach dem 
Erbfall, d. i. dem Tode oder der Todeserklärung des Erblaſſers abgegeben werden, auch 
bevor die Erbſchaft dem Erklärenden angefallen iſt und bevor die Ausſchlagungsfriſt zu laufen 
begonnen hat, alſo vor Kenntnis des Aufalls und des Berufungsgrundes. Die Ausſchlagung 
kann in ſolchen Fällen vorſorglich für den Fall des Eintritts dieſer Vorausſetzungen erfolgen. 
Eine Bedingung iſt darin, auch wenn es ausdrücklich ausgeſprochen wird, nicht zu erblicken 
(vgl. § 1947 A 1). Auch ohne ausdrückliche Beifügung iſt die Erklärung in dieſem Sinne 
zu verſtehen. — Auch der Nacherbe kann vor Eintritt des Falles der Nacherbfolge die 
Nacherbſchaft nicht nur ausschlagen ($ 2142), ſondern auch annehmen (RG 80, 377 vgl. 
5 2142 A). Auch der Pflichtteilsberechtigte kann im Falle des $ 2306 Satz 2, bevor 
er von der Beſchränkung oder Beſchwerung ſeines Erbteils Kenntnis erlangt hat, vorſorglich 
ausſchlagen. Eine juriſtiſche Perſon, die nach Landesrecht (Art 86 Ech; Art 6 Pr. 
BGB) der ſtaatlichen Genehmigung zum Erwerbe von Todes wegen bedarf, kann vor deren 
Erteilung die Erbſchaft nicht annehmen, wohl aber ausſchlagen (RG 76, 377); wegen des 
Beginnes der Ausſchlagungsfriſt vgl. 8 1944 A 2. — Eine vor dem Tode des Erblaſſers 
abgegebene einfeitige Ausſchlagungserklärung iſt wirkungslos; nur ein vertragsmäßiger Erb 
verzicht (58 2346ff.) kann in Betracht kommen oder, ſoweit es ſich um den geſetzlichen Erbteil 
oder den Pflichtteil handelt, auch ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Ausſchlagung gegenüber 
einem anderen geſetzlichen Erben ($ 312 Abſ 2 und A 2). 


8 1947 


Die Annahme und die Ausſchlagung können nicht unter einer Bedingung 


oder einer Zeitbeſtimmung erfolgen!). 

E I 2035 II 1824; M 5 505; P 5 627. 

1. Die Vorſchrift entſpricht den anderweiten Vorſchriften, welche die Beifügung von 
Bedingungen und Zeitbeſtimmungen zu gewiſſen Rechtsgeſchaften ausſchließen: 0 für die 
Aufrechnung 8 388 Satz 2, für die Auflaſſung $ 925 Abs 2. Wie bei dieſen (vgl. 9388 
A 2, 925 A 14), ſind auch hier nur echte, rechtsgeſchäftliche Bedingungen ausgeſchloſſen, 
nicht Rechtsbedingungen, d. h. ſolche, in denen eine geſetzliche Vorausſetzung des erllärten 
Rechtsgeſchäfts noch beſonders zum Ausdrucke gebracht wird, ſei es, weil dem Erklärenden 
nicht bekannt ift, ob fie bereits eingetreten (unbekannter Berufungsgrund, 8 1949 Abſ 2). 
ſei es, weil ſich erſt in Zukunft entſcheidet, ob fie eintritt: Wegfall vorher Berufener, Eintritt 
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der aufſchiebenden Bedingung für die Erbeinſetzung, Eintritt der Nacherbfolge; auch Ge⸗ 
nehmigung des Vormundſchaftsgerichts, ſofern man annimmt, daß dieſe nachträglich erteilt 
werden kann (8 1945 A 1). Zuläſſig iſt auch die Beſchränkung der Erllärung auf einen von 
mehreren Berufungsgründen oder beſonderen Erbteilen (88 1951 Abſ 1, 1927). Iſt die 
Annahme auf einen beſtimmten Berufungsgrund beſchränkt, fo gilt fie als nicht erfolgt, 
wenn der Erbe ſich über ihn im Irrtum befand ($ 1949 A 1). — Wird eine Ausſchlagung 
„zugunſten eines beſtimmten Dritten“ erklärt, jo iſt die Beifügung bedeutungslos, 
wenn dadurch nur das Motiv angegeben werden ſollte, auch wenn in Wirklichkeit die Erb⸗ 
ſchaft dem Dritten nicht anfällt; dagegen macht fie die Ausſchlagung unwirkſam, wenn aus 
ihr zu entnehmen iſt, daß die Ausſchlagung nur für den Fall gelten ſoll, daß dem Dritten 
die Erbſchaft wirklich zufällt; die Ausſchlagung wird auch nicht wirkſam, wenn dieſer Fall 
eintritt. Hat die Erklärung die Bedeutung, daß der Ausſchlagende die Erbſchaft dem Drikten 
überlaſſen will, ſo kann ſie als Annahme unter Hinzufügung der Bereitwilligkeit, ſie an den 
Dritten zu veräußern, gedeutet und aufrechterhalten werden (KJ 35 A 64). Eine in einem 
Teſtament erklärte Ausſchlagung iſt unwirkſam, weil ſie an die Bedingung des Nichtwider⸗ 
rufs bis zum Tode des Erklärenden geknüpft iſt und dem Nachlaßgericht erſt nach dem Tode 
des Erklärenden zugehen ſoll (KG JW 1919, 9981). — Die gleichen Vorſchriften gelten auch 
für das Vermächtnis ($ 2180 Abſ 2) und für die Annahme oder Ablehnung des Amtes als 
Teſtamentsvollſtrecker (§ 2202 Abſ 2). 


8 1948 


) Wer durch Verfügung von Todes wegen als Erbe berufen iſt, kann, wenn 
er ohne die Verfügung als geſetzlicher Erbe berufen ſein würde?), die Erb⸗ 
ſchaft als eingeſetzter Erbe ausſchlagen und als geſetzlicher Erbe annehmen?). 

Wer durch Teſtament und durch Erbvertrag als Erbe berufen iſt, kann 
die Erbſchaft aus dem einen Berufungsgrund annehmen und aus dem 
anderen ausſchlagen)). 

E I 2038 Abf 1, 2 II 1825; M 5 6508-510; P 5 628, 629. 


1. Die Vorſchriften des Paragraphen beziehen ſich auf ſolche Fälle, in denen die Be⸗ 
rufung einer Perſon zu der ganzen Erbſchaft oder zu einem und demſelben Erbteile 
infolge mehrerer Berufungsgründe in Frage kommt. Das kann der Fall ſein: a) durch 
Erbeinſetzung einer Perſon, die ohne dieſe als geſetzlicher Erbe berufen ſein würde (Abſ 1); 

chender Erbeinſetzung einer und derſelben Perſon durch mehrere nebeneinander be⸗ 
9 Verfügungen von Todes wegen (Abs 2). Die Fälle der Berufung zu 
2 zu Erbteilen regelt ausſchließlich $ 1951 (vgl. A 1 dazu). . 
1 hi e Einſetzung eines Erben durch Verfügung von Todes wegen (88 1987, 1941) ſchließt, 
ein 2 den Eintritt der geſetzlichen Erbfolge aus (§ 1987 A 1). Iſt alſo derjenige 
Erb ohne die Verfügung als geſetzlicher Erbe berufen ſein würde, ſo erwirbt er die 
durch Aus als eingeſetzter Erbe; es iſt ihm aber die rechtliche Möglichkeit gegeben, 
zu Fall undlagung der Erbeinſetzung die vom Erblaſſer beabſichtigte gewillkürte Erbfolge 
was diefe Ten eſetzliches Erbrecht zur Geltung zu bringen, fofern ihm nicht der Erblaſſer 
der Ausſchlagun 15 freiſteht) dieſe Möglichkeit dadurch entzogen hat, daß er ihn fur den Fall 
Dieſes Re chr ein er gewillkürten von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen hat (8 1988). 
bene 5 Erben hat das BGB ausdrücklich ausgeſprochen, um der das Gegenteil 
rein dn orſchrift des Prag (1 9 5 401) entgegenzutreten (M 5, 508). Eine Be. 
freil ch d 1 E 75 Hm mit der Erbeinſetzung auferlegten Laſten und Beſchränkungen wird 
Kater bl ib rbe dadurch in der Regel nicht erreichen können; denn Vermächtniſſe und Auf⸗ 
12 9 1 585 en, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erkennbar, auch gegenüber der 
geſetlichen Erbfolge mirkſam und der au Grund des Geſetzes eintretende Erbe damit be- 
842100 f 2161, 2192); auch ſonſtige Beſchränkungen — Anordnung einer Nacherbſchaft 
(6$ 210 off.) Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (88 2197ff.), Anordnungen für die 
Teilung oder die Tragung der Pflichtteilslaſt (88 2048, 2824) — bleiben beftehen, ſoweit 
nicht ein anderer Wille des Erblafſers erhellt, und zwar auch wenn ſie in der gleichen Ver⸗ 
fügung enthalten ſind wie die Erbeinſetzung (8 2085). Auch der Pflichtteils berechtigte, 
der zu einem geringeren als dem geſetzlichen Erbteile zum Erben eingeſetzt ift, wird, wenn 
er die Erbeinſetzung ausſchlägt, nur zu dieſem geringeren Erbteile geſetzlicher Erbe; die in 
der Einſetzung liegende Ausſchließung von dem darüber hinausgehenden geſetzlichen Erb⸗ 
teile bleibt beſtehen. Ein Intereſſe daran, von dem Rechte des § 1948 Abſ 1 Gebrauch 
zu machen, kann der Erbe allenfalls dann haben, wenn der Wille des Erblaſſers dahin zum 
Ausdrucke gekommen ift, daß die angeordneten Belaſtungen nur bei Wirkſamwerden der 
Erbeinſetzung in Wirkſamkeit treten ſollten (M 5, 509); auch kann ſeine Lage dadurch in 
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ſofern verbeſſert werden, als er anderen geſetzlichen Erben gegenüber die Ausgleichung 
von Zuwendungen nur verlangen kann, wenn er geſetzlicher Erbe wird (§§ 2050 ff.). — 
Der die Erbeinſetzung ausſchlagende Erbe kann die Erbſchaft auf Grund des Geſctzes nur 
annehmen, wenn und ſoweit ſie ihm infolge der Ausſchlagung anfällt, alſo nicht, 
wenn Erſatzerben, ſei es durch ausdrüdliche Beſtimmung des Erblaſſers oder infolge der 
auf dem vermuteten Willen des Erblaſſers beruhenden Regeln der SS 2069, 2094, 2102 als 
908 die Verfügung berufen an feine Stelle treten (OLG 21, 302; dich 2. 7. 06, IV 40/06: 
6% 38 A 107). 

3. War dem Erben bekannt, daß er infolge der Ausſchlagung geſetzlicher Erbe werde, 
ſo enthält die ohne Einſchränkung erklärte Ausſchlagung im Zweifel, d. h. wenn nicht 
trotzdem ein anderer Wille erkennbar iſt, ohne weiteres auch die Ausſchlagung als geſetzlicher 
Erbe (8 1949 Abſ 2). Die Abſicht, von dem Recht des § 1948 Gebrauch zu machen, wird 
alſo nicht vermutet. Lautet die Erklärung nur auf Ausſchlagung der Erbeinſetzung, ſo 
wird Zweifel daran nicht beſtehen können, daß nur dieſe ausgeſchlagen werden ſollte, auch 
wenn nicht ausdrücklich die Annahme der geſetzlichen Erbſchaft erklärt oder vorbehalten iſt. — 
Mit der Ausſchlagung der Erbeinſetzung tritt der Anfall der geſetzlichen Erbſchaft unter 
Rückbeziehung auf den Tod des Erblaſſers ein (5 1942 A 2); für dieſe Berufung läuft eine 
neue Ausſchlagungsfriſt, aber erſt von der Kenntnis des Erben vom Anfall und Berufungs- 
grund ab, die mit der Ausſchlagung keineswegs immer zuſammenfällt, z. B. nicht, wenn 
der Erbe erſt jpäter erfährt, daß er mit dem Erblaſſer verwandt oder daß nähere Verwandte 
nicht vorhanden find (8 1944 A 2). 8 

4. Innerhalb der durch den Willen des Erblaſſers beſtimmten Erbfolge liegen 
mehrere Berufungsgründe vor, wenn der Erblaſſer eine Perſon zu einem und dem⸗ 
ſelben Erbteile durch Teſtament und durch Erbvertrag berufen hat. Die mehreren Erb 
einſetzungen können als ſolche nebeneinander beſtehen; denn das Recht des vertragsmäßig 
Eingeſetzten wird nicht durch feine Einſetzung als Teſtamentserbe, ſondern nur durch die 
elwa der teſtamentariſchen Einſetzung hinzugefügten Beſchränkungen und Belaſtungen (Ver⸗ 
mächtniffe, Auflagen, Nacherbeinſetzungen) beeinträchtigt; dieſe find daher gemäß 8 2289 
Abſ 1 Satz t u. 2 aufgehoben bzw. unwirkſam, aber nicht die Erbeinſetzung, ſofern nicht der 
Wille des Erblaſſers erhellt, daß die Einfehung ohne die Belaſtungen nicht wirlſam fein ſolle 
($ 2085). Es bedarf daher der Ausſchlagung, wenn der durch Erbvertrag und durch Teſtament 
Eingeſetzte nur aus dem einen oder dem anderen Berufungsgrunde Erbe ſein will, was 
ihm freiſteht, aber in der Regel ohne beſonderes praktiſches Intereſſe für ihn ſein wird, da 
er, auch wenn er beide Berufungen annimmt, nicht verpflichtet iſt, die in dem Teſlamente, 
mag dieſes früher oder ſpater als der Erbvertrag errichtet fein, ihm auferlegten Laften zu 
tragen (fo mit Recht Strohal, Erbrecht II § 61a Note 9e gegen Binder). Sind Laſten 
oder Beſchränkungen der Einfegung in dem Erbvertrage beigefügt, während die teſtamen⸗ 
tariſche Erbeinſetzung laſtenfrei iſt, fo bleiben fie im Zweiſel beſtehen, wenn der Eingeſetzte 
die vertragsmäßige Einſetzung ausſchlägt und die teſtamentariſche annimmt (arg. 88 2161, 
2192, 2085). Sind die Erbeinſetzungen in mehreren Teſtamenten oder in mehreren 
Erbverträgen erfolgt, jo wird nach dem aus der Geſetzesfaſſung wohl mit Sicherheit zu 
entnehmenden Schluß aus dem Gegenteil eine entſprechende Anwendung des F 1948 Abſ 2 
ausgeſchloſſen ſein. 


8 1949 


Die Annahme gilt als nicht erfolgte), wenn der Erbe über den Berufungs- 
grund im Irrtume war!). 

Die Ausſchlagung erſtreckt ſich im Zweifel auf alle Berufungsgründey, 
die dem Erben zur Zeit der Erklärung betannt ſinds). 

E 1 2038 bj 3 II 1826; M 5 509, 510; b 5 g24 626, 628,629. 


1. „Der Berufungsgrund iſt der konkrete Tatbeſtand, aus dem ſich die rechtliche Folge 
der Berufung zur Erbſchaft ergibt (eutſprechend dem Klagegrund im Zivilprozeſſe), alfo 
die beſtehende Verwandtſchaft, einſchließlich des Wegfalls vorgehender Verwandter (88 1924 
dis 1930) oder Ehe ($ 1931) oder die die Erbeinſetzung enthaltende Verfügung von Todes 
wegen: Teſtament ($ 1937), Erbvertrag ($ 1941). Der Erbe irrt über den Berufungs⸗ 
grund, wenn er einen anderen konkreten Tatbeſtand als den wirklich die Berufung begrün⸗ 
denden als vorhanden annimmt und ſich daraufhin zur Erbſchaft berufen glaubt, etwa 
die Zugehörigkeit zu einer anderen Verwandtenklaſſe, Verwandtſchaft ſlatt Ehe lein ſolcher 

ertum iſt denkbar, wenn die Annahme durch einen Erbeserben in Frage ſteht), einen Erb: 
vertrag ſtatt eines Teſtaments oder umgekehrt, aber auch ein anderes Teſtament, einen 
anderen Erbvertrag als den wirklich in Frage kommenden. Doch werden unweſentliche 
Abweichungen in Einzelheiten (3. B. das Datum der Verfügung) nicht in Betracht kommen, 
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da ſie die Identität des Tatbeſtandes nicht in Frage ſtellen. Der Erbe irrt aber über den 
Berufungsgrund auch, wenn er aus dem ihm bekannten Tatbeſtande nicht die richtige recht⸗ 
liche Folgerung zieht (Rechtsirrtum). Auf die Entſchuldbarkeit des Irrtums kommt 
es nicht an. Die in 8 1951 Abſ 2 Saß 2 enthaltene Beſchränkung des Begriffs der ver⸗ 
ſchiedenen Berufungsgründe trifft uach Wortlaut und Sinn nur den Fall mehrfacher 
Erbeinſetzung zu veiſchiedenen Erbteilen; fie kann auf den Irrtum darüber, ob die Erb⸗ 
einſetzung in einem oder einem anderen Teſtamente oder Erbvertrage erfolgt iſt, auch nicht 
entſprechend angewendet werden. — Ein Irrtum über den Berufungsgrund liegt nur vor 
wenn der Erbe glaubt, auf Grund eines anderen Tatbeſtandes als Erbe eingeſetzt zu ſein, 
nicht, wenn er über ihm auferlegte Beſchränkungen oder Beſchwerungen irrt; ein ſolcher 
Irrtum kann nur nach Maßgabe des § 119 in Betracht kommen, wird aber als bloßer Jirtum 
im Beweggrunde in der Regel nicht zur Anfechtung ausreichen (vgl. A 2). 

2. Es könnte zweifelhaft ſein, ob der Irrtum über den Berufungsgrund nach § 119 zur 
Anfechtung der Ausſchlagung berechtigen oder als bloßer Irrtum im Beweggrunde unbeacht⸗ 
lich ſein würde. Der § 1949 Abſ 1 verleiht ihm aber eine noch über § 119 hinausgehende 
Bedeutung, indem er die Unwirkſamkeit der Annahme infolge eines ſolchen Irrtums aus⸗ 
ſpricht, ſo daß es einer Anfechtung nicht bedarf. Deshalb wird auch eine Schadenserſatz⸗ 
pflicht Dritten gegenüber, wie fie § 122 für den Fall der Irrtumsanfechtung feſtſetzt, nicht 
beſtehen. Die Beſtimmung gilt ſowohl für die ausdrückliche wie für die ſtillſchweigende 
Annahme (pro herede gestio; $ 1943 A 1). Ein Beſtimmtſein durch den Irrtum, wie in 
8 119 (Kauſalität), wird nicht erfordert. Hat aber der Erbe (was bei der ſtillſchweigenden 
Annahme die Regel ſein wird) die Annahme ohne Bezugnahme auf einen beſtimmten Be⸗ 
rufungsgrund erilätt, jo wird er nachweiſen müſſen, daß er einen anderen als den wirklichen 
Beru ungsgrund als vorhanden angenommen und im Hinblick auf dieſen die Annahme 
erllart oder betätigt hat. — Liegt überhaupt kein Berufungsgrund vor, fo iſt die Annahme 
gegenſtandslos. — Jufolge der Wirkungslofigteit der Annahme ſteht dem Erben ohne 
weiteres noch die Ausſchlagung wegen des wirklich vorhandenen Beruſungsgrundes inner⸗ 
270 er 15 dieſen laufenden Ausſchlagungsfriſt, die erſt beginnt, wenn er von ihm Kenntnis 
erlangt, frei. 

3. Der Erbe kann nach Eintritt des Erbfalls die Erbſchaft aus allen Berufungsgründen, 
auch denjenigen, die ihm noch unbekannt ſind oder noch nicht zum Anfalle der Erbſchaft 
an ihn geführt haben, ausſchlagen (8 1946 A 2). Doch wird eine jo weitgehende Bedeutung 
der Ausſchlagung nicht vermutet. Dagegen ſtellt § 1944 Abf 2 eine Vermutung dahin auf, 

B ſich die Ausſchlagung, wenn ſie nicht unter Beſchränkung auf einen beſtimmten Be: 
ar äugsgrund erklärt iſt, auf alle dem Erben zur Zeit der Erklärung bekannten Berufungs⸗ 
re 2 tet. Dazu gehören auch diejenigen, auf Grund deren die Erbſchaft dem Aus: 
115 1 infolge der Ausſchlagung unmittelbar anfällt, ſofern ſie ihm ben che 
Erbfolge Benz er für den Fall der Ausſchlagung der teſtamentariſchen oder erbvertraglichen 
es einer b, heſeblicher Erbe berufen iſt und das weiß, auch die geſetliche Erbfolge, ſo dns 

bekannt- neren Ausſchlagung für dieſe dann nicht mehr bedarſ. Nicht aber konnen als 
gründe gelten dem Erben als fünftig möglicherweiſe eintretend belaunten Berufungs- 
115 enter Au amentlich diejenigen, auf Grund deren ihm erſt infolge Wegfalls en 
Eintritts einer Negagung zunächſt eintretender Erben oder infolge des noch nicht n 75 
hinſichtlich ihrer dannn oder eines Nacherbfalles die Erbſchaft nochmals anfallen a & 
Anfalle (8 1946 4 hebt zwar die Möglichkeit einer vorſorglichen een 770 bes 
unmittelbar durch ); aber die Vermutung bezieht ſich nur auf die als einge ie 11 55 
(ho mit Recht Staunen Ausſchlagung eintretend dem Erben bekannten Berufungsgr 0 e 
80, 377 — bal. 8 2 Jr Herzfelder A 3; a. M. die zww.ite Auflage dieſes Kommentars; di 

„ gl. § 21% KN 1 fteht nicht e — Beruft ſich ein für den Fall der 
Aus ſchlagung zur Erbſchaf eht nicht entgegen) er ) Ausſchl 
fo wird der Erbe, wenn aft Verufener auf die ohne Enſchränkung erfolgte Ausſchlagung, 
noch Anſpruch ehe er auf die Erbſchaft auf Grund eines beſtimmten Berufungsgrundes 


N Audi i] sgrund bei der Aus. 
ſchlagungserrlärung nicht i DSB NEN 


Die Annahm d d . 
e und die Ausſchlagung können nicht auf einen Teil der 
Erbſchaft beſchränkt werden“ Die ! 1 iles 
Erbſchaft er Ausſchlagung eines Teile 
iſt unwirkſam ). Die Annahme od ’ 3 s 
E I 2036 II 1827; M 5 500; h 5 427 
1. Der zum Ganzen oder zu einem Erbtei i inheitli ’ 

g ! e Erbt d. h. einer einheitlichen Quote der Erb⸗ 
ſchaft (8 1922 Abs 2), berufene Erbe kann acht feinere willkürlich das Ganze eren 
Erbteil in Bruchteile zerlegen und fich danach erklären wollen. Ein pflichtteilsberechtigter 
Erbe kann daher auch nicht unter Vorbehalt des Pflichtteils ausſchlagen (RG 25. 4. 18 
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IV 76/18). Eber ſowenig kann er ſich auf einzelne Nachlaßgegenſtände beſchränken. Anders 
bei Berufung zu mehreren Erbteilen 9 1951. 

Die Erklärung iſt ebenſo wie nach 88 1947, 1949 Abſ 1 völlig wirkungslos. Hat der 
Erblaſſer teilweiſe Annahme oder Ausſchlagung geſtattet, ſo kann hierin Erbeinſetzung auf 
verſchiedene Erbteile gefunden werden und kommt dann § 1951 Abf 3 zur Anwendung. — 
Ebenſo beim Vermächtnis $ 2180 Abs 3. Teilausſchlagung der angefallenen Erbschaft im 
Falle der Weitervererbung $ 1952 Abſ 8. 


8 1961 


Wer zu mehreren Erbteilen!) berufen iſt, kann, wenn die Berufung auf 
verſchiedenen Gründen beruhte), den einen Erbteil annehmen und den 
anderen ausſchlagen?). 

Beruht die Berufung auf demſelben Grunde), ſo gilt die Annahme 
oder Ausſchlagung des einen Erbteils auch für den anderen, ſelbſt wenn der 
andere erſt ſpäter anfällt“). Die Berufung beruht auf demſelben Grunde 
auch dann, wenn ſie in verſchiedenen Teſtamenten oder vertragsmäßig in 
verſchiedenen zwiſchen denſelben Perſonen geſchloſſenen Erbverträgen an⸗ 
geordnet iſt?). 

Setzt der Erblajjer einen Erben auf mehrere Erbteile ein, ſo kann er 
ihm durch Verfügung von Todes wegen geſtatten, den einen Erbteil an⸗ 


zunehmen und den anderen auszuſchlagens). 
E I 2037 II 1828; M 5 506—508; P 5 627, 628. 


1. Im Gegensatz zu 8 1948, der den Fall mehrfacher Berufung zu einem und demſelben 
Erbteile behandelt, und zu $ 1950, der die Berufung auf einen einheitlichen Bruchteil der 
Erbſchaft zum Gegenſtande hat, regelt § 1951 den Fall der Berufung zu mehreren Erb 
teilen. Solche liegen vor, wenn die Berufung auf mehrere einzelne Bruchteile der 
Erbschaft lautet, die erſt durch Zuſammenrechnung den geſamten Anteil des Erben ergeben, 
ſei es, daß er von vornherein zu mehreren Bruchteilen berufen iſt, oder in der Weiſe, daß 
zunächſt ein Bruchteil und ſpäter ein weiterer anfällt. Das iſt der Fall innerhalb der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge bei mehrfacher Verwandtſchaft ($ 1927) oder Zuſammentreffen von Ehe 
und Verwandtſchaft (5 1934), innerhalb der gewillkürten Erbfolge, wenn dem Erben mehrere 
Bruchteile geſondert zugewieſen ſind, ſei es in gleicher Linie nebeneinander, oder der eine 
unbedingt, der andere bedingt, z. B. für den Fall des Wegfalls eines anderen eingeſetzten 
Erben; ferner bei Zuſammentreffen von geſetzlicher und gewillkürter Erbfolge (8 1924 A 1), 
wenn dem Erben ein Bruchteil auf Grund Erbeinſetzung, ein anderer als geſetzlichem Erben 
anfällt. Die durch Wegfall eines geſetzlichen Erben eintretende Erhöhung des Erbteils 
eines anderen geſetzlichen Erben bildet dagegen hinſichtlich der Annahme und Ausſchlagung 
keinen beſonderen Erbteil (8 1935 A 4). 

2. Die geteilte Annahme und Ausſchlagung mehrerer Erbteile ift aber nur ftatthaft, wenn 
die Berufung zu ihnen auf verſchiedenen Berufungsgründen beruht. Über den Begriff 
des Berufungsgrundes vgl. $ 1949 A 1. Danach liegt nur ein Berufungsgrund vor, wenn 
der Erblaſſer in derſelben Verfugung von Todes wegen, alſo durch einen einheitlichen Rechts 
akt, den Erben zu mehreren Erbteilen berufen hat, wenn es auch in mehreren Sätzen oder 
Abschnitten geſchehen fein ſollte. Dagegen würden an ſich verſchiedene Berufungsgründe 
vorliegen, wenn die Berufungen in mehreren Verfügungen von Todes wegen enthalten 
ſind, ſei es in mehreren Teſtamenten oder in mehreren Erbverträgen. § 1951 Abſ 2 Satz 2 
enthält jedoch eine poſitive Einſchränkung des Begriffs der verfchiedenen Berufungsgründe 
durch die Beſtimmung, daß auch die Berufung auf demfelben Grunde beruht, welche in 
verſchiedenen Teſtamenten oder vertragsmäßig in verſchiedenen zwiſchen denſelben 
Perſonen geſchloſſenen Erbvertragen angeordnet iſt. Dieſe Beſtimmung beruht offen⸗ 
bar auf der Annahme eines einheulichen Willens des Erhlaffers bei den mehreren Ver⸗ 
fügungen zur Geſtaltung der Erbfolge nach der Geſamtheit dieſer Verfügungen, welchem 
durch die Annahme der einen und Ausſchlagung der onderen zuwidergehandelt werden 
würde. Iſt dagegen die Berufung zu den mehreren Erbteilen teils durch Teſtamente, 
tei ls durch Erbvertrag erfolgt oder in mehreren mit verſchiedenen Perſonen ge⸗ 
ſchloſſenen Erbverträgen oder auch in mit der gleichen Perſon geſchloſſenen Erbverträgen, 
aber nicht durch vertragsmäßige, ſondern durch letztwillige (einfeitige) Zuwendung (8 2299), 
5 erkennt das BGB einen ſolchen Zuſammenhang nicht an; es liegen daher verſchiedene 

zerufungsgründe vor. — Schon hieraus ergibt ſich, daß nicht, wie manche lehren, nur 


einerſeits Verfügung von Todeswegen, anderſeits Geſe h als verſchiedene Berufungs⸗ 
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gründe gelten können. Ebenſowenig iſt daraus zu entnehm 5 8 
durch das Geſetz, d. h. durch die Geſamtheit aller in a. ae 8 
Fan e ee ir a Planck Ert e angeſehen werden müßte 0 Sen 
§ 6 s bei Note 8: Planck Erl 3 Abſſ 2; vgl. i i i y 
Der ei heitliche Wille des Erblaſſers fall ee pg das de en 
haben könnte, daß die mehreren beſonderen Erbteile die es einem Erben pe n 
meinſam angenommen oder ausgeſchlagen werden iſt für das heutige ane cloſſen. 
525 uf einhell und Planck hervorgehobenen Falle des $ 2066, da u der Mile 
ei aſſers auf einheitlich nach Maßgabe des Geſetzes zu geſtaltende nicht d i 
des Erben zu teilende Erbfolge in der Tat in Betracht k 5 Di M ti 6 8 Ba 
find unklar und widerſpruchsvoll und können deshalb für di 0 teilige 510) 
5 0 5 Auffaſſung ni 
verwertet werden. In den Fällen der 88 192 0 liegt ieh dich N 25 
Nie Ne n enn 15 05 durch Wisch dene Bere ne ver 
ie Ausſchlagung des einen und die Annahm g ils 
tiſch das richtige Ergebnis ſein dürfte. 85 mit Recht e 1 der 
1iiff. Kipp 854, 2d und Note 4; Dernburg V$ 1471 3a ef a N. die out Genannt 5 
3. Beruht die Berufung zu mehreren Erbteilen auf verſchiedenen Bernfungsgrindin 
fo ſteht es . frei, nach Belieben den einen oder den anderen auszuſchlagen m 
anzunehmen. Erklärt er die Ausſchlagung des einen Erbteils, fo kann darin im Zn ifel 
203 11 5 ſtillſchweigende Annahme des anderen gefunden werden. Wird die ne 
917 usſchlagung ohne Beſchränkung auf einen Erbteil erklärt, ſo wird ſie im Zweifel auf 
0 b zu Eu Zeit bereits angefallenen Erbteile, von deren Anfalle der Erbe Kenntnis 
5 f 11 eziehen fein, nicht aber auf ſolche, die ihm noch nicht angefallen find oder von dere 
nfall er noch keine Kenntnis hat, obwohl auch hinſichtlich di i } 
ſchlagung zuläſſig it, (ob ; auch hinſichtlich dieſer die Annahme oder Aus⸗ 
zus ift, fobald der Erbfall eingetreten (8 1946; vgl. $ 1949 A 3). 
jich die 9 reren Erbteilen, aber Einheitlichkeit des Berufungsgrundes, erſtreckt 
nen eee oder Ausſchlagung, auch wenn ſie auf einen beſtimmten Erbteil lantet 
Abetelken Finde unh e e e nem ai er A Erklärung noch nicht 
al J 2142 U 1 und 1c 80, 388 eines ar ie 55 05 me (nicht nur die Ausſchlagung, 
erbfall noch nicht eingetreten ift Nach d m Wort ue ale Wen anne 
daß diele Wirkung auch dann 5 19 orllaute der Vorſchrift müßte man annehmen, 
1 0 1 „wenn der Erbe in K 0 ög⸗ 
5 71 Ze weiterer Erbteile die Erklärung Nu pee auf aneh ne 
* er dahin gehenden Abſicht Ausdruck gibt oder gar erklärt, die anderen Erbt l a 
EHE ar weile] würde der Erklärung eine über den Grflärumasioifien hifansgehe 
a e e ee lane benen dad ad dee eee 
Grund zn te \ N 0 ehan wird. i i i 
werden müffen, d ſolchen Unterſcheidung erſichtlich u re Kun a 
Ausdrud Btoeife v a das Geſetz dieſen Fall nicht hat treffen wollen und nur eine ungenaue 
Erl 5, Kiwpeg un Für gänzliche Unwirkfamfeit einer ſolchen Erklärung auch Planck 
zunehmen oder aus 1. — Die Abſicht des Erben, nur einen von mehreren Erbteilen an- 
ſamkeit beruft. Wied dieses u. wird derjenige zu beweiſen haben, der ſich auf die Unwirk⸗ 
dat er von feiner Bar 1 er Beweis nicht geführt, ſo gilt die Erklärung für ſämtliche Erbteile. 
Anfechtung aus sg 110 ung zu anderen Erbteilen keine Kenntnis gehabt, fo wird im Wege der 
der Erklärung vorliegt 5 (vgl. A! dazu) zu helfen fein, da ein Irrtum über den Inhalt 
5. Eine beſonderr Geſtatin doch eine Erklärung dieſes Inhalts nicht hat abgeben wollen. 
zu mehreren Erbteilen auf ung des Erblaſſers iſt nicht erforderlich, wenn die Berufung 
ſtattung iſt nicht zul Fllig, verſchiedenen Berufungsgründen beruht (Abſ 1). Eine Ger 
$ 1950. Der Erblaſſer jan wenn nicht mehrere Erbteile vorliegen, alſo in den Fallen des 
ſchaft oder den Antell des Br oil: mehrere Erbteile ſchon dadurch bilden, daß er die Erb. 
beſonderer Belaſtung ober au en an ihr in beſtimmte Bruchteile zerlegt, ſei es zum Zwecke 
Ausſchlagung der Pre 8 nur zum Zwecke der Geftattung beſonderer Annahme oder 
daß er dem Erben geftattet bon ſcdteile. kann auch dadurch beſondere Erbteile bilden, 
auszuſchlagen. Anderſeits — feinem geſetzlichen Erbteil einen Bruchteil anzunehmen oder 
die gefonderte Annahme oder Jun ere auch bei Vorliegen verfdiebener Berufungsgründe 
An nahme oder Ausſchlagung fär usſchlagung einzelner Erbteile ausſchließen, indem er die 
oder den Erben von der geleßlichen Gr Erbteile zur Bedingung der Erbeinſetzung macht 
zu denen er kraft Geſetzes berufen ift, 8 ſalls er nicht die ſamtlichen Erbteile, 


Das Re 11 
Stirbt 12 We een e e . ee 
em Ablaufe der Ausſchlagungsfriſt, jo endigt die 


552 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


Friſt nicht vor dem Ablaufe der für die Erbſchaft des Erben vorgeſchriebenen 
Ausſchlagungsfriſte) ). 

Von mehreren Erben des Erben kann jeder den ſeinem Erbteil ent⸗ 
ſprechenden Teil der Erbſchaft ausſchlagens). 


E I 2028 Abſ 2, 3, 2031 11 1829; M 5 492-494, 502; P 5 618, 623. 


1. Bererblichteit des Ausſchlagungsrechts. Die dem Erben nach § 1942 Abf 1 (vgl. 
auch $ 1953 Ab 2) einmal angefallene Erbſchaft geht beim Tode des Erben als Beſtandteil 
ſeines Nachlaſſes auf die Erbeserben über, kann aber, wenn das Recht hierzu nicht bereits 
vom Erben verwirkt war (8 1943), durch Ausſchlagung der Erbeserben wieder aus dem 
Nachlaſſe ihres unmittelbaren Erblaſſers ausgeſchieden werden. Ebenſo beim Vermächtnis 
(8 2180 Abſ 3). Die Erklärung des Erbeserben kann abgegeben werden, ſobald ſein unmittel⸗ 
barer Exblaffer geſtorben iſt, auch bevor deſſen Erbſchaft von ihm angenommen worden. 
Ob in der Verfügung über die ihm mittelbar angefallene Erbſchaft durch Annahme oder 
Ausſchlagung die Annahme der unmittelbar angefallenen zu finden, wird Tatfrage fein ($ 1948 
A 1). Wird die letztere nachher noch rechtswirkſam ausgeſchlagen, fo wird dadurch die An⸗ 
nahme oder Ausſchlagung der erſteren rechtsunwirkſam; ſie bleibt jedoch wirlſam, wenn ſie 
nicht ohne Nachteil für den Nachlaß (die unmittelbare Erbſchaft) aufgeſchoben werden konnte 
($ 1959 Abſ 2). Vererblich iſt nicht nur das Ausſchlagungsrecht der bereits angefallenen 
Erbſchaft, ſondern in den Fällen, wo der Anfall nicht zugleich mit dem Erbfall eingetreten 
iſt (5 1922 A 2), auch das Anwartſchaftsrecht des Erben, auch des Nacherben (8 2108 Abi 2), 
und das damit verbundene Recht, die Erbſchaft ſchon vor dem Anfalle vorforglich auszu⸗ 
ſchlagen ($ 1946 A 2). — Auf den Konkursverwalter geht das Ausſchlagungsrecht nicht über 
6 9 KO; vgl. § 1942 A 1). $ 

2. Vorausgeſetzt ift, daß die Ausſchlagungsfriſt dem Erben bereits zu laufen begonnen, 
d. h. daß er vom Anfall und dem Berufungsgrunde bereits Kenntnis erlangt hatte (8 1944 
Abſ 2). Sie verlängert ji in dieſem Falle zugunſten des Erbeserben um die volle durch 
den zweiten Erbfall eröffnete Ausſchlagungsfriſt. War die Friſt für den erſten Erben noch 
nicht eröffnet, ſo beginnt für den Erbeserben bezüglich der erſten Erbſchaft erſt in ſeiner 
Perſon und früheſtens von ſeiner Kenntniserlangung ab eine ſelbſtändige, nach ſeinem 
Aufenthaltsort (51944 Abſ 3) zu bemeſſende Ausſchlagungsfriſt. Der Friſtenlauf kann mithin 
bezüglich beider Erbſchaften ein verſchiedener ſein. Dies gilt auch dann, wenn dem erſten 
Erben die Sechsmonatsfriſt, dem Erbeserben dagegen die Sechswochenfriſt läuft. Die erſte 
Friſt geht „nicht vor”, kann aber „nach“ Ablauf der zweiten Friſt zu Ende gehen. War dem 
erſten Erben einmal die Ausſchlagungsfriſt eröffnet, ſo kommt darauf nichts an, ob auch der 
Erbeserbe vom Anfall der erſten Erbſchaft Kenntnis erlangt; vgl. § 1944 A 4. Sie wird 
ihm, den Ablauf der Ausſchlagungsfriſt vorausgeſetzt, auch ohne ſein Wiſſen mit Annahme 
der zweiten Erbſchaft endgültig erworben. Nur Anfechtung gemäß 88 1954, 1956 kann ihn 
hiervon befreien. — Die gleiche Beſtimmung bei der Inventarfriſt $ 1998. 

3. Durch Abſe 3 dieſes Paragraphen wird eine Abweichung von § 2033 Abſ 2 begründet, 
da die Ausſchlagung eines von mehreren Erbeserben, was von einigen mit Unrecht be 
ſtritten wird, eine Verfügung über ſeinen Anteil an einem einzelnen Nachlaßgegenſtande 
bedeutet, nämlich an der einen Beſtandteil der den Erbeserben unmittelbar angefallenen 
Erbſchaft bildenden mittelbar angefallenen (transmitlierten) Erbſchaft. Auch eine Ab 
weichung von 8 1950 tritt ein, indem die Ausſchlagung der mittelbar angefallenen Erbſchaft 
auf einen Teil dieſer Erbſchaft, nämlich den dem ausſchlagenden Erbeserben zugefallenen 
Bruchteil, der kein beſonderer Erbteil an dieſer Erbſchaft ift, beſchränkt wird. Sehr ſtreitig 
iſt, ob der Anteil des ausſchlagenden Erbeserben ſeinen Miterbeserben oder demjenigen 
zufällt, der an die Stelle des (unmittelbaren) Erben getreten wäre, wenn 
diefer ſelbſt (was allerdings nach § 1950 nicht zuläſſig wäre, hier aber auch nur hypothetiſch 
in Betracht kommt) einen entſprechenden Bruchteil wirkſam ausgeſchlagen hätte. Die 
letztere Eutſcheidung dürfte der Rechtslage allein entſprechen, da der Miterbeserbe nur das 
Ausſchlagungsrecht des unmittelbaren Erben ausübt und daher gemäß § 1953 Abf 1 der 
Anfall an die ſen als nicht erfolgt git und die in Abſ 2 daſelbſt beſtinnnte Folge eintreten 
muß (fo Binder I 136 bei Note 69; Ritgen in den früheren Auflagen von Planck Erl 4; 
a. M. Strohal § 61d 11 und bei Planck, 3. Aufl., Erl 4). Die dadurch eintretende Nom⸗ 
plizierung der Erbengemeinſchaft kann nicht ausſchlaggebend ſein. 

4. Bezüglich der Beweislaſt gilt auch rückſichtlich des Erbeserben das § 1944 A 7 vom 
Erben Geſagte. 


8 1953 
Wird die Erbſchaft ausgeſchlagen, jo gilt der Anfall an den Ausſchlagen⸗ 
den als nicht erfolgt). 
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Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn 
der Ausſchlagende zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte?); der Anfall 
gilt als mit dem Erbfall erfolgts). 

Das Nachlaßgericht ſoll die Ausſchlagung demjenigen mitteilen, welchem 
die Erbſchaft infolge der Ausſchlagung angefallen iſt!). Es hat die Einſicht 
der Erklärung jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft 
machts). 

55 Br 2042 11 1830; M 5 375—377, 513, 514; P 5 483; 6 338, 339. 


1. Der Anfall iſt zwar gemäß $ 1942 Abſ 1 bereits ipso jure mit dem Tode des Erblaſſers 
erfolgt, ſeine Wirkungen werden aber, und zwar mittels einer Rechtsfiktion unter Mück. 
beziehung der Ausſchlagung auf die geit des Erbfalls wieder aufgehoben. Demgemäß 
leben die durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit erloschenen Rechtsverhältniſſe 
wieder auf (5 1922 A 7), der Beſitz (§ 857) geht dem Erben wieder verloren, ſoweit er ihn 
nicht bereits katſächlich ergriffen hatte, er wird frei von der Haftung für die Nachlaßverbind⸗ 
lichteiten (8 1967 Ab} 1). Doch behalten gewiſſe Rechtshandlungen, die vom vorläufigen 
Erben oder ihm gegenüber vorgenommen worden ſind, ihre Wirkſamkeit (§ 1959). Das gleiche 
gilt im Falle der Erbunwürdigkeit 8 2344. 1 m 

2. Vermittels einer zweiten Rechtsfiktion wird die Erbfolge nunmehr ſo geregelt, wie 
wenn der Ausſchlagende bereits vor dem Erbfall weggefallen wäre (§ 1935 A 2). Es treten 
mithin an Stelle des Ausſchlagenden die geſetzlichen Erben des Erblaſſers in der Reihenfolge 
der 88 1924 ff. oder im Wege gewilltürter Erbfolge der etwa berufene Erſatzerbe (§8 2096, 
2097, 2102, vgl. auch § 2069) oder es kommt unter Miterben zur Erhöhung des Erbteils oder 
zur Anwachſung (88 1935, 2094). Die auf der ausgeſchlagenen Erbſchaft haftenden Beſchwe⸗ 
rungen bleiben in Kraft, 88 2161, 2192. Das dem Erben zugewendete Vorausvermächtnis 
(8 2150) geht ihm durch die Ausſchlagung grundſätzlich nicht verloren. 

3. Wie die Ausſchlagung (A 1), ſo wird auch der Anfall zurückbezogen auf den Zeitpunkt 
des Erbfalls. Hierdurch wird auch für den Fall der Ausſchlagung der Grundſatz des un⸗ 
mittelbaren Übergangs der Erbſchaft auf den Erben gewahrt (§ 1922 A 2). Vorausſetzung 
iſt nur, daß der nachrückende Erbe zur Zeit des Erbfalls ſchon gelebt und den Erblaſſer, 
wenn auch nur als bereits Erzeugter, überlebt hat (§ 1923). Nicht erforderlich iſt, daß er 
auch den Zeitpunkt der Ausſchlagung erlebt hat. Vielmehr vererbt ſich, wenn die genannte 
Borausfegung zutrifft, die Erbſchaft auf feine Erben (8 1052 A 1). — Gleiche Grundſätze 
a Auzichlagung des Vermächtniſſes (82180 Abſg) und beiErbunwürdigkeit ($ 2344). 
in N Bitteilungspflicht des Nachlaßgerichts, dem die Ausſchlagung bekannt geworden 
des ihm da ſie nach $ 1945 nur ihm gegenüber wirkſam erklärt werden kann. Es iſt vermöge 
ton 5 erteilten Ordnungsvorſchrift zu Nachforſchungen nach der Perſon des nächſtberech 

lag 851 ſowie gemäß 8 1960 zur Fürſorge in der Zwiſchenzeit verpflichtet. Die Aus: 
Mitteilung, e En wird dem Nächſtberufenen nicht erſt mit dem Empfang der wogen 
grunde eröffnet zen auch durch anderweit erlangte Kenntnis vom Anfall und Berufung 

'et, kann jedoch nicht vor Verkündung einer ihn etwa berufenden Verfügung von 

5. Be beginnen (8 1944 Ab 2). 8 
glaubhaft 1160 A der Ausſchlagungserklärung ift insbeſondere jedem zu . der 
den Rachlafgläubinen 2 e B NL Edes Stat 8006 
5 15 0 a aftmachung au ur erſicherung an 
$ 15 Abſ 2). Beſchwerderecht FGG sg ff i Zu 


Iſt die Annah 10 
1 me oder die Aus echtbar, ſo kann die An⸗ 
jechtung!) nur binnen ſechs dee un 


Die Friſt beginnt im Falle 


i Drohung mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die rule Anfechtbarkeit wegen hung 


ugslage aufhört, in den übrigen Fällen mit 
dem Zeitpunkt. in welchem der e eee von dem Anfech⸗ 
tungsgrunde Kenntnis erlangte). Auf den Lauf der Friſt finden die für die 
Verjährung geltenden Vorſchriften der SS 203, 206, 207 entſprechende An⸗ 
wendung). st 

Die Friſt beträgt ſechs Monate, wenn der Erblaſſer feinen letzten Wohn⸗ 


ſit nur im Auslande gehabt hat oder wenn ſich der Erbe bei dem Vegi 
der Friſt im Ausland aufhält). e ginne 
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Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Annahme oder der Aus⸗ 
ſchlagung dreißig Jahre verſtrichen ſinds) 6). 


E 1 2040 Abſ 3—6, 2041 II 1831; M 5 510-513; P 5 630—632; 6 395. 


1. Die 88 1954— 1957 geben nur Vorſchriften über die Formen und Friſten der An⸗ 
ſechtung; die Anfechtungsgründe ſowie die Wirkungen der Anfechtung regeln ſich nach den 
allgemeinen Vorſchriften über Willenserklärungen (88 119ff.), die auch für die Frage der 
von vornherein beſtehenden Nichtigkeit (88 116—118) zur Anwendung kommen. Danach 
findet eine Anfechtung wegen Irrtums ſtatt, wenn diefer den Inhalt der Erklärung betraf 
oder der Erbe eine Erklärung dieſes Inhalts nicht abgeben wollte ($ 119). Ein ſolcher 
Irrtum liegt nicht nur vor, wenn überhaupt keine Annahme bzw. Ausſchlagung erklärt 
werden ſollte, ſondern auch, wenn die Erklärung — etwa infolge Verſprechens oder Ver⸗ 
ſchreibens oder Nichtdurchleſens der Urkunde — auf eine andere Erbſchaft oder einen an⸗ 
deren Erbteil lautet, als denjenigen, über welchen der Erbe ſich erklären wollte. Er liegt 
auch vor, wenn infolge Rechtsirrtums des Erklärenden über den mit der Erklärung zu er⸗ 
zielenden Erfolg eine Erbſchaftsausſchlagung erklärt worden iſt, während in Wirklich⸗ 
keit ein anderes Rechtsgeſchäft, insbeſondere die Einleitung einer Nachlaßverwaltung, be⸗ 
abſichtigt war (RG 9. 10. 19, IV 130/19; vgl. § 119 A 2). Stimmt die Erklärung nicht 
mit der Berufung überein, insbeſondere hinſichtlich der Größe des Erbteils (8 1950), fo iſt 
ſie auch ohne Anfechtung unwirkſam. Auch bei einem Irrtum über den Berufungsgrund 
bedarf es keiner Anfechtung ($ 1949). Eine Erklärung, die der Erbe nicht abgeben wollte, 
liegt vor, wenn ſie auf einen beſtimmten Erbteil lautet, der Erbe aber keine Kenntnis von 
dem ſchon erfolgten oder künftig möglichen Anfalle eines weiteren Erbteils hatte, für den 
die Erklärung nach $ 1951 (vgl. A 4 gleichfalls gilt. Kein Irrtum über den Bernfungs: 
grund, vielmehr nur ein Irrtum im Beweggrunde iſt die irrige Vorſtellung über die auf 
der Erbſchaft oder dem Erbteile ruhenden Beſchwerungen und Beſchränkungen (Vermächt⸗ 
niſſe, Auflagen, Racherbichafi); desgleichen über den Beſtand oder den Wert des Nachlaſſes. 
Bei einem überſchuldeten Nachlaſſe könnte unter Umſtänden ein Irrtum über verkehrs⸗ 
weſentliche Eigenſchaften ($ 119 Abſ 2) angenommen werden, wenn nicht die Recht: 
ſprechung des Reichsgerichts über die Bedeutung des Ausdrucks „Sache“ in § 119 Abſ 2 
entgegenſtünde (vgl. A 5 dazu), deren dauernde Aufrechterhaltung jedoch zweifelhaft er⸗ 
ſcheint. Irrtum im Beweggrunde iſt auch der Irrtum darüber, wem die Ausſchlagung zu 
gute komme (vgl. 8 1947 A 1: KGG Seuffl 58 Nr 216; OL h 24, 61). — Der Irrtum 
kommt nur in Betracht, wenn er im Sinne von § 119 für die Annahme oder Ausſchlagung 
beſtimmend war. — Die Anfechtung verpflichtet zum Erſatze des Vertrauensſchadens (8 122). 
— Beſonderer Anfechtungsgrund bei Ausſchlagung der Erbſchaft durch den Pflichtteilsderech⸗ 
tigten (5 2308.) — Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung und Drohung nach den 
allgemeinen Vorſchriften (§ 123). 

2. Der Friſtbeginn weicht von den allgemeinen Anfechtungsbeſtimmungen inſofern 
ab, als einerſeits die Anfechtung wegen Irrtums nicht „unverzüglich“ (8 121), ſondern 
innerhalb einer feſtbeſtimmten Friſt nach erlangter Kenntnis zu erfolgen hat und als ander- 
ſeits für die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung und Drohung nicht eine Jahresfriſt 
($ 124), ſondern die gleiche Friſt wie für die Irrtumsanfechtung, von erlangter Kenntnis 
bzw. Aufhören der Zwangslage ab, läuft. 

3. Wegen des Friſtenlaufs und feiner Hemmung vgl. $ 1944 A 4. Außer den $$ 208, 206 
iſt hier auch der $ 207 herangezogen. Das bedeutet, daß eine bei dem Tode des anfechtungs · 
berechtigten Erben für ihn laufende Anfechtungsfriſt nicht früher als ſechs Wochen oder (im 
Falle des Abs 3) ſechs Monate nach der Annahme der Erbſchaft durch den Erbeserben oder 
der Beſtellung eines zur Anfechtung befugten Vertreters des Erbeserben abläuft. Der 
Konkursverwalter gehört dazu nicht, da das Annahme oder Ausfchlagungs- und ſomit auch 
das Anfechtungsrecht nicht zur Konkursmaſſe gehören (§S 9 KO). Auch der Nachlaßver⸗ 
walter ($ 1985) dürfte zur Anfechtung nicht befugt fein, da er die Intereſſen der Nachlaß 
gläubiger, entſprechend einem Konkursverwalter, zu vertreten hat, und dieſe kein Recht auf 
Annahme oder Ausſchlagung einer im Nachlaſſe befindlichen Erbſchaft haben. Der Teſta 
mentsvollſtrecker dagegen, der über die Nachlaßgegenſtände zu verfügen befugt iſt (8 2205), 
wird auch das Anfechtungsrecht ausüben können (a. M. Kipp § 561111). 

4. Die Friſtdauer iſt übereinſtimmend mit 8 1944 Abſ 1 u. 3 geregelt (vgl. A 1, 6 dazu). 


5. Außer der in Abſ 1 u. 3 beſtimmten kürzeren Anfechtungsfriſt läuft noch eine Aus 
ſchlußfriſt von 30 Jahren, die ohne Rückſicht auf die Fortdauer des Irrtums oder der 
Zwangslage und ohne Hemmung durch die in 88 203, 206, 207 beftimmten Hemmungs⸗ 
gründe (die auf Ausſchlußfriſten, ſoweit nichts Veſonderes beitimmt iſt, keine Anwendung 
finden; vgl. § 186 A 1) durch den bloßen Zeitablauf von 30 Jahren ſeit der Annahme oder 
Ausſchlagung zu Ende geht. 
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6. Hinſichtlich der Beweislaſt gilt das in § 1944 A 7 für die Ausſchlagung Geſagte. Val. 
auch 88 121 A 5 und 124 A 4. 


8 1955 
Die Anfechtung der Annahme oder der Ausſchlagung erfolgt durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte n). Für die Erklärung gelten die Vor⸗ 
ſchriften des § 19452). 
E 1 2040 Abf 2 Satz 1, 2041 II 1832; M 5 512, 613; P 5 630— 632. 


1. Materiell it Anſechtungsgegner derjenige, dem die Erbſchaft infolge der Anfechtung 
der Annahme zufällt oder infolge der Anfechtung der Ausſchlagung wieder entzogen wird, 
falls die Anfechtung begründet iſt. Die Anfechtung erfolgt aber, abweichend von $ 143, 
nicht gegenüber dieſem, ſondern gegenüber dem Nachlaßgerichte, das die Anfechtung 
dem Anfechtungsgegner mitzuteilen hat (88 1957 Abſ 3, 1953 Abſ 3 in Verb mit § 1957 
Abs 1; vgl. A 2 dazu). — Gleiche Vorſchriften in 88 1842, 1484, 1597, 1599, 2081. — 
Nachlaßgericht: vgl. § 1945 A 2. | 

2. Abgabe in öffentlich beglaubigter Form; Bevollmächtigung durch öffentlich beglaubigte 
Vollmacht; Beifügung der Vollmacht oder Nachbringung innerhalb der Erklärungsfriſt. 
Wal. § 1945 A 3, 4. 


8 1956 


Die Verſäumung der Ausſchlagungsfriſt kann in gleicher Weiſe wie die 
Annahme angefochten werden!). 
E II 1833; P 5 630— 632, 


1. An die bloße Tatſache des Ablaufs der Ausſchlagungsfriſt iſt durch $ 1943 Halbſatz 2 
die Folge geknüpft, daß die Erbſchaft als angenommen „gilt“. Es bedarf alſo dazu weder 
einer ausdrudlichen noch ſtillſchweigenden Willenserklärung (Willensbetätigung, vgl. Vor⸗ 
dem 2 vor $ 116); auch iſt ein Gegenbeweis zur Widerlegung der aus dem Ablaufe der Friſt 
herzuleitenden Vermutung der Annahme nicht zuläſſig (praesumtio juris et de jure); die 
Annahmeerklärung wird ſonach vom Geſetze fingiert. Zur Beſeitigung dieſer Folge wollte 
der erſte Entwurf überhaupt keine Möglichkeit bieten (M 5, 513); die zweite Kommiſſion 
dat „aus Billigkeitsgründen“ die Anfechtung zugelaſſen (P 5, 632). Eine Anfechtung wegen 
Willensmängef (59 119 ff.) ſetzt aber regelmäßig das Vorhandenſein einer wirklichen 
di lengerllarung voraus, während es ſich hier um eine bloße Friſtverſäumung handelt; 
Rich fechtung gewinnt dadurch den Charakter einer Wiedereinſeßung in den vorigen Stand. 
Irre 81 will deshalb, im Anſchluſſe an Wendt Ziv urch 92, 226, die Anfechtung wegen 
ſchla A ruf die Fälle beſchränken, in denen der Erbe in Kenntnis des Laufes der Aus- 
wiſſen aui und der ſich aus ihrem Ablaufe ergebenden Rechtsfolge die Ausſchlagung 
Wille abe > umterlaffen, alſo mit dem Willen, dadurch die Annahme zu erklären dieſer 
En Rechtsleh auf einem nach $ 119 beachtlichen Irrtum beruht hat. Dieſe Einſchränkung hat 
DRotV 5 + zb Pechtſprechung vielfach Widerſpruch erfahren (dagegen Planck Erl 2; Breit 
liche Begründun Krome 5, 219 U 17; Kipp 8 56V ber A 6; Och 30, 172). Ihre recht: 
wird mit Ke chte erſcheint nicht überzeugend und den für ſie angeführten praktiſchen 17 9 05 
insbeſondere 0 1 Guegengehalten, daß ſehr wichtige und berüclſichtigenswerte Irrtumsfälle, 
Ausſchlagun ah in nt eines geſetzlichen Vertreters oder Erbeserben in eine bereits laufende 
Übrigens hätte e A dea 9 1044 A 4), dadurch von der Aufechtung ausgeſchloſſen werden. 
ſchlagungsfriſt fü esd 1056 nicht bedurft, wenn nur die wiſſentliche Verſaumung der Aus- 

a iR 2 ne anfechtbar erklärt werden ſollte, da dieſe als ſtillſchweigende Annahme 
bie Anfechtung auch (Von nach $$ 110 f anfechtbar if (ug. $ 1954 K 1). — Sonach wird 
f ah ung auch zuläſſig ſein, wenn der Erbe oder ſein Vertreter eine Annahmeerklärung 
in Wirkli 55 hat abgeben wollen, die- Ausſchlagung vielmehr unterlaſſen hat in Un⸗ 
kenntnis es Laufes der Friſt (uamentlich in dem oben hervorgehobenen Falle) oder der 
Rechtsfolge ihres Ablaufs ader weil er geglaubt hat, eine Ausſchlagungserllärung bereits 
rechtswirkſam abgegeben zu haben. Ein Unterſchied zwiſchen Rechtsirrtum und Tatſachen⸗ 
irrtum kann auch hier nicht gemacht werden. Doch iſt der Irrtum nur beachtlich, wenn er 
($ 108) Tann angefochten weben Dt. — Wegen argliftiner ehe ber Ausschlag 
: ugeſochten werden, wenn Abgabe der Ausſchla i 
erklärung abgehalten worden ift. dadurch der Erbe von der 45g ſchlagüngg 


§ 1957 
Die Anfechtung der Annahme gilt als Aus chlagung, die Anfechtung der 
Ausſchlagung gilt als Annahme y. ö A 
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Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtung der Ausſchlagung demjenigen 
mitteilen, welchem die Erbſchaft infolge der Ausſchlagung angefallen ware). 
Die Vorſchrift des § 1953 Abſ 3 Satz 2 findet Anwendung!). 

E I 2040 Ab} 2 Satz 2, 2041 II 1834; M 5 512, 513; P 5 630— 632. 


1. Ohne dieſe Beſtimmung würde der Erbe, der die Annahme angefochten hat, wieder 
annehmen und derjenige, der die Ausſchlagung angefochten hat, falls die Ausſchlagungs⸗ 
friſt noch nicht abgelaufen iſt, nochmals ausſchlagen können; das ſoll nicht geſtattet ſein. 
Die Anfechtung der Annahme erfolgt gegenüber dem Nachlaßgericht (§ 1955), alſo in der 
gleichen Form wie die Ausſchlagung ($ 1945); einer beſonderen Ausſchlagungserllärung 
bedarf es in dieſem Falle nicht. Es müſſen aber auch die forft gen Vorausetzungen der 
Ausſchlagung in der Perſon des Anfechtenden erfüllt fein, namentlich für dau geſetzlichen 
Vertreter die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts (§ 1831; vgl. 5 1945 A 1); andern- 
falls wird die Erklärung auch als Anfechtung unwirkſam ſein. 

2. Die Anfechtung der Annahme iſt als Ausſchlagung ſchon nach § 1953 Abſ 3 mitzuteilen. 
Ahnliche Vorſchriften in SS 1342 Abſ 2, 1597 Abſ 2 und (bei Anfechtung einer letztwilligen 
Verfügung) 2081 Abi 2. 

3. Vgl. $ 1953 A 5. 

§ 1958 


Vor der Annahme der Erbſchaft kann ein Anſpruch, der ſich gegen den 
Nachlaß richtet, nicht gegen den Erben gerichtlich geltend gemacht werden!) ). 
E 1 2057 Abſ 1 Satz 1 II 1835; M 5 539; P 5 660—8664, 829—831. 


1. Der Erbe ermangelt vor der Annahme der Paſſivlegitimation. Die Behauptung, 
daß er angenommen habe, gehört mithin zur Klagebegründung, der Kläger hat die Annahme 
nachzuweisen ($ 1943 A 4); der Klag⸗ oder Widerklaganſpruch einſchließlich des Arreſtanſpruchs 
und der Feſtſtellungsklage iſt von Amts wegen abzuweiſen, falls ſich aus der Sachdarſtellung 
des Klägers ergibt, daß der in Anſpruch genommene Erbe die Erbſchaft noch nicht ange 
nommen hat, es ſei denn, daß eine als Annahme auszulegende Einlaſſung des Beklagten 
den Mangel beſeitigt (R 60, 179). Der gefährdete Nachlaßglaubiger iſt auf Herbeiführung 
einer Nachlaßpflegſchaft aus § 1961 angewieſen. Gegen den Nachlaßpfleger (8 1960 
Abſ 3), den Nachlaßverwalter (§ 1984 Abſ 1) und den berwaltenden Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker ($ 2213 Abſ 2) ift die Rechtsverfolgung ohne den Nachweis, daß der Erbe angenommen 
hat, zuläſſig. Der Erbe kann das Aufgebot der Nachlaßglänbiger erſt nach der Annahme 
beankragen (3 PO § 991 Abſ 3). Die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes ift von der Annahme 
des Erben nicht abhängig (KO 8 216 Abf 1). Die außergerichtliche Geltendmachung 
des Anſpruchs gegen den Erben (durch Mahnung, Aufrechnung, Zurückbehaltung) iſt dem 
Nachlaßgläubiger nicht verwehrt, vermag aber nicht, den Erben in Leiſtungsverzug zu ſetzen 
(RG 79, 203). S. auch § 1959 A 5. — Weitergehende aufſchiebende Einrede n 88 2014ff. 
Vollendung der Verjährung § 207. Fiskus $ 1966. 

2. Ergänzende Beſtimmungen. War der Rechtsstreit durch den Tod des Erblaſſers unter 
brochen, ſo iſt der Erbe vor der Annahme zur Fortſetzung nicht verpflichtet (aber berechtigt), 
ZPO 8 239 Abs 5. Bis dahin iſt wegen einer Nachlaßverbindlichkeit eine erſt beginnende 
Zwangsvollſtreckung und folgegerecht auch die Erteilung der Vollſtreckungsklauſel (§ 727) 
nicht gegen den Erben ſelbſt, ſondern nur in den Nachlaß gegen einen Nachlaßverwalter, 
Teſtamentsvollſtrecker oder Nachlaßpfleger, der nötigenfalls zu dieſem Zwecke ernannt wird 
($ 1961), zuläſſig (8 PO 8 778 Abs 1). Anderſeits können ſich die eigenen Gläubiger des 
Erben vor der Annahme nicht an den ihrem Schuldner angefallenen Nachlaß halten (ZPO 
§ 778 Abſ 2). Dagegen wird die beim Tode des Schuldners bereits begonnene Zwangs 
vollſtreckung in feinen Nachlaß fortgeſetzt und, ſoweit die Zuziehung des Schuldners erforder: 
ich, für den Erben ein einſtweiliger beſonderer Vertreter beſtellt (ARD $ 779). 


S 1959 

) Beſorgt der Erbe vor der Ausſchlagung erbſchaftliche Geſchäfte, jo iſt 
er demjenigen gegenüber, welcher Erbe wird, wie ein Geſchäftsführer ohne 
Auftrag berechtigt und verpflichtet). 

Verfügt der Erbe vor der Ausſchlagung über einen Nachlaßgegenſtand!), 
ſo wird die Wirkſamkeit der Verfügung durch die Ausſchlagung nicht be⸗ 
rührt, wenn die Verfügung nicht ohne Nachteil für den Nachlaß verſchoben 
werden konnte“). 
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Fr den ung i das gegenüber dem Erben als ſolchem vorgenomm 
re: ), bleibt, wenn es vor der Ausſchlagung dem Ausſchla en 
orgenommen wird, auch nach der Ausſchlagun ; I * 

& I 2056 II 1836; M 5 536—539; P 5 657-660, ni za ) 


1. Allgemeine Vorausſetzung iſt 5 15 
wirklich berufenen Erben der (Abſ 5 ii an Geſchäfte oder Verfügungen von den 
aber einem Srsinohrfenen, g den 5 A 6) ihm gegenüber, nicht von oder gegen- 
ſind, b) daß ſich hierin nicht eine a de ($ 2018) vorgenommen worden 
gestio (8 1043 2l 1) kundgibt, c) end Annahme der Erbichaft, pro here de 
ber ausgeſchlagen hat der daß er a ee 1 nicht wirkſam angenommen 
e 1 (88 1954, 1956). e Annahme oder Verſäumung der 
9 rend der Übe u 
zunehmen, kraft [eines Erbe re A nicht verpflichtet, ſich der Erbſchaft au⸗ 
$ 1958 zwar die Paſſiv-, nicht AL und für fich dazu befugt. Insbeſondere ift ihm du 
des Nachlaſſes, z. B. wegen Drohende ae aan entzogen. Er kann im ir 
ſetzung eines Rechtsſtreits genötigt er Verjährung, ſogar zur Klagerhebung oder zur Fort⸗ 
Nachlaßgläubigern verantwor lich ſein. Inwiefern er durch Verwaltung des Nachlaſſes den 
endgültigen Erben („demjeni werden kann, beſtimmt § 1978. Im Verhältnis zum 
Erben, ſolange dieſer felbft 191 der Erbe wird“), alfo nicht zu einem nachrückenden 
päpesfügcung ohne Auftrag (88 677 F gelten die Grundſatze der Ge 
1 N og 1 Erbe erden zu denn fen e act a be 
anfommt (88 677, 679, 683, 68 4685 auf deſſen wirllichen oder mutmaßlichen Willen 25 
er bei einem ſor fa „wer endgültig Erbe wird; vi f 
brach * 1 en a un Intereſſen des achaſſes ent 
anach, ob er dementſprechend a als Richtſchnur zu dienen haben und werd 
endgültigen Erb PIE gehandelt hat, ſich die Folgen für fein Verhältni erden 
7 0 en 15 ee un en 15 Meinung dn ee 
nnen, da er auch in di a uf el ers gearteten eignen Willen nicht b 
Aus 89 681, 666 fol dieſem Falle „wie ein Geſchaftsführer“ berechti ie de 
x ; ee htigt und verpflichtet wird 
legung. Die folgt insbeſondere auch die Pflicht zur Auskunftserteilu Rechenſchafts⸗ 
Beſtandteile 15 der Geſchäftsführung erlangten Gegenſtänd ng und Rechonſchaſts 
andteile, die 8 N > e werden ent 20 
Ae ihm ee gegen den Erben fan ee de 
. G5 19 75 (00 8 224 Nr haßverbindlichteiten (5 1967 Abſ 2, im 
Suchen op zandelt ſich um dingliche Verfügungen übe es ar 
pen woraus 0 Alf when ee OR BR 
5 92 verbinden den Son Abſ 1. Bloß Ihuldrechtlice Se pic 
‚ 670, 257 gültigen Erben nicht, konnen aber einen Beftei 1 
4. Da im Sei gegen ihn begründen. ien Befreiungsanſpruch aus 
damit an und one der Ausſchl f d 
ber an nd Für fi alle Hella en bes einfeiigen Geben un 1953 Ab 1), fo werben 
des Falles en eit, wenn ſie dringli gen des einſtweiligen Erben unwirkſam. Sie behalten 
3 Tal ſchiede glich waren. Ob dies zutrifft 
das Wiſſen des Den werden. Da das G ies zutrifft, kann nur nach den Umſtänden 
Erbe noch ausf h Dritten von der bauch nur eine objektive Vorausſotzung aufſtellt, bleibt 
Willa agen kann, außer! chiebbarkeit der Verfügung oder davon, daß der 
beweglich ch Genchmigung e Auch die nicht unaufſchiebliche Verfügung wird 
Eu een (eben ing 8 1022 Bei Verfügungen über 
Rechte vn Erben übergegangen il. deren Beſitz gemäß 8 1922 (vgl. U 5 dazu) auf den 
ſo daß es im Fal Nichtberechtigten te Vorſchriften zum Schutze derjenigen, welche 
icht ank im Falle der Gutgläubi ableiten (88 932.936, 1032, 1207) zur Anwendung 
nicht ankommt. Auch ein € tubigfeit der Erwerber auf die Dringlichkeit der Verfü 5 
Glaubens an den Inhalt des erk von Machte Aare 0 gung 
Erbſchei Inhalt des Grundb echten an Grundſtücken auf Grund des guten 
rbſcheins (88 2366, 2367) kann Hanna (58 892, 808) ſowie ein Rechtserwerb auf G 
bereits im Grundbuche ehe ſtattfinden, wenn der Erbe auf Grund erklärter hat 5 
11 5 anficht (88 1954, 10560 55 Bi ihm ein Erbſchein erteilt iſt und er die Sl ohukare 
en n Erbe iſt auf die Aufprii 9 5 ſich als unwirkſam herausſtellt (88 1949, 1090 
8. 2b 39 &2alt. angewieſen. aus 88 678, 681, 667, gegebenenfalls auf Schadens. 
wirkſam 5 gehn einſeitige empfangsbedü > 5 
u ſei : i äfte i g 
en n, gegenfiber dem Erben als c Re htsgeſchüfte im Auge, die, um 
1 ſſen (Mahnung, Kündigung, A echtsnachfolger des Erblaſſers vorgenomm 
ntrags — $ 158 —, Angebot einer Leiſt nnahnie eines vom Erblaſſer geſtellten Vertra en 
ung). Dagegen gehört die Leiſtung ſelbſt icht 
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dazu, da fie eine Verfügung des Erben, Annahme, erfordert; fie fällt vielmehr unter Abf 2 
und wirkt alſo befreiend nur, wenn deſſen Vorausſetzungen (Unauſſchieblichkeit der Annahme) 
vorlagen (a. M. Kipp § 51113). Das wird nicht nur (wie Planck Erl 5 annimmt) für „vor 
zeitig aufgedrängte“, ſondern auch für Leiſtungen, die zu machen der Schuldner bereits be⸗ 
rechtigt war (8 271), zu gelten haben. Leiſtungsverzug kann durch eine vor Annahme 
der Erbſchaft gegenüber dem vorläufigen Erben erfolgte Mahnung nicht für dieſen, wenn 
er nicht endgültiger Erbe wird (vgl. § 1958 A 1), wohl aber für den endgültigen Erben vom 
Tage der Annahme ab entſtehen. Gleiches gilt für den Annahmeverzug infolge Angebots 
der Leiſtung, da der vorläufige Erbe zu der in der Annahme liegenden Verfügung über das 
Forderungsrecht zwar unter Umſtänden berechtigt, aber nicht verpflichtet iſt (Abſ 1 und 
A 2). — Auch wenn über das Vermögen des vorläufigen Erben Konkurs eröffnet iſt, hat 
die Vornahme von Rechtsgeſchäften ihm gegenüber, nicht gegenüber dem Konkursverwalter, 
zu erfolgen (KO 8 9). Iſt dagegen Nachlaßkonkurs eröffnet, fo können ihm gegenüber 
keine Rechtsgeſchäfte mehr wirkſam vorgenommen werden, wie auch ſein Verfügungsrecht 
aus Abf 1 entfällt. 

6. Beweislaſt. Erhebt der vorläufige Erbe auf Grund der Geſchäftsführung Anſprüche 
gegen den endgültigen, jo muß er beweiſen, daß die Vorausſetzungen dafür vorliegen. Be- 
hauptet der endgültige Erbe einem Dritten gegenüber die Wirkfamfeit einer Verfügung des 
vorläufigen Erben, jo liegt darin eine Genehmigung ($ 185) und bedarf es deshalb nicht 
des Nachweiſes der Dringlichkeit. Macht dagegen der Dritte die Wirkſamkeit einer Ver⸗ 
fügung des vorläufigen Erben gegenüber dem endgültigen geltend, ſo muß er die Dring 
lichkeit nachweiſen. 


§ 1960 

Bis zur Annahme der Erbjrhaft!) hat das Nachlaßgericht:) für die Siche⸗ 
rung des Nachlaſſes zu ſorgen, ſoweit ein Bedürfnis beſteht !). Das gleiche 
gilt, wenn der Erbe unbekannt oder wenn ungewiß iſt, ob er die Erbſchaft 
angenommen hat!). 

Das Nachlaßgericht kann insbeſondere die Anlegung von Siegeln, die 
Hinterlegung von Geld, Wertpapieren und Koſtbarteiten ſowie die Auf⸗ 
nahme eines Nachlaßverzeichniſſes anordnen?) und für denjenigen, welcher 
Erbe wird, einen Pfleger (Nachlaßpfleger) beſtellen“). 

910 Vorſchrift des § 1958 findet auf den Nachlaßpfleger keine Anwen⸗ 
dung’). 


E I 2058, 2059 Abi 1 11 1837, 1838 Abſ 2; M 5 531548; P 5 660, 664—667; 6 338; KB 310. 


1. Die § 19601962 regeln die Fürſorge für den Nachlaß bis zum Eintritte des end 
gültigen Erben. Die Furſorge tritt ein: a) wenn der Erbe dem Nachlaßgerichte bekannt iſt, 
abet (wie gleichfalls bekannt ift) noch nicht angenommen hat; b) wenn ihm unbekannt iſt, 
wer als vorläufiger Erbe zur Erbſchaft berufen iſt; e) wenn ihm das bekannt, aber unbekannt 
iſt, ob der Berufene die Erbſchaft angenommen hat. Ob der Fall zu b vorliegt, iſt Sache 
der Beurteilung des Einzelfalls. Er liegt insbeſondere vor, wenn zwar Verwandte bekannt 
ſind, die als Erben berufen ſein könnten, aber nicht ohne weiteres zu ermitteln iſt, ob nicht 
andere gleich nahe oder nahere Verwandte vorhanden ſind. Liegen keine Anhaltspunkte 
dafür vor, daß eine Verfügung von Todes wegen vorhanden iſt, ſo werden die geſetzlich zu 
Erben Berufenen als bekannte Erben anzuſehen ſein. Volle Gewißheit kann nicht erfordert 
werden; es genügt, wenn auf Grund ſorgfältiger Ermittlungen anzunehmen iſt, daß keine 
gleich nahen oder näheren Verwandten vorhanden ſind und daß eine Verfügung von Todes 
wegen nicht vorliegt. Daß ein Erbſchein vorliege, ift nicht erforderlich (BayObLG 3, 676; 
KJ 29 A 208). Nicht genügend iſt die Verſicherung, Erbe geworden zu fein, ohne An⸗ 
gabe der tatſächlichen Unterlagen (Rechtſpr 7, 132). — Für das Bekanntſein der Annahme 
ſind poſitive Feſtſtellungen in dieſer Hinſicht erforderlich. Iſt das Verhalten des Erben 
nicht unzweideutig oder iſt die Annahme angefochten oder erſichtlich anfechtbar, fo beſteht 
Ungewißheit über ſie. a } 

„Die Fürforge hat in diefen Fällen von Amts wegen zu erfolgen, aber nur ſoweit 
ein Bedürfnis beſteht. Darüber entſcheidet das Ermeſſen des Nachlaßgerichts, das ſich 
von dem Intereſſe desjenigen, der endgültiger Erbe werden wird, an der Sicherung und 
Erhaltung des Nachlaſſes leiten zu laſſen hat. Meldet ſich der Erbe, fo find die angeord 
neten Maßregeln aufzuheben, wenn er es beantragt und dadurch die Erbſchaft annimmt; auch 
von Amis wegen, wenn die Annahme bekannt wird. Abweſenheit des Erben iſt kein Grund 
zur Fürſorge, ſobald er angenommen bat. Liegen die Vorausſetzungen für die Fürſorge in der 
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Perſon eines einzelnen Miterben vor, fo hat fie ſich auf deſſen Anteil zu beſchränken, 
ſoweit nicht Maßregeln in Betracht kommen, die körperliche Teile des Nachlaſſes ergreifen 
müſſen, wie Siegelung und Hinterlegung vor der Auseinanderſetzung. Ein Bedürſnis wird 
in der Regel nicht vorliegen, wenn der vorläufige Erbe anweſend iſt und die Erbſchaft ordnungs⸗ 
mäßig verwaltet (8 1959) oder wenn ein Teſtamentsvollſtrecker vorhanden iſt, der die Ver⸗ 
waltung ordnungsmäßig führt, oder vertrauenswürdige Miterben. Beſchwerderecht des 
Beeinträchtigten (FGG § 20 Abſ 1), des Antragſtellers bei Ablehnung (ebenda). Landes. 
geſetzlich kann beſtimmt werden, daß gewiſſe Fürſorgemaßregeln (Anferligung eines Nach. 
laßverzeichniſſes, Anlegung von Siegeln bis zu deſſen Fertigſtellung) auch unter anderen 
Vorausſetzungen vorgenommen werden konnen oder ſollen (Art 140 EGG). 

2. Nachla te ſind die Amtsgerichte, ſofern nicht landesgeſetzlich die Zuſtändig⸗ 
keit ande richtlicher Behörden beſtimmt iſt (FG 8 72; vgl. $ 1945 A 2). Die 
örtliche Zuſtändigkeit ($ 73 SOG) beſtimmt ſich nach dem Wohnſitze des Erblaſſers, in 
Ermanglung eines inländiſchen Wohnſitzes nach dem Aufenthalte; für Deulſche, die im In⸗ 
lande weder Wohnſitz noch Aufenthalt haben, nach dem letzten inländiſchen Wohnſitz; hilfs⸗ 
weiſe Beſtimmung durch Landesjuſtizverwaltung oder Reichskanzler. Für die in $ 1960 
vorgeſehenen Sicherungsmaßregeln iſt aber örtliche Zuftändigteit überall gegeben, wo das 
Bedürfnis der Fürſorge hervortritt, unter Verpflichtung zur Benachrichtigung des ordent⸗ 
lichen Nachlaßgerichts (Fh § 74). Übrigens find Handlungen eines örtlich unzuſtändigen 
Gerichts als Nachlaßgericht nicht unwirkſam (FGG 8 7). Für die Sicherung des Nachlaſſes 
von Ausländern find die Staatsverträge maßgebend (EG Art 56; vgl. Vorbem 1 zu dieſem 
Buche); danach auch Mitwirkung ausländiſcher Konſuln. Der Nachlaßrichter haftet wegen 
ſchuldhafter Amtspflichtverletzung bei Beauſſichtigung des Nachlaßpflegers aus 88 1960, 1961 
nur dem Erben, nicht auch den Nachlaßgläubigern; anders im Falle der Nachlaßverwaltung 
(8 1985 A 3; RG 88, 264). 

3. Von den zu treffenden Sicherungsmaßregeln ſind in Abſ 2 nur die hauptſächlichſten 
hervorgehoben; das Nachlaßgericht iſt auf ſie nicht beſchräukt. Die Anlage von Siegeln 
kann durch den Erblaſſer nicht, wie nach früheren Rechtsordnungen, verboten werden (M 5, 543). 
Für die Hinterlegung find die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die fachliche und ört⸗ 
liche Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtellen maßgebend (Art 144 EG). 

4. Auf die Nachlaßpflegſchaft als Unterart der Pflegſchaft finden die für die Vor 
mundſchaft geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung, auch hinſichtlich des Ver⸗ 
fahrens, mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts das Nachlaßgericht 
tritt (55 1915, 1962; FG 8 75). Allgemeine Verpflichtung zur Übernahme ($ 1785); 
rundſätlich kein Anſpruch auf Vergütung, die aber vom Nachlaßgerichte bewilligt werden 
a (8 1886); Beſtellung mehrerer Pfleger nur ausnahmsweiſe ($ 1775); Beſchränkung 
Wa * Vertretung eines Miterben vgl. A 1. Der Nachlaßpfleger iſt nicht Vertreter des 
m als eines Sondervermögens, ſondern Vertreter einer allerdings noch nicht be⸗ 
litt, un udividuellen Perſon, nämlich desjenigen, der ſchließlich als endgültiger Erbe ein 
bewilligt } at deſſen Rechte und Intereſſen zu wahren. Deshalb kann ihm das Armenrecht 
Aufgabe in dien n 50, 394); anders beim Nachlaßverwalter (vgl. $ 1985 A 1). Seine 
bear in Sicherung und Erhaltung des Nachlaſſes für den Erben; auch bei der Er- 
Versen menu" hat er mitzuwirken; dagegen nicht für das Erbrecht einer beſlimmten 
zu verzeichnen 5 12 anderen einzutreten. Er hat den Nachlaß in Beſitz ber 
wanung alles Verzeichnis dem Nachlaßgericht einzureichen (5 1 0 beſte lit it 
(vol. 6 2017; Je ae bat er zu führen, ſoweit er dazu vom Nachlaßgerichte beſte ft 

5 f e . kauen Pe e bei e 
die e l nzliche Liquidation erforderlich werden. Nach 0 
1821, 1052. ker kaun e wie jeder andere Pfleger, mit den Beſchränkungen der 88 1 0 
e 0 n für den Erben eingehen: 101 e 18 
N alle des Nachlaßkonkurſes Maſſeſchulden ſind, 

Koften der Nachlaßpflegſchaft a as Arne der Ae 8 ede 
A Der vorläufige Erbe ift neben dem Nachlaßpfleger n / € 
des 5 1959 (vgl. A 2 dazu) ber fügumgat echt: 15 Falle von le Bech die Alec; 
553). Der Nachlaßpfleger kann auf die Beſchränkung 
1 des Erben nicht verzichten; er 9 da Up für den Erben errichten 
(5 1993 A 1), eine In venlarfriſt kann ihm aber nicht geſetzt werden; doch iſt er den Nach⸗ 
über den Beſtand des Nachlaſſes verpflichtet (8 2012). 
achlafipfiegers haftet 15 8 li v 8 5 wie der 
1 N ormundes, jedoch, da er nur als Erbe geſetzlich vertreten wird, 
nur als ſolcher, alſo mit der Möglichkeit der Beschränkung der Haftung auf den Nachlaß, wie 
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verwalter, vgl. 8 1985 A 3) in keinem Vertragsverhältnis; daher haftet er ihnen, abgeſehen 
von der Verletzung der ihm beſonders auferlegten Auskunftspflicht (ſ. oben), nur aus 
unerlaubter Handlung; § 1985 Abf 2 iſt ausdrücklich nur für den Nachlaßverwalter gegeben 
und kann auf den Nachlaßpfleger des § 1960 auch ſinngemäß keine Anwendung finden (vgl. 
auch M 5, 552; a. M. Strohal a. a. O., der zu Unrecht für feine Anſicht ſich auf 
P 5, 669 beruft, die nur von der dem Nachlaßpfleger beſonders auferlegten Auskunfts 
pflicht ſprechen). — Die Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft, für die er beſtellt 
iſt, für eine beſtimmte Perſon liegt nicht in den Aufgaben des Nachlaßpflegers; wohl aber 
gegebenenfalls die Annahme und (mit Genehmigung des Nachlaßgerichts) Ausſchlagung 
einer dem Erblaſſer angefallenen Erbſchaft, ſowie die Geltendmachung von Erl ſchaftsan 
ſprüchen aus einer ſolchen. Wegen des Erbſchaftsanſpruchs aus der dom Nachlaßpfleger 
verwalteten Erbſchaft vgl. 8 2018 A 1. — Die Beendigung der Nachlaßpflegſchaft erfolgt 
durch Aufhebung von ſeiten des Nachlaßgerichts nach Wegfall ihrer Vorausſetzungen von 
Amts wegen oder auf Antrag des endgültigen Erben, dem gegen die Ablehnung Beſchwerde 
zuſteht (vgl. 8 1919 u. A dazu; FGG 8 20); der Pfleger hat den Nachlaß dem endgültigen 
Erben herauszugeben und über die Verwaltung Rechnung zu legen, die vom Nachlaßgericht 
zu prüfen iſt (fo R Warn 1915 Nr 264). Liegen die Vorausſetzungen der Fürſorge nur 
für den Anteil eines Miterben vor, jo hat ſich die Pflegſchaft auf dieſen zu beſchränken (KJ 
45 A 106; 48 A 77). Iſt die Erteilung eines gemeinſchaftlichen Erbſcheins wegen der noch 
zu erwartenden Geburt eines Miterben unzuläſſig, jo kann für deſſen Anteil ein Pfleger 
beſtellt werden (RIA 12, 99). 

5. Das bedeutet, daß die gegen den vorläufigen Erben vor der Annahme unzuläſſige 
Rechtsverfolgung gegen den Nachlaßpfleger ſtatthaft ift, auch wenn er nicht gemäß § 1961 
zu dieſem Zwecke beſonders beſtellt worden iſt. Ex iſt aktiv und na für den Nachlaß 
betreffende Rechtsſtreitigkeiten legitimiert, auch für Anſprüche aus Vermächtniſſen, Auf 
lagen und Pflichtteilsrechten. Ein durch den Tod des Erblaſſers unterbrochenes oder 
wegen des Todes ausgeſetztes Verfahren kann für und gegen den Nachlaßpfleger auf 
genommen werden (3 PO 88 243, 241, 246 Abſ 2). Das gegen ihn erwirkte Urteil ſchafft 
materielle Rechtskraft für und gegen den endgültigen Erben, da dieſer iim Rechksſtreite durch 
ihn verkreten war zur ZPO. Novelle von 1898, 111). Ob zur Zwangsvöllſtrecküng gegen 
den Erben nach der Annahme aus einem gegen den Nachlaßpfleger ergangenen Urteil eine 
gegen den Erben gerichtete vollſtreckbare Ausfertigung erforderlich, iſt ſtreilig (verneinend 
Eceius bei Gruch 43, 610); die Frage wird zu bejahen fein wegen $ 750 ZPO; auf die 
Erteilung wird § 727 Anwendung finden, deſſen Vorſchriften anerkanntermaßen nicht auf 
die Rechtsnachfolge im engeren Sinne beſchränkt find. — Der Erbe kann die Beſchränkung 
der Haftung geltend machen, ohne daß ſie in dem gegen den Nachlaßpfleger ergangenen 
Urteile vorbehalten iſt (§ 780 Abſ 2 ZPO) Der Nachlaßpfleger kann das Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger beantragen (8 Y dünn 8 die Zwangsverſtetgerung 
eines zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücks (§ 175 3), die Eröffnung des Nachlaß 
konkurſes ($ 217 Abſ 1 RO); auch Eintragungen im Grundbuch bewilligen (5 41 EBD). 
Haftung des Nachlaßpflegers für die Erbſchaftsſteuer: Reichserbſchaftsſteuergeſ v. 10. 9. 19 819. 


8 1961 


Das Nachlaßgericht hat in den Fällen des § 1960 Abs 1 einen Nachlaß⸗ 
pfleger zu bejtellen!), wenn die Beſtellung zum Zwecke der gerichtlichen 
Geltendmachung eines Anſpruchs, der ſich gegen den Nachlaß richtet, von 
dem Berechtigten beantragt wird)). 

E I 2059 Abſ 2 II 1838 Abſ 1; M 5 6486; P 5 666, 067. 


1. Nachlaßpflegſchaft zum Zwette der gerichtlichen Geltendmachung eines Anſpruchs. 
Die Verweiſung auf § 1960 Abſ 1 kann nicht den Sinn haben, daß auch hier ein Bedürfnis 
für die Sicherung des Nachlaſſes im allgemeinen beſtehen müſſe. Es genügt, daß ein Nach⸗ 
laßgläubiger jemandes bedarf, gegen den er ſeine Rechte verfolgen oder nach dem Tode des 
urſprünglichen Beklagten weiter verfolgen kann. Dies iſt immer der Fall, wenn der Erbe 
oder Miterbe unbekannt iſt oder noch nicht angenommen hat oder ungewiß iſt, ob er an 
genommen hat, und nicht anderweit, insbeſondere durch Beſtellung eines Teſtamentsvoll 
ſtreckers, Erſatz geſchaffen iſt (§ 2213). Nur in dieſer Beſchränkung hat der Gläubiger das 
Bedürfnis glaubhaft zu machen. Insbeſondere bedarf es keiner Glaubhaftmachung 
des Anſpruchs (fo $ 1994 Abſ 2), ſondern nur der Tatſache, daß er, wenn nötig, zur gericht 
ichen Geltendmachung eines gewiſſen näher bezeichneten (nicht offenbar mutwilligen) An 
ſpruchs enlſa loſſen fer. Die Beſtellung des Nach laßpſleg rs muß erfolgen und ift nicht 
tote in § 1960 Abſ 2 in das Ermeſſen des Gerichts geſtellt. Dar" folgt auch die ſelbſtändige 
Ermittlungspflicht des Gerichts (RIA 8, 24). Die Beſtellung darf nicht abgelehnt werden 
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wenn dem Antragſteller wegen Weitläufigkeit oder Schwierigkeit der erbrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe in tatſächlicher oder rechtlicher Hinſicht die Beſchaffung der Unterlagen für den 
Erbſchein oder des Nachweiſes der Paſſivlegitimation für den Prozeß nicht zugemutet werden 
kann (KGJ 46 A 128). . 

2. Der einmal beſtellte Pfleger iſt Nachlaßpfleger im vollen Umfange der ſonſt dieſem 
zuſtehenden Befugniſſe (8 1960 A 5), nicht bloß Vertreter im Prozeſſe (8 PO 8 53), es ſei 
denn, daß er nur neben dem Teſtamentsvollſtrecker (zum Zwecke der Verfolgung des Pflicht⸗ 
teilsanſpruchs, 8 2213 Abſ 1) oder neben dem bereits beſtellten Nachlaßpfleger wegen Wider⸗ 
ſtreits der Intereſſen nur für eine einzelne Angelegenheit, den Prozeß, beſtellt wäre. Abgeſehen 
hiervon 8 1918 Abſ 3) erliſcht ſein Amt nur gemäß 8 1919 mit der Aufhebung durch das Nach⸗ 
laßgericht. Die Koſten der Pflegſchaft gehören auch hier zu den Nachlaßverbindlichkeiten 
(§ 1960 A 4), treffen deshalb nicht den Gläubiger. Beſchwerderecht des Gläubigers bei Ab. 


lehnung, SGG 8 57 Nr 3. n beſonderer Vertreter des Erben für die Zwangs, 
vonne . 


ng, BO 8 779 Abſ 
8 1962 
Für die Nachlaßpflegſchaft tritt an die Stelle des Vormundſchaftsgerichts 
das Nachlaßgericht!). 
E I 2061 II 1839; M 5 549; P 5 667; 6 338. 
1. Vgl. § 1960 A 2 u. 4. Abgabe der Pflegſchaft an ein anderes Nachlaßgericht (FGG 
99 75 Satz 2, 46). 
8 1963 
Iſt zur Zeit des Erbfalls die Geburt eines Erben zu erwarten!), jo kann 
die Mutter) falls ſie außerſtande iſt, ſich ſelbſt zu unterhalten, bis zur 
Entbindung?) ſtandesmäßigen Unterhalt!) aus dem Nachlaß oder, wenn 
noch andere Perſonen als Erben berufen ſind, aus dem Erbteile des Kindes 
berlangen?). Bei der Bemeſſung des Erbteils iſt anzunehmen, daß nur ein 


Kind geboren wirds). 
E I 2027 II 1840; M 5 489—491; P 5 614—618. 


Erben noch nicht zu erwarten iſt; doch wird, wenn der Anfall vor der Geburt erfolgt, mit 
Rückſicht auf den 
zur Geburt der M 


Erl 2a), Für die 
oder eines Vermäch 


Mitt 1 57 erwartiedes Erben, nicht etwa nur die Witwe des Erblaſſers; auch mehrere 
3. Bis zur . Erben können unterhaltsberechtigt ſein. RAN 
bindungskoſt ntbindung“, d. h. bis zu ihrer Vollendung, alſo einſchließlich der Ent⸗ 
ſchaft geſteigerten Kuen zum Unterhalt gehören, ebenfo wie die durch 5 Ae Maaß. 
80 Am E 1610 Abf 2 Lebensbedarfs für ärztliche Behandlung, geſundheitliche Maß. 
in folge der Entbindung, etwa durch st 'oſt sgeſchloſ 
5 ; ug, rankheit der Mutter, entſtehenden Koſten ausgeſchloſſen. 
895 ſchuten, inden Mutter en bis zu feiner Loslöſung von der Mutter durch 
a) es für die Mutter ſorgt (M 5, 489). 
4. Standesmäßiger 92 25 10% gemeſſen — br Lebensſtellung der Mutter (8 1610 


zicht auf Unterhalt für die Zukunft), § 1612 (Geldrente, und zwar gemäß § 760 im vor 
jedoch wohl nicht unter allen Umſtänden fis drei Monate, ſondern in angemeſſenen Zeit 


68, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Anll, 36 
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5. Der Unterhaltsanſpruch gehört nicht wie der Voraus ($ 1932) oder der Dreißigſte 
($ 1969 Abſ 2) zu den ſog. geſetzlichen Vermächtniſſen. Die beſonderen auf Vermächt⸗ 
niffe bezüglichen Vorſchriften (88 1972, 1991 Abſ 4, 1992) leiden mithin keine Anwendung. 
Er bildet vielmehr eine gewöhnliche, nicht auf die Einkünfte des Nachlaſſes beſchränkte, den 
Erben als ſolchen treffende Nachlaßverbindlichkeit (§ 1967 Ab] 2). Iſt der Erbe, deſſen 
Geburt erwartet wird, als Alleinerbe zur Erbſchaft berufen, ſo richtet ſich der Anſpruch der 
Mutter gegen den Nachlaß und iſt gegen einen nach $ 1960 beſtellten oder nach 8 1961 
aus dieſem Anlaſſe zu beſtellenden Nachlaßpfleger gerichtlich geltend zu machen. Sehr 
zweifelhaft und beſtritten iſt aber, wie ſich die Sache geſtaltet, wenn der zu erwartende Erbe 
nur als Miterbe neben anderen berufen iſt. Das Geſetz ſagt, daß in ſolchem Falle die 
Mutter Unterhalt „aus dem Erbteile des Kindes“ verlangen kann. Wollte man das wört⸗ 
lich nehmen, ſo würde es ihr unmöglich oder doch ſehr erſchwert ſein, vor der Entbindung 
Unterhalt zu erlangen, da der Erbteil des Kindes nicht ausgeſchieden und bis dahin nicht 
ausſcheidbar ift ($ 2048); fie würde alſo darauf angewieſen fein, den Erbteil des Kindes zu 
pfänden ($ 859 Abſ 2 ZPO) und zu verſuchen, etwa durch Veräußerung, über ihn zu ihrer 
Befriedigung zu verfügen ($ 2033); erſt nach der Entbindung könnte ſie, falls ein Erbe geboren 
wird, auf Grund der Pfändung des Erbteils die Auseinanderſetzung betreiben. Wird kein 
Erbe geboren, ſo iſt überhaupt kein ausſcheidbarer Erbteil vorhanden. Als Meinung des 
Geſetzes muß deshalb wohl angenommen werden, daß auch der Anſpruch der Mutter eines 
zu erwartenden Miterben ſich gegen den ganzen Nachlaß richtet und gegen die Geſamt⸗ 
heit der Erben, einſchließlich eines für den nasciturus zu beſtellenden Pflegers, zu erheben 
iſt; daß aber der Nachlaß nur bis zur Höhe des dem zu erwartenden Erben zufallenden Erb. 
teils nach Maßgabe einer nötigenfalls vorzunehmenden Abſchätzung für den Unterhalt haftet 
(fo Binder I, 210; Dernburg 5 $ 152113; vgl. auch M 5, 490; P 5, 616; a. M. Planck 
Erl 4b). — Die Alimentationspflicht kann auch durch einſtweilige Verfügung nach 
§ 940 80 geregelt und der Nachlaßpfleger oder die Miterben dadurch zu Zahlungen an 
die Mutter angehalten werden (RG 9, 334; 27, 429). Dadurch, daß der Erbe nicht lebend 
geboren wird, fällt der rechtliche Grund für den Unterhalt der Mutter nicht fort; wohl 
aber iſt ein ſolcher nicht vorhanden, wenn fie überhaupt nicht ſchwanger war oder nicht mit 
einer zum Erben berufenen Leibesfrucht; in dieſen Fällen findet ein Bereicherungsanſpruch 
($ Su 1 auch ein Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung ($ 826) 
gegen ſie ſtatt. 

6. Für die Bemeſſung des Höchſtbetrags, bis zu dem die Mutter eines zu erwartenden 
Miterben ihren Unterhaltsanſpruch gegen den Nachlaß geltend machen kann (vgl. A 5), bleibt 
nach Satz 2 die Möglichkeit, daß Zwillinge, Drillinge uſw. geboren werden und dadurch den 
Nachgeborenen ein größerer Erbteil zufallen könnte als im Fall einer Einzelgeburt 5 
Fall kann z. B. eintreten, wenn bereits ein Kind der Mutter vorhanden ift), grundſätzlich 
außer Betracht. Der Höchſtbetrag wird unter Zugrundelegung der Annahme bemeſſen, 
daß nur ein Kind geboren wird. Auch nachträglich findet nicht etwa eine Erhöhung ſtatt, 
wenn mehrere Kinder geboren werden. 


8 1964 
Wird der Erbe nicht innerhalb einer den Umſtänden entſprechenden Friſt 
ermittelt!), jo hat das Nachlaßgericht feſtzuſtellen, daß ein anderer Erbe 
als der Fiskus nicht vorhanden tjt2), 
Die Feſtſtellung begründet die Vermutung, daß der Fiskus geſetzlicher 
Erbe jei?). 
CI 2067 Abſ 1, 4 II 1841 al; M 5 555; P 37670; 6 398, 395. 


1. Aus der Vorſchrift ergibt ſich, daß die Fürſorge des Nachlaßgerichts ſich von Amts 
wegen auf die Ermittlung des unbekannten Erben zu erſtrecken hat. Es kann dazu einen 
Nachlaßpfleger beſtellen ($ 1960). Wieweit die Ermittlungen auszudehnen find und welche 
Friſt den Umſtänden entſpricht, iſt dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Nachlaßgerichts über⸗ 
laſſen (RIA 9, 217). Einſichtnahme der Ermittlungen $ 78 FGG. 

2. Steht feſt, daß ein nicht von der Erbſchaft ausgeſchloſſener Verwandter vorhanden 
iſt, ſo iſt die Feſtſtellung auch dann ausgeſchloſſen, wenn nicht ermittelt werden kann, ob 
nähere Verwandte vorhanden ſind oder, wenn welche vorhanden waren, ob ſie fortgefallen 
find (RIA 7, 178). — Gegen die Feſtſtellung ſteht einem übergangenen Erben und dem 
Fiskus (RIA 4, 21) die Beſchwerde zu; gegen die Ablehnung der Feſtſtellung dem iskus 
Fc 88 19ff.). — St der Fiskus ſelbſt Erbe kraft Verfügung von Todes wegen, jo hat 
eine Feſtſtellung nicht (wie der Wortlaut annehmen laſſen könnte) zu erfolgen; das ergibt 
cher = 2 Abſ 2 der Feftftellung beigelegten Vermutung, daß der Fiskus gelet 
e ſei. 
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3. Gegen die Vermutung ift der Beweis des Gegenteils zuläſſig, ZPO 8 292. Ebenſo beim 
Erbſchein $ 2365, der nach 8 2353 auf Antrag auch dem Fiskus zu erteilen iſt. Die Vermutung 
des Abf 2 allein gewährt aber Dritten noch nicht den Schutz der SS 2366, 2367. Sie kann 
von dem wahren Erben nicht bloß im Prozeſſe, ſondern auch in einem von ihm zu beantragenden 
Erbſcheinverfahren widerlegt werden. Das Nachlaßgericht iſt, trotz der zugunſten des Fiskus 
getroffenen Feſtſtellung, zur Einleitung dieſes Verfahrens und nach Befinden zur Erteilung 
des Erbſcheins an den neu ausgewieſenen Erben verpflichtet (Kc 39 A 88). Der Fiskus 
kann als geſetzlicher Erbe auch Vorerbe fein (8 2105 Abf 1). 


8 1965 


Der Feſtſtellung hat eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung der 
Erbrechte unter Beſtimmung einer Anmeldungsfriſt vorauszugehen; die Art 
der Bekanntmachung und die Dauer der Anmeldungsfriſt beſtimmen ſich 
nach den für das Aufgebotsverfahren geltenden Vorſchriften!). Die Auf⸗ 
forderung darf unterbleiben, wenn die Koſten dem Beſtande des Nach⸗ 
laſſes gegenüber unverhältnismäßig groß ſind ). 

Ein Erbrecht bleibt unberückſichtigt, wenn nicht dem Nachlaßgerichte 
binnen drei Monaten nach dem Ablaufe der Anmeldungsfriſt nachgewieſen 
wird, daß das Erbrecht beſteht oder daß es gegen den Fiskus im Wege der 
Klage geltend gemacht iſts). Iſt eine öffentliche Aufforderung nicht er⸗ 
gangen, ſo beginnt die dreimonatige Friſt mit der gerichtlichen Aufforde⸗ 
rung, das Erbrecht oder die Erhebung der Klage nachzuweiſen'). 

E I 2067 Abſ 1—3 II 1841 Abſ 2, 3; M 5 554-556; P 5 670; 6 338. 

1. Bekanntmachung der Aufforderung ZPO 88 948, 949; Anmeldungsfriſt mindeſteus 
ſechs Wochen ($ 950). Für den Inhalt der Aufforderung iſt 9947 nicht maßgebend; doch 
wird auch hier außer der Aufforderung die Bezeichnung des an die Unterlaſſung der An⸗ 
meldung geknüpften Rechtsnachteils, daß nämlich die in § 1964 bezeichnete Feſtſtellung ge⸗ 
troffen werden würde, augemeffen ſein. Auch wenn nach Ablauf der Anmeldungsfriſt, 
aber vor dem Feſtſtellungsbeſchluſſe, noch eine Anmeldung erfolgt, iſt die dreimonatige Friſt 
Pian 5 en: nicht dagegen, wenn keine Anmeldung erfolgt ift (RIA 9, 215; a. M. 

* AA 
EL Unterbleibt die öffentliche Aufforderung, fo hat, falls eine Anmeldung erfolgt oder 
Auffo denlaßgericht jonft ein Erbprätendent bekannt geworden ift, an dieſen eine gerichtliche 
e orderung zum Nachweiſe des Erbrechts oder der Klagerhebung zu ergehen, mit welcher 


; er nicht, ihm nachgewieſen (worüber es nach freier Beweiswürdigung 
zu entſcheiden hat, ohne formell an eee zwiſchen Erbprätendenten oder 


ſtellungs klage nicht i f 775 2 iderk 2 
lich fein Erachtet 255 Wagiaßgerigle poſitive Feſtſtellungsklage oder edge erfotber, 


fo wird es den Erbprätendent ; 111 der Kla . 
weiſen haben. Iſt der Nachweis wenn möglich, rechtzeitig auf den Weg de ge zu ver 
den er im Auge zu behalten 
1 4 hrung zu ſetzen haben, nach deren fruchtloſem Ablauf die Feſtſtellung erfolgen 

§ 1966 


Von dem Fiskus als geſetzlichem Erben und gegen den Fiskus als geſetz⸗ 
lichen Erben?) kann ein Recht erſt geltend gemacht werden, nachdem von dem 
36* 
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Nachlaßgerichte feſtgeſtellt worden iſt, daß ein anderer Erbe nicht vor⸗ 
handen 1jt2). 
E 1 1974 Abſ 5 II 1842; M 5 380; P 5 487490. 


1. Der Fiskus kommt hier nur als geſetzlicher Erbe ($ 1936) in Betracht. Im Falle 
der gewillkürten Erbfolge kann die Geltendmachung durch ihn ohne weiteres, gegen ihn 
nach der Annahme ($ 1958) erfolgen. Als Erbſchaftsbeſitzer (8 2018) kann er ohne weiteres 
belangt werden. 4 

2. Feſtſtellung $ 1964 Abſ 1. Der Nachweis der erfolgten Feſtſtellung liegt dem 
Kläger ob; er tritt an die Stelle des Beweiſes der Annahme ($ 1968 A 1). — Ent- 
ſprechende Anwendung bei Anfall des Vereins- oder Stiftungsvermögens 88 46, 88. 
An Stelle des Nachlaßgerichts tritt das Amtsgericht des Sitzes des Vereins oder der 
Stiftung (88 55, 24, 80). 


Zweiter Titel 
Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichkeiten 


1. Mit dem Vermögen des Erblaſſers gehen auch ſeine Schulden auf den Erben über 
(81922 A 5). Hierzu kommen neue durch Verfügungen von Todes wegen, durch den Erbfall 
ſelbſt und durch Abwicklung des Nachlaſſes entſtehende Verbindlichkeiten. Dies alles ſind 
„Nachlaßverbindlichkeiten“, § 1967 Abſ 1. Ihr Schuldner iſt, da es ein von feiner 
Perſon losgelöſtes Nachlaßvermögen nicht gibt, der Erbe. Daraus folgt, daß alle Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten grundſätzlich gegen den Erben geltend zu machen ſind. Ob nach dem Syſtem 
des BGB der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten grundſätzlich unbeſchränkt, d. h. ſowohl 
mit dem ererbten als nut dem eigenen Vermögen haftet, oder ob feine Haftung grundſätzlich 
auf den Nachlaß beſchränkt iſt und nur ausnahmsweiſe auf ſein eigenes Vermögen übergreift, 
iſt beſtritten; für die erſtere Auffaſſung auf Grund der geſamten Geſtaltung der Haftungs⸗ 
beſchränkung, ungeachtet einigermaßen ſchwankender Ausdrucksweiſe, durch das Geſetz mit 
Recht die herrſchende Meinung (vgl. Planck vor § 1967 Erl III; a. M. mit eingehender, 
aber nicht überzeugender Begründung Binder, Rechtsſtellung des Erben II § 17 S. 49ff.). 
Die Frage hat keineswegs, wie behauptet wird, nur theoretiſche Bedeutung, wird vielmehr 
praktiſch namentlich in dem Falle, wenn der Erbe von den ihm zur Beſchränkung ſeiner 
Haftung durch das Geſetz gebotenen Mitteln keinen Gebrauch macht; in dieſem Falle haftet 
er nicht etwa nur mit dem Nachlaſſe (eum viribus hereditatis), ſondern auch mit ſeinem 
ſonſtigen Vermögen, alſo zunächſt unbeſchränkt, aber, ſolange er nicht des Beſchränkungs⸗ 
rechts verluſtig gegangen iſt, mit dem Rechte, die Beſchraͤnkung herbeizuführen, alfo be⸗ 
ſchränkbar (RG Lg 1914, 16665). 

2. Zur Herbeiführung der beſchränkten Haftung gibt das Geſetz dem Erben zunächſt 
das Mittel des Aufgebots der Nachlaßgläubiger (88 1970-1974) mit der Wirkung, 
daß er nach Durchführung des Aufgebots einen dadurch ausgeſchloſſenen Gläubiger auf das⸗ 
jenige verweiſen kann, was nach Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger von dem 
Nachlaſſe übrigbleibt, eine Wirkung, die auch ohne Aufgebot durch bloßen Zeitablauf einem 
ſich verſpätet meldenden Gläubiger gegenüber eintritt (§ 1974). Zur Herbeiführung der 
beſchränkten Haftung gegenüber der Allgemeinheit der Gläubiger dient gemäß § 1975 
die Anordnung der Nachlaßverwaltung (88 1975—1984) und die Eröffnung des 
Nachlaßkonkurſes, deſſen Wirkungen und Verfahren durch die KO (88 2142835) geregelt 
werden. In beiden Fällen tritt für die Dauer des Verfahrens eine Abſonderung der ver⸗ 
mögensrechtlichen Perſönlichkeit des Erben und ſeines Vermögens von dem Nachlaſſe ein: 
Nachlaßverbindlichkeiten können gegen ihn überhaupt nicht geltend gemacht werden; zur 
Empfangnahme von Leiſtungen, die zum Nachlaſſe geſchuldet werden, iſt er nicht berechtigt 
(KO 8 8; BGB 8 1984 Abſ 1 Satz 3); er kann verlangen, daß Maßregeln der Zwangs. 
vollſtreckung, die vorher gegen ihn in fein nicht zum Nachlaſſe gehöriges Vermögen vor⸗ 
genommen find, aufgehoben werden (§ 784 3 PO). Weitere Wirkungen vgl. 88 1976, 1977. 
Über die Rechtslage nach Aufhebung der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes vgl. 
unten § 1975 A 1. Iſt Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs nicht eröffnet, fo iſt 
jeder Nachlaßgläubiger berechtigt, gegen den Erben vorerſt unbeſchräukt vorzugehen und 
kann abwarten, ob der Erbe im Rechtsſtreite ſich die Beſchränkung der Haftung vor⸗ 
behalten läßt und ſodann auf Grund dieſes Vorbehalts in der Funden Einwen⸗ 
dungen erhebt (88 780, 781 ZBO). — Ohne Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs herbei: 
zuführen, darf der Erbe den Glaubiger auf das Nachlaßvermögen verweiſen, falls der Nachlaß 
bis 700 er infolge von Vermächtniſſen und Auflagen überſchuldet iſt (88 1990 
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3. Die Inventarerrichtung (88 19032013) iſt nach dem BOB weder notwendig 
noch für ſich allein geeignet, dem Erben die auf den Nachlaß beſchränkte Haftung zu ſichern. 
Wohl aber kann er durch Nichterrichtung des Inventars innerhalb der ihm geſetzten Inventar 
friſt ($ 1994) ſoder durch ungetreue Inventarerrichtung (8 2005) der Möglichkeit der De: 
ſchränkung feiner Haftung verluſtig gehen und hierdurch allen Nachlaßgläubigern gegenüber 
endgültig unbeſchränkt haftbar werden. Damit hat er zugleich das — nunmehr zwecklos 
gewordene — Recht verwirkt, das Aufgebotsverfahren oder die Anordnung der Nachlaß⸗ 
verwaltung zu beantragen (§ 2013, ZPO 8 991 Abſ 1). 


4. Auch wenn der Erbe im allgemeinen noch berechtigt iſt, die Gläubiger auf den Nachlaß 
zu verweiſen, kann er doch einem einzelnen Nachlaßgläubiger gegenüber dieſes 
Recht verlieren und ihm unbeſchränkt auch mit dem eigenen Vermögen haftbar werden, wenn 
er nicht Sorge trägt, daß ihm die Beſchränkung der Haftung im Urteile vorbehalten 
wird (ZO $ 780 Abf 1) und wenn er nicht demnächſt in der Zwangsvollſtreckung auf Grund 
dieſes Vorbehalts Einwendungen erhebt (ZPO 88 781, 785). Es ſei denn, daß, was zu: 
läſſig iſt, die Frage der Haftungsbeſchränkung ſchon im Prozeſſe ſelbſt mit entſchieden wird 
(RG 77, 245). Ebenſo haftet er unbeſchränkt gegenüber dem antragſtellenden Gläubiger, 
wenn er nach errichtetem Inventar die Leiſtung des Offenbarungseides verweigert ($ 2006 
Abſ 8). 5 

ri Die in SS 2014-2017 dem Erben gewährten aufſchiebenden Einreden haben 
mit der Frage der Schuldenhaftung nichts zu tun. Sie ſichern ihm nur die Möglichkeit, ſich 
ungeſtört von den Nachlaßgläubigern über den Beſtand des Nachlaſſes zu vergewiſſern. 

6. Die Haftung mehrerer Miterben für die Nachlaßverbindlichkeiten wird im vierten 
Titel dieſes Abſchnitts durch beſondere Vorſchriften geregelt (88 2058—2063). Sie haften 
grundſätzlich als Geſamtſchuldner, aber bis zur Teilung nur mit ihrem Anteil am Nachlaſſe; 
nach der Teilung haftet der Miterbe, hinſichtlich deſſen die in 88 2060 Nr 1—3, 2061 auf⸗ 
geſtellten Vorausſetzungen erfüllt ſind, hinſichtlich der dabei in Betracht kommenden Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten nur für den ſeinem Erbteile entſprechenden Teil dieſer Verbind⸗ 
9025 8 (alfo pro rata partis hereditariae). Näheres vgl. unten bei den genannten Para⸗ 
graphen. ü 

7. Beſondere Vorſchriften für die Schuldenhaftung des Nacherben 88 2144 ff., bei 
Beendigung und Fortſetzung der allgemeinen Gütergemeinſchaft §8 1480, 1489, bei Fort⸗ 
085 ne zum Nachlaſſe gehörenden Handelsgeſchäfts oder einer Handelsgeſellſchaft 
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I. Nachlaßverbindlichkeiten 


8 1967 


Der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichteiten !). 
N Zu den Nachlaßverbindlichkeiten gehören außer den vom Erblaſſer De 
rührenden Schulden ) die den Erben als ſolchen treffenden Berbindlichteiten?), 


insbeſondere pi j i iihtteile Vermächtniſſen 
115 Auflagen) Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, 


61 2051 Saß 1, 2092 Abf 2 II 1843; M 5 525—530, 602-604; P 5 649, 650, 731, 740. 


1. Grundſaͤtzliche Aus g 4 1 it je Vorbem 1 
5 geſtaltung der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten 
bis 7. — Das Geſes unterjcheibet e 0 bereits 1 ne Perſon des Erblaſſers por. 
handen geweſonen und den erſt in der Perſon des Erben entſtehenden, den „Erben als ſolchen 
treffenden“ Verbindlichkeiten, Es ſpricht ferner von ——— aftlihen, im Gegenſatz zu den 
der Erbſchaft erden jur Laft fallenden Verbindlichleiten ($$ 2058, 2046 glb 2). War mit 
der Erbſchaft zugleich eine weitere bereits dem Erblaſſer angefallene Erbſchoft auf den Erben 
= er be Flat 1) ſo bilden, wenn er nicht unbeichränft 1 Helaba 
5 bild 13 207. Beſon 
ir 2a. en getrennte Maffen. Verjährung 5 ur 


2. Über die Frage, ob die vom E ührenden Verbindlichkeiten, Erb— 
laſſerſchulden, zum Vermögen des Grafen inn Sine des 8 1922 gehoren und deshalb 
bereits auf Grund dieſer Beſtimmung auf den Erben übergehen, vgl. $ 1922 A 5. — 
Gewiſſe Verpflichtungen erlöſchen mit dem Tode ſo im Zweifel die aus dem ſchenkweiſen 
Verſprechen wiederkehrender Leiſtungen (8 520), die zur Leiſtung perſönlicher Dienfte (8 618), 
ferner die Unterhaltspflichten gegenüber Verwandten ($ 1615), nicht dagegen die gegen: 
über dem ohne Schuld geſchiedenen Ehegatten, die ſich im Gegenteil erweitert ($ 1582 
ebenſowenig die gegenüber dem unehelichen Kinde (§ 1712), die als gewöhnliche Nachlaßver⸗ 


bindlichkeit mit Vorrang vor Pflichtteilsberechtigten auf den Erben übergeht (RG 10. 5. 17, 
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IV 104/17). — Verbindlichkeiten des Erblaſſers gegen den Erben erlöſchen durch Ver⸗ 
einigung von Recht und Verbindlichkeit, leben aber wieder auf, falls Abſonderung des Nach- 
laßvermögens von dem eignen des Erben eintritt. — Zum Übergange einer Verbindlichkeit 
auf den Erben genügt es, daß bei Lebzeiten des Erblaſſers der Verpflichtungsgrund 
(die causa), das Rechtsgeſchäft oder die unerlaubte Handlung oder der ſonſtige die Ver⸗ 
pflichtung begründende weſentliche Tatbeſtand, gegeben war, wenn auch erſt nach dem Tode 
durch Hinzukommen weiterer Umſtände (Erfüllung einer Bedingung, Eintritt einer Zeit⸗ 
beſtimmung, Entſtehung eines Schadens) die Verpflichtung in Kraft tritt. Haftung der 
Erben des Komplemenkars für die Verbindlichkeiten einer mit dem Tode des Erblaſſers 
in Liquidation getretenen Kommanditgeſellſchaft (RG 72, 119). — Iſt eine vom Erblaſſer 
herrührende Schuld zugleich perſönliche Schuld des Erben, z. B. wenn der Bürge 
Erbe des Hauptſchuldners geworden iſt, ſo kann der Erbe ſich wegen dieſer Nachlaßverbindlichkeit 
nicht auf beſchränkte Haftung berufen (RG 76, 57). 

3. Den Erben als ſolchen treffen die erſt nach dem Tode des Erblaſſers aus Anlaß des 
Erbfalls und in Beziehung auf den Nachlaß neu entſtehenden Verbindlichleiten, die ent- 
weder durch den Willen des Erblaſſers oder unmittelbar durch das Geſetz dem 
Erben auferlegt find. Dazu gehören außer den beſonders hervorgehobenen Verbindlich- 
keiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen (vgl. A 4) auch die ſog. gel etz⸗ 
lichen Vermächtniſſe: der Voraus des überlebenden Ehegatten ($ 1932), der Dreißigſte 
(§ 1968); ferner der Unterhaltsanſpruch der Mutter eines erwarteten Erben (8 1963). Ge⸗ 
wiſſen Verbindlichkeiten iſt durch die Konkursordnung (8 224) für den Fall des Nachlaß⸗ 
konkurſes eine bevorzugte Stellung in der Weiſe gegeben, daß ſie als Maſſekoſten zur 
Berichtigung gelangen, wodurch ſie zugleich als Nachlaßverbindlichkeiten anerkannt ſind. 
Es find dies namentlich: die Beerdigungskoſten (KO & 224 Nr 2; vgl. auch $ 1968); 
die Koſten der Todeserklärung des Erblaſſers (Nr 3; ZP 8 971); ferner (Nr 4) der Er- 
Heure, von Verfügungen des Erblaſſers von Todes wegen (§8 2260, 2300), der gericht: 
lichen Siegelung und der Nachlaßpflegſchaft (88 1900, 1961) — auch der Nachlaßverwaltung 
(89 1982, 1988; RG JW 06, 11418) —, der öffentlichen Aufforderung zur Anmeldung 
von Erbrechten, ſowie des Aufgeb ots der Nachlaßgläubiger in den Fällen der SS 1965 
u. 1970 — nicht auch $ 2061; dgl. Abſ 2 a. E. — und der Inventarerrichtung ($ 1993). 
Sodann aber gehören dazu auch die dem Nachlaßpfleger, Teſtamentsvollſtrecker und 
dem vorläufigen Erben, der die Erbſchaft ausgeſchlagen hat, zuſtehenden Anſprüche 
aus ihrer Geſchäftsführung, alſo einſchließlich der eiwa (vgl. 88 1960, A 4, 1987, 2221) ge 
ſchuldeten Vergütung für dieſe, jedoch für den Fall des Konkurſes mit der in KO § 224 
Nr 6 hinzugefügten Beſchrankung; ferner, falls Nachlaßverwaltung angeordnet oder Nach⸗ 
laßkonkurs eröffnet iſt, auch die dem Erben, der Erbe bleibt, gemäß 88 1978, 1979 aus 
dem Nachlaſſe zu erſetzenden, aus feiner e entſtandenen Aufwendungen (Nr 1). 
Auch die Dritten gegenüber aus rechtsgeſchäftlichen dannen des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers und des Nachlaßpflegers bei der Verwaltung des Nachlaſſes entſtandenen 
Verbindlichkeiten find in KO 8 224 (Nr 5) als Maſſeſchulden anerkannt; das gilt jedoch nur 
inſoweit, als ſie durch eine ordnungsmäßige Verwaltung erforderlich geworden ſind, erſtreckt 
ſich aber unter dieſer Vorausſetzung auch auf die entſtandenen Prozeßkoſten (RG 60, 30). — 
Keine ausdrückliche Beſtimmung enthält dagegen das Geſetz hinſichtlich der aus Rechts- 
geſchäften des Erben ſelbſt, der Erbe bleibt — wegen des vorläufigen Erben, der ſpäter 
ausſchlägt, vgl. 9 1959 A I — in Beziehung auf den Nachlaß Dritten gegenüber entftandenen 
Verbindlichkeiten. Es iſt deshalb ſehr beſtritten, ob und inwieweit bei eintretender Ab⸗ 
ſonderung des Nachlaßvermögens von dem eignen Vermögen des Erben ſolche Verbind⸗ 
lichkeiten gegen das eine oder andere Vermögen oder gegen beide geltend gemacht werden 
können. Vgl. darüber für das alte Recht RG 35, 419, ferner M& 62, 38 für den Fall eines 
Schuldanerkenntniſſes, und jetzt mit ausführlicher Begründung RG 90, 91. Danach 
iſt es begrifflich nicht ausgeſchloſſen, daß eine ſolche Verbindlichkeit, nach Art einer Geſamt⸗ 
ſchuld, zugleich für das Nachlaßvermögen und für das perſönliche Vermögen des Erben ein⸗ 
gegangen wird; anderſeits kann die Haftung auf den Nachlaß dadurch beſchränkt werden, 
daß der Erbe erklärt, in Vertretung des Nachlaſſes zu handeln; aber auch ohne ausdrückliche 
Vereinbarung muß eine vom Erben in ordnungsmäßiger Verwaltung des Nachlaſſes ein⸗ 
gegangene Verpflichtung als Nachlaßverbindlichkeit angeſehen werden und alſo auch im 
Nachlaßkonkurſe geltend gemacht werden können, allerdings in Ermanglung einer ausdrück⸗ 
lichen Beſtimmung nicht als Maſſeſchuld (RG 62, 42). Nach RG 90, 95 ſoll es auch 
nicht entſcheidend darauf ankommen, ob die Beziehung zum Nachlaſſe dem Geſchäftsgegner 
erkennbar gemacht iſt, ein Satz, der bedenklich ſein dürfte, da er mit den, doch wenigſtens 
entſprechend anwendbaren Vorſchriften über das Handeln in fremdem Namen ($ 164) ſchwer⸗ 
lich zu vereinbaren iſt; keinesfalls kann er wohl dazu führen, in ſolchem Falle die perſönliche 
Haftung des Erben zum Nachteile des Glaubigers auszuſchließen. Eine Ausſchließung der 
Haftung des Nachlaſſes und Beſchränkung auf die perſönliche Haftung des Erben wird nament⸗ 
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lich bei Rechtsgeſchäften anzunehmen ſein, die der Vorerbe in eignem Namen, wenn auch 
im Intereſſe der Vorerbſchaft, vornimmt (RG 90, 96). — Eigenverbindlichkeiten des 
Erben find die Schadenserſatzanſprüche der Nachlaßgläubiger gegen ihn aus ſchuldhafter 
Verwaltung des Nachlaſſes (55 19781980); der Erbe haftet für fie mit feinem ganzen Ver⸗ 
mögen, ohne ſich auf die Beſchränkung feiner Erbenhaftung auf den Nachlaß berufen zu 
können (RG 92, 343); auch in den Fällen der 88 2313 Abſ 2 Satz 2, 2314, 2884 haftet 
der Erbe dem Berechtigten perſönlich. — Nach dem Erbſchaftsſteuergeſetze v. 10. 9. 19 
ſoll die Nachlaßſteuer nicht als Nachlaßverbindlichkeit gelten (8 11 Nr 2), jedoch nur in 
dem Sinne, daß lie bei Berechnung der Steuer von dem Aktivvermögen nicht abgezogen 
werden darf; im übrigen iſt fie nach $ 17 „aus dem Nachlaſſe“ zu entrichten, alfo eine Nach ⸗ 
laßverbindlichkeit. Die Erbanfallſteuer ift eine perſönliche Verbindlichkeit des Erben; 
hilfsweiſe haftet aber für fie auch der Nachlaß (ErbStG $ 30 Abſ 1, 3). — Auf die Koſten 
eines vom Erblaſſer begonnenen, vom Erben fortgeſetzten Prozeſſes erſtreckt ſich die Haf- 
tungsbeſchränkung, ſowohl dem Gegner wie dem Fiskus gegenüber, nur ſo weit, als die 
Koſten bereits zu Lebzeiten des Erblaffers entſtanden find (dich JW 1912, 467). 

4. Die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten (88 2308ff.), Bermächtniſſen (8 2174) 
einſchließlich der ſog. geſetzlichen Vermächtniſſe (88 1932, 1969) und aus Auflagen 
($ 2192), nehmen in mehrfacher Beziehung eine Sonderſtellung als Nachlaßverbindlichteiten 
ein. Sie werden einerſeits durch das Aufgebot nicht betroffen (8 1972), anderſeits aber 
gehen auch im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſene Gläubiger ihnen vor ($ 1973 Abſ1 Satz 2); 
ſie bleiben für die Frage der Überſchuldung behufs Eröffnung des Nachlaßkonkurſes außer 
Betracht ($ 1980 Abſ 1), werden aber im Konkurſe und bei konkursmäßiger Befriedigung 
der Nachlaßgläubiger durch den Erben erſt nach allen übrigen Verbindlichkeiten berichtigt 
(KO $ 226, BGB $ 1991 Abſ J); falls die Überſchuldung des Nachlaſſes auf ihnen beruht, 
kann der Erbe ohne Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs die Befriedigung verweigern, 
ſoweit der Nachlaß nicht ausreicht (5 1992). — Nachlaßgläubiger iſt auch der Miterbe, dem 
ein Vorausvermächtnis zugewendet iſt (Rh 98, 197); wegen der Geltendmachung gegen 
Miterben vgl. § 2058. 


8 1968 


0 „ trägt die Koſten!) der ſtandesmäßigen Beerdigung des Erb⸗ 
aſſers?). 
E I 2055 II 1844; M 5 535, 586; P 5 654. 


beſlin Das Geſetz verpflichtet den Erben nicht zur Beerdigung des Erblaſſers. Hierüber 
Pr Vorne das öffentliche Recht. Der Erblaſſer kann feine Beſtattung wirkſam einem Dritten 
Wege de feine Angehörigen Haben hierauf kein unentziehbares Recht (NE SW 1912, 540). 
Perpflicht Erbbegräbniſſe ſ. Ech Art 133. Nur die Koſten hat der Erbe zu tragen. Diele 
tions als von ift damit als Nachlaßverbindlichkeit anerkannt ($ 1967 A 3) und unter- 
nicht an che bezüglich des Umfangs der Haftung den allgemeinen Grundſätzen. Dies ſchließt 
au Eb der Erbe durch in bezug auf die Beerdigung vorgenommene Rechtsgeſchafte 
9 224 Nr 2. genverbindlichkeit (5 1967 A 3) auf ſich nimmt. Maſſeſchuld im Konkurſe KO 
5 » oo der Erbſchaftsbeſitzer die Beerdigungskoſten getragen, fo AN ſte zu den 
Unterhaltspfti na erſtattenden Verwendungen, 8 2022 Abſ 2. Aushilfsſweiſe Haftung des 
Abſ 2. Erſaganſpen 88 1615 Abſ 2, 1580 Ubf 3, 1360 Abf 3, des unehelichen Vaters $ 1718 
Art 42). Haftn pruch des Erben im Falle der Tötung $ 844 Abſ 1, Haftpfl® g 8 Abs 1 (EG 
2. Standesmap des Reeders HGB $ 554, Seemd g 64. 

ſtanden werden, one; Beerdigung. Hierunter muß auch die Feuerbeſtattung ver. 
(abweichend Pla ha deren Koſten der Lebensſtellung des Erblaſſers angemeſſen ſind 
mehr als eine 8 8 2: Staudinger Erl 4). Sitte und Geſetz erkennen ſie mehr und 
fertigt, am Buchſt e gleichſtehende Beſtattungsart an, es iſt deshalb nicht gerecht. 
itimmt ſich nach de 25 des Gejeheg zu heften. Die Standesmäßigkeit der Beerdigung be⸗ 
üblichen Eicchfi 0 er Lebensſtellung des Erblafſers (8 1610 Abf 1) und begreift die landes. 
Inſtandhaltu en und bürgerlichen Leichenfeierlichkeiten, nicht auch die Errichtung oder 
Planck Erl 8 die 9 Grabdenkmals oder die Erhaltung der Grabſtätte in ſich; jo mit Recht 

chterhalten w 1 egenmeinung der zweiten Auflage dieſes Kommentars kann nicht auf. 
5 t —.— erden, da es an einer geſetzlichen Beſtimmung zur Begründung einer folchen 
0 erpf hr 8 5 10 Nr 2 ErbStG». 1. 9. 19 erklärt, ebenſo wie das frühere Erbſchafts. 
ee HD Kosten eines angemeſſenen Grabdenkmals für abzugsfähig; dadurch wird 
pr ae f erpflichtung des Erben zur Errichtung nicht begründet. Unter Umſtänden auch 
die erführung der Leiche nach einem entfernteren Orte (N 66, 308), ſowie die Ber 
ſchaffung 155 Trauerkleidung für Geſinde oder dürftige Angehörige. Immerhin hat ſich der 
Erbe 1051 em Stande des Nachlaſſes und nach der Volksſitte (Betſetzung der Aſche RG JW. 
09, 410%) zu richten und kann ſich durch übermäßigen Aufwand den Nachlaßgläubig ein 
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SS 1978—1980 erſatzpflichtig machen. Als Erblaſſer kommt im Falle der Nacherbſchaft 
ſelbſtnerſtändlich nicht der Vorerbe in Betracht. — Letztwillige Anordnungen bezüglich der 
Beerdigung als Auflagen § 1940 A 4. 

§ 1969 


Der Erbe iſt verpflichtet!), Familienangehörigen des Erblaſſers, die zur 
Zeit des Todes des Erblaſſers zu deſſen Hausſtande gehört und von ihm 
Unterhalt bezogen haben!), in den erſten dreißig Tagen?) nach dem Ein⸗ 
tritte des Erbfalls in demſelben Umfange, wie der Erblaſſer es getan hat, 
Unterhalt zu gewähren“) und die Benutzung der Wohnung und der Haus⸗ 
haltsgegenſtände zu geſtattens). Der Erblaſſer kann durch letztwillige Ver⸗ 
fügung eine abweichende Anordnung treffen“). 

Die Vorſchriften über Vermächtniſſe finden entſprechende Anwendung?). 

RB 310. 


1. Das Recht auf den Dreißigſten begründet eine Nachlaßverbindlichkeit im Sinne 
von § 1967 Ab} 1, für die der Erbe nach allgemeinen (Vorbem) und den beſonderen für Ver⸗ 
mächtniſſe geltenden Grundſätzen (vgl. § 1967 A 4) die Haftung auf den Nachlaß be⸗ 
ſchräuken kann. Vor Annahme der Erbschaft kann ſie nicht gegen den Erben geltend gemacht 
werben, $ 1958. Regelmäßig bedarf es deshalb der Beſtellung eines Nachlaßpflegers, § 1961. 
Die aufſchiebenden Einreden der $$ 2014, 2015 find der Natur der Sache nach ausgeſchloſſen. 

2. Das Geſetz gibt keine Begriffsbeſtimmung für die Zugehörigkeit zur Familie, eben⸗ 
ſowenig wie ZPO $ 181. Der in StGB 8 52 Abſ 2 aufgeſtellte eugere Begriff der „An⸗ 
gehörigen“ kann nicht maßgebend ſein. Als Familienangehörige werden vielmehr alle mit 
dem Erblaſſer verwandte und durch Ehe verbundene Perſonen (Ebegatte, Verſchwägerte), 
außerdem aber alle diejenigen anzuſehen ſein, die tatſächlich vom Erblaſſer als zur Familien- 
gemeinschaft gehörig betrachtet und behandelt worden ſind, z. B. Pflegelinder, Freunde, 
ſofern fie aus ſolchem Anlaffe in den Hausſtand aufgenommen worden ſind, auch wenn die 
Beziehungen vertragsmäßig geregelt find; nicht dagegen ſolche, bei denen die Aufnahme in 
den Hausſtand auf rein wiriſchaftlichen Verträgen beruht, 3. B. auf einem Ernährungs: 
vertrage mit einer dem Erblaſſer fernſtehenden Perſon oder auf Dienſtverträgen „mit Familien- 
anſchluß“ bei Hauslehrern, Hausdamen, Erzieherinnen uſw.; hier find nur die vertraglichen 
Rechte maßgebend. — Die Zugehörigkeit zum Hausſtande ($ 1617) ſetzt ein auf längere 
Dauer berechnetes räumliches Zuſammenleben mit den übrigen Familiengliedern voraus. 
Bloß vorübergehende Anweſenheit (zum Beſuche) genügt nicht. Unigekehrt hebt vorüber. 
gehende Abweſenheit (auf Reiſen, zu Studienzwecken) das Zugehörigkeitsverhältnis nicht auf. 
Juwieweit dei abgeſonderter Wohnung (Auszügler) Gemeinſamkeit des Hausſtandes zu ver⸗ 
neinen fei, iſt Tatfrage. — Die Betreffenden müſſen tatſächlich vom Erblaſſer Unterhalt 
bezogen haben. Ob auf Grund gejehlicher Unterhaltspflicht oder freiwillig oder auf Grund 
Vertrags, macht keinen Unterſchied. 

3. Friſtberechnung SS 187 Abſ 1, 188 Abſ 1. Im Falle der Todeserklärung kann 
die dreißigtägige Friſt von dem als Zeitpunkt des Todes geltenden Tage (8 18) nicht ge⸗ 
wahrt werden und ſomit, da Unterhalt für die Vergangenheit nicht beanſprucht werden 
kann (vgl. A 4), die Wohltat des Dreißigſten nicht in Frage kommen; $ 1074 Abf 1 Satz 2 
iſt nicht übertragbar. 2 

4. Für das Maß des Unterhalts und die Art der Gewährung iſt nur die bisherige tat 
ſachliche Übung, nicht der ſtandesmaßige Bedarf ($ 1610 Abf 1) entſcheidend. Der An- 
ſpruch erliſcht durch Aufgabe der häuslichen Gemeinſchaft. Er iſt als geſetzlicher Unter 
haltsanſpruch nicht übertragbar und unpfändbar (SS 399, 400; ARO 8 850 Nr 2). Von 
den Vorſchriften über die Unterhaltspflicht der Verwandten werden die 88 1612, 1613 (lein 
Anſpruch für die Vergangenheit, Unverzichtbarkeit für die Zukunft, insbeſondere bei Leb⸗ 
zeiten des Erblaſſers) als auf der Natur der Unterhaltsverbindlichkeiten beruhend entſprechend 
anwendbar ſein; die durch die Kürze der Friſt aus $ 1613 ſich ergebenden Schwierigkeiten 
laſſen ſich durch ſchleunigſt erwirkte Beſtellung eines Nachlaßpflegers (8 1961) und, ſofern 
nötig, einſtweilige Verfügung überwinden. 

5. Auch in der Benntzung der Wohnung und der Haushaltsgegenſtände liegt die 
Gewährung eines Vermögensvorteils, die aus dem unzulänglichen Nachlaß nicht gefordert 
werden kann, 88 1991 Abſ 4. Schadenserſatz kann nur gefordert werden, ſoweit Verzug 
vorliegt ($$ 286, 284). 
le Letztwillige Verfügung . 8 1937 A 1. Der Erblaſſer kann einen andern als den 
Erben beſchweren (§ 2147), den Dreißigſten ganz ausſchließen, ihn nach Umfang und Dauer 
vermindern oder einen Vorrang anordnen (F 2189). Inſoweit er ihn erweitert, handelt es 
ſich um reines Vermächtnis. 
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7. Fall des geſetzlichen Vermächtniſſes 8 1939 A 5. Der Berechtigte bat nur ein 
Forderungstecht aus 8 2174, feinen dinglichen Anſpruch und genießt keinen Beſitzſchutz nach 
1 N (a. M. Dernburg V 152, IIT2). Anfechtung wegen Vermächtuisunwürdigkeit 


II. Aufgebot der Nachlaßgläubiger 


Die öffentliche Aufforderung der Nachlaßgläubiger im Wege des Aufgebotsver ahrens 
(8 1970) verſchafft dem Erben nicht nur eine zuverläſſige Uberſicht über den Stand ef Nach 
laſſes, ſondern ſichert ihn auch gegen die Gefahr, mit dem eigenen Vermögen und über den 
Betrag ſeiner Bereicherung durch die Erbſchaft hinaus für unbekannt gebliebene Nachlaßver 
bindlichkeiten in Anſpruch genommen zu werden (8 1973). In derſelben Weiſe ift er auch 
ohne Aufgebot ſichergeſtellt, wenn die Nachlaßverbindlichkeiten ſpäter als 5 Jahre nach dem 
Erbfall gegen ihn geltend gemacht werden (§ 1974). Die gleichen Grundſätze gelten, und 
var zugleich mit der Wirkung, die geſamtſchuldneriſche in eine Teilhaftung zu verwandeln, 
für die Miterben ($ 2060 Nr 1 u. 2, f. auch 8 2045). Vgl. Vorbem. 2 zu dieſem Titel. 


8 1970 


Die Nachlaßgläubiger!) können im Wege des Aufgebotsverfahrens?) zur 
Anmeldung ihrer Forderungen aufgefordert werdens). 
E I 2120 Abſ 1 II 1845; M 5 644, 645; P 5 743, 774—777, 


1. Die Aufforderung richtet ſi „ mi \ 9 2 5 
aläubiner ohne Uneſched, Tl! irn. ie gegen dender her aner den Eben h 
eee 99 602 90 Ar 2 0 Urteil erlangt haben oder dem Erben 
Borberangen ſchon gegen den ae ke den Mere ele e e Deren 
be a e e dee e Hr 
N h Auch ſolche, N 1 1 oder 
due dungen wee Miene eder A b e 2 

90 ; entlichen Be⸗ 
fal beg 0 des m alle) den Deutſchen Reichsanzeiger, mit welcher die Aufgebots⸗ 
werden 9 55 em Grunde nach entstehen, von dem Aufgebote nicht betroffen 
Gläubiger — meldung Innerhalb einer ſchon in Lauf geſetzten Anmeldefriſt kann dem 
975 11 — A enmtet werden (a. M. Planck Erl 30 vor 88 1971, 1972; Strohal II 
Forderungen 2 Der Erbe, der ſelbſt das Aufgebot beantragt hat, wird ſeine eignen 
bigern zu befrie tc den Nachlaß auch ohne Anmeldung vor den ausgefchloffenen Glau⸗ 
Vefriedigungeren el berechtigt fein; dagegen wird es der Anmeldung bedürfen, wenn das 
(350 8 907). 85 „gegenüber einem anderen Miterben, dem das Aufgebot zugute kommt 
bleiben ſoll.“ ein ‚gegenüber einem Nachlaßverwalter oder Teſtamentsvollſtrecker erhalten 
vor $ 1967), gehen dne Gläubiger, denen der Erbe bereits unbeſchrankt haftet (Vorbem 4 
Befriedigung auch en Verſaumung der Anmeldung ihrer bereits erworbenen Rechte auf 
tragswidrigem Handeln a perjönlichen Vermögen des Erben nicht verluſtig. — Aus ver: 
Vertrags entſtebt eine parſzeeren Dei Erfüllung eines von den rblaſſer abgeſchloſſenen 
pflichtet, dieſen Anſpru abrföuliche Verbindlichkeit des Erben; der Gläubiger iſt nicht ver 

2. Das hier in Frau dt ufgebotöverfahren anzumelden (RG 92, 341). Nez 
mungen der 3 PO üben ge: Aufgebotsverfahren ift durch die allgemeinen Beſtim⸗ 
der 85 989-1000 Gehen bote (§§ 946-959) und durch die beſonderen Vorſchriften 
jeder einzelne Miterbe, jedoch erst ac rechtigt ift jeder Erbe (8 901 Abſ 1) alfo auch 
ohne weiteres zu finden ift, io daß dach Annahme der Erbſchaft, die in dem trage nicht 
vorausgegaugen iſt, einer burn, 9. wenn ulcht eine anderweite ſtillſchweigende Annahme 
dieſer Vorausſetzung iſt auch der 9e — ee ee e 
tragſtellung berechtigt (val. 8 1040 pie ſchon vor dem Eintritte ber Nacherbfolge zur An⸗ 
wenn er für die Nachlaßverbindlichteiter u Das Antragsrecht des Erben iſt ausgeſchloſſen, 
M , . . 
Gläubigern a hr . Daftet; eine unbeſchränkte Haftung gegenüber einzelnen 

äubigern entzieht ihm das Antragsrecht c ) beſchränk 
Miterbe das Aufgebot zum Zwecke der gucht Doch kann auch der unbeſchränkt haftende 
tragen (BED $ 907 Abf 2). Aufer denn derbeiführung der Ae ($ 2050) bean. 
8.901 dl 2 done (88 100, 076), up zun Ih, our Kenahne ber Eöſchaft 19958 

991 Abſ 2), ſowie der Teſtamentsvollſt W ch A 
ſchaft durch den Erben antragsberechtigt 38 f 60l außn 2 f folks hen dh. ber kb. 
1 le ö 0 igt (ERD 8 901 Abſ 2, 3), falls ihnen die Verwal 
zuſteht, was beim Nachlaßverwalter ſtets zutrifft. Zweifelhaft ill, ob der Nachlafpffene 
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und der Teſtamentsvollſtrecker auch dann noch berechtigt ſind, das Aufgebot zu beantragen, 
wenn der Erbe unbeſchränkt haftet (bejahend Planck Erl 1; auch Kipp § 76111; OLG 
19, 164; verneinend Strohal II 8 75 A 2). In dieſem Falle kann gemäß § 2013 die an 
die Durchführung des Aufgebotsverfahrens geknüpfte Folge der Beſchränkung der Haftung 
des Erben gegenüber dem ausgeſchloſſenen Nachlaßgläubiger auf den Nachlaß ($ 1973) nicht 
eintreten; demzufolge kaun auch die Aufforderung zur Anmeldung nicht den entſprechenden, 
in $ 995 ZPO vorgeſehenen Rechtsnachteil androhen. Dieſem einen anderen Rechtsnachteil 
zu ſubſtituieren, wie Plauck will, erſcheint bedenklich. Das Geſetz läßt ein Aufgebots⸗ 
verfahren nur in ganz beſtimmten Fällen mit genau feſtgeſetzten Ausſchlußfolgen zu und 
erklärt ein in Fällen, in welchen es ein Aufgebotsv erfahren nicht zuläßt, ergangenes Ans. 
ſchlußurteil für anfechtbar (3 PO 5 957 Abf 2 Nr 1). Dafür, den Nachlaßgläubiger, der 
ſich innerhalb einer durch Aufgebot beſtimmten Friſt nicht meldet, von der Befriedigung 
aus dem Nachlaſſe (ſtatt aus dem persönlichen Vermögen des Erben) auszulchließen, 
fehlt es an einer geſetzlichen Grundlage. Auch aus der durch § 1980 in Verbindung mit 
§ 1985 dem Nachlaßverwalter gegenüber den Nachlaßgläubigern auferlegten Verantwort⸗ 
lichkeit iſt für die gegenteilige Anſicht nichts zu entnehmen, da eine Fahrläſſigkeit in der Nicht⸗ 
ſtellung des Antrags ſelbſtverſtändlich nicht gefunden werden kann, wenn ein Antragsrecht 
nicht mehr beſteht, es ſei denn, daß die Stellung ſchuldhafterweiſe verzögert worden iſt. 
Gegen die Anſicht ſpricht auch die Faſſung des § 175 Abſ 2 BLOG. — Das von einem Mit: 
erben beantragte Aufgebot kommt auch den anderen Miterben, das vom Nacherben be⸗ 
antragte auch dem Vorerben und umgekehrt zugute (3 PO 88 997, 998). Das vom Nachlaß 
pfleger oder Teſtamentsvollſtrecker beantragte Aufgebot kommt auch ohne beſondere Vor⸗ 
ſchrift dem Erben zugute, da es ja gerade die Beſchränkung von deſſen Haftung als Aus⸗ 
ſchlußfolge bewirkt. — In gewiſſen Fällen hat auch der Ehemann einer Erbin ſowie der Käufer 
der Erbſchaft das Antragsrecht (ZPO 88 999, 1000). — Das Antragsrecht iſt zeitlich nicht 
beſchränkt; doch verliert der Erbe die auſſchtebenden Einreden aus 8 2015 und ZPO 8 782, 
wenn er den Antrag nicht innerhalb Jahresfriſt nach der Annahme geſtellt hat. Während 
der Dauer der Nachlaßverwaltung wird das Antragsrecht des Erben ruhen, da ihm die Ver⸗ 
waltung entzogen ift (3 1984). 

3. Der Erbe und der Nachlaßverwalter find nach 88 1980 Abſ 2 und 1985 Abs 2 bei 
Vermeidung des Schadenserſatzes verpflichtet, in den dort vorgeſehenen Fällen das Auf⸗ 
gebot zu beantragen. Die Koſten des Verfahrens zählen zu den Nachlaßverbindlichkeiten, 
die im Falle des Konkurſes Maſſeſchulden find (KO § 224 Nr 4; vgl. § 1967 A 3). 


8 1971 


Pfandglänbiger und Gläubiger, die im Konkurſe den Pfandgläubigern 
gleichſtehen), ſowie Gläubiger, die bei der Zwangsvollſtreckung in das 
unbewegliche Vermögen ein Recht auf Befriedigung aus dieſem Vermögen 
haben:), werden, ſoweit es ſich um die Befriedigung aus den ihnen haf⸗ 
tenden Gegenſtänden handelt, durch das Aufgebot nicht betroffen?). Das 
gleiche gilt von Gläubigern, deren Anſprüche durch eine Vormerkung ge⸗ 
ſichert ſind) oder denen im Konkurs ein Ausſonderungsrecht zuſteht, in 
Anſehung des Gegenſtandes ihres Rechtes). 

E 1 2125 II 1847; M 5 647, 648; P75 743, 777780. 


1. Beſtehende dingliche Sicherungsrechte der Nachlaßgläubiger an einzelnen Gegen⸗ 
ſtänden des Nachlaſſes werden durch die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung 
des Erben nicht berührt. Die betreffenden Gläubiger können daher von der Befriedigung 
aus den ihnen verhafteten Gegenſtänden durch das Aufgebot nicht ausgeſchloſſen werden. 
Pfandgläubiger ſind diejenigen, welche ein durch Rechtsgeſchäft beſtelltes Pfandrecht 
an einer beweglichen Sache oder einem Rechte haben (88 1204, 1278; KO 8 48). Dieſen 
ſtehen für den Fall des Konturſes gleich die in 8 49 KO aufgeführten Gläubiger, alſo die 
öffent ichen Kaſſen hinſichtlich der wegen Abgaben beſchlagnahmten Gegenſtände (Nr 1; 
im übrigen werden aber auch fiskaliſche Steuerforderungen von dem Ausſchluſſe betroffen, 
RG 64, 249); ferner die mit geſetzlichen oder durch Pfändung erlangten Pfand⸗ 
rechten (ZPO 8 804) oder mit Zurückbehaltungsrecht wegen Verwendungen oder kauf : 
männiſchem Zurückbehaltungsrechte (HB SS 369 —371) ausgeſtatteten Gläubiger (Nr 2.—4). 
Den ſo bevorrechteten Gläubigern kann, ſoweit ſie lediglich Befriedigung aus den ihnen 
verhafteten Gegenſtänden verlangen, der Erbe die Befriedigung auch während des Auf 
gebotsverfahrens nicht auf Grund des § 2015 verweigern (8 2016 Abſ 2). Sie werden 
vom Aufgebot auch dann nicht betroffen, wenn ſie das dingliche Sicherungsrecht erſt nach 
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dem Erbfall durch ein Rechtsgeſchäft mit dem Erben, Nachlaßverwalter oder Teſtaments⸗ 
vollſtrecker oder durch Zwangsvollſtreckung vor oder während des Aufgebots (§ 782 Satz 2 
3PO) erworben haben; doch find fie in dieſem Falle der aufſchiebenden Einrede des 
$ 2015 ausgeſetzt (§ 2016 Abſ 2). Ein nach Erlaß des Ausſchlußurteils erlangtes 
Sicherungsrecht kann jedoch die Wirkungen des Ausſchluſſes auch hinſichtlich der ihm 
unterliegenden Nachlaßgegenſtände nicht beſeitigen, ſoweit nicht etwa in der Einräumung 
eines ſolchen Rechtes durch den Erben ein Verzicht auf die Geltendmachung der Ausſchluß⸗ 
wirkung gegenüber dieſem Gläubiger zu finden ift. 

2. Die Realberechtigten aus $ 10 ZVG. Ihnen gegenüber kann als Erſatz des Auf- 
gebots gemäß 58 175—179 386 durch den Antrag auf Zwangsverſteigerung des 
Grundſtücks, zu deſſen Stellung die gleichen Perſonen berechtigt ſind, wie zur Stellung 
des Aufgebotsantrags (8 1970 A 2), feſtgeſtellt werden, ob ſie aus dem Grundſtücke Deckung 
finden oder der fonftige Nachlaß zu ihrer Befriedigung herangezogen werden niuß. Gegen 
die Heranziehung des ſonſtigen Nachlaſſes erwächſt dem Erben eine Einrede, wenn der Nach. 
laßgläubiger es unterläßt, in dem Zwangsverſteigerungsverfahren zu verlangen, daß bei 
Feſtſtellung des geringſten Gebots nur die feinen Anſpruche vorgehenden Rechte berüd. 
ſichtigt werden (88 179, 174 3G). Die Einrede ift begründet, auch wenn es zu einem 
Zuſchlage nicht gekommen iſt. 

3. Wohl aber werden die Realgläubiger betroffen, ſoweit fie wegen des drohenden Aus⸗ 
falls eine perſönliche Forderung gegen den Nachlaß geltend zu machen beabſichtigen. 

4. Die Vormerkung (88 883, 884), die ſchuldrechtliche Anſprüche auf Einräumung von 
Rechten an Grundſtücken ſichert, iſt den dinglichen Sicherungsrechten an Grundſtücken in⸗ 
ſofern gleichgeſtellt, als ſich der Erbe, ſoweit der Anſpruch durch die Vormerkung geſichert iſt, 
auf die Beſchränkung feiner Haftung nicht berufen kann (8 884); deshalb wird ein fo ge⸗ 
ſicherter Anſpruch auch von dem Aufgebote nicht betroffen. 

5. Ausſonderungsrecht im Konkurſe KO 88 48ff. 


8 1972 
Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen werden durch das Auf⸗ 


gebot nicht betroffen!), unbeſchadet der Vorſchrift des §S 2060 Nr 12). 
E II 1846; P 5 774, 775, 


1. Pflichtteilsrechte (88 2303ff.), Vermächtniſſe (88 2147ff.) und Auflagen (88 2192ff.) 
gehören nach § 1967 zu den Nachlaßverbindlichkeiten, können jedoch nur gegenüber einem 
nicht überſchuldeten Nachlaß geltend gemacht werden. Deshalb werden fie auch im Kon- 
kurſe (KO 9 226) und, wenn es hierzu nach $ 1990 nicht gekommen ift, gemäß 88 1991, 1992 
erſt hinter allen ſonſtigen Nachlaßverbindlichkeiten befriedigt. Aus dem gleichen Grunde 
ie die durch den Erben erfolgte Befriedigung ſowohl im Falle des Konkurſes wie außerhalb 
N ſolchen der Anfechtung ausgeſetzt (KO § 222; Anf § Za). Auch den im Aufgeboks, 
bahn Se usgeſchloſſenen Glaubigern ftehen fie nach (5 1978 Abf 1 Sat 2; vgl. A 4 
nd 4e ie ſelbſt gelten aber zunächſt nicht als ausgeſchloſſene Gläubiger, da ſie vom Auf. 
Erben aas Geito fen werden; infolgedeſſen können fie namentlich Anſprüche gegen den 
Glaubt ern velfen Verwaltung gemäß §§ 1978, 1970 erheben, was den ausgeſchloſſenen 
kath ar 1 berfagt iſt (vgl. zu g 1973 A 5). Falls fie jedoch ihre Forderungen nicht inner- 
gala n Jahren nach dem Erbfalle geltend machen, werben fie, abweichend von den nach 


1971 f 1 nd 
6 1974 Abf. te nicht betroffenen Gläubigern, wie ausgeſchloſſene Gläubiger behandelt 


Auch die Pfli ; f . ie ſi 
A 855 en Mitelpottetberechtigten uſw. find zur Anmeldung veranlaßt, wenn fie ſich 


90840 fen de len die geſamtſchuldneriſche Haftung über die Teilung hinaus (S 2060 


8 1973 
) Der Erbere) kann die Befriedi im Aufgebotsverfahren aus⸗ 
geſchloſſenen Nachlaßgläubigers ee b als der Nachlaß 
durch die Befriedigung der nicht ausgeſchloſſenen Gläubiger erſchöpft wirds). 
Der Erbe hat jedoch den ausgeſchloſſenen Gläubiger vor den Verbindlich- 
keiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen zu befriedigen), 
es ſei denn, daß der Gläubiger ſeine Forderung erſt nach der Berichtigung 

dieſer Verbindlichkeiten geltend macht!). 
Einen Überſchuß') hat der Erbe zum Zwecke der Befriedigung des Glän⸗ 
bigers im Wege der Zwangsvollſtreckungs) nach den Vorſchriften über die 
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Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung?) herauszugeben). Er 
kann die Herausgabe der noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch 
Zahlung des Wertes abwenden“). Die rechtsträftige Verurteilung des 
Erben zur Befriedigung eines ausgeſchloſſenen Gläubigers wirkt einem 
anderen Gläubiger gegenüber wie die Befriedigung“) ). 

E 1 2127 II 1848 M 5 649—651; P 5 780-783; KB 312. 


1. Rechtswirkungen des Aufgebots im allgemeinen. Bereits durch die Einleitung 
des Aufgebots entſteht die Rechtswirkung, daß der Erbe, ſofern er den Antrag innerhalb 
eines Jahres nach der Annahme geſtellt hat und ſobald der Autrag zugelaſſen iſt, die Be⸗ 
richtigung ſolcher Nachlaßverbindlichkeiten, die durch das Aufgebot betroffen werden, ſowie 
der Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächlniſſen und Auflagen wahrend der 
Dauer des Aufgebotsverfahrens verweigern darf (88 2015, 2016 und A dazu). — Als Folge 
der Durchführung des Aufgebotsverfahrens tritt ohne weiteres, insbeſondere ohne daß 
es auch bei nicht dürftigem Nachlaß (88 1990, 1991) der Herbeiführung der Nachlaßverwal⸗ 
tung oder des Nachlaßkonkurſes (88 1975ff.) bedarf, eine Beſchränkung der Haftung 
des Erben gegenüber den ausgeſchloſſenen Gläubigern ein, die im Ergebuniſſe 
dahin geht, daß der Erbe ſolchen Gläubigern nur inſoweit haftet, als er durch den Nachlaß 
bereichert iſt (Abſ 1 Satz 1, Abſ 2 Satz 1). Jufolge dieſer Beſchränkung kann der Erbe 
nach Erlaß des Ausſchlußurteils ſo verfahren, als wenn andere als die angemeldeten und 
nicht durch das Aufgebot betroffenen Gläubiger nicht vorhanden wären. Erweiſt ſich der 
Nachlaß als zulänglich für dieſe Gläubiger, fo kann er ſie aus ſeinen eignen oder Mitteln 
des Nachlaffes in beliebiger Reihenfolge befriedigen; andernfalls iſt er den nicht ausge⸗ 
ſchloſſenen Gläubigern gegenüber, nicht aber den ausgeſchloſſenen, ſofern 
der Nachlaß nicht dürftig iſt, verpflichtet, Nachlaßkonkurs zu beantragen. Macht ein aus⸗ 
geſchloſſener Gläubiger ſeine Forderung geltend, jo wird dadurch ber Erbe nicht ge⸗ 
hindert, auch weiterhin den Nachlaß zur Befriedigung nicht ausgeſchloſſener oder ausge⸗ 
ſchloſſener Glaubiger zu verwenden; nur Forderungen aus Pflichtteilsrechten, Vermacht⸗ 
niſſen und Auflagen darf er jetzt nicht mehr befriedigen (Abſ 1 Satz 2; vgl. A 4). Den aus. 
geſchloſſenen G aubiger kaun er auf das verweiſen, was danach von dem Nachlaſſe noch 
übrig iſt (Abſ 2 Satz 1; vgl. A 5). Die Veſchränkung geht alſo inſofern weiter, als die 
durch Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs herbeigeführte, als der Erbe dem ausge. 
ſchloſſenen Gläubiger für die bisherige Verwaltung des Nachlaſſes nicht, wie im Falle der 
88 1978, 1979, verantwortlich ift, vielmehr eine entſprechende Verantwortlichkeit erſt vom 
Zeitpunkte der Rechtshängigkeit des Anſpruchs oder der Kenntnis des Erben von dem An 
ſpruche ab für die Zukunft eintritt (vgl. A 5). 

1a. Nur demjenigen Erben ſtehen die Rechte aus $ 1973 zu, der zur Zeit des Erlaſſes 
des Ausſchlußurteils noch nicht allen Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt 
im Sinne von $$ 1994, 2005, 2006, alſo unbeſchränkbar, haftet ($ 2013 Abſ 1 Satz 1); in 
dieſem Falle ſtehen ſie ihm aber einem ausgeſchloſſenen Glaubiger gegenüber auch weiter 
noch zu, wenn er ſpäter durch Verſäumung der Inventarfriſt oder ungetreues Inventar 
den übrigen Nachlaßgläubigern unbeſchränkt haftbar wird lebenda Satz 2). 

2. Der Ausſchluß bewirkt nicht ein Erlöſchen der Forderung des ausgeſchloſſeuen 
Gläubigers, ſondern nur ein materielles Einrederecht des Erben, das durch Ver- 
weigerung der Befriedigung innerhalb oder außerhalb eines Prozeſſes oder einer 
Zwaugsvollſtreckung (vgl. A 6) geltend gemacht werden kann. Klagt der ausgeſchloſſeue 
Gläubiger ohne entſprechende Beſchränkung feines Antrags, fo kann der Erbe, falls Er⸗ 
ſchöpfung des Nachlaſſes vorliegt, die Abweiſung der Klage, falls noch etwas vorhanden iſt, 
die Verurteilung nur zur Vermeidung der Zwangsvollſtreckung in das noch 
Vorhandene beantragen, und es iſt dann im Prozeſſe felbit feftzuftellen, ob und inwieweit 
noch etwas vorhanden iſt, in das die Zwangsvollſtreckung erfolgen kann. Streitig iſt, ob 
der Erbe ſich im Prozeſſe damit begnügen kann, zu beantragen, daß ſeine Verurteilung nur 
unter Vorbehalt der beſchränkten Haftung erfolge, wie der Vorbehalt zu lauten hat, und 
ob er auf Grund eines ſolchen Vorbehalts noch in der Zwangsvollſtreckung die Einwendung 
der Erſchöpfung des Nachlaſſes erheben kann. Die Rechtslehre (Planck Erl bb; Strohal 
II 8 75 III 4 bei A 29-80: vgl. aber Dernburg § 166VI bei A 18) bejaht grundſätzlich 
die Zuläſſigkeit des Vorbehalts, nimmt aber an, daß die in $ 780 ABO beſtimmte Faſſung 
des Vorbehalts nicht 1 . vielmehr die beſondere Beſchräukung der Haftung aus 8 1978 
als einem ausgeſchkoſſenen Gläubiger gegenüber eingetreten darin bereits zum 
Ausdrucke gekommen fein müſſe. RG 61, 222 hat beide Fragen hinſichtlich des Erben 
dahingeſtellt gelaſſen; dem Nachlaß verwalter aber die Verweigerung der Befriedigung 
noch in der Zwangsvollſtreckung geſtattet. OLG 9, 385 hält anfcheinend einen Vorbehalt 
gegenüber einem ausgeſchloſſenen Gläubiger überhaupt nicht für erforderlich. Der richtige 
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Standpunkt dürfte folgender ſein: Da es ſich auch im Falle des § 1973 um eine Beſchränkung 
der Haftung des Erben handelt (vgl. A 1), wird der Anwendung des $ 780 ZPO auch auf 
dieſen Fall nichts entgegenſtehen. Für die Annahme, daß der Vorbehalt der beſchränkten 
Haftung nicht genüge, vielmehr im Urteile bereits zum Ausdruck gekommen fein müffe, daß 
die Beſchränkung infolge Ausſchluſſes durch Aufgebot gemäß § 1973 eingetreten ſein ſoll, 
iſt aus der Faſſung des Geſetzes ein Anhaltspunkt nicht zu entnehmen; es dürfte auch ſachlich 
nichts entgegenſtehen, die Frage, ob und in welcher Weiſe eine Beſchränkung eingetreten iſt, 
auch in dieſem Falle der Begründung der in der Zwangsvollſtreckung zu erhebenden Einwendung 
zu überlaſſen (dis 83, 330). Anderſeits wird auch unbedenklich Abſ 2 des $ 780 Anwendung 
finden können, ſo daß der Fiskus als geſetzlicher Erbe, der Teſtamentsvollſtrecker und der 
Nachlaßpfleger ſich noch in der Zwangsvollſtreckung auf § 1973 auch dann berufen können, 
wenn das Urteil ihnen gegenüber ohne Vorbehalt ergangen iſt. Gleiches wird aber auch 
dem Erben freiſtehen, wenn aus einem dem Nachlaßpfleger oder dem Teſtamentsvollſtrecker 
gegenüber ergangenen Urteile gegen ihn im Wege der Zwangsvollſtreckung vorgegangen 
wird. — Durch die Ausſchließung wird das Recht, die Forderung zur Begründung der Ein⸗ 
rede des nicht erfüllten gegenſeitigen Vertrags (88 320ff.), oder zur Aufrechnung 
gegen Nachlaßforderungen zu benutzen, nicht berührt; 8 390 Satz 1 ſteht nicht entgegen, da 
das Aufrechnungsrecht bereits vorher erwachſen war ($ 389, vgl. auch RG 42, 142). 


3. Der Einwand kann dahin gehen, daß die Nachlaßaktiva durch Verwendung in irgend⸗ 
welcher Weiſe, auch durch Befriedigung ausgeſchloſſener Gläubiger oder von Pflichtteils⸗ 
uſw. Berechtigten oder auch durch Untergang, Abhandenkommen uſw. der Nachlaßgegen⸗ 
ſtände, bereitserſchöpft ſeien, oder aber dahin, daß ſie durch die noch ausſtehende Be 
friedigung nicht ausgeſchloſſener Gläubiger erſchöpft werden. Eine noch nicht er⸗ 
folgte Befriedigung ausgeſchlofſener Gläubiger kann die Erſchöpfungseinrede nur be- 
gründen, falls der Erbe zu ihrer Befriedigung bereits rechtskräftig verurteilt iſt (Abſ 2 
Satz 3; vgl. A 8). Auf eine noch nicht erfolgte Befriedigung von Pflichtteils⸗ uſw. Be⸗ 
rechtigten kann ſich der Erbe überhaupt nicht berufen (Ab 1 Satz 2; vgl. A 4). Dem 
ausgeſchloſſenen Gläubiger ſteht ein Erſatzanſpruch gegen ausgeſchloſſene Gläubiger, die vor 
ihm befriedigt worden find, nicht zu (OLG 5, 230). 


4. Über die Stellung der Verbindlichreiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen 
und Auflagen vgl. § 1972 A 1, 2. — Nichteinhaltung dieſer Vorſchrift macht den Erben 
auch den ausgeſchloſſenen Glaubigern gegenüber verantwortlich in der Weiſe, daß 
er den dafür verwendeten Betrag oder Vermögenswert nicht als Verringerung feiner Be- 
reicherung aus dem Nachlaſſe (vgl. A 5) in Abzug bringen darf. Nicht ausgeſchloſſenen 
Gläubigern haftet er dafür aus § 1978. Bloße Kenntnis der Forderung des ausge⸗ 
ſchloſſenen Gläubigers hindert den Erben nicht an der Befriedigung von Pflichtteils uſw. 
Berechtigten; es bedarf der gerichtlichen oder außergerichtlichen Geltendmachung; 
alſo Mahnung genügt. Soweit ſolche Verbindlichkeiten vorher befriedigt worden ſind, 
tet aber dem ausgeſchloſſenen Gläubiger das Anfechtungsrecht aus KO $ 222, Anſch 

1 err dem befriedigten Berechtigten zu. 

Erben gere berſchuß“ iſt dasjenige, was nach den oben entwickelten Grundſätzen dem 
Uberſchuffe als Bereicherung aus dem Nachlaſſe verbleibt. Für die Berechnung des 
u ie ind daher die Vorſchriften der $$ 818, 819 maßgebend. Danach ſind dem 
gi 2 den Aktivbeſtande des Nachlaſſes die gezogenen Nutzungen ſowie dasjenige 
de ehr was der Erbe auf Grund zum Nachlaſſe gehöriger Rechte oder als Erſatz für 
75 Ze A ch b Boſchadigung oder Entziehung von Nachlaßgegenſtänden erlangt hat (Surro- 
gate). 1 > die Verbindlichketten und Laſten, die dem Erben gegenüber dem Erb. 
laſſer oblagen und die durch Vereinigung erloſchen find, müſſen dem Nachlaſſe zu⸗ 
gerechnet werden. Anderſeits find abzuziehen die durch Vereinigung erloſchenen For ⸗ 
derungen und Rechte des Erben gegenüber dem Erblaſſer. Ferner die For. 
derungen der nicht ausgeſ loſſenen Gläubiger, auch ſoweit ſie noch nicht berichtigt 
find, jedoch die Anſpräche aus flichtteilsrechten uſw. nur, ſoweit fie bereits vor der Geltend⸗ 
machung des Anſpruchs des ausgeſchloſſenen Gläubigers berichtigt waren (pal. A 4);; die 
Anfprüche anderer ausgeſchloſſener Gläubiger nur, ſoweit fie bereits berichtigt find (A 1, J). 
Sodann alle Aufwendungen, die der Erbe auf den Nachlaß gemacht hat, ohne Rückſicht 
auf ihre Notwendigkeit und Nützlichkeit (in letzterem Falle unter Anrechnung der dadurch 
bewirkten Wertſteigerung), auch etwaige nicht geſchuldete Leiſtungen an vermeintliche 
Nachlaßgläubiger, in welchem Falle eine etwa entſtandene condictio indebiti dem Nachlaß⸗ 
beſtande zuzurechnen iſt; endlich alles, was der Erbe ohne Gegenleiſtung, alſo namentlich 
auch ſchenkweiſe, aus dem Nachlaſſe fortgegeben hat. Eine Haftung des Erben für 
ſein Gebaren mit dem Nachlaſſe tritt jedoch mit dem Zeitpunkte ein, in welchem der 
Anſpruch des Gläubigers rechtshängig geworden oder der Erbe auch nur Kenntnis 
von ihm erlangt hat ($$ 819, 292). Von da ab iſt er auch dem ausgeſchloſſeuen Gläubiger 
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gegenüber zur Sorgfalt in bezug auf den Nachlaß verpflichtet; er haftet alſo für ſchuldhaft 
nicht gezogene Nutzungen (8 987) und für durch feine Schuld eintretende Verſchlechterung, 
Untergang oder ſonſtige Herausgabeunmöglichkeit der Nachlaßgegenſtände ($ 989); weitere 
Aufwendungen, die durch die anzuwendende Sorgfalt nicht geboten waren, kann er nicht 
mehr abziehen. Dieſe Haftung iſt eine dem Erben perſönlich obliegende Verbindlichkeit, 
für die er mit ſeinem eigenen Vermögen einzuſtehen hat; ſie gilt nicht (wie im Falle des 
$ 1978 Abf 2) als zum Nachlaſſe gehörend. Für die Frage, ob ein Uberſchuß vorhanden, 
iſt nicht der Zeitpunkt der Rechtshängigkeit des Anſpruchs, ſondern, wenn ſie im Haupt⸗ 
prozeſſe zur Entſcheidung kommt, der Zeitpunkt des in dieſem ergehenden Urteils, wenn 
ſie auf Einwendung in der Zwangsvollſtreckung zu entſcheiden iſt (vgl. A 2), der Beginn der 
Zwangsvollſtreckung maßgebend. Der Erbe kann alſo auch noch nach der Rechtshängigkeit 
nicht ausgeſchloſſene und andere ausgeſchloſſene Gläubiger nach Maßgabe von A 1 befrie 
digen. — Hat der Erbe eine ausgeſchloſſene fiskaliſche Steuerforderung infolge 
Androhung der Zwangsvollſtreckung aus ſeinem Vermögen bezahlt, ſo kann er den bezahlten 
Betrag, ſoweit er den „Überſchuß“ überſteigt, vom Fiskus zurückfordern (RG 64, 248). 


6. Die Herausgabe hat zu erfolgen nicht etwa „im Wege der Zwangsvollſtreckung“, 
fo daß freiwillige Herausgabe ausgeſchloſſen wäre (OLE 11, 227), ſondern zum Zwecke 
der Befriedigung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung“, alſo 
nicht ſo daß der Gläubiger unmittelbar Eigentümer würde und dadurch Befriedigung erlangte, 
ſondern zur Verwertung durch Zwangsvollſtreckung. Doch wird bei freiwillig herausgegebenen 
Geldbeträgen eine Pfändung und Ablieferung durch den Gerichtsvollzieher (3 PO $ 815) 
nicht erforderlich ſein. Im übrigen hat der Erbe die Pfändung oder Beſchlagnahme durch 
den Gerichtsvollzieher oder das Vollſtreckungsgericht zu dulden und die Nachlaßgegenſtände 
zu dieſem Zwecke zur Verfügung zu ſtellen (vgl. aber A 7). 


7. Der Erbe iſt nicht verpflichtet, die noch vorhandenen Nachlaßgegenſtände in Natur 
herauszugeben; es fteht ihm vielmehr (abweichend von dem Falle des $ 1990 Abſ 1 Satz 2, 
aber in lÜbereinſtimmung mit $$ 1992 Satz 2 und 1477 Abſ 2) das Recht zu, die Nachlaß⸗ 
gegenſtände durch Zahlung ihres Wertes einzulöſen. Darin liegt eine Abweichung 
von der Haftung cum viribus hereditatis. Der Wert iſt nach der Zeit zu bemeſſen, zu welcher 
das Recht ausgeübt wird, und durch Schätzung zu ermitteln; Angaben in einem etwa er⸗ 
richteten Inventar ($ 2001) können nur als Anhaltspunkte in Betracht kommen. — Streitig 
iſt, ob der Erbe den Nachlaß ſoweit zurückbehalten kann, als ihm Erſatzforderungen für 
Aufwendungen zuſtehen oder ob er ihn ganz zur Zwangsvollſtreckung ſtellen muß und darauf 
angewieſen iſt, aus dem Erlöſe Befriedigung vor dem Gläubiger zu verlangen. Für erſtere 
Meinung Pland, für letztere Strohal bei Planck Erl 50 . Der Wortlaut, wonach nur 
der „Überſchuß“ herauszugeben ift, fpricht für die dem Erben günſtigere Meinung, die auch 
der vom Geſetze dem ausgeſchloſſenen Gläubiger angewieſenen Stellung mehr entſprechen 
dürfte, derzufolge er nur auf die Bereicherung Anſpruch hat. N 


8. Aus Billigkeitsgründen ift für die Berechnung des Überſchuſſes der bereits erfolgten 
wirklichen Befriedigung eines ausgeſchloſſenen Gläubigers (vgl. A 1) die rechtskräftige 
Verurteilung zur Befriedigung gleichgeftellt, da ſich ihr der Erbe nicht mehr durch Hin ⸗ 
weis auf nachträglichen Wegfall der Bereicherung durch Befriedigung eines anderen Gläu⸗ 
bigers entziehen kann. Der Erbe kann deshalb die Forderung eines ausgeſchloſſenen Gläu 
bigers, zu deren Befriedigung er rechtskräftig verurteilt iſt, einem anderen ausgeſchloſſenen 
Gläubiger gegenüber fo zur Aurechnung bringen, als wenn er ſie bereits befriedigt hätte. 


9. Beweislaſt. Der Erbe hat die feine Befriedigungsverweigerung begründende Ein 
rede der Erſchöpfung des Nachlaſſes darzutun. Dazu gehört als Grundlage der Be⸗ 
rechnung die Feſtſtellung des urſprünglichen Beſtandes des Nachlaſſes. Hat der Erbe 
rechtzeitig ein Inventar (8 1903) errichtet, jo wird dadurch die Vermutung, daß keine 
anderen Nachlaßgegenſtände vorhanden waren, begründet ($ 2009). Der Gläubiger kann 
dieſe Vermutung durch alle Beweismittel widerlegen. Er kann auch ſeinerſeits den Erben 
zur Errichtung eines Inventars gemäß § 1994 anhalten. Steht der urſprüngliche Beſtand 
des in das Vermögen des Erben gelangten Nachlaſſes feſt, ſo muß der Erbe ferner beweisen, 
daß er nicht mehr bereichert iſt ($ 818 Abſ 3). Er hat alſo darzutun, was bisher ſchon aus 
dem Nachlaſſe weggegeben iſt oder wodurch ſich ſonſt fein urſprünglicher Beſtand vermindert 
hat, und ferner, welche nicht ausgeſchloſſene Gläubiger noch zu befriedigen ſind. Iſt die 
Verminderung durch Befriedigung von Pflichtteils uſw. Berechtigten herbeigeführt, jo hat 
der Erbe den Zeitpunkt der Befriedigung, der Gläubiger, wenn er die Anrechnung nicht 
anerkennt, den Zeitpunkt der Geltendmachung feines Anfpruchs (Abſ 1 Satz 2 Halbſatz 2) 
zu beweiſen. — Behauptete Zugänge oder Surrogate hat der Gläubiger darzutun. 
Der Erbe iſt gemäß $ 260 verpflichtet, ein Verzeichnis des Überſchuſſes vorzulegen. 
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8 1974 

Ein Nachlaßgläubiger!), der ſeine Forderung ſpäter als fünf Jahre nach 
dem Erbfalle dem Erben gegenüber geltend macht?), ſteht einem aus⸗ 
geſchloſſenen Gläubiger gleich“), es ſei denn, daß die Forderung dem Erben 
vor dem Ablaufe der fünf Jahre bekannt geworden) oder im Aufgebots⸗ 
verfahren angemeldet worden iſts). Wird der Erblaſſer für tot erklärt, 
ſo beginnt die Friſt nicht vor der Erlaſſung des die Todeserklärung aus⸗ 
ſprechenden Urteils“). 

Die dem Erben nach 8 1973 Abſ 1 Satz 2 obliegende Verpflichtung tritt 
im Verhältniſſe von Verbindlichteiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächt⸗ 
niſſen und Auflagen zueinander nur inſoweit ein, als der Gläubiger im 
Falle des Nachlaßkonkurſes im Range vorgehen würde“). 

Soweit ein Gläubiger nach § 1971 von dem Aufgebote nicht betroffen 
wird, finden die Vorſchriften des Abſ 1 auf ihn keine Anwendung?) e). 

E II 1849; P 5 795, 796; KG 312, 313. 


1. In gleicher Weiſe, wie durch die Durchführung eines Aufgebotsverfahrens (88 1970 
bis 1973), ſoll der Erbe, ohne ein ſolches durchführen zu müſſen, geſchützt werden gegen 
Anſprüche von Nachlaßgläubigern, die erſt lange Zeit nach dem Erbfalle ſich melden und 
ihm bis dahin unbekannt geblieben find, ſog. „verſchwiegene Forderungen“. Hat ein 
Aufgebotsverfahren stattgefunden, fo find die Anſprüche der in dieſem angemel- 
deten Gläubiger durch die Anmeldung auch gegenüber dem Zeitablaufe gewahrt; gegen ⸗ 
über den durch das Verfahren ausgeſchloſſenen Gläubigern iſt der Erbe durch & 1978 
gedeckt; die durch das Aufgebot nicht betroffenen Gläubiger des § 1971 werden auch durch 
den Zeitablauf gemäß $ 1974 nicht betroffen (vgl. Abf 3). Die Vorſchrift des § 1974 hat 
deshalb in dieſem Falle nur Bedeutung gegenüber den nach $ 1972 von dem Aufgebot 
nicht betroffenen Gläubigern, alſo gegenüber Anſprüchen aus Pflichtteilsberechtigungen, 
Vermächtniſſen und Auflagen; ferner aber auch gegenüber ſolchen Forderungen, die erſt 
nach Beginn der Anmeldefriſt in dem Aufgebotsverfahren oder (wenn man der anderen 
Anſicht folgt, vgl. $ 1970 A 1) nach Erlaß des Ausſchlußurteils entſtanden find. 

2. Auch Forderungen, die bis zum Ablaufe der fünfjährigen Friſt nur als bedingte oder 
betagte beſtanden haben oder nur erſt nach ihrem Grunde entſtanden waren, unterliegen 
vie dem Aufgebote (vgl. $ 1970 A 1), fo auch der Beſchränkung durch Zeitablauf. Sie 
‚men zur Vermeidung dieſes Rechtsnachteils außergerichtlich, allerdings wohl nur durch 
das Verlangen eines Anerkenntniſſes, oder auch, wenn dieſes verweigert wird, gerichtlich 
im Wege der Feſtſtellungsklage nach ZPO $ 256, für die das erforderliche Feſtſtellungs⸗ 
10 durch den drohenden Ablauf der Friſt gegeben ſein wird, oder durch Kle ge auf fünf- 
geltend dane gemäß 88 257—259, deren Vorausſetzungen gleichfalls vorliegen werden, 
mae gemacht oder doch zur Kenntnis des Erben gebracht werden. Auch die Geltend- 
waltenden über dem Nachlaßpfleger (einſchließlich des Nachlaßverwalters), dem ver 
ef le 1. eflamentsvollitreder ſowie dem vorläufigen Erben, der ſpäter die Erbſchaft aus» 
Woti ind d 1959 Abſ 3), genügt zur Vermeidung des Rechtsnachteils. Nach dem 
di 11 ee dem praktiſchen Zwecke des Geſetzes fallen aber auch ſolche Forderungen, 
des lb icht > Ablauf der fünf Jahre als Nachlaßforderungen entſtehen und 
A 11 ße N. ee geltend gemacht werden konnten, darunter, ſelbſtverſtändlich nur ſoweit 
x persönlich hafter wal. Kelten und nicht a ab enter 
75 ine An 6 3). — Friſt nung na 188. | 
100 En 206 420 0 nie daher find die en über Hemmung der Verjährung 
Sag 2 und A 6. nicht anwendbar. Für den Fall der Todeserklärung vgl. Abſ 1 


3. Die Rechtswirkungen des ri ; - i wie diejenigen des Aus- 
ſchluſſes im Aufgehotsverfahren: & ü Jinß. Die et die Bereicherung bes 
Wa $ 1973 A 1—0). Wegen der Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen 

4. Auch ohne Geltendmachung der For 3 zur Vermeidung des Rechts. 
nachteils, daß ſie dem Erben währen Ber rn dente init. Die nahme dez 
Nachlaßverwalters, des verwaltenden Teſamen svollſtreckers oder des vorläufigen Erben 
derjenigen des Erben gleichzuftellen (fo Planck Erl da; Strohal II 5 76 II 2), iſt nicht 
unbedenklich, mindeſtens jotweit es ſich nicht um von ihnen oder ihnen gegenüber vorgenommene 
Rechtsgeſchäfte handelt. Kennenmüſſen (fahrläſſiges Nichtkennen) ſteht dem Kennen 
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nicht gleich. Aus einem ſolchen kann auch nicht (wie die zweite Auflage dieſes Kommentars 
gegen Planck Erl 5 Abſ 2 angenommen hat) ein Gläubiger, der die fünfjährige Friſt ver- 
ſäumt hat, eine Schadenserſatzpflicht auf Grund des $ 1980 Abf 2 herleiten, weil 
ein ſolcher Gläubiger einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gleichſteht und einem ſolchen 
der Erbe nur nach Maßgabe der Bereicherungsgrundſätze haftet (vgl. 8 1973 A 1, 5). Auch 
aus $ 228 Ab] 2 KO ift zu entnehmen, daß der nach § 1974 einem ausgeſchloſſenen gleich 
ſtehende Gläubiger einen Anſpruch auf Grund des § 1980 nicht erheben kann. Eine er⸗ 
weiterte Bereicherungshaftung aus $ 819 (vgl. $ 1973 A 5) kann nicht in Frage kommen, 
da auch ſie wirkliche Kenntnis vorausſetzt, bei deren Vorhandenſein die Beſchränkung der 
Haftung aus § 1974 ohnehin nicht eintritt. — Zum Kennen der Forderung wird hier ge- 
nügen, daß der Erbe davon Kenntnis hat, daß der Gläubiger den Anſpruch erhebt; von 
dem Begründetſein der Forderung braucht der Erbe nicht überzeugt zu ſein. 

5. Die Anmeldung in einem Aufgebotsverfahren nach $ 1970 ſteht der Geltendmachung 
innerhalb der fünfjährigen Friſt gleich und verhindert deshalb auch den Eintritt des Rechts⸗ 
nachteils aus $ 1974, auch wenn die Anmeldung etwa nicht zur Kenntnis des Erben gelangt 
ſein ſollte. Gläubiger aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen, die zur An, 
meldung im Aufgebotsverfahren nicht verpflichtet waren, ſind, wenn ſie trotzdem angemeldet 
haben, dadurch gegen die Folgen des Ablaufs der fünfjährigen Friſt geſchützt. e 

6. Die durch S 18 aufgeſtellte gejeglihe Vermutung, daß der Erblaſſer in dem 
durch das die Todeserklärung ausſprechende Urteil feſtgeſtellten früheren Zeitpunkte geſtorben 
ſei, ſoll für die Berechnung der Friſt des $ 1974 nicht zur Anwendung kommen, weil andern- 
falls dieſe abgelaufen ſein könnte, bevor eine Geltendmachung der Forderung gegenüber 
dem Erben möglich war. An ihre Stelle tritt der Friſtbeginn „nicht vor“, alſo früheſtens 
mit dem Zeitpunkte des Erlaſſes des die Todeserklärung ausſprechenden Urteils, d. h. des 
Ausſchlußurteils in dem Todeserklärungsverfahren (ZPO $ 952). Wird nachträglich er- 
mittelt, daß der Verſchollene damals noch nicht tot war, aber ſpäter geſtorben iſt, ſo beginnt 
die Friſt erſt mit dem ermittelten Zeitpunkte des wirklichen Todes. Anderſeits beginnt, 
wenn es zu einer Todeserklärung nicht kommt, weil vorher der Zeitpunkt des wirklichen Todes 
ermittelt iſt, die Friſt ſchon mit dieſem Zeitpunkte, der möglicherweiſe länger als fünf Jahre 
vor dem Bekanntwerden des Todes zurückliegen kann, ſo daß der Glaubiger nicht in der 
Lage war, die Friſt zu wahren. 

7. Im Gegenſatze zu dem Ausſchluſſe durch Aufgebot, von welchem die Verbindlichkeiten 
aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen nicht betroffen werden (8 1972), 
ſteht der Ablauf der Friſt des § 1974 auch ſolchen Nachlaßgläubigern entgegen. Daß der 
Erbe ſolche Gläubiger erſt nach anderen, die ihre Forderung, wenn auch verſpätet, geltend 
machen, zu befriedigen hat, ergibt bereits die Anwendung des $ 1973 Abſ 1 Satz 2. Einer 
beſonderen Regelung bedurfte es aber, wie der Erbe ſich zu verhalten hat, wenn mehrere 
derartige Verbindlichkeiten nebeneinander in Betracht kommen. Der Erbe ſoll 
in ſolchem Falle nur dann verpflichtet ſein, eine derartige Forderung, die nach Ablauf der 
Friſt geltend gemacht wird, vor anderen noch nicht befriedigten derartigen Forderungen zu 
berichtigen, wenn jene dieſen im Falle des Nachlaßkonkurſes vorgehen würde. Nach 
§ 226 Abſ 2 Nr 4, 5 und Abſ 4 KO gehen im Nachlaßkonkurſe Verbindlichkeiten gegen 
über Pflichtteilsberechtigten den Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen 
vor und wird hieran auch durch den Friſtablauf nichts geändert; der Pflichtteilsberechtigte 
iſt daher ungeachtet des ihm gegenüber eingetretenen Friſtablaufs vor einem Vermächtnis. 
nehmer oder einer, Auflagenverbindlichkeit zu befriedigen, auch wenn dieſe Forderungen 
nicht „verſchwiegen“ worden ſind. Dagegen geht unter mehreren Verbindlichkeiten aus 
Pflichtteilsrechten untereinander oder unter mehreren Vermächtnis und Auflageverbind⸗ 
lichkeiten untereinander diejenige, hinſichtlich deren eine Verſchweigung nicht eingetreten 
iſt, denjenigen, bei denen das der Fall iſt, vor Eine abweichende Rangordnung kann ſich 
aus $ 226 Abſ 3 KO ergeben, wenn es ſich um ein den Pflichtteil ausſchließendes Vermächt⸗ 
nis ($ 2307) handelt oder wenn der Erblaſſer eine anderweite Rangordnung unter Ver⸗ 
mächtniſſen und Auflagen angeordnet hat. 

8. Die mit dinglichen Sicherungsrechten an einzelnen Nachlaßgegenſtänden ausge⸗ 
ſtatteten Gläubiger des § 1971 bleiben auch von dem Ablaufe der fünfjährigen Friſt unberührt, 
ſoweit ſie ſich auf die Befriedigung aus den ihnen verhafteten Gegenſtänden beſchränken. 
Soweit ſie Ausfallsforderungen geltend machen, ſtehen ſie den übrigen Gläubigern 
gleich. Handelt es ſich um dingliche Sicherungsrechte an Grundſtücken, ſo kann der Erbe 
me, $ 175 3 die Zwangsberſteigerung beantragen und tritt daun im Falle des $ 179 
chon vor Ablauf der fünfjährigen Friſt eine Beſchränkung des Berechtigten auf das ihm ver⸗ 
haftete Grundſtück ein (vgl. § 1971 A 2). f En 
9. Beweislaſt. Der Gläubiger, der den Erben auf mehr als die Bereicherung (A 8) 
= Anſpruch nehmen will, hat zu beweiſen, daß der Auſpruch bereits vor Ablauf der fünf 
Jahre geltend gemacht oder dem Erben ſonſt bekannt geworden oder daß er im Aufgebots⸗ 
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verfahren angemeldet worden iſt. Im übrigen vgl. § 1973 A 9, insbefundere auch für den 
Fall der Verkürzung durch Befriedigung von Pflichtteilsberechtigten uſw. Haftet der Erbe 
allen oder einzelnen Gläubigern gegenüber „unbeschränkt“, jo muß er, wenn er ſich gegen⸗ 
über einem Gläubiger, dem er in dieſer Weile haftet, auf den Ablauf der fünfjährigen Friſt 
berufen will, nachweiſen, daß feine unbeſchränkte Haftung erſt nach Ablauf der Friſt ein⸗ 
getreten iſt ($ 2013 Ab} 1; vgl. $ 1973 A 1a). — Haftung des Miterben § 2060 Nr 2. 


III. Beſchränkung der Haftung des Erben 


8 1975 


Die Haftung des Erben für die Nachlaßverbindlichteiten beſchränkt ſich 
auf den Nachlaß !), wenn eine Nachlaßpflegſchaft zum Zwecke der Befriedi⸗ 
gung der Nachlaßgläubiger (Nachlaßverwaltung) ?) angeordnet oder der 
Nachlaßkonkurs eröffnet iſts). 


E I 2110 Abſ 1 II 1850; M 5 623—8625; P 5 488, 759— 762, 807810. 


1. Grundſäpliches über die Beſchränkung der Haftung des Erben für die Nachlaßver⸗ 
bindlichleiten auf den Nachlaß vgl. Vorbem 1 vor $ 1967. Das regelmäßige Mittel zur 
Herbeiführung dieſer Beſchränkung gegenüber der Geſamtheit der Gläubiger iſt die Anord 
nung der Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes, 
erſtere im Falle der Zulänglichkeit des Nachlaſſes, letztere bei Überſchuldung. Vorausſetzung 
für den Eintritt der Beſchränkung iſt, daß der Erbe nicht bereits gegenüber der Geſamtheit der 
Nachlaßgläubiger infolge von Versäumung der Inventarfriſt ($ 1994) oder ungetreuen In⸗ 
ventars (§ 2005) unbeſchränkt, d. h. nicht mehr beſchränkbar, haftet (Vorbem 3 zu § 1967). 
Die unbeſchränkte Haftung einzelnen Gläubigern gegenüber, wie ſie durch Nichtleiſtung 
des Offenbarungseides (8 2006). oder dadurch, daß die Beſchränkung im Urteil nicht vor⸗ 
behalten wird (ZPO 8 780), eintritt, hindert den Erben nicht, durch Herbeiführung der ge- 
nannten Maßnahmen die Beſchränkung gegenüber der Geſamtheit zu bewirken (8 2013 
Abſe 2); doch bleibt er demjenigen Gläubiger, dem er bereits unbeſchränkt haftet, in dieſer 
Weiſe haftbar, auch wenn der Nachlaßkonkurs eröffnet iſt (RG 59, 305). Der unbeſchränkt 
haftende Erbe iſt nicht mehr zum Autrage auf Nachlaßverwaltung berechtigt (8 2013); wohl 
aber noch zum Antrage auf Nachlaßkonkurs (KO $$ 216, 217). — Die durch Nachlaßver⸗ 
waltung oder Nachlaßkonkurs zugleich eintretende Abſonderung des Nachlaſſes von 
dem eigenen Vermögen des Erben dient auch dem Intereſſe der Nachlaßgläubiger: 
deshalb find auch dieſe nicht nur zu dem Antrag auf Nachlaßkonkurs, ſondern unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen (8 1981 Abſ 2) auch guf Nachlaßverwaltung m9 und zwar 
auch wenn der Erbe bereits unbeſchränkt haftet. Auf die von einem Nachlaßgläubiger 
herbei eführte Maßnahme kann ſich auch der Erbe berufen, wenn er nicht das Beſchränkungs⸗ 
in ereits allgemein verloren hatte. — Die Beſchränkung tritt ein mit dem Zeit 
pa > der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder der Eröffnung des Konkurſes; doch 
8 780) N vorher der Erbe den Vorbehalt der Beſchränkung im Urteile verlangen (350 
ſchrün a 1 mur in dieſem Falle bei der Zwangsvollſtreckung ſich auf die eingetretene Be⸗ 
daß berufen kaun ($ 785). — Die Faſſung des Geſetzes muß die Annahme nahe- 
1 . ee die Herbeiführung einer der dort bezeichneten Maßnahmen eine endgül⸗ 
(ge b eichränkung der Haftung des Erben auf den Nachlaß bewirkt werde, ſofern er nicht 
etwa bereits unbeſchränkbar haftet; doch iſt das nicht unbeſtritten; vielmehr wird die Meinung 
vertreten, daß die Anordnung der Nachlaßverwaltung nur für deren Dauer die Wir⸗ 
kung der dee eng habe (. Näheres über diefe Streitfrage $ 1986 A 4). Wegen der 
Wirkung des Nachla zkonkurſes nach ſeiner Beendigung auf die Beſchränkung der Haf⸗ 
tung ſ. 8 1080 A1. — Die Beſchränkung iſt nicht nur bei Verbindlichteiten zu Geldleiſtungen, 
ſondern auch zu vermögensrechtlichen Handlungen (Löſchungsbewilligung einer Hypothek, 
NG Gruch 56, 1005) oder zur Abgabe von Willenserklärungen (Zeſſion einer Forde⸗ 
rung, RG 49, 415) von Bedeutung, und es kann deshalb auch in ſolchen Fällen ein ent⸗ 
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verwaltung wird dadurch nicht ausgeſchloſſen, daß ein Teſlamentsvollſtrecker ($ 2205) be- 
ſtellt iſt. Näheres vgl. 88 1981—1988. 


3. Die Regelung des Nachlaßkonkurſes iſt in die KO (88 214—235) verwieſen. Daraus 
ſei an dieſer Stelle folgendes hervorgehoben: Die Eröffnung ſetzt die Überſchuldung des 
Nachlaſſes voraus ($ 215); dieſe kann auch auf Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auf: 
lagen beruhen (RG Gruch 52, 1084); vgl. aber BGB 89 1980 Abf 1 Satz 2 und 1992. Die 
Eröffnung kann auch vor der Annahme der Erbſchaft (BOB $ 1943) erfolgen (8 210). An⸗ 
tragsberechtigt iſt außer dem Erben (auch jedem einzelnen Miterben) und jedem Nachlaß. 
gläubiger (vgl. A 1) der verwaltende Teſtamentsvollſtrecker und der Nachlaßverwalter; vgl. 
88 1985 Abs 2 Satz 2, 1980 (KO $ 217). In dem Verfahren kann jede Nachlaßverbindlich⸗ 
keit geltend gemacht werden; doch werden gewiſſe Arten von ſolchen erſt nach allen übrigen 
und untereinander wieder in beſtimmter Reihenfolge befriedigt, nämlich: J. die ſeit der 
Eröffuung des Verfahrens laufenden Zinſen der Konkursforderungen, die im gewöhn⸗ 
lichen Konkurs überhaupt nicht geltend gemacht werden können (KO 8 63 Nr 1); 2. die 
gegen den Erblaſſer erkannten Geldſtrafen; 3. Verbindlichkeiten aus Freigebigkeiten 
des Erblaſſers unter Lebenden; 4. gegenüber Pflichtteilsberechtigten; 5. aus 
Vermächtniſſen und Auflagen (KO 8 226). Vgl. hinſichtlich Nr 4 u. 5 auch 88 1973 
A 4, 1974 A 7. — Maſſeſchulden: KO 8 224; vgl. $ 1967 A 3. — Die vor Eröffnung 
des Verfahrens erfolgte Befriedigung von Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflegen 
iſt in gleicher Weiſe wie eine unentgeltliche Verfügung des Erben anfechtbar, alſo wenn ſie 
innerhalb eines Jahres vor der Eröffnung des Verfahrens oder innerhalb zwei Jahren zu⸗ 
gunften feines Ehegatten erfolgt ift (KO $8 222, 32); vgl. auch § 1979 A 1. Im übrigen 
vgl. noch $ 1976 A 1. Der Erbe iſt während des Konkurſes über den Nachlaß als Gemein⸗ 
ſchuldner anzuſehen; Konkursforderungen konnen deshalb gegen ihn in dieſer Zeit nicht 
geltend gemacht werden; der Anſpruch auf Erteilung von Auskunft über den Nachlaß (8 2314) 
wird dadurch nicht berührt (RG 9. 10. 19, IV 180/19). 


8 1976 


Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet, 
jo gelten die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Ver⸗ 
bindlichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe 
als nicht erloſchen!). 


E I 2114 II 1851; M 5 631; P 5 768, 813. 


1. Soweit mit dem Tode des Erblaſſers durch Vereinigung von Recht und Verbind⸗ 
lichkeit oder von Recht und Belaſtung ein Erlöſchen eingetreten iſt (vgl. 8 1922 A 7), wird 
dieſes Erlöſchen mit rückwirkender Kraft (ex tune) wieder rückgängig gemacht. Diefe Rück ⸗ 
gängigmachung tritt auch ein, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet (in § 2013 Ab} 1 ift § 1076 
abſichtlich nicht mit angezogen, da die Abſonderungswirkungen auch im Intereſſe der Nach⸗ 
laßgläubiger beſtimmt ſind). Damit leben auch die Nebenrechte der untergegangenen 
Forderung (Pfand, Bürgſchaft) wieder auf. Der Erbe kann ſeine Anſprüche gegen den 
Erblaſſer als Konkursgläubiger geltend machen ($ 2.5 Abſ 1 KO). Gleiche Beſtimmung, 
aber nur im Verhältniſſe zwiſchen den Beteiligten, bei der Unzulänglichkeitseinrede (88 1991 
Abſſ2) und beim Erbſchaftskaufe ($ 2377); ferner bei Eintritt der Nacherbfolge ($ 2143) und 
bei dem Vermächtniſſe des § 2175. 


8 1977 


Hat ein Nachlaßgläubiger vor der Anordnung der Nachlaßverwaltung 
oder vor der Eröffnung des Nachlaßtonkurſes!) ſeine Forderung gegen eine 
nicht zum Nachlaſſe gehörende Forderung des Erben ohne deſſen Zuſtim⸗ 
mung aufgerechnet), jo iſt nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung oder 
der Eröffnung des Nachlaßkonturſes die Aufrechnung als nicht erfolgt 
anzujchen?). 

Das gleiche gilt, wenn ein Gläubiger, der nicht Nachlaßgläubiger iſt, die 
ihm gegen den Erben zuſtehende Forderung gegen eine zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörende Forderung aufgerechnet hat!) ). 

E J 2116 II 1852; M 5 634—8636; P 5 769, 792— 794, 813. 
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1. Aufrechnung. Es ſtehen ſich gegenüber in Abſ 1: 1 gegen den Nachlaß, 
private Schuld des Nachlaßgläubigers an den Erben. In Ubf 2: Schuld an den Nachlaß 
und private Forderung des Nachlaßſchuldners gegen den Erben. In beiden Fällen ſteht 
der Aufrechnung nach dem Erbfalle zunächſt nichts im Wege; denn die Nachlaßforderungen 
find auf den Erben übergegangen (8 1922 A 5) und er ift Schuldner der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten geworden (8 1967 A 2). Erſt die mit Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Er⸗ 
öffnung des Nachlaßkonkurſes erfolgende Trennung des Nachlaß und des Privatvermögens 
des Erben erfordert zu ihrer Durchführung die Beſeitigung der eingetretenen Aufrechnungs⸗ 
wirkung. Die Beſeitigung iſt aber in der Regel (vgl. jedoch A 4) gegenſtandslos, wenn 
der Erbe allen Nachlaßgläubigern unbeſchränkt haftet; daher ſchließt 8 2013 Abſ 1 Saß 1 
für dieſen Fall die Auwendung des § 1977 aus. Auf den Fall, daß der Erbe nur de m 
Aufrechnungsgegner gegenüber unbeſeyränkt haftet, erſtreckt ſich die Ausſchließung nicht 
2013 Abſ 2) und es kann hier die Trennung, wenigſtens im Falle des $ 1977 Abſ 2, 
wegen der eingetretenen Verkürzung der übrigen Nachlaßgläubiger einen guten Sinn haben. 
Freilich bleibt die in A 4 noch hervorzuhebende Unſtimmigkeit für den Fall der allge⸗ 
mein unbefchränkten Haftung des Erben beſtehen. 

2. Macht ſich der Nachlaßgläubiger gegenüber dem Erben durch einſeit ge Aufrech⸗ 
nung mit ſeiner Privatſchuld an den Erben bezahlt, ſo würde der Erbe, wenn dieſe Ver⸗ 
wendung feiner Privatforderung auch im Falle der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaß⸗ 
konkurſes beſtehen bliebe, der durch dieſe Maßnahmen bewirkten Beſchränkung feiner Haf- 
tung auf den Nachlaß inſoweit verluſtig gehen, Deshalb werden die beiderſeitigen Forde⸗ 
rungen wiederhergeſtellt. Anders, wenn die Aufrechnungserklärung vom Erben ſelbſt 
ausging oder wenn er der gegneriſchen Aufrechnung zugeſtimmt hatte (Aufrechnungs⸗ 
vertrag). In beiden Fallen bleibt er an die darin enthaltene Verfügung über ſeine Privat- 
forderung gebunden, die Nachlaßſchuld bleibt getilgt, der Erbe hat aber wegen der aus feinem 
eigenen Vermögen gemachten Aufwendung den Erſatzanſpruch des § 1978 Abs 3, falls deſſen 
Vorausſetzungen vorliegen; andernfalls hat er einen Bereicherungsanſpruch, und im Kon» 
lurſe tritt die Surrogation in die Forderung des Nachlaßgläubigers gemäß KO § 225 Abſ 2 
(vgl. § 1079 U J) ein. 

3. Die Aufrechnung gilt als nicht erfolgt, die Aufrechnungswirkung ipso jure als auf⸗ 
gehoben. Mit den erloſchenen Forderungen leben auch ihre Nebenrechte (Pfand, Bürg⸗ 
ſchaft) wieder auf. Auf die Zeit, zu welcher Schuld und Forderung entſtanden ſind, ob vor 
oder nach dem Erbfalle, kommt nichts an. Dagegen iſt es ſelbſtverſtändlich, daß die Auf⸗ 
rechnung nach dem Erbfall erklärt ſein muß, da vorher die Forderungen ſich nicht 
als aufrechnungsfähig unter denſelben Perſonen (§ 887) gegenüberſtanden und eine bedingte 
oder betagte Aufrechnungserklärung nicht zuläffig iſt (§ 388; a. M. anſcheinend die zweite 
Auflage dieſes Kommentars). 

4. Geht im Falle des Abſ 2 die Aufrechnung vom Nachlaßſchuldner aus, ſo tilgt er 
damit ſeine Schuld an den Nachlaß, ohne daß deren Wert dem Nachlaſſe zugeführt wird. 
Tad urch werden die Nachlaßgläubiger verkürzt und in deren Intereſſe (vgl. $ 1975 A 1) 
w * Aufrechnung auch in dieſem Falle für wirkungslos erklärt. Anders auch hier, wenn 
rechnung vom Erben erklärt wird; dann verfügt er in feinem Intereſſe über die 
Erb ? forderung, wozu er rechtlich befugt iſt, und es verbleibt bei der Aufrechnung; der 

nfäbig, Io lden Nachlaßgläubigern nach $ 1978 Abſ 1 erſahpflichtig; ift er freilich zahlungs⸗ 
unfähig, fo Bleiben fie geſchädigt. Das wird ſinngemäß auch auf den Fall einer vom Erben 
erllärten Zuſtimmung zu einer vom Nachlaßſchuldner ausgehenden Aufrechnung 
anzuwenden jein (a, M. Staudinger Erl 3 zu b), obwohl Bland (Erl 2) nicht zugegeben werden 
fann, daß der Wortlaut dazu ohne weiteres berechtige (RG 3. 12. 15, VII 247/15). — Eine 
Unſtimmigkeit liegt darin, daß die Aufrechnung, durch welche die Nachlaßgläubiger verkürzt 
eh GEmäh 8 2018 Mb 1 Saß 1 (nal. A 1) aufrechterhalten bleibt, wenn der Erbe ihnen 
(ogl. Strohal II ER scheine zu ihren Gunſten eingetretene Rechtslage fie benachteiligt 

5. Nach Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Konkurſes kann ein 
Nachlaßgläubiger ſeine Forderung nicht mehr gegen eine 
an ihn auftechnen (88 1975, 1984 Abſ 1 Satz 3); ebenſowenig ein Nachlaßſchuldner eine 
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8 1978 


Iſt die Nachlaßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs er⸗ 
öffnet, ſo iſt der Erbe den Nachlaßgläubigern für die bisherige Verwaltung 
des Nachlaſſes jo verantwortlich), wie wenn er von der Annahme der Erb⸗ 
ſchaft an die Verwaltung für ſie als Beauftragter zu führen gehabt hätte?). 
Auf die vor der Annahme der Erbſchaft von dem Erben beſorgten erb⸗ 
ſchaftlichen Geſchäfte finden die Vorſchriften über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag entſprechende Anwendung“). 

Die den Nachlaßgläubigern nach Abſ 1 zuſtehenden Anſprüche gelten als 
zum Nachlaſſe gehörend“). 

Aufwendungen ſind dem Erben aus dem Nachlaſſe zu erſetzen, ſoweit 
er nach den Vorſchriften über den Auftrag oder über die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag Erſatz verlangen könntes). 

E I 2112 Satz 1, 2 II 1853; M 5 626—628; P 5 765, 766, 813, 814. 


1. Verantwortlichkeit des Erben für die bisherige Verwaltung. Der Erbe iſt grund⸗ 
ſätzlich in der Verfügung über den Nachlaß ebenſowenig beſchränkt wie in derjenigen über 
fein eignes Vermögen. Er haftet daher an ſich für fein Gebaren mit jenem den Nachlaß⸗ 
gläubigern ebenſowenig wie ſeinen eignen Glaubigern für ſein Gebaren mit dieſem. Durch 
vorſätzliche oder fahrläſſige Schädigung des Nachlaſſes verliert er auch nicht die rechtliche 
Möglichkeit der Beſchränkung feiner Haftung. Iſt aber Nachlaßverwaltung angeordnet 
oder Nachlaßkonkurs eröffnet, ſei es auf Antrag des Erben oder eines ſonſtigen Antrags⸗ 
berechtigten, jo tritt nachträglich eine Verantwortlichkeit des Erben gegenüber den Nad)- 
laßgläubigern für die vor dieſer Zeit liegende Behandlung des Nachlaſſes ein. 
Er haftet in dieſem Falle wie ein Verwalter fremden Gutes, und zwar für die Zeit nach 
der Annahme der Erbſchaft nach den Grundſätzen vom Auftrag, für die vorherliegende 
Zeit nach denen von der Geſchäftsführung ohne Auftrag. Die gleiche Verantwortlichkeit 
tritt ein, wenn er unter den Vorausſetzungen der 88 1990 —1992 von den dort gewährten 
Einreden ohne Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs Gebrauch macht ($ 1991). Haftet 
der Erbe unbeſchränkt, fo findet $ 1978 keine Anwendung (8 2013 Abf 1 Satz 1), obwohl 
auch dann noch Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs möglich find ($ 19:5 A 1). — Be. 
ſondere Verantwortlichkeit des Erben § 1980, des Nachlaßverwalters $ 1985 Abſ 2 wegen 
nicht rechtzeitigen Konkursantrags. 

2. Eine Pflicht zur Verwaltung des Nachlaſſes wird für den Erben durch die Annahme 
der Erbſchaft begründet für den Fall, daß ſpäter Nachlaßverwaltung oder Konkurs eintritt. 
Nur nachdem dieſer Fall oder der Fall der SS 19,0, 1992 eingetreten it, können die Nach 
laßgläubiger aus der nicht gehörigen Erfüllung dieſer Verwaltungspflicht Schadenserſatz⸗ 
anſprüche erheben. Für die Verantwortlichkeit kommen die Vorſchriften über den Auf⸗ 
trag (58 662—676) zu „entſprechender“ Anwendung, alſo nur inſoweit, als fie zur An⸗ 
wendung geeignet ſind. Und zwar hat der Erbe Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten, 
alſo für die im Verkehr erforderliche Sorgfalt, nicht nur für diligentia quam suis, ein, 
zuſtehen. In dieſer Weiſe haftet er dafür, daß er den Nachlaß ordnungsmäßig in Beſitz 
und Verwahr genommen, für ſeine Erhaltung geſorgt und die ordnungsmäßig daraus zu 
ziehenden Nutzungen gezogen hat, insbeſondere auch durch Weiterführung eines Geſchäfts 
oder einer Landwirtſchaft. Es wird angenommen werden können, daß er berechtigt iſt, die 
Verwaltung einem Dritten zu übertragen (entgegen der in $ 664 aufgeſtellten Vermutung) 
und daß er in dieſem Falle nur für Sorgfalt bei der Auswahl haftbar iſt ($ 664 Abſ 1 Saß 2). 
Beſonderen Weiſungen einzelner Nachlaßgläubiger (§ 665) braucht er nicht Folge zu leiſten. 
Nach Eintritt der Nachlaßverwaltung oder des Konkurſes iſt er zur Auskunft und Rech⸗ 
nungslegung, ſowie zur Herausgabe des Nachlaſſes und des aus Anlaß der Verwal⸗ 
tung Erhaltenen, einſchließlich des aus ihm Gewonnenen lauch eines Losgewinnes) und der 
Surrogate für nicht mehr vorhandene Nachlaßgegenſtände verpflichtet (88 666, 667). Emp⸗ 
fangenes Geld hat er zu verzinſen, wenn er es für ſich verwendet hat (§ 668; a. M. Stau 
dinger Erl 2). — Inwieweit der Erbe zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten be 
rechtigt iſt, beſtimmt ſich nach $ 1979. Juſoweit iſt er auch zur Berichtigung verpflichtet, 
ſoweit Nachlaßmittel vorhanden find und Verzugsfolge oder Prozeßkoſten dadurch vermieden 
werden. Stehen ihm aber aufſchiebende Einreden (88 2014, 2015) gegen Nachlaß 
forderungen zu, fo muß er davon Gebrauch machen und die Einſchränkung der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung gemäß 88 782, 783 3 PO gegenüber den Nachlaßgläubigern und feinen eignen Glau- 
bigern, wenn dieſe in Nachlaßgegenſtände vollſtrecken wollen, herbeiführen. — Daß der Erbe 


für Annahme oder Ausſchlagung einer dem Nachlaſſe zugefallenen Erbſchaft 
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5 Nachlaßgläubigern nicht verautwortlich ift, dürfte aus 8 I KO zu folgern fein (wel. 
§ 1942 A 1). 

3. Vor der Annahme der Erbſchaft iſt der Erbe den Nachlaßgläubigern zu poſitivem 
Handeln in bezug auf den Nachlaß nicht verpflichtet. Miſcht er ſich aber durch Beſorgung 
erbſchaftlicher Geſchäfte in den Nachlaß ein, ohne daß darin eine Annahme zu finden iſt, 
ſo haftet er den Nachlaßgläubigern unter entſprechender Anwendung der Vorſchriften über 
die Geſchäftsführung ohne Auftrag (88 677—682), wobei jedoch nicht der „mutmaßliche 
Wille“ einzelner Nachlaßgläubiger, ſondern die objektive Wahrung der Intereſſen des Nadı- 
laſſes maßgebend fein muß (vgl. auch 8 1959 A 2). — Aft ein Nachlaßpfleger nach 
$$ 1960, 1961 beſtellt, ſo haftet der Erbe für deſſen Handlungen wie für die eines geſetz⸗ 
lichen Vertreters nach $ 278, jedoch mit der Möglichkeit der Beſchränkung auf den Nach⸗ 
laß; der Nachlaßpfleger ſelbſt haftet nicht unmittelbar den Nachlaßgläubigern (beide Fragen 
ſtreitig; vgl. 8 1960 A 4). 

4. Die auf Grund des Abſ 1 entſtandenen Verpflichtungen find Eigen verbindlich 

keiten des Erben (8 1967 A 3), für die er mit ſeinem Vermögen aufzukommen hat, auch 
wenn feine Haftung im übrigen auf den Nachlaß beſchränkt iſt (OLG 24, 64). Sie gelten 
als zum Nachlaſſe gehörend und können deshalb während der Dauer von Nachlaßverwal⸗ 
tung oder Nachlaßkonkurs nur vom Verwalter geltend gemacht werden (8 1985). Nach 
Aufhebung des Konkurſes infolge Maſſeverteilung oder Zwangsvergleich werden ausge⸗ 
fallene Gläubiger eine etwa noch nicht liquidierte Forderung gegen den Erben aus 8 1978 
pfänden und ſich überweiſen laſſen können (vgl. $ 1989 A 1). Ebenſo, wenn man der zu 
$ 1975 A 1 vertretenen Anſicht folgt, nach Aüfhebung der Nachlaßverwaltung. Die Zu⸗ 
gehörigkeit zum Nachlaſſe bat weiter die Folge, daß die Forderungen bei den ge der 
Überſchuldung des Nachlaſſes ($ 1980) und des Vorhandenſeins zulänglicher Maſſe (88 1988 
Ab 2, 1990) zu berückſichtigen find. — Der Konkursverwalter kann den Anſpruch ſchon vor 
der Auseinanderſetzung gegen die Miterben als Geſamtſchuld ner (8 427) geltend machen 
G 10. 7. 16, IV 64/15; OL 24, 64). Auch ein einzelner Miterbe iſt, ungeachtet der 
Vorſchrift des 8 2059 Abſ 1 Satz 1 (vgl. A 1 dazu), verpflichtet, das aus dem noch un⸗ 
geteilten Nachlaſſe vorläufig Empfangene, ſoweit es zur Berichtigung von Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten erforderlich iſt, an den Nachlaßglaubiger zurückzugewähren (RG 89, 408). 
. 5. Erſatzanſpruch für Aufwendungen: nach der Erbſchaftsannahme nach entſprechender 
Maßgabe der Vorſchriften über den Auftrag (8 670) alſo ſoweit der Erbe ſie den Um⸗ 
ſtanden nach für erforderlich halten durfte; für vorher gemachte Aufwendungen nach den 
Vorſchriften über Geſchäfts führung ohne Auftrag (88 683, 684), gleichfalls nur in 
entſprechender Anwendung, demnach nur ſoweit, als die Übernahme der Geſchäftsführung 
dem Intereſſe der Nachlaßbeteiligten wirklich entſprochen hat, andernfalls nur auf die Be⸗ 
reicherung. Verzinſung der Aufwendungen (8 256); Befreiung von Verbindlichkeiten ($ 257); 
Maffefchuld (KO § 224 Nr 1). Ein Zurückbehaltungsrecht ($ 273 Abſ 2) ift für den 
Fall des Konkurſes dem Erben verſagt (KO 8 228). Dieſe Vorſchrift auch auf den Fall der 
Nachlaßverwaltung auszudehnen (ſo Plauck Erl 5 und die zweite Auflage dieſes Kommen⸗ 
tars; a. M. Dernburg 5 $ 169 IV; teilweiſe auch Kipp 878 bei A 20—22), iſt bedenklich, da 
der in jenem Falle durch die Eigenſchaft der Forderung als Maſſeſchuld gewährte Schutz in 
dieſem Falle fehlt. 


8 1979 
Die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichteit durch den Erben müſſen 
die Rachlaßgläubiger als für Rechnung des Nachlaſſes erfolgt gelten 
laſſen), wenn der Erbe den Umſtänden nach annehmen durfte, daß der Nach⸗ 


laß zur Berichtigung aller Nachlaßverbindlichkeiten ausreiche ) ). 
E II 1854 Abs 1; P 5 742, 766. 


1. Das Rechtsverhältnis zwiſcher Erben und den Nachlaßgläubigern 
im Falle von Nachlaß verwaltſang oh Nachlaßtanturs, das ſeine allgemeine 
Regelung in $ 1978 gefunden hat, iſt in $ 1979 beſonders geregelt hinſichtlch der vor der 
Herbeiführung dieſer Maßnahmen erfolgten Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten 
durch den Erben. Oh der Erbe nach den Grundſätzen vom Auftrage, die gemäß § 1978 
für die Zeit nach der Annahme der Erbſchaft und von der Geſchäftsfuhrung ohne Auftrag, 
die für die Zeit vor der Annahme zur Anwendung kommen würden, überhaupt befugt ſein 
würde, Nachlaßverbindlichteiten für Rechnung des Nachlaſſes zu berichtigen und ob er nicht 
vielmehr, wenn ſich nachträglich die Überſchuldung herausſtellte, unter allen Umſtänden 
auf den Eintritt in die Rechte des befriedigten Gläubigers und damit auf die Konkursdividende 
(8 225 Abſ 2 NO) angewieſen fein würde, konnte nach der Faſſung des erſten Entwurfs 
zweifelhaft fein (vgl. M 5, 633). Um Härten und Unbilligkeiten gegen den Erben zn 
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vermeiden, ſtellt deshalb die von der zweiten Kommiſſion eingefügte Beſtimmung des 
8 1979, und zwar einheitlich für die Zeit vor und nach der Annahme, darauf ab, ob der 
Erbe annehmen durfte, daß der Nachlaß zur Befriedigung aller Gläubiger ausreichen würde. 
Liegt dieſe Vorausſetzung vor, fo kann er, wenn er die Nachlaßgläubiger aus Nachlaß 
mitteln befriedigt hat, die dadurch entſtandene Minderung des Nachlaſſes bei der Heraus 
gabe ($ 198 A ) in Anrechnung bringen, und wenn er aus eignen Mitteln gezahlt hat, 
ſteht ihm ein Erſatzanſpruch für die Aufwendung zu, der eine Maſ eſchuld im Konkurſe bildet 
(8 224 Nr 1 KO). Erforder. ich iſt, daß die Verbindlichkeit wirklich berichtigt worden iſt; die 
rechtskräftige Verurteilung (88 1973 Abſ 2 Satz 3, 1989, 1991 Abſ 3) genügt hier nicht. 
Der Erſatzanſpruch geht nur auf den wirklich aufgewendeten Betrag, alſo wenn der Gläu. 
biger mit einem geringeren als dem wirklichen Forderungsbetrage abgefunden iſt, nicht auf 
den Mehrbetrag (anders im Falle des § 225 Abſ 2 KO). — Liegt die Vorausſetzung nicht 
vor, ſo tritt der Erbe, wenn er aus eignen Mitteln bezahlt hat, im Konkurſe an die Stelle 
des befriedigten Gläubigers und hat nur Anſpruch auf eine dem wirklich geſchuldeten Be⸗ 
trage der berichtigten Forderung (jedoch ohne Rückſicht auf den eima zur Befriedigung aufge⸗ 
wendeten niederen Betrag) entſprechende Konkursdividende ($ 225 Abſ 2 KO); mit der 
Forderung verbundene Hypotheken oder Pfandrechte ſowie Rechte aus einer Bürgſchaft 
gehen gemäß 88 412, 401 auf ihn über (RG 55, 158) und begründen für ihn Abſonderungs⸗ 
rechte nach Maßgabe der KO. Außerhalb des Konkurſes wird er einen Erſatzanſpruch nur 
ſoweit haben, als die Maſſe bereichert iſt. — Hat der Erbe aus Nachlaßmitteln bezahlt, 
ohne daß die Vorausſetzung des $ 1979 vorliegt, fo iſt er nach Maßgabe des $ 1978 den 
Nachlaßgläubigern zum Erſatze verpflichtet. — Beſonderes Anfechtungsrecht der Nach⸗ 
laßgläubiger gegen Berichtigung von Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen im 
Konkeiſe KO 89 222, 32: vgl. § 1975 A 3; außerhalb des Konkurſes $ 3a AnfG. Die 
Berichtigung anderer Nacklaßverbindlichkeiten iſt nach Maßgabe der gewöhnlichen Anfech⸗ 
tungsgrundſätze (KO $ 30; Anfch § 3) anfechtbar. Durch den Nachlaßverwalter kann 
das Anfechtungsrecht nicht ausgeübt werden, da es nicht (wie die Erſatzforderung gegen den 
Erben, § 1978 Abſ 2) als zum Nachlaſſe gehörend gilt; zur Ausübung wird daher, auch wenn 
Nachlaßverwaltung beſteht, jeder einzelne durch die Berichtigung verkürzte Nachlaßgläubiger 
berechtigt fein. — Haftet der Erbe unbeſchränkt, fo konunt $ 1979 ebenſowenig wie § 1978 
(vgl. A 1 dazu) zur Anwendung. — Entſprechende Anwendung auf den Nachlaßver⸗ 
walter 9 1985 Abſ 2 Satz 2; auf den Fall des dürftigen Nachlaſſes $ 1991. 

2. Zu der Annahme, der Nachlaß werde ausreichen, wird der Erbe regelmäßig nur 
dann berechtigt fein, wenn er alle Mittel zur Feſiſtellung des Aktiv- und Paſſipſtandes er: 
fchöpft, insbeſondere Inventar errichtet (88 1993, 2009) und im Falle des § 1980 vel. Abſ 2 
Satz 2 das Aufgebot der Gläubiger beantragt hat. Auf das Vorhandenſein von Vermächt⸗ 
nisnehmern oder Auflageberechtigten braucht er hierbei keine Nüdficht zu nehmen (§ 1980 
Abſ 1 Satz 2). Sie kommen überhaupt nur in Betracht, wenn ſich ein Nachlaßüberſchuß 
ergibt. Auch auf das Vorhandenſein ausgeſchloſſener oder ihnen gleickſtehonder Gläubiger 
(88 1973, 1974) braucht der Erbe bei Vemeſſung der Zulänglichkeit des Nachlaſſes keine 
Rückſicht zu nehmen. 0 

3. Die Beweislaſt dafür, daß er die Zulänglichkeit des Nachlaſſes annehmen durfte, 
trifft den Erben, der als erſatzpflichtig in Anſpruch genommen wird. Die Frage iſt im 
Prozeſſe ſelbſt auszutragen, da es ſich hierbei um eine eigne Schuld des Erben handelt. 
88 780 ff. 3PO kommen nicht in Frage. 


8 1980 


Beantragt der Erbe nicht unverzüglich, nachdem er von der überſchul⸗ 
dung des Nachlaſſes Kenntnis erlangt hat!), die Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konkurſese), jo iſt er den Gläubigern für den daraus entſtehenden Schaden 
verantwortlich). Bei der Bemeſſung der Zulänglichteit des Nachlaſſes 
bleiben die Verbindlichkeiten aus Vermächtniſſen und Auflagen außer Be⸗ 
tracht). 

Der Kenntnis der Überſchuldung ſteht die auf Fahrläſſigkeit beruhende 
Unkenntnis gleich !)5). Als Fahrläſſigteit gilt es insbeſondere, wenn der 
Erbe das Aufgebot der Nachlaßgläubiger nicht beantragt, obwohl er Grund 
hat, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten anzuneh⸗ 
mené); das Aufgebot iſt nicht erforderlich, wenn die Koſten des Verfahrens 
dem Beſtande des Nachlaſſes gegenüber unverhältnismäßig groß ſind “)). 

E II 1851 Abf e, 3; P 5 765, 766. 
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1. 8 1980 legt dem Erben, neben der aus § 1978 ſich ergebenden allgemeinen Verwal⸗ 
tungspflicht, noch eine beſondere Verpflichtung auf unter der in Abſ 1 Satz 1 und Atf 2 
Satz 1 ausgeſprochenen Vorausſetzung, daß er von der Überſchuldung des Nachlaſſes 
entweder poſuive Kenntnis erlangt oder aus Fahrläſſigkeit feine Keuntuis erlangt 
hat. Überſchuldung iſt objektiv vorhanden, wenn der Wert der Nachlaßaktiva hinter dem 
Werte der Nachlaßpaſſiwa zurückbleibt, ſo daß der Nachlaß zur Befriedigung aller Nachlaß⸗ 
gläubiger nicht hinreicht; dann iſt die geſetzliche Vorausſetzung für die Eröffnung des Kon⸗ 
kurſes gegeben, auch wenn nur Vermächtniſſe oder Auflagen nicht erfüllt werden können 
($ 215 KO; RG Gruch 52, 1084). Die Verpflichtung des Erben, Konkurs zu beantragen, 
tritt aber nur ein, wenn andere Nachlaßverbindlichkeiten, als die zuletzt genannten, nicht 
erfüllt werden können (Satz 2 und A 4). Subjektiv genügt zur Kenntnis von der Über⸗ 
ſchuldung nicht das Wiſſen von den: tatfächlichen Vorhandenſein der einzelnen Aktiven und 
Paſſiven, vielmehr iſt erforderlich Kenntnis des Verhältniſſes ihrer beiderſeitigen Geſamt⸗ 
werte zueinander, die durch Prüfung der Einzelwerte und Vergleichung des Ergebniſſes 
gewonnen werden muß; doch wird in der Regel die Unterlaſſung einer ſolchen Prüfung und 
Vergleichung bei Kenntnis der Tatſachen Fahrläſſigkeit darſtellen, und die durch dieſe ver. 
urſachte Unkenntnis ift der Kenntnis gleichgeſtellt. Der Umſtand, daß der Erbe die Zah 
lungen eingeſtellt hat, kann als Anzeichen für ſein Bewußtſein von der Überſchuldung 
in Betracht kommen, iſt jedoch nicht unbedingt ausſchlaggebend, da die Einſtellurg auch aus 
Vorſicht (vgl. $ 1979) erfolgt fein kann. — Unverzüglich, d. h. ohne ſchuldhafte Ver⸗ 
zögerung (vgl. § 121); ob eine ſolche vorliegt, iſt Tatfrage, nicht übermäßig langes Zögern 
kann unter Umſtänden entſchuldigt fein durch die begründete Erwartung, unter Vermeidung 
ſchädigender Zugriffe einzelner Gläubiger ohne Konkurseröffnung zu einer Einigung mit 
ihnen zu gelangen. 

2. Zu dem Antrag auf Konkurseröffnung iſt der Erbe nur nach Annahme der Erb⸗ 
ſchaft verpflichtet. Vorher iſt der Erbe hierzu nur berechtigt (KO $ 216) und kann für die 
Unterlafjung nur haftbar werden, wenn er durch Einmiſchung in die Geſchäfte des Nach 
laſſes, insbeſondere Befriedigung einzelner Gläubiger, die Stellung des Konkursantrags 
erforderlich gemacht hat. Jeder Miterbe, dem die Kenntnis innewohnt und der zugleich 
die Überſchuldung glaubhaft zu machen vermag (KO 8 217 Abf 2), iſt hierzu ſelbſtändig 
verpflichtet. Mit Anordnung der Nachlaßverwaltung geht auch die Pflicht zur Stellung 
des Konkursantrags auf den Verwalter über (§ 1985 Abſ 2). Neben ihm bleibt der Erbe 
nur in beſonderen Fällen (z. B. wegen mangelhafter Information des Verwalters) ver 
antwortlich. Im Verhältnis zu ausgeſchloſſenen oder ihnen gleichſtehenden Gläubigern 
iſt der Erbe zur Antragftellung nicht verpflichtet (8 1973 A 1). 

3. Schadenserſatz 89 249 ff. Er beſteht in dem Unterſchiede zwiſchen dem, was die 
Gläubiger bei rechtzeitiger Konkurseröffnung aus dem Nachlaß erlangt haben würden, und 
dem, was fie tatſächlich erlangen. Der Erſatzanſpruch gehört im Nachlaßkonkurs zur Maſſe 
(KO 8.228 Abf 2), kann demnach nur vom Konkursverwalter geltend gemacht werden. Als 
a Pachiuſſe gehörend“ gilt er nach $ 1978 Abſ 2, da er nur eine beſondere Geſtaltung 
Gelten in Abſ 1 dem Erben auferlegten Verwaltungspflicht darſtellt (vgl. über ſciue 
Kon andmachung 88 1978 A 4 und 1991 A 1). Schaden kann durch die Unterlaffung der 
durch Fonte führung insbeſondere in der Richtung entstehen, daß einzelne Nachlaßglaubiger 
in d 155 ſagsvollſtreckung vor anderen zur Befriedigung gelangen; durch Verzögerung auch 
a 4 Richtung, daß unnötige Prozeß- oder Zwangsvollſtreckungskoſten verurſacht werden. 

177 nſpruch ift gegenſtandslos, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet ($ 2013). 

* Bermächtnifie und Auflagen gelangen auch im Konkurſe nur zur Befriedigung, wenn 
noch ein Ather lasverbindlichleiten, auch die aus Mlictteilsrediten, berichtigt Mnd und 
noch ein Uberſchuß vorhanden ift (KO 8 226 Abf 2). Deshalb ift dem Erben nicht zur Pflicht 

ee Konkurs zu beantragen, wenn der Nachlaß zur Befriedigung der fonftigen 

erbindlichkeiten ausre icht oder er das ohne Fahrläſſigkeit annehmen kann. Dagegen iſt 


erpfli Nonku, f i ils. 
Br pee zu beantragen, went die Überſchuldung auch nur auf Pflichtteils⸗ 


5. Die Untenntnis von der Über uf Fahrläſſigteit beruhen, hierdurch 
verurſacht ſein. Es muß mithin die We een durch Anwendung der iin 
Verkehr erforderlichen Sorgfalt ($ 276) von der Überſchuldung, z. B. von Uneinbringlichkeit 
betannter Außenſtände, vom Vorhandenſein unbekannter Schulden uſw. ſich zu vergewiſſern. 

6. Unterlaſſen des Aufgebots (88 1970ff.) iſt immer Fahrlaſſigkeit, wenn dazu Mer. 


anlaſſung vorlag und der Nachlaß nicht ürftig iſt. Das Aufgebot allein iſt aber nicht 
jein 5 1970 U Z. gendgend. Jnsbefonbere ned regelmäßig Smoenterertichtung geboten 
ein x 


7. Aus dem gleichen Grunde kaun im Falle des 8 1965 die Öffentliche Aufforderung unter- 
bleiben (vgl. auch 89 1082, 1900 Uhl 1 Qu 5 107). Doch wird ber Erbe in ſolchem Falle. 
wenn im übrigen die Vorausfchungen vorliegen, wenigſtens zum Eilaſſe eines Privatauf⸗ 


584 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


gebots, etwa in der Form des $ 2061, verpflichtet ſein. Daß der Nachlaß zur Beſtreitung 
der Koſten des Aufgebots unzulänglich ſein würde, iſt nicht erforderlich, um die Unterlaſſung 
zu rechtfertigen. 

8. Beweislaſt. Im Gegenſatz zu $ 1979 müſſen hier die Gläubiger nachweiſen, daß 
der Nachlaß überſchuldet war und daß der Erbe davon Kenntnis hatte oder daß feine Un- 
kenntnis auf Fahrläſſigteit beruhte, daß er alſo durch geeignete Maßregeln ſich von 
der Überſchuldung hätte Kenntnis verſchaffen können. It aber das Aufgebot unterblieben, 
ſo wird ſowohl die Fahrläſſigkeit als auch (was der Wortlaut allerdings nicht deutlich hervor- 
treten läßt) das Beruhen der Unkenntnis auf der Unterlaffung vermutet, falls nur der Erbe 
Grund hatte, das Vorhandenſein unbekannter Nachlaßverbindlichkeiten anzunehmen; die 
Glaͤubiger brauchen alſo nur hierfür Beweis zu erbringen, und es iſt dann Sache des Erben, 
darzulegen, daß er auch durch ein Aufgebot keine Kenntnis von dem Vorhandenſein von 
Gläubigern erlangt haben würde, welche den Nachlaß als überſchuldet hätten erſcheinen 
laſſen (jo auch Planck Erl 10). „Wender der Erbe Unverhältnismaßigkeit der Koſten 
ein (A 7), fo hat er dieſe nachzuweiſen. — Die Gläubiger haben Eutſtehung und Höhe des 
Schadens darzutun. Mehrere ſchuldige Miterben haften als Geſamtſchuldner (88 1978, 
662, 427). 

§ 1981 


Die Nachlaßverwaltung iſt von dem Nachlaßgericht anzuordnen, wenn 
der Erbe die Anordnung beantragt). 


Auf Antrag eines Nachlaßgläubigers iſt die Nachlaßverwaltung anzu⸗ 
ordnen), wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß die Befriedigung der 
Nachlaßgläubiger aus dem Nachlaſſe durch das Verhalten oder die Ver⸗ 
mögenslage des Erben gefährdet wird). Der Antrag kann nicht mehr 
50 werden, wenn ſeit der Annahme der Erbſchaft zwei Jahre verſtrichen 

nd). 

Die Vorſchriften des § 1785 finden keine Anwendung?). 


E II 1855; B 5 810, 872. 


1. Der Antrag des Erben iſt zeitlich nicht beſchränkt, kaun olſo auch noch nach Ablauf 
der fünf Jahre des $ 1974 geſtellt werden (anbers der Antrag der Nachlaßglaubiger Abſ 2 
Satz 2). Auch ſchon vor Annahme der Erbſchaft, daß dieſe in der Regel in dem An- 
trage zu finden ſei (jo Planck Erl 4a und die zweite Auflage dieſes Kommentars), kann nicht 
Erben ſehr wohl zunächſt nur auf Ermittlung des Nach⸗ 
laßbeſtandes zum Zwecke der Vorbereitung ſeiner Entſchließung über Annahme oder Ab: 
lehnung gehen kann, alſo eine unzweideutige pro herede gestio darin nicht liegt (gl. 8 104g 
A 1 und die dort angeführten Entfcheidungen). — Daß der Nachlaß bereits mit dem eignen 
Vermögen des Erben vermiſcht oder vom Erben verſilbert ift, ſtehl kem Antrage nicht ent- 
rünglichen Nachlaßgegenſtände getretenen Erſatzanſprüche 
h hören ($ 1978 Abf 2). Im Falle der Erſchöpfung des 
Nachlaſſes ohne Erſatzanſprüche kann der Antrag gemäß § 1982 abgelehnt werden. Mit. 
erben ſind nur gemeinſam und nur, ſolange die Teilung nicht erfolgt iſt, antragsberechtigt 
($ 2062). Ausgeſchloſſen iſt der Antrag, wenn der Erbe den Nachlaßglaubigern allgemein 
unbeſchränkt (nicht mehr befchränfbar) haftet ($ 2018), anders für den Konkursantrag (KO 
$ 216 Abſ 1). Das Nachlaßgericht wird die Frage der unbeſchrankten Haftung von Amts- 
wegen (FGG 8 12) zu prüfen Anlaß haben, wenn es ſelbſt dem Erben eine Inventarfriſt 
geſetzt hat und dieſe unbenutzt verſtrichen ift (8 1994). Hat es gleichwohl die Nachlaßver⸗ 
waltung angeordnet, fo kann dieſer Boſchluß eine Beſchränkung der Haftung des Erben 
($ 1975) nicht herbeiführen; im übrigen iſt er wirkſam, ſolange er nicht aufgehoben ift; die Auf⸗ 
hebung kann in dieſem Falle von Amts wegen (866 $ 18) durch das Nachlaßgericht erfolgen, 
nicht aber durch das Beſchwerdegericht, da Beſchwerde nicht zuläffig (FO 8 76 Ab} 1); durch 
die Aufhebung wird die Wirlſamkeit der inzwiſchen von dem Verwalter und ihm gegenüber 
vorgenommenen Rechtsgeſchäfte nicht berührt (GG 8 32). Im übrigen vgl. wegen Auf⸗ 
hebung der Nachlaßverwaltung § 1988 A 2 3. Daß der Nachlaß überſchuldet, ift kein 
Grund zur Zurückweiſung des Antrags; doch muß der ernannte Verwalter in ſolchem Falle 
unverzüglich“ Konkurs beantragen, wodurch die Nachlaßverwaltung gleich wieder endigt 
(88 1980, 1985 Abſ 2, 1988: RIA 8, 32). — Außer dem Erben HH antragsberechtigt der 
E mann der Erbin, wenn der Nachlaß zum eingebrachten Gute oder zum Geſamtgute 

ehört, kraft ſeines Verwaltungsrechts ($ 1374; vgl, auch 8 218 KO); dagegen wird die 
Vorschrift der KO ($ 218), wonach auch die Erbin ſelbſt in ſolchem Falle den Antrag ohne 
Zuſtimmung des Ehemanns stellen kann, auf die Nachlaßverwaltung nicht ausgedehnt werden 
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nicht antragsberechtigt, da er weder für die Beſchränkung der Haftung des Erben Sorge zu 
tragen hat, noch zu den Nachlaßgläubigern in rechtlichen Beziehungen ſteht (vgl. J 1900 


A 4; a. M. Dernburg 8 130 A 3). — Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts an Stelle des Vor⸗ 


achlaßgläubiger (8 1967 Abſ 2, nicht alſo auch der Privatgläubiger des Erben) 
iſt auch dann antragsberechtigt, wenn der Erbe unbeſchränkt haftet (§ 2013); an der ı nbe- 
ſchränkten Haftung wird dadurch nichts geändert. Er hat ſeine Jorderung und deren Ge⸗ 
fährdung (vgl. A 3) ala zu- machen. Der Nadhiveis, daß der Erbe angenommen habe, 
mird vom Geſetz nicht gefordert. Auch dem ausgeſchloſſenen und dem ihm gleichſtehenden 
Gläubiger (88 1973, 1074) iſt das Antragsrecht nicht verſagt. Der Gläubiger hat gegen 
Ablehnung des Antrags die einfache Beſchwerde aus 506 ss 19, 20. Gegen die An 
ordnung ſteht nur dem Erben, jedem Miterben und dem Teſtamentsvollſtrecter die ſofortige 


‚+ Annahme der Erbſchaft 1943 A 1. Die Friſt ($ 187) lauft nur den Nachlaßgläubigern, 
ut dem Erben. Im Falle der Erbenmehrheit iſt die zuletzt erklärte Annahme maßgebend. 


1 b Auch die Nachlaßverwaltung ift N70 eln cha ($ 1975 A 2). Der Verwalter 
iſt aber nicht wie der Pfleger (88 1915, 1785) zur Übernahme des Amtes verpflichtet. Da⸗ 
Inter hat er Anspruch auf Vergütung (5 1987). Der Erbe kann wegen der vorhandenen 
Jutereſſentolliſion nicht ſelbſt zum Verwalter beſtellt werden. Wohl aber der Tefta- 
1915. trecker; vgl. A 1. Auch mehrere Verwalter können beſtellt werden (88 1797, 


8 1982 
Dit enorbnung der Nachlaßverwaltung kann abgelehnt werden, wenn 
8 Er zone entſprechende Maſſe nicht vorhanden ijt!). 
5 810. 


1. Vgl. auch $8 1965 Any 1 Satz 9 E Erbe hat in dieſem Falle die Un⸗ 
zulänglichkeitseinrede aus 88 1090, 061 due ee on Haftung. Als zur Maſſe 
gehörig gelten auch die nach 88 1978 —1980 gegen den Erben beſtehenden Ansprüche. Aus⸗ 
reichender Vorſchuß erſetz wie in 98 5 10% den Mangel der Maſſe. Aufhebung der an- 
geordneten Verwaltung aus dem gleichen Grunde § 1988 Abſ 2. 


§ 1983 


Das Nachlaßgericht hat die Anordnung der Nachlaßverwaltung durch 
das für ſeine Bekanntmachungen beſtimmte Blatt zu veröffentlichen!). 
E II 1857; P 5 808. 


1. Entſprechend 8 76 KO. — Der Nachlaßverwalter iſt verpflichtet, die Anordnung d 
Nachlaßverwaltung, ſofern zu dem Rachlaffe Grunpfide oder Rechte an ſolchen gehören, 
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unverzüglich in das Grundbuch eintragen zu laſſen, um dadurch die ſonſt gemäß 88 892, 898 
in Verb. mit $ 1984 Abſ 1 Satz 2, KO § 7 zugunſten gutgläubiger Dritter eintretenden 
Wirkungen von Verfügungen des Erben auszuſchließen (vgl. Predari, GBO S. 95, 98). 
Ein Vorgehen des Nachlaßgerichts von Amts wegen zur Herbeiführung der Eintragung 
iſt durch das Geſetz nicht vorgeſchrieben; die entſprechende Anwendung der für das Kon⸗ 
kursgericht beſtehenden Vorſchrift (KO 8 113) erſcheint bedenklich, da die Stellung des 
Nachlaßgerichts weſentlich verſchieden von der des Konkursgerichts iſt, das nicht nur das 
Verfahren zu eröffnen, ſondern auch bei der Durchführung mitzuwirken hat (jo Dernburg 
§ 130 A 15; a. M. Planck Erl 2 und die zweite Auflage dieſes Kommentars). Die öffent 
liche Bekanntmachung iſt für die Beweislaſt bei nach Anordnung der Nachlaßverwaltung 
erfolgten Leiſtungen an den Erben von Bedeutung (vgl. $ 1984 A 3). 


8 1984 


Mit der Anordnung der Nachlaßverwaltung!) verliert der Erbe die 
Befugnis, den Nachlaß zu verwalten und über ihn zu verfügen?). Die Vor⸗ 
ſchriften der 88 6, 7 der Konkursordnung finden entſprechende Anwendung“). 
Ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann nur gegen den Nach⸗ 
laßverwalter geltend gemacht werden“). 

Zwangsvollſtreckungen und Arreſte in den Nachlaß zugunſten eines 
Gläubigers, der nicht Nachlaßgläubiger iſt, ſind ausgeſchloſſen“). 

E II 1858; P 5 811, 812. 


1. Die Anordnung der Nachlaßverwaltung tritt als gerichtliche Verfügung gemäß 
8 16 F mit der Bekanntmachung an denjenigen in Kraft, für den ſie ihrem Inhalte 
nach beſtimmt iſt. Als ſolcher wird der Erbe zu gelten haben, da deſſen Verfügungsbefugnis 
und Verwaltungspflicht durch die Anordnung betroffen wird. Die für den Fall der Er⸗ 
öffnung des Konkursverfahrens in $ 108 KS gegebene Sonderbeſtimmung, derzufolge die 
Wirlſamkeit mit dem Erlaſſe des gerichtlichen Beſchl. ſſes eintritt, kann in Ermangelung einer 
geſetzlichen Grundlage auf die Nachlaßverwaltung, die vom Geſctze, wenn auch mit gewiſſen 
Beſonderheiten, als Pflegſchaft geſtaltet iſt, nicht angewendet werden. So Dernburg 
$ 130 A 21; Kipp § 78 A 8; a. M. Planck Erl 1 und die zweite Auflage dieſes Kommen: 
tars. — Mit der Bekanntmachung an den Erben wird auch die Befugnis des Nachlaß. 
verwalters zu Rechtshandlungen für den Nachlaß eintreten; feine Verwaltungspflicht 
kann aber erſt beginnen, wenn er von ſeiner Beſtellung Kenntnis erhalten hat. — Für die 
Bekanntmachung iſt Zuſtellung nach den Vorſchriften der ZPO nur erforderlich, wenn 
der Antrag von einem Nachlaßgläubiger geſtellt iſt, da in dieſem Falle die Friſt zur ſofortigen 
Beſchwerde mit der Bekanntmachung beginnt (866 8 76 Abſ 2 Satz 1, 8 22; vgl. 8 1981 
A 2). Hatte der Erbe ſelbſt den Antrag geſtellt, jo kann die Bekanntmachung auch formlos 
erfolgen, unter entſprechendem Vermerk in den Akten (FGG 8 16 Abſ 2 Satz 2); die der 
Landesjuſtizverwaltung vorbehaltenen näheren Anordnungen kommen für die Rechtswirk. 
ſamkeit der Bekanntmachung nicht in Betracht. — Wegen der Wirkung der öffentlichen 
Bekanntmachung vgl. A 3. 

2. Mit der Befugnis, den Nachlaß zu verwalten, erliſcht auch die in 8 1978 (A 2) dem 
Erben auferlegte Verwaltungspflicht und ſeine daraus fließende Verantwortlichkeit. Hat 
er von der Anordnung ohne ſein Verſchulden keine Kenntnis erhalten (was trotz der an ihn 
geſchehenen „Bekanntmachung“ — A 1 — der Fall fein kann), fo gilt der Auftrag zur Ver⸗ 
waltung zu feinen Gunſten als fortbeſtehend (8 674). — Mit der Anordnung verliert der 
Erbe auch die Befugnis (Legitimation) zu Verfügungen über den Nachlaß fotvie zur Füh- 
rung von Rechtsſtreitigkeiten über zum Nachlaſſe gehörige Anſprüche (Aktivlegitimation); 
die von ihm nach dieſem Zeitpunkte vorgenommenen Rechtshandlungen ſind un wirkſam, 
allerdings nach dem gemäß Satz 2 anwendbaren $ 7 (früher § 6) KO nur gegenüber 
den Nachlaßgläubigern. Das bedeutet aber nicht, daß lediglich ein nur den Schutz 
beſtimmter Perſonen bezweckendes Veräußerungsverbot (8 135) vorläge, bei dem der 
jenige, gegen den das Verbot ſich richtet, verfügungsberechtigt bleilt, wenn auch unbeſchadet 
des geſetzlich geſchützten Rechtes des anderen; vielmehr iſt dem Erben das Verfügungsrecht 
entzogen, er iſt nicht mehr zur Ausübung des Verfügungsrechts berechtigt. Daher können 
auf Grund von Eintragungs⸗ oder Löſchungsbewilligungen, die von ihm, wenn auch noch 
vor der Anordnung, er ler, aber erſt nachher dem Grundbuchamte eingereicht find (S8 8), 
keine Eintragungen im Grundbuch erfolgen (vgl. für den gleichliegenden Fall des Konkurſes 
RE 71, 40); auch kann der Schuldner einer vom Erben nach der Anordnung abgetretenen 
Forderung ſich acgenüber dem Erwerber auf die Unwirkſamkeit der Abtretung berufen 
(RE L 1913 Sp. 308; R 83, 189; Buſch, KO, 12. Aufl., zu 87 A 2). — Ein Miterbe 
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ift an der Verfügung über feinen Anteil am Nachlaſſe ($ 2033 Abſ 1) durch die Anord⸗ 
nung nicht gehindert. 

3. Die entſprechende Anwendung der SS 6, 7 — jetzt 88 7, 8 — d bedeutet zu⸗ 
nächſt die ſchon aus Satz 1 (entſprechend dem jetzigen 8 6 KO) ſich ergebende Unwirkſamkeit 
der nach der Anordnung der Nachlaßverwaltung in bezug auf den Nachlaß vom Erben vor⸗ 
ene Rechtshandlungen mit der Einſchränkung, daß ſie nur gegenüber den Nach⸗ 

aßgläubigern unwirkſam find (A 2), ferner aber mit dem (durch die Novelle zur KO 
hinzugefügten) Vorbehalte, daß die den öffentlichen Glauben des Grundbuchs be⸗ 
treffenden 88 892, 893 „unberührt bleiben“, alfo (was früher ſtreitig war) zur Anwendung 
gelangen können. Demgemäß erwirbt, ungeachtet der durch die Nachlaß erwaltung ein⸗ 
getretenen Verfügungsbeſchränkung des Erben, gemäß § 892 Abſ 1 Satz 2, falls die An- 
ordnung im Grundbuche nicht eingetragen iſt (8 1983 A J) und auch nicht nachgewieſen wird, 
daß ſie dem Erwerber bekannt war, der Erwerber eines Rechtes an einem zum Nachlaſſe 
gehörigen Grundſtücke oder eines zum Nachlaſſe gehörigen Rechtes an einem Grundſtücke 
das Recht von dem Erben mit Wirkſamkeit auch gegenüber den Nachlaßgläubigern. Da- 
gegen ſind die ſonſtigen Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten (8 135 Abſ 2), auf den Erwerb von dem in der Verfügung über den 
Nachlaß beſchränkten Erben, der aber Subjekt der Nachlaßrechte bleibt, nicht ohne weiteres 
anwendbar und auch, und zwar abſichtlich (vgl. Begr der Novelle zur KO 8 1), nicht für 
entſprechend anwendbar erklärt. Der Erwerb des Eigentums an beweglichen Sachen und 
an Rechten, die mit dem Beſitze beweglicher Sachen verbunden find (88 932— 936, 1032, 1207), 
iſt deshalb den Nachlaßgläubigern gegenüber auch dann unwirkſam, wenn die Sache von 
dem Erben übergeben iſt und der Erwerber die Anordnung der Nachlaßverwaltung nicht 
gekannt hat. Dagegen werden die Vorſchriften zur Anwendung zu kommen haben, wenn 
dem Erwerber die Zugehörigkeit zum Nachlaſſe ohne grobe Fahrläſſigkeit unbekannt 
geblieben iſt, da der Erwerb von dem nicht verfügungsberechtigten Eigentümer dem Erwerbe 
vom Nichteigentümer zum mindeſten gleichſtehen muß. So Strohal 8 79 A 19a; zweifelhaft 
Plauck Erl 2a; a. M. Buſch zu KO § 7 A 3. — Rückgabe der Gegenleiſtung, ſoweit 
die Nachlaſwerwaltungsmaſſe bereichert iſt (KO § 7 Abf 2). — Vermutung, daß die am 
Tage des Wirkſamwerdens der Anordnung (A 1) vorgenommenen Rechtshandlungen nach 
der Anordnung vorgenommen worden find (KO 8 7 Abf 3). — Entſprechende Anwend— 
barkeit des $ 8 KO: Leiſtungen auf Nachlaßforderungen, die nach dem Wirkſamwerden 
der Anordnung (A 1) erfolgt find, befreien den Schuldner unbedingt, ſoweit das Geleiftete 
in die Maſſe der Nachlaßverwaltung gelaugt iſt (alfo, da Bereicherung nicht verlangt wird, 
auch wenn es ihr nachträglich wieder verlorengegangen iſt); doch tritt auch darüber hinaus 
Befreiung ein, falls die Leiſtung auf ein im Grundbuch eingetragenes Recht ohne Kenntnis 
der im Grundbuche nicht eingetragenen Anordnung der Nachlaßverwaltung erfolgt ift ($ 898); 
im übrigen auch, wenn dem Leiſtenden bei der Leiſtung die Auordnung nicht bekannt war, 
Sr unter verſchiedener Regelung der Beweielaſt, je nachdem die Leiſtung vor oder nad) 

— öffentlichen Bekanntmachung ($ 1983) erfolgt iſt (K O 8 8 Abſ 2, 3). — Aufrechnung 
> h horbnung der Nachlaßverwaltung $ 1977 U 5. 4 
Ene Aktivlegitimation (A 2), ſo verliert der Erbe auch die Paſſivlegitimation. 
weun f Fr a Anordnung erhobene Klage gegen den Erben ift von Amts wegen abzuweiſen, 
ee ’ Die Anordnung aus den Parteierllärungen des Klägers oder des Beklagten ergibt. 

er norher vom Erben oder gegen ihn anhängig gemachte Rechtsſtreit wird unterbrochen, 
oe nicht Bertetung durch einen Prozeßbevolſmächtigten beftcht (8 50 88 241 Uhl 2, 246). 
Der Anspruch des Bildnad, ien Prozeßbevollmächtigten beſteht Nachlaß (8 2814 
f . ichtteilsberechtigten auf Auskunſterteilung über den Nach 

ur den Aurührend der Nachaßverwalkung gegen den Erben geltend gemacht werden (gl. 
[ir den Meictiegenden Fall des Konturſes #6 9. 10. 19, IV 180/19 und $ 1975 A 8. Der 
Erbe gann die Aufhebung von Zwangsvollſredungsmaßregeln verlangen, die zugunsten 
eines Nachlalolänbigers in fein nicht zum Nachlaſſe gehöriges Vermögen erfolgt ſind (95 
5 78%). Diefe Vorſchriften finden aber keine Anwendung, wenn der Erbe bereits allgemein 
unnbeſſhrankbar haftet; in diefem Falle find Rechtsverfolgung und Zwangsvolſſtrecung gegen 
ihn in fein perfönliches Vermögen auch weiter zuläſſig. — Das vorher wegen einer Nachlaß⸗ 
verbindlichkeit gegen den Erben ergangene Urteil kann, ohne daß es einer Volfftredungs. 
klauſel gegen den Nachlaßverwalter (5 727 30) bedarf, in den Nachlaß vollftredt werden. 
Vorher durch Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß erlangte Pfändungspfandrechte bleiben 
wirlſam (anders im Konkursfalle § 221 KO). Wird aus einem gegen den Nachlaßver— 
walter ergangenen Urteile nach Aufhebung der Nachlaßverwaltung die Zwangsvolſſtreckung 
gegen den Erben betrieben, fo kann diefer die Beſchränkung feiner Haftung gehend machen 
auch wenn fie ihm im Urteile nicht vorbehalten it (BRD 5 780 Abs 2). i 

5. Enifprechend NO $ 14. — Durch die Anordnung der Nachlaßverwaltung wird den 
Privatgläubigern des Erben die ihnen durch die Annahme der Erbſchaft (380 § 778 
Abſ 2) gewährte Möglichkeit, ſich aus dem Nachlaſſe zu befriedigen, wieder entzogen. Sie 


588 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


können nur noch im Wege der Pfändung des Anſpruchs des Erben gegen den Nachlaß⸗ 
verwalter auf Herausgabe des künftigen Nachlaßüberſchuſſes (8 1986) mittelbar Befriedigung 
aus dem Nachlaſſe zu erlangen ſuchen. Der Nachlaßverwalter kann die Aufhebung von 
Zwangsvollſtreckungsmaßregeln verlangen, die zugunſten von Privatgläubigern des Erben 
in den Nachlaß erfolgt find (BROS 784 Abſ 2). 


8 1985 


Der Nachlaßverwalter!) hat den Nachlaß zu verwalten und die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe zu berichtigen?). 

Der Nachlaßverwalter iſt für die Verwaltung des Nachlaſſes auch den 
Nachlaßgläubigern verantwortlichs). Die Vorſchriften des 8 1978 Abſ 2 
und der SS 1979, 1980 finden entſprechende Anwendung ). 

E II 1859, 1861; P 5 813—819. 


1. Die Rechtsſtellung des Nachlaßverwalters iſt der des Konkursverwalters ähnlich. 
Gleich dieſem iſt er weder geſetzlicher Vertreter des Erben noch der Nachlaßgläubiger, noch 
der Erbſchaft, ſondern Organ für Durchführung der Zwecke der Verwaltung mit eigener 
Parteiſtellung (RG 65, 287, deshalb kein Anſpruch auf Armenrecht). Auf die Stellung des 
Nachlaßverwalters finden die Vorschriften über die Stellung des Pflegers, und mittel⸗ 
bar alſo des Vormundes ($ 1915), Anwendung, ſoweit nicht Sonderbeſtimmungen (88 1981 
Abſ 3, 1987; vgl. 8 1960 A 4) beſtehen. Aus der Anwendung dieſer Vorſchriften ergibt ſich 
insbeſondere, daß der Verwalter ein Verzeichnis des Nachlaßvermögens aufzuftellen und 
dem Nachlaßgericht einzureichen (8 1802), daß er während der Dauer der Nachlaßverwal⸗ 
tung dem Gerichte und nach ihrer Beendigung dem Erben Rechnung zu legen (88 1840, 
1841, 1890), aus beſonderen Gründen auch Sicherheit zu leiſten hat (§ 1844), daß er in 
den Fällen der 88 1821, 1822 der Genehmigung des Nachlaßgerichts bedarf, daß er der 
Aufſicht des Gerichts unterſteht (§ 1837) und nötigenfalls von ihm entlaſſen werden kann 
($ 1886). Dem Verwalter kaun eine Inventarfriſt nicht beſtimmt werden, er iſt aber den 
Nachlaßgläubigern zur Auskunft verpflichtet (§ 2012 Abſ 2). 


2. Das nach § 1984 dem Erben verloren gehende Verwaltungs- und Verfügungsrecht 
geht nebſt der Aktiv- und Paſſivlegitimation im Prozeſſe auf den Verwalter über; auch 
die An ſprüche der Nachlaßgläubiger gegen den Erben aus $ 1978, die nach Abſ 2 
daſelbſt zum Nachlaſſe gehören (vgl. § 1978 A 4), kann er während der Dauer der Nachlaß 
verwaltung ausſchließlich geltend machen. Er hat den Nachlaß zu dieſem Zwecke in Beſttz 
zu nehmen; weigert ſich der Erbe, fo wird es dazu der Erhebung einer Klage bedürfen, da 
der Anordnungsbeſchluß einen vollſtreckbaren Titel gemäß $ 794 Nr 3 ZPO nicht bildet (fo 
Kipp 8 78 bei A 10; a. M. für den Fall des Konkurseröffnungsbeſchluſſes R 37, 399; Buſch, 
KO zu 8. 117 A 2). Der Erbe iſt verpflichtet, den Nachlaß herauszugeben und ein Beſtands⸗ 
verzeichnis vorzulegen ($ 260). Er kann dem Herausgabeanſpruche des auf Antrag eines 
durch Erbſchein legitimierten geſetzlichen Erben ernannten Verwalters nicht mit Berufung 
darauf entgegentreten, daß er Teſtamentserbe ſei; doch kann er in ſolchem Falle die Auf⸗ 
hebung der Nachlaßverwaltung erwirken (RG Recht 09, 2127; vgl. § 1988 A 3). Der 
Nachlaßverwalter hat auch für die Eintragung der erforderlichen Vermerke im Grundbuche 
zu ſorgen (f. $ 1983 A 1). Er hat ſodann den Nachlaß inſoweit zu verfilbern, als es zur 
Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten erforderlich iſt, und zu dieſem Zwecke die Nach⸗ 
laßforderungen einzuziehen, insbeſondere auch vom Erben, einſchließlich der den 
Nachlaßgläubigern gegen dieſen gemäß $ 1978 zuſtehenden Anſprüche. Der Erbe kann ihm 
im Prozeſſe nicht entgegenhalten, daß die Einziehung unnötig oder unzweckmäßig ſei (RG 
72, 262). Im übrigen tft aber der Nachlaßverwalter verpflichtet, ſoweit es mit ſeiner Auf- 
gabe, für die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten zu ſorgen, vereinbar iſt, auch die 
Intereſſen des Erben wahrzunehmen und feine Wünſche zu berücksichtigen, und der Erbe 
kann ſich, um das zu erreichen, an das Nachlaßgericht wenden (RG a. a. O.). Die Ver- 
teilung des Nachlaſſes unter die Miterben iſt nicht Aufgabe des Nachlaßverwalters (RG 
72, 260); gerichtliche Auseinanderſetzung iſt während der Dauer der Nachlaßverwaltung 
ausgeſchloſſen (RZA 15, 279; KGJ 49 A 84); ebenſo ein Antrag auf Leiſtung des Offen⸗ 
barungseides nach § 2006 gegen den Erben (RIA 4, 201). — Zur Verfügung über Nach⸗ 
laßgegenſtände bedarf der Nachlaßverwalter der gerichtlichen Genehmigung in gleichem Um⸗ 
fange wie der Vormund (88 1821, 1822), alſo insbeſondere auch zur Veräußerung eines 
Erwerbsgeſchäfts (RIA 6, 119); auch den Vorſchriften über Anlegung und Hinterlegung 
von Geld und Wertpapieren (88 1806, 1814) wird er, ſoweit es der Zweck der Nachlahver- 
waltung zuläßt, unterworfen fein (a. M. Planck Erl 1a). 
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3. Der Verwalter iſt gleich dem Vormunde (§ 1833) dem Erben, aber abweichend 
vom Nachlaßpfleger ($ 1960 A 5), auch unmittelbar den Nachlaßgläubigern verantwort⸗ 
lich, und zwar auf Grund eines vertragsähnlichen Verhältniſſes, das durch ſeine Beſtellung 
begründet wird und auf Grund deſſen er (entiprechend der Haftung des Erben aus 8 1978 
Abſ 1) wie ein Beauftragter für jede Fahrläſſigkeit haftet (RG DIZ 05, 652). Die ſich 
hieraus ergebenden An pruche gegen ihn gehören zum Nachlaſſe (§ 1978 Abf 2; vgl. 
A 4 dazu). Auch die beſondere Verpflichtung des Erben, falls ſich Überſchuldung herausſtellt, 
Konkurs zu beantragen (8 1980) und die daraus ſich ergebende Verantwortlichkeit iſt ihm 
auferlegt. Um dieſe Verantwortlichkeit auszuſchließen, muß er auch gegebenenfalls das 
Aufgebot der Nachlaßgläubiger beantragen. Anderſeits iſt auch er bei ſich ſpäter 
ergebender Überſchuldung zur Anrechnung berichtigter Verbindlichreiten auf den Nachlaß 
berechtigt, wenn er nach den Umſtänden die Zulänglichkeit annehmen durfte (8 1979). 
Unter dieſer Vorausſetzung iſt er nicht verpflichtet, eine beſtimmte Reihenfolge bei der Be: 
richtigung von Verbindlichkeiten einzuhalten und kann er auch ſolche aus Pflichtteilsrechten, 
Vermächtniſſen oder Auflagen berichtigen. Nach durchgeführtem Aufgebot kann er einem ausge⸗ 
ſchloſſenen und ohne ſolches einem verſpäteten Gläubiger (§ 1974) gegenüber gemäß $ 1973 
verfahren, und zwar auch noch in der Zwangsvollſtreckung (NG 61, 221, wo dahingeſtellt 
gelaſſen iſt, ob es dazu eines beſonderen Vorbehaus im Urteile bedürfe). — Iſt die 
Konkurseröffnung wegen Mangels an Maſſe nicht tunlich, ſo wird der Nachlaß 
verwalter nicht, wie der Erbe, nach 88 1990, 1991 verfahren dürfen, da dieſe Para- 
graphen nicht, wie $ 1978 Abſ 2 und SS 1979, 1980, für entſprechend anwendbar erklärt 
ſind; vielmehr wird er in ſolchem Falle gemäß 8 1988 Abſ 2 die Aufhebung der Nachlaß⸗ 
verwaltung zu beantragen haben. Auch $ 1992 ift nicht für entſprechend anwend⸗ 
bar erklärt; der Nachlaßverwalter wird deshalb die Konkurseröffnung auch beantragen 
müſſen, wenn die Überſchuldung auf Vermächtniſſen oder Auflagen beruht (a. M. Planck 
Erl 1b und die zweite Auflage dieſes Kommentars). — Der Nachlaßrichter iſt wegen 
ſchuldhafter Amtspflichtverletzung bei der Beaufſichtigung des Nachlaßverwalters ſowohl 
dem Erben wie auch den Nachlaßgläubigern verantwortlich (RG 88, 264); anders beim 
Nachlaßpfleger der §8 1960, 1961 (8 1900 A 2). 


§ 1986 


Der Nachlaßverwalter darf den Nachlaß dem Erben erſt ausantworten, 
wenn die bekannten Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt ſind ). 
Iſt die Berichtigung einer Verbindlichkeit zur Zeit nicht ausführbar oder 
iſt eine Verbindlichkeit ſtreitig, ſo darf die Ausantwortung des Nachlaſſes 
nur erfolgen, wenn dem Gläubiger Sicherheit geleiſtet wird:). Für eine be⸗ 
dingte Forderung iſt Sicherheitsleiſtung nicht erforderlich, wenn die Möglich⸗ 
keit des Eintritts der Bedingung eine ſo entfernte iſt, daß die Forderung 


einen gegenwärtigen Vermögenswert nicht hate) e). 
E II 1860; 25 816—819, 


1. Die Ausantwortung des Nachlaſſes an den Erben darf nicht erfolgen, bevor der 
allo ke ſablaßberwaltung, die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten, erreicht iſt, 
ichtigt find. 102 ſelange die bekannten Nachlaßverbindlichteiten noch nicht sämtlich be⸗ 
lichkeiten vorhanolteht aber Grund zu der Annahme, daß unbekannte Nachlaßverbind⸗ 
0 5 Eh Dorbandgg ſein könnten, fo wird der Nachlaßverwalter gegenüber dem Erben be- 
N 95 hlaß gen Rachlaf ſolange zurüczubehalten, bis das zu feiner Deckung gegenüber 
„en ara bglaubigern (1888 N 5 erforderliche Aufgebot (88 1970ff.) durchgeführt iſt. 
Mebreren Miterben if der Nachlaß gemeinſchaftlich auszuhändigen oder auf Verlangen 
5 17985 A 12 für alle zu hinterlegen (8 2039). Wegen der Vornahme der Teilung f. 


2. Sicherheitsleiſtung 88 232 ff. ( ie Hi äß 88 3 
iſt damit nicht ausgeſchloſſen ff Ebenſo F 


3. Bedingte Forderung. i 1 i i 
im Ronen Ro 157 t. eile Beim lrneß gp g 916 nf 2 und bei ber Betteiung 
4. Die Nachlaßverwaltung bleibt tro ng des Nachlaſſes beſtehen, bis ſi 
gemäß 8 1919 vom Nachlaßgericht en u. ſich vor der Aufhebung noch 25 
Gläubiger, ſo kann der Verwalter vom Erben entſprechende Wiederaushändigung des Nach. 
laſſes fordern. Nach Aufhebung der Nachlaßverwaltung haftet, wenn ein Aufgebot 
(85 1970 ff.) ſtattgefunden hat oder die in § 1974 vorgeſchriebene „Verſchweigungsfriſt“ ab- 
gelaufen ift, der Erbe einem ausgeſchloſſenen oder einem ſolchen gleichſtehenden Gläu⸗ 
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biger nur nach Maßgabe des 8 1973 (A 1), alſo auf die Bereicherung. Iſt der Nachlaß nur 
noch ſo gering, daß keine zur Deckung der Koſten der Verwaltung oder des Konkurſes aus- 
reichende Maſſe vorhanden iſt ($ 1990) oder iſt der Nachlaß infolge von Vermächtniſſen 
und Auflagen unzulänglich (8 1992), fo kaun der Erbe gegenüber ſich meldenden Glau⸗ 
bigern nach § 1990 verfahren, vgl. A 1 dazu. Beſtritten iſt aber, wie ſich die Haftung 
geſtaltet, wenn (was allerdings nicht häufig vorkommen wird) ein Aufgebot in der Nach⸗ 
laßverwaltung oder ſonſt nicht ſtattgefunden hat und der Nachlaß noch zur Deckung der Koſten 
einer Verwaltung oder eines Konkurſes ausreicht, alſo weder der Fall des $ 1973 noch der 
des § 1990 vorliegt. Es wird die Meinung vertreten, daß in dieſem Falle der Erbe zunächſt 
wieder nach allgemeinen Grundſätzen, alſo unbeſchränkt, haftet und daß nur durch eine 
neue Nachlaßverwaltung oder einen Konkurs wieder die Beſchränkung der Haftung herbei⸗ 
geführt werden könne (jo Strohal II 8 79 A 33 und bei Planck, 3. Aufl., Erl 3d, im 
Gegenſatze zu Planck in den früheren Auflagen); vgl. auch Planck DIZ 4, 366. Dieſe 
Auffaſſung findet im Geſetze keine Stütze, da 8 1975 als Wirkung der Nachlaßver⸗ 
waltung die Beſchränkung der Haftung ohne Einſchränkung auf die Dauer der Verwaltung 
ausspricht. Der Erbe haftet alſo, wenn er nicht vorher ſchon unbeſchränkbar gehaftet hat 
(8 1994), auch nach aufgehobener Verwaltung zunächſt weiter nur mit dem Nachlaſſe 
(cum viribus hereditatis); er kann eine Zwangsvollſtreckung in fein eigenes Vermögen, 
falls ihm die Beſchränkung in dem Urteile vorbehalten iſt, gemäß ZPO 88 780, 781, 785, 
alſo im Wege der Widerſpruchsklage des § 767, abwehren. So im weſentlichen Dernburg 
V 8169 bei A 2, 3, der jedoch die Beweislaſt bei der Zwangsvollſtreckung zu verkennen ſcheint; 
Kipp 8 78 XI 2. Die Bemerkung in den ziemlich unklaren Verhandlungen der zweiten 
Kommiſſion (5, 817), daß der Erbe in ſolchem Falle haften ſolle, „wie wenn die Pflegſchaft 
nicht beſtellt geweſen wäre“, auf die Strohal beſonderen Wert legt, kann nicht maßgebend 
fein. Um eine Anwendung des $ 1990 auf einen Fall, für den er nicht gegeben ift (fo Strohal 
bei Plauck a. a. O.), handelt es ſich dabei nicht; auch nicht um eine entſprechende An⸗ 
wendung, deren Zuläſſigkeit bedenklich ſein würde. Wegen der Beſtimmung einer Inventar⸗ 
frift vgl. $ 2000 A 3. Anderſeits findet auch $ 1973 nicht, wie nach durchgeführtem Kon 
kurſe (8 1989), Anwendung. Vielmehr iſt die Stellung des Erben zu den Nachlaßgläubigern 
hinſichtlich der Verantwortlichkeit für den ihm wieder ausgeantworteten Nach⸗ 
laß wiederum die eines Beauftragten und die 89 1978— 1980, jedenfalls entſprechend, 
unbedenklich anwendbar. Der Erbe darf daher auch jetzt wieder Nachlaßverbindlichkeiten 
nur ſolange berichtigen, als er die Zulänglichkeit des Nachlaſſes annehmen kann (8 1979); 
hat er Anlaß zu der Annahme des Vorhandenſeins unbekannter Verbindlichkeiten, ſo muß 
er Aufgebot und bei Kenntnis der Überſchuldung, der fahrläſſige Unkenntnis gleichſteht, Kon⸗ 
kurs beantragen ($ 1980); andernfalls ift er den Glaubigern ſchadenserſatzpflichtig. Eine 
nochmalige Nachlaßverwaltung zu beantragen, iſt er zwar berechtigt ($ 1981), aber nicht 
verpflichtet; auch ein nicht befriedigter oder ausgeſchloſſener Nachlaßgläubiger kann von 
neuem Nachlaßverwaltung beantragen. — Iſt die Anordnung als nicht gerechtfertigt auf- 
gehoben (FGG SS 18, 76 Abſ 2), fo muß die Beſchränkung der Haftung als nicht eingetreten 
gelten. Iſt die Aufhebung wegen Mangels einer den Koſten entſprechenden Maſſe erfolgt 
(§ 1988 Abſ 2), fo kann nunmehr der Erbe nach $ 1990, deſſen entſprechende Anwendung 
auf dieſen Fall (vgl. dagegen § 1986 A 4) keinen Bedenken unterliegen wird, verfahren. 
Kommt aber der Nachlaß wieder zu Kräften, fo wird die Anordnung einer neuen Nachlaß 


verwaltung erforderlich ſein. 
§ 1987 


Der Nachlaßverwalter kann für die Führung ſeines Amtes eine ange⸗ 


meſſene Vergütung verlangen !). 

E II 1802; ® 5 820. 

1. Der Verwalter hat, ebenſo wie der Konkursverwalter (KO 8 85) und mangels ab⸗ 
weichender Beſtimmung des Erblaſſers der Teſtamentsvollſtrecker ($ 2221), einen Rechts 
anſpruch auf Vergütung. Nicht To der Nachlaßpfleger, $ 1960 A 4. Sie wird vom Nachlaß ⸗ 
gericht mit Rücktſicht auf den Umfang der Mühewaltungen und den Beſtand der Maſſe feſt⸗ 
geſetzt Der Auſpruch auf Vergütung und Erfah der Aufwendungen (8 1835) iſt im Konkurſe 
Maſſeſchuld, KO 8 224 Nr 4, 6. 

§ 1988 

Die Nachlaßverwaltung endigt mit der Eröffnung des Nachlaßkon⸗ 

kurſes !). 5 
Die Nachlaßverwaltung kann aufgehoben werden, wenn ſich ergibt, daz 
eine den Koſten entſprechende Maſſe nicht vorhanden iſt?) ). 

E II 1863; P 5 819, 820. 
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1. Die Nachlaßverwaltung endigt im Konkursfalle ohne weiteres kraft Geſetzes. Vom 
Nachlaßverwalter nach dieſer Zeit vorgenommene Rechtshandlungen ſind in Ermanglung 
einer Vertretungsmacht unwirkſam (88 177ff.); doch kann der Verwalter, falls er ohne ſein 
Verſchulden von der Erledigung keine Kenntnis hatte, zu ſeinen Gunſten die Vorſchrift des 
$ 674 anrufen. Dagegen dauert die Nachlaßpflegſchaft auch nach der Konkurseröffnung 
fort ($ 1960 A 4). Der Pfleger vertritt den nunmehrigen Gemeinſchuldner. 

2. Wie KO 8 204 und eutſprechend § 1982. Hinterlegung eines Koſtenvorſchuſſes 
wendet auch hier die Aufhebung ab. Dem Erben wie den Nachlaßgläubigern ſteht gegen den 
Aufhebungsbeſchluß einfache Beſchwerde zu, 366 88 19, 20. 

3. Abgeſehen von Abſ 1 dauert die Verwaltung fort, bis fie gemäß 8 1919 durch Be⸗ 
ſchluß des Nachlaßgerichts aufgehoben iſt (RG 72, 263). Die Aufhebung hat zu erſolgen, 
ſobald der Zweck der Nachlaßverwaltung erreicht ift ($ 1919). Zurücknahme des vom Erben 
ſelbſt geſtellten Antrags hindert die Durchführung der Verwaltung nicht (RIA 12, 108). 
Gleiches muß gelten, wenn der von einem Nachlaßgläubiger geſtellte Antrag zurückgenommen 
wird, nachdem die Verwaltung angeordnet iſt. Dagegen iſt die Anordnung aufzuheben, 
wenn ſie ungerechtfertigt war (FG 88 18, 76 Abſ 2). Über die Wirkung einer ohne Durch⸗ 
führung erfolgten Aufhebung auf die Haftung des Erben ſ. § 1986 A 4. Der Verwalter 
hat den Nachlaß an den Erben herauszugeben und Schlußrechnung zu legen (§ 1890). Hier: 

ei — nicht auch im Konkurſe (KO $ 223) — kann er wegen ſeiner Aufwendungen das 

Zurückbehaltungsrecht ausüben. Die im Grundbuch eingetragenen Verfügungsbeſchrän. 
kungen ſind auf Antrag des Erben zu löſchen (GBO § 22). Der Tod des Erben iſt auf 
die Fortführung der Verwaltung ohne Einfluß. Wohl aber iſt ſie aufzuheben nach dem Tode 
des Vorerben, wenn damit der Fall der Nacherbfolge eintritt, da der Nacherbe zunächſt 
unbeſchränkt, wenn auch beſchränkbar, haftet und es zur Beſchränkung ſeiner Haftung der 
Anordnung einer neuen Nachlaßverwaltung bedarf, wobei an die Stelle des Nachlaſſes 
asjeuige tritt, was der Nacherbe aus der Erbſchaft erlangt ($ 2144). — Bekanntmachung 
des Aufhebungsbeſchluſſes iſt reichsgeſetzlich nicht vorgeſchrieben. 


8 1989 


9ſt der Nachlaßkonkurs durch Verteilung der Maſſee) oder durch Zwangs⸗ 
vergleich beendigt?), jo finden auf die Haftung des Erben die Vorſchriften 
des § 1973 entſprechende Auwendung“). 

EJ 2118 u 1864; M 5 640, 641; B 5 771-774. 


urteil in einem A 
gegenüber $ 1973 unmittelbar 


Erfolgt die Einſtellung wegen Mangels an Maſſe 
nach § 1990 geben Ki § 1986 A 4). — Sind mehrere 
geteilt, ſo haftet nach Beendigung des Konkurſes. 


des Konkurſes aus dem Überſchufſe gemäß $ 1978 gerichtet iſt (RG LV 603/12, 14. 4.18 


2. Beendigung durch Verteilung der Maſſe. Schl. teil KO 
8 . Schlußverteilung, 98 161—163. 
Sobald das Verfahren nach erfolgter Schiuſe e und Abhaltung des Schlußtermins 
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aufgehoben iſt, können die Konkursgläubiger gemäß KO $ 164 ihre Forderungen gegen 
den Schuldner „unbeſchränkt“ geltend machen, das heißt ohne die ſich aus der Eröffnung 
des Konkursverfahrens allgemein ergebenden Beſchränkungen, hat aber mit der Fortdauer 
der beſchränkten Haftung des Erben (A 1) nichts zu tun. Die Eintragung in die Tabelle 
(8 164 Abſ 2 KO) im Nachlaßkonkurſe gewährt einen vollſtreckbaren Titel nur gegen den 
Nachlaß; der Erbe kann alſo, ohne daß es eines Vorbehalts bedarf, eine auf Grund dieſer 
Eintragung betriebene Zwangsvollſtreckung in fein eigenes Vermögen gemäß ZPO 88 781, 785 
abwehren. Er ift aber ferner berechtigt, ſowohl gegenüber Gläubigern, die im Konkurſe 
angemeldet haben, aber nicht befriedigt worden ſind, wie gegenüber ſolchen, die ſich neu 
melden, in der gleichen Weiſe zu verfahren wie gegenüber einem durch Aufgebot ausge⸗ 
ſchloſſenen Gläubiger. Näheres ſ. A 4. 

3. Beendigung durch Zwangsvergleich. Für die Haftung des Erben nach Beendigung 
des Nachlaßkonkurſes durch Zwangsvergleich kommen für diejenigen Gläubiger, die durch 
den Zwangsvergleich betroffen werden, lediglich die Beſtimmungen des Vergleichs in Be⸗ 
tracht und kann daher für dieſe Gläubiger § 1989 keine Anwendung finden. Hat der Erbe 
in dem Vergleiche perſönliche Verbindlichkeiten übernommen, ſo haftet er für ſie unbeſchränkt 
mit ſeinem ganzen Vermögen. Ob dieſer Fall vorliegt, iſt eine Frage der Auslegung; 
häufig werden die Glaubiger nur unter dieſer Vorausſetzung dem Erben den Nachlaß zur 
freien Verfügung (KO $ 192) überlaſſen. Im Zweifel wird aber nicht angenommen werden 
können, daß der Erbe ſich perſönlich verbindlich gemacht hat, ebenſowenig wie bei der Ein⸗ 
gehung ſonſtiger Verbindlichkeiten für den Nachlaß (vgl. 8 1967 A 8 und die dort angeführte 
Rechtſprechung, namentlich RG 90, 95; fo auch Kipp § 79 VII 2b; a. M. die zweite Auf: 
lage dieſes Kommentars). — Nach § 193 KO wirkt der Zwangsvergleich auch für und 
gegen ſolche nicht bevorrechtigte Konkursgläubiger, die am Konkursverfahren oder an 
der Beſchlußfaſſung über den Vergleich nicht teilgenommen haben. Danach muß 
angenommen werden, daß auch diejenigen Gläubiger, die im Konkursverfahren nicht 
angemeldet hatten, die von dem Erben übernommene perfönliche Verpflichtung für ſich 
geltend machen können (a. M. Planck. Strohal Erl 3; Jaeger, KO 8 230 A 18; Kipp 
a. a. O.; wie hier Staudinger Erl 3). Die eutgegengeſetzte Meinung findet im Geſetze keine 
Stütze und führt auch zu nicht annehmbaren Ergebniſſen, da man dieſe Glaubiger nicht 
einerſeits an den Zwangsvergleich, insbeſondere den darin vereinbarten Erlaß eines Teiles 
der Forderungen, binden und anderſeits ihnen die als Gegenleiſtung dafür übernommene 
perſönliche Verpflichtung des Erben vorenthalten kann. — Die Gläubiger minderen 
Rechtes, das find diejenigen, die nach $ 226 Abſ 2 Nr 2-5, Abſ 4 KO im Konkurſe erſt 
nach anderen Forderungen befriedigt werden, nehmen zwar am Konkurſe, aber nicht am 
Zwangsvergleiche teil ($ 230 Abſ 2), d. h. fie werden von dem Vergleiche nicht betroffen 
Aim Unterſchiede von denjenigen, die nur an der Beſchlußfaſſung über den Zwangs 
vergleich nicht teilgenommen haben, § 193); ſie können daher ohne Rückſicht auf den Zwangs⸗ 
vergleich ihre Forderungen in ganzer Höhe geltend machen, aber nur gegen den Nachlaß 
und mit den aus 8 1973 ſich ergebenden Beſchränkungen. — Maſſegläubiger und bevor: 
rechtigte Konkursgläubiger werden gleichfalls vom Zwangsvergleiche nicht betroffen (KO 
F 193); die erſteren find vor Aufhebung des Konkursverfahrens durch den Verwalter zu be- 
friedigen oder, falls ſie beſtritten find, ſicherzuſtellen; ebenſo die letzteren, ſoweit ihre Forde⸗ 
rungen feſtgeſtellt oder glaubhaft gemacht find (8 191). Hat eine Berichtigung oder Sicher⸗ 
ſtellung nicht ſtattgefunden, jo haftet der Erbe auch ihnen nur mit dem Nachlaßüberſchuß 
gemäß § 1973. — Hat der Erbe die Verpflichtungen im Zwangsvergleiche nur für den 
Nachlaß übernommen, ſo haftet er den vom Zwangsvergleiche betroffenen Gläubigern 
nur mit dieſem, aber auf Grund der beſonders übernommenen Verpflichtung; § 1989 und 
demzufolge § 1973 find deshalb nicht anwendbar, wohl aber entſprechend die 88 19781980. 

4. Die entſprechende Anwendung des § 1973 bedeutet, daß der Erbe die Befriedigung 
eines der in Betracht kommenden Gläubiger (A 2, 3) inſoweit verweigern kann, als der 
noch vorhandene Nachlaßüberſchuß durch Befriedigung anderer Gläubiger erſchöpft wird: 
er kann alſo die Gläubiger befriedigen ohne Einhaltung einer beſtimmten Reihenfolge (auch 
nicht nach Maßgabe der Meldung) und ohne Rückſicht auf die dadurch etwa eintretende 
Unzulänglichkeit des Nachlaſſes zur Befriedigung aller noch vorhandenen Nachlaßgläubiger, 
und zwar kann er in dieſer Weiſe auch Anſprüche aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen 
und Auflagen berichtigen, Diele jedoch nicht mehr zuungunſten eines andern Gläubigers, 
der feine Forderung bereits geltend gemacht hatte (vgl. 8 1973 A 4). Konkurrieren 
mehrere Pflichtteils- uſw. Berechtigte miteinander, fo wird auch $ 1974 Abſ 2 (A7 zu 
$ 1974) entſprechende Anwendung zu finden haben. Den Überſchuß hat der Erbe, ſoweit 
er dadurch bereichert iſt, an den Gläubiger zum Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangs. 
vollſtreckung herauszugeben, kann aber die Herausgabe in Natur durch Zahlung des Wertes 
abwenden ($ 1973 A 6, 7). Der Befriedigung eines Gläubigers ſteht die rechtskräftige Ver⸗ 
urteilung zur Befriedigung auch hier gleich (8 1973 A 8). 
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) Iſt die Anordnung der Nachlaßverwaltung oder die Eröffnung des Nach⸗ 
laßkonkurſes wegen Mangels einer den Koſten entſprechenden Maſſe nicht 
tunlich oder wird aus dieſem Grunde die Nachlaßverwaltung aufgehoben 
oder das Konkursverfahren eingeſtellte), jo kann der Erbe die Befriedigung 
eines Nachlaßgläubigers inſoweit verweigern, als der Nachlaß nicht aus⸗ 
reicht?). Der Erbe iſt in dieſem Falle verpflichtet, den Nachlaß zum Zwecke 
der Befriedigung des Gläubigers im Wege der Zwangsvollſtreckung heraus⸗ 
zugeben). 

Das Recht des Erben wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gläubiger 
nach dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der 
Arreſtvollziehung ein Pfandrecht oder eine Hypotheks) oder im Wege der 
einſtweiligen Verfügung eine Vormerkung erlangt hats) ) 9. 

E 1 2193 II 1865; M 5 654— 657; P 5 745, 796-802. 


1. Auch wenn die Aktiva des Nachlaſſes ſo gering ſind, daß ſie die Koſten einer Nachlaß⸗ 
verwaltung oder eines Nachlaßkonkurſes nicht decken, muß dem Erben ein Mittel zur Be- 
ſchräukung feiner Haftung auf den Nachlaß gegeben ſein. Dieſen Zweck verfolgen die 
35 1990, 1991, deren freilich recht unklare Faſſung dem doch weſentlich verſchiedenen Falle 
des § 1973 nachgebildet ift (vgl. Dernburg V 170 III). Durch fie wird dem Erben in 
ſolchem Falle das Recht verliehen, ohne Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs herbei⸗ 
führen zu müſſen, die Gläubiger einzeln auf den Nachlaß zu verweiſen und, ſoweit 
dieſer zu ihrer Befriedigung nicht ausreicht, die Befriedigung zu verweigern. Vor⸗ 
ausſetzung für die Verweiſung auf den Nachlaß iſt alſo nur die „Dürftigkeit“ des Nach⸗ 
laſſes (A 2); durch den Nachweis, daß dieſe vorliegt, kann der Erbe ohne weiteres den Zu⸗ 
griff eines Gläubigers auf ſein eigenes Vermögen wegen einer Nachlaßverbindlichkeit 
abwehren; des Nachweiſes der Uberſchuldung bedarf es dazu nicht. Behauptet aber 
der Erbe, daß der Nachlaß zur Befriedigung des Befriedigung verlangenden Glaubigers 
nicht ausreichend ſei (A 3), ſo muß er die Unzulänglichkeit, alſo „Überſchuldung“ in 
dieſem Sinne, nachweiſen (RG 28. 11. 07 IV 146/07). Die Einreden der Dürftigkeit und 
der Unzulänglichkeit können ſchon im Prozeſſe erhoben und darüber entſchieden werden 
(Ooh 34, 375); der Erbe kann aber auch ſich darauf beſchränken, im Prozeſſe den nach ZPO 
8 780 erforderlichen Vorbehalt zu erwirken und dann im Zwangsvollſtreckungsverfahren 
durch Vollſtreckungsgegenklage die Einwände zu erheben (RG 69, 291; 77, 245; Warn 1913 

377 und 2. 5. 18 IV 70/18). Iſt er ohne Vorbehalt verurteilt, fo muß er die Zwangs⸗ 
vollſtrecung auch in fein eigenes Vermögen dulden (8 780; vgl. A 3). 


if 2. Um die Untunlichteit der Nachlaßverwaltung oder Konkurseröffnung zu erweiſen, 
15 rich erforderlich, daß die betreffenden Anträge geſtellt und nach § 1982 oder KO 8 107 
ht Find. Sit aber die Ablehnung erfolgt oder das eingeleitete Verfahren wegen 
90 800 einer den Koſten entſprechenden Maſſe aufgehoben bzw. eingeſtellt (58 1988 Abſ 2; 
ti en 04), fo iſt eine Nachprüfung im Prozeſſe ausgeſchloſſen. Gleichgültig iſt, ob die EL 
155 des Nachlaſſes ſchon zur Zeit des Erbfalls vorlag oder ob ſie erſt im Laufe der Ab 
daß 9100 lel es auch durch Befriedigung von Nachlaßgläubigern, eingetreten iſt, vorausgeſetzt, 
Erb je Befriedigung ordnungsmäßig erfolgen durfte ($ 1991 A 1), während, wenn der 

ebe ſich dadurch den Nachlaßgläubigern verantwortlich gemacht hat, die Erſatzanſprüche 
gegen ihn zum Nachlaffe gehören und deſſen Dürftigkeit ausſchließen, falls ſie nicht etwa 
unbeibringlich ſind. Grundſätzlich ift hierfür, falls ſich die Unzulänglichkeit nicht ſchon früher 
ergeben hat, der Zeitpunkt der Erhebung des Ayſpruchs maßgebend (R Warn 1913 Nr 232). 
RS 9. 4. 07 VII 308/08 läßt jedoch nach der Teilung ($ 2059) die Einrede nur dann noch 
= N der Nachlaß bereits zur Zeit der Teilung unzulänglich war. 

Die Unzulänglichkeitseinrede (A 1) ſt. Erben nicht zu, wenn er bereits, ſei es 
allen oder auch nur dem Befriedigung elenden Nach den (dieſem z. B. weil er 
den Vorbehalt des $ 780 30 uicht erwirkt hat, A 2) unbeſchränkbar haftet ($ 2013). Für 
die Frage, ob der Nachlaß zur Befriedigung des Gläubigers unzulänglich if, iſt gleichfalls 
(A a der Beſtand zur Zeit der Geltendmachung des Anſpruchs maßgebend; dabei ſind die 
den Nachlaßglaubigern gegen den Erben aus der Verwaltung des Nachlaſſes durch dieſen 
zuſtehenden Erſatzanſprüche ($ 1978) dem Nachlaſſe zuzurechnen; eigene Erſatzanſprüche 
des Erben wegen ſeiner Aufwendungen (§ 1978 nf 3) als Paſſiva abzuſetzen. Aufrech⸗ 
nung eines Lachlaßgläubigers mit ſeiner Forderung gegen eine Privatforderung des 
Erben an ihn wird durch die Unzulänglichkeitseinrede verhindert; nicht aber (trotz § 390 
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Satz 1) Aufrechnung der Forderung des Nachlaßgläubigers gegen eine Nachlaßforderung 
an ihn (ſ. 8 1973 A 2 am Schluſſe). 

4. Von der Herausgabeverpflichtung gilt das zu § 1973 A 6, 7 Geſagte, inſofern als 
es ſich auch hier nur um Duldung der Zwangsvollſtreckung handelt. Doch ſteht dem Erben 
kein Einlöſungsrecht zu; er muß die Nachlaßgegenſtände in Natur herausgeben. Auch 
ſind die Bereicherungsgrundſätze nicht anwendbar; vielmehr iſt alles herauszugeben. 
was der Erbe aus Anlaß der Verwaltung des Nachlaſſes erlangt hat (88 1991, 667, 668), 
insbeſondere alſo die gezogenen Nutzungen (für verbrauchte iſt Erſatz zu leiſten) und das 
an Stelle weggebener Nachlaßgegenſtände oder ſonſt aus der Verwaltung des Nachlaſſes 
Erlangte (8 667); wegen der „Surrogate“ anſcheinend a. M. RS Warn 1913 Nr 427 und 
die zweite Auflage dieſes Kommentars. Wegen ſeiner eigenen Forderungen an den 
Nachlaß muß der Erbe einem Gläubiger gleichgeſtellt werden, der ein rechtskräftiges Urteil 
gegen den Erben erlangt hat (f. $ 1991 Auf 3 A 2). Ebenſo der Nachlaßpfleger (OSL 
35, 878). 

5. Die im Falle des § 1990 eintretende Beſchrankung der Haftung des Erben auf den 
Nachlaß (A 1) läßt die vorher von Nachlaßgläubigern durch Zwangsvollſtreckung in das 
eigene Vermögen des Erben erwirkten dinglichen Sicherungsrechte (Pfändungspfand⸗ 
rechte, Sicherungshypotheken, denen hier eine durch einſtweilige Verfügung erlangte Vor⸗ 
merkung gleichgeſtellt iſt, ZPO SS 804, 866, BGB 8 885) an dieſem Vermögen als nicht 
mehr gerechtfertigt erſcheinen. Deshalb ſchreibt Abſ 2 vor, daß durch ſie das Recht des 
Erben aus Abſ 1 nicht berührt wird, was nur dahin verſtanden werden kann, daß 
fie außer Wirkſamkeit treten; eine Aufhebung, wie in § 784 ZPO für den Fall der Nad)- 
laßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes, ift nicht ausdrücklich vorgeſchrieben; doch wird 
der entſprechenden Anwendung dieſer Vorſchrift nichts im Wege ſtehen; die Aufhebung ift 
im Wege der Vollſtreckungsgegenklage (3p O 85 785, 767) zu erwirken. Vorausſetzung 
iſt auch hier, daß im Urteil der Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung gemacht war (A 3). 
Auch in den Nachlaß betätigte Zwangsvollſtreckungsakte und dadurch an 
dieſem erlaugte Sicherungsrechte ſind inſoweit unwirkſam, als ſie die Ausübung des 
dem Erben nach Abs 1 zuſtehenden Rechtes beeinträchtigen; das kann namentlich der Fall 
ſein, wenn ein Gläubiger aus Pflichtteilsrecht, Vermächtnis oder Auflage dadurch eine ihm 
nach den Vorſchriften über ſeine Befriedigung im Konkurſe (KO § 226 Abſ 2 Nr 4, 5; Abſ 4) 
nicht zuſtehende vorzugsweiſe Befriedigung erlangen würde (8 1991 Abſ 4) oder wenn und 
inſoweit der Erbe durch die von dem Glaubiger erlangten Sicherungsrechte an der Selbſt⸗ 
befriedigung für eine ihm gegen den Nachlaß zuſtehende Erſatzforderung (A 4) gehindert 
fein würde. Das in § 784 Abf 2 3650 dem Nachlaßverwalter gegebene Recht auf Auf— 
hebung von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln perſönlicher Gläubiger des Erben in den 
Nachlaß kann dem Erben im Falle des $ 1990 nicht zugeſtanden werden; aber auch nicht 
den einzelnen Nachlaßgläubigern. 


6. Dadurch wird die Behinderung des Erben, ſich gegenüber dem durch Vormerkung 
geſicherten Anſpruch auf die Beſchränkung ſeiner Haftung zu berufen (§ 884), für den Fall 
des dürftigen Nachlaſſes außer Kraft geſetzt, falls die Vormerkung im Wege der einftweiligen 
Verfügung angeordnet iſt. War die Vormerkung infolge Bewilligung des Erben ein- 
getragen, ſo kommt die Vorſchrift nicht zur Anwendung. 


7. Verfahren und Beweislast. Die Klage gegen den Erben kann auf Verurteilung 
ohne Beſchränkung, aber auch von vornherein (wenn der Gläubiger die Dürftigkeit des 
Nachlaſſes nicht beſtreiten will) nur auf Befriedigung aus dem Nachlaſſe gerichtet ſein 
(SeuffA 62, 337; wegen des Streitwerts in dieſem Falle ſ. RG 54, Alt). In dieſem Falle 
hat der Erbe nur die Unzulanglichkeit (A 1, 3) darzutun. Iſt ein Inventar, freiwillig 
oder nach Friſtſetzung rechtzeitig, errichtet, aus dem ſich die Unzulänglichkeit ergibt, ſo hat 
der Glaubiger die dadurch geſchaffene Vermutung (§ 2009) zu widerlegen. Eine Ver⸗ 
minderung gegenüber dem inventariſierten Beſtande hat der Erbe darzutun; eine Ver⸗ 
mehrung des Beſtandes durch Schadenserſatzforderungen an den Erben ($ 1987 Abſ 2) der 
Gläubiger. Der Erbe iſt aber verpflichtet, ein Verzeichnis des zeitigen Beſtandes vorzu⸗ 
legen ($ 260), auch wenn er Inventar errichtet hat. 


8. Entſprechende Auwendung auf die Haftung des Übernehmers eines Ver— 
mögen? ($ 419 Abſ 2; R 82, 274), auf die Haftung des an ſich nicht perſönlich verpflich— 
teten Ehegatten für eine Geſamtgutsſchuld (88 1480, 1489, 1504), auf die Haftung des Käufers 
eines Erbanteils nach Ausübung des Vorkaufsrechts der Miterben (8 2036), auf die Haftung 
des Vorerben nach Eintritt der Nacherbfolge ($ 2145 Abſ 2), auf die Haftung des Vermächtnis. 
nehmers für die ihm auferlegten Vermachtniſſe und Auflagen, mit der aus § 1992 Satz 2 
lich ergebenden Maßgabe. Dürftigkeit der Vermögensmaſſe, auf die ſich die Haftung be 
ſchrankt, iſt in allen dieſen Fällen nicht vorausgeſetzt. 
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Macht der Erbe von dem ihm nach S 1990 zuſtehenden Rechte Gebrauch, 
jo finden auf ſeine Verantwortlichkeit und den Erſatz ſeiner Aufwendungen 
die Vorſchriften der SS 1978, 1979 Anwendung). 

Die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Verbindlich⸗ 
keit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe gelten im 
Verhältniſſe zwiſchen dem Gläubiger und dem Erben als nicht exiofrhen?). 

Die rechtskräftige Verurteilung des Erben zur Befriedigung eines Gläu⸗ 
bigers wirkt einem anderen Gläubiger gegenüber wie die Befriedigung? ). 

Die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auf⸗ 
lagen hat der Erbe ſo zu berichtigen, wie ſie im Falle des Konkurſes zur Be⸗ 
richtigung kommen würden“) s). 

E I 2133 II 1866; M 5 654— 657; P 5 745, 796—802; KB 314. 


1. Die Verantwortlichkeit des Erben tritt rückwirkend ein, ſobald er auf Grund des 
3 1990 die Befriedigung des Gläubigers, ſei es auch nur außergerichtlich, verweigert hat. 
Sie erſtreckt ſich vorwärts auf die Zeit bis zur Herausgabe des Nachlaſſes zur Zwangs⸗ 
vollſtreckung ($ 1990 A 4). Sie beſtimmt ſich rückwärts für die Zeit vor der Annahme 
der Erbſchaft entſprechend den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne Auf⸗ 
trag, für die Zeit nachher entſprechend denjenigen über den Auftrag ($ 1978 A 1-4). 
Als Geſchäftsherr bzw. Auftraggeber kann aber nicht der einzelne Nachlaßglaubiger, ſondern 
nur die Geſamtheit der Nachlaßbeteiligten in Betracht kommen; deren Intereſſen ſind von 
dem Erben zu wahren ($ 1978 A 3, 4). Für die daraus entſpringenden Verbindlichkeiten 
haftet er mit ſeinem eigenen Vermögen, kann ſie alſo nicht unter Berufung auf 
3 1990 ablehnen (RG 10. 5. 06 IV 551/05). Auch die beſondere Verantwortlich— 
leit aus $ 1980 wird, obwohl die Reichstagskommiſſion die Auführung dieſes Paragraphen 
n d 1991 irrtümlich als gegeuſtandslos geſtrichen hat, den Erben des dürftigen Nachlaſſes 
treffen, wenn der Nachlaß zur Zeit, als er die Überſchuldung erkannte oder erkennen mußte, 
Noch nicht dürftig war (RG 2. 12. 12 VI 266/12). In dieſem Falle kann ihm auch die Unter: 
aſſung des Aufgebots der Nachlaßgläubiger als Fahrläſſigkeit angerechnet werden 
($ 1980 Abſ 2 Satz 1), nicht aber, wenn der Nachlaß damals bereits dürftig war. — Solange 
lier Erbe den Nachlaß ohne Verſchulden als zulänglich erachten kann, darf er Nachlaßverbind⸗ 
lichteiten aller Art, auch ſolche aus Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen (Abſ 4), 
15 beliebiger Reihenfolge berichtigen ($ 1979). Erſt von da ab, wo er mit der Unzuläng⸗ 
ichteit zur Befriedigung aller Nachlaßgläubiger rechnen muß, iſt er den anderen Nachlaß⸗ 
gläubigern gegenüber verpflichtet, nach Maßgabe der 88 1990, 1991 von dem Verweige⸗ 
ungerechte gegenüber einem Befriedigung verlangenden Gläubiger Gebrauch zu machen, 
bie macht ſich verantwortlich, wenn er das nicht tut. Er darf daher nicht mehr einen Gläu⸗ 
Mi: deſſen Titel noch nicht rechtskräftig ift, zuungunſten eines andern befriedigen, der, 
5 bekannt, bereits einen rechtskräftigen Titel gegen ihn erlangt hat (Abſ 3 A 3), un 
lag einen Pflichtteils- uſw. Gläubiger vor einem ihm im Konkurſe e en 
lichkeit ger (bf A 4). Im übrigen aber muß und darf er, auch nachdem ihm die a 
der m Nachlaſſes für alle Gläubiger bekannt geworden, die einzelnen. Gläubiger, Ba 
all gachlaß ausreicht, ſo befriedigen, wie ſie ſich melden, da ihm das e ) 
er "990 nur ſoweit zufteht, als der Nachlaß für den einzelnen, gerade Befriedigung 
den Naenden Gläubiger nicht mehr ausreicht. Auch für ſeine eigenen Forderungen er 
teil kachlaß darf er ſich auch jetzt noch befriedigen (A 2). Zu einer eee er⸗ 
Be zung iſt er, abgeſehen von den Falle des Abf 4, weder berechtigt noch verpf er Die 
ondecdigung der Gläubiger kaun nicht nur im Wege der Duldung ihrer Zwangsvol 55 den, 
Betrac auch freiwillig erfolgen; für ſchuldhafte Berichtigung nicht beitehender lich ent 
Er nach nicht gerechtfertigter Forderungen ift er aber nach $ 1978 verantwortlich. Die 
fe 5 ter ſtanmung des § 225 Abſ 2 KO, wonach der Erbe an die Stelle eines von ihm be⸗ 
Nac 11 Glaubigers tritt, wenn die Verichtigung nicht nach § 1979 als fur Rechnung des 

2 55 erfolgt zu gelten hat, kann hier keine Anwendung finden. 1 
Rae nicht erloſchen gelten Rechte und Verbindlichkeiten nicht allgemein (§ 1976), 
fü ern Re Verhältnis zu dem betreffenden, die Befriedigung fordernden Nachlaß⸗ 
denne „Lezüglich der eigenen Forderungen an den Nachlaß, ſowohl der bereies gegen 
0 n Erblaſſer begründeten, wie der Erſatzforderungen für Aufwendungen ($ 1978 A 5) muß 
lei e da er ſelbſt nicht klagen kann, von vornherein den in Abf 3 erwähnten Gläubigern 
g eichitehen. Er darf ſich deshalb noch vor ihnen aus dem Nachlaß befriedigen und demgemäß 
Herausgabe der hierzu zu verwendenden Nachlaßgegenſtände verweigern, und zwar auch 

88 * 
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gegenüber einem Gläubiger, der ſeinerſeits bereits ein rechtskräftiges Urteil erlangt hat (RG 
82, 278; Warn 1914 Nr 213). — Eine vom Erblaffer herrührende Forderung des 
Nachlaſſes an den Erben gilt gegenüber dem Befriedigung verlangenden Gläubiger als nicht 
erloſchen und iſt daher bei der Frage der „Dürftigkeit“ des Nachlaffes als Nachlaßaktivum 
in Rechnung zu ſetzen; iſt der Nachlaß trotzdem dürftig, ſo darf dennoch der Erbe, ſoweit die 
Forderung beſteht, die Befriedigung des Gläubigers nicht verweigern, da inſoweit der Nachlaß 
nicht unzulänglich iſt; einer Pfandung oder Überweiſung der Forderung bedarf es nicht. — 
Ahnlich 88 2175, 2377. 

3. Wie 8 1973 A 8. Der Erbe darf mithin dem andern Gläubiger gegenüber die Her⸗ 
ausgabe derjenigen Nachlaßgegenſtände verweigern (§ 1990 A 3), welche zur tatſachlichen 
Befriedigung des mit rechtskräftigem Urteil ausgeſtatteten Gläubigers erforderlich ſind. 
Geht die rechtskräftige Forderung auf einen beſtimmten Leiſtungsgegenſtand, jo kann der 
Erbe der Zwangsvollſtreckung in dieſen Gegenſtaud durch den andern Gläubiger wider⸗ 
ſprechen; im übrigen kann er der Zwangsvollſtreckung in einen beſtimmten Nachlaßgegen⸗ 
ſtand ſich nur inſoweit widerſetzen, als er nachweiſt, daß die übrigen Nachlaßgegenſtände 
zur Befriedigung der rechtskräftigen Forderung nicht hinreichen würden; eine Auswahl 
der zur Zwangsvollſtreckung zu stellenden Gegenſtände dürfte ihm nicht zuſtehen (a. M. zweite 
Auflage dieſes Kommentars). Dem Verweigerungsrechte eatſpricht auch die Verpflich⸗ 
tung des Erben, den mit Rechtskraft verſehenen Gläubiger vor den übrigen, und wenn 
mehrere rechtskräftige Urteile ergangen ſind, den älteren Titel vor dem ſpäteren zu befriedigen. 
Ein Zuwiderhandeln macht den Erben nach Abſ 1 perſönlich verantwortlich (A 1), wurde 
evtl. auch einen Bereicherungsanſpruch des geſchädigten gegen den ungerechtfertigterweiſe 
befriedigten Gläubiger begründen. 

4. Die Verpflichtung des Erben, die Verbindlichkeiten aus Pflichtteilsrechten uſw. kon ⸗ 
kursmäßig, d. h. nach allen übrigen Verbindlichkeiten, unter ſich aber in der durch KO 88 226, 227 
beſtimmten Rangordnung zu befriedigen, entſteht erſt mit dem Augenblicke, wo er die Unzu⸗ 
länglichkeit des Nachlaſſes zur Befriedigung der eigentlichen Nachlaßgläubiger zu überſehen 
vermag (oben A 1). Läßt er trotzdem die Pflichtteilsberechtigten uſw. zum Zuge kommen, 
fo wird er den benachteiligten Gläubigern perſönlich verantwortlich. Zugleich ſteht dieſen das 
Anfechtungsrecht aus $ 3a Anf® zu, nicht aber ohne weiteres auch der Bereicherungsanſpruch 
gegen den befriedigten Vermächtnisnehmer (NG IW 08, 4877). Auch einen mit rechts 
kräftigem Urteil (Abſ 3) ausgeftatteten Pflichtteils“ uf. Berechtigten darf der Erbe nicht 
befriedigen, ſobald er mit Unzulänglichkeit des Nachlaſſes rechnen muß, ſolange nicht alle vor⸗ 

ehenden Nachlaßgläubiger befriedigt find (A 1). Hat der Erblaſſer gemäß 8 2189 einem 
1 ermächtnis oder einer Auflage den Vorrang vor den übrigen Beſchwerungen eingeräumt, 
fo bleibt die ſich hieraus ergebende und nicht die konkursmäßige Rangordnung für den Erben 
maßgebend (RG 20. 1. 13 IV 399/12) 

5. Beweislaſt $ 1990 A 7. Der Gläubiger iſt dafür beweispflichtig, daß und inwieweit 
ihm der Erbe perſönlich verantwortlich ſei (A 1, 3, 4) oder inwieweit er noch als Nachlaß 
ſchuldner zu gelten habe (A 2). Der Erbe hat zu beweiſen die Aufwendungen, wegen deren 
er Erſatz oder nach § 257 Befreiung fordert (A 1) oder das Beſtehen eigener Forderungen 
an den Nachlaß (A 2) oder gegen ihn ergangene rechtskräftige Urteile (A 3). Den Pflicht. 
teilsberechtigten uſw. gegenüber hat der Erbe das Vorhandenſein anderer ihnen vorgehender 
Nachlaßgläubiger zu beweiſen, durch deren Befriedigung der Nachlaß für ſie unzulänglich 
wird, wogegen ihnen der Beweis der Befriedigung dieſer Gläubiger vffenfteht. 


8 1992 


Beruht die Überſchuldung des Nachlaſſes auf Vermächtniſſen und Auf⸗ 
lagen), jo iſt der Erbe, auch wenn die Vorausſetzungen des 8 1990 nicht vor⸗ 
liegen), berechtigt, die Berichtigung dieſer Verbindlichkeiten nach den Vor⸗ 
schriften der SS 1990, 1991 zu bewirken). Er kann die Herausgabe der noch 
vorhandenen Nachlaßgegenſtände durch Zahlung des Wertes abwenden“). 

E II 1867; P 5 762, 763, 802— 804, 816. 


1. Auch weun der Nachlaß nicht, dürftig“ (§ 1990 A 1, 2), aber überſchuldet iſt und deshalb 
die Eröffnung des Nachlaßkonkurſes „tunlich“ wäre, ſoll der Erbe zwar berechtigt (KO 8 218), 
aber nicht genötigt fein, Konkurs zu beantragen, um feine beſchränkte Haftung berbeizuführen, 
ſofern die Überſchuldung auf Vermächtniſſen und Auflagen beruht, weil es als nicht dem 
Willen des Erblaſſers entſprechend angeſehen werden muß, daß feine letztwilligen Verfügungen 
zu einem ohne fie vermeidlichen Konkursverfahren über feinen Nachlaß Veranlalſung geen. 
Deshalb iſt in ſolchem Falle dem Erben das Recht gegeben, dieſe Verbindlichkeiten 
ohne Konkurs nach den Vorſchriften der 88 1990, 1991 zu berichtigen. Vorausſetzung iſt 
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aber, daß die Überſchuldung „nur“ auf Vermächtniſſen und Auflagen beruht, daß alſo, ab⸗ 
geſehen von ihnen, die Nachlaßaktiva zur Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten aus⸗ 
reichen würden (NG Warn 1912 Nr 33). Doch werden ausgeſchloſſene oder ihnen 
gleichgeſtellte Gläubiger (88 1973, 1974) für die Frage, ob die Überſchuldung auf Vermächt⸗ 
niſſen und Auflagen beruht, nicht in Betracht kommen (fo Sırohal bei Planck Erl 7). Beruht die 
Überſchuldung auf Pflichtteilsrechten, fo muß Konkurs beantragt werden. Die Vermächtnis⸗ 
nehmer und Auflageberechtigten haben ihrerſeits das Recht, Konkurs zu beantragen, falls 
über das eigene Vermögen des Erben Konkurs eröffnet iſt (KO § 219); andernfalls können 
ſie, wenn ihre Anſprüche durch das Verhalten oder die Vermögenslage des Erben gefährdet 
wird, Nachlaßverwaltung beantragen (§ 1981 Abſ 2), die dann, wenn der Nachlaßver⸗ 
walter Konkursantrag ftellt, wozu er berechtigt, aber nicht verpflichtet ift (88 1985 Auf 2 
Satz 2, 1980 Ab] 1 Satz 2) zum Nachlaßkonkurſe führt. 

2. D. h. wenn eine den Koſten der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonturſes 
entſprechende Maſſe vorhanden iſt, und zwar ſelbſt dann, wenn nach Berichtigung der 
übrigen Nachlaßverbindlichkeiten noch eine ſolche Maſſe verbleibt. . 

3. Der Erbe kann gegenüber der Zwangsvollſtreckung eines Vermächtnisgläubigers oder 
Auflageberechtigten von dem in § 1992 gewährten Rechte nur Gebrauch machen, wenn 
ihm im Urteile die beſchränkte Haftung gemäß $ 780 30 vorbehalten iſt, obwohl er nicht 
als „Erbe des Schuldners“ verurteilt iſt, da es ſich nicht um eine Schuld handelt, die vom 
Erblaſſer herrührt (RG Warn 1913 Nr 377). Er kann aber (wie im Falle des 8 1990 A 1) 
auch ſchon im Prozeſſe ſelbſt die Befriedigung inſoweit verweigern, als er nachweiſt, daß 
der Nachlaß nach Befriedigung der nicht aus Vermächtniſſen und Auflagen herrührenden 
Verbindlichkeiten, einſchließlich der Pflichtteilsrechte, zur Befriedigung des klagenden Gläu⸗ 
bigers oder, wenn mehrere Vermächtnisgläubiger oder Auflageberechtigte vorhanden ſind, 
zu ihrer gleichmäßigen Befriedigung nicht hinreichen würde ($ 1990 A 1). Ju dieſem Falle 
hat er dem Gläubiger den nach Befriedigung der dieſem vorgehenden und verhältnismäßiger 
Berückſichtigung der ihm gleichſtehenden Verbindlichkeiten verbleibenden Nachlaßreſt zur 
Zwangsvollſtreckung herauszugeben ($ 1990 A 4; vgl. aber § 1992 A 4). Wegen feiner 
eigenen Forderungen an den Nachlaß kann er ſich vorher befriedigen (8 1991 A 2). Für 
die Behandlung des Nachlaſſes ift er dem Gläubiger nach Maßgabe der 88 1978, 1979 ver- 
antwortlich (8 1991 A 1). Er hat dafür Sorge zu tragen, daß mehrere Vermächtnisnehmer 
oder Auflageberechtigte in der konkursmäßigen Weiſe befriedigt werden, auch wenn einer 
von ihnen bereits ein rechtskräftiges Urteil erſtritten hat (8 1991 A 3, 4). Haftet der Erbe 
unbeſchränkt, fo iſt 8 1992 nicht anwendbar (8 2013 Abf 1). Die gleichen Rechte und Pflichten 
ind auch dem überſchwerten Vermächtnisnehmer gegeben (§ 2187). } 
4. Dem Erben fteht, wie im Falle des § 1973 A „, das Einlöſungsrecht zu. Auch hier 
iſt der für die Zeit der Ausübung dieſes Rechtes zu ermittelnde Schätzungswert der Nachlaß. 
gegenſtände maßgebend. Die Unzulänglichkeitseinrede verwandelt ſich damit in eine reine 
Abzugseinrede, die Haftung cum viribus in eine ſolche pro viribus hereditatis. Sie führt 
zur entſprechenden Kürzung aller in Betracht kommenden Beſchwerungen des Nachlaſſes. 


IV. Inventarerrichtung Unbeſchränkte Haftung des Erben 


Die Inventarerrichtung kann vom Erben jederzeit freiwillig vorgenommen werden 
ra Sie ift au ſich kein Mittel, die Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaß herbei 
E Ihren; auch nach errichtetem Inventar haftet er zunächſt noch unbeſchräukt, aber be» 
gahränkbar (MG Warn 1914 Nr 238). Die rechtzeitige Juventarerrichtung erhält im nur 
or rechtliche Möglichteit, durch eines der dazu beſtimmten Mittel (Aufgebot der Nachlaß. 
gläubiger, 85 1970ff., Nachlaßverwaltung oder Nachlahtonturs, 1975ff., Unzulanglichkeits. 
eintede, 10000 f.) feine Haftung auf den Nachlaß zu beſchränken. Anderſeits tritt der Verluſt 
el Möglichteit ein, wenn er die ihm geſetzte Inventarfriſt verfäumt ($ 1994) oder wenn 
laßglä ungetreues Inventar errichtet (8 2005). In dieſen beiden Fällen wird er allen Tach: 
Ri äubigern gegenüber unbeſchränkt haftbar, während er im Falle der Verweigerung des 

ſſenbarungseides nur dem betreffenden, den Eid verlangenden einzelnen Gläubiger unbe» 
schränkt haftet (8 2006). Ä 
8 1993 


Der Erbe iſt berechtigt, ein Verzeichnis des Nachlaſſes (Inventar) bei 
dem Nachlaßgericht einzureichen (Inventarerrichtung) !). 
ET 2095 Ab 1 II 1868 Abf 1; M 5 608: P 5 781—733; 6 395. 


1. Durch freiwillige! i be bie 8 T 
\ freiwillige Inventarerrichtung ſichert ſich der Erbe die Vermutung des $ 2009, 
vorgewiſſert ſich in Verbindung mit dem Aufgebot über den Bestand des Nachlaſſes ( 1980) 
und erleichtert ſich die ihm obliegenden Nachweiſungen, um die Haftung auf den Nachlaß 
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zu beſchränken (§8 1973 A 9, 1990 A 7). Dagegen verliert er mit der Errichtung die auf: 
ſchiebende Einrede des $ 2014. Inhalt des Inventars § 2001, Aufnahme §8 20022004, 
getreue Errichtung $ 2005. Das Inventar iſt erſt mit der Einreichung (§ 2003 Abj 3) 
errichtet. Die Koſten der Inventarerrichtung gehören zu den Nachlaßverbindlichkeiten 
(8 1967 A 3) und find im Konkurſe Maſſeſchulden (KO § 224 Nr 4). Das vom Nachlaß⸗ 
pfleger als dem geſetzlichen Vertreter des Erben (§ 1960 A 4) errichtete Inventar iſt vom 
Erben errichtet. Das vom Nachlaßverwalter oder Teſtamentsvollſtrecker ($ 2215) einge⸗ 
reichte Inventar kann er gemäß § 2004 für ſein Inventar erklären. Inventar des Ehe⸗ 
manns der Erbin $ 2008, des Miterben $ 2063, des Vorerben $ 2144, des Erbſchaftskäufers 
oder Verkäufers $ 2383. — Einreichung eines verſiegelten Juventars wird nur wirkſam 
ſein, wenn das Nachlaßgericht ermächtigt wird, es zu eröffnen, ſobald ein Berechtigter Ein⸗ 
ſicht verlangt ($ 2010). Das Inventar kann auch durch einen Bevollmächtigten errichtet 
und eingereicht werden; Miteinreichung einer Vollmachtsurkunde oder Nachbringung inner⸗ 
halb der Friſt iſt nicht (wie bei der Erbſchaftsausſchlagung, § 1945 A 4) vorgeſchrieben. Das 
Nachlaßgericht kann das Inventar nicht wegen fehlender Vollmacht zurückweiſen; $ 174 findet 
keine Anwendung. Der Erbe, der ſich auf die Wirkſamkeit des eingereichten Inventars be⸗ 
ruft, muß aber nachweiſen, daß der Einreicher von ihm bevollmächtigt war. Die Errichtung 
durch einen Geſchäftsführer ohne Auftrag iſt unwirkſam (§ 180), kann aber wirkſam werden, 
wenn der Erbe innerhalb der Inventarfriſt das Inventar für das ſeinige erklärt (8 2004). — 
Der Teſtamentsvollſtrecker iſt verpflichtet, dem Erben bei der Errichtung des Juventars 
Hilfe zu leiſten, insbeſondere auch bei der Wertsermittlung ($ 2215; RG 17. 2. 16 IV 370/15). 


8 1994 


Das Nachlaßgericht hat dem Erben auf Antrag eines Nachlaßgläubigers!) 
zur Errichtung des Inventars eine Friſt (Inventarfriſt) zu beſtimmen?). 
Nach dem Ablaufe der Friſt haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten 
unbeſchränkt, wenn nicht vorher das Inventar errichtet wirds). 

Der Antragſteller hat ſeine Forderung glaubhaft zu machen‘). Auf die 
Wirkſamkeit der Friſtbeſtimmung iſt es ohne Einfluß, wenn die Forderung 
nicht beſtehts). 

E I 2095, 2096 II 1868 Abſ 1, 1869; M 5 608610; P 5 732—734, 740; 6 395. 


1. Nachlaßgläubiger einſchließlich der Pflichtteilsberechtigten, Vermächtnisuehmer und 
Auflageberechtigten (§ 1967); den Pflichtteilsberechtigten iſt der Erbe überdies zur Aus 
kunfterteilung verpflichtet (8 2314). Ob, wie die herrſchende Meinung annimmt (Planck 
Erl 2 zu dieſem Paragraphen und 8 zu § 1973; zweite Auflage dieſes Kommentars; a. M. 
Hachenburg, Vorträge, 691) auch der ausgeſchloſſene und der dieſem gleichſtehende Gläubiger 
(58 1973, 1974) zu dem Antrage berechtigt iſt, erſcheint mindeſtens zweifelhaft; der Redaktions- 
ausſchuß der zweiten Kommiſſion ſtand auf dem Standpunkte, daß auf den Antrag eines 
ſolchen Gläubigers das Nachlaßgericht keine Friſt ſetzen ſolle. Das erſcheint auch, ungeachtet 
des nicht eingeſchränkten Ausdrucks „Nachlaſigläubiger“, als das Richtigere. Eine im Rechte: 
wege erzwingbare V erpflichtung des Erben zur Errichtung des Inventars iſt im Geſetze 
überhaupt nicht aufgeſtellt (OLG 34, 276); vielmehr it nur an die Nichterrichtung nach 
Setzung der Friſt der Rechtsnachteil der unbeſchränkten Haftung geknüpft; dieſe Folge kann 
einem bereits ausgeſchloſſenen Glaubiger gegenüber nicht eintreten, da der Erbe ſich ihm 
gegenüber auf die Vorſchriften der 88 1973, 1974 berufen kann, wenn er ſpäter den andern 
Gläubigern durch Verſäumung der Inventarfriſt ($ 1994 Satz 2) oder ungetreues Inventar 
(5 2005 Abſ 1) unbeſchränkbar haftbar wird (§ 2013 Abſ 1 Saß 2). Es dürfte aber nicht 
dem Sinne des Geſetzes entſprechen, wie Planck will, dem ausgeſchloſſenen Gläubiger die 
Möglichkeit zu verleihen, den Erben indirekt zur Errichtung des Inventars dadurch zu zwingen, 
daß er den anderen Gläubigern unbeſchränkt haftbar wird, wenn er die auf Antrag des 
ausgeſchloſſenen Gläubigers gelebte Friſt verſäumt. Folgerichtig wird aber auch (was der 
Redaktionsausſchuß verkannt hat) durch die dennoch auf Antrag eines ausgeſchloſſenen Gläu⸗ 
bigers erfolgte Friſtſetzung eine Friſt auch den andern Gläubigern gegenüber für den Erben 
nicht zu laufen beginnen. — Aus ähnlichen Gründen wird auch einem Miterben, der 
Nachlaßgläubiger iſt, nicht das Recht zugebilligt werden können, ſeinen Miterben eine In⸗ 
ventarfriſt ſetzen zu laſſen, da dieſe, auch wenn fie andern Gläubigern unbeſchränkbar haften, 
ihm gegenüber immer noch die Beſchränkung ihrer Haftung herbeiführen können, § 2068 
Abſ 2 (jo Kretzſchmar § 78 A 10; a. M. Planck Erl 2 und zweite Auflage dieſes Kommen: 
tars). — Der Antrag kann ſchriftlich oder zu Protokoll des Gerichtsſchreibers eines Amts⸗ 
gerichts geftellt werden (FGG § 11); an eine Friſt iſt er an ſich nicht gebunden, doch kann 
nach der oben vertretenen Anficht ein Gläubiger, der wegen Ablaufs der fünfjährigen Ver⸗ 
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ſchweigungsfriſt einem ausgeſchloſſenen Gläubiger gleichſteht ($ 1974), ihn nicht mehr ſtellen. 
Wenn der Erbe oder der ihn vertretende Nachlaßpfleger des § 1960 bereits ein formgerechtes 
Inventar eingereicht oder der Erbe ein vom Nachlaßverwalter oder Teſtamentsvollſtrecker 
eingereichtes für das ſeinige erklärt hat ($ 2004), fo wird das Nachlaßgericht den Antrag 
des Gläubigers auf Beſtimmung einer Inventarfriſt ablehnen müſſen (RIA 8, 185). Gegen 
den die Friſt ſetzenden Beſchluß ſteht dem Erben die ſofortige Beſchwerde zu, mit der er 
geltend machen kann, daß bereits ein Inventar eingereicht oder daß er nicht Erbe oder daß 
die Friſt zu kurz bemeſſen ſei; ebenſo jedem Nachlaßgläubiger, wenn die Friſt zu lang be⸗ 
meſſen iſt; die Beſchwerdefriſt beginnt für jeden Gläubiger mit der Zuſtellung an den An⸗ 
tragſteller (368 8 77). Gegen die Ablehnung ſteht dem antragſtellenden Gläubiger die 
einfache Beſchwerde zu (FGG $ 20). 

2. Inventarfriſt als techniſche Bezeichnung. Daß der Erbe bereits angenommen habe, 
iſt nicht erforderlich ($ 1995 Abſ 2). Doch darf er nicht bereits wirkſam ausgeſchlagen haben. 
Herrſcht Streit darüber, ob ausgeſchlagen ſei, fo kann Ausſetzung der Inventaraufnahme 
nicht verlangt werden (RIA 3, 176). Schlägt er hinterher aus, fo wird die Friſtbeſtimmung 
von ſelbſt wirkungslos. Auch dem geſchäftsunfähigen oder in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkten Erben kann die Friſt beſtimmt werden. Doch läuft die Friſt nur nach Maßgabe des 
§ 206 ab ($ 1997) und iſt $ 1999 zu beobachten. Nicht aber dem Fiskus (8 2011), dem Nach⸗ 
laßpfleger oder Nachlaßverwalter ($ 2012) oder dem Erben während der Dauer der Nachlaſſ⸗ 
verwaltung und des Nachlaßkonkurſes (8 2000). Die Friſt iſt eine richterliche; Beginn, Dauer 
und Verlängerung 8 1995. Sie braucht mehreren. Erben gegenüber nicht einheitlich feſtgeſetzt 
zu werden. Sie wird gewahrt durch Einreichung des Inventars, aber auch durch Stellung 
des Antrags nach $ 2003 Abſ 1 oder durch Erklärung nach § 2004, wobei dem Inventar⸗ 
pflichtigen nach 88 2008, 2063, 2144, 2383 auch das von gewiſſen andern Perſonen er- 
richtete Inventar zuſtatten kommt. 

3. Die unbeſchränkte Haftung tritt durch Nichteinhaltung der Friſt ipso jure gegenüber 
allen Nachlaßgläubigern ein, auch wenn ſie an der Antragſtellung nicht beteiligt waren. 
Nicht jedoch gegenüber einem bereits ausgeſchloſſenen oder einem ſolchen gleichſtehenden 
Gläubiger ($ 2018 Abſ 1 Satz 2); auch nicht zuungunſten eines Miterben gegenüber den 
übrigen Erben, die Nachlaßgläubiger find (8 2063 Abſ 2); ebenſowenig zuungunſten eines 
Nacherben gegenüber dem Vorerben als Nachlaßgläubiger (8 2144 Abſ 3). — Darauf, ob 
die Verſäumnis vom Erben verſchuldet war oder nicht, kommt nichts an (f. jedoch § 1996). 
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Wirkungen der unbeſchränkten Haftung $ 2013 A 2. — Wegen der Beweislaſt vgl. § 2013 A 4. 
„ 4. Glaubhaftmachung der Forderung FGG § 15 Abſ 2. Die Vorſchriften der ZPO 
13 294) find nicht, wie für die durch AS § 15 Abſ 1 geregelten Verfahrensakte, allgemein als 
entſprechend anwendbar erklärt, insbeſondere alſo nicht die Unzuläſſigkeit einer nicht fofort 
möglichen Beweisaufnahme; uur die Zulaſſung zur Verſicherung an Eides Statt iſt herüber— 
genommen. — Die Vorſchrift enthält eine Ausnahme von der dem Nachlaßgerichte ob: 
liegenden Pflicht zur Ermittlung von Amts wegen ($ 12); fie kann deshalb nicht auf die 
Feſtſtellung der Erbeigenſchaft desjenigen, dem die Inventarfriſt beſtimmt werden 
ſoll, ausgedehnt werden; die hierzu etwa erforderlich erſcheinenden Ermittlungen hat viel- 
mehr das Nachlaßgericht von Amts wegen anzuſtellen (RA 11, 89). Dazu wird es den 
jüntragſteller und den angeblichen Erben hören können; bleibt die Erbeigenfchaft zweifel 
haft, 0 wird der Antrag abzulehnen ſein. Hat derjenige, dem die Inventarfriſt geſetzt werden 
joll, die Erbſchaft ausgeſchlagen, fo hat das Nachlaßgericht auch zu eutſcheiden, ob die 
Ausſchlagung rechtswirkſam iſt; Einwendungen im Prozeſſe werden aber dadurch nicht ab⸗ 
geſchnitten (RIA 3, 176). 

5. Der ſäumige Erbe wird auch, wenn die Forderung nicht beſteht, unbeſchränkt haftbar 
Das Nachlaßgericht kann die Friſtbeſtimmung nicht zurücknehmen, auch wenn es nachträglich 
ihre Vorausſetzungen für nicht gegeben erachtet (566 8 18 Abf 2). 


8 1995 


Die Inventarfriſt ſoll mindeſtens einen Monat, höchſtens drei Monate 
betragen). Sie beginnt mit der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den die 
Friſt beſtimmt wird?). 

Wird die Friſt vor der Annahme der Erbſchaft beſtimmt, ſo beginnt ſie 
erſt mit der Annahme der Erbſchafts). 

Auf Antrag des Erben kann das Nachlaßgericht die Friſt nach ſeinem 
Ermeſſen verlängern‘). 

€ 1 2097 II 1870; M 5 610, 611; B 5 794, 
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1. Dauer der Friſt. Eine Verletzung der Sollvorſchrift macht die Friſtbeſtimmung nicht 
unwirkſam, ſondern begründet nur ein Beſchwerderecht ($ 1994 A 1); doch wird die ein- 
150 Mindeſtfriſt dem Erben auch ohne Beſchwerde offenſtehen. Friſtberechnung 

186—193. 

2. Die Zuſtellung erfolgt nach FGG 8 16 Abſ 2, ZPO 88 208—213. Sie ſetzt für jeden 
der mehreren Erben eine beſondere Friſt in Lauf. Für den Fall unverſchuldeter Unkenntnis 
von der Zuſtellung gewährt § 1996 Hilfe. Zuſtellung an den geſetzlichen Vertreter des Erben 
30 8 171, Mitteilung an das Vormundſchaftsgericht $ 1999. Dem Antragſteller gegenüber 
genügt Bekanntmachung zu Protokoll, FGG 8 16 Abf 3. 

3. Annahme der Erbſchaft 8 1943 A I u. 8 1057 A 1. 

4. Friſtverlängerung $ 190. Sie kann nur in Frage kommen, wenn der Antrag geſtellt 
wird, ſolange die beſtimmte Friſt noch nicht abgelaufen iſt. Gegen die auf den Verlängerungs⸗ 
antrag ergehende Verfügung ſofortige Beſchwerde des Erben wie des Gläubigers (FGG 
§ 77 Abſ 2, 3). Wiederholte Verlängerung iſt nicht ausgeſchloſſen. Für die verlängerte 
Friſt beſtehen keine Grenzen. Verkürzung der einmal beſtimmten Friſt iſt weder bei der 
erſten noch bei einer ſpäteren Friſtbeſtimmung zuläſſig. 


8 1996 


Iſt der Erbe durch höhere Gewalt verhindert worden, das Inventar recht⸗ 
zeitig zu errichten oder die nach den Umſtänden gerechtfertigte Verlängerung 
der Inventarfriſt zu beantragen, ſo hat ihm auf ſeinen Antrag das Nachlaß⸗ 
gericht eine neue Inventarfriſt zu beſtimmen!). Das gleiche gilt, wenn der 
Erbe von der Zuſtellung des Beſchluſſes, durch den die Inventarfriſt be⸗ 
ſtimmt worden iſt, ohne ſein Verſchulden Kenntnis nicht erlangt hate). 

Der Antrag muß binnen zwei Wochen nach der Beſeitigung des Hinder⸗ 
niſſes und ſpäteſtens vor dem Ablauf eines Jahres nach dem Ende der zuerſt 
beſtimmten Friſt geſtellt werdend). 

Bor der Entſcheidung ſoll der Nachlaßgläubiger, auf deſſen Antrag die 
erſte Friſt beſtimmt worden iſt, wenn tunlich gehört werden“). 

E I 2098 II 1871; M 5 611, 612; P 5 734 


1. Begriff der höheren Gewalt ſ. § 203 A 2; doch iſt für den Fall des Stillſtandes der 
Rechtspflege (8 203 Abſ 1) beſondere Regelung durch § 1997 getroffen (. A 1 99 5 In 
anderen Fällen der höheren Gewalt wird der Lauf der Friſt nicht gehemmt, aber Abhilfe 
nach Art einer Wiedereinſetzung in den vorigen Stand (RG 54, 151) durch Be: 
ſtimmung einer neuen Inventarfriſt gewährt. Für dieſe gelten die Beſtimmungen des 
§ 1995; ſie ſoll alſo wiederum mindeſtens einen Monat betragen und kann gleichfalls ver⸗ 
längert werden. Die Beſtimmung einer neuen Friſt kann wiederholt erfolgen, jedoch nur 
innerhalb der durch Abſ 2 gegebenen Jahresfriſt vom Ende der zuerſt beſtimmten Friſt. — 
Die Verhinderung muß entweder die Errichtung des Inventars innerhalb der Friſt oder 
auch nur die rechtzeitige Stellung des Antrags auf Verlängerung der Friſt ($ 1995 Abſ 3; 
ſ. A 4) unmöglich gemacht haben, letzteres z. B. durch Poſtſperre oder Verkehrsſtockung, 
wobei jedoch weiter erforderlich iſt, daß der Verlängerungsantrag den Umſtänden nach 
gerechtfertigt geweſen wäre, eine Frage, über die das Nachlaßgericht nachträglich nach 
Ermeſſen zu entſcheiden hat. 

2. Entſprechend ZPO 8 233 Abſ 2. So beſonders im Falle der Erſatzzuſtellung nach 
ZPO 88 181, 182 oder der öffentlichen Zuſtellung nach ZPO $ 203 oder auch der Zu: 
ſtellung an einen militäriſchen Vorgeſetzten nach § 172. Das Verſchulden des geſetzlichen 
Vertreters oder des Generalbevollmächtigten (3PO 88 171, 173) iſt vom Erben zu vertreten. 

3. Entſprechend ZPO $ 234. Hemmung der Antragsfriſt $ 1997, Tod des Erben § 1998. 

4. Sofortige Beſchwerde des Erben oder des Nachlaßgläubigers gegen die ablehnende 
oder ſtattgebende Verfügung FGG 8 77 Abſ 2. Die rechtskräftige Entſcheidung des Nachlaß ⸗ 
gerichts kann auch im Prozeſſe nicht wieder in Frage geſtellt werden. — Neue Friſt zur Er- 
gänzung des Inventars § 2005 Abſ 2. 


§ 1997 


Auf den Lauf der Inventarfriſt und der im § 1996 Ab 2 beſtimmten 
Friſt von zwei Wochen finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften 
des § 203 Abſ 1 und des 8 206 entſprechende Anwendung). 

E I 2100 II 1872; M 5 613, 614; P 5 734, 741. 
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1. Der Lauf und ſomit auch der Ablauf der urſprünglichen, der verlängerten und der 
neu beſtimmten Inventarfriſt ſowie der zweiwöchigen Antragsfriſt (88 1995, 1996) wird 
gehemmt durch Stillſtand der Rechtspflege ($ 203 Abſ 1). Andere Fälle der höheren 
Gewalt § 1996. Hemmung tritt ferner ein, wenn während des Laufes der Friſten der 
Erbe geſchäftsunfähig wird oder ſein geſetzlicher Vertreter wegfällt (5 206). Beſteht dieſer 

angel ſchon, bevor die Friſten zu laufen begonnen haben, ſo können ſie überhaupt nicht 
in Lauf geſetzt werden, bevor der Mangel behoben iſt. Von dem Zeitpunkte ab, in welchem 
der Erbe unbeſchränkt geſchäftsfähig geworden oder wieder geſetzlich vertreten iſt, beginnt 
die urſprünglich beſtimmte, die verlängerte oder die neu beſtimmte Friſt, ebenſo die zwei⸗ 
wöchige Antragsfriſt von neuem zu laufen. Nur wenn die Friſt auf mehr als ſechs Monate 
verlängert worden iſt (§ 1995 Abſ 3), endet fie ſpäteſtens ſechs Monate nach Behebung des 
Mangels ($ 206). Der Ablauf der Friſt tritt auch ein, wenn der geſchäftsfähig gewordene 
Erbe oder der neu eingetretene geſetzliche Vertreter von der Friſtſetzung keine Kenntnis 
erhalten hat (vgl. § 1944 A 4); doch kann in dieſem Falle Abhilfe durch Beſtimmung einer 
neuen Inventarfriſt nach $ 1996 Abf 1 Satz 2 geſchaffen werden. 


§ 1998 

Stirbt der Erbe vor dem Ablaufe der Inventarfriſt oder der im 8 1996 
Abſ 2 beſtimmten Friſt von zwei Wochen, ſo endigt die Friſt nicht vor dem 
Ablaufe der für die Erbſchaft des Erben vorgeſchriebenen Ausſchlagungs⸗ 
friſt y. 

E I 2099 II 1873; M 5 612, 613; P 5 734. 

1. Die Vorſchrift des $ 1952 Abſ 2 iſt auf die Inventar⸗ und die Antragsfriſt übertragen. 
Das Ende der Friſten wird in dieſem Falle ſo lange hinausgeſchoben, bis die Ausſchlagungs⸗ 
friſt für die dem Erbeserben angefallene Erbſchaft des unmittelbaren Erben abgelaufen iſt 
6.1944). Auch hier (vgl. $ 1997 A 1) kann die einmal in Lauf geſetzte Inventar⸗ uſw. Friſt 
ablaufen, ohne daß der Erbeserbe davon Kenntnis erhält, daß eine Friſt beſtimmt iſt; als⸗ 
dann iſt gegebenenfalls $ 1996 Abſ 1 Satz 2 anwendbar. — Fällt die Erbſchaft des Erben 
an mehrere Erben, ſo iſt jeder Miterbe zur Errichtung des Inventars über die ganze dem 
erſten Erben angefallene Erbſchaft verpflichtet. Die Friſt kann für jeden verſchieden laufen 
(8.1944 A 2). Wahrung der Friſt durch einen Miterben kommt auch den andern nicht ſchon 
unbeſchränkt haftbar gewordenen Miterben zuſtatten (§ 2068). Auch der Erbeserbe kann 
Verlängerung ($ 1995 Abſ 3) und neue Friſtbeſtimmung (8 1996) beantragen. 


8 1999 


Steht der Erbe unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft, jo 
ſoll das Nachlaßgericht dem Vormundſchaftsgerichte von der Beſtimmung 
der Inventarfriſt Mitteilung machen). 

E I 2101 IL 1874; M 5 614; P 5 734. . 

1. Das Vormundſchaftsgericht ſoll damit in den Stand geſetzt werden, von Aufſichts 


wegen (88 1837, 1667ff.) über Einhaltung der Inventarfriſt durch Vormund (Pfleger 8 1915) 
oder Gewalthaber zu wachen. Für den Friſtablauf ſelbſt it die Mitteilung ohne Bedeutung. 


§ 2000 

Die Beſtimmung einer Jnventarfriſt wird unwirkſam, wenn eine Nach⸗ 
laßverwaltung angeordnet oder der Nachlaßkonkurs eröffnet wird). Wäh⸗ 
rend der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes kann eine 
Inventarfriſt nicht beſtimmt werden ). Iſt der Nachlaßkonturs durch Ver⸗ 
teilung der Maſſe oder durch Zwangsvergleich beendigt, ſo bedarf es zur Ab⸗ 
wendung der unbeſchränkten Haftung der Inventarerrichtung nichts). 

© I 2055 Abſ 2 IT 1868 Ubf 8; W 5 609; P 5 733, 741. 


1. Nachlaßverwaltung und Nachlaßkonkurs ſichern dem Erben ohnedies die beſchränkt 
Haftung (8 1975), den Nachlaßgläubigern lber li abe e Befriedigung. Pflicht 
des Verwalters, ein Verzeichnis des Nachlaſſes aufzustellen $ 1985 A 1. 

2. Die Inventarfriſt kann weder dem Erben noch dem Nachlaßverwalter (S 2012) noch 
dem Konkursverwalter, dem ſchon das Geſeh Anfertigung des Inventars und der Bilanz auf- 
erlegt (RD 8 124), beſtimmt werden. Auch die Beeidigung eines vom Erben bereits errichteten 
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Inventars ($ 2006) mit der dort für den Verweigerungsfall angedrohten Folge der unbe⸗ 
ſchränkten Haftung kann jetzt nicht mehr in Frage kommen, wohl aber kann der Erbe zur 
Leiſtung des Offenbarungseides als Gemeinſchuldner gemäß KO $ 125 angehalten werden. 

3. In dieſem Falle haftet der Erbe nach 8 1989 (A 4) allen Gläubigern gegenüber nur 
fo, wie er den gemäß § 1973 ausgeſchloſſenen Gläubigern gegenüber haften würde. 
In dem beſonderen Falle des durchgeführten Nachlaßkonkurſes, der notwendig die Ju: 
ventarerrichtung ſchon mit ſich gebracht hat (KO 8 124), darf dem Erben die Inventarfriſt 
überhaupt nicht beſtimmt werden. Dagegen iſt ihm auf Antrag neue Friſt zu beſtimmen, 
wenn der Konkurs auf andere Weiſe beendet worden iſt ($ 1089 A 1). Da es an einer 
gleichen Beſtimmung für den Fall der durchgeführten Nachlaßverwaltung (ogl. $ 1986 
A 4) fehlt, wird man annehmen müſſen, daß nach Aufhebung einer ſolchen dem Erben wieder 
eine Inventarfriſt beſtimmt werden kann, bei deren Nichtbeachtung er auch jetht noch unbe: 
ſchränkbar haftbar wird. Doch kann er ſich auf ein vom Nachlaßverwalter formgerecht er 
richtetes und dem Nachlaßgerichte eingereichtes Inventar berufen ($ 2004). 


§ 2001 

In dem Inventar jollen?) die bei dem Eintritte des Erbfalls vorhandenen 
Nachlaßgegenſtände und die Nachlaßverbindlichkeiten vollſtändig angegeben 
werden!). 

Das Inventar joll?) außerdem eine Beſchreibung der Nachlaßgegenſtände, 
ſoweit eine ſolche zur Beſtimmung des Wertes erforderlich iſt, und die An⸗ 
gabe des Wertes enthalten?). 

E 1 2105 II 1875; M 5 618; P 5 735—737. 


1. Für die Nachlaßgegenſtände (Sachen und Rechte § 90) iſt lediglich die Zeit des 
Erbfalls maßgebend. Ebenſo für die Wertsangabe. Seit dem Tode des Erblaſſers ein⸗ 
getretene Veränderungen bleiben außer Betracht. Es ſind alſo auch diejenigen Nachlaß. 
gegenſtände aufzuführen, die zur Zeit der Errichtung nicht mehr vorhanden ſind; anderſeits 
nicht die nach dem Erbfalle dem Nachlaſſe erworbenen Gegenſtände, insbeſondere nicht die 
Erſatzforderungen gegen den Erben ($ 1978 Abſ 2). Dagegen entſcheidet für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten (5 1967 Abſ 2) der Zeitpunkt der Errichtung. Hierzu gehören auch die 
Koſten des Inventars (im Konkurſe als Maſſeſchuld KO 8 224 Nr 4). Dies ſchließt nicht 
aus, daß ſich der Erbe zu Zwecken der Inventarerrichtung durch Rechtsgeſchäft auch per- 
ſönlich verpflichtet ($ 1967 A 3). Aus dem Zwecke der Inventarerrichtung iſt zu entnehmen, 
daß die durch Koufuſion erloſchenen Rechte und Verbindlichkeiten aufzuführen find, da fie 
wiederaufleben können (88 1976, 1991 Abf 2). Vergleichung und Ermittelung des Beſtands⸗ 
oder Schuldenüberſchuſſes iſt zweckmäßig, aber nicht vorgeſchrieben. Auch das von einem 
Miterben errichtete Inventar (vol. RIA 8, 100) muß ſich über den ganzen Nachlaß ver⸗ 
halten. Ausgleichungspoſten (8 2057) gehören nicht herein. 

2. Die Beſchreibung und Wertsangabe liegt im Falle des § 2002 dem Erben, im Falle 
des § 2003 unter Mitwirkung des Erben dem aufnehmenden Beamten ob. Abſchätzung 
durch Sachverſtändige iſt nicht erforderlich. 

3. Die Vorſchriften des Paragraphen find nur Ordnungsvorſchriften („ſoll“); von ihrer 
Beobachtung iſt die Wirkſamkeit der Inventarerrichtung nicht abhängig. Doch muß das 
eingereichte Schriftſtück ſich wenigſtens als ein „Inventar“, d. h. als eine Beſtandsaufnahme 
des Nachlaſſes, darſtellen. Über den Einfluß von Unrichtigkeiten und Unvollſtändigkeiten 
beſtimmt im übrigen § 2005. 


8 2002 
Der Erbe muß zu der Aufnahme des Inventars eine zuſtändige Behörde 


oder einen zuſtändigen Beamten oder Notar zuziehen !). 
E I 2102 II 1876; M 5 615, 616; P 5 734, 737. 


1. Ein vom Erben ſelbſt ohne Zuziehung einer Amtsperſon aufgenommenes Inventar 
iſt unwirkſam, ſelbſt wenn es öffentlich beglaubigt wäre (anders bei dem vom Vorerben 
nach $ 2121 oder vom Teſtamentsvollſtrecker nach $ 2215 mitzuteilenden Verzeichnis). Er 
bedarf in jedem Falle, auch wenn kein Nachlaß vorhanden iſt, der amtlichen Mitwirkung 
gemäß § 2002 oder § 2008. Anderſeits iſt auch ein von der Amtsperſon ſelbſt auf 
genommenes Inventar kein ſolches nach $ 2002; vielmehr müſſen Erbe und Amtsperſon 
zur Aufnahme zuſammenwirken, insbeſondere iſt die Unterſchrift des Erben erforderlich (Res 
77, 247). Die Zuſtändigkeit der Behörde, des Beamten oder Notars beſtimmt ſich nach 
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Landesrecht. Nach preußiſchem Rechte iſt ein Gerichtsvollzieher nur zuſtändig, wenn 
er vom Gerichte beauftragt iſt ($ 74 Nr 3 Prucc VG; RG 77, 246). Der Erbe hat ſelbſt 
für rechtzeitige Einreichung zu ſorgen ($ 1994 A 2). Nur Antrag nach $ 2003 Abſ 1, nicht 
bloße Zuziehung wahrt die Friſt. Die zugezogene Amtsperſon muß ihre Mitwirkung durch 
dienſtliche Unterſchrift neben der des Erben kenntlich machen. Der Erbe kann ſich bei der 
Aufnahme durch einen Bevollmächtigten vertreten laſſen; Einreichung der Vollmacht mit 
dem Inventar oder innerhalb der Friſt iſt nicht (wie bei der Erbſchaftsausſchlagung, § 1945 
Abſ 2) vorgeſchrieben. Die Einreichung des Inventars durch einen Geſchäftsführer ohne 
Auftrag ift unwirkſam (8 180); doch wird fie wirkſam, wenn der Erbe innerhalb der Friſt 
auf das eingereichte Inventar gemäß § 2004 Bezug nimmt. 


S 2003 

Auf Antrag des Erben hat das Nachlaßgericht entweder das Inventar 
ſelbſt aufzunehmen oder die Aufnahme einer zuſtändigen Behörde oder einem 
zuſtändigen Beamten oder Notar zu übertragen!). Durch die Stellung des 
Antrags wird die Inventarfriſt gewahrt?). 

Der Erbe iſt verpflichtet, die zur Aufnahme des Inventars erforderliche 
Auskunft zu erteilen“). 

Das Inventar iſt von der Behörde, dem Beamten oder dem Notar bei 
dem Nachlaßgericht einzureichen). 

E 1 2103 II 1877; M 5 616, 617; P 5 734, 741. 

1, Nachlaßgericht F 88 72ff. Seine Zuſtändigkeit kann durch Landesgeſetz über⸗ 
haupt (Ech Art 147) oder doch ſoweit es ſich um Aufnahme des Inventars handelt (Art 148) 
ausgeſchloſſen werden. Die Übertragung kann nur an eine zuſtändige Behörde uſw. 
erfolgen; die Zuſtändigkeit beſtimmt ſich auch hier nach Landesrecht, doch können nur Be- 
hörden, Beamte oder Notare für zuſtändig erklärt werden. Der Erbe darf den Beamten 
nicht mit Übergehung des Nachlaßgerichts ſelbſt beauftragen (RG 77, 246). Der Antrag kann 
auch von einem Miterben wirkſam geſtellt werden (RIA d, 100). 

2. Inventarfriſt 8 1995, verlängerte und neu beſtimmte Friſt 88 1995 Abſ 3, 1996. Der 
von einem Miterben geſtellte Antrag wahrt die Friſt auch für die übrigen Erben (§ 2069 Abf 1, 
DLG 10, 296). Er kann darauf gerichtet werden, das Inventar bei dem im Beſitze des Nach⸗ 
laſſes befindlichen Miterben aufzunehmen (OLG 5, 342). 
ze Die Aufnahme liegt abweichend von § 2002 nicht dem Erben, ſondern dem amtlichen 
tgane ob. Nach RZA 12, 111 ſoll dieſes im Jutereſſe der Aufklärung auch dritte Perſonen, 
gar einen Nachlaßgläubiger zuziehen dürfen. Der Erbe ift zur Mitwirkung nur durch 
Erteilung von Auskunft verpflichtet. An ſeine Angaben iſt aber das amtliche Organ 
nicht gebunden. Unmittelbare Zwangsmittel zur Erwirkung der Auskunfterteilung beſtehen 
nicht. Ihre Verweigerung oder Verzögerung, ſowie die Unrichtigkeit der Auskunft ſind 
aber mit dem Verluſte der beſchränkten Haftung bedroht (8 2005 Abſ 1). Aus der Auskunfts⸗ 
Acht wird auch die Pflicht zur Vorlegung eines Verzeichniſſes (§ 260) zu folgern ſein. 
Koſtenlaſt bei unzulänglichem Nachlaſſe nach preußiſchem Recht OLG 26, 291. 
es 4. Die Amtsperſonen find zur Einreichung nicht bloß (wie die Notare in 366 88 71, 129, 
BD $ 15) ermächtigt, ſondern verpflichtet. Gegen Verzögerungen ift die Auffichtsbeſchwerde 


gegeben. 

8 2004 
„Befindet ſich bei dem Nachlaßgerichte ſchon ein den Vorſchriften der 
SS 2002, 2003 entſprechendes Inventar!), jo genügt es, wenn der Erbe vor 
dem Ablaufe der Inventarfriſte) dem Nachlaßgerichte gegenüber erklärt, 


daß das Inventar als von ihm eingereicht gelten foll?). 
E 1 2104 II 1878; M 5 617, 618; P 5 735. 


. Das bei dem Nachlaßgericht befindliche Inventar darf nicht bloß als Privatinventar 
errichtet worden ſein. War e Inventar ben Erben oder mit Wirkung 
ür den Erben ($$ 2008, 2063, 2144, 2383) von einem andern errichtet, ſo kommt $ 2004 nicht 
in Frage. Die Friſt darf ihm in dieſem Falle überhaupt nicht beſtimmt werden (§ 1994 A 1). 
Das in Bezug zu nehmende Inventar kann vom Nachlaß oder Konkursverwalter, vom 
Teſtamentsvollſtrecker, Erbſchaftsbeſitzer, auch von einem nicht ausgewieſenen Bevoll⸗ 
mächtigten oder einem auftragsloſen Geſchäftsführer des Erben errichtet und dem Nach. 
laßgericht von vornherein eingereicht oder von ihm herbeigezogen ſein. Es kann auch vom 
Nachlaßgericht ſelbſt gemäß 8 1960 Abſ 2 errichtet ſein. 
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2. Vor Ablauf der erſten oder der verlängerten oder der neu beſtimmten Inventarfriſi 
(88 1995, 1996). 0 

3. Die Erklärung iſt an keine Form oder Formel gebunden. Erfolgt fie durch einen Be⸗ 
vollmächtigten, fo darf fie nicht wie in 8 174 zurückgewieſen werden, wenn Vollmachtsurkunde 
nicht vorgelegt wird. Beglaubigung oder Nachbringen der Vollmacht innerhalb der Friſt 
(fo bei der Ausſchlagung 8 1945 Abſ 2) ift nicht vorgeſchrieben (vgl. $ 1993 A 1). Auch durch 
Bezugnahme auf ein fremdes Inventar kann ungetreue Errichtung im Sinne von § 2005. 
(A 1) begangen werden. 


8 2005 


Führt der Erbe!) abſichtlich eine erhebliche Unvollſtändigkeit der im In⸗ 
ventar enthaltenen Angabe der Nachlaßgegenſtände herbeiln) oder bewirkt er 
in der Abſicht, die Nachlaßgläubiger zu benachteiligen, die Aufnahme einer 
nicht beſtehenden Nachlaßverbindlichteite), jo haftet er für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten unbeſchränkte). Das gleiche gilt, wenn er im Falle des § 2003 
die Erteilung der Auskunft verweigert oder abſichtlich in erheblichem Maße 
verzögert). 

Iſt die Angabe der Nachlaßgegenſtände unvollſtändig, ohne daß ein Fall 
des Abſ 1 vorliegt'), jo kann dem Erben zur Ergänzung eine neue Inventar⸗ 
friſt beſtimmt werden“) 7). 

E I 2106 II 1879; M 5 618—621; P 5 738— 741, 754— 756. 


1. Der Erbe haftet auch für Verfehlungen feines geſetzlichen Vertreters oder Be⸗ 
vollmächtigten bei Errichtung des Inventars, da es ſich dabei um die Erfüllung einer 
beſtehenden ſchuldrechtlichen Verbindlichkeit handelt ($ 278), auch wenn eine Inventarfriſt 
noch nicht beſtimmt iſt. Dagegen können Verfehlungen ſolcher Perſonen, deren Iuventar⸗ 
errichtung ihm nur zuſtatten kommt“ (88 2008, 2063, 2144, 2383), feine unbeſchränkte Haf⸗ 
tung gemäß $ 2005 nicht bewirken; fie können aber, wenn ihm eine Inventarfriſt beſtimmt 
iſt und er nicht ſelbſt ein Juventar errichtet hat, dazu führen, daß dieſe als verſäumt gilt 
($ 1994 Abſ 1 Satz 2), da die Errichtung eines ungetreuen Inventars zur Wahrung der 
Friſt nicht geeignet iſt. Näheres $ 2008 A 5. 

la. Das Geſetz unterſcheidet beim ungetreuen Inventar zwiſchen den auf die Aktiven 
und den auf die Paſſiven des Nachlaſſes (5 2001 Abſ 1) bezüglichen Angaben. Es macht aber 
zwiſchen dem freiwilligen (8 1993) und dem erzwungenen Inventar (88 1994ff.) keinen Unter · 
ſchied. Bezüglich der Nachlaßgegenſtände (Sachen und Rechte $ 90) ift bei Strafe der un. 
beſchränkten Haftung Vollſtändigkeit erfordert, ſoweit der Erbe von ihrem Vorhandenſein 
und der Zugehörigkeit zum Nachlaſſe Kenntnis hat. Mängel der Beſchreibung und der Wert- 
angabe (§ 2001 Abſ 2) bleiben außer acht. Der Erbe kann die Unvollſtändigkeit, wenn er das 
Inventar ſelbſt errichtet (§ 2002), unmittelbar, wenn er die amtliche Errichtung veranlaßt, 
mittelbar durch die Art der von ihm erteilten Auskunft ($ 2003 Abſ 2), im Falle des § 2004 
dadurch, daß er auf ein ihm als unvollſtändig hinſichtlich der Nachlaßgegenſtände oder nicht 
beſtehende Nachlaßverbindlichkeiten enthaltend bekanntes Inventar Bezug nimmt, herbei⸗ 
führen. Mit Strafe bedroht iſt aber nur abſichtliches Handeln oder Unterlaſſen im Gegenſatze 
zur bloßen Fahrläſſigkeit. Gleichgültig iſt, welchen Zweck er damit verfolgt. insbeſondere ob er 
damit jemand zu benachteiligen ſucht. Die Unvollſtändigkeit muß aber eine erhebliche, je 
nach dem Umfange des Nachlaſſes auch für die Intereſſen der Glaubiger ins Gewicht fallende 
ſein. Auch deſſen muß ſich der Erbe bewußt ſein. 

2. Bezüglich der Nachlaßverbindlichteiten genügt dagegen die bloße Abſicht, d. h. die 
wiſſentlich falſche Aufnahme einer nicht oder nicht in der angegebenen Höhe beſtehenden Schuld 
nicht. Es muß vielmehr die Benachteiligungsabſicht in bezug auf die Nachlaßgläubiger hin⸗ 
zukommen. In der Regel die Abſicht, ihnen die Überſchuldung des Nachlaſſes vorzuſpiegeln 
und fie hierdurch zur Ermäßigung ihrer Forderungen zu bewegen oder auch ihnen Nachlaß⸗ 
gegenſtände durch Anrechnung auf die nicht beſtehenden Nachlaßverbindlichkeiten, ſei es zum 
Vorteile der angeblichen Gläubiger dieſer Verbindlichkeiten oder zu eigenem Vorteile, zu 
entziehen (vgl. auch KO & 239 Nr 2). Das Weglaſſen beſtehender Verbindlichkeiten it 
unſchädlich. Da das Inventar mit der Einreichung errichtet iſt (88 1993, 2003 Abs 3), ſo 
kommt es darauf an, ob die Inventarpflicht in dieſem Augenblicke verletzt iſt, ſei es auch, 
daß die Friſt noch nicht abgelaufen war, oder daß, wie im Falle des $ 1993, eine Friſt über 
haupt nicht läuft. Der Erbe kann deshalb zwar bis zur Einreichung, nicht aber bis zun 
Friſtablauf, durch Berichtigung der ungetreuen Angaben die Folgen abwenden (a. M- 

taudinger Erl 4). 
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3. Er haftet unbeſchränkt gegenüber allen Nachlaßgläubigern, nicht bloß wie im Falle 
des § 2006 Abs 3 dem Antragſteller. Ausnahmen 88 2063 Abſ 2, 2144 Abſ 3. 

4. Verweigerung und Verzögerung der Auskunft, zu der der Erbe nach 8 2003 Abſ 2 
verpflichtet ift, ſetzen voraus, daß er durch das das Inventar aufnehmende Amtsorgan zur 
Erteilung der Auskunft aufgefordert worden iſt. Die Verweigerung bedeutet eine ausdrück⸗ 
liche Ablehnung, enthält alſo ohne weiteres die Abſicht (den Vorſatz), die Auskunft nicht zu 
erteilen, während die Verzögerung, die an ſich auch auf Fahrläſſigkeit beruhen kann, nur 
in Betracht kommt, wenn ſie die Abſicht, die Inventaraufnahme hinauszuziehen, erkennen 
läßt. Nicht die Verweigerung oder Verzögerung der Auskunft über eine einzelne Tatſache, 
ſondern nur die Verletzung der einheitlichen Auskunftspflicht in bezug auf die geſamte 
Tätigkeit des Amtsorgans oder doch einen weſentlichen Teil dieſer Tätigkeit ſoll nach den 
Kommiſſionsprotokollen (5, 756) den Rechtsnachteil zur Folge haben. Die Vorſchrift 
des Abſ 1 Satz 2, die als zu ſtreng in der zweiten Kommiſſion ohne Erfolg bekämpft wurde, 
bezweckt zu verhindern, daß der Erbe, der die ihm beſtimmte Inventarfriſt durch Antrag 
gemäß 8 2003 Abf 1 gewahrt hat, die ordnungsmäßige Errichtung des Inventars 
durch das amtliche Organ dadurch hindert, daß er die dazu erforderliche Auskunft verweigert 
oder verzögert; in ſolchem Falle ſoll er ſich fo behandeln laſſen müſſen, als wenn er die 
Errichtung des Inventars unterlaſſen hat (Prot 5, 756). Aus dieſer Zweck 
beſtimmung, die auch im Geſetze hinreichenden Ausdruck gefunden hat, iſt zu entnehmen, 
daß die Vorſchrift keine Anwendung finden kann, wenn dem Erben eine Inventarfriſt noch 
nicht beftimmt war ($ 1993); aber auch nicht, wenn die Behörde ungeachtet der Verweigerung 
das Inventar errichtet hat, ſei es, weil ſie die Auskunft von anderer Seite erhalten oder 
ſie für nicht erforderlich gehalten hat. Iſt das Inventar infolgedeſſen unvollſtändig hin: 
ſichtlich der Aktiva geworden (eine betrügerifche Aufnahme von Paſſiven kommt hier nicht 
in Frage), jo haftet der Erbe, wenn er die linvollſtändigkeit durch Auskunftsverweigerung 
abſichtlich herbeigeführt hat, gemäß Abſ 1 Satz 1 unbeſchränkt. Andernfalls kann ihm 
nur eine neue Inventarfriſt zur Ergänzung beſtimmt werden (Abſ 2). Kann dann 
dieſe Ergänzung nicht erfolgen, weil der Erbe wiederum die Auskunft verweigert, ſo 
haftet er nunmehr nach Abſ 1 Satz 2 unbeſchränkt. Abweichend Planck Erl 2, 183, der 
die unbeſchränkte Haftung dann eintreten laſſen will, wenn infolge der Verweigerung oder 
Verzögerung der Auskunft die Inventarfriſt verſtrichen iſt, wobei aber nicht beachtet 
zu fein ſcheint, daß die Inventarfriſt bereits durch den Antrag nach § 2003 gewahrt ift, alſo 
nicht mehr verſtreichen kann. 

5. So wenn die Unvollſtändigkeit durch unverſchuldete Unkenntnis oder durch Fahr⸗ 
läſſigkeit des Erben herbeigeführt worden iſt. Keine Nachfriſt zur Berichtigung der An⸗ 
gaben bezüglich der Nachlaßverbindlichkeiten. 

6. Die neue Inventarfriſt iſt im techniſchen Sinne verſtanden (§ 1994 A 2), fie kann des 
halb dem Erben nur auf Antrag eines Nachlaßgläubigers, nicht des Erben ſelbſt oder 
von Amts wegen beſtimmt werden (a. M. Staudinger Erl 3). Die Beſtimmung kann auch 
erſtmalig erfolgen, wenn das Inventar freiwillig eingereicht war (8 1993). Der Antrag ift 
an keine Friſt gebunden; grundſätzlich wird auch ihm gegenüber die Offizialermittlungs⸗ 
pflicht des Gerichts (FGG § 12) Platz greifen; doch wird das Gericht keinen Anlaß haben, 
beſondere Ermittlungen anzustellen, wenn der Antrag nicht irgendwelche Anhaltspunkte 
dafür gibt, daß und in welcher Richtung das Inventar unvollſtändig fein ſoll. Er iſt vom 
Nachlaßgericht abzulehnen, wenn es den Fall des Abſſ 1 gegeben findet. Gegen die darauf 
ergehende Entſcheidung ſofortige Beſchwerde nach FGG § 77 Abſ 2. Die neue Friſt kann 
auch wiederholt beſtimmt werden und unterliegt den allgemeinen Vorſchriften der 33 1994 
bis 2000. Die Ergänzung hat in den Formen der 88 2002—2004 zu geſchehen. Selbſtver⸗ 
ſtändlich kann der Erbe durch getreue und friſtgemäße Vervollſtändigung die einmal eingebüßte 
Beſchränkbarkeit ſeiner Haftung nicht zurückgewinnen. 2 

7. Beweislaſt. Daß die Vorausſetzungen, des § 2005 Abf 1 gegeben ſind, iſt von dem 
Gläubiger zu beweiſen, der unbeſchränkte Haftung des Erben geltend macht. Die Annahme 
des Nachlaßgerichts, daß Abſ 1 nicht vorliege, bindet den Prozeßrichter nicht. 


8 2006 
Der Erbe hat auf Verlangen eines Nachlaßgläubigers!) vor dem Nach⸗ 
laßgerichte?) den Offenbarungseid dahin jr ie: 
daß er nach beſtem Wiſſen die Nachlaßgegenſtände jo vollſtändig an- 
gegeben habe, als er dazu imſtande jei?). 
Der Erbe kann vor der Leiſtung des Eides das Inventar vervollſtändigen ). 
Verweigert der Erbe die Leiſtung des Eides, jo haftet er dem Gläubiger, 
der den Antrag geſtellt hat, unbeſchränkts). Das gleiche gilt, wenn er weder 
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in dem Termine noch in einem auf Antrag des Gläubigers beſtimmten neuen 
Termin erſcheint, es ſei denn, daß ein Grund vorliegt, durch den das Nicht⸗ 
erſcheinen in dieſem Termine genügend entſchuldigt wirds). 

Eine wiederholte Leiſtung des Eides kann derſelbe Gläubiger oder ein 
anderer Gläubiger nur verlangen, wenn Grund zu der Annahme beſteht, daß 
dem Erben nach der Eidesleiſtung weitere Nachlaßgegenſtände bekannt ge⸗ 
worden ſind“). 

E I 2142 II 1880; M 5 620, 669—672; P 5 741, 757, 758. 


1. Die Eidesabnahme iſt ein Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit, FGG 88 79, 15 Ubf 1; 
3 O SS 478—484. Es iſt ausgeſchloſſen, im Klagewege eine Verurteilung des Erben zur 
Eidesleiſtung (ZPO I 889) herbeizuführen (RG Warn 1912 Nr 116). Anders wenn der Erbe 
auf Grund des 8 1978 (A 2) zur Leiſtung des Offenbarungseides aus 88 259—261 angehalten 
werden ſoll. Der Antrag eines Nachlaßgläubigers, der mit dem Antragſteller aus 8 1994 
nicht identiſch zu ſein braucht, genügt. Soweit nicht bereits geſchehen, hat er ſeine Gläubiger: 
eigenſchaft bei Stellung des Antrags glaubhaft zu machen (8 1994 A 4). Auch einem aus: 
geſchloſſenen Gläubiger gegenüber kann der Erbe durch Nichtleiſtung des Offenbarungs⸗ 
eides auf deſſen Antrag hin unbeſchränkt haftbar werden (§ 2013 A 2); deshalb muß auch 
A ſolcher Gläubiger berechtigt fein, die Beeidigung eines eingereichten Juventars zu ver⸗ 
angen. 

2. Nathlaßgericht iſt, auch wenn ſeine Verrichtungen landesgeſetzlich einer beſonderen 
Behörde übertragen ſind, für die Eidesabnahme immer das zuſtändige Amtsgericht, EG 
Art 147 Ab 2. 

3. Der Offenbarungseid bezieht ſich nur auf die Nachlaßgegenſtände? und zwar ſo, 
wie ſie bei Eintritt des Erbfalls vorhanden waren, nicht auch auf die Nachlaßverbindlichkeiten, 
die Beſchreibung und die Wertsangabe ($ 2001). Im Unterſchiede von 88 260, 261 iſt nicht 
Vorausſetzung, daß Verdacht für unſorgfältige Aufſtellung des Inventars begründet ſei. 
Eine etwas abweichende Eidesform wird unter Umſtänden erforderlich fein, namentlich wenn 
der Erbe ein vou einem geſetzlichen Vertreter oder Bevollmächtigten für ihn eingereichtes 
(3 1998 A 1) oder ihm zuſtatten kommendes Inventar (88 2008, 2068, 2144, 2383) oder 
ein ſolches, auf das er Bezug genommen hat ($ 2004), beſchwören ſoll. Im Falle des 8 2003 
wird eine Anderung nicht erforderlich, die „Angabe“ vielmehr ohne weiteres auf die dem 
aufnehmenden Amtsorgane erteilte Auskunft zu beziehen fein. Soweit eine Anderung er: 
forderlich, wird das Gericht auch ohne beſondere Vorſchrift (wie in § 261 Abſ 2) dazu be⸗ 
fugt ſein. Der Erbe hat nur ſein beſtes Wiſſen zur Zeit der Eidesleiſtung zu beſchwören, 
er wird deshalb durch den Eid nicht zu beſonderen Nachforſchungen verpflichtet. Nur der Erbe 
ſelbſt, im Falle des § 2008 alſo nur die Frau, nicht auch ihr Mann, iſt eidespflichtig. 

4. Die Vervollſtändigung ſoll den Erben nur in die Lage bringen, den Eid ohne Ge⸗ 
wiſſensverletzung zu ſchwören. Die nach $ 2005 einmal verlorene beſchränkte Haftung erlangt 
er damit nicht zurück. Die Vervollſtändigung kann im Eidestermine oder bis zu einem auf 
Antrag des Erben vertagten Termine erfolgen. Der Gläubiger kann aber hierzu auch neue 
Inventarfriſt beſtimmen laſſen, $ 2005 A 6. Trotz geſchehener Eidesleiſtung ift der Gläubiger 
nicht an dem Nachweiſe gehindert, daß das Inventar unvollſtändig und daß nach § 2005 die 
unbeſchränkte Haftung eingetreten ſei; § 463 ZPO findet keine Anwendung. 

5. Die Eidesleiſtung kann ebenſowenig wie die Errichtung des Inventars ($ 1994 A 1) 
durch zivilprozeſſuale Zwangsmittel (Haft, ZPO 88 901ff.) erzwungen werden; ihre Unter⸗ 
laſſung hat nur den Rechtsnachteil der unbeſchränkten Haftung zur Folge; einer Androhung 
dieſes Nachteils bedarf es nicht. Durch Auszahlung des die Eidesleiſtung betreibenden 
Gläubigers kann ſich der Erbe von der Eidespflicht ihm gegenüber befreien, da mit der Glau- 
bigereigenſchaft auch das Antragsrecht des Abſ 1 erliſcht. Der betreibende Gläubiger kann 
als ſolcher nur mit derjenigen Forderung in Betracht kommen, welche er im Offen⸗ 
barungseidesverfahren geltend macht und nach A ! glaubhaft gemacht hat. Nur bezüglich 
dieſer Forderung, nicht auch wegen aller ſonſtigen oder gar erſt künftigen Anſprüche des 
betreibenden Gläubigers tritt die unbeſchränkte Haftung ein. Sie wirkf im Gegenſatz zu 
ss 1994, 2002 nicht allen, ſondern nur dem betreffenden einzelnen Gläubiger gegenüber. 
Dieſem gegenüber aber auch, wenn er bereits ausgeſchloſſen war oder einem ausgeſchloſſenen 
gleichſtand (8 2013 A 2). Hat der Erbe einem Gläubiger gegenüber die Eidesleiſtung ver 
weigert, ſo kann er von andern Gläubigern dazu geladen und durch neue Verweigerungen 
auch dieſen unbeſchränkt haftbar werden. 

6. Darüber, ob das Nichterſcheinen des Erben in dem auf Autrag des Gläubigers 
beffimmten zweiten Termine genügend entſchuldigt — hierfür iſt der Erbe beweispflichtig 
und ob damit die unbeſchränkte Haftung von ihm abgewendet iſt, kann nur in dem Pro- 
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zeſſe zwiſchen Gläubiger und Erben entſchieden werden (ORG 4, 118). Dieſer Entſcheidung 
wird dadurch nicht vorgegriffen, daß der Nachlaßrichter das Nichterſcheinen für entſchuldigt 
angeſehen und den Erben in einem dritten oder ſpäteren Termine zum Eide gelaſſen hat 
(a. M. Planck A 4b, Crome $ 722 A 110, Kretzſchmar 8 79 A 34). 

7. Wiederholte Eidesleiſtung nur, wenn Eintritt von Anderungen anzunehmen, wie 
nach 8 903 ZPO, jedoch ohne Zeitbeſchränkung. Daß Grund zu der Annahme beftehe: 
iſt vom Antragſteller glaubhaft zu machen. Gegen die darauf ergehende ablehnende oder 
ſtattgebende Entſcheidung Beſchwerde des Gläubigers oder des Erben aus 8 20 FGG. — 
Die Koſten der Eidesabnahme treffen den Gläubiger entſprechend 8 261 Abs 3. Einſicht 
des Eidesprotokolls, Fc 8 78. Offenbarungseidespflicht des Erben, der als Gemein⸗ 
ſchuldner gilt, im Nachlaßkonkurſe KO § 125. Dem Nachlaßverwalter ſteht das Antragsrecht 
nicht zu, doch kann er auf Grund von § 1985 (A 2) vom Erben die Leiſtung des Eides nach 
§ 260 im Klagewege fordern. Während der Dauer der Nachlaßverwaltung kann die Eides⸗ 
leiſtung auch nicht von einem Gläubiger verlangt werden (RIA 4, 201). 


8 2007 

Iſt ein Erbe zu mehreren Erbteilen berufen!), jo beſtimmt ſich ſeine 

Haftung für die Nachlaßverbindlichteiten in Anſehung eines jeden der Erb⸗ 

teile ſo, wie wenn die Erbteile verſchiedenen Erben gehörten?). In den 

Fällen der Anwachſung und des § 1935 gilt dies nur dann, wenn die Erbteile 
verſchieden beſchwert jind®). 


E I 2147 II 1881; M 5 677, 678; P 5 747, 805, 806. 


I. Berufung zu mehreren Erbteilen (j. 8 1951 A 1). Echte Falle einer ſolchen Berufung 
liegen vor bei mehrfacher Verwandtſchaft ($ 1927) oder Zuſammentreffen von Verwaudtſchaft 
und Ehe ($ 1934) mit dem Erblaſſer; bei Zuweiſung mehrerer geſonderter Bruchteile der 
Erbſchaft durch Verfügung des Erblaſſers von Todes wegen an den gleichen Erben oder Zu⸗ 
weiſung eines Bruchteils und Anfall eines andern Bruchteils auf Grund geſetzlicher Erbfolge 
(8 2088, 1924 A 1). Daß die Berufung zu den mehreren Erbteilen auf verſchiedenen 
Berufungsgründen beruhe ($ 1951 A 2), iſt für die Anwendung des § 2007 nicht er⸗ 
forderlich. Außerdem gibt es noch ſog. unechte Fälle der Berufung zu mehreren Erbteilen, 
inſofern nämlich erſtens die Erhöhung des urſprünglichen geſetzlichen Erbteils durch Weg⸗ 
fall eines andern geſetlichen Erben (§ 1935 A 5) und zweitens die Anwachſung infolge 
Wegfalls eines eingeſetzten Erben (88 2094, 2095) in beſchränktem Sinne, und zwar nur in 
Auſehung der Vermächtniſſe und Auflagen (die in § 2095 noch genannte Aus⸗ 
gleichungspflicht kommt hier nicht in Frage, da ſie keine Nachlaßverbindlichkeit begründet), 
als beſondere Erbteile gelten. Von dieſen unechten Fällen handelt Satz 2 des Paragraphen. 
2. Im Falle der Berufung zu mehreren Erbteilen (echte Fälle, A 1) ſoll der Erbe, der zu⸗ 
Gächſt. nur zu einem Erbteile unbedingt berufen war oder nur von der Berufung zu dieſem 
Erbteile Kenntnis hatte, wenn er in dieſer Lage die Beſchränkbarkeit der Haftung, durch Ver⸗ 
Zumung der Juventarfriſt (§ 1994), ungetreues Inventar ($ 2005) oder Verweigerung des 

ſenbarungseides (§ 2006, in dieſem Falle nur gegenüber dem antragſtellenden Gläubiger) 
verloren hat, nicht gehindert ſein, wenn ihm nach dieſem Verluſte ein weiterer 9 1 
befallen oder der Anfall ihm bekannt geworden ift, unnmehr in Auſehung dieſes e 
05, Beschränkung feiner Haftung auf den Nachlaß durch eines der dafür gegebenen 925 
(Nachlaßverwaltung oder Konkurs $ 1975, bei dürftigem Nachlaſſe Vorgehen nach $ 1990, 
auch Aufgebot der Nachlaßgläubiger § 1973) herbeizuführen. Die mehreren Erbteile ſollen 
in dieſem Falle hinſichtlich der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten To behandelt werden, 
ale wenn fie verſchiedenen Erben gehörten. Nach der herrſchenden Lehre wurde 
freilich die Vorſchrift keine praktiſche Bedeutung für den Erben haben, wenn die mehreren 
um angefallenen Erbteile die ganze Erbſchaft erſchöpfen, es ſei denn, daß einer der 
mehreren Erbieile nicht mit Vermächtniſſen oder Auflagen beſchwert iſt, die auf dem andern 
laſten. Deun es wird angenommen, daß in dieſem Falle der Erbe ſchon wegen ſeiner ſchlecht⸗ 
hin unbeſchrankten Haftung in Anſehung des einen Erbteils mit ſeinem eigenen Vermögen 
für die geſamten Nachlaßverbindlichkeiten in vollem Umfang einzutreten hat und daher 
die gegen ſein eigenes Vermögen gerichtete Zwangsvollſtreckung eines Nachlaßgläubigers 
für den ganzen Vetrag der Nachlaßverbindlichleit dulden muß, ohne Rückſicht darauf, 
daß ihm noch ein weiterer Erbteil angefallen iſt. Iſt dagegen noch ein anderer Erbe 
(Miterbe) vorhanden, dem ein Erbteil angefallen iſt, ſo ſoll auch nach der herrſchenden 
Lehre $ 2059 Abſ 1 zur Anwendung kommen und deshalb die unbeſchränkte Haftung 
zur Für einen dem Erbteil, in Anſehung deſſen der Erbe unbeſchränkt haftet, entſprechenden 
Teil (Quote) einer jeden einzelnen Nachlaßverbindlichkeit eintreten, während für den andern 
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Teil der Nachlaßverbindlichkeit die Haftung noch auf den Nachlaß beschränkt werden kann. 
So Planck Erl 2a; Kretzſchmar $ 79 IVI; Kipp 875 VII A 25; auſcheinend auch die zweite 
Auflage dieſes Kommentars. Betrüge alſo der Erbteil, in Anſehung deſſen der Erbe un⸗ 
beſchränkt haftet, “/, der ihm nachträglich angefallene / und der Erbteil eines Miterben !/,, 
fo würde der Erbe die Zwangsvollſtreckung in fein eigenes Vermögen nur wegen ¼ einer 
jeden Nachlaßverbindlichkeit zu dulden haben, während, wenn der urſprüngliche Erbteil / 
und der ihm ſpäter angefallene / betrüge, er für die ganzen Nachlaßverbindlichkeiten mit 
ſeinem Vermögen eintreten müßte. Dieſes Ergebnis erſcheint wenig einleuchtend und wird 
auch wohl der Vorſchrift des 3 2007 nicht voll gerecht, wonach es, wenn ein Erbe zu mehreren 
Erbteilen berufen iſt, hinſichtlich der Haftung für die Nachlaßverbindlichkeiten ſo angeſehen 
werden ſoll, als wenn die mehreren Erbteile verſchiedenen Erben gehörten. Dieſe Rechts⸗ 
fiktion muß zur entſprechenden Anwendung des § 2059 Ubf führen, auch wenn in Wirk- 
lichkeit nur noch ein Erbe vorhanden iſt; die Vorausſetzung, daß mehrere Miterben be⸗ 
teiligt ſind, wird eben durch die Vorſtellung erſetzt, daß die einzelnen Erbteile verſchiedenen 
Perſonen gehören. Da eine Teilung des Nachlaſſes ($ 2059 Abſ 1 Satz 1) in ſolchem 
Falle nicht ſtattfindet, wird man folgern müſſen, daß der durch den Anfall mehrerer Erb⸗ 
teile Alleinerbe gewordene Erbe, ſolange er hinſichtlich eines Erbteils ſeine Haftung noch 
auf den Nachlaß beſchränken kann, die Befriedigung eines Nachlaßgläubigers aus ſeinem 
eigenen Vermögen für denjenigen Teil der Nachlaßverbindlichkeit verweigern darf, der den 
Erbteil, in Anſehung deſſen er bereits unbeſchränkbar haftet, überſteigt, in obigem Beiſpiele 
alſo für ½ der Forderung. — Sind die mehreren Erbteile verſchieden belaſtet, iſt ins. 
beſondere der Erbteil, in Anſehung deſſen der Erbe unbeſchränkt haftet, von einem Ver⸗ 
mächtniſſe oder einer Auflage oder einer ſonſtigen nicht allen Erbteilen gemeinſchaftlichen 
Nachlaßverbindlichkeit (5 2058 A 1) frei, fo kann der Erbe die gegen fein eigenes Vermögen 
gerichtete Zwangsvollſtreckung des betreffenden Gläubigers dadurch abwehren, daß er von 
einem der Mittel zur Beſchränkung ſeiner Haftung in Anſehung des beſchwerten Erbteils 
Gebrauch macht. 

3. In den unechten Fällen der Berufung zu mehreren Erbteilen (A 1) kann 
die Beſchränkung der Haftung in Anſehung der eingetretenen Erhöhung oder Anwachſung, 
wenn der Erbe in Auſehung ſeines urſprünglichen Erbteils bereits unbeſchränkt haftet, nur 
noch gegenüber Vermächtnisnehmern und Auflageberechtigten herbeigeführt werden, 
und zwar nur unter der Vorausſetzung, daß der urſprüngliche Erbteil einerſeits und die 
Erhöhung oder Anwachſung anderſeits verſchieden beſchwert find, alſo nur gegenüber ſolchen 
Vermächtnisnehmern und Auflageberechtigten, deren Rechte allein auf der Erhöhung 
oder Anwachſung laſten, während der urſprüngliche Erbteil davon frei iſt. Andern 
Nachlaßgläubigern gegenüber gilt die Erhöhung oder Anwachſung nicht als beſonderer Erbteil 
und kann deshalb § 2007, der die Berufung zu mehreren Erbteilen auch in Satz 2 vor- 
ausſetzt, nicht zur Anwendung kommen, ohne daß man (wie Plauck Erl 3) ein Redaktions⸗ 
verſehen annehmen müßte. Die unbeſchränkbare Haftung des Erben, die hinſichtlich des 
urſprünglichen Erbteils eingetreten iſt, erſtreckt ſich deshalb auch auf die nachträglich hinzu⸗ 
gekommene Erhöhung oder Anwachſung auch dann, wenn lediglich dieſe mit der Nachlaß 
verbindlichkeit belaſtet war (8 2058 A 1). 


8 2008 


Iſt eine Ehefrau die Erbin!) und gehört die Erbſchaft zum eingebrachten 
Gute oder zum Geſamtgute e), ſo iſt die Beſtimmung der Inventarfriſt nur 
wirkſam, wenn ſie auch dem Manne gegenüber erfolgt?). Solange nicht die 
Friſt dem Manne gegenüber verſtrichen iſt, endigt ſie auch nicht der Frau 
gegenüber‘). Die Errichtung des Inventars durch den Mann kommt der Fran 
zuſtattens). 

Gehört die Erbſchaft zum Geſamtgute, ſo gelten dieſe Vorſchriften auch 
nach der Beendigung der Gütergemeinſchafte). 

E I 2148 Nr 2, 4, 2149 II 1882; M 5 679—681; P 5 747, 806, 807. 

1. Iſt eine Ehefrau Erbin, ſo kommt ihre Eigenſchaft als Ehefrau für die Inventar 
errichtung über eine ihr angefallene Erbſchaft nicht in Betracht, wenn Gütertrennung 
(89 14261431, 1436) beſteht oder wenn die Erbſchaft zum Vorbehaltsgute der Frau 
gehört. Vorbehaltsgut iſt die Erbſchaft, wenn fie im Ehevertrag als Vorbehaltsgut 
erklärt iſt, was auch hinſichtlich einer erſt in Zukunft anfallenden Erbſchaft geſchehen kann 
($ 1368 A 1), oder wenn fie nach Eingehung der Ehe angefallen iſt und der Erblaſſer durch 
letztwillige Verfügung beſtimmt hat, daß ſie Vorbehaltsgut ſein ſoll; dagegen kann durch 
eine ſolche Beſtimmung des Erblaſſers für eine bereits vor der Ehe angefallene Erbſchaft 
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die Eigenſchaft als Vorbehaltsgut nicht begründet werden (88 1369 A 2, 1440, 1526 Abſ 1, 
1549; RG 65, 367). 

2. Gehört die Erbſchaft zum eingebrachten Gute, ſo können die Nachlaßgläubiger, wenn 
die Haftung der Frau nicht auf den Nachlaß beſchränkt wird, auch aus dem nicht zum Nach⸗ 
laſſe gehörigen Teile des eingebrachten Gutes ohne Rückſicht auf die Rechte des Mannes 
an dieſem Befriedigung verlangen (SS 1411, 1412, 1406 Nr 1 A 1, 2, 1525 Abf 2, 1550 Abſ 2); 
gehört fie zum Geſamtgute, fo haftet im gleichen Falle der Mann unbeſchränkt auch mit ſeinem 
eigenen Vermögen für die Nachlaßverbindlichkeiten als Geſamtgutsverbindlichkeiten (88 1459, 
1400 A 4, 1453 A 1). Deshalb muß dem Manne die Möglichkeit gewährt werden, ſeiner⸗ 
ſeits ſelbſtändig ſowohl die Beſchränkung der Haftung der Frau auf den Nachlaß durch An⸗ 
wendung der dafür vom Geſetze gegebenen Mittel herbeizuführen (vgl. darüber $ 1406 A 2), 
wie auch die Möglichkeit der Beſchränkung durch Errichtung des Inventars innerhalb 
der Inventarfriſt zu erhalten. Dicſem letzteren Zweck dient die Vorſchrift des 8 2008, durch 
die ausgeſchloſſen wird, daß die Frau ohne aktive oder paſſive Beteiligung des Mannes durch 
Verſäumung der Inventarfriſt ($ 1994), ungetreues Inventar (§ 2005) oder auch Nichtleiſtung 
des Offenbarungseides ($ 2006; vgl. A 5) der Beſchränkbarkeit ihrer Haftung auf den Nachlaß 
verluſtig geht. — Die Frau ihrerſeits kann, wenn fie Ehefrau ift, unter allen Güterrechts⸗ 
ſyſtemen das Inventar wirkſam ohne Zuſtimmung des Mannes errichten (S8 1406 Nr 1, 
1453 Abſ 2, 1519 Abſ 2, 1549). 

3. Die Wirkſamkeit der Beſtimmung iſt auch der Frau gegenüber davon abhängig, daß 
die Beſtimmung auch gegenüber dem Manne erfolgt. Der die Friſt beſtimmende Be⸗ 
ſchluß muß zum Ausdruck bringen, daß er auch dem Manne gegenüber ergeht. Daß die 
Friſt gegenüber der Frau und dem Manne verſchieden lang bemeſſen wird, iſt nicht 
ausgefchloffen und kann in Ausnahmefällen ſich als zweckmäßig erweiſen. Hat der 
Gläubiger nur Friſtbeſtimmung gegenüber der Frau beantragt, fo hat fie von Amts 
wegen auch gegenüber dem Manne zu erfolgen, wenn dem Nachlaßgerichte bekannt iſt 
oder durch die von ihm anzuſtellenden Ermittlungen (FGG $ 12) bekannt wird, daß die 
Erbſchaft zum eingebrachten Gute oder zum Geſamtgute gehört. Der Beſchluß it ſowohl 
dem Manne wie auch der Frau zuzuſtellen ($ 1995 A 2); die Friſt beginnt für jeden von 
ihnen mit der Zuſtellung an ihn, wegen der Beendigung ſ. Abf 1 Satz 2 und A 4. — 
2008 findet ſchon ſeinem Wortlaute nach auch dann Anwendung, wenn erſt nach Anfall 
der Erbſchaft die Frau Ehefrau oder die Erbſchaft durch Ehevertrag Beſtandteil des 
eingebrachten oder Geſamtgutes geworden iſt. Tritt die Zugehörigkeit der Erbſchaft zum 
eingebrachten oder Geſamtgute während des Laufes der gegenüber der Frau be- 
ſtimmten Friſt ein (durch Eheſchließung oder Ehevertrag), ſo bedarf es einer nachträglichen 
Friſtbeſtimmung gegenüber dem Manne, durch die auch der Ablauf der Friſt gegenüber 
der Frau gemäß Abs 1 Satz 2 (f. A 4) hinausgeſchoben wird. Endigt die Zugehörigkeit 
zum eingebrachten oder Geſamtgute während des Laufes der beiden Eheleuten gegenüber 
deſtimmten Friſt durch Aufloͤſung der Ehe oder Ehevertrag, durch den die Erbſchaft als Vor⸗ 
dehaltsgut erklärt oder Gütertrennung eingeführt wird, fo bleibt die Friſtbeſtimmung der 
Hrau gegenüber wirkſam. Hinſichtlich des Mannes wird fie, wenn die Erbſchaft einge: 
drachtes Gut war, gegenſtandslos, da feine Rechte an diefem erlöſchen und er perſönlich 
für die Nachlaßverbindlichkeiten nicht haftet. War die Erbſchaft Geſamtgut, fo findet 
Abſ 3 Anwendung (ogl. A 6). — War, obwohl die Erbſchaft bereits zum einge: 

rachten oder Geſamtgute gehörte, die Friſt nur der Frau gegenüber beſtimmt worden, 
o wird die Friſtbeſtimmung nicht dadurch wirkſam, daß ſpäter dieſe Zugehörigkeit aufhört. 

4. War die Sr ft für den Mann ſchon urſprünglich länger bemeſſen als für die Frau (A 3) 

cher iſt fie für ihn ſpäter verlängert ($ 1995 Abſ 3) oder ift die Zustellung an ihn fpäter erfolgt 
ir ) ober ift ihm wegen Verhinderung eine neue Friſt beſtimmt worden ($ 1996) oder war 
die Friſt ihm gegenüber gehemmt (8 1997), ſo kommen dieſe Umſtände auch der Frau zugute: 
die Friſt endigt für die Frau uicht früher als für den Mann. Durch Schluß auf das Gegen⸗ 
teil wird man folgern müſſen, daß nicht umgekehrt dieſe Umſtände, wenn ſie in der Perſon 
der Frau eintreten, auch dem Manne zugute kommen; doch werden die praktiſchen Kon⸗ 
ſequenzen dieſer Folgerung im weſentlichen beſeitigt durch Satz 3 (A 5), da auch ein nach 
Ablauf der Friſt für den Mann von dieſem innerhalb der für die Frau noch laufenden Friſt 
errichtetes Inventar die Möglichkeit der Beſchränkung der Haftung der Frau wahrt und davon 
auch der Mann noch weiter Gebrauch machen kann. Haftet die Frau unbeſchränkt, ſo muß 

der Mann die Zwangsvollſtreckung auch in das nicht zum Nachlaſſe gehörige eingebrachte 
Gut bzw. in das übrige Geſamtgut und in fein eigenes Vermögen ($ 1459 Abſ 2) wegen 
nr dulden, ſobald ein Urteil gemäß bs 739, 740 ZPO gegen ihn er- 
gangen iſt. 

5. Ebenſo unter Miterben $ 2063, beim Inventar des Vorerben § 2144 und beim Erb. 
ſchaftskaufe $ 2383. Daß ſich die Frau auf das vom Manne errichtete Inventar berufe 
( 2004), ift nicht erforderlich. Auch das freiwillige (5 1998) Inventar des Mannes 
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kommt der Frau zuſtatten und verhindert, daß ihr aus § 1994 Friſt beſtimmt werden kann. 
Auch ein Inventar, das nach Ablauf der Friſt für den Mann von dieſem innerhalb der für 
die Frau laufenden Friſt errichtet wird, kommt der Frau noch zuſtatten. — Die Eheleute 
können das Inventar gemeinſchaftlich oder jeder beſonders errichten; dabei tann ſich jeder 
von ihnen des ungetreuen Inventars im Sinne von § 2005 ſchuldig machen. Haben 
ſich beide Eheleute in dieſer Weiſe verfehlt oder hat die Frau ungetreues Inventar er⸗ 
richtet, der Mann aber die Friſt ohne eigene Tätigkeit verſtreichen laſſen, ſo haftet die Frau 
unbeſchränkt. Haben beide gemeinfchaftlich oder jeder geſondert Inventar errichtet und 
hat dabei nur die Frau ſich verfehlt, fo wird man annehmen nrüffen, daß das getreue 
Inventar des Mannes den Eintritt des Rechtsnachteils hindert, da der Wortlaut der Vor- 
ſchrift auch hier zutrifft und andernfalls der vom Geſetze gewollte Schutz des Mannes (A 2) 
verſagen würde (ſtr.; wie hier Planck Erl bg). Ebeuſo wenn der Mann vor Ablauf der 
Friſt gutgläubig auf das von der Frau ungetren errichtete Inventar Bezug nimmt oder es 
berichtigt oder die von der Frau derweigerte Auskunft erteilt. — Hat der Mann allein 
fich verfehlt, jo wird dadurch die Frau der Beſchränkbarkeit ihrer Haftung nicht verluſtig; 
auch nicht, wenn ſie das ungetreue Inventar des Mannes gutgläubig zu dem ihrigen ge⸗ 
macht hat. Sie kann auch, ſolange die Juventarfriſt für ſie noch läuft, immer noch das 
Inventar des Mannes berichtigen, die verlangte Auskunft erteilen oder ein eigenes Inventar 
errichten. — Über die Leiſtung des Offenbarungseides in dem von $ 2008 voraus⸗ 
geſetzten Falle fehlt es an einer ausdrücklichen Beſtimmung. Von manchen wird angenommen, 
daß nur „der Erbe“, alſo die Frau, durch Leiſtung des Offenbarungseides die unbeſchränkte 
Haftung abwenden kann (fo die zweite Auflage dieſes Kommentars). Dieſe Meinung dürfte 
indeſſen dem Rechtsgedanken des $ 2008 nicht gerecht werden; der dem Manne zu gewährende 
Schutz (A 2) würde verſagen, wenn die Frau durch Verweigerung der Eidesleiſtung über 
ein von ihr oder dem Manne errichtetes Inventar ſelbſtändig die unbeſchränkte Haftung 
herbeiführen konnte. Es wird deshalb angenommen werden müſſen, daß, ebenſo wie die 
Beſtimmung der Juventarfriſt, auch die Ladung zur Leiſtung des Offenbarungseides nur 
gegenüber beiden Ehegatten erfolgen kann, ſei es, daß der eine oder der andere das Inventar 
errichtet hat, und daß der Eid des Mannes auch der Frau zuſtatten kowumt. Wegen der 
Eidesformel vgl. $ 2006 A 3. Daß in 8 2006 nur von dem „Erben“ die Rede iſt, dürfte 
nicht entgegenftehen (vgl. auch $ 2383). Dazu, jeden Ehegatten nur zur Beeidigung des 
von ihm errichteten Inventars zuzulaſſen (wie Planck Erl 4% will), dürfte im Hinblick 
darauf, daß jeder ſich das . des andern aneignen kann ($ 2004), kein Grund beſtehen. 

6. Beendigung der Gütergemeinſchaft durch Aufhebung SS 1468ff., Auflöſung der Ehe 
$ 1482, Beendigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 88 1492ff., 1542ff., 1540, 1557. Ge⸗ 
hörte die Erbſchaft zum Geſamtgute, fo finden die Vorſchriften des Abſ 1 auch nach der 
Aufhebung der Gemeinſchaft Anwendung in gleicher Weiſe, als wenn dieſe noch beſtünde, ſei 
es, daß die Gemeinſchaft vor oder nach Beſtimmung der Inventarfriſt aufgehoben wird, und 
zwar auch noch über die Auseinanderſetzung hinaus, da der Mann auch weiter noch 
für die Nachlaßverbindlichkeiten als Geſamtſchuldner perſönlich haftet, wenn nicht die Haf- 
tung der Frau auf den Nachlaß beſchränkt wird (88 1459 Abſ 2 Satz 1 und A 10; 1463 A 1). 
Iſt die Ehe durch den Tod des Mannes aufgelöft, fo iſt die Inventarfriſt an ſeiner Stelle 
auch ſeinen Erben gegenüber zu beſtimmen, bzw. läuft dieſen gegenüber weiter, wenn 
ſie ſchon dem Manne gegenüber beſtimmt war; doch findet zu ihren Gunſten 8 1998 Mir 
wendung. Bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft kann den Abkömmlingen des 
Mannes eine Inventarfriſt nicht beſtimmt werden, da ſie nicht an Stelle des Mannes 
ſtehen (8 N 1 Halbſatz 2) und nicht perſönlich für die Nachlaßverbindlichkeiten haften 
(8 1489 A E 


8 2009 


Iſt das Inventar rechtzeitig errichtet worden“), jo wird im Verhältniſſe 
zwiſchen dem Erben und den Nachlaßgläubigern vermutete), daß zur Zeit des 
Erbfalls weitere Nachlaßgegenſtände als die angegebenen nicht vorhanden 
geweſen jeien?). 

E II 1883; P 5 741, 757. 

1. Das Inventar muß, um als ſolches gelten zu können, ſich als eine Aufzeichnung des 
Nachlaßbeſtandes darſtellen und in den Formen der 88 2002, 2003 errichtet ſein. Im übrigen 
ſind die in § 2001 erforderten Angaben nicht unbedingt weſentliches Erfordernis (Sollvor⸗ 
schriften; das Erfordernis der Vorſchriftsmäßigkeit ift von der zweiten Kommiſſion, Prot 5, 757, 
geſtrichen worden). Insbeſondere wird durch etwaige Unvollſtandigkeit der Angaben 
die Eigenſchaft des Inventars als ſolchen nicht aufgehoben und dadurch nicht ohne weiteres 
der Verluſt der Haftungsbeſchränkung begründet ($ 2005 Abſ 2). Ob hiernach noch ein In 
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ventar vorliegt, iſt „nach den Zwecken, die mit der Inventarerrichtung verfolgt werden, 
an der Hand des einzelnen Falles“ zu beurteilen (Prot a. a. O.). Iſt das zu beiahen, ſo 
greift die Vermutung Platz. — Das Juventar ift rechtzeitig errichtet, wenn es vor Be⸗ 
ſtimmung der Inventarfriſt, wiewohl lange Zeit nach dem Erbfalle, freiwillig (8 1993) oder 
wenn es vor Ablauf der in den 88 1994—1998 geordneten Friſten eingereicht iſt. 

2. Die Vermutung iſt eine Rechtsvermutung, die durch einfachen Gegenbeweis ent⸗ 
kräftet werden kann (ZPO 8 292). Der Gegenbeweis iſt auf das Vorhandenſein beſtimmter, 
nicht aufgeführter Nachlaßgegenſtände zu richten und entkräftet im übri gen die Vermutung 
der Vollſtändigkeit nicht. — Die Vermutung gilt nur im Verhältnis zu den Nachlaß⸗ 
gläubigern ($ 1967), alſo nicht im Verhältnis zu Miterben (ſoweit ſie nicht zugleich als 
Nachlaßgläubiger auftreten), zwiſchen Erben und Erbſchaftsbeſitzer (8 2027), Vor: und Nach⸗ 
erben ($ 2127), Erbſchaftskäufer und Verkäufer (8 2374). Auch nicht im Verhältnis zu den 
perſönlichen Gläubigern des Erben, ſoweit ſie aus dem Nachlaß Befriedigung ſuchen (ZPO 
$ 778 Abſ 2). Das Inventar bildet die Grundlage für die Rechenſchaftspflicht des Erben 
($ 1978 A 2) und für Begrenzung feiner Herausgabeverpflichtung aus 88 1973, 1974, 
1990, 1992. Durch Verweigerung des Offenbarungseides (8 2006 A 5) wird die Ver⸗ 
mutung gegenüber andern Gläubigern nicht entkräftet, wie umgekehrt auch die Eidesleiſtung 
den Gegenbeweis nicht ausſchließt. . 

3. Die Vermutung erſtreckt ſich nur darauf, daß weitere Nachlaßgegenſtände als die 
angegebenen zur Zeit des Erbfalls nicht vorhanden geweſen ſind. Sie bezieht ſich nicht 
auf die Nachlaßverbindlichkeiten und die Wertangaben (8 2001), auch nicht darauf, daß die 
angegebenen Aktiven wirklich zum Nachlaß gehören. Soweit ſie nicht Platz greift, unterliegt 
es der freien Beweiswürdigung des Richters, welcher Beweiswert den Angaben des Inventars 
beizumeſſen iſt. 


8 2010 


Das Nachlaßgericht hat die Einſicht des Inventars jedem zu geſtatten, 
der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht!). 
E I 2107 II 1884; M 5 621; P 5 756. 


„ 1. Das rechtliche Intereſſe im Gegenſatz zu dem bloß „berechtigten“ (FGG 8 34 Satz 1) 
iſt bei Nachlaßgläubigern, Nachlaßverwaltern und Teſtamentsvollſtreckern ſtets gegeben. 
Das Intereſſe iſt glaubhaft zu machen (FGG 8 15 Abſ 2). Erteilung von Abſchriften 
FGG; § 34 Satz 2, Beſchwerde nach ROW 88 19, 20. War das Inventar verſiegelt ein- 
gereicht, fo iſt es nunmehr zu eröffnen ($ 1993 A 1). — Ahnlich §8 1342, 1953, 1957, 2081, 
2146, 2228, 2884. 


8 2011 


Dem Fistus als geſetzlichem Erben kann eine Inventarfriſt nicht beſtimmt 
werden!). Der Fiskus iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, über 
den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen?) ). 

E J 1974 Abſ 3, 4 II 1885; M 5 380, 381; P 5 488—490. 


eu Geſetzliches Erbrecht des Fiskus ohne Ausſchlagungsrecht 88 1936, 1942 Abſ 2, 
Foſtſtellung S$ 1964—1966. Er kann die beſchränkte Haftung auf dem Wege der 88 1994, 
85 2006 nicht einbüßen, muß ſich aber, wenn er fie geltend machen will, hierzu derſelben 
Rechtsbehelfe wie andere Erben bedienen (Vorbem 2 vor § 1967). Doch bedarf er nicht 
dos Vorbehalts im Urteile (BRD 8 780 Abs 2). Von der Notwendigkeit, gegen die Zwangs, 
volfftzechng Einwendungen zu erheben (BRD $ 781), kann er durch Landesgeſetz befreit 
N 15 Nr 3). 1 1 5 5 

Die Auskunft laun erſt nach geſchehener eftitellune 1966) verlangt werden; der 
Anspruch iſt en im eee end er machen. Sie begreift nach 
$ 260 die Verpflichtung zur Vorlegung eines Verzeichniſſes in ſich, und es iſt wenigſtens 
denkbar, daß ein Vertreter des Fiskus nach § 216 zum Offenbarungseide angehalten werde. 
Abweichend von 8 2001 betrifft die Auskunft den gegenwärtigen Nachlaßbeſtand. Die Ver⸗ 
antwortlichkeit aus 8 1978 und die daraus ſich ergebende Rechenſchaftspflicht trifft auch 
den Fiskus neben der hier geregelten Auskunftspflicht, falls die Voraussetzungen dafür vor⸗ 
liegen; da er nicht ausſchlagen kann, wird von der rechtskräftigen Feſtſtellung ab die 
Rechnung zu legen ſein. 

3. Die nach Ech $ 138 als geſetzliche Erben an die Stelle des Fiskus tretenden Gtif. 
tungen und Anſtalten ſind von der Inventarpflicht gleichfalls befreit. Auch wenn der 
Fiskus auf Grund lande sgeſetzlicher Beſtimmung gemäß Art 139 EG Erbe iſt, wird 
$ 2011 Anwendung finden, fofern nicht, was zuläſſig fein dürfte, das Landesgeſetz etwas 
anderes vorſchreibt. — Iſt der Fiskus Erbe auf Grund einer Verfügung von Todes 
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wegen, ſo kann ihm wie andern Erben eine Inventarfriſt geſetzt werden und er durch 
deren Verſäumung (8 1994), aber grundſätzlich auch durch ungetreues Inventar (8 2005) 
und Eidesverweigerung ($ 2006) der Haftungsbeſchränkung verluſtig gehen. 


8 2012 


Einem nach den SS 1960, 1961 beſtellten Nachlaßpfleger kann eine In⸗ 
ventarfriſt nicht beſtimmt werden!). Der Nachlaßpfleger iſt den Nachlaß⸗ 
gläubigern gegenüber verpflichtet, über den Beſtand des Nachlaſſes Aus⸗ 
kunft zu erteilen). Der Nachlaßpfleger kann nicht auf die Beſchränkung der 
Haftung des Erben verzichten“). 

Dieſe Vorſchriften gelten auch für den Nachlaßverwalter“). 

E I 2063, 2065 Abi 2 II 1866; M 5 550—552; P 5 667—669. 


1. Es iſt nicht ausgeſchloſſen, auch während des Beſtehens der Nachlaßpflegſchaft dem 
Erben die Inventarfriſt zu beſtimmen. Doch beginnt fie erſt mit der Annahme der Erb ⸗ 
6440 au laufen ($ 1995 Abſ 2). Die Annahme führt aber zur Aufhebung der Pflegſchaft 
(8 1960 ). 

2. Die Auskunftspflicht begreift nach Befinden (8 260) auch die Pflicht zur Leiſtung 
des Offenbarungseides in ſich, der im Rechtswege erzwingbar iſt (88 889, 888 3 PO), 
deſſen Verweigerung aber nicht die unbeſchränkte Haftung des Erben ($ 2006) herbeiführen 
kann. Der Pfleger macht ſich durch Verletzung der ihm für ſeine Perſon auferlegten Aus⸗ 
kunftspflicht den Nachlaßgläubigern auch perſönlich haftbar (Prot 5, 669; 8 1960 A 4; g. M. 
Staudinger Erl 2). Gegenüber dem Nachlaßgericht iſt er durch 88 1802, 1915 zur Aufſtellung 
eines Verzeichniſſes verpflichtet. 

3. Die Möglichkeit des Verzichts auf die Beſchränkung der Haftung ift hier nur negativ 
erwähnt, im übrigen iſt vom Geſetz als ſelbſtverſtändlich angenomnen, daß der Erbe der 
beſchränkten Haftung auch durch Verzicht verluſtig geht. Da der Nachlaßpfleger, auch der 
ek de 5 er e der e N Ade lee iſt 
au er, er Beſchränkung in einem ihnen gegenüber ergehenden Urteile nicht 
erforderlich (ZPO $ 780 Abf 2). 5 Su, > 

4. Während der Dauer der Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes kann auch 
dem Erben keine Inventarfriſt geſetzt werden; eine ihm vorher geſetzte Friſt wird mit An⸗ 
ordnung der Nachlaßverwaltung unwirkſam ($ 2000). 


8 2013 


Haftet der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt!), ſo 
finden die Vorſchriften der SS 1973 bis 1975, 1977 bis 1980, 1989 bis 1992 
keine Anwendung; der Erbe iſt nicht berechtigt, die Anordnung einer Nach⸗ 
laßverwaltung zu beantragen?). Auf eine nach $ 1973 oder nach 5 1974 ein⸗ 
getretene Beſchränkung der Haftung kann ſich der Erbe jedoch berufen, wenn 
ſpäter der Fall des 8 1994 Abſ 1 Satz 2 oder des § 2005 Abſ 1 eintritt ?). 

Die Vorſchriften der SS 1977 bis 1980 und das Recht des Erben, die 
Anordnung einer Nachlaßverwaltung zu beantragen, werden nicht dadurch 
ausgeſchloſſen, daß der Erbe einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber un⸗ 
beſchränkt haftet“) “). 

E 1 2110 Abſ 2, 2125 Satz 3 II 1868 Abſ 2, 1887; M 5 625, 648; P 5 765, 778; K 384. 

1. Der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten unbeſchränkt, wenn er ſeine Haf- 
tung nicht mehr auf den Nachlaß beſchränken kann (vgl. Vorbem 1 zu $ 1967). 
Das iſt der Fall, wenn er der Beſchränkbarkeit ſeiner Haftung, ſei es allen Nachlaßgläubigern 
gegenüber durch Berſäumung der Inventarfriſt ($ 1994), ungetreues Inventar (8 2005) 
oder gegenüber einzelnen Gläubigern durch Verweigerung des Offenbarungseides (J 2006), 
Nichtgeltendmachen des Vorbehalts im Prozeſſe (ZPO $ 780) oder anderweiten Verzicht 
(5 2012 A 3) verluſtig gegangen iſt. Er kann, wenn einer dieſer Fälle eingetreten iſt, von 
den Rechtsmitteln keinen Gebrauch mehr machen, die vom Geſetze zur Herbeiführung der 
beſchränkten Haftung ſonſt gegeben ſind. Die hierdurch eintretende Rechtslage wird in 8 
im einzelnen klargeſtellt durch Aufzählung der in Betracht kommenden Beſtimmungen, deren 
Anwendung ausgeſchloſſen iſt (Abſ 1 Satz 1), und derjenigen, die noch anwendbar find 
(Abſ 1 Satz 2 und, ſoweit die unbeſchränkte Haftung gegenüber einzelnen Nachlaßgläu⸗ 
bigern in Frage ſteht, Abſ 2). 
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2. Die Nichtanwendbarkeit der aufgezählten Vorſchriften hat folgende Bedeutung: 
a) Daß der unbeſchränkt haftende Erbe das Aufgebot der Nachlaßgläubiger (88 1970 ff.) 
nicht mehr beantragen kann, iſt in ZPO 8 991 Abſ 1 beſtimmt. Wegen des Antragsrechts 
des Nachlaßpflegers und des Teſtamentsvollſtreckers, wenn der Erbe unbe⸗ 
ſchränkt haftet, vgl. $ 1970 A 2. Aus der in $ 2013 angeordneten Nichtanwendbarkeit 
des § 1973 ergibt ſich, daß der Erbe auch nicht das Recht hat, die Befriedigung eines Gläu⸗ 
bigers zu verweigern, der in einem vor Eintritt der unbeſchränkten Haftung durch den Erben 
oder (falls man dies für zuläſſig halten würde) nachher durch einen Nachlaßpfleger oder 
Teſtamentsvollſtrecker eingeleiteten Verfahren ausgeſchloſſen iſt, ſofern das Ausſchluß⸗ 
urteil erſt nach Eintritt der unbeſchränkten Haftung ergangen iſt. Gleiches gilt, wenn der 
Erbe vor Ablauf der fünfjährigen Verſchweigungsfriſt (8 1974) unbeſchränkt haftbar geworden 
ift. Dagegen kann der Erbe, wenn feine unbeſchränkte Haftung erſt nach Erlaß des Aus⸗ 
ſchlußurteils oder Ablauf der Verſchweigungsfriſt durch Verſäumung der Inventarfriſt (8 1994 
Ab; 1 Satz 2) oder ungetreues Inventar (§ 2005 Abf 1) eingetreten iſt, ſich einem aus⸗ 
geſchloſſenen oder einem folchen gleichſtehenden Gläubiger gegenüber auf die durch das 
Ausſchlußurteil oder den Friſtablauf bereits eingetretene Haftungsbeſchränkung auch nach⸗ 
her noch berufen (Abſ 1 Satz 2). Iſt die unbeſchränkte Haftung durch Verweigerung 
des Offenbarungseides ($ 2006) eingetreten, fo kann ſich der Erbe auch einem bereits 
vorher ausgeſchloſſenen Gläubiger gegenüber nicht auf die nach 88 1973 oder 1974 ein- 
getretene Beſchränkung ſeiner Haftung berufen (§ 2006 ift ia § 2013 Abſ 1 Satz 2 abſichtlich 
— vgl. Prot 6 S. 395, 396 — nicht angeführt). Ein Miterbe kann, auch wenn er 
unbeſchränkt haftet, behufs Herbeiführung der Teilhaftung ($ 2060) den Antrag auf Auf- 
gebot ſtellen (8 997 Abſ 2 3 PO; vgl. § 1970 A 2). Auch zu dem Antrage auf Zwangs⸗ 
verſteigerung des Grundſtücks im Falle des $ 175 3G (vgl. $ 1971 A 2) iſt der unbe⸗ 
ſchränkt haftende Erbe nicht berechtigt (8 175 a. a. O. Abſ 2). — b) Der unbeſchränkt haf⸗ 
tende Erbe kann nicht mehr auf Grund des 8 1981 Abſ 1 Nachlaßverwaltung beantragen 
($ 2013 Abſ 1 Satz 1 Halbſatz 2), wohl aber Nachlaßkonkurs (KO 88 216 Abſ 1, 217). 
Auch Nachlaßverwaltung kann auf Antrag eines Nachlaßgläubigers noch angeordnet 
werden (8 1981 Abſ 2 iſt nicht für unanwendbar erklärt). Eine Beſchränkung der Haftung 
des Erben auf den Nachlaß (8 1975) wird aber durch keine dieſer Maßregeln mehr berbei⸗ 
geführt, wenn er bereits unbeſchränkt haftet. Jeder Nachlaßgläubiger kann auch während 
der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes feine Anſprüche in das per- 
ſöuliche Vermögen des Erben verfolgen; $ 1984 Abf 1 Sat 3 betrifft nur das Vor⸗ 
gehen gegen den Nachlaß; $ 14 Abſ 1 KO findet auf den Nachlaßkonkurs, wenn der Erbe 
unbeſchränkt haftet, keine Anwendung; doch werden die Nachlaßgläubiger, falls auch über 
das Vermögen des Erben Konkurs eröffnet iſt, in dieſem Konkurſe wie abſonderungs⸗ 
berechtigte Gläubiger behandelt (NO 88 234, 64). — Dem unbeſchränkt haftenden Erben 
iſt auch das Recht verſagt, die Aufhebung von Zwangsvollſtreckungsmaßregeln zu verlangen, 
die vor Anordnung der Nachlaßverwaltung oder Eröffnung des Nachlaßkonkurſes in ſein 
perſönliches Vermögen erwirkt worden find (ZPO 8 784 Abſ 1), während der Nachlaßver⸗ 
walter, auch wenn der Erbe unbeſchränkt haftet, Zwangsvollſtreckungsmaßregeln feiner Privat 
gläubiger in den Nachlaß zur Aufhebung bringen kann (ebenda Abf 2) und im Falle des 
Konturſes ſolche Maßregeln kein Abſonderungsrecht begründen (KO $ 221). — c) Da $ 1976 
nicht für unanwendbar erklärt ift, bleibt es bei der durch Nachlaßverwaltung oder Nachlaß⸗ 
konkurs eingetretenen Rückgängigmachung des Erlöſchens der durch Konfuſion oder Konſo⸗ 
Üdation erloſchenen Rechtsverhältniſſe, und auch durch eine nach Eintritt der unbeſchränkten 
waftung noch erfolgende Herbeiführung einer diefer Maßregeln wird das Erlöſchen rück 
gangtg gemacht; auch der unbeſchränkt haftende Erbe kann alfo in ſolchem Falle feine Vorder 
zungen an den Erblaſſer gegen den Nachlaß geltend machen (vgl. auch KO $ 225 Abi 1). 
Dagegen iſt die Anwendung des § 1977 ausgeſchloſſen; die vorher erfolgte Aufrechnung 
von Forderungen der Nachlaßgläubiger gegen Privatforderungen des Erben, aber auch von 
Forderungen der Privatgläubiger des Erben gegen Nachlaßforderungen bleibt 
eo, auch wenn jetzt noch Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs herbeigeführt wird, in 
Kraft bzw. tritt, ſoweit fie vorher herbeigeführt waren, wieder in Kraft (8 1977 A 1, 4). — 
d) Die in SS 1978, 1980 beſtimmte Verantwortlichkeit des Erben im Falle von Nachlaß⸗ 
verwaltung oder Nachlaßkonkurs für die bisherige Verwaltung des Nachlaſſes und für die 
keichtbeanteagung des Konkurſes im Falle der Uberſchuldung findet nicht ftatt, wenn der 
Erbe unbeſchrankt haftet; es entſtehen alſo auch keine Anſprüche der Nachlafigläubiger gegen 
den Erben auf Schadengerfaß; ebenſowenig aber Anſprüche des Erben auf Erſatz feiner Auf. 
wendungen ($ 1978 Abſ 3) oder Anrechnung von ihm berichtigter Nachlaßverbindlichkeiten 
6 1979); auch tritt der Erbe im Nachlaßfkonkurſe nicht au die Stelle eines von ihm befriedigten 
Gläubigers (K O $ 225 Abſ 2). Dieſe Regelung erklärt ſich daraus, daß den Nachlaßgläubigern 
der Zugriff auf das geſamte Vermögen des Erben freiſteht, ſo daß weder ſie noch der Erbe 
Intereſſe daran haben, daß der Nachlaß und das eigene Vermögen des Erben durch Erſatz⸗ 
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anſprüche des einen gegen das andere im Verhältnis zueinander vergrößert oder verringert 
werden. — e) Nach Beendigung des Nachlaßkonkurſes durch Verteilung oder Zwangsver⸗ 
gleich (§ 1989 A 1), ſowie im Falle des dürftigen Nachlaſſes (8 1990) und der nur auf 
Vermächtniſſen oder Auflagen beruhenden Überſchuldung ($ 1992) kann der unbeſchränkt 
haftende Erbe die Unzuläuglichkeitseinrede mit den in 88 1990, 1991 bezeichneten 
Folgen nicht geltend machen. — Außerdem ſtehen dem unbeſchränkt haftenden Erben auch 
die aufſchiebenden Einreden aus 88 2014, 2015 nicht zu (8 2016 A 1). 

3. Haftet der Erbe nur einzelnen Nachlaßgläubigern uubeſchräukt (A 1), jo wird da⸗ 
durch die Beſchränkbarkeit feiner Haftung gegenüber den übrigen Nachlaßglaubigern durch 
Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs (8 1975) nicht beeinträchtigt; das iſt als ſelbſtver⸗ 
ſtändlich in Abſ 2 nicht beſonders hervorgehoben, ſondern nur ausgeſprochen, daß er in dieſem 
Falle nicht gehindert fein ſoll, Nachlaßverwaltung zu beantragen (vgl. A 2) und daß die 
Anwendbarkeit der 88 1977—1980 nicht ausgeſchloſſen iſt. Demgemäß greifen den übrigen 
Nachlaßgläubigern gegenüber die Aufrechnungseinſchräukungen (8 1977) Platz und 
iſt der Erbe ihnen gegenüber nach Maßgabe der 88 1978—1980 verantwortlich und 
erſatzberechtigt. Aber auch die ſonſtigen, nach Abſ 1 nicht anwendbaren Vorſchriften über 
die Haftungsbeſchränkung finden ſelbſtverſtändlich im Verhältniſſe zu den übrigen Gläubigern 
Anwendung; insbeſondere bleibt der Erbe berechtigt, das Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
($ 1970) zu beantragen und gegenüber einem ausgeſchloſſenen oder einem ſolchen gleich⸗ 
ſtehenden (8 1974) Gläubiger (nur nicht demjenigen, dem er unbeſchränkt haftet) nach 91973 
zu verfahren; ebenſo die Unzulänglichkeitseinrede nach Maßgabe der $ 1990—1992 
geltend zu machen. ö 

4. Beweislaſt. Dem Erben, der geltend macht, daß er nur beſchränkt hafte, liegt 
es zunächſt ob, darzutun, daß und durch welche Mittel er die Beſchränkung der Haftung herbei 
geführt hat (vgl. Vorbem 1 zu 8 1967; 88 1973 A 9, 1974 A 9, 1979 A 3, 1980 A 8, 1990 
A 7, 1991 A 5). Demgegenüber hat der Gläubiger, wenn er den Erben trotzdem als unbe⸗ 
ſchränkt haftend in Anſpruch nimmt, zu behaupten und zu beweiſen, daß und wodurch dieſer 
der Beſchränkbarkeit feiner Haftung verluſtig gegangen iſt, alſo Beſtimmung und Ablauf 
der Inventarfriſt (§ 1994; die Wahrung der Friſt wird der Erbe zu beweiſen haben), Untreue 
bei der Inventarerrichtung ($ 2005 A 7), Eidesverweigerung ihm gegenüber (§ 2006 A 6). — 
Dieſen Beweis kann der Glaubiger, wenn der Erbe den Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung 
verlangt (PD 8 780), ſchon im Prozeſſe führen und dadurch die vorbehaltloſe Verurteilung 
erreichen. Iſt im Prozeſſe der Vorbehalt gemacht, aber über die beſchränkte oder unbe⸗ 
ſchränkte Haftung ſeloſt noch nicht entſchieden oder war der Vorbehalt zur Erhaltung der 
Haftungsbeſchränkung nicht erforderlich ($ 780 Abſ 2 3PO), fo iſt darüber im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren auf die Einwendung des Erben hin zu entſcheiden (88 785, 767 ZPO). 


V. Aufſchiebende Einreden 


Die aufſchiebenden Einreden, in ihrer Wirkung durch ZPO 88 305 Abſ 1, 782, 783 ſtark 
beſchränkt, ſollen dem Erben und ebenſo dem Nachlaßpfleger, Verwalter und Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ermöglichen, ſich, ohne dem vorzeitigen Zugriffe der Nachlaßgläubiger ausgeſetzt 
zu fein, über den Beſtand des Nachlaſſes zu vergewiſſern, um danach nötigenfalls von dem 
Rechte der Haftungsbeſchränkung wirkſam Gebrauch machen zu können. Dem bereits unbe⸗ 
ſchränkt haftenden Erben find fie deshalb ganz verſagt ($ 2016). 


8 2014 


Der Erbe iſt berechtigt.), die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit 
bis zum Ablaufe der erſten drei Monate nach der Annahme der Erbſchaft?), 
jedoch nicht über die Errichtung des Inventars hinauss), zu verweigern“) ö). 

E I 2057 Abſ 1, 2143 Abf 1, 2 II 1888; M 5 539, 540, 672, 673; P 5 660—664, 784— 791, 805. 


1. Die Einrede ſteht zu dem Erben, wenn er nicht unbeſchränkt haftet (§ 2016 Abſ 1). 
Ebenſo dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker ($ 2213 A 2; ZPO 8 748), dem nach 
8$ 1960, 1961 vor Annahme der Erbſchaft beſtellten Nachlaßpfleger ($ 2017) und, da die 
Einrede auch im Jutereſſe der Nachlaßgläubiger gegeben iſt, dem Nachlaßverwalter. 
Dabei macht es keinen Unterfchied, ob der Auſpruch bereits gegen den Erblaſſer erhoben 
war oder ob von vornherein der Erbe verklagt iſt. Der Erbe iſt nicht nur berechtigt, ſondern 
im Hinblick auf feine unter Umſtänden eintretende Verautwortlichkeit aus $ 1978 (A 2) 
den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, von der Einrede Gebrauch zu machen, ſofern 
bei in Ausſicht ſtehender Unzulänglichkeit des Nachlaſſes es im Intereſſe der Geſamtheit der 
Nachlaßgläubiger liegt, die vorzeitige Befriedigung eines einzelnen Gläubigers abzuwehren 
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Avgl. aber auch A 4). Der nach ZPO SS 739, 740 verklagte Ehemann der Erbin kann ſich 
ſelbſtändig der Einreden bedienen. Wegen der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft val. 
BROS 305 Abſ 2. 

2. Berechnung der Dreimonatsfriſt 58 187, 188 Abſ 2. Verlängerung im Falle des 
Aufgebots $ 2015. Bis zur Annahme der Erbſchaft ($ 1943) iſt der Erbe durch 8 1958 
gegen jede gerichtliche Geltendmachung eines Nachlaßanſpruchs ihm gegenüber geſchützt; 
doch kann die Verfolgung des Auſpruchs gegenüber einem Nachlaßpfleger (8 1961) und die 
Zwangsvollſtreckung in Nachlaßgegenſtände dieſem gegenüber (§ 778 Abſ 1 ZPO) ſtattfinden. 

3. Die Schutzfriſt endet ſpäteſteus mit Einreichung des Inventars als dem maßgebenden 
Zeitpunkt der Errichtung, gleichviel, ob es hierzu freiwillig oder infolge Beſtimmung der 
Inventarfriſt gekommen iſt (§8 1993, 1994). | 

4. Das Verweigerungsrecht iſt prozeſſual in der Weiſe geftaltet, daß der Erbe nicht die 
Abweiſung der Klage, ſondern nur den Vorbehalt der beſchränkten Haftung bean⸗ 
tragen kann und dementſprechend zu verurteilen iſt (3 PO 8 305) und daß er auch der Zwangs⸗ 
vollſtreckung au ſich nicht entgegentreten, ſondern nur ihre Beſchränkung auf Sicherungs⸗ 
maßregeln, wie ſie zur Vollziehung eines Arreſtes zuläſſig ſind, alſo bei beweglichen 
körperlichen Sachen Pfändung (ZPO $ 980), bei Grumdftücden Eintragung einer Sicherungs- 
hypothek (5 932), herbeiführen kann ($ 782 ZPO). Es geht aber zu weit, wenn um des⸗ 
willen die Bedeutung der Einrede als eines materiellen Leiſtungsverweigerungs⸗ 
rechts geleugnet wird (fo Strohal bei Planck Vorbem 6 vor § 2014 und die zweite Auflage 
dieſes Kommentars). Der Erbe kann zur Leiſtung nicht angehalten werden, da eine Ver⸗ 
ſteigerung der gepfändeten Sachen, Überweiſung der Forderung, Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks unſtatthaft ſind und nur Sicherung der künftigen Leiſtung in Frage kommt. 
Iſt er aber zur Leiſtung zur Zeit noch nicht verpflichtet, fo erſcheint es bedenklich anzunehmen, 
daß er durch Geltendmachen der Einrede in Leiſtungsverzug geraten könne (ſo mit der 
herrſchenden Meinung NG 79, 204; a. M. Kipp § 81 IV bei A 3; Planck noch in der 
3. Aufl. feines Kommentars gegen Strohal a. a. O.). Verzug ſetzt nach $ 284 Fälligkeit 
und nach § 285 ſchuldhaftes Unterbleiben der Leiſtung wegen eines vom Schuldner zu 
vertretenden Umſtandes voraus, das nicht vorliegen dürfte, wenn er von einem ihm geſetz⸗ 
lich zuſtehenden Rechte Gebrauch macht (vgl. $ 284 A 2; RG JW 1911, 486%. Der Vorteil, 
den das Geſetz dem Erben und den Nachlaßgläubigern durch die Vorſchriften gewähren will, 
würde übrigens nicht verwirklicht werden, wenn (zwar nicht der Erbe perſönlich, aber doch) der 
Nachlaß die Verzugsfolgen (Zinſen, Schadenserſatz uſw.) auf ſich nehmen müßte. Daß dem 
Gläubiger durch die Verzögerung Schaden entſtehen kann, ift eine Folge des Todes ſeines 
Schuldners und der Geſtaltung des Vermögensübergangs auf den Erben, die er als kaſuelles 
Ereignis zu tragen haben wird. Auch die Verhandlungen der zweiten Kommiſſion (Prot 
5% 744; Art 2130 der damaligen Vorlage und S. 790) zeigen deutlich, daß das Berechtigt⸗ 
kein zur Verweigerung der Berichtigung gerade den Nichteintritt des Verzugs zum 
Ausoruck bringen ſollte. — Die aufſchiebende Einrede iſt der Natur der Sache nach aus⸗ 
gel chloſſen gegenüber den beſonderen Unterhaltsanſprüchen der Mutter des zu erwartenden 
Erben und der zum Bezuge des Dreißigſten berechtigten Angehörigen (§8 1963 A 5, 1969 
A 10. Sie geht verloren, wenn der Erbe nicht den Vorbehalt der beſchränkten Haftung 
im Urteile erwirkt hat und dadurch dem klagenden Gläubiger gegenüber unbeichränit haftbar 
geworden iſt (58 305, 780 ZPO). Dagegen bedarf es des Vorbehalts nicht, wenn die 
zwilſtreckung aus einem bereits gegen den Erblaſſer erlangten Schuldtitel gegen den Erben 
begonnen oder fortgeſetzt wird (ZPO 8 779). 3 

5. Beweislaſt. Der Gläubiger hat zur Begründung der ſog. Paſſivlegitimation des 

rben zunächſt die Au nahme der Erbſchaft zu beweiſen, ſonach, wenn dieſe durch Ablauf 
der Ausſchlagungsfriſt erfolgt ſein ſoll, auch den Zeitpunkt, in dem der Erbe von dem 

banfalle Kenntnis erhalten und ſomit die Ausſchlagungsfriſt zu laufen begonnen hat 
(88 1958 A 1, 1943 A 4). Aus dieſem Nachweiſe wird ſich dann ohne weiteres ergeben, 
05 bie dreimonatige Friſt noch läuft. Behauptet der Gläubiger, daß der Erbe bereits In⸗ 
ventar errichtet habe oder daß er unbeſchränkt haftbar geworden ſei ($ 2016), jo muß er auch 
dies beweiſen. Behauptet der Erbe, daß er innerhalb der Ausſchlagungsfriſt ausgeſchlagen 
habe, ſo muß er den Nachweis dafür erbringen ($ 1943 A 4). 


§ 2015 
Hat der Erbe den Antrag auf Erlaſſung des Aufgebots der Nachlaß⸗ 
gläubiger innerhalb eines Jahres nach der Annahme der Erbſchaft geſtellt 
und iſt der Antrag zugelaſſen, ſo iſt der Erbe berechtigt, die Berichtigung 


einer Nachlaßverbindlichkeit bis zur Beendigung des Aufgebotsverfahrens 
zu verweigern). 
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Der Beendigung des Aufgebotsverfahrens ſteht es gleich, wenn der Erbe 
in dem Aufgebotstermine nicht erſchienen iſt und nicht binnen zwei Wochen 
die Beſtimmung eines neuen Termins beantragt oder wenn er auch in dem 
neuen Termine nicht erjcheint?). 

Wird das Ausſchlußurteil erlaſſen oder der Antrag auf Erlaſſung des 
Urteils zurückgewieſen, ſo iſt das Verfahren nicht vor dem Ablauf einer mit 
der Verkündung der Entſcheidung beginnenden Friſt von zwei Wochen und 
nicht vor der Erledigung einer rechtzeitig eingelegten Beſchwerde als be= 
endigt anzuſehen?) ). 

E I 2130 Abſ 1, 2131, 2132 II 1889; M 5 658, 654; P 5 744, 784— 787. 


1. Die Dreimonatsfriſt des 8 2014 verlängert ſich, wenn das Aufgebotsverfahren 
(88 1970ff.; ZPO 88 989 ff.) innerhalb eines Jahres nach der Annahme der Erbſchaft ein⸗ 
geleitet worden iſt, bis zu deſſen Beendigung. Durch Stellung des Antrags wahrt der Mit⸗ 
erbe die Friſt auch für die andern Erben, ſoweit fie nicht unbeſchränkt haften (BRD 8 997), 
der Nachlaßpfleger, Nachlaßverwalter, Teſtamentsvollſtrecker ($ 1970 A 2) auch für die 
andern Beteiligten. Um von der Einrede Gebrauch machen zu können, muß der Antrag 
nicht bloß geſtellt, ſondern auch, evtl. im Wege der Beſchwerde nach ZPO 8 567, zuge⸗ 
laſſen, d. h. der Erlaß des Aufgebots muß angeordnet fein (ZPO 8 947 Abſ 2). 

2. Das Aufgebotsverfahren endet normalerweiſe mit Erlaß des (unanfechtbaren) Aus⸗ 
ſchlußurteils (ZPO SI 952, 957 Abſ 1) oder mit Rechtskraft des den Antrag zurückweiſenden 
Beſchluſſes (8 952 Ab] 4). Verſäumt der Erbe oder ſonſtige Antragſteller den Aufgebots⸗ 
termin, ſo kann er innerhalb einer Friſt von ſechs Monaten die Beſtimmung eines neuen 
Termins beantragen (8 954 ZPO). Das Ende der Verweigerungsfriſt ſoll aber nicht fo 
lauge hinausgeſchoben werden; vielmehr ift im Sinne des § 2015 Abf 1 das Verfahren ſchon 
dann als beendigt anzuſehen, wenn er nicht innerhalb von zwei Wochen den Antrag auf 
Beſtimmung eines neuen Termins geſtellt hat oder in dieſem nicht erſchienen iſt. Dem 
Erſcheinen im Termine wird (in Erganzung des Wortlauts mit Rückſicht auf den zur Zeit 
des Erlaſſes der Vorſchrift beſtehenden Rechtszuſtand, 8 829 Abſ 1 ZPO a. F.) nunmehr 
der Fall gleichzuſtellen fein, daß der Antrag auf Erlaß des Ausſchlußurteils vor dem Termine 
nach Vorſchrift des § 952 Abs 2 30 geſtellt worden iſt. In dieſem Falle bedarf es auch 
keiner Wiederholung des Antrags im Termine, falls der Erbe in dieſem erſchienen iſt. Hat 
er aber vorher den Antrag nicht geſtellt, ſo ſteht es dem Nichterſcheinen gleich, wenn er 
erſcheint, aber keinen Autrag ſtellt (ZPO 8 333). 

3. Wird der Antrag auf Erlaß des Ausſchlußurteils durch Beſchluß zurückgewieſen oder 
das Ausſchlußurteil nur mit Beſchränkungen oder Vorbehalten erlaſſen, jo ſteht dem Erben 
oder ſonſtigen Antragſteller (A 1) die ſofortige Beſchwerde zu (BROS 952 Abſ 4). Daß 
in ſolchem Falle das Verfahren nicht vor Ablauf der zweiwöchigen Beſchwerdefriſt (§ 577 
ZPO) und nicht vor Erledigung einer rechtzeitig eingelegten Beſchwerde beendigt ift, hätte 
kaum einer Hervorhebung bedurft. Die Bedeutung der Vorſchrift beſteht aber darin, daß 
im Sinne des Abſ 1 das Verfahren auch dann nicht vor Ablauf einer zweiwöchigen Friſt 
von der Verkündung ab als beendigt anzuſehen iſt, wenn das Ausſchlußurteil ohne Vor⸗ 
behalte oder Einſchränkungen ergangen und deshalb ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet (§ 957 
Abſ 1 ZPO) Durch Einlegung einer unzuläſſigen Beſchwerde wird die Beendigung 
des Verfahrens nicht hinausgeſchoben. — Das Verfahren endet auch mit der Zurücknahme 
des Aufgebotsantrags, der Einſtellung im Falle nachträglich ſich ergebender Unzuläſſigkeit 
und der Eröffnung des Nachlaßkonkurſes (8 993 Abſ 2 O). 

4. Die Wirkung der Einrede ift dieſelbe wie im Falle des § 2014 A 4. Iſt das Ausſchluß ⸗ 
urteil erlaſſen, fo fteht dem Erben nunmehr die Beſchränkungseinrede aus § 1973 zu. Durch 
Inventarerrichtung geht, abweichend von 8 2014, die Einrede nicht verloren. 


8 2016 


Die Vorſchriften der SS 2014, 2015 finden keine Anwendung, wenn der 
Erbe unbeſchränkt haftet). 

Das gleiche gilt, ſoweit ein Gläubiger nach 8 1971 von dem Aufgebote der 
Nachlaßgläubiger nicht betroffen wird), mit der Maßgabe, daß ein erſt nach 
dem Eintritte des Erbfalls im Wege der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſt⸗ 
vollziehung erlangtes Recht ſowie eine erſt nach dieſem Zeitpunkt im Wege 
der einſtweiligen Verfügung erlangte Vormerkung außer Betracht bleibt“) e). 

E I 2130 Ubſ 1, 2143 Abi 8 II 1890; M 5 653, 673; P 5 784787, 
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1. Unbeſchränkte Haftung § 2013 A 1. Iſt ſie nur einzelnen Gläubigern gegenüber 
l ſo gehen dem Erben die Einreden gegenüber den übrigen Gläubigern nicht 
verloren. 

2. Pfandgläubiger und andere dinglich berechtigte Nachlaßgläubiger ſind in der Rechts⸗ 
verfolgung gegen den Erben, ſoweit ſie ſich auf den dinglichen Anſpruch beſchränken, eben⸗ 
ſowenig durch die aufſchiebenden Eiureden der 88 2014, 2015 beſchränkt, wie durch die Ein⸗ 
rede der beſchränkten Haftung aus 8 1973 (8 1971 A 1). Der Erbe kann alſo der Befriedigung 
dieſer Gläubiger aus den ihnen verhafteten Nachlaßgegenſtänden weder während der drei⸗ 
monatigen Friſt nach Annahme der Erbſchaft noch während eines eingeleiteten Aufgebots⸗ 
verfahrens widerſprechen. 

3. Auch diejenigen Gläubiger, welche ein dingliches Recht an Nachlaßgegenſtänden durch 
Pfändung im Wege der Zwangsvollſtreckung oder Arreſtvollziehung erlangt haben, werden 
durch das Aufgebot nicht betroffen, da ſie für den Fall des Konkurſes den Pfandgläubigern 
gleichſtehen (KO 8 49 Nr 2; 8 1971 A 1). Iſt aber das Pfandrecht erſt nach dem Erbfalle 
erlangt worden, fo bleibt es für die Anwendung der 88 2014, 2015 außer Betracht, d. h. 
der Erbe kann der Zwangsvollſtreckung in die gepfändeten Gegenſtände in der gleichen Weiſe 
entgegentreten, als wenn es ſich um Gläubiger handelte, die von dem Aufgebote betroffen 
werden, nämlich durch Einſchränkung der Zwangsvollſtreckung auf Sicherungsmaßnahmen 
(§ 2014 A 4) während der erſten drei Monate nach der Annahme, ſofern er nicht vorher 
Inventar errichtet hat, und wahrend der Dauer eines eingeleiteten Aufgebotsverfahrens. 
Das entſpricht der Vorſchrift des 8 221 Abf 1 KO, derzufolge ſolche Gläubiger abge- 
ſonderte Befriedigung im Nachlaßkonturſe nicht verlangen können. Ahnlich 8 1990 Abſ 2. 

4. Auch Gläubiger, deren Anſprüche durch eine Vormerkung ($ 883) geſichert find, 
werden von dem Aufgebote nicht betroffen ($ 1971 Satz 2). Iſt aber die dingliche Sicherung 
durch Eintragung der Vormerkung nach dem Erbfalle durch einſtweilige Verfügung 
($ 885) erlangt, jo bleibt fie gleichfalls außer Betracht (A 3). Erfolgte die Eintragung nach 
dem Erbfalle auf Grund einer Bewilligung des Erben ($ 885), jo kann dieſer ſich nach 
Entſtehung des geſicherten Rechtes gegenüber der Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück 
nicht auf die Einreden aus $$ 2014, 2015 berufen; er muß die Zwangsverſteigerung 
des Grundſtücks ohne Aufſchub dulden. 


8 2017 


Wird vor der Annahme der Erbſchaft zur Verwaltung des Nachlaſſes 
ein Nachlaßpfleger befteltt!), jo beginnen die im § 2014 und im 8 2015 Abſ 1 
beſtimmten Friſten mit der Beſtellung?). 

E 1 2148 Abſ 2 II 1891; M 5 673; P 5 785, 786, 829— 831; 6 840. 


1. Durch Beſtellung eines zur Verwaltung des Nachlaſſes berufenen Nachlaßpflegers 
nach 5$ 1960, 1961 wird die Verfolgung von Anſprüchen gegen den Nachlaß ſchon vor An⸗ 
wah me der Erhſchaft durch den Erben ermöglicht; auch ein Nachlaßverwalter kann vor 
Annahme der Erbſchaft beſtellt ($ 1981 A 1) und es können dann Anſprüche gegen den 
Nachlaß ihm gegentiber bereits erhoben werden. Doch ſoll auch ihnen die Möglichkeit 
4 enden im Intereſſe des Erben und der Nachlaßgläubiger die Befriedigung eines 
einzeinen Gläubigers hinauszuſchieben, bis der Nachlaßbeſtand ermittelt und dadurch die 
Grundlage für die Entſchließung des Erben über Herbeiführung der Haftungsbeſchränkung 
geſchaffen werden kann. Deshalb können auch fie von den Einreden der 89 2014, 2015 
Weltund machen ($ 2014 A 1). — O5 der nach 9 1960 beſtellte Nachlaßpfleger die Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes zu führen hat, regelt ſich nach der Beſtimmung des Nachlaßgerichts 
59 1960 A 4) iſt er nur zur Sicherung des Nachlaſſes beſtellt, fo findet 8 2017, wie fein 
Wortlaut ergibt, auf ihn feine Anwendung (dgl. A 2). . 

2. Da durch bie Nachlaßpflegſchaft, ſofern der Pfleger zur Verwaltung berufen iſt (A 1), 
und durch die Nachlaßverwaltung bereits vor der Annahme der Erbſchaft die Möglichkeit 
geſchaffen ift, den Nachlaß beſtand, nötigenfalls auch durch Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
(8 991 ZPO 5 1070 A 2), zu ermitteln, ſo können die Friſten, innerhalb deren die auf. 
ſchiebenden Einreden erhoben werden können, für ſie ſchon vor der Annahme, und zwar mit 
ber Beſtellung (die nach $ 16 Fc mit der Bekanntmachung an den Pfleger wirkſam wird) 
beginnen. Sowohl die dreimonatige Friſt des $ 2014 wie die einjährige des 8 2015 
iſt ſonach ſtatt von der Annahme der Erbſchaft von der Beſtellung des Nachlaßpflegers ab 
€ berechnen. Der Erbe wird durch den Nachlaßpfleger geſetzlich vertreten und auch die 
Handlungen und Unterlaſſungen des Nachlaßverwalters in bezug auf den Nachlaß ſind für 
ihn wirkſam. Der Erbe muß ſich deshalb den ihm gegenüber u Feen Zeitraum auf 
die Friſten Fir — laffen; fie können ſonach — — abgelaufen ſein, wenn er annimmt. 
Sit der Nachlaßpfleger des § 1960 nicht zur Verwaltung des Nachlaſſes berufen (U J), fo 
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beginnen auch für ihn die Friſten erſt mit der Annahme der Erbſchaft; er kann alſo vorher 
ohne zeitliche Beſchränkung die Einreden aus 88 2014, 2015 geltend machen, wenn ihm 
gegenüber Anſprüche gegen den Nachlaß erhoben werden; jedoch nicht mehr, wenn er bereits 
Inventar errichtet hat. — Wird der Nachlaßverwalter nach der Annahme der Erbſchaft 
beſtellt, ſo muß auch er ſich den ſeit der Annahme für den Erben abgelaufenen Zeitraum 
anrechnen laſſen. 


Dritter Titel 
Erbſchaftsanſpruch 


Der Erbe tritt mit dem Erbfalle in die Erbſchaft als Ganzes, zugleich aber ohne be⸗ 
ſondere Rechtsakte in die einzelnen, zum Vermögen des Erblaſſers gehörigen Rechte an 
Stelle des Erblaſſers ein ($ 1922 A 7). Er kann dieſe einzelnen Rechte (auch Rechtslagen, 
Beſitz uſw.; vgl. $ 1922 A 5) mit den gewöhnlichen dafür gegebenen dinglichen oder per⸗ 
ſönlichen Rechtsſchutzmitteln im Wege der Leiftungs- und gegebenenfalls der Feſtſtel⸗ 
lungsklage gegen denjenigen geltend machen, der fie ihm vorenthält oder beſtreitet, ſei es, 
daß dieſer ein eigenes (nicht vom Erblaſſer herrührendes) Recht zur Vorenthaltung in An⸗ 
ſpruch nimmt oder daß er ſelbſt Erbe zu ſein behauptet. In letzterem Falle kann 
der Erbe auch ſein Erbrecht als ſolches durch Feſtſtellungsklage zur Geltung bringen. 
Außer dieſen Rechtsbehelfen hat aber das Geſetz, im Anſchluſſe an die gemeinrechtliche 
hereditatis petitio, dem Erben noch ein beſonderes, erbrechtliches Rechtsſchutzmittel ver 
liehen, den Erbſchaftsanſpruch. Dieſer Anſpruch richtet ſich gegen denjenigen, der ſeinerſeits 
ein Erbrecht beanſprucht und dieſen Anſpruch dadurch betätigt hat, daß er etwas aus der Erb: 
ſchaft erlangt hat (Erbſchaftsbeſitzer), und geht auf Herausgabe des Erlangten als Ge. 
ſamtheit ($ 2018). Der mit der Gewährung dieſes Auſpruchs vom Geſetze verfolgte Zweck 
war darauf gerichtet, dem wahren Erben es zu erleichtern, daß er in den Beſitz der Erbſchaft 
gelange, ohne auf die Einzelklagen angewieſen zu fein (M 5, 575ff.), Dieſem Zweck ent- 
ſprechend iſt der Anſpruch im einzelnen ausgeſtaltet. Der Auſpruch ift ein quaſi⸗dinglicher, 
entſprechend dem Eigentumsauſpruche auf Herausgabe der Sache. Die Herausgabepflicht 
erſtreckt ſich aber nicht nur auf die gezogenen Nutzungen (8 2020), ſondern auch auf das. 
jenige, was an Stelle von urſprünglichen Nachlaßgegenſtänden mit Mitteln der Erb⸗ 
ſchaft erlangt iſt (Surrogate, § 2019). Anderſeits haftet der Erbſchaftsbeſitzer im Falle 
des Unvermögens zur Herausgabe der Regel nach nur nach Bereicherungsgrundſätzen 
(5 2021) und hat Anſpruch auf Erſatz von Verwendungen, der durch ein Zurückbehaltungs⸗ 
recht geſchützt iſt (5 2022). Doch tritt ſtrengere Haftung unter gewiſſen Umſtänden 
(Rechtshängigkeit, böſer Glaube, verbotene Eigenmacht) ein (88 20232025). 
Erſitzung der zur Erbſchaft gehörigen Sachen durch den Erbſchaftsbeſitzer als ſolchen kann 
gegenüber dem Erbſchaftsanſpruche nicht geltend gemacht werden ($ 2026). Von beſonderer 
Wichtigkeit iſt die dem Erbſchaftsbeſitzer auferlegte Auskunftspflicht ($ 2027). In einzelnen 
Beziehungen ſind die für den Erbſchaftsanſpruch geltenden Grundſätze über deſſen eigent⸗ 
liches Gebiet hinaus erſtreckt, fo die Auskunftspflicht auf denjenigen, der von einzelnen Nach⸗ 
laßgegenſtänden vor Beſitznahme der Erbſchaft durch den Erben Beſitz ergriffen hat (8 2027 
Abf 2), ſowie auf Hausgenoſſen des Erblaſſers (8 2028); ferner die Grundſätze über 
die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers auf die Einzelanfprüche des Erben hinſichtlich der Erb⸗ 
ſchafksgegenſtände ($ 2029); dem Erbſchaftsbeſitzer iſt derjenige gleichgeſtellt, der von dieſem 
die Erbſchaft erworben hat (8 2030); endlich iſt die Berechtigung zur Erhebung eines dem 
Erbſchaftsanſpruche entſprechenden Anſpruchs auch dem irrtümlich für tot Erklärten 
oder als tot Angeſehenen verliehen (8 2031). — Beſonderer Gerichtsſtand für den Erb⸗ 
ſchaftsanſpruch nach $ 27 35D. 


§ 2018 


Der Erbe!) kann von jedem, der auf Grund eines ihm in Wirklichkeit 
nicht zuſtehenden Erbrechts?) etwas ans der Erbſchaft erlangt hat (Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer)s), die Herausgabe des Erlangten verlangen). 


E I 2080 II 1892; M 5 578—580; P 5 696—710. 


1. Der Erbſchaftsanſpruch ſteht zu dem Erben, ſowohl dem alleinigen Erben als (mit 
der durch 8 2039 gebotenen Einſchräukung) auch dem Miterben, und zivar als hereditatis 
petitio partiaria auch gegen einen Miterben, der die Erbſchaft für ſich allein oder der daran 
einen höheren als den ihm zukommenden Erbteil in Anſpruch nimmt (MG IW 03 Beil 64 
und 81, 293). Ebenſo dem Rechtsnachfolger des Miterben im Falle des $ 2033, dem Nach- 
erben nach Eintritt der Nacherbfolge (8 2139; OL 21, 310), auch gegenüber dem Vorerben, 
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dem Erbſchaftskäufer dagegen nur nach geſchehener Abtretung, zu der der Verkäufer nach 
$ 2374 verpflichtet iſt. Obwohl durch Anerkenntnis der Beteiligten eine in einem nich⸗ 
tigen Teſtamente eingeſetzte Perſon nicht Erbe werden kann (vgl. § 1922 A 9), ſo kann ſich 
doch der wahre (geſetzliche oder Teſtaments.) Erbe, der die Gültigkeit des Teſtaments in 
der für Veräußerung der Erbſchaft vorgeſchriebenen Form ($$ 2371, 2385 Abſ 1) anerkannt 
hat, gegenüber dem Erbſchaftsanſpruche des Eingeſetzten auf die Nichtigkeit des Teſtaments 
nicht mehr berufen (RG 72, 209). — Während der Dauer einer Nachlaßverwaltung kann nur 
der Nachlaßverwalter den Erbſchaftsanſpruch geltend machen, da er zum Nachlaſſe gehört 
(81984 A 2); ebenſo während des Nachlaßkonkurſes der Na chlaßkonkursverwalter (K Os): 
auch dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker ſteht er zu. Dagegen erſcheint es bedenklich, 
mit der herrſchenden Meinung (Plauck Erl 1b und die zweite Auflage dieſes Kommentars; 
jetzt auch Staudinger Erl IIIA) auch dem Nachlaßpfleger des 5 1960 die Befugnis zuzu⸗ 
erkennen; handeit es ſich doch dabei (wenn auch nur als Präjudizialpunkt) um die Frage, ob dem 
einen oder dem andern Erbprätendenten das Erbrecht zuſteht; der Nachlaßpfleger aber, der 
nicht für eine beſtimmte Perſon, ſondern „für den, der Erbe wird“, beſtellt iſt ($ 1960 A 4), iſt 
nicht dazu berufen, dieſe Frage zur Eutſcheidung zu bringen. Die von Planck unterſtellte 
Sachlage, daß der Erbſchaftsbeſitzer als Erbe zweifellos nicht in Betracht kommen könne, 
greift dem Ergebniſſe des Rechtsſtreits, in dem beide Parteien das Erbrecht beanspruchen, 
in unzuläſſiger Weiſe vor. Der Nachlaßpfleger kann auf Grund ſeines Rechtes zum Beſitze 
und zur Verwaltung ($ 1960 A 4) die Herausgabe der Nachlaßgegenſtände auch von dem 
Erbſchaftsbeſitzer verlangen; das iſt aber kein Erbſchaftsanſpruch, auf den die Vorſchriften 
dieſes Titels Anwendung finden könnten. | 

2. Der Anſpruch geht nur gegen denjenigen (ſog. Paſſivlegitimation), der auf 
Grund eines ihm in Wirklichkeit nicht zuſtehenden Erbrechts oder Miterbrechts, alſo durch 
Anmaßung eines ſolchen, indem er, in gutem oder böſem Glauben, Erbe oder Miterbe zu 
ſein behauptete, etivas aus der Erbſchaft erlangt hat. Ihm ſteht derjenige gleich (pro herede 
possidet), der aus anderm Rechtstitel oder ohne Rechtstitel etwas aus der Erbſchaft er⸗ 
langt hat, es aber nunmehr auf Grund eines angeblichen Erbrechts behalten will. Dagegen 
geht der Erbſchaftsanſpruch nicht gegen denjenigen, der nur auf Grund eines behaupteten 
Einzelrechtstitels oder (inſoweit abweichend vom gemeinen Rechte) ohne einen Rechts- 
titel zu behaupten (pro possessore), den Beſitz von Erbſchaftsgegenſtänden erlangt hat oder 
ausübt. Doch wird auch in dieſen Fällen eine Auskunftspflicht begründet ($ 2027 Abſ 2). 
Der Anſpruch geht nicht gegen den vorläufigen Erben, der die Erbſchaft ausgeſchlagen 
hat; gegen ihn können nur Anſprüche aus Geſchäftsführung ohne Auftrag geltend gemacht 
werden (8 1959). Gegen denjenigen, der auf Grund eines anfechtbaren Erbrechtstitels 
(Verfügung von Todes wegen, geſetzliche Erbfolge im Falle der Erbunwürdigkeit) beſitzt, 
tamı der Erbſchaftsanſpruch exit nach erfolgter Anfechtung oder zugleich mit dieſer geltend 
gemacht werden; wegen des Beginnes der Verjährung |. aber 8 2026 A 2. — Wer die ſtreitige 
Erbſchaft für einen angeblichen Erben, der in Wirklichkeit nicht Erbe iſt, als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker beſitzt, kann als folcher (anders, wenn er zugleich für ſich ein Miterbrecht in 
Anſpruch nimmt) nicht mit der Erbſchaftsklage belangt werden (RG 81, 151). Ebenſowenig 
der Nachkaßpfleger (A 1) oder der Nachlaßverwalter. Dem Erlangen aus der Erbſchaft 
lteht es gleich, wenn etwas vor dem Erbfalle aus dem Vermögen des Erblaſſers erlangt iſt, 
das nunmehr auf Grund des beanſpruchten Erbrechts zurückbehalten wird (RG 81, 298). 
Anderſeits ſtellt ſich, wenn der Beklagte das Erlangte ſeinerzeit zwar auf Grund eines be⸗ 
auſpruchten Erbrechts erlangt hat, ſich aber der Klage gegenüber nur noch durch Inanſpruch⸗ 
nahme eines Singularrechts oder ohne Berufung auf einen Rechtsgrund verteidigt, 1 
bruch nicht mehr als Erbſchaftsanſpruch dar. Der Anſpruch geht auch gegen den . 
erben, wenn dieſer die Herausgabe von Nachlaßgegenſtänden verweigert, weil er den Ein. 
hlt des Falles ber Nacherbfolge nicht anerkennt; nicht aber, wenn er wegen Verwendungen 
Nachlaßgegenſtäude zurückbehalten will. a 

>. Der zu Verklagende muß etwas aus der Erbſchaft erlangt haben. Die Faſſung 
eutfpricht inſoweit dem Bereicherungsanſpruche des $ 812. Doch beiteht ein weſentlicher 
Unterſchied inſofern, als dort in der Regel eine Vermögensverſchiebung in Geſtalt einer ein- 
getretenen formalen Rechtsänderung vorausgeſetzt wird, obwohl freilich auch ſchon die 
Erlangung des Beſites ſich als Bereicherung darſtellen kaun (8 812 A 4), während hier regel. 
mäßig nur eine tatſächliche Vorteilserlangung, ohne Veränderung der ſonſtigen Rechtslage, 
in Frage ſteht. Das gilt namentlich für körperliche Sachen, von denen der Erbprätendent 
Beſißh ergriffen hat, ohne dadurch ein Recht an der Sache erwerben zu können; hier geht 
der Anſpruch unmittelbar auf Herausgabe der Sache. Der Beſitz braucht nicht Eig enbeſitz, 
kaun vielmehr auch Beſitz für einen andern (5 868) fein, wenn der Erblaffer die Sache als 
Nußnießer, Pächter uſw. beſeſſen hat und der Beſitzwille des Erbprätendenten ein dem⸗ 
entſprechender iſt. Der Erbprätendent kann auch nur den mittelbaren Beſitz erlangt 
haben, wenn z. B. die Sache vermietet oder verpachtet iſt und der Mieter den Willen hat, für 
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ihn zu beſitzen (RG 81, 296). — Bei Grundſtücken kann der Erbprätendent, wenn er auf 
Grund eines ihm erteilten unrichtigen Erbſcheins als Erbe eingetragen iſt, das ſog. Buch ⸗ 
eigentum erlangt haben; ebenſo bei Rechten an Grundſtücken die entſprechende grund⸗ 
bücherliche Rechtspoſition; daun geht der Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs 
(58 891 A 5, 894; RG SächſA 14, 66). — Das Erlangen kann durch unmittelbare Beſitz⸗ 
ergreifung oder durch Leiſtung von ſeiten eines Dritten (auch des Erben, wenn dieſer den 
andern für den richtigen Erben gehalten hat) erfolgt ſein, insbeſondere auch durch Einziehung 
von Nachlaßforderungen; ſoweit dadurch (namentlich wenn fie auf Grund iner Legiti 
mation des Erbprätendenten durch Erbſchein erfolgt iſt) der Schuldner befreit iſt, tritt an 
die Stelle der untergegangenen Forderung nach dem Surrogationsprinzip (8 2019) der 
dafür erlangte Gegenſtand; ſoweit dieſer (insbeſondere Geld) nicht mehr in Natur vorhanden, 
der Erſatzanſpruch nach 88 2021 ff. Darin, daß der Erbprätendent ſich „berühmt“, daß 
eine Nachlaßforderung ihm zuſtehe oder daß er ohne Erfolg fie einzuziehen verſucht hat, 
lann ein Erlangen noch nicht gefunden werden; wohl aber, wenn der Schuldner die Gläubiger 
ſchaft des (durch Erbſchein legitimierten) Erbprätendenten anerkannt, insbeſondere die 
Schuld auf feinen Namen umgeſchrieben hat (fo bei Eintragungen im Reichs oder Staats⸗ 
ſchuldbuch). Hat der Erbprätendent Beweismittel (Schuldſchein) oder auch die die Forde⸗ 
rung verkörpernde Schuldurkunde (Wechſel, Inhaberpapier) in ſeinen Beſitz gebracht, ſo 
ſind dieſe „erlangt“. — Als Erbſchaftsbeſitzer bezeichnet das Geſetz jeden, der nach den 
vorſtehend entwickelten Grundſätzen etwas aus der Erbſchaft als Erbprätendent erlangt hat, 
auch wenn es ſich nicht um Beſitz im Sinne des BOB (an körperlichen Sachen, 9 854 A 2) 
handelt. Ihm iſt derjenige gleichgeſtellt, der die Erbſchaft durch Vertrag von einem Erb: 
ſchaftsbeſitzer erworben hat (8 2030); auch gegen dieſen kann alſo der Erbſchaftsanſpruch 
erhoben werden. — Das Erlangen kann ferner in der Aufrechnung einer Schuld des Erb» 
ſchaftsbeſitzers gegen eine Forderung des Nachlaſſes gegenüber dem Nachlaßſchuldner be⸗ 
ſtehen; iſt hierdurch die Nachlaßforderung untergegangen, ſo muß der Erbſchaftsbeſitzer die 
dafür erlangte Befreiung von ſeiner Schuld dem Erben „herausgeben“, die Schuld alſo au 
ihn zahlen. Als erlangt hat auch die tatſächliche Nichtberichtigung einer dem Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer gegen den Nachlaß obliegenden Verbindlichkeit infolge der Erbrechtsanmaßung 
zu gelten (ſtr., wie hier Planck Erl 3). 

J. Der Anſpruch geht auf Herausgabe des Erlangten. Die Art der Herausgabe beſtimmt 
ſich nach der Art des Erlangten (A 3). Das Erlangte iſt als Ganzes herauszugeben (Vorbem 
vor 9 2018) und hierauf kaun der Klagantrag zunächſt gerichtet werden, unter Vorbehalt 
der Bezeichnung der einzelnen herauszugebenden Erbſchaftsgegenſtände, bis der Beklagte 
die mit der Klage gleichfalls zu verlangende Auskunft ($ 2027) erteilt hat (ZPO § 254). 
Die Verurteilung bewirkt Rechtskraft nur für den Herausgabeanſpruch hinſichtlich der 
darin bezeichneten Erbſchaftsgegenſtände; zur rechtskräftigen Feſtſtellung des Erbrechts 
bedarf es eines beſonderen darauf gerichteten Feſtſtellungsantrags und eines ihm eutſprechenden 
Ausſpruchs. Die Verurteilung zur Herausgabe bewirkt Rechtskraft ferner nur unter den 
als Parteien bei dem Rechtsſtreite beteiligten Erbprätendenten. Miterben ſind, auch 
wenn fie unter ſich über das Erbrecht ſtreiten (A 1), keine notwendigen Streitgenoſſen (RG 
11. 7. 05 IV 282/05; auch ZW 05, 146% und RG 95, 97). — Beſondere Rechtsmittel zur 
Erlangung des vorläufigen Erbſchaftsbeſitzes (missio in bona) gewährt das BGB 
nicht; doch können erforderlichenfalls einſtweilige Verfügungen (3 PO $ 940) erlaſſen werden. — 
Beſonderer Gerichtsſtand ZPO 8 27. 

5. Beweislaſt. Kläger hat zu beweiſen ſein Erbrecht: den Erbfall und den ihm zur 
Seite ſtehenden Berufungsgrund, im Falle der geſetzlichen Erbfolge auch den Wegfall ihm 
vorgehender Erbberechtigter ($ 1930). Behauptet der Beklagte, daß ihm ein beſſeres Erb- 
recht wegen Ausſchließung, Erbunwürdigkeit, Verzicht des Klägers oder ſeiner Rechtsvor⸗ 
gänger oder wegen letztwilliger Berufung zuſtehe, jo hat er dieſe beſonderen Umſtände nach⸗ 
zuweiſen. Auf Grund der Vermutung des $ 2365 geſtaltet ſich die Beweislaſt beſonders, 
wenn dem Kläger oder dem Beklagten ein Erbſchein erteilt iſt. Doch genügt zur Klag⸗ 
abweiſung das Mißlingen des dem Klager obliegenden Erbenbeweiſes, auch wenn der Ber 
klagte ein eigenes Erbrecht nicht dartun kann. Kläger hat weiter zu beweiſen den Erb» 
ſchaftsbeſitz des Beklagten, alſo daß dieſer einen Erbſchaftsgegenſtand mit dem Willen, 
Erbe zu fein, erlangt hat, nicht daß er ihn jetzt noch hat. Zur Begründung des Herausgabe: 
anſpruchs im einzelnen hat Klager, ſoweit ihm nicht das nach § 260 vorzulegende Verzeichnis 
zuſtatten kommt, die Zugehörigkeit der einzelnen herausverlangten Gegenſtände zum Nachlaß, 
ſofern ſie beſtritten wird, zu beweiſen. Dabei ſteht den Beklagten die Vermutung des 
$ 1006 Abſ 1 Satz 1 zur Seite. Der Kläger hat demgegenüber zu beweiſen, daß der De 
klagte nicht Eigentümer iſt, oder er muß, um die Vermutung auszuschalten, nachweiſen, 
daß die Sache im Beſitze des Erblaſſers war und daß fie dieſem oder aber, falls fie nach 
weisbar bis zum Tode in deſſen Beſitz verblieben war, ihm ſelber (8 857) geſtohlen, ver’ 
loren oder ſonſt abhandengekommen iſt, letzteres insbeſondere dadurch, daß der 
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Beklagte ſich ohne feinen Willen in den Beſitz geſetzt hat. Führt der Kläger dieſen 
Nachweis, ſo hat der Beklagte etwaige beſondere Erwerbstitel oder den Wegfall ſeiner Her⸗ 
ausgabepflicht nach 98 2021ff. zu beweiſen. 


8 2019 


Als aus der Erbſchaft erlangt gilt auch!), was der Erbſchaftsbeſitzer 
durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft erivirbt?). 

Die Zugehörigkeit einer in ſolcher Weiſe erworbenen Forderung zur Erb⸗ 
ſchaft hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, wenn er von 
der Zugehörigteit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der SS 406 bis 408 
finden entſprechende Anwendung?). 

E I 2081 Nr 3 II 1893; M 5 583—585; P 5 710—714, 719, 720; 6 168, 316, 324—326. 


1. Abſ 1 des Paragraphen ſpricht den Grundſatz der dinglichen Surrogation aus. Das 
von dem Erben durch Rechtsgeſchaft mit Mitteln der Erbſchaft Erlangte gilt als aus der 
Erbſchaft erlangt, d. h. es wird in bezug auf die in § 2018 beſtimmte Herausgabepflicht 
als Erbſchaftsgegenſtand, als zur Erbſchaft gehörig behandelt. Das mit Mitteln der 
Erbſchaft erworbene Eigentum, Forderungsrecht, Recht an fremder Sache uſw. ſteht ſonach 
nicht dem Erbſchaftsbeſitzer, ſondern unmittelbar dem wahren Erben zu; es bedarf 
keiner Übertragung oder Abtretung von ſeiten des Erbſchaftsbeſitzers. Iſt dieſer als Be⸗ 
rechtigter im Grundbuche eingetragen worden, ſo geht der Herausgabeanſpruch auf Be⸗ 
richtigung des Grundbuchs. Hat der Erbſchaftsbeſitzer das mit Mitteln der Erbſchaft 
Erlangte wiederum rechtsgeſchäftlich veräußert gegen anderes, ſo tritt dieſes in der gleichen 
Weiſe an die Stelle des erſteren, ſo daß ſich die Surrogation mehrmals wiederholen kann, 
3. B. wenn ein Erbſchaftsgrundſtück verkauft und der Erlös in einer Hypothek angelegt worden 
iſt. Erfolgt der Erwerb teils mit Mitteln der Erbſchaft, teils mit eigenen Mitteln des Erb- 
ſchaftsbeſitzers, fo tritt Miteigentum ein. Ausgeſchloſſen iſt die dingliche Surrogation 
bei dem Erwerbe höchſtperſönlicher Rechte (Nießbrauch, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit) 
oder ſolcher Rechte, die Beſtandteile eines dem Erbſchaftsbeſitzer gehörigen Grundſtücks werden 
(Grunddienſtbarkeiten, $ 96); vgl. § 2021 A 1. Dagegen gilt, wenn durch Verbindung 
oder Vermiſchung beweglicher Sachen Miteigentum entſteht, dieſes als aus der Erbſchaft 
erlangt und unterliegt deshalb dem Herausgabeanſpruche. Die Surrogationswirkungen 
treten aber nur ein, wenn die Verfügung des Erbſchaftsbeſitzers über die Erbſchaftsmittel 
dem Erben gegenüber wirkſam geworden iſt. Das ift der Fall, weun der Dritte, an den 
die Erbſchaftsgegenſtände veräußert ſind, fie rechtswirkſam erworben hat, alſo bei beweg ⸗ 
lichen Sachen durch gutgläubigen Erwerb mittels Übergabe (88 929 ff.), bei Rechten an 
Grundſtücken auf Grund des Grundbuchs (8 982), im übrigen, namentlich bei Forderungs⸗ 
Übertragungen und Leiſtungen auf Forderungen durch den Schuldner, wenn der Erbſchafts⸗ 
beſitzer durch Erbſchein legitimiert war (88 2366, 2367). Die Verfügung wird auch wirt- 
am, wenn der Erbe fie genehmigt ($ 185); die Genehmigung kann ſchon in der Erhebung 
des e ee auf Herausgabe des Gegenſtandes gefunden werden. Liegt keiner 
dieſer Fälle vor, fo kann der Erbe den Anſpruch auf Herausgabe des vom Erbſchaftsbeſitzer 
weggegebenen Erbſchaftsgegenſtandes gegen den Dritten mit den gewöhnlichen Singular 
klagen geltend machen. 1 

2. Mit Mitteln der Erbſchaft durch Rechtsgeſchäft erworben iſt dasjenige, was als 
Gegenleiſtung gegen die Hingabe eines Erbſchaftsgegenſtandes von dem Erbichaftsbeliger 
erlangt iſt. Es genügt daher nicht (wie in 88 2041, 2374), daß das den Erwerb vermittelnde 
Rechtsgeſchäft ſich auf die Erbſchaft bezieht. Deshalb erſtreckt ſich der Erbſchaftsanſpruch 
nicht auf Gegenſtände, die der Erbſchaftsbeſitzer für die Erbſchaft, z. B. um als Zubehör 
eines Erbſchaftsgrundſtücks zu dienen, aber mik eigenen Mitteln erworben hat. Dagegen 
iſt es unerheblich, ob er die Gegenſtände für ſich perſönlich hat erwerben wollen, etwa 
um ſie dem wahren Erben oder den Nachlaßgläubigern zu entziehen; ſeine Willensrichtung 
iſt nicht, wie in SS 1381, 1646, entſcheidend. — Wegen der Nutzungen vgl. 8 2020 A1. — 
Mit Mitteln der Erbſchaft iſt auch erlangt, was ein Nachlaßſchuldner zur Tilgung ſeiner Schuld 
an den Erbſchaftsbeſitzer gezahlt hat. — Soweit dingliche Surrogation ſtattfindet, hat der 
Erbe im Konkurſe des Erbſchaftsbeſitzers ein Ausſonderungsrecht (RD § 43). — Was 
ohne Vermittlung eines Rechtsgeſchäfts auf Grund eines zur Erbſchaft gehörigen 
Rechtes erworben wird, fällt kraft Geſetzes dem wahren Erben zu, ſo die Hälfte des auf 
einem Erbſchaftsgrundſtück gefundenen Schatzes (8 984) und eine zur Eigentümergrundſchuld 
gewordene Hypothek ($ 1163); hat der Erbſchaftsbeſiher es „erlangt“, fo ſteht dem Erben der 
Erbſchaftsanſpruch auf Herausgabe zu. Auch die Anſprüche wegen Zerſtörung, Be⸗ 
ſchädigung oder Entziehung eines Erbſchaſtsgegenſtandes gehören zur Erbſchaft und 
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es findet deshalb, wenn die Entſchädigungsſumme rechtswirkſam an den Erbſchaftsbeſitzer 
bezahlt ift, der Herausgabeanſpruch des Erben auf Grund dinglicher Surrogation ftatt. 
Einer ausdrücklichen Beſtimmung wie in 88 1370, 2041, 2111, 2374 bedurfte es dazu nicht. 

3. Entſprechend $$ 720, 1473 Abſ 2, 1524 Abſ 2, 2111 Abſ 1 Satz 2. — Die Vorſchrift 
bezweckt den Schutz des gutgläubigen Schuldners einer von dem Erbſchaftsbeſitzer mit Mitteln 
der Erbſchaft in eigenem Namen begründeten Forderung gegenüber der in Abſ 1 beſtimmten 
dinglichen Surrogation, derzufolge die Forderung zur Erbſchaft gehört. Solange der Schuld⸗ 
ner dabon keine Kenntnis hat, daß die Forderung mit Mitteln der Erbſchaft begründet iſt 
und daß der Erbſchaftsbeſitzer nicht der wahre Erbe, kann er jenen als Glaubiger anſehen. 
Zugleich iſt aber damit ausgeſprochen, daß der Schuldner, ſobald er die bezeichnete Kenntuis 
erlangt, nunmehr die Zugehörigkeit der Forderung zur Erbſchaft auch gegen ſich gelten laſſen, 
alſo den wahren Erben als ſeinen Gläubiger behandeln muß, gleich als hätte der Erbſchafts⸗ 
beſitzer dieſem die Forderung abgetreten. Dieſe Rechtslage tritt mit der Kenntnis des 
Schuldners ein, nicht etwa erſt mit der Geltendmachung des Erbſchaftsanſpruchs durch den 
Erben. — Ohne weiteres folgt aus der Beſtimmung, daß der Schuldner dem Erben alle Ein⸗ 
wendungen entgegenſetzen kann, die gegenüber dem Erbſchaftsbeſitzer zur Zeit, als der 
Schuldner Kenntnis erhielt, entſtanden waren, wenn auch nur dem Rechtsgrunde nach (§ 404 
A 2). Im übrigen find zum Schutze des Schuldners die SS 406—408 für entſprechend 
anwendbar erklärt. Die entſprechende Anwendung bedeutet, daß der Schuldner eine ihm 
gegen den Erbſchaftsbeſitzer zuſtehende Forderung auch gegenüber dem Erben aufrechnen 
kann, ſofern er nicht von der Zugehörigkeit zur Erbſchaft beim Erwerbe der Forderung Kennt⸗ 
nis hatte oder die Forderung erſt nach Erlangung der Kenntnis und ſpäter als die Erbſchafts⸗ 
forderung fällig geworden iſt (§ 406 A 1); ferner daß der Erbe Leiſtungen an und Rechts. 
geſchäfte mit dem Erbſchaftsbeſitzer in Anſehung der Forderung gegen ſich gelten laſſen muß, 
ſofern nicht der Schuldner dabei die Kenntnis gehabt hat (8 407); endlich, daß Gleiches auch 
für Leiſtungen und Rechtsgeſchäfte des Schuldners mit einem Zeſſionar des Erbſchafts⸗ 
beſitzers gilt (§ 408). Dagegen findet die beſondere Vorſchrift des $ 405 keine Anwendung; 
der Schuldner kaun alſo auch gegenüber einer von ihm ausgeſtellten Urkunde den Einwand 
des Scheingeſchäfts gegen den Anſpruch des Erben erheben. 


8 2020 


Der Erbſchaftsbeſitzer hat dem Erben die gezogenen Nutzungen heraus⸗ 
zugeben !); die Verpflichtung zur Herausgabe erſtreckt ſich auch auf Früchte, 
an denen er das Eigentum erworben hat)). 

E 1 2081 Nr 4 II 1894; M 5 585, 586; P 5 710, 714, 715. 


1. Begriff der Nutzungen 8 100. — Nach 88 987—993 würde der Erbſchaftsbeſitzer 
die aus zur Erbſchaft gehörigen körperlichen Sachen gezogenen Nutzungen nur in dem 
dort beſtimmten beſchränkten Umfange herauszugeben haben, während er Nutzungen von 
zur Erbſchaft gehörigen Rechten unbeſchränkt nach den Vorſchriften über Bereicherung 
herausgeben müßte (§ 987 A 1). Dieſen Unterſchied will $ 2020 für den Erbſchaftsanſpruch 
beſeitigen, indem er auch für die Nutzungen körperlicher Sachen die Herausgabepflicht als 
Regel einführt (M 5, 585). Der Herausgabeanſpruch iſt, ſoweit die Nutzungen noch in Natur 
vorhanden und nicht mit der Trennung Eigentum eines Dritten, insbeſondere des Erbſchafts⸗ 
beſitzers geworden ſind (A 2), ein dinglicher, da die Nutzungen inſoweit zur Erbſchaft gehören 
und alſo aus der Erbſchaft erlangt find ($ 2018; fo Leonhard Erl II; a. M. Planck 
in den früheren Auflagen und die zweite Auflage dieſes Kommentars). Gleiches muß 
gelten, wenn die Nutzungen von Erbſchaftsgegenſtänden durch Vermittlung von Rechts⸗ 
geſchäften, alfo mit Mitteln der Erbſchaft erlangt find (8 2019), z. B. durch Ver⸗ 
mietung oder Verpachtung von Nachlaßgrundſtücken. Handelt es ſich um nichtheraus⸗ 
gabefähige Nutzungen, z. B. bloße tatſächliche Vorteile, die der Erbſchaftsbeſitzer aus dem 
Beſitze gehabt hat (§ 100 A 3), oder find die Nutzungen nicht mehr in Natur vorhanden, ſo 
tritt der Bereicherungsanſpruch des § 2021 ein. So jetzt auch Strohal bei Planck 3. Aufl. 
Erl 2a—c. — Steigerung der Herausgabepflicht im Falle der Rechtshängigkeit und des 
böſen Glaubens 88 2023, 2024. 

2. Begriff der Früchte 8 99. — Auch auf ſolche Früchte erſtreckt ſich die Herausgabe 
pflicht, an denen der Erbſchaftsbeſitzer mit der Trennung Eigentum erworben hat. Das 
iſt der Fall, wenn er bei Erwerb des Erbſchaftsbeſitzes in gutem Glauben, Erbe zu fein, 
geweſen ift und nicht vor der Trennung von dem Mangel feines Rechtes erfahren hat (8 995 
Abs 1). Der Unterſchied von dem Falle des Halbſatzes 1 beſteht darin, daß hier nur ein 
ſchuld rechtlicher Anſpruch auf Herausgabe in Betracht kommen kann. Doch hat auch 
hier die Herausgabe, ſoweit die Früchte noch vorhanden ſind, in Natur, und zwar durch 
Eigentumsübertragung an den Erben, zu erfolgen; andernfalls tritt $ 2021 ein. 
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8 2021 


Soweit der Erbſchaftsbeſitzer zur Herausgabe außerſtande ift!), bes 
ſtimmt ſich ſeine Verpflichtung nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung). 

E 1 2083 II 1895; M 5 587, 588; P 5 696 ff., 710, 716. 

1. Die einzelnen Nachlaßgegenſtände ſowie die an deren Stelle getretenen Surrogate 
(§ 2019 A 1), die noch vorhandenen Nutzungen (8 2020), überhaupt die geſamte Erbſchaft 
iſt dem Erben grundſätzlich in Natur herauszugeben. Nur ſoweit der Erbſchaftsbeſitzer 
zur Herausgabe außerſtande und auch ein Surrogat, das herausgegeben werden kann, 
nicht an die Stelle getreten iſt, greift der Bereicherungsanſpruch Platz. Die Unmöglichkeit 
der Herausgabe kann ihren Grund darin haben, daß die Nachlaßgegenſtände oder ihre Surro⸗ 
gate untergegangen oder verbraucht oder daß fie dem Erbſchaftsbeſitzer höchſtperſönlich er- 
worben find (Leibrenten uſw. $ 2019 A 1) oder daß ein Recht für ein Grundſtück des. 
Erbſchaftsbeſitzers (Grunddienſtbarkeit, § 96) erworben iſt. Aber auch darin, daß die Erb⸗ 
ſchaft Nutzungen abgeworfen hat, die nur in Gebrauchsvorteilen (Bewohuen des Nachlaß 
grundſtücks) beſtanden (8 2020 A 1). Die Bereicherung beſteht dann in der Erſparnis der ſonſt. 
erforderlich geweſenen Aufwendungen. Gemäß $ 951 kann die Herausgabe auch nicht ver⸗ 
langt werden, wenn das Erlangte weſentlicher Beſtandteil ($ 98) eines dem Erbſchafts⸗ 
beſitzer gehörigen Grundſtücks geworden iſt, z. B. eine dem Grundſtücke feſt eingefügte 
Sache (§ 94), oder wenn mit Erbſchaftsmitteln ein Recht für ein Grundſtück des Erbſchafts⸗ 
beſitzers (Grunddienſtbarkeit, 8 96) erworben ift; ebenſo wenn eine bewegliche Erbſchaftsſache 
mit einer beweglichen Sache des Erbſchaftsbeſitzers dergeſtalt verbunden iſt, daß dieſe als 
die Hauptſache erſcheint (§ 947 Abſ 2). Entſteht dagegen durch Verbindung oder Ver⸗ 
miſchung Miteigentum (88 947 Abſ 1, 948), ſo iſt dieſes herauszugeben (vgl. § 2019 A 1). 

2. Der Bereicherungsanſpruch beſtimmt ſich nach 88 818ff. Er geht alſo auf Erſatz 
des Wertes des Erlangten in Geld ($ 818 Abſ 2); er fällt fort, wenn der Erbſchaftsbeſitzer 
nicht mehr bereichert iſt (§ 818 Abf 3), alſo auch wenn er das Erlangte unentgeltlich weg⸗ 
gegeben hat; in dieſem Falle geht aber der Bereicherungsanſpruch gegen den Dritten, dem 
die Zuwendung gemacht iſt ($ 822). — Für die Frage, ob eine Bereicherung vorliegt, 
kommt die durch die Erbſchaft als Ganzes dem Vermögen des Erbſchaftsbeſitzers zuge⸗ 
floſſene und noch vorhandene Vermögensvermehrung unter Abzug der ihm dadurch ent⸗ 
ſtandenen Vermögensverminderungen in Betracht. Auf die Erbſchaft gemachte Verwen⸗ 
dungen ſind auf die Bereicherung anzurechnen ($ 2022 A 1). — Ob er auch Ausgaben, die 
er nur mit Rückſicht auf den vermeintlichen Erbſchaftsanfall aus feinem Vermögen gemacht 
hat, z. B. Koſten einer Vergnügungsreiſe, in Abzug bringen kann, erſcheint zweifelhaft; 
dafür auf Grund der Prot 5, 717 Plauck Erl 5b zu § 2022; a. M. Kipp $ 68 III. Ver⸗ 
zinſungspflicht nach $ 201 von der Rechtshängigkeit ab. Erweiterte Haftung bei nach 
e e eingetretener Unmöglichkeit der Herausgabe § 2023, bei Bösgläubig- 
ei 24. 

8 2022 

Der Erbſchaftsbeſitzer iſt zur Herausgabe der zur Erbſchaft gehörenden 
Sachen! nur gegen Erſatzs) aller Verwendungen?) verpflichtet, ſoweit nicht 
die Verwendungen durch Anrechnung auf die nach 8 2021 herauszugebende 
Bereicherung gedeckt werden?). Die für den Eigentumsanſpruch geltenden 
Vorſchriften der SS 1000 bis 1003 finden Anwendung“). . 

Zu den Verwendungen gehören auch die Aufwendungen, die der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer zur Beſtreitung von Laſten der Erbſchaft oder zur Berichtigung 
von Nachlaßverbindlichkeiten macht“) 

Soweit der Erbe für Aufwendungen, die nicht auf einzelne Sachen ge⸗ 
macht worden ſind, insbeſondere für die im Abſ2 bezeichneten Aufwendungen, 
nach den allgemeinen Vorſchriften in weiterem Umfang Erſatz zu leiſten hat, 
bleibt der Anſpruch des Erbſchaftsbeſitzers unberührtö) e). 

€ vn II 1896; M 5 589, 590; P 5 716—718 

1. § 2022 betrifft den dinglichen! usgabe anſpruch, der ſich auf die noch i 
Natur vorhandenen körperlichen NL 2018 A 2), desgleichen Surbgkik 
($ 2019 A 1, 2) und herausgabefähige Nutzungen, ſoweit biefe nicht als Früchte Eigen- 
tum des Erbſchaftsbeſitzers geworden find (8 2020 A 1), erſtreckt; doch wird ſſungemaͤß das 
gleiche für den allerdings nur ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Herausgabe der Eigentum des 
Erbſchaftsbeſitzers gewordenen Früchte ($ 2020 U 2) zu gelten haben, obwohl es an einer 
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ausdrücklichen Beſtimmung für fie hier (anders $ 2023 Abſ 2) fehlt. Soweit dagegen nur 
ein Erſatzanſpruch auf Bereicherung beſteht, ergibt ſich ſchon aus 8 2021 (A 2), daß 
die Verwendungen als Minderung der Bereicherung abgezogen werden können. — Auf 
den Anſpruch auf Berichtigung des Grundbuchs bei verlangter grundbücherlicher Rechts⸗ 
poſition ($ 2018 A 3) wird die Vorſchrift entſprechende Anwendung zu finden haben; 
demnach der Erbſchaftsbeſitzer berechtigt ſein, die Zuſtimmung zur Umſchreibung, z. B. einer 
auf ſeinen Namen eingetragenen Hypothek, bis zur Erſtattung aller Verwendungen (A 8) 
zu verweigern (ſo Strohal II 400 und bei Planck Erl 3). 

2. Alle Verwendungen ſind zu erſetzen, alſo nicht nur wie dem Beſitzer einzelner Sachen 
(88 994ff.) die notwendigen und werterhöhenden und ohne Beſchränkung hinſichtlich der 
Erhaltungskoſten und der Laſten, da dem Erbſchaftsbeſitzer ja für keinen Zeitraum die Nutzungen 
verbleiben. Es kommen aber nur die bis zur Rechtshängigkeit des Erbſchaftsanſpruchs 
und vor der Kenntnis des Erbſchaftsbeſitzers, daß er nicht Erbe ſei, gemachten Verwendungen 
in Betracht; für die nachher gemachten greifen 88 2023 Abſ 2, 2024 Platz. Iſt eine auf 
Erbſchaftsſachen gemachte Verwendung bereits als Minderung der Bereicherung in 
Anſatz gebracht (8 2021 A 2), fo kann fie nicht mehr zur Verweigerung der Herausgabe 
geltend gemacht werden. — Abtrennungsrecht nach $ 997. 

3. Die Herausgabepflicht beſteht nur gegen Erſatz aller Verwendungen. Der Erbſchafts⸗ 
beſitzer kann daher die Herausgabe der von dem Erben beanſpruchten Erbſchaftsſachen ver⸗ 
weigern, bis er wegen aller auf die Erbſchaft gemachten Verwendungen, auch der auf 
andere Erbſchaftsſachen und der für die Erbſchaft im allgemeinen (Abſ 2) gemachten, be⸗ 
friedigt iſt ($ 1000 Satz 1). Auch im übrigen finden die SS 1000 —1003 Anwendung, doch 
kann die Anwendung der Natur der Sache nach nur eine entſprechende ſein. Der Erbe 
hat auch über das Zurückbehaltungsrecht hinaus einen im Wege der Klage zu verfolgenden 
Erſatzanſpruch, der jedoch an eine kurze Erlöſchungsfriſt gebunden iſt, wenn die Sache 
herausgegeben iſt (8 1001). Hinſichtlich des Laufes und der Berechnung der Friſt 
wird die entſprechende Anwendung des § 1001 dahin führen, daß bei Verwendungen auf 
einzelne Erbſchaftsſachen die Friſt mit der Herausgabe dieſer Sachen beginnt und einen 
Monat oder, wenn die Sache ein Grundſtück iſt, ſechs Monate beträgt; während, wenn Ver⸗ 
wendungen auf die Erbſchaft als Ganzes (Abſ 2) in Frage ſtehen, die Friſt erſt mit der 
Herausgabe ſämtlicher in den Beſitz des Erbſchaftsbeſitzers gelangter Sachen beginnt und 
einen Monat beträgt (fo im weſentlichen Planck Erl 2; abweichend die zweite Auflage dieſes 
Kommentars). 

4. Entſprechend $ 995 Satz 1. Zu den öffentlichen oder privatrechtlichen Laſten der 
Erbſchaft gehört auch die vom Erbſchaftsbeſitzer gezahlte Erbſchaftsſteuer, die übrigens 
auch eine Nachlaßverbindlichkeit darſtellt. Soweit der wirkliche Erbe zu einem geringeren 
Saße ſteuerpflichtig iſt, hat der Erbſchaftsbeſitzer ihm feinen Rückforderungsauſpruch an den 
Fiskus abzutreten. Bezüglich der berichtigten Nachlaßverbindlichkeiten (8 1967) iſt der 
gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer unbeſchränkt erſatzberechtigt, auch wenn er ſich dabei nicht im 
Rahmen der durch 98 1978—1980, 1991 dem Erben auferlegten Verantwortlichkeit gehalten hat. 

5. In Frage kommt namentlich der Bereicherungsanſpruch (89 812ff.); für Anſprüche 
aus Geſchäftsführung ohne Auftrag iſt kein Raum ($ 687). 

6. Beweislaſt. Der Erbſchaftsbeſitzer hat die nach Abſ 1, 2 auf einzelne Nachlaßſachen 
oder auf den ganzen Nachlaß gemachten Verwendungen zu beweiſen, insbeſondere auch, 
daß die berichtigten Nachlaßverbindlichkeiten wirklich als ſolche beſtanden haben. Der Erbe 
hat zu beweiſen, daß der Erbſchaftsbeſitzer hierfür ſchon durch Anrechnung auf die nach 
§ 2021 herauszugebende Bereicherung gedeckt iſt. Zu Abſ 3 hat der Erbſchaftsbeſitzer, der 
im weiteren Umfang Erſatz fordert, die beſonderen dies rechtfertigenden Tatbeſtände zu 


beweiſen. 
8 2023 


Hat der Erbſchaftsbeſitzer zur Erbſchaft gehörende Sachen herauszu⸗ 
geben!), jo beſtimmt ſich von dem Eintritte der Rechtshängigkeit an der Ans 
ſpruch des Erben auf Schadenserſatz wegen Verſchlechterung, Unterganges 
oder einer aus einem anderen Grunde eintretenden Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe nach den Vorſchriften, die für das Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer 
und dem Beſitzer von dem Eintritte der Rechtshängigkeit des Eigentums⸗ 
anſpruchs an gelten?). 

Das gleiche gilt von dem Anſpruche des Erben auf Herausgabe oder 
Vergütung von Nutzungen?) und von dem Anſpruche des Erbſchaftsbeſitzers 
auf Erſatz von Verwendungen“). 

E I 2085 II 1897; M 5 591; P 5 718, 719. 
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1. § 2023 betrifft wie § 2022 (A 1) den dinglichen Herausgabeanſpruch wegen der zur 
Erbſchaft gehörigen Sachen einſchließlich der Surrogate; wegen der Nutzungen vgl. Ab] 2 
(A 3). Daneben beſteht der perſönliche Bereicherungsanſpruch des Erben aus 8 2021. 
Inwieweit dieſer Anſpruch durch die Rechtshängigkeit beeinflußt wird, beſtimmt ſich nach 
5 813 Abs 4 es gelten alſo die allgemeinen Vorſchriften über Schuldverhältniſſe (Verzinſungs⸗ 
pflicht bei Geldſchulden nach § 291, Schadenserſatzpflicht wegen Verſchlechterung uſw. be⸗ 
ſtimmter als Bereicherung herauszugebender Gegenſtände wie beim Eigentumsanſpruche, $ 292). 

2. Rechtshängigkeit ZPO 88 263, 281. Die entſprechende Anwendung der für den 
Eigentumsanſpruch geltenden Vorſchriften bedeutet nach § 989, daß der Erbſchaftsbeſitzer 
für den Schaden verantwortlich iſt, der durch Verſchlechterung, Untergang oder Unmöglich- 
teit der Herausgabe von Erbſchaftsſachen dem Erben eutſteht, wenn dieſe Umſtände nach 
der Rechtshängigkeit des Erbſchaftsanſpruchs infolge Verſchuldens (§ 276) des Erbſchafts⸗ 
beſitzers eintreten. Der Inhalt des Schadenserſahanſpruchs ſelbſt ergibt ſich aus 88 249 
bis 255. Ahnliche verweiſende Beſtimmnungen in $8 292, 347. 2 

3. Demgemäß hat von der Rechtshängigkeit ab der Erbſchaftsbeſitzer nicht nur die ge- 
zogenen Nutzungen (§ 2020 A 1) herauszugeben, ſondern auch Erſatz zu leiſten für diejenigen 
Nutzungen, die zu ziehen er ſchuldhaft verfäumt hat ($ 987 Abſ 2). Auch ſofern der 
Erbſchaftsbeſitzer vorher gezogene Nutzungen herauszugeben oder zu vergüten hat, haftet 
en De: der Rechtshängigkeit auf Schadenserſatz wie für urſprüngliche Erbſchafts⸗ 
achen de 
4. Der Anſpruch auf Erſatz der Verwendungen (8 2022) beſchränkt ſich von der Rechts⸗ 
Hängigteit ab auf notwendige Verwendungen im Rahmen der Geſchäftsführung ohne 
Auftrag ($ 994 Abſ 2). Soweit fie in der Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten beſtehen, 
iſt der Erſatzanſpruch davon abhängig, daß ſich der Erbſchaftsbeſitzer dabei an die Vorſchriften 
der 55 1978 —1980, 1991 gehalten hat. Das Abtrennungsrecht gemäß § 997 kann er im 
Übrigen nur noch für die vor der Rechtshängigkeit verbundenen Sachen geltend machen 
($ 997 Abſ 2); den Anſpruch aus $ 998 nur für die vorher aufgewendeten Beſtellungs⸗ 
toften; auch Erſatz von Verwendungen eines Vorbeſitzers, insbeſondere im Falle des 

2030, nur ſoweit dieſe vor der Rechtshängigkeit erfolgt find (88 999, 994 Abſ 2). 


8 2024 
Iſt der Erbſchaftsbeſitzer bei dem Beginne des Erbſchaftsbeſitzes!) nicht 
in gutem Glauben, ſo haftet er ſo, wie wenn der Anſpruch des Erben zu dieſer 
Zeit rechtshängig geworden wäre:). Erfährt der Erbſchaftsbeſitzer ſpäter, 
daß er nicht Erbe iſt, ſo haftet er in gleicher Weije von der Erlangung der 
e Eine weitergehende Haftung wegen Verzugs bleibt un⸗ 
erührt ) 5). 
EL 12 9 55 II 1898; M 5 591, 692; P 5 718, 719. 


1. Beginn des Erbſchaftsbeſitzes mit dem Zeitpunkte, wo der Veſitzer mit Erbenwillen 
ettas aus der Erbschaft erlangt hat, 8 2018 X 3. Kan 
1 h an iſprechend den Vorſchriften über den Eigentumsanſpruch ($ 990). Nicht in gutem 

955 da it der Erpſchaftsbeſitzer, wenn er weiß oder aber infolge grober Fahrläſſigkeit nicht 
weiß, daß er nicht Erbe ift (5 982 Ab 2). Pofitide Keuntnis des Rechtsmangels twirb alfo 
ger (anders im Felle von Sat 2) nicht gefordert (ch 56, 317). Das gilt ſowohl für den 
Wärend nah J. nch (88 2018, 2019, 2020) wie für ben Bereicherung anspruch (8 2021), 
En fan har 8.819 Abs 1 für letzteren ſonſt poſitive Kenntnis des Rechtsmangels auch beim 
mpfange der Bereicherung für die verſtärkte Haftung erfordert wird. — Hinſichtlich des 
Sehens ſich aft Fang it auf die Vorſchriften über die Nechtshänginfeit vermeſen; er 
beſtimmt ſich alſo für den Herausgabeauſpruch nach § 2023 (A 2), für den Bereicherungs⸗ 
aun e e 4 (ogl. $ 2023 U 1 ) 8 

3, Zur ſpäter er Kenntnis in e er bid Mangel des guten Glaubens, 
955 29550 am eigenen Erbrecht. Das elek verlangt ehr (übereinſtimmend mit 88 819, 
2 5, 957, 990) „Erfahren“, alſo die poſitive Kenntnis des Erbſchaftsbeſitzers davon, daß 
ihm kein Erbrecht zuſteht (8 1944 9 2. NG 50, 317). 

1 ee Wechtslage den igläubigen Erbſchaftsbeſizers wird dadurch, daß er in Verzug 
gerä & 84, 285), für ſich alſein nicht verſchlechtert. Auch beim Eigentumsanſpruch kommt 
8.000 der Haftung durch Verzug nur gegenüber dem unredlichen Beſitzer in Frage 
a ö 2). Sie beſteht nach 98 286, 287 in der Haftung für Schadenserſat und unter 

mftänden für die durch Zufalf eintretende Unmöglichkeit der Leiſtung. 
egal „Der Ehe hat das Nichtvorhandenſein des guten Glaubens zur geit des 
5 HE * ere Kenntniserlangung und deren Zeitpunkt, ebenſo die Verzugs 


Voß, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 40 
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8 2025 


Hat der Erbſchaftsbeſitzer einen Erbſchaftsgegenſtand!) durch eine ſtraf⸗ 
bare Handlung?) oder eine zur Erbſchaft gehörende Sache durch verbotene 
Eigenmacht erlangte), jo haftet er nach den Vorſchriften über den Schadens⸗ 
erſatz wegen unerlaubter Handlungen‘). Ein gutglänbiger Erbſchaftsbeſitzer 
haftet jedoch wegen verbotener Eigenmacht nach dieſen Vorſchriften nur, wenn 
der Erbe den Beſitz der Sache bereits tatſächlich ergriffen hattes). 

E I 2086 II 1899; M 5 591, 592; P 5 720— 728. 


1. Erbſchaftsgegenſtand ſind ſowohl die urſprünglich zur Erbſchaft gehörigen Sachen 
und Rechte ($ 2018) wie die Surrogate (8 2019) und die herauszugebenden Nutzungen 
(8 2020). Daß auch die Surrogate darunter fallen ſollen, ergibt ſich daraus, daß nach der 
Abſicht der zweiten Kommiſſion (Prot 5, 720) namentlich auch der Fall der Einziehung 
einer Nachlaßforderung ins Auge gefaßt war. Dagegen trifft $ 2025 nicht den Fall, 
daß nicht ein Erbſchaftsgegenſtand, ſondern in anderer Weiſe auf Koſten der Erbſchaft 
ein Vorteil erlangt iſt, z. B. Nichtzahlung einer Schuld infolge Aufrechnung einer Nachlaß⸗ 
forderung (8 2018 A 3) oder nicht herausgabefähige Nutzungen (8 2020 A 1). 

2. Strafbare Handlungen, eine Unterart der unerlaubten Handlungen (58 823ff.), 
ſind ſolche, die mit öffentlicher Strafe bedroht ſind, ſei es, daß Vorſatz oder (wie z. B. 
bei Falſcheid oder Abgabe falſcher eidesſtattlicher Verſicherungen, StGB § 163) nur Fahr⸗ 
läſſigkeit zum geſetzlichen Tatbeſtande erfordert wird. In Betracht kommen wird nament⸗ 
lich die Aneignung von Erbſchaftsſachen in rechtswidriger Abſicht ( Diebſtahl, Unterſchlagung, 
§§ 242, 246), für die aber erforderlich iſt, daß der Täter weiß, daß er nicht Erbe iſt; ferner 
Betrug, Urkundenfälſchung (88 263, 267), die zur Erlaugung von Erbſchaftsgegenſtänden, 
fei es gegenüber dem Erben ſelbſt oder gegenüber dem Nachlaßgerichte, einem Nachlaßpfleger 
oder Teſtamentsvollſtrecker, begangen fein können oder auch letwa durch Vorlegung eines 
gefälſchten Erbſcheins) gegenüber einem Nachlaßſchuldner; bei dieſen Delikten iſt es dent. 
bar, daß der Täter hinſichtlich ſeines Erbrechts in gutem Glauben war und die ſtrafbaren 
ee zur Erleichterung des Nachweiſes ſeines vermeintlichen Erbrechts 
egangen hat. 

3. Berbotene Eigenmacht ($ 858), Eingriff in den Beſitz, ſei es des Erben oder eines 
Dritten, durch Entziehung oder Störung, daher nur bei körperlichen Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtänden (Sachen) denkbar. Beſchränkung in Satz 2 (A 5). 

4. Die Haftung iſt gefteigert durch Beſtimmung einer Schadenserſatzpflicht nach den 
Vorſchriften über unerlaubte Handlungen (88 823ff.). Sie geht alſo auf Herſtellung 
des früheren Zuſtandes (88 823, 249). Der Erbſchaftsbeſitzer iſt auch für zufälligen 
Untergang oder ſonſtige zufällige Unmöglichkeit der Herausgabe, ohne Rückſicht auf Be, 
reicherung ($ 2020), verantwortlich ($ 848), zur Zinszahlung für geſchuldeten Werterſatz 
verpflichtet (5 849) und kann nicht Erſatz aller Verwendungen (5 2022), ſondern nur der 
notwendigen und nützlichen beanſpruchen (88 850, 994996), auch wenn er hinſichtlich 
ſeines Erbrechts in gutem Glauben war. Der Schadenserſatzanſpruch unterliegt der drei⸗ 
jährigen Verjährung ($ 852). Der Herausgabeanſpruch wird dadurch nicht berührt. 

5. Da der Beſitz nach $ 857 von Geſetzes wegen auf den Erben übergeht, jo enthält an 
ſich iede Beſitzuahme von Erbſchaftsſachen durch einen andern als den Erben, auch wenn 
dieſer die tatſächliche Gewalt über ſie noch nicht erlangt hatte, einen Eingriff in ſeinen Beſitz 
und deshalb verbotene Eigenmacht im Sinne des $ 858; deshalb würde auch in ſolchem 
Falle neben den gewöhnlichen Beſigſchutzmitteln der Schadeuserſatzanſpruch des 8 2025 
Platz greifen. Dieſe Folge ſchließt Satz 2 gegenüber dem gutgläubigen Erbſchaftsbeſitzer 
(8 2024 A 2) für den Fall aus, daß der Erbe den Beſitz noch nicht tatſächlich ergriffen, 
alſo die tatſächliche Gewalt über die Sache noch nicht mit Beſitzwillen erlangt hatte. Iſt 
dies aber der Fall geweſen, ſo haftet der Erbſchaftsbeſitzer wegen der Beſitzentziehung auf 
Schadenserſatz, auch wenn er hinſichtlich ſeines Erbrechts in gutem Glauben war. 


8 2026 


Der Erbſchaftsbeſitzer kann ſich dem Erben gegenüber‘), ſolange nicht 
der Erbſchaftsanſpruch verjährt it”), nicht auf die Erſitzung einer Sache be⸗ 
rufen, die er als zur Erbſchaft gehörend im Beſitze hat“) ). 

E 1 888 II 1900; M 3 356: P 3 236, 237; 6 234, 285. 


1. Der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer (5 2024 A 2) iſt Eigenbeſitzer der von Anfang 
an oder durch Surrogation ($ 2019) oder als Nutzungen (8 2020) zur Erbſchaft gehörigen 
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beweglichen Sachen. Er erwirbt mithin das Eigentum an ihnen durch zehniährigen Beſitz, 
ſofern er nicht vorher erfährt, daß er nicht Erbe iſt (§ 937). Das fo erworbene Eigentum 
iann er Dritten gegenüber zunächſt unbeſchräukt geltend machen, insbeſondere durch 
Vindikation oder Abwehrklage (88 985, 1004), während der Erbe dazu nicht mehr legitimiert 
iſt. Der Erbe kann aber den noch nicht verjährten Erbſchaftsanſpruch gegen den Erbſchafts⸗ 
beſitzer erheben und dieſer kann ſich ihm gegenüber auf die Erſitzung nicht berufen, muß 
ihm alſo die Sachen herausgeben. Durch die Herausgabe erliſcht das Eigentum des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers und der Erbe wird auch Dritten gegenüber wieder zur Geltendmachung von 
Eigentumsanſprüchen legitimiert. 

2. Dadurch iſt eine Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs als eines Geſamtanſpruchs 
anerkannt. Sie ergreift die Erbſchaft als Ganzes und beginnt deshalb nach § 198 ein⸗ 
heitlich mit dem Zeitpunkte, in welchem der Erbſchaftsbeſitzer „etwas“ aus der Erbſchaft 
erlangt hat, wenn auch die erſeſſene Sache erſt ſpäter in feinen Beſitz gelangt iſt. — Steht 
dem Erbſchaftsbeſitzer ein Erbrecht zu, das aber aufechtbar iſt (88 2078, 2340; vgl. 8 2018 
A 2), fo beginnt die Verjährung nach 9 200 nicht erſt mit der Ausübung des Anfechtungs⸗ 
rechts, alſo der Anfechtungserklärung, ſondern ſchon mit der Zuläſſigkeit der Anfech⸗ 
tung, jedoch nicht bevor derjenige, gegen den ſich die Anfechtung richtet, etwas aus der 
Erbſchaft erlangt hat; die Kenntnis des Aufechtungsberechtigten von dem Anfechtungsgrunde 
dagegen iſt zum Beginne der Verjährung nicht erforderlich. Die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung wirkt hinſichtlich des geſamten Anſpruchs, wenn der Klageantrag auf Herausgabe 
der Erbſchaft als Ganzes gerichtet war, ſonſt nur hinſichtlich der in dem Klageantrage be- 
ſtimmt bezeichneten Sachen (vgl. § 2018 A 4). Iſt die Unterbrechung nur von einem 
einzelnen Miterben herbeigeführt, fo kommt fie nur dieſem zuſtatten (8 2039 A 2). — 
Die Dauer der Verjährungsfrist iſt, abgeſehen von dem Schadenserſatzanſpruche des $ 2025 
(A 4), der der dreijährigen Verjährung des $ 852 unterliegt, die gewöhnliche dreißigjährige 
($ 195). Nach $ 221 kommt die gegenüber dem Erbſchaftsbeſitzer verſtrichene Verjährungs⸗ 
friſt auch feinem Rechtsnachfolger ($ 2030) zuſtatten. — Auch durch den Ablauf der Ver⸗ 
lährungsfriſt erlangt der Erbſchaftsbeſitzer nicht die rechtliche Stellung des Erben; er haftet 
daher nicht für die Nachlaßverbindlichkeiten; der wirkliche Erbe bfeibt für fie verhaftet. 

3. Als zur Erbſchaft gehörend hat der Erbſchaftsbeſitzer auch ſolche Sachen im Beſitze, 
die in fremdem Eigentume ſtehen, von denen er aber glaubt, daß ſie zur Erbſchaft ge⸗ 
ören. Auch an diefen Sachen erwirbt durch die Erſitzung zunächſt der Erbſchaftsbeſitzer 
as Eigentum, muß ſie aber dem Erben herausgeben, wenn dieſer den unverjährten Erb⸗ 
ſchaftsanſpruch geltend macht; der Erbe wird dann auf Grund der von dem Erbſchafts⸗ 
beſitzer vollendeten Erſitzung Eigentümer, auch wenn er ſelbſt nicht in gutem Glauben hin⸗ 
ſichtlich der Zugehörigkeit der Sache zur Erbſchaft war. Erfolgt die Herausgabe während 
des Laufes der Erſitzungszeit, fo kommt die zugunſten des Erbſchaſtsbeſitzers abgelaufene 
Erſitzungszeit dem Erben zuſtatten (8 944); dieſer kann die Erſitzung aber nur vollenden, 
wenn er guten Glaubens iſt und bleibt (§ 937 Abſ 2). — Für die Erſitzung des Grund ⸗ 
ückseigentums auf Grund der Eintragung im Grundbuche kommt § 2025 nicht in Be- 
tracht, da ihr Lauf und ihre Vollendung regelmäßig mit der Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs 
unbekannt wird (5 900). — Eine Erſitzung der Erbſchaft als ſolcher iſt dem BGB 

4. Beweislast. Der ſich auf Erſitzung berufende Erbſchaftsbeſitzer hat außer dieſer auch 

die Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs zu beweiſen. 


8 2027 
Der eeroſchaftsbeſiter it verpflichtet, dem Erben ) über den Beſtand der 


a und über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände Auskunft zu 
€ & 


Die gleiche Verpflichtun ® sbeſitzer zu ſein, ein 

g hat, wer, ohne Erbſchaftsbeſitzer z ‚ eine 

Sache aus dem Nachlaß in Beſitz nimmt, bevor der Erbe den Beſitz tat- 

ſächlich ergriffen hat“). 

i 3 1901; M 5 588, 887; 9 5 697.699, 704 707, 708, 715, 716. 

„„De Auskunftspflicht beſteht au 1 Nachlaßpfleger (8 1960), dem 

Naga (8 1985), dem ae eee und dem 

erg (000 24, , nach Eintritt der Nacherbfolge auch gegenüber dem Nach. 

er Erbſchaftsbeſitzer hat, weil er sgabe nach 88 2018ff. verpflichtet iſt 

dem Erben ſchon nach 8 260 ein Le n des Beftandes der Erbſchaft Wilen 

Be wenn die Vorausſetzungen des $ 200 Abſ 2 vorliegen, den Offenbarungseid zu 

eiſten. Das Verzeichnis hat den Beſtand zur Zeit ſeiner Aufſtellung zu ergeben einſchließlich 
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der herauszugebenden Surrogate ($ 2019) und Nutzungen ($ 2020). Darüber hinaus hat 
aber der Erbſchaftsbeſitzer auch Auskunft über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände 
zu erteilen, alſo derjenigen Gegenſtände, deren Zugehörigkeit zur Erbſchaft (infolge eines 
früher etwa aufgeſtellten Nachlaßverzeichniſſes oder auf ſonſtige Weile) feſtgeſtellt ift, die 
aber nicht mehr in der Erbſchaft vorhanden ſind oder deren Aufbewahrungsort nicht bekannt 
iſt. Der Erbſchaftsbeſitzer hat anzugeben, was ihm darüber bekannt geworden iſt; weiter 
erſtreckt ſich fine Auskunftspflicht nicht. Er wird ſonach Recheuſchaft abzulegen haben über 
die Veränderungen, die der Erbſchaftsbeſtand, ſoweit er in ſeinen Beſiß gelangt iſt, durch 
Veräußerungen, Untergang, Verſchlechterung erlitten hat. Wertangabe der Attiva und 
Angabe der Nachlaßverbindlichkeiten ($ 2001) iſt nicht erforderlich. — Darüber, ob durch 
eine nach erfolgter Verurteilung erteilte Auskunft der Auskunftspflicht genügt iſt, iſt im 
Zwangsvollſtreckungsverfahren auf Vollſtreckungsgegenklage (8 767) zu entſcheiden. Hat 
aber der Verpflichtete eine formell genügende Auskunft erteilt, ſo kann eine Vervoll⸗ 
ſtändigung in der Regel nur durch Anhalten zum Offenbarungseide erzielt werden; eine 
Verurteilung zu weiterer Auskunftserteilung iſt regelmäßig ausgeſchloſſen und nur dann 
ausnahmsweiſe zuläſſig, wenn ein ganzer ſelbſtändiger Vermögensteil, z. B. der Anteil an 
einem Geſchäfte, in die Auskunft nicht aufgenommen war (RG 84, 44; 20. 11. 19 IV 246/19). — 
Die Auskunftspflicht liegt nur dem Erbſchaftsbeſitzer im techniſchen Sinne ($ 2018 A 2) ob, 
wird alſo durch das bloße Berühmen mit dem Erbrechte, auch wenn deswegen Feſtſtellungs⸗ 
klage erhoben iſt, nicht begründet. Ein Miterbe wird nicht dadurch Erbſchaftsbeſitzer und 
daher gemäß Abſ 1 auskunftspflichtig, daß er von Erbſchaftsgegenſtänden für die Ge. 
ſamtheit der Erben Beſitz ergriffen hat, wohl aber, wenn er ein über ſeinen Erbteil 
hinausgehendes Erbrecht für ſich in Anſpruch genommen hat ($ 2018 A 2; Ach 81, 32 
und 295); im übrigen vgl. Abſ 2 (A 3). Darüber, inwieweit Miterben als ſolche unter 
einander auskunfispflichtig find, vgl. $ 2038 A 7. Der Auſpruch auf Auskunftserteilung 
gehört zum Nachlaſſe und unterliegt deshalb den Vorſchriften des $ 2030; die Mit 
teilung eines einzigen Verzeichniſſes für alle Erben wird in der Regel genügen. Der An- 
ſpruch kann im Gerichtsſtande des 9 27 BBO erhoben werden. — Auskunftspflicht im 
Falle unrichtigen Erbſcheins § 2362 Abf 2. 

3. Wer Erbſchaftsgegenſtände auf Grund behaupteten Einzeltitels oder ohne jeden 
Titel (pro possessore) beſitzt, iſt nicht Erbſchaftsbeſitzer und dem Erbſchaftsanſpruche, 
ſowie der aus dieſem ſich ergebenden Auskunftspflicht (Abſ 1) nicht ausgeſetzt (8 2018 A 2). 
Ausnahmsweiſe kann er jedoch auf Auskunftserteilung, und zwar in dem vollen Umfange 
des Abj 1, belangt werden, wenn er eine Sache aus dem Nachlaſſe, d. h. nach eingetretenem 
Erbfalle und (wie wohl angenommen werden muß) in Kenntnis von dieſem in Beſitz ge⸗ 
nommen hat, ſolange der Erbe, auf den der Beſitz kraft der Fiktion des § 857 rechtlich 
übergegangen iſt (8 1922 A 5), den Beſitz tatſächlich noch nicht ergriffen hat, alſo die tat- 
ſächliche Gewalt weder ſelbſt noch durch einen Beſitzdiener ausübt (85 854, 855), noch zu 
dem unmittelbaren Beſitzer in ein Verhältnis gemäß $ 868 (A 5) getreten iſt. Die Aus- 
kunftspflicht beſteht ohne Rückſicht darauf, ob die Beſitznahme bösgläubig in rechtswidriger 
Abſicht oder gutgläubig in der Meinung, zum Beſitze berechtigt zu ſein, z. B. als Eigentümer 
oder als Pächter oder Mieter des Erbſchaftsbeſitzers oder auch als Geſchäftsführer 
des angeblichen Erben erfolgt iſt. Auch derjenige, dem ein Recht auf den Beſitz wirklich 
zuſteht, z. B. wer noch vom Erblaſſer die Sache gemietet oder gepachtet, aber noch nicht 
übergeben erhalten hatte, macht ſich auskunftspflichtig, wenn er fie in der in Frage ſtehenden 
Zeit eigenmächtig in Beſitz nimmt. Eine gegen den bereits tatſächlich beſitzenden 
Erben begangene Eigenmacht macht nur auskunftspflichtig, wenn dadurch Erbſchaftsbeſitz 
begründet wird. — Der Gerichtsſtand des $ 27 Abſ 2 ZBO iſt im Falle des Abſ 2 nicht 


gegeben. 
8 2028 

Wer ſich zur Zeit des Erbfalls mit dem Erblaſſer in häuslicher Gemein⸗ 
ſchaft befunden hat, ) iſt verpflichtet, dem Erben auf Verlangen Auskunft 
darüber zu erteilen, welche erbſchaftliche Geſchäfte er geführt hat und was 
ihm über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände bekannt iſt'). 

Beſteht Grund zu der Annahme, daß die Auskunft nicht mit der erforder⸗ 
lichen Sorgfalt erteilt worden iſt, jo hat der Verpflichtete auf Verlangen des 
Erben den Offenbarungseid dahin zu leiſten: 

daß er ſeine Angaben nach beſtem Wiſſen ſo vollſtändig gemacht habe, 
als er dazu imſtande ſeis). 

Die Vorschriften des § 259 Abſ 3 und des 8 261 finden Anwendung“). 


E II 1902; B 5 715, 716. 
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1. Auch ohne daß Erbſchaftsbeſitz oder ein Eingriff in den Nachlaß vorliegt ($ 2027), 
begründet ſchon die Tatſache häuslicher Gemeinſchaft mit dem Erblaſſer zur Zeit ſeines 
Todes die Verpflichtung zu gewiſſen Auskünften. Dabei iſt nicht vorausgeſetzt Zugehörigkeit 
zum Hausſtande ($ 1617), oder gar, wie in § 1969, Familienangehörigkeit und Bezug des 
Unterhalts. Unter Umſtänden genügt es z. B., daß ein auswärts wohnendes Familienglied 
aus Anlaß der letzten Krankheit des Erblaſſers beſuchsweiſe ſeine Wohnung geteilt hat (RG 
80, 285). Hierher gehören auch Perſonen, die auf Grund eines Vertragsverhältniſſes nicht 
bloß vorübergehend den Hausſtand geteilt haben, z. B. Dienſtboten. Auch der Miterbe, 
wenn er Hausgenoſſe des Erblaſſers war, iſt zur Auskunft nach $ 2028 verpflichtet (RG 
58, 89; 80, 287). N 

2. Begriff der erbſchaftlichen Geſchäfte 8 1959 U 1, 2. Auch hier iſt vorausgeſetzt, 
daß es ſich nicht um pro herede gestio handelt, da ſonſt regelmäßig Erbſchaftsbeſitz im Sinne 
von $ 2018 anzunehmen fein wird. Der Hausgenoſſe hat ſich vor allem darüber zu äußern, 
ob er ſolche Geſchäfte geführt hat. Inſoweit dies geſchehen, iſt die Auskunftspflicht ohne 
dies aus §8 681, 666, 259, 260 begründet. Darüber hinaus hat er aber auch mitzuteilen, 
was ihm ſonſt über den Verbleib der Erbſchaftsgegenſtände bekannt iſt, d. h. über den 
Verwahrungsort und das Schicksal derjenigen Gegenſtände, deren Zugehörigkeit zur 
Erbſchaft feſtſteht, die aber verſchwunden find. Dagegen iſt er zur Auskunft über den 
Beſtand der Erbſchaft als Inbegriff, d. h. darüber, was zur Erbſchaft gehört (8 2027 
A 2) und demgemäß auch zur Vorlegung eines Verzeichniſſes (§ 260) oder zur Rechnungs⸗ 
legung über andere als die von ihm geführten einzelnen Geſchäfte, nicht verpflichtet R 
IR 02 Beil 26619”). Unter die Auskunftspflicht des Hausgenoſſen fallen auch Gegenſtände, 
die ſchon vor dem Erbfalle beiſeite geſchafft worden find (RG 28. 11. 12 IV 265/12); nicht 
aber Schenkungen, die der Erblaſſer bei Lebzeiten dem Hausgenoſſen gemacht hat (RG 
84, 206; 73, 371; 9. 10. 19 IV 130/19). Sie auf körperliche Sachen, einſchließlich der 
Arkunden über Rechte, zu beſchranken (fo die zweite Auflage dieſes Kommentars), dürfte der 
Ausdruck „Verbleib“ nicht nötigen, da auch bei Rechten von einem „Verbleib“ geſprochen 
werden kann, z. B. wenn eine Forderung eingezogen worden iſt, ohne daß feſtſteht, wer 
1 eerst en hat. Die Auskunftspflicht geht nur ſoweit, als das Wiſſen des Hausgenoſſen 
ich erſtreckt. 

„ 3. Der Offenbarungseid unterſcheidet ſich von § 260 dadurch, daß nicht die Vollſtändig⸗ 
ſeit des „Bestandes“, ſondern nur der nach Abſ 1 zu machenden „Angaben“ zu beſchwören 
iſt. Er kann, wenn der Eidespflichtige hierzu bereit iſt, als Akt der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
vor dem Nachlaßgerichte geleiſtet werden (366 58 168, 79). Wird der Eid verweigert, ſo kann 
88 1 erzwungen werden und iſt dann vor dem Prozeßgerichte zu ſchwören 

4. 8 259 Wbf 3: keine Eidespflicht in Angelegenheiten von geringer Bedeutung. 8 261: 

Zuſtändigteit, Abänderungsmöglichkeit, Koſtenlaſt. 


8 2029 


Die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers ) beſtimmt ſich auch gegenüber den 
Ansprüchen, die dem Erben in Anſehung der einzelnen Erbſchaftsgegenſtände 
zuſtehen ), nach den Vorſchriſten über den Erbſchaftsanſpruche. 


© I 2088 IT 1908; M 5 592, 593; P 5 722, 728, 


1. Der Erbe kann auch ien Erbe zu ſein (pro 

f gegen denjenigen, der mit der Behauptung, Erbe z pP 
Dag Inn „gegen den deshalb der Erbichaftsanfpruc) geht, egen 
J uldr. . 
1 2 alſo eg an e e e ee 5 
angen, dereicherungsanſprüche (88 812 insbeſondere auf Erfatz für eine vom Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer eingezo Nachlaß 89 -), insbeſonde [ w h 
Lie Sanbtung F Bea daf torderung, und Schadenserſatzanſprüche wegen uner 

ſtand zum Vermögen des Erblaſſers Erbe geworden iſt. N 
| gehört hat und daß der Kläger Erbe geworden iſt. Nach 
dem Kt Entwurf (8 2088) follte desen Senger gegenüber der Erbſchaftsbeſitzer 
im u der Einrede verlangen können, daß feine Verpflichtung nach den Bor: 
län er en dende e lan l bene, Ba Dr Kae, Se 

] en Kommi 5 aſſun a 8 i 
08 5 = ſolcher nan CH (Prot 5, 722) beruhenden F 9 as Gericht 
nach dieſen Vorſchriften zu beurteilen; es hat fie alſo inſoweit von Amts wegen anzu. 
wenden. Dach wird die Anwendung nach we an Verhandlungsgrundſätzen — 
ausſetzen, daß aus dem Vortrage der Parteien, ſei es des Klägers oder des Beklagten, ſich 
ergibt, daß der Beklagte ein Erbrecht in Anſpruch nimmt; eine Ermittlung darüber von Amts 
egen dürfte über die Aufgabe des Gerichts ($ 189 ZPO) hinausgehen. Liegen die Vor- 
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ausſetzungen für die Anwendung vor, fo find die Vorſchriften anzuwenden ohne Rücklicht 
darauf, ob fie dem Erbſchaftsbeſizer zum Vorteile oder zum Nachteile gereichen. Ins⸗ 
beſondere hat demgemäß auch die die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers im Verhältniſſe zu 
dem gewöhnlichen Bereicherungsanſpruche verſchärfende Vorſchrift über die Vorausſetzungen 
der Bösgläubigkeit (§ 2024 A 2) Anwendung zu finden. Anderſeits finden nur die Vor: 
ſchriften über die Haftung des Erbſchaftsbeſitzers, d. h. den Umfang und die Art ſeiner 
Leiſtungspflicht, nicht die ſonſtigen Vorſchriften über den Erbſchaftsauſpruch Anwendung, 
alſo nicht der Grundſatz der dinglichen Surrogation (88 2019, 2020) oder die Beſchräukung 
der Erſitzung (§ 2026); will der Erbe dieſe angewendet wiſſen, fo muß er den Erbſchafts⸗ 
anſpruch erheben. Auch die Vorſchrift über den beſonderen Gerichtsſtand des Erbſchafts⸗ 
anſpruchs (8 27 ZPO) findet auf die Singularklagen keine Anwendung. 

2. Die Anwendung der Vorſchriften über den Erbſchaftsanſpruch führt dazu, daß 
der gutgläubige Erbſchaftsbeſitzer (5 2024 A 2), der zur Herausgabe eines erlangten Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtandes nicht imſtande iſt, nur ſoweit haftet, als er durch den Beſitz der Erb: 
ſchaft im ganzen bereichert iſt ($ 2021 A 2) und daß die Herausgabe nur verlangt werden 
kann gegen Erſatz aller (nicht nur der notwendigen und nützlichen) Verwendungen und 
auch ſolcher, die nicht auf den mit der Singularklage verlangten Erbſchaftsgegenſtand, ſondern 
auf andere Erbſchaftsgegenſtände oder auf die Erbſchaft als Ganzes gemacht find ($ 2022 
A 2, 3). Das Zurückbehaltungsrecht wegen ſolcher Verwendungen kann der Erbſchafts⸗ 
beſitzer, ungeachtet $ 863, auch gegenüber Singularklagen aus dem Beſitze (88 861, 862) 
inſoweit geltend machen, als es gegenüber dem Erbſchaftsanſpruche begründet ſein würde, 
demnach aber nur, wenn er gutgläubig iſt und der Erbe den Beſitz der Sache noch nicht 
tatſächlich ergriffen hatte, da andernfalls auch dem Erbſchaftsanſpruche gegenüber dem 
Zurückbehaltungsrechtseinwande die Replik der Haftung auf Schadenserſatz durch Herſtellung 
des früheren Zuſtandes ($ 249) wegen verbotener Eigenmacht entgegenſtehen würde ($ 2025).— 
Der Rechtsnachfolger des Erbſchaftsbeſitzers im Beſitze einzelner Sachen 
(wegen des Rechtsnachfolgers im Beſitze der Erbſchaft als Ganzen vgl. § 2030) kann nur 
für die von dem Erbſchaftsbeſitzer auf die einzelne Sache gemachten Verwendungen nach 
Maßgabe des 8 999 Erſatz verlangen; auf ihn bezieht ſich § 2029 nicht. — Rechtskraft 
hinſichtlich des Erbrechts wird durch Zuſprechung oder Abweiſung der Singularklage 
ebenſowenig erzeugt wie bei dem Erbſchaftsanſpruche ($ 2018 A 4); doch kann der Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzer durch Erhebung einer Inzidentfeſtſtellungswiderklage ($ 280 ZPO) 
rechtskräftige Entſcheidung darüber herbeiführen. 


8 2030 
Wer die Erbſchaft durch Vertrag von einem Erbſchaftsbeſitzer erwirbt), 
ſteht im Verhältniſſe zu dem Erben einem Erbſchaftsbeſitzer gleiche). 


E II 1904; P 5 723, 724, 


1. Durch den Verkauf oder einen anderweitigen auf Veräußerung gerichteten Vertrag 
über eine ganze Erbſchaft (88 2371, 2384) entſteht zunächſt nur eine ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung des Verkäufers auf Herausgabe der zur Erbſchaft gehörigen Gegenſtände an den 
Käufer (§ 2374). Von einem Erwerbe der Erbſchaft durch den Käufer kaun erſt die Rede 
ſein, wenn ihm auf Grund des Veräußerungsvertrags Erbſchaftsgegenſtände übereignet 
worden ſind; erſt dann hat er etwas „aus der Erbſchaft erlangt“, und zwar auf Grund des 
von feinem Verkäufer beanſpruchten, aber nicht beſtehenden Erbrechts, und wird deshalb 
im Verhältniſſe zum Erben einem Erbſchaftsbeſitzer gleichgeſtellt (A 2). Die Veräußerung 
des Anteils eines Miterben ($ 2033), der gleichfalls unter den Begriff der Erbſchaft 
fällt (§ 1922 Abſ 2), durch den „Beſitzer“ dieſes Auteils (Erbſchaftsbeſitzer im Sinne des 
8 2018 A 2) iſt zwar als dingliche Verfügung möglich ($ 2083), aber als Verfügung eines 
Nichtberechtigten unwirkſam (8 185); auch hier kann daher von einem „Erwerbe“ der Erb⸗ 
ſchaft erſt die Rede ſein, wenn der Erwerber tatſächlich etwas aus der Erbſchaft erlangt 
hat ($ 2018 A 3). Iſt dieſer Fall eingetreten, fo kann der Erbe den Erbſchaftsanſpruch 
unmittelbar gegen den Erwerber richten. Er kann aber auch das von dem Veräußerer 
für die Veräußerung erhaltene Entgelt (Kaufpreis) als Surrogat gemäß $ 2019 von dem 
Veräußerer herausverlangen. Daß es dazu einer Genehmigung der Veräußerung durch 
den Erben bedürfte (fo Plauck Erl 2) und daß dieſe deshalb regelmäßig in der Erhebung 
des Anſpruchs gegen den Veräußerer gefunden werden müſſe, wodurch der Erbe jeden An. 
ſpruch gegen den Erwerber verliere (ſo die zweite Auflage dieſes Kommentars), kann nicht 
zugegeben werden; auch das, was der Veräußerer auf Grund der rechtlich unwirlſamen, 
aber tatſächlich erfolgten Weggabe von Erbſchaftsgegenſtänden als Entgelt erhalten hat, iſt 
„mit Mitteln der Erbſchaft“ erlangt und unterliegt deshalb als Surrogat dem Heraus 
gabeanſpruche des Erben, deſſen Rechte erheblich gefährdet fein würden, wenn er, um dieſen 
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Anſpruch gegen den Veräußerer geltend zu machen, auf den Anſpruch gegen den Erwerber 
verzichten müßte. Der Erbe wird vielmehr bis zu feiner vollen Befriedigung ſowohl 
den Anſpruch auf das vom Veräußerer erlangte Eutgelt, wie den auf die vom Erwerber 
erlangten Erbſchaftsgegenſtände geltend machen können; nur wenn der eine Verpflichtete 
ihn befriedigt, wird er verpflichtet ſein, dieſem die Rechte gegen den andern Verpflichteten 
abzutreten (Näheres ſ. bei Kipp 8 71 III 1 u. 2). Wegen der Anrechnung des vom Er: 
werber bezahlten Entgelts durch dieſen ſ. A 2. — Die Vorſchriften des Paragraphen werden 
über den Wortlaut hinaus entſprechend auch auf den Erwerb der Erbſchaft Anwendung 
finden können, der nicht auf Grund Vertrags (unter Lebenden oder Erbvertrag), ſondern 
auf Grund letztwilliger Verfügung, und zwar Vermächtniſſes der Erbſchaft durch 
den Erbſchaftsbeſitzer an einen Dritten, erfolgt iſt; daß der (geſetzliche oder eingeſetzte) Erbe 
des Erbſchaftsbeſitzers wie dieſer zur Herausgabe verpflichtet iſt, ergibt ſich ſchon aus allge⸗ 
meinen Grundſätzen. 

2. Den dritten Erwerber, gleichviel, ob er die Erbſchaft gegen oder ohne Entgelt erlangt 
hat, trifft in demſelben Umfange wie den Erbſchaftsbeſitzer die Pflicht zur Herausgabe 
auch der Surrogate ($ 2019), der Nutzungen ($ 2020) und gegebenenfalls der Bereicherung 
(8 2021). Den gezahlten Kaufpreis kann der gutgläubige Erwerber der Erbſchaft (§ 2024 
A 2) ſowohl gegenüber dem Herausgabeanſpruch als Verwendung ($ 2022; a. M. die 
zweite Auflage dieſes Kommentars), wie auch als Minderung der Bereicherung gegen⸗ 
über dem Bereicherungsanſpruche ($ 2021) in Anrechnung bringen, jedenfalls ſoweit er 
nicht durch den ihm gegen den Veräußerer zuſtehenden Gewährleiſtungsanſpruch ($ 2376) 
gedeckt iſt. Auch im übrigen gelten die Beſtimmungen der 88 2022—2027 Abſ 1, 2029 
auch für den Erwerber der Erbſchaft. Insbeſondere kann er als Rechtsnachfolger des Erb⸗ 
ſchaftsbeſitzers (entſprechend $ 999) auch die von dieſem gemachten Verwendungen vom 
Erben erſetzt verlangen und gemäß $ 943 ſich auch auf deſſen Erſczungszeit berufen. Der 
Erbſchaftsanſpruch gegen den Erwerber der Erbſchaft wird durch deſſen Gutgläubigkeit nicht 
ausgeſchloſſen; die Vorſchriften über den Erwerb im guten Glauben vom Richtberechtigten 
finden nur auf den Erwerb einzelner Erbſchaftsſachen Anwendung. Die verſchärfte 
Haftung gemäß 88 2024, 2025 tritt aber nur ein, ſoweit die Vorausſetzungen dafür (böfer 
Glaube, ſtrafbare Handlung, verbotene Eigenmacht) in der Perſon des Erwerbers 
gegeben ſind. 

8 2031 


überlebt eine für tot erklärte Perſon den Zeitpunkt, der als Zeitpunkt 
ihres Todes gilt!), jo kann fie die Herausgabe ihres Vermögens nach den für 
den Erbſchaftsanſpruch geltenden Vorſchriften verlangen?). Solange der für 
tot Erklärte noch lebt, wird die Verjährung ſeines Anſpruchs nicht vor dem 
Ablauf eines Jahres nach dem Zeitpunkte vollendet, in welchem er von der 
Todeserklärung Kenntnis erlangte). 8 
Das gleiche gilt, wenn der Tod einer Perſon ohne Todeserklärung mit 
Unrecht angenommen worden ijt‘). 

* S 1905; M 5 597599; P 5 726, 726; 6 816, 817. a 1. 858 

Der Zeitpunkt des Todes im Falle der Todeserklärung ift nach 8 18 Abſ 1, 
8 20 zm Ausſchlußurteile feftzuftelten. ’ 
8 Anwendung der Vorſchriften über den Erbſchaftsanſpruch kann nur eine ent; 
ſprechende fein. Der für tot Ertlarte hat dabei die Stellung des Erben; derjenige, der 
infolge 8 Todes erklärung auf Grund des vermeintlichen Erbfalls etwas aus dem Ver⸗ 
mögen des für tot Erklarten erlangt hat, die Stellung des Erbſchaftsbeſiters (8 2018), 
1 Rücklicht darauf, ob im Falla. wirklich eingetretenen Todes er oder ein anderer 
als en, 8 er alſo dann wirklicher Erbe oder auch nur Erbſchaftsbeſitzer geworden fein 
wür 2 uch ſein Rechtsnachfolger gemäß § 2030 fteht dem Erbſchaftsbeſitzer gleich. — Den 
aus 8 an ſich ergebenden, dem Erbſchaftsanſpruche entſprechenden Geſamtanſpruch (Vorbem 
8 5 9 8 auch einem verſchollen Geweſenen gegen denjenigen zu gewahren, der ſich 
ale 8 Verſchollene ausgegeben und dadurch in den Beſitz ſeines Vermögens geſetzt hat 
9 5 a a II 381 will), dürfte in Ermanglung einer dazu berechtigenden Geſetzesvorſchrift 
25 en ic ſein; der Zurückgekehrte wird in ſolchem Falle ſich mit den gewöhnlichen Singular⸗ 
klagen begnügen müͤſſen. — Wird feſtgeſtellt, daß der für tot Erklärte vor dem im Aus⸗ 
ne bezeichneten Zeitpunkte geſtorben ift, fo iſt für denjenigen, der demzufolge zur 
Erbſchaft berufen iſt, gegen denjenigen, der die Erbſchaft auf der Grundlage des nach Maß 
gabe des Ausſchlußurteils angenommenen Zeitpunktes des Erbfalls erhalten hat, der ge⸗ 
1 Erhſchaftsanſpruch begründet. Das gleiche gilt, wenn feſtgeſtellt wird, daß der 
für tot Erklärte ſpäter, als in dem Ausſchlußurteile angenommen, geſtorben iſt. 
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3. Satz 2 beugt dem vor, daß zum Schaden des vermeintlichen Erblaſſers die 30jqährige 
Verjährung des Erbſchaftsanſpruchs abgelaufen oder dem Ablaufen nahe iſt (88 195, 198) 
wenn er von feiner Todeserklarung oder davon, daß er als geſtorben gilt (Abſ 2), Kenntnis 
erlangt. Der Zeitpunkt erlangter Kenntnis iſt vom Auſpruchsgegner zu beweiſen. Stirb 
der für tot Erklärte nach Ablauf der gewöhnlichen Verjährungsfriſt von 30 Jahren, aber 
früher als ein Jahr nach erlangter Kenntnis, ſo iſt die Verjährung vollendet: ſeine nunmehr 
zur Erbſchaft berufenen Erben können ſich auf die Verlängerung der Friſt nicht berufen. 

4. Die irrtimliche Annahme des Todes kann z. B. auf dem Grunde unrichtiger Sterbe 
urkunden beruhen. Sie liegt auch vor, wenn das Ausſchlußurteil mit Erfolg angefochten 
worden iſt (ZPO 93 975 Ab} 2, 973). Ahnlich beim Erbſchein $ 2370. Iſt die Annahme des 
Todes hinfällig, jo kann der Anſpruch aus § 2031 auch von einem beſtellten Abweſenheits⸗ 
pfleger (8 1911) verfolgt werden. 


Vierter Titel 
Mehrheit von Erben 


Der vierte Titel regelt die Beſonderheiten, die dadurch entſtehen, daß durch den Erb 
fall die Erbſchaft als Ganzes ($ 1922 A 7) nicht auf einen, ſondern auf mehrere Erben über 
geht, was in der Wirklichkeit der häufigſte Fall iſt. Dieſer Fall iſt ſchon in 8 1922 Abſ 1 
(„eine oder mehrere Perſonen“) und Abs 2 („Anteil eines Miterben“, A 10) ausdrücklich 
vorgeſehen, während im übrigen der erſte und die drei erſten Titel des zweiten Abfchnitts, 
wohl lediglich aus Rückſichten ſprachlicher Vereinfachung, von „dem Erben“ in Einzelform 
ſprechen, was aber nicht bedeutet, daß nicht ihre Vorſchriften, ſoweit der vierte Titel nicht 
Abweichungen bringt, auch auf den Fall einer Mehrheit von Erben Anwendung zu finden 
hätten. — Innerhalb des vierten Titels iſt zunächſt das Rechtsverhältnis der Miterben 
untereinander geordnet (L 88 2032—2057), ſodann (II 88 2058. 2063) ihr Verhältnis 
au den Nachlaßgläubigern, dieſes ſoweit durch das Vorhandenſein mehrerer Erben 
Heſonderheiten gegenüber der im zweiten Titel erfolgten allgemeinen Regelung des 
Verhaltniſſes des Erben zu den Nachlaßgläubigern bedingt werden. In beiden Richtungen 
beruht die Regelung auf dem Grundſatze der Gemeinſchaft zur geſamten Haud, der 
von der zweiten Kommiſſion (Prot 5, 835ff.) im Anſchluſſe an das preußiſche Recht (RG 
49, 406; 79, 394) eingeführt ift, im Gegenſatze zu dem erſten Entwurfe ($ 2151), der in An 
kuüpfung an das gemeine Recht die Vorſchriften der Gemeinſchaft nach Bruchteilen ange⸗ 
wendet wiſſen wollte (Näheres ſ. $ 2032 A 2). — Die Vorſchriften über das Rechtsverhalt 
nis unter den Miterben gliedern ſich in der Weile, daß die 88 2032.—2041 das Ver 
hältnis bis zur Auseinanderſetzung betreffen, die 88 2042—2049 die Auseittander 
ſetzung ſelbſt und die §8 2050-2057 die dabei ſtattfindende Ausgleichung von Zu 
wendungen des Erblaſſers an Abkömmlinge. 


I. Nechtsverhältnis der Erben untereinander 
8 2032 
Hinterläßt der Erblaſſer mehrere Erben!), jo wird der Nachlaß gemein⸗ 
ſchaftliches Vermögen der Erben). 
Bis zur Auseinanderſetzung gelten die Vorſchriften der 88 2033 bis 20415). 


E 1 2051 Abf 2, 2151 II 1906; M 5 526-530, 687, 688; P 5 650, 835-837; 6 346, 347. 


1. Die mehreren Erben können durch das Geſetz (88 1924ff.) oder durch Verfügung 
von Todes wegen (58 1937ff., 2087ff.) oder teils in der einen, teils in der andern Weiſe 
berufen fein ($ 2088). Ein nach einem andern oder an Stelle eines andern Berufener 
(Erſatzerbe $ 2096, ſolange der zunachſt Berufene nicht weggefallen ift, Nacherbe 8 2100 vor 
Eintritt der Nacherbfolge) ift im Verhältnis zu jenem nicht Miterbe im Sinne des Geſetzes. 
Die Frage, welche Perſonen als Erben beruſen ſind und wie groß der Anteil eines jeden 
von ihnen iſt, bedarf nicht der einheitlichen Entſcheidung unter den Beteiligten: daher kann 
auch der Erbſchaftsanſpruch eines Miterben (hereditatis petitio partiaria, $ 2018 A 1) gegen 
einzelne der übrigen Miterben gerichtet werden; die Einrede der mehreren Streitgenoſſen 
il nicht begründet und es beſteht zwiſchen den gemeinſchaftlich verklagten keine notwendige 
Streitgenoſſenſchaft (fo R& 8. 6. 05 IV 207/05; 11. 7. 05 IV 282/05 und R& 95, 97). 
Freilich laſſen ſich die Schwierigkeiten nicht verkennen, die dadurch für die Berechnung der 
Erb quoten, bei der gemeinſchaftlichen Verwaltung und Benutzung der Erbſchaft (88 2038, 
4a 445) und bei der Auseinanderſetzung wie auch gegenüber den Nachlaßgläubigern (8 2060) 
entſtehen können. Dagegen beſteht regelmäßig Notwendigkeit einheitlicher Entſcheidung und 
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Deshalb exceptio plurium und notwendige Streitgenoſſenſchaft bei der Klage des Nachlaß 
gläubigers gemäß 8 2059 Abſ 2; nicht aber wiederum bei der Klage aus dem Gefamt: 
ſchuldverhältnis nach § 2058 (NG 71, 369). 

2. Gemeinſchaftliches Vermögen der Erben. Dadurch iſt zum Ausdrucke gebracht, 
daß die Erbſchaft auch nach dem Übergange auf mehrere Erben ein Ganzes, ein Vermögens“ 
inbegriff (8 1922 A 7), bleibt. Die Gemeinſchaftlichkeit iſt nach den Grundſätzen der 
Gemeinſchaft zur geſamten Hand geſtaltet (RG 57, 434) wie bei der Geſellſchaft 
($ 718 A 1) und der ehelichen Gütergemeinſchaft (8 1438 A 1). Über die begriffliche Natur 
dieſer deutſchrechtlichen Gemeinſchaftsform herrſcht in der Wiſſenſchaft Streit; ſie iſt wohl 
Im weſentlichen in der dinglichen Bindung eines Vermögens für die gemeinſchaftlichen Zwecke 
zu finden in der Weiſe, daß nicht eine beſondere Rechtsperſönlichkeit geſchaffen oder fingiert 
wird, vielmehr die Gemeinſchaftsteilhaber ſelbſt (Genoſſen) die Träger der Rechtsperſön⸗ 
lichkeit, aber in der Ausübung ihrer Rechte durch den Gemeinſchaftszweck beschrankt find, 
insbeſondere über ihre Anteile an den einzelnen Vermögensbeſtandteilen nicht verfügen 
können ($ 2033 Abſ 2). Im übrigen ſind die Fälle der Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
im BGB verſchieden ausgeſtaltet; bei der Erbengemeinſchaft iſt die Bindung eine weniger 
ſtrenge mit Rückſicht darauf, daß ſie ohne einen darauf gerichteten Willen der Beteiligten 
entſteht und von vornherein nicht auf Fortdauer, ſondern auf Beendigung durch Ausein⸗ 
anderſetzung gerichtet iſt. Dementſprechend ift namentlich (anders wie bei der Geſellſchaft, 
$ 719, und der ehelichen Gütergemeinſchaft, $ 1442) jedem einzelnen Miterben das Recht 
zugeſtanden, über ſeinen Anteil am Nachlaſſe zu verfügen (8 2033 Abs 1; |. A 1). Auch 
treten die Individualrechte der einzelnen Gemeinſchaftsgenoſſen ſtärker hervor; fo bei 
der Verwaltung, Nutzung und Fruchtziehung, wofür die Vorſchriften über die Gemeinſchaft 
nach Bruchteilen gelten (5 2038 A 4), ferner bei der Geltendmachung von Anſprüchen für 
den Nachlaß (5 2039) und bei der Berechtigung, grundſäßtzlich zu jeder Zeit die Auseinander 
ſetzung zu verlangen (8 2042). — Die Gemeinſchaft erſtreckt ſich auch auf die Nachlaßforde⸗ 
rungen; der Sah: „nomina ipso jure divisa gunt“ iſt für die Miterben ausgeſchloſſen 
G 2039 Saß 1). In die Gemeinſchaft treten auch die Surrogate ein ($ 2041). Auch 

achlaßverwaltung kann nur gemeinſchaftlich beantragt werden (§ 2062; anders beim Nach⸗ 
laßtonkurs, RO 5 217); Zwangsvergleich im Konkurfe nur auf Vorſchlag aller Erben (KO 
$ 230); über einen Erbteil findet ein Konkursverfahren nicht ſtatt (NO $ 285). — Gemein- 
ſchaftlicher Erbſchein auf Antrag jedes Erben (§ 2357). Bei Eintragungen im Grundbuche 
oll das Erbengemeinſchaftsverhältnis bezeichnet werden (G80 $ 48). Sind im Grund⸗ 
buche mehrere Perſonen mit der Bezeichnung „als Miterben zu gleichen Teilen“ als 
geutümer eingetragen, fo ift hinreichend erkennbar gemacht, daß es ſich um eine Mit- 
erbengemeinſchaft zur geſamten Hand, nicht um ein Miteigentum nach Bruchteilen 
handelt, und iſt deshalb eine an dem Auteile eines einzelnen Miterben beſtellte Hypothek 
nichtig ($ 11140, kaun auch nicht auf Grund guten Glaubens an die Richtigkeit des Grundbuchs 
($ 892) rechtswirkſam von einem Dritten erworben werden (NG 88, 22; vgl. die A dazu 
in Ji 1916, 4804; ferner 23. 3. 18 V 371/17). — Die Miterben können die Erbengemein 
ſchaft ſowohl binſichtlich der ganzen Erbschaft wie hinſichtlich einzelner Nachlaßgegenſtände 
in eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen umwandeln; doch hat eine folche Vereinbarung nur 
Iulbrechtliche Bedeutung und bedarf, ſoweit Grundſtücke in Frage kommen, der Form des 
57 492 55 dinglichen Wirkung muß bei Grundſtücken die Auflaſſung hinzukommen (RG 
54% 482; 67, 62; a. M. früher Dernburg, richtig jetzt 8. Auflage § 176 A 7). Iſt ein Minder⸗ 
lühriger beteiligt, fo bedarf die Vereinbarung, ſoweit Grundſtücke in Betracht kommen, und die 
yutflaffung der pormundſchaftſichen Genehmigung (RG 6. 6. 07 IV 527/06); find dabei mehrere 
Deinberjährige beteitiat, fo muß .der von ihnen durch einen beſonderen Pfleger vertreten fein 
wegen 8 181 (RG 67, 61). Ein Erlöſchen von Rechten und Verbindlichkeiten, die zwiſchen dem 
Erbluffer und einem Miterben beftanden haben, tritt durch den Erbfall nicht ein; eine 
Bürgſchaft erliſcht auch nicht feilweife, wenn der Gläubiger und der Bürge Miterben des Haupt⸗ 
Iuldners werden (16 76, 58) Ebenſowenig wird eine vor dem Erbfall getroffene Verfügung 
eines Nichtberechtigten über einen zum Vermögen des Erblafſers gehörigen Gegenſtand dadurch, 
daß der Verfügende Miterbe wird, ganz oder teilweiſe wirkſam ($ 185 Abſ 2 Satz 1). Ander⸗ 
ſeits wird eine Verfügung des Erblaſſers über eine Sache oder ein Recht des Miterben wirkſam, 
wenn dieſer auch nur für einen feinen Erbteile entſprechenden Teil der Nachlaßverbindlich⸗ 
iS 8 a Satz 1). Aufrechnung eines Nachlaßſchuldners mit 
einer Forderung gegen einen einzelnen Miterben iſt ausgeſchloſſen (§ 2040 Abſ 2). Die 
Miterben werden durch den Erbfall auch Mitbeſitzer der Nachlaßſachen (88 857, 866). 

3. Die Erbengemeinſchaft des RER entsteht nur, wenn der Erbfall feit 1. 1. 00 ein. 
Betreten iſt (Ech Art 213; NG ZW 02 Beil 268209), und zwar unmittelbar kraft Geſetzes. 
N ie kann nicht durch Vertrag der Beteiligten geſchaffen werden. Wohl aber wird ſie unter 
f zn übrigen Erben fortgeſetzt, nachdem ein oder einige Erben durch Abfindung u. dgl. aus 

"ausgefchieden find. Darüber, ob und wann die Erbengemeinſchaft durch die fortſchreitende 
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Aufteilung des Nachlaſſes beendigt wird, vgl. $ 2059 A 2. Anwendbarkeit des neuen Rechtes 
auf Grund EG Art 173 (Verpfändung eines gemeinrechtlichen Erbteils) RG Gruch 49, 967 
und JW 02 Beil 268208. 


8 2033 


1) Jeder Miterbe?) kann über ſeinen Anteil an dem Nachlaſſe verfügen?). 
Der Vertrag, durch den ein Miterbe über ſeinen Anteil verfügt, bedarf der 
gerichtlichen oder notariellen Beurkundung“). 

über ſeinen Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden kann ein 
Miterbe nicht verfügen“). 

E II 1907; B 5 837—839. 


1. Abweichend von den andern Fällen der Gemeinſchaft zur geſamten Hand, Geſell⸗ 
ſchaft § 719, eheliche Gütergemeinſchaft § 1442 (vgl. $ 2032 A 2; R 60, 128) kann der 
Miterbe über ſeinen Anteil an dem Nachlaſſe als Ganzem, d. h. über die Geſamtheit 
der ihm als Teilhaber der Erbengemeinſchaft zuſtehenden Rechte, verfügen, d. h. ſie in 
der Weiſe auf einen andern übertragen, daß dieſer in die Rechtsſtellung des Miterben als 
Teilhabers der Gemeinſchaft eintritt (RG 60, 131; 83, 30); die Frage, ob der Erwerber des 
Erbteils dadurch an Stelle des Veräußerers „Erbe“ (Miterbe) im Rechtsſinne wird, iſt in 
RE 83, 30 und 88, 117 offen gelaſſen, aber wohl ſicherlich zu verneinen, da durch Privat⸗ 
willkür (abgefehen von der Erbeinſetzung) das Erbrecht als ſolches nicht entſtehen oder auf⸗ 
hören kann (8 1922 A 9); der veräußernde Miterbe bleibt vielmehr Erbe (RG 64, 175) und 
es tritt daher auch nicht Nacherbfolge ein. Deshalb iſt auch zur Fortführung einer 
Handelsfirma die Einwilligung ſämtlicher Miterben erforderlich, auch wenn einer von 
ihnen alle Erbteile erworben hat (RJA 5, 185). Ein Erbſchein kann nur auf den Namen 
des veräußernden Miterben, nicht auf den des Erwerbers geſtellt werden (RGS 64, 173). 
A. M. in allen dieſen Beziehungen Leonhard Erl zu $ 2083 III C. — Die durch eine ſolche 
Verfügung erfolgende Übertragung des Erbteils iſt zu unterſcheiden von der Abtretung 
des Anſpruchs auf dasjenige, was dem Miterben bei der Auseinanderſetzung 
zukommt; eine ſolche Abtretung ſoll nach R 60, 126, anders wie bei der Geſellſchaft 
(8 717 Satz 2), nicht mit dinglicher Wirkung (8 398) erfolgen können, fo daß eine nach der 
Abtretung erfolgende Verfügung über den Erbteil (auch deſſen Pfändung, ſ. A 3) der vor⸗ 
her erfolgten Abtretung der Forderung auf das Auseinanderſetzungsergebnis vorgehen 
würde (im Ergebniſſe zuſtimmend Planck Erl 2t, auch Leonhard Erl IV; a. M. Pringsheim, 
Abtretung und Pfändung des Erbteils, 1906). Die Entſcheidung iſt nicht unbedenklich: 
der Umſtand, daß die Forderung ein Beſtandteil des Erbteils, und zwar ein ſehr weſentlicher 
iſt, dürfte nicht zu dem Schluſſe zwingen, daß ſie nicht aus dieſem ausgeſchieden und nach 
allgemeinen Grundſätzen ($ 398) mit dinglicher Wirkung auf einen andern übertragen werden 
könne; ihre Veräußerung erſcheint gegenüber der des Erbteils als das geringere. Der 
nachher pfändende Gläubiger kann daun ein Pfandrecht an dem Erbteile nur mit dem Sul 
halte erwerben, den diefer zur Zeit der Pfändung noch hatte (A 3), alſo ohne den vorher 
abgetretenen Anſpruch auf das Auseinanderſetzungsergebnis. Die Abtretung dieſes Auſpruchs 
kann unter Umſtänden lebenſogut wie deſſen Pfändung A 3) auch als Übertragung des 
Erbteils ausgelegt werden (vgl. Prot II 5, 839). — Die für die Übertragung einzelner 
Erbſchaftsgegenſtande erforderlichen Formen (insbefondere bei Grundſtücken die Auflaſſung) 
kommen für die Übertragung des Erbteils nicht in Betracht, da dieſer von dem Anteil au 
einzelnen Nachlaßgegenſtaͤnden verſchieden iſt (A 5). Iſt der Miterbe als Teilhaber der 
Erbengemeinſchaft im Grundbuch eingetragen (GBO $ 48; 8 2082 A 2), fo wird durch DIE 
Übertragung das Grundbuch unrichtig und kann daher der Erwerber von dem Veräußerer 
die Berichtigung fordern ($ 894). — Der Verfügung kann ein entgeltliches (Rauf) oder 
fonſtiges ſchuldrechtliches Geſchäft zugrunde liegen; iſt es ein Kauf, fo tritt das Vorkaufs 
recht der Miterben (88 2034 ff.) in Kraft. Ob der als „Verkauf“ bezeichnete Veräußerungs- 
vertrag zugleich die dingliche Übertragung des Erbteils enthält, iſt Sache der Auslegune 
(RG Warn 1915 Nr 264). — Die Veräußerlichkeit des Erbteils kann auch durch Verfügung 
des Erblaſſers nicht ausgeſchloſſen oder beſchränkt, insbeſondere an die Zuſtimmung eines 
Teſtamentsvollſtreckers geknüpft werden (R 6 Warn 1915 Nr 292). E R 

2. Nur dem Miterben und feinem Rechtsnachfolger ($ 2037) ift die dingliche Verfügung, 
macht eingeräumt, nicht dem Alleinerben, auch nicht über einen Bruchteil der Erbichuft 
Dadurch, daß ein Miterbe ſämtliche Erbanteile erwirbt, wird er zwar nicht Ale 5 
im Rechtsſinne (A 1); aber eine Erbengemeinſchaft beſteht nun nicht mehr und er I deshalb 
zur dinglichen Verfügung über einzelne Erbteile nach § 2033 nicht mehr in der Late 
eine dingliche Verfügung über die ihm nunmehr zuſtehende ganze Erbſchaft oder über ir: 
Bruchteil davon ift auch in dieſem Falle ausgefchloffen (KJ 46 K. 181, 187; NG 88, 100. 
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Die Übertragung der ganzen Erbſchaft oder eines Bruchteil davon kann nur durch Abr. 
rechtliche Verpflichtung (SS 2371, 2385) und in Erfüllung dieſer Verpflichtung durch Über⸗ 
tragung der einzelnen Erbſchaftsgegenſtände (8 2374) erfolgen. — Auch zugunſten eines 
andern Miterben kann ein Miterbe über ſeinen Erbteil verfügen; jener kommt aber 
dann nicht als Dritter im Sinne des $ 2034 (A 1) in Betracht. — Der Miterbe kann auch 
einen Bruchteil ſeines Erbteils an eine andere Perſon oder ſeinen Erbteil nach Bruchteilen 
an mehrere andere übertragen; der oder die Erwerber ſtehen dann zu dem veräußernden 
Miterben bzw. untereinander in Bruchteilsgemeinſchaft (RG Warn 1913 Nr 234). Mehrere 
Erben eines Miterben bilden eine beſondere geſamthänderiſche Untergruppe innerhalb 
der Erbengemeinſchaft. — Auch der nur bedingt oder betagt zu einem Erbteile berufene 
Erbe kann nach Eintritt des Erbfalls über den Erbteil verfügen; insbeſondere der Nacherbe 
vor Eintritt des Nacherbfalls (RG Gruch 52, 680); auch der Vorerbe, unbeſchadet der 
beſtehenbleibenden Belaſtung ſeines Erbteils mit der Nacherbfolge. Doch kann die ding⸗ 
liche Wirkung erſt mit dem Eintritte der aufſchiebenden Bedingung bzw. des Anfangsterming 
eintreten; vorher beſteht nur eine ſchuldrechtliche Bindung. In der Verfügung über den 
Erbteil wird ig der Regel die Annahme der Erbſchaft zu finden fein ($ 1943 A 1). 

3. Berfügung (8 185) |. A 1. — Verfügung iſt auch die Verpfändung ($ 1274) und 
die Beſtellung eines Nießbrauchs ($ 1068) an dem Erbteile. Der rechtsgeſchäftlichen Ver: 
fügung ſteht die Zwangsvollſtreckung gegen den verfügungsberechtigten Miterben gleich; 
durch § 859 Abſ 2 ZPO iſt anerkannt, daß der Erbteil, im Gegenſatze zu den einzelnen 
Nachlaßgegenſtänden, der Pfändung unterworfen iſt (RG 59, 180). Bei der Zwangs⸗ 
vollſtreckung in den Erbteil (88 829, 857 ZPO) find die Miterben als Drittſchuldner 
auzujehen (RG 42, 327; 49, 405; 74, 54; 75, 180); in dem Pfändungsbeſchluſſe müſſen 
daher ſämtliche Miterben erkennbar, wenn auch nicht mit Namen bezeichnet ſein (RG 42, 330); 
auch muß er das an die Miterben gerichtete Leiſtungsverbot enthalten; ein Pfändungs⸗ 
beſchluß, der nur das Verfügungsverbot an den Schuldner enthält, iſt unwirkſam, da ein 
Fall des 8 857 Abſ 2 ZPO nicht vorliegt (RG 21. 1. 14 V 414/13). Der Ehemann einer 
in geſetzlichem Güterſtande lebenden Miterbin iſt nicht Drittſchuldner (RG 74, 51). Der 
Wortlaut des Pfändungsbeſchluſſes und der darin enthaltenen Verbote iſt nicht weſentlich; 
auch wenn ungenauerweiſe der Anſpruch auf Auseinanderſetzung oder Auszahlung des 
Erbteils als gepfändet bezeichnet iſt, kann darin durch Auslegung eine Pfändung des Erbteils 
gefunden werden (RG 49, 408; RG Warn 1911 Nr 139). Durch die Pfändung des Erbteils 
wird die Wirkſamkeit ſpäterer Verfügungen des Schuldners über dieſen dem pfändenden 
Gläubiger gegenüber verhindert (88 135, 136; zweifelnd Planck Erl 3); ebenſo find gemeint: 
ſchaftliche Verfügungen der Miterben über einzelne Nachlaßgegenſtände ohne Zuziehung 
des Gläubigers dieſem gegenüber unwirkſam. Der gepfändete Erbteil iſt dem Gläubiger 
zur Einziehung zu überweiſen (lberweiſung an Zahlungs Statt zum Nennwerte iſt aus⸗ 
geichloffen, da ein ſolcher nicht beſteht); doch kann das Vollſtreckungsgericht auch die Ver⸗ 
Äußerung (Verſteigerung) anordnen (ZPO 8 857 Abf 5); ein vorgehender Pfandgläubiger 
tann einer ſolchen Anordnung nicht widerſprechen (RG 87, 325). Auf Grund der Pfändung 
10510 eine Verfügungsbeſchränkung im Grundbuche eingetragen werden (str.; wie hier Planck 
Erl 3; a. M. Achilles⸗Strecker, GBO $ 48 Erl 2). — Durch die Verfügung erlangt der Er- 
a n er nicht Erbe im Rechtsſinne wird (A 1), die Befugnis zur Ausübung der 
2 iterben als Teilhaber der Erbengemeinſchaft zuſtehenden Rechte, ſoweit ſie nicht 
Dot berſänlicher Natur find, insbeſondere des Verwaltungs., Benutzungs- und Frucht. 
diehungsrechts ($ 2032 A 2), ſowie des Recht 4, die Auseinanderſetzung zu verlangen und 
den Antrag auf gerichtliche Vermittlung der Auseinanderſetzung zu ſtellen (FG 8 86 Abſ 2). 
Der Miterbe bleibt für die Nachlaßverbindlichkeiten verpflichtet; doch haftet auch der Er- 
werber des Erbteils für fie, w ihn ein Erbſchaftskauf oder ein anderes 

i dle, wenn der Übertragung auf ihn ein Erbſch 
auf Veräußerung gerichtetes Rechtsgeſchäft zugrunde liegt (8K 2383, 2885; RG 60, 131). 
Der Erbteil geht mit dem Inhalte, mi i i iffenen Rechte zur Zeit der Ver⸗ 
) halte, mit dem die darin begriffen ) 

fügung dem Miterben noch zuſtanden, auf den Erwerber über (vgl. wegen einer vorher 
erfolgten Abtretung des Anſpruchz auf das Auseinanderſetzungsergebnis A 1). Die Rechte 
des Nutznießers beſtimmen ſich nach §§ 1085 ff., diejenigen des Pfandgläubigers nach § 1258. 
Dem rechtsgeſchäftlichen oder Pfändungspfandgläubiger gebührt das Pfandrecht“ an 
den Gegenſtänden, die bei der Auseinanderſetzung auf den Erbteil fallen; aus dieſer Ans, 
drucksweiſe wird in MG 84, 397 (abweichend von RG 60, 126) gefolgert, daß der Gläubiger 
das Pfandrecht nicht ohne weiteres von Geſetzes wegen erwirbt, ſondern nur einen Anſpruch 
darauf bat, daß ihm ein ſolches beſtellt werde (vgl. auch $ 1258 AD). 

4 Gerichtliche oder notarielle Beurkundung des Vertrags $ 128, Ech Art 141, 396 
88 168.182. Nichtbeobachtung der Form wirkt Nichtigkeit $ 125, wenn nicht in dem Ver⸗ 
mage Übertragung des Rechtes auf künftige Auszahlung der Nachlaßdividende gefunden 
lee kann (A 1). MG Gruch 52, 680 erklärt die Verfügung des Nacherben über die (ihm 
allein zukommende) Nacherbſchaft vor Eintritt der Nacherbſolge für zuläfſig, aber form- 
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bedürftig. Allein Vor⸗ und Nacherbe ſtehen zueinander nicht im Verhältnis der Erben 
gemeinſchaft; der Nacherbe kann daher dinglich nur verfügen, wenn er nicht alleiniger Nach. 
erbe iſt; in dieſem Falle bedarf ſeine Verfügung allerdings der Form. Stand bereits das 
Grundrechtsgeſchäft unter dem gleichen Formzwange (88 2371, 2385) und war die Be⸗ 
obachtung der Form dabei unterblieben, ſo kann zwar nicht wie in $ 313 Katz 2 die formgerechte 
Verfügung den Mangel heilen (a. M. Strohal $ 64 bei A 17, Kretzſchmar 8 89 A 8). Doch 
wird hierin unter Umſtänden formgerechte Beſtätigung des Grundgeſchäfts zu erblicken ſein 
($ 141). Andernfalls it ein Bereicherungsanſpruch (8 812) begründet. Wohl aber heil! 
die formgerechte Verfügung Formmängel des vorausgegangenen Schenkungsverſprechens 
( 518 Abſ 2). In einer als ſolche unwirkſamen Verfügung über den Erbanteil kann eine 
mirkſame ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Übereignung desjenigen, was dem ſich Ber. 
pflichtenden bei der Auseinanderſetzung zukommt, gefunden werden (RG 26. 9. 07 1 837/07). 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts $$ 1822 Nr 1, 1648 Abſ 1, 1686. 

5. Ob man bei der Erbengemeinſchaft des BGB von einem Anteile des Miterben an 
einzelnen Nachlaßgegenſtänden überhaupt ſprechen kann, iſt fraglich (verneinend RG 61, 78; 
dahingeſtellt 88. 26). $ 2033 Abſ 2 ſcheint allerdings vorauszuſetzen, daß ſolche Anteile 
beſtehen (bejahend auch Kipp § 82 VI 1). Auf alle Fälle aber iſt der Anteil durch das 
Geſamthandverhältnis in der Weiſe gebunden, daß weder der einzelne Miterbe noch die 
Geſamtheit der Miterben über ihn verfügen kann. Deshalb iſt die Belaſtung des Anteils 
eines Miterben an einem zum Nachlaſſe gehörigen Grundſtücke mit einer Hypotbek oder 
Grundſchuld rechtlich unmöglich (RG 88, 26) und eine dahingebende Vormerkung unzuläſſig 
(RZU 4, 253). Auch ein Wirkſamwerden einer ſolchen Belaſtung gemäß $ 185 Abſ 2 da 
durch, daß der Miterbe bei der Auseinanderſetzung das Grundſtück erwirbt, ſoll nach RG 
88, 27 ausgeſchloſſen ſein (anders für das preußiſche Recht: Rch 79, 395). Auch eine ſchuld. 
rechtliche Verpflichtung zur Übertragung der dem Veräußerer zuſtehenden „Erbanſprüche 
an dem geſamten Grundbeſitz“ wird (NG 61, 76) wegen Fehlens eines Verpflichtungs 
gegenſtandes für nichtig erklärt: doch dürfte hier eine Auslegung dahin, daß als Gegenſtand 
der dem Verpflichteten bei der Auseinanderſetzung zufallende Grundbeſitz gemeint war, die 
Aufrechterhaltung ermöglicht haben (fo Leonhard Erl VII S. 176 bei A 8). Daß für den 
Fall der Nichtigkeit einer Verfügung über den Anteil an einzelnen Nachlaßgegenſtänden eine 
wirkſame ſchuldrechtliche Verpflichtung zur Übertragung dieſer Gegenſtände oder des Cr 
löſes aus ihnen, ſoweit die Gegenſtäude oder der Erlös bei der Auseinanderſetzung dem ſich 
Verpflichtenden zufallen, durch Auslegung feſtgeſtellt werden kann, iſt vom RG JW 09, 2014 
anerkannt. — Aus einem zum Nachlaſſe gehörigen Geſchäfte ſoll ein einzelner Miterbe nicht 
ohne Zuſtimmung der andern ausſcheiden können, weil darin eine Verfügung über ſeinen 
Anteil an einem einzelnen Nachlaßgegenſtande liegen würde (RIA 13, 226). — Wegen 
der Verfügung über einzelne Nachlaßgegenſtande durch ſämtliche Miterben ſ. § 2040 A 1. 


§ 2034 
) Verkauft ein Miterbe ſeinen Anteil an einen Dritten?) fo ſind die übrigen 
Miterben zum Vorkaufe berechtigte). 
Die Friſt für die Ausübung des Vorkaufsrechts beträgt zwei Monate). 
Das Vorkaufsrecht iſt bererhlich), 


E II 1908; P 5 839—841; 6 318, 319. 


1. Das Vorkaufsrecht if den Miterben gegeben, um das durch die Zuläſſigkeit von 
Verfügungen jedes einzelnen Miterben über feinen Erbteil ($ 2033 Abs 1) ermöglichte Ein: 
dringen Fremder in die Erben zemeinſchaft einigermaßen einzuſchränken. Zu deſſen gänz- 
licher Verhinderung ſind die Beſtimmungen unzulänglich. 

2. Das Vorkaufsrecht iſt nur für den Verkaufs fall, nicht für andere Veräußerungs- 
8 (Tauſch, Schenkung) gegeben. Noch weniger, wenn am Anteil bloß ein Pfand. 
oder Nießbrauchrecht beſtellt iſt. Der Verkauf muß ferner freiwillig vom Miterben, darf 
alſo nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter vorgenommen 
ſein ($ 512). Dem Verkauf durch den Miterben wird aber der Verlauf durch den Erwerber 
eines Erbteils (§ 2083 Abſ 1) gleichzuſtellen ſein. Er muß weiter an einen Dritten, b. h. 
an einen außerhalb der Erbengemeinſchaft ſtehenden Fremden erfolgen. Daher kein Vor⸗ 
kaufsrecht, wenn ein Miterbe an den andern verkauft. . 

8. Das Vorkaufsrecht ſteht den übrigen Miterben zu, nicht aber auch Dritten, an die 
ein Miterbe feinen Erbteil gemäß $ 2038 übertragen hat (A 5). Es wirkt inſofern dinglich, 

es nach Übertragung des Erbteils auf den Käufer unmittelbar gegen dieſen und den 
weiteren Erwerber des Anteils geltend gemacht werden kann (88 2035, 2037). Im übrigen 
ſind die Beſtimmungen über das perſönliche Vorkaufsrecht (88 504—514) ergänzend heran- 


en 
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zuziehen. Hervorzuheben iſt, daß das Recht mit Abſchluß des Kaufvertrags entſteht ($ 504) 
und durch formloſe Erklärung gegenüber dem verkaufenden Miterben (§ 505), nach Über⸗ 
tragung des Anteils gegenüber dem Käufer ausgeübt wird (§ 2035). Mehrere Erben lönnen 
es nur im ganzen, müſſen es aber nicht notwendig alle ausüben. Unter Umſtänden kann 
es auch von einem einzigen Miterben geltend gemacht werden ($ 513). Die das Vorkaufs⸗ 
recht ausübenden Miterben haften für den Kaufpreis als Geſamtſchuldner (§ 427). Soweit 
ſich durch den Vorkauf ihr bisheriger Anteil erhöht, ſind 88 1935, 2095 entſprechend an⸗ 
wendbar. 

4. Die Zweimonatsfriſt beginnt mit der Mitteilung des Vertragsinhalts an die ein⸗ 
zelnen Vorkaufsberechtigten, zu welcher der Verkäufer gemäß § 510 verpflichtet iſt, und 
läuft jedem beſonders. Sie entſpricht der geſetzlichen Friſt beim Vorkaufsrecht an Grund. 
ſtücken ($ 510 Abſ. 2). Sie läuft auch im Falle des § 2037 immer nur vom erſten Ber: 
kaufsfalle. Berechnung der Friſt §88 187, 188. . 

5. Das Vorkaufsrecht iſt nicht felbftändig übertragbar und geht mit Übertragung des 
Auteils gemäß $ 2033 Abj 1 nur dann auf den Erwerber über, wenn er Miterbe iſt (a. M. 
Planck Erl 2b). Denn die Miterbenſchaft, die ein dritter Erwerber des Erbteils nicht zu 
erlangen vermag ($ 2033 A 1), iſt nach Abſ 1 für die Ausübung des Vorkaufsrechts weſenrlich 
(OLG 26, 302). Die Vererblichteit ift gegen die Regel des § 514 anerkannt. 


S 2085 
Iſt der verkaufte Anteil auf den Käufer übertragen, jo können die Mit⸗ 
erben das ihnen nach 5 2034 dem Verkäufer gegenüber zuſtehende Vorkaufs⸗ 
recht dem Käufer gegenüber ausüben. Dem Verkäufer gegenüber erliſcht das 
Vorkaufsrecht mit der übertragung des Anteils). 
Der Verkäufer hat die Miterben von der Übertragung unverzüglich zu 
benachrichtigen:). 


E II 1909; P 5 839—842; 6 174, 828. 


ubrigen Miterben haben es nur mit dem verkaufenden Miterben zu tun und ſind ihm nach 
den mit dem Dritten vereinbarten Beſtimmungen als Käufer verpflichtet. Oder es iſt 
bereits zur Erfüllung des Kaufes, zur Übertragung des Anteils mittels der dinglichen Ber 


Dritten geſchloſſenen ſchuldrechtlichen x ichtet i dieſer Mitteilungs⸗ 
720 { u Vertrags verpflichtet iſt und daß dieſer 8 
pflicht auch durch den Dritten genügt 9 5 9 Bet len bereits $ 510 Abſ 1. Der 


8 2036 
Mit der Übertragung des Anteils auf die Miterben wird der Käufer von 
der Haftung für die Nachlaßverbindlichteiten frei). Seine Haftung bleibt 
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jedoch beſtehen, ſoweit er den Nachlaßgläubigern nach den SS 1978 bis 1980 
verantwortlich iſt; die Vorſchriften der SS 1990, 1991 finden entſprechende 


Anwendung). 

E II 1910; P 5 839—842; 6 328, 

1. 8 2036 ſchließt ſich an $ 2035 an und hat den dort geregelten Fall im Auge, daß dem 
Käufer der Erbteil bereits übertragen war; in dieſem Falle wird der Käufer von der Haf⸗ 
tung für die Nachlaßverbindlichkeiten frei, ſobald er den Erbteil auf die das Vorkaufsrecht 
ihm gegenüber ausübenden Miterben weiter übertragen hat. Der Käufer haftet aber nach 
$ 2382 bereits vom Abſchluſſe des Kaufes ab, alſo ſchon vor Übertragung des Erbteils 
auf ihn; wird bei dieſer Sachlage das Vorkaufsrecht gemäß § 2034 gegenüber dem Ber: 
käufer ausgeübt, ſo kommt der Kaufvertrag unmittelbar zwiſchen dieſem und den Miterben 
zuſtande und tritt der Kaufvertrag mit dem Käufer außer Kraft; deshalb muß auch bereits 
mit dieſem Zeitpunkte die Haftung des Käufers erlöſchen (a. M. Planck Erl 2). Auch 9 2036 
Satz 2 kann in dieſem Falle keine Anwendung finden, da der Käufer noch nicht in den Mit⸗ 
beſitz und die Mitverwaltung der Erbſchaft gelangt war. — Der Käufer wird, abgeſehen von 
Satz 2, von jeder Haftung befreit, auch wenn er vermöge eines in ſeiner Perſon liegenden 
Umſtandes (z. B. nach 88 1994, 2005, 2006, ZPO 8 780 Ab 1) unbeſchränkt hafebar geworden 
ſein ſollte. Doch geht in dieſem Falle die unbeſchränkte Haftung in Anſehung des hinzu⸗ 
erworbenen Anteils auf die das Vorkaufsrecht ausübenden Miterben über (§ 2007). 

2. Solange der Käufer auf Grund einer Verfügung gemäß 8 2033 der Erbengemeinſchaft 
angehört, hat er auch die den Miterben obliegenden Verpflichtungen zu erfüllen. Hierzu 
gehört ordnungsmäßige Verwaltung, Sorgſamkeit in der Berichtigung der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten, unter Umſtänden rechtzeitige Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes (88 19781980). 
Die durch Verletzung dieſer Verpflichtung entſtehenden Eigenverbindlichkeiten des Käufers 
($ 1978 A 4) bleiben beſtehen, und zwar auch dann, wena wegen Dürftigkeit des Nachlaſſes 
Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs nicht ſtattgefunden hat, ſondern der Käufer des 
Erbteils gemäß § 1990 vorgegangen und deshalb auf Grund des $ 1991 verantwortlich 
geworden iſt. Nur dies will die Verweiſung auf 88 1990, 1991 beſagen. Denn von einer 
Beſchränkung der Haftung auf den Nachlaß im Sinne dieſer Paragraphen kann bei einem 
Käufer, der ſich des getauften Anteils bereits wieder entledigt hat, nicht mehr die Rede ſein. 
Soweit der Käufer aus derartigen . haftet, kann er während der Dauer 
einer Nachlaßverwaltung oder eines Nachlaßkonkurſes nur von dem Nachlaß⸗ oder Konkurs- 
verwalter (3 1978), im Falle des § 1990 aber von den Nachlaßgläubigern unmittelbar in 
Anſpruch genommen werden (a. M. Strohal bei Planck A 1; Leonhard III). Seine Auf: 
wendungen kann er von den Nachlaßgläubigern nach Maßgabe des § 1978 Abi 3 erſtattet 


verlangen. 
8 2037 


überträgt der Käufer den Anteil auf einen anderen, ſo finden die Vor⸗ 


ſchriften der SS 2033, 2035, 2036 entſprechende Anwendung!). 

E II 1911; P 5 839—841; 6 818, 319, 328. 

1. Der Käufer des Erbanteils kann ſeinerſeits wieder hierüber dinglich verfügen (8 2033), 
hat aber gleichfalls die Benachrichtigungspflicht aus § 2035 Abſ 2. Auch gegenüber dem 
zweiten und den ferneren Erwerbern ſind die Miterben zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
befugt ($ 2035 Abi 1), und zwar ohne Rückſicht darauf, ob dieſer Übertragung ein Kauf 
oder ein anderes ſchuldrechtliches Geſchäft zugrunde liegt. In dieſem Falle werden alle 
vorangehenden Erwerber von der Schuldenhaftung befreit ($ 2036). Die Zweimonatsfriſt 
des $ 2034 Abſ 2 läuft den Miterben jedoch auch gegenüber allen ſpäteren Erwerbern von 
dem erſten Verkaufe durch den Miterben ab und das Vorkaufsrecht erliſcht ein für allemol 
durch Nichtausübung innerhalb dieſer Friſt oder durch Verzicht gegenüber einem Erwerber. — 
Haben die Miterben die Ausübung des Vorkaufsrechts gegenüber dem verkaufenden Mit. 
erben oder einem Erwerber erklärt und der Erklärungsempfänger überträgt den Erbteil ftatt 
an ſie an einen Dritten, ſo werden ſie gegen dieſen einen Anſpruch auf Übertragung des 
Erbteils an ſie nicht geltend machen können; die von der zweiten Kommiſſion (Prot 6, 31s 
beabsichtigte actio in rem scripts hat einen Ausdruck im Geſetze nicht gefunden; fie werden 
alſo auf einen Schadenserſatzanſpruch gegen den Erklärungsempfänger angewieſen fein, 
ſofern fie nicht auch dem neuen Erwerber gegenüber noch in der Lage find, das Vorkaufs⸗ 
recht auszuüben (ſo Planck Erl 3; a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars). 


8 2038 


Die Verwaltung des Nachlaſſes ſteht den Erben gemeinſchaftlich zu!“). 
Jeder Miterbe iſt den anderen gegenüber verpflichtet, zu Maßregeln mitzu⸗ 
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wirken, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich jind2); die zur 
Erhaltung notwendigen Maßregeln kann jeder Miterbe ohne Mitwirkung der 
anderen treffen“). 

Die Vorſchriften der SS 743, 745, 746, 748 finden Anwendung!). Die 
Teilung der Früchte erfolgt erſt bei der Auseinanderſetzungs). Iſt die Aus⸗ 
einanderſetzung auf längere Zeit als ein Jahr ausgeſchloſſen, jo kann jeder 
Miterbe am Schluſſe jedes Jahres die Teilung des Reinertrags verlangens) 7). 


E II 1912; P 5 861, 862. 


1. Die gemeinſchaftliche Verwaltung des Nachlaſſes begreift in ſich die zur Verwah⸗ 
rung, Sicherung, Erhaltung und Vermehrung ſowie zur Gewinnung der Nutzungen erforder⸗ 
lich oder geeignet erſcheinenden Maßregeln, wozu auch die Fortführung eines Geſchäfts⸗ 
betriebs gehören kann. Die Art der Verwaltung kann bei Übereinſtimmung sämtlicher Mit⸗ 
erben von ihnen frei beſtimmt werden, vorbehaltlich ihrer Verantwortung gegenüber den 
Nachlaßgläubigern bei Beſchränkung ihrer Haftung (8 1978). Zur Verwaltung können 
unter Umſtänden auch Verfügungshandlungen erforderlich werden, d. h. ſolche, welche 
die Subſtanz des Nachlaſſes durch Veräußerung oder Belaſtung von Nachlaßgegenſtänden 
dinglich verändern; über dieſe find beſondere Beſtimmungen getroffen (88 2033 Abſ 2, 2040 
Abs 1, 2046 Abſ 3). Fur die Verwaltungsgemeinſchaft der Erben iſt nur Raum, wenn 
die Verwaltung nicht einem Nachlaßverwalter ($ 1984), Konkursverwalter (KO 8 6) oder 
Teſtamentsvollſtrecker (5 2205) zuſteht. Durch letztwillige Verfügung des Erblaſſers kann 
in Form einer von dieſem den Erben gemachten Auflage (§ 1940, vgl. auch 98 2044, 2048) 
die Verwaltung anders geregelt, insbeſondere einem oder mehreren einzelnen Miterben 
übertragen fein. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes zur Abweichung von den Be⸗ 
ſtimmungen des Erblaſſers wird § 712 entſprechend angewendet werden können. Der an 
einzelne Miterben erteilte Verwaltungsauftrag iſt jederzeit widerruflich und kündbar (§ 671). 


„2. Die Mitwirkung iſt nicht bloß Zuſtimmung (8 744), erfordert vielmehr nach Um⸗ 
ſtänden auch tätiges und rechtsgeſchäftliches Handeln. Den Nachlaßgläubigern haften daraus 
die Miterben als Geſamtſchuldner mit dem eigenen Vermögen. Untereinander haben fie ſich 
über die geführten Geſchäfte Auskunft zu erteilen, nach Befinden Rechenſchaft zu legen 
(88 681, 666), ſich Treu und Glauben zu halten (ſ. auch R& 63, 285). Sie haften einander für 
Ferſchulden nach 98 276, 278. Erſatzanſprüche an den Nachlaß find, ſobald es der Stand des 
Nachlaſſes geitattet, ſpäteſtens bei der Auseinanderſetzung auszugleichen (§ 2046). Die Mit- 
wirkung kann nur zur orduungsmäßigen Verwaltung verlangt werden. Dieſe (vgl. 
auch 88 745, 1374, 1472, 2120, 2130, 2206, 2216) beſteht insbeſondere in der Beſitznahme, 
Verwahrung und Sicherung des Nachlaſſes, Inſtandhaltung, Regelung des Gebrauchs und 
Nutvarmachung fruchtbringender Sachen, Verſicherung der Erbſchaftsſachen, ſoweit dies 
nach den Verhältniſſen üblich iſt, Klarſtellung beſtrittener Rechtsverhältniſſe, Einziehung 
gefährdeter Außenſtände, Belegung verfügbarer Kapitalien uſw. Zur Kündigung einer 
dachlaßforderung iſt der einzelne Miterbe nicht berechtigt (RG 65, 5). Antrag auf Erb⸗ 
ſchein $ 2357. Wegen Errichtung eines Nachlaßverzeichniſſes vgl. A 7. 


x 3. Erhaltungsmaßregeln wie bei der Gemeinſchaft 8 744 Abſ 2. Ebenſo wenn mehrere 

; eſtamentsvollſtrecker beſtellt find ($ 2224 Abſ 2). Die Zuſtimmung der Miterben gilt als 

G. meinte Yigg Der handelnde Miterbe verpflichtet inſoweit im Zweifel zugleich die 
nſchaft. 


4. § 743: unentziehbares Recht zum Mitgebrauch der Nachlaßgegenſtände (vgl. 8 745 
a 3 Satz 2), wegen der Früchte N 557 8 745 7 5 der Verwaltung und Benutzung 
durch Stimmenmehrheit nach der Größe der Erbteile, ſomit ohne Rückſicht auf das Ergebnis 
(ie Ausgleichungspflicht $$ 2050ff.; aber immer«nur innerhalb der Grenzen einer der Be⸗ 
ſebaffeubeit der Erbſchaftsgegenſtände entſprechenden ordnungsgemäßen Verwaltung. 
kein Stimmrecht im Falle widerſtreitender Jutereſſen (BaySb Sch Recht 05, 344 ). 
Sonſt Verwaltung und Benutzung nach billigem Ermeſſen, nötigenfalls Entſcheidung darüber 
im Rechtswege auf Grund beſtimut zu formulierender Anträge (J. § 745 A 3). Zur Ein⸗ 
willigung in Fortführung eines Handelsgeſchäfts wird ein Miterbe wegen der nach HGB 
SS 27, 25 für ihn dadurch entſtehenden perſönlichen Haftung für die Verbindlichkeiten nicht 
durch Mehrheitsbeſchluß genötigt werden können. Auch eine weſentliche Veranderung der 
Nachlaßgegenſtande kann nicht verlangt werden (8 745 Abſ 3 Satz 1). S 746: Wirkung 
für und gegen den Sondernachfolger (Erwerber eines Erbteils). S 748: Verpflichtung zur 
unteiligen Tragung der Lasten und Koſten. Sie beschränkt ſich jedoch auf die im Nachlaß 
be ene bereiten Mittel und begründet keine Vorſchußpflicht. Den Glaubigern gegen. 
b er kann ihre Berichtigung als einer Nachlaßverbindlichkeit aus dem eigenen Vermögen 
is zur Teilung von jedem Miterben verweigert werden (8 2059 Abſ 1). 
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5. Abweichend von $ 743 Abf 1 iſt Teilung der Früchte hinausgeſchoben bis zur Aus⸗ 
einanderſetzung (88 2042 ff.). Erſt dann kann überfehen werden, ob dem einzelnen Mit⸗ 
erben mit Rückſicht auf Ausgleichungspoſten und Schulden an den Nachlaß überhaupt etwas 
zukommt. Eine frühere Verteilung kann auch durch Mehrheitsbeſchluß nicht ins Werk ae- 
ſetzt werden, wohl aber durch Vereinbarung ſämtlicher Miterben (R& 81, 241). Dem ganz 
unbegründeten Widerſpruch eines einzelnen Miterben wird nur etwa mit 8 226 begegnet 
werden können. 

6. Vorausgeſetzt iſt, daß die Auseinanderſetzung nach 88 2043, 2044 durch letztwillige 
Verfügung, wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben oder durch Vereinbarung 
der Erben auf länger als ein Fahr ausgeſchloſſen iſt. Der Teilungsanſpruch entſteht 
nicht ſchon dadurch, daß ſich die Auseinanderſetzung über Jahresfriſt verzögert (RG 81, 
244). Iſt die Auseinanderſetzung ausgeſchloſſen, jo tritt die Regel des 8 743 Abſ 1 ein. 
wiewohl unter Beſchränkung auf den Reinertrag, alſo der Früchte nach Abzug der Ge 
winnungskoſten. g 

7. Eine allgemeine gegenſeitige Auskunftspflicht der Miterben als ſolcher unterein⸗ 
ander über den Nachlaß als Inbegriff ($ 260) ift vom Geſetze nicht anerkannt und vom Reichs⸗ 
gericht wiederholt abgelehnt worden (vgl. beſonders RG 81, 30). In den früheren Auf⸗ 
lagen dieſes Kommentars iſt ſie als für die Praxis unentbehrlich bezeichnet und ihre Ent⸗ 
wicklung zu einer Rechtsregel befürwortet worden. Ohne eine durch das Geſeßt gebotene 
Handhabe wird es aber nicht angängig ſein, den Miterben allgemein eine ſolche Verpflich- 
tung aufzuerlegen, die mit ihren (namentlich aus § 260 ſich ergebenden) Folgen für die⸗ 
jenigen, die dem Nachlaſſe ganz ferngeſtanden haben, recht drückend ſein kann. Das Geſetz 
hat dadurch, daß es für die einzelnen Fälle, in denen es eine beſondere erbrechtliche 
Auskunftspflicht, über die aus den allgemeinen Vorſchriften über Geſchäftsführung und 
Auftrag (58 681, 666) ſich ergebende hinaus, für geboten erachtete (88 2027 Abf 1, 2, 2028, 
2057), ganz beſtimmte Vorausſetzungen aufſtellte, zu erkennen gegeben, daß es die Auskunfts⸗ 
pflicht unter Miterben als ailgemeine Regel nicht aufſtellen wollte. Dem praktiſchen Bedürf⸗ 
nifje dürfte auch im weſentlichen genügt fein dadurch, daß jeder Miterbe, der ſich unter Inan⸗ 
ſpruchnahme eines gröheren als des ihm zuſtehenden Erbrechts oder auch ohne dies aus dem 
noch nicht in den tatſächlichen Mitbeſitz ſämtlicher Miterben übergegangenen Nachlaſſe in den 
Beſitz von Erbſchaftsgegenſtänden geſetzt hat ($ 2027 Abf 1,2) oder der auch nur in häuslicher 
Gemeinſchaft nut dem Erblaſſer gelebt hat (8 2028) oder ausgleichungspflichtige Zuwendungen 
erhalten ($ 2057} oder Geſchäfte für die Erbſchaft geführt hat, ſei es mit oder ohne Auftrag 
(88 681, 666), zur Auskunft verpflichtet iſt. Dieſe auch jedem Miterben aufzuerlegen, der 
aus irgendeinem Grunde Schulduer des Erblaſſers geworden ift, ohne daß fie in dem Schuld⸗ 
verhältniffe an ſich begründet wäre, dürfte kein Bedürfnis beſtehen. Ein über die allgemein 
in Rechtsverhaltniſſen beſtehende Pflicht zur Wahrung von Treu und Glauben hinausgehendes 
beſonderes Treue verhältnis unter den Miterben iſt auch in RG 65, 10 nicht anerkannt. 
In dem beſonderen Falle, wo ein vorausſichtlich zum Miterben Berufener, ohne in haus 
licher Gemeinſchaft mit dem Erblaſſer zu leben, ſchon bei deſſen Lebzeiten Erbſchaftsgegen 
ſtände an ſich gebracht hat, wird eine die Auskunftspflicht begründende Sachlage jedenfalls 
dann anzunehmen ſein, wenn er dieſe Erbſchaftsgegenſtände nach dem Erbfalle unter Be⸗ 
anſpruchung eines größeren als des ihm zuſtehenden Erbrechts für ſich zurückbehält (RG 81, 
295; vgl. auch § 2028 U 2). Eine allgemeine Auskunftspfiicht dürfte auch aus der in $ 2038 
Abſe1 Satz 2 gebotenen Mitwirkung zu Maßregeln der ordnungsgemäßen Verwaltung nicht zu 
entnehmen ſein. Doch wird den früheren Auflagen zugegeben werden müſſen, daß zu ſolchen 
Maßregeln auch, wie in vielen anderen Fällen, die Errichtung eines Nachlaßverzeichniſſes 
gehört, die die Grundlage einer ordnungsmäßigen Verwaltung fremden oder mit anderen ge 
meinſchaftlichen Vermögens bildet, und daß deshalb die Mitwirkung dazu von den Miterben 
verlangt werden kann (a. M. anſcheinend RG 81, 32), woraus zu folgern ſein wird, daß der 
Miterbe bei der Errichtung des Verzeichniſſes nach Treu und Glauben anzugeben hat, was 
ihm über Nachlaßgegenſtände bekannt iſt; darin siegt aber keine Auskunftspflicht im eigent 
lichen Sinne mit den aus $260 ſich ergebenden Folgen (felbftändige Vorlage eines Verzeich 
niſſes und Offenbarungseid). 


8 2039 
Gehört ein Anſpruch zum Nachlaſſen, jo kann der Verpflichtete nur an 
alle Erben gemeinſchaftlich leiſten und jeder Miterbe nur die Leiſtung an alle 
Erben fordern?). Jeder Miterbe kann verlangen, daß der Verpflichtete die zu 
leiſtende Sache für alle Erben hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur Hintere 
legung eignet, an einen gerichtlich zu beſtellenden Verwahrer abliefert⸗) “). 
E II 1918; P 5 843, 862865. 


Mehrheit von Erben 88 2038, 2039 641 


J. Der zum Nachlaſſe gehörende Anſpruch (vgl. auch 88 1978, 1991, 2019, 2041, 2383 
Abſ 1 Satz 2) kann dinglicher oder perſönlicher Art ſein. Hierzu gehört auch der Erbſchaftsan⸗ 
ſpruch $$ 2018 ff. Immerhin muß es ſich um einen Anſpruch im Sinne von 8 194, ſomit um 
Geltendmachung eines Rechtes handeln, von einem andern ein beſtimmtes Tun oder Unter⸗ 
laſſen zu verlangen. Daran fehlt es, ſolange ſich die Miterben nur erſt in einer Rechtslage 
befinden, kraft deren es noch von ihrer Entſchließung abhängt, ob und welche Rechte ſie in 
Auſpruch nehmen und ob fie ſich dafür unter Umſtänden auch entſprechenden Verpflichtungen 
unterwerfen wollen. Deshalb konnen Rücktrittsrechte, Wahlrechte, Wiederkaufs⸗ und Vor⸗ 
kaufsrechte (außer im Falle des § 2034 A 3), Aufechtungsrechte auf Grund der 88 119ff. 
BOB (anders bei ſolchen auf Grund des Anfechtungsgeſetzes), Rechte auf Wandlung oder 
Minderung, der Widerruf der Schenkung nur von allen Erben und gegen alle gemeinſchaft⸗ 
lich ausgeübt werden. Dagegen ſteht der Anwendung der Vorſchrift auf die Erhebung 
ſowohl poſitiver wie negativer Feſtſtellungsklagen, die auf das Beſtehen oder Nicht⸗ 
beſtehen eines zum Nachlaſſe gehörigen Anſpruchs gerichtet find, nichts entgegen (NG IW 
05, 1465; 23 1917, 44°; fo auch ſchon für das preußiſche Recht RG 44, 183). Doch wird 
zum Ausdruck kommen mülfen, daß die Feſtſtellung ſich auf die Leiſtungspflicht an alle be⸗ 
ziehen ſoll. — Gegen einen Teſtamentsvollſtrecker lann jeder einzelne Miterbe unbe- 
ſchränkt auf Einhaltung der Grenzen ſeiner Verwaltungsbefugniſſe und ordnungsmäßige 
Verwaltung klagen (RG 73, 26; 29. 10. 17 IV 241/17); es handelt ſich dabei nicht um zum 
Nachlaſſe gehörige Anſprüche, ſondern um perſönliche Rechte des einzelnen Miterben. 
Zur Kündigung einer Fo derung iſt der einzelne Erbe nicht befugt (RG 65, 5); Kündigung 
gegen einzelne Erben RG 71, 369. Wohl aber kann er wie durch Klagerhebung fo auch 
durch Mahnung zur Leiſtung an alle oder Hinterlegung den Schuldner in Verzug ſetzen. 

2. Daß ſich der Nachlaßſchuldner nur durch Erfüllung an die Erbengemeinſchaft be ⸗ 
freien kann, folgt ſchon aus 88 2032, 2033, 2040. Am Erfüllungsort wird durch den Erbfall 
nichts geändert. Befreiung durch Leiſtung an den durch Erbſchein ausgewieſenen Erben 
$ 2367. Aus dem Grundſatz der geſamten Hand würde an ſich auch folgen, daß die Mit⸗ 
erben nur gemeinſchaftlich die Leiſtung zu fordern berechtigt find. Dieſer Grundſatz iſt 
aber im BGB, im Anſchluß an eine im Gebiete des PrA LR ausgebildete Praxis, durchbrochen 
durch Gewährung eines Individualklagrechts an die einzelnen Teilhaber der Erben⸗ 
gemeinſchaft. Die Vorſchrift entſpricht derjenigen des § 432, die für den Fall gegeben 
it, daß mehrere (ohne in einem Geſamthandverhältniſſe ſtehen zu müſſen) eine unteilbare 

beiſtung zu fordern haben. Sie gilt aber hier auch für teilbare Leiſtungen. Leiſtung an 
ihn ſelbſt kann der Miterbe in der Regel weder ganz noch zu einem ſeinem Erbteile ent⸗ 
prechenden Teile verlangen. Iſt der Klageantrag nicht entſprechend beſchränkt, d. h. auf 
Veiſtung an alle gerichtet, fo ſoll das Gericht in Ausübung des Fragerechts (8 189 ZRO) 
eine ſachgemäße Beſchränkung des Antrags herbeiführen (RG Warn 1913 Nr 236 d); 
in IV 503/06 30. 5. 07 ift die Beſchränkung ſogar von Amts wegen beigefügt. — Widerſpruch 
der übrigen Miterben ſteht der Geltendmachung des Anſpruchs durch einen Miterben nicht 
entgegen; find die ü rigen nicht zur Empfangnahme der Leiſtung bereit, fo kann er die 
Hinterlegung erwirken (RG 24. 2. 12 IV 345/11). Klagen ſämtliche Miterben auf Leiſtung 
an die Erbengemeinſchaft, fo beſteht, da jeder von ihnen auch allein den gleichen Anſpruch 
erheben könnte, keine notwendige Streitgenoſſenſchaft (fo Stein, 380 zu 8 62 1113 
bei Rote 50; WS Wun 1913 Nr 235; RW 16. 3. 16 IV 378/15; Dahingeftelli ZW 1911, 1012). 
Auch ein Arreſt kann von einem einzelnen Miterben zugunſten der Geſamtheit, aber nicht 
zur Sicherung feines Anteils beantragt werden (R® 30. 5. 07 IV 503/06). Klageberechtigt 
i ein Miterbe aus einem gegenſeitigen Vertrage, auch wenn er die den Erben obliegende 
Segenleiſtung niht allein beſchaffen kann (a. M. Dernburg V 8 177 bei A 15); doch kann der 
5 den Einwand aus & 322 erheben mit der dort bezeichneten Folge. — Das Klage 
recht des einzelnen Miterben iſt ein ihm zuſtehendes, von dem Rechte der andern unab- 
hängiges Sonderrecht: er ift nicht Vertreter der andern, ſondern klagt nur in eigenem 
namen. Aus dem ergangenen Urteile kann nur der Miterbe, der geklagt hat, Zwangs 
dollſtreckung betreiben, deren Vollziehung allerdings auch den andern zugute kommt. 
Rechtskraft wird nur für und gegen ihn geſchaffen; die übrigen Miterben ſind dadurch, 
ab er abgewieſen ift, nicht gehindert, den gleichen Anſpruch auch ihrerſeits geltend zu machen; 
underſeits kann der Shuldner, der auf die Klage eines Miterben verurteilt iſt, den von den 
andern erhobenen gleichen Anſpruch noch beſtreiten (NRG Warn 1913 Nr 285). Durch die 
chebung der Sonderklage eines Miterben wird die Verjährung gegenüber den andern 
nicht unterbro hen (vl. auch $ 432 Abſ 2); deshalb beginnt auch die Friſt des § 207 für 
die Vollendung der Verjährung nicht ſchon mit dem Zeitpunkte, wo ein Miterbe die Erb: 
Mari angenommen hat. — Wegen dieſer beſchränkten Wirkungen der Sonderklage hat das 
ſtachegericht in ſtändiger Rechtſprechung angenommen, daß der Wert des Streitgegen⸗ 
0 9 7 zes, obwohl die Klage auf die ganze Leiſtun m gerichtet iſt, auch wenn der Gegenſtand 

r Leiſtung eine beſtimmte Sache oder Geldſumme iſt, nicht gemäß $ 6 nach dem Werte 


Mache, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 9. Aufl. 41 


642 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


dieſer Sache oder dem Betrage der Geldſumme, ſondern gemäß $ 3 3 PO nach dem Suter: 
eſſe des klagenden Miterben an der zum Nachlaſſe zu machenden Leiſtung zu bemeſſen iſt, 
das einem ſeinem Auteile an der Erbſchaft entſprechenden Bruchteile des Wertes der 
Leiſtung gleichkommt. So RG 33, 427; 38, 421 (für älteres Recht); ferner Warn 1912 
Nr 274. Daran hat das Reichsgericht auch gegenüber dem in der Rechtslehre hervorgetretenen 
Widerſpruche bis in die neueſte Zeit feſtgehalten: RS 93, 127; Warn 1917 Nr 184. Das 
hat auch bei der Klage eines Miterben gegen einen anderen auf Einwerfung eines Betrags 
in die Erbmaſſe zu gelten (RG 12. 7. 19 IV 104/19); ebeuſo bildet bei Klagen gegen einen 
Miterben auf Anerkennung des Alleineigentums des Klägers an einer Sache, deren Zu⸗ 
gehörigkeit zum Nachlaſſe der Beklagte behauptet, eine dem Anteile des beklagten Miterben 
an der Erbſchaft entſprechende Quote den Streitgegenſtand (Rz 5. 5. 19 IV 8/19). Es 
läßt ſich nicht verkennen, daß dieſe Rechtſprechung zu einer gewiſſen Härte gegen den Be⸗ 
klagten führt, der zu der ganzen Leiſtung verurteilt wird, dem aber die dem Werte dieſer 
Leiſtung entſprechenden Rechtsmittel (Reviſion) abgeſchnitten werden; eine Härte übrigens, 
die mit der auch ſonſt nicht ohne Widerſpruch gebliebenen Auffaſſung des Reichsgerichts auf 
prozeſſualem Gebiete zuſammenhängt, daß der Wert des Streitgegenſtandes niemals höher 
fein könne als das Intereſſe des Klägers (vgl. Buſch, ZPO zu $ 546 A 2). Auch die Ans 
wendung des § 3 3860 auf den mit der Klage geltend gemachten Leiſtungsanſpruch dürfte 
nicht unbedenklich fein. — Auch gegen den Miterben, der Nachlaßſchuldner iſt, kann grund» 
ſätzlich von einem andern Miterben, wenn nicht auf Leiſtung an alle (da er an ſich ſelbſt 
nicht leiſten kann), fo doch auf Hinterlegung des ganzen Schuldbetrages aus § 2089 geklagt 
werden, da ein teilweiſes Erlöſchen durch Konfuſion nicht eingetreten iſt (§ 2082 A 2), und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob bei der Auseinanderſetzung die Schuld durch Teilung in Natur 
ausgeglichen werden könnte (RG 65, 5). Doch läßt dieſe Entſcheidung (und ebenſo Warn 
1913 Nr 236 a u. b) dem beklagten Miterben den Einwand nach, daß die Einziehung der 
Forderung zum Nachlaſſe vor der Auseinanderſetzung ſchikanös ſei (§ 226) oder doch gegen 
Treu und Glauben verſtoße, wenn mit Sicherheit zu überſehen iſt, daß ſeine Schuld durch 
feinen Erbteil gedeckt wird, ſofern nicht ein beſonderer Grund vorliegt, der dennoch das Ver- 
langen der Hinterlegung rechtfertigt. Gegen einen Miterben, der als Bürge für eine 
Forderung eines andern Miterben an den Erblaſſer haftet, kann die ganze Bürgſchaftsſchuld⸗ 
eingeklagt werden, ſofern wegen Überſchuldung des Nachlaſſes anzunehmen iſt, daß der 
Miterbe, der Gläubiger iſt, aus dem Nachlaſſe nichts erhalten würde (RG 76, 58). Daß 
die Enklagung der Forderung gegen einen Miterben nur zuläffig wäre, wenn die Einziehung 
zur Tilgung der Nachlaßverbindlichkeiten erforderlich erſcheint, kann nicht anerkannt werden. 
Auch der Klage des Nachlaßverwalters gegenüber kann der Miterbe, der Nachlaßſchuldner 
iſt, ſich nicht darauf berufen, daß die Einziehung nicht zum Zwecke der Berichtigung von 
Nachlaßverbindlichkeiten erfolge (RG 72, 260; vgl. 8 1985 A 2). — Unter Umſtänden kann 
ausnahmsweiſe die Sache ſo liegen, daß ein einzelner Miterbe Leiſtung an ihn ſelbſt ver⸗ 
langen kann; ſo wenn er dazu von den übrigen Miterben ermächtigt iſt (Warn 08 Nr 651); 
namentlich aber in ſolchen Fällen, wo das Ergebnis der Auseinanderſetzung in zu⸗ 
läſſiger Weiſe durch die Klage vorweggenommen und dadurch ein weiteres Auseinander⸗ 
ſetzungsverfahren vermieden werden kann. Solche Fälle hat das Reichsgericht als vorliegend 
angeſehen, wenn die eingeklagte Forderung das einzige Nachlaßaktivum bildet, andere Mit- 
erben als die Parteien nicht in Betracht kommen, der Nachlaß mit Verbindlichkeiten nicht 
belaſtet ift oder doch eine noch beſtehende Nachlaßverbindlichkeit unmittelbar zwiſchen den 
Parteien ausgeglichen werden kann und der Kläger nur den Anteil an der Forderung ber“ 
langt, der ihm bei der Auseinanderſetzung zufallen würde, indem er zugleich zu erkennen 
gibt, daß der Forderungsanteil, der auf den Beklagten bei der Auseinanderſetzung entfallen 
würde, dieſem verbleiben und dadurch deſſen Schuld an den Nachlaß als getilgt gelten foll- 
Erforderlich iſt aber, daß alle Vorausſetzungen für die Durchführung einer Erbauseinander⸗ 
ſetzung (88 2042 ff.) in dieſer abgekürzten Form, insbeſondere Verfügungsbefugnis der Par, 
teien, vorliegen (vgl. R Warn 1913 Nr 236a, b, c). — Zugelaſſen iſt vom Reichsgericht 
auch, daß ein einzelner Miterbe den Anſpruch auf Rechnungslegung gegen einen Mit⸗ 
erben geltend macht, wenn andere Miterben als Berechtigte nicht in Frage kommen oder 
den Anſpruch nicht geltend machen wollen (RG Warn 1913 Nr 236d). 

3. Hinterlegung 88 372ff. Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß auch andere 
als die in § 372 bezeichneten Sachen ſich zur Hinterlegung eignen (Ech Art 140). 17 75 
Verwahrer wird von dem Amtsgericht beſtimmt, in deſſen Bezirk ſich die Sache befinde 
(FGG 8 165). 4 es 

4. Die Vorſchrift des $ 2039 über das Individualklagerecht des einzelnen Miterben wird 
vom Reichsgerichte, im Auſchluß an die ältere preußiſche Praxis (vgl. auch Prot II 5, Een 
in ſtändiger Rechtſprechung auf die andern Geſamthandsverhältniſſe des BGB als 5 
wendbar erklärt; fo (unter Heranziehung des $ 432 Abſ 1) auf die Geſellſchaft (RG 70, 
und IW 00, 5535); ferner auf die eheliche Gütergemeinſchaft wenigſtens dann, wenn. 
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die dem Maune zuſtehende Verfügungsgewalt durch den Tod erloſchen und nicht auf die 
überlebende Witwe übergegangen iſt (andernfalls kann nur der zur Verwaltung und Ver⸗ 
fügung berufene Ehegatte — 88 1443, 1487 — die Klage erheben). So RG JW ö 05, 14628 
und für das ältere Recht RG 48, 270; ferner 2. 5. 12 IV 468/11 und — unter Zurückweiſung 
der in der Rechtslehre erhobenen Bedenken (Hellwig) — Warn 1913 Nr 150. 


§ 2040 


Die Erben können über einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſchaftlich 
verfügen!). 

Gegen eine zum Nachlaſſe gehörende Forderung kann der Schuldner 
nicht eine ihm gegen einen einzelnen Miterben zuſtehende Forderung auf⸗ 
rechnen?). 

E II 1914; P 5 865, 866. 


1. Gemeinſchaftliche Verfügung über Nachlaßgegenſtände. Abs 1 ergänzt, überein⸗ 
ſtimmend mit dem für Bruchteilsgemeinſchaften geltenden 8 747 Abſ 1 Satz 2 (für die Geſell⸗ 
ſchaft vgl. §8 700ff.) poſitiv die negative Beſtimmung des § 2033 Abſ 2. Nachlaßgegenſtand 
begreift Sachen und Rechte (8 90). Begriff der Verfügung 8 2033 A 3. Hierzu gehört 
die Kündigung einer Nachlaßforderung (RG 65, 6); iſt aber der Nachlaßſchuldner Miterbe, 
ſo bedarf es ſeiner Mitwirkung bei der Kündigung nicht (Bay obs 6, 326). Ferner das 
Anerkenntnis einer Nachlaßverbindlichkeit gegenüber dem aus § 2059 Abſ 2 von dem 
Gläubiger gegen die Geſamthand erhobenen Anſpruche auf Befriedigung aus dem unge» 
teilten Nachlaſſe; dagegen kann die geſamtſchuldneriſche Verpflichtung aus § 2058 von jedem 
einzelnen Miterben mit Wirkung für ihn anerkannt werden (R JW 02 Beil 208; Gruch 
0, 661). Ein Zwangsvergleich im Nachlaßkonkurſe kann nur auf Vorſchlag ſämtlicher 
Miterben zuſtande kommen (KO 8 280). Auch die Ermächtigung an einen Dritten, über 
Nachlaßgegenſtande zu verfügen, muß von allen Erben erteilt ſein (RG 67, 27). Die von 
einen einzelnen Erben getroffene Verfügung kann wirkſam werden nach 8 185 (a. M. RG 
93, 292 mit nicht überzeugender Begrundung: das Geſamthandsverhältnis ſchließt nicht 
aus, daß eine zunächſt von dem nichtberechtigten einzelnen Miterben getroffene Verfügung, 
die deshalb unwirkſam iſt, durch Genehmigung der übrigen Miterben zu einer wirkſamen 
Verfügung der Geſamtheit wird); ein Nichtigkeit begründendes geſetzliches Werhnt (8 134) 
enthält $ 2040 nicht; vgl. auch (für den Fall der Geſellſchaft) RG 92, 308. Durch gutgläubigen 
Erwerb von einem Miterben kaun gemäß §§ 932 ff. Eigentum an einer beweglichen Sache 
eworben werden (MG 67, 27). Inſoweit die Annahme der geſchuldeten Leiſtung eine Ver⸗ 
ügung enthält, folgt ſchon aus § 2039 (A 2), daß nur Erfüllung an ſämtliche Erben befreit. 
Auch wenn es ſich um eine gegenüber der Erbengemeinſchaft zu treffende Verfügung 
handelt ( Kündigung, Anfechtung uſto.), kann fie nur Wirkung äußern, wenn ſie allen Erben 
gegenüber erfolgt iſt. Dagegen iſt fein Miterbe daran gehindert, ſich in Beziehung auf 
einen Nachlaßgegenſtand ſchuldrechtlich zu verpflichten, ihn z. B. zu verkaufen. Be⸗ 
fugnis des Erbeserben, den ſeinem Erbteil entſprechenden Teil der Erbſchaft auszuſchlagen, 
$ 1952 Abſ 3. iber den Nachlaß im ganzen können die Miterben ebenſowenig verfügen 
wie der Alleinerbe. Wohl aber kann ieder Miterbe gemäß 8 2033 Abf 1 die gleiche Verfügung 
über feinen Anteil treffen und dadurch derſelbe Erfolg herbeigeführt werden. Wegen eines 
Anspruchs, der auf eine Verfügung über Nachlaßgegenſtände gerichtet iſt, kann nur gegen 
alle Miterben zgemeinſchaftlich Klage erhoben werden, ſofern nicht einige oder einer von 
ihnen ſich bereits freiwillig in rechtsverbindlicher Weiſe zu der Verfügung bereit erklärt hat 
oder dazu verurteilt iſt (R 98, 292). Anders wenn nur ein ſchuldrechtlicher Anſpruch auf 
Herbeiführung einer Verfügung in Frage ftehtz ein ſolcher kann nach § 2058 gegen jeden 
einzelnen Erben als Geſamtſchuldner gerichtet werden, unter Vorbehalt der Einrede der 
Haftungsbeſchränkung auf den Anteil am Nachlaſſe (8 2059 Abſ 1; RG 71, 370). Dabei 
iſt in Rc 71, 370 der Antrag auf „Auflaſſung“ als Antrag auf Herbeiführung der Auf- 
laſſung gedeutet worden, während in R 93, 296 der Antrag auf Bewilligung einer 
Löſchung eine gleich wohlwollende Auslegung ' nicht erfahren hat. Jedenfalls dürfte einem 
auf Mitwirkung bei der Verfügung gerichteten Antrage gegen einzelne Miterben ‚ein Be⸗ 
denken nicht entgegenſtehen. Dagegen erfordert der Geſamthandsanſpruch auf Befriedigung 
Zu a el 10 Aa $ 2059 Abſ 2 die Verklagung 8 Miterben. 

ur Zwaugsvollſtreckung in den Nachlaß iſt ei E rgangenes Urteil erforderli 
(8747 3509) 9 laß iſt ein gegen alle Erben ergang forderlich 
2. Entſprechend bei der Geſellſchaft § 719 Abſ 2 und der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
8 1442 Abſ 2. Die Aufrechnung wird auch a nicht wirkſam, daß ihr der einzelne Miten 
zuſtimmt, da hierin gleichfalls eine Verfügung über die Nachlaßforderung enthalten wäre 
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(8 1977 A 4). Dagegen iſt der nach § 2039 von einem Miterben belangte Nachlaßſchuldner 
nicht gehindert, dieſem gegenüber mit feiner ganzen Forderung gegen den Nachlaß auf- 
zurechnen. Auch der einzelne Miterbe darf eine Nachlaßſchuld dadurch tilgen, daß er 
gegenüber dem Nachlaßgläubiger mit einer gegen dieſen ihm zuſtehenden Privatforderung 
aufrechnet (RG 11, 119). Dem Nachlaßſchuldner ift auch nicht die Ausübung des Zurück⸗ 
behaltungsrechts an einer gegen einen Miterben ihm zuſtehenden Forderung geſtattet. 


8 2041 


Was auf Grund eines zum Nachlaſſe gehörenden Rechtes oder als Erſatz 
für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines Nachlaßgegenſtandes 
oder durch ein Rechtsgeſchäft erworben wird, das ſich auf den Nachlaß be⸗ 
zieht, gehört zum Nachlaſſe). Auf eine durch ein ſolches Rechtsgeſchäft er⸗ 
worbene Forderung findet die Vorſchrift des S 2019 Abſ 2 Anwendung). 


G U 1915; P 5 866, 867. 


1. Vermöge der dinglichen Surrogation wird ohne weiteres Beſtandteil des Nachlaſſes 
oder des gemeinſchaftlichen Vermögens der Erben, was a) auf Grund eines Rechtes, 
z. B. durch Erfüllung einer Schuld an den Nachlaß, oder b) als Erſatz für Nachlaßgegen⸗ 
ſtände, Sachen und Rechte, oder e) durch Rechtsgeſchäft für den Nachlaß erworben 
wird. Dieſelben Grundſätze gelten für das Geſamtgut (8 1473) und beim Erbſchaftskauf (8 2374), 
während beim Erbſchaftsanſpruch ($ 2019 A 2) und bei der Nacherbſchaft (8 2111) ent 
ſcheidend ift, ob der rechtsgeſchäftliche Erwerb mit Mitteln der Erbſchaft erfolgt. Demnach 
gehört auch zum Nachlaſſe, was ein Miterbe mit eigenen Mitteln für den Nachlaß erworben 
hat, ſofern ſich das den Erwerb vermittelnde Rechtsgeſchäft auf den Nachlaß bezieht. 
Anderſeits genügt es nicht, daß der Erwerb mit Mitteln der Erbſchaft erfolgt iſt, wenn das 
Rechtsgeſchäft ſich nicht auf den Nachlaß bezieht. Ob eine ſolche Beziehung vorliegt, iſt 
Sache der Beurteilung des Einzelfalles. Regelmäßig hängt es von der Willensrichtung 
des rechtsgeſchäftlich tätig werdenden Miterben ab, nämlich davon, ob er für ſich oder für 
den Nachlaß erwerben will, z. B. bei Anſchaffung von Maſchinen oder ſonſtigen Inventar⸗ 
ſtücken, die im Fortbetriebe der Landwirtſchaft oder des Gewerbes für den Nachlaß oder als 
Zubehör eines Nachlaßgrundſtücks Verwendung finden ſollen. Hat er hierzu eigene Mittel 
verwendet, fo ift er nach $$ 1978, 1991 gegenüber den Nachlaßgläubigern und nach 8$ 670, 688f. 
gegenüber den Miterben erſatzberechtigt. Umgekehrt wird er den Miterben erſatzpflichtig, 
wenn er mit Mitteln des Nachlaſſes (3. B. durch Verkauf eines Nachlaßgegenſtandes an e nen 
gutgläubigen Dritten) für ſich ſelbſt erworben hat. Auch die Surrogate find als Nachlaß: 
gegenſtände der Verfügungsmacht des einzelnen Erben entzogen ($ 2033) und find Gegenſtände 
der Verwaltung und Auseinanderſetzung. — Soweit ein Miterbe als Erbſchaftsbeſitzer 
in Betracht kommt ($ 2018 A 1), beſtimmt ſich der durch ihn vermittelte rechtsgeſchäftliche 
Surrogatserwerb nach $ 2019, wonach lediglich entſcheidet, ob hierzu die Mittel des Nach⸗ 
laſſes verwendet find. 

8 e der Forderung zum Nachlaß mit Wirkung auf den Schuldner, vgl. 


8 2042 
Jeder Miterbe kann jederzeit?) die Auseinanderſetzung!) verlangen,) 
ſoweit ſich nicht aus den SS 2043 bis 2045 ein anderes ergibt?). 
Die Vorſchriften des § 749 Abſ 2, 32) und der SS 750 bis 758 finden 


Anwendung?)?). 
E II 1918; P 5 881, 882. 


1. Auseinanderſetzung iſt die Aufhebung der unter den Miterben beſtehenden Gemein: 
ſchaft zur geſamten Hand (§ 2032 A 2). Entiprechend bei andern Geſamthandsverhältniſſen: 
Geſellſchaft 88 730 ff., eh. liche Gütergemeinſchaft 88 1471ff. Soweit das Verhältnis zu 
den Nachlaßgläubigern in Betracht kommt, ſpricht das Geſetz von Teilung (88 2059, 2060) 
und verſteht darunter die dingliche Überführung der Nachlaßgegenſtände oder ihres Erlöſes 
in das Einzelvermögen der Miterben (vgl. das Nähere zu den genannten Paragraphen). — 
Die Auseinanderfegung kann zunächſt durch außergerichtlichen Vertrag unter den 
Miterben ſelbſt erfolgen; in dieſem Falle find die Erben, ſoweit nicht bindende Teilungs 
anordnungen des Erblaſſers (9 2048 A 1) vorliegen, weder hinſichtlich des Zeitpunkts, der 
Art und Weiſe oder des Inhalts noch hinſichtlich der Form beſchränkt, da das Geſetz nach 
einer Richtung zwingende Vorſchriften aufſtellt (RT Warn 09 Nr 512). Insbeſondere 
kann die Erbauseinanderſetzung in der Weiſe erfolgen, daß ohne förmliche Berechnung und 
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Verſtändigung über den Beſtand und den Wert des Nachlaſſes der geſamte Nachlaßbeſtand 
in Bauſch und Bogen einem oder mehreren Miterben zugewieſen wird, gegen gewiſſe an 
die übrigen Miterben zu zahlende Abfindungen; eine ſolche Vereinbarung iſt nicht etwa als 
Erbſchaftsverkauf wegen Nichtbeobachtung der für dieſen beſtehenden Formvorſchrift 
($ 2371) nichtig; fie erzeugt ferner auch ohne Beobachtung der Form für Verfügungen 
über den Erbanteil die ſchuldrechtliche Verpflichtung, keine erbrechtlichen Anſprüche gegen⸗ 
über den Miterben mehr geltend zu machen (RG Warn 09 Nr 512). Auch eine vergleichs⸗ 
weiſe Vereinbarung, durch welche Perſonen, die auf die Eigenſchaft als Miterben Anſpruch 
gemacht hatten, deren Erbberechtigung aber beſtritten war (Erbprätendenten), gegen 
gewiſſe Zuwendungen aus dem Nachlaſſe ſich verpflichten, erbrechtliche Anſprüche nicht 
weiter geltend zu machen, kann als Erbauseinanderſetzungsvertrag angejehen werden (RG 
a. a. O.). Der Erbauseinanderſetzungsvertrag als ſolcher bedarf keiner Form; ſoweit jedoch 
darin die Verpflichtung zur Übereignung von Nachlaßgrundſtücken an einen Miterben oder 
an mehrere Miterben nach Bruchteilen (auch wenn die Bruchteile die gleichen ſind wie die 
bisherigen Erbanteile) begründet wird, iſt die Beobachtung der Form des $ 313 erforderlich. 
Auch bedarf die dingliche Übereignung einzelner Nachlaßgegenſtände in Ausführung 
der Age. an einen Miterben der dafür vorgeſchriebenen Formen, bei Grund⸗ 
ſtücken der Auflaſſung (RG 57, 433). Die Aufhebung der Erbengemeinſchaft kann auch 
gegeuſtändlich beſchränkt werden; fie beſteht dann als ſolche an den vorerſt ungeteilten 
Nachlaßgegenſtänden weiter. Sie kann auch durch Begründung einer Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen an dem ganzen Nachlaſſe oder an einzelnen Nachlaßbeſtandteilen (3. B. dem 
Mieterträgniſſe eines Hauſes, RG 26. 3. 09 VII 450/08) unter den bisherigen Erbgemein⸗ 
chaftern erfolgen. Nach ihrer Aufhebung kann ſie durch Vereinbarung nicht wieder⸗ 
hergeſtellt werden. — Steht ein Miterbe unter Vormundſchaft oder Pflegſchaft, 
ſo bedarf der Auseinanderſetzungsvertrag der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
\$ 1822 Nr 2), an deſſen Stelle in den Fällen der §8 88, 97 86. im Auseinander etzungs⸗ 
vermittelungsverfahren das Nachlaßgericht tritt. Der Vater bedarf nach § 1643 der Ge⸗ 
nehmigung nur, ſoweit es ſich bei der Auseinanderſetzung um Rechtsgeſchäfte im Sinne der 
89 1821 Abſ 1 Nr 1—3, Abſ 2, 1822 Nr 1, 3, 5 handelt. Bei Eheleuten iſt im geſetzlichen 
Güterſtande für die Frau die Zuſtimmung des Mannes erforderlich, wenn der Erbanteil 
zum eingebrachten Gute gehört (8 1395); bei der Gütergemeinſchaft, wenn der Erbanteil 
zum Geſamtgute gehört, nicht die Zuſtimmung der Frau, auch nicht wenn Grundſtücke zum 
Fachlaſſe gehören, da die Verfügung über den Erbanteil keine Verfügung über die Grund⸗ 
ſtücke darſtellt (RIA 4, 117); gehört die Erbſchaft zum Vorbehaltsgute, fo bedarf die Frau 
nicht der Zuſtimmung des Mannes (RG 29. 10. 17 IV 241/17). — Iſt ein oder find 
mehrere Teſtamentsvollſtrecker vorhanden, fo liegt dieſen die Auseinanderſetzung ob, 
ſofern nicht anzunehmen iſt, daß das Recht dazu ihnen vom Erblaſſer nicht gewährt 
werden ſollte (58 2204, 2208); die Auseinanderſetzung durch Vereinbarung unter den 
Miterben iſt dann ausgeſchloſſen. Der Teſtamentsvollſtrecker hat die Auseinanderſetzung 
unter Beobachtung der Vorſchriften der 88 2042 Abſ 2, 2046, 2047 vorzunehmen, ſoweit 
. Teilungsanordnungen des Erblaſfers vorliegen, insbeſondere ihm überlafſen iſt, nach 
a U od Ermeſſen zu verfahren (§ 2048 Satz 2). — Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker nicht be⸗ 
E 3 zur Vornahme der Auseinanderſetzung nicht befugt, fo hat auf Antrag (andes · 
geſetzlich auch von Amts wegen, FGG 8 192) das Nachlaßgericht (oder die ſonſtige landes⸗ 
geleplich dazu berufene Behörde, FGG g 193) in einem durch das 5600 (88 86-—98) geregelten 

erfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Vermittlung der Auseinanderſetzung in die 
Hand zu nehmen, die unter den Beteiligten infolge ausdrücklicher Zuſtimmung oder ein- 
getretener Verſäumnis als zuſtande gekommen ansufehenben Vereinbarungen zu beurkunden 
und zu bestatigen; die rechtskräftig beſtätigte Auseinanderſetzung hat ſodann die Wirkung 
eines rechtsgeſchäftlichen Auseinanderſetzungsvertrags. — Mehrere minderjährige Mit⸗ 
erben müſſen, wenn die Auseinanderſetzung pertragsmäßig durch Aufhebung der unter 
ihnen felbft beftehenden Gemeinſchaft und unter Abweichung von den gejeh- 
lichen Auseinanderſetungsregefn erfolgen ſoll, wegen 8 181 jeder durch einen be 
ſonderen geſetzlichen Vertreter (Inhaber der elterlichen Gewalt, Vormund, Pfleger) ver- 
treten ſein (RG 67, 61; 71, 162; 93, 334; vgl. § 1795 A 1). Das foll nach RG 98, 336 
auch gelten, wenn die Auseinanberſetzung nur eine „rechneriſche“ ift und daher kein eigent⸗ 
licher Intereſſengegenſatz unter ihnen beſteht. Es gilt nicht, wenn die Minderjahrigen den 
geſamten Nachlaß (alſo die Summe der Erbteile) an einen großjahrigen Miterben gegen 
bestimmte, au ieden einzelnen von ihnen zu zahlende Abfindungsſummen übertragen ($ 2033 
Abſ 1), vorausgeſetzt, daß die dafür vorgeſchriebene Form gewahrt if); wohl aber, wenn die 
Überlaffung einzelner Nachlaßgegenſtände an den Miterben in dieſer Weiſe erfolgt (RG 
93. 335: a. M. für letzteren Fall BayObeGg 9, 126). Durch das Vormundſchaftsgericht 
ann die Vertretungsbefugnis eines geſetzichen Vertreters für mehrere minderjährige Mit- 
erben nicht durch Geſtattung erweitert werden (R6 71, 162). Erfolgt aber die Auseinander⸗ 
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ſetzung unter Beobachtung der geſetzlichen Auseinanderſetzungsregeln (88 2046ff., 2042 
Abſ 2, 752 ff.), ohne Abweichung von ihnen, und ſtellt ſich infolgedeſſen der Auseinanderſetzungs⸗ 
vertrag als ein lediglich zur Erfüllung der Auseinanderſetzungsverbindlichkeit ($ 2042 Abſ 1) 
geſchloſſenes Rechtsgeſchäft dar, ſo ſteht der einheitlichen Vertretung nichts entgegen (RG 
67, 64; 93, 336). 

2. Das Verlangen kann grundſätzlich jederzeit geſtellt werden, entſprechend § 749 für 
die Gemeinſchaft, aber, abweichend von § 723 Abſ 2 für die Geſellſchaft, iſt es auch ohne 
wichtigen Grund „zur Unzeit“, d. h. wenn es zur Zeit dem Intereſſe der übrigen Mit⸗ 
erben zuwiderläuft, nicht ausgeſchloſſen; immerhin wird das unter Miterben beſtehende, 
den Regeln von Treu und Glauben unterliegende Verhältnis (ſ. RS 65, 10) ein ſchikauöſes 
($ 226) oder auch nur argliſtiges Vorgehen eines Miterben nicht zulaſſen. — Das Ver⸗ 
langen kann nicht geſtellt werden, ſolauge und ſoweit die Beſtimmungen der 88 2043.—2045 
entgegenſtehen (vgl. das Nähere zu dieſen Paragraphen). Außerdem iſt es ausgeſchloſſen, 
wenn die Miterben die Ausſchließung für immer oder auf Zeit vereinbart haben, und es 
kann, wenn eine Kündigungsfriſt vereinbart iſt, nur unter Einhaltung dieſer geſtellt 
werden. Jedoch ergibt die Anwendbarkeit der SS 749 Abſ 2, 3, 750, 751, daß die Aus⸗ 
einanderſetzung gleichwohl verlangt werden kann, wenn ein wichtiger Grund vorliegt und, 
ſofern ſie nur auf Zeit ausgeſchloſſen iſt, nach dem Tode eines Miterben; ferner daß die 
Vereinbarung der Ausſchließung auch für und gegen einen Sondernachfolger, insbe⸗ 
ſondere alſo den Übertragsnehmer eines Erbanteils ($ 2033) wirkt, nicht aber gegenüber 
dem Gläubiger eines Miterben, der auf Grund eines nicht nur vorläuſig vollſtreckbaren 
Schuldtitels den Erbanteil ſeines Schuldners gepfändet hat. — Das Verlangen iſt grund⸗ 
ſätzlich auf Auseinanderſetzung der geſamten Erbengemeinſchaft zu richten; jedoch kann 
teilweiſe Auseinanderſetzung unter vorläufiger Ausſcheidung eines beſtimmten Teiles des 
Nachlaſſes verlangt werden, wenn beſondere Gründe es rechtfertigen und dadurch den Inter⸗ 
eſſen der Erbengemeinſchaft kein Eintrag geſchieht (RG IW 1910, 846%; RG 7. 12. 16 
IV 246/16; R& 95, 326). — Das gerichtliche Verlangen kann auf Feſtſtellung ein 
zelner Streitpunkte zur Vorbereitung der außergerichtlichen oder gerichtlichen Ausein⸗ 
anderſetzung beſchräntt werden, auch wenn der Erhebung der Auseinanderſetzungsklage ſelbſt 
ein Hindernis nicht entgegenſteht (RG ZW 09, 22315; 1910, 655%). Die Auseinander- 
ſetzungsklage ſelbſt iſt auf Zuſtimmung zu der von dem Kläger beantragten Auseinander⸗ 
ſetzung, auf Schließung eines Auseinanderſetzungsvertrags zu richten (NG JW 1910, 65510); 
durch das rechtskräftige Urteil wird die Zuſtimmungserklärung erſetzt (8 894 ZPO). Das 
auf die Klage ergehende Urteil iſt daher nicht, wie bei der gemeinrechtlichen actio familiae 
erciscundae, ein Geſtaltungsurteil, durch welches der Richter nach freiem Ermeſſen die 
Nachlaßgegenſtände zuteilt und Rechte an ihnen ſchafft; vielmehr hat das Gericht nur nach 
Maßgabe der geſtellten Anträge, an die es gebunden iſt, über deren Berechtigung zu be— 
finden (deklaratoriſches Urteil). Der Kläger muß deshalb einen Auseinanderſetzungsplan 
vorlegen und beſtimmte Anträge ſtellen; jedoch ſoll der Richter beſonders ſorgfältig durch 
Ausübung des Fragerechts ($ 139 ZPO) darauf hinwirken, daß klare und ſachgemäße An⸗ 
träge geſtellt werden (RG IV 449/11, 22. 4. 12; vgl. auch RG Warn 1913 Nr 236 d). Die 
Klage kann gegen einen oder einzelne Miterben ohne Zuziehung aller oder gegen einen 
von mehreren Teſtamentsvollſtreckern jedenfalls dann gerichtet werden, wenn es ſich nur darum 
handelt, deren Widerſpruch gegen die Vornahme der Auseinanderſetzung zu beſeitigen (RG 
29. 10. 17 IV 241/17). Aber auch die Klage auf Feſtſtellung des Veſtandes des Nachlaſſes 
behufs Vorbereitung der Auseinanderſetzung ſowie die Auseinanderſetzungsklage ſelbſt (vgl. 
oben) kann, wie RG 23. 1. 05 IV 298/04 unter Einſchränkung der in JW 04, 6118 auf 
geſtellten Grundſätze ausgesprochen hat, grundſätzlich gegen einzelne Miterben erhoben werden, 
ungeachtet der, wie nicht verkaunt wird, dadurch für die Auseinanderſetzung ſich möglicherweiſe 
ergebenden Schwierigkeiten; die Einrede der mehreren Streitgenoſſen ſteht dem verklagten 
Miterben nur zu, wenn bei beſonderer Sachlage die Rechtsverfolgung gegen ihn allein ſo ſehr 
Treu und Glauben zuwiderlaufen würde, daß ihm die Erzwingung der gemeinſamen Rechts⸗ 
verfolgung aller Miterben nicht verſagt werden könnte (fo auch RG 20. 11. 19 IV 246/19). 
Es ſind das allerdings reichlich unbeſtimmte Vorbehalte. Richtiger dürfte es wohl ſein, 
wenigſtens für die Auseinanderſetzungsklage ſelbſt (wenn nicht auch für die zur Bor’ 
bereitung dienenden Zeftitellungstiagen), die Heranziehung ſämtlicher Miterben zu ver 
langen. — Beſteht der Nachlaß aktiv uur aus einer oder mehreren Forderungen gegen einen 
Miterben, fo kann in der Klage auf Herauszahlung der unter Berückſichtigung der be’ 
ſtehenden Nachlaßverbindlichkeiten den Klägern nach Maßgabe ihrer Erbanteile zukommenden 
Anteile an dieſen Forderungen eine zuläſſige Klage auf Auseinanderſetzung gefunden werden, 
auch wenn die Kläger das, was auf ſie ſelbſt entfällt, in einem einheitlichen Betrage, ohne 
Auseinanderſetzung unter ihnen ſelbſt, verlangen (RG Warn 1913 Nr 2366; f. auch 8 2039 
A D. Hat ein Miterbe den geſamten Barüberſchuß des mit Verbindlichkeiten nicht over 
nicht mehr belaſteten Nachlaſſes in Händen, ſo können die andern Miterben unmittelbar 
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auf Herauszahlung des ihnen nach Maßgabe ihrer Erbanteile zukommenden Anteils an 

dieſem Barüberſchuſſe klagen, ohne daß es der Darlegung des urſprünglichen Paſſivbeſtandes 

985 des Beſtehens oder Nichtbeſtehens von Ausgleichungspflichten bedarf (RG Warn 1913 
r 2860). 

3. Wegen Anwendung der SS 749 Abſ 2, 3, 751 ſ. A 2. — Die weiter angezogenen 
SS 752—758 betreffen die Art und Weiſe der Durchführung der Teilung bei einer Ge⸗ 
meinſchaft nach Bruchteilen. Ihre Anwendung auf die Auseinanderſetzung der Erben⸗ 
gemeinſchaft ergibt in Verbindung mit den 88 2046, 2047 folgendes: Zunächſt ſind die 
Nachlaßverbindlichkeiten, für welche die Miterben als Geſamtſchuldner haften (8 2058 
A 2), aus den, ſoweit erforderlich, in Geld umzuſetzenden Nachlaßaktiven zu berichtigen 
(88 755, 2046); ebenſo die unter den Erben beſtehenden Schuldverhältniſſe, ſoweit ſich die 
Forderungen auf die Erbengemeinſchaft gründen (8 756), wozu auch die bereits vor dem 
Erbfalle zwiſchen Erblaſſer und Miterben entſtandenen Schuldverhältniſſe gehören, ſo daß 
ſich der Miterbe, der Schuldner des Nachlaſſes iſt, und ebenſo ſeine Konkursgläubiger, ſowie 
der Erwerber feines Erbanteils (8 2033) ſeine ganze Schuld auf feinen Erbanteil anrechnen 
laſſen muß (RG 78, 273; a. M. Planck Erl 4g; die auf einer allerdings erweiterten Auslegung 
der Worte: „die ſich auf die Gemeinſchaft gründet“ in § 756 beruhende Anſicht des Reichs⸗ 
gerichts dürfte jedoch durch die aus den Motiven — 2, 886 — in Verbindung mit dem bis⸗ 
herigen Rechtszuſtande — PrA LR I 16 8 491 — zu entnehmende Abſicht des Geſetzes hin⸗ 
reichend begründet fein). Auch Vorempfänge find vorweg auszugleichen (8 2050). So⸗ 
dann erfolgt nach § 752 Teilung der Nachlaßgegenſtände (Sachen und Rechte, auch Forde⸗ 
rungen), ſoweit ſich der Nachlaß oder die einzelnen Gegenſtände in gleichartige, den Erb⸗ 
anteilen entſprechende Teile zerlegen laſſen, nötigenfalls Zuteilung der fo gebildeten Teile 
durch das Los (FGG 8 94). Soweit Teilung in Natur ausgeſchloſſen, erfolgt nach § 753 Ver: 
kauf nach den Vorſchriften über den Pfandverkauf, alſo durch Verſteigerung ($$ 1235 ff.), bei 
Grundſtücken durch Zwangsverſteigerung (BUG 88 180ff.), die, falls der Erblaſſer die Ver⸗ 
äußerung an einen Fremden unterſagt hat, unter den Miterben allein zu erfolgen hat (§ 2048, 
vgl. auch RG 52, 177), und Teilung des Erlöſes. Jedoch iſt nach 8 754 der Verkauf von Forde⸗ 
rungen ausgeſchloſſen, wenn ſie bereits eingezogen werden können (RG 65, 7). Gegenſeitige 
Gewährleiſtungspflicht der Miterben für die zugeteilten Gegenftände ($ 757); ein vor der 
endgültigen Auseinanderſetzung an einem noch zur Gemeinſchaft gehörigen Vermögens⸗ 
ſtücke eingetretener Verluſt iſt von ſämtlichen Miterben zu tragen; dagegen trifft, wenn der 

achlaß bereits nach Erbſträugen auseinandergeſetzt iſt, ein nach dieſer Auseinander⸗ 
etzung eintretender Verluſt nur die an dem Erbſtrange, dem der Vermögensgegenſtand zu⸗ 
geteilt ift, Beteiligten (NG LZ 1918, 159). Un verjährbarkeit des Auseinanderſetzungs⸗ 
anſpruchs ($ 758); verjährbar aber iſt die Klage gegen einen Miterben als Erbſchaftsbeſitzer 
auf Herausgabe des Nachlaſſes (§ 2018 A 1), und durch den Eintritt dieſer Verjährung wird 
der Auseinanderſetzungsauſpruch einem ſolchen Miterben gegenüber, ſoweit er die Erbſchaft 
eſitzt, praktiſch wirkungslos. — Grundbucheintragungen auf Grund der Augeinander- 
ſetzung auf Vorlage eines Zeugniſſes des Nachlaßgerichts für Hypotheken (G80 $ 37), landes 
geſetzlich auch für Grundſtücke (8 90). — Die Vorſchriften über die Art und Weiſe der Aus- 
einanderſetzung ſind ſämtlich dispoſitiver Natur (A 1). 


8 2043 


Soweit die Erbteile wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben 
noch unbeſtimmt ſind, iſt die Auseinanderſetzung bis zur Hebung der Un⸗ 
beſtimmtheit ausgeſchloſſen )). 


Das gleiche gilt, ſoweit die Erbteile deshalb noch unbeſtimmt ſind, weil 
die Entſcheidung über eine Ehelichkeitserklärung, über die Beſtätigung einer 
Annahme an Kindes Statt oder über die Genehmigung einer vom Erblaſſer 
errichteten Stiftung noch ausſtehte) 3: 

E I 2154 II 1917; M 5 690, 691; P 5 883 — 885, 


I. Der naseiturus kann, wenn er zur Zeit d bfalls bereits erzeugt war, Erbe werden 
3.1923 Abſ 2. Nur ſoweit' durch Be N Geburt die Erbteile unbeſtimmt werden, 
it die Auseinanderſetzung ausgeſchloſſen. Es beſteht deshalb kein Hindernis, fte im übrigen 
burchzuführen, wenn von der Geburt z. B. nur die Anzahl und Höhe der Kopfteile eines 
Erbſtamms beeinflußt wird. Dann bleibt die Erbengemeinſchaft nur in Anſehung der 
dieſem Stamme zugeteilten Nachlaßgegenſtande beſtehen (1. 9.2042 A 1). Dem nach $ 1912 


deftellten Pfleger oder dem Gewalthab i teht die Teilnah 
waltung ($ 2038) 55 dem Gewa ihne dee e ilnahme an der Ver⸗ 
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2. Ehelichkeitserklärung 88 1723 ff., Annahme an Kindes Statt SS 1741 ff. (vgl. 8 1922 
A 2). In beiden Fällen hat die Verfügung oder Beſtätigung, wenn ſie nach dem Tode des 
Vaters oder des Annehmenden erfolgt, rückwirkende Kraft (88 1733, 1753). Die Vorſchrift 
gilt auch, wenn der Erblaſſer die Abkömmlinge eines Dritten als Erben eingeſetzt hat 
(8 2070) und die Eigenſchaft als Abkömmling des Dritten von der noch ausſtehenden Ent⸗ 
ſcheidung über eine Ehelichkeitserklärung oder Annahme an Kindes Statt abhängt. Be⸗ 
züglich der Stiftung iſt gleichgültig, ob fie vom Erblaſſer durch Stiftungsgeſchäft unter 
Lebenden ($ 81) oder durch Verfügung von Todes wegen (8 83) errichtet ift, ſofern nur bis 
zum Tode des Erblaſſers die nach SS 80, 84 erforderliche Genehmigung noch nicht erteilt 
war; in beiden Fällen gilt die nach dem Tode des Erblaſſers genehmigte Stiftung hinſichr⸗ 
lich der Erbeinſetzung als vor deſſen Tode entſtanden ($ 84). Nach EG Artt 86, 87 gilt das 
gleiche, wenn die Erbeinſetzung juriſtiſcher Perſonen oder der Mitglieder religiöſer 
Orden uſw. nach Landesrecht von ſtaatlicher Genehmigung abhängt. Schon vor Erteilung 
dieſer Genehmigung iſt Feſtſtellungsklage der betreffenden Bedachten zuläſſig (RG 75, 406). 

3. Eine dem Geſetze zuwider vorgenommene Auseinanderſetzung hat keine Nichtig⸗ 
keit aus § 134 zur Folge. Mit Rückſicht auf § 2042 Abf 1 und die Entſtehungsgeſchichte 
(E 1 9 2154, Prot II 5, 883) kann $ 2043 nicht als zwingendes Verbot, ſondern nur fo 
verſtanden werden, daß das jedem Miterben an ſich jederzeit zuſtehende Verlangen bis zur 
Hebung der Unbeſtimmtheit nicht geſtellt werden darf. Iſt trotzdem die Auseinanderſetzung 
erfolgt und wird die Unbeſtimmtheit ſpäter in der Weiſe gehoben, daß der erwartete Miterbe 
nicht Miterbe wird, ſo bleibt die Auseinanderſetzung in Kraft; war dabei ein Erbteil für den 
Erwarteten reſerviert, ſo wird dieſer nachträglich zu verteilen ſein. Wird der Erwartete 
wirklich Miterbe, ſo iſt die Auseinanderſetzung unwirkſam; daran kann auch nichts ändern, 
daß bei ihr ein etwa für den erwarteten Miterben nach $ 1912 beſtellter Pfleger mitgewirkt 
oder ihr zugeſtimmt hat; denn angeſichts der Vorſchrift des $ 2043 ift ein ſolcher zur Ver⸗ 
tretung des Erwarteten bei einer Auseinanderſetzung nicht berufen (a. M. Planck Erl 5 und 
die zweite Auflage dieſes Kommentars). — Andere Fälle beſtehender Unbeſtimmtheit, 
z. B. Verſchollenheit eines Miterben, noch beſtehende Ausſchlagungsmöglichkeit eines Mit⸗ 
erben, rechtfertigen den Aufſchub nicht; dem Bedürfnis nach einer Vertretung iſt durch 
Beſtellung eines Abweſenheits⸗ oder Nachlaßpflegers für den Erbteil (88 1911, 1960) ab- 
1 a gen Erteilung eines Erbſcheins bei beſtehender Unbeſtimmtheit der Erb⸗ 
eile |. S 231 5¹ 


8 2044 


Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung die Auseinanderſetzung 
in Anſehung des Nachlaſſes oder einzelner Nachlaßgegenſtände ausſchließen 
oder von der Einhaltung einer Kündigungsfriſt abhängig machen!). Die 
Vorſchriften des § 749 Abſ 2, 3, der SS 750, 751 und des § 1010 Abſ 1 finden 
entſprechende Anwendung?). 

Die Verfügung wird unwirkſam, wenn dreißig Jahre ſeit dem Eintritte 
des Erbfalls verſtrichen ſind. Der Erblaſſer kann jedoch anordnen, daß die 
Verfügung bis zum Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes in der Perſon eines 
Miterben oder, falls er eine Nacherbfolge oder ein Vermächtnis anordnet, 
bis zum Eintritte der Nacherbfolge oder bis zum Anfalle des Vermächtniſſes 
gelten ſoll. Iſt der Miterbe, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, 
eine juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der dreißigjährigen Frift?). 

E I 2153 II 1918; M 5 688— 690; P 5 882, 883. 

1. Die Ausſchließung der Auseinanderſetzung kann, außer durch Vereinbarung der 
Miterben (8 2042 A 2), auch durch eine in einer letztwilligen Verfügung getroffene Un’ 
ordnung des Erblaſſers erfolgen. Beſtritten iſt, ob eine ſolche Anordnung regelmäßig oder 
nur in beſonderen Fällen eine Auflage (88 1940, 2192) enthält (für erſteres Planck-Nitgen 
in den früheren Auflagen, für letzteres Planck⸗Strohal, 3. Aufl., Erl 3 und die zweite Auf: 
lage dieſes Kommentars). Die Bedeutung der Anordnung wird durch Auslegung zu 
ermitteln ſein. Geht ihr Sinn lediglich dahin, daß den einzelnen Miterben das jedem von 
ihnen zuſtehende Recht, auch gegen den Willen der andern jederzeit die Auseinanderſetzung 
zu verlangen, entzogen werden ſoll, fo wird fie einer mit Zuſtimmung sämtlicher Miterben 
erfolgenden Auseinanderſetzung nicht entgegenſtehen; in ſolchem Falle hat die Anordnung 
den Charakter einer jedem Miterben zu Laſten der übrigen gemachten Zuwendung 155 
Rechtes, die Vornahme der Auseinanderſetzung zu verweigern bzw. die Unterlaffung ver 
Auseinanderſetzung zu fordern, und ſtellt ſich als ein Vermächtnis (89 1989, 2147ff.) 
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dar (fo Kipp § 84 IV 3a). Die Anordnung kann aber auch die Bedeutung eines von dem 
Willen der Erben unabhängigen, ſelbſtändigen Willens des Erblaſſers, daß die Auseinander⸗ 
ſetzung unterbleibe, haben; in dieſem Falle ſetzt ſich auch eine mit Zuſtimmung aller Miterben 
erfolgte Auseinanderſetzung zu ihr in Widerſpruch. Dadurch wird freilich ihre dingliche 
Wirkſamkeit hinſichtlich der erfolgten Zuteilung der einzelnen Nachlaßgegenſtände nicht 
beeinträchtigt; denn die Erbteile, die durch die Auseinanderſetzung realiſiert werden, ſind 
veräußerliche Rechte ($ 2033) und die Verfügung über ſolche kann durch Rechtsgeſchäft nicht 
ausgeſchloſſen werden ($ 137). Ein geſetzliches Veräußerungsverbot ($ 134) liegt nicht 
vor und auch als den guten Sitten widerſprechend (§ 138) wird eine dem Willen 
des Erblaſſers widerſprechende Auseinanderſetzung nicht ohne weiteres angeſehen werden 
können. Die Anordnung hat in dieſem Falle den Charakter einer Auflage; das Recht, 
ihre Vollziehung, alſo die Unterlaſſung der Auseinanderſetzung, zu fordern, ſteht den ein⸗ 
zelnen Miterben nicht im eigenen Vermögensintereſſe als durch die Verfügung Bedachten, 
ſondern nur nach $ 2194, alſo behufs Aufrechterhaltung und Durchführung des Willens 
des Erblaſſers, zu. Außer ihnen noch demjenigen, der im Falle des Wegfalls der Miterben 
oder eines von ihnen an ihre Stelle zu treten durch Geſetz oder Verfügung von Todes wegen 
unmittelbar berufen iſt (nächſter an die Stelle tretender geſetzlicher Erbe, eingeſetzter Erſatz⸗ 
erbe, im Zweifel auch Nacherbe, 88 2096, 2102); ferner bei beſtehendem öffentlichen Inter⸗ 
eſſe, z. B. wenn es ſich um Auflöfung einer der Öffentlichkeit zugänglichen Kunſtſammlung 
oder einer dem Gemeinwohl dienenden ſonſtigen Anſtalt handelt, auch die zuſtändige Be⸗ 
hörde. Auch das um die Vermittlung der Auseinanderſetzung, wenn auch durch Antrag 
ſamtlicher Miterben, angegangene Nachlaßgericht wird zu einer dem Willen des Erblaſſers 
widerſprechenden Auseinanderſetzung ſeine Mitwirkung zu verſagen haben. Um aber die 
Ausführung ſeiner Anordnung wirkſam zu ſichern, wird der Erblaſſer gut tun, einen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker zu ernennen, wodurch die Auseinanderſetzung unter den Erben ſelbſt rechtlich 
und tatſächnch verhindert wird. — Nach dem Wortlaute („letztwillige Verfügung“) koͤnnte 
die Anordnung nur durch Teſtament oder einfeitig in einem Erbvertrage ($ 2299) ge⸗ 
troffen werden; doch wird angenommen werden können, daß die Ausdrucksweiſe ungenau 
iſt und die Anordnung, da ſie entweder ein Vermächtnis oder eine Auflage darſtellt, auch 
dertragsmäßig im Erbvertrage getroffen werden kann (8 2278 Abſ 2). — Die Anordnung 
kann ſich auf den geſamten Nachlaß, auf einzelne Erbſtränge, aber auch auf einzelne Nach⸗ 
laßgegenſtände (Sachen oder Rechte $ 90) oder einen Inbegriff von ſolchen (8 260) erſtrecken; 
auch im letzteren Falle bleibt in Auſehung dieſer einzelnen Gegenſtände die Erbengemein⸗ 
ſchaft als ſolche beſtehen und wird nicht zur Bruchteilsgemeinſchaft ($ 2042 A 1; a. M. Dern- 
burg 5 5 178 A 13). — Die Anordnung iſt unwirkſam gegenüber einem als Miterbe be⸗ 
rufenen Pflichtteilsberechtigten, wenn der ihm hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des geſetz⸗ 
lichen Erbteils nicht überſteigt (8 2306). 

2. Ebenſo wie auf die Vereinbarung der Miterben über Ausſchließung der Auseinander 
ſetzung (5 2042 A 2), find auch auf die vom Erblaffer getroffene Anordnung der Ausſchließung 
die für die Gemeinſchaft geltenden Vorſchriften der 88 749 Abſ 2, 3, 750, 751 als anwend⸗ 
bar erklart. Die Anwendung ſoll aber hier nur eine entſprechende ſein, weil nicht eine 

ereinbarung, ſondern die Anordnung eines Dritten in Frage ſteht. Danach kann unge⸗ 
achtet der Anordnung die Auseinanderſetzung verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund 
borliegt (8 740 Abf 2), eine Vorausſetzung, über deren Vorhandenſein im Streitfalle das 
Prozeßgericht zu entſcheiden hat, die aber auch von dem um die Vermittlung angegangenen 
Nachlaßgerichte zu prüfen ſein wird, falls die Anordnung eine der Außerkraftſetzung durch 
Vereinbarung der Erben entzogene Auflage (ſ. A 1) darſtellt (a. M. Planck Erl 2 a). Eine 
nur auf Zeit getroffene Anordnung tritt mit dem Tode eines Miterben außer Kraft ($ 750.) 
Die Anordnung wirkt auch für und gegen den „Sondernachfolger“, d. h. den Übertrags⸗ 
nehmer des Erbanteils eines Miterben (F 2033), nicht aber gegenüber dem mit endgultigem 
Volfftrechungstitel verfehenen Gläubiger eines Miterben, der deſſen Erbanteil gepfändet hat. 
auch nicht gegenüber der Konkursmaſſe eines Miterben (KO 8 16 Abſ 2). Außer den ge 
nannten Paragraphen iſt aber hier auch der 5 1010 Abſ 2 für entſprechend anwendbar erklärt, 
der eine Sondernachfolge in den Anteil an einzelnen Nachlaßgegenſtänden, und zwar 
an Grundstücken, vorausſetzt, fo daß er nur zur Anwendung kommen kann, wenn der 
Erblaſſer die Umwandlung der Erbengemeinſchaft in Anſehung der in Betracht kommenden 
Grundſtücke in Bruchteilsgemeinſchaft zwar geſtattet, die Teilung der letzteren aber ausge⸗ 
ſchloſſen hat; in dieſem Falle wird durch die Anordnung dem Sondernachfolger in den Anteil 
eines Miterben an dem Grundſtücke das Recht, die Teilung zu verlangen, nur dann entzogen, 
wenn fie als Belaſtung des Anteils im Grundbuche eingetragen iſt. 

3. Abſ 2 zieht der Wirkſamkeit des letztwilligen Teilungsverbots hnliche zeitliche Grenzen, 
wie für die Nacherbfolge (5 2109), das bedingte oder betagte Vermächtnis (88 2162, 2163) 
und die Verwaltung eines Teſtamentsvollſtreckers (8 2210) geſteckt find. Das beſtimmte 
Ereignis kann irgendwelchen Inhalts ſein, wenn es nur die Perſon eines Miterben be⸗ 
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trifft, z. B. Verheiratung, Erreichung eines gewiſſen Alters, Tod (vgl. 8 2109 A 3a). Die 
dreißigjährige Friſt verlängert ſich deshalb möglicherweiſe bis zum Tode des längſtlebenden 
Miterben. Iſt aber der Miterbe, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, eine juriftifche 
Perſon (z. B. eine Stiftung, bis zu deren Erlöſchen die Auseinanderſetzung ausgeſchloſſen 
fein ſoll), fo bewendet es bei der dreißigjährigen Friſt. Das Verbot bleibt ferner über die 
dreißigjährige Friſt hinaus in den Grenzen der $$ 2109, 2162, 2163 wirkſam, wenn die 
Teilung bis zum Eintritt einer Nacherbfolge ($ 2139) oder dem Anfall eines Vermächt⸗ 
niſſes (8 2177) hinausgeſchoben iſt. 


8 2045 


Jeder Miterbe kann verlangen, daß die Auseinanderſetzung bis zur Be⸗ 
endigung des nach $ 1970 zuläſſigen Aufgebotsverfahrens oder bis zum Ab⸗ 
laufe der im § 2061 beſtimmten Anmeldungsfriſt aufgeſchoben wird!). Iſt das 
Aufgebot noch nicht beantragt oder die öffentliche Aufforderung nach 8 2061 
noch nicht erlaſſen, ſo kann der Aufſchub nur verlangt werden, wenn unver⸗ 
züglich der Antrag geſtellt oder die Aufforderung erlaſſen wird?). 

E II 1919; P 5 881, 882. 


1. Das Recht jedes Miterben, den Aufſchub der Auseinanderſetzung nach Maßgabe 
des $ 2045 zu verlangen, ſteht in Zuſammenhang mit der ihm in den 89 2060, 2061 gewährten 
Möglichkeit, durch gerichtliches Aufgebot der Nachlaßgläubiger gemäß $ 1970 oder durch 
private Aufforderung der Gläubiger zur Anmeldung ſeine Haftung gegenüber den im Auf⸗ 
gebotsverfahren ausgeſchloſſenen oder auf die Aufforderung hin nicht anmeldenden Gläu⸗ 
bigern nach der Teilung auf den feinen Erbanteile entſprechenden Teil jeder einzelnen 
Nachlaßverbindlichkeit zu beſchränken, und zwar auch dann, wenn er unbeſchränkt (d. h. mit 
ſeinem eigenen Vermögen) haftet (8PO 8 997 Abf 2; vgl. Näheres zu §8 2060, 2061). — 
Beendigung des Aufgebotsverfahrens 8 2015 A 2, 3. Auch der der Beendigung gleich- 
ſtehende Fall der Verſäumnis des Aufgebotstermins ($ 2015 Abſ 2) wird das Aufſchubsrecht 
des Miterben ausſchließen (a. M. Planck Erl). 


2. Wird das Verlangen der Auseinanderſetzung vor der Stellung des Antrags auf ge⸗ 
richtliches Aufgebotsverfahren oder vor Erlaß einer Aufforderung zur Anmeldung 
geſtellt, ſo kann der Miterbe eine angemeſſene Friſt verlangen, um unverzüglich, d. h. ohne 
ſchuldhaftes Zögern (8 121), den Antrag zu ſtellen oder die Aufforderung zu erlaſſen. Nach 
Ablauf der Friſt kann er ſich der Auseinanderſetzung nicht mehr widerſetzen. Ist das Ver⸗ 
langen im Wege der Auseinanderſetzungsklage geſtellt, ſo wird der Aufſchubsein⸗ 
wand, wenn er erſt im Laufe des Rechtsſtreits erhoben wird, nicht zur Abweiſung der Klage 
als verfrüht, ſondern nur zu einer Ausſetzung der Verhandlung bis zum Ablauf einer vom 
Gerichte zu beſtimmenden Friſt zur Stellung des Antrags oder zum Erlaſſen der Aufforderung 
zu führen haben; 8 148 ZPO wird wenigſtens entſprechende Anwendung finden können 
(Stein, ZPO zu 8 148 I Abſ 2). 


8 2046 


Aus dem Nachlaſſe ſind zunächſt die Nachlaßverbindlichkeiten zu be⸗ 
richtigen!). Iſt eine Nachlaßverbindlichkeit noch nicht fällig oder iſt ſie 
ſtreitig, jo iſt das zur Berichtigung Erforderliche zurückzubehalten?). 

Fällt eine Nachlaßverbindlichkeit nur einigen Miterben zur Laſt, ſo 
können dieſe die Berichtigung nur aus dem verlangen, was ihnen bei der 
Auseinanderſetzung zukommt“). 

Zur Berichtigung iſt der Nachlaß, ſoweit erforderlich, in Geld umzu⸗ 
ſetzen“). 

E II 1920; P 5 885, 886. 

1. Nachlaßverbindlichkeiten $ 1967 A 1. Die Berichtigung der gemeinſchaftlichen 
Nachlaßverbindlichkeiten, für welche die Miterben den Nachlaßgläubigern als Geſamtſchuldner 
haften (8 2058 A 1), kann nach 88 755, 2042 Abſ 2 bei der Auseinanderſetzung verlangt 
werden (vgl. $ 2042 A 3). Weitergehend beſtimmt $ 2046, daß ſamtliche Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten (wegen der nicht gemeinſchaftlichen vgl. aber Abf 2, A 3) „zunächſt“ zu berichtigen 


find, alſo bevor die Aktiva verteilt werden. Die Vorſchrift iſt dispoſitiver Natur (8 2082 
8); die Miterben können auch die Verteilung aller oder einzelner Aktiva vor Berichtigung 
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aller oder einzelner Nachlaßverbindlichkeiten vereinbaren. Feſtſtellungsklage wegen einer 
ſolchen Vereinbarung RG JW 09, 22315. Auch der Erblaſſer kann Abweichendes an⸗ 
ordnen (8 2048 A 1). Iſt das nicht geſchehen, fo hat der Teſtamentsvollſtrecker die 
Vorſchrift zu beobachten ($ 2204). Auch das Nachlaßgericht hat ihr nachzukommen, falls 
nicht ſämtliche Miterben abweichende Anträge ſtellen. — Die Nachlaßgläubiger haben 
kein Recht auf Beobachtung der Vorſchrift; ſie können aber nach 8 2059 Abſ 2 in den unge⸗ 
teilten Nachlaß vorgehen und nötigenfalls Sicherungsmaßregeln ergreifen. Für die ord⸗ 
nungsmäßige Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten ſind ihnen außerdem die Miterben, 
auch wenn ſie im übrigen beſchräukt haften, im Falle von Nachlaßverwaltung oder Nachlaß 
konkurs oder bei dürftigem Nachlaſſe nach Maßgabe der 88 19781980, 1990 —1992 mit 
ihrem eigenen Vermögen verantwortlich. — Auch die Forderung eines Miterben, der 
Nachlaßgläubiger iſt, muß, da Konfuſion nicht eingetreten (8 2032 A 2), auf ſein Verlangen 
vor der Teilung der Aktiva berichtigt und zu dieſem Zwecke der Nachlaß, ſoweit nötig, in 
Geld umgeſetzt werden (Abſ 3); die entgegenſtehende Praxis des Pra LR (JW 1896, 32655; 
1897, 3564“), die den Miterbengläubiger auf Befriedigung bei der Auseinanderſetzung ver⸗ 
weiſt, findet im BOB keine Stüße; doch kann unter beſonderen Umständen, namentlich wenn 
keine bereiten Zahlungsmittel vorhanden find, das Verlangen der Vorwegbefriedigung Treu 
und Glauben, die unter Miterben zu berückſichtigen ſind (vgl. RG 65, 10), widerſprechen 
und deshalb ausgeſchloſſen ſein (RG 13. 6. 18 IV 386/17). Auch der Miterbe, dem ein 
Vorausvermächtnis ($ 2150) zugewendet iſt, kann grundſätzlich die Vorwegbefriedigung 
verlangen, fofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erſichtlich iſt (RG a. a. O.). — Ent⸗ 
ſprechende Beſtimmungen für die Auseinanderſetzung des Geſellſchaftsvermögens 8 733, 
des Geſamtgutes der ehelichen Gütergemeinſchaft 8 1475. 


2. Es genügt, daß auch nur unter den Erben die Verbindlichkeit ſtreitig iſt. Der 
Gläubiger⸗Miterbe darf ſchon vor der Teilung gegenüber den andern Erben die Feſtſtellung 
der ihm gegen den Nachlaß zuſtehenden Forderung beauſpruchen (RG 18. 5. 05 IV 1/05). 
Der Gläubiger hat auf die Zurückbehaltung keinen Anſpruch, kann deshalb auch nicht (wie 
im Falle des § 52) Hinterlegung oder Sicherheit verlangen; doch können die Miterben die 
Hinterlegung der zurückbehaltenen Nachlaßbeſtandteile oder Sicherheitsleiſtung mit ihm 
vereinbaren, um ihn von einem Vorgehen gegen dieſe abzuhalten. — In entſprechender 
Anwendung der Vorſchrift wird auch bei Streitigkeiten über eine Ausgleichungspflicht 
188 2000 ff.) das Erforderliche zurückzubehalten fein (OLE 9, 389). An den zurückbehaltenen 
Gegenſtänden dauert die Erbengemeinſchaft fort (8 2042 A 1). 


tigung nicht aus dem Geſamtnachlaſſe, ſondern nur aus demjenigen verlangen, was ihnen 
5 An Al e manderſegung zukommt, alſo aus dem ihnen zuzuweiſenden Überfchuffe ($ 2047 
bi 19. Auch in dieſem Falle findet aber $ 2046 Abſ 1 grundſätzlich Anwendung, da Abſ 2 


ſich nicht auf die Zeit d jeg ie Mi ieht, aus denen ſie 
a 5 er Berichtigung, ſondern nur auf die Mittel bezieh 


laſſers Nee beſtimmte 
Grundſtücke, auf denen Hypotheken laſten, aber auch mit Fauſtpfandrechten belaſtete beweg⸗ 
liche Sachen), auf ihren Erbteil e ſind le der Maßgabe, DU WDIe Dzanfeojsöiiben 
Schulden ihnen allein zur Saft fallen ſollen, fo können fie verlangen, daß vor Zuteilung 


der Nachlaßgegenſtände an fie (i 5 der Auflaſſung durch ſie 
die darauf laſtenden Sun 5 9 ane b dete 


652 Erbrecht Rechtliche Stellung des Erben 


Miterben, die mit einer Nachlaßverbindlichkeit als Geſamtſchuld beſchwert ſind, einzelne 
Nachlaßgegenſtände unverteilt zur weiteren Teilung unter ihnen zugewieſen, ſo kann jeder 
Angehörige dieſer Gruppe die Berichtigung der Verbindlichkeit vor der Unterteilung dieſer 
Gegenſtände verlangen. 

4. Soweit zur Berichtigung von Nachlaßverbindlichkeiten Mittel beſchafft werden müffen, 
unterbleibt die Teilung in Natur ($ 752) und iſt der Nachlaß auf dem Wege der 88 753, 754, 
alſo, ſoweit die Miterben nicht anderes vereinbaren, durch Einziehung der Nachlaßaußen⸗ 
ſtände, im übrigen durch gerichtlichen Verkauf zu verſilbern. Welche Gegenſtände nach 
8 753 zunächſt zum Verkaufe zu ſtellen find, kann, da es ſich hierbei nicht um einen Ver⸗ 
waltungsakt handelt ($ 2038), nicht durch Stimmenmehrheit (§ 745), ſondern im Streitfalle 
nur vom Prozeßrichter entſchieden werden. Ein Miterbe darf die Verſilberung nicht durch 
Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts wegen feiner Anſprüche auf Erſtattung von Aus⸗ 
lagen für den Nachlaß verhindern (RG Warn 1910 Nr 141). 


8 2047 


Der nach der Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten verbleibende 
überſchuß!) gebührt den Erben nach dem Verhältniſſe der Exbteile?). 

Schriftſtücke, die ſich auf die perſönlichen Verhältniſſe des Erblaſſers, auf 
deſſen Familie oder auf den ganzen Nachlaß beziehen, bleiben gemein⸗ 
ſchaftlich e). 

E I 2155 II 1921; M 5 691, 692; P 5 886, 887. 

1. Der Überſchuß (ebenio bei Auflöſung der Geſellſchaft $ 734 und der Gütergemein⸗ 
ſchaft § 1476) beſteht in den nach Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten (8 2046) übrig 
bleibenden Nachlaßgegenſtänden, dem reinen Aktivbeſtande. Dieſer iſt zunächſt noch ge⸗ 
meinſchaftliches (Geſamthands.) Vermögen der Miterben und nunmehr nach den Grund⸗ 
lätzen der 88 752754, alſo ſoweit möglich durch Teilung in Natur, in Sondervermögen 
der einzelnen Miterben umzuwandeln. Auf Mitwirkung zu dieſer Umwandlung durch Voll 
zug der erforderlichen dinglichen Übereignungsakte (Einigung und Beſitzübertragung bei 
beweglichen Sachen, Auflaſſung bei Grundſtücken, Einigung und Eintragung bei Rechten 
an ſolchen, Abtretungsvertrag bei Forderungen) haben die Gemeinſchaftsteilhaber (Miterben 
und Übertragsnehmer von Erbanteilen) gegenſeitig einen ſchuldrechtlichen Anſpruch. 
Wegen der Übertragung des Anſpruchs auf das Auseinanderſetzungsguthaben und deren 
Wirkung gegenüber Gläubigern eines Miterben, die deſſen Erbanteil gepfändet haben, vgl. 
RG 60, 126 und dazu § 2033 A 1. 

2. Die Zuteilung des Überfchuffes an die einzelnen Miterben nach dem Verhältniſſe 
ihrer Erbteile ſetzt voraus, daß bereits vorher die unter ihnen erforderlichen Ausgleichungen 
erfolgt, insbeſondere die Forderungen einzelner Miterben als Nachlaßgläubiger ($ 2046 A 1) 
und die ſich auf bie Erbengemeinſchaft gründenden Forderungen der Miterben gegenein⸗ 
ander (8 2042 A 3) berichtigt find. Andernfalls hat das jetzt durch Anrechnung auf den zuzu⸗ 
weiſenden Überſchuß zu geſchehen. Die ausgleichungspflichtigen Zuwendungen find 
gemäß $ 2055 jedem auf ſeinen Erbteil anzurechnen. 

3. Daß die fortdauernde Gemeinſchaftlichkeit der Schriftſtücke keine Erbengemeinſchaft, 
ſondern eine Gemeinſchaft nach Bruchteilen ſei (ſo Prot II 5, 887 und die zweite Auflage 
dieſes Kommentars), iſt im Geſetze nicht zum Ausdruck gekommen. Vielmehr wird au 
zunehmen ſein, daß, falls nicht etwas anderes im Auseinanderſetzungsvertrage beſtimmt iſt, 
die Gemeinſchaft als Geſamthandsverhältnis fortdauert ($ 2032 A 2), zumal da dieſes 
Verhältnis die Erhaltung der Schriftſtücke in einer Hand und die Einheitlichkeit der Ver⸗ 
fügung über fie, an der ein weſentliches Intereſſe beſtehen kann, am beiten verbürgt. Die 
Vorſchrift bedeutet übrigens nur, daß ein Anſpruch auf Teilung dieſer Schriftſtücke (8 2042 
A 2) ausgeſchloſſen iſt; einer Verfügung über fie durch fämtliche Miterben, ſei es im Sinne 
der Begründung einer Bruchteilsgemeinſchaft oder der Zuteilung an einen Miterben oder 
auch der Veräußerung an Dritte, ſei es bei der Auseinanderſetzung oder nachträglich, ſteht 
die Vorſchrift nicht entgegen. — Sie gilt aber auch von ſolchen Schriftſtücken, die Vermögens 
oder Verkehrswert haben, namentlich von perſönlichen, nicht zur Veröffentlichung beſtimmten 
Lebenserinnerungen des Erblaſſers, die literariſche oder hiſtoriſche Bedeutung beſitzen; zu 
ihrer Veröffentlichung wird deshalb in der Regel das Einverſtändnis aller Miterben er⸗ 
forderlich ſein. Als Schriftſtücke, die ſich auf den ganzen Nachlaß beziehen, kommen 
nouptlächlich die Rechnungen und Belege über die Verwaltung des Nachlaſſes, die Urkunde 

ber die Auseinanderſetzung, ferner Urkunden über Verfügungen von Todes wegen und 
gemeinſchaftliche Erbausweiſe in Betracht. 


1 
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S 2048 


Der Erblaſſer kann durch letztwillige Verfügung Anordnungen für die 
Auseinanderſetzung treffen!). Er kann insbeſondere anordnen, daß die Aus⸗ 
einanderjegung nach dem billigen Ermeſſen eines Dritten erfolgen joll2). 
Die von dem Dritten auf Grund der Anordnung getroffene Beſtim mung iſt 
für die Erben nicht verbindlich, wenn ſie offenbar unbillig iſt; die Beſtim⸗ 
mung erfolgt in dieſem Falle durch Urteils). 

E I 2152 II 1922; M 5 688; P 5 885. 


1. Teilungsanordnungen können durch Teſtament oder einſeitig im Erbvertrag ($ 2299), 
und zwar auch ohne Erbeinſetzung, nicht aber, ſoweit ſie nicht ein Vermächtnis oder eine 
Auflage enthalten, vertragsmäßig (8 2278) getroffen werden. Sie können die Art der Ver⸗ 
waltung (8 2038) wie die eigentliche Auseinanderſetzung, insbeſondere die Art der Teilung, 
namentlich die Zuweiſung beſtimmter Nachlaßgegenſtände au einzelne Erben mit der Maß⸗ 
gabe, daß dieſe ſich die Gegenſtände nach ihrem Werte oder zu vom Erblaſſer feſtgeſetzten 
Preiſen auf ihren Erbteil anrechnen laſſen ſollen, zum Gegenſtande haben. Iſt die An⸗ 
rechnung vom Erblaſſer nicht ausdrücklich vorgeſchrieben, fo iſt es Auslegungsfrage, ob eine 
Teilungsanordnung oder eine nicht anrechnungspflichtige Zuwendung, alſo ein Voraus⸗ 
vermächtnis (8 2150), vorliegt (RG Seuffel 63, 404; RG 13. 6. 18 IV 386/17). Auch 
eine in Anrechnung auf den Erbteil erfolgte Zuweiſung beſtimmter Nachlaßgegenſtände kann 
eine Begünſtigung entweder desjenigen Miterben, dem die Gegenſtände zugewieſen find, 
zu Laſten der übrigen oder umgekehrt dieſer zu Laſten jenes enthalten, je nachdem der Über⸗ 
nahmepreis zu niedrig oder zu hoch angeſetzt iſt, und demnach ein Vermächtnis (Zuwendung 
eines Vermögensvorteils, 8 1939 A 3) darſtellen. Anderſeits iſt aber daraus, daß ein zu 
niedriger oder zu hoher Übernahmepreis feſtgeſetzt iſt, nicht zu entnehmen, daß es fi um 
ein Vorausvermächtnis ($ 2150) handelt, alſo die zugewendeten Gegenſtände nicht auf den 
Erbteil angerechnet werden ſollen (RG SeuffA a. a. O.). Auch die in einer letztwilligen 
Verfügung getroffene Anordnung, daß eine Zuwendung zur Ausgleichung gebracht werden 
toll (8 2050 A 1), hat den Charakter einer Teilungsanordnung. — Die Teilungsanordnung 
hat in der Regel die Bedeutung, daß jedem Miterben das Recht zustehen ſoll, von den andern 
die Vornahme der Auseinanderſetzung nach Maßgabe der Anordnung zu verlangen; in dieſem 
Falle können ſich die Miterben in allſeitigem Einverſtändniſſe über die Anordnung hinweg⸗ 
legen, ſofern nicht ein Teſtamentsvollſtrecker vorhanden iſt, der für ihre Ausführung Sorge 
zu tragen hat. Aber auch wenn ein Teſtamentsvollſtrecker nicht beſtellt iſt, kann der Wille 
des Erblaſſers dahin gehen, daß die Anordnung unabhängig von dem Willen der Miterben 
zur Ausführung gelangen ſoll; in dieſem Fall hat die Anordnung den Charakter einer Auf⸗ 
lage G 1940) und gilt hinſichtlich ihrer Vollziehung das zu 8 2044 A! hinſichtlich der Aus⸗ 
ſchließung der Auseinanderſetzung durch den Erblaſſer Geſagte. — Die Teilungsanordnung 
gilt als nicht erfolgt, ſoweit durch fie ein pllichtteilsberechtigter Erbe, dem nicht mehr als 
bie Halfte des gesetzlichen Erbtells hinterlaſſen iſt, beſchränkt wird (88 2306, 2311 Abſ 2 
Saß 2). — Sowenig wie durch ein Vermächtnis (8 1939 A 2), kann durch eine Teilungs- 
anordnung dingliche Wirkung erzielt werden; ſie begründet lediglich ſchuldrechtliche 


Verpflichtungen der Miterb i i tſprechenden dinglichen 
Wdertragung fans titerben gegeneinander zur Vornahme der ihr entſprech 


„2. Billiges Ermeſſen eines Dritten entſprechend 8 317. Mit der Berufung des Dritten 
dann auch ſeine Ernennung zum Tejtamentsvoliftreder unter Beſchränkung auf die Aufgaben 
des $ 2204 gewollt fein ($ 2208 Abf 1). Soweit er nicht Vollſtrecker ift, kann der Dritte die 
Teilung nicht ſelbſt vornehmen, ſondern nur für die Erben verbindliche Beſtimmungen treffen. 
Letztwillige Anordnung eines Schiedsgerichts ZPO 8 1048. 


3. Offenbar unbillig (SS 319, 660) iſt di immung, wenn ſie eine handgreifliche, 
auch dem einfachen Rechtsgefühl ene oi unden Erwägung erkennbare Unbilligkeit 
enthält (manifesta iniquitas $ 319). Sie braucht, wenn die Erben hierüber einig find, von 
ihnen nicht beachtet zu werden. Des Urteils bedarf es nur im Streitfalle. Die Klage 
iſt nicht gegen den Dritten (außer wenn er Teſtamentsvollſtrecker iſt), ſondern gegen die 
widersprechenden Miterben zu richten. Iſt die Beſtimmung des Dritten unverbindlich, ſo 
trifft ſie das Gericht an Stelle des Dritten durch Urteil, alſo, entſprechend dem Willen des 
Erblaſſers, gleichfalls nach billigem Ermeſſen (fo Staudinger Er“ 2; a. M. die zweite Auflage 
dieſes Kommentars). Der Fall, daß der Dritte die Beſtimmung nicht treffen kann oder 
Eil oder fie verzögert, iſt hier der offenbaren Unbilligkeit nicht gleichgeſtellt, F 319 Abſ 1 
Saß 2 deshalb auf dieſen Fall nicht anwendbar (a. M. Planck Erl 3); die Erben haben ihre 
Streitpunkte vielmehr im Prozeß auszutragen, wie wenn der Dritte nicht beſtellt wäre. 
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§ 2049 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß einer der Miterben das Recht haben 
ſoll, ein zum Nachlaſſe gehörendes Landgut zu übernehmen, ſo iſt im Zweifel 
anzunehmen, daß das Landgut zu dem Ertragswert angeſetzt werden ſoll!). 

Der Ertragswert beſtimmt ſich nach dem Reinertrage, den das Landgut 
nach ſeiner bisherigen wirtſchaftlichen Beſtimmung bei ordnungsmäßiger 
Bewirtſchaftung nachhaltig gewähren kann?). 

P 5 860, 861; 6 330-335, 448ff. 

1. Begriff des Landguts, im Gegenſatz zum landwirtſchaftlichen Grundſtücke (88 592, 
1421, 1663, 2130), |. § 98, auch $$ 1515, 2312. Das Geſetz ſtellt eine Auslegungsregel auf, 
„im Zweifel“, die durch den Nachweis eines andern Willens des Erblaſſers entkräftet ſwird. 

2. Der Ertragswert, im Gegeuſatze zum Verkehrs (Verkaufs) werte, wird durch Kapitali⸗ 
ſierung des jährlichen Reinertrags (des Brutivertrags unter Abzug der Bewirtſchaftungs⸗ 
koſten, ſowie der Laſten und Abgaben, jedoch nicht der Hypothekenzinſen) zum verkehrsüblichen 
Zinsfuße ermittelt; PrA BGB Art 83. Die Art der Ermittlung des Ertragswertes ift nach 
Art 137 EC in erſter Linie den Landesgeſetzen überlaſſen; $ 2049 Abſ 2 tritt nur hilfsweiſe 
ein. Die bisherige wirtſchaftliche Beſtimmung des Landguts als ſolchen iſt maßgebend; 
doch wird anderſeits ordnungsmäßige Bewirtſchaftung, auch wenn ſolche bisher nicht 
ſtattgefunden hat, unterſtellt. Danach können zweckmäßige Anderungen der Bewirtſchaf⸗ 
tungsweiſe im einzelnen, die ohne Anderung der wirtſchaftlichen Beſtimmung des Ganzen 
durchgeführt werden können, bei der Bemeſſung des Reinertrags berückſichtigt werden (z. B. 
Ausübung des Gartenbaues auf dazu geeignetem Boden an Stelle bisherigen Getreidebaues), 
nicht aber ſolche, durch welche die wirtſchaftliche Beſtimmung als Landgut verändert wird, 
3. B. Ausnutzung einer Fläche als Bauplatz für andere als zum Landgute gehörige Gebäude 
(RG Warn 09 Nr 411), oder bergmänniſche Aufſchließung. — Die gleichen Grundſätze gelten 
für die Berechnung des Pflichtteils (8 2312). 


8 2050 


) Abkömmlinge, die als geſetzliche Erben zur Erbfolge gelangen?), ſind 
verpflichtet, dasjenige, was ſie von dem Erblaſſer bei deſſen Lebzeiten als 
Ausſtattung erhalten haben, bei der Auseinanderſetzung untereinander zur 
Ausgleichung zu bringen)), ſoweit nicht der Erblaſſer bei der Zuwendung ein 
anderes angeordnet hat)). 

Zuſchüſſe, die zu dem Zwecke gegeben worden ſind, als Einkünfte ver⸗ 
wendet zu werden!), ſowie Aufwendungen für die Vorbildung zu einem Be⸗ 
rufes) ſind inſoweit zur Ausgleichung zu bringen, als ſie das den Vermögens⸗ 
verhältniſſen des Erblaſſers entſprechende Maß überſtiegen habens). 

Andere Zuwendungen unter Lebenden ſind zur Ausgleichung zu bringen, 
wenn der Erblaſſer bei der Zuwendung die Ausgleichung angeordnet hat“) s). 

E I 2157— 2159, 2164 Abſ 3 II 1923; M 5 698—704, 710, 711; P 5 889—891. 


1. Die Ausgleichungspflicht beruht auf dem Gedanken, daß bei gewiſſen Zuwendungen 
unter Lebenden, de der Crola ſer feinen zur Zeit der Zuwendung als vorausſichtliche Erben 
in Betracht kommenden Abkömmlingen gewacht hat, im Zweifel nicht angenommen werden 
kann, daß er dadurch die gleichheitliche Stammeserbfolge der Abkömmlinge (88 1924ff.) 
habe durchbrechen wollen, vielmehr anzunehmen iſt, daß die Zuwendung nur eine durch 
die Verhältniſſe gebotene Vorausgabe auf den künftigen Erbteil enthalten ſoll. Eine ſolche 
Vermutung ſtellt das Geſetz auf für Kapitalzuwendungen zur Ausſtattung (8 2050 Ah 1); 
für Zuſchüſſe, die zur Beſtreitung laufender Ausgaben beſtimmt find, nur im Falle der Über⸗ 
mäßigkeit im Verhältniſſe zu dem Vermögen des Erblaſſers (§ 2050 Abf 2); für andere Zur 
wendungen bedarf es einer beſonderen Anordnung des Erblaſſers, um fie ausgleichungs⸗ 
pflichtig zu machen (§ 2050 Abſ 3). Die Vermutung greift in der Regel nur Platz bei geſetz⸗ 
licher Erbfolge der Abkömmlinge, bei gewillkürter nur unter den beſonderen Vorausſetungen 
des § 2052. Sie gilt nur für Zuwendungen an Abkömmlinge, nicht an andere Verwandte 
oder an den Ehegatten. — Die Vorſchriften über die Ausglsichung find nicht zwingender 
Natur und hindern nicht eine anderweite Regelung durch die Miterben bei der Auseinander- 
ſetzung in allſeitigem Einverſtänduiſſe (RG 30. 5. 07 IV 524/06); die Ausgleichungspflicht 
kann auch durch ſelbſtändigen Vertrag der Miterben (Anerkenntnisvertrag) begründet 
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werden (RG Bayg 08, 19 und 20. 11. 19 IV 246/19). — Die Ausgleichungspflicht iſt 
kein geſetzliches Vermächtnis zugunſten der ausgleichungsberechtigten Miterben; ſie be⸗ 
gründet keine Nachlaßverbindlichkeit (§ 1967), auch nicht, wenn ſie durch den Erblaſſer 
bei der Zuwendung angeordnet iſt. — Die Ausgleichung erfolgt nicht durch Rückgewähr 
(Rückbringen) des zugewendeten Gegenſtandes in Natur oder dem Werte nach in die Erb⸗ 
maſſe (Realkollation), ſondern lediglich durch Anrechnung und Minderempfang auf den 
Erbteil (ſog. Idealkollation). — Die Erbengemeinſchaft als ſolche wird durch das Beſtehen 
von Ausgleichungspflichten nicht berührt, auch nicht, wenn ein Miterbe infolge ihrer aus 
der Erbſchaft nichts zu erhalten hat; er bleibt gleichwohl Teilhaber der Erbengemeinſchaft 
mit den Rechten und Pflichten eines ſolchen (Anteil an Verwaltung und Benutzung § 2038, 
ſowie an Verfügungsberechtigung $ 2040; Schuldenhaftung 88 2058, 2059 A 4, 2060 A 1, 
vgl. aber $ 2058 A 2). Auch der Erwerber eines Miterbenanteils (8 2033) tritt in die Rechte 
und Pflichten auf Ausgleichung ein. Dem Erbſchaftskäufer kommt der Vorteil aus der 
Ausgleichungspflicht eines Miterben zugute (§ 2372), anderſeits iſt ihm für eine beſtehende 
Ausgleichungspflicht des Verkäufers dieſer gewährleiſtungspflichtig (§ 2376). — Iſt der Erb⸗ 
fall nach Inkrafttreten des BGB eingetreten, fo find die Ausgleichungsvorſchriften des 
neuen Rechtes auch daun anzuwenden, wenn die Zuwendung unter früherem Rechte erfolgt 
iſt (RG SeuffA 67, 409 a. E. und Warn 1910 Nr 245; vgl. aber A 7 a. E.). — Ausgleichung 
35 . der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1503, bei Berechnung des Pflichtteils 

2315 ff. 

2. Nur die Abkömmlinge des Erblaſſers ſelbſt und nur ſoweit ſie als geſetzliche Erben 
(vgl. aber § 2052) zur Erbfolge gelangen, alſo die geſetzlichen Erben der erſten Ordnung 
(8 1924 A 2), find an der Ausgleichung beteiligt. Nicht alſo die Abkömmlinge der Eltern, 
Großeltern, Urgroßeltern und entfernteren Voreltern des Erblaſſers (8 1925ff.), auch nicht 
der Ehegatte. Abkömmlinge, die wegen Verzichts, Ausſchließung, Erbunwürdigkeit oder 
infolge Ausſchlagung nicht zur Erbfolge gelangen, bleiben außer Betracht. Doch ſind nach 
$ 2051 die an ihre Stelle tretenden entfernteren Abkömmlinge (ſ. aber auch § 2053) aus- 
gleichungspflichtig. . 

3. Die Ausſtattung ift zu verſtehen im Sinne von $ 1624, einſchließlich der Ausſteuer 
der Tochter (88 1620 ff.), begreift aber, ſoweit nicht § 2053 einſchlägt, auch die unmittelbar 
einem entfernteren Abkömmlinge gewährte Ausſtattung in ſich. Ob der Erblaſſer zu ihrer 
Gewährung rechtlich verpflichtet war, wie im Falle des § 1620, ob fie den Verhältniſſen 
entſpricht oder übermäßig iſt, ob fie bereits gewährt oder nur erſt verſprochen und dem⸗ 
gemäß zugleich als Nachlaßverbindlichkeit einzuſtellen iſt, macht keinen Unterſchied. Doch 
unterliegt der Ausgleichungspflicht ohne Beſchränkung nur diejenige Ausſtattung, die be⸗ 
ſtimmt iſt, das Kapitalvermögen des Abkömmlings, ſei es das Betriebs- oder bloße 
Nutzungsvermögen, zu vermehren, und die deshalb in Form einmaliger Leiſtung von Geld 
oder ſonſtigen dauernde Nutzung gewährenden Gegenſtänden gegeben wird; eine in Form 
von Rente gegebene Ausſtattung wird in der Regel als Zuſchuß zu den Einkünften beſtimmt 
fein und deshalb unter Abſ 2 fallen. Auch Aufwendungen für Berufsvorbildung 
fallen unter den Begriff der Ausſtattung, unterliegen aber der Ausgleichungspflicht nur 
unter der Vorausſetzung des Abſ 2. Näheres in A 6. 

4. Wegen des Begriffs der Zuwendung vgl. A 7. — Da die Ausgleichung auf dem 
zu vermutenden Willen des Erblaſſers beruht, ſo findet ſie nicht ſtatt, ſoweit ſie der Erb- 
laſſer durch beſondere Anordnungen ganz oder teilweiſe erlaſſen oder von Bedingungen 
abhängig gemacht oder ſonſt abweichend geregelt hat. Dies kann formlos, auch ſtillſchwet⸗ 
gend (vgl. A 7), muß aber ſchon bei der Zuwendung geſchehen fein, kann alſo durch 
Ipätere3 einſeitiges oder vertragsmäßiges Rechtsgeſchäft unter Lebenden, auch durch Erlaß 
vertrag, nicht nachgeholt werden. Wohl aber durch Verfügung von Todes wegen, und 
zwar einfeitig durch Vermächtnis in der Weiſe, daß die Miterben zugunſten des Ab- 
tommlings, dem die Zuwendung gemacht ift, damit beſchwert werden, ihn von der Aus. 
gleichungspflicht freizuſtellen, oder aber durch einen mit dem Abkömmlinge abzuschließenden 
Erbvertrag (R 90, 422); jedoch nur fo, daß dadurch nicht der Pflichtteil eines anderen 
Abkömmlinas beeinträchtigt wird (RG 71, 135). Val. auch A 7. 8 

5. Zuſchüſſe find, auch ſofern fie zur Begründung oder Erhaltung der Wirtſchaft eines 
verheirateten Kindes oder einer ſelbſtändigen Lebensſtellung beftimmt waren und deshalb 
unter den Begriff der Ausſtattung fallen (A 3; R 67, 206), nicht ausgleichungspflichtig, 
wenn ſie als Einkünfte dienen ſollen und das den Vermögensverhältniſſen des Erblaſſers 
entſprechende Maß nicht überſteigen (RG 79, 266). Die Beſtimmung als Einkünfte ſetzt 
voraus, daß fie zur Beſtreilung des fortlaufenden Verbrauchs beſtimmt find und daß des— 
halb eine Wiederholung in gewiſſen Zeitabſchnitten in Ausſicht genommen iſt, ohne daß 
aber eine Verpflichtung dazu, insbeſondere in Form einer Leibrente ($ 759), übernommen 
zu ſein braucht. Ein nur als einmalige Zuwendung gedachter Zuſchuß zu einer Badereiſe 
fällt deshalb nicht darunter (RG Warn 1910 Nr 288; a. M. Leonhard IV C zu 8 2050). 
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Auch Zuſchüſſe, die als Einkünfte dienen ſollen, aber keine Ausſtattung darſtellen, find aus⸗ 
gleichungspflichtig, wenn ſie das bezeichnete Maß überſteigen. 

6. Die Aufwendungen müſſen für die Vorbildung zu einem Berufe, im Gegenſatze zu 
der durch Volksſchulen oder höhere Lehranſtalten vermittelten allgemeinen Ausbildung ge- 
macht ſein. Hierher gehören Lehrgelder, die Koſten des Beſuchs von Fachſchulen, Studien⸗ 
und Promotionskoſten, einſchließlich der Beſchaffung der Lernmittel, nicht aber Aufwendungen 
für die Berufsausübung ſelbſt (Anſchaffung von Inſtrumenten u. dgl.). Solche Aufwen⸗ 
dungen fallen meiſt unter den Begriff der Ausſtattung (A 3), ſind aber trotzdem ausgleichungs⸗ 
pflichtig nur, ſoweit ſie das bezeichnete Maß überſteigen. Die Berufsausbildung iſt regel⸗ 
mäßig beendet, wenn durch Ablegung der Prüfungen die Befähigung zur Bekleidung der 
betreffenden Berufsſtellung nachgewieſen iſt (RG Warn 1913 Nr 287). Der Unterhalt 
während des Vorbereitungsdienſtes fällt unter die Zuwendungen zur Erlangung einer Lebens- 
ſtellung, iſt aber als Zuſchuß zu Einkünften nur nach Abſ. 2 ausgleichungspflichtig. 

ba. Ob das bezeichnete Übermaß vorliegt, richtet ſich nicht danach, ob die Zuſchüſſe 
oder Aufwendungen zur Erreichung des Zweckes erforderlich waren, und auch nicht nach 
den Standes verhältniſſen des Erblaſſers oder des Abkömmlings, ſondern lediglich nach 
den Vermögensverhältniſſen des Erblaſſers. Bei ihrer Beurteilung wird zu berüd- 
ſichrigen fein, für wieviel Kinder der Erblaſſer zur Zeit der Zuwendung zu forgen hatte und 
mit welchen Veränderungen der Kinderzahl oder ſeiner Vermögensverhältniſſe er als vor⸗ 
ſichtiger Familienvater für die Zukunft noch rechnen mußte. Ob der Erblaſſer die Beträge 
aus ſeinen Einkünften oder aus dem Stamme feines Vermögens entnommen hat, iſt nicht 
entſcheidend, aber für die Frage des Übermaßes immerhin zu beachten. 

7. Der Erblaſſer kann Zuwendungen jeder Art durch eine bei der Zuwendung form⸗ 
los getroffene Anordnung ausgleichungspflichtig machen. Die Zuwendung (vgl. auch 
$ 1989 A 4) erfordert kein Rechtsgeſchäft zwiſchen dem Erblaſſer und dem Abkömmling; ſie 
kann in rein wirtſchaſtlichen Maßnahmen des Erblaſſers oder Rechtsgeſchäften zwiſchen ihm 
und Dritten zum Ausdruck gekommen fein, durch die dem Abkömmling bei Lebzeiten des 
Erblaſſers ein Vermögensvorteil aus deſſen Vermögen zugefloſſen iſt; z. B. 
Zahlung von Schulden des Abkömmlings, Aufwendungen für ſeine Berufsvorbildung oder 
Lebensſtellung. Rechtsgeſchäftliche Zuwendungen können in der Übereignung von Ver⸗ 
mögensgegenſtanden (Eigentumsübertragung an beweglichen Sachen, Geldzahlungen, Auf- 
laſſung von Grundſtücken) oder in ſonſtigen dinglichen Verfügungen zu feinen Gunſten (Erlaß 
einer Forderung, Aufgabe eines dinglichen Rechtes) beſtanden haben; aber auch ſchon in 
der Begründung eines ſchuldrechtlichen Anſpruchs des Abkömmlings gegen den Erblaſſer 
(Schenkungsverſprechen, 8 516, konſtitutives Schuldverſprechen oder Schuldanerkenntnis, 
88 780, 781) wird der Begriff der Zuwendung erfüllt. Nicht erforderlich iſt vollſtändige 
Unentgeltlichteit der Leiſtung; auch in der Ausbedingung einer abſichtlich zu geringwertig 
bemeſſenen Gegenleiſtung bei einem Kauf- oder fonftigen gegenſeitigen Vertrage, ferner 
in der Zinsfreiheit oder dem geringen Zinsfuße eines Darlehns kann eine Zuwendung liegen 
lentſprechend der gemiſchten Schenkung, $ 516 A 4). Soweit eine Leiſtung aber mit der 
Verpflichtung zur vollen Rückgewähr (credendi causa) oder zur Erfüllung einer Verbind⸗ 
lichkeit (solvendi causa) gemacht iſt, enthält fie keine Zuwendung (RG JW 02 Beil 266 
Nr. 198 u. 13. 6. 10 IV 537/09; R 67, 308). Auch ein Betrag, der mit der Beſtimmung hin⸗ 
gegeben wird, daß die Hauptſumme nicht zurückbezahlt, aber Ziaſen davon entrichtet werden 
ſollen, kann eine Zuwendung enthalten und ausgleichungspflichtig ſein, wenn er als Aus⸗ 
ſtattung gegeben worden iſt (RG 30. 10. 16 IV 193/16). Die bei Hingabe oder ſpäter ger 
troffene Beſtimmung, daß ein als „Darlehen“ hingegebener Betrag nicht zurückgezahlt, 
ſondern nur nach dem Tode des Erblaſſers von dem Abkömmlinge zur Ausgleichung gebracht 
werden ſoll, enthält eine Zuwendung. Es muß ſich aber um eine Zuwendung unter 
Lebenden handeln; ein Vermächtnis, das auf den Erbteil angerechnet werden full ($ 2048 
A J), fällt nicht darunter; demnach auch nicht eine Anordnung, daß ein als Darlehen ger 
ſchuldeter Betrag, wenn er bis zum Tode des Erblaſſers noch nicht zurückbezahlt ſei, nun⸗ 
mehr nicht mehr zurückbezahlt, ſondern zur Ausgleichung gebracht werden ſolle; eine ſolche 
Anordnung bedarf der Form der letztwilligen Verfügung; ſie ſchließt dann das Verlangen 
der Rückzahlung des Darlehens vor der Auseinanderſetzung aus (8 2039 A 2). Für Ber 
träge, die ein Abkömmling dem Erblaſſer ſchuldet, können die Miterben auch ohne beſondere 
Anordnung des Erblaſſers ſtatt der Zahlung Ausgleichung bei der Auseinanderſetzung na 
Maßgabe der Auseinanderſetzungsregeln (88 2042, 756) fordern (RGS JW 02 Beil 266 Yı 198). — 
Die Anordnung der Ausgleichung kann nur bei der Zuwendung erfolgen, und zwar form 
los fofern nicht die Zuwendung ſelbſt ein formbedürftiges Rechtsgeschäft bildet, deſſen 
Beſtandteil die Anordnung iſt. Sie wird aber, jedenfalls im Falle des Abs 3, nur von 
Bedeutung ſein können, wenn ſie dem Abkömmlinge gegenüber erklärt iſt und dieſer ſich, 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend, durch Annahme der Zuwendung, mit ihr einverſtanden 
erklart hat (RG 67, 308). Die Anordnung braucht nicht ausdrücklich getroffen zu fein; fie 
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Erblaſſer fein Vermögen in beſtimmter Weiſe unter die Abkömmlinge bei Lebzeiten verteilt 
hat; auch kann bei einer unter dem alten Rechte gemachten Zuwendung die Abſicht des Erb⸗ 
laſſers, daß ſie ausgeglichen werden ſoll, aus den damals geltenden Ausgleichungsvorſchriften 
gefolgert werden (Warn 1910 Nr 245). — Eine nachträgliche Anordnung der Ausgleichung 
kann nicht durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden (OLG 21, 318), ſondern nur in der Form 
einer Verfügung von Todes wegen erfolgen; ſie enthält ein Vermächtnis, mit welchem der 
Abkömmling, der die Zuwendung erhalten hat, zugunſten ſeiner Miterben beſchwert wird, 
und ift für ihn bindend, ohne daß jedoch fein Pflichtteil dadurch beeinträchtigt wird (RG 
67, 309; 71, 135). Der Pflichtteil des Abkömmlings kann durch die nachträgliche An⸗ 
ordnung der Ausgleſchungspflicht nur dann beeinträchtigt werden, wenn dieſe in einem 
zwiſchen dem Erblaſſer und dem Abkömmlinge abgeſchloſſenen Erbverzichtsvertrage 
($ 2346) vereinbart ift (RG 71, 186). — Daß der Erblaffer auch bei Zuwendungen an andere 
vorausſichtliche Erben als Abkömmlinge (3. B. an Geſchwiſter) eine Ausgleichungspflicht 
gemäß § 2050 anordnen könne, iſt aus Abſ 3 nicht zu entnehmen (ſo Planck Erl 41; a. M. 
die zweite Auflage dieſes Kommentars); eine ſolche Anordnung kann aber, wenn ſie in der 
Form der letztwilligen Verfügung getroffen iſt, als Teilungsanordnung (8 2048) anf 
rechterhalten werden und es wird eine entſprechende Anwendung der Ausgleichungs⸗ 
vorſchriften (88 2055, 2056) zuläffig fein. Auch im übrigen kann der Erblaſſer durch letzt⸗ 
willige Verfügung die Ausgleichung von Zuwendungen zuguniten und zu Laſten geſetzlicher 
oder eingeſetzter Erben, die Abkömmlinge ſind, wie anderer Erben beliebig anordnen, ſolange 
er dadurch den Pflichtteil keines von ihnen verletzt (RG 30. 10. 16 IV 193/16). Mit der gleichen 
Einſchränkung kann er auch entfernteren Abfömmlingen, die er unmittelbar zu Erben beruft, 
die Anrechnung eines durch den näheren Ablömmling, von dem ſie abſtammen, ihm gefchul- 
deten Betrags auferlegen (RG 13. 6. 10 IV 587/09). — Iſt die Auseinanderſetzung ohne 
Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht eines Abrömmlings vorgenommen, ſo wird 
im Zweifel ein Bereicherungsanſpruch (eondietio indebiti) der Miterben gegen ihn begründet 
ein, falls nämlich nicht erhellt, daß dieſe in Kenntnis der Ausgleichungspflicht die Ausein- 
anderſetzung vollzogen haben (8 814 NG 20. 11. 10 IV 246/19). — Ausgleichungspflicht 
nach Beendigung der fortgeſeßten Gütergemeinſchaft $ 1508, bei Berechnung des Pflicht 
teils 88 26150. Sit der Erbfall nach 31. 12. 99 eingetreten, ſo beſtimmt ſich die Ausgleichung 
auch bezüglich der unter altem Rechte gemachten Zuwendungen grundſätzlich nach dem 
Rechte des BOB (NG Seuffü 7 Nr 231 a. E.). 

8. Die Beweislaſt für das Beſtehen einer Ausgleichungspflicht trifft grundſätzlich den, 


der Anrechnung der betreffenden Zuwendung auf den Erbteil verlangt. Behauptet der 


Erbe in den Fällen der Abſ 1 u. 2, daß ihm die Ausgleichung durch Anordnung des Erb- 
laſſers erlaſſen ſei, ſo iſt er für die Einrede beweispflichtig. Gegenſeitige Auskunftspflicht 
der Miterben 8 2057. 


kann ſich auch aus den Umſtänden als ſtillſchweigend gewollt ergeben, z. B. wenn ein 


8 2051 


Fällt ein Abkömmling, der als Erbe zur Ausgleichung verpflichtet ſein 
würde, vor oder nach dem Erbfalle weg), jo iſt wegen der ihm gemachten 
Zuwendungen der an jeine Stelle tretende Abkömmling zur Ausgleichung 
verpflichtete). 

Hat ber Erblaſſer für den weggefallenen Abkömmling einen Erſatzerben 
eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß dieſer nicht mehr erhalten ſoll, 


als der Abkümmling unter Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht er⸗ 
halten würde“). 


Ah 
E 1 2160 II 1994; M 5 704-706; P 5 892, 893; 6 340, 342, 


teile, falls fie nicht durch die Ausſchließung G 1938 A 2) oder den Verzicht (8 2349) gleich⸗ 
falls ausgeſchloſſen ſind. Sie treten dann auch in die Ausgleichungspflicht ein, da dieſe 


ob die Abkömmlinge Erben des Weggefallenen geworden ſind und ob ihnen der Vorem fang 
ſelbſt zugute gekommen iſt, kommt nichts an. Nicht erforderlich iſt, daß der an die Stelle 
ei, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 42 
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tretende Abkömmling des Erblaſſers auch Abkömmling des urſprünglich Ausgieichungsverpflich⸗ 
teten iſt; fällt z. B. der mit einer Zuwendung bedachte Enkel des Erblaſſers (der nach 8 2053 
ausgleichungspflichtig war) weg, ohne Abkömmlinge zu haben, ſo erhöht ſich dadurch der 
Erbanteil ſeiner Geſchwiſter; dieſe treten alſo auch hinſichtlich der Ausgleichungspflicht 
an ſeine Stelle. Ihre Ausgleichungspflicht beſchränkt ſich aber auf den Erbanteil des Emp⸗ 
fängers der Zuwendung; ihr eigener urſprünglicher Erbanteil wird davon nicht berührt 
(5 1935). Iſt anderſeits der Erbanteil eines Abkömmlings des Erblaſſers mit einer Aus- 
gleichungspflicht belaſtet und kommt zu ihm der Erbanteil eines andern, weggefallenen Ab- 
tömmüngs hinzu, fo wird dieſer durch die auf dem urſprünglichen Erbanteile laſtende 
Ausgleichungspflicht nicht betroffen. Stirbt der ausgleichungspflichtige Abkömmling, nach⸗ 
dem er die Erbſchaft angenommen hat, ſo geht die Ausgleichungspflicht mit der Erbſchaft 
auf ſeine Erben über, gleichviel, ob ſie Abkömmlinge des Erblaſſers ſind oder nicht. Stirbt 
er vor der Annahme und ſeine Erben nehmen die Erbſchaft an, ſo trifft fie natürlich gleich 
falls die in der Perſon ihres unmittelbaren Erblaſſers begründete Ausgleichungspflicht. — 
$ 2051 Abſ 1 trifft auch zu, wenn an die Stelle des ausgleichungspflichtigen ein anderer 
Abkömmling des Erblaſſers nicht als deſſen geſetzlicher Erbe, ſondern infolge Erbeinſetzung 
nach Verhaltnis der geſetzlichen Erbteile tritt (§ 2052). Iſt dagegen der kraft ſolcher Erb» 
eee Erbe nicht ein Abkömmling, ſo kann nur Abſ 2 des $ 2051 (vgl. A 2) 

atz greifen. 5 x 

3. Erſatzerbe (55 200 ff., 2102). Der Erſatzerbe kann eingeſetzt fein ſowohl für den 
Fall des Wegfallens eines als geſetzlicher Erbe, wie für den Fall des Wegfalleus eines 
nach dem Verhaltniſſe der geſeßlichen Erbteile durch Erbeinſetzung (8 2052) berufenen 
Abkömmlings. Ein folder Erſatzerbe foll, auch wenn er nicht Abkömmling des Erblaſſers 
iſt (andernfalls trifft Abſ 1 zu; vgl. A 2), nach dem zu vermutenden Willen des Erblaſſers 
(„im Zweifel“) nicht mehr erhalten, als der weggefallene Abkömmling unter Berückſichti⸗ 
gung der Ausgleichungspflicht erhalten haben würde. Damit ift ausgedrückt, 
daß bei Berechnung des Erbteils des fremden Erſatzerben einerſeits die zu Laſten des 
. Abkommlings wegen der dieſen gemachten Zuwendungen begründet ge- 
weſene Ausgleichungspflicht, anderſeits aber auch das für ihn begründet geweſene Recht, 
von andern Abkömmlingen Ausgleichung wegen der dieſen gemachten Zuwendungen zu 
verlangen, Berücksichtigung finden ſoll; was der Weggefallene danach erhalten haben würde 
(alſo das Geſamtergebnis der Auseinanderſetzung für ihn), bildet die Höchſtgrenze deffen, 
was der Erſatzerbe erhält. Einen abweichenden Willen des Erblaſſers nach der einen oder 
anderen Richtung hat der Erſatzerbe zu beweiſen (a. M. anſcheinend Plane Erl 3). 


8 2052 


Hat der Erblaſſeria) die Abkömmlinge auf dasjenige als Erben eingeſetzt, 
was ſie als geſetzliche Erben erhalten würden, oder hat er ihre Erbteile jo 
beſtimmt, daß ſie zueinander in demſelben Verhältniſſe jtehen wie die geſetz⸗ 
lichen Erbteile !), ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge nach 
den SS 2050, 2051 zur Ausgleichung verpflichtet ſein jollen?). 


E II 1925; P 5 891, 892, 


1. Die an ſich nur für die geſetzliche Erbfolge (8 2050 A 2) vorgeſchriebene Ausgleichung 
unter den Abkömmlingen ſoll „im Zweifel“ auch eintreten, wenn der Erblaſſer durch Erb⸗ 
einſetzung entweder den gleichen Erfolg herbeigeführt hat, wie er im Falle der geſetzlichen 
Erbfolge eingetreten ſein würde, indem er die Abkömmlinge auf dasjenige eingeſetzt hat, 
was ſie als geſetzliche Erben erhalten würden (was auch dadurch geſchehen kann, daß er 
fie ohne nähere Beſtimmung einſetzt, $ 2066), oder wenn er fie wenigſtens durch entſprechende 
Beſtimmung ihrer Erbteile im Verhältnis zueinander fo geſtellt hat, wie fie bei geſetzlicher 
Erbfolge ſtehen würden. Im lehteren Falle können die den Abkömmlingen zugewieſenen 
Erbteile abſolut kleiner oder größer ſein als die geſetzlichen, indem neben ihnen noch andere, 
und zwar Nichtabkömmlinge, als Erben berufen oder ſolche, die als geſetzliche Erben neben 
ihnen berufen wären (Ehefrau), ausgeſchloſſen ſind. Dagegen wird § 2052 nach Wortlaut 
(zdie Abkömmlinge“) und Sinn keine Anwendung finden können, wenn ein oder mehrere 
Abkömmlinge von der Erbſchaft ausgeſchloſſen oder einzelnen Abkömmlingen andere als 
die geſetzlichen Erbteile zugewieſen find, da in dieſem Falle der Wille des Erblaſſers, die 
Abkömmlinge gleichzuftellen, nicht erhellt (a. M. anſcheinend Plauck Erl 2 und die zweite 
Auflage dieſes Kommentars, ſowie R6 90, 420, unter nicht zutreffender Berufung auf 
Prot II 5, 892). Iſt aber einem Abkömmling ein Vorausvermächtnis ausgelebt, e 
uh das der Anwendbarkeit des $ 2052 nicht entgegen, da das Verhaltnis der Erbtei le 
suemander dadurch nicht berührt wird, auch keineswegs ohne weiteres dadurch der Wille 
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des Erblaſſers erhellt, daß der durch ein ſolches, auf den Erbteil nicht anzurechnendes Ver⸗ 
mächtnis begünſtigte Abkömmling noch weiter dadurch begünſtigt werden ſollte, daß er auch 
die ihm unter Lebenden gemachten Zuwendungen nicht zur Ausgleichung zu bringen habe 
(RG 13. 1. 10 IV 150/09 und R 90, 422). Anderſeits wird in der Zuwendung eines 
Vorausvermächtniſſes an einen Abkömmling, wenn andere Abkömmlinge an ſich ausgleichungs⸗ 
pflichtige Zuwendungen unter Lebenden erhalten haben, nach Lage der Sache unter Um⸗ 
ſtänden der Wille des Erblaſſers gefunden werden können, daß dieſen die Ausgleichung 
erlaſſen fein ſoll (RG 90, 421). 

1a. Obwohl im Regelfalle des 8 2269 die in dem gemeinſchaftlichen Teſtamente zu 
Erben eingeſetzten Abkömmlinge grundſätzlich nur als Erben des zuletzt verſtorbenen Ehe 
gatten angeſehen werden können, ſo muß doch ihnen gegenüber als „Erblaſſer“ im Sinne 
des 8 2052 (und ebenſo im Sinne der $$ 20662060) auch der zuerſt verſtorbene Ehegatte 
gelten; die im Verhältnis der geſetzlichen Erbteile gemäß $ 2052 eingeſetzten Abkömmlinge 
haben deshalb die ihnen von dem zuerſt verſtorbenen Ehegatten oder aus deſſen Nachlaß 
von dem überlebenden gemachten Zuwendungen nach dem Tode des zuletzt verſtorbenen 
bei der Auseinanderſetzung von deſſen Nachlaß nach Maßgabe der §8 2050, 2051 zur Aus- 
gleichung zu bringen (RG 26. 3. 14 IV 086/13; vgl. auch $ 2269 U 2). — Entſprechende 
Beſtimmung für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft $ 2054 Abſ 2 (A 3). 

2. Liegen die Vorausſetzungen des § 2052 vor, ſo tritt eine geſetzliche Vermutung 
(„im Zweifel“) für den Willen des Erblaſſers, alſo eine Auslegungsregel, dahin ein, 
daß der Erblaſſer die Ausgleichung unter den Abkömmlingen nach Maßgabe der 88 2050, 2051 
gewollt habe, nämlich ſowohl zu Laſten derjenigen Abkömmlinge, die ſelbſt eine Zuwendung 
erhalten haben (8 2050), wie auch derjenigen, die kraft geſetzlicher Erbfolge oder als Erfah: 
erben an ihre Stelle getreten find ($ 2051 Abſ 1, 2). Im Falle der Erhöhung des Erbteils 
eines Abkömmlings durch Auwachſung ($ 2095) gilt auch hier das in A 2 zu § 2051 hin⸗ 
ichtlich der Erhöhung des geſetzlichen Erbteils Geſagte. — Die Vermutung kann der Ab⸗ 
kömmling, der bei ihrem ZJutreffen ausgleichungspflichtig ſein würde, durch den Nachweis 
eines gegenteiligen Willens des Erblaſſers widerlegen. 


8 2053 


Eine Zuwendung, die ein entfernterer Abkömmling vor dem Wegfalle 
des ihn von der Erbfolge ausſchließenden näheren Abkömmlinges!) oder ein 
an die Stelle eines Abkömmlinges als Erſatzerbe tretender Abkömmling) von 
dem Erblaſſer erhalten Hat, iſt nicht zur Ausgleichung zu bringen)), es ſei 
h daß der Erblaſſer bei der Zuwendung die Ausgleichung angeordnet 

a * 
„Das gleiche gilt, wenn ein Abkömmling, bevor er die rechtliche Stellung 
eines ſolchen erlangt hatte, eine Zuwendung von dem Erblaſſer erhalten hat)). 

© 1 2161 II 1920 M 5 706, 707; P 5 892, 893. 


‚I. Wegfall des näheren Abkömmlings 8 2051 A 1, ſ. auch 8 2069. Die Ausgleichungs⸗ 
pflicht ent pricht dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers in der Regel nur dann, wenn er 
ſich den mit einer Zuwendung bedachten Abkömmling dabei als feinen unmittelbaren gejet- 
lichen Erben vorgeſtellt hat, dem er gewiſſermaßen einen Teil der Erbſchaft vorausgewähre. 
guide Abficht it regehmäpig ausgeſchloſſen, wenn die Zuwendung an einen entfernteren 
Abkömmling vor Wegfall des näheren, z. B. den Enkel bei Lebzeiten des Vaters, gemacht 
wird. Daher ſind unter dieſer Vorausſehung auch folche Zuwendungen, die nach 8 2050 Abſ 1, 2 
zur Ausgleichung zu bringen ſein würden (Ausſtattung, übermäßige Zuſchüſſe und Aufwen⸗ 
dungen der dort bezeichneten Art) nicht ausgleichungspflichtig, vorbehaltlich der beſonderen 
Anordnung ihrer Ausgleichungspflicht (A 3). Da hiernach die Vorſtellung des Erblaſſers 
das Entſcheidende iſt, ſo wird die Ausgleichungspflicht den mit der Zuwendung bedachten 
Abkömmling, deſſen Vorfahr zu dieſer Zeit bereits weggefallen war, auch dann nicht treffen, 
wenn der Erblaſſer den Vorfahren irrig noch am Leben glaubte, obwohl der Wortlaut des 
e 1 pl mene Umgekehrt wird im Zweifel e 18 1 5 an- 
unehmen ſein, wenn er den Bedachten i wendung irrig ſchon für feinen ne» 
ih Beten Erben hielt. . ten zur Zeit der Zur 0 80 ge 

„Die gleiche Erwägung (A 1) trifft auch venn ein vom Erblaſſer als Erſatzerbe 
(88 2060 ff, 210 ) eingeſetzter Vorne Chun in Ergänzung des Wortlauts des Geſetzes 
hinzugefügt werden muß) zu einer Zeit, zu der ſein als geſetzlicher oder gemäß 

2052 eingeſetzter Erbe in erſter Linie beruſener Vormann noch nicht weg⸗ 
gefallen war, eine Zuwendung erhalten hat. Bei einem Erſatzerben, der nicht Abkömm⸗ 
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ling iſt, kommt eine Ausgleichungspflicht wegen von ihm perſönlich erhalteuer Zuwen⸗ 
dungen (wegen ber feinem Vormanne gemachten Zuwendungen vgl. § 2051 Abſ 2 u. A 8) 
überhaupt nicht in Frage. 

3. Abweichend von $ 2050 bedarf es in den Fällen des $ 2053 auch für ſonſt ausgleichungs⸗ 
pflichtige Zuwendungen einer beſonderen Anordnung des Erblaſſers, die bei der Ju⸗ 
wendung erfolgt fein muß. Näheres vgl. § 2050 A 7. Die Beweislaſt, daß eine ſolche 
en erfolgt ſei, trifft die Miterben, welche die Ausgleichung des Vorempfangs ver. 
angen. c 

4. Abſ 2 bezieht ſich auf die Legitimation durch nachfolgende Ehe ($ 1719), durch Ehe⸗ 
lichkeitserklärung (88 1723ff.) und auf die Annahme an Kindes Statt (88 1741 ff., 1762). 


§ 2054 

Eine Zuwendung, die aus dem Geſamtgute der allgemeinen Gütergemein⸗ 
ſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft er⸗ 
folgt, gilt als von jedem der Ehegatten zur Hälfte gemacht!). Die Zuwendung 
gilt jedoch, wenn ſie an einen Abkömmling erfolgt, der nur von einem der 
Ehegatten abſtammt, oder wenn einer der Ehegatten wegen der Zuwendung 
zu dem Geſamtgut Erſatz zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten gemacht?). 

Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Geſamtgute der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung“). 

E I 2162 II 1927; M 5 707, 708; P 5 898, 


1. Nach der Regel der 88 1443, 1519, 1549 empfangen Abkömmlinge Zuwendungen 
aus dem Geſamtgute vom Manne als dem Verfügungsberechtigten, auch wenn die Frau 
zu Schenkungen ihre Zuſtimmung erteilt (8 1446) oder wenn fie in Vertretung des Mannes 
handelt (8 1450). An ſich würden daher die Abkömmlinge nur gegenüber dem Nachlaſſe 
des Mannes ausgleichungspflichtig fein. Da dieſes Ergebnis dem Weſen der Gütergemein- 
ſchaft und dem Gedanken der Ausgleichungspflicht nicht entſprechen würde, ſo ſchreibt das 
Geſetz die Ausgleichung der an gemeinſchaftliche Abkömmlinge gemachten Zuwendungen 
gegenüber den Nachläſſen beider Ehegatten je zur Hälfte vor. Die Ausgleichung hat 
deshalb, wenn ſie nicht bis zur Beendigung der fortgefehten Gütergemeinſchaft hinaus⸗ 
geſchoben iſt (88 1483, 1557, 1497), regelmäßig zweimal, je zur Hälfte, ftattzufinden. 

2. Die Zuwendung an einen Abkömmling, der nur von einem der Ehegatten ab⸗ 
ſtammt, gilt als nur von dieſem Ehegatten; ebenſo eine Zuwendung, für die einer der Ehe⸗ 
gatten dem Geſamtgute Erſatz zu leiſten hat, als nur von dieſem Ehegatten gemacht. 
Entſcheidend iſt nicht, welcher Ehegatte die Zuwendung gemacht hat, ſondern die Abſtammung 
bzw. die Erſatzpflicht. RG 94, 262 legt die Vorſchrift unter Einſchränkung ihres Wortlauts, 
aber wohl in zutreffender Begrenzung ihres Sinnes und Zweckes dahin aus, daß die Zu⸗ 
wendung nur inſoweit als von dem betreffenden Ehegatten gemacht gilt, als die guf ihn 
treffende Hälfte des Geſamtgutes reicht, wobei nicht der Zeitpunkt der Zuwendung, ſondern 
derjenige der Beendigung der Gütergemeinſchaft maßgebend fein ſoll (vgl. auch $ 2831 A ). 
Die Erſatzpflicht beſteht für den Mann, ſoweit er eine Ausſtattung verſpricht oder gewährt, 
die das dem Geſamtgut entſprechende Maß überſteigt (88 1465, 1467, 1476 Abſ 2, 1538, 1549). 
Bei Zuwendungen anderer Art (8 2050 Abſ 2, 3) kann er erſahpflichtig werden durch Vor⸗ 
nahme in böslicher Abſicht oder ohne Zuſtimmung der Frau (88 1456, 1446) oder durch in 
bezug auf ſein Vorbehaltsgut eingegangene, aber demnächſt aus dem Geſamtgute berichtigte 
Verbindlichkeiten (§ 1466). Die Frau wird erſatzpflichtig, ſoweit fie in Vertretung des 
Mannes handelt ($ 1450) oder ſonſt das Geſamtgut wirkſam verpflichtet ($ 1460) nach Maß. 
gabe der Vorſchriften über Geſchäftsführung oder Auftrag. Soweit es nach 88 2050 —2053 
für die Ausgleichungspflicht auf Anordnungen oder auf den Willen des Erblaſſers an⸗ 
kommt, iſt die Perſon des Ehegatten maßgebend, der als Geber der Zuwendung zu gelten hat. 

3. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 88 1483 ff., 1557. Der überlebende Ehegatte hat hierbei 
die rechtliche Stellung des Mannes, die beteiligten Abkömmlinge haben diejenige der Frau, 
§ 1487. Die Ausſtattung anteilsberechtigter Abkömmlinge gilt hiernach als zur Hälfte aus 
dem Anteile des überlebenden Ehegatten, zur Hälfte aus demjenigen der übrigen Abkömmlinge, 
ſoweit ſie übermäßig iſt als nur vom Überlebenden gewährt. Der Überlebende iſt nach 8.140 
Nr 3 erſatzpflichtig und gilt deshalb nach Abſ 1 Satz 2 als Geber der Ausſtattung, wenn ſie an 
einen infolge Verzichts (8 1491) oder Ausſchließung (81511) wicht anteilsberechtigten gemeit 
ſchaftlichen oder an einen nicht gemeinſchaftlichen Abkömmling gewährt wird. Dasſelbe gur 
von andern Zuwendungen ($ 2050 Abſ 2, 3), durch die ſich der überlebende Ehegatte, wenn 
die übrigen Abkömmlinge nicht zuſtimmen, regelmäßig erſappflichtig macht, $ 1456. — Enie 
ſprechende Beſtimmungen beim Pflichtteilsergänzungsanſpruch § 2331. 
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8 2055 


Bei der Auseinanderſetzung wird jedem Miterben der Wert der Zu⸗ 
wendung, die er zur Ausgleichung zu bringen hat, auf ſeinen Erbteil angerech⸗ 
net!). Der Wert der ſämtlichen Zuwendungen, die zur Ausgleichung zu bringen 
ſind, wird dem Nachlaſſe hinzugerechnet, ſoweit dieſer den Miterben zu⸗ 
kommt, unter denen die Ausgleichung ſtattfindet?) 2). 

Der Wert beſtimmt ſich nach der Zeit, zu der die Zuwendung erfolgt iſts). 

E I 2163 II 1928; M 5 708, 709; P 5 893, 894. 


1. § 2055 regelt die Durchführung der Ausgleichung nach den Grundſätzen der Ideal⸗ 
kollation, unter Ausſchluß des Rückbringens in Natur (§ 2050 A 1). Die Ausgleichung voll⸗ 
zieht ſich danach erſt bei Gelegenheit der Auseinand rſetzung, nur rechneriſch und lediglich 
innerhalb des Kreiſes der hiervon betroffenen Abkömmlinge. Dieſelben Grundſätze gelten 
für Berechnung des Pflichtteils (88 2315, 2316). Der Wert der Zuwendung (maßgebender 
Zeitpunkt Abſ 2) beſtimmt ſich nach Vereinbarung der Beteiligten, ſonſt nach freier Schätzung. 
Wer einen höheren als den vom Ausgleichungspflichtigen zugegebenen Wert behauptet, iſt 
hierfür beweispflichtig. Der Wert kann bei der Zuwendung von dem Erblaſſer formlos, 
nachher nur im Wege der Verfügung von Todes wegen feſtgeſetzt werden. Die Feſtſetzung 
iſt für die Beteiligten maßgebend, ſoweit ſi nicht den Pflichtteil der Ausgleichungsberech⸗ 
tigten oder des Ausgleichungsverpflichteten beeinträchtigt (vgl. A 4, 7 zu § 2050). 

2. Sind neben den an der Ausgleichung beteiligten Abkömmlingen noch andere geſetz⸗ 
liche oder letztwillig berufene Erben vorhanden (z. B. der überlebende Ehegatte, eingeſetzte 
Fremde), fo ift von der ermittelten Teilungsmaſſe zunächſt der Betrag der Erbteile zu ber 
rechnen, die auf die an der Ausgleichung nicht beteiligten Erben entfallen. Zu dem ver⸗ 

bleibenden Reſte wird der ziffermäßige Geſamtbetrag der Zuwendungen hinzugerechnet. 
Von der fo gefundenen Maſſe werden die Erbteile der an der Ausgleichung beteiligten Ab⸗ 
kömmlinge berechnet. Von dieſem rechnungsmäßigen Erbteil wird jedem ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Abkömmling der Wert der empfangenen Zuwendung abgezogen. Der Reſt bildet 
den ihm nee auszuſchüttenden Erbteil. Beiſpiel: Nachlaß 2000. Erben Witwe W (J), 
Abkömmlinge X, V, 2 (je ½). Vorweg Erbteil der W 500, verbleibt Teilungsmaſſe für die 
Abkömmlinge 1500. Es haben vorempfangen und einzuwerfen X 500, X 300, 2 100, zu⸗ 
ſammen 900. Es entfallen mithin von 1500 + 900 = 2400 auf jeden Abkömmling ¼ = 800. 
In Wirklichkeit erhalten X 800 — 500 = 800, Y 800 — 300 = 500, 2 800 — 100 = 700, 
zuſammen 1500, womit (zuzüglich der vorweg der Wüberwieſenen 500) der Nachlaß aufgeht. 

3. Die Zeit der Zuwendung bleibt maßgebend, auch wenn inzwiſchen Wertserhöhungen 
oder Wertsverminderungen ſtattgefunden haben oder die zugewendeten Gegenſtände unter ⸗ 
gegangen fein ſollten. Zinſen, Nutzungen u. dgl. kommen nicht in Betracht. Etwaige ab ⸗ 
weichende Anordnungen des Erblaſſers find nur mit der oben (A 1) angegebenen Belchrän- 
fung, wirkſam. — Die Vorſchriften des Geſetzes find nicht zwingenden Rechtes, die 
Beteiligten können deshalb die Ausgleichung auch in anderer Weiſe (fo durch Einbringen 
in Natur) durchführen (vgl. $ 2050 N 1). Iſt die Ausgleichung bei der Auseinanderſetzung 
unterblieben, ſo iſt unter den Vorausſetzungen der 88 812 ff. der Bere icherungsanſpruch 
gegeben (vgl. § 2050 A 7). a f 
. 1. Sehr beſtritten iſt die Frage, in welcher Art eine beſtehende Ausgleichungspflicht auf 
die Stellung des ausgleichungspflichtigen und der ausgleichungsberechtigten Miterben 
iu der Erbengemeinſchaft und die ſich aus ihr ergebenden rechtlichen Beziehungen einwirkt. 
Mach dem E zum BOB (58 2157, 2163) follte die Ausgleichungspflicht von der Ausein- 
anderſetzung losgelöſte, rein ſchuldrechtliche Beziehungen unter den beteiligten Miterben 
beugen, für die dingliche Geſtaltung des Miterbenrechts aber nicht in Betracht kommen. 
Dieſer Standpunkt hat eine von der zweiten Kommiſſion (Prot 5, 893) ausdrücklich als grund: 
ſätzlich bezeichnete Anderung erfahren dadurch, daß die Ausgleichung in die Auseinander- 
(chung eingegliedert worden ift in der Weiſe, daß die Anteilsberechtigung an der Teilungs. 
maſſe durch ſie eine von dem Verhältniſſe der Erbſchaftsquoten (Erbteile, 8 1922 A 10) 
abweichende Geſtaltung erhält. Dieſe Wirkung tritt aber erſt bei der Auseinander. 
ſetung ‚ein. Bis zur Auseinanderfegung hat die Ausgleichungspflicht grundſätzlich 
keinen Einfluß auf die Gestaltung der Erbengemeinſchaft, weder im inneren Verhältniſſe 
9 00 nach außen: die Miterben ſind nur nach Maßgabe der den einzelnen zuftehenden Erb⸗ 
ſchaftsguoten an der Verwaltung und Verfügung über die Erbſchaft beteiligt und dabei 
ſtiramberechtigt (8 2038 A 4); auch ein durch ausgleichungspflichtige Zuwendungen bereits 
bolfftänbig gedeckter Miterbe iſt von der Teilnahme nicht ausgeſchloſſen; nur im Falle ein. 
tretender Gefährdung der bei der ſpäteren Auseinanderſetzung zu berüdfichtigenden? Aus. 
gleichungspflicht werden im Wege der einſtweiligen Verfügung Sicherungsmaßnahmen er- 
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griffen werden können (fo Planck⸗Strohal Erl 3; a. M. Dernburg 5 8 182 II; Leonhard 
zu $ 2055 IV C, der fo weit geht, ein Erbrecht ohne reellen Anteil für ein Unding zu er⸗ 
klären). Die Teilung der Früchte erfolgt nach § 2038 Abſ 2 Satz 2 erſt bei der Aus 
einanderſetzung; etwa dennoch ſchon vorher nach Maßgabe der Erbquoten erfolgte Früchte⸗ 
verteilungen werden bei dieſer in der Weiſe zu berücksichtigen fein, daß der ausgleichungs⸗ 
pflichtige Miterbe die nach Maßgabe ſeiner Ausgleichungspflicht zuviel bezogenen Früchte 
zu erſtatten hat (ſo Planck a. a. O.). — Den Nachlaßgläubigern gegenüber bewirkt die 
Ausgleichungspflicht vor der Auseinanderſetzung keine Anderung der geſamtſchuldneriſchen 
Haftung nach Maßgabe der 89 2058, 2059 (vgl. A 4 zu § 2059). Nach der Auseinander- 
ſetzung haften die Miterben untereinander für etwa noch nicht berichtigte Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten, die bei der Auseinanderſetzung nicht berückſichtigt ſind, nach Maßgabe der Be⸗ 
reicherungsgrundſätze unter Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht. Den Nachlaß⸗ 
gläubigern gegenüber haften ſie auch jetzt grundſätzlich als Geſamtſchuldner, jedoch, falls 
ſie das Beſchränkungsrecht nicht verloren haben, unter Vorbehalt der Beſchränkung auf 
das, was fie wirklich, unter Berücksichtigung der Ausgleichungspflicht, aus dem Nachlaſſe 
erhalten haben. Wegen der Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht bei der in den Aus⸗ 
nahmefällen des § 2060 eintretenden anteiligen Haftung vgl. § 2060 A 1. — Der Er⸗ 
werber des Anteils eines Miterben (§ 2038) und der Gläubiger eines Miterben, der deſſen 
Anteil am Nachlaſſe pfändet, ſowie der Nachlaßgläubiger, der die Zwangsvollſtreckung in 
den Anteil des Miterben vor der Teilung betreibt (5 2059 Abf 1 Satz 1) erlangen dadurch 
hinſichtlich der Ausgleichungspflicht die gleiche Stellung wie der Miterbe ſelbſt. 


8 2056 


Hat ein Miterbe durch die Zuwendung mehr erhalten, als ihm bei der 
Auseinanderſetzung zukommen würde, ſo iſt er zur Herauszahlung des Mehr⸗ 
betrags nicht verpflichtet). Der Nachlaß wird in einem ſolchen Falle unter 
die übrigen Erben in der Weiſe geteilt, daß der Wert der Zuwendung und 
der Erbteil des Miterben außer Anſatz bleiben). 


& 2164 II 1929; M 5 709, 710; P 5 893. 


1. Der Ausgleichungspflichtige ift nicht oder doch nur rechuungsmäßig Schuldner des 
Nachlaſſes. Die Zuwendung verbleibt dem Abkömmling ganz, auch wenn ſie rechneriſch 
den Betrag des auf ihn entfallenden Auseinanderſetzungsguthabens überſteigt. Auch ein 
pflichtteilsberechtigter Abkömmling hat auf Grund der bei Berechnung ſeines Pflichtteils 
zu berückſichtigenden Ausgleichungspflicht (8 2316) keinen Anſpruch auf Herauszahlung 
einer ausgleichungspflichtigen Zuwendung (MG 77, 282). Der Pflichtteilsergänzungs⸗ 
anfpruc (9 2825) erſtreckt ſich nur auf eigentliche Schenkungen; andere ausgleichungs⸗ 
pflichtige Zuwendungen (fo eine Ausſtattung, ſoweit ſie nicht als Schenkung gilt, $ 1624) 
find bei Berechnung der Pflichtteilsergänzung dem Nachlaſſe nicht hinzuzurechnen (RG 
77, 282). Der Ausgleichungspflichtige geht ſomit ſchlimmſtenfalls bei der Auseinander⸗ 
feung leer aus, ohne daß dadurch übrigens feine Erbeneigenſchaft beeinträchtigt wird (vgl. 
$ 2055 A 4). Schuldenhaftung ſ. § 2058 A 2. 

2. Der hierdurch entſtehende Ausfall läßt zwar die ideellen Erbteile der ausgleichungs⸗ 
berechtigten Miterben unberührt, führt aber zu einer Verringerung des auf ſie entfallenden 
realen Erbteils. Der leer ausgehende Miterbe ſcheidet ſowohl mit der ihn treffenden Ein- 
werfungspoſt, als auch mit dem Erbteile für die Auseinanderſetzung aus. Es mindert ſich 
mithin die Teilungsmaſſe (durch Streichung der Einwerfungspoſt), es ändert ſich aber auch 
(infolge Wegfalls eines Bruchteils) der Teilungsquotient, indem die Bruchteile auf einen 
andern Nenner zu bringen ſind. Dabei müſſen jedoch die Bruchteile der bei der Auseinander⸗ 
ſetzung beteiligt bleibenden Miterben zueinander in dem gleichen Verhältniſſe verbleiben 
wie vorher, da ſich ſonſt große Unbilligkeiten ergeben würden. Der Wortlaut des Geſetzes, 
demzufolge der Erbteil des Miterben außer Anſatz bleibt, trägt dem allerdings nicht voll; 
ftändig Rechnung. Veiſpiel: Nachlaß 2000, Erben 3 Abkömmlinge X mit ½, Y und 2 
mit je /. Es haben vorempfaugen und einzuwerfen X 400, Vnichts, 2 1000, zuſammen 1400. 
Es würden ſonach an ſich entfallen von 2000 + 1400 = 3400 auf X / = 1700 — 400 
1300, auf Y ¼ = 850 — 0 = 850, auf Z 850 — 1000 = 0, da er den Mehrempfang von 
150 nicht herauszuzahlen hat. Es bleibt deshalb Z ſowohl mit feinem ¼ Erbteil als mit 
ſeinem Vorempfang von 1000 außer Anjab. Gleiben bei der Auseinanderſetzung beteiligt 2 
mit ½ = ?/,, Y mit ½ oder im Verhältnis ihrer Erbteile zueinander X mit /. Y mit 1 
von 2000 Nachlaß + 400 Einwerfungspoſt des X — 2400. Hiervon erhalten X / = 
1000 — 400 == 1200, Y ½ = 800, womit der Nachlaß aufgeht. Auch bei Berechnung de 
Pflichtteils eines Abkömmlings (8 2316 Abf 1 Satz 1) darf die Zuwendung, die einen 
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wegen zu hohen Vorempfangs für die Auseinanderſetzung ausſcheidenden Miterben ge⸗ 


macht iſt, dem Nachlaſſe nicht hinzugerechnet werden; der Pflichtteil iſt vielmehr nur von 


dem wirklich vorhandenen Nachlaſſe zu berechnen, zuzüglich des Wertes von ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Zuwendungen, die an die beteiligt bleibenden Miterben gemacht ſind (RG 
3. 7. 11 IV 619/10). Infolge Verminderung der Teilungsmaſſe kann ſich das Ausſcheiden 
von Miterben, die mehr als ihren rechnungsmäßigen Erbteil zugewendet erhalten haben, 
und erneute Berechnung der wirklichen Erbteile wiederholt notwendig machen. Darüber, 
daß im Falle der Erhöhung des geſetzlichen Erbteils durch Wegfall eines geſetzlichen 
Erben (8 1985) die den einen Erbteil überſchwerende Ausgleichung von dem andern Erbteil 
nicht zu tragen iſt, ſ. $ 1935 A 5. Dasſelbe gilt von dem Falle der Anwachſung (8 2095) 
und von der Berufung zu mehreren Erbteilen durch mehrfache Verwandtſchaft ($ 1927) 
oder Teſtament (§ 2066). 


§ 2057 


Jeder Miterbe iſt verpflichtet, den übrigen Erben auf Verlangen Aus⸗ 
kunft über die Zuwendungen zu erteilen, die er nach den SS 2050 bis 2053 zur 
Ausgleichung zu bringen hat!). Die Vorſchriften der SS 260, 261 über die 
Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseids finden entſprechende An⸗ 
wendung). 

E II 1930; P 5 894. 


1. Das Auskunftsverlangen iſt kein zum Nachlaſſe gehörender Anſpruch (8 2039), kann 
vielmehr von den „übrigen Erben“ (vgl. auch § 2084) und ſomit, da die gebrauchte Mehr⸗ 
heitsform dem nicht entgegenſteht, von jedem Miterben für ſich gegen einen andern 
Miterben geſtellt und weiter bis zur Eidesleiſtung durchgeführt werden. Das Auskunftsrecht 
aus $ 2057 ſteht grundſätzlich nur den Miterben zu; doch erſtreckt ſich das dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten, der nicht Erbe iſt, in $ 2814 gegebene Recht auf Auskunft über den Be⸗ 
ſtand des Nachlaſſes auch auf die bei Lebzeiten des Erblaſſers gemachten ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Zuwendungen (MG 73, 371; während RG 73, 374 den § 2057 ſinngemäß auch 
auf den Pflichtteilsberechtigten, der nicht Erbe iſt, anwenden will). Das Recht auf Aus⸗ 
kunft muß neben den Erben auch dem mit der Auseinanderſetzung beauftragten Teſtaments⸗ 
vollſtrecker (8 2204) zuſtehen. Der Nachlaß und Nachlaßkonkursverwalter wird das Ver⸗ 
langen nur beim Nachweis eines beſonderen Intereſſes ſtellen dürfen. Bezüglich des Aus⸗ 
kunftspflichtigen muß feſtſtehen, daß er zu den von der Ausgleichungspflicht nach 88 2050 
bis 2058 betroffenen Perſoneu gehört, insbeſondere alſo, daß die geſetzliche Erbfolge oder 
$ 2052 Platz greift. Gegenſtand der Auskunftspflicht find nur die ausgleichungs⸗ 
pflichtigen Zuwendungen; der Auskunftspflichtige braucht deshalb nicht (wie R 58, 91 
ausgeführt hat) alle Zuwendungen anzugeben, die er jemals von dem Erblaſſer emp⸗ 
fangen hat, vorbehaltlich der auf Grund dieſer Angaben zu treffenden Feſtſtellung, ob ſie 
ausgleichungspflichtig find (RG 73, 376). Wegen der dementſprechenden Formel des Offen. 
barungseides vgl. A 2. — Handelt es ſich um ein bereits feſtſtehendes Rechtsgeſchäft, das 
ich änßerlich nicht als Zuwendung darſteilt, fo hat der die Auskunft verlangende Miterbe 
nachzuweiſen, daß es, ganz oder zum Teile, eine Zuwendung (8 2050 A 7) enthält (RG 
JW 06, 358%), Durch die Angabe, daß er keine ausgleichungspflichtigen Zuwendungen 
erhalten habe, genügt der Auskunftspflichtige zunächſt ſeiner Auskunſtspflicht, 1 
des Offenbarungseides (A 2). Nötigenfalls iſt der Auskunftspflichtige im Frosek wege un 
durch Zwangsvollſtreckung ($ 888 ZPO) zur Erteilung der Auskunft anzuhalten. 2038 7 
der Auskunftspflicht der Miterben als ſolcher untereinander im Übrigen ſ. 8 di Er 
“2. Nach § 260 it ein Beſtandsverzeichnis jedenfalls dann vorzulegen, BEN le 15 
wendung einen Inbegriff von Gegenſtänden umfaßt hat. Im übrigen fi fir, le 
Auskunft die Form des Verzeichniſſes nicht vorgaſchrieben; doch wird ſie in e 
Form, regelmäßig ſchriftlich und unter Angabe der für die Feſtſtellung 1 Art und des 
„vertes ſowie der Ausgleichungspflicht erforderlichen Einzelheiten zu erteilen ſein. Der 
Mangel ſolcher Form wird ohne weiteres den Verdacht, daß die Auskunft nicht mit der 
erforderlichen Sorgfalt erteilt, und damit gemäß 8 260 Ab 2 die Veßpflichtung zur 
Leiſtung des Offenbarungseides begründen. Die Vorſchrift des S 259 Abf 3 ift nicht 
fur anwendbar erklärt und wird daher nicht anzuerkennen fein, daß der Offenbarungseid nicht 
verlangt werden könnte, wenn es ſich um Zuwendungen von geringer Bedeutung 
fals d (a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars). Nach 8 261 iſt der Offenbarungseid, 
alle der Miterbe im Prozeßwege dazu verurteilt iſl, vor dem Prozeßgericht erſter Instanz 
(5889 350) andernfalls vor dem Amtsgerichte des Wohnſitzes des ſchwurpflichtigen Miterben, 
der fur die Verpflichtung Erfüllungsort ift ($ 269), zu leiſten. Über die Form der Eides⸗ 
leiſtung beſtimmen die 88 163, 79 FGG. Der Inhalt des Eides wird, entſprechend dem 
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Inhalte der Auskunftspflicht (A 1), nur dahin zu gehen haben, daß der Schwurpflichtige die 
zur Ausgleichung zu bringenden Zuwendungen ſo vollſtändig angegeben habe, als er 
dazu imſtande ſei, wobei es ſich nach NG 73, 377 (vgl. 374) empfiehlt, die Faſſung an die 
zur Bezeichnung der Ausgleichungsfälle vom Geſetze (58 2050—.2053) gebrauchten Aus⸗ 
driide anzuschließen, um auch rechtsunkundige Schwurpflichtige über die Bedeutung des 
Eides möglichſt aufzuklären. Im übrigen muß es dem Schwurpflichtigen unter eigener 
Verantwortung überlaſſen bleiben, ſich zu erkundigen, welche Zuwendungen er anzugeben 
hat, und im Zweifel zur Wahrung ſeines Gewiſſens eine Zuwendung unter Vorbehalt als 
empfaugen zu benennen. Eine den Umſtänden entſprechende Anordnung der Eidesform 
(8 261 Abſ 2) wird namentlich etwaige Behauptungen des Auskunftsberechtigten über 
beſtimmte Zuwendungen zu berückſichtigen haben. Die Koſten fallen nach 8 261 Abſ 3 
dem die Eidesleiſtung verlangenden Auskunftsberechtigten zur Laſt. — Liegt der Erbfall 
vor 1. 1. 00, ſo iſt auch für die Verpflichtung zur Leiſtung des Offenbarungseides das 
frühere Recht maßgebend (Ech Art 213; NG IW 04, 57 und 29. 2. 04 1V 320/03). 


II. Nechtsverhältnis zwiſchen den Erben und den Nachlaßgläubigern 


1. Soweit nicht die SS 2058—2063 Abweichungen enthalten, kommen auch bei Vor⸗ 
handenſein mehrerer Erben die Vorſchriften des zweiten Titels über die Haftung des 
Erben für die Nachlaßverbindlichteiten (88 19672017) zur Anwendung; ebenſo die er⸗ 
gänzenden Verfahrensvorſchriften der 38 (88 780 — 785). Auch ein Miterbe kann nicht 
verklagt werden, bevor er die Erbſchaft angenommen hat (8 1958). Nach der Annahme 
ſtehen jedem Miterben die aufſchiebenden Einreden der 88 2014, 2015 zur Seite. Nachlaß⸗ 
verwaltung und Nachlaßtonkurs, von denen jedoch jene nur gemeinſchaftlich von allen Mit⸗ 
erben und nur bis zur Teilung beantragt werden kann (8 2062; wegen des Nachlaßkonkurſes 
vgl. KO 8 217) ſichern auch den Miterben die beſchränkte Haftung (88 1975 ff.). Auf Antrag 
jedes noch nicht unbeſchraukt haftenden Miterben (ZPO 5 991) kann das Aufgebot der 
geachlaßglänbiger durchgeführt und dadurch die Haftung der Miterben gegenüber ausge⸗ 
Ichloffenen Gläubigern beſchränkt werden (88 1970ff.); auch die Verſpätung gemäß § 1974 
kaun jeder Miterbe geltend machen. Die Unzulänglichkeitseinrede der 88 1990ff. 
ohne amtliche Nachlaßabſonderung ſteht jedem nicht unbeſchränkt haftenden Miterben zu, 
und zwar bis zur Teilung auch dann, wenn die Vorausſetzungen dieſer Paragraphen (Dürftig⸗ 
leit des Nachlaſſes oder Beruhen der Überſchuldung auf Vermächtniſſen und Auflagen) nicht 
vorliegen (259 Abſ 1 Satz 1). Der Verluſt der Veſchränkbarkeit der Haftung durch 
Verſäumung der ihm geſetzten Inventarfriſt, ungetreues Inventar und Nichtleiſtung des 
Offeubarungs ede (58 1994 Abf 1, 2005 Abi 1, 2006 Abf 8) ſowie durch Nichtvorbehalt 
im Prozeſſe ($ 780 Abs 1 ZPO) allen oder einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber tritt 
für diejenigen Miterben ein, in deren Perſon die Vorausſetzungen dafür vorliegen, jedoch 
vorbehaltlich der Vorſchrift des $ 2063 Abf 1 (A 1 dazu). Gegenüber einem Miterben, 
e e iſt, tritt unbeſchränkte Haftung der übrigen Miterben nicht ein ($ 2063 
Abſ 2 u. 2). 

2. Unabhängig davon, ob die mehreren Erben beſchränkt oder unbeſchräukt haften, d. h. 
mit welchen Mitteln — ob nur mit dem ererbten oder auch mit dem eigenen Vermögen — 
ſie für die Nachlaßverbindlichkeiten aufzukommen haben, ift die Frage, ob jeder von ihnen 
den Gläubigern für den ganzen Schuldbetrag (geſamtſchuldneriſch) haftet oder ob 
die Schuld unter ihnen nach Verhältnis ihrer Erbquoten geteilt iſt (anteilige Haftung). 
Sowohl die geſamtſchuldneriſche wie die anteilige Haftung kann ſich auf den Nachlaß ber 
ſchränken oder auch auf das eigene Vermögen des Miterben erſtrecken. Das Geſetz ſtellt 
die geſamtſchuldneriſche Haftung als Regel auf (§ 2058), es durchbricht aber dieſen 
Grundſatz zugunſten der anteiligen Haftung nach der Teilung unter den beſonderen Voraus- 
ſetzungen der 88 2060, 2061, für die unbeſchränkte Haftung eines Miterben ſchon vorher 
2059 Abſ 1 Saß 2). Hiernach iſt, wie Planck hervorhebt, eine vierfach verſchiedene 
Haftung der Miterben denkbar: a) anteilig und beſchränkbar, b) geſamtſchuldneriſch, aber 
beſchränkbar, e) anteilig, aber unbeſchränkt, d) geſamtſchuldneriſch und unbeſchränkt. —" 
Haftung bei der fortgefegten Gutergemeinſchaft $ 1489. Für Schulden des Handelsgeſchäfts 
HGB 88 27, 139. 

§ 2058 


Die Erben haften für die gemeinſchaftlichen Nachlaßverbindlichteiten“) 
als Geſamtſchuldner'). 
E I 2051 Satz 2 II 1932; M 5 526—530; P 5 867—871. 


J. Nachlaßverbindlichkeiten 8 1967 A 1. — Gemeinſchaftliche Nachlaßverbind ch 
teiten find zunächſt diejenigen, die im Verhältniſſe zu den Nachlaßgläubigern allen Miterbe 
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zur Laſt fallen (vgl. S 2046 A 3); nicht gemeinſchaftlich unter allen alſo diejenigen aus Ver⸗ 
mächtniſſen und Auflagen, mit denen nur einer oder mehrere einzelne Miterben beſchwert 
find, ferner die Verbindlichkeit der Miterben eines Pflichtteilsberechtigten dieſem gegenüber 
zur Vervollſtändigung oder Ergänzung des Pflichtteils (88 2305, 2326); für ſolche Verbind⸗ 
lichkeiten haben die nicht beſchwerten Miterben überhaupt nicht einzuſtehen. Sind zwar 
nicht alle, aber mehrere Miterben mit einer Nachlaßverbindlichkeit belaſtet, fo iſt fie unter 
dieſen gemeinſchaftlich, und es wird nichts im Wege ſtehen, den 8 2058 auf ſie in der 
Weiſe zur Anwendung zu bringen, daß die mit ihr belasteten Miterben für fie als Geſamt⸗ 
ſchuldner haften. So mit Recht Planck Strohal Erl 1; Leonhard Erl III; a. M. die früheren 
Auflagen von Planck und die zweite Auflage dieſes Kommentars unter Berufung auf $ 2046 
Abſ 2, der jedoch nur das innere Verhältnis unter den Erben betrifft. Es iſt nicht abzu⸗ 
ſehen, aus welchem Grunde das Geſetz, das die geſamtſchuldneriſche Haftung der Miterben 
als Regel aufſtellt, eine nur anteilsmäßige Haftung gemäß § 420 gewollt haben ſollte, wenn 
nicht alle, ſondern nur einige Miterben für ſie als Haftpflichtige in Betracht kommen; auch 
der Wortlaut nötigt keineswegs zu einer ſolchen Annahme. — Die Anſprüche der Nachlaß⸗ 
gläubiger gegen alle oder einzelne Miterben wegen ſchuldhaften Gebarens mit dem Nach⸗ 
laſſe im Falle eintretender Nachlaßabſonderung (88 1978ff.) find keine Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten, ſondern perſönliche Verbindlichkeiten der Miterben; fie gelten als zum Nachlaß gehörig 
und find alſo Nachlaßaktiva (vgl. A 4 zu $ 1978); § 2058 kann daher auf fie keine Anwendung 
finden; doch kann eine geſamtſchuldneriſche Haftung aus der gemeinſchaftlichen Führung 
der Verwaltung, die einer Auftragsübernahme gleichſteht (88 1978, 427), oder aus gemein⸗ 
ſchaftlicher unerlaubter Handlung ($ 830) begründet ſein. 


2. Die geſamtſchuldneriſche Haftung entſteht mit der Erbengemeinſchaft (§ 2032 A 2) 
und dauert grundſätzlich auch nach deren Beendigung fort. Nur im Falle des § 2059 Abſ 1 
Satz 2 (A 4 dazu) und nach der Teilung unter den beſonderen Vorausſetzungen der 88 2060, 2001 
verwandelt ſich die geſamtſchuldneriſche in eine bloß anteilige Haftung. — Die Nachlaß 
gläubiger können die geſamtſchuldneriſche Haftung ſchon vor der Auseinanderſetzung gegen- 
über den Miterben geltend machen, jedoch nur mit der aus § 2059 Abf 1 Satz 1 ſich ergebenden 
Haftungsbeſchränkung. Auch der Miterbengläubiger iſt hieran in der Regel (vgl. aber § 2046 
A 1) nicht gehindert. RG 12. 6. 18 IV 386/17 will freilich die Geſamtſchuldklage eines 
Miterben als Gläubigers gegen ſeine Miterben überhaupt ausſchließen, weil im Innen⸗ 
verhältnis unter den Miterben keine geſamtſchuldneriſche Haftung ſtattfinde; doch ift die 
Begründung nicht überzeugend, da der Miterbe, der den Anſpruch erhebt, nicht als Miterbe, 
ſondern als Gläubiger in Betracht kommt. Den auf den Gläubiger nach dem Verhältniſſe 
eines Erbteils als Miterbe entfallenden Anteil an der Verbindlichkeit muß er ſich abziehen 
laſſen; auch werden im Falle beſtehender Ausgleichungspflicht des Gläubigers als Miterben 
die übrigen Miterben berechtigt fein, einen entſprechenden Betrag bis zur Auseinanderſetzung 
zurückzubehalten (vgl. $ 2055 A 4). Die Geſamtſchuldklage braucht nicht gegen ſämtliche 
Miterben erhoben zu werden und es beſteht keine notwendige Streitgenoſſenſchaft (ZPO 
3 62) unter den als Geſamtſchuldner verklagten Miterben (RG 25. 1. 09 IV 297/08 und 
— 9. 19 IV 156/19; 23 1915, 110030); anders bei der Geſamthandklage aus 9 2059 Abſ 2 
A 5), die gegen ſämtliche Miterben gerichtet werden muß (RG 71, 370). Auch die Feſt⸗ 
ſtellung der Forderung kann der Gläubiger gegenüber einzelnen Miterben, die fie beſtreiten, 
betreiben (RG 29. 9. 19 IV 156/19), denn das Urteil erzeugt nur relative Wirkung unter 
den Prozeßparteien (RG Warn 08 Nr 487). Zur Vollſtreckung in den ungeteilten Nachlaß 
bedarf aber der Gläubiger eines gegen alle Miterben gerichteten Urteils; andernfalls kann 
er nur die Anteile der verurteilten Miterben in Anſpruch nehmen (ZP 8 747; R 71, 371). — 
Der Erwerber des Erbteils (§ 2033) tritt, und zwar neben dem veräußernden Miterben, 
l Die geſamtſchuldneriſche Haftung ein (A 1 zu § 2033). — Die Miterben untereinander 
find zunächſt nur verpflichtet, zu der Berichtigung der Forderung eines Nachlaßgläubigers, 
der Vefriedigung vor der Auseinanderſetzung, verlangt, mitzuwirken und bei der Ausein⸗ 
anderſetzung für die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Nachlaſſe Sorge 
zu, Fragen (55 2088 Abſ 1 Saß 2, 2046). Iſt die Berichtigung einer Nachlaßverbindlichkeit 
bei der Auseinanderſetzung unterblieben und fie nachträglich von dem Gläubiger gegen einen 
Miterben auf Grund der geſamtſchuldneriſchen Haftung beigetrieben worden, ſo kann dieſer 
von den übrigen Däiterben antellemäßige Erftattung, aber nicht nach gleichen Anteilen ($ 426), 
ſondern nach dem Verhältniſſe der Erbanteile verlangen. Handelt es ſich dabei um aus. 
gleichungspflichtige Miterben (88 2050 ff.), fo kommen für den Erſtattungsanſpruch nicht 
die nominellen Erbteile, ſondern dasjenige, was unter Berückſichtigung der Ausgleichungs⸗ 
pflicht bei der Auseinanderſahung den einzelnen Miterben zugefloſſen ift (ihr reeller Erb. 
anteil), in Betracht (vgl. $ 2055 N 4). — Beſonderer Gerichtsstand der Erbſchaft nach ARD 
$ 28 auch wegen anderer als der in $ 27 aufgezählten Nachlaßverbindlichkeiten, ſolauge die 
mehreren Erben noch als Geſamtſchuldner haften. 
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§ 2059 

) Bis zur Teilung des Nachlaſſes?) kann jeder Miterbe die Berichtigung 
der Nachlaßverbindlichkeiten aus dem Vermögen, das er außer ſeinem An⸗ 
teil an dem Nachlaſſe hat, verweigern?). Haftet er für eine Nachlaßverbind⸗ 
lichkeit unbeſchränkt, ſo ſteht ihm dieſes Recht in Anſehung des ſeinem Erb⸗ 
teil entſprechenden Teiles der Verbindlichkeit nicht zu!). 

Das Recht der Nachlaßgläubiger, die Befriedigung aus dem ungeteilten 
Nachlaſſe von ſämtlichen Miterben zu verlangen, bleibt unberührt?) e). 


E II 1933; P 5 868—875. 


1. Die geſamtſchuldneriſche Haftung der mehreren Erben ($ 2058) entſteht zwar, vor⸗ 
behaltlich $ 1958, ſchon mit dem Erbfall. Sie iſt aber dadurch gemildert, daß die Nachlaßgläubi⸗ 
ger, wenn ſie Befriedigung aus dem Nachlaſſe verlangen, gleichzeitig oder nacheinander 
(RS 68, 222) gegen ſämtliche Miterben vorgehen müſſen (Abſ 2) und die Zwangsvollſtreckung 
in den Nachlaß nur auf Grund eines gegen alle Erben erlangten Urteils betreiben können 
(380 8 747). Der Gläubiger des Erblaſſers, der ſelbſt zur Erbengemeinſchaft gehört, braucht 
die Klage nur gegen die übrigen Miterben zu richten (RG Warn 08 Nr 221; vgl. auch A 5). 
Wenden ſich die Nachlaßgläubiger gegen einen einzelnen Miterben, ſo ſteht ihnen nur der 
Zugriff in feinen Anteil am Nachlaß offen (Abf 1 Satz 1). In dem einen wie dem 
andern Falle ſind die Miterben berechtigt, bis zur Teilung die Befriedigung aus ihrem 
Privatvermögen zu verweigern, und zwar ohne daß, auch wenn der Nachlaß nicht dürftig 
(85 1990, 1992) iſt, der Miterbe eine Haftungsbeſchrankung durch Nachlaßverwaltung oder 
Nachlaßkonkurs herbeizuführen braucht. Solange durch das Beſtehen der geſamthandlich 
gebundenen Erbengemeinſchaft ($ 2032 A 2) die Zuſammengehörigkeit des Nachlaſſes als 
eines Ganzen und die Trennung von dem eigenen Vermögen der Miterben gewahrt iſt, 
erſchien die Beſchränkung der Haftung auf den Anteil am Nachlaſſe auch ohne amtliche 
Nachlaßabſonderung für die Intereſſen der Nachlaßgläubiger unbedenklich (Planck Erl 2a; 
Prot II 5 S. 871). Und ſelbſt wenn ein Miterbe unbeſchränkt haftet, braucht er vor 
der Teilung dem Nachlaßgläubiger aus ſeinem Privatvermögen zunächſt nicht gefamt- 
ſchuloneriſch, ſondern nur für die feinem Erbteil entſprechende Quote der Nachlaßverbind⸗ 
lichleit aufzutommen (Abſ 1 Satz 2). Die Nachlaßgläubiger find ſonach, falls fie nicht nach 
Abſ 2 in ben ungeteilten Nachlaß vorgehen wollen, darauf angewieſen, den ungeteilten 
Anteil des Miterben an dem Nachlaſſe zu pfänden und ſich überweiſen zu laſſen oder im 
Zwangswege zu veräußern (88 859, 857 Abſ 5 ZPO; vgl. aber auch A 2). — Haftung nach 
der Teilung 3 2060. 

2. Die Teilung des Nachlaſſes iſt vollzogen, wenn durch Vereinbarung der Erben oder 
deklarative Entſcheidung des Richters die Erbengemeinſchaft des $ 2032 aufgehoben und 
die Nachlaßgegenſtande⸗ den einzelnen Miterben überwieſen ſind. Gleichgültig iſt, ob nach 
Vorſchrift des § 2046 Abſ 1 zuvor die Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt find. Der Nachlaß 
iſt im Sinne des Geſetzes auch dann geteilt, wenn die Erbengemeinſchaft nur in Auſehung 
einzelner Nachlaßgegenſtande (Grundſtück, Handelsgeſchäft), fei es nach Vereinbarung der 
Erben (§ 2042 A 1 a. E.) oder auf Anordnung des Erblaſſers (§ 2044 A 1), fortgeführt wird. 
Anderſeits bedeutet die Vertetlung einzelner, auch wertvoller Nachlaßgegenſtände noch nicht 
ohne weiteres die Teilung des Nachlaſſes als ſolchen (RG 89, 407). Entſcheidend wird 
nicht ſowohl die ſubjektive Auffaſſung der Beteiligten (fo die zweite Auflage dieſes Kom⸗ 
mentars), als vielmehr der Umſtand fein, ob bereits ein fo erheblicher Teil der Nachlaßgegen⸗ 
fände aus der Erbengemeinſchaft in das Einzelvermögen der Miterben übergeführt iſt, daß 
die Erbengemeinſchaft in ihren weſentlichen Beſtandteilen als Ganzes aufgelöft erſcheint 
und das, was in ihr zurückgeblieben iſt fich als etwas von dem urſprünglichen Gemeinſchafts⸗ 
vermögen Verſchiedenes darſtellt. Wann das der Fall, wird eine nicht immer leicht zu 
entſcheidende Tatfrage fein. Bedenklich erſcheint es aber, wenn Rich 89, 408 (gegen Hagen 
in IheringsJ 42, 135 A 95 und Kretſchmar ZBIFG 15, 337) die vor der endgültigen Nach · 
laßteilung einzelnen Miterben zugewieſenen Nachlaßgegenſtände dem unmittelbaren Zu 
griffe der Gläubiger entziehen will, weil fie nicht zu dem „Anteile des Miterben am Nach⸗ 
laſſe“, ſondern zu dem Vermögen gehörten, das der Miterbe außer ſeinem Anteile am Nach- 
laſſe habe. Wenn das Geſetz von dem „Anteile am Nachlaſſe“ vor der Teilung ſpricht, ſo 
denkt es dabei wohl zunächſt an den Regelfall, daß der geſamte Nachlaß noch in der Ge: 
meinſchaft der Miterben ſteht und das Recht der Miterben ſich in einem Anteile an dieſer 
Gemeinſchaft erſchöpft. Soweit aber bereits einzelne Nachlaßgegenſtände aus der Erben’ 
gemeinſchaft ausgeſchieden und Sonderrechte einzelner Miterben an ihnen begründet ſind, 
müſſen dieſe Sonderrechte, alfo im Falle des Eigentums die Gegenſtände ſelbſt, an die Stelle 
des Anteils am Nachlaſſe treten und dem Zugriffe der Gläubiger auch vor der endgültigen 
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Teilung des Nachlaſſes unterworfen ſein. Zu dem Eigenvermögen des Miterben, das 
vor dem Zugriffe der Gläubiger geſchützt werden ſoll, gehören fie nicht, zumal, wie die ange- 
führte Reichsgerichtsentſcheidung ſelbſt annimmt, gemäß SS 1978 Abſ 2, 1991 Abſ 1 eine 
Verpflichtung des Miterben beſteht, ſie auf Verlangen der Gläubiger zum Nachlaſſe zurück⸗ 
zugewähren. Die Gläubiger auf dieſen Anſpruch, deſſen Begründung und Durchſetzung 
nicht unzweifelhaft erſcheint (vgl. A 5), zu verweilen, würde eine erhebliche Gefährdung 
ihrer Forderungen durch derartige Vorausteilungen bedeuten. — Die Teilung kann auch 
in der Überlaſſung des ganzen Nachlaſſes an einen Miterben gegen Abfindung der übrigen 
durch Zuweiſung von Nachlaßgegenſtänden beſtehen. Dagegen iſt es nicht Teilung, wenn 
ein Miterbe die Anteile der ſämtlichen übrigen Miterben gegen ein nicht aus dem Nachlaſſe 
entnommenes Entgelt erwirbt und dadurch die Erbſchaft als Ganzes in ſeiner Hand ver⸗ 
einigt (RG 27. 9. 07 VII 504/06). In dieſem Falle wird aber weder dem Erwerber der 
ſämtlichen Anteile noch den übrigen Miterben das Verweigerungsrecht aus § 2059 Abſ 1 
noch zuſtehen, da die Vorausſetzung dafür, das Beſtehen einer Erbengemeinſchaft (A 1), 
weggefallen iſt. Ebenſo liegt die Sache, wenn infolge Ausgleichung bei der Aus- 
einanderſetzung der geſamte Aktivnachlaß einem Miterben zugefallen oder wenn er zur 
Tilgung von Schulden verbraucht worden iſt. Wegen der Art der Haftung in dieſen Fällen 
(ob geſamtſchuldneriſch oder anteilig) vgl. 8 2060 A 1; wegen der Zuläſſigkeit der Nachlaß⸗ 
verwaltung § 2062 A 2. Wirkung der Teilung auf die Pflichtteilslaſt § 2319. 

3. Verweigerung recht entſprechend 588 1990 Abſ 1, 1992, aber nur mit aufſchiebender 
Wirkung bis zur Teilung. Die Verurteilung des Miterben als Geſamtſchuldner wird da⸗ 
durch nicht gehindert. Das Verweigerungsrecht ſtellt ein Mittel zur Veſchränkung der Haf- 
tung des Erben auf den Nachlaß (hier: Nachlaßanteil) dar und kann daher in der Zwangs⸗ 
vollſtreckung nur geltend gemacht werden, wenn es dem als ſolcher verurteilten Miterben 
in dem Urteile vorbehalten iſt (3PO $ 780; ein dieſe Beſtimmung einſchränkender Zuſatz, 
den die zweite Kommiſſion — Prot 5, 875 — beſchloſſen hatte, iſt vom Bundesrat geſtrichen 
worden). Der allgemeine Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung genügt; es bedarf nicht 
des beſonderen Ausſpruchs, daß die Beſchräntung auf den Anteil, und zwar bis zur Teilung, 
vorbehalten wird (RG 71, 371). Iſt nur auf Leiſtung „aus dem Erbteile“ geklagt und verurteilt, 
ſo kann auch ohne Vorbehalt nur in dieſen vollſtreckt werden. Im übrigen hat der Mit⸗ 
erbe auf Grund des Vorbehalts gegen eine in fein Eigenvermögen gerichtete Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung im Wege der 98 781, 785, 767 ZPO Einwendung zu erheben. Erfolgt die Zwangs⸗ 
vollſtreckung auf Grund der vollſtreckbaren Ausfertigung eines gegen den Erblaſſer ergangenen 
Urteils, die gemäß 8 727 ZPO erteilt iſt, fo bedarf es zur Erhebung der Einwendung eines 
Vorbehalts im Urteile nicht. 0 
4. Der unbeſchränkt 5 Miterbe Hätte an ſich als Geſamtſchuldner ($ 2058) dem 
Nachlaßgläubiger für deſſen ganze Forderung ſchon vor der Teilung mit feinen Privat. 
vermögen aufzukommen. Zur Milderung der hierin liegenden Härte gibt ihm aber das 
Geſetz bis zur Teilung das beneficium divisionis: er braucht bis dahin die Befriedigung des 

läubigers aus ſeinem Privatvermögen nur für einen ſeinem Erbteil entſprechen⸗ 
den Bruchteil der Forderung zu dulden. Und zwar iſt hierfür die ideelle Erbquote, nicht 
der reale Erbteil maßgebend, der ſich aus einer etwaigen Ausgleichungspflicht ergibt, die 
Dor der Teilung noch gar nicht durchgeführt fein kann (vgl. 88 2055 A 4, 2060 A 1). Es 
handelt ſich auch hier, ungeachtet der im übrigen bereits beſtehenden Unbeſchränkbarkeit, 
um eine, freilich eigenartige, Beſchränkung der Haftung des Erben ($ 780 ZPO) in der Form 
des Verweigerungsrechts ohne Herbeiführung amtlicher Nachlaßabfonderung (A 1, 3). Die 
Verurteilung des Miterben als Geſamtſchuldner zur Zahlung des ganzen Betrags wird 
dadurch nicht gehindert. Der allgemeine Vorbehalt des 8 780 genügt auch in dieſem Falle: 
dd) wird, wenn die im übrigen unbeſchränkbare Haftung bereits feſtſteht, auf Antrag des 
Gläubigers der Vorbehalt entſprechend einzuſchränken ſein, alſo z. B. wenn die Forderung 
5000, der Erbteil ½ beträgt, dahin, daß dem Beklagten bis zur Teilung die Beſchränkung 
der Haftung für mehr als 1000 M. auf ſeinen Anteil am Nachlaſſe vorbehalten wird. Hat 
der Miterbe überhaupt keinen Vorbehalt im Urteile erwirkt, ſo wird er, auch wenn er im 
allgemeinen noch nicht unbeſchränkt haftet, gegenüber der Zwangsvollſtreckung desjenigen 
Glaͤubigers, der das Urteil erwirkt hat, auch die Haftungsbeſchränkung aus § 2059 Abi 1 
Satz 2 nicht mehr geltend machen können (a. M. die zweite Auflage dieſes Kommentars). — 
Eine auf eine unteilbare Leiſtung (§ 431) gerichtete Nachlaßverbindlichkeit wird für die 
Beitreibung aus dem eigenen Vermögen des Miterben nur ihrem Geldwerte nach in Be⸗ 
e 1 können und in dieſer Geſtalt der Teilung nach Maßgabe des Erbanteils unter. 
vorfen ſein. 

5. Die Nachlaßgläubiger köunen vor der Tei tatt gegen die einzelnen Miterben als 
Geſamtſchuldner (88 2058, 2059 Abf 1 Satz K en den ungeteilten Nachlaß 
dorgehen. Das Recht zu dieſem Vorgehen wird, wie Abſ 2 ausdrücklich hervorhebt, durch 
die in Abſ 1 Satz 1 u. 2 vorgeſehenen Beſchränkungen des Vorgehens gegen die einzelnen 
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Miterben nicht berührt. Erforderlich und genügend dazu iſt das Vorhandenſein von voll 
ſtreckbaren Titeln gegen ſämtliche Miterben (8 747 ZRD). Als ſolche können die gegen 
die einzelnen Miterben als Geſamtſchuldner in einem oder mehreren Prozeſſen erwirkten 
Urteile dienen, ſofern nicht etwa die Verurteilung ausdrücklich nur auf Leiſtung aus dem 
Erbteile lautet; der Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung ſteht nicht entgegen. Der Gläu⸗ 
biger kann aber auch zum Zwecke des Vorgehens gegen den ungeteilten Nachlaß die gegen 
die Erbengemeinſchaft als ſolche gerichtete Geſamthandklage erheben. Dieſe Klage muß 
gegen ſämtliche Teilnehmer der Erbengemeinſchaft (Miterben, Übertragsnehmer von Erb- 
teilen) einheitlich gerichtet werden und begründet unter ihnen notwendige Streitg enoſſen 
ſchaft (3PO 8 62; RG 71, 371). Ob die eine oder die andere Klage erhoben iſt, wird, 
wenn es nicht ausdrücklich geſagt iſt, im Wege der Auslegung zu ermitteln ſein. Auch der 
Miterbe, der Gläubiger iſt, kann die Geſamthandklage erheben; er braucht ſie nur gegen 
die andern Miterben zu richten und kann ſodann nach 8 747 3 PO in den Nachlaß voll. 
ſtrecken (Rc Gruch 57, 158; RG 13. 6. 18 IV 386/17). — Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker 
beſtellt, jo kann die Zwangsvollſtreckung in Nachlaßbeſtandteile, die ſeiner Verwaltung unter⸗ 
ſtellt find, nur auf Grund eines gegen ihn ergangenen Urteils erfolgen. Auch gegenüber 
der Geſamthandklage können die Miterben, ſofern ſie nicht ausdrücklich nur auf Leiſtung 
aus dem Nachlaſſe gerichtet iſt, den Vorbehalt der Haftungsbeſchrankung verlangen, da andern⸗ 
falls auch das auf eine ſolche Klage ergangene Urteil zum Vorgehen gegen ihre Anteile am 
Nachlaſſe und gegen ihr Eigenvermögen dienen könnte. Wenn Nachlaßverwaltung oder Nachlaß⸗ 
konkurs herbeigeführt iſt, kann während ihrer Dauer weder die Klage auf Grund des Geſamt⸗ 
ſchuldverhaltniſſes noch die Geſamthandklage gegen die Miterben erhoben werden. Zum unge⸗ 
teilten Nachlaſſe gehören auch die Forderungen gegen die Miterben aus der von ihnen ge⸗ 
führten Verwaltung des Nachlaſſes, falls amtliche Nachlaßabſonderung herbeigeführt iſt 
($ 1978) oder ein Miterbe von dem Rechte aus § 1991 Gebrauch gemacht hat. Daß ſolche 
Anſprüche auch geltend gemacht werden könnten, wenn ohne amtliche Nachlaßabſonderung 
und ohne Vorliegen der Vorausſetzungen der SS 1990, 1992 die Miterben nur das Ver⸗ 
weigerungsrecht aus 5 2059 Abſ 1 geltend gemacht haben (ſo anſcheinend RG 89, 408), 
kann in Ermanglung einer geſetzlichen Grundlage nicht anerkannt werden. 

6. Beweislast. Steht feſt, daß die von dem Nachlaßgläubiger in Anſpruch genommenen 
Personen Miterben ind, fo ſtellt ſich die Klage gegen fie als Geſamtſchuldner zunächſt als 
begründet dar (88 1967, 2058); deshalb wird der Miterbe, der das Verweigerungsrecht aus 
82059 Abſ 1 geltend machen will, deſſen Vorausſetzungen darzutun, alſo zu beweiſen haben, daß 
eine Heilung noch nicht ſtattgefunden hat (RG Warn 1914 Nr 300; dahingeſtellt RG 13. 1. 12 
V 276/11, wo jedoch anerkannt ift, daß der Miterbe die Ungeteiltheit behaupten muß; 
a. M. Planck Erl 8 und die dort Angeführten). Iſt im Urteil der allgemeine Vorbehalt 
des 5 780 3 PO erfolgt, jo kann der Beweis der beſonderen Vorausſetzungen des Verweige⸗ 
rungsrechts nach § 2159 Abf 1 noch in der Zwangsvollſtreckungsinſtanz geführt werden. 
Behauptet der Gläubiger, daß der Miterbe unbeſchränkt hafte und deshalb nur Sab 2 
zur Anwendung kommen könne, ſo hat er den Eintritt der Unbeſchränkbarkeit der Haftung 
nachzuweiſen. Die Höhe der Erbquote, die nach Satz 2 in Betracht kommt, wird, wenn 
ſie beſtritten iſt, der Miterbe zur Darlegung des Umfangs feines Verweigerungsrechts gleich- 
falls zu beweiſen haben (a. M. Jaeger, Erbenhaftung 20). 


8 2060 


Nach der Teilung des Nachlaſſes haftet jeder Miterbe nur für den ſeinem 
Erbteil entſprechenden Teil einer Nachlaßverbindlichkeit'): 

1. wenn der Gläubiger im Aufgebotsverfahren ausgeſchloſſen iſte); das 
Aufgebot erſtreckt ſich inſoweit auch auf die im § 1972 bezeichneten Gläu⸗ 
biger ſowie auf die Gläubiger, denen der Miterbe unbeſchränkt haftete); 

2. wenn der Gläubiger ſeine Forderung ſpäter als fünf Jahre nach dem 
im § 1974 Abſ 1 beſtimmten Zeitpunkte geltend macht, es ſei denn, 
daß die Forderung vor dem Ablaufe der fünf Jahre dem Miterben 
bekannt geworden oder im Aufgebotsverfahren angemeldet worden 
it); die Vorſchrift findet keine Anwendung, ſoweit der Gläubiger 
nach § 1971 von dem Aufgebote nicht betroffen wirds); 

3. wenn der Nachlaßkonkurs eröffnet und durch Verteilung der Maſſe 
oder durch Zwangsvergleich beendigt worden iſte) “. 

e 1084; P 5 875—879, 


. 
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J. Der Grundſutz geſamtſchuldueriſcher Haftung mehrerer Erben (8 2058) bleibt auch 
uach vollzogener Teilung des Nachlaſſes ($ 2059 A 2) in Kraft. Er wird nur in den Ausnahme⸗ 
fällen der Nr 1—3 und des $ 2061 inſofern durchbrochen, als der einzelne Erbe nicht für 
ben ganzen Betrag der Nachlaß verbindlichkeit, ſondern nur für den feinem Erbteil entſprechen⸗ 
den Bruchteil der Schuld haftet. Der in den 88 2059—2061 gleichlautend wiederkehrende 
Ausdruck kann nicht verſchieden gemeint ſein. Auch hier iſt deshalb im Verhältnis zu den 
Nachlaßgläubigern wie in $ 2059 (A 4) die ideelle Erbquote, nicht der durch etwaige Aus» 
gleichungen verſchobene reale Erbteil maßgebend; nur im Verhältniſſe der Miterben unter⸗ 
einander kommt das Ergebnis der Ausgleichung in Betracht (vgl. § 2055 A 4). A. M. auch 
in dieſer Beziehung Leonhard § 2055 III C 2a. Freilich wird dadurch das Ergebnis ge⸗ 
ſchaffen, daß, wenn die Miterben ihre Haftung noch auf den Nachlaß beſchränken können, 
der Gläubiger, hinſichtlich deſſen die Voraussetzungen der 98 2060, 2061 zutreffen, von dem 
Miterben, der infolge der Ausgleichung aus dem Nachlaſſe nichts erhalten hat, nichts und 
von den Miterben, die den ganzen Nachlaß erhalten haben, nur einen ihren ideellen Erb. 
anteilen eutſprechenden Bruchteil feiner Forderung erlangen kann, fo daß er mit dem Bruch⸗ 
teile, der dem Erbteile des leer ausgegangenen Miterben entſpricht, ungeachtet vorhandener 
Zulänglichkeit des Nachlaſſes ausfällt. Beiſpiel: Nachlaß 3000, Miterben A, B, C je zu J; 
Ö hat bei der Auseinanderſetzung infolge Ausgleichung nichts, A und B je 1500 erhalten. 
Ein ausgeſchloſſener Gläubiger, der 1500 zu fordern hat, kann von C nichts, von A und B 
nur je / = 500, zuſammen 1000, erlangen, fällt alſo mit 500 aus. Dieſes Ergebnis ſuchen 
Planck und Strohal (bei Planc zu § 2061 Erl 6) auf zwei verſchiedenen Wegen zu ver⸗ 
meiden, die beide nicht zum Ziele führen können: Planck, indem er annimmt, daß wegen 
des im inneren Verhältniſſe der Miterben zu berückſichtigenden Ergebniſſes der Ausgleichungs⸗ 
pflicht der leer ausgegaugene Miterbe den Erſtattungsanſpruch, den er gegen ſeine Miterben 
haben würde, falls er an den Glaubiger einen ſeinem ideellen Erbteile entſprechenden Be⸗ 
trag zahlen müßte (den er aber in Wirklichkeit nicht hat, da er dem Gläubiger nichts zu zahlen 
hat!), dem Gläubiger abzutreten verpflichtet fei; Strohal, indem er die Grundſätze von 
der Haftung des Übernehmers eines Vermögens für die Schulden (88 419, 1086 uſw.) auf 
die Haftung der Miterben, die den Nachlaß erhalten haben, entſprechend anwenden will, 
obwohl dieſe nicht von dem leer ausgegangenen Miterben deſſen Erbteil übernommen, 
sondern nur das, was ihnen zuſtand, aus dem Nachlaſſe erhalten haben. Es wird richtiger 
ſein, ſich mit dem Ergebniſſe abzufinden, das übrigens nicht mit Leonhard a. a. O. als durch⸗ 
aus „unannehmbar“ bezeichnet werden kaun, wenn man bedenkt, daß es ſich bei Zuläng⸗ 
lichkeit des Nachlaſſes nur um ſolche Gläubiger handeln kann, die ihre ungünſtige Stellung 
der Verſäumung rechtzeitiger Meldung zuzuschreiben haben (88 2060 Nr 1 u. 2, 2061). 
Die Frage der Teilhaft, d. h. der Haftung mehrerer Erben je nur für einen Bruchteil 
der Nachlaßverbindlichkeiten (pro rata crediti), iſt von der Frage der beſchränkten Haf- 
tung, d. h. der Haftung nur mit den Mitteln des Nachlaſſes (cum viribus hereditatis) ſtreng 
zu ſondern (Vorbem 2 zu § 2058). — Neben dem Erwerber eines Erbteils bleibt auch der 
deräußernde Miterbe im Falle der 88 2060, 2061 anteilig haftbar, und zwar find beide 
für den dem Erbteile entſprechenden Bruchteil der Forderung Geſamiſchuldner ($ 421). — 
pat ein Miterbe den ganzen Nachlaß erhalten, ohne daß Teilung ſtattgefunden hat (vgl. 

2059 A 2), fo wird dieſer jedenfalls auch ausgeſchloſſenen und verſpäteten Gläubigern 
(88 2060, 2061) geſamtſchuldneriſch für die ganze Forderung haften müſſen, während bei 
den übrigen Miterben, obwohl der Wortlaut des Geſetzes („nad) der Teilung“) nicht zu ⸗ 
trifft, nur anteilige Haftung anzunehmen fein wird, da fie nicht ſchlechter geſtellt werden 
können, als wenn fie etwas aus dem Nachlaſſe erhalten hätten (für nur anteıige Haftung 
aller Miterben wegen § 2007 Planck Erl 6). Praktiſch kommt übrigens die Haftung der- 
ienigen Miterben, die aus dem Nachlaſſe nichts erhalten, nur in Betracht, wenn fie nicht 
mehr in der Lage ſind, ſie auf den Nachlaß zu beſchränken. i i 

2. Aufgebot der Nachlaßgläubiger 88 1970— 1974; entſprechende Wirkung des Privatauf. 
gebots 5 2061. Der von einem Erben geſtellte Antrag und das von ihm erwirkte Ausſchlußurteil 
tommen mit dem nach ZPO 8 997 Abſ 1 Satz 2 dem Gläubiger beſonders anzudrohenden Rechts- 
nachteil der anteiligen Haftung auch den übrigen Erben zuſtatten, vorbehaltlich der Vorſchriften 
des BOB über die unbeſchränkte Haftung, denen zufolge das Verweigerungsrecht gegenüber 
einem ausgeſchloſſenen Gläubiger ($ 1973) einem Miterben, der unbeſchränkt haftet, uicht 
zuſteht ($ 2013). — Der Antrag begründet zugleich die auſſchiebende Eiurede aus 8 2015. 
Aufſchub der Auseinanderſetzung (8 2045) kommt hier „nach Teilung des Nachlaſſes“ nicht mehr 
in Frage. Ob der Miterbe die Forderung des ausgeſchloſſenen Gläubigers gekannt hat oder 
nicht, iſt hier ebenſo gleichgültig wie nach § 1973 (A 4 dazu). Anders unten A 4. Daß 
das Aufgebot vor der Teilung durchgeführt fein müßte, iſt weder in $ 2060 Nr 1 noch 
in § 997 ZPO geſagt, und es wird daher angenommen werden müſſen, daß die Miterben, 
auch wenn ſie bereits geteilt haben, doch noch nachträglich die bloß anteilige Haftung durch 
das Aufgebot herbeiführen können (a. M. Leonhard II A). Vgl. auch A 6. 
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3. Pflichtteilsrechte, Vermächtniſſe und Auflagen werden nach § 1972, Gläu⸗ 
biger, denen der Miterbe un beſchränkt haftet, nach § 2013 Abſ 1 vom Aufgebote nicht 
betroffen. Dagegen kann die Teilhaftung auch ihnen gegenüber durch Aufgebot nach 
3 997 38 herbeigeführt werden. Zu dieſem Zwecke iſt auch der unbeſchränkt haftende 
a dem Antrage auf Erlaß des eutſprechenden Aufgebots (A 2) berechtigt (ZPO 8 997 

). 


4. Den Ausſchluſſe eines Gläubigers in Aufgebotsverfahren (Nr 1, A 2) ſteht, wie für 
die Begründung der Erſchöpfungseinrede nach 88 1973, 1974, fo auch für den Eintritt der 
nur anteiligen Haftung des Miterben die verſpätete Geltendmachung der Forderung gleich. 
Sie gilt als verſpätet und der Miterbe haftet daher nur noch anteilig, wenn fie ſpater als 
fünf Jahre nach dem Erbfalle ($ 1922 A 2, 4) erfolgt, jedoch mit der Abweichung, daß 
im Falle der Todeserklärung die Friſt zur Geltendmachung nicht mit dem Zeitpunkte 
beginnt, der in dem die Todeserklärung ausſprechenden Urteil als Zeitpunkt des Todes 
feſtgeſtellt iſt ($ 18), ſondern früheſtens mit dem Erlaſſe dieſes Urteils ($ 1974 A 6). Die 
die Friſt wahrende Geltendmachung kann auch außergerichtlich, durch Mahnung uſw., er⸗ 
folgen. Die geſamtſchuldneriſche Haftung bleibt aber, auch wenn keine Geltendmachung 
innerhalb der Friſt erfolgt iſt, beſtehen, wenn der Miterbe innerhalb der Friſt von der 
Forderung Kenntnis erhalten hat oder die Forderung in einem von einem der Mit, 
erben veraulaßten Aufgebotsverfahren angemeldet war; in letzterem Falle kommt 
es auf die perſönliche Keuntnis des in Frage ſtehenden Miterben nicht an ($ 1974 A 4, 5). 
Im übrigen iſt aber perſönliche Kenntnis des Miterben erforderlich und kann deshalb 
für die gleiche Forderung ein Miterbe geſamtſchuldueriſch, der andere nur noch anteilig 
haften. — Die Anmeldung auf eine nach § 2061 ergangene Aufforderung hin 
n in einem Aufgebotsverfahren nicht gleich; über ihre Wirkung vgl. 


5. Deu in 8 1971 geuanuten dinglich Berechtigten kann, ſoweit fie ſich auf die dingliche 
Rechtsverfolgung beſchränken, die Teilhaftung niemals entgegengehalten werden. Dagegen 
tritt fie auch gegenüber Pflichtteilsrechten, Vermächtniſſen und Auflagen, die nach 8 1972 
ene ebote nicht betroffen werden, ein, wenn hinſichtlich ihrer die Friſt verſäumt 
X * 


6. Das (leſeth läßt die Eröffuung des Nachlaßtonkurſes auch nach der Teilung des Nach- 
laſſes zu (NO 8 216 Abſ 2) und gewährt ſogar dem unbeſchränkt hafteuden Miterben das 
Recht, die Konkurseröffnung zu beantragen (KO 8 217 Abſ 1). Nr 3 muß deshalb auch dieſen 
nachträglichen Nachlaßkonkurs im Auge haben. Da 8 2060 ſelbſt nicht unterſcheidet, iſt es 
unzuläflig, die Teilhaftung nur für den Fall eintreten zu laſſen, daß der Konkurs bereits vor 
der Teilung eröffnet worden iſt (anders die herrſchende Meinung; vgl. Planck Erl 2 e und 
die dort Angeführten). Es wäre auch unbillig, wenn bei einem infolge nachträglich be- 
kannt gewordener Forderungen nach der Teilung eintretenden Konkurſe die Miterben die 
aus dem Nachlaſſe empfangenen Überſchüſſe herausgeben müßten, aber der Rechtswohltat 
der anteiligen Haftung verluſtig gingen, die ſogar dem unbeſchränkt haftenden Miterben 
zuſteht, wenn der Konturs vor der Teilung eröffnet worden iſt. Für Verzögerungen des 
Eröffnungsantrags bleiben die Erben aus § 1980 daneben verantwortlich. Ob die Maſſe 
unter die Glaubiger aufgeteilt oder ob hiervon etwas für die Erben übriggeblieben iſt, 
macht keinen Unterſchied. Auch im erſteren Falle liegt „Teilung des Nachlaſſes“ vor ($ 2059 
A 2). Die Teilhaftung tritt im Falle des Zwangsvergleichs (KO 5 230) nur ein, ſo⸗ 
weit der Vergleich ſelbſt nichts anderes beſtimmt. 


7. Beweislaſt. Wird ein Miterbe als Geſamtſchuldner auf die ganze Forderung ver⸗ 
klagt, fo hat er, wenn er geltend macht, daß er nach 88 2060, 2061 nur anteilig hafte, 
zunächſt zu beweiſen, daß die Teilung erfolgt iſt (anders im Falle des § 2059 A 6). 
Sodann hat er darzutun, zu Nr 1: daß der Gläubiger ausgeſchloſſen ift, zu Nr 2: daß 
die Fünfiahrefriſt verſtrichen iſt, wogegen dem Gläubiger der Nachweis früher erlangter 
Kenntnis oder Anmeldung offensteht, zu Nr 3: Beendigung des Nachlaßkonkurſes in der 
dort angegebenen Weile. Sind die Umſtände, welche die nur anteilige Haftung begrün“ 
den, zur Zeit der Verhandlung des Rechtsstreits bereits eingetreten, jo iſt der Miterbe 
auf ſeine Einwendung hin nur zur Zahlung eines ſeinem Erbteile entſprechenden Teiles 
der Forderung zu verurteilen. Iſt er als Geſamtſchuldner verurteilt, jo kaun er, falle 
nachträglich ſolche Umſtände eintreten, die nur anteilige Haftung noch im Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungsverfahren im Wege des $ 767 (Abſ 2) ZPO geltend machen. Wegen vorher 
eingetretener Umſtände iſt eine ſolche Einwendung im Zwangsvollſtreckungsverfahren aus, 
Leſchloſſen. Der Vorbehalt der Haftungsbeſchränkung im Urteile (§ 780 ZPO |. $ 2059 

2) greift hier nicht durch, da es ſich nicht um Abſonderung des Eigenvermögens vom 
Nachlaſſe handelt. 


Mehrheit von Erben 88 2060—2062 671 


§ 2061 

Jeder Miterbe kann die Nachlaßgläubiger öffentlich auffordern, ihre 
Forderungen binnen ſechs Monaten bei ihm oder bei dem Nachlaßgericht 
anzumelden!). Iſt die Aufforderung erfolgt, ſo haftet nach der Teilung 
jeder Miterbe nur für den ſeinem Erbteil entſprechenden Teil einer Forde⸗ 
rung, ſoweit nicht vor dem Ablaufe der Friſt die Anmeldung erfolgt oder 
die Forderung ihm zur Zeit der Teilung bekannt ijt?). 

Die Aufforderung iſt durch den Deutſchen Reichsanzeiger und durch das 
für die Bekanntmachungen des Nachlaßgerichts beſtimmte Blatt zu ver⸗ 
öffentlichen. Die Friſt beginnt mit der letzten Einrückung. Die Koſten fallen 
dem Erben zur Laſt, der die Aufforderung erläßts) ). 

E II 1935; P 5 877879. 

1. Durch das Privataufgebot ſichert der einzelne Miterbe ſich und zugleich den übrigen 
Erben die Teilhaftung. Für die davon verſchiedene Frage der Haftungsbeſchränkung (Vor⸗ 
bem 2 vor 8 2058) iſt dagegen nur das förmliche Aufgebotsverfahren (88 1970ff.) von Be⸗ 
deutung. Auch der unbeſchränkt haftende Erbe iſt zum Privataufgebot berechtigt. Der An⸗ 
drohung eines Rechtsnachteils, wie in ZPO 8 997, bedarf es nicht. — Aufſchub der Aus- 
einanderſetzung § 2045. N . 

2. Aufforderung, Friſtablauf und Teilung (8 2059 A 2) zuſammen erſt bewirken den Ein- 
tritt der Teilhaftung (58 2059 A 4, 2060 A 1), auch zugunſten der unbeſchränkt haftenden 
Erben. War die Teilung ſchon vor Friſtablauf vorgenommen, ſo tritt der Erfolg erſt mit 
dem Friſtablauf ein. Daß die Aufforderung vor der Teilung erfolgen müſſe, iſt auch hier 
nicht geſagt und wird deshalb nicht angenommen werden können (vgl. § 2060 A 2, 6; a. M. 
Leonhard III und die zweite Auflage dieſes Kommentars). Es verbleibt bei der geſamt⸗ 
ſchuldueriſchen Haftung der Erben ($ 2058), wenn der Nachlaßgläubiger feine Forderung bei 
dent das Aufgebot erlaſſenden Miterben oder bei dem Nachlaßgericht — nicht bei einem be⸗ 
liebigen Miterben — anmeldet. Die ordnungsmäßige Anmeldung wirkt gegen alle Erben. 
Dagegen macht Kenntnis der Forderung nur denjenigen Erben der Teilhaftung ver- 
luſtig, in deſſen Perſon ſie, und zwar zur Zeit der Teilung, vorhanden war. Dieſer 
Zeitpunkt bleibt entſcheidend, wenn die Teilung auch erſt geraume Zeit nach Ablauf der 
Friſt vollzogen wird. Dagegen kann die verfrühte Teilung dem Erben nicht zugute kommen, 
wenn er noch vor Friſtablauf Kenntnis erlangt. So abweichend vom gerichtlichen Aufge- 
botsverfahren, bei dem die Kenntnis oder Unkenntnis des Erben bedeutungslos iſt (8 2060 
A 2). Das Privataufgebot wirkt auch für die Pflichtteilsberechtigten uſw. ($ 1972), läßt aber 
die dinglich Berechtigten ($ 1971) unberührt. Wegen der Fälle, in denen eine Teilung 
Überhaupt nicht ftattfindet, vgl. $ 2060 A 1. | 

3. Friſtberechnung $$ 187, 188, 193. Nur die Koſten des gerichtlichen Aufgebots. 
verfahrens find von vornherein Nachlaßverbindlichkeiten ($ 1967 A 3), nicht auch diejenigen 
des privaten Aufgebots. Ein Erſtattungsanſpruch des Miterben, der das Privataufgebot 
erlaſſen hat, kann jedoch nach den Grundſätzen der Geſchäftsführung (8 688) gegeben ſein. 
„ . Beweislaſt. Vgl. 9 2061 A 7. Der nach erfolgter Teilung auf Teilhaftung aus 
2061 ſich berufende Erbe hat außer der Teilung den ordnungsmäßigen Erlaß der Auftorbe- 
rung, der Gläubiger feine rechtzeitige Anmeldung oder die Kenntnis des betreffenden Erben 
zur Zeit der Teilung zu beweiſen. 

8 2062 


Die Anordnung einer Nachlaßverwaltung kann von den Erben nur ge⸗ 
meinſchaftlich beantragt werden!); fie iſt ausgeſchloſſen, wenn der Nachlaß 
geteilt ift2), 

P 6 342—344. 8 

1. Der Antrag auf Anordnung der Nachlaßverwaltung ($ 1981) ſteht den Erben nur 
gemeinschaftlich, nicht, wie der Antrag auf Erbff nung des Nachlaßkonkurſes (KO 8 217) jedem 
Miterben zu. Der Antrag iſt deshalb unzuläſſig, wenn auch nur ein Miterbe allen (nicht 
bloß einzelnen) Nachlaßgläubigern gegenüber unbeſchränkt haftbar geworden iſt und dadurch 
das Antragsrecht nach 8 2013 verloren hat. Ein Mehrheitsbeſchluß ift nicht bindend, da es 
ich nicht um einen Akt der Verwaltung handelt (§ 2038 A 3). Die hiernach unzuläſſig erfolgte 

nordnung kann von den widerſprechenden Erben trotz 360 8 76 Abſ 1 mit Beſchwerde 
angefochten werden. Zu einem Antrage der Nachlaßgläubiger gemäß 8 1981 Abſ 2 
ann ſchon das Verhalten eines einzelnen Miterben Anlaß geben. 

2. Sie iſt ausgeſchloſſen nach Teilung des Nachlaſſes (J 2059 A 2), abweichend von 
3 1981, der für den Alleinerben keine zeitliche Schranke enthält und von KO 8 210 Abſ 2, 
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der auch nach der Teilung den Nachlaßtonkurs zulaßt. Die Nachlaßverwaltung kaun jetzt auch 
von einem Nachlaßgläubiger nicht mehr beantragt werden. Iſt die Erbengemeinſchaft ohne 
Teilung aufgehoben, z. B. durch Vereinigung ſämtlicher Erbteile in der Hand eines Mit- 
erben (8 2059 A 2), fo iſt die Nachlaßverwaltung nicht ausgeſchloſſen (RG 27. 9. 07 VII 504/06). 

ber einen Erbteil kann weder Nachlaßverwaltung angeordnet noch Nachlaßkonkurs eröffnet 
werden (KO $ 235). Wohl aber iſt Pfändung des Erbteils zuläffig (5 2033 A 3). Nach 
der Teilung können hiernach die Miterben die beſchränkte Haftung nur durch Vorgehen 
nach $$ 1970 ff., Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes oder mit der Unzulänglichkeitseinrede 
aus 88 1990—1992 verwirklichen. Wegen Herbeiführung der nur anteiligen Haftung 
nach der Teilung vgl. 88 2060 A 2, 4, 6, 2061 A 2. 


8 2063 
Die Errichtung des Inventars durch einen Miterben kommt auch den 
übrigen Erben zuſtatten, ſoweit nicht ihre Haftung für die Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten unbeſchränkt ift!), 
Ein Miterbe kann ſich den übrigen Erben gegenüber auf die Beſchränkung 
ſeiner Haftung auch dann berufen, wenn er den anderen Nachlaßgläubigern 


gegenüber unbeſchränkt haftet). 
E I 2146 II 1936; M 5 676, 677; P 5 741, 747, 805. 


1. Inventarerrichtung § 1993ff. Ebenſo im Verhältnis zwiſchen Ehegatten § 2008 
Abſ 1 Satz 3, Vor⸗ und Nacherben 8 2144 Abſ 2, Erbſchaftskäufer und Verkäufer $ 2383 
Ab} 2, beim Antrag auf Erlaß des Aufgebots ZPO 8 997. Die Beſtimmung der Inventar ⸗ 
friſt muß gegenüber jedem Miterben beſonders und braucht nicht einheitlich zu erfolgen. 
Das auch nur von einem Erben, jedoch über den ganzen Nachlaß ($ 2001 A 1) rechtzeitig und 
getreu errichtete Inventar wendet, ohne daß es erſt noch der Bezugnahme gemäß $ 2004 
bedarf, von allen Miterben die unbeſchränkte Haftung ab, ſoweit ſie nicht dem einen 
oder dem andern durch Friſtablauf (§ 1994) oder ungetreue Errichtung (§ 2005) oder Eides 
verweigerung ($ 2006 Abſ 3) oder endlich durch vorbehaltsloſe Verurteilung (ZPO $ 780) 
bereits verlorengegangen iſt. 


f 2. Der unklar gefaßte Abſ 2 betrifft den Fall, daß ein Miterbe oder mehrere von 
ihnen (als „die übrigen Erben“ bezeichnet) eine Forderung gegen den Nachlaß haben, 
ſei es eine vor dem Erbfalle gegen den Erblaſſer oder eine nachher entſtandene, z. B. einen 
Erſatzanſpruch wegen Aufwendungen für den Nachlaß ($ 1978 Abf 8). Ein wegen einer 
ſolchen Nachlaßverbindlichkeit in Anſpruch genommener Miterbe ſoll ſich deingegenüber auf 
die Beſchränkung ſeiner Haftung auf den Nachlaß auch dann berufen können, wenn er 
die Möglichkeit dazu gegenüber der Geſamtheit der Gläubiger („den anderen Nachlaß⸗ 
gläubigern“) bereits durch Verſäumung der ihm geſetzten Inventarfriſt oder ungetreues 
Inventar (88 1994, 2005) verloren hat. Das bedeutet nicht, daß er einem Miterben, der 
Nachlaßgläubiger iſt, ohne weiteres nur mit dem Nachlaſſe hafte; ſondern nur, daß der ein⸗ 
getretene Verluſt der Beſchränkungsmöglichkeit dieſem gegenüber nicht in Betracht kommt. 
Somit hat er, ſolange der Nachlaß noch ungeteilt iſt, gegenüber einem Miterben, der wegen 
einer Nachlaßforderung in ſein Eigenvermögen vorgeht, die Verweigerungseinrede aus 
§ 2059 Abſ 1, und zwar nicht nur für einen ſeinem Erbteile entſprechenden Teil (Satz 2), 
ſondern für die ganze Forderung; er kann jedoch in der Zwangsvollſtreckung von dieſer 
Einrede nur Gebrauch machen, wenn fie ihm im Urteile vorbehalten iſt, da 5 780 8 
durch § 2063 Abſ 2 nicht berührt wird. — Nach der Teilung kann er, wenn der Nachlaß 
zur Zeit der Teilung (8 1990 A 2) dürftig oder unzulänglich war, von den Einreden aus 
88 1990, 1992 Gebrauch machen, auch ſich auf ein vorher durchgeführtes Aufgebotsverfahren, 
bei dem der Miterbe als Gläubiger ausgeſchloſſen worden (88 1973, 1974), eine vorher an 
geordnete Nachlaßverwaltung oder durchgeführten Nachlaßkonkurs (88 1975 A 1, 1989 A 1) 
berufen. Er kann aber auch jetzt noch Konkurseröffnung über den Nachlaß (KO 8 216 Abſ 2), 
nicht mehr dagegen Nachlaßverwaltung (8 2062 A 2) herbeiführen; ferner Antrag auf Auf 
gebot der Nachlaßgläubiger (88 1970ff.) ſtellen, der aber nur zum Ziele führt, wenn der 
Gläubiger ſich in dem Aufgebotsverfahren nicht meldet. Iſt für keines dieſer Beſchränkungs“ 
mittel Raum, jo haftet er auch dem Gläubiger, der Miterbe ift, mit feinem eigenen Ber 
mögen. Ob geſamtſchuldneriſch oder anteilig, beſtimmt ſich nach 88 2060, 2061. Haftet 
er als Geſamtſchuldner, fo kann er dem Glaubiger, der Miterbe iſt, den nach Maßgabe der 
Auseinanderſetzung, unter Berücksichtigung etwaiger Ausgleichungspflichten, auf dieſen ent 
fallenden Anteil an der Nachlaßverbindlichkeit abziehen, auch von den übrigen Miterben 
Erſtattung des nach dieſer Maßgabe zu viel Geleiſteten verlangen ($ 2058 A 2). 


Allgemeine Vorſchriften 88 2064, 2065 573 


Dritter Abſchnitt 
Teſtament 
Erſter Titel 
Allgemeine Vorſchriften 


Das Teſtament oder die letztwillige Verfügung iſt im Gegenſatz zum Erbvertrag (§ 1941) 
einſeitige Verfügung von Todes wegen, § 1937. Sein möglicher Inhalt iſt zu 88 19381940 
erörtert. Es muß nicht notwendig eine Erbeinſetzung enthalten. Von den verſchiedenen 
Arten des Teſtaments, den Vorausſetzungen und Formen der Errichtung und Aufhebung 
handeln 88 2229— 2264, von den gemeinſchaftlichen Teſtamenten 88 2265 — 2273. Hier be⸗ 
ſchränkt ſich das BGB darauf, die ſtreng perſönliche Natur der letztwilligen Erklärungen her⸗ 
vorzuheben (88 2064, 2065), gewiſſe Auslegungsregeln bezüglich der Perſonen der Bedachten 
(88 2066—2073) und bezüglich gewiſſer bedingter Zuwendungen aufzuſtellen (88 2074 bis 
2076). Eine beſondere auf Zuwendungen an Ehegatten bezugliche Beſtimmung enthält 
$ 2077. Die Anfechtung der letztwilligen Verfügung wegen Irrtums oder Drohung iſt in 
§8 2078 —2083 geregelt. 8 2084 nimmt den Grundſatz auf, daß in favorem testamenti 
auszulegen ſei, 88 2085, 2086 beſchäftigen ſich mit der teilweiſen Unwirkſamkeit oder der 
möglichen Unvollſtändigkeit letztwilliger Verfügungen. Insbeſondere find letztwillige Ver⸗ 
fügungen auch für das Gebiet des ehelichen Güterrechts (88 1369, 1509, 1511 ff.), des 
Familienrechts (88 1598, 1638 ff., 1651, 1687ff.) und des Vormundſchaftsrechts zuläſſig (88 1777, 
1782, 1792, 1797, 1803, 1856, 1868, 1880, 1909, 1917). 


8 2064 


Der Erblaſſer kann ein Teſtament nur perſönlich errichten !). 
E I 1911 IT 1937; M 5 246, 247; P 5 317. 


1. Die gleiche Beſtimmung gilt auch für den Erbvertrag (8 2274) und den Erbverzicht 
(8. 2347). Die Notwendigkeit perſönlicher Errichtung des Teſtaments beſagt, daß der Erb⸗ 
laſſer die von ihm gewollten letztwilligen Verfügungen ſchlechterdings nur mit eigenem Mund 
oder eigener Hand erklären, daß er ſich hierbei weder im Willen ſelbſt noch in der Erklärung 
des Willens von anderen (Boten oder irgendwelchen Mittelsperſonen, auch nicht von ſeinem 
geſetzlichen Vertreter) vertreten laſſen kann. Er kann deshalb den Erben nicht wirkſam er⸗ 
1015 fen ſeinerſeits ein das Erbvermögen belaſtendes Vermächtnis anzuordnen (RG Warn 
1911 Nr 42). Dies ſchließt nicht aus, daß er ſich bei ſeinen letztwilligen Verfügungen beraten 
läßt (FT 8 18) und daß er ſich insbeſondere zur Beurkundung oder zur vorbereitenden 
Niederſchrift der letztwilligen Erklärungen (§ 2238 Abf 1) fremder Hilfe bedient. Damit iſt 
das Pupillar⸗ und Quaſipupillarteſtament des gemeinen Rechtes beſeitigt. 


8 2065 


) Der Erblaſſer kann eine letztwillige Verfügung nicht in der Weiſe treffen, 
daß ein anderer zu beſtimmen hat, ob ſie gelten oder nicht gelten joll?). 

Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon, die eine Zuwendung er⸗ 
halten ſoll, ſowie die Beſtimmung des Gegenſtandes der Zuwendung nicht 
einem anderen überlajjen?). 

E 1 1765, 1770 Satz 1, 1777 Satz 1 II 1938; M 5 30, 34—86, 41, 42; P 5 15—21, 28, 5 40. 

. Abſ 1 ſetzt eine in ſich vollſtändige Willenserklärung voraus deren Gültigkeit aber 
von der Beſtimmung eines Dritten abhängig gemacht wird. Abſ 2 handelt von der Erganzung 
eimer an ſich unvollſtändigen Willenserklärung durch Dritte. In beiden Fallen it die 
letztwillige Verfügung ohne daß es einer Anfechtung bedarf, unwirkſam. Als der „andere“ 
kim Gegenſatze zum Erblaſſer) kommt insbeſondere auch der Beſchwerte in Betracht. 
2. Beſtimmung eines andern über Geltung der letztwilligen Verfügung. Hierunter 
fällt die in das nackte Wollen (si voluerit) oder auch das verſtändige Wollen oder das billige 
Ermeſſen eines andern geſetzte Bedingung. Ebenſo der Vorbehalt der Zuſtimmung, z. B. 
des Gewalthabers oder die Anordnung einer Teſtamentsvollſtreckung, falls ſie von einem 
Dritten verlangt werden ſollte (KJ 42 A 223). Der überlebende Ehegatte kann im gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente nicht wirkſam ermächtigt werden, letztwillige Anordnungen des Zuerſt⸗ 
berſtorbenen, die ſich auf deſſen Nachlaß beziehen, zu ändern oder zu widerrufen (RG 79, 32). 
Eine für die Beteiligten oder den Richter maßgebende Auslegung des letzten Willens 
kaͤnn von dem Erblaſſer weder dem Teſtamentsvollſtrecker noch ſonſt einem anderen übertragen 
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werden (NG 66, 103). Dagegen iſt es nicht unſtatthaft, die Gültigkeit der Verfügung von dem 
Handeln oder Unterlaſſen eines Dritten abhängig zu machen, auch wenn es an ſich in ſeine 
Willkür geſtellt iſt (Poteſtativbedingung); es ſei denn, daß das Handeln nur auf eine Ver⸗ 
tretung des Erblaſſers im reinen Wollen hinauslaufen ſoll. So iſt die Einſetzung eines Nach⸗ 
erben unter der aufſchiebenden oder auflöſenden Bedingung zuläſſig, daß der Vorerbe nicht 
anders über den Nachlaß von Todes wegen verfügt (RG 95, 278 und JW 1910, 820%; NIA 
15, 107. Ebenſowenig iſt unſtatthaft, wenn dem Dritten bloß die Entſcheidung darüber über⸗ 
tragen iſt, ob eine vom Erblaſſer geſetzte Bedingung der Gültigkeit eingetreten iſt (RG 
JW 00, 765), z. B. ob der bedingt Bedachte ſich wohlverhalten habe. So iſt an ſich 
ein Vermächtnis gültig, wenn der Erbe nur für einen beſtimmten nicht eingetretenen Fall, 
deſſen nähere Vorausſetzungen der Erblaſſer ſelbſt beſtimmt hatte, nach ſeinem Gutbefinden 
von der Auszahlungspflicht entbunden war (RG 6. 6. 07 IV 529/06). Nicht hierher gehört, 
wenn den Teſtamentsvollſtreckern für gewiſſe Zuwendungen ein gewiſſer Spielraum gelaſſen 
worden iſt (RG Warn 1912 Nr 174). 

3. Beſtimmung eines anderen rüttſichtlich der Zuwendung. Die Zuwendung von Todes 
wegen umfaßt die Erbeinſetzung, das Vermächtnis und das Schenkungsverſprechen (8 2301 
Abf 1). Die Vorſchrift 8 des 2065 iſt durch § 2192 auch auf die Auflage übertragen. Nicht hierher 
gehört der Fall, daß nach dem Willen des Erblaſſers die Perſon des Bedachten erſt durch den 
Eintritt gewiſſer Umſtände (Geburt eines Sohnes, vgl. auch § 2105) beſtimmt werden ſoll 
oder wenn die Beſtimmung erſt im Wege der Auslegung zu ermitteln iſt. Ausnahmsweiſe 
kann bei Vermächtniſſen und gemäß 88 2192, 2193 bei Auflagen die Beſtimmung der Perſon 
des Bedachten oder doch die Auswahl unter gewiſſen mehreren Bedachten (88 2151—2153, 
auch § 2072) und ebenſo unter gewiſſen Vorausſetzungen die Beſtimmung des Gegenſtandes 
der Zuwendung (58 2154—2156) gewiſſen Dritten überlaſſen ſein. Beſtimmung des Tefta- 
mentsvollſtreckers 88 21982200. Erbauseinanderſetzung nach billigem Ermeſſen eines Dritten 


§ 2048. 
8 2066 


Hat der Erblaſſer ſeine geſetzlichen Erben ohne nähere Beſtimmung be⸗ 
dacht, ſo ſind diejenigen, welche zur Zeit des Erbfalls ſeine geſetzlichen Erben 
ſein würden, nach dem Verhältnis ihrer geſetzlichen Erbteile bedacht !). Iſt 
die Zuwendung unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung 
eines Anfangstermins gemacht und tritt die Bedingung oder der Termin 
erſt nach dem Erbfall ein, ſo ſind im Zweifel diejenigen als bedacht an⸗ 
zuſehen, welche die geſetzlichen Erben ſein würden, wenn der Erblaſſer zur 
Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Termins geſtorben wäre). 

E 11771 Abſ 2 II 1939; M 5 87; P 5 32, 38. 


1. Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer die Perſonen der Bedachten als „ſeine geſetzlichen 
Erben“ oder doch mit einem gleichwertigen Ausdruck (Inteſtaterben, Erben ſchlechthin, falls 
er überhaupt noch keine Erben berufen hat) bezeichnet. Sie ſind ohne nähere Beſtimmung 
bedacht (ſo auch in den folgenden Paragraphen), wenn es an jeder Angabe des Namens, 
Wohnorts oder ſonſtiger zur Individualiſierung geeigneter Merkmale oder an einem Anhalte 
für Bemeſſung der Erbteile fehlt. Dann gelten nach pofitiver, den Willen des Erblaſſers er · 
gänzender Vorſchrift diejenigen Perſonen, und zwar als Teſtamentserben berufen, die 
ohne Teſtament nach der geſetzlichen Erbfolge gemäß 88 1924 ff. berufen fein würden, vgl. 
aber auch § 2078 A 6. Die Zeit des Erbfalls — nicht der Teſtamentserrichtung — iſt 
ſchon nach $ 1923 maßgebend. Ahulich bei der Ausgleichungspflicht $ 2052. Bei Anderung 
der geſetzlichen Erbfolge zwiſchen Teſtamentserrichtung und Erbfall beſtimmt ſich der Kreis 
der vom Erblaſſer bedachten „geſetzlichen Erben“ nach neuem Recht, es ſei denn, daß das 
Teſtament eine, auch durch Auslegung ermittelbare, „nähere Beſtimmung“ enthält, die den 
Willen des Erblaſſers kundgibt, die von ihm eingeſetzten geſetzlichen Erben ſeien nach dem 
zur Zeit der Teſtamentserrichtung geltenden Rechte zu beſtimmen (RG LH 1917, 7461). 

2. In Übereinſtimmung mit 88 158 Abſ 1, 163, 2074 gilt bei bedingter oder befriſteter 
Erbeinſetzung als mutmaßlicher und bis zum Beweiſe des Gegenteils („im Zweifel“) maß- 
geblicher Wille des Erblaſſers, daß für die Erbfolge die künftige Geſtaltung der Verhältniſſe 
zur Zeit des Eintritts der Bedingung maßgebend fein ſoll. So auch bei der Nach- 
erbfolge § 2104. — Sind die geſetzlichen Erben eines Dritten bedacht, ſo entſcheidet freie 


Auslegung. 9 2 
2067 


Hat der Erblaſſer jeine Verwandten oder ſeine nächſten Verwandten ohne 
nähere Beſtimmung bedacht, ſo ſind im Zweifel diejenigen Verwandten, 
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welche zur Zeit des Erbfalls ſeine geſetzlichen Erben ſein würden, als nach dem 
Verhältnis ihrer geſetzlichen Erbteile bedacht anzuſehen !). Die Vorſchrift des 
§ 2066 Satz 2 findet Anwendung). 

E I 1771 II 1940; M 5 36, 37; P 5 82, 33. 


1. Geſetzliche Erbfolge der Verwandten SS 1924-1930. Der überlebende Ehegatte und 
die Verſchwägerten ſind ſomit „im Zweifel“ nicht bedacht. Auch die Bezeichnung „nächſte 
Verwandte“ ſchließt die Verwandten der entfernteren Ordnungen an ſich nicht aus. Doch iſt 
Auslegungsfrage, ob und inwieweit der Kreis der Bedachten mit Rückſicht auf Gradesnähe 
etwa enger gezogen werden ſollte. Sind gewiſſe Verwandtengruppen genannt (Geſchwiſter, 
Vettern), fo entſcheidet freie Auslegung, insbeſondere auch, ob und wie halbbürtige Geſchwiſter 
und Geſchwiſterkinder bedacht ſind. Ebenſo wenn den Verwandten eines Dritten etwas zu⸗ 
gewendet iſt. § 2067 will für dieſen Fall keine Beſtimmung treffen (RG Gruch 50, 386). 
Ohne nähere Beſtimmung ſ. § 2066 A 1. 

2. Maßgebend Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Anfangstermins. 


S 2068 


„Hat der Erblaſſer jeine Kinder ohne nähere Beſtim mung!) bedacht und 
iſt ein Kind vor der Errichtung des Teſtaments mit Hinterlaſſung von Ab⸗ 
kömmlingen geſtorben, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abkömmlinge 
inſoweit bedacht ſind, als ſie bei der geſetzlichen Erbfolge an die Stelle des 
Kindes treten würden.?) 

E 1 1772 II 1941; M 5 37, 38; P 5 83-35. 


1. Ohne nähere Beſtimmung 8 2066 A 1. 
2. Es handelt ſich im Gegenſatze zu § 2070 um die eigenen Kinder des Erblaſſers und im 
Gegenſatze zu § 2069 darum, daß das Kind vor der Teſtamentserrichtung, und zwar durch 
en Tod weggefallen iſt. Ob der Erblaſſer hierbei den Tod des betreffenden Kindes gekannt 
Ar oder nicht, macht keinen Unterſchied. „Im Zweifel“ (Auslegungsregel) denkt der Erb- 
re er, wenn er von Kindern ſpricht, nicht bloß an Söhne und Töchter, ſondern an Abkömmlinge 
(Hlechthin. An Stelle des verſtorbenen Kindes treten dann feine Abkömmlinge nach Stämmen 
1924 Abſ 8). Uneheliche Abkömmlinge des Erblaſſers kommen bei der Erbfolge nach dem 
ater nicht in Betracht. Sind die Kinder eines Dritten bedacht, ſo iſt nach allgemeinen 
50 dogungsregeln zu entſcheiden, ob hiermit auch deren Abkömmlinge gemeint ſind (RG Gruch 
„996; $ 2069 A 1). Die Vorſchrift gilt nicht, wenn das Erbrecht eines Kindes vor der Tefta- 
5 ehegerrichtung in anderer Weile als durch den Tod erledigt ift (Ausſchließung 8 1938, Erb- 
erzicht $ 2340). Anfechtungsrecht übergangener pflichtteilsberechtigter Abkömmlinge 8 2079. 


8 2069 


Hat der Erblaſſer einen ſeiner Abkömmlinge bedacht!) und fällt dieſer 
N ich der Errichtung des Teſtaments weg, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß 
. Abkömmlinge inſoweit bedacht ſind, als ſie bei der geſetzlichen Erb⸗ 
olge an deſſen Stelle treten würden). N 

ET 1778 II 1942; M 5 87, 38; P 5 3385. 


1. Der eigene Abkömmling des Erblaſſers kann namentlich bedacht oder durch Aus⸗ 
zen ng ($ 2068) als bedacht ermittelt jein. En wird vermutet, daß der Erblaſſer ſtillſchweigend 
1 05 Erſatzberufung der geſetzlichen Erben des weggefallenen Abkömmlings erklärt habe. Auch 
er die Abkömmlinge eines Dritten, ne eines nahen Angehörigen, bedacht 
im 9 kann in der Einſetzung dieſer Perſonen die Grundlage gefunden werden, von der aus 
m Wege der Auslegung unter Zuhilfenahme anderweitiger, außerhalb des Teſta⸗ 
ta liegender Umſtände ein weitergehender, auf Erſatzberufung der Abkömmlinge der 
guten gerichteter Wille des Erblaffers als im Teſtament enthalten ermittelt wird (RG 
sn 4911, 544°, Gruch 61, 324; Seuffa 75 Nr 87); dies ſelbſt dann, wenn der Erblaſſer 

die Möglichkeit des Wegfalls des Bedachten nicht gedacht hat (R® 99, 82; vgl. 8 2084 A 1). 
5 2. Im Gegenſatze zu § 2068 ift vorausgeſetzt, daß der unmittelbar Bedachte erſt nach 
11 Teſtamentserrichtung, vielleicht erſt nach dem Erbfall wegfällt, ſei es durch Tod (wie 
Br $ 2068) oder durch Ausſchließung, Ausſchlagung, Erbunwürdigkeit oder Erbverzicht. Für 
seien Fall gelten „im Zweifel“ (Auslegungsregel) die nad) 8 1924 Abſ 3 geſetzlich an feiner 
age berufenen Abkömmlinge als letztwillig — im Wege der Erſatzberufung — bedacht 

2096, 2190). Die Vorſchrift iſt auch anwendbar, wenn der näher bezeichnete Abkömm⸗ 
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ling zwar ſchon vor der Teſtamentserrichtung geſtorben iſt, aber wenigſtens nach der Vor⸗ 
ſtellung des Erblaſſers noch gelebt hat (8 2053 A 1, $ 2107). Sie gilt auch beim Erbvertrag 
(8 2279) und dem gemeinſchaftlichen Teſtament, auch wenn es ſich um Abkömmlinge des zu⸗ 
erſt verſterbenden Ehegatten handelt (RIA 4, 27; Ko 51, 101). 


8 2070 


Hat der Erblaſſer die Abkömmlinge eines Dritten ohne nähere Beſtimmung 
bedacht!), jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß diejenigen Abkömmlinge nicht 
bedacht ſind, welche zur Zeit des Erbfalls oder, wenn die Zuwendung unter 
einer aufſchiebenden Bedingung oder unter Beſtimmung eines Anfangs⸗ 
termins gemacht iſt und die Bedingung oder der Termin erſt nach dem Erb⸗ 
fall eintritt, zur Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Termins noch 
nicht erzeugt ſind ?). 

E I 1774 II 1943; M 5 38, 39; P 5 35. 

1. Ohne nähere Beſtimmung 8 2066 A 1. Abkömmlinge eines Dritten im Gegen ⸗ 
ſatze zu eigenen Abkömmlingen in 88 2068, 2069. Letzterenfalls kann es dem durch freie Aus⸗ 
legung zu ermittelnden Willen des Erblaſſers entſprechen, die zu den betreffenden Zeitpunkten 
noch nicht erzeugten Abkömmlinge wenigſtens zu Nacherben zu berufen (8 2101 A 1). 5 

2, Die Auslegungsregel des Geſetzes (im Zweifel“) geht davon aus, daß die Abſicht 
des Erblaſſers, wenn er Abkömmlinge eines Fremden bedenkt, nicht auf Begründung einer 
Nacherbfolge oder eines Nachvermächtniſſes (8 2191) gerichtet iſt, wenn ſolche Abkömm⸗ 
linge zu den betreffenden Zeitpunkten nicht mindeſtens erzeugt waren ($ 1923 A 2). 
Die Hinausſchiebung bis zur Zeit des Eintritts der Bedingung oder des Anfangstermins 
entſpricht 8 2066 A 2. 

§ 2071 


Hat der Erblaſſer ohne nähere Beſtimmung eine Klaſſe von Perſonen 
oder Perſonen bedacht, die zu ihm in einem Dienſt⸗ oder Geſchäftsverhält⸗ 
niſſe ſtehen) jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß diejenigen bedacht ſind, 
welche zur Zeit des Erbfalls der bezeichneten Klaſſe angehören oder in 
dem bezeichneten Verhältniſſe ftehen?). 

E 1 1775 IE 1944; M 5 39, 42; B 5 25, 86. 

1. Perſonentlaſſen, Dienſt⸗ und andere Perſonen. Ohne nähere Beſtimmung 
8 2066 A 1. Immerhin muß der Kreis der einzelnen Bedachten durch feſte Merkmale jo wei 
begrenzt ſein, daß eine Individualiſierung möglich iſt. ? 

2. Die Zeit des Erbfalls gilt als der maßgebende Zeitpunkt (Auslegungsregel „IM 
Zweifel“), wenn nicht ein anderer z. B. auf frühere Dienſtboten hinweiſender Wille des Erb’ 
laſſers bewieſen werden kann. 

8 2072 


Hat der Erblaſſer die Armen ohne nähere Beſtimmung bedacht, ſo iſt im 
Zweifel anzunehmen, daß die öffentliche Armenkaſſe der Gemeinde, in deren 
Bezirk er ſeinen letzten Wohnſitz gehabt hat, unter der Auflage bedacht IM 
das Zugewendete unter Arme zu verteilen). 

E I 1776 II 1945; M 5 39, 40; P 5 86, 87. 

I. Erbeinſetzung und Vermächtnis zugunſten der „Armen“ ſchlechthin werden umgebeutel 
in die Zuwendung an eine beſtimmte öffentliche Kaſſe (UWG v. 30. 5. 08 § 3, KonſchG v. 
7. 4. 00 $ 35) mit der Auflage, das Zugewendete nach ihrem Ermeſſen unter beliebige 
Arme — nicht bloß der letzten Wohnſitzgemeinde — zu verteilen, $ 2193. Eigene verfolgbar 
Rechte erwachſen daher den Armen nicht, die Volfziehung kann nur gemäß § 2194 verlange 
werden. Ohne nähere Beſtimmung 82066 Ai. Wohnſitz 88 7—11. Auch wenn 5 
Armen nur auf die Zinſen angewieſen find, kann das Kapital ſelbſt als der Armenkaſſe 340" 
wendet gelten (RG 52, 283). 
§ 2073 


Hat der Erblaſſer den Bedachten in einer Weiſe bezeichnet, die auf mehrere 
Perſonen paßt, und läßt ſich nicht ermitteln, wer von ihnen bedacht werde 
ſollte, jo gelten ſie als zu gleichen Teilen bedacht !). 


E 1 1768 II 1946; M 5 32, 33; P 5 22. 
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1. Vorausgeſetzt ift, daß der Erblaſſer einen beſtimmten Bedachten im Auge gehabt, ihn 
auch unter irgendeiner näheren Beſtimmung (§ 2066 A 1) an ſich genügend individualiſiert 
hat, daß aber, weil die Merkmale auf mehrere Perſouen paſſen, eine ungewißheit des Be⸗ 
dachten beſtehenbleibt, z. B. mein Enkel Karl, die Luiſenſtiftung, wenn mehrere Enkel, mehrere 
Stiftungen dieſes Namens beſtehen. Die Bezeichnung „paßt“ nur dann auf mehrere, wenn 
für fie die gleichen, nicht bloß ähnliche Vorausſetzungen zutreffen (RG 1. 10. 06 IV 80/06). 
Zunächſt ſind die gewöhnlichen Auslegungsmittel zu erſchöpfen (§ 133). Erſt wenn ſie ver⸗ 
ſagen, greift das Geſetz im Widerſpruch mit der wahren Abſicht des Erblaſſers mit der Fiktion 
ein, daß Teilung der Zuwendung unter die mehreren gewollt ſei. Verſchieden 
hiervon der Fall, daß der Erblaſſer von vornherein mehrere wahlweiſe bedacht hat, 88 2151, 
2152. Iſt der Bedachte fo unvollkommen bezeichnet, daß feine Perſönlichkeit ſchlechterdings 
nicht zu ermitteln ift, To iſt die Zuwendung wirkungslos (Ke 42 A 136). 


8 2074 


1) Hat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter einer aufſchie⸗ 
benden Bedingung gemacht, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Zu⸗ 
wendung nur gelten ſoll, wenn der Bedachte den Eintritt der Bedingung 
erlebt?). 

E 1 1761 II 1947; M 5 24, 25; P 5 1113. 


1. Die allgemeinen Vorſchriften über Bedingung und Zeitbeſtimmung (88 158168) 
gelten grundsätzlich auch für Verfügungen von Todes wegen. Insbeſondere ſind Erbeinſetzungen 
und Vermächtniſſe unter aufſchiebenden wie auflöſenden Bedingungen, unter Beſtimmung 
eines Anfangs- wie eines Endtermins zuläſſig. Bei Erbeinſetzungen kommt dann Nacherbfolge 
in Frage (88 2103—2105, 2139), Aufall des Vermächtniſſes 88 2174, 2176, 2177. Bezüglich 
gewiſſer Arten von Bedingungen enthält das Geſetz auch für das Erbrecht keine be- 
Jonderen Vorſchriften (M 5, 16—23). So nicht bezüglich der uneigentlichen Bedingungen 
ber notwendigen, weil auf Gegenwart oder Vergangenheit abgeſtellten oder der condiciones 
Juris) oder der unmöglichen, widerſinnigen und unerlaubten Bedingungen. Eine unerlaubte 
5 edingung wird, mag ſie als aufſchiebende oder auflöſende geſetzt fein, nach 88 134, 138 regel⸗ 
alis die ganze letztwillige Verfügung, wiewohl unter Vorbehalt des $ 2085 nichtig machen. 
De die vom nackten Wollen oder vom Handeln eines Dritten abhängig gemachten Zu⸗ 
Bendunden vgl. § 2065 A 2. Endlich find Zuwendungen unter der Bedingung, daß der 
Vedachte dem Erblaffer von Todes wegen oder unter Lebenden etwas zuwende (kaptatoriſche 
de rfügungen) an ſich nicht verboten. Die Verwirkungsklauſel (Entziehung des Zu⸗ 
ih zendeten oder Beſchränkung auf den Pflichtteil, falls die Verfügung angefochten werde) 
de szuläſſig. Der Streit über die Echtheit oder den Sinn des Teſtaments oder den Beſtand 
0 b Nachlaſſes wird hiervon nicht betroffen. Es iſt regelmäßig bewußter Ungehorſam gegen 
Er letzten Willen zu erfordern; ſolcher liegt nicht vor, wenn ein mit der Klage gegen die Mit⸗ 
und aus einem anderen Grunde beauftragter Rechtsanwalt die Anfechtung ohne Wiſſen 
Da Willen des unter der Verwirkungsklauſel ſtehenden Erben erklärt (RG JW 1916, 11932). 
gerichgen macht es regelmäßig keinen Unterſchied, ob die gegen den Beſtand der Verfügung 
A, f teten Angriffe im Wege der Klage oder zur Entkräftung eines auf das Teſtament geſtützten 
if pruchs im Wege der Einrede erhoben werden (RG Recht 1916 Nr 1549). Im allgemeinen 
welche freie richterliche Auslegung zu ermitteln, ob überhaupt eine Bedingung geſetzt iſt und 
In he Wirkung ihr nach dem Willen des Erblaſſers zukommen ſoll. So ift es Auslegungs⸗ 
auch ob der Erblaſſer durch eine Verwirkungsklauſel nur den unzufriedenen Erben ſelbſt oder 

„ deilen Stamm von der Erbfolge hat ausſchließen wollen (RG Warn 1917 Nr 181). 
babe, Aufſchiebende Bedingung § 158 Abf 1. Daß der Erbe jedenfalls den Erbfall erlebt 
ſchiebe muß, beſtimmt ſchon das Geſetz (8 1923 Abſ 1). Iſt er zu dieſem Zeitpunkt nur auf- 
doch dend bedingt berufen, jo würde ſich die ihm hierdurch eröffnete Anwartſchaft, Erbe oder 
regel acherbe zu werden ($ 2105 Abſ 1), gemäß § 1952 auf feine Erben vererben. Da dies 
Sr äßig nicht dem Willen des Erblaffers entipricht, fo legt ihn das Geſetz dahin aus (im 
Ei ſel ), daß der Bedachte, um Erbe zu werden, nicht bloß den Erbfall, ſondern auch den 
Erhſteitt der Bedingung erlebt haben müſſe. Erſt damit vollzieht ſich der Anfall der 
als Haft im Sinne von $ 1942 (A 2). Stirbt er vor dieſem Zeitpunkte, ſo gilt die Bedingung 
hi cht ngen und von einem Übergang der erloſchenen Anwartſchaft auf ſeine Erben kann 
550 A mehr die Rede fein. Auch ber nur bedingt eingeſetzte Erbe kann unerwartet des Eintritts 
Um; Bedingung annehmen oder ausſchlagen, ſobald der Erbfall eingetreten iſt ($ 1946 A 2). 
bern einer aufſchiebenden Bedingung Wegfall des Bedachten iſt an ſich auch der Erſatzerbe 
1 ren (8 2096). Allein daß der zuerſt Bedachte wegfällt, ift ein geſetzliches Begriffserfordernis 
Her Erſatzberufung die ja gerade für den Weggefallenen einen Erſatz ſchaffen will. Der 

egfall des zuerſt Bedachten kann deshalb nicht als aufſchiebende Bedingung im Sinne des 
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$ 2074 aufgefaßt werden. Hierzu kommt, daß im Falle der Ausſchlagung oder Erbunwürdigkeit 
des erſtberufenen Erben der Anfall an den Erſatzerben auf die Zeit des Todes des Erblaſſers 
zurückbezogen wird (58 1953 Abſ 2, 2344 Abſ 2). Der Erſatzerbe braucht mithin nicht notwendig 
den Wegfall des zuerſt Bedachten erlebt zu haben, vielmehr genügt es — wenn kein anderer Wille 
des Erblaſſers erhellt —, daß er den Erbfall erlebt hat (hierzu RIA 12, 23). Stirbt er, während die 
Erſatzerbfolge noch ungewiß iſt, fo gehen feine bedingten Erbrechte im Zweifel auf feine Erben 
über. Die Auslegungsregel des § 2074 gilt auch für den unter einer aufſchiebenden Bedingung 
eingeſetzten Nacherben ($ 2108 Abſ 2). Auch das Erſatzvermächtnis (§ 2190) gilt entgegen 
der Regel des $ 2177 als dem Erſatzvermächtnisnehmer ſchon mit dem Zeitpunkte angefallen, 
wo es der zunächſt Bedachte, wenn er nicht ausgeſchlagen hatte, erworben haben würde (§ 2180 
Abſ 3). Jedenfalls muß der Vermächtnisnehmer den Erbfall erlebt haben (8 2160). — Iſt 
für die Zuwendung ein Anfangstermin beſtimmt ($ 163), fo handelt es ſich bei der Erbein⸗ 
ſetzung immer um den Fall der Nacherbfolge (§ 2105 Abſ 1). Das Erbrecht geht dann im Falle 
des $ 2108 Abſ 2 Satz 1 regelmäßig auf die Erben des Berufenen über. Bei Vermächtniſſen 
ift damit nach § 2177 (A 2) auch der Anfall hinausgeſchoben. Ob der dies incertus der Ber 
dingung gleichzuſtellen fei, iſt Tatfrage. 


8 2075 


Hat der Erblaſſer eine letztwillige Zuwendung unter der Bedingung 
gemacht, daß der Bedachte während eines Zeitraums von unbeſtimmter 
Dauer etwas unterläßt oder fortgeſetzt tut!), jo iſt, wenn das Unterlaſſen 
oder das Tun lediglich in der Willkür des Bedachten liegt, im Zweifel an⸗ 
zunehmen, daß die Zuwendung von der auflöſenden Bedingung abhängig 
127 . daß der Bedachte die Handlung vornimmt oder das Tun unter⸗ 

620. 

E I 1764 II 1948; M 5 28, 29; P 5 14, 15. 


1. Iſt das unterlaſſen oder Tun als Bedingung der Zuwendung für beſtimmte Dauer 
vorgeschrieben (drei Jahre nicht Alkohol trinken), jo iſt der Fall des § 2074 gegeben. Bei un⸗ 
beſtimmter Dauer (wenn der Bedachte ſich nicht ſcheiden läßt, ſich nicht re allſonn⸗ 
täglich zur Kirche geht, dem Teſtamente nicht zuwiderhandelt) wäre die Zuwendung na 
9 2074 auf unabſeh bare Zeit, vielfach bis zum Tode des Bedachten hinausgeſchoben. Dies 
entſpricht regelmäßig nicht dem Willen des Erblaſſers. 

2. Das Geſetz deutet deshalb mittels einer Auslegungsregel (im Zweifel“) die aufſchiebende 
in eine auflöſende Bedingung entgegengeſetzten Inhalts um, jedoch nur, wenn bie Erfüllung 
der Bedingung in die Willkür des Bedachten geſtellt iſt (Poteſtativbedingung). Es bleib 
mithin bei der Regel des § 2074, wenn ein zufälliges Ereignis als Bedingung geſetzt war 
(wenn das verloren geglaubte Schiff aus Aſien zurückkehrt). Die Zuwendung fällt nach 8 207 
dem Bedachten ſogleich mit dem Erbfall an, ihre Wirkung endigt aber gemäß § 158 Abs 
mit dem Eintritte der auflöſenden Bedingung, d. h. mit dem Augenblicke des Zuwiderhandel⸗ 
oder des Nichtmehrhandelns. Unter $ 2075 kann auch der Fall zu bringen fein, daß der | 11 
laſſer ſeine Kinder zu Erben ernannt, ſie bei einer Zuwiderhandlung gegen das Teſtamen 
aber auf den Pflichtteil geſetzt hat. Die Kinder haben dann, trotz § 2806 Abf 1 Saß 2 dr 
nad) der Annahme der Erbſchaft, die Wahl, ob fie unter den angeordneten Beſchwerungen Er 15 
bleiben oder durch Herbeiführung des Eintritts der auflöſenden Bedingung ihre Erbeneige 5 
ſchaft beſeitigen und ſich mit dem Pflichtteil begnügen wollen (RG SeuffA 70 Nr 18). Si 5 
heit für Wiederherſtellung des früheren Zuftandes, Herausgabe der Zuwendung ee 
Muciana) hat der Bedachte nicht zu leiſten. Darüber, ob der Bedachte auch die in der Aisch le 
zeit gezogenen Nutzungen herauszugeben hat ($ 159), entſcheidet der zu ermittelnde W 
des Erblaſſers. 

§ 2076 


Bezweckt die Bedingung, unter der eine letztwillige Zuwendung 9° 
macht iſt, den Vorteil eines Dritten, ſo gilt ſie im Zweifel als eingetreten / 
wenn der Dritte die zum Eintritte der Bedingung erforderliche Mitwirkung 
verweigert). 

E I 1763 II 1940; M 5 27, 28; P 5 13, 14. 


Verfügungen von Todes wegen Anwendung. Im übrigen wird der wirkliche Eintr! 4 
Bedingung durch bloße Erfüllungsbereitſchaft des Bedachten nicht erſetzt, wenn 1155 des 
nach freier Auslegung vom Erblaſſer als genügend erachtet worden iſt. Eine den Wille 
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Erblaſſers ergänzende, aber widerlegbare Vorſchrift gibt § 2076 nur für den Fall, daß die 
Zuwendung nicht bloß wie jede Zuwendung unmittelbar den Vorteil des Bedachten, ſondern 
zugleich mittelbar den Vorteil eines Dritten bezweckt (X ſoll 100 erhalten, wenn er 
dem 2 die Benutzung ſeiner Giebelmauer geſtattet). Dieſer Zweck darf regelmäßig als gewollt 
gelten, wenn der Vorteil ſelbſt außer Zweifel ſteht. Verſchieden von dem hier vorausgeſetzten 
Tatbeſtand iſt die Zuwendung an X unter einer Auflage zugunſten des 2 (88 1940, 2195). 
Die an den Dritten zur Erfüllung einer Bedingung gemachte Leiſtung ift nicht ſelbſt Zuwendung 
(8 1939 A 4). Iſt fie als Vermächtnis gewollt (§ 1939), fo geht der hiermit beſchwerte zunächſt 
Bedachte dadurch, daß der Dritte das Vermächtnis ablehnt, der ihm gemachten Zuwendung 
überhaupt nicht verluſtig (8 2085). 


8 2077 


Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen Ehegatten 
bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn die Ehe nichtig oder wenn ſie vor dem 
Tode des Erblaſſers aufgelöſt worden iſt!). Der Auflöſung der Ehe ſteht 
es gleich, wenn der Erblaſſer zur Zeit ſeines Todes auf Scheidung wegen 
Verſchuldens des Ehegatten zu klagen berechtigt war und die Klage auf 
Scheidung oder auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erhoben hatte?). 

Eine letztwillige Verfügung, durch die der Erblaſſer ſeinen Verlobten 
bedacht hat, iſt unwirkſam, wenn das Verlöbnis vor dem Tode des Erb⸗ 
laſſers aufgelöſt worden ift?). 


Die Verfügung iſt nicht unwirkſam, wenn anzunehmen iſt, daß der Erb⸗ 


laſſer ſie auch für einen ſolchen Fall getroffen haben würde!). 
E I 1783 II 1950; M 5 58—55; P 5 58, 59. 


I. Die Unwirkſamkeit der Verfügung zugunſten des Ehegatten wird auf den mutmaß⸗ 
lichen Willen des Erblaſſers zurückgeführt, bedarf deshalb nicht der Anfechtung, tritt aber 
nach Abſ 3 nicht ein, wenn ein gegenteiliger Wille erhellt. Der Ehegatte oder Verlobte braucht 
nicht ausdrücklich in dieſer Eigenſchaft bedacht zu ſein. Auch muß es genügen, wenn er in 
Erwartung des Zuſtandekommens der Ehe bedacht und die Zuwendung nach Eheſchließung 
nicht widerrufen iſt. Nichtigkeit der Ehe nach 98 1323—1328 oder infolge wirkſamer Anfechtung 
nach § 1343 Abſ 1. Geltendmachung der Nichtigkeit § 1329, der Anfechtung 88 1341, 1342. 
Auflöſung der Ehe infolge von Scheidung § 1564, der Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft 
gleichſteht (88 1575, 1586) oder durch Wiederverheiratung nach vorausgegangener Todes⸗ 
erklärung (8 1348). Sit die Ehe oder das Verlöbnis bereits vor dem Erbfall durch Tod des 
Bedachten aufgelöft, jo werden die ihm gemachten Zuwendungen ſchon nach 88 1923, 2108, 
2160 hinfällig. Entziehung des Pflichtteils § 2335. 

2. Satz 2 entſpricht wörtlich dem § 1933, wonach unter den gleichen Vorausſetzungen 
das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten ausgeſchloſſen iſt. er 
1 8. Verlöbnis 88 1297ff. Auch der ungerechtfertigte Rücktritt bewirkt Auflöſung. Für die 
Verdurch vereitelten Erbausſichten ift nur im Rahmen des § 1298 Erſatz möglich. Hat das 

erlöbnis zur Ehe geführt, fo bleibt Abf 1 anwendbar. g 
4. Die Beweislaſt trifft den früheren Ehegatten oder Verlobten, der behauptet, die Aufrecht 
dergaltung der Zuwendung entſpreche dem Willen des Erblaſſers. War der Ehegatte aus , 

rüctlich auch für den Fall der Scheidung mit geringen und bedingten Zuwendungen bedacht, 
Io iſt Tatfrage, ob der Erblaſſer nur die bei Errichtung der Verfügung ihm bekannten oder 
Aenmein auch ſpätere Eheverfehlungen verzeihen wollte (dh 14. 6. 06 IV 532/08). — 
1 Beſtimmungen beim gemeinſchaftlichen Teſtament § 2268 und beim Erbvertrag 


§ 2078 

Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, ſoweit der Erb⸗ 
laſſer über den Inhalt ſeiner Erklärung im Irrtume war oder eine Erklärung 
dieſes Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte:) und anzunehmen iſt, daß 
er die Erklärung bei Kenntnis der Sachlage nicht abgegeben haben würde)). 

Das gleiche gilt, ſoweit der Erblaſſer zu der Verfügung durch die irrige 
Annahme oder Erwartung des Eintritts oder Nichteintritts eines Umſtandes 
oder widerrechtlich durch Drohung beſtimmt worden iſt“). 

Die Vorſchriften des § 122 finden keine Anwendungs) e). 

E 1 1779—1781 II 1951; M 5 45—50; P 5 44—52, 62, 63. 
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1. Von der Anfechtbarkeit zu unterſcheiden iſt die Nichtigkeit letztwilliger Verfügungen. 
Sie kann darauf beruhen, daß der Erblaſſer der Teſtierfähigkeit ermangelt (88 2229, 2230; 
vgl. über die Nichtigkeit eines im Zuſtande vorübergehender Störung der Geiſtestätigkeit auf 
Grund falſcher Vorſtellungen errichteten Teſtaments RG LZ 1920, 2995), daß die geſetzliche 
Form nicht beobachtet iſt (§ 125), daß die Verfügung ihrem Inhalte nach etwas völlig 
Unbeſtimmtes, Widerſinniges, rechtlich oder tatſächlich Unmögliches, Unerlaubtes oder Un: 
ſittliches anordnet. Auch der Mangel der Ernſtlichkeit der Verfügung (das fertige Teſta⸗ 
ment bedeutet nur eine Schreibübung, iſt einem Dritten nur erſt zur Begutachtung vor⸗ 
gelegt, § 118) bewirkt Nichtigkeit, während die Willensmängel des geheimen Vorbehalts 
und des Scheingeſchäfts (88 116, 117), weil bei der letztwilligen Verfügung kein Erklärungs⸗ 
empfänger vorhanden iſt, nicht in Frage konnen. Ju allen dieſen Fällen tritt die Nichtigkeit 
ohne weiteres ein und kann jederzeit von jedem Beteiligten, fo auch in Form der Feſtſtellungs⸗ 
klage (8 256 ZPO), geltend gemacht werden. Durch Vergleich der Beteiligten können die 
erbrechtlichen Wirkungen einer nichtigen Verfügung nicht aufrechterhalten oder durch andere 
dergleichen erſetzt, ſondern nur ſchuldrechtliche Verbindlichkeiten begründet werden (RG 
72, 210; auch JW 1911, 8045: Wirkung eines Anerkenntuisvertrags, § 781, auf ſolche 
nichtige letztwillige Verfügungen, die, wie die Teilungsanordnung, dem Erben nur eine ſchuld⸗ 
rechtliche Verpflichtung auferlegen). 

2. Die Willensmängel des Irrtums und der Drohung führen nur zur Anfechtbarkeit 
und erſt im Erfolge (8 142 Abſ 1) zur Nichtigkeit der letztwilligen Verfügung. In wörtlicher 
Übereinſtimmung mit $ 119 Abſ 1 unterſcheidet das Geſetz beim Irrtum — dem Unkenntnis 
gleichſteht — zwiſchen Irrtum über den Inhalt der Erklärung, insbeſondere über das Weſen 
der Erklärung als einer Verfügung von Todes wegen (der Erblaſſer kleidet unverbindliche 
briefliche Wünſche in die Form des Privatteſtaments) und Irrtum, der zur Abgabe einer 
Erklärung andern als des gewollten Inhalts veranlaßt (ſich Verſchreiben, Verſprechen). So 
läßt RG 6. 11. 05 IV 229/05 Anfechtung eines gerichtlichen Teſtaments zu, in dem nur die 
geſetzlichen Erben des Mannes als Nacherben berufen waren, während Erblaſſerin die beider⸗ 
ſeitigen Verwandten als ſolche einſetzen wollte. Nicht betroffen ſind jedoch die Fälle, in denen 
es ſich lediglich um eine ungenaue oder unrichtige, aber im Wege der Auslegung richtigzu⸗ 
ſtellende Ausdrucksweiſe des Erblaſſers handelt (alsa demonstratio non nocet). Gleichgültig 
iſt namentlich auch in den Fällen des Abſ 2, wodurch der Erblaſſer, insbeſondere ob er durch 
Täuſchung in den Irrtum verſetzt worden (RG 59, 40 insbefondere Verhältnis zu 8 2339 Nr 3) 
und ob es lich um tatſächlichen oder um Rechtsirrtum handelt. Immer wird aber die letzt⸗ 
willige Verfügung durch Anfechtung nur beſeitigt, ſoweit ſie von Irrtum oder von der Drohung 
beeinflußt war. Es ift deshalb zugleich in Hinblick auf 8 2085 von Amts wegen zu prüfen, 
ob die Tragweite einer gegen die ganze Verfügung gerichteten Anfechtung nicht auf einzelne 
darin enthaltene Sonderverfügungen zu beſchränken iſt (RG 17. 3. 04 IV 384/03). Eine 
auf § 2079 gegründete Anfechtung ſchließt nicht zugleich auch die Anfechtung wegen Irrtums 
aus $ 2078 in ih (RG JW 1911, 656%). 

3. Abweichend von § 119 Abſ 1 ift die irrtümlich getroffene Verfügung nicht darauf 
zu prüfen, ob ſie der Erblaſſer „bei verſtändiger Würdigung des Falles“ abgegeben haben 
würde. Das Geſetz läßt keinen objektiven Maßſtab, fondern nur die ſubjektive Denk⸗ und 
Anſchauungsweiſe des Erblaſſers entſcheiden. Steht weſentlicher urſächlicher Irrtum feſt, 
fo verſagt RG 59, 40 den Gegenbeweis, daß der Erblaſſer bei Kenntnis der Sachlage ebenſo 
verfügt hätte. Daß ihm ein Irrtum in der Perſon des Bedachten gleichgültig geweſen ſei, 
wird nicht leicht nachzuweiſen ſein. Unbedeutende Irrungen in der Summe und dem Gegen 
ſtande der Zuwendung, bei Teilungs- und anderen Anordnungen werden die Wirkſamkeit 
der Verfügung kaum beeinträchtigen. Hierbei kann das Verhalten des Erblaſſers ſelbſt, der 
von dem Anfechtungsgrunde noch Kenntnis erhalten hat, von Bedeutung fein (NG 77, 170). 
Daß er den Widerruf der Verfügung unterlaſſen hat, ſchließt jedoch die Anfechtung nicht aus. 

4. Als Anfechtungsgrund läßt das Geſetz auch den Irrtum im Beweggrund gelten, 
dem es fonft grundſätlich die Anerkennung verfagt. Es iſt gleichgültig, ob der Irrtum von 
ſelbſt aufgetreten oder von einem Dritten durch argliftige Täuſchung hervorgerufen iſt. 
kann den Erblaſſer dazu verleitet haben, einen vermeintlich der Vergangenheit oder Gegen, 
wart angehörenden Umſtand zur Zeit der Verfügung als eingetreten anzunehmen (Tod eines 
früher eingeſetzten Erben, beſondere Bedürftigkeit des Bedachten). Oder einen Umſtand 
als künftig eintretend (oder nicht eintretend) in Betracht zu ziehen, der ſich wider ſein Erwarten 
demnächſt nicht verwirklicht (oder verwirklicht), vielleicht, ohne daß er hiervon weiß, ſich ſchon 
zur Zeit der Errichtung der Verfügung verwirklicht oder nicht verwirklicht hatte (daß ſich der 
Bedachte mit der X verheiraten oder nicht verheiraten, daß ihn die bedachte Haushätterit 
nicht mißhandeln werde). Hat der Erblaſſer den ſpäter eingetretenen Umſtand überhaupt 
nicht bedacht, fo ſteht dies der irrigen Annahme, d. h. der politiven Vorſtellung von dem Rich 
eintritte des Umſtandes nicht gleich (RG 86, 206 gegen 77, 174). Irrtum im Bewegen en 
(Abs 2, falſche Vorſtellung über die Höhe des Nachlafſes) kann zugleich einen Irrtum übe 
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den Inhalt (Abſ 1) herbeiführen (RG Warn 1912 Nr 88). Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer 
durch derartige irrtümliche Gründe zur letztwilligen Verfügung überhaupt oder zu einzelnen 
darin getroffenen Anordnungen beſtimmt oder doch weſentlich mitbeſtimmt iſt, daß alſo zwiſchen 
Irrtum und Verfügung ein urſächlicher Zuſammenhang beſteht (RG 50, 240, bei. 59, 33, 
ferner Warn 1914 Nr 125 über den Fall der Mitberufung eines zu erwartenden, ſpäter tot⸗ 
geborenen Kindes). Dieſer Beweis wird erleichtert, wenn der Erblaſſer in der Verfügung 
ſelbſt ſeinen Beweggrund, etwa in der Form der Vorausſetzung angegeben hat (expressa 
causa nocet). Er kann aber auch, wenn dies nicht geſchehen, durch andere Umſtände er⸗ 
bracht werden. Die Aufechtbarkeit der durch Drohung erzwungenen letztwilligen Ver⸗ 
fügung entſpricht den allgemeinen Grundsätzen (8 123 Abſ 1). Erbunwürdigkeit des Drohen ⸗ 
den § 2339 Nr 3. Widerrechtlichkeit des mit der Drohung verfolgten Zweckes genügt, fo die 
Drohung der Haushälterin, den hilfsbedürftigen Erblaſſer zu verlaſſen, wenn er nicht teſtiere 
(RG JW 02, 286242). 

5. Kein Anſpruch des Bedachten, der infolge der Anfechtung die ihm gemachte Zu⸗ 
wendung verliert, auf Erſatz des negativen Intereſſes. 

6. Die Wirkung der Anfechtung erſchöpft ſich in der Nichtigkeit der angefochtenen Ver⸗ 
fügung ($ 142 Abſ 1). Die Anfechtung kann deshalb nicht den Erfolg haben, demjenigen, 
welchen der Erblaſſer aus Irrtum zu bedenken unterlaſſen und deshalb gar nicht erwähnt 
oder ausgeſchloſſen hat, nachträglich die ihm eigentlich zugedachte Zuwendung zu verſchaffen 
(RG 15. 10.06 IV 111/06, 23 1920, 340°). Er könnte nur kraft geſetzlicher Erbfolge Erbe werden 
und auch dieſe iſt ausgeſchloſſen, wenn der ganze Nachlaß gültig vergeben bleibt (RG 12. 10. 05 IV 
185/05). Doch kann die vom Erblaſſer gebrauchte zu allgemeine Bezeichnung der Erben 
(„meine gefeglichen Erben“) auf den wirklich gewollten engeren Kreis dieſer Erben (nur die 
vollbürtigen, nicht auch die halbbürtigen Geſchwiſter) beſchränkt und die Erbeinſetzung inſoweit 
aufrechterhalten werden (RG 70, 391). Eine Beſtätigung der anfechtbaren Verfügung 
(8 144) durch den Erblaſſer, der ſelbſt nicht Anfechtungsberechtigter ift, kommt nicht in Frage. 
Doch kann er ſich in einer neuen letztwilligen Verfügung darauf beſchränken, die ältere trotz 
ihrer Anfechtbarkeit aufrechtzuerhalten. Der Anfechtungsberechtigte kann auf die Anfechtung 
verzichten, ob nur zugunſten eines oder aller Anfechtungsgegner, iſt Tatfrage. Vergleich 
und Urteil wirken nach allgemeinen Grundſätzen nur unter den Parteien. — Perſon des 
Anfechtungsberechtigten $ 2080 Abſ 2. Anfechtung des Erbvertrags 88 2281 ff. Der dort 
vorgeſehene Verluſt des Anfechtungsrechts (§ 2285) gilt auch für Anfechtung gemeinfchaftlicher 
Teſtamente (RG 77, 165). 


8 2079 


Eine letztwillige Verfügung kann angefochten werden, wenn der Erb⸗ 
laſſer einen zur Zeit des Erbfalls vorhandenen Pflichtteilsberechtigten über⸗ 
gangen hat!), deſſen Vorhandenſein ihm bei der Errichtung der Verfügung 
nicht bekannt war oder der erſt nach der Errichtung geboren oder pflicht⸗ 
teilsberechtigt geworden iſte). Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, ſoweit 
anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sachlage die Ver⸗ 
fügung getroffen haben würde). 

E 1 1782 II 1952; M 5 50—53; P 5 52—58. 


1. Übergehung des Pflichtteilsberechtigten ($ 2308) ſteht im Gegenſatze zur Aus⸗ 
ſchließung (8 1938). Die Ausſchließung ſetzt die Abſicht des Erblaſſers voraus, dem Pflicht⸗ 
teilsberechtigten nichts zuzuwenden. Bei der Übergehung fehlt es an dieſer Abſicht, der Über- 
gangene geht aber infolge anderweiter Vergebung des Nachlaſſes tatſächlich leer aus und 
behält nur den Pflichtteilsanſpruch (Roß 59, 62). Dieſer Erfolg pflegt gegenüber nahen 
Angehörigen dem Willen des Erblaſſers nicht zu entſprechen. Das Geſetz gewährt deshalb 
mit dem Anfechtungsrecht dem Übergangenen ein Mittel, ſich mehr als den Pflichtteil, regel 
mäßig den vollen geſetzlichen Erbteil zu verſchaffen. Er muß jedoch zur Zeit des Erbfalls, 
wenn auch nur als Erzeugter, und zwar als Pflichtteilsberechtigter (bezüglich der entfernteren 
Abkömmlinge und der Eltern vgl. § 2309) vorhanden geweſen fein. Iſt er zu dieſer Zeit 
wieder verſtorben oder noch nicht einmal erzeugt, jo ſtehen ihm oder feinen Erben nach $$ 1923, 
2303 weder Erb» knoch Pflichtteilsrechte zu. Sit ein Abkömmling erſt infolge Wegfalls eines 
Vorfahren pflichtteilsberechtigt geworden, jo wird er meiſt nach $ 2069 als bedacht und 
deshalb nicht übergangen zu gelten haben. Nicht übergangen iſt nach RG 50, 238 eine Ehe⸗ 
frau, die bereits vor der Verheiratung mit dem Erblaſſer ſeine Wirtſchafterin und mit einer 
letztwilligen Zuwendung vom Erblaſſer bedacht worden war. Ebenſowenig das Kind des 
vorverſtorbenen Sohnes, wenn der Erblaſſer dem ganzen Sohnesſtamm nur den Pflichtteil 
zugewendet hatte (RG 2. 7. 06 IV 40/06). 8 2079 ſchließt übrigens das Recht des Pflicht: 
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teilsberechtigten nicht aus, eine letztwillige Verfügung auch aus § 2078 anzufechten, wenn 
deſſen beſondere Vorausſetzungen gegeben find (K GJ 38 A 121). 

2. Das Anfechtungsrecht iſt weiter davon abhängig, daß der Pflichtteilsberechtigte, aus 
Irrtum oder Unkenntnis des Erblaſſers übergangen, nicht bedacht iſt. Sonſt könnte nur 
bewußte Übergehung, d. h. Ausſchließung (A 1) in Frage kommen. Die Unkenntnis kann 
darauf beruhen, daß der Erblaſſer vom Vorhandenſein des Pflichtteilsberechtigten überhaupt 
nichts gewußt oder ihn bereits verſtorben geglaubt hat. Daß der Erblaſſer von einer be⸗ 
ſtimmten Vorſtellung hierüber beherrſcht geweſen ſei, iſt nicht nötig. Die Bemerkung „da 
mein Ehemann vor 25 Jahren nach Amerika ausgewandert und vorausſichtlich nicht mehr 
am Leben iſt“ ſchließt als bloße Mutmaßung die Unkenntnis der Erblafferin davon, daß er 
noch am Leben war, nicht aus (RG Ih 07, 203°). Der Unkenntnis ſteht aber auch gleich, wenn 
der Erblaſſer zwar die Perſon des Pflichtteilsberechtigten, vielleicht ſogar ſeine das Pflichtteils⸗ 
recht begründenden verwandtſchaftlichen Beziehungen gekannt, aber aus tatſächlichem oder 
aus Rechtsirrtum (Annahme eines Verzichts § 2346) ſein Pflichtteilsrecht als nicht beſtehend 
oder wieder erloſchen angeſehen hat. Unkenntnis wird vom Geſetz immer vermutet, wenn 
das Pflichtteilsrecht des Übergangenen erſt nach Errichtung der letztwilligen Verfügung 
entſtanden iſt. So insbeſondere, wenn er erſt nach dieſer Zeit geboren oder legitimiert (88 1719, 
1723, 1736) oder an Kindes Statt angenommen (88 1741, 1757) oder Ehegatte des Erblaſſers 
geworden ift ($ 2303 Ab] 2). Laßt der Erblaſſer in Kenntnis der neuen Sachlage das nun⸗ 
mehr anfechtbar gewordene Teſtament auch jetzt noch bei Kräften, ſo kann nach Satz 2 die 
Anfechtung ausgeſchloſſen fein (RG 77, 170 u. Warn 1918 Nr 212). 

3. Beweislaſt. Der Tatbeſtand des Satz 1 iſt vom Anfechtungsklager (8 2080 Abſ 3) 
zu beweiſen. Hiergegen ſteht dem Anfechtungsgegner nicht nur der Gegenbeweis offen, 
daß der Erblaſſer nicht geirrt, ſondern den Pflichtteilsberechtigten habe ausſchließen wollen. 
Vielmehr kann er, auch wenn er die Unkenntnis zugeben muß, die Anfechtungsklage ſchon 
durch den Nachweis zu Falle bringen, daß der Erblaffer auch bei Kenntnis der Sachlage 
nicht anders verfügt hätte. Für Feſtſtellung dieſer allein maßgebenden Willensmeinung 
des Erblaſſers kommen alle erheblichen Umſtände, ſeien es begleitende oder nachfolgende, in 
Betracht. Es iſt aber zu prüfen, ob der unterrichtete und alle Möglichkeiten bedenkende Erb- 
laſſer die angefochtene Verfügung vollinhaltlich ebenſo oder nur in einem zugunſten des 
Pflichtteilsberechtigten beſchränkten Umfange („ſoweit“) getroffen haben würde. Für die 
Anfechtung aus $ 2079 kommen nur die Vorſtellungen in Betracht, die der Erblaſſer in Be- 
ziehung auf den Pflichtteilsberechtigten hatte, nicht auch fonftige Veränderungen der Sach⸗ 
lage, bie etwa im Sinne von § 2079 auf ſeinen Willen eingewirkt haben möchten (RG 
Warn 1912 Jer 117). Gegenſtand der Anfechtung iſt zwar die letztwillige Verfügung, dieſe 
als Ganzes betrachtet. Allein je nach der Sachlage kann es genügen, die den Pflichtteils⸗ 
berechtigten verkürzenden Anordnungen nicht ganz zu ſtreichen, ſondern nur entſprechend 
zu mindern (hierzu Ach 59, 63). — Die Anfechtungsgrundſätze des BB gelten nicht bloß 
hinſichtlich der Formen und Friſten, ſondern auch hinſichtlich der materiellrechtlichen Wirkung 
der Anfechtung auch gegenüber letztwilligen Verfügungen (gemeinſchaftlichen Teſtamenten), 
die vor 1. 1. 00 errichtet worden ſind, wenn der Anfechtungsgrund unter dem neuen Recht 
entſtanden oder bekannt geworden iſt (RG 77, 173; Vorbem 3 vor 8 1922). Pflichtteils⸗ 
recht der Witwe |. § 1931 A 5. 


8 2080 


Zur Anfechtung iſt derjenige berechtigt, welchem die Aufhebung der letzt⸗ 
willigen Verfügung unmittelbar zuſtatten kommen würde!). 

Bezieht ſich in den Fällen des § 2078 der Irrtum nur auf eine beſtimmte 
Perſon und iſt dieſe anfechtungsberechtigt oder würde fie anfechtungs⸗ 
berechtigt ſein, wenn ſie zur Zeit des Erbfalls gelebt hätte, ſo iſt ein anderer 
zur Anfechtung nicht berechtigt). 

Im Falle des § 2079 ſteht das Anfechtungsrecht nur dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten zus). 

E 1 1784 II 1959; M 5 55—57; P 5 59—68, 

1. Anfechtungs berechtigte. Der Erblaſſer ſelbſt bedarf bei der freien Widerruflichkeit 
letztwilliger Verfügungen (§ 2253) der Anfechtung nicht. Dritte find hierzu nur berechtigt, 
ſoweit ihnen die Aufhebung unmittelbar, alſo nicht erſt „beim Wegfall eines anderen (8 2341) 
zuſtatten kommt. Hiernach find — bezüglich der ganzen oder nur eines Teiles der letztwilligen 
Verfügung (58 2078 A 2, 2079 A 3) — anfechtungsberechtigt: die geſetzlichen Erben ſoweit 
ide der frühere Berufene ſoweit ein ſpäter eingeſetzter Erbe, der Erſatzerbe ſoweit der 

aupterbe, der Alleinerbe und die Miterben ſoweit Miterben überhaupt oder ſoweit ſie zu 
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höheren Anteilen anfechtbar berufen find. Bei Vermächtniſſen kommt die Aufhebung dem 
Beſchwerten, der anfechtbare Widerruf dem Bedachten zuſtatten. Die durch Verbot der 
Auseinanderſetzung (§ 2044), durch Teilungsanordnungen (8 2048), durch Beſtellung eines 
Teſtamentsvollſtreckers Beſchwerten, die im Pflichtteil Beſchränkten (88 2305, 2336) ſind an 
der Beſeitigung ſolcher aufechtbaren Beſchränkungen, der beſtellte Teſtamentsvollſtrecker iſt 
an dem Widerruf ſeiner Beſtellung unmittelbar intereſſiert. Die nächſten Intereſſenten 
an den in familienrechtlicher Beziehung getroffenen Anordnungen (Vorbem vor § 2064) 
ergeben ſich von ſelbſt. Maßgebend für das Intereſſe iſt die Zeit des Erbfalls. Da aber 
die Wirkung der Ausſchlagung auf dieſen Zeitpunkt zurückverlegt wird (§ 1953 A 1), fo 
muß bezüglich der Erbeinſetzung und des Vermächtniſſes (§ 2180 Abſ 3), wenn der eigent⸗ 
lich Anfechtungsberechtigte ausſchlägt, auch der ſtatt ſeiner Berufene als unmittelbar beteiligt 
und deshalb anfechtungsberechtigt gelten. Ob der zunächſt Berechtigte ſogleich ausgeſchlagen 
oder erſt angefochten und dann ausgeſchlagen hat (ſoweit die Anfechtung nicht als Annahme 
zu gelten hat, § 1943 oder ſoweit die hierin zu findende Annahme nicht mit Erfolg an. 
gefochten iſt, $ 1954), macht keinen Unterſchied. Jedenfalls bricht mit der Ausſchlagung auch 
ſeine Legitimation zur Anfechtung nachträglich, aber mit Rückbeziehung auf die Zeit des 
Erbfalls zuſammen. Das gleiche hat zu gelten, wenn der Nächſtberechtigte für erbunwürdig 
erklärt wird ($ 2344). Die Anfechtung der letztwilligen Verfügung kann dem hierdurch Be⸗ 
nachteiligten nur dann zuſtatten kommen, wenn ſie den erlittenen Nachteil auch wirklich 
auszugleichen vermag. Dies iſt nicht der Fall, wenn der Erblaſſer zwar dem Fremden X eine 
Zuwendung machen wollte, ſich aber durch Irrtum oder Drohung hiervon hat abhalten 
laſſen. Die Anfechtung (des X) kann niemals den Erfolg haben, einem zwar gehegten, aber 
überhaupt nicht erklärten Willen des Erblaſſers Geltung zu verſchaffen (RG LZ 1920, 340°). 

2. Wenn der Erblaſſer aus Irrtum feinen Bruder A nur deshalb nicht bedacht hat, weil 
er ihn verſtorben glaubte, ſo iſt nur A und wenn er nach dem Erblaſſer ſtirbt, ſo ſind nur 
As Kinder und Erben aus § 2078 anfechtungsberechtigt. Sie find es aber nicht, wenn A 
ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben iſt, obwohl ſie im Falle erfolgreicher Anfechtung un⸗ 
mittelbar als geſetzliche Erben in Betracht kämen. Denn auf die Kinder hatte ſich der Irrtum 
des Erblaſſers nicht bezogen. Im Fall der Drohung gilt die Beſchränkung des Abſ 2 nicht. 
Doch iſt nach Abſ 1 nur anfechtungsberechtigt, wem die Anfechtung zuſtatten kommt (A 1 a. E.). 

3. Daß nur der Pflichtteilsberechtigte als anfechtungsberechtigt erklärt iſt, will beſagen, 
daß im Falle des § 2079 lediglich Pflichtteilsberechtigte, nicht auch fonftige Dritte als Per 
ſonen in Betracht kommen, denen nach Abf 1 die Aufhebung unmittelbar zuſtatten kommen 
würde. Das eigene Anfechtungsrecht des Erblaſſers gegenüber einem für ihn 
bindend gewordenen gemeinſchaftlichen Teſtamente wird hierdurch nicht ausgeſchloſſen (§ 2271 
A 6). Das einmal entſtandene Anfechtungsrecht iſt Vermögensrecht und deshalb vererblich. 
Dagegen iſt das nackte Recht unter Lebenden nicht übertragbar, da die Entſcheidung darüber, 
ob hiervon Gebrauch zu machen fei, nur demjenigen zuſteht, auf deſſen Perſon die Voraus⸗ 
ſetzungen des § 2080 zutreffen. Nur nach feiner Perſon beſtimmt ſich auch der Friſtenlauf. 
Wohl aber kann es der Ausübung nach einem Dritten überlaſſen werden. Hat der Berechtigte 
das im Wege der Anfechtung erſt zu verwirklichende Recht (das Recht auf den Nachlaßanteil 
8 2088, die Vermächtnisforderung) übertragen, jo muß auch das hierzu dienende Anfechtungs⸗ 
recht als mit übertragen gelten. Umgekehrt kann mit Abtretung des Anfechtungsrechts zu. 
gleich die Abtretung des damit erſt zu erſtreitenden Rechtes gemeint ſein. Zuſammen mit 
dieſem Recht iſt das Anfechtungsrecht auch pfändbar. Doch kann der Schuldner nicht wider 
ſeinen Willen zur Anfechtungserklärung genötigt werden. — Von mehreren Berech⸗ 
tigten iſt jeder für ſich zur Ausübung des Anfechtungsrechts befugt, ſoweit die Vorausſetzung 
des Abſ 1 auf ihn zutrifft. 25 

§ 2081 


Die Anfechtung einer letztwilligen Verfügung, durch die ein Erbe ein⸗ 
geſetzt, ein geſetzlicher Erbe von der Erbfolge ausgeſchloſſen, ein Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker ernannt oder eine Verfügung ſolcher Art aufgehoben 
wird, erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte). 

Das Nachlaßgericht ſoll die Anfechtungserklärung demjenigen mitteilen, 
welchem die angefochtene Verfügung unmittelbar zuſtatten kommt. Es 
hat die Einſicht der Erklärung jedem zu geſtatten, der ein rechtliches Inter⸗ 
eſſe glaubhaft machte). 

Die Vorſchrift des Abſ 1 gilt auch für die Anfechtung einer letztwilligen 
Verfügung, durch die ein Recht für einen anderen nicht begründet wird, 
insbeſondere für die Anfechtung einer Auflage“). 

E II 1954; P 5 66—868, 70—72; 6 314. 
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1. Abweichend von der Regel des § 143 Abſſ 1, wonach die Anfechtung dem jeweiligen 
Anfechtungsgegner gegenüber zu erklären ift, ſchreibt das Geſetz in den Fällen des Abf 1 u. 3 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht vor (fo auch $ 1955). Sie bedarf keiner beſonderen 
Form, muß aber, um wirkſam zu werden, dem Nachlaßgericht zugegangen ſein ($ 130). Erb. 
einſetzung 88 2087 ff. einſchließlich der Einſetzung eines Nacherben $ 2100, Ausſchließung 8 1938, 
Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers und Beſtimmung feines Wirkungskreiſes §8 2197ff., 
Aufhebung ſolcher Verfügungen SS 2253 ff. 

2. Mitteilungspflicht übereinſtimmend mit 88 1953, 1957 u. a. Die Wirkſamkeit der 
Anfechtung ſelbſt iſt hiervon nicht abhängig. Die Mitteilung an den Antragsgegner kann 
aber eine Anfechtung erſetzen, die nach der Regel des 8 143 unmittelbar dieſem Gegner gegen⸗ 
über abzugeben geweſen wäre. 

3. Nur Verpflichtungen, keine Rechte werden begründet durch die Auflage (§ 1940), 
durch das Verbot der Auseinanderſetzung (8 2044) und durch familienrechtliche Anordnungen 
(Vorbem vor 8 2064), ebenſowenig durch Aufhebung derartiger Verfügungen. Dasſelbe gilt 
von Beſchrankungen und Entziehung des Pflichtteils (88 2305, 2336). Auch hier geſchieht in 
Ermanglung eines Berechtigten die Anfechtung gegenüber dem Nachlaßgerichte. Die Regel 
des 9 143 Abſ 1 bleibt deshalb in der Hauptſache nur beſtehen, wenn es ſich um die Anfechtung 
von Vermächtnis und (Rechte begründenden) Teilungsanordnungen ($ 2048) oder um Auf⸗ 
hebung ſolcher Anordnungen handelt. 

8 2082 


Die Anfechtung kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen!). 

Die Friſt beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anfechtungsberech⸗ 
tigte von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erlangt. Auf den Lauf der Friſt 
finden die für die Verjährung geltenden Vorſchriften der 88 203, 206, 207 
entſprechende Anwendung?). 

Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit dem Erbfalle dreißig Jahre 


verſtrichen find). 
E 1 1785 II 1955; M 5 68, 69; 6 398. 


1. Die (abweichend von $ 121 Abſ 1 beſtimmte) Jahresfriſt ift als geſetzliche Ausſchluß⸗ 
feift ſowohl dem Aufechtungsgegner im Falle des § 148 als dem Nachlaßgerichte gegenüber 
(5 2081) maßgebend. Friſtberechnung §§ 187, 188. 

2. Kenntnis erlangen vgl. § 1944 A 2. Der Anfechtungsgrund ift mit dem Erbfall 
und dem Inhalt der letztwilligen Verfügung in Verbindung mit den einen Irrtum des Erb- 
laſſers oder einen gegen ihn ausgeübten Zwang und ſeine Beſtimmung durch den Irrtum 
oder Zwang ergebenden Tatumſtänden der 88 2078, 2079 entſtanden. Von alledem muß der 
Anfechtungsberechtigte Kenntnis erlangt haben (RG Gruch 59, 481). Im Falle des 8 2079 
fehlt es an der Nenntuis des Anfechtungsgrundes, ſolange der Aufechtungsberechtigte ein 
ſpäteres, ihn berüdfichtigende3 Teſtament, wenn auch aus Rechtsirrtum, für rechtswirkſam 
hält (KJ 40, 47). Der Friſtbeginn iſt nicht wie in § 1944 Ab] 2 auf die Verkündung der 
Verfügung abgeſtellt. Es genügt, daß der Anfechtungsberechtigte irgendwie von ihrem Inhalt 
unterrichtet worden ift (RG 66, 31). 8 203: Stillſtand der Rechtspflege und höhere Gewalt, 
§ 206: Mangel der Vertretung des Geſchäftsunſähigen uſw., 8 207: wenn das Anfechtungs⸗ 
recht zu einem Nachlaſſe gehört oder gegen den Nachlaß des Anfechtungsgegners zuſteht. 

. Die dreißigjährige Friſt (entſprechend § 195) greift ohne Rückſicht auf erlangte Kennt 
nis durch. Den Beweis, daß er die Jahresfriſt eingehalten habe, hat der Anfechtende zu 
führen. Dem Gegner ſteht der Gegenbeweis ſchon früher erlangter Kenntnis offen. — 
Geltendmachung nach Friſtablauf § 2083. 

§ 2083 

Iſt eine letztwillige Verfügung, durch die eine Verpflichtung zu einer 
Leiſtung begründet wird, anfechtbar, ſo kann der Beſchwerte die Leiſtung 
verweigern, auch wenn die Anfechtung nach § 2082 ausgeſchloſſen iſt!). 

E II 1956; P 5 70. 

1. Der wegen Friſtablaufs nicht mehr verfolgbare Anfechtungsanſpruch kann zeitlich 
unbeſchränkt noch durch Einrede geltend gemacht werden, wenn dem Berechtigten durch an. 
lechtbare Verfügung eine Leiſtung (Vermächtnis, Auflage, Einwerfung eines Vorempfangs) 
auferlegt ift (ähnlich 88 821, 853). Einer beſonderen Anfechtungserklärung nach 88 2081, 143 

edarf es in dieſem Falle nicht. Auf Erbeinſetzungen oder Teilungsanordnungen iſt die Vor⸗ 

rift nicht anwendbar, da es ſich hierbei nicht um Leiſtungen handelt. — Übertragen auf den 
Fall der Erbunwürdigkeit § 2345. 
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8 2084 


Läßt der Inhalt einer letztwilligen Verfügung verſchiedene Auslegungen 
zu, ſo iſt im Zweifel diejenige Auslegung vorzuziehen, bei welcher die Ver⸗ 
fügung Erfolg haben kann!). 


E I 1778 II 1957; M 5 43—45; P 5 43, 44. 


1. Die Vorſchrift gibt die allgemeine Auslegungsregel des $ 133 in beſonderer Be⸗ 
ziehung auf das Erbrecht wieder. Sie geht nicht darauf aus, den Bedachten zu begünſtigen, 
ſondern nur darauf, wenn verſchiedene Auslegungen möglich find, die Aufrechterhaltung 
der letztwilligen Verfügung, ohne Nüdficht auf ihren Inhalt zu fördern (RG Gruch 53, 97: 
Warn 1919 Nr 198; SeuffA 75 Nr 107; vgl. auch § 140). Int übrigen iſt die Auslegung 
durch keinerlei Regeln beengt. Sie findet nur darin ihre Grenze, daß fie einmal an der vor⸗ 
liegenden Willenserklärung irgendeinen, wenn auch noch ſo geringen Anhalt finden muß, 
anderſeits dem völlig unzweideutig ausgedrückten Willen nicht geradezu zuwiderlaufen darf. 
Innerhalb dieſer Grenzen können auch ſonſtige formloſe, ſogar wegen Formmangels oder aus 
anderen Gründen nichtige Außerungen des Erblaſſers und andere außerhalb des Teſtaments 
liegende Umſtände für die Willenserforſchung verwertet werden (RG IW 1913, 99120; 
1918, 1725), unter Umſtänden ſelbſt Beſtimmungen eines früheren, aufgehobenen Teſtaments 
(NS 23 1916, 129515). Auch ſtillſchweigende Willenserklärungen find wirkſam. Doch iſt 
die Rückſicht auf Treu und Glauben und Verkehrsſitte nach § 157 bei Auslegung von Teſta⸗ 
menten nur beſchränkt verwendbar (RG ZW 1912, 3445). Zugelaſſen iſt z. B., die Anordnung 
einer geſetzlich nicht zuläſſigen Pflegſchaft in die Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers (RG 
Warn 1913 Nr 239), die Zuwendung an eine nicht rechtsfähige Gemeinde in eine Zuwendung 
an deren einzelne Mitglieder umzudeuten (RG JW 1911, 115). Ob eine ihrem Wortlaute 
nach für einen beſtimmten, nicht eingetretenen Fall getroffene Verfügung nach dem Geſamt⸗ 
inhalte des Teſtaments auf andere Fälle zu erſtrecken iſt, iſt eine auf der angegebenen Grund⸗ 
lage zu entſcheidende Auslegungsfrage (RG Warn 1916 Nr 111). Da die letztwillige Ver⸗ 
fügung nicht vor dem Erbfalle wirkſam wird, können in der Zwiſchenzeit hinſichtlich des 
Perſonenkreiſes der Bedachten oder hinſichtlich eines vermachten Gegenſtandes Anderungen 
vorkommen. Das Geſetz gibt für einzelne ſolche Fälle Auslegungsregeln (88 20672071, 
2169 Abſ 3, 2172 Abſ 2, 2173). In den durch dieſe Regeln gewieſenen Richtungen iſt auch 
in anderen Fällen ſachlicher oder perſönlicher Veränderung durch Auslegung zu ermitteln, 
was nach der Willensrichtung des Erblaſſers zu der Zeit, als die Verfügung von ihm getroffen 
wurde, als von ihm gewollt anzuſohen iſt, ſofern er vorausſchauend das ſpätere Ereignis 
bedacht haben würde (RG 99, 82; Gruch 62, 250). — Die Auslegungsregeln des BGB 
gelten auch für Auslegung der vor 1. 1. 00 errichteten Teſtamente. Doch iſt auf die dem 
Erblaſſer etwa bekannten Auslegungsregeln und die Sprachweiſe des älteren Rechtes inſofern 
Bedacht zu nehmen, als er ſich dem anpaſſen und ſeinen Inhalt zum Beſtandteil ſeines Willens 
machen wollte (RG 59, 83 u. 79, 33; vgl. für gemeinſchaftliche Teſtamente 8 2269 A 3 a. E.). 
Sit der Erblaſſer bereits vor 1. 1. 00 verſtorben, fo bleibt für die Teſtamentsauslegung aus⸗ 
ſchließlich das ältere Recht maßgebend (RG 76, 20). Authentiſche Auslegung durch Tefta- 
mentsvollſtrecker iſt für den Richter nicht maßgebend (RG 66, 103). 


8 2085 


Die Unwirkſamkeit einer von mehreren in einem Teſtament enthaltenen 
Verfügungen hat die Unwirkſamkeit der übrigen Verfügungen nur zur 
Folge, wenn anzunehmen iſt, daß der Erblaſſer dieſe ohne die unwirkſame 
Verfügung nicht getroffen haben würde!). 

E 1 1787 II 1958; M 5 60; P 5 69. N 


1. Der Grundſatz des § 139, daß teilweiſe Nichtigkeit in der Regel das ganze Rechtsgeſchäft 
nichtig mache, ift für das Verhältnis der mehreren in einem Teſtament getroffenen Verfügungen 
in das Gegenteil verkehrt: grundsätzliche Selbſtändigkeit der Einzelverfügungen. Steht hier⸗ 
nach die Unwirkſamkeit der einen Verfügung feſt, fo iſt derjenige, welcher die Unwirkſamkeit 
auch der übrigen Verfügungen behauptet, beweispflichtig dafür, daß fie der Erblaſſer ohne die 
unwirkſame Verfügung nicht getroffen haben würde (RG 63, 29). Beſondere Anwendung 
des Grundsatzes beim Vermächtnis $ 2161, bei der unter einer Auflage gemachten Zuwendung 
F. 2195, bei Zuwendungen an Urkundsperſonen 8 2235, bei Beurteilung der Tragweite des 
Widerrufs $ 2258. Zuwendung und Auflage ſind im Verhältnis zueinander ſelbſtändige 
Verfügungen. Teilweiſe Unwirkſamkeit der Zuwendung hat deshalb nicht notwendig den 
Wegfall der damit verknüpften Auflage zur Folge, wenn nicht vom Erblaſſer die Abhängig⸗ 
keit der Auflage vom Beſtande der Zuwendung gewollt war (RG Gruch 52, 1087). Ein 
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Nachtragsteſtament kann trotz Nichtigkeit des erſten Teſtaments bei Kräften bleiben (RG, 
Warn 08 Nr 74). Die Unwirkſamkeit begreift nicht bloß die Nichtigkeit ((wegen Formmangels 
R 63, 23), ſondern auch das Hinfälligwerden des Teſtaments aus anderen Gründen: Aus- 
ſchlagung, Ausfall der Bedingung uſw. (testamentum destitutum) in ſich. Handelt es ſich 
nicht um mehrere Verfügungen oder Anordnungen, ſondern um die mehreren Beſtandteile, 
aus denen ſich eine Verfügung zuſammenſetzt, fo iſt $ 2085 nicht anwendbar, möglicherweiſe 
aber $ 139. Aus dieſem Geſichtspunkt kann unter Umſtänden ein mehreren Erben auferlegtes 
Vermächtnis (8 2148), das einem Teile der Belaſteten gegenüber unwirkſam ift, den anderen 
gegenüber teilweiſe anfrechterhalten werden (RG SeuffA 75 Nr 36). Anderſeits hat der 
vom Erblaſſer gewollte, aber nicht eigenhändig bewirkte Zuſatz einzelner Worte oder Zahlen 
zu einer in einem Privatteſtament getroffenen Verfügung regelmäßig die Nichtigkeit dieſer 
Verfügung zur Folge (RG SeuffBl 78, 210). — Wegen der korreſpektiven Verfügungen in 
einem gemeinſchaftlichen Teſtament |. § 2270, wegen der beiderſeitigen vertragsmäßigen Ver⸗ 
fügungen § 2298. 
§ 2086 


Iſt einer letztwilligen Verfügung der Vorbehalt einer Ergänzung bei⸗ 
gefügt, die Ergänzung aber unterblieben, ſo iſt die Verfügung wirkſam, 
ſofern nicht anzunehmen iſt, daß die Wirkſamkeit von der Ergänzung ab⸗ 
hängig ſein ſollte!). 


E I 1767 II 1859; M 5 31, 32; h 5 21. 


1. Während Unvollſtändigkeit der Einigung im Zweifel das Zuſtandekommen des Ver⸗ 
trags hindert (8 154), gilt im Gegenteil die letztwillige Verfügung als jetzt ſchon wirkſam, 
obgleich der Erblaſſer durch einen Vorbehalt in der Verfügung ſelbſt angedeutet hat, daß 
ſie in der vorliegenden Geſtalt ſeinen endgültigen letzten Willen noch nicht enthalte. Dies 
gilt auch dann, wenn der Erblaſſer den Vorbehalt nicht ausdrücklich gemacht, aber in feinem 
eigenhändigen Teſtament Raum freigelaſſen hat, um ergänzende Anordnungen ſpäter hinein⸗ 
zuſchreiben (RH 23 1914, 11161). Unter Umſtänden kann bloßen Unvollſtändigkeiten 
der Verfügung durch Auslegung nachgeholfen werden (Offenlaſſen der Summe bei einem Ver⸗ 
mächtnis RO IW 1912, 3925). Der Beweis, daß die letztwillige Verfügung als jetzt ſchon 
wirkſam nicht gewollt ſei, liegt demjenigen ob, welcher ſich auf die Unwirkſamkeit beruft. — 
Der Vorbehalt von Nachzetteln (Kodizillarklauſel) iſt für das BGB bedeutungslos, da 
auch die „Ergänzung“ immer an die Formen der letztwilligen Verfügung gebunden iſt. 
Dasſelbe git von den im Teſtament in Bezug genommenen Urkunden, ſoweit fie das Teſta 
ment ergänzende Willenserklärungen, nicht bloß genauere Bezeichnungen und Erläuterungen 
des Erklärten enthalten (testamentum mysticum). 


Zweiter Titel 
Erbeinſetzung 


8 2087 


Hat der Erblaſſer ſein Vermögen oder einen Bruchteil ſeines Vermögens 
dem Bedachten zugewendet, ſo iſt die Verfügung als Erbeinſetzung anzuſehen, 
auch wenn der Bedachte nicht als Erbe bezeichnet ift!), 

Sind dem Bedachten nur einzelne Gegenſtände zugewendet, ſo iſt im 
Zweifel nicht anzunehmen, daß er Erbe ſein ſoll, anch wenn er als Erbe 
bezeichnet iſt?). 

E I 1788 II 1960; M 5 61; P 5 72, 73; 0 8417, 348. 


1. Es kommt lediglich auf den gemäß 8 2084 (. dort) zu ermittelnden, fachlichen und recht 
lichen Inhalt der letztwilligen Verfügung, nicht auf die geſetzestechniſche Bezeichnung oder 
auf ſakramentale Worte an (§ 133). Für die Erbeinſetzung (§ 1937) iſt deshalb entſcheidend, 
ob nach dem Willen des Erblaſſers ſein Vermögen als Ganzes oder nach Bruchteilen des 
Ganzen auf eine oder mehrere andere Perſonen übergehen ſoll (8 1922). Bedingte und 
befriſtete Erbeinſetzung 8 2074. Ob und mit welchem Inhalt eine alternative Erbeinſetzung 
wirkſam iſt, unterliegt freier Auslegung. Sie kann als unbedingt gewollt auch in einen Der 
dingungsſatz eingekleidet fein (positus in condicione). Daß die Erbeinſetung die ganze Erb 
ſchaft vergebe, iſt nicht erforderlich ($ 2088). ; 

2. Mit Zuwendung einzelner Gegenſtände (Sachen oder Rechte § 90) oder mit Zu⸗ 
wendung des Pflichtteils (NG 61, 15) will der Erblaſſer, wenn er ſich üder die rechtliche Be. 
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deutung feiner Verfügung klar iſt, nur Forderungen an ſeinen Nachlaß begründen (88 1939, 
2174, 2304, 2917). So legt das Geſetz feinen Willen „im Zweifel“ ſogar dann aus, wenn er 
ſich hierbei der techniſchen Bezeichnung „Erbe“ bedient hat. Es kann ſich aber hinter dem 
ungenauen nur einzelne Gegenſtände hervorhebenden Ausdruck auch wahrer Erbeinſetzungs⸗ 
wille verbergen. So wenn das ganze Vermögen nur nach beſonders wichtigen Vermögens 
ſtücken bezeichnet wird (mein Hof, mein Geſchäft, meine Wertpapiere) oder wenn das Ver⸗ 
mögen nach Gruppen von Gegenſtänden ganz oder doch vermeintlich ganz aufgeteilt wird 
(bewegliches, unbewegliches Vermögen), Bay Obs g 1911, 172. Auch die Zuwendung einer 
Summe kann unter Umſtänden als Bruchteil der zu einem gewiſſen Wert veranſchlagten Erb⸗ 
ſchaft gemeint ſein. Inſoweit iſt auch nach BGB Erbeinſetzung ex re certa möglich. Ge⸗ 
gebenenfalls ſind dann die Bruchteile nach dem Wertsverhältnis der einzelnen Gegenſtände 
zu beſtimmen (RG Warn 1913 Nr 240), es kann auch Erbeinſetzung unter gegenſeitiger Be⸗ 
ſchwerung mit Vermachtniſſen oder Teilungsanordnungen gewollt ſein. Zuwendung einer 
dem Erblaſſer ſelbſt angefallenen Erbſchaft oder der Bruchteile einer ſolchen Erbſchaft iſt 
regelmäßig Vermächtnis ($ 1939 A 2). Ebenſo Bruchteil vom Reinertrag der Erbſchaft, den 
der Erbe mit dem Bedachten teilen ſoll (legatum partitionis). Dagegen iſt Nacherbfolge, wenn 
dem Erben auferlegt iſt, die ganze Erbſchaft an einen Dritten herauszugeben, § 2103. 


S 2088 


Hat der Erblaſſer nur einen Erben eingeſetzt und die Einſetzung auf einen 
Bruchteil der Erbſchaft beſchränkt, ſo tritt in Anſehung des übrigen Teiles 
die geſetzliche Erbfolge ein. 

Das gleiche gilt, wenn der Erblaſſer mehrere Erben unter Beſchränkung 
eines jeden auf einen Bruchteil eingeſetzt hat und die Bruchteile das Ganze 
nicht erſchöpfen !). 

E 1 1700 II 1961; M 5 63, 64; P 5 73, 74 

1. Das BOB lehnt hiermit den Satz ab: nemo pro parte testatus pro parte intestatus 
decedere potest. Vorausgeſetzt iſt, daß der oder die mehreren eingeſetzten Erben auf — für 
leden beſonders oder gemeinſchaftlich — ausgeworfene Bruchteile beſchränkt ſind, die den 
Nachlaß nicht erſchöpfen und nach der Anſicht des Erblaſſers nicht erſchöpfen ſollten. Sonſt 
ſchlägt $ 2089 ein. Gehört der eingeſetzte zugleich zu den geſetzlichen Erben, fo iſt Auslegungs⸗ 

age, ob und wieweit er in letzterer Eigenſchaft nochmals zur Erbfolge gelangen ſoll. 


8 2089 


Sollen die eingeſetzten Erben nach dem Willen des Erblaſſers die alleini⸗ 
gen Erben ſein, ſo tritt, wenn jeder von ihnen auf einen Bruchteil der Erb⸗ 
ſchaft eingeſetzt iſt und die Bruchteile das Ganze nicht erſchöpfen, eine ver⸗ 
hältnismäßige Erhöhung der Bruchteile ein). 

E 1 1794 II 1964; M 5 65, 66; P 5 74. 


‚| Die Berufenen find die alleinigen Erben, wenn ſie nach dem Willen des Erblaſſers 
Nicht, wie im Falle des $ 2088 auf Bruchteile beſchränkt ſind. Das Verhältnis ber beſtimmten 
Gruchteile zueinander, nicht Kopfteile ſind maßgebend. Es find eingeſetzt A au aB zu /a 

zu ½ oder auf den gemeinſchaftlichen niedrigſten Nenner gebracht A zu 4, B zu 9/2, 
Gen %%, Sie erben (8 f. 6 f 317) je /i, J und /, Ebenſo beim Vermächtnis 8 2157. 
Gemeinſchafllicher Erbteil 9 2098. 


S 2090 
Iſt jeder der eingeſetzten Erben auf einen Bruchteil der Erbſchaft ein⸗ 
geſetzt und überſteigen die Bruchteile das Ganze, jo tritt eine verhältnis⸗ 
mäßige Minderung der Bruchteile ein). 
E 1 1798 II 1968; M 5 65; P 5 74. 


1. Es find A zu /, B zu ½, O zu / ein eſetzt oder auf den gemeinſchaftlichen niedrigſten 
0 1 a/ 65 10 19898 erben (6 1 4 +8 = 13) je %, * 

l Gemeinſchaftlicher Erbteil § 2098. S. au 

8.2092 Abſ 2. Daß die Auslegung zu einem andern Ergebnis führt, ift nicht ausgeſchloſſen. 


ird der Nachlaß nach und nach in aufeinander folgenden Teſtamenten vergeben, ſo kommt 
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8 2091 


Sind mehrere Erben eingeſetzt, ohne daß die Erbteile beſtimmt ſind, 
jo ſind fie zu gleichen Teilen eingeſetzt, ſoweit ſich nicht aus den SS 2066 
bis 2069 ein anderes ergibt). 

E I 1792 II 1962; M 5 64, 65; P 5 74. 


1. Sind die Erbteile unbeſtimmt gelaſſen und kann durch Auslegung ein anderer Wille 
des Erblaſſers nicht ermittelt werden (ſo insbeſondere aus der Gruppierung der Erben nach 
Stämmen, R Warn 1918 Nr 123, „Frau und Kinder“ oder anderen auf das geſetzliche 
Erbrecht deutenden Bezeichnungen), ſo ergänzt ihn das Geſetz dahin, daß Teilung nach 
Köpfen gewollt ſei (fo insbeſondere, wenn die Erben hintereinander namentlich aufgeführt 
find). Es behandeln § 2066: Einſetzung der „gefehlichen Erben“, 82067: der „Verwandten“, 
8 2068: der „Kinder“, 8206 9: der „eigenen Abkömmlinge“. Für Einſetzung der Enkel ſtellt 
das BOB keine Regel auf. Ebenſo beim Vermächtnis § 2157. Gemeinſchaftlicher Erbteil 
8 2093. Unbeſtimmtheit infolge eines nicht ergänzten Vorbehalts 8 2086. 


8 2092 


Sind von mehreren Erben die einen auf Bruchteile, die anderen ohne 
Bruchteile eingeſetzt, ſo erhalten die letzteren den freigebliebenen Teil der 
Erbſchaft!). 

Erſchöpfen die beſtimmten Bruchteile die Erbſchaft, ſo tritt eine ver⸗ 
hältnismäßige Minderung der Bruchteile in der Weiſe ein, daß jeder der 
ohne Bruchteile eingeſetzten Erben ſo viel erhält wie der mit dem geringſten 
Bruchteile bedachte Erbe). 


E I 1795 II 1965; M 5 66—68; P 5 74, 75 


1. Eingeſetzt find A zu , B zu /, C und D ohne Bruchteile. Es erhalten Cund D die 
freigebliebenen , und zwar gemäß $ 2091 zu gleichen Teilen, ſomit jeder / der Erbſchaft. 
2. Eingeſetzt find A zu /, B zu , C und D ohne Bruchteile. Es erhalten zunächſt 
GC und J jeder foviel wie B, alſo je /. Gemäß $ 2090 find ſodann die auf /, /, / und / 
anzunehmenden Erbteile in /12, 12, /12, % oder /i, /i, Jen, % J umzuwandeln. 
Sind die Erben ausdrücklich auf den nach Abzug der beſtimmten Bruchteile verbleibenden 
Überreſt eingeſetzt, fo iſt die Erbeinſetzung im Falle des Abſ 2 widerſinnig und könnte nur 
gehalten werden, wenn damit Erſatz⸗ oder Nacherbenberufung gewollt tft. Ebenſo beim Ver⸗ 
mächtnis $ 2157. Das Vorausvermächtnis gilt für den damit bedachten Erben als reines Ver⸗ 
mächtnis (§ 2150) und erleidet deshalb keine Minderung. Gemeinſchaftlicher Erbteil 8 2093. 


8 2093 

Sind einige von mehreren Erben auf einen und denſelben Bruchteil der 
Erbſchaft eingeſetzt (gemeinſchaftlicher Erbteil) ), jo finden in Anſehung 
des gemeinſchaftlichen Erbteils die Vorſchriften der SS 2089 bis 2092 ent⸗ 


ſprechende Anwendung). 
E I 1796 II 1966; M 5 68, 69; P 5 75. 


1. Der gemeinſchaftliche Erbteil, deſſen Begriffsbeſtimmung hier gegeben wird, be⸗ 
gründet nach dem mutmaßlichen Willen des Erblaſſers eine beſondere Gemeinſchaft der darauf 
berufenen Erbengruppen oder Untergruppen, die vermöge des Anwachſungsrechts (88 2004, 
2095) und der Bevorzugung in der Erſatzerbfolge (8 2098 Abſ 2) auch beim Wegfall einzelner 
daran beteiligter Erben aufrechterhalten bleibt. Ob der Erblaſſer die mehreren Erben au 
einen und denſelben Erbteil berufen wollte, iſt durch freie Auslegung zu ermitteln. 
Die bloße Zuſammenfaſſung mehrerer in einem Satze (A, B und C ſollen / erben) 0 
unter einer Geſamtbezeichnung (meine Brüder ſollen die Hälfte erben) wird in der Reg 
nicht genügen (verbis conjuncti). Eher wird die Zuſammenfaſſung verichiedener Erben 
gruppen unter gemeinſamen laufenden Ziffern einen Anhalt bieten. Dagegen wird gemem 
ſchaftlicher Erbteil anzunehmen fein, wenn mehrere als wahre Erben ($ 2087 A 2) auf * 
ſelben Gegenſtand (A und B auf das Gut, C und D auf das Kapitalvermögen) berufen nn 
(re et verbis conjuncti). Gemeinſchaftlichkeit des Erbteils kann auch beabſichtigt fein, wen! 
der Erblaſſer daneben noch die auf die einzelnen entfallenden Unterbruchteile beſtimmt 
(A, B und © follen zuſammen ein Drittel, und zwar A /, B und C je / erben). 


2. Die Unterbruchteile der mehreren auf denſelben Bruchteil eingeſetzten Erben find, 
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wenn der Erblaffer nicht anders verfügt hat oder wenn nicht 88 2066—2089 eingreifen, unter 
ſich gleich (§ 2091). In den beſonderen Fällen der 88 2089, 2090, 2092 beſtimmen ſie ſich 
nach den dort gegebenen Vorſchriften. — Gemeinſchaftliches Vermächtnis § 2157. 


§ 2094 


Sind mehrere Erben in der Weiſe eingeſetzt, daß ſie die geſetzliche Erb⸗ 
folge ausſchließen, und fällt einer der Erben vor oder nach dem Eintritte 
des Erbfalls weg!), jo wächſt deſſen Erbteil den übrigen Erben nach dem 
Verhältnis ihrer Erbteile an?). Sind einige der Erben auf einen gemein⸗ 
ſchaftlichen Erbteil eingeſetzt, ſo tritt die Anwachſung zunächſt unter ihnen 
ein“). 

Iſt durch die Erbeinſetzung nur über einen Teil der Erbſchaft verfügt 
und findet in Anſehung des übrigen Teiles die geſetzliche Erbfolge ſtatt, 
ſo tritt die Anwachſung unter den eingeſetzten Erben nur ein, ſoweit ſie auf 
einen gemeinſchaftlichen Erbteil eingeſetzt find‘). 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließens). 

E 1 1797, 1798 Abſ 1 II 1967; M 5 69—72; P 5 75, 76. 


1. Das BGB ſpricht von Anwachſung im techniſchen Sinne nur bei der gewillkürten 
Erbfolge, wendet aber den Grundſatz des § 2094 auch auf den Fall der Erhöhung des 
Erbteils bei der geſetzlichen Erbfolge an (8 1935). Vorausſetzung iſt, daß die geſetzliche 
Erbfolge ausgeſchloſſen iſt ($ 1988), ſei es, daß der Erblaſſer die Erbſchaft ganz vergeben 
oder bei nicht erſchöpfender Vergebung doch fo viel zu erkennen gegeben hat, daß die ein⸗ 
geſetzten feine alleinigen Erben fein ſollten (§ 2089). Ferner daß einer der eingeſetzten Erben 
vor dem Erbfall (durch Tod 8 1923, auch Totgeburt eines erwarteten Kindes RG Warn 
1914 Nr 125, Erbverzicht 8 2352) oder nach dem Erbfall (durch Ausſchlagung § 1958, 
Erbunwürdigkeit § 2344 oder durch Nichterleben der aufſchiebenden Bedingung § 2074) 
weggefallen iſt. Wegfall durch Eintritt der auflöſenden Bedingung f. § 2104 A 1. Auch 
Wegfall infolge durchgeführter Anfechtung ($$ 2078ff.) gehört hierher, während eine von 
vornherein nichtige Erbeinſetzung als nicht geſchrieben zu behandeln iſt. Iſt dieſer Wegfall 
vom Erblaſſer nicht bereits vorgeſehen, ſo ergänzt das Geſetz ſeinen mutmaßlichen Willen 
bahin, daß auch in den Erbteil des Weggefallenen die geſetzliche Erbfolge ausgeſchloſſen, 
dieſer freigewordene Erbteil vielmehr den übrigen eingeſetzten Erben zugewendet fein 
ſolle. Der in dieſer Weiſe anwachſende Erbteil gilt nach § 1953 Abſ 2 als bereits mit dem 
Erbfall angefallen und geht, wenn einer der eingeſetzten Erben nach dem Erblaſſer verſtirbt, 
zuſammen mit dem urſprünglichen Erbteil auf deſſen Erben über (§ 1952). Beide Erbteile, 
der urſprüngliche und der angewachſene bilden, abgeſehen von den Sondervorſchriften der 
88 2007, 2095, zuſammen einen einheitlichen Erbteil: portio portioni acerescit. Die An. 
nahme oder Ausſchlagung des urſprünglichen ergreift mit Notwendigkeit auch den erſt 
ſpäter anwachſenden Erbteil (§ 1951 Abſ 2). h 

2. Verhältnis der Erbteile. Es find eingeſetzt A zu /, B zu ¼, C zu /. A falt weg. 
Von feinem Erbteil (1/,) wachſen an ¼ (oder /½ der ganzen Erbſchaft) dem B, a (oder 
64 der ganzen Erbſchaft) dem C. Es erben fomit B ½ + ½ = /, 0 / + % % der 
8 . B und © teilen mithin die Erbſchaft, wie wenn A überhaupt nicht bedacht ware 

3. Gemeinſchaftlicher Erbteil $ 2093. Es find eingeſetzt A zu / B zu , C und P 
gemeinſchaftlich auf /. Es fallen weg erſt D, ſodann C. Der Anteil des D (%¼ 0 wächſt 
zunächſt an dem C, deſſen Erbteil ſich hierdurch auf / der Erbſchaft erhöht. Dieſe / 
wachſen demnächſt mit / 11 x Y, = % dem A, mit / * 8 5% dem B an. Es erben 
ſomit A ½ + /½1 ½%, B ½ + Sa = % der Erbſchaft. 

4. Im Falle des Abſ 2 (8 2088 Abf 2) Zuſammentreffen der gewillkürten und der 
geſetzlichen Erbfolge gilt die Anwachſung in der Regel nicht als gewollt. Der durch Wegfall 
eines eingeſetzten Erben frei werdende Erbteil vererbt ſich weiter nach der geſetzlichen Erb. 
folge. Nur innerhalb der auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil ($ 2093) berufenen 
Erbengruppe findet Anwachſung ſtatt. Ob und inwieweit ſchon in der Beſchränkung der ein- 
geſetzten Erben auf einen Teil der Erbſchaft die Berufung dieſer Erben auf einen gemeinſchaft⸗ 
lichen Erbteil zu finden ſei, iſt Auslegungsfrage. 2 

5. Der Erblaſſer kann die Anwachſung ausſchließen nur durch letztwillige Verfügung, 
es muß aber nicht mit ausdrücklichen Worten geſchehen. Sie iſt immer ausgeſchloſſen im 
Falle der Berufung von Erſatzerben (§ 2099), zu denen nach $ 2069 A2 auch die nachrückenden 
Abkömmlinge gehören, oder eines Nacherben (8 2102). Die Anwachſung kann auch nur be⸗ 
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züglich eines einzelnen Miterben ausgeſchloſſen ſein. Sei es, daß er ausdrücklich auf den 
ihm zugewendeten Erbteil beſchränkt oder, was dem regelmäßig gleichzuſtellen ſein wird, nur 
auf den Pflichtteil eingeſetzt iſt (8 2304). Oder daß fein Erbteil ausdrücklich von der Un- 
wachſung ausgenommen und damit für den Fall des Freiwerdens den geſetzlichen Erben 
zugewendet iſt. — Der anwachſende Erbteil iſt auch Beſtandteil der Nacherbſchaft ($ 2110), 
gilt aber beim Erbſchaftskauf im Zweifel als nicht mit veräußert ($ 2373). Anwachſung bei 
Vermächtniſſen 88 2158, 2159, beim Erbvertrag $ 2279 A 1. 


$ 2095 


Der durch Anwachſung einem Erben anfallende Erbteil gilt in Anſehung 
der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen dieſer Erbe oder der weg⸗ 
fallende Erbe beſchwert iſt!), ſowie in Anſehung der Ausgleichungspflicht?) 
als beſonderer Erbteil?), 

E 1 1799 II 1968; M 5 73, 74; P 5 76; 6 90. 


1. Wörtlich übereinftimmend mit $ 1985 (Erhöhung des geſetzlichen Erbteils). Der 
Grundſatz der Einheitlichkeit beider Erbteile ($ 2094 A 1) iſt inſofern ſtreng durchgeführt, als 
die Annahme oder Ausſchlagung des einen ſtets auch den andern Erbteil ergreift und als der 
Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten im allgemeinen unterſchiedslos mit beiden Erbteilen 
haftet ($ 1935 A 4). Es würde aber zu unbilliger Beſchwerung des Erben führen, wenn er 
genötigt wäre, zur Tilgung der nur auf dem einen Erbteil ruhenden, dieſen überſchwerenden 
Verbindlichkeiten auch den andern freien Erbteil mit zu verwenden. Dies verhütet 8 2095, 
wiewohl nur in Beziehung auf Vermächtniſſe und Auflagen, die nach 88 2161, 2192 auch 
bei Wegfall des damit zunachſt Beſchwerten wirkſam bleiben. Vorausſetzung iſt nach & 2007 
ferner, daß die mehreren Erbteile verſchieden beſchwert ſind (Sonderfall bei Planck A 1). 
Die beſonderen Haftungsgrundſätze bei Vermächtniſſen und Auflagen ſ. 8 1992. Die Vor⸗ 
ſchrift iſt namentlich dann von Bedeutung, wenn der Erbe mit beiden Erbteilen nur beſchränkt 
oder mit dem einen beſchränkt, mit dem andern unbeſchränkt haftet. Aber auch der ſchlecht⸗ 
hin unbeschränkt haftende Erbe kann in den Fällen des § 2060 vermöge des beneficium 
divisionis wenigſtens fo viel erreichen, daß ſich nach der Teilung feine Leiſtungspflicht bezüg- 
lich der auf dem ursprünglichen und dem anwachſenden Erbteil ruhenden Vermächtniſſe und 
Auflagen nur auf einen nach der Quote eines jeden dieſer Erbteile zu bemeſſenden Betrag 
beſchränkt. Nur in Höhe dieſer Quote haftet er ſodann unbeſchränkt auch mit dem eigenen 
ee G 2060 A 1). 

2. Das Anwachſungsrecht gilt nur für die gewilltürte, die Ausgleichungspflicht nur 
für die geſetzliche Erbfolge. Es kann fich deshalb bier nur um die letztwillige Berufung von 
Abkömmlingen nach 8 2052 handeln. Daß zugleich mit dem Erbteile des Wegfallenden auch 
ſeine Ausgleichungspflicht dem andern Erben anwächſt, ergibt 8 2051. Aus § 2056 folgt, 
daß ungeachtet der Vereinigung beider Erbteile in einer Hand bei der Auseinanderſetzung 
ſowohl der mit der Ausgleichungspflicht überſchwerte (urſprüngliche oder anwachſende) Erb» 
teil, wie auch die darauf laſtenden Vorempfängniſſe ganz außer Betracht zu bleiben haben. 

3. Der Erblaſſer kann abweichende Anordnungen treffen. Er kann zugunſten von Ver⸗ 
mächtniſſen und Auflagen beſtimmen, daß ſie nicht bloß von dem urſprünglichen, ſondern 
auch von dem durch, etwaige Anwachſung vergrößerten Erbteile zu tragen ſeien. Ebenſo 
bezüglich der Ausgleichungspflicht. Der Erbe darf jedoch hierdurch nicht im Pflichtteil ver⸗ 
kürzt werden (88 2306 Abſ 1, 2318, 2316) und kann ſelbſtverſtändlich die Beſchränkung feiner 
Haftung dagegen geltend machen ($ 2007). — Gleiche Grundſätze beim Vermächtnis 5 2159. 
Entſprechende Anwendbarkeit beim Verkauf unter Miterben 8 2034 A 2. 


8 2096 


Der Erblaſſer kann für den Fall, daß ein Erbe vor oder nach dem 
Eintritte des Erbfalls wegfällt, einen anderen als Erben einſetzen (Erſatz⸗ 
erbe) ). 

E I 1800 II 1969; M 5 74, 75, 77—79; P 5 76. 


1. Die Einſetzung eines Erſatzerben ift an ſich Erbeinſetzung unter der aufſchiebenden Be 
dingung des Wegfalls des zunächſt Berufenen ($ 2094 A 1), würde alſo nach 8 2074 an fi 
vorausſetzen, daß der Erſatzerbe den Wegfall erlebt. Allein um eine eigentliche, d. h. um eine 
willkürlich und rechtsgeſchäftlich vom Erblaſſer geſetzte Bedingung handelt es ſich bei der x 
rufung eines Erſatzerben überhaupt nicht (ogl. § 2074 A 2). Da überdies die Wirkung des Anfalls 
nach 88 1958, 2344 auf die Zeit des Erbfalls zurückbezogen wird, fo genügt, daß der Erſatzerbe den 
Erbfall wenigſtens als Erzeugter erlebt hat ($ 1923). Stirbt er erſt nach dem Erbfall, aber vor 


. 
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Raum 5 die Erſatzerbfolge, wenn der zunächſt Berufene nach dem Erblaſſer, aber vor Ablauf der 
agungsfriſt verſtirbt. Die Erbſchaft (das Ausſchlagungsrecht) geht dann auf die Erben 


ſatzerben berufen, § 2069. Ebenſo gilt der Nacherbe zugleich zum Erſatzerben für den Vor⸗ 
erben berufen, $ 2102. Der Erblaſſer kann mehrere Erſatzerben neben- oder hinter. 
einander berufen. Der an zweiter oder ſpäterer Stelle berufene Erſatzerbe rückt auch dann 
ein, wenn feine nächſten Vordermänner ſchon vor dem zuerſt Berufenen weggefallen waren 
(substitutus substituto est substitutus instituto). Der Erſatzerbe kann Fremder oder Mit⸗ 
erbe, er kann auf den ganzen Nachlaß oder einen Nachlaßanteil, an Stelle eines gewillkürten 
oder eines geſetzlichen Erben ($ 2051 Abſ 2) berufen ſein. Es kann unter Umſtänden auch 
nur gewollt jein, daß der Subſtitut an Stelle eines Pflichtteilsberechtigten in den dieſem 


$ 1953, 2844). Die Erſatzberufung kann auch auf den Fall beſchränkt fein, daß der zunächſt 
erufene nur aus einem beſtimmten Grunde wegfälkt. Dann kann es ſich um eine echte 


(8 2051 Abſ e 2). Auch an Teilungsanordnungen (S 2048) ift er gebunden. 
eine Berufung von derſelben Bedingung abhängig ſein ſoll, die dem zunächſt Berufenen 
geſetzt war, iſt Auslegungsfrage. Das Vorausvermächtnis (§ 2150) fällt dem Erſatzerben 
au, wenn es vom zunächſt Bedachten nicht ſchon erworben war und nach $ 2190 als dem Erſatz 
erben zugewendet anzuſehen iſt (ſ. auch 88 2110 Abſ 2, 2873). Auf den Voraus des über⸗ 
ebenden Ehegatten ($ 1932) hat der an feiner Statt berufene Erbe mangels des hierfür 
vorausgeſetzten perſönlichen Verhältniſſes zum Erblaſſer im Zweifel keinen Anſpruch. — 
rſatznacherbe § 2108 A 3, Erſatzerbe beim Erbvertrag § 2270. Erſa hvermächtnis § 2190. 


8 2097 


Iſt jemand für den Fall, daß der zunächſt berufene Erbe nicht Erbe 
ſein kann, oder für den Fall, daß er nicht Erbe ſein will, als Erſatzerbe 
geht fen ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß er für beide Fälle einge⸗ 

zt iſt i). 

E 1801 II 1970; M 5 75; P 5 76. 
1. Auslegungsregel. Ebenſo beim Erſatzvermächtnis § 2190. 


8 2098 


Sind die Erben gegenſeitig oder ſind für einen von ihnen die übrigen 

als Erſatzerben eingeſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie nach dem 
erhältnis ihrer Erbteile als Erſatzerben eingeſetzt ſind ). 

? Sind die Erben gegenſeitig als Erſatzerben eingeſetzt, ſo gehen Erben, 

Erz, auf einen gemeinſchaftlichen Erbteil eingeſetzt ſind, im Zweifel als 
rſatzerben für dieſen Erbteil den anderen vor '). 

EI 1803 II 1971; M 5 76, 77; P 5 77. 

J. Erben als Erſatzerben. A, B, O find zu /, ¼ und 7s eingeſetzt und gegenfeitig, 
Fan es find B und 6 für A als Erſatzerben r A fällt weg. B und C rücken (wie im 
Ale der Anwachſung 8 2094) in die Hälfte des A nach Verhältnis ihrer eigenen Erbteile 
75 Dein. Sie erben deshalb B / + % von / % = 4% C Ya + (% von ½ 5 
erben ½ der Erbſchaft. Sind nur einige der übrigen Miterben für einen oder mehrere Mit⸗ 
lein als Erſatzerben eingeſetzt (A und B für C und D), fo rücken A und B gemäß § 2091 zu 
Aeichen Teilen in die freiwerdenden Erbteile des Coder D ein. Das Geſetz gibt nur eine 
Freslegungsregef (im Zweifel). Waren z. B. für A feine Miterben B und C ſowie der 
Fremde X berufen, fo käme in Frage, ob alle drei nach Kopfteilen, oder ob A und B nach 

erhältnis ihrer Erbteile in den einen, X in den andern Kopfteil einrücken ſollen. 

2. Hemeinſchaftlicher Erbteil $ 2093. A iſt zu / B, O und D ſind zuſammen auf ½, 
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alle vier ſind gegenſeitig als Erſatzerben eingeſetzt. B fällt weg. Dann rücken (wie im Falle 
der Anwachſung $ 2094) nur C und D in den freiwerdenden Erbteil des B ein. A iſt nicht be- 
teiligt. Seine Erfagberufung wird erſt wirkſam, wenn auch C und D weggefallen find. — 
Den Erbteil anzunehmen, den Erſatzerbteil aber auszuſchlagen oder umgekehrt iſt nur geſtattet, 
wenn beide Berufungen auf verſchiedenen Gründen (3. B. Teſtament und Erbvertrag) 
beruhen oder wenn der Erblaſſer eine verſchiedenartige Erklärung zugelaſſen hat (8 1951 
Abſ 1, 2 u. 3). Abweichend vom Anwachſungsrecht ($ 2095) gilt der Erſatzerbteil in allen 
Stücken, nicht bloß bezüglich der Vermächtniſſe, Auflagen und der Ausgleichungspflicht als 
beſonderer Erbteil (§ 2007). Erſatzvermächtnis § 2190. 


8 2099 


Das Recht des Erſatzerben geht dem Anwachſungsrechte vor)). 
E 1 1798 Abf 2 II 1972; M 5 73; B 5 76. 


1. Erſatzerbe $ 2096, Anwachſungsrecht § 2094. Die Einſetzung eines Erſatzerben be- 
deutet deshalb immer Ausſchließung der Anwachſung (§ 2094 Abſ 3). Ob der für mehrere 
Erben berufene Erſatzerbe bei Wegfall ſchon eines oder erſt aller Miterben einrücken ſoll. iſt 
Auslegungsfrage. Erſatzvermächtnis § 2190. 


Dritter Titel 


Einſetzung eines Nacherben 


Dem BOB iſt der Satz: semel beres, semper heres unbekannt. Es läßt deshalb geſchehen, 
daß mehrere Perſonen, Vorerbe und Nacherbe, hintereinander Erben einer und derſelben Erbr 
ſchaft werden, 88 2100, 2139. Dieſe Geſtaltung der Erbfolge kann nur durch den Willen des 
Erblaſſers geſchaffen werden, die 88 2101—2107, 2110, helfen, ſoweit dieſer Wille unvollkommen 
ausgedrückt iſt, mit ergänzenden und auslegenden Beſtimmungen nach. Das Geſetz zieht aber der 
Wirkſamkeit der Nacherbeinſetzung zugleich gewiſſe zeitliche Grenzen (8 2109). Dem Nacherben 
wird ſchon mit dem Erbfalle eine Anwartſchaft auf die Nacherbfolge eröffnet, die ein Vermögens“ 
recht darſtellt und regelmäßig veräußerlich und vererblich iſt ($ 2108). In die wirkliche Erben. 
ſtellung rückt er dagegen erſt mit „Eintritt des Falles der Nacherbfolge“ ein (8 2139). Da auch 
der Vorerbe Herr der Erbſchaft iſt, fo ſteht ihm grundſätzlich die freie Verfügung über die Erb, 
ſchaftsgegenſtände zu ($ 2112). Seine Verfügungsmacht iſt aber mit Rückſicht sl das Recht 
des Nacherben in wichtigen Beziehungen eingeſchränkt, 88 2118— 2115. Aus demſelben Grunde 
find ihm eine Reihe von Einzelpflichten auferlegt, die in der Verpflichtung zur ordnung?‘ 
mäßigen Verwaltung des Nachlaſſes gipfeln (§ 2130). Dem Nacherben find ſchon vor Eintritt 
feiner Erbfolge gewiſſe Kontrollrechte eingeräumt, fo insbeſondere 88 2121—2128, 21272130, 
anderſeits iſt er durch $ 2120 auch zur Einwilligung zu notwendig werdenden Verfügungen 
des Vorerben verpflichtet. Das Geſetz kennt eine befreite Vorerbſchaft und die Einſetzung 
des Nacherben auf den Überreſt (88 21362188). 


8 2100 


1) Der Erblaſſer kann einen Erben in der Weiſe einſetzen, daß dieſen 
erſt Erbe wird, nachdem zunächſt ein anderer Erbe geworden iſt (Nach 
erbe) ). 

E 1 1804 Satz 1 II 1978; M 5 81-83; P 5 78. | 


1. Vorerbe und Nacherbe find in zeitlicher Aufeinanderfolge wahre Erben, Gela 
rechtsnachfolger ($ 1922) einer und derſelben Erbſchaft. Der Nacherbe iſt nicht etwa Erbe 
Vorerben. Die Erteilung einer Vollmacht durch den Vorerben iſt deshalb unwirkſam, 17 — 
fie erſt nach Eintritt der Nacherbfolge zur Geltung kommen ſoll (KJ 50, 159). Vore if 
und Nacherbe haften für die Nachlaßverbindlichkeiten (88 2144, 2145). Der Vorerbe 5 
nicht bloß Nutzungsberechtigter am Nachlaß (88 2111 A 3, 2188), wie beim Nießbrauch de 
der Erbſchaft (3 1089). Er hat vielmehr das Verfügungsrecht über die Erbſchaftsgegenſig 80 
(88 2112, 2129, 2140), ſoweit er darin nicht zugunſten des Nacherben dinglich 8 1 ui : 
ober ſchuldrechtlich (58 2110ff.) beſchränkt ift. Iſt er Miterbe, jo fteht ihm die Derfüfienn 
über feinen Anteil an der Vorerbſchaft zu und auch die Pfändung dieſes Anteils iſt zu pi 
(8 2033 A 3), wiewohl unvorgreiflich dem Rechte des Nacherben (§ 2115, ZPO 8 779). haft 
pfändende Gläubiger bleibt deshalb praktiſch auf die Nutzungen des Erbteils oder Erbſch 650 
gegenſtandes beſchränkt (ZRO 88 857 Abſ 4, 868; über die ſtr. Anwendbarkeit von J des 
Abs 1 Nr 3 vgl. JW 1919, 119° mit A). Der Nacherbe wird erſt Erbe mit Eintritt 1 
„Falles der Nacherbfolge“ ($ 2139). Allein ſchon in der Zwiſchenzeit fteht ihm eine An 


Einſetzung eines Nacherben 88 2100, 2101 693 


ſchaft auf die Erbſchaft, ein „Recht“ zu, das auch ſchon vor dem Eintritt der Nacherbfolge 
gewiſſe Wirkungen äußert (RG 65, 145), auf ſeine Erben übergeht und Gegenſtand rechts⸗ 
geſchäftlicher Verfügungen und der Pfändung fein kann ($ 2108 A 2). 


2. Die Einſetzung des Nacherben kann, wie die Einſetzung jedes Erben, nur durch Ver⸗ 
fügung von Todes wegen erfolgen (88 1937, 1941). Bleibt danach unklar, ob es ſich um Vor⸗ 
und Nacherbſchaft, oder um Zuwendung des bloßen Nießbrauchs am Erbteil, z. B. der ein- 
geſetzten Kinder handelt, ſo iſt entſcheidend, ob der in der Form des Nießbrauchs Bedachte, wenn 
auch unter weitgehenden ER nicht dennoch Herr des Nachlaſſes und 
ein anderer erſt nach ihm Erbe fein ſoll (RG JW 1911, 28315; 1918, 4343 mit A). Über Aus⸗ 
legungszweifel beim gemeinſchaftlichen Teſtament vgl. § 2269 A 2. Auch im Falle des § 2104 
wird die Einſetzung der geſetzlichen Erben vom Geſetze wenigſtens fingiert. Der Nacherbe kann 
auf das Ganze oder nur auf einen Bruchteil der Erbſchaft berufen fein ($ 2087). Mehrere 
Erben können, wiewohl mit der zeitlichen Grenze des § 2109, als ſich nacheinander folgend 
beſtimmt werden. Der erſte Nacherbe ſteht dann nach Eintritt des erſten Falles der Nacherbfolge 
dem folgenden Nacherben wieder als Vorerbe gegenüber uſw. Erſatznacherbe $ 2096. Aus- 
legungsfrage iſt, ob die Verpflichtung zur Herausgabe eines Bruchteils der reinen Erbſchaft 
als Nacherbſchaft oder als Vermächtnis gewollt iſt (8 2087 A 2). Ebenſo ob in dem an den 
Erben gerichteten Verbote, letztwillig zu verfügen, eine Nacherbeneinſetzung ſeiner geſetz⸗ 
lichen Erben enthalten ift ($ 2103 A 1). Kommt es nicht zur Erbfolge des Vorerben, weil er 
vor dem Erblaffer verſtorben iſt, oder weil das fein Erbrecht endende Ereignis ſchon vor dem 
Erbfall eintrat, ſo kommt es auch nicht zur Nacherbfolge. Wohl aber wird der Nacherbe dann 
regelmäßig als Erſatzerbe eintreten ($ 2102). - 


8 2101 
Iſt eine zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugte Perſon als Erbe ein⸗ 
geſetzt, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß ſie als Nacherbe eingeſetzt iſt. 
Entſpricht es nicht dem Willen des Erblaſſers, daß der Eingeſetzte Nach⸗ 
erbe werden ſoll, ſo iſt die Einſetzung unwirkſam!). 


Das gleiche gilt von der Einſetzung einer juriſtiſchen Perſon, die erſt 
nach dem Erbfalle zur Entſtehung gelangt; die Vorſchrift des § 84 bleibt 
unberührt?) ). 


E 1 1708 Abſ 2 IT 4974; M 5 12, 13; P 5 7—10; 6 90; KB 317. 


J. Nach 8 1928 kann nicht Erbe werden, wer zur Zeit des Erbfalls nicht wenigſtens erzeugt 
war (anders beim Vermächtnis 8 2178). Die Berufung einer ſolchen Perſon als Erbe (oder 
Erſatzerbe) muß deshalb unwirkſam bleiben, wenn ſie schlechterdings nur als Erbeinſetzung 
gewollt iſt. Das Geſetz wandelt aber durch Auslegungsvorſchrift („im Zweifel“) die äußerlich 
unwirkſame Erklärung in eine wirkſame um (§ 140), indem fie in eine Nacherbeinſetzung 
umgedeutet wird, für deren Beſtand $ 1923 nicht Vorausſetzung iſt (§ 2108 A 1). Der Fall 
der Nacherbfolge, gegebenenfalls auch einer zweiten Nacherbfolge (RG Warn 09 Nr 30), tritt 
mit der Geburt des oder der mehreren ſolchergeſtalt Bedachten ein (8 2106 Abſ 2). Die Frage 
ber Nacherbfolge iſt mithin erſt dann erledigt, der Kreis der in Betracht kommenden Perſonen 
erſt dann geſchloſſen, wenn gewiß iſt, daß eine Geburt nicht mehr zu erwarten ſteht. Pflegſchaft 
die noch unbekannten Nacherben ($ 1918), Teſtamentsvollſtrecker J 2222. „Die Xjche 
f achkommenſchaft“ kann hiernach als Nacherbe berufen ſein, auch die Eintragung oder Hit. 
chreibung einer Hypothek auf ihren Namen ift zuläffig (RG 61, 355; 65, 277; JW 1911, 36219). 
2. Entſtehung einer juriſtiſchen Perſon, d. h. Erlangung der Rechtsfähigkeit beim Verein 
SS 21—23, bei der Stiftung 90 Nit der E e der Anfall der Nacherbſchaft ein 
0 2106 Abſ 2). Bei einer Stiftung, die vom Erblaſſer in der Verfügung von Todes wegen 
!bft begründet, aber erſt nach feinem Tode genehmigt ift, fingiert das Geſetz, fie ſei ſchon 
wi dem Tode entſtanden ($$ 88, 84). Da bis zur Genehmigung eine Stiftung, von der die 
erbſchaft angenommen werden könnte, nicht vorhanden iſt, auch ein Vorerbe nicht eintritt, 
o muß die Verwaltung des Nachlaſſes bis dahin gemäß 8$ 1060 ff. von einem Nachlaßpfleger 
geführt werden. — Halbſ 1 von Abf 2 hat nur Stiftungen im Auge, die auch vom Stifter 
noch nicht begründet oder die von anderen Perfonen als dem Stifter in Erwartung des Ent⸗ 
ſtehens eingeſetzt ſind. 
. Beweispflichtig dafür, daß eine Nacherbeinſetzung nicht beabsichtigt war, iſt derjenige, 
welcher die Unwirkſamkeit der Einſetzung Ste Beweis iſt durch 8 2084 noch 5 
4 4 Kein Beſchwerderecht des Vorerben gegen Anordnung der Pflegſchaft (A 1) OSG 
’ * 
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8 2102 


Die Einſetzung als Nacherbe enthält im Zweifel auch die Einſetzung als 
Erſatzerbe!). 

Iſt zweifelhaft, ob jemand als Erſatzerbe oder als Nacherbe eingeſetzt 
iſt, jo gilt er als Erjagerbe?), 

E 1 1802 II 1995; M 5 75, 76; P 5 76, 77. 

1. Die Auslegungsregel („im Zweifel“) gibt der erklärten Berufung des 2 zum Nach⸗ 
erben nach dem X als Vorerben den nicht erklärten Inhalt: 2 werde zugleich zum Erſatz⸗ 
erben für den etwa wegfallenden Erben X berufen. Dieſe Erſatzberufung iſt nur wirkſam, 
wenn 2 zur Zeit des Erbfalls mindeſtens erzeugt iſt (8 2096 A 1). Trifft dies nicht zu, ſo könnte 
er nur Nacherbe werden, und zwar im Falle des $ 2106 Abi 2 mit feiner Geburt. Bis dahin 
oder bis zum Eintritt eines ſonſtigen die Nacherbfolge eröffnenden Ereigniſſes wären (da der 
Vorerbe X weggefallen iſt) die geſetzlichen Erben die Vorerben ($ 2105). Lebte 2 bereits 
zur Zeit des Erbfalls, fo wird er, wenn der Vorerbe X wegfällt, unmittelbar gewöhnlicher Erbe. 
War er als (Nach⸗ und nunmehr) Erſatzerbe eines Miterben berufen, fo ſchließt er das An⸗ 
wachſungsrecht der übrigen Miterben aus (8 2099). Die Erſatzberufung enthält niemals um⸗ 
gekehrt auch eine Nacherbeinſetzung. 

2. Der einmal zur Erbfolge kommende Erbe ſoll im Zweifel nicht mit einer Nacherbſchaft 
beſchwert ſein. Hat z. B. der Erblaſſer als Erben berufen den X und „an Stelle des X oder 
nach ihm“ die ſämtlichen Kinder des Z, ſo rücken, wenn X weggefallen iſt, nur die lebenden 
oder doch bereits erzeugten Kinder des Z als Erſatzerben ein. Die noch nicht erzeugten gelten 
hier nicht (wie nach § 2101 Abf 1) als Nacherben, ſondern nur als Erſatzerben berufen, und 
dieſe ihre Berufung iſt nach § 1923 unwirkſam. Iſt X wirklich Erbe geworden, ſo iſt er, da die 
Kinder des 2 nicht als Nacherben zu gelten haben, gewöhnlicher, unbeſchwerter Erbe, während 
die Erſatzberufung der 2ſchen Kinder durch den Erbantritt des X hinfällig geworden iſt. — 
Ebenſo beim Nachvermächtnis $ 2191. 


§ 2103 
Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe mit dem Eintritt eines 


beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes die Erbſihaft einem anderen heraus⸗ 


geben ſoll, ſo iſt anzunehmen, daß der andere als Nacherbe eingeſetzt iſt!). 
E 1 1805 II 1078; M 5 83, 84; P 5 78, 


8 2104 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der Erbe nur bis zu dem Eintritt 
eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes Erbe ſein ſoll, ohne zu be⸗ 
ſtimmen, wer alsdann die Erbſchaft erhalten ſoll, ſo iſt anzunehmen, daß 
als Nacherben diejenigen eingeſetzt ſind, welche die geſetzlichen Erben des 
Erblaſſers ſein würden, wenn er zur Zeit des Eintritts des Zeitpunkts oder 
des Ereigniſſes geſtorben wären). Der Fiskus gehört nicht zu den geſetzlichen 
Erben im Sinne dieſer Vorſchrifte). 

E 1 1807 II 1917; M 5 86, 87; P 5 79, 80. 


1. Beſchränkt ſich der Erblaſſer darauf, das Erbrecht des eingeſetzten Erben durch 115 
ſtimmung eines Anfangs- oder Endtermins, einer aufſchiebenden oder auflöſenden Bedingun 


zeitlich zu begrenzen, ſo will er jedenfalls eine Vor⸗ und Nacherbfolge. Seine Verfügung iſt 


n 
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nur inſoweit unvollſtändig, als er entweder die Nacherben ($ 2104) oder die Vorerben (8 2105) 
nicht bezeichnet hat. Das Geſetz ergänzt für beide Fälle ſeinen Willen dahin, daß damit die 
geſetzlichen Erben gemeint ſeien (konſtruktive Nacherbfolge). Kommen ſie als Nacherben in 
Betracht, ſo beſtimmen ſich ihre Perſonen und ihre Erbteile nicht nach dem ſonſt für die gefek- 
liche Erbfolge maßgebenden Zeitpunkt des Todes des Erblaſſers ($ 1922), ſondern auf Grund 
der Fiktion, daß der Erblaſſer ſelbſt den Eintritt der Nacherbfolge (§ 2139) erlebt hätte. So 
auch im Falle des § 2066. Es können mithin ſchließlich ganz andere, als die eigentlichen geſetz⸗ 
lichen Erben des Erblaſſers Nacherben werden. Sie bleiben während der Schwebezeit un- 
bekannt und können deshalb ihre mit der Nacherbeneigenſchaft verbundenen Rechte und 
Pflichten nur durch einen Pfleger ($ 1913) oder Teſtamentsvollſtrecker (§ 2222) ausüben. 
Die Benennung eines Nacherben ſchließt die Anwendung des $ 2104 auch dann aus, wenn 
der Benannte ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben iſt (RG JW 07, 25920). Sind zur Zeit des 
Eintritts der Nacherbfolge geſetzliche Erben überhaupt nicht vorhanden, oder iſt ihr Erbrecht 
durch Ausſchließung, Erbverzicht, Erbunwürdigkeit weggefallen, jo verbleibt, da der Fiskus 
nicht in Frage kommt (A 2), die Erbſchaft dem Vorerben oder ſeinen Erben. Dagegen iſt der 
geſetzliche Erbe, der den Anteil an der Erbſchaft ausgeſchlagen hat, dadurch nicht gehindert, 
demnächſt den Anteil an der Nacherbſchaft anzunehmen (5 1951 Abs 1). Sind von mehreren 
anwachſungsberechtigten Miterben einer oder einige nur auf Zeit oder auflöſend bedingt 
als Erben eingeſetzt, 0 wird ſowohl die entſprechende Anwendung des 8 2094 wie die Auslegung 
des letzten Willens regelmäßig dazu führen, daß der erledigte Erbteil den übrigen Miterben 
als Nacherben anwachſen und nicht den geſetzlichen Erben zukommen ſoll. 

2. Kein Nacherbrecht des Fiskus (§ 1936). Wohl aber kann er nach $ 2105 Vorerbe werden. 
Vgl. für das Vermächtnis 8 2149. 


§ 2105 


Hat der Erblaſſer angeordnet, daß der eingeſetzte Erbe die Erbſchaft 
erſt mit dem Eintritt eines beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes er⸗ 
halten ſoll, ohne zu beſtimmen, wer bis dahin Erbe ſein ſoll, ſo ſind die 
geſetzlichen Erben des Erblaſſers die Borerben!). 

Das gleiche gilt, wenn die Perjönlichkeit des Erben durch ein erſt nach 
dem Erbfall eintretendes Ereignis beſtimmt werden ſolle) oder wenn die 
Einſetzung einer zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugten Perſon oder 
einer zu dieſer Zeit noch nicht entſtandenen juriſtiſchen Perſon als Erbe 
nach § 2101 als Nacherbeinſetzung anzuſehen ift?). 

E 1 1808 IT 1978; M 5 87, 88; P 5 80. 

„ I. Das Geſetz ergänzt die unterbliebene Beſtimmung der Vorerben, wie $ 2104 bie- 
zeuige der Nacherben, indem es die geſetzlichen Erben, aber abweichend von $ 2104 nach 
dem hierflir allgemein geltenden Zeitpunkte des Erbfalls ($ 1922) als berufen anſieht. Hierzu 
gehört auch der Fiskus § 1086. Der Fall des Abſ 1 iſt namentlich gegeben, wenn der Erbe 
unter einer aufſchiebenden Bedingung eingeſetzt iſt (8 2074). Fehlt es für die Zeit des Schwebens 
61015 1 . an einem Erben, ſo treten die geſetzlichen Erben inzwiſchen als Vorerben ein 

2. Durch ein künftiges Ereignis beſtimmt ift z. B. der künftige Ehemann der X. Tritt 
das Ereignis ſchon vor dem Erbfall ein, ſo kommt es ſogleich zur gewöhnlichen 1 1 Das 
elbe gilt, wenn der Erblaſſer bei der Erbeinſetzung eine beſtimmte, ihm jedoch unbekannt 
Gibliebene Ferſon im Auge hatte und dieſe nur nach einem der Vergangenheit angehörigen 
Er ans beſlimmt hat, z. B. feinen Lebensretter (8 1960 Abi 1). Iſt von mehreren en 
Erben der X unter einer aufſchiebenden Bedingung oder von einem a d ab als 
Fre eingeſetzt, jo kann als Wille des Erblaſſers auch ermittelt werden, daß 1 ie geſetz⸗ 
ichen, ſondern die übrigen eingeſetzten Miterben Vorerben auf den Erbteil des X ſein ſollen. 

8. Die bereits erzeugte Perſon wird mit der Geburt ($ 1923 Abſ 2) die vom Erblaſſer 
ſelbſt errichtete Stiftung mit der Genehmigung (8 84) unter Rückbeziehung auf den Erbfall 
ſogleich gewöhnlicher Erbe. 

8 2106 


Hat der Erblaſſer einen Nacherben eingeſetzt, ohne den Zeitpunkt oder 
das Ereignis zu beſtimmen, mit dem die Nacherbfolge eintreten ſoll, jo 
fällt die Erbſchaft dem Nacherben mit dem Tode des Vorerben an!). 

„ „Iſt die Einſetzung einer noch nicht erzeugten Perſon als Erbe nach 8 2101 
Abſ 1 als Nacherbeinſetzung anzuſehen, jo fällt die Erbſchaft dem Nach⸗ 
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erben mit deſſen Geburt an. Im Falle des 8 2101 Abſ 2 tritt der Anfall 
mit der Entſtehung der jnriſtiſchen Perſon ein?). 
EI 1809 II 1979; M 5 88, 89; P 5 80, 81. 


1. Innerhalb der Grenzen des § 2109 ſteht dem Erblaſſer frei, den Zeitpunkt des Anfalls 
der Erbſchaft an den Nacherben nach ſeinem Belieben zu beſtimmen. Iſt dies unterblieben, 
jo beſtimmt ergänzend das Geſetz den Tod des Vorerben als den regelmäßigen Fall des 
Eintritts der Nacherbfolge (§ 2139). Dasſelbe gilt, wenn die Zeit der Herausgabe an den 
eingeſetzten Nacherben dem freien Belieben des Vorerben überlaſſen ift (8 2181). Iſt zur 
Zeit des Todes des Vorerben der Fall der Nacherbfolge noch nicht eingetreten, ſo geht die 
Erbſchaft, belaſtet mit der Pflicht zur künftigen Herausgabe an den Nacherben, zunächſt auf 
die Erben des Vorerben über. Das Erleben eines Zeitpunkts oder der Eintritt eines Ereigniſſes 
kann aber auch in dem Sinne als Bedingung der Nacherbfolge beſtimmt ſein, daß hiervon 
zwar die Berufung als Nacherbe, nicht aber zugleich auch der Anfall der Nacherbſchaft ab- 
hängig fein ſoll, z. B. K ſoll Nacherbe werden, wenn er bis .. . ein Amt erlangt (aber — ſelbſt⸗ 
verſtändlich — die Erbſchaft erſt nach dem Tode des Vorerben erhalten). Vererblichkeit des 
Anwartſchaftsrechts ſchon vor dem Anfall § 2108 Abf 2. 

2. Abſ 2 ergänzt den Willen des Erblaſſers nur für den Fall, daß er die noch nicht erzeugte 
Perſon oder die noch nicht entſtandene juriſtiſche Perſon ſchlechthin als Erben eingeſetzt 
hat. Dieſe Einſetzung wird nach § 2101 in eine Nacherbeinſetzung umgedeutet. Iſt der noch 
nicht erzeugte 2 ausdrücklich als Nacherbe nach dem X berufen, fo iſt nach Abſ 1 als 
Wille des Erblaſſers zu vermuten, daß 2 erſt nach dem Tode des X Nacherbe werden ſolle. 
Sicherungsrechte der noch nicht erzeugten Nacherben ſchon vor der Geburt RG 65, 283. Diefe 
Rechte können nur im Rechtswege gegen den Vorerben, nicht durch Verwaltungsanordnungen 
des Vormundſchaftsgerichts gewahrt werden (OLE 32, 55). Vgl. auch § 2101 A 1. 


8 2107 


„Hat der Erblaſſer einem Abkömmlinge, der zur Zeit der Errichtung der 
letztwilligen Verfügung keinen Abkömmling hat oder von dem der Erb⸗ 
laſſer zu dieſer Zeit nicht weiß, daß er einen Abkömmling hat!), für die 
Zeit nach deſſen Tode einen Nacherben bejtimmt?), jo iſt anzunehmen, daß 
der Nacherbe nur für den Fall eingeſetzt iſt, daß der Abkömmling ohne 
Nachkommenſchaft ſtirbts). 

E I 1811 UI 1980; M 5 89, 90; P 5 82, 8g. 


1. Das Geſetz vermutet, ähnlich wie bei der unwiſſentlichen Übergehung eines Pflichtteils⸗ 
berechtigten (5 2079, . auch $ 2069), der Erblaſſer wolle ſeine entfernteren Abkömmlinge 
nicht hinter einem Fremden zurückſetzen. Es deutet deshalb die unbedingt erklärte in eine 
bloß bedingte Nacherbeinſetzung um. Begriff des Abkömmlings § 1924 A 2. Maßgebend 
iſt die Zeit der Errichtung der letztwilligen Verfügung. Daraus allein, daß der 
Erblaſſer nach erlangter Kenntnis vom Vorhandenſein entfernterer Abkömmlinge ſeine Ver⸗ 
fügung nicht geändert hat, kann mithin nicht der Wille gefolgert werden, die Nacherbeinſetzung 
aufrechtzuerhalten. Auch formloſe Erklärungen dieſes Inhalts reichen hierzu nicht aus, wenn 
fie nicht einen Rückſchluß auf die Zeit der Teſtamentserrichtung zulaſſen. Unkenntnis vom 
Vorhandenſein eines Abkömmlings $ 2079 A 2. Ob ſie dadurch ausgeſchloſſen wird, daß der 
Erblaſſer von der Schwangerſchaft eines weiblichen Abkömmlings weiß, iſt Tatfrage (RG 
9. 6. 04 IV 504/03). 2 

2. Der Nacherbe muß ausdrücklich oder ſtillſchweigend (8 2106 Abſ 1) für die Zeit nach 
dem Tode des Vorerben beſtimmt ſein. Die „Annahme“ greift deshalb nicht Platz, wenn 
der Nacherbe für einen andern Zeitpunkt oder für den Fall des Eintritts eines beſtimmten 
Ereigniſſes ($ 2105) oder wenn eine noch nicht erzeugte Perſon oder eine noch nicht ent⸗ 
ſtandene juriſtiſche Perſon als Nacherbe eingeſetzt iſt, da dann der Zeitpunkt der Geburt des 
Nacherben uftw. enticheibet (§ 2106 Ab] 2). In dieſen Fällen gilt als genügend deutlich aus, 
gedrückt, daß der etwa nachgeborene oder der unbekannte Abkömmling — unbeichadet natürlich 
feines Pflichtteilsrechts — ganz von der Erbſchaft ausgeſchloſſen fein Toll. 1 

8. „Sit anzunehmen“ bedeutet nicht, daß der eingeſetzte Nacherbe mit dem Gegenbeweis 
ausgeſchloſſen ſein ſolle, ſeine Berufung ſei vom Erblaſſer (zur Zeit der Teſtaments- 
errichtung A 1) unbedingt gewollt. Hinterläßt der als Vorerbe eingeſetzte Abtömmling 
Rachkommen, ſei es auch, daß fie nur erſt erzeugt ſind (§ 1023), ſo kommt darauf nic g 
an ob fie auch ſeine Erben werden oder ob ſie die Erbſchaft des Vorerben ausſchlagen, hier 
, ausgeſchloſſen find, darauf verzichtet haben oder für erbunwürdig erklärt ſind. Die 
Berufung des fremden Nacherben wird vielmehr ipso jure und ohne daß es einer Anfechtung 
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bedarf, unwirkſam. Trotz der ſcheinbar entgegenſtehenden Faſſung iſt der eingeſetzte Nacherbe 
nicht aufſchiebend, ſondern auflöſend bedingt berufen. 8 2074 kommt deshalb nicht in 
Frage. Jener erwirbt vielmehr das „Nacherbenrecht“ ſchon mit dem Erbfall als vererbliches 
Recht (5 2108 A 2), geht aber, wenn der als Vorerbe eingeſetzte Abkömmling Nachkommen ⸗ 
ſchaft hinterläßt, ſeiner Nacherbenſtellung wieder verluſtig und iſt, wenn er die Erbſchaft an ⸗ 
genommen hat, dem Erbſchaftsanſpruch der Erben des Vorerben ausgeſetzt. 


8 2108 


Die Vorſchriften des § 1923 finden auf die Nacherbfolge entſprechende 
Anwendung!). 

Stirbt der eingeſetzte Nacherbe vor dem Eintritte des Falles der Nach⸗ 
erbfolge, aber nach dem Eintritte des Erbfalls, ſo geht ſein Recht auf ſeine 
Erben über, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen 
iſt?). Iſt der Nacherbe unter einer aufſchiebenden Bedingung eingeſetzt, jo 
bewendet es bei der Vorſchrift des § 20745). 

E I 1810, 2026 Abſ 2 II 1981; M 5 89, 489; p 5 81, 82, 614. 


1. Die entſprechende Anwendung des $ 1923 führt dazu, daß Nacherbe nur werden 
kann, wer zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge (§ 2139), alſo beim Eintritt des hierfür 
beſtimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes (88 21033105) oder beim Tode des Vorerben 
(8 2106) lebt oder doch mindeſtens erzeugt fit, wenn er demnächſt lebend geboren wird. Nicht 
erforderlich iſt dagegen, daß er bereits zur Zeit des Erbfalls gelebt hat (8 2101). Abſ 2 läßt 
es indeſſen vermöge der Vererblichkeit des erlangten Rechtes auch dann zur Nacherbfolge — 
var nicht des Nacherben ſelbſt, wohl aber feiner Erben — kommen, wenn der Nacherbe zur 
Zeit des Eintritts der Nacherbfolge nicht mehr lebt, jedoch nach dem Erbfall gelebt und die 
Anwartſchaft auf die Nacherbfolge bereits erworben hatte. Entſprechend § 1923 Abſ 2 gilt 
der zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge nur erſt erzeugte Nacherbe ſchon als vor dieſem 
Zeitpunkte geboren. Dagegen kommt eine Rückbeziehung nicht in Frage, wenn in dem Falle 
des § 2101 nach 8 2106 Abſ 2 gerade mit der Geburt der Eintritt der Nacherbfolge begründet 
wird (Ebbecke, Recht 1914, 182 gegen Planck A 4 b 7). S. auch § 2109 A 3 b. 

2. Stirbt der eingeſetzte Nacherbe vor dem Erblaſſer, ſo wird ſeine Berufung von ſelbſt 
hinfällig; der eingeſetzte Erbe tritt nunmehr als Erbe zu vollem Rechte in die Erbfolge ein 
( ZW 07, 25976). Hat er dagegen, gleichviel ob er als erſter oder ſpäterer Nacherbe ein⸗ 
geſetzt iſt, den Erblaſſer überlebt, ſo hat er damit unentziehbare Rechte erworben, die vermöge 
des Grundſatzes der Vererblichkeit dieſer Anwartſchaft als Beſtandteil ſeines Vermögens 
auf feine Rechtsnachfolger übergehen (RG 65, 144). Die Vererblichkeit iſt jedoch ausgeſchloſſen, 
wenn ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers erhellt (vgl. auch 58 399, 413). Hierfür 
iſt beweispflichtig, wer die Unübertragbarkeit der Anwartſchaft behauptet. Nicht erforber- 
lich iſt, daß dieſer Wille ausdrücklich oder gar durch Verfügung von Todes wegen erklärt ſei. 
Der Übergang iſt ferner ausgeſchloſſen durch das Anwachſungsrecht mehrerer eingeſetzter 
Nacherben (8 2094), dagegen nicht ohne weiteres dadurch, daß der Exhlaffer für den Nach⸗ 
erben durch beſondere Anordnung (§ 2096) oder ſtillſchweigend (§ 2069) einen Erſatzerben 
ernannt hat (R 95, 97; a. M. KG JW 1919, 5131 u. A). Im Falle des § 2104 kann 
le Vererblichkeit begriffsmäßig nicht in Frage kommen, da die Perſon des Nacherben erſt 
mit dem Eintritt der Nacherbfolge feſtſteht. Mit der Möglichkeit eines Übergangs der 
Anwartſchaft von Todes wegen iſt zugleich anerkannt, daß fie auch durch Rechtsgeſchäft unter 
debenden übertragen (oder verpfändet) werden kann. Die Verfügung bedarf 155 Form 
des auch bei Vorhandenſein nur eines Nacherben ſinngemäß anzuwendenden § 2033 Abſ 1 
(Ach Gruch 52, 680; KJ 51, 218). Für schuldrechtliche Verträge gelten bie 88 2371, 2385, 
für die Pfändung ZPO SS 851, 857 (hierzu MON 42 S. 234 1. 242; OLG 26, 332). Iſt 
das Nacherbenrecht im Grundbuch eingetragen (GBO 8 52), fo iſt auch das daran durch Ver⸗ 
pfändung oder Pfändung begründete Pfandrecht eintragbar (RG 83, 434). 

3. Unter der aufſchiebenden Bedingung iſt nicht die geſetzliche Bedingung jeder Nacherb⸗ 
zünſetzung: Erleben des Eintritts der Nacherbfolge, ſondern der Fall verſtanden, daß das 
Racherbewerden außerdem vom Eintritt oder Nichteintritt irgendeines Ereigniſſes abhängig 
gemacht ift. Deshalb läßt ſich auch die Berufung eines Erſatznacherben nicht im techniſchen 
Sinne als Einſetzung eines Nacherben unter einer aufſchiebenden Bedingung (Wegfall des 
zunächſt berufenen Nacherben) bezeichnen. (Vgl. § 2074 A 2, 8 2096 A 1.) Vielmehr hat auch 
der Erſatznacherbe, gleich dem Nacherben (A 2), im Zweifel ſchon mit dem Erbfall eine An⸗ 
wartſchaft auf die Nacherbſchaft erworben, die ſich auf ſeine Erben vererbt, wenn er vor Wegfall 
des zunächſt berufenen Nacherben verſtirbt (RIA 11, 147; 12, 22; OLG 32, 87 mit Folge 
rungen aus dieſer Rechtsſtellung). Handelt es ſich dagegen um eine eigentliche, d. h. eine 
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vom Erblaſſer willkürlich und rechtsgeſchäftlich geſetzte Bedingung, ſo fällt gemäß § 2047 die 
Nacherbſchaft nur an, wenn die Bedingung bei Lebzeiten des Nacherben oder Erſatznacherben 
eingetreten iſt. Der Anfall kann deshalb unter Umſtänden bis zum Tode des berufenen 
Nacherben in der Schwebe bleiben. So namentlich, wenn es ſich um Poteſtativbedingungen 
handelt, z. B. Berufung des X für den Fall, daß er die 2 heirate oder nicht heirate. Im 
Falle der Einſetzung eines Nacherben unter der auſſchiebenden Bedingung, daß der Vorerbe 
nicht anders über den Nachlaß verfügt (§ 2065 A 2), bleibt der Anfall in der Schwebe, bis 
mit dem Tode des Vorerben gewiß wird, ob er eine die Nacherbſchaft beſeitigende Verfügung 
von Todes wegen getroffen hat. Wahrend dieſes Schwebezuſtandes kann die Anwartſchaft, 
doppelt bedingt durch die nejehliche wie durch die eigentliche Bedingung, zwar nicht Gegen- 
ſtand der Vererbung ſein. ü Dem der Tod des Berufenen vor Eintritt der Bedingung macht 
ja ſein Recht nach $ 2074 hinfällig. Wohl aber kann er hierüber unter Lebenden für den Fall 
en Nacherbfolge wirkſam verfügen. — Iſt eine juriſtiſche Perſon als Nacherbe eingeſtellt, 
o muß fie ſpäteſtens zur Zeit des Eintritts der Nacherbfolge beſtanden haben und noch be⸗ 
ſtehen. Doch genügt, daß die Stiftung exit nach dieſem Zeitpunkt ſtaatlich genehmigt wird, 
wenn fie vom Erblaſſer ſelbſt errichtet ift, 8 84. 


8 2109 


Die Einſetzung eines Nacherben wird mit dem Ablaufe von dreißig 
Jahren nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher der Fall der 
Nacherbfolge eingetreten ijt!), Sie bleibt auch nach dieſer Zeit wirkſam?): 


1. wenn die Nacherbfolge für den Fall angeordnet iſt, daß in der Perſon 
des Vorerben oder des Nacherben ein beſtimmtes Ereignis eintritt, 
und derjenige, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, zur Zeit 
des Erbfalls lebte); 

2. wenn dem Vorerben oder einem Nacherben für den Fall, daß ihm 
ein Bruder oder eine Schweſter geboren wird, der Bruder oder die 
Schweſter als Nacherbe beſtimmt iſt⸗). 


Iſt der Vorerbe oder der Nacherbe, in deſſen Perſon das Ereignis ein⸗ 
ir ſoll, eine juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der dreißigjährigen 
riſtꝰ). 


E I 1813 II 1982; M 5 90—92; P 5 83—89, 214, 215, 237—240; 6 91, 92, 
1. Dem Willen des Erblaſſers iſt grundſätzlich die Kraft abgeſprochen, durch Einſetzung 


2. Die Vorausſetzungen der in Nr 1 u. 2 getroffenen Ausnahmebeſtimmungen von 
der Regel des Satz 1 ſind von demjenigen zu beweiſen, welcher ſich auf die Wirkſamkeit 
der Nacherbeinſetzung beruft. I f 

3. Nr 1 ftellt zwei Erforderniſſe auf, die beide zuſammentreffen müſſen. a) Die Nach ⸗ 
erbfolge muß auf ein in der Perſon des jeweils in Betracht kommenden Borerben oder Nach⸗ 
erben eintretendes Ereignis abgeſtellt ſein. Dies trifft zu, wenn das Ereignis in einem Tun 
oder Unterlaſſen oder Erleiden des Betreffenden beſteht. So vor allem Tod des Vorerben 
und Poteſtativbedingungen (2 foll Nacherbe fein, wenn er die N heiratet, wenn der Vorerbe 
ſich wieder verheiratet). Jedenfalls muß das Ereignis die Perſon des Vor- oder Nacherben 
en irgend welchen rechtlichen oder wirtſchaftlichen, z. B. in Familtenbeziehungen zu beeinfluſſen 
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geeignet ſein (Geburt eines Kindes). Die rein äußerliche Verbindung eines für den Betreffenden 
völlig gleichgültigen Ereigniſſes mit feiner Perſon (2 ſoll Nacherbe fein, wenn er den Ausbruch 
des Atna erlebt) kann dem Geſetze nicht genügen (a. M. Planck A 3 a; Dernburg V8 54 A 33 
Crome 8 642 A 42). Das Ereignis braucht den Eintritt der Nacherbfolge nicht unmittelbar herbei“ 
zuführen, es genügt, daß der Nacherbe damit nur die Anwartſchaft auf den künftigen (z. B. bis 
zum Tode des Vorerben hinausgeſchobenen) Anfall der Erbſchaft erlangen ſoll. b) Der betreffende 
Vor- oder Nacherbe muß zugleich zur Zeit des Erbfalls gelebt haben. Nach $ 1923 genügt je⸗ 
doch, daß er beim Tode des Erblaſſers bereits erzeugt war. Unter dieſer zweiten Vorausſetzung 
iſt gleichgültig, ob das als Bedingung der Nacherbfolge geſetzte Ereignis (a) ſich vor oder erſt 
nach Ablauf von dreißig Jahren nach dem Erbfall verwirklicht. Daß der erſte Vorerbe den 
Erbfall erlebt haben muß, folgt ſchon aus § 1923. Sind mehrere Nacherben hintereinander 
berufen, ſo kann geſchehen, daß der für den betreffenden Nacherbfolgefall in Betracht kommende 
zweite oder ſpätere Vorerbe (früherer Nacherbe) erſt nach dem Tode des Erblaſſers erzeugt 
iſt (o 5 2101). Dies iſt innerhalb von dreißig Jahren jedenfalls kein Hindernis dafür, daß er 
Nacherbe wird. Aber auch nach ihm (als nunmehrigen Vorerben) kaun es zu einer weiteren 
Nacherbfolge kommen. Und zwar ſelbſt dann, wenn ſich das maßgebende Ereignis auch erſt 
nach Ablauf von dreißig Jahren in der Perſon des jetzt einrückenden Nacherben verwirklicht, 
falls nur dieſer neue Nacherbe ſchon zur Zeit des Erbfalls gelebt hat. Die Grundſätze 


der Nr 1 treffen auch zu, wenn eine Erſatznacherbfolge angeordnet ift (8 2096). 

4. Nr 2 ſieht in dem behandelten Falle von jeder Friſtſetzung und auch davon ab, daß 
(außer dem erſten Vorerben) irgend eine der fonft in Betracht kommenden Perſonen (Nach⸗ 
erben, Racherbengefchtvifter) ſchon zur Zeit des Erbfalls gelebt haben müffe (A 3 b). Die 
Geſchwiſter des Vorerben oder Nacherben müſſen mit ihm durch (eheliche oder uneheliche) 
Geburt verbunden ſein. Dies trifft auch zu auf Halbgeſchwiſter und Legitimierte (58 1719, 
1736), nicht aber auf angenommene Kinder ($ 1763). Der Wille des Erblaſſers iſt dafür maß⸗ 
gebend, ob die als Nacherben beſtimmten Geſchwiſter ſogleich mit der Geburt des betreffenden 
Geſchwiſterteils (8 2106 Abſ 2) einrücken ſollen oder nacheinander (je nach dem Tode des älteren 
Geſchwiſterteils) oder erſt mit dem Eintritte eines beſtimmten Ereigniſſes (Erreichung eines 
gewiſſen Lebensalters). Regelmäßig werden die lebenden Geſchwiſter den nachgeborenen 
nur den auf ſie entfallenden Anteil der Erbſchaft als Nacherben herauszugeben haben. 

5. Für die Zeit bis zu dreißig Jahren können auch juriſtiſche Perſonen bedingt oder un⸗ 
bedingt als Nacherben eingeſetzt werden, ſoweit nicht landesgeſetzliche Vorſchriften entgegen⸗ 
ſtehen, EG Art 86. 

§ 2110 


Das Recht des Nacherben erſtreckt ſich im Zweifel auf einen Erbteil, der 
dem Vorerben infolge des Wegfalls eines Miterben anfällt!). 


Das Recht des Nacherben erſtreckt ſich im Zweifel nicht auf ein dem Vor⸗ 
erben zugewendetes Vorausvermächtnis?). 

E 11814 II 1983; M 5 92, 93; P 5 89, 90. 
„ J. Der Nacherbe rückt in den geſamten Erbteil des Vorerben ein, auch inſoweit er ſich 
infolge Wegfalls eines Miterben durch Erhöhung des geſetzlichen Erbteils (§ 1935) oder durch 
Anwachſung ($ 2094) oder durch Berufung des Vorerben zum Erſatzerben eines Miterben 
($ 2096) erweitert hat. Ob der Miterbe vor oder nach Eintritt des Falles der Nacherbfolge 
($ 2129) weggefallen iſt, macht keinen Unterſchied. Rückbeziehende Wirkung der Ausſchlagung 
$ 1953, der Erbunwürdigkeit 8 2344. 


2. Vorausvermächtnis $ 2150. — Abs 1 u. 2 geben nur Auslegungsregeln („im Zweifel“). 
Ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers iſt von dem zu beweiſen, der hieraus Rechte ableitet. 
Zum Teil abweichend beim Erbſchaftskauf 8 2378. 


8 2111 

Zur Erbſchaft gehört), was der Vorerbe auf Grund eines zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Rechtes oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung 
oder Entziehung eines Erbſchaftsgegenſtandes oder durch Rechtsgeſchäft 
mit Mitteln der Erbſchaft erwirbte), ſofern nicht der Erwerb ihm als Nutzung 
gebührte). Die Zugehörigkeit einer durch Rechtsgeſchäft erworbenen Forde⸗ 
rung zur Erbſchaft hat der Schuldner erſt dann gegen ſich gelten zu laſſen, 
wenn er von der Zugehörigkeit Kenntnis erlangt; die Vorſchriften der 
SS 406 bis 408 finden entſprechende Anwendung“). 
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Zur Erbſchaft gehört auch, was der Vorerbe dem Inventar eines erb⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks einverleibts). 


E I 1825 II 1984; M 5 109—111; P 5 100, 114, 115; 6 168, 319, 324—326. 


1. Dingliche Surrogation wie beim Erbſchaftsanſpruch (8 2019) und bei der Erben⸗ 
gemeinſchaft (§ 2041). Die näher bezeichneten Erwerbungen werden ipso jure Beſtandteile 
der Vorerbſchaft, unterliegen je nach ihrer Art den aus 88 2112 ff. ſich ergebenden Verfügungs- 
beſchränkungen, ſowie gegebenenfalls der Eintragungspflicht nach GBO 8 52 und gehen 
ſeinerzeit mit auf den Nacherben über. Dagegen kann der Vorerbe nicht Gegenſtände ſeines 
freien Vermögens mit dinglicher Wirkung der Erbſchaft zuweiſen (KJ 40, 183). 

2. Von den drei Gruppen der Surrogate ſtimmen die beiden erſten überein mit 8 2041. 
Zum Erwerb auf Grund eines Rechtes gehört Verbindung, Vermiſchung 89 946 ff., 
die Schatzhälfte (§ 984), die Anlandung (EG Art 65), die Erſitzung vermöge des zur Erbſchaft 
gehörigen Beſitzes (88 857, 937ff.), die Annahme einer dem Erblaffer angefallenen Erbſchaft 
(§ 1952), nicht aber Erwerb des Eigentums am Grundſtücke des Erblaſſers auf Grund eines 
Ausſchlußurteils nach 8 927 (RG 76, 360). Wird eine auf dem Nachlaßgrundſtücke ruhende 
Hypothek von dem Vorerben mit eigenen Mitteln bezahlt, ſo fällt die dadurch entſtehende 
Eigentümergrundſchuld unter der von Planck § 2126 A 2 dargelegten Vorausſetzung in den 
Nachlaß; a. M. KON 50, 210. Erwerb durch Rechtsgeſchäft mit Mitteln der Erbſchaft 
wie $ 2019 A 2. Wird ein Erwerb teilweiſe mit Mitteln der Erbſchaft gemacht (z. B. dem 
Vorerben bei der Auseinanderſetzung mit feinen Miterben auf feinen Erbteil ein Nachlaß⸗ 
grundſtück mit der Beſtimmung zugeteilt, daß er die auf dem Grundſtücke laſtenden Hypotheken 
als Selbſtſchuldner übernimmt), ſo gehört der Erwerb zu dem entſprechenden Teile zur Erb⸗ 
ſchaft (RG 89, 53; 90, 97; 5. 2. 20 IV 450/19: Anwendung des Grundſatzes auf den Fall, 
daß Erbſchaftsgegenſtände in eine Geſellſchaft eingebracht und dadurch der Anteil des Vor⸗ 
erben am Geſellſchaftsvermögen vermehrt wird). Nicht erforderlich iſt es, daß ſich das Rechts⸗ 
geſchäft auf den Nachlaß bezieht“ (§ 2041 A 1). Der Vorerbe kann mithin, ſobald er urſprüng⸗ 
liche Erbſchaftsgegenſtände oder deren Surrogate, auch verbrauchbare Sachen zum Zwecke des 
Erwerbs aufwendet, die Zugehörigkeit des Erworbenen zur Erbſchaft durch ſeinen Willen 
überhaupt nicht hindern. Dies trifft auch auf bedingte Erwerbungen zu. Hierzu gehört der 
Verſicherungsanſpruch, wenn die Prämie aus Mitteln der Erbſchaft bezahlt iſt. Auch wenn 
dies nicht geſchieht, wird die Verſicherung von Erbſchaftsſachen als zugunſten auch des Nach⸗ 
erben genommen zu gelten haben. Erſaßfrage ſ. § 2124. Fällige Verſicherungsanſprüche 
gehören zu dem als Erſatz für die Zerſtörung uſw. gemachten Erwerbe. 

3. Im Gegenſatze zum Erbſchaftsbeſitzer (5 2020) gebührt dem Vorerben als wahrem Erben 
und Träger der zur Erbſchaft gehörigen Rechte endgültig der Bezug der Nutzungen ($ 100). 
Dem entipricht, daß er auch die gewöhnlichen Erhaltungskoſten zu tragen hat (8 2124). Nutzung 
eines Waldes § 2123, ordnungswidriger und übermäßiger Fruchtbezug § 2138. Das Recht 
auf die Nutzungen beginnt mit dem Erbfall und endet mit Eintritt der Nacherbfolge. Es ver⸗ 
bleibt dem Vorerben, auch wenn ihm durch Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers die Ver 
waltung entzogen iſt (8 2209). Der Erblaſſer kann jedoch durch Anordnung von Vermächtniſſen 
zugunſten des Nacherben oder durch Auflagen den Vorerben — unbeſchadet ſeines Pflichtteils⸗ 
rechts — ſchuldrechtlich verpflichten, dem Nacherben ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge die 
Nutzungen herauszugeben (RG Warn 1912 Nr 174). Für eine etwaige Verteilung it 8 101 
maßgebend, ſoweit nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erhellt. So Dividenden und Gewinn⸗ 
anteile R Warn 08 Nr 71. Obwohl freies Eigentum des Vorerben, gelten die Früchte den 
Nachlaßgläubigern gegenüber doch als Beſtandteile des Nachlaſſes. 

4. Wörtlich übereinftimmend mit $ 2019, . dort A 8. Vgl. auch 98 2129 A 3, 2140 A 1. 

5. Entſprechend bei der Pacht $ 588, beim Nießbrauch $ 1048 und bei der Nutznießung 
des Mannes 8 1378. Dabei iſt vorausgeſetzt, daß der Vorerbe die Einverleibung in das In⸗ 
ventar aus eigenen Mitteln vornimmt, da ſonſt ſchon Abſ 1 einſchlägt. Inwieweit er Erſatz 
verlangen kann, beſtimmen 88 2124, 2125. Eine „Einrichtung“ und damit das Recht der Weg⸗ 
nahme kommen nicht in Frage, da es ſich hier nur um den Erſatz oder die Vermehrung eines 
bereits vorhandenen Inventars handelt. 


8 2112 
Der Vorerbe kann über die zur Erbſchaft gehörenden Gegenſtände ver⸗ 
fügen, ſoweit ſich nicht aus den Vorſchriften der SS 2113 bis 2115 ein an⸗ 
deres ergibt!). 
E 1 1815, 1828 Abf l, 2 II 1985; M 5 93, 94, 114—116; P 5 97—99. 


e 1. Der Vorerbe iſt wahrer Erbe. Er kann deshalb grunbfäßlich gleich dem gewöhnlichen 
Erben über die Erbſchaftsgegenſtände verfügen. Doch ſind ihm dabei im Intereſſe des hierdurch 
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gefährdeten Nacherben dingliche (88 2113—2115) und ſchuldrechtliche (588 2116FF., 2130) Be⸗ 
ſchränkungen auferlegt. Zwiſchen Vor⸗ und Nacherben beſteht inſoweit ein geſetzliches Schuld⸗ 
verhältnis (NG 59, 202). Von den meiſten dieſer Beſchränkungen kann ihn der Erblaſſer 
befreien, $ 2136. Die Verfügungsmacht kann ihm aber auch ganz entzogen werden, § 2129. 
Verfügung im Sinne von § 185 im Gegenſatz zur Begründung eines bloß ſchuldrechtlichen 
Verhältniſſes. Der Vorerbe behält mithin die Befugnis, ſich in bezug auf die ſeiner Verfügung 
entzogenen Gegenſtände z. B. durch Abſchluß von Kaufverträgen wirkſam zu verpflichten 
(RG JW 1912, 188°). Bloß tatſächliche Verfügungen (Zerſtörungen, Beſchädigungen) machen 
den Vorerben nach $ 2130 erſatzpflichtig. Seine Verfügungsmacht iſt nur beſchränkt in An⸗ 
ſehung einzelner zur Erbſchaft gehörender Gegenſtände, Sachen und Rechte (§ 90). Nicht 
alſo in Anſehung des Vorerbteils ſelbſt, das er vielmehr gemäß § 2033 frei veräußern kann, 
jedoch unbeſchadet des Rechtes des Nacherben, mit dem es auch in der Hand des Erwerbers 
belaſtet bleibt (. auch $ 2376 Abſ 1). Als Miterbe kann er, gleichviel ob er allein oder ob auch 
andere Miterben mit der Nacherbſchaft belaftet ſind, jederzeit Auseinanderſetzung verlangen 
(8 2042). Vgl. hierzu RG 75, 366. Nur ſoweit hierbei Verfügungen im Sinne von 98 2113ff. 
nötig werden, bedarf er der Mitwirkung des Nacherben. Ihm allein ſteht unbeſchadet ſeiner 
Verantwortung aus $ 2130 die Eutſchließung zu über Annahme einer dem Erblaſſer angefallenen 
Erbſchaft (§ 1952). Ebenſo über Fortführung eines Handelsgeſchäfts (HGB 88 22, 31, OLG 
4, 456). Auch durch Verfügung von Todes wegen kann der Vorerbe die Erbſchaft und 
damit die Vorerbenſtellung für ſich allein oder zuſammen mit ſeinem eigenen Vermögen 
einem Dritten zuwenden. Dieſe Verfügung wird gegenſtandslos, wenn der Eintritt der Nach⸗ 
erbfolge mit dem Tode des Vorerben zuſammentrifft. Sie bleibt jedoch unbeſchadet aller 
Rechte des Nacherben in der Zwiſchenzeit auf ſo lange wirkſam, als der Anfall der Nacherbſchaft 
noch weiter hinausgeſchoben iſt (8 2106 A 1). Die Prozeßführung iſt an ſich und abgeſehen 
von der verfügenden Wirkung gewiſſer Urteile, die zur Abgabe von Willenserklärungen ver⸗ 
pflichten (ZPO 88 894, 895), nicht Verfügung, der Vorerbe iſt an ſich hierin nicht beſchränkt 
(RG JW 1918, 4345). Das ergangene rechtskräftige Urteil kommt nach ZPO 8 326 auch 
dem Nacherben zugute, wenn es zu ſeinen Gunſten ausgefallen iſt und über eine Nachlaß 
verbindlichkeit oder über einen der Nacherbfolge unterliegenden Gegenſtand ergeht. Nur 
wenn der Vorerbe über einen ſolchen Gegenſtand ohne Zuſtimmung des Nacherben zu ver⸗ 
fügen befugt iſt, wirkt es auch gegen den Nacherben (vgl. auch § 1380). Unterbrechung 
des Verfahrens bei Eintritt der Nacherbfolge ZPO 88 242, 246 (hierzu RG 75, 363), voll- 
ſtreckbare Ausfertigung $ 728 Abſ 1. — Verfügungsbeſchränkungen des Vorerben infolge der 
Beſtellung eines verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers 88 2211 ff. (. auch § 2222). Ein- 
tragungen im Grundbuch GBO 8 52 (§ 2113 A 2). 


8 2113 


Die Verfügung des Vorerben über ein zur Erbſchaft gehörendes Grund⸗ 
ſtück oder über ein zur Erbſchaft gehörendes Recht an einem Grundſtück!) 
iſt im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit unwirkſam, als ſie das 
Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen würde). 

Das gleiche gilt von der Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, 
die unentgeltlich oder zum Zwecke der Erfüllung eines von dem Vorerben 
erteilten Schenkungsverſprechens erfolgt?). Ausgenommen jind Schen⸗ 
kungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rückſicht entſprochen wird!). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung“). 

EL 1828, 1839 II 1986; M 5 114—116, 129, 130; P 5 97-104, 109—112, 180; 6 129, 130. 

Zu Abfi Befreiung zuläffi 2136. 5 

1. Den Grundſtücken ſind Ae Erbbaurechte (WO v. 15. 1. 19 8 11) und die Ec 
Artt 63, 196 erwähnten Rechte. Rechte an Grundſtücken 8 873 A 6. Bezüglich der Hypotheken⸗ 
forderungen, Grundſchulden und Rentenſchulden |. auch § 2114 A 1. Gleichgültig iſt, ob das 
Grundſtück uſw. ſchon von Anfang an zur Erbſchaft gehört oder erſt im Wege der Surrogation 
($ 2111) Bestandteil geworden iſt. Verfügung über ein Grundſtück (vgl. auch 88 1445, 1821 
Nr 1) iſt Übertragung des Eigentums, Dereliktion ($ 928) und Belaſtung mit einem Rechte 
($ 873), Verfügung über ein Recht am Grundſtücke, Aufhebung des Rechtes, Übertragung, 
Belaſtung mit einem Rechte, Anderung des Rechtsinhalts (88 873—877), nicht aber Ver⸗ 
mietung und Verpachtung ($ 2135). . g : 

2. Die Unwirkſamkeit der Verfügung beruht nicht auf einem geſetzlichen Veräußerungs⸗ 
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verbot (8 185). Sie iſt bedingt (durch den Fall des Eintritts der Nacherbfolge) und zugleich 
ihrem Umfang nach begrenzt (ſoweit fie das Recht des Nacherben vereiteln oder be» 
einträchtigen würde). Die Verfügung iſt deshalb von Anfang an wirkſam, wenn ſie auf 
die Dauer des Rechtes des Vorerben beſchränkt iſt. Sie wird ferner voll wirkſam, ſobald feit- 
ſteht, daß es überhaupt nicht zur Nacherbfolge kommen wird. Ebenſo wenn der Nacherbe 
der Verfügung zuſtimmt oder wenn der Vorerbe das mit dem Rechte des Nacherben belaſtete 
Grundſtück oder Recht zum freien Eigentum erwirbt oder wenn der Nacherbe unbeſchränkter 
Erbe des Vorerben wird ($ 185). Zur Einwilligung kann der Nacherbe unter Umſtän⸗ 
den nen werden ($ 2120). Der Nacherbe kann die Unwirkſamleit der ihn benach⸗ 
teiligenden 

ſtellungsklage gegen den Vorerben geltend machen. So in einem landrechtlichen Falle 


ſtück den vollen Geldwert Er erhält. Immerhin geht ihm das ihm zugedachte Grundſtück 
dadurch verloren. Nur für die älle des Abſ 2 kommt die Entgeltlichteit in Betracht. Mit dem 
Eintritt der Nacherbfolge endigt die Wirkung der dem Abſe! zuwiderlaufen den Verfügung 


Verfügung des Vorerben handelt. Iſt es nicht geſchehen, fo darf das Grundbuchamt auf 
Grund einer Verfügung auch des befreiten Vorerben leine Rechtsänderung in das Grundbuch 


geltliche und ob fie deshalb nach Abf 2 auch dem 1 7 Vorerben verboten iſt. So aus⸗ 
führlich RG 61, 228; 65, 214 u. 70, 838; dagegen Planck 3 2136 A 3. Das Kammergericht 
ſieht die Unentgeltlichkeit einer Verfügung des befreiten Vorerben regelmäßig als durch die 
Sachlage ausgeſchloſſen an, wenn die Eintragungsbewilligung des Vorerben Beſtandteil eines 
zweiſeitigen entgeltlichen Geſchafts iſt (dJ 38 A 223; 40, 174) oder die von ihn erklärte 
Auflaſſung auf einem zweiſeitigen entgeltlichen Geſchäfte beruht (RIA 11 123), läßt auch 
eine einſeitige Erklärung eines ſolchen Vorerben zum Nachweiſe der Entgeltlichkeit genügen, 
wenn die Richtigkeit dieſer Erklärung durch andere in der Form von GRD 8 29 nachgewieſene 
Umſtände beſtätigt wird (KJ 40, 180; 41, 176: OLG 30, 201). Die Frage iſt gegenſtands⸗ 
los, wenn der Nacherbe, ſei es auch vertreten durch den Vorerben, die Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks ſelbſt mit vorgenommen hat (RG Warn 1912 Nr 200). Aufhebung einer Eigentümer: 
grundſchuld durch den befreiten Vorerben Kg 43, 263. 

3. Die unentgeltliche Verfügung über Erbſchaftsgegenſtände jeder Art, Sachen und 
Rechte (§ 90), nicht bloß Grundſtücke, it auch dem befreiten Vorerben nicht geſtattet (A 2) 
und macht ihn nach $ 2138 Abſ 2 gegenüber dem Nacherben ſchadenserſaßpflichtig. Sie wird 
ſtets eine Vereitelung des Rechtes des Nacherben enthalten und kann deshalb nur Wirlſamleit 
behalten, wenn der Nacherbe einwilligt oder wenn es überhaupt nicht zur Nacherbfolge kommt. 
Sie ift nicht notwendig Schenkung ($ 516). Es genügt, daß ohne Gegenleiſtung, vielleicht nur 
in Erwartung einer ſolchen oder in dem irrigen Glauben, fie bedungen zu haben, verfügt iſt. 
Die Frage, ob und inwieweit es ſich um eine entgeltliche oder unentgeltliche Verfügung 
handelt, iſt vom Standpunkt ordnungsmäßiger Verwaltung, ſowohl nach objektiven wie nach 
ſubjektiven Begriffsmerkmalen zu beurteilen (RG 81, 364 Vergleich). Keine unentgeltliche 
Verfügung ift die Verfäumnis eines Erwerbs, Ausſchlagung einer dem Erblaſſer angefallenen 
Erbſchaft, Duldung der Verjährung. Auch der Vorerbe ſelbſt ift an fein gemäß 8 518 erteiltes 
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„unwirkſames“ Schenkungsverſprechen nicht gebunden, wird aber zum Schadenserſatz 
aus 5 122 gehalten fein. 

4. Erlaubte Schenkungen ſ. $ 534 (auch 98 1446, 1641, 1804, 2205, 2830). 

5. Übereinſtimmend mit $ 161 Abf 3, dort A 3 und 30 8 325 Abſ 2. Der gutgläubige 

ber muß darüber in Unkenntnis ſein, daß der vom Vorerben veräußerte Gegenſtand 

zur Erbſchaft gehört oder den Vorerben irrig für befreit gehalten haben. Der Schutz kommt 
auch dem Empfänger der unentgeltlichen Leiſtung zugute (A 3), doch bleibt er dem Bereiche 
rungsanſpruch aus $ 816 Ub] ausgeſetzt. Noch weitergehender Schutz des Erwerbers durch 
Erbſchein, worin die Nacherbfolge unerwähnt geblieben iſt, 88 2366, 2363. 


8 2114 


Gehört zur Erbſchaft eine Hypothekenforderung, eine Grundſchuld oder 
eine Rentenſchuld, ſo ſteht die Kündigung und die Einziehung dem Vor⸗ 
erben zu!). Der Vorerbe kann jedoch nur verlangen, daß das Kapital an 
ihn nach Beibringung der Einwilligung des Nacherben gezahlt oder daß 
es für ihn und den Nacherben hinterlegt wird?). Auf andere Verfügungen 
über die Hypothekenforderung, die Grundſchuld oder die Rentenſchuld 
finden die Vorſchriften des 8 2113 Anwendung?). 

E J 1818—1821, 1828 II 1987 M 5 96—98, 114—116; P 5 104. 


Befreiung zuläſſig 82136. 


1. Hypothek SS 1113 ff., Grundſchuld SS 1191ff., Rentenſchuld 88 1199ff. find Rechte 
am Grundſtück. Die Verfügung hierüber, wozu auch Kündigung und Einziehung gehören, 
unterliegt deshalb an ſich den Beſchränkungen des $ 2113. Der Vorerbe iſt jedoch (noch über 
den Nießbraucher hinaus 88 1077, 1080) inſofern freier geſtellt, als ihm die Kündigung unter 
der aus $ 2131 ſich ergebenden Verantwortung ſelbſtändig überlaſſen iſt. Demgemäß iſt auch 
die vom Schuldner dem Vorerben gegenüber erklärte Kündigung voll wirkſam. 

2. Auch die Einziehung iſt nicht (wie 8 1078) von der Mitwirkung des Nacherben abhängig. 
Das Zahlungsverlangen ist aber inhaltlich in der Weiſe beſchränkt, daß den Rechten des Nach⸗ 
erben kein Abbruch geſchehen kann. Seine Einwilligung, d. h. vorherige Zuſtimmung 
($ 188) iſt auf Verlangen und regelmäßig ſchon im Hinblick auf G80 8 29 in öffentlich be 
glaubigter Form zu erteilen, § 2120. Sie kann zum Zwecke ſeiner Befreiung auch vom Schuldner 
beanſprucht werden. Hinterlegung 8 372. Die hinterlegten Gegenſtände werden im Falle 
des $ 378 Surrogate der Erbſchaft ($ 2111), die Zuſtimmung des Nacherben zur Verfügung 
hierüber oder zur anderweiten Anlegung iſt nach § 2116 Abſ 2 oder § 2120 erforderlich. Die 
Vorſchrift trifft auch gegenüber dem perſönlichen Schuldner zu, der nicht Eigentümer iſt ($ 1143) 
und findet auch Anwendung, wenn der Schuldner freiwillig leiſtet (hierzu Kg 50, 217). 
Dagegen ift der Vorerbe in Anſehung anderer Forderungen, insbeſondere auf Zinsrückſtände 
nach § 2112 nicht beſchränkt. f 

3. Andere Verfügungen als Kündigung und Einziehung 8 2113 A 1. Hierzu gehört auch 
die Aufrechnung, wenn ſie vom Vorerben erklärt wird. 


8 2115 


„Eine Verfügung über einen Erbſchaftsgegenſtand, die im Wege der 
Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung!) oder durch den Konkurs⸗ 
verwalter erfolgte), iſt im Falle des Eintritts der Nacherbfolge inſoweit 
unwirkſam, als ſie das Recht des Nacherben vereiteln oder beeinträchtigen 
würde)). Die Verfügung iſt unbeſchränkt wirkſam, wenn der Anſpruch 
eines Nachlaßgläubigers oder ein an einem Erbſchaftsgegenſtande be⸗ 
ſtehendes Recht geltend gemacht wird, das im Falle des Eintritts der Nach⸗ 
erbfolge dem Nacherben gegenüber wirkſam ift?). 

E 1 1829 II 1988; M 5 117; P 5 112—114; 6 92, 93. 5 

l. Wie die vom Vorerben vorgenommenen Verfügungen im Falle des $ 2113, jo find 
auch die gegen 2 ergehenden Verfügungen unwirkſam, wenn fie im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtrenung oder Arreſtvollziehung ſtattfinden. Und zwar auch wenn der Vorerbe nach 
88 2126, 2187 befreit ift, ſowie rückſichtlich aller Arten von Erbſchaftsgegenſtänden, alſo 
auch beweglicher Sachen und Rechte, die zur Erbſchaft gehören. ZPO § 778 verbietet dem. 
gemäß die Veräußerung und Überweisung der zu einer Vorerbſchaft gehörenden Gegenſtände 
und gibt dem Nacherben ein Widerſpruchsrecht. Nur um Verwirklichung einer rechtsgeſchäft 
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lichen (urteilsmäßigen), nicht um eine im Wege der Zwangsvollſtreckung ergehende Verfügun 
handelt es ſich in den Fällen der Verurteilung zur Abgabe einer Willenserklärung nach P 
88 894, 895 u. 897. Der Zwangsvollſtreckung muß folgerichtig auch die Aufrechnung 
als eine Form der Selbſtbefriedigung gleichgeſtellt werden. In Fortbildung des 8 394 iſt 
deshalb dem Nachlaßſchuldner, der zugleich perſönlicher Glaubiger des Vorerben iſt, verwehrt, 
mit dieſer Forderung gegen feine Nachlaßſchuld aufzurechnen (RG 80, 32). 

2. Beſchränkungen des Konkursverwalters im Konkurſe des Vorerben in ſeinem Ver⸗ 
fügungsrechte aus KO 8 6 Abſ 2. Sie find ihm auch nicht in Erfüllung zweiſeitiger Verträge nach 
RO 8 17 geſtattet. Die Veräußerung der Erbſchaftsgegenſtände iſt ihm durch KO § 128 noch 
beſonders unterſagt. Der Nacherbe kann hiergegen den Schutz des Konkursgerichts anrufen 
(KO 8 83), hat aber kein Ausſonderungsrecht aus KO 8 43, da der Erbſchaftsgegenſtand immer- 
hin bis zum Eintritt der Nacherbfolge dem Gemeinſchuldner als wahrem Erben gehört (a. M. 
Dernburg V 858 A 11). 

3. Die Unwirkſamkeit der Verfügung iſt eine bedingte und begrenzte wie $ 2113 A 2. 
Jedenfalls iſt die Vornahme der Zwangsvollſtreckung zuläſſig und ſteht auch dem Nacherben 
inſoweit kein Widerſpruchsrecht zu, als es ſich um die Begründung von Pfandrechten gemäß 
3 PO 88 804, 829, 846 ff., 857 ff., 930 oder um Eintragung einer Sicherungshypothek nach 
88 866 ff. (RJ A 4, 59) oder nur um Beſchlagnahme des Grundſtücks nach ZG 88 20ff. handelt. 
Nicht betroffen durch $ 2115 find Vollſtreckungshandlungen, die ſich auf die dem Vorerben 
zuſtehenden Nutzungen (§ 2111 A 3) beſchränken (RG 80, 7). S. jedoch ZBO 8 863. So auch 
die Zwangsverwaltung nach ZVG 88 146 ff. Nur die Veräußerung und Überweiſung iſt aus⸗ 
geſchloſſen (ZPO 8 773). Erſt wenn es zur Nacherbfolge kommt, kann der Nacherbe Beſeitigung 
aller Vollſtreckungsmaßregeln verlangen. Vorher hat er nach 8 2128 gegebenenfalls das 
Recht auf Sicherheitsleiſtung. 

4. Das Recht des Nacherben wie jedes andern Erben muß unbedingt den Anſprüchen 
der Nachlaßgläubiger weichen (8 1967). Auch dann iſt ohne Rückſicht auf den Nacherben 
die völlige Durchführung der Zwangsvollſtreckung zuläſſig, wenn ſie auf Grund eines Rechtes 
an einem Erbſchaftsgegenſtande vorgenommen wird, das entweder bereits vom Erblaſſer 
(ſomit zugunſten eines Nachlaßgläubigers) oder auch erſt vom Vorerben begründet worden 
iſt, vorausgeſetzt, daß das Recht auch gegenüber dem Nacherben wirkſam iſt. So bei allen 
Verfügungen, zu denen der Nacherbe eingewilligt hat (8 2120) oder die der Vorerbe in Be⸗ 
ziehung auf Grundſtücke oder Rechte an Grundstücken ohne Benachteiligung des Nacherben 
(82113 Abſ 1) oder in Beziehung auf andere Gegenſtände entgeltlich vorgenommen hat (82113 
Abſ 2). Ebenſo bei Hypothekenzinſen und Reallaſten, die der Vorerbe unbefriedigt gelaſſen 
hat ($$ 1107, 1108, 1118). Iſt das Recht am Erbſchaftsgegenſtand erſt im Wege der Zwangs. 
vollſtreckung gegen den Vorerben erlangt (Pfandrecht), ſo iſt ſeine fernere Geltendmachung 
durch Satz 1 (A 3) ausgeſchloſſen. Unter den gleichen Vorausſetzungen find die Verfügungen 
des Konkursverwalters unbeſchränkt wirkſam. — Die Vorſchrift zum Schutze der Nicht 
berechtigten ($2113 A 5) ift hier nicht aufgenommen. Hiernach erlangt auch der gutgläubig, 
d. h. ohne Kenntnis des Nacherbenrechts mit der Zwangsvollſtreckung vorgehende Gläubiger 
oder mit dem Konkursverwalter verhandelnde Dritte durch die betreffenden Verfügungen 
keine gegen den Nacherben wirkſamen Rechte. Kommt es jedoch zu einer wirklichen Veräuße⸗ 
rung, jo wird der Erwerber nach 88 1244, 932 ff., 892 geſchützt. Bei der Zwangsverſteigerung 
gilt dies ſogar dann, wenn dem Erſteher das Nacherbenrecht bekannt war, ſofern es nicht 
eingetragen oder rechtzeitig angemeldet war (ZUG $ 37 Nr 4, 5, 88 44f., 52, 90f.). — Ah 
liche Vorſchriften in d 135, 161, 184, 353, 499, 883. 


8 2116 

Der Vorerbe hat auf Verlangen des Nacherben die zur Erbſchaft ge“ 
hörenden Inhaberpapiere nebſt den Erneuerungsſcheinen bei einer Hinter“ 
legungsſtelle oder bei der Reichsbank mit der Beſtimmung zu hinterlegen, 
daß die Herausgabe nur mit Zuſtimmung des Nacherben verlangt werden 
kann!). Die Hinterlegung von Inhaberpapieren, die nach 8 92 zu den ber” 
brauchbaren Sachen gehören, ſowie von Zins⸗, Renten⸗ oder Gewinn“ 
anteilſcheinen kann nicht verlangt werden?). Den Inhaberpapieren ſtehen 
Orderpapiere gleich, die mit Blankoindoſſament verſehen jind?). 

Über die hinterlegten Papiere kann der Vorerbe nur mit Zuſtimmung 
des Nacherben verfügen“). 

E I 1822 II 1989; M 5 98100; P 5 99, 106-109; 6 98, YA. 

Befreiung zuläſſig § 2136. 
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1. Der Vorerbe iſt bezüglich der Inhaberpapiere (88 793 ff., 1195 Juhaberaktien, os 
98 179, 320) und Erneuerungsſcheine ($ 805) nur ſchuldrechtlich und nur inſoweit gebunden, 
als der Nacherbe das Verlangen nach Hinterlegung geſtellt hat. Schadenserſatzpflicht 
nach § 2130. Legitimationspapiere (8 808), z. B. Sparkaſſenbücher gehören nicht zu den 
Inhaberpapieren. Hinterlegungsſtellen nach Landesgeſetz EG Artt 144—146. Die gleiche 
Art der Hinterlegung iſt vorgeſchrieben beim Nießbrauch $ 1082, geſetzlichen Güterrecht $ 1392 
und für die vormundſchaftliche Verwaltung § 1814. 

2. Die Inhaberpapiere find verbrauchbare Sachen, wenn ihr beſtimmungsmäßiger 
Gebrauch in dem Verbrauch oder in der Veräußerung beſteht, z. B. Banknoten, das Betriebs. 
kapital eines Bankgeſchäfts (J. auch $ 1084). 

3. Orderpapiere HÖB 8363, Blankoindoſſament WO Art 12. Der Vorerbe kann ſich mithin 
der Hinterlegungspflicht dadurch entziehen, daß er das Papier an Order indoffiert, WO Art 13. 

4. Iſt es einmal zur Hinterlegung gekommen, jo iſt, folange fie dauert, jede ohne Zu⸗ 
ſtimmung des Nacherben (88 182—184) vorgenommene Verfügung von Anfang an und 
nicht bloß wie im Falle der 88 2113 A 2, 2115 N 3 bedingungsweiſe unſvirkſam. Verpflichtung 
des Nacherben zur Zuſtimmung 8 2120. 


§ 2117 

Der Vorerbe kann die Inhaberpapiere, ſtatt ſie nach § 2116 zu hinter⸗ 
legen, auf ſeinen Namen mit der Beſtimmung umſchreiben laſſen, daß er 
über ſie nur mit Zuſtimmung des Nacherben verfügen kann. Sind die 
Papiere von dem Reiche oder einem Bundesſtaat ausgeſtellt, ſo kaun er 
ſie mit der gleichen Beſtimmung in Buchforderungen gegen das Reich oder 
den Bundesſtaat umwandeln laſſen!). 

E 1 1822 Abſ 1 II 1990; M 5 99, 106— 108; 6 98, 94. 

Befreiung zuläſſig § 2136. 

1. Umſchreibung auf den Namen 8 806, Ech Art 101. RSchuldbeh v. 31. 5. 10 88 1, 4, 


10, 18; Staatsſchuldbuch EG Art 97. Gleiche Vorſchriften für die Verwaltung des Mannes 
und des Vormundes 88 1393, 1815. 


8 2118 
Gehören zur Erbſchaft Buchforderungen gegen das Reich oder einen 
Bundesſtaat, ſo iſt der Vorerbe auf Verlangen des Nacherben verpflichtet, 
in das Schuldbuch den Vermerk eintragen zu laſſen, daß er über die Forde⸗ 
rungen nur mit Zuſtimmung des Nacherben verfügen kann!). 
E II 1191; P 3 99, 106—108; 6 93, 94, 
Befreiung zuläſſig $ 2136. 


1. Wie beim Vormund $ 1816. RSchuldbch v. 31. 5. 10 88 3, 10, 18. Trifft auch zu, 
wenn die Buchforderungen erſt nachträglich zur Erbſchaft erworben find (8 2111). 


8 2119 


Geld, das nach den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft dauernd 
anzulegen iſt, darf der Vorerbe nur nach den für die Anlegung von Mündel⸗ 
geld geltenden Vorſchriften anlegen!). 

E II 1992; P 5 104, 105. zZ 

Befreiung zuläſſig $ 2136. 

: J. Der Vorerbe ift infofern etwas freier geftellt, wie der Mann, der Vater oder der Vor⸗ 
g ud ($$ 1877, 1642, 1808), als er nicht verpflichtet ift, Geld dauernd anzulegen, ſoweit 
os nicht zur Bestreitung von Ausgaben bereitzuhalten iſt. Immerhin ſind hierfür nicht ſeine 
ſchenen Gepflogenheiten (5 2131), ſondern die Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt. 
1 ($ 2038 A 2) maßgebend. Jedenfalls aber hat er, wenn er einmal eine dauernde 
21g vornimmt, hierbei auf mündelmäßige Sicherheit (88 1807, 1808, Ech Artt 144, 
12) Bedacht zu nehmen, hierzu NG 73, 4. Die Genehmigung des Nacherben zur Erhebung 
es Geldes wie in 88 1809, 1810 braucht er bei der Anlegung nicht auszubedingen. Auch ſeine 
uſtimmung zur Anlegung braucht er nicht einzuholen (.. jedoch $ 2128). In der Anlegung 
vn Geldern zu bloß vorübergehenden Zwecken (Bankguthaben, Anſammlung von Betriebs. 
itteln) iſt er nur inſoweit beſchränkt, als er nicht grob fahrläſſig handeln darf (5 277). Keines. 


BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 2. Aufl. 45 
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falls iſt er genötigt, vom Erblaſſer überkommene unſichere Anlagen in mündelmäßige umzu⸗ 
wandeln. — Ahnlich beim Nießbrauch § 1079 und beim Pfandrecht an Forderungen 8 1288. 


8 2120 


Iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung, insbeſondere zur Berichtigung 
von Nachlaßverbindlichkeiten, eine Verfügung erforderlich, die der Vorerbe 
nicht mit Wirkung gegen den Nacherben vornehmen kann, ſo iſt der Nacherbe 
dem Vorerben gegenüber verpflichtet, ſeine Einwilligung zu der Verfügung 
zu erteilen). Die Einwilligung iſt auf Verlangen in öffentlich beglaubigter 
Form zu erklären?). Die Koſten der Beglaubigung fallen dem Vorerben 
zur Laſts). 

E I 1823, 1828 Abſ 8, 1831 II 1993; M 5 107, 108, 116, 117, 120; P 5 109, 112; 6 94. 


1. Ordnungsmäßige Verwaltung 8 2038 A 2. Gedacht iſt vorzugsweise an die 
Notwendigkeit einer Verſilberung von Nachlaßgegenſtänden, um Mittel zur Bezahlung von 
Nachlaßſchulden zu gewinnen. Dieſe Verſilberung ift mit Wirkung gegen den Nacherben 
dem Vorerben allein nicht geſtattet, wenn es ſich handelt um Grundſtücke oder Rechte an 
Grundſtücken (88 2113 Abſ 1, 2114) oder um die Verfügung über Papiere oder Buchforde- 
rungen, die gemäß §8 2116—2118 hinterlegt oder umgeſchrieben find. Die Einwilligung 
des Nacherben oder des für ihn beſtellten Teſtamentsvollſtreckers ($ 2222), die gemäß 88 183 
im voraus zu erklären iſt, aber auch als Genehmigung (§ 184) die Verfügung nachträglich wirk⸗ 
ſam macht, iſt in ſolchen Fällen unentbehrlich und darf nicht verweigert werden, wenn die 
Maßregel (Einziehung einer Hypothek) nicht erweislich zur Vereitelung des Nacherbenrechts 
erfolgt (RG 70, 332). Beſteht die Nachlaßverbindlichkeit unmittelbar in der Vornahme einer 
Verfügung nach $ 2113 Abſ 1, z. B. in der Auflaſſung eines bereits vom Erblaſſer veräußerten 
Grundſtücks, ſo bedarf es zwar materiell der Einwilligung des Nacherben nicht, immerhin 
muß fie formell dem Grundbuchamte nachgewieſen werden ($ 2113 A 2). Die Verpflichtung 
beſteht nur gegenüber dem Vorerben, nicht alſo auch gegenüber dem Dritten, der an 
der Wirkſamkeit der Verfügung intereſſiert iſt. Der Vorerbe iſt aber an der Abtretung ſeines 
Anſpruchs auf Einwilligung nicht gehindert. Macht der Nacherbe gegen den dritten Erwerber 
eines Erbſchaftsgegenſtandes die Unwirkſamkeit geltend, ſo darf ihm der Dritte, falls er nicht 
ohnedies durch $ 2113 Abſ 3 in feinem Erwerbe geſchützt ift, mit der Einrede (exceptio doli) 
begegnen, daß er gemäß $ 2120 die Verfügung nachträglich zu genehmigen habe (a. M. Stau, 
dinger A 3; Leonhard, IV). Der Beweis, daß der Nacherbe zur Einwilligung verpflichtet 
ſei, iſt vom Vorerben zu führen. — Die Vorſchrift gilt in dem Rch 90, 96 dargelegten Sinne 
entſprechend, wenn zur ordnungsmäßigen Verwaltung die Eingehung einer Nachlaßverbind“ 
lichkeit erforderlich iſt. 

2. Beglaubigung 8 129, FGG 88 167, 183, 191. 24 

3. Die Koſten gehören alſo nicht zu den Nachlaßverbindlichkeiten 8 1967, ſondern zählen 
zu den Erhaltungskoſten § 2124 Abſ 1. 


8 2121 


Der Vorerbe hat dem Nacherben auf Verlangen ein Verzeichnis der zur 
Erbſchaft gehörenden Gegenſtände mitzuteilen. Das Verzeichnis iſt mit 
der Angabe des Tages der Aufnahme zu verſehen und von dem Vorerben 
zu unterzeichnen; der Vorerbe hat auf Verlangen die Unterzeichnung öffent 
lich beglaubigen zu laſſen!). 

Der Natherbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Verzeich⸗ 
niſſes zugezogen wird?). 0 

Der Vorerbe iſt berechtigt und auf Verlangen des Nacherben verpflichtet, 
das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen zuſtändigen 
Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſens). N 

Die Koften der Aufnahme und der Beglaubigung fallen der Erbſchaf 
zur Laſt“). 

E I 1815, 998, 1042 JI 1994; M 5 103; P 5 9, 94, 98; 3 394—396. Ade 

1. Befrei 36 nicht zuläſſig. ichnis der Erbſchaftsgegenſt 
(ſo auch bein Wepbraudie 8 1085 a een ee 1372) uuf Ale 1 % 
der Erbſchaft, Sachen und Rechte (8 90) nach dem Bestande zur Zeit des Erbfalls (OLG 88,9, 
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und braucht nicht, wie das Inventar (§ 2001 Abf 2) eine Beſchreibung und Wertsangabe zu 
enthalten. Seine Beweiskraft iſt, da die Vermutung des § 2009 hier nicht gilt, nach all⸗ 
gemeinen Grundſätzen zu beurteilen. Es iſt mitzuteilen, nur auf Verlangen des Nacherben, 
das im Prozeßwege durchzuſetzen iſt (OLG 8, 274) und nur während der Dauer der Vorerb⸗ 
ſchaft, nicht mehr nach Eintritt des Nacherbfalls geſtellt werden kann (RG 98, 25). Sind 
mehrere Nacherben nebeneinander oder nacheinander eingeſetzt, ſo kann jeder einzelne 
dieſes Recht, wie die Rechte aus 98 2127, 2128, ſelbſtändig geltend machen (ſo für den erſten 
Fall RG Seuffll 74 Nr 34). Iſt der Vorerbe zugleich Gewalthaber des Nacherben, jo iſt er 
ſchon nach § 1640 zur Aufnahme und Einreichung des Verzeichniſſes an das Vormundſchafts⸗ 
gericht verpflichtet (RG 65, 142). Das Verzeichnis braucht nur einmal aufgeſtellt zu werden. 
Über ſpätere Veränderungen im Beſtande der Erbſchaft (Anfall eines Miterbenanteils 8 2110, 
Surrogation $ 2111) hat der Vorerbe nur im Falle des § 2127 Auskunft zu erteilen und nur 
inſoweit iſt er nach $ 260 zum Offenbarungseide verpflichtet (OLE 21, 325; 26, 337; 32, 57). 
Beglaubigung $ 129, SGG 88 167, 183, 193. 

2. Der Nacherbe iſt zur Anweſenheit nur berechtigt, nicht aber, auch auf Verlangen des 
Vorerben nicht, dazu verpflichtet. Ebenſowenig zur Mitwirkung oder auch nur zur Außerung 
über die Richtigkeit und zur Mitunterzeichnung. 

3. Die Zuſtändigkeit beſtimmt ſich nach Landesrecht. Der Nacherbe kann ſich auch damit 
begnügen, daß der Vorerbe die Behörde nur zuzieht ($ 2002). 

4. Die Koſten find Nachlaßverbindlichkeit 8 1967. Dies ſchließt nicht aus, daß fie den 
Vorerben im Verhältnis zu Dritten als eigene Verbindlichkeit treffen. Hat der Vorerbe das 
Verzeichnis aus eigener Bewegung aufgeſtellt, ſo können die Koſten als Verwendungen nach 
§8 2124, 2125 in Betracht kommen. 

8 2122 


Der Vorerbe kann den Zuſtand der zur Erbſchaft gehörenden Sachen auf 
ſeine Koſten durch Sachverſtändige feſtſtellen laſſen. Das gleiche Recht 
ſteht dem Nacherben zu!). 

G I 1815, 992 II 1995; M 5 103; P 5 94, 99. 

1. Befreiung nach $ 2136 nicht zuläſſig. Wie beim Nießbrauch 8 1034, dem geſetzlichen 
Güterſtande § 1372 und der Errungenſchaftsgemeinſchaft § 1528. Die Feſtſtellung des Zu⸗ 
ſtandes der Sachen ($ 2111) kann (aber immer nur während der Dauer der Vorerbſchaft, 
Rz 98, 26) auch kwiederholt und ohne die Vorausſetzungen der 8$ 2127, 2128 verlangt werden, 
ſolange fie nicht in Schikane ausartet ($ 226). Vorzeigungspflicht des Vorerben 8 809. 
Verfahren FG 89 15, 164. 

8 2123 


Gehört ein Wald zur Erbſchaft, ſo kann ſowohl der Vorerbe als der 
Nacherbe verlangen, daß das Maß der Nutzung und die Art der wirtſchaft⸗ 
lichen Behandlung durch einen Wirtſchaftsplan feſtgeſtellt werden. Tritt 
eine erhebliche Anderung der uUmſtände ein, jo kann jeder Teil eine ent⸗ 
ſprechende Anderung des Wirtſchaftsplans verlangen. Die Koften fallen 
der Erbſchaft zur Laſt. i 
Das gleiche gilt, wenn ein Bergwerk oder eine andere auf Gewinnung 
von Bodenbeſtandteilen gerichtete Anlage zur Erbſchaft gehört). 

E II 1996; P 5 127, 128; 6 344. 

Befreiung zuläſſig 8 2136. n 
9 1. Wald⸗ und Bergwerksnutzung wie beim Nießbrauch vgl. 8 1088. Die Koſten ſind 

achlaßverbindlichteit $ 1907. 
8 2124 N 

Der Vorerbe trägt dem Nacherben gegenüber die gewöhnlichen Erhal⸗ 

tungskoſten !). 
„Andere Aufwendungen, die der Vorerbe zum Zwecke der Erhaltung von 
Erbſchaftsgegenſtänden den Umſtänden nach für erforderlich halten darf, 
ann er aus der Erbſchaft beſtreiten?). Beſtreitet er fie aus ſeinem Ver⸗ 
mögen, ſo iſt der Nacherbe im Falle des Eintritts der Nacherbfolge zum 
Erſatze verpflichtete). 

1 1915, 997-999 TI 1997; M 5 103, 101; P 5 100, 115— 121. 

Ane 
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1. Die gewöhnlichen Erhaltungskoſten find in Gegenſatz geſtellt zu anderen Aufwen⸗ 
dungen zum Zwecke der Erhaltung (Abſ 2), zu Verwendungen ($ 2125) und zu den außer⸗ 
ordentlichen Laſten ($ 2126). Es fallen deshalb darunter, obſchon nicht eigentlich der Er⸗ 
haltung, ſondern der Verwaltung der Erbſchaft dienend (Prot 5, 119), die gewöhnlichen Laſten 
wie Abgaben, Renten, Zinſen der Nachlaßſchulden, die üblichen Verſicherungsprämien uſw. 
Eigentliche Erhaltungskoſten ſind Aufwendungen für Erhaltung der Sache in ihrem wirt⸗ 
ſchaftlichen Beſtande einſchließlich der zur gewöhnlichen Unterhaltung gehörenden Ausbeſſe⸗ 
rungen und Erneuerungen ($ 1041, auch 88 582, 601), ſomit auch die zur Fortführung eines 
gewerblichen oder landwirtſchaftlichen Betriebs im bisherigen Umfange notwendigen 
Ausgaben. Der Vorerbe hat dieſe Koſten als Gegenſatz für die ihm gebührenden Nutzungen 
(8 2111 A3) — jedoch ohne Rückſicht darauf, ob er hierin volle Deckung findet oder nicht — 
auf die Dauer feines Rechtes ſelbſt zu tragen (8 103). Daß er fie dem Nacherben gegen⸗ 
über zu tragen hat, bedeutet, daß er hierfür nicht Erſatz oder Befreiung nach 8 257 verlangen 
kann und daß er auch nach Eintritt der Nacherbfolge dafür aufzukommen hat (8 2145 Abſ 1), 
ſoweit nicht nach 88 2130, 592, 593 für das letzte Jahr ein Ausgleich ſtattfindet. Vernachläſſigt 
er die Erhaltung der Erbſchaft, fo macht er ſich gemäß 88 2130, 2131 ſchadenserſatzpflichtig. 

2. Zu den anderen Aufwendungen gehören außergewöhnliche Ausbeſſerungen und 
Erneuerung von Erbſchaftsgegenſtänden (88 1042, 1043), wobei auch an Sachinbegriffe (Land 
gut, Herde, Handelsgeſchäft) zu denken iſt. Auch die Koſten des im Intereſſe der Erbſchaft 
über einen Erbſchaftsgegenſtand nicht leichtfertig geführten Rechtsſtreits fallen (abweichend 
$ 1887 Nr 1) der Erbſchaft zur Laſt. Über Notwendigkeit und Umfang der Aufwendungen zu 
entſcheiden, ſteht wie beim Beauftragten (§ 670) in dem gutgläubig ausgeübten Ermeſſen 

des Vorerben. Er kann die Aufwendungen aus der Erbſchaft oder ihren Surrogaten (8 2111 
beſtreiten, ſomit auch Erbſchaftsgegenſtände hierzu in Geld umſetzen und in den Fällen des 
$ 2120 die erforderliche Einwilligung des Vorerben erzwingen. 

3. Aus ſeinem Vermögen beſtreitet der Vorerbe die Aufwendungen auch dann, 
wenn er hierzu die Nutzungen der Erbſchaft verwendet ($ 2111 A 3). Die Erſatzpflicht des 
Nacherben entſteht erſt mit der Nacherbfolge (§ 2139). Bis dahin verbleiben dem Vor⸗ 
erben die Nutzungen der Erbſchaft, er kann deshalb auch erſt von dieſem Zeitpunkt ab Ver ⸗ 
zinſung verlangen ($ 256). Anſpruch auf Befreiung von Verbindlichkeiten $ 257. Der Erfah 
anſpruch iſt nicht wie gegenüber dem Eigentumsanſpruch (§ 1001) davon abhängig, daß der 
Nacherbe den betreffenden Erbſchaftsgegenſtand erlangt. Auch Verwendungen auf unter ⸗ 
gegangene Gegenſtände find zu erſetzen (f. jedoch $ 2138 A 2). Die Erfahpflicht iſt aber Nach 
laßverbindlichkeit und unterliegt deshalb in jedem Falle der Beſchränkung der Haftung, au 
1 5 9 1 ſonſt unbeſchränkt haftet, $ 2144 Abſ 3. Zurückbehaltungsrecht des Vor ⸗ 
erben . 


8 2125 

Macht der Vorerbe Verwendungen auf die Erbſchaft, die nicht unter die 
Vorſchrift des § 2124 fallen!), jo iſt der Nacherbe im Falle des Eintritts 
der Nacherbfolge nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung ohne 
Auftrag zum Erſatze verpflichtete). 

Der Vorerbe iſt berechtigt, eine Einrichtung, mit der er eine zur Erb⸗ 
ſchaft gehörende Sache verſehen hat, wegzunehmens). 

E I 1815, 1010 II 1998; M 5 103, 104; P 5 100, 115—121. 


1. Die Verwendungen find hier in Gegenſatz geſtellt zu den gewöhnlichen und außer 
gewöhnlichen Erhaltungskoſten des § 2124. Im übrigen iſt die Beſtimmung dem Nießbrauch 
nachgebildet $ 1049. Es handelt ſich ſomit a) um Ausgaben im Intereſſe der Erbſchaft, die 
über den Erhaltungszweck hinausgehen, z. B. Verbeſſerungen in der Kulturart, Um⸗ und Et" 
weiterungsbauten, Vermehrung des Betriebskapitals, oder b) um Ausgaben, die zwar dem 
Erhaltungszwecke dienen, aber (wie die Ausbeſſerung einer veralteten Maſchinenanlage) vom 
Vorerben nicht hätten für erforderlich erachtet werden dürfen. Die Verwendungen können 
auf einzelne Gegenftände, aber auch auf die Erbſchaft im ganzen gemacht fein, z. B. die Koſten 
eines Rechtsſtreits, der zur Feſtſtellung des Erbrechts geführt wird. ‚hoch 

2. Der Nacherbe it, wie nach $ 2124 Abf 2 nicht vor Eintritt der Nacherbfolge jede 
nicht gleich dem Auftraggeber, ſondern nach den Vorſchriften über die Geſchäftsführung 9 e 
Auftrag erſatzpflichtig. Danach ſteht dem Vorerben wie nach § 2124 Abſ 2 bei den en 
dungen zu Erhaltungszwecken der volle Erſatzanſpruch aus 88 688, 670 zu, ſoweit die 7 f 
wendungen dem Intereſſe und dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Naher 
entſprechen oder ſoweit dem Vorerben 8 679 zur Seite ſteht. Trifft dies nicht zu, ſo haftet 9 
Nacherbe nach § 684 jedenfalls ſoweit er bereichert iſt. Im übrigen gilt von dem Erſatzanſpruch 
das § 2124 A 8 Geſagte. 


Einfegung eines Nacherben 88 2124—2128 709 


3. Das Wegnahmerecht ($ 258) ſteht dem Geſchäftsführer an fi} nicht zu, iſt deshalb 
dem Vorerben beſonders eingeräumt. Der Vorerbe ift zur Wegnahme nur berechtigt, nicht 
verpflichtet. 

& 2126 


Der Borerbe hat im Verhältniſſe zu dem Nacherben nicht die außer⸗ 
ordentlichen Laſten zu tragen, die als auf den Stammwert der Erbſchafts⸗ 
gegenſtände gelegt anzuſehen ſind!). Auf dieſe Laſten finden die Vor⸗ 
ſchriften des § 2124 Abſ 2 Anwendung.) 

E I 1815, 1003 Nr 1 II 1999; M 5 103, 104; P 5 100, 115120. 


1. Indem der Vorerbe von Tragung der außerordentlichen Laſten (88 995, 1047, 1385 
Nr 1) befreit wird, it mittelbar zugleich feine Verpflichtung anerkannt, die ordentlichen 
öffentlichen oder privatrechtlichen Laſten (8 103) als Gegenſatz für die ihm zufließenden 
Nutzungen ſelbſt zu tragen ($ 2124 A 1). Dies gilt auch von den außerordentlichen Laſten, 
ſoweit ſie, wie z. B. die Einquartierungslaſt, nicht auf den Stammwert gelegt ſind. Dagegen 
kommen als ſolche den Stammwert ergreifende Laſten (M 3, 516) in Betracht: fällig werdende 
Hypotheken und Grundſchulden, Zwangsaufwendungen für Neu⸗ und Umbauten, Adiazenten⸗ 
beiträge u. dgl. Auch die der Erbſchaft als Ganzem — nicht dem Vorerben für feine Perſon — 
auferlegten Vermachtniſſe und Auflagen gehören hierher. Ebenſo die Erbſchaftsſteuer, 
ſoweit nicht der Vorerbe ſelbſt (gleich dem Nießbraucher) damit belegt iſt, RErbſchStG v. 3. 6. 06 
827; ErbihSt& v. 10. 9. 19 § 23. Ferner die Beſitzſteuer nach dem BeſStG v. 3. 7. 13; 
der Wehrbeitrag nach dem WehrbG v. 3. 7. 13 und die außerordentlichen Kriegsabgaben, 
ſoweit fie vom Vermögen und nicht vom Einkommen erhoben werden; das Reichsnotopfer 
nach dem Gef. v. 31. 12. 19 (JW 1920, 5642 mit A). 

2. Der Vorerbe kann derartige Laſten aus der Erbſchaft beſtreiten und hat, inſoweit er 
fe aus feinem Vermögen beſtreitet, den Erſatzanſpruch (8 2124 A 2/3). 


8 2127 


Der Nacherbe iſt berechtigt, von dem Vorerben Auskunft über den Be⸗ 
ſtand der Erbſchaft zu verlangen!), wenn Grund zu der Annahme beſteht, 
daß der Vorerbe durch ſeine Verwaltung die Rechte des Nacherben erheb⸗ 
lich verletzte). 

E II 2000; P 5 96, 97. 

Befreiung zuläffig $ 2136. 4 
1. Das Recht, Auskunft zu verlangen, ſchließt nach $ 260 das Recht in ſich, Vorlegung 
eines (privatſchriftlichen) Verzeichniſſes des derzeitigen Beſtandes und gegebenenfalls den 
Offenbarungseid zu verlangen. Hat der Vorerbe bereits nach § 2121 Verzeichnis gelegt, ſo 
genügt Angabe der ſeitdem eingetretenen Veränderungen. Die Auskunft kann, wenn ein 
neuer Grund gegeben iſt, wiederholt verlangt werden. Von mehreren, auch nacheinander 
berufenen Nacherben ſteht das Recht jedem beſonders zu (8 2121 A 1). Fur den noch un⸗ 
bekannten Nacherben hat fein nach $ 1918 beſtellter Pfleger zu ſorgen. Iſt nach § 2222 ein 
Teſtamentsvollſtrecker beſtellt, ſo iſt dieſer zu dem Auskuuftsverlangen ausſchließlich berechtigt. 

2. Das Recht des Nacherben beſteht in dem Anſpruch auf Herausgabe der Erbſchaft in 
der $ 2130 vorausgeſetzten Beſchaffenheit. Daraus folgt, daß nicht ordnungsmäßige Verwal⸗ 
ng, auch wenn fie nicht böswillig iſt, das Verlangen rechtfertigt, wenn fie zugleich eine 
erhebliche Verletzung der Rechte des Nacherben (auf ſorgſame Verwaltung) enthält. Immer⸗ 
— muß die Beſorgnis durch die Art der Verwaltung begründet fein. Ungünſtige Vermögens⸗ 
age des Vorerben ($ 2128 A J) reicht für ſich allein nicht aus. — Das Verlangen ift, wo 
nötig, im Klagewege geltend zu machen. Es kann nur während der Dauer der Vorerbſchaft 
Leſtellt werden, nach deren Beendigung dem Nacherben das Recht aus $ 260 ohne weiteres 
zuſteht (MG 98, 26). Fur die Vorausfetzungen iſt der Nacherbe beweispflichtig. 


S 2128 f 1 
Wird durch das Verhalten des Vorerben oder durch ſeine ungünſtige 
Germögenslage die Beſorgnis einer erheblichen Verletzung der Rechte des 
läacherben begründet), ſo kann der Nacherbe Sicherheitsleiſtung ver⸗ 
angen?). 
Die für die Verpflichtung des Nießbrauchers zur Sicherheitsleiſtung 
geltenden Vorſchriften des § 1052 finden entſprechende Anwendung“). 


E 1 1815, 1005, 1006 11 2001; M 5 104; P 5 100, 121125. 
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Befreiung zuläſſig § 2136. 

1. Der Vorerbe iſt, wie der Nießbraucher (8 1051) oder der Ehemann (8 1391, hierzu 
RG 60, 182) nicht allgemein, ſondern nur unter den beſonderen Vorausſetzungen des 8 2128 
zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet. Ahnlich § 1981 Abſ 2. Daneben bleibt das Recht des 
Nacherben beſtehen, auf Befolgung des § 2119 zu dringen (RG 73, 7). Das Verhalten des 
Vorerben braucht weder argliſtig noch überhaupt pflichtwidrig zu fein (RG SeuffA 74 Nr 34), 
muß aber objektiv die vom Geſetz erforderte Beſorgnis rechtfertigen. So insbeſondere bei 
unordentlicher Verwaltung des der Nacherbſchaft unterliegenden Vermögens (§ 2127) oder 
bei eigenmächtiger Vornahme der durch 88 2113ff. ihm unterſagten Verfügungen; unter 
Umſtänden aber auch bei ſchlechter Verwaltung eines anderen Vermögens, das der Vorerbe 
in Händen hat, insbeſondere feines eigenen freien Vermögens (RG JW 1020, 380%. Ob 
die ungünſtige Vermögenslage ſchon bei Anfall der Erbſchaft vorhanden war oder erſt ſpäter 
eintritt, iſt gleichgültig. Sie allein genügt aber nicht. Es muß auch hier dazukommen, daß, 
etwa wegen drohenden Zugriffs der Gläubiger des Vorerben oder zu befürchtender Ver⸗ 
äußerung von Nachlaßgegenſtänden eine, und zwar erhebliche Verletzung der Nacherben⸗ 
rechte zu beſorgen ſteht. 

2. Das Verlangen kann (bei einer Mehrheit von Nacherben von jedem einzelnen, 
§ 2121 A 1) unmittelbar auf Sicherheitsleiſtung gemäß 88 232 ff. gerichtet werden und 
ſetzt nicht voraus, daß der Vorerbe hierzu bereits rechtskräftig verurteilt oder daß ihm zuvor 
nach $ 2129 die Verwaltung entzogen iſt (RG 59, 200). Die Sicherheit iſt vom Vorerben 
nicht bloß mit der Erbſchaft, ſondern auch mit dem eigenen Vermögen zu leiſten. 

3. Der Anſpruch gegen den Vorerben ſteigert ſich gemäß $1052 bis zur Entziehung der 
Verwaltung und Beſtellung eines Verwalters mit den weiteren Folgen des § 2129, wenn 
es zur rechtskräftigen Verurteilung dazu gekommen iſt, die Sicherheit zu leiſten und wenn 
die ihm hierfür zu beſtimmende Friſt (3 PO 8 255 Abſ 2) verſtrichen iſt. Die Entziehung der 
Verwaltung erfolgt im Klagewege, die Beſtellung des Verwalters durch das Prozeßgericht. 
Die Entziehung iſt aufzuheben, wenn die Sicherheit nachträglich geleiſtet wird. — Allgemeine 
Sicherungsmaßregeln zugunſten des Nacherben im Wege des Arreſtes oder der einſt⸗ 
weiligen Verfügung find durch $ 2128 nicht ausgeſchloſſen. Sie können ſich bis zur vor⸗ 
läufigen Eutziehung der Verwaltung ſteigern, und zwar ſelbſt dann, wenn der Erblaſſer Be⸗ 
freiung angeordnet oder den Nacherben nur auf den Überreſt eingeſetzt hat (88 2136, 2137). 


8 2129 

Wird dem Vorerben die Verwaltung nach den Vorſchriften des § 1052 
N 19 verliert er das Recht, über Erbſchaftsgegenſtände zu ver⸗ 
fügen !). 

Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung?). Für die zur Erb⸗ 
ſchaft gehörenden Forderungen iſt die Entziehung der Verwaltung dem 
Schuldner gegenüber erſt wirkſam, wenn er von der getroffenen Anord⸗ 
nung Kenntnis erlangt oder wenn ihm eine Mitteilung von der Anordnung 
zugeſtellt wird)). Das gleiche gilt von der Aufhebung der Entziehung“). 


E II 2002; P 5 124, 126; 6 319, 


Befreiung zuläſſig § 2136. f 

1. Die Entziehung der Verwaltung (8 2128 A 3) hat ſchlechthin den Verluſt des Verfügungs 
rechts zur Folge. Zugleich iſt der Vorerbe dem beſtellten Verwalter zur Herausgabe der Erb- 
ſchaft verpflichtet, behält aber den Anſpruch auf die Nutzungen (§ 2111 A 3). Die erforder‘ 
lichen Verfügungen, wo nötig mit Zuſtimmung des Nacherben, find vom Verwalter zu treffen. 
Doch erlangt auch eine vom Vorerben getroffene Verfügung durch Genehmigung des 9 ll. 
allein intereffterten Nacherben Wirkſamkeit (§ 185 Abſ 2). Die Entziehung tritt ein mit der Vol 
ſtreckbarkeit der fie anordnenden Entſcheidung. Die Verfligungsbeſchränkung ift, wenn in 
nicht von Amts wegen wie GBO $ 52, ſo doch auf Antrag des Nacherben oder des beftellf 
Verwalters im Grundbuch einzutragen (G8O 88 22, 18). 

2. Vgl. 8 2113 A 5. 1 

3. Entſprechend dem Nießbrauch 8 1070 Abſ 2 und dem Pfandrecht an Rechten $ 42 2 
Die regelmäßig vom Verwalter oder vom Nacherben ausgehende Mitteilung an den Schuko 50 
ift, wenn fie erfolgt, in Form der Zuſtellung, auch der Erſatzzuſtellung (ZPO SS 161. -Por⸗ 
ohne Rückſicht auf erlangte Kenntnis wirkſam. Nicht geſchüßtzt iſt der Dritte, der vom 4 
erben eine Forderung durch Abtretung erwirbt, ſoweit ihm nicht 88 892, 893 zuſtatten komme n 
Auch auf Erbſchein kann er fich nicht berufen ($ 2366), da der Erhichen über das Fortbeſtehe 
des Verfügungsrechts nicht Auskunft zu erteilen bestimmt iſt. 


Einſetzung eines Nacherben 88 2128—2131 ll 


4. Entſprechend § 1070 Schlußſatz. Die Entziehung der Verwaltung ift aufzuheben, 
wenn der Vorerbe nachträglich Sicherheit leiſtet, 8 1052 Abſ 3. 


§ 2130 


Der Borerbe iſt nach dem Eintritte der Nacherbfolge verpflichtet, dem 
Nacherben die Erbſchaft in dem Zuſtande herauszugeben, der ſich bei einer 
bis zur Herausgabe fortgeſetzten ordnungsmäßigen Verwaltung ergibt!). 
Auf die Herausgabe eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks findet die Vor⸗ 
ſchrift des § 592, auf die Herausgabe eines Landguts finden die Vorſchriften 
der 55 592, 593 entſprechende Anwendung?). 

Der Vorerbe hat auf Verlangen Rechenſchaft abzulegen). 

E 1 1815, 1007 II 2003; M 5 101, 102; P 5 95, 96, 100, 128. 


Befreiung zuläffig $ 2136. 


1. Die Herausgabepflicht iſt wie bei der Pacht ($ 591) nach Inhalt und Umfang durch 
einen objektiven Maßſtab beſtimmt: das Ergebnis einer bis zur Herausgabe fortgeſetzten ord 
nungsmäßigen Verwaltung. Was ihm hiernach im einzelnen obliegt (§ 2038 A 2), be⸗ 
ſtimmt ſich nach allgemeinen Lebensanſchauungen. Jedenfalls kann der Nacherbe nicht eine 
einzelne Verwaltungshandlung des Vorerben herausgreifen, ſondern muß auf das Geſamt⸗ 
ergebnis der Verwaltung ſehen (Prot 5, 96). Anderſeits kann ſich der Vorerbe von der objektiv 
gegen ihn begründeten Haftung durch den Nachweis befreien, daß er auch in eigenen An⸗ 
gelegenheiten nicht ſorgfältiger zu verfahren pflege ($ 2131), wenn ihm nicht grobe Fahrläſſig⸗ 
keit zur Laſt fallt (§ 277). Der Herausgabeanſpruch umfaßt auch die Surrogate der Erbſchaft 
($ 2111), iſt aber feiner Natur nach ſchuldrechtlich und entſteht erſt mit Eintritt der Nacherb⸗ 
folge ($ 2139). Nimmt der Vorerbe darüber hinaus die Erbenſtellung in Anſpruch, ſo iſt er 
nunmehr auch dem Erbſchaftsanſpruch des Nacherben ausgeſetzt (88 2018ff.). Auch im 
Falle der Befreiung ($ 2136) kaun der Vorerbe von der Herausgabeverpflichtung ſelbſtver⸗ 
ſtändlich nicht ganz entbunden werden. Sie beſchränkt ſich nach $ 2138 nur auf die noch vor- 
handenen Erbſchaftsgegenſtäude. Die Prüfung der Empfangsberechtigung ift Sache des bis⸗ 
herigen Vorerben. Gibt er die Erbſchaft einem Nichtberechtigten heraus, ſo kann er ſich 
dem wahren Nacherben gegenüber nicht etwa auf § 2140 berufen (RG Warn 1918 Nr 213). 
Erſatzanſpruch des Vorerben wegen ſeiner Verwendungen 88 2124, 2125, Zurückbehaltungs⸗ 
recht § 273, Verpflichtung zum Wertserſatz $ 2134, Verteilung der Früchte und Laſten 
88 101—103. Schutz des Vorerben gegen ordnungswidrige Verwaltung vor Eintritt der 
Nacherbfolge 88 21272129. 

2. Entſprechend dem Nießbrauch, vgl. 8 1055 Abſ 2. 

J. Die Rechenſchaftspflicht umfaßt nach 8 259 und ebeufo die Herausgabepflicht nach 
3 260 gegebenenfalls die Pflicht zur Leiſtung des Offenbarungseides. Bei der Rechnungs⸗ 
legung ſcheiden die Einnahmen aus, ſoweit fie Nutzungen find (§ 2114 A 3). Ebenſowenig 
kommen unter den Ausgaben die vom Vorerben zu tragenden gewöhnlichen Erhaltungskoſten 
m Frage (F 2124 Abs 1). Überhaupt dürfen an die Rechnung des Vorerben, der Herr der 
Erbſchaft iſt und nur nach Art eines Verwalters beurteilt wird, nicht gleich ſtrenge Auforde⸗ 
rungen wie an den eigentlichen Verwalter fremden Gutes geſtellt werden. 


§ 2131 

Der Vorerbe hat dem Nacherben gegenüber in Anſehung der Verwal⸗ 
tung nur für diejenige Sorgfalt einzuſtehen, welche er in eigenen Angelegen⸗ 
heiten anzuwenden pflegty. “ 

E I 1815, 991 11 2004; M 5 102; P 5 96, 99. 

Befreiung zuläſſig § 2136. 1 0 

1. Der ſubjektive Maßſtab der Sorgfalt in eigenen Angelegenheiten (vgl. auch 88 690, 
708, 1359, 1664) kommt von vornherein nicht in Betracht, ſoweit das Geſetz dem Vorerben 
beſtinunte Verhaltungsmaßregeln vorſchreibt (8 2116 2119, 2123, 2133, auch RG 73, 6), oder 
ihn ſchlechthin zum Wertserſaß verpflichtet (§ 2134). Feruer nicht, ne ſich um ein grob. 
fahrläſſiges (§ 277) oder gar um ein argliſliges, auf Benachteiligung des Nacherben abzielendes 
Verhalten handelt. Für letzteren Fall kaun ihm auch vom Erblaffer die Haftung nicht erlaſſen 
werden ($ 2138 Abſ 2). Im übrigen ſteht dem aus 8 2130 an ſich haftpflichtigen Vorerben der 
5 offen, daß er auch in eigenen Angelegenheiten nicht anders zu verfahren 
pflege. 
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§ 2132 
Veränderungen oder Verſchlechterungen von Erbſchaftsſachen, die durch 
ordnungsmäßige Benutzung herbeigeführt werden, hat der Vorerbe nicht 
zu vertreten !). 
E 1 1815, 1007 Abſ 1 II 2006 Abſ 2; M 5 93; P 5 101, 128. 


1. Übereinſtimmend mit dem Grundſatze des 8 2130, auch bei der Miete $ 548, der Leihe 
$ 602 und dem Nießbrauch $ 1050. Damit iſt zugleich anerkannt, daß der Vorerbe für Ver⸗ 
änderungen und Verſchlechterungen einzuſtehen hat, ſoweit er den Beweis nicht führen 
kann, daß ſie durch ordnungsmäßige oder doch mindeſtens ſeinen ſonſtigen Gepflogenheiten 
entſprechende Benutzung ($ 2131) verurſacht find. Für den befreiten Vorerben (8 2186) eutt- 
fällt jede Beweispflicht. 

§ 2133 


Zieht der Vorerbe Früchte den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirt⸗ 
ſchaft zuwider oder zieht er Früchte deshalb im Übermaße, weil dies infolge 
eines beſonderen Ereigniſſes notwendig geworden iſt!), jo gebührt ihm der 
Wert der Früchte nur inſoweit, als durch den ordnungswidrigen oder den 
übermäßigen Fruchtbezug die ihm gebührenden Nutzungen beeinträchtigt 
werden und nicht der Wert der Früchte nach den Regeln einer ordnungs⸗ 
mäßigen Wirtſchaft zur Wiederherſtellung der Sache zu verwenden ift2). 

E 1 1815, 988 Abf 2 II 2005; M 5 101; P 5 127, 128. 

Befreiung zuläſſig § 2136. 

1. Der entſprechenden Beſtimmung beim Nießbrauch ($ 1039) nachgebildet. Daß dem 
Vorerben die bei ordnungsmäßiger Verwaltung ($ 2130 A 1) gezogenen Nutzungen eigen⸗ 
tümlich gehören, ergibt $ 2111 (A 3). Hier iſt vorausgeſetzt, daß im Vergleich zu den gewöhn⸗ 
lichen Nutzungen ein übermaß von Früchten gezogen wird, entweder infolge ordnungs⸗ 
widriger Bewirtſchaftung (Raubbau, Verkauf des zur Fortführung der Wirtſchaft nötigen 
Strohes uſto.) oder notgedrungen infolge eines beſonderen zufälligen Ereigniſſes (Wind⸗ 
bruch uſw.)! Auch dieſe übermäßigen Früchte würden nach SS 100, 958 an ſich dem Vorerben 
gebühren, wenn das Geſetz nicht einen Ausgleich träfe. 

2. Der Vorerbe bleibt auf die tatſächlich im Übermaß gezogenen Früchte nur inſoweit 
berechtigt, als ſie dem Ergebnis der gewöhnlichen, ordnungsmäßigen Bewirtſchaftung ent⸗ 
ſprechen. Den Mehrertrag hat er bei Eintritt der Nacherbfolge mit der Erbſchaft grundſätzlich 
an den Nacherben herauszugeben oder zu erſetzen. Hiervon kürzt ſich jedoch der Ausfall 
an Früchten, den er infolge ordnungswidrigen oder übermäßigen Fruchtbezugs erleidet (der 
Morgen Wald trägt normal 100, hat infolge Windbruchs getragen im 1. Jahre 1000, im 
2., 3. und 4. Jahre nur 25. Dem Vorerben gebühren auf 4 Jahre 400, er hat gezogen 1075 
und hat dem Nacherben deshalb herauszugeben 675). Dieſe Kürzung iſt jedoch („und nicht“) 
inſoweit ausgeſchloſſen, d. h. der übermäßige Fruchtbezug (1000 infolge Windbruchs) ift an 
den Nacherben inſoweit unverkurzt herauszugeben, als er zur Wiederherſtellung der Sache 
zu verwenden iſt. Beträgt ſomit der Aufforſtungsaufwand 900, fo hat der Vorerbe ohne Au⸗ 
ſpruch auf Erſatz wegen des Fruchtausfalls im 2. bis 4. Jahre dem Nacherben die vollen 900 
herauszugeben. Hat der Vorerbe die Wiederherſtellung ſelbſt vorgenommen, fo hat er inſo⸗ 
weit, als er durch die mehr gezogenen Früchte nicht gedeckt iſt, den Erſatzanſpruch wegen Ver⸗ 
wendungen aus 88 2124, 2125. Beruht der übermäßige Fruchtbezug auf einem nach 88 2130 
bis 2132 vom Vorerben zu vertretenden Verſchulden, ſo iſt er dem Nacherben (wie in § 2134) 
für den hiernach nicht ausgeglichenen Schaden erſatzpflichtig. Zur Sicherheitsleiſtung (wie 
in $ 1039) iſt er nicht verbunden, wenn nicht 8 2128 einſchlägt. 


S 2134 

Hat der Vorerbe einen Erbſchaftsgegenſtand für ſich verwendet, jo I 
er nach dem Eintritte der Nacherbfolge dem Nacherben gegenüber zum 
Erſatze des Wertes verpflichtet“). Eine weitergehende Haftung wegen 
Verſchuldens bleibt unberührte). 

E 1 1815, 1007 Abs 1 II 2006 Abſ 1; M 5 93: P 5 100, 128, 129. 

Befreiung zuläſſig 8 2136. a 

1. Vorausgeſetzt iſt die Verwendung eines Erbſchaftsgegenſtandes (oder eines dafür 
erkaugten Surrogats $ 2111), die dem Vorerben die durch § 2180 ihm auferlegte Verpflichtung 
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zur Herausgabe des Gegenſtandes unmöglich macht. An die Stelle des Gegenſtandes tritt in 
dieſem Falle, wie bei der Surrogation eine Forderung gegen den Vorerben auf Wertserſatz. 
Der Erbſchaftsgegenſtand kann auch in einem 3 B. vom Vorerben zur Aufrechnung mit einer 
eigenen Schuld benutzten Rechte (8 90) beſtehen. Hauptfall iſt die Verwendung von Geld 
und anderen verbrauchbaren Sachen (88 92, 1377 Abſ 2). Auch andere Sachen können durch 
Verbindung oder Vermiſchung mit eigenen Sachen des Vorerben oder durch eine von ihm 
vorgenommene Verarbeitung (§§ 946, 948, 950) vom Vorerben verwendet und dadurch unter⸗ 
gegangen ſein. Maßgebend für die Höhe des Wertserſatzes iſt die Zeit der Verwendung. 
Er kann nicht vor Eintritt der Nacherbfolge gefordert werden. . 

2. Die Schadenserſatzpflicht wegen Verſchuldens im Umfange der 88 280, 249ff. ift ſchon 
durch die Tatſache der Verwendung begründet, wenn hierin ein Akt ordnungswidriger Ver⸗ 
waltung zu finden ist, 8 2130, und der Erbe ſich auch nicht mit der Einrede aus 9 2131 be» 
freien kann. Böswillige Verminderung der Erbſchaft 8 2138 Abſ 2. Auch die Art der Verwen⸗ 
dung kann eine schuldhafte fein, z. B. Schädigung des Nachlaßgrundſtücks durch Herausnahme 
und Verwendung eines Balkens. 


§ 2135 
Hat der Vorerbe ein zur Erbſchaft gehörendes Grundſtück vermietet 
oder verpachtet, ſo finden, wenn das Miet⸗ oder Pachtverhältnis bei dem 
Eintritte der Nacherbfolge noch beſteht, die Vorſchriften des S 1056 ent⸗ 


ſprechende Anwendung). 8 
E I 1815, 1008 II 2007; M 5 104, 105; P 5 101, 129. 


1. Ebenſo bei der ehemännlichen und väterlichen Nutznießung 88 1423, 1663. Danach 
tritt der Nacherbe mit Eintritt der Nacherbfolge an Stelle des Vorerben in die aus dem Miet⸗ 
oder Pachtverhältnis ſich ergebenden Pflichten des Vermieters oder Verpächters ein, der 
Vorerbe bleibt aber innerhalb der Grenzen des § 571 als Bürge haftbar. Dem Nacherben 
kommt die vom Mieter oder Pächter geleiſtete Sicherheit zugute, § 572. Verfügungen des 
Vorerben über den Miet: oder Pachtzins find im Umfange des 8 573 Satz 1, Rechtsgeſchäfte 
und Aufrechnung zwiſchen Mieter oder Pachter und dem Vorerben nach Vorſchrift der 88 574, 
575 wirkſam. Die Anzeige des Vorerben an den Mieter oder Pächter, daß die Nacherbfolge 
eingetreten ſei, iſt für den Vorerben bindend, 9 576. Die gleichen Wirkungen treten in Be⸗ 
ziehung auf den Nacherben ein, der das vermietete Grundſtück einem folgenden Nacherben 

erauszugeben hat, $ 579. Kündigungsrecht des Nacherben gegenüber dem Mieter oder 
Pächter $$ 1056 Abf 2, 565, 566, Recht des Mieters oder Pächters den Nacherben hierüber 
zur Erklärung aufzufordern § 1056 Abſ 3. — Nach 8 2120 kann der Nacherbe dazu angehalten 
werden, zu einer über den Eintritt der Nacherbfolge hinaus wirkſamen Verlängerung des 
Pacht. oder Mietvertrags einzuwilligen, wenn ſie durch die Umſtände geboten iſt. 


& 2136 
Der Erblaſſer kann den Vorerben von den Beſchränkungen und Ver⸗ 
pflichtungen des S 2113 Abſ 1 und der 88 2114, 2116 bis 2119, 2123, 2127 
bis 2131, 2133, 2134 befreien !). 
EI 1824 II 2008, M 3 103, 109; P 5 109. 


1. Die Zuläſſigkeit einer Befreiung des Vorerben von den hier erwähnten Beſchran. 
zungen und Verpflichtungen, die nicht ausdrücklich erklärt zu ſein braucht (Ach 69, 8 A 
30 339 iſt bereits bei den einzelnen Paragraphen hervorgehoben und erläutert. en auch 
$ 2187. Daraus ergibt ſich, daß auch bei weiteftgehender Befreiung der Vorerbe nicht unent- 
geltlich über Erbſchaftsgegenſtände verfügen darf ($ 2113 Abſ 2), daß der Erblaſſer en 
In Wege der Zwangsvollſtreckung oder durch den Konkursverwalter nicht als n erklären 
Nn ($ 2115), den Vorerben nicht von der Inventarpflicht (8$ 2121, 2122), 1 ar der 
Verpflichtung zur Tragung der gewöhnlichen Erhaltungskoſten (8 2124 Ab] 1) ge ann. 

och kann er ihm in letzterer Beziehung die aus 88 2130, 2131, 2134 ſich ergebende Vertretungs⸗ 
pflicht erlaſſen. Völlige Befreiung des Vorerben von allen Schranken iſt auch dadurch nicht 
a erreichen, daß er unzuläſſigerweiſe zum Teſtamentsvollſtrecker (RG 77, 179) oder vom 
!blaffer für ſich und feine Erben zum Bevollmächtigten in allen ſeinen Angelegenheiten 
eſtellt wird (9X 43, 157). Daß dem Vorerben die Haftung für Argliſt nicht erlaſſen werden 
nan, iſt in! 8 2131 A 1 ſchon erwähnt, vgl. auch 8 2138 Ab] 2. Die Befreiung kann ſich auf 
Ale (§ 2137 Abſ 1) oder nur auf einzelne Beſchränkungen und Verpflichtungen erſtrecken. 
Umgekehrt iſt der Erhlaſſer nicht gehindert, durch Anordnung von Vermächtniſſen und Auf. 
nagen die geſetzlichen Verpflichtungen des Vorerben, insbesondere den Umfang feiner Heraus. 
gabepflicht ($ 2130) z. B. durch Erftredung auf gezugene Nutzungen und gemachte Erſparniſſe 
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noch über die geſetzlichen Vorſchriſten hinaus zu ſteigern. Er kann auch die Verwaltung 
ganz einem Teſtamentsvollſtrecker übertragen (88 2205, 2209, 2338 Abſ 1). — Im Grund⸗ 
buch iſt neben dem Rechte des Nacherben auch die Befreiung des Vorerben von Amts wegen 
einzutragen, GBO 8 52 (§ 2113 A 2). Im Erbſchein ift nicht nur völlige Befreiung des 
Vorerben, ſondern auch eine Teilbefreiung zu beurkunden (§ 2363 A 4). 


§ 2137 

Hat der Erblaſſer den Nacherben auf dasjenige eingeſetzt, was von 
der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nacherbfolge übrig ſein wird, ſo gilt 
die Befreiung von allen im § 2136 bezeichneten Beſchränkungen und Ver⸗ 
pflichtungen als angeordnet). 

Das gleiche iſt im Zweifel anzunehmen, wenn der Erblaſſer beſtimmt 
hat, daß der Vorerbe zur freien Verfügung über die Erbſchaft berechtigt 
ſein ſoll?). 

E I 1839, 1841 II 2003; M 5 129, 130, 132; P 5 150158. 


1. Einſetzung auf den Überreſt (fideicommissum ejus quod supererit). Iſt fie erklärt, 
ſo iſt kraft ergänzender, aber eine andere Auslegung nicht zulaſſender Beſtimmung des Ge⸗ 
ſetzes vom Erblaſſer auch Befreiung von allen Beſchränkungen und Verpflichtungen gewollt. 
Soweit jedoch dem Erblaſſer die Möglichkeit einer Befreiung des Vorerben überhaupt ent: 
zogen iſt (8 2136 A 1), bleibt er auch bei der Einſetzung auf den Überreſt gebunden. Ebenſo 
verbleibt es bei dem Grundſatze der Surrogation nach $ 2111 (. $ 2138 A J). 

2. Räumt der Erblaſſer dem Vorerben „freie Verfügung“ ein (ſ. über dieſen Begriff 
Kg 44, 77), ſo ſtellt das Geſetz nur eine Auslegungsregel auf. Der Wille des Eblaffers 
kann insbeſondere auf Befreiung bloß von den eigentlichen Verfügungsbeſchränkungen 
(s 2113 Abs 1, 2114) gerichtet fein. — Eintragung im Grundbuch GBO 8 52, Angabe im 
Erbſchein § 2363. 

8 2138 
Die Heransgabepflicht des Vorerben beſchränkt ſich in den Fällen des 
§ 2137 auf die bei ihm noch vorhandenen Erbſchaftsgegenſtäude!). Fülr 
Verwendungen auf Gegenſtände, die er infolge dieſer Beſchränkung nicht 
herauszugeben hat, kann er nicht Erſatz verlangen?). 

Hat der Vorerbe der Vorſchrift des § 2113 Abſ 2 zuwider über einen 
Erbſchaftsgegenſtand verfügt oder hat er die Erbſchaft in der Abſicht, den 
Nacherben zu benachteiligen, vermindert'), jo iſt er dem Nacherben zum 
Sthadenserſatze verpflichtet). 

E I 1840 II 2010; M 5 130-132; P 5 150—158, 


1. Für den Umfang der Herausgabepflicht mit den aus 8 260 ſich ergebeuden weiteren 
Verpflichtungen iſt nicht, wie nach § 2130 der bei ordnungsmäßiger Verwaltung ſich ergebende, 
ſondern der tatfächliche Zuſtand der Erbſchaft, der „Überreſt“ in der Hand des Vorerben bei 
Eintritt der Nacherbfolge maßgebend. Selbſtverſtändlich find auch die nach $ 2111 an Stellt 
der urſprünglichen Erbſchaftsgegenſtände getretenen und noch vorhandenen Surroga, 
herauszugeben. Ein geſetzliches Recht des Vorerben, irgend etwas von der Erbſchaft für Hd) 
zurückzubehalten (quarta Faleidia), beſteht nicht. 

2. Der Erſatzauſpruch wegen Verwendungen (88 2124 Abſ 2, 2125) ſteht dem Vorerben 
nur zu, ſoweit es wirklich zur Herausgabe der Erbſchaft (wenn hierauf im gauzen Verwen 
dungen erfolgt find, $ 2125 A 1) oder der einzelnen von der Verwendung betroffenen { 
Ichaftsgegenftände kommt. Sein Erſatzanſpruch bleibt jedoch beftehen, ſoweit die Gegen, 
ſtände etwa durch Zufall untergegangen find („infolge dieſer Beſchränkung“). Für Gegen, 
ſtände, die der Vorerbe, ſei es auch ſchuldvoll (jedoch nicht argliſtig Ab] 2) für ſich verwende 
hat, braucht er vermöge der Befreiung von § 2184 nicht aufzukommen. d n 

3. Auch der auf den Überreſt eingeſetzte Vorerbe ift nicht zu unentgeltlichen Verfügung 
oder zum Zwecke der Erfüllung eines ſelbſt erteilten Schenkungsverſprechens vorgenommenen 
Verfügungen ermächtigt, 8 2113 Abſ 2. Ebenſowenig kann ihn die Haftung für Argliſt erlaſſe 
werden (88 276 Abſ 2, 226; ebeuſo bei der Gütergemeinſchaft 8 1456). mi- 

4. Schadens erſatz 58 249 ff., 280. Schon vor Eintritt der Erbfolge beſteht unter i 2 
ſtänden der Anſpruch auf Sicherheitsleiſtung, 8 2128 A l, auch iſt der Schutz durch einſtwer 9. 
Verfügungen und ſelbſt die Erhebung der Feſtſtellungsklage nicht ausgeſchloſſen (8 2113 % 
Der Schadenserſatzanſpruch, für deſſen Umfang die Zeit des Eintritts der Nacherbſolge maß 
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gebend ift, ſteht nicht bloß aushilfsweiſe zu. Soweit der Nacherbe die Unwirkſamkeit der un⸗ 
entgeltlichen Verfügung auch gegen den dritten Erwerber geltend machen kann, iſt er nicht 
gehindert, bis zum völligen Ausgleich des Schadens ($ 251) neben- oder nacheinander ſowohl 
gegen den Dritten als gegen den Vorerben vorzugehen. 


8 2139 


Mit dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge!) hört der Vorerbe auf, 
Erbe zu fein, und fällt die Erbſchaft dem Nacherben anz). 
E 1 1804 Satz 2 II 2011; M 5 82, 83; P 5 78. 


1. Darüber, wann der Fall der Nacherbfolge eintritt, oder die Erbſchaft dem Nach⸗ 
erben „anfällt“, beſtimmt zunächſt der Wille des Erblaſſers (§ 2100), aushilfsweiſe das Geſetz 
(Tod des Vorerben, Geburt des Nacherben oder Entſtehung der juriſtiſchen Perſon, § 2106). 
Einſetzung des Nacherben unter einer aufſchiebenden Bedingung 8 2108 A 3. Vorausgeſetzt 
iſt, daß der Nacherbe oder daß doch feine Erben den Eintritt der Nacherbfolge erlebt ($ 2108 A ) 
und die Nacherbſchaft nicht bereits ausgeſchlagen haben (8 2142). 

2. Der Anfall der Erbſchaft tritt wie im Falle der gewöhnlichen Erbfolge (88 1922 A 1, 
1942 A 1) unmittelbar kraft des Geſetzes ein, d. h. das Vermögen des Erblaſſers 
nicht des Vorerben — geht nunmehr mit einem Rechtsakt als Ganzes (RG 65, 144) auf den 
Nacherben über. Er erwirbt damit alſo, vorbehaltlich des Ausſchlagungsrechts, ſchon vor der 
Herausgabe (§ 2130 A 1) das Eigentum an den zur Erbſchaft gehörigen Sachen, die damit 
verbundenen Gläubigerrechte und tritt in die Nachlaßverbiudlichkeiten ein (8 2144). Auch der 
Beſitz geht nach 8 857 grundſätzlich ohne weiteres auf den Nacherben über. Soweit jedoch 
der Vorerbe den Beſitz ſchon tatſächlich ausgeübt hatte, iſt hierzu Beſitzübertragung durch den 
Vorerben oder ſeine Erben erforderlich. Vor Eintritt der Nacherbfolge kann ſich der Vorerbe 
feiner Erbenſtellung und damit der Schuldenhaftung (§ 2145) auch nicht durch Rechtsgeſchäft 
mit dem Nacherben zu deſſen Gunſten entäußern. Doch kann er dem Nacherben gegenüber 
auf die Ausübung des Vorerbrechts verzichten und ihm den Nachlaß herausgeben (RG Recht 
1916 Nr 831). Auch iſt ihm die ſchuldrechtliche Veräußerung an den Nacherben durch Erb- 
ſchaftskauf 58 2371 ff. oder die dingliche Übertragung feines Nachlaßanteils (§ 2033) nicht ver- 
wehrt. — Prozeſſual bewirkt der Eintritt der Nacherbfolge Unterbrechung des zwiſchen 
dem Vorerben und einem Dritten anhängigen Rechtsſtreits, ZPO 88 242, 246. Der Nacherbe 
kaun den Rechtsſtreit aufnehmen, iſt aber vor der Annahme zur Fortſetzung nicht verpflichtet, 
BRD 8 239 Abſ 5. Wirkſamkeit des ergangenen Urteils ZPO 88 326, 728. Vgl. hierzu 
§ 2112 A 1. Im Nachlaßkonkurſe KO § 231. Anſpruch des Nacherben auf Herausgabe des 
dem Vorerben erteilten Erbſcheins 8 2363 Ab] 2. 


8 2140 


Der Vorerbe iſt auch nach dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge zur 
Verfügung über Nachlaßgegenſtände in dem gleichen Umfange wie vorher 
berechtigt, bis er von dem Eintritte Kenntnis erlangt oder ihn kennen muß. 
Ein Dritter kann ſich auf dieſe Berechtigung nicht berufen, wenn er bei 
der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts den Eintritt kennt oder kennen muß!). 

KB 317. 

1. Die Vorschrift iſt dem ehelichen Güterrecht (88 1424, 1472, 1497, 1546, 1549), der 
elterlichen ($ 1682) und vormundſchaftlichen Verwaltung (8 1893) entlehnt. Ahnlich bei der 
Vollmacht § 169, dem Auftrage 8 674, der Geſellſchaft § 729. Das Verfügungsrecht des 
gutgläubigen Vorerben (88 2112ff.) bleibt auch nach Eintritt der Nacherbfolge zu ſeinen 
eigenen Gunſten (in Anſehung der Verautwortlichkeit gegenüber dem Nacherben) und bei 
gutem Glauben des Dritten auch zu deſſen Ginnſten (Wirkſamkeit der Verfügung) beſtehen. 
Kenntnis erlangen $ 1944 A 2, Kennenmüſſen § 122. Iſt der Vorerbe in böſem Glauben, 
ſo iſt auch der gutgläubige Erwerber nicht geſchützt, es ſei denn, daß er ſich auf den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs (88 892 ff.), bezüglich beweglicher Sachen auf 8 932 oder auf 
einen die Vorerbeneigenſchaft nicht kennzeichnenden Erbſchein (8 2366) berufen kann. Augen⸗ 
ſcheinlich hat das Geſetz nicht bloß dingliche Verfügungen im techniſchen Sinne ($ 2112 A J), 
ſondern (vgl. Satz 2) auch rechtsgeſchäftliche, bloß ſchuldrechtliche Verpflichtungen im 
Auge. Dies führt zur entſprechenden Anwendbarkeit auch der zum Schutze des Schuldners 
getroffenen Beſtimmungen der 88 406408, 412. Jedoch wird inſoweit (mit Planck A 2) 
überall das Keunenmüſſen des Schuldners der Kenntnis gleichzuſtellen fein. Verfügt, nach⸗ 
dem mit dem Tode des Vorerben der Fall der Nacherbfolge eingetreten iſt, ſein Erbe über 
einen Gegenſtand, ohne zu wiſſen, daß dieſer zu einer Nacherbſchaft gehört, fo iſt 8 2140 auch 
nicht entſprechend anwendbar (RS Warn 1918 Nr 213); ſ. auch 8 2130 A 1. N 
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8 2141 


Iſt bei dem Eintritte des Falles der Nacherbfolge die Geburt eines 
Nacherben zu erwarten, ſo finden auf den Unterhaltsanſpruch der Mutter 
die Vorſchriften des S 1963 entſprechende Anwendung!). 

E I 2027 II 2014; M 5 489, 490; W 5 618. 


1. Iſt eine noch nicht erzeugte Perſon als Erbe eingeſetzt, jo iſt, ſtrenggenommen, der 
Fall der Nacherbfolge nicht vor ihrer Geburt eingetreten (§ 2106 Abf 2). Augenſcheinlich 
will aber das Geſetz den Unterhaltsanſpruch der Mutter ſchon zulaſſen, wenn der berufene 
Nacherbe auch nur als Erzeugter vorhanden iſt. Im übrigen vgl. § 1963. 


8 2142 
Der Nacherbe kann die Erbſchaft ausſchlagen, ſobald der Erbfall ein⸗ 
getreten ift!). 
Schlägt der Nacherbe die Erbſchaft aus, ſo verbleibt ſie dem Vorerben, 


ſoweit nicht der Erblaſſer ein anderes beſtimmt hate). 
E I 1832 II 2012; M 5 120—123; P 5 131. 


1. Was Abſ 1 für die Ausſchlagung beſonders ausſpricht, folgt für dieſe und die Annahme 
bereits aus $ 1946. Der Nacherbe kann danach vom Erbfall an ($ 1922 A 4), ſchon bevor 
die Erbſchaft ihm angefallen iſt ($ 2139), Ausſchlagung oder Annahme mit bindender Wirkung 
erklären. ft die Gleichſtellung beider nach der Faſſung des Geſetzes auch zweifelhaft, fo 
ſprechen für ſie doch überwiegende Gründe, insbeſondere der Billigkeit und des Verkehrs, ſo 
das Bedürfnis, den Erwerber aus Verfügungen des Nacherben über ſeine Anwartſchaft (5 2108 
A 2) gegen eine ſpätere Ausſchlagung zu ſichern (RG 80, 377; dagegen 2. Aufl. und Mantey, 
Gruch 60, 937; gegen dieſen Predari ebenda 959). Auch der unter aufſchiebender Befriſtung 
oder Bedingung (58 2105, 2108) oder der erſt an zweiter und fernerer Stelle berufene Nach⸗ 
erbe kann ſogleich nach dem Erbfall ausſchlagen oder annehmen. Die Annahme kann nach 
allgemeinen Grundſätzen (8 1943 A 1) auch durch pro herede gestio erfolgen. Eine ſolche 
liegt in der Veräußerung oder Verpfändung der Anwartſchaft durch den Nacherben, dagegen 
für ſich allein noch nicht in der Wahrnehmung von Rechten und Pflichten, die unabhängig 
davon, ob der Nacherbe die Erbſchaft bereits angenommen hat, während der Dauer der Vor⸗ 
erbſchaft zwiſchen dem Nacherben und dem Vorerben beſtehen, 88 2116ff., 2127f., 2120 (RG 
80 S. 383, 385). Die Ausſchlagungsfriſt beginnt nach § 1944 mit dem Zeitpunkte, zu 
welchem der Nacherbe von dem Anfall und dem Grunde der Berufung Kenntnis erlangt hat, 
alſo nicht früher als der Fall der Nacherbfolge eingetreten iſt. In dem befonderen Falle des 
$ 2306 ift der Friſtbeginn zugunſten des Pflichtteilsberechtigten, der als Nacherbe eingeſetzt 
iſt, ſogar noch weiter hinausgeſchoben (ch 59, 341). Für den Friſtenlauf bleibt gemäß 
$ 1944 Abſ 3 der letzte Wohnſitz des Erblaſſers, nicht etwa des Vorerben maßgebend. 
der Nacherbe von dem Rechte der Ausſchlagung ſchon nach Eintritt des Erbfalls Gebrauch 
machen will, ſteht bei ihm. Doch kann er durch § 2306 und die ihm drohende dreijährige 
Verjährung des Pflichttetlsanſpruchs (§ 2332) als Pflichtteilsberechtigter genötigt 
fein, ſchon vor Eintritt der Nacherbfolge auszuſchlagen (RG 59, 346). Da RG 66, 30 den Be- 
ginn der Verjährung nicht von der amtlichen Verkündung der beeinträchtigenden Verfügung 
abhängig ſein läßt, kann der Pflichtteilsberechtigte der Regel des § 1944 Abf 2 zuwider ſogar 
ſchon vor der Verkündung ſich zur Ausſchlagung gezwungen ſehen. 

2. Die Ausſchlagung des Nacherben macht die Nacherbfolge hinfällig, wie wenn ſie 
nicht angeordnet wäre. Dasſelbe gilt, wenn der Nacherbe ſchon vor dem Erbfall durch Tod 
($ 2108 A 2) oder Erbverzicht weggefallen oder wenn er vor Eintritt der Nacherbfolge für 
erbunwürdig erklärt iſt ($ 2340 Ab] 2). Desgleichen, wenn der alleinige Nacherbe nach dem 
Erbfall ſein Anwartſchaftsrecht (8 2108 A 2) auf den Vorerben überträgt (KJ 51, 218). 
Unter mehreren Nacherben greift in den Fällen des § 2094 das Anwachſungsrecht Platz. Ver 
tragsmäßiger Verzicht auf die Nacherbſchaft zwiſchen Vor- und Nacherben ift nur ſchuldrechtlich 
wirkſam. Ein gegenteiliger Wille des Erblaſſers iſt beſonders mit der Berufung eines 
Erſatznacherben erklärt; auch im Falle des 8 2069, ſtillſchweigende Berufung der Abkömm⸗ 
linge eines weggefalleuen Abkömmlings, it der Heimfall an den Vorerben ausgeſchloſſen (RG 
Warn 1913 Nr 241). Sind die Nacherben im Falle des § 2104 durch das Geſetz beſtimmt, ſo 
rücken im Falle der Ausſchlagung der zunächſt Berufenen gemäß $ 1953 die entfernteren 
geſetzlichen Erben nach. Erſt wenn alle ausgeſchlagen haben, greift Abſ 1 Platz, da der 
Fiskus als Nacherbe nicht in Frage kommt. Iſt ein beſtimmter Nacherbe eingeſetzt, aber 
1. . ge Erblaſſer veritorben, ſo kommt 8 2104 überhaupt nicht in Frage (9 
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8 2743 


Tritt die Nacherbfolge ein, ſo gelten die infolge des Erbfalls durch 
Vereinigung von Reiht und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung 
erloſchenen Rechtsverhältniſſe als nicht erlojchen?). 


E I 1833 II 2013; M 5 107, 123; P 5 181. 


J. Der Vorerbe erlangt mit dem Aufhören feines Erbrechts ($ 2139) feine frühere Rechts 
ſtellung als Gläubiger oder Schuldner des Erblaſſers gegenüber der nun in der Hand 
des Nacherben befindlichen Erbſchaft, und zwar ohne weiteres zurück (88 158 Abſ 2, 163). Auch 
die damit verbunden geweſenen Nebenrechte (Pfand, Bürgſchaft) leben im vollen Umfange 
wieder auf. Die Verjährung der in Betracht kommenden Anſprüche iſt während der Dauer 
des Vorerbenverhältniſſes nach $ 202 Abſ 1 gehemmt. Dies gilt auch dann, wenn der Vorerbe 
dem Nacherben uur einen Bruchteil der Erbſchaft herauszugeben hat. Denn die damit ent⸗ 
ſtehende Erbengemeinſchaft hat zur Folge, daß ſich Erbſchaft und eigenes Vermögen des Vor⸗ 
erben nun geſondert gegenüberſtehen, $ 2032 A 2. Vgl. auch 88 1976, 1991, 2175, 2377. 


8 2144 


Die Vorſchriften über die Beſchränkung der Haftung des Erben für die 
Nachlaßverbindlichkeiten gelten auch für den Nacherben!); an die Stelle 
des Nachlaſſes tritt dasjenige, was der Nacherbe aus der Erbſchaft erlangt, 
mit Einſchluß der ihm gegen den Vorerben als ſolchen zuſtehenden An⸗ 
Iprüche?). 

Das von dem Vorerben errichtete Inventar kommt auch dem Nacherben 
zuſtattens). 

Der Nacherbe kann ſich dem Vorerben gegenüber auf die Beſchränkung 
ſeiner Haftung auch dann berufen, wenn er den übrigen Nachlaßgläubigern 
gegenüber unbeſchränkt haftet“). 


E 1 1686 II 2015; M 5 126; P 5 149, 829. 


1. Haftung des Nacherben für bie Nachlaßverbindlichkeiten. Da Vorerbe und Nach⸗ 
erbe beide wahre Erben ſind, ſo haften beide für die Nachlaßverbindlichkeiten. Die Grund⸗ 
ſäze über Beſchränkung der Haftung des Erben (§§ 1975—1992) leiden daher, ſoweit nicht 
$$ 2144, 2145 Abweichendes beſtimmen, auf beide unmittelbare Anwendung. Insbeſondere 
iſt der Nacherbe berechtigt, auch ſeinerſeits das Aufgebotsv erfahren zu beantragen (8 1970 
Ad) und die vom Borerben daraus bereits erlangten Rechte geltend zu machen (ARO 88 998, 
907). Die Fünfjahrzfrift des $ 1974 beginnt jedoch auch hier mit dem Erbfall. Der Nachlaß⸗ 
konkurs kann jetzt nicht mehr vom Vorerben, der aufgehört hat Erbe zu fein (KO 8 217) aber 
lederzeit vom Nacherben, von einem Nachlaßgläubiger nur innerhalb zweier Jahre ſeit An. 
nahme der Erbſchaft durch den Nacherben beantragt werden (KO 8 220). Befand ſich bei 
Eintritt der Nacherbfolge die Erbſchaft unter Nachlaßverwaltung, ſo dauert ſie fort, 
wenn fie von einem Nachlaßgläubiger beantragt war und die Gründe des § 1981 A 3 
guch für den Nacherben zutreffen. Sie iſt dagegen aufzuheben, wenn der Antrag vom 
Vorerben geſtellt war ($ 1988 A 3). Seinerſeits kann der Nacherbe die Anordnung der 
Verwaltung jederzeit auch von neuem (§ 1981 A 1), die Nachlaßgläubiger konnen ſie inner⸗ 
halb zweier Jahre feit Annahme der Erbſchaft durch den Nacherben beantragen ($ 1981 
A 4). Bei Geltendmachung der Unzulänglichkeitseinrede (88 19901992) bleiben 
die dem Vorerben nur für ſeine Perſon oder aus den Nutzungen der Erbſchaft auferlegten 
Feſchwerungen ganz außer Betracht. Sie find im Verhältnis zum Nacherben überhaupt nicht 
Nachlaßverbindlichkeiten. Ebenſowenig gehören hierzu die Koſten der Beerdigung des Vor⸗ 
erben und der ſeinen Angehörigen gebührende Dreißigſte (88 1968, 1969), die vielmehr den 
Erben des Vorerben zur Laſt fallen. Im übrigen hat der Nacherbe alle Nachlaßverbindlichkeiten 
zu. Sinne des 8 1967, und zwar in dem durch etwaige Säumnis oder durch Verſchulden des 
Vorerben gefteigerten Umfange (Binfen, Vertragsſtrafen) vorbehaltlich feines Rückgriffs aus 
968 5 2131 zu vertreten. Beſchränkte Wirkung des gegen den Vorerben ergangenen Urteils 
0 § 326 2112 A 1). 2 89 
„2. Der Ber haftet nicht mit dem urſprünglichen, ſondern nur mit dem gemäß 8 2130 
ihm herauszugebenden Nachlaſſe. Als aus der Erbſchaft erlangt gelten dieſer Herausgabe. 
Sſerüch jeldft (f. auch $ 2383 A 3) ſowie etwaige gegen den Vorerben aus 88 2180-2134, 
2138 Abſ 2 zu erhebende Schadenserſatzanſprüche, gegebenenfalls gekürzt durch die Erſatz⸗ 
anſprüche des Vorerben wegen Verwendungen aus SS 2124, 2125. Nur derartige Anſprüche 
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ſtehen dem Nacherben gegen den Vorerben „als ſolchen“ zu. Sonſtige zwiſchen beiden be⸗ 
ſtehende Schuldverhältniſſe kommen den Nachlaßgläubigern gegenüber nicht in Betracht. 

3. Das Inventar des Vorerben kann dem Nacherben in Wahrheit nur dann zuſtatten 
kommen“, wenn ſeine Inventarpflicht mit derjenigen des Vorerben inhaltlich identiſch iſt. 
So auch im Falle des § 2008 A 5. Schon hieraus ergibt ſich, daß das vom Nacherben zu legende 
Inventar in Übereinſtimmung mit § 2001 die beim Eintritt des Erbfalls vorhandenen 
Nachlaßgegenſtände, nicht das aus der Erbſchaft Erlangte (A 2) anzugeben hat (a. M. Planck 
A 5 b und die dort Angezogenen gegen Strohal ebendaf.). Für dieſe Angaben gewährt das 
nach 8 2121 vom Vorerben mitzuteilende Verzeichnis einen guten Anhalt. Dem berechtigten 
Intereſſe der Nachlaßgläubiger, von den ſeitdem vorgekommenen Anderungen und dem der- 
maligen Stande des Nachlaſſes Kenntnis zu erhalten, wird durch die nach 88 1978 A 2, 1991 Al 
dem Nacherben obliegende Auskunftspflicht genügt. Die Unterlagen hierfür ſtehen ihm in der 
vom Vorerben gelegten Rechenſchaft (8 2130 A 3) oder, wenn dieſer befreit war, in der von 
ihm nach 8 260 zu erteilenden Auskunft (§ 2138 A 1) zu Gebote. Hat der Vorerbe ordnungs⸗ 
mäßiges Inventar errichtet, ſo darf dem Nacherben die Inventarfriſt aus § 1994 überhaupt 
nicht beſtimmt werden. Nur die neue Inventarfriſt aus § 2005 Ab] 2 könnte in Frage kommen, 
fie kann aber damit allein, daß ſich der Beſtand der Erbſchaft ſeit dem Erbfall verändert habe, 
nicht begründet werden. Hatte der Vorerbe durch ungetreue Inventarerrichtung nach § 2005 
Abſ 1 die Haftungsbeſchränkung verwirkt, ſo kann das nicht einmal dem Vorerben nützende 
Inventar auch dem Nacherben nicht „zuſtatten kommen“. Da der Nacherbe nicht wiſſen kaun, 
ob nicht das Inventar des Vorerben an dem Mangel des $ 2005 Abſ 1 leidet und deshalb für 
ihn nutzlos ift, fo gebietet die Vorſicht, ſich nicht auf das Inventar des Vorerben zu verlaſſen, 
vielmehr eigenes Inventar zu errichten oder ſich mindeſtens auf das Inventar des Vorerben 
zu berufen, und damit, ſofern er gutgläubig tft, der Inventarpflicht gemäß 8 2004 zu genügen. 
Hatte der Vorerbe überhaupt kein Inventar gelegt, ſo iſt die ſelbſtändige Inventarpflicht des 
Nacherben aus § 1994 begründet. 

4. Auch die dem Vorerben gegenüber dem Nacherben aus 88 2124 Abſ 2 bis 2126, 2121 
Abf 4 zuſtehenden Erſatzanſprüche find Nachlaßverbindlichkeiten. Ebenſo die gemäß 8 2143 
wieder aufgelebten Forderungen des Vorerben gegen den Nachlaß. Inſoweit kann der Nacherbe, 
gleich dem Miterben, der beſchränkten Haftung niemals verloren gehen. Immerhin hat er ſie 
e zu machen und den Vorbehalt im Urteil nach ZPO 8 780 zu erwirken 


8 2145 


Der Vorerbe haftet nach dem Eintritte der Nacherbfolge für die Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten noch inſoweit, als der Nacherbe nicht Haftet!), Die 
Haftung bleibt auch für diejenigen Nachlaßverbind lichkeiten beſtehen, welche 
im Verhältniſſe zwiſchen dem Vorerben und dem Nacherben dem Vorerben zur 
Laſt fallen?). 

Der Vorerbe kann nach dem Eintritte der Nacherbfolge die Berichtigung 
der Nachlaßverbind lichkeiten, ſofern nicht feine Haftung unbeſchränkt iſt, 
inſoweit verweigern, als dasjenige nicht ausreicht, was ihm von der Erb⸗ 
ſchaft gebührt). Die Vorſchriften der SS 1990, 1991 finden entſprechende 
Anwendung“). 

E I 1837 Ab 1 II 2016; M 5 126, 127; P 5 149, 150, 829. 


1. Die Haftung des Vorerben iſt mit dem Aufhören feiner Vorerbeneigenſchaft (8 2189) 
grundſätzlich erloſchen. Er verliert damit bezüglich der gegen den Nachlaß zu erhebenden Au. 
ſprüche die Paſſivlegitimation und kann noch im Zwangsvollſtreckungsverfahren geltend 
machen, daß fie nicht mehr vorhanden iſt (ZPO 88 767, 769). Die Haftung bleibt ausnahms 
weiſe auf ihm liegen, ſoweit ſie nicht gemäß $ 2144 auf den Nacherben über’ 
gegangen iſt. Daß und inwieweit der Nacherbe nicht haftet, iſt von dem gegen den Vor⸗ 
erben klagenden Gläubiger zu beweiſen. Der Nacherbe haftet nicht a) für Eigenver⸗ 
bindlichkeiten des Vorerben, wofür dieſer von vornherein nur mit feinem Vermögen 
haftet. Hierher gehören die Anſprüche wegen Verletzung der Verwaltungspflicht nach 8 1978 
(A 4). Ferner die dem Nacherben aus Verſchulden des Vorerben (88 2131, 2134, 2138) ent. 
ſtandenen Ansprüche. Endlich rechtsgeſchäftliche Verpflichtungen, die der Vorerbe, wenn auch 
in Beziehung auf den Nachlaß, fo doch als perſönlicher Schuldner eingegangen iſt ($ 1967 A ). 
ohne daß der Nachlaß auch nur mit der Verpflichtung, ihn hiervon zu befreien, belaſtet wäre 
(o 3. B aus Rechtsgeſchäften zu Zwecken der gewöhnlichen Erhaltung $ 2124 Abſ 1, De 
glaubigungskoſten $ 2120, Sachverſtändigenkoſten § 2122). Die Haftung des Nacherben kann 
b) ausgeſchloſſen ſein, weil der Nacherbe nur beſchränkt haftet und der Nachlaßglänbiger 


. 
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infolge der Erſchöpfung des Nachlaſſes in der Hand des Nacherben ganz oder teilweiſe leer 
ausgeht. „Inſoweit“ dies der Fall iſt, kann der Vorerbe auch nach vollſtändiger Herausgabe 
des Nachlaſſes mit dem Betrage der hiervon gezogenen Nutzungen ($ 2111 A 3) haftbar ge⸗ 
macht werden (A 3). Haftete der Vorerbe ſelbſt unbeſchräukt, fo erſtreckt ſich feine 
Haftung, ohne daß hieran durch den Eintritt der Nacherbfolge etwas geändert würde, nach 
wie vor auf die ganze betreffende Nachlaßſchuld, alſo ohne Rückſicht darauf, wieviel davon 
aus der Erbſchaft in der Hand des Nacherben beizutreiben wäre. Sie mindert ſich nur um 
dasjenige, was tatſächlich vom Nacherben erlangt iſt. Ganz dasſelbe hat aber auch dann zu gelten, 
wenn außer dem Vorerben auch der Nacherbe unbeſchränkt haftbar geworden iſt, 
ſoweit nicht die Ausnahmevorſchrift des § 2144 (A 4) Platz greift. So unter näherer Begrün⸗ 
dung Planck A 3; a. M. Dernburg V 60, IVa, Staudinger II 4, Kipp § 96 A 11. c) End 
lich kommt eine Haftung des Nacherben von vornherein nicht in Frage, ſoweit es ſich um 
letztwillige Beſchwerungen lediglich des Vorerben handelt (§ 2144 A 1). 

2. Es muß ſich auch hierbei um Nachlaßverbindlichkeiten handeln (§ 1967). Eigenverbind⸗ 
lichkeiten des Vorerben im Sinne von A 1 a kommen von vornherein für den Nacherben nicht 
in Frage. Im Verhältniſſe zwiſchen Vorerben und Nacherben hat der Vorerbe allein, als 
Gegenſatz für die ihm gebührenden Nutzungen, für Zinſen, Laſten als gewöhnliche Erhaltungs⸗ 
koſten aufzukommen ($ 2124 A 1). Sie können aber, ſoweit fie rückſtändig gelaſſen find, auch 
vom Nacherben, je nachdem unter ſeiner beſchränkten oder unbeſchränkten Haftung beige⸗ 
trieben werden. Die Vorſchrift ergibt, daß ſich die betreffenden Nachlaßgläubiger deshalb 
auch nach Eintritt der Nacherbfolge unmittelbar an den Vorerben halten dürfen. Hat der 
Nacherbe geleiſtet, ſo bleibt ſein Erſtattungsanſpruch an den Vorerben unberührt. 

3. Der Vorerbe hat nach Eintritt der Nacherbfolge den Nachlaß an den Nacherben heraus⸗ 
zugeben und kann deshalb, ſoweit er für Nachlaßverbindlichkeiten noch in Anſpruch genommen 
werden darf, ſeine Haftungsbeſchränkung nicht mehr dadurch geltend machen, daß er die 
Gläubiger auf den Nachlaß und damit auf den Nacherben verweiſt. Statt deſſen haftet er mit 
dem, was ihm von der Erbſchaft gebührt. Dies find vor allem die von der Erbſchaft ge⸗ 
zogenen und die etwa noch vorhandenen Nutzungen (5 2111) und im Falle der befreiten Vorerb. 
ſchaft Verwendungen, die er aus der Erbſchaft feinem eigenen Vermögen zugeführt hat (8 2184). 

4. Bei Geltendmachung der beſchränkten Haftung ift der Vorerbe, da für ihn Nachlaß⸗ 
konkurs und Nachlaßverwaltung nicht mehr in Frage kommen (8 2144 A 1), ohne Rückſicht. 
auf den Umfang des Nachlaſſes auf die Unzulänglichkeitseinrede der 88 1990, 1991 
beſchränkt. Die Bezugnahme auf § 1991 und damit 88 1978, 1979 ergibt zugleich, daß der 
Vorerbe, ſelbſt der befreite Vorerbe auch inſoweit für die Nachlaßverbindlichkeiten, und zwar 
aus eigenem Vermögen aufzukommen hat, als er für ordnungswidrige Verwaltung, ins⸗ 
beſondere für Verſchleuderung des Nachlaſſes verantwortlich geworden iſt (8 1978 A 2). Dieſe 
Anſprüche werden zugunſten der Gläubiger als ein noch bei dem Vorerben vorhandenes Aktivum 
des Nachlaſſes behandelt (ib. A 4). Damit identiſche Anſprüche können unter den Geſichts⸗ 
punkten der 88 2180—2134, 2138 Abſ 2 auch dem Nacherben gegen den Vorerben zuſtehen 
und inſofern auch Beſtandteile des in der Hand des Nacherben befindlichen Nachlaſſes bilden. 
Die Nachlaßgläubiger find aber nicht genötigt, ſich auf dem Umwege der Pfändung beim 
Kacherben an dieſe Anſprüche zu halten, ſondern können ſich, ſoweit ihnen der Vorerbe über- 
haupt haftet und bis zum Belaufe diefer Haftung, auch unmittelbar an ſeinem Vermögen 
erholen, Auch der Vorerbe hat ſich die Geltendmachung der beſchränkten Haftung gemäß 

BO 8 780 zu ſichern, wenn er den Nachweis feiner Befreiung nicht ſchon im Prozeſſe führen 
will. — Haftung des Vorerben für die Verbindlichkeiten eines von ihm fortgeführten Handels⸗ 
geſchäfts HGB 8 27. 


§ 2146 

„Der Vorerbe iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, den Ein⸗ 
mitt der Nacherbfolge unverzüglich dem Nachlaßgericht anzuzeigen. Die 
Anzeige des Vorerben wird durch die Anzeige des Nacherben erjeßt!), 

Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der Anzeige jedem zu geſtatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaubhaft machte). 

E II 2017; P 5 149, 150. 
5, 1. Die Anzeigepflicht ift dem Vorerben, nach feinem Tode ſeinen Erben auferlegt. 
Feed hiergegen mat ihn ben dare gage Iabensefabrfichtig.  Anverzüii 
$ 121. Nachlaßgericht F000 88 72, 73, CO Art 147. 

2. Das Nachlaßgericht ift nicht wie in $ 1953 Abſ 3 zur Mitteilung an die Intereſſenten 


verpflichtet. Zu dieſen gehören die Nachlaßgläubiger, aber mit Rückſicht auf 88 2111, 2129 
auch die Nachlaßſchuldner und Dritte (8 2140). Ahnliche Vorſchriften $ 2010 NJ und Zit. 
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Vierter Titel 
Vermächtnis 
8 2147 


Mit einem Vermächtniſſe!) kaun der Erbe oder ein Vermächtnisnehmer 
beſchwert werden?). Soweit nicht der Erblaſſer ein anderes beſtimmt hat, 
iſt der Erbe beſchwert“). 


E 1 1756 Abſ 2, 1842 II 2018; M 5 10, 136, 137; P 5 6, 160, 161. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Die Anordnung des Vermäcttniſſes (Begriff $ 1939) kaun nur durch Teſtament oder 
Erbvertrag erfolgen. Im Erbvertrage ſowohl durch vertragsmäßige Verfügung, die ſich auch 
auf das Vermächtnis beſchränken kann, Vermächtnisvertrag (8 2278), als durch einſeitige 
Verfügung ($ 2299). Auch die nicht ſogleich vollzogene Schenkung von Todes wegen wird als 
Vermächtnis behandelt, § 2301. 

2. Der Beſchwerte iſt Schuldner, der Bedachte Gläubiger in dem durch das Vermächtnis 
begründeten Schuldverhältnis, § 2174. Es entſteht hiermit eine Nachlaßverbindlichkeit, 
$ 1967 A 4. Nur der Erbe oder der Vermächtnisnehmer kann beſchwert werden. Der 
Erbe, gleichviel ob gewöhnlicher, geſetzlicher oder gewillkürter, Teſtaments⸗ oder Vertrags ⸗ 
erbe (ſ. jedoch $ 2289 Ab} 1), Erſatzerbe, Vor⸗ oder Nacherbe — jeder für feine Perſon oder 
ſchlechthin die Erbſchaft mit der Wirkung, daß der das Vermächtnis zahlende Vorerbe dieſer⸗ 
halb dem Nacherben einen Abzug machen kaun ($ 2126 A 1). Nicht dagegen der Erbeserbe, 
obſchon er in die Lage kommen kann, ein erſt beim Tode des Erben fällig gewordenes Ver⸗ 
mächtuis aus der ihm angefallenen Erbſchaft zu entrichten (8 2181 A 1, R& Warn 1919 
Nr 198). Beſchwerung des als Erbe berufenen Pflichtteilsberechtigten 8 2306. Iſt der 
Bermächtnisnehmer ſelbſt wiederum mit einem Vermächtnis beſchwert (88 2186 bis 2188), 
fo ſpricht man von einem Untervermächtnis. Nachvermächtnis § 2191, ſog. geſetzliche Ver⸗ 
mächtniſſe 8 1939 A 5. Der von Todes wegen Beſchenkte kann nur ſoweit er als Ver⸗ 
mächtnisnehmer zu gelten hat, mit einem Vermächtnis beſchwert werden, alſo nicht auch der 
Empfänger einer bereits vollzogenen, wenn auch unter Vorbehalt des Widerrrufs erklärten 
Schenkung ($ 2301). Hier kann nur eine Auflage im Sinne von § 525 in Frage kommen. 
Danach kann mit einem Vermächtnis nicht beſchwert werden, wer nur mittelbar aus der Erb⸗ 
ſchaft etwas erlangt. So der Empfänger einer Leiſtung, die condieionis implendao causa 
bewirkt iſt (5 1939 A 4), oder der Ehemann oder Gewalthaber, dem die Nutznießung an den 
der Frau oder den Gewaltunterworfenen gemachten Zuwendungen zuſteht. Im Falle des 
$ 331 kaun der Verſprechensempfänger die für den Dritten ausbedungene Leiſtung zwar 
vertragsmäßig von anderweiten erſt durch den Dritten zu erfüllenden Leiſtungen abhängig 
machen. Dies kann nach $ 332 auf Grund vertragsmäßigen Vorbehalts auch einſeitig 
in einer Verfügung von Todes wegen geſchehen. Eine eigentliche Beſchwerung des Dritten 
mit einem Vermächtnis iſt aber hierbei nicht in Frage. 

3. Der Erbe iſt beſchwert kraft verfügender, den Willen des Erblaſſers ergänzender Be 
ſtimmung. Der abweichende Wille braucht jedoch nicht ausdrücklich erklärt zu fein. Das Ver⸗ 
mächtnis bleibt regelmäßig auch nach Wegfall des Beſchwerten wirkſam, 8 2161. 


8 2148 
Sind mehrere Erben oder mehrere Vermächtnisnehmer mit demſelben 
Vermüchtniſſe beſchwert, jo find im Zweifel die Erben nach dem Verhält⸗ 
niſſe der Erbteile, die Vermächtnisnehmer nach dem Verhältniſſe des Wertes 


der Vermächtniſſe beſchwert!). 

E 1 1843 IT 2019; M 5 137; ® 5 101. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1, Gegenüber der geſetzlichen Auslegungsregel ſteht der Nachweis offen, daß der Erb. 
laſſer insbeſondere mit Rücksicht auf die Art der Vermächtnisleiſtung und die perſönlichen 
Verhältniſſe der mehreren Beſchwerten eine andere Verteilung gewollt habe. Ob er bei be? 
Anordnung die mehreren Beſchwerten namentlich oder nur in ihrer Erben⸗ uſw. Eigenſchal! 
bezeichnet hat, macht keinen Unterſchied. Die mehreren Erben ſind, wenn ſie ſämtlich 08 
ſchwert find, dem Bedachten gegenüber Geſamtſchuldner, SS 2058 ff. Die Erbteile find un 
im Verhältniſſe der Miterben zueinander maßgebend (8 426). Sind nur einige von mehreren 
Miterben (5 2046 Abſ 2) oder find mehrere Vermächtnisnehmer beſchwert, fo find fie 00. 
Zweifel (aber 88 421, 431) dem Bedachten von vornherein nur anteilig verpflichtet (8 420). 
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Für Ermittlung des Wertes der Vermächtniſſe iſt die Zeit des Erbfalls, gegebenenfalls 
unter Berückſichtigung der Zwiſchenzinſen (88 272, 813 Abf 2) maßgebend. Die alternative 
Beſchwerung (A oder B ſoll zahlen) wird in der Regel als Auferlegung eines geſamtſchuld⸗ 
neriſchen Vermächtniſſes aufzufaſſen fein (§ 421). 


8 2149 


Hat der Erblaſſer beſtimmt, daß dem eingeſetzten Erben ein Erbſchafts⸗ 
gegenſtand nicht zufallen ſoll, ſo gilt der Gegenſtand als den geſetzlichen 
Erben vermacht!). Der Fiskus gehört nicht zu den geſetzlichen Erben im 
Sinne dieſer Vorſchrifte). 


E 1 1791 II 2020; M 5 64; P 5 74, 79, 80. 


1. Der nur verneinend ausgedrückte Wille des Erblaſſers wird zu einer Zuwendung an 
die geſetzlichen Erben (88 1924 ff.), und zwar nach Verhältnis ihrer Erbteile ergänzt. Ahnlich, 
wenn es ſich um unvollſtändige Vergebung des Nachlaſſes ($ 2088) oder um die unterbliebene 
Bezeichnung der Nach, oder Vorerben handelt (88 2104, 2105). Die ſo gefaßte Beſtimmung 
ift unwirkſam, wenn die geſetzlichen Erben ſelbſt eingeſetzt ſind (§ 2066). — Ein Verbot des 
Erblaſſers, über einen Nachlaßgegenſtand unter Lebenden oder von Todes wegen zu ver⸗ 
fügen, iſt regelmäßig unwirkſam, wenn es nicht als Nachvermächtnis aus SS 2191, 2338 
aufrechtzuerhalten iſt. Ebenſowenig ſteht es in der Macht des Erblaſſers, eine Zuwendung 
an den Bedachten dem Zugriffe der Gläubiger des Bedachten zu entziehen, wenn der Be⸗ 
dachte nicht zugleich ſelbſt in der Verfügung wirkſam beſchränkt iſt. Ein durch Pfändung, 
55 98 der vermachten Rente, auflöſend bedingtes Vermächtnis ift zuläſſig (RG LZ 1915, 

EL 

2. Ausſchluß des Fiskus (§ 1936) wie bei der Nacherbfolge § 2104 a. E. Im Mangel 
geſetzlicher Erben verbleibt mithin der ausgenommene Gegenſtand dem eingeſetzten Erben. 


* 


8 2150 


Das einem Erben zugewendete Vermächtnis (Vorausvermächtnis) gilt 
als Vermächtnis auch inſoweit, als der Erbe ſelbſt beſchwert iſt!). 
E I 1845 Abſ 1, 2 II 2021; M 5 139, 140; P 5 162, 163, 


1. Borausvermächtnis (Prälegat). Handelt es ſich um einen Alleinerben, fo iſt die 
Anordnung, er ſolle einen Erbſchaftsgegenſtand im voraus als Vermächtnis erhalten, an 
ſich bedeutungslos. Sie iſt aber wirkſam, inſofern fie dem Erben in der Eigenſchaft als Ver. 
mächtnisnehmer eine günftigere Stellung gewährt (RG PoſMSchr 1913, 66). So hat die 
Unwirkſamkeit der Erbeinſetzung regelmäßig nicht auch die Unwirkſamteit des Vermächtniſſes 
zur Folge (8 2085). Schlägt er die Erbſchaft aus, jo kann er doch das Vermächtnis annchmen, 
wenn er nicht mit dieſem nur unter der Bedingung, daß er Erbe werde, bedacht iſt. Im Falle 
der Nacherbfolge ver leibt das Vorausvermächtnis dem Vorerben, S 2110, beim Erbſchaftskaufe 
gilt es als nicht mitverkauft, 82373. In allen Fällen, wo auch ſonſt die durch Vereinigung von 
Rechten und Verbindlichkeiten erlöſchenden Rechtsverhältniſſe nicht erlöſchen, kann der Bedachte 
feine Rechtsſtellung als Nachlaßgläubiger ($ 1967) unbeſchränkt geltend machen. So im Falle Der 
Nachlaßverwaltung und des Nachlaßkonkurſes (881976, 1984; Kd 8226 Nr 5) der Unzulänglich⸗ 
keitseinrede ($ 1991 Abſ 2), beim Erbſchaftskauf (8 2377). Ebenſo gegen den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker (8 2213). Dies tritt beſonders hervor, wenn einer von mehreren Erben im voraus 
bedacht und zugleich ſelbſt mit beſchwertiſt. Er kann feine Vermachtnisforderung, wiewohl 
unter den beſonderen hierfür aus 88 1973 A 4, 1974 A7, 1991 A 4. 1992 As ſich ergebenden 
Beſchränkungen und neben etwaigen fonſtigen Vermächtnisnehmern (KO 8 226) ge maß Fe ff. 
gegen die Miterben als Geſamtſchuldner geltend ntachen, bleibt aber wie jeder andere 9 iterben« 
gläubiger, unter Umſtänden ($ 2046 A 1) darauf gewieſen, feine Befriedigung bei der Ausein- 
anderſetzung zu ſuchen. Iſt mehreren Miterben dasſelbe Vorausvermachtnis vermacht, jo gelten 
ſie nach 88 2157, 2091 im Zweifel nicht als nach Verhältnis ihrer Erbteile, ſondern nach gleichen 
Teilen bedacht. Anrechnung des Vorausvermächtniſſes auf den Pflichtteil $ 2307. ft der mit 
dem Vermächtnis bedachte Miterbe ſelbſt nicht mit beſchwert, iſt es vielmehr lediglich den anderen 
Miterben auferlegt, ſo gelten die allgemeinen Grundſätze (8 2046 A 3). So namentlich auch 
dann, wenn ſich hinter einer Teilungsanordnung eine Bevorzugung des einen Erben 
auf Koſten der übrigen Erben verbirgt und in Wahrheit damit ein Vermachtnis gewollt iſt 
(vgl. § 2048 A 1). — Ob in der Einſetzung als Erſatzer be zugleich eine Erfaßberufung 
auf das Vorausvermächtnis (8 2190) liegt, iſt eine (nicht aus den 88 2110 Abſ 2, 2373 
zu entſcheidende) Auslegungsfrage (OLG 34, 283). 
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8 2151 


Der Erblaſſer kann mehrere mit einem Vermächtnis in der Weiſe be⸗ 
denken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu beſtimmen hat, wer von den 
mehreren das Vermächtnis erhalten joll!). 


Die Beſtimmung des Beſchwerten erfolgt durch Erklärung gegenüber 
demjenigen, welcher das Vermächtnis erhalten ſoll; die Beſtimmung des 
Dritten erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten'). 


Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, ſo 
ſind die Bedachten Geſamtgläubiger ). Das gleiche gilt, wenn das Nach⸗ 
laßgericht dem Beſchwerten oder dem Dritten auf Antrag eines der Be⸗ 
teiligten eine Friſt zur Abgabe der Erklärung beſtimmt hat und die Friſt 
verſtrichen iſt, ſofern nicht vorher die Erklärung erfolgt). Der Bedachte, 
der das Vermächtnis erhält, iſt im Zweifel nicht zur Teilung verpflichtet?) 5). 


E 1 1770 Satz 2, 1769 Abſ 2 II 2022; M 5 33—36; P 5 23—30, 42, 43. 


1. Mehrere Bedachte. Abweichung von dem Grundſatze des 8 2065 Abſ 2, wonach der 
Erblaſſer die Beſtimmung einer Perſon, die eine Zuwendung erhalten foll, nicht einem andern 
überlaſſen darf. Vorausgeſetzt iſt, daß der Kreis der mehreren — mindeſtens zwei — Perſonen, 
unter denen zu wählen iſt, vom Erblaſſer wenigſtens ſo weit umgrenzt iſt, daß es nicht an einem 
Anhalt für Beſtimmung des Bedachten fehlt. Wo die Grenze liegt, iſt Tatfrage. RG 96, 15 
hat die nach dieſer Stelle erforderliche Umgrenzung bei einer Verfügung vermißt, nach der 
eine beſtimmte Geldſumme „an verſchiedene Vereine und wohltätige oder gemeinnützige 
Anſtalten ſowie bedürftige Perſonen“ einer Stadt verteilt werden ſollte, die Verfügung aber 
als die Anordnung einer Auflage nach $ 2193 gelten laſſen. 

2. Die Auswahl kann dem Beſchwerten ($ 2147) oder einem Dritten, insbeſondere dem 
Teſtamentsvollſtrecker, auch mehreren Perſonen gemeinſam übertragen ſein. Sie ſind in ihrer 
Entſcheidung nicht, auch nicht, wie in den Fällen der 88 2150 Abf 3, 2156 oder $ 319 durch 
Verweisung auf Billigkeit beſchränkt. Ihre Beſtimmung iſt deshalb, ſelbſt wenn der Erblaſſer 
für die Auswahl gewiſſe Weiſungen erteilt hätte und hiergegen verſtoßen wäre, jeder An- 
fechtung entzogen (a. M. Dernburg § 67 III o), es müßte denn argliſtig verfahren ſein. Die 
Beſtimmung iſt einem andern gegenüber abzugebende Willenserklärung und unwiderruflich 
(88 180—132). Iſt fie mehreren übertragen, jo gilt § 317 Abſ 2, bei mehreren Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckern 8 2224. 

3. Die Bedachten ſind Geſamtgläubiger 88 428ff. abweichend von 8 2157, wonach die 
mehreren regelmäßig nach Bruchteilen bedacht ſind. Der Schlußſatz des § 2151 ſchließt die 
aus $ 430 folgende Verpflichtung eines Berechtigten aus, das ausgezahlte Vermächtnis den 
Mitberechtigten anteilig zukommen zu laſſen. Vielmehr ſichert ihm der erſte Zugriff das ganze 
Vermächtnis. Anderſeits kann der Beſchwerte gemäß $ 428 nach feinem Belieben an jeden 
Berechtigten leiſten. Gegenüber einer mehrfachen Verurteilung iſt er durch ZPO 8 767 mit 
dem Nachweiſe geſchützt, daß er inzwiſchen die Beſtimmung getroffen oder geleiſtet habe. 

4. Im Falle der Verzögerung durch die Wahlberechtigten ſteht den möglichen Bedachten 
kein Klagerecht zu, vielmehr ſetzt auf ihren Antrag das Nachlaßgericht Friſt nach Fc 8,80. 
Als Beteiligter kommt, wenn die Beſtimmung einem Dritten übertragen iſt, auch der Be; 
ſchwerte in Betracht. Die ſofortige Beſchwerde des $ 80 kann rügen, daß der Aufgeforderte 
überhaupt nicht zur Erklärung verpflichtet ſei oder daß er ſich bereits erklärt habe oder ſie kann 
die Art der Friſtſetzung betreffen. Gegen Ablehnung der Verfügung einfache Beſchwerde 
nach FGG 89 19ff. Hat der Dritte die Friſt verſtreichen laſſen, jo kann der Beſchwerte nach 
ſeinem Belieben leiſten (A 3). Eine nach Friſtablauf, ſei es auch vor der Leiſtung abgegebene 
Erklärung des Dritten bindet ihn nicht. 

5. Beweislaſt. Wer das Vermächtnis fordert, hat zu beweiſen, daß er als Berechtigter 
beſtimmt ift. Klagt er als Geſamtgläubiger, ſo hat er zu beweiſen, daß die Beſtimmung (3, 7. 
wegen Todes oder Geſchäftsunfähigkeit des hierzu Berufenen) nicht erfolgen kann oder ba 
die Friſt beſtimmt und verſtrichen iſt. Der Beſchwerte kann einwenden, daß die Friſt gewa 
fei, oder, wenn er ſelbſt wahlberechtigt iſt, jet noch die Wahl treffen (Koſten PO 8 98). 


8 2152 


Hat der Erblaſſer mehrere mit einem Vermächtnis in der Weile ber 
dacht, daß nur der eine oder der andere das Vermächtnis erhalten ſoll, ſo 
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iſt anzunehmen, daß der Beſchwerte beſtimmen ſoll, wer von ihnen das 
Vermächtnis erhält!). 


E I 1769 Abſ 2 II 2023; M 5 34; P 5 28—26, 42, 43, 


1. Sind (zwei oder) mehrere alternativ bedacht, fo ergänzt das Geſetz in Übereinſtimmung 
mit 8 262 den Willen des Erblaſſers dahin, daß die Beſtimmung gemäß § 2151 Abſ 2, 3 durch 
den Beſchwerten erfolgen ſoll. — Alternative Beſchwerung § 2148 a. E. 


§ 2153 

Der Erblaſſer kann mehrere mit einem Vermächtnis in der Weiſe be⸗ 
denken, daß der Beſchwerte oder ein Dritter zu beſtimmen hat, was jeder 
von dem vermachten Gegenſtand erhalten ſoll. Die Beſtimmung erfolgt 
nach § 2151 Abſ 2). 

Kann der Beſchwerte oder der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, ſo 
jind die Bedachten zu gleichen Teilen berechtigt. Die Vorſchrift des 8 2151 
Abſ 3 Satz 2 findet entſprechende Anwendung?). 

E I 1777 Satz 2 II 2024; M 5 41, 42; P 5 39—42. 


1. Abweichend von dem Grundſatze des § 2065 Abſ 2 läßt das Geſetz zu, die Beſtimmung 

der Anteile an einem vermachten Gegenſtande (Summen, Sachen, Rechte § 90) einem 
andern zu überlaſſen. Die Anteile können körperlich, oder, ſo bei unteilbaren Sachen (Landgut), 
nach ideellen Bruchteilen beſtimmt werden. Nach 8 2151 Abſ 2 erklärt der Beſchwerte die Be⸗ 
ſtimmung gegenüber dem, der das Vermächtnis erhalten ſoll, der Dritte gegenüber dem Be⸗ 
ſchwerten. Der Beſtimmungsberechtigte kann nach dem Willen des Erblaſſers auch als er⸗ 
mächtigt gelten, ungleich zu teilen, ſogar einen der Bedachten ganz zu übergehen. Die Be⸗ 
ſtimmung braucht nicht gleichzeitig, ſie kann aber, weil einen Teilungsausſpruch enthaltend, 
nur einheitlich in dem Sinne erfolgen, daß ſie für die Beteiligten erſt dann verbindlich wird, 
wenn die völlige Aufteilung des Gegenſtandes durchgeführt iſt (a. M. Strohal 1 8 29 A 24; 
Dernburg V3 67 A 7; Leonhard, II). Verzögerungen wird durch Friſtſetzung nach $ 2151 
Abſ 3 Satz 2 abgeholfen. Iſt die vollzogene Aufteilung in ſich widerſpruchsvoll, find z. B. 
mehr Teile vergeben als das Ganze hergibt, jo iſt fie im vollen Umfange nichtig. Nach Abs 2 
Satz 1 ſind dann die Bedachten nach gleichen Teilen berechtigt. 
2. Die einmal vollzogene Verteilung iſt für den Beſtimmenden unwiderruflich und für 
die Bedachten, außer im Falle der Argliſt unanfechtbar (8 2151 A 2). Kommt es nicht zur 
Verteilung, ſo werden die mehreren Bedachten abweichend von $ 2151 A 3 nicht als Geſamt⸗ 
gläubiger, ſondern als Bruchteilsgläubiger zu gleichen Teilen auf den Gegenſtand des 
Vermächtniſſes berechtigt. 8 2151 Abſ3 Satz 2 behandelt die Friſtſetzung durch das Nachlaß⸗ 
gericht. Die 88 2151 u. 2153 können verbunden anwendbar werden, wenn der Erblaſſer dem 
Beſchwerten oder einem Dritten ſowohl die Beſtimmung der mehreren zu bedenkenden Per⸗ 
ſonen, als auch der ihnen zuzuwendenden Vermächtnisanteile überlaſſen hat (RG 96, 17). 
Kommt es in dieſem Falle nicht zur Beſtimmung, jo kann jeder der Bedachten den Gegenſtand 
als Geſamtgläubiger fordern ($ 2151 A 3), muß aber jedem Mitbedachten den ihm gebühren ⸗ 
den gleichen Anteil zukommen laſſen. 


8 2154 
Der Erblaſſer kann ein Vermächtnis in der Art anordnen, daß der Be- 
achte von mehreren Gegenſtänden nur den einen oder den anderen er⸗ 
halten ſoll!). Fit in einem ſolchen Falle die Wahl einem Dritten übertragen, 
ſo erfolgt ſie durch Erklärung gegenüber dem Beſchwerten'). 
Kann der Dritte die Wahl nicht treffen, ſo geht das Wahlrecht auf den 
Beſchwerten über. Die Vorſchrift des 8 2151 Abj 3 Satz 2 findet entſprechende 
nwendung?). 
E I 1862 II 2025; M 5 170-172; P 5 193— 1986. 
Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 


1. Wahlvermächtnis. Gleichgültig iſt, ob die mehreren Gegenſtände individuell oder 
nur der Gattung nach (§ 2155) beſtimmt find, ob fie bereits zur Erbſchaft gehören oder dem 
edachten erſt noch zu verſchaffen find (88 2169, 2170). Die Vorausſetzung des Geſetzes ift 
auch gegeben, wenn der Erblaſſer das Vermächtnis in einer Weiſe bezeichnet hat, die auf mehrere 
in der Erbſchaft vorhandene Gegenſtände zutrifft. Dagegen handelt es ſich um ein bedingtes 
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Vermächtnis, wenn die Beſtimmung des Gegenſtandes von einem Ereignis abhängig gemacht 
iſt (Losziehung, das gewinnende Pferd). 

2. Für das durch das Wahlvermächtnis entſtehende alternative Schuldverhältnis (§ 2174) 
gelten, ſoweit nicht ein anderer Wille des Erblaſſers erhellt, die Vorſchriften der 88 262265. 
Danach ſteht die Wahl im Zweifel dem Beſchwerten zu. Sie kann auch dem Bedachten oder 
Sn 2 übertragen ſein. Erklärung des Dritten gegenüber dem Beſchwerten wie 

2151 eh 

3. Wird die Wahl durch den Dritten unmöglich, fo wird die Regel des § 262, Wahlrecht 
des Schuldners wiederhergeſtellt. Wird ſie verzögert, ſo greift die Friſtſetzung durch das 
Nachlaßgericht ($ 2151 A 4), nach verſtrichener Friſt wiederum das Wahlrecht des Beſchwerten 
ein. Wird die Wahl durch den Beſchwerten oder den Bedachten verzögert, fo findet 8 264 
Anwendung. Sind hüben oder drüben mehrere Wahlberechtigte vorhanden, ſo können ſie 
regelmäßig ($ 747, bei beſchwerten Miterben auch 8 2040 Abſ 1) die Wahl nur gemeinſchaftlich 
vornehmen. Iſt in verſchiedenen letztwilligen Verfügungen das Wahlrecht nacheinander 
verſchiedenen Perſonen übertragen, ohne daß die jüngere die ältere Verfügung aufhebt, ſo 
ſind alle wahlberechtigt und die zuerſt ausgeübte Wahl entſcheidet. Die Pflicht zur Vorzeigung 
der für die Wahl in Betracht kommenden Gegenſtände liegt dem Beſchwerten nach 88 242, 


809 ob. 
8 2155 


Hat der Erblaſſer die vermachte Sache nur der Gattung nach beſtimmt, 
fo iſt eine den Verhältniſſen des Bedachten entſprechende Sache zu leiſten!). 

Iſt die Beſtimmung der Sache dem Bedachten oder einem Dritten über⸗ 
tragen, ſo finden die nach § 2154 für die Wahl des Dritten geltenden Vor⸗ 
ſchriften Anwendung?). 

Entſpricht die von dem Bedachten oder dem Dritten getroffene Beſtim⸗ 
mung den Verhältniſſen des Bedachten offenbar nicht, ſo hat der Beſchwerte 
jo zu leiſten, wie wenn der Erblaſſer über die Beſtimmung der Sache keine 
Anordnung getroffen hättes) ). 

E I 1863 II 2026; M 5 173, 174; P 5 193—201. 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Gattungsvermächtnis. Die vermachte (körperliche) Sache kann ſchlechthin nur der 
Gattung nach beſtimmt (8 243), das Vermächtnis kann aber auch auf eine im Nachlaß vorhandene 
Gattungsſache beſchränkt ſein (gemiſchtes Gattungsvermächtnis). Im letzteren Falle kann es 
ſich auch um ein Wahlvermächtnis nach $ 2154 handeln. Die individuelle Sachleiſtung beſtimmt 
ſich nach den Verhältniſſen (nicht den Bedürfniſſen) des Bedachten. Iſt z. b. dem X 
und dem 2 je ein Pferd vermacht und find im Nachlaſſe ein Reit- und ein Wagenpferd vor 
handen, jo gebührt dem Kavalleriſten X das Reitpferd, dem lahmen Z das Wagenpferd. Wenn 
Biel 15 5 verſagt, hat der Beſchwerte nach § 243 Sachen von mittlerer Art und Güte 
zu leiſten. 

2. Die Beſtimmung der Sache liegt nach $ 243 grundſätzlich dem Beſchwerten ob. Ist 
fie dem Bedachten oder einem Dritten übertragen, jo hat ſich der Beſtimmungsberechtigte 
nach $ 2154, gegebenenfalls nachdem ihm auf Antrag des Beſchwerten gemäß § 2151 A 4 
Friſt geſetzt iſt, gegenüber dem Beſchwerten zu erklären. Im Falle der Unmöglichkeit einer 
Erklärung oder des Verſtreichens der Friſt fällt das Beſtimmungsrecht an den Beſchwerten 


zurück. 

3. Offenbare Unbilligkeit. Auch für die vom Bedachten oder dem Dritten zu treffende 
Beſtimmung find nach Abf 1 die Verhältniſſe des Bedachten maßgebend. Die von ihnen 
getroffene Beſtimmung iſt zwar unwiderruflich, aber abweichend von 88 2151 A 2, 2153 A 2, 
2154 A 2 nicht unanfechtbar. Offenbare Unbilligkeit der getroffenen Beſtimmung (8 319 U 1, 
vgl. auch $$ 2048, 2217), gemeſſen wiederum an den Verhältniſſen des Bedachten, hat viel“ 
mehr den Rückfall des Beſtimmungsrechts an den Beſchwerten zur Folge (der mit einen 
Pferde bedachte Gutsverwalter wählt aus dem auch mit Gebrauchspferden beſetzten Stalle 
das teuerſte Rennpferd). Gewährleiſtungspflicht 88 2182 Abſ 1, 2183. 5 

4. Beweislaſt. Der Bedachte hat zu beweiſen, daß die von ihm beanſpruchte Sache feinen 
Verhältniſſen entſpricht oder nach Ab] 2 vom Dritten beftimmt iſt. Will der Beſchwerte hier 
von abweichen, ſo hat er die offenbare Unbilligteit der getroffenen Beſtimmung zu beweiſen. 


8 2156 


Der Erblaſſer kann bei der Anordnung eines Vermächtniſſes, deſſen 
Zwect er beſtimmt hat, die Beſtimmung der Leiſtung dem billigen Ermeſſen 
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des Beſchwerten oder eines Dritten überlaſſen!). Auf ein ſolches Ber- 
mächtnis finden die Vorſchriften der SS 315 bis 319 entſprechende An⸗ 
wendung). 

E 1 1777 Sat 1 II 2037; M 5 41; P 5 89, 48. 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Zweckbeſtimmung. Vorausgeſetzt iſt, daß der Erblaſſer die Vermächtnisanordnung 
ſelbſt getroffen (nicht bloß einen Dritten hierzu ermächtigt hat, RG Warn 1911 Nr 42), daß 
die Perſon des Bedachten beſtimmt oder doch nach 88 2151, 2152 beſtimmbar iſt (weitergehend 
bei Auflagen, S 2193), daß aber der Gegenſtand der Leiſtung nur aus dem angegebenen Zwecke 
ermittelt werden kann. Inwieweit dieſe Zweckangabe ausreicht, iſt Tatfrage (Vermächtnis 
an X zur Beſtreitung ſeiner Studienkoſten, zu einer Reiſe nach Indien). 5 

2. Billiges Ermeſſen des Beſchwerten $ 315, eines Dritten 88 317, 319. Bei Wegfall 
des Dritten kann die Billigkeit ſchlechthin entſcheidend fein (NG JW 01, 8564). Beſtimmung 
von ſeiten des Beſchwerten gegenüber dem Bedachten (8 315 Abſ 2), von ſeiten des Dritten 
gegenüber dem Beſchwerten oder dem Bedachten (§ 318 Abſ 1). Anfechtung der Beſtimmung 
§ 318 Abſ 2, offenbare Unbilligkeit, Unmöglichkeit oder Verzögerung der Beſtimmung durch 
den Dritten 8 319 Abſ 1 (Abſ 2 kommt nicht in Frage). 


8 2157 


Iſt mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, ſo finden die Vorſchriften 
der SS 2089 bis 2093 entſprechende Anwendung!). 


E I 1846 II 2028; M 5 140, 141; B 5 169. 


1. Gemeinſchaftliches Vermächtnis. Derſelbe Gegenſtand kann den mehreren in der⸗ 
ſelben oder in mehreren nacheinander errichteten Verfügungen (1. jedoch $ 2258) vermacht 
fein. Nach den für die Einſetzung mehrerer Erben geltenden Vorſchriften find die mehreren 
Vermächtnisnehmer, ſoweit ſich nicht aus 88 2066, 2069 (geſetzliche Erben, Abkömmlinge) ein 
anderes ergibt, zu gleichen Teilen bedacht (88 2091, 2093). Es entſteht mithin unter ihnen 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen, 88 741 ff. Sind die Bruchteile oder Summen beſtimmt und 
überſteigen ſie das den mehreren zugewendete Ganze oder erſchöpfen ſie das Ganze nicht, ſo 
tritt entſprechende Verminderung oder Erhöhung der Teile ein (88 2089, 2090). Zuwen 
dung teils nach Bruchteilen, teils ohne Bruchteile 52092. Ob beim Vermächtnis einer teilbaren 
Leiſtung, insbeſondere beim Summenvermächtnis, ein gemeinſchaftliches oder ob mehrere 
Vermächtniſſe anzunehmen find (8 420), iſt Auslegungsfrage. 


§ 2158 

Iſt mehreren derſelbe Gegenſtand vermacht, ſo wächſt, wenn einer von 
ihnen vor oder nach dem Erbfalle wegfällt, deſſen Anteil den übrigen 
Bedachten nach dem Verhältnis ihrer Anteile an. Dies gilt auch dann, 
wenn der Erblaſſer die Anteile der Bedachten beſtimmt hat!). Sind einige 
der Bedachten zu demſelben Anteile berufen, ſo tritt die Anwachſung zu⸗ 
nächſt unter ihnen ein). 

Der Erblaſſer kann die Anwachſung ansſchließen“). 


E 1 1870, 1871 II 2029; M 5 184—186; P 5 215, 216. 


1. Das Anwachſungsrecht beim Vermächtnis entſpricht der Anwachſung der Erbteile 
in 58 2094, 2095. Xorausfegung ift a) ein gemeinſchaftliches Vermächtnis im ap 
von $ 2157. Es ift immer gegeben bei Unteilbarleit der Zeiftung. Es iſt aber 5 teilbaren 
Leiſtungen auch dann nicht ohne weiteres ausgeſchloſſen, wenn der Erblaffer die nteile nach 
Bruchteilen oder Summen beſtimmt hat. Sind 1000 oder iſt eine Forderung von 1000 dem 
A, B, C mit 5/0, 7/10, 7/0 oder auch mit 500, 300, 200 vermacht, jo ift Auslegungsfrage, ob 
ein Vermächtnis zu 1000 oder ob drei Einzelvermächtniſſe zu 500, 300 und 200 vorliegen. 
b) Wegfall eines Mitbedachten, ſei es vor dem Erbfalle durch Tod, Verzicht (88 2160, 
2352) oder nach dem Erbfalle, aber mit Rückbeziehung auf den eitpunkt des Erbfalls durch 
Ausſchlagung, Unwürdigkeit (88 2180, 2345) oder durch Unwirk amwerden der Zuwendung 
infolge Anfechtung, Ausfalls der Bedingung (88 2074, 2177), insbeſondere auch nach 85 2162, 
2163. Fällt der Mitbedachte erſt nach der Annahme durch Eintritt einer auflöſenden Bedingung 
weg, ſo wird mit Planck A 5 gegen Strohal $ 29 A 27 anzunehmen ſein, daß die übrigen Be⸗ 
dachten für dieſen Fall aufſchiebend mitbedacht find. Über die ſonſtigen Wirkungen der An- 
wachſung vgl. 8 2094 A 1. 
2. Engere Gruppe der gemeinſchaftlich Bedachten wie 8 2094 A 3. 
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3. Ausſchließung der Anwachſung wie 3 2094 A 5, ſei es durch Berufung eines Erſatz⸗ 
vermächtnisnehmers (88 2190, 2099) oder dadurch, daß der Erblaſſer ſonſt zu erkennen gibt, 
das Vermächtnis ſolle beim Wegfall des Bedachten hinfällig werden, d. h. dem Beſchwerten 
zugute kommen. 

§ 2159 


Der durch Anwachſung einem Vermächtnisnehmer anfallende Anteil 
gilt in Anſehung der Vermächtniſſe und Auflagen, mit denen dieſer oder 
der wegfallende Vermächtnisnehmer beſchwert iſt, als beſonderes Ver⸗ 
mächtnis!). 

E I 1872 II 2030; M 5 186; P 5 215, 216. 

1. Selbſtändigkeit der Vermächtnisanteile. Wörtlich übereinſtimmend (bis auf die 
hier nicht in Betracht kommende Ausgleichungspflicht) mit $ 1935, Erhöhung des geſetzlichen 
Erbteils und 8 2095, Anwachſung der Erbteile. Der beſchwerte Vermächtnisnehmer (§ 2187) 
kann deshalb von dem Unterbedachten nur bis zum Werte des beſchwerten Anteils in Anſpruch 
genommen werden. War die Anwachſung ausgeſchloſſen und geht deshalb das wegfallende 
Vermächtnis dem Erben zugute, ſo haftet er für das hierauf ruhende Untervermächtnis nicht 
über den freigewordenen Betrag hinaus (8 2187 Abſ 2). 


8 2160 


Ein Vermächtnis iſt unwirkſam, wenn der Bedachte zur Zeit des Erb⸗ 
falls nicht mehr lebt!). 


E 1 1868 II 2031; M 5 181; P 5 212. 


1. Erleben des Vermächtnisanfalls (88 2176, 2177) iſt für den Bedachten (fo gut wie 
für den Erben 88 1923 Abſ 1, 2074) Bedingung der Wirkſamkeit der Zuwendung. Im Gegen⸗ 
ſatze zum Erben (8 1923 Abf 2), aber entſprechend der Nacherbfolge (88 2101 A 1, 2108 A 1), 
braucht jedoch der Vermächtnisnehmer zur Zeit des Erbfalls nicht bereits erzeugt oder ſonſt 
beſtimmt zu fein, $ 2178. Das Unwirkſamwerden des Vermächtniſſes kommt, wenn kein 
Erſatzvermächtnisnehmer berufen iſt oder keine Anwachſung ftattfindet (88 2190, 2158), dem 
Beſchwerten — nicht notwendig dem Erben — zugute. 


8 2161 


Ein Vermächtnis bleibt, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers 
anzunehmen iſt, wirkſam, wenn der Beſchwerte nicht Erbe oder Vermächt⸗ 
nisnehmer wird). Beſchwert iſt in dieſem Falle derjenige, welchem der 
Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar zuſtatten kommte). 

E I 1876 II 2032; M 5 189—191; P 5 221. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Wegfall des Beſchwerten. Entſprechend dem Gedanken des § 2085 bleibt die Wirk ⸗ 
ſamkeit des Vermächtniſſes von dem Wegfall des damit beſchwerten Erben oder Ver⸗ 
mächtnisnehmers grundſätzlich unberührt. Dies gilt auch dann, wenn infolge Wegfalls des 
beſchwerten Erben der mit dem Vermächtniſſe Bedachte geſetzlicher Miterbe wird ($ 2150; 
RG Recht 1913 Nr 1615). Ein anderer Wille des Erblaſſers braucht nicht notwendig in 
der letztwilligen Verfügung erklärt zu ſein, er kann ſich auch aus den Umſtänden, insbeſondere 
aus einem Inhalt des Vermächtniſſes ergeben, der nur von dem eigentlich Beſchwerten ge⸗ 
leiſtet werden kann (Erteilung von Unterricht). l 

2. Der Wegfall des zunächſt Beſchwerten kommt zuſtatten (rechtlich, wenn auch nicht 
notwendig wirtſchaftlich), je nachdem an Stelle des Erben oder Vermächtnisnehmers, dem 
Erſatzberufenen, dem Anwachſungsberechtigten, an Stelle des eingeſetzten Erben dem geſetz⸗ 
lichen, an Stelle des nächſtberufenen dem entfernteren geſetlichen Erben, wie dem Fiskus. 
Der Bedachte ſoll aber aus dem Wegfall auch keinen Vorteil haben. Der nachrückende Ver⸗ 
mächtnisnehmer haftet deshalb nach 8 2187 Abſ 2 nicht weiter, als der Weggefallene gehaftet 
haben würde. 

8 2162 


Ein Vermächtnis, das unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter 
Beſtimmung eines Anfangstermins angeordnet iſt, wird mit dem Ablaufe 
von dreißig Jahren nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher die 
Bedingung oder der Termin eingetreten iſt!). 


Vermächtnis 88 2158—2164 72 7 


Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt oder wird 
ſeine Perſönlichkeit durch ein erſt nach dem Erbfall eintretendes Ereignis 
beſtimmt, ſo wird das Vermächtnis mit dem Ablaufe von dreißig Jahren 
nach dem Erbfall unwirkſam, wenn nicht vorher der Bedachte erzeugt oder 
das Ereignis eingetreten iſt, durch das ſeine Perſönlichkeit beſtimmt wird). 

E I 1869 II 20398; M 5 182, 183; P 5 212—215. 

1. 88 2162, 2163 beſchränken die zeitliche Wirkſamkeit der Vermächtniſſe in demſelben 
Maße, wie 8 2109 diejenige der Nacherbſchaft. Bedingtes und betagtes Vermächtnis 88 2177, 
2074. Auch das Untervermächtnis (8 2186) und das Nachvermächtnis (8 2191) fallen hierunter. 

2. Nach $ 2178 fällt in den Fällen des Abſ 2 das Vermächtnis an mit der Geburt des 
Bedachten oder mit Eintritt des maßgebenden Ereigniſſes. Die dreißigjährige Friſt kann ſich 
deshalb noch um die Empfängniszeit verlängern. 


8 2163 

Das Vermächtnis bleibt in den Fällen des § 2162 auch nach dem Ab⸗ 
laufe von dreißig Jahren wirkſam: 

1. wenn es für den Fall angeordnet iſt, daß in der Perſon des Be⸗ 
ſchwerten oder des Bedachten ein beſtimmtes Ereignis eintritt, und 
derjenige, in deſſen Perſon das Ereignis eintreten ſoll, zur Zeit des 
Erbfalls lebt; 

2. wenn ein Erbe, ein Nacherbe oder ein Vermächtnisnehmer für den 
Fall, daß ihm ein Bruder oder eine Schweſter geboren wird, mit 
einem Vermächtniſſe zugunſten des Bruders oder der Schweſter be⸗ 
ſchwert iſt. 

Iſt der Beſchwerte oder der Bedachte, in deſſen Perſon das Ereignis 
eintreten ſoll, eine juriſtiſche Perſon, ſo bewendet es bei der dreißig⸗ 
jährigen Friſt!). 

E II 2084; P 5 212—215, 225, 237—240; 6 91, 92. 


1. Die beiden hier zugelaſſenen Ausnahmen von der Regel des 8 2162 entſprechen wörtlich 
den für die Nacherbſchaft gegebenen Vorſchriften des $ 2109, |. dort. 


8 2164 


Das Vermächtnis einer Sache erſtreckt ſich im Zweifel auf das zur Zeit 
des Erbfalls vorhandene Zubehör). 

Hat der Erblaſſer wegen einer nach der Anordnung des Vermächt⸗ 
niſſes erfolgten Beſchädigung der Sache einen Anſpruch auf Erſatz der 
Minderung des Wertes, jo erſtreckt ſich im Zweifel das Vermächtnis auf 
dieſen Anſpruch'). 

E 1 1859 II 9035; M 5 168, 164; P 5 179, 180. 


1. Zubehör 88 97, 98, auch 88 314, 926. Die Vorſchrift enthält nur eine Auslegungs. 
regel. Danach iſt maßgebend für den Umfang der Leiſtung der tatſächliche Zuſtand zur Zeit 
des Erbfalls. Bezüglich des Zubehörs auch dann, wenn im Falle des bedingten oder be- 
naten Vermächtniſſes der Anfall hinausgeſchoben ift, $ 2177 (a. M. Planck A !, Leonhard, 

I, C). Der Wortlaut des Abſ 1 ift unzweideutig, 8 2177 ſtellt Anfall ausdrücklich in Gegen. 
ſatz zum Erbfall, ein Überſehen ſcheint deshalb ausgeſchloſſen. Auch innere Gründe ſprechen 
dafür, bezüglich des Zubehörs den bedingt Beſchwerten ſchon vom Erbfall ab als gebunden 
zu behandeln (vgl. auch 88 160 Ubi 1 u. 2179). Was Zubehör ift, entſcheidet das Geſetz, 
nicht die Meinung des Erblaſſers (a. M. Dernburg V 8 76 A 5), es ſei denn, daß die An- 
ordnung des Vermächtniſſes eine über das Geſetz hinausgehende Tragweite enthalten ſoll. 
Gleichgültig ift, ob die tatſächlich vorhandenen wirklichen Zubehörſtücke zur Erbſchaft gehören 
( 2170) oder ob fie vorübergehend von der Hauptſache getrennt ſind ($ 97 Abſ 2). 

2. Erſatzanſprüche wegen Beſchädigung. Sie können hervorgehen aus ſchon beſtehenden 
Schuldverhältniſſen (gegen den Mieter) oder ſonſtwie aus Rechtsgeſchäft (Verſicherung) oder 
aus unerlaubter Handlung. Erſatzanſprüche wegen Untergangs oder Entziehung der Sache 
89 2169, 2172. Zu beachten iſt, daß der Entſchädigungsanſpruch (88 249ff.) bereits bei Leb⸗ 
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zeiten des Erblaſſers, aber erſt nach Anordnung des Vermächtniſſes entſtanden ſein 
muß, wenn die Auslegungsregel Platz greifen ſoll. Nach § 2174 ſteht ferner dem Bedachten 
der Anſpruch auf Abtretung des Erſatzanſpruchs nur dem Beſchwerten gegenüber zu. Er 
kann ihn nicht ohne weiteres gegen den Dritten geltend machen. Im Sinne des Geſetzes 
dürfte liegen, auch die Gewährleiſtungsanſprüche wegen Mängel der Sache (88 459 ff.) zu 
den hier gemeinten Anſprüchen zu zählen. Nur der Wandlungsanſpruch iſt, weil nicht auf 
Erſatz einer Wertminderung gerichtet, hiervon auszunehmen. Erſatzanſpruch des Beſchwerten 
wegen Verwendungen 8 2185. 
§ 2165 


Iſt ein zur Erbſchaft gehörender Gegenſtand vermacht, ſo kann der Ver⸗ 
mächtnisnehmer im Zweifel nicht die Beſeitigung der Rechte verlangen, 
mit denen der Gegenſtand belaſtet iſt!). Steht dem Erblaſſer ein Anſpruch 
auf die Beſeitigung zu, ſo erſtreckt ſich im Zweifel das Vermächtnis auf 
dieſen Anſpruch?). 

Ruht auf einem vermachten Grundſtück eine Hypothek, Grund ſchuld oder 
Rentenſchuld, die dem Erblaſſer ſelbſt zuſteht, ſo iſt aus den Umſtänden zu 
entnehmen, ob die Hypothek, Grund ſchuld oder Rentenſchuld als mitver⸗ 
macht zu gelten hat“) ). 

E I 1861 II 2036; M 5 165—169; P 5 181-188. 


1. Im Zweifel (Auslegungsregel) kein Anſpruch des Vermächtnisnehmers auf Be⸗ 
ſeitigung dinglicher Rechte. Vorausgeſetzt iſt Zugehörigkeit des Vermachtnisgegenſtandes 
(Sache oder Recht 8 90) zur Erbſchaft. Die Vorſchrift iſt daher nicht anwendbar auf das 
Verſchaffungsvermächtnis § 2170. Die Zuwendung des Erbſchaftsgegenſtandes muß ferner 
unmittelbar den Inhalt des Vermäch tniſſes bilden. Wäre nur das Recht vermacht, einen ſolchen 
Gegenſtand aus der Erbſchaft zu kaufen, ſo kame die Gewährleiſtung des Beſchwerten nach 
88 434ff. in Frage N Warn 1913 Nr 242). Als Grundſatz gilt, daß der Gegenſtand auf den 
Vermächtnisnehmer übergeht in derjenigen nicht bloß tatſächlichen (s 2164 A 1), ſondern 
auch rechtlichen Beſchaffenheit, in welcher er ſich zur Zeit des Anfalls befindet, alſo auch mit 
den dem Erblaſſer etwa entſtandenen Einreden (58 1137, 1211, 1254): res transit cum suo 
onere. In Betracht kommen nur dingliche Belaſtungen, bezüglich deren auch der Beſchwerte 
der Berechtigte fein kann, 8 2175. Handelt es ſich um Rüclſtände von wiederkehrenden ding 
lichen Leiſtungen, ſo wird meiſt Befreiung des Bedachten von der nachträglichen Erfüllung 
gewollt ſein. Gleichgültig iſt, ob der Erblaſſer die Belaſtung gekannt hat. Trifft dies zu, ſo 
iſt um ſo mehr anzunehmen, daß der Bedachte die Belaſtung tragen ſolle. (Wegen Hypotheken 
und Grun ſchulden vgl. auch 88 2166—2168.) Zu den dinglichen Belaſtungen gehört nicht 
das Miet- und Pachtrecht. Der Vermächtnisnehmer tritt vielmehr regelmäßig in den Vertrag 
ein (5 571) und muß die Verfügungen des Erblaſſers gegen ſich gelten laſſen (8 573). 

2. Im Falle des Satz 2 (wenn z. B. der Erblaſſer die Laſt ſelbſt abgelöſt, den Pfandſchilling 
gezahlt hatte) gilt die entgegengeſetzte Vermutung: zugleich mit dem Vermächtnisgegenſtand 
geht auch der Beſeitigungsanſpruch auf den Bedachten über. Er ſelbſt hat ihn deshalb durch 
Klage oder Einrede geltend zu machen und kann die Beſeitigung regelmäßig nicht vom Ber 
ſchwerten verlangen. 

3. Bezüglich der Eigentümergrundſchuld (5 1168) ſtellt das Geſetz überhaupt keine Regel 
auf, ſondern läßt lediglich die Umſtände entſcheiden. 1 

4. Beweislaſt. Der Vermächtnisnehmer iſt dafür beweispflichtig, daß der Erblaſſer ſeine 
Befreiung von den Laſten gewollt habe. Beweiſt er, daß der Beſeitigungsanſpruch bereits 
dem Erblaſſer erwachſen war (A 2), ſo trifft den Beſchwerten der Gegenbeweis, daß dieſer 
Anſpruch gleichwohl nicht mit vermacht ſei. Der Bedachte iſt auch dafür beweispflichtig, daß 
ihm die Eigentümergrundſchuld vermacht ſei (A 3). 


8 2166 


It ein vermachtes Grundſtück, das zur Erbſchaft gehört, mit einer Hypo” 
thek für eine Schuld des Erblaſſers oder für eine Schuld belaſtet, zu deren 
Berichtigung der Erblaſſer dem Schuldner gegenüber verpflichtet iſt, ſo 
iſt der Vermächtnisnehmer im Zweifel dem Erben gegenüber zur recht- 
zeitigen Befriedigung des Gläubigers inſoweit verpflichtet, als die Schuld 
durch den Wert des Grundſtücks gedeckt wird!). Der Wert beſtimmt ſich nach 
der Zeit, zu welcher das Eigentum auf den Vermächtnisnehmer übergeht; 
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er wird unter Abzug der Belaſtungen berechnet, die der Hypothek im Range 
vorgehen?). 

Iſt dem Erblaſſer gegenüber ein Dritter zur Berichtigung der Schuld 
verpflichtet, ſo beſteht die Verpflichtung des Vermächtnisnehmers im Zweifel 
nur inſoweit, als der Erbe die Berichtigung nicht von dem Dritten erlangen 
kanns). 

Auf eine Hypothek der im § 1190 bezeichneten Art finden dieſe Vor⸗ 
ſchriften keine Anwendung“). 

E II 2087; P 5 182, 188, 188—192; 6 396. 


1. Auslegungsregeln bezüglich der Verpflichtung des Vermächtnisnehmers zur Befriedi⸗ 
gung von Hypothekengläubigern. Sie beziehen ſich nicht auf das Verſchaffungsvermächtnis 
$ 2170, das vermachte Grundſtück muß vielmehr (wie in § 2165) zur Erbſchaft gehören. 
Die Verpflichtung, im Zweifel die Geltendmachung dinglicher Rechte in das vermachte Grund⸗ 
ſtück geſchehen zu laſſen, ergibt ſich ſchon aus 8 2165 A 1. Dieſe Verpflichtung ſteigert ſich 
bis zu einem perſönlichen Schuldverhältnis des Vermächtnisnehmers gegenüber dem 
Erben (auch wenn er nicht der Beſchwerte iſt) des Inhalts, daß er rechtzeitig für Be⸗ 
friedigung des Gläubigers zu ſorgen hat und dem Erben aus der Verzögerung ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig wird. Der Gläubiger erwirbt dadurch (ſo auch 8 329) keine unmittelbaren Rechte. 
Die geſteigerte Verpflichtung tritt jedoch nur unter der Vorausſetzung ein, daß der Erblaſſer 
entweder perſönlicher Schuldner der durch die Hypothek geſicherten Forderung war oder 
daß er, wenn die Hypothek für eine fremde Schuld beſtellt war (8 1113), dem Schuldner per- 
ſönlich aufzukommen hatte. Nicht alſo, wenn der Erblaſſer überhaupt nur mit dem Grundſtück 
haftete. Zugleich vermindert ſich die Haftung des Vermachtnisnehmers inſofern, als ſie durch 
den Wert des Grundſtücks nach oben begrenzt iſt. Mit dem überſchießenden Betrage — aber 
auch nur mit dieſem (8 1143) — geht deshalb die Forderung gegen den Erben auf den Ver⸗ 
mächtnisnehmer über, wenn er den Glauhiger voll befriedigt. Umgekehrt kann der Erbe, 
wenn er den Gläubiger befriedigt, vom Vermächtnisnehmer nur Erſatz bis zur Höhe des 
Grundſtückswerts verlangen, und nur inſoweit geht die Hypothek auf ihn über (§ 1164). 

2. Für die Wertsbeſtimmung iſt nicht die Zeit des Vermächtnisanfalls (588 2176—2178), 
ſondern der zufällige Zeitpunkt entſcheidend, wo das vermachte Grundſtück dem Bedachten 
aufgelaſſen worden iſt (88 873, 925). Gemäß Abi 3 bleiben Höchſtbetragshypotheken auch bei An⸗ 
rechnung der Belaſtungen außer Betracht. Der hiernach feſtgeſtellte Grundſtückswert bleibt 
un Verhältnis zwiſchen Erben und Vermächtnisnehmer maßgebend, auch wenn ſich bei der 
päteren Zwangsverſteigerung ein höherer oder geringerer Wert herausſtellen ſollte. 

3. Im Falle des Abſ 2 iſt der Vermachtnisnehmer nur hilfsweiſe verhaftet und kann. 
wenn er den Hypothekengläubiger voll befriedigt, vom Erben inſoweit Abtretung feiner Rück 
griffsanſprüche an den Dritten verlangen. Der Erbe iſt jedoch nicht genötigt, bevor er den 
Vermächtnisnehmer in Anſpruch nimmt, den Dritten auszuklagen, wenn er ſonſt feine Zahlungs» 
unfähigkeit nachweiſen kann. 1 2 
4. 3 1190: Hochſtbetragshypothek A 2. — Die Beweispflicht liegt demjenigen ob, 
welcher aus der letztwilligen Anordnung des Erblaſſers weitergehende Rechte für ſich ableitet. — 

ind bewegliche Sachen vermacht, ſo kann der Vermächtnisnehmer zwar nicht Beſeitigung 
des Pfandrechts verlangen (5 2165), iſt aber auch nicht, wie bei der Hypothek zur Befriedigung 
des Gläubigers verpflichtet. Tut er es doch, ſo erwirbt er gemäß §8 1249, 268 Abſ 3 deſſen 
Forderung gegen den Erben. 
S 2167 


Sind neben dem vermachten Grundſtück andere zur Erbſchaft gehörende 
Grundſtücke mit der Hypothek belaſtet, io beſchränkt ſich die im 8 2166 be⸗ 
ſtimmte Verpflichtung des Vermächtnisnehmers im Zweifel auf den Teil 
der Schuld, der dem Verhältniſſe des Wertes des vermachten Grundſtücks 
zu dem Werte der ſämtlichen Grundſtücke entſpricht. Der Wert wird nach 
§ 2166 Abſ 1 Satz 2 berechnet!). 

E II 2088; P 5 182, 188, 188198; 6 896. 

1. Die rift des $ 2166 iſt für den Fall näher ergänzt, daß eine Geſamt⸗ 
YHpother e ene als 1 1 5 5 Nachlaßgrundſtücken eingetragen ift. 
Der Vermächtnisnehmer iſt dem Gläubiger der Geſamthypothek ſelbſtverſtändlich mit dem 
wrundſtück unbeſchränkt verhaftet (§ 1132 Abſ 1). Im Verhältnis zum Erben beſchränkt 
lich aber ſeine Haftung auf den zu ermittelnden verhältnismäßigen Teilbetrag (ogl. auch 8 1172 
Abſ 2). Der Wert ſamtlicher hierbei in Betracht kommender Grundſtücke ift gemäß § 2166 
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Abſ 1 Satz 2 4 Ff Zeitpunkt einzuſtellen, in dem das Eigentum an dem vermachten Grund⸗ 
ſtück übergeht. Haftet die Hypothek noch auf anderen nicht zur Erbſchaft gehörenden Grund⸗ 
ſtücken, ſo kommen für das Rechtsverhältnis zwiſchen Erben und Vermächtnisnehmer dieſe 
Grundſätze überhaupt nicht in Betracht. Es verbleibt bei der Regel des § 2166. 


8 2168 


Beſteht an mehreren zur Erbſchaft gehörenden Grundſtücken eine Ge⸗ 
ſamtgrundſchuld oder eine Geſamtrentenſchuld und iſt eines dieſer Grund⸗ 
ſtücke vermacht, jo iſt der Vermächtnisnehmer im Zweifel dem Erben gegen⸗ 
über zur Befriedigung des Gläubigers in Höhe des Teiles der Grundſchuld 
oder der Rentenſchuld verpflichtet, der dem Verhältniſſe des Wertes des 
vermachten Grundſtücks zu dem Werte der ſämtlichen Grundftüde entſpricht. 
Der Wert wird nach § 2166 Abſ 1 Satz 2 berechnet!). 


Iſt neben dem vermachten Grundſtück ein nicht zur Erbſchaft gehörendes 
Grundſtück mit einer Geſamtgrundſchuld oder einer Geſamtrentenſchuld 
belaſtet, ſo finden, wenn der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls gegenüber 
dem Eigentümer des anderen Grundſtücks oder einem Rechtsvorgänger des 
Eigentümers zur Befriedigung des Gläubigers verpflichtet iſt, die Vor⸗ 
ſchriften des S 2166 Abſ 1 und des 8 2167 entſprechende Anwendung?). 

E II 2039; P 5 182, 183, 188—193; 6 396. 

1. Die Auslegungsgrundſätze der 88 2166, 2167 find weiter ergänzt für den Fall, daß 
auf dem vermachten Grundſtück eine Geſamtgrundſchuld oder Geſamtrentenſchuld ein 
getragen iſt (58 1132, 1192, 1199). Abf 1 ſetzt voraus, daß nur Nachlaßgrundſtücke damit 
belaſtet find. In dieſem Falle tritt der Vermächtnisnehmer, falls er nicht Beſeitigung der 
Grundſchuld verlangen kann (§ 2165 A 1), zu dem Erben in ein perſönliches Schuldverhältnis, 
kraft deſſen er dem Erben gegenüber — unbeſchadet ſeiner vollen Haftung gegenüber dem Gläu⸗ 
biger — nur auf den verhältnismäßigen Teilbetrag der Grundſchuld (8 2167), ſowie ſelbſt⸗ 
verſtändlich nur mit dem nach § 2166 Abſ 1 Satz 2 zu beſtimmenden Werte des Grundſtücks 
als verhaftet gilt. Nur innerhalb der hierdurch gezogenen Grenzen leidet § 1173 verb. 8 1192 
Anwendung. 

2. Sind neben dem vermachten noch andere nicht zur Erbſchaft gehörende Grundſtücke 
belaſtet, jo kommt es darauf an, ob der Erblaſſer zur Zeit des Erbfalls gegenüber dem Eigen 
tümer des andern Grundſtücks oder einem Rechtsvorgänger des Eigentümers zur Befriedigung 
des Geſamtgrundſchuldgläubigers verpflichtet war (z. B. aus der Schuldübernahme im Falle 
des $ 415 Abſ 3, vgl. auch § 1173). Trifft dies zu, fo wird, wie die Verweiſungen ergeben, 
der Vermächtnisnehmer dem Erben bis zum Werte des ihm zugewendeten Grundſtücks ver ⸗ 
pflichtet, wenn nur dieſes allein mit der Geſamtgrundſchuld belaſtet ift (§ 2166 Abſ 1). Sind 
daneben noch andere Nachlaßgrundſtücke belaſtet, ſo vermindert ſich ſeine Verpflichtung weiter 
bis zu dem auf das vermachte Grundſtück entfallenden Teilbetrag (8 2167). Beſtand au 
ſeiten des Erblaſſers keine Befriedigungsverpflichtung gegenüber den ſonſtigen, dermaligen 
oder früheren Grundſchuldnern, jo entſtehen zwiſchen Erben und Vermächtnisnehmer über. 
haupt keine beſonderen Verpflichtungen, der Bedachte ift vielmehr von der Auflaſſung ab 
Geſamtgrundſchuldner neben anderen damit belaſteten Eigentümern. 


8 2169 

Das Vermächtnis eines beſtimmten Gegenſtandes iſt unwirkſam, ſoweit 
der Gegenſtand zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört, es ſei 
denn, daß der Gegenſtand dem Bedachten auch für den Fall zugewendet 
ſein ſoll, daß er nicht zur Erbſchaft gehört!). 

Hat der Erblaſſer nur den Beſitz der vermachten Sache, jo gilt im Zweifel 
der Beſitz als vermacht, es ſei denn, daß er dem Bedachten keinen rechtlichen 
Vorteil gewährt). 

Steht dem Erblaſſer ein Anſpruch auf Leiſtung des vermachten Gegen? 
ſtandes oder, falls der Gegenſtand nach der Anordnung des Vermächt⸗ 
niſſes untergegangen oder dem Erblaſſer entzogen worden iſt, ein Anſpruch 
auf Erſatz des Wertes zu, jo gilt im Zweifel der Anſpruch als vermacht“) 
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Zur Erbſchaft gehört im Sinne des Abſ 1 ein Gegenſtand nicht, wenn 
der Erblaſſer zu deſſen Veräußerung verpflichtet iſt⸗). 
E I 1848 II 2040; M 5 142—148; P 5 165—170. 


1. Zur Wirkſamkeit eines Vermächtniſſes ift grundſätzlich erforderlich, daß der vermachte 
Gegenſtand, Sache oder Recht (§ 90) oder der Gegenſtand, an dem durch Vermächtnis ein 
Recht begründet werden ſoll, wenn auch nicht zur Zeit der Anordnung, ſo doch zur Zeit 
des Erbfalls ſich im Vermögen des Erblalfers befindet. Dieſe Zugehörigkeit 
kommt jedoch von vornherein nicht in Frage beim Gattungsvermächtnis ($ 2155). Aber auch 
das Vermächtnis eines individuell beſtimmten Gegenſtandes kann trotz der Nicht⸗ 
zugehörigkeit zur Erbſchaft ausnahmsweiſe wirkſam ſein, wenn die Anordnung dahin aus- 
zulegen iſt, daß ſie auch für dieſen Fall in Kraft treten ſolle (Begründung eines Inſitzrechts 
an einem nicht zum Nachlaſſe gehörigen Haufe, RG Warn 1911 Nr 278). Es bandelt ſich 
dann um das Verſchaffungsvermächtnis des § 2170. Rechtlich gleichgültig, aber regelmäßig 
von Bedeutung für die Auslegung der Vermächtnisanordnung iſt es, ob der Erblaffer die Nicht⸗ 
zugehörigkeit gekannt hat oder nicht. Es macht ferner keinen Unterſchied, ob der Gegenſtand 
dem Beſchwerten, dem Bedachten oder einem Dritten gehört. Der Beweis, daß der Gegen⸗ 
ſtand nicht zur Erbſchaft gehört, iſt vom Beſchwerten, der Gegenbeweis, daß die Zuwendung 
auch für dieſen Fall gewollt war, vom Bedachten zu führen. Sind nur Teile des vermachten 
Gegenſtandes vorhanden, ſo bleibt das Vermächtnis „ſoweit“ in Kraft. — Das Vermächtnis 
der im Nachlaſſe ſteckenden Erbſchaft eines Dritten betrifft eine Rechtsgeſamtheit, nicht 
beſtimmte einzelne Gegenftände im Sinne der 88 2169, 2170 (RG Warn 1917 Nr 122). 

2. Auch der bloße Beſitz kann als Vermögensvorteil (§ 1939) Gegenſtand des Bermächt- 
niſſes fein. Ein auf Zuwendung des Gegenſtandes ſelbſt (des Hauſes, des Pferdes) lautendes 
Vermächtnis ſoll deshalb nach der Auslegungsregel des Geſetzes in eine Zuwendung des 
Beſitzes am Gegenſtande umgedeutet werden, wenn der Erblaſſer ſelbſt hieran nur den — 
mittelbaren oder unmittelbaren — Beſitz gehabt hat (der Erblaſſer hatte das Haus nur miet⸗ 
weiſe inne, das Pferd nur in Verwahrung). Auch hier kommt es auf die Vorſtellung des Erb⸗ 
laſſers über ſein Recht an der beſeſſenen Sache nicht an. Der Beſchwerte kann ſich mit dem 
Gegenbeweis befreien, daß der Beſitz dem Bedachten keinen rechtlichen Vorteil ge · 
währe. Dies kann jedoch nur bei dem wiſſentlich unrechtmäßigen Beſitz zutreffen, da ſonſt 
ſchon die Tatſache des Beſitzes Rechte erzeugt (Beſitzſchutz 88 858ff., Erſitzung 88 937ff., 
9180 . 89 987ff., Erfah wegen Verwendungen 88 99a ff., Vermutung des Eigentums 


3. Erſatzanſprüche. Auch hier iſt Vorausſetzung, daß die Vermächtnisanordnung auf 
einen beſtimmten, zur Zeit des Erbfalls aber noch nicht oder nicht mehr im Nachlaß vorhandenen 
HGegenſtand lautet. Die Anordnung wird dann lähnliche Surrogationsgrundſatze 88 2041, 
2111, 2164, 2374) in das Vermächtnis des betreffenden Erſatzanſpruchs umgedeutet. Dies 
at auch zu gelten, wenn der Erſatzanſpruch bereits vor Anordnung des Vermächtniſſes ent- 
ſtanden, dem Erblaſſer aber hiervon nichts bekannt geworden war. War der Wertserſatz ſchon 
vor Eintritt des Erbfalls geleiſtet, ſo gilt nach § 2173 im Zweifel der geleiftete Gegenſtand 
als zugewendet. Zu den Erſatzanſprüchen gehört auch der Bereicherungsanſpruch, wie für den 
deſonderen Fall des § 951 in $ 2172 A 2 anerkannt iſt. Hat der Erblaſſer für den in der Ver⸗ 
maächtnisanordnung bezeichneten beſtimmten Gegenſtand (Zuchthengſt „Jupiter“) nachher 
ſelbſt Erſatz beſchafft (Zuchthengſt „Exzelſior“), fo iſt es reine Auslegungsfrage, ob der Erſatz⸗ 
gegenſtand als zugewendet gelten darf. 2 

4. Die bezüglich eines Gegenſtandes beſtehende Veräußerungspflicht hebt feine Zu. 
bebörigkeit zur Erbſchaft an ſich nicht auf, hat aber trotzdem die Unwirkſamkeit des hierauf 
ezüglichen Vermächtniſſes grundsätzlich zur Folge. Das Vermächtnis wird auch dadurch 

unt wirkſam, daß die Veräußerungspflicht nach dem Erbfall wieder wegfällt. Nach Abſ 2 
ann auch an der veräußerten Sache der Beſitz bis zur Herausgabe vermacht ſein und ent 

echend Abſ 3 kann die dem veräußernden Erblaſſer gebührende Gegenleiſtung als ver⸗ 
macht gelten. 
§ 2170 


Iſt das Vermächtnis eines Gegenſtandes, der zur Zeit des Erbfalls nicht 
zur Erbſchaft gehört, nach § 2169 Abſ 1 wirkſam, jo hat der Beſchwerte 
den Gegenſtand dem Bedachten zu verſchaffen!). 

„SI der Beſchwerte zur Verſchaffung außerſtande, ſo hat er den Wert 

zu entrichten. Iſt die Verſchaffung nur mit unverhältnismäßigen Auf. 

ee möglich, ſo kann ſich der Beſchwerte durch Entrichtung des Wertes 
eien ?). 


E 11849 IT 2041; M 5 148, 149; P 5 170, 171. 
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1. Verſchaffungsvermächtnis. Gehört der individuell beſtimmte Gegenſtand, der ſelbſt 
oder an welchem ein noch zu begründendes Recht vermacht iſt (8 2169 A 1), einem Dritten, 
fo hat ihn der Beſchwerte vom Dritten zu erwerben und nebſt dem Zubehör ($ 2164) auf 
den Bedachten zu übertragen oder ihm das Recht vom Dritten zu verſchaffen. Gehört er 
dem Beſchwerten, fo iſt er kraft $ 2174 dem Bedachten unmittelbar zur Leiſtung verpflichtet. 
Seine Gewährleiſtungspflicht beſtimmt ſich nach § 2182 Abſ 2, 3. Gehörte er bereits dem 
Bedachten, ſo erledigt ſich das Vermächtnis als gegenſtandslos, es müßte denn dahin 
umzudeuten fein, daß der vom Erblaſſer daran ausgeübte Beſitz vermacht ſei (8 2169 A 2) 
oder daß der Beſchwerte die darauf ruhenden Belaſtungen zu beſeitigen habe, unter Umſtänden, 
daß er dem Bedachten feine etwaigen Anſchafſungstoſten, vielleicht auch den Wert des 
Gegenſtandes zu vergüten habe. War der Bedachte dem Erblaſſer zur Herausgabe ver⸗ 
pflichtet, ſo liegt Befreiungsvermächtnis vor. 

2. Wird dem Beſchwerten die Verſchaffung nach Eintritt des Erbfalls (zur Zeit 
des Erbfalls ſ. § 2171 A 1) und bevor feine Verpflichtung zur Entrichtung des Wertes ent⸗ 
ſtanden iſt (Abſ 2 Satz 1) objektiv unmöglich, z. B. durch Untergang der Sache, fo wird der 
Beſchwerte ſchon nach allgemeinen Grundſätzen von der Leiſtung völlig befreit, $ 275 Abſ 1, 
und kann nur mit einem etwa erlangten Erſatz oder Erſatzanſpruch herausgabepflichtig werden, 
8 281. Hier iſt nur der Fall der ſubjektiven Unmöglichkeit behandelt, z. B. weil der Dritte 
die Hergabe der Sache ſchlechterdings verweigert. Steht dies feſt, ſo verwandelt ſich damit 
der urſprüngliche Vermachtnisanſpruch in eine Forderung auf Wertserſatz. Die ſpätere Bereit: 
willigkeit des Dritten zur Hergabe der Sache ändert hieran nichts. Der ſubjektiven Unmöglichkeit 
wird vom Geſetze die Notwendigkeit unverhältnismäßiger Aufwendungen gleich" 
geſtellt (der Dritte fordert einen übermäßig hohen Preis). In dieſem Falle bleibt jedoch der 
urſprüngliche Verſchaffungsanſpruch beſtehen, bis ſich der Beſchwerte durch die Wertsentrichtung 
davon befreit (ogl. auch $$ 251 Abſ 2, 633 Abſ 2). Zum Teil a. M. Planck A 2. Der Wert iſt 
nach objektivem durch die Verkehrsanſchauungen beſtimmten Maßſtabe für die Zeit des Ent- 
been n abzuſchätzen. — Vösliche Vereitelung des Vermächtniſſes beim 

ertra Ä 


8 2171 


Ein Vermächtnis, das auf eine zur Zeit des Erbfalls unmögliche Leiſtung 
gerichtet iſt oder gegen ein zu dieſer Zeit beſtehendes geſetzliches Verbot 
verſtößt, iſt unwirkſam. Die Vorſchriften des § 308 finden entſprechende 
Anwendung!). 

E I 1853 II 2042; M 5 154—156; P 5 172, 173. 


Entſprechend anwendbar auf die Auflage $ 2192. 


1. Das Vermächtnis iſt Rechtsgeſchäft. § 188 Abſ 1 ergibt deshalb ohne weiteres, daß 
ein gegen die guten Sitten verſtoßendes Vermächtnis nichtig ift. Für die Beurteilung der 
Sittenwidrigkeit iſt an und für ſich die Zeit der Vornahme des Geſchäfts, hier alſo der An, 
ordnung des Vermächtniſſes maßgebend. Im Streitfalle hat aber der Richter lediglich die 
zur Zeit des Urteilserlaſſes herrſchende Anſchauung des vir bonus zugrunde zu legen un 
darf den hiernach als unſittlich erkannten Vermächtnisanſpruch nicht verwirklichen helfen, 
RS JW 1910, 66 u. 1911, 295 billigen die Nichtigerklärung eines Vermächtniſſes, das von 
einem Ehemann einer Frauensperſon zur Belohnung für Geſchlechtsverkehr und um It 
deſſen Fortſetzung zu beſtimmen ausgeſetzt war. Doch iſt nach Rich Warn 1910 Nr 371 die BW 
wendung eines Erblaſſers an die Mutter ſeiner im Ehebruch erzeugten Kinder nur unter be’ 
ſonderen Umſtänden (3. B. bei gröblicher Benachteiligung der eigenen Angehörigen) fitien® 
widrig. Ebenſo folgt ſchon aus 8 134 die Nichtigteit des gegen ein geſetzliches Verbot ver 
ſtoßenden Vermächtniſſes. Hier iſt nur hinzugefügt, daß für die Beurteilung der Geiles 
widrigkeit (entgegen der regula Catoniana) nicht die Zeit der Teſtamentserrichtung, ſonder 
die Zeit des Erbfalls maßgebend fein ſoll. Derſelbe Grundſatz gilt in Ubereinſtimma 
mit den für den Vertrag getroffenen Vorſchriften § 306 bei dem auf eine unmögliche zeitung 
gerichteten Vermächtnis. Iſt jedoch der Vermächtnisanfall über die Zeit des Erbfalls hingn ; 
geſchoben (8 2177), fo iſt, wie die Bezugnahme auf $ 808 (und $ 309) ergibt, das Vermüchnen 
wirkſam, wenn die Geſetzwidrigkeit oder Unmöglichkeit wenigſtens zur Zeit des Anfalls geh? or 
und das Vermächtnis für dieſen Fall angeordnet ift. Vorausgeſetzt iſt objektive, ſchon vus 
dem Erbfall vorhandene Unmöglichkeit der Leiſtung, gleichviel ob aus natürlichen oder Sn 
Rechtsgründen (Untergang der Sache, Verkehrsverbot, z. B. Süßſtoffgeſetz v. 7. 7. 02, fer 
übertragbarkeit des vermachten Rechtes $ 309). Doch kann nach 8 2169 A 3 ein dem ei alt 
zuſtehender Erſatzanſpruch als vermacht gelten. Die Folgen einer erſt nach dem Sb 2 
eintretenden, auch der bloß ſubjektiven Unmöglichkeit der Leiſtung ſind in 88 275, 2170 en 
2179 geregelt. Iſt das Vermächtnis aufſchiebend oder auflöſend unter einer unmöglich 
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Bedingung (Verheiratung mit der Schweſter) angeordnet, fo iſt nach allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen im erſteren Falle die Zuwendung als unwirkſam, die auflöſende Bedingung dagegen 
als nicht beigefügt zu behandeln. 

8 2172 


Die Leiſtung einer vermachten Sache gilt auch dann als unmöglich, wenn 
die Sache mit einer anderen Sache in ſolcher Weiſe verbunden, vermiſcht 
oder vermengt worden iſt, daß nach den 88 946 bis 948 das Eigentum an 
der anderen Sache ſich auf ſie erſtreckt oder Miteigentum eingetreten iſt, 
oder wenn ſie in ſolcher Weiſe verarbeitet oder umgebildet worden iſt, daß 
nach 8 950 derjenige, welcher die neue Sache hergeſtellt hat, Eigentümer 
geworden iſt!). 

Iſt die Verbindung, Vermiſchung oder Vermengung durch einen anderen 
als den Erblaſſer erfolgt und hat der Erblaſſer dadurch Miteigentum er⸗ 
worben, ſo gilt im Zweifel das Miteigentum als vermacht; ſteht dem Erb⸗ 
laſſer ein Recht zur Wegnahme der verbundenen Sache zu, ſo gilt im Zweifel 
dieſes Recht als vermacht). Im Falle der Verarbeitung oder Umbildung 
durch einen anderen als den Erblaſſer bewendet es bei der Vorſchrift des 
§ 2169 Abſ 35). 

E I 1954 II 2043; M 5 173, 174; 6 398. 

1. Die Verbindung beweglicher Sachen mit einem Grundſtück ($ 946) oder mit anderen 
beweglichen Sachen (§ 947) oder die Vermiſchung beweglicher Sachen miteinander ($ 948) 
bewirkt Untergang der Sache im Rechtsſinn und deshalb Unmöglichkeit der Leiſtung. Das 
gleiche gilt, wenn die vermachte Sache im Wege der Verarbeitung oder Umbildung als Stoff 
zur Herſtellung einer neuen Sache benutzt worden iſt und der Wert des Stoffes nicht über⸗ 
wiegt ($ 950). Hat der Erblaſſer ſelbſt oder hat mit feinem Willen ein Dritter nach An. 
ordnung des Vermächtniſſes die Verbindungen vorgenommen, ſo gilt das Vermächtnis als 
erledigt. Doch kann unter Umftänden der Vermächtniswille auch dahin ausgelegt werden, 
daß die neugebildete Sache oder daß Wertserſatz für die untergegangene Sache vermacht fein 
ollte. Auch Miteigentum oder ein Wegnahmeanſpruch gegen den Beſchwerten im Sinne von 
Abſ 2 kann als vermacht gelten, obwohl bei einer vom Erblaſſer ſelbſt vorgenommenen Um- 
geſtaltung ſeiner eigenen Sachen von Rechten ſolchen Inhalts, die ſchon in ſeiner Perſon 
entſtanden wären, nicht eigentlich geſprochen werden kann. 

2. Iſt die Verbindung durch einen andern als den Erblaſſer und ohne ſeinen Willen erfolgt. 
fo verbleibt es zwar bei der Unmöglichkeit der Leiſtung und infolge eſſen der Unwirkſamkeit 
dieſes Vermächtniſſes. Es wird aber nach geſetzlicher Auslegungsregel („im Zweifel“ bis 
zum Gegenbeweis des Beſchwerten) dahin umgedeutet, daß an Stelle des urſprünglichen 
Gegenſtandes die dem Erblaſſer aus $$ 947, 948, 951 Abſ 2 entſtandenen Miteigentums⸗ und 

egnahmerechte als vermacht gelten. as 

3. Soweit dem Erblaſſer, wie insbeſondere im Falle der Verarbeitung und Umbildung 
der Bereicherungsanſpruch aus § 951 Ab] 1 zuſtand, gilt nunmehr dieſer als vormacht 
(82169 N 8). 

8 2173 


Hat der Erblaſſer eine ihm zuſtehende Forderung vermacht, ſo iſt, wenn 
vor dem Erbfalle die Leiſtung erfolgt und der geleiſtete Gegenſtand noch 
in der Erbſchaft vorhanden iſt, im Zweifel anzunehmen, daß dem Bedamten 
dieſer Gegenſtand zugewendet ſein ſoll. War die Forderung auf die Zah- 
lung einer Geldſumme gerichtet, jo gilt im Zweifel die entſprechende Geld» 
ſumme als vermacht, auch wenn ſich eine ſolche in der Erbſchaft nicht vor⸗ 
findet!) 2), 

E 1 1865 II 2044; M 5 157, 158; P 5 174-176, 

1. Forderungsvermüchtnis. Iſt die vermachte dem Erblaſſer zuſtehende Forderung 
durch Leiſtung 55 den Gläubiger erloſchen, fo 0 fie auch nicht mehr Gegenſtand des Ver⸗ 
mächtniſſes fein und das Vermächtnis wäre inſoweit nach 8 2171 unwirkſam. Es wird aber, 
ähnlich wie in $ 2169 Abſ 3 in ein Vermächtnis auf Leiſtung des Forderungsgegenſtandes 
umgedeutet, falls dieſer zur Zeit des Erbfalls noch in Natur in der Erbschaft vorhanden 
iſt. Beim Geldforderungsvermächtnis — nicht auch beim Vermächtnis einer Forderung auf 
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Leiſtung verbrauchbarer oder vertretbarer Sachen — wird auch von dieſem Erfordernis ab⸗ 
geſehen. Das Geſetz erteilt jedoch nur Auslegungsregeln, läßt mithin dem Beſchwerten 
den Gegenbeweis nach, daß das Vermächtnis nur auf die Forderung in dem zur Zeit des Erb⸗ 
falls beſtehenden Betrage gerichtet war. Iſt der Forderungsgegenſtand nicht mehr vorhanden, 
hat ihn namentlich der Erblaſſer ſelbſt ſchon weiterveräußert, ſo wird das Vermächtnis nur 
ſchwer als Verſchaffungsvermächtnis ($ 2170) aufrechtzuerhalten fein. Ob die Forderung 
dem Erblaſſer ſchon bei Anordnung des Vermächtniſſes zuſtand, oder ob fie ihm ſurrogations⸗ 
weiſe erſt ſpäter entſtanden iſt (88 2164 Abſ 2, 2169 Abſ 3), macht keinen Unterſchied. Ebenſo⸗ 
wenig, ob der Erblaſſer die Forderung eingezogen hat oder ob ſie freiwillig vom Schuldner 
erfüllt it. Aufrechnung ſteht der Leiſtung gleich. Wenn der Beſchwerte nach dem Erb⸗ 
fall über die Forderung verfügt, jo wird er dem Bedachten erſatzpflichtig. Erliſcht fie durch 
Aufrechnung von ſeiten des Schuldners, ſo haftet er dem Bedachten auf Bereicherung. Stand 
die Forderung nicht dem Erblaſſer, ſondern dem Beſchwerten oder einem Dritten 
zu und war ein Verſchaffungsvermächtnis gemeint, ſo iſt es Sache freier Auslegung, 
ob der vor dem Erbfall an den Gläubiger geleiſtete Gegenſtand als vermacht zu gelten hat. — 
Im übrigen kann das Forderungsvermächtnis auch durch das Vermächtnis der Schuldurkunde, 
des Sparkaſſenbuchs uſw. ausgedrückt ſein. Beſtehende Nebenrechte der Forderung (Pfand, 
Bürgſchaft) gelten im Zweifel als mitvermacht. Aus $ 2174 hat der Bedachte gegen den Be 
ſchwerten den Anſpruch auf Übertragung der Forderung nach 88 398ff. mit Zinſen feit Anfall 
des Vermächtniſſes (§ 2184). Sind verkehrsfähige Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
vermacht und hat der Erblaſſer durch Verkauf darüber verfügt, ſo bildet im Zweifel der erzielte 
Erlös den nunmehrigen Gegenſtand des Vermächtniſſes (OLG 10, 302). 

2. Nicht beſonders geregelt, aber auch nach BGB zuläſſig iſt a) das Befreiungsvermächtnis: 
Zuwendung der Befreiung von einer dem Bedachten gegen den Erblaſſer, den Beſchwerten 
oder einen Dritten obliegenden Schuld. Sie kaun, wenn der Bedachte Schuldner des Erb⸗ 
laſſers iſt, auch in dem Vermächtnis der Forderung an den Bedachten ausgedrückt fein. Sie 
verpflichtet den Beſchwerten in den beiden erſteren Fällen zum Schulderlaß, zur Quittungs⸗ 
leiſtung und Rückgabe des Schuldſcheins (88 368, 371), Freigabe der beſtellten Sicherheiten 
und gewährt dem Vedachten eine Einrede, wenn er vom Beſchwerten auf Erfüllung belangt 
wird. Iſt der Gläubiger ein Dritter, jo hat der Beſchwerte die Befreiung herbeizuführen 
RG 21914, 760°). Iſt die Schuld ſchon vor dem Erbfall von dem Bedachten zurückgezahlt, 
10 lann Dre, Auslegung zu der Aunahme führen, daß ein Vermächtnis der Schuldſumme ge’ 
wollt iſt. So RG Gruch 62, 248 für einen Fall, in dem die Schuld des Bedachten an den 
Erblaſſer nicht von dieſem felbft, ſondern von deſſen Pfleger ohne Kenntnis des Befreiung? 
vermächtniſſes eingezogen worden war. b) Das Schuldvermächtnis (legatum debiti): Ver’ 
mächtnis deſſen, was der Erblaſſer dem Bedachten ſchuldet oder ſchuldig zu fein erklärt. Darin 
kann die Beſtätigung eines ſchon beſtehenden, wenn auch vielleicht unwirkſamen Schuld. 
verhältniſſes (gleich dem Schuldanerkenntnis $ 781) oder die ſelſſtändige Begründung eines 
ſolchen (gleich dem Schuldverſprechen § 780) enthalten fein. Beſtätigung einer unwirkſamen 
Schenkung RG 82, 149. Im erſteren Falle iſt, wenn die Schuld nicht beſtand, gegebenenfalls 
Anfechtung wegen Irrtums aus $ 2078 möglich. War die Schuld zur Zeit des Erbfalls ſchon 
getilgt, fo ift das Vermächtnis nach 8 2171 unwirkſam. — Sind ſonſtige Rechte Gegenſtan 
des Vermächtniſſes, fo beſtimmt ſich fein Inhalt nach den beſonderen hierfür geltenden Vor ⸗ 
ſchriften (Inbegriff, Leibrente, Nießbrauch, Ausſtattung uſw.). 


8 2174 


Durch das Vermächtnis wird für den Bedachten das Recht begründet, poll 
dem Beſchwerten die Leiſtung des vermachten Gegenſtandes zu fordern!) ). 
E 1 1865 II 2045; M 5 176; P 5 201—210; 6 844-346, 


1. Durch das Vermächtnis wird, wie auch beim Pflichtteil 8 2303, nur ein Forderung?“ 
recht des Bedachten gegen den Beſchwerten begründet. Der zugewendete Gegenftand geh: 
daher nicht, wie beim Vindikationslegat des gemeinen Rechtes unmittelbar kraft Geſetzes 2 
den Bedachten über. Vielmehr liegt dem Beſchwerten ob, die zur Verwirklichung der Ven, 
mächtnisanordnung erforderlichen Rechtsakte vorzunehmen (Eigentumsübertragung, 173 
tretung, Neubegründung von Rechten, Erlaß der Schuld beim Befreiungsvermächtnis 8 55 
A 2 a uſw.). Im übrigen beſtimmen ſich die gegenfeitigen Rechte und Pflichten der alt 
ſchwerten und Bedachten nach den allgemeinen Vorſchriften über Schuldverhe 
niſſe. So insbeſondere in der Frage der Vertretung der Haftung für eigenes und ren ae 
Verſchulden (88 276ff.), der Verzugsfolgen (88 286ff.); Verzinſung eines Geldverm J . 
niſſes während des Verzugs nach § 288 (RG 23 1917, 191%). Auch ſchon vor Annahme die 
Erbſchaft oder des mit einem Untervermächtnis belafteten Vermächtniſſes darf der Beſchwe > 
der Verwirklichung des Vermächtnisanſpruchs nicht entgegenhandeln. Beim hinausgeſchoben 
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Vermächtnisanfall 88 2179, 160. Beſondere Vorſchriften für die Erfüllung 88 21812189. 
Die hierdurch entſtehenden Koſten ſind vom Beſchwerten zu tragen. Als Leiſtungsort wird 
regelmäßig der letzte Wohnort des Erblaſſers in Frage kommen ($ 269). Auch wenn dies 
gegebenenfalls nicht zuträfe, iſt für Klagen, welche Anſprüche aus Vermächtniſſen betreffen, 
das Gericht der Erbſchaft (ZPO $ 27) zuſtändig. Ein geſetzlicher Anſpruch auf Sicherſtellung 
ſteht dem Vermächtnisnehmer nicht zu. Doch kann er als Nachlaßgläubiger die Nachlaß⸗ 
verwaltung beantragen (8 1981 A 2/3) und gegebenenfalls ſich durch Arreſt oder einſtweilige 
Verfügung, insbeſondere durch Eintragung einer Vormerkung ($ 885) ſchützen laſſen. Hat 
der Erblaſſer dem Bedachten den Vermächtnisgegenſtand bereits unter Lebenden zu⸗ 
gewendet (vgl. über die Möglichkeit der Rechtsnatur einer ſolchen Zuwendung als Schenkung 
RG 95, 12), fo iſt das Vermächtnis, wenn es ſich um eine species handelt, nach § 2169 Abſ 1 
unwirkſam. Das Gattungsvermächtuis ($ 2155) bleibt an ſich in Kraft. Doch iſt Tatfrage, 
ob das Vermächtnis nicht unter der ſtillſchweigenden Bedingung angeordnet iſt, daß der Erb⸗ 
laſſer den Bedachten nicht ſelbſt noch befriedigen werde (RG Gruch 63, 476 f.). Der in der 
Annahme der Zuwendung unter Lebenden regelmäßig enthaltene Verzicht des Bedachten 
auf das Vermächtnis bedarf, um wirkſam zu fein, der Form des 8 2348 (§ 2352). 

2. Die Vermächtnisſchuld ift, wenn der Erbe damit beſchwert ift, Nachlaßverbind lichkeit 
(8 1967). Sie unterſcheidet ſich aber von anderen Verbindlichkeiten dadurch, daß fie — gleich 
dem Pflichtteil — zur Voraussetzung hat, daß nach Tilgung der eigentlichen Nachlaßſchulden 
ein freier Nachlaßüberſchuß vorhanden ift. Anderſeits hat der Erbe keinen Anſpruch darauf, 
daß ihm irgend etwas (Falzidiſche Quart) vom Nachlaß verbleibe. Hierauf und auf der Tat- 
ſache, daß dem Erben das Vermächtnis regelmäßig aus den letztwilligen Verfügungen des 
Erblaſſers bekannt iſt, beruhen folgende Beſonderheiten: Das Vermächtnis wird, außer 
nach Teilung des Nachlaſſes unter Miterben (§ 2060 A 3) durch das Aufgebot nicht betroffen, 
$ 1972, hat aber ſogar hinter den ausgeſchloſſenen Gläubigern zurückzutreten (88 1973 A 4, 
1974 A 7). Im Verhältnis von Pflichtteilsberechtigten, Vermächtniſſen und Auflagen zu- 
einander haben die erſteren den Vorrang, § 1974 A 7; KO 8 226. Im übrigen kann der Erb⸗ 
laſſer den Rang ordnen, 8 2189. In dieſem Verhältnis hat der Erbe auch im Falle der Un⸗ 
zulänglichkeitseinrede für die Berichtigung Sorge zu tragen, 8 1991 A 4, aber auch 8 1979. 
Beruht die Überſchuldung des Nachlaſſes auf Vermächtniſſen, fo iſt der Erbe deshalb allein 
nicht zum Antrag auf Eröffnung des Nachlaßkonkurſes verpflichtet, 88 1980, 1992. Inwieweit 
im übrigen Vermächtniſſe vom Pflichtteilsrechte beeinflußt werden, ergeben 88 2306, 2318, 
28212323. Beſonderheiten im Nachlaßkonkurſe KO. S8 219, 222, 226, 227, 230. Haftung 
des Vorerben $ 2145. Fälligkeit des Untervermächtniſſes, mit dem ein Vermächtnisnehmer 
deſchwert iſt und Beſchränkung feiner Haftung 885 2186— 2188, Anfechtung des Vermächt⸗ 
niſſes wegen Erbunwürdigkeit des Bedachten § 2345. 


§ 2175 
Hat der Erblaſſer eine ihm gegen den Erben zuſtehende Forderung 
oder hat er ein Recht vermacht, mit dem eine Sache oder ein Recht des Erben 
delaſtet ift, jo gelten die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht 
und Verbindlichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsver⸗ 


hältniſſe in Anſehung des Vermächtniſſes als nicht erloſchen!). 
ET 1866 II 2046; M 5 176, 177; P 5 208, 210, 


1. Iſt eine zur Zeit des Erbfalls bereits beſtehende Forderung gegen den Erben oder 
— gegen ihn zuſtehendes dingliches Recht Gegenſtand des Vermächtniſſes, ſo würde nach 
em vom BGB ſtillſchweigend angenommenen Grundſatz der Konfuſion oder Konfoli- 
dation (Vorbem 2 vor 8 241) das Recht mit dem Erbfall erlöſchen und das Vermächtnis 
nach $ 2169 A 1 unwirkſam werden. Dieſer Erfolg ift unvermeidlich, wenn es ſich um nicht 
übertragbare (88 399ff., 1059, 1092) oder um mit dem Tode des Erblaſſers erlöſchende Rechte 
Handelt ($$ 1061, 1090). Das Geſetz verhindertaber im übrigen die Unwirkſamkeit dadurch, 
andes (übereinſimmend mit 88 1976, 1991, 2143, 2377, für Grundſtücke vgl. 8 880) das 
ermachte Recht weiter beſtehen läßt. Damit find zugleich die hiermit verbundenen Neben- 
und Sicherungsrechte mit Wirkung auch gegen Dritte aufrechterhalten. Die Vereinigung 
üt nur in Anfehung des Vermächtniſſes als nicht erfolgt. Die Privatgläubiger des 
Geben tönnen ſich deshalb nicht darauf berufen, um zum Schaden des Vermachtnisnehmers 
le ererbte (und zugleich vermachte) Forderung für ſich mit Beſchlag zu belegen. Im übrigen 
det die Vereinigung ein, fo daß ſich die Nachlaßgläubiger nur unter den Vorausſetzungen 
kön 58 1976, 1991 an die Forderung oder das gegen den Erben beſtehende Recht halten 
Önnten. Beſtand die vermachte Forderung überhaupt nicht, jo kann gleichwohl ein Ver⸗ 
ahaffungsvermächtnis gewollt fein ($ 2170). Iſt umgekehrt der vermachte Gegenſtand mit 
mem dem Erben gegen den Erblaſſer zuſtehenden Rechte, z. B. einem Pfandrechte belaftet, 
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To folgt aus § 2165 A 1, daß der Bedachte die Beſeitigung dieſes Rechtes im Zweifel nicht 
verlangen kann und daß ſchon deshalb die Vereinigung als ausgeſchloſſen zu gelten hat (3 1256). 


8 2176 


Die Forderung des Vermächtnisnehmers kommt, unbeſchadet des Rechtes, 
das Vermächtnis auszuſchlagen, zur Entſtehung (Anfall des Vermächtniſſes) 
mit dem Erbfallel). 

E 1 1367 Abſ 1 II 2047 Satz 11 M 5 177, 178; P 5 210, 211. 


1. Anfall des Vermächtniſſes. Wie die Erbſchaft mit dem Tode des Erblaſſers, dem 
Erbfall auf den Erben übergeht (88 1922, 1942), fo entſteht mit demſelben Zeitpunkt, 
gleichfalls unmittelbar kraft des Geſetzes, auch der Vermächtnisanſpruch des $ 2174 als ein 
zum Vermögen des Bedachten gehöriger veräußerlicher und vererblicher Beſtandteil. Es ſei 
denn daß der Anfall gemäß 88 2177ff. hinausgeſchoben ift. Dabei iſt zwiſchen dem Anfall 
des Vermächtniſſes und der nach dem Teſtament, geeignetenfalls unter Berücksichtigung der 
Verkehrsſitte, zu beſtimmenden Fälligkeit des Vermächtnisanſpruchs ($ 2181) wohl zu unter⸗ 
ſcheiden (SeuffA 72 Nr 55). Der Anfall iſt nicht davon abhängig, daß der Erbe die Erbſchaft 
angenommen hat. Doch beſteht vorher kein Klagerecht, 8 1958. Ebenſo iſt der mit einem Unter ⸗ 
vermachtnis beſchwerte Bedachte nicht vor Fälligkeit des Hauptvermachtniſſes zur Erfüllung 
verpflichtet; § 2186. Fallen Erbfall und Vermächtnisanfall zuſammen, ſo muß der Vermächt⸗ 
nisnehmer (wie der Erbe) den Erbfall erlebt haben, § 2160. Iſt der Vermächtnisanfall auf 
einen jpäteren Zeitpunkt hinausgeſchoben (88 2177ff.), fo genügt, daß der Vermächtnis⸗ 
nehmer wenigſtens zu dieſem Zeitpunkt gelebt hat, während die Erbeinſetzung des postumus im 
gleichen Falle nur als Nacherbfolge gehalten werden kann (88 2101 A 1). Dem Erleben ſteht 
jedoch bei der Erbfolge wie beim Vermächtnis gleich, daß der Vedachte wenigſtens als Er⸗ 
zeugter vorhanden iſt (55 1923 Abſ 2, 2178). Wegen der Rechte in der Zwiſchenzeit zwiſchen 
Erbfall und Anfall vgl. § 2179. Der Anfall des Vermächtniſſes hat ebenſo wie der Erbſchafts⸗ 
anfalt ($ 1942 A 2) den vorläufigen Erwerb des Vermächtnisanſpruchs vorbehaltlich des Aus⸗ 
ſchlagungsrechts zur Folge. Doch iſt abweichend von der Erbſchaft die Möglichkeit der Aus⸗ 
ſchlagung regelmäßig an keine Friſt und keine Form gebunden, 8 2180 A 1/2. Recht des Ber 
dachten auf den Jruchtgenuß vom Anfall ab § 2184. Unwirkſamkeit des Vermächtniſſes durch 
Zeitablauf 88 2162, 2163. 

§ 2177 


Iſt das Vermächtnis unter einer aufſchiebenden Bedingung oder unter 
Beſtimmung eines Anfangstermins angeordnet und tritt die Bedingung 
oder der Termin erſt nach dem Erbfall ein, ſo erfolgt der Anfall des Ver⸗ 
mächtniſſes mit dem Eintritte der Bedingung!) oder des Termins). 

E I 1867 Nr 1 II 2047 Satz 2; M 5 178—181; P 5 210—212, 


1. Handelt es ſich um ein aufſchiebend bedingtes Vermächtnis, ſo iſt zunächſt zu unter⸗ 
ſuchen, ob die Zuwendung nach dem Willen des Erblaſſers nur gelten ſoll, wenn der Be. 
dachte den Eintritt der Bedingung erlebt. a) Iſt dieſe Frage nach der Regel des 8 2074 zu 
bejahen, was insbeſondere dann zutrifft, wenn das als Bedingung geſetzte Ereignis zu der 
Perſon des Bedachten in Beziehung fteht, fo ift die Zuwendung doppelt bedingt durch den 
Eintritt des Ereigniſſes und fein Erleben durch den Bedachten. b) Iſt die Frage zu dert 
neinen, ſo erhellt zugleich als wahrer Wille des Erblaſſers, daß die Zuwendung für den Fa 
des Eintritts der Bedingung entweder dem Bedachten ſelbſt oder wenn er zu dieſem Zeit” 
punkte nicht mehr lebt, ſeinen Erben gemacht ſein ſoll. Der Bedachte erwirbt aber nicht nur 
in dieſem Falle, ſondern auch im Falle a (anders 2. Aufl.) mit dem Erbfall eine An warez 
ſchaft, die gleich anderen bedingten Rechten (§ 2179) einen Beſtandteil ſeines Vermögen 
bildet, zum Gegenſtand einer rechtsgeſchäftlichen Verfügung gemacht und gepfändet werben, 
kann (NG 17. 11. 19 IV B 2/19). Der Vermächtnisanſpruch kommt jedoch nach der a 
gemeinen Vorſchrift des 9 158 Abf 1 erſt mit Eintritt der Bedingung zur Entſtehug, 
Dies bringt das Geſetz dadurch zum Ausdruck, daß es bis dahin den Anfall des Vermäch 
niſſes hinausſchiebt. 


2. Handelt es ſich um eine Zuwendung unter Beſtimmung eines Ainfangstermind, 9 
kommt $ 2074 von vornherein nicht in Frage (RG Warn 1919 Nr 99; 18. 3. 20 IV mn N 
Die Zuwendung iſt (falls freie Auslegung nicht etwa ergibt, daß fie nach dem wahren a 
des Ecblaſſers unter der Bedingung des Erlebens des beſtimmten Zeitpunkts durch ben , 
dachten gemacht iſt) als vererbliche Anwartſchaft erworben, aber auch hier ſoll der Vermächtne 
auſpeuch als künftiges Recht erſt mit dem Anfangstermin zur Entſtehung kommen (8 pi 
Insbeſondere ift nicht bloß die Fälligkeit des Anſpruchs (8 2181), ſondern der Anfall ſel 
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hinausgeſchoben. Dies hat namentlich zur Folge, daß der Bedachte erſt vom Eintritte des 
Termins ab auf die Früchte Anſpruch hat ($ 2184). Doch ift zuzuſehen, ob nach dem wahren 
Willen des Erblaſſers nicht ſofortiger Anfall und nur Aufſchub der Fälligkeit gewollt iſt. So 
insbeſondere, wenn dem X 1000, zahlbar 10 Jahre nach dem Tode des Erblaſſers, mit der 
Beſtimmung vermacht ſind, daß der Beſchwerte bis dahin die Zinſen zu zahlen habe (ähnliche 
Fälle OLG 30, 206; RG Recht 1913 Nr 2883). Auch beim Vermächtnis wiederkehren 
der Leiſtungen iſt Tatfrage, ob das Bezugsrecht als ſofort anfallendes einheitliches Recht, 
oder ob eine Reihe einzelner nach 8 2177 zu beurteilender Vermächtniſſe zugewendet iſt. So 
kann eine Jahresrente auf die Lebenszeit des Sohnes und Erben dieſem, zugleich als Voraus⸗ 
vermächtnis, von ſeinem Tode ab aber dem Enkel vermacht ſein (RG 14. 3. 07 IV 468/06). 
Bei der Leibrente ($ 750) wird es ſich nach RG 67, 210 immer um ein derartiges in ſich 
geſchloſſenes einheitliches Recht handeln. In den Fällen des 8 2177 iſt das Vermächtnis 
nur wirkſam, wenn und ſoweit der Anfall innerhalb der zeitlichen Grenzen der 88 2162, 2163 
ſtattfindet. Hinausſchiebung des Vermächtnisanfalls beim gemeinſchaftlichen Teſtamente 
($ 2269 Abſ 2) und beim Erbvertrag ($ 2280). Der Fall, daß der Gegenſtand der Zuwendung 
ſelbſt in einem bedingten oder betagten Rechte beſteht, hat nichts Beſonderes. Nur darauf 
kommt es an, ob die Zuwendung bedingt oder betagt gewollt iſt. 


8 2178 


Iſt der Bedachte zur Zeit des Erbfalls noch nicht erzeugt oder wird ſeine 
Perſönlichkeit durch ein erſt nach dem Erbfall eintretendes Ereignis bes 
ſtimmt, ſo erfolgt der Anfall des Vermächtniſſes im erſteren Falle mit der 
Geburt, im letzteren Falle mit dem Eintritte des Ereigniſſes!). 

E I 1867 Nr 2, 8 II 2048; M 5 180, 181; P 5 210—212. 


1. Abweichend von der Erbfolge ($ 1923), aber übereinſtimmend mit der Nacherbfolge 
(88 2101, 2105) läßt das Geſetz ein Vermächtnis wirkſam werden, das einem bei Eintritt 
des Erbfalls noch nicht einmal erzeugten oder noch nicht beſtimmten Bedachten zugewendet 
iſt, vorausgeſetzt, daß die zeitlichen Grenzen der 88 2162, 2163 innegehalten ſind. Der Anfall 
wird aber in dieſen Fällen bis zur Hebung der Unbeſtimmtheit hinausgeſchoben ($ 2106 Abſ 2). 
War der Bedachte bei Eintritt des Erbfalls bereits erzeugt, fo wird der Anfall nach der ent- 
ſprechend anzuwendenden Regel des §. 1923 Abſ e 2 von der Geburt auf den Zeitpunkt des 
Erbfalls zurückbezogen. Es bleibt mithin bei der Regel des $ 2176. Der Wortlaut des Ge⸗ 
ſetzes deckt auch den Fall, daß eine noch nicht entſtandene juriſtiſche Perſon bedacht iſt. Iſt 
der Erblaſſer zugleich deren Stifter, ſo gilt ſie nach § 84 im Falle ſpäterer Genehmigung als 
ſchon mit feinem Tode entſtanden und auch hier bleibt es bei der Regel des § 2176. 


8 2179 


Für die Zeit zwiſchen dem Erbfall und dem Anfalle des Vermächtniſſes 
finden in den Fällen der 88 2177, 2178 die Vorſchriften Anwendung, die für 
den Fall gelten, daß eine Leiſtung unter einer aufſchiebenden Bedingung 
geſchuldet wird!). 

E I 1867 Abſſ 3 II 2049; M 5 179—181; P 5 211, 212. 


1. Wenn auch während des Schwebens der Bedingung, vor Eintritt des Anfangs⸗ 
termins und ſolange die Unbeſtimmtheit des Bedachten andauert (8$ 2177, 2178) ein Schuld. 
verhältnis im Sinne von $ 2174 noch nicht befteht, fo find doch nach Maßgabe der 88 158.—163 
bereits für die Zwiſchenzeit Pflichten des Beſchwerten vorhanden. Insbeſondere macht er 
ſich nach 8 160 Abſ 1 durch ſchuldhafte Vereitelung oder Beeinträchtigung des . 
dem Bedachten ſchadenserfatzpflichtig und muß nach § 162 Abſ 1, wenn er den Eintritt der 
Bedingung argliſtig verhindert, die Bedingung als eingetreten gelten laſſen. Der Bedachte 
kann die ihm aus Verſchulden des Beſchwerten entſtandenen Schadenserſatz, und Surrogats⸗ 
ansprüche ($ 281) erſt nach Anfall des Vermächtniſſes geltend machen. Schon vorher ift aber 
nicht ausgeſchloſſen, daß er ſich durch einſtweilige Verfügung ſichert oder im Konkurſe Siche⸗ 
rung beanſprucht (3PO SS 916 Abſ 2, 936, KO 8 67). Geeignetenfalls ſind die Rechte des 
Bedachten durch einen Pfleger wahrzunehmen ($ 1913). Auch wenn er vor Annahme der 
Erbschaft oder des mit einem Untervermächtnis beſchwerten Vermächtniſſes der Zuwendung 
argliſtig entgegenhandelt, macht ſich der Beſchwerte haftbar ($ 2174 A 1). Entſprechende 
Verpflichtungen entſtehen nach § 160 Abſ 2 auf ſeiten des Bedachten, wenn ihm das Ver⸗ 
mächtnis unter einer auflöſenden Bedingung zugewendet war. Nach 8 159 endlich kann der 
Erblaſſer, innerhalb der Zeitgrenzen der 88 2161, 2162 die Rückbeziehung des Anfalls auf einen 
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früheren Zeitpunkt und damit zugleich die Herausgabe der Früchte von dieſem Zeitpunkt 
ab anordnen (§ 2184). 
§ 2180 


Der Vermächtnisnehmer kann das Vermächtnis nicht mehr ausſchlagen, 
wenn er es angenommen hat!). 

Die Annahme ſowie die Ausſchlagung des Vermächtniſſes erfolgt durch 
Erklärung gegenüber dem Beſchwerten?). Die Erklärung kann erſt nach 
dem Eintritte des Erbfalls abgegeben werden; ſie iſt unwirkſam, wenn 
ſie unter einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben wird“). 

Die für die Annahme und die Ausſchlagung einer Erbſchaft geltenden 
Vorſchriften des § 1950, des § 1952 Abſ 1, 3 und des § 1953 Abſ 1, 2 finden 


entſprechende Anwendung!). 
E I 1873 II 2050; M 5 186—189; P 5 216—220. 


1. Zum Erwerbe des Vermächtniſſes bedarf es an ſich (wie auch bei der Erbſchaft § 1943 
A 1) keiner Annahme. Der Vermächtnisanſpruch entſteht vielmehr unmittelbar kraft des 
Geſetzes (§ 2176 A 1). Hat der Bedachte aber die Annahme (zu unterſcheiden von der An- 
nahme des geleiſteten Vermächtnisgegenſtandes) einmal erklärt, ſo iſt ſie und ebenſo iſt die 
einmal erklärte Ausſchlagung (wie bei der Erbſchaft 88 1943 A 1, 1945 A 1) unwiderruflich. 
Abweichend von der Erbſchaft (8 1944 A 1) beſteht jedoch für das Vermächtnis keine Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt. Das — noch nicht angenommene — Vermächtnis kann mithin jederzeit, 
auch von den Erben des Bedachten (Abſ 3) noch ausgeſchlagen werden. Nur in dem be⸗ 
ſonderen Falle des 8 2307 Abſ 2 darf der mit einem Vermächtniſſe beſchwerte Erbe dem be⸗ 
dachten Pflichtteilsberechtigten zur Erklärung Friſt ſetzen. 

2. Weder die Annahme, noch (abweichend von der Erbſchaft $ 1945) die Ausſchlagungs⸗ 
erklärung iſt an eine Form gebunden. Beide können ſomit auch ſtillſchweigend abgegeben 
werden. So insbeſondere die Annahme durch Annahme der Vermächtnisleiſtung, die Aus⸗ 
ſchlagung durch deren Verweigerung oder dadurch, daß der Bedachte eine anderweite Ver⸗ 
fügung über den Vermächtnisgegenſtand geſchehen läßt. Beide können wirkſam nur gegen⸗ 
über dem Beſchwerten (88 130—182), nicht alſo, wie für Ausſchlagung der Erbſchaft vor⸗ 
geſchrieben (8 1945 A 2), gegenüber dem Nachlaßgericht abgegeben werden. Doch iſt die 
Ausſchlagung wirkſam, wenn ſie dem Nachlaßgericht zugegangen und von dieſem dem ver⸗ 
mutlichen Willen des Erklärenden gemäß dem Beſchwerten übermittelt iſt (RG 19. 3. 06 
IV 496/05). Iſt der Erbe der Beſchwerte, fo iſt die Erklärung auch gegenüber dem Nachlaß⸗ 
pfleger (88 1960 A 4, 1961 A 2) und dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker wirklſam (8 2218). 

3. Die vor Eintritt des Erbfalls ($ 1922) al gegebene Annahme- oder Ausſchlagungs⸗ 
erklärung bindet den Bedachten nicht. Nur der Verzicht durch Vertrag mit dem Erblaſſer 
iſt ſogleich wirkſam, $ 2352. Wohl aber können die Erklärungen ſchon vor Anfall des Ver⸗ 
mächtniſſes erfolgen, wenn der Anfall über den Zeitpunkt des Erbfalls hinausgeſchoben ißt 
(8 2176 A 1), insbeſondere alſo ſchon vor Eintritt der Bedingung oder des Anfangstermi 
(§ 2177). Das Verbot der Bedingung und Zeitbeſtimmung entſpricht dem § 1947. 

4. Gemäß 8 1950 können Annahme und Ausſchlagung nicht wirkſam auf einen Teil des 
Vermächtniſſes beſchränkt werden. Wohl aber kann grundſätzlich der mit mehreren Ver⸗ 
mächtniſſen Bedachte das eine annehmen und das andere ausſchlagen. Nach § 1952 Abſ 1 
iſt das Annahme- und Ausſchlagungsrecht vererblich, nach Abſ 8 kann von mehreren Erben 
des Bedachten jeder den ſeinem Erbteil entſprechenden Teil des Vermächtniſſes ausſchlagen. 
Nach § 1953 Abf 1, 2 wird die Wirkung der Ausſchlagung auf den Zeitpunkt des Vermächtnis⸗ 
anfalls zurückbezogen. Das Vermächtnis gilt in dieſem Falle, ſoweit nicht Anwachſung en 
tritt (88 2158, 2159), als ſogleich dem Erſatzbedachten (8 2190) angefallen. Von der einma 
erklärten Annahme oder Ausſchlagung wird zugleich auch das erſt künftig anwachſende SE 
mächtnis mitergriffen. Der Erſatzbedachte braucht nicht, wie der Erſatzerbe, im Falle de 
8.1953 Abſ 2 ſchon zur Zeit des Erbfalls gelebt zu haben (8 2160 A 1). Er muß aber 11 
nicht notwendig den Vermächtnisanfall ſelbſt erlebt haben, wenn deſſen Zeitpunkt na 
88 2176—2178 hinausgeſchoben war. Fällt vielmehr der zunächſt Bedachte weg, nach em 
er bereits eine Anwartſchaft auf das Vermächtnis erworben hatte ($ 2177 A 1), fo rückt 15 
Erſatzbedachte in dieſes Anwartſchaftsrecht ein und vererbt es an ſeine Erben, wenn er ſel 5 
vor dem eigentlichen Vermächtnisanfall verſtirbt. Das Untervermächtnis wird durch Aus 
ſchlagung des beſchwerten Hauptvermächtniſſes nicht berührt (8 2161). — Im übrigen unter: 
liegen Annahme und Ausſchlagung den allgemeinen Vorſchriften über Willenserklärun 5 
88 116 ff., fo insbeſondere über Vertretung und Vollmacht 88 164ff., Einwilligung und Ge 
nehmigung 88 182ff. Die Frau bedarf nicht der Zuſtimmung des Mannes (88 1406 Nr 
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unterliegt, außer in dem Sonderfalle des Pflichtteilsberechtigten $ 2308, nicht den für die 

Erbſchaft gegebenen (88 1954—1957), ſondern den allgemeinen Vorſchriften der 88 142ff. 

Die Ausſchlagung iſt nicht Schenkung § 517. Im Konkurs iſt nur der Gemeinſchuldner zur 

Annahme oder Ausſchlagung des vor Eröffnung des Verfahrens angefallenen Vermächtniſſes 
8 9. 


8 2181 


Iſt die Zeit der Erfüllung eines Vermächtniſſes dem freien Belieben des 
Beſchwerten überlaſſen, jo wird die Leiſtung im Zweifel mit dem Tode des 
Beſchwerten fällig!) 

E I 1760 II 2051: M 5 81; P 5 21. 

Entſprechend anwendbar auf die Auflage 8 2192. 

1. Die Vorſchrift läßt den nach 88 2176 ff. ſich beſtimmenden Zeitpunkt des Vermächt⸗ 
nisanfalls unberührt, fie ſchiebt nur mie in § 2186 im Ameifel“ die Fälligkeit des bereits 
entſtandenen Anſpruchs Hanse ($ 271). Ob dem Bedachten die Früchte bis zum Tode des 
Beſchwerten gebühren ſollen (8 2184), ift Sache freier Auslegung. — Die Zuläſſigkeit der 
Anordnung, daß der mit einem Vermächtniſſe Bedachte dieſes erft beim Tode des Beſchwerten 
erhalten ſolle, wird in § 2181 vorausgeſetzt. Wenn in ſolchem Falle die Entrichtung des 

ermächtniſſes auch erſt durch die Erben des beſchwerten Erben oder Vermächtnisnehmers 
erfolgen kann, ſo werden dieſe doch nicht ſelbſt mit dem Vermächtniſſe beſchwert, was nach 

2147 (A 2) unzuläſſig wäre. Die Anordnun enthält begrifflich nur eine Zeitbeſtimmung. 
Ob damit zugleich die Bedingung geſetzt fein ſollte, daß der Bedachte den Zeitpunkt erlebe, 
iſt Auslegungsfrage (RG ZW 1918, 5028). 


8 2182 


Iſt eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache vermacht, ſo hat der 
Beſchwerte die gleichen Verpflichtungen wie ein Verkäufer nach den Vor⸗ 
ſchriften des § 433 Abſ 1, der SS 434 bis 437, des § 440 Abſ 2 bis 4 und 
der 88 441 bis 444). 

Dasſelbe gilt im Zweifel, wenn ein beſtimmter nicht zur Erbſchaft ge⸗ 
hörender Gegenſtand vermacht iſt, unbeſchadet der ſich aus dem 8 2170 
ergebenden Beſchränkung der Haftung:). 

Iſt ein Grundſtück Gegenſtand des Vermächtniſſes, jo haftet der Be⸗ 
ſchwerte im Zweifel nicht für die Freiheit des Grundſtücs von Grund⸗ 
dienſtbarkeiten, beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten und Reallaſtens). 


E 1 1879 11 2052; M 5 196—198; P 5 226—230. 


1. Gewährleiſtung beim Gattungsvermächtnis (8 2155). Sie beſtimmt ſich im Mangel 
anderer Beſtimmungen des Erblaſſers nach den ergänzend anzuwendenden Vorſchriften 


bern nach $ 434 frei von Rechten Dritter, nach $ 435 unter kostenfreier Löſchung nicht 
eſtehender, im Grundbuch oder Scht'fsregiſter eingetragener Rechte, jedoch gemäß 8 436 
k ne Haftung für Freiheit des Grundſtücks von öffentlichen Abgaben und anderen nicht ein⸗ 
vengungsfähigen öffentlichen Laſten; § 437 Abſ 2 (Abſ 1 kommt nur für das Verſchaffungs⸗ 
ermächtnis A 2 in Frage): beim Vermächtnis von Wertpapieren haftet der Beſchwerte 
“für, daß fie nicht zum Zwecke der Kraftloserklärung aufgeboten find. § 440 Abf 2—4 
macht den Beſchwerten, wenn er die vermachte bewegliche Sache dem Bedachten übergeben 
19 5 unter gewiſſen Vorausſetzungen wegen Entwährung ſchadenserſahpflichtig, § 44 1 ebenfo, 
pflich, Delifirechte vermacht find. 8 442 erklärt den Bedachten für Mängel im Rechte beweis⸗ 
flichtia, 8 443 ſpricht im Falle der Argliſt des Beſchwerten einer auf Erlaß oder Beſchränkung 
5 Gewährleiſtungspflicht gerichteten Vereinbarung die Wirkſamkeit ab, 8 444 endlich be⸗ 
gründet eine Verpflichtung des Beſchwerten zur Auskunftserteilung und zur Herausgabe 
eweisurkunden. en g 
legungen, Verſchaffungsvermächtnis (§ 2170) gelten „im Zweifel „ſomit nur als Aus. 
licungsregel dieſelben Grundſätze, gleichviel ob es ſich um das Vermächtnis einer körper⸗ 
dchen Sache oder eines Rechtes handelt (8 90). Im letzteren Falle hat der Beſchwerte, wenn 
as vermachte Recht zum Beſitz der Sache berechtigt, dem Bedachten auch die Sache zu über 
geben (5 433 Abf 1). Im übrigen haftet er nur für nomen verum (8 437 Abſ 1), hat deshalb 
47* 
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auch etwaige Mangel des verſchafften Rechtes zu beſeitigen. Jede Haftung entfällt, wenn der 
Beſchwerte gemäß 8 2170 Abſ 2 den Wert entrichtet hat. 

3. Beim Vermächtnis eines zu verſchaffenden Grundſtlcts wird die aus § 434 ſich 
ergebende Verpflichtung des Beſchwerten, das Grundſtück frei von Rechten Dritter zu ver⸗ 
ſchaffen, außer durch 8 436 noch dahin eingeſchränkt, daß der Beſchwerte nicht für die Freiheit 
bon Grunddienſtbarkeiten (88 1018 ff.), beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten (88 1090 ff.) 
und Reallaſten (88 1105 ff.) einzuſtehen hat. Wohl aber iſt er abweichend von § 2165 A 1 
beim Verſchaffungsvermächtnis im Zweifel zur Beſeitigung der darauf ruhenden Grund⸗ 
ſchulden und Hypotheken uſw. verpflichtet. — Aus dem Geſagten ergibt ſich für die Haftung 
des Beſchwerten im übrigen, daß er für Sachmängel, außer beim Gattungsvermächtnis 
in den Grenzen des $ 2183 überhaupt nicht, und daß er, wenn eine zur Erbſchaft gehörende 
species vermacht ift, auch nicht für Mängel im Rechte einzuſtehen hat (8 2165 A 1). Beim 
Wahlvermachtnis ($ 2154) beſtimmt ſich der Umfang der Haftung nach der Natur des ge- 
wählten Gegenſtandes. — Soweit der gutgläubige Vermächtnisnehmer durch 8 982 geſchützt 
iſt, hat er gegen den Beſchwerten keinen Gewährleiſtungsanſpruch, auch nicht inſoweit er 
nach § 816 Abſ 1 Satz 2 zur Herausgabe der Bereicherung genötigt worden iſt. 


8 2183 


Iſt eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache vermacht, ſo kann der 
Vermächtnisnehmer, wenn die geleiſtete Sache mangelhaft iſt, verlangen, 
daß ihm an Stelle der mangelhaften Sache eine mangelfreie geliefert wird. 
Hat der Beſchwerte einen Fehler argliſtig verſchwiegen, ſo kann der Ver⸗ 
mächtnisnehmer ſtatt der Lieferung einer mangelfreien Sache Schadens⸗ 
erſatz wegen Nichterfüllung verlangen). Auf dieſe Anſprüche finden die 
für die Gewährleiſtung wegen Mängel einer verkauften Sache geltenden 
Vorſchriften entſprechende Anwendung). 

E 1 1879 II 2053; M 5 196—198; P 5 226—230. 


1. Eine Gewährleiſtung für Sachmängel (Rechtsmängel 8 2182) findet nur beim 
Gattungsvermächtnis (§ 2155) ſtatt. Der Bedachte iſt aber von den drei im Falle des 
Gattungskaufs ihm zur Verfügung geſtellten Anſprüchen des § 480 Abf 1 nur auf den dritten: 
Lieferung einer man elfreien Sache und entſprechend § 480 Abſ 2 auf Schadenserſatz 
wegen argliſtiger Verſchweigung eines Fehlers beſchränkt. Die Anſprüche auf Minderung 
und Wandlung kommen der Natur der Sache nach hier nicht in Frage. 

2. Die entſprechende Anwendung der Kaufvorſchriften 88 459 ff. ergibt insbeſondere, 
daß Kenntnis des Mangels auf ſeiten des Bedachten grundſäßlich die Haftung ausſchließt 
(88 460, 464) und daß die Anſprüche bei beweglichen Sachen in 6 Monaten verjähren (5 477). 
Viehmängel 88 481ff. 


8 2184 


Iſt ein beſtimmter zur Erbſchaft gehörender Gegenſtand vermacht), 
ſo hat der Beſchwerte dem Vermächtnisnehmer auch die ſeit dem Anfalle 
des Vermächtniſſes gezogenen Früchte?) ſowie das ſonſt auf Grund des 
vermachten Rechtes Erlangte herauszugeben). Für Nutzungen, die nicht 
zu den Früchten gehören, hat der Beſchwerte nicht Erſatz zu leiſten! ). 


E I 1878 II 2054 Abſ 1; M 5 194— 196; P 5 221—225, 230— 232. 


1. Herausgabe der Früchte kommt nur in Frage, wenn ein beſtimmter zur Erbſchaft 
gehörender Gegenſtand, Sache oder Recht ($ 90) vermacht iſt. Alſo nicht beim Gattungs⸗ 
vermächtnis ($ 2155), wo es ſich nur um Verzugsfolgen nach 88 286 ff. handeln kann (8 air 
A 1). Beim Wahlvermächtnis ($ 2154) iſt vorgängige Beſtimmung des Gegenſtandes dur g 
Vollziehung der Wahl vorausgeſetzt. Die Vorſchriften des § 2184 find übrigens nur ergän 
zender Natur. er . 

2. Herauszugeben ſind die natürlichen oder bürgerlichen Früchte (8 99), die der 115 
ſchwerte ſeit Anfall des Vermächtniſſes (58 2176-2178) wirklich aus dem Gegenſtan le 
des Vermächtniſſes gezogen hat, gleichviel ob auch der Bedachte bei ſofortiger Erfüllung di 
Früchte gezogen haben würde. Iſt ein Wohnungsrecht Gegenſtand des Vermächtniſſes, 
kommt Fruchtbezug aus dieſem Rechte nicht in Frage (OLG 6, 313). 

3. Auf Grund des vermachten Rechtes können erlangt ſein die Schatzhälfte (8 bag 
die Anlandung Ech Art 65, durch Verbindung der vermachten Sache hinzugefügte Beſtan 
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teile (88 946, 947 Abf 2), während der infolge Untergangs des Vermächtnisgegenſtandes 
erlangte Erſatz oder Erſatzanſpruch ſchon durch 8 281 von der Herausgabepflicht betroffen wird. 

4. Dagegen verbleiben dem Beſchwerten die Nutzungen, ſoweit ſie bloß in den Vor⸗ 
teilen beſtehen, welche der Gebrauch der Sache oder des Rechtes gewährt (§ 100, 3. B. Garten ⸗ 
genuß, Wohnen in dem vermachten Hauſe), auf ſo lange, als er mit Erfüllung des Vermächt⸗ 
nisanſpruchs nicht in Verzug gerät. 

5. Nach allgemeinen Grundſätzen haftet der Beſchwerte für die Früchte nur unter 
Abzug der Gewinnungskoſten (5 102), gegebenenfalls nach den Teilungsgrundſätzen des 8 101 
und ſoweit die Früchte in Natur nicht mehr vorhanden ſind, auf Bereicherung. Anderſeits 
ſteigert ſich feine Herausgabepflicht durch Eintritt des Verzugs nach 88 286 ff. und von der 
Rechtshängigkeit ab nach den § 292 in Bezug genommenen Grundſätzen. Nach $ 990 ift die 
Kenntnis des Beſchwerten von ſeiner Erfüllungspflicht der Rechtshängigkeit gleichgeſtellt. 
Insbeſondere ſind von da ab auch die Nutzungen herauszugeben und iſt für verſäumte 
Nutzungen Erſatz zu leiſten (§ 987). 

8 2185 


Iſt eine beſtimmte zur Erbſchaft gehörende Sache vermacht!), jo kann 
der Beſchwerte für die nach dem Erbfall auf die Sache gemachten Ver⸗ 
wendungen ſowie für Aufwendungen, die er nach dem Erbfalle zur Be⸗ 
ſtreitung von Laſten der Sache gemacht hat, Erſatz nach den Vorſchriften 
verlangen, die für das Verhältnis zwiſchen dem Beſitzer und dem Eigen⸗ 
tümer gelten?). 

E I 1880 II 2055; M 5 199— 204; P 5 283—26. 


1. Wie in $ 2184 ift vorausgeſetzt, daß es ſich um eine beſtimmte zur Erbſchaft gehörende 
Sache handelt. Rechte ($ 90) kommen nicht in Frage. Beim Wahl., Gattungs⸗ und Ver⸗ 
Ihaffungsvermächtnis (58 2154, 2155, 2170) kann deshalb nur nach allgemeinen Grundſätzen 
ein etwaiger Bereicherungsanſpruch des Beſchwerten in Frage kommen. 

2. Der Erſatzanſpruch des Beſchwerten wegen Verwendungen und Aufwendungen 
regelt ſich nach Vorſchrift ber 88 9941003. Er beſteht grundſätzlich ſchon wegen der vom 
Erbfall (§ 2176), nicht erſt von dem etwa hinausgeſchobenen Vermächtnisanfall ab (88 2177, 
2178) gemachten Verwendungen. Hierzu gehören nach Befinden auch die in Anſehung des 
Vermächtnisgegenſtandes entſtandenen Rechtsſtreitskoſten. Bezüglich der Laſten der 
Sache iſt nicht unterſchieden zwiſchen öffentlichen und privatrechtlichen, gewöhnlichen und 
außerordentlichen Laſten (ſo 88 103, 1047, 2126). Doch iſt inſoweit gemäß 88 994 Abs! Satz 2, 
995 Satz 2 der Erſatzanſpruch eingeſchränkt für die Zeit, für welche dem Beſchwerten die 
Nutzungen der Sache verbleiben. Dies trifft nach $ 2184 regelmäßig zu für die Zeit vom Erb» 
all bis zum Vermächtnisanfall. Da aber nach $ 2184 A 4 dem Beſchwerten die Nutzungen, 
ſoweit fie in Gebrauchsvorteilen beſtehen, noch darüber hinaus zukommen können, ſo hat 
er auch für diejenigen Verwendungen keinen Erſatzanſpruch, welche er zu eben dieſen Ge⸗ 
brauchszwecken gemacht hat (Fütterung des von ihm benutzten Zug- oder Reitpferdes). In 
demſeiben Umfange iſt nach § 256 auch der Zinsanſpruch des Beſchwerten eingeſchränkt. 
Anſpruch auf Befreiung von Verbindlichkeiten § 257. — Im einzelnen genügt hervor ⸗ 
zuheben: Der Beſchwerte kann notwendige Verwendungen immer, jedoch ſoweit ſie nach 
Ertangter Kenntnis vom eingetretenen oder für einen beſtimmten Zeitpunkt bevorſtehenden 
Vermächtnisanfall gemacht ſind (§ 990), nur nach den Vorſchriften über auftragsloſe 
Geſchaftsführung erſetzt verlangen, 88 994, 995. Inſoweit der beſchwerte Erbe gegen den 

dillen des Bedachten, aber in Ausübung feiner Verwaltungspflicht Aufwendungen vor⸗ 
nimmt, ſteht ihm nach $ 1978 Abſ 3 der Erſatzanſpruch nur gegen den Nachlaß, nicht gegen 
gen Bedachten zu (§ 683; a. M. Strohal I 8 33 A 27). Wegen anderer als notwendiger 

ufwendungen beſteht der Erſatzanſpruch nur, ſoweit fie vor Kenntnis des Vermächtnisanfalls 
gemacht ſind und der Wert der Sache hierdurch erhöht bleibt, 9 996. Der Beſchwerte kann 
auch die Erſatzanſprüche eines Rechtsvorgängers (Vorerben, Vorvermächtnisnehmers) geltend 
ptachen, $ 999, die von ihm verbundene Sache abtrennen, $ 997 und feinen Erſatzanſpruch 
„wohl klageweiſe als durch Ausübung des Zurückbehaltungsrechts verfolgen, 88 1000—1003, 
278. Der Bedachte kann ſich vom Erſatzanſpruch durch Zurückgabe befreien, § 1001. 


8 2186 

Iſt ein Vermächtnisnehmer mit einem Vermächtnis oder einer Auflage 

beſchwert, jo iſt er zur Erfüllung erſt dann verpflichtet, wenn er die Er⸗ 

füllung des ihm zugewendeten Vermächtniſſes zu verlangen berechtigt iſt!) 2). 
E I 1877 II 2056; M 5 192, 193; P 5 221 
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1. Fälligkeit des Untervermächtniſſes ($ 2147 A 2). Iſt das damit beſchwerte Haupt ⸗ 
vermachtnis ſelbſt noch nicht angefallen (88 21762178), fo kann von Geltendmachung des 
Untervermächtniſſes regelmäßig nicht die Rede ſein. Vorausgeſetzt iſt vielmehr, daß beide 
Vermächtniſſe angefallen find, daß aber die Fälligkeit des Untervermächtniſſes vor 
derjenigen des Hauptvermächtniſſes eintritt, ſei es infolge letztwilliger Anordnung (X ſoll 
dem Y, wenn es ihm beliebt 1000, V aber der 2 bei ihrer Verheiratung 500 auszahlen, $ 2181), 
ſei es weil ſich die Erfüllung des Hauptvermächtniſſes wegen Verzögerung der Erbſchafts⸗ 
annahme ($ 1958) oder durch Geltendmachung der aufſchiebenden Einreden hinauszieht 
(88 2014, 2015). In dieſen Fällen wird auch die Fälligkeit des Untervermächtniſſes ent⸗ 
ſprechend hinausgeſchoben. — Fürſorge für Ausführung der auferlegten Beſchwerungen 
durch einen Teſtamentsvollſtrecker 8 2223. 

2. Beweislaſt. Der Untervermächtnisnehmer hat im Beſtreitungsfalle die Fälligkeit 
beider Vermachtniſſe nachzuweiſen. Dagegen gehört nicht zur Klagebegründung, daß das 
Hauptvermachtnis von dem damit Bedachten angenommen oder gar, daß es ſchon erfüllt ſei. 
Es genügt, daß er es „zu verlangen berechtigt iſt“. Behauptet der Beſchwerte das Haupt⸗ 
vermächtnis ausgeſchlagen zu haben ($ 2180), fo iſt er damit beweispflichtig. Schlägt er erſt 
nach der Klageerhebung aus, ſo wird die Klage hinfällig, der Untervermächtnisnehmer trägt 
die Koſten und wird nur ausnahmsweiſe aus $ 826 Schadloshaltung fordern dürfen. 


§ 2187 

Ein Vermächtnisnehmer, der mit einem Vermächtnis oder einer Auflage 
beſchwert iſt, kann die Erfüllung auch nach der Annahme des ihm zuge⸗ 
wendeten Vermächtniſſes inſoweit verweigern, als dasjenige, was er aus 
dem Vermächtnis erhält, zur Erfüllung nicht ausreicht!). 

Tritt nach § 2161 ein anderer an die Stelle des beſchwerten Vermächt⸗ 
ee jo haftet er nicht weiter, als der Vermächtnisnehmer haften 
würde). 

Die für die Haftung des Erben geltenden Vorſchriften des § 1992 finden 
entſprechende Anwendung?). 

E I 1376 Abſ 2, 1881 II 2057; M 5 190, 191, 206, 207; P 5 221, 227, 834, 835. 


1. Entſprechend der beſchränkten Haftung des Erben (ähnlich auch bei der Schenkung 
$ 526) reicht die Haftung des mit einem Untervermächtnis beſchwerten Hauptvermächtnis⸗ 
nehmers nicht weiter als auf dasjenige, was er ſelbſt aus dem Hauptvermächtnis erhält. Ob 
er das letztere ſchon angenommen hat oder nicht, ift gleichgültig. Sind dem X 100 vermacht 
und ift er zugunſten des 2 mit 1000 beſchwert, fo hat Z nur auf 100 Anſpruch. Der Be 
ſchwerte kann deshalb einwenden und hat gegebenenfalls zu beweiſen, daß das Haupt⸗ 
bermächtnis von vornherein oder z. B. weil er es nur zum Teil habe beitreiben können, zur 
Erfüllung des Untervermächtniſſes nicht ausreiche. Er bleibt jedoch durch das nach § 2174 
begründete Schuldverhältnis dem Untervermächtnisnehmer zur Sorgfalt in Geltendmachung 
ſeines eigenen Vermächtniſſes verpflichtet und kann ihm aus Verſchulden mit dem eigenen 
Vermögen haftbar werden. Keinesfalls iſt er genötigt, den Zweitbedachten vorſchußweiſe 
zu befriedigen. — Weiteres Kürzungsrecht § 2188. 

2. Auch wenn der durch Wegfall des Hauptvermächtniſſes frei werdende Erbe oder wenn 
ein Anwachſungsberechtigter oder der vielleicht auch ohnedies bedachte Erſatzvermächtnis 
nehmer ($$ 2159, 2161) zur Erfüllung des Untervermächtniſſes aus den ihm ſonſt gewordenen 
Zuwendungen an ſich imſtande wäre oder wenn der Erbe unbeſchränkt haftete, bleibt auch 
ſeine, des andern Haftung in gleichem Umfange beſchränkt wie nach Abſ 1. 

3. Es gelten die Grundſätze der Unzulänglichteitseinrede, wobei der Wert des Haupt. 
vermächtniſſes dem Nachlaß im Sinne von 88 1990-1992 entſpricht. Hiernach hat der Be: 
ſchwerte wenn er die Unzulänglichkeit nicht ſchon im Prozeſſe nachweiſt, nach PO 8 786 
den Vorbehalt der beſchränkten Haftung im Urteile zu erwirken und demnächſt in der Zwangs, 
vollſtreckung ſeine Einwendungen geltend zu machen. Er hat das aus dem Hauptvermächtnis 
Erlangte dem Zweitbedachten zum Zwecke der Befriedigung im Wege der Zwangsvollſtreckung 
herauszugeben und kann ſich durch Abtretung des eigenen Vermächtnisanſpruchs (8 1990 Abf dr 
aber auch durch Auszahlung des Wertes des Hauptvermächtniſſes ($ 1992 Satz 2) Ber 
jedem Anſpruch des Zweitbedachten befreien. Nach 88 1991, 1978, 1979 iſt er ihm für 1 5 
eitelung ſeiner Befriedigung verantwortlich, anderſeits zu Erſatzanſprüchen noch über 8 21 a 

maus berechtigt. Die Wirkung der Konfuſion tritt nicht ein ($ 1991 Abſ 2), die roche 
aftige Verurteilung des Beſchwerten zur Leiſtung eines Untervermächtniſſes wirkt andere 3 
Zweitbedachten gegenfiber wie Befriedigung ($ 1991 Abſ 3). Mehrere Untervermächtniſ 
hat er in der Reihenfolge des § 1991 Abſ 4 (vgl. aber auch $ 2189) zu erfüllen. 


| 
| 
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8 2188 


Wird die einem Vermächtnisnehmer gebührende Leiſtung auf Grund der 
Beſchränkung der Haftung des Erben, wegen eines Pflichtteilsanſpruchs 
oder in Gemäßheit des § 2187 gekürzt, ſo kann der Vermächtnisnehmer, 
ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen iſt, die ihm auf⸗ 
erlegten Beſchwerungen verhältnismäßig kürzen! ). 

& I 1882 II 2058; M 5 207; P 5 237. 


1. Berhältnismäßige Kürzung der Beſchwerungen. Zu einer Kürzung des beſchwerten 
Hauptvermächtniſſes kann es kommen a) auf Grund der Haftungsbeſchränkung des 
Erben, ſoweit das Vermächtnis im Nachlaßkonkurs (KO 8 226) oder infolge Geltendmachung 
der Unzulänglichkeitseinrede (85 1990 —1992) ausfällt; b) wegen eines Pflichtteilsanſpruchs 
98 2318, 2322 — 2324; c) gemäß § 2187, wenn der Beſchwerte ſelbſt ſchon als Unterver⸗ 
mächtnisnehmer eine Kürzung erfahren hatte und nun einem Drittbedachten gegenüber⸗ 
ſteht. In dieſen Fällen iſt er nach der zu vermutenden, aber durch den Bedachten widerleg 
baren Abſicht des Erblaſſers auch dann berechtigt, die erlittene Einbuße verhältnismäßig 
auf den Bedachten zu übertragen, wenn das Vermächtnis trotz der Kürzung an ſich zur vollen 
Befriedigung des Bedachten ausreichen würde. Sind ihm von 1000 Hauptvermächtnis 
250 = ½ égekürzt, jo kann er von 200 Untervermächtnis gleichfalls / = 50 abziehen. Iſt 
die Kürzung wegen Unteilbarkeit der Zuwendung ausgeſchloſſen und verſteht ſich der Nächſt⸗ 
bedachte nicht zur Abfindung, ſo braucht der Beſchwerte nur den entſprechend gekürzten Wert 
der Zuwendung zu leiſten. 


§ 2189 


Der Erblaſſer kann für den Fall, daß die dem Erben oder einem Ver⸗ 
mächtnisnehmer auferlegten Vermächtniſſe und Auflagen auf Grund der 
Beſchränkung der Haftung des Erben, wegen eines Pflichtteilsanſpruchs 
oder in Gemäßheit der 88 2187, 2188 gekürzt werden, durch Verfügung 
von Todes wegen anordnen, daß ein Vermächtnis oder eine Auflage den 
Vorrang vor den übrigen Beſchwerungen haben ſoll!). 

E 1 2117 Abſ 2 Nr 4 II 2059; M 5 688; P 5 770; 6 819. 


1. Hat X von den ihm zugewendeten 1200 an A, B und C je 100, 400 und 1000 zu ent 
richten und iſt angeordnet, daß C den Vorrang haben ſoll, fo empfängt C volle 1000, in den 
Reit von 200 teilen ſich A und B nach dem Verhältnis von 1:4, es empfangen ſomit A 40, 
160. Eine derartige Ranganordnung bleibt auch im Nachlaßkonkurſe wirkſam, das dem 
Pflichtteil gleichkommende Vermächtnis rangiert jedoch vor den übrigen Beſchwerungen 
(RD § 226 Abſ 3). 


8 2190 


Hat der Erblaſſer für den Fall, daß der zunächſt Bedachte das Vermächt⸗ 
nis nicht erwirbt, den Gegenſtand des Vermächtniſſes einem anderen zu⸗ 
gewendet, ſo finden die für die Einſetzung eines Erſatzerben geltenden 


% 


Borfchriften der 88 2097 bis 2099 entſprechende Anwendung!). 
E 1 1871 Abſ 2 Satz 2, 1883 II 2060; M 5 186, 207, 208; P 5 216, 237. 


25. 1. Erſatzvermächtnis entſprechend der Berufung eines Erſaherben $ 2096. Die ent 
tprechend anwendbaren Vorſchriften ergeben nach $ 2097: es macht keinen Unterſchied, 
ob der Erſatzbedachte für den Fall berufen iſt, daß der Erſtbedachte das Vermächtnis nicht 
nehmen kann oder nicht annehmen will. 8 2098: Die Gleichartigkeit mit der Erbeinſetzung 
i nur dann gegeben, wenn die mehreren Bedachten zu Bruchteilen auf denſelben Vermächt⸗ 
ingegenſtand berufen find. Sind fie ſich in dieſem Falle zugleich gegenſeitig oder find für 
einen die übrigen nacheingeſetzt, fo rücken fie nach Verhältnis des einem jeden zugewendeten 
ermächtniſſes ein. Sind mehrere mit ſelbſtändigen Vermächtniſſen Bedachte ſich gegen. 
lg nacheingeſetzt, fo rücken fie nach Kopfteilen ein. Abs 2 ergibt den Vorrang der zu einer 
Untergruppe vereinigten vor den übrigen Erſatzbedachten, $ 2099 den Vorrang der Erſatz. 
rufung vor dem Anwachſungsrecht (8 2158). Der Nachvermächtnisnehmer gilt zugleich 
als Erſatzbedachter, 88 2191 Abſ 2, 2102. Die Abkömmlinge eines bedachten eigenen Ab. 
dommlings gelten immer zugleich als Erſatzbedachte, 8 2069. Darüber, ob der Erſatzbedachte 
en Erbfall oder den Vermächtnisanfall erlebt haben müſſe, vgl. § 2180 A 4. 1 
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8 2191 


Hat der Erblaſſer den vermachten Gegenſtand von einem nach dem 
Anfalle des Vermächtniſſes eintretenden beſtimmten Zeitpunkt oder Er⸗ 
eignis an einem Dritten zugewendet, ſo gilt der erſte Vermächtnisnehmer 
als beſchwert!). 

Auf das Vermächtnis finden die für die Einſetzung eines Nacherben 
geltenden Vorſchriften des § 2102, des § 2106 Ab} 1, des 8 2107 und des 


§ 2110 Abſ 1 entſprechende Anwendung?). 
E I 1884, 1885 II 2061; M 5 208—211; P 5 297. 


1. Nachvermächtnis. Der Nachvermächtnisnehmer erwirbt den Anſpruch auf den Ver⸗ 
mächtnisgegenſtand (species oder vertretbare Sache, Geld), nachdem zuvor ein anderer, der 
Vorvermächtnisnehmer, denſelben Gegenſtand gehabt hat ($ 2100). Beſchwerter und ſomit 
Schuldner des durch $ 2174 begründeten Anſpruchs iſt der erſte Vermächtuisnehmer. Gegen 
dieſen und nicht gegen den Erben iſt daher auch eine Klage auf Feſtſtellung des Nachvermächt⸗ 
niſſes zu richten. Schlägt der Berufene das Nachvermächtnis aus, ſo verbleibt es dem erſten 
Vermächtnisnehmer, es ſei denn, daß ein Anwachſungsberechtigter ($ 2158) oder Erſatz⸗ 
bedachter (8 2190) vorhanden iſt (RG Warn 1916 Nr 54). 

2. F 2102: Das Nachvermächtnis gilt im Zweifel zugleich, eine ihrer Art nach zweifel 
hafte Berufung nur als Erſatzvermächtntis. § 2106 Abf 1: In Ermanglung anderer Be⸗ 
ſtimmungen fällt das Nachvermächtuis den ſpäteren Bedachten mit dem Tode des Vor⸗ 
vermächtnisnehmers an. $ 2107: Das Nachvermächtnis iſt im Zweifel nur gewollt, wenn 
der zunachſt bedachte Abkömmling des Erblaſſers ohne Nachkommenſchaft ſtirbt. § 2110 
Abſ 1: Das Nachvermächtnis erſtreckt ſich im Zweifel auf das dem Vorvermächtnisnehmer 
infolge Wegfalls eines Mitbedachten angefallene Vermächtnis. — Von den auf das Nach⸗ 
vermachtnis nicht übertragenen Vorſchriften iſt hervorzuheben: Das Nachvermächtnis bewirkt 
keinen Übergang des Vermächtnisgegenſtandes kraft Geſetzes ($ 2139), ſondern erzeugt nur 
den ſchuldrechtlichen Anſpruch des $ 2174. Der Vorvermächtnisnehmer iſt nicht wie der 
Vorerbe (88 2112ff.) in der Verfügung über den Vermächtnisgegenſtand dinglich beſchränkt, 
iſt aber dem Nachbedachten ſchon vorher ſchuldrechtlich verhaftet und kann deshalb nach Maß⸗ 
gabe der prozeß⸗ und konkursrechtlichen Vorſchriften unter Umſtänden auch zur Sicherung 
angehalten werden ($ 2179 A 1), iſt jedoch nicht, entſprechend dem nicht mit angezogenen 
$ 2128, kraft bürgerlichen Rechtes zur Sicherheitsleiſtung verpflichtet (RG Warn 1910 Nr 157). 
Die Surrogationsgrundſatze ($ 2111) kommen nur beſchränkt zur Anwendung (88 2164 A 2, 
2169 A 3). Das Nachvermächtnts kann nacheinander beliebig vielen Bedachten anfallen, 
unterliegt aber der zeitlichen Beſchränkung der 89 2162, 2163. 


Fünfter Titel 
Auflage 


Die Begriffsbeſtimmung der Auflage iſt in 8 1940 gegeben. Vorausgeſetzt ift ein Be⸗ 
ſchwerter wie beim Vermächtnis dagegen ift kein Bedachter vorhanden, da demjenigen, welchem 
die Erfüllung der Auflage zuſtatten kommt, dem Begünſtigten, keinerlei Rechte zuſtehen. 
Soweit der Erbe beſchwert ift, gehören die Verbindlichleiten aus Auflagen zu den Nachlaß 
verbindlichkeiten, 8 1967. Gerichtsſtand ZPO 8 27. 


8 2192 


Auf eine Auflage finden die für letztwillige Zuwendungen geltenden 
Vorſchriften der SS 2065, 2147, 2148, 2154 bis 2156, 2161, 2171, 2181 ent⸗ 


ſprechende Anwendung!). 
E 1 1886 II 2062; M 5 211, 212; P 5 240— 248, 805, 808. 


1. Die hier angezogenen Beſtimmungen über das Vermächtnis ſind bereits bei den 
einzelnen Paragraphen als auf die Auflage entſprechend anwendbar kenntlich gemacht. Sie 
betreffen: § 2065 die Unwirkſamkeit einer Auflage, bei der die Entſcheidung über die Gültig 
keit, den Gegenſtand oder die Perſon des Begünſtigten einem andern überlaffen ift (f. jedoc 

2156, 2193), 88 2147, 2148: die Perſon und den Verhaltnisanteil des Beſchwerten, 88 2154 
bis 2156 die Beſtimmung des Gegenſtandes der Auflage nach Wahl des Beſchwerten oder 
eines Dritten der Gattung nach, nach billigem Ermeſſen, § 2161 fortdauernde Wirksamkeit 


Auflage 88 2192, 2193 745 


der Auflage bei Wegfall des Beſchwerten, $ 2171 Unwirkſamkeit der auf eine unmögliche oder 
verbotene Leiſtung gerichteten Auflage, $ 2181 Fälligkeit der Auflage ſpäteſtens beim Tode 


Anwachſung) und 88 2186-2189 (Hinausſchiebung der Fälligkeit der Auflage, beſchränkte 
Haftung, Kürzungsrecht des Beſchwerten, Rangverhältnis mehrerer Auflagen). Nicht an⸗ 
wendbar ſind die auf den Bedachten bezüglichen Beſtimmungen, da ein mit Forderungs⸗ 
recht ausgeſtatteter Begünſtigter bei der Auflage nicht benkbar iſt (f. jedoch $ 2193). Zeitlich 
iſt der Wirkſamkeit der Auflage, wie die Nichtübernahme der 88 2162, 2163 ergibt, keine Grenze 
gezogen. 


8 2193 


Der Erblaſſer kann bei der Anordnung einer Auflage, deren Zweck er 
beſtimmt hat, die Beſtimmung der Perſon, an welche die Leiſtung erfolgen 
ſoll, dem Beſchwerten oder einem Dritten überlaſſen !). 


Steht die Beſtimmung dem Beſchwerten zu, ſo kann ihm, wenn er zur 
Vollziehung der Auflage rechtskräftig berurteilt iſt, von dem Kläger eine 
angemeſſene Friſt zur Vollziehung beſtimmt werden; nach dem Ablaufe 
der Friſt iſt der Kläger berechtigt, die Beſtim mung zu treffen, wenn nicht 
die Vollziehung rechtzeitig erfolgte). 

Steht die Beſtimmung einem Dritten zu, ſo erfolgt ſie durch Erklärung 
gegenüber dem Beſchwerten. Kann der Dritte die Beſtimmung nicht treffen, 
iv geht das Beſtimmungsrecht auf den Beſchwerten übers). Die Vorſchrift 
des § 2151 Abſ 3 Satz 2 findet entſprechende Anwendung; zu den Beteiligten 
im Sinne dieſer Vorſchrift gehören der Beſchwerte und diejenigen, welche 
die Vollziehung der Auflage zu verlangen berechtigt jind®), 


E II 2063; P 5 80—32, 


1. Der Grundſat des $ 2065 Abſ 2 iſt beim Vermächtnis ſchon hinſichtlich des Gegen ⸗ 
ſtandes der Leiſtung durchbrochen (8 2156) und wird bei der Auflage noch weiter abgeſchwächt, 
inſofern auch die Perſon des Begünſtigten nicht vom Erblaſſer ſelbſt beſtimmt zu fein 
braucht. Nur die Zweckbeſtimmung der Auflage muß von dieſem ſelbſt ausgehen und 
zugleich genügend deutlich ſein, um danach dem Beſchwerten oder dem Dritten die Auswahl 
des Leiſtungsempfängers zu ermöglichen (10000 dem akademiſchen Senat zu X zu Reiſe⸗ 
ſtipendien für Xſche Künſtler; ogl. auch RG 96, 15 — 8 2151 A 1 —, ferner u 4. 12. 19 
IV 288/19, wonach die nach der Ausſetzung von Vermächtniſſen getroffene Anordnung, daß 
der Reſt des Vermögens zu Wohltätigkeitszwecken nach dem Ermeſſen des Teſtamentsvoll⸗ 
breckers Verwendung finden ſoll, dem § 2193 genügt). Die Beſtimmungen der 88 2151 
Abſ 1, 2, 2152, 2153 Abſ 1 — nut inſoweit könnten fie bei der Auflage in Frage kommen — 
find, weil durch $ 2193 erfeht, auch nicht entſprechend anwendbar (a. M. Dernburg V 887 A 2, 
Leonhard, II). Für die Beſtimmung iſt, wenn feſtſteht, daß die Vorausſetzungen des Ab 1 
gegeben ſind, freies, auch nicht durch Billigkeit beſchränktes Ermeſſen maßgebend, eine An⸗ 
fechtung deshalb wie im Falle des $ 2151 A 2 nur wegen Argliſt ftatthaft. 

2. Beſtimmung durch den Beſchwerten. Vorausgeſetzt iſt, daß einer der nach $ 2194 
Berechtigten oder daß der Teſtamentsvollſtrecker (58 2208 Abſ 2, 2223) die Vollziehung der 
Auflage betrieben hat und baß die Friſt entweder im Urteile (858 8 255) oder daß fie nach. 
mals vom Kläger ſelbſt beſtimmt iſt. Letzterenfalls iſt der Streit über Angemeſſenheit der 
Friſt nach ZPO 8 766 vor dem Vollſtreckungsgericht auszutragen. Die rechtzeitige 5 oll. 
ziehung der Auflage muß vor Friſtablauf erfolgt ſein. Nachträgliche Aide ben befreit 
den Beſchwerten nicht, wenn er an eine andere als die nunmehr vom Kläger bezeichnete 

erſon leiſtet. x Aber 5 

3. Beſtimmung durch einen Dritten. Unwiderrufliche Erklärung gegenü 10 em Be. 
ſchwerten wie in 3 2151 Abs 2, Übergang des Beſtimmungsrechts wie beim Wahlvermächtnis 
$ 2154 Abſ 2, entweder fogleich, wenn die Beſtimmung durch den Dritten unmöglich iſt oder 
er er ſie verzögert oder verweigert und die ihm vom Nachlaßgericht geſetzte Friſt ver⸗ 

ichen iſt. hr 

4. Das Nachlaßgericht kann nur dem Dritten, nicht auch dem Beſchwerten (hierüber A 2) 
die Friſt nach $ 80 SGG beſtimmen. Beſchwerderecht 8 2151 A 4. Beteiligte find der Bo. 
ſchwerte, der Dritte ſowie die nach 89 2194, 2208 Abſ 2, 2223 zu dem Verlangen auf Voll. 
Htehung der Auflage Berechtigten, nicht aber diejenigen, welchen die Erfüllung der Auflage 
zugunſten gereichen würde (die Xſchen Künſtler). 


746 Erbrecht Teſtament 


8 2194 

Die Vollziehung einer Auflage können der Erbe, der Miterbe und der⸗ 
jenige verlangen, welchem der Wegfall des mit der Auflage zunächſt Be⸗ 
ſchwerten unmittelbar zuſtatten kommen würde!). Liegt die Vollziehung 
im öffentlichen Intereſſe, ſo kann auch die zuſtändige Behörde die Voll⸗ 
ziehung verlangen?). 

E I 1888 II 2064; M 5 214—216; P 5 244-246. 

1. Ein anderer, dem ein Recht auf die Leiſtung zuſtünde, iſt bei der Auflage nach 8 1940 
nicht vorhanden. Insbeſondere hat derjenige, welchem die Erfüllung zugunſten gereichen 
würde, kein Klagerecht, z. B. nicht der 2, wenn dem X 100 mit der Auflage vermacht ſind, 
davon 50 dem 2 zu ſchenken, es ſei denn, daß ſich hinter der gewählten Form eine Vermächtnis⸗ 
anordnung (von 50 zugunſten des 2) verbirgt. Das Geſetz verleiht deshalb ein Klagerecht 
auf Vollziehung der Auflage jedenfalls dem Erben (gegen den beſchwerten Vermächtnis⸗ 
nehmer), jedem Miterben (gegen den beſchwerten Miterben oder Vermächtnisnehmer), 
ferner dem Teſtamentsvollſtrecker (88 2208 Abſ 2, 22283), endlich jedem, dem der 
Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar zugute kommen würde, da 
er nach 88 2161, 2192 in dieſem Falle ſelbſt zur Erfüllung der Auflage gehalten fein würde. 
In Frage kommen die $ 2161 A 2 bezeichneten Perſonen. 

2. In zweiter Linie iſt das Klagerecht der zuſtändigen Behörde verliehen, wenn die 
Vollziehung im öffentlichen Intereſſe liegt. Ein ſolches Intereſſe kann auf wirtſchaft⸗ 
lichem, religiöſem oder ideellem Gebiete (Kunſt und Wiſſenſchaft) liegen und ſteht im Gegen ⸗ 
ſatz zum reinen Privatintereſſe. Welche Behörden zuftändig find, beſtimmt ſich nach Landes 
recht. Ahnlich bei der Schenkung $ 525 Abſ 2. — Das Klagerecht enthält keine Klagepflicht. 
Es wird von dem Berechtigten im eigenen Namen ausgeübt, er iſt Partei im Prozeſſe, 
Gläubiger im Konkurſe ſowohl des Nachlaſſes (KO $ 226 Nr 5) als des Beſchwerten, kann 
aber die Leiſtung nicht an ſich felbft beanſpruchen und an ihrer Stelle nicht Schadenserſatz 
wegen Nichterfüllung fordern. Das Recht ift vererblich, ſoweit es ſich um Privatperſonen 
handelt, aber mangels eines Vermögenswerts nicht pfändbar. Mehrere Berechtigte ſind 
Geſamtgläubiger im Sinne von 8 428 mit den aus der Natur des Klagerechts ſich ergebenden 
Abweichungen. 

S 2195 


Die Unwirkſamkeit einer Auflage hat die Unwirkſamkeit der unter der 
Auflage gemachten Zuwendung nur zur Folge, wenn anzunehmen iſt, daß 
der Erblaſſer die Zuwendung nicht ohne die Auflage gemacht haben würde!). 

E I 1837 II 2065; M 5 243, 245; 6 96. 


1. Selbſtändigkeit von Auflage und Zuwendung. Die Vorſchrift enthält einen be- 
ſonderen Anwendungsfall des in 8 2085 aufgeſtellten Grundſatzes der Unabhängigkeit meh- 
rerer in einem Teſtament aufgeſtellter letztwilliger Verfügungen (RG 28. 5. 06 IV 565/05). 
Die Wirkſamkeit der Auflage bleibt ganz unberührt, wenn ſie ohne jede Rückſicht auf eine 
Zuwendung angeordnet iſt. An Stelle des wegfallenden rückt dann einfach ein anderer Be⸗ 
ſchwerter ein (88 2161, 2192). Aber auch wenn zwiſchen Zuwendung und Auflage ein Zu 
ſammenhang beſteht, kommt mit der Unwirkſamkeit der Auflage nicht notwendig auch die 
Zuwendung zu Falle. Entſcheidend ift die frei zu ermittelnde Willensmeinung des Erblaſſers⸗ 
Sie wird in der Regel nur dann zur Unwirkſamkeit der Zuwendung führen, wenn die Auf; 
lage als Zweck der Zuwendung erſcheint, ſo daß der Beſchwerte, ähnlich dem Verhältnis von 
Leiſtung und Gegenleiſtung, durch die Zuwendung in den Stand geſeßt oder doch dazu De’ 
wogen werden ſoll, die Auflage zu erfüllen. Der Beweis, daß eine derartige Abhängigkeit 
der Zuwendung von Erfüllung der Auflage gewollt ſei, iſt von demjenigen zu führen, welcher 
die Unwirkſamkeit der Zuwendung behauptet. Umgekehrt fällt auch nicht notwendig die 
Auflage weg, wenn ſich die Zuwendung (zu einem Teile) als unwirkſam ertveift (RG Gruch 
52, 1087). Es macht keinen Unterſchied, ob die Unwirkſamkeit der Auflage ſchon von 
vornherein vorhanden war (3. B. Unmöglichkeit, Willensmängel der betreffenden Anordnung 
oder ob ſie erſt nachträglich eintritt (Ausfall der Bedingung, Verweigerung der zur Vollziehung 
notwendigen Mitwirkung eines Dritten, wobei § 2076 nicht anwendbar). Die Auflage i 
nicht ſchon dann unwirkſam, wenn es ſich bloß um eine durch die veränderten Umſtände ge⸗ 
botene andere Art der Vollziehung handelt (RG 29. 4. 07 IV 506/06). Unmöglichkeit der 


Boltziehung ſ. auch $ 2196. § 2196 


Wird die Vollziehung einer Auflage infolge eines von dem Beſchwerten 
zu vertretenden Umſtandes unmöglich!), jo kann derjenige, welchem der 
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Wegfall des zunächſt Beſchwerten unmittelbar zuſtatten kommen würde, die 
Herausgabe der Zuwendung nach den Vorſchriften über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung inſoweit fordern, als die Zuwendung 
zur Vollziehung der Auflage hätte verwendet werden müſſen?). 

Das gleiche gilt, wenn der Beſchwerte zur Vollziehung einer Auflage, 
die nicht durch einen Dritten vollzogen werden kann, rechtskräftig verurteilt 
iſt und die zuläſſigen Zwangsmittel erfolglos gegen ihn angewendet worden 
find®), 


E II 2066; P 5 246, 247; 6 96. 


1. Unmöglichteit der Vollziehung der Auflage kann nach $ 2195 Unwirkſamkeit auch 
der Zuwendung zur Folge haben. Bleibt die Zuwendung bei Kräften, jo kommt die Unmög- 
lichkeit der Vollziehung dem Beſchwerten zuftatten ($ 275). Er ſoll ſich jedoch nicht dadurch 
bereichern dürfen, daß er die Erfüllung ſchuldvoll unterläßt (88 276ff.). 

2. Bereicherungsanſpruch. Ein Gläubiger, der wegen Nichterfüllung der Auflage aus 
280 ff. Schadenserſatz beanſpruchen könnte, iſt bei der Auflage nicht vorhanden, & 1940. 
Das Geſetz gibt ftatt deſſen den gegebenenfalls nachrückenden Beſchwerten (§ 2161 A 2) — 
nicht aber auch dem Teſtamentsvollſtrecker und nicht den nach 8 2194 A 2 klageberechtigten 
Behörden — den Bereicherungsanſpru inſoweit, als der Beſchwerte durch ſchuldvolle Nicht: 
erfüllung der Auflage einen ungerechtfertigten Gewinn machen würde. Der Betrag der 
Bereicherung wird regelmäßig dem Betrag: des ersparten Erfüllungsaufwandes ‚gleich. 
kommen und bemißt ſich im übrigen nach § 818. Mehrere Beſchwerte haften, ſoweit jeder 
bereichert iſt. Entſprechender Anſpruch des Schenkers § 527. 

3. Fruchtloſe Zwangsvollſtreckung gegen den Beſchwerten ſteht der verſchuldeten Un— 
möglichkeit der Erfüllung gleich, wenn es fich bei der Auflage um unvertretbare Handlungen 
oder um Unterlaffungen handelt. Klageberechtigte § 2194. Die zuläſſigen Zwangs⸗ 
mittel ergeben ſich aus ZPO 88 888, 890. $ 887 (vertretbare Handlungen) kommt nicht 
in Frage. Erfordert die Erfüllung der Auflage überhaupt keine Aufwendungen (jährlicher 
de des Grabes), ſo iſt nach Erſchöpfung der Zwangsmittel auch kein Bereicherungsanſpruch 
gegeben. 


Sechſter Titel 
Teſtamentsvollſtrecker 


Der Teſtamentsvollſtrecker des BGB iſt weder Vertreter des Erblaſſers noch des Nachlaſſes 
noch des Erben (MG 50, 330; 76, 125), vielmehr Träger eines Amtes (8 2202 Ab 1), das ſeinen 
hauptſächlichſten Inhalt zwar durch die Anordnungen des Erblaſſers empfängt (RG 75, 302), 
aber vom Geſetze mit ſelbſtändigen, auch gegen den Erben und Dritte wirkſamen Befugniſſen 
(88 2208 Abſ 2, 2211, 2214), insbeſondere mit einem weitgehenden Verwaltungs⸗ und Ver. 
fügun srecht des Teſtamentsvollſtreckers ausgeſtattet iſt. §8 2203—2205 ſtellen als die drei 
hauptſächlichſten Aufgaben des Teſtamentsvollſtreckers nebeneinander: die Ausführung der 
letztwilligen Verfügungen, die Erbauseinanderſetzung unter mehreren Erben und die Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes, in deren Gefolge aber die beſchränkte oder unbeſchränkte SHE r 

erbindlichkeiten für den Nachlaß einzugehen (88 2206, 2207) und die aktive wie paſſive Prozeß. 
legitimation (88 2212, 2213). Die Aufgaben und Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers 
önnen vom Erblaſſer eingeſchränkt, namentlich auf bloße Verwaltungsaufgaben beſchränkt 
werden (88 22 3,2209) und unterliegen der zeitlichen Begrenzung des $ 2210. 8 Eine Er⸗ 
weiterung über das in den 58 2203—2210 zugelaſſene Höchſtmaß iſt unzuläſſig (8 2208 A 3). 
die Rechtsnerhältniſſe zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und dem Erben ſind unter Heran⸗ 
ziehung gewiſſer Auftragsgrundſätze ($ 2218) und Anerkennung einer Schadenserſatzpflicht 
des Teſtamentsvollſtreckers im Falle der Verletzung der ihm obliegenden Verpflichtungen 

2219) näher ausgeſtaltet (88 22152220). 


§ 2197 

Der Erblaſſer kann durch Teſtament einen oder mehrere Teſtamentsvoll⸗ 
trecker ernennen !). 

Der Erblaſſer kann für den Fall, daß der ernannte Teſtamentsvollſtrecker 
vor oder nach der Annahme des Amtes wegfällt, einen anderen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker ernennen). 

EI 1889 1I 2067; M 5 217—219; P 5 248. 


748 Erbrecht Teſtament 


1. Die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers muß durch Teſtament erfolgen, auch 
wenn es eine Erbeinſetzung nicht enthält (8 1938), ſich vielleicht ſogar auf die Ernennung be⸗ 
ſchränkt. Anfechtung der Verfügung § 2081 Abſ 1, ſelbſtändige Wirkſamkeit § 2085. Dem 
Teſtament ſteht einſeitige Verfügung im Erbvertrage gleich (§ 2299), dagegen ift eine erb- 
vertragsmäßige Ernennung unſtatthaft (8 2278 Abſ 2). Eine Beftellung des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecers durch Vertrag mit dem Erblaſſer würde nur als Auftrag wirkſam ſein und könnte 
nach § 671 vom Erblaſſer wie vom Erben jederzeit widerrufen werden. Wohl aber kann ſich 
der Teſtamentsvollſtrecker durch Vertrag mit dem Erblaſſer zur Annahme des Amtes wirk⸗ 
lam verpflichten ($ 2202 A 2). Die Bezeichnung des Ernannten gerade als „Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker“ iſt, wenn ſonſt kein Zweifel über die Abſicht des Erblaſſers beſteht, nicht erforderlich. 
So hat RG Warn 1913 Nr 239 zugelaſſen, die Ernennung in der Anordnung einer geſetz⸗ 
lich nicht zuläſſigen Pflegſchaft zu ſinden. Bezüglich der Perſon des Vollſtreckers be- 
ftehen außer nach $ 2201 keine Beſchränkungen. Auch Frauen, Ausländer, juriſtiſche Per⸗ 
ſonen (wiewohl mit der zeitlichen Grenze des § 2210) können beſtellt werden. Ebenſo Mit⸗ 
erben, nicht aber der Alleinerbe, der ſich nicht ſelbſt „beſchränken“ kann (88 2306, 2376, RG 
77, 177, vgl. auch § 2222). Inwiefern eine Behörde als ſolche (im Gegenſatz zu dem jeweiligen 
Inhaber eines Amtes) beſtellt werden kann, iſt nach ihrer landesrechtlichen Verfaſſung zu be⸗ 
urteilen. Jedenfalls iſt das neben und über dem Teſtamentsvollſtrecker amtierende Nach⸗ 
laßgericht hiervon ausgeſchloſſen. Die Ernennung kann unter Beſtimmung eines Anfangs⸗ 
oder Endtermins, unter einer aufſchiebenden (fo Abſ 2) oder auflöſenden Bedingung, auch 
bloß für einen beſtimmten Erbteil oder ein Vermächtnis, oder nur einem beſtimmten Erben 
gegenüber erfolgen. Mehrere Teſtamentsvollſtrecker § 2224, Ernennung durch andere 
als den Erblaſſer 88 21982200. 

2. Die Erſatzernennung gilt auch für den Fall, daß der Ernannte das Amt ablehnt. Es 
können mehrere Erſatzmänner nacheinander beſtellt ſein. — Miteintragung der Anordnung 
der Teſtamentsvollſtreckung bei der Eintragung des Erben im Grundbuch (68 8 53) und im 
Schiffsregiſter (Fc § 118). Zeugnis über die Ernennung $ 2368, Angabe im Erbſchein 
5 2364, Nachweis vor dem Grundbuchamt G 8 36 und zum Schiffsregiſter FGG 8 107. 
— Die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers zu dem Zwecke, daß dieſer das Geſamtgut 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft in Beſitz und Verwaltung nehme, iſt unwirkſam 
($ 1518; RG 23 1916, 4761). 


8 2198 


Der Erblaſſer kann die Beſtimmung der Perſon des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers einem Dritten überlaſſen!). Die Beſtim mung erfolgt durch Er⸗ 
klärung gegenüber dem Nachlaßgerichte; die Erklärung iſt in öffentlich be⸗ 
glaubigter Form abzugeben). 

Das Beſtimmungsrecht des Dritten erliſcht mit dem Ablauf einer ihm 
auf Antrag eines der Beteiligten von dem Nachlaßgerichte beſtimmten 


Friſts). 

E 1 1890 II 2068; M 5 219; P 5 248-250; 6 95, 96. 

1. Die Beſtimmung des Teſtamentsvollſtrecters durch einen Dritten durchbricht wie 
beim Vermächtnis (88 2151ff.) den Grundſatz des § 2065. Die Ermächtigung des Dritten 
kann wie in § 2197 Abſ 1 nur durch Teſtament ausgeſprochen werden. In der Auswahl 
des Dritten, der jedoch ſelbſtverſtandlich gefchäftsfähig fein muß, iſt der Erblaſſer nicht be, 
ſchränkt, er kann die Beſtimmung auch mehreren Dritten oder einer Körperſchaft, fogar (RG 
92, 68) dem Erben ſelbſt überlaſſen. Der Dritte beſtimmt den Teſtamentsvollſtrecker nach freiem 
Belieben, ift nicht gehindert, ſich auch felbft zu beſtimmen und haftet außer im Falle der 
Argliſt nicht für ſchuldhafte Auswahl. Bei offenbaren Mißgriffen hilft das Entlaſſungsrecht 
des Nachlaßgerichts aus (5 2227). Die Beſtimmung darüber, ob überhaupt eine Teſtaments⸗ 
vollſtreckung ſtattfinden ſoll, kann einem Dritten nicht überlaſſen werden (RIA 1912, 63). 

2. Die Beſtimmung erfolgt (wie bei der Ausſchlagung § 1945 Anl 1) durch unwiderrufliche 
Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht (88 130 ff.). Beglaubigung 8 129, 308 88 167, 
183, 184, 191, 200. Die Einſicht der Erklärung ift jedem Intereſſenten zu geſtatten. 

3. Friſtſetzung wie beim Vermächtnis und der Auflage (88 2151 Abſ 3, 2193 Abſ 2). Ber 
teiligte ſind, wie in 88 2202 Abſ 3, 2216 Abf 2, 2227 Abſ 1 außer dem Erben, Nacherben, 
Pflichtteilsberechtigten, Vermachtnisnehmer, Auflageberechtigten (§ 2194) auch die ſouſtigen 
Nachlaßgläubiger (§ 2213, 3 PO 8 748) und die Mitvollſtrecker. Hat der Erblaſſer eine Frist 
geletzt, fo erliſcht das Beſtimmungsrecht des Dritten jedenfalls mit dem Ablaufe dieſer Friſt; 
ae Setzung einer kürzeren Friſt durch das Nachlaßgericht wirt dadurch aber nicht ausgeſchloſſen, 
Die Iriſtbemeſſmung durch das Nachlaßgericht unterliegt der ſofortigen Beſchwerde nach JE 

80, die Ablehnung einfacher Beſchwerde nach FGG 88 19, 20. Eine Verlängerung der 
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Friſt iſt nicht ſtatthaft (Fc 5 18 Abſ 2). Unterläßt der Dritte die Beſtimmung innerhalb 
der Friſt, fo wird die Beſtellung eines Teſtamentsvollſtreckers überhaupt hinfällig. 


§ 2199 


Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigen, einen oder 
mehrere Mitvollſtrecker zu ernennen !). 

Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker ermächtigen, einen Nach⸗ 
folger zu ernennen?). 

Die Ernennung erfolgt nach § 2198 Abſ 1 Satz 23), 


E II 2069; P 5 248250. 


1. Die Ermächtigung des Teſtamentsvollſtreckers zur Ernennung von Mitvollſtreckern 
kann wie die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers ſelbſt nur durch Teſtament erfolgen (8 2197). 
Sie kann jedem der gemaß 88 2197, 2198, 2200 ernannten Vollſtrecker, auch mehreren gemein- 
ſam (Zuwahl) mit Stichentſcheid des Nachlaßgerichts (8 2224 A 2) beigelegt werden. Der 
Teſtamentsvollſtrecker kann vom Erblaſſer in der Auswahl näher beſchränkt, aber zur Wahl 
auch förmlich vergflichtet fein. Jedenfalls iſt er dem Erben für ſorgfältige Wahl durch § 2218, 
2219 verhaftet. Aus eigener Machtvollkommenheit kann er eine Wahl nicht vornehmen. 

2. Die Ernennung des e kann der Teſtamentsvollſtrecker regelmäßig nur 

vornehmen, ſolange er ſelbſt noc im Amte iſt und nur für den Fall der Beendigung ſeines 
Amtes gemäß 88 22252227, nicht indem er das Amt unmittelbar auf einen Dritten über⸗ 
trägt (a. A. Planck A 4). RIA 12, 112 geſtattet ihm auch die Ernennung eines Nach⸗ 
olgers mit abgegrenztem Wiekungskreiſe, während er im übrigen das Amt weiterführt, 
jalis ſich ein dementſprechender Wille des Erblaſſers ermitteln läßt. Inwieweit er ſich in 
Ausübung des Amtes vertreten laſſen darf ſ. 8 2218 A 1. Die Ernennung febt die Be⸗ 
eichnung einer beſtimmten Perſon voraus, der Teſtamentsvollſtrecker kann mithin nicht 
ſchlechthnn feine Erben zu Nachfolgern berufen (§ 2225 A 2). Durch Auslegung des Teſtaments 
iſt zu ermitteln, ob dem ernannten Nachfolger wiederum das Recht zur Ernennung ſeines 
Nachfolgers zuſtehen ſoll. 

3. Öffentlich beglaubigte Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht, wenn der Erblaſſer 
nicht ein Mehr, z. B. Beurkundung nach 5 128 vorgeſchrieben hat. Akteneinſicht § 2228. 


8 2200 

Hat der Erblaſſer in dem Teſtamente das Nachlaßgericht erſucht, einen 
Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen, ſo kann das Nachlaßgericht die Er⸗ 
nennung vornehmen!). 

Das Nachlaßgericht ſoll vor der Ernennung die Beteiligten hören, wenn 
es ohne erhebliche Verzögerung und ohne unverhältnismäßige Koſten ge⸗ 
ſchehen kann?). 

E II 2070; P 5 250-252. 


„ Die Ernennung durch das Nachlaßgericht iſt in das pflichtmäßige Ermeſſen des Ge- 
richts geſtellt; fie kann nicht nur aus dienſtgeſchäftlichen Gründen, ſondern auch ede 
abgelehnt werden, weil eine Teſtamentsvollſtreckung mit Rückſicht auf die Lage des Nachlaſſes 
end berechtigte Intereſſen der Nachlaßbeteiligten nicht zweckmäßig erſcheint (KJ 45, 114). 

le kann niemals von Amts wegen erfolgen, ſetzt vielmehr ein Erſuchen des Erblaſſers 
noraus, das im Teſtamente geſtellt ſein muß, aber durch freie Auslegung daraus ermittelt 
werden kann. Das Erſuchen kann bedingungsweiſe geſtellt, auf Ernennung eines fed 

Be gerichtet fein, begreift regelmäßig auch die Beſtellung eines etwaigen Nachfolgers in 
ich und bleibt jedenfalls in Kraft, bis ein zur Annahme bereiter Zeftamentävollftreder ge · 
unden oder der Verſuch der Beſtellung mißlungen iſt. Das Gericht hat völlig freie Wahl 
und kann auch ohne beſonderes Erſuchen mehrere Vollſtrecker ernennen. 8 
10 2, Beteiligte 8 2198 A 3. Sofortige Beſchwerde gegen die Ernennung FGG $ 81, deren 
jedoch der nach § 2202 Abſ 2 ablehnungsberechtigte Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt nicht bedarf. 
Wird die Ernennung auf Beſchwerde aufgehoben, fo bleiben doch die inzwiſchen vom Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte wirkſam, 60 8 82. 

egen die Ablehnung der Ernennung fteht einfache Beſchwerde zu, ſoweit es ſich (z. B. im Falle 
des § 2228) um beeinträchtigte Rechte handelt, ZUG 8 20 (RIA 8, 189, Beſchwerde des 
5 1 RIA 11, 15). Recht der Beteiligten auf Akteneinſicht und Ausfertigungen Fc 
„ 80. 
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8 2201 
Die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers iſt unwirkſam!), wenn er zu 
der Zeit, zu welcher er das Amt anzutreten hate), geſchäftsunfähig oder in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ift?) oder nach § 1910 zur Beſorgung jeiner 
Vermögensangelegenheiten einen Pfleger erhalten hat). 
E I 1891 II 2071; M 5 219, 220; P 5 252. 


1. Unwirkſamkeit der Ernennung. Die Ernennung verliert in allen Fällen (88 2197 
bis 2200) durch eintretende Mangel der Geſchäftsfähigkeit von ſelbſt ihre Kraft, ohne daß ſie, 
auch im Falle des $ 2200, noch beſonders aufgehoben zu werden braucht. 

2. Maßgebend iſt der Zeitpunkt, zu welchem er das Amt anzutreten hat, d. h. wo er, 
abgeſehen von der Geſchäftsfähigkeit, fich über Annahme des Amtes nach $ 2202 Abſ 2 zu 
erklären in der Lage iſt (RJA 11, 92). Iſt die Ernennung unter Beſtimmung eines Aufangs⸗ 
termins oder unter einer aufſchiebenden Bedingung erfolgt (§ 2197 A 1), ſo iſt, wenn die 
Annahme ſchon vorher erklärt war (8 2202 A 3), der Eintritt des Termins oder der Bedingung 
entſcheidend. Erfolgt die Aufhebung der Entmündigung oder der vorläufigen Vormund⸗ 
ſchaft erſt nach dem hiernach maßgebenden Zeitpunkte, ſo hat fie (abweichend von dem Grund⸗ 
ſatze des § 115 und F $ 61) keine rückwirkende Kraft. Erlöſchen des Amtes infolge ſpäter 
eintretender Unfähigkeit § 2225. 

3. Geſchäftsunfähigkeit § 104, beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des Minderjährigen 
$ 106, des wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigten oder nach 
$ 1906 unter vorläufige Vormundſchaft Geſtellten § 114. 

4. $ 1910: Pflegſchaft wegen geiſtiger oder korperlicher Gebrechen. Doch iſt der Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker nicht unfähig, dem ein Pfleger nur für feine Perſon oder für einzelne Ver⸗ 
mögensangelegenheiten beſtellt ift. — Der Gemeinſchuldner iſt an ſich nicht unfähig zum 
Teſtamentsvollſtrecker. Doch kann die Konkurseröffnung, und zwar ſchon vor Antritt des Amtes 
einen Grund zur Entlaſſung bilden (8 2227). Dasſelbe gilt vom Ehrverluſt. — Die Ernennung 
28520 8 jede letztwillige Verfügung, nach allgemeinen Grundſätzen an gefochten 

erden, $ 2078. 


8 2202 


Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers beginnt mit dem Zeitpunkt, in 
welchem der Ernannte das Amt annimmt!) 

Die Annahme ſowie die Ablehnung des Amtes erfolgt durch Erklärung 
gegenüber dem Nachlaßgerichtee). Die Erklärung kann erſt nach dem Ein⸗ 
tritte des Erbfalls abgegeben werden; ſie iſt unwirkſam, wenn ſie unter 
einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung abgegeben wirds). 

Das Nachlaßgericht kann dem Ernannten auf Antrag eines der Betei⸗ 
ligten eine Friſt zur Erklärung über die Annahme beſtimmen. Mit dem 
Ablaufe der Friſt gilt das Amt als abgelehnt, wenn nicht die Annahme 
vorher erklärt wird“). 

E I 1892 II 2072; M 5 220— 222; P 5 252, 253, 


1. Der Beginn des Amtes fällt mit der Annahmeerklärung nur der Regel nach zuſammen. 
Ausnahme |. A 3. Rechtsgeſchäfte, die der Teſtamentsvollſtrecker vor Amtsantritt vor⸗ 
nimmt, ſind unwirkſam und können auch durch den bloßen Amtsantritt nicht wirkſam werden. 
Wohl aber dadurch, daß der Teſtamentsvollſtrecker den von ihm geſchloſſenen Vertrag oder 
das vorgenommene einſeitige Rechtsgeſchäft gemäß 88 177, 180 nach dem Amtsantritt ge⸗ 
nehmigt. Denn er kann hierbei nur als Vertreter des künftigen Teſtamentsvollſtreckers — 
allerdings feiner ſelbſt — gehandelt haben Nimmt er Verfügungen vor, jo find es Verfügungen 
eines Nichtberechtigten, die gemäß $ 185 Abſ 2 dadurch wirkſam werden, daß er ſie nach Amts⸗ 
antritt als nunmehr Berechtigter genehmigt. 

2. Die Annahme oder Ablehnung iſt nur wirkſam, wenn fie dem Nachlaßgericht gegen 
über abgegeben wird ($ 130 Abſ 3). Eine Annahme durch ſchlüſſige Handlungen, entſprechen 
der pro herede gestio ($ 1943 A 1) iſt deshalb ausgeſchloſſen. Immerhin iſt die Erkläre 
an keine Form gebunden, kann privatſchriftlich (R JW 1910, 8039) durch Bevollmächtigte 
abgegeben werden und auch in anderen an die Behörde gerichteten Anträgen oder Außerunge, 
ſtillſchweigend enthalten fein (RG 81, 171; Warn 1914 Nr 63). Annahme und Ablehnung un 
unwiderruflich, doch verbleibt dem Annehmenden das Kündigungsrecht. Die Frau bedarf z 
Annahme nicht der Zuſtimmung des Mannes ($ 1399 Abf 1). Da es ſich bei der Umtailber 
nahme nicht um die Verpflichtung zu einer Leiſtung im Sinne des 8 1358 handelt, iſt da 
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Kündigungsrecht des Mannes ausgeſchloſſen (a. M. Planck A 10, Crome $ 674 A 37, Leonhard, 
VII). Hatte ſich der Ernannte durch Vertrag mit dem Erblaſſer zur künftigen Annahme 
des Amtes verpflichtet, ſo lann er hierauf oder auf Zahlung einer etwa bedungenen Vertrags- 
ſtrafe oder wegen e Ude auf Schadenserſatz verklagt werden. Der Zwangsvollſtreckung 
aus dem auf Annahme oder Wahrnehmung des Amtes lautenden Urteil könnte der wider⸗ 
ſtrebende Schuldner jederzeit mit der Kündigung begegnen ($ 2226). Iſt dem in Ausſicht 
genommenen Teſtamentsvollſtrecker eine Zuwendung mit der Auflage gemacht, das Amt zu 
übernehmen, ſo entſcheiden 88 2194, 2195. Die unter einer Bedingung gleichen Inhalts 
gemachte Zuwendung wird mit der Ablehnung ohne weiteres hinfällig. — Zeugnis über 
die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers $ 2368. Es dient dem Grundbuchamt gegenüber 
zugleich als Nachweis der gefchehenen Annahme (RG JW 06, 132°). Angabe im Erbſchein 
9 2364, Akteneinſicht $ 2228, Vergütung $ 2221. 

3. Wenn die Annahme oder Ablehnung auch nicht vor dem Erbfall, oder falls es ſich um 
Teſtamentsvollſtrecker fur die Nacherbſchaft handelt, nicht vor Eintritt der Nacherbfolge (8 2139) 
abgegeben werden kann, ſo iſt doch der Ernannte nicht notwendig ſchon von dieſem Zeitpunkte 
ab verpflichtet ſich zu erklären. Insbeſondere kann er, wenn er unter Beſtimmung eines ſpäteren 
Anfangstermins oder unter einer aufſchiebenden Bedingung ernannt iſt, nicht vor Eintritt des 
Termins oder der Bedingung durch Friſtſetzung (Abſ 3) zur Erklärung angehalten wer⸗ 
den. Keinesfalls kann in dieſem Falle die etwa ſchon vorher erklärte Annahme den Beginn 
des Amtes (Abs 1) zur Folge haben. Die Unwirkſamteit der bedingten oder betagten 
Erklärung der Annahme oder Ablehnung ſelbſt (wie 88 1947, 2180) iſt lein Hindernis, ſich 
ſogleich nach dem Erbfall endgültig über Annahme oder Ablehnung des nur erſt bedingt oder 
befriſtet angetragenen Amtes zu erklären. Iſt der Ernannte zur Zeit dieſer Erklärung in der 
Geſchäftsfähigkeit befchräntt, fo kann er die Annahme nach allgemeinen Grundſätzen (88 107, 
114) unter Einwilligung ſeines geſetzlichen Vertreters erklaren. § 2201 fordert Geſchafts⸗ 
fähigkeit nur für die Zeit des Amtsantritts (a. M. Planck A 10). 

4. Von der Friſtbeſtimmung durch das Nachlaßgericht und dem Beſchwerderecht gilt 
das 8 2198 A 3 Geſagte. Die Friſt läuft auch gegen den über feine Ernennung in Rechts⸗ 
irrtum befindlichen Teſtamentsvollſtrecker und ungeachtet der gegen die Friſtbeſtimmung 
eingelegten Beſchwerde (KJ 43 A 86). Ablehnung der Friſtbeſtimmung im Falle befriſteter 
oder bedingter Ernennung, |. oben A 8. 


§ 2203 
Der Teſtamentsvollſtrecker hat die letztwilligen Verfügungen des Erb⸗ 


laſſers zur Ausführung zu bringen!). 
E I 1897 Abſ 1 II 2073; M 5 226—228; P 5 261—272, 283, 


1. Die Ausführung der letztwilligen Verfügungen iſt die vornehmſte, wenn auch nicht 
die einzige Aufgabe des Teſtamentsvollſtreckers (88 2204 ff.). Sie ſtebt grundſätzlich auch 
dem zum Teſtamentsvollſtrecker beſtellten Miterben zu (RG 61, 142) und betrifft Verfügungen 
aller Art, auch ſamilionxechtlichen Inhalts, Beſtattungsanorduungen uſw., ſofern der Teſta⸗ 
Mentävollitzeder rechtlich und tatfächlich hierzu imſtande und nicht vom Erblaſſer ſelbſt be⸗ 
ſchränkt iſt. Dann kann er im Zweifel die Ausführung, insbeſondere die Erfüllung der Auf⸗ 
lage vom Erben verlangen ($ 2208). Darüber hinaus kann er auch zur Fürſorge für Ausführung 
der einem Vermächtnisnehmer auferlegten Beſchwerungen berufen fein, $ 2223. Nach 8 83 
hat er die Genehmigung einer vom Erblaſſer errichteten Stiftung nachzuſuchen. Der Teſta · 
mentsvollſtrecker handelt bei der Ausführung kraft eigenen, ihm vom Erblaſſer über- 
tragenen Rechtes (MG 56, 330; 59, 365), iſt deshalb von den Weiſungen des Erben unab⸗ 
gängig und kann auch durch den übereinſtimmenden Willen der Miterben nicht gebunden 
oder zur Vornahme ihm unterſagter Handlungen, z. B. unentgeltlicher Verfügungen ermäch · 
tigt werden (RG 74, 215). So insbeſondere bei der Enterbung in guter Abſicht (5 2338 Abl 1). 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker und Erben regelt im übrigen 8 2218. 
Bet, Erbe kann auch ſeinerſeits den Teſtamentsvollſtrecker auf Ausführung der letztwilligen 
erfügungen, z. B. Auszahlung von Vermachtniſſen in Anſpruch nehmen. Entſteht Streit 
über Gültigkeit oder Tragweite einzelner Verfügungen, ſo ſteht beiden gegeneinander die 
Feſtſtellungsklage zu. Das rechtliche Intereſſe des Erben beſteht darin, daß er Träger 

er Verpflichtungen bleibt, dasjenige des Teſtamentsvollſtreckers in der nach $ 2219 ihn treffen. 
den Verantwortlichkeit (hierzu RG Warn 1912 Nr 174, 3). Die Erfüllung einer Verbindlich. 
eit muß der Erbe zwar gelten laſſen, doch ſteht ihm unter Umſtänden nach § 812 der Be. 
Feicherungsanfpruch, z. B. gegen den Empfänger eines dieſem nicht gebührenden Vermächt⸗ 
niſſes zu (RG 1. 10. 06 IV 80/06). Geeignetenfalls kann der Erbe einstweilige Verfügungen 

en den Teſtamentsvollſtrecker ausbringen. Dagegen kann zwiſchen Erben und Teſtaments⸗ 
vollſtrecker grundſätzlich nicht über Beſtehen oder Nichtbeſtehen des durch Verfügung von 
odes wegen beſtimmten Erbrechts geſtritten werden (RG Warn 1919 Nr 130), es ſei denn, 
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daß die Erfüllung einer letztwilligen Verfügung davon, z. B. von der Frage abhängt, wer als 
Erbe beſchwert iſt (§ 2147), oder daß die Feſtſtellung des Erbrechts ſonſt einen bloßen Inzident⸗ 
punkt bildet (R JW 09, 5216; 13. 11. 19 IV 218/19). Beſondere Umſtände können eine 
Ausnahme von dem Grundſatze begründen (RG Gruch 62, 631). Daß in dem Prozeſſe mit 
dem Teſtamentsvollſtrecker die Frage der Gültigkeit ſeiner Ernennung (des Teſtaments) aus⸗ 
zutragen iſt, folgt aus der Bedeutung dieſer Frage für feine Sachbefugnis (RG JW 1919, 72411). 
Das Anfechtungsrecht ($ 2078) ſteht dem Teſtamentsvollſtrecker nur gegenüber Verfügungen 
zu, die ſeine Rechte aufheben oder beſchränken. Gegen den dritten Erbſchaftsbeſitzer ſteht auch 
dem Teſtamentsvollſtrecker der Erbſchaftsanſpruch zu (§ 2018 A 1/2). Antrag auf Erteilung des 
Erbſcheins § 2353 A 3, auf Einziehung des unrichtigen Erbſcheins § 2364 Abſ 2. Prozeßführung 
$$ 2212, 2213. — Zur authentiſchen Auslegung des letzten Willens mit der Wirkung, 
daß auch der Prozeßrichter daran gebunden wäre, kann der Teſtamentsvollſtrecker vom Erb: 
laſſer nicht ermächtigt werden (RG 66, 103). Dagegen fteht der förmlichen Beſtellung des 
e zum Schiedsrichter (S. 104 offen gelaſſen) nichts im Wege, ZPO 
8. 


8 2204 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat, wenn mehrere Erben vorhanden ſind, 
die Auseinanderſetzung unter ihnen nach Maßgabe der SS 2042 bis 2056 
zu bewirken“). 

Der Teſtamentsvollſtrecker hat die Erben über den Auseinanderſetzungs⸗ 
plan vor der Ausführung zu hören?). 

E I 1898, 2156 II 2074; M 5 228—231; P 5 272—276; 6 96—98, 348, 349. 


1. Die Auseinanderſetzung unter Miterben gehört ohne weiteres zu den Aufgaben 
des Teſtamentsvollſtreckers, wenn fie ihm nicht nach §8 2208, 2209 entzogen iſt. Eine gericht- 
liche Auseinanderſetung findet deshalb überhaupt nicht, auch auf übereinſtimmenden Antrag 
aller Beteiligten nicht ſtatt, wenn ein hierzu berechtigter Teſtamentsvollſtrecker vorhanden 
ift, FG 5 86 Abſ 1. Wie die in Bezug genommenen Beſtimmungen ergeben, hat ſich der 
Teſtamentsvollſtrecker der Auseinanderſetzung zu enthalten, ſolange der Vornahme einer 
der Grunde der 88 2043—2045 entgegenſteht. Ihn bindet auch eine Vereinbarung der 
Erben, die Erbengemeinſchaft fortzuſeten (88 2042, 749 ff.). Für die Auseinanderſetzung ſelbſt 
ſind zunächſt die Anordnungen des Erblaſſers bindend. Wenn fie dem billigen Ermeſſen des 
Teſtamentsvollſtreckers anheimgeſtellt iſt (5 2048), ift dieſes Ermeſſen, fonft ſind die geſetzlichen 
Vorſchriften der angezogenen 98 2042 ff. maßgebend (vgl. für einen Fall der Anwendung des 
§ 2046 RG 95, 325). Kraft feiner Verfügungsmacht über den Nachlaß (8 2205) kann 
er den Erben einzeine Erbſchaftsgegenſtände unmittelbar übertragen, z. B. Nachlaßgrund⸗ 
ſtücke an fie auflaſſen, Rechte für fie begründen und muß er auch trotz § 753 zum freihändigen 
Verkauf zu Zwecken der Teilung als ermächtigt gelten. Iſt der Teſtamentsvollſtrecker zu⸗ 
gleich Miterbe, jo kann er regelmäßig das zu teilende Nachlaßgrundſtück zu dem ihm zu“ 
kommenden Bruchteil auch an ſich ſelbſt auflaſſen (MG 61, 142). Der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker hat auch die Ausgleichung der Miterben herbeizuführen, bleibt aber bei der 
nachgiebigen Natur der 88 2050—2056 an eine etwaige abweichende Regelung der Aus. 
gleichungspflicht durch Vertrag der Erben gebunden. Das Auskunftsverlangen des (nicht 
mit angezogenen) $ 2057 ſteht ihm außer in Vollmacht eines Erben nicht zu. Im übrigen 
braucht der Teſtamentsvollſtrecker Vereinbarungen der Erben über eine von den Anordnungen 
des Erblaſſers oder den geſetzlichen Vorſchriften abweichende Auseinanderſetzung nicht zu De 
rückſichtigen (RG 61, 145). Vielmehr bindet feine Auseinanderſetzung die Erben. Vormund“ 
ſchaftsgerichtlicher Genehmigung gemäß $ 1822 Nr 2 bedarf fie nicht, da es ſich dabei nicht um 
einen Vertrag handelt. Der nur für einen Erbteil oder einen beſtimmten Erben ernannte 
Teſtamentsvollſtrecker kann die Auseinanderſetzung betreiben und vertritt hierbei den Erben, 
er kann ſie aber nicht ſelbſt vornehmen. 

2. Ein Auseinanderſetzungsplan iſt zwar im allgemeinen nicht erforderlich, aber durch 
Abs 2 iſt dem Teſtamentsvollſtrecker (wie nach $ 93 FGG dem Nachlaßgericht) die Anfertigung 
ſtillſchweigend vorgeſchrieben. Sie iſt erſt dann geboten, wenn die Nachlaßverbindlichkeite. 
getilgt find und der Überſchuß (8 2047 A 1) zur Verteilung reif iſt. Der Plan bedarf nicht de 
Genehmigung der Erben, die nur zu hören find. Die Planfeſtſtellung hat keine dinglich 
Wirkung. Sie verpflichtet die Erben, einander die ihnen zugeteilten Nachlaßgegenſtände 51 
übertragen. Kraft feiner Verfügungsmacht (A 1) kann der Teſtamentsvollſtrecker dieſe Ber, 
pflichtung trotz eines etwaigen Widerſpruchs der Verpflichteten erfüllen; zur Übertragung auf 
den berechtigten Miterben iſt aber deſſen Mitwirkung erforderlich (RG SW 1916, 1586 fi 
Der Nachweis, daß die Erben gehört ſind, braucht gegenüber dem Grundbuchamt nicht erbrad) 
zu werden (NO 31 A 299). Die Erben bleiben berechtigt, die Ausführung des Plane 


Teſtamentsvollſtrecker §8 22032205 753 


durch einſtweilige Verfügung zu hemmen und klagend anderweite Auseinanderſetzung zu 
verlangen, wenn fie Verletzung der letztwilligen oder geſetzlichen Teilungsvorſchriften oder 
offenbare Unbilligkeit im Falle des $ 2048 A 3 nachweiſen können. 


8 2205 
Der Teſtamentsvollſtrecker hat den Nachlaß zu verwalten!). Er iſt ins⸗ 
beſondere berechtigt, den Nachlaß in Beſitz zu nehmen?) und über die Nach⸗ 
laßgegenſtände zu verfügen?). Zu unentgeltlichen Verfügungen iſt er nur 
berechtigt, ſoweit ſie einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand zu 
nehmenden Rütkſicht entſprechen ). 
E 1 1899 Abſ 1 Satz 1, 1900 II 2075; M 5 281—233; P 5 276— 282, 527, 258. 


1. Zur orbnungsmäßigen Verwaltung des Nachlaſſes (8 2038 A 1) iſt der Teſtaments. 
vollſtrecker kraft ſeines Amtes ohne weiteres ſowohl berechtigt als verpflichtet ($ 2216). Sie 
kann ihm auch als einzige Aufgabe übertragen fein, 88 2209, 2210. Sie endet, wenn mehrere 
Erben vorhanden ſind, regelmäßig mit Vollzug der Auseinanderſetzung (§ 2204). Wie lange 
ſie ſonſt zu dauern hat, beſtimmt ſich nach den Anordnungen des Erblaſſers. Sie iſt nicht als 
Selbſtzweck, ſondern als Mittel zur Ausführung der letztwilligen Verfügungen und zur Aus⸗ 
einanderſetzung ſowie zur Erfüllung ſonſtiger dem Teſtamentsvollſtrecker zugewieſenen Auf- 
gaben ($ 2209 A 2) gedacht. Sie beſteht vor allem in der Beſitzergreifung (A 2) und Sicherung 
des Nachlaſſes, in der Aufſtellung des Nachlaßverzeichniſſes (8 2215), ferner in der Inſtand⸗ 
haltung der Erbſchoftsgegenſtände, Bewirtſchaftung, Fruchtziehung uſw. Er kann Prokuriſten 
ib das zum Nachlaſſe gehörige Handelsgeſchäft beftellen (RIA 11, 271). Berichtigung der 

achlaßverbindlichkeiten ift nicht (wie bei der Nachlaßverwaltung $ 1985 Abſ 1) Ziel der Ver⸗ 
waltung. Sie bringt aber von jelbft mit ſich, daß fällige Schulden bezahlt und läſtige abge⸗ 
ſtoßen werden. Jedenfalls darf die Auseinanderſetzung nicht vor Berichtigung oder Sicherung 
der Verbindlichkeiten vorgenommen werden (8 2046 Abſ 1). Klagerecht auch des einzelnen 

iterben gegen den Teſtamentsvollſtrecker auf Erflüllung feiner Obliegenheiten R& 73, 26. 
Für die Dauer der Nachlaßverwaltung geht das Verwaltungsrecht im vollen Umfange auf 
den Nachlaßverwalter über (8 1985 Abs 1). Der Teſtamentsvollſtrecker kann aber ſelbſt zum 
Verwalter beſtellt werden (8 1981 A 5). Beſchränkung und Ausdehnung der Verwaltungs 
befugniſſe 88 2208.—2210, Unübertragbarkeit 8 2218 A 1, Prozeßführung 88 2212, 2213, 
Verantwortlichkeit 8 2219. Der Teſtamentsvollſtrecker kann die Eröffnung des Nachlaß⸗ 
konturſes (KO 8 217), das Aufgebot der Nachlaßgläubiger (8 1970 A 2), die Zwangs⸗ 
verſteigerung der Nachlaßgrund ſtilcke beantragen (BUG 8 175), ſich auch für den Erben den 
Erbſchein (8 2358 U 8) und für ſich ſelbſt ein beſonderes Zeugnis des Nachlaßgerichts er⸗ 
teilen laſſen ($ 2368). s 

2. Der Berl geht nach $ 857 nur auf den Erben, nicht auf den Teſtamentsvollſtrecker über. 
Hat der Erbe bereits tatfüchlich Beſit ergriffen, fo kann der Teſtamentsvollſtrecker von ihm 
wie von jedem Dritten Übertragung des Beſitzes und Auskunft nach § 260 verlangen, ſoweit 
er dem Erben nicht einzelne Gegenſtände gemäß 8 2217 zu überlaſſen hat. Der Erbe iſt, wenn 
der Teſtamentsvollſtrecker den tatſächlichen Befth erlangt, mittelbarer Beſitzer $ 868). 

1 Die Werfügungsmacz: iſt dem Teſtamentsvollſtrecker zwar nur zur Verwirtlichung 
ſeiner Aufgaben eingeräumt, ſie ſteht ihm aber (abgeſehen von Satz 3) unbeſchränkt und 
ausſchließlich zu (§ 2211) mit der Wirkung, daß die von ihm (und ihm gegenüber) vorge⸗ 
nommenen dinglichen und rechtsgeſchäftlichen Akte im Bereiche des Nachlaßvermögens für 
(und gegen) den Erben oder die Erbengemeinſchaft rechtlich wirkſam find (R 59, 366; 68, 209). 
Dies galt von dem zum Teſtamentsvollſtrecker beſtellten Miterben auch dann, wenn die 1 0 
fügungen zugleich ſeinem eigenen Intereſſe dienen (Auflaſſung zu Bruchteilen an ſich ſelbſt); 
9191 fteht nicht entgegen (dich 61 S. 139, 145). Doch find Rechtsgeſchäfte, die der Teita- 
veentsvellſtrecker mit Dritten unter Mißbrauch feines Amtes abſchließt, für die Erben nicht 
verbindlich, wenn der Dritte den Mißbrauch erkannte oder infolge von Fahrläſſigkeit nicht 
Elannte (M6 75, 301; 83, 348). Ein für den Nachlaß gemachter Erwerb kommt zwar dem 
Erben u, unterliegt aber ſogleich wieder der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers. Sein 
Auter Glaube ift hierbei entſcheidend. Das Verfügungsrecht (Inhalt Vorbem 7 vor $ 104) 
orſtreckt ſich auf alle Nachlaßgegenſtände, Sachen und Rechte (5 90), ſoweit fie dem Erben 
Aub als höchſtperſönliche zuſtehen. Der Teſtamentsvollſtrecker kann deshalb das in 9 1477 
5 dj 2 beſtimmte Übernahmerecht austben (Rh 85, 1). Dagegen kann er eine Schenkung 

ius Erblaſſers nicht widerrufen (8 530 Abſ 2) ſich nicht über Annahme oder Ausſchlagung 
Eüter vererbten Erbſchaft erklären ($ 1952), nicht wegen Erbunwürdigkeit anfechten ($ 2340). 

M. Strohal I $ 40a A 14; Leonhard, III, C, 3. Iſt der Erbe minderjährig, fo fteht dem 

mund oder Gewalthaber keine Anteilnahme an der Verwaltung, nur die Vertretung des 

rben gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker zu. In der Verfügung fiber Nachlaßgrund⸗ 
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ſtücke und grundbücherlich oder im Schiffsregiſter eingetragene Rechte iſt der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker, auch beim Vorhandenſein eines Nacherben (LZ 1916, 9625), gleichfalls nur durch 
Satz 3 beſchränkt. Seine Eintragungsbewilligung genügt ohne Zwiſcheneintrag des Erben 
(EBD 8 41 Abf 2, F 8 111 Abs 2). Über die Miteintragung der Anordnung der Teſta⸗ 
mentsvollſtreckung bei Eintragung des Erben und den Nachweis der Befugniſſe des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers |. § 2197 A 2. Das Recht, über feinen Anteil am Nachlaſſe zu verfügen 
(8 2033), verbleibt dem Miterben, ändert aber nichts an dem Umfange des dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker zuſtehenden Verfügungsrechts (vgl. $ 2208 A 3). 

4. Nur unentgeltliche Verfügungen (mit der dem § 534 entſprechenden Ausnahme) 
ſind dem Teſtamentsvollſtrecker verwehrt und, wenn ſie dennoch vorgenommen ſind, ohne 
Rückſicht auf die Kenntnis des Empfängers und felbft mit Zuſtimmung des Erben (RW 74, 218) 
unwirkſam. Das Grundbuchamt kann ſich jedoch, anders wie beim Vorerben § 2113 A 2, 
bei den Erklärungen der Beteiligten begnügen, daß die betreffende Verfügung keine unent⸗ 
geltliche fei, es ſei denn, daß beſondere Umſtände einen beſtimmten Anhalt für die Annahme 
des Gegenteils bieten (R 65, 223). Begriff der unentgeltlichen Verfügung . 8 2113 A 8. 


S 2206 

Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, Verbindlichkeiten für den Nach⸗ 
laß einzugehen, ſoweit die Eingehung zur ordnungsmäßigen Verwaltung 
erforderlich ift!). Die Verbindlichkeit zu einer Verfügung über einen Nach⸗ 
laßgegenſtand kann der Teſtamentsvollſtrecker für den Nachlaß auch dann 
eingehen, wenn er zu der Verfügung berechtigt iſt ?). 

Der Erbe iſt verpflichtet, zur Eingehung ſolcher Verbindlichkeiten ſeine 
Einwilligung zu erteilen“), unbeſchadet des Rechtes, die Beſchränkung ſeiner 
Haftung für die Nachlaßverbindlichteiten geltend zu machen“). 


E I 1902 II 2076; M 5 234, 235; B 5 528—530, 544, 545. 


1. Die Befugnis des Teſtamentsvollſtreckers zur Eingehung von Verbindlichkeiten für 
ven Nachlaß beſteht nicht wie feine Verfügungsmacht nach 8 2205 unbeſchränkt. Sie reich 
nur ſo weit, als zur ordnungsmäßigen Verwaltung (vgl. $ 2216 A 1) erforderlich iſt. 
So auch Wechſelverbindlichkeiten RG 60, 80. Soweit der Teſtamentsvollſtrecker dieſe Grenze 
nicht einhält, erwirbt der Gläubiger keine Rechte und kann ſich gemäß § 179 nur an den 
Teſtamentsvollſtrecker halten. Dafür, 1 fie eingehalten fei, iſt der Gläubiger beweispflichtig, 
doch genügt der Nachweis, daß er die Übernahme der Verbindlichkeit nach den Umſtäuden 
ohne Fahrläſſigkeit als geboten angeſehen hat (RG 83, 348; a. M. Staudinger A 1). Die 
Befugnis kann dem Teſtamentsvollſtrecker vom Erblaſſer entzogen, inhaltlich oder gegen 
ſtändlich beſchränkt (5 2208), er kann auch umgekehrt von jeder Beſchränkung entbunden ſeim 
(88 2207, 2209 A 3). 

2. Die Beſchränkung der A 1 entfällt auch dann, wenn der Teſtamentsvollſtrecker zur 
Verfügung über einen Nachlaßgegenſtand berechtigt ift und eine Verbindlichkeit zu eben 
dieſer Verfügung eingeht. Da die Verfügungsmacht des Teſtamentsvollſtreckers grund · 
ſätzlich und abgeſehen von § 2205 A4 und 8 2208 A 1 unbeſchränkt iſt, ſo braucht der Gläubiger, 
der z. B. mit dem Teſtamentsvollſtrecker einen Kaufvertrag über einen Nachlaßgegenſtand 
abſchließt, nicht zu prüfen, ob das Rechtsgeſchäft zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich 
fei, ſondern nur, ob dem Teſtamentsvollſtrecker hierüber die Verfügung zuſteht (K J 27 A102, 
vgl. auch 88 1445, 1821 Nr 3, 1822 Nr 1). 5 

3. Die im Rahmen des Abj 1 eingegangenen („ſolche“) Verbindlichkeiten verpflichte 
zwar den Erben ohne weiteres (für den Nachlaß“). Die Einwilligung des Erben (8 182) 
ſchützt aber den Teſtamentsvollſtrecker vor Schadenserſatzanſprüchen aus $ 2219, den Vertrags 
gegner vor Einwendungen des Erben aus Abf 1. Sie entbindet ihn jedoch nicht von der Ber 
pflichtung, die letztwilligen Verfügungen zur Ausführung zu bringen ($ 2203) und deckt nie 
unentgeltliche (§ 2205) oder zu eigenem Nutzen vorgenommene Verfügungen des Teſtaments, 
vollſtreckere (R&G 74, 215). Die Einwilligung kann ferner notwendig werden, wenn der n 
3. B. durch Eintragungen im Grundbuche als alleiniger Verfügungsberechtigter ausgewieſe 
ft. Der Teſtamentsvollſtrecker (nicht auch der Dritte) kann gleich dem Vorerben ($ 2120) di : 
Einwilligung des Erben im Klagewege herbeiführen. Umgekehrt ſteht dem Erben frei, gehen 
den Teſtamentsvollſtrecker oder den Dritten auf Unverbindlichkeit des Geſchafts Feſtſtellungs 
klage zu erheben. . ben 

4. Die vom Teſtamentsvollſtrecker eingegangenen Verbindlichkeiten find, weil den CIE 
als ſolchen treffend, Nachlaßverbindlichkeiten, 8 1967. Im Nachlaßkonkurſe gehören 
zu den Maſſeſchulden, KO $ 224 Nr 5. Sie unterliegen deshalb auch den Grundſaten 9 
Beſchränkung der Haftung des Erben. Darf er ſich hierauf nicht berufen (Vorbem 8, 
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$ 1967), fo haftet er auch für die hier fraglichen Verbindlichkeiten unbeſchränkt. Doch bedarf 
es gegenüber dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker nicht des Vorbehalts im Urteile (ZPO 
$ 780 Abf 2). 

§ 2207 


Der Erblaſſer kann anordnen, daß der Teſtamentsvollſtrecker in der 
Eingehung von Verbindlichteiten für den Nachlaß nicht beſchränkt ſein 
joll!), Der Teſtamentsvollſtrecker iſt auch in einem ſolchen Falle zu einem 
Schenkungsverſprechen nur nach Maßgabe des § 2205 Satz 3 berechtigte). 

E I 1902 II 2077; M 5 234, 235; P 5 528—530, 542, 548. 


1, Befreiung von den Beſchränkungen des $ 2206 durch letztwillige Anordnung ent- 
ſprechend dem befreiten Vorerben § 2136. Sie gilt im Falle des § 2209 als ſtillſchweigend 
ausgeſprochen. Der Teſtamentsvollſtrecker bleibt gleichwohl zur ordnungsmäßigen Verwaltung 
verpflichtet (88 2220, 2216), kann deshalb auch in dieſem Falle zu ſeiner Entlaſtung die Ein⸗ 
willigung des Erben nach $ 2206 Abſ 2 verlangen (a. M. Staudinger). 

Zu Schenkungsverſprechen kann der Teſtamentsvollſtrecker (ebenſowenig wie der 
Vorerbe 88 2130, 2113 Abſ 2) allgemein auch vom Erblaſſer nicht ermächtigt werden. Vgl. 
auch § 2205 A 4. 

§ 2208 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat die in den SS 2203 bis 2206 beſtimmten 
Rechte nicht, ſoweit anzunehmen ift, daß ſie ihm nach dem Willen des Erb⸗ 
laſſers nicht zuſtehen ſollen!). Unterliegen der Verwaltung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers nur einzelne Nachlaßgegenſtände, fo ſtehen ihm die im § 2205 
Satz 2 beſtimmten Befugniſſe nur in Anſehung dieſer Gegenſtände zue). 

Hat der Teſtamentsvollſtretker Verfügungen des Erblaſſers nicht ſelbſt 
zur Ausführung zu bringen, ſo kann er die Ausführung von dem Erben ver⸗ 
langen, ſofern nicht ein anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen ift?). 
b E I 1905 1II 2078; M 5 241; P 5 302, 809, 310, 528, 542, 548, 545. 


1. Die Beſchränkung der Rechte des Teſtamentsvollſtreckers oder die völlige Entziehung 
einzelner Rechte braucht nicht letztwillig angeordnet zu ſein. Es genügt, wenn ein dahin⸗ 
ehender Wille des Erblaſſers ſonſt kundgegeben oder aus den Umſtänden ermittelt iſt. 
Daß fie als Ausnahme von der Regel der 88 2203—2206 gewollt fei, hat zu beweiſen, wer 
ſich hierauf beruft (RG 61, 142). Die Beſchränkung ift auch gegen Dritte wirkſam. Sie iſt in 
m Zeugnis des § 2368 anzugeben, ſoweit fie ſich auf das Verwaltungsrecht des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers bezieht. ft dies unterblieben, fo iſt der Dritte gemäß § 2366 durch den öffentlichen 
Glauben des Zeugniſſes geſchützt. Hiervon abgeſehen kann er ſich auf Unkenntnis der Be⸗ 
chränkung nicht berufen. 

2. Iſt das Verwaltungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers gegenſtändlich beſchränkt, To 
hat er nur in Anſehung der einzelnen Nachlaßgegenſtände (Sachen, Rechte, auch Inbegriffe 
don Gegenſtänden, z. B. Handelsgeſchäft) das Recht auf Beſitzergreifung und das Verfügungs 
recht, jedoch inhaltlich im vollen Umfange des § 2205. Insbeſondere iſt er ermächtigt, in Be⸗ 
diehung auf dieſen Gegenſtand nach § 2206 für den Nachlaß Verbindlichkeiten einzugehen. 

3. Dem Teſtamentsvollſtrecker verbleibt das Aufſichts recht über Ausführung der letzt. 
milkigen Verfügungen, wenn ihm, gegen $ 2208, die Ausführung felbft nicht zuſteht. Kraft 
beffen kann er gegen den Erben oder nach § 2223 gegen den beſchwerten e 
m Klagewege vorgehen, wenn der Beſchwerte nicht einen andern, irgendwie erklärten Willen 

es Erblaſſers nachweiſt. Ein Teſtamentsvollſtrecker kann auch mit der Beſtimmung ian 
werden, daß lediglich feine Zuſtimmung zu Verfü ungen des Erben über ag e 
Fforderlch fein ſoll (K 44, 81). — Eine Ekweiterung der Madtbefugniffe l. 
oſtamentsvollſtreckers über die Grenzen der 88 2208-2210 hinaus, insbeſon ag 15 8 
gemeine Ermächtigung zu Schenkungen iſt ungültig (8 2207 A 2). Auch die nat, über 
Auen Erbteil zu verfügen oder bei einer ſolchen Verfügung des . 8 1015 0 
een, kaun ihm nicht mit dinglicher Wirkung eingeräumt werden WE , 246°). 
lo kann zur Eingehung einer perſönlichen Verpflichtung durch den Erben, mag ſich dieſe 
ürpflichtung auch auf einen Nachlaßgegenſtand beziehen, die Zustimmung des Teſtaments. 
pollſtreckers nicht mit Wirkung gegenüber dem anderen Vertragsteile für erforderlich erklärt 
erden (KJ 44, 86). Authentiſche Auslegung des Teſtaments |. § 2203 a. E. Doch kann 
rall da, wo einem Dritten vom Erblaſſer gewiſſe Befugniſſe übertragen werden dürfen 
ſ 88 2048, 2151, 21532156, 2193), auch der Teſtamentsvollſtrecker als dieſer Dritte be. 
mt werden. Soweit dem Teſtamentsvollſtrecker „lonftige Aufgaben“ zugewieſen find 
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($ 2209 A 2), erwachſen ihm daraus keine ſelbſtändigen Befugniſſe. Die nur in Beziehung 
auf einen Erbteil angeordnete Vollſtreckung berechtigt den Teſtamentsvollſtrecker nicht zur 
Verfügung nach $ 2033, ſondern nur zur Vertretung des Erben und Mitwirkung bei der Aus 
einanderſetzung. Ob ihm auch die Verwaltung an den dem Erben zugeteilten Gegenſtänden 
zuſtehen ſoll, iſt Auslegungsfrage. 


8 2209 


Der Erblaſſer kann einem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung des 
Nachlaſſes übertragen, ohne ihm andere Aufgaben als die Verwaltung 
zuzuweiſen!); er kann auch anordnen, daß der Teſtamentsvollſtrecker die Ver⸗ 
waltung nach der Erledigung der ihm ſonſt zugewieſenen Aufgaben fort⸗ 
zuführen hat?). Im Zweifel iſt anzunehmen, daß einem ſolchen Teſtaments⸗ 
vollſtrecker die im 8 2207 bezeichnete Ermächtigung erteilt ift?). 

E II 2079; P 5 302, 303, 305—307, 529, 530, 543, 546. 


1. Iſt dem Teſtamentsvollſtrecker nur die Verwaltung als einzige oder doch die beiden 
anderen Hauptaufgaben (88 2203, 2204) überdauernde Verrichtung zugewieſen, fo iſt die Wirk⸗ 
ſamkeit einer ſolchen Anordnung nach $ 2210 zeitlich begrenzt. Die Verwaltung kann ſich auf 
den ganzen Nachlaß erſtrecken ($ 2205) und wird dann regelmäßig ein Teilungsverbot in ſich 
begreifen ($ 2044). Sie kann nach $ 2208 auch inhaltlich oder gegenſtändlich beſchränkt ſein. 
Die Anordnung ermöglicht dem Erblaſſer, den Erben auf geraume Zeit, insbeſondere über 
die Volljährigkeit hinaus von der Verfügung über den Nachlaß auszuſchließen, 8 2211 Abf 1, 
fo insbeſondere bei der Enterbung in guter Abſicht, $ 2338 A 4, und zugleich den Zugriff feiner 
Gläubiger auf den Nachlaß zu verhindern, § 2214. Sie iſt ferner ein Mittel, das geſetzliche 
Verwaltungsrecht des elterlichen Gewalthabers oder des Vormundes (88 1638, 1686, 1794) 
auszuſchließen. Die Beſtellung eines Pflegers, die nach $ 1909 von Amts wegen zu erfolgen 
hat, wird allerdings dadurch nicht entbehrlich gemacht (KJ 38 A 73). Sie kann auch dazu 
dienen, dem Gewalthaber (3. B. der Witwe) die Verwaltung in der Eigenſchaft als Teſtaments⸗ 
vollſtrecker und deshalb frei von den ſonſt beſtehenden geſetzlichen Beſchräukungen zu über⸗ 
tragen. Von den hierin liegenden Beſchränkungen ſeines Erbrechts kann ſich der Erbe nur ge⸗ 
mäß § 2306 (Pflichtteil) frei machen. Für das Rechtsverhältnis zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker 
und Erben bleiben während der Dauer der Verwaltung die 88 2215—2219 maßgebend. 

2. Der Kreis der dem Teſtamentsvollſtrecker zuzuweiſenden ſonſtigen Aufgaben (3. B. 
Erziehung der Kinder, Herausgabe des literariſchen Nachlaſſes, Leiſtung von Rechtsbeiſtand) 
iſt vermöge der Teſtierfreiheit an ſich unbeſchränkt, der Erblaſſer kann ſich hierzu auch der 
Auflage ($ 1940) oder der bedingten Zuwendung an den Teſtamentsvollſtrecker bedienen. 
Die geſetzlichen Befugniſſe des Teſtamentsvollſtreckers vermag er aber hierdurch nicht zu et’ 
weitern ($ 2208 A 3). 

3. Unbeſchränkte Ermächtigung zur Eingehung von Nachlaßverbindlichkeiten, in De 
ziehung ſei es auf den ganzen Nachlaß (§ 2207) oder auf einzelne feiner Verwaltung 319€” 
wieſene Nachlaßgegenſtände (8 2208 N 2). 


8 2210 


Eine nach 8 2209 getroffene Anordnung wird unwirkſam, wenn ſeit dem 
Erbfalle dreißig Jahre verſtrichen find. Der Erblaſſer kann jedoch aM? 
ordneu, daß die Verwaltung bis zum Tode des Erben oder des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers oder bis zum Eintritt eines anderen Ereigniſſes in der Perſon 
des einen oder des anderen fortdauern ſoll!). Die Vorſchrift des 8 2163 
Abſ 2 findet entſprechende Anwendung?). 

E II 2080; ® 5 803, 805, 308; 6 91, 92. 


1. Nur die beſondere Verwaltung des $ 2209 ilt, wie die Nacherbſchaft (8 2109), Dan 
Vermächtnis ($ 2162) und das Teilungsverbot (8 2044), zeitlich begrenzt. Die zur Erfüllue 
der nach 98 2208, 2204 dem Teſtamentsvollſtrecker obliegenden oder der ihm ſonſt zugewieſene 
Aufgaben ($ 2209 A 2) erforderliche Verwaltungsbefugnis unterliegt dieſen Grenzen M a 
Ein Wechſel in der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers während dieſes Zeitraums ift ohne , 
deutung, wenn die Verwaltungsdauer nicht auf Lebenszeit des Teſtamentsvollſtreckers — | 
geſtellt iſt. Dem Erblaſſer ift eine Verlängerung des Zeitraums unter den gleichen = a 
ſebungen wie in 88 2109 Nr 1, 2163 Nr 1 (. dort) geſtattet. Soll die Verwaltung bis — 3 
Tode eines Nachfolgers des Teſtamentsvollſtreckers ($ 2199 A 2) o er bis zum Eintritt enn 
Ereigniſſes in der Perſon dieſes Nachfolgers dauern, ſo muß der betreffende Nachfolger, we 
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eine Umgehung des Geſetzes verhütet werden ſoll, vor Ablauf von 30 Jahren mindeſtens er⸗ 
nannt fein. — Lebenszeit des Abkömmlings als Zeitgrenze im Falle des § 2388 (A 2). 

2. Sit der Teſtamentsvollſtrecker eine juriſtiſche Perſon, jo bewendet es bei der 30 jährigen 
Friſt. g 


8 2211 
Über einen der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden 
Nachlaßgegenſtand kann der Erbe nicht verfügen“). 
Die Vorſchriften zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 


berechtigten herleiten, finden entſprechende Anwendung?). 
E 1 1901 II 2081 Abſ 1 Satz 1, Abſ 2; M 5 233, 294; P 5 286, 287, 531, 502; 6 129, 180. 


1. Kein Verfügungsrecht des Erben. Das durch § 2205 dem Teſtamentsvollſtrecker über⸗ 
tragene und nicht gemäß § 2208 entzogene Verfügungsrecht über die Nachlaßgegenſtände 
schließt, ſolange der Nachlaß im ganzen oder ein einzelner Nachlaßgegenſtand der Verwaltung 
des Teſtamentsvollſtreckers unterliegt (88 2205 A 1, 2209, 2217 A 1; vol. auch 82225 A 1 a. E.), 
das Verfügungsrecht des Erben gänzlich aus. Und zwar sogleich vom Erbfall, nicht erſt vom 
Amtsantritte des Teſtamentsvollſtreckers ab ($ 2202; KG 40, 196). So if der Erbe des 
Mieters nicht berechtigt, das Mietverhältnis zu kündigen (RG JW 1910, 820. Zum Schutze 
des Teſtamentsvollſtreckers dient die Eintragung im Grundbuche und Schiffsregiſter (830 
8 53, FGG 8 118). Nicht gehindert iſt der Erbe, gemäß $ 2033 über feinen Anteil am Nach⸗ 
laſſe zu verfügen, ohne daß jedoch die Fortdauer der dem Teſtamentsvollſtrecker zustehenden 
Rechte hierdurch beeinträchtigt wird ($ 2208 A 3). Verfügung iſt gemeint als dingliche 
im Gegenſatze zur tatſächlichen Verfügung und zur bloß ſchuldrechtlichen Verpflichtung 
(Vorbem 7 vor $ 104). Der Erbe iſt daher durch das Verfügungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers 
an der Eingehung von Schuldverhältniſſen in Beziehung auf einen Nachlaßgegenſtand, auch 
am Abſchluß des Erbſchaftskaufs (§ 2376 A 3) nicht gehindert, kann aber nicht erfüllen, ſo⸗ 
lange ihm das Verfügungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers entgegenſteht oder wenn der 
Teſtamentsvollſtrecker anderweit verfügt hat. Die dennoch vorgenommene Verfügung des 
Erben ift nicht, wie bei einem Veräußerungsverbote im Sinne des § 135, nur relativ, d. h. 
nur gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt und denjenigen Perſonen, in deren Intereſſe 
die Teſtamentsvollſtreckung angeordnet iſt (fo 2. Aufl. und beiläufig RG Warn 1919 Nr 71), 
ſondern, da die Beſchränkungen des Erben bei vorhandener Teſtamentsvollſtreckung über den 

angel der Veräußerungsbefugnis hinausgehen, ſchlechthin unwirkſam; ſie kann aber 
nach 8 185 Abſ 2 dadurch wirkſam werden, daß der Teſtamentsvollſtrecker fie genehmigt oder 
daß ſein Recht wegfällt (RG 87, 432). Eine bedingt oder betagt — für den Fall der Er⸗ 
angung des freien Verfügungsrechts — vom Erben vorgenommene Verfügung wird mit 
Eintritt der Bedingung oder des Termins ohne weiteres wirkſam und erzeugt gemäß $ 160 
ſchon vorher eine Bindung der Beteiligten. — Gebührt ein Nachlaßgegenſtand auf Grund 
der letztwilligen Verfügung dem Teſtamentsvollſtrecker für feine Perſon (z. B. ein ihm ver 
machtes Grundſtück, fo kann er gegen den Erben auf die Leiſtung (Auflaſſung) klagen. Er 
begibt ſich damit in Anſehung dieſer Leiſtung der eigenen Verfügung über den Gegenſtand 
ang überläßt ihn zum Zwecke der Erfüllung der Verbindlichkeit dem Erben (RG 82, 149). 
Er kann aber auch die Verbindlichkeit an ſich ſelbſt erfüllen (vgl. RG 61, 139). ar. 
2. Der Schutz des guten Glaubens ſteht dem Erwerber eines Grundſtücks oder eines 
eingetragenen Rechtes (88 892, 893), einer beweglichen Sache (88 932 ff.), eines Nießbrauchs 
oder Pfandrechts (58 1032, 1207) dann zur Seite, wenn er ſich unverſchuldet in Unkenntnis 
darüber befindet, daß die Sache Überhaupt zum Nachlaß gehört oder daß ein Teſtaments⸗ 
vollſtrecker beſtellt ift oder wenn er irrig glaubt, daß die Sache der Verwaltung des Leſtaments⸗ 
vollſtreckers nicht unterliege. Dagegen iſt Irrtum über die allgemeinen Schranken die den 
Verwaltungsbefugniſſen des Teſtamentsvollſtrackers gezogen find, für den Dritten kein Em⸗ 
ſchuldigungsgrund (R 74, 219). 

8 2212 

Ein der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegendes Recht 
kann nur von dem Teſtamentsvollſtretker gerichtlich geltend gemacht werden“). 

E I 1903 Abi 1 II 2082; M 5 285, 236; P 5 287291, 592 

1. Die gerichtliche Geltendmachung eines Rechtes iſt dem Teſtamentsvollſtrecker ebenſo 
ausſchließlich batten wie das e (88 2205, 2211), wenn und inſoweit das 
betreffende Recht ſeiner Verwaltung unterliegt (88 2205 A 1, 2208, 2209, 2217 A 1), gleichviel 
ob die Geltendmachung vor den ordentlichen oder vor Verwaltungsgerichten, im Schiedsver⸗ 
ſahren, im Wege der Klage, Einrede, Widerklage oder durch Aufrechnung im Prozeſſe oder 
im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit erfolgt (RG 61, 145; KJ 51, 214). Paſſiv⸗ 
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prozeß 8 2213. Der Erbe iſt hiervon gänzlich ausgeſchloſſen, nur der Teſtamentsvollſtrecker 
iſt Partei (NG JW 1912, 14720), ſelbſt im Falle des Intereſſenwiderſtreits. Doch kann 
ihm, da er für die Koſten des Prozeſſes nur mit dem Nachlaſſe haftet, mangels der Voraus⸗ 
ſetzungen des $ 114 ZRO das Armenrecht nicht bewilligt werden (RG 81, 292; Warn 1913 
Nr 173). Die Eigenart ſeiner Parteiſtellung kraft Amtes bringt es auch mit ſich, daß viel⸗ 
fach und insbeſondere da, wo die materiellen Wirkungen entſcheiden, nicht die für Parteien, 
ſondern die für geſetzliche Vertreter geltenden Prozeßvorſchriften, ſo bei dem Wechſel der 
Perſon des Teſtamentsvollſtreckers (3 PO 8 241) ſinngemäß anzuwenden ſind (RG Warn 
1918 Kr 330; 1915 Nr 34). Lehnt der Teſtamentsvollſtrecker die Prozeßfübrung ab, jo kann 
der Erbe nur ſeine Entlaſſung beantragen (§ 2227) oder ihn nach § 2218 im Klagewege dazu 
anhalten (RG Gruch 50, 387). Dia jedoch das Urteil für und gegen den Erben wirkt (ZRO 
§ 327), fo kann er als Nebenintervenient beitreten und gilt dann als Streitgenoſſe des 
Teſtamentsvollſtreckers (35 O SS 66, 69). Durch 88 2216 Abſ 1, 2219 kann der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker auch verpflichtet fein, ihm den Streit zu verkünden (ZPO 85 72ff.). Hauptinter- 
vention des Erben (ZPO 8 64) iſt denkbar, wenn er dem Teſtamentsvollſtrecker feine Voll 
ſtrerkereigenſchaft oder wenn er beſtreitet, daß das betreffende Recht ſeiner Verwaltung unter⸗ 
liege. Aufnahme des durch den Tod des Erblafſers unterbrochenen Verfahrens ZRO 
$ 243. Erledigung der Teſtamentsvollſtreckung während des Prozeſſes bewirkt, im Gegen⸗ 
ſatze zum Wechſel der Perſon des Vollſtreckers, keine Unterbrechung. Vollſtreckbare Aus⸗ 
fertigung für und gegen den Erben ZPO g 728. Auch zur Erhebung des Erbſchaftsanſpruchs 
gegen den dritten Erbſchaftsbeſitzer iſt der Teſtamentsvollſtrecker ausſchließlich legitimiert 
(82018 A 1), ebenfo zur Erhebung der erbſchaftlichen Einzelanſprüche nach § 2029. Da jedoch 
das Erbrecht ſelbſt der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers nicht unterliegt, ſo ſchafft die 
hierüber ineidenter ergehende Entſcheidung (RG IW 09, 5215) auch keine Rechtskraft für und 
gegen den Erben (ZPO 5 327). Der Erbe bleibt vielmehr inſoweit allein oder neben dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker klageberechtigt. Dagegen iſt es ausgeſchloſſen, daß der Teſtamentsvollſtrecker 
gegen den durch Verfügung von Todes wegen ernannten Erben unter der Behauptung, daß 
er nicht Erbe ſei, den Erbſchaftsanſpruch erhebt (§ 2203 A 1). Die Geltendmachung eines 
zum Nachlaſſe gehörigen Erbanſpruchs an dem Nachlaß eines vor dem Erblaſſer geſtorbenen 
Dritten ſteht nicht dem Erben, ſondern dem Teſtamentsvollſtrecker zu (RG Warn 1919 Nr 136). 
Die unter mehreren Erbprätendenten ergangene Entſcheidung bindet den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker nicht, wird ihn aber regelmäßig befreien, wenn er an die ſiegreiche Partei leiſtet. — 
Der verwaltende Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, das Aufgebot (ZPO 8 991), die Er- 
öffnung des Nachlaßkonkurſes (KO $ 217) und die Anordnung der Nachlaßverwaltung zu 
beantragen ($ 1981 A 1). 

8 2213 


Ein Anſpruch, der ſich gegen den Nachlaß richtet, kann ſowohl gegen 
den Erben als gegen den Teſtamentsvollſtrecker gerichtlich geltend gemacht 
werden!). Steht dem Teſtamentsvollſtrecker nicht die Verwaltung des Nach⸗ 
laſſes zu, ſo iſt die Geltendmachung nur gegen den Erben zuläſſige). Ein 
Pflichtteilsanſpruch kann, auch wenn dem Teſtamentsvollſtrecker die Ver⸗ 
waltung des Nachlaſſes zuſteht, nur gegen den Erben geltend gemacht 
werden“). 

Die Vorſchrift des S 1958 findet auf den Teſtamentsvollſtrecker keine 
Anwendung‘). 

Ein Nachlaßgläubiger, der feinen Anſpruch gegen den Erben geltend 
macht, kann den Anſpruch auch gegen den Teſtamentsvollſtrecker dahin 
geltend machen, daß dieſer die Zwangsvollſtreckung in die ſeiner Verwal⸗ 
tung unterliegenden Nachlaßgegenſtände duldes). 

E I 1903 Abſ 2, 1904 II 2083 Abſ 1, 2; M 5,236, 237; P 5 287289, 291—301, 632539, 541, 
542; 6 849, 850, 396, 397. 

1. Paſſivlegitimation des Teſtamentsvollſtreckers. Während im Aktivprozeſſe die Prozeſ, 
legitimation dem verwaltenden Teſtamentsvollſtrecker ausschließlich zuſteht (§ 22 2), iſt den 
Beklagter im Paſſivprozeſſe regelmäßig ſowohl der Erbe, als Schuldner der betreffen 3 
dinglichen oder perſönlichen Nachlaßverbindlichkeit, wie der Teſtamentsvollſtrecez 
dieſer mit Rückſicht auf fein Verfügungsrecht über den Nachlaß (8 2205 A 3) legitimiert. Be⸗ 
gilt auch dann, wenn es ſich um einen bloßen Feſtſtellungsauſpruch handelt. Er kann nad) Hör 
endigung der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft von einem Miterben auch gegen den nur 00 
Iberlebenden Ehegatten beſtellten Teſtamentsvollſtrecker geltend gemacht werden (RG 15. eines 
IV 580/05). Jedenfalls iſt die Zwangsvollſtreckung in den Nachlaß nur auf Grund ei 
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gegen den Teſtamentsvollſtrecker ergangenen Urteils möglich (ZPO 8 748 Abf 1 u. A ö unten). 
Die Klagerhebung gegen den Erben allein iſt mithin in Anſehung des Nachlaſſes nutzlos oder 
kann doch erſt nach Beendigung des Teſtamentsvollſtreckeramtes Wirkung äußern. Aus einem 
nur gegen den Erben erlaſſenen Schiedsſpruch kann daher auch das Vollſtreckungsurteil 
des § 1042 ZPO nicht gegen den Teſtamentsvollſtrecker ergehen (RG 56, 327). Dagegen 
wirkt das gegen den Teſtamentsvollſtrecker allein ergangene Urteil nach ZPO 8 327 auch 
(für und) gegen den Erben, ſelbſt wenn er unbeſchränkt haftet. Iſt die Klage nur gegen den 
einen oder den andern erhoben, ſo kann jeder dem andern als Nebenintervenient beitreten 
(ZPO 8s 66ff.), der Erbe wird dadurch Streitgenoſſe des verklagten Teſtamentsvollſtreckers, 
nicht aber umgekehrt der Teſtamentsvollſtrecker Streitgenoſſe des verklagten Erben (ZPO 
8 69). Die Streitverkündung an den andern ſteht dem Teſtamentsvollſtrecker immer, gegebenen ⸗ 
falls auch dem Erben zu (3PO 8 72). Der Beginn einer Teſtamentsvollſtreckung (8 2202) 
wirkt Unterbrechung des gegen den Erben im Gange befindlichen Verfahrens (ZPO 9 243), 
während die Beendigung des Amtes auf den Rechtsſtreit ohne Einfluß bleibt. Die Unter⸗ 
brechung des gegen den Teſtamentsvollſtrecker anhängigen Verfahrens bei einem Wechſel in 
ſeiner Perſon beſtimmt ſich nach ZPO 5 241 (§ 2212 A 1). Vollſtreckbare Ausfertigung des 
gegenüber dem Teſtamentsvollſtrecker ergangenen Urteils für und gegen den Erben 350 
8 728 Abſ 2, desgleichen des gegen den Erblaſſer ergangenen Urteils für und gegen den 
Teſtamentsvollſtrecker ZPO § 749, . auch § 779 Abſ 2. Das gegen den Teſtamentsvollſtrecker 
erlaſſene Urteil bedarf nicht des Vorbehalts, ZPO 8 780 Abi 2. Neben dem Gerichtsſtande 
der Erbſchaft (ZPO 89 27, 28) kommt, da der Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt Partei iſt (§ 2212 Al) 
auch ſein allgemeiner Gerichtsſtand nach ZPO 88 18ff. in Betracht. — Der Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker iſt gegen den Erbſchaftsanſpruch paſſiv nicht legitimiert (RG 81, 151). 

2. Vorausſetzung für die Paſſivlegitimation des Teſtamentsvollſtreckers iſt, daß ihm die 
Verwaltung des ganzen Nachlaſſes zuſteht (8 2205 A 1), mag er auch einzelne Nachlaßgegen⸗ 
ſtände dem Erben nach § 2217 zur freien Verfügung überlaſſen haben. Es ſei denn, daß ſich 
gerade hierauf der Rechtsſtreit bezieht. Der Teſtamentsvollſtrecker iſt überhaupt nicht legitimiert, 
wenn ihm die Verwaltung völlig entzogen iſt, und kann auch der Zwangsvollſtreckung nicht 
widerſprechen. Iſt die Verwaltung auf einzelne Nachlaßgegenſtände beſchränkt (8 2208 A 2), 
ſo iſt der Anſpruch ſelbſt dann gegen den Erben zu verfolgen, wenn er ſich, wie z. B. bei den 
dinglichen Klagen des $ 24 ZPO, auf eben dieſen Gegenſtand bezieht. Doch iſt nach ZPO 
$ 748 Abſ 2 die Zwangsvollſtreckung in den Gegenſtand nur zuläſſig, wenn zugleich der Teſta 
mentsvollſtrecker zur Duldung verurteilt iſt. Es genügt deshalb nicht, die Hypothekenklage 
auf Zahlung aus dem Grundſtück (88 1113, 1191) nur gegen den Teſtamentsvollſtrecker zu 
richten, obwohl die Urteilsformel in dieſem Falle der Faſſung des Abſ 3 zu entſprechen pflegt. 


3. Der Pflichtteilsanſpruch 88 2303 ff., einſchließlich des Verlangens auf Auskunfts- 
erteilung nach & 2314 (fo RG 50, 224), kann zwar nur gegen den Erben geltend gemacht 
werden, doch bedarf es nach ZPO 8 748 Abſ 3 auch in dieſem Falle des Urteils gegen den 
Teſtamentsvollſtrecker auf Duldung der Zwangsvollſtreckung. Dagegen iſt es nicht Pflicht⸗ 
teilsanſpruch, wenn der Pflichtteilsberechtigte auf Grund von 8 2306 die Unwirkſamkeit einer 
ihn beſchränkenden Teſtamentsvollſtreckung behauptet und deshalb negative Feſtſtellungsklage 
gegen den Teſtamentsvollſtrecker erhebt oder wenn über den Beſtand des Pflichtteilsrechts 
nur ineidenter geſtritten wird. 


4. Der Anſpruch kann vor Annahme der Erbſchaft nach $ 1958 nicht gegen den Erben, 
wohl aber gegen den Teſtamentsvollſtrecker, ſoweit er paſſiv legitimiert iſt, erhoben werden. 
Se ift, daß fein Amt nach § 2202 begonnen hat. Entſprechend beim Nachlaßpfleger 

5. Steht dem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung zu (A 2) und handelt es ſich RS: 
um einen Pflichtteilsanſpruch (A 3), fo ſteht es im Belieben des Nachlahgläubigers, ob er Erben 
und Teſtamentsvollſtrecker — als Streitgenoſſen oder in beſonderen Prozeſſen beide auf 
Leiſtung (a. M. OLG 3, 12) oder ob er nur den Erben auf Leiſtung, den Teſtamentsvollſtrecker 
auf Duldung der Zwangsvollſtreckung verklagen will. Auf dieſen Anſpruch iſt er beſchrankt, 
wenn das Verwaltungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers ſich nur auf einzelne Nachlaßgegen⸗ 
fände bezieht oder wenn der Pflichtteil verlangt wird. Iſt der Klageantrag gegen den Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker gleichwohl auf Leiſtung gerichtet, fo ift doch darin der Anſpruch auf Duldung 
der Zwangsvollſtreckung als das Mindere mit enthalten und dementſprechend ſogar in der 
Reviſionsinſtanz zu erkennen (RG 24. 6. 07 IV 121/07). Ohne ein Urteil dieſes Inhalts kann 
aber der Kläger nach ZPO 8 748 Abſ 2, 3 die Zwangsvollſtreckung nicht betreiben. Der auf 
Duldung belangte Teſtamentsvollſtrecker iſt nicht gehindert, gegen den geltend gemachten 
Anſpruch, auch den Pflichtteilsanſpruch, alle dem Erben zuſtehenden materiellen Einreden 
geltend zu machen. Daß gegen den Erben bereits rechtskräftiges Leiſtungsurteil ergangen iſt, 
ſteht ihm nicht entgegen. Wohl aber kann er ſich auf die Rechtskraft eines den Anſpruch gegen 
den Erben abweiſenden Urteils berufen. 
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§ 2214 
Gläubiger des Erben, die nicht zu den Nachlaßgläubigern gehören, 
können ſich nicht an die der Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers unter⸗ 
liegenden Nachlaßgegenſtände halten!). 
E II 2083 Abi 3; B 5 297, 298, 542; 6 398. 


1. Nachlaßgläubiger $ 2213. Durch Beſtellung eines verwaltenden Teſtamentsvollſtreckers 
(89 2205, 2209) und auf die Dauer dieſer Verwaltung (8 2210) werden die Privatgläubiger 
des Erben ausgeſchloſſen vom Zugriff auf den Nachlaß überhaupt oder doch, wenn die 
Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers gegenſtändlich beſchränkt ift (8 2208 A 2), vom Zu⸗ 
griff auf die ihr unterliegenden Gegenſtände. Eine Zwangsvollſtreckung in dieſe Gegenſtände 
zu ihren Gunſten iſt nicht ſtatthaft (Res L 1916, 14736). Dieſer Rechtszuſtand iſt eine Folge 
der dem Teſtamentsvollſtrecker eingeräumten ausſchließlichen Verfügungsmacht und tritt (wie 
$ 2211 A 1) ſogleich mit dem Erbfall, nicht erſt mit dem Amtsbeginn des Teſtamentsvollſtreckers 
ein. Er wirkt praktiſch wie die Abſonderung des Nachlaſſes vom Privatvermögen des Erben 
(Bem 2 vor $ 1967), verhindert aber mangels einer poſitiven dem § 1976 entſprechenden 
Vorſchrift nicht das Erlöſchen durch Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit (a. M. Strohal 
$ 40a A 44). Wer ein dingliches Recht an einem Erbſchaftsgegenſtande hat, kann den 
Gegenſtand trotz des Verwaltungsrechts des Teſtamentsvollſtreckers in Anſpruch nehmen; auch 
der Inhaber der elterlichen Gewalt über den Erben kann die ihm auf Grund ſeines geſetzlichen 
Nutznießungsrechts zuſtehenden Anſprüche gegen den Teſtamentsvollſtrecker erheben (RG 
JW 1913, 740 c). — Die Vorſchrift des $ 2214 gehört dem materiellen Recht an, fie kommt 
deshalb trotz KO 8 13 auch im Konkurſe des Erben voll zur Wirkung. Sie iſt von Amts wegen 
zu beachten und wo nötig auf dem Wege des $ 766 ZPO zur Geltung zu bringen. Die Pfän⸗ 
dung des Anteils eines Miterben (8 2033 A 3), jedoch unbeſchadet des dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker an den zugeteilten Gegenſtänden zustehenden ausſchließlichen Verfügungsrechts (8 2211 
Abſ 1) iſt dem Privatgläubiger des Miterben nicht verwehrt 


8 2215 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat dem Erben unverzüglich nach der An⸗ 
nahme des Amtes ein Verzeichnis der ſeiner Verwaltung unterliegenden 
Nachlaßgegenſtände und der bekannten Nachlaßverbindlichkeiten mitzu⸗ 
teilen!) und ihm die zur Aufnahme des Inventars ſonſt erforderliche Bei⸗ 
hilfe zu leiſten?). 

Das Verzeichnis iſt mit der Angabe des Tages der Aufnahme zu ver⸗ 
ſehen und von dem Teſtamentsvollſtrecker zu unterzeichnen; der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker hat auf Verlangen die Unterzeichnung öffentlich beglaubigen 
zu laſſend). 

Der Erbe kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des Verzeichniſſes 
zugezogen wird). 

Der Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt und auf Verlangen des Erben 
verpflichtet, das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen 
zuſtändigen Beamten oder Notar aufnehmen zu laſſens). 

Die Koſten der Aufnahme und der Beglaubigung fallen dem Nachlaſſe 
zur Laſté). 

E I 1906 II 2084; M 5 241, 242; P 5 810-312. 

Befreiung unzuläſſig § 2220. 

1. Der Teſtamentsvollſtrecker hat dem Erben das Nachlaßverzeichnis unverzüglich 
(8 121) nach Annahme des Amtes (8 2202) und unverlangt mitzuteilen. Doch kann ihm 
der Erbe — nicht auch der Erblaſſer — die Mitteilung erlaſſen. Die Verpflichtung beſteht nur 
gegenüber dem Erben, erſtreckt ſich aber, wenn mehrere Erben vorhanden find, jedem gegen’ 
über auf den ganzen Nachlaß. Der Vermächtnisnehmer hat als ſolcher darauf keinen Anspruch. 
Iſt er jedoch mit dem Nießbrauche am Nachlaſſe bedacht, fo ergibt ſich die Pflicht des Toſtamen c 
vollſtreckers zur Mitwirkung und Auskunft aus 88 1085, 1068, übrigens auch § 2218 (N 
J 04, 3387). Gegebenenfalls hat der Teſtamentsvollſtrecker nach $ 260 Abſ 1 den Offen 
barungseid zu leiſten. Das Verzeichnis dient als Grundlage der dem Teſtamentsvollſtrecker 
obliegenden ordnungsmäßigen Verwaltung (8 2216 Abſ 1) und iſt für feine Schadenserſatz⸗ 
pflicht von Bedeutung (§ 2219). 
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2. Die Pflicht zur Beihilfe des Teſtamentsvollſtreckers bei Aufnahme des Inventars 
beſteht ſelbſtändig neben der Verzeichnispflicht des Teſtamentsvollſtreckers, wenn der Erbe 
freiwillig (8 1993) oder weil ihm Inventarfriſt beſtimmt iſt ($ 1994), damit vorgeht. Dem 
Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt kann die Friſt nicht beſtimmt werden. Die Beihilfe beiteht ins⸗ 
beſondere in Auskunftserteilung über die Nachlaßſchulden, die in ſeinem Beſitze befindlichen 
Nachlaßgegenſtände und in deren Vorzeigung. Die für das Inventar erforderliche Be⸗ 
ſchreibung und Wertsangabe ($ 2001 Abf 2) iſt zweckmäßig, aber für das Verzeichnis des 
Teſtamentsvollſtreckers nicht vorgeſchrieben. Hat der Erbe gemäß § 2314 auf Verlangen 
eines Pflichtteilsberechtigten ein Verzeichnis der Nachlaßgegenſtände unter Zuziehung des 
Pflichtteilsberechtigten herzuſtellen und dabei auch den Wert der Gegenſtände ermitteln zu 
laſſen, fo hat der Teſtamentsvollſtrecker ſeinerſeits entſprechende Verpflichtungen gegenüber 
dem Erben. Dies folgt aus der Beihilfepflicht nach § 2215 Abf 1, auch aus § 2218 mit $ 666 
(RG ZW 1916, 673%). Genügt das Verzeichnis des Teſtamentsvollſtreckers den Anforde⸗ 
rungen des Inventars, jo kann ſich der Erbe nach § 2004 hierauf berufen. Der Erbe ift ſeiner⸗ 
ſeits dem Teſtamentsvollſtrecker nur im Umfange des § 2205 A 2 auskunftspflichtig. 

3. Das privatſchriftliche Verzeichnis genügt wie beim Vorerben (8 2121). Beglaubigung 
(8 129) kann vom Erben verlangt werden. 

4. Verlangen der Zuziehung wie beim Nacherben ſ. § 2121 A 2. Ein Verzicht auf die 
Vorlegung eines amtlichen Verzeichniſſes kann nicht ohne weiteres daraus gefolgert werden, 
daß der Erbe ſich jahrelang bei dem ihm mitgeteilten Privatverzeichniſſe beruhigt hat (RG. 
JW 1916, 673%). 

5. Entſprechend den Vorſchriften beim Inventar 8 2002. 

6. Die Koſten find im Konkurſe Maſſeſchulden, KO 8 224 Nr 5. Entſprechend § 2121 Abſ 4. 
— Zur Sicherheitsleiſtung iſt der Teſtamentsvollſtrecker durch das Geſetz nicht verpflichtet. 
Schadenserſatzpflicht § 2219. 

§ 2216 


Der Teſtamentsvollſtrecker iſt zur ordnungsmäßigen Verwaltung des 
Nachlaſſes verpflichtet!). f 

Anordnungen, die der Erblaſſer für die Verwaltung durch letztwillige 
Verfügung getroffen hat, ſind von dem Teſtamentsvollſtrecker zu befolgen“). 
Sie können jedoch auf Antrag des Teſtamentsvollſtreckers oder eines anderen 
Beteiligten von dem Nachlaßgericht außer Kraft geſetzt werden, wenn ihre 
Befolgung den Nachlaß erheblich gefährden würdes). Das Gericht ſoll vor 
der Entſcheidung ſoweit tunlich die Beteiligten hören“). 

E 1 1899 Abſ 1 Satz 1 1I 2085; M 5 231; P 5 276-279, 283, 284, 581. 

Befreiung unzuläſſig § 2220. 

1. Begriff der ordnungsmäßigen Verwaltung 88 2038, 276. Der Inhalt der Verwaltungs- 
pflicht beſtimmt ſich näher danach, ob dem Teſtamentsvollſtrecker die Verwaltung nur als 
Mittel zur Ausführung der letztwilligen Verfügungen und zur Erbauseinanderjegung (88 2208, 
2204), oder ob ſie ihm für längere Dauer, in größerem oder geringerem Umfange, als Selbst. 
zweck oder zur Erfüllung ſonſtiger Aufgaben übertragen iſt (88 2205, 2208, 2209). Für die 
Behandlung von Nachlaßgeldern und Wertpapieren durch den Teſtamentsvollſtrecker gelten 
die 88 2116 ff. auch dann nicht, wenn ein Nacherbe vorhanden iſt (KJ 44, 87). Eingehung 
von Verbindlichteiten aus Aulaß der Verwaltung 88 2206, 2207. Der Teſtamentsvollſtrecker 
iſt für feine Verwaltung den Erben, denen auch gegenüber einzelnen Verwaltungsmaßregeln 
ein Klagerecht zuſteht (RG 73, 26) und etwaigen Vermächtnisnehmern ($ 2219), nicht aber, 
wie der Nachlaßverwalter (8 1985 A 3) unmittelbar auch ſenſtigen Nachlaßgläubigern e 
wortlich. Doch verſteht ſich von ſelbſt, daß er ihre Intereſſen gleich dem Erben ſelbſt (8 1978 A 2) 
dorzugsweiſe mit im Auge zu behalten hat. Grobe Pflichtverletzung und Unfähigkeit als Ent- 
laſſungsgrund § 2227 Abſ 1. ! 

2. Anordnungen des Erblaſſers verpflichten den Teſtamentsvollſtrecker nur, wenn ſie 
letztwillig getroffen ſind, dann aber derart, daß er auch bei Einigkeit der ſämtlichen Be⸗ 
teiligten über ihre Nichtbefolgung nicht von ihnen abgehen darf. Soweit fie ihm vertrags. 
mäßig erteilt ſind, könnten fie vom Erben jederzeit widerrufen werden ($ 2197 A 1). Sind 
lie unwirkſam und als ſolche von ihm erkannt, fo darf fie der Teſtamentsvollſtrecker nicht 
pefolgen. Soweit fie feine Rechte aufheben oder beſchränken, ift er gegebenenfalls zur An. 
ſechtung berechtigt (8 2208 A 1). Der Dritte, dem die Anordnung zuſtatten kommt, kann 
aus ihr kein Recht für ſich herleiten, ſo auch in dem Falle, daß dem Teſtamentsvollſtrecker 
aufgegeben iſt, dem zu feiner Unterſtützung anzunehmenden Rechtsanwalt eine beſtimmte 
Vergütung zu zahlen (RG Recht 07 Nr 2384). 
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3. Außerkraftſetzung durch das Nachlaßgericht jet einen Antrag des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers oder anderer Beteiligter ($ 2198 A 3, wiewohl mit Ausſchluß einfacher Nachlaß⸗ 
gläubiger) und die Beſorgnis einer erheblichen Gefährdung des Nachlaſſes voraus (ähnlich 
bei der Verwaltung des Vormundes und des Gewalthabers, 88 1803 Abi 2, 1639 Ab 2). Bloße 
Unzweckmäßigkeit genügt nicht, auch die Abänderung wird möglichft im Sinne des Erblaſſers zu 
erfolgen haben. Teilungsanordnungen ($ 2048) kann das Nachlaßgericht nur aufheben, 
ſoweit ſie mit Verwaltungsanordnungen zuſammenfallen, z. B. die übertrieben hohe Preis⸗ 
feſtſetzung für ein notwendig zu veräußerndes Grundſtück. wir 

4. Gehör der Beteiligten, insbeſondere auch des Teſtamentsvollſtreckers ſelbſt (wie in 
88 1826, 1827, 2200, 2227, 2360), ſoweit fie tunlich, d. h. ohne übermäßigen Aufwand an 
Zeit und Koſten ausführbar iſt. Gegen die Ablehnung wie gegen den Inhalt der Eutſcheidung 
ſteht nach FGG 88 10ff., 20 Abſ 2, 82, wenn mehrere Teſtamentsvollſtrecker beſtellt ſind, jedem 
von ihnen einfache Beſchwerde zu. — Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker von 
der Pflicht zur ordnungsmäßigen Verwaltung weder befreien noch das Maß der von ihm zu 
vertretenden Sorgfalt ($ 276) herabmindern (a. M. Strohal $ 40a A 37), noch die Unabänderlich⸗ 
keit ſeiner Anordnungen beſtimmen. 


8 2217 


Der Teſtamentsvollſtrecker hat Nachlaßgegenſtände, deren er zur Er⸗ 
füllung ſeiner Obliegenheiten offenbar nicht bedarf, dem Erben auf Ver⸗ 
langen zur freien Verfügung zu überlaſſen!). Mit der überlaſſung erliſcht 
ſein Recht zur Verwaltung der Gegenftände?), 

Wegen Nachlaßverbindlichkeiten, die nicht auf einem Vermächtnis oder 
einer Auflage beruhen, ſowie wegen bedingter und betagter Vermächtniſſe 
oder Auflagen kann der Teſtamentsvollſtrecker die überlaſſung der Gegen⸗ 
ſtände nicht verweigern, wenn der Erbe für die Berichtigung der Verbind⸗ 
lichkeiten oder für die Vollziehung der Vermächtniſſe oder Auflagen Sicher⸗ 
heit leiſtet“). 

E I 1907 II 2086; M 5 242, 248; P 5 312—314, 548. 


1. Der Teſtamentsvollſtrecker hat ſchon vor Beendigung feines Amtes Nachlaßgegen⸗ 
ſtände dem Erben zu überlaſſen, ſoweit offenbar, d. h. ohne weitläufige Beweiserhebungen 
(Prot 5, 313, |. auch 88 319, 1591, 1717, 2048) erhellt, daß er ihrer nicht bedarf. Beſchränken 
ſich die Obliegenheiten des Teſtamentsvollſtreckers auf Ausführung leßtwilliger 
Verfügungen und Auseinanderſetzung (88 2203, 2204), ſo bedarf er der Nachlaßgegenſtände 
nur inſoweit, als er fie Dritten herauszugeben, oder, um Mittel zur Tilgung der Nachlaß 
verbindlichkeiten zu gewinnen, zu verſilbern hat. Iſt er dagegen ſchlechthin und auf längere 
Dauer mit der Verwaltung beauftragt (§ 2209), fo werden hiervon regelmäßig alle Nachlaß ⸗ 
gegenſtände betroffen, an denen fremde Verwaltung möglich iſt (§ 2205 A 3). Iſt die Ver⸗ 
waltung auf einzelne Nachlaßgegenſtände beſchränkt (§ 2208 A 2), z. B. auf ein Landgut, 
Handelsgeſchäft, jo iſt Tatfrage, welche einzelne Gegenſtände dem Teſtamentsvollſtrecker hierfür 
entbehrlich find. Er iſt nur auf Verlangen des Erben, das nötigenfalls im Klagewege 
geltend zu machen ift, zur Überlaſſung verpflichtet. Dies ſchließt nicht aus, daß er, unter ſeiner 
Verantwortung aus $ 2219, die Gegenſtände auch unverlangt dem Erben überläßt (RI 
40 A 210). Jedenfalls hat er ihm, wenn er die Gegenſtände herauszugeben oder von vorn 
herein im Beſitze des Erben zu belaſſen hat (§ 2205 A 2), die freie Verfügung darüber zu 
verſchaffen, ſonach ihn beſchränkende Eintragungen (G88 $ 53, FGG 8 118) löſchen zu laſſen. 

2. Mit der Überlaſſung erliſcht das Verwaltungsrecht, zugleich aber das hiervon un! 
zertrennliche Verfügungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers (58 2205 A 3, 2211 A 1), ebenſo 
das Recht, in Beziehung auf dieſe Gegenſtände Nachlaßverbindlichkeiten einzugehen (8 2206 A 1) 
und darüber Prozeß zu führen (88 2212 A 1, 2213 A 2). Iſt der Gegenſtand einmal dem Erben 
zur freien Verfügung überlaſſen, ſo kann ihn der Teſtamentsvollſtrecker nicht mehr, auch wegen 
Irrtums nicht zurückfordern. 

3. Durch Sicherheitsleiſtung nach 88 232ff. kann der Erbe die Herausgabe immer dann 
erzwingen, wenn der Teſtamentsvollſtrecker die Nachlaßgegenſtände zurückhalten will, um 
fie zum Zwecke der Tilgung gewöhnlicher Nachlaßverbindlichkeiten einſchließlich der Pflichiteus 
anſprüche zu verſilbern, oder wenn er beſtimmte Gegenſtände beim Eintritt einer Beding ne. 
oder eines Termins an beſtimmte Bedachte oder Auflageberechtigte auszuhändigen hat. =" — 
dagegen kann er die Überlaſſung von Gegenſtänden fordern, die zur Vollziehung bereits r m 
Vermächtniſſe und Auflagen beſtimmt find. Die Sicherheit iſt dem Teſtamentsvollſtrecker 
zu bestellen und kann von dem beteiligten Gläubiger nur in Anfpruch genommen werbe 
wenn fie ihm abgetreten oder im Wege der Zwangsvollſtreckung überwieſen iſt. — Der Te 
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mentsvollſtrecker kann durch den Erblaſſer von der Überlaſſungspflicht befreit werden, 
in $ 2220 iſt § 2217 nicht mit angezogen. Haftung des Teſtamentsvollſtreckers nach 8 32 des 
RérbſchStch v. 3. 6. 06; $ 19 ErbſchSte v. 10. 9. 19. 


& 2218 

Auf das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Teſtamentsvollſtrecker und dem 
Erben finden die für den Auftrag geltenden Vorſchriften der SS 664, 666 
bis 668, 670, des § 673 Satz 2 und des 8 674 entſprechende Anwendung ). 

Bei einer länger dauernden Verwaltung kann der Erbe jährlich Rech⸗ 
nungslegung verlangen?). 

E I 1908 Abs 1, 2 II 2087; M 5 244; P 5 268, 314816. 

Befreiung unzuläſſig § 2220. 

1. Das Rechtsverhältnis zwiſchen Teſtamentsvollſtrecker und Erben ift nicht ſelbſt Auf- 
trag, ſondern nur in gewiſſen Beziehungen dem Auftrage nachgebildet. Es ergeben $ 664: 
Der Zeitamentsvollitreder kann fein Amt zwar jederzeit niederlegen (§ 2226), auch im Falle 
des $ 2199 Abf 2 einen Nachfolger ernennen, darf es aber, auch nicht mit Zustimmung 
des Erben, im ganzen nicht einem Dritten übertragen (RG 81, 170), auch nicht in dem 
Sinne einen Dritten oder einen Mitvollſtrecker zum Generalbevollmächtigten beſtellen, daß er 
dieſen frei ſchalten läßt. Die Beſtellung von Prokuriſten für das zum Nachlaß gehörige 
Handelsgeſchäft iſt als Verwaltungsmaßregel (§ 2216 A 1) nicht ausgeſchloſſen (RIA 11, 
271). Überträgt er dem Dritten einzelne Verrichtungen, wozu er regelmäßig als ermächtigt 
gelten darf, im Falle der Verhinderung ſogar verpflichtet ſein kann, ſo haftet er für Ver⸗ 
ſchulden in der Auswahl ſowie für Verſchulden eines Gehilfen. Umgekehrt kann auch der 
Erbe feine aus 88 22152217 gegen den Teſtamentsvollſtrecker zuſtehenden Anſprüche 
ſelbſt nicht übertragen, wohl aber die auf dieſem Grunde entſtandenen Herausgabe und 
Erſatzanſprüche. Der Teſtamentsvollſtrecker tritt jedoch im Falle der Veräußerung des Erb⸗ 
anteils (§ 2033) zu dem Erwerber ohne weiteres in Beziehungen. Die Auskunftspflicht be⸗ 
ſteht bloß gegenüber dem Vorerben, gegenüber dem Nacherben nur unter den beſonderen 
Vorausſetzungen des § 2127 (RG Recht 1913 Nr 221). 8 666: Benachrichtigungs⸗ und 
Auskunftspflicht (vgl. 8 2215 A 2). Rechenſchaftsablegung, ſobald der Teſtamentsvollſtrecker 
die ihm obliegende Aufgabe im weſentlichen erfüllt hat; ſ. auch Abſ 2 und § 259 (Erſtreckung 
des Offenbarungseids darauf, daß der Nachlaßbeſtand nicht durch die Anſetzung von Ausgaben, 
die nicht zu Nachlaßzwecken gemacht worden ſind, als zu niedrig hingeſtellt wird, R JW. 
1013, 11507). Unter Umſtänden auch ſchon vor der Durchführung des Amtes einerſeits 
Anſpruch gegen den Teſtamentsvollſtrecker auf Schlußrechnung, z. B. dann, wenn die zur 
Ausführung des letzten Willens dienende Verwaltungstätigkeit im Sinne des $ 2205 beendigt 
iſt und eine ſelbſtändige Verwaltungstätigkeit im Sinne des $ 2209 beginnt (n 23 1919, 
124310) anderſeits Anſpruch des Teſtamentsvollſtreckers auf Entlaſtung wegen eines einzelnen 
Geſchäfts (RG Warn 09 Nr 245) oder Klage auf Feſtſtellung eines künftigen Empfangs⸗ 
berechtigten (R Warn 1912 Nr 174, 3). $ 667: Herausgabe der Erbſchaft nach, im 
Falle des $ 2217 ſchon vor Endigung des Amtes. § 668: Verzinſung für ſich ver 
wendeten Geldes. § 670: Erſatzpflicht des Erben fur Aufwendungen des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers innerhalb der Grenzen feiner Haftung für Nachlaßverbindlichkeiten (f. 1 
Ke) 5 224 Nr 6). Zurückbehaltungsrecht des Teſtamentsvollſtreckers $ 273, aber 8 echt 
auf Vorſchuß ($ 669 nicht anwendbar). § 673 Satz 2: Anzeige und e ejor- 
gungspflicht der Erben des Teſtamentsvollſtreckers, wenn das Amt nach 8 11 15 b 
Tod endete. 8 674: Das ohne Willen des Teſtamentsvollſtreckers, 3. B. esc 10 An 
auflöſenden Bedingung (Verheiratung des Erben) oder gemäß 8 2210 I lösche Re 85 11 
gilt zugunſten des Teſtamentsvollſtreckers als⸗fortbeſtehend, bis er vom 115 N a 1285 ta. 
erlangt oder das Erlöſchen kennen muß. Unter dieſen Vorausſetzungen iſt a 00 5 Nicht ee 
mentsvollſtrecker abgeleitete Erwerb des gutgläubigen Dritten geſchützt (5 15 101 a 925 
wenn der Teſtamentsvollſtrecker in böſem oder wenn er fahrläſſigerweiſe in fa 160 23 68 Al en 
war. Auch der Vorweis des Zeugniſſes deckt in dieſem Falle den nr 10 ( 7). 
Nur der öffentliche Glaube des Grundbuchs (88 892, 803) kann an an A 

2. Abweichung von $ 666 in beſonderem Hinblick auf 89 220 Not bei as Recht des 
Erben auf Rechnungslegung iſt ein vermoöͤgensrechtlicher Anſpruch, der bei Pfändung des 
Erbteils auf den Pfändungsgläubiger mit übergeht; einer Erſchwerung der Verpflichtung 
des Teſtamentsvollſtreckers bei dem Vorhandenſein mehrerer Pfandungsgläubiger iſt durch 
entſprechende Anwendung des $ 432 zu begegnen (RG L3 1916, * . — Zu anderen Be⸗ 
teiligten als dem Erben ſteht der Teſtamentsvollſtrecker von § 2219 A 2 abgeſehen überhaupt 
in keinem Rechtsverhältnis. Insbeſondere iſt er dem Pflichtteilöberechtigten und dem Ver⸗ 
mächtnisnehmer nicht zur Auskunft verpflichtet (& 50, 224 u. JW 04, 3387). 
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8 2219 
Verletzt der Teſtamentsvollſtrecker die ihm obliegenden Verpflichtungen, 
ſo iſt er, wenn ihm ein Verſchulden zur Laſt fällt, für den daraus entſtehen⸗ 
den Schaden dem Erben!) und, ſoweit ein Vermächtnis zu vollziehen iſt, 
auch dem Vermächtnisnehmer verantwortliche). 
Mehrere Teſtamentsvollſtrecker, denen ein BVerſchulden zur Laſt fällt, 
haften als Geſamtſchuldner“). 


E I 1908 Abſ 1 II 2088; M 5 244; P 5 268, 315. 


Befreiung unzuläſſig § 2220. 

1. Der Teſtamentsvollſtrecker ſteht nur zum Erben, gegebenenfalls auch dem Vor⸗ oder 
Nacherben, in einem geſetzlichen Schuldverhältnis ($ 2218) und ift deshalb grundſätzlich nur 
dem Erben ſchadenserſatzpflichtig, ausnahmsweiſe auch dem Vermächtnisnehmer. Sämtliche 
dem Teſtamentsvollſtrecker obliegende Verrichtungen (88 2203—2209, 2212—2218, 2226 Satz 3) 
unterſtehen danach dem Grundſatze des 8 276, wonach er Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten 
hat Klagerecht des einzelnen Miterben auf Erfüllung ſeiner Obliegenheiten RG 73, 28. 
Kann ihn der Erblaſſer hiervon nicht — ganz oder teilweiſe — befreien (§ 2220), fo kann er auch 
das Maß feiner Vertretungspflicht nicht herabmindern (a. M. Strohal $ 40a A 36). Seine 
Haftung für Vertreter und Gehilfen ergibt 8 664 (8 2218 A 1). Steht ihm die Ernennung eines 
Mitvollſtreckers oder des Nachfolgers zu ($ 2199), fo hat er ein bei der Auswahl ihn treffendes 
Verſchulden gleichfalls zu vertreten. Ebenſo haftet im Falle des § 2200 nach 8 839 der Nachlaß⸗ 
richter. Schadenserſatz 88 249 ff. Strafrechtliche Verantwortung des Teſtamentsvollſtreckers 
StGB g 266 Nr 1, Haftung für die Erbſchaftsſteuer RErbſchStGG v. 3. 6. 06 8 32, Erbſch StG 
v. 10. 9. 19 8 19. Die Ha ftung des Erben für Handlungen des Teſtamentsvollſtreckers 
erſtreckt ſich ſoweit, als dadurch Nachlaßverbindlichkeiten begründet werden (8 1967). Dies 
trifft zu, ſoweit der Teſtamentsvollſtrecker innerhalb des durch die letztwillige Verfügung des 
Erblaſſers und die geſetzlichen Vorſchriften beſtimmten Rechtskreiſes tätig wird, nicht aber 
ſoweit er aus Veranlaſſung ſeines Amtes Dritten Schaden zufügt (Streitfrage, vom RG 
Warn 1914 Nr 127 dahingeſtellt gelaſſen). 

2. Die Haftung des Teſtamentsvollſtreckers iſt durch poſitive Vorſchrift auch gegenüber 
dem Vermächtnisnehmer begründet, und zwar auch wenn es ſich, wie im Falle des 8 2223, 
um ein Untervermächtnis handelt. Die Schadenserſatzpflicht tritt nur ein, ſoweit der Bedachte 
vom Beſchwerten Befriedigung nicht erlangen kann. Überdies, wenn der Erbe beſchwert iſt, 
1 1175 1 in dem dieſer nach 8$ 1991 Abſ 4, 1992 zur Entrichtung des Vermächtniſſes 
verbunden war. 

3. Die geſamtſchuldneriſche Haftung mehrerer Vollſtrecker (88 421ff.) — vorausgeſetzt, 
daß jeden ein Mitperſchulden trifft — entſpricht der Haftung mehrerer Vorſtandsmitglieder 
und Liquidatoren (58 42, 53) oder mehrerer Vormünder ($ 1833). Sie beſteht nur, ſoweit 
lie das Amt gemeinſchaftlich führen ($ 2224). Iſt jedem ein beſonderer Wirkungskreis zu⸗ 
gewieſen, ſo haftet er für ſich allein, wenn den übrigen auch kein Aufſichtsrecht zuſteht. Im 
Verhältnis zueinander find fie nach $ 426 zu gleichen Teilen erſatzpflſchtig. Der bloß 
aufſichtsführende Teſtamentsvollſtrecker (5 2208 A 3) kann jedoch entſprechend $ 1833 Abf 2 
von den übrigen nicht mit in Anſpruch genommen werden. Verjährung $ 195. Haftung aus 
unerlaubter Handlung 88 840, 852. 

8 2220 


Der Erblaſſer kann den Teſtamentsvollſtrecker nicht von den ihm nach 
den SS 2215, 2216, 2218, 2219 obliegenden Verpflichtungen befreien. 
E I 1906 Abj 1, 1908 Abſ 3 II 2089; M 5 241, 242, 244; P 5 263, 810, 314, 816; 6 98. 


Bei den betreffenden Vorſchriften bereits berückſichtigt. 


8 2221 


Der Teſtamentsvollſtrecker kann für die Führung feines Amtes eine an⸗ 
gemeſſene Vergütung verlangen, ſofern nicht der Erblaſſer ein anderes be⸗ 
ſtimmt hat!). 

E 1 1909 Sat 1 II 2090; M 5 244, 245; ® 5 316, 317. 

1. Vergütung. Hat der Erblaſſer letztwillig ſelbſt eine Vergütung ausgeworfen oder 
hat er jede Vergütung ausgeſchloſſen, ſo bleibt dieſe Beſtimmung maßgebend, wenn ſie ni 
durch Vertrag mit dem Erben geändert wird. Ob in der Tatſache, daß dem Teſtamentsvoll⸗ 
krecker eine Zuwendung gemacht ift, der Ausſchluß eines beſonderen Vergütungsanſpruchs 
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zu befinden fei, ift Auslegungsfrage. Die Vergütung iſt, auch wenn fie letztwillig zugeſprochen 
iſt, kein Vermächtnis, ſondern eine gewöhnliche Nachlaßverbindlichkeit. Es ſei denn, daß 
aus der unangemeſſenen Höhe der zugebilligten Vergütung ein Vermächtniswille erhellt 
($ 1939). Die Vergütung ift im Nachlaßkonkurſe Maſſeſchuld, KO $ 224 Nr 6 und ſelbſt dann 
aus dem ganzen Nachlaſſe zu entrichten, wenn der Teſtamentsvollſtrecker nur für einen Erbteil 
beſtellt iſt. Dem Nachlaßgericht ſteht (anders beim Nachlaßpfleger 88 1960 A 4, 1836) die Feſt⸗ 
ſetzung nicht zu. Der Teſtamentsvollſtrecker hat vielmehr den Vergütungsanſpruch, wo nötig 
im Prozeſſe, gegen den Erben geltend zu machen, der wiederum die beſchränkte Haftung vor⸗ 
ſchüten kann. Neben der Vergütung hat der Teſtamentsvollſtrecker Anſpruch auf Erſatz ſeiner 
Auslagen ( 2218, 670) ſowie auf Bezahlung der berufsmäßigen, regelmäßig nur gegen 
Entgelt geleiſteten Dienſte (Rechtsanwalt), ſoweit auch der Laien⸗Teſtamentsvollſtrecker 
derartige Dienſte innerhalb ſeines Amtes nicht ſelbſt verrichtet haben würde (8 1835 Abſ 2). 
OLG 25, 16 will ihm nicht Erſatz der Koſten geſtatten, die er für Aufſtellung des Teilungs⸗ 
plaus durch einen Rechnungsverſtändigen gezahlt hat. Leiſtung von Vorſchüſſen (§ 669) 
kann er vom Erben nicht verlangen, um fo weniger, als er ſelbſt über den Nachlaß ver⸗ 
fügen kann. Die Verglltung iſt regelmäßig nach Beendigung des Amtes (über abweichende 
Übung in Hamburg vgl. Hanſchg 1918 Beibl 82), bei ei andauernder Verwaltung periodiſch 
($ 2218 Abſ 2) zu entrichten. Im Falle vorzeitiger Beendigung des Amtes iſt der an ſich 
m» Satz entſprechend zu mindern (vgl. auch $ 628). Verjährung 8 195 (JW 
1918, 7415), 


8 2222 
Der Erblaſſer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch zu dem Zwecke er⸗ 
nennen, daß dieſer bis zu dem Eintritt einer angeordneten Nacherbfolge 


die Rechte des Nacherben ausübt und deſſen Pflichten erfüllt!). 
E II 2091; P 5 809; 6 99, 


1. Teſtamentsvollſtretter im Intereſſe des Nacherben. Der Wirkungskreis des Teftaments- 
vollſtreckers erſtreckt ſich regelmäßig auf eine durch Erbfall oder Eintritt der Nacherbfolge 
bereits eröffnete Erbſchaft. $ 2222 geftattet, ſchon vor Anfall der Nacherbſchaft (8 2130) 
ur Wahrnehmung der Rechte des 17 (38 2116-2119, 21212128, 21272120, 
300 5 778) und zur Erfüllung feiner Pflichten ($$ 2120, 2128) einen Teſtamentsvollſtrecker 
u beſtellen. Innerhalb der fr gezogenen Grenzen er für den Teftamentsvoll- 
rede die allgemeinen Grundfähe, insbeſondere ſeine ausſchließliche Verfügungsmacht und 

ozeßlegitimation (88 2211— 2218). Die hierin liegende Beſchränkung der Rechte des Nach- 
erben macht es notwendig, auch in der Eintragung nach G 8 52 die Beſtellung des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers mit zu erwähnen (KJ 40 A 108). Bermerk im Erbſchein vgl. § 2863 
A 3. Durch die Ernennung eines ſolchen Teſtamentsvollſtreckers lann ſich die ſonſt nach 
88 1912, 1913 gebotene Beſtellung eines Pflegers für den Nacherben erledigen. Iſt dem 
Vorerben ein Teſtamentsvollſtrecker beſtellt, ſo ſteht an und für ſich nichts im Wege, dem⸗ 
ſelben Teſtamentsvollſtrecker auch die Fürſorge für den Nacherben zu übertragen. So ins 
beſondere im . des § 2338. Denn mit der Beſtellung einer gemeinſchaftlichen Ver⸗ 
trauensperſon für Nor- und Nacherben iſt nicht notwendig ein Intereſſenwiderſtreit geſchaffen 
(a. M. OLG 10, 305; Dernburg V $ 142 A 1). Dies wäre nur dann der Fall, wenn der 
Vorerbe ſelbſt zum Teſtamentsvollſtrecker für den Nacherben beſtellt würde. Eine ſolche 
Beſtellung hat deshalb als unwirkſam zu gelten (RG 77, 177, a. M. Kipp 8 126 A 4), 
außer wenn der Vorerbe und Teſtamentsvollſtrecker nur Miterbe iſt. Das Amt des gemäß 
$ 2222 beſtellten Teſtamentsvollſtreckers erledigt ſich durch Ausſchlagung des Vor- oder Nach. 
erben und endigt mit Eintritt der Nacherbfolge. Eine hiermit erſt wirkſam werdende Teſtaments⸗ 
vollſtreckung für den Nacherben unterliegt den allgemeinen Vorſchriften. 


8 2223 


Der Erblaſſer kann einen Teſtamentsvollſtrecker auch zu dem Zwecke er⸗ 
nennen, daß dieſer für die Ausführung der einem Vermächtnisnehmer auf⸗ 
erlegten Beſchwerungen jorgt!), 

G I 1010 IX 2092; M 5 245, 246; P 5 317. 


1. Dem Teſtamentsvollſtrecker it zwar durch $ 2203 allgemein die Ausführung letztwilliger 
Verfügungen übertragen. Da er jedoch grumbläklich nur zum Erben in einem Rechtsverhältnis 
ſtehn (88 2218 A 2, 2208 A 3), fo bedurfte es einer beſonderen Vorſchrift, um ihn auch dem 
beſchwerten Vermächtnisnehmer gegenüber zur Fürſorge für Untervermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen, auch Nachvermächtniſſe (§ 2191) zu ermächtigen. Der hierfür maßgebende Wille des 
Erblaſſers kann durch Auslegung aus der allgemeinen Beſtellung des Teſtamentsvollſtreckers 
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ermittelt werden. Die Fürſorge kann ihm aber auch als einzige Aufgabe übertragen ſein. Auch 
für die ſo beſchränkte Teſtamentsvollſtreckung gelten, ſoweit anwendbar, die allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften, wobei der Erbſchaft das beſchwerte Vermächtnis gleichzuſtellen iſt. Daraus folgt 
insbeſondere, daß der Vermächtnisnehmer, ſoweit er beſchwert iſt, von der Verfügung über 
den Vermächtnisgegenſtand und deſſen gerichtlicher Einforderung ausgeſchloſſen iſt (88 2211, 
2212) und daß der Teſtamentsvollſtrecker gegen die Klage des Zweitbedachten und der Auflage⸗ 
berechtigten (8 2194) im Umfange des $ 2213 palfiv legitimiert iſt. Anderſeits fteht dem Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker, ſoweit er die Beſchwerung nicht ſelbſt ausführen kann, nach $ 2208 Abſ 2 
die Klage gegen den Beſchwerten zu. 
8 2224 


Mehrere Teſtamentsvollſtrecker führen das Amt gemeinſchaftlich!); bei 
einer Meinungsverſchiedenheit entſcheidet das Nachlaßgerichte). Fällt einer 
von ihnen weg, ſo führen die übrigen das Amt alleins). Der Erblaſſer 
kann abweichende Anordnungen treffen“). 

Jeder Teſtamentsvollſtrecker iſt berechtigt, ohne Zuſtimmung der anderen 
Teſtamentsvollſtrecker diejenigen Maßregeln zu treffen, welche zur Er⸗ 
haltung eines der gemeinſchaftlichen Verwaltung unterliegenden Nachlaß⸗ 
gegenſtandes notwendig ſinds). 

E 1 1893 II 2093; M 5 222, 223; P 5 255—257. 


1. Mehrere Teſtamentsvollſtrecker (88 2197, 2199, 2200 A 1) führen das Amt gemein; 
ſchaftlich ſowohl nach innen, indem ſie ihre Beſchlüſſe nur einſtimmig faſſen können, wie 
nach außen, indem ſie (abweichend von HGB 8 115 Abſ 1) grundſätzlich ſämtlich bei einem 
Rechtsgeschäfte tätig zu werden haben. Doch können fie unbeſchadet ihrer Haftung nach 
88 2118 A 1, 664 die Ausführung einem aus ihrer Mitte oder einem Dritten übertragen. In⸗ 
ſoweit mehreren von ihnen ein Verſchulden zur Laſt fällt, haften ſie als Geſamtſchuldner, 
§ 2219 Abſ 2. Eigenmächtige Teilung des Wirkungskreiſes entbindet fie nicht von der ge⸗ 
meinſchaftlichen Verantwortung, |. aber A 4 u. 5. Das Auskunfts“ und Rechenſchafts⸗ 
verlangen tann auch gegen einen einzelnen Teſtamentsvollſtrecker geltend gemacht werden 
(RG JW 1918, 49527). 

2. Das Nachlaßgericht iſt zur Entſcheidung von Meinungsverſchledenheiten wie im 
Falle des 8 1797 Abſ 1 das Vormundſchaftsgericht berufen. Die Entſcheidung kann nicht 
nur von jedem Teſtamentsvollſtrecker, ſondern auch von ſonſtigen Beteiligten beantragt werden 
JA 13, 94). Der Prozeßweg unter den Teſtamentsvollſtreckern zur Schlichtung einer 
Meinungsverſchiedenheit über eine gemeinſchaftlich auszuführende Amtshandlung iſt aus⸗ 
geſchloſſen (SLG 1, 196). Steht aber nicht feſt, daß die in Rede ſtehende Amtshandlung den 
mehreren Vollſtreckern gemeinſchaftlich obliegt, beſteht vielmehr Streit darüber, wer von ihnen 
ſie vorzunehmen hat oder ob ſie gemeinſchaftlich vorzunehmen iſt, ſo entſcheidet hierüber das 
Prozeßgericht (OLG 26, 357). Eine Meinungsverſchiedenheit im Sinne des $ 2224 liegt 
auch nicht vor, wenn unter zwei Teſtamentsvollſtreckern, von denen der eine zugleich Nachlaß ⸗ 
ſchuldner iſt, Streit darüber beſteht, ob dieſer auf Grund feiner Schuld eine Leiftung an den 
Nachlaß zu bewirken hat. In ſolchem Falle iſt der zweite Teſtamentsvollſtrecker gemäß A 8, 
unter Umſtänden auch A 5 für ſich allein zur gerichtlichen Geltendmachung der Nachlaß. 
forderung befugt (RG 98, 273; KG 46, 134). Die auf Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
lautende Entſcheidung des Nachlaßgerichts tritt nach JG 88 82 Abf 2, 53 Abſ 1, vorbehaltlich 
8 53 Abſ 2 erſt mit der Rechtskraft in Wirkſamkeit. Die Beſchwerde ſteht, und zwar als ſofortige 
jedem Teſtamentsvollſtrecker ſelbſtändig, überdies aber den ſonſtigen Beteiligten, Erben, Bedach⸗ 
ten und Auflageberechtigten aus $ 2194 zu (FGG 88 60 Nr 6, 20, 82 Abſ 1). Das Nachlaßgericht 
darf ſich nicht inſofern an die Stelle der Teſtamentsvollſtrecker ſetzen, als es eine von keinem 
derſelben vertretene Meinung zur Geltung bringt. Anderſeits kann es nicht gezwungen werden, 
einer der Meinungen beizutreten, wenn es ſämtliche Meinungen verwirft. Es hat deshalb, 
wenn es ihm nicht gelingt, einen der Teſtamentsvollſtrecker zur entſprechenden Antragſtellung 
zu beſtimmen, die Entſcheidung abzulehnen und in wichtigen Angelegenheiten den Beteiligten 
zu überlaſſen, die Entlaſſung des oder der widerſpenſtigen Teſtamentsvollſtrecker nach 8 2227 
herbeizuführen (ſo Schaub in TIZ 08, 700; a. M. Dernburg V 138 A 2). a 

Der Wegfall eines Teſtamentsvollſtreckers kann in der Ablehnung des Amtes oder in 
der Beendigung nach $$ 2225, 2227, aber auch darin feinen Grund haben, daß er im einzelnen 
Falle durch rechtliche in ſeiner Perſon liegende Gründe an der Mitwirkung 15 
einem Rechtsgeſchäfte (oder an einer Prozeßhandlung, AG 98, 273) verhindert ift. Dies 
ſchließt nicht aus, daß mehrere in dieſer Weile verhinderte Teſtamentsvollſtrecker einen gem 
anden Bevollmächtigten beſtellen, der in ſich das Rechtsgeſchäſt vorn mimt; $ 181 ſteht dem ni 1 
im Wege (RG 61,143). Vorübergehende Verhinderung durch Krankheit u. dgl. iſt kein Wegfall. 


Teſtamentsvollſtrecker §8 2223—2226 767 


4. Der Erblaſſer kann letztwillig abweichende Anordnungen inſofern treffen, als er jedem 
der mehreren Teſtamentsvollſtrecker einen beſonderen Wirkungskreis mit eigener Verant⸗ 
wortung anweiſt, jeden nach außen zur vollen Vertretung ermächtigt (A 1), Mehrheitsbeſchlüſſe 
zuläßt, die Entſcheidung des Nachlaßgerichts ausſchließt, ſie einem Dritten oder auch einem 
der Teſtamentsvollſtrecker überträgt (A 2), mit Wegfall des einen quch das Amt der anderen 
erlöſchen läßt oder nach 8 2197 Abſ 2 für Erſatz ſorgt (A 3) u. dgl. Die abweichenden An⸗ 
ordnungen find im Vollſtreckerzeugnis (8 2368) mit anzugeben. Unzuläffig iſt, die Wirkſamkeit 
von Rechtshandlungen des Teſtamentsvollſtreckers von der Genehmigung des Nachlaßgerichts 
abhängig zu machen, da der Erblaſſer über den Wirkungskreis von Behörden nicht beſtimmen 


ann. 

5. Ohne Zuſtimmung der anderen zu handeln iſt der Teſtamentsvollſtrecker, wie bei der 
Gemeinſchaft (8 744 Ab] 2) und der Erbengemeinſchaft (8 2038 Ab] 1) nur unter der Voraus 
ſetzung ermächtigt, daß es ſich um dringliche Erhaltungsmaßregeln handelt. Dazu kann auch 
die Klage auf Feſtſtellung einer Nachlaßforderung oder ihre gerichtliche Beitreibung gehören 
(RS 98, 173; ZW 02 Beil 24455). Nimmt ein Teſtamentsvollſtrecker ein Rechtsgeſchäft oder 
eine dingliche Verfügung vor, ohne durch Abſ 2 gedeckt zu fein, fo können fie nach SS 177 ff., 
185 nur durch Genehmigung der übrigen oder durch beifällige Entſcheidung des Nachlaß⸗ 
gerichts (A 2) wirkſam werden. Abweichende Anordnungen des Erblaſſers find auch in dieſer 
Hinſicht zuläſſig (A 4; a. M. Planck A 10). 


8 2225 


Das Amt des Teſtamentsvollſtreckers erliſcht!), wenn er jtirbt?) oder 
wenn ein Fall eintritt, in welchem die Ernennung nach § 2201 unwirkſam 
ſein würde)). 

E I 1894 II 2094; M 5 223; P 5 257—259, 


1. Die Beendigung des Amtes des Teſtamentsvollſtreckers tritt immer von ſelbſt ein, 
ohne daß es (wie bei der Nachlaßpflegſchaft § 1960 A 4) einer förmlichen Aufhebung oder 
einer Anzeige der Amtsniederlegung an das Nachlaßgericht bedarf. So durch Erledigung 
aller dem Teſtamentsvollſtrecker zugewieſenen Aufgaben (RG 81, 166). Ebenſo durch 
Eintritt der auflöſenden Bedingung oder des Endtermins, ſo insbeſondere im Falle 
des § 2210. Das dem Teſtamentsvollſtrecker erteilte Zeugnis wird mit Beendigung des 
Amtes von ſelbſt kraftlos, 8 2868 Abſ 3, die Vermerke im Grundbuch und Schiffsregiſter 

BO 8 53, FGG 8 118) find auf Antrag des Erben zu löſchen. Herausgabe und Rechen⸗ 
ſchaftspflicht 88 2218 A 1, 666, 667, Wirkſamkeit der nach Beendigung des Amtes vorgenomme⸗ 
nen Verfügung 8 674. Eine vom Teſtamentsvollſtrecker erteilte Vollmacht erliſcht mit Be 
endigung des Amtes (KJ 41, 79). Auf den Gang eines ſchwebenden Prozeſſes iſt die Ber 
endigung des Amtes ohne Einfluß (88 2212 A 1, 2213 A 1). Nicht beendet wird das Amt 
des Teſtamentsvollſtreckers dadurch, daß er zum Vormunde des Alleinerben beſtellt wird 
(KG 48, 141). Auch nicht durch Eröffnung des Nachlaßkonkurſes oder der Nachlaßverwaltung 
(R Gruch 63, 617). Konkurseröffnung zum Vermögen des Teſtamentsvollſtreckers kann 
nur einen Entlaſſungsgrund nach $ 2227 bilden. — Der Wegfall der Teſtamentsvollſtreckung 
hat zur Folge, daß die Ausſchließung des Erben von dem Verfügungsrechte ($ 2211 A 1) auf 
hört. Dieſe Folge tritt auch dann ein, wenn der Teſtamentsvollſtrecker durch rechtliche, in 
feiner Perſon liegende Gründe an einer beſtimmten Verfügung über einen Nachlaßgegeuſtand 
verhindert ift (vgl. § 2224 A 8). Auch in einem ſolchen Falle ſteht das Verfügungsrecht dem 
Erben zu (KGJ 50, 162). A RE 

2. Tod des Teſtamentsvollſtreckers. Das Amt geht nicht auf feine Erben über, eat 6. 
der Erblaſſer einen beſtimmten Erben nach $ 2197 Abſ 2 als Nachfolger ernannt hat. 10 de: 
rufung des oder der Erben schlechthin iſt keine „Ernennung“. Anzeigepflicht . 
Fortführung des Amtes durch die Erben des Teſtamentsvollſtreckers 88 2218 A1. ih 10 . 

3. Eintritt der Geſchäftsunfähigkeit oder der beſchränkten Geſchäftsfahigkeit ns 
eines Pflegers nach 8 1910 zur Beſorgung der Bermögensangelegenbeiten 5 h ehe 
aufhebung der Entmündigung oder der Pflegſchaft läßt das einmal erloſchene Am nicht wieder 


aufleben. 
8 2226 


Der Teſtamentsvollſtrecker kann das Amt jederzeit kündigen). Die Kün⸗ 
digung erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte). Die 
Vorſchriften des § 671 Abſ 2, 3 finden entſprechende Anwendung!. 

E 1 1895 II 2095; M 5 223, 224; ® 5 259, 260. 


1. Das Kündigungsrecht ſteht dem Teſtamentsvollſtrecker gleich dem Beauftragten (8 671 
Abf 1) jederzeit zu, und zwar ohne daß er dabei über den Grund Rechenſchaft zu geben hätte. 
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Doch darf er, außer wenn ein wichtiger Grund vorliegt, nicht zur Unzeit kündigen (8 671 
Abſ 2). Hatte er durch Vertrag mit dem Erblaſſer oder dem Erben auf das Kündigungsrecht 
verzichtet, fo darf er nur aus wichtigen Gründen kündigen (8 671 Abſ 3). Aber auch die 
unzeitige oder grundloſe Kündigung bringt das Amt zum Erlöſchen und kann den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker nur ſchadenserſatzpflichtig machen. RIA 12, 112 (§ 2199 A 2) läßt die Beſchrän⸗ 
kung der Kündigung auf einen Teil des Amtes zu, wenn ſich ein entſprechender Wille des 
Erblaſſers feſtſtellen läßt. Dem Ehemann fteht aus § 1358 kein Kündigungsrecht zu (§ 2202 A 2). 

2. Erklärung gegenüber dem Nachlaßgericht, jedoch ohne Formzwang wie § 2202 A 2. 
Wirkſamkeit $ 130. Einſicht der Akten § 2228. 


8 2227 

Das Nachlaßgericht kann den Teſtamentsvollſtrecker auf Antrag eines 
der Beteiligten entlaſſen), wenn ein wichtiger Grund vorliegt; ein ſolcher 
Grund iſt insbeſondere grobe Pflichtverletzung oder Unfähigkeit zur ord⸗ 
nungsmäßigen Geſchäftsführung?). 

Der Teſtamentsvollſtrecker ſoll vor der Entlaſſung wenn tunlich gehört 
werdens). 

E 1 1896 II 2096; M 5 224— 226; P 5 260, 261. 


1. Die Entlaſſung des Teſtamentsvollſtreckers kann nicht von Amts wegen, ſondern nur 
auf Antrag, auch ſchon vor Beginn des Amtes (8 2202) erfolgen. Hierzu find die Beteiligten 
im Sinne von $ 2198 A 3, alſo einſchließlich der Nachlaßgläubiger und Mitvollſtrecker be⸗ 
rechtigt, dagegen nicht der Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt, dem vielmehr nach $ 2226 das Kün⸗ 
digungsrecht zuſteht. Die nach Dienſtordnungen zur Verſagung der Erlaubnis berechtigte 
Behörde (8 1888) hat kein eigenes Antragsrecht, fie kann den Beamten nur zur Kündigung 
anhalten. Das Nachlaßgericht wird im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit tätig, der 
Prozeßweg ift damit ausgeſchloſſen. Eigentliche Aufſichtsrechte ſtehen dem Nachlaßgerichte 
nicht zu. Eine zeitweilige Entlaſſung ift unſtatthaft. 

2. Was als wichtiger Grund zu gelten habe, iſt dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Nach- 
laßgerichts anheimgeſtellt. Pflichtverletzung und Unfähigkeit find (wie in § 27 Abſ 2) nur 
bei Nel weise, aufgeführt. Verſchulden des Teſtamentsvollſtreckers iſt nicht vorausgeſetzt 
(KJ 36 A / es genligt, daß er durch fein perſönliches Verhalten oder die bei ihm tatlächlic) 
beſtehenden Verhältniſſe begründeten Anlaß zu der Annahme gibt, ſein Verbleiben im Amte 
werde die Ausführung des letzten Willens beeinträchtigen oder die berechtigten Intereſſen 
der Beteiligten gefährden (OLG 30, 210). Unter dieſem Geſichtspunkte find auch Feind‘ 
ſchaft zwiſchen dem Volſtrecker und dem Erbei (OLG 26 S. 357 u. 368) oder zwiſchen Mit‘ 
vollſtreckern (RIA 14, 25) und längere Abweſenheit des Vollſtreckers (KJ 47, 92) als Ent 
laſſungsgründe zu würdigen. 

3. Gehör wie 8 2216 A 4. Dem Teſtamentsvollſtrecker ſteht gegen feine Entlaſſung ſo⸗ 
fortige Beſchwerde (F 8 81 Abſ 2), den Beteiligten gegen die Ablehnung einfache Be⸗ 
ſchwerde zu (366 88 19 ff.). Atteneinſicht und Ausfertigungen FGG 88 78, 85. — Anwend⸗ 
barkeit des älteren Rechtes RG 46, 70. 

§ 2228 


Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der nach 8 2198 Abſ 1 Satz 2, 8 2199 
Abſ 3, § 2202 Abſ 2, § 2226 Satz 2 abgegebenen Erklärungen jedem zu 
geſtatten, der ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht y). 

® 6 338, 339. 

1. Akteneinſicht wie $ 1953 A 5. Es betreffen $ 2198: Die Beſtimmung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers durch einen Dritten, $ 2199: Beſtimmung des Mitvollſtreckers oder Nachfolger? 
durch den Teſtamentsvollſtrecker, $ 2202: Aunahme- oder Ablehnungserklärung, § 2226: 
Kündigung. Vgl. auch FGG 88 34, 78, 85. 


Siebenter Titel 
Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments 
Das BB unterſcheidet zwiſchen der ordentlichen und außerordentlichen Teſtamen 
ſorm. Als ordentliche Teſtamente kennt es das vor Richter oder Notar errichtete (88 2 


Ker 1, 2232.—2246) und das eigenhändige Privatteſtament (88 2231 Nr 2, 2247, 2248). 5 
außerordentliche Teſtamentsformen das Gemeinde, Seuchen und Seeteſtament (88 224 
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bis 2252). Neben dem BGB bleibt in Kraft das in Kriegszeiten oder während eines Be- 
lagerungszuſtandes von einer Militärperſon leinſchließlich von Kriegsgefangenen oder Geiſeln) 
eigenhändig geſchriebene oder wenigſtens unterſchriebene oder mündlich zu Protokoll erklärte 
privilegierte Militärteſtament nach näherer Vorſchrift von § 44 NMil v. 2. 5. 74 und 
5 20 Ecz. MStch O v. 1. 12. 98. Dieſe Beſtimmungen find nach EG Art 44 auch auf das 
Marineteſtament (im Unterſchied von dem Seeteſtament $ 2251) entſprechend anwendbar. 
Im übrigen gelten die Vorſchriften des BG auch für Teſtamente der Militärperſonen, im 
Felde ſind jedoch für das Heer an Stelle der Amtsgerichte auch die Kriegsgerichtsräte und 
Oberkriegsgerichtsräte zuſtändig (Milch v. 28. 5. 01 88 1, 2; ſ. auch Bek v. 8. 3. 17, 
NOBI 219, 88 1, 3: Entbehrlichkeit der Ortsangabe in den von militäriſchen Urkundsperſonen 
aufgenommenen Protokollen). Das gleiche gilt für die Marine, ſolange das Schiff ſich 
außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet (FGG 8 184). Näheres über Militär- und 
Marineteſtamente bei Schlegelberger, Gruch 59, 240 ff. Teſtamente vor Reichskonſuln in 
den Konſulargerichtsbezirken KonſccG v. 7. 4. 00 88 2, 7 Nr 2, 19 Nr 1 und EG Art 38, in 
den Schußgebieten vor den zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten mit 
Ausſchluß von Notaren (Schutzgeb ch v. 10. 9. 00 88 1, 2; VO v. 9. 11. 00 § 11). Beſonder⸗ 
heiten bezüglich des Anerbenrechts EG Art 64, der Haus verfaſſungen der ſouveränen 
Häuſer und des hohen Adels EG Art 57, 58. — Internationales Recht bezüglich der 
Teſtierfähigkeit ES SS 7, 24 Abf 3, bezüglich der Teſtamentsform § 11 Abs 1. Über: 
gangsvorſchriften EG Artt 214, 215. 


8 2229 


Wer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, bedarf zur Errichtung eines 
Teſtaments nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters !). 


Ein Minderjähriger kann ein Teſtament erſt errichten, wenn er das 
ſechzehnte Lebensjahr vollendet hate). 


Wer wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmün⸗ 
digt iſt, kann ein Teſtament nicht errichten). Die Unfähigkeit tritt ſchon 
mit der Stellung des Antrags ein, auf Grund deſſen die Entmündigung 
erfolgte) >), 

E 1 1912 II 2097; M 5 247—253; P 5 817—325; 6 78. 


J. Fähigkeit zur Teſtamentserrichtung. Nach den allgemeinen Vorſchriften über die 
Wirkſamkeit der Rechtsgeſchafte, deren Gültigkeit auch bei der Teſtamentserrichtung voraus⸗ 
geſetzt iſt, find hiervon ſchlechthin ausgeſchloſſen (8 105 Abf 1): a) Geſchäftsunfähige, d. h. 
nach 8 104 Mr 1 Perſonen unter 7 Jahren, Nr 2 dauernd Unzurechnungsfähige, Nr 3 wegen 
Geiſteskrankheit Entmündigte, ſolange die Entmündigung formell zu Recht beſteht. Iſt der 
Krankheitszuſtand der § 104 unter Nr 2 Genannten in lichten Zwiſchenräumen behoben, ſo 
iind ſie, falls fie nicht entmündigt find (Nr 3), während dieſer Zeit auch geſchäftsfähig und 
können wirkſam teſtieren (RG 8. 3. 06 IV 420/05, 18. 5. 08 IV 367/07), Auch die Ent. 
mündigung (Ne 3) fteht unter den beſonderen Vorausſetzungen des § 2230 der Gültigleit des 
Jeſtaments nicht entgegen; b) Perſonen, die ſich während der Errichtung im Zuſtande der 
Bewußtloſigkeit oder vorübergehenden Störung der Geiſtestätigkeit befinden, 
$ 105 Ab 2; c) wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht Entmündigte 
"ach 6] 5, ( jeboch 58 2230, 2253 Abf 2. Daß der Teſtierunfähige auch nicht durch feinen 
geſetzlichen Vertreter teſtieren kann, folgt aus $ 2064, wonach der Erblaſſer ein Teſtament 
HAT per ſönlich errichten kann. Von den in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkten 
(88 106, 114) ſcheiden aus die wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht bereits 
Entmündigten, da ihnen nach Abſſ3 die Teſtiexfähigkeit gänzlich entzogen iſt. Die vorläufige 

evormundung nach $ 1906 iſt an ſich kein 1 der Teſtamentserrichtung. Ebenſo. 
wenig die Pflegſchaft wegen Gebrechlichkeit nach 8 1910. S. jedoch beim Erbvertrag 88 2290 
Ab 3, 2292. Auch wenn die vorläufige Bevormundung auf Grund eines Entmündigungs⸗ 
antrags wegen Geiſteskrankheit erfolgt, bleibt für die Frage der Teſtierfähigkeit maßgebend, 
Od der Bevormundete im Augenblicke der Teſtamentserrichtung nach $ 104 Nr 2 wirklich un⸗ 
ſürrechnungsfähig war. Nur in den Fällen des Abſ 3 (Geiſtesſchwäche uſw.) hat die Antrag. 
ſtellung Zurlckbeziehende Wirkung (MG Warn 1919 Nr 179). Jedenfalls entfällt, ſoweit 
tor beſchränkt Geſchäftsfähige überhaupt teftierfähig ift, die ſonſt durch $ 107 gebotene Zu. 
limmung des geſetzlichen Vertreters. 

2. Der Minderjährige unter 16 Jahren (Berechnung des Lebensalters $ 187 Abs 2) 
kann auch nicht mit Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters teſtieren. Von da ab ſteht er 
nach Abſe1 dem Volljahrigen gleich, ausgenommen, daß er während der ganzen Dauer der 


Bae, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III Band. 3. Mitt, 49 
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Minderjährigkeit ſich des eigenhändigen Teſtaments nicht bedienen (8 2247) und das Teſtament 
u a anp Erklärung errichten kann (8 2238 Ab] 2). Für den Erbvertrag |. 88 2275, 
2290, 8 

3. Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht für ſich allein heben die Geſchäfts⸗ 
fähigkeit und damit die Teſtierfähigkeit nicht auf. Nur die deshalb ausgeſprochene Ent⸗ 
mündigung, obwohl fie nach § 114 nur zur beſchränkten Geſchäftsfähigkeit führt, hat zu ⸗ 
gleich den Verluſt der Teſtierfähigkeit zur Folge. Doch bleibt der Entmündigte nach § 2253 
Abſ 2 auch jetzt noch zum Widerruf eines vor der Entmündigung errichteten Teſtaments befugt. 
S. auch $ 2230. 

4. Kommt es überhaupt nicht zur Entmündigung, ſo bleibt das während des Verfahrens 
errichtete Teſtament wirkſam, auch wenn eine vorläufige Vormundſchaft nach 8 1906 angeordnet 
war. Dagegen wird die Wirkung der einmal ausgeſprochenen Entmündigung (30 88 661, 
683) zurſickbezogen auf den Zeitpunkt der Antragſtellung (ZPO 88 647, 680). Nicht aber auch 
im Falle der Entmündigung wegen Geiſteskrankheit (A 1). 

5. Beweislaſt. Der Mangel der Teſtierfähigkeit iſt gegenüber einem ordnungsmäßig 
errichteten Teſtamente für die Zeit der Teſtamentserrichtung von demjenigen zu beweiſen, 
welcher Nichtigkeit des Teſtaments behauptet (RG Warn 1913 Nr 243). Im Falle des 
8 104 Nr 2 genügt nicht der Nachweis, daß ſich der Erblaſſer „um“ dieſe Zeit in dem dort voraus; 
gelegten Zuſtande befunden hat (RG Warn 1919 Nr 179; anders 2. Aufl.). Iſt die Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit für den Zeitpunkt der Teſtamentserrichtung durch öffentliche Urkunde bezeugt, 
fo trifft nach ZPO 9418 die Beweielaſt für die Unrichtigkeit der bezeugten Tatſache, wenn der 
Beweis landesgeſetzlich überhaupt zuläſſig iſt, unter allen Umſtänden den dies Behauptenden 
(RG 18. 5. 08 IV 867/07). Im Falle des Abf 3 braucht der Beweis nur darauf gerichtet zu 
werden, daß das Teſtament nach der Antragſtellung errichtet ift (. jedoch 8 2230). — Sonſtige 
Beſchränkungen der Teſtierfähigkeit find dem BGB unbekannt. Gitergemeinſchaftliche 
Ehegatten |. § 1516. 

8 2230 


Hat ein Entmündigter ein Teſtament errichtet, bevor der die Entmündi⸗ 
aung ausſprechende Beſchluß unanfechtbar geworden iſt, jo ſteht die Ent⸗ 
mündigung der Gültigkeit des Teſtaments nicht entgegen, wenn der Ent⸗ 
mündigte noch vor dem Eintritte der Unanfechtbarkeit ftirbt!). 


Das gleiche gilt, wenn der Entmündigte nach der Stellung des Antrags 
auf Wiederaufhebung der Entmündigung ein Teſtament errichtet und die 
Entmündigung dem Antrage gemäß wiederaufgehoben wird). 

E II 2098; P 5 320, 821, 326. 


1. Die Teſtierunfähigkeit des Entmündigten (58 104 Nr 3, 2229 Abſ 8) tritt nach 8 PO 
664, 683 mit Zuſtellung des Entmündigungsbeſchluſfes in Wirkſamkeit und wird in den 
Fällen des § 2229 Abſ 3 ſogar auf den Zeitpunkt der Antragſtellung zurückbezogen. Der Be 
ſchluß wird unanfechtbar, wenn die Monatsfriſt der SS 664, 684 3 PO abgelaufen oder wenn 
die rechtzeitig erhobene Klage rechtskräftig abgewieſen oder wenn ſie zurückgenommen iſt. 
Solange hiernach die Aufechtung möglich oder ein Erfolg der unternommenen Anfechtung 
nicht ausgeſchloſſen iſt, bildet die Tatſache der Entmündigung für fi allein kein Hindernis 
wirkſamer Teſtamentserrichtung, wenn der Entmündigte innerhalb dieſes Zeitraums 
ſtirbt. Vielmehr hat derjenige, welcher Unwirkſamkeit des vom Entmündigten errichteten 
Teſtaments behauptet, nach allgemeinen Grundsätzen den Mangel der Geſchäftsfähigkeit aus 
$ 104 Nr 2 oder 8 105 (andere Falle können hier nicht in Frage kommen) für die Zeit der 
Teſtamentserrichtung zu beweiſen. 

2. Selbſt Unanfechtbarkeit der Entmündigung ſteht der Teſtamentserrichtung nicht uns 
gegen, wenn fie in die Zeit nach Stellung des Wiederaufhebungsantrags fällt (3 P 
33 675, 685) und wenn es demnächſt wirklich zur Wiederaufhebung der Entmündigung 
kommt (3 PO 89 672, 679 Abſ 4, 686 Abſ 4). Damit iſt zugleich ausgeſprochen, daß zur det 
des die Wiederaufhebung anordnenden Beſchluſſes oder Urteils ein Grund zur Entmündigung 
nach 8 6 nicht mehr vorgelegen habe Demjenigen, welcher die Ungültigkeit des Teſtamen 1 
behauptet, iſt jedoch der Beweis nicht abgeſchnitten, daß der Erblaſſer gleichwohl zur 595 
der Teſtamentserrichtung willensunfrei inn Sinne von 88 104 Nr 2, 105 geweſen ſei. 

egen iſt nach $ 115 der Beweisantritt ausgeſchloſſen, daß der Erblaſſer wegen Geiſtesſchwäche, 
Verſchwendung oder Trunkſucht damals noch mit Recht entmündigt geweſen ſei. Das 5 
der Zeit nach Zuſtellung des unangefochtenen oder erfolglos angefochtenen Entmündigung 
beichluffes bis zur Stellung des Wiederaufnahmeantrags errichtete Teſtament ift und blei 
dagegen nichtig. — Übergangsbeſtimmung EG Art 215 Abf 2. 
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§ 2231 
Ein Teſtament kann in ordentlicher Form!) errichtet werden: 
1. vor einem Richter oder vor einem Notar?); 
2. durch eine von dem Erblaſſers) unter Angabe des Ortes und Tages“) 
eigenhändig geſchriebene) und unterſchriebenes) Erklärung“). 
EI 1914, 1915 Abſ 1 Satz 1 11 2099 Abſ 1; M 5 261; P5 326—330; KB 318—321; RTVerh 726-741. 


1. Als ordentliche Teſtamentsformen kennt das BSB das (vorzugsweiſe ſo genannte) 
Öffentliche Teſtament (Nr 1) und das ihm in jeder Hinſicht gleichwertige Privatteftament 
(Ar 2). Dem ftehen als außerordentliche Formen gegenüber das Gemeinde-, Seuchen⸗ 
und Seeteſtament der 88 2249.—2252. Sonſtige neben dem BOB in Kraft gebliebene Teſta⸗ 
mentsformen ſ. Vorbem vor 8 2229, 

2. Zur Beurkundung des öffentlichen Teſtaments (88 2232—2246) können landesgeſetzlich 
entweder nur die Gerichte oder nur die Notare für zuſtändig erklärt werden (EG Art 141). 
Zur Aufnahme des richterlichen Teſtaments iſt nur der verfaſſungsmäßig (GVG 88 2ff.) 
beſtellte Einzelrichter („vor einem Richter“), ſonach der Amtsrichter befugt (FGG 8 167 
Abſ 1). Inwieweit der Richter hierbei durch einen andern im Vorbereitungsdienſt ſtehenden 
Rechtskundigen vertreten werden kann, beſtimmen die Landesgeſetze. Nach dem durch FGG 82 
für anwendbar erklärten $ 167 Gch darf zwar der Richter Amtshandlungen außerhalb ſeines 
Bezirks ohne Zustimmung des Amtsgerichts des Ortes nur vornehmen, wenn Gefahr im 
Verzug obwaltet, und hat in dieſem Falle dem zuständigen Amtsgericht nachträglich hiervon 
Anzeige zu machen. In ahnlicher Weiſe ift landesgeſetzlich die Zuständigkeit der Notare ab- 

egrenzt. Allein die Gultigkeit eines Teſtaments kann wegen Verletzung dieſer örtlichen Zu⸗ 
Kändigteitsvorſchriften niemals in Frage geſtellt werden. Selbſt dann nicht, wenn Richter 
oder Notar außerhalb der einzelſtaatlichen Landesgrenzen tätig geworden wären (FGG 8 7). 
Denn das Geſetz erklärt ohne jede Einſchränkung „einen Richter oder einen Notar“ für zu⸗ 
ſtändig, wobei als ſelbſtverſtändlich nur jo viel vorausgeſetzt iſt, daß es ſich um deutſche Richter 
oder Notare handelt (a. M. Planck A 3 a). 

3. Privatteſtament. Die vom Geſetz erforderten Formen find fo einfach und leicht er- 
füllbar, daß fein Erblaſſer Nichtigkeit aus 5 125 zu beforgen hat, wenn er feinen legten Willen 
jo wie er ihn im Augenblicke der Errichtung wirklich hegt, ohne intergedanken mindeſtens 
mit der Sorgfalt niederſchreibt, die jedermann an einen Brief geſchäftlichen Inhalts zu wenden 
pflegt. Läßt er ſich auf Abſonderlichkeiten in der Wahl der Schriftzeichen, des Schreibmaterials, 
im Gebrauche von Abkürzungen, in der räumlichen Anordnung des Schriftſtücks uſw. ein, 
4 10 W des Teſtaments in einer mit dem Ernſt des Aktes nicht verträglichen 

eiſe aufs Spiel. 

4. Haupterfordernis iſt eigenhändige Niederſchrift des Teſtaments in ſeinem geſamten 
Wortlaute, alſo einſchließlich der Angabe des Ortes und Tages. Der Erblaſſer muß ſich (wenn 
er nicht als Krüppel auf den Gebrauch eines andern Körperteils angewieſen ift) zum Schreiben 
unmittelbar der Hand bedienen. Deshalb iſt mechaniſche Herſtellung mit Hilfe von 
Typen (Druck, Maſchinenſchrift) oder durch mittelbare Kraftanwendung (Durchpauſen) aus. 
geſchloſſen. Schreiben mit fremder Unterſtützun (geführter Feder) iſt ſo lange eigenhändiges 

chreiben, als der Schreibende dabei ſelbſt noch die Geſtalt der Schriftzüge beſtimmt; nicht 
wenn die Hand des Erblafſers bei der Niederſchrift, ſei es auch nur einzelner Worte oder 

ahlen, völlig unter fremder Herrſchaft und Leitung ſteht (NG Warn 09 Nr 31; 1911 Nr 336; 

GJ 49, 82). Der Stoff, auf welchem (Papier, Holz, Metall, Stein) und mittels deſſen 
Tinte, Bleiftift, Pinſel, Griffel, Meißel) die Niederſchrift bewirkt wird, iſt gleichgültig. In 
ach JW 1910, 2015“ iſt die Niederſchrift mittels Griffels auf der Schiefertafel für 95 
ache ländliche Verhältniſſe nicht beanſtandet, aber hervorgehoben, daß die 0 be · 
ſonders raſch vergänglicher Stoffe dem Weſen des Teſtaments widerſpricht 0 ſeine 
Ernſtlichkeit in Frage ſtellen kann. Die Wahl der Sprache — einer toten oder le endigen 
— ſteht dem Erblaſſer frei, falls er ſich darin genügend verſtändlich machen kann. Ebenſo 
die Wahl der Schriftzeichen (der benutzten oder einer andern Sprache), insbeſondere 
der Stenographie, Blindenſchrift, wenn die Moglichkeit der Entzifferung nicht bloß auf 
emen engen Kreis von Sachkennern beſchränkt iſt. War der Erblaſſer ſelbſt nicht imſtande, 

s von ihm Geſchriebene zu leſen, fo iſt das Teſtament nach 5 2247 nichtig. Zuſätze 

on fremder Hand, aber mit dem Willen des Erblaſſers (Aussetzung eines geringfügigen 
Vermächtniſſes in einem Satzteil neben der vom Erblaſſer ſelbſt herrührenden Erbeinſetzung) 
machen nicht notwendig das ganze Teſtament nichtig, vielmehr ift hierüber nach § 2085 zu 
ſellſcheiden (Ach 63, 23). Nicht erforderlich ift, daß die Niederschrift eine in ſich geſchloſſene 
ſelbſtändige Urkunde bildet, dafern fie nur nach dem Willen des Erblaſſers eine ſogleich wirt. 
lame Verfügung von Todes wegen (nicht bloß ein Entwurf, die Mitteilung des Vorhabene 
zn keſtieren u. dgl.) fein ſoll. Das Teſtament kann deshalb auch einem Brief einverleibt ſein 
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(RG FW 07, 14325). Ebenſo kann es mehrere loſe Blätter umfaſſen, wenn deren Zur 
ſammengehörigkeit feſtſteht. Es kann endlich auch in mehreren urſchriftlichen Exemplaren 
hergeſtellt werden. Unzuläſſig iſt die Verweiſung auf eine Urkunde, die ihrerſeits der Teſta⸗ 
mentsform entbehrt, testamentum mysticum (RG Warn 1915 Nr 210; 1917 Nr 59). 

5. Die Angabe des Ortes und Tages iſt Beſtandteil der Teſtamentserklärung und muß 
deshalb gleichfalls eigenhändig geſchrieben ſein. Die Benutzung eines Vordrucks oder 
eines Stempelaufdrucks oder der Maſchinenſchrift für die Orts oder Zeitangabe genügt nicht 
(RG ZW 08, 33621; 1915, 448°; 15. 4. 20 IV 445/19; vgl. aber auch KGJ 39 A 69). Das 
Datum muß ſich ferner auf der Teſtamentsurkunde ſelbſt, ſei es auch auf der auf- 
geklebten Stempelmarke (RG IW 1910, 2372) befinden. ft es räumlich von der Urkunde 
getrennt, findet es ſich z. B. nur als Aufſchrift auf dem das Teſtament enthaltenden Um⸗ 
ſchlag, ſo iſt Tatfrage, ob dieſe Aufſchrift in Vollziehung des Teſtamentsakts, oder zu einem 
andern Zwecke (Hinweis auf den Inhalt des Umſchlags) bewirkt worden iſt (RG a. a. O. 
und JW 02 Beil 2865). In beſtändiger Rechtſprechung halt das Reichsgericht an dem 
Erfordernis des wahrheitsgetreuen Datums feſt. So RG 51, 166; 52, 282; 64, 423; 
JW 02 Beil 232; 07, 36615; 1914, 59220, dagegen Planck A 11 4 t und die dort Zitierten. 
Das Datum iſt im Unterſchied von der eigentlichen teſtamentariſchen Verfügung nicht 
Willenserklärung, ſondern Zeugnis („Angabe“). Und zwar ein Zeugnis, deſſen Erteilung — 
mit Beweiskraft bis zum Nachweiſe des Gegenteils — zugleich mit der Ermächtigung 
einen geſetzlichen Formalakt zu vollziehen, ausnahmsweiſe dem Ausſteller einer Privat 
urkunde übertragen iſt. Sowenig den ſonſt hierzu berufenen öffentlichen Orgauen freiſteht, 
den von ihnen vorgenommenen Akt willkürlich zu datieren (8 2241 Nr 1), ſowenig ſteht 
es im Belieben auch des Errichters eines Privatteſtaments. Hierzu kommt, daß das Datum 
für die Beurteilung der Teſtierfähigkeit, für das Verhältnis zu anderen Verfügungen von Todes 
wegen und für Auslegung des Teſtamentsinhalts ſtets von größter Bedeutung iſt. (Beweis⸗ 
ſicherung für das Datum Proc Artt 58, 59). Die verſehentlich falſche Datierung 
iſt nur daun für den Beſtaud des Teſtaments unſchädlich, wenn das gewollte Datum ohne 
weiteres aus dem ſonſtigen Juhalte des Teſtaments erkannt werden kann; auch die Verwertung 
offenkundiger Tatſachen iſt hierbei nicht grundſatzlich ausgeſchloſſen. Dagegen kann dem 
Formmangel nicht dadurch abgeholfen werden, daß demnächſt im Prozeſſe und mit Hilfe 
der gewohnlichen Beweismittel die wirklich gewollte Datierung ermittelt wird. So hat RG 
64, 423 ein am 18. April 1904 errichtetes, aber irrtümlich vom 18. April 1804 datiertes 
Teſtament als gültig anerkannt, ebenſo RG JW 1917, 9252 ein vom 7. Dezember 1813 ftatt 
1913 datiertes Teſtament. Im übrigen iſt dem Datum kein beſtimmter Platz auf der Teſta⸗ 
mentsurkunde — am Kopfe, im Text oder am Ende — zugewieſen. Wenn nad) Beſchaffen⸗ 
heit des Falles an der Zugehörigkeit des Datums zur Urkunde kein Zweifel iſt, kann es räumlich 
auch unter der Unterſchrift Platz finden (RG 52, 277; Warn 1919 Nr 70). Um wahrheit: 
getreu zu fein, muß die Datierung grundſätzlich auf den Zeitpunkt der Fertigſtellung des 
Teſtaments, regelmäßig alſo der unterſchriftlichen Vollziehung abgeſtellt werden. Jedenfalls 
enthalten ſachlich abandernde Zuſätze zu dem bereits abgeſchloſſenen Teſtamente, 
auch fpätere Ausfüllung ſachlicher Lücken immer einen neuen ſelbſtändigen Teſtamentsakt, 
der in ſich den Erforderniſſeu des § 2231 genügen muß, daher neue richtige Datierung und 
neue Unterſchrift erheiſcht (RG 71, 302; JW 1917, 9252; Warn 1919 Nr 70). Das Geſetz 
nötigt jedoch nicht dazu, eine ſonſt im Rechtsleben ungewöhnliche Peinlichkeit der Datierung 
zu erfordern. Hat z. B. der von Berlin abreifende Erblaſſer die Niederſchrift feines 
Teſtaments, das mit dem Datum der Abreiſe „Berlin, d. 27. März 1910“ überſchrieben iſt, 
am 27. März einige Stationen hinter Berlin im Schnellzuge begonnen und kurz vor Rom 
am 29. März 1910 abgeſchloſſen, ſo braucht die Gültigkeit des Teſtaments nicht beanſtandet 
zu werden. OL 24, 95 will auch nachträgliche Berichtigung des verſehentlich falſchen Datums 
durch den Erblaſſer zulaſſen. Die richtige Begrenzung iſt weſentlich Sache tatſächlicher Be 
urteilung. Im Falle mehrfacher Datierung ſchließt das jüngſte durch Unterſchrift gedeckte 
Datum das Teſtament ab. 4 

Die Angabe des Ortes erfordert eine nad) den Anſchauungen des Verkehrs hinlänglich 
deutliche Bezeichnung des Teiles der Erdoberfläche, auf dem das Teſtament errichtet iſt. Wie. 
weit hierbei in den Anforderungen an Genauigkeit der Bezeichnung zu gehen fei, iſt gleichfalls 
Tatfrage. Es iſt klar, daß die Bezeichnung „Deutſchland“ ungenügend, „Leipzig, Zeitzer 
Straße 29, IIII.“ dagegen übertrieben peinlich wäre. Die Angabe „Berlin W“ bei Errichtung 
in dem poſtamtlich zu Berlin gehörigen Teile eines weſtlichen Vororts reicht aus (RG JW 
1915, 1945; f. aber auch Gruch 63, 100). Verkehrsübliche Abkürzungen der Ortsbezeichnuſg 
ſind nicht unftatthaft („Bln.“ — Berlin R6 JW 07, 14325, „Pdb.“ — Paderborn R 87, 118; 
Nr 55 Be „Rummelsburg“ genannten Ortsteil der Stadtgemeinde Berlin-Lichtenberg 
Alen Angabe des Tages muß nicht unbedingt kalendermäßig erfolgen, doch ſo, daß be 
Ralendertag der Errichtung ohne weiteres feſtgeſtellt werden kann. Daher reicht die Angabe 


Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments 8 2231 113 


„im Juli 1915“ nicht aus (RGSt LZ 1916, 24621). Dagegen genügt „Palmſonntag 1909”, 
„Kaiſers Geburtstag 1910". Oder die Bezugnahme auf allgemein bekannte Ereigniſſe („am 
40. Jahrestage der Schlacht von St. Privat „1914 am Tage des Kaiſerlichen Mobilmachungs⸗ 
befehls“ vgl. OLG 30, 211). Ob die Bezugnahme auf Familienereigniſſe („mein goldener 
Hochzeitstag“) ausreichen kann, iſt insbeſondere eit Rückſicht auf die Teſtamentsbeteiligten 
Tatfrage. Unzweideutige verkehrsübliche Abkürzungen (23. 11. 07) find zuläſſig, bei der 
talendermäßigen Bezeichnung darf die Angabe des Jahres niemals fehlen. 

6. Die Unterſchrift bildet den eigentlichen Abſchluß des Teſtaments, gehört deshalb 
richtigerweiſe als unterſte Zeile unter die Urkunde und deckt jedenfalls den ganzen darüber 
ſtehenden Teſtamentsinhalt. Doch kann auch eine auf ein voll beſchriebenes Blatt oder auf 
die voll beſchriebene Vorderſeite eines Blattes quer geſetzte Unterſchrift genügen (RG 22 
1920, 161'%, Auch braucht das der Unterſchrift erſt nachfolgende Datum nicht notwendig 
ungültig zu fein (RG 52, 277; |. A 5). Befindet fie ſich lediglich auf dem die Urkunde ent⸗ 
haltenden verſchloſſenen Briefumſchlag, ſo iſt Tatfrage, ob ſie als Fortſetzung des im Umſchlag 
befindlichen Schriftſtucks, deſſen Inhalt, oder ob ſie nur einen ſelbſtändigen, auf den Umſchlag 
gebrachten Vermerk decken ſoll (RG 61,7). Die Unterſchrift erfordert eigenhändige Namens 
unter ſchrift (8126). Sie wird verſtändigerweiſe ſo geleiſtet, daß ſie in Verbindung mit 
dem Inhalte des Teſtaments oder anderen offenkundigen Tatſachen die Identität des Erb⸗ 
laſſers außer Zweifel ſtellt. Inwieweit hierzu der bloße Familienname genügt, oder auch 
Vor- und Zuname oder eine ſonſtige nähere Bezeichnung nötig ſei, iſt Tatfrage. Die Form⸗ 
vorſchrift wird aber durch die Unterzeichnung mit dem bloßen Familiennamen ſtets erfüllt. 
Der Gebrauch eines unrichtigen, aber tatſächlich vom Erblaſſer geführten Vornamens iſt un- 
ſchädlich (RG Warn 1913 Nr 300), ebenſo eine Verſtümmelung des Namens, wenn fie deffen 
Erkennbarkeit nicht ausſchließt (f. einerſeits Kg 50, 79, anderſeits RGSt 43, 231). Keines⸗ 
falls reicht die Bezeichnung des Erblaſſers mit einer bloßen Eigenſchaft, ſei es auch einer 
Familienbeziehung aus, wie 3. B. „Euer Vater“ (a. M. Dernburg V 20 A 12), auch dann 
nicht, wenn die Perſon des „Vaters“ in einer auch für Dritte erkennbaren Weiſe, z. B. aus 
einer genügend deutlichen Bezeichnung der „Kinder“ entnommen werden könnte (KG 51, 77; 
anders in dieſer Hinſicht 2. Aufl.). Bei Teſtamenten in Briefform genügt die im brieflichen 
Verkehr übliche Unterſchrift mit dem Vornamen (KJ 48, 85; 50, 80; JW 1916, 9731 nach 
dem Vorgange von RG 87, 109, wo dieſe Unterzeichnung bei Erklärungen an nahe Angehörige 
mindeſtens für den Fall zugelaſſen iſt, daß ſich aus dem durch die Unterſchrift gedeckten Texte 
die Perſon des Ausſtellers für jeden Dritten mit Sicherheit ergibt; f. auch RG Warn 1918 
Ar 62), Sonſt kann der bloße Vorname genügen, wenn ſein alleiniger Gebrauch, wie bei 
fürſtlichen Perſonen, kirchlichen Würdenträgern üblich iſt. Auch das Pſeudonym eines unter 
dieſem Namen bekannten Schriftſtellers oder Künſtlers. Ebenſo die Unterzeichnung eines 
Einzelkaufmanns mit der ihm zuſtehenden Firma. Das Handzeichen, auch das beglaubigte 
($ 126 Abf 1), kann die Unterſchrift nicht erſetzen. Die Mitunterſchrift von Zeugen iſt nicht 
notwendig, aber unſchädlich. 

7. Das Geſetz erfordert nicht unitas actus. Es iſt deshalb gleichgültig, wann der 
Text des Teſtaments und ob er etwa im Zuſtande der Teſtierunfähigkeit (8 2229) nieder⸗ 
gelöhtieben iſt, wofern nur das Hindernis im Augenblicke des Teſtamentsabſchluſſes durch 
Datum und Unterſchrift gehoben war (a. M. Planck A II, 5). Ein wegen Formmangels 
nichtiges eigenhändiges Teſtament muß zwar, wenn es Wirkſamkeit erlangen fol, neu errichtet 
werden; es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, ſolche Teile des alten Teſtaments, denen kein Mangel 
anhaftet, auch die Unterſchrift, bei der Neuerrichtung zu benutzen (RG Warn 1919 Nr 70). 
Durchſtreichungen, Radierungen, Einſchaltungen beeinträchtigen an ſich und vor⸗ 
Haltlich der Entſcheidung aus ZPO 8 419 die Gültigkeit des Teſtaments nicht. Eine nach 
(aolchluß des Teſtaments vorgenommene Durchſtreichung wirkt regelmäßig als Widerruf 
(5.2255). Eine jetzt erſt hinzugeſetzte ſachlich neue Einſchaltung erfordert, um als Verfügung 
zucht bloße Erläuterung) wirkſam zu fein, Wiederholung der Teſtamentsform, d. h. neues 

atum und Unterſchrift (A 5). Über die Deckung eines Randvermerks durch das am Kopfe 
der Urtunde ſtehende Datum |. RG 23 1914, 11171. Der Beweis der Formgültigkeit 
es Teſtaments iſt im Beſtreitungsfalle von dem zu führen, der ſich auf das Teſtament 
beruft (auch gegenüber der Klage auf Feſtſtellung der Nichtigkeit, R Seuffa 74 Nr 141). 
zu der Frage, ob ſich hierbei der auf Grund des Teſtaments mit dem Erbſchein aus⸗ 
geltattete Erbe auf die Vermutung des § 2365 berufen darf vgl. dort A 2. Iſt 
die Echtheit der Unterſchrift dargetan, fo wird bis zum Nachweis des Gegenteils auch 
10 mutet, daß die Orts. und Zeitangabe der Wahrheit entſpricht (RG 64, 423; Warn 
1919 Pr 20). Dagegen iſt mit der Echtheit der Unterſchrift nur bewieſen, daß der darüber. 
ſtehende Text vom Erblaſſer als ſein Wille erklärt, nicht aber daß er eigenhändig ge⸗ 
ſchrieben ſei. Die Eigenhändigkeit dieſer Niederſchrift iſt vielmehr von dem, der ſich auf das 

eftament beruft, noch beſonders zu beweiſen (R Seuffl 74 Nr 141; a. M. Dernburg V 
9 80 A 7). — Minderjährige und Perſonen, die Geſchriebenes nicht zu leſen vermögen. 
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können ſich des Privatteſtaments nicht bedienen, 8 2247. Amtliche Verwahrung §§ 2248, 
2256 Abſ 3, Ablieferungspflicht $ 2259. Gemeinſchaftliches Privatteſtament $ 2267. Be 
ſchrünkte Beweiskraft in Geimdbuchangelegenheiten GBO $ 36 und beim Schiffspfandrecht 
366 8 107, dagegen ZUG 8 17 Ubi 8. 


8 2232 
Für die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem 


Notar gelten die Vorſchriften der SS 2233 bis 22461), 
RB 321. 


1. Neben den hier angezogenen und dieſe Vorſchriften ergänzend Gunbeſchadet“ FGG 
$ 168) kommen die Beſtimmungen des 566 88 169—182 über gerichtliche und notarielle 
Urkunden in Vetracht, insbeſondere $ 176 Abſſ (Feſtſtellung der Perſonenidentität) und 8182 
(Ausfertigungen und Auszüge). Im übrigen beſteht zwiſchen BGB und FG meiſt wörtliche 
Übereinſtimmung. Inſoweit fie verſchieden find (88 2234-2237) iſt das BG maßgebend 
(RER 51, 91). Außerdem greifen ergänzend ein etwaige Vorſchriften der Landesgeſetze 
ccc $ 200), doch iſt ein Verſtoß hiergegen ohne Einfluß auf die Gültigkeit der Verfügung 
von Todes wegen (EG Art 151, RG 53, 152). Nur die Verletzung landesgeſetzlicher Vorſchriften 
über die ſachliche 9 (3: B. der Richter oder Notare E& Art 141, auch Art 57, 58, 
nicht auch bezüglich der örtlichen Zuständigkeit, 8 2231 A 2) hat Nichtigkeit der Beurkundung 
zur Folge. Haftung des Richters oder Notars für Verſehen § 839, insbeſondere auch gegen- 
über den in dem ungültigen Teſtamente bedachten Perſonen (RG 58, 296). 


§ 2233 
Zur Errichtung des Teſtaments muß der Richter einen Gerichtsſchreiber 
oder zwei Zeugen!), der Notar einen zweiten Notar oder zwei Zeugen?) 
zuziehen? ). 
E 1 1915 Abf 1 Satz 2, Abſ 2 II 2099 Abſ 2; M 5 261— 203; P 5 330—332. 


1. Der Gerichtsſchreiber iſt identiſch mit dem Gerichtsſchreiber (des Amtsgerichts) in 
GVG 8 104, Fg SS 11, 21, 109ff. Seine Beſtellung erfolgt ausſchließlich nach Landes 
recht. Ob die Niederſchriften von ihm oder vom Notar ſelbſt vorgenommen werden, iſt gleich 
gültig. Die Zeugen find Solennitätszeugen. Sie werden nicht beſonders in Pflicht genommen 
und erfüllen ihr Amt durch bloße Anweſenheit während des Errichtungsaktes (8 2289) und 
Mitvollziehung des Prototofls (8 2242 Abf 3). Unfähigkeitsgründe 88 2234—2237. An Stelle 
des Gerichtsſchreibers oder der Zeugen kann der Richter (nicht der Notar) nach Landesrecht 
eine beſonders dazu beſtellte Urkundsperſon zuziehen (Ech Art 149, SächſGeſ. v. 18. 6. 98 8 46). 

2. Notar. Das Notariat ift nur landesgeſetzlich geordnet. Dem nur als Solennitäts⸗ 
perſon amtierenden zweiten Notar“ (8 2236) ſteht der die Teſtamentsverhandlung leitende 
und die Niederſchrift beſorgende als „beurkundender Notar“ (88 2236, 2237 Nr 4) gegenüber. 

3. Gerichtsſchreiber, Zeugen und zweiter Notar müſſen vom Richter oder vom be⸗ 
urkundenden Notar (nicht vom Erblaſſer RG ZBlß 14, 168 mit Folgerungen für die Regreß 
pflicht des Urkundsbeamten) zugezogen, d. h. in irgendeiner Form zur Anweſenheit bei der 
Teſtamentserrichtung veranlaßt und in die Lage gebracht werden, dabei „mitzuwirken“ (§ 2242 
Abſ 8). Bloß zufällige Anweſenheit genügt nicht. 


§ 2234 


Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann bei der Errichtung 
des Teſtaments nicht mitwirken!): 
1. der Ehegatte des Erblaſſers, auch wenn die Ehe nicht mehr befteht?); 
2. wer mit dem Erblaſſer in gerader Linie oder im zweiten Grade der 
Seitenlinie verwandt oder verſchwägert iſts). 
E J 1916 Abſ 1 II 2100; M 5 263, 264; P 5 882994, 


1. Die Ausſchließungsgründe der 88 2284 —2236 find im Gegenſatz zu $ 2237 zwingen. 
den Rechtes („kann nicht“). Sie beziehen ſich ſowohl auf den beurkundenden wie auf den 
zweiten Notar (§ 2288 A 2). Die trotzdem erfolgende Mitwirkung hat Nichtigkeit des ze 
ments zur Folge. Entſprechend anwendbar auf den Dolmetſcher (8 2244), die landesgeſetzli } 
zugelassene Urkundsperſon (EG Art 149 Abſ 2) und bei den außerordentlichen Teſtaments 
formen der 88 2249.—2251, ſowie beim Erbvertrag 8 2276. Die Ausſchließungsgründe für den 
Richter nach en $ 6 fommen baneben nicht in Betracht. 

2. Ehegatte wie FGG § 170 Nr 2, nicht auch der Verlobte. 
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3. Verwandte ($ 1589) und Verſchwägerte ($ 1590) wie HOW 8 170 Nr 3. Die Schwäger⸗ 
ſchaft dauert auch nach Auflöſung der Ehe fort, § 1590 Abſ 2. Legitimation und EChelichkeits⸗ 
erklärung $$ 1719, 1736 ff., Annahme an Kindes Statt 88 1757, 1762 ff., uneheliche Kinder 
§ 1706. 

§ 2235 

Als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge kann bei der Errich⸗ 
tung des Teſtaments nicht mitwirten!), wer in dem Teſtamente bedacht 
wird oder wer zu einem Bedachten in einem Verhältniſſe der im S 2234 
bezeichneten Art jteht2), 

Die Mitwirkung einer hiernach ausgeſchloſſenen Perſon hat nur zur 
Folge, daß die Zuwendung an den Bedachten nichtig iſts). 

EI 1916 Abſ 2 II 2101; M 5 265, 266; P 5 382—334. 

1. Zwingenden Rechtes (8 2234 A 1) |. aber Abſ 2. Bezieht ſich ſowohl auf den be⸗ 
urkundenden wie auf den zweiten Notar. h 

2. Bedachte find der Erbe (auch der Nach- und Erſatzerbe), Vermächtnisnehmer, nicht 
aber der durch eine Auflage Begünſtigte ($ 2192 A 1). Auch nicht der im Teſtament als 
Vormund oder Pfleger Benannte (88 1776 Abſ 1 Nr 1 u. 2, 1777, 1915-1917; KGJ 51, 91). 
Ebeuſowenig der zum Teſtamentsvollſtrecker Ernannte (88 2197ff.; Bay Obe GZ 19, 113), 
ſelbſt wenn ihm eine Vergütung nach $ 2221 ausgeſetzt it. Überſteigt fie das übliche Maß, 
jo iſt fie inſoweit nach Abſ 2 zu ſtreichen. Die Unfähigkeit mit der Folge des Abſ 2 ift auch 
dann vorhanden, wenn der bedachte Richter, weil das Teſtament verſchloſſen übergeben wird, 
von der Zuwendung keine Kenntnis erlangt (KJ 51, 93). Sie bleibt aber gültig, wenn 
das übergebene Teſtament als Privatteſtament aufrechterhalten werden kann ($ 2238 A 3). 
Fur den Beſtand der Zuwendung iſt unſchädlich, wenn der Richter uſw. nicht perſönlich, 
ſondern nur als geſetzlicher Vertreter (der Gemeinde, RG Warn 1911 Nr 279) bedacht 
iſt, oder wenn er zu dem Bedachten erft nach der Teſtamentserrichtung in ein Verhältnis 
der bezeichneten Art tritt. 

3. Nur relative Nichtigkeit im Gegenſatz zu der abſoluten Wirkung der Unfähigkeits⸗ 
gründe 88 2234, 2236. Ob die Nichtigkeit der betreffenden Zuwendung die Unwirkſamkeit 
des ganzen Teſtaments zur Folge habe, ift nach § 2085 zu beurteilen. — Der Schreiber 
des übergebenen Teſtaments (8 C Libonianum) kann gültig bedacht werden. Gegebenenfalls 
Anfechtung aus § 2078. 

§ 2236 


Als Gerichtsſchreiber oder zweiter Notar oder Zeuge kann bei der Er⸗ 
richtung des Teſtaments nicht mitwirken, wer zu dem Richter oder dem 
beurkundenden Notar in einem Verhältniſſe der im 8 2234 bezeichneten 
Art ſteht!). 

E 1 1917 Abſ 1 II 2102; M 5 266; P 5 334, 335. 

1. Zwingenden Rechtes 8 2234 A 1. $ 2234: Ehe, Verwandtſchaft, Schwägerſchaft. 
Ob die Sollennitätsperſonen untereinander in einem derartigen Verhältnis ſtehen, iſt ohne 
Bedeutung. Ebenſo IG § 172. 

8 2237 


Als Zeuge ſoll bei der Errichtung des Teſtaments nicht mitwirten!): 
1. ein Minderjähriger; 5 2 
2. wer der bürgerlichen Ehrenrechte für verluſtig erklärt iſt, während 
der Zeit, für welche die Aberkennung der Ehrenrechte erfolgt iſt; 
3. wer nach den Vorſchriften der Strafgeſetze unfähig iſt, als Zeuge 
eidlich vernommen zu werden; 2 N 
4. wer als Geſinde oder Gehilfe im Dienſte des Richters oder des be⸗ 
urkundenden Notars ſteht. 
EI 1917 Mofa, 3 II 2103; M 5 266—270; M 5 834-330. 

„1. Das Soll“ im Gegenſatze zu „Muß“ ($ 2283) oder kann nicht“ (89 2284—2236) will 
die Unfahigkeitsgründe der Nr 1—4 nur als Drdnungsvorſchriften kennzeichnen, deren Ver⸗ 
letzung Ungültigteit des Teſtaments nicht zur Folge hat. Ebenſo F 8 173. Dagegen folgt 
aus der Natur der Sache, daß als Zeuge nur mitwirken kann, wer die Fähigkeit beſitzt, die 
einzelnen Vorgänge des Teſtamentsakts wahrzunehmen, ſollte er auch in Wahrheit nicht 
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darauf geachtet oder das Gehörte nicht erfaßt und verſtanden haben. Hiernach find ſelbſt⸗ 
verſtändlich als Zeugen ausgeſchloſſen Blinde, Taube und (außer im Falle des 
$ 2245) der deutſchen Sprache Unkundige ($ 2240). Ebeuſo dauernd oder auch vorübergehend 
Geſchaftsunfähige (§8 104, 105). Stumme wenigſtens dann, wenn ſie ſich nicht genügend 
verftändlid) machen können. Endlich Zeugen, die nicht wenigſtens ihren Namen ſchreiben konnen 
(8 2242 Abf 3). Die Zuziehung ſolcher Zeugen macht das ganze Teſtament nichtig. Frauen 
und Ausländer find unbeſchränkt zeugenfähig. Ebenſo FG § 173. Weitergehende landes⸗ 
geſetzliche Vorſchriften ſind auf die Gültigkeit des Teſtaments ohne Einfluß (Ech Art 151). 

Zu Nr 1: Minderjährige (und nicht für volljährig Erklärte) 88 2, 3. Dagegen ſind die 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung und Trunkſucht Entmündigten oder vorläufig Be⸗ 
vormundeten den Minderjährigen nur in Auſehung der Geſchäftsfähigkeit gleichgeſtellt ($ 114), 
ſonach von der Mitwirkung als Sollennitätszeugen an ſich nicht ausgeſchloſſen. Beim Feld⸗ 
teſtament — nicht aber beim Militärteſtament nach 8 44 RMilch — können auch Minder⸗ 
jährige als Zeugen mitwirken, wenn fie dem aktiven Heere angehören (Mil GG v. 28. 5. 01 8 2). 

Zu Nr 2: Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte StGB 88 32—38. Die nach 8 34 Nr 5 
eintretende Unfähigkeit, Zeuge zu ſein, iſt durch die Sollvorſchrift des BB (EG Art 32) 
für Teſtamente entsprechend abgeſchwächt. 
0 Pa 3: Unfähigkeit zum Zeugnis StGB 8 161 als Folge der Verurteilung wegen 

eineids 

Zu Nr 4: Geſinde oder Gehilfe. Über das Geſindeverhältnis beſtimmte das Landes 
recht (EG Art 95). Nach der Aufhebung der Geſindeordnungen durch Nr 8 VO v. 12. 11. 18 
(RGBl 1303) wird der Begriff lediglich aus den Lebensverhältniſſen zu entnehmen und, 
unter Ausſchließung des früheren Landgeſindes, auf ſolche Angeſtellte zu beſchränken ſein, 
welche untergeordnete häusliche oder perſönliche Dienſte verrichten. Gehilfen im Dienſte 
des Richters können nicht in Betracht kommen, da Richter wie Gehilfe beide im Dienſte des 
Staates ſtehen. Zu den Gehilfen des Notars gehören nur die zur dauernden Dienſtleiſtung im 
Berufe, gleichviel ob zu juriſtiſchen oder rein mechaniſchen Verrichtungen angenommenen Hilfs⸗ 
perſonen, nicht bloß vorübergehend Beſchäftigte (Gepäckträger). Ob die Zeugen zum Erb» 
laſſer oder zum zweiten Notar oder zueinander im Dienſt⸗ oder Gehilfenverhältnis ſtehen, iſt 
gleichgültig — Anwendbarkeit auf den Dolmetſcher 8 2244, auf das Gemeindeteſtament 8 2249 
und, mit Ausnahme von Nr 4 auf das Seuchen und Seeteſtament 88 2250, 2251, ſowie auf 
den Erbvertrag § 2276. 

§ 2238 


Die Errichtung des Teſtaments erfolgt in der Weijel), daß der Erb⸗ 
laſſer dem Richter oder dem Notar ſeinen letzten Willen mündlich erklärte) 
oder eine Schrift mit der mündlichen Erklärung übergibt, daß die Schrift 
ſeinen letzten Willen enthaltes). Die Schrift kann offen oder verſchloſſen 
übergeben werden“). Sie kann von dem Erblaſſer oder von einer anderen 
Perſon geſchrieben fein’). 

Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, kann 
das Teſtament nur durch mündliche Erklärung errichten®), 

EI 1918, 1922 II 2104; 5 270, 271, 277; P 5 336, 339. 


1. Die eigentliche Errichtung des Teſtaments beſteht in der mündlichen Erklärung des 
letzten Willens oder in der Übergabe der Schrift und der ſie begleitenden Erklärung (R 
51, 140). Im Sinne des Gleſetzes gehört aber hierzu auch die Herſtellung des „über die Er⸗ 
richtung aufzunehmenden Protokolls ($ 2240) und — als Sollvorſchrift — die Verſiegelung 
und Verwahrung ($ 2246). Ein Verſtoß gegen die Formvorſchriften des $ 2238 wirkt immer 
Nichtigkeit ($ 125). Der Erblaffer kann vor Richter oder Notar ($ 2231 Nr 1) in der einen 
oder der andern Form nur perſönlich teſtieren, § 2064. Teſtierfähigkeit 88 2229, 2230. 

2. Die mündliche Erklärung des letzten Willens richtet ſich an den amtierenden Richter 
oder Notar. Sie allein iſt maßgebend, darauf ob ſie von der Amtsperſon richtig verſtanden 
iſt, kommt nichts an (RG JW 1910, 610. Sie kann nur durch das Mittel der Sprache, au 
einer fremden Sprache (RG 85, 308), niemals durch bloße Zeichen oder Gebärden (Stopfniden) 
erfolgen (RG 85, 125 f.). Stumme find deshalb auf ſchriftliche Übergabe des Teſtamen 1 
beſchränkt (8 2243), wenn ſie ſich nicht in der Lautſprache verſtändlich machen können. 5510 
Erblaffer braucht ſich nicht in ausführlicher oder zuſammenhängender Rede zu äußern, 10 
Erklärung kann vielmehr auch im Wege der Rede und Gegenrede, Frage und Antwort zwiſchel 
dem perhandelnden Beamten und dem Erblaſſer zum Ausdruck gelangen. Auch die Benupund 
vom Miederſchriften ift hierbei nicht ausgeſchloſſen (RG 63, 86). Niemals aber kann das 1 
Verleſen des Protokolls und deſſen Genehmigung durch den Erblaſſer ($ 2242) die mündlich 
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Erklärung erſetzen (RG 85, 120; 86, 301; JW 1920, 6417). Ebeuſowenig iſt die Bezug⸗ 
nahme auf eine Schrift gemaß FGG § 176 Ab] 2 ausreichend, wenn fie nicht von der beſonderen 
hierfür vorgeſchriebenen Erklärung (A 3) begleitet iſt (FGG 8 168; R 61, 149; Recht 1918 
Nr 786). Indeſſen hat RG (3. 35) 92, 27 für die Erklärung, daß die übergebene Schrift 
den letzten Willen enthalte, den Erſatz durch die Genehmigung des Protokolls zugelaſſen 
(ſ. dagegen Herzfelder JW 1918, 368 zu 7). 

3. Übergabe des letzten Willens. Von der übergebenen Schrift gilt bezüglich des 
Stoffes, der Sprache, der Schriftzeichen das beim Privatteſtament Geſagte (8 2231 A 4). 
Dagegen iſt Eigenhandigkeit der Niederſchrift nicht erforderlich (A 5), die Benutzung von 
Typen (Druck, Maſchinenſchrift) zuläſſig, Datierung und Unterſchrift ganz entbehrlich. Mehrere 
gleichzeitig überreichte Willenserklärungen, auch wenn ſie verſchieden datiert find, gelten als 
einheitlich im Augenblicke der Übergabe abgegeben. Inſoweit fie ſich widerſprechen, heben 
lie ſich gegenſeitig auf. Erfüllt die übergebene Schrift ſämtliche Erforderniſſe des § 2231 Nr 2 
ſo bleibt ſie als Privatteſtament in Kraft, auch wenn der öffentliche Errichtungsakt 
aus irgendeinem Grunde ungültig ſein oder gemäß § 2252 werden ſollte (K GJ 50, 81). Es 
müßte denn bewieſen werden, daß der Erblaſſer die fertiggeſtellte Schrift bis zur Übergabe 
in Amtshand nur als unverbindlichen Entwurf behandelt willen wollte (vgl. aber § 2086). 
Die Übergabe erfordert ſchon zur Beſeitigung von Identitätszweifeln, daß der Erblaſſer 
ſelbſt die Schrift dem Richter oder Notar körperlich, wenn auch nicht gerade von Hand zu Hand 
aushändigt. Es genügt deshalb nicht, daß er ein Schriftſtück als ſein Teſtament bezeichnet, 
das ſich überhaupt nicht mehr in feinen Beſitz, vielleicht bereits in der Hand einer der mit⸗ 
wirkenden Perſonen befindet (A 81, 34). Dagegen genügt es, wenn der Richter oder Notar 
das in feinem Beſitze befindliche Schriftſtück dem Erblaſſer in greifbare Nähe hinlegt und 
dann in Gegenwart der übrigen mitwirkenden Perſonen mit erklärter Zuſtimmung des Erb⸗ 
laſſers an ſich nimmt (RG Warn 1914 Nr 88). Die den Übergabeakt begleitende mind» 
liche Erklärung erfordert nicht den Gebrauch feierlicher Worte. Im übrigen gilt das A 2 
Geſagte. Das ſolchergeſtalt überreichte Schriftſtück wird hierdurch und durch Aufnahme des 
Protokolls ſelbſt Beſtandteil der öffentlichen Urkunde (RG 84, 165f.). Die Erklärung kann 
ſich zugleich auf Zuſätze, Anderungen oder Berichtigungen zu dem ſachlichen Juhalt des über⸗ 
gebenen Teſtaments erſtrecken. Geſetzlich beſteht kein Hindernis, in dieſer Weiſe beide Formen 
der Teſtamentserrichtung zuſammenzufaſſen (RG 82, 149). 

4. Das verſchloſſen übergebene Schriftſtück darf vom Richter oder Notar nicht geöffnet, 
das offen übergebene nicht gegen den Willen des Erblaſſers eingeſehen werden. Auf offenbare 
Mängel wird ex officio nobili aufmerkſam zu machen ſein. Übergabevermerk auf der Urkunde 
ſelbſt iſt zweckmäßig, aber geſetzlich nicht vorgeſchrieben. 

5. Das übergebene Teſtament braucht nicht eigenhändig geſchrieben zu ſein (A 3). Der 
Schreiber iſt von der Mitwirkung bei der Teſtamentserrichtung nicht ausgeſchloſſen. Soweit 
nicht § 2235 entgegenſteht, kann er darin auch wirkſam bedacht werden. 

6. Minderjährige, ſoweit ſie nicht für volljährig erklärt ſind (88 3, 2229 A 2), find wie 
vom Privatteſtament (5 2247), jo auch vom öffentlichen Teſtament in Form der Übergabe, 
auch in den Fällen der 98 2249, 2250 Abſ 1, ausgeſchloſſen. Dasſelbe gilt von dem, der Ge ⸗ 
ſchriebenes nicht zu leſen vermag, gleichviel ob er hieran durch dauerndes körperliches Un- 
vermögen wie der Blinde oder in ſehr hohem Grade Schwachſichtige (RG 86, 386; JW 08, 
18045) oder durch vorübergehende Beeinträchtigung der Sehkraft, oder wegen Verſtandes oder 
Erziehungsmängeln (Analphabet) verhindert iſt. Das Leſevermögen muß auch bezüglich des 
betreffenden überreichten Schriftſtücks wenigſtens inſoweit vorhanden ſein, daß er Geſchriebenes 
dieſer Art im allgemeinen zu leſen vermag (R® 76, 94, zugleich über die Beweispflicht deſſen, 
der Leſeunvermögen behauptet). Das Teſtament iſt deshalb ungültig, wenn der Erblaffer die 
gebrauchten Schriftzeichen (Stenographie uſw.) nicht entziffern kann oder die benutzte fremde 
Sprache nicht verſteht. Bloßes Schreibunvermögen iſt unſchädlich. Stumme ſind umgekehrt 
auf das schriftlich übergebene Teſtament beſchränkt (8 2243) und deshalb von der Teſtaments⸗ 
errichtung ganz ausgeſchloſſen, ſolange ſie minderjährig oder des Leſens unvermögend ſind. 


8 2239 
„Die bei der Errichtung des Teſtaments mitwirkenden Perſonen!) müſſen 
während der ganzen Verhandlung zugegen jein?). 

E 1 1915 Abſ 3 II 2105; M 5 263; P 5 331, 332. 

1. Die mitwirkenden Perſonen find die in § 2233 Genannten. Der Erblaffer gehört 
dazu nicht, braucht mithin der Vollziehung des Teſtamentsprotokolls durch die Mitwirkenden 
(J 2242 Abf3) nicht notwendig beizuwohnen (RG 85, 128; JW 05, 242°), Er iſt vielmehr in 
89 2241 Nr 2, 2242, 2245 zu den Mitwirkenden ausdrücklich in Gegenſatz geſtellt. Ebenſo⸗ 
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een cher (8 2244 Ubf 1, wo 8 2239 nicht mit angezogen iſt; Näheres 
2. Die ganze Verhandlung begreift nicht nur die eigentliche Teſtamentserklärung und 
den Akt der Schriftübergabe nach $ 2238, ſondern auch die in $$ 2242-2245 erwähnten Er- 
klärungen und ſonſtigen Vorgänge, nicht minder die Verleſung, Genehmigung und Unter⸗ 
zeichnung des Protokolls in ſich. Insbeſondere genügt nicht, daß die Zeugen nur dieſem letzten 
Teile der Teſtamentsverhandlung beigewohnt haben (RG 68, 86) oder daß der Gerichts. 
ſchreiber nur das Diktat des Richters zu hören bekommt (RG JW 09, 46121). Abweſenheit 
eines Mitwirkenden auch nur bei einem dieſer Vorgänge macht das ganze Teſtament nichtig 
(8125). Inſofern enthält das BGB eine bewußte Abweichung von FOG 8 174. Die Unter: 
ſchrift eines Mitwirkenden kann, ſoweit das überhaupt noch zuläſſig iſt ($ 2242 A 5), nur in 
Gegenwart der übrigen Mitwirkenden rechtswirkſam nachgeholt werden (RIA 14, 270). 
Zugegenſein ſetzt voraus, daß die Mitwirkenden den Erblaſſer während der Verhandlung, 
ſoweit dieſe in feiner Gegenwart ſtattzufinden hat (vgl. A 1), ſehen und hören können. 
die Zeugen der Verhandlung auch tatſachlich gefolgt ſind, iſt nicht entſcheidend. Die Mit⸗ 
wirkung bei der Verſiegelung und Verwahrung des Teſtaments iſt nur durch die Ordnungs⸗ 
vorſchrift des § 2246 angeordnet. Bei vorbereitenden Gefprächen ift die Anweſenheit der 
übrigen Mitwirkenden nicht erforderlich, ebenſowenig während der Abfaſſung und Nieder- 
ſchrift des Protokolls, die (als vorbereitender Entwurf) der eigentlichen Teſtamentsverhandlung 
fogar vorausgegangen fein darf (Rd Gruch 50, 115; JW 1915, 58115; R 85, 123; 3. 6. 20 
IV 35/20). Überhaupt erfordert das Geſetz nicht unitas actus. Unterbrechungen ſelbſt 
von längerer Dauer machen den Akt nicht ungültig, wenn zugleich das Protokoll über etwaige 
Veränderungen des Ortes und Tages der Verhandlung wahrheitsgetreuen Aufſchluß gibt 
(5 2241 Nr 1). Zeitweilige Entfernung eines Mitwirkenden iſt ohne Bedeutung, wenn in 
feiner Abweſenheit nicht verhandelt worden iſt (RG Warn 1913 Nr 207 u. 244). Ein Wechſel 
der mitwirkenden Perſonen vor Abſchluß des Teſtamentsakts ift dagegen ſchon mit Rückſicht 
auf $ 2242 Abf 3 unzuläſſig. — 8 2239 findet auf die außerordentlichen Teſtamentsformen 
(§8 2249, 2250 Abſ 1) und den Erbvertrag Anwendung ($ 2276). 


8 2240 
Über die Errichtung des Teſtaments muß ein Protokoll in deutſcher 


Sprache aufgenommen werden!). 
E 1 1919 Abf 1 II 2106; M 5 971; P 5 338, 337. 


1. Das Protokoll (88 2240-2242) iſt weſentlicher Beſtandteil des Errichtungsakts, ebenſo 
bei den außerordentlichen Teſtamentsformen der 88 2249—2251 und beim Erbvertrag § 2276. 
Die deutſche Sprache iſt auch bei Zuziehung eines Dolmetſchers (5 2244), im Falle des § 2245 
iſt wenigſtens deutſche ÜUberſetzung vorgeſchrieben. Für ſonſtige Formalien des Protokolls 
bleiben mit dem Vorbehalt aus Ech Art 151 die Landesgeſetze maßgebend. Entſprechend 
FGG $ 175. 

8 2241 


Das Protokoll muß enthalten!): 

1. Ort und Tag der Verhandlung; 

2. die Bezeichnung des Erblaſſers und der bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkenden Perſonen; 

3. die nach 8 2238 erforderlichen Erklärungen des Erblaſſers und im 


Falle der Übergabe einer Schrift die Feſtſtellung der übergabe. 
E 1 1919 Abſ 2 II 2107; M 5 271, 379; P 5 398-338, 


1. Die hier und in den folgenden 88 2242.—2245 aufgeſtellten Erforderniſſe des Teſtaments⸗ 
protokolls find weſentlich („muß“), To daß ihre Verletzung Nichtigkeit des Teſtaments zur 
Folge hat (5 125). Zugleich find fie erſchöpfend. Insbeſondere bleibt die Verletzung weiter 
gehender landesgeſetzlicher Vorſchriften auf die Gültigkeit ohne Einfluß (EG Art 151). Die 
Beweiskraft der danach hergeſtellten öffentlichen Urkunde iſt nach ZPO 88 415, 418, 
419 zu beurteilen. : 

Zu Nr 1: Die Angaben über Ort und Tag der Verhandlung müffen, wie beim Privat 
teſtament ($ 2231 A 5) der Wahrheit entſprechen. So dich (4. 36) 81, 96; JW 1917, 466 
gegen Reh (3. 35) 74, 421, wo die Form auch bei verſehentlich falſcher Datierung als gewahrt 
und die Gültigkeit des Teſtaments hierdurch nicht als beeinträchtigt angeſehen wird. Jeden! 
falls ſind offenbare Verſehen unſchädlich, wenn ſie aus dem Protokolle ſelbſt oder auch, wie 
der 4. 38 a. a. O. und in NG 84, 163 zuläßt, aus gleichzeitigen mit dem Teſtamentsakt zu ⸗ 
ſammenhängenden amtlichen Beurkundungen berichtigt werden können; insbeſondere kann 
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hierzu die amtliche Aufſchrift des Protokolls ($ 2246) verwertet werden. Es genügt, wenn 
ſich Verhandlungsort und zeit aus dem Texte des Protokolls ergeben (RG JW 1911, 58939). 
Nur die ausgeſchriebene kalendermäßige Bezeichnung des Tages entſpricht der Bedeutung 
der öffentlichen Urkunde, wenn auch der Gebrauch üblicher Abkürzungen die Gültigkeit nicht 
beeinträchtigen mag (RG 53, 152). Für die Ergänzung einer mangelhaften Angabe (,Ver⸗ 
handelt in Leipzig am ... Mai 1920”) gilt dasſelbe, wie für die Berichtigung eines offenbaren 
Verſehens (KG 50, 76; ſ. auch RG Warn 1917 Nr 243). Eine im Protokoll gänzlich fehlende 
oder nur mit „hier“ (ohne Bezug auf eine ſonſtige Ortsbezeichnung) oder „heute“ gemachte 
Orts oder Zeitangabe kann aber nicht auf andere Weiſe erſetzt werden (RG JW 1917, 9265). 
Erſtrecken ſich die Teſtamentsverhandlungen über mehrere Tage und iſt ihr Inhalt am Tage 
der Niederfchrift nicht vollſtändig wiederholt, ſo muß das Protokoll auch hierüber Aufſchluß 
geben (§ 2239 A 2). . 

Zu Nr 2: Die Bezeichnung muß nicht notwendig eine namentliche, aber doch eine ſo 
beſtimmte ſein, daß Zweifel über die Perſonen der Beteiligten nicht aufkommen können. 
Bezüglich der Perſon des Erblaſſers kann auch ein regelmäßig geführtes Pfeudonym genügen 
(82231 A 6). Eine beſondere Aufführung der Mitwirkenden als Richter, beurkundender, zweiter 

f „wenn hierüber nach dem Geſamtinhalt des Protokolls 
kein Zweifel aufkommen kaun. Cie brauchen nicht feierlich als „bei der Verhandlung mit⸗ 
wirkend! genannt zu werden (RG Ju 09, 20%). Die Bezeichnung gehört ordnungsmäßig 
in den Text des Protokolls, es kann aber, falls an der Einheitlichkeit der Beurkundung kein 
Zweifel heiteht, unter Umſtänden genügen, wenn ſich die Bezeichnung am Rande des Protokolls 
befindet, oder wenn fie (RG 50, 16) erſt aus der Unterſchrift erf. . 
Texte nur von „den unterzeichneten Gerichtsperſonen“ die Rede iſt. Die Aufnahme einer 
Be elfung über die Identität des Erblaſſers 
ähigkeit, iſt wünſchenswert, aber nicht notwen ig. N | 

Zu Nr 3: Exklärung des Teſtamentsinhalts ſelbſt oder, bei Übergabe einer Schrift, 
die Tatſache der Übergabe und der ſie begleitenden Erklärung. Die Feſtſtellung dieſer Tat- 
ſache kann auch in der protokollierten Erklarung: „Wir überreichen hiermit...“ efunden 
werden (RG 17. 10. 07 IV 95/07). Ob die S rift offen oder verſchloſſen übergeben war, 
. notwendig protokolliert werden. — Verſiegelung, Aufſchrift und Verwahrung 


8 2242 


Das Protokoll muß vorgeleſen, von dem Erblaſſer genehmigt und von 
ihm eigenhändig unterſchrieben werden). Im Protokolle muß feſtgeſtellt 
werden, daß dies geſchehen iſte). Das Protokoll ſoll dem Erblaſſer auf 
Verlangen auch zur Durchſicht vorgelegt werdens). 

Erklärt der Erblaſſer, daß er nicht ſchreiben könne, ſo wird ſeine Unter⸗ 
ſchrift durch die Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll erjeßt?). 


Das Protokoll muß von den mitwirkenden Perſonen unterſchrieben 
werdens). 


ET 1919 Abſ 3, 4, 1920 II 2108; M 5 278275; B 5 336-339. 


1. Satz 1 hat nur das Protokoll im engeren Sinne, d. h. alle nach $ 2241 Nr 1—8 ivefent- 
lichen Beſtandteile im Auge, nicht die in $ 2241 Nr 8 bezeichnete Schrift, auch wenn fie offen 
abergehen wird (c 84, 165), ebenfowenig die nach Cat 2 (Rch 79, 368), nach Ab} 2 (RG 
86, 294) und nach 88 2243 Abſ 2, 2244 Abf 3, 2245 Abf 2 dem Protokoll einzuverleibenden 
Feſtſtellungen und Verſicherungen. Insbeſondere iſt auch die Beurkundung über Ort und 

09 der Verhandlung vorzuleſen und zu enehmigen (MG 50, 215); ebenſo die num 
der hei der Verhandlung mitwirkenden erſonen (R JW 1911, 804°). Die Borlefung, 
aleichviel von welchem der Mitwirkenden ſie vorgenommen wird, iſt auch bei 5 1 5 des 
ſertlaſſers wejentlich, unverzichtbar und wird weder durch lautes Diktat, noch durch 2 urch. 
licht des Protorolls (U 3) erſetzt. Für die Genehmigung ift mündliche Erklärung ($ 2238 A 2) 
nicht vorgeſchrieben, ſie kann deshalb auch ſtillſchweigend ausgedrückt werden (Kopfnicken), ift 
aber nicht ſchon in der Unterſchrift enthalten. Die Unterſchrift muß eine eigenhändige ſein 
und den Erforderniffen des § 2231 (A 6) entſprechen. Dies iſt nicht deshalb ausgeſchloſſen, 
weil eine zweite Perſon mitbeſtimmend an der Herftellung der Unterſchrift mitgewirkt hat (RG 
Warn 1911 Nr 336, 2231 A 4). Die Unterſchrift kann nicht durch Handzeichen erſetzt 
werden, muß nicht notwendig mit der im Protokoll enthaltenen Bezeichnung des Erblaſfers 
($ 2241 Mr 2) übereinftimmen und muß räumlich zu dem vorangehenden Protokoll einſchließlich 
des Vermerks über Vorleſung und Genehmigung in einem Verhältnis ſtehen, daß deſſen Inhalt 
lerdurch als gedeckt angeſehen werden kann. Auch der Blinde hat, wenn er dazu imſtande iſt, zu 
unterzeichnen; andernfalls muß der Erſatzformvorſchrift des Abſ 2 genügt werden (RG 86, 385). 
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2. Die Feſtſtellung iſt eine von den witwirkenden Perſoneu ausgehende Bezeugung, 
die einer beſonderen Vorleſung und der Genehmigung des Erblaſſers nicht bedarf, aber durch 
feine Unterſchrift auch nicht erſetzt wird. Sie muß ſich ausdrücklich auf alle drei Erforderniſſe: 
Vorleſung, Genehmigung, Unterzeichnung erſtrecken (RG JW 04, 20821). Der Feſtſtellungs⸗ 
vermerk muß nicht notwendig dem geſamten Protokoll räumlich nachfolgen und kann auch 
einen nun erſt beginnenden, vom Erblaſſer unterſchriebenen Zuſatz decken, wenn dem Protokolle 
zu entnehmen iſt, daß ſich der Vermerk auch hierauf beziehen ſoll (RG IW 1911, 76628). 
Der Gebrauch der üblichen Abkürzung: „V. g. u.“ kann als genügend augeſehen werden (RG 
53, 150). Ebenſo die Feſtſtellung, „das Teſtament“ (ſtatt Protokolls) ſei vorgeleſen worden 
(RG 3. 10. 07 IV 62/07). 

3. Die Vorlegung zur Durchſicht iſt bloße Ordnungsvorſchrift, braucht nicht notwendig 
beurkundet zu werden, kaun aber die unterbliebene Vorleſung auch dann nicht erſetzen, wenn 
fie allen Mitwirkenden gegenüber erfolgt wäre (Pr Art 41). 

4. Die Unterſchrift iſt entbehrlich, wenn ein Doppeltes vorliegt: Erklärung des Exb- 
laſſers und Feſtſtellung dieſer Erklärung im Protokoll. a) Die Erklärung des Erblaſſers 
muß dahin gehen, daß er nicht ſchreiben könne. Nichtſchreibenwollen genügt nicht. Die Er⸗ 
klärung ift die einzige vom Geſetz zugelaſſene Erkenntnisquelle für die Schreibensunfähigkeit. 
Darauf, ob ſie der Wahrheit entſpricht und auf welchen Gründen ſie beruht, kommt nichts an. 
Der beurkundende Beamte darf hierüber gar keine Erörterungen anſtellen. Die Erllärung kann 
deshalb niemals durch das bloß objektive Zeugnis der Urkundsperſonen erſetzt werden, der 
Erblaſſer ſei (weil infolge von Schlaganfällen gelähmt) zur Unterzeichnung außerſtande ge⸗ 
weſen. Auch durch eine Auslegung, als beruhe das Zeugnis auf der Erklärung des Erblaſſers, 
kann in ſolchen Fällen nicht nachgeholfen werden (RG 69, 79 gegen 65, 375 a. E). Dagegen 
iſt die Erklärung an eine Form nicht gebunden. Sie kann auch in der Genehmigung des eine 
objektive Feſtſtellung des Schreibunvermögens enthaltenden Teſtamentstextes (RG 56, 368; 
75, 374; JW 09, 314), unter Umſtänden auch in der Unterkreuzung des Proto olls mit dem 
Handzeichen gefunden werden (RG IWW 08, 55617). b) Feſtſtellung der Erklärung im Proto⸗ 
koll. Sie iſt auch hier lediglich Zeugnis der Urkundsperſonen (A 2) und bildet keinen Beſtand⸗ 
teil des vorzuleſenden, vom Erblaſſer zu geuehmigenden und zu unterzeichnenden Protokolls 
(A 1). Eine nochmalige Vorleſung und Genehmigung dieſes Feſtſtellungsvermerks durch den 
Erblaſſer iſt deshalb überflüffig (MG 63, 31). Wohl aber ift fie eine genügende Grundlage 
dafür, die in dem Vermerk enthaltene objektive Beurkundung des Schreibunvermögens nun 
auch als die vom Geſetz erforderte ſubjektive Erklärung des Erblaſ ſers, er könne nicht ſchreihen, 
aufzufaſſen (RG 75, 374). Irgendwie muß die Feſtſtellung auf die Erklärung des Erblaſſers 
Bezug nehmen. Hierzu kann der Vermerk genügen: der Erblaſſer habe nicht unterſchrieben, 
weil er des Schreibens unkundig ſei oder: er habe, weil des Schreibens unkundig (wegen 
Schwache ſchreibensunfähig), das Protokoll nur mit dem Handzeichen verſehen (RG 65, 375; 
69, 83; Warn 1917 Nr 248) oder: er habe erklärt, blind zu fein, und mit Rückſicht auf feine 
Blindheit nicht unterſchrieben (RG 86, 385). 

5. Die Unterſchrift der mitwirkenden Perſonen ($ 2239 A 1) muß ſich zu dem Pro’ 
tokoll auch räumlich in einem Verhältnis befinden, daß dadurch ſein geſamter Inhalt, ein“ 
ſchließlich etwaiger Randvermerke, des Vermerks über Vorleſung und Genehmigung, der 
Unterschrift des Erblaſſers und der ſonſt vorgeſchriebenen Feſtſtellungen gedeckt wird. „Die 
Unterſchriften brauchen jedoch nicht notwendig die letzten Worte des Protokolls zu bilden 
(AG 68, 297, Vermerk „unterſchrieben“ erſt unter der Namenszeichnung, vgl. auch Koh 
43 A 100). Die Unterzeichnung muß eine eigenhändige fein und kann weder durch Hand ⸗ 
zeichen noch durch Feſtſtellung des Schreibunvermögens erſetzt werden. Iſt fie ganz unter“ 
blieben, ſo wird ſie durch einen beſonders zu beurkundenden Akt nachgeholt werden dürfen, 
ſolange noch res integra, d. h. ſolange das Teſtament noch nicht eröffnet iſt (Ki 38 A 141, 
aber auch R& 79, 366). Nicht weſentlich iſt, daß auch der Erblaſſer, der ſelbſt zu den mi 
wirkenden Perſonen nicht gehört, der Unterzeichnung beiwohne (§ 2239 A 1). Es iſt deshal 
der Gültigkeit des Teſtaments unſchädlich, wenn der Erblaſſer ſtirbt oder geſchäftsunfähig 
wird, nachdem er das verleſene Protokoll genehmigt und unterzeichnet oder die Erklärung 
abgegeben hat, daß er nicht ſchreiben könne (a. M. Staudinger A IV; Kipp 8 14 bei A 110 5 
Leonhard VI). — Die Beobachtung der weſentlichen Förmlichkeiten muß aus dem Protokol f 
ſelbſt hervorgehen oder aus Vorgängen, die mit ſeiner Errichtung in unmittelbarem Zusammen. f 
hange ſtehen (RG 86, 390; 8 2241 Al zu Nr 1) und kann nicht anderweitigen Ermittlunge 
entnommen werden (RG ZW 04, 208°). Entſprechend CS § 177. 


S 2243 


Wer nach der überzeugung des Richters oder des Notars ſtumm Du 
ſonſt am Sprechen verhindert iſt, kann das Teſtament nur durch Überga 
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einer Schrift errichten). Er muß die Erklärung, daß die Schrift jeinen 
letzten Willen enthalte, bei der Verhandlung eigenhändig in das Protokoll 
oder auf ein beſonderes Blatt ſchreiben, das dem Protokoll als Anlage 
beigefügt werden muß?). 

Das eigenhändige Niederſchreiben der Erklärung ſowie die Überzeugung 
des Richters oder des Notars, daß der Erblaſſer am Sprechen verhindert 
iſt, muß im Protokolle feſtgeſtellt werdens). Das Protokoll braucht von 
dem Erblaſſer nicht beſonders genehmigt zu werdend )s). 

E 1 1921 II 2109; M 5 276, 277: P 5 339. 


1. Darüber, wer ſtumm oder ſonſt am Sprechen verhindert ſei, entſcheidet lediglich die 
pflichtnäßige, nach freier Prüfung gewonnene Überzeugung des beurkundenden 
Beamten, nicht wie in § 2242 A 4 a die Erklärung des Erblaſſers. Das Teſtament kann 
deshalb nicht mit der Behauptung angefochten werden, der Erblaſſer hätte ſprechen können. 
Kann ſich der Stumme in der Lautſprache verſtändlich machen, fo iſt er auch zu mündlichen 
Erklärungen im Sinne von $ 2238 befähigt. Dagegen iſt die Zeichenſprache für Kundgebung 
des letzten Willens ausgeſchloſſen. Der minderjährige oder leſensunvermögende Stumme 
kann deshalb überhaupt nicht teſtieren (8 2238 A 6). Selbſtverſtändlich auch dann nicht, wenn 
er nicht ſchreiben kann (A 2). Ob der Erblaſſer dauernd oder nur vorübergehend ärztliches 
Co Sprechen verhindert ift, macht keinen Unterſchied. Übergabe einer Schrift 
§ 2238 A 3. 

2. Die eigenhändige ſchriftliche Erklärung (8 2231 A 4) erſetzt die mündliche Erklärung 
nach 8 2288 A 3. Sie muß deshalb gleich dieſer bei der Verhandlung abgegeben, d. h. 
vor den Augen der mitwirkenden Perſonen (§ 2239) niedergeſchrieben werden, darf nicht 
ſchon vorher hergeſtellt ſein, braucht aber nicht unterſchrieben zu werden und dem Geſetze 
nicht wörtlich zu entſprechen. Da das Protokoll oder ein beſonderes als Anlage bei⸗ 
zufügendes Blatt vorgeſchrieben iſt, wird der Umſchlag des verſchloſſen übergebenen 
Schriftſtücks zur Niederſchrift nicht benutzt werden dürfen. 

3. Neben den hier vorgeſchriebenen beſonderen Feſtſtellungen iſt die Feſtſtellung der 
Schriftübergabe ($ 2241 A 1 zu Nr 3), ferner die Feſtſtellung der Protokollvorleſung und 
Unterzeichnung, wenn auch nicht der Genehmigung (8 2242 A 2), gegebenenfalls auch die 
Feſtſtellung nach $ 2244 Abſ 3 geboten. Darüber, daß es der Vorleſung dieſer Feſtſtellungen 
nicht bedarf, ſ. $ 2242 A 4 b. 

4. Das Protokoll bedarf zwar nicht der Genehmigung, die nur ſchriftlich erfolgen könnte, 
wohl aber der Vorleſung — einſchließlich der niedergeſchriebenen Erklärung — und der 
Unterſchrift des Erblaſſers nach § 2242 A 1, ſelbſt dann, wenn die eigenhändige Erklärung 
(A 2) von ihm bereits unterſchrieben worden wäre. — 8 2248 gilt auch für das Gemeinde 
teſtament ($ 2249), nicht aber für das Seuchen: und Seeteſtament vor Zeugen, da hier nur 
mündliche Erklärung ſtatthaft iſt (§8 2250, 2251). Entſprechend Fc 8 178. 

5. Blinde find auf das öffentliche, mündlich erklärte Teſtament beſchränkt (8 2238 A 6). 
Taube ſind unbeſchränkt teſtierfähig. Zur Kontrolle des Protokolls können ſie Durchſicht 
verlangen (§ 2242 A 3). Taubſtumme können, wenn ſchreibkundig nach § 2243, wenn die 
Lautſprache beherrſchend auch nach § 2238 teftieren. 


8 2244 


Erklärt der Erblaſſer, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei!), 
ſo muß bei der Errichtung des Teſtaments ein vereideter Dolmetſcher zu⸗ 
gezogen werden). Auf den Dolmetſcher finden die nach den 88 2234 bs 2237 
für einen Zeugen geltenden Vorſchriften entſprechende Anwendung‘). 
Das Protokoll muß in die Sprache, in der ſich der Erblaſſer erklärt, 
überſetzt werden‘). Die überſetzung muß von dem Dolmetſcher angefertigt 
oder beglaubigt und vorgeleſen werden; die überſetzung muß dem Proto⸗ 
koll als Anlage beigefügt werdens). 5 

Das Protokoll muß die Erklärung des Erblaſſers, daß er der deutſchen 
Sprache nicht mächtig ſei, ſowie den Namen des Dolmetſchers und die Feſt⸗ 
ſtellung enthalten, daß der Dolmetſcher die Überſetzung angefertigt oder 
beglaubigt und fie vorgeleſen hate). Der Dolmetſcher muß das Protokoll 
unterſchreiben). 

E 1 1023 Abi 1—3 II 2110; M 5 278, 279; P 5 389—342. 
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1. Dafür, ob der Erblaſſer der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, iſt, wie im Falle 
des § 2242 A 4 einzige Erkenntnisquelle die Erklärung des Erblaſſers. Auch dann, 
wenn fie nach Überzeugung des beurkundenden Beamten wahrheitswidrig iſt, darf er die 
Aufnahme des Teſtaments nicht ablehnen (a. M. OLG 1, 409). Sie iſt auch im Falle des 
$ 2243 an keine Form gebunden. Deutſche ift nicht gleich hochdeutſcher Sprache. Verſteht 
der Beamte die vom Erblaſſer gebrauchte Mundart nicht, fo iſt er in der Wahl der Mittel, 
um eine 9 Belle Verſtändigung herbeizuführen, nicht beſchränkt. 3 

2. Der Dolmetſcher muß vereidet fein. Die Beteiligten können hierauf nicht wie nach 
66 $ verzichten. Iſt der Dolmetscher nicht im allgemeinen vereidet, ſo hat der Richter 
oder Notar nach Landesrecht, ev. nach GVG $ 191 die Vereidung vorzunehmen. Er iſt 
förmlich zuzuziehen, 8 2233 A 3, und zwar neben den dort genannten Perſonen. Der 
Dolmetſcher kann deshalb nicht gleichzeitig als Gerichtsſchreiber (RIA 2, 59, abweichend 
GVG $ 192), Notar oder Zeuge mitwirken. 

3. § 2234: Ausſchließung des Ehegatten, gewiſſer Verwandter und Verſchwägerter des 
Erblaſſers, $ 2235: Nichtigleit der dem Dolmetſcher oder ſeinen Angehörigen gemachten 
Zuwendungen, $ 2236: Ausſchließung wegen der Beziehungen zum Richter oder be⸗ 
urkundenden Notar, $ 2237: Sollvorſchriften wegen gewiſſer Unfähigkeitsgründe. 

4. Der eigentlichen Teſtamentserrichtung nach $$ 2238, 2243, die von ſeiten des Erb- 
laſſers in der fremden Sprache erklärt und vom Dolmetſcher deutſch wiedergegeben wird, 
folgt die Niederſchrift des Protokolls in deutſcher Sprache, im Falle des 8 2243 zugleich 
die Entgegennahme der die Übergabe begleitenden fremdſprachlichen Erklärung und deren 

berſeung. Das deutſche Protokoll iſt demnächſt in die fremde Sprache ſchriftlich zu 
überſetzen. Kein Mebenprotokoll in der fremden Sprache, |. jedoch § 2245. 

5. Ob die Überſetzung vom Dolmetſcher ſelbſt oder einer andern, vielleicht gewandteren 
Perſon vorgenommen wird, ift gleichgültig. Jedenfalls muß fie vom Dolmetſcher ſelbſt 
vorgeleſen und wenn er ſie nicht ſelbſt niedergeſchrieben hat, mit ſeiner Namensunter⸗ 
ſchrift beglaubigt werden (§ 129). Sie bedarf nicht der Genehmigung des Erblaſſers. Als 
eigentlicher maßgebender Inhalt der Teſtamentserklärung gilt das deutſche Protokoll. Die 
Nen 2 Uberſetzung als Anlage ($ 2246) erfordert nicht förmliche Verbindung mit 
em Protoko 

6. Die Erklärung, der deutſchen Sprache nicht mächtig zu ſein, iſt unmittelbarer Be⸗ 
ſtandteil des Protokolls. Sie bedarf deshalb der Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift 
des Erblaſſers und kann nicht, wie im Falle des $ 2242 A 4 b durch eine entſprechende Feſt⸗ 
ſtellung erſetzt werden (a. M. Planck U 6). Wohl aber gilt das dort Geſagte von den ſonſtigen 
Feſtſtellungen, insbeſondere von der namentlichen Aufführung oder einer ſonſt genügenden 
8 des aut ff der d f 35 A 83). Weſentlich iſt auch, daß der Ib ee 

$ berjemige genannt iſt, der die Überſetzung an efertigt oder beglaubigt und ſie vorgeleſen 
habe (RG 38 1915, 580%) ſetzung angefertig glaubig j 9 

7. Geziemenderweiſe hat der Dolmetſcher dem ganzen Errichtungsakte beizuwohnen. 
Da er jedoch nicht zu den mitwirkenden Perſonen gehört ($ 2239), fo genügt die Anweſenheit 
des Dolmetſchers, ſolange er gebraucht wird. Insbeſondere iſt ſie unerläßlich während der 
ihm allein obliegenden Vorleſung der Überfegung. Seine Unterſchrift hat er in Gegenwart 
der Mitwirkenden, nicht notwendig auch des Erblaſſers, beizufügen. Daraus folgt, daß er 
die Anfertigung der Überſetzung oder deren Beglaubigung ſowie ihre Beifügung als Anlage 
ſpäter nicht nachholen kann. — Nichtigkeit bei Verlepung der Formvorſchriften $ 125. Sie 
gelten auch für den Erbvertrag ($ 2276) ſowie für das Gemeinde,, nicht aber für das vor 
Zeugen errichtete Seuchen und Seeteſtament (88 2249 — 2251). Entſprechend FGG 88 179, 180. 


§ 2245 

Sind ſämtliche mitwirkende Perſonen ihrer Verſicherung nach der Sprache, 
in der ſich der Erblaſſer erklärt, mächtig), jo iſt die Zuziehung eines Dol⸗ 
metſchers nicht erforderlich!). . 

Unterbleibt die Zuziehung eines Dolmetſchers, ſo muß das Protokoll in 
der fremden Sprache aufgenommen werden?) und die Erklärung des Erd 
laſſers, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig ſei, ſowie die Verſiche⸗ 
rung der mitwirtenden Perſonen, daß ſie der fremden Sprache mächtig 
ſeien, enthalten). Eine deutſche überſetzung ſoll als Anlage beigefügt 
werdend). 

E 1 1923 Abſ 4 II 2111; M 5 279, 280; P 5 339—342. 


J. Teſtament in fremder Sprache. Erſte Vorausſetzung iſt, daß der Erblaſſer 1 8 
formloſen — Erklärung zufolge der deutſchen Sprache nicht mächtig iſt (A 4). Gi 
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dieſe Erklärung nicht ab, ſo verbleibt es bei der deutſchen Geſchäftsſprache. Ferner müſſen 
ſämtliche mitwirkende Perſonen (8 2239) der betreffenden fremden Sprache mächtig 
ſein. Hierzu iſt ihre Verſicherung erforderlich, aber auch genügend, ſelbſt wenn ſie der 
h nicht entſpräche. Der Erblaſſer ſelbſt hat die gleiche Verſicherung nicht abzugeben. 

Die Zuziehung des Dolmetſchers iſt „nicht erforderlich“, der leitende Beamte iſt aber 
daran nicht gehindert, auch wenn die gelehlichen Vorausſetzungen äußerlich gegeben ſind, 
insbeſondere wenn er den abgegebenen Verſicherungen mißtraut. Wird der Dolmetſcher 
zugezogen, ſo ſind lediglich die Formvorſchriften des § 2244 maßgebend. 

8. Im Gegenſatz zu § 2244 A 5 iſt das fremdſprachliche Protokoll maßgebend. Es 
muß ſelbſtperſtändlich allen fonftigen für das Protokoll erteilten Formvorſchriften entſprechen. 
Deutſche Überſetzung A 5. 5 

4. Die Erklärung des Erblaſſers iſt, wie im Falle des $ 2244 A 6, unmittelbar 
Beſtandteil des Protokolls, deshalb vorzuleſen, vom Erblaſſer zu genehmigen und zu unter⸗ 
zeichnen. Dagegen enthält die Verſicherung der Mitwirkenden lediglich eine Feſtſtellung 
im Sinne von § 2242 A 4 b. (Nicht unterſchieden in RG IW O3 Beil 300). 

5. Die Beifügung einer deutſchen Überſetzung als Anlage (5 2246) iſt nur Ordnungs⸗ 
vorſchrift. Es iſt gleichgültig, von wem fie angefertigt iſt, ſie bedarf auch nicht wie im Falle 
des § 2244 A 5 der Vorleſung und Beglaubigung. — Anwendbar auf die außerordentlichen 
Teſtamentsformen 88 2249—2251 und den Erbvertrag § 2276. Entſprechend FG $ 179. 


8 2246 


Das über die Errichtung des Teſtaments aufgenommene Protokoll ſoll 
nebſt Anlagen, insbeſondere im Falle der Errichtung durch übergabe einer 
Schrift nebſt dieſer Schrift.), von dem Richter oder dem Notar in Gegen⸗ 
wart der übrigen mitwirkenden Perſonen und des Erblaſſerse) mit dem 
Amtsſiegel verſchloſſen, mit einer das Teſtament näher bezeichnenden Auf⸗ 
ſchrift, die von dem Richter oder dem Notar zu unterſchreiben iſt, verſehen?) 
und in beſondere amtliche Verwahrung gebracht werden). 

Dem Erblaſſer ſoll über das in amtliche Verwahrung genommene Teſta⸗ 
ment ein Hinterlegungsſchein erteilt werdens). 

E 1 1992 Abſ 1, 2 II 2112; M 2 295, 296; P 5 351. 


1. Amtliche Verwahrung des Teſtaments. Der Teſtamentsakt geht mit Unterzeichnung 
des Protokolls nach 8 2242 Abſ 3 zu Ende. Nichtbefolgung der hier erteilten Ordnungs⸗ 
vorſchriften iſt deshalb auf die Gültigkeit des Teſtaments ohne Einfluß. Als Anlagen 
kommen in Frage die übergebene Schrift $ 2238 Abſ 1, das beſondere Blatt § 2248 Ab 1, 
Maui 88 2244, 2245. Die Aufnahme ſonſtiger Anlagen ift unſtatthaft, aber un- 

ich. 


2. Die in § 2239 zwingend vorgeſchriebene Gegenwart der Mitwirkenden wird infolge 
der bloß reglementariſchen Natur der Vorſchrift bezüglich der Verwahrung von ſelbſt zur Ord⸗ 
nungsvorſchrift. Die Anweſenheit des Erblaſſers iſt gleichfalls nicht weſentlich (§ 2242 A 5). 

3. Nähere Anweisungen über Verſchluß uſw. nach Landesrecht. Das Amtsſiegel wird 

urch Trocken- oder Farbenſtempel, die einen Verſchluß nicht herzuſtellen vermögen, nicht 
1 Mitverſchluß durch ſein Privatſiegel iſt dem Erblaſſer nicht verwehrt. 

Besondere amtliche Verwahrung im Gegenſatz zu der gewöhnlichen Aktenverwahrung 
(RS 48, 99). Nähere Beſtimmungen über die Verwahrungsſtelle, die mit dem Nachlaß 
gericht nicht zuſammenzufallen braucht (RG 53, 393), insbeſondere über die Zuständigkeit der 
kotare zur eigenen Verwahrung nach Landesrecht. Amtliche Verwahrung des Privat ; 
teſtaments § 2248, Rücknahme aus der Verwahrung 8 2256, Einſicht $ 2264. Anwendbar 
auf das Gemeindeteſtament § 2249, im Zweifel auch auf den Erbvertrag $ 2277. 

A er Binterlegungsidein ift von Amts wegen und trotz etwaigen Verzichts zu er- 
teilen. Die Teſtamentsurſchrift darf dem Erblaſſer niemals überlaſſen werden. 


§ 2247 
Wer minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, kann ein 
Teſtament nicht nach § 2231 Nr 2 errichten !). 
KB 321. 


. Minderjährige und Leſensunfähige (8 2238 A 6) find nicht bloß ausgeſchloſſen vom 
Privatteſtament (92281 Nr 2), ſondern nach 8 2238 Abf 2 auch vom ſchriftlich übergebenen 
(K ogssente deshalb beſchränkt auf das mündlich erklärte Teſtament vor Richter oder Notar 
6 2238) oder Gemeindevorſteher (5 2248) oder drei Zeugen (88 2250, 2251). Sind fie ſtumm 
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oder am Sprechen verhindert ($ 2243), fo können fie überhaupt nicht teſtieren. Die Be⸗ 
ſtimmung enthält nur eine Formvorſchrift, keine Minderung der Teſtierfähigkeit (8 2229 A 1), 
hindert alſo den Minderjährigen nicht, im Auslande privatſchriftlich zu teſtieren, wenn es 
ihm nach dortigen Geſetzen nachgelaſſen iſt. 


8 2248 


Ein nach § 2231 Nr 2 errichtetes Teſtament iſt auf Verlangen des Erb⸗ 
laſſers in amtliche Verwahrung zu nehmen!). Die Vorſchrift des § 2246 
Ab; 2 findet Anwendung?). 

KB 321. 

1. Die amtliche Verwahrung des Privatteſtaments macht es nicht, wie die Übergabe 
der Schrift nach 8 2238, zum öffentlichen Teſtament. Sie findet nur auf Verlangen 
des Erblaſſers ſtatt, das formlos und regelmäßig auch durch einen Vertreter geſtellt 
werden kann (RIA 1, 146). Rücknahme iſt zuläſſig, gilt aber nicht als Widerruf, § 2256 Abſ 8. 
Ablieferungspflicht nach dem Erbfall § 2259. 

2. Hinterlegungsſchein. 

§ 2249 


Iſt zu beſorgen, daß der Erblaſſer früher ſterben werde, als die Er⸗ 
richtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor einem Notar möglich 
iſt!), jo kann er das Teſtament vor dem Vorſteher der Gemeinde, in der 
er ſich aufhält, oder, falls er ſich in dem Bereich eines durch Landesgeſetz 
einer Gemeinde gleichgeſtellten Verbandes oder Gutsbezirkes aufhält, vor 
dem Vorſteher dieſes Verbandes oder Bezirkes errichten?). Der Vorſteher 
muß zwei Zeugen äuziehen?), Die Vorſchriften der 88 2234 bis 2246 finden 
Anwendung; der Vorſteher tritt an die Stelle des Richters oder des Notars). 

Die Beſorgnis, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter 
oder vor einem Notar nicht mehr möglich ſein werde, muß im Protokolle 
feſtgeſtellt werden?). Der Gültigkeit des Teſtaments ſteht nicht entgegen, 
daß die Beſorgnis nicht begründet ware). 

E 1 1925, 1932 Abſ 1, 2 II 2113; M 5 281, 282, 295, 296; P 5 342—845, 351; KB 322. 


1. Gemeindeteſtament. Die hier vorausgeſetzte Beſorgnis, auf deren Grund oder 
Ungrund nach Abſ 2 nichts ankommt, wird regelmäßig nur in Land, oder kleineren Stadt 
gemeinden gegeben fein. Doch iſt die Art der Gemeinde (t. ruri conditum) nicht entſcheidend. 
Auch wenn ein Amtsgericht oder ein Notar darin ſeinen Sitz hätte, iſt das Gemeindeteſtament 
nicht ausgeſchloſſen. Weder der Richter noch der Notar dürfen rechtzeitig erreichbar 
fein, die Feſtſtellung (A 5) muß ſich daher auf beide Alternativen erſtrecken (RG Warn 1917 
Nr 243; offengelaſſen JW 03 Beil 6414, Unerreichbarkeit des Amtsrichters bei der beſon 
deren Sachlage für genügend erklärt JW 02 Beil 216685, als Tatfrage behandelt JW 05, 
242°), Beſondere Vorausſetzung der Abſperrung $ 2250 Abſ 1. 

2. Aufenthalt des Erblaſſers in der Gemeinde, ſei es auch bloß vorübergehender Art 
(Durchreiſe) genügt. Wohnſitz iſt nicht erfordert. Wer als Vorſteher der Gemeinde, des 
Verbandes oder Gutsbezirks und wer als fein Stellvertreter zu gelten habe, beſtimmt ſich 
nach Landesrecht. EG Art 150 geſtattet dem Landesgeſetz, an Stelle des Vorſtehers oder 
neben ihm andere Perſonen (Orts-, Dorfgerichtsperſonen) zu beſtellen. 5 

3. Zuziehung von zwei Zeugen wie im Falle des § 2233. Ihre Bezeichnung mit einem 
Amtscharakter ift unſchädlich (Schöffen RG JW 05, 2425). Die Mitwirkung eines Gemeinde’ 
ſchreibers findet nicht oder doch mur in der Eigenſchaft eines Zeugen ſtatt (vgl. RIA 14, 278). 

4. Die angezogenen 88 2234 — 2246 ergeben, daß alle bezüglich des ordentlichen 
öffentlichen Teſtaments erlaſſenen Vorſchriften (Unfähigkeit des Vorſtehers oder eines 
Zeugen, Art der Errichtung durch mündliche Erklärung oder Schriftübergabe, Beſchränkung 
der Minderjährigen und Leſeunfähigen auf mündliche Erklärung, ſtändige Anweſenheit 
Inhalt des Protokolls, die beſonderen Beſtimmungen bei Sprechunvermögen und Untennti® 
der deutſchen Sprache, endlich über die Art der Verwahrung) auf das Gemeindeteſtamen 
unmittelbar anwendbar ſind, nur daß der Vorſteher an Stelle des Richters oder Notar? 
tritt. Die Verletzung einer dieſer Vorſchriften bewirkt deshalb Nichtigkeit (8 125). Dagegen 
hat auch das Gemeindeteſtament die Eigenſchaft einer öffentlichen Urkunde (8 2241 A 17 
jedoch unter Beſchränkung der Gültigkeitsdauer auf drei Monate ($ 2252). 3 

5. Der Feſtſtellungsvermerk erfordert nicht förmliche Wiedergabe der Gefegeamorte, ji 
genügt, daß er fonft dem Protokollinhalte zuverläſſig zu entnehmen iſt (RG ZW 03 Veil 6⁴ 
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1 5 und Unterſchrift des Erblaſſers iſt nicht erforderlich (RA 5, 45, 
2242 A 4 b). 

6. Die ordnungsmäßige Feſtſtellung der Beſorgnis ift, wie nach § 2243 die Überzeugung 
des Richters, nach § 2244 die Erklärung des Erblaſſers, nach § 2245 die Verſicherung der 
Beteiligten ohne Rückſicht auf den wirklichen Sachverhalt maßgebend. — Haftung des Vor⸗ 
ſtehers für Verſehen (RG 58, 296 und JW 04, 14415), Gemeinſchaftliches Teſtament $ 2266. 
Der Erbvertrag kann nur in ordentlicher Form errichtet werden, 8 2276 A 1. Unter den 
Vorausſetzungen des § 2249 Errichtung vor drei Zeugen in Konſulargerichtsbezirken und 
den Schutzgebieten KonſchG v. 7. 4. 00 § 88 und Schutzgebc v. 10. 9. 00 8 8. 


8 2250 


Wer ſich an einem Orte aufhält!), der infolge des Ausbruchs einer Krank⸗ 
heit oder infolge ſonſtiger außerordentlicher Umftände?) dergeſtalt ab⸗ 
geſperrt iſt, daß die Errichtung eines Teſtaments vor einem Richter oder vor 
einem Notar nicht möglich oder erheblich erſchwert iſts), kann das Teſtament 
in der durch den § 2249 Abſ 1 beſtimmten Form oder durch mündliche Er⸗ 
klärung vor drei Zeugen errichten‘). 

Wird die mündliche Erklärung vor drei Zeugen gewählt, ſo muß über 
die Errichtung des Teſtaments ein Protokoll aufgenommen werdens). Auf 
die Zeugen finden die Vorſchriften der 88 2234, 2235 und des § 2237 Nr 1 
bis 36), auf das Protokoll finden die Vorſchriften der 88 2240 bis 2242, 2245 
Anwendung’). Unter Zuziehung eines Dolmetſchers kann ein Teſtament in 
dieſer Form nicht errichtet werden“). 

E I 1927 II 2114; M 5 283—286; P 5 346; KB 322. 


1. Seuchenteſtament. Unter dem Orte, deſſen Absperrung vorausgeſetzt iſt, wird nicht 
bloß eine Niederlaſſung (Gemeinde), ſondern im weiteſten Sinne jeder Punkt der Erdober⸗ 
fläche, zu Waſſer oder zu Lande, z. B. auch ein Haus, eine Wohnung, Schiff, Stück freies 
Feld uſw. verſtanden. 

2. Die Krankheit braucht keine anſteckende zu ſein (t. tempore pestis conditum) und 
nicht den Erblaſſer ſelbſt zu betreffen. Auch Tierkrankheiten fallen darunter. Ebenſo iſt der 
Kreis der ſonſtigen außerordentlichen Umſtände unbeſchränkt (polizeiliche, militäriſche Maß⸗ 
nahmen, Aufruhr, Überſchwemmungen, Wegezerſtörungen uſw.). 

3. Die Abſperrung iſt vorhanden, nicht bloß wenn die Möglichkeit des Verkehrs nach 
allen Seiten aufgehoben iſt, ſondern auch wenn der Verkehr mit Richter oder Notar (durch 
die Notwendigkeit beträchtlicher Umwege) erheblich erſchwert iſt. Zur Gültigkeit des 
Teſtaments, die nach § 2252 Abſ 1 ohnedies auf drei Monate beſchränkt iſt, wird jedoch 
erfordert, daß die geſetzlichen Vorausſetzungen auch wirklich vorgelegen haben. Es genügt 
nicht, daß fie, wie in den Fällen der 88 2243 A 1, 2249 A 6 als vorhanden angenommen 
worden ſind. Für das Vorhandenſein iſt beweispflichtig, wer ſich auf die Gültigkeit des 
Seuchenteſtaments beruft. 

4. Das Geſetz ſtellt zur Wahl des Erblaſſers die Form des Gemeindeteſtaments 
nach § 2249 Abſ 1, fordert aber ſelbſtverſtändlich damit nicht, daß außer den beſonderen 
Umſtänden der A 1—3 auch noch die dort vorausgeſetzte Beſorgnis früheren Verſterbens 
Aude g müſſe. Oder als beſondere Form das Teſtament durch mündliche Erklärung 

rei Zeugen. g 4 

5. Das Protokoll ift weſentlich. Von welchem der drei Zeugen oder ob es von einer 
werten Perſon abgefaßt wird, iſt gleichgültig. Es muß grundſätzlich in deutſcher Sprache 
($ 2240), kann aber im Falle des $ 2245 auch in der betreffenden fremden Sprache auf- 

enommen werden und hat den einzelnen Formvorſchriften der 88 2241, 2242 zu genügen. 
Das Protokoll braucht eine Feſtſtellung darüber, daß die beſonderen Vorausſetzungen des 
Feuchenteſtaments gegeben geweſen ſeien, nicht notwendig zu enthalten. Sie iſt aber rätlich. 

m übrigen iſt das Protokoll nur als Privaturkunde nach ZPO 89 416, 440 beweiskräftig. 
2 Bezüglich der Zeugen gelten die allgemeinen Unfähigkeitsgründe der 58 2234, 2287 

18. Zuwendungen an die Zeugen und ihre Angehörigen find nach $ 2235 nichtig. Die 
nicht angezogenen SS 2236, 2237 Nr 4 kommen der Natur der Sache nach nicht in Betracht. 
Aus der Nichterwähnung des $ 2239 darf nicht gefolgert werden, daß die Anweſenheit der 

eugen nicht während der ganzen Verhandlung nötig wäre. „Vor drei Zeugen“ iſt nicht 

leich „nacheinander vor je einem Zeugen“, die Erklärung des Erblaſſers muß vielmehr 

gleichzeitig an alle drei gerichtet fein. § 2242 Abſ 3 ergibt ferner, daß ihre gemeinſchaftliche 

„Mitwirkung“ auch bei Vorleſung, Genehmigung und Unterſchrift des Protokolls (oder bei 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 50 
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der die Unterſchrift ablehnenden Erklärung des Erblaſſers) nötig iſt. Erſt mit Unterſchrift 
der Zeugen iſt der Teſtamentsakt beendet. Zutritt der Urkundsperſon Seuchen v. 30. 6. 00 § 14. 

7. Das Seuchenteſtament iſt ausgeſchloſſen, wenn die Errichtung durch Übergabe einer 
Schrift erfolgen ſoll (S 2288 A 3) oder (wegen Sprechunvermögens nach § 2248) nur in 
dieſer Form erfolgen kann, ferner wenn die Zuziehung eines Dolmetſchers nach § 2244 er- 
forderlich wäre. Für das fremdſprachliche Teſtament bleibt mithin nur der Weg des § 2245. 


8 2251 


Wer ſich während einer Seereiſe!) an Bord eines deutſchen, nicht zur 
Kaiſerlichen Marine gehörenden Fahrzeugs außerhalb eines inländiſchen 
Hafens befindet), kann ein Teſtament durch mündliche Erklärung vor drei 
Zeugen nach § 2250 errichten). 


E 1 1929 II 2115; M 5 287; P 5 349. 


1. Seeteſtament. Die Seereiſe erfordert kein feſtes Reiſeziel (8 16 Abf 2), ſteht aber 
im Gegenſatz zur bloßen Seefahrt zu Zwecken der Fiſcherei oder zu kurzen Sport⸗ und Ver⸗ 
gnügungsfahrten. Die Seereiſe iſt auch angetreten, wenn zur Gewinnung der hohen See 
vorerſt die Benutzung eines Binnengewäſſers nötig iſt. 

2. Das Teſtament kann nur an Bord des Schiffes, nicht während eines vorübergehenden 
Landaufenthalts und nur auf deutſchen Fahrzeugen errichtet werden. Dazu gehört grund« 
ſaͤtzlich, daß fie im ausſchließlichen Eigentum eines Reichsangehörigen ſtehen (Flaggen 
v. 22. 6. 99 88 2, 3, aber auch Schutzgebch v. 10. 9. 00 § 10), ſelbſt wenn fie im Schiffsregiſter 
nicht eingetragen find oder Flaggenzeugnis nicht beſitzen (Flaggen 88 10—12 und RGeſ. v. 
29. 5. 01). Zu den inländiſchen Häfen gehören diejenigen der Schutzgebiete nicht. Be 
züglich des Marineteſtaments ſ. Vorbem vor § 2229. Deutſche auf fremden Schiffen 
vgl. EG Art 11 Abſ 1. 

3. Unter den Zeugen muß ſich nicht notwendig der Schiffsführer befinden. 


8 2252 


Ein nach 5 2249, § 2250 oder $ 2251 errichtetes Teſtament gilt als nicht 


errichtet, wenn ſeit der Errichtung drei Monate verſtrichen ſind und der 
Erblaſſer noch lebt!). 


Beginn und Lauf der Friſt ſind gehemmt, ſolange der Erblaſſer außer⸗ 
1855 A ein Teſtament vor einem Richter oder vor einem Notar zu er⸗ 
richten“). 

Tritt im Falle des § 2251 der Erblaſſer vor dem Ablaufe der Friſt eine 
neue Seereiſe an, ſo wird die Friſt dergeſtalt unterbrochen, daß nach der 
Beendigung der neuen Reife die volle Friſt von neuem zu laufen beginnt“). 

Wird der Erblaſſer nach dem Ablaufe der Friſt für tot erklärt, ſo behält 
das Teſtament ſeine Kraft, wenn die Friſt zu der Zeit, zu welcher der Erb⸗ 
laſſer den vorhandenen Nachrichten zufolge noch gelebt hat, noch nicht 
verſtrichen war) ). 

E I 1926, 1928, 1930 II 2116; M 5 282, 288, 286, 288; P 5 845, 346, 340. 


1. Die Gültigkeitsdauer der außerordentlichen Teſtamente iſt auf drei Monate 
beſchränkt. Friſtberechnung 88 187, 188. Das Teſtament verliert mit Fristablauf von ſelbſt 
feine Kraft, und zwar vermöge geſetzlicher Fiktion unter Rückbeziehung auf den Zeitpunkt 
der Errichtung. Es behält ſomit auch nicht die Wirkung des Widerrufs (88 2254, 2258). 

2. Hemmung der Friſt 89 202 — 205. Gleichgültig ift, aus welchen Gründen der z 
laſſer außerftande ift, d. h. ſich in der Unmöglichkeit befindet, vor einem (deutſchen) Richte 
oder Notar in der Form des § 2238 zu teſtieren, ob wegen Fortdauer der Absperrung, 7 
Seereiſe, oder wegen in ſeiner Perſon eingetretener Umſtände (ſchwere Krankheit). Ab- 
liche Erſchwerung für fi allein geniigt nicht, wenn fie nicht mit der Fortdauer der (ei 
ſperrung zuſammentrifft (8 2250 A 3). Anderſeits kommt die Möglichkeit, im Auslande . 
es auch vor einem deutſchen Konſul nach Kon v. 7. 4. 00 87 Nr 2) oder durch Priva t 
teſtament oder in einer der außerordentlichen Teſtamentsformen zu teſtieren, überhaup 
nicht in Betracht. e 
3. Beim Seeteſtament kann der Erblaſſer auf ein und derſelben Reife fo oft und ſo pi 4 
in deutſchen Zwiſchenhäfen verweilt haben, daß die Dreimonatsfriſt noch vor beenden n 
Reife abgelaufen iſt. Dagegen kommt infolge Antritts einer neuen Reife die bis balı 
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verſtrichene und noch nicht abgelaufene Friſt überhaupt nicht mehr in Betracht. Ob es ſich 
um Fortſetzung der alten oder Antritt einer neuen Reiſe handelt, iſt Tatfrage. 

4. Der nach der Todeserklärung maßgebende Zeitpunkt des Todes (§ 18 Abſ 2) wird 
regelmäßig ſo weit hinausgeſchoben, daß die Dreimonatsfriſt meift verſtrichen, aber keine 
Gewißheit darüber zu erlangen wäre, ob etwa eine Hemmung eingetreten ſei (A 2). Im 
Intereſſe der Aufrechterhaltung der außerordentlichen Teſtamente wird deshalb die Lebens⸗ 
vermutung des 5 18 Abſ 1 beſeitigt und der Tod auf den Zeitpunkt zurückverlegt, an welchem 
nach den letzten poſitiven Nachrichten (88 14, 16) der Erblaſſer noch gelebt hat. 

5. Die Beweislaſt dafür, daß das Teſtament aus den beſonderen Gründen des Abſ 2—4 


noch über die Dreimonatsfriſt hinaus gegolten habe, trifft denjenigen, welcher aus der Gültig ⸗ 
keit Rechte ableitet. 
§ 2253 


Ein Teſtament ſowie eine einzelne in einem Teſtament enthaltene Ver⸗ 
fügung kann von dem Erblaſſer jederzeit widerrufen werden!). 

Die Entmündigung des Erblaſſers wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwen⸗ 
dung oder Trunkſucht ſteht dem Widerruf eines vor der Entmündigung er⸗ 
richteten Teſtaments nicht entgegen?). 

E 1 1753 Abſ 2 II 2121 AH 1; M 5 8; PN 5 6, 351— 358. 


1. Es gehört zum Weſen der einſeitigen Verfügung von Todes wegen ($ 1987), daß fie 
jederzeit frei widerruflich iſt. Der vertragsmäßige Verzicht hierauf ift nichtig, $ 2302 und 
auch im Teſtamente ſelbſt kann ſich der Erblaſſer des Widerrufsrechts nicht wirkſam begeben 
oder dafür erſchwerte Formen beſtimmen (derogatoriſche Klauſel). Der Widerruf kann das 
ganze Teſtament oder nur eine einzelne Verfügung zum Gegenſtand haben. Inwieweit 
hiervon die Wirkſamkeit anderer Verfügungen beeinflußt wird, iſt nach 8 2085 zu beurteilen. 
Auch teilweiſer Widerruf (Herabſetzung einer ausgeſetzten Zuwendung) und bedingter Wider⸗ 
ruf iſt zuläſſig. Er wirkt als Hinzufügung einer auflöſenden Bedingung zu einer Zuwendung 
(Widerruf der dem X vermachten 1000 für den Fall, daß er die 7 heirate). Verwirkungs⸗ 
tlaufel ſ. $ 2074 A 1. Beſchränkte Widerruflichkeit des gegenſeitigen Teſtaments 8 2271. 
In anderen als den durch 88 2253—2258 beſtimmten Formen kann eine letztwillige Verfügung 
nicht aufgehoben werden (RG Gruch 63, 477). Rücktritt vom Erbvertrage 88 22932297. 
— Der Widerruf eines vor 1. 1. 00 errichteten Teſtaments kann ſelbſtverſtändlich nur in den 
Teſtamentsformen des BGB, alſo auch durch Privatteſtament erklärt werden. Dies gilt auch 
von der Form, in der ein unter Pru LR errichtetes wechſelſeitiges Teſtament gemäß dem 
früheren Rechte durch einſeitige Verfügung von Todes wegen widerrufen werden kann; die 
89 2271, 2296 fin auf einen ſolchen Widerruf nicht anwendbar; vgl. Vorbem 3 vor $ 1922. 
2. Die wegen Geiſtesſchwäche uſw. Entmündigten find nach § 2229 Abſ 3 nicht teſtier 
0 jedoch ausnahmsweiſe, und zwar ohne Zustimmung ihres geſetzlichen Vertreters zum 

iderruf in einer der Formen der §8 22542256, inſoweit alſo auch zur Errichtung u 
Ab (8 2254) befähigt. Nicht aber auch zum ſtillſchweigenden Widerruf gemäß 8 2258 

, da hier ein wirkſamer, neuer und abweichender Teſtamentsinhalt vorausgeſetzt iſt. 
Die Möglichkeit zu widerrufen beſchränkt ſich ferner auf vor der Entmündigung er- 
richtete Teſtamente. Der Entmündigte kann deshalb zwar ein erſtes Teſtament wirkſam 
machen, indem er einen noch vor der Entmündigung erklärten Widerruf dieſes Teſtaments 
(8 2257) oder ein noch vor der Entmündigung errichtetes zweites abweichendes Teſtament 
widerruft (5 2258). (A. M. Strohal 8 42 A 3.) Nicht aber kann er den erſt nach der Ent. 
mündigung erklärten Widerruf durch einen zweiten Widerruf beſeitigen ein. dadurch das 
emmal widerrufene Teſtament wieder in Kraft ſetzen (a. M. Kipp 8 21 A 19). Der Ein⸗ 
tritt von Geiſteskrankheit (8 104 Nr 2/8) ſchließt jede Möglichkeit des Widerrufs aus. 


8 2254 


Der Widerruf erfolgt durch Teſtament!). 
E 1 1983 Abſ 1 II 2121 Ubſ 2 Satz 1; M 5 297, 298; P 5 351—853; 6 73. 


. Der Widerruf kann durch jede Form des Teſtaments erfolgen (vgl. $ 2250 A a. G.), 
gleichviel in welcher Form das widerrufene Teſtament errichtet war. Doch bleibt das wider. 
rufende Teſtament, wenn ſich der Erblaſſer hierzu der außerordentlichen Form bedient (88 2249 
bis 2251), gemäß 8 2252 nur drei Monate wirkſam. Selbſtverſtändlich kann nur ein gültiges 
Teſtament die Widerrufswirkung äußern. Bloßer brieflicher Widerruf gegenüber dem Der 
dachten genügt nicht (NG ZW 1910, 225). Anfechtung 8 2078ff. Widerruf des Widerrufs 
> 2257, ſtillſchweigender Widerruf durch neues, mit dem früheren inhaltlich in Widerspruch 
ſtehendes Teſtament 8 2258. Widerruf im Erbvertrag 8 2299 Abſ 1, ſ. auch Sa. 
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8 2255 


Ein Teſtament kann auch dadurch widerrufen werden!), daß der Erb⸗ 
laſſer in der Abſicht, es aufzuheben?), die Teſtamentsurkunde vernichtet 
oder an ihr Veränderungen vornimmt, durch die der Wille, eine ſchriftliche 
Willenserklärung aufzuheben, ausgedrückt zu werden pflegt). 


Hat der Erblaſſer die Teſtamentsurkunde vernichtet oder in der bezeich⸗ 
neten Weiſe verändert, ſo wird vermutet, daß er die Aufhebung des Teſta⸗ 
ments beabſichtigt habe“. 

E I 1934 II 2122; M 5 299— 302; P 5 353; 6 73. 


1. Der Widerruf durch ſchlüſſige Handlungen (88 2255, 2256) iſt fachlich letztwillige 
Verfügung, ſetzt deshalb Teſtierfähigkeit (§ 2229 A 1, bezüglich der Entmündigten $ 2253 
A 2) und perſönliches Handeln voraus ($ 2064). Dies ſchließt nicht aus, daß ſich der 
Erblaſſer hierzu der Hand eines Dritten als ſeines Werkzeugs bedient. Nach dem Tode des 
Erblaſſers kann aber der Dritte nicht mehr als Werkzeug tätig werden (RG Seuff A 70 Nr 248). 
Es genügt auch nicht, daß der Erblaſſer der von einem Dritten eigenmächtig vorgenommenen 
Vernichtung oder Veränderung nachträglich zuſtimmt. Da es ſich auf ſeiten des Dritten um 
eine bloß tatſächliche, nicht rechtsgeſchäftliche Verfügung handelt, kommt § 185 überhaupt 
nicht in Frage. Für Anfechtung der ſtillſchweigenden Widerrufserklärung find 88 2078ff. 
maßgebend. 

2. Nur das Vernichten uſw. in Aufhebungsabſicht ift als Widerruf wirkſam. Korrekturen 
zur Vorbereitung eines neuen Teſtaments, aber mit der Abſicht, das errichtete Teſtament 
vorerſt weiter beſtehen zu laſſen, kommen nicht in Betracht (RG 71, 301). Vermutete Abſicht 
Abſ 2. Sie muß ſchon während des Handelns vorgelegen haben. Anders 8 2256 A 1. 

3. Vernichten iſt Zerſtörung des Stoffes der Urkunde durch. Verbrennen, Zerreißen, 
Zerſchneiden, nicht bloßes Wegwerfen. Auch Einreißen der Urkunde und Entfernung des 
aufgedrückten Privatſiegels kann genügen (RG 69, 418). Veränderungen der Teſtaments⸗ 
urkunde wirken nur dann als Widerruf, wenn fie nach Verkehrsgewohnheiten („pflegt“) zum 
Ausdrucke des Willens, eine ſchriftliche Willenserklärung (nicht gerade eine letztwillige Ver⸗ 
fügung, RG Warn 1915 Nr 90) aufzuheben, objektiv geeignet ſind. Deshalb kommen bloße 
einſchränkende Randbemerkungen überhaupt nicht in Betracht (RG JW 1911, 59052). Ebenſo⸗ 
wenig eine nur auf das Datum beſchränkte Durchſtreichung mit Bleiſtift (NG IW 1913, 410) 
oder bloße unweſentliche Faſſungsänderungen (Rc 71, 303). In der Regel wird es ſich 
um Durchſtreichungen der ganzen Urkunde, der Unterſchrift, des Textes oder von Teilen 
des Textes, ſei es auch nur mit Bleiſtift (R Warn 1915 Nr 90), Radierungen, Ein⸗ 
klammerungen uſw. handeln. Auch beſonders charakteriſtiſche Stichworte und Zeichen 
können genügen wie z. B. cessat, 9 (deleatur), jo nach RG JW 1911, 54525 ein augen⸗ 
fälliges „annulliert“. Datierung iſt nicht erforderlich. Ob damit nur einzelne Verfügungen 
oder ob der ganze Teſtamentsinhalt widerrufen iſt, entſcheidet ſich nach 8 2085. Jeden ⸗ 
falls kann ſich der Widerruf auch auf einzelne Verfügungen beſchränken (a. a. O.). Sind 
mehrere Urſchriften vorhanden, fo iſt es, namentlich wenn fie der Erblaſſer ſämtlich 
in Gewahrſam hat, Sache freier durch die Vermutung des Abſ 2 nicht gedeckter Beurteilung, 
ob er mit der Veränderung, insbeſondere mit der Vernichtung nur eines oder einiger 
Exemplare die Aufhebungsabſicht verfolgte, oder ob er z. B. nur die Zahl der Urſchriften 
vermindern wollte. Als ſelbſtverſtändlich iſt vorausgeſetzt, daß dem Erblaſſer die Teſtaments⸗ 
urkunde zugänglich iſt. Dies trifft regelmäßig zu beim Privatteſtament (f. aber 8 2256 Abſ 3), 
beim Seuchenteſtament 88 2250 Abſ 2, 2251 und beim Militärteſtament (EG Art 44). Die 
Anwendung des $ 2255 iſt aber auch gegenüber dem amtlich verwahrten Teſtament (88 2246, 
2249) nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen. Bei dem in ſchlüſſiger Form erklärten Widerruf ver⸗ 
bleibt es endgültig. Wiederzuſammenſetzen der zerſtückelten Urkunde, Unterpunktieren der 
durchſtrichenen Stellen iſt kein wirkſamer Widerruf des Widerrufs. 

4. Beweislaſt. Dafür, daß die Vernichtung uſw. vom Erblaſſer vorgenommen worden 
ſei, beſteht keine Vermutung. Sie iſt von dem zu beweiſen, der hieraus Rechte ableitet (RS 
JW 1912, 7981). Steht dies feſt, ſo hat, wer die fortdauernde Wirkſamkeit eines vernichteten 
oder veränderten Teſtaments behauptet, die Rechtsvermutung des Abſ 2 zu widerlegen 
(359 $ 292) und nachzuweiſen, daß eine Aufgebungsabficht nicht beſtanden habe Gi 
JW 1911, 283%). Bei mehreren Urſchriften |. jedoch A 3. Iſt die Urkunde vernichtet, jo ha 
er außerdem mit den gewöhnlichen Beweismitteln den von ihm behaupteten Teſtaments⸗ 
inhalt nachzuweiſen (A JW 07, 36615; Eid JW 1910, 2915“, auch 23 1920, 387%). Dasſelbe 
gut auch, wenn die Teſtamentsurkunde etwa ſonſt aus Verſehen vernichtet oder durch Zufall 
untergegangen wäre. 
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8 2256 


Ein vor einem Richter oder vor einem Notar oder nach § 2249 errich⸗ 
tetes Teſtament gilt als widerrufen !), wenn die in amtliche Verwahrung 
genommene Urkunde dem Erblaſſer zurückgegeben wird). 


Der Erblaſſer kann die Rückgabe jederzeit verlangen?). Die Rückgabe 
darf nur an den Erblaſſer perſönlich erfolgen“). 


Die Vorſchriften des Abſ 2 gelten auch für ein nach § 2248 Hinterlegtes 
Teſtament; die Rückgabe iſt auf die Wirkſamkeit des Teſtaments ohne 
Einfluß). 


E 1 1885.11 2128; M 5 302, 308; % 5 858, 354; 6 78; K 322. 


1. Der Widerruf durch Rücknahme kommt nur bei dem öffentlichen Teſtament des 
$ 2238 und bei dem Gemeindeteſtament des § 2249 (und § 2250 Abf 1) in Frage, weil nur 
bei dieſen Teſtamenten eine amtliche Verwahrung gemäß $ 2246 ftattfindet. Bezüglich der 
übrigen Teſtamentsformen |. A 5. Das Geſetz legt der Rücknahme (der auf Verlangen des 
Erblaſſers erfolgten Rückgabe) die Widerrufswirkung zwingend bei („gilt als wider 
rufen) ohne Rücficht darauf, ob fie mit dem Aufhebungswillen erfolgt iſt (§ 2255 A 2) oder 
nicht. Der Widerruf kann alſo nicht durch die Erklärung ausgeſchloſſen werden, das Teſtament 
ſolle beſtehenbleiben, eine mit dieſem Vorbehalt geforderte Rückgabe iſt abzulehnen, neue 
Hinterlegung des einmal zurückgegebenen Teſtaments kann ihm nicht wieder zu Kräften 
helfen. Die bloße Vorlegung zur Einſicht iſt damit nicht ausgeſchloſſen. Im übrigen iſt auch 
bier Teftierfähigteit, und zwar im Zeitpunkte der Rückgabe erforderlich (8 2255 A 1, be⸗ 
züglich des Entmündigten 8 2253 A 2) und Anfechtung nach $$ 2078 ff. möglich (RJ A 11, 180), 
ſie kann aber niemals auf Mängel des Aufhebungswillens geſtützt werden. 

2. Die Tatſache der Rückgabe an den Erblaſſer wirkt unmittelbar kraft Geſetzes den 
Widerruf, vorausgeſetzt, wie aus Abſ 2 zu ergänzen, daß fie auf Verlangen des Erblaſſers 
und an ihn perſönlich erfolgt. Ferner, daß es bereits zur amtlichen Verwahrung nach 
§ 2246 gekommen iſt. Hat z. B. der Notar nach Landesrecht das von ihm aufgenommene 
Teſtament an das Amtsgericht abzuliefern, ſo wäre die vorher von ihm bewirkte Aushändigung 
an den Erblaſſer kein Widerruf (RG Warn 1913 Nr 245). Gegenſtand der Rückgabe 
find alle nach § 2246 unter Verſchluß gebrachten Schriftſtücke, ſowohl das übergebene als das 
mündlich erklärte Teſtament, das hierüber aufgenommene Protokoll und ſonſtige Anlagen 
($ 2246 A 1). Zur Offnung des Siegels iſt der Verwahrende nicht befugt. Protokollariſche 
Beurkundung der Rückgabe iſt nicht weſentlich. 


3. Das Verlangen des Erblaſſers bewirkt erſt in Verbindung mit der geſchehenen Rück⸗ 
gabe den Widerruf. Es ift an keine Form gebunden, bedarf nicht notwendig der Beurkundung 
und ergibt ſich regelmäßig ſchon aus der Annahme der Schriftſtücke. Dem Verlangen iſt 
auch dann ſtattzugeben, wenn das zurückverlangte Teſtament bereits anderweit widerrufen 
0 ee oder aus anderen Gründen, z. B. durch Zeitablauf nach § 2252 unwirkſam ge ⸗ 

orden wäre. 


4. Entſprechend dem $ 2064 kann auch in Form der Rücknahme der Erblaſſer nur 
perſönlich, alſo nicht durch Vertreter widerrufen. Er hat mithin dem Verwahrungsbeamten 
leine Identität nachzuweisen (366 $ 176 Abj 8). Rückgabe des Hinterlegungsſcheins ($ 2246 
Abſ 2) genügt nicht, ſie iſt aber auch nicht weſentlich. Bei erheblicher Entfernung von der 

erwahrungsſtelle greift die Rechtshilfe ein, nötigenfalls durch Erſuchen eines deutſchen 
Konſuls (RZA 13, 91). 

5. Die Hinterlegung des Privatteſtaments iſt in § 2248 nur freigeftellt. Dem entfpricht 
54% daß einer Wiederabforderung des Tefaments von der Verwahrungsſtelle die zwingende 
Wirkung des Widerrufs nicht beigelegt ift. Hierfür dienen die einfachen Formen des 8 2255. 
Enkſprach die nach 8 2238 (A 3) übergebene Schrift den Erforderniſſen des Privatteſtaments, 
o bewirkt die in den Formen der Abſätze 1,2 vollzogene Rückgabe vermöge der vom Geſetz ihnen 
beigelegten zwingenden Wirkung den endgültigen Widerruf des Teſtaments auch in der 
möglichen Eigenſchaft eines Privatteſtaments (a. M. Strohal § 42 A 18; Crome 8 649 A 75). 
Will der Erblaſſer die Schrift gleichwohl als Privatteſtament bei Kräften erhalten wiſſen, 
4% wird er fie mindeſtens neu zu datieren haben (§ 2231 A 5 u. 7). Keinesfalls genügt 
hierzu, dan er fie von neuem, nunmehr auf Grund von 8 2248 in amtliche Verwahrung 
bringen läßt. Die Widerrufswirkung als Folge der Rückgabe iſt auch bei dem Zeugen. 
teſtament der 88 2250 Abſ 2, 2251, ſowie beim Militär⸗ und Marineſteſtament aus 
geſchloſſen, da auch hier die amtliche Verwahrung vom Geſetze nicht vorgeſchrieben iſt 
Widerruf des gemeinſchaftlichen Teſtaments § 2272. 
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8 2257 


Wird der durch Teſtament erfolgte Widerruf einer letztwilligen Ver⸗ 
fügung widerrufen), fo iſt die Verfügung wirkſam, wie wenn ſie nicht 
widerrufen worden wäre?). 

E I 1988 Abſ 2 II 2194; M 5 298, 299; P 351—353. 


1. Der Widerruf des Widerrufs iſt ausgeſchloſſen, wenn der erſte Widerruf durch Ver⸗ 
nichtung oder Veränderung der Teſtamentsurkunde 6 2255 A 3) oder durch Rücknahme aus 
der amtlichen Verwahrung erfolgt war (§ 2256 A 1). In beiden Fällen iſt vielmehr zur Wieder⸗ 
herſtellung des Teſtaments Neuerrichtung notwendig. War dagegen der Widerruf nach 
$ 2254 durch Teſtament erklärt, fo kann dieſes widerrufende Teſtament ſeinerſeits in allen 
drei Formen der 88 2254—2256 und überdies nach § 2258 widerrufen werden. 

2. Die Wirtſamkeit des zweiten Widerrufs wird auf den Zeitpunkt des erſten Wider⸗ 
rufs zurückbezogen. Das erſte Teſtament bleibt ſomit regelmäßig in Kraft, wie wenn es über: 
haupt nicht widerrufen wäre. Dies fett voraus, daß es noch unverſehrt vorhanden, namentlich 
nicht in der Zwischenzeit nach 88 2255, 2256 vernichtet, verändert oder zurückgenommen iſt. 
Wäre es durch Zufall untergegangen, fo müßte fein Inhalt mit den gewöhnlichen Beweismitteln 
feſtgeſtellt werden (82255 A 4). Da der Widerruf Willenserklärung ift, jo kann für ihre Trag ⸗ 
weite der wahre Wille des Erblaſſers nicht ohne Bedeutung bleiben. Wollte er nachgewieſener⸗ 
maßen beim zweiten Widerruf nicht, daß die urſprüngliche letztwillige Verfügung wieder in 
Kraft treten ſollte, jo bleibt fie trotz des doppelten Widerrufs unwirkſam (OLG 20, 431). 
Der Entmündigte kann den erſt nach der Entmündigung erklärten Widerruf nicht zum zweiten 
Male widerrufen ($ 2258 A 2). Auch teilweiſer oder beſchränkter Widerruf des Widerrufs 

‚it zuläſſig (8 2253 A 1). 
§ 2258 


Durch die Errichtung eines Teſtaments wird ein früheres Teſtament 
inſoweit aufgehoben, als das ſpätere Teſtament mit dem früheren in Wider⸗ 
ſpruch ſteht)). 

Wird das ſpätere Teſtament widerrufen, ſo iſt das frühere Teſtament 
in . Weiſe wirkſam, wie wenn es nicht aufgehoben worden 
wäre?). 

E 1 1936 II 2125; M 5 303—305; P 5 354, 355. 


1. Stillſchweigende Aufhebung des früheren durch ein ſpäteres Teſtament. Voraus- 
geſetzt iſt, daß beim Erbfall mehrere zeitlich aufeinander folgende Teſtamente des Erblaſſers 
vorhanden ſind, die an ſich gleichmäßig gültig und wirkſam ſind, inhaltlich aber miteinander 
in Widerſpruch ſtehen, ohne daß das ſpätere Teſtament eine ausdrückliche Widerrufserklärung 
bezüglich des früheren Teſtaments enthielte (5 2254). Grundſätzlich (vgl. auch § 2085) bleiben 
die mehreren Teſtamente nebeneinander in Kraft (RG JW 1916, 405° und 8. 3. 20 IV 432/19). 
Nur inſoweit ſie ſich widerſprechen, legt das Geſetz der ſpäteren Verfügung ausſchließ⸗ 
liche Wirkung bei. Daraus folgt, daß die bloße Tatſache einer zweiten Teſtamentserrich 
tung die Wirkſamkeit des erſten Teſtaments nicht beeinträchtigt, daß aber, ſoweit wider⸗ 
ſprechend verfügt iſt, ein beſonderer Aufhebungswille auf ſeiten des Erblaſſers nicht vor⸗ 
handen zu ſein braucht. Die Widerrufswirkung tritt ein, auch wenn er z. B. das erſte Teſtament 
ganz 9 nu hätte. Inwieweit ra die mehreren letztwilligen Verfügungen widerſprechen, iſt 
in freier Auslegung (8 133) unter erückichtigung auch außerhalb des Teſtaments liegender 
Umftände zu ermitteln (RG JW 1913, 99120 in Anwendung auf den Fall, daß in einem 
älteren und in einem neueren Teſtamente derſelben Perſon dieſelbe Summe vermacht iſt). 
Hierbei iſt ſelbſtverſtändlich der Wille des Erblaſſers vor allem entſcheidend. Er kann auch 
dahin zu verſtehen ſein, daß das ſpätere Teſtament allein und ausſchließlich maßgebend ſein 
ſoll, demnach auch diejenigen älteren Verfügungen aufhebe, die hiermit an ſich vereinbar 
mären. Die aufhebende Wirkung des ſpäteren Teſtaments bleibt auch dann beſtehen, wenn 
es z. B. infolge Ausfalls der Bedingung, Vorverſterbens des eingeſetzten Erben, Ausſchlagung 
gegenſtandslos (deſtitut) werden ſollte. Dem Entmündigten ift der Widerruf gemäß § 2258 
nicht möglich (5 2253 A 2). Mehrere gleichzeitig errichtete Teſtaniente heben ſich, ſoweit fie 
ſich widerſprechen, gegenſeitig auf. 

2. Der Widerruf des ſpäteren Teſtaments kann in allen Formen der 88 2254-2256 
erfolgen. Damit fallen die darin getroffenen widerſprechenden Verfügungen und das ältere, 
formell Überhaupt nicht aufgehobene Teſtament bleibt auch inhaltlich voll bei Kraften (gl. 
9 2257 A 2). Die Abſicht des Erblaſſers, die frühere een nicht wiederherzuſtellen, 
es vielmehr bei der Widerrufswirkung des zweiten Teſtaments zu belaſſen, iſt nur dann „un⸗ 
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zweideutig“ (Prot 5, 358), wenn fie in einem widerrufenden Teſtamente erklärt ift (8 2254). 
Die Widerrufsformen der 88 2255, 2256 bieten hierfür leine Möglichleit. — Aufhebung durch 
ſpäteren Erbvertrag $ 2289. ö 


8 2259 


Wer ein Teſtament, das nicht in amtliche Verwahrung gebracht iſt, im 
Beſitze hat!), iſt verpflichtet, es unverzüglich, nachdem er von dem Tode 
des Erblaſſers Kenntnis erlangt hat, an das Nachlaßgericht abzuliefern?), 


Befindet ſich ein Teſtament bei einer anderen Behörde als einem Ge⸗ 
richts) oder befindet es ſich bei einem Notar in amtlicher Verwahrung), 
ſo iſt es nach dem Tode des Erblaſſers an das Nachlaßgericht abzulieferns). 
Das Nachlaßgericht hat, wenn es von dem Teſtamente Kenntnis erlangt, 
die Ablieferung zu beranlafjen®). 


E 1 1937 II 2126; M 5 305, 306; P 5 355, 356. 


1. Die Ablieferungspflicht liegt jeder Privatperſon ob, die ein nicht nach 88 2246, 2248 
oder ſonſt in amtliche Verwahrung gebrachtes Teſtament, auch dasjenige eines im are 
verſtorbenen Ausländers (KJ 36 A 85) aus irgendeinem Grunde in Belik hat. In Betracht 


. 2. Die Ablieferungspflicht an das Nachlaßgericht (FGG SS 72, 73, 88, EG Art 147) 
it unverzüglich (8 121) und unverlangt zu erfüllen. Die Unterlaffung kann ſtrafbar fein 
(SGB 8 274 Nr 1) und jedenfalls den Intereſſenten gegenüber ſchadenserſatzpflichtig machen, 
die a runs kann von ihnen auch mit Klage gefordert werden (RG Warn 1913 Nr 246). 


S. auch A G. 

3. Die Ablieferungspflicht der Behörden gilt auch für Gerichtsbehörden, die nicht zur 
beſonderen amtlichen Verwahrung und demgemäß zur Eröffnung des Teſtaments berechtigt 
ſind ($ 2261), fo für die Kollegialgerichte, ſoweit fie nicht nach EG Art 57 zuſtändig find. 0 
übrigen kommen in Betracht die vorgeſetzte Militärbehörde beim Militärteſtament (RMilch 
8 44 Nr 4 Abſ 3), der Gemeindevorſteher im Falle des § 2249, Polizeibehörden und Staats. 
anwaltſchaften auf Grund einer Beſchlagnahme (a. M. Dernburg § 38 A 12) u. dgl. 

4. Die Notare haben das Teſtament (und zwar in der Urſchrift) nicht bloß daun abzuliefern, 
wenn ihnen Alec a die „beſondere Verwahrung“ im Sinne von § 2246 übertragen 
iſt, ſondern ſchlechthin, ſolauge fie es in Verwahrung haben, alfo auch wenn es zur Zeit des 
Todes noch nicht in die beſondere Verwahrung hat gebracht werden können, oder wenn 
es nach bisherigem Recht einer Hinterlegung gar nicht bedurft hatte (RG 48, 99). Ob das 
abgelieferte Teſtament nach geſchehener Eröffnung dem Notar zurückzugeben iſt, beſtimmt 
ſich nach Landesrecht (MG 53, 390, dagegen Planck A 3 und Zit.). Im übrigen vgl. A 1. Die 

eſtimmung ift gegenſtandslos, wenn der Notar nach Landesrecht zugleich zur Eröffnung des 
Teſtaments berufen iſt. f a 

5. Über die Art der Ablieferung und deren Beurkundung, Quittungsleiſtung beſtehen 
reichsgeſetlich keine Vorſchriften. Die Koſten gehören, weil den Erben als ſolchen treffend, 
zu den Nachlaßverbindlichkeiten, $ 1967. 5 15 

6. Die Veranlaſſung geſchieht Behörden egenüber durch Erſuchen, Privatperſonen 
können auch im Wege ber Necheghele Hierher Dede (RG 69, 271) und gemäß §§ 83, 33 FG 
Puch Ordnungsſtrafen und Abforderung des vor dem Nachlaßgerichte (RIA 11, 95) zu 
eiſtenden Offenbarungseides zur Ablieferung angehalten werden. Landesrechtlich (Prßchc 
ri 17) iſt auch gewaltſame Wegnahme zuläſſig. Gegenüber dem Notar findet ein ſolches 
Ordnungsſtraf⸗ oder Zwangsverfahren nicht ſtatt (RIA 14, 185). — Ablieferung des Erb⸗ 
vertrags 9 2300. Nach Ech Art 213G findet $ 2259 auch auf früher errichtete Teſtamente An. 
wendung, wenn der Erblaſſer nach 31. 12. 99 verſtorben iſt (RG 48, 101). 
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8 2260 


Das Nachlaßgericht hat, ſobald es von dem Tode des Erblaſſers Kennt⸗ 
nis erlangt, zur Eröffnung eines in ſeiner Verwahrung befindlichen Teſta⸗ 
ments einen Termin zu beſtimmen!). Zu dem Termine ſollen die geſetzlichen 
Erben des Erblaſſers und die ſonſtigen Beteiligten ſoweit tunlich geladen 
werden“). 

In dem Termin iſt das Teſtament zu öffnen, den Beteiligten zu ver⸗ 
künden und ihnen auf Verlangen vorzulegen. Die Verkündung darf im 
Falle der Vorlegung unterbleiben?). 

über die Eröffnung iſt ein Protokoll aufzunehmen. War das Teſtament 
verſchloſſen, jo iſt in dem Protokolle feſtzuſtellen, ob der Verſchluß unver⸗ 
ſehrt war!). 

@ 1 1938 Abf 1 II 2127; M 5 306, 307; P 5 356. 


1. Die Eröffnung des Teſtaments durch das Nachlaßgericht oder das nach $ 2261 hierzu 
berufene andere Gericht umfaßt die Offnung und die Verkündung (Abſ 2). Sie ſetzt voraus, 
daß das Gericht durch eine ihm nach Landesrecht erſtattete Todesanzeige oder durch Vor⸗ 
legung einer Sterbeurkunde oder einer Todeserklärung vom Tode des Erblaſſers Kenntnis 
erlangt hat. Auch eine zuverläſſige nicht amtliche Nachricht vom Tode eines Kriegsteilnehmers 
kann ausreichen (RIA 14, 141). Vorausgeſetzt wird ferner, daß ſich das zu eröffnende 
Teſtament, ſei es von vornherein, ſei es nach geſchehener Ablieferung (§ 2259) in Verwahrung 
des Gerichts befindet. Die Gültigkeit des ſich äußerlich als Teſtament kennzeichnenden Schrift⸗ 
ſtücks ($ 2259 A 1) ift vor der Eröffnung nicht zu prüfen; dieſe darf auch nicht wegen vermeint⸗ 
licher Zweckloſigkeit unterbleiben (RIA 13, 82). Befindet ſich die Urſchrift des öffentlichen 
Teſtaments eines Deutſchen im Ausland und kann ihre Ablieferung mit Rückſicht auf das 
ausländiſche Recht nicht durchgeſetzt werden, fo kann eine Ausfertigung eröffnet werden (RIA 
13, 87). Auch ſonſt kann eine öffentlich beglaubigte Abſchrift eröffnet werden, wenn die 
Urſchrift verloren gegangen iſt (RIA 15, 25). Die einfache Abſchrift eines verloren gegangenen 
Teſtaments hat KG (JW 1919, 586% unter Widerſpruch von Herzfelder daſ.) nicht zur Er 
öffnung zugelaſſen. Zur Eröffnung des Teſtaments eines Ausländers find die deutſchen 
Gerichte zuſtändig, wenn hinſichtlich irgendwelchen Vermögens, insbeſondere Grundvermögens, 
die Erbfolge nach deutſchem Rechte ſtattfindet (KJ 51, 98). 

2. Die Beſtimmung des Termins und die Ladung geſchieht von Amts wegen. Zuſtellung 
iſt nicht vorgeſchrieben, das Erſcheinen der Beteiligten kann nicht erzwungen werden ($ 2262). 
Erſcheinen fie freiwillig, fo ift nicht ausgeſchloſſen, auch ohne Ladung und förmliche Termins. 
beſtimmung ſogleich die Eröffnung vorzunehmen. Beibringung des Hinterlegungsſcheins 
(8 2246 Abſ 2) ift nicht weſentlich. Weitläufigere Ermittlungen der geſetzlichen Erben 
der Terminsbeſtimmung vorangehen zu laſſen, liegt nicht im Sinne des Geſetzes („ſoweit 
tunlich“; KGJ 45, 134). Zu den Beteiligten gehören Bedachte, auch bedingt Bedachte, 
ſelbſt wenn als Bedingung ein vom freien Belieben des Belaſteten abhängiges Ereignis geſetzt 
iſt (RG 17. 11. 19 IV B 2/19), Auflageberechtigte (8 2194), Teſtamentsvollſtrecker, Perſonen, 
bezüglich deren familienrechtliche Anordnungen getroffen find (Vormünder, Gewalthaber, 
Ehegatten), ſoweit ſie aus dem offen vorliegenden Teſtament oder aus bereits eröffneten 
Teſtamenten des Erblaſſers dem Nachlaßgerichte bekannt find. Sie können auch dureh 
Vertreter erſcheinen. Eröffnung im Wege der Rechtshilfe kann von den Beteiligten nicht 
beanſprucht werden. 

3. Die Offnung hat ſich auf den amtlichen wie auf den vom Erblaſſer ſelbſt bewirkten 
Verſchluß, die Verkündung auf den geſamten Inhalt der zum Teſtament gehörigen offen 
(RG 48, 99) oder verſchloſſen überreichten Schriftſtücke einſchließlich der Protokolle und deren 
Anlagen (§ 2246 A 1) zu erſtrecken. Es ziemt dem Richter, auch ſolche Schriftſtücke zu ver’ 
künden, die nach der Meinung des Erblaſſers letztwillige Verfügungen enthalten ſollten, aber 
den geſetzlichen Erforderniſſen, insbeſondere beim Privatteſtament ſo wenig genügen, daß g 
überhaupt nicht Teſtamente ſind. Auch widerrufene, durch Friſtablauf erloſchene (8 t 
und gegenſtandslos gewordene Teſtamente find zu verkünden (A 1). Die Verkündung beſteh, 
regelmäßig in der Verleſung der Schriftſtücke, doch iſt nach pflichtmäßigem Ermeſſen 99 
Richters auch inhaltliche Mitteilung genügend. Sie ift weſentlicher Formalakt (8 1944 A 
und darf auch dann nicht unterbleiben, wenn im Termin niemand erſchienen wäre (gl. N 
388 8 312 Abf 1) oder wenn die Erſchienenen auf Verkündung verzichtet hätten (unt 
6, 179). Nur die Vorlegung, wenn fie im Termin verlangt wird (f. auch 8 2264), me. 1 
die Verkündung entbehrlich. Zu irgendwelchen Erklärungen über die Echtheit des Teſtamenis, 
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Errichtung und Aufhebung eines Teſtaments SS 2260-2262 793 


Annahme der Erbſchaft u. dgl. ſind die Beteiligten nicht verpflichtet, der Richter wird im 
Gegenteil hiervon abzuraten haben. 

4. Über die Form des Protokolls beſtehen reichsgeſetzlich keine Vorſchriften. Ebenſo⸗ 
wenig iſt Zuziehung eines Gerichtsſchreibers vorgeſchrieben. Da es ſich nicht um Beurkundung 
eines Rechtsgeſchäfts handelt, find SS 167ff. FG nicht unmittelbar maßgebend. Weſentlich 
iſt mit Rückſicht auf 1944 A 3 Beurkundung des Tages der Verkündung. Ausnahmsweiſe 
kann der Nachweis der Erbfolge durch Vorlegung eines öffentlichen Teſtaments und des Ver⸗ 
kündungsprotokolls geführt werden, GBO 8 36, Fcch § 107 Abſ 2. Die weitere Feſtſtellung 
bezieht ſich auf alle, den äußeren ſowohl (8 2246 A 3), wie auf etwaige innere Verſchlüſſe 
der Urkunden. Beanſtanden die Beteiligten die Feſtſtellung, ſo ſind auch ihre Erklärungen 
zu Protokoll zu nehmen. Iſt das Teſtament verſehentlich bei Lebzeiten des Erblaſſers 
eröffnet worden, ſo wird ſelbſtverſtändlich ſeine fortdauernde Gültigkeit dadurch nicht be⸗ 
einträchtigt. Der Verſchluß iſt dann zweckmäßig unter feiner Mitwirkung wieder herzuſtellen. 
Über Eröffnung alter Teſtamente beſtimmen die Landesgeſetze. Die Koſten der 
Teſtamentseröffnung find Nachlaßverbindlichkeiten (8 1967) und im Konkurſe Maſſeſchuld 
(KO 8 224 Nr 4). — Eröffnung gemeinſchaftlicher Teſtamente § 2273, der Erbverträge § 2300. 
Iſt der Erblaſſer nach 81. 12. 99 verſtorben, jo findet § 2260 auch auf früher errichtete Teſta⸗ 
mente Anwendung, EG Art 213. 


§ 2261 
Hat ein anderes Gericht als das Nachlaßgericht das Teſtament in amt⸗ 
licher Verwahrung, ſo liegt dem anderen Gerichte die Eröffnung des Teſta⸗ 
ments ob!). Das Teſtament iſt nebſt einer beglaubigten Abſchrift des über 
die Eröffnung aufgenommenen Protokolls dem Nachlaßgerichte zu über⸗ 
ſenden; eine beglaubigte Abſchrift des Teſtaments iſt zurückzubehalten?). 
E I 1938 Abf 2 II 2128; M 5 307; P 5 356, 857. 


1. Das Gericht, das gemäß 88 2246, 2248 das Teſtament in (beſondere) amtliche Ver⸗ 
wahrung genommen hatte, wird mit dem Nachlaßgerichte (FGG 88 72ff.) vielfach nicht identiſch 
ſein. Um eine Überſendung der noch uneröffneten Teſtamentsurſchrift zu vermeiden, iſt 
deshalb dieſem andern Gericht die Eröffnung, und zwar im vollen Umfange des $ 2260 über⸗ 
tragen. Dagegen liegt die Benachrichtigung nach $ 2262 lediglich dem Nachlaßgericht ob. 

2. Die Urſchrift des Teſtaments nebſt den einen Beſtandteil des Errichtungsakts bildenden 
Protokollen und Anlagen (8 2246) ift nach Eröffnung dem — in⸗ oder ausländiſchen — Nachlaß 
gericht zu überſenden und von dieſem offen aufzubewahren. Lehnt das Nachlaßgericht die 
Annahme ab, ſo ſteht dem überſendenden Gerichte hiergegen nicht die Beſchwerde zu, da ihm 
die Sorge dafür, daß das eröffnete Teſtament von der zuſtändigen Stelle verwahrt werde, 
nicht obliegt (RIA 15, 289). — Gemeinſchaftliches Teſtament ſ. $ 2272. Erbvertrag $ 2300. 


8 2262 
Das Nachlaßgericht hat die Beteiligten, welche bei der Eröffnung des 
Teſtaments nicht zugegen geweſen ſind, von dem ſie betreffenden Inhalte 
des Teſtaments in Kenntnis zu ſetzen!). 
E 1 1939 Abf 1 II 2120; M 5 807, 308; P 5 357. 


1. Die Benachrichtigung der Beteiligten ($ 2260 A 2) liegt auch im Falle des $ 2261 
lediglich dem Nachlaßgericht ob. Die geſetzlichen Erben kommen nicht allgemein, ſondern nur 
fo weit in Betracht, als fie ausgeſchloſſen (8 1938) oder enterbt (8 2336) oder augenscheinlich 
im Pflichtteil verletzt find. Die Beteiligten find, ſoweit fie dem Nachlaßgericht, und zwar nach 
Einziehung gehöriger Erkundigungen (RG 69, 274) bekannt geworden Kind, jämtlich, nicht 
bloß „ſoweit tunlich“ ($ 2260 A 2) in Kenntnis zu ſetzen können aber auf Nachricht wirkſam 
verzichten. Iſt eine unvertretene oder zukünftige Nachkommenſchaft dedacht, ſo hat das 
Nachlaßgericht beim Vormundſchaftsgerichte die Beſtellung eines Pflegers anzuregen und, 
wenn ein Pfleger beſtellt wird, dieſen zu benachrichtigen; gegen die Ablehnung der Anregung 
ſteht ihm aber die Beſchwerde nicht zu (NZA 15, 26). Die Pflicht zur Benachrichtigung iſt 
von der Rechtswirkſamkeit des Teſtaments im ganzen oder der einzelnen darin getroffenen 
Verfügungen unabhängig (RG 17. 11. 19 IV B 2/19). Eine Form der Benachrichtigung ift 
nicht vorgeſchrieben. Regelmäßig genügt einfache Abschrift, nach Umſtänden auch kurze 
inhaltliche Mitteilung mit dem Anheimſtellen der Einſicht nach 8 2264. Bekanntmachung im 
Wege der Rechtshilfe iſt nicht ausgeſchloſſen. Benachrichtigung der Steuerbehörde ReErbſch⸗ 
StG v. 3. 6. 06 § 40 Nr 3, Erbſch Std v. 10. 9. 19 8 58 Abſ 2. Die Koften gehören zu den 
Koſten der Eröffnung (8 2260 A J). 


Zen Erbrecht Teſtament 


8 2263 


Eine Anordnung des Erblaſſers, durch die er verbietet, das Teſtament 
alsbald nach ſeinem Tode zu eröffnen, iſt nichtig!). 
E I 1938 Abj 8 II 2130; M 5 307; P 5 387. 


1. Ebenſo das Verbot der Benachrichtigung nach $ 2262 (RG LZ 1919, 124116; 17. 11. 19 
IVB 2/19) oder der Einſicht nach § 2264. Beſonderheiten beim gemeinſchaftlichen Teſtament 
und beim Erbvertrag $$ 2273, 2300. 


8 2264 
Wer ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht!), iſt berechtigt, von einem 
eröffneten Teſtament Einſicht zu nehmen ſowie eine Abſchrift des Teſta⸗ 
ments oder einzelner Teile zu fordern; die Abſchrift iſt auf Verlangen zu 
beglaubigen?). 
E I 1989 Abf 2 II 2131; M 5 308; P 5 357. 


1. Rechtliches Intereſſe, wie § 1953 Abſ 3 und FG 8 85, im Gegenſachtz zum berechtigten 
Intereſſe FGG 88 34, 78, GBO 8 11, Glaubhaftmachung 8 15 Abſ 2. Intereſſiert find jeden: 
falls die Beteiligten $ 2260 A 2, nach Umſtänden auch Nachlaßgläubiger und ſelbſt Privat: 
gläubiger des Erben. Wiſſenſchaftliche, hiſtoriſche u. dgl. Intereſſen können nach § 34 F 
Berückſichtigung finden. a 

2. Die Einſicht an der amtlichen Verwahrungsſtelle, auch derjenigen des „andern Gerichts“ 
($ 2261) darf den Berechtigten nicht verweigert werden. In dem Recht auf Einſicht if 
die Befugnis enthalten, ſich ſelbſt Aufzeichnungen oder Abſchriften anzufertigen; KG (RIA 
12, 205) geftattet, wenigſtens im allgemeinen, auch die Herſtellung einer Photographie. In⸗ 
wieweit das rechtliche Intereſſe des Betreffenden die Kenntnisnahme vom ganzen Teſtament 
oder nur von einzelnen Teilen rechtfertigt, iſt unter Abwägung etwa entgegenſtehender 
anderer rechtlicher Intereſſen nach den Umſtänden zu entſcheiden. Wem das Teſtament zu 
verkünden iſt, der darf auch, und zwar vom ganzen Teſtament Abſchrift fordern (RIA 9, 79). 
Beſchwerde nach Fc 88 19 ff. Das Teſtament ift auch hier mit Einſchluß der Protokolle 
und Anlagen verſtanden ($ 2261 A 2). Für die Zwecke der § 36 GBO, § 107 Abf 2 FGG 
kann auch Ausfertigung des Eröffnungsprotokolls verlangt werden. Beglaubigung nach 
Landesrecht. Die Koſten gehen zu Laſten des betreffenden Intereſſenten. Recht der Steuer⸗ 
behörden auf Einſicht RErbſchStch v. 3. 6. 06 8 41, RAbg SO v. 13. 12. 19 § 191. — Auch 
dem Erblaſſer ſelbſt kann das Recht auf Einſicht in das nach 88 2246, 2248 in beſondere 
Verwahrung genommene Teſtament im Falle der Glaubhaftmachung eines rechtlichen In⸗ 
tereſſes nicht verſagt werden. Da § 2246 nur Ordnungsvorſchrift ift, fo muß genügen, wenn 
der geöffnete Verſchluß nur unter Mitwirkung des Erblaſſers wiederhergeſtellt und hierüber 
ein Vermerk gemacht wird (OLG 9, 411). 


Achter Titel 
Gemeinſchaftliches Teſtament 
§ 2265 
Ein gemeinſchaftliches Teſtament!) kann nur von Ehegatten errichtet 


werden?). 
E 1 1913 II 2132; M 5 253— 257; P 5 424—427. 


1. Das Teſtament iſt gemeinſchaftlich (t. mere simultaneum), wenn zwei Erblaſſer in einer 
einheitlichen Teſtamentsurkunde, die aus mehreren Bogen oder Blättern beſtehen kann, letzt; 
willige Verfügungen treffen (RG 50, 309; 72, 204; JW 1917, 925). Es iſt gegenſeitig 
(t. reciprocum), wenn ſich beide darin gegenſeitig oder einer um des andern willen einen 
Dritten bedenken. Es iſt gegenſeitig in dem engeren Sinne des $ 2270, wechſelbezüglich 
(t. correspectivum), wenn nach dem Willen beider Erblaſſer die Wirkſamkeit der Ver. 
fügungen der einen Seite von der Wirkſamkeit der gegneriſchen Verfügungen abhängig 
ſein fol. In allen Fällen find die beiderſeitigen Verfügungen grundſählich einſeitig 
und abgeſehen von dem beſondern Falle des § 2271 Abſ 2 frei widerruflich. Umgekehrt 
haben ſich mit Abſchluß des Erbvertrags beide Erblaſfer oder der Erblaſſer und ein 
Dritter gegenfeitig gebunden und dürfen nur in den beſondern Fällen der SS 2293 ff. hier- 
von einfeitig zurücktreten. Das gemeinſchaftliche Teſtament kann in allen vom Geſetz zur Ber‘ 
Tügung geſtellten ordentlichen und außerordentlichen Formen (88 2231— 2251) errichtet werden. 
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Beſonderheiten beim Gemeindeteſtament § 2266, beim Privatteſtament § 2267. Bezüglich 
der Teſtierfähigkeit gelten die allgemeinen Vorſchriften (8 2229 A 1—4, anders beim Erb⸗ 
vertrag 8 2275). Aus der Notwendigkeit einheitlicher Beurkundung folgt, daß ſich beide Erb⸗ 
laſſer derſelben Teſtamentsform bedienen müſſen, daß z. B. nicht der eine vor dem Richter 
oder Gemeindevorſteher, der andere privatſchriftlich teſtieren kann. Beim öffentlichen Teſta⸗ 
ment (88 2238, 2249) konnen beide Teile ihren letzten Willen gemeinſchaftlich mündlich 
erklären oder eine Schrift oder auch je eine Schrift mit der mündlichen Erklärung über⸗ 
geben, daß die Schrift oder die Schriften ihren gemeinſchaftlichen letzten Willen enthalten 
(23 1917, 888 u. Anm). Der letzte Wille kann auch von dem einen Teile in dieſer, vom 
andern in jener Form erklärt werden. Dagegen iſt unzuläſſig, daß ein Teil den letzten 
Willen zu Prototoll erklärt, während der ſtumme oder am Sprechen verhinderte andere 
Teil eine dem $ 2243 A 2 entſprechende ſchriftliche Erklärung übergibt, daß diefes Protokoll 
auch feinen lebten Willen enthalte (a. M. Strohal 8 43 A 8). Die Bezugnahme auf das Proto⸗ 
toll könnte die in $ 2243 geforderte Übergabe einer eigenen Teſtamentsſchrift nicht erſetzen. 
Iſt ferner der eine Teil, weil er minderjährig iſt oder Geſchriebenes nicht zu leſen vermag, 
auf mündliche Erklärung des letzten Willens zu Protokoll beſchränkt (88 2238 Ubi 2, 2247), 
ſo muß ſich notwendig auch der andere Teil dieſer Erklärungsform bedienen, da ſeine ſchrift⸗ 
liche Ertlärung dem leſeunkundigen Partner überhaupt nicht, dem minderjährigen wenig⸗ 
ſtens nach der Annahme des Geſetzes nicht verſtändlich ſein würde. Sit ein Teil an der ſchrift⸗ 
lichen, der andere an der mündlichen Erklärung verhindert, ſo können ſie gemeinſchaftlich über⸗ 
haupt nicht teſtieren. 

2. Nur Ehegatten in ſtehender Ehe können gemeinſchaftlich teſtieren. Nicht Verlobte, 
denen jedoch der Erbvertrag offen fteht (88 2275 Ab] 3, 2276 Abf 2) und nicht Ehegatten, deren 
eheliche Gemeinſchaft aufgehoben iſt (88 1586, 1587). Unwirkſamkeit des Teſtaments im 
Falle der Nichtigkeit oder Auflöſung der Ehe § 2268. Beſondere Vorſchrift für die allgemeine 
Gütergemeinſchaft 8 1516 Abſ 3. Das von Nichtehegatten gemeinſchaftlich errichtete 
Teſtament iſt feinem ganzen Inhalte nach nichtig. Die darin enthaltenen Verfügungen 
können auch dann, wenn ſie den für ein Einzelteſtament beſtehenden Formerforderniſſen ge⸗ 
nügen, nicht als ein oder zwei Einzelteſtamente aufrechterhalten werden (RIA 9, 12; RG 
87, 33). Immerhin iſt zu beachten, daß auch eine bloß äußerliche Vereinigung mehrerer 
Einzelteſtamente auf demſelben Blatte Papier möglich iſt (RG 72, 205). Wird aber über 
das Teſtament zweier Verlobter nur eine Urkunde in einem notariellen Protokoll auf⸗ 
genommen, das von jedem der beiden, dem Notar und den Zeugen nur einmal unterſchrieben 
wird, ſo liegt ein gemeinſchaftliches, wegen fehlender Ehe nichtiges Teſtament vor (RG JW 
1911, 76625). — Gemeinſchaftliche unter der Herrſchaft des älteren Rechts von Nichtehegatten 
errichtete Teſtamente bleiben wirkſam (RG JW 1911, 76625). 


8 2266 


Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach $ 2249 auch dann errichtet 
werden, wenn die Vorausſetzung des § 2249 nur auf ſeiten eines der Ehe⸗ 
gatten vorliegt!) 

E II 2183; P 5 428, 429. 

1. Das gemeinſchaftliche Gemeindeteſtament nach $ 2249 iſt zuläffig, wenn auch nur 
(ezüglich eines Ehegatten Gefahr im Verzug obwaltet. Beim Seuchen und Seeteſtament 
(F 2250, 2251) liegt in der Natur der Sache, daß die dort aufgeftellten Erforderniſſe immer 
für beide gleichzeitig teſtierende Erblaſſer zutreffen. Bezuglich der Gültigkeitsdauer und 
des Friſtenlaufs nach § 2252 gilt das gemeinfchaftliche Teſtament für jeden Gatten als felb- 
ändiges Teſtament (a. M. KJ 51, 87, wo angenommen wird, daß das gemeinſchaftliche 
eſtament in vollem Umfange wirkſam bleiht, wenn nur der lebensgefährlich erkrankte Ehe⸗ 
hatte innerhalb dreier Monate nach der Errichtung ftirbt). 


8 2267 

Zur Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments nach § 2231 Nr 2 
genügt est), wenn einer der Ehegatten das Teſtament in der dort vor⸗ 
geſchriebenen Form errichtet und der andere Ehegatte die Erklärung bei⸗ 
fügt, daß das Teſtament auch als ſein Teſtament gelten jolle?). Die Erklärung 
muß unter Angabe des Ortes und Tages eigenhändig geſchrieben und unter⸗ 
chrieben werdens). 

E II 2134; P 5 425—420. 


796 Erbrecht Teſtament 


1. Beim gemeinſchaftlichen Privatteſtament entſpricht der Regel des $ 2231 Nr 2, daß 
beide Ehegatten ihre letztwilligen Erklärungen, jeder die ſeine, in einer die beiden Erklärungen 
zu einer Einheit zuſammenfaſſenden Urkunde ($ 2265 A 1) eigenhändig niederſchreiben, datieren 
und unterſchreiben (vgl. die Fälle in OL 30, 225; 32, 68 A 1). Dieſe Art der Errichtung iſt 
durch $ 2267, der die Form nur erleichtern will („genügt es“), nicht ausgeſchloſſen. Gleich- 
zeitigkeit der Errichtung iſt dabei nicht erforderlich, ebenſowenig Identität des Errichtungsorts. 

2. Die Formerleichterung beſteht darin, daß ſich das Geſetz mit einmaliger eigenhändiger 
Niederſchrift des Teſtamentsinhalts bloß durch einen Ehegatten begnügt und vom andern 
Teil nur die der Niederſchrift in derſelben Urkunde beizufügende Erklärung verlangt, 
daß das Teſtament auch als ſein Teſtament gelten ſolle. Der Gebrauch der Geſetzesworte 
iſt nicht weſentlich. Der Vermerk: „einverftanden, genehmigt“ kann genügen, wenn der Teſta⸗ 
mentstext ſelbſt ſchon die Gemeinſchaftlichkeit der Verfügungen andeutet, insbeſondere 
beide Ehegatten als redend aufführt („Wir beſtimmen“). Die bloße Mitunterſchrift kann jedoch 
die von dem andern Ehegatten „beizufügende Erklärung“ auch in dieſem Falle nicht erſetzen 
(RG 72, 205). Das von dem zuerſt teſtierenden Ehegatten niedergeſchriebene Teſtament iſt 
in der durch $ 2231 Nr 2 vorgeſchriebenen Form erſt dann errichtet, wenn es mit Datum 
und Unterſchrift verſehen iſt. Die Erklärung des andern Ehegatten iſt deshalb unwirkſam, 
wenn fie vor Abſchluß des Teſtaments, insbeſondere wenn fie unter einem früheren Datum 
als demjenigen des Teſtaments erfolgt. Dagegen iſt auch hier (wie A 1) nicht weſentlich, daß 
fie gerade an demſelben Orte und Tage abgegeben wird (vgl. RG 72, 206). Sie kann viel⸗ 
mehr, ſowohl örtlich als zeitlich nachfolgen, allerdings immer nur bei Lebzeiten des Aus⸗ 
ſtellers der erſten Erklärung (KJ 51 S. 82, 86). 

3. Eigenhändigkeit iſt ſowohl für die Erklärung als für das Datum und die Unterſchrift — 
die durch Aufführung des Namens im Text der Erklärung nicht erſetzt wird — erforderlich. 


Das gemeinſchaftliche Privatteſtament muß alſo auch in der erleichterten Form jedenfalls 
z wei eigenhändige Angaben des Ortes und Tages enthalten. Im übrigen gilt bezüglich des 
wahrheitsgetreuen Datums und der ſonſtigen Erforderniſſe das § 2231 A 3 Geſagte. Etwaige 
Yufäge und Anderungen müffen gleichfalls den Mindeſterforderniſſen des § 2267 genügen 
(32231 A 5). Doch wird für den Fall, daß ein unterſchriebener, aber nicht beſonders datierter 
Leas zu dem von dem einen Ehegatten geſchriebenen erſten Teile des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments zwiſchen dieſem Teile und der von dem gleichen Tage wie der erſte Teil datierten 
Beitrittserklarung des anderen Ehegatten fteht, die Gültigkeit des Zuſatzes regelmäßig daraus 
hergeleitet werden lonnen, daß ſich das erſte Datum auf ihn miterſtrecken ſoll (NG JW 
1917, 9250. Formfehler in der Niederſchrift, Datierung und Unterſchrift des vorangehenden 
Teſtaments machen das gemeinſchaftliche Teſtament in vollem Umfange, Fehler der Nach⸗ 
ſchrift regelmäßig nur dieſe Nachſchrift nichtig, wenn ſich nicht aus $ 2270 Abſ 1 auch in dieſem 
Falle Nichtigteit des ganzen Teſtaments ergibt. Das gemeinſchaftliche Privatteſtament ift 
ausgeſchloſſen, wenn auch nur ein Teil minderjährig oder leſensunvermögend ift (58 2247, 


2265 A 1). 
8 2268 

Ein gemeinſchaftliches Teſtament ift in den Fällen des § 2077 ſeinem 
ganzen Inhalte nach unwirkſam !). 

Wird die Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöſt oder liegen 
die Vorausſetzungen des § 2077 Abſ 1 Satz 2 der2), jo bleiben die Ber 
fügungen inſoweit wirkſam, als anzunehmen iſt, daß ſie auch für dieſen 
Fall getroffen ſein würden“). 

E II 2135; P 5 446— 448. 


1. Die Regel des Abf 1: völlige Unwirkſamkeit aller in dem gemeinſchaftlichen Telta‘ 
mente getroffenen Verfügungen, gleichviel ob fie korreſpektiver Natur find oder überhaup 
nicht miteinander in Verbindung ſtehen, greift nur durch, wenn die Ehe nach 88 1323—132 
von vornherein oder nach $ 1343 Ab} 1 infolge wirkſamer Anfechtung nichtig iſt. Im übrigen 
wird fie durch die Ausnahmebeſtimmung des Abi 2 durchbrochen. 

2. Im Falle der Auflöſung der Ehe vor dem Tode durch Scheidung, Aufhebung Dr 
ehelichen Gemeinſchaft, Wiederverheiratung nach vorausgegangener Todeserklärung ober 
auch nur der Erhebung begründeter Scheidungsklage wegen Verſchuldens des andern 5 
gatten (8 2077 Abſ 1 Satz 2) iſt zuznſehen. ob die Verfügungen eines jeden der beiden Erbtafle 
nach feinem zu ermittelnden Willen auch für dieſen Fall Geltung behalten ſollten (ſo aue) 
32077 Abſ 3). Inſoweit bleiben fie bei Kräften. Dieſe Annahme iſt bei korreſpektiven 21 
fugungen im Sinne von § 2270 Abſ 1 u. 2 regelmäßig ausgeſchloſſen, wird aber bei 1 
mit dem ehelichen Verhältnis der Erblaſſer nicht im Zuſammenhang ſtehenden Verfügunge B 
regelmäßig begründet ſein. Sind jie einmal unwirkſam geworden, jo lebt das gemeinſchaftlich 
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Teſtament auch durch Wiederverheiratung der Ehegatten oder durch Wiederherſtellung der 
ehelichen Gemeinſchaft (8 1587, a. M. Leonhard, II, B) nicht wieder auf. Dasſelbe bat 
auch zu gelten, wenn der mit begründeter Scheidungsklage verfolgte Ehegatte vor dem 
klagenden Teile verſtirbt. Auch in dieſem Falle bleiben insbeſondere die korreſpektiven Ver⸗ 
fügungen beider Teile, wiewohl unbeſchadet des geſetzlichen Erbrechts des überlebenden Ehe 
gatten unwirkſam (a. M. Strohal $ 43 A 23; Dernburg VS 91 A 2; Staudinger A 1; 
Leonhard, II. C). Handelt es ſich in Wahrheit um zwei ſelbſtändige Teſtamente der Ehe⸗ 
gatten, ſo bleibt lediglich $ 2077 anwendbar. Bezüglich des Erbvertrags |. 92279 Abſ 2. — 
Die Beweislaſt trifft denjenigen, welcher fortdauernde Gültigkeit der gemeinſchaftlichen 
Verfügungen behauptet. 
§ 2269 


Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, durch das 
ſie ſich gegenſeitig als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nach dem Tode des 
Überlebenden der beiderſeitige Nachlaß au einen Dritten fallen joll!), jo 
iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Dritte für den geſamten Nachlaß als 
Erbe des zuletzt verſterbenden Ehegatten eingeſetzt iſt?). 


Haben die Ehegatten in einem ſolchen Teſtament ein Vermächtnis an⸗ 
geordnet, das nach dem Tode des Überlebenden erfüllt werden ſoll, ſo iſt 
im Zweifel anzunehmen, daß das Vermächtnis dem Bedachten erſt mit dem 
Tode des Überlebenden anfallen ſolls). 


E II 2134; P 5 406, 407, 459. 


1. Vorausgeſetzt iſt ein mindeſtens reziprokes, wenn auch nicht notwendig korreſpektives 
Teſtament ($ 2265 A 1), in dem ſich die Ehegatten gegenſeitig jeder den anderen als alleinigen 
Erben des Zuerſtverſterbenden — nicht auch andere Perſonen neben dem Überlebenden — 
einſetzen (RG 22. 11. 06 IV 186/06; 23 1019, 124115). Der Dritte (oder mehrere Dritte) 
muß ferner erſt nach dem Tode des Überlebenden, nicht ſchon für den Eintritt eines 
beftimmten Zeitpunkts oder Ereigniſſes (8 2104), und zwar auf den beiderſeitigen Nachlaß 
als Erbe berufen ſein (ſog. Berliner Teſtament). Nicht hierher gehört deshalb der Fall, daß 
in einem gegenſeitigen Teſtament als beim Tode des überlebenden Ehegatten eintretende 
Erben die Verwandten des Mannes auf den Nachlaß des Mannes und die Verwandten der 
Frau auf deren Nachlaß berufen find (RG 79, 277); anders, wenn das beiderſeitige Ver⸗ 
mogen kraft Gütergemeinfchaft bereits zu einer Einheit verbunden war und jeder Erblaffer 
unter ſeinem Nachlaſſe nur die Hälfte des beim Tode des Überlebenden vorhandenen geſamten 
Vermögens verſtanden wiſſen wollte (RG LZ 1914, 136119), 


2. In dieſen Fällen iſt denkbar, jeder Ehegatte habe den Dritten auf den eigenen Nachlaß 
ſowohl als Erſaberben an Stelle des zunächſt eingeſetzten (aber zuerſtſterbenden) anderen 
Ehegatten, wie auch als Nacherben nach dem zuletztſterbenden, zuvor aber Erbe, d. h- Vor⸗ 
erbe gewordenen Teile berufen wollen. Die Erbfolge des Dritten kame mithin beim erſten 
Erbfall als bloße Erſatzerbfolge überhaupt nicht in Betracht. Dagegen würde er im zweiten 
Erbfalle den Nachlaß des Überlebenden als deſſen (für den Zuerſtverſtorbenen) berufener 
Erſatzerbe, und zugleich den Nachlaß des Zuerſtverſtorbenen als deſſen Nacherbe erben. Das 
Geſetz behandelt dieſe Geſtaltung der Erbfolge als zuläſſig, ſtellt aber eine Auslegungsregel 
auf („in Zweifel“), die denjenigen beweispflichtig macht, welcher einen ſo gemeinten 
Willen der Erblaſſer behauptet (RG 60, 117). Vielmehr wird, wenn begründete, auf anderem 
Wege nicht zu löſende Zweifel beſtehenbleiben (RG 59, 85, Berückſichtigung der Vermögens 
berhältniffe beider Erblaſſer R& 79, 277, aber auch Recht 1914 Nr 944), der „beiderſeitige Nach. 
laß“ als einheitlicher, als „geſamter Nachlaß“ behandelt. Die Einzelvermögen beider Ehegatten, 

as ererbte wie das eigene, verſchmelzen in der Hand des überlebenden Teiles zu einem Ver · 
mögen. Nur auf dieſes einheitliche Vermögen gilt der Dritte, und zwar als Bollerbe des 
fberlebenden, als berufen. Daraus folgt, daß dem Dritten mit dem Tode des Zuerſtſterbenden 
im Gegenſatze zu § 2108 Abſ 2 noch keinerlei vererbliche oder veräußerliche Rechte erwachſen, 

aß eine ihm gemachte Zuwendung vorbehältlich des $ 2069 hinfällig wird, wenn er vor dem 

berlebenden verſtirbt, und daß formell nur der Überlebende als Erblaſſer in Betracht kommt. 

Dies ſchließt zwar nicht aus, bei Auslegung des Teſtaments, insbeſondere der von dem Zuerſt⸗ 
verſtorbenen bezüglich feiner Verwandten und Abkömmlinge getroffenen Anordnungen ($$ 2066 
Dis 2069), auch dieſen als Erblaſſer zu behandeln. Sind jedoch mehrere Dritte, insbeſondere 
Verwandte beider Erblaſſer ohne Beſtimmung von Anteilen bedacht, ſo haben ſie vermöge der 
Einheitlichkeit des Nachlaſſes im Zweifel als gleichmäßig, d. h. ohne Unterſchied auf die Her 
kunft des Vermögens als fämtlich auf den ungetrennten Nachlaß berufen zu gelten. Sind 
ſie am Nachlaſſe des Zuerſtverſtorbenen pflichtteilsberechtigt, jo find fie nach dem erſten 
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Erbfall nicht gehindert, den Pflichtteil geltend zu machen (RG 30. 6. 04 IV 516/08). Sie find 
auch, weil auf dieſen Nachlaß überhaupt nicht als Erben berufen, zu einer Ausſchlagung gemäß 
$ 2306 Abs 1 Satz 2 nicht genötigt (a. M. Dernburg V 8 94 A 3). Vielmehr bleiben fie trotz 
Abforderung des Pflichtteils nach dem zweiten Erbfall auf den geſamten Nachlaß erbberechtigt. 
Dagegen iſt Sache der Auslegung, ob ſie nach dem Willen der Erblaſſer, der auch ſtillſchweigend 
erklärt ſein kann, zur Anrechnung des empfangenen Pflichtteils auf den demnächſtigen, tat. 
ſächlich aus beiden Nachläſſen ihnen zufließenden Erbteil verpflichtet fein ſollen. Wäre frei. 
lich der Pflichtteilsberechtigte, ſei es von vornherein, ſei es vermöge des § 2306 auf den 
Pflichtteil am Nachlaſſe des Zuletztverſtorbenen beſchränkt, ſo braucht er ſich 5 den aus 
dem Nachlaſſe des Zuerſtverſtorbenen geforderten Pflichtteil nicht anrechnen zu lafſen (Kipp 
9.27 bei A 6, 7). Der Überlebende beerbt den Zuerſtverſtorbenen nur als gewöhnlicher 
Erbe, ift deshalb bei Lebzeiten von den dem Vorerben obliegenden Verfügungsbeſchrän⸗ 
kungen (88 2112ff.) befreit und darf im Falle bes § 2270 die Verfügungen des gemein 
ſchaftlichen Teſtaments nur nicht durch bösliche Schenkungen vereiteln (di 58, 65; 77, 113). 

3. Als Folge des in Ab] 1 aufgeſtellten Satzes, wonach die Anordnungen des gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtaments im Zweifel den beiderſeitigen, beim Tode des f 


31. 12. 99 geſtorben, ſo ift 8 2269 auch auf ein früher errichtetes gemeinſchaftliches Teſtament 
anzuwenden es ſei denn, daß die Erblaſſer die aer des Teſtaments den Vorſchriften 

{ htes g \ illen zu erfennen gegeben haben, daß ihre 
Beſtimmungen im Sinne dieſer Vorſchriften zu verſtehen ſeien (NRG 308 1911, 22027; Warn 
1913 Nr 331; § 2084 A 1 a. E.). — Entſprechende Anwendung beim Erbvertrag 8 2280. 


8 2270 


Haben die Ehegatten in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente Ver⸗ 
fügungen getroffen, von denen anzunehmen iſt, daß die Verfügung des 
einen nicht ohne die Verfügung des anderen getroffen ſein würde!), jo hat 
die Nichtigkeit oder der Widerruf der einen Verfügung die Unwirkjamteit 
der anderen zur Folge). 

Ein ſolches Verhältnis der Verfügungen zueinander iſt im Zweifel an⸗ 
zunehmen, wenn ſich die Ehegatten gegenſeitig bedenken?) oder wenn dem 
einen Ehegatten von dem anderen eine Zuwendung gemacht und für den 
Fall des überlebens des Bedachten eine Verfügung zugunſten einer Perſon 
getroſſen wird, die mit dem anderen Ehegatten verwandt iſt oder ihm ſonſt 
nahe ſteht)). 

Auf andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder Auf⸗ 
lagen findet die Vorſchrift des Abſ 1 keine Anwendung'z). 

E II 2137; P 5 448-459; 6 397. 

1 Als korreſpektive Verfügungen kommen nach Abſ 3 nur Erbeinſetzungen, Vermächt. 
niſſe und Auflagen in Betracht. Die Fälle des Abſ 2 ſind nicht erſchöpfend. Weſentlich iſt 
nur, daß zwiſchen beiden Verfügungen „Zuſammenhang des Motivs“ (Prot 5, 451) in den 
Sinne beſteht, daß jeder der beiden Ehegatten eine auf ſeiner Willensentſchließung beruhende 

nordnung getroffen hat, die ohne die Verfügung des anderen nicht gewollt fein würde. 
Ein ſolcher Zuſammenhang kann auch dann vorliegen, wenn die beiderſeitigen Anordnungen 
in eine ſprachlich einheitliche Verfügung Zugunſten desſelben Dritten zuſammengefaßt ſind 
(RG 88, 330; Warn 1920 Nr 18). Zwiſchen gleichlautenden Verfügungen wird der au 
ſammenhang meift ohne weiteres gegeben ſein, auch ohne daß ſich die Ehegatten zuvor geg 
ſeitig bedenfen ($ 2269), vielleicht weil fie inſoweit der geſetzlichen Erbfolge nach $ 19 
Abſ 2 freien Lauf laſſen wollen. Er kann auch bei verſchiedenartigen Verfügungen we 

inen wenn ein Ehegatte ſeinen Nachlaß nur ſeinen Verwandten — nicht an Fremde = 
einen beſtimmten Fremden — zuwendet, weil auch der andere Ehegatte unr feine Ver 
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wandten — keine Fremden, keinen beſtimmten Fremden bedenkt, oder wenn er ſich mit einer 
Auflage beſchweren läßt, weil er auch ſeinerſeits dem andern Teil eine Auflage macht. Da⸗ 
gegen iſt das Korreſpektivitätsverhältnis für die Zeit nach dem Tode des uerſtſterbenden als 
verneint anzuſehen, wenn ein Erblaſſer dem anderen ausdrücklich geſtattet, ſpatere abweichende 
Verfügungen zu treffen (RG 79, 34 u. 23 1920, 705 150. Vorausſetzung iſt, daß die Ver⸗ 
fügungen in einem gemeinſchaftlichen Teſtamente ausgeſprochen find. Stehen die in ge- 
trennten Teſtamenten getroffenen Verfügungen zweier Erblaſſer, die nicht Ehegatten zu ſein 
brauchen, in dem hier angenommenen gegenſeitigen Abhängigkeitsverhältnis, fo kann, wenn 
eine von ihnen unwirkſam geworden iſt, die andere geeignetenfalls wegen Irrtums im Beweg⸗ 
grunde angefochten werden (8 2078 Abſ 2). 

2. Nichtigteit wegen eines materiellen oder formellen Mangels, ſei es, daß ſie von 
Anfang an vorliegt oder als Erfolg der Anfechtung eintritt (8 142 Abſ 1). Widerruf $ 2271 
A 1. In beiden Fällen tritt die Unwirtſamkeit der anderen Berfügung unmittelbar 
kraft Geſetzes ein. Es iſt deshalb gleichgültig, ob der andere Teil die Nichtigkeit oder 
den Widerruf gekannt, oder dem Widerruf ſogar zugeſtimmt hat. Die Unwirkſamkeit be- 
ſchränkt ſich jedoch auf denjenigen Teil der anderen Verfügung, welcher mit der nichtigen oder 
widerrufenen Verfügung im Verhältnis der Korreſpektivität geſtanden hatte. Ob die ſo 
beſchränkte Unwirkſamkeit demnächſt auch Unwirkſamkeit der ſonſtigen Verfügungen des 


unwirkſam, z. B. infolge Ausſchlagung des von ihm eingeſetzten Erben, ſo bleibt die Wirk⸗ 
ſamkeit der anderen Verfügung hiervon unberührt (a. M. Dernburg V 93 VI, 4), wenn fie 


3. Auch für die in Abſ 2 hervorgehobenen hauptſächlichſten Fälle ſtellt das 8 nur 
die Auslegungsregel auf, daß die Korreſpektivität „im Zweifel“ gewollt ſei. Zur Wider⸗ 
legung dieſes Zweifels können alle Umftände des Falles, die ae Anſchauungen der 
Erbtaler, nach Befinden auch die Veridhiedenheit der beiderſeitigen Vermögensverhaͤltniſſe 
in Betracht gezogen werden (1 42 A 110). Danach if für gegenſeitige Unabhängigkeit 
der Verfügungen beweispflichtig, wer im Falle der Nichtigkeit oder des Widerrufs der 
einen die fortdauernde Gültigkeit der andern Verfügung behauptet. Die Ehegatten können 
ſich gegenſeitig bedenken nur durch Erbeinſetzungen oder Vermächtniſſe. Eine Auflage 
(8 1940), die dem andern Teil bloß zugute kommt, genügt nicht. Doch ſteht der Erbeinſetzung 
gleich und iſt ala Zuwendung aufzufaſſen, wenn die Ehegatten im Teſtamente der gegen- 
ſeitigen geſetzlichen Erbfolge ($ 1931) auch nur ſtillſchweigend freien Lauf laſſen. 

4. Die Ehegatten bedenken ſich nicht gegenſeitig. Der Mann A macht vielmehr ſeiner 
Frau B nur eine einjeitige en „Er erlangt aber (gewiſſermaßen als Gegenleiſtung 

tl 


andern als überlebend angenommenen Teile (der B) herrühren. Das Geſetz trifft aber auch 
den Fall, daß nur der A ſeine eigenen Verwandten ufw. im Teſtamente bedenkt und ſich damit 
begnügt, daß die B nach feinem Tode gemäß § 2271 Abſ 2 an dieſe feine Verfügungen ge- 


b 
des Erhlaſſers A an den Verfügungen der B (die, wie hier vorausgeſetzt ift, weder ihm noch 


§ 2271 

Der Widerruf einer Verfügung, die mit einer Verfügung des anderen 
Ehegatten in dem im § 2270 bezeichneten Berhältniſſe ſteht, erfolgt bei 
Lebzeiten der Ehegatten nach den für den Rücktritt von einem Erbvertrage 
geltenden Vorſchriften des 8 2296). Durch eine neue Verfügung von Todes 
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wegen kann ein Ehegatte bei Lebzeiten des anderen ſeine Verfügung nicht 
einſeitig aufheben?). 

Das Recht zum Widerruf erliſcht mit dem Tode des anderen Ehegatten?); 
der überlebende kann jedoch ſeine Verfügung aufheben, wenn er das ihm 
Zugewendete ausſchlägt“). Auch nach der Annahme der Zuwendung fit der 
überlebende zur Aufhebung nach Maßgabe des § 2294 und des § 2336 bes 
rechtigt®). 

Iſt ein pflichtteilsberechtigter Abkömmling der Ehegatten oder eines 
der Ehegatten bedacht, jo findet die Vorſchrift des § 2289 Abſ 2 entſprechende 
Anwendung“). 

E II 2188; P 5 451--458. 


1. Widerruf. Von ſelbſt verſteht ſich, daß die Ehegatten gemeinſchaftlich jederzeit das 
gemeinſchaftliche Teſtament in allen Formen der 88 2253—2258 widerrufen können. Nach 
8.2289 kann dies auch durch Erbvertrag geſchehen. § 2271 hat nur den einſeitigen Widerruf 
eines Ehegatten im Auge. Auch dieſer iſt unbeſchränkt zuläſſig in allen Formen, auch durch 
Streichung der eigenen Niederſchrift gemäß § 2255, jedoch mit Ausnahme des 8 2256 (vgl. 
$ 2272), ſoweit es ſich um nicht korreſpektive Verfügungen des gemeinſchaftlichen Teſta 
ments, insbeſondere um andere Verfügungen als Erbeinſeßungen, Vermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen handelt ($ 2270 Abſ 3). Und jelbit die korreſpektiven Verfügungen find bis 
zum Tode des Zuerſtverſterbenden für jeden Teil frei widerruflich, der Widerruf iſt 
jedoch neben dem Erfordernis mindeſtens beſchränkter Geſchäftsfähigkeit an die Form⸗ 
vorſchrift des $ 2296 gebunden: perſönlich abgegebene und gerichtlich oder notariell beur- 
kundete Erklärung gegenüber dem anderen Ehegatten. Hat der widerrufende Teil alles 

etan, was von ſeiner Seite geſchehen muß, damit die Erklärung an den anderen Teil gelangt, 
bo bleibt der Widerruf wirkſam, auch wenn er erſt nach dem Tode des Widerrufenden dem 
anderen Ehegatten zugeht (RG 65, 270). Der einſeitige Widerruf der korreſpektiven Ver⸗ 
fügung iſt deshalb unwirkſam (f. jedoch A 4), wenn er erklärt wird durch Teſtament (§ 2254), 
durch Vernichtung oder Veränderung der Teſtamentsurkunde (8 2255; über den Beweis von 
Inhalt und Formgültigkeit des vernichteten Teſtaments vgl. RG LZ 1920, 3875), durch eine 
trotz § 2272 etwa doch erfolgte einſeitige Rücknahme aus amtlicher Verwahrung ($ 2256) 
oder durch Errichtung eines neuen (ſei es auch nur teilweiſe, z. B. durch die Hinzufügung 
von Beſchränkungen oder Beſchwerungen, R Warn 1920 Nr 18) widerſprechenden Teſta⸗ 
ments ($ 2258 und A 2). Anderſeits können in der Form des § 2296 auch nur die korre 
ſpektiven, nicht auch die ſonſtigen Verfügungen des gemeinſchaftlichen Teſtaments wider⸗ 
rufen werden. Der Ehegatte, der ſowohl korreſpektive als nicht korreſpektive Verfügungen 
einſeitig widerrufen will, muß ſich deshalb ſowohl der Form des $ 2296 als auch einer der 
Formen der $$ 2253—2258 bedienen. Wirkung des Widerrufs $ 2270 A 2. Der formgerecht 
erklärte Widerruf iſt ſelbſt unwiderruflich, $ 2257 kann nicht in Frage kommen. Er hat zur 
Folge, daß die neuerrichtete widerſprechende letztwillige Verfügung mit dem Widerruf nun 
mehr Gültigkeit erlangt (RG 65, 275). l 

2. Satz 2 beſtätigt die Regel des Satz 1 auch für den Fall des 8 2258, der eine förmliche 
Widerrufserklärung nicht vorausſetzt. Er bezieht ſich deshalb gleichfalls nur auf korre⸗ 
ſpektive Verfügungen. Davon abgeſehen verbleibt beiden Ehegatten die unbeſchränkte 
Teſtierfreiheit. Gemeinſam können ſie auch das korreſpektive Teſtament durch ein neues 
Testament beſeitigen (A 1). Dagegen reicht die Zuſtimmung des einen Teiles zu dem ein⸗ 
ſeitigen Teſtament des anderen Ehegatten hierzu nicht aus (JW 1919, 516° mit Anm.). — 
Widerruf eines unter ALR errichteten gegenſeitigen Teſtaments vgl. 8 2253 A 1 a. E. 

3. Mit dem Tode des anderen Ehegatten tritt diejenige Gebundenheit des überlebenden 
an die im gemeinſchaftlichen Teſtament ſowohl von dem Zuerſtverſtorbenen als von ihm ſelbſt 
getroffenen Verfügungen ein, die beim Erbvertrag von vornherein beſteht (8 2278 A 1) und 
in $ 2298 Abſ 2 auch für den Fall aufrechterhalten wird, daß von dem Vorbehalte des Rück 
tritts bei Lebzeiten der Vertragſchließenden kein Gebrauch gemacht worden iſt. Diele Ge⸗ 
bundenheit hat zur Folge, daß letztwillige Anordnungen des Überlebenden, ſoweit und ſolauge 
ihnen die korreſpektiven Verfügungen des gemeinſchaftlichen Teſtaments entgegenſtehen 
— außer im Rahmen von Abſ 2 Satz 2 und Abſ 3 —, nicht wirkſam find. Damit iſt zuglei 
ausgeſchloſſen, daß er die Verfügungen zwar formell beſtehen läßt, ſie aber durch Sinzufügent 
von Beſchränkungen oder Beſchwerungen (Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers 
12, 18) weſentlich abändert. * 
4. Die Gebundenheit des Überlebenden tritt ipso jure mit dem Tode des Zuerſtſterbenden 
ein, nicht erſt mit Annahme der ihm etwa gemachten Zuwendung und ſelbſt wenn er über 
haupt nicht bedacht wäre. Der Überlebende wird von ſelbſt befreit, wenn ſich die ihm au 
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erlegte Zuwendung durch Wegfall des Bedachten erledigt. Er kann ſich aber auch von der 
Gebundenheit befreien daduch, daß er das ihm Zugewendete ausſchlägt und ſeine Verfügung 
aufhebt. Die bloße Ausſchlagung macht die Verfügungen des gemeinſchaftlichen Teſtamenta 
noch nicht hinfällig (dJ 48, 99). Das Geſetz erfordert jedoch nicht, daß die Ausſchlagung der 
Aufhebung der Verfügung vorangehe. Der vom Überlebenden ſchon bei Lebzeiten des andern 
Ehegatten in den Formen der 88 2254 2256 erklärte und deshalb an ſich unwirkſame 
Widerruf (vgl. A 1), insbeſondere ein den korreſpektiven Verfügungen widerſprechendes 
Teſtament (8 2258) erlangt deshalb nach dem Tode des Zuerſtverſtorbenen volle Wirkſamkeit, 
ſobald die Ausſchlagung des Überlebenden hinzutritt (vgl. auch RG 65, 275). Die Aufhebung 
der Verfügung begreift den eigentlichen Widerruf (88 2254— 2256) und die Errichtung eines 
neuen widerſprechenden Teſtaments ($ 2258) in ſich. Sie ſetzt Teſtierfähigkeit des Überlebenden 
voraus, iſt mithin ausgeſchloſſen, wenn er geſchaͤftsunfähig geworden ift (8 104); ſ. jedoch 
8 2253 A 2. In dieſem Falle bleibt nur Anfechtung des gemeinſchaftlichen Teſtaments aus 
$ 2078 Abſ 2 möglich. Gegenſtand der Aufhebung iſt unmittelbar nur die eigene vom Über. 
lebenden getroffene oder mitgetroffene Verfügung. Sie hat aber gemäß § 2270 Abf 1 ohne 
weiteres auch Unwickſomkeit der vom anderen Teil getroffenen (korreſpektiven) Verfügungen 
zur Folge. Die Ausſchlagung des Zugewendeten ſetzt voraus, daß der Überlebende im 
gemeinſchaftlichen Teſtamente vom Zuerſtverſtorbenen als Erbe oder Vermächtnisnehmer 
bedacht iſt. Dem iſt der Fall gleichzuftellen, daß beide Ehegatten zwar nur an Dritte Zu⸗ 
wendungen gemacht, im Verhältnis zueinander aber der geſetzlichen Erbfolge bewußt freien 
Lauf gelaſſen haben (S 2270 A 1). Dann befreit ſich der Überlebende durch Ausſchlagung 
des ihm anfallenden geſetzlichen Erbteils. Empfinge der Überlebende aus dem Nachlaſſe 
des Zuerſtverſterbenden überhaupt nichts, hätte er ſich aber gleichwohl korreſpektiv gebunden 
(3. B. wenn er im Falle des 8 2270 U 4 der Überlebende wäre), ſo könnte er nichts ausſchlagen 
und deshalb auch nicht wirkſam widerrufen. Anfechtung der Annahme und Ausſchlagung 
58 1964—1956. Hatte der Überlebende die Verfügung aufgehoben, iſt er aber vor Ablauf der 
Ausſchlagungsfriſt verſtorben, fo vererbt ſich zwar gemäß 88 1952, 2180 Abſ 3 das Aus- 
ſchlagungsrecht auf ſeine Erben. Ihre Ausſchlagung kann aber die Gebundenheit des Über- 
lebenden nicht mehr befeitigen, wenn fie ihr Erbrecht, wie die Regel bildet, jetbft erſt aus dem 
korreſpektiven Teſtamente herleiten. Denn bie Ausſchlagung wirkt gemäß 88 1958 Abſ 1, 
2180 Abſ 3 auf die Zeit des erſten Erbfalls zurück, ihr Erbrecht und ſomit auch das Aus 
ſchlagungsrecht hätte mithin als von Anfang an nicht vorhanden geweſen zu gelten. Fällt 
dagegen der Nachlaß des Überlebenden an ſeine geſetzlichen Erben, und ſchlagen dieſe die 
darin einbegriffene Erbſchaft des Zuerſtverſtorbenen aus, ſo ſind nunmehr alle geſetzlichen 
Vorausſetzungen erfüllt, um die Gebundenheit zu beſeitigen (3. T. a. M. Planck A IVI a, 
Strohal $ 43a A 28ff.). Keinesfalls kann jedoch die Ausſchlagung des Zugewendeten durch 
den in einem neuen twiberfprechenden Teſtamente eingeſetzten Erben 1 05 Erfolg haben 
(NG 95, 214). Auch nach Annahme der Zuwendung bleibt der Überlebende oder ſeine Erben 
berechtigt, die Verfügungen des Zuerſtberſtorbenen aus den allgemeinen Gründen der 
58 2078ff. anzufechten, damit deren Nichtigkeit und als Folge hiervon (8 2270 Abſ 1) 
ach Unwirkſamkeit der eigenen Verfügungen herbeizuführen (fo auch beim Erbvertrag 


5. Der Überlebende darf nach $ 2294 auch nach Annahme der ihm ſelbſt im gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente gemachten Zuwendung ſeine zugunſten eines Dritten gereichende 
korreſpeftive Verfügung aufheben, wenn ſich der Bedachte gegen einen der beiden Erblaſſer 
einer Verfehlung ſchuldig gemacht hat, die zur Entziehung des Pflichtteils berechtigen 
würde. Nach § 2336 kann er dem bloß noch pflichtteilsberechtigten Dritten gegebenenfalls 
auch dieſen Pflichtteil entziehen. Die Gültigkeit der dem Überlebenden ſelbſt gemachten 
Zuwendung bleibt hiervon, wie auch im Falle des Abf 3, unberührt. 

6. $ 2289 Abſ 2. Enterbung in guter Abſicht unter den in § 2338 aufgeſtellten Vor⸗ 
ausſetzungen. Ste iſt ſowohl bei Lebzeiten beider Ehegatten, als nach dem Tode des Zuerſt⸗ 
vorſtorbenen zuläſſig. — Der Überlebende darf, wenn er nicht als Vorerbe eingeſetzt ift, 
unter Lebenden über das von dem Zuerſtverſtorbenen ihm Zugewendete wie über ſein 
5 enes Vermögen frei verfügen, nur bösliche Schenkungen find ihm unterſagt (Nh 58, 64; 
0 113). Entftehen, wie z. B. int Falle der Wiederverheiratung des Überlebenden, auf deſſen 
Nachlaß Pflichtteilsberechtigte, fo können fie das gemeinſchaftliche Teſtament gemäß 8 2079 
ech in einen korreſpektiven Verfügungen jedenfalls inſoweit anfechten, daß ihnen der gefet;. 
liche Erbteil am Nachlaß des Überlebenden zukommt. Regelmäßig wird dann infolge Zu 
ammenbruchs aller korreſpektiven Verfügungen die geſetzliche Erbfolge nachträglich auch in 
den Nachlaß des Zuerſtverſtorbenen Platz greifen. Auch der Überlebende ſelbſt iſt in dieſem 
Falle trotz Annahme der Erbſchaft auf Grund und nach Maßgabe der entſprechend anwend⸗ 
baren 88 2281 ff. anfechtungsberechtigt; auch $ 2285 gilt entſprechend (RG 77, 165; 87, 95 
Warn 1918 Nr 2180. Die Anfechtung eines vor dem Inkrafttreten des BGB errichteten 
gemeinſchaftlichen Teſtaments unterſteht, gleichviel ob der erſte Erbfall vor oder nach dieſem 
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Zeitpunkt eingetreten iſt, nicht nur in formeller, ſondern auch in materieller Hinſicht dem 
neuen Rechte, ſofern der Anfechtungsgrund erſt unter deſſen Herrſchaft entſtanden oder dem 
ee bekannt geworden iſt (RG 77, 165; KGJ 44, 92; Vorbem 8 vor 
| IE 


8 2272 


Ein gemeinſchaftliches Teſtament kann nach § 2256 nur von beiden Ehe⸗ 
gatten zurückgenommen werden!). 
E II 2139; P 5 459. 


1. Die Vorſchrift bezieht ſich auf Rücknahme ſowohl des öffentlichen als des nach $ 2248 
hinterlegten Privatteſtaments, obwohl dieſe Rücknahme keine Widerrufungswirkung hat. 
Sie gilt auch nach Scheidung der Ehe, gleichviel inwieweit das Teſtament nach § 2268 un⸗ 
wirkſam geworden iſt (RIA 14, 266). Nach dem Tode des Zuerſtverſtorbenen kann das 
gemeinſchaftliche Teſtament überhaupt nicht mehr ausgehändigt werden. Durch eine trotz 
8 2272 geſchehene Rückgabe an einen Ehegatten wird die Gültigkeit des Teſtaments nicht 
beeinträchtigt. — Widerruf gemäß § 2255 f. dort und § 2271 A 1. 


8 2273 


Bei der Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments ſind die Ver⸗ 
fügungen des überlebenden Ehegatten, ſoweit ſie ſich ſondern laſſen, weder 
zu verkünden noch ſonſt zur Kenntnis der Beteiligten zu bringen!). Von 
den Verfügungen des verſtorbenen Ehegatten iſt eine beglaubigte Ab⸗ 
ſchrift anzufertigen?). Das Teſtament iſt wieder zu verſchließen und in die 
beſondere amtliche Verwahrung zurückzubringen“). 

E II 2140; P 5 424, 459. 


1, Für Eröffnung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments gelten, ſoweit § 2273 nicht 
anders beſtimmt, die allgemeinen Vorſchriften der 88 2260 — 2264. Sie erfolgt nach dem 
Tode des Zuerſtverſtorbenen, beſchränkt ſich aber grundsätzlich auf die von dieſem getroffenen 
Verfügungen. Voraussetzung iſt, daß die beiderſeitigen Verfügungen ſich ſondern laſſen. 
Dies iſt der Fall, ſoweit fie in ſelbſtändigen, auch äußerlich auseinander gehaltenen Sätzen 
enthalten ſind, dagegen regelmäßig ausgeſchloſſen, ſoweit die Ehegatten in der Pluralform 
gemeinſchaftlich verfügen oder ausdrücklich auf Verfügungen des andern Teiles Bezug nehmen. 
In Zweifelsfällen ſind beide Verfügungen zu verkünden. Jedenfalls erſtreckt ſich die Ver⸗ 
kündungspflicht des Richters auf alle von dem betreffenden Erblaſſer herrührenden oder 
mitherrührenden Verfügungen, einerlei ob er ſie für noch wirkſam oder für gegenſtandslos 
geworden erachtet (a. M. KJ 35 A 109). Er hat deshalb die von dem Erſtverſtorbenen für 
den eigenen Uberlebensfall getroffenen Verfügungen ſelbſt dann zu verkünden, wenn fie zu“ 
gleich nicht ſonderungsfähige Verfügungen des Überlebenden enthalten (a. M. RIA 1, 45; 
OLG 16, 56; 11, 250). Wollen die Beteiligten vom Inhalt des Teſtaments durch Vor 
legung Kenntnis nehmen ($ 2260 A 3, § 2264 A 2), fo ſind die ihnen vorzuenthaltenden 
Stellen zu verdecken, in der Benachrichtigung nach $ 2262 ſind dieſe Stellen nicht zu erwähnen, 
und in den nach $ 2264 zu erteilenden Abſchriften find fie wegzulaſſen. Liegt nach 9 22 
die Eröffnung des Teſtaments einem anderen Gericht als dem Nachlaßgericht ob, ſo if 
dem Nachlaßgericht, wenn nur eine Teileröffuung ſtattgefunden hat, nur der eröffnete Ten 
des Teſtaments in beglaubigter Abſchrift zu überſenden. Doch darf ihm im Falle des Er 
ſuchens die Einſicht des ganzen Teſtaments nicht vorenthalten werden. Sind für den erſten 
und zweiten Erbfall verſchiedene Nachlaßgerichte zuſtändig, fo iſt das zweite Nachlaßgerie 
nach § 2261 zur endgültigen Aufbewahrung der Urſchrift des Teſtaments berufen (Ox 
21, 386; 35, 378; |. aber auch 26, 365). Näheres nach Landesrecht. { 

2. Die beglaubigte Abſchrift der (verkündeten) Verfügungen bleibt in gewöhnlicher, 
nicht beſonderer amtlicher Verwahrung. 5 

3. Die Wiederverſchließung und das Zurückbringen in die befondere amtliche Ver 
wahrung einſchließlich Siegelung und entſprechender durch den Verkündungsvermerk U 
vollſtändigter Aufſchrift uſw. vollzieht ſich gemäß § 2246, jedoch ift die Mitwirkung von 
Urkundsperſonen reichsgeſetzlich hierbei nicht erfordert. Die Erteilung neuen Hinterlege h 
ſcheins an den überlebenden Erblaſſer iſt zweckmäßig. Das nach $ 2259 an das Nachlaßger art 
abgelieferte und von dieſem teilweiſe verkündete gemeinſchaftliche Privatteſtament Dir 
dem Überlebenden keinesfalls zurückgegeben werden und wird auf ſein Verlangen in beſon en 
amtliche Verwahrung zu nehmen fein. — Die beſonderen Vorſchriften des $ 2273 erlebt 
fi), wenn das gemeinſchaftliche Teſtament für den Fall des Todes des überlebenden Tel be 
überhaupt keine Beſtimmungen trifft. Ebenſo wenn der hieran allein intereſſierte Überleben 
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der Eröffnung des gemeinſchaftlichen Teſtaments nach ſeinem ganzen Inhalte zuſtimmt 
(a. M. 883 35 A 100; Planck A 2 a), Iſt in dieſem 1 7 oder weil eine Sonderung der Ver⸗ 
fügungen unmöglich war, das Teſtament bereits nach dem erſten Erbfall an alle Beteiligten 
verkündet worden, ſo iſt eine nochmalige Verkündung nach dem Tode des Überlebenden zweck⸗ 
los und überflüffig, es müßten denn beim zweiten Erbfall andere Beteiligte (ſo insbeſondere 
geſetzliche Erben des Überlebenden) in Betracht kommen. — Entſprechend anwendbar beim 
Erbvertrag 2300. 


Vierter Abſchnitt 
Erbvertrag 


S 2274 


Der Erblaſſer!) kann einen Erbvertrag nur perſönlich ſchließen ?). 
C 1 1941 II 2141 M 5 314; P 5 374, 377. 


1. Das Geſeß unterſcheidet zwiſchen dem Erblaſſer als demjenigen Teile, welcher im 
Erbvertrag Erbeinſetzungen, Vermächtuiſſe oder Auflagen aus ſeinem Vermögen anordnet, 
und dem „anderen Vertragſchlie ßenden“, der ſich nur auf Annahme der vom Erblaſſer 
abgegebenen Erklärungen beſchränkt, aber nicht notwendig ſelbſt bedacht zu ſein braucht 
(einfeitiger Erbvertrag). Es können aber auch beide Teile als Erblaſſer auftreten (zweiſeitiger 
Erbvertrag). Endlich können auf der einen Seite mehrere Erblaſſer (RG 67, 65), auf der 
anderen mehrere Vertragſchließende vorhanden ſein. Auch das für beide Teile als unwiderruflich 
erklärte gemeinſchaftliche Teſtament kann in Wahrheit einen Erbvertrag enthalten (RG. 
955 1913 Nr 248), ſelbſt wenn die Unwiderruflichkeit nicht ausdrücklich erklärt ift (vgl. RG 
1919, 594%. 

2. Der Erblaſſer kann, wie das Teſtament (8 2064), fo auch den Erbvertrag nur perſönlich 
errichten. Dasſelbe gilt bei Anfechtung des Erbvertrags, wenn der Erblaſſer nicht geſchäfts⸗ 
unfähig ift (§ 2282), bei Beſtätigung (8 2284), Aufhebung des Vertrags (§ 2290 Abs 2) und 

ei Erklärung des Rücktritts (8 2296 hf 1). Dagegen kann der andere Vertragſchließende, 
wenn er nicht ſelbſt Erblaſſer iſt, auch durch Vertreter handeln. So mit Notwendigkeit, wenn 
er juriſtiſche Perſon iſt. 

8 2275 


Einen Erbvertrag kann als Erblaſſer nur ſchließen, wer unbeſchränkt 
geſchäftsfähig iſt y). 

Ein Ehegatte kann als Erblaſſer mit ſeinem Ehegatten einen Erbvertrag 
ſchlie ßen, auch wenn er in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt?). Er bedarf 
in dieſem Falle der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters; iſt der geſetz⸗ 
liche Vertreter ein Vormund, ſo iſt auch die Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts erforderliche). 

Die Vorſchriften des Abf 2 gelten auch für Verlobte“). 


E I 1942 II 2142; M 5 814, 815; P 5 874-378. 


1. Uunbeſchräntte Geſchäftsfähigkein iſt nur auf feiten des Erblaſſers (5.2274 A 1) er⸗ 
forderlich. Der andere nur vertragſchließende Teil braucht nicht geſchaftsfahig zu fein und 
edarf, da er durch den Erbvertrag in dieſem Falle nur einen rechtlichen Vorteil erlangen 
kann nicht einmal der Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters (8 107). Der in Mangel 
unbeſchränkter Geſchaftsfähigkeit des Erblaſſers geſchloſſene Vertrag ift als Erbvertrag 
nichtig und kann, außer wenn es ſich um Ehegatten oder Verlobte handelt (Abſ 2, 3) auch 
nachträglich nicht Beſtand erlangen. Nach 8 140 ift aber nicht ausgeſchloſſen, den Erbvertrag, 
falls den Vorausſetzungen des § 2229 Abs 1, 2 genügt ift, als Teſtament aufrechtzuerhalten. 
„2. Eine Ausnahme zugunſten von Ehegatten und Verlobten, auch ohne daß zugleich 
ein Ehevertrag geſchloſſen wird (8 2276 Abſ 2), macht das Geſetz, inſofern es auf der Exblaffer. 
ſeite auch beſchränkte Geſchäftsfähigkeit (88 106, 114) genügen läßt. Danach können ſelbſt 
ume noch nicht 16 jährige Verlobte oder eine von der Altersſchranke befreite Frau (8 1303) 
and im Giegenſatze zu 8 2229 Abs 3 auch ein wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder 
Trunlſucht Entmundigter zwar kein Teſtament errichten, wohl aber mit Zuſtimmung ihrer 
ee Fer als Erblaſſer Erbverträge ſchließen. Die Beſtätigung iſt jedoch aus. 
oſſen (3 2284). 

3. Die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters (Vater, Mutter, Vormund, Pfleger) 
macht die perſönliche Mitwirkung des erblaſſeriſchen Teils (§ 2274) nicht entbehrlich. Sie 
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kann als Einwilligung vorher oder als Genehmigung nachträglich erklärt werden (88 183, 
184). Sie wird dadurch erſetzt, daß der Erblaſſer nach Erlangung der unbeſchränkten Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit den Erbvertrag durch eine wenn auch nur ſtillſchweigende Erklärung gegenüber 
dem anderen Ehegatten genehmigt (§ 108 Abſ 3). Nach dem Tode des anderen ebenfalls 
als Erblaſſer aufgetretenen Ehegatten aber kann die Genehmigung nicht mehr erfolgen (KJ 
47, 100). In der Zwiſchenzeit gilt der Erbvertrag als hinkendes Geſchäft im Sinne von 
88 108, 109. Die Zuſtimmung oder Genehmigung iſt an die Beobachtung der für den Erb⸗ 
vertrag vorgeſchriebenen Form ſelbſt nicht gebunden ($ 182 Abſ 2). Nach alledem iſt nicht 
weſentlich, daß die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters ſchon bei Abſchluß des Erbvertrags 
vorliege (a. M. Zitate bei Planck A 2b). Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
88 1828ff. Sie iſt für den Gewaltinhaber nicht erforderlich. 
4. Verlöbnis $ 1297. 
8 2276 


Ein Erbvertrag kann nur vor einem Richter oder vor einem Notar bei 
gleichzeitiger Anweſenheit beider Teile geſchloſſen werden!). Die Vor⸗ 
ſchriften der SS 2233 bis 2245 finden Anwendung; was nach dieſen Vor⸗ 
ſchriften für den Erblaſſer gilt, gilt für jeden der Vertragſchließenden ?) ). 

Für einen Erbvertrag zwiſchen Ehegatten oder zwiſchen Verlobten, der 
mit einem Ehevertrag in derſelben Urkunde verbunden wird, genügt die für 


den Ehevertrag vorgeſchriebene Form). 
E I 1943, 1944 II 2143; M 5 315—319; P 5 379—381. 


1. Dadurch, daß die Schließung des Erbvertrags nur vor Richter oder Notar — nach 
Landesgeſetz auch nur vor dem einen oder dem anderen (EG Art 141) — geſtattet iſt, ſind das 
Privatteſtament (§ 2231 Nr 2) und die außerordentlichen Teſtamentsformen der 88 2249 
bis 2251 ausgeſchloſſen. Das Erfordernis der gleichzeitigen Anweſenheit beider 
Teile, wie bei der Auflaſſung § 925, beim Ehevertrag $ 1434 und beim Annahmevertrag 
$ 1750 macht ferner die Form des § 128 unanwendbar. Der Erblaſſerteil muß immer in 
eigener Perſon, der bloß vertragſchließende Teil kann auch in der Perſon eines Vertreters an 
weſend ſein (8 2274 A 2). Dagegen iſt die Anweſenheit des bloß zuſtimmenden geſetzlichen 
Vertreters nicht erforderlich (§ 2275 A 3). Im übrigen bleiben nach EG Art 151 mit dem 
dort gemachten Vorbehalte die allgemeinen Vorſchriften der Landesgeſetze über die Er 
richtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden unberührt. 

2. Die (außer im Falle des Abſ 2) anzuwendenden Formvorſchriften für das öffent⸗ 
liche Teſtament ergeben im einzelnen § 2233: Zuziehung des Gerichtsſchreibers oder zweier 
Zeugen oder eines zweiten Notars. 88 2234— 2237: Unfähigkeitsgründe zur Mitwirkung 
als Richter, Notar, Gerichtsſchreiber oder Zeuge. 0 2238: Der Erbvertrag kann grundſätzlich 
ſowohl durch mündliche Erklärung, als auch durch Übergabe einer offenen oder verſchloſſenen, 
von den Vertragſchließenden ſelbſt oder von einer anderen Perſon geſchriebenen Schrift ge⸗ 
ſchloſſen werden. Nicht ausgeſchloſſen iſt, daß ſich der eine Teil mündlich, der andere (wenn 
er nicht minderjährig oder leſensunvermögend iſt) ſchriftlich erklärt mit dem Hinzufügen, 
daß die von ihm übergebene Schrift ſeine Vertragserklärung enthalte. § 2239: Anweſenhel 
der mitwirkenden Perſonen während der ganzen Verhandlung. 88 2240 — 2242: Form und 
Inhalt des Protokolls, das auch von dem bloß annehmenden Teile mit zu unterzeichnen 
§ 2243: Die Erklärung des ſtummen oder am Sprechen verhinderten Teiles kann nur wusch 
Übergabe einer Schrift nebſt eigenhändig niedergeſchriebener Erklärungerfolgen, während IK 
der andere Teil nach § 2238 beliebig erklären kann. Iſt ein Teil taub, ein Fall, der für — 
Teſtamentserrichtung nicht beſonders geregelt zu werden brauchte, fo iſt es Sache des Richten“ 
oder Notars, wie er ſich im 1. beiderſeitiger mündlicher Erklärungen des Einverſta 00 
niſſes des Tauben mit den Erklärungen des anderen Teiles vergewiſſert (FG 8 10! 
$ 2244: Erklärt auch nur ein Teil, daß er der deutſchen Sprache nicht mächtig fei, 
die Zuziehung eines Dolmetſchers nötig. § 2245: Fremdsprachliche Verhandlung iſt ach 
fg fend wenn alle Beteiligten, alſo auch beide Vertragſchließenden, dieſer Sprache m 
tig ſind. 1 

3. Die Erklärung des anderen lediglich vertragſchließenden Teiles beſchränkt ſich Bu 
einſeitigen Erbvertrag auf die Annahme der gegneriſchen Erklärungen. Tropdem iſt er, den. 
wenn er durch Vertreter handelt, damit an die Form des öffentlichen Teſtaments gebunde 
Nach feiner Perſon — nicht auch nach der Perſon des Vertreters (jo Strohal 8 44 A nblich 
ſind die Unfähigkeitsgründe der 58 2234—2237 zu beurteilen. Dagegen iſt ſelbſwerſte en⸗ 
die Perſon des Vertreters entſcheidend, wenn das Geſetz je nach gewiſſen perſönlichen Hang 
ſchaften des Erklärenden (Minderjährigkeit, Sprech, Leſennvermögen uſw.) die Einha 
beſonderer Formen vorſchreibt. 
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4. Die erleichterte Form des Ehevertrags fordert nach $ 1434 zwar ebenfalls aleich- 
zeitige Anweſenheit beider Teile vor Gericht oder Notar, dagegen iſt, außer im Falle des 
§ 169 Fc (Taube, Blinde, Stumme oder ſonſt am Sprechen Verhinderte), die Zuziehung 
von Urkundsperſonen nicht notwendig. Die Verſtändigung mit dem Stummen iſt auch durch 
Dolmetſcher möglich (F 8 178). Anderſeits ift die Protokollaufnahme nur in deutſcher 
Sprache und, wenn auf eine Schrift Bezug genommen wird, ohne daß im übrigen die Teſta⸗ 
mentsform eingehalten iſt, nur deren offene Übergabe zuläſſig (FGG 88 175, 176 Abſ 2). 
Die materiellrechtliche Vorſchrift des § 2274, daß der Erb aſſerteil den Vertrag nur 
perſönlich ſchließen kann, bleibt auch hier in Kraft. Selbſtverſtändlich muß es ſich um 
einen wahren Ehevertrag im Sinne von $ 1432 handeln. Beide Vertrage ſind in derſelben 
Urkunde verbunden nicht bloß dann, wenn ſie in einem Protokoll beurkundet ſind. 
Auch die bloß äußerliche Verbindung genügt (§ 2277 A 4). Sind die Vorausſetzungen für 
die erleichterte Form einmal gegeben, ſo iſt der ſo beurkundete Vertrag auch Erbvertrag in 
voller Bedeutung des Wortes. Insbeſondere können darin einſeitig auch andere, ſonſt nur 
durch Teſtament zu treffende Verfügungen getroffen werden (§ 2299). — Die gleiche Vor⸗ 
ſchrift gilt für Aufhebung des Erbvertrags (§ 2290 Abf 4). 


8 2277 
Die über einen Erbvertrag aufgenommene Urkunde ſoll nach Maßgabe 
des § 2246 verſchloſſen !), mit einer Aufſchrift verſehen?) und in beſondere 
amtliche Verwahrung gebracht werden, ſofern nicht die Parteien das Gegen⸗ 
teil verlangen?). Das Gegenteil gilt im Zweifel als verlangt, wenn der Erb⸗ 
vertrag mit einem anderen Vertrag in derſelben Urkunde verbunden wird). 
Über einen in beſondere amtliche Verwahrung genommenen Erbvertrag 
ſoll jedem der Vertragſchließenden ein Hinterlegungsſchein erteilt werdens). 


E 11945 Satz 1, 2 II 2144; M 5 319; P 5 381, 382. 


J. Verſchluß mit dem Amtsſiegel, Aufſchrift und Verwahrung der über den Erbver— 
trag, ſei es auch in den Formen des Ehevertrags ($ 2276 Abſ 2) aufgenommenen Urkunde 
„nebſt Anlagen“ — etwaigen Vertreternachweiſen, der vormundſchaftsgerichtlichen Geneh⸗ 
digung, wenn fie ſogleich erteilt ift uſw. — geſchehen wie beim öffentlichen Teſtament nach 
8 2246 in Gegenwart der mitwirkenden Perſonen und im unmittelbaren Anſchluß an den 
Errichtungsakt. Nachträgliche Hinterlegung iſt deshalb nicht ſtatthaft. 

2. Die Aufſchrift ſoll den Erbvertrag „näher bezeichnen“. Dazu gehört die Angabe des 
Tages der Errichtung und der Perſonen der Vertragſchließenden. Damit für die ſpätere 
Eröffnung ein Anhalt gegeben wird, iſt auch die Angabe zweckmäßig, ob beide Teile oder 
wer von ihnen als Erblaſfer verfügt hat. War der Vertrag nach $ 2238 verſchloſſen über⸗ 
Denen, ſo kann der Richter oder Notar allerdings nur die ihm hierüber von den Vertrag. 
chließenden gemachte Mitteilung wiedergeben. . 

6. Beſondere amtliche Verwahrung § 2246 A 4. Wenn die Parteien das Gegenteil 
verlangen, was ſie jedoch ſogleich zu erklären haben, ſo wird der Vertrag nur in gewöhnliche 
larrwahrung genommen. Auf Antrag iſt ihnen Ausfertigung des Erbvertrags zu erteilen, 
andesrechtlich kann auch geſtattet ſein, die Urſchrift an ſie hinauszugeben. Einſicht in die zu 
jeſem Zwecke wieder zu öffnende Urkunde oder Rückgabe der von ihnen übergebenen 

runden kann von den Parteien (nicht aber vom Notar, OLG 21, 341) jederzeit, wiewohl 
nur gemeinschaftlich verlangt werden. Die Rücknahme wirkt jedoch abweichend von § 2256 
mal 17 1 Hierfür find vielmehr die Formen der $$ 2290—2292 ausſchließlich 

ebend. 

% 4. Der andere Vertrag, mit welchem der Erbvertrag in derſelben Urkunde verbunden 
iſt, wird regelmäßig, muß aber nicht notwendig ein Ehevertrag fein ($ 2276 Abſ 2). Iſt er 
jedoch nicht Ehevertrag, fo beftehen für den damit verbundenen Erbvertrag keine Jorm⸗ 
erleichterungen, es müſſen vielmehr inſoweit die Formen des öffentlichen Teſtaments ein. 
behalten fein ($ 2276 Abf 1). Daraus folgt, daß auch eine bloß äußerliche Verbindung 
er mehreren vielleicht in verſchiedenen Formen geſchloſſenen Verträge genügt (Erbvertrag 
1119 ben d er $ 2295), wenn fie nur z. B. durch Zuſammenheften eine Urkunde 

orden ſind. , 

8 5. Der Hinterlegungsſchein (§ 2246 Abſ 2) ift jedem, alſo auch dem bloß annehmenden 
ertragſchließenden zu erteilen. 
§ 2278 


In einem Erbovertrage kann jeder der Vertragſchließenden vertrags⸗ 
mäßige Verfügungen von Todes wegen treffen!). 
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Andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen 
können vertragsmäßig nicht getroffen werden?). 
E 1 1940 Abſ 3, 1956 Abſ 4 II 2145; M 5 313, 333—337; P 5 366, 373, 400 —405. 


1. Das Geſetz geſtattet, im Erbvertrage und unter den Vorausſetzungen des § 2276 Abſ 2 
auch im Ehevertrage nicht bloß vertragsmäßige, ſondern auch einſeitige Verfügungen zu 
treffen (§ 2299). Nur bezüglich der vertragsmäßigen Verfügungen von Todes wegen tritt 
Gebundenheit der Vertragſchließenden ein. Sie hat indes nur erbrechtliche Wirkungen, läßt 
das Verfügungsrecht unter Lebenden grundſätzlich unbeſchränkt (8 2286) und hindert auch 
den Bedachten nicht, die ihm vertragsmäßig gemachten Zuwendungen nach Eintritt des 
Erbfalls auszuſchlagen, ſelbſt wenn er ausdrücklich hierauf verzichtet hätte (8 2279 A 1). Bei 
Lebzeiten des anderen Vertragſchließenden kann ſich jeder Teil durch Aufhebung mit Zu⸗ 
ſtimmung des anderen Teiles (SS 2290 ff.), gegebenenfalls auch durch Anfechtung (88 2281 ff.) 
und einſeitigen Rücktritt (58 2293 ff.) von dieſer Gebundenheit befreien. Damit wird regel- 
mäßig zugleich der ganze Vertrag hinfällig ($ 2298). 

2. Die vertragsmäßigen Verfügungen ſind, wie beim korreſpektiven Teſtament (8 2270 
Abſ 3) gegenſtändlich beſchränkt. Danach können die Ausſchließung eines geſetzlichen Erben 
($ 1938), die Entziehung des Pflichtteils (88 2333 ff.), reine Teilungsanordnungen (8 2048), 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (88 2197ff.), familienrechtliche Anordnungen 
aller Art (Vorbem vor § 2064), Widerruf älterer letztwilliger Verfügungen (8 2254) immer 
nur einſeitig gemäß $ 2299 angeordnet werden. Doch ſteht nichts im Wege, eine vertrags⸗ 
mäßige und inſoweit unwirkſame Verfügung ſolchen Inhalts gemäß $ 140 als einfeitige auf⸗ 
rechtzuerhalten. Anderſeits ſind Erbeinſetzungen uſw. nicht ſchon deshalb vertragsmäßige 
Verfügungen von Todes wegen, weil ſie in einem Erbvertrage getroffen ſind. Vielmehr 
iſt nach dem frei zu ermittelnden Willen der Vertragſchließenden zu entſcheiden, ob und inwie⸗ 
weit gegenſeitige Bindung oder freie Widerruflichkeit der einzelnen Verfügungen beabſichtigt 
iſt (RG 23 1916, 1032“). Im Erbeinſetzungsvertrage können fic die Vertragſchließenden 
gegenſeitig, oder nur der eine den anderen oder auch Dritte ($ 1941 Abſ 2; R& 67, 65) zu „Ver⸗ 
tragserben — gewöhnliche Erben, Vor, Nach- oder Erſatzerben — berufen, ſei es auf die ganze 
Erbſchaft oder nur auf einen Bruchteil neben den geſetzlichen oder neben teſtamentariſchen 
Erben. Stehen ſich beide Teile als geſetzliche Erb oder Pflichtteilsberechtigte gegenüber, 
ſo iſt Auslegungsfrage, ob der Erbvertrag zugleich den Verzicht auf den geſetzlichen Erbteil 
oder auf den Pflichtteil enthält. Der nach § 2302 unzuläſſige Verzicht auf Errichtung eines 
Leſtaments kann unter Umſtänden in vertragsmäßige Einſetzung der geſetzlichen Erben um⸗ 
gedeutet werden. Beim Vermächtnisvertrage können ebenſogut die Vertragſchließenden 
wie Dritte als Beſchwerte (§ 2147) oder Bedachte in Betracht kommen. Das vertragsmäßig 
angeordnete Vermächtnis hat gemäß § 2289 den Vorrang, ſoweit ein einſeitig angeordnetes 
daneben nicht beſtehen kann. Kein Vermächtnisvertrag iſt es, wenn der Erblaſſer unter Lebenden 
eine Verpflichtun übernimmt, deren Erfüllung nur bis nach ſeinem Tode hinausgeſchoben 
iſt (RG 8. 4. 07 IV 424/06). Die Vollziehung der im Auflagevertrag gemachten Auflage 
kann nur von den nach 8 2194 Berechtigten verlangt werden, auch wenn ſich der andere Tei 
hierzu vertragsmäßig verpflichtet hätte. Die Grundſätze vom Vertrag zugunſten Dritter 
(83 328ff.) kommen nicht in Betracht (RG Recht 1916 Nr 885). — Errichtung der Stiftung 
durch Erbvertrag $ 88. 

8 2279 


Auf vertragsmäßige Zuwendungen und Auflagen finden die für letzt⸗ 
willige Zuwendungen und Auflagen geltenden Vorſchriften entſprechende 
Anwendung!). 

Die Vorſchriften des § 2077 gelten für einen Erbvertrag zwiſchen Ehe 
gatten oder Verlobten auch inſoweit, als ein Dritter bedacht ift2). 

E I 1946, 1948 Abſ 2 II 2146; M 5 320, 321, 828; P 5 373, 382, 383, 386. 


1. Die entſprechende Anwendung der teſtamentsrechtlichen Vorſchriften auf vertrags⸗ 
mäßige Zuwendungen, d. h. Erbeinſetzungen und Vermächtniſſe, ſowie Auflagen ($ 2278 
Abſ 2) bezieht ſich nach NG 67, 66 auf den Inhalt, die Beſtimmtheit, die Auslegung folder 
Verfügungen, auf Anfall und Erwerb des Zugewendeten und die Verpflichtung zur Grfiltung 
einer Auflage (88 2064—2076, 2087—2093, 2096—2098, 2100-2107, 2147—2156, 2189 
bis 2193, ferner 1837—1959, 2094, 2095, 2176—2180), nicht aber auf $ 2265, der das gemein 
ſchaftliche Teſtament nur für Ehegatten zuläßt. Insbeſondere ift der Überlebende, felbit 15 15 
er hierauf im Erbvertrage verzichtet hätte, nicht daran gehindert, nach dem Erbfall 191 7 
Zugewendete auszuſchlagen (8 2278 A 1). Auch die allgemeinen Vorſchriften über Wille in 
erklärungen kommen nur in dem für letztwillige Verfügungen geltenden Umfange de 
Betracht 0 2078 A 1). Doch wird die Willensübereinſtimmung und die daraus hervorgehen 
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gegenſeitige Gebundenheit ausgeſchloſſen, wenn Scheingeſchäft oder geheimer Vorbehalt im 
Sinne von 88 117, 116 Satz 2 vorliegen. Die betreffende vertragsmäßige Anordnung könnte 
dann nur als einſeitige Verfügung aufrechterhalten werden (§ 2299). Die Anfechtung des 
Erbvertrags iſt in 88 2281ff. beſonders geregelt. 

2. Haben ſich Ehegatten oder Verlobte in dem zwiſchen ihnen geſchloſſenen Erbvertrage 
oder hat ein Ehegatte uſw. in dem mit einem Dritten geſchloſſenen Erbvertrage den anderen 
Ehegatten uſw. letztwillig bedacht, fo folgt aus Abſ 1 verbunden mit 82077, daß die Zuwendung 
unwirkſam iſt, wenn die Ehe nichtig, vor dem Tode des Zuwendenden aufgelöſt iſt, oder wenn 
auch nur begründete Scheidungsklage von ihm erhoben war. Handelt es ſich um einen zwei⸗ 
ſeitigen Vertrag der Ehegatten uſw. ſelbſt, ſo hat die Unwirkſamkeit der Zuwendung 
ſchon nach § 2298 Abſ 1 die Unwirkſamkeit des ganzen Erbvertrags und damit auch etwaiger 
an Dritte gemachter Zuwendungen zur Folge. Dies gilt wie im Falle des § 2268 A 2 grund⸗ 
ſätzlich auch dann, wenn der ſchuldige mit der Scheidungsklage verfolgte Teil bereits vor dem 
klagenden Teile verſtorben iſt. Abſ 2 hat dagegen den einſeitigen Erbvertrag im Auge, 
bei dem nur ein Ehegatte uſw. als Erblaſſer auftritt, während ſich der andere auf die Annahme 
der an Dritte gemachten Zuwendungen beſchränkt. Auch derartige Zuwendungen an Dritte 
werden in den Fällen des § 2077 nach poſitiver Vorſchrift des Abſ 2 den Zuwendungen an 
den Ehegatten uſw. gleichgeſtellt. Da jedoch in dem hier vorausgeſetzten Falle auf ſeiten 
des bloß annehmenden Teiles keine Verfügungen in Frage kommen, deren Unwirkſamkeit 
auch die Unwirkſamkeit der Verfügungen des anderen Erblaſſers zur Folge haben könnte, ſo 
iſt abweichend von § 2268 A 2 dem Dritten unſchädlich, wenn der mit der Scheidungsklage 
belangte ſchuldige Vertragſchließende vor dem Erblaſſer verſtirbt (a. M. Planck A 3, 
Kretzſchmar $ 52 A 1, Crome $ 659 A 13). Eheverfehlungen des Erblaſſerteils können im 
Falle des einſeitigen Erbvertrags dem bedachten Dritten niemals ſchädlich werden. Zu be- 
achten iſt jedoch, daß es ſich hierbei überall nur um geſetzliche Auslegungsregeln handelt 
(58 2077 Abſ 3, 2085, 2298 Abſ 3). Stehen die dem Dritten gemachten Zuwendungen 
mit dem ehelichen oder Verlobtenverhältnis der Vertragſchließenden in keinerlei Zu⸗ 
ſammenhange, fo werden fie ſowohl im Falle des zweiſeitigen wie des einſeitigen Erb⸗ 
vertrags auch bei Nichtigkeit uſw. der Ehe leicht aufrechtzuerhalten ſein. 


§ 2280 

Haben Ehegatten in einem Erbvertrage, durch den ſie ſich gegenſeitig 
als Erben einſetzen, beſtimmt, daß nach dem Tode des überlebenden der 
beiderſeitige Nachlaß an einen Dritten fallen ſoll, oder ein Vermächtnis an⸗ 
geordnet, das nach dem Tode des Überlebenden zu erfüllen iſt, ſo finden die 
Vorſchriften des § 2269 entſprechende Anwendung!). 

E II 2147; P 5 406, 407. 

1. Vgl. § 2269 A 1-3. 

8 2281 

1) Der Erbvertrag kann auf Grund der SS 2078, 2079 auch von dem Erb⸗ 
laſſer angefochten werden?); zur Anfechtung auf Grund des 8 2079 iſt er⸗ 
. daß der Pflichtteilsberechtigte zur Zeit der Anfechtung vor⸗ 

anden iſts). 

Soll nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden eine zugunſten 
eines Dritten getroffene Verfügung von dem Erblaſſer angefochten werden, 
jo iſt die Anfechtung dem Nachlaßgerichte gegenüber zu erklären“). Das 
Nachlaßgericht ſoll die Erklärung dem Dritten mitteilen“). 

E 1 1948 Abſ 1 II 2148 Mbf 1, 3; M 5 322, 323; P 5 585, 586, 395—397, 418-420. 

1. Di B. ſormmangels, kann ohne weiteres 
von jebernann geltend gemacht werden. Merubt fe dur auf dem Mangel Der Biderelber. 
einſtimmung, ſo laſſen ſich die vermeintlich vertragsmäßigen Verfügungen unter Umſtänden 
als einſeitige aufrechterhalten (8 2299). Nichtigkeit der einzelnen Verfugung Hat, wenn fie 
eine vertragsmäßige iſt, im Zweifel Unwirkſamkeit des ganzen Vertrags (3 2298), wenn fie 
62089 getroffen war, im Zweifel nur Unwirkſamkeit eben dieſer Verfügung zur Folge 


7 2. Daß die Anfechtung des Erbvertrags mit dem Erfolge der Nichtigkeit aus § 142 
Abf 1 wegen Irrtums und Drohung oder wegen Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten 
(88 2078, 2079) jedem zuſteht, dem die Aufhebung des Vertrags unmittelbar zuftatten kommen 
würde (5 2080, f. aber auch § 2285), folgt ſchon aus 8 2279 Abſ 1. § 2281 dehnt das Anfech⸗ 
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tungsrecht unter den gleichen Vorausſetzungen auch auf denjenigen Vertragsteil aus, der 
als Erblaſſer in Betracht kommt (§ 2274 A 1). Damit ift ihm ein Mittel zur Wiederbeſeiti⸗ 
gung ſeiner Gebundenheit gewährt, deſſen der gewöhnliche Erblaſſer vermöge der freien 
Widerruflichkeit einſeitiger Verfügungen von Todes wegen nicht bedarf. Form und Friſt 
88 2282, 2283. Widerruf beim gemeinſchaftlichen Teſtament $ 2271. Der andere bloß an- 
nehmende Vertragſchließende könnte ſich der Anfechtung, an der er regelmäßig kein Intereſſe 
hat, nur nach den allgemeinen Grundſätzen über Willenserklärungen bedienen (88 119ff.). 
Die an der Aufrechterhaltung des Erbvertrags „Intereſſierten“ können nach erklärter An⸗ 
fechtung unter Umſtänden Feſtſtellungsklage auf Unwirkſamkeit der Anfechtung erheben 
(RG 13. 10. 04 IV 172/04). 

3. Das Anfechtungsrecht wegen übergehung eines Pflichtteilsberechtigten iſt nach 
§ 2079 A 3 von vornherein ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer auch bei Kenntnis der Sach⸗ 
lage zu deſſen Nachteil verfügt haben würde. Auf das Anfechtungsrecht aus dieſem Grunde 
kann deshalb im Erbvertrage ſelbſt wirkſam verzichtet werden. Hat der Erblaſſer dem Pflicht⸗ 
teilsberechtigten im Erbvertrag den Pflichtteil entzogen, ſo erwächſt ihm dadurch kein An⸗ 
fechtungsrecht, daß das Entziehungsrecht gemäß 88 2336, 2337 nachträglich wieder erloſchen 
iſt (Prot 5, 412). Das Anfechtungsrecht befteht nur, ſolange der übergangene Pflicht- 
teilsberechtigte als ſolcher vorhanden iſt. Die einmal erklärte Anfechtung bleibt jedoch 
wirkſam, auch wenn demnächſt der Pflichtteilsberechtigte vor dem Erbfall weggefallen, ein 
eigenes Anfechtungsrecht des Übergangenen aus § 2079 ſomit gar nicht entſtanden iſt. Über 
den Fall, daß ein Kindesannahmevertrag lediglich zu dem Zwecke geſchloſſen iſt, die Anfechtung 
eines Erbvertrags zu ermöglichen, vgl. 8 1741 A 3 (RG JW 1917, 5362). 

4. Bei Lebzeiten der Vertragſchließenden erfolgt die Anfechtung nach der 
Regel des § 143 gegenüber dem anderen Teile, wiewohl unter Beobachtung der in 8 2282 
Abſ 3 erteilten Jormvorſchrift. Mit dem Tode des einen Vertragsteils iſt fein höchſt⸗ 
perſönliches Anfechtungsrecht erloſchen, kann daher von feinen Erben nur inſoweit, als fie 
zu den in § 2080 bezeichneten Perſonen gehören und nur kraft eigenen Rechtes geltend gemacht 
werden. Auf ſeiten des überlebenden Teiles kommt eine Anfechtung der zu ſeinen Gunſten 
getroffenen Verfügungen des Zuerſtverſtorbenen nicht in Frage. Seine eigenen Ver⸗ 
fügungen zugunſten des anderen Teiles haben ſich durch deſſen Tod erledigt. Es kann ſich alſo 
nur noch um die Anfechtung vertragsmäßiger Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen 
(8 2278 Abſ 2) zugunſten Dritter handeln, gleichviel ob dieſe Verfügungen von ihm ſelbſt 
oder von dem anderen Teile herrühren. In dieſem Falle hat der Überlebende (wie nach 
$ 2081) die Anfechtung dem Nachlaßgerichte gegenüber, d. h. dem für den Todesfall des 
Zuerſtverſtorbenen zuſtändigen Gerichte zu erklären. 

5. Die Mitteilungspflicht des Nachlaßgerichts gilt nur gegenüber dem Dritten, nicht 
auch gegenüber den ſonſtigen Intereſſenten, insbeſondere den Erben des Vertragsgegners 
(vgl. 8 2081 A 2). 

8 2282 


Die Anfechtung kann nicht durch einen Vertreter des Erblaſſers erfolgen!). 
Iſt der Erblaſſer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo bedarf er zur 
Anfechtung nicht der Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters). 

Für einen geſchäftsunfähigen Erblaſſer kann ſein geſetzlicher Vertreter 
mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts den Erbvertrag anfechten“). 


Die Anfechtungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung⸗). 
E 1 1948 Abſ 4 II 2148 Abſ 2, 2149 Abſ 1, 2; M 5 324; P 5 386, 386. 


1. Das Anfechtungsrecht iſt höchſtperſönlich, wie auch die Schließung ($ 2274), die 
Beſtätigung (J 2284), die Aufhebung des Erbvertrags (§ 2290 Abſ 2) und der Rücktritt (8 2296 
Abf 1) dem Erblaſſer nur perſönlich zuſteht. 

2. Auch der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Erblaſſerteil (88 106, 114) muß bet‘ 
ſönlich anfechten. Er kann aber nicht beſtätigen (8 2284) und ift, abweichend von der ihm 
ausnahmsbweiſe nachgelaſſeuen Schließung des Erbvertrags (§ 2275 A 2) bei der Anfechtung 
nicht an die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters und die Genehmigung des e 
9 1 5 ($ 1831) gebunden (ebenſo 88 2290 Abſ 2, 2296 Abs 1; vol. auch 88 1336 Abſ !, 

695 1). 8 

3. Zugunſten des geſchäftsunfähigen Erblaſſerteils wird, wie in den Fällen der 88 a 

Abſ 2, 1595 Abf 2 die Regel des Ab] 1 durchbrochen, außerdem aber Genehmigung des Bo 


mundſchaftsgerichts erfordert. Anfechtung nach Wiedererlangung der Geſchäftsfähigkeir 
§ 2283 Abſ 3, 


Erbvertrag 88 2281—2285 809 


4. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung (§ 128) iſt ſowohl bei der Anfechtung 
unter Lebenden lebenſo beim Rücktritt 8 2296 Abſ 2) gegenüber dem anderen Teile als auch 
nach dem Tode eines Vertragsteils gegenüber dem Nachlaßgericht erforderlich (§ 2281 A 4). 
Beurkundung vor einer nicht gerichtlichen Nachlaßbehörde (EG Art 147) genügt nicht. 


§ 2283 

Die Anfechtung durch den Erblaſſer kann nur binnen Jahresfriſt erfolgen!). 

Die Friſt beginnt im Falle der Anfechtbarkeit wegen Drohung mit dem 
Zeitpunkt, in welchem die Zwangslage aufhört, in den übrigen Fällen mit 
dem Zeitpunkt, in welchem der Erblaſſer von dem Anfechtungsgrunde Kennt⸗ 
nis erlangt. Auf den Lauf der Friſt finden die für die Verjährung geltenden 
Vorſchriften der SS 203, 206 entſprechende Anwendung?). 

Hat im Falle des § 2282 Abſ 2 der geſetzliche Vertreter den Erbvertrag 
nicht rechtzeitig angefochten, ſo kann nach dem Wegfalle der Geſchäfts⸗ 
unfähigkeit der Erblaſſer ſelbſt den Erbvertrag in gleicher Weiſe anfechten, 


wie wenn er ohne geſetzlichen Vertreter geweſen wäre). 
E I 1948 Abſ 5 II 2150; M 5 324, 325; P 5 385, 386. 


1. Einjährige Ausſchlußfriſt wie in § 2082 ſ. dort A 1. Sie läuft auch dem in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Erblaſſer (§ 2282 A 2). 

2. Friſtbeginn und Friſtenlauf übereinſtimmend mit § 1954 ſ. dort A 2, 3, jedoch ohne 
daß bei feinen Lebzeiten dem Anfechtungsberechtigten eine zeitliche Schranke (dort 30 Jahre) 
gezogen wäre. Vgl. auch SS 124, 2082 Abſ 2. 

3. Die Friſt läuft an und für ſich auch gegen den geſetzlichen Vertreter. Abſ 3 durch⸗ 
bricht aber den Grundſatz zugunſten des Vertretenen dann, wenn dieſer nach Friſtablauf die 
— wenn auch nur beſchränkte — Geſchäftsfähigkeit wiedererlangt. In dieſem Falle wird 
ihm gemäß dem Abſ 2 angezogenen 8 206 eine ſechsmonatige Nachfriſt eingeräumt (ebenſo 
$8 1840, 1595 Abſ 2). — In allen Fällen handelt es ſich um die Anfechtung durch den Erb⸗ 
laſſer. Für diejenige des bloß annehmenden Teiles ($ 2281 A 2 a. E.) gelten die Friſten der 
88 121, 124, für ſonſtige Anfechtungsberechtigte 88 2080, 2082. 


§ 2284 
Die Beſtätigung eines aufechtbaren Erbvertrags kann nur durch den 
Erblaſſer perſönlich erfolgen!). Iſt der Erblaſſer in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt, jo iſt die Beſtätigung ausgeſchloſſen?). 


E I 1948 Abſ 4 II 2149 Abſ 3; M 5 323, 324; P 5 385, 386. 


1. Wie mit Anfechtung des Erbvertrags vornehmlich Beſeitigung der vertragsmäßigen 
Gebundenheit bezweckt wird (§ 2281 A 2), fo kommt umgekehrt mit Beſtätigung des an⸗ 
fechtbaren Erbvertrags der Wille zum Ausdruck, trotzdem gebunden zu bleiben. Es handelt 
ſich mithin nicht ſowohl um Beſtätigung der im Erbvertrag getroffenen letztwilligen Ver⸗ 
fügung, die, wenn $ 2279 Abf 1 Anwendung fände, nur als erneute letztwillige Verfügung 
denfbar wäre (8 2078 A 6), ſondern um Beſtätigung des mit dem Erbvertrag zuſtande ge⸗ 
tommenen Rechtsgeſchäfts. Gemäß 8 144 Abſ 2 iſt deshalb die Beſtätigung an keine Form 
gebunden, ſie kann auch ſtillſchweigend erfolgen und braucht nicht gegenüber dem anderen Teil 
oder dem Nachlaßgericht erklärt zu werden (a. M. Strohal 1 8 45 N 16, Leonhard, III). Der Erb: 
laſſer kann aber nur perſönlich beftätigen, wie er auch nur perſönlich, nicht durch Vertreter den 
Erbvertrag ſchließen (8 2274), anfechten (8 2282), aufheben (8 2290) und davon zurücktreten kann 
(8 2296; vgl. auch 88 1337 Abſ 3, 1598 Abf 3). Eine VBeſtätigung des wegen Formmangels nich⸗ 
tigen Erbvertrags durch die Erben des Vertragserben iſt ausgeſchloſſen (RG 8. 4.07 IV 424/06). 

2. Dem in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkten Erblaſſer (88 106, 114) ift zwar als Ehe. 
Hatten oder Verlobten nachgelaſſen, den Vertrag zu ſchließen (§ 2275 Abſ 2), nicht aber auch 
ihn zu beſtätigen. Um fo mehr iſt dies für den Geſchäftsunfähigen ausgeſchloſſen. Die Be: 
ſtätigung ſelbſt iſt nach allgemeinen Grundſätzen anfechtbar. 


8 2285 
Die im 8 2080 bezeichneten Perſonen können den Erbvertrag auf Grund 
der SS 2078, 2079 nicht mehr anfechten !), wenn das Anfechtungsrecht des 
Erblaſſers zur Zeit des Erbfalls erloſchen ift?). 


E 1 1949 Abſ 2 IT 2161: M 5 325, 326; P 5 386, 887. 
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1. Außer dem Erblaſſerteil (88 2281—2283) ſteht gemäß 8 2279 Abſ 1 das Anfechtungs⸗ 
recht auch dritten Perſonen zu, ſoweit ihnen nach § 2080 die Aufhebung des durch Irrtum, 
Zwang oder nicht gewollte Übergehung eines Pflichtteilsberechtigten beeinflußten Erbver⸗ 
trags (88 2078, 2079) unmittelbar zuſtatten kommen würde. Form und Friſt der Anfechtung 
beſtimmen ſich lediglich nach 88 2081, 2082. Daher keine Beurkundung der Anfechtungs- 
erklärung, kein Verbot der Vertretung ($ 2282), aber 30 jährige Ausſchlußfriſt ($ 2082 Abſ 3) 
und darüber hinaus Verweigerungsrecht des Beſchwerten (§ 2083). Die Anfechtung iſt nach 
Maßgabe des § 2081 entweder dem Nachlaßgericht oder gegenüber dem Anfechtungsgegner, 
bei Anfechtung einer Vermächtnisanordnung alſo in entſprechender Anwendung von 9 143 
Apf 4 gegenüber dem Bedachten, nicht gegenüber dem überlebenden Vertragſchließenden 
oder feinen Erben zu erklären (a. M. Staudinger A 1). 

2. Das Anfechtungsrecht des Dritten iſt zwar ein eigenes ſelbſtändiges Recht mit ber 
ſonderem Friſtenlauf nach $ 2082 Abſ 2, kann aber keine ſtärkere Wirkung äußern als das 
Anfechtungsrecht des Erblaſſers ſelbſt, wenn es dieſem bereits bei feinem Tode zuſtand. 
War des Erblaſſers Recht zu dieſem Zeitpunkt durch Ablauf der Jahresfriſt (§ 2283), durch 
Beſtätigung (§ 2284) erloſchen, jo kann auch der Dritte nicht mehr anfechten. Eine Be⸗ 
ſtätigung durch den am Erbvertrage ſelbſt nicht beteiligten Dritten kann überhaupt nicht in 
Frage kommen. § 2285 gilt auch für die Anfechtung gemeinſchaftlicher Teſtamente 
(RG 77, 167; Warn 1918 Nr 213). 

§ 2286 


Durch den Erbvertrag wird das Recht des Erblaſſers, über ſein Ver⸗ 
mögen durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden zu verfügen, nicht beſchränkt!). 


E 1 1951 II 2152; M 5 327, 328; P 5 388, 389, 


1. Grundſätzlich iſt der Erblaſſer durch den Erbvertrag in der Verfügung unter Lebenden 
ebenſowenig beſchränkt, wie durch ſonſtige letztwillige Verfügungen. Nur bösliche Schen ⸗ 
kungen (5 2287) und die Vereitelung von Vermächtniſſen (8 2288) find ihm unterſagt. Be⸗ 
ſchränkungen in der Verfügung von Todes wegen § 2289. Der im Erbvertrage Bedachte 
erlangt mithin als ſolcher vor dem Erbfall kein Recht, wie der Nacherbe nach 88 2188ff., 
gegen tatſächliche oder rechtliche Beeinträchtigungen durch den Erblaſſer etwa mit Hilfe einſt⸗ 
weiliger Verfügungen geſchützt zu werden (OLG 21, 363). Ebenſowenig iſt er als ſolcher 
zu dem Antrag auf Entmündigung wegen Verſchwendung berechtigt. — Bindung des Erb» 
laſſers nach den bisherigen Geſetzen, wenn der Erbvertrag vor 1. 1. 00 errichtet iſt (EG 
Art 214 Ab] 2). 

82287 


Hat der Erblaſſer in der Abſicht, den Vertragserben zu beeinträchtigen?), 
eine Schenkung gemacht!), jo kann der Vertragserbe, nachdem ihm die Erb⸗ 
ſchaft angefallen ift?), von dem Beſchenkten die Herausgabe des Geſchenkes 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung fordern“). 

Der Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Anfalle der Erbſchaft ans). 

E I 1952 Abf 1, 2 II 2153 Abſ 1 Sat 1, Abſ 2; M 5 828—330; P 5 389—394; 6 351. 


1. Unbeſchadet feiner Verfügungsfreiheit unter Lebenden ($ 2286) darf der Erblaſſer 
den Vertragserben nicht durch bösliche Schenkungen beeinträchtigen. Hierzu gehört auch 
die gemiſchte Schenkung ($ 516 A 4), das Schenkungsverſprechen (§ 518) und die vollzogene 
Schenkung auf den Todesfall ($ 2301 Abſ 2) während das Schenkungsverſprechen von Todes 
wegen ohne weiteres unwirkſam ift (88 2301 Abf 1, 2289 Abſ 1). Dagegen iſt die Hingabe, 
ſei es auch des ganzen Vermögens, gegen Entgelt (3. B. gegen eine Leibrenten verpflichtung) 
niemals Schenkung. Sie könnte nur „in eklatanten Fällen“ (Prot 5, 392) einen Schadens 
erſatzanſpruch aus § 826 begründen. Der Erblaſſer kann die Anwendbarkeit des § 2287 da- 
durch ausſchließen, daß er ſich im Erbvertrag (fo gut wie den Rücktritt nach § 2293) völlige 
Freiheit in der Vornahme von Schenkungen vorbehält. In der Vereinbarung, daß der Ver 
tragserbe nur den Überreft erhalten ſolle, iſt eine ſolche Ausſchließung aber nicht zu finden; 
vgl. § 2137 Abſ 1 mit § 2113 Abſ 2 (RG LZ 1919, 1187. 

2. Die Abſicht, den Vertragserben zu beeinträchtigen, wird nicht durch das Bewußt 
fein davon erſetzt, daß die aus anderen unverfänglichen Beweggründen, z. B. aus idealen, 
ſittlichen oder Anſtandsrückſichten vorgenommene Schenkung den Vertragserben verkürzen 
werde. Gerade die Beeinträchtigung muß als der zu erreichende Erfolg bezweckt ſein. Sind 
mehrere Beweggründe im Spiele, ſo kommt es darauf an, welcher der eigentlich treibende 
und beſtimmende geweſen iſt (RG 77, 111; JW 1912 ©, 14218, 46714; NG 26. 4. 20 IV 524/19). 


> Ku 
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3. Der Herausgabeanſpruch entſteht erſt in der Perſon des Vertragserben. Er gehört 
mithin nicht zum Nachlaß, und kann deshalb nicht vom Teſtamentsvollſtrecker geltend ge- 
macht werden (RG 77, 5). Auch die Nachlaßgläubiger find zu dem Herausgabeverlangen 
nicht berechtigt. Doch bleibt ihr aus KO 88 29ff. oder Anf® 88 3ff. abgeleiteter ſelbſtändiger 
Anfechtungsanſpruch unberührt. Vertragserbe iſt der von dem Zuerſtverſtorbenen im Erb⸗ 
vertrag eingeſetzte Erbe, gleichviel ob er den Vertrag ſelbſt mit geſchloſſen oder darin nur 
als Dritter bedacht iſt. Dem bloß annehmenden Vertragſchließenden (8 2274 A 1) erwachſen 
aus der Vornahme der Schenkung überhaupt keine Rechte. Mehreren Vertragserben 
ſteht der Herausgabeanſpruch, weil nicht zum Nachlaß und deshalb auch nicht zur Erben⸗ 
gemeinſchaft nach $ 2032 A 3 gehörig, nach den Grundſätzen der 88 741ff. jedem für ſich 
zu dem feinem Erbteil entſprechenden Bruchteile zu (NG 77,7; JW 1912, 14218), Nur bei Unteil⸗ 
barkeit der Leiſtung iſt ein Geſamtgläubigerverhältnis gegeben ($ 432). Der Anſpruch des 
Vertragserben entſteht erſt mit dem Anfall der Erbſchaft, regelmäßig alſo mit dem Tode 
des Erblajfers ($ 1942 A 2). Schlägt er die Erbſchaft aus, fo gilt der Anfall als nicht erfolgt 
(§ 1953 A 1), damit tft aber auch feinem Herausgabeanſpruch der Boden entzogen (a. M. Strohal 
$ 45 A 43; Dernburg V 99 A 5). Vor dem Anfall hat auch der Vertragserbe keine Rechte, 
weder gegen den Erblaſſer noch gegen den Beſchenkten (a. M. Strohal § 45 A 40; Dernburg 
$ 99 A 10). Insbeſondere kann er wegen feines bloß möglichen künftigen Anſpruchs nicht 
durch einſtweilige Verfügungen geſchützt werden (3PO 88 916 Abſ 2, 936). 5 

4. Der Herausgabeanſpruch iſt nur gegen den Beſchenkten gewährt. Er ſteht mithin 
abweichend von § 2288 Ab] 2 nicht zu gegen teſtamentariſche oder geſetzliche Erben, wenn fie 
neben dem Vertragserben berufen ſind. Der Beſchenkte iſt zur Herausgabe nach den für 
die ungerechtfertigte Bereicherung geltenden Grundſätzen, ſomit zur Herausgabe des Ge⸗ 
ſchenkes ſelbſt oder des dafür erlangten Surrogats oder zum Wertserſatz im Umfange des 
8 818 verpflichtet. Handelt es ſich um ein Schenkungsverſprechen, ſo geht der Anſpruch auf 
Befreiung von der Schenkungsverpflichtung. Auf die Kenntnis des Beſchenkten von der 
Beeinträchtigungsabſicht kommt es au ſich nicht an, wohl aber ſteigert ſich in dieſem Falle 
der Umfang der Herausgabepflicht gemäß 8 819. 

5. Dreijährige Verjährungsfriſt wie beim Pflichtteilsergänzungsanſpruch nach § 2832 
Abſ 2. Es entſcheidet lediglich der Zeitpunkt des Erbſchaftsanfalls (§ 1942), gleichviel wann 
der Vertragserbe von der Schenkung Kenntnis erlangt hat und (abweichend von $ 2325 Abſ 8) 
gleichviel, wie lange die Schenkung vor dem Erbfall zurückliegt. Handelt es ſich um ein bloßes 
Schenkungsverſprechen des Erblaſſers, fu kann der Vertragserbe gegenüber dem Erfüllungs⸗ 
verlangen des Beſchenkten nach § 821 auch nach Ablauf der Verjährungsfriſt die Leiſtung 
verweigern. — § 2287 leidet auch auf den berlebenden beim gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ment Anwendung ($ 2271 A 6). Doch iſt er aus einem unter der Herrſchaft des Prel LR er ⸗ 
richteten gemeinſchaftlichen Teſtamente bezüglich der Schenkungen unter Lebenden nicht 
beſchränkt (R Warn 1912 Nr 314; 1918 Nr 124). 


8 2288 


Hat der Erblaſſer den Gegenſtand eines vertragsmäßig angeordneten 
Bermächtniſſes in der Abſicht, den Bedachten zu beeinträchtigen, zerſtört, bei⸗ 
ſeite geſchafft oder bejchädigt!), jo tritt, ſoweit der Erbe dadurch außerſtande 
geſetzt iſt, die Leiſtung zu bewirken, an die Stelle des Gegenſtandes der 
Wert!). 

Hat der Erblaſſer den Gegenſtand in der Abſicht, den Bedachten zu be⸗ 
einträchtigen, veräußert oder belaſtet, jo iſt der Erbe verpflichtet, dem Be⸗ 
dachten den Gegenſtand zu verſchaffen oder die Belaſtung zu bejeitigen?); 
auf dieſe Verpflichtung finden die Vorſchriften des § 2170 Abſ 2 entſprechende 
Anwendung‘). Iſt die Veräußerung oder die Belaſtung ſchenkweiſe erfolgt, 
ſo ſteht dem Bedachten, ſoweit er Erſatz nicht von dem Erben erlangen kann, 
der im § 2287 beſtimmte Anſpruch gegen den Beſchenkten zus). 

E I 1956 Abſ 8 Satz 2 II 2154; M 5 337; P 5 400, 401, 404, 405. 

1. Sit das vertragsmäßige Vermächtnis ($ 2278 A 2) auch für den Fall angeordnet, 


daß ſein Gegenſtand nicht zur Erbſchaft gehört, ſo bleibt der Beſchwerte ſchon nach 88 2169 
Abſ 1, 2170, 2182 Abſ 2 zur Leiſtung verpflichtet, ſofern der Gegenſtand überhaupt noch 
vorhanden iſt (Verſchaffungsvermächtnis). Abs 1 macht darüber hinaus den Erben auch dann 
erjakpflichtig, wenn er den Vermächtnisgegenſtand, weil vom Erblaſſer zerſtört, beiſeite 
geſchafft oder beſchädigt, nicht oder doch nicht unverſehrt verſchaffen kann (88 2171, 2172). 
Wenn es ſich ferner um das Vermächtnis eines beſtimmten in der Erbſchaft vorhandenen 


812 Erbrecht 


Gegenſtandes handelt, fo wird gegen die Regel des § 2169 A 1 das Vermächtnis nicht ſchon 
dadurch unwirkſam, daß dieſer Gegenſtand zur Zeit des Erbfalls nicht zur Erbſchaft gehört. 
Allgemeine Vorausſetzung iſt jedoch, daß der Erblaſſer, indem er das Vermächtnis in dieſer 
11125 vereitelte, dabei gegenüber dem Bedachten in Beeinträchtigungsabſicht gehandelt 
at (88 2287 A 2). a 

2. An Stelle des eigentlichen Leiſtungsgegenſtandes (§ 2174) und ſoweit er ſich nicht 
mehr verſchaffen läßt, tritt die Verpflichtung des Erben zum Wertserſatz, und zwar des ge- 
meinen Verkehrswerts im Zeitpunkte des Vermächtnisanfalls (§ 2176). Die Erſatzleiſtung 
liegt als Nachlaßverbindlichkeit in allen Fällen dem Erben (Vertrags oder gewöhnlichen 
Erben) ob, auch wenn er mit dem urfpränglichen und von der Leiſtung freigewordenen Be⸗ 
ſchwerten nicht identiſch iſt. 

3. Abſ 2 handelt im Gegenſatz zu den bloß tatſächlichen von rechtlichen Verfügungen, 
böslichen Veräußerungen und Belaſtungen eines beſtimmten Vermächtnisgegenſtandes, 
gleichviel ob ohne oder gegen Entgelt. Das Vermächtnis wird im Falle der Veräußerung 
durch den Erblaſſer dem Verſchaffungsvermächtnis auch dann gleichgeſtellt, wenn es von 
vornherein nicht als ſolches gemeint war (88 2169 Abſ I, 2170). Ebenſo entſteht im Falle 
der Belaſtung dem Vermächtnisnehmer ſtets der Anſpruch auf Beſeitigung der Rechte, der 
ihm ſonſt nach § 2165 grundſätzlich verſagt iſt. 

1 Wertserfatz an Stelle der Verſchaffung in Natur oder der Beſeitigung der Be⸗ 
aſtung. 

5. Während der Anſpruch aus § 2287 von voruherein nur gegen den Beſchenkten zuſteht 
(A 4), haftet in den Fällen des Abf 1, tatſächlicher böslicher Vereitelung des Vermächtniſſes, 
überhaupt nur der Erbe, in den Fallen des Abſ 2 gleichfalls der Erbe, aber aushilfsweiſe 
innerhalb dreijähriger Verjährungsfriſt auch der Beſchenkte. Dem Bedachten liegt deshalb 
der Beweis ob, daß und inwieweit er Erſatz vom Erben, der damit nur eine Nachlaßverbindlich⸗ 
keit ſchuldet, nicht habe erlangen können. — Gegen Vereitelung von Auflagen iſt kein Schutz 


gegeben. 
8 2289 
Durch den Erbvertrag wird eine frühere letztwillige Verfügung des 
Erblaſſers aufgehoben, ſoweit ſie das Recht des vertragsmäßig Bedachten 
beeinträchtigen würde!). In dem gleichen Umfang iſt eine ſpätere Verfügung 
von Todes wegen unwirkſam, unbeſchadet der Vorſchrift des § 22972). 


Iſt der Bedachte ein pflichtteilsberechtigter Abkömmling des Erblaſſers, 
ſo kann der Erblaſſer durch eine ſpätere letztwillige Verfügung die nach 
§ 2338 zuläſſigen Anordnungen treffen?). 

E 11953 Abſ 1 Satz 1, Abj 2 II 2155; M 5 331, 322; P 5 395, 396, 422; 6 351—363. 


1. Eine frühere letztwillige Verfügung wird nach $ 2258 durch ein ſpäteres Teſtament 
inſoweit aufgehoben, als dieſes mit der früheren Verfügung in Widerſpruch tritt. Dieſe 
Wirkung äußert auch der Erbvertrag. Sie geht aber inſofern weiter, als der rechtswirkſame 
Erbvertrag auch frühere Verfügungen aufhebt, die rechtlich neben den neuen vertragsmäßigen, 
nach $ 2278 Abſ 2 auf Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe und Auflagen beſchränkten Verfügungen 
beſtehen könnten, aber wirtſchaftlich das Recht des Bedachten beeinträchtigen würden. Cs 
fallen insbeſondere, gegen die Regel des § 2161, früher augeordnete Vermächtniſſe und Auf; 
lagen durch Einſetzung eines Vertragserben ohne weiteres zuſammen. Ebenſo die Ernennung 
eines Teſtamentsvollſtreckers. Das vertragsmäßig zugewendete hat vor dem früher letzt 
willig angeordneten identiſchen Vermächtnis den Vorrang (KO $ 226 Abſ 3). Die Aufhebung 
reicht jedoch nur fo weit, als Beeinträchtigung vorliegt. Inſoweit dies der Fall iſt, können 
ſich auf die Unwirkſamkeit der früheren (wie der ſpäteren) Verfügung auch Dritte berufen, 
3. B. der vom früher eingeſetzten Erben verklagte Nachlaßſchuldner, der zugunſten verſchiedener 
Bedachter mit demſelben Vermächtnis Beſchwerte. Vorausgeſeßzt iſt, daß der den Erbvertrag 
ſchließende Erblaſſer an die frühere letztwillige Verfügung nicht durch einen früheren Erb’ 
vertrag oder durch korreſpektives Teſtament (§ 2271 Abſ 1 u. 2) bereits gebunden war. 
Inwieweit dies der Fall iſt, beurteilt ſich gemäß EG Art 214 Abſ 2 gegebenenfalls nach dem 
älteren Rechte, vgl. Vorbem 3 vor § 1922. Inſoweit der Erblaſſer bereits gebunden it 
kann der neu Bedachte durch den Erbvertrag überhaupt keine Rechte erwerben und darin 
auch nicht beeinträchtigt werden. Die bloße Möglichkeit, ſich von dieſer Gebundenheit. na 
träglich zu befreien ($ 2271 A 5; Anfechtbarkeit des Erbvertrags 88 2281 ff.; Nüdtel 
88 2203 ff.), genügt nicht, dem Erblaſſer die Vertragsfreiheit zu verſchaffen. Dagegen iſt 1 
während des Zuſtandes der Gebundenheit geſchloſſene Erbvertrag voll wirkſam, ſobald DW 
Hindernis gehoben iſt. Umgekehrt lebt aber auch die frühere letztwillige Verfügung N 
auf, wenn der neue, fie aufhebende Erbvertrag demnächſt durch Aufhebung oder Rücktr 
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wieder beſeitigt iſt (vgl. auch § 2258) oder durch Wegfall des vertragsmäßig Bedachten vor 
oder nach dem Erbfall gegenſtandslos wird, es wäre denn, daß die ältere Verfügung im 
Erbvertrag gemäß 88 2299, 2254 ſchlechthin — ausdrücklich oder ſtillſchweigend — widerrufen 
wäre. 

2. Spätere Verfügungen von Todes wegen ſind in gleichem Umfange, d. h. ipso jure 
inſoweit unwirkſam, als ſie das Recht des vertragsmäßig Bedachten beeinträchtigen würden. 
Der Erblaſſer verliert inſoweit die Teſtierfreiheit und kann fie nur durch Aufhebung des Erb. 
vertrags oder Rücktritt, im Falle des $ 2291 auch durch Zuſtimmung des anderen Teiles zurück⸗ 
gewinnen. Wie die Bezugnahme auf § 2297 ergibt, iſt dies auch nach dem Tode des anderen 
Vertragſchließenden möglich. Mit Beſeitigung der Gebundenheit erlangen auch die nach 
dem Erbvertrage getroffenen Verfügungen volle Wirkſamkeit (A 1 a. E.). War dem Erb⸗ 
laſſer im Erbvertrag das Recht vorbehalten, allgemein oder innerhalb gewiſſer Grenzen ſpätere 
abweichende Verfügungen zu treffen, ſo kann, ſoweit hiervon Gebrauch gemacht wird, eine 
Beeinträchtigung des Bedachten nicht in Frage kommen. In dem bloßen Vorbehalt des 
Rücktritts (8 2293) ift der Vorbehalt der Verfügungsfreiheit noch nicht zu erblicken. Daß ein 
neuer Erbvertrag derſelben Vertragſchließenden voll wirkſam ift, ift ſelbſtverſtändlich. Neues 
gemeinſchaftliches Teſtament ſ. § 2292. 

3. Der pflichtteilsberechtigte Abkömmling (8 2303) kann vom Erblaſſer als anderer 
Vertragſchließender oder als Dritter bedacht ſein. Sind die Vorausſetzungen des § 2338 
(Enterbung in guter Abſicht) gegeben, ſo wird angenommen, auch der andere Vertragsteil 
ſei im Familienintereſſe hiermit einverſtanden. Der Erblaſſer darf deshalb dieſe letztwillige 
Anordnung ſowohl bei Lebzeiten des anderen Teiles, auch ohne ſein Vorwiſſen, als nach ſeinem 
Tode treffen, und zwar in bezug auf die ganze Zuwendung, nicht nur in bezug auf den Pflicht⸗ 
teil (KJ 48, 144). Auf dieſe Befuguis kann im Erbvertrage nicht wirkſam verzichtet werden 
(8 138 Abſ 1). Dagegen iſt der Erblaſſer zur Entziehung des Pflichtteils gegenüber dem 
Bedachten auf Grund von $ 2333 erſt nach Erklärung des Rücktritts vom Erbvertrage (8 2294), 
nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden aber gemäß § 2297 berechtigt. 


8 2290 


Ein Erbvertrag ſowie eine einzelne vertragsmäßige Verfügung kann 
durch Vertrag von den Perſonen aufgehoben werden, die den Erbvertrag 
geſchloſſen haben!). Nach dem Tode einer dieſer Perſonen kann die Auf⸗ 
hebung nicht mehr erfolgen?). 

Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließen?). Iſt er in 
der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines 
geſetzlichen Vertreters“). 

Steht der andere Teil unter Vormundſchaft, ſo iſt die Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts erforderlich‘). Das gleiche gilt, wenn er unter 
elterlicher Gewalt ſteht, es ſei denn, daß der Vertrag unter Ehegatten oder 
unter Verlobten geſchloſſen wird“). 5 

Der Vertrag bedarf der im § 2276 für den Erbvertrag vorgeſchriebenen 
Form“) s). 

E 1 1957 II 2156; M 5 339—342; P 5 407, 408; 6 100. 

1. Die von der einſeitigen Anfechtung aus 88 2281 ff. wohl zu unterſcheidende Aufhebung 
des Erbvertrags, d. h. der Geſamtheit oder einzelner der darin getroffenen vertragsmaßigen 
Verfügungen (Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe, Auflagen § 2278 Abſ 2) kann bei Lebzeiten 
der Vertragſchließenden nur durch Vertrag derſelben Perſonen erfolgen, mutuus dissensus, 
Inwieweit hiervon zugleich einſeitige im Erbvertrag getroffene Verfügungen betroffen werden, 
beſtimmt § 2299 Abf 3. Durch die Aufhebung werden auch die zugunſten Dritter getroffenen 
Verfügungen hinfällig. Ihrer Zuſtimmung bedarf es nicht, da fie durch den Vertragsabſchluß 
eigene Rechte nicht erlangt haben. Wohl aber können ſie ſchon vor dem Erbfall einen Verzichts. 
vertrag mit dem Erblaſſer ſchließen (5 2352 A 2). Der Aufhebungsvertrag kann ſich auch auf 
die gegenfeitige Gebundenheit beſchränken und die Verfügungen als einſeitige inhaltlich be 
ſtehen lafjen. Der zweite Vertrag iſt nicht deshalb ſittenwidrig (5 138 Abſ 1) weil mit ihm 
bezweckt wird, den im erſten Vertrage dem Sohne des Erblaſſers zugedachten Erbteil dadurch 
dem Zugriffe ſeiner Gläubiger zu entziehen, daß er nunmehr ſeinen Abkömmlingen zugewendet 
wird; ein ſolcher Zweck entſpricht dem Grundgedanken des § 2338 Abſ 1 (RG SeuffA 74 Nr 55). 
Erleichterte Form bei Aufhebung von Vermächtniſſen und Auflagen $ 2291, Aufhebung durch 
gemeinſchaftliches Teſtament $ 2292. 
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2. Nach dem Tode eines Vertragſchließenden iſt die Aufhebung des Erbvertrags nur 
im Falle des § 2297, alſo nicht durch Vertrag mit den Erben des Zuerſtverſtorbenen möglich. 
Auch nicht (wie beim korreſpektiven Teſtamente $ 2271 und in dem beſondern Falle des § 2298 
Abs 2) wenn der Überlebende ausſchlägt. Die ihm auferlegten Beſchwerungen gehen vielmehr 
auf den nachrückenden Bedachten über (88 2161, 2192). , 

3. Für den Erblaſſerteil iſt wie bei der Schließung ($ 2274), Beſtätigung (8 2284), beim 
Rücktritt ($ 2296) und grundſätzlich bei der Anfechtung (8 2282) perſönliches Handeln unerläßlich. 
Der geſchäftsunfähig gewordene Erblaſſerteil kann deshalb den Erbvertrag überhaupt nicht 
wieder aufheben. mi. e 

4. Auch der in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkte Erblaſſer (88 106, 114) muß perſönlich 
aufheben, bedarf aber hierzu weder der Zuſtimmung ſeines Vertreters noch der Genehmigung 
925 Ne Ebenſo bei der Anfechtung und beim Rücktritt 88 2282 A 2, 

6 A1. 

5. Der bloß annehmende Teil kann bei dem Aufhebungsvertrag auch durch Vertreter 
handeln. Iſt er geſchäftsunfähig, ſo muß er dabei vertreten werden. Sit er beſchränkt gefchäfts- 
fähig, ſo bedarf er, da er einen rechtlichen Vorteil aufgibt, nach 88 107, 108, 114 der Zu⸗ 
ſtimmung feines geſetzlichen Vertreters. Bezüglich dieſer Zuſtimmung gilt das zu 8 2275 A 3 
Geſagte. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts SS 1828 ff. Pflegſchaft § 1915. 

6. Abweichend von der Schließung des Erbvertrags (8 2275 A 1) iſt bei der Aufhebung 
Zuſtimmung des Gewalthabers (SS 1630, 1686) des anderen Teiles und ſogar vormund⸗ 
ſchaftsgerichtliche Genehmigung notwendig. Nur die letztere — nicht auch die Zuſtimmung 
des Gewalthabers — iſt entbehrlich, wenn es ſich um einen Aufhebungsvertrag zwiſchen 
Ehegatten und Verlobten handelt. 

7. Form des 52276: Schließung vor Richter oder Notar unter gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Teile. Wird der Aufhebungsvertrag mit einem Ehevertrag oder mit Aufhebung, Ande⸗ 
rung eines Ehevertrags verbunden ($ 1432), fo genügt die erleichterte Form des 8 2276 
Abſ 2. Verwahrung der über Aufhebung des Erbvertrags aufgenommenen Urkunde ($ 2277) 
kommt nicht in Frage. Anderſeits ift Aufhebung durch Rücknahme des Erbvertrags aus der 
amtlichen Verwahrung ($ 2256) ausgeſchloſſen (§ 2277 A 3). 

8. Anfechtung des Aufhebungsvertrags iſt nur nach den allgemeinen Grundſätzen über 
Anfechtung von Rechtsgeſchaften möglich (88 110ff., 142 ff.). Die beſonderen für Anfechtung 
leitwilliger Verfügungen erteilten Vorſchriften der 88 2078 ff. könnten nur auf Grund von 
$ 2279 (A 1) Anwendung finden, auf den Erblaſſerteil überdies nur dann, wenn der Auf- 
hebungsvertrag im Sinne von § 2281 dem Erbvertrage gleichzuſtellen wäre. Allein Gegen⸗ 
ſtand der Anfechtung iſt in dem hier vorausgeſetzten Falle nicht eine vertragsmäßige Zu⸗ 
wendung oder Auflage, ſondern das Gegenteil davon, die Beſeitigung einer ſolchen Zuwendung 
uſw., ſomit ein rein verneinendes Ergebnis, das nicht einmal äußerlich, wie im Falle des § 2081, 
in Form einer leptwwilligen Verfügung, ſondern lediglich auf rechtsgeſchäftlichem Wege her⸗ 
geſtellt iſt (a. M. Planck A 4, Kipp § 86 V). Nach erfolgreich durchgeführter Anfechtung 
lebt der aufgehobene Erbvertrag wieder auf ($ 142 Abf 1). Auch die Aufhebung des aufhebenden 
Vertrags, wenn ſich die Beteiligten hierauf beſchränken, kann nur den Sinn haben, den 
Erbvertrag wiederherzuſtellen. Sie muß, auch ohne Heranziehung des § 2257 dieſen Er⸗ 
folg haben, da der zweite aufhebende Vertrag gleichfalls Beobachtung der Form voraus- 
ſetzt (Abſ 4). 

§ 2291 


Eine vertragsmäßige Verfügung, durch die ein Vermächtnis oder eine 
Auflage angeordnet iſt, kann von dem Erblaſſer durch Teſtament aufgehoben 
werden!). Zur Wirkſamkeit der Aufhebung iſt die Zuſtimmung des anderen 
Vertragſchließenden erforderlich; die Vorſchriften des 8 2290 Abſ 3 finden 
Anwendung?). 

Die Zuſtimmungserklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung; die Zuſtimmung iſt unwiderrufliche). 

E II 2157; P 5 415—417; 6 397, 

1. Gegenüber § 2290 iſt für die Aufhebung eine erleichterte Form nachgelaſſen, ſoweit 
es ſich um vertragsmäßige Vermächtniſſe oder Auflagen, nicht alſo um Erbeinſetzungen 
handelt (8 2278 Abf 1). Jede der nach 88 2231—2251 zuläffigen Teſtamentsformen genügt. 
Ob die Aufhebung ſchlechthin (§ 2254) oder durch Errichtung eines inhaltlich abändernden 
Teſtaments erfolgt (8 2258 Abs 1), iſt gleichgültig. Der Widerruf des aufhebenden Teſtaments 
macht nach §8 2258 Abſ 2, 2279 die aufgehobene Verfügung, und zwar als vertragsmäßige 


gon neuem wirkſam, auch wenn die damit gegenſtandslos gewordene Zuſtimmung des anderen 
Teiles erklart ſwar. 
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2. Die Zuſtimmung des anderen Vertragſchließenden, auch wenn er ſelbſt nicht bedacht 
oder beſchwert ift, iſt als Einwilligung oder Genehmigung gegenüber dem Erblaſſerteile 
(88 182—184) in der Form des Abſ 2, doch ohne das Erfordernis gleichzeitiger Anweſenheit, 
wie nach 88 2276, 2290 zu erklären. Sie iſt unwiderruflich (Abſ 2), kann auch durch Vertreter 
abgegeben werden und bedarf unter den Vorausſetzungen des 82290 Ab a der Genehmigung 
des Vormundſchaftsgerichts. Sie iſt auch wirkſam, wenn ſie ſchon im Erbvertrage ſelbſt 
erklärt iſt, liegt aber nicht ſchon darin ausgeſprochen, daß dem Erblaſſer der Rücktritt gemäß 
$ 2293 geſtattet iſt. Aus § 2290 (A 2) iſt zu entnehmen, daß die Zuſtimmung nach dem Tode 
des anderen Vertragſchließenden durch ſeine Erben nicht mehr nachgeholt werden kann. 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung wie bei der e e beim 
Rücktritt 88 2282, 2296. Im übrigen vgl. § 128, EG Art 141, FGG 88 167ff. Ahnlich bei 
letztwilligen Verfügungen in betreff der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft $ 1516. 


8 2292 


Ein zwiſchen Ehegatten geſchloſſener Erbvertrag kann auch durch ein 
gemeinſchaftliches Teſtament der Ehegatten aufgehoben werden!); die Vor⸗ 


ſchriften des § 2290 Abt 3 finden Anwendung). 
E II 2158; P 5 446. 


1. Aufhebung des Erbvertrags durch gemeinſchaftliches Teſtament iſt zuläſſig, wenn 
die Vertragſchließenden zur Zeit der Aufhebung Ehegatten find (§ 2265), mögen ſie auch 
den Erbvertrag feinerzeit als Fremde oder als Verlobte geſchloſſen haben (RA 9, 18). Wie im 
Falle des § 2291 A 1 genügt jede Teſtamentsform (beim Privatteſtament vgl. 8 2267), und auch 
hier iſt gleichgültig, ob ſich das gemeinſchaftliche Teſtament auf den Widerruf (ſämtlicher oder 
einzelner Verfügungen) beſchränkt oder inhaltlich neue Anordnungen trifft. Abweichend 
von $ 2291 können auf dieſem Wege auch vertragsmäßige Erbeinſetzungen aufgehoben werden. 
Eine Vertretung iſt ſchon durch § 2064 ausgeſchloſſen. 

2. Die Beſchränkung der Geſchäftsfähigkeit hindert jedenfalls den Erblaſſerteil nicht, 
den Erbvertrag durch widerrufendes Teſtament aufzuheben, weder nach Teſtamentsgrundſätzen 
(89 2229, 2258) noch unter dem Geſichtspunkt des Aufhebungsvertrags (8 2290 A 4). Dagegen 
handelt es ſich auf ſeiten des anderen bloß annehmenden Teiles nicht um den Widerruf 
eigener Verfügungen, ſondern um die Entlaffung des Erblaſſerteils aus der vertragsmäßigen 
Gebundenheit. Er könnte deshalb, wenn er wegen Geiſtesſchwäche uſw. entmündigt iſt, nach 
8 2229 Abſ 3 als an der Teſtamentserrichtung verhindert angeſehen werden. Allein die Bezug ⸗ 
nahme auf 8 2290 Abſ 3 ergibt, daß das Geſetz die Fähigkeit des bloß annehmenden Teiles 
zur teſtamentariſchen Aufhebung des Erbvertrags lediglich nach den Grundſätzen über den 
Aufhebungsvertrag beurteilt wiſſen und dafür ſogar erleichterte Formen ſchaffen will. Auch 
der beſchränkt geſchäftsfähige Ehegatte iſt deshalb, inſoweit er ſich auf die Aufhebung des 
Erbvertrags beſchränkt, trotz S 2229 Abſſ 8 teſtamentsfähig. Doch bedarf er, wie die Bezug · 
nahme auf $ 2290 Abſ 3 weiter ergibt, zu der aufhebenden Verfügung des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments als Minderjähriger oder ſonſt in der Geſchäftsfähigkeit Beſchränkter der Ein- 
willigung feines geſetzlichen Vertreters und zugleich, wenn er unter Vormundſchaft (oder Pfleg 
ſchaft) ſteht, vormundſchaftsgerichtlicher Genehmigung. Die letztere kommt jedo 
nicht in Frage, wenn er der elterlichen Gewalt unterworfen iſt, da es ſich ſtets um Ehegatten 
handelt (§ 2290 A 6). Sie beſchränkt ſich auf den aufhebenden Teil des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments, wenn darin zugleich andere Verfügungen getroffen ſind. Eine nachträgliche 
Genehmigung der teſtamentariſchen Aufhebung nach erlangter unbeſchränkter Geſchäftsfähigkeit 
kann den mangelhaften Teſtamentsakt nicht wirkſam machen. 


8 2293 
Der Erblaſſer kann von dem Erbvertrage zurücktreten, wenn er ſich den 
Rücktritt im Vertrage vorbehalten hat!). 
E 1 1958 Abf 1 Satz 1 II 2159; M 5 842, 843; P 5 409. 


1. Vorbehalt des Rücktritts. Der Rücktritt ift einſeitige, von der Zuſtimmung des anderen 
Teiles (88 2230. 2202 unabhängige Aufhebung 923 Erbvertrags. Form 88 2296, 2297. Rück. 
tritt von Verträgen 88 346 ff. Der Vorbehalt, wie demnächſt auch die Erklärung des Rücktritts 
können ſich auf den ganzen Erbvertrag oder nur auf einzelne vertragsmäßige Verfügungen 
beziehen. Inwieweit im letzteren Falle auch die anderen Verfügungen hiervon betroffen 
werden, beitimmt ſich nach 88 2298, 2299. Das Geleb ſpricht nur von einem Vorbehalt zu⸗ 
gunſten des Erblaſſers. Der Rücktrittsvorbehalt des anderen, bloß annehmenden Vertrag⸗ 
ſchließenden ift zuläſſig (a. M. Staudinger A 2), aber bedeutungslos. Denn wenn er hiervon 
(formlos) Gebrauch macht, ſo entfällt damit nur der Vertragscharakter der getroffenen Ver⸗ 
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fügungen. Als einfeitige bleiben fie voll wirkſam. Im übrigen wird durch den bloßen Vor 
behalt des Rücktritts die Gebundenheit der Vertragſchließenden nicht beſeitigt, fie bleibt viel. 
mehr mit ihren aus 88 22872289 ſich ergebenden Wirkungen beſtehen, bis der Rüctritt 
wirklich erklärt ift. Kein Vorbehalt des Rücktritts ift es, wenn der Erblaſſer ji vorbehält, 
dem vertragsmäßig Bedachten einſeitig noch Beſchränkungen oder Beſchwerungen aufzuerlegen. 
Iſt der Erbvertrag unter einer auflöſenden Bedingung, fei es auch eigenes Handeln des Erb: 
laſſers (Wiederverheiratung) geſchloſſen, fo wird er mit Eintritt der Bedingung ohne weiteres 
hinfällig. Die Ausübung des vorbehaltenen Rücktrittsrechts iſt an keine Friſt gebunden. Nach 
dem Tode des anderen Teiles greift § 2297 Platz. 


8 2294 


Der Erblaſſer kann von einer vertragsmäßigen Verfügung zurücktreten, 
wenn ſich der Bedachte einer Verfehlung ſchuldig macht, die den Erblaſſer 
zur Entziehung des Pflichtteils berechtigt!) oder, falls der Bedachte nicht zu 
den Pflichtteilsberechtigten gehört, zu der Entziehung berechtigen würde, 
wenn der Bedachte ein Abkömmling des Erblaſſers wäre?). 

E II 2160 Abſ 1; P 5 395—397, 411—413; 6 351—353. 


1. Der Erblaſſer kann wegen einer Verfehlung des Bedachten, gleichviel ob es der 
andere Vertragſchließende oder ein Dritter iſt, einſeitig von einer einzelnen zugunſten des 
Bedachten gereichenden vertragsmäßigen Verfügung (Erbeinſetzung, Vermächtnis § 2278 
Abſ 2) zurücktreten, wenn ihn die Verfehlung gegenüber dem Bedachten als Abkömmling 
(8 2333), als Elternteil ($ 2334) oder als Ehegatten (8 2335) zur Entziehung des Pflichtteils 
berechtigen würde. Auf dieſes Rücktrittsrecht kann im Erbvertrage nicht verzichtet (8 138 
Abſ 1), es kann auch nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden ausgeübt werden (8 2297). 
Verfehlungen des nicht bedachten anderen Teiles kommen nicht in Betracht. Ebenſowenig 
Verfehlungen des Bedachten, die vor Abſchluß des Vertrags begangen ſind. Waren ſie dem 
Erblaſſer unbekannt, fo kann nur die Anfechtung aus 88 2281, 2078 begründet fein (a. M. 
Strohal 8 46 A 40). Iſt das Entziehungsrecht durch Verzeihung oder Beſſerung des Lebens 
wandels erloſchen (88 2337, 2336 Abſ 4), ſo kann auch das Rücktrittsrecht nicht mehr ausgeübt 
werden. Doch wird der einmal erklärte Rücktritt durch nachträgliche Verzeihung oder Beſſerung 
nicht unwirkſam (a. M. Strohal $ 46 A 42). Daß der Grund des Rücktritts in der gegenüber 
dem anderen Teil bei Lebzeiten abzugebenden Erklärung angegeben werden müſſe (wie im Falle 
des § 2297 nach § 2336 Abſ 2, fo Strohal 8 46 A 46a), ſchreibt das Geſetz nicht vor. Doch 
iſt ſelbſtverſtändlich für den Grund beweispflichtig, wer ſich auf die Wirkſamkeit des Rück⸗ 
1 1 bleibt der Erblaſſer gemäß § 2289 Abſ 2 zur Enterbung in guter Ab- 
icht berechtigt. - 

2. Nichtpflichtteilsberechtigten Bedachten gegenüber kommen nur die Verfehlungen des 
8 2333 in Betracht. — Ebenſo beim gemeinſchaftlichen Teſtament § 2271 A 5. 


8 2295 


Der Erblaſſer kann von einer vertragsmäßigen Verfügung zurütktreten, 
wenn die Verfügung mit Rückſicht auf eine rechtsgeſchäftliche Verpflichtung 
des Bedachten?), dem Erblaſſer für deſſen Lebenszeit wiederkehrende 
Leiſtungen zu entrichten, insbeſondere Unterhalt zu gewähren !), getroffen 
iſt und die Verpflichtung vor dem Tode des Erblaſſers aufgehoben wird!). 

E II 2161; ® 5 410, 411; 6 353. 


1. Der Erblaſſer kann, wie im Falle des $ 2291 von einer einzelnen vertragsmäßigen Ver⸗ 
fügung (Erbeinſetzung, Vermächtnis § 2278 Abf 2) zurücktreten, wenn der im Erbvertrag 
Bedachte (der andere Vertragſchließende oder ein Dritter) zu wiederkehrenden Leiſtungen 
auf Lebenszeit verpflichtet war und dieſe Verpflichtung weggefallen iſt. Dieſe Leiſtungen 
(8 197 A 2) werden meiſt in Gewährung von Leibrente, Ausgedinge, Verſorgung in einer 
Anſtalt (Verpfründungsvertrag) u. dgl. beſtehen. Die Unterhaltsgewährung iſt nur 
beiſpielsweiſe erwähnt. Wenn es ſich auch nicht um Leiſtung und Gegenleiſtung im eigen 
lichen Sinne handelt (88 820 ff.), fo müſſen doch die vertragsmäßige Verfügung und 77 
re in einem gewiſſen urſächlichen Zuſammenhange ſtehen („mit Ri 
icht auf“). 

2. Weſentlich itt, daß der Bedachte rechtsgeſchäftlich, unter Lebenden oder von Tadel 
wegen (z. B. durch letztwillige Verfügung eines Dritten) zu der Leiſtung verpflichtet it der 
Beſtehen einer geſetzlichen, z. B. einer Unterhaltspflicht genügt nicht. Verpflichtet ſich 
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Bedachte vertragsmäßig, ſo kann es auch im Erbvertrage ſelbſt geſchehen. Doch ſind auch in 
dieſem Falle die Verfügung von Todes wegen (im Erbvertrag) und die ſchuldrechtliche Ver⸗ 
pflichtung unter Lebenden ſtreng auseinanderzuhalten. 

3. Das Rücktrittsrecht iſt nur bei Aufhebung, nicht auch bei Nichterfüllung der Ver⸗ 
pflichtung gegeben. Ebenſowenig, wenn die Verpflichtung nicht entſtanden, oder wenn ſie 
nichtig iſt. Wohl aber kann in dieſen Fällen der Erblaſſer zur Anfechtung gemäß 88 2281, 
2078 Abſ 2 berechtigt ſein. Die Aufhebung kann vertragsmäßig erfolgen oder durch Eintritt 
von Bedingungen, Unmöglichkeit der Leiſtung (§ 275) u. dgl. herbeigeführt werden. In jedem 
Falle entſteht mit dem Rücktritte des Erblaſſers für den Verpflichteten der Anſpruch auf Rück⸗ 
gabe des Geleiſteten aus $ 812 Abf 1 Satz 2. Handelt es ſich auf ſeiten des Bedachten um 
andere als wiederkehrende oder um zeitlich begrenzte Leiſtungen, ſo iſt das Rücktritts⸗ 
recht aus 8 2295 nicht gegeben. Der Erblaſſer kann aber den Erbvertrag, gerade weil er kein 
gegenſeitiger Vertrag iſt (Kipp § 37 A 3, Leonhard, IV), jedenfalls anfechten, auf Grund 
des § 812 auch Befreiung von der eingegangenen vertragsmäßigen Bindung beanſpruchen 
(a. M. Planck A 4 und Zit.). War die vertragsmäßige Zuwendung von vornherein durch 
das Fortbeſtehen der Leiſtungspflicht des Bedachten bedingt, ſo wird ſie durch den Wegfall 
dieſer Verpflichtung ohne weiteres hinfällig. 


8 2296 
Der Rücktritt kann nicht durch einen Vertreter erfolgen. Iſt der Erb⸗ 
laſſer in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo bedarf er nicht der Zuſtimmung 
ſeines geſetzlichen Vertreters). 
Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem anderen Vertrag⸗ 
ſchließenden?). Die Erklärung bedarf der gerichtlichen oder notariellen Ber 


urkundung'). 
E 1 1958 II 2162 Ubi 1, 2; M 5 348, 344; P 5 409, 410. 


1. Abſ 1 entſpricht wörtlich der für die Anfechtung erteilten Vorſchrift, ſ. $ 2282 A 1/2. 
Der geſchäftsunfähige Erblaſſer kann überhaupt nicht zurücktreten. 

2. Die Rücktrittserklärung erfolgt in allen Fällen der 88 22932295 gegenüber dem 
anderen Vertragſchließenden, und zwar regelmäßig durch Übermittlung der betreffenden 
Urkunde gemäß 88 130 ff. (RG 65, 272). Auch dann, wenn der andere Teil mit dem Bedachten, 
aus deſſen Perſon der Rücktrittsgrund abgeleitet wird, nicht identiſch iſt. Nach dem Tode 
des anderen Teiles vgl. 8 2297. Der Rücktritt iſt einfeitig nicht widerruflich. Nur wenn er 
vertragsmäßig, und zwar unter Beobachtung der Form (8 2290 Abſ 4) wieder rückgängig 
gemacht wird, lebt der Erbvertrag wieder auf. 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung $ 128; Ech Art 141; F688 167ff. Andere 
Formen des Rücktritts können auch im Erbvertrage nicht wirkſam vereinbart werden. — Ebenſo⸗ 
wenig beim Widerruf korreſpektiver Verfügungen im gemeinſchaftlichen Teſtament 8 2271 A 1. 


8 2297 


Soweit der Erblaſſer zum Rücktritte berechtigt iſt, kann er nach dem 
Tode des anderen Vertragſchließenden die vertragsmäßige Verfügung durch 
Teſtament aufheben!). In den Fällen des § 2294 finden die Vorſchriften 
des 8 2336 Abſ 2 bis 4 entſprechende Anwendung'?). 

E 1 1961 II 2168; M 5 348, 349; P 5 897, 421, 422. 


1. Nach dem Tode des anderen Vertragſchließenden ift die Ausübung des Rücktrittsrechts 
(88 2293—2295) nur durch Teſtament zuläſſig. Und zwar gleichviel, ob der Rücktrittsgrund 
nach dem Tode oder ſchon bei Lebzeiten des anderen Teiles eingetreten iſt. Doch verliert der 

Vorbehalt des Rücktritts beim zweiſeitigen Erbvertrag mit dem Tode des Zuerſtverſterbenden 
ſeine Kraft, die Aufhebung iſt jetzt nur noch unter Ausſchlagung des Zugewendeten möglich 
(8 2298 A 4). Die vertragsmäßige Verfügung (Erbeinſetzung, Vermächtnis, Auflage 8 2278 
Abſ 2) kann im Teſtament ſchlechthin (8 2254) oder auch mittelbar durch Errichtung eines 
der Verfügung widerſprechenden Teſtaments aufgehoben werden (8 2258). Wird das auf. 
hebende Teſtament widerrufen, fo tritt nach § 2257 der Erbvertrag wieder in Kraft. Eine 
Mitteilung an die Erben des anderen Vertragſchließenden iſt nicht erforderlich, der bloß ihnen 
gegenüber erklärte Rücktritt wäre unwirkſam. 2 N 

2. Beruht der Rücktrittsgrund nach $ 2294 auf Verfehlung des Bedachten, fo iſt der Erb⸗ 
laſſer — abweichend von der Rücktrittserklärung unter Lebenden, $ 2294 U 1 — durch 8 2386 
Ab] 2 genötigt, den Grund der Entziehung im Teſtament anzugeben. Dieſer Grund 
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muß ferner zur Zeit der Teſtamentserrichtung noch beſtehen, er darf mithin weder verziehen 
(8 2837), noch darf im Falle des § 2333 Nr 5 Beſſerung des Lebenswandels eingetreten ſein. 
Der Beweis des Rücktriktsgrundes liegt demjenigen ob, welcher die Aufhebung der Verfügung 
geltend macht. Auch nachträgliche Beſſerung macht nach § 2336 Abf 4 die Aufhebung hin⸗ 
fallig. Dagegen beſeitigt nachträgliche Verzeihung, ebenſo wie beim Rücktritt unter Lebenden 
(8 2294 A 1) die einmal erklärte Aufhebung nicht (a. M. Strohal § 46 A 47; Leonhard, E). 
Für den nicht mit angezogenen § 2337 gewährt die Möglichkeit Erſatz, das aufhebende 
Teſtament zu widerrufen. 
§ 2298 


Sind in einem Erbvertrage von beiden Teilen vertragsmäßige Ver⸗ 
fügungen getroffen, ſo hat die Nichtigkeit einer dieſer Verfügungen die Un⸗ 
wirkſamkeit des ganzen Vertrags zur Folge!). 

Iſt in einem ſolchen Vertrage der Rücktritt vorbehalten, ſo wird durch 
den Rücktritt eines der Vertragſchließenden der ganze Vertrag aufgehoben“). 
Das Rücktrittsrecht erliſcht mit dem Tode des anderen Vertragſchließenden“). 
Der Überlebende kann jedoch, wenn er das ihm durch den Vertrag Zuge⸗ 
wendete ausſchlägt, ſeine Verfügung durch Teſtament aufheben“). 

Die Vorſchriften des Abſ 1 und des Abi 2 Satz 1, 2 finden keine Ans 
wendung, wenn ein anderer Wille der Vertragſchließenden anzunehmen iftd). 

E I 1959, 1961 II 2164; M 5 844-346, 848, 849; P 5 413, 414, 421, 422. 


1. $ 2298 hat zur Vorausſetzung einen zweiſeitigen Erbvertrag, bei dem beide Vertrag 
ſchließende als Erblaſſer — ſei es zugunſten des anderen Teiles oder von Dritten — vertrags. 
mäßige Verfügungen (Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe oder Auflagen § 2278 Abſ 2) 
getroffen haben. Soweit eine derartige gegenſeitige Bindung vorliegt, nimmt das Geſetz 
ohne weiteres, wiewohl unter Vorbehalt des Gegenbeweiſes nach Abj 3, ein korreſpektives 
Verhältnis der mehreren Verfügungen an. Es läßt deshalb ebenſo wie gemäß 8 2270 Abſ 1 
beim wechſelſeitigen Teſtamente, bei Nichtigkeit auch nur einer Verfügung den ganzen 
Erbvertrag, d. h. ſämtliche darin getroffenen vertragsmäßigen Verfügungen ipso jure un⸗ 
wirkſam werden. Die Nichtigkeit der Verfügung kann von Anfang an gegeben jein oder 
als Erfolg der Anfechtung eintreten (8 142 Abſ 1). Bloßes Unwirkſamwerden infolge Wegfalls 
des darin Bedachten (durch Ausſchlagung uſw.) genügt nicht. Inwieweit Nichtigkeit einer 
vertragsmäßigen Verfügung auch den Beſtand einſeitiger im Erbvertrag getroffener Ber 
fügungen ($ 2299) beeinflußt, iſt nach $ 2085 zu beurteilen. 

2. Entſprechend dem Widerruf im Falle des $ 2270 wirkt auch der Rücktritt Aufhebung 
des ganzen Erbvertrags im Sinne von Abſ 1. Auch hier iſt vorausgeſetzt, daß es ſich um 
einen zweiſeitigen Erbvertrag handelt. Ferner, daß ſich der eine oder der andere Teil 
gemäß $ 2293 den Rücktritt vorbehalten hatte. Nicht getroffen werden Ks die Fälle 
des Rücktritts wegen einer Verfehlung des Bedachten ($ 2294) und wegen Wegfalls einer 
ihm auferlegten Verpflichtung ($ 2295). Auch hier ift lediglich 8 2085 entſcheidend. Dasſelbe 
gilt, wenn der Rücktritt nur in bezug auf eine einzelne vertragsmäßige Verfügung ausgeiibt 
wird. Bezüglich einfeitiger Verfügungen vgl. $ 2299 Abſ 3. 

3. Das Erlöſchen des Nitktrittsrechts mit dem Tode des anderen Vertragſchließenden 
(0. iedoch A 4) iſt gleichfalls eine Beſonderheit, die weder für den einſeitigen Erbvertrag (. 8 229 
A 1) noch für die Rücktrittsfälle der 88 2294, 2295 Geltung hat. Hat ſich der Überlebende 
im Erbvertrage den Rücktritt nicht ſowohl vom Vertrage, als nur von einer einzelnen Ver⸗ 
fügung vorbehalten, ſo kann er im Rahmen dieſes Vorbehalts auch nach dem Tode des Zuerſi⸗ 
verſtorbenen abweichende Verfügungen treffen (a. M. Planck A 3 b). Kein Erlöſchen des 
Anfechtungsrechts § 2281 Abſ 2. 5 

4. Ebenſo wie im Falle des korreſpektiven Teſtaments (§ 2271 A 4) kann der Überlebende 


von dem im Erbvertrage vorbehaltenen Rücktritt auch dann noch Gebrauch machen, wenn 


— 


er die ihm ſelbſt gemachten vertragsmäßigen — nicht notwendig auch die einſeitigen, A 
Zuwendungen ausſchlägt. Es beſteht mithin kein Rücktrittsrecht, wenn nur Dritte im“ 2 
vertrag bedacht waren. Eine etwaige Ausſchlagung des Dritten iſt ohne Bedeutung. wi 
Rücktritt geſchieht jetzt im Wege des Teſtaments, ſei es, daß darin ſchlechthin widerrufen wi 
(§ 2254), oder daß inhaltlich vom Erbvertrag abweichende Verfügungen getroffen werbe 
(8 2258). Im einzelnen gilt auch hier das § 2271 A 4 Geſagte. 7 
5. Das Geſetz gibt nur Auslegungs regeln. Insbeſondere iſt der Nachweis zugelassen 
daß der eine der beiden Erblaſſer die ſelbſtändige Geltung feiner Verfügung gewollt 9 
und fie im Sinne von 88 2085, 2270 A 1 auch ohne die nichtige oder widerrufene Verſug — 
des anderen Teiles getroffen haben würde. Die in 8 2270 Abf2 in dieſer Beziehung aufgeſtell 
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Rechtsvermutungen ſind hier nicht ohne weiteres maßgebend. Im übrigen handelt es ſich 
um nachgiebiges Recht. Der Wille der Vertragſchließenden foll entſcheiden, auch wenn er 
nicht im Erbvertrage ſelbſt Ausdruck gefunden hat. Das Rücktrittsrecht ſelbſt wurzelt im Falle 
des Vorbehalts nur im Parteiwillen. Es kann deshalb jedenfalls wirkſam bedungen ſein, 
das vorbehaltene Rücktrittsrecht folle mit dem Tode des Zuerſtverſtorbenen nicht erlöſchen. 
Von der für den Rücktritt erteilten Formvorſchrift: Gebrauch der Teſtamentsform, kann der 
Überlebende allerdings nicht entbunden werden. Dagegen iſt nicht abzuſehen, warum er 
nicht von der materiellrechtlichen Verpflichtung: Ausſchlagung des Zugewendeten als Vor⸗ 
bedingung des Rücktritts, vertragsmäßtg befreit werden könnte. Umgekehrt kann der Rücktritts 
vorbehalt aus § 2293 wirkſam dahin eingeſchränkt werden, daß der Rücktritt nur bei Lebzeiten 
des anderen Teiles zuläſſig, nach ſeinem Tode aber ſelbſt mit dem Opfer der Ausſchlagung 
nicht geſtattet ſein ſolle. Es iſt daher ohne ſachliche Bedeutung, wenn bj 2 Satz 3 in Abſ 8 
nicht mit angezogen iſt (a. M. Staudinger A 6). Der Beweis, daß ein anderer Vertrags⸗ 
wille vorliege, it von dem zu führen, der ſich hierauf beruft. 


§ 2299 

Jeder der Vertragſchließenden kann in dem Erbvertrag einſeitig jede 
Verfügung treffen, die durch Teſtament getroffen werden kann!). 

Für eine Verfügung dieſer Art gilt das gleiche, wie wenn ſie durch Teſta⸗ 
ment getroffen worden wäre?). Die Verfügung kann auch in einem Ver⸗ 
trag aufgehoben werden, durch den eine vertragsmäßige Verfügung auf⸗ 
gehoben wird“). 

Wird der Erbvertrag durch Ausübung des Rücktrittsrechts oder durch 
Vertrag aufgehoben, ſo tritt die Verfügung außer Kraft, jofern nicht ein 
anderer Wille des Erblaſſers anzunehmen it‘). 

E 1 1955, 1956 Abſ 1, 1960 II 2165 M 5 938, 347, 848; P 5 398—404, 415—418. 


1. Einſeitige Verfügungen ($ 1937) im Gegenſatze zu den vertragsmäßigen können 
gelegentlich des Erbvertrags oder Chevertrags (8 2276 Abſ 2) in demſelben Rechtsakte von 
dem einen oder dem anderen Vertragſchließenden, auch von dem bloß annehmenden Teile 
getroffen werden. Sie können zum Gegenſtand haben ſowohl Erbeinſetzungen, Vermächtniſſe, 
Auflagen, wenn vertragsmäßige Gebundenheit ($ 2278 Abf 2) nicht beabſichtigt ift, als leßzt⸗ 
willige Anordnungen jeder anderen Art (vgl. 8 2278 U 2). Vorausſetzung iſt, daß fie in einem 
gültigen Erbvertrag getroffen find. Iſt dieſer wegen Formmangels, infolge durchgeführter 
Anfechtung oder aus anderen Gründen nichtig, ſo fallen damit auch die einen Beſtandteil des 
Erbvertrags bildenden einſeitigen Verfügungen zuſammen. 

„2. Die Anwendung der Teſtamentsvorſchriften bezieht ſich zwar nicht auf die Teſtaments 
ſorm. Wohl aber wird perſönliche Errichtung ($ 2064) und Teſtierfähigkeit gemäß 8 2220 
erfordert. Die verminderten Erforderniſſe des Erbvertrags im Falle des § 2275 A 2 genügen 
nicht. Umgekehrt können, wenn der Erbvertrag als ſolcher z. B. wegen verweigerter Zu 
ſtimmung des geſetzlichen Vertreters (8 2275 A 3) unwirkſam, aber den Teſtamentsvorſchriften 
entſprochen iſt, die einſeitigen Verfügungen als gemeinſchaftliches Teſtament wenigſtens 

un aufrechterhalten werden, wenn der Vertrag unter Ehegatten geſchloſſen iſt (8 2265). 

3. Daß die einſeitige Verfügung von dem Verfügenden (ſelbſtverſtändlich nicht auch et 
anderen Teile) durch Teſtament jederzeit frei widerrufen werden kann, ergeben 88 2258, 
220d, 2258. Es kann aber auch durch aufhebenden Vertrag gemäß $ 2900 geſchehen, wenn 
er ſich nicht auf die einſeitige Verfügung beſchränkt, ſondern zugleich mindeſteus eine vertrags⸗ 
mäßige Verfügung aufhebt. Daß die aufzuhebende einſeitige und die vertragsmäßige Ver⸗ 
„ung in einem und demſelben Erbvertrag getroffen fein müßten, fordert das Geſetz nicht 
(a. M. Planck A 3 bz Staudinger A 2 a). e 

Die Aufhebung des ganzen Erbvertrags durch Rücktritt (88 2293 2297) weun 
or von dem Urheber der Verfügung ausgeht, oder durch Vertrag ($ 2290), wirkt im Zweifel 
much als Aufhebung der darin enthaltenen einſeitigen Verfügung. Einen anders gearteten 
Willen des Erblaſſers hat zu beweiſen, wer die fortdauernde Geltung der einſeitigen Ver⸗ 
uf h behauptet (vgl. auch $ 2298 Abſ 3). Beſchränkt ſich der Rücktritt oder die Aufhebung 
gu eine einzelne vertragsmäßige Verfügung, ſo tritt Unwirkſamkeit der übrigen einſeitigen 
Verfügungen nur unter den Vorausſetzungen des § 2085 ein. 


8 2300 
Die für die Eröffnung eines Teſtaments geltenden Vorſchriften der 
88 2259 bis 2263, 2273 finden anf den Erbvertrag entſprechende Anwendung!) 


02% 
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die Vorſchriften des § 2273 Satz 2, 3 jedoch nur dann, wenn ſich der Erbver⸗ 
trag in beſonderer amtlicher Verwahrung befindet). 
E 1 1945 Satz 3 II 2166; M 5 819; P 5 981, 382, 459. 


1. Entſprechende Anwendung von § 2259: Pflicht zur Ablieferung des urſchriftlichen 
Erbvertrags an das Nachlaßgericht (KJ 36 A 91). Sie kann von den Beteiligten durch Klage 
erzwungen werden (RG Warn 1913 Nr 246), trifft auch die Notare, und zwar ohne Unter⸗ 
ſchied, ob ſich der Vertrag offen oder verſchloſſen bei ihnen in gewöhnlicher oder in beſonderer 
amtlicher Verwahrung befindet. Auch dann, wenn der Vertrag vor 1. 1. 00 errichtet, der eine 
oder der andere Erblaſſer aber nach dieſem Zeitpunkt verſtorben iſt (RG 48, 96). Ob der ab⸗ 
gelieferte Vertrag bei dem Nachlaßgericht zu verbleiben hat oder dem Notar nach geſchehener 
Eröffnung zurückzugeben ift, beſtimmt ſich nach Landesrecht (RG 53, 390). § 2260: Eröffnungs 
termin und Verkündung durch das Nachlaßgericht oder 8 2261: durch ein anderes Gericht. 
Beſchwerderecht des Nachlaßgerichts gegen verweigerte Überſendung der Urſchrift KJ 37 
A 127. 8 2262: Benachrichtigung der nicht erſchienenen Beteiligten. 8 2263: Nichtigkeit des 
Cröffnungsverbots. Das Recht auf Einſicht und Erteilung von Abſchriften ſteht den Inter⸗ 
auch 8008 = 53, 393), zwar nicht auf Grund des nicht mit angezogenen 8 2264, wohl aber 
nach F 4. 

2. Die Verfügungen des überlebenden Vertragſchlleßenden find, ſoweit fie ſich ſondern 
laſſen, nach 8 2273 Satz 1 nicht zu verkünden. Es bedarf aber keiner Abſchrift von den Ver 
fügungen des Erſtverſtorbenen und keiner neuen amtlichen Verwahrung (8 2273 Satz 2, 3), 
wenn der Erbvertrag gemäß § 2277 A 3/4 von vornherein nur in gewöhnliche amtliche Ver⸗ 
wahrung genommen war. 

§ 2301 


Auf ein Schenkungsverſprechen, welches unter der Bedingung erteilt 
wird, daß der Beſchenkte den Schenker überlebtt), finden die Vorſchriften 
über Verfügungen von Todes wegen Anwendung?). Das gleiche gilt für 
ein ſchenkweiſe unter dieſer Bedingung erteiltes Schuldverſprechen oder 
Schuldanerkenntnis der in den SS 780, 781 bezeichneten Arts). 

Bollzieht der Schenker die Schenkung durch Leiſtung des zugewendeten 
Gegenſtandes“), jo finden die Vorſchriften über Schenkungen unter Lebenden 
Anwendung“). N 

E 1 1963 II 2167; M 5 850—352; P 5 460—462. 


1. Schenkung von Todes wegen. Das Schenkungsverſprechen ſteht im Gegenſaß 
zu der vollzogenen Schenkung des Abſ 2. Der bloß Verſprechende will nicht, daß der Gegen: 
ſtand der Schenkung jetzt ſchon aus feinem Vermögen ausſcheide. Will er aber jetzt ſchon dem 
Beſchenkten oder ſeinen Erben endgültig zur Leiſtung verpflichtet ſein, ſo handelt es ſich lediglich 
um Schenkung unter Lebenden, auch dann, wenn die Erfüllung bis nach dem Tode des Schenkers 
hinausgeſchoben iſt. Es kommt mithin nur $ 518 zur Anwendung. Dasſelbe gilt, wenn die 
Schenkung in ſonſtiger Weiſe, z. B. durch Überſtehen einer gemeinſamen Gefahr bedingt iſt. 
Anders dagegen, wenn der Schenker an ſein Versprechen nur unter der Bedingung gebunden 
ſein will, daß ihn der Beſchenkte überlebt. Der Eintritt gerade dieſer Bedingung, die nicht 
förmlich und nicht ausdrücklich erklärt zu fein braucht, bildet nach SS 1923, 2074, 2160 die 
allgemeine Vorausſetzung letztwilliger Verfügungen. Deshalb find folgerichtig auch die hierfür 
geltenden Formen zu beobachten. Die Form des $ 518 A 2 (gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung) genügt nicht. 8 

2. Nach den Vorſchriften über Verfügungen von Todes wegen iſt das Schenkung 
verſprechen als einſeitiges im Teſtament (88 1937, 1939) oder gemäß § 2299 im Erbvertrag, 
als angenommenes Verſprechen oder Vertrag im Erbvertrage zu erteilen und nur bei Einhaltung 
dieſer Formen bindend. Je nachdem das ganze Vermögen oder nur einzelne Gegenſtän! e 
zugewendet find, geftaltet ſich das Schenkungsverſprechen als Erbeinſetzung oder Vermächtnis 
Für den Widerruf kommen deshalb nicht 88 530 —533, ſondern nur 88 2253 ff., 2271 beim 
Teſtament und 88 2290 ff., 2293 ff. beim Erbvertrag in Betracht. Um ein bloßes Teſtament 
handelt es ſich auch dann, wenn dem Privatteſtamente die Annahmeerklärung des Beſchenkten 
hinzugefügt ſein ſollte. 5 Id⸗ 

3. Entſprechend § 518 Abſ 1 Satz 2 ſind das Schuldverſprechen (8 780) und das Schul 
anerkenntnis (8 781) unter die gleichen Vorſchriften geſtellt, wenn dem abſtrakten Vertrag 
eine Bu die Bedingung des Überlebens des Beſchenkten gefnüpfte Schenkung zu 
grunde liegt. 4 

4. Die Schenkung iſt vollzogen durch Bewirkung der verſprochenen oder der im Schuld 
verſprechen oder Schuldanerkenntnis übernommenen Leiſtung (j. 8 518 A 4). Hierzu genügt 
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we der bie Übergabe des Schenkungsgegenſtandes an einen Boten, der die Sache erſt nach 
dem Tode des Schenkers dem Beſchenkten überbringt (R& 83, 223), noch die bloße Übergabe 
eines Schuldſcheins an den Beſchenkten, ſei es auch mit der Ermächtigung, den Schenkungs⸗ 
gegenſtand nach dem Tode des Schenkers von dem dritten Schuldner in Empfang zu nehmen 
(RG JW 04, 337°), noch der Vermerk auf einem vom Beſchenkten ausgeſtellten Schuldſchein 
der Schein werde mit dem Tode des Erblaſſers ungültig (RG Warn 08 Nr 302), noch die 
Vollmacht, das Bankguthaben des Schenkers im Falle ſeines Todes abzuheben, ſelbſt wenn 
ſie mit der Erklärung erteilt wird, das Geld ſolle dem Bevollmächtigten gehören (RG 22 
1919, 692%, Dagegen genügt Abtretung des Herausgabeanſpruchs gemäß § 931 (NG Warn 09 
Nr 38), auch Übergabe eines Sparkaſſenbuchs im Sinne der Abtretung des Sparkaſſengut⸗ 
habens (RG Warn 1915 Nr 142). Es macht keinen Unterſchied, ob die Leiſtung gleichzeitig 
mut der Schenkung oder erſt hinterher, mit der Abſicht, das vorausgegangene Schenkungs⸗ 
verſprechen zu erfüllen, bewirkt iſt (RG Warn 1913 Nr 249; 1915 Nr 142). 

5. Nach den Vorſchriften über Schenkungen unter Lebenden (5 518 Abſ 2) macht die 
Vollziehung der Schenkung zugleich die Beobachtung der Form überflüſſig. Damit entfällt 
auch die Form der l von Todes wegen. Der Vorbehalt des Widerrufs iſt auch bei 
der vollzogenen Schenkung zuſäſſig. Im übrigen beſtimmt ſich der Widerruf nach 88 530-533 
(RG ZW 1914, 301%). Auch die vollzogene Schenkung von Todes wegen ſteht unter der 
Bedingung des Überlebens des Beſchenkten. Sie wird regelmäßig als auflöſende 
auffufaſſen ſein, in dem Sinne, daß die Schenkung mit dem früheren Tode des Beſchenkten 
an den Schenker zurückfallen ſoll. Sie kann aber auch aufſchiebend gewollt fein, wenn der 
Beſchenkte den ihm jetzt ſchon übereigneten Schenkungsgegenſtand endgültig erſt mit dem 
Tode des Schenkers haben und behalten ſoll ($ 158). — Anrechnung der Schenkung auf den 
Pflichtteil $ 2315; Ergänzung des Pflichtteils § 2325. 


8 2302 


Ein Bertrag, durch den ſich jemand verpflichtet, eine Verfügung von 
Todes wegen zu errichten oder nicht zu errichten, aufzuheben oder nicht 
aufzuheben, iſt nichtig!). 

E 1 17564 II 2168; M 5 8; B 5 5, 462. 


1. Das Geſetz keunt zwar eine erbrechtliche Bindung des Erblaſſers durch Erbvertrag 
($ 2278 A 1) und im Falle des § 2271 Abſ 2 durch Errichtung eines gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments, erklärt aber darüber hinaus zur Wahrung völliger Teſtierfreiheit jede vertragsmäßige 
Beſchränkung des Erblaſſers in Beziehung auf Verfügungen von Todes wegen ($ 1987 A 1) 
für nichtig. Dies gilt auch von Beſchränkungen, zu denen ſich der Erblaſſer unter dem älteren 
Rechte verpflichtet hatte (RG 75, 34). Dieſe von jedermann geltend zu machende Nichtigkeit 
ergreift auch etwa bedungene Vertragsſtrafen (8 344). Ebenſowenig begründet der Bruch 
ſolchen nichtigen Vertrags eine Schadenserſatzpflicht. Auch im Erbvertrage können die 
Vertragſchließenden auf bas Recht der Aufhebung gemäß 88 2290-2292 oder des Rücktritts 
gemäß 88 2294, 2295 nicht wirkſam verzichten. Die Verpflichtung, keine Verfügung von 
Todes wegen zu errichten, kann ſchon nach § 2278 Abſ 2 nicht vertragsmäßig eingegangen 
werden. Sie ware nur zu halten, wenn fie fi) in eine Erbeinſetzung der geſetzlichen Erben 
umdeuten läßt. Die Verpflichtung, eine ältere Verfügung von Todes wegen nicht aufzuheben, 
„wäre nur wirkſam, wenn dieſe Verfügung, einen dem $ 2278 Abf 2 entſprechenden Inhalt 
(Erkeinſetzung, Vermächtnis, Auflage) vorausgeſetzt, inhaltlich oder in überreichter Urſchrift 
auf dem Wege des 8 2238 (vgl. 8 2276 A 2) zum Beſtandteil des Erbvertrags gemacht würde. 

bloße Bezugnahme auf eine ältere Verfügung kann ſchon wegen Unzuläſſigkeit des myſtiſchen 
Teſtaments nicht genügen (5 2086 A 1). Noch weniger kann ſich der Erblaſſer een 
der Teſtierfreiheit beſchränken oder dle Gültigkeit ſpäterer Verfügungen von der Einhaltung 
lelbſt geſetzter Formen abhängig machen (derogatoriſche Klauſel J 2253 A 1). Bei Nicht 
beobachtung dieſer Formen kann jedoch der Zweifel entſtehen, ob die errichtete Verfügung 
von Todes wegen als fertige und gültige gewollt ſei. 


Fünfter Abſchnitt 
Pflichtteil 


Das BGB kennt keine Noterben, geſtattet vielmehr dem Erblaſſer, auch ſeine nächſten 
Angehörigen von der Erbfolge auszuſchließen, knüpft aber gerade hieran für die Abkömmlinge, 
die Eitern und den Ehegatten einen Pflichtteilsanſpruch auf den halben Geldwert des arfek- 
lichen Erbteils (85 2303, 2317). Der Pflichtteil darf grundſätzlich nicht beſchwert oder beſchränkt 
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werden ($ 2306) und iſt nur unter den Vorausſetzungen der 88 23832337 entziehbar. Ent⸗ 
erbung in guter Abſicht $ 2338. Auslegungsregel über die Bedeutung einer letztwilligen 
Zuwendung des Pflichtteils $ 2304. Iſt der Pflichtteilsberechtigte als Erbe eingeſetzt oder 
mit einem Vermächtnis abgefunden, ſo hat er den Anſpruch auf Vervollſtändigung des Pflicht⸗ 
teils, wenn er zu gering bedacht iſt; unter Umſtänden muß er ausſchlagen, um den Pflichtteil 
fordern zu können (88 2305—2307). Anfechtung dieſer Ausſchlagung $ 2808. Das Pflicht: 
teilsrecht nachrückender Abkömmlinge und der Eltern wird durch dasjenige des weggefallenen 
Vorberechtigten beeinflußt (§ 2309). Die Grundſätze über die Berechnung des Pflichtteils 
find in 88 2310 —2313, mit Rückſicht auf die Ausgleichungspflicht unter Abkömmlingen in 
§ 2316 enthalten. Sie verwickeln ſich, wenn zugleich nach § 2315 die Anrechnung einer 
unter Lebenden gemachten Zuwendung auf den Pflichtteil angeordnet iſt. Pflichtteils⸗ 
ſchuldner iſt grundſätzlich der Erbe, der nach $ 2314 auch auskunftspflichtig iſt. Er kann aber 
nach näherer Vorſchrift der 88 2318 bis 2324 durch entſprechende Kürzungen auch Ver⸗ 
mächtnisnehmer und Auflagenbeteiligte zur Tragung der Pflichtteilslaſt mit heranziehen. 
Als außerordentliches, wiewohl mit in den Rahmen des Pflichtteilsanſpruchs fallendes 
Rechtsmittel ſteht endlich dem durch Schenkungen unter Lebenden verkürzten Pflichtteils⸗ 
berechtigten nach 88 2325—2331 der Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteils (querela 
inofficiosae donationis) grundſätzlich gegen den Erben, ausnahmsweiſe auch unmittelbar gegen 
den Beſchenkten zu (§ 2329). Verjährung des Pflichtteilsanſpruchs $ 2382. 


Über den Unterſchied zwiſchen Pflichtteilsrecht und Pflichtteilsanſpruch vgl. 8 2317 A 1, 8. 


8 2303 


Ift ein Abkömmling!) des Erblaſſers durch Verfügung von Todes wegen 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen?), jo kann er von dem Erben den Pflichtteil 
1 Der Pflichtteil beſteht in der Hälfte des Wertes des geſetzlichen 
Erbte k 

Das gleiche Recht ſteht den Eltern und dem Ehegatten des Erblaſſers 
zu, wenn ſie durch Verfügung von Todes wegen von der Erbfolge ausge⸗ 
ſchloſſen ſind!). 

E 1 1975 Abf 1, 1976 Abſ 2, 1978; M 5 382—391; P 5 497500. 


1. Das Pflichtteils recht ſteht nur zu den Abkömmlingen ($ 1924 A 2, beim Zuſammen⸗ 
treffen mit der märkiſchen Witwe NG 65, 249), den Eltern ($ 1925 A 2, beim Zufammen- 
treffen mit dem überlebenden Ehegatten, der in weſtſäliſcher Gütergemeinſchaft gelebt hat, 
RG 82, 264) und dem Ehegatten (88 1931—1933), nicht auch den Geſchwiſtern, Voreltern 
und ſonſtigen Verwandten des Erblaſſers. Beſchränkung der entfernteren Abkömmlinge und 
der Eltern § 2809, Voraus des Ehegatten § 2811 A 2. Abfindung des unehelichen Kindes 
mit dem Pflichtteilsbetrage durch den Erben des Vaters $ 1712 Abſ 2. 

2. Vorausſetzung des Anſpruchs auf den vollen Pflichtteil ift, daß der Pflichtteilsberechtigte 
durch Berfügung von Todes wegen von der Erbfolge ausgeſchloſſen worden iſt. Und 
zwar von jeder, nicht bloß von der geſetzlichen Erbfolge, ſei es poſitiv durch die Zuwendung 
des ganzen Nachlaſſes an andere als Erben, ſei es negativ durch die Anordnung, daß er nicht 
Erbe fein ſolle (8 1938). Iſt ein zur Zeit des Erbfalls vorhandener Pflichtteilsberechtigter 
unabſichtlich übergangen, ſo kann er nach 88 2079, 2281 Abſ 1 die Verfügung von Todes 
wegen anfechten und ſich damit das volle geſetzliche Erbrecht verſchaffen. 

3. Der ausgeſchloſſene Pflichtteilsberechtigte erwirbt mit dem Erbfall als Nachlaßgläubiger 
($ 1967 A 4) den ordentlichen Pflichtteilsanſpruch auf eine der Hälfte feines geſetzlichen 
Erbteils gleichkommende Geldſumme als persönlichen Anſpruch gegen den Erben ($ 231 /. 
Daneben fteht ihm nach 88 2325— 2331 als außerordentliches Rechtsmittel der Ergänzung 
anſpruch zu, ſoweit der Nachlaß innerhalb der letzten 10 Jahre vor dem Erbfall durch 
Schenkungen vermindert worden iſt. Iſt der Pflichtteilsberechtigte gegen die Vermutung 
des § 2304 als Erbe eingeſetzt, ſo vermindert ſich der Pflichtteilsanſpruch, ſoweit er als Er 
bedacht iſt ($ 2305). Entſprechend beim Vermächtnis, wenn es nicht ausgeſchlagen wirh, 
§ 2307 Abſ 1. Beſchränkungen und Beſchwerungen des Pflichlerbteils werden nach 9 29 
ohne weiteres hinfällig. 

4. Der Pflichtteil iſt regelmäßig nicht ſelbſt Erbteil, ſondern bemißt ſich nur wirtschaft 
und ziffermäßig nach der Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils. Dieſer „Erbe 
iſt identiſch mit dem ganzen Nachlaß, wenn der Pflichtteilsberechtigte der einzige geſebe 
Erbe fein würde. Berechnungsgrundſätze 88 2311ff. Und zwar iſt der Erbteil zugrunde 
legen, der dem betreffenden Pflichtteileberechtigten gebührt hätte, wenn er im Augen dne 
des Erbfalls aus eigenem Rechte geſetzlicher Erbe des betreffenden Erblaffers geworden ware, 
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ſei es auch, daß ihm vorgehende Pflichtteilsberechtigte erſt nach dem Erbfall weggefallen 
find (vgl. aber auch 88 2809, 2310). Verzicht auf den Pflichtteil $ 2846 Abſ 2, Entziehung 
des Pflichtteils 88 28882337. 

§ 2304 


Die Zuwendung des Pflichtteils iſt im Zweifel nicht als Erbeinſetzung 
anzuſehen!). 

E I 1977 II 2170; M 5 391; P 5 499, 500. 

1. Auslegungsregel, wonach die Zuwendung des Pflichtteils dem Bedachten im Zweifel 
nicht die Erbenſtellung (§ 2087), ſondern nur ein Forderungsrecht gegen den Nachlaß 
($ 2317) verſchaffen will. Ob ihm dies Forderungsrecht ſchlechthin, oder als Gegenſtand 
eines Vermächtniſſes zulommen ſoll, fo daß § 2307 anwendbar wäre, iſt ebenfalls Auslegungs⸗ 
frage. Auch die Einſetzung des Pflichtteilsberechtigten zum „Erben“ ſchließt die Annahme 
nicht aus, daß er gleichwohl nur ein Forderungsrecht haben ſoll, falls dies nach den zu § 2084 
A dargelegten Auslegungsgrundſatzen als der wahre, wenngleich unvollkommen ausgedrückte 
Wille des Erblaſſers ermittelt werden kann (RG Warn 1913 Nr 428; 1914 Nr 220). Den 
Beweis, daß Erbeinſetzung gewollt ſei, hat zu führen, wer daraus Rechte herleitet, z. B. 
der Gläubiger, der den Pflichtteilsberechtigten wegen einer Nachlaßverbindlichkeit in Anſpruch 


nimmt. 
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Iſt einem Pflichtteilsberechtigten ein Erbteil hinterlaſſen, der geringer 
iſt als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils!), ſo kann der Pflichtteilsberechtigte 
von den Miterben als Pflichtteil den Wert des an der Hälfte fehlenden 
Teiles verlangen?). 

E 1 1979 II 2171; M 5 891, 392; P 5 500 —508. 

1. Vorausgeſetzt iſt, daß der Pflichtteilsberechtigte (gegen die Vermutung des § 2304) 
zwar als Erbe eingeſetzt, gleichwohl aber im Pflichtteil geſchmälert ift, ſei es, daß er ausdrück⸗ 
lich auf weniger als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils berufen iſt, oder daß ihm infolge 
der ſonſtigen Vergebungen des Nachlaſſes nicht einmal dieſe Hälfte verbleibt. Iſt er als Ver⸗ 
mächtnisnehmer bedacht, jo gilt § 2307, im Falle der Beeinträchtigung des Pflichtteils durch 
der Erbeinſetzung hinzugefügte Belchränfungen und Beſchwerungen § 2306. 


2. Der Bedachte bleibt jedenfalls Erbe zu dem ihm zugewendeten Bruchteil der 
Erbſchaft. Daneben ſteht ihm, inſoweit als Nachlaßgläubiger, der Geldanſpruch des § 2817 
auf den Fehlbetrag zu, der ſich als Unterſchied zwiſchen dem Schatzungswerte des ihm aus 
geſetzten und der Hälfte des geſetzlichen Erbteils ergibt. Auf dieſen Geldanſpruch bleibt er 
auch dann beſchränkt, wenn er als Erbe ausſchlagen ſollte. Namentlich iſt er in dieſem 
Falle nicht berechtigt, etwa den vollen geſetzlichen Erbteil ($ 1948 A 1) oder auch nur den 
vollen Pflichtteilsanſpruch geltend zu machen. Auch der fo beſchränkte Pflichtteilsanſpruch 
begründet eine Nachlaßverbindlichkeit und ift gemäß 8 2046 bei der Auseinanderſetzung 
zu erledigen, an der ja der Pflichtteilsberechtigte als Miterbe gleichfalls teilnimmt. Be, 
ſchränkte Haftung der übrigen Erben $ 2063 A 2, Pflichtteilslaſt $ 2319. Von einer Ergänzung 
des Pflichtteils im techniſchen Sinne ſpricht das Geſetz nur, wenn eine Beeinträchtigung 
durch Schenkung unter Lebenden eingetreten iſt (88 2825ff.). 


§ 2306 f 

Iſt ein als Erbe berufener Pflichtteilsberechtigter!) durch die Einſetzung 
eines Nacherben, die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers oder eine 
Teilungsanordnung beſchränkt oder iſt er mit einem Vermächtnis oder einer 
Auflage beſchwerte), jo gilt die Beſchränkung oder die Beſchwerung als nicht 
angeordnet, wenn der ihm hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des geſetzlichen 
Erbteils nicht überſteigt?). Iſt der hinterlaſſene Erbteil größer, jo kann der 
Pflichtteilsberechtigte den Pflichtteil verlangen, wenn er den Erbteil aus⸗ 
ſchlägte); die Ausſchlagungsfriſt beginnt erſt, wenn der Pflichtteilsberechtigte 
von der Beſchränkung oder der Beſchwerung Kenntnis erlangt“). 

Einer Beſchräukung der Erbeinſetzung ſteht es gleich, wenn der Pflicht 
teilsberechtigte als Nacherbe eingeſetzt iſte). 


627 et Abſ 1 Satz 1, Ab 2, 9084 Abſ 1 II 2172; Mm 5 504-390, 504, 505; P 5 506—510, 514-516, 
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1. Wie im Falle des § 2305 ift vorausgeſetzt, daß, gegen die Vermutung des § 2804, 
17 e als Erbe berufen iſt. Iſt er mit einem Vermächtnis bedacht, ſo 
gilt 07. 

2. Beſchränkungen und Beſchwerungen des dem Pflichtteilsberechtigten ausgeſetzten Erb- 
teils werden vom Geſetz verſchieden behandelt, je nachdem dieſer Erbteil, d. h. die 
Erbquote ohne Rückſicht auf den Wert des Hinterlaſſenen (NG SeuffA 74 Nr 107), größer 
iſt als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils oder dieſe nicht überſteigt (ihr gleichkommt 
oder dahinter zurückbleibt). Das Geſetz hat dabei nur den Regelfall des § 2303 Abſ 1 Satz 2 
im Auge. Iſt der Pflichtteil, weil eine Anrechnung (§ 2315) oder Ausgleichung (§ 2316) 
oder beides ſtattzufinden hat, größer oder geringer als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils, ſo 
iſt an deren Stelle der rechneriſche Betrag des Pflichtteils maßgebend (RG 93, 3). Als 
Beſchränkungen kommen nur in Betracht: a) Einſetzung eines Nacherben hinter 
dem als Vorerben berufenen Pflichtteilsberechtigten (8 2100). So insbeſondere, wenn der 
überlebende Ehegatte als Vorerbe, die Kinder als Nacherben berufen ſind. Dagegen 
kommt 8 2306 nicht in Frage, wenn die Kinder durch gemeinſchaftliches Teſtament nach dem 
Überlebenden ſchlechthin als Erben des geſamten beiderſeitigen Nachlaſſes berufen und damit 
zugleich von der Erbfolge in den Nachlaß des Zuerſtverſtorbenen ausgeſchloſſen find. Aus 
dieſem Nachlaſſe ſogleich den Pflichtteil zu fordern bleibt ihnen unverwehrt ($ 2269 A 2). 
Den Fall, daß der Pflichtteilsberechtigte ſelbſt als Nacherbe eingeſetzt ift, behandelt Abſ 2 
(A 6). b) Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers. Sie beſchränkt den Erben ſowohl 
in der Richtung der 88 2203, 2204, als insbeſondere dadurch, daß er über einen der Ver⸗ 
waltung des Teſtamentsvollſtreckers unterliegenden Gegenſtand nicht verfügen kann ($ 2211). 
e) Teilungsan ordnungen $ 2048 A 1. Hierzu gehört auch die Anordnung, der Pflicht 
teilsberechtigte habe ſich Zuwendungen unter Lebenden anrechnen zu laſſen, deren Kürzung 
er nach den Grundſätzen der SS 2315, 2316 nicht zu dulden braucht (R 67, 309). Die Auf; 
zählung der für den Pflichtteilsberechtigten nicht verbindlichen Beſchränkungen iſt erſchöpfend. 
Es gehören deshalb nicht hierher die ſog. familienrechtlichen Anordnungen, z. B. Be⸗ 
ſtimmung des Pflichtteils zum Vorbehaltsgut 88 1369, 1688 u. dgl. Ebenſowenig die Erb. 
einſetzung unter einer Bedingung. Für den maßgebenden Zeitpunkt des Erbfalls ($ 2317) 
iſt der ſo Bedachte jedenfalls ausgeſchloſſen. Ob ihm auch nur die Nacherbenſtellung gemäß 
$ 2105 zukommt, bleibt ungewiß. Er iſt deshalb auch nicht im Sinne von Abſ 2, d. h. unbedingt 
als Nacherbe eingeſetzt. Daraus folgt, daß er ſogleich den Pflichtteil fordern kann, ohne zur 
Ausſchlagung genötigt zu ſein. Nimmt er aber nach Eintritt der Bedingung den Erbteil au, 
ſo verſteht ſich von ſelbſt, daß er ſich den bereits empfangenen Pflichtteil hierauf anrechnen 
zu laſſen oder ihn zurückzugeben hat. Dasſelbe gilt, wenn der Pflichtteilsberechtigte nur zum 
Erſatzerben berufen iſt ($ 2096). War der Erblaſſer nach 8$ 2833 ff. zur Entziehung des Pflicht · 
teils berechtigt, hat er aber ſtatt deſſen in den Formen des § 2806 Beſchränkungen und Be 
ſchwerungen des Pflichtteilsberechtigten angeordnet, oder hat er unter den Vorausſetzungen 
des § 2338 in guter Abſicht verfügt, fo kann ſich der Bedachte hiervon nicht durch Berufung 
auf $ 2306 befreien. Beſchränkungen uſw., die ſchon vor dem Erbfall oder durch Ausſchlagung 
des Bedachten mit Wirkung auf die Zeit des Erbfalls weggefallen find (88 1958 Abſ 1, 2180 
Abſ 3), kommen überhaupt nicht in Betracht, der nachträgliche Wegfall kann aber den Pflicht. 
teilserben berechtigen, gemäß § 2308 die Ausſchlagung des Erbteils anzufechten. Iſt er un 
beſchränkt und unbeſchwert gerade auf den Pflichtteil als Erbe eingeſetzt, ſo kann er nicht aus 
492309 1 2 ſtatt deſſen den Pflichtteilsanſpruch als Nachlaßgläubiger geltend machen 

3. Iſt der ausgeſetzte Erbteil geringer als der Pflichtteil oder gleich dem Pflichtteil 
(A 2 a. A.), fo fallen die der Erbeinſetzung hinzugefügten Beſchränkungen und Beſehwerungen 
im Verhältnis zu dem Pflichtteilsberechtigten ipso jure weg (RG JW 1911, 37050. Anders 
jedoch, wenn ihn der Erblaſſer ausdrücklich vor die Wahl geſtellt hatte, unter gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen oder Beſchwerungen Pflichtteilserbe oder nur gewöhnlicher Pflichtteilsgläubiger 
zu werden. Schlägt er in dieſem Falle nicht rechtzeitig aus, fo bleibt er, obwohl nur Pflicht 
teilserbe, auch an die hinzugefügten Beſchränkungen gebunden (RG Warn 1918 Nr 7 
Von dieſem Falle abgeſehen, bleibt ihm, wenn der Erbteil noch hinter dem Pflichtteil zurül 
bleibt, der Anſpruch auf Vervollſtändigung nach § 2805; auch bei Ausſchlagung des Erbrei 4 
hat er nur diefen Anſpruch, nicht den Anſpruch auf den vollen Pflichtteil (MG 93, 3). Schlag 
er aus, ſo kommt dem nach 8 2161 nachrückenden Beſchwerten § 2322 zugute. Die Beſchra 
kungen uſw. find auch dann zu ſtreichen, wenn der Pflichtteilsberechtigte uicht als Erbe berufen 
5 5 von vornherein nur Nachlaßgläubiger auf den Pflichtteilsanſpruch geworden iſt ( 

0 7 * — 

4. Iſt der Erbteil größer als der Pflichtteil (A 2 a. A.), ſo entſteht dem Erben das Wahl. 
recht, entweder den Erbteil auszuſchlagen, ſich hierdurch von allen Beſchränkungen unn 
befreien und ſich auf Geltendmachung des Forderungsrechts aus 88 2303, 2317 zu beſchehef hr 
oder anzunehmen und ſich damit den ihm auferlegten Beſchränkungen uſw. auf die Geſa 
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hin zu unterwerfen, daß ihm daraus eine Beeinträchtigung im Pflichtteil erwächſt, gegen die 
er ſich nur im Rahmen der 88 2318 ff. ſchützen kann. Die Regelung entſpricht dem Sad): 
ſtande, wie wenn der Erblaſſer mit der gemeinrechtlichen cautela Socini verfügt hätte. Auch 
heute noch kann der Erblaſſer in entſprechender Weiſe verfügen, auch außerhalb des eigent⸗ 
lichen Pflichtteilsrechts. So kann er anordnen, daß ein Abkömmling die Verwaltung ſeines 
Auteils an der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft durch einen Dritten zu dulden habe, widrigen. 
falls fein Anteil auf die Hälfte herabgeſetzt fein ſolle (§ 1512); eine ſolche Anordnung hat zwar 
keine dingliche Wirkung, nötigt aber den Abkömmling, wenn er ſich nicht mit der Hälfte be- 
guügen will, ihr nachzukommen (RG LZ 1915, 165713). Vgl. auch über die Verwirkungs⸗ 
flauſel 8 2074 A 1. Anfechtung der Ausſchlagung 8 2308. — Verhältnis zu $ 2338 f. dort A 8. 

5. Die Ausſchlagungsfriſt beginnt regelmäßig mit erlangter Kenntnis von dem 
Erbanfall und dem Grunde der Berufung und nicht vor Verkündung der die Erbeinſetzung 
enthaltenden Verfügung von Todes wegen (8 1944 A 1—3). Dieſe allgemeinen Voraus 
fegungen müſſen auch gegeben fein, damit die Friſt gegen den Pflichtteilserben zu laufen 
beginnt (RG 59, 341; Warn 1914 Nr 26). Fällt bei ihm mit der Kenntnis von jenen Um 
ſtänden die Kenntnis von der Beſchränkung oder Beſchwerung nicht zuſammen, ſo wird zu 
ſeinen Gunſten der Friſtbeginn auf ſolange hinausgeſchoben. Daraus, daß ihm das Geſetz 
je nach der Größe des Erbteils zwei verſchiedenartige Rechtsbehelfe an die Hand gibt, folgt 
ferner, daß ihm die Friſt auch nicht eher laufen kann, als bis er davon Kenntnis erlangt, daß 
ihm mehr als die Hälfte des geſetzlichen Erbteils hinterlaſſen iſt. Iſt er deshalb zwar als Erbe, 
aber auf Summen oder einzelne Gegenſtände eingeſetzt (5 2087 A 2), jo beginnt die Friſt 
erſt, wenn er das Wertsverhältnis der Zuwendung zum ganzen Nachlaß und damit den auf 
ihn entfallenen Bruchteil der Erbſchaft zu überſehen vermag. Dagegen kommt es auf die 
Kenutnis vom Beſtande des Nachlaſſes nicht an, wenn der Pflichtteilserbe ſogleich nach Bruch⸗ 
teilen eingeſetzt iſt. 

6. Iſt der Pflichtteilsberechtigte lediglich als Nacherbe eingeſetzt und überſteigt dieſer 
Nacherbteil nicht den Pflichtteil, ſo verwandelt ſich die Nacherbeinſetzung ſogleich in die ge 
wöhnliche Erbeinſetzung und es gilt das A 3 Geſagte (RG 22. 11. 06 IV 186/06). Iſt der 
Nacherbteil größer als der Pflichtteil, ſo hat er gemäß A 4 das Wahlrecht, ob er die ihm an⸗ 
getragene Nacherbſchaft annehmen, oder ob er ſie ausſchlagen und ftatt deſſen den Pflicht. 
feil fordern will. Zur Erklärung hierüber iſt er jedoch grundſätzlich nicht vor Eintritt der Nach. 
erbfolge verpflichtet ($ 2142 A 1). Auch dieſer Zeitpunkt ſetzt die Friſt nicht in Lauf, ſolange 
er nicht Kenntnis von der in feiner Nacherbeinſetzung liegenden Beſchränkung erhalten hat 
(RG 59, 345). Freilich läuft ihm unabhängig hiervon die dreijährige Verjährungsfriſt des 
Pflichtteilsanſpruchs aus $ 2332 Abſ 2, 3. Er iſt alſo, wenn er ſich den Pflichtteilsanſpruch 
ſichern will, der wiederum von der vorgängigen Ausſchlagung der Nacherbſchaft abhängig 
iſt, ſchließlich doch genötigt, von der in § 2142 Abſ 1 ihm nur wahlweiſe nachgelaſſenen Aus 
ſchlagung unter Umſtänden bereits vor Eintritt der Nacherbfolge Gebrauch zu machen (RG 
q. a. O.). 


8 2307 


Iſt ein Pflichtteilsberechtigter mit einem Vermächtniſſe bedacht, ſo kann 
er den Pflichtteil verlangen, wenn er das Vermächtnis ausſchlägt!). Schlägt 
er nicht aus, ſo ſteht ihm ein Recht auf den Pflichtteil nicht zu, ſoweit der Wert 
des Vermächtniſſes reichte); bei der Berechnung des Wertes bleiben Be⸗ 
ſchränkungen und Beſchwerungen der im 8 2306 bezeichneten Art außer Be⸗ 
tracht). - 

Der mit dem Bermächtnijje beſchwerte Erbe kann den Pflichtteilsberech⸗ 
tigten unter Beſtimmung einer angemeſſenen Friſt zur Erklärung über die 
Annahme des Vermächtniſſes auffordern). Mit dem Ablaufe der Friſt gilt 
das Vermächtnis als ausgeſchlagen, wenn nicht vorher die Annahme erklärt 
wirds). 

E T 1980, 1982 II 2173; M 5 892-394, 399—401; P 5 5083—506, 510, 511. 

1. Der Pflichtteilsberechtigte iſt niemals genötigt, ſich wegen feines Pflichtteilsanſpruchs 
in der Form er Vermächtniſſes best oigen 15 laſſen, gleichviel ob es dem Pflichtteil gleich⸗ 
kommt, oder ihn überſteigt oder dahinter zurückbleibt (8 2306 A 3, 4). Doch gehört zur Be⸗ 
905 0 20905 Pflichtteilsanſpruchs, daß der Bedachte zuvor das Vermächtnis ausgeſchlagen 
ha L 

„ 2. Schlägt er aus, fo ſteht ihm der Pflichtteilsanſpruch in voller Höhe zu, wie weun 
ihm nichts zugewendet wäre. Pflichtteilslaſt desjenigen, welchem die Ausſchlagung zuftatten 
kommt 88 2321ff. Anfechtung der Ausſchlagung 8 2308. Schlägt er nicht aus, ſo kann er, 
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wie im Falle des $ 2805 A 2 neben dem Erbteil, ſo auch neben dem Vermächtnis, falls fein 
durch Schätzung zu ermittelnder Wert hinter dem Pflichtteil zurückbleibt, Vervollſtändigung 
des Pflichtteils mit dem Geldanſpruch des § 2317 fordern. Inſoweit er ſich das Vermächtnis 
aach e anrechnen zu laſſen hat, ſteht es nach KO § 226 Abf 3 dem Pllichtteils⸗ 
rechte gleich. 

3. Beim Vermächtnis find Beſchränkungen im Sinne von 8 2306 A 2 denkbar ent⸗ 
ſprechend der Nacherbeinſetzung durch Anordnung eines Nachvermächtniſſes nach § 2191. 
Ferner durch Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers in Beziehung auf den Gegenſtand 
des Vermächtniſſes (88 2211, 2212) und zur Ausführung der dem Vermächtnisnehmer auf 
erlegten Beſchwerungen ($ 2223). Auch Teilungsanordnungen können in Frage kommen. 
Veſchwerungen in Form von Untervermächtniſſen und dem Vermächtnisnehmer gemachten 
Auflagen (88 2147, 2192). Alle derartigen Beſchräukungen und Beſchwerungen bleiben, 
wenn der Pflichtteilsberechtigte nicht ausſchlägt, abweichend von $ 2306 A 3 auch dann für 
ihn bindend, wenn der Wert des Vermächtniſſes den Pflichtteil nicht erreicht. Trotzdem darf 
er die hieraus ſich ergebenden Einbußen vom Werte des Vermächtniſſes nicht abſetzen, kann 
inſoweit auch vom Erben keine Vervollſtändigung mit Hilfe des Pflichtteilsanſpruchs ver⸗ 
langen und geht unter Umſtänden leer aus, wenn ihm nach Erfüllung der auf dem Ver⸗ 
mächtnis liegenden Beſchwerungen nichts übrigbleibt (§ 2187). Die Annahme des Ver⸗ 
mächtniſſes anzufechten iſt er nur nach den allgemeinen Grundſätzen der 88 119ff. berechtigt. 
Befriſtungen und Bedingungen der Vermächtniszuwendung gehören nicht zu 
den „Beſchränkungen und Beſchwerungen“ im Sinne des Geſetzes ($ 2306 A 2), ſoweit damit 
nicht ein Nachvermächtnis nach § 2191 angeordnet iſt. Der Pflichtteilsberechtigte muß nach 
Satz 1 auch ſolche Vermächtniſſe ausſchlagen, wenn er den vollen Pflichtteil verlangen will. 
Iſt das Vermächtnis aufſchiebend befriſtet oder bedingt (§ 2177), jo kann er zwar nicht vor 
dem Eintritte der Bedingung oder des Termins zur Erklärung nach Abſ 2 aufgefordert 
werden. Will er jedoch nicht ausſchlagen, ſondern ſich vorbehalten, neben dem Vermächtnis 
den Anſpruch auf Vervollſtändigung des Pflichtteils zu erheben (A 2), fo kann er durch die 
Rückſicht auf die dreijährige Verjährungsfriſt (§ 2332 Abſ 3) genötigt fein, noch vor Eintritt 
der Bedingung oder des Termins die Annahme des noch ſchwebenden Vermächtniſſes zu 
erklären und damit die Gefahr der völligen Vereitelung desſelben zu übernehmen. 

4. Da beim Vermächtnis eine geſetliche Ausſchlagungsfriſt nicht läuft ($ 2180 A 1), fo 
darf der beſchwerte Erbe — nicht ein etwa beſchwerter Vermächtnisnehmer —, um ſich Ge- 
wißheit darüber zu verſchaffen, ob er das Vermächtnis oder den Pflichtteil zu leiſten hat, 
dem Bedachten eine angemeſſene Friſt zur Erklärung ſetzen. Eine Form iſt hierfür nicht 
vorgeſchrieben. Mehrere Erben können die Friſt nur gemeinſchaftlich ſetzen. Sie iſt nicht 
angemeſſen, wenn fie früher abläuft, als eine Inventarfriſt, die dem Erben ſelbſt gemäß 8 1994 
auf Antrag des Pflichtteilsberechtigten beſtimmt worden iſt (RG 28. 11. 07 IV 190/07). 
Friſtſetzung bei aufſchiebend befriſteten und bedingten Vermächtniſſen |. A 8. 

5. Friſtablauf gilt als Ausſchlagung mit der Wirkung A 1, auch ohne daß ſie gemäß 
$ 2180 dem Beſchwerten gegenüber erklärt worden iſt. Ob in der Erhebung des Pflichtteils⸗ 
anſpruchs gegen den Erben, zumal wenn er mit dem Beſchwerten identiſch iſt, zugleich die 
Ausſchlagung enthalten ſei, iſt Tatfrage. Will der Bedachte das Vermächtnis fordern, ſo hat 
er zu beweiſen, daß er noch vor Ablauf der geſetzten (angemeſſenen) Friſt angenommen 
habe. — Zt der Pflichtteils berechtigte ſowohl als Erbe eingeſeßt wie als Ver⸗ 
mächtnisnehmer bedacht, ſo hat er ſich, wenn er das Vermächtnis nicht ausſchlägt, 
jedenfalls deſſen Wert auf den Pflichtteil anrechnen zu laſſen. Sei es, daß er deu die Hälfte 
des geſetzlichen Erbteils überſteigenden Erbteil ausſchlägt ($ 2306 A 4) und nur den reinen 
Pflichtteilsanſpruch erhebt. Sei es auch, daß er neben dem zu geringen Erbteil (8 2306 A 3) 
bloß Vervollſtändigung des Pflichtteils fordert. Erlangt er auf dieſem Wege den vollen 
Pflichtteil, oder kommt der Erbteil von vornherein dem Pflichtteil gleich, und macht er darüber 
hinaus noch das Vermächtnis geltend, ſo ſtellt er ſich damit auf den Boden des mit mehr 
als dem Pflichtteil bedachten Erben. Er kann deshalb in dieſem Falle nicht verlangen, daß 
die dem Erbteil beigefügten Veſchränkungen und Beſchwerungen geſtrichen werden. 


§ 2308 


Hat ein Pflichtteilsberechtigter, der als Erbe oder als Vermächtnis⸗ 
nehmer in der im § 2306 bezeichneten Art beſchränkt oder beſchwert iſt, die 
Erbſchaft oder das Vermächtnis ausgeſchlagen, jo kann er die Ausſchlagung 
anfechten, wenn die Beſchränkung oder die Beſchwerung zur Zeit der Aus⸗ 
ſchlagung weggefallen und der Wegfall ihm nicht bekannt war!). 

Auf die Anfechtung der Ausſchlagung eines Vermächtniſſes finden die 
für die Anfechtung der Ausſchlagung einer Erbſchaft geltenden Vorſchriften 
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entſprechende Anwendung. Die Anfechtung erfolgt durch Erklärung gegen⸗ 
über dem Beſchwerten?). 
E I 2040 Abſ 1 II 2174; M 5 510—512; BE 631; 6 319, 820, 328. 


1. Die Kenntnis des Pflichtteilsberechtigten von den dem Erbteil oder dem Vermächtnis 
beigefügten Beſchränlungen und Beſchwerungen iſt für Ausübung des durch 88 2306, 2307 
ihm verliehenen Wahlrechts fo weſentlich (fo auch $ 2806 A 5), daß ihm das Geſetz geſtattet, 
die Ausſchlagung anzufechten nicht bloß unter den allgemeinen Vorausſetzungen der 88 119ff., 
ſondern ſchon auf Grund der Tatſache, daß die Beſchränkungen uſw. zur Zeit der Ausſchlagung 
weggefallen und der Wegfall ihm nicht bekannt war. Für beides ift der Anfechtende be- 
weispflichtig. Die Anfechtung ſelbſt vollzieht ſich in den Formen und Friſten der 
88 1954, 1955. Sie gilt nach § 1957 Abſ 1 zugleich als Annahme des Erbteils und 
hat demgemäß den Verluſt des Pflichtteilsanſpruchs zur sen Daraus folgt aber nicht, 
daß die Anfechtung als Verzicht auf den Pflichtteil aufzufaſſen wäre und vormundſchafts⸗ 
gerichtliche Genehmigung nach 8 1822 Nr 2 erforderte. Vielmehr handelt es ſich fachlich nur 
um eine veränderte Ausübung des Wahlrechts. $ 2308 ſpricht nur von Anfechtung der Aus⸗ 
ſchlagung. Ob auch eine irrtümlich, d. h. in Unkenntnis angeordneter Beſchränkungen uf. 
erklärte Annahme anfechtbar ſei, iſt nach § 119 zu beurteilen. Jedenfalls iſt die An⸗ 
fechtung ſowohl der Ausſchlagung als der Annahme ausgeſchloſſen, wenn ſich der Bedachte 
nur über die Tragweite der Beſchränkungen uſw. und den wirtſchaftlichen Wert der Zu⸗ 
wendung getäuſcht hat. Maßgebend für den Wegfall der Beſchränkung uſw. ſelbſt und der 


Kenntnis hiervon iſt die Zeit der Ausſchlagung. Iſt ſie erſt nach dieſer Zeit, z. B. durch Aus⸗ 


ſchlagung eines Bedachten, Erbunwürdigkeit, weggefallen, ſo iſt die Anfechtung nicht ge⸗ 
1 obſchon der Wegfall nach 88 1958 Abſ 2, 2344 Abj 2 auf die Zeit des Erbfalls zurück 
atiert wird. 


2. Für Anfechtung der Bermächtnisausſchlagung gelten ſonſt keine beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen. Die entſprechende Übernahme der für die Erbſchaftsausſchlagung geltenden 
Vorſchriften ergibt Unanwendbarkeit der 58 1955 u. 1957 Abſ 2, da an Stelle des Nachlaß⸗ 
gerichts der Beſchwerte tritt. Die Anfechtung bedarf deshalb auch keiner Form. Anfechtbar 
0 Gr er Ausſchlagung des $ 2307 A 5. — Vererblichkeit des Anfechtungsrechts 


8 2309 
Entferntere Abkömmlinge und die Eltern des Erblaſſers ſind injoweit‘) 
nicht pflichtteilsberechtigt!), als ein Abkömmling, der fie im Falle der ge⸗ 
jeglichen Erbfolge ausſchließen würde!), den Pflichtteil verlangen kann“) 
oder das ihm Hinterlaſſene annimmt“). 
E I 1083 II 9175: M 5 401— 403; P 5 511—518. 


1. Leitender Gedanke ift: „Demſelben Stamme darf nicht zweimal ein Pflichtteil gewährt 
werden“ (M 5, 401; Prot 5, 512). Jedoch befreit die Auszahlung des Pflichtteils an ein 
unberechtigtes Stammesmitglied nicht von der Verpflichtung zur Zahlung an den Berechtigten 
(MG 93, 193). Das Nachrücken entfernterer Abkömmlinge und der Eltern des Erblaſſers 
in die Stellung des nächſten Pflichtteilsberechtigten (3 2803 A 4) ſoll nicht zur Erhöhung 
der Pflichtteilslaft führen. Anderſeits kommt es dem Erben und nicht den entfernteren 
Berechtigten zugute, wenn der nächſte Berechtigte von feinem Pflichtteilsrechte nicht oder 
nicht rechtzeitig Gebrauch macht. Das ſelbſtändige Pflichtteilsrecht des Ehegatten (8 2303 
A 1) wird hiervon nicht berührt. Der entferntere Berechtigte (E) kommt hier nur in 
der Eigenſchaft eines Pflichtteilsberechtigten aus eigenem Rechte in Betracht. 
Es iſt in vorausgeſetzt, daß er an ſich unmittelbar zur geſetzlichen Erbfolge als Abkömm⸗ 
ling oder Elternteil berufen wäre, aber im Einzelfalle durch Verfügungen von Todes wegen 
von der Erbſchaft ausgeſchloſſen iſt (§ 2308), oder daß er, weil ihm ein zu geringer Erb. 
teil oder ein zu geringes Vermächtnis zugewendet iſt, auf Vervollſtändigung des Pflicht ; 
teils Anſpruch hat (88 2305 A 2, 2307 A 2), oder daß er den hinterlaſſenen größeren, aber 
mit Beſchränkungen oder Beſchwerungen verbundenen Erbteil, oder daß er das Vermächtnis 
ausgeſchlagen hat (88 2306 A 4, 2307 A 1). Trifft eine dieſer Vorausſetzungen ſchon auf den 
Nächſtberechtigten (A) zu und hat A den Pflichtteilsanſpruch auch aus anderen Gründen 
W fo kann A den Pflichtteil verlangen und ſchließt damit allein ſchon den E 
aus (A 8). 

2. Ein Pflichtteil des entfernteren Verechtigten E kommt nur in Frage, wenn das Erb⸗ 
oder Pflichtteilsrecht des ihm vorgehenden A weggefallen iſt. Der Fall der geſetzlichen 
Erbfolge iſt in Anlehnung an 8 1924 Abſ 2 nur hypothetiſch herangezogen. Keineswegs iſt 
vorausgeſetzt, daß A ausdrücklich oder ſtillſchweigend von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen 
wäre (8 1938). Im Gegenteil erwächſt ihm gerade durch die Ausſchließung ein Pflicht⸗ 
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teilsanſpruch ($ 2803). Ob im übrigen der Nachlaß, gegen den der Pflichtteilsauſpruch zuſteht, 
nach der geſetzlichen oder der gewillkürten Erbfolge vererbt wird, iſt ohne Bedeutung. 

3. Der nachrückende Berechtigte E ift nur inſoweit pflichtteilsberechtigt, als der ihm vor⸗ 
gehende Berechtigte A den Pflichtteil nicht verlangen kann. Der Fall, daß 4 bereits vor 
dem Erblaſſer verſtorben war, iſt hierbei gänzlich auszuſcheiden, da er nach 8 19-3 Abſ 1 
nicht Erbe werden und daher auch keinen Pflichtteilsanſpruch erwerben konnte. Es kommen 
vielmehr nur folgende vier Wegfallsgründe in Betracht. a) Ausſchlagung: Bildet ſie die ge⸗ 
ſetzliche Vorausſetzung für Geltendmachung feines Pflichtteilsrechts (88 2306 A 4, 2307 A 1), fo 
kann A in dieſem Falle den Pflichtteil fordern und ein Pflichtteilsrecht des E kommt inſoweit 
nicht in Frage. Hat dagegen A ausgeſchlagen, ohne daß hierdurch der Pflichtteilsanſpruch (ganz 
oder zum Teil) für ihn ausgelöft worden ware, fo iſt, da A inſoweit den Pflichtteil nicht 
verlangen kann, der gemäß 8 1953 Abſ 2 (f. auch $ 2069) nachrückende E ſeinerſeits an der Ein⸗ 
forderung des Pflichtteils nicht gehindert. So wenn A ausgeſchlagen hat ſei es den zu geringen 
Erbteil ($ 2305 A 2), oder den beſchränkten oder beſchwerten zu geringen, oder den dem Pflicht⸗ 
teil gleichkommenden Erbteil (8 2306 A 3), oder endlich den unbeſchränkten oder unbeſchwerten 
den Pflichtteil überſteigenden Erbteil. b) Erbunwürdigkeit: Iſt der Nächſtberechtigte A 
für erbunwürdig erklärt, ſo gilt er als bereits vor dem Erbfall verſtorben und kann ſelbſt⸗ 
verſtändlich den Pflichtteil nicht verlangen (§ 2344). Dagegen iſt der nachrückende E daran 
nicht gehindert. Steht dem Verlangen des A die Einrede aus $ 2345 Abſ 2 entgegen, fo ift 
vorerſt ungewiß, ob er den Pflichtteilsanſpruch hat. Erſt wenn der Erbe von der Einrede 
wirkſam Gebrauch gemacht hat, iſt fein Verlangen hinfällig. c) Erbverzicht: Hat A auf 
das geſetzliche Erbrecht verzichtet und gilt der Verzicht der Vermutung des § 2350 Abſ 2 zu⸗ 
wider nicht zugunſten der Eltern des Erblaſſers, fo bleibt ihm, wenn font ein Elternteil nad): 
rücken würde, das geſetzliche Erbrecht und als Ausfluß deſſen unter den Vorausſetzungen 
A 1 a. E. auch der Pflichtteilsanſpruch gewahrt. Pflichtteilsanſprüche der Eltern können 
deshalb nicht in Frage kommen. War der Verzicht des A (sc. mit Vorbehalt feines geſetzlichen 
Erbrechts) auf das Pflichtteilsrecht beſchränkt ($ 2346 Abſ 2), fo wird er gegenſtandslos, wenn es 
demnächſt wirklich zur geſetzlichen Erbfolge kommt. War jedoch A bei Eintritt des Erbfalls 
tatſächlich auf den Pflichtteil gewieſen (A 1 a. E.), fo kann er kraft feines Verzichts den Pflicht: 
teil nicht verlangen und der nachrückende E kann deshalb ſeinerſeits den Pflichtteil fordern. 
Erſtreckte ſich der von A auf ſein geſetzliches Erbteil erklärte Verzicht nach der Vermutung 
des 8 2349 zugleich auf feine Abkömmlinge, fo iſt damit ſowohl fein eigenes wie das Pflicht⸗ 
teflärecht der Abkömmlinge ausgeſchloſſen (§ 2346 A 3), während dasjenige der nachrückenden 
Eltern unberührt bleibt. Hat endlich A nur für ſeine Perſon, aber ſchlechthin, ſei es auf das 
geſetzliche Erbrecht oder auf das Pflichtteilsrecht verzichtet, fo kann er keinesfalls den Pflicht: 
teil verlangen und eben deshalb ſteht der Pflichtteilsanſpruch nunmehr dem nachrüdenden 
Abkömmling oder Elternteil zu. d) Entziehung des Pflichtteils nach § 2333 macht 
den Nächſtberechtigten A des Pflichtteilsanſpruchs verluſtig, beeinträchtigt aber nicht den 
Anſpruch des entfernteren Abkömmlings oder des Elternteils. Beſchränkung des Pflicht 
teilsrechts in guter Abſicht ($ 2338) läßt einen Pflichtteilsanſpruch weder auf ſeiten des in 
dieſer Weiſe Beſchränkten, noch der entfernteren Berechtigten entſtehen. — Beginn der 
Verjährungsfriſt vgl. S 2332 A 1. Ein zwiſchen dem ncht pflichtteilsberechtigten näheren 
Abkömmling und dem Erben ergangenes rechtskräftiges Urteil oder ein zwiſchen dieſen über 
den Pflichtteil geſchloſſener Vergleich hat auf das Pflichtteilsrecht des entfernteren Abkömm⸗ 
lings keinen Einfluß (RG 93, 193). 

4. Inſoweit. Der entferntere Berechtigte E ift niemals in höherem Umfange pflichtteils 
berechtigt, als es der Nächſtberechtigte Ageweſen wäre. E muß ſich deshalb auf feinen Pflicht⸗ 
teil anrechnen laſſen, was A darauf verlangen konnte, auch wenn A von ſeinem Rechte, ſo 
insbeſondere auf Vervollſtändigung des Pflichtteils nach 88 2305 A 2, 2306 A 3, 2307 A 2 
nicht Gebrauch gemacht hat. Er muß ſich aber auch ſchlechthin anrechnen laſſen, was A als 
ihm hinterlaſſen angenommen hat. Die allgemeine Faſſung berechtigt nicht, nach der Art 
der Hinterlaſſung (sc. von Todes wegen) oder nach den verſchiedenen Wegfallsgründen A 3 
ad zu unterſcheiden. Waren derartige Zuwendungen mit Beſchränkungen oder Be; 
ſchwerungen verbunden, ſo iſt der hierdurch verminderte Wert durch Schätzung zu ermittelt, 
Eine Streichung der Beſchränkungen nach den Sondervorſchriften der 88 2306 A 3 oder 291 5 
A 3 kommt hier nicht in Frage. Anrechnung von Vorempfängen auf den Pflichtteil ſ. 88 23 d 
A 8, 2316 A 7. (Näheres über vielfach widerſtreitende Meinungen zu 8 2309 vgl. bei Plan 
und Staudinger und dortige Zitate.) 

§ 2310 


Bei der Feſtſtellung des für die Berechnung des Pflichtteils maßgebenden 
Erbteils werden diejenigen mitgezählt, welche durch letztwillige Verfügung 
von der Erbfolge ausgeſchloſſen ſind oder die Erbſchaft ausgeſchlagen haben 
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ober für erbunwürdig erklärt ſind !). Wer durch Erbverzicht von der geſetz⸗ 
lichen Erbfolge ausgeſchloſſen iſt, wird nicht mitgezählt). 


E I 1984 II 2176; M 5 403, 405; P 5 513, 514, 516—518. 


1. Für die Berechnung des Pflichtteils als Hälfte des Wertes des geſetzlichen Erbteils 
(8 2303 A 4) iſt derjenige Erbteil maßgebend, welcher auf den betreffenden Pflichtteils⸗ 
Fer entfallen wäre, wenn es ohne Nüdficht auf die tatſächlich erfolgte Ausſchließung 
(88 2303 A 2, 2333), Ausſchlagung (88 1953, 2306 A 4) oder Erbunwürdigkeitserklärung (8 2344) 
zur regelmäßigen geſetzlichen Erbfolge aller im Einzelfall berufenen geſetzlichen Erben ge⸗ 
kommen wäre. Nur der Verzichtende ift und bleibt auch bei dieſer bloß fiktiven Erbfolge nach 
2346 A 3 ausgeſchloſſen, wie wenn er zur Zeit des Erbfalls nicht mehr lebte (A 2) Dies 
hat zur Folge, daß der Wegfall eines Erben durch Ausſchließung uſw. den Divifor nicht ver- 
mindert, alſo den Erbteil und damit den Pflichtteil der übrigen nicht vergrößert, daß vielmehr 
die Ausſchließung uſw. lediglich dem Erben zuſtatten kommt. Rücken gemaß & 2309 ent- 
ferntere Abkömmlinge des Erblaſſers als Pflichtteilsberechtigte ein, ſo verſteht ſich ſchon nach 
dem Grundſatze des $ 1924 Anf 2 von ſelbſt, daß der weggefallene nähere Abkömmling und 
der Stamm der an ſeine Stelle tretenden entfernteren Abkömmlinge nicht zweimal gezählt 
werden. Auch ſonſt iſt vorausgeſetzt, daß eine geſehliche Erbfolge der mehreren in Betracht 
kommenden Pflichtteilsberechtigten nebeneinander überhaupt möglich iſt. Stünde den 
Eltern wegen des Vorhandenſeins wenigſtens eines pflichtteilsberechtigten Abkömmlings kein 
geſetzliches Erbrecht zu ($ 1930), fo haben fie auch kein Pflichtteilsrecht (§ 2309). Erſt wenn 
ſämtliche Abkömmlinge durch Ausſchlagung, wirkſame Entziehung des Pflichtieils, Erb: 
unwürdigkeit oder Erbverzicht weggefallen ſind, kommt ein geſetzliches, aber zugleich auch aus: 
ſchließliches geſetzliches Erbrecht und demgemäß auch Pflichtteilsrecht der Eltern in Frage. 
Daneben auch die weggefallenen Abkümmlinge mitzuzäblen, iſt begrifflich unmöglich. Treffen 
nach den Grundsätzen der geſetlichen Erbfolge (88 1925, 1931) die Eltern oder der überlebende 
Ehegatte des Erblaſſers mit anderen Verwandten zuſammen, die als geſetzliche, wenn auch 
nicht als pflichtteilsberechtigte Erben in Betracht kommen oder kommen würden, ſo beſtimmt 
ſich der Pflichtteil des Elternteils oder Ehegatten wiederum ſo, als kämen neben ihnen die 
mitzuzählenden ausgeſchloſſenen uſw. Verwandten wirklich zur geſetzlichen Erbfolge. Der 
Pflichtteil des Ehegatten bleibt mithin / von / = ½ des Nachlaſſes, auch wenn an Stelle 
des ausſchlagenden Kindes nunmehr die Eltern bes Erblaſſers (mit je ) pflichtteilsberechtigt 
werden, obgleich der Ehegatte gemäß $ 1081 neben den Eltern an ſich zu / von 7 Ar. 
pflichtteilsberechtigt wäre. 

2. Im Falle des Erbverzichts, dem in der Regel eine anderweite Abfindung aus dem 
Vermögen des Erblaſſers zugrunde liegt, bleibt es auch für die Berechnung des Pflichtteils 
bei dem Grundſaze des $ 2346 A 3. Und zwar gleichviel, ob der Verzicht gegen oder ohne 
Entgelt erklärt war. Der Verzichtende wird jedoch gezählt, vermindert ſomit den Pflicht 
teil der übrigen Berechtigten, wenn fein Verzicht gemäß $ 2346 Abf 2 auf das Pflichtteild- 
recht beſchränft war. Daß neben ihm die an ſeine Stelle tretenden Abkömmlinge nicht noch 
beſonders gezählt werden, ift ſelbſtverſtändlich. — Ebenſo § 2316 A 4. Soweit die Erbteile 
wegen der zu erwartenden Geburt eines Miterben uſw. nicht beſtimmbar find (8 2048), muß 
vorerſt auch die Feſtſtellung des Pflichtteils unterbleiben. 


8 2311 


Der Berechnung des Pflichtteils wird der Beſtand und der Wert des 
Nachlaſſes zur Zeit des Erbfalls zugrunde gelegt). Bei der Berechnung 
des flichtteils der Eltern des Erblaſſers bleibt der dem überlebenden Ehe⸗ 
Hatten gebührende Voraus außer Anſatz?). e 

Der Wert iſt, ſoweit erforderlich, durch Schätzung zu ermitteln. Eine 
vom Erblaſſer getroffene Wertbeſtimmung iſt nicht maßgebend! ). 

E 1985, 1986 Abſ 1, 2, 1987 Mb 405—407, 409; P 5 518. 

1. Fur die Wertsermittlung iſt wie beim Inventar (5 2001) der Beſtand zur Zeit des 
Erbfalls maßgebend, auch wenn der dem Pflichtteilsberechtigten in Ausſicht geſtellte Erb. 
teil ſchon unter Lebenden an ihn ausgekehrt worden wäre (R 67, 307). Spätere Werts. 
ſteigerungen kommen dem Pflichtteilsberechtigten nicht zugute. Erhebliche Wertsverminde⸗ 
fangen andern nichts am Betrage des ermittelten Pflichtteils (RG JW 1910, 23870) doch 
kann der Erbe nach allgemeinen Grundſätzen die beſchränkte Haftung geltend machen. Da, 
gegen nimmt der als Erbe eingeſetzte Pflichtteilsberechtigte an den Wertsveränderungen des 
achlaffes teil. Der Beſtand ergibt ſich nach Abzug der Nachlaßverbindlichkeiten (mit Aus. 
ſchluß von Vermächtniſſen und Auflagen, 8 2318 A 1) von den Aktiven des Nachlaſſes, ohne 
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daß auf die durch den Todesfall eintretende Vereinigung von Rechten und Verbindlichkeiien 
Rückſicht genommen wird (§ 1976; OLG 30, 234). Die Nachlaßverbind lichkeiten ſind nur in 
dem Umfange anzuſetzen, wie wenn es zur reinen geſetzlichen Erbfolge gekommen wäre. Danach 
ſind zwar allgemeine, zur Feſtſtellung und Sicherung des Nachlaſſes aufgewendete Koſten 
unter den Paſſiven einzuftellen, fo die Koſten der Nachlaßverwaltung (RG JW 06, 11413), 
Es bleiben aber die durch Errichtung der Verfügung von Todes wegen, Beſtellung eines 
Teſtamentsvollſtreckers (a. M. SeuffA 62 Nr 42) uſw. verurſachten Koſten grundſätzlich außer 
Betracht. Ebenſo die Koſten der Nachlaß verteilung, die den einzelnen Erben treffende 
Erbſchaftsſteuer (Erbanfallſteuer) und die lediglich auf Anerkenntnis der Erben beruhenden 
Schulden. Vermäch niſſſe und Auflagen, einſchließlich der Anſprüche auf den Dreißigſten 
($ 1969 A 7) ſtehen, und zwar nicht bloß im Konkurſe (KO 8 226 Nr 5), dem Pflichtteils⸗ 
an ſpruche nach, kommen deshalb bei Berechnung des Pflichtteils nicht in Frage. Pflichtteils⸗ 
anſprüche ſelbſt kommen nicht in Abzug, da ſie einen Nachlaßüberſchuß vorausſetzen, wohl 
aber als reine Rachlaßverbindlichkeit die Abfindung eines unehelichen Kindes mit dem Pflicht. 
teilsbetrage nach $ 1712 A 2 (RG 90, 202). Ob eine angefallene Erbſchaft zum Beſtandteil 
des Nachlaſſes werden ſoll, hängt nach $ 1952 A 1 von der freien Entſchließung des Erben ab. 

2. Der Voraus ($ 1932) kommt bei Ermittlung des Pflichtteils von Abkömmlingen 
als Nachlaßvermögen beſonderer Art nicht in Frage. Gegenüber dem elterlichen Pflichtteil 
wird der überlebende Ehegatte dadurch begünſtigt, daß die zum Voraus gehörigen Haushaltungs⸗ 
gegenſtände uſw. von vornherein aus den Aktiven des Nachlaſſes ausſcheiden. Jedoch nur dann, 
wenn der Voraus dem Ehegatten gebührt. Dies trifft auch dann zu, wenn er demnächſt 
ausgeſchlagen wird. Dagegen zgebührt“ er nicht, wenn er dem Ehegatten entzogen oder 
wenn dieſer für erbunwürdig erklärt iſt. Jedenfalls hat der Voraus nicht ſelbſt auch Pflicht⸗ 
teilseigenſchaft. Vielmehr werden bei Ermittlung des Pflichtteils des Ehegatten die zum 
Voraus gehörenden Gegenjtände zuſammen mit den übrigen Nachlaßgegenſtänden unter 
den Nachlaßaktiven eingeſtellt. 

3. Ermittlung durch Schätzung ſoweit erforderlich, z. B. nicht bei kurshabenden Wert⸗ 
papieren, wohl aber bei einem Haufe ohne Rückſicht auf den nachmals in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung ermittelten Erlös (dich Warn 1910 Nr 159). Ertragswert beim Landgut § 2312, un⸗ 
gewiſſe Rechte uf. 92313. Wertsbeſtimmungen des Erblaſſers find als Teilungsanordnungen 
maßgebend (8 2048) jedoch nur inſoweit, als fie den Berechtigten nicht im Pflichtteil ver⸗ 
kürzen (vgl, auch § 2316 A 6). Er muß fie ſich unbeſchränkt gefallen laſſen, ſoweit fie an Stelle 
gänzlicher Entziehung des Pflichtteils (8 2333) angeordnet find. Beſondere Wertsberechnung 
bei Vorempfängniſſen (88 2815, 2316) und ergänzungspflichtigen Schenkungen (88 2320, 
2328). Auskunftspflicht des Erben § 2314. Pflichtteilsberechnung bei fortgeſetzter Güter 
gemeinſchaft $ 1511. 


8 2312 

Hat der Erblaſſer angeordnet oder iſt nach $ 2049 anzunehmen, daß 
einer von mehreren Erben das Recht haben ſoll, ein zum Nachlaſſe gehörendes 
Landgut zu dem Ertragswerte zu übernehmen, ſo iſt, wenn von dem Rechte 
Gebrauch gemacht wird, der Ertragswert auch für die Berechnung des Pflicht⸗ 
teils maßgebend!). Hat der Erblaſſer einen anderen Übernahmepreis be⸗ 
ſtimmt, jo iſt dieſer maßgebend, wenn er den Ertragswert erreicht und den 
Schätzungswert nicht überſteigt'). 

Hinterläßt der Erblaſſer nur einen Erben, jo kann er anordnen, daß 
der Berechnung des Pflichtteils der Ertragswert oder ein nach Abs 1 Satz 2 
beſtimmter Wert zugrunde gelegt werden ſolls). 

Dieſe Vorſchriften finden nur Anwendung, wenn der Erbe, der das 
Landgut erwirbt, zu den im § 2303 bezeichneten pflichtteilsberechtigten Per⸗ 
ſonen gehört“). 

P 6 330—335, 448—450, 

1. Die Vorſchriften dienen dazu, den Übernehmer eines Landguts, Anerben, falls 
er ſelbſt zu den pflichtteils berechtigten Perſonen gehört (Abſ 3), auch bezüglich der 
Pflichtteilslaſt dadurch zu erleichtern, daß ſich die ſonſtigen Pflichtteilsberechtigten auf der 
Grundlage des Ertragswerts (§ 2049 A 2) ſtatt, wie fie nach § 2311 verlangen könnten, des 
Schätzungswerts auf ihren Pflichtteil abfinden laſſen müſſen. Dies gilt jedoch nur, wenn es 
wirklich zu der vom Erblaſſer beabsichtigten Gutsübernahme kommt, nicht alſo wenn das 


ud vorher an einen Fremden veräußert wird. Der Anerbe iſt nur als Berechtig a ag, 
dacht. Hätte ihn der Erblaſſer zur Übernahme verpflichtet, ſo läge hierin eine Beſchränkung, 
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von der er ſich gemäß § 2306 A 4 durch Ausſchlagung befreien dürfte, um den nach dem 
Schätzungswert zu bemeſſenden Pflichtteil zu fordern. 

2. Bei Beſtimmung eines andern Übernaumepreiſes würde ein Herabgehen unter 
den Ertragswert die Übrigen Pflichtteilsberechtigten, ein Überſchreiten des Schätzungswerts 
dagegen den Übernehmenden Anerben benachteiligen. Inſoweit ſind mithin die Ber- 
fügungen des Erblaſſers unwirkſam, können aber durch Auslegung auf die zuläſſigen Grenzen 
zurückgeführt werden. 

3. Sit von vornherein nur ein Erbe eingeſetzt, ſo gelten für Berechnung des Pflichtteils 
ſonſtiger Berechtigter die gleichen Grundſäße, wie fie Abs 1 für den Fall der Berufung 
mehrerer Erben aufſtellt. Auch der Alleinerbe muß zu den Pflichtteilsberechtigten gehören 
und muß als Erbe, nicht als Vermächtnisnehmer bedacht ſein. 

4. Dem fremden Erben gegenüber gilt immer der Schätzungswert nach § 2811. — 
Anerbenrecht nach Landesgeſetz Art 64 Ech. 


§ 2313 

Bei der Feſtſtellung des Wertes des Nachlaſſes bleiben Rechte und Ver⸗ 
bindlichkeiten, die von einer aufſchiebenden Bedingung abhängig ſind, außer 
Anſatz. Rechte und Berbindlihkeiten, die von einer auflöſenden Bedingung 
abhängig ſind, kommen als unbedingte in Anjag!). Tritt die Bedingung 
ein, ſo hat die der veränderten Rechtslage entſprechende Ausgleichung zu 
erfolgen?). 

Für ungewiſſe oder unſichere Rechte ſowie für zweifelhafte Verbindlich⸗ 
keiten gilt das gleiche wie für Rechte und Verbindlichkeiten, die von einer 
aufſchiebenden Bedingung abhängig ſind). Der Erbe iſt dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten gegenüber verpflichtet, für die Feſtſtellung eines ungewiſſen 
und für die Verfolgung eines unſicheren Rechtes zu ſorgen, ſoweit es einer 
ordnungsmäßigen Verwaltung entipricht?), 

© 1986 Ubf 3, 4; II 2178; M 5 407409; P 5 518. 

1. Bei der Schätzung des Wertes von bedingten Rechten und Verbindlichkeiten (8 2311 
A g) iſt auf die größere oder geringere Wahrſcheinlichleit des Eintritts der Bedingung keine 
Rückſicht zu nehmen. Vielmehr kommen fie vorläufig, je nachdem fie ag et oder auf- 
löſend bedingt find, entweder gar nicht, oder voll unter den Aktiven in oh Anders be- 
züglich der aufſchiebenden Bedingung bei der Abſchlagsverteilung im Konkurſe KO 88 154, 
168 Nr 2, ebenſo bei der anflöfenden KO 8 66. 

2. Ausgleichung. Der Eintritt der auſſchiebenden Bedingung bei Rechten, der auf- 
löſenden bei Verbindlichkeiten erhöht nachträglich den Anſpruch des Iflichtteilsberechtigten. 
Der umgekehrte Fall vermindert den Anſpruch und verpflichtet zur Rückzahlung des zuviel 
Empfangenen (8 159). Sicherheitsleiſtung (KO $ 67) kann weder vom Erben noch vom Pflicht 
teilsberechtigten verlangt werden. Doch iſt gegebenenfalls Arreſt und Schadenserſatzanſpruch 
aus 8 160 zuläſſig. 7 
„. Ungewiſſe, d. h. in ihrem rechtlichen Beſtande, und unſichere, d. h. in der wirtſchaft⸗ 
lichen Verwertung zweifelhafte Rechte ſowie zweifelhafte Verbindlichkeiten nebſt den Koſten 
darüber geführter Prozeſſe (MG J 06, 1149) bleiben zunächſt ganz außer Anſatz. Hierzu 
gehören auch dingliche Rechte und Belaſtungen, künftige Rückgriffsanſprüche oder Verbind⸗ 
lichkeiten (M& Warn 1913 Nr 251) regelmäßig auch das Nacherbeurecht als ein bis zum Ein 
tritte des Nacherbfalls unſicheres Recht (RG 83, 253), aber nicht wiederkehrende Hebungen, 
Renten (RE 72, 381) u. dgl., deren Kapitalwert ſich nach allgemeinen Grundſätzen ſchätzen 
läßt. Ebenſowenig befriſtete Rechte und Verbindlichkeiten, bei deren Bewertung evtl. der 
Zwiſchenzins in Betracht kommt (gl. auch KO 88 65, 70). 

4. Ordnungsmüßige Verwaltung wie § 2038 A 2. 


Ss 2314 
Iſt der Pflichtteilsberechtigte nicht Erbe, ſo hat ihm der Erbe auf Ver⸗ 
langen über den Beſtand des Nachlaſſes Auskunft zu erteilen !). Der Pflicht. 
teils berechtigte kann verlangen, daß er bei der Aufnahme des ihm nach 8 260 
vorzulegenden Verzeichniſſes der Nachlaßgegenſtände zugezogen und daß 
der Wert der Nachlaßgegenſtände ermittelt wird:). Er kann auch verlangen, 
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daß das Verzeichnis durch die zuſtändige Behörde oder durch einen zu⸗ 
ſtändigen Beamten oder Notar aufgenommen wird?). 
Die Koſten fallen dem Nachlaſſe zur Laſt“) 5). 


E I 1988 Abſ 1 II 2179; M 5 409, 410; P 5 519—521. 


1. Auskunftspflicht des Erben. Iſt der Pflichtteilsberechtigte Miterbe, ſo beſteht 
zwiſchen den Erben gegenſeitige Auskunftspflicht ſchon vermöge der Erbengemeinſchaft (vgl. 
$ 2038 A 7). Rechte des Nacherben 88 2121ff., 2127. Iſt er von vornherein oder infolge Aus. 
ſchlagung gemäß 8 2306 A 4 auf den Pflichtteilsanſpruch beſchränkt, jo folgt aus der Aus⸗ 
kunftspflicht weiter gemäß § 260, daß ihm der Erbe auf Verlangen ein Verzeichnis des 
Beſtandes vorzulegen und gegebenenfalls den Offenbarungseid zu leiſten hat. Die Aus 
kunft betrifft regelmäßig nur den greifbaren (effektiven) Beſtand des Nachlaſſes. Doch iſt 
der Erbe auf beſonderes Verlangen (RG Warn 1913 Nr 378) auch zur Auskunft über aus: 
gleichungspflichtige Zuwendungen (§ 2057) und, wenn es ſich um den Pflichtteilsergänzungs⸗ 
auſpruch handelt, zur Auskunft bezüglich der in $ 2325 bezeichneten Schenkungen verpflichtet 
(RS 73, 369). Maßgebend 'iſt nach $ 2311 A 1 die Zeit des Erbfalls. Der Beſtand ergibt 
ſich aus der Vergleichung der Aktiven und Paſſiven des Nachlaſſes. Das Verzeichnis hat 
deshalb beide, auch die bedingten, ungewiſſen und unſicheren Rechte und Verbindlichkeiten 
aufzuführen (8 2313) und ſich unter Umſtänden auch auf einen zweiten Nachlaß zu erſtrecken, 
an dem die den Pflichtteil ſchuldenden Erben als Erbeserben beteiligt find (RG 72, 380). 
Ebenſo die möglicherweiſe zum Voraus gehörigen Gegenſtände, ſolange unter den Beteiligten 
noch nicht feſtſteht, daß fie gemäß $ 2311 A 2 außer Anſatz zu bleiben haben (RG 62, 110). 
Endlich iſt der Erbe in entſprechender Anwendung des § 2057 zur Auskunft über die nach 
$ 2316 A 2 als Ausgleichungspoſten in Betracht kommenden Zuwendungen verpflichtet (RG 
78, 372), und zwar liegt ihm dieſe Auskunftspflicht auch gegenüber einem Pflichtteilsberech⸗ 
tigten ob, der ſelbſt Erbe iſt (RG Warn 1912 Nr 173). Das Verlangen iſt, wenn ihm nicht 
entſprochen wird, im Klagewege zu ſtellen. Nach 9 254 ZPO kann damit die Klage auf Zah⸗ 
lung des Pflichtteils verbunden werden. Von mehreren Pflichtteilsberechtigten kann jeder 
ſelbſtandig das Verlangen ſtellen. Die Auskunftserteilung iſt, obwohl zur Vorbereitung 
eines Anſpruchs gegen den Nachlaß dienend, keine eigentliche Nachlaßverbindlichkeit. Sie 
kann deshalb auch einzelnen Erben abverlangt werden. RG 50, 225 läßt mit Rückſicht auf 
§ 2213 U 3 den Anſpruch nicht zu gegen den Teſtamentsvollſtrecker (dagegen Planck A 3). 
Schon auf Grund $ 2215 ift der Erbe regelmäßig in der Lage, auch ohne den Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker dem Verlangen zu genügen. 

2. Recht des Pflichtteilsberechtigten auf Zuziehung, wie im Falle des $ 2121 A 2. Die 
Wertermittlung, geboten durch § 2303 A 4 geſchieht nur auf Grund beſonderen Ver 
langens. Dem Beſtandsverzeichniſſe (A 1) brauchen Wertangaben nicht beigefügt zu werden 
(RG 18. 11. 09 IV 34/09). Zum Zwecke der Wertsermittlung kann nach 8 809 Vorzeigung 
der Sachen beanſprucht werden, zur Ermittlung des Geſchäftswerts eines vom Erblaſſer 
betriebenen Unternehmens unter Umſtänden auch neben einer auf den Todestag abgeſchloſſenen 
Bilanz die Vorlegung der Bilanzen und der Gewinn- und Verluſtrechnungen früherer Jahre 
(RS Warn 1918 Nr 229). Der Streit über die Höhe der eingeſtellten Werte und die 
Vollſtändigkeit des Verzeichniſſes iſt im Prozeſſe auszutragen. 

3. Der Berechtigte kann ſich mit einem ihm mitgeteilten privatſchriftlichen Verzeichnis 
begnügen, verzichtet aber durch Stillſchweigen noch nicht auf das Recht, amtliche Aufnahme 
(wie § 2003) zu verlangen (RG 72, 384). Iſt ein Verzeichnis, das auf dieſen Namen Anſpruch 
hat, einmal gelegt, ſo kann wegen angeblicher Mängel nicht neue Vorlegung oder Ergänzung 
des Verzeichniſſes verlangt werden (OLG 23, 1). Die amtliche Aufnahme ſowie die Leiſtung 
des Offenbarungseides (GG 88 163, 79) können im Wege der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
betrieben werden. MM: 5 

4. Die Koſten, und zwar einſchließlich derjenigen der Zuziehung, der Wertsermittlung, 
der amtlichen Aufnahme, jedoch ausſchließlich der Eidesabnahme ($ 261 Abſ 3) gehören zu 
den Nachlaßverbindlichkeiten und find gemäß § 2311 mit zu berüdjichtigen. ö 

5. Der Erblaſſer kann dem Erben die Auskunftspflicht nicht wirkſam erlaſſen, joweit 
er nicht gemäß 88 2333ff. einem Pflichtteilsberechtigten gegenüber zur Entziehung des 
Pflichtteils berechtigt iſt. Ein vertragsmäßiger Verzicht erfordert, weil eine Minderung 
des Pflichtteilsrechts enthaltend, gegenüber dem Erblaſſer die Form des § 2348. Gegen 
über dem Erben iſt er an keine Form gebunden (R& 6. 7. 08 IV 585/07). — Unabhärdne 
von § 2314 ſteht dem Pflichtteilsberechtigten in feiner Eigenſchaft als Nachlaßgläubiger da 
Recht zu, gemäß 88 1994, 2006 Inventarlegung zu verlangen. Doch genügt der 15 
mit der Auskunftserteilung regelmäßig zugleich der Inventarpflicht (8 2001), während nen 
gelegtem Inventar nur ein Anſpruch auf Ergänzung nach A 2 in Frage kommt. Der Eintr! 
undeſchränkter Haftung nach § 2005 erledigt nicht auch die Auskunftspflicht des Erben. 


Pflichtteil 88 2314, 2315 833 
§ 2315 

) Der Pflichtteilsberechtigte hat ſich auf den Pflichtteil anrechnen zu 
lajjen?), was ihm von dem Erblaſſer durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden“) 
mit der Beſtimmung zugewendet worden ift?), daß es auf den Pflichtteil an⸗ 
gerechnet werden jollö), 

Der Wert der Zuwendung wird bei der Beſtimmung des Pflichtteils 
dem Nachlaſſe hinzugerechnete). Der Wert beſtimmt ſich nach der Zeit, zu 
welcher die Zuwendung erfolgt ft”). 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte ein Abkömmling des Erblaſſers, ſo findet 


die Vorſchrift des § 2051 Abſ 1 entſprechende Anwendungs). 
3 1925 1989 Abſ 1 Nr 2, Abſ 2—4, 1990 Abf 1 II 2180; M 5 410—414; P 5 521—528; 6 102, 108; 


1. 5 2315 orbnet die Berechnung und Verrechnung des Pflichtteils eines beſtimmten 
Pflichtteils berechtigten (einzigen Abkömmlings, Elternteils, Ehegatten) mit Rückſicht 
auf gewiſſe ihm unter Lebenden auf den Pflichtteil gemachte Zuwendungen. § 2316 beſchäftigt 
ſich mit dem Pflichtteil eines Abkömmlings, neben dem andere Abkömmlinge vorhanden 
find, mit Rückſicht auf ausgleichungspflichtige Zuwendungen. § 2316 Ab] 4 handelt von dem 
Fall, daß die Zuwendung ſowohl auf den Pflichtteil wie (als Ausgleichungspoſt) auf den 
Erbteil anzurechnen iſt. 

2. Die Anrechnung auf den Pflichtteil vollzieht ſich in der Weiſe, daß von dem nach 
Abſ 2 berechneten Pflichtteil der Wert der Zuwendung mit demſelben Betrage gekürzt wird, 
zu dem er dem Nachlaß hinzugerechnet war. Der Pflichtteilsberechtigte kann infolgedeſſen 
mit feinem Anſpruche leer ausgehen (RG 58, 61), hat aber niemals herauszuzahlen. 

3. Zum Begriffe der Zuwendung vgl. $ 2050 A 7. Die dort (Abſ 1) beſonders behandelte 
Ausſtattung des Kindes kann auch inſoweit Zuwendung ſein, als ſie das den Vermögens ⸗ 
verhältniſſen entſprechende Maß nicht überſteigt und deshalb nicht als Schenkung gilt (§ 1624). 
Die Gewährung eines auf den Pflichtteil anzurechnenden Darlehns iſt nicht ſelbſt Zuwendung, 
wohl aber der hierin liegende Erlaß der Rückzahlungspflicht. 

4. Die Zuwendung muß durch Rechtsgeſ äft unter Lebenden vermittelt ſein. Danach 
ift ausgeſchloſſen, daß die Anrechnung auf den Pflichtteil wirkſam durch Verfügung von Todes 
wegen angeordnet werde (RG 67, 307). Im übrigen kommen Rechtsgeſchäfte jeder Art, 
auch Vertrag zugunſten Dritter in Frage (8 328). Geſchieht die Zuwendung ohne den Willen 
des Pflichtteilsberechtigten (z. B. durch Schuldenbezahlung), fo iſt § 516 Abſ 2 entſprechend 
anwendbar. 

5. Die Zuwendung muß mit der Beſtimmung geſchehen, daß ſie auf den Pflicht⸗ 
teil angerechnet werden ſoll. Die Beſtimmung muß deshalb ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
gegenüber dem Empfänger erklärt (8 130) und dieſem zum Bewußtſein gekommen ſein. Dies 
wird insbeſondere dann zutreffen, wenn der Erblaſſer jein Vermögen bereits unter Lebenden 
aufteilt. Beſtimmung, Zuwendung und Rechtsgeſchäft (A 4) werden regelmäßig zeitlich 
zuſammentreffen („mit der Beſtimmung“). Es genügt jedoch, wenn die Beſtimmung der 
Zuwendung vorangeht, aber in Hinblick auf die bevorſtehende Zuwendung getroffen iſt. Da- 
gegen bindet die nachträgliche Beſtimmung den Empfänger ſelbſt dann nicht, wenn er 
ſich (formlos) damit einverſtanden erklärt hätte. Hat der einzige Abkömmling A aus 
dem 300 betragenden Vermögen des Erblaſſers E eine mit ge nicht be- 
ſchwerte Zuwendung von 100 erhalten, und beträgt infolgedeſſen der Nachlaß des E nur 
noch 200, fo gebührt ihm als Pflichtteil “/, = 100. Er hat deshalb unter Lebenden und von 
Todes wegen zuſammen 200 erhalten. Muß er ſich jedoch die vorempfangenen 100 auf 


— h 200 + 
den Pflichtteil anrechnen laſſen, fo beträgt der Pflichtteil nur: : 150 — 100 = 50. 


Er hat dann zuſammen nur 150 erhalten. Die Anrechnungspflicht verkürzt deshalb unter 
allen Umſtänden den Pflichtteil des A und enthält ſomit einen Erbverzicht, der, wenn er 
vertragsmäßig erfolgt, nach 88 2346 Abſ 2, 2348 der öffentlichen Beurkundung bedarf (RG 
‘1, 136). Der gleiche Erfolg tritt zwar auch daun ein, wenn die Anrechnungsbeſtimmung 
ſogleich mit der Zuwendung verbunden wird. Allein ein eigentlicher Vertrag iſt hierbei nicht 
in Frage. Entſcheidend iſt die Beſtimmung des Zuwendenden. Die Zuwendung erhält 
damit eine beſondere rechtliche Beſchaffenheit und nur ſo wie ſie beſchaffen it, kann ſie der 
Pflichtteilsberechtigte annehmen oder ablehnen. Sein Widerſpruch gegen die Beſtimmung 
wäre, wenn er trotzdem annimmt, unwirkſam. Die Annahme in Unkenntnis der Beſtimmung 
hatte Nichtigkeit der Zuwendung zur Folge und würde den Bereicherungsanſpruch des Erb. 
laſſers oder des Nachlaſſes aus § 812 entſtehen laſſen. Ob die Anrechnung auf den Pflicht⸗ 
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teil oder auf den geſetzlichen Erbteil und damit nur mittelbar auf den Pflichtteil (58 2303 
Abſ 1, 2316) vom Erblaſſer gewollt und dem Empfänger erkennbar gemacht iſt, iſt lediglich 
Tatfrage. Im übrigen iſt der Erblaſſer nicht gehindert, dem zum Erben eingeſetzten Pflicht⸗ 
teilsberechtigten die Anrechnung von Zuwendungen letztwillig zur Pflicht zu machen, ſoweit 
hierdurch nicht eine Schmälerung feines Pflichtteils eintritt (SS 2050 A 7, 2306 A 2). 

6. Hinzurechnung. Der Wert der Zuwendung erhöht, wiewohl nur rechnungsmäßig 
und nur im Verhältnis zu demjenigen Pflichtteilsberechtigten, welcher die Zuwendung 
empfangen hat, den nach § 2311 zugrunde zu legenden Wert des Geſamtnachlaſſes (anders 
im Falle des § 2316, wo es ſich um Berückſichtigung der Ausgleichungspflicht und nach Be⸗ 
finden (Abſ 4) zugleich um Anrechnung auf den Pflichtteil bei einer Mehrheit von pflicht⸗ 
teilsberechtigten Abkömmlingen handelt, vgl. auch 88 2325, 2327). Die Erb⸗ oder Pflicht; 
teile anderer Beteiligter werden hiervon grundſätzlich nicht berührt. Kommen verſchiedene 
lediglich auf den Pflichtteil anzurechnende Zuwendungen an verſchiedene Pflichtteilsberechtigte 
in Frage, ſo iſt der Berechnung eines jeden Pflichtteils auch ein verſchiedener Geſamtbeſtand 
des Nachlaſſes zugrunde zu legen. Haben z. B. an derartigen Zuwendungen empfangen bei 
einem Nachlaßreinbeſtand von 2000 der überlebende Ehegatte E 200, der Abkömmling A 500, 
ſo iſt der Pflichtteil des E von 2200, des A von 2500 fiktivem Nachlaßbeſtand zu berechnen. 

7. Für die Wertsbeſtimmung iſt die Zeit der Leiſtung, nicht wie in $ 2311 des Erb⸗ 
falls maßgebend. Spätere Wertsveränderungen und ſelbſt der Untergang der zugewendeten 
Sache kommen nicht in Betracht. Iſt der Wert durch Vereinbarung zwiſchen Erblaſſer 
und Zuwendungsempfänger beſtimmt worden, ſo iſt bei der nachgiebigen Faſſung des Ge⸗ 
ſetzes der vereinbarte Wert maßgebend. Sind durch Feſtſetzung eines zu niedrigen Wertes 
andere Pflichtteilsberechtigte benachteiligt, ſo kann ihnen der Ergänzungsanſpruch nach 8 2325 
zuſtehen. Dagegen iſt die Vereinbarung eines zu hohen, den Empfänger im Pflichtteil be⸗ 
nachteiligenden Wertes als Erbverzicht zu beurteilen (A 5). 

8. Die Anrechnungspflicht trifft auch den nachrückenden Abkömmling, der an Stelle 
des nächſtberechtigten, aber weggefallenen Abkömmlings pflichtteilsberechtigt geworden iſt. 
Was in § 2051 A 1/2 von der Ausgleichungspflicht geſagt ift, gilt hier von der Anrechnungs⸗ 
pflicht. Entſprechende Anwendung iſt auch dann geboten, wenn ein Fremder als Erbe ein⸗ 
geſetzt und der nachrückende Abkömmling der einzige in Betracht kommende Pflichtteils⸗ 
berechtigte iſt. Der Erblaſſer kann die Anwendung des $ 2051 dadurch ausſchließen. daß er die 
Anrechnung dem Empfänger der Zuwendung nur für ſeine Perſon zur Pflicht macht. Der 
Nachrückende iſt hierfür beweispflichtig. Zu beachten iſt, daß der entferntere Abkömmling 
nach $ 2309 A 3/4 inſoweit nicht pflichtteilsberechtigt iſt, als der vorgehende Berechtigte den 
Pflichtteil verlangen kann oder das ihm Hinterlaſſene annimmt. Nun kann zwar der Empfänger 
der anrechnungspflichtigen Zuwendung, ſoweit fie anrechnungspflichtig iſt, den Pflichtteil 
„nicht verlangen“. Aber doch nur deshalb nicht, weil er durch den Vorempfang hierauf ſchon 
bei Lebzeiten abgefunden worden iſt, ohne daß ihm die einmal empfangene Zuwendung 
wieder entzogen werden kann. Mit Planck A 8 b muß eine derartige Vorausgewährung 
dem Hinterlaſſen gleichgeſtellt werden. Die Annahme der Zuwendung als des Hinterlaſſenen“ 
läßt es deshalb inſoweit überhaupt nicht zum Nachrücken entfernterer Pflichtteilsberechtigter 
kommen. Soweit dennoch die Eltern des Erblaſſers nachrücken, z. B. wegen Erbunwürdigkeit 
des einzigen Abkommlings, der durch anrechnungspflichtige Zuwendungen bereits teilweiſe 
auf den Pflichtteil abgefunden iſt, haben ſie praktiſch die Anrechnungspflicht ebenfalls gegen 
fi) gelten zu laſſen. Zwar nicht auf Grund von § 2315 Abſ 3, der nur auf Abkömmlinge be 
rechnet iſt. Wohl aber auf Grund von 8 2309, der ein Pflichtteilsrecht der Eltern nur inſoweit 
entſtehen läßt, als der weggefallene Abkömmling nicht ſchon unter Lebenden hierauf ad’ 
gefunden war. Iſt er ſchon vor dem Erblaſſer verſtorben, ſo hat ſich damit die Anrech⸗ 
nungspflicht überhaupt erledigt. Die Eltern können dann kraft eigenen Rechtes ihren vollen 
Pflichtteil fordern (§ 2309 A 3 Eing.). 

§ 2316 

Der Pflichtteil eines Abkömmlinges beſtimmt ſich, wenn mehrere Ab⸗ 
kömmlinge vorhanden find!) und unter ihnen im Falle der geſetzlichen Erb⸗ 
folge eine Zuwendung des Erblaſſers zur Ausgleichung zu bringen ſein 
würde?), nach demjenigen, was auf den geſetzlichen Erbteil unter Berück⸗ 
ſichtigung der Ausgleichungspflicht bei der Teilung entfallen würde?). Ein 
Abkömmling, der durch Erbverzicht von der geſetzlichen Erbfolge ausge⸗ 
ſchloſſen iſt, bleibt bei der Berechnung außer Betracht“). 1 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte Erbe und beträgt der Pflichtteil nach adj 
mehr als der Wert des hinterlaſſenen Erbteils, jo kann der Pflichtteilsbe⸗ 


Plichtteil 88 2315, 2316 835 


rechtigte von den Miterben den Mehrbetrag als Pflichtteil verlangen, auch 
wenn der hinterlaſſene Erbteil die Hälfte des geſetzlichen Erbteils erreicht 
oder überjteigt?). 

Eine Zuwendung der im § 2050 Abſ 1 bezeichneten Art kann der Erb⸗ 
laſſer nicht zum Nachteil eines Pflichtteilsberechtigten von der Berückſich⸗ 
tigung ausſchließen“). 

Sit eine nach Abſ 1 zu berückſichtigende Zuwendung zugleich nach 8 2315 
auf den Pflichtteil anzurechnen, jo kommt ſie auf dieſen nur mit der Hälfte 
des Wertes zur Anrechnung“). 


E 1 1089 bj 1 Nr 3, Abſ 4, 1990 Abs 2 II 2181; M 5 410416; P 5 521—525, 892; 6 102, 103, 320, 
351; KB 823 ff. 


fein, d. h. zur Zeit des Erbfalls gelebt haben. Ob fte, allein oder neben Fremden, Erben oder 
Pflichtteilsberechtigte geworden find, iſt gleichgültig, wofern ſie nur gemäß § 2310 „mitgezählt 
). 


iſt feſtzuhalten, daß die Ausgleichung nur unter den Abkömmlingen und nur innerhalb des 
auf ſie entfallenden Nachlaßanteils Hattfindet. Erb. und Pflichtteil des überlebenden Ehe 
gatten werden hiervon nicht beeinflußt. Beif piel: Nachlaß 2000, Erben neben dem Ehegatten E 
die Abkömmlinge A mit 1250, B mit 0, C mit 250 ausgleichungspflichtigen Zuwendungen. 


Geſetzlicher Erbteil des E = = 500, hiervon / Pflichtteil = 250. Der geſetzliche Erbteil 


. 500 + 1250 + 250 h Ey h 
jedes Abkömmlings beträgt * en = 1000, mit Anrechnung der Vorempfänge für 


A 1000 — 1250 = 0. Da ſomit $ 2056 einſchlägt (R6 Warn 1913 Nr 252), berechnet ſich für 
B und 0 der geſetzliche Erbteil auf je — . = 875 und mit Anrechnung der Vor⸗ 


empfänge für B auf 875 — 0 — 875, für C auf 875— 250 — 695. Hiervon ¼ Pflichtteil für 
A=0, für B = 437%/,, für C 312½ 4 

4. Im Falle des Erbverzichts wird der Verzichtende nach § 2310 A 2 nicht mitgezählt, 
wenn ſich der Verzicht auf das geſetzliche Erbrecht erſtreckte. In dieſem Falle kommt 
eine Hinzurechnung der ihm gemachten Zuwendungen zum Nachlaß ebenſowenig in Frage, 
wie wenn er vor dem Erblaſſer geſtorben wäre. Dasſelbe gilt von den Abkömmlingen des 
Verzichtenden, wenn der Verzicht nach $ 2349 auch für ſie wirkſam iſt. War er dagegen auf 
die Perſon des Verzichtenden beſchränktk fo find die nachrückenden Abkömmlinge gemäß 
2031 A 2 an feiner Stelle zur Ausgleichung verpflichtet. Auf dieſer Grundlage iſt mithin 
auch ihr Pflichtteil zu berechnen. Hatte der Verzicht nur den Pflichtteil zum Gegen. 
ande (8 2346 A 4), jo wird der Verzichtende mitgezählt (§ 2310 A 2). Kommt auch ſein 
saener Pflichtteil nicht mehr in Betracht, fo iſt doch derjenige der übrigen Abkömmlinge nach 
Ausgleichungsgrundſätzen (A 3), und zwar unter Einbeziehung des Verzichtenden zu berechnen. 
Rücken infolge des Pflichtteilsverzichts entferntere oder gleich nahe Abkömmlinge nach, ſo be⸗ 
rechnet ſich ihr Pflichtteil ebenfalls auf Grund des § 2051 A 2. 2 h 

5. Mehrbetrag des Pflichtteils. Die Hinzurechnung der Vorempfänge erhöht rechnungs⸗ 
mäßig den Beſtand des Nachlaßanteils der Abkömmlinge und kann, verglichen mit dem reinen 
Nachlaß, auf Koſten des Erben als des Pflichtteilsſchuldners (a. M. Staudinger A V)), zu einer 
Vergrößerung des einen oder des anderen Pflichtteils führen. Dieſe Vergrößerung ſoll 
dem Pflichtteilsberechtigten auch dann zuſtatten kommen, wenn er ſelbſt als Erbe eingeſetzt 
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iſt. In dieſem Falle konnte er nach dem Wortlaute des § 2805 mit dem Pflichtteilsanſpruche 
Vervollſtändigung des zu niedrig bemeſſenen Pflichtteils nur nach dem Reinbeſtande 
des Nachlaſſes fordern. Und auch dieſer Anſpruch wäre ausgeſchloſſen, wenn er auf einen Bruch⸗ 
teil des Nachlaſſes eingeſetzt iſt, der der Hälfte ſeines geſetzlichen, aber wiederum nach dem 
Reinbeſtande zu berechnenden Erbteils gleichkommt oder fie überſteigt. Abſ 2 ſichert dem 
Pflichtteilserben in beiden Fällen das Recht, ſeinem Anſpruch auf Vervollſtändigung die in 
Ab] 1 angeordnete fiktive Wertsberechnung zugrunde zu legen. So könnten, wenn in dem 
Beispiele A 3 von den drei auf je ½¼ öpflichtteilsberechtigten Abkömmlingen B auf ¼ (alſo 
genügend hoch), C auf ½0 (alſo zu niedrig) eingeſetzt wäre, bei einem Reinbeſtande von 2000 
der mit 400 Erbteil bedachte B überhaupt nichts, der mit 100 bedachte C nur den Unterſchied 
zwiſchen / und / = ½¼½o oder 150 zur Vervollſtändigung fordern. Nach Ausgleichungs 
e aber fordern dürfen B zu 400 noch 37 = 437½, C zu 100 noch 212%; 
— 8 N 
6. Der Erblaſſer kann dem mit der Ausſtattung oder gewiſſen Zuſchüſſen und anderen 
Aufwendungen bedachten Abkömmling die Ausgleichungspflicht ſogleich bei der Zuwendung 
oder nachträglich durch Verfügung von Todes wegen erlaſſen ($ 2050 A 4, 6). Der Erlaß 
iſt jedoch unwirkſam ſoweit er anderen Pflichtteilsberechtigten zum Nachteil 
gereicht. Diefe Unwirkſamkeit folgt ſchon aus allgemeinen Grundſätzen, wonach die Bevorzugung 
eines Abkömmlings in dem Pflichtteilsrecht der übrigen ihre Grenze findet (Prot 5, 892). 
Haben die übrigen Abkömmlinge im Falle des § 2050 Abſ 3 durch eine bei der Zuwendung 
getroffene Anordnung des Erblaſſers einmal das Recht erlangt, Ausgleichung zu fordern 
und damit ihren Pflichtteil entſprechend zu erhöhen, fo können fie fich dieſes Rechtes nur in 
der Form des Erbverzichts ($ 2346 Abſ 2) begeben. Die Bezugnahme auf $ 2050 Abf 1 begreift 
zugleich den nur als Ergänzung hierzu dienenden Abf 2 in ſich. Sie beſagt, daß der Erblaſſer 
zum Nachteil Pflichtteilsberechtigter die Ausgleichung der (angemeſſenen oder übermäßigen) 
Ausſtattung ſowie der übermäßigen Zuſchüſſe und Ausbildungskoſten auch bei der Zu 
wendung ſelbſt nicht wirkſam erlaſſen kann (RG Warn 1912 Nr 178). Übrigens wäre, 
ſowelt es ſich hierbei um Schenkungen handelt, auch der Pflichtteilsergänzungsanſpruch nach 
89 2325 ff. gegeben. Darüber, daß umgekehrt zum Nachteil des betreffenden Pflichtteils⸗ 
berechtigten ihm die Ausgleichungspflicht nicht nachträglich auferlegt werden kann, es ſei denn, 
daß er ſich durch Erbverzichtsvertrag hiermit einverſtanden erklärt hat, vgl. RG 67, 309; 71, 185. 
7. Zuſammentreffen von Ausgleichungspflicht und Anrechnungspflicht auf den Pflicht 
teil nach $ 2315 Abs 1. Durch Halbierung des nach Ausgleichungsgrundſätzen ermittelten 
geſetzlichen Erbteils (Beiſpiel A 3) iſt dem Pflichtteilsberechtigten die eine Wertshälfte der 
Zuwendung bereits auf den Pflichtteil angerechnet. Es verſteht ſich deshalb von ſelbſt und 
wird durch Ab] 4 nur klargeſtellt, daß für nochmalige Anrechnung derſelben Zuwendung auf 
den Pflichtteil nur die andere Hälfte übrigbleibt. Die durchgeführte Anrechnung ergibt mithin, 
da eine Herauszahlung niemals in Frage kommen kann (§ 2315 A 2), in dem Beiſpiel A 3 für 
40 —625 0, für B 437 — 0 437½ für  3122/,— 125 = 187½ als endgültigen Pflicht: 
teil. Dieſe Berechnungsweiſe iſt auch feſtzuhalten, wenn, wie in unſerem Beiſpiel, auf einen 
Nachlaß von 2000 Mark ſowohl Abkömmlinge als der überlebende Ehegatte E 
pflichtteilsberechtigt ſind. Zwar ſind die Zuwendungen, deren Anrechnung auf den 
Pflichtteil zu erfolgen hat, nach der Regel des 8 2315 A 6 dem Geſamtnachlaſſe (2000) hinzuzu. 
rechnen, während dieſelben Zuwendungen in ihrer Eigenſchaft als Ausgleichungspoſten gemäß 
$ 2055 A 2 nur zu der auf die Abkömmlinge entfallenden Sondermaſſe (1500) hinzutreten. 
Eine Löfung dieſes vom Geſetzgeber nicht bedachten Widerſpruchs iſt unmöglich. Man wird 
ſich deshalb entweder für die eine oder die andere Berechnungsweiſe zu entſcheiden haben. 
Dieſe Entſcheidung kann, da das Geſetz eine Ausgleichung unter anderen Erben als Abkömm: 
lingen ſchlechterdings nicht kennt (58 2050 ff., 2055), nur dahin gehen, daß die ausgleichungs⸗ 
pflichtige Zuwendung auch inſoweit, als ſie zugleich auf den Pflichtteil anzurechnen iſt, immer 
nur der Sondererbmaſſe der Abkömmlinge hinzugerechnet werden darf. Anders, wenn es 
ſich nebeneinander um Ausgleichungspoſten im Sinne von § 2050, zugleich aber auch 
um Zuwendungen handelt, die lediglich auf den Pflichtteil anzurechnen find (§ 2315 Abs 1). 
In diefem Falle befteht kein Hindernis, die letzteren dem Geſamtnachlaſſe hinzuzuzählen, 
von dem ſo ermittelten Beſtande die Sondererbmaſſe der Abkömmlinge abzuzweigen, dieſer 
die reinen Ausgleichungspoſten hinzuzufügen, danach für beide Gruppen geſondert die geſetz⸗ 
lichen Erbteile, die Pflichtteile und die hierauf anzurechnenden Vorempfänge einzuſtellen 
und hiernach den endgültigen Pflichtteil zu beſtimmen. Beiſpiel: Nachlaß 2000, ausgleichungs 
pflichtige Zuwendungen za, nur auf den Pflichtteil anzurechnende Zuwendungen 2p, aus“ 
gleichungs⸗ und zugleich aurechnungspflichtige Zuwendungen zap. Es haben erhalten E 200 a 
A 1250 za und 300 zp, B 450 zp, C 250 zap und 50 2p. Der rechnungsmäßige Gefamtbeltand 
des Nachlaſſes beträgt für ſämtliche Beteiligte, den überlebenden Ehegatten E wie die drei 
btömmlinge A, B, C zunächſt 2000 Reinbeſtand + der einem jeden von ihnen gemacht 
nur auf den Pflichtteil anzurechnenden Zuwendungen 2p, mithin für E 2000 + 200 = 2200, 
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für A 2000 + 800 = 2300, für B 2000 + 450 = 2450, für C 2000 + 50 = 2050 (8 2315 A 6). 
Hiervon kommen ¼ als Sondermaſſe der drei Abkömmlinge in Betracht, die jedoch jedem 
gegenüber verſchieden, nämlich für A mit 1725, für B mit 1837%/,, für C mit 1537½ einzuſetzen 
iſt. Jeder dieſer drei Sondermaſſen ſind wiederum die allen Abkömmlingen gemachten bloß 
ausgleichungspflichtigen Zuwendungen za, ebenſo aber auch die ſowohl ausgleichungs⸗ 
pflichtigen als auf den Pflichtteil anzurechnenden Zuwendungen zap hinzuzurechnen. Danach 
beftimmt fich z. B. für C fein geſetzlicher Erbteil auf 1537¼ + 1250 (A za) + 250 (C zap) 
2 “=. la 1012½ — 250 zap — 702) Hiervon Y, = 3817¼ Pflichtteil, darauf an- 
zurechnen noch ¼ von 250 zap — 125 + 50 2p, bleiben 381 ¼ — 175 = 200 ¼ endgültiger 
Pflichtteil des C. Handelt es ſich nur um ausgleichungs und zugleich anrechnungspflichtige 
Zuwendungen (zap) und kommen bloß Abkömmlinge in Frage, jo iſt rechneriſch das Ergebnis 
dasſelbe, wenn man den Pflichtteil ſogleich von den um die Hinzurechnungen vermehrten 
Nachlaß berechnet und hiervon die betreffende Zuwendung in voller Höhe abſetzt. Vielfach 
abweichende Berechnungsmethoden, f. Zit. bei Planck A 8 a und b. — Auskunftspflicht der 
Beteiligten in entſprechender Anwendung des $ 2057 f. oben A 2. Zuwendungen aus dem 
Geſamtgute 8 2331. 


8 2317 


Der Anſpruch auf den Pflichtteil entſteht mit dem Erbfalle !). 
Der Anſpruch iſt vererblich und übertragbar?) s). 


E 1 1992 II 2182; M 5 417—419; P 5 525—527. 


1. Der Pflichtteilsanſpruch begründet als reine, im übrigen (ſo auch hinſichtlich der Ver⸗ 
ziuslichkeit — erſt bei Verzug oder Rechtshängigkeit — RG L 1915, 223“) nach dem Rechte 
der Schuldverhältniffe zu beurteilende Geldforderung eine Nachlaßverbindlichkeit (8 1967 A 4). 
Der Erbe haftet dafür nach allgemeinen Grundſätzen. Jedoch kann begriffsmäßig vom Pflicht⸗ 
teil nicht die Rede fein, wenn der Nachlaß von vornherein überſchuldet iſt. Der Anſpruch 
folgt im Range erſt hinter den ſonſtigen Nachlaßverbindlichteiten, jedoch vor Vermächtniſſen 
und Auflagen (88 1973 A 4, 1074 A 7, 1991 KA 4). Er wird durch das Aufgebot nicht betroffen 
($ 1972, f. aber 8 2000 A 3) und kann nur gegen den Erben oder den Miterben (§ 2805 A 2), 
nicht gegen den Teſtamentsvollſtrecker geltend emacht werden (8 2213 A 3, aber auch 888 
57% Abf 3). Gerichtstand der Erbſchaft 38 8 27. Er entſteht mit dem Erbfalle 
($ 1922), unmittelbar kraft des Geſetzes und unterliegt deshalb nach RErbſch Sich v. 3. 6. 06 
$ 1 der Erbſchaftsſteuer auch dann, wenn er gar nicht geltend gemacht wird (RG 77, 238; 
anders für die Erbanfallſteuer ErbſchSteß v. 10. 9, 19 $ 20 Nr 1, 7). Entſteht er erſt durch 
Ausſchlagung des Erbteils oder des Vermächtniſſes (88 2806 U 4, 2307 A 1), in gilt er vermöge 
der Fiktion der 88 1058 A 1, 2180 A 4 gleichwohl als ſchon zur Zeit des Erbfalls entſtanden. 
Ebenſo im Falle des § 2309 bei Wegfall des vorgebenden Berechtigten. Er entſteht über ⸗ 
haupt nicht im Falle eines mit dem Erblaſſer abgeſchloſſenen Erbverzichtvertrags (8 2346). 
Einmal entſtanden kann er nicht, wie das Vermächtnis (5 2176) einſeitig ausgeſchlagen werden. 
Wohl aber kann die Pflichtteilsſchuld dem Erben durch formloſen Vertrag erlaſſen werden 
($ 97). Ein ſolcher Erla liegt aber regelmäßig noch nicht in der Anerkennung der Rechts⸗ 
wirkſamkeit eines den Pflichtteilsberechtigten von der Erbfolge ausſchließenden Teſtaments, 
aus dem ihm gerade der Pflichtteilsanſpruch erwachſen ift (R& Recht 1913 Nr 532). Die 
Frau bedarf zu Verzicht oder Erlaß nicht der Zuſtimmung des Mannes (88 1406 Nr 1, 1458, 
1519, 1549), wohl aber bedürfen Vater und Vormund der vormundſchaftsgerichtlichen Ge⸗ 
nehmigung (88 1822 Nr 2, 1643 Abſ 2). Ein Vertrag, durch den ein von dem Erben über 
den Tod des Erblaſſers in Unkenntnis gehaltener Pflichtteilsberechtigter gegenüber dem Erben 
87184 Bilichetei verzichtet, iſt wegen fehlender Willenseinigung nichtig (RG 93, 297; 
80 1, 312 A 1). Re 

‚2. Der einmal entftandene Anſpruch iſt vererblich und ubertragbar gemäß SS ösff. 
Mit dem Erbteil lann die Befugnis zur Ausſchlagung nach $ 2306, als höchſtperſönliches Recht 
des Erben ($ 2033 A 3), nicht oder doch nur der Ausübung nach übertragen werden. Dagegen 
ſteht die Befugnis zur Ausſchlagung des Vermächtniſſes und Geltendmachung des Pflichtteil 
nach $ 2307 auch dem Erwerber des Vermächtniſſes zu, der damit nur eine Forderung dur 
eine anbere erſetzt. Der Abtretung ſteht trotz 8 400 nicht entgegen, daß der Pflichtteilsanſpruch 
nach ZP 5 952 nur pfändbar ift, wenn er durch Vertrag anerkannt oder rechtshängig ne» 
worden iſt (RG SeuffA 68 Nr 130). Nur unter dieſer Vorausſetzung iſt gegen den An. 
ſpruun 8 20 zuläflig ($ 394) und gehört er auch zur Konkursmaſſe (KO $ 1). Ver. 
jährung | 2 

8. Pon dem Pflichtteilsanſpruch iſt das Pflichttellsrecht als die Quelle, aus der jener 
A ; terſcheiden. Diele: ä 

nlpruch unter gewiſſen Vorausſetzungen entſteht, zu unter eſes Recht zußert 
ſchon bei Lebzeiten des Erblaſſers rechtliche Wirkungen. Es ſchränkt ſeine Teſtler⸗ 
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freiheit zugunſten ſeiner Abkömmlinge, ſeiner Eltern und ſeines Ehegatten ein. Eine Aus⸗ 
nahme von der ihm kraft des Pflichtteilsrechts obliegenden Hinterlafſungspflicht beſtimmen 
die SS 2333 ff. Das dort geordnete „Recht zur Entziehung des Pflichtteils“ (58 2335 Abſ 2, 
2337), durch deſſen Ausübung er ſich gegenüber dem Pflichtteilsberechtigten ſeine volle und 
unbeſchränkte Teſtierfreiheit verſchafft, iſt ein gegenwärtiges ſog. Recht des rechtlichen Könnens 
und kann daher auch bei Lebzeiten des Erblaſſers Gegenſtand einer Feſtſtellungsklage ſein 
(RG 92, 1). Auch nach dem Erbfall erſchöpfen ſich die Wirkungen des Pflichtteilsrechts nicht 
in dem Pflichtteilsanſpruch (vgl. 88 2306 A 3, 2318 Abſ 2 u. 3, 2319). 


§ 2318 
Der Erbe kann die Erfüllung eines ihm auferlegten Vermächtniſſes ſo⸗ 
weit verweigern, daß die Pflichtteilslaſt von ihm und dem Vermächtnis⸗ 
nehmer verhältnismäßig getragen wird. Das gleiche gilt von einer Auf⸗ 
lage !). 
Einem pflichtteilsberechtigten Vermächtnisnehmer gegenüber iſt die 
Kürzung nur ſoweit zuläſſig, daß ihm der Pflichtteil verbleibt). 


Iſt der Erbe ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er wegen der Pflicht⸗ 
teilslaſt das Vermächtnis und die Auflage ſoweit kürzen, daß ihm ſein 
eigener Pflichtteil verbleibt?). 


E I 1993 II 2183; M 5 420, 421; P 5 546—548. 


1. Die Pflichtteilslaſt: die Verbindlichkeit zur Leiſtung des Pflichtteils trifft grund, 
ſätzlich den Erben. Hiervon kann ihn auch der Erblaſſer nicht befreien. Das Geſetz gewährt 
ihm jedoch im Verhältnis zu Vermächtnisnehmern und Auflagebeteiligten 
einen Ausgleich dafür, daß der Pflichtteil nach dem Reinbeſtande des Nachlaſſes und ohne 
Rücksicht auf die hiervon noch zu entrichtenden Vermächtniſſe und Auflagen berechnet wird 
(8 2311 A 1). Der Erbe darf auch fie zur Tragung der Pflichtteilslaſt mit heranziehen, indem 
er den Betrag des Vermächtuiffes uſw. verhältnismäßig, d. h. um fo viel kürzt, als dem 
Werte des Vermächtniſſes uſw. im Verhältnis zum Reinbeſtande des Nachlaſſes entſpricht, 
3. B. 500 Vermächtnis: 2000 Nachlaß = 1:4. Daher trägt von 400 Pflichtteil der Vermächtnis. 
nehmer 100, fein Vermächtnis kürzt ſich von 500 auf 400, er kann ſich aber dafür gegebenenfalls 
durch verhältnismäßige Kürzung ihm etwa auferlegter Beſchwerungen erholen (§ 2188). 
Die Pflichtteilslaſt iſt auch von den ſog. geſetzlichen Vermächtniſſen mitzutragen, jo vom Re t 
auf den Dreißigſten ($ 1969), dagegen nicht von dem bloß auf den Erbteil des nasciturus 
gelegten Unterhaltsanſpruch des 8 1963. Der Voraus ($ 1932) kann zwar zur Deckung des 
Pflichtteils der Abkömmlinge, nicht aber auch desjenigen der Eltern herangezogen werden, 
da er bei Berechnung des elterlichen Pflichtteils bereits voll abgezogen iſt (8 2311 A 2). 
Abs 1 enthält nur ergänzendes Recht. Der Erblaſſer kann zugunſten des Erben wie der 
Vermächtnisnehmer uſw. hiervon abweichende Anordnungen treffen ($ 2824), auch unter 
mehreren Vermächtniſſen uſw. das eine oder das andere von Mittragung der Laſt befreien 
(§ 2189). Gegenüber dem Vermächtnisanſpruch iſt es Einrede, wenn der Erbe Kürzung 
auf Grund der Pflichtteilslaſt verlangt. Für deren Vorausſetzungen ift er beweispflichtig. 

2. Die Abſätze 2 u. 3 enthalten zwingende Vorſchriften, durch die das Kürzungsrecht 
des Erben teils eingeſchränkt (Abſ 2), teils erweitert wird (Abſ 3). Der Erbe kann das Ver⸗ 
mächtnis gemäß Abs 1 nur bis auf den Belauf des dem Bedachten gebührenden Pflichtteils 
herabdrücken und muß es voll entrichten, wenn dem pflichtteils berechtigten Vermächtnis⸗ 
nehmer damit nicht mehr als fein Pflichtteil zugewendet iſt (§ 2307). Dagegen kann er ſich 
gemäß Abſ 1 wegen der hierdurch eintretenden Erhöhung ſeiner Pflichtteilslaſt an anderen 
ihm etwa auferlegten Vermächtniſſen uſw. ſchadlos halten. 

3. Iſt der Erbe ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo bildet ſein eigener Pflichtteil die äußerſte 
Grenze, unbeſchadet deren er die Pflichtteilslaſt zu tragen hat. Darüber hinaus liegt fie aus 
ſchließlich den Vermächtnisnehmern dergeſtalt ob, daß ſie ſich die hierzu erforderlichen Kür⸗ 
zungen vom Erben gefallen laſſen müſſen. Uberfteigt fein Erbteil von vornherein nicht den 
Pflichtteil, fo find nach $ 2306 A 3 die ihm auferlegten Vermächtniſſe uſw. ohnedies zu ſtreichen, 
Iſt ſein Erbteil größer und hat er nicht ausgeſchlagen (ib. A 4), ſo hat er damit auch die 10 
pflichtung zur Entrichtung der Vermächtniſſe uſw. ſelbſt auf Koſten des eigenen Pflichtteil 
übernommen (OLG 14, 308). Er kann mithin von den Bedachten nur inſoweit ‚Übertraguuis 
der Pflichtteilslaſt verlangen, als es ſich um Befriedigung dritter Pflichtteilsberechtigter hand i 

er eigene Pflichtteil verbleibt ihm zwar nur in dem durch die Vermächtniſſe uſw. 7 
geminderten Umfange, weitere Beeinträchtigungen, die ihm aus der Befriedigung drit 
Pflichtteilsberechtigter entſtehen würden, braucht er jedoch nicht zu dulden. Er kann vielmehr 
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die daraus entſtehende Pflichtteilslaſt vollſtändig auf die Vermächtniſſe uſw. abwälzen. Reichen 
ſie hierzu nicht aus, ſo darf er das Vermächtnis eines Pflichtteilsberechtigten auch über die 
Grenze des Abſſ 2 hinaus mit heranziehen, da das eigene Pflichtteilsrecht des Erben vor 
demjenigen des Vermächtnisnehmers jedenfalls den Vortritt hat. — In Abſ 3 iſt ein Allein⸗ 
erbe vorausgeſetzt, mehrere Erben ſ. $ 2319. Beſondere Geſtaltungen der Pflichtteilslaſt 
in 88 2320-2323. 

§ 2319 


Iſt einer von mehreren Erben ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er 
nach der Teilung die Befriedigung eines anderen Pflichtteilsberechtigten 
ſoweit verweigern, daß ihm fein eigener Pflichtteil verbleibt). Für den 
Ausfall haften die übrigen Erben? ). 


E II 2184; P 5 546—548. 


1. Handelt es ſich um mehrere Erben, ſo werden die Pflichtteilsanſprüche gleich anderen 
Nachlaßverbindlichkeiten regelmäßig im Laufe der Auseinanderſetzung befriedigt (9 2046 A 1). 
Bis zur Teilung iſt der einzelne Miterbe durch $ 2059 geſchützt. Nach der Teilung haftet 
er gegenüber dem noch unbefriedigten Pflichtteilsgläubiger grundſätzlich als Geſamtſchuldner, 
jedoch in den Fällen der $$ 2060, 2061 nur für den feinem Erbteil entſprechenden Teil des 
Anſpruchs. Das Geſetz gewährt dem ſelbſt pflichtteilsberechtigten Miterben eine in J 2318 
Abſ 3 auch dem Alleinerben eingeräumte zerſtörende Einrede, durch die er ſich vom Pflicht 
teilsanfpruch inſoweit freimacht, als er im eigenen Pflichtteil verkürzt würde. Dieſe Ein- 
rede, für die der Miterbe beweispflichtig iſt, ſteht ihm auch zu, wenn er unbeſchränkt haftet, 
da hiervon der Pflichtteilsanſpruch ſelbſt in feinem Inhalte betroffen wird. Auch hier ift der 
eigene Pflichtteil des Miterben im Falle des § 2306 A 4 nur in dem durch etwaige Beſchwerungen 
geminderten Umfange zu verſtehen (vgl. § 2318 A 3). 

2. Der oder die übrigen nichtpflichtteilsberechtigten Erben haften für den Ausfall 
gemäß $$ 2058, 2060 ff. Der Erblaſſer kann zwar im Verhältnis dieſer Erben zueinander 
die Pflichtteilslaſt regeln (5 2324), ſie aber nicht ganz hiervon befreien. — Das gleiche beim 
Pflichtteilsergänzungsanſpruch $ 2328. 

8 2320 

Wer an Stelle des Pflichtteilsberechtigten geſetzlicher Erbe wird!), hat 
im Verhältniſſe zu Miterben die Pflichtteilslaſt?) und, wenn der Pflichtteils⸗ 
berechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtnis annimmt, das Vermächtnis 
in Höhe des erlangten Vorteils zu tragen!). 

Das gleiche gilt im Zweifel von demjenigen, welchem der Erblaſſer 
den Erbteil des Pflichtteilsberechtigten durch Verfügung von Todes wegen 
zugewendet hate). 

E 1 1995, 1996 Abſ 1 IT 2185; M 5 421424; P 5 548—550. 


1. Als geſetzlicher Erbe an Stelle des Pflichtteilsberechtigten — aber jo, daß letzterem 
der Pflichtteilsanſpruch verbleibt — kommt in Betracht, wer infolge Ausſchließung von der 
Erbfolge (§ 2303 A 2) oder Ausſchlagung ($ 2306 A 4) nachrückt. Re l 

2. Der einrückende Erbe übernimmt damit nach außen die Haftung für den Pflichtteils⸗ 
anſpruch als Nachlaßverbindlichkeit. Da aber dieſelbe Tatſache, welche den Pflichtteilsanſpruch 
erzeugt, ihm den Vorteil der Erbenſtellung verſchafft, jo entſpricht es der Billigkeit, daß er 
im Verhältniſſe zu Miterben inſoweit auch die Pflichtteilslaſt allein trägt. Dies hat auch 
dann zu gelten, wenn er ſchon ohnedies Erbe iſt aber infolge Wegfalls des Pflichtteilsberechtigten 
im Erbteil erhöht wird (§ 1935 A 3, NG Warn 1918 Nr 77). Die Pflichtteils oder Ver⸗ 
mächtnislaſt trifft ihn jedoch nur in Höhe des erlangten Vorteils. Dabei kommen die mit der 
Erbenſtellung überkommenen Beſchwerungen (ſ. auch $ 2322), insbeſondere die Haftung für 
ſonſtige Pflichtteilsauſprüche in Betracht. Aber auch der Vorteil, der darin liegt, daß z. B. 
der überlebende Ehegatte ſtatt neben Abkömmlingen nunmehr neben Eltern uſw. erbt und 
deshalb ſowohl durch Erhöhung des Erbteils als durch den Anſpruch auf den Voraus be⸗ 
günſtigt wird (88 1931, 1982). i 0 

3. Ob das Vermächtnis dem Pflichtteilsberechtigten zur Abfindung auf den Pflichtteil 
(8 2307) oder freiwillig nach Entziehung des Pflichtteils oder für den Fall der Ausſchlagung 
zugewendet iſt, macht keinen Unterſchied. : 3 

4. Der Grundſatz des Abs 1 wird im Wege geſetzlicher Auslegungsregel auf die gewillkürte 
Erbfolge ausgedehnt, auch hier ohne Unterſchied, ob der vom Erblaſſer Begünftigte durch die 
Verfügung von Todes wegen überhaupt erſt Erbe wird oder nur eine Erhöhung feines geſetz⸗ 
lichen Erbteils erfährt (RG Warn 1918 Nr 77). Er gilt auch im Falle der Anwachſung nach 
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§ 2094 und der Erſatzberufung § 2096. Im übrigen braucht die Zuwendung nicht gerade als 
„Erbteil“ des Pflichtteilsberechtigten bezeichnet zu werden, wenn ſonſt die Abſicht erhellt, den 
an Stelle des Ausgeſchloſſenen oder Ausſchlagenden Berufenen in gleicher Weiſe zu bedenken. 
Nach § 2324 kann der Erblaſſer abweichende Anordnungen treffen, insbeſondere die Pflicht⸗ 
teilslaſt anch den Miterben auferlegen. 


8 2321 
Schlägt der Pflichtteilsberechtigte ein ihm zugewendetes Vermächtnis 
aus, ſo hat im Verhältniſſe der Erben und der Vermächtnisnehmer zueinander 
derjenige, welchem die Ausſchlagung zuſtatten kommt, die Pflichtteilslaſt in 
Höhe des erlangten Vorteils zu tragen!). 


E I 1996 Abf 1 II 2186; M 5 422, 423; P 5 550, 551. 


1. Schlägt der Pflichtteilsberechtigte das Vermächtnis aus und fordert er dafür gemäß 
§ 2307 den Pflichtteil, jo entſpricht es der Billigkeit, daß die Pflichtteilslaſt, zu deren Erfüllung 
das Vermächtnis beſtimmt war, hiermit auch dann verbunden bleibt, wenn es einem anderen 
(Erſatzbedachten, Anwachſungsberechtigten) anfällt oder daß die Pflichtteilslaſt von dem 
getragen wird, der durch die Ausſchlagung befreit und ſomit um den Wert des Vermächtniſſes 
bereichert wird (der beſchwerte Erbe, RG Warn 1914 Nr 168, oder Vermächtnisnehmer). 
Dies alles nur in Höhe des durch die Ausſchlagung erlangten Vorteils ($ 2320 A 2). 
Zwar ſteht der Pflichtteilsanſpruch ſelbſt nur gegen die Erben zu. Der Leiſtende hat aber 
einen ſchuldrechtlichen Ausgleichungsanſpruch gegen denjenigen, welchem das ausgeſchlagene 
Vermächtnis zuſtatten gekommen iſt (Kürzungsrecht desſelben 8 2322) und darf, ſoweit dieſer 
reicht oder ſoweit er ſelbſt der Gewinnende iſt, andere Vermächtnisnehmer nicht gemäß 8 2318 
A zur Pflichtteilslaſt heranziehen ($ 2328). War mit dem ausgeſchlagenen (Unter-) Ver 
mächtnis ein anderer Vermächtnisnehmer beſchwert, ſo kann er dieſen, ſchon bevor er den 
Pflichtteil auszahlt, durch Zurückbehaltung des Hauptvermächtniſſes zur Erſtattung nötigen 
(8 273). Abweichende Anordnungen des Erblaſſers § 2324. 


8 2322 
Iſt eine von dem Pflichtteilsberechtigten ausgeſchlagene Erbſchaft oder 
ein von ihm ausgeſchlagenes Vermächtnis mit einem Vermächtnis oder einer 
Auflage beſchwert, ſo kann derjenige, welchem die Ausſchlagung zuſtatten 
kommt, das Vermächtnis oder die Auflage ſoweit kürzen, daß ihm der zur 
Deckung der Pflichtteilslaſt erforderliche Betrag verbleibt!). 


E I 1996 Abſ 2 II 2187: M 5 428, 424; P 5 549—551. 


1. Die Vorſchrift knüpft an 88 2320, 2321 an, wonach die Pflichtteilslaſt von dem an 
Stelle des ausſchlagenden Pflichtteilsberechtigten nachrückenden Erben oder von dem durch 
Ausſchlagung des Vermächtniſſes Gewinnenden zu tragen iſt. Waren die ausgeſchlagenen 
Zuwendungen ſelbſt wieder mit Vermächtniſſen oder Auflagen beſchwert, ſo gehen außer 
der Pflichtteilslaſt nach 88 2161, 2192 auch dieſe Beſchwerungen auf den Nachrückenden oder 
Gewinnenden über. Bezüglich der Beſchwerungen ift er als Erbe durch §8 1935, 2095 
und 1992, als Vermächtnisnehmer durch 88 2159, 2187 dagegen geſchützt, auf mehr als den 
Betrag der Zuwendung in Anſpruch genommen zu werden. 8 2322 geſtattet ihm, und zwar 
mit Vorrang vor den Beſchwerungen, auch die Pflichtteilslaſt auf den Bedachten und 
Auflagebeteiligten abzuwälzen, wenn und ſoweit ihm hierfür nach Deckung der Beſchwerungen 
nichts übrigbleibt. Reicht dagegen der Reſtbetrag der Zuwendung dazu aus, ſo hat er au 
die Pflichtteilslaſt allein zu tragen, ſelbſt wenn die Erbſchaft oder das Vermächtnis hierdurch 
ganz erſchöpft würde. Das Kürzungsrecht verbleibt dem Bedachten wie im Falle des 8 2319 
A 1, auch wenn er ſonſt unbeſchränkt haften ſollte. Der verkürzte Vermächtnisnehmer ift gemäß 
§ 2188 auch ſeinerſeits wieder zur Kürzung berechtigt. Der Erblaſſer kann abweichende An⸗ 
ordnungen treffen ($ 2324), auch durch Begünſtigung eines einzelnen Vermächtniſſes das 
Kürzungsrecht des Erben uſw. entſprechend einſchränken ($ 2189). Bezüglich des Voraus 
vol. § 2318 Ui a. E. 


8 2323 
Der Erbe kann die Erfüllung eines Vermächtniſſes oder einer Auflage 
auf Grund des 8 2318 Abſ 1 inſoweit nicht verweigern, als er die Pflicht⸗ 
teilslaſt nach den SS 2320 bis 2322 nicht zu tragen hat!). 


E 1 1997 II 2188 M 5 424; P 5 551. 
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1. Die (nach $ 2324 abänderungsfähige) Vorſchrift dient dem Vermächtnisnehmer und 
Auflagebeteiligten als Mittel, den Beſchwerten dazu zu zwingen, von den Befugniſſen der 
88 2320— 2322 zur Abwälzung der Pflichtteilslaſt auch wirklich Gebrauch zu machen. 


S 2324 


Der Erblaſſer kann durch Verfügung von Todes wegen die Pflichtteilslaſt 
im Verhältniſſe der Erben zueinander einzelnen Erben auferlegen!) und 
von den Vorſchriften des § 2318 Abſ 1 und der SS 2320 bis 2323 abweichende 
Anordnungen treffen?). 

E 1 1994 Satz 2, 1998 II 2189; M 5 421, 424; P 5 548, 551. 


1. Die Pflichtteilsſchuld mehrerer Erben iſt nach außen immer eine gemeinſchaftliche 
und grundſatzlich geſamtſchuldneriſche Verbindlichkeit gemäß 88 2058ff. Nur im Verhältnis 
zueinander kann ſie der Erblaſſer damit verſchieden beſchweren (8 2046 Abſ 2) und dadurch 
gegenſeitige ſchuldrechtliche Ausgleichungsanſprüche unter ihnen begründen. 8 2189 geſtattet 
ihm, auch einem einzelnen Vermächtnisnehmer die Pflichtteilslaſt aufzuerlegen. Doch bleibt 
A mit ſeinem Anſpruch in jedem Falle an den Erben gewieſen 

03 R 

2. Dem Erblaffer iſt jede anderweite Regelung der Pflichtteilslaſt geſtattet, durch die 
er nicht in das eigene Pflichtteilsrecht des Erben (88 2318 A 3, 2319) oder des Vermächtnis⸗ 
nehmers (§ 2318 A 2) eingreift. 

8 2325 


Hat der Erblaſſer einem Dritten eine Schenkung gemachte), ſo kann der 
Pflichtteilsberechtigte als Ergänzung des Pflichtteils!) den Betrag verlangen, 
um den ſich der Pflichtteil erhöht, wenn der verſchenkte Gegenſtand dem Nach⸗ 
laſſe hinzugerechnet wird!). 

Eine verbrauchbare Sache kommt mit dem Werte in Anſatz, den ſie zur 
Zeit der Schenkung Hatte‘). Ein anderer Gegenſtand kommt mit dem Werte 
in Anſatz, den er zur Zeit des Erbfalls hat; hatte er zur Zeit der Schenkung 
einen geringeren Wert, ſo wird nur dieſer in Anſatz gebrachte). 

Die Schenkung bleibt unberückſichtigt, wenn zur Zeit des Erbfalls zehn 
Jahre ſeit der Leiſtung des verſchenkten Gegenſtandes verſtrichen finde); iſt 
die Schenkung an den Ehegatten des Erblaſſers erfolgt, jo beginnt die Friſt 
nicht vor der Auflöſung der Ehe’). 


E I 2009, 2010 II 2190; RT Vorl 2298; M 5 581—588; P 6 104, 105. 


1. Der Anſpruch auf Ergänzung des Pflichtteils (nicht zu verwechſeln mit dem Anſpruch 
auf Vervollſtändigung des Pflichtteils aus 88 2305, 2307) unterliegt grundſätzlich den Vor. 
hinten über den (ordentlichen) Pflichtteilsanſpruch, ſo auch bezüglich der Auskunftspflicht 
über die in Betracht kommenden Schenkungen gemäß § 2314 A 1 (RG 73, 369). Er ſteht, wie 
nach 8 2303 A 3 regelmäßig gegen den Erben und nur ausnahmsweise gegen den Beſchenkten 
zu ($ 2329) und dient dazu, den Berechtigten gegen Verkürzungen ſeines Pflichtteils unter 
Lebenden zu ſchützen. Ob der Berechtigte bereits zur Zeit dieſer Verkürzung vorhanden 
und pflichtteilsberechtigt war oder ob er es erſt fpäter geworden, ift gleichgültig. Ebenſo 
ob er am Nachlaß als Pflichtteilserbe oder nur als Pflichtteilsgläubiger beteiligt iſt (RG 80, 135). 
€ 2. Der Anſpruch wird durch Schenkungen jeder Art (8 516 A 4; NG Warn 08 Nr 205) 
begründet ohne Rücksicht auf den Betrag und darauf, ob fie aus dem Stammvermögen oder 
aus laufenden Einkünften oder ob fie in Benachteiligungsabſicht gemacht find ($ 2287). Für 
die Frage, ob und inwieweit in einem gegenſeitigen Vertrag eine Schenkung enthalten iſt, 
tommt es nicht auf die Verhältniſſe zur Zeit des Erbfalls (A 5), ſondern zur Zeit ber Schenkung 
am (RG JW 1916, 11177). Unter Umſtänden kann eine Schenkung auch in der Begründung 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft gefunden werden (RG 87, 301). Auch die das Maß 
uberſteigende Ausſtattung (§ 1624 Abf 1) und die vollzogene Schenkung von Todes wegen 
gehören hierher ($ 2301 Abſ 2). Ebenſo die Zuwendung an eine damit erſt begründete 
Stiftung (R& 54, 399). Grundſätzlich auch die belohnende Schenkung (RG LZ 1918, 10762), 
„ur Anſtands. uſw. Schenkungen find ausgenommen ($ 2330). Der beſchenkte Dritte kann 
ein Fremder, aber auch ein anderer Pflichtteilsberechtigter (Ehegatte in Abſ 3) fein (RG 
, 390). Hat der Ergänzungskläger auch ſelbſt ein Geſchenk erhalten, fo gilt $ 2327. Klage⸗ 
„erechtigt iſt der Pflichtteilsberechtigte, d. h. wer zum Kreiſe der in & 2303 genannten nahen 

ngehörigen gehört (8 2317 A 3), auch dann, wenn er geſetzlicher Erbe iſt RG 58, 124; 80, 135). 
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3. Die Ausgleichung erfolgt auf Grund einer fiktiven Berechnung des Nachlaſſes, indem 
der verſchenkte Gegenſtand, d. h. der durch Schätzung ermittelte Wertbetrag der Schenkung 
ohne Abzüge (vgl. aber § 2329 A 3) dem nach $ 2311 maßgebenden Beſtande, und zwar wie 
im Falle des § 2315 A 6 des Geſamtnachlaſſes hinzugerechnet, nicht auch tatſächlich 
zugeführt wird. Der ſich hiernach herausſtellende Mehrbetrag des Pflichtteils bildet, ver: 
glichen mit dem reinen Pflichtteil, die dem Berechtigten unmittelbar zukommende (Res J 
1911, 99640 „Ergänzung“. Iſt ein greifbarer Nachlaß überhaupt nicht vorhanden, ſo berechnet 
ſich der Ergänzungsanſpruch lediglich nach dem Betrage der Schenkung. Ausgleichungspflichtige 
Zuwendungen bleiben dabei außer Betracht, da fie nach $ 2316 (A 2) bereits bei Berechnung 
des ordentlichen Pflichtteils zu berückſichtigen find (RG 77, 284). Doch wird der Erbe in dieſem 
Falle regelmäßig nur als Beſchenkter aus § 2329 zu haften haben. Auch das Schenkungs⸗ 
verſprechen iſt Schenkung im Sinne von Abſ 1. Iſt es noch nicht erfüllt, ſo iſt es wenn 
die Fälligkeit hinausgeſchoben iſt zum Zeitwerte ($ 2313 A 3) — ein Paſſivum und wird, 
wenn der Ergänzungsanſpruch erhoben wird, zugleich ein Aktivum des Nachlaſſes. Gegen 
über dem Beſchenkten kann der Erbe Erfüllung nur verweigern, ſoweit er ſelbſt pflichtteils⸗ 
berechtigt iſt (8 2328). 

4. Verbrauchbare Sachen § 92. Im Falle des Schenkungsverſprechens iſt die Zeit der 
Erteilung, nicht die Leiſtung (A 6) maßgebend (a. M. Strohal bei Planck A 3 a; Kretzſchmar 
§ 95 A 17; Crome $ 708 A 30; Leonhard, III, B, 1). Handelt es ſich um den ſchenkungs⸗ 
weiſen Erlaß einer Schuld, ſo kommt nach der Natur der Sache ebenfalls nur die Zeit der 
Schenkung in Betracht (RG 80, 137). 

5. Die Zeit des Erbfalls bezüglich anderer Gegenſtände (Sachen und Rechte $ 90) ent: 
ſpricht der Regel des $ 2311. Die Gefahr der Wertsverringerung oder des Untergangs der 
Sache hat ſonach der Ergänzungsberechtigte zu tragen, ſelbſt dann, wenn der Beſchenkte daran 
Schuld trüge. Doch tritt in den Fällen des § 281 an Stelle des geſchenkten Gegenſtandes 
der Erſatz oder Erſatzanſpruch. Ebenſowenig kommt eine bis zum Erbfall eingetretene Werts 
ſteigerung dem Ergänzungsberechtigten zugute. Wertſchwankungen in der Zwiſchenzeit 
bleiben ganz außer Betracht. Ob ſich der geſchenkte Gegenſtand noch im Vermögen des Be⸗ 
ſchenkten befindet, iſt im Verhältnis zum Erben gleichgültig. Beweispflichtig für den 
behaupteten Umfang der Schenkung und die behauptete Werthöhe iſt der Ergänzungskläger 
(Rc JW 1916, 11177: Fall der Schenkung eines Landguts mit Inventar). Wendet der 
Erbe gegenüber der auf den Wert zur Zeit des Erbfalls abgeſtellten Ergänzungsklage ein, 
der Wert ſei zur Zeit der Schenkung geringer geweſen, ſo liegt ihm der Beweis ob. Über 
den Umfang der Begründungspflicht bei einer den Ergänzungsanſpruch vorbereitenden Felt‘ 
ſtellungsklage vgl. RO JW 1916, 67516. 

6. Die zehnjährige Ausſchlußfriſt (Berechnung 88 187, 188) beginnt, abweichend von 
A 4 auch beim Schenkungsverſprechen erſt mit Leiſtung des Gegenſtandes. Sie gilt nicht 
für die dem Ergänzungskläger ſelbſt zugewendeten Schenkungen (8 2327 A 2), kommt aber 
auch dem Beſchenkten zugute, wenn er gemäß $ 2239 an Stelle des Erben belangt wird 
(RG 81, 204). 

7. Alle an den Ehegatten gemachten Schenkungen find ohne zeitliche Beſchränkung au 
rechnungspflichtig. Auflöſung der Ehe durch Tod, Scheidung oder Aufhebung der ehe 
lichen Gemeinſchaft nach 88 1586f., Wiederverheiratung § 1348 Ab] 2. — Der Pflichtteils⸗ 
ergänzungsanſpruch iſt auch dann gegeben, wenn die Schenkung bereits vor 1. 1. 00 erfolgt, 
der Erbfall aber erſt nach dieſer Zeit eingetreten ift (RG 54, 241; 58, 128). Beſonderheiten, 
wenn die Schenkung von Ehegatten in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft vorgenommen worden 
iſt, RE JW 1911, 99643. Zuſtändiges Gericht ZPO 8 27. 

§ 2326 

Der Pflichtteilsberechtigte kann die Ergänzung des Pflichtteils auch 
dann verlangen, wenn ihm die Hälfte des geſetzlichen Erbteils hinterlaſſen 
it), Iſt dem Pflichtteilsberechtigten mehr als die Hälfte hinterlaſſen, 17 
iſt der Anſpruch ausgeſchloſſen, ſoweit der Wert des mehr Hinterlaſſenen 
reicht?). 

E I 2011 II 2191; M 5 461; P 5 589. 

1. Der Ergänzungsanſpruch ſteht auch dann zu, wenn der Pflichtteilsberechtigte wegen 
des ordentlichen, nach dem Reinbeſtande des Nachlaſſes gemäß 8 2303 A berechmeten Pflich i 
teils gedeckt iſt und erſt infolge der Hinzurechnung des Geſchenks ($ 2325 A 3) ſich eine d 
höhung des Pflichtteils herausſtellt. So namentlich, wenn ſich erſt hierdurch der Nullbeſtar 
des reinen Nachlaſſes in einen Aktivbeſtand verwandelt (§ 2325 A 3). 


2. f dem Pflichtteilsberechtigten, der auch als Alleinerbe berufen ſein kaun, mehr 5 
die Hälfte hinterlaſſen, ſo erwirbt er den ordentlichen Pflichtteilsanſpruch und zugleich 
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Ergänzungsanſpruch nach § 2306 A 4 durch Ausſchlagung des Zugewendeten. Zu dieſer 
Ausſchlagung iſt er nicht genötigt, ſoweit er ſich auf den Ergänzungsanſpruch beschränken 
will. Er muß jedoch das mehr Hinterlaſſene hierauf anrechnen laſſen, ſoweit es den Betrag 
des ordentlichen, uach dem wirklichen Nachlaßbeſtande berechneten Pflichtteils überſteigt 
und hat keinen Anſpruch auf Ergänzung, wenn er dafür bereits durch das mehr Zugewendete 
gedeckt iſt. Dasſelbe gilt nach § 2307 Abſ 1, wenn er mit einem Vermächtnis bedacht iſt. War 
ihm der größere Erbteil oder das größere Vermächtnis unter Beſchränkungen oder Be⸗ 
ſchwerungen hinterlaſſen, fo haben fie wie nach 88 2306 A 3, 2307 A 3 für den ordentlichen, 
ſo auch für den Ergänzungsanſpruch außer Betracht zu bleiben, wenn es ſich um Ermittlung 
des Wertes des Hinterlaſſenen handelt. Mit Strohal und Zit. bei Planck A 4 wird jedoch 
dem Ergänzungsberechtigten aus $ 119 das Recht auf Anfechtung der Annahme zuzugeſtehen 
ſein, wenn er die beſchränkte oder beſchwerte Zuwendung, Erbteil oder Vermächtnis in Un⸗ 
kenntnis von der Schenkung angenommen hatte. Ob der Pflichtteilsberechtigte gewillkürter 
oder geſetzlicher Erbe geworden, macht wie für § 2325 (RG 58, 126) ſo auch für § 2326 
keinen Unterſchied. 
8 2327 


Hat der Pflichtteilsberechtigte ſelbſt ein Geſchenk von dem Erblaſſer er⸗ 
halten!), ſo iſt das Geſchenk in gleicher Weiſe wie das dem Dritten gemachte 
Geſchenk dem Nachlaſſe hinzuzurechnen und zugleich dem Pflichtteilsberech⸗ 
tigten auf die Ergänzung anzurechnen?). Ein nach 8 2315 anzurechnendes 
Geſchenk iſt auf den Geſamtbetrag des Pflichtteils und der Ergänzung an⸗ 
zurechnen). 

Iſt der Pflichtteilsberechtigte ein Abkömmling des Erblaſſers, ſo findet 
die Vorſchrift des S 2051 Abſ 1 entſprechende Anwendung“). 


E I 2012 II 2192; M 5 462, 463; P 5 589; 6 104, 105. 


1. Vorausgeſetzt iſt, daß neben dem als Ergänzungskläger gedachten ſelbſt beſchenkten 
Pflichtteilsberechtigten noch ein Dritter vom Erblaſſer Beſchenkter in Betracht kommt, 
der ein Fremder (§ 2329) oder Miterbe oder gleichfalls Pflichtteilsberechtigter fein kann. 

2. Wenn das Geſchenk in gleicher Weiſe dem Nachlaſſe hinzuzurechnen iſt wie das dem 
Dritten gemachte Geſchenk, fo wird damit nur auf Abf 2 des 8 2325 Bezug genommen, der 
je nach der Art des Schenkungsgegenſtandes über den für den Wertsanſatz maßgebenden 
Zeitpunkt beſtimmt. Nicht aber kommt dem ſelbſt beſchenkten Ergänzungskläger auch die zehn⸗ 
jährige Ausſchlußfriſt des Abſ 3 zugute, er hat ſich vielmehr die ihm ſelbſt oder ſeinem Vor⸗ 
fahren gemachten Geſchenke ohne zeitliche Beſchränkung anrechnen zu laſſen (NG 69, 389). 
Soweit die mehreren Geſchenke zugleich ausgleichungspflichtige Zuwendungen darſtellen ($ 2050) 
und deshalb bereits bei Berechnung des ordentlichen Pflichtteils eines Abkömmlings berück⸗ 
ſichtigt find (§ 2316 A 3), ſcheiden fie völlig aus und kommen für die Ergänzung nicht mehr 
in Frage, vgl. auch RG 77, 284. Sind ſie nicht ausgleichungspflichtig, ſo werden ſie dem 
Geſamtnachlaß hinzugerechnet; danach beſtimmt ſich der dem Betreffenden im ganzen ge: 
bührende Pflichtteil. Der Unterſchied zwiſchen dieſem und dem ordentlichen Pflichtteil 
iſt der Betrag der Ergänzung. Nur auf dieſe Ergänzung hat ſich der Pflichtteilsberechtigte 
die ſelbſt empfangene Schenkung anrechnen zu laſſen. Soweit ſie den Ergänzungsbetrag 
überſteigt, bleibt ſie ganz außer Betracht (ſ. jedoch A 3). a 

3. Nur wenn der Erblaſſer gemäß § 2315 Abſ 1 Anrechnung des Geſchenks auf den Pflicht⸗ 
teil angeordnet hatte, muß ſich der Ergänzungsberechtigte (entgegen A 2) die ſelbſt empfangene 
Schenkung, ſoweit ſie mehr beträgt als die Ergänzung, auch auf den ordentlichen Pflichtteils⸗ 
anſpruch anrechnen laſſen. Für die Wertsbeſtimmung iſt in dieſem Falle nicht $ 2325 Abſ 2, 
ſondern nach § 2315 A 7 immer nur die Zeit der Schenkung maßgebend. , r 

4. Übereinſtimmend mit $ 2315 Abſ 3 (Näheres dort A 8) hat ſich der in das Pflichtteilsrecht 
nachrückende Abkömmling auch bezüglich der feinem Vorfahren gemachten Schentungen fo 
behandeln zu laſſen, wie wenn er ſelbſt der Beſchenkte wäre. 


8 2328 
Iſt der Erbe ſelbſt pflichtteilsberechtigt, ſo kann er die Ergänzung des 
Pflichtteils ſoweit verweigern, daß ihm ſein eigener Pflichtteil mit Einſchluß 
deſſen verbleibt, was ihm zur Ergänzung des Pflichtteils gebühren würde!). 
E 1 2013 II 2193 M 5 463—466; P 5 589—591; 6 106, 106. 


1. Aus den allgemeinen, nach § 2325 A 1 auch hier anwendbaren Vorſchriften über die 
Pflichtteilslaſt folgt, daß der pflichtteilsberechtigte Erbe die Laſt auch inſoweit auf Ver⸗ 
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mächtnisnehmer und Auflagebeteiligte abwälzen darf, als fie durch die Ergänzungspflicht 
geſteigert ift (8 2318). Entſprechend dem § 2319 iſt ihm, und zwar gleichviel ob er Miterbe 
oder Alleinerbe iſt, jedoch nur gegenüber dem Ergänzungsanſpruche, ein im Wege 
der Einrede verfolgbares Verweigerungsrecht beigelegt, durch das er ſich im Genuſſe 
des eigenen nach Ergänzungsgrundſätzen ihm ſelbſt gebührenden Pflichtteils erhalten 
kann. Für den Ausfall haftet dem Ergänzungsberechtigten, ſoweit er ſich nicht an andere 
Erben halten kann, nach den Grundſätzen des § 2329 der Beſchenkte, und zwar auch dann, 
wenn er mit dem Erben wiederum identiſch iſt. 


§ 2329 

Soweit der Erbe zur Ergänzung des Pflichtteils nicht verpflichtet iſt!), 
kann der Pflichtteilsberechtigte von dem Beſchenkten die Herausgabe des 
Geſchenkes zum Zwecke der Befriedigung wegen des fehlenden Betrags“) 
nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche⸗ 
rung fordern?). Iſt der Pflichtteilsberechtigte der alleinige Erbe, jo ſteht 
ihm das gleiche Recht zus). 

Der Beſchenkte kann die Herausgabe durch Zahlung des fehlenden Be⸗ 
trags abiwenden?). 

Unter mehreren Beſchenkten haftet der früher Beſchenkte nur inſoweit, 
als der ſpäter Beſchenkte nicht verpflichtet iſts) “). 


E I 2014-2016 II 2194; M 5 466—468; P 5 592—595. 


1. Aushilfsweiſe tritt Haftung des Beſchenkten ein, ſoweit der Erbe zur Ergänzung 
nicht verpflichtet iſt (ſ. unten A 4). Dies ift von vornherein nicht der Fall, wenn der Nachlaß 
mit Null aufgeht oder überschuldet ift, fo daß ein Pflichtteilsrecht überhaupt nicht (§ 2311 A J), 
ein Ergänzungsanſpruch aber nur rechnungsmäßig entſtehen kann ($ 2325 A 3). Ferner nicht, 
ſoweit der Erbe nach § 2328 die Ergänzung verweigern kann. Aber auch dann nicht, wenn 
und ſoweit er infolge von Wertsveränderungen des Nachlaſſes den entſtandenen Ergänzungs⸗ 
anſpruch nach den Grundſätzen der beſchränkten Haftung (88 1975 ff., insbeſondere 88 1973 A 4, 
1991 A 4, 1992 A 3) nicht zu erfüllen braucht, ja ſogar nicht erfüllen darf (RG 58, 127; a. M. 
Planck A 1). Alle derartigen Befreiungsgründe ſchließen es jedoch nicht aus, den als Erbe 
zur Ergänzung nicht verpflichteten Erben nunmehr perſönlich in feiner Eigenſchaft als Be 
ſchenkter in Anſpruch zu nehmen (RG JW 1912, 9131). Dagegen kann der Ergänzungs⸗ 
berechtigte Ausfälle, die er infolge Zahlungsunfähigkeit des unbeſchränkt haftenden Erben 
erleidet, nicht gegen den Beſchenkten geltend machen. 

2. Der Ergänzungsanſpruch wird dadurch, daß er gegen den Beſchenkten verfolgt wird, 
nicht in feinem Grunde, ſondern nur nach Art und Umfang der Haftung verändert (RG 58, 128). 
Namentlich braucht der Beſchenkte, ebenſowenig wie der Erbe (§ 2325 A 6), eine länger 
als zehn Jahre zurüdliegende Schenkung nicht herauszugeben (N® 81, 204). Er geht auf 
Geld, auf den fehlenden Betrag, deſſen Höhe ſich nach 88 2325— 2327 unter Abzug des 
vom Erben Erlangten oder zu Erlangenden berechnet. Gleichwohl iſt der Beſchenkte grund⸗ 
ſätzlich nicht zur Zahlung, ſondern zur Herausgabe des Geſchenks zum Zwecke der Ber 
friedigung verpflichtet und gemäß Abſ 2 nur zur Zahlung berechtigt. D. h. er iſt, wie in 
den Fällen der 88 1973 A 6, 1990 A 4 verbunden, die Zwangsvollſtreckung in die Gegenſtände 
der Schenkung zu dulden. Dementſprechend hat unter Bezifferung des geforderten Geldbetrags 
auch die Verurteilung zu lauten. Nur wenn Geld geſchenkt war, ſind Herausgabe und Zahlung 
dasſelbe. Eine Auskunftspflicht des beſchenkten Dritten beſteht, abweichend von § 2325 ul, 
nur dann, wenn er nach $ 260 einen Inbegriff herauszugeben hat (RG 73, 371; 84, 204). 

3. Bezüglich der Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung 
vgl. 8 1973 A 5. Die Bereicherung wird durch die dem Beſchenkten entſtandenen Koſten de 
Schenkungsakts vermindert (RG Warn 08 Nr 205). Zur Kenntnis vom Mangel des rech 
lichen Grundes ($ 819 Abf 1) gehört regelmäßig Keuntnis vom Stande des Nachlaſſes und 
der Ergänzungsbedürftigkeit des Pflichtteils im Sinne von 88 2325 ff. Doch kann die Kenntnis 
auch ſchon zur Zeit der Schenkung gegeben ſein, wenn dem Empfänger eine damit verbundene 
Benachteiligungsabſicht des Erblaſſers bekaunt war (vgl. auch 88 818 Abſ 2, 826). Der fernere 
Empfänger, dem die Schenkung unentgeltlich zugewendet iſt, haftet nach 8 822. Handelt es 
ſich 5 ein noch nicht erfülltes Schenkungsverſprechen, fo tft der Schenkungsanſpruch heraus“ 
zugeben. 


4. Iſt der Pflichtteilsberechtigte der alleinige Erbe, fo kommt von vornherein nur 975 
Ergänzungsanſpruch gegen den Beſchenkten in Frage. Er kann, wenn es ſich um ein Schentughe 


verſprechen handelt, auch durch Verweigerung der Leiſtung ausgeübt werden. Iſt der 
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ſchenkte Miterbe des Ergänzungsberechtigten, jo haftet er jedenfalls als Beſchenkter, ſoweit 
er nicht ſchon als Erbe verpflichtet iſt (A 1). 

5. Abwendung der Herausgabe durch freiwillige Zahlung des fehlenden Betrags 
(A 2), alſo nicht wie nach 88 1973 A 7, 1992 A 4 des Wertes der von der Zwangsvollſtreckung 
bedrohten oder ergriffenen Schenkungsgegenſtände. 


6. Reihenfolge der mehreren Beſchenkten: Der zuletzt Beſchenkte haftet zuerſt. Nur 
ſoweit er nicht verpflichtet iſt (nicht auch ſoweit er nicht zahlungsfähig), kann der nächſte 
früher Beſchenkte herangezogen werden. Die Verpflichtung erliſcht insbeſondere durch Weg⸗ 
fall der Bereicherung vor Eintritt der Rechtshängigkeit oder der erlangten Kenntnis gemäß 
88 818 Abſ 4, 819. Oder durch Friſtablauf, während ſich ein früher beſchenkter Ehegatte 
hierauf nicht beziehen darf (8 2325 A 7). 

7. Beweislaſt. Der Ergänzungskläger hat die Schenkung und im Falle A! ferner zu 
beweiſen, daß oder inwieweit der Erbe nicht verpflichtet iſt. Dieſe Beweislaſt trifft ihn auch 
dann, wenn er den Erben ſelbſt in der Eigenſchaft des Beſchenkten in Anſpruch nimmt (RG 
80, 136). Im Falle A 4 hat er zur Berechnung des ihm gebührenden Betrags den Beſtand 
des Nachlaſſes darzulegen (RG 84, 207). Der Beklagte iſt dafür beweispflichtig, daß er nicht 
bereichert oder daß ein zunächſt haftender ſpäterer Beſchenkter vorhanden iſt. Daß dieſer 
nicht verpflichtet ſei, iſt Replik des Klägers. Von mehreren Pflichtteilsberechtigten kann jeder 
klagen. Soweit der Beſchenkte an ihn herausgibt, mindert ſich ſeine Bereicherung. Ver⸗ 
jährung § 2332 Abſ 2. 

§ 2330 


Die Vorſchriften der SS 2325 bis 2329 finden keine Anwendung auf 
Schenkungen, durch die einer ſittlichen Pflicht oder einer auf den Anſtand 
zu nehmenden Rickſicht entſprochen wird!). 

E 1 2018 II 2195; M 5 469; P 5 596. 

1. Anſtandsſchenkungen uſw. ſind nur ſo weit ergänzungspflichtig, als ſie das hiernach 
ſich beſtimmende Maß überſchreiten (vgl. auch 89 534, 1446, 1641, 1804, 2113, 2205). Die 
Beweislaſt dafür, daß oder inwieweit es ſich um eine Anſtandsſchenkung uſw. handelt, trifft 
den, der ſich darauf beruft (RG 23 1918, 107623). 


S 2331 

Eine Zuwendung, die aus dem Geſamtgute der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft, der Errungenſchaftsgemeinſchaft oder der Fahrnisgemeinſchaft 
erfolgt, gilt als von jedem der Ehegatten zur Hälfte gemacht. Die Zuwendung 
gilt jedoch, wenn ſie an einen Abkömmling, der nur von einem der Ehegatten 
abſtammt, oder an eine Perſon, von der nur einer der Ehegatten abſtammt, 
erfolgt oder wenn einer der Ehegatten wegen der Zuwendung zu dem Ge⸗ 
ſamtgut Erſatz zu leiſten hat, als von dieſem Ehegatten gemacht. 

Dieſe Vorſchriften finden auf eine Zuwendung aus dem Geſamtgute der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft entſprechende Anwendung!). 

E I 1991, 2017 II 2196; M 5 416, 468; P 5 625, 596. 

1. Vgl. A 1—3 zu 8 2054, mit dem die Vorſchrift, bis auf den die Eltern eines Ehegatten 


betreffenden Zuſatz in Abſ 1, wörtlich übereinſtimmt. Sie bezieht ſich ſowohl auf den ordent⸗ 
lichen, wie auf den Pflichtteilsergänzungsanſpruch (RG 94, 265). 


8 2332 
Der Pflichtteilsanſpruch verjährt in drei Jahren von dem Zeitpunkt an, 
in welchem der Pflichtteilsberechtigte von dem Eintritte des Erbfalls und 
von der ihn beeinträchtigenden Verfügung Kenntnis erlangt!), ohne Rück⸗ 
u auf dieſe Kenntnis in dreißig Jahren von dem Eintritte des Erb⸗ 
alls an?). 

Der nach § 2329 dem Pflichtteilsberechtigten gegen den Beſchenkten zu⸗ 
ſtehende Anſpruch verjährt in drei Jahren von dem Eintritte des Erb⸗ 
falls ans). 

Die Verjährung wird nicht dadurch gehemmt, daß die Anſprüche erſt 
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nach der Ausſchlagung der Erbſchaft oder eines Vermächtniſſes geltend ge⸗ 
macht werden können“). 
E 1 1999 II 2197; M 5 425—428; P 5 551, 593, 594. 


1. Die Verjährung ſowohl des ordentlichen, als auch des Pflichtteilsergänzungsanſpruchs 
iſt in drei Jahren beendet. Sie beginnt, ſoweit der Anſpruch gegen den Erben zuſteht 
(88 2325—2328), mit erlangter Kenntnis vom Erbfall und der beeinträchtigenden 
Verfügung. Es kommt mithin nicht an auf Kenntnis vom Beſtehen der das Pflichtteils⸗ 
recht begründenden verwandtſchaftlichen Beziehungen zum Erblaſſer oder vom Stande des 
Nachlaſſes. Mit der Verfügung iſt zunächſt gemeint die den Berechtigten von der Erbfolge 
ausſchließende oder ſonſt beeinträchtigende Verfügung von Todes wegen. Die Kenutnis 
hiervon muß nicht notwendig durch deren amtliche Verkündung erlangt ſein. Umgekehrt 
ſchließt die Tatſache der Verkündung nicht unbedingt Mangel der Kenntnis aus. Zum Begriffe 
der Kenntniserlangung 8 1944 A 2; weſentlich iſt, daß der Pflichtteilsberechtigte erkaunt hat, 
er ſei durch die Verfügung von der Erbfolge ausgeſchloſſen oder ſonſt beeinträchtigt (RG 
70, 362; OLG 30, 238). Die Vorſchrift des § 1944 Abſ 2, wonach die Friſt nicht vor amt⸗ 
licher Verkündung der letztwilligen Verfügung zu laufen beginnt, iſt nicht entſprechend an⸗ 
wendbar (RG 66, 30). Die Verjährung läuft gegen die pflichtteilsberechtigte Frau auch 
dann, wenn ſie in gütergemeinſchaftlicher Ehe lebt und deshalb zur eigenen Erhebung 
des Pflichtteilsanſpruchs nicht befugt iſt (RG JW 1910, 8204). Es ſteht aber nichts ent⸗ 
gegen, unter der Verfügung auch eine ſolche im Sinne von Vorbem 7 vor 8 104 zu ver⸗ 
ſtehen. Demgemäß wird, ſoweit es ſich um den gegen den Erben zu richtenden Ergänzungs⸗ 
anſpruch handelt (anders A 3), zum Beginn der Verjährung auch Kenntnis von Vornahme 
der beeinträchtigenden Schenkung zu erfordern ſein. Beſonderheit, wenn die Schenkung 
von Ehegatten, die in weſtfäliſcher Gütergemeinſchaft lebten, gemacht worden iſt und der 
Ergänzungsanſpruch deshalb nur unter der aufſchiebenden Bedingung verwirklicht werden 
kann, daß das Geſamtgut nicht während der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft eine Vermehrung 
erfährt, durch welche die Pflichtteilsverletzung wieder ausgeglichen wird (RG Warn 1911 
Nr 436). In übrigen gelten die allgemeinen Verjährungsgrundſätze, jo insbeſondere 8 207 
(Vollendung der Verjährung gegen den noch nicht angenommenen, unvertretenen oder in 
Konkurs geratenen Nachlaß). Die Vereinbarung, die ziffermäßige Berechnung des Pflicht- 
teils ſolle bis nach beendeter Liquidation des Nachlaſſes ausgeſetzt bleiben, iſt Stundung nach 
$ 202 (RG 10. 4. 1 IV 385/10). Durch die Klage auf Auskunftserteilung (8 2314) wird die 
Verjährung nicht unterbrochen (RG 22. 4. 07 IV 474/06). 

2. Regelmäßige Verjährungsfriſt 8 195. Sie kommt auch demjenigen zugute, 
welcher förmlich mit dem Pflichtteil bedacht, alſo im Sinne von A 1 überhaupt nicht be⸗ 
einträchtigt iſt (nicht entſchieden R IW 1911, 5462). N 

3. Verjährung gegen den Beſchenkten ebenfalls ohne Rücksicht auf erlangte Kenntnis. 

4. Iſt der Pflichtteilsanſpruch von vorgängiger Ausſchlagung abhängig (88 2306 U 4, 
2307 A 1), fo entipricht dem Grundſatze von der Rückbeziehung der Ausſchlagung (8 195% 
A ), daß auch der Pflichtteilsanſpruch als ſogleich mit dem Erbfall ungehemmt (8 202 Abſ 1) 
entftanden behandelt wird. Entſteht der Pflichtteils- und Ergänzungsanſpruch eines nach- 
rückenden Berechtigten im Falle des § 2309 erſt mit Wegfall des zunächſt Berechtigten, o 
findet zwar auch hier Rückbeziehung ſtatt. Mangels ausdrücklicher geſetzlicher Vorſchrift kann 
jedoch die Verjährung nicht vor dem Wegfall des Vorberechtigten und hiervon erlangter Kennt, 
nis ihren Anfang nehmen (RG IW 1912, 700). Iſt der Vorberechtigte durch Entziehung De? 
Pflichtteils weggefallen, fo läuft die Verjährung nicht, ſolange der nachrückende Berechtigte 
die Entziehungsgründe des $ 2333 als nicht vorhanden angeſehen hat (RG Warn 1913 Nr 253). 
Freilich kann mit Rückſicht auf die drohende Pflichtteilsverjährung der Erbe genötigt ſein⸗ 
die Ausſchlagung ſchon zu einem Zeitpunkte zu erklären, wo mangels Verkündung der ihn 
berufenden Verfügung (8 1944 A 3) oder weil der Fall der Nacherbfolge noch nicht eln 
getreten iſt (§ 2142 A 1), die Ausſchlagungsfriſt gegen ihn noch gar nicht zu lanfen begonnen 
hatte (RG 59, 346). 

§ 2333 


Der Erblaſſer kann einem Abkömmlinge den Pflichtteil entziehen: 

1. wenn der Abkömmling dem Erblaſſer, dem Ehegatten oder einem 
anderen Abkömmlinge des Erblaſſers nach dem Leben trachtet; . 

2. wenn der Abkömmling ſich einer vorſätzlichen körperlichen Mißhaun 
lung des Erblaſſers oder des Ehegatten des Erblaſſers ſchuldig mag, 2 
im Falle der Mißhandlung des Ehegatten jedoch nur, wenn der 
kömmling von dieſem abſtammt; 


1 
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3. wenn der Abkömmling ſich eines Verbrechens oder eines ſchweren vor⸗ 
ſätzlichen Vergehens gegen den Erblaſſer oder deſſen Ehegatten ſchuldig 
macht; 

4. wenn der Abkömmling die ihm dem Erblaſſer gegenüber geſetzlich ob⸗ 
liegende Unterhaltspflicht böswillig verletzt; 

5. wenn der Abkömmling einen ehrloſen oder unſittlichen Lebenswandel 
wider den Willen des Erblaſſers führt. 

E I 2000 Gab 1, 2001 II 2198; M 5 428-437; P 5 651—565, 649; 6 320, 321. 


Die Entziehung des Pflichtteils gegenüber Abkömmlingen (Eltern § 2334, Ehegatten 
$ 2335) kann eine vollſtändige oder teilweiſe fein, auch in der Zuwendung des Pflichtteils 
unter ſonſt unzuläſſigen Beſchränkungen und Beſchwerungen beſtehen (§ 2306). Die Ent- 
ziehungsgründe find erſchöpfend geregelt, entſprechende Anwendung auf andere Tat⸗ 
beſtände iſt nicht geſtattet. Sie ſetzen ſämtlich Verſchulden und deshalb auch Zurechnungs⸗ 
fähigkeit des Täters voraus. Recht zur Entziehung des Pflichtteils möglicher Gegenſtand 
einer Feſtſtellungsklage 8 2317 A 3. Anwendbarkeit des älteren Rechtes RG 63, 120. 

Zu Nr 1: Lebensnachſtellungen, ſei es auch in Form der Anſtiftung und Beihilfe oder 
bloß vorbereitender Handlungen. Unter Umſtänden kann ſogar wiſſentliches Geſchehenlaſſen 
genügen (ogl. auch § 1566). 

Zu Nr 2: Vorſätzliche körperliche Mißhandlung eines leiblichen Eltern oder Voreltern⸗ 
teils, ohne daß es auf deren Schwere ankommt, im Sinne der ſtrafrechtlichen Beſtimmungen 
StGB 88 223ff., nach denen auch die Notwehr zu beurteilen iſt (RG JW 1913, 2072“). 
Notwehr ſchließt ein „ſich ſchuldig machen“ aus (§ 227 Abſ 2, StGB 8 53). Der Erbe iſt des⸗ 
halb auch dafür beweispflichtig, daß der vom Pflichtteilsberechtigten behauptete Stand der 
Notwehr nicht vorgelegen habe (RG Warn 1913 Nr 402). Auch im Falle der Überſchreitung 
der Notwehr (StGB 8 53 Ubf 3) kann das Verſchulden zu verneinen fein. 

Zu Nr 3: Verbrechen oder Vergehen im Sinne von StGB $ 1, wenn es gegen den 
Erblaſſer oder ſeinen Ehegatten (als Verletzte) gerichtet iſt. Ob das vorſätzliche Vergehen 
als ein ſchweres aufzufaſſen fei, iſt nach Lage des Einzelfalles zu beurteilen. Daß eine ftraf- 
gerichtliche Verurteilung ſtattgefunden habe, wird nicht gefordert. 

Zu Nr 4: Böswillige Verletzung der Unterhaltspflicht, ſoweit fie dem Abkömmling. 
geſetzlich obliegt (88 1601 ff.). Sie fett nicht bloß eigenes Leiſtungsvermögen, ſondern 
auch Kenntnis von der Bedürftigkeit und gefliſſentliche Vorenthaltung des Unterhalts aus 
verwerflicher Geſinnung voraus. x 

Zu Nr 5: Ehrloſer und unſittlicher Lebenswandel, wenn er, und zwar noch zur Zeit 
der die Entziehung anordnenden Verfügung (RG 77, 162), wider den Willen des Erb- 
laſſers geführt wird. Daß er davon abgemahnt habe, iſt nicht erforderlich. Sein eigener 
Lebenswandel ift dabei von Bedeutung. Über fortgeſetztes ehebrecheriſches Verhalten als 
unſittlichen Lebenswandel vgl. R ZW 1914, 10816; über Verſchwendungsſucht, die an ſich 
nur zur Beſchränkung des Pflichtteils gemäß $ 23838 berechtigt, R 23 1918, 694°. — Die 
Verfehlungen berechtigen zugleich zum Rücktritt vom Erbvertrage ($ 2294) und zur Aufhebung 
einer gegenſeitigen Verfügung nach § 2271 Abſ 2. 

8 2334 

Der Erblaſſer kann dem Vater den Pflichtteil entziehen, wenn dieſer 
ſich einer der im § 2333 Nr 1, 3, 4 bezeichneten Verfehlungen ſchuldig macht. 
Das gleiche Recht ſteht dem Erblaſſer der Mutter gegenüber zu, wenn dieſe 
ſich einer ſolchen Verfehlung ſchuldig macht!). 

E 1 2003 II 2199; M 5 442; P 5 579. 

1. Die Entziehung des Pflichtteils gegenüber einem Elternteil iſt nur wegen Lebens. 
nachſtellung (§ 2333 Nr 1), Verbrechen und Vergehen (Nr 3) und Verletzung der Unterhalts. 
pflicht gegen den Erblaſſer (Nr 4), alſo nicht auch wegen Mißhandlung (Nr 2; ogl. auch 
§ 1631 Abſ 2), ſoweit fie nicht unter Nr 3 fällt, und wegen ſchlechten Lebenswandels (Nr 5) 
zuläſſig. Die Unterhaltspflicht kann auch durch ſchwere Vernachläſſigung der Erziehung und 
Ausbildung verletzt fein (5 1610 Abf 2). Strafloſigkeit der Eltern gemäß StOB 88 247 Abſ 2, 
289 Abs 5 kommt nicht in Betracht. Der Pflichtteil kann nur dem ſchuldigen, nicht auch dem 
anderen Elternteil entzogen werden. 

8 2335 


Der Erblaſſer kann dem Ehegatten den Pflichtteil entziehen, wenn der 
Ehegatte ſich einer Verfehlung ſchuldig macht, auf Grund deren der Erb⸗ 
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laſſer nach den SS 1565 bis 1568 auf Scheidung zu klagen berechtigt 
iſt !). 

Das Recht zur Entziehung erliſcht nicht durch den Ablauf der für die 
Geltendmachung des Scheidungsgrundes im § 1571 beſtimmten Zrift?). 

E I 2005 II 2200; M 5 444, 445; P 5 580. 


1. Entziehung des Pflichtteils gegenüber dem Ehegatten ſetzt eine ſchuldvolle Ver⸗ 
fehlung durch Ehebruch uſw. (§ 1565), Lebensnachſtellung ($ 1566), bösliche Verlaſſung 
(8 1567) oder ſchwere Pflichtverletzung uſw. (8 1568) voraus, iſt mithin nicht zuläſſig, wenn 
ein Scheidungsrecht nur wegen Geiſteskrankheit beſteht (8 1569). Die Scheidungsklage braucht 
nicht, wie im Falle der 88 1933 A 3, 2077 A 2 bereits erhoben zu ſein. 

2. Kein Erlöſchen durch Friſtablauf, auch nicht durch Verwirkung des Scheidungsrechts 
nach ZPO 8 616, wohl aber durch Verzeihung (58 2337, 1570). Ob auch der Erblaſſer ſich 
eines Scheidungsgrundes ſchuldig gemacht hat, kommt nicht in Betracht. 


§ 2336 

Die Entziehung des Pflichtteils erfolgt durch letztwillige Verfügung!). 

Der Grund der Entziehung muß zur Zeit der Errichtung beſtehen und in 
der Verfügung angegeben werden?). 

Der Beweis des Grundes liegt demjenigen ob, welcher die Entziehung 
geltend macht!). 

Im Falle des $ 2333 Nr 5 iſt die Entziehung unwirkſam, wenn ſich der 
Abkömmling zur Zeit des Erbfalls von dem ehrloſen oder unſittlichen Lebens⸗ 
wandel dauernd abgewendet hat‘). 

E I 2000 Satz 2, 2006— 2008 II 2201; M 5 430, 447—449; P 5 552, 553, 580, 581; 6 321, 328. 


„. Die Entziehung des Pflichtteils umfaßt auch den Pflichtteilsergänzungsanſpruch 
8 2325 A 1). Sie enthält regelmäßig zugleich die Kundgebung, der Betreffende ſolle über 
haupt nichts aus dem Nachlaß erhalten, alſo von der Erbfolge ausgeſchloſſen ſein und des⸗ 
halb, auch wenn der Entziehungsgrund nicht Stich hält, nach $ 2308 keinesfalls mehr als den 
Pflichtteil erhalten. Umgetehrt enthält die Ausſchließung von der geſetzlichen Erbfolge nicht 
auch die Entziehung des Pflichtteils. Im übrigen kann ſie ſowohl ausdrücklich als ſtillſchweigend 
erklärt, unter den Vorausſetzungen des 8 2078 auch angefochten werden, und zwar mit dem 
Erfolge, daß der Enterbte den vollen geſetzlichen Erbteil erhält. Als letztwillige Verfügung 
($ 1937) kann die Entziehung in allen Formen des Teſtaments und, wiewohl nur als einfeitige 
Verfügung gemäß $ 2299 im Erbvertrage, gemäß § 2276 Abſ 2 ſogar im Ehevertrag aus 
geſprochen werden. 

2. Der Grund der Entziehung beſteht zur Zeit der Errichtung auch dann, wenn 
die Tatſachen der $$ 2333 Nr 1—4, 2334, 2335 der Vergangenheit angehören. Sie müßten 
denn nach $ 2337 bereits verziehen fein. Nur der ſchlechte Lebenswandel muß bis dahin und 
gemäß Abſ 4 ſogar bis zum Erbfall angedauert haben. Keinesfalls kann der Erblaſſer be 
dingungsweiſe für den Fall etwa künftig eintretender Tatbeſtände die Entziehung anordnen. 
Wohl aber kann er, wenn der Grund ſchon gegeben ift, die wirkliche Entziehung von ferneren 
Bedingungen abhängig machen. Die Angabe des Grundes erfordert nicht notwendig 
nähere Darlegung der einzelnen Tatumſtände, muß aber erkennen laſſen, auf welchen der 
berſchiedenen Entziehungsgründe ſich der Erblaſſer ſtützen will. Der Gebrauch der Worte 
des Geſetzes genügt auch im Falle des § 2333 Nr 5 (RG 95, 24). 9 

3. Die Beweislaſt trifft regelmäßig den Erben (ogl. $ 2333 zu Nr 2), im Falle des 8 2820 
den Beſchenkten, fie kann aber auch von den gemäß 88 2318ff. zur Tragung der Pflichtteils⸗ 
laſt herangezogenen Vermächtnisnehmern und Auflagebeteiligten übernommen werden. Der 
mißlungene Beweis des angegebenen Grundes kann nicht durch den Nachweis eines anderen 
nicht angegebenen Grundes erſetzt werden. 5 

4. Dauernde Abwendung vom ſchlechten Lebenswandel macht die darauf geftühl? 
Entziehung von ſelbſt hinfällig, wenn ſie nur bis zum Erbfall eingetreten iſt. Sie 5 
vom Enterbten zu beweiſen (abweichend im Falle des § 1621 Abſ 2, wo den zur Auaftener 
Verpflichteten auch inſoweit die Beweislaſt trifft, RG 77, 162). Sie muß eine gewiſſe Be 
ſchon angedauert haben und die Beſorgnis künftiger Rückfälle auszuschließen geeignet ap 
Ahnlich 8 2338 A 6. Auch in dieſem Falle verbleibt dem Enterbten im Zweifel (A 1) e 
Pflichtteil. — Entſprechende Anwendung des $ 2386 bei Ausſchließung der fortgeſetzten 0 x 
Sch hast $ 1509 und der Entziehung des Anteils am Geſamtgute 8 1513, auch Pr be 

GB Art 59 8 7. Aufhebung der im gemeinſchaftlichen Teſtament oder im Erbvertrag g 
machten Zuwendungen 88 2271, 2297. 


Pflichtteil 88 2335—2338 849 


8 2337 

Das Recht zur Entziehung des Pflichtteils erliſcht durch Verzeihung !). 
Eine Verfügung, durch die der Erblaſſer die Entziehung angeordnet hat, 
wird durch die Verzeihung unwirkſam)). 

E I 2004 II 2202; M 5 448, 444; P 5 579, 580. 

1. Verzeihung iſt nicht Rechtsgeſchäft, nicht empfangsbedürftige Willenserklärung, ſondern 
(wie 88 532, 1570, 2343) nur Kundgebung einer durch die Verfehlungen nach 88 2388 ff. 
nicht mehr beleidigten Geſinnung. Sie ſetzt volle Kenntnis des Sachverhalts voraus, muß 
vom Erblaſſer ſelbſt, nicht von dem nach 88 2333 Nr 1—3, 2334 etwa betroffenen Ehegatten 
oder Abkömmling ausgehen und kann auch bedingt, jedoch nicht im voraus für künftige Ver- 
fehlungen erklärt werden. Verzeihung unter Vorbehalt iſt regelmäßig keine Verzeihung. 
Die Beweislaſt trifft den Enterbten. 

2. Die Verzeihung ſchließt nicht nur eine künftige Entziehung des Pflichtteils aus, ſondern 
macht auch eine bereits angeordnete Entziehung unmittelbar kraft Geſetzes unwirkſam, läßt 
aber die Erbeinſetzung eines Dritten regelmäßig unberührt (8 2085; Sächſ OLG 34, 231). 
Auch ohne Verzeihung kann die Entziehung gemäß 88 2253 ff. widerrufen und, ſolange 
Verzeihung nicht erteilt iſt, durch Widerruf des Widerrufs nach $ 2257 wieder in Kraft geſetzt 


werden. 
8 2338 


Hat ſich ein Abkömmling in ſolchem Maße der Verſchwendung ergeben 
oder iſt er in ſolchem Maße überſchuldet, daß ſein ſpäterer Erwerb erheblich 
gefährdet wird!), ſo kann der Erblaſſer das Pflichtteilsrecht des Abkömm⸗ 
linges durch die Anordnung beſchränken, daß nach dem Tode des Abkömmlinges 
deſſen geſetzliche Erben?) das ihm Hinterlaſſene oder den ihm gebührenden 
Pflichtteil als Nacherben oder als Nachvermächtnisnehmer nach dem Ver⸗ 
hältnis ihrer geſetzlichen Erbteile erhalten ſollen?). Der Erblaſſer kann auch 
für die Lebenszeit des Abkömmlinges die Verwaltung einem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker übertragen; der Abkömmling hat in einem ſolchen Falle An⸗ 


ſpruch auf den jährlichen Neinertrag‘). 

Auf Anordnungen dieſer Art finden die Vorſchriften des § 2336 Abſ 1 
bis 3 entſprechende Anwendung’). Die Anordnungen ſind unwirkſam, wenn 
zur Zeit des Erbfalls der Abkömmling ſich dauernd von dem verſchwende⸗ 
riſchen Leben abgewendet hat oder die den Grund der Anordnung bildende 


Überſchuldung nicht mehr beſtehte). 
E I 2002 Abf 1, 8 II 2203; M 5 437—442; P 5 565—579; 6 356, 857. 


J. Die Gflichtteitsbeſchränkung in guter Abſicht iſt nur gegenüber Abkömmlingen, 
nicht auch Eltern und Ehegatten zuläſſig. Sie iſt nicht Entziehung, vielmehr Zuwendung 
des Pflichtteils verbunden mit fürſorgenden Maßnahmen für den Abkömmling und feine 

amilie. Vorausgeſetzt iſt Verſchwendung (Begriff $ 6 A 4), und zwar ohne Rückſicht auf 
etwaige Gefahr des Notſtandes und darauf, ob ſie zur Entmündigung geführt hat, oder über⸗ 

dung, und zwar in ſo hohem Maße, daß der ſpätere Erwerb erheblich gefährdet 
it. D. h. es muß die Beſorgnis begründet fein, das aus irgend welchen Erwerbsquellen, ins. 
beſondere durch die Erbſchaft ſelbſt ihm zufließende Vermögen werde gleichfalls verſchwendet 
oder von den Gläubigern beſchlagnahmt werden. Dieſe Beſorgnis wird durch das Beſtehen 
er Entmündigung nicht notwendig ausgeſchloſſen. 
2. Die Beſchränkung iſt nur zugunſten der geſetzlichen Erben des det zur 
Zeit ſeines Todes geftattet und nur jo, daß fie nach Verhältnis ihrer geſetzlichen Erb- 
teile bedacht werden (§ 2066). Dies trifft auch dann zu, wenn die Abkömmlinge zwar durch 
Verfügung von Todes wegen, aber im Sinne von 8 2052 als Erben berufen ſind. Eine nähere 
Bezeichnung der Erben iſt unſchädlich, wenn ſie ſich beim Tode des Abkömmlings als ſeine 
geſeglichen Erben erweiſen. Erfolgt die Zuwendung an Fremde oder nach anderen Erbquoten, 
k iſt die Anordnung unwirkſam ($ 2306 A 3). Der Erblaffer ift jedoch nicht gehindert, die 

Verufung auf die Erben der erſten Ordnungen zu beſchränken (Prot 5, 573) auch einzelne 
bon ihnen auszuſchließen, denen gegenüber er zur Entziehung des Pflichtteils berechtigt iſt. 

er Fiskus zählt auch hier nicht zu den gefeglichen Erben (58 2104, 2149). 

3. Nacherbeinſetzung der geſetzlichen Erben fett voraus, daß der Abkömmling zunächst 
als Vorerbe berufen iſt (8 2100). Die ihn als Vorerben treffenden Beſchränkungen 
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ergeben ſich aus 88 2112ff. Unwirkſamkeit wegen Zeitablaufs ift mit Rückſicht auf 88 2109 
Nr 1, 2163 Nr 1, 2210 ausgeſchloſſen. Über 88 2115 und 2214 hinaus entzieht 5 863 ZPO 
auch die Nutzungen des Pflichtteils der Pfändung, ſoweit ſie zum eigenen ſtandesmäßigen 
Unterhalt des Abkömmlings und zur Erfüllung gewiſſer Unterhaltspflichten erforderlich ſind. 
Iſt dem Abkömmling unter den hier fraglichen oder unter anderen Beſchränkungen ein Erb⸗ 
teil hinterlaſſen, der größer iſt als der Pflichtteil, ſo bleibt er jedenfalls daran gebunden, 
wenn er nicht ausſchlägt (RIA 15, 194). Schlägt er aus, ſo erwirbt er zwar gemäß § 2300 U 4 
den Pflichtteilsanſpruch, aber vom Beweis der Tatſache der Verſchwendung oder Über⸗ 
ſchuldung hängt ferner ab, ob er dieſen Pflichtteil nur mit den Beſchränkungen des 82338 (unter 
Verwandlung der Nacherbeinſetzung in eine dem Nachvermächtnis ähnliche Beſchwerung) oder 
ob er ihn unbeſchränlt erhält (RG 85, 347; Seuffu 62 Nr 188). Keinesfalls werden die an 
Stelle des ausſchlagenden Abkömmlings nachrückenden Erben von den angeordneten Be⸗ 
ſchränkungen betroffen (KGGIl40 A 63). Dasſelbe gilt nach $ 2307 A1, wenn dem Abkömm⸗ 
ling ein — den Pflichtteil erfüllendes oder überſteigendes — Vermächtnis zugewendet, aber 
mit einem Nachvermächtnis (§ 2191) zugunſten der geſetzlichen Erben beſchwert ift. Iſt er 
gerade auf den Pflichtteil als Erbe berufen, jo muß er ſich gegen die Regel des § 2306 A 3 
die aus § 2338 begründete Beſchränkung gefallen laſſen. Sit er weder als Erbe noch als 
Vermächtnisnehmer bedacht, ſondern nur auf den Pflichtteilsanſpruch verwieſen, ſo ſind 
ſeine geſetzlichen Erben gleich Nachvermächtnisnehmern zu behandeln. Vererblichkeit des 
Nacherbenrechts kann, wie im Falle des § 2104, nicht in Frage kommen (§ 2108 A 2). 

4. Übertragung der Verwaltung an einen Teſtamentsvollſtrecker (58 2209, 2210) 
entzieht dem Abkömmling nach $ 2211 jedes Verfügungsrecht und ſchließt zugleich gemäß 
$ 2214 feine Gläubiger vom Zugriff auf den Pflichtteil aus, beſchränkt dieſe auch nach Maß⸗ 
gabe des § 863 3 PO im Zugriff auf den Reinertrag. Sie kann mit der Nacherbeinſetzung 
verbunden ($ 2222), aber ebenſo dinglich wirkſam auch für ſich allein angeordnet werden. 
— Beſchränkende Anordnungen anderer Art braucht ſich der Abkömmling wegen Ver⸗ 
ſchwendung oder Überſchuldung nicht gefallen zu laſſen, insbeſondere nicht eine Schmälerung 
des Pflichtteilsbetrags (RG Recht 1914 Nr 645). Desgleichen nicht eine Anordnung, die dem 
Teſtamentsvollſtrecker auch die Verwaltung des Reinertrags des dem Abkömmlinge Hinter 
laſſenen, ſei es von vornherein und unbedingt, ſei es von einem gewiſſen Zeitpunkt ab oder 
unter gewiſſen Vorausſetzungen (Abtretung oder Pfändung des Hinterlaſſenen) zum Zwecke 
der Naturalverpflegung des Abkömmlings überträgt. Eine andere Frage iſt es, ob eine ſolche 
Beſchränkung des Bedachten in der Verfügung über die Erträgniſſe an ſich zuläſſig iſt. Dies 
bejaht RG Warn 1919 Nr 71. 

5. Anordnung durch letztwillige Verfügung, Angabe des Grundes (Verſchwen⸗ 
dung oder Überſchuldung). Gegenüber dem Anſpruch auf unbeſchränkte Gewährung des 
Pflichtteils hat der Erbe, im Falle des $ 2329 der Beſchenkte die Anordnung ſelbſt und ihre 
Vorausſetzungen zu beweiſen. 

6. Dauernde Abwendung usw. wie im Falle des § 2836 A 4, vgl. dort. Gleichgülti tft, 
ob ſich der Abkömmling unter dem Zwange äußerer Verhältuiſſe oder aus eigener besserer 
Einſicht heraus abgewendet hat (RG 24. 6. 07 IV 121/07). Die von ſelbſt eintretende Un 
wirkſamkeit der Beſchränkung kann von jedermann, jo auch von den Gläubigern des Abkömm⸗ 
lings geltend gemacht werden. — Beſchränkungsrecht aus $ 2338 im Falle des Erbvertrag 
8 2289 Abſ 2, des gemeinſchaftlichen Teſtaments § 2271 Abſ 8, bezüglich der fortgeſetzten 
Gütergemeinſchaft 8 1513 Ab] 2. 


Sechſter Abſchnitt 
Erbunwürdigkeit 


Erbunwürdig und deshalb der durch die Eigenſchaft als Erbe, Vermächtnisnehmer ober 
Pflichtteilsberechtigter erlangten Vorteile verluftig ift, wer ſich gegen den betreffenden Erb 
laſſer beſtimmter ſchwerſter Verfehlungen oder Eingriffe in die Teſtierfreiheit ſchuldig 96 
macht hat. Die Vorſchriften gelten nach § 1506 auch für die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft, 
Auch ältere Unwürdigkeitsgründe find hiernach zu beurteilen, wenn der Erblaffer nach 81. 12. 
verſtorben iſt (EG Art 218). 

8 2339 
Erbunwürdig iſt: , 
1. wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich getötet oder zu 8 
verſucht oder in einen Zuſtand verſetzt hat, infolgedeſſen der Erblaſſe 
bis zu ſeinem Tode unfähig war, eine Verfügung von Todes wegen 3 
errichten oder aufzuheben; 


Erbunwürdigleit 88 2339, 2340 851 


2. wer den Erblaſſer vorſätzlich und widerrechtlich verhindert hat, eine 
Verfügung von Todes wegen zu errichten oder aufzuheben; 

3. wer den Erblaſſer durch argliſtige Täuſchung oder widerrechtlich durch 
Drohung beſtimmt hat, eine Verfügung von Todes wegen zu errichten 
oder aufzuheben; 

4. wer ſich in Anſehung einer Verfügung des Erblaſſers von Todes wegen 
einer nach den Vorſchriften der SS 267 bis 274 des Strafgeſetzbuchs 
ſtrafbaren Handlung ſchuldig gemacht hat. 

Die Erbunwürdigkeit tritt in den Fällen des Abſ 1 Nr 3, 4 nicht ein, 
wenn vor dem Eintritte des Erbfalls die Verfügung, zu deren Errichtung 
der Erblaſſer beſtimmt oder in Anſehung deren die ſtrafbare Handlung be⸗ 
gangen worden iſt, unwirkſam geworden iſt, oder die Verfügung, zu deren 
Aufhebung er beſtimmt worden iſt, unwirkſam geworden ſein würde. 

E I 2045 II 2204; M 5 517—520; P 5 634-642; KB 325. 


Wie die Entziehungsgründe des § 2333 ſind auch die Erbunwürdigkeitsfälle erſchöpfend 
geregelt. Sie umfaſſen alle Formen der Teilnahme am Delikt (StGB Ss 47ff.). Verſuch 
genügt nur im Falle Nr 1 (a. M. zu Nr 4 Staudinger A II, 4). 

Zu Nr 1: Tötung im Sinne von StGB 88 211—215, ebenſo abſichtliche Tötung im 
Zweikampf (88 206, 207), nicht aber Tötung des Einwilligenden (§ 216), der dem Ver⸗ 
zeihenden nach $ 2343 gleichzuſtellen ift. Notwehr ſchließt die Widerrechtlichkeit aus. Der 
Erfolg, den Erblaſſer teſtierunfähig zu machen, braucht nicht bezweckt zu ſein, es genügt, 
daß er z. B. im Falle ſchwerer Körperverletzung in Siechtum verfällt. Auch iſt gleichgültig, 
ob er etwa ſchon aus anderen Gründen unfähig war. Der Vorerbe iſt nicht Erblaſſer, ſeine 
Tötung durch den Nacherben macht dieſen nicht erbunwürdig. 

Zu Nr 2: Die Verhinderung ſetzt voraus, daß der Erblaſſer einen beſtimmten Errichtungs⸗ 
oder Aufhebungsakt beabſichtigt, ihn aber infolge der auf ihn, gleichviel mit welchen Mitteln 
ausgeübten Einwirkung unterlaſſen hat. Verſuch oder nur vorübergehende Einwirkung ge- 
nügt nicht. Eine etwaige Unwirkſamteit des beabſichtigten Aktes ift ohne Bedeutung. 

Zu Nr 3: Täuſchung und Drohung 8 123. Der letzteren ſteht unmittelbare Gewalt⸗ 
anwendung gleich. Daneben bleibt die (weniger weittragende) Anfechtung aus 8 2078 Abſ 2 
unberührt (RG 59, 33). Täuſchung iſt angenommen, wenn eine Frau den Erblaſſer zur 
Heirat und zugleich zur Erbeinſetzung beſtimmte, unter Verſchweigung des Umſtandes, daß 
Ka: Anm anderen ein unſittliches Verhältnis unterhielt und fortſetzen wollte (NG JW 

871) 

Zu Nr 4: Urkundenfälſchung, insbeſondere auch fälſchliche Anfertigung einer angeb- 
lichen Verfügung und Beſeitigung von Urkunden, vor oder nach dem Erbfalle. Doch muß 
auch die Fälſchung die Natur einer Verfehlung gegen den Erblaſſer haben. Dies ſoll nach 
RS 72, 207 (hiergegen Kipp § 141 A 7; Leonhard, I, C) ausgeſchloſſen ſein, wenn damit 
kur fein ernſter, aber formungültig erklärter letzter Wille zur Geltung gebracht werden ſollte. 
Doch bleibt der dies behauptende Fälſcher hierfür beweispflichtig (RG 81, 413). 

Zu Nr 3 u. 4: Die mit Erbunwürdigkeit bedrohten Handlungen ſind praktiſch ul: 
ſchädlich, wenn a) die erzwungene, erſchlichene oder verfälſchte Verfügung ſei es von Anfang 
an wegen Formmangels unwirkſam war, ſei es vor dem Erbfall (durch Widerruf, Wegfall 
des Bedachten uſw., § 2252) unwirkſam geworden iſt oder wenn b) die infolge von Täuſchung 
oder Drohung aufgehobene oder vermöge einer Urkundenfälſchung nur angeblich aufgehobene 
Verfügung aus gleichen Gründen ſchon ohnedies unwirkſam geworden wäre. 


8 2340 

Die Erbunwürdigkeit wird durch Anfechtung des Erbſchaftserwerbes 
geltend gemacht). = 

Die Anfechtung ift erſt nach dem Anfalle der Erbſchaft zuläjiig?). Einem 
Nacherben gegenüber kann die Anfechtung erfolgen, ſobald die Erbſchaft dem 
Sprerben angefallen ijt?). 

Die Anfechtung kann nur innerhalb der im 8 2082 beſtimmten Friſten 
erfolgen). 

E 1 2046 Abſ 1, 2, 4—6 II 2205; M 5 520, 521; P 5 642, 643, 645; 6 367. 

1, Die Erbunwürdigkeit tritt nicht kraft Geſetzes, ſondern erſt nach rechtskräftig durch⸗ 
geführter Anfechtung (8 2842) mit der Wirkung des 8 2344 Abs 1 ein. Der Erbunwürdige 
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jelbft kann ſomit, da er nicht anfechtungsberechtigt ift (§S 2841), die Unwürdigkeit niemals 
geltend machen. h 

2. Anfall der Erbſchaft § 1942 A 2. Hängt der Anfall an den Erbunwürdigen davon 
ab, daß ein ihm vorgehender Berufener ausſchlägt oder aus anderen Gründen wegfällt, ſo iſt 
die Anfechtung nicht vor dem Wegfall zuläſſig. Behauptet dagegen der nach 8 2341 An⸗ 
fechtungsberechtigte, daß ſämtliche vor ihm Berufenen erbunwürdig feien, fo darf er ſich vor 
läufig — ob mit Recht, wird das Urteil ergeben — auf den Standpunkt des $ 2344 Ab] 2 
ſtellen und die Anfechtungsklage gleichzeitig gegen die mehreren auch bloß nacheinander 
berufenen Erbunwürdigen erheben (a. M. Planck A 2; Staudinger A 2; Leonhard, II, B). 
Auch für Ausübung des Aufechtungsrechts aus 88 2078 ff. hat er in dieſem Falle ſogleich 
als Anfechtungsberechtigter zu gelten ($ 2080 A 1), wenn auch der Erfolg dieſer Anfechtung 
davon abhängt, daß er die Erbunwürdigkeitserklärung der vorgehenden Berechtigten durch 
Urteil herbeiführt ($ 2342). Die Anfechtung aus $ 2340 iſt niemals vor dem Erbfall, wohl 
aber gegen die Erben des Unwürdigen zuläſſig. 

3. Dem Nacherben gegenüber braucht der Anfall der Nacherbſchaft ($ 2139) nicht ab- 
gewartet zu werden. Die Klage kann, auch gegen mehrere nacheinander oder nur bedingt 
berufene unwürdige Nacherben zugleich, ſchon nach Anfall an den Vorerben, regelmäßig alſo 
ſchon nach dem Erbfall erhoben werden (vgl. auch § 2142). 

4. Die Anfechtungsfriſt beträgt gemäß 8 2082 ein Jahr nach erlangter Kenntnis vom 
Erbunwürdigkeitsgrunde. Gegenüber dem unwürdigen Nacherben (A 3) beginnt fie jedoch 
erſt mit Anfall der Nacherbſchaft. Es gelten die Verjährungsgrundſätze 88 203, 206, 207. 
Mit Ablauf von 30 Jahren ſeit dem Erbfall iſt die Anfechtung ausgeſchloſſen. 


8 2341 
Anfechtungsberechtigt iſt jeder, dem der Wegfall des Erbunwürdigen, 


jei es auch nur bei dem Wegfall eines anderen, zuſtatten kommt!). 
E I 2048 Ubf 3 II 2206; M 5 521; P 5 642.645. 


1. Anfechtungsberechtigt iſt, abweichend von § 2080 Abſ 1, der auch nur mittelbar, 
bedingt oder erſt an ſpäterer Stelle am Wegfall des Erbunwürdigen Intereſſierte. So ins⸗ 
beſondere auch der Vorerbe gegenüber dem Nacherben (8 2142 A 2), der Nacherbe gegen⸗ 
über dem Vorerben ($ 2102) endlich immer der Fiskus ($ 1936). Der Erfolg der Anfechtung 
braucht nicht dem Anfechtenden ſelbſt die Erbenſtellung uſw. zu verſchaffen, kann vielmehr 
nach § 2344 Abſ 2 auch einem anderen zugute kommen. Der ſelbſt erbunwürdige Berechtigte 
iſt von der Anfechtung nicht ausgeſchloſſen, ſolange der auch gegen ihn gerichteten Klage (8 2840 
A 2) nicht rechtskräftig ftattgegeben iſt (§ 2842 Abſ 2). Als Vermögensrecht geht das An- 
fechtungsrecht auf die Erben des Berechtigten über (vgl. auch $ 2080 A 8). Ebenfo ſteht es 
gegen die Erben des Unwürdigen zu. 

8 2342 


Die Anfechtung erfolgt durch Erhebung der Anfechtungsklage!). Die 

Klage iſt darauf zu richten, daß der Erbe für erbunwürdig erklärt wird!). 
Die Wirkung der Anfechtung tritt erſt mit der Rechtskraft des Urteils ein?). 
E I 2047 II 2207; M 5 521, 522; P 5 645. 


1. Die Anfechtungsklage muß die Anfechtung gerade wegen Erbunwürdigkeit, zum 
Unterſchied von der Anfechtung letztwilliger Verfügungen und das Verlangen auf Feſtſtellung 
(A 2) deutlich zum Ausdruck bringen (RG IW 1910, 2857), iſt gegen den erbunwürdigen Erben 
oder feine Erben, nicht auch gegen den Erwerber eines Erbteils ($ 2038) oder den Erbſchafts⸗ 
käufer zu richten, gegebenenfalls auch als Widerklage gemäß ZPO 8 280. Jedoch genügt 
die gewöhnliche, auch in Form der Einrede geltend zu machende Anfechtung nach § 143 Abſ 1 
gegenüber dem Vermächtnis, oder Pflichtteilsanſpruch des Unwürdigen (§ 2345). Die 
Klagerhebung durch den Nächſtberufenen bedeutet nicht notwendig, wie im Falle des $ 1957 
Abſ 1 zugleich Annahme der Erbſchaft. 4 

2. Die Erbunwiirdigkeitserklärung it Feſtſtellung nach ZPO 8 256. Deshalb iſt auch 
Klagerhebung im Gerichtsſtande der Erbſchaft zuläſſig (ZPO 8 27). Fr 

3. Die Wirkung der zuerkannten Klage ($ 2344) äußert ſich mit der Rechtskraft, eben)’ 
wie der Wegfall des Erben durch Ausſchlagung, gegenüber allen nach $ 2341 Anfechtung?” 
berechtigten. Dagegen ſchafft die Klagabweiſung nur Recht unter den Parteien. Die Urteils" 
form iſt unentbehrlich und kann nicht durch öffentliche Urkunde nach J 8 794 Nr 5 1 60 
werden (RZA 7, 186). Vermöge der rückbeziehenden Wirkung des § 2844 Abf 1 kann der 15 
Falle der Erbunwürdigkeit nachrückende Erbe mit der Anfechtungsklage auch den Erbſchaf 12 
anſpruch aus $$ 2018ff. verbinden (mal auch g 2340 U 2; a. M. Planck A 3; Staudinger A 1; 
Crome 5 665 A 55; eonhard, B, III). 


Erbverzicht 853 


8 2343 


Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn der Erblaſſer dem Erbunwürdigen 
verziehen hat!). 

E I 2050 II 2208; M 5 524, 525; P 5 649. 

1. Verzeihung vgl. § 2337 A 1. Sie wirkt auch bezüglich des Vermächtnis⸗ und Pflicht. 
keilsanſpruchs g 2845. Verzicht des nachſten Anfechtungsberechtigten iſt dem ſpäter Berech 
tigten nicht vorgreiflich. 

8 2344 


Iſt ein Erbe für erbunwürdig erklärt, jo gilt der Aufall an ihn als nicht 
erfolgt. 

Die Erbſchaft fällt demjenigen an, welcher berufen ſein würde, wenn 
der Erbunwürdige zur Zeit des Erbfalls nicht gelebt hätte; der Anfall gilt 
als mit dem Eintritte des Erbfalls erfolgt). 

E 1972, 2048 Ab 1 II 2209; M 5 376, 522, 523; P 5 483, 647649. 

1. Die Wirkungen der Erbunwürdigkeitsertlärung find die gleichen wie diejenige der 
Ausſchlagung. Es iſt deshalb auf den wörtlich übereinſtimmenden § 1953 Abſ 1 u. 2 (A 1-81 
zu verweiſen. Gleich dem Ausſchlagenden wird auch der Unwürdige bei Berechnung des 
Pflichtteils mitgezählt ($ 2810). Der erfolgreiche Anfechtungskläger kann, wenn im gegebenen 
Falle in der Klagerhebung nicht Annahme zu finden it ($ 2342 A 1), auch jetzt noch 
die Erbſchaft ausſchlagen. Iſt der Nacherbe bereits vor Eintritt der Nacherbfolge für 
unwurdig erklart ($ 2340 A 3), fo kommt es überhaupt nicht zum Anfall nach $ 2139, ein 
Übergang des Nacherbrechts auf die Erben des Unwürdigen ($ 2108 A 2) findet nicht ſtatt, 
die Erbſchaft verbleibt vielmehr nach § 2142 A 2 endgültig dem Vorerben. Mit dem Wegfall 
des Erbunwürdigen werden auch Rechtsgeſchäfte unwirkſam, die in bezug auf die 
Erbſchaft von ihm oder ihm gegenüber vorgenommen worden ſind. Dritte ſind, abweichend 
vom Falle der Ausſchlagung nicht geſchützt, ſoweit fie ſich nicht auf gutgläubigen Erwerb oder 
Erbſchein berufen können (vgl. 8 1959 A 4). 


8 2345 


Hat ſich ein Bermüchtnisnehmer einer der im 8 2339 Abſ 1 bezeichneten 
Berfehlungen ſchuldig gemacht, ſo iſt der Anſpruch aus dem Vermächtnis 
anfechtbar. Die Vorſchriften der SS 2082, 2083, des § 2339 Abſ 2 und der 
SS 2341, 2343 finden Anwendung!). 

Das gleiche gilt für einen Pflichtteilsanſpruch, wenn der Pflichtteils⸗ 
berechtigte ſich einer ſolchen Verfehlung ſchuldig gemacht hats). 

E I 1874, 2049 II 2210; M 5 189, 528, 524; P 5 220, 649; 6 321. 


1. Vermächtnis⸗ und Pflichtteilsunwürdigkeit. Hierzu bedarf es zwar auch der An⸗ 
chere durch den nach $ 2341 Berechtigten, in der Regel den Erben oder ſonſtigen DBe- 
chwerten, nicht aber förmlicher Klage nach 8 2342. Es genügt vielmehr die Anfechtungs 
erklärung gegenüber dem Unwürdigen nach 8 143 Abf 4. Iſt der Bedachte zugleich Erbe 
(Voraus vermächtnis) oder ift der Pflichtteilserbe zugleich nach § 2305 auf Vervollſtändigung 
des Pflichtteils berechtigt, fo iſt in dem Sachgeſuch nach 8 2342 A 2 regelmäßig auch die An⸗ 
fechtung des Vermächtnis. und Pflichtteilserwerbs enthalten. Auch hier gelten die Ausſchluß⸗ 
friſten des $ 2082. Im Wege der Einrede kann die Leiſtung des Vermächtniſſes oder Pflicht. 
tells zeitlich unbeſchränkt verweigert werden, $ 2083. Der Anfechtungsgrund wird gemäß 
3 2839 Abſ 2 und durch Verzeihung nach § 2348 hinfällig. Als Vermächtnis kommen auch 
das Schenkungsverſprechen von Todes wegen ($ 2301 Ab] 1), der Voraus ($ 1932) und der 
Dreißigſte in Betracht (§ 1969). . 

97.2. Der Pflichtteilsanſpruch umfaßt auch den Pflichtteilsergänzungsanſpruch (§ 2325 
A 1). Iſt er gegen den Beſchenkten gerichtet ($ 2329), fo iſt auch dieſer anfechtungsberechtigt. 
Ebenſo der gemäß 88 2318 ff. zur Tragung der Pflichtteilslaſt verpflichtete Dritte. 


Siebenter Abſchnitt 
Erbverzicht 
Der Erbverzicht begründet nicht wie der Erbvertrag ein Erbrecht, ſondern bringt eine 


bereits vorhandene Anwartſchaft auf Erwerb von Todes wegen unmittelbar zum Erlöſchen. 
Und zwar vermöge einer ſchon vor dem Erbfall von dem Erben ſelbſt abgegebenen Willens. 


854 Erbrecht 


erklärung, nicht, wie im Falle der Ausſchließung (8 1938) kraft einfeitiger von dem Erblaſſer 
getroffener letztwilliger Anordnung. Der Erbverzicht im eigentlichen Sinne kann nur dem 
Erblaſſer gegenüber, bei deſſen Lebzeiten erklärt werden (8 2346), iſt deshalb Vertrag (Form 
und ſonſtige Erforderniſſe 88 2347, 2348) und hat ſomit überwiegend erbrechtlichen Charakter. 
Auch der Verzicht auf letztwillige Zuwendungen ſteht unter den Vorſchriften des Erbverzichts 
(§ 2352). — Entſprechende Anwendbarkeit beim Verzicht eines Abkömmlings am Geſamt⸗ 
gute der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft § 1517 Abſ 2. Beurteilung eines vor 1. 1. 00 er. 
richteten Erbverzichts oder des ihn aufhebenden Vertrags nach älterem Recht EG Art 217. 


8 2346 


) Verwandte ſowie der Ehegatte des Erblaſſers können durch Vertrag 
mit dem Erblaſſer auf ihr geſetzliches Erbrecht verzichten?). Der Verzichtende 
iſt von der geſetzlichen Erbfolge ausgeſchloſſen, wie wenn er zur Zeit des Erb⸗ 
falls nicht mehr lebte; er hat kein Pflichtteilsrechts). 

Der Verzicht kann auf das Pflichtteilsrecht beſchränkt werden“). 


E 1 1972, 2019 II 2211: M 5 376, 472, 473; P 5 483, 598, 599. 


1. Der Erbverzicht iſt abſtraktes, unmittelbar den Verluſt des Erbrechts wirkendes Rechts⸗ 
geihäft. Sonſtige Vertragsbeziehungen beurteilen fi) nach dem Grundrechtsgeſchäft. Iſt 
der Erbverzicht gegen eine Abfindung erklärt, ſo iſt regelmäßig ſeine Wirkſamkeit durch die⸗ 
jenige des Abfindungsgeſchäfts mindeſtens ſtillſchweigend bedingt. Wenn nicht, ſo iſt doch 
bei Unwirkſamkeit dieſes Geſchäfts regelmäßig die Kondiktion des Erbverzichts aus § 812 
ſtatthaft. Im übrigen gelten für den Erbverzicht mit den aus 88 2347, 2348 ſich ergebenden 
Beſonderheiten die allgemeinen Vertragsgrundſätze. So wegen der Anfechtbarkeit nicht die 
88 2281, 2078, ſondern die 88 119, 123. Ein Irrtum über die Grundlagen der gemeinſamen 
Berechnung der Abfindung von der Art, wie in dem Falle RG Recht 1913 Nr 2885, kann die 
Anfechtung des Grundrechtsgeſchäfts und auf dieſem Wege auch die Unwirkſamkeit oder die 
Rückforderung des Verzichts begründen. Unentgeltlicher Verzicht ift nicht Schenkung ($ 517), 
unterliegt deshalb auch nicht der Gläubigeranfechtung. 

2. Als Regel ift behandelt der Verzicht der Verwandten und des Ehegatten auf das 
geſetzliche Erbrecht (oder auf Bruchteile desſelben). Verzicht auf letztwillige Zuwendungen 
8 2352. Der Fiskus kann auf fein geſetzliches Erbrecht ebenſowenig verzichten, wie er aus⸗ 
ſchlagen oder davon ausgeſchloſſen werden kann (88 1942, 1938). Der Verzicht iſt wirkſam, 
auch wenn er vor Begründung des betreffenden Verwandtſchafts uſw. Verhältniſſes, aber 
in Hinblick darauf oder durch Ehevertrag erklärt ift. Annahmevertrag 8 1767 Abſ 1. Nur 
der mit dem Erblaſſer geſchloſſene Vertrag iſt Erbverzicht im Sinne des Geſetzes (RG 63, 428). 
Der Verzicht auf eine bereits angefallene Erbſchaft hat, ſoweit er nicht Verfügung über den 
Erbteil iſt (3 2083), nur ſchuldrechtliche Wirkung. Ausſchlagung zugunſten eines Dritten vgl. 
8.1947 A 1. Auch der unter kunftigen geſetzlichen Erben (RG 98, 330) gemäß 8 312 Abſ 2 ver- 
einbarte Verzicht begründet bloß ſchuldrechtliche Beziehungen. 

3. Der Erbverzicht hat unmittelbar den gänzlichen Wegfall des Erbberechtigten ſchon 
vor dem Erbfall zur Folge, gleich dem Tode oder der Ausſchließung (88 1923, 1938). Er: 
höhung ſeines Erbteils gemäß 8 1935 kann nicht mehr in Frage kommen. Er wird weder bei 
Berechnung des Pflichtteils (§ 2310 A 2) noch bezüglich etwaiger Ausgleichungspoſten mit- 
gezahlt ($ 2316 A 4). Die für den Erbverzicht erhaltene Abfindung käme auch von vornherein 
nicht als ausgleichungspflichtiger Vorempfang in Betracht. Der Verzicht auf den geſetz⸗ 
lichen Erbteil ergreift zwar an ſich auch den Pflichtteil als die Wertshälfte eben jenes Erb 
teils. Es fteht aber nichts entgegen, den Verzicht auf den geſetzlichen Erbteil zu beſchränken 
und (für den Fall letztwilliger Ausſchließung von der Erbfolge) den Pflichtteil vorzubehalten. 
Der Verzicht auf eine letztwillige Zuwendung ($ 2352) enthält nicht notwendig auch den 
Verzicht auf das geſetzliche Erbrecht und umgekehrt. Der gegenſeitige Verzicht von Ehe 
leuten auf das geſetzliche Erbrecht ſchließt daher nicht aus, daß fie einander, auch in der’ 
ſelben Urkunde, letztwillig bedenken (RG LG 1919, 594. 

4. Die Beſchränkung auf den Pflichtteil, und zwar einſchließlich des Pflichtteilsergänzungs⸗ 
anſpruchs (8 2325 A 1), beläßt dem Verzichtenden für den Fall, daß es zur gefeplichen Er 2 
folge kommt, den vollen geſetzlichen Erbteil. Wirkung des fo beſchränkten Verzichts bezügli 
der Berechnung der übrigen Pflichtteile 88 2310 A 2, 2316 A 4. Auch die Verminderung 
des Pflichtteils infolge der Anerkennung einer erſt nachträglich angeordneten Ausgleichungs, 
pflicht (S 2050 A 7) kann nur durch formgerechten Erbverzicht herbeigeführt werden (R6 
21, 133). Verzicht auf bereits entſtandene Pflichtteilsanſprüche 8 2317 A 1. Verzicht au 
den Pflichtteil bei Lebzeiten des Erblaſſers iſt gegenüber feinen Verwandten oder ſeinen 

egatten, auch wenn ſie als Teſtamentserben berufen find, nach § 312 Abſ 2 zuläſſig (R 
38, 330), hat aber nur ſchuldrechtliche Wirkung. 


Erbverzicht Ss 2346-2349 855 


§ 2347 
Zu dem Erbverzicht iſt, wenn der Verzichtende unter Vormundſchaft 
ſteht, die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich; ſteht er 
unter elterlicher Gewalt, fo gilt das gleiche, ſoſern nicht der Vertrag unter 
Ehegatten oder unter Verlobten geſchloſſen wird!). 


Der Erblaſſer kann den Vertrag nur perſönlich ſchließen; iſt er in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo bedarf er nicht der Zuſtimmung ſeines ge⸗ 
ſetzlichen Vertreters. Iſt der Erblaſſer geſchäftsunfähig, jo kann der Vertrag 
durch den geſetzlichen Vertreter geſchloſſen werden; die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts iſt in gleichem Umfange wie nach Ab} 1 erforder⸗ 
liche). 


E I 2020 Abſ 1 II 2212; M 5 474, 475; P ö 599— 603; KB 325. 


1. Auf ſeiten des Verzichtenden muß denſelben Erforderniſſen genügt ſein, wie ſie 
$ 2290 Abſ 3 1 den bloß vertragſ ch ießenden Teil bei Aufhebung des Erbvertrags aufſtellt. 
Vgl. dort A 5/6. Heilung etwatger Mängel durch nachträgliche Genehmigung des Ver⸗ 
zichtenden ($ 108 Abſ 8) iſt nur bis zum Tode des Erblaſſers möglich. 

2. Auf ſeiten des Erblaſſers iſt, wenn er unbeſchränkt geſchäftsfähig oder in der Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt (ebenfo wie beim Erbvertrag 8 2274), perſönliches Handeln un- 
erläßlich. Dagegen iſt (abweichend von § 2275 Abſ 1) im Falle der Geſchäftsunfähigkeit 
des Erblaſſers ($ 104) feine Vertretung durch den geſetzlichen Vertreter nach allgemeinen 
Grundſätzen zuläffig, der wiederum, gleichviel ob Vormund oder Gewalthaber (außer wenn 
es ſich um Ehegatten oder Verlobte handelt), der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
bedarf. Daß der beſchränkt geſchäftsfähige Erblaſſer (88 106, 114) ohne Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters den Verzicht entgegennehmen kann, entſpricht dem 8 107 und den 
89 2229 Abſ 1, 2253 Abſ 2, 2290 Abſ 2, weicht aber ab von $ 2275 Abſ 2. Die Ehefrau bedarf 
nicht der Zuſtimmung des Mannes. Alles dies gilt nur vom Erbverzicht ſelbſt, nicht von dem 
damit etwa verbundenen Rechtsgeſchäft ($ 2346 A 1), das nach feiner beſondern Natur (Ab: 
findungsvertrag uſw.) zu beurteilen iſt. 


8 2348 
Der Erbverzichtsvertrag bedarf der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 


urkundung!). 
E I 2020 Abſ 1 II 28183; M 5 478, 474; P 5 599—8601. 


„1. Beurkundung 8 128, EG Art 141, Fc 88 167ff., hierzu R 69, 130. Sind beide 
Teile nicht gleichzeitig anweſend, ſo muß der Vertrag vor dem Tode des Erblaſſers zuſtande 
gekommen ſein ($ 152). Ein mit dem Erbverzicht etwa verbundener anderer Vertrag unter⸗ 
liegt den hierfür geltenden beſonderen Vorſchriften. Inwieweit die Nichtigkeit des einen 
auch die Nichtigkeit des damit verbundenen anderen Vertrags zur Folge hat, iſt nach $ 139 
zu beurteilen. Der Form, nicht aber zugleich den ſonſtigen Erforderniſſen des Erbverzichts 
wird auch durch einen protokollariſch beurkundeten prozeßgerichtlichen Vergleich genügt, 
ſelbſt wenn landesgeſetzlich für die Beurkundung bloß Notare zuſtändig find (RG 48, 183). 


8 2349 


Verzichtet ein Abkömmling oder ein Seitenverwandter des Erblaſſers 
auf das geſetzliche Erbrecht, jo erſtreckt ſich die Wirkung des Verzichts auf 
ſeine Abkömmlinge, ſofern nicht ein anderes beſtimmt wird). 

E I 2023 II 2214; M 5 480—483; P 5 601— 609; 6 321. 


. 1. Der Verzicht eines Abkömmlings oder Seitenverwandten, nicht alſo auch des Vor⸗ 
fahren oder Ehegatten des Erblaſſers erſtretkt ſich auf die Abkömmlinge des Verzichtenden, 
die bereits vorhandenen wie die künftigen, auch wenn er nicht in ihrem Namen oder in ihrer 
geſetzlichen Vertretung ($ 2347) erklärt iſt. Der ganze Stamm des Verzichtenden wird da⸗ 
durch ausgeſchloſſen (uc 61, 16), auch wenn die Abkömmlinge nicht feine Erben werden. 
Die Vorſchrift iſt jedoch nachgiebiger Art, betrifft nur das geſehliche Erbrecht oder 
den Pflichtteil (5 2346), der nach § 2352 erklärte Verzicht auf letztwillige Zuwendungen iſt 
mithin für die Abkömmlinge nicht verbindlich (& J 34 A 111). Will der Verzichtende den 
. . erſt nachträglich auf ſeine Perſon beſchränken, ſo bedarf es der Aufhebung nach 
1. 


856 Erbrecht 


8 2350 


Verzichtet jemand zugunſten eines anderen auf das geſetzliche Erbrecht, 
jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur für den Fall gelten ſoll, 
daß der andere Erbe wird!). 


Verzichtet ein Abkömmling des Erblaſſers auf das geſetzliche Erbrecht, 
ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Verzicht nur zugunſten der anderen 
Abkömmlinge und des Ehegatten des Erblaſſers gelten joll?). 


E I 2022 II 2215; M 5 477480; P 5 608, 604. 


1. Relativer Verzicht eines zur geſetzlichen Erbfolge Berechtigten zugunſten eines anderen 
geſetzlichen Erben kommt dieſem vermöge des Wegfalls des Verzichtenden ($ 2346 A 3) gemäß 
88 1930 oder 1935 unmittelbar zugute, wenn es bei der geſetzlichen Erbfolge bleibt. Iſt der 
andere ein Fremder, ſo bedarf es, um ihn zum Erben zu machen, noch der Erbeinſetzung. 
Unter Umſtänden aber und wenn zugleich die Form des § 2276 beobachtet ift, kann ſich dieſe 
Erbeinſetzung als eine vertragsmäßige ſchon mit dem Abſchluß des Erbverzichtsvertrags voll⸗ 
ziehen. Die Begünſtigung des anderen braucht nicht ausdrücklich erklärt zu ſein. Dem Erbe 
werdenden anderen muß nicht notwendig der volle und unbeſchwerte Erbteil des Verzichten⸗ 
den anfallen. Ob dies Vorausſetzung des Erbverzichts iſt, oder ob das Erbewerden zu einem 
geringeren Anteil oder unter Beſchränkungen und Beſchwerungen genügt, ift Auslegungs⸗ 
frage. Unter Umſtänden iſt der Verzicht nur zum Teil wirkſam. Iſt der Verzicht auf den 
Pflichtteil beſchränkt, ſo kann er, da der Verzichtende trotzdem mitgezählt wird, anderen 
Pflichtteilsberechtigten nicht zugute kommen ($ 2310 A 2). Ein ſolcher zugunſten des Erben 
erklärter Verzicht wird von Abſ 1 überhaupt nicht getroffen. 

2. Der Erbverzicht eines Abkömmlings gilt als ſtillſchweigend bedingt dadurch, daß 
der freiwerdende geſetzliche Erbteil ſich innerhalb der erſten Ordnung (§ 1924) oder zugunſten 
eines Elternteils (auch Stiefelternteils) des Verzichtenden vererbt. Er iſt im Zweifel un⸗ 
wirkſam, wenn Verwandte ſpäterer Ordnungen oder der Fiskus zur Erbfolge kommen würden. 
Die Einſetzung eines Fremden zum Alleinerben ſchließt zwar den Verzichtenden zugleich von 
der Erbfolge endgültig aus, er behält aber im Zweifel wenigſtens den Pflichtteil (8 2346 A 3). 
— Im Falle des Abſ 1 hat zur Unwirkſamkeit ſeines Verzichts der Verzichtende zu beweiſen, 
daß er nur zugunſten eines anderen verzichtet habe und daß dieſer nicht Erbe geworden fei- 
Dafür, daß ein ſolcher ſowie der nach Abſ 2 erklärte Verzicht gleichwohl als unbedingter 
gewollt ſei, iſt (Auslegungsregel) beweispflichtig, wer hieraus Rechte für ſich ableitet. 
§ 2350 handelt nur vom geſetzlichen Erbrecht, Verzicht auf letztwillige Zuwendungen $ 2852 A 1. 


8 2351 


Auf einen Vertrag, durch den ein Erbverzicht aufgehoben wird, findet 
die Vorſchrift des § 2348 und in Anſehung des Erblaſſers auch die Vorſchrift 
des § 2347 Abſ 2 Anwendung!). 

E I 2020 Abſ 2 II 2216; M 5 476; P 5 599, 600; 6 322, 329, 330. 

1. Die Aufhebung des Erbverzichts, auch des Verzichts auf letztwillige Zuwendungen 
nach 8 2352 iſt ſelbſtverſtändlich nur bis zum Tode des Erblaſſers möglich. Die Verweiſung 
auf § 2348 ſchreibt hierfür gerichtliche oder notarielle Beurkundung, die auf 8 2347 Abſ 2 
für den Erblaſſer das gleiche vor wie beim Abſchluß des Erbverzichtsvertrags. Für den 
durch die Aufhebung bloß gewinnenden Verzichtenden gilt, wenn er in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt ift, lediglich $ 107. Durch die Aufhebung wird der vor Abgabe des Erbverzichtz 
vorhanden geweſene Zuſtand wiederhergeſtellt. Der Verzichtende kann zwar auch ohne 
Aufhebung des Verzichts letztwillig wirkſam bedacht, aber nur kraft der Aufhebung wieder 
geſetzlicher Erbe oder Pflichtteilsberechtigter werden. Der Einfluß der Aufhebung auf die 
mit dem Erbverzicht verbundenen Abfindungs⸗ uſw. Verträge beurteilt ſich nach aligemeinen 
Grundſätzen. 

§ 2352 

Wer durch Teſtament als Erbe eingeſetzt oder mit einem Vermächtniſſe 
bedacht iſt, kann durch Vertrag mit dem Erblaſſer auf die Zuwendung ver? 
zichten!). Das gleiche gilt für eine Zuwendung, die in einem Erbvertrag 
einem Dritten gemacht iſtz). Die Vorſchriften der SS 2347, 2348 finden An⸗ 
wendung). 

E 1 2024 II 2217: M 5 488, 484; P 5 408, 609, 610; 6 100. 


Erbſchein 8 2838 857 


1. Der Verzicht auf letztwillige Zuwendungen läßt die betreffenden Verfügungen an 
ſich beſtehen, entkleidet ſie aber der Wirkung, indem er, wie vorzeitiger Tod des Bedachten, 
den Anfall der Zuwendung an ihn von voreherein ausſchließt. 

2. Soweit Zuwendungen im Erbvertrag an den anderen Vertragſchließenden gemacht 
find, können fie nur in den Formen der 88 2290—2292 aufgehoben werden. Einfeitige, bloß 
bei Gelegenheit des Erbvertrags getroffene Verfügungen ſtehen nach § 2299 den teſtamen⸗ 
tariſchen gleich und werden deshalb durch Satz 1 mitgetroffen. Hier handelt es ſich um ver⸗ 
578 20% Zuwendungen zugunſten Dritter. Sie können ebenfalls gemäß 88 2290 
bis 2292, aber auch unbeſchadet der Fortdauer des Erbvertrags und ohne Zuziehung des 
anderen Vertragſchließenden durch Vertrag des Erblaſſers unmittelbar mit dem bedachten 
Dritten außer Wirkſamkeit geſetzt werden. So auch im Falle des § 2250 durch Vertrag des 
überlebenden Ehegatten mit dem Dritten (RIA 15, 180). 

3. 8 2847: gleiche fachliche, $ 2348: gleiche Formerforderniſſe wie für den Verzicht 
auf das geſetzliche Erbrecht nach $ 2346. Die ergänzende Vorſchrift des 8 2349 ift durch Nicht- 
erwähnung jedenfalls ausgeſchloſſen. Ebenſo die Auslegungsregel des $ 2350 (a. M. für 
Abſ 1 Planck A 5), wiewohl freie Auslegung zu gleichen Ergebniſſen führen kann. 8 2351 
handelt dagegen von jeder Form des Erbverzichts und gilt deshalb auch für die Aufhebung 
des Verzichts auf letztwillige Zuwendungen. 


Achter Abſchnitt 
Erbſchein 


Dem geſetzlichen ſowohl als dem gewillkürten Erben iſt die Möglichkeit gegeben, ſich durch 
Angehen des Nachlaßgerichts einen Ausweis über ſein Erbrecht zu verſchaffen, dem im Ver ⸗ 
kehr mit Dritten beſondere Beweiskraft und öffentlicher Glaube innewohnt (§8 2365—2367). 
Dem Erbſchein ähnliche Wirkungen kommen auch dem Teſtamentsvollſtreckerzeugnis zu (§ 2368). 
Beſondere Erbauzweiſe GBO 89 37, 88, 99, RSchuld BG v. 31. 5. 10 § 16 (KGJ 45, 154; 
Raa 15, 19), FG 88 188, Zeugnis über Fortſetzung der Gütergemeinſchaft § 1507. Sit 
der Erbfall vor 1. 1. 00 eingetreten, ſo bleibt auch bezüglich der Erbausweiſe nach EG Art 213 
das ältere Recht maßgebend. 


8 2353 


Das Nachlaßgericht!) hat dem Erben?) auf Antrag?) ein Zeugnis über 
ſein Erbrecht!) und, wenn er nur zu einem Teile der Erbſchaft berufen iſt, 
über die Größe des Erbteils zu erteilen?) (Erbſchein) s). 


E I 2068, 2078 II 2218; M 5 558, 559, 574; P 5 670—679, 691. 


1. Nachlaßgericht F 88 72ff., EG. BGB Art 147, Konſchch v. 7. 4. 00 8 7, Schutzgeb & v. 
10. 9. 00 $ 2. Unzuſtändigkeit des Gerichts macht den von ihm erteilten Erbſchein nicht un- 
wirkſam (FGG 8 7). Übertragung der Erteilung des Erbſcheins an ein anderes Gericht im 
Wege der Rechtshilfe iſt nicht zuläſſig. Wohl aber kann das Nachlaßgericht ein anderes 
Amtsgericht erſuchen, den Antragſteller über die zur Begründung des Antrags nach $ 2354 
oder § 2355 anzugebenden tatfächlichen Verhältniſſe zu vernehmen und ihm die in 8 2856 
Abſ 2 vorgeſchriebene eidesſtattliche Verſicherung abzunehmen (RG 95, 286), ihm auch die 
Beibringung der in § 2356 Ab] 1 beſtimmten Urkunden aufzugeben (KG 44, 102). Das 
Beſchwerdegericht iſt nicht befugt, ſelbſt einen Erbſchein zu erteilen (KJ 50, 91). f 

2. Nur dem Erben im Sinne von $ 1922 Abſ 1 darf der Erbſchein erteilt werden, gleich: 
viel ob er durch Geſetz, Teſtament oder Erbvertrag berufen ift, nicht alſo dem Erwerber des 
Erbteils im Sinne von 8 2033. Ein in dieſer Beziehung gemachter, an ſich nicht unzulaſſiger 
Zuſatz nimmt an den Rechtswirkungen des Erbſcheins nicht teil (R 64, 173). Ebenſowenig 
darf dem Erbſchaftskäufer (a. M. Endemann JW 1910,80), dem bloß forderungsberechtigten 
Vermächtnisnehmer und Pflichtteilsberechtigten Erbſchein erteilt werden. Dem Erſatzerben 
nicht vor Anfall der Erbſchaft, dem Nacherben nicht vor Eintritt der Nacherbfolge (§ 2189; 
vgl. auch § 2363). Weiter als der Kreis der Perſonen, denen der Erbſchein zu erteilen iſt, 
iſt der Kreis der Antragsberechtigten; ſ. hierüber A 3. 

3. Der Antrag (Erforderniſſe 88 23542356) iſt auf einen beſtimmten, dem Erbſchein 
zu gebenden Inhalt zu richten (Seuffal 67 Nr 18). Antragsberechtigt ift der Erbe (A 2), nachdem 
ihm die Erbſchaft angefallen iſt; er gibt damit zugleich die Annahme der Erbſchaft zu er. 
kennen ($ 1948). Der Fiskus erſt nachdem die Feſtſtellung 58 1964 ff. getroffen iſt. An Stelle 
des verſtorbenen Erben ſind die Erbeserben, bei einer Mehrheit ſolcher jeder von ihnen ohne 
Mitwirkung der anderen (RJ A 13, 84), im Falle des $ 2083 iſt der Rechtsnachfolger des Mit⸗ 
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erben berechtigt, die Erteilung des Erbſcheins, jedoch nur auf den Namen des unmittel⸗ 
bar Erbe Gewordenen zu beantragen. Die gleiche Befugnis muß mit Rückſicht auf das 
immer vorhandene Bedürfnis, einen Erbausweis vorlegen zu können, auch dem Teſtaments⸗ 
vollſtrecker (trotz und neben dem § 2368), dem Nachlaß: und Nachlaßkonkursverwalter, dem 
Abweſenheitspfleger (RZA 13, 198), dem Erbſchaftskäufer und traft feines geſetzlichen Ver⸗ 
waltungsrechts, wenn die Erbſchaft zum eingebrachten Gute gehört (8 1380), dem Ehemann 
der Erbin zugeſtanden werden. Das Geſetz ſpricht ihnen das Antragsrecht jedenfalls nicht 
ab. Dagegen ſteht es nicht zu dem Nachlaßpfleger ($ 1960), der konkrete Erben überhaupt 
nicht zu vertreten hat (RA 10, 277). War dem Erben bereits Erbſchein erteilt, fo haben die 
»Genannten auf eine weitere Ausfertigung Anſpruch (FGG 8 85, Einſicht und Abſchrift § 78). 
In den Fällen der 88 792, 896 ZPO kann die Erteilung des Erbſcheins auch vom Gläubiger 
des Erben beantragt werden. — Die vorangegangene Erteilung eines Erbſcheins ſteht dem 
Antrag eines anderen auf Erteilung eines Erbſcheins abweichenden Inhalts nicht entgegen. 
Wird dem neuen Antrag entſprochen, ſo iſt die Einziehung des früheren unrichtigen Erbſcheins 
Sache des Nachlaßgerichts (K GJ 48, 105). a 

4. Das Zeugnis über das Erbrecht des Erben beſtätigt die Tatſache der Geſamtrechts⸗ 
nachfolge. Soweit deshalb das Geſetz ſelbſt keine Ausnahme zuläßt (§ 2369), ift ein auf 
einzelne zur Erbſchaft gehörige Gegenſtände beſchränkter Erbſchein nicht zuläſſig. Hiervon 
geht auch das PrGg v. 25. 7. 10 aus, indem es in 8 81 Abſ 5, 6 den Fällen, daß der Erb⸗ 
ſchein nur zur Verfügung über einen einzelnen Gegenſtand gebraucht und zu dieſem Zwecke 
dem Grundbuchamt oder einer anderen öffentlichen Behörde überſandt werden ſoll, durch 
beſondere koſtenrechtliche Vorſchriften Rechnung trägt. Dagegen ſtehen Bay Obs in RJA 
13, 16 und die dort angeführten bayeriſchen Geſetze auf dem Standpunkt, daß ein gegen⸗ 
ſtändlich beſchränkter Erbſchein allgemein erteilt werden darf. Im übrigen gehören nicht in 
das Zeugnis Angaben über den Umfang des Nachlaffes, auch nicht über Beſchwerungen des 
Erben durch Vermächtniſſe, Auflagen, Pflichtteilsanſprüche, Teilungsanordnungen, da fie 
das Erbrecht ſelbſt funberührt laſſen, oder über das Ergebnis der Erbauseinanderſetzung. 
Ebenſowenig Entſcheidungsgründe. Wohl aber Beſchränkungen, die, wie die Anordnung der 
Nacherbfolge oder Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (88 2363, 2364) das Weſen des 
Erbrechts verändern. Im einzelnen hat das Zeugnis, wofür reichsgeſetzlich Formvorſchriften 
nicht erteilt ſind, Namen und Zeit des Todes des Erblaſſers und Namen und Wohnort der 
Erben fo genau zu bezeichnen, daß Verwechſlungen ausgeſchloſſen find. Die Angabe des 
Berufungsgrundes iſt entbehrlich (K GJ 50, 86; 51, 88; a. M. 2. Aufl.), es ſei denn, daß fie, 
bei der Berufung auf mehrere Bruchteile aus verſchiedenen Gründen (§ 1951 A 2), der Be: 
zeichnung des Umfanges des Erbrechts dient. Alternative Angabe (Geſetz oder Teſtament) 
iſt nicht unſtatthaft, wenn bei zweifelhafter Gültigkeit des Teſtaments der Erbe durch das 
Gefetz in demſelben Umfange, wie durch das Teſtament berufen erſcheint (OLG 35, 879). 
In dem einen Nacherben erteilten Erbſchein iſt auch der Tag anzugeben, an dem ihm die Erb- 
ſchaft angefallen iſt (K GJ 50, 85). 

. Sind mehrere Erben vorhanden, fo kann der Erbſchein nach $ 2357 als gemeinſchaft 
licher, aber auch, und zwar auch neben dem gemeinſchaftlichen, nur für einen einzelnen und 
allein namhaft zu machenden Miterben erteilt werden. In beiden Fällen iſt die Größe des 
Erbteils, d. h. des dem Erben anfallenden Bruchteils der Erbſchaft anzugeben, wozu es 
unter Umſtänden noch der vorherigen Wertsbeſtimmung einzelner dem Erben zugewendeter 
Gegenſtände bedarf (§ 2087 A 2; OLG 18, 368). Die Angabe des durch Berufung zur Zeit 
des Erbfalls angefallenen Erbteils genügt, auch wenn Erhöhung nach 88 1935, 2094 noch 
möglich iſt. Solange die Höhe eines Erbteils wegen der zu erwartenden Geburt eines Mit⸗ 
erben oder aus anderen Gründen ungewiß iſt ($ 2043), iſt die Erteilung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Erbſcheins unzuläſſig. Teilerbſcheine können nach RIA 12, 99 in der Form erteilt 
werden, daß den von der Ungewißheit betroffenen Erben bezeugt wird, ihr Erbteil ſei noch 
unbeſtimmt, z. B. weil infolge Schwangerſchaft der Witwe noch Perſonen geboren werden 
könnten, die neben ihnen zu gleichen Teilen erbberechtigt ſein würden. Nach der Geburt 
des betreffenden Miterben iſt ein ſolcher Erbſchein wieder einzuziehen. 

6. Die Erteilung beſteht in der Aushändigung des Zeugniſſes, und zwar nach Maßgabe 
des Landesrechts in Abſchrift oder in Ausfertigung, an den Antragſteller oder den von ihm 
beſtimmten Dritten, der auch eine Behörde ſein kann (fo in den Fällen des Pr v. 25. 7. 10 
8 81 Abſ 5, 6). Über den die Anwendbarkeit des 8 16 FGG auf den Erbſchein betreffenden 
Meinungsſtreit vgl. Schlegelberger, ZUG I 84 A 6. — Die Koſten des Erbſcheins trägt 
der Antragſteller; ſie ſind nicht Nachlaßverbindlichkeit. 


8 2354 


Wer die Erteilung des Erbſcheins als geſetzlicher Erbe beantragt, hat 
anzugeben: 


Erbſchein S8 2858 — 28355 859. 


1. die Zeit des Todes des Erblaſſers; 

2. das Verhältnis, auf dem ſein Erbrecht beruht; 

3. ob und welche Perſonen vorhanden ſind oder vorhanden waren, durch 
die er von der Erbfolge ausgeſchloſſen oder ſein Erbteil gemindert 
werden würde; 


4. ob und welche Verfügungen des Erblaſſers von Todes wegen vor⸗ 
handen ſind; 


5. ob ein Rechtsſtreit über ſein Erbrecht anhängig iſt. 


Iſt eine Perſon weggefallen, durch die der Antragſteller von der Erb⸗ 
folge ausgeſchloſſen oder ſein Erbteil gemindert werden würde, ſo hat 


der Antragſteller anzugeben, in welcher Weiſe die Perſon weggefallen iſt. 
E I 2069 II 2219; M 5 559, 560; P 5 679; 6 357. 


Geſetzliche Erbfolge. Gewillkürte § 2355. 

Zu Nr 1: Zeit des Todes fo genau als zur Beurteilung der Erbfolge erforderlich. 
Todeserklärung § 18, Umkommen in gemeinſamer Gefahr 8 20. 

Zu Nr 2: Verwandtſchaftsverhältnis § 1924—1930, eheliches Verhältnis § 1981. 
Fiskus 8 1936. In Zweifelsfällen iſt auch die Staatsangehörigkeit des Erblaſſers nachzu⸗ 
weiſen (EG Artt 24 ff.). N 

Zu Nr 3: Mit Rückſicht auf § 1930 haben die Verwandten der erſten und ferneren 
e mit Rückſicht auf 88 1931, 1932 hat der Ehegatte darzulegen, daß ihnen vorgehende 
oder neben ihnen berechtigte Erben entweder nie vorhanden waren, oder daß und wie 
(Abſ 2) ſolche Perſonen vor oder nach Eintritt der Erbfolge weggefallen find. Wegfalls⸗ 
gründe § 1935 A 2. Auch die Weggefallenen und deren Verwandtſchaftsverhältnis find näher 
zu bezeichnen. Eine Verſicherung, daß die Geburt eines Miterben nicht zu erwarten ſei ($ 2043), 
braucht nicht notwendig verlangt zu werden. Entfernte Möglichkeiten (Vorhandenſein etwaiger 
(4009 80 4 90 der Erblaſſerin) ſind ohne beſonderen Anlaß nicht in Betracht zu ziehen 

Zu Nr 4: Verfügungen von Todes wegen ($ 1937) find, ſoweit vorhanden, 
nicht bloß anzugeben, ſondern auch vorzulegen, obwohl das letztere in 8 2356 nur für die das 
Erbrecht begründenden Urkunden vorgeſchrieben iſt. Ohne Einſicht und Prüfung der vor⸗ 
handenen Verfügungen, gleichviel welchen Inhalts, kann der Nachlaßrichter das geſetzliche 
Erbrecht auch nach der verneinenden Seite: daß ihm Verfügungen von Todes wegen nicht 
entgegenſtehen, nicht als feſtgeſtellt erachten (8 2359). Noch vorhandene, aber gemäß 88 2255, 
2256 zweifellos widerrufene Urkunden ſtehen den nicht vorhandenen gleich. Ergibt eine vor ⸗ 
handene Verfügung die Ausſchließung der geſetzlichen Erbfolge und wird deren Unwirkſamkeit 
behauptet, fo iſt auch dies darzulegen (Abſ 2). 

u Nr 5: Im Falle des Rechtsſtreits Gehör des Gegners (§ 2360 Ubf N). — Sit der 
Erbe ſelbſt der Antragſteller, fo liegt die Annahme der Erbſchaft regelmäßig ſchon im 
Antrage. Ein Antrag mit Vorbehalt der Ausſchlagung iſt unſtatthaft. Andere Antragsberech⸗ 
9225 (8 9 A 8) haben zu beweiſen, daß die Annahme erfolgt ſei (§ 1943 A 1; vgl. auch 

357 A 3). 


8 2355 


Wer die Erteilung des Erbſcheins auf Grund einer Verfügung von 
Todes wegen beantragt, hat die Verfügung zu bezeichnen, auf der ſein 
Erbrecht beruht), anzugeben, ob und welche ſonſtigen Verfügungen des 
Erblaſſers von Todes wegen vorhanden jind?), und die im 8 2354 Abſ 1 
Nr 1, 5, Abſ 2 vorgeſchriebenen Angaben zu machen?). 

E 1 2078 II 2220; M 5 558, 573, 574; P 5 671, 681, 691. 


1. Gewillkürte Erbfolge. Die betreffende Verfügung von Todes wegen (8 1987) 
ift zu bezeichnen und nach 8 2355 vorzulegen. S. auch $ 2360 Abſ 2, 3. Erſt nach der Eröffnung 
(8 2260) kann der Schein erteilt werden. ö 
2. Ob die ſonſtigen Verfügungen auf das Erbrecht des Antragſtellers von Einfluß 
ſind und welchen ſonſtigen Inhalt ſie haben, iſt gleichgültig. 5 

g. 82354 Nr 1: Zeit des Todes, Nr 5: etwa anhängiger Rechtsſtreit. Abſ 2: Darlegung, 
inwiefern dem Erbrecht des Antragſtellers entgegenſtehende oder es ſchmälernde Berufene 
weggefallen ſind (der vor dem Erſatzerben zunächſt Berufene, Miterben, Nacherben). Nr 3 
iſt nicht mit angezogen. Der Antragſteller braucht deshalb nicht anzugeben, ob und welche 
Perſonen vorhanden find oder waren, die z. B. als ſtillſchweigend mitberufene Abkömmlinge 
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eines Abkömmlings des Erblaffers ($ 2069) möglicherweiſe fein Erbrecht ſchmälern könnten, 
ſondern nur, daß und in welcher Weiſe die vorhandenen oder vorhanden geweſenen, vor oder 
neben ihm eingeſetzten Perſonen weggefallen ſind. Hält das Nachlaßgericht nach der erſten 
Richtung eine Feſtſtellung für erforderlich, fo hat es gemäß § 2358 von Amts wegen Ermitt⸗ 
lungen anzuſtellen (KJ 39 A 95). Die Angaben haben ſich auch nicht auf die Perſonen 
der geſetzlichen Erben (abgeſehen von 88 2066 ff.), Pflichtteilsberechtigten oder der übrigen 
Erben zu erſtrecken, wenn nicht gemeinſchaftlicher Erbſchein nach 8 2857 verlangt wird. — 
Bei Erteilung eines neuen Erbſcheins nach Eintritt der Nacherbfolge bedarf es nicht unter 
allen Umſtänden einer neuen förmlichen Erbausweiserklärung (KGJ 46, 146). 


§ 2356 


Der Antragſteller hat die Richtigkeit der in Gemäßheit des § 2354 Abſ 1 
Nr 1, 2, Abſ 2 gemachten Angaben durch öffentliche Urkunden nachzu⸗ 
weiſen!) und im Falle des § 2355 die Urkunde vorzulegen, auf der jein 
Erbrecht beruht). Sind die Urkunden nicht oder nur mit unverhältnis⸗ 
mäßigen Schwierigkeiten zu beſchaffen, ſo genſigt die Angabe anderer Be: 
weismittels). 

In Anſehung der übrigen nach den SS 2354, 2355 erforderlichen An⸗ 
gaben hat der Antragſteller vor Gericht oder vor einem Notar an Eides 
Statt zu verſichern, daß ihm nichts bekannt ſei, was der Richtigkeit ſeiner 
Angaben entgegenſteht). Das Nachlaßgericht kann die Verſicherung er⸗ 
laſſen, wenn es ſie für nicht erforderlich erachtete). 

Dieſe Borſchriften finden keine Anwendung, joweit die Tatſachen bei 
dem Nachlaßgericht offenkundig ſinde). 

E I 2070, 2078 Abſ 3 II 2221; M 5 560—562; P 5 679, 682, 691. 


1. Nachweis durch öffentliche Urkunden (ZPO 8 415). Für § 2854 Abſ 1 Nr 1 (Zeit 
des Todes) Sterbeurkunde oder Todeserklärung (88 18ff.; BRO $ 970). Für Nr 2 (Ver⸗ 
wandtſchafts⸗ ul. Verhaltnis) Geburtsurkunden; Heiratsurkunden, wenn das Erbrecht auf 
dem ehelichen Verhaltniſſe beruht; für die ältere Zeit kirchliche Zeugniſſe, Legitimations ; 
urkunden u. dgl. Beruht das Erbrecht auf ehelicher Abſtammung, ſo wird zwar durch die 
Eintragung der Eltern gemäß PStG 8 22 Nr 5 der Beweis ihrer Verheiratung ſtrenggenommen 
nicht geführt (5 15 desſelben Geſetzes). Durch $ 2859 ift aber in dieſem Falle der Nachlaß. 
richter ermächtigt, ſich mit der Geburtsurkunde zu begnügen und braucht daneben nicht auch 
Heiratsurkunde zu erfordern (KJ 86 A 97). Durch Geburtsurkunden iſt auch das Vorhanden 
ſein der die Verwandtſchaft mit dem Erblaſſer vermittelnden Zwiſchenperſonen nachzuweiſen. 
Gekürzte Sterbeurkunden und Geburtsbeſcheinigungen mit begrenzter Gültigkeitsbeſtimmung 
genügen nicht (RIA 15, 290). Auch die einen Kriegsteilnehmer betreffende Sterbenachricht 
des Zentral-Nachweiſe⸗Bureaus in Berlin reicht zum urkundlichen Nachweiſe des Todes im 
Sinne des Satz 1 nicht aus, kann aber als „anderes Beweismittel“ im Sinne des Satz 2 in 
Betracht kommen (KJ 49, 75). Hängt das in Anſpruch genommene Erbrecht davon ab, 
daß Zwiſchenperſonen wieder weggefallen find (8 2354 Abf 2), fo ift je nachdem der Wegfall 
durch Sterbeurkunden, Todeserklärungen, durch Vorlegung der ſie ausſchließenden Verfügung 
von Todes wegen ($ 1938), der Erbverzichtsurkunde (§ 2346), der Ausſchlagungserklärung 
(8 1945), des rechtskräftigen die Erbunwürdigkeit ausſprechenden (8 2342) oder des Scheidungs⸗ 
urteils darzutun. Wie die durch die Todeserklärung begründete Todesvermutung des 81 
(RIA 13, 97), ſo gilt auch die Lebensvermutung des $ 19 für das Erbſcheinsverfahren (RIA 
13, 211). Todeserklärung ift entbehrlich, wenn das Gericht aus anderen Umſtänden die Über- 
zeugung vom Wegfall eines Verſchollenen gewinnt (RIA 9, 84). Soweit ſich die betreffen⸗ 
den Urkunden bereits in der Hand des Nachlaßgerichts, ſei es auch einer anderen Geſchäfts⸗ 
abteilung desſelben Gerichts befinden, genügt es, hierauf Bezug zu nehmen. 3 

2. Die die Erbeinſetzung enthaltende Verfügung von Todes wegen muß ſich nach 88 2259 
bis 2261 ohnedies ſchon in der Verwahrung des Nachlaßgerichts befinden. Ob und inwieweit 
etz den Nachweis der Echtheit des Privatteſtaments erfordern will, ſteht nach 8 2359 int 
pflichtmäßigen Ermeſſen des Nachlaßrichters, ſ. jedoch 88 2860 Abſ 2, 2368 Abf 2. 

3. Im Gebrauche anderer Beweismittel (Zeugen, Sachverſtändige, z. B. Genealogen, 
Privaturkunden, z. B. Familienſtammbäume uſw.) ſind dem Gericht keine Schranken gezogen. 
Auch der Inhalt wirkſam gebliebener, aber verloren gegangener Verfügungen von Tode 
wegen (A 2) kann auf dieſem Wege feſtgeſtellt werden (§ 2255 U 4; RIA 11, 181). 5 

. Die eidesſtattliche Berſicherung betrifft zumeiſt die Negative (Nichtvorhandenſein 

gleich oder beſſer berechtigter Erben, entgegenſtehender Verfügungen von Todes wegen, Nicht 
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anhängigſein eines Rechtsſtreits), legt dem zu ihr Verpflichteten nicht, wie 8 459 ZPO eine 
beſondere Prüfungs und Erkundigungspflicht auf (RGSt 39, 226), kann aber nach Lage des 
Falles auch auf beſtimmte einzelne Tatſachen abgeſtellt werden. Sie iſt vom Antragſteller, 
auch wenn er, wie in den Fällen des $ 2853 A 3 mit dem Erben nicht identiſch iſt, insbeſondere 
auch vom Gläubiger des Erben, oder vom geſetzlichen Vertreter des Antragſtellers abzugeben, 
kann dagegen nicht von einem Bevollmächtigten abgegeben werden (RIA 18, 199; a. M. 
Dernburg V $ 159 A 22). Statt des geſetzlichen Vertreters kann der Erbe ſelbſt, wenn er 
eidesmündig iſt (BPO 8 473 Abf 2, 3), zur eidesſtattlichen Verſicherung zugelaſſen werden 
(a. M. Staudinger A III Abſ 2 u. Zit.). Die örtliche Zuſtändigkeit von Gericht oder Notar 
— zwiſchen denen auch im Falle des Art 141 EG dem Antragſteller die Wahl bleibt — und 
die Form der Beurkundung beſtimmt ſich nach Landesrecht, da es ſich hierbei nicht um Be⸗ 
urkundung von Rechtsgeſchäften nach FGG Artt 167ff. handelt. 

5. Erlaß der Verſicherung nach Ermeſſen des Nachlaßrichters, deshalb auch kein Be⸗ 
ſchwerderecht aus FGG 8 20 gegen die Abforderung. Vgl. auch § 2357 Abſ 4. 7 

6. Offenkundigkeit (ZPO 8 291), ſei es, daß die Tatſachen nach allgemeinen Erfahrungs- 
ſätzen feſtſtehen (Ableben überalter Perſonen), oder dem Nachlaßgericht ſonſt amtlich bekannt 
ſind (BayobschZ 14, 55). — Nach Erteilung des Erbſcheins können die überreichten Ur⸗ 
kunden (A 1,3, 4) zurückverlangt werden. Es find dann aber vollſtändige oder auszugs⸗ 
weiſe beglaubigte Abſchriften zurückzubehalten, ſoweit dies nicht nach Lage des Falles ent⸗ 
behrlich iſt (RIA 15, 283). 


8 2357 


Sind mehrere Erben vorhanden, ſo iſt auf Antrag ein gemeinſchaft⸗ 
licher Erbſchein zu erteilen. Der Antrag kann von jedem der Erben geſtellt 
werden!). 

In dem Antrage ſind die Erben und ihre Erbteile anzugeben?). 

Wird der Antrag nicht von allen Erben geſtellt, ſo hat er die Angabe 
zu enthalten, daß die übrigen Erben die Erbſchaft angenommen haben. 
Die Vorſchriften des § 2356 gelten auch für die ſich auf die übrigen Erben 
beziehenden Angaben des Antragitellers?). 

Die Verſicherung an Eides Statt iſt von allen Erben abzugeben, ſofern 
nicht das Nachlaßgericht die Verſicherung eines oder einiger von ihnen für 
ausreichend erachtet“). 

E II 2222; h 5 678, 679. 


1. Gemeinſchaftlicher Erbſchein. Wird er von ſämtlichen Miterben, zu denen aber der 
Nacherbe neben dem Vorerben nicht gehört, oder für fie von einem nach 8 2853 A 3 Antrags 
berechtigten beantragt, ſo gelten bezüglich aller Erben die Beſtimmungen der 88 2254—2256 
mit den Beſonderheiten der Abſätze 2 u. 4. Der einzelne Miterbe hat die Wahl, ſich den Erb. 
ſchein nur für feine Perſon und nur über feinen Erbteil (5 2353 A 5), oder als gemeinſchaftlichen 
über den ganzen Nachlaß erteilen zu laſſen, muß aber in dieſem Falle auch die ſonſt den Mit. 
erben obliegenden Angaben machen und Beweiſe erbringen (A 4). Ein auf eine Gruppe 
von Erben beſchränkter Erbſchein iſt dem Geſetze unbekannt und wäre nur in der Form eines 
das Erbrecht mehrerer Beteiligter bezeugenden, die Einzelzeugniſſe zuſammenfaſſenden Erb- 
ſcheins denkbar, der nicht von einem einzelnen, ſondern nur von allen Beteiligten beantragt 
werden könnte (RIA 11, 4). Auch ein Erbſchein nach mehreren Erblaſſern iſt nur in 

em Sinne einer äußeren Zuſammenfaſſung mehrerer Einzelzeugniſſe über verſchiedene Erb⸗ 
fälle möglich (KJ 44, 99). 9 
2. Angabe der Erbteile, d. h. beſtimmte Bezeichnung der in Anſpruch genommenen Bruch 
teile (RIU 9, 6) ohne Rücksicht auf etwaige Ausgleichungspoſten. Soweit ſie auch nur bezüglich 
eines Miterben unbeſtimmbar ſind (ſo im Falle des § 2043 der Kinder neben der Witwe), 
e abe ehen des gemeinſchaftlichen Erbſcheins über „ihre Erbteile“ ausgeſchloſſen, 
gl. aber § 2353 A 5. 9 

3. Bie Annahme der Erbſchaft (8 1948 A 1) wird vom Antragſteller ſchon durch den 
Antrag erklärt. Bezüglich der übrigen Erben hat er fie darzulegen und nach $ 2356 nachzu⸗ 
teilen. Im Mangel ausdrücklicher Annahmeerklärung iſt der Friſtbeginn, d. h. der Zeitpunkt 
der erlangten Kenntnis vom Grunde der Berufung ($ 1944 A 2, ) und der Ablauf der Aug. 
ſchlagungsfriſt für jeden der beteiligten Erben nachzuweiſen. Alle Nachweiſe find grundſätzlich 
durch öffentliche Urkunden und Verſicherung an Eides Statt zu führen ($ 2356). Über Schwierig⸗ 
keiten, wenn es ſich um Erben unbekannten Aufenthalts handelt, vgl. OL 21, 349. 

4. Die eidesſtattliche Verſicherung ift grundſätzlich von allen Erben abzugeben, auch 
wenn bloß einer von ihnen den gemeinſchaftlichen Erbſchein beantragt. Die Verpflichtung 
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der übrigen, hierhurch zur Erteilung des Erbſcheins „mitzuwirlen“, ergibt ſich aus § 2038 A 2 
(a. M. Strohal ITS 67 A 24). Sie können, ſoweit ſie nicht Gründe zur Verweigerung der Ver 
ſicherung beibringen, im Klagewege dazu angehalten werden, wenn auch die Verſicherung 
ſelbſt nicht erzwungen werden kann. Ob und inwieweit ſich der Nachlaßrichter an der Verſiche⸗ 
rung eines oder mehrerer Erben genügen laſſen oder ob er ſie ganz erlaſſen will, ſteht nach 
35 2856 A 5, 2359 in ſeinem pflichtmäßigen Ermeſſen. 


§ 2358 
Das Nachlaßgericht hat unter Benutzung der von dem Antragſteller 
angegebenen Beweismittel von Amts wegen die zur Feſtſtellung der Tat⸗ 
ſachen erforderlichen Ermittelungen zu veranſtalten und die geeignet er⸗ 
ſcheinenden Beweiſe aufzunehmen!). 


Das Nachlaßgericht kann eine öffentliche Aufforderung zur Anmeldung 
der anderen Perſonen zuſtehenden Erbrechte erlaſſen; die Art der Bekannt⸗ 
machung und die Dauer der Anmeldungsfriſt beſtimmen ſich nach den für 
das Aufgebotsverfahren geltenden Vorſchriften?). 

E I 2071 Abſ 1 Saß 2, 2072, 2078 Abf 3 II 2223; M 5 562, 563, 574; P. 5 679— 683. 


1. Offizialtätigreit des Nachlaßgerichts gemäß FG 8s 12, 15. Es iſt nicht auf die an⸗ 
gebotenen Beweismittel beſchränkt. Die Ermittlungen haben ſich nicht bloß auf das Vorhanden⸗ 
ſein, ſondern gegebenenfalls auch auf die Echtheit, den Sinn und die Wirkſamkeit getroffener 
Verfügungen von Todes wegen, ferner auf Rechtzeitigkeit der Ausſchlagung, Gebunden ⸗ 
heit durch Erb- oder Ehevertrag (RIA 12, 17) oder gemeinſchaftliches Teſtament uſw. zu er- 
Itreden. Anerkennung des Erbrechts durch die Beteiligten überhebt das Gericht nicht der Ver⸗ 
pflichtung zu eigener Prufung (KGJ 34 A 112). Gehör der Beteiligten $ 2360. Keine Be⸗ 
ſchwerde gegen die Vornahme von Ermittlungen aus FG 8 19. 

2. Ofſentliche Aufforderung entſprechend den Aufgebotsvorſchriften APVO 88 948950, 
wiewohl ohne Androhung von Rechtsnachteilen, nach Ermeſſen des Gerichts. So insbeſondere 
wenn das Vorgandenſein beſſer berechtigter Erben (Kinder aus einer beſtimmten Ehe) wahr 
ſcheinlich iſt. Iſt ein Beſſerberechtigter verſchollen und nach Angabe des Antragſtellers ge⸗ 
ſtorben, jo kann das Nachlaßgericht die Beibringung einer Todeserklärung verlangen, falls 
ihrer Beſchaffung nicht unverhältnismäßige Schwierigkeiten entgegenſtehen (8 2356 A 1); 
es 0 in ſolchem Falle nicht verpflichtet, ſtatt der Auflage eine öffentliche Aufforderung zu 
erlaſſen (RIA 13, 97). 


8 2359 
Der Erbſchein iſt nur zu erteilen, wenn das Nachlaßgericht die zur Be⸗ 
gründung des Antrags erforderlichen Tatſachen für feſtgeſtellt erachtet!). 


E 1 2071 Abf 1 Satz 2, 2078 Abſ 3 II 2224; M 5 582, 547; P 5 679, 682, 691. 


I. Feſtſtellung des Erbrechts. Das Gericht entſcheidet nach Abſchluß der Ermittlungen 
($ 2358) nach freier Überzeugung (8 PO $ 286), welche Tatſachen es für feſtgeſtellt erachtet. 
Beweisregeln insbeſondere auch bezuglich des Urkundenbeweiſes (3 PO SS 415ff.) beſtehen 
nicht. Eine Begründung iſt nicht zu erteilen. Aus den feſtgeſtellten oder offenkundigen Tat- 
ſachen hat das Nachlaßgericht ſelbſtändig im bejahenden oder verneinenden Sinne beſtimmte 
Schlußfolgerungen in bezug auf das mit dem Antrage geltend gemachte Erbrecht zu ziehen. 
Danach iſt der Erbſchein entweder fo, wie er beantragt iſt, zu erteilen oder zu verweigern. 
Keinesfalls darf der Antragſteller zur Entſcheidung ſtreitiger Tat- oder Rechtsfragen auf den 
Prozeßweg verwieſen werden. Selbſt das zwiſchen mehreren Erbprätendenten ergangene 
2 Urteil iſt für das Nachlaßgericht formell nicht bindend (a. M. Dernburg VS 162, III. 
Lenhard IL, C, 2; Schlegelberger, SOG 8 12 A 18). it ein Rechtsſtreit anhängig vgl. $ 2360 
Abſ 1. Bloße Anfechtbarkeit einer Verfügung von Todes wegen hindert die Erteilung des 
Erbſcheins nicht (a. M. Strohal II 8 67 A 17). Iſt jedoch die Anfechtung gemäß 8 2081 erklärt, 
ſo hat ſich das achtaßgericht auch über ihren Erfolg ſchlüſſig zu machen (Ach 38 A 118). Exb- 
unwürdigkeit erſt mit Rechtskraft des Urteils ($ 2842 Abſ 2). Die Größe des Erbteils (88 2858 
A6, 2357 A 2) iſt zu bezeichnen. Im übrigen dgl. wegen des Inhalts des Zeugniſſes 8 2355 
A4. Beſchwerde gegen Ablehnung des Erbſcheins nach FGG 88 19, 20. Sie ſteht im Falle 
des $ 2857 jedem Miterben und jedem nach 8 2353 A 3 Antragsberechtigten zu. Nachträgliche 
Abhilfe FGG § 18 Abſ 1. Dagegen keine Beſchwerde gegen Erteilung des Erbſcheins, ſondern 
nur Klage aus § 2362 Abj 1 oder Antrag auf Einziehung nach § 2861, deſſen Ablehnung 
wiederum mit Beſchwerde verfolgbar iſt (Rz 61, 278). 


Erbſchein IS 2357— 81 863 


8 2360 

Iſt ein Rechtsſtreit über das Erbrecht anhängig, ſo ſoll vor der Erteilung 
des Erbſcheins der Gegner des Antragſtellers gehört werden!). 

Iſt die Verfügung, auf der das Erbrecht beruht, nicht in einer dem Nach⸗ 
laßgerichte vorliegenden öffentlichen Urkunde enthalten, ſo ſoll vor der Er⸗ 
teilung des Erbſcheins derjenige über die Gültigkeit der Verfügung gehört 
werden, welcher im Falle der unwirkſamkeit der Verfügung Erbe ſein 
würde?). 

Die Anhörung iſt nicht erforderlich, wenn jie untunlich iſts). 

E 1 2071 Abſ 2, 2078 Abf B II 2225; M 5 562, 574; P 5 679—682, 691. 

1. Anhängigreit eines Rechtsſtreits über das Erbrecht (Erbſchaftsauſpruch, Feſtſtellungs⸗ 
klage, Erbunwurdigkeitsklage, auch Streitigkeiten über den Perſonenſtand als unmittelbare 
Vorausſetzungen des Erbrechts) ſchließt die Erteilung des Erbſcheins nicht aus. Erlangt aber 
das Nachlaßgericht aus dem Antrage (§ 2354 Nr 5) oder ſonſt hiervon Kenntnis, fo „ſoll“ 
es den Gegner des Autragſtellers vorher mündlich oder ſchriftlich hören. Zweckmäßig wird 
es auch die Prozeßakten beiziehen. Erachtet es aber auch unter Berüdfichtigung der Prozeß ⸗ 
ergebniſſe die nach $ 2358 ihm ſelbſtändig obliegenden Ermittlungen als abgeſchloſſen, ſo 
muß es trotz des ſchwebenden Rechtsſreits ſich über den Antrag ſchlüſſig machen (§ 2359 A 118 
a. M. RIA 9, 75; OLE 24, 318; Planck A 2; Staudinger A II 2; Leonhard, I, C). Nach⸗ 
laßverwaltung und Nachlaßkonkurs ſind kein Hindernis, dem Erben ſelbſt (wie auch dem Ver⸗ 
walter § 2353 A 3) den Erbſchein zu erteilen. Der Prozeßrichter iſt nicht ermächtigt, dem 
Nachlaßgericht die Erteilung, d. h. Aushändigung des Erbſcheins durch einſtweilige Verfügung 
zu unterſagen. 6 

2. Iſt die nach $ 2356 vorzulegende Verfügung von Todes wegen ein Privatteſtament 
G 2231 Nr 2) oder Not: oder Seeteſtament gemäß 88 2250, 2251, oder Militärteſtament (EG 
Art 44), fo „ſoll“, auch wenn bezüglich der Echtheit und Wirkſamkeit keine Zweifel obwalten, 
das Nachlaßgericht die en in hören, die ohne bie Verfügung, als in früheren Ver“ 
fügumgen eingeſetzte oder als ge etzliche Erben berufen wären. Dasſelbe gilt, wenn die errichtete 
— öffentliche oder nichtöffentliche — Verfügung untergegangen oder verloren iſt und ihr 
Inhalt nur durch andere Beweismittel feſtgeſtellt werden kann (8 2356 A 3). 

3. Die Anhörung iſt untunlich nicht bloß wenn fie unausführbar, ſondern auch wenn 
fie unverhältnismäßig ſchwierig iſt oder mit erheblichen Verzögerungen und unverhältnis⸗ 
mäßigen Koſten verbunden fein würde (OLG 34, 317; vgl. §§ 2200 A 2, 2216 A 4, 2356 A 8). 
Pflichtmäßiges Ermeſſen entfcheibet. 

§ 2361 


Ergibt ſich, daß der erteilte Erbſchein unrichtig ift!), jo hat ihn das 
Nachlaßgericht einzuziehen ). Mit der Einziehung wird der Erbſchein 
traftlos®), 

Kann der Erbſchein nicht ſofort erlangt werden, ſo hat ihn das Nach⸗ 
laßgericht durch Beſchluß für kraftlos zu erklären‘). Der Beſchluß iſt nach 
den für die öffentliche Zuftellung einer Ladung geltenden Vorſchriften der 
Zivilprozeßordnung bekanntzumachen?). Mit dem Ablauf eines Monats 
nach der letzten Einrückung des Beſchluſſes in die öffentlichen Blätter wird 
die Kraftloserklärung wirkſame). 8 

Das Nachlaßgericht kann von Amts wegen über die Richtigkeit eines 
erteilten Erbſcheins Ermittelungen veranſtalten“) s). 

E 1 2078, 2078 Abſ 3 II 2226; M 5 568, 564; P 5 688. 

1. Die Unrichtigkeit des Erbſcheins kann ſich durch den Ausgang eines über das Erb. 
recht geführten Rechtsſtreits oder durch neue dem Nachlaßgericht bekannt werdende Tatſachen 
( usſchlagung eines Miterben gegenüber der nach § 2357 A 3 als bewieſen angeſehenen An. 
nahme, MIA 12, 203, erfolgreiche Anfechtung, Erbunwürdigkeitserklärung, Eintritt der Nach. 
erbfolge, Kc 48, 112, uſw.) oder dadurch ergeben, daß es ans Tat oder Rechtsgründen zu 
einer een Ccnden Auffaſſung kommt, ſei es auch, daß es den Nachweis des früher ange⸗ 
nommenen Erbrechts jetzt nicht mehr als geführt erachtet (OLG 37, 256). Auch wenn die 
beſchränkenden Angaben der 88 2863, 2364 zu Unrecht unterblieben oder inhaltlich unrichtig 
find oder geworden find (Os 82, 81; 35,367). In allen ſolchen Fällen fachlicher Unrichtia. 
leit kann keine Abänderung oder Ergänzung des Erbſcheins, ſondern nur ſeine Einziehung 
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oder Kraftlosertlärung und gegebenenfalls die Erteilung eines neuen Erbſcheins erfolgen 
(RS 61, 277; Bay Obs 14, 144). Schreibfehler und ähnliche offenbare Unrichtigkeiten 
(8PO 8 319) können dagegen auf dem Erbſchein ſelbſt und den erteilten Ausfertigungen 
berichtigt werden. Bloße Zweifel an der Richtigkeit des Scheines genügen nicht. Veräuße⸗ 
rung des Erbteils nach $ 2033 macht den Erbſchein nicht unrichtig (RG 64, 173). Nach RIA 
14 S. 268 u. 272 ift $ 2361, wenn ein Erbſchein zwar das Erbrecht richtig bezeugt, aber ohne 
Antrag erteilt iſt, entſprechend anzuwenden, es ſei denn, daß der Antragsberechtigte oder 
auch nur einer von mehreren die Erteilung genehmigt hat. Über den Fall, daß eines von 
mehreren in derſelben Urkunde zuſammengefaßten Zeugniſſe ($ 2857 A 1 a. E.) unzuläſſiger⸗ 
weiſe erteilt oder unrichtig iſt, vgl. KJ 50, 96. 

2. Gemeint iſt das Nachlaßgericht, das den Erbſchein erteilt hat. Die Einziehung ſteht 
deshalb einem anderen, auch dem ſich mit Recht zur Erteilung für zuſtändig erachtenden Nach⸗ 
laßgericht nicht zu. Dies gilt ſowohl dann, wenn, insbeſondere wegen eines doppelten Wohn ⸗ 
ſitzes des Erblaſſers, mehrere Gerichte als Nachlaßgericht örtlich zuſtändig find, als auch dann, 
1 N Erbſchein von einem örtlich unzuſtändigen Gericht (§ 2353 A 1) erteilt iſt (K GJ 

104). 

3. Die Einziehung erfolgt von Amts wegen. Inwieweit hierzu Zwangsmittel gegeben 
ſind, beſtimmt ſich nach Landesrecht. Sie iſt vollzogen dadurch, daß das Gericht den tat⸗ 
ſächlichen Beſitz des ausgehändigten Erbſcheins (§ 2353 A 6) oder, bei einer Aushändigung in 
mehreren Ausfertigungen, der mehreren Scheine wieder erlangt hat. Die bloße Einforderung 
genügt nicht. Schon die Tatſache der Einziehung macht den Schein kraftlos, d. h. ſie entzieht 
ihm endgültig die Wirkungen der 88 2365 ff., auch wenn er etwa verſehentlich wieder in 
Verkehr geſetzt, ſogar wenn er vom Nachlaßgericht ſelbſt, weil die Einziehung als ungerecht ⸗ 
fein i war, wieder ausgehändigt würde. Hier bleibt nur Erteilung neuen Erb⸗ 

eins übrig. = 

4. Der die Kraftloserklärung ausſprechende Beſchluß iſt dem Antragſteller ($ 2353 A 3) 
gemäß 8 16 F bekanntzumachen und wird ihm ſowie dem hiervon unterrichteten Dritten 
gegenüber ſchon hierdurch wirkſam ($ 2366 A 7). 

5. Offentliche Zuſtellung ZPO 88 204206. 

6. Die Wirkſamkeit der Kraftloserklärung tritt nach Ablauf eines Monats (ZPO 8 206) 
von dem Ausgabetage des am ſpäteſten erſchienenen öffentlichen Blattes ab gerechnet gegen 
jedermann ein. Der Erbſchein verliert damit ſchlechthin den öffentlichen Glauben der 
88 2365—2367. Der neue richtige Erbſchein kann ſchon unerwartet des Friſtablaufs erteilt 
werden. Daneben bleibt die Einziehungspflicht (A 2) beſtehen. Ahnlich Kraftloserklärung 
der Vollmacht § 176. 

7. Die Ermittlungspflicht des Nachlaßgerichts (8 2358 A 1) dauert auch nach Erteilung 
des Erbſcheins fort. 

8. Beſchwerde nach $$ 19, 20 F iſt zuläſſig ſowohl gegen die die Einziehung anordnende 
als gegen die den Antrag auf Einziehung ablehnende Verfügung. Insbeſondere iſt der 
wirkliche Erbe nicht auf die Klage aus § 2362 beſchränkt (RG 61, 273). Dagegen keine 
Beſchwerde gegen die vollzogene Einziehung (Bay Obs 14, 144) oder den Beſchluß auf 
Kraftloserklärung des Erbſcheins (FGG 84). Der Antragſteller kann vielmehr alsbald neuen 
Erbſchein beantragen und gegen die Ablehnung Beſchwerde führen. Zum Beſchwerderecht 
eines Nachlaßgläubigers vgl. KJ 49, 83. Kein Beſchwerderecht der Erbſchaftsſteuerbehörde 
RG RIA 15, 14. 

8 2362 

Der wirkliche Erbe kann von dem Beſitzer eines unrichtigen Erbſcheins 
die Herausgabe an das Nachlaßgericht verlangen !). 

Derjenige, welchem ein unrichtiger Erbſchein erteilt worden iſt, hat dem 
wirklichen Erben über den Beſtand der Erbſchaft und über den Verbleib 
der Erbſchaftsgegenſtände Auskunft zu erteilen?). 

E I 2074 II 2227 Abſ 1, 2; M 5 564, 565; P 5 683; 6 357, 858, 

1. Der wirkliche Erbe, dem der Nacherbe, der Teſtamentsvollſtrecker und der irrtüm“ 
lich für tot Erklärte gleichgeſtellt find (588 2363 Abſ 2, 2364 Abſ 2, 2370 Abſ 2), hat neben dem 
Rechte, die Einziehung zu beantragen (8 2361 A 8), den durch Klage verfolgbaren Anſpruch 
auf Herausgabe des unrichtigen Erbſcheins an das Nachlaßgericht. Die Klage ſteht zu 
gegen den Beſitzer des Erbſcheins, auch des bereits für kraftlos erklärten Erbſcheins, mag er 
den Beſitzer ſelbſt oder einen Dritten als Erben ausweiſen. Auch mittelbarer Beſitz gen 5 
(8 868). Der falſche Erbe ift ohne Beſitz und deshalb allein, weil ihm der unrichtige Ard 
ſchein erteilt worden iſt, nicht paſſiv legitimiert. Jede Unrichtigkeit im Sinne von § 2361 m, 
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auch Unvollſtändigteit genügt zur Klagebegründung. Erſt mit der Herausgabe an das Nach⸗ 
laßgericht, die als Einziehung wirkt, wird der Erbſchein kraftlos (8 2361 A 3). 

2. Die Auskunftspflicht liegt, abweichend von Abs 1 nicht dem Beſitzer des Erbſcheins 
als ſolchem, ſondern dem oder den mehreren darin fälſchlich als Erben ausgewieſenen Perſonen 
ob. Der Erbe oder Miterbe, deſſen Erbrecht nur dem Umfange nach unrichtig im Erbschein 
bezeichnet iſt, iſt deshalb allein dem wirllichen Erben oder Miterben nicht auskunftspflichtig. 
Wohl aber trifft die Auskunftspflicht auch den Gläubiger des (falſchen) Erben und die ſonſtigen 
nach $ 2353 A 3 Antragsbe rechtigten, die ſich den falſchen Erbſchein haben erteilen laſſen und 
dadurch gleichfalls in die Lage gekommen ſind, über den Nachlaß zu verfügen, gleichviel ob 
ſie davon Gebrauch gemacht haben oder nicht. Vorlegung eines Beſtandsverzeichniſſes und 
Offenbarungseid § 260. Ebenſo der Erbſchaftsbeſitzer 8 2027. 


§ 2363 

In dem Erbſcheine, der einem Vorerben erteilt wird, iſt anzugeben, 
daß eine Nacherbfolge angeordnet iſt!), unter welchen Vorausſetzungen ſie 
eintritt?) und wer der Nacherbe ift?), Hat der Erblaſſer den Nacherben 
auf dasjenige eingeſetzt, was von der Erbſchaft bei dem Eintritte der Nach⸗ 
erbfolge übrig ſein wird, oder hat er beſtimmt, daß der Vorerbe zur freien 
Verfügung über die Erbſchaft berechtigt ſein ſoll, jo iſt auch dies anzu⸗ 
geben!). 

Dem Nacherben ſteht das im § 2362 Abſ 1 beſtimmte Recht zus). 

E I 2075 II 2228 Abſ 1, 8; M 5 565, 566; P 5 683, 684. 


1. Der Erbſchein des Vorerben muß zum Schutze der Rechte des Nacherben erkennen 
laſſen, daß die aus 88 2112ff. ſich ergebenden Beſchränkungen in der Verfügung über Erb- 
ſchaftsgegenſtande beſtehen ober — im Intereſſe des Vorerben — daß und inwieweit fie kraft 
letztwifliger Anordnung nicht beſtehen. Dagegen beweiſt der Erbſchein in der Hand des Vor⸗ 
erben nicht, daß ſein Verfügungsrecht noch fortbeſteht, d. h. daß es nicht durch Eintritt der 
Nacherbfolge (8 2189) oder ſchon vorher durch Entziehung der Verwaltung ($ 2129) erloſchen 
iſt. Hat ſich die Nacherbfolge durch Zeitablauf ($ 2109) oder durch Wegfall des Nacherben 
($ 2108 A 2) ganz erledigt oder iſt der Nacherbfalt eingetreten, ſo iſt der Erbſchein unrichtig 
geworden ($ 2301 A 1). Der Nacherbe hat auf Erteilung eigenen Erbſcheins erſt nach Ein- 
tritt der Nacherbfolge Anſpruch ($ 2358 A 2). 

2. Vorausſetzungen der Nacherbfolge 55 21032107, 2109. 

3. Die Bezeichnung des Nacherben, auch des Erſatzerben (Kg 49, 79) hat, wenn ſie 
leine namentliche ſein kann (88 2101, 2104), nach anderen Merkmalen (künftige Nachkommen⸗ 
chaft des X) ſo genau wie möglich zu geſchehen (RIA 11, 280). Die ſpätere Ergänzung 
eines ſolchen Erbſcheins durch namentliche Anführung der Nacherben iſt nicht unſtatthaft. 
ft gemäß § 2222 für den Nacherben ein Teſtamentsvollſtrecker ernannt, ſo iſt zur Sicherung 
des Rechtsverkehrs mit dem Vorerben dieſe Ernennung, unter Klarſtellung ihrer begrenzten 
weckbeſtimmung, mit anzugeben (RA 12, 121; a. M. 2. Aufl.). Die Angabe der Anteile 
der Nacherben gehört nicht in den dem Vorerben zu erteilenden Erbſchein (OLG 32, 81). 
ö 4. Einſetzung auf den Überreſt und befreite Vorerbſchaft $ 2137. Erſtreckt ſich die Be⸗ 
em g nur auf einzelne der in $ 2136 angegebenen Beſchränkungen, fo ſind, entſprechend 
en egitimationszweck des Erbſcheins, auch hierüber Angaben notwendig, widrigenfalls 
er Erbſchein unrichtig wäre (KJ. 44, 77; a. M. Planck A 4; Staudinger § 2136 A 4). 
Entſprechend bei der Eintragung des Vorerben im Grundbuche GBO 8 52. 
N 5, Der Herausgabeanſpruch des 8 2362. Abſ 1 — daneben das Recht, Einziehung nach 
5 2361 zu betreiben — ſteht dem Nacherben gegen jeden Beſitzer des unrichtigen Erbſcheins, 
alſo, wenn darin Unrichtigkeiten im Sinne des erſten Abſatzes enthalten ſind, auch gegen den 
in erben zu, und zwar bereits vor Eintritt der Nacherbfolge. Dagegen iſt er zu dem Der. 
derben auf Auskunftserteilung nach $ 2362 Abs 2 erſt nach Eintritt der Nacherbfolge, gegenüber 
em Vorerben übrigens ſchon nach $ 2180 U 3 berechtigt. 


§ 2364 
Hat der Erblaſſer einen Teſtamentsvollſtrecker ernannt, jo iſt die Er. 
nennung in dem Erbſchein anzugeben!). 
Dem Teſtamentsvollſtretker ſteht das im 8 2362 Abſ 1 beſtimmte Recht zue). 
© I 2075 Abſ 2, 3 II 2228 Abſ 2, 3; M 5 566; P 5 688. 
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1. Nur die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers (88 2197ff.), nicht auch ſein Name 
oder etwaige ihn in der Verwaltung beſchränkende oder befreiende Anordnungen (§ 2868 
Abſ 2) find im Erbſchein anzugeben. Die Angabe hat zu unterbleiben, wenn der Teſtaments⸗ 
vollſtrecker den Erben (oder den Erbeserben, KGJ 46, 141) nicht beſchränkt, jo in den Fällen 
88 2208 Abs 2, 2223 (dagegen nicht in dem Falle $ 2222, in dem die Teſtamentsvollſtreckung 
die Art der Beſchränkung des Vorerben durch das Nacherbenrecht beeinflußt, § 2363 A 3). 
So ferner, wenn es ſich um den nur für einen Miterben auszuſtellenden Erbſchein handelt, 
deſſen Erbteil von der Beſtellung des Teſtamentsvollſtreckers nicht betroffen wird (RIA 12, 120). 
Vgl. auch GBO 8 53. Ebenſo, wenn die Ernennung nach § 2201 unwirkſam oder zur Zeit 
der Erteilung des Erbſcheins, z. B. durch Ablehnung des Anites oder durch Eintritt einer auf- 
löfenden Bedingung bereits hinfällig geworden iſt (K GJ 48, 143 gegen RIA 8, 35). Das 
dem Teſtamentsvollſtrecker ſelbſt zu erteilende Zeugnis behandelt § 2868. 

2. Der Teſtamentsvollſtrecker kann — neben dem Rechte, Einziehung nach 8 2361 zu be⸗ 
antragen (BayObs GZ 13, 743; 19, 195) — Herausgabe des Erbſcheins ſowohl vom Erben 
verlangen, wenn darin die Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers nicht angegeben iſt oder 
ſonſtige Unrichtigkeiten enthalten ſind, als auch von jedem dritten Beſitzer des unrichtigen 
Erbſcheins. Als Ausfluß ſeines Verwaltungsrechts gebührt ihm in dieſem Falle auch das 
Recht auf Auskunftserteilung aus $ 2362 Abſ 2. Recht des Teſtamentsvollſtreckers, ſelbſtändig 
die Erteilung des Erbſcheins zu beantragen § 2353 A 3. 


8 2365 


Es wird vermutet,!) daß demjenigen, welcher in dem Erbſchein als 
Erbe bezeichnet iſt, das in dem Erbſchein angegebene Erbrecht zuftehe?) 
und daß er nicht durch andere als die angegebenen Anordnungen be⸗ 


ſchränkt ſeis). 
E I 2076 II 2229; M 5 567, 568; P 5 688. 


1. Die durch den Erbſchein begründete Vermutung iſt durch alle Beweismittel wider⸗ 
legbar ($ 292 ZPO in entſprechender Anwendung); der Gegenbeweis kann unter Umſtänden 
demſelben Beweis⸗ und Tatſachenſtoff, der bereits bei der Erteilung des Erbſcheins vorgelegen 
hat, entnommen werden (RG 92, 71). Die Vermutung hängt ab von der Erteilung, d. h. 
regelmäßig von der Aushändigung des Erbſcheins an den Antragſteller (5 2353 A 6), ſei 
es, daß ihm auch nur mittelbarer Beſitz daran verſchafft wird ($ 868). Doch iſt die Fortdauer 
der Vermutung von der Fortdauer des Beſitzes oder auch nur vom Vorhandenſein des Erd⸗ 
ſcheins nicht abhängig. Sie erliſcht erſt mit der Einziehung oder Kraftloserklärung ($ 2861), 
dem die Herausgabe an das Nachlaßgericht gleichſteht ($ 2362 A 1), oder dadurch, daß von 
einem wenn auch unzuſtändigen Nachlaßgericht ($ 2353 A 1) ein zweiter widerſprechender 
Erbſchein erteilt wird. Eine Vermutung hebt dann die andere auf. Offentlicher Glaube des 
Erbſcheins 88 2366, 2367. 

2. Die Vermutung hat, wie bei der Eintragung im Grundbuche (8 891), unmittelbar 
das Erbrecht des oder der mehreren im Erbſchein bezeichneten Erben, insbeſondere auch die 
Größe des Erbteils (§ 2353 A 5), nicht die dem zugrunde liegenden Tatſachen zum Gegen, 
me (RG Warn 1913 Nr 300). Sie wirkt ſowohl für den Erben, wenn er das Erbrecht 
elbſt, insbeſondere mit dem Erbſchaftsanſpruche oder einzelne zum Nachlaß gehörende UN 
ſprüche geltend macht, als auch gegen ihn, wenn er wegen Nachlaßverbindlichkeiten belangt 
wird. Doch iſt der Erbe keineswegs genötigt, den Nachweis ſeines Erbrechts gegenüber den 
Nachlaßſchuldnern durch Erbſchein zu führen, und dieſe dürfen nicht Zahlung bis nach 945 
legung des Scheines verweigern (RG 54, 343 u. Warn 08 Nr 75; $ 2367 A 2). Anderſei 
foll nach RG Warn 1913 Nr 300 der im Erbrechtsſtreit gegenüber dem Erbſcheinserben un 
geſetzlicher Erbe auftretende Kläger feiner Pflicht zur Führung des Gegenbeweiſes dad alle 
genügen, daß er nach den die Beweislaſtverteilung bei der Erbſchaftsklage regelnden 1b 
gemeinen Grundſätzen die fein geſetzliches Erbrecht ergebenden Tatſachen beweiſt, währen. 
der Beklagte die zur Ausſchließung dieſes Erbrechts dienenden Tatſachen, deshalb anch ey 
ſtreitige Echtheit eines vorhandenen Privatteſtaments ſoll beweiſen müſſen (zuſtimmend 991 
863 A 4 und Zit.). Dagegen hat R 92, 71 den für die Rechtsvermutung des 8 die 
(ſ. dort A 4 Abf 8) ſtändig angenommenen Satz, daß zur Führung des Gegenbeweiſes für 
Ausräumung jeder Möglichkeit der Entſtehung des beurkundeten Rechtes gehöre, au den 
92365 anerkannt. Gemäß $ 857 erſtreckt ſich die Vernmtung auch darauf, daß der Erbe an 
Nachlaßſachen Beſitz erlangt habe und daß ihm deshalb die Beſitzſchutzmittel zur Seite IE chen 
Er wird aber mit Erteilung des Scheines allein nicht ſchon Erbſchaftsbeſitzer im gelegt! 
Sinne des $ 2018 A 4. 535 

8. Inhalt und Umfang des Erbrechts werden ſowohl nach der poſitiven als nach ane 
negativen Seite bezeugt. Poſitiv dahin, daß es überhaupt und zugleich, daß es mit den 
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gegebenen Belchräntungen beſteht. Negativ dahin, daß ſonſtige Beſchränkungen nicht an⸗ 
9 ſind. Als ſolche mögliche Beſchränkungen des Erben kommen jedoch nur in Frage 

nordnung einer Nacherbfolge und Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers gemäß 88 2368, 
2364, nicht auch Teilungsanordnungen, die nur ſchuldrechtliche Verpflichtungen zwiſchen den 
Erben begründen ($ 2048 A 1). Ebenſowenig befaßt ſich die Vermutung mit Umſtänden, die 
nicht auf Anordnung des Erblaſſers beruhen, wie etwaige Nachlaßverwaltung oder Nachlaß⸗ 
konkurs oder Entziehung der Verwaltung nach § 2129. — Nachweis der Erb olge durch Erb. 
ſchein nach GBO $ 86 (RIA 10, 64), 37, FGG f 107 Abſ 2. 


§ 2366 

Erwirbt jemand von demjenigen, welcher in einem Erbſchein als Erbe 
bezeichnet iſt!), durch Rechtsgeſchäfte) einen Erbſchaftsgegenſtand“), ein 
Recht an einem ſolchen Gegenſtand“) oder die Befreiung von einem zur 
Erbſchaft gehörenden Rechtes), ſo gilt zu ſeinen Gunſten der Inhalt des 
Erbſcheins, ſoweit die Vermutung des $ 2365 reicht, als richtige), es ſei denn, 
daß er die Unrichtigkeit kennt“) oder weiß, daß das Nachlaßgericht die Rück⸗ 
gabe des Erbſcheins wegen Unrichtigkeit verlangt hats) o). 

E 1 2077 II 2280, M 5 569—572; P 5 684-686; 6 222. 


1. Offentlicher Glaube des Erbſcheins, entſprechend dem Inhalte des Grundbuchs 8 892, 
ſoweit es ſich um Erwerb von dem durch Erbſchein ausgewieſenen Erben handelt. Leiſtung 
an den Erben $ 2367. Entſcheidend iſt lediglich, ob zur Zeit des Erwerbs ein ſolcher Erbſchein 
erteilt iſt und noch in Geltung ſteht. Nicht ift erforderlich, daß ihn der Erbe bei Abſchluß des 
Geſchaͤfts beſitzt oder vorlegt oder daß er oder der Erwerber auch nur davon Kenntnis habe 
(Ach 26. 9. 06 V 3/06). Ebenſowenig iſt zwiſchen entgeltlichem und unentgeltlichem Erwerb 
unterſchieden, doch haftet letzterenfalls der Erwerber dem wirklichen Erben nach 88 816 A 1. 
822 auf Bereicherung. 

2. Der Erwerb muß durch Rechtsgeſchäft, einſeitiges oder zweiſeitiges, vermittelt ſein 
(Vorbem vor $ 104). Demnach ſcheidet aus der Erwerb unmittelbar kraft Geſetzes (fo $ 412), 
durch Erbgang oder Verfügung von Todes wegen, im Wege der Zwangsvollſtreckung oder 
des Arreſtes, ſoweit es ſich dabei nicht gemäß ZPO 88 894, 897 um die durch Urteil erzwungene 
Erfüllung eines Rechtsgeſchäfts handelt. Verfügende Rechtsgeſchäfte anderer Art ſ. 8 2867 A 3. 
Der dem Erbſcheinserben aus dem Rechtsgeſchäfte zufließende Erwerb (die Gegenleiſtung) 
wird als Surrogat nach 88 2019 A 2, 2111 A 2 Beſtandteil der Erbſchaft, ſoweit er mit Mitteln 
der Erbſchaft gemacht iſt. Im übrigen haftet der falſche Erbſcheinserbe nach $ 816 Abſ 2 auf 
Bereicherung. Das zwiſchen ihm und einem Dritten ergehende Urteil wirkt weder für noch 
gegen den wirklichen Erben. 

8. Erbſchaftsgegenſtand, Sache oder Recht ($ 90) einſchließlich der Surrogate nach 
92019 U 1/2, im Gegenſatze zu der Erbſchaft als Ganzem (88 2030, 2371 ff.) oder zum Erbteile. 
Der Erbſchein ſchützt mithin denjenigen nicht, welcher einen Erbteil auf Grund von $ 2088 
Abſ 1 erwirbt. Zugleich kommt zum Ausdruck („Erbſchaftsgegenſtand, zur Erbſchaft gehörendes 
Recht“), daß ſich der Erwerb auf der Grundlage des dem Erbſcheinserben vermeintlich zu- 
ſtehenden Erbrechts vollzogen haben muß. Doch genießen Veräußerungen auf Grund eines 
anderen vermeintlichen Rechtstitels den Schutz der 88 932ff. 

Pin Recht an Erbſchaftsgegenſtänden, z. B. Dienſtbarkeiten, Hypotheken uſw., Pfand⸗ 
rechte. 
5. Befreiung von Rechten dinglicher oder perſönlicher Art, ſofern ſie dem Erben als 
NER, Erbſchaftsſurrogate, zuftehen (Löſchungsbewilligungen, Erlaß, befreiende 

nahme). : 

6. Die Schutzwirkung des Erbſcheins reicht ſoweit wie die Vermutung des $ 2365, nicht 
weiter. Danach hat die vom falſchen, aber durch einen noch in Geltung ſtehenden Erbſchein 
ausgewieſenen Erben vorgenommene Veräußerung die gleiche Wirkung, wie wenn ſie der 
wahre Erbe bewirkt hätte. Ebenſo ſind die Veräußerungen des wirklichen Erben, dem un⸗ 
beschränkter Erbſchein erteilt ift, voll wirkſam, auch wenn er in Wahrheit durch Anordnung 
einer Nacherbfolge oder Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers beſchränkt war. Dagegen 
bietet der Erbſchein keine Gewähr dafür, daß der Erbe nicht in anderer Weiſe (durch Nachlaß. 
zerwaltung, Nachlaßkonkurs, Entziehung der Verwaltung nach 8 2129) beſchränkt oder daß 
ein Vorerbenrecht inzwiſchen durch Eintritt der Nacherbfolge erloſchen fei (.. jedoch $ 2140). 
Selbſtverſtändlich auch nicht dafür, daß er gemäß 8 2861 nicht für kraftlos erklärt iſt. Angaben, 
die nicht in den Erbſchein gehören (§ 2353 A 4), genießen den öffentlichen Glauben über⸗ 
haupt nicht. Der Schutz tritt nur zugunſten des Erwerbers ein, nicht zugunſten des oder 
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der vermeintlichen Erben, alſo nicht auch bezüglich der Verfügungen, die vermeintliche Mit: 
erben untereinander über Erbſchaftsgegenſtände getroffen haben. Anderſeits wirkt der un⸗ 
richtige Erbſchein auch nicht zuungunſten des Erwerbers, wenn er z. B. nachweiſt, daß die im 
Erbſchein angegebenen Beſchränkungen des Erben in Wahrheit nicht beſtehen. 

7. Der Schutz des Erbſcheins verſagt, wenn dem Erwerber Kenntnis von der Unrichtig⸗ 
keit ($ 2361 A 1) nachgewieſen wird. Hierzu genügt jedoch nicht Kennenmüſſen (§ 122 Abſ 2) 
oder Kenntuis von einzelnen Tatſachen, die das bezeugte Erbrecht aufzuheben oder einzu⸗ 
ſchränken geeignet ſind, wenn er dadurch nicht zur Überzeugung von der Unrichtigkeit des 
Scheines gebracht worden iſt. Der Erwerber braucht deshalb nicht gutgläubig im Sinne von 
8 932 Abſ 2 zu fein. Zweifel, ſelbſt ein auf grober Fahrläſſigkeit beruhendes Nichterkennen 
der Unrichtigkeit, iſt ihm unſchädlich. Kenntnis von der Anfechtbarkeit ſteht nach 8 142 Abf 2 
der Kenntnis von der Nichtigkeit gleich. Entſcheidend iſt der Zeitpunkt der Vollendung des 
betreffenden Rechtsgeſchäfts. Grundſätzlich kommt es auf die Kenntnis des Vertreters an, 
ausnahmsweiſe genügt diejenige des Vertretenen (8 166). 

8. Der Schuß verſagt ferner mit erlangter Kenntnis von der bloßen Tatſache des wegen 
Unrichtigkeit des Erbſcheins geſtellten Verlangens der Rückgabe, gleichviel ob wirklich eine 
Unrichtigkeit vorlag und ob das Verlangen ſich als gerechtfertigt erwieſen hat. Dem muß 
gleichgeſtellt werden, wenn der Erwerber von der rechtskräftigen Verurteilung zur Heraus- 
gabe an das Nachlaßgericht erfährt (8 2362 Abſ 1). Dagegen ilt die Kenntnis davon unſchädlich, 
daß dieſes Verlangen nur erſt geſtellt iſt. Das Vorhandenſein eines zweiten widerſprechenden 
Erbſcheins hebt die Vermutung des § 2305 (A 1) und damit auch den öffentlichen Glauben 
des erſten Erbſcheins auf (a. M. Staudinger A III E, Leonhard, IV, B). Mit Wiederein⸗ 
ziehung des ihm entgegenſtehenden Scheines kommt jedoch der auf Grund des anderen Erb⸗ 
ſcheins vollzogene Erwerb zu Kräften. 

9. Neben § 2366 kommt dem Erwerber gemäß $ 892 auch der Inhalt des Grundbuchs 
zugute, ſoweit der Erbe dort eingetragen ift. Weiſen das Grundbuch und derkErbſchein ver⸗ 
ſchiedene Perſonen als Erben aus, ſo kann zwar der auf Grund des Erbſcheins gemachte Erwerb 
nicht zur Eintragung im Grundbuche führen. Doch verliert der Erbſchein damit im übrigen 
nicht ſeine Schutzwirkung. Inwieweit die Kenntnis von der (richtigen) Eintragung im Grund⸗ 
buch oder von einem dort eingetragenen (begründeten) Widerſpruch der Kenntnis von der 
Unrichtigkeit des Erbſcheins gleichfteht (A 7), ift Tatfrage. 


§ 2367 
Die Vorſchriften des § 2366 finden entſprechende Anwendung!), wenn 
an denjenigen, welcher in einem Erbſchein als Erbe bezeichnet iſt, auf Grund 
eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes eine Leiſtung bewirkte) oder wenn 
zwiſchen ihm und einem anderen in Anſehung eines ſolchen Rechtes ein nicht 
unter die Vorſchrift des § 2366 fallendes Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, 
das eine Verfügung über das Recht enthält). 


E 1 207 II 2231; M 5 569—572; P 5 685—687, 728, 729. 


1. Öffentlicher Glaube des Erbſcheins, entſprechend beim Grundbuche 8 893, wenn 
es ſich um Leiſtungen an den Erben oder um andere als Erwerbsgeſchäfte handelt. 

2. Der gutgläubige Nachlaßſchuldner wird durch Leiſtung an den Erbſcheinserben (8 241) 
auch dann befreit, wenn er ſich nicht als wirklicher Erbe ertveift oder wenn der Erbe infolge 
beſtehender, aber im Erbſcheine nicht angegebener Beſchränkungen (§ 2366 U 6) nicht wirt 
ſam annehmen konnte. Der Schuldner iſt jedoch nicht berechtigt, die Leiſtung von Vorlegung 
gerade eines Erbſcheins abhängig zu machen ($ 2365 A 2; Ausnahme bei einer Nachlaßhypothek, 
wenn der Erbe nicht als Gläubiger eingetragen ift, gemäß § 1144 in Verb. mit GBO $ 30 Abl 1; 
(auch 35 $ 94). Ob die Leiſtung an den Erbſcheinserben perſönlich oder fo bewirkt wird, 
daß fie der Gläubiger als erfolgt gelten laſſen muß (88 182 ff., 1375, 1443), iſt gleichgültig. 
Hinterlegung ſteht der Leiſtung gleich (§ 378). Auch inſoweit treten die mit der Leiſtung an 
den Berechtigten verknüpften Wirkungen ein, als dadurch kraft Geſetzes (88 268, 426, 774, a 
1163, 1177) die dem wirklichen Erben zuſtehende Forderung auf den Leiſtenden übergeht: 
Zur Erbſchaft gehören auch die durch Surrogation Beſtandteile der Erbſchaft gewordeglt 
Rechte ($$ 2019 A 1/2, 2111 A 2). Der falſche Erbe haftet dem wirklichen Erben nach 8 8 
Abſ 2 auf Bereicherung. 1 
3. Als nicht auf Erwerb abzielende Berfügungsgeſchäfte, zweiſeitige oder einfeihiß”, 
die der Erbſcheinserbe gegenüber einem Dritten oder dieſer gegen den Erbſcheinserben 5 
mmt, kommen in Betracht Aufrechnung, Anbieten der Leiftung, Kündigung, Vorrangs⸗ 
eutraumung, Erklärungen an Behörden uſw. Dagegen kann der Erbſcheinserbe u! 
ben wirklichen Erben bloß ſchuldrechtlich, fo auch nicht durch Abſchluß von Mietverträgen übe 
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ein Nachlaßgrundſtllck verpflichten, ebenſowenig durch Führung eines Rechtsſtreits über zur 
Erbſchaft gehörende Rechte (Dernburg V 8 160 A 6). 


§ 2368 

Einem Teſtamentsvollſtrecker hat das Nachlaßgericht auf Antrag ein 
Zeugnis über die Ernennung zu erteilen). Iſt der Teſtamentsvollſtrecker 
in der Verwaltung des Nachlaſſes beſchränkte) oder hat der Erblaſſer an⸗ 
geordnet, daß der Teſtamentsvollſtrecker in der Eingehung von Verbind⸗ 
lichkeiten für den Nachlaß nicht beſchränkt ſein ſoll, jo iſt dies in dem Zeug⸗ 
nis anzugeben“). 

Iſt die Ernennung nicht in einer dem Nachlaßgerichte vorliegenden öffent⸗ 
lichen Urkunde enthalten“), jo ſoll vor der Erteilung des Zeugniſſes der 
Erbe wenn tunlich über die Gültigkeit der Ernennung gehört werden). 

Die Vorſchriften über den Erbſchein finden auf das Zeugnis entſprechende 
Anwendung“); mit der Beendigung des Amtes des Teſtamentsvollſtreckers 
wird das Zeugnis kraftlos“). 

E II 2233; M 5 222; P 5 253— 255, 688—691. 


1. Das Teſtamentsvollſtrecerzeugnis wird dem Teſtamentsvollſtrecker für ſeine Perſon 
erteilt und bekundet, abweichend von dem für den Erben erteilten Erbſchein, nicht bloß die 
Tatſache der Ernennung (§ 2364 A 1), ſondern hat auch ſeine Perſon namentlich zu bezeichnen. 
Auf das Zeugnis hat, ſobald er das Amt angenommen hat, nicht bloß der verwaltende, ſondern 
jeder Teſtamentsvollſtrecker Anſpruch, alſo auch in den Fällen der 88 2208, 2222, 2223. 

2. Als Verwaltungsbeſchränkungen kommen alle von der Regel der 88 2203—2206 
abweichenden Anordnungen in Betracht, ſoweit ſie für den rechtsgeſchäftlichen Verkehr des 
Teſtamentsvollſtreckers mit Dritten von Erheblichkeit find (RIA 7, 24). Insbeſondere alfo 
Beſchränkungen aus 88 2208, 2209, 2222, 2223 und Anordnungen für die Amtsführung 
mehrerer Tejtamentsvollftreder $ 2224 Abſ 1. Aber auch Anordnungen über Fortdauer der 
Verwaltung nach $ 2210 A 1 oder über deren zeitliche Begrenzung ſind anzugeben. 

3. Befreiungen in der Eingehung von Verbindlichkeiten 88 2207, 2209 A 8. 

4. Der Nachweis der Ernennung durch öffentliche Urkunde iſt ausgeſchloſſen in den 
9 2360 A 2 erwähnten Fällen. Er erledigt ſich, wenn das Gericht nach 8 2200 ſelbſt die Er- 
nennung vornimmt. 

5. Gehör des Erben, Untunlichkeit wie § 2360 A 2 } 

6. Die entſprechende Anwendung der Vorſchriften Über den Erbſchein ergibt: Angabe 
über die Größe des betreſſenden Erbteils, wenn der Teſtamentsvollſtrecker nur einem von 
mehreren Erben beſtellt iſt ($ 2353). Im übrigen iſt die Perſon des Erben gleichgültig, die 
Angabe hierüber zur Verhütung von Verivechffungen mit dem Erbſchein eher zu vermeiden. 
Die in 89 23542356 vorgeſchriebenen Angaben und Nachweiſe liegen dem Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker nur inſoweit ob, als davon die Gültigkeit ſeiner Ernennung abhängt. Jeder der mehreren 
Teſtamentsvollſtrecker kann das Zeugnis für ſich allein (wiewohl unter Aufführung auch der 
übrigen zur Führung des Amtes mit Berechtigten § 2224), aber auch als gemeinſchaftliches 
beantragen, hat aber daun die Annahme des Amtes durch die übrigen nachzuweiſen (§ 2857). 
Ermittlungs⸗ und Prüfungspflicht des Nachlaßgerichts 88 2358, 2359, insbeſondere wenn 
ein Wechſel in der Perſon des Teſtamentsvollſtreckers eintritt (8 2361 Abſ 3). Gehör des Gegners, 
dach Befinden auch der ſtreitenden Erbprätendenten, wenn ein Rechtsſtreit über Gültigkeit 
der Ernennung anhängig iſt (8 2360). Einziehung oder Kraftloserklärung des ungültigen 
Bengniffes 9 2361 (RJ 10, 121). Klagerecht des Erben oder des wirklichen Teſtaments⸗ 
dollſtreckers auf Herausgabe des unrichtigen Zeugniſſes und Auskunftspflicht $ 2862. Beweis⸗ 
got und öffentlicher Glaube des Zeugniſſes 88 23652307 (fo für den Fall, daß eine von 
82224 Abf 1 Satz 2 abweichende Anordnung des Erblaſſers im Zeugniſſe nicht angegeben iſt, 
O 34, 319). Gegenſtändlich beſchränktes Zeugnis nach § 2369 (Kg 86 A 112). 

7. Mit Beeudigung des Amtes (88 22252227) wird das Zeugnis von ſelbſt kraftlos 
(RG Warn 1910 5 426). Eine beſondere Kraftloserklärung (§ 2361 Abſ 2) findet in dieſem 
Falle nicht jatt doch hat das Nachlaßgericht für Einziehung zu forgen. Auch die Vorlegung 
des Zeugniſſes bietet Dritten keine Gewähr dafür, daß die Befugniſſe des Teſtamentsnoll⸗ 
ſtreckers noch fortbeſtehen. Sie find nur gemäß 8 2218 A 1 geſchützt. Jedoch können fie ſich in- 
oweit auf den öffentlichen Glauben des Zeugniſſes berufen, als es eine auf Anordnung des 
Erhlaſſers beruhende Beſchrankung der Amtsdauer des Teſtamentsvollſtreckers nicht enthält 
(8 2365 A 3; RG 83, 352). Kein Recht des Dritten, den Nachweis des Amtes gerade durch 
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das Zeugnis zu verlangen (RG IWW 1910, 802°), f. aber ZBO 8 94 (§ 2365 A 2). — Antrags- 
recht des Gläubigers auf Erteilung des Zeugniſſes ZPO 88 792, 896, Recht auf Akteneinſicht 
und Ausfertigung FGG 88 78, 85; GBO 5 86 Abi 2. Recht des Teſtamentsvollſtreckers, 
die Erteilung des Erbſcheins zu beantragen, $ 2353 A 3. — Kein Zeugnis des Nachlaß 
gerichts darüber, daß eine Teſtamentsvollſtreckung, z. B. durch Ablehnung des ernannten 
Vollſtreckers, fortgefallen ift (K GJ 50, 103). 


8 2369 


Gehören zu einer Erbſchaft, für die es an einem zur Erteilung des Erb⸗ 

ſcheins zuſtändigen deutſchen Nachlaßgerichte fehlt, Gegenſtände, die ſich 
im Inlande befinden, ſo kann die Erteilung eines Erbſcheins für dieſe 
Gegenſtände verlangt werden!). 
Ein Gegenſtand, für den von einer deutſchen Behörde ein zur Eintragung 
des Berechtigten beſtimmtes Buch oder Regiſter geführt wird, gilt als im 
Inlande befindlich). Ein Anſpruch gilt als im Inlande befindlich, wenn 
für die Klage ein deutſches Gericht zuſtändig iſts). 


E I 2079 II 2284; M 5 574, 575; P 5 691—696; 6 21. 


J. Gegenſtändlich beſchränkter Erbſchein. Ein ſolcher kann unter der Vorausſetzung 
verlangt werden, daß nach materiellem Rechte die Erteilung eines ordentlichen Erbſcheins 
durch die inlaͤndiſchen Gerichte ausgeſchloſſen iſt. Die Vorausſetzung trifft zu, wenn der Erb, 
laſſer ein Ausländer war und gemäß einem Staatsvertrag oder EG Artt 25, 27 nach aus- 
ländiſchem Rechte beerbt wird. Darauf, ob er zur Zeit feines Todes ſemen Wohnſitz oder 
feinen Aufenthalt im Inland oder im Auslande hatte, kommt es nur infofecn an, als ſich die 
örtliche Zuſtändigkeit des Gerichts, das den beſchränkten Erbſchein zu erteilen hat, im erſten 
Falle nach § 73 Abf 1, im zweiten Falle nach § 78 Abſ 8 FGG beſtimmt (KGJ 86 A 102; 
41, 62; a. M. 2. Aufl.). Auch beim beſchränkten Erbſchein für im Inlande befindliche 
Nachlaßgegenſtände (Sachen oder Rechte § 90) handelt es ſich um Bezeugung eines 
Erbrechts, d. h. einer Geſamtnachfolge, für deren Vorausſetzungen das betreffende aus- 
ländiſche Recht maßgebend iſt (& hJ 36 A 100). Hinſichtlich der formellen Vorausſetzungen 
für die Erteilung des Erbſcheins aber gilt das deutſche Recht (88 2358 ff.). Ob das für die 
Beerbung maßgebende ausländiſche Recht die Einrichtung des Erbſcheins kennt, iſt unerheblich 
(RJa 12, 210). Ob das bezeugte Erbrecht das ausländische Vermögensſtück ergreift, iſt davon 
abhängig, ob es zu der betreffenden Erbſchaft gehört. Daß dies der Fall und daß der Erbe 
hierüber verjügungäberechtigt ſei, wird im Erbſchein nicht bezeugt, braucht alſo bei dem 
Antrag auf Erteilung des Scheines auch nicht nachgewieſen zu werden. Immerhin iſt dar⸗ 
zule zen, daß die auch im Erbſchein näher zu bezeichnenden Geyenftänbe zur Zeit des Antrag‘ 
im Inlande vorhanden find und tatſächlich zum Nachlaß gehören. Die Wirkungen des Erb- 
ſcheins ind, wiewoht nur in Anſehung der bezeichneten Gegenſtände, die gleichen wie beim 
gewöhnlichen Erbſchein. Als Inland kann auch ein Konſularvezirk oder ein Schutzgebiet in 
Betracht kommen (Kon GG v. 7. 4. 00 $ 26; Schutzgebch v. 10. 9. 00 § 3). 

2. Behördlich gebuchte Gegenſtände, ſo insbeſondere im Grundbuch, Schiffsregiſter, 
Reichs und Staatsſchuldbuch, Patentrolle, Muſterregiſter, Handelsregiſter. 

3. Vermögensrechtliche Anſprüche, für deren Verfolgung nach 88 12ff., nicht bloß 8 28 
ZPO ein deutſches Gericht zuſtändig iſt. — Die Ausnahmevorſchrift geſtattet nicht, den gegen ⸗ 
ſtändlich beſchränkten Erbſchein auch ohne die beſonderen Vorausſetzungen des § 2369 zu er⸗ 
teilen ($ 2858 A 4), wohl aber ift fie für das Teſtamentsvollſtreckerzeugnis (8 2368) 
entſprechend anwendbar. 

8 2370 


Hat eine für tot erklärte Perſon den Zeitpunkt überlebt, der als Zeit⸗ 
punkt ihres Todes gilt, oder iſt ſie vor dieſem Zeitpunkte geſtorben, ſo 
gilt derjenige, welcher auf Grund der Todeserklärung Erbe ſein würde, 
in Anſehung der in den 88 2366, 2367 bezeichneten Rechtsgeſchäfte zugunſten 
des Dritten auch ohne Erteilung eines Erbſcheins als Erbe, es ſei denn, 
daß der Dritte die Unrichtigkeit der Todeserklärung kennt?) oder weiß, 
des die Todeserklärung infolge einer Anfechtungsklage aufgehoben wor⸗ 

en iſts). 

Iſt ein Erbſchein erteilt worden, ſo ſtehen dem für tot Erklärten, wenn 
er noch lebt, die im 8 2362 beſtimmten Rechte zu‘). Die gleichen Rechte hat 
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eine Perſon, deren Tod ohne Todeserklärung mit Unrecht angenommen 


worden iſts). 
E I 2089, 2090 II 2335; M 5 597—600; P 5 725, 726. 


1. Sit jemand auf Grund einer Todeserklärung (8 18) vermeintlicher Erbe des für 
tot Erklärten geworden, ſo bleiben auch ohne Erteilung eines Erbſcheins die von 
ihm oder ihm gegenüber vorgenommenen Rechtsgeſchäfte der in den 88 2366, 2867 bezeichneten 
Art zugunſten des gutgläubigen Dritten wirkſam. Und zwar ſowohl gegenüber dem 
irrig für tot Erklärten, in deſſen Vermögen zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts über⸗ 
haupt keine Erbfolge eröffnet war, als auch gegenüber demjenigen, welcher nach dem er⸗ 
mittelten wirklichen — früheren oder ſpäteren — Zeitpunkte des Todes des Erblaſſers in Wahr⸗ 
heit ſchon zur Zeit der Vornahme des Rechtsgeſchäfts fein geſetzlicher oder gewillkürter Erbe 
geworden war. Die Schutzwirkung tritt nur ein, wenn der als Erbe Aufgetretene unter der 
Vorausſetzung der Richtigkeit des in der Todeserklärung angenommenen Todestags auch 
wirklich Erbe des für tot Erklärten geworden wäre. Eine Vermutung, daß dem fo ſei, würde 
nur durch wirklich erteilten Erbſchein begründet (§ 2365). 

2. Kenntnis erfordert, wie im Falle des § 2366 A 7, poſitives Wiſſen von der Unrichtig⸗ 
keit der Todeserklärung, alſo davon, daß der für tot Erklärte noch gelebt hat oder zu welchem 
anderen Zeitpunkt er geſtorben iſt. 

3. Aufhebung der Todeserklärung infolge der Anfechtungsklage mit Rechtskraft des 
ie unf 1 A Urteils ZPO 8 976 Abſ 8. Kenntnis davon, daß die Klage erhoben worden, 
iſt unſchädlich. . 

4. Dem fälſchlich für tot Erklärten fteht gegen den Erbſchaftsbeſitzer nach $$ 2031, 2027 
der Anſpruch auf Herausgabe ſeines Vermögens und Auskunftserteilung zu. Die Pflicht 
zur Auskunft und zur Herausgabe des Erbſcheins liegt nach $ 2362 auch dem Beſitzer des un- 
richtigen Erbſcheins ob. Nicht minder iſt das vermeintliche Nachlaßgericht, das den unrichtigen 
Erbſchein erteilt hat, nach $ 2361 zur Einziehung verpflichtet. 

5. Entſprechend § 2031 Abſ 2. 


Neunter Abſchnitt 
Erbſchaftskauf 


Der Erbſchaftskauf, deſſen Grundſätze auch für Veräußerungsgeſchäfte anderer Art gelten 
($ 2385), betrifft nicht das Erbrecht, ſondern nur die Erbſchaftsgegenſtände und deren Surro. 
gate nach dem Beſtande zur Zeit des Kaufes (5 2374). Er begründet deshalb wenigſtens auf 
der Aktivſeite der Erbſchaft keine Geſamtnachfolge, macht aber den Käufer neben dem gleich. 
falls forthaftenden Verkäufer in jedem Falle für die Nachlaßverbindlichkeiten haftbar (5 2882 
bis 2884). Im allgemeinen gelten die Kaufsgrundſätze, ſie find aber mit Rückſicht auf die erb⸗ 
rechtliche Natur des Geſchäfts durch eine Anzahl beſonderer Vorſchriften ergänzt. $ 2371 
fordert für den Kauf gerichtliche oder notarielle Beurkundung. 
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1) Ein Vertrag, durch den der Erbe die ihm angefallene Erbſchaft ver⸗ 
kauft), bedarf der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung“). 
E II 448; M 2 352—354; P 2 114, 115; 5 444. 


1. Der Erbſchaftskauf iſt Kauf im Sinne von 88 433 ff., ſomit ſchuldrechtliches Ge ⸗ 
ſchäft. Er unterſteht den beſonderen hierfür erteilten Vorſchriften auch dann, wenn er in die 
Form des Vergleichs eingekleidet iſt (RG IW 1910, 998°). Er wirkt nicht dinglich, ſo daß 
die Erbſchaft als Ganzes unmittelbar auf den Käufer als Geſamtnachfolger überginge, ver- 
pflichtet vielmehr den Verkäufer, die einzelnen zur Erbſchaft gehörigen Sachen und Rechte 
nach den hierfür geltenden beſonderen Vorſchriften auf den Käufer als Einzelnachſolger ſo 
zu übertragen, daß er ſie hat, wie wenn er an Stelle des Verkäufers Erde geworden wäre. 
6 2003 hat die Verfügung des Miterben über feinen Nachlaßanteil dingliche Wirkung 

033 A 3). e : l 

2. Gegenſtand des Kaufes ift die angefallene Erbſchaft als Vermögensinbegriff oder 
der Anteil eines Miterben (§ 1922 Abſ 2), im ganzen oder nach Bruchteilen, nicht aber das 
Erbrecht ſelbſt. Ein Erbanſpruch auf Beſtandteile des Nachlaſſes iſt geſetlich nicht gegeben 
und kann deshalb auch nicht Gegenſtand des Verlaufs fein (RG 61, 76). Anfall der Erbſchaft 
$ 1942. Ter Kauf iſt nichtig, wenn er über den Nachlaß eines noch lebenden Dritten ge⸗ 
ſchloſſen wird und die Ausnahme des 8 312 Abſ 2 nicht Play greift. Iſt der Erbfall ein. 
getreten, ſo kann auch die dem Verkäufer noch nicht angefallene Erbſchaft, insbeſondere die 
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Nacherbſchaft bedingungsweiſe (für den Fall des Anfalls), es kann ſogar die einem Dritten 
gr vom Nichterben unter Einhaltung der Form wirkſam verkauft werden 
(55 434, 2376). 

3. Gerichtliche oder notarielle Beurkundung 88 128, 152, Nichtigkeit wegen Nicht- 
beobachtung der Form § 125. Der Formzwang erſtreckt ſich, bei Strafe der Nichtigkeit des 
Vertrags, auf alle Vertragsabreden, nicht bloß auf das eigentliche Veräußerungsgeſchäft. 
Nur ſoweit ſolche Abreden im Vertrage wenigſtens einigermaßen Ausdruck gefunden haben, 
können ſie Beachtung finden, ſei es auch, daß ihre Auslegung nur unter Hinzunahme 
anderer, formloſer Nebenabreden gelingt (RG ZW 1910, 9988). Der ormvorſchrift unter⸗ 
liegen auch Vergleiche unter Erbprätendenten, wodurch die Erbſchaft aufgeteilt wird 
(RG 72, 210; Warn 1919 Nr 23). Aber mangels Formbeobachtung bleibt der in dieſer Weiſe 
abgefundene Erbe wenigſtens ſchuldrechtlich im Verhältnis zu den übrigen Erben an der 
Geltendmachung ſeiner Erbanſprüche verhindert (RG Warn 09 Nr 512). Der Mangel der 
Form kann gemäß 8 313 Satz 2 durch Auflaſſung, nicht aber durch Übertragung des Erbteils 
gemäß 8 2093 (A 4) geheilt werden. Doch liegt hierin meiſt formgerechte Wiederholung des 
Kaufgeſchäfts. Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich 88 1822 Nr 1, 1643. — 
Die Formvorſchrift gilt nicht für Erbſchaften, die vor 1. 1. 00 angefallen find (RG 73, 291). 


8 2372 


Die Vorteile, welche ſich aus dem Wegfall eines Vermächtniſſes oder 
einer Auflage!) oder aus der Ausgleichungspflicht eines Miterben ergeben, 
gebühren dem Käufer)). 

E 1 488 Abſ 3 II 450 Abſ 2; M 2 355; P 2 112, 113. 

1. Ergänzende Vorſchrift. Wegfall von Vermächtniſſen und Auflagen kommt dem 


Käufer als Gegenſtück für die durch § 2382 ihm auferlegte Erfüllung der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten zugute. $ 2376 ergibt dasſelbe beim Wegfall der Nacherbſchaft. 


2. Ausgleichungspflicht SS 2050 ff. Die daraus hervorgehende Erhöhung des geſetzlichen 
Erbteils gebührt dem Käufer, wie ihm der Verkäufer nach $ 2376 auch dafür haftet, daß infolge 
der Ausgleichung keine Minderung des Erbteils eintritt. 


8 2373 


Ein Erbteil, der dem Verkäufer nach dem Abſchluſſe des Kaufes durch 
Nacherbfolge oder infolge des Wegfalls eines Miterben anfällt, ſowie ein 
dem Verkäufer zugewendetes Vorausvermächtnis iſt im Zweifel nicht als 
mitverkauft anzuſehen !). Das gleiche gilt von Familienpapieren und Fa⸗ 
inilienbildern?). 

ET 488 Abſ 2 II 450 Abs 1, 3; M 2 354, 955; J 2 112-114. 

1. Auslegungsregeln, z. T. abweichend von der Nacherbfolge 8 2110. Vorausgeſetzt iſt 
Verkauf des Erbteils durch einen Miterben, dem durch Nacherbfolge oder Wegfall eines 
Miterben (88 1935, 2094 ff.) ein fernerer Erbteil anfällt. Vorausvermächtnis § 2150, das 
auch im Voraus beſtehen kann, 8 1932. Doch haftet nach § 2376 der Verkäufer für das Nicht⸗ 
vorhandenſein auch eines ſolchen Vermächtniſſes. 

2. Familienpapiere („Urkunden rechtlicher Art, Perſonenſtandsatteſte, Korreſpondenzen, 
Tagebücher, Familiennotizen uſw.“, Prot 2, 114) und Familienbilder, gleichviel ob fie Ver’ 
mögenswert haben oder nicht (vgl. §S 2047 A 3). Die Regel gilt beim Verkaufe ſowohl des Erb’ 
teils als der ganzen Erbſchaft. 


S 2374 


Der Verkäufer iſt verpflichtet, dem Käufer die zur Zeit des Verkaufs 
vorhandenen Erbſchaftsgegenſtänden mit Einſchluß deſſen herauszugeben, 
was er vor dem Verkauf auf Grund eines zur Erbſchaft gehörenden Rechtes 
oder als Erſatz für die Zerſtörung, Beſchädigung oder Entziehung eines 
Erbſchaftsgegenſtandes oder durch ein Rechtsgeſchäft erlangt hat, das ſich 
auf die Erbſchaft bezog). 

E I 489, 490, 481 Abſ 1 II 451 Abf 1; M 2 356—858; P 2 115—121, 126; 6 182, h 

1. Gegenſtand der Herausgabepflicht ift nicht wie im Falle der 88 2018 A 4, 2130 die 


Frbſchaft als Ganzes, ſondern find die einzelnen Erbſchaftsgegenſtände, Sachen ober Reit 
(8 90). Nach der Natur dieſer Gegenſtände beſtimmt ſich gemäß § 433 Abf 1 die Pflicht 31 
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Übergabe, Auflaſſung und Übertragung. Maßgebend iſt jedoch nicht die Zeit des Erbfalls, 
ſondern die Zeit des Verkaufs. Zur Verſchaffung bereits vorher veräußerter, wenn auch 
bei Dritten noch vorhandener Gegenſtände iſt der Verkäufer überhaupt nicht, zur Erſatzleiſtung 
nur im Rahmen des $ 2375 verpflichtet. Anderſeits gehören zur Erbſchaft und ſind deshalb 
mit herauszugeben auch nach dem Erbfall vom Erben als ſolchem erworbene Rechte, wie 
z. B. Anfprüche gegen den Teſtamentsvollſtrecker, Nachlaßpfleger, gegen Miterben (Aus⸗ 
gleichungspflicht), aus der Geſchaftsführung (8 1959). Ferner der Erbſchaftsauſpruch (88 2018 ff.), 
der Anſpruch gegen den Vorerben (§ 2130) und die nach 8 857 erlangten Beſitzrechte. Sonſtige 
Verpflichtungen des Verkäufers ergeben ſich aus allgemeinen Kaufs, und Vertragsgrund⸗ 
[ätzen, fo insbeſondere aus $ 260 die Pflicht zur Vorlegung eines Verzeichniſſes und nach 
Befinden zur Leiſtung des Offenbarungseides. Der vom Scheinerben kaufende Erwerber 
iſt nach $ 2030 dem Erbſchaftsanſpruch des wahren Erben ausgeſetzt. Auch eine Genehmigung 
durch letzteren macht den Verkauf nicht wirkſam nach § 185, da es ſich hierbei (abgeſehen von 
der Veräußerung eines Erbteils nach 9 2033) nicht um eine Verfügung handelt. Im übrigen 
iſt der Käufer für den unter dem Titel des Erbſchaftskaufs vom Nichterben abgeleiteten Er⸗ 
werb nicht durch 88 932 ff., ſondern nur im Falle der Erteilung des Erbſcheins nach 88 2366, 
2367 oder durch den öffentlichen Glauben des Grundbuchs geſchützt. 

2. Vorausgeſetzt, daß ſie zur Zeit des Verkaufs noch beim Erben vorhanden find (A 1), 
ſind auch die Surrogate der Erbſchaft herauszugeben. Es gelten hierfür die gleichen Grund. 
ſätze wie für die Erbengemeinſchaft (vgl. $ 2041). Danach ift nicht in Natur (f. aber 8 2375 A 2) 
herauszugeben, was der Erbe mit Mitteln der Erbſchaft, aber für ſich erworben hat (88 2019 A 2, 
2111 A 2). Umgekehrt kann er die Herausgabe nicht durch den Nachweis abwenden, daß er 
3. B. den Erſatz aus eigenen Mitteln beſchafft habe. Die Nutzungen verbleiben dem Verkäufer 
($ 2379). Handelt es ſich um den durch Verfügung nach $ 2033 vollzogenen Verkauf eines 
Erbteils, jo erlangt der Käufer, indem er die Rechtsſtellung des Miterben erwirbt, vermöge 
der dinglichen Wirkung der Surrogation gemäß § 2041 dadurch unmittelbar die Verfügung 
auch über die Surrogate der Erbſchaft. Soweit die Auseinanderſetzung bereits durchgeführt 
und damit die Erbengemeinſchaft aufgehoben ift (8 2047 A 1), beſtimmt ſich auch hier die 
Herausgabepflicht nach § 2374. 

§ 2375 


Hat der Verkäufer vor dem Verkauf!) einen Erbſchaftsgegenſtand ver⸗ 
braucht, unentgeltlich veräußert oder unentgeltlich belajtet?), jo iſt er ver⸗ 
pflichtet, dem Käufer den Wert des verbrauchten oder veräußerten Gegen⸗ 
ſtandes, im Falle der Belaſtung die Wertminderung zu erſetzens). Die Er⸗ 
ſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Käufer den Verbrauch oder die unent⸗ 
geltliche Verfügung bei dem Abſchluſſe des Kaufes kennt“). 


Im übrigen kann der Käufer wegen Verſchlechterung, Unterganges oder 
einer aus einem anderen Grunde eingetretenen Unmöglichkeit der Heraus⸗ 
gabe eines Erbſchaftsgegenſtandes nicht Erſatz verlangen). 


E I 491 II 451 Abſ 2: M 2 857, 858; P 2 115—120, 126. 


„. 1. In der Zeit vom Anfall bis zum Verkauf der Erbſchaft iſt der Erbe in der Verfügung 
über die Erbſchaft unbeſchränkt (Abſ 2). Gleichwohl gewährt Abſ 1, wenn es nachmals zum 
Verkaufe kommt, dem Käufer auch für früher vorgenommene unentgeltliche Verminderungen 
im Wege ergänzender Beſtimmung einen Ausgleich. Der Verkäufer des Erbteils haftet hierfür 
zu dem entſprechenden Teile. 
Zu den verbrauchten Sachen ($ 92) gehört ausgegebenes Erbſchaftsgeld, auch wenn es 
8. 2. erſt durch Verkauf von Nachlaßgegenſtänden an deren Stelle getreten wäre, ſoweit damit 
Nicht Surrogate für den Nachlaß erlangt find (5 2374 A 2). Verbrauch durch Verbindung, 
Vermiſchung, Verarbeitung §8 946 ff. Verbraucht iſt auch eine Nachlaßforderung, deren 
Aufrechnung mit ſeiner eigenen Schuld an den Nachlaßſchuldner der Erbe vornimmt oder 
geſchehen läßt. Unentgeltliche Veräußerungen ſind nicht bloß Schenkungen, vgl. 8 2113 A 3. 
unentgeltliche Belaſtung liegt auch dann vor, wenn der Erbe für eine eigene Schuld Hypothek 
oder Pfandrecht an einem Erbſchaftsgegenſtande beſtellt, da ein hierfür empfangener Gegen⸗ 
wert jedenfalls nicht Surrogat des Nachlaſſes wird. , 4 g 
3. Für den Wertserſatz, deſſen Höhe der Käufer zu beweiſen hat, iſt der Zeitpunkt des 
Verbrauchs uſw. maßgebend. Es iſt kein Grund erfindlich, warum Wertsveränderungen bis 
zum Kaufſchluß je nachdem zum Vorteil, namentlich aber auch zum Nachteil des Verkäufers 
gehen ſollten. Er kann der minder weit gehenden Erſatzforderung auch durch das Mehr, 
Ab 2. e rſeilung des vorigen Standes begegnen. Keine Erfapflicht im Falle des 8 2385 
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4. Für die Kenntnis des Käufers iſt der Verkäufer beweispflichtig. Kennenmüſſen ($ 122 
Abſ 2) genügt nicht. g 
5. Vom Verkaufsabſchluſſe ab haftet der Verkäufer nach allgemeinen Grundſätzen. 


8 2376 


Die Berpflichtung des Verkäufers zur Gewährleiſtung wegen eines 
Mangels im Rechte!) beſchränkt ſich auf die Haftung dafür, daß ihm das 
Erbrecht zufteht?), daß es nicht durch das Recht eines Nacherben oder durch 
die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers beſchränkt ift?), daß nicht Ver⸗ 
mächtniſſe, Auflagen, Pflichtteilslaſten, Ausgleichungspflichten oder Teilungs⸗ 
anordnungen beſtehen“) und daß nicht unbeſchränkte Haftung gegenüber 
den Nachlaßgläubigern oder einzelnen von ihnen eingetreten iſt'). 

Fehler einer zur Erbſchaft gehörenden Sache hat der Verkäufer nicht 
zu vertreten“). 

E I 492, 493 II 452; M 2 858, 359; P 2 121, 122; 6 322, 824, 


1. Gewährleiſtung wegen eines Mangels im Rechte. Allgemeine Vorausſetzung dafür 
iſt, daß der Käufer den Mangel bei Abſchluß des Kaufes nicht kennt (8 439 Abſ 1). Erlaß der 
Haftung iſt nichtig, wenn der Mangel argliſtig verſchwiegen iſt (8 443). Da die Erbſchaft als 
Inbegriff den Gegenſtand des Kaufes bildet, ſo haftet der Verkäufer nicht für Rechts 
mängel der einzelnen zur Erbſchaft gehörigen Gegenſtände nach 88 434—439, wenn er dieſe 
Haftung nicht vertragsmäßig übernommen hat. Ob dies durch einen Verkauf nach einem 
Verzeichnis geſchehen ſei, iſt Tatfrage. Er haftet insbeſondere auch nicht für ihre Zugehörigkeit 
zur Erbſchaft, ſondern nur dafür, daß ſie, falls ſie zum Vermögen des Erblaſſers gehörten, 
durch Erbfolge auf ihn übergegangen ſind oder daß er in Erbeneigenſchaft daran Rechte erlangt 
hat. Für den Mangel iſt der Käufer beweispflichtig (§ 442). Die Haftung verpflichtet den 
Verkäufer, wenn er nicht Erbe iſt, dem Käufer vom wahren Erben die Erbſchaft oder den 
veräußerten Erbteil ($ 2033) zu verſchaffen, die vorhandenen Beſchränkungen oder Beſchwerun⸗ 
gen zu beſeitigen. Die Rechte des Käufers beſtimmen ſich gemäß $ 440 Abſ 1 nach 88 320— 827. 
Sein Schadenserſatzanſpruch iſt bezüglich einzelner beweglicher Sachen oder Rechte an ſolchen 
Sachen von den Vorausſetzungen der 88 440 Abſ 2—4, 441 abhängig. Iſt ein Erbteil ver⸗ 
5 85 der Verkäufer nur nach Verhältnis dieſes Erbteils. Keine Haftung des Schenkers 


2. Haftung für das Beſtehen des Erbrechts, im Falle des § 2033 des Miterbrechts, beim 

6 2571 N Nacherbſchaft vor Eintritt der Nacherbfolge für die Berufung zum Nacherben 
1 9 

3. Beſchränkungen durch das Recht eines Nacherben 88 2112 ff., durch Ernennung eines 
Teſtamentsvollſtreckers 85 2203ff. Dagegen keine Haftung dafür, daß nicht Nachlaßver⸗ 
e angeordnet oder Nachlaßkonkurs eröffnet iſt, es ſei denn, daß argliſtiges Verſchweigen 
vorliegt. 

4. Vermächtniſſe einſchließlich der geſetzlichen Vermächtniſſe des Voraus § 1982, des 
Dreißigſten § 1969, nicht aber des Unterhaltsanſpruchs aus § 1963 (A 5), Auflagen, Pflicht⸗ 
teilslaſten gehören nicht zu den nach 8 2378 (vgl. aber 8 2382 A 2) vom Käufer zu erfüllenden 
Nachlaßverbindlichkeiten. Ausgleichungspflichten 8 23724 2. Teilungsanordnungen 8 2048. 

5. Unbeſchränkte Haftung vgl. $ 2383 A 1, 2. 

6. Keine Haftung für Sachmängel nach 88 459 ff. Nach dem Kaufsabſchluſſe haftet der 
Verkäufer für jedes Verſchulden. 

8 2377 


Die infolge des Erbfalls durch Vereinigung von Recht und Berbind⸗ 
lichkeit oder von Recht und Belaſtung erloſchenen Rechtsverhältniſſe gelten 
im Verhältniſſe zwiſchen dem Käufer und dem Verkäufer als nicht er⸗ 
loſchen!). Erforderlichenfalles iſt ein ſolches Rechtsverhältnis wiederherzu⸗ 
ſtellen?). 

E 1 499 II 458; M 2 365; P 2 129. 

„1. Die Vereinigung von Recht und Verbindlichkeit iſt in Wahrheit eingetreten und 
äußert auch nach dem Verkaufe gegen Dritte (hierdurch befreite Bürgen, erloſchene Pfand⸗ 
rechte) volle Wirkung. Sie „gilt“ nur im Verhältnis der Kaufskontrahenten nicht als ein⸗ 


getreten (fo auch § 1991 A 2), fo daß der verkaufende Erbe je nachdem wieder als Nachlaß ⸗ 
gläubiger gegen den Käufer auftreten kann ($ 2378), ſich aber von ihm auch als Nachlaßſchuldner 
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behandeln laſſen muß. Der Käufer hat ſich deshalb eine Schuld des verkaufenden Miterben 
an den Nachlaß anteilig aufj den gekauften Erbteil anrechnen zu laſſen (RG 78, 273). Übrigens 
kommt es im Falle des Verkaufs eines Erbteils (8 2033) nach $ 2032 (A 2) überhaupt 
nicht zur Konfuſion oder Konſolidation. 

2. Wiederherſtellung insbeſondere erloſchener Nebenrechte, wie Bürgſchaft, Pfand, 


Hypothek. 
8 2378 


Der Käufer iſt dem Verkäufer gegenüber!) verpflichtet, die Nachlaß⸗ 
verbindlichteiten zu erfüllen, ſoweit nicht der Verkäufer nach § 2376 dafür 
haftet, daß ſie nicht beſtehen?). 

Hat der Verkäufer vor dem Verkauf eine Nachlaßverbindlichkeit erfüllt, 
ſo kann er von dem Käufer Erſatz verlangens). 

E 1495 II 454; M 2 360, 861; P 2 122—124. 

1. Haftung gegenüber dem Verkäufer. Gegenüber den Nachlaßgläubigern 88 2382, 2383. 

2. Die Verpflichtung, die Nachlaßverbindlichkeiten zu erfüllen, auch ſoweit fie erſt nach 
dem Erbfall entſtanden find ($ 1967), wirkt, wenn fie nicht beſonders vereinbart wird, nicht als 
förmliche Schuldübernahme nach 88 414ff., da auch der Verkäufer nach wie vor Schuldner 
bleibt (§ 2382 A 1). Auch $ 416 iſt deshalb nicht ohne weiteres anwendbar. Doch iſt ent- 
ſprechend § 415 Abſ es der Käufer zur rechtzeitigen Befriedigung der Nachlaßgläubiger ev. 
zum Schadenserſatz an den Verkäufer verpflichtet. Jedoch nur im Rahmen der beſchränkten 
Haftung, wenn er nicht die unbeſchränkte Haftung des Verkäufers gekannt hat (8 2376 A 1/5). 
Auch Vermächtniſſe, Auflagen und Pflichtteilslaſten bleiben im Verhältnis der Kaufskontra⸗ 
henten auf dem Verkäufer liegen, es ſei denn, daß Käufer ihr Vorhandenſein gekannt hat 
(§ 2376). Inſoweit der Verkäufer dafür einzustehen hat, kann er auch nicht nach Abs 2 Erſatz 
verlangen. Die Ausgleichungspflicht iſt überhaupt nicht Nachlaßverbindlichkeit. 

I, 3. Der Erſatzanſpruch des Verkäufers folgt aus der Fiktion, daß ſchon mit dem Erbfall 
eine Geſamtnachfolge des Käufers in die Nachlaßverbindlichkeiten ſtattgefunden habe. Der 
Erfüllung ſteht gleich Leiſtung an Erfüllungs Statt (§ 364), Hinterlegung ($ 378) und Auf⸗ 
rechnung einer Privatforderung des verkaufenden Erben gegen den Nachlaßgläubiger ($ 389). 
— Beim Verkauf eines Erbteils geht im Umfange des § 2376 auf den Käufer die 
geſamtſchuldneriſche Haftung aus 88 2058 ff. über. Befreiung hiervon bei Ausübung des 
Vorkaufsrechts $ 2036 A 1. — Sonſtige Verpflichtungen des Käufers, wie Zahlung des Kauf: 
preiſes, Abnahmepflicht ($ 483 Abſ 2), Koſten (88 448, 449), Zinspflicht (8 452) ergeben fich 
aus den allgemeinen Kaufsvorſchriften. 8 2379 

8 31 


Dem Verkäufer verbleiben die auf die Zeit vor dem Verkaufe fallenden 
Nutzungen!). Er trägt für dieſe Zeit die Laſten, mit Einſchluß der Zinſen 
der Nachlaßverbindlichkeiten?). Den Käufer treffen jedoch die von der 
Erbſchaft zu entrichtenden Abgaben ſowie die außerordentlichen Laſten, 
welche als auf den Stammwert der Erbſchaftsgegenſtände gelegt anzu⸗ 
ſehen jind?). 

E 1 496 II 458; M 2 360, 381; P 2 120—128. ’ 

1. Daß die Nutzungen (58 99—101) dem Verkäufer verbleiben, enthält eine Minderung 
der durch 88 2374, 2375 ihm auferlegten Herausgabe und Erſaßpflicht. a 

2. Laſten ($ 103) und Zinſen bleiben auf dem Verkäufer, obwohl fie als Nachlaßverbindlich 
keiten gemäß $ 2378 vom Käufer zu tragen wären. 

3. Abgaben (insbeſondere Erbſchaftsſteuer) und außerordentliche Laſten vgl. § 2126 a1. 
Die Vorſchrift enthält keine Auslegungsregel, ſondern nachgiebiges Recht (RG FW 1910, 998°), 
— Beim Verkauf eines Erbteils gehen Nutzungen und Laſten in dem als Ergebnis der 
Auseinanderſetzung ermittelten Überſchuß unter ($ 2047 A 1). Für Anwendung des $ 2379 
bleibt deshalb regelmäßig kein Raum. Doch bleiben vor Kaufſchluß bereits verteilte Rein⸗ 
erträge ($ 2038 A 6) dem Verkäufer. 

§ 2380 


Der Käufer trägt von dem Abſchluſſe des Kaufes an die Gefahr des 
zufälligen Unterganges und einer zufälligen Verſchlechterung der Erb⸗ 
ſchaftsgegenſtände. Von dieſem Zeitpunkt an gebühren ihm die Nutzungen 
und trägt er die Laſten!). 

& 1 494, 495 Satz 1 II 456; M 2 859, 860; P 2 182, 128. 
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1. Von 8 446 Abf 1 nur inſoweit abweichend, als nicht der Zeitpunkt der Übergabe, ſondern 
derjenige des Kaufsabſchluſſes maßgebend iſt. 


8 2381 


Der Käufer hat dem Verkäufer die notwendigen Verwendungen zu 
erſetzen, die der Verkäufer vor dem Verkauf auf die Erbſchaft gemacht 
hat!). 

Für andere vor dem Verkaufe gemachte Aufwendungen hat der Käufer 
inſoweit Erſatz zu leiſten, als durch ſie der Wert der Erbſchaft zur Zeit des 
Verkaufs erhöht iſt?). 


E I 496 II 457; M 2 361, 862; P 2 124—126; 6 182. 


1. Ergänzende Vorſchrift. Notwendige Verwendungen ($ 994 A 1/2). Hierzu gehören 
auch die gewöhnlichen Erhaltungskoſten. Auch dieſe ſind dem Verkäufer, obwohl ihm die 
Nutzungen verbleiben (8 2379), zu erſetzen, da die Beſtimmung des 8 994 Abſ 1 Satz 2 auf 
den Erbſchaftskauf nicht übertragbar iſt. Für die Notwendigkeit iſt der Zeitpunkt der Ver⸗ 
wendung maßgebend. Der Anſpruch beſteht auch, wenn die Sache zur Zeit des Kaufsabſchluſſes 
untergegangen oder verſchlechtert iſt. Die gewöhnlichen Laſten (vgl. $ 995 A 1) bleiben nach 
§ 2379 A 2 auf dem Verkäufer liegen. 

2. Erſatzanſpruch wegen anderer, d. h. nützlicher Verwendungen übereinſtimmend mit 
8 996 nur im Falle einer noch zur Zeit des Verkaufs vorhandenen Werterhöhung. Nach 
dieſem Zeitpunkt gemachte Verwendungen kann der Verkäufer nach Maßgabe des § 450 
erſetzt verlangen. Verwendungen auf die Erbſchaft durch Erfüllung von Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten ($ 2022 Abſ 2) begründen den Erſatzanſpruch des Verkäufers nach $ 2378 Abſ 2. Auf. 
wendungen zur Gewinnung von Nutzungen trägt der Verkäufer als Nutzungsberechtigter 
(82379 A 1). — Beim Verkauf eines Erbteils kommen Erſatzanſprüche des verkaufenden 
Miterben gegen die übrigen Erben in Frage. Sie können vom Verkäufer gleich einem ge⸗ 
wöhnlichen Nachlaßgläubiger gegen die Erbengemeinſchaft, darunter auch den Erbteilskäufer, 
verfolgt werden (8 2046 A 1). Da ſolche Erſatzanſprüche nicht zum Erbteil gehören, haben 
fie ohne beſondere Abrede nicht als mitverkauft zu gelten. Iſt der Erbteil erſt nach der Aus⸗ 
einanderſetzung verkauft, jo gilt die Regel des Abſ 2. 


8 2382 


Der Käufer haftet von dem Abſchluſſe des Kaufes an den Nachlaß⸗ 
gläubigern, unbeſchadet der Fortdauer der Haftung des Verkäufers!). Dies 
gilt auch von den Verbindlichkeiten, zu deren Erfüllung der Käufer dem 
Verkäufer gegenüber nach den SS 2378, 2379 nicht verpflichtet ijt?). 

Die Haftung des Käufers den Gläubigern gegenüber kann nicht durch 
Vereinbarung zwiſchen dem Käufer und dem Verkäufer ausgeſchloſſen oder 
beſchränkt werdend). 

E 1 497 II 458; M 2 362, 363; P 2 126, 127. 

1. Mit dem Kaufsabſchluſſe tritt (anders bei den Aktiven des Nachlaſſes $ 2371 A 1) eine 
Geſamtnachfolge des Käufers in die Nachlaßverbindlichkeiten ein. Der Käufer haftet hierfür, 
wie beim Kauf eines Vermögens (8 419), neben dem verkaufenden Erben als Geſamt⸗ 
ſchuldner (58 421 ff.), ſoweit dieſer nicht durch förmliche Schuldübernahme gemäß 88 414ff. 
hiervon befreit iſt. Der Käufer haftet überhaupt nicht, wenn der Verkäufer gar nicht Erbe 
war. Beſchränkung der Haftung § 2383. 

2. Der Käufer haftet Dritten gegenüber und unbeſchränkbar (Abſ 2) auch für Ver’ 
mächtniſſe, Auflagen, Pflichtteilslaſten (88 2378, 2376), ſowie für die gewöhnlichen 
Laſten und die Zinſen der Nachlaßverbindlichkeiten (§ 2379). 

3. Unwirkſamkeit abweichender Vereinbarung gegenüber den Nachlaßgläubigern lent 
ſprechend § 419 Abſ 3). — Beim Verkauf des Erbteils tritt der Käufer in die Geſamt⸗ 
haftung der Miterben gemäß 88 2058—2063 ein (RG 60, 131). Erlöſchen dieſer Haftung 
infolge Ausübung des Vorkaufsrechts § 2036 A 1. 


8 2383 
Für die Haftung des Känfers gelten die Vorſchriften über die Beſchrän⸗ 
lung der Haftung des Erben !). Er haftet unbeſchränkt, ſoweit der Bet? 
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käufer zur Zeit des Verkaufs unbeſchränkt haftete). Beſchränkt ſich die 
Haftung des Käufers auf die Erbſchaft, ſo gelten ſeine Anſprüche aus dem 
Kaufe als zur Erbſchaft gehörend“). 

Die Errichtung des Inventars durch den Verkäufer oder den Käufer 
kommt auch dem anderen Teile zuſtatten, es ſei denn, daß dieſer unbeſchränkt 
haftet“). 

E I 498 II 459; M 2 363—365; P 2 127—129. 


1. Haftung des Käufers neben dem Verkäufer als Geſamtſchuldner (8 2382 A 1). Beide 
ſind ſelbſtändig, jeder für ſich und grundſätzlich ohne Wirkung für oder gegen den anderen be⸗ 
fähigt, das Recht der beſchränkten Haftung geltend zu machen oder dieſes Rechtes verluſtig 
zu gehen (Bem vor 8 1967). a) Aufgebot der Nachlaßgläubiger §8 1970—1973: Beide 
ſind antragsberechtigt, das vor oder nach Kaufſchluß erwirkte Ausſchlußurteil kommt auch 
dem anderen Zeil zugute (ZPO 8 1000). Für das Verweigerungsrecht (8 1973 Abi 1) auch 
des Verkäufers iſt der jeweilige Umfang des nunmehr in der Hand des Käufers befindlichen 
Nachlaſſes maßgebend. Die Bereicherung (§ 1973 A 5) kann auf ſeiten des Verkäufers nur 
im Kaufpreis, in gezogenen Nutzungen (8 2379), Verwendungsanſprüchen, ſoweit ſie nicht 
zum Ausgleich der Verwendungen dienen (8 2381) und im Verbrauch ohne Erſatzpflicht be 
ſtehen (8 2375 A 3). Auf ſeiten des Käufers mindert der gezahlte oder geſchuldete Kaufspreis 
den Betrag feiner Bereicherung. b) Ablauf der Fünfjahrsfriſt § 1974: Rechtzeitige 
Geltendmachung der Forderung gegenüber dem Verkäufer wirkt, wenn ſie vor Kaufsabſchluß 
erfolgt, auch gegen den Käufer. Nach Kaufsabſchluß wirkt ſie nur gegen den, demgegenüber 
fie vorgenommen iſt. e) Nachlaßkonkurs 88 1975ff. Nach Kaufſchluß kann formell („in 
Anſehung des Verfahrens“) nur der Käufer, niemals der Verkäufer Gemeinſchuldner werden, 
nur unter beſonderen Vorausſetzungen iſt auch der Verkäufer antragsberechtigt (KO 8 232 
Abſ 1, 2). Der Konkurs ergreift jedoch den ne Nachlaß (ſ. auch A 3), ſomit auch die noch 
in der Hand des Verkäufers befindlichen Nachlaßgegenſtände (KO 88 1, 118), und auch die vom 
oder gegen den Verkäufer vorgenommenen Rechtshandlungen find nach KO 88 7,8 unwirkſam. 
Auch ihm gegenüber dauern die Wirkungen der 88 1976, 1977 fort (Konfuſion, Aufrechnung), 
ebenſo ſeine Verantwortung gegenüber den Nachlaßgläubigern aus 88 1978—1980 neben 
derjenigen des Käufers, die mit Kaufſchluß beginnt. Unter Umſtänden kann ſchon die Tat- 
ſache des Verkaufs die Verantwortung des Verkäufers aus 8 1978, zugleich für Verſchleuderungen 
des Käufers begründen. Während der Dauer des Nachlaßkonkurſes ſind beide durch ZPO 
88 784, 785 gegen Inanſpruchnahme ihres eigenen Vermögens geſchützt. d) Nachlaß ⸗ 
verwaltung 88 1975ff. Ihre Anordnung zu beantragen ſteht dem Käufer unbeſchränkt 
zu. Das gleiche Recht muß auch dem Verkäufer, und zwar nicht bloß ſoweit er Nachlaßgläubiger 
ſein ſollte (§ 1981 A 2), ſondern auch, wiewohl unter entſprechender Einſchränkung gemäß 
KO 232 Abſ 2, als Mittel zugeſtanden werden, ſich die durch das Verhalten oder die Ver⸗ 
mögenslage des Käufers gefährdete beſchränkte Haftung für die auch von ihm weiter zu 
vertretenden Nachlaßverbindlichkeiten zu ſichern. Im übrigen gilt das zu e Geſagte. Ver. 
kauf der Erbſchaft durch den Konkurs- oder Nachlaßverwalter iſt nicht Erbſchaftskauf 
im Sinne des § 2371, ſondern nach allgemeinen Kaufsgrundſätzen zu beurteilen. ©) Un⸗ 
zulänglichkeitseinrede 88 1990—1992. Sie ſteht dem Verkäufer wie dem Käufer zu. 
Doch können ſich beide nur durch Herausgabe des eigentlichen Nachlaſſes (8 1990 A 4), der 
Verkäufer alſo nicht durch Herausgabe des Kaufpreiſes oder der ihm ſonſt gegen den Käufer 
zuſtehenden Anſprüche befreien. Ebenſowenig kann der Käufer den gezahlten Kaufpreis 
als Aufwendung in Rechnung ftellen ($ 1991 A 1). Das Einlöſungsrecht ſteht beiden u (8 1992 
A 4). f) Inventarerrichtung 88 1993ff. Die Inventarfriſt kann auch nach Kaufſchluß 
ſowohl dem Erben wie dem Käufer geſetzt werden. Abgeſehen von Abſ 2 beſtimmen ſich 
Friſtenlauf, Verſäumnisfolge, Nachteile mangelhafter Errichtung, Eidesverweigerung jedem 
eile gegenüber durchaus ſelbſtändig. Ebenſo wirkt der Mangel des Vorbehalts im Urteile 
nur gegen den Verurteilten (PO $ 780). g) Aufſchiebende Einreden 88 2014, 2015, 
38 8 782. Sie ftehen beiden Teilen zu, die Friſt läuft auch dem Käufer von Annahme 
der Erbſchaft und endet mit der Inventarerrichtung, gleichviel von wem ſie ausgeht. Der 
Antrag des einen auf Erlaß des Aufgebots kommt auch dem anderen zuſtatten (BRD 8 1000). 
h) Verkauf eines Erbteils. Iſt er gemäß § 2033 vom Verkäufer dem Käufer übertragen, 
lo gelten für beide, als wenn fie Miterben wären, die Grundſätze der 88 20582062. Der 
beſchränkt haftende Verkäufer kann jedoch, da er keinen Anteil mehr am Nachlaſſe hat, bis zur 
Teilung jede Befriedigung aus feinem Vermögen verweigern ($ 2059 Abſ 1). Nach Aus⸗ 
übung des Vorkaufsrechts wird der Käufer gemäß 8 2036 von jeder Haftung frei. 


52. Unbeſchränkte Haftung des Verkäufers zur Zeit des Kaufſchluſſes läßt auch 
den Käufer, unbeſchadet ſeiner Erſatzanſprüche gegen den Verkäufer aus § 2376 A 5, den 
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Gläubigern gegenüber uubeſchränkt haftbar werden. Dagegen berührt es den Käufer nicht, 
wenn die unbeſchränkte Haftung des Verkäufers erſt nach Kaufſchluß eintritt. 

3. Anſprüche des Käufers gegen den Verkäufer (88 23742377) begründen an ſich 
Eigenverbindlichkeiten des letzteren, können aber, entſprechend dem § 1978 (A 4) während 
der Dauer der Nachlaßverwaltung oder des Nachlaßkonkurſes nur vom Verwalter gegen den 
Verkäufer geltend gemacht werden, wenn dieſer beſchränkt haftet. 

4. Inventar |. A 1 f. Vorausgeſetzt ift ordnungsmäßige Errichtung. Das ungetreue 
Inventar ($ 2005) macht nicht nur den Errichtenden, ſondern, wenn inzwiſchen die auch ihm 
geſetzte Inventarfriſt verſtrichen iſt, auch den anderen Teil der beſchränkten Haftung verluſtig. 


8 2384 


Der Verkäufer iſt den Nachlaßgläubigern gegenüber verpflichtet, den 
Verkauf der Erbſchaft und den Namen des Käufers unverzüglich dem Nach⸗ 
laßgericht anzuzeigen. Die Anzeige des Verkäufers wird durch die Anzeige 
des Käufers erſetzt. 

Das Nachlaßgericht hat die Einſicht der Anzeige jedem zu geſtatten, der 
ein rechtliches Intereſſe glaubhaft macht!). 

E II 460; P 2 129. 

1. Anzeigepflicht des Verkäufers entſprechend der des Vorerben bei Eintritt der Nach- 
erbfolge. Vgl. § 2146. 

§ 2385 

die Vorſchriften über den Erbſchaftskauf finden entſprechende Anwen⸗ 
dung auf den Kauf einer von dem Verkäufer durch Vertrag erworbenen 
Erbſchaft!) ſowie auf andere Verträge, die auf die Veräußerung einer dem 
Veräußerer angefallenen oder anderweit von ihm erworbenen Erbſchaft 
gerichtet jind?). 

Im Falle einer Schenkung iſt der Schenker nicht verpflichtet, für die vor 
der Schenkung verbrauchten oder unentgeltlich veräußerten Erbſchafts⸗ 
gegenſtände oder für eine vor der Schenkung unentgeltlich vorgenommene 
Belaſtung dieſer Gegenſtände Erſatz zu leiſtens). Die im § 2376 beſtimmte 
Verpflichtung zur Gewährleiſtung wegen eines Mangels im Rechte trifft 
den Schenker nicht; hat der Schenker den Mangel argliſtig verſchwiegen, 
ſo iſt er verpflichtet, dem Beſchenkten den daraus entſtehenden Schaden zu 
erſetzen“). 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 

(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. 
E 1 500 II 461; M 2 365, 366; P 2 129, 180; 6 189, 188. 


1. Durch Weiterverkauf der Erbſchaft oder Weiterveräußerung (A 2) entſtehen un⸗ 
mittelbare Rechtsbeziehungen nur zwiſchen dem jeweiligen Verkäufer und Käufer. Der 
Umfang der Herausgabepflicht einſchließlich der Surrogate beſtimmt ſich nach der Zeit des 
zweiten und folgenden Verkaufs ($ 2874 A 1), doch haftet der ſpätere Verkäufer auch für 
Wertsverminderungen des Nachlaſſes durch feine Rechtsvorgänger (§ 2375) und neben der 
Gewährleiſtung des $ 2376 zugleich dafür, daß fein eigenes Recht an der Erbſchaft frei von 
Mängeln iſt. Die weiterverkaufte Erbſchaft iſt durch Vertrag erworben ſchon mit dem 
Abſchluſſe des betreffenden Vertrags, auch wenn er einen gemäß $ 2083 noch zu übertragenden 
Erbteil zum Gegenſtand hat. War der erſte Vertrag durch Herausgabe der Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände noch nicht erfüllt, ſo iſt der ſpätere Verkäufer ſeinem Abkäufer gleichwohl ſelbſt heraus · 
gabepflichtig, wenn nicht gewollt iſt, daß er ſich hiervon durch Abtretung des Herausgabe 
anſpruchs an den vorgehenden Verkäufer befreien dürfe. Den Nachlaßgläubigern werden 
und bleiben gemäß 88 2382, 2383 neben dem Erben auch alle ſpäteren Erwerber der Erbſchaft 
geſamtſchuldneriſch verhaftet (vgl. auch KO $ 233) 
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2. Andere Veräußerungzverträge wie Tauſch, Hingabe an Erfüllungs Statt, Schenkung 
(Abſ 2), Vergleich, insbeſondere wenn er unter ſtreitenden Erbprätendenten über Über⸗ 
laſſung der Erbſchaft an den in Wahrheit nicht Erbberechtigten geſchloſſen wird, vgl. 8 2371 A 3. 

3. Beſchränkte Verpflichtung des Schenkers gegenüber 8 2375. 

4. Haftung für Argliſt (NG 55, 214) entſprechend $ 523 Abſ 1. Auch die Schenkung 
der Erbſchaft erfordert nach § 2371 Beurkundung der beiderſeitigen Willenserklärungen. 
Bloße Beurkundung des Schenkungsverſprechens nach $ 518 Abf 1 genügt nicht, der Mangel 
wird auch nicht nach Abſ 2 durch Herausgabe der Erbſchaftsgegenſtände geheilt, da ſich hierin 
die Leiſtung des Schenkers einer Erbſchaft nicht erſchöpft. Wohl aber, wenn ein Erbteil ver⸗ 
ſchenkt iſt, durch Verfügung gemäß $ 2088 Abſ 1. Wird die Schenkung nach 88 812 oder 
581, 527, 528 zurückgefordert, jo liegt dem Schenker die Verpflichtung ob, den Beſchenkten 
von den auf ihn bergegangenen Verpflichtungen, insbeſondere von der Haftung für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten wieder zu befreien. ? 


Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuche 
vom 18. Auguſt 1896. 
(Reichs⸗Geſetzblatt 1896 S. 404 ff.) 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen uſw. 

verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter Zuſtimmung des Bundesrats 

und des Reichstags, was folgt: 


Erſter Abſchnitt 
Allgemeine Vorſchriften 


Art 1 
Das Bürgerliche Geſetzbuch tritt am 1. Januar 1900 gleichzeitig mit einem 
Geſetze, betreffend Anderungen des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes, der Zivil⸗ 
prozeßordnung und der Konkursordnung, einem Geſetz über die Zwangs⸗ 
verſteigerung und die Zwangsverwaltung, einer Grundbuchordnung und einem 
Geſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit in Kraft. 


Art 2 
Geſetz im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes Geſetzes iſt jede 
Rechtsnorm. 
8293 A 14; 903 A 8; 917 A 5. 
Art 3 


Soweit in dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem Geſetze die Regelung 
den Landesgeſetzen vorbehalten oder beſtimmt iſt, daß landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften unberührt bleiben oder erlaſſen werden können, bleiben die beſtehenden 
landesgeſetzlichen Vorſchriften in Kraft und können neue landesgeſetzliche Vor⸗ 
ſchriften erlaſſen werden. 

903 A 2; 917 A 5; 1094 A B; 1105 A 1. 

Art 4 


Soweit in Reichsgeſetzen oder in Landesgeſetzen auf Vorſchriften verwieſen 
iſt, welche durch das Bürgerliche Geſetzbuch oder durch dieſes Geſetz außer Kraft 
geſetzt werden, treten an deren Stelle die entſprechenden Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs oder dieſes Geſetzes. 

195 A 1; 903 A 2; 954 A 2. 

Art 5 


Als Bundesſtaat im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs und dieſes Geſetzes 
gilt auch das Reichsland Elſaß⸗Lothringen. 
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Art 6 

In bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, in welchen durch Klage oder Widerklage 
ein Anſpruch auf Grund des Bürgerlichen Geſetzbuchs geltend gemacht iſt, 
wird die Verhandlung und Entſcheidung letzter Inſtanz im Sinne des § 8 des 
Einführungsgeſetzes zum Gerichtsverfaſſungsgeſetze dem Reichsgerichte zu⸗ 
gewieſen. 

Art 7 

Die Geſchäftsfähigkeit einer Perſon wird nach den Geſetzen des Staates 
beurteilt, dem die Perſon angehört. 

Erwirbt ein Ausländer, der volljährig iſt oder die rechtliche Stellung eines 
Volljährigen hat, die Reichsangehörigkeit, ſo behält er die rechtliche Stellung 
eines Volljährigen, auch wenn er nach den deutſchen Geſetzen nicht volljährig iſt. 

Nimmt ein Ausländer im Inland ein Rechtsgeſchäft vor, für das er geſchäfts⸗ 
unfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, ſo gilt er für dieſes Rechts⸗ 
geſchäft inſoweit als geſchäftsfähig, als er nach den deutſchen Geſetzen geſchäfts⸗ 
fähig ſein würde. Auf familienrechtliche und erbrechtliche Rechtsgeſchäfte ſowie 
auf Rechtsgeſchäfte, durch die über ein ausländiſches Grundſtück verfügt wird, 
findet dieſe Vorſchrift keine Anwendung. 


Vorbem 7 vor 1; 2 A 2; Vorbem 11 vor 104; 104 A 7; 106 A 1: 1323 A 2; Vorbem 3, 6 vor 1616; Vor- 
‚ bem vor 2229. 


Art 8 
Ein Ausländer kann im Julaude nach den deutſchen Geſetzen entmündigt 
werden, wenn er feinen Wohnſitz oder, falls er keinen Wohnſitz hat, feinen 
Aufenthalt im Inlande hat. 


Vorbem 7 vor 1; 6 A 7; 1405 A 12; Vorbem 3 vor 1016; Vorbem 6 vor 1778. 


Art 9 


Ein Verſchollener kaun im Julande nach den deutſchen Geſetzen für tot 
erklärt werden, wenn er bei dem Beginne der Verſchollenheit ein Deutſcher war. 
Gehörte der Verſchollene bei dem Beginne der Verſchollenheit einem fremden 
Staate an, ſo kann er im Inlande nach den deutſchen Geſetzen mit Wirkung 
für diejenigen Rechtsverhältniſſe, welche ſich nach den deutſchen Geſetzen be⸗ 
ſtimmen, ſowie mit Wirkung für das im Inlande befindliche Vermögen für 
tot erklärt werden; die Vorſchriften des § 2369 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs finden entſprechende Anwendung. * 
Hatte ein verſchollener ausländiſcher Ehemann ſeinen letzten Wohnſitz im 
Inland und iſt die im Inlande zurückgebliebene oder dahin zurückgekehrte Ehefrau 
Deutſche oder bis zu ihrer Verheiratung mit dem Verſchollenen Deutſche ge⸗ 
weſen, ſo kann auf ihren Antrag der Verſchollene im Inlande nach den deutſchen 
Geſetzen ohne die im Abſ 2 beſtimmte Beſchränkung für tot erklärt werden. 
Borbem 7 vor 1: 18 A 3; 19 A 1: Vorbem 2 vor 1303; 1348 A 2. 


Art 10 

Ein einem fremden Staate angehörender und nach deſſen Geſetzen rechts⸗ 
fähiger Verein, der die Rechtsfähigkeit im Inlande nur nach den Vorſchriften 
der 88 21, 22 des Bürgerlichen Geſetzbuchs erlangen könnte, gilt als rechtsfähig, 
wenn ſeine Rechtsfähigkeit durch Beſchluß des Bundesrats anerkannt iſt. Auf 
nicht anerkannte ausländiſche Vereine der bezeichneten Art finden die Vor⸗ 
ſchriften über die Geſellſchaft ſowie die Vorſchrift des 8 54 Satz 2 des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs Anwendung. 

Vorbem 4 vor 21; 24 A 1; Vorbem 1 vor 705. 

VOR, Kommentar von Relchsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 56 
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Art 11 

Die Form eines Rechtsgeſchäfts beſtimmt ſich nach den Geſetzen, welche für 
das den Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts bildende Rechtsverhältnis maßgebend 
ſind. Es genügt jedoch die Beobachtung der Geſetze des Ortes, an dem das 
Rechtsgeſchäft vorgenommen wird. 

Die Vorſchrift des Abſ 1 Satz 2 findet keine Anwendung auf ein Rechtsge⸗ 
ſchäft, durch das ein Recht an einer Sache begründet oder über ein ſolches Recht 
verfügt wird. 


Borbem 11 vor 104; 125 A 7; Vorbem 3 vor 145; 813 A 5; Vorbem 4 vor 536; 765 A 1; 766 U 1 
1324 U 6; Vorbem 2 vor 1741; Vorbem 1 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2251 A 2. 


Art 12 


Aus einer im Auslande begangenen unerlaubten Handlung können gegen 
einen Deutſchen nicht weitergehende Anſprüche geltend gemacht werden, als 
nach den deutſchen Geſetzen begründet ſind. 


Vorbem 7 vor 1; Vorbem 11 vor 104; 104 A 7; Vorbem 7 vor 823. 


Art 13 

Die Eingehung der Ehe wird, ſofern auch nur einer der Verlobten ein Deutſcher 
iſt, in Anſehung eines jeden der Verlobten nach den Geſetzen des Staates be⸗ 
urteilt, dem er angehört. Das gleiche gilt für Ausländer, die im Inland eine 
Ehe eingehen. 

In Anſehung der Ehefrau eines nach Art 9 Abſ 3 für tot erklärten Ausländers 
wird die Eingehung der Ehe nach den deutſchen Geſetzen beurteilt. 

Die Form einer Ehe, die im Inlande geſchloſſen wird, beſtimmt ſich aus⸗ 
ſchließlich nach den deutſchen Geſetzen. 

Borbem 7 vor 1; 104 A 7; 1298 A 10; Vorbem 2 vor 1303; 1317 U 8; 1828 A 2; 1324 A 6; 1348 
A 2; Vorbem 3 vor 1591. 


Art 14 


Die perſönlichen Rechtsbeziehungen deutſcher Ehegatten zueinander werden 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, auch wenn die Ehegatten ihren Wohnſitz 
im Auslande haben. 

Die deutſchen Geſetze finden auch Anwendung, wenn der Mann die Reichs⸗ 
angehörigkeit verloren, die Frau ſie aber behalten hat. 

N 1; 104 A 7; 1358 A 5; 1860 A 10; 1361 A 9; 1578 U 11: Vorbem 3 vor 1601; Bor 


Art 15 


Das eheliche Güterrecht wird nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn 
der Ehemann zur Zeit der Eheſchließung ein Deutſcher war. - 

Erwirbt der Ehemann nach der Eingehung der Ehe die Reichsangehörigkeit 
oder haben ausländiſche Ehegatten ihren Wohnſitz im Inlande, ſo ſind für das 
eheliche Güterrecht die Geſetze des Staates maßgebend, dem der Mann zur Zeit 
der Eingehung der Ehe angehörte; die Ehegatten können jedoch einen Ehe 
vertrag ſchließen, auch wenn er nach dieſen Geſetzen unzuläſſig fein würde. 

Vorbem 7 vor 1; 104 U 7; 1323 A 2; Vorbem 4 vor 1368; 1432 U 5: 1488 U 1. 3; Vorbem 6 


vor 1616. 
Art 16 


Haben ausländiſche Ehegatten oder Ehegatten, die nach der Eingehung der 
Ehe die Reichsangehörigkeit erwerben, den Wohnſitz im Inlande, ſo finden 
die Vorſchriften des $ 1435 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwen“ 
dung; der ausländiſche geſetzliche Güterſtand ſteht einem vertragsmäßigen gleich. 
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Die Vorſchriften der 88 1357, 1362, 1405 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden 
Anwendung, ſoweit ſie Dritten günſtiger ſind als die ausländiſchen Geſetze. 
Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1857 A 9; 1962 A 8; 1405 U 13; 1435 A 10; 1558 A 3, 


Art 17 

Für die Scheidung der Ehe ſind die Geſetze des Staates maßgebend, dem 
der Ehemann zur Zeit der Erhebung der Klage angehört. 

Eine Tatſache, die fich ereignet hat, während der Mann einem anderen Staate 
angehörte, kann als Scheidungsgrund nur geltend gemacht werden, wenn die 
Tatſache auch nach den Geſetzen dieſes Staates ein Scheidungsgrund oder 
ein Trennungsgrund iſt. 

Iſt zur Zeit der Erhebung der Klage die Reichsangehörigkeit des Mannes 
erloſchen, die Frau aber Deutſche, ſo finden die deutſchen Geſetze Anwendung. 

Auf Scheidung ſowie auf Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft kann auf 
Grund eines ausländiſchen Geſetzes im Inlande nur erkannt werden, wenn 
ſowohl nach dem ausländiſchen Geſetze als nach den deutſchen Geſetzen die 
Scheidung zuläſſig ſein würde. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1828 A 2; 1564 N 7; 1574 A 17; Vorbem 6 vor 1616, 


Art 18 
Die eheliche Abſtammung eines Kindes wird nach den deutſchen Geſetzen be⸗ 
urteilt, wenn der Ehemann der Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes Deutſcher 
iſt oder, falls er vor der Geburt des Kindes geſtorben iſt, zuletzt Deutſcher war. 
Borbem 7 vor 1; 104 A 7; Vorbem 3 vor 1591; Vorbem 3 vor 1616. 


Art 19 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem ehelichen Kinde wird 
nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn der Vater und, falls der Vater 
geſtorben iſt, die Mutter die Reichsangehörigkeit beſitzt. Das gleiche gilt, wenn 
die Reichsangehörigkeit des Vaters oder der Mutter erloſchen, die Reichsange⸗ 
höͤrigkeit des Kindes aber beſtehengeblieben iſt. 


Borbem 7 vor 1; Vorbem 11 vor 104; 104 A 7; Borbem 3 vor 1601; Vorbem 3, 6 vor 1616. 


Art 20 
Das Rechtsverhältnis zwiſchen einem unehelichen Kinde und deſſen Mutter 
wird nach den deutſchen Geſetzen beurteilt, wenn die Mutter eine Deutſche iſt. 
Das gleiche gilt, wenn die Reichsangehörigkeit der Mutter erloſchen, die Reichs⸗ 
angehörigkeit des Kindes beſtehengeblieben iſt. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; Vorbem 3 vor 1601; Vorbem 2 vor 1705. 


Art 21 
Die Unterhaltspflicht des Vaters gegenüber dem unehelichen Kinde und ſeine 
Verpflichtung, der Mutter die Koſten der Schwangerſchaft, der Entbindung 
und des Unterhalts zu erſetzen, wird nach den Geſetzen des Staates beurteilt, 
dem die Mutter zur Zeit der Geburt des Kindes angehört; es können jedoch 
nicht weitergehende Anſprüche geltend gemacht werden, als nach den deutſchen 
Geſetzen begründet ſind. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; 1928 U 2; Vorbem 2 vor 1705. 


Art 22 


Die Legitimation eines unehelichen Kindes ſowie die Annahme an Kindes 
Statt beſtimmt ſich, wenn der Vater zur Zeit der Legitimation oder der An⸗ 
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nehmende zur Zeit der Annahme die Reichsangehörigkeit beſitzt, nach den 
deutſchen Geſetzen. 

Gehört der Vater oder der Annehmende einem fremden Staate an, während 
das Kind die Reichsangehörigkeit beſitzt, ſo iſt die Legitimation oder die An⸗ 
nahme unwirkſam, wenn die nach den deutſchen Geſetzen erforderliche Einwilli⸗ 
gung des Kindes oder eines Dritten, zu dem das Kind in einem familienrechtlichen 
Verhältniſſe ſteht, nicht erfolgt iſt. 


Vorbem 7 vor 1; 104 A 7; Vorbem 2 vor 1705; Vorbem 2 vor 1741. 


Art 23 


Eine Vormundſchaft oder eine Pflegſchaft kann im Inland auch über einen 
Ausländer, ſofern der Staat, dem er angehört, die Fürſorge nicht übernimmt, 
angeordnet werden, wenn der Ausländer nach den Geſetzen dieſes Staates 
der Fürſorge bedarf oder im Inland entmündigt iſt. 

Das deutſche Vormundſchaftsgericht kann vorläufige Maßregeln treffen, 
ſolange eine Vormundſchaft oder Pflegſchaft nicht angeordnet iſt. 


104 A 7; Vorbem 5, 6 vor 1616; Vorbem 6 vor 1779; 1778 A 1; 1785 A 2; 1882 A 1; 1906 A 1. 


Art 24 


Ein Deutſcher wird, auch wenn er ſeinen Wohnſitz im Auslande hatte, nach 
den deutſchen Geſetzen beerbt. 

Hat ein Deutſcher zur Zeit feines Todes feinen Wohnſitz im Auslande ger 
habt, ſo können die Erben ſich in Anſehung der Haftung für die Nachlaßver⸗ 
9 Aa auch auf die an dem Wohnſitze des Erblaſſers geltenden Geſetze 
berufen. 

Erwirbt ein Ausländer, der eine Verfügung von Todes wegen errichtet 
oder aufgehoben hat, die Reichsangehörigkeit, ſo wird die Gültigkeit der Er⸗ 
richtung oder der Aufhebung nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem er 
zur Zeit der Errichtung oder der Aufhebung angehörte; auch behält er die Fähig⸗ 
keit zur Errichtung einer Verfügung von Todes wegen, ſelbſt wenn er das nach 
den deutſchen Geſetzen erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. Die Vorſchrift 
des Art 11 Abſ 1 Satz 2 bleibt unberührt. 


Vorbem 7 vor 1; 1 A 3; 104 A 7; Vorbem 1 vor 1922; 194 A 5; Vorbem vor 2229; 2954 A 2. 


Art 25 


Ein Ausländer, der zur Zeit feines Todes feinen Wohnſitz im Inlande hatte, 
wird nach den Geſetzen des Staates beerbt, dem er zur Zeit ſeines Todes au⸗ 
gehörte. Ein Deutſcher kann jedoch erbrechtliche Anſprüche auch dann geltend 
machen, wenn ſie nur nach den deutſchen Geſetzen begründet ſind, es ſei denn, 
daß nach dem Rechte des Staates, dem der Erblaſſer angehörte, für die Be⸗ 
erbung eines Deutſchen, welcher ſeinen Wohnſitz in dieſem Staate hatte, die 
deutſchen Geſetze ausſchließlich maßgebend ſind. 


Borbem 7 vor 1; 1 A 8; 104 U 7; 1323 A 2; Vorbem 1 vor 1922; 2369 A 1. 


Art 26 


Gelangt aus einem im Ausland eröffneten Nachlaſſe für die nach den dortigen 
Geſetzen berechtigten Erben oder Vermächtnisnehmer durch Vermittelung 
deutſcher Behörden Vermögen ins Inland, ſo kann ein anderer der Herausgabe 
nicht aus dem Grunde widerſprechen, daß er als Erbe oder Vermächtnisnehmer 
einen Anſpruch auf das Vermögen habe. 


104 A 7; Vorbem 1 vor 1922. 
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Art 27 
Sind nach dem Rechte eines fremden Staates, deſſen Geſetze in dem Art 7 
Abſ 1, dem Art 13 Abſ 1, dem Art 15 Abſ 2, dem Art 17 Abſ 1 und dem Art 25 
für maßgebend erklärt ſind, die deutſchen Geſetze anzuwenden, ſo finden dieſe 
Geſetze Anwendung. 


Borbem 7 vor 1; 104 A 7; 106 A 1; Borbem 2 vor 1308: 1823 A 2; 1564 A 7; Vorbem 6 vor 1616; 
Vorbem 1 vor 1922; 2369 M 1. 


Art 28 
Die Vorſchriften der Artt 15, 19, des Art 24 Abſ 1 und der Artt 25, 27 finden 
keine Anwendung auf Gegenſtände, die ſich nicht in dem Gebiete des Staates 
befinden, deſſen Geſetze nach jenen Vorſchriften maßgebend ſind, und die nach 
den Geſetzen des Staates, in deſſen Gebiete ſie ſich befinden, beſonderen Vor⸗ 
ſchriften unterliegen. 
Borbem 7 vor 1; 104 A 7; Vorbem 1 vor 1922, 


Art 29 
Gehört eine Perſon keinem Staate an, ſo werden ihre Rechtsverhältniſſe, 
ſoweit die Geſetze des Staates, dem eine Perſon angehört, für maßgebend 
erklärt ſind, nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem die Perſon zuletzt an⸗ 
gehört hat, und, wenn ſie auch früher einem Staate nicht angehört hat, nach den 
Geſetzen des Staates, in welchem ſie ihren Wohnſitz und in Ermangelung eines 
Wohnſitzes ihren Aufenthalt hat oder zu der maßgebenden Zeit gehabt hat. 


Vorbem 7 vor 1; 7 A 2; 106 A 1; 156 A 7; Vorbem 3 vor 1591; Borben 1 vor 1922; 1936 A 2. 


Art 30 
Die Anwendung eines ausländiſchen Geſetzes iſt ausgeſchloſſen, wenn die 
Anwendung gegen die guten Sitten oder gegen den Zweck eines deutſchen 
Geſetzes verſtoßen würde. ? 
Vorbem 7 por 1; 1 A 1; 104 A 7; 134 WU 1; Vorbem 4 vor 535; 702 A 7; Vorbem 7 vor 823; 1903 A 3; 
1923 A 3; 1326 A 6; 1564 A 7; Vorbem 1 vor 1022, 
Art 31 
Unter Zuſtimmung des Bundesrats kann durch Anordnung des Reichs- 
kanzlers beſtimmt werden, daß gegen einen ausländiſchen Staat ſowie deſſen 
Angehörige und ihre Rechtsnachfolger ein Vergeltungsrecht zur Anwendung 
gebracht wird. 


Borbem 7 vor 1; Vorbem I vor 1922. 
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Art 32 
Die Vorſchriften der Reichsgeſetze bleiben in Kraft. Sie treten jedoch in⸗ 
weit außer Kraft, als ſich aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder aus dieſem 
Geſetze die Aufhebung ergibt. 


Vorbem 2 vor 799; Vorbem 2 vor 823; 917 A 5; 2837 A 1. 
Art 33 
Soweit in dem Gerichtsverfaſſungsgeſetze, der Zivilprozeßordnung, der 


Strafprozeßordnung, der Konkursordnung und in dem Geſetze, betreffend 
die Anfechtung von Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Kon⸗ 
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kursverfahrens, vom 21. Juli 1879 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 277) an die Verwandt⸗ 
ſchaft oder die Schwägerſchaft rechtliche Folgen geknüpft ſind, finden die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über Verwandtſchaft oder Schwägerſchaft 
Anwendung. 

1589 A 1. 


Art 34 


Das Strafgeſetzbuch wird dahin geändert: 


I. 


3 


III. 


IV. 


VII. 


VIII. 


IX. 


Im 8 34 Nr 6 werden die Worte: „Vormund, Nebenvormund, Kurator, 
gerichtlicher Beiſtand oder Mitglied eines Familienrats“ erſetzt durch die 
Worte: 
„Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand der Mutter, Mitglied 
eines Familienrats oder Kurator“. 
An die Stelle des 8 55 treten folgende Vorſchriften: 

Wer bei Begehung der Handlung das zwölfte Lebensjahr nicht voll⸗ 
endet hat, kann wegen derſelben nicht ſtrafrechtlich verfolgt werden. 
Gegen denſelben können jedoch nach Maßgabe der landesgeſetzlichen 
Vorſchriften die zur Beſſerung und Beaufſichtigung geeigneten Maß⸗ 
regeln getroffen werden. Die Unterbringung in eine Familie, Er⸗ 
ziehungsanſtalt oder Beſſerungsanſtalt kann nur erfolgen, nachdem 
durch Beſchluß des Vormundſchaftsgerichtes die Begehung der Hand⸗ 
lung feſtgeſtellt und die Unterbringung für zuläſſig erklärt iſt. 

An die Stelle des § 65 treten folgende Vorſchriften: 

Der Verletzte, welcher das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
iſt ſelbſtändig zu dem Antrage auf Beſtrafung berechtigt. Solange 
er minderjährig iſt, hat unabhängig von ſeiner eigenen Befugnis 
auch ſein geſetzlicher Vertreter das Recht, den Antrag zu ſtellen. 

Iſt der Verletzte geſchäftsunfähig, oder hat er das achtzehnte Lebens⸗ 
jahr noch nicht vollendet, ſo iſt ſein geſetzlicher Vertreter der zur Stellung 
des Antrages Berechtigte. 

Als § 145 a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Wer im Inlande Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, in denen 
die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme verſprochen wird, ohne 
die erforderliche ſtaatliche Genehmigung ausſtellt und in den Ver⸗ 
kehr bringt, wird mit einer Geldſtrafe beſtraft, die dem fünften Teile 
des Nennwerts der ausgegebenen Schuldverſchreibungen gleichkommen 
kann, mindeſtens aber dreihundert Mark beträgt. 


Im 8 171 Abſ 1 und Abf 3 werden die Worte: „aufgelöſt, für ungültig 


oder nichtig erklärt worden iſt“, erſetzt durch die Worte: 
„aufgelöſt oder für nichtig erklärt worden iſt“. 


. An die Stelle des § 195 tritt folgende Vorſchrift: 


Iſt eine Ehefrau beleidigt worden, ſo hat ſowohl ſie als ihr Ehemann 

das Recht, auf Beſtrafung anzutragen. h 
Im 8 235 werden die Worte: „ihren Eltern oder ihrem Vormunde 
erſetzt durch die Worte: 

„ihren Eltern, ihrem Vormunde oder ihrem Pfleger“. 
Im 8 237 werden die Worte: „ihrer Eltern oder ihres Vormundes“ erſetzt 
durch die Worte: 

„ihrer Eltern, ihres Vormundes oder ihres Pflegers“. 
Im $ 238 werden die Worte: „für ungültig erklärt worden iſt“ erſetzt 
durch die Worte: 

„für nichtig erklärt worden iſt“. 


795 A 2; 1826 A 5; 1335 A v. 
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Art 35 


Die Strafprozeßordnung wird dahin geändert: 
I. Im 8 11 Abſ 1 treten an die Stelle der Sätze 2, 3 folgende Vorſchriften: 
In Ermangelung eines ſolchen Wohnſitzes gilt die Hauptſtadt des 
Heimatſtaats als ihr Wohnſitz; iſt die Hauptſtadt in mehrere Gerichts⸗ 
bezirke geteilt, ſo wird der als Wohnſitz geltende Bezirk von der Landes⸗ 
juſtizverwaltung durch allgemeine Anordnung beſtimmt. Gehört ein 
Deutſcher einem Bundesſtaate nicht an, ſo gilt als ſein Wohnſitz die 
Stadt Berlin; iſt die Stadt Berlin in mehrere Gerichtsbezirke geteilt, 
ſo wird der als Wohnſitz geltende Bezirk von dem Reichskanzler durch 
allgemeine Anordnung beſtimmt. 
II. An die Stelle des § 149 Abſ 2 tritt folgende Vorſchrift: 
Dasſelbe gilt von dem geſetzlichen Vertreter eines Angeklagten. 


Art 36 


Die Gewerbeordnung wird dahin geändert: 
I. Der 8 11 Abſ 2 fällt weg; als $ 11a werden folgende Vorſchriften ein⸗ 
geſtellt: 

Betreibt eine Ehefrau, für deren güterrechtliche Verhältniſſe aus⸗ 
ländiſche Geſetze maßgebend ſind, im Inlande ſelbſtändig ein Ge⸗ 
werbe, ſo iſt es auf ihre Geſchäftsfähigkeit in Angelegenheiten des 
Gewerbes ohne Einfluß, daß ſie Ehefrau iſt. 

Soweit die Frau infolge des Güterſtandes in der Verfügung über 
ihr Vermögen beſchränkt ift, finden die Vorſchriften des § 1405 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Hat die Frau ihren Wohnſitz 
nicht im Inlande, ſo iſt der Einſpruch des Mannes gegen den Betrieb 
des Gewerbes und der Widerruf der erteilten Einwilligung in das 
Güterrechtsregiſter des Bezirks einzutragen, in welchem das Gewerbe 
betrieben wird. 

Betreibt die Frau das Gewerbe mit Einwilligung des Mannes 
oder gilt die Einwilligung nach $ 1405 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs als erteilt, ſo haftet für die Verbindlichkeiten der Frau aus 
dem Gewerbebetriebe ihr Vermögen ohne Rückſicht auf die dem Manne 
kraft des Güterſtandes zuſtehenden Rechte; im Falle des Beſtehens 
einer ehelichen Gütergemeinſchaft haftet auch das gemeinſchaftliche 
Vermögen. 

II. Im 8 107 Abſ 1 werden 
1. im Satz 4 die Worte: „an den Vater oder Vormund, ſofern dieſe 
es verlangen“, erſetzt durch die Worte: 
„an den geſetzlichen Vertreter, ſofern dieſer es verlangt“, 
2. im Satz 5 die Worte: „an die Mutter“ erſetzt durch die Worte: 
„an die zur geſetzlichen Vertretung nicht berechtigte Mutter“. 
III. Im 8 108 treten an die Stelle des Satz 2 folgende Vorſchriften: 

Die Ausſtellung erfolgt auf Antrag oder mit Zuſtimmung des ge⸗ 
jeglichen Vertreters. Iſt die Erklärung des geſetzlichen Vertreters 
nicht zu beſchaffen oder verweigert dieſer die Zuſtimmung ohne ge⸗ 
nügenden Grund und zum Nachteile des Arbeiters, ſo kann die Ge⸗ 
meindebehörde die Zuſtimmung ergänzen. 
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IV. Im 8 110 Abſ 1 werden die Worte: „ſeines Vaters oder Vormunds“ 
erſetzt durch die Worte: 
„ſeines geſetzlichen Vertreters“. 
V. Im 8 113 tritt an die Stelle des Abſ 4 folgende Vorſchrift: 

Iſt der Arbeiter minderjährig, jo kann das Zeugnis von dem geſetz⸗ 
lichen Vertreter gefordert werden. Dieſer kann verlangen, daß das 
Zeugnis an ihn, nicht an den Minderjährigen ausgehändigt werde. 
Mit Genehmigung der Gemeindebehörde des im § 108 bezeichneten 
Ortes kann auch gegen den Willen des geſetzlichen Vertreters die 
Aushändigung unmittelbar an den Arbeiter erfolgen. 

VI. Im 8 131 Abſ 1 Satz 1 werden die Worte: „von dem Vater oder Vor⸗ 
munde“ erſetzt durch die Worte: 
„von dem geſetzlichen Vertreter“. 
VII. Im 8 133 Abſ 2 Satz 1 werden die Worte: „der Vater des Lehrlings“ 
erſetzt durch die Worte: 
„der Vater des Lehrlings, ſofern er die Sorge für die Perſon des 
Lehrlings hat“. 
Vorbem 2a vor 611; 1405 A 13; 1558 A 8. 
Art 37 
Der $ 2 des Geſetzes über die Freizügigkeit vom 1. November 1867 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 55) wird dahin geändert: 

Wer die aus der Reichsangehörigkeit folgenden Befugniſſe in An⸗ 
ſpruch nimmt, hat auf Verlangen den Nachweis ſeiner Reichsange⸗ 
hörigkeit und, ſofern er unter elterlicher Gewalt oder unter Vor⸗ 
mundſchaft ſteht, den Nachweis der Genehmigung des geſetzlichen 
Vertreters zu erbringen. 

Eine Ehefrau bedarf der Genehmigung des Ehemanns. 


Art 38 
Das Geſetz, betreffend die Organiſation der Bundeskonſulate, ſowie die 
Amtsrechte und Pflichten der Bundeskonſuln, vom 8. November 1867 (Bundes⸗ 
Geſetzbl. S. 137) wird dahin ergänzt: 
I. Der § 16 erhält folgenden Abſ 2: 

Einem Wahlkonſul ſteht in Anſehung der Errichtung einer Verfügung 
von Todes wegen das im Abj 1 bezeichnete Recht der Notare nur 
dann zu, wenn das Recht ihm von dem Reichskanzler beſonders bei⸗ 
gelegt iſt. ö 

II. Als § 17a wird folgende Vorſchrift eingeſtellt: 

Auf die Errichtung einer Verfügung von Todes wegen finden nicht 
die Vorſchriften des § 17, ſondern die Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung. 


Borbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229. 


Art 39 


Das Geſetz, betreffend die vertragsmäßigen Zinſen, vom 14. November 
1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 159) wird aufgehoben. 


Art 40 
Das Geſetz, betreffend die Cheſchließung und die Beurkundung des Perſonen⸗ 
Kandes von Bundesangehörigen im Auslande, vom 4. Mai 1870 (Bundes; 
Geſetzbl. S. 599) wird dahin geändert: 
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J. In dem $ 3 Abſ 1 Satz 1, dem 8 9, dem $ 11 Abſ 2 und dem 8 12 Abſ 1 
Satz 2 wird das Wort: „muß“ erſetzt durch das Wort: 
ſoll“. 
II. An die Stelle der 88 7, 8 treten folgende Vorſchriften: 


8 7 

Die Ehe wird dadurch geſchloſſen, daß die Verlobten vor dem Be⸗ 
amten perſönlich und bei gleichzeitiger Anweſenheit erklären, die 
Ehe miteinander eingehen zu wollen. Der Beamte muß zur Ent⸗ 
gegennahme der Erklärungen bereit ſein. 

Die Erklärungen können nicht unter einer Bedingung oder einer 
Zeitbeſtimmung abgegeben werden. 

8 7 

Der Beamte ſoll bei der ECheſchließung in Gegenwart von zwei 
Zeugen an die Verlobten einzeln und nacheinander die Frage richten, 
ob ſie die Ehe miteinander eingehen wollen, und, nachdem die Ver⸗ 
lobten die Frage bejaht haben, ausſprechen, daß ſie kraft dieſes Geſetzes 
nunmehr rechtmäßig verbundene Eheleute ſeien. 

Als Zeugen ſollen Perſonen, die der bürgerlichen Ehrenrechte 
für verluftig erklärt ſind, während der Zeit, für welche die Aberkennung 
der Ehrenrechte erfolgt iſt, ſowie Minderjährige nicht zugezogen werden. 
Perſonen, die mit einem der Verlobten, mit dem Beamten oder 
miteinander verwandt oder verſchwägert ſind, dürfen als Zeugen zu⸗ 
gezogen werden. 

8 8 

Als zur Eheſchließung ermächtigter Beamter (3 1) gilt auch der⸗ 
jenige, welcher, ohne ein ſolcher Beamter zu ſein, das Amt eines 
ſolchen öffentlich ausübt, es ſei denn, daß die Verlobten den Mangel 
der amtlichen Befugnis bei der Eheſchließung kennen. 

§ 8a 

Eine Ehe, die vor einem zur Eheſchließung ermächtigten Beamten 
($ 1) oder vor einer im $ 8 einem ſolchen Beamten gleichgeſtellten 
Perſon geſchloſſen wird, iſt wegen Formmangels nur dann nichtig, 
wenn bei der Eheſchließung die im $ 7 vorgeſchriebene Form nicht be⸗ 
obachtet worden iſt. 

Iſt die Ehe in das Heiratsregiſter eingetragen worden und haben 
die Ehegatten nach der Eheſchließung zehn Jahre oder, falls einer 
von ihnen vorher geſtorben iſt, bis zu deſſen Tode, jedoch mindeſtens 
drei Jahre als Ehegatten miteinander gelebt, ſo iſt die Ehe als von 
Anfang an gültig anzuſehen. Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung, 
wenn bei dem Ablaufe der zehn Jahre oder zur Zeit des Todes des 
einen Ehegatten die Nichtigkeitsklage erhoben iſt. 

1318 A 9; 1819 A 3. 
Art 41 
Das Geſetz über die Erwerbung und den Verluſt der Bundes⸗ und Staats⸗ 
angehörigkeit vom 1. Juni 1870 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 355) wird dahin 
geändert: 
I. An die Stelle des $ 11 treten folgende Vorſchriften: 

Die Verleihung der Staatsangehörigkeit erſtreckt fi, inſofern nicht 

dabei eine Ausnahme gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und 
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auf diejenigen minderjährigen Kinder, deren geſetzliche Vertretung 
dem Aufgenommenen oder Naturaliſierten kraft elterlicher Gewalt 
zuſteht. Ausgenommen ſind Töchter, die verheiratet ſind oder ver⸗ 
heiratet geweſen ſind. 

II. Als $ 14a werden folgende Vorſchriften eingeſtellt: 

Die Entlaſſung eines Staatsangehörigen, der unter elterlicher Ge⸗ 
walt oder Vormundſchaft ſteht, kann von dem geſetzlichen Vertreter 
nur mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts beantragt werden. 

Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts iſt nicht erforderlich, 
wenn der Vater oder die Mutter die Entlaſſung für ſich und zugleich 
kraft elterlicher Gewalt für ein Kind beantragt. Erſtreckt ſich der Wir⸗ 
kungskreis eines der Mutter beſtellten Beiſtandes auf die Sorge für 
die Perſon des Kindes, ſo bedarf die Mutter in einem ſolchen Falle 
der Genehmigung des Beiſtandes zu dem Antrag auf Entlaſſung des 
Kindes. 

III. An die Stelle des 8 19 treten folgende Vorſchriften: 

Die Entlaſſung erſtreckt ſich, inſofern nicht dabei eine Ausnahme 
gemacht wird, zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, 
deren geſetzliche Vertretung dem Entlaſſenen kraft elterlicher Gewalt 
zuſteht. 

Dieſe Vorſchrift findet keine Anwendung auf Töchter, die ver- 
heiratet ſind oder verheiratet geweſen ſind, ſowie auf Kinder, die unter 
der elterlichen Gewalt der Mutter ſtehen, falls die Mutter zu dem 
Antrage auf Entlaſſung der Kinder nach 8 14a Abſ 2 Satz 2 der Ge⸗ 
nehmigung des Beiſtandes bedarf. 

IV. An die Stelle des § 21 Abſ 2 treten folgende Vorſchriften: 

Der hiernach eingetretene Verluſt der Staatsangehörigkeit erjtredt 
ſich zugleich auf die Ehefrau und auf diejenigen Kinder, deren ge⸗ 
ſetzliche Vertretung dem Ausgetretenen kraft elterlicher Gewalt zu⸗ 
ſteht, ſoweit ſich die Ehefrau oder die Kinder bei dem Ausgetretenen 
befinden. Ausgenommen ſind Töchter, die verheiratet ſind oder ver⸗ 
heiratet geweſen ſind. 

3 A 4; 1320 A 6, 7: 1322 A 2; 1821 A 3. 


Art 42 


Das Geſetz, betreffend die Verbindlichkeit zum Schadenerſatze für die bei 
dem Betriebe von Eiſenbahnen, Bergwerken uſw. herbeigeführten Tötungen 
und Körperverletzungen, vom 7. Juni 1871 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 207) wird 
dahin geändert: 

I. An die Stelle des § 3 treten folgende Vorſchriften: 


83 

Im Falle der Tötung iſt der Schadenerſatz ($$ 1 und 2) durch Er 
ſatz der Koſten einer verſuchten Heilung ſowie des Vermögensnachteils 
zu leiſten, den der Getötete dadurch erlitten hat, daß während der 
Krankheit ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder gemindert oder 
eine Vermehrung feiner Bedürfniſſe eingetreten war. Der Erſatz⸗ 
pflichtige hat außerdem die Koſten der Beerdigung demjenigen zu 
erſetzen, dem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koſten zu tragen. 
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Stand der Getötete zur Zeit der Verletzung zu einem Dritten 
in einem Verhältniſſe, vermöge deſſen er dieſem gegenüber kraft Ge⸗ 
ſetzes unterhaltspflichtig war oder unterhaltspflichtig werden konnte, 
und iſt dem Dritten infolge der Tötung das Recht auf den Unterhalt 
entzogen, ſo hat der Erſatzpflichtige dem Dritten inſoweit Schaden⸗ 
erſatz zu leiſten, als der Getötete während der mutmaßlichen Dauer 
ſeines Lebens zur Gewährung des Unterhalts verpflichtet geweſen 
ſein würde. Die Erſatzpflicht tritt auch dann ein, wenn der Dritte zur 
Zeit der Verletzung erzeugt, aber noch nicht geboren war. 

§ 3a 

Im Falle einer Körperverletzung iſt der Schadenerſatz (88 1 und 2) 
durch Erſatz der Koſten der Heilung ſowie des Vermögensnachteils 
zu leiſten, den der Verletzte dadurch erleidet, daß infolge der Ver⸗ 
letzung zeitweiſe oder dauernd ſeine Erwerbsfähigkeit aufgehoben oder 
gemindert oder eine Vermehrung ſeiner Bedürfniſſe eingetreten iſt. 

II. Im 8 5 werden die Worte: „der in den 88 1 bis 3 enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen“ erſetzt durch die Worte: 
„der in den 88 1 bis 3a enthaltenen Beſtimmungen“. 
III. An die Stelle der 88 7, 8, 9 treten folgende Vorſchriften: 
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Der Schadenerſatz wegen Aufhebung oder Minderung der Erwerbs⸗ 
fähigkeit und wegen Vermehrung der Bedürfniſſe des Verletzten 
ſowie der nach $ 3 Abſ 2 einem Dritten zu gewährende Schadenerſatz 
iſt für die Zukunft durch Entrichtung einer Geldrente zu leiſten. 

Die Vorſchriften des § 843 Abſ 2 bis 4 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und des § 648 Nr 6 der Zivilprozeßordnung finden entſprechende 
Anwendung. Das gleiche gilt für die dem Verletzten zu entrichtende 
Geldrente von der Vorſchrift des § 749 Abſ 3 und für die dem Dritten 
zu entrichtende Geldrente von der Vorſchrift des § 749 Abſ 1 Nr 2 
der Zivilprozeßordnung. 3 

Iſt bei der Verurteilung des Verpflichteten zur Entrichtung einer 
Geldrente nicht auf Sicherheitsleiſtung erkannt worden, fo kann der 
Berechtigte gleichwohl Sicherheitsleiſtung verlangen, wenn die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe des Verpflichteten ſich erheblich verſchlechtert haben; 
unter der gleichen Vorausſetzung kann er eine Erhöhung der in dem 
Urteile beſtimmten Sicherheit verlangen. 

9 8 * 8 

Die Forderungen auf Schadenerſatz (88 1 bis 3a) verjähren in 
zwei Jahren von dem Unfall an. Gegen denjenigen, welchem der 
Getötete Unterhalt zu gewähren hatte ($ 3 Abſ 2), beginnt die Ver⸗ 
jährung mit dem Tode. Im übrigen finden die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung Anwendung. 

8 9 N, 

Die geſetzlichen Vorſchriften, nach welchen außer den in dieſem 
Geſetze vorgeſehenen Fällen der Unternehmer einer in den 88 1, 2 
bezeichneten Anlage oder eine andere Perſon, insbeſondere wegen 
eines eigenen Verſchuldens, für den bei dem Betriebe der Anlage 
durch Tötung oder Körperverletzung eines Menſchen entſtandenen 
Schaden haftet, bleiben unberührt. 


41 A 1: 760 U 1; 1968 U 1. 
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Art 43 


Der 8 6 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 
beamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 61) wird aufgehoben. 


Art 44 

Die Vorſchriften des $ 44 des Reichs⸗Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 45) finden entſprechende Anwendung auf Perſonen, die zur Be⸗ 
ſatzung eines in Dienſt geſtellten Schiffes der Kaiſerlichen Marine gehören, 
ſolange das Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet oder die 
Perſonen als Kriegsgefangene oder Geiſeln in der Gewalt des Feindes ſind, 
ingleichen auf andere an Bord eines ſolchen Schiffes genommene Perſonen, 
ſolange das Schiff ſich außerhalb eines inländiſchen Hafens befindet und die 
Perſonen an Bord ſind. Die Friſt, mit deren Ablaufe die letztwillige Verfügung 
ihre Gültigkeit verliert, beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem das Schiff in 
einen inländiſchen Hafen zurückkehrt oder der Verfügende aufhört, zu dem Schiffe 
zu gehören, oder als Kriegsgefangener oder Geiſel aus der Gewalt des Feindes 
entlaſſen wird. Den Schiffen ſtehen die ſonſtigen Fahrzeuge der Kaiſerlichen 
Marine gleich. 


1316 A 2; Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2255 A 3; 2360 A 2. 


Art 45 
Der $ 45 Abſ 2 Satz 2 des Reichs⸗Militärgeſetzes vom 2. Mai 1874 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 45) wird aufgehoben. 


Art 46 
Das Geſetz über die Beurkundung des Perſonenſtandes und die Eheſchließung 
vom 6. Februar 1875 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 23) wird dahin geändert: 
I. Die 88 28 bis 40, 42, 43, 51 bis 53 werden aufgehoben. 
II. An die Stelle der 88 41, 44, 50, 55 treten folgende Vorſchriften: 
8 41 
Für die Eheſchließung ſind die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs maßgebend. 
8 44 
Für die Anordnung des vor der Eheſchließung zu erlaſſenden Auf⸗ 
gebots iſt jeder Standesbeamte zuſtändig, vor dem nach $ 1320 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs die Ehe geſchloſſen werden darf. 
§ 50 
Der Standesbeamte ſoll ohne Aufgebot die Eheſchließung nur vor 
nehmen, wenn ihm ärztlich beſcheinigt wird, daß die lebensgefährlich 
Erkrankung eines der Verlobten den Aufſchub der Eheſchließung ni 
geſtattet. 
9 55 a 
Iſt eine Ehe für nichtig erklärt, iſt in einem Rechtsſtreite, der die 
Feſtſtellung des Beſtehens oder des Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen 
den Parteien zum Gegenſtande hat, das Nichtbeſtehen der Ehe te 
geftellt, ift eine Ehe vor dem Tode eines der Ehegatten aufgelöſt 1 
iſt nach $ 1575 des Bürgerlichen Geſetzbuchs die eheliche Gemeinſchaft 
aufgehoben, ſo iſt dies am Rande der über die Eheſchließung Dr 
wirkten Eintragung zu vermerken. 
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Wird die eheliche Gemeinſchaft nach der Aufhebung wiederher⸗ 

geſtellt, ſo iſt dies auf Antrag am Rande zu vermerken. 
III. Der 8 67 erhält folgenden Abſatz 2: 

Eine ſtrafbare Handlung iſt nicht vorhanden, wenn der Geiſtliche 
oder der Religionsdiener im Falle einer lebensgefährlichen, einen 
Aufſchub nicht geſtattenden Erkrankung eines der Verlobten zu den 
religiöſen Feierlichkeiten der Eheſchließung ſchreitet. 

IV. Im 8 69 werden die Worte: „in dieſem Geſetze“ erſetzt durch die Worte: 
„in dieſem Geſetze und in dem Bürgerlichen Geſetzbuche“. 
V. Im 8 75 Abſ 1 werden die Worte: „nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes“ 
erſetzt durch die Worte: 
„nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs“. 


10 A 2; 1303 A 1; 1305 A 1; 1806 A 1; 1308 A2; 1310 A 1; 1311 A1; 1312 A1; 1313 A1; 1314 A1: 
1315 A 1: 1816 A 2, 4; 1317 A 1; 1818 A 1; 1320 A 2; 1321 A 1, 4; 1322 A 1; 1564 A 3; 1587 A 3. 


Art 47 
Der Artikel 3 des Geſetzes, betreffend den Wucher, vom 24. Mai 1880 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 109) in der Faſſung des Art II des Geſetzes, betreffend Ergänzung 
der Beſtimmungen über den Wucher, vom 19. Juni 1893 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 197) 
wird aufgehoben. 
138 A 2 d. E.; 817 A 3. 
Art 48 
Der 8 16 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen der Reichsbeamten der Zivilverwaltung, vom 20. April 1881 (Reichs⸗ 
Geſetzbl. S. 85) wird aufgehoben. 


197 A 2. 
Art 49 
Der 8 18 Abſ 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen von Angehörigen des Reichsheeres und der Kaiſerlichen Marine, von: 
17. Juni 1887 (Reichs⸗Geſetzbl. S. 237) wird aufgehoben. 
197 A 2. 
Art 50 


Der 89 des Geſetzes, betreffend das Reichsſchuldbuch, vom 31. Mai 1891 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 321) wird dahin geändert: 
Eine Ehefrau wird zu Anträgen ohne Zuſtimmung des Ehemannes 
zugelaſſen. i 
Die Ehefrau bedarf der Zuſtimmung des Ehemannes, wenn ein 
Vermerk zu deſſen Gunſten eingetragen iſt. Ein ſolcher Vermerk iſt 
einzutragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtimmung der Ehe⸗ 
mann die Eintragung beantragt. Die Ehefrau iſt dem Ehemanne 
gegenüber zur Erteilung der Zuſtimmung verpflichtet, wenn ſie nach 
dem unter ihnen beſtehenden Güterſtande über die Buchforderung 
nur mit Zuſtimmung des Ehemannes verfügen kann. 
1316 A 2; 1393 A 1: 1395 A4; 2117 A 1. 


Art 51 
Der 8 8 Abf 2 des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Witwen und 
Waiſen der Perſonen des Soldatenſtandes des Reichsheeres und der Kaiſer⸗ 
lichen Marine vom Feldwebel abwärts, vom 13. Juni 1895 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 261) wird aufgehoben. 
197 A 2. 
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Art 52 


Iſt auf Grund eines Reichsgeſetzes dem Eigentümer einer Sache wegen 
der im öffentlichen Intereſſe erfolgenden Entziehung, Beſchädigung oder Be⸗ 
nutzung der Sache oder wegen Beſchränkung des Eigentums eine Entſchädigung 
zu gewähren und ſteht einem Dritten ein Recht an der Sache zu, für welches 
nicht eine beſondere Entſchädigung gewährt wird, ſo hat der Dritte, ſoweit ſein 
Recht beeinträchtigt wird, an dem Entſchädigungsanſpruche dieſelben Rechte, 
die ihm im Falle des Erlöſchens ſeines Rechtes durch Zwangsverſteigerung an 
dem Erlöſe zuſtehen. 

903 A 8; 1030 A 2; 1105 A 1; 1120 A 1; 1127 A 4; 1128 A 1. 


Art 53 


Iſt in einem Falle des Art 52 die Entſchädigung dem Eigentümer eines 
Grundſtücks zu gewähren, ſo finden auf den Entſchädigungsanſpruch die Vor⸗ 
ſchriften des 8 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung. 
Erhebt ein Berechtigter innerhalb der im § 1128 beſtimmten Friſt Widerſpruch 
gegen die Zahlung der Entſchädigung an den Eigentümer, ſo kann der Eigentümer 
und jeder Berechtigte die Eröffnung eines Verteilungsverfahrens nach den für 
die Verteilung des Erlöſes im Falle der Zwangsverſteigerung geltenden Vor⸗ 
ſchriften beantragen. Die Zahlung hat in dieſem Falle an das für das Ver⸗ 
teilungsverfahren zuſtändige Gericht zu erfolgen. 

Iſt das Recht des Dritten eine Reallaſt, eine Hypothek, eine Grundſchuld 
oder eine Rentenſchuld, ſo erliſcht die Haftung des Entſchädigungsanſpruchs, 
wenn der beſchädigte Gegenſtand wiederhergeſtellt oder für die entzogene 
bewegliche Sache Erſatz beſchafft iſt. Iſt die Entſchädigung wegen Benutzung 
des Grundſtücks oder wegen Entziehung oder Beſchädigung von Früchten oder 
von Zubehörſtücken zu gewähren, jo finden die Vorſchriften des $ 1123 Abſ 2 
Satz 1 und des § 1124 Ab 1, 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende An⸗ 
wendung. 

908 A 8; 1030 A 2; 1105 A 1; 1120 A 1; 1127 2 43 1128 A 1. 


Art 54 


Die Vorſchrift des 8 36 Abſ 4 des Geſetzes, betreffend die Beſchränkungen 
des Grundeigentums in der Umgebung von Feſtungen, vom 21. Dezember 1871 
(Reichs⸗Geſetzbl. S. 459) wird durch die Vorſchriften der Artt 52, 53 nicht berührt. 
Findet nach dieſen Vorſchriften ein Verteilungsverfahren ſtatt, ſo iſt die Ent⸗ 
ſchädigung auf Erſuchen des für das Verfahren zuſtändigen Gerichts an dieſes 
zu leiſten, ſoweit ſie zur Zeit der Stellung des Erſuchens noch ausſteht. 

Die Vorſchrift des § 37 desſelben Geſetzes wird dahin geändert: 

Iſt das Grundſtück mit einem Rechte belaſtet, welches durch die 
Beſchränkung des Eigentums beeinträchtigt wird, jo kann der Ber 
rechtigte bis zum Ablauf eines Monats, nachdem ihm der Eigentümer 
die Beſchränkung des Eigentums mitgeteilt hat, die Eröffnung des 
Verteilungsverfahrens beantragen. 

903 A 8; 1127 A 4; 1128 A 1. 
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Dritter Abſchnitt 
Verhältnis des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Landesgeſetzen 


Art 55 


Die privatrechtlichen Vorſchriften der Landesgeſetze treten außer Kraft, 
ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuch oder in dieſem Geſetz ein anderes 
beſtimmt iſt. 

40 2 vor 1; 90 A 1; 197 A 2; 612 A 3; 653 A 3; Vorbem 3 vor 823; 903 A 2; 917 A 5; 


Art 56 
Unberührt bleiben die Beſtimmungen der Staatsverträge, die ein Bundes⸗ 
ſtaat mit einem ausländiſchen Staate vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſen hat. 


Vorbem vor 194; 1960 A 2. 
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Art 57 


In Anſehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen 
Familien ſowie der Mitglieder der Fürſtlichen Familie Hohenzollern finden 
die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur inſoweit Anwendung, als 
nicht beſondere Vorſchriften der Hausverfaſſungen oder der Landesgeſetze ab⸗ 
weichende Beſtimmungen enthalten. 

Das gleiche gilt in Anſehung der Mitglieder des vormaligen Hannoverſchen 
Königshauſes, des vormaligen Kurheſſiſchen und des vormaligen Herzoglich 
Naſſauiſchen Fürſtenhauſes. 


106 A 1; 90g A 2; 916 A 2; 1317 A4; 1355 A5; Vorbem 2 vor 1868; 1577 A 11; Vorbem 2 vor 1591; 
Borbem 1 vor 1616; Vorbem 8 vor 1778; Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2232 A 1 2259 U 3. 


Art 58 


In Anſehung der Familienverhältniſſe und der Güter derjenigen Häuſer, 
welche vormals reichsſtändiſch geweſen und ſeit 1806 mittelbar geworden ſind 
oder welche dieſen Häuſern bezüglich der Familienverhältniſſe und der Güter 
durch Beſchluß der vormaligen deutſchen Bundesverſammlung oder vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs durch Landesgeſetz gleichgeſtellt 
worden ſind, bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetze und nach Maßgabe 
der Landesgeſetze die Vorſchriften der Hausverfaſſungen unberührt. 

Das gleiche gilt zugunſten des vormaligen Reichsadels und derjenigen 
Familien des landſäſſigen Adels, welche vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs dem vormaligen Reichsadel durch Landesgeſetz gleichgeſtellt 
worden ſind. 


106 A 1; 925 A 1; 1355 A5; Vorbem 2 vor 1863; 1577 A 11; Vorbem 2 vor 1591; Vorbem 1 vor 1616; 
Vorbem 8 vor 1773; Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2232 A 1. 


Art 59 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Familienfidei⸗ 
kommiſſe und Lehen, mit Einſchluß der allodifizierten Lehen, ſowie über Stamm⸗ 


güter. 
873 A 1; 892 A 11; 908 A 1; 925 A 1; 1008 A 1; 1004 A3; Vorbem 2 vor 1591; Vorbem 4 vor 1705; 


Vorbem 5 vor 1741; Vorbem 8 vor 1773; 1912 A 3; Vorbem 2 vor 1922; 2109 A 1. 
Art 60 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Beſtellung 
einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld an einem Grundſtücke, deſſen 
Belaſtung nach den in den Artt 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften nur beſchränkt 
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zuläſſig iſt, dahin geftatten, daß der Gläubiger Befriedigung aus dem Grund⸗ 
ſtücke lediglich im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann. 
1113 A 1: 1147 A 2. 


Art 61 


Iſt die Veräußerung oder Belaſtung eines Gegenſtandes nach den in den 
Artt 57 bis 59 bezeichneten Vorſchriften unzuläſſig oder nur beſchränkt zuläſſig, 
ſo finden auf einen Erwerb, dem dieſe Vorſchriften entgegenſtehen, die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zugunſten derjenigen, welche Rechte von 
einem Nichtberechtigten herleiten, entſprechende Anwendung. 

892 A 11; 962 A 1. 


Art 62 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Rentengüter. 
134 A 1; Vorbem 2 vor 873; 873 A 1, 6; 878 A 3; 892 A 11; 903 A 1; 925 A 1: 1094 A 5; 1106 
A 1; Vorbem 2 vor 1922. 


Art 63 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Erbpachtrecht, 
mit Einſchluß des Büdnerrechts und des Häuslerrechts, in denjenigen Bundes⸗ 
ſtaaten, in welchen ſolche Rechte beſtehen. Die Vorſchriften des 8 1017 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf dieſe Rechte entſprechende Anwendung. 

Vorbem 4 vor 878; 878 A 70; 874 A 3; 875 A 2, 3; 876 A 1; 900 A 7; 903 A 1, 2; 912 A 2: 916 A2: 
917 A 6, 14; 919 A 2, 4; 925 A 1; 928 A 1; Vorbem 2 vor 985; 1018 A 2, 3; 1024 A 1; 1090 A 2; 1094 


A 1; 1105 A 2; 1147 A 2; 1445 A 4; 1551 A 9; 1807 A 11 1821 A 3; Vorbem 2 nor 1922; 2118 M 1; 
SD über das Erbbaurecht 37 A 3; 38 Aid. 


Art 64 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Anerbenrecht 
in Anſehung landwirtſchaftlicher und forſtwirtſchaftlicher Grundſtücke nebſt deren 
Zubehör. 

Die Landesgeſetze können das Recht des Erblaſſers, über das dem Anerben- 
recht unterliegende Grundſtück von Todes wegen zu verfügen, nicht beſchränken. 

878 A 1, 6; 892 A 11; 925 A 1; 1094 A 3; Vorbem 2 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2812 A 4 


Art 65 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Waſſer⸗ 
recht angehören, mit Einſchluß des Mühlenrechts, des Flötzrechts und des Flößerei⸗ 
rechts ſowie der Vorſchriften zur Beförderung der Bewäſſerung und Entwäſſerung 
der Grundſtücke und der Vorſchriften über Anlandungen, entſtehende Inſeln 
und verlaſſene Flußbetten. 


Vorbem 5 vor 21; 90 A 1; 93 A 6; 741 AA; 873 A 1, 6; 908 A 2; 905 A 1; 906 A 5; 907 A 7. 
Eu A 4; 925 A 1; 960 A 4; 1004 A 1; 1018 A 2, 5; 1024 A 1; 1118 A 1; 1807 A 1; 1821 A 8; 2111 
2; 2184 A 8. 


Art 66 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Deich⸗ 
und Sielrecht angehören. 
Vorbem 5 vor 21; Vorbem vor 194; 1018 U ö. 


Art 67 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Bergrecht 
angehören. 
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Iſt nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen Beſchädigung eines Grundſtücks 
durch Bergbau eine Entſchädigung zu gewähren, ſo finden die Vorſchriften 
der Artt 52, 53 Anwendung, ſoweit nicht die Landesgeſetze ein anderes be⸗ 
ſtimmen. 

Vorbem 5 vor 21; Vorbem 2a vor 611; 741 A 4; 878 A 1, 6; 890 A 1; 892 A 8; 903 A 2; 905 A 1; 


906 A 1, 18; 907 A 2; 925 A 1; 1024 A 1; 1094 AB; 1120 A 1; 1127 A4; 1128 A 1; 1147 A 2; 1551 A9: 
1807 A 1; 1821 A g. 


Art 68 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks mit dem vererblichen und veräußerlichen Rechte zur Ge⸗ 
winnung eines den bergrechtlichen Vorſchriften nicht unterliegenden Minerals 
geſtatten und den Inhalt dieſes Rechtes näher beſtimmen. Die Vorſchriften 
der $$ 874, 875, 876, 1015, 1017 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 


Vorbem 4 vor 873; 873 A 6, 70; 874 Ag; 875 A 2; 876 A 1; 900 A 7; 903 A 2; 916 A 2; 917 A 6, 14; 
919 A 2, 4; 925 A 1: 928 A1; Vorbem 2 vor 985; 1018 A 2,3; 1024 A 1; 1090 A 2; 1094 A 1; 1105 A 2; 
1147 A 2; 1445 A 4; 1551 A9; 1821 A 3; BO über das Erbbaurecht 37 A 3; 38 A 1d. 


Art 69 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Jagd und Fiſcherei, 
unbeſchadet der Vorſchrift des § 958 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und 
der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Erſatz des Wildſchadens. 

Vorbem 5 vor 21; Vorbem vor 194; 581 U 3; Vorbem 8 vor 823; 835 U 1, 4, 55 873 U 6; 958 U 4; 960 A4; 
1018 A 5; 1147 A 2; 1551 A 9. 


Art 70 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Grundſätze, 
nach welchen der Wildſchaden feſtzuſtellen iſt, ſowie die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, nach welchen der Anſpruch auf Erſatz des Wildſchadens innerhalb 
einer beſtimmten Friſt bei der zuſtändigen Behörde geltend gemacht werden muß. 

Vorbem 3 vor 828; 885 A 1. 


Art 71 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 

1. die Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens auch dann eintritt, wenn 
der Schaden durch jagdbare Tiere anderer als der im § 835 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs bezeichneten Gattungen angerichtet wird; 

2. für den Wildſchaden, der durch ein aus einem Gehege ausgetretenes jagd- 
bares Tier angerichtet wird, der Eigentümer oder der Beſitzer des Ge⸗ 
heges verantwortlich iſt; 

3. der Eigentümer eines Grundſtücks, wenn das Jagdrecht auf einem anderen 
Grundſtücke nur gemeinſchaftlich mit dem Jagdrecht auf ſeinem Grundſtück 
ausgeübt werden darf, für den auf dem anderen Grundſtück angerichteten 
Wildſchaden auch dann haftet, wenn er die ihm angebotene Pachtung 
der Jagd abgelehnt hat; 

4. der Wildſchaden, der an Gärten, Obſtgärten, Weinbergen, Baumſchulen 
und einzelſtehenden Bäumen angerichtet wird, dann nicht zu erſetzen iſt, 
wenn die Herſtellung von Schutzvorrichtungen unterblieben iſt, die unter 
gewöhnlichen Umſtänden zur Abwendung des Schadens ausreichen; 

5. die Verpflichtung zum Schadenserſatz im Falle des § 835 Abſ 3 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs abweichend beſtimmt wird; 
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6. die Gemeinde an Stelle der Eigentümer der zu einem Jagdbezirke ver⸗ 
einigten Grundſtücke zum Erſatze des Wildſchadens verpflichtet und zum 
Rückgriff auf die Eigentümer berechtigt iſt oder an Stelle der Eigentümer 
oder des Verbandes der Eigentümer oder der Gemeinde oder neben 
ihnen der Jagdpächter zum Erſatze des Schadens verpflichtet iſt; 

7. der zum Erſatze des Wildſchadens Verpflichtete Erſtattung des geleiſteten 
Erſatzes von demjenigen verlangen kann, welcher in einem anderen Be⸗ 
zirke zur Ausübung der Jagd berechtigt iſt. 

Vorbem 3 vor 828; 835 A 1—3, 7—9. 


Art 72 
Beſteht in Anſehung eines Grundſtücks ein zeitlich nicht begrenztes Nutzungs⸗ 
recht, fo finden die Vorſchriften des § 835 des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die 
Verpflichtung zum Erſatze des Wildſchadens mit der Maßgabe Anwendung, 
daß an die Stelle des Eigentümers der Nutzungsberechtigte tritt. 
Vorbem 3 vor 823; 835 A 1, 6. 


Art 73 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Regalien. 


Vorbem vor 194; 873 A 6; 984 A 5. 


Art 74 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Zwangsrechte, 
Bannrechte und Realgewerbeberechtigungen. 
Vorbem vor 194; 878 A 6; 903 A 2; 1024 A 1; 1807 A 1; 1821 A g. 


Art 75 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Verſiche⸗ 
rungsrecht angehören, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuche beſondere 
Beſtimmungen getroffen ſind. 

Vorbem 5 vor 21; 1137 A 3; 1180 A 1. 


Art 76 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Verlags⸗ 
recht angehören. 

Vorbem 2b vor 631. 

Art 77 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Haftung des 
Staates, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände (Provinzial, Kreis 
Amtsverbände) für den von ihren Beamten in Ausübung der dieſen anvertrauten 
öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, 
welche das Recht des Beſchädigten, von dem Beamten den Erſatz eines ſolchen 
Schadens zu verlangen, inſoweit ausſchließen, als der Staat oder der Kommunal 
verband haftet. 

89 A 3; 278 A 7; Vorbem 3 vor 823; 823 A 12; 889 A 1. 


Art 78 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die Be 
amten für die von ihnen angenommenen Stellvertreter und Gehilfen in weiterem 
Umfange als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche haften. 


278 A 7; Borbem 3 vor 828; 889 M 1. 
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Art 79 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die zur 
amtlichen Feſtſtellung des Wertes von Grundſtücken beſtellten Sachverſtändigen 
für den aus einer Verletzung ihrer Berufspflicht entſtandenen Schaden in 
weiterem Umfange als nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche haften. 
Vorbem 3 vor 823. 


Art 80 


Unberührt bleiben, ſoweit nicht in dem Bürgerlichen Geſetzbuch eine be⸗ 
ſondere Beſtimmung getroffen iſt, die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die 
vermögensrechtlichen Anſprüche und Verbindlichkeiten der Beamten, der Geiſt⸗ 
lichen und der Lehrer an öffentlichen Unterrichtsanſtalten aus dem Amts⸗ oder 
Dienſtverhältniſſe, mit Einſchluß der Anſprüche der Hinterbliebenen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Pfründenrecht. 


394 A 1; Vorbem 2b vor 611: Vorbem 3 vor 1030, 


Art 81 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Übertragbar⸗ 
keit der Anſprüche der im Art 80 Abſ 1 bezeichneten Perſonen auf Beſoldung, 
Wartegeld, Ruhegehalt, Witwen⸗ und Waiſengeld beſchränken, ſowie die landes⸗ 
geſetzlichen Vorſchriften, welche die Aufrechnung gegen ſolche Anſprüche ab⸗ 
weichend von der Vorſchrift des § 394 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zulaſſen. 

894 A 1; Vorbem 2b vor 611. Art 82 


Unberührt bleiben die Vorſchriften der Landesgeſetze über die Verfaſſung 
ſolcher Vereine, deren Rechtsfähigkeit auf ſtaatlicher Verleihung beruht. 
Vorbem 3 vor 21; 25 A 1. Art 83 
je 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über Waldgenoſſen⸗ 
ſchaften. 


Vorbem 5 vor 21; 741 A 4. 


Art 84 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen eine 
Religionsgeſellſchaft oder eine geiſtliche Geſellſchaft Rechtsfähigkeit nur im Wege 
der Geſetzgebung erlangen kann. 

60 A 1: 61 A 35908 A 1. 


Art 85 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
des § 45 Abſ 3 des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Vermögen des aufgelöften 
Vereins an Stelle des Fiskus einer Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des 
öffentlichen Rechtes anfällt. 

45 A 1: 46 A 1, 2; 1922 A 9. 

Art 86 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Erwerb 
von Rechten durch juriſtiſche Perſonen beſchränken oder von ſtaatlicher Geneh⸗ 
migung abhängig machen, ſoweit dieſe Vorſchriften Gegenſtände im Werte von 
mehr als fünftauſend Mark betreffen. Wird die nach dem Landesgeſetze zu 
einem Erwerbe von Todes wegen erforderliche Genehmigung erteilt, ſo gilt ſie 
als vor dem Erbfall erteilt; wird fie verweigert, fo gilt die juriſtiſche Perſon in 
Anſehung des Anfalls als nicht vorhanden; die Vorſchrift des § 2043 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs findet entſprechende Anwendung. 


Vorbem 2 vor 21; 182 fl 1; Vorbem 1 vor 516; 903 A 1; 925 A 8: 937 MA; 1113 207; Norbem 2 vor 1922; 
1022 As; 1946 A 2; 2043 A 2; 2109 A 5. 
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Art 87 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Wirkſamkeit 
von Schenkungen an Mitglieder religiöſer Orden oder ordensähnlicher Kon⸗ 
gregationen von ſtaatlicher Genehmigung abhängig machen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Mitglieder 
religibſer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen nur mit ſtaatlicher Ge⸗ 
nehmigung von Todes wegen erwerben können. Die Vorſchriften des Art 86 
Satz 2 finden entſprechende Anwendung. 

Mitglieder ſolcher religiöfer Orden oder ordensähnlicher Kongregationen, 
bei denen Gelübde auf Lebenszeit oder auf unbeſtimmte Zeit nicht abgelegt 
werden, unterliegen nicht den in den Abſ 1, 2 bezeichneten Vorſchriften. 

1 A 1: Vorbem 1 vor 5186; 903 A 1; 925 A g; 937 A 4; Vorbem 2 vor 1922; 1922 As; 2043 A 2. 


Art 88 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Erwerb von 
Grundſtücken durch Ausländer von ſtaatlicher Genehmigung abhängig machen. 
1 A 1; 903 A 1; 925 A 3. 


Art 89 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlihen Vorſchriften über die zum Schutze 
der Grundſtücke und der Erzeugniſſe von Grundſtücken geſtattete Pfändung von 
Sachen, mit Einſchluß der Vorſchriften über die Entrichtung von Pfandgeld 
oder Erſatzgeld. 

227 A 5; 858 A 7; 1257 A g. 

Art 90 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Rechtöverhält« 
niſſe, welche ſich aus einer auf Grund des öffentlichen Rechtes wegen der Füh⸗ 
rung eines Amtes oder wegen eines Gewerbebetriebs erfolgten Sicherheits 
leiſtung ergeben. 


Art 91 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der 
Fiskus, eine Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes oder 
eine unter der Verwaltung einer öffentlichen Behörde ſtehende Stiftung be⸗ 
rechtigt iſt, zur Sicherung gewiſſer Forderungen die Eintragung einer Hypothek 
an Grundſtücken des Schuldners zu verlangen, und nach welchen die Ein⸗ 
tragung der Hypothek auf Erſuchen einer beſtimmten Behörde zu erfolgen hat. 
Die Hypothek kann nur als Sicherungshypothek eingetragen werden; ſie ent⸗ 
ſteht mit der Eintragung. 

873 A 1, 5; 892 A 4; Vorbem 3, 4 vor 1118, 


Art 92 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Zahlungen 
aus öffentlichen Kaſſen an der Kaſſe in Empfang zu nehmen ſind. 

270 A 8. 

Art 93 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Friſten, bis 
zu deren Ablaufe gemietete Räume bei Beendigung des Mietverhältniſſes zu 
räumen ſind. 

Vorbem 6 vor 585; 556 A 1. 
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Art 94 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Geſchäfts⸗ 
betrieb der gewerblichen Pfandleiher und der Pfandleihanſtalten betreffen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen öffent⸗ 
lichen Pfandleihanſtalten das Recht zuſteht, die ihnen verpfändeten Sachen 
dem Berechtigten nur gegen Bezahlung des auf die Sache gewährten Dar⸗ 
lehens herauszugeben. 

994 A 1; 1207 A 4; 1238 A 1. 


Art 95 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche dem Geſinde⸗ 
recht angehören. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über die 
Schadenserſatzpflicht desjenigen, welcher Geſinde zum widerrechtlichen Ver⸗ 
laſſen des Dienſtes verleitet oder in Kenntnis eines noch beſtehenden Geſinde⸗ 
verhältniſſes in Dienſt nimmt oder ein unrichtiges Dienſtzeugnis erteilt. 

Die Vorſchriften der 88 104 bis 115, 131, 278, 617 bis 619, 624, 831, des 
§ 840 Abſ 2 und des § 1358 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden Anwendung, 
die Vorſchriften des § 617 jedoch nur inſoweit, als die Landesgeſetze dem Geſinde 
nicht weitergehende Anſprüche gewähren. 

Ein Züchtigungsrecht ſteht dem Dienſtberechtigten dem Geſinde gegenüber 
nicht zu. 
nr 104 A 1; 336 A 1; Vorbem 2a vor 611; Vorbem 3 vor 823; 823 A 10; 840 A 6; 1357 A 3; 1822 A 1; 


. Art 96 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über einen mit der 
Überlaſſung eines Grundſtücks in Verbindung ftehenden Leibgedings⸗, Leib⸗ 
zuchts⸗, Altenteils⸗ oder Auszugsvertrag, ſoweit ſie das ſich aus dem Vertrag 
ergebende Schuldverhältnis für den Fall regeln, daß nicht beſondere Verein 
barungen getroffen werden. 

759 A 5; 880 A 8; 1093 A 5; 1106 A 1. 


Art 97 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Eintragung 
von Gläubigern des Bundesſtaats in ein Staatsſchuldbuch und die aus der 
Eintragung ſich ergebenden Rechtsverhältniſſe, insbeſondere die Übertragung 
und Belaſtung einer Buchforderung, regeln. 0 

Soweit nach dieſen Vorſchriften eine Ehefrau berechtigt iſt, ſelbſtändig An⸗ 
träge zu ſtellen, iſt dieſes Recht ausgeſchloſſen, wenn ein Vermerk zugunſten 
des Ehemanns im Schuldbuch eingetragen iſt. Ein ſolcher Vermerk iſt einzu⸗ 
tragen, wenn die Ehefrau oder mit ihrer Zuſtimmung der Ehemann die Ein⸗ 
tragung beantragt. Die Ehefrau.ift dem Ehemanne gegenüber zur Erteilung 
der Zuſtimmung verpflichtet, wenn ſie nach dem unter ihnen beſtehenden 
Güterſtand über die Buchforderung nur mit Zuſtimmung des Ehemanns ver⸗ 
fügen kann. 

1393 A 1; 1895 A 4; 1279 A 3; 2117 A 1. 


Art 98 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Rückzahlung 
oder Umwandlung verzinslicher Staatsſchulden, für die Inhaberpapiere aus⸗ 
gegeben oder die im Staatsſchuldbuch eingetragen ſind. 


Vorbem 3 vor 793. 
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Art 99 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die öffentlichen 
Sparkaſſen, unbeſchadet der Vorſchriften des § 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
und der Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Anlegung von 
Mündelgeld. 
Vorbem 3 vor 793; 808 A A; 1809 A 2. 
Art 100 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen bei Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber, die der Bundesſtaat oder eine ihm angehörende 
Körperſchaft, Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes ausſtellt: 

1. die Gültigkeit der Unterzeichnung von der Beobachtung einer beſonderen 
Form abhängt, auch wenn eine ſolche Beſtimmung in die Urkunde nicht 
aufgenommen iſt; 

2. der im $ 804 Abſ 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichnete Auſpruch 
ausgeſchloſſen iſt, auch wenn die Ausſchließung in dem Zins⸗ oder Renten⸗ 
ſcheine nicht beſtimmt iſt. 

Vorbem 3 vor 798; 793 A 5; 804 A 3, 4. 

Art 101 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Bundes⸗ 
ſtaat oder ihm angehörende Körperſchaften, Stiftungen und Anſtalten des 
öffentlichen Rechtes abweichend von der Vorſchrift des § 806 Satz 2 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs verpflichten, die von ihnen ausgeſtellten, auf den Inhaber 
lautenden Schuldverſchreibungen auf den Namen eines beſtimmten Berechtigten 
umzuſchreiben, ſowie die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die ſich aus der 
Umſchreibung einer ſolchen Schuldverſchreibung ergebenden Rechtsverhältniſſe, 
mit Einſchluß der Kraftloserklärung, regeln. 

Vorbem 3 vor 793; 806 A 2; 1393 A 1; 1815 A 1; 2117 A 1. 


Art 102 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Kraftlos⸗ 
erklärung und die Zahlungsſperre in Anſehung der im 8 807 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Urkunden. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für die Kraftlos⸗ 
erklärung der im § 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Urkunden ein 
anderes Verfahren als das Aufgebotsverfahren beſtimmen. 

Vorbem 3 vor 793; 799 A 5; 807 A 2; 808 A 4. 


Art 103 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der Staat 
ſowie Verbände und Anſtalten, die auf Grund des öffentlichen Rechtes zur Ge⸗ 
währung von Unterhalt verpflichtet ſind, Erſatz der für den Unterhalt gemachten 
Aufwendungen von der Perſon, welcher ſie den Unterhalt gewährt haben, ſowie 
von denjenigen verlangen können, welche nach den Vorſchriften des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs unterhaltspflichtig waren. 


Vorbem 6 vor 677; Borbem 2 vor 812; Vorbem 5 vor 1601. 


Art 104 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über den Anspruch auf 
Rückerſtattung mit Unrecht erhobener öffentlicher Abgaben oder Koſten eines 
Verfahrens. 

Vorbem 2 vor 812. 


Verhältnis des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu den Landesgeſetzen 903 


Art 105 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen der 
Unternehmer eines Eiſenbahnbetriebs oder eines anderen mit gemeiner Gefahr 
verbundenen Betriebs für den aus dem Betrieb entſtehenden Schaden in weiterem 
Umfang als nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs verantwortlich iſt. 


Vorbem 8 vor 823. 


Art 106 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen, wenn 
ein dem öffentlichen Gebrauche dienendes Grundſtück zu einer Anlage oder zu 
einem Betriebe benutzt werden darf, der Unternehmer der Anlage oder des Be⸗ 
triebs für den Schaden verantwortlich iſt, der bei dem öffentlichen Gebrauche 
des Grundſtücks durch die Anlage oder den Betrieb verurſacht wird. 


Vorbem 3 vor 823. 


Art 107 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Verpflichtung 
zum Erſatze des Schadens, der durch das Zuwiderhandeln gegen ein zum Schutze 
von Grundſtücken erlaſſenes Strafgeſetz verurſacht wird. 
Vorbem 3 vor 828. 


Art 108 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Verpflichtung 
zum Erſatze des Schadens, der bei einer Zuſammenrottung, einem Auflauf oder 
einem Aufruhr entſteht. 
Vorbem 3 vor 823, 


Art 109 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die im öffentlichen 
Intereſſe erfolgende Entziehung, Beſchädigung oder Benutzung einer Sache, Be⸗ 
ſchränkung des Eigentums und Entziehung oder Beſchränkung von Rechten. 
Auf die nach landesgeſetzlicher Vorſchrift wegen eines ſolchen Eingriffs zu ge⸗ 
währende Entſchädigung finden die Vorſchriften der Artt 52, 53 Anwendung, 
ſoweit nicht die Landesgeſetze ein anderes beſtimmen. 


291 A 1: 313 A 33 571 A 6; 878 A 1 875, A 1; 892 A 3; 903 U 5 904 A 9: 906 A 1; 007 A 1 
925 A 1; 1018 A 1, 5; 1030 A 2; 1094 A 8; 1105 A 1; 1120 A 1; 1127 A 43 1128 A 1. 


Art 110 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für den Fall, 
daß zerſtörte Gebäude in anderer Lage wiederhergeſtellt werden, die Rechte 


an den beteiligten Grundſtücken regeln. 
1127 A 4. 


Art 111 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche im öffentlichen 
Intereſſe das Eigentum in Anſehung tatſächlicher Verfügungen beſchränken. 

903 A 8; 921 A 8. 

Art 112 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Behandlung 
der einem Eiſenbahn⸗ oder Kleinbahnunternehmen gewidmeten Grundſtücke 
und ſonſtiger Vermögensgegenſtände als Einheit (Bahneinheit), über die Ver⸗ 
äußerung und Belaſtung einer ſolchen Bahneinheit oder ihrer Beſtandteile, ins⸗ 
beſondere die Belaſtung im Falle der Ausſtellung von Teilſchuldverſchreibungen 
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auf den Inhaber, und die ſich dabei ergebenden Rechtsverhältniſſe ſowie über 
die Liquidation zum Zwecke der Befriedigung der Gläubiger, denen ein Recht 
auf abgeſonderte Befriedigung aus den Beſtandteilen der Bahneinheit zuſteht. 

Vorbem vor 873; 873 A 1; 890 A 1; 925 U 1; 1018 A 1; Vorbem 4 vor 1113; 1114 A 3; 1147 A 2. 


Art 113 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Zuſammen⸗ 
legung von Grundſtücken, über die Gemeinheitsteilung, die Regulierung der 
Wege, die Ordnung der gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhältniſſe ſowie über die 
Ablöſung, Umwandlung oder Einſchränkung von Dienſtbarkeiten und Real⸗ 
laſten. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften, welche die durch ein 
Verfahren dieſer Art begründeten gemeinſchaftlichen Angelegenheiten zum 
Gegenſtande haben oder welche ſich auf den Erwerb des Eigentums, auf die 
Begründung, Anderung und Aufhebung von anderen Rechten an Grundſtücken 
und auf die Berichtigung des Grundbuchs beziehen. 


741 A 4; 873 A 1; 875 A 1; 877 A 4; 882 A 1; 890 A 1; 912 A 13; 914 A 2: 917 A 15; 925 A 1: 
1018 A 1, 5; 1021 A 5; 1090 A 1; 1105 A 1, 4, 8; Vorbem 4 vor 1113; 1114 A 3; 1120 A 1. 


Art 114 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen die dem 
Staate oder einer öffentlichen Anſtalt infolge der Ordnung der gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhältniſſe oder der Ablöſung von Dienſtbarkeiten, Reallaſten oder 
der Oberlehnsherrlichkeit zuſtehenden Ablöſungsrenten und ſonſtigen Reallaſten 
zu ihrer Begründung und zur Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. 

892 A 3, 6; 901 A 5; 914 A 2; 917 A 15; 1018 A 1, 5; 1021 A 5; 1105 A 1, 4. 


Art 115 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks mit gewiſſen Grunddienſtbarkeiten oder beſchränkten perſön⸗ 
lichen Dienſtbarkeiten oder mit Reallaſten unterſagen oder beſchränken, ſowie die 
landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche den Inhalt und das Maß ſolcher Rechte 
näher beſtimmen. 

903 A 3; 912 A 13; 914 A 2; 917 A 15; 1018 A 1,5; 1020 A 6; 1021 A 5; 1076 A 1; 1090 A 1; 1105 
A 1 1111 A 2. 


Art 116 


Die in den Artt 113 bis 115 bezeichneten landesgeſetzlichen Vorſchriften 
finden keine Anwendung auf die nach den 88 912, 916, 917 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zu entrichtenden Geldrenten und auf die in den 88 1021, 1022 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmten Unterhaltungspflichten. 

903 A 3; 912 A 13; 914 A 2; 917 A 15; 1021 A 5; 1105 A 1. 


Art 117 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks über eine beſtimmte Wertgrenze hinaus unterſagen. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Belaſtung 
eines Grundſtücks mit einer unkündbaren Hypothek oder Grundſchuld unter⸗ 
ſagen oder die Ausſchließung des Kündigungsrechts des Eigentümers bei 
Hypothekenforderungen und Grundſchulden zeitlich beſchränken und bei Renten⸗ 
ſchulden nur für eine kürzere als die im $ 1202 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
beſtimmte Zeit zulaſſen. 

903 A 3; 1018 A 1; Vorbem 4 vor 1113; 1115 A 8; 1141 A 1; 1202 A 2. 
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Art 118 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche einer Geldrente, 
Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld, die dem Staate oder einer öffent⸗ 
lichen Anſtalt wegen eines zur Verbeſſerung des belaſteten Grundſtücks ge⸗ 
währten Darlehens zuſteht, den Vorrang vor anderen Belaſtungen des Grund⸗ 
ſtücks einräumen. Zugunſten eines Dritten finden die Vorſchriften der 88 892, 
893 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

879 A 3, 4; 892 A 6; 1018 A 1: 1105 A 1. 


Art 119 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche 

1. die Veräußerung eines Grundſtücks beſchränken; 

2. die Teilung eines Grundſtücks oder die getrennte Veräußerung von Grund⸗ 
ſtücken, die bisher zuſammen bewirtſchaftet worden ſind, unterſagen oder 
beſchränken; 

3. die nach § 890 Abſ 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige Vereinigung 
mehrerer Grundſtücke oder die nach 8 890 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs zuläſſige Zuſchreibung eines Grundſtücks zu einem anderen Grund⸗ 
ſtück unterſagen oder beſchränken. 

135 A 2; 741 A 4; 749 A 6; 890 A 1, 2; 903 A 3. 


Art 120 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
der Veräußerung eines Teiles eines Grundſtücks dieſer Teil von den Belaſtungen 
des Grundſtücks befreit wird, wenn von der zuſtändigen Behörde feſtgeſtellt 
wird, daß die Rechtsänderung für die Berechtigten unſchädlich iſt. 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen unter 

der gleichen Vorausſetzung: 

1. im Falle der Teilung eines mit einer Reallaſt belaſteten Grundſtücks die 
Reallaſt auf die einzelnen Teile des Grundſtücks verteilt wird; 

2. im Falle der Aufhebung eines dem jeweiligen Eigentümer eines Grund- 
ſtücks an einem anderen Grundſtücke zuſtehenden Rechtes die Zuſtimmung 
derjenigen nicht erforderlich iſt, zu deren Gunſten das Grundſtück des 
Berechtigten belaſtet iſt: 

3. in den Fällen des 8 1128 des Bürgerlichen Geſetzbuchs und des Art 52 
dieſes Geſetzes der dem Eigentümer zuſtehende Entſchädigungsanſpruch 
von dem einem Dritten an dem Anſpruche zuſtehenden Rechte befreit 
wird. 

741 A 4; 875 A 1; 876 A 5; 890 A 1: 914 A 6; 1018 AL; 1090 A1: 1105 A 4; 1108 A 5; 1109 A 5; 

Vorbem 4 vor 1113; 1120 A 1; 1127 A 4. 


Art 121 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
der Teilung eines für den Staat oder eine öffentliche Anſtalt mit einer Reallaſt 
belaſteten Grundſtücks nur ein Teil des Grundſtücks mit der Reallaſt belaſtet bleibt 
und dafür zugunſten des jeweiligen Eigentümers dieſes Teiles die übrigen Teile 
mit gleichartigen Reallaſten belaſtet werden. 
741 A 4; 1108 A 5. 
Art 122 


unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Rechte des 
Eigentümers eines Grundſtücks in Anſehung der auf der Grenze oder auf dem 
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Nachbargrundſtücke ſtehenden Obſtbäume abweichend von den Vorſchriften des 
$ 910 und des 8 923 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmen. 


910 A 2; 923 A 8. 


Art 123 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche das Recht des 
Notwegs zum Zwecke der Verbindung eines Grundſtücks mit einer Waſſerſtraße 
oder einer Eiſenbahn gewähren. 
917 U 5. 
Art 124 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche das Eigentum 
an Grundſtücken zugunſten der Nachbarn noch anderen als den im Bürgerlichen 
Geſetzbuche beſtimmten Beſchränkungen unterwerfen. Dies gilt insbeſondere 
auch von den Vorſchriften, nach welchen Anlagen ſowie Bäume und Sträucher 
nur in einem beſtimmten Abſtande von der Grenze gehalten werden dürfen. 
873 A 5; 906 A 1; 907 A 8, 9; 909 A 2, 5; 910 A 2; 912 A 5; 921 U 8; 1004 A 6. 


Art 125 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die Vorſchrift 
des $ 26 der Gewerbeordnung auf Eifenbahn-, Dampfſchiffahrts⸗ und ähnliche 
Verkehrsunternehmungen erſtrecken. 
906 A 1, 18; 907 A 1; 1004 A A. 


Art 126 
Durch Landesgeſetz kann das dem Staate an einem Grundſtücke zuſtehende 
Eigentum auf einen Kommunalverband und das einem Kommunalverband an 
einem Grundſtücke zuſtehende Eigentum auf einen anderen Kommunalverband 
oder auf den Staat übertragen werden. 
878 A 1, 2; 925 A 1 
Art 127 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Übertragung 
des Eigentums an einem Grundſtücke, das im Grundbuche nicht eingetragen iſt 
und nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung auch nach der Übertragung 
nicht eingetragen zu werden braucht. 
Vorbem vor 873; 873 A 1; 883 A 9; 925 U 1; 927 A 1: 928 U 1. 


Art 128 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Begründung 
und Aufhebung einer Dienſtbarkeit an einem Grundſtücke, das im Grundbuche 
nicht eingetragen iſt und nach den Vorſchriften der Grundbuchordnung nicht ein⸗ 
getragen zu werden braucht. 
Vorbem vor 873; 1010 A 1; 1018 A 5; 1028 N 5; 1090 A 1; 1091 A 8. 


Art 129 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen das Recht 
zur Aneignung eines nach $ 928 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufgegebenen 
Grundſtücks an Stelle des Fiskus einer beſtimmten anderen Perſon zuſteht. 
878 A 1; 928 A 6; 958 A 2. 


Art 130 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht zur An⸗ 
eignung der einem anderen gehörenden, im Freien betroffenen Tauben. 
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Art 131 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für den Fall, 
daß jedem der Miteigentümer eines mit einem Gebäude verſehenen Grundſtücks 
die ausſchließliche Benutzung eines Teiles des Gebäudes eingeräumt iſt, das 
Gemeinſchaftsverhältnis näher beſtimmen, die Anwendung der 88 749 bis 751 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausſchließen und für den Fall des Konkurſes über 
das Vermögen eines Miteigentümers dem Konkursverwalter das Recht, die 


Aufhebung der Gemeinſchaft zu verlangen, verſagen. 
741 A 1; 749 A 6; 1010 A 1. 


Art 132 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Kirchenbaulaſt 
und die Schulbaulaſt. 
Vorbem vor 194; 1105 A 1. 


Art 133 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über das Recht zur Be⸗ 
nutzung eines Platzes in einem dem öffentlichen Gottesdienſte gewidmeten Ge⸗ 
bäude oder auf einer öffentlichen Begräbnisſtätte. 

Vorbem vor 194; 1024 A 1; 1090 A 1; 1968 A 1. 


Art 134 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die religiöſe Er⸗ 
ziehung der Kinder. 
1631 A 1; 1666 A 2; 1707 A 2. 
Art 135 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Zwangs⸗ 
erziehung Minderjähriger. Die Zwangserziehung iſt jedoch, unbeſchadet der 
Vorſchriften der 88 55, 56 des Strafgeſetzbuchs nur zuläſſig, wenn ſie von dem 
Vormundſchaftsgericht angeordnet wird. Die Anordnung kann außer den Fällen 
der $$ 1666, 1838 des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur erfolgen, wenn die Zwangs⸗ 
erziehung zur Verhütung des völligen ſittlichen Verderbens notwendig iſt. 
Die Landesgeſetze können die Entſcheidung darüber, ob der Minderjährige, 
deſſen Zwangserziehung angeordnet iſt, in einer Familie oder in einer Er⸗ 
ziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt unterzubringen ſei, einer Verwaltungsbehörde 
übertragen, wenn die Unterbringung auf öffentliche Koſten zu erfolgen hat. 
823 A 10; Vorbem 5 vor 1616. 
Art 136 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen 
1. der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufficht ſtehenden 
Erziehungs⸗ oder Verpflegungsanſtalt oder ein Beamter alle oder einzelne 
Rechte und Pflichten eines Vormundes für diejenigen Minderjährigen 
hat, welche in der Anſtalt oder unter der Aufſicht des Vorſtandes oder 
des Beamten in einer von ihm ausgewählten Familie oder Anſtalt er⸗ 
zogen oder verpflegt werden, und der Vorſtand der Anſtalt oder der Be- 
amte auch nach der Beendigung der Erziehung oder der Verpflegung 
bis zur Volljährigkeit des Mündels dieſe Rechte und Pflichten behält, 
unbeſchadet der Befugnis des Vormundſchaftsgerichts, einen anderen Vor⸗ 
mund zu beſtellen; f 
2. die Vorſchriften der Nr 1 bei unehelichen Minderjährigen auch dann 
gelten, wenn dieſe unter der Aufſicht des Vorſtandes oder des Beamten 
in der mütterlichen Familie erzogen oder verpflegt werden; 
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3. der Vorſtand einer unter ſtaatlicher Verwaltung oder Aufſicht ſtehenden 
Erziehungs⸗ oder Verpflegungsanſtalt oder ein von ihm bezeichneter An⸗ 
geſtellter der Anſtalt oder ein Beamter vor den nach $ 1776 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs als Vormünder berufenen Perſonen zum Vormunde 
der in Nr 1, 2 bezeichneten Minderjährigen beſtellt werden kann; 

4. im Falle einer nach den Vorſchriften der Nr 1 bis 3 ſtattfindenden Be⸗ 
vormundung ein Gegenvormund nicht zu beſtellen iſt und dem Vormunde 
die nach $ 1852 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſigen Befreiungen 
zuſtehen. 


1778 A 4; 1776 A 1; 1782 A 1; 1792 A 1; 1852 U 1; 1885 A 2; 1897 A 1. 


Art 137 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die Grundſätze, 
nach denen in den Fällen des § 1515 Abſ 2, 3 und der $$ 2049, 2312 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs der Ertragswert eines Landguts feſtzuſtellen iſt. 

1515 A 9; Vorbem 2 vor 1922; 2049 A 2. 

Art 138 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
des § 1936 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an Stelle des Fiskus eine Körperſchaft, 
Stiftung oder Anſtalt des öffentlichen Rechtes geſetzlicher Erbe iſt. 

Vorbem 2 vor 1922; 1936 AA; 2011 A 3. 

Art 139 

Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen dem 
Fistus oder einer anderen juriſtiſchen Perſon in Anſehung des Nachlaſſes einer 
verpflegten oder unterſtützten Perſon ein Erbrecht, ein Pflichtteilsanſpruch oder 
ein Recht auf beſtimmte Sachen zuſteht. 

Vorbem 2 vor 1922; 1936 A 1; 2011 A b. 

Art 140 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen das 
Nachlaßgericht auch unter anderen als den im 8 1960 Abſ 1 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bezeichneten Vorausſetzungen die Anfertigung eines Nachlaß⸗ 
verzeichniſſes ſowie bis zu deſſen Vollendung die erforderlichen Sicherungs- 
maßregeln, insbeſondere die Anlegung von Siegeln, von Amts wegen anordnen 
kann oder ſoll. 

Vorbem 2 vor 1922; 1960 A 1. 

Art 141 

Die Landesgeſetze konnen beſtimmen, daß für die Beurkundung von Rechts- 
geſchäften, die nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs gerichtlicher 
oder notarieller Beurkundung bedürfen, entweder nur die Gerichte oder nur die 
Notare zuſtändig ſind. 


128 A 1, 518 A 2; 873 A 14; 1434 A 2; 1491 A 7; 1501 A 8; 1516 A 4; Worbem 2 vor 1922; 2033 
A 4; 2231 A 2; 2232 A 1; 2276 A 1; 2291 A 3; 2296 U 3; 2348 A 1; 2356 A 4. 


Art 142 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche in Anſehung 
der in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden Grundſtücke beſtimmen, daß für 
die Beurkundung des im 8 313 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten Ver⸗ 
trags ſowie für die nach § 873 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Bindung 
der Beteiligten erforderliche Beurkundung der Erklärungen außer den Gerichten 


und Notaren auch andere Behörden und Beamte zuftäudig find. 
128 A 1; 878 N 14. 
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Art 143 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche in Anſehung der 
in dem Gebiete des Bundesſtaats liegenden Grundſtücke beſtimmen, daß die 
Einigung der Parteien in den Fällen der 88 925, 1015 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs außer vor dem Grundbuchamt auch vor Gericht, vor einem Notar, vor 
einer anderen Behörde oder vor einem anderen Beamten erklärt werden kann. 
Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen es bei 
der Auflaſſung eines Grundſtücks der gleichzeitigen Anweſenheit beider Teile 
nicht bedarf, wenn das Grundſtück durch ein Gericht oder einen Notar verſteigert 


worden iſt und die Auflaſſung noch in dem Verſteigerungstermine ſtattfindet. 
873 A 14; 892 A 18; 925 A 5, 10, 11, 12, 18. 


Art 144 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die ſachliche und 
örtliche Zuſtändigkeit der Hinterlegungsſtellen. Die Landesgeſetze können be⸗ 
ſtimmen, daß die Anlegung von Mündelgeld nach § 1808 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs bei den Hinterlegungsſtellen des Bundesſtaats nicht ſtattfindet. 

233 A 1; 1077 A 1; 1082 A 2; 1392 A 5; 1808 A 2; 1814 A 2; 1960 A 3; 2116 A 1; 2119 A 1. 


Art 145 

Die Landesgeſetze können über die Hinterlegung nähere Beſtimmungen 
treffen, insbeſondere den Nachweis der Empfangsberechtigung regeln und 
vorſchreiben, daß die hinterlegten Gelder und Wertpapiere gegen die Ver⸗ 
pflichtung zur Rückerſtattung in das Eigentum des Fiskus oder der als Hinter⸗ 
legungsſtelle beſtimmten Anſtalt übergehen, daß der Verkauf der hinterlegten 
Sachen von Amts wegen angeordnet werden kann ſowie daß der Anſpruch 
auf Rückerſtattung mit dem Ablauf einer gewiſſen Zeit oder unter ſonſtigen 
Vorausſetzungen zugunſten des Fiskus oder der Hinterlegungsanſtalt erliſcht. 
Ju den Fällen des $ 382, des § 1171 Abſ 3 und des 8 1269 Satz 3 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs muß dem Hinterleger die Rücknahme des hinterlegten Betrags 
mindeſtens während eines Jahres von dem Zeitpunkt an geſtattet werden, 
mit welchem das Recht des Gläubigers auf den hinterlegten Betrag erliſcht. 

Von einer gerichtlichen Anordnung kann die Hinterlegung nicht abhängig 
gemacht werden. 

372 A 1; 380 A 1; 1077 A 1: 1082 A 2; 1171 A 5; 1392 A 5; 1814 A 2; 2116 A 1. 


Art 146 


Iſt durch Landesgeſetz beſtimmt, daß die Hinterlegungsſtellen auch andere 
Sachen als Geld, Wertpapiere und ſonſtige Urkunden ſowie Koſtbarkeiten anzu⸗ 
nehmen haben, ſo finden auf Schuldverhältniſſe, die auf Leiſtung derartiger 
Sachen gerichtet find, die Vorſchriften der 88 372 bis 382 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs Anwendung. 

372 A 1 1818 A 1; 2039 A 3; 2116 A. 1. 


Art 147 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen für die 
dem Vormundſchaftsgericht oder dem Nachlaßgericht obliegenden Verrichtungen 
andere als gerichtliche Behörden zuſtändig ſind. n 

Sind durch Landesgeſetz die Verrichtungen des Nachlaßgerichts einer anderen 
Behörde als einem Gericht übertragen, ſo iſt für die Abnahme des im § 2006 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorgeſchriebenen Offenbarungseids das Amts⸗ 
gericht zuſtändig, in deſſen Bezirke die Nachlaßbehörde ihren Sitz hat. 


8 A 2, 1896 A 4; 1387 A5; 1342 A 2; 1858 A 6; 1491 WA; 1493 A8; 1507 Nl 1; Vorbem 4 vor 1773 
1848 A 1, Vorbem 2 vor 1922; 2008 A 1; 2006 N 2; 2146 A 1: 2259 A 2; 2282 A 73 2858 A 1 
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Art 148 


Die Landesgeſetze können die Zuſtändigkeit des Nachlaßgerichts zur Aufnahme 
des Inventars ausſchließen. 
Vorbem 2 vor 1922; 2003 A 1. 


Art 149 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen bei der 
Errichtung einer Verfügung von Todes wegen der Richter an Stelle des Gerichts⸗ 
ſchreibers oder der zwei Zeugen eine beſonders dazu beſtellte Urkundsperſon zu⸗ 
ziehen kann. 

Auf die Urkundsperſon finden die Vorſchriften der 88 2234 bis 2236 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Borbem 2 vor 1922; 2233 A 1; 2284 UA 1. 


Art 150 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen im Falle 
des § 2249 des Bürgerlichen Geſetzbuchs an Stelle des Vorſtehers oder neben 
dem Vorſteher eine andere amtlich beſtellte Perſon zuſtändig iſt. 

Vorbem 2 vor 1922: 2249 A 2. 


Art 151 


Durch die Vorſchriften der 88 2234 bis 2245, 2276 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs und des Art 149 dieſes Geſetzes werden die allgemeinen Vorſchriften 
der Landesgeſetze über die Errichtung gerichtlicher oder notarieller Urkunden 
nicht berührt. Ein Verſtoß gegen eine ſolche Vorſchrift iſt, unbeſchadet der Vor⸗ 
ſchriften über die Folgen des Mangels der ſachlichen Zuständigkeit, ohne Einfluß 
auf die Gültigkeit der Verfügung von Todes wegen. 

Vorbem 2 vor 1922; 2232 A 1; 2237 A 1; 2240 A 1; 2241 A 1; 2276 A 1. 


Art 152 


Unberührt bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche für die nicht 
nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung zu erledigenden Rechtsſtreitig⸗ 
keiten die Vorgänge beſtimmen, mit denen die nach den Vorſchriften des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs an die Klagerhebung und an die Rechtshängigkeit geknüpften 
Wirkungen eintreten. Soweit ſolche Vorſchriften fehlen, finden die Vorſchriften 


der Zivilprozeßordnung entſprechende Anwendung. 
987 A 2. 


Vierter Abſchnitt 
Übergangsvorſchriften 


Art 153 


Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht das 
einundzwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, aber für volljährig erklärt iſt oder 
ſonſt die rechtliche Stellung eines Volljährigen erlangt hat, ſteht von dieſer 
Zeit an einem Volljährigen gleich. 

Vorbem 8 vor 1; 2 A 2; 104 A 7; 106 A 1; Vorbem 7 vor 1773. 
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Art 154 


Wer nach den franzöſiſchen oder den badiſchen Geſetzen emanzipiert oder aus 
der Gewalt entlaſſen ift, ſteht von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs an, wenn er zu dieſer Zeit das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, einem 
Volljährigen, anderenfalls einem Minderjährigen gleich. 

Vorbem 8 vor 1; 104 A 7; 106 A 1; Vorbem 7 vor 1773, 


Art 155 


Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Geiſtes⸗ 
krankheit entmündigt iſt, ſteht von dieſer Zeit an einem nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Geiſteskrankheit Entmündigten gleich. 

Vorbem 8 vor 1; 6 A 7; 104 A 7: 114 A 2; Vorbem 7 vor 1773, 


Art 156 

Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Ver⸗ 
ſchwendung entmündigt iſt, ſteht von dieſer Zeit an einem nach den Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs wegen Verſchwendung Entmündigten gleich. 

Dasſelbe gilt von demjenigen, für welchen nach den franzöſiſchen oder den 
badiſchen Geſetzen wegen Verſchwendung die Beſtellung eines Beiſtandes an⸗ 
geordnet iſt. 

Vorbem 8 vor 1; 6 A 7; 104 A 7; 114 A 2; Vorbem 7 vor 1778, 


Art 157 


Die Vorſchriften der franzöſiſchen und der badiſchen Geſetze über den er⸗ 
wählten Wohnſitz bleiben für Rechtsverhältniſſe, die ſich nach dieſen Geſetzen 
beſtimmen, in Kraft, ſofern der Wohnſitz vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs erwählt worden iſt. 


75 Art 158 


Die Wirkungen einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erfolgten Todeserklärung beſtimmen ſich nach den bisherigen Geſetzen, ſoweit 
ſich nicht aus den Artt 159, 160 ein anderes ergibt. 

18 A 8. 


Art 159 


Der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs für 
tot erklärten Perſon kann nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
eine neue Ehe eingehen, auch wenn die Wiederverheiratung nach den bisherigen 
Geſetzen nicht zuläſſig ſein würde. Die Vorſchriften der 88 1348 bis 1352 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs finden entſprechende Anwendung. 

18 U 8; 1348 U 2. 

Art 160 

Soweit nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs infolge einer 
Todeserklärung die elterliche Gewalt des Verſchollenen, die Vormundſchaft, 
die Pflegſchaft ſowie das Amt als Vormund, Gegenvormund, Pfleger, Beiſtand 
oder Mitglied eines Familienrats endigt, gelten dieſe Vorſchriften von dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an auch für eine vorher erfolgte 
Todeserklärung. 

13 A 3. 

Art 161 

Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs anhängiges 

Verfahren, das eine Todeserklärung, eine Verſchollenheitserklärung oder die 
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Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den Beſitz oder Genuß des Vermögens 
eines Verſchollenen zum Gegenſtande hat, iſt nach den bisherigen Geſetzen zu 
erledigen. 

Iſt vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine Verſchollenheits⸗ 
erklärung oder die vorläufige Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den Beſitz 
oder Genuß des Vermögens eines Verſchollenen erfolgt, ſo ſind die bisherigen 
Geſetze auch für die Todeserklärung ſowie für die endgültige Einweiſung maß⸗ 
gebend. 

Nach den bisherigen Geſetzen beſtimmen ſich auch die Wirkungen der nach 
Abſ 1, 2 ergehenden Entſcheidungen. Im Falle der Todeserklärung finden 
die Vorſchriften der Artt 159, 160 Anwendung. 

18 A g. 


Art 162 


Soweit eine nach den bisherigen Geſetzen erfolgte oder nach Art 161 Abſ 2 
zuläſſige endgültige Einweiſung des mutmaßlichen Erben in den Beſitz oder 
Genuß des Vermögens des Verſchollenen ohne Einfluß auf Rechtsverhältniſſe 
iſt, auf die ſich die Wirkungen der Todeserklärung nach dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch erſtrecken, iſt nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs eine 
Todeserklärung nach deſſen Vorſchriften zuläſſig; die Wirkungen beſchränken 
ſich auf dieſe Rechtsverhältniſſe. 

Art 163 

Auf die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden 
juriſtiſchen Perſonen finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften der 88 25 bis 
53, 85 bis 89 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung, ſoweit ſich nicht aus 
den Artt 164 bis 166 ein anderes ergibt. 

Vorbem 5 vor 21. 


Art 164 


In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften über die zur Zeit des 
Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Realgemeinden und 
ähnlichen Verbände, deren Mitglieder als ſolche zu Nutzungen an land- und forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Grundſtücken, an Mühlen, Brauhäuſern und ähnlichen Anlagen 
berechtigt ſind. Es macht keinen Unterſchied, ob die Realgemeinden oder ſonſtigen 
Verbände juriſtiſche Perſonen find oder nicht und ob die Berechtigung der Mit 
glieder an Grundbeſitz geknüpft iſt oder nicht. 


Vorbem 5 vor 21; 741 A 4; 1018 U 1. 
Art 165 


In Kraft bleiben die Vorſchriften der bayeriſchen Geſetze, betreffend die 
privatrechtliche Stellung der Vereine ſowie der Erwerbs- und Wirtſchafts⸗ 
geſellſchaften, vom 29. April 1869 in Anſehung derjenigen Vereine und regi⸗ 
ſtrierten Geſellſchaften, welche auf Grund dieſer Geſetze zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehen. 

Vorbem 5 vor 21. 


Art 166 


In Kraft bleiben die Vorſchriften des ſächſiſchen Geſetzes vom 15. Juni 1868, 
betreffend die juriſtiſchen Perſonen, in Anſehung derjenigen Perſonenvereine, 
welche zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Recht? 
fähigkeit durch Eintragung in das Genoſſenſchaftsregiſter erlangt haben. 


Vorbem 5 vor 21. 
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Art 167 
In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, welche die zur Zeit 
des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden landſchaftlichen 
oder ritterſchaftlichen Kreditanſtalten betreffen. 


Vorbem 5 vor 21; 25 A 2; 96 A 1; Vorbem 2 vor 8 873 a. E.; Vorbem 4 vor 1113; 1115 A 5, 10; 
1145 A 2; 1168 A 1. 
Art 168 


Eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Verfügungsbeſchränkung bleibt wirkſam, unbeſchadet der Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zugunſten derjenigen, welche Rechte von einem Nicht⸗ 
berechtigten herleiten. 

185 A 2; 137 A 6; 1094 A 5; 1809 A 2. 

Art 169 

Die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Verjährung finden 
auf die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſtandenen, noch 
nicht verjährten Anſprüche Anwendung. Der Beginn ſowie die Hemmung 
und Unterbrechung der Verjährung beſtimmen ſich jedoch für die Zeit vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen. 

Iſt die Verjährungsfriſt nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche kürzer als nach 
den bisherigen Geſetzen, ſo wird die kürzere Friſt von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an berechnet. Läuft jedoch die in den bisherigen Ge⸗ 
ſetzen beſtimmte längere Friſt früher als die im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmte 
kürzere Friſt ab, ſo iſt die Verjährung mit dem Ablaufe der längeren Friſt vollendet. 

Vorbem vor 194; 852 A 7; 900 A 1; 937 A 1; Vorbem 4 vor 1080; 1571 A 5. 


Art 170 


Für ein Schuldverhältnis, das vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs entſtanden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 5 vor 21; 125 A 7; 186 A 8; 246 A 8; 259 U 8; 283 A 5; Vorbem? vor 535; 
Borbem 8 vor 631; Vorbem 3 vor 705; 724 A 2; 741 A 4; 762 U 7; Vorbem 8 vor 823; 1360 A 1. 


Art 171 
Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehendes 
Miet⸗, Pacht⸗ oder Dienſtverhältnis beſtimmt ſich, wenn nicht die Kündigung 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs für den erſten Termin 
erfolgt, für den ſie nach den bisherigen Geſetzen zuläſſig iſt, von dieſem Termin 
an nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 7 vor 535; Vorbem 6 vor 611. 


Art 172 
Wird eine Sache, die zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs vermietet oder verpachtet war, nach dieſer Zeit veräußert oder mit einem 
Rechte belaſtet, fo hat der Mieter oder Pächter dem Erwerber der Sache oder 
des Rechtes gegenüber die im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmten Rechte. 
Weitergehende Rechte des Mieters oder Pächters, die ſich aus den bisherigen 
Geſetzen ergeben, bleiben unberührt, unbeſchadet der Vorſchrift des Art 171. 
Vorbem 7b vor 535; 892 A 7. 
Art 173 


Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende. 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 

741 A 4; 921 A 8; 1094 A 5; 2032 A 3. 

Aich, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 58 
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Art 174 


Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an gelten für die vorher 
ausgeſtellten Schuldverſchreibungen auf den Inhaber die Vorſchriften der 
§§ 798 bis 800, 802, 804 und des $ 806 Satz 1 des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
Bei den auf Sicht zahlbaren unverzinslichen Schuldverſchreibungen ſowie bei 
Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheinen bleiben jedoch für die Kraftlos⸗ 
erklärung und die Zahlungsſperre die bisherigen Geſetze maßgebend. 

Die Verjährung der Anſprüche aus den vor dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs ausgeſtellten Schuldverſchreibungen auf den Inhaber beſtimmt 
ſich, unbeſchadet der Vorſchriften des $ 802 des Bürgerlichen Geſetzbuchs, nach 
den bisherigen Geſetzen. 

a Ben 8 vor 1; Vorbem 3 vor 798; 708 A 1; 799 A 5; 801 A g; 802 A 1; 803 A 3; 804 A %; 


Art 175 


Für Zins⸗, Renten⸗ und Gewinnanteilſcheine, die nach dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs für ein vor dieſer Zeit ausgeſtelltes Inhaberpapier 
ausgegeben werden, ſind die Geſetze maßgebend, welche für die vor dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausgegebenen Scheine gleicher Art 
gelten. 

Vorbemeß vor 793; 808 A 3; 804 A 4. 


Art 176 


Die Außerkursſetzung von Schuldverſchreibungen auf den Inhaber findet 
nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nicht mehr ſtatt. Eine 
vorher erfolgte Außerkursſetzung verliert mit dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs ihre Wirkung. 


Vorbem 3 vor 793; 799 A 5; 1809 A 1. 


Art 177 


Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an gelten für vorher 
ausgegebene Urkunden der im 8 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art, ſofern der Schuldner nur gegen Aushändigung der Urkunde zur Leiſtung 
verpflichtet iſt, die Vorſchriften des 8 808 Abſ 2 Satz 2, 3 des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs und des Art 102 Abſ 2 dieſes Geſetzes. 


Vorbem 8 vor 1: Vorbem 3 vor 798; 808 A 4. 


Art 178 
Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs anhängiges 
Verfahren, das die Kraftloserklärung einer Schuldverſchreibung auf den In⸗ 
haber oder einer Urkunde der im $ 808 des Bürgerlichen Geſetzbuchs bezeichneten 
Art oder die Zahlungsſperre für ein ſolches Papier zum Gegenſtande hat, if 
nach den bisherigen Geſetzen zu erledigen. Nach dieſen Geſetzen beſtimmen 
ſich auch die Wirkungen des Verfahrens und der Entſcheidung. 


Vorbem 3 vor 7986; 799 A 5; 808 A 4. 
Art 179 
Hat ein Anſpruch aus einem Schuldverhältniſſe nach den bisherigen Ser 
jegen durch Eintragung in ein öffentliches Buch Wirkſamkeit gegen Dritte 1 
langt, ſo behält er dieſe Wirkſamkeit auch nach dem Inkrafttreten des Bürger 
lichen Geſetzbuchs. 


Vorbem 3 vor 535. 


de 
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Art 180 


Auf ein zur Zeit des Jnkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehendes 
Beſitzverhältnis finden von dieſer Zeit an, unbeſchadet des Art 191, die Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. 


Vorbem 8 vor 1; 854 A 6. 


Art 181 


Auf das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Eigentum finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs Anwendung. 

Steht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs das Eigentum 
an einer Sache mehreren nicht nach Bruchteilen zu oder iſt zu dieſer Zeit ein 
Sondereigentum an ſtehenden Erzeugniſſen eines Grundſtücks, insbeſondere an 
Bäumen, begründet, ſo bleiben dieſe Rechte beſtehen. 


Vorbem 8 vor 1; 93 A 7; 95 A 1; 283 A 5: 741 A 4; 890 A 65 891 Ni: 908 A 1; 910 A 4; 912 A 1; 
917 A 15; 921 A 8; 953 A 8; 1004 A 7; 1094 A 5. 


Art 182 


Das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Stockwerkseigentum bleibt beſtehen. Das Rechtsverhältnis der Beteiligten 
untereinander beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 


93 A 7; 741 A 4; 740 A 6 752 A 2; 881 A 15 008 A 1; 1010 A 1: 1113 A1; BO über das Erb⸗ 
baurecht 1 A 11. 


Art 183 


Zugunſten eines Grundſtücks, das zur Zeit des Inkrafttretens des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs mit Wald beſtanden iſt, bleiben die landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften, welche die Rechte des Eigentümers eines Nachbargrundſtücks in An⸗ 
ſehung der auf der Grenze oder auf dem Waldgrundſtücke ſtehenden Bäume und 
Sträucher abweichend von den Vorſchriften des $ 910 und des 8 923 Abſ 2, 3 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtimmen, bis zur nächſten Verjüngung des 
Waldes in Kraft. 


Vorbem 8 vor 1; 008 A 1; 910 A 2; 923 A 8. 


Art 184 


Rechte, mit denen eine Sache oder ein Recht zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs belaftet ift, bleiben mit dem ſich aus den bisherigen 
Geſetzen ergebenden Inhalt und Range beſtehen, ſoweit ſich nicht aus den 
Artt 192 bis 195 ein anderes ergibt. Von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs an gelten jedoch für ein Erbbaurecht die Vorſchriften des $ 1017, 
für eine Grunddienſtbarkeit die Vorſchriften der 88 1020 bis 1028 des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs. une 
kf pp 


1080; 1090 9 1: 1094 A 1105 9 1: 1110 A 1; Vorben 6 vor 1113; 1138 A 1; 1252 A 6; RO fiber 
das Erbbaurecht 38 Mit. 


Art 185 
Iſt zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Erfigung 
des Eigentums oder Nießbrauchs an einer beweglichen Sache noch nicht voll⸗ 


endet, ſo finden auf die Erſitzung die Vorſchriften des Art 169 entſprechende 
Anwendung. 


937 A 1; Borbem 4 vor 1030. 
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Art 186 


Das Verfahren, in welchem die Anlegung der Grundbücher erfolgt, ſowie 
der Zeitpunkt, in welchem das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzu⸗ 
ſehen iſt, werden für jeden Bundesſtaat durch landesherrliche Verordnung 
beſtimmt. 

Iſt das Grundbuch für einen Bezirk als angelegt anzuſehen, ſo iſt die An⸗ 
legung auch für ſolche zu dem Bezirke gehörende Grundſtücke, die noch kein 
Blatt im Grundbuche haben, als erfolgt anzuſehen, ſoweit nicht beſtimmte 
Grundſtücke durch beſondere Anordnung ausgenommen ſind. 

Vorbem vor 873; 891 A 1; 892 A 6; 900 A 1; 906. A 1; 925 A 1 1018 A 1; 1120 A 1. 


Art 187 


Eine Grunddienſtbarkeit, die zu der Zeit beſteht, zu welcher das Grundbuch 
als angelegt anzuſehen iſt, bedarf zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber 
dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung. Die Eintragung 
hat jedoch zu erfolgen, wenn ſie von dem Berechtigten oder von dem Eigentümer 
des belaſteten Grundſtücks verlangt wird; die Koſten ſind von demjenigen zu 
tragen und vorzuſchießen, welcher die Eintragung verlangt. 

Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß die beſtehenden Grunddienſt⸗ 
barkeiten oder einzelne Arten zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem 
öffentlichen Glauben des Grundbuchs bei der Anlegung des Grundbuchs oder 
ſpäter in das Grundbuch eingetragen werden müſſen. Die Beſtimmung kann 
auf einzelne Grundbuchbezirke beſchränkt werden. 

875 A 6; 879 A 3; 889 A 2; 892 AB, 6; 894 A 1 a. C.; 1018, A 1, 5; 1027 A 4; 1028 A 5; 1094 A 5. 


Art 188 


Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß geſetzliche 
Pfandrechte, die zu der Zeit beſtehen, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt, zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 
des Grundbuchs während einer zehn Jahre nicht überſteigenden, von dem In⸗ 
frafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an zu berechnenden Friſt nicht der Ein- 
tragung bedürfen. 

Durch landesherrliche Verordnung kann beſtimmt werden, daß Mietrechte 
und Pachtrechte, welche zu der im Abſ 1 bezeichneten Zeit als Rechte an einem 
Grundſtücke beſtehen, zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffent- 
lichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung bedürfen. 


Vorbem 3 vor 535; 892 A 6; Vorbem 6 vor 1113. 
Art 189 


Der Erwerb und Verluſt des Eigentums ſowie die Begründung, Über⸗ 
tragung, Belaſtung und Aufhebung eines anderen Rechtes an einem Grundſtück 
oder eines Rechtes an einem ſolchen Rechte erfolgen auch nach dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs nach den bisherigen Geſetzen, bis das 
Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Das gleiche gilt von der Anderung des 
Inhalts und des Ranges der Rechte. Ein nach den Vorſchriften des Bürger“ 
lichen Geſetzbuchs unzuläſſiges Recht kann nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs nicht mehr begründet werden. 

Iſt zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, der 
Beſitzer als der Berechtigte im Grundbuch eingetragen, ſo finden auf eine zu 
dieſer Zeit noch nicht vollendete, nach 8 900 des Bürgerlichen Geſetzbuchs zu⸗ 
läſſige Erſitzung die Vorſchriften des Art 169 entſprechende Anwendung. 


Übergangsvorſchriften 917 


Die Aufhebung eines Rechtes, mit dem ein Grundſtück oder ein Recht an 
einem Grundſtücke zu der Zeit belaſtet iſt, zu welcher das Grundbuch als angelegt 
anzuſehen iſt, erfolgt auch nach dieſer Zeit nach den bisherigen Geſetzen, bis das 
Recht in das Grundbuch eingetragen wird. 

Vorbem 10 vor 104; 313 A5; 498 AL; 560 A 1; Vorbem vor 873; 873 U 6; 875 A 3; 877 A 6; 880 


A 2 a. E.; 889 A 2; 900 A 1; 903 A 1; 925 A 1, 6, 11; 927 A 1; 1018 A 1, 5: 1028 A 5; Vorbem 2 vor 
1030; 1090 A 1; 1094 A 5; 1105 A 1; 1111 A 2; 1112 U 1; Vorbem 6 vor 1113; 1113 A 1. 


Art 190 

Das nach $ 928 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Fiskus zuſtehende 
Aneignungsrecht erſtreckt ſich auf alle Grundſtücke, die zu der Zeit herrenlos 
ſind, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt. Die Vorſchrift des 
Art 129 findet entſprechende Anwendung. 

928 A 6. 

Art 191 

Die bisherigen Geſetze über den Schutz im Beſitz einer Grunddienſtbarkeit 
oder einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit finden auch nach dem In⸗ 
krafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung, bis das Grundbuch für 
das belaſtete Grundſtück als angelegt anzuſehen iſt. 

Von der Zeit an, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
finden zum Schutze der Ausübung einer Grunddienſtbarkeit, mit welcher das 
Halten einer dauernden Anlage verbunden iſt, die für den Beſitzſchutz geltenden 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechende Anwendung, ſolange 
Dienſtbarkeiten dieſer Art nach Art 128 oder Art 187 zur Erhaltung der Wirkſam⸗ 
keit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs nicht der Eintragung 
bedürfen. Das gleiche gilt für Grunddienſtbarkeiten anderer Art mit der Maß⸗ 
gabe, daß der Beſitzſchutz nur gewährt wird, wenn die Dienſtbarkeit in jedem 
der drei letzten Jahre vor der Störung mindeſtens einmal ausgeübt worden iſt. 

854 A 6; 1018 A 1, 5; 1029 A 6; 1090 A 1, 7. 


Art 192 


Ein zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, an 
einem Grundſtücke beſtehendes Pfandrecht gilt von dieſer Zeit an als eine 
Hypothek, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen iſt. Iſt 
der Betrag der Forderung, für die das Pfandrecht beſteht, nicht beſtimmt, ſo 
gilt das Pfandrecht als Sicherungshypothek. . 

Iſt das Pfandrecht dahin beſchränkt, daß der Gläubiger Befriedigung aus 
dem Grundſtücke nur im Wege der Zwangsverwaltung ſuchen kann, ſo bleibt 
dieſe Beſchränkung beſtehen. 


Vorbem 8 vor 1; 883 A 8; 891 A 1; Vorbem 6 vor 1113; 1116 A 2; 1118 A 1; 1119 A 11 1120 U 
1127 A 4; 1133 A 2; 1138 A 1; 1147 N 2; 1168 A 1; 1164 A 2; 1179 A 4; 1180 A 1; 1190 N 1 a0. 


Art 193 
Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein Pfandrecht, welches nach 
Art 192 nicht als Sicherungshypothek gilt, als Sicherungshypothek oder als eine 
Hypothek gelten ſoll, für welche die Erteilung des Hypothekenbriefs nicht aus⸗ 
geſchloſſen iſt, und daß eine über das Pfandrecht erteilte Urkunde als Hypotheken⸗ 
brief gelten ſoll. 
891 A 1; Vorbem 6 vor 1118; 1116 A 2. 
Art 194 


Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß ein Glaubiger, deſſen Pfand⸗ 
recht zu der im Art 192 bezeichneten Zeit beſteht, die Löſchung eines im Range 


1 
E. 
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vorgehenden oder gleichſtehenden Pfandrechts, falls dieſes ſich mit dem Eigen⸗ 
tum in einer Perſon vereinigt, in gleicher Weiſe zu verlangen berechtigt iſt, 
wie wenn zur Sicherung des Rechtes auf Löſchung eine Vormerkung im Grund⸗ 
buch eingetragen wäre. 

891 A 1; Vorbem 6 vor 1413; 1168 A 1; 1178 A 2; 1179 A 4. 


Art 195 

Eine zu der Zeit, zu welcher das Grundbuch als angelegt anzuſehen iſt, 
beſtehende Grundſchuld gilt von dieſer Zeit an als Grundſchuld im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und eine über die Grundſchuld erteilte Urkunde als 
Grundſchuldbrief. Die Vorſchrift des Art 192 Abſ 2 findet entſprechende An⸗ 
wendung. 

Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß eine zu der im Ab 1 be⸗ 
zeichneten Zeit beſtehende Grundſchuld als eine Hypothek, für welche die Er⸗ 
teilung des Hypothekenbriefs nicht ausgeſchloſſen iſt, oder als Sicherungs⸗ 
hypothek gelten ſoll und daß eine über die Grundſchuld erteilte Urkunde als 
Hypothekenbrief gelten ſoll. 


Vorbem 8 vor 1; 891 A 1; Vorbem 6 vor 1113. 


Art 196 


Durch Landesgeſetz kann beſtimmt werden, daß auf ein an einem Grund⸗ 
ſtücke beſtehendes vererbliches und übertragbares Nutzungsrecht die ſich auf 
Grundſtücke beziehenden Vorſchriften und auf den Erwerb eines ſolchen Rechtes 
die für den Erwerb des Eigentums an einem Grundſtücke geltenden Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung finden. 

Vorbem 4 vor 1 A5, 7e; 917 A 11: 935 M1; 928 A 1; 1018 A 2, 3; 1090 A 2; 1147 A 23 1415 


A 4 1551 A9; 211 
Art 197 


In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen in An⸗ 
ſehung ſolcher Grundſtücke, bezüglich deren zur Zeit des Inkrafttretens des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs ein nicht unter den Art 63 fallendes bäuerliches Nutzungs⸗ 
recht beſteht, nach der Beendigung des Nutzungsrechts ein Recht gleicher Art neu 
begründet werden kann und der Gutsherr zu der Begründung verpflichtet iſt. 


908 A 1. 
Art 198 


Die Gültigkeit einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
geſchloſſenen Ehe beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

Eine nach den bisherigen Geſetzen nichtige oder ungültige Ehe iſt als von 
Anfang an gültig anzuſehen, wenn die Ehegatten zur Zeit des Inkrafttretens 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs noch als Ehegatten miteinander leben und der 
Grund, auf dem die Nichtigkeit oder die Ungültigkeit beruht, nach den Vor⸗ 
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Nichtigkeit oder die Anfechtbarkeit 
der Ehe nicht zur Folge haben oder dieſe Wirkung verloren haben würde. Die 
für die Anfechtung im Bürgerlichen Geſetzbuche beſtimmte Friſt beginnt nicht 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Die nach den bisherigen Geſetzen erfolgte Ungültigkeitserklärung einer Ehe 
ſteht der Nichtigkeitserklärung nach dem Bürgerlichen Geſetzbuche gleich. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 10 vor 104; 125 A 7; 1324 A 3: 1339 A 7. 
Art 199 


Die perſöulichen Rechtsbeziehungen der Ehegatten zueinander, insbeſondere 
die gegenſeitige Unterhaltspflicht, beſtimmen ſich auch für die zur Zeit des 
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Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehenden Ehen nach deſſen 
Vorſchriften. 


Vorbem 8 vor 1; 1860 A 1; 1581 A 2; Vorbem 4 vor 1601. 


Art 200 


Für den Güterftand einer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs beſtehenden Ehe bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Dies 
gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über die erbrechtlichen Wirkungen 
des Güterſtandes und von den Vorſchriften der franzöſiſchen und der badiſchen 
Geſetze über das Verfahren bei Vermögensabſonderungen unter Ehegatten. 

Eine nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs zuläſſige Regelung 
des Güterſtandes kann durch Ehevertrag auch dann getroffen werden, wenn 
nach den bisherigen Geſetzen ein Ehevertrag unzuläſſig ſein würde. 

Soweit die Ehefrau nach den für den bisherigen Güterſtand maßgebenden 
Geſetzen infolge des Güterſtandes oder der Ehe in der Geſchäftsfähigkeit be⸗ 
ſchränkt iſt, bleibt dieſe Beſchränkung in Kraft, ſolange der bisherige Güterſtand 
beſteht. 


104 A 7; Vorbem 3 vor 1363; 1395 A 5; 1488 A 4; Vorbem 3 vor 1922; 1931 A 5. 


Art 201 


Die Scheidung und die Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft erfolgen von 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 
Hat ſich ein Ehegatte vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
einer Verfehlung der in den $$ 1565 bis 1568 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
bezeichneten Art ſchuldig gemacht, ſo kann auf Scheidung oder auf Aufhebung 
der ehelichen Gemeinſchaft nur erkannt werden, wenn die Verfehlung auch 
nach den bisherigen Geſetzen ein Scheidungsgrund oder ein Trennungsgrund war. 
Vorbem 8 vor 1; Vorbem 8 vor 1363; 1564 U 6; 1571 A 5; 1581 A 2. 


Art 202 


Für die Wirkungen einer beſtändigen oder zeitweiligen Trennung von Tiſch 
und Bett, auf welche vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
erkannt worden iſt, bleiben die bisherigen Geſetze maßgebend. Dies gilt ins⸗ 
beſondere auch von den Vorſchriften, nach denen eine bis zu dem Tode eines 
der Ehegatten fortbeſtehende Trennung in allen oder einzelnen Beziehungen 
der Auflöſung der Ehe gleichſteht. 

1853 A 4; 1564 A 6; 1931 A 1. 

Art 203 


Das Rechtsverhältnis zwiſchen den Eltern und einem vor dem Inkraft⸗ 
treten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geborenen ehelichen Kinde beſtimmt ſich 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften. 
Dies gilt insbeſondere auch in Anſehung des Vermögens, welches das Kind 
vorher erworben hat. 

Vorbem 8 vor 1; 1699 A 2; Vorbem 3 vor 1741. 


Art 204 


Iſt der Vater oder die Mutter zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs in der Sorge für die Perſon oder für das Vermögen des Kindes 
durch eine Anordnung der zuſtändigen Behörde beſchränkt, ſo bleibt die Be⸗ 
ſchränkung in Kraft. Das Vormundſchaftsgericht kann die Anordnung nach 
$ 1671 des Bürgerlichen Geſetzbuchs aufheben. 
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Iſt dem Vater oder der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des 
Kindes durch Anordnung der zuſtändigen Behörde entzogen, ſo hat das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht die Anordnung auf Antrag aufzuheben, es ſei denn, daß 
die Entziehung der Nutznießung nach § 1666 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs gerechtfertigt iſt. 

Vorbem 7 vor 1616. 

Art 205 

Hat der Vater vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs auf 
Grund der bisherigen Geſetze die Mutter von der Vormundſchaft über das 
Kind ausgeſchloſſen oder der Mutter einen Beiſtand zugeordnet, ſo gilt die An⸗ 
ordnung des Vaters von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs au 
als Anordnung der Beſtellung eines Beiſtandes für die Mutter im Sinne des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs. 

Vorbem 7 vor 1616. 


Art 206 
Iſt auf Grund der bisherigen Geſetze eine Ehe geſchieden oder infolge der 
Todeserklärung eines der Ehegatten aufgelöſt oder iſt auf Trennung der Ehe⸗ 
gatten von Tiſch und Bett erkannt worden, ſo beſtimmen ſich das Recht und die 
Pflicht der Eltern, für die Perſon der gemeinſchaftlichen Kinder zu ſorgen, 
nach den bisherigen Geſetzen; die Vorſchriften des $ 1635 Abſ 1 Satz 2, Abſ 2 
und des § 1636 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden jedoch Anwendung. 


1581 A 2; Vorbem 7 vor 1616. 


Art 207 


Inwieweit die Kinder aus einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs geſchloſſenen nichtigen oder ungültigen Ehe als eheliche Kinder an⸗ 
zuſehen ſind und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten und Rechte 
ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

1699 A 2. 


Art 208 

Die rechtliche Stellung eines vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs geborenen unehelichen Kindes beſtimmt ſich von dem Inkrafttreten des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs an nach deſſen Vorſchriften; für die Erforſchung der 
Vaterſchaft, für das Recht des Kindes, den Familiennamen des Vaters zu führen, 
ſowie für die Unterhaltspflicht des Vaters bleiben jedoch die bisherigen Geſetze 
maßgebend. 

Inwieweit einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
außerehelich erzeugten Kinde aus einem beſonderen Grunde, insbeſondere 
wegen Erzeugung im Brautſtande, die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes 
zukommt und inwieweit der Vater und die Mutter eines ſolchen Kindes die 
Pflichten und Rechte ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen 
Geſetzen. 

Die Vorſchriften des Abſ 1 gelten auch für ein nach den franzöſiſchen oder 
den badiſchen Geſetzen anerkanntes Kind. 

Vorbem 3 vor 1705; 1924 A 2. 


Art 209 


Inwieweit ein vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs legiti⸗ 
miertes oder an Kindes Statt angenommenes Kind die rechtliche Stellung eines 
ehelichen Kindes hat und inwieweit der Vater und die Mutter die Pflichten 
und Rechte ehelicher Eltern haben, beſtimmt ſich nach den bisherigen Geſetzen. 


Vorbem 8 vor 1705; Vorbem 3 vor 1741. 


Ubergangsvorſchriften 92¹ 


Art 210 


Auf eine zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Geſetzbuchs beſtehende 
Vormundſchaft oder Pflegſchaft finden von dieſer Zeit an die Vorſchriften 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs Anwendung. Iſt die Vormundſchaft wegen eines 
körperlichen Gebrechens angeordnet, jo gilt fie als eine nach $ 1910 Abſ 1 des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs angeordnete Pflegſchaft. Iſt die Vormundſchaft wegen 
Geiſtesſchwäche angeordnet, ohne daß eine Entmündigung erfolgt iſt, ſo gilt 
fie als eine nach § 1910 Abſ 2 des Bürgerlichen Geſetzbuchs für die Vermögens⸗ 
angelegenheiten des Geiſtesſchwachen angeordnete Pflegſchaft. 

Die bisherigen Vormünder und Pfleger bleiben im Amte. Das gleiche gilt 
im Geltungsbereiche der preußiſchen Vormundſchaftsordnung vom 5. Juli 1875 
für den Familienrat und deſſen Mitglieder. Ein Gegenvormund iſt zu entlaſſen, 
wenn nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein Gegenvormund 
nicht zu beſtellen ſein würde. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 7 vor 1773. 


Art 211 
Die nach den franzöſiſchen oder den badiſchen Geſetzen für einen Geiſtes⸗ 
ſchwachen angeordnete Beſtellung eines Beiſtandes verliert mit dem Ablaufe 
von ſechs Monaten nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs ihre 
Wirkung. 


Vorbem 7 vor 1773. 


Art 212 
In Kraft bleiben die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen gewiſſe 


Wertpapiere zur Anlegung von Mündelgeld für geeignet erklärt ſind. 
Vorbem 7 vor 1773; 1807 A 1; 2119 A 1. 


Art 213 
Für die erbrechtlichen Verhältniſſe bleiben, wenn der Erblaſſer vor dem 
Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs geſtorben iſt, die bisherigen Geſetze 
maßgebend. Dies gilt insbeſondere auch von den Vorſchriften über das erb⸗ 
ſchaftliche Liquidationsverfahren. 


Vorbem 8 vor 1; Vorbem 10 vor 104; Vorbem 3 vor 1368; Vorbem 3 vor 1922; 2032 A 3; 2259 
A 6; 2260 A 4; Vorbem vor 2339; Vorbem vor 2353. 


Art 214 


Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgte Errichtung 
oder Aufhebung einer Verfügung von Todes wegen wird nach den bisherigen 
Geſetzen beurteilt, auch wenn der Erblaſſer nach dem Inkrafttreten des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs ſtirbt. 

Das gleiche gilt für die Bindung des Erblaſſers bei einem Erbvertrag oder 
einem gemeinſchaftlichen Teſtamente, ſofern der Erbvertrag oder das Teſtament 
vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs errichtet worden iſt. 

125 A 7; Vorbem 3 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2286 A 17 2289 A 1. 


Art 215 


Wer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs die Fähigkeit zur 
Errichtung einer Verfügung von Todes wegen erlangt und eine ſolche Ver⸗ 
fügung errichtet hat, behält die Fähigkeit, auch wenn er das nach dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch erforderliche Alter noch nicht erreicht hat. 
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Die Vorſchriften des § 2230 des Bürgerlichen Geſetzbuchs finden auf ein 
Teſtament Anwendung, das ein nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuchs geſtorbener Erblaſſer vor dieſem Zeitpunkt errichtet hat. 


Vorbem 10 vor 104; 104 A 7; Vorbem 8 vor 1922; Vorbem vor 2229; 2230 A 2. 


Art 216 


Die landesgeſetzlichen Vorſchriften, nach welchen Mitglieder gewiſſer ritter⸗ 
ſchaftlicher Familien bei der Ordnung der Erbfolge in ihren Nachlaß durch das 
Pflichtteilsrecht nicht beſchränkt find, bleiben in Anſehung derjenigen Familien 
in Kraft, welchen dieſes Recht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs zuſteht. 

Vorbem 3 vor 1922. 

Art 217 

Die vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetzbuchs erfolgte Errichtung 
eines Erbverzichtsvertrags ſowie die Wirkungen eines ſolchen Vertrags be⸗ 
ſtimmen ſich nach den bisherigen Geſetzen. 

Das gleiche gilt von einem vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 


buchs geſchloſſenen Vertrage, durch den ein Erbverzichtsvertrag aufgehoben 
worden iſt. 
Vorbem s vor 1922; 1931 A 5; Vorbem vor 2346, 


Art 218 


Soweit nach den Vorſchriften dieſes Abſchnitts die bisherigen Landesgeſetze 
maßgebend bleiben, können ſie nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs durch Landesgeſetz auch geändert werden. 

7 A 1; 1105 A 1; Vorbem 3 vor 1368. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beige⸗ 
drucktem Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Neues Palais, den 18. Auguſt 1896. 
(L. 8.) Wilhelm. 
Fürſt zu Hohenlohe. 
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1217; des Teſtameuts an das Nachlaß 
gericht 2259; des Erbvertrags 2800. 

Ablieferungsort 269 A 1, 270; Verſchieden ⸗ 
heit des Ablieferungsorts bei der Auf: 
rechnung 391. 

Ablöſung der Rentenſchuld 1199—1202; von 
Teilen eines Gebäudes, Haftung 836, Ab- 
wendung 908. - 

Ablöſungsrecht 268; bei Hypotheken 1150; 
beim Pfandrecht 1249. 

Ablöſungsrenten E& 113, 114; Haftung des 
Grundſtücksverkäufers 484 A 3a. 

Abmarkung der Grundſtücke 919. 

Abnahme der gekauften Sache 488 A 9b; 
Koſten 448; beim Werkvertrag 640. 

Abneigung, unüberwindliche 1564 A 2. 

Abrechnung als Grundlage eines Schuld⸗ 
verſprechens oder Schuldanerkenntniſſes 
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782. 
Abruf 433 A 5d; 495 A 4; 361 A 1. 
Abſchichtungsanſpruch 1487 A 7. 
Abſchlagszahlung, Unterbrechung der Ver⸗ 
ie u dem 0 
Abſchrift aus dem Vereinsregiſter 79; 
dem Güterrechtsregiſter 1568: ea 
ments 2264; beglaubigte Abſchrift des 
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Teſtaments des verſtorbenen Teiles beim 
gemeinſchaftlichen Teſtamente 2273. 


Abſonderungsberechtigte, nicht betroffen 
vom Aufgebot der Nachlaßgläubiger 1971. 

Abſperrung eines Ortes, Teſtamentserrich⸗ 
tung 2250. 

Abſtammung vol. Eheliche Abſtammung. 

Abſtand von Anlagen von der Grenze 907. 

Abtrennungsrecht des Beſitzers 997. 

Abtretung 398: Form 398 A 1; künftiger 
Rechte 398 A 2; von Nebenrechten 309 
A 4; ausgeſchloſſen infolge der Natur der 
Leiſtung oder Vereinbarung 399, bei höchſt⸗ 
perſönlichen Rechten 399 A 4, bei unpfänd⸗ 
baren Rechten 400; Wirkung 398, bezüg⸗ 
lich der Neben⸗ und Vorzugsrechte 401; 
auf den Gerichtsſtand 401 A8; Auskunfts⸗ 
pflicht des bisherigen Gläubigers 402; 
öffentlich beglaubigte Abtretungsurkunde 
403; Einwendungen des Schuldners 404, 
bei Scheingeſchäft und vertragsmäßigem 
Ausſchluß der Abtretung 405; Aufrechnung 
gegenüber dem bisherigen Gläubiger nach 
der A. 408 A 1; gegenüber dem neuen 
Gläubiger 406, 408 A 1; desgl. bei an⸗ 
fechtbarer Forderung 387 A 2; Schutz des 
Schuldners bei Unkenntuis der Abtretung 
407, bei mehrmaliger Abtretung 408; Wir⸗ 
kung des rechtskräftigen Urteils 407; der 
Anzeige des Gläubigers 409; Legitimation 
des neuen Gläubigers 410; von Dienft- 
einkommen 411, EG 81; eines Sparkaſſen⸗ 
buchs 808 A 3; Übergang von Forderungen 
kraft Geſetzes 412; Übertragung anderer 
Rechte als Forderungen 413; 

der Anſprüche des Schadenserſatzberech⸗ 

tigten an den Verpflichteten 255; des 
Erſatzanſpruchs bei Unmöglichkeit der 
Leiſtung 281; des Eigentumsanſpruchs 
985 A 1; des Herausgabeanſpruchs zwecks 
Übertragung des Beſitzes 870; zwecks Über- 


tragung des Eigentums 931, 934; 985 A5, 


985 A 4; der Hypothekenforderung 1117 

A 1 a. E., 1154, 1156—1159; der Höchſt⸗ 

hypothek 1190; des Pfandrechts 1250; 

des Unterhaltsanſpruchs Vorbem 6 vor 

1601; vgl. Übertragung. 

Abweichung des Käufers von den Weiſungen 
des Verkäufers über die Verſendung 447, 
des Beauftragten von den Weiſungen des 
Auftraggebers 665, des Geſchäftsführers 
einer Geſellſchaft von deren Weiſungen 713. 

Abweſende, Anfechtung von Willenserklä⸗ 
rungen gegenüber einem Abweſenden 121; 
Willenserklärung gegenüber Abweſenden 
130, 132; Vertragsſchluß 147—151. 

Abweſenheit des Ehemanns 1358, 1401, 

1450; der Ehefrau 1379, 1447. 

Abweſenheitspflegſchaft 1911, 1921, 114 Al; 
für den Ehemann 1418, 1428. 

Abweſenheitsverſchollenheit 14. 


Abwicklungsgeſchäft der Liquidatoren 49 A 1. 


Abzahlungsgeſchäft 455 A 7. 


| 
| 
| 


Adel EG 57—59; Übertragung durch An⸗ 


nahme an Kindes Statt Vorbem 5 vor 
1741. 


Adliger Name 12 A 1, 3, 1577 A 11. 


Anatozismus 248. 
Anderung der Vereinsſatzungen 33, 71, 


des Vereinszwecks 33, 43, des Vereins⸗ 
vorſtandes 67, der Verfaſſung einer Stiftung 
87, eines Vertragsantrags 150, des Wohn⸗ 
ſitzes oder der gewerblichen Niederlaſſung 


des Gläubigers 270, des Juhalts eines 
Schuldverhältniſſes 305, der wirtſchaftlichen 
Beſtimmung eines gepachteten Grund⸗ 
ſtücts 583, der Art der Hinterlegung 692, 
der Hauptverbindlichkeit bei der Bürgſchaft 
767, des Wohnſitzes des Hauptſchuldners 
bei der Bürgſchaft 775, des Inhalts eines 
Grundſtücksrechts 877, des Ranges von 
Grundſtücksrechten 880, einer zum Vorteile 
zweier Grundſtücke dienenden Einrichtung 
922, des einem Nießbrauch unterliegenden 
Rechtes 1071, der Zahlungszeit und des 
Zahlungsorts einer Hypothek 1119, des 
verpfändeten Rechtes 1276, der Verwal⸗ 
tung und Nutznießung des Ehemanns 
1435, der güterrechtlichen Verhältniſſe 
von Ehegatten 1561, vormundſchaftsge⸗ 
richtlicher Anordnungen 1671. 

Affektionsintereſſe 253 A 1; bei der Er⸗ 
mäßigung einer Vertragsſtrafe 343, beim 
Finderlohn 971. 

Afterbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Aftermiete 549. 

Afterverpachtung 596. 

Agent Vorbem 1 vor 164. 

Agenturvertrag 611 A 4; Konkurs 675 A 5. 

Akkord Vorbem vor 779. 

Akkordbürgſchaft 766 A 2. 

Akkreditiv 433 A 10h, nn. 

Aktien, Nießbrauch 1068 A 8. 


Aktiengeſellſchaften Vorbem 1 vor 705; 


Verſchmelzung 41 A 1. 
Allgemeine Gütergemeinſchaft 1437; Ge⸗ 
ſamtgut 1438; Sondergut 1439; Vor⸗ 
behaltsgut 1440, 1441; Verfügungsrecht 
der Ehegatten 1442; Verwaltung des Ge⸗ 
ſamtguts, Führung von Rechtsſtreitig⸗ 
keiten 1443, 1444 A 6, 1445 A 6, 1454; 
Rechtsgeſchäfte des Mannes, die der Ein⸗ 
willigung der Frau bedürfen 14441446; 
Erſetzung der Einwilligung der Frau durch 
das Vormundſchaftsgericht 1447, 1448; 
Genehmigung durch die Frau 1448; Folgen 
der mangelnden Einwilligung der Frau 
1448, 1449; 1468; Verfügungsrecht der 
Frau bei Verhinderung des Mannes 1450; 
Erſetzung der Zuſtimmung des Mannes 
durch das Vormundſchaftsgericht 1451; 
Erwerbsgeſchäft der Ehefrau 1452; von 
der Zuſtimmung des Mannes befreite 
Rechtshandlungen der Frau 1453, 1454; 
Haftung des Geſamtguts bei Bereicherung 
1455; Haftung des Mannes für die Verwal⸗ 
tung des Geſamtguts 1456; Verantwort⸗ 
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lichkeit der Frau 1456 A 6; Vormundſchaft 
über den Mann 1457; Tragung des ehe⸗ 
lichen Aufwandes 1458; Haftung für Ge⸗ 
ſamtgutsverbindlichkeiten gegenüber den 
Gläubigern 1459 —1462, 1480; Prozeß- 
koſten 1460 A 5, 1463, 1464; Konkurs 1459 
A 13; Verteilung der Geſamtgutsverbind⸗ 
lichkeiten im Verhältnis der Ehegatten zu⸗ 
einander 1463—1465, 1481; Ausſtattung 
von Abkömmlingen 1465; Ausgleichung 
zwiſchen Geſamtgut und Vorbehaltsgut 
1466; Fälligkeit der gegenſeitigen Anſprüche 
der Ehegatten 1467; Beendigung 1468 Al; 
Aufhebung durch Ehevertrag 1436, durch 
Urteil 1468 —1470, 1479; Auseinander- 
ſetzung wegen des Geſamtguts 1471—1481; 
unbeerbte Ehe 1482; beerbte Ehe 1483; 
Regelung der Unterhaltspflicht der Ehe⸗ 
gatten gegenüber Verwandten 1604; Zu⸗ 
wendungen aus dem Geſamtgut, Aus⸗ 
gleichungspflicht 2054; vgl. Fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft. 

Allgemeinheit Rechtsfähigkeit Vorbem 2 
vor 21. 

Altenteil Ec 96; vgl. Leibgedingsvertrag. 

Alternative Benennung des mit einem Ver⸗ 
mächtnis Bedachten 2152. 

Alternativobligation 262 A 1. 

Amortiſationshypothek 1115 A 6, 1163 A 1. 

Amortiſationsquoten 246 A 1; Verjährung, 
wenn ſie als Zinszuſchläge zu entrichten 
ſind 197. 

Amtsgericht: Führung des Vereinsregiſters 
21, 55; Vervollſtändigung des Vereins⸗ 
vorſtandes 29; Einberufung der Mit⸗ 
gliederverſammlung 37, Zeugnis über die 
Zuſammenſetzung des Vereinsvorſtandes 
69, Ordnungsſtrafen gegenüber den Mit⸗ 
gliedern des Vereinsvorſtandes 8; 

Zuſtellung von Willenserklärungen 132; 
Kraftloserklärung der Vollmachtserklärung 
176; Sicherheitsarreſt gegen den feſt⸗ 
genommenen Verpflichteten 230; Ab⸗ 
nahme des Offenbarungseides 261; Be⸗ 
ſtellung eines Vertreters für Entgegen⸗ 
nahme der Kündigung der Hypothek 1141; 

vgl. Güterrechtsregiſter, Nachlaßgericht, 
Vormundſchaftsgericht. 

Amtskautionen EG 90. 

Amtspflicht: Verletzung durch Beamte 839, 
841, EG 77, 78, durch den Vormundſchafts⸗ 
richter 1674, 1848. 

n Verſchluß des Teſtaments 2246 


Analogie Vorbem 3 vor 1. 

Androhung der Aufgabe des Grundſtücks 
durch den Schuldner 303, der Verſteigerung 
der hinterlegten Sache 384, des Pfand⸗ 
verlaufs 1234. 


Aneignung beweglicher Sachen 958, 959; von 


Tieren 960, EG 130; von Bienen 961—964; 
herrenloſer Grundſtücke durch den Fiskus 
928, EG 129; Geſtattung der Aneignung von 


Erzeugniſſen und Beſtandteilen 956, 957. 
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Anerbe, Übernahme eines Laudguts durch 
Pflichtteilsberechtigten 2312; EG 64. 

Anerkenntnis, Einfluß auf Verjährung 211 
A ; eines verjährten Anſpruchs 222; des 
Erlöſchens der Schuld 371; im Prozeß 
Vorbem 4 vor 780; Schuldanerkenntnis 
Vorbem 1—4 vor 780, 781. 

Anerkennung, nicht empfangsbedürftige 
Willenserklärung Vorbem 1 vor 116; 
Unterbrechung der Verjährung 208 A 2, 
Vorbem 4 vor 780; negativer Anerken- 
nungsvertrag 397; Anerkennung des Be⸗ 
ſtehens oder Nichtbeſtehens eines Schuld⸗ 
verhältniſſes, Rückforderung 812; der Ehe⸗ 
lichkeit eines Kindes 1598, deren Anfechtung 
1599; der Vaterſchaft 1598, 1718, 1720, 
1725; gegenüber dem Kinde 143 A 4. 

Anfall des Vermögens eines aufgelöſten 
Vereins 45—47, EG 85; eines Stiftungs⸗ 
vermögens bei Erlöſchen der Stiftung 88; 
der Erbſchaft 1942, 1953, 2344; der Nach⸗ 
erbſchaft 2139; des Vermächtniſſes 2176 
bis 2179, 2269. 

Anfang einer Friſt 187; eines Monats 192; 
der Verjährung 198. 

Anfangstermin 163; bei Verträgen über un⸗ 
mögliche Leiſtungen 308; bei letztwilligen 
Zuwendungen 2066, 2070; bei Vermacht⸗ 
niſſen 2162, 2177. 

Anfechtung einer Willenserklärung Vorbem 1, 
4 vor 116; wegen Irrtums 119, 133 A 1; 
wegen Irrtums des Vertreters, des Ver⸗ 
tretenen 166 A 3; wegen unrichtiger Über⸗ 
mittlung 120; wegen Drohung und arg⸗ 
liſtiger Täuſchung 123, 166 A 3; Zeitpunkt 
121, 124; Anfechtungsberechtigter 143 A 1; 
Anfechtungsgegner 143; Wirkung 142; 
teilweiſe A. 142 A 1; Teilbarkeit des An⸗ 
fechtungsrechts 143 A 2; Form 143; Be⸗ 
ſtätigung anfechtbarer Rechtsgeſchäfte 144; 
Verzicht auf das Anfechtungsrecht 144 A1; 
Übertragbarkeit 401 A 1; Wirkung auf die 
Verjährung 200; Wirkung auf die Auf; 
rechnung 390 A 1; auf Bürgſchaft 7703 
Anfechtungsrecht des Zeſſionars 142 A 2, 
404 A 2; 

einer Prozeßhandlung Vorbem 8 vor 
104; der Entmündigung 115; der Beſtim⸗ 
mung der Leiſtung durch Dritte 318; der 
Ehe 1330 —1335; der Todeserklärung 1348, 
1349; der neuen Ehe im Falle der Todes. 
erklärung 1350, 1351; von Rechtsgeſchäften 
des Ehemanns bzw. des eingebrachten 
Gutes 1391 A 12; der Ehelichkeit eines 
Kindes 15931597; der Anerkennung der 
Ehelichkeit 1599; der Ehe wegen Drohung 
1704; der Ehelichkeitserklärung und der 
Bewilligung 1731; der Annahme an Kindes 
Statt und der Einwilligung dazu 1755; 
der Annahme oder Ausſchlagung der Erb⸗ 
ſchaft 1954; der Verſäumung der Aus⸗ 
ſchlagungsfriſt 1956; des Teſtaments 2078, 
2079; des Erbvertrags 2281—2283, 2285; 
der Ausſchlagung einer Erbſchaft oder 
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eines Vermächtniſſes durch den Pflichtteils 
berechtigten 2308; des Erbſchaftserwerbs 
zum Zwecke der Geltendmachung der Erb⸗ 
unwürdigkeit 2340 —2344. 

Angebot der Leiſtung 294—296; Erſatz der 
Mehraufwendungen bei Gläubigerverzug 
304; vgl. Antrag, Verzug des Gläubigers. 

Angehörige einer bewaffneten Macht, Todes⸗ 
erklärung 15. 

Angeld vgl. Draufgabe. 


Angeſtellte, Haftung für Verſchulden 278, | 


831; einer juriſtiſchen Perſon 31 A 3; 
höherer Art, Dienſtverhältnis 622, 627, 
628 


Ankunft der Kaufſache 433 A 8 Ia. 

Anlagen, Beeinträchtigung des Nachbar: 
grundſtücks 907; bei Grunddienſtbarkeit, 
Unterhaltung 1021, 1022, Beſeitigung 
1028; neue Anlagen auf dem Nießbrauchs⸗ 
grundſtücke 1037. 

Anlandungen 903 A 2; Ec 65. 

Anlegung des eingezogenen Kapitals bei 
Nießbrauch 1079, bei Pfandrecht 1288; 
des Geldes der Ehefrau 1377, des Kindes 
1642, 1691 ; des Mündelgeldes 1806—1811, 
EG 99, 212; von Geld durch den Vor⸗ 
erben 2119. 

Auliegerbeiträge 434 A 3a, 436 A 3. 

Anmeldung zum Vereinsregiſter 59—61, 
Form 77; eines Anſpruchs im Konkurſe als 
Unterbrechung der Verjährung 209, 214; 
des Erbrechts 1965, 2358; von Nachlaß 
forderungen 1970, 2061. 

Annahme eines Antrags 146—150; der 
Leiſtung 363 A 1; der Kaufſache 464 A 2; 
der Schenkung 516; des Werkes 642, 644; 
des Auftrags 662, Vorbem 2 vor 116; der 
Anweiſung 784; der Erbſchaft 1943; durch 
die Ehefrau 1406, 1453; der Nacherbſchaft 
2142 A 1; des Vermächtniſſes 2180, durch 
die Ehefrau 1406, 1453; des Teſtaments⸗ 
vollſtreckeramts 2202; vgl. Antrag, Ver⸗ 
trag, Erbſchaft. 

Annahme an Kindes Statt, Vorausſetzung 
1741; Ausſchluß von Bedingung und Zeit⸗ 
beſtimmung 1742; mehrfache Annahme an 
Kindes Statt 1743; Alter des Annehmen⸗ 
den 1744, 1745; Einwilligung des Ehegatten 
1746; der Eltern und der Mutter 1747; 
Form der Einwilligung 1748; Annahme 
als gemeinſchaftliches Kind 1749, 1757; 
Ausſchluß der Stellvertretung 1750, 1751; 
Annahme des Mündels durch den Vor⸗ 
mund 1752; Beſtätigung des Vertrags 
174ʃ, 1753, 1754, 1756; Anfechtung 1755; 
Wirkſamkeit der A. 1756; Wirkung für den 
Angenommenen 11, 1757; Familienname 
1758; Wirkung für den Annehmenden 1759; 
für die Abkömmlinge und Verwandten 
des Kindes 1762, 1764; für die Verwandten 
des Aunehmenden 1763; für die Eltern des 
Kindes 1765; Aufſtellung eines Vermö⸗ 
gensverzeichniſſes durch den Annehmen⸗ 
den 1760; nachträgliche Heirat des An⸗ 
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nehmenden 1761; Unterhaltspflicht des 
Annehmenden 1766; vertragsmäßige Ub- 
änderungen der Wirkungen 1767; Auf⸗ 
hebung durch Vertrag 17681770, durch 
verbotwidrige Ehe 1771; Wirkung der Auf- 
hebung auf den Familiennamen 1772; 
Wohnſitz des Angenommenen 11; Ein⸗ 
willigung zur Eheſchließung eines ange: 
10 Kindes 1306; Ehehindernie 
1311. 
EG 22, 209. 

Annahmeverzug des Glaubigers 298. 

Anrechnung von Erſparniſſen 324; der Dranf- 
gabe 337; auf mehrere Anſprüche, Zinſen, 
Koſten 366, 367; auf den Dienſtlohn 615; 
auf den Pflichtteil 2315, 2316, 2327. 

Anſpruch, Begriff 194; Vorbem 5 vor 1; 
Vorbem 2 vor 241; Entſtehung 198 A 2; 
auf Unterlaſſung 198 A 3; zum Nachlaß 
gehörender A. 2039 A 1. 

Anſtalt, öffentlich⸗rechtliche Vorbem. 2 vor 
21; Haftung für Vertreter 89; Auſpruchs⸗ 
verjährung 196. 

Anſtaltsvormundſchaft 1773 A 4. 

Anſtandsſchenkungen 534 Al; des Xor- 
mundes 1804. 

Anſtifter bei einer unerlaubten Handlung 830. 

Anteil: am Geſellſchaftsvermögen 719, 722, 
725, 738; an der Gemeinſchaft 742, 748, 
747, 751; der Miteigentümer 947, 1008, 
2905 1095, 1106, 1114, 1258; am Nachlaß 


Antichreſe, Beſitz und Nutzungspfandrecht 
an Grundſtücken, Eintragung 878 A 6. 
Antrag zum Vertragsſchluß 145 A 1; Er- 
löſchen 146; Annahme 147; Friſt zur An⸗ 
nahme 147, 148, 149, 151 A 2; Wirkung 
verſpäteter oder inhaltlich abweichender 
Annahme 149, 150; ſtillſchweigende Ar: 
nahme 151; Verzicht auf die Annahme⸗ 
erklärung 151 A 1; Einfluß des Todes und 
des Eintritts der Geſchäftsunfähigkeit des 
Antragſtellers 153, des Antraggegners 

153 A 2. 
Antragsgrundſatz für 
Vorbem 3b vor 873. 
Anwachſung des Anteils am Geſellſchafts⸗ 
vermögen 738; des Auteils eines anteils⸗ 
berechtigten Abkömmlings bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft 1490; des Erbteils 
2094 — 2099, Verhältnis zum Rechte des 
1 5 2099; des Vermächtniſſes 2158, 
159. 
Anwartſchaft des Nacherben 2100 A 1, 2108 
A 2; des Vermächtnisnehmers 2177 A 1. 
Anweiſung, kaufmänniſche Vorbem 3 vor 
783; Begriff 783; Kreditanweiſung 778 A4, 
Vorbem 3 vor 783; Annahme durch den An 
gewieſenen 784; Einwendungen des An: 
gewieſenen 784 A 4; Aushändigung 785; 
Verjährung des Anſpruchs 786; Anweiſung 
auf Schuld 787; Verhältnis des Anweiſen⸗ 
den zum Anweiſungsempfänger 788; Ver⸗ 
weigerung der Annahme durch den An 


Grundbucheinträge 
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gewieſenen, Anzeigepflicht 789; Widerruf 
der Anweiſung 790; Übertragbarkeit, Rück⸗ 
griff 792; Erlöſchungsgründe 790 A 5, 791; 
Konkurs eines Beteiligten 791 A 2. 

Anzahlung 336 A 1. 

Anzeige des Erlöſchens der Vollmacht 170; 
der Hinterlegung 374; der Abtretung 
einer Forderung 409; von Mängeln der 
Kaufſache 478, beim Viehkauf 485, bei der 
Miete 545, beim Werkvertrag 639; der 
Ablehnung des Auftrags 663; der Ab⸗ 
weichung von den Weiſungen des Auftrag- 
gebers 665; bei Tod des Beauftragten 
673, des Geſchäftsführers 681; der Ande⸗ 
rung der Aufbewahrung 692; Pflicht des 
Reiſenden zur Anzeige des Verluſtes oder 
der Beſchädigung der eingebrachten Sache 
703; Anzeigepflicht der Erben des geſtor⸗ 
benen Geſellſchafters 727, des Gläubigers 
bei zeitlich begrenzter Bürgſchaft 777; des 
Anweiſungsempfängers bei Zahlungs- 
weigerung des Angewieſenen 789; des 
Verſicherten 378 A 3; des Fundes 965, 
vgl. Fund; des Nießbrauchers bei Zer⸗ 
ſtörung und Beſchädigung des Nießbrauchs⸗ 
gegenſtandes 1042; des Verſicherers an den 
Hypothekengläubiger 1128; des Pfand 
gläubigers von dem drohenden Verderb des 
Pfandes 1218; der Verpfändung der Forde 
rung 1280; eines Ehegatten bei beabſich⸗ 
tigter Wiederverheiratung 1669; des Ge⸗ 
meindewaiſenrats gegenüber dem Vor⸗ 
mundſchaftsgericht 1675; des Beiſtandes 
gegenüber dem Vormundſchaftsgericht 
1689; über das Bedürfnis einer Pflegſchaft 
1909; der Nacherbfolge au das Nachlaß⸗ 
gericht 2146; des Erbſchaftskaufs 2384; 
vol. Benachrichtigung. ö 

Arbeit der Frau 1356, 1367; des Kindes 
1617, 1651. Abſchluß des Arbeitsvertrags 
durch den elterlichen Gewalthaber 1630 A 2; 
durch den Vormund 1822; Anhörung des 
Mündels 1827. 

Arbeiter, gewerblicher, Verjährung der An⸗ 
ſprüche 196. 

Arbeitsgeräte der Ehefrau 1362, 1866, 1477; 
des Kindes 1650. 

Arbeitslöhne, Verjährung 196. 

Argliſtige Täuſchung, Begriff 123 A 2, 826 
A öb; durch Vertreter 166 A 3; Anfech⸗ 
tungsgrund 123; bei Gattungsſchuld 243 
A 1; Schadenserſatzanſpruch Vorbem 4 
vor 823; Einrede der Argliſt gegenüber 
der Einrede der Verjährung 222 A 3; An- 
fechtung der von einem Dritten getroffenen 
Beſtimmung über den Leiſtungsinhalt 318; 
Anfechtung der Ehe 1334, 1337; Anfech⸗ 
tung der Anerkennung der Ehelichkeit 1599; 
Erbunwürdigkeit wegen argliſtiger Täu⸗ 
ſchung des Erblaſſers 2339. 

Argliſtiges Verſchweigen des Verläufers 
443; 460 A 3; 463 A 6; 476 A 2; 477 
bis 480; beim Viehkauf 485; des Schenkers 
523, 524, 2385; des Vermieters 540; des 
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Verleihers 600; des Unternehmers 637; des 
Vermächtnisbeſchwerten 2182, 2188. 

Arme, Einſetzung im Teſtament 2072. 

Armenkaſſe, Rechtsfähigkeit Vorbem 2 vor 21. 

Armenrecht, Einwirkung auf Koſtenvorſchuß⸗ 
pflicht des Mannes 1387 A 6b; des Nachlaß 
pflegers und Nachlaßverwalters 1960 A 4. 

Armenverband, Unterſtützung Vorbem 5 
vor 1601; Übergang der Rechte des Unter⸗ 
ſtützten Vorbem 6 vor 677. 

Arreſt im Falle der Selbſthilfe 230; Ver⸗ 
fügungen im Wege der Arreſtvollziehung 
Vorbem 7 vor 104; 883 A 12; in den 
Nachlaß 1984, 1990; bei Nacherbfolge 2115. 

Arreſthypothek Vorbem vor 1118, 1132 
A 3, 1163 A 1. 

Arzte, Rechtsverhältniſſe Vorbem 2b vor 
611; nicht Beamte 839 A 2; Verhältnis zum 
Arzteverein 826 A 5k; Verjährung der 
Anſprüche 196; Haftung für Kunſtfehler 
Vorbem 4a, 5a vor 828; 823 A 3; Haft⸗ 
pflicht des Anſtaltsarztes 31 A 1; ärztliche 
Behandlung des Dienſtverpflichteten 617, 
der Ehefrau 679 A 4. 

Aufbewahrung von Wertſachen durch den 
Gaſtwirt 702, 703; Aufbewahrungsſchein 
807 A 1; vgl. Verwahrung. 

Aufenthalt 7 U 1; öffentliche Zuſtellung bei 
unbekanntem Aufenthalt des Zuſtellungs⸗ 
empfängers 132; bei Bürgſchaft, Zwangs⸗ 
vollſtreckung am Orte des Aufenthalts des 
Hauptſchuldners 772, 773, 775; Aufent⸗ 
halt des Verlobten, Zuſtändigkeit des 
Standesbeamten 1320; Aufenthalt des 
Kindes 1681. 

Aufforderung an die Gläubiger eines auf- 
gelöſten Vereins durch Liquidatoren 50; 
zur Erklärung über die Annahme einer 
Schenkung 516; zur Genehmigung: von 
Rechtsgeſchäften Minderjähriger 108, 114, 
von Rechtsgeſchäften vollmachtloſer Ver⸗ 
treter 177, der Schuldübernahme 415, 416, 
der Verwendungen des Beſitzers 1003, von 
Verträgen der Ehefrau 1396, 1448; zur An 
meldung von Erbrechten 1965, 2358, von 
Nachlaßgläubigern 2061. 

Aufgabe einer Sicherheit durch den Bürg- 
ſchaftsgläubiger 776; des Beſitzes 856 A 2, 
959; durch den früheren Beſitzer 1007; 
des Beſitzes von Grundſtücken bei Gläu⸗ 
bigerverzug 303; von Rechten an Grund⸗ 
ſtücken 875; des Eigentums beweglicher 
Sachen 959; des Eigentums an einem 
Grundſtücke 928; des Nießbrauchs 1064; 
des Pfandrechts 1255. 

Aufgabe zur Poſt bei Hinterlegung 375. 

Aufgebot, ſtandesamtliches 1316, CG 46; zum 
Zwecke der Todeserklärung 13; eines 
Wertpapiers, Haftung des Verkäufers 
437; verlorener Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 799, 800; von qualifi⸗ 
zierten Legitimationspapieren 808; des 
unbekannten Vormerkungsberechtigten 887 5 
des Grundſtückseigentümers 927; des un. 
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bekannten Vorkaufsberechtigten 1104; des 
unbekannten Reallaſtberechtigten 1112; 
des Hypothekenbriefs 1162; des unbe⸗ 
kannten Hypothekengläubigers 1170, 1171; 
des unbekannten Schiffsgläubigers 1269; 
der Nachlaßgläubiger 1970—1974, 1980; 
2015; 2045, 2060; 2061; bei Erbſchaftskauf 
2383 A 1. 

Aufhebung der Entmündigung 6, 115; des 
Wohnſitzes 7, 8; der Stiftung 87; der Ge⸗ 
meinſchaft 749; von Rechten an Grund⸗ 
ſtücken 875, 876; des Nießbrauchs 1062, 
1064; der Hypothek 1165, 1168 A 1, 1183; 
des Pfandrechts 1255; des verpfändeten 
Rechtes 1276; der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung 1418, 1426, 1436; der allge 
meinen Gütergemeinſchaft 1436, 1437, 
1468 A 1; der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft 1492; der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1436, 1542; der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft 1436; der ehelichen Gemeinſchaft 
1575, 1576, 1586, 1587, EG 17, 201; 
der Annahme an Kindes Statt 1768 bis 
1772; des Familienrats 1879—1881; der 
Vormundſchaft 1774 A 2; 1882 A 1, 3; 
1883; der Pflegſchaft 1919; der Nachlaß 
verwaltung 1988; letztwilliger Verfügungen 
2253—2258; ſtillſchweigende Aufhebung 
des früheren Teſtaments durch ein ſpäteres 
2258 A 1; des Erbvertrags 2289— 2292; 
des Erbverzichts 2351. 

Auflage bei Schenkungen 525—527; bei 
Verfügungen von Todes wegen, Begriff 
1940; im korreſpektiven Teſtamente 2270; 
im Erbvertrage 1941, 2278, 2279; Be⸗ 


ſtimmung der Perſon des Begünſtigten 


2193; Klagerecht auf Vollziehung 2194 
A 1, 2; Selbſtändigkeit von Auflage und 


Zuwendung 2195 A 1; Folgen der Un⸗ 


möglichkeit der Vollziehung 2196; 
bei Erbteilsanwachſung 2095; Ver⸗ 

weigerung durch den Vermächtnisnehmer 
2187; Fürſorge durch Teſtamentsvollſtrecker 
2223; bei unzulänglichem Nachlaß 1991, 
1992; beim Aufgebot der Nachlaßgläubiger 
1972; als Pflichtteilsbeſchränkung 2306; 
im Verhältnis zum Pflichtteil 2318, 2322, 
2323; vertragsmäßige Auflagen in Erb⸗ 
verträgen 2279; Haftung des Erben für 
Nichtvorhandenſein bei Erbſchaftskauf 2376. 

Auflaſſung 925, 158 A6; Koſten 449, 925 A9; 
Klage auf die A. 894 A 3; Sicherung des 
Anſpruchs auf A. durch Vormerkung 883 
A 10, 888 A 1a; Abtretung des Anſpruchs 
anf A. 398 A 2; Heilung des Formmangels 
des Grundſtücksveräußerungsvertrags 313; 
EG 148. 

Auflöſende Bedingung 158162. 

Auflöſung des Vereins 41, 45, 74; der Ge⸗ 
ſellſchaft 723729; der Ehe 1348 A 9. 


Aufrechnung 387; Erklärung, Form 38833; 


Eventualaufrechnung 388 A 2,3; gegenüber 
eingeklagten Teilforderungen 396 A 1; 
bei teilweiſer Deckung 266 WA 1; mit 


Teilbeträgen einer Forderung 387 A 4; 
Verhältnis zum Zurückbehaltungsrecht 273 
A 1; Aufrechnungsvertrag 387 A 13 
Wirkung 389; mit und gegen Forderungen, 
denen Einreden entgegeuſtehen 390; mit 
bedingten Forderungen 387 A 4; verſchie⸗ 
dene Leiſtungsorte 391; A. bei Fixgeſchäften 
391 A 2; Wirkung der Beſchlagnahme einer 
Forderung 392; gegenüber dem Anſpruche 
aus unerlaubter Handlung 393, 823 A 2; 
gegenüber unpfändbaren Forderungen 894; 
gegenüber Forderungen des Staates und 
der Gemeinde 395; bei mehreren aufrechen⸗ 
baren Forderungen 396; Verzicht 387 A 1; 
Widerruf 388 A 1; A. im Prozeß 387 A 6, 
388 A 1—3, 389 A 2. 

Unterbrehung der Verjährung 209; 
215; durch Dritte zur Befriedigung des 
Gläubigers 268; Aufrechnung im Falle 
des Rücktritts 357; im Falle der Abtretung 
406, 387 A 2; bei Schuldübernahme 417; 
bei Geſamtſchuldverhältnis 422, 387 A 2; 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 429; mit 
dein Schadenserſaßanſpruch nach Verjäh⸗ 
rung der Auſprüche auf Wandlung und 
Minderung 479, 490; bei Miete 554, 575, 
1125; bei Dienſtvertrag 614 A; bei Ver⸗ 
wahrung 697 A 2; von und mit Spiel ⸗ 
und Wettſchulden 762 A 2; Verſagung 
bei Geſellſchaftsforderungen 719 A 4; mit 
dem Anteil an einer Bruchteilsgemeinſchaft 
747 A 1; bei Bürgſchaft 770, 387 A 2, 
768 A 1, 774 A 2; bei Anweiſung 787 A1; 
bei Nießbrauch 1071 A 1, 1074 A 1; zur 
Befriedigung des Hypothekengläubigers 
1142, 387 A 3; zum Zwecke der Befrie⸗ 
digung des Pfandgläubigers 1224; beim 
Unterhaltsanſpruch Vorbem 6 vor 1601; 
durch den Ehemann 1376; gegen Forde⸗ 
rungen, die zum Geſamtgute gehören 1442; 
bei Nachlaßtonkurs und Nachlaßverwaltung 
1977, 1990 A 3; des Schuldners gegen 
eine Nachlaßforderung mit Forderung 
gegen den einzelnen Erben 2040; gegen 
den Vorerben 387 A 2. — Ausgeſchloſſen 
bei der Eheſcheidung 1565 A 6, 1568 A 7. 

Aufruhr, Schaden EG 108. 

Aufſchiebende Bedingungen 158 —162; bei 
letztwilligen Zuwendungen 2074; bei Ein- 
ſetzung eines Nacherben 2108 A 3. 

Aufſchiebende Einreden des Erben 2014 bis 
2017. 

Aufſchrift auf dem Teſtament 2246; auf dem 
Erbvertrag 2277. 

Aufſichtspflicht, Schadenserſatz infolge deren 
Verletzung 823 A 6e, 829 A 4, 832, 840 
A 6; bei Tieren 833, 834; des elterlichen 
Gewalthabers 1631; des Vormundſchafts⸗ 
gerichts über Vormund und Gegenvor⸗ 
mund 1837—1848. 

Aufſichtsrecht des Teſtamentsvollſtreckers über 
eu letztwilliger Verfügungen 2208 


Auſſuchung vgl. Abholung. 
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Auftrag, Begriff Vorbem 3 vor 662; 662; 


im Verhältnis zur Vollmacht Vorbem 3 
vor 662; ſtillſchweigende Annahme Vor⸗ 
bem 2 vor 116; öffentliche Beſtellung und 
ſich erbieten zur Vornahme von Geſchäften 
663; Rechtserwerb durch den Beauftragten 
116 A1; Beſitzerwerb 868 A 5; Übertrag⸗ 
barkeit der Ausführung 664; Abweichung 
von den Weiſungen des Auftraggebers 665; 
Haftung des Beauftragten 662 A 3, für 
Gehilfen 664 A 4; Auskunfts⸗ und Rechen⸗ 
ſchaftspflicht des Beauftragten 666; Heraus⸗ 
gabepflicht des Beauftragten 667; Ver⸗ 
zinſungspflicht 668; Aufwendungen 669, 
670; Zurückbehaltungsrecht des Beauf⸗ 


tragten 670 A 5; Vorſchußpflicht des Auf- 


traggebers 669; A. zu Spiel und Wette 
762 A 5; zur Bürgſchaftsübernahme 775; 
Zeitpunkt des Erlöſchens 674; Notbeſor⸗ 
gung 672 A 6; 673 A 3; Geſchäftsbeſorgung 
Vorbem 1, 2 vor 662, 675; Beendigung 
durch Widerruf und Kündigung 665 A 2, 
671, durch Tod oder Geſchäftsunfähigkeit 
eines Vertragsteils 672, 673; Konkurs 
des Auftraggebers 672 A 7, 674 A 2; des 
Beauftragten 673 A 2; Kreditauftrag 778. 
Aufwand vgl. Ehelicher Aufwand. 
Aufwendungen, Erſatz 256, 257; des Schuld⸗ 
ners bei Verzug des Gläubigers 304; des 
Beſchenkten 526; des Mieters 538; des 
Vermieters 552; des Unternehmers 633; 
des Mäklers 652, 654; beim Auftrage 
669, 670; des Geſchäftsführers 683 bis 
685; des Verwahrers 693; des Finders 
970; des Beſitzers 995; infolge des Ver⸗ 
löbniſſes 1298, 1299; des Ehemanns 
1390; der Ehefrau 1429; des Kindes 
1618; des Vaters 1648; des Vormundes 
1835; des Erben 1978, 1991; des Erb- 
ſchaftsbeſitzers 2022; des Vorerben 2124, 
2125; des Beſchwerten 2185; beim Erb⸗ 
ſchaftskaufe 2381; 

en bei Aufwendungen 

50; 


vgl. Verwendungen. 


laſſes 2046 A 4; Teilung des Überſchuſſes 
2047 A 1, 2; Gemeinſchaftlichkeit der 
Schriftſtücke des Nachlaſſes 2047 A 3; 
Teilungsanordnungen des Erblaſſers 2048 
A !; Übernahme eines zum Nachlaſſe ge⸗ 
hörenden Landgutes 2049; Ausgleichungs⸗ 
pflicht der Abkömmlinge 2050 —2056; Aus- 
einanderſetzungsplan des Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2204 A 2. 

Auseinanderſetzungspflegſchaft 1911 A 3. 

eee ee Vorbem 5 vor 765, 
Ten SE 


Ausgleichung unter Geſamtſchuldnern 426; 
unter Ehegatten 1466, 1539; bei fortge: 
ſetzter Gütergemeinſchaft 1503; unter Ab⸗ 
kömmlingen 2050—2056, 2316, Berech⸗ 
nungsart 2055, 2056, bei Zuwendungen 
aus dem Geſamtgute 2054; Haftung des 
Erben für Nichtvorhandenſein der Aus⸗ 
gleichungspflicht bei Erbſchaftskauf 2376. 

Aushändigung der Vollmachtsurkunde 172; 
der Anweiſung 783—785; der Schuld: 
verſchreibung auf den Inhaber 797; des 
Hypothekenbriefs 1117, 1144; der zur Lö 
ſchung des Schiffspfandrechts erforder⸗ 
lichen Urkunden 1267. 

Auskunft, Haftung für Erteilung 676 A 1—3, 
823 A 1, 826 A 2, 5h; durch Beamten 
839 A 3. 

Auskunftspflicht über einen Sachinbegriff 
260, 260 A 1; des Zedenten 402; des Ver⸗ 
käufers 444; des Beauftragten 666; des 
Geſchäftsführers 681; des Geſellſchafters 
740; des Ehemanns bei Verwaltungs- 
gemeinſchaft über den Stand der Ver⸗ 
waltung 1374; des Vormundes gegenüber 
dem Gegenvormund 1799; des Vormundes 
und Gegenvormundes 1839, 1891; des 
Erben zur Aufnahme des Inventars 2008; 
des Nachlaßpflegers 2012; des Erbſchafts⸗ 
beſitzers und Hausangehörigen des Erb⸗ 
laſſers 2027, 2028; der Miterben 2028 
A 1; 2038 A7; über Zuwendungen 2057; 
des Erben gegenüber dem Pflichtteils⸗ 
berechtigten 2314; des Vorerben 2127; 


Ausbeſſerung der Sache bei der Pacht 582; 2144 A 3; des Beſitzers eines unrichtigen 
bei Nießbrauch 1041—1044. Erbſcheins 2362. A 
Ausbeute einer Sache 99. Auslagen der Zeugen und Sachverſtändigen, 
Ausbeutung der Notlage eines andern 138. Verjährung 196; des Unternehmers 645, 
Auseinanderſetzung zwiſchen Geſellſchaftern 648; Pfandrecht des Gaſtwirts für ſeine 


730-735, 738—740; der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft 14711481; det fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft 14971506; 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft 1540; bei 
Fahrnisgemeinſchaft 1557 A f; zwiſchen 
minderjährigem Kinde und deſſen Vater 
1669; mangelnde U. als Ehehindernis 1314; 

der Erbengemeinſchaft 20422056: Be⸗ 
griff, Inhalt, Form 2042 A 1; jederzeitiges 
Verlangen der A. 2042 A 2; Durchführung 
2042 A 3; Fälle der Aufſchiebung 2043, 
2045; Ausſchließung durch den Erblaſſer 
2044; Berichtigung der Nachlaßverbindlich⸗ 
keiten 2046 A 13; Verſilberung des Nach⸗ 


Baum, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III 


Auslagen 704; bei Anhörung von Ver⸗ 
wandten und Verſchwägerten durch das 
Vormundſchaftsgericht 1308, 1673, 1847; 
der Familienratsmitglieder 1877. 
Ausland: Wohnſitz der Ehefrau im Aus⸗ 
lande 10, Wohnſitz des Ehemanns im 
Auslande, Bezugnahme auf ausländiſches 
Güterrecht 1433; Friſt zur Erbſchaftsaus⸗ 
ſchlagung und deren Anfechtung bei Wohn⸗ 
ſitz des Erblaſſers oder des Erben im Aus⸗ 
lande 1944, 1954; 
im Auslande begangene unerlaubte Hand 
lungen EG 12; Beerbung Deutſcher im 
Auslande Ech 24, Erbrecht in einen im 
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Ausland eröffneten Nachlaß EG 26; Ver⸗ 
geltungsrecht EG 31; vgl. Ausländer, In⸗ 
ternationales Privatrecht. 

Ausländer: Volljährigkeit 2 A 2; Volljahrig⸗ 
keitserklärung 3 A 3; Geſchäftsfähigkeit, 
Prozeßfähigkeit 2 A 2, EG 7; Entmündi⸗ 
gung 6 A 7, EG 8; Todeserklärung 13 A 3, 


19 A 1, ES 9; Wohnſitz 7 A 1; Namens⸗ 


recht 12 A 2; Rechtsfahigkeit ausländiſcher 
Vereine EG 10; Anwendung ausländiſchen 
Rechtes für die Form der Rechtsgeſchäfte 
EG 11; Ehe von Ausländern 1315, EG 
13—17, 28; Güterrechtsregiſter 1558 A 3; 
Eltern: und Kindesverhältnis EG 18, 19,28; 
uneheliche Kinder E& 20, 21; Legiti⸗ 
mation, Annahme au Kindes Statt EG 
22; A. als Vormund 1785 A 2; Vor⸗ 
mundſchaft, Pflegſchaft über A. 1173 
A 1, 1882 A 1, 1906 A 1, EG 23; Ab⸗ 
weſenheitspflegſchaft 1911 A 1; Erbrecht 
Vorbem 1 vor 1922, EG 24—26, 28; ſtaat⸗ 
05 Genehmigung zum Grundſtückserwerb 
88. 


Ausländiſche Währung 244. 

Auslegung des Geſetzes Vorbem 3, 4 vor 1; 
von Willenserklärungen 133; von Ver⸗ 
trägen 157; von Teſtamenten 133 A 1, 
2066 —2075, 2084; Unzuläſſigkeit der Aus⸗ 
legung durch den Teſtamentsvollſtrecker 


2203 A 1; Auslegung von Erbverzichts⸗ 


verträgen 2350. 

Auslegungsregeln 133 A 1; 157 A 3. 

Auslobung 657, 145 A 1; Widerruf 658; 
Verteilung der Belohnung an mehrere 
659, 660; Preisbewerbung 661. 

Ausſchlagung der Erbſchaft 1942—1959; 
vgl. Erbſchaft; keine Schenkung 517; durch 
die Ehefrau 1406, 1453; durch den Vater 
1643; durch den Vormund 1822, 1831 A 1; 
Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
1945 A 1; 

der Nacherbſchaft 2142; des Vermächt⸗ 
niſſes 2176, 2180; des in einem gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente Zugewendeten 
2271; der beſchwerten Erbſchaft durch den 
Pflichtteilsberechtigten 2306; des Ver⸗ 
mächtniſſes durch den Pflichtteilsberech⸗ 
tigten 2307, 2321, 2322, Anfechtung der 
Ausſchlagung 2308; Wirkung auf das 
Pflichtteilsrecht des Abkömmlings 2309 
A 3; für die Berechnung des Pflichtteils 
2310. 

Ausſchließung eines Mitgliedes aus dem 
Verein 39 A 2; eines Geſellſchafters 737; 
der Verjährung durch Rechtsgeſchäft 225; 
der Übertragbarkeit einer Forderung 399, 
405; der Gewährleiſtung beim Kauf 443, 
476, beim Werkvertrag 634, 637; der Ein⸗ 
rede der Vorausklage 773; der Über⸗ 
tragung der Anweiſung durch den An⸗ 
weiſenden 792; der Erteilung eines Hypo⸗ 
thekenbriefs 1116; der Schlüſſelgewalt 
1357; des geſetzlichen Güterrechts 1435, 
1436; der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
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1508, 1509; eines Abkömmlings von der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 1511; einer 
Perſon von der Vormundſchaft 1782, 1848; 
der Gegenvormundſchaft 1852, 1855; der 
geſetzlichen Erbfolge der Verwandten 1938; 
der Auseinanderſetzung durch den Erblaſſer 
2044; der Anwachſung durch den Erblaſſer 
2094, 2158; von der Mitwirkung bei der 
Teſtamentserrichtung 2234 — 2287, 2237 
A 1; von der Erbfolge, Pflichtteil 2303, 
2309, 2310. 

Ausſchließung der Vertretung; vgl. Ver⸗ 
tretung. 


Ausſchließungsrecht Vorbem 1 vor 1. 


Ausſchlußfriſt, Begriff 186 A 1. 

Ausſchlußurteil vgl. Aufgebot. 

Außereheliche Kinder vgl. Uneheliche Kinder. 

Außerkursſetzung 806 A 1; EG 176. 

5 NL der Nachlaßgläubiger 
* 

Ausſpann, Haftung des Stallwirts 701 A 4. 


Ausſperrung von Arbeitern 138 A 1, Vor⸗ 


bem 3 vor 611. 

Ausſpielvertrag 763. 

Austattung 1624, 1625; Gewährung einer 
Rente, freier Wohnung 761 A 4; bei all⸗ 
gemeiner Gütergemeinſchaft 1465, 1477, 
1409; bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
1487 A 7; bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1521, 1538; bei Fahrnisgemeinſchaft 1551, 
1566; als Vorbehaltsgut 1369 A 4; Ge» 
währung durch den Vormund 1902; Aus⸗ 
gleichungspflicht 2050 A 1, 2. 

Ausſteuer 1620, 1369 A 2; bei fortgeſetzter 
Gütergemeinſchaft 1487 A7; bei Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft 1521 A 5; Recht der 
Verweigerung 1621; nur einmalige Aus- 
ſteuer 1622; Unübertragbarkeit und Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs 1623. 

Austritt aus dem Verein 39, 58. 

Ausübung von Rechten, ſchikanöſe 226; von 
Dienſtbarkeiten 1020 —1029, 1092; des 
ae 1059; des Vorkaufsrechts 
1099. 

Auswahl des Vormundes 1779; der Mit⸗ 
glieder des Familienrats 1862. 

Auswahlſendung 495 A 4. 

Auszug, Nießbrauch 1073; EG 96; Eintra- 
gung in das Grundbuch 874 A 3. 

Auszugsleiſtungen, Verjährung 197. 

Automat 929 A 4. 

Avisbrief bei der Anweiſung 783 A 5, 787 
A 1. 


B 


Bäuerliche Nutzungsrechte EG 63, 197. 

Bäume, Beſtandteilseigenſchaft 93 A 7; Be: 
einträchtigung des Nachbargrundſtücks 907, 
910; Früchte 911, 923; Abſtand von der 
Grenze EG 124. 

Bahneinheit EG 112. 

Bahnverkehr, Haftung 254 A 7e; vgl. Eiſen⸗ 
bahn. 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 


Bank, Zinſeszins 248; Anlegung des Mündel⸗ 
geldes 1808; Haftung des Bankkaufmanns 
für Rat und Auskunft 676 A 24. 

Banknoten 793 A 1. 

Bannrechte EG 74. 

Barzahlung beim Pfandverkauf 1238. 

Baubeſchränkungen 434 A 3a, 436 A 3. 

Bauentrepriſevertrag 631 A 1. 

Bauforderungen, Sicherung, Sicherungs⸗ 
hypothek, Vormerkung 648. 

Baugelddarlehn Vorbem 3 vor 607, 610 At, 
157 A3; Übertragbarkeit 610 A 2, 398 A 2, 
399 A 4. 

Baumittelitide (Baumaterialien) 94 A 7, 
97 A 3. 

Bauunternehmer 196 U 1. 

Bauwerk 638 A 2, 648 A 2; VO über das 
Erbbaurecht 1 A 8; bauliche Anlage, Unter- 
haltungspflicht bei Grunddienſtbarkeiten 
10201022. 

Beamter, Rechtsverhältniſſe 89 A 3; Vor⸗ 
bem 2b vor 611; EG 80, 81; Wohnſitz 9 
A 2; Recht zur Kündigung der Miete bei 
Verſetzung 570; Abtretung von Gehalts- 
anſprüchen 411; Haftung für Verletzung 
der Amtspflicht 839, 841; EG 77, 78; 
mehrere geſamtſchuldneriſch haftende B. 
254 A 7d; Haftung des Grundbuchbeamten 
376 A 3; des Geſchäftsherrn für den B. 
831 A 2, 5b, e; Koſten für die Vertretung 
eines durch unerlaubte Handlung verletzten 
B. 845 A 2; Beglaubigung durch B. 129; 
Zwangspenſionierung 1910 A 2; vgl. Ge⸗ 
haltsauſpruch, Ruhegehalt. 

Bearbeitung, Eigentumserwerb durch Be⸗ 
arbeitung 950. 6 

Beaufſichtigung vgl. Aufſichtspflicht. 

Bedachter im Teſtament 2235 A 2. 

Bedingte Forderungen, Bürgſchaft 765 A 6; 
Hypothek 1113; Pfandrecht 1204, 1209. 

Bedingungen 158; Arten Vorbem 2—4 vor 
158; bedingungsfeindliche Rechtsgeſchäfte 
Vorbem 6 vor 158; aufſchiebende und auf⸗ 
löſende 158; Beweislaſt 158 A 7; Rüd- 
beziehung 159; Vereitelung und Herbei⸗ 
führung wider Treu und Glauben 162; 
Vereitelung des Rechtes und dingliche 
Verfügungen während der Schwebezeit 
160, 161; 

beim Mäklervertrag 652; bei Nachlaß ⸗ 
forderungen 1986; bei letztwilligen Zu⸗ 
wendungen 2066, 2074 — 2076, 2105, 2162, 
2177, 2179; Berückſichtigung bedingter 
Rechte bei der Pflichtteilsberechnung 2813. 

Bedürftigkeit des Schenkers 519, 528, 529; 
des Unterhaltsberechtigten 1602 A 1. 

Beeinträchtigung des Eigentums 1004; des 
Erbbaurechts oder einer Dienſtbarkeit durch 
Überbau 916; des Eigentums 904, 1004, 
1011; der Ausübung der Grunddienſtbarkeit 
1027—1029; des Nießbrauchs 1065; der 
perſönlichen Dienſtbarkeit 1090; des Pfand⸗ 
rechts 1227; des Vertragserben durch den 
Erblaſſer 2287, 2288; vgl. Eigentum, Beſitz. 
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Beendigung vgl. Aufhebung. 

Beerbung Deutſcher im Auslande 24, 26; von 
Ausländern EG 25, 27, 28. 

Beerdigung, Ort und Art der B. 1 A 2; 
Erfüllung einer öffentlichen Pflicht 679 
Az; Koſten der Beerdigung des Getöteten 
844, des Unterhaltsberechtigten 1615, des 
unehelichen Kindes 1713, des Erblaſſers 
1968; Beſtimmungen durch letztwillige Ver⸗ 
fügung 1937 A 1. 

Beförderungsmittel beim Verſendungskauf 
447 A 2b; Fund in Beförderungsmitteln 
978988. 

Befreite Pflegſchaft 1917. 

Befreiter Teſtamentsvollſtrecker 2220. 

Befreite Vorerbſchaft 2136. 

Befreite Vormundſchaft 18521857, 1903. 

Befreiung von EChehinderniſſen 1303, 1312, 
1313, 1316, 1322; von den Vorſchriften 
über die Annahme an Kindes Statt 1745; 
des Vorerben 2186, 2137. 

Befreiungsvermächtnis 2173 A 2. 

Befriedigung des Gläubigers durch einen 
Dritten 268, durch einen Geſamtſchuldner 
426, durch den Bürgen 770, 774; des 
Hypothekengläubigers durch den Eigen⸗ 
tümer 1142, 1145, durch den perſönlichen 
Schuldner 1164, durch Zwangsvollſtreckung 
1147, bei der Geſamthypothek 1182; des 
Pfandgläubigers 1224, 1225, 1228; des 
Schiffspfandgläubigers 1267; aus einem 
verpfändeten Rechte 1277; des aus⸗ 
geſchloſſenen Nachlaßgläubigers 1973. 

Befriſtung bei Rechtsgeſchäften 163. 

Befruchtung, künſtliche 1591 A 2. 

Beginn von Friſten 187; der Verjährung 
198—201; der Erſitzung 930. 

Beglaubigung 129; geſetzliche Fälle 129 A 1; 
Haftung des Beamten 839 A 3. 

Begräbnisſtätten EG 133; vgl. Friedhof. 

Behörde, nicht juriſtiſche Perſon Vorbem 2 
vor 21; Ausweis des Vereinsvorſtandes 
gegenüber Behörden 69, als Verwalter 
einer Stiftung 86 A 2, Abgabe von Er⸗ 
klärungen gegenüber Behörden Vorbem 1 
vor 116, 130, Veräußerungsverbot einer 
Behörde 136, Anfechtung einer Erklärung 
gegenüber Behörden 143, Klagerecht bei 
Schenkung unter einer Auflage 525; Fund 
im Bereich von Behörden 978983; Akten ⸗ 
einſicht 810 A 4 a. E; 

Aufnahme des Verzeichniſſes des dem 
Nießbrauche unterliegenden Sachinbegriffs 
1035, des Kindesvermögens 1640, des 
Mündelvermögens 1802, des Nachlaß⸗ 
inventars 2002; a 

Namenserteilung für die geſchiedene 
Frau gegenüber einer Behörde 1577, An⸗ 
ſpruch auf Vollziehung der Schenkung 525, 
= Auflage im öffentlichen Intereſſe 

194. 

Beiſetzung — 3 Beerdigung. 

Beistand 1687—1695; feine Aufſichtspflicht 
832 U 5; vgl. Elterliche Gewalt EG 156, 211. 
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Beiträge, Begriff und Unterſchied von Ein⸗ 
lagen 705 A 6; von Mitgliedern einge⸗ 
tragener Vereine 58; des Geſellſchafters 
705—707; der Frau zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes 1371, 1427, 1441; 
zur Beſtreitung des Unterhalts des Kindes 
1352, 1585. 

Beiwohnung, außereheliche 825, 1300, 1717; 
Erſatzanſpruch 847. 

Bekanntmachung der Auflösung des Vereins 
und der Entziehung der Rechtsfähigkeit 
50; der Eintragung des Vereins 66; der 
Erteilung und des Erlöſchens der Voll⸗ 
macht 171, 176; der Verſteigerung der 
hinterlegten Sache 383; der Auslobung 
und des Widerrufs der Auslobung 657, 
658; der Genehmigung zur Ausgabe 
von Schuldverſchreibungen 795; des Fun⸗ 
des 980—982; der Satzung einer Kredit⸗ 
anſtalt 1115; der Verſteigerung des Pfan⸗ 
des 1237; der Eintragungen im Güter⸗ 
rechtsregiſter 1562; der Nachlaßverwal⸗ 
tung 1983; der Aufforderung zur An⸗ 
meldung von Nachlaßforderungen 2061. 

Bekenntnis, religiöſes, des Kindes EG 134, 
des Vormundes 1779, 1801; Einfluß auf 
die Rechtsfähigkeit 1 A 1. 

Belaſtung, Begriff 873 A 5; Verträge über 
die Belaſtung 310, 311, 445, 493, 1136; 

des Zubehörs 314, des empfangenen 
Gegenſtandes durch den Rücktrittsberech⸗ 
tigten 353, der gekauften Sache 439, der 
Mietſache 577—579, des Grundſtücks 873, 
876, EG 117, der gemeinſchaftlichen Sache 
1009, des Vermächtnisgegenſtandes 2165, 
2288; der Sache bei Erbſchaftskauf 2375; 

mit der Grunddienſtbarkeit 1018, mit 
dem Nießbrauch 1030, mit der beſchränkten 
perſönlichen Dienſtbarkeit 1090, mit dem 
Vorkaufsrechte 1094, mit der Reallaſt 1105, 
mit der Hypothek 1113, 1114, mit der 
Grundſchuld 1191, mit der Rentenſchuld 
1199, mit dem Pfandrecht 1204. 

Belaſtungsverbot 137, 1136. 

Beleidigung als Eheſcheidungsgrund 1568 
A 3; vgl. Ehre. 

Beleihungsgrenze für Grundſtücke, bei der 
Anlegung von Mündelgeld 1807. 

Belieben, Beſtimmung der Leiſtung durch 
einen Dritten nach Belieben 319; Billigung 
des gekauften Gegenſtandes bei Kauf auf 
Probe 495; dem Belieben des Beſchwerten 
überlaffene Erfüllung eines Vermächtniſſes 
2181. 

Belohnung vgl. Auslobung. 

Benachrichtigung von der Verſteigerung der 
hinterlegten Sache 384; des Vorkaufs⸗ 
berechtigten vom Kaufabſchluß 510; des 
Gläubigers von der Übernahme der Hypo⸗ 
thek 416; des perſönlichen Schuldners von 
der Zwangsverſteigerung 1166; des Eigen⸗ 
tümers vom Verkaufe des Pfandes 1241; 
vgl. Anzeige. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Benennung des Vormundes 1776, 1777, 
1853, 1855, 1898. 

Berechnung der Friſten 186193, 
Pflichtteils 2311—2316. 

8 Intereſſe bei Kreditgefährdung 

4. 

Bereicherung des Beſchenkten 516 A 3; ſiehe 
ungerechtfertigte Bereicherung. 

Bergrecht EG 67, 68. 

Bergwerk, Eigentum 907 A 2; Nießbrauch 
1038; als Beſtandteil der Erbſchaft 2123. 

Berichtigung des Grundbuchs 804, 895, auf 
Grund Ehevertrags 1438; Vorlegung des 
Hypothekenbriefs 896, Koſten 897, Unver⸗ 
jährbarkeit des Anſpruchs 898; Pfändung 
des Anſpruchs 894 A 2; des Schiffsregi⸗ 
ſters 1263. 

Beruf, Begriff 833 A 9; Koſten der Vor⸗ 
bildung 1610; 1708; 2050 A 6, 6a. 

Berufsgenoſſenſchaften Vorbem 2 vor 21. 

Berufsvormundſchaft 1773 A 4; EG 136. 

Berufung der Mitgliederverſammlung 36, 
37; des Beiſtandes 1694; des Vormundes 
1776, 1778; des Pflegers 1916, 1917; der 
„a des Familienrats 1861; vgl. Erb⸗ 

aft. 

Beſchädigung einer Sache im Notſtand 228, 
zum Zwecke der Selbſthilfe 229, 904; An⸗ 
ſpruch auf Geldentſchädigung bei Sach⸗ 
beſchädigung 249; Beſchädigung einer 
Schuldverſchreibung auf den Inhaber 798; 
durch Tiere 833; der Nießbrauchſache 1042, 
der Vermächtnisſache 2164, 2288; vol. 
Surrogation. 

Beſchlagnahme einer Forderung, Wirkung 
auf die Aufrechnung 392; zugunſten des 
Hypothekengläubigers: von Erzeugniſſen, 
Beſtandteilen, Zubehörſtücken eines Grund⸗ 
ſtücks 1121, 1122, der Miet- und Pachtzins⸗ 
forderung 1123, 1124, der Forderung auf 
wiederkehrende Leiſtungen 1126. 

EIER Forderung, Aufrechnung 


Beſcholtenheit 1300 A 2; Anfechtung der 
Ehe 1333 A 5. 

Beſchränkt Geſchäftsfähige vgl. Geſchäfts⸗ 
fähigkeit. 

Beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten vgl. 
Dienſtbarkeit. 


des 


Beſchränkung der Haftung der Erben vgl. 


| 


Erbe, Nachlaßverbindlichkeiten. 
Beſchränkung der Vertretungsmacht des 
Vereinsvorſtandes 26, 70, des Stiftungs⸗ 
vorſtandes 86, der Verfügungsbefugnis 
über ein veräußerliches Recht 137; der 
Gewährleiſtungspflicht beim Kauf 443, 
476, bei der Miete 540, beim Werkvertrag 
637; der Schlüſſelgewalt 1357; der Ehe⸗ 
frau 1404; der Rechte des Teſtameuntsvoll⸗ 
ſtreckers 2208 A 1; des als Erbe berufenen 
Pflichtteilsberechtigten 2306 A 2; Pflicht- 
teilsbeſchränkung in guter Abſicht 2388 A l. 
Beſchwerung des Vermächtnisnehmers 2186 
bis 2189, des Pflichtteilsberechtigten 2306. 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 933 


Beſicht, Kauf auf Beſicht 495, 496. 

Beſichtigung von Sachen 809; des Tieres 
bei der Wandlung 489. 

Beſitz 854 —872; Begriff Vorbem 2 vor 241, 
854 A 1, 3; B. als Gegenſtand ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung 812 Al; Erwerb 
854, durch Auflaſſung 925 A 9, durch Ge⸗ 
ſchäftsunfähigen 104 A 1, durch ein Kind 
854 A 3 a. E., durch Stellvertreter 854 A 5, 
Vorbem 4 vor 164, durch Beauftragten 


868 A 5; fehlerhafter B., verbotene Eigen- | 


macht 858, 859, 869, 990, 992; Beſitz⸗ 
ſtörung 858, 862; Beſitzentziehung 858, 861; 
Beſitzſchutz durch Selbſthilfe 859; Selbſt⸗ 
hilferecht des Beſitzdieners 860; Beſitzklage 
wegen Beſitzentziehung 861, 869, wegen 
Beſitzſtörung 862, 869, 903 A 7; Verhält⸗ 
nis der Beſitzklage zur Schadenserſatzklage 


861 A 7; Einwendungen gegenüber der 


Beſitzklage 863; Ausſchlußfriſt für Beſitz⸗ 


Hage 864; Teilbeſitz 805; Mitbeſitz 866; | 


Verfolgungsrecht des Beſitzers 867, 869 


Az; Ablöſungsrecht des Beſitzers 268 A 1; | 


mittelbarer Beſitz 868; Beſitzſchutz beim 
mittelbaren Beſitz 869; Übertragung des 
mittelbaren Beſitzes 870; mehrfacher 
mittelbarer Beſitz 871; Eigenbeſitz 872; 
Beendigung des B. durch Aufgabe und 
Verluſt 856; Aufgabe des B. an einem 
Grundſtück bei Gläubigerverzug 303; Ver⸗ 
kauf eines zum B. berechtigenden Rechtes 
451; Einfluß des Beſitzwechſels auf die 
Verjährung 221 A 1; Vererblichkeit 857; 
Anſpruch aus früherem B. 1007; 

B. des Vereins 26 A 4; B. an einer Sach⸗ 
geſamtheit 90 A 1; an dem grunddienſtbar⸗ 
keitsberechtigten Grundſtück 1029; des Nieß⸗ 
brauchers 1036; an der Pfandſache 1205; 
des Ehemanns am eingebrachten Gute 
1373, am Geſamtgute 1443; des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2205; als Gegenſtand 
des Vermächtniſſes 2169. 

Beſitzer: Haftung für Beſchädigung durch 
Einſturz des Grundſtücks 836—838, 908; 
Paſſivlegitimation beim Eigentumsan⸗ 
ſpruch 985 A 2, 3; Verhältnis zum Eigen⸗ 
tümer 985—989; Haftung des unredlichen 
Beſitzers 990, des redlichen Beſitzers 993, 
bei Vorhandenſein eines Beſitzmittlers 
991; Eigentumsvermutung 1006. 

Beſitzdiener 855, 860. 4 

Beſitzmittler, Verhältnis zwiſchen Eigen⸗ 
tümer und unmittelbarem Beſitzer 991. 

Beſitzſtand bei Grenzverwirrung 920. 

Beſitzzeit, Anrechnung 221, 948. 

Beſoldungen, Verjährung 197, EG 81. 

1 08 Erbteil 1927, des Ehegatten 


Beſſerungsanſtalt 1666, 1838, Ech 135. 

Beſtallung des Vormundes 1791, 1898. 

Beſtand, rechtlicher Beſtaud einer Forderung 
und eines Rechtes 437. 

Beſtandteile, weſentliche 93, 94; unweſent⸗ 
liche 93 A 1; eines Grundſtücks 94—96, 


| 


873 A 4; Zuſchreibung eines Grundſtücks als 
Beſtandteil eines andern 890; Eigentums⸗ 
erwerb 953—957; Abtrennung von Be⸗ 
ſtandteilen durch den Beſitzer 997; Ver⸗ 
wendung durch den Nießbraucher 1043; 
Haftung für Hypothek 1120—1122; vgl. 
Bodenbeſtandteile. 

Beſtätigung nichtiger Rechtsgeſchäfte 141; an⸗ 
fechtbarer Rechtsgeſchäſte 144; der Ehe 1309 
A 5, 1325, 1331, 1337; bei Wiederverheira⸗ 
tung im Falle der Todeserklärung 1850; der 
Erklärungen bei der Ehelichkeilserklärung 
1731; der Annahme an Kindes Statt 
1741, 1753 bis 1756; des Erbvertrags 2284. 

Beſtätigungsſchreiben 147 A 2, 269 A 2. 

Beſtattung dal. Beerdigung. 

Beſtellſchein 269 A 2. 

Beſtellung des Vereinsvorſtandes 27, 67; 
des Erbbaurechts vgl. daſ.; des Nießbrauchs 
1032; des Pfandrechts 1205; des Vor⸗ 
mundes 1789; des Gegenvormundes 1792; 
der Mitglieder des Familienrats 1865 bis 
1867. 


Beſtimmung der Leiſtung durch einen Ver⸗ 


tragſchließenden 315; der Gegenleiſtung 
durch den Gläubiger 316; der Leiſtung 
durch einen Dritten 317—819. 


Beſtimmungsort 269 A 1, 270. 


Betriebsräte Vorbem 2 vor 611. 

Betrug, Unterſchied von argliſtiger Täuſchung 
123 A 2. 

Beurkundung, gerichtliche oder notarielle 
128; geſetzliche Fälle 128 A 1; eines Ver⸗ 
trags 152, 154; EG 141, 142. 

Bewachung von unbeweglichen Sachen 688 
A 2, durch Hunde 833 A 9. 

Beweggrund, Irrtum im Beweggrund 119 
A 2, 2078. 

Bewegliche Sachen vgl. Sachen. 

Beweislaſt Vorbem 6 vor 1. 

Beweisſicherung vor Verjährung des Au⸗ 
ſpruchs auf Wandlung und Minderung 478. 

Bewußtloſigkeit, Zuſtand der Bewußtloſig⸗ 
keit 105 A 2; 827 A 1; bei der Eheſchließung 
1325. 

Bienen, Eigentumserwerb 961—964. 

Bierlieferungsvertrag Vorbem 3 vor 607; 
138 A 1. 1 a 

Bieter beim Verkauf im Wege der Zwangs⸗ 
vollſtreckung 456—458; beim Pfandverkauf 
1239. 

Bilanz, Nichtigkeit wegen Verſtoß gegen ein 
Geſetzesverbot 134 A 1; beim Erwerbs⸗ 
geſchäft des Mündels 1841. 

Bild, Recht am eigenen B. 12 A 1. 

Billiges Ermeſſen eines Dritten 317, 2048; 
Beſtimmung der Leiſtung nach billigem 
Ermeſſen 315, 317, 319; bei der Auslobung 
660, bei Benutzung eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Gegenſtandes 745, bei Beſtimmung 
des Finderlohns 971, beim Zuſammen⸗ 
treffen von Grunddienſtbarkeiten und an · 
dern Nutzungsrechten 1024; bei der Be⸗ 
ſtimmung der Vermächtnisleiſtung 2156. 
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Billigung bei Kauf auf Probe 495, 496. 

Blankounterſchrift 126 A 3; Blankozeſſion 
171 A 1, 185 A 2. 

Blinde, Pflegſchaft 1910; Teſtierfähigkeit 
2238 A 6; 2243 A 5, 2247 A 1; Blinden- 
al beim eigenhändigen Teſtament 2231 


Bodenbeſtandteile, Gewinnung 99, durch 
den Nießbraucher 1037, 1038, durch den 
Vorerben 2123. 

Bordellkauf 817 A 6. 

Börſen⸗ und Marktpreis 488 A 7 b; der 
hinterlegten Sache 385; bei Differenz⸗ 
geſchäften 764; des Pfandes 1221, 1235; 
eines verpfändeten Orderpapiers 1295. 

Börſentermingeſchäfte 387 A 6, 764 A 4; 
Anerkennung durch Schuldverſprechen 780 
A 7; Erfüllung 814 A 3. 

Bösliche Schenkung des Erblaſſers zur Be⸗ 
eintrüchtigung des Vertragserben beim Erb: 
vertrage 2287 A 1. 

Bösliche Veräußerungen und Belaſtungen 
beſtimmter Vermächtnisgegenſtände durch 
den Erblaſſer 2288. 

Bösliche Verlaſſung, Scheidungsgrund 1567. 

Bote, Begriff 120 A 1, 164 A 1; Vertrags⸗ 
ſchluß durch B. 147 A 2; Verjährung des 
Anſpruchs 196. 

Boykott 138 A 1d, 826 A 50. 

Brandſchaden, Verſicherung bei Nießbrauch 
1045, 1046. 

Brandverſicherung, Haftung der Forderung 
für Hypotheken 11271130. 

Brauhaus, Zubehör 98; EG 164. 

Brautgeſchenke, Rückgabe 1301, 1584. 

Brautkinder EG 208. 

Briefmarken 807 A 1. 

Briefwechſel als Schriftform 126 A 4; 127. 

Bruchteil: Verträge über Vermögensbruch⸗ 
teile 310, 311; Vorkaufsrecht an einem 
Bruchteil 741 A 2, 1095, Reallaſt 1106, 
Hypothek 1114, Grundſchuld 1192; 

Zuwendung des Bruchteils des Ver⸗ 
mögens durch den Erblaſſer 20872093; 
vgl. Miteigentümer, Gemeinſchaft nach 
Bruchteilen. 

Buchforderungen, Sicherheitsleiſtung 232, 
236; gegen das Reich oder einen Bundes⸗ 
ſtaat: der Ehefrau 1393, des Kindes 1667, 
des Mündels 1815, 1816, 1820, 1853, bei 
Nacherbſchaft 2118; Umwandlung von 
Reichsanleihe in Buchſchuld 806 A 1. 

it) 1116, 1139, 1154 (vgl. Hypo⸗ 
thef). 

Buchmacher 762 A 1. 

Biidnerrecht EG 63. 

Bühnenanſtellungsvertrag 611 A 4, 624 A1, 
Vorbem 1 vor 631. 

Bundesrat, Erteilung und Entziehung der 
Rechtsfähigkeit eines Vereins 23, 44, 62; 
Genehmigung von Stiftungen 80; Be- 
ſtimmung der Mündelſicherheit von Wert 
papieren 1807. 


| 
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Bundesſtaat EG 5. 1 

Verleihung der Rechtsfähigkeit an Ver⸗ 
eine 22, Genehmigung der Anderung der 
Vereinsſatzungen 33, Genehmigung von 
Stiftungen 80, von Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 795, der Befreiung von 
Ehehinderniſſen 1322, Chelichkeitserklärung 
1723; Befreiung von den Erforderniſſen 
der Annahme an Kindes Statt 1745. 

Aufrechnung gegen Forderungen eines 
Bundesſtaats 395. 

Bürgerliche Ehrenrechte, Verluſt, Wirkung 
1318, 1781, 2237. 

Bürgſchaft, Begriff Vorbem 1—4 vor 764, 
765; Unterſchied von der Haftung für 
Zahlungsfähigkeit 438 A 2; Form 126 A 3, 
766; Erfüllungsort 269 A 5, 765 A 1; 
beſondere Arten Vorbem 5 vor 765; ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſche B. 771 A 1, 773, 766 A 4, 
777 A 2; B. auf Zeit 777; Mitbürgſchaft 
421 A 1, 769, 774 A 5; Kontokorrentbürg 
ſchaft 765 A 5; Kreditbürgſchaft Vorbem 5 
vor 765, 765 A 6; Kreditauftrag 778; ge- 
häufte Schuldübernahme 414 A 1, Vor⸗ 
bem 5d vor 765; 

Umfang der Verpflichtung des Bürgen 
765 A 5, 767; Haftung bei Nichtigkeit der 
Leiſtung des Schuldners 138 A 1; Haftung 
des Gläubigers 765 A 7, 776 A 1, der 
Mitbürgen untereinander 426 A 2, 774; 
Einreden des Bürgen 768; Einrede der 
Vorausklage 771—773; Anfechtung der 
Hauptverbindlichkeit 767 A 1, 768 A 1, 
770; des Bürgſchaftsvertrags 765 A 7; Be⸗ 
friedigung des Gläubigers durch den Bürgen 
774; Aufrechnung 387 A 2, 768 A 1, 770, 
774 A 2; Rücktrittsrecht Vorbem 4 vor 765; 
Erlöſchen der B. 767 A 1; Kündigung 765 
A 7; Kündigung der Hauptſchuld 767 A 2: 
Koſten der Kündigung und Nechtöverfol- 
gung 767; B. im Auftrage des Haupt⸗ 
ſchuldners, Befreiung von der B. 775; Auf⸗ 
gabe von Sicherheiten durch den Gläubiger 
776; Konkurs des Hauptſchuldners 767 A 2, 
768 A 2, 773, 774 A 3; Verjährung der 
Anſprüche 765 A 7, 768 A 1, 771 A 1, 
774 A l; 

als Sicherheitsleiſtung 232, 239, 321 A 8; 
bei Abtretung der Forderung 401; Erlöſchen 
bei Schuldübernahme 418; Umwandlung 
der Bürgſchaftsſchuld in ein Darlehn 607 
A 6; Übernahme durch den Vormund 1822. 

Buße 249 A 1, 823 A 13a; Verjährung 194 
A 3, 202 A 1. 


€ 
(Vgl. K) 

eil 269 A 4, 433 A 10h, cc. 

Clearingverkehr 387 A 1. 

Condletio indebiti 813; ob causam finitam 
812 A 8, 815 A 1, ob causam datorum 
812 U , 816; ob turpem causam 817 
A 
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Constitutum possessorlum 930, 933. 

Conto-u-meta⸗Geſchäft 433 A 3m. 

Culpa in contrahendo 276, 823 A 1: beim 
Kauf 433 A lb. 


D 


Dampf, Zuführung 906. 
Dampfſchiffahrtsunternehmungen E 125. 
Damwild, Wildſchaden 835. 

Darlehn, Verhältnis zu andern Verträgen 
Vorbem 1 vor 607; Weſen 607, Vorbem 2 
vor 607, 320 A 1; zu unſittlichen Zwecken 
138 A 1, 140 A 2, Vorbem 4 vor 607; zu 
Spiel und Wette 762 A 5; gegen Hypothek 
Vorbem 5 vor 607; 1115, 1139; Erfüllungs- 
ort 610 A 1; Vereinbarungsdarlehn 607 
A 6; Darlehnsſchuldſchein 607 A 7; Zinſen 
608; Kündigung 609; Verfallklauſel 609 
A 3; Darlehnsvorvertrag 398 A 3, 399 A 4, 
610; Verwahrung vertretbarer Sachen als 
Darlehn Vorbem 1 vor 607, 607 A 6, 
608 A 2, 700; partiariſches Darlehn 705 
A 3; des Gewalthabers für das Kind 1643, 
1822, 1825; 

Darlehn der öffentlichen Pfandleiher 
Vorbem 3 vor 607; von Pfandleihanſtalten 
Ech 94, Meliorationsdarlehn EG 118. 

Datum der Grundbuchseintragung 879; beim 
Teſtament 2231 A 5. 

Deckname 12 A 2, 126 A 3; als Teſtaments⸗ 
unterſchrift 2231 A 6, 2241 A 1. 

Deichrecht EG 66. 

Deliktsfähigkeit 104 A 1. 

Delkrederevertrag Vorbem 6 vor 765. 

Depositum irregulare 700; vgl. Summen- 
verwahrung, Verwahrung. 

Diebſtahl, kein Eigentumserwerb 935, 1006. 

Dienſtbarkeiten, Begriff 1018 A 1; dal. 
Grunddienſtbarkeiten; beſchränkte perſön⸗ 
liche Dienſtbarkeiten 1090; Umfang 1091; 
Unübertragbarkeit 1092; Aufhebung, Er⸗ 
löſchen 1090 A 4; Übertragung nicht ein⸗ 
999 D. EG 128; Wohnungsrecht 

93. 

Beeinträchtigung durch Überbau 916. 

des, Verjährung 196; Abtretung 

1 


Dienſte, Entſchädigung für Dienſte: beim 
Rücktritt 346, beim Schadenserſatzanſpruch 
845, 846; als Geſellſchaftsbeitrag 706; 
zum Zwecke der Aufrechnung 388 A 1; 
Gegenſtand der Leibrente 759 A1; Leiſtung 
von D. gegen Gewährung von Unterhalt 
761 A 5; der Ehefrau 1356; Verpflichtung 
des Hauskindes zu Dienſten 1617; des Vor⸗ 
mundes 1835; des Mündels 1805 A 2. 

Dienſt⸗ und Arbeitsverhältnis des Min⸗ 
derjährigen 118, 1617 A 2, 1822, 1827. 

ies Vorbem 1 vor 

ile 


Dienſtvertrag, Begriff, Abgrenzung von an⸗ 
dern Verträgen 611; Vorbem 1 vor 611; 
insbeſ. vom Leibrentenvertrag 761 A 5; 
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Teilbarkeit 266 A 1; Verhältniſſe der Be⸗ 
amten, Gerichtsvollzieher, Notare, Rechts⸗ 
anwälte, Arzte, Vorbem 2b vor 611; Aus 
legungsgrundſätze, Treu und Glauben, Vor 
bem 4 vor 611; Prozeßrecht Vorbem 4 vor 
611; Vergütung 611 A 2, 612, 614, im 
Falle außerordentlicher Kündigung 628; 
Mietgeld 336 A 1; EG 95; Nebenleiſtungen 
des Dienſtherrn 611 A 2, des Dienſtver⸗ 
pflichteten 611 A 1; Aufrechnung 614 A 1; 
Unübertragbarkeit der Rechte und Pflichten 
613; Tod einer der Parteien 613 A 1, 2: 
Annahmeverzug des Dienſtberechtigten 615; 
zeitweilige Verhinderung des Verpflich 
teten 616; Fürſorge im Krankheitsfalle 617, 
619; Sorge für Lebeu und Geſundheit des 
Dienſtverpflichteten 618, 619, Vorbem 4 
vor 823; Haftung für Dienſtboten 831 
A 2; Endigung des Dienſtverhältniſſes, 
Kündigung 620; Kündigungsfriſten 621 bis 
624; ſtillſchweigende Verlängerung 625: 
Dienſte höherer Art, Kündigung 622, 627: 
Kündigung aus wichtigen Gründen 611 A 2, 
626; Rücktrittsrecht 611 A 1; Zurückbehal⸗ 
tungsrecht 611 A 2, 614 A 1; Urlaub zum 
Aufſuchen einer neuen Stelle 629; Zeugnis 
630; unwahres Zeugnis 826 A 5 h; Aus⸗ 
kunft über den Dienſtverpflichteten 157 A 3; 
Abſchluß des D. durch den elterlichen Ge 
walthaber 1630 A 2; durch den Vormund 
1822; Verjährung der Anſprüche 196. 

Dies interpellat pro homine 284 A 4, 
296 A 1. 

Differenzgeſchäft 764. 

Diligentia quam suis 277. 

Dinglicher Anſpruch, Verjährungszeit 221. 

Dinglicher Erſatz vgl. Surrogation. 

Dingliche Rechte Vorbem 2 vor 241, 873 U 6; 
Erlöſchen bei Eigentumserwerb 936. 

Dis kontierungsgeſchäft 433 A 3b. 

Diſſens, verſteckter 119 A 1; 155 A 2. 

Diſtanzkauf, Gefahrübergang 447. 

Dividende 197 A 1, 240 Wi. hr 

Dolmetſcher bei Teſtamentserrichtung 2244, 
2250. 

Dolus eventualis 123 A 2, 823 A 2, 826 


A 3. 

Doppelehe, Ehehindernis 1309; Nichtigkeit 
1205 und 1565; Pflichtteils 
entziehung 2335. K 3 

Dorfteſtament 2249, 2252, 2266. d 

Draufgabe 336; Anrechnung und Rückgabe 
337; Einbehaltung und Schadenserſatz 338; 
Ermäßigung 338 A 1. 

Dreißigſter 1969. 

Drohung, Anfechtungsgrund 123; Begriff 123 
A 3; Anfechtungsfriſt 124; Schadenserſatz 
Vorbem 4e vor 823; D. durch Vertreter 
166 A 3; Anfechtung der Beſtimmung der 
Leiſtung durch einen Dritten 318; Ehe 
ſcheidungsgrund 1566 A 2, 1568 A 3; Grund 
zur Anfechtung der Ehe 1335, 1346, 1704 
der Anerkennung der Ehelichkeit 1599, der 
Annahme und Ausſchlagung der Erbſchakt 
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1954, des Teſtaments 2078, des Erbvertrags 
2281; Grund zur Erbunwürdigkeit 2339; 
Beſtimmung einer Frau zur außerehelichen 
Beiwohnung 825. 
Drucken als Verarbeitung 950. 
Duldungspflicht 241 A 1. 
Dünger, Zubehör 98, 593; Erzeugnis 99 A 3. 
Durchſtreichungen bei Teſtamenten 2231 A 7. 


E 


Ehe, Eingehung 13031323; Form der Ehe⸗ 
ſchließung 1316—1321; kirchliche Verpflich- 
tungen Vorbem I vor 1303, 1588; Beſtäti⸗ 
gung der E. 1309 A 5; Auflöſung 1309 A 3; 
Wirkung auf die Schwägerſchaft 1590; 
Hemmung der Verjährung 204; 

nternationales Privatrecht: Eingehung 
EG 13, perſönliche Rechtsbeziehungen der 
Ehegatten EG 14, Güterrecht EGG 15, 16, 
Scheidung E& 17, eheliche Abſtammung 
ES 18; Übergangsbeſtimmungen EG 198 
bis 203; vgl. auch die beſondern An: 
merkungen bei den einzelnen Paragraphen. 

Wirkungen der Ehe: eheliche Lebens⸗ 
gemeinſchaft 1353; Stellung des Ehe⸗ 
manns 1354; der Ehefrau 13551358; 
Sorgfalt der Ehegatten 1359; Unterhalts- 
1185 1360, 1861; Eigentumsvermutung 

Anfechtung 1330--1885, 1350; Aufech⸗ 
tungsgründe: beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
1331, 1337, Irrtum 1332, 1333, 1846, 
argliſtige Täuſchung 1334, Drohung 1335, 


1346; Form und Zeit der Anfechtung 


1386, 13381342; Anfechtungsklage 1340; 
Wirkung 13431347; Tod des nicht an⸗ 
fechtungsberechtigten Ehegatten 1338, 1342; 
Anfechtung der Todeserklärung eines Ehe⸗ 
gatten 1348, 1349; Anfechtung der neuen 
Ehe nach Todeserklärung 1350, 1351; Schutz 
des gutgläubigen Dritten 1344; Beſtätigung 
der anfechtbaren E. 1337, 1341. 
Nichtigkeitsgründe 13231328; man⸗ 
gelnde Form 1324, Geſchäftsunfähigkeit 
1325, Doppelehe 1326,1348, Verwandtſchaft 
1327, Ehebruch 1328; Nichtigkeitsklage 
1329; Stellung der Kinder aus nichtigen 
Ehen 16991704; elterliche Gewalt über 


Kinder aus nichtigen Ehen 1701, 1702; 


Unterhaltsanſpruch der Kinder aus nich: 
tigen Ehen 1703. 

Eheſcheidung 1564; internationales Recht 
1564 A 7; Prozeſſuales 1564 A 3, 4; 
Sühneverfahren 1571 A 10; Widerklage 
1564 A 4, 1571 A 9, 1572 A 4, 1574; 
Klagrücknahme 1570 A 4; Aufrechnung 
1565 A 6, 1568 A 7; Vereinbarung über 
den Unterhalt für die Dauer des Schei⸗ 
dungsprozeſſes 1614 A 1; Klage auf Auf- 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft 1575; 
Umwandlung der Aufhebungsklage in 
Scheidungsklage 1576; nachträgliche Gel⸗ 
tendmachung von Scheidungsgründen 1572, 
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1573; Schuldausſpruch 1574; bedingte und 
unbedingte Scheidungsgründe 1564 A 1; 
Scheidung wegen Ehebruchs 1565, 1312; 
wegen Lebensgefährdung 1566; wegen bös⸗ 
licher Verlaſſung 1567; wegen Zerrüttung 
des ehelichen Verhältniſſes 1565 A 1, 1568; 
wegen Geiſteskrankheit 1569, 1583; Ver⸗ 
zeihung 1570, Vorbem 2 vor 1297; Ver⸗ 
zicht 1570 A 5; Verluſt des Rechtes durch 
Zeitablauf 1571, 1572; Familienname der 
geſchiedenen Fran Vorbem 1 vor 1297, 
1577; Unterhaltspflicht der geſchiedenen 
Ehegatten 1578, 1579, 1603 A 2, 1608, 
Form des Unterhalts 1580, Wirkung der 
Wiederverheiratung auf den Unterhalt 
1579, 1581; des Todes eines Ehegatten 
1582; Unterhaltspflicht gegenüber Geiſtes⸗ 
krauken 1583; Eheſcheidungsſtrafen 1578 
A 1; Schadenserſatzanſprüche 1564 A 5, 
1578 A 9; Widerruf von Schenkungen 1584; 

Auflöſung durch den Tod eines Ehe⸗ 
gatten 1309, 1348, 1482, 1483, 2077. 

Ehebruch, Klage auf Unterlaſſung Vorbem 
6 III vor 823; Ehehindernis 1812, 1328; 
Scheidungsgrund 1565; Grund zur Pflicht- 
teilsentziehung 2335. 

Ehefrau, Wohnſitz 10, 1353; Name 1355, 
nach der Eheſcheidung 1577; Volljährig⸗ 
keitserklärung der geſchiedenen E. 4 A 3; 
Verfügungsfähigkeit Vorbem 7 vor 104; 
Geſchäftsfähigkeit 104 A 1; der ausländi⸗ 
ſchen E. 104 A 7; Befugniſſe und Pflichten 
in der Ehe 1354; Leitung des Hausweſens 
1356; Schlüſſelgewalt 1357; Dienſte 1358; 
Unterhaltspflicht 1360, 1361, 1386, 1604; 
Gewerbebetrieb 1367, 1405, 1452, 1462; 
Schadenserſatzauſprüche des Ehemanns bei 
Verletzung der E. 845 A 4; Vormund für 
eine Ehefrau 1778, 1901; Ehefrau als 
Vormund 1783, 1887, 1900; Inventarfriſt 
2008; vgl. Eheliches Güterrecht. 

Ehegatten, Lebensgemeinſchaft 1353; anzu: 
wendende Sorgfalt 1359; Getrenntleben 
vgl. das.; Unterhaltspflicht 1360, 1361, 
1602 A 2, 1604, 1608; 

Verjährung der gegenſeitigen Anſprüche 
204; Einwilligung bei der Annohme an 
Kindes Statt 1746; geſetzliches Erbrecht 
1931—1934; Unwirkſamkeit der Einſetzung 
im Teſtament 2077, 2268; Teſtaments⸗ 
zeuge 2234; gemeinſchaftliches Teſtament 
2052 A 1 a, 2265; Erbvertrag 2275, 2276, 
2279, 2280, 2290, 2292; Pflichtteilsrecht 
2303; Erbverzicht 2346. 

Ehehindernis, aufſchiebendes 1303, 1305, 
1310 Abſ 2, 1311, 1313, 1314, 1315, 1849, 
1493 A 8; trennendes 1304, 1309, 1310 
Abſ 1, 1312; mangelnde elterliche Einwilli⸗ 
gung 13051308; mangelnde Ehemündig 
keit 1303; mangelnde Geſchäftsfähigkeit 
1304; beſtehende Che 1309; Verwandtſchaft 
1310; Annahme an Kindes Statt 1311; Ehe⸗ 
bruch 1312; Wartezeit 1313; mangelnde 
Auseinanderſetzung 1314; mangelnde Er⸗ 
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laubnis der vorgeſetzten Behörde 1315; Unterhaltspflicht 1360, 1361; keine Auf- 
Befreiung 1322. | ſichtspflicht gegenüber der Ehefrau 832 W5; 
Eheliche Abſtammung 1591, 1592, EG 18; vgl. Eheliches Güterrecht. 
Aufechtungsrecht des Ehemanns 1593; | Ehemündigkeit 1303; nach Volljährigkeits⸗ 
Friſt zur Anfechtung 1594; Form der An⸗ erklärung 3 A 4. . 
fechtung , 1595 —1597; Auerkennung der Eheſcheidung 1564—1585; vgl. Ehe. 
Ehelichkeit 1596 A 1, 1598; Anfechtung Eheſchließung, Form 1316—1321. 
der Anerkennung 1599; Vaterſchaft bei | Ehevermittlung 656. 
Wiederverheiratung der Frau 1600. Ehevertrag 1432, EG 15, 200; Verweiſung 
Ehelicher Aufwand, Begriff 1389 A 2; bei auf ein nicht mehr geltendes oder aus⸗ 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft 1458; ländiſches Recht 1433; Form 1434; Ein⸗ 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1529; bei tragung ins Güterrechtsregiſter 1561; Aus⸗ 


Fahrnisgemeinſchaft 1550 A 1; Verpflich- 
tung des Mannes 1389, 1427; Beitrags- 


pflicht der Frau 1371, 1427, 1441; Erfaß: | 


anſprüche der Frau 1429. 


Eheliche Gemeinſchaft 1353, Ech 46, 201; 


Klage auf Aufhebung 1575, 1576, 1586, 
1587; Wiederherſtellung 1587. 

Eheliches Güterrecht Vorbem vor 1363, EG 
15, 16, 200; vgl. Verwaltungsgemeinſchaft, 
allgemeine Gütergemeinſchaft, fortgeſetzte 
Gütergemeinſchaft, Fahrnisgemeinſchaft, 
Errungenſchaftsgemeinſchaft; 

vertragsmäßiges Güterrecht 310 A 1, 
1432 — 1436. 

Eheliche Kinder EG 18, 19, 203, Wohnſitz 

11; Erfordernis der elterlichen Einwilligung 


zur Eheſchließung 1305, 1307, 18308; | 


Familienname 1616; Vorname 1616 A1; 
Leiſtung von Dienſten im elterlichen Haus⸗ 
ſtand 1617; Aufwendungen für den elter⸗ 
lichen Hausſtand 1618; Überlaſſung der 
Vermögensverwaltung an die Eltern 1619; 
Ausſteuer 1620-1623; Ausſtattung 1624, 
1625; vgl. Eheliche Abſtammung. 
Eheliche Lebensgemeinſchaft 1353. 
Ehelichkeitsertlärung, Vorausſetzung 1723; 
Ausſchluß von Bedingung und Zeit ⸗ 
beſtimmung 1724; Antrag des Vaters, 
Anerkennung der Vaterſchaft 1725; Ein⸗ 


willigung des Kindes, der Mutter, der 


Ehefrau 1726, 1727; Ausſchluß der Stell: 
vertretung 1728, 1729; Form des An⸗ 
trags und der Bewilligung 1730; An⸗ 
fechtung des Antrags und der Einwilligung 
der Beteiligten 1731; Unzuläſſigkeit wegen 


Eheverbots 1732; nach dem Tode des Vaters 


und Kindes 1733; Verſagung der Ehelich⸗ 


keitserklärung 1734; Wirkſamkeit 1735, für 


das Kind 1736, für die Abkömmlinge des 
Kindes 1737, für die Mutter 1738; Unter⸗ 


haltspflicht 1739; Wiederverheiratung des 


Vaters 1740; 

Einwilligung zur Ehe eines für ehelich 
erklärten Kindes 1305; Ausſchließung der 
Erbauseinanderſetzung wegen Schwebens 
eines Verfahrens über die Ehelichkeits⸗ 
erklärung 2043 A 2. 

Ehemäkler 656; Anerkennung des Anſpruchs 
durch Schuldverſprechen oder Anerkenntnis 
780 A 7. 

Ehemann, Befugniſſe und Pflichten in der 
Ehe 1354, 1356; Kündigungsrecht 1358; 


ſchluß der Verwaltung und Nutznießung 
des Mannes, Wirkung gegenüber Dritten 
1435; Ausſchluß der Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinſchaft 1508; Vorbehaltsgut 1368; 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1526; ein⸗ 
gebrachtes Gut bei Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1523, bei Fahrnisgemeinſchaft 1553; 
E. über Fortſetzung der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft 1557; Gütertrennung 1426 A 1; 
Ehevertrag verbunden mit Erbvertrag 2276. 

Ehre, Verletzung Vorbem 1 vor 249, 823 A 9; 
Gefährdung 824 A 1; Schutz 228 A 3, 1004 
A 7 


Ehrenrechte, bürgerliche, Aberkennung 1318, 
1781; Ausſchließung als Teſtamentszeuge 
2237. 

Ehrenwort, Verpfändung 138 A 1. 

Ehrloſes Verhalten als Scheidungsgrund 
1568, als Grund zum Eingreifen des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts 1666, zur Pflichtteils⸗ 
entziehung 2333, 2335, 2336. 

Eidesſtattliche Verpflichtung des Bei⸗ 
ſtandes 1694, des Vormundes 1789, des 
Mitgliedes des Familienrats 1870, des 
Pflegers 1915. 

Eidesſtattliche Verſicherung bei Antrag auf 
Erbſchein 2356, 2357. 


Eigenbeſitzer, Begriff 872; mittelbarer Eigen⸗ 


beſitz 941 A 3; Erſitzung von Grundſtücks⸗ 
rechten 900; Erſitzung beweglicher Sachen 
937, 988; Erwerb des Eigentums am 
Grundſtück durch Ausſchlußurteil 927; Er⸗ 
werb an Erzeugniſſen und Früchten 955; 
Verhältnis zum Eigentümer 988; Haftung 
für Beſchädigung durch ein Gebäude 836. 
Eigenhändiges Teſtament 2231, 2247, 2248. 
Eigenmacht, verbotene 858, 859, 869; im Ber: 
hältnis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 
992; des Erbſchaftsbeſitzers 2025. 
Eigennutz 138 A 1. 
Eigenſchaften, weſentliche 119 A 5; 
Irrtum über Eigenſchaften einer Perſon 
oder Sache bei Abgabe von Willens⸗ 
erklärungen 119; Haftung des Verkaufers 
für zugeſicherte Eigenſchaften der Kauf⸗ 
ſache 459, 460, 463, 468, 480, beim Kauf 
nach Probe 494, des Vermieters für Eigen⸗ 
ſchaften der Mietſache 537, des Unter: 
nehmers für Eigenſchaften der beſtellten 
Sache 633; Irrtum über Eigenſchaften 
des andern Ehegatten als Grund zur An. 
fechtung der Ehe 1333. - 
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Eigentum, Begriff 903 A 1; Befugniſſe des 
Eigentümers 903; Abwehr von Einwir⸗ 
kungen Dritter 903; Pflicht zur, Duldung 
von Einwirkungen Dritter 904; Verletzung 
des Eigentums Vorbem 1, 2 vor 823, 823 
A 8; Mißbrauch des E. 826 A 5i; Aufgabe 
379 AL; Miteigentum 1008—1011; 

an Grundſtücken: Erſtreckung des Rechtes 
des Eigentümers auf die Luft und den 
Erdkörper 905; Zuführung von Gaſen, Ge⸗ 
räuſch, Erſchütterungen von einem andern 
Grundſtück 906; Nachbarrechte 907— 924: 
Schutz gegen drohende Einwirkungen 907; 
drohender Gebäudeeinſturz 908; Vertiefung 
des Nachbargrundſtücks 909; Wurzeln und 
Zweige des Nachbargrundſtücks 910; Über: 


fallsrecht 911; Überbau 912-916; Notweg 


917, 918; Abmarkung 919; Grenzſtreitig⸗ 
keiten und Grenzanlagen 920—923, vgl. 
Grenze; Erwerb durch Auflaſſung 925, 


durch Ausſchlußurteil gegen den Eigen⸗ 


tümer 927; Miterwerb des Zubehörs 926; 
Aneignung durch den Fiskus 928, Ech 129; 
Aufgabe 928; e 873; durch 
Landesgeſetz Ech 126; Übereignung nicht 
eingetragener Grundſtücke EGG 127; 

an beweglichen Sachen: Erwerb durch 
Erſitzung 937945, durch Verbindung, 
Vermiſchung, Verarbeitung 946—951, 
an Schuldfcheinen 952, an Schuldverfchrei- 
bungen auf den Inhaber 797; Erwerb an 


durch Aneignung 958—964, durch Fund 


973, 974; Übertragung durch Übergabe 


929, 932, ohne Aufgabe des Beſitzes, consti- 
tutum possessorium 930, 933, durch Abtre⸗ 
tung des Herausgabeanſpruchs 931, 934; 
Sicherungsübereignung 930 A 5, 6; Schutz 
des gutgläubigen Erwerbers 932 —936; Auf- 
gabe 959; Erwerb für die Ehefrau durch den 
Ehemann 1381, für das Kind durch den 
Vater 1646. 

Anſprüche aus dem Eigentum: Eigen⸗ 
tumsanſpruch 985; Abtretung desſelben 985 
A1; Verſchaffungsanſpruch 241 A 1; Klage 
auf Feſtſtellung des E. Vorbem 2 vor 985; 
Eintvendungen des Beſitzers 986; Verpflich- 
tung des Beſitzers zur Herausgabe der 
Nutzungen 987, 988, 990, 991, 993; 
Schadenserſatz bei Verſchlechterung der 
herauszugebenden Sache oder Unmöglich 
keit 989; Haftung des Beſitzers bei nicht 
gutgläubigem Beſitzerwerb 990, 991, bei 
Erwerb durch verbotene Eigenmacht oder 
ſtrafbare Handlung 992; Gegenanſprüche 
des Beſitzers wegen Verwendungen 994 
bis 998; Abtrennungsrecht des Beſitzers 
997; Verwendungen des Vorbeſitzers 999; 
Geltendmachung des Verwendungsan⸗ 
ſpruchs durch Zurückbehaltungsrecht 1000, 
durch ſelbſtändige Geltendmachung 1001, 
1002; Befriedigung wegen Verwendungen 
aus der Sache ſelbſt 1003; Negatorienklage 
1004; Abholungsrecht des Eigentümers 
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1005; Eigentumsvermutung zugunſten des 
Beſitzers 1006; Anſpruch aus früherem 
Beſitz 1007; Unterbrechung der Erſitzung 
durch Geltendmachung des Eigentums⸗ 
anſpruchs 941. 

bergangsbeſtimmungen EG 181, 189; 
Eigentumsbeſchränkungen 903 A 3, EG 52, 
109, 111. 

Eigentümergrundſchuld 362 A 2, 1192 A 1, 
1196, 1197, 1163, 1177; infolge Verzichts 
1168; im Verhältnis zur Höchſtbetrags⸗ 
hypothek 1190 A 1; Pfändung 1163 A 3, 
1190 A 1; bei Miteigentum am Grund⸗ 
ſtücke 1011 A 3; Aufhebung 875 A 2. 

Eigentümerhypothek 1163, 1177 A 5; Ge 
ſamthypothek 1173; Umwandlung in Eigen- 
tümergrundſchuld 1198 A 1. 

Eigentums vermutung 891, 1006, zugunſten 
des beſitzenden Ehegatten 1362. 

Eigentumsvorbehalt 93 A 7, 455, 459 
A 31, 929 A 1; Beſitzverhältnis 868 A 8. 

Eingebrachtes Gut bei Verwaltungsgemein⸗ 
ſchaft 1363; Verzeichnis des eingebrachten 
Gutes 1372, 1374 A 3; bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1478; bei Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft 1520, 1525, 1528; bei 
Fahrnisgemeinſchaft 1550 —1554; Inven⸗ 
tarfriſt bei einer zum eingebrachten Gut ge⸗ 
hörigen Erbſchaft 2008; vgl. Verwaltungs⸗ 
gemeinſchaft. 


( ) Eingebrachte Sachen des Mieters 559; des 
Erzeugniſſen und Beſtandteilen 953--957, 


Pächters 581, 585; des Gaſtes 704. 
Eingetragener Verein 21, 55; ſ. Verein. 
Einigung Vorbem 3 vor 145, 154, 155; als 

Grundlage des Beſitzerwerbs 854 A 4; 

über die Begründung, Übertragung und 

Belaſtung von Rechten an Grundſtücken: 

Natur der Einigung 873 A 7; Vertretung 

873 A 7a, b; Form, Vorvertrag, Wider 

ruf 873 A 7; Erſatz durch rechtskräftige 

Verurteilung 873 A 7e, 925 A 11; Nichtig 

keit, Anfechtbarkeit 894 A La; bei der Auf, 

laſſung 925; bei Eigentumsübertragung 

929; bei Beſtellung der Grunddienſtbarkeit 

1018 A 5, des Nießbrauchs 1032; bei Be: 

ſtellung des Pfandrechts an einer beweg 

lichen Sache 1205, an einem Schiff oder 
einer Schiffspart 1260, 1272; Einigungs: 
grundſatz für Grundbucheinträge, Vorbem 

3b vor 873. 

Einkünfte 1521 A 6. 

Einlagen, Begriff, Unterſchied von Bei⸗ 
trägen 705 A 6; Verzinſung 248; der Ge⸗ 
ſellſchafter 705 A 6. 

Einlöſung der mit einem Nießbrauch be⸗ 
laſteten Inhaberpapiere 1083. 

Einlöſungsrecht 268, gegenüber der Hypothek 
1150, gegenüber dem Pfandrecht 1249; 
des Erben 1973 A 7; 1992 A 4. 

Ein quartierungslaſten 546 A 1. 

Einrede Vorbem 5 vor 1; Begriff, Ab 
grenzung von der Einwendung 886 A 2; 
der Argliſt, vgl. exceptio doli; 

der Vorausklage 202, 239, 771, der 
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mangelnden Sicherheit 202, 258, 811, 867, 
997, 1005, der Leiſtungsverweigerung beim 
gegenſeitigen Vertrag 320 A 2, des nicht 
erfüllten Vertrags 202, 320, bei der Auf⸗ 
rechnung 390, des Bürgen 202, 768, 771 
bis 773, der ungerechtfertigten Bereicherung 
821, des Zurückbehaltungsrechts 202, 274, 
1000, gegen eine durch unerlaubte Hand ⸗ 
lung erlangte Forderung 853, des Eigen⸗ 
tümers gegen die Hypothek 1137, 1157, 
1169, des Verpfänders 1211, 1254, der 
mehreren Zuhälter 1717, 1718; auffchie- 
bende Einreden des Erben 202, 2014—2017; 
vgl. Einwendung. 
Einrichtung, Begriff, Wegnahme 258 A 1, 2; 
vgl. Wegnahmerecht. 
Einſchaltungen im Teſtament 2231 A 7. 
Einſeitige Rechtsgeſchäfte Vorbem 1 vor 
116; des Minderjährigen 111, Anfechtung 
einſeitiger Rechtsgeſchäfte 143; des Be⸗ 
vollmächtigten 174, des vollmachtloſen Ver⸗ 
treters 180, der Ehefrau 1398, eines 
Dritten in Beziehung auf das eingebrachte 
Gut 1403, des Vormundes 1831. 
Einſeitige Verfügungen im Erbvertrag 2299. 
Einſicht in das Vereinsregiſter 79, des Ge⸗ 
ſellſchafters 716, in Urkunden 810, in das 
Güterrechtsregiſter 1563, in die die Vor⸗ 
mundſchaft betreffenden Papiere 1799, 
der Ausſchlagungserklärung des Erben 
1953, des Inventars 2010, der Aufechtung 
einer letztwilligen Verfügung 2081, der 
Anzeige der Nacherbfolge 2146, in Teſta⸗ 
mentsvollſtreckerangelegenheiten 2228, des 
Teſtaments 2264, in die Anzeige vom 
Erbſchaftskauf 2384; Einſicht von An⸗ 
fechtungserklärungen 1342, 1597, 2081. 
Einſpruch der Verwaltungsbehörde gegen 
Eintragung eines Vereins 61—63. 
Einſtellung des Nachlaßkonkurſes 1990. 
Einſturz von Gebäuden, Haftung 836—838; 
Abwendung der Gefahr 908. 
Einſtweilige Verfügung bei Rechtsſtreit 
über Viehmängel 489, auf Vormerkung 
885, 1990, 2016, auf Widerſpruch 899, 
zugunſten der Mutter eines unehelichen 
Kindes 1716; in den Nachlaß 1990. 
Eintragung des Vereins 63—65; von Rechten 
an Grundſtücken 873, eintragungsfähige 
Rechte Vorbem 2 vor 873; Koſten 449, Be⸗ 
zugnahme auf die Eintragungsbewilligung 
874, 1115; Eintragungsgrundſatz für Gtund⸗ 
bucheinträge Vorbem 30 vor 873; im Güter⸗ 
rechtsregiſter 1558 A 1, 1560, 1561; vgl. 
. Rechte an Grundſtücken, Ver⸗ 
ine. 
Eintragungsbewilligung 873 A 7d, 885, 888, 
99, 1260; Bezugnahme in der Ein- | 
tragung 874, 885, 892 A 4, 1115; Erſatz 
der E. durch Urteil und behördliches Er- | 
ſuchen 874 A 5. 
intritt in eingetragene Vereine 58. 
Einwendung, Begriff, Abgrenzung von der 
Einrede 886 A 2; beim Vertrag zugunſten 
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eines Dritten 334; bei Abtretung der 
Forderung 404; des Schuldübernehmers 
417; des Hauptſchuldners bei der Bürg⸗ 
ſchaft 774; des Angewieſenen 784; des 
Ausſtellers einer Schuldverſchreibung auf 
den Inhaber 796; des Beſitzers gegenüber 
dem Eigentümer 986; aus der Nichtigkeit 
der Ehe 1344; gegenüber einem Dritten 
aus der Abänderung des Güterrechts 
1435. 

Einwerfung 2050. 

Einwilligung zu Rechtsgeſchäften 182; Wider⸗ 
ruf 183; zu Verfügung eines Nichtberech⸗ 
tigten 185; 

des Minderjährigen zur Volljährigkeits⸗ 
erklärung 4; des geſetzlichen Vertreters zu 
Rechtsgeſchäften des Vertretenen 107—111; 
in die Tötung oder Verletzung eines Men⸗ 
ſchen 823 A 4, 10; zum Verlöbnis 107 A 1; 
zur Eheſchließung 1304—1308, 1331; des 
Ehemanns zu Rechtsgeſchäften der Ehe⸗ 
frau 1395—1398; zur Ehelichkeitserklärung 
1726, 1727; zur Annahme an Kindes Statt 
1746 bis 1748; des Nacherben zu Verfü⸗ 
gungen des Vorerben 2120; des Erben zu 
Verfügungen des Teſtamentsvollſtreckers 
2206 A 3. 
A bung auf fremde Grundſtücke 905, 


Einziehung von gemeinſchaftlichen For⸗ 
derungen 754, einer mit einem Nießbrauch 
belaſteten Forderung 1074, 1078, einer 
verpfändeten Forderung 1288, einer For⸗ 
derung durch den Vorerben 2114; 

des unrichtigen Erbſcheins 2361. 

Eiſenbahnunternehmungen, Verjährung der 
Anſprüche 196; Haftung 631 A 1, Vorbem 
4a vor 823, 823 A 6d, 254 A 7e, für Be⸗ 
amte 831 A 2; Anſchlußgleis 1018 A 2, 5. 

Eiſernviehvertrag 587 A 1. 

Elchwild, Wildſchaden 835. 

Elektrizität 90 A 2, 99 A 4, Vorbem 2 vor 
535; Lieferung 433 A Ga. 

Elſaß⸗Lothringen, Bundesſtaat EG 5. 

Elterliche Einwilligung zur Eheſchließung 
13051308. 

Elterliche Gewalt Vorbem 1, 2 vor 1616; 
1626, EG 19, 203205; gegenüber einem 
verheirateten Kinde 1633, 1661; über 
Kinder aus nichtigen Ehen 1701, 1702; 
über uneheliche Kinder 1707, über ange 
nommene Kinder 1765; Einwil.igung bei 
Voiljährigkeitserklärung 4; 

des Vaters 1627— 1683; Fürſorge für die 
Perſon und das Vermögen des Kindes 1627: 
Ausſchluß durch Pfleger 1628, 1629; Umfang 
der Sorge: Vertretung 1630, 1635 A 3, 
1676; Sorge für die Perſon des 
Kindes: Erziehung, Beanfſichtigung, Auf. 
enthaltsbeftimmung 1631; Verantwortlich⸗ 
keit für die Beaufſichtigung 832 A 4, 5; 
Beſtimmung des religiöſen Bekenntniſſes 
1631 A 1, Anderung desſelben 1666 A 2; 
Klage auf Herausgabe 1632; verheiratete 
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Tochter 1633; Regelung im Falle der Ehe: 
ſcheidung 1635, 1636, Vorbem 6 vor 1616, 
im Falle der Todesertlärung eines Ehe⸗ 
gatten 1637, Mißbrauch des Rechts durch 
den Vater 1616; Sorge für das Ver⸗ 
mögen des Kindes: 4 A 2, 1638, 1651 
A 4; freies Sondervermögen 1638; Be⸗ 
ſchränkung des Verwaltungsrechts durch An⸗ 
ordnungen Dritter 1639; Verzeichnis des 
Kindesvermögens 1640; Schenkungen durch 
den Vater 1641; Anlegung des Geldes 
des Kindes 1642; der vormundſchafts⸗ 
gerichtlichen Genehmigung bedürfende 
Rechtsgeſchäfte 16431645; Erwerb des 
Vaters für das Kind von beweglichen 
Sachen 1646, von Grundſtücken 1643 A 1; 
Beendigung der Vermögensverwaltung 
durch Konkurs des Vaters 1647; Ent⸗ 
ziehung derſelben 1666, 1670; Aufwen⸗ 
dungen des Vaters 1648; 

Nutznießung des Vaters 1649, an ver⸗ 
brauchbaren Sachen 1653; Erwerb der 
Nutzungen 1652; freies Vermögen 1650, 
1651, Laſten des Vermögens 1654; Er⸗ 
werbsgeſchäft des Kindes 1651, 1655; 
Ausſchluß des Vaters von der Nutznießung 
und Verwaltung 1656, 1657; Unüber⸗ 
tragbarkeit der Nutznießung 1658; Haftung 
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meindewaiſenrats 1675; Haftung des Vor⸗ 
mundſchaftsrichters 1674. 

Eltern, Verjährung ihrer Anſprüche 204; 
Einwilligung zur Eheſchließung 1305, 1621; 
zur Annahme an Kindes Statt 1747; 
Recht zur Benennung des Vormunds 
1776; geſetzliches Erbrecht 1925; Pflicht⸗ 
teilsrecht 2308, 2309; vgl. Unterhalt. 

Empfangene, noch nicht geborene Menſchen, 
Uuterhaltsanſprüche im Falle der Tötung 
des Unterhaltspflichtigen 844; Erbfähigkeit 
1923; Unterhaltsgewährung an die Mutter 
des erwarteten Erben 1963, 2141; Erb⸗ 
auseinanderſetzung erſt nach der Geburt 
2043; als Nacherben 2101; vgl. Leibes⸗ 
frucht. 

Empfängniszeit 1591, 1592; 1600; 1717, 
1720. 


Empfangsbedürftige Willenserklärung Vor⸗ 
bem 1 vor 116; Zugehen 130; gegenüber 
Geſchäftsunfähigen und beſchränkt Ge⸗ 
ſchäftsfähigen 131; Zuſtellung 132. 

Empfangsbekenntnis 368. 

Empfehlung, Erteilung 676. 

Ende einer Friſt 188, eines Monats 192. 

Endtermin für die Wirkung eines Rechts⸗ 
geſchäfts 163; bei Erbeinſetzung 2104. 

Entbindung, Koſten 1715, EG 21. 


des Vermögens des Kindes gegenüber Enteignung Ec 52.54, 100, 120; keine 


deſſen Glaubiger 1654 A 4, 1659, 1660; 
Zwangsvollſtreckung in das Kindesver⸗ 
mögen 1659 A 1; Beendigung der Nutz⸗ 
nießung: durch Heirat des Kindes 1661, 
durch Verzicht des Vaters 1662; Einfluß 
auf Miete und Pacht 1663; Haftung des 
Vaters 1654 A 4, 1664; Verhinderung des 
Vaters an der Ausübung der elterlichen 
Gewalt 1665; Gefährdung des Kindes und 
deſſen Vermögen 1666, 1667; Entziehung 


Anwendbarkeit der Beſtimmungen über den 
Kauf 445 A 3b; eines im Miteigentum 
ſtehenden Grundſtücks 747 A 3; eines 
Pachtgrundſtücks 858 A 3; der Nießbrauch⸗ 
ſache 1030 A 2; Einfluß auf Mietverhältnis 
571 A 2, 6; Vormerkung über die Ein- 
leitung eines Enteignungsverfahrens 883. 
A 2a a. E.; Beſitzerwerb durch E. 854 A 6; 
nung des Erſatzes Vorbem 5 vor 249, 
N 


der Vermögensverwaltung und Nutznießung 
1666, 1670, 1673; Verzeichnis des Kindes⸗ 
vermögens 1667; Sicherheitsleiſtung des 


Enterbung 1513; 23332388. 
Entgangener Gewinn 252. 
Eutlaſſung des Dienſtverpflichteten 626; des 


Vaters 1668, 16701672; Konkurs des 
Vaters 1668 A 2; Wiederverheiratung des 
Vaters, Auseinanderſetzung 1669, 1670; 
Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters 
1678, wegen Geſchäftsunfähigkeit 1676, 
wegen tatſächlicher Verhinderung 1677, 
1685; Beendigung infolge Todeserklärung 
1679, Verwirkung 1495, 1680; Rechen- 
ſchaftsablegung des Vaters 1681; Fort- 
führung der Geſchäfte nach deren Be⸗ 
endigung 1682, 1683; 

der Mutter: 16841686, 1698, bei 
nichtiger Ehe 1701; Sorge für die Perſon 
1634; Beiſtand: Vorausſetzung für die Be⸗ 
ſtellung 1687; Wirkungskreis des Bei⸗ 
ſtandes 1688—1693; Stellung des Bei⸗ 
ſtandes 1694; Aufhebung der Beiſtand⸗ 
ſchaft 1695; Ruhen der elterlichen Gewalt 
der Mutter wegen Minderjährigkeit 1696; 
Wiederverheiratung der Mutter 1697; 
„Tätigkeit des Vormundſchaftsgerichts 
Vorbem 4 vor 1616, 1671-1673; des Ge⸗ 


Mündels aus dem Staatsverband 1827, 
1847, der Familienratsmitglieder 1871, 
1878, des Vormundes 1790, 1886-1889, 
des Teſtamentsvollſtreckers 2227. 


Entmündigung 6, von Ausländern EG 8; 


Entmündigungsverfahren 6 A 1, 6; wegen 
Geiſteskrankheit 104 A 5; wegen Geiſtes⸗ 
ſchwäche, Verſchwendung, Trunkſucht 114; 
des Ehemanns 1418, 1425, 1428, 1468, 
1495, 1542, 1547; vorläufige Vormund⸗ 
ſchaft 1906, 1908; Unfähigkeit zur Vor⸗ 
mundſchaft 1780; E. des Vormunds 1885; 
Beſtellung eines Vertreters 105 A 1; Eins 
fluß der E. auf die Verantwortlichkeit für 
unerlaubte Handlungen 827 A 1; 

Aufhebung der Entmündigung 6 A 6, 
115 


Entmündigte, unfähig zur Vormundſchaft 


1780; Teſtierunfähigkeit 2229, 2230; Wider⸗ 
ruf des Teſtaments 2253. 


Entſcheidungsrecht des Ehemanns 1354. 
Entſetzung des Beſitzſtörers 859. 
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Entziehung der Rechtsfähigkeit des Vereins 


43—45, 74; des vertragsmäßigen Ge⸗ 
brauchs des gemieteten Gegenſtandes 541; 
der Geſchäftsführung eines Geſellſchafters 
712, 715; einer Sache durch unerlaubte 
Handlung 848—851 (vgl. unerl. Hand⸗ 


lung); des Beſitzes 861, 985, 1004; des 
Anteils eines Abkömmlings bei fort: | 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1513; der Ver⸗ 


tretung des Vaters 1630, des Vormundes 
1796; der Sorge für die Perſon und das 
Vermögen des Kindes 1666, 1670, 1673; 
der Vermögensverwaltung des Vaters 
1638; bei Annahme an Kindes Statt 1760; 
der religiöſen Erziehung des Mündels 1801; 
der Verwaltung der Vorerbſchaft 2129; 
des Pflichtteils 2333—2337. 

Erbauseinanderſetzung vgl. Auseinander⸗ 
ſetzung. 

Erbbaurecht, Verordnung über das E. 
(II. Band Seite 5 Begriff 1; Ent⸗ 
ſtehung 1 A 1; 11; Übertragung 1 W-1; 
11; Veräußerung 5—8, 15; Belaſtung 
1 A 1; 5—8; Beleihung 18—22; Heim⸗ 
fall 1 A 1; 2—4, 32—34; Entſtehung des 
Heimfallanſpruchs durch Zahlungsverzug 
des Erbbauberechtigten 9; Vertragsmäßiger 


Inhalt 2—8; Bauwerk, Beſtandteile 12, 


13, 34; Verſicherung des Bauwerks 2; 
Erbbauzins 9; Rangſtelle 10; "euer: 
verſicherung 23; Beendigung 1 A 1; 12, 


2630, 34, BEB 875 A 2; Zwangs- 


verſteigerung 24, 30 A 2; Erneuerung 
31, 39; Vertragsſtrafe 2, 4; Grundbuch- 
vorſchriften 14—17; früheres Recht (BG 
§§ 1012—1017) 38 A 1; 

Beeinträchtigung durch Überbau 916. 

Erbe, Begriff 1922 A 9; Geſamtrechtsnach⸗ 

folge, Erbfall 1922; Erbfähiakeit, aktive 
1922 A 8, 1923, paſſive 1922 A 3, der 
Leibesfrucht 1923; Feſtſtellung der Erben 
1964; geſetzlicher Erbe 19241936; Erbe 
zufolge Erbeinſetzung 1937, 1941, 2087, 
2278; Vertragserbe 1941; Ausſchließung 
von der geſetzlichen Erbfolge 1938; ge⸗ 
ſetzliche Erben als Bor: und Nacherben 
2104, 2105; unbekannter E. 1960; 

Anfall der Erbſchaft 1942; Annahme und 
Ausſchlagung vgl. Erbſchaft; Tod des E. 
während der Ausſchlagungsfriſt 1952, 
während der Nachlaßverwaltung 1988 
A 3; Aktivlegitimation vor Annahme 
1959 A 2; keine Paſſivlegitimation vor 
Annahme der Erbſchaft 1958; 

Beſchwerung mit Auflagen 1940; Haf⸗ 
tung für die Nachlaßverbindlichkeiten Vor⸗ 
ben 1—7 vor 1967; 19672017, 2007, 
2013; Haftung des vorläufigen Erben für 
ſeine Geſchäftsführung 1959, Haftung 
gegenüber den Nachlaßgläubigern für ſeine 
Geſchäftsführung bis zum Nachlaßkonkurs 
und der Nachlaßverwaltung 1978; Berichti⸗ 
gung von Nachlaßverbindlichkeiten 1979; 
Haftung für einen durch Vormerkung ge⸗ 


ſicherten Auſpruch 884; Haftung wegen 
Unterlaſſung des Antrags auf Nachlaßkon⸗ 
kurs und Gläubigeraufgebot 1980; Pflicht 
zur Beerdigung des Erblaſſers 1968 A 2; 
Mehrheit von Erben, Erbengemeinſchaft 
2032—2057; Haftung der Miterben 2058 
bis 2063. 

Erbteil 1922; Berufung zu mehreren 
Erbteilen 1951; beſonderer Erbteil 1927, 
1934, 2007, 2095; gemeinſchaftlicher Erb 
teil 2093, 2094, 2098; Verfügung des 
Vormundes über den Erbteil 1822 Nr 1; 

Auseinanderſetzung der Erbengemein⸗ 
ſchaft 20422056; Erbteilungsvertrag des 
Vormundes 1822 Nr 2; Auseinander⸗ 
ſetzung durch den Teſtamentsvollſtrecker 
2204; Verjährung der Anſprüche 207; 

Widerruf der Stiftung durch den Erben 
des Stifters 81; Verkauf an den künftigen 
Erben, Vorkaufsrecht 511; Widerruf der 
Schenkung durch den Erben 530; Erbe 
des Mieters, Kündigungsrecht 569; An- 
zeige des Todes des verſtorbenen Beauf⸗ 
tragten 673, des Geſellſchafters 727, des 
Beſitzers 857; vgl. Erbrecht, Erbſchaft, 
Nachlaßverbindlichkeiten. 

Erbeinſetzung 2087, 2098, Einſetzung auf 
Bruchteile 2088, als Erſatzerbe 2096, 2097, 
2099, wechſelſeitige Einſetzung 2098, als 
Nacherbe 2100—2107 ; im Erbvertrag 2278; 
durch Zuwendung des Pflichtteils 2304. 

Erbengemeinſchaft 1922, 2032; vgl. auch 
Gemeinſchaft nach Bruchteilen. 

Erbeserbe 1952. 

Erbfall 1922, 1946. 

Erbpacht EG 63. 

Erbrecht, internationales Recht Vorbem 1 vor 
1922, EGG 24—28; Übergangsbeſtimmungen 
Vorbem 3 vor 1922; unvererbliche Rechte 
1922 A 5; 

geſetzliches der Verwandten 1924—1930, 
der halbbürtigen Geſchwiſter 1925 A 3; 
bei mehrfacher Verwandtſchaft 1927; suc- 
cessio ordinum, successio graduum 1930; 

geſetzliches Erbrecht des Ehegatten 1931, 
des Ehegatten bei gleichzeitiger Verwandt. 
ſchaft 1934; Ausſchluß des geſetzlichen Erb⸗ 
rechts 1933, durch Teſtament 1938; Vor⸗ 
aus 1932; Erhöhung des Erbteils 1935; 
geſetzliches Erbrecht des Fiskus 1936; 1964 
bis 1966, vgl. Fiskus; 

bei Annahme an Kindes Statt 1759, 
1767; Kindes kauf 511; vgl. Teſtament. 

Erbſchaft, Begriff 1922; Anfall 1942; 
Ausſchlagung 1942, keine Schenkung 
517; nicht teilbar 1950; Wirkung der Aus⸗ 
ſchlagung 1953; Form 1945; Zeitpunkt 
1946; Friſt 1943, 1944; ohne Bedingung 
und Zeitbeſtimmung 1947; Ausſchlagung bei 
mehrfacher Berufung 1948; Auslegung in 
bezug auf die Berufungsgründe 1949; 
Ausſchlagung zugunſten eines Dritten 
1947 A 1; bei Berufung zu mehreren Erb- 
teilen 1951; Vererblichkeit 1952; Anfech⸗ 
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tung der Ausſchlagung 1954—1957; An⸗ 
fechtung der Verſäumung der Ausſchla⸗ 
gungsfriſt 1956; Wirkſamkeit von Ver⸗ 
fügungen vor der Ausſchlagung 1959; 
Koſten der Ausſchlagung 1945 A 1 a. E.; — 
Annahme 1943, ohne Bedingung und 
Zeitbeſtimmung 1947; Annahme nicht teil⸗ 
bar 1950; Irrtum über Berufungsgrund 
1949, 1951 A 5; Anfechtung der Annahme 
1954 —1957; 

Vorbehaltsgut der Ehefrau 1369, 1461; 
Annahme und Ausſchlagung der Erbſchaft 
durch geſetzlichen Vertreter und Bevoll⸗ 
mächtigten 1944 A 2; durch juriſtiſche Per⸗ 
ſon 1944 A 2; durch die Ehefrau 1406, 
1453, durch den Vater 1643, durch den 
Vormund 1822; 

Nießbrauch an einer Erbſchaft 1089; 
Herausgabe einer E. 2103 A 1; Veräuße⸗ 
rung einer Erbſchaft 2385. 

Erbſchaftsanſpruch 2018 und Vorbem, 2029 
bis 2031; Inhalt: Surrogation 2019; 
Nutzungen 2020; Bereicherung 2021; Ver⸗ 
jährung 2026 A 2; Steigerung der Haftung 
des Erbſchaftsbeſitzers im Falle der Rechts⸗ 
hängigkeit 2023, beim Mangel des guten 
Glaubens 2024, bei ſtrafbarer oder eigen⸗ 
e Erlangung des Erbſchaftsbeſitzes 

O. 

Erbſchaftsbeſitzer 2018 A 3, 2030, 2031, vgl. 
Erbſchaftsanſpruch; vorläufiger Erbſchafts⸗ 
beſitz 2018 A 2, 4; Anſpruch auf Ver⸗ 
wendungen, Zurückbehaltungsrecht 2022; 
Erſitzung 937 A 6; Ausſchluß der Erſitzung 
2026; Anrechnung der Erſitzungszeit des 
E. zugunſten des Erben 944; Haftung 
2024, 2025; Auskunftspflicht 2027; Er⸗ 
ſitzungszeit 944. 

Erbſchaftsgegenſtand 2018, 2025. 

Erbſchaftsgeſchäfte, Beſorgung 1978. 

Erbſchaftskauf, Form, Wirkung 2371; Weg⸗ 
fall von Beſchwerungen der Erbſchaft 
2372; nachträgliche Vergrößerung der 
Erbſchaft 2373; Herausgabepflicht des 
Erben 2374, 2375; Gewährleiſtungspflicht 
des Verkäufers 2376; Konfuſion 2377; 
Haftung des Käufers für die Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten 2378, 2382, 2383; Nutzungen 
und Laſten 2379, 2380; Gefahrtragung 
2380; Verwendungen 2381; Anzeigepflicht 
des Verkäufers 2384; Anwendung der Vor⸗ 
ſchriften auf andere Veräußerungen 2385. 

Erbſchein 2353, Vorbem 6 vor 1; Erforder⸗ 
niſſe des Antrags 2354—2356; gemein- 
ſchaftlicher Erbſchein 2357; Ermittlungs⸗ 
pflicht des Nachlaßgerichts 2358; Er⸗ 
teilung 2359; 2360; Unrichtigkeit 2361, 
2362; Einziehung und Kraftloserklärung 
2361; Angabe des Nacherben 2363, des 
Teſtamentsvollſtreckers 2364; Vermutung 
der Richtigkeit 2365; öffentlicher Glaube 
2366, 2367; gegenſtändlich beſchränkter 
Erbſchein 2369; Rechte einer irrtümlich 
für tot erklärten Perſon 2370. 


Erbteil, Erbteilung, vgl. Erbe, Auseinander⸗ 
ſetzung. 

Erbteilungsvertrag des Vormundes 1822. 

Erbunwürdigkeit 2339, 2344; Geltendma⸗ 
chung durch Anfechtung 2340 —2343; eines 
Abkömmlings bei fortgeſetzter Güterge⸗ 
meinſchaft 1506; Wirkung auf das Pflicht⸗ 
teilsrecht des Abkömmlings 2309 A 3, 
für die Berechnung des Pflichtteils 2310. 

Erbvertrag, Begriff 1941; Erforderniſſe 
auf ſeiten des Erblaſſers 2274, 2275; Form 
2276, 2277; Inhalt 2278—2280, 2299; 
Anfechtung 2281—2288, 2285; Beſtätigung 
2284; Bindung des Erblaſſers 2286— 2288, 
EG 214; Wirkung früherer und ſpäterer 
letztwilliger Verfügungen 2289; Aufhe⸗ 
bung 2290— 2292; Rücktritt 2293 bis 
2298; Eröffnung 2300; Verzicht auf die 
Rechte aus dem Erbvertrag 2352. 

Erbverzicht, Verzicht auf das geſetzliche Erb⸗ 
recht 1924 A 4, 2346, auf letztwillige Zu⸗ 
wendungen 2352; Form 2347, 2348; 
128 A1 Wirkung 2349, 2350; Aufhebung 
2351; Wirkung auf das Pflichtteilsrecht 
des Abkömmlings 2309 A 3, für die Be⸗ 
rechnung des Pflichtteils 2310, 2316; bei 
fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 1517. 

Erfindung eines Angeſtellten 611 A 1; 
Schutz des Erfinderrechts 823 A 9. 

Erfüllung 181 A 2, 278 A 3, 362; Beweis⸗ 
laſt 863; Leiſtung an Erfüllungs Statt 
864; Anrechnung auf verſchiedene Forde⸗ 
rungen 366, auf Stamm, Zinſen, Koſten 
367; bei Geſamtſchuldverhältnis 422; 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 429; Zug 
um Zug, bei Zurückbehaltungsrecht 274, 
bei gegenſeitigen Verträgen 322; durch 
einen Minderjährigen 110; vorzeitige E. 
einer betagten Verbindlichkeit 813; E. an 
die Erbengemeinſchaft 2039 A 2. 

Erfſillungsgehilfe 278 A 3. 

Erfüllungshalber, an Erfüllungs Statt: 
Leiſtung 364 A 2; Gewährleiſtungspflicht 
365; bei Geſamtſchuldverhältniſſen 422. 

Erfüllungsort 269; Verſchiedenheit bei Auf⸗ 
rechnung 391; Einfluß des Zurückbchal⸗ 
tungsrechts 278 A 1; beim Rücktritt 
346 A 3; bei Kauf 433 A 11, 447, 448, 
453; bei der Wandlung 467 A 3; bei 
Verwahrung 697; bei Vorlegung von 
Sachen 811; für die Grundſchuld 1194. 

Erfüllungsübernahme 329. 

Ergänzung der Sicherheit 240, des Inventars 
bei der Pacht 586, der Einlage des Geſell⸗ 
ſchafters 707, des Inventars 2005, der 
letztwilligen Verfügung 2086, des Pflicht- 
teils 2325— 2331, 1505. 

Erhaltung, Koſten der Erhaltung einer Sache 
bei Gläubigerverzug 304; Erhaltung der 
Mietſache 586, der geliehenen Sache 601, 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 744, 
748; Koſten der Erhaltung einer Sache 
im Verhältnis zwiſchen Eigentümer und 
Beſitzer 994; Erhaltung von Anlagen bei 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 943 


der Dienſtbarkeit 1020, 1021, der Sache 


durch den Nießbraucher 1041, der zum ein- | 


gebrachten Gut gehörenden Sachen 1384, 
der Erbſchaftsſache durch den Vorerben 


2124. 


Erhaltungskoſten, gewöhnliche 994 A 2, 


2124 A 1. 


Erhöhung des ee 1119, 


des Erbteils 1935. 


Erkrankung des Dienſtpflichtigen 617, des 


7 poen macht Aufgebot entbehrlich 
Erlaß 397; durch Zerreißen und Zurückgeben 
des Schuldſcheins Vorbem 2 vor 116; bei 
Geſamtſchuldverhältnis 423; bei Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis 429; gegenſeitiger Er⸗ 
lafvertrag 387 A 1; E. der Gewährleiſtungs⸗ 


pflicht beim Kauf 443, 476, bei Miete 540. 


Erlaubnis, behördliche 182 A 1, zur Ehe⸗ 
ſchließung 1315, zur Übernahme der Vor⸗ 
mundſchaft 1784, 1888. 

Erlös der hinterlegten Sache 383; des Ver⸗ 
kaufs der gefundenen Sachen 966, 975, 979; 
des Pfandverkaufs 1219, 1247. 

Erlöſchen der Stiftung 88, des Antrags 146; 
des Gebots 156; der Vollmacht 168, 170, 
175; der Schuldverhältniſſe 362, 372, 387, 
397; des Rechtes des Gläubigers auf den 
hinterlegten Betrag 382, der Sicherungs- 
rechte bei Schuldüͤbernahme 418; des Ver⸗ 
mieterpfandrechts 560, 561; des Auftrags 
672—674; von Grundſtücksrechten 889; 
der Überbaurente 914; der Grunddienſt⸗ 
barkeit 1028; des Nießbrauchs 1061— 1064, 
der Hypothek 1181; der Geſamthypothek 
1173, 1174, des Pfandrechts 1252, 1278; 
der Unterhaltspflicht 1361, 1581, 1615, 
1713, des Rechtes auf Eheſcheidung 1570 
bis 1578, des Teſtamentsvollſtreckeramts 
2225, des Rechtes zum Teſtamentswiderruf 
2271, des Rechtes auf Anfechtung des Erb. 
vertrages 2285, des Rechtes auf Ent⸗ 
ziehung des Pflichtteils 2337; 1 

Erlöſchen des Rechtes eines Dritten 


an einer Sache bei Veräußerung 936, 


bei Erſitzung 945, bei Verbindung und 

Vermiſchung 949, beim Funde 978. 
Ermächtigung, Begriff 783 A 6; Unterſchied 

von der Vollmacht 166 A 4; eines Minder⸗ 


jährigen zum Betriebe eines Erwerbs- 


geſchäfts 112, zum Eintritt in Dienſt oder 
Arbeit 113; zum Empfang einer Leiſtung 
durch Quittung 370, durch Anweiſung 783 
A 6; eines Standesbeamten zur Eheſchlie⸗ 
Bung 1321; allgemeine E. des Vormundes 
durch das Vormundſchaftsgericht 1825. 
Ermeſſen, billiges 315, 317, 319, 660, 2048. 
Ermittlung des Erben 1964. 
Ernennung des Teſtamentsvollſtreckers 2197. 
Erneuerung der Sache bei Nießbrauch 1041 
bis 1044, des Erbbaurechts vgl. dal. 
Erneuerungsſchein 783 A 6, 803 A 1, 805; 
Hinterlegung 234; Nießbrauch 1081, 1082; 


von Papieren der Ehefrau 1392, von Mün⸗ 


delpapieren 1814, von Papieren einer Vor⸗ 
erbſchaft 2116. 

Ernſtlichkeit der Willenserklärung 118. 

Eröffnung des Teſtaments 2259 —2263, 2273, 
des Erbvertrags 2300. 

Errungenſchaftsgemeinſchaft, Geſamtgut 
1519, 1527, 1548 A 4; eingebrachtes Gut 
1520—1524, 1548 A 4; Verwaltung des 
eingebrachten Gutes 1525; Vorbehaltsgut 
1526, 1548; Verzeichnis des eingebrachten 
Gutes 1528; ehelicher Aufwand und Laſten 
des eingebrachten Gutes 1529, 1531; Schul⸗ 
denhaftung gegenüber den Gläubigern 
1530—1534, im Verhältnis der Ehegatten 
zueinander 1535 bis 1538; Ausſtatlung 
1538; Ausgleichung zwiſchen eingebrachtem 
und Geſamtgut 1539, 1540; Fälligkeit der 
gegenſeitigen Anſprüche der Ehegatten 1541; 
Beendigung der E. 1580 A 7, 1546 A 2; 
Aufhebung durch Ehevertrag 1436, durch 
Urteil 1542, durch Konkurs des Ehe⸗ 
mannes 1543, 1547, Todeserklärung eines 
Ehegatten 1544, 1547; Wirkung der Auf⸗ 
hebung 1545; Auseinauderſetzung 1546; 
Klage auf Wiederherſtellung der Gemein⸗ 
ſchaft 1547, 1548; Tod eines Ehegatten 
225 

Einfluß der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
auf die Unterhaltspflicht der Ehegatten 
1604; Zuwendungen aus dem Geſamtgut, 
Ausgleichungspflicht 2054. 

Erſatz vgl. Aufwendungen. 

Erſatzanſpruch, Abtretung 281. 

Erſatzerbe 2096—2099; als Nacherbe 2102; 
Ausgleichungspflicht 2051, 2053 A 2; 
Recht des Erſatzerben im Verhältnis zur 
Anwachſung 2099. 

Erſatzvermächtnis 2190 A 1. 

Erſatzvollmacht 166 A 4. 

Erſchütterung, Zuführung 906. 

Erſitzung beweglicher Sachen 937; 
Eigenbeſitz 937, 988; Beginn, Hemmung 
939; Unterbrechung durch Verluſt des 
Eigenbeſitzes 940, durch Erhebung des 
Eigentumsanſpruchs 941; Wirkung der 
Unterbrechung 942; Anrechnung der Er⸗ 
ſitzungszeit des Rechtsvorgängers 857 A 1, 
943, des Erbſchaftsbeſitzers 944; Erlöſchen 
der Rechte Dritter 945; 5 5 

eines Grundſtücks 900; einer Grund⸗ 
dienſtbarkeit 1018 A 5; des Nießbrauchs 


1033; 
durch den Erbſchaftsbeſitzer 2026. 

Erträge eines Rechtes 99. 

Ertragswert eines Landguts 1515, 2049 A 2; 
2312; EG 137. 

Erwerb vom Nichtberechtigten 135, des Be⸗ 
ſitzes 854, der Hypothek 1117, 1163, 1167, 
1168, des Pfandrechts 1207; der Frau 1363. 
1367, 1369, des Mannes mit Mitteln des 
eingebrachten Gutes 1381, der Ehegatten 
während der Gütergemeinſchaft 1438 
während der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1519, während der Fahrnisgemeinſchaft 


944 


1549; Gefährdung des E. 824, 1004 A 1; 
vgl. Eigentum. 

Erwerbsbeſchränkungen EG 86—88. 

Erwerbsfähigkeit, Minderung 842, 843. 

Erwerbsgeſchäft, Begriff 855 A 4; Betrieb 
durch Minderjährige 112; E. der Ehefrau 
1363 A 6, 1367, 1405, 1427, 1452, 1462, 
1524, 1533, 1537, des Kindes 1643 Al 1, 
1645, 1651, 1655, des Mündels 1822, 1823, 
1825, 1827, 1841; Nießbrauch am Er⸗ 
werbsgeſchäft 1085 A 2. 

Erzeugniſſe des Grundſtücks 94; einer Sache 
99; Eigentumserwerb 953—957; Haftung 
für die Hypothek 1120—1122; des Pfandes 
1212. 

Erzieher, Verjährung der Anſprüche 196, 
Kündigung des Dienſtverhältniſſes 622. 

Erziehung des Kindes 1631, EGG 134; Ver⸗ 
nachläſſigung 1666, als Scheidungsgrund 
1568 A 3; Koſten 1610, 1708. 

Erziehungsanſtalt, Verjährung der Anſprüche 
155 Unterbringung 1666, 1838, EG 34, 
195: 

Ejel, Hauptmängel 481. 

Eventualaufrechnung 388 A 3. 

Exceptio doli 273 A 1. 

Exceptio doll generalis 124 A 1; 157 
A 1; 242 A 1; 853 A 1. 

Exceptio plurium concumbentium 1717. 
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Fabrit, Zubehör 93 A 2, 94 A 7, 98. 

Fabrikanten, Verjährung der Anſprüche 196. 

n Verjährung der Anſprüche 
1 


Facultas alternativa 262 A 1. 

Fahrläſſigkeit, Haftung des Schuldners 
276; Begriff 276 A 3; 823 A 3; grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit 277, 460 A 2, 932. 

Fahrnisgemeinſchaft 1549—1557; Geſamt⸗ 
gut 1550 A 1; eingebrachtes Gut 1550 
bis 1554; Vorbehaltsgut 1555; Verwaltung 
des Mannes, ehelicher Aufwand 1550 A 1; 
Schuldenhaftung der Ehegatten im Ver⸗ 
hältnis zueinander 1556; Schuldenhaftung 
gegenüber den Gläubigern 1556 A 5; 
Beendigung, Auseinanderſetzung 1557 A l; 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 1557; 

Aufhebung durch Ehevertrag 1436, Un⸗ 
terhaltspflicht gegenüber Verwandten 1604, 
Zuwendungen aus dem Geſamtgute, Aus⸗ 
gleichungspflicht 2054. 

Fälligkeit 271 A 1; 272; Zwiſchenzinſen 
272, Zinſen ſeit Fälligkeit 291; des Miet⸗ 
zinſes 551, des Pachtzinſes 584; der Rück⸗ 
gabe der geliehenen Sache 604, des Dar⸗ 
lehns 608, 609, des Dienſtlohns 614, 
des Werklohns 641, der Vergütung für 
die Verwahrung 699, der Hypothek 1133, 
1141, 1149, der Grundſchuld 1193, der 
durch Pfand geſicherten Forderung 1228, 
1282, des Unterhalts des unehelichen 
Kindes 1710, des Vermächtniſſes 2181. 
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Familie Vorbem 1 vor 1297; Unterbringung 
in eine Familie 1666, 1838, EG 34, 135. 

Familienangehörige 1969. 

Familienbilder, Gegenſtand des Erbſchafts⸗ 
kaufes 2373. 

Familienfideikommiſſe EG 59; Verfügungs⸗ 
recht des Vormundes 1803 A 2. 

Familiennamen der Ehefrau 1355, bei für 
nichtig erklärter Ehe 1343 A 3, der ge: 
ſchiedenen Frau 1577, Vorbem 1 vor 1297, 
des ehelichen Kindes 1616, des angenom 
menen Kindes 1758, 1772, des unehelichen 
Kindes 1706, Vorbem 4 vor 1705, EG 208. 

Familienpapiere, gemeinſchaftliches Eigen⸗ 
tum der Erben 2047; Gegenſtand des 
Erbſchaftskaufs 2373. 

Familienrat, Einſetzung 1858, 1859; Zu⸗ 
ſammenſetzung 1860 —1869; Beſtellung 
der Mitglieder 1870, 1871; Zuſtändigkeit 
1872; Einberufung 1873; Beſchlußfaſſung 
1874, Ordnungsſtrafen 1875; ſofortiges 
Einſchreiten des Vorſitzenden 1876; Aus⸗ 
lagen der Mitglieder 1877; Beendigung 
des Amtes 1878; Aufhebung des Familien⸗ 
rats 1879—1881; bei Vormundſchaft über 
Volljährige 1905; neben Pflegſchaft 1915 
A 1; EG 160, 210. 

Familienrecht Vorbem 1 vor 1297. 

Familienrechtliche Anſprüche, Verjährung 
194, 200; Hemmung der Verjährung 204. 

A Klagen Vorbem 2 vor 


Familienſchlüſſe 1912 A 3. 

Familienſtand eines Minderjährigen 1773; 
Auskunftserteilung über Familienverhält- 
niſſe 1616 A 2. 

Familienſtiftung Vorbem 2 vor 21; 80 A 3; 
85 A 1, 2. 

Sajanen, Wildſchaden 835. 

Fehlerhafter Beſitz 858, 859. 

Feiertag als Leiſtungstag und Ende einer 
Friſt 193. 

Fernſprecher, Verkehr 130 A 1; Antrag durch 
Fernſprecher 147. 

Feſtnahme einer Perſon im Wege der Selbſt⸗ 
hilfe 228, 229. 

Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus 1964; 
des Zuſtandes einer Sache 1034, 1093 
1372, 2122. | 

Feſtſtellungsklage, Verjährungsunterbre⸗ 
chung 209; Erfüllungsort 269 A 5. 

Feuerbeſtattung 1 A 2. 

Feuerverſicherung des Hppothekengegen 
ſtandes 11271130, des Nießbrauchsgegen⸗ 
ſtandes 1045, 1046, beim Erbbaurecht 
vgl. dal. 

Fiduziariſches Rechtsgeſchäft Vorbem 6 vor 
104; 117 A 3; Abtretung 398 A 1. 

Findelkinder 1773 A 3; Eintragung im Ge 
burtsregiſter Vorbem 1 vor 1591. 

Firma, Schutz 12 A 2, 4; 823 A 9; der Ge⸗ 
ſellſchaft 705 A 1. 

Fiſche, Eigentum 960. 

Fiſcherei EG 69. 


Die Zahlen bedeuten die 


Fiskus, Rechtsſtellung Vorbem 2 vor 21; 
Anfall des Vermögens aufgelöſter Vereine 


45, 46, erloſchener Stiftungen 88; Haftung 


für Vertreter 89, für amtliche Verwahrung 
690 A 1; Aneignung herrenloſer Grund⸗ 
ſtücke 928, Ech 190; Anſpruch auf den 
Erlös aus Fundſachen 981; Erbrecht 1936, 
EG 138, 139, beim Lebensverſicherungs⸗ 
vertrage 330 A 2; Feſtſtellung des Erbrechts 
1964 1966; kein Ausſchlagungsrecht 1942; 
keine Inventarfriſt, wohl aber Auskunfts- 
pflicht gegenüber den Nachlaßgläubigern 
2011; Fiskus als Nacherbe 2104, als Ver⸗ 
mächtnisnehmer 2149; Sicherungshypothek 
für ice 301 des Fiskus Ech 91. 

Fixgeſchäfte 361. 

Fo ereirecht EG 65. 

Flötzrecht EG 65. 


Flüſſigkeiten, Zuführung von einem Grund. 


ſtück aus 906 A 5. 

Fluß 90 A 1; Grunddienſtbarkeit 1018 A 2; 
verlaſſene Flußbetten EG 65. 

Fob 269 A 4, 433 A 10h, dd. 

Fonds, öffentlicher, Rechtsfähigkeit Vorbem 
2 vor 21. 

Forderungen Vorbem 1, 2 vor 241; ge⸗ 
meinſchaftliche F.; Abtretung 398—412; 
Gewährleiſtungspflicht des Verkäufers von 
Forderungen 437, 438; Nießbrauch an 
Forderungen 1074—1079; Pfandrecht an 
Forderungen 1279—1290; Erbſchaftsforde⸗ 
rungen 2111; Vermächtnisforderungen 
21732175. 

Forderungsvermächtnis 2173 A 1. 

Form der Rechtsgeſchäfte EG 11; Arten 
125 A 5; Mangel 125; Schriftlichkeit 126, 
127; gerichtliche oder notarielle Beurkun⸗ 


dung 128 A 1, Beglaubigung 129 A 1. | 


Form der Eheſchließung 1316—1322. 

Forſtwirtſchaftstreibende, Verjährung ihrer 
Forderungen 196. 

Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 1483; Ein- 
tragung im Grundbuch 1485 A 8; Ab- 
lehnung durch den überlebenden Ehegatten 
1484; Nachlaß des verſtorbenen Ehegatten 
1483 A 5; 1485 A 3; 1510 A2: Geſamtgut 
1485; Vorbehaltsgut 1486; Sondergut 1486; 
Rechte und Verbindlichkeiten der Teil⸗ 
haber am Geſamtgut 1487; Geſamtguts⸗ 
verbindlichkeiten 1488; Haftung 1489; Kon⸗ 
kurs 1488 A 5; 1494 A 3; 1497 A 4; Tod 
eines anteilsberechtigten Abkömmlings 
1490; Verzicht eines anteilsberechtigten Ab⸗ 
kömmlings 1491, 1501, 1517; Gründe der 
Beendigung 1497 A 1; Aufhebung durch den 
überlebenden Ehegatten 1492; Beendigung 


durch Wiederverheiratung 1493, 1314 durch 


Tod und Todeserklärung 1494; Klage auf 
Aufhebung 1495, 1496, 1509; Auseinander- 
ſetzung nach Beendigung 1493, 14971506, 
1511; Anteilsunwürdigkeit 1506; Zeugnis 
des Nachlaßgerichts 1507; Ausſchließung 
durch Ehevertrag 1508, durch letztwillige 
Verfügung 1509; Wirkung der Ausſchließung 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III 


Band. 3. Auſl. 


Paragraphen des BGW 94⁵ 
1510; Ausſchließung eines Abkömmlings 
von der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1511; Herabſetzung eines Anteils 1512; Ent- 
ziehung eines Anteils 1513; Zuwendung an 
einen Dritten 1514; Übernahmerecht des 
überlebenden Ehegatten 1502, der Ab- 
kömmlinge 1515; der Zuſtimmung des 
andern Ehegatten bedürfende Rechtsge⸗ 
ſchäfte 1516, 1517; zwingender Charakter 
der Vorſchriften 1518. 

Fortkommen, Erſchwerung 824, 842. 

i ee Verjährung der Anſprüche 


Frachtführer, Übergabe der verkauften Sache 
447. 


Frau, Bedeutung des Wortes im BGB 1369 
A 2; Beſtimmung zur außerehelichen Bei⸗ 
wohnung 825; Verführung 847; Wieder⸗ 
verheiratung 1313; als Vormund 1783, 
1786, 1887, 1900; als Mitglied des Fa⸗ 
milienrats 1866 A 1; vgl. Ehefrau. 

Freibleibend 433 A 1 b. 

Freies Belieben, Beſtimmung der Leiſtung 
nach freiem Belieben 319. 

Freies Vermögen des Kindes 1650, 1651. 

Freiheit, Verletzung und Entziehung 823 
A 7; Vorbem 1 vor 249; Umfang des 
Schadens 845; Schmerzensgeld 847. 

Freundeskauf 516 A 7. 

Friedhof, Eigentumsverhältniſſe 801 A 4, 
903 A 2, 925 A 1. 

Friſten 186; Ausſchlußfriſt 186 A 1; Ver⸗ 
jährungsfriſt 186 A 1, 193 A 1; Berechnung 
der Friſten 187—193; Verlängerung 190: 
Berechnung des Lebensalters 187. 

Friſtſetzung zur Wiederherſtellung des Zu⸗ 
ſtandes 250, zur Vornahme der Wahl 
unter mehreren Leiſtungen 264, zur 
Leiſtung nach rechtskräftiger Verurteilung 
283, im Falle des Verzugs 326; beim 
Rücktritt 354, 355, 361; bei der Schuld⸗ 
übernahme 415, 416. 

Früchte einer Sache und eines Rechtes 99; 
Zeit der Fruchtziehung 101; Verwendungen 
auf die Früchte 102; Eigentumserwerb 
953957, 1039, durch den Ehemann 1883; 
Herausgabe durch den Beſitzer an den 
Eigentümer 993; Erſat des Wertes bei 
Herausgabe eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks 998; der Pachtſache 581 
A 4; bei Gemeinſchaft nach Bruchteilen 
743, 745; des Nachbargrundſtücks 911; 
von Grenzbäumen und Grenzſträuchern 
923; der Erbſchaft 2020; des Vermacht⸗ 
nisgegenſtandes 2184; Teilung bei Erben⸗ 
gemeinſchaft 2038; 

übermäßiger Fruchtbezug des Nieß⸗ 
brauchers 1039, des Vorerben 2138; vgl. 
Nutzungen. 
Früherer Beſitz 1006, 1007. 
Silarngögengniß des Dienſtverpflichteten 


Fund: Anzeigepflicht des Finders 965, 971: 
Verwahrungspflicht 966; Ablieferung 967; 


60 


946 Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Haftung des Finders 968; Herausgabe 
an den Verlierer 969; Aufwendungen 
des Finders 970; Finderlohn 971; Zurück⸗ 
behaltungsrecht, Beſitzverhältunis 868 A 3; 
Eigentumserwerb 973, 974, Verſteigerung 
der Sache 966, 975, 977 A 1; Verzicht 


des Finders, Verfall der Fundſache 976; 
Bereicherungsanſpruch des Verlierers 977; 


Schutz der Anſprüche des F.uders 972, 975; 
Fund im Bereich von Behörden und Ver⸗ 
kehrsanſtalten 978 —983. 

Fürſorgeerziehung Vorbem 5 vor 1616, 
1631 A 5. 

Fütterungskoſten bei Wandlung des Kaufes 
488; bei Miete 547; bei Leihe 601; bei 
Verwahrung 693 A 1. 


G 


Garantiefriſten 477 A 3; beim Werkvertrag 


638 A 4. 
Garantievertrag vgl. Gewährvertrag. 
Garderobe vgl. Kleiderablage. 
Garniſonort 9. 
Gas, Zuführung 906; Gasleitung 90 A 2. 
Gaſtaufnahmevertrag Vorbem 2 vor 701, 
538 A 5. 


Gaſtwirt, Unterſchied von Schaut und 


Speiſewirt 701 A 1; Haftung der Gaſt⸗ 
wirte, Schank⸗ und Speiſewirte 538 A 5, 
Vorbem 1 vor 701, Vorbem 4a vor 823; 
Haftung für Verkehrsſicherheit der Ge⸗ 
ſchäftsraume 823 A 6e, für eingebrachte 


Sachen 701, für Kleiderablage 690 A 1; 


Geld, Wertpapiere, Koſtbarkeiten 702; Er- 


löſchen der Haftung 703; Sorgfaltspflicht 


des Gaſtes 254 A 1; Konkurs des Gaſtes 
704 A 4; Pfandrecht an den eingebrachten 
Sachen des Gaſtes 704; Verjährung der 
Anſprüche 196, Vorbem 2 vor 701. 
Gattungsſache 243; 91 A 2—4; Unvermögen 
des Schuldners 279; Gefahrübergang bei 
Gläubigerverzug 300; Haftung für Mängel 
beim Kauf 480, 491; Schenkung 524. 
Gattungsvermächtnis 2155, 2183. 


Gebäude, Begriff 836 A 2, 912 A 4; 94, 95, 


98; Teil eines G. 908 A 3; Ausbeſſerung 
durch den Pächter 582; Einſturz, Haftung 
836—838, 908; Beeinträchtigung des Nach: 
bargrundſtücks durch Abbruch oder Erhöhen 
909 A 6; Wohnungsrecht 1093; Verſiche⸗ 
rung eines Gebäudes 1128; Wiederher⸗ 
ſtellung EGG 110. 

Gebot bei der Verſteigerung 156, beim Pfand⸗ 
verkauf 1239, 1240. 


A 

Gebühren, Verjährung 196. 

Geburt, Vollendung 1 A 3; Leibesfrucht 1 
A 4; Aufſchiebung der Erbteilung wegen 
der zu erwartenden G. eines Miterben 
2043 A 1; Unterhaltsanſpruch der Mutter 
bei der zu erwartenden G. eines Nach⸗ 
erben 2141. 


Gebrechlichkeitspflegſchaft 1910, 1920, 114 
1, EG 210. | 


Geburtsregiſter Vorbem 1 vor 1591. 

Geburtstag 187. 

Geburtshelfer, Verjährung der Anſprüche 
196. 

Gefahr des Notſtandes durch Trunkſucht 6; 
Tod in gemeinſamer Gefahr 20; drohende 
Gefahr, Abwendung 228, 904; Abwendung 
durch Geſchäftsführer 680; gegenwärtige 
Gefahr 904 A 5; vgl. Gefahrtragung. 

Gefährdung 

anderer Perſonen als Grund zur Ent- 
mündigung 6; des Gemeinwohls durch 
einen Verein 43, durch eine Stiftung 87, 
des Anſpruchs auf die Gegenleiſtung bei 
gegenſeitigen Verträgen 321, des Unter⸗ 
halts des Schenkers 519, der Geſundheit 
durch Benutzung der Mieträume 544, des 
Kredits durch Behauptung falſcher Tat⸗ 
ſachen 824; durch den drohenden Ein⸗ 
ſturz eines Gebäudes 908, der Sicherheit der 
Hypothek 1133—1135, der Sicherheit der 
verpfändeten Forderung 1286, des einge⸗ 
brachten Gutes der Frau, Sicherheits⸗ 
leiſtung des Mannes 1391—1393, des 
Unterhalts eines Unterhaltsberechtigten 
1428, 1468, 1495, des eigenen Unterhalts 
des Unterhaltspflichtigen 1579, 1603, 1620, 
des geiſtigen und leiblichen Wohles des 
Kindes 1666, desgl. des Mündels 1838, 
1857, des Vermögens des Kindes 1667, 
1687, des Mündelvermögens 1803, 1850, 
1886, der Befriedigung der Nachlaßgläubiger 
1981, des Nachlaſſes durch Anordnungen 
des Erblaſſers 2216. 

Gefahrtragung bei Verſendung von Geld 
270; bei Verzug des Gläubigers 300; 
bei Hinterlegung der Sache 379; beim Kauf 
446, 447,450, 459, 480; beim Pachtinventar 
588; beim Werkvertrag 644; bei Vorlegung 
von Sachen 811; beim Erbſchaftskauf 
2380. 

Gefälligteiten Vorbem 3 vor 662; 611 A 2. 

Gefälligkeitsakzept 670 A 5. 

Gefangenanſtalt, nicht Begründung eines 
Wohnſitzes 7 A !, 4. 

Gegenleiſtung, Beſtimmung 316. 

Gegenſeitige Erbeinſetzung 2098, gegen 
ſeitiges Teſtament 2269, 2270, gegen- 
ſeitiger Erbvertrag 2280. 

Gegenſeitiger Vertrag, Begriff 320 A 1; 
Weigerung der Erfüllung bis zur Bewir⸗ 
kung der Gegenleiſtung 320; Prozeſſuales, 
Verurteilung Zug um Zug 322; Wirkung 
der Verſchlechterung der Vermögensver⸗ 
hältniſſe des einen Teiles 321; Unmöglich⸗ 
keit der Leiſtung 320 A 7, 323-825; Ver’ 
zug 326, 286 A 2. 

Gegenſtand, Begriff 90 A 3, 93 A 5; In- 
begriff von Gegenſtänden 260 A 1. 


Gegenvormund 1792, 1895; Aufſichtspflicht 


1799; Mitwirkung beim Vermögensverzeich 
nis 1802; Genehmigung zur Erhebung von 
Geld 1809, zur Anlegung von Geld 1810; 
zur Verfügung über Forderungen und 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 


Wertpapiere 1812, 1813, 1824, 1825; An⸗ 
hörung 1826; Erteilung der Genehmigung 
1832; Haftung 1833; Auskunftspflicht 1839; 
Prüfung der Rechnung 1842, 1854, 1891, 
1892; befreite Vormundſchaft 1852, 1854; 
Antrag auf Einſetzung des Familienrats 
1859; Tod 1894; bei Vormundſchaft über 
Volljährige 1903, 1904; Aufwendungen, 
Vergütung 1835, 1886; neben Pflegſchaft 
1915 A 2. 

Gehalt Vorbem 5 vor 1; Abtretung 411; 
Rückerſtattung zu viel gezahlten G. Vor⸗ 
bem 2 vor 812; Berückſichtigung bei der 
Unterhaltspflicht 1578 A 1; Verjährung 
196; vgl. Ruhegehalt. 

Geheimer Vorbehalt 116. 

Gehilfe bei einer unerlaubten Handlung 830; 
Haftung für Verſchulden des Gehilfen 278; 
beim Dienſtvertrag 613 A 1; beim Auftrag 
664; bei der Verwahrung 691; des Richters 
oder Notars, untauglicher Teſtamentszeuge 
2237; Verjährung der Anſprüche 196; vgl. 
Hilfsperſonen. 

Geiſteskrankheit 104 A 4; Grund der Ent⸗ 
mündigung 6 A 1, 2; Haftung des Geiſtes⸗ 
kranken für unerlaubte Handlungen 827; 
Geiſteskrankheit als Eheſcheidungsgrund 
1568 A 5, 1569, 1583; Pflegſchaft 1910 A 1. 

Geiſtesſchwäche, Begriff 6 A 2; 104 A 4; 
Entmündigung 6, EG 210, 211; Aus⸗ 
beutung eines Geiſtesſchwachen 138 A 1g, 
826 A 5b; beſchränkte Geſchäftsfähigkeit 
114; Wirkung auf Teſtierfähigkeit 2229; 
Widerruf des Teſtaments 2253; Geiſtes⸗ 
ſchwache unfähig zur Vormundſchaft 1780, 
zur Mitgliedſchaft des Familienrats 1865. 

Geiſtestätigkeit, Störung 105, 827, 829, 
bei der Eheſchließung 1325. 

Geiſtige Gemeinſchaft zwiſchen Ehegatten 
1569 A 5. 

Geiſtliche, Vorbem 2 vor 21, 2 vor 611; Ab- 
tretung der Gchaltsaufprüche 411; Ver⸗ 
ſetzung 570. 

Geiſtliche Geſellſchaften EG 84, 86. 

Geld 244 A 1; Erſatzmittel 807 A 1; Geld- 
ſchuld 244; Verzinſung 288, 291, 301; Geld- 
ſortenſchuld 245; Sicherheitsleiſtung 232, 
233,235; Überſendungspflicht 270; Hinter: 
legung 372; als Gegenſtand des Darlehns 
607; eigennützige Verwendung von Geld 
durch den Beauftragten 668, durch den 
Verwahrer 698; Haftung des Gaſtwirts für 
eingebrachtes Geld 702; Anweiſung auf Geld 
783; Eigentumserwerb 935, Eigentuns- 
vermutung 1006, 1007; der Ehefrau 1376, 
des Kindes 1642, 1653, 1691; des Mün⸗ 
dels 1806-1811, 1831, 1852; zu einer 
Erbſchaft gehöriges Geld 1960, 2119. 

Geldbetrag der Hypothekenforderung, Ein- 
tragung 1115. 

Geldbrief 328 A 3. 

Geldentſchädigung 249. 

Geldforderung, Bürgſchaft für eine Geld: 
forderung 772; Nießbrauch 1076-1079; 


947 
A 1288, 1289; Vermächtnis 2173 
1 


Geldrente, Leibrente 760; bei Körper⸗ 
verletzung 843; bei Tötung 844; Überbau⸗ 
rente 912—915; Notwegrente 917; Ge⸗ 
währung des Unterhalts durch G. 1612; 
des unterhaltsberechtigten Ehegatten 1361; 
des geſchiedenen Ehegatten 1580; des ehe⸗ 
1710. Kindes 1612; des unehelichen Kindes 

10. 

Geldſchuld 362 A 4, 244, 245; Verzinſung 
291, 301; Beſtimmung der Höhe durch 
mehrere Dritte 317. 

Geldſtrafe, Bezahlung durch Dritten 267 A 1. 

Geldwechſelgeſchäft 433 A 3b. 

LT Vorbem 1 vor 705, 
705 . 


Gellaverfahren 763 A 1. 

Gemeinde, Vorbem 2 vor 21; Vorbem 2b 
vor 611; Aufrechnung gegen Forderungen 
der Gemeinde 395; Rechte beim Fund 
976, 981; Haftung für ihre Beamten 89 
A 3, EG 77, 78; Eingemeindung 925; 
A 2 a. E.; Einquartierung 546 A 1; Ge: 
meindevormundſchaft 1773 A 4. 

Gemeindeteſtament 2249, 2252, 2266; ge⸗ 
meinſchaftliches 2266, EG 150. 

Gemeindewaiſenrat, Tätigkeit auf dem Ge⸗ 
biete der elterlichen Gewalt 1675; in Vor⸗ 
mundſchaftsſachen 1779; 1849—1851, 1862. 


Gemeine Gefahr, Betriebe mit gemeiner 


Gefahr, Schadenserſatzpflicht EG 105. 
Gemeinheitsteilung EG 113. 


Gemeinſame Gefahr, Tod 20. 
Gemeinſchaft, eheliche 1353; 


Aufhebung 
1575, 1576, 1586; vgl. häusliche G., geiſtige 
G.; Unterſchied zwiſchen ehelicher und 
häuslicher G., Verweigerung 1567 A3; ©. 
des Zugewinſtes 1519 A 1. 


Gemeinſchaft nach Bruchteilen 741 — 758, 


EG 173; Größe der Anteile 742; Frucht 
genuß 743, 745 A 4; Gebrauch des gemein⸗ 
ſchaftlichen Gegenſtandes 743; Verwal⸗ 
tungsordnung für gemein ſchaftliche Gegen⸗ 
ſtände 744 —746; Prozeßrecht 744 A 3, 
745 A 3, 747 A 2; Zwangsvollſtreckung 
747 A 2, 751 A 2; Enteignung 747 A 3; 
Rechtsſtellung des Sondern achfolgers eines 
Teilhabers 746; Verfügungen der Tail⸗ 
haber über ihren Anteil 747; Pfändung 
eines Anteils 746 A 2, 751; Tragung der 
Koſten und Laſten des gemein amen 
Gegenſtandes 748, 755 A 1; Konkurs eines 
Teilhabers 741 A 2; 747 A 1; 749 A 2; 
755 A 4; Aufhebung der Gemeinſchaft 
Ech 131; Vorausſetzungen 749—751, Art 
der Teilung: Teilung in Natur 752, Ver⸗ 
kauf des gemeinſch ef lichen Gegenſtandes 
753, gemeinſchafrlicke Forderungen 754; 
Berichtigung von Gemein ſchafteſchulden 
bei der Teilung 755, von Gemainſchafts⸗ 
forderungen 756; Gewäh l iftung bei Auf- 
hebung der Gemeinſchaft 757; Unverjahr⸗ 
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barkeit des Auſpruchs auf Aufhebung 758; 
vgl. Bruchteil. 


* Jagdgemeinſchaft 835 A 9; Miteigentum 


nach Bruchteilen 741 A 1, 1008 —1011; 
Ausſchluß des Rechts auf Aufhebung der 
G. bei Grundſtücken 1010. 

Gemeinſchaft zur geſamten Hand bei der 
Geſellſchaft 718 A 1; bei der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft 1438 A 1; bei der fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1497 A 3; bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft 1519 A 2, 
3; bei der Fahrnisgemeinſchaft 1550 A 1; 
bei der Erbengemeinſchaft 2032 A 2, 
2039 A 2. 

Gemeinſchaftlicher Erbſchein 2357. 

Gemeinſchaftlicher Erbteil 2093, 2094. 

Gemeinſchaftliches Teſtament 2265—2273; 
Begriff 2265 A 1; gemeinſchaftliches 
Privatteſtament 2267 A 1; Gemeinde: 
teſtament 2266; Form der Errichtung 
2265 A 1, 2266, 2267; Formerleichterung 
2267 A 2; Unwirkſamkeit bei Nichtigkeit 
oder Auflöſung der Ehe 2268; Zuwendung 
des beiderſeitigen Nachlaſſes einem Dritten 
2269; korreſpektive Verfügungen 227041: 
Widerruf derſelben 2271 A 1; Eintritt der 
Gebundenheit des Überlebenden mit dem 
Tode eines Ehegatten 2271 A 3; Be⸗ 


freiung von der Gebundenheit 2271 A 4; | 


Zurücknahme 2272; Eröffnung, Wieder 
verſchließung, Verwahrung 2273; Auf 
hebung eines Ehevertrags 2292; vgl. 
Teſtament. 

Gemeinſchaftliches Vermächtnis 2157 A 1; 
Anwachſungsrecht 2158 A 1; Selbſtändig⸗ 
keit der Vermächtnisanteile 2159 A 1. 

Gemeinſchuldner, Verfügungsfähigkeit Vor⸗ 
bem 7 vor 104; Unwirkſamkeit von Ver 
fügungen 135 A 2; vgl. Konkurs. 

Gemeinwohl, Gefährdung durch den Verein 
43; durch die Stiftung 87. 

Gemiſchte Schenkung 516 A 4. 

Gemiſchte Verträge 305 A 2. 

Genehmigung von Rechtsgeſchäften, Wirkung 
184; der Verfügung eines Nichtberech⸗ 
tigten 185; des Vormundſchaftsgerichts 
Vorbem 2 vor 104; 184 A 1; 1821 A 3; 
vgl. Vormundſchaftsgericht; 

des Vertrags eines Minderjährigen 108, 
109, der Willenserklärung eines Ver⸗ 
treters bei vollmachtloſer Vertretung 
177, 180, der Schuldübernahme 415, 416; 
der Geſchäftsführung ohne Auftrag 684, 
der Verwendungen des Beſitzers 1001, 
1003, der anfechtbaren Ehe 1337, 1341, 
des Mannes zu Verträgen der Frau 1396, 
1397, der Frau zu Verfügungen des 
Mannes über Geſamtgut 1448, des Bei⸗ 
ſtandes zu Rechtsgeſchäften der Mutter 
En des Gegenvormundes 1812, 1818, 

ſtaatliche Genehmigung zur Anderung 
von Vereinsſatzungen 33, der Stiftung 80, 
der Lotterie und Ausſpielung 763, der 


Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
793 A 2, 795. 

Generalvollmacht, Generalvertreter 166 A4. 

Gepäckſchein 807 A 1. 

Gerade Linie, Verwandtſchaft 1589; Unter 
haltspflicht 1601. 

Geräte, Zubehör eines Landguts 98. 

Geränſch, Zuführung 906. 

Gerechtſame eines Grundſtücks, Auskunfts 
pflicht des Verkäufers 444. 

Gerichtlich beſtellter Verwahrer 

bei Geſamtgläubigerſchaft 432, zur Eut 
gegennahme der Leiſtung bei Forderungs 
verpfändung 1281, bei Miterbſchaft 2039. 

Gerichtliche Beurkundung 128, geſetzliche 
Fälle 128 A 1; EG 141. 

Gerichtliches Veräußerungsverbot 136. 

Gerichtsſchreiber bei Teſtamentserrichtung 
2233 — 2236. 

Gerichtsvollzieher, Rechtsverhältniſſe Vor⸗ 
bem 2b vor 611, Vorbem 2 vor 164; 
Beamteneigenſchaft 839 A 2; Tätigkeit 
675 A1; Haftung für Verletzung der Amts 
pflicht 839 A 4k; Verjährung feiner An 
ſprüche 196; Zuſtellung von Willenser⸗ 
klärungen 132; Verſteigerung der hinter⸗ 
legten Sache 383; Beſitz an gepfändeten 
Sachen 868 A 3; 856 A 1. 

Gerüche, Zuführung 906. 

Geſamte Hand vgl. Gemeinſchaft zur ge 
ſamten Hand: 718 A 1, 1438 A 1, 1442 
A 1, 1497 A 3, 1519 A 2, 3, 1550 A 1, 
2032 A2, 2089 UA 2. 

Geſamtgläubigerrecht 420, 428; Gläubiger 
verzug, Konfuſion, lediglich in der Perſon 
des einzelnen Gläubigers wirkende Tat 
ſachen 429; Verhältnis der Geſamtgläubiger 
zueinander 430, bei Unteilbarkeit der 
Leiſtung 432. 

Geſamtgrundſchuld 1172 A 1, 2; an einem 
vermachten Grundſtücke 2168. 

Geſamtgut bei allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft 1488; bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft 1485; bei Errungenſchaftsgemein 
ſchaft 1519, 1527, 15291534; bei Fahr 
nisgemeinſchaft 1550 A 1; Inventarfriſt 
für eine zum Geſamtgut gehörende Erb 
ſchaft 2008; Ausgleichung wegen der aus 
dem Geſamtgut erhalteuen Zuwendungen 
2054; Pflichtteilsberechnung bei Zuwen 
dungen aus dem Geſamtgut 2331. 

Geſamthandklage gegen die Teilnehmer der 
Erbengemeinſchaft 2059 A 5. 

Geſamthypothek 1132, 1143; Verwandlung 
in Grundſchuld 1172; Befriedigung des 
Gläubigers durch einen Eigentümer 1178, 
durch den perſönlichen Schuldner 1174; 
Verzicht 1175; Befriedigung durch Zwangs 
vollſtreckung 1182; Verteilung der Forde 
rungen 1182. 1 

Geſamtpreis bei Kauf 469, 471, 472; bei 
Vorkauf 508. 

Geſamtrentenſchuld an einem vermachten 
Grundſtücke 2168. 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 


Geſamtſchuldverhältnis 420, 421; Wirkung 
der Erfüllung und Erfüllungsſurrogate 422: 
Aufrechnung 422, 387 A 2; Erlaß 423; 
Vergleich 423 A 1; Gläubigerverzug 424; 
lediglich in der Perſon des einzelnen 
Schuldners wirtende Tatſachen 425; Ver⸗ 
hältnis der Schuldner untereinander 
426; vertragsmäßige Übernahme teilbarer 
7 427; bei unteilbaren Leiſtungen 

5 
Haftung des Vereinsvorſtandes 42; 


| 
| 
| 
! 
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mehrerer Liquidatoren eines Vereins 533 


mehrerer Vereinsvertreter 54, der Teil⸗ 


haber einer Gemeinſchaft 755; mehrerer 


Bürgen 769, Bürgſchaft für eine Geſamt⸗ 
ſchuld 767 A 1; G. beim Schuldverſprechen 
Vorbem 2 vor 780; Haftung bei un⸗ 


erlaubter Handlung 830 A 6, 840, bei 


Teilung eines reallaſtpflichtigen Grund⸗ 
ſtücks 1108, der Eheleute 1387 A 6, 1388, 


der Vormünder 1833, der Miterben 2058. 


Geſamtvertretung 28 A 1. 
Geſamtvollmacht 166 A 4. 


Geſchäftsaufſicht zur Abwendung des Kon⸗ 


lursverfahrens, Verfügungen über Rechte 
an Grundſtücken 878 A 3 a. E. 

Geſchäftsbeſorgung Vorbem 1, 2 vor 662, 
675; Vorbem 2 vor 677; 677 A 1; Ver⸗ 
jährung der Anſprüche 196; Konkurs des 
Geſchäftsherrn 675 A 5. 

Geſchäftsbetrieb, wirtſchaftlicher, des Vereins 
21 A 2, Minderjähriger 112. A 

er einer Geſellſchaft; Einſicht 

16 


Geſchäftsfähigteit 104115 Ech 7; Begriff, 
Geſchäftsfähigkeit der Ehefrau 104 A 1; 
Geſchäftsunfähigkeit 104, 105; beſchränkte 
Geſchäftsfähigkeit 106 A 2, Entmündigung 
wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung, 
Trunkſucht 114; internationales Recht 104 
A 7; vgl. Minderjährige; 

beſchränkt Geſchäftsfähige und 
Geſchäftsunfähige: Wohnſitzs; Willens⸗ 
erklärung ihnen gegenüber 131; Verjäh⸗ 
rung der gegen fie gerichteten Anſprüche 
206; Geſchäftsführung ohne Auftrag 682; 
"beldeäntt Geldäftsfäpige Gal, 100 

eſchränkt Geſchäftsfähige (vgl. 
A 2): Vertretungsbefugnis 165; Ehe⸗ 
ſchließung 1304; Anfechtung der Ehe 1331, 
1336; beſchränkt geſchäftsfähige Ehefrau, 
Ausſchluß der ehemännlichen Nutznießung 
1364; Abſchluß des Ehevertrags 1437; 
Anfechtung der Ehelichkeit 1595; Ruhen 
der väterlichen Gewalt 1676; beſchränkte 
Geſchäftsfähigkeit bei der Ehelichkeitser⸗ 
klärung 1729, bei der Annahme an Kindes 
Statt 1751; als Teſtamentsvollſtrecker 
2201; Teſtierfähigkeit 2229; Erbvertrag 
2275, 2290, 2296, Anfechtung 2282; Erb⸗ 
verzicht 2347. 

Geſchäftsunfähige: Beſitz⸗ und Eigen- 
tumserwerb 104 A 1; Wellenserklärung 
105, 130; Einfluß des Eintritts der Ge⸗ 
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ſchäftsunfähigkeit des Antragenden auf den 
Vertragsſchluß 153, auf den Auftrag 672, 
auf die Anweiſung 791, auf die Wirkſam⸗ 
keit einer Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber 794; Nichtigkeit der Ehe 1304 
A 2, 1325; Einfluß auf die Anfechtung der 
Ehe 1331, 1336, 1337, 1340, auf die An⸗ 
fechtung der Ehelichkeit 1595, auf die 
elterliche Gewalt 1676; Geſchäftsunfähig⸗ 
keit bei der Ehelichkeitserklärung 1728; 
Unfähigkeit zur Vormundſchaft 1780, zur 
Mitgliedſchaft des Familienrats 1865, zum 
Teſtamentsvollſtreckeramt 2201; bei An⸗ 
fechtung des Erbvertrags 2252, des Erb- 
verzichts 2347. 

Geſchäftsführung des Vereinsvorſtandes 27; 
der Geſellſchafter 709 —713, 729; 

ohne Auftrag, Begriff, Verpflichtung 

des Geſchäftsführers bei der Ausführung 
677 und Vorbem; Unterſchied vom Auf⸗ 
trag Vorbem 1 vor 677; Haftung des Ge⸗ 
ſchäftsführers Vorbem 3 vor 677, 677 A 4, 
678, 680; entgegenſtehender Wille des Ge⸗ 
ſchäftsherrn, Erfüllung in öffentlichem 
Intereſſe und von Unterhaltspflichten 679; 
Abwendung drohender Gefahr 680; An⸗ 
zeigepflicht des Geſchäftsführers 681; Ge⸗ 
ſchäftsunfähigkeit, beſchränkte Geſchäfts⸗ 
fähigkeit des Geſchäftsführers 682, des Ge⸗ 
ſchäftsherrn 682 A 1, 683 A 3; Tod einer 
Partei 681 A 2; Aufwendungen des Ge⸗ 
ſchäftsführers 683—685; wirklicher und 
mutmaßlicher Wille des Geſchäftsherrn 
677, 683 A 3; Zuſtimmung desſelben 182 
A J, 684; Mangel der Abſicht, Erſatz der 
Aufwendungen zu fordern 685; Irrtum 
über die Perſon des Geſchäftsherrn 686; 
Beſorgung fremder Geſchäfte als eigene 
687; Rechnungslegung 259 A 1; Ver⸗ 
jährung der Anſprüche Vorbem 3 vor 677; 
a hi des einſtweiligen Erben 
1959. 


Geſchäftsgebräuche Vorbem 2 vor 1. 
Geſchäftsgeheimnis, Verletzung 826 A 5m. 
Geſchäftsherr, Haftung für ſeine Angeſtellten 
und Hilfsperſonen 278, 831, 840 A 6. 
Geſchäftsräume, Fund 978—983. 2 
Geſchäftsunfähigteit 104, 105; Unterſchied 
von der Verfügungsbeſchränkung 878 A 3; 
vgl. Geſchäftsfähigkeit. 
Geſchialichteitsſpiel 702 A 1. 
Geſchlechtsgemeinſchaft, Ehehindernis 1310. 
Geſchlechts krankheit, Eheſcheidungsgrund 
1568 A 4. g 
Geſchwiſter, Verbot der Ehe zwiſchen halb⸗ 
bürtigen und vollbürtigen Geſchwiſtern 
1810; Vormundſchaft 1775, 1786; Erb⸗ 
recht 1925; bei Nacherbſchaft 2109; bei 
Vermächtniſſen 2163. 
Geſellen, Anſpruchsverjährung 196. 
Geſellſchaft 705740; Unterſchied vom 
Verein 25 A 2; Vorbem 1 vor 705; 705 A1. 
vom Rauf 433 U 3m; G. des Handelsrechts 
Vorbem 1 vor 705: Untergeſellſchaft 717 
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A 3; Junengeſellſchaft 718 X 6; Lotterie: 
geſellſchaft 718 A 4, 6; 763 A 1; Firma der 
G. 705 A 1; Geſellſchaftsvertrag 705, 
320 A 1; Vorvertrag 705 A 2; Stellung 
der G. im Prozeß 714 A 4; Koukurs der 
G. 718 A 1 a. E.; Aufnahme eines neuen 
Geſellſchafters 736 A 2: Haftung des Ge⸗ 
ſellſchafters 708; Beiträge 706, 705 A 6; 
deren Höhe 707 A 2; Erhöhung 707; An⸗ 
ſprüche auf die Beiträge als Beſtandteile 
des Geſellſchaftssermögens 718 A 3; Ein- 
lage Vorbem L vor 607; Ergänzung 707; 

Geſchäftsführung 709 —713; gemein⸗ 
ſchafkliche 709; Übertragung an einen oder 
mehrere Geſellſchafter 710; Vergütung 
713 A 1; Rechte und Pflichten, Haftung 
des Geſchäftsführers 713; Unübertragbar⸗ 
keit der Anſprüche aus der Geſchäftsführung 
717; Widerſpruch eines geſchäftsführenden 
Geſellſchafters 711; Beendigung der Ge⸗ 
ſchäftsführung durch Entziehung 712, 715 
A 1; durch Kündigung 712, 715 Al; Rech⸗ 
nungslegung 713 A 1; Fortdauer nach Auf: 
löſung der G. 729; 

Vertretungsmacht der Geſellſchafter 714; 
Entziehung 715; Vollmacht 169, 714 A 2; 
Widerruf 715 A 2; Eiuſichtsrecht des Ge⸗ 
ſellſchafters 716; Übertragbarkeit der Au⸗ 
ſprüche der Geſellſchafter 717; Geſellſchafts⸗ 
vermögen 718; Geſellſchaftsſchulden 718 
A 5, 733 A 2; Verfügung des Geſell⸗ 
ſchafters über ſeinen Auteil 719; Aufrech⸗ 
nung 387 A 2, 719; Pfändung des Anteils 
725; Schutz des gutgläubigen Schuldners 
720; Rechnungsabſchluß und Gewinnver⸗ 
teilung 721; Teilnahme des Geſellſchafters 
an Gewinn und Verluſt 722, 734, 735, 739, 
12 5 Konkurs eines Geſellſchafters 719 A 2, 

Auflöſung 723 A 1, durch Kündigung 
705 A 4, einer nicht für beſtimmte Zeit 
eingegangenen G. 723, einer für Lebens⸗ 
zeit eines Geſellſchafters eingegangene ©. 
724, bei Pfändung des Anteils eines Geſell⸗ 
ſchafters 725, durch Erreichung oder Weg⸗ 
fall des Zweckes 726, durch Tod eines Geſell⸗ 
ſchafters 727, durch Eröffuung des Kon⸗ 
kurſes über das Vermögen eines Geſell⸗ 
ſchafters 728; Auseinanderſetzung nach 
Auflöſung 730—735; Vereinbarung des 
Fortbeſtehens 736; ſtillſchweigende Fort⸗ 
ſetzung 724; Ausſcheiden eines Geſell⸗ 
ſchafters nach dem Geſellſchaftsvertrage 
736, durch Ausſchließung 737; Auseinander⸗ 
ſetzung mit dem ausſcheidenden Geſell⸗ 
ſchafter 738740; 

nichtrechtsfähige Vereine Vorbemö vor 21, 
54; Vorbem 1 vor 705; Eingehung des Ge⸗ 
ſellſchaftsvertrags durch den Vormund 1822. 

Geſellſchafterinnen, Kündigung des Dienſt 
verhältniſſes 622. 

Geſetz EG 2; Geſetzesrecht Vorbem 2 vor 1; 
Geſetzesaualogie Vorbem 3 vor 1; Anwen⸗ 
dung ausländiſcher Geſeze EG 30. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Geſetzliche Erben 1924—1936; Ausglei⸗ 
chungspflicht 2050, 2052 A 1; Einſetzung 
im Teſtament 2066; Ausſchließung im 
Teſtament 1038; als Nacherben 2104, 2105; 
als Vermächtnisnehmer 2149; Ladung zum 
Termine der Teſtamentseröffuung 2260; 
Vertrag über künftigen Erbteil 312. 

Geſetzliches Güterrecht 1363 —1431; vgl. 
Verwaltungsgemeinſchaft. 

Geſetzliches Pfandrecht 1257, 1287; vgl. 
Pfandrecht. 

Geſetzlicher Übergang der Forderung 411. 

Geſetzliches Verbot 134, 135, 309, 817, 2171. 

Geſetzlicher Vertreter 105 A 4, 106 A 2, 
Vorbem 2 vor 164; Selbſtkontrahieren 181 
A 1; Haftung des Schuldners für feinen 
geſetzlichen Vertreter 278, 831 A 2; keine 
Haftung des Vertretenen für unerlaubte 
sage des geſetzlichen Vertreters 823 


Geſetzliche Zinſen 246. 
W als Zeuge bei Teſtamentserrichtung 


Geſinderecht EG 95. 

Geſtaltungsrecht 90 A 3. 

Geſtohlene Sachen, Eigentum 935, 1006, 
1007; geſtohlene Schuldverſchreibungen 
am den Inhaber 794, geſtohlene Karten 

Geſundheit, Verletzung 823 A 5; Beſchädi⸗ 
gung durch Tiere 833; durch Einſturz von 
Gebäuden 836; Umfang des Schadens 845; 
Schmerzensgeld 847; 

Gefährdung der Geſundheit durch die 
Beſchaffenheit der Mietſache 544, Sorge 
des Dienſtberechtigten für den Dienſt⸗ 
verpflichteten 618. 

Getrenntleben der Ehegatten 1353 A 2; Ein: 
fluß auf die Schlüſſelgewalt 1356 A 8; 
Unterhaltspflicht 1361; Beitragspflicht der 
Ehefrau zum ehelichen Aufwand 1371. 
A 2, 1427 A 7; Einfluß auf Ehevertrag 
1432 A 4; Vertrag über G. 1507 A 4 a. E.; 
1614 A 1. 

Gewährfriſten beim Viehkauf 482, 483, 492; 
vertragsmäßige Anderung 486; vgl. Garan 
tiefriſten. 

Gewährleiſtung bei Hingabe an Erfüllungs 
Statt 365; beim Kaufe: Mängel im Rechte 
434—439, Sachmängel 459—480, beim 
Viehkauf 482; bei Schenkung 523, 524, 
526; bei Miete 537541; bei Leihe 600; 
beim Werkvertrag 633, 634; bei Aufhebung 
der Bruchteilsgemeinſchaft 757; bei der 
Ausſtattung 1624; bei Erbauseinander⸗ 
ſetzung 2042; beim Vermächtnis 2182, 
2183; beim Erbſchaftskauf 2376, 2385; 
Verzicht 157 A 3. 

Gewährvertrag 414 A 1, 459 A 4 le, 638 
A 4, 776 A 4. 
Gewalt, höhere 203, 701, 1996; elterliche 

Gewalt 1626; vgl. Elterliche Gewalt, Beſitz. 

Gewerbebetrieb Begriff 196 A 1; des 

Minderjährigen 112; Verjährung der An⸗ 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BGB 


ſprüche 196, Leiſtungsort 269, 270, der 
Ehefrau 1367, 1405, EG 36, des Vaters 
1643, des Vormundes 1822, 1825; Sicher ⸗ 
heitsleiſtung für einen Gewerbebetrieb 
EG 90. 


Gewerbeordnung, Anwendung bei Ent⸗ 
ziehung der Rechtsfähigkeit 44, beim Ein- 
ſpruch gegen die Eintragung eines Vereins 
62; Anderung EG 36. 


Gewerbliche Arbeiter, Verjährung der Air | 


ſprüche 190. 

Gewerblicher Betrieb, Begriff 98 A 3; Zu⸗ 
behör 98. 

Gewerbliche Niederlaſſung, 
269, 772, 775. 

Gewerkſchaft, Rechtsfähigkeit 21 A 4. 

Gewinn, entgangener 252; Geſellſchafts⸗ 
gewinn 721, 722. 

Geſwinnanteilſcheine 799, 801, 803 A 2; von 
Aktiengeſellſchaften 793 U 1; Zubehöreigen⸗ 
ſchaft der Gewinnanteilſcheinbogen 314 A1; 
Hinterlegung 234; Abhandenkommen 804; 
Nießbrauch 1081, 1083; Verpfändung 1296, 
von Papieren der Ehefrau 1392, des Vaters 
1667, von Mündelpapieren 1814, 1818. 

Gewinnverteilung der Geſellſchaft 706, 721. 

Gewohnheitsrecht Vorbem 2 vor 1. 

Gezähmte Tiere 960. 

Giebelmauer 95 A 5; 922 A 1, 3. 

Glaube, öffentlicher, des Grundbuchs 892, 
893; des Schiffsregiſters 1262; des Erb⸗ 
ſcheins 2366; vgl. Guter Glaube. 

Glaubhaftmachung bei Vormerkung 885, 
bei Widerſpruch 899; der Forderung des 
Nachlaßgläubigers bei Antrag auf Inventar⸗ 
errichtung 1994; eines rechtlichen Inter⸗ 
eſſes bei Einſicht der Eheaufechtungs⸗ 
erklärung 1342, bei Einſicht der Ehelichleits- 
anfechtungserklärung 1597; bei Einſicht 
der Ausſchlagungserklärung 1953, bei Ein⸗ 
ſicht des Inventars 2010, bei Einſicht des 
Teſtaments 2264; vgl. Rechtliches Intereſſe. 

Gläubiger, Begriff 241 A 1; Annahme von 
Teilleiſtungen 266, der Leiſtung eines 
Dritten 268, Verzug 293-304, 424; 
Hinterlegung bei Gläubigerverzug 372, Un⸗ 
gewißheit über die Perſon der G. 372 A 4, 
Schuldübernahme 414—419, Mehrheit von 
Gläubigern 420, 428— 430, 432; 

Gläubiger eines Vereins 50, Rechte 
der Gläubiger bei Vermögensübernahme 
419, Gläubiger der Hypothek 1115,-Nach⸗ 


Leiſtungsort 


laßgläubiger 1958, 1960, 1967, 1970 bis 
1974, 1977, 1979, 1994; vgl. Nachlaß⸗ 


verbindlichkeiten; Erteilung eines Erb⸗ 
ſcheins an den Gläubiger des Erblaſſers 
2353 A 3. 
Gleichzeitigkeit des Todes in gemeinſamer 
Gefahr 20. 
Glücksspiel 762 A 1; Darlehn zum G. 138 A 1. 
Goldklauſel 245 A 1; 1115 A 8; 1119 A 5. 
Goldſachen, Verkauf bei Verpfändung 1240. 
Gottesdienſtliche Gebäude EG 138. 
Graben zwiſchen Grundſtücken 921. 
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Grad der Verwandtſchaft 1589, der Schwäger⸗ 
ſchaft 1590. 

Gravieren als Verarbeitung 950. 

Grenze von Grundſtücken 923 A 1; Auskunfts⸗ 
pflicht des Verkäufers 444; Abmarkung 920; 
Grenzverwirrung 920; Eigentum an den 
Grenzeinrichtungen 921: Mitbenutzungs⸗ 
recht 922; Bäume und Sträucher auf der 
Grenze 923, EG 122; vgl. Überbau. 

Grenzzeichen 919. 

Grobe Fahrläſſigkeit 460 A 2, 277, 932. 

Grobe Mißhandlung, Scheidungsgrund 1568. 

Grober Undank bei der Schenkung 530. 

Großeltern, Erbrecht 1926; vgl. Unterhalt. 

Großvater, Vormund 1776, 1899, 1900. 

Grundbuch, Inhalt 892 A 6; Einrichtung 
Vorbem 1 vor 873, EG 186; Eintragungen, 
eintragungsfähige Rechte Vorbem 2 vor 
873, 873 A 6; Eintragung mehrerer Rechte 
879 A 4; Doppelbuchung 892 A 6, 891 A 4; 
Koſten 449; Grundſätze des Grundbuch⸗ 
rechts: Offentlichkeit, Einigung, Antrag, 
Legalität, Eintragung, Spezialität, Vor⸗ 
rang Vorbem 3 vor 873; Vermutung der 
Richtigkeit 891; öffentlicher Glaube 892, 
893; Berichtigungsanſpruch 894—898; 
Widerſpruch 899; Heilung der Nichtigkeit 
durch Eintragung 313 A 4; 

Verlautbarung der Bruchteilsgemein ; 
ſchaft 741, der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft 1485 A 8; Eintragung der Nach⸗ 
laßverwaltung 1983 A 1; Widerſpruch 
zwiſchen Grundbuch und Hypothekenbrief 
1140; vgl. Rechte an Grundſtücken. 

Grundbuchamt, Entgegennahme von Erklä⸗ 
rungen 181 A 1, 875 A 7, 10; Haftung des 
Beamten 276 A 3, 839 A Le. 

Grund dienſtbarkeit, Begriff 1018, EG 187; 
Juhalt, Umfang 1018, 1019; Einigung, 
Eintragung, Erſitzung, Belaſtung 1018 A 5; 
ſchonende Ausübung 1020; Unterhaltung von 
Anlagen 1021, 1022; Verlegung der Aus⸗ 
übung 1023; Zuſammentreffen mit an ⸗ 
deren Nutzungsrechten 1024; Teilung des 
herrſchenden Grundſtücks 1025, des be⸗ 
laſteten Grundſtücks 1018 A2, 1026; Schutz 
der Ausübung der Grunddienſtbarkeit 854 
A 2, 102741029; Erlöſchen 1018 A 5, 1025. 

Beeinträchtigung durch Überbau 916, 
au vermachten Grundſtücken 2182. 

Grundſchuld 1191, 1192; Kündigung 1198; 
Zahlungsort 1194; Inhabergrundſchuld 
1195; Eigentümergrundſchuld 1196, 1197; 
Umwandlung in Hypothek 1198; Über- 
gang der Hypothek in eine Grundſchuld 
1177; vgl. Eigentümergrundſchuld. 

Sicherheitsleiſtung durch Verpfändung 
232, 238; Aufrechnung 387 A 3; Befeiti- 
gung durch Verkäufer des Grundſtücks 439; 
Nießbrauch 1080; Pfandrecht 1291; An 
legung von Mündelgeld 1807; Verfügung 
des Vormunds 1819, 1821, des Vorerben 
2113, 2114; an vermachten Grundſtücken 
2165, 2168. 
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Grundſchuldbrief 1195; Vorlegung zur Be. Gütergemeinſchaft 1437, 1483; vgl. All- 


richtigung des Grundbuchs 896; Eigentum 


952; ſtaatliche Genehmigung zur Ausgabe 
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gemeine, fortgeſetzte Gütergemeinſchaft. 
Güterrecht, eheliches EG 15, 16, 200; vgl. 
Eheliches Güterrecht. 


Grundſtück, Begriff 873 A 4; mehrere G. Gülterrechtsregiſter 1435, 1405, 1431; Ein- 


873 A 4; Vereinigung, Zuſammenlegung, 
Zuſchreibung 890, EG 113; Teilung 890 
A 1; Nachbargrundſtück 909 A 3, 911 A 2; 
vgl. Rechte an Grundſtücken, Eigentum; 
Beſtandteile 94—96, 873 A 4; Zubehör 
873 A 4; Erzeugniſſe 94; Verbindung einer 
beweglichen Sache mit einem G. 946, 949; 
Preisgabe bei Verzug des Gläubigers 303; 
Grundſtücksüberlaſſungsvertrag 128 A 1, 
313; Verkauf eines G. 435, 436, 446, 449, 
468, 477; Auskunftspflicht des Verkäufers 
über Grenzen, Gerechtſame, Laſten 444; 
Wiederkauf 503; Vorkauf 509; Erwerb 
durch Ausländer 1 A 1, EG 88; Belaſtung 
873 A 5, eines gemeinſchaftlichen G. 1009; 
Vermietung 537, 551, 556, 559—563, 565, 
566; Verpachtung 582; Mängelhaftung bei 
Werkvertrag 638; Wildſchaden 835; Beſitz⸗ 
ſchutz 859; Erſitzung 900; Ausbeſſerung durch 
den Nießbraucher 1044; Vermietung durch 
den Nießbraucher 1056; zum eingebrachten 
Gut gehörendes Grundſtück 1378, 1423; zum 
Geſamtgut gehörendes Grundſtück 1445; 
bei Fahrnisgemeinſchaft 1551; Vermietung 
durch den Vater 1663; Verfügung über 
Grundſtücke des Kindes 1643; des Mündels 
1821, des Vorerben 2113, 2115, 2135; Ver⸗ 
mächtnis eines Grundſtücks 2165. 


Guter Glaube: bei Rechtsgeſchäften mit 
Vereinsvorſtandsmitgliedern 68; gegen⸗ 
über Veräußerungsverboten 135 A 4, bei 
Erwerb anfechtbarer Rechte 142 A 2; bei 
Verfügungen während der Schwebezeit 
einer Bedingung 161; des Schuldners 
bei Abtretung der Forderung 405—407; 
einer Geſel ſchaftsforderung 720; bei Erſatz⸗ 
leiſtung für Entziehung oder Beſchädigung 
einer Sache 851; beim Erwerbe von Grund⸗ 
ſtückszubehör 926; beim Erwerbe beweg⸗ 
licher Sachen 932—936; beim Erſitzungs⸗ 
erwerbe 937, 945; beim Erwerbe von Er⸗ 
zeugniſſen und Beſtandteilen 955, 957; 
im Verhältnis zwiſchen Beſitzer und Eigen⸗ 
tümer 990, 991, 993; des Beſitzers 1007; 
im Verhältnis zwiſchen Nießbraucher und 
Eigentümer 1058; des Erwerbers beweg⸗ 
licher Gegenſtände hinſichtlich der Hypothek 
und der Beſchlagnahme 1121; des Pfand⸗ 
gläubigers 1207, 1208, 1248, gegenüber der 
Nichtigkeit der Ehe 1344, 1345; gegenüber 
der Schlüſſelgewalt der Ehefrau 1357; 
gegenüber Abweichungen vom geſetzlichen 
Güterrecht 1431, 1435; gegenüber der Be⸗ 
endigung der elterlichen Gewalt 1682; 
gegenüber einer irrtümlichen Todeserklä⸗ 
rung 2370; vgl. Glaube, öffentlicher. 

Gute Sitten 138 A 1; Schadenserſatz wegen 
Verſtoß 138 A 2 a. E.; 826, EG 30. 


tragungen bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft 1485 A 8, 1492 A 7, der Aus⸗ 
ſchließung der Fortſetzung der Güter⸗ 
gemeinſchaft 1508 A 4, 1509 A 7, der 
Beendigung der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1545 A 2, der Wiederherſtellung der 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 1548; 
Zuſtändigkeit 1558; vorgeſchriebene Ein⸗ 
tragungen 1558 A 1; Verlegung des Wohn⸗ 
ſitzes des Mannes 1559; Antrag 1560; 
Antragsberechtigung 1561; öffentliche Be⸗ 
kanntmachung der Eintragung 1562; Ein⸗ 
ſicht und Abſchriften 1563. 
Gütertrennung 1426—1431, 1436; bei be- 
ſchränkter Geſchäftsfähigkeit der Frau 
1364; nach Aufhebung der Gütergemein⸗ 
ſchaft 1470; nach Aufhebung der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft 1545; bei Wie⸗ 
derherſtellung der aufgehobenen ehelichen 
Gemeinſchaft 1587; Einfluß auf die Unter⸗ 
haltspflicht 1604 A 3. 
r Verhältniſſe EG 
Gutsüberlaſſungsvertrag 1941 A 5. 
ee Leiſtung an einen Dritten 


H 


Wa Abkommen 1564 A 7; Vorbem 6 vor 

73. 

Haftpflichtgeſetz EG 42; 254 A 4. 

Haftung des Schuldners für Vorſatz und 
Fahrläſſigkeit 276; für Sorgfalt in eigenen 
Angelegenheiten (grobe Fahrläſſigkeit) 277; 
für Hilfsperſonen 278, 254 A 1, 3; bei 
Verzug 286; 

des Staates für Beamte EG 77; des 
Vereins 31; der Vereinsvertreter 42, 58, 
54; der juriſtiſchen Perſonen des öffent⸗ 
lichen Rechtes 88; des Vertretenen 166 A 3, 
278, 831; der Vertreter ohne Vertretungs⸗ 
macht 179; für Augeſtellte 278, 831; bei 
Gläubigerverzug 300; beim Rücktritt 347; 
bei Leiſtung an Erfüllungs Statt 365; bei 
Hinterlegung 379; des Vermögensüber⸗ 
nehmers 419; des Verkäufers 434—441, 
459; des Wiederverläufers 498; des Schen⸗ 
kers 521524; des Vermieters 537— 539; 
des Mieters 548 —550; des Verleihers 599; 
des Unternehmers eines Werkes 633 bis 
637; des Beſtellers 644, 645; des Beauf⸗ 
tragten 664; für Rat und Empfehlung 
676; des Geſchäftsführers ohne Auftrag 
680; des Verwahrers 690, 691; des Hinter⸗ 
legers 694; des Gaſtwirts 701; des Geſell⸗ 
ſchafters 708; des Bürgen 767, 778; bei un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung 818 820; 
aus unerlaubten Handlungen 823 —853; 
aufſichtspflichtiger Perſonen 832; für Tier: 
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ſchaden 833; für Wildſchaden 835; wegen 
Einſturz von Gebäuden 836—838; der 
Beamten 839, 841; des Finders 968; 
des Beſitzers 989—993; des Nießbrauchers 
einer Forderung 1088; des Reallaſt⸗ 
verpflichteten 1108; des Grundſtücks für 
die Hypothek 1118, 1132; des Pfandes 
1210, 1251, 1264; der Ehegatten 1359; des 
Vaters 1664; des Vormundſchaftsrichters 
1674, 1848; des Nachlaßrichters 1960 A 2, 
1985 A 3; des Vormundes und Gegen- 
vormundes 1833; des Beiſtandes 1694; des 
Mündels 1793 A 2; der Familienratsmit⸗ 
glieder 1872; des Erben für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten Vorbem vor 1967, Vor⸗ 
bem 1, 2 vor 2058; des ſchlechtgläubigen 
Erbſchaftsbeſitzers 2024, 2025; des gut⸗ 
gläubigen Erbſchaftsbeſitzers 2025, 2029 
A 2; des Käufers eines Nachlaßanteils im 
Falle der Ausübung des Vorkaufsrechts 
durch die Miterben 2036, 2037; des Mit⸗ 
erben nach Teilung des Nachlaſſes 2060 
A 1; des Vorerben 2131, 2145 A 1; des 
Erbſchaftskäufers 2382, 2383; des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2219, 2227; vgl. Ver⸗ 
waltungsgemeinſchaft, Allgemeine fort⸗ 
geſetzte Gütergemeinſchaft, Errungen⸗ 
ſchafts⸗, Fahrnisgemeinſchaft, Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten, Schaden, Schuldenhaf⸗ 
tung. 

Halbbürtige Geſchwiſter, Ehe ausgeſchloſſen 
1310; Erbrecht 1925 A 3. 

Halber Monat, halbes Jahr 189. 

Handelsgeſellſchaft vgl. Geſellſchaft. 

Handelsmäkler 385, 1221. 

Handelsrichter 839 A 7a. 

Handgeld 336 A 1. 

Handlungsgehilfe, commis interessé 705 A 3. 

Handſchlag an Eides Statt, Verpflichtung 
des Vormundes 1789, des Familienrats⸗ 
mitgliedes 1870. 

Hand wahre Hand 932—936. 

Handwerker, Verjährung der Anſprüche 196. 

Handzeichen 126, 129. 

Hauptmängel beim Viehkauf 482, 492. 

Hauptſache 97 A 5; 98; bei Wandlung 470, 
634; Verbindung, Eigentum 947. 

Haushalt, Begriff 855 A 3, 1361; Beitrag 
des volljährigen Kindes zu den Koſten 1618. 

Haushaltungsgegenſtände, Begriff 1382 A2; 
1640; 1932 A 2; 1969. 

Häuslerrecht EG 63. 5 

Häusliche Gemeinſchaft 1567; Aufhebung 
1567 A 4 a. E.; 1571 A 7; vermögens- 
rechtliche Vereinbarungen 1432 A 3; vgl. 
Herſtellung. 

Aufnahme des Dienſtverpflichteten 617, 

618; mit dem Erblaſſer 2028. 

Häuslicher Wirkungskreis der Ehefrau 1857. 

Hausordnung 550 A 1. 

Hausſtand 855 A 3; 1969 A 2; elterlicher 
Hausſtand 1617—1619. 

Haustier, Haftung für Tierſchaden 833. 

Hausverfaſſung E 57, 58. 


Hausweſen 1356, 1617. 

Hebammen, Verjährung der Anſprüche 196. 

Hecke zwiſchen Grundſtücken 921. 

Heeresverwaltung, Vertreter 89 A 2. 

Heilung der Verfügung eines Nichtberech⸗ 
tigten durch Genehmigung des Berech⸗ 
tigten 185; des Formmangels bei Grund⸗ 
ſtücksübereignung 313, bei der Schenkung 
518, bei Bürgſchaft 766; des Verzugs 284 
A 5, 293 A 1. 

Heimfall vgl. Erbbaurecht. 

Heiratsregiſter 1318; 1324 A 1, 2; 1329; 
1699; Eintragung des Wohnſitzes 10 A 2. 

Heiratsvermittlung 656. 

Hemmung der Verjährung 202 — 205, bei 
Geſamtſchuldverhältnis 425, der Mängel⸗ 
anſprüche des Käufers 477, der Mängel⸗ 
anſprüche des Beſtellers 639; der Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs aus einer Schuld 
verſchreibung auf den Inhaber 802; der 
Erſitzung 939. 

Herabſetzung der Vertragsſtrafe 343, des 
Kaufpreiſes 462, 472, des Werklohns 634, 
des Mäklerlohns 655, des Anteils eines 
Abkömmlings am Geſamtgute bei fort⸗ 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1512, der 
Unterhaltsrente bei Eheſcheidung 1582. 

Herausgabe, Begriff, Ort, Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 985 A 3; Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruchs 870, 931, 934, 985 A 3, 
986 A A; Herausgabe im Wege der Zwangs. 
1 985 A 3, 1973 A 6, 7; 1990 


eines Inbegriffs von Gegenſtänden 260, 
985 A 4; des Erlangten durch den Beauf⸗ 
tragten 667; der ungerechtfertigten Be⸗ 
reicherung 812; des Fundes 969; der 
Nutzungen 987-993; der Früchte 102; des 
eingebrachten Gutes 1421, 1546, 1550; des 
Kindes 1632; des Kindesvermögens 1681; 
des Mündelvermögens 1890; der Erbſchaft 
2103 A 1; der Vorerbſchaft 2130; von 
Schenkungen des Erblaſſers 2287 A3; eines 
unrichtigen Erbſcheins an das Nachlaß⸗ 
gericht 2362; der verkauften Erbſchaft 2374. 
Herrenloſes Grundſtück, Aneignung durch 
den Fiskus 928. EN 
Herrenloſe Sache, Aneignung 958, 959. 
Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft 
1353, 1861, 1564 A 4, 1507 A 3, 4; des 
ehelichen Lebens 1564 A 4; des früheren 
Zuſtandes 249— 251. 95 . 
Hilfsperſonen, Haftung für Verſchulden 
278, 881; vgl. Haftung. 5 
Hinterlegung im Falle des Glaubigerverzugs 
und der Ungewißheit über die Perſon des 
Gläubigers, Gegenſtand 372; zugunſten 
mehrerer Perſonen 380 A 1; Hinter 
legungsſtelle 374, Ech 144; Anzeigepflicht 
des Schuldners 374; Uberſendung an die 
Hinterlegungsſtelle durch die Poſt 375; 
Nücknahmerecht 876, 382, Natur 377 
Wirkung 379; Ausſchluß des Rücknahme⸗ 
rechts 376, Verzicht auf das Rücknahmerecht 
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376 A 2, 382, Wirkung des Ausſchluſſes 378; 


Empfangsberechtigung des Gläubigers 380, 
Erlöſchen 382; Empfangsberechtigung des 


Gläubigers bei zweiſeitigen Verträgen 373; 
Koſten der Hinterlegung 381; Verſteigerung 
der hinterlegten Sache 383, 384, 386; 
Verkauf aus freier Hand 385; 

für Gläubiger eines Liquidationsvereins 
52; als Sicherheitsleiſtung 232235; bei 
beſtehendem Ablöſungsrecht 268, 1150; 
bei Geſamtſchuldverhältnis 422, bei Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis 429, 432; des Ver⸗ 
ſteigerungserlöſes bei Wandlung des Vieh⸗ 
kaufs 489; der Belohnung bei der Aus⸗ 


lobung 660; vertretbarer Sachen 700; | 
der Summe beim Nießbrauch an einer 
Forderung 1077; der einem Nießbrauche 


unterworfenen Wertpapiere 1082; zur Be⸗ 
friedigung des Hypothekengläubigers 1142; 
des Betrags einer Hypothek für den un⸗ 
bekannten Berechtigten 1171; des Pfan⸗ 
des 1217; der Summe bei Verpfändung 
einer Forderung 1281; von Wertpapieren 
des eingebrachten Gutes 1392, des Kindes 
1667, des Mündels 1814, 1818, 1819, 1853; 
von Nachlaßſachen 1960, der Leiſtung für 


die Miterben 2039; von Wertpapieren 
durch den Vorerben 2116; des Privat- 


teſtaments 2248, 2256 A 5; des Erbver⸗ 
trags 2277. 

Hinterlegungsſchein 808 A 1; über Tefta- 
ment 2246; bei gemeinſchaftlichem Teſta⸗ 
ment 2273 A3; bei Erbvertrag 2277. 

Hinterliſt 825 A 3. 

Höchſtbetragshypothek 1190. 

Höchſtbetragsſchiffspfandrecht 1271. 

Höchſtpreisverordnung 134 A 2. 

Hochzeitsgeſchenke 1932. 

Hoffnungskauf 705 A 3. 

Hoher Adel EG 57, 58. 

Höhere Gewalt, Begriff 203 A 2; Hemmung 
der Verjährung 203; Ausſchluß der Haf⸗ 
tung des Gaſtwirts 701; beim Tierſchaden 
833 A 2 a. E.; Verhinderung des Erben an 
der Inventarerrichtung 1996. 

Holographiſches Teſtament 2231. 

Honorar, Verjährung 196. 

Hotel, Hotel garni, Familienpenſion 701 A 1. 

Hydraſyſtem 763 A 1. 

Hypothek, Begriff 1113 und Vorbem; be- 
dingte Hypothek 1113 A 2, 3; Amorti⸗ 
ſationshypothek 1115 A 6, 1163 A 1; Unter⸗ 
ſchied zwiſchen Buch- und Briefhypothek 
Vorbem 2a vor 1113; Zwangshypothek, 
Arreſthypothek Vorbem 3b vor 1113, 1114 
A 4, an mehreren Grundſtücken 1132 A 3; 
Revenüenhypothek 1113 A 1; Belaſtung 
eines Grundſtücksbruchteils 1114; Inhalt 
der Eintragung 1115; Hypothekenbrief, 
deſſen Ausſchluß 1116; Erwerb der Brief. 
hypothek 1117, 1163; Vormerkung des 
Anſpruchs auf Einräumung einer H. 883 
A 8, 888 A 1b, 1114 A 2; 


Haftung des Grundſtücks für Zinſen 
und Koſten 1118; Anderung des Zins⸗ 
ſatzes, Zahlungsorts, der Zahlungszeit 
1119; Erweiterung des Hypothekenrechts 
hinſichtlich der Nebenleiſtungen 877 A 4; 
Erſtreckung der Hypothek auf Erzeugniſſe, 
Beſtandteile, Zubehör 1120 —1122, auf 
Miet- und Pachtzinsforderungen 1123 bis 
1125, auf wiederkehrende Leiſtungen 1126, 
auf Verſicherungsforderungen 1127—1130, 
auf zugeſchriebene Grundſtücke 1131; 

Verſchlechterung des Grundſtücks 1133 
bis 1135; Veräußerungs⸗ und Belaſtungs⸗ 
verbot in bezug auf das Grundſtück 1136; 

Einreden des Eigentümers gegen die 
Hypothek 1137, 1157, 1169; öffentlicher 
Glaube 1138; Widerſpruch gegen eine 
Darlehnsbuchhypothek 1139; Nichtüber⸗ 
einſtimmung von Grundbuch- und Hypo⸗ 
thekenbrief 1140; Erhöhung der Kapital⸗ 
ſumme 877 A 6; Forderungskündigung 
1141; Befriedigung des Gläubigers durch 
den Eigentümer 1142, im Wege der Auf: 
rechnung 387 A 3, 1142; Übergang der 
Forderung auf den befriedigenden Eigen⸗ 
tümer 1143; Aushändigung des Hypo⸗ 
thekenbriefs und der Löſchungsurkunden an 
den Eigentümer 1144, 1145; Verzug des 
Eigentümers 1146; Befriedigung des 
Gläubigers im Wege der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 1147, 1149; Zwangsvollſtreckung 
aus der H. 1113 A 6, 1118 A5; Paſſivlegi⸗ 
timation des eingetragenen Eigentümers 
1148; Ablöſungsrecht 1150; 

Teilung der Hypothek 752 A 2, 880 A 5, 
1151; Teilhypothekenbrief 1145, 1152; 

bertragung der Hypothek und Forderung 
1153, 1156, 1144 A 5; Haftung für die 
Güte einer in Zahlung gegebenen H. 
Vorbem 5b vor 765; Abtretung der Hypo⸗ 
thekenforderung 1117 A La. E., 1154; 
Verhältnis zwiſchen Eigentümer, altem 
und neuem Gläubiger der übertragenen 
Forderung 1156-1159; Pfändung der 
Hypothek 1154 A 1; 

Umwandlung in Briefhypothek 877 A 4, 
1116, in Eigentümergrundſchuld 362 A 2, 
1163; Befriedigung des Gläubigers durch 
den perſönlichen Schuldner 1164, 1166, 
1167; Schuß des perſönlichen Schuldners 
gegen nachteilige Verfügungen des Gläu⸗ 
bigers über die Hypothek 1165, 875 A 3; 
Verzicht 875 A 3, 1165, 1168, 1169; Auf⸗ 
gebot unbekannter Gläubiger 1170, 1171, 
des Gläubigers einer Hypothekenvormer⸗ 
kung 887 A 4; Verwandlung in Grund- 
ſchuld 1177, 877 A 4, 1198; Vereinigung 
von Hypothek und Eigentum 1177; Hypo⸗ 
thek für Zinſen und Nebenleiſtungen, Er⸗ 
löſchen 1178; 8 

Löſchungsvormerkung 1179; Erſetzung 
der Forderung 1180; Befriedigung des 
Gläubigers aus dem Grundſtücke 1181; Auf⸗ 
hebung 1183; Verjährung der H. 902 AJ. 
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Geſamthypothek 1132, 1143; Ver; 
wandlung in Eigentümergrundſchuld 1172; 
Befriedigung des Gläubigers durch den 
Eigentümer 1173, durch den perſönlichen 
Schuldner 1174; Verzicht 1175; Rang 
der Reſthypothek bei Entſtehen einer Teil⸗ 
eigentümergrundſchuld 1176; Befriedigung 
= enger aus dem Grundſtücke 1181, 

Sicherungshypothek 1184; kein 
Hypothekenbrief 1185; keine Eintragung 
des Zinsſatzes 1115 A 5; Umwandlung in 
Verkehrshypothek 877 A 4, 1186; Siche⸗ 
rungshypothek bei Forderungen aus 
Schuldverſchreibungen, Wechſeln, Order⸗ 
papieren 11871189; Höchſtbetragshypo⸗ 
thek 1190; 

Wirkung der Verjährung der Forderung 
auf die Hypothek 223; Hypothek als Sicher⸗ 
heitsleiſtung 232, 238, bei Abtretung der 
Forderung 401, Übernahme einer Hypo⸗ 
thekenſchuld bei Grundſtückskauf 416, 434 
A 1, bei Schuldübernahme 416, 418; Be- 
ſeitigung durch den Verkäufer des Grund⸗ 
ſtücks 439, beim Verkauf von Zubehör 434 
A 3a; Hypothek für Darlehn Vorbem 5 
vor 607; Aufgabe einer Hypothek durch 
den Gläubiger bei beſtehender Burgſchaft 
776; Rangänderung 880, 1165; Zahlung 
der Zinſen durch den Nießbraucher 1047; 
bei der Fahrnisgemeinſchaft 1551; An⸗ 
legung von Mündelgeld 1807; Verfügung 
des Vormundes 1795, 1819, 1821; Er⸗ 
werb einer H. durch den Nachlaßgläu⸗ 
biger 1990; Verfügung über eine zur 
Erbſchaft gehörende Hypothek durch den 
Vorerben 2114; Hypothek au vermachten 
Grundſtücken 2165—2168. 1 

Hypothekenbrief 1116, 1117, 1163; Legiti⸗ 
mation des Gläubigers 1155; Widerspruch 
mit Grundbuch 1140; Aushändigung bei 
Befriedigung des Gläubigers 1144, 1145, 
bei Abtretung 1154, 402 A 1, 163 A 1; 
Teilhypothekenbrief 1145, 1152; Vorlegung 
1160, 1161; Aufgebot 1162; Kraftlos⸗ 


erklärung 1170, 1171; Ausſchluß bei Siche 


rungshypotheken 1185; e 
Vorlegung zum Zwecke der Berichtigung 
des Grundbuchs 896; Eigentum am Hypo- 
thekenbrief 952; Verpfändbarkeit des Hypo⸗ 
thekenbriefs 1204 A 4. „ 
Hypothekentitel des Fiskus EG 91. 


8 


Jagdrecht, Jagd berechtigter 835 WM 1, 5; 
Jagdgemeinſchaft 835 A 9, 958 A 6; 
Störung durch Jagdnachbarn 858 A 5; 
Jagdbeute 99 A 7; Aneignungsverbot, 
Schonzeit 958 A 5; Haftung für Wild- 
ſchaden 835, EG 69 —72. 

1 Berechnung der Friſt 188, 189, 191, 
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Idealvereine 21. 

Immiſſionen 906. 

Imponderabilien, Zuführung 906. 

Inbegriff von Gegenſtänden 260 A 1; Aus⸗ 
kunftserteilung 260, 261; Nießbrauch 1035; 
Pfandrecht 1204 A 5; vgl. Sachen. 

Indoſſable Papiere, Sicherungshypothek 
für die Forderungen aus indoſſablen Pa⸗ 
pieren 1187, 1189; Pfandrecht für dieſe 
Forderungen 1270; Verpfändung 1292, 
12941296; Eingehung einer Verbind⸗ 
lichkeit aus einem indoſſablen Papier durch 
Vater oder Vormund 1643, 1822. 

Inhabergrundſchuld 1195. 

Inhaberhypothek 1187—1189. 

Inhaberpapiere Vorbem 1 vor 793; Sicher⸗ 
heitsleiſtung 234; hinkende 808; unvoll⸗ 
kommene 807; Eigentumserwerb 935, 
1006, 1007; Vermutung des Eigentums 
zugunſten der Gläubiger des Ehemanns 
1362; 

Nießbrauch 1081—1084; Verpfändung 
1293, 1294; 

der Ehefrau 1381, 1392; des Kindes 
1646; des Mündels 1814, 1815, 1820, 
1853; des Vorerben 2116, 2117. 

Inkaſſogeſchäft 21 A 2, 675 A 1. 

Innengeſellſchaft 718 A 6. 

Innung, Rechtsſtellung Vorbem 2 vor 21. 

Inſeln, entſtehende EG 65. 

Intereſſe: Ablehnung der Leiſtung mangels 
Intereſſe 280; Schadenserſatzanſpruch 
wegen Verzugs bei mangelndem Intereſſe 
an der Leiſtung 286, 325, 326; Berückſich⸗ 
tigung bei Feſtſetzung der Vertragsſtrafe 
343; Ausſchluß der Wandlung mangels 
Intereſſe 468; Verlangen von Behörden 
auf Vollziehung von Auflagen im öffent⸗ 
lichen Intereſſe 525, 2194; friſtloſe Kün⸗ 
digung des Mieters bei beſonderem Inter⸗ 
eſſe 542; Wandlung und Minderung beim 
Werkvertrag bei beſonderem Intereſſe 
634; Geſchäftsführung ohne Auftrag 
im öffentlichen Intereſſe 679; Intereſſe 
an der Vorlegung von Urkunden 809; 
berechtigtes Intereſſe an der Mitteilung 
unwahrer Tatſachen 824; Intereſſe des 
Grunddienſtbarkeitsberechtigten und Be⸗ 
laſteten 1020, 1021; Erſetzung der Heirats⸗ 
genehmigung durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht im Iutereſſe des Mündels 1304; 
Einberufung des Familienrats im Inter⸗ 
eſſe des Mündels 1873; Widerſtreit zwiſchen 
dem Intereſſe des Mündels und eines 
Familienratsmitgliedes 1874; 

rechtliches Intereſſe: an der Ein⸗ 
ſicht in eine Urkunde 810; am Fortbeſtehen 
des Pfandrechts 1256, an der Berichtigung 
des Schiffsregiſters 1267; an der Einſicht 
der Ehelichkeitserklärung 1342, der Ehe⸗ 
lichkeitsanfechtungserklärung 1597, der 
Erbſchaftsausſchlagung 1953, des Inven⸗ 
tars 2010, der eine letztwillige Verfügung 
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anfechtenden Erklärung 2081, der Er⸗ 
klärungen des Teſtamentsvollſtreckers 2228, 
des Teſtaments 2264, der Anzeige des 
Erbſchaftsverkäufers 2384; 

vgl. Negatives Vertragsintereſſe. 


Internationales Privatrecht 
Vorbem 7 vor 1; Vorbem 11 vor 104; 
EG 7-31; Geſchäftsfähigkeit 104 A 7, 
EG 7, Entmündigung EG 8, Todeserklä⸗ 
rung EG 9; Vereine EG 10, Form der 
Rechtsgeſchäfte EG 11, unerlaubte Hand⸗ 
lungen Eck 12, Eherecht EG 13—18, ehe⸗ 
liche Kinder EG 19, uneheliche Kinder 
ES 20, 21; Legitimation, Annahme an 
Kindes Statt EG 22, Vormundſchaft, 
Pflegſchaft EG 23; Erbrecht EG 24—26; 
Vorbem 1 vor 1922; Zurückverweiſung 
EG 27, Perſonen ohne Staatsangehörig⸗ 
keit EG 29; Verſtoß gegen die guten Sitten 
EG 30; Vergeltungsrecht EG 31. 
Inventar, Begriff 586 A 2; beim Pacht 
vertrag 586590; des mit einem Nieß⸗ 
brauch belaſteten Grundſtücks 1048; des 
eingebrachten Grundſtücks 1378, 1525; des 
erbſchaftlichen Grundſtücks 2111. 


Inventarerrichtung des Erben 1993; Wir⸗ 
kungen Vorbem 3 vor 1967, 1993 A 1, 
2009; Inventarfriſt 1994— 1999; Eins 
fluß von Nachlaßverwaltung und Nachlaß⸗ 
konkurs auf die Inventarfriſt 2000; Inhalt 
des Inventars 2001; Form 20022004; 


ungetreues Inventar 2005, 2008 A 5; 


Offenbarungseid des Erben 2006, 2008 
A ö; Einſicht des Inventars 2010; Fiskus 
2011; Nachlaßpfleger und Nachlaßver⸗ 
walter 2012; 

der Ehefrau 2008, 1406, 1453; des Erbes⸗ 
erben 1998 A 1; des Miterben 2063; des 
A 2144; bei Erbſchaftskauf 2383 
Se 

Irrtum 119, 121, 122; im Beweggrunde 119 

A 1; entſchuldbarer J. 276 A 3; vgl. 
Willenserklärung; 

bei Selbſthilfe 231; Anfechtung der durch 
einen Dritten getroffenen Beſtimmung der 
Leiſtung wegen Irrtums 318; über die 


Perſon des Geſchäftsherrn 686, 687; 


bei Vergleich 779; Grund zur Anfechtung 
der Ehe 1332, 1333, 1346, einer letztwilli⸗ 
gen Verfügung 2078; bei Erbſchafts⸗ 
annahme über den Berufungsgrund 1949, 
1951 A 4. 

Juriſtiſche Perſon (vgl. Verein), Begriff 
Vorbem 1 vor 21; des öffeutlichen Rechtes 
Vorbem 2 vor 21, 89; des Handelsrechts 
Vorbem 3 vor 21; Internationales Recht 
Vorbem 4 vor 21; 

als Nießbraucher 1061; als Erbe 1922 A8; 
als Miterbe 2044; als Nacherbe 2101, 2105, 
2109; als Vermächtnisnehmer 2163; Er⸗ 
werbsbeſchränkungen EG 86. 
Juriſtiſche Tatſache Vorbem 1 vor 104. 


Alphabetiſches Sach verzeichnis 


K 
Kalender, Beſtimmung der Leiſtungszeit 284. 
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Kapital, Zahlung bei Nießbrauch an einer 
Forderung 1077, 1079. 

Kapitalabfindung an Stelle Rente 844; 
gl. Abfindung. 

Karten 807, EG 102. 

Kaſſageſchäft, Kaſſakontokurreutgeſchäft, 
Kontogeſchäft 764 A 2; Anerkennung des 
Saldos 764 A 3. 

Kaſſen, Zahlung aus öffentlichen Kaſſen 
EG 92. 


Kaſtellanverträge 184 A 1. 

Kauf 433514; Begriff 433 A 1; Unter: 
ſchied von anderen Verträgen 433 A 3; 
Gegenſtand des Kaufes 433 A 6; Über⸗ 
gabe der Sache 433 A 8, 446 A 4; Pflichten 
des Verkäufers 433 A 8, des Käufers 433. 
A 9; Abnahme der Sache 433 A Ib; 
AN 433 A 11; Leiſtungszeit 483 
9 1 2 

Übergang der Gefahr und der Nutzungen 

446; Gefahrübergang beim Verfendungs- 

kauf 447, beim bedingten K. 446 A 4; 

Koſten der Übergabe und Abnahme 448, 

bei Grundſtückskäufen 449; Gefahrübergang 

vor der Übergabe, Verwendungen des Ver: 
ee 0 Rücktrittsrecht des Verkäufers 

454, 455; 

Kaufpreis: 433 A 7; Verzinſung 
452; Stundung 452; Marktpreis 453; 
Eigentumsvorbehalt 455; Verbot des 
Kaufes bei der Zwangsvollſtreckung, dem. 
Pfandverkauf 456—458; 

Gewährleiſtung wegen Rechtsmän⸗ 
gelu: 434; Beſeitigung grundbücherlicher 
Rechte 435; öffentliche Abgaben und 
Laſten 436; Haftung des Verkäufers beim 
Forderungs⸗ und Rechtskaufe 437, 438, 451; 
Ausſchluß der Haftung für Rechtsmängel 
bei Kenntnis des Käufers 439; Rechte des 
Käufers bei Nichterfüllung der Pflichten des 
Verkäufers 440, 441; Beweislaſt 442; 
Abreden über die Gewährleiſtung 443; 
Auskunftspflicht des Verkäufers 444; 

Haftung für Sachmängel, zugeſicherte 
Eigenſchaften 459; Zuſicherung von Eigen⸗ 
ſchaften bei Kauf nach Probe oder Muſter 
494; vertragsmäßige Erlaſſung oder Be⸗ 
ſchränkung der Haftung 476; Rechte des 
Käufers bei Mangel einer Gattungsſache 
480; Wirkung der Kenntnis des Käufers 
vom Sachmangel auf die Haftung des 
Verkäufers 460; keine Haftung für Sach⸗ 
mängel öffentlich verſteigerter Sachen 
461; Haftung für die zugeſicherte Größe 
eines Grundſtücks 468; Wandlung und 
Minderung 462, 320 A 7; Konkurrenz 
mit anderen Anſprüchen 462 A 1; 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 463; 
Wirkung vorbehaltloſer Annahme mangel- 
hafter Sachen 464; Annahme der Sache 
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464 A 2; Nachbeſſerung der Kaufſache 
459 A 3 B la, 5d; Vollziehung der 
Wandlung und Minderung 465, 467 A 2; 
Durchführung der Wandlung 466—471; 
Friſtſetzung zur Erklärung 466; Zuläſſig⸗ 
keit und Ausſchluß der Wandlung 467 A 2, 
474; Wandlung bei Mehrheit der ver⸗ 
kauften Sachen 469, 471; Erfüllungsort 
für die Wandlung 467 A 3; Haupt⸗ und 
Nebenſache 470; Durchführung der Min⸗ 
derung 472—475; Berechnung der Min⸗ 
derung 472, 473; Beteiligung mehrerer 
Perſonen an der Minderung 474; gleich- 
zeitige Geltendmachung von Wandlung 
und Minderung 475; 

Verjährung der Gewährfeiftungsan- 
ſprüche 477; einredeweiſe Geltendmachung 
der Gewährleiſtungsanſprüche nach Ver⸗ 
jährung 478; Aufrechnung des Schadens⸗ 
erſatzanſpruchs nach Verjährung 479; 

Viehkauf 481—492; Hauptmängel, Ge⸗ 
währfriſten 482—484; Pflicht der Anzeige 
der Mängel 485; vertragsmäßige Anderung 
der Gewährfriſt 486; nur Wandlung 487; 
Nebenforderungen des Käufers beim Wand⸗ 
lungsanſpruch 488; einſtweilige Ver⸗ 
fügung bei Rechtsſtreit über Mängel 
489; Verjährung des Wandlungsanſpruchs 
490; Rechte des Käufers bei Mängeln der 
Gattungsſache 491; Haftung für zuge⸗ 
ſicherte Eigenſchaften 492; 

Kauf bricht nicht Miete 571; Anwendung 
der Grundſätze auf andere entgeltliche Ver⸗ 
träge 445, 493; Kauf einer Erbſchaft 
2371, nach Probe oder Muſter 494, auf 
Probe oder Beſicht 495, 496 

Wiederkauf: Erklärung, Preis 497; 
Umfang der Herausgabepflicht 498; Ver⸗ 
fügung des Wiederverkäufers 499; Ver⸗ 
wendungen des Wiederverkäufers 500, 
501; Schätzungswert als Preis 501; ge⸗ 
meinſchaftliches Wiederkaufsrecht 502; Be⸗ 
friſtung der Ausübung 503; Mehrheit 
von Wiederkaufsverpflichteten 502 A 4; 
Sicherung des Anfpruchs durch Vormerkung 
833 A 10; Verjährung 503 A 3; Unterſchied 
vom Vorkauf 1094 A 5; 

Vorkauf 504; Form 313 A 1c, 504 
A 3, 505; Ausübung 505; Rücktrittsvor⸗ 
behalt des Verpflichteten 506; Neben⸗ 
leiſtungen 507; Preis 508; Stundung 
509; Mitteilungspflicht 510; Befriſtung 
des Vorkaufsrechts 510; Kindskauf 511; 
Ausſchluß des Vorkaufsrechts 512; ge⸗ 
meinſchaftliches Vorkaufsrecht 513; Über⸗ 
tragbarkeit 514; Sicherung des Anſpruchs 
durch Vormerkung 883 A 10; Verzicht 
504 A 4; Verjährung 510 A 3. 

Kaufähnliche Geſchäfte 445, 493. 

Kaufmann, Verjährung der Anſprüche 196; 
Haftung für Verkehrsſicherheit der Ge⸗ 
ſchäftsräume 823 A de. 


Kauſalzuſammenhang Vorbem 3 vor 249, | 


Vorbem 5 vor 823. 


Kautionshypothek 1190. 

Kautionspfand recht 1271, 1272. 

Kellerrecht 434 A 3a; 903 A 2. 

Kennenmüſſen 122. 

Kenntnis der Anfechtbarkeit 142, des Ver⸗ 
treters 166, des Mangels und Erlöſchens 
der Vollmacht 169, 173, 178, 179, der 
Unmöglichkeit der Leiſtung 307, der Ab⸗ 
tretung 405—408, der Mängel der Kauf⸗ 
ſache 439, 460, 464, der Mängel der Miet 
ſache 539, der Zugehörigkeit zum Geſell⸗ 
ſchaftsvermögen 720, der Nichtſchuld 814; 
der Berufung zur Erbſchaft 1944; Aus⸗ 
ſchluß der Gutgläubigkeit 892, 932; vgl. 
Guter Glaube. 

Kettenhandel 433 A 1a, 826 A Dn: Ver 
ordnung betr. den K. 134 A 2. 

aue durch den Nießbraucher 
1037. 

Kinder, eheliche 1591, 1592; Wohnſitz 11; 
Erbrecht 1924, 2068; 

uneheliche 1705—1718; Wohnſitz 11; 
aus nichtigen Ehen 16991704; Heraus⸗ 
gabe des gemeinſchaftlichen Kindes nach 
Nichtigkeitserklärung der Ehe 1383 A 9; 
aus nichtigen Ehen 1699—1704; 

unverheiratete, Unterhalt 1602, 1603; 
Verjährung der Anſprüche gegen die Eltern 
204; vgl. eheliche, uneheliche Kinder, Ehe, 
Elterliche Gewalt, Unterhalt. 

Krindskauf 511. 

Kirchenbaulaſt EG 132. 

Kirchliche Verpflichtungen in bezug auf die 
Ehe 1588; vgl. Trauung. 

Klagerhebung Vorbem 7 vor 104; 209 A 1; 
als Mahnung 284, 291 A 1; Unter: 
brechung der Verjährung 209, 211, 212, 
9225 Wirkung bei gegenſeitigen Verträgen 

2 

Kleider der Ehefrau 1362, 1366, 1477; des 
Kindes 1650. 

Kleiderablage, Haftung des Wirtes 690 A 1: 
Marken 807 A 1. 

Kleingarten⸗ und Kleinpachtordnung 581 
A 1; Vorbem 3 vor 598. 

Kloſtergelübde, vermögensrechtliche Bedeu⸗ 
tung 1 A 1. 

Kodizille 1937 A 1, 2086 A 1. 

Kolliſionsnormen Vorbem 7 vor 1. 

Kommunale Körperſchaft, Mündelſicherheit 
der Schuldverſchreibungen 1807. 

Kommunalverband, Haftung für Beamte 
89 A 3; Aufrechnung gegenüber deſſen 
Forderungen 395. 

Konfuſion, Vorbem 2 vor 241; bei Geſamt⸗ 
ſchuldverhältniſſen 425; bei Geſamtgläu⸗ 
bigerverhältniſſen 429; Wirkung auf Rechte 
an Grundſtücken 889; beim Nießbrauch 
1063; bei der Hypothek 1164, 1173, 1177; 
beim Pfandrecht 1256; bei Erbgang 
1922 A 7; Beendigung bei Nachlaßkonkurs 
und Nachlaßverwaltung 1976; Beendigung 
bei der Unzulänglichkeitseinrede 1991; 
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Beendigung durch Eintritt der Nacherb- 
folge 2143; bei Vermächtnis einer For⸗ 
derung gegen den Erben 2175; bei Erb⸗ 
ſchaftskauf 2377. 
Konkurrenzklauſel 138 A 1, 226 A 1, 339 
A 3; Vorbem 4 vor 611, 611 A 1. 
Konkurrenzverbot 138 A 1; 157 A 3; 706 
A 5; vgl. Wettbewerbsverbot. 
Konkurrierendes Verſchulden 254, 846. 
Konkurs, weſeutliche Vermögensverſchlech⸗ 
terung 321 A 2; Wohnſitz des Gemein⸗ 
ſchuldners 7 A 1; Gläubigeraufechtung, 
unerlaubte Handlungen Vorbem 2d vor 
823; Anmeldung im K. als Unterbrechung 
der Verjährung 209, 214; Verjährung feſt⸗ 
geſtellter Anſprüche 218; Wirkung nach 
Unterbrechung der Verjährung 211 A 2; 
Wirkung auf Hinterlegung 377, auf Schuld⸗ 
übernahme 418, auf Wandlung 467 A2 a. E., 
auf Abtretung, Mitübergang der Vorzugs⸗ 
rechte 401 A 2; Zurückbehaltungsrecht 273 
A 1, 5; 1000 A 2; Vorkaufsrecht 512, 1098; 
Wirkſamkeit von Veräußerungsverboten 
135 A 2 a. E.; 

K. des Vereins 42, 74, 75, der Stiftung 
86; bei öffentlichrechtlichen Körperſchaften 
89; des Verſprechensempfängers beim Ver⸗ 
ſicherungsver trage 330 A 1; Einfluß bei 
Miete und Pacht 556 A 3, 568 A 1, 585 
Al; K. des Dienſtheren oder Werkbeſtellers 
620 A 3, 675 A5; des Verwahrers 697 A 2; 
des Gaſtes 704 A 4; der Geſellſchaft 718 
A 1 a. E.; des Geſellſchafters 728, 736; 
des Teilhabers einer Bruchteilsgemeinſchaft 
741 A 2, 747 A 1, 749 A 2, 755 A 4; des 
Leibrentenſchuldners 759 A 1, 761 A 4; 
Wirkung auf die Bürgſchaft 767 A 2, 768 
A 2, 773, 774 A 3; auf die Anweiſong 791 
A 2; auf bereits abgegebene Erklärungen 
über Grundſtücksrechte 878 A 3; Sicherung 
des Anſpruchs des Konkursverwalters auf 
Rückübertragung eines Grundſtücks durch 
Vormerkung 883 A 2; Wirkung auf einen 
eingetragenen Widerſpruch 899 A 2; 

K. der Ehefrau 1411 A 2; des Ehemanns, 
Beendigung der Nutzuießung und Verwal⸗ 
tung 1419, 1421 A 5; Wirkung auf all⸗ 
gemeine Gütergemeinſchaft 1459 A 13; auf 
fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 1488 A 5; 
1494 A 3, 1497 A 4; auf Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft 1530 A 7, 11, deren Beendi⸗ 
gung 1543, 1546 A 7, 1547; bei Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft 1557 A 5; K. des elterlichen 
Gewalthabers 1668 A 2; des Vaters, Be⸗ 
endigung der Vermögensverwaltung des 
Vaters 1647; Wirkung auf die Vormund⸗ 
ſchaft 1781, 1886; K. des Vormunds 1833 
A 2; des vorläufigen Erben vor der Aus- 
ſchlagung 1959 A 5; vgl. Nachlaßkonkurs. 

Konkursverwalter, Rechtsſtellung Vorbem 2 
vor 164, 839 A 2; bei gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen 320 A 9; Verfügungen des Konkurs⸗ 
verwalters Vorbem 7 vor 104, über Zu⸗ 
behörſtücke 97 A 1, über einen Erbſchafts⸗ 


Sachverzeichnis 


gegenſtand bei Nacherbfolge 2115 A 2; 
Kaufsverbot 457. 

Konſortialvertrag Vorbem 1 vor 705. 

Kontokorrent, Aufrechnung 387 A 6; An⸗ 
erkennung eines Saldos 764 A 3; Konto⸗ 
korrentbürgſchaft 765 A 5. 

Kontrahieren mit ſich ſelbſt 181. 

Konvaleſzenz vgl. Heilung. 

Konverſion 140. 

Konzentration der Gattungsſchuld 243 A 3; 
Wahlſchuld 263 A 2. 

Körper des Meufchen 90 A !; Beſichtigung 
809 A 2; Verletzung 823 A 5, durch Tiere 
833, durch Einſturz von Gebäuden 836; 
Umfang des Schadens 845; Erſatz des 
Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, 
Schmerzensgeld 847. 

Körperſchaft, öffentlichrechtliche, Haftung 
für Vertreter 89; 823 A 12. 

Korreſpektive Verfügungen 2270, 2298. 

Koſtbarkeiten, Hinterlegung 372; Haftung 
des Gaſtwirts 702; Koſtbarkeiten des 
Kindes und Mündels 1667, 1818, 1819, des 
Erblaſſers 1960. 

Koſten der Todeserklärung 1967 A 3; der 
Fruchtentziehung 102; des Offenbarungs⸗ 
eides 261; Anrechnung einer Leiſtung auf 
Koſten 367; desgl. bei Aufrechnung 396; 
Koſten der Quittung 369; der Hinter⸗ 
legung 381; der Verſteigerung der hinter⸗ 
legten Sache 386; der Abtretungsurunde 
403; der Übergabe und Abnahme der ge⸗ 
kauften Sache 448; bei Grundſtüdskauf 449, 
925 A 9; der Kündigung und Rechtsverfol⸗ 
gung bei Bürgſchaft 767; der Verſchafſung 
neuer Schu dverſchreibungen auf den In⸗ 
haber 798—800; der Vorlegung von Sachen 
811; der Berichtigung des Grundbuchs 897; 
der Abmarkung 919; der Aufbewahrung, 
Verſteigerung gefundener Sachen 984, 970 
A 1; der Erhaltung einer Sache im Verhält⸗ 
nis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 994; 
der Beſtellung eines landwirtſchaftlichen 
Grundſtücks bei der Herausgabe durch den 
Beſitzer 908; der Aufſtellung des Wirtſchafts⸗ 
plans 1088, 2128; Hrpothek für Koſten, Er⸗ 
löſchen 1178; Haftung des Grundſtücls 1118, 
des Pfandes 1210, des Schiffes 1246; Koſten 
der Erhaltung des eingebrachten Gutes 
1384, des Rechtsſtreits zwiſchen Ehegatten 
1387 A 6; des Rechtsſtreits der Frau 1387, 
1412, 1416, 1460, 1463, 1464, 1532, 1535, 
1536, des Rechtsſtreits des Unterhalts⸗ 
berechtigten 1610 A 4, des Kindes 1654; 
der Schwangerſchaft 1715, 1716, 1963, 
2141; der Sicherheitsleiſtung des Vaters 
1672, des Vormundes 1844; des Auf⸗ 
gebots der Nachlaßgläubiger 1965, 2061; 
des Verzeichniſſes des Nachlaſſes 2121, 
2215, 2314; Rückerſtattung zu Unrecht ein 
gezogener K. EG 104. 5 

Koſtenanſchlag 631 A 1, 632 A 2; Über⸗ 
ſchreitung 650. 
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e ee des Ehemanns 1387 
6 


Koſtkinder 1773 A 4. 

Kraftloserklärung der Vollmachtsurkunde 
176; Gewahrleiſtung des Verkäufers eines 
Wertpapiers 437; verlorener Schuldver⸗ 
ſchreibungen auf den Inhaber 799, 800; des 
Hypothekenbriefs 1162; eines unrichtigen 
Erbſch ins 2361; von Karten und Marken 
EG 102. 

Krankenkaſſe, Rechtsſtellung Vorbem 2 vor 
21; Vertretung 28 A 8. 

Krantheit, Fürſorgepflicht bei Dienſtvertrag 
617; Enıbehrlichteit der Zuſtimmung eines 
Ehegatten zu Erklärungen des andern 
Ehegatten wegen Straniheit 1358, 1379, 
1401, 1447, 1450; Ablehnung der Vor⸗ 
mundſchaft wegen Krankheit 1786. 

Kranzgeld 1300 A 4. 

Kreatſonstheorie 793 A 1. 

Kreditanſtalt, Zinſeszins 248; Bezugnahme 
auf Satzungen bei der Hypothekenein⸗ 
tragung 1115, Anlegung von Mündelgeld 
1807. 

Kreditanweiſung, Kreditbrief 778 A 4; Vor⸗ 
bem 3 vor 783. 

Kreditauftrag 778; Kündigung 671 A 3, 778 

> 


Kreditbürgſchaft Vorbem 5 vor 765; 765 
A 6 


Kreditgefährdung 824; 1004 A 7. 

Kreditgeſchäfte des Vormundes, des Vaters 
1642, 1822. 

Kreditvertrag 610 A 1. 

Kreditwürdigkeit, Auskunft 123 A 2; falſche 
Auskunft 826 A 2, 5 h. 

Krieg, Begriff 15 A 1; Todeserklärung 15, 
eines Kriegsgefangenen 15 A 2, eines Ehe⸗ 
gatten 1348 A 2; Einfluß des K. auf 
Vertragserfüllung 241 A 1, Darlehn 610 
A 4, Dieuſtvertrag 626 A 1 a. E.; Ver⸗ 
ſchlechterung der Vermögenslage 321 A 2; 
Unmöglichkeit der Leiſtung infolge K. 275 
A 2; Mietrecht und Mieterſchutz während 
des K. Vorbem 9 vor 535, 553 A 1; Kriegs- 
klauſel bei Verträgen 157 A 3, beim Kauf 
433 A tb; A 10h, ss. 

Kumulative Schuldübernahme 414 A 1, 
Vorbem 6d vor 765; 766 A 1. 

Kündigung, Weſen 107 A 2, 609 A 2; be⸗ 
dingte, verſpatete 565 A 4; durch Klag⸗ 
erhebung 127 A 2, 284 A 3; durch⸗Minder⸗ 
jahrigen 107 A 2; Verhältnis zum Rücktritt 
346 A 1; 

der Vollmacht 168 A 1; Wirkung auf 
die Verjährung 199; wegen übermäßiger 
Zinſen 247; durch den Zeſſionar 410; 
bei Geſamtſchuldverhältuis 425; bei Ge- 
ſamigläubigerverhältnis 429; der Miete 
542544, 553555, 564, 565; der Pacht 
595, 596; der Leihe 605; des Darlehns 
609; des Dienſtvertrags 620—624; des 
Uẽternehmers 643; des Beſtellers 649, 650; 


des Auftrags 671; der Geſellſchaft 705 A 4, 


728725, 786; der Geſchäftsführung bei 
der Geſellſchaft 712, 715 A 1; der Ge⸗ 
meinſchaft 749, 751; der Bürgſchaft 765 
A 7; des Kreditauftrags 671 A 3, 778 A 2; 
der Forderung beim Nießbrauch 1074, 
1077; der Hypothek 1118, 1141, 1156, 
1160; der durch Hypothek geſicherten For⸗ 
derung 1141; der Eigentümergrundſchuld 
1177; der Grundſchuld 1193; der Renten⸗ 
ſchuld 1202; der verpfandeten Forderung 
1283, 1286; der Verbindlichkeiten der Frau 
durch den Ehemann 1358, 1399 A 2; der 
Erbengemeinſchaft 2044; durch den Vor⸗ 
erben 2114; des Amtes des Teſtaments⸗ 
vollitreders 2226. 

Künftige Verbindlichkeiten, Bürgſchaft 765 
A 6; Vormerlung 883; Hypothek 1113; 
Pfandrecht 1204, 1209. 

Künftiges Vermögen 310. 

Kunſtgewerbetreibende, Verjährung der 
Farderung 196. 

Kurswert bei Sicherheitsleiſtung 234, 236; 
bei Zahlung einer in auslandiſcher Wah⸗ 
rung ausgedrückten Geldſchuld 244. 


x 


Lagerſchein 793 A 1. 
Landesbeamte, Eheſchließung 1315. 
Landesgeſetze EG 3, 55, 218; maßgebend für 
das Verfahren bei Entziehung der Rechts⸗ 
fähigleit eines Vereins 44, für den Ab⸗ 
ſtand von Grenzanlagen 907, für das Ver⸗ 
fahren der Abmarkung 919, für Heirat 
der Beamten 1315, für Annahme der Vor⸗ 
mundſchaft durch Beamte 1784, für die 
Mündelſicherheit von Hypotheken 1807. 
Landesherr EG 57. 
Landesjuſtizverwaltung, Anordnungen über 
die Führung des Güterrechtsregiſters 1558. 
Landesregierung, Bewilligung der Be⸗ 
freiung von Ehehinderniſſen 1322; Ehe⸗ 
lichkeitserklarung 1723; Befreiung von 
den Erforderniſſen der Annahme an Kindes 
Statt 1745. ; 
Landgut, 98 A 10; Zubehör 98; Feſtſtellung 
des Ertragswertes EG 137; Verpachtung 
598, 594; Nießbrauch 1055; Herausgabe bei 
Beendigung der Verwaltungsgemeinſchaft 
1421, bei fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 
1515; des Kindes 1663; Pachtvertrag 
über ein Landgut des Mündels 1822; bei 
Erbauseinanderſetzung 2049; bei Nach⸗ 
erbſchaft 2130; Übernahme durch den 
Pflichtteilsberechtigten 2312. 
Landwirtſchaftliche Erzeugniſſe, Zubehör 
98; bei Beendigung der Pacht 598. 
Landwirtſchaftliches Grundſtück, Pacht 582, 
592; Nießbrauch 1055; Beſtellungskoſten 
bei der Herausgabe durch den Beſitzer 
998; Herausgabe bei Beendigung der 
Verwaltungsgemeinſchaft 1421; des Kin⸗ 
des 1663; bei Nacherbſchaft 2130; 
Verhaltnis zwiſchen Beſitzer und Eigen⸗ 
tümer wegen der Früchte 998. 


Die Zahlen bedeuten d 


Liquidation des Vereins 47—53, vgl. Ver⸗ 
ein; der Stiftung 88 A 2. 
Lizenzvertrag 433 A 6b; Vorbem 1 vor 535. 
Lohnforderungen, Verjährung 196; Aufrech⸗ 
nung 394 A 1, 614 A 1; Einbehaltung 614 
Lohnkutſcher, 
Löſchung von 
Zuſtimmung 
ormerkung des 


Verjährung der Anſprüche 196. 

Rechten an Grundſtücken 875; 
Dritter zur Löſchung 876; 

\ | Rechtes auf Löſchung 883 
bis 888; Wirkung der Löſchung 891, 901; 
Loſchung der Hypothek 1144; Vormerkung 
des Anſpruchs auf Löſchung der Eigen- 
tümerhypothek 1179; Löſchung des Schiffs. 
pfandrechts 1262, 1263, 1267; Verpflich⸗ 
tung des Verkäufers zur Löſchung nicht 
beſtehender Rechte 435; zu Unrecht erfolgte 
V. 87/9 A 8. 

Löſchungsbewilligung 1168 A 1, 1144 A 4. 

Löſchungsvormerkung 1179. 

Los, Entſcheidung durch Los, bei der Ver⸗ 
teilung der ausgelobten Summe 659, bei 
Teilung unter die Teilhaber einer Bruch- 
teilsgemeinſchaft 752, bei Auseinander- 
ſetzung unter Miterben 2042. 

Lotterielos 793 A 1; Fälligkeit der Gewinne, 
Friſt zur Abholung 801 A 1; Verjährung 
der Anſprüche aus dem Vertriebe 196: 
Kauf 763 A 5. 

Lotterievertrag 763; Rückforderung des Ein⸗ 
ſatzes 762 A 3; Lotteriegeſellſchaft 718 
A 4, 6; 763 A 1; Tod eines Beteiligten 
727 A 1. 

Luftraum 905, 93 A 6. 


M 


Mahnung als Vorausſetzung des Verzugs 
284; durch den Zeſſionar 410; des Hypo. 
e bei Briefhypothek 1160; 
286 A 2. 


Mahnverfahren, Zuſtellung des Zahlungs⸗ 
befehls als Verjährungsunterbrechung 209, 
213; Zahlungsbefehl als Mahnung 284. 

Mäklervertrag, Begriff, Abgrenzung von 
anderen Verträgen 652, Vorbem 1 vor 
652, Vorbem 1 vor 164; Mäklerlohn 652, 
053, deſſen Ausſchluß 654; Herabſetzung 
des Mäklerlohns 655; Recht auf Einſicht 
des Schriftwechſels 810 A 5; Widerruf 652 
A 1; Tod einer Vertragspartei 652 A 2b 
a. E.; Untermäkler Vorbem 1 vor 652; Ehe⸗ 
mäkler 656. 

Malen, Eigentumserwerb 950. 

Mängel im Rechte und an der Sache: 
bei Leiſtung an Erfüllungs Statt 365; beim 
Kaufe 434—439, 459; bei der Schenkung 
523, 524; bei der Miete 537, 540; bei der 
Lethe 600; beim Werkvertrag 633635; bei 
Aufhebung der Gemeinſchaft 757; Mängel 
im Rechte: beim Erbſchaftskaufe 2376; 
vgl. Kauf, Miete, Werkvertrag, Gemähr- 
leiſtung. 

Marineteſtament Vorbem vor 2229 EG 44, 49. 
BGB, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III 


ie Paragraphen des BGB 961 

Marken 807; EG 102. 

Marktpreis 453, 433 A 7b; vgl. Börſenpreis. 

Maſchinen, Beſtandteilseigenſchaft 93 A 2, 5; 
94 A 2, 7; Zubehör 97 A 3, 98; Lieferung 
651 A 3. 

Maſchinenſchrift, Anwendung beim eigen⸗ 
händigen Teſtament 2231 A 4. 

Mauer zwiſchen Grundſtücken 921. 

Er und Maultiere, Mängel beim Kauf 
481. 

Maximalhypothet 1190. 

Mehraufwendungen des Schuldners bei 
Verzug des Gläubigers 304. 

ä von Willenserklärungen 133 

1. 


Mehrfacher Wohnſitz 7. 

Mehrheit von Leiſtungen 262; von Be⸗ 
teiligten beim Rücktritt 356; Anrechnung 
von Leiſtungen auf eine Mehrheit von 
Forderungen 366; Quittung bei einer 
Mehrheit von Glaubigern 369; Aufrech⸗ 
nung bei einer Mehrheit von Forderungen 
396; Wandlung und Minderung bei einer 
Mehrheit von Sachen 469-472, bei einer 
Mehrheit von Berechtigten 467, 474; von 
Wiederkaufsberechtigten 502, von Vor⸗ 
kaufsberechtigten 513; von Beſchenkten 
528; bei der Auslobung 659, 660; von 
Bürgen 769; von Schädigern 830, 840; 
von Beſitzern 866; von Grundſtücken 890; 
von Pfandern 1230; von Pfandgläubigern 
1232; von Pfandrechten an Forderungen 
1290; von Vormundſchaften 1786; von 
Vormündern 1797; von Erbteilen 1951, 
2007; von Erben Vorbem vor 2032; von 
Vermachtnisbeſchwerten 2148, von Ver⸗ 
mächtnisbedachten 2151 bis 2153, 2157, 
2158; von Teſtamentsvollſtreckern 2219, 
2224. 

Vgl. Geſamtgläubigerrecht, Geſamt⸗ 
ſchuldverhältnis, Miteigentum, Miterben. 

Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen Eltern 
und Pfleger 1629, zwiſchen Eltern 1634, 
zwiſchen Vater und geſetzlichem Vertreter 
1676, zwiſchen Vormündern 1797, 1798; 
zwiſchen mehreren Teſtamentsvollſtreckern 
2224 A 2. 

Meliorationsdarlehn EG 118. 

Mergel, Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037 


Meſſen der Kaufſache, Koſten 448. N 

Miete, Rechtliche Natur, Unterſchied von 
anderen Verträgen Vorbem 1, 2 vor 
535, vom dinglichen Wohnungsrecht Vor. 
bem 3 vor 535; Einquartierungslaſten 
546 A 1; Einwirkung der Enteignung 571 
A 2, 6, der Zwangsverſteigerung Vorbem 
7b vor 535; 571 A 6; Zivilprozeſſuale 
Beſtimmungen Vorbem 8 vor 585, 556 
A 1; mehrere Mieter 552 A 1; mehrere 
Vermieter 551 A 1, 743 A 1; geiverbs. 
mäßige Vermietung 196; Untermiete 549; 
Einfluß des Konkurſes des Mieters auf die 
Untermiete 556 A 3; Ende des Mietverhält. 
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Landwirtſchaftliche Kreditanſtalten EG 167. 

Land⸗ und Forſtwirtſchaft Treibende, Ver⸗ 
jährung ihrer Anſprüche 196. 

Laſten einer Sache 103; öffentliche 436 A 1; 
privatrechtliche 1385 A 6; ordentliche, 
außerordentliche 2126 A 1; 995 A 1; Ein⸗ 
tragung der öffentlichen L. ins Grundbuch 
873 A 5; 

Haftung des Verkäufers 436, 446; Aus⸗ 
kunftspflicht des Verkäufers eines Grund⸗ 
ſtücks 444; Laſten der vermieteten Sache 546, 
des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 748; 
des Beſitzers 995; der Sache beim Nießbrauch 
1047; des eingebrachten Gutes 1385, 1529, 
1531; des Kindesvermögens 1654; der Erb⸗ 
ſchaft, Beſtreitung durch den Erbſchafts⸗ 
beſitzer 2022; bei der Nacherbſchaft 2126; 
der vermachten Sache 2185; beim Erb⸗ 
ſchaftskauf 2379. 

Leben, Verletzung 823 A 4. 

Lebensalter, Berechnung 187; Einfluß auf 
Verantwortlichkeit bei unerlaubten Hand⸗ 
lungen 828. 

Lebensbedarf, Maß des Unterhalts 1610. 

Lebensberuf 1610, 1708, 2050. 

Lebensgefahr, Todeserklärung 17, 20; Unter- 
laſſung des Aufgebots 1316. 

Lebensgemeinſchaft, eheliche 1353, 1360. 

Lebensnachſtellung, Scheidungsgrund 1566, 
1568 A 4; Beſchränkung des Unterhalts 


1611; Verweigerung der Ausſtattung 1621 
Pflichtteilsentziehung 2333; Erbunwürdig⸗ 


keit 2339. 


Lebensvermutung 19. 

debensverſicherung 330 A 2; Gegenſtand 
des eingebrachten Gutes 1522 A 4; Lebens- 
verſicherungspolice 808 A 3, Eigentum 952 
A 4, Verpfändung 1204 A 4. 

Lebenszeit, Mietvertrag 567; Dienſtvertrag 
624; Geſellſchaft 724; Leibrente 759. 

Legalitätsgrundſatz für Grundbucheinträge, 
Vorbem 3b vor 873. 

Legitimation unehelicher Kinder EG 22, durch 
nachfolgende Ehe 1719—1722, durch Ehe⸗ 
lichkeitserklärung 17231740; des Mündels 
1883; Einfluß auf den Wohnſitz 11; vgl. 
Ehelichkeitserklärung, Nachfolgende Ehe. 

eee qualifizierte 808; EG 


Lehen EG 59. 
1 Gewinnung durch den Nießbraucher 
70 

Lehrer EG 80, 81; Verjährung der Anſprüche 
196; Abtretung des Gehaltsanſpruchs 411; 
Verſetzung 570; Kündigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes 622; Aufſichtspflicht 832 A 5; 
vgl. Züchtigungsrecht. 

Lehrherr, Lehrling, Verjährung der An⸗ 
ſprüche 196; Haftung des Lehrherrn 831 
A 2, 832 A 5. 

Lehrvertrag, Abſchluß durch den elterlichen 
Gewalthaber 1630 A 2, durch den Vor⸗ 
mund 1822; Auhörung des Mündels 1827. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Leibesfrucht 1 A 4; Erbfähigkeit 1923; 
Pflegſchaft 1912, 1918; vgl. Empfangene 
Menſchen. 

Leibgedingsvertrag 759 A 5, EG 96; Ein 
tragung ins Grundbuch 874 A 3. 

Leibrente, Begriff 759; Entſtehung der Ver 
pflichtung durch letztwillige Verfügung 759 
A 2; zugunſten eines Dritten 330; Leib 
rentenſchenkung 761 A 4; Leiſtungszeit 760; 
Form des Vertrags 761; Nießbrauch 1073; 
Verzug des Schuldners 759 A 2; Konkurs 
des Schuldners ON I, 761 A 4; Ver 
jährung 760 A 3. 

Leibzuchtsvertrag ES 96. 

Leichnam, menschlicher 90 A 1; Recht der 
Hinterbliebenen am L. I A 2; Recht auf 
Beſichtigung 809 N 2. 

Leichtſinn, Ausbeutung 138. 

Leihe, Begriff 598 und Vorbem; Unterſchied 
von andern Verträgen Vorbem 2 vor 535, 
Vorbem 1 vor 598; Haftung des Verleihers 
599, 600, Vorbem 4a vor 823; Koſten der 
Erhaltung der Sache 601, 602; Gebrauch der 
Sache, Überlaſſung an einen Dritten 603; 
Rückgabepflicht des Entleihers 604; Kün 
digungsrecht des Verleihers 605; Ver: 
jährung der Auſprüche 606, 195 A 1. 

Leihhausſchein 808 A 1. 

Leiſtung 241, 242, 362, 363; Teilleiſtung 266; 
Teilbarkeit 266 A 1, 275 A 4, 420 A 2: 
Mehrheit 266 A 1; Leiſtung Zug um Zug 
274, 322; an Erfüllungs Statt 364; Be 
ſtimmung durch einen Vertragsteil 315, 316, 
durch einen Dritten 317 bis 319; eines 
Dritten 267; Verſprechen der Leiſtung an 
Dritte 328 bis 335; rechtskräftige Ver⸗ 
urteilung zur Leiſtung 283; unberechtigte 
Ablehnung der Annahme 362 A 2; un 
mögliche Leiſtung 275, 306 bis 308; Ge⸗ 
ſamtſchuldner und Geſamtgläubiger 420 
bis 432; 

an Dritte 362; an den Quittungsemp 
fänger 370; an den bisherigen Gläubiger 
407; an einen Nichtberechtigten 816; an 
den Grundbuchberechtigten 893; an Mit⸗ 
erben 2039; an den Erbſcheinserben 2367; 

von Dienſten 613, 1358, Annahme durch 
den Vormund 1813; vgl. Leiſtungsort, 
Leiſtungszeit, Gegenleiſtung, Teilleiſtung, 
Vorleiſtung, Zug⸗um⸗Zug⸗Leiſtung, wieder⸗ 
kehrende L., Unmöglichkeit, Krieg. 

Leiſtungsort 269; verſchiedener Leiſtungsort 
bei Aufrechnung von Forderungen 391; 
vgl. Erfüllungsort. 

Leiſtungszeit 271, 193, 361; vgl. Fälligkeit. 

Leſensunfähige, Teſtierfähigkeit, vgl. Blinde. 

Leſensunkundige, Errichtung eines Teſta⸗ 
ments 2238, 2247, 2265 A 1. 

Letztwillige Verfügung 1937; vgl. Teſtament. 

Liebhaberintereſſe 253 A 1. 

Lieferungsfriſten 284 A 4. 

Liegenſchaft 93 A 6. 

Linealerbſolge, Linealgradunlorduung 1589 

A 2, 1924 A 1; 1928 A 4. 
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nilfes 564; Kriegsrecht Vorbem 9 vor 535; 
Mieterſchutz 553 A 1. 

Mietſache 535; Beſitz des Mieters 868; 
gleichzeitige Vermietung an mehrere Per⸗ 
ſonen 535 A 1; Wohnräume und andere 
Räume 580; Treſorfach 535 A 2; 1205 A 9; 
keine Miete an Dampftraft und Elektrizität 
Vorbem 2 vor 535; Beſitzverhältniſſe 
535 A 1; Eigentumsverhältniſſe 535 A 2; 
weſentliche Beſtandteile und Zubehörſtücke 
535 A 2; Tragung der öffentlichen und 
privatrechtlichen Laſten der Mietſache 546; 
Mängel der Mietſache 537; Einfluß der 
Kenntnis von Mängeln der Mietſache 
539, 543; Geſundheitsgefährliche Räume 
544; Veränderungen und Verſchlechterun⸗ 
gen der Sache a vertragsmäßigen 
Gebrauch 548; Ausbeſſerungen der Miet 
ſache 536 A 3; Vorkehrungen zum Schutze 
der Mieiſache 545; Einfluß der Veräußerung 
des Grundſtücks nach Überlaſſung des 
Grundſtücks an den Mieter auf das Miet; 
verhältnis 571; Einfluß der Veräußerung 
des vermieteten Grundſtücks auf eine dem 
Vermieter geleiſtete Sicherheit 572; Be 
laſtung des Grundſtücks mit Rechten Dritter, 
durch die der Gebrauch durch den Mieter 
beeinträchtigt wird, nach Überlaſſung der 
Mietſache an den Mieter 577; Veräuße⸗ 
rung und Belaſtung des Mietgrundſtücks 
vor Übergabe an den Mieter 578; Weiter⸗ 
veräußerung des Grundſtücks durch den 
Erwerber 579; 

Mietvertrag: Auslegung Vorbem 5 
vor 535; Form Vorbem 4 vor 535; Geneh⸗ 
migung durch den Eigentümer 184 A1; Form 
des Mietvertrags über ein Grundſtück 566; 
Ortsgebräuche 536 A 2,3; 551 A1; Haftung 
für Zuſicherungen 537; Abſchluß auf länger 
als 30 Jahre und auf Lebenszeit 567; jttll- 
ſchweigende Verlängerung durch Weiter⸗ 
benutzung 568; Vertragsſtrafe 555 A 1; 

Mietzins: 535 A 3; Erfüllungsort 
für Zahlung 535 A 3; Minderung 537 
A 2—4; Befreiung 537, 542 Al; Zah⸗ 
lungszeit 551; Verjährung 196, 197; Rück⸗ 
erſtattung des im voraus gezahlten Miet 
zinſes bei vorzeitiger Kündigung 543, 555; 
rechtsgeſchäftliche und im Wege der Zwangs. 
vollſtreckung erfolgende Verfügungen des 
Vermieters über den Mietzins im Falle 
der Veräußerung des Grundſtücks 573; 
Wirkung der Anzeige vom Eigentums⸗ 
übergang des Grundſtücks an den Mieter 
auf die Zahlung des Mietzinſes 576; 
Rechtsgeſchäft über die Mietziusforderung 
zwiſchen Mieter und bisherigem Ver⸗ 
mieter im Falle der Veräußerung des 
Grundſtücks 574; Zahlungspflicht des Mie⸗ 
ters bei Verweigerung der Rückgabe der 
Mietſache 557; 

Pfandrecht des Vermieters, Umfang 
559; Erlöſchen 560; Abwendung durch 
Sicherheitsleiſtung 562; Verhältnis zum 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Pfändungspfandrecht 563; Stellung im 
Konkurſe 563 A 1; kein Pfandrecht des 
Vermieters an den Sachen des Unter⸗ 
mieters 549 A 6; Verkaufsrecht des Ver⸗ 
mieters bezüglich der eingebrachten Sachen 
561 A 3; eingebrachte Sachen eines Dritten 
185 A 4; 

Rechte und Pflichten des Mieters: 
bei Gebrauchsentziehung der Sache 541 bis 
543; bei Überlaſſung der Sache durch den 
Vermieter an einen Dritten 552; Beſitz⸗ 
ſchutz 1004 A 2; bei Teilbeſitz, Stockwerks⸗ 
miete 865 A 1; Schadenserſatzanſprüche 
wegen Mangels der Sache 538 A 1: 
Wegnahmerecht 547 A 3; Zurückbehaltungs⸗ 
recht 551 A 1, 556; Aufrechnungsbefugnis 
gegenüber dem Erwerber des Grundſtücks 
575; Obhutpflicht im Intereſſe des Ver⸗ 
mieters 535 A 4, 545; Fütterungskoſten 
547; Haftung für Veränderungen und 
Verſchlechterungen der Sache durch ver. 
tragsmäßigen Gebrauch 548 A 1; bei 
eigenmächtiger Gebrauchsüberlaſſung an 
Dritte (Untermiete) 549; bei vertrags⸗ 
widrigem Gebrauch trotz Abmahnung 650; 
Beachtung der Hausordnung 550 A 1, 
553 A 3; Rückgabe der Mietſache 556; 
Räumungsfriſten 556 A 1, Ech 93; Ver⸗ 
pflichtung, Wohnung durch Reflektanten 
beſichtigen zu laſſen 564 A 3; Verjährung 
der Erſatzanſprüche des Mieters und Ver⸗ 
mieters 195 A 1, 558; 

Rechte und Pflichten des Ver ⸗ 
mieters (oben Mietzins, Pfandrecht): 
Gebrauchsgewährung der Sache 535 Al; 
536 A 1; Haftung für Mängel und zuge⸗ 
ſicherte Eigenſchaften 537541; Haftung 
nach Veräußerung 571 A 4; für Be⸗ 
leuchtung, Reinigung 536 A 3; 538 A 4, 5; 
Vorbem 4a vor 823; Beachtung der all- 
gemeinen Verkehrspflichten 823 A be; 
Schadenserſatzanſprüche des Vermieters 
553 A 2; 554 A 1; 557; Verjährung der: 
ſelben 195 A 1, 558; vertragsmäßiger Aus: 
ſchluß der Haftung des Vermieters 540; 
Klage auf Unterlaſſung vertragswidrigen 
Gebrauchs 550; Erſatz der Verwendungen 
durch Vermieter 547; Verpflichtung des 
Vermieters, im Falle der Nichtbenutzung 
der Sache erſparte Aufwendungen ſich 
anrechnen zu laſſen 552; Selbſthilferecht, 
Sperrecht des Vermieters 561; kein Zuruck, 
behaltungsrecht au den der Pfändung nicht 
unterworfenen Sachen des Mieters 55% 


Kündigung: 542 A 2, 553 U 4, 564, 
einer von Eheleuten gemieteten Wohnung 
durch den Ehemann 542 A 2; 564 A 3; 
friſtloſe Kündigung bei vertragswidrigem 
Gebrauche 558; friſtloſe Kündigung bel 
Zahlungsverzug des Mieters 564; geſetz 
liche Kündigungsfriſten 565; verſpätete 
und bedingte Kündigung 565 A 4; Kün d: 
gung infolge Gebranuchsentziehung 542, 
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543; Kündigungsrecht beim Tode des 
Mieters 569; Kündigungsrecht im Falle 
der Verſetzung 570; ſtillſchweigender Ver⸗ 
zicht auf die Kündigung 554 A 2; 


Vermietung eines Grundſtücks durch den 


Nießbraucher 1056; durch den Ehemann 
1423; durch den Vater 1663; durch den 
Vormund 1822, 1902; eines Nachlaß⸗ 
0 bei beſtehender Nacherbſchaft 
0 5; 

Haftung der Mietziusforderung für die 
Hypothek 1123—1125. 

Mieteinigungsamt 553 A 1. 

Miethaus, Miteigentum 743 A 1. 

Mietstaler 336 A 1. 

Militärperſon, Wohnſitz 9; Todeserklärung 
15; Beamteneigenſchaft 839 A 2; Haftung 
der Militärverwaltung 831 A 2; Abtretung 
von Gehaltsanſprüchen 411; Verſetzung 
570; Eheſchließung 1315. 

Militärteſtament Vorbem vor 2229. 

Minderjähriger, Begriff 106 A 1; Erforder- 
nis der Einwilligung des geſetzlichen 
Vertreters zu Willenserklärungen 107; 
Erfordernis der Einwilligung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters bei Verträgen 108110, 
bei einſeitigen Willenserklärungen 111; Be⸗ 
trieb eines Erwerbsgeſchäfts 112; Einge⸗ 
hung von Dienft- und Arbeitsverhältniſſen 
113; Prozeßfähigkeit 113 A 1; Delikts⸗ 
fähigkeit 828, 829; Haftpflicht der Auf⸗ 
ſichtsperſonen 832; 

Volljährigkeitserklärung 3—5; Einleitung 
des Entmündigungsverfahrens 6 U 1; 
Todeserklärung 14 A 2; Eheſchließung 1304, 
1305; Unterhaltsauſpruch und Unterhalts⸗ 
pflicht 1602, 1603, 1605; Hemmung der 
Verjährung infolge Minderjährigkeit 204; 
Vormundſchaft über Minderjährige 1773; 
minderjährige Mutter 1696; Teſtierfähig⸗ 
keit des Minderjährigen 2229, 2238; Form 
des Teſtaments 2238, 2247; vgl. Geſchäfts⸗ 
fähigkeit, Elterliche Gewalt. 

Unfähigkeit, Zeuge zu fein: bei der Ehe- 
ſchließung 1318, bei der Teſtaments⸗ 
errichtung 2237; Unfähigkeit zur Vor⸗ 
mundſchaft 1781. 

Minderung beim Kauf 462, Natur 465; Be- 
rechnung und Durchführung 472475; 
bei Wiederkauf 498; bei Miete 5837; 
beim Werkvertrag 634; Erfüllungsort 269 
A 5, 472 A 5. 12 

Mißbrauch des Rechtes des Ehemanns 1353, 
1354, 1357, 1358; des Rechtes für die 
Perſon des Kindes 1666; Verführung einer 
Frauensperſon unter Mißbrauch eines 
Abhängigkeitsverhältniſſes 825 

Mißhandlung als Scheidungsgrund 1566 A2, 
1568; als Grund zur Entziehung des Pflicht- 
teils 2338. 

Mitbeſitz 806; Einräumung zwecks Nieß⸗ 
brauchsbeſtellung 1081; zwecks Verpfän⸗ 
dung 1206. 

Mitbieten vgl. Bietungsrecht. 
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Mitbürgſchaft 769, 774 A 5, 776. 

Miteigentum 10081011, 741 A 1, EG 131; 
Belaſtung der gemeinſchaftlichen Sache 
1009; Regelung der Verwaltung 1010; 
Ablöſungsrecht des Miteigentümers 268 
A 1; M. an einem Miethaus 743 A 1; 

infolge Verbindung und Vermiſchung 
947—949; Anteil eines Miteigentümers: 
Nießbrauch 1066, Vorkauf 1095, Reallaft 
1106; Hypothek 1114, 1132 A 4; Eigen⸗ 
tümergrundſchuld 1168 A 4; Pfandrecht 
1258; Eintragung einer Vormerkung 885 
A 3; Auflaſſung eines Grundſtücksanteils 
N 4; Vermächtnis des Miteigentums 
2172. 

Miterben, Begriff 2032 A 2; Verhältniſſe 
der Miterben zueinander 1922 A 10; 
2032—2057; Verwaltung des Nachlaſſes 
2038; Klagerecht des einzelnen M. 2038 
A 2; Verfügung über Nachlaßgegenſtände 
2040; Erbengemeinſchaft bis zur Aus⸗ 
einanderſetzung 20322041; Auseinander⸗ 
ſetzung 20422049; Ausgleichungspflicht 
2050 bis 2057; Haftung für die Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten 20582063; Privatauf⸗ 
gebot 2061; Inventarerrichtung 2068; 

Auskunftspflicht 260 A 1; 2028 A 1; 
2038 A 7; 2057; Streitgenoſſenſchaft 2058 
A 2; 2059 A 5; Klagrecht 2039; Vorkaufs⸗ 
recht 2034, 2035; 

Anwachſung 2094, Auseinanderſetzung 
durch Teſtamentsvollſtrecker 2204 A 1, 
Pflichtteilsrecht 2319, Erbſchein 2357. 

Mitgift 516 A 4; vgl. Ausſtattung. 

Mitgliederverſammlung eines Vereins 32 
bis 39, 58; ſ. Verein. 

Mitgliedſchaft, Mitglied ſchaftsrechte bei Ver: 
einen 35 A 1, 38. 

Mitſchuld des Beſchädigten und Verletzten 
254, 846. 

. 8 bei einer unerlaubten Handlung 
830. 

Mitteilung, unwahre 824, 826 A 2. 

Mittelbarer Beſitz 868—871, 868 A 1. 

Mittlere Art und Güte der Leiſtung 248. 

Mitverſchluß bei Verpfändung 1206 A 3. 

Mitvollſtrecker eines Teſtamentsvollſtreckers 
2199 A 1. 

Mitvormund 1775, 1778, 1786, 1833, 1894. 

Monat, Berechnung von Friſten 188, 191, 
192; Anfang, Mitte, Ende 192. 

Miihle, Zubehör 98; Mühlenrecht EG 65; 
Verbände zur Nutzung von Mühlen EG 164. 

Mündel vgl. Minderjährige, Vormundſchaft. 

Mündelgeld, Mündelſicherheit 1807; Sicher⸗ 
heitsleiſtung 234; EG 99, 212. 

Münzſorte 91 A 4, 245. 

Muſter, Kauf nach Muſter 494; Muſter⸗ 
ſendung, Auswahlſendung 495 A 4. 

Mutter vgl. Elterliche Gewalt; Cheliche 
Mutter: Recht der Benennung eines Vor 
mundes 1776, 1777 A 2, 1855, 1898; Aus⸗ 


ſchließung eines Vormundes 1782; als 
Vormund 1778, 1900; Zuſtimmung zur 


Sl 
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Eheſchließung 1305, zur Ehelichkeitserklä⸗ 
rung 1726, 1727; Wirkung der Ehelichkeits⸗ 
erklärung 1738, der Annahme des unehe⸗ 
lichen Kindes an Kindes Statt 1765; Sorge 
für die Perſon des Kindes bei Eheſcheidung 
1635; Minderjährigkeit 1696; Einſetzung und 
Aufhebung des Familienrats 1858, 1880; 
Beſtellung zum Vormund über Volljährige 
1899, 1904; Unterhaltsanſpruch 1601, 1603; 
Unterhaltsrecht der Mutter eines zu er- 
wartenden Erben 1963. 


N 


Nachbarrecht 907923, EG 124; zuläſſige 
Einwirkungen 906; ſtörende Anlagen 
907; Gefahr des Einſturzes eines Ge⸗ 
bäudes 908; Vertiefung des Nachbar⸗ 
arundſtücks 909; Wurzeln und Zweige 910; 
Überfall 911; Überbau 912—916; Not⸗ 
weg 917, 918; Abmarkung 919; Grenz⸗ 
verwirrung 920; Grenzanlagen 921—923. 

Nachbeſſerung der Kaufſache 459 A 3 Bla; 
des Werkes 638 U 4. 

Nachbürgſchaft Vorbem 5 vor 765, 771 A. 

Nacheile 859, 960. 

Nacherbe 2100 —2146; noch nicht erzeugte 
und juriſtiſche Perſonen als Nacherben 
2101, 2106; Einfegung auf den Überreſt 
2137, 2188; Erſatzerbe 2102; Anordnung 
einer Nacherbſchaft oder eines Vermächt ⸗ 
niſſes 2100 A 2; 2103 A 1; Auslegung 
letztwilliger Verfügungen, durch die Nach⸗ 
erben eingeſetzt werden, Zeitpunkt des 
Eintritts der Nacherbfolge 2103—2107; 
Fiskus 2104; 

Vererblichkeit der Anwartſchaft auf die 
Erbſchaft 2108; zeitliche Grenzeu der Wirk; 
ſamkeit der Einſetzung 2109; Umfang des 
Rechtes des Nacherben 2110; Surrogation, 
Nutzungen 2111; Verfügungsrecht des Vor⸗ 
erben 21122115, 2120, 185 A 4, nach Ein- 
tritt des Falles der Nacherbfolge 2140; Ein- 
tragung der Nacherbſchaft im Grundbuche, 
Wirkungen 2113; Zwangsvollſtreckung ge- 
gen den Vorerben 2115; Pflicht des Vor⸗ 
erben zur Hinterlegung von Wertpapieren 
2116, Umſchreibung 2117; Buchforderun⸗ 
gen gegen das Reich oder einen Bundes. 
ſtaat 2118; Anlegung von Geld durch 
Vorerben 2119; Verzeichnis des Beſtandes 
der Erbſchaft durch den Vorerben 2121; 
Recht des Vorerben, die Sachen der 
Erbſchaft unterſuchen zu laſſen 2122; Wald, 
Bergwerk als Beſtandteil der Erbſchaft 
2123; Erſatz der gewöhnlichen Erhaltungs⸗ 
koſten 2124; Verwendungen 2125: außer- 
ordentliche Laſten 2126; Auskunftspflicht 
des Vorerben 2127; Sicherheitsleiſtung 
2128; Entziehung der Verwaltung gegen⸗ 
über dem Vorerben 2129; Beſtellung eines 
Verwalters für den Vorerben 2128 A 3; 
2129 A 1; Herausgabepflicht des Vor⸗ 
erben 2130, 2138; Aufrechnung gegen eine 


Forderung der Erbſchaft mit einer Forde⸗ 
rung an den Vorerben 387 A 2; Rechen⸗ 
ſchaftspflicht 2130; Haftung des Vorerben 
gegenüber dem Nacherben 2131—21835: 
befreite Vorerbſchaft 2136; Einſetzung des 
N. auf den Überreſt 2187 A 1; 

Eintritt des Falles der Nacherbfolge 
2139; Folgen 2140, 2143; prozeſſuale Be⸗ 
ſtimmungen 2139 A 2; Ausſchlagung 2142; 
Annahme 2142 A 1; Haftung für die 
Nachlaßverbindlichkeiten 2144, 2145; An⸗ 
zeige des Eintritts der Nacherbfolge an 
das Nachlaßgericht 2146; 

Pflegſchaft für den künftigen Nach⸗ 
erben 1913; Teſtamentsvollſtrecker im 
Intereſſe des Nacherben 2222; Einſetzung 
eines Nacherben als Pflichtteilsbeſchrän⸗ 
kung 2306; Erbunwürdigkeit 2340; An⸗ 
gabe des Nacherben im Erbſchein 2863; 
Haftung des Erben für Nichtvorhandenſein 
eines Nacherben bei Erbſchaftskauf 2376. 


Nachfolgende Ehe, Legitimation unehelicher 


Kinder: Vorausſetzung 1719; Vermutung 
der Vaterſchaft des Ehemanns 1720; Wir⸗ 
kung der Nichtigkeit der Ehe 1721; Wir⸗ 
kung der Eheſchließung auf die Abkömm⸗ 
linge des Kindes 1722; EG 22, 209. 


Nachfriſt im Falle des Verzugs bei gegen ⸗ 


feitigen Verträgen 326 A 3, 4, 5; zur Ber 
wirkung einer Leiſtung nach rechtskräftiger 
Verurteilung 283. 


Nachlaß, Begriff 1922 A 6; Hemmung der 


Verjährung gegenüber Nachlaßanſprüchen 
207; Vertrag über den Nachlaß eines 
Dritten 312; Erſitzung gegenüber dem 
Nachlaß 939; Sicherung des Nachlaſſes 
1960; Unterhaltspflicht des Nachlaſſes 
gegenüber einem erwarteten Erben 1963, 
2141; Erſchöpfung des Nachlaſſes 1973 A3; 
Unzulänglichkeit des Nachlaſſes 1990, 1991; 
Teilung 2059 A 2; Berechnung des Nach⸗ 
laſſes für den Pflichtteil 2311; Aus⸗ 
antwortung an den Erben 1986; vgl. Erb⸗ 
ſchaft, Nachlaßtonkurs, Nachlaßverwaltung, 
Auseinanderſetzung. 


Nachlaßforderung, Einziehung durch Mit⸗ 


erben 2039, 2040. 


Nachlaßgegenſtand, Herausgabe 1973, 1992; 


Verfügung über Nachlaßgegenſtände 1959, 
2040; Zerſtörung, Beſchädigung, Ent⸗ 
ziehung eines N. 2041; Wert 1973, 2001, 
2315; Verwaltung durch den Teſtaments⸗ 
vollſtrecker 2208, 2211, 2214, 2217. 


Nachlaßgericht 1945 A 2, EG 147; Einholung 


der Genehmigung der Stiftung 83; Ent⸗ 
gegennahme der Erklärung der Anfechtung 
einer Ehe 1342; Entgegennahme des Ver⸗ 
zichts eines auteilsberechtigten Abkömm 
lings auf ſeinen Anteil am Geſamtgut 
1491; Aufhebung der fortgeſetzten Güter- 
gemeinſchaft gegenüber dem Nachlaß 
gericht 1402; Zeugnis über die Fortſetzung 
der Gütergemeinſchaft 1507; Anfechtung 
der Ehelichkeit gegenüber dem Nachlaß 
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gericht 1597; Entgegennahme der Erklärung 
der Annahme, Ausſchlagung der Erbſchaft, 
Mitteilung an den Erben 1945, 1953, der 
Anfechtung der Annahme und Ausſchlagung 
1955; Fürſorgepflicht für den Nachlaß, 
Nachlaßpflegſchaft 1960 bis 1962, EG 140; 
Feſtſtellung des Erbrechts des Fiskus 1964 
bis 1966; Anordnung des Nachlaßkon⸗ 
kurſes 1981; Veröffentlichung der Nachlaß⸗ 
verwaltung 1983; Tätigkeit bei Inventar. 
errichtung 1994, 1996, 1999, 2003, 2006, 
2010; Aumeldung der Forderungen der 
Nachlaßgläubiger 2061; Mitwirkung bei 
Anfechtung letztwilliger Verfügungen 2081; 
Benachrichtigung vom Eintritt der Nach: 
erbfolge 2146; 

Tätigkeit bei Vorhandenſein eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers: Ernennung 2198, 2200; 
Entgegennahme der Annahme und Ab- 
lehnung des Amtes 2202; Entgegen⸗ 
nahme der Kündigung des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2226; Außerkraftſetzung von 
Anordnungen des Erblaſſers 2216; Ent⸗ 
ſcheidung bei Meinungsverſchiedenheiten 
zwiſchen Teſtamentsvollſtreckern 2224; Ent- 
laſſung des Teſtamentsvollſtreckers 2227; 

Eröffnung des Teſtaments 2259—2261; 
Tätigkeit bei Anfechtung des Erbvertrags 
2281; Erteilung des Erbſcheins 2353, Er- 
mittelungen vor Erteilung 23582360, Ein: 
ziehung und Kraftloserklärung 2361; Ent- 
gegennahme der Anzeige des Erbſchafts⸗ 
verkaufs 2384. 

eee vgl. Nachlaßverbindlich⸗ 

eiten. 

Nachlaßgrundſtücke, Verfügung des Vor⸗ 
erben 2113. 

Nachlaßkonkurs Vorbem 2 vor 1967; 1975 
bis 1980; Wirkung auf die Nachlaßverwal⸗ 
tung 1988; Einſtellung 1990; Wirkung der 
Beendigung auf die Erbenhaftung 1989; 
Einwirkung auf die Inventarpflicht des 
Erben 2000, gegenüber Miterben 2060; bei 
Erbſchaftskauf 2383 A 1. 

Nachlaßpflegſchaft, Nachlaßpfleger 1960 bis 
1962; über den Anteil eines Miterben 
1922 A 10; keine Inventarfriſt des Nachlaß⸗ 
pflegers, Auskunftspflicht gegenüber den 
Nachlaßgläubigern 2012; aufſchiebende Ein- 
reden 2017; vgl. Nachlaßverwaltung. 

Nachlaßrichter, Haftung 1960 A 2, 1985 A 3. 

Nachlaßverbindlichkeiten, Begriff, Haftungs⸗ 
grund Vorbem 1—7 vor 1967; 1967, 2013; 
Haftung bei Berufung zu mehreren Erb⸗ 
teilen 2007; bei Ausübung des Vorkaufs⸗ 
rechts der Miterben 2036; bei Miterbſchaft 
20582063; gemeinſchaftliche N. 2058 A 1; 
bei Nacherbſchaft 2144, 2145; Haftung des 
Erbſchaftskäufers 2378, 2382, 2383; Ver- 
mächtnisſchuld als N. 2174 A 2; Ein⸗ 
gehung von Verbindlichkeiten für den Nach: 
laß durch den Teſtamentsvollſtrecker 2206 
A 1; Berichtigung der N. bei der Erb⸗ 
auseinanderſetzung 2046 A 1—4; 
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Aufgebot der Nachlaßgläubiger 1970 
bis 1974; Unterlaſſung des Antrags durch 
den Erben 1980; Beſchränkung der Haftung 
durch Herbeiführung des Nachlaßkonkurſes 
oder der Nachlaßverwaltung 1975-1989; 
Verzicht auf die Beſchränkung der Haftung 
2012 A 3; Einrede der Unzulänglichkeit 
des Nachlaſſes 1990—1992; Inventar⸗ 
errichtung 1993— 2013; aufſchiebende Ein⸗ 
reden 2014— 2017; Inhalt der aufſchieben⸗ 
den Einreden 2014 A 4. 

Nachlaßverwaltung Vorbem 2 vor 1967; 
1975; Anordnung, Antragsberechtigte 1981, 
2013; Antrag durch Miterben 2062; 
Wirkung der Anordnung 1976—1979, 
auf die Verwaltung des Erben 1984; 
Bekanntmachung, Eintragung im Grund⸗ 
buche 1983 A 1; Ablehnung der Anord⸗ 
nung mangels Maſſe 1982, 1990, 1991; 
Aufhebung 1986 A 4; 1988, 1990; 

Nachlaßverwalter 1985, 1986; Ver⸗ 
gütung 1987; keine Inventarfriſt, wohl aber 
Auskunftspflicht gegenüber den Nachlaß⸗ 
gläubigern 2012; Armenrecht 1960 A 4; 

Einfluß auf die Inventarpflicht des 
Erben 2000; bei Erbſchaftskauf 2383 A 1. 

Nachlaßverzeichnis 1960, EG 140; des Vor⸗ 
erben 2121; des Teſtamentsvollſtreckers 
2215; des Pflichtteilsberechtigten 2314; 
vgl. Inventarerrichtung. 

We Unmöglichkeit 323—325, 275 

an u 

Nachvermächtnis 2191 A 1. 

Nachzettel beim Teſtament 2086 A 1. 

Name, Schutz 12, Anderung 12 A 2; Miß⸗ 
brauch 826 A 51; des eingetragenen Vereins 
57, 65; Hergabe eines kreditwürdigen N. 
als Geſellſchaftsbeitrag 706 A 1; vgl. 
Familienname. 

Namenpapiere Vorbem 1 vor 793. 

Namensunterſchrift 126, 127; Beglaubigung 
129 A 1; unter Schuldverſchreibung auf den 
Inhaber 793. 


Naturalreſtitution 249 A 1. 


Natürliche Verbindlichkeit 762 A 3. 

Nebenabreden 133 A 1; mündliche, neben 
ſchriftlichem Vertrage 125 A 6. 

Nebenleiſtungen, Verjährung des Anſpruchs 
auf Nebenleiſtungen 224; beim Vorkauf 
507; der Hypothek, Eintragung 1115, bei 
deren Übertragung 1158, 1159, Rück⸗ 
ſtände 1178. 

Nebenrecht, Abtretbarkeit 399 A 4; 401. 

Nebenſache bei Wandlung 470. 

I bei Spiel und Wette 762 


0. 
Negativer Anerkennungsvertrag 397 A 2. 
Negatives Vertragsintereſſe 122; bei Ver⸗ 
tretung ohne Vertretungsmacht 179; bei 
Unmöglichkeit 307. 
1 . en 
Nichtberechtigte, Verfügung 135 
816, 892, 932. ie 484. 188 
Nichtehe 1699 A 1. 
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Nichtigkeit von Rechtsgeſchäften, Be⸗ 
griff 125 A 1a; von Prozeßhaudlungen 
Vorbem 8 vor 104; von Willenserklärungen 
des Geſchäftsunfähigen 105; teilweiſe 
Nichtigkeit 139, 305 A 2; Beſtätigung 141; 
Heilbarkeit 125 A 1a, 2; Verhältnis des 
Grundgeſchäfts zum Erfüllungsgeſchäft 125 
A le; 873 A 7b; 925 A 6; Vergleich über 
ein nichtiges Rechtsgeſchäft 125 A 1a; 

wegen ſtillen Vorbehalts 116, mangeln- 
der Ernſtlichkeit 118, Scheines 117, infolge 
Formmangels 125, wegen Verſtoßes gegen 
ein Verbotsgeſetz 134, wegen Verſtoßes 
gegen die guten Sitten 138; 

der Ehe 13231328, 1344, 1345; 
bei Todeserklärung 1348; Stellung der 
Kinder aus nichtigen Ehen 1699—1704, 
1721; vgl. Ehe. 

Nichtrechtsfähige Vereine 54. 

Niederlaſſung 7; gewerbliche Niederlaſſung 
269, 270; Zwangsvollſtreckung gegen den 
ne an feiner Niederlaſſung 772, 
773. 

Nießbrauch an Sachen 1030-1067; Be⸗ 
griff 1030; an verbrauchbaren Sachen 
1067; am Anteil eines Miteigentümers 
1066; am Zubehör des Grundſtücks 1031, 
1062; Beſtellung des Nießbrauchs an be⸗ 
weglichen Sachen 1032; Erſitzung 1083; 
BE des Zuſtandes der Sache 1034; 
Nießbrauch an einem Sachinbegriff 1035; 
Beſitz 1036; Gewinnung von Bodenbeſtand⸗ 
teilen, Umgeſtaltung, Veränderung, Ver⸗ 
schlechterung der Sache 1037, 1050; Ber- 
ſtörung, Beſchädigung der Sache, Anzeige⸗ 
pflicht des Nießbrauchers 1042; außer⸗ 
gewöhnliche Ausbeſſerungen 1043; Aus⸗ 
beſſerung durch den Eigentümer 1044; N. 
an einem Walde 1038; Fruchterwerb 1039; 
Koſten desſelben 1047 A 1, 1055 A 3; 
Schatz 1040; Ausübung einer Grunddienſt 
barkeit 1026 A 3; Erhaltung der Sache 


an Rechten 1068-1084; an Aktien 
1068 A 3; Beſtellung 1069; Rechtsverhält⸗ 
nis zwiſchen Nießbraucher und Schuldner 
1070; Aufhebung und Abänderung des 
belaſteten Rechtes 1071; Beendigung 1072; 
Rechte des Nießbrauchers einer Leibrente, 
eines Auszugs 1073, einer Forderung 
1074; Leiſtung des Schuldners 1075; 
Nießbrauch an einer auf Zinſen aus⸗ 
ſtehenden Forderung 1076-1079; An- 
legung des eingegangenen Kapitals 1079; 
Nießbrauch an einer Grund und Renten- 
ſchuld 1080; an Wertpapieren 1081 bis 
1084; 

an einem Vermögen 1035 A 1, 1085 
bis 1088; an einem Erwerbsgeſchäft 1085 
A 2; an einer Erbſchaft 1089; 

Vertrag über die Beſtellung des Nieß⸗ 
brauchs am gegenwärtigen oder künftigen 
Vermögen 310, 311; Einfluß der Be: 
ſtellung des N. auf die Haftung von Miet⸗ 
und Pachtzinsforderungen für beſtehende 
Hypotheken 1124 A 5; Anwendung der 
Vorſchriften auf den Ehemann bei Ver⸗ 
b e 1383, auf den Vater 
1652. 


Notare, Rechtsverhältniſſe Vorbem 2b vor 


611, 675 A 1; Beamteneigenſchaft 839 
A 1, 2; Haftung 839 A 4g; öffentliche Be⸗ 
glaubigung 129; Verjährung der An: 
ſprüche 196; 

der notariellen Beurkundung bedürfende 
Geſchäfte 128 A 1, EG 141; Teſtament 
2231, 2233— 2236; Erbvertrag 2276; 

Aufnahme von Verzeichniſſen: bei Nieß⸗ 
brauch an einem Sachinbegriff 1035, des 
eingebrachten Gutes 1372, 1528; In- 
ventaraufnahme 2002, 2003; Verzeichnis 
der Gegenſtände der Vorerbſchaft 2121; 
Verzeichnis des Teſtamentsvollſtreckers 
2215; Verzeichnis zwecks Berechnung des 
Pflichtteils 2314. 


Notbedarf, Rechtswohltat bei Schenkung 519. 
Notbeſorgung bei Auftrag 672 A 6; 673 A 3. 
Notdürftiger Unterhalt 1579; 1611. 
Notlage, Ausbeutung 138. 

Notſtand 228, 904; Gefahr des N. infolge 
Verſchwendung oder Trunkſucht 6 A A. 

Notteſtament 2250. 

Notweg 917, 918; EG 123. 

Notwehr 227, 823 A 10. 

Novation 305 A 1; 364 A 1; bei Spiel und 
Wette 762 A 4. 

Nutznießungsrecht, Unterſchied vom Nieß⸗ 
brauch Vorbem 3 vor 1030, 1649 A 2, des 
Ehemanns 1363, 1383, des Vaters 1649 
bis 1663; des Aunehmenden an dem Ver⸗ 
mögen des Augenommenen 1767; vgl. 
Nutzungen. 

Nutzungen, Begriff 100; Herausgabe nach 
Rechtshängigkeit 292; im Falle des Gläu⸗ 
bigerverzugs 302; beim Rücktritt 347; der 
hinterlegten Sache 379; der Kaufſache 
446; Übergang der Nutzungen bei Kauf 


1041, 1044; Verſicherung der Sache 1045, 
1046; Laſten der Sache 1047; Verfügung 
über Inventar des Grundſtücks 1048; 
Verwendungen, Einrichtung 1049; Haftung 
des Nießbrauchers 1050; Sicherheitsleiſtung 
des Nießbrauchers 1039, 1051, 1052, 
1067; Beſtellung eines Verwalters 1052; 
unbefugte Ausübung des Nießbrauchs 
1053, 1054; Rückgabe der Sache nach 
Beendigung des Nießbrauchs 1055; Ver⸗ 
mietung und Verpachtung durch den 
Nießbraucher 1056; Verjährung der An⸗ 
ſprüche des Eigentümers 1057: Verhältnis 
zwiſchen Nießbraucher und Beſteller 1058; 
Unübertragbarkeit 1059; mehrfacher Nieß⸗ 
brauch 1060; 

Erlöſchen 1030 A 2; Beendigung durch 
Tod des Nießbrauchers, Ende der juriſti⸗ 
ſchen Perſon 1061; durch Vereinigung 
mit dem Eigentum 1063; durch Aufgabe 
1064; durch Pfandverkauf 1242; Schutz 
gegen Beeinträchtigungen 1065; 
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452; Nutzungen im Falle der Wandlung 
des Viehkaufs 487; des Teilhabers an einer 
Gemeinſchaft 745; bei ungerechtfertigter 
Bereicherung 818, 820; Herausgabe durch 
den Beſitzer an den Eigentümer 987, 988, 
990, 991,993; verſäumte Nutzungen 987 A3; 
beim Nießbrauch 1030; beim Pfandrecht 
1213, 1214; des eingebrachten Gutes bei 
der Verwaltungsgemeinſchaft 1383; bei 
der Errungenſchaftsgemeinſchaft 1525; des 
Kindesvermögens 1652, 1656; des Mündel ⸗ 
vermögens 1813; der Erbſchaft 2020, 2023; 
der Erbſchaft im Falle der Nacherbfolge 
2111 A 3; des vermachten Gegenſtandes 
2184; beim Erbſchaftskauf 2379. 

Nutzungspfandrecht Vorbem 1 vor 1030, 
1213, 1214. 

Nutzungsrecht, Erwerb an Früchten und Er⸗ 
zeugniſſen 954, 955; Ausübung durch den 
Beſitzer im Verhältnis zum Eigentümer 988; 
Zuſammentreffen eines Nutzungsrechts mit 
dem Nießbrauch 1024. 


O 


Oberfläche eines Grundſtücks 905; Be⸗ 
arbeitung der Oberfläche einer Sache, 
Eigentumserwerb 950. 

Oberlehnsherrlichteit, Ablöſung EG 114. 

Dbſervanz 823 A 6b. 

Obſtbäume EG 122. 

Offenbare Unbilligkeit 319, 660, 2048 A 3. 

Offenbare Unmöglichkeit der Beiwohnung 
1591, 1717. 

Offenbarungseid bei Rechenſchaftsablegung 
und Herausgabe eines Inbegriffs 259 bis 
261; des Erben in Beziehung auf das 
errichtete Inventar 2006, 2008 A 5; des 
Hausgenoſſen des Erblaſſers 2028; des 
Miterben über Zuwendungen 2057 A 2. 

Offenbarungspflicht 123 A 2, 276 A 1, 
826 A 5b. 

Offene Handelsgeſellſchaft Vorbem 1 vor 
705 


Offenkundigkeit der einen Erbſchein be⸗ 
gründenden Tatſachen 2356. 

Dffentliche Abgaben und Laſten 103, 436 
A 1; vgl. Laſten. 

Offentliche Anſtalten, Verjährung ihrer An⸗ 
ſprüche 196. 

Offentliche Armenkaſſe als Bedachte 2072. 

Offentliche Beglaubigung 129. 

Dffentliche Beſtellung, öffentliche Er⸗ 
bietung zur Vornahme von Geſchäften 663. 

Dffentlihe Fonds Vorbem 2 vor 21. 

Offentlicher Glaube des Grundbuchs 892, 
893; bei der Hypothek 1138; des Erbſcheins 

2366, 2367. 

Offentliches Intereſſe an der Vollziehung 
einer Auflage bei Schenkung 525; an der 
Erfüllung einer Pflicht des Geſchäftsherrn 
679; an der Vollziehung einer Auflage 
2194; Entſchädigung des Eigentümers 
einer im öffentlichen Intereſſe entzogenen 
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1205 beſchädigten Sache EGS 52—54, 109, 
Offentliche Kaſſen, Zahlung EG 92. 
Offentliche Lehrer, Verjährung ihrer An⸗ 

ſprüche 196. 

Offentliche Sammlung, Pfleger 1914. 
29400 Teſtament 2231 Ziff 1, 2232 bis 
Dffentliche Verbände Vorbem 2 vor 21. 
Offentliche Verſteigerung der hinterlegten 

Sache 383; der gefundenen Sache 966; 

der Pfandſache 461, 1221, 1235. 
Offentlicher Weg 917 A 5. 

Offentliche Zuſtellungen 132. 
Dffentlichteit des Grundbuchs Vorbem 3a 
vor 873; des Vereinsregiſters 79; des 

Güterrechtsregiſters 1563. 
Offentlichrechtliche Körperſchaften Vor⸗ 

bem 2 vor 21. 

Operation an einem Minderjährigen 106 

A 2; Körperverletzung 823 A 2, 5. 


Orden, Erwerbsbeſchränkungen Vorbem 2 


vor 21; EG 87. 

Orderhypothek 11871189. 

Orderpapiere Vorbem 1 vor 793; Sicher⸗ 
heitsleiſtung 234; Nießbrauch 1081 bis 
1084; Verpfändung 1292, 1294, 1295; 
Vermutung des Eigentums des Ehe⸗ 
mannes 1362; Erwerb aus Mitteln des 
eingebrachten Gutes 1381; Hinterlegung 
1392; Erwerb für das Kind 1646; des 
Mündels 1814, 1853; zur Vorerbſchaft ge⸗ 
hörende Orderpapiere 2116; Sicherung 
der Forderung: durch Sicherungshypothek 
1187, 1189; durch Schiffspfandrecht 1270. 

Ordnungsmäßige Verwaltung, ordnungs⸗ 
mäßige Wirtſchaft der Teilhaber einer 
Gemeinſchaft 745, im Verhältnis zwiſchen 
Eigentümer und Beſitzer 987, 993, 998; 
des Nießbrauchers 1036; des Hypotheken⸗ 
ſchuldners 1122; des Ehemanns 1374 A 2; 
der Ehegatten bei Auseinanderſetzung des 
Geſamtguts 1472; der Miterben 2038; des 
Vorerben 2119, 2120, 2130; des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2206, 2216 A 1. 

Ordnungsſtrafen gegen Vereinsvorſtand und 
Liquidatoren 78; gegen Vormund und 
Gegenvormund 1788, 1837; gegen Fa⸗ 
milienratsmitglieder 1875. 

Ortsüblichkeit, Begriff 906 A 11e. 


P 


Pacht 581—597 (vgl. Miete); Rechtliche 
Natur, Unterſchied von anderen Ver⸗ 
trägen Vorbem 1, 2 vor 535; vom Kauf 
433 A 31; Verpachtungsfähige Rechte 
Vorbem 1 vor 585; Kleingartenpacht 
581 A 1; Vorbem 3 vor 598; Kündigung 
595, 596; Verpflichtungen des Pächters 
und Verpächters 581 A 2, 3; Unzuläſſig⸗ 
keit der Afterverpachtung 596; Zivilpro⸗ 
zeſſuale Beſtimmungen Vorbem 8 vor 535; 
Pachtvertrag: Form 581 A 1; Juhalt 
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581; Inventar 586, Eigentumsverhält⸗ 
niſſe 586 A 2; Tierjunge 586; Übernahme 
zum Schätzungswerte 587—589; Rechte 
und Pflichten des Pächters: 581 A3; 
Fruchterwerb 581 A 4; kein Recht auf nach⸗ 
haltige Veränderung des Pachtgrundſtücks 
583; Pfandrecht am Inventar 590; Ver⸗ 
pflichtung des Pächters eines landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks zu Ausbeſſerungen 
582; Rückgabe des verpachteten landwirt⸗ 
ſchaftlichen Grundſtücks nach Beendigung 
der Pacht 591; Rückgewähr eines Land⸗ 
guts bei Beendigung der Pacht 598, 594; 
Entſchädigung bei Verzögerung der Rück⸗ 
gabe der Pachtſache 597; Rechte und 
Pflichten des Verpächters: 581 A 2; 
Pfandrecht 585; Pfandrecht im Konkurſe 
585 A 1; Vorausſetzung und Umfang des 
Erſatzes von Koſten der Fruchtgewinnung 
an den Pächter bei Beendigung der Pacht 
592; Pachtzins 581 A 3; Zahlungszeit 
584; Verjährung 197; 

Enteignung des Pachtgrundſtücks 858 
A 3; Verpachtung eines Grundſtücks durch 
den Nießbraucher 1056, den Ehemann 1423, 
den Vater 1663, den Vormund 1822, 1902, 
durch den Vorerben 2135; Haftung der 
Pachtzinsforderung für die Hypothek 1123 
bis 1125. 

Pactum de non petendo 397 A 1. 

Papiere einer Geſellſchaft, Einſicht 716. 

en 1589 A 2; Parentelſyſtem 1924 

Patentanwalt 675 A 1; Auskunftspflicht 
666 A 2. 

Patentverletzung 1004 A 7. 

Patronatsrecht 96 A 1. 

Perſonalſtatut Vorbem 11 vor 104. 

Perſonen, natürliche 1; juriſtiſche 21, 22, 80; 
Vorbem 1 vor 21; juriſtiſche Perſonen 
des öffentlichen Rechtes 89, Vorbem 2 
vor 21; Bezeichnung der Perſon des Be⸗ 
dachten im Teſtament 2071, 2073. 

Perſonenſtandsregiſter Vorbem 1 vor 1591. 

Perſönliche Angelegenheiten der Ehefrau, 
Begriff 1402 A 3; Beſorgung 1402, 1416, 
1451, 1464. 

Perſönliche Dienſtbarkeiten, 1090 —1093; 
vgl. Dienſtbarkeiten. 

Perſönliche Eigenſchaften, Irrtum 119; bei 
Eheſchließung 1333 A 5. 

Perſönliche Leiſtungen des Dienſtverpflich⸗ 
teten 613, der Ehefrau, Kündigungsrecht 
des Mannes 1358. 

Pfandbriefdarlehn 1115 A 6. 

Pfandhaltervertrag 1206 A 4. 

Pfandleiher EG 94. 

Pfandrecht an beweglichen Sachen 
1204; unregelmäßiges Pfand 1205 A 7; 
Beſtellung 1205, 1206; Erwerb in gutem 
Glauben 1207; Rechte Dritter 1208, 1255; 

Rang 1209; Umfang der Haftung des 
Pfandes 1210; Einreden des Verpfänders 
1211; Erzeugniſſe des Pfandes 1212; 


dinglicher Erſatz, Surrogation 1212 A 4; 
Nutzungspfandrecht 1213, 1214; Verwah⸗ 
rung des Pfandes 1215; Verwendungen 
auf das Pfandrecht 1210, 1216; Verletzung 
der Rechte des Gläubigers 1217, 1227; 
Verderb oder Wertminderung 1218, 1219; 
Verſteigerung wegen Verderbs 1219—1221; 
an mehreren Sachen 1222, 1230; Rück⸗ 
gabe der Pfandſache 1223, 1253; Befriedi⸗ 
gung des Pfandgläubigers 1224, 1225, 
1228; Verfallvertrag 1229; 

Verkauf zum Zwecke der Befriedigung, 
regelmäßiges Verfahren 12331241; Be⸗ 
nachrichtigung des Eigentümers 1241; 
Wirkung rechtmäßigen Pfandverkaufs 1242; 
Verkauf mehrerer Pfänder 1230; Mitbeſitz 
eines Dritten 1231; Verkauf durch einen 
im Range nachſtehenden Pfandgläubiger 
1232; unrechtmäßiger Pfandverkauf 1243, 
1244; abweichende Vereinbarungen beim 
Pfandverkauf 1245, 1246; Erlös 1247; 
guter Glaube des Pfandgläubigers 1248; 
Einlöſungsrecht Dritter 1249; Übertragung 
des Pfandrechts 1250, 1251; 

Erlöſchen des Pfandrechts: durch Rechts- 
geſchäft 1250, 1255; bei Erlöſchen der 
Pfandforderung 1252; durch Rückgabe des 
Pfandes 1253; durch Konfuſion 1256; 

peremptoriſche Einreden 1254; geſetz⸗ 
liches Pfandrecht 1257; Pfandrecht am 
Anteil eines Miteigentümers 1258; 

Schiffspfandrecht 1259—1271; Be⸗ 
ſtellung, Eintragung 1260; Rangverhältnis 
1261; Wirkung 1262; Berichtigung des 
Schiffsregiſters 1263; Umfang der Haftung 
1264, 1265; Befriedigung des Gläubigers 
1267, 1268; Aufgebot des unbekannten 
Gläubigers 1269; Schiffspfandrecht für 
Forderungen aus Schuldverſchreibungen, 
Wechſeln, Orderpapieren 1270; Höchſt⸗ 
betragsſchiffspfandrecht 1271; 

an Rechten 1273—1296; Beſtellung 
1274; an einem Rechte auf eine Leiſtung 
1275; Aufhebung und Anderung des ver⸗ 
pfändeten Rechtes 1276; Befriedigung 
1277; Erlöfchen 1278; Pfandrecht an 
Forderungen 1279—1290; am Schuld- 
ſchein 952 A 3; Leiſtung des Schuldners 
1281, 1282, 1285, 1287; Einzjehungsrecht 
des Gläubigers 1282; Einziehung einer 
Geldforderung 1288; Kündigung der ver⸗ 
pfändeten Forderung 1283, 1286; Mehrheit 
von Pfandrechten an Forderungen 1290; 

an Grund- und Rentenſchulden 1291; an 
Wechſeln und Orderpapieren 1292, 1294, 
1295; an Inhaberpapieren 1293, 1294; 
Haftung der Zins-, Renten, Gewinnanteil⸗ 
ſcheine 1296; Beſitz⸗ und Nutzungspfand⸗ 
recht an Grundſtücken (Autichreſe), Ein⸗ 
tragung 873 A 6; 

geſetzliches Pfandrecht des Ver⸗ 
mieters 550; des Verpächters 585; des 
Pächters 590; des Unternehmers beim 
Werkvertrag 647; des Gaſtwirts 704; 
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Erwerb des Pfandrechts an hinterlegtem 
Gelde oder Wertpapieren bei der Sicher⸗ 
heitsleiſtung 233; Pfandrecht bei Ab⸗ 
tretung der Forderung 401; Erlöſchen bei 
Schuldübernahme 418; Beſeitigung des 
Pfandrechts durch den Verkäufer 439; 
keine Gewährleiſtung des Verkäufers bei 
öffentlicher Verſteigerung 461; Wirkung 
der Aufgabe des Pfandrechts auf die Bürg- 
ſchaft 776; Pfandrecht des Nachlaßgläubi⸗ 
gers 1990; Pfandgläubiger im Aufgebots⸗ 
verfahren der Nachlaßgläubiger 1971; 

Wirkung der Verjährung der geſicherten 
Forderung 223; 

Pfändung von Früchten 99 A 3; des Rück⸗ 
nahmerechts des Hinterlegers 377; einer 
dem Pfandrecht des Vermieters unter⸗ 
liegenden Sache 563; des Anteils am Ge⸗ 
ſellſchaftsvermogen 719 A 2, 725; des An⸗ 
teils des Teilhabers einer Bruchteilgemein⸗ 
ſchaft 746 A 2, 751; der Hypothek 1154 A1; 
der Eigentümergrundſchuld 1163 A 3; 
1190 A1; Privatpfändung 858 A 7, EG 89. 

Pfandverkauf 1233—1240, 1245, 1246; 
Verbot der Teilnahme 456, 457; Ausſchluß 
der Gewäh leiſtung 461; Pfandverkauf; 
bei gemeinſchaftlichen Gegenſtänden 753; 
wegen Verwendungen des Beſitzers 1003. 

Pferde, Mängel beim Kauf 481. 

Pflanze, Grundſtücksbeſtandteil 941. 

Pflegetind, Vorbem 4 vor 1741. 

Pflegſchaft 1909, 1915, über Ausländer 
EG 23; Gebrechlichkeitspflegſchaft 1910, 
114 A 1; Abweſenheitspflegſchaft 1911, 
114 A 1; Auseinanderſetzungspflegſchaft 
1911 A3; für eine Leibesfrucht 1912; für 
Geſchäftsunfähigen 105 A 4; für unbe⸗ 
kannte Beteiligte 1913; für eine juriſtiſche 
Perſon 29 A 1; für Sammelvermögen 
1914; Pfleger: Berufung 1916, 1917; 
Haftung für Beaufſichtigung 832 A 5; Be⸗ 
endigung der Pflegſchaft 1918; Aufhebung 
1919-1921; Verhältnis zur elterlichen Ge⸗ 
walt 1628, 1629; zur Vormundſchaft 1794; 
Wirkung der Pflegſchaft über einen Ehe⸗ 
mann 1418, 1425, 1428, 1542, über den 
Vater 1676; Annahme des Pfleglings an 
Kindesſtatt durch den Pfleger 1752; Un⸗ 
tauglichkeit einer unter Pflegſchaft ſtehen⸗ 
den Perſon zur Vormundſchaft 1781, zum 
Amte des Teſtamentsvollſtreckers 2201, 2225. 

Pflichtteil, Berechtigte 2303; Verzicht auf 
den Pflichtteil 2346; im Zweifel keine 
Erbeinſetzung 2304; Vervollſtändigung bei 
Erbeinſetzung 2305; Beſchränkungen und 
Beſchwerungen des pflichtteilsberechtigten 
Erben 2306; Zuwendung durch Ver⸗ 
mächtuis 2307; kein Recht zur Ausſchlagung 
1942 A1; Anfechtung der Ausſchlagung 
der Erbſchaft oder des Vermächtniſſes 2308; 
Entziehung des Pflichtteils, Wirkung auf 
2 Pflichtteilsrecht des Abkömmlings 2309 
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Berechnungsgrundſätze 2310—2313; 
Auskunftspflicht des Erben gegenüber dem 
Pflichtteilsberechtigten 2314; Anrechnung 
von Zuwendungen 2315, 2316; 

Natur des Auſpruchs 2303 A 3, 2317, 
1967; Pflichtteilslaſt des Erben 2318—2323, 
im Verhältnis zu Vermächtnisnehmern und 
Auflagebeteiligten 2318; Pflichtteilslaſt im 
Verhältnis mehrerer Miterben 2319, 2320; 
Pflichtteilslaſt bei Ausſchlagung des dem 
Berechtigten zugewendeten Vermacht⸗ 
niſſes 2321; Ergänzung 2325—2331; Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs 2332; 

Entziehung gegenüber dem Ab. 
kömmling 2333, den Eltern 2334, dem 
Ehegatten 2335; Form der Entziehung 
2336; Erlöſchen des Rechtes zur Ent⸗ 
ziehung 2337; Beſchränkung in guter Ab⸗ 
licht 2838; Pflichtteilsunwürdigkeit 2345; 

Pflichtteilsanſpruch beim Aufgebot der 
Nachlaßgläubiger 1972; im Falle der Un⸗ 
zulänglichkeit des Nachlaſſes 1991; Ver⸗ 
hältnis zum Vermächtnis, Kürzung 2188; 
nicht gegen den Teſtamentsvollſtrecker zu 
erheben 2213; 

Vertrag über den Pflichtteil aus dem 
Nachlaß eines Dritten 312; Verfügung 
des Vaters über den Pflichtteil 1643, des 
Vormundes 1822; Verzicht der Ehefrau 
1406, 1453; des Vaters 1643; des Vor⸗ 
munds 1822; 

Pflichtteilsberechtigter, Übergehung als 
Grund der Teſtamentsanfechtung 2079, 
2281; Haftung des Erben für Nichtvor⸗ 
handenſein der Pflichtteilslaſt bei Erb⸗ 
ſchaftskauf 2376. 

Pflichtwidrigkeiten des Vereinsvorſtandes 
27; des Geſellſchafters 712; des Vormundes 
1833, 1837, 1850, 1886. 

Pfründenrecht Vorbem 3 vor 1030, EG 80. 

Pignus lrregulare 1205 A 7. 

Planke zwiſchen Grundſtücken 921. 

Politiſche Zwecke eines Vereins 43, 61. 

Polizeibehörde, Mitwirkung bei Fund 965 
bis 967, 973—976; vgl. Fund. 

Poſt, Übermittelung von Willenserklärungen 
130 A 1, von Geld 328 A 3; Überſendung 
der zu hinterlegenden Sache 375. 

Poſtanweiſung 328 A 3; 675 A 1; Vorbem 
4 vor 783. 

Poſthalter, Haftung Vorbem 4a vor 823. 

Poſtſcheck, Vorbem 3 vor 783. 

Preisbewerbung 661. 5 

Privatbeamte, Kündigung des Dienſtverhält⸗ 
niſſes 622; vgl. Beamte. 

e Verjährung der Anſprüche 
19 


Privatgeſellſchaſten, erlaubte, Vorbem 5 
vor 21. 

Privatgewäſſer, Fiſche 960. 

Re 15 Erben 2214 A 1. 

Privatlehrer, Verjährung der Anſprüche 196. 

Privatpfändung 858 A 7, Ech 9. 
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Privatrecht Vorbem 5 vor 1; internationales 
Vorbem 7 vor 1; Vorbem 11 vor 104; 
vgl. Internationales Privatrecht. 

Privatrechtliche Laſten vgl. Laſten. 

Privatteſtament 2231 Ziff 2, 2247; Hinter: 
29070 2248, 2256 A 5; gemeinſchaftliches 
2267. 

Privatvermögen des unbeſchränkt haftenden 
Miterben 2059 A 4. 

Probe, Kauf nach Probe 494; Kauf auf 
Probe 495, 496. 

Prokura, Erteilung durch den Vormund 1822. 

Pro herede gestio 1943 A 1, 1959 A 1, pro 
herede possidens, pro possessore possi- 
dens Vorbem vor 2018; 2018 A 2; 2027 
A 3. 

Prolongationsgeſchäft 764 A 2. 

Protokoll, Form bei Beurkundung von 
Rechtsgeſchäften 126 A 5, 128 A 1; über 
die Teſtamentserrichtung 2240—2242, 2249, 
2250; über die Eröffnung 2260. 

Prozeßbeſitzer 987 A 1, 1007. 

Prozeßführung, Begriff Vorbem 7 vor 104; 
161 A 4; des Mannes 1380, 1443, 1450, 
der Ehefrau 1407, 1454, 1532, des Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2212. 

Prozeßkoſten, bei der Aufrechnung 389 A 3; 
Verteilung unter die Eheleute 1387, 1388, 
1412, 1415, 1416, 1460, 1463, 1464, 1532; 
in einem Rechtsſtreite des Kindes 1654. 

Prozeſſuale Rechtshandlungen Vorbem 8 
vor 104; 166 A 5; 211 A 2. 

Prozeßvergleich Vorbem vor 779; 779 A 1, 6; 
über Grundſtücksveräußerung 313 A 3. 

Prozeßvollmacht, Umfang Vorbem 8 vor 
104; ſtillſchweigend erteilte 167 A 1 a. E. 

Prozeßzinſen 291. 

Pſeudonym vgl. Deckname. 

Publikum vgl. Allgemeinheit. 

Punktation 154. 

Putativehe 1344, 1699. 
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Dualifizierte Legitimationspapiere 808 A 1. 

Quartierlaſten 546 A 1. 

Quaſinegatoria 1004 A 7. 

Querulantenwahnſinn 6 A 3; 104 A 2. 

Quittung 368, Form 368; Koſten 369; Er- 
mächtigung des Überbringens 370, 167 A 1; 
Herausgabe des Schuldſcheins 371; des 
Hypothekengläubigers 1144 A 4. 


N 


Radierungen bei Teſtamenten 2231 A 7. 

Rain zwiſchen Grundſtücken 921, 922. 

Rang der Rechte an Grundſtücken 879; Ande⸗ 
rung 880, 877 A 4; Aufhebung der Rang⸗ 
änderung 880 A 2 a. E.; Rangvorbehalt 
881; der Überbaurente 914; des Pfand⸗ 
rechts 1209; der Schiffspfandrechte 1261; 

mehrerer Vermächtniſſe und Auflagen 

2189; Rangveränderung einer Hypothek 
1165; bei Teilhypotheken 1151. 
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Rat, Erteilung 676, 823 A 1, 826 A öh. 

Rauch, Zuführung 906. 

Räume, Miete 580, ungeſunde 544; Be 
ſchaffenheit bei Dienſtvertrag 618; Beſitz⸗ 
ſchutz 865. 

Räumungsfriſten 556 A 1, EG 93. 

Realgemeinden EG 164. 

Realgewerbeberechtigung EG 74. 

Reallaſt 1105, 1110, 1111; Unterſchied von 
der Rentenſchuld 1199 A 1; Reallaſt an 
einem Grundſtücksbruchteil 1106; einzelne 
Leiſtungen 1107; Haftung des Eigen⸗ 
tümers 1108; Teilung des belaſteten 
Grundſtücks 1108, Ech 120, 121, des 
Grundſtücks des Berechtigten 1109; Auf⸗ 
gebot des unbekannten Berechtigten 1112; 
Aufhebung 1105 A 4; 

Anwendbarkeit der Vorſchriften auf die 
Überbaurente 914, auf die Notwegrente 
917, auf die Unterhaltung von Anlagen 
bei Grunddienſtbarkeiten 1021, 1022; Real⸗ 
laſt am vermachten Grundſtück 2182. 

Nechenſchaftspflicht 259; des Beauftragten 
666; des Geſchäftsführers 681; des Ge⸗ 
ſellſchafters 713, 740; des Pfandgläubigers 
1214; des Ehemanns 1421, 1546; des 
Vaters 1667, 1681; des Vormundes 1890; 
des Pflegers 1915; des Vorerben 2130; 
des Teſtamentsvollſtreckers 2218. 

Rechnungslegung 261, 259 A 1; des Vaters 
1667; des Vormundes 1840, 1841, 1854. 

Rechnungsabſchluß einer Geſellſchaft 721. 

Recht, dingliches und perſönliches, Vorbem 2 
vor 241, Vorbem vor 854; Recht zur 
Sache Vorbem 2 vor 241; ſubjektiv⸗ 
dingliches R. 96; 

Beſtandteil des Grundſtücks 96; Früchte 
eines Rechtes 99; Veräußerlichkeit 137 A l; 
Übertragung 398, 413; Gewährleiſtungs⸗ 
pflicht des Verkäufers eines Rechtes 435, 
437, 441; Beſitz an Rechten 854 A 2; Ver⸗ 
letzung eines Rechtes 823. 

Rechte an Grundſtücken, abgeſchloſſene Auf- 
zählung im BGB, eintragungsfähige N. 
873 A 6; Begründung, Übertragung, Be⸗ 
laſtung 873; Einigung und Eintragung 873; 
Inhalt der Eintragung 874, 891 A 3; 
Bezugnahme auf die Eintragungsbewilli⸗ 
gung 874; desgl. bei der Vormerkung 
885 A 2; Anderung des Inhalts 877; nach⸗ 
trägliche Verfügungsbeſchränkung des Be⸗ 
rechtigten 878, 876 A 8; Belaſtung mit 
mehreren Rechten, Rang 879; Rang: 
änderung 880, 877 A 4; Aufhebung der 
Rangänderung 880 A 2 a. E.; Rang⸗ 
vorbehalt 881; Eintragung des Höchſt⸗ 
betrags des Erſatzes für Rechte, die bei 
der Zwangsverſteigerung erlöſchen 882; 
Vormerkung 878 A 3 a. E., 883—888; 

Übertragbarkeit 873 A 2, 6; Aufhebung, 
Löſchung 875, 891 A 6; zu Unrecht erfolgte 
Löſchung 879 A 3, 891 A 6, 892 A 2,8 a. E., 
894 A 1a, 901; Aufhebung eines belaſteten 
Rechtes, Zuſtimmung Dritter 876; Ber: 
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einigung eines Rechts an einem fremden 
Grundſtück mit dem Eigentum 889; Ver⸗ 
einigung und Zuſchreibung von Grund⸗ 
ſtücken 890; Berichtigungsanſpruch 894 bis 
898; Erſitzung 900; Verjährung nicht ein- 
getragener Rechte 901; Unverjährbarkeit 
eingetragener Rechte 902; 

Beſeitigung beim Verkauf 435; Be⸗ 
laſtung eines vermieteten Grundſtücks 577; 
Teil des eingebrachten Gutes bei der 
Fahrnisgemeinſchaft 1551; Verfügungs⸗ 
recht des Vormunds 1821; zur Vorerbſchaft 
gehörende Grundſtücksrechte 2113; Gegen⸗ 
ſtaud des Vermächtniſſes 2175; vgl. Pfand⸗ 
recht, Nießbrauch. 

Rechtliches Intereſſe vgl. Jutereſſe. 

Rechtsanwälte, Rechtsverhältniſſe Vor⸗ 
bem 2b vor 611; 675 A 1; 839 A 2; Haf⸗ 
tung 676 A 2; Vorlegung der Handakten 
nach Beendigung des Auftrags 667 A 4, 
810 A 3; Gebühren 612 A 3; Verjährung 
der Anſprüche 196; Verjährung von 
Schadenserſatzanſprüchen gegen den Rechts⸗ 
anwalt 195 A 1 a. E. 

Rechtsereignis, Vorbem 1 vor 104. 

Rechtsfähigkeit 1; von Vereinen 21—23, 
Verluſt durch Konkurs 42, Entziehung 43, 
44, 45, 74; nichtrechtsfähige Vereine 54. 

Rechtsgeſamtheit 90 A 1. 

Rechtsgeſchäft, Begriff, Vorbem 1—5 vor 
104; fiduziariſches, Vorbem 6 vor 104; 
117 A 3; kauſales und abſtraktes, Vor⸗ 
bem 5 vor 104; nichtiges, unwirkſames, 
anfechtbares, Vorbem 5 vor 116; ver⸗ 
decktes 117; hinkendes 108 A 1; einſeitiges 
und zweiſeitiges, Vorbem 1 vor 116; Stell⸗ 
vertretung beim R. 164 A 1; internationales 
Privatrecht Vorbem 11 vor 104. 

Rechtshandlung Vorbem 1 vor 104; pro⸗ 
zeſſuale Vorbem 8 vor 104. 

Rechtshängigkeit, Verjährungsunterbrechung 
209, 213; Einfluß auf Verzinſung 291, auf 
den Schadenserſatzanſpruch wegen Un⸗ 
möglichkeit der Herausgabe einer Sache 
292, auf die Herausgabe der Bereicherung 
818, auf das Verhältnis zwiſchen Beſitzer 
und Eigentümer 987—989, 994, 996. 

Rechtskräftig feſtgeſtellte Anſprüche, Ver⸗ 

jährung 218, 219. 

Rechtskräftiges Urteil zur Leiſtung als 
Vorausſetzung zur Schadenserſatzklage 283; 
325; über die Rechtmäßigkeit der Hinter⸗ 
legung 376; zwiſchen dem bisherigen Glau⸗ 
biger und dem Schuldner nach der Ab- 
tretung 407; bei Geſamtſchuldverhältniſſen 
425; bei Geſamtgläubigerverhältniſſen 429; 
ungerechtfertigte Bereicherung durch rechts⸗ 
kräftiges Urteil 812 A 64; Feſtſtellung des 
Rechtes zum Beſitz bei verbotener Eigen⸗ 
macht 864; Erſatz für die Einigung über 
einen Grundſtücksvertrag 873 A 7e; über 
die Auflaſſung 925 A 11; 

Aufhebung der Verwaltung und Nutz 
nießung 1418, der Gütergemeinſchaft 1470, 
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1479, der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1496, der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1542, Scheidung der Ehe 1564; zur Boll: 
ziehung der Auflage 2193, 2196. 

Rechtslagen, Begriff 1922 A 5. 

ee Unterlaſſung des Gebrauchs 
839. 

Rechtsnachfolge 161 A 4; Wirkung für die 
Verjährung 221; für die Erſitzung 948. 

Rechtspflege, Stillſtand 203. 

Rechtsregel Vorbem 1 vor 1. 

Rechtsſtreit des Vereins mit Mitgliedern 34; 
über Wandlung eines Viehkaufs 489; 
Führung bei der Verwaltungsgemeinſchaft 
1380, 1400, 1407, 1412, 1415, 1416; bei 
allgemeiner Gütergemeinſchaft 1443, 1444 
A 6, 1445 A 6, 1454, 1460, 1463, 1464; 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1532, 1535, 
1536; des Vaters 1630, 1654; des Vor⸗ 
mundes 1821 A 3, 1795; über das Erb⸗ 
recht 2354, 2360; vgl. Koſten. 

Rechtsverhältnis Vorbem 1 vor 241. 

Rechtsverwirkung 360. 

Rechtsvorgänger im Beſitze 858 A 9; 861 
A 2; vol. Rechtsnachfolge. 

Rechtsweg, Einfluß der Beſtimmung der 
Zuläſſigkeit auf die Verjährung 210. 

Regalien EG 73. 

Rehwild, Wildſchaden 835. 

Reich, Aufrechnung gegen Forderungen des 
Reiches 395; Ausgabe von Schuldverſchrei⸗ 
bungen auf den Inhaber 795; Anlegung 
von Mündelgeldern in Forderungen gegen 
das Reich 1807; vgl. Reichsbank; Reichs⸗ 
ſchuldbuch. 

Reichsbank, Rechtsſtellung Vorbem 2 vor 21; 
Hinterlegung von Wertpapieren, beim Nieß⸗ 
brauch 1082; bei Sicherheitsleiſtung des 
Ehemanns 1392; Anlegung von Mündel⸗ 
geld 1808, 1814; Hinterlegung von Wert⸗ 
papieren der Vorerbſchaft 2116. 

Reichskanzler, Beſtimmung des zuſtändigen 
Standesbeamten 1320; Befreiung von 
Ehehinderniſſen 1322, von Hinderniſſen 
zur Annahme an Kindes Statt 1745; 
Ehelichkeitserklärung 1723. 

Reichs kaſſenſcheine 793 A 1. { 

Reichskonſuln, Teſtamente vor R. in den 
Konſulargerichtsbezirken Vorbem vor 2229. 

Reichsſchuld buch, Sicherheitsleiſtung durch 
Verpfändung eingetragener Forderungen 
232, 236; Umwandlung von Reichsanleihe 
in Buchſchuld 806 A 1; Anlegung von 
Mündelgeld 1807, 1815, 1853, 2119, EG 50. 

Reinertrag beim Nutzungspfand 1214; Ver⸗ 
wendung des Reinertrags des eingebrachten 
Gutes zum ehelichen Aufwand 1889; 
Teilung bei Erbengemeinſchaft 2038; eines 
Landguts 2049; bei Enterbung in guter 
Abſicht 2338. 

Rei vindicatio 985. 

Rektapapiere Vorbem 1 vor 793. 

Rekurs im Verfahren über Eintragung von 
Vereinen 44, 62. 
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Religionsdiener als Vormund 1784, 1888. 

Religionsgeſellſchaften, Rechtsfähigkeit EG 
84; Erwerbsbeſchränkung EG 87; Aus⸗ 
ſchließung eines Mitgliedes 39 A 2. 

Religiöſes Bekenntnis des Dienſtboten 618; 
des Vormundes 1779; religiöſe Erziehung 
des Kindes, Beſtimmung durch den elter⸗ 
lichen Gewalthaber 1631 A 1, Ech 134; 
des Mindels 1801; Anderung 1666 A 2. 

Religiöſe Zwecke eines Vereins 43, 61. 

Renten 197 A 2; Verjährung 197; Nieh- 
brauch 1073 A 2; vgl. Geldrente. 

Rentengſter EG 62. 

Rentenſcheine 799, 801, 803 A 1; Hinter⸗ 
legung 234; Abhandenkommen 804; Aus- 
gabe 805; Nießbrauch 1081, 1083; Verpfän- 
dung 1296; von Papieren der Ehefrau 1392; 
von Mündelpapieren 1814, 1818; der zur 
Vorerbſchaft gehörenden Wertpapiere 2116. 

Rentenſchuld, Begriff, Ablöſungsſumme 
1199, 1200, EG 117; Ablöſung 1201, 1202; 
Umwandlung in eine Grundſchuld 877 A 4, 
1203; Unterſchied von Reallaſt 1199 A1; 

Sicherheitsleiſtung 232; Beſeitigung 
durch Verkäufer des Grundſtücks 439: Rück⸗ 
tritt 880; Nießbrauch 1047, 1080; Pfand» 
recht 1291; bei der Fahrnisgemeinſchaft 
1551; Anlegung von Mündelgeld 1807; 
Verfügung des Vormundes 1819, 1821; 
des Nacherben 2114; an vermachten 
Grundſtücken 2165, 2168; 

Rentenſchuldbrief, Eigentum 952; Pflicht 
zur Vorlegung zwecks Grundbuchberich⸗ 
tigung 896. 

Repräſentationsrecht 1924 A 4. 

Reugeld 336, 339 A 1, 359. 

Revenuenhypothek 1113 A 1. 

Richter, Haftung 839, 1674, 1848, EG 77; 
Teſtament 2231—2236; Abſchluß des Erb- 
vertrags 2276. 

Rindvieh, Mängel beim Kauf 481. 

Ritterſchaftliche Kreditanſtalt EG 167, Fa⸗ 
milien EG 216. 

Rotwild, Wildſchaden 835. 

Rückbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Rückgabe der Vollmachtsurkunde 175; der 
Draufgabe 337; des Schuldſcheins 371; 
der gemieteten Sache 556, 557; der neliehe- 
nen Sache 604; der Nießbrauchſache 1055; 
des Pfandes 1223, 1253; der Verlobungs⸗ 
geſchenke 1301; des Teſtaments 2256, 2272. 

Rücknahme der Ermächtigung eines Minder⸗ 
jährigen zum Betrieb eines Erwerbs ⸗ 
geſchäfts oder zum Abſchluß eines Dienſt⸗ 
vertrags 112, 113; der Klage und Konkurs- 
anmeldung, Wirkung auf die Verjährung 
212, 214; der hinterlegten Sache 376, 377, 
379, 382; des Teſtaments 2256; des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments 2272. 

Rückſtände von Zinſen und wiederkehrenden 
Leiſtungen, Verjährung 197, 902. 

Rücktritt 346; Schadenserſatzpflicht des Rück⸗ 
gewährungspflichtigen 347; Erfüllung Zug 
um Zug 348; Form 349; Erfüllungsort 
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269 A 5, 346 A 3; Verzicht 349 A 1, 351 
A 1 a. E.; 2 

kein Ausſchluß durch zufälligen Unter⸗ 
gang der Sache 350; Ausſchluß bei ver⸗ 
ſchuldeter Unmöglichkeit der Herausgabe 
351; Ausſchluß infolge Verarbeitung oder 
Umbildung einer Sache 352, infolge Ver⸗ 
äußerung oder Belaſtung mit einem 
Rechte 353; 

Verzug des Berechtigten mit der Niüd- 
gewähr 354; Friſt zur Ausübung, 355; 
Unteilbarkeit 356; Unwirkſamkeit bei Auf⸗ 
rechnung 357; Beweislaſt 358; gegen 
Zahlung eines Reugeldes 359; Vorbehalt 
der Verwirkung 360; bei Fixgeſchäften 
3613 

bei Unmöglichkeit der Leiſtung 280; bei 
gegenſeitigen Verträgen im Falle der Un⸗ 
möglichkeit und des Verzugs 325—827; 
bei nachträglicher Veränderung in den Ver⸗ 
hältniſſen eines Vertragsteils 157 A 3; 
beim Kauf 444, 454, 455, 162 A 1; beim 
Dienſtvertrag 611 A 1, 626 A 3; des Be⸗ 
ſtellers beim Werkvertrag wegen ver⸗ 
ſpäteter Lieferung 636; beim Geſellſchafts, 
vertrag 705 A 4; bei Bürgſchaft Vorbem 4 
vor 765; vom Verlöbnis 1298, 1299; vom 
Erbvertrage 2293 —2298. 

Rückverweiſung ausländiſcher Geſetze EG 
l e 

Rückwirkung der Vorſchriften des BGB 
Vorbem 8 vor 1; der Anfechtung 142, 1343; 
der Bedingung 159 A 1; der Genehmigung 
184; der Aufrechnung 389. 

Ruhegehalt, Verjährung 197; Abtretung 411. 
Zuſicherung einer Leibrente 761 A 5. 
Ruhen der elterlichen Gewalt 1676—1678, 
1681, 1684, 1696. 
Ruß, Zuführung 906. 


S 


Sachbeſchädigung 823; durch Tiere 833; 
durch Einſturz von Gebäuden 836. 

Sache 90; 93 A 2; Sachgeſamtheit, Rechts⸗ 
geſamtheit 90 A 1; verkehrsunfähige Sache 
90 A 1; Vertretbarkeit 91; verbrauchbare 
Sachen 92, bewegliche Sachen 90 A 1 a. E., 
95 A 1; herrenloſe Sachen 958 A 1; Be; 
ſtandteile 93—95; zuſammengeſetzte Ein ⸗ 
heitsſachen 98 A 2; ſubjektiv⸗dingliche Rechte 
96; Zubehör 97, 98; Früchte einer Sache 
99; Zeit der Fruchtziehung 101; Verwen⸗ 
dungen auf die Früchte 102; Nutzungen 
100; Laſten 103; Eigenſchaften einer S. 
459 A 4. 

Sachinbegriff 90 A 1, 854 A 2 
Eigentumsübertragung 929 A 2; Heraus- 
gabe 260, 985 A 4; Nießbrauch 1035; 
Pfandrecht 1204 A 5. 

Sachenrecht Vorbem vor 884. 

Sachpflegſchaft Vorbem 1 vor 1909. 

Sachſtatut Vorbem 11 vor 104. 
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Sachverſtändige, Verjährung der Anſprüche 
196; Feſtſtellung des Zuſtandes einer 
Sache: beim Nießbrauch 1034, 1067, des 
eingebrachten Gutes 1372, 1528, des 
Mündelvermögens 1802, bei der Nach⸗ 
erbſchaft 2122; Haftung für Schaden EG 79. 

Saldo 782 A 1, 3; Anerkennung im Konto⸗ 
kurrentverhältnis 764 A 3. 

Samen 94. 

Sammelvermögen 80 A 1; Pflegſchaft Vor⸗ 
bem 1 vor 1909, 1914. 

Sammelvormund 1775 A 1, 1786 zu Nr. 8. 

an Gewinnung durch den Nießbraucher 
1037. 

Satzung des Vereins 25; Anderung 33; des 
eingetragenen Vereins 57, 58, 66; einer 
Kreditanſtalt, Bezugnahme bei Hypothek 
1115. 

Schadenserſatz, Begriff des Schadens Vor⸗ 
bem 1 vor 249; Verſchulden Vorbem 2 
vor 249; urſächlicher Zuſammenhang Vor⸗ 
bem 3 vor 249; Umfang der Haftung Vor⸗ 
bem 4 vor 249; Vorteilsausgleichung 
Vorbem 5 vor 249; konkreter, abſtrakter 
Schaden 325 A 1; negatives Vertrags- 
intereſſe 122, 179, 307, Vorbem 2 vor 249; 

Inhalt der Verpflichtung zum Schadens⸗ 
erſatz, Naturalreſtitution oder Gelderſatz 
249—251; Berechnung und Form der 
Geldentſchädigung 251 A 3; entgangener 
Gewinn 252; Schaden, der nicht Ver⸗ 
mögensſchaden iſt, Schmerzensgeld 253; 
mitwirkendes Verſchulden des Beſchädig⸗ 
ten 254; 826 A 7, 831 A 8; mehrere Haft⸗ 
bare 251 A 1 a. E.; 426 A 1, 431 A 2; 
Abtretung des Auſpruchs des Erſatz⸗ 
berechtigten beim Verluſt einer Sache oder 
eines Rechtes 255; 

Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, 
Art der Berechnung 325 A 1; bei Unmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung 280, 281; nach rechts⸗ 
kräftiger Verurteilung des Schuldners und 
er folgloſer Friſtſetz eng 283; bei gegen⸗ 
ſeitigen Verträgen 325, 326; Verhältnis 
zur Draufgabe 338, zur Vertragsſtrafe 340; 
beim Kauf 440, 463, 480; bei Schenkung 
523; bei Miete 538; beim Werkvertrag 635; 

Schadenserſatz bei Nichtigkeit oder An⸗ 
fechtbarkeit einer Willenserklärung 122, 
123 A 5, eines Rechtsgeſchäfts 125 A 1b; 
142 A 1; bei Vereitelung des von einer 
Bedingung abhängigen Rechtes 460; bei 
Notſtand und Selbſthilfe 228, 229, 231, 
904; bei Enteignung Vorbem 5 vor 249; 
bei der Hinterlegung 374, 384; bei der Auf⸗ 
rechnung bei verſchiedenen Leiſtungsorten 
391; bei Schenkung 524; bei Miete 545, 
553 A 2, 554 A 1; bei Pacht 597; bei Leihe 
603 A 1; bei Dienſtvertrag 615 A 2, 618, 
628; bei Werkvertrag 631 A 1, 2; 634 A 1, 
640 A 4, 642, 643 A 1, 644; bei Mäkler⸗ 
vertrag 654 A 2 a. E.; bei Geſchäftsführung 
ohne Auftrag 678, 682; bei Gaſtaufnahme 
701; des Ausſtellers von Schuldverſchrei⸗ 
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bungen 795; bei Beſitzſtörung 861 A 4; 
beim Aufſuchen von Sachen auf fremden 
Grundſtücken 867; bei Beeinträchtigung 
des Eigentums 904, 906 A 13; einer Dienſt⸗ 
barkeit 1027 A 4; bei Eigentumsverluſt 
infolge Verbindung, Vermiſchung, Ver⸗ 
arbeitung 951; im Verhältnis zwiſchen 
Eigentümer und Beſitzer 989, 990, 992; bei 
Unterlaſſung der Anzeige der Pfandver⸗ 
ſteigerung 1220; bei ordnungswidrigem 
Pfandverkaufe 1243; 
beim Rücktritt vom Verlöbnis 1298 bis 

1300; bei Verletzung der Ehefrau 1356 A 7, 
1363 A 7; bei Eheſcheidung 1564 A 5, 
1578 A 9; desjenigen, der unberechtigter⸗ 
weiſe die Übernahme einer Vormundſchaft 
ablehnt 1787; des Erbſchaftsbeſitzers 2028; 
des Vorerben 2138; des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2219 A 1, 2; geſamtſchuld⸗ 
neriſche Haftung mehrerer Teſtaments⸗ 
vollſtrecker 2219 A 3; vgl. Haftung, Uns 
erlaubte Handlung. 

Schadensverſicherung für fremde Rechnung 
330 A 2. 

Schadlosbürgſchaft Vorbem 5 vor 765, 
i Die 


Schafe, Mängel beim Kauf 481. 

Schank⸗ und Speifewirt, vgl. Gaſtwirt. 

Schatz 99 A 5, 984; Nießbrauch 1040. 

Schätzer EG 79. 

Schätzung, Übernahme eines Landguts auf 
Grund einer Schätzung 594; des Geſell⸗ 
ſchaftsvermögens 738; des Nachlaſſes zur 
Pflichtteilsberechnung 2311. 

Schätzungswert als Wiederkaufspreis 501; 
des Inventars des gepachteten Grund⸗ 
ſtücks 588, 589; des Inventars bei Nieß⸗ 
brauch 1048. 

IE Vorbem 3, 4 vor 783; 788 A 3, 792 

10 U55 

Scheidung der Ehe 1564-1585; vgl. Ehe. 

Scheinforderung, Abtretung 405. 

Scheingeſchäft, verdecktes Geſchäft 117. 

Schenkung, Begriff 516, 517; gemiſchte 
Schenkung 516 A7; Form des Schenkungs⸗ 
verſprechens 518, 780 A 5, 781 A 4; Rechts⸗ 
wohltat des Notbedarfs 519, 528, 529; Be⸗ 
endigung der Verpflichtung durch Tod des 
Schenkers 520; Leibrentenſchenkung 761 
A 4; als Scheingeſchäft 125 A 1b: 142 A1; 

keine Verzugszinſen 522; Haftung des 
Schenkers für Verſchulden 521, für Mängel 
523, 524; 

unter einer Auflage 525—527; Rück⸗ 
forderung wegen Bedürftigkeit 528, 529; 
Widerruf 530, Form 531; Verzicht auf 
Widerruf 533; Pflicht- und Anſtands⸗ 
ſchenkung 534; 

Gewährleiſtungspflicht des Schenkers 
bei Leiſtung an Erfüllungs Statt 365 A 2; 
Rücdgabe der Geſchenke bei Auflöſung 
des Verlöbniſſes 1301; Erwerb durch 
Schenkung: bei Verwaltungsgemeinſchaft 
1369, 1406, bei Gütergemeinſchaft 1477, bei 
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fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 1505 A 2, 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1521, 
bei Fahrnisgemeinſchaft 1551, 1556; Ab⸗ 
lehnung einer Schenkung durch die Ehe⸗ 


frau 1406, 1453; Schenkung aus dem Ge⸗ 


ſamtgute 1446; Widerruf bei Scheidung 
117 285 1584; Ausſtattung als Schenkung 
5 

aus dem Kindesvermögen 1641; des 
Vormundes 1804; des Vorerben 2113; des 
Teſtamentsvollſtreckers 2205, 2207; des 
Erblaſſers bei Erbvertrag 2287; einer Erb» 
ſchaft 2885; 

als Grundlage für die Ergänzung des 
Pflichtteils 2325—2331; Schenkung von 
Todes wegen 2301. 

I bei Abgabe einer Willenserklärung 

118 


Schichtung, Auseinanderſetzung bei fort⸗ 
Kister Gütergemeinſchaft 1498 A 1, 1505 


5% 
Schiedsgericht, Schiedsrichter 662 A 1, 839 
A 2; Anordnung durch letztwillige Ver⸗ 
fügung 1937 A 1; Verjährung der vor 
einem Schiedsgericht geltend zu machenden 
Anſprüche 220. 

Schiedsvertrag Vorbem vor 779; über Spiel 
und Wette 762 A 4; Abſchluß durch den 
Vormund 1822. 

Schiff, Haftung bei Verkauf 435. 

Schiffer, Verjährung ſeiner Anſprüche 196. 

Schiffspart 1272. 

F 1259—1271; vgl. Pfand⸗ 
recht. 

Schiffsregiſter 1259, 1260, 1262, 1263. 

Schikaneverbot 226. 

Schlüſſelgewalt der Ehefrau 1357, EG 16; 
Eintragung der Ausſchließung oder Be⸗ 
ſchränkung in das Güterrechtsregiſter 1561. 

Schmerzensgeld 847. 

Schmiede, Zubehör 98. 

Schmuckſachen der Ehefrau 1362, 1366, 1477; 
des Kindes 1650. 

Schneeballgeſchäft 433 A 3p; 763 A 1. 

Schoßfallrecht 1925 A 2; 1928 A 2. 

Schreiben, Eigentumserwerb durch Schreiben 
950 


Schreibensunkundige, Teſtamentserrichtung 
2238 A 6; 2247. 

Schriftlichkeit, Form des Rechtsgeſchäfts 126, 
127; Erfordernis der Schriftform 125 A 5. 

Schriftſtücke, zum Nachlaß gehörige 2047 A 3. 

Schriftzeichen beim eigenhändigen Teſtament 
2231 A 4. 

Schulbaulaſt EG 132. 

Sthuldanerkenntnis Vorbem vor 780, 781, 
782, ſchenkweiſe erteiltes 518, 781 A 4; 
poſitives, negatives 812 A 11; an den 
Heiratsvermittler 656; bei Spiel und Wette 
90 A 4; bei Schenkung von Todes wegen 
2301. 

Schuldenhaftung der Geſellſchafter 733; bei 
Beſtehen des Nießbrauchs an einem Ver⸗ 
mögen 1086—1088; bei Verwaltungs- 
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gemeinſchaft 1410—1417; bei allgemeiner⸗ 
Gütergemeinſchaft 1459—1465; bei fort- 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1488, 1489: 
bei Errungenſchaftsgemeinſchaft 1530 bis 
1538; bei Fahrnisgemeinſchaft 1556 A 5; 
vgl. Nachlaßverbindlichkeiten. 


Schuldiger Teil bei der Eheſcheidung 1574, 


1576, 1584; Wirkung des Schuldaus⸗ 
ſpruchs auf die Sorge für gemeinſame 
Kinder 1635, 1636. 


Schuldner 241 A 1; Mehrheit 420, 421, 431. 
Schuldſchein, Verpflichtung des Gläubigers 


zur Rückgabe 371; Eigentum 952; Beweis⸗ 
kraft 607 A 7. 


Schuldübernahme 414; gehäufte 414 A 1, 


417 A 1; Vorbem 6 vor 765, 766 A 1; 
Unterfchied von Erfüllungsübernahme 329 
A 1; durch Vertrag mit dem Gläubiger 414; 
durch Vertrag mit dem Schuldner 415; 
bei Übernahme einer Hypothekenſchuld 415 
A 1, 416; Einwendungen des Übernehmers 
417; Wirkung auf die Nebenrechte der 
Forderung 418; Vermögensübernahme 
419; durch den Vormund 1822 Ziff 10. 


Schuldverhältnis Vorbem 1—3 vor 241; 


Entſtehung Vorbem 3 vor 241, 305 A 1; 
Erlöſchen 362 A 1. 


Schuldvermächtnis 2173 A 2. 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, 


Begriff 793; Eniftehung der Verpflichtung 
des Ausſtellers 794; Erfordernis der ſtaat⸗ 
lichen Genehmigung 793 A 2, 795; Ein⸗ 
wendungen des Ausſtellers 796; Leiſtung. 
des Ausſtellers 797; Erſatz beſchädigter 
Schuldverſchreibungen 798; Aufgebot im 
Falle des Verluſtes 799; Wirkung des 
Ausſchlußurteils 800; Erlöſchen und Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs, Vorlegungsfriſt 
801; Hemmung der Vorlegungsfriſt und 


der Verjährung durch Zahlungsſperre 802, 


Zins⸗, Renten-, Gewinnanteilſcheine 808 
A1; Verluſt derſelben 804; Inkraftbleiben 
der Zinsſcheine bei Erlöſchen der Haupt⸗ 
forderung 808; Gewinnanteilſcheine von 
Aktiengeſellſchaften 793 A 1; Erueuerungs⸗ 
ſcheine 703 A 1, 808 A 1, 805; Umſchrei⸗ 
bung auf den Namen 806; unvollkommene 
Juhaberpapiere, Karten, Marken 807; 
hinkende Inhaberpapiere 808; 

Zinsſatz 247, 248; Sicherungshypothek 
1187, 1189; Schiffspfandrecht 1270; mün⸗ 
delſichere Schuldverſchreibungen 1807; Aus» 
ſtellung durch den Vormund 1822, durch 
den Staat EG 100. 


Schuldverſprechen 780 und Vorbem; auf 


Grund Abrechnung oder im Wege des 
Vergleichs erteiltes 782; zum Zwecke der 
Erfüllungsübernahme 329 A 1; ſchenkweiſe 
erteiltes 518, 780 U 5; an den Heirats⸗ 
vermittler 656, 780 A 7; bei Spiel und 
Wette 762 A 4, 780 A 7; bei Schenkung 
a Todes wegen 2301; Verjährung 780 
6. 


A 


Die Zahlen bedeuten die 


Schutzgebiet, Anwendung der deutſchen Ge- | 
etze Vorbem 11 vor 104; Erwerb von 
Grundeigentum 925 A 1. 

Schutzgeſetz, Verletzung 823 Abſ 2; 823 A 14. 

Schwägerſchaft 1590; Ehehindernis 1310, 
1327; keine Ehelichkeitserklarung der 
Kinder aus einer wegen Schwägerſchaft 
verbotenen Ehe 1732; Schwägerſchaft 
infolge Ehelichkeitserklärung 1737, infolge 
Annahme an Kindes Statt 1763; Berück- 
1700 0 bei Auswahl des Vormundes 
177 


Schwangerſchaft, Koſten bei der zu erwar⸗ 
tenden Geburt: eines unehelichen Kindes 
1715, 1716, eines Erben 1963, eines Nach⸗ 
erben 2141; Ausſetzung der Erbteilung bis 
zur Geburt des empfangenen Erben 2048, 

Schwarzwild, Wildſchaden 835. 

Schwebezeit bei Bedingungen 160, 161. 

Schweigen als Willenserklärung Vorbem 2 
vor 116; auf einen Vertragsantrag 151; 
als Billigung beim Kauf auf Probe. 496, 
als Annahme der Schenkung 516; des | 
Ehemanns beim Betrieb eines Erwerbs- 
geſchäfts durch die Frau 1405; vgl. Still- 
ſchweigende Willenserklärung. 

Schweine, Mängel beim Kauf 481. | 

Sechswochenkoſten 1715. 

Seegefahr, Todeserklärung 16. 

Seeteſtament 2251, 2252. 

Seitenlinie, Verwandtſchaft, Schwägerſchaft 
1589, 1590. 

Seitenverwandter, Erbverzicht 2349. 

Selbſthilfe 229—231; des Vermieters bei 
Ausübung des Pfandrechts 561; gegen ver⸗ 
botene Eigenmacht 859, 860. 

Selbſthilfeverkauf zur Feſtſtellung des Scha⸗ 
dens 325 A 1. 

Selbſtkontrahieren 181. 

Selbſtſchuldneriſche Bürgſchaft Vorbem 5 
vor 765, 773, 777. 

Sequeſtration 1134 A 6; freiwillige S. Vor⸗ 
bem 2 vor 688. 

Seuchenteſtament 2250. 

Sicherheit, Aufgabe durch den Bürgſchafts⸗ 
gläubiger 776; durch den Vormund 1822. 

Sicherheitsarreſt 230. 

Sicherheitsleiſtung 232—240; durch Hinter- 
legung von Geld oder Wertpapieren 232 
bis 235; durch Buchforderungen 232, 236; 
durch Verpfändung beweglicher Sachen 
232, 237; durch Hypothek, Grundſchuld, 
Reutenſchuld 232, 238; durch Bürgen 
232, 289, 321 A 3; Ergänzung 240; 
für Gläubiger eines Liquidationsver⸗ 
eins 52; für Aufwendungen 257; für den 
mit Wegnahme einer Sache verbundenen 
Schaden 258; als Schenkung 516 A 4; 
des Vorkaufsberechtigten 509; des Mieters 
im Falle der Veräußerung des Grund⸗ 
ſtücks 572; bei Ausſcheiden eines Gefell- 
ſchafters 788; des Hauptſchuldners an 
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den Bürgen 775; wegen der Gefahr der 
Vorlegung von Sachen und Urkunden 811; 
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des Rentenverpflichteten 843; gegenüber 
dem Verfolgungsrecht des Beſitzers 867; 
bei Nießbrauch 1039, 1051, 1052, 1067; 
Herausgabe des Pfandes gegen Sicher- 
heitsleiſtung 1218; des Ehemanns 1391 
bis 1393, 1418; des unterhaltsverpflichteten 
Ehegatten nach der Eheſcheidung 1580; 
des Vaters 1668, 1670, 1672; des Vor⸗ 
mundes 1786, 1844, 1889; für den Nach⸗ 
laßgläubiger 1986, 2217; des Vorerben 
2128; 

Abwendung durch Sicherheitsleiſtung: 
Zurückbehaltungsrecht 273, 320, 321, Ver⸗ 
mieterpfandrecht 562; 

Unterbrechung der Verjährung 208; 
Rückforderung nach Verjährung 222. 

Sicherung von Forderungen juriſtiſcher Per⸗ 
ſonen des öffentlichen Rechts durch Hypo⸗ 
thek EG 91; eines Anſpruchs durch Über: 
tragung eines Rechtes 223; des Beweiſes 
478, 485, 229 A 5; des Anſpruchs auf Ein⸗ 
räumung oder Aufhebung eines Grund⸗ 
ſtücksrechts 883; des Nachlaſſes 1960, EG 
140. 

Sicherungsabtretung 398 A 1. 

Sicherungshypothek 1184; kein Hypotheken- 
brief 1185; Umwandlung in Verkehrs- 
hypothek 1186; für Forderungen aus 
Schuldverſchreibungen, Wechſeln, Order⸗ 
man ren 1187—1189, Kautionshypothek 

190; 

keine Sicherheitsleiſtung durch Siche⸗ 
rungshypothek 238; Sicherungshypothek 
für Bauforderungen 648; Erwerb des 
Pfandgläubigers bei Übertragung des 
Grundſtückseigentums 1287; an Grund⸗ 
ſtücken des Vormundes 1844 A 3. 

Sicherungskauf 117 A 3; 433 A 3k; 930 A 5. 

Sicherungsübereignung 868 A 3; 930 A 5, 6; 
1205 A 7. 

Sielrecht EG 66. 

Silberſachen, Verkauf 
1240. 

Sitten vgl. Gute Sitten. 

Sittliche oder Anſtandspflicht 534, 1446, 
1641, 1804, 2113, 2205, 2330; feine Rück⸗ 
forderung 814. 

Sitz des Vereins 24; des eingetragenen 
Vereins 55, 57; der Stiftung 80. 

Skonto 433 A 10h, pp. 

Skontration 387 A 1. 

Societas leonina 722 A 1. 

Sondergericht, Auſpruchsverjährung 220. 

Sondergut bei allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft 1439; bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 
ſchaft 1486; bei der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1520 aA 1. 

Sondernachfolger, Wirkung von Verein⸗ 
barungen der Teilhaber bei Bruchteila. 
gemeinſchaft 746, 751, 755; eines Mit. 
eigentümers 1010. 

Sonderrechte von Vereinsmitgliedern 35. 

Sonntag als Leiſtungstag und Ende einer 
Friſt 193. 


bei Verpfändung 
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Sorge für die Perſon des Kindes: bei ehe 
lichen Kindern 1627—1637, 1676, 1696 
bis 1698; bei unehelichen Kindern 1707; 
bei Kindern aus nichtiger Ehe 1702; bei für 
ehelich erklärten Kindern 1738; bei ange⸗ 
nommenen Kindern 1765; bei Mündeln 
1793, 1800; 

für das Vermögen des Kindes bei ehe- 
lichen Kindern 1627, 16381670; bei 
Mündeln 1793. 

Sorgfalt: Haftung für die im Verkehr er- 
forderliche Sorgfalt 276; in eigenen An⸗ 
gelegenheiten 277; vgl. Haftung. 

Sozialpolitiſche Zwecke eines Vereins 43, 6). 

Sparkaſſe, Rechtsfähigkeit Vorbem 2 vor 21; 
Zinsfuß 248; Einzahlung durch Vertreter 
164 A 3; Anlegung von Mündelgeld 1807, 
EG 99. 

Sparkaſſenbücher 90 A 2, 808 A 1, 4; Eigen⸗ 
tum 952 A 4; 1006 A 2; Schenkung 518 
A 1; Abtretung 808 A 3; Verpfändung 
1204 A 4. 

Spediteur, Übergabe der gekauften Sache 
447. 

Speiſewirte, Verjährung der Anſprüche 196. 

Sperrjahr bei der Liquidation von Vereinen 
Sir 

Sperrvermerk in Sparkaſſeubüchern 1809 


A 1. 

Spezialitätsgrundſatz für Grundbucheinträge 
Vorbem 3d vor 873. 

Spezialvollmacht 166 A 4. 

Spezifikation 950. 

Spiel 762; geſetzlich verbotene Spiele 762 
A 6; Nebenverträge 762 A 5; Lotterie⸗ und 
Ausſpielvertrag 763; Nichtigkeit aus be- 
ſonderen Gründen (Falſchſpiel) 762 A 3; 
Rückforderung des Einſatzes 762 A 3; An⸗ 
erkennung durch Schuldverſprechen oder 
Schuldanerkenntuis 780 A 7; Darlehn zum 
Spiel 138 A 1b, 762 A 4, 5; Vorbem 4 
vor 607; Differenzgeſchäft 764. 

Sprache, bei Kundgebung des letzten Willens 
2243; des der deutſchen Sprache nicht 
mächtigen Erblaſſers 2244; Teſtament in 
fremder Sprache 2245 A 1; beim eigen. 
händigen Teſtament 2231 A 4; Mundart 
der deutſchen Sprache 2244 U 1. 

Spruchrichter, Haftung 839. 

Staat, Haftung für ſeine Beamte 89 A 3, 
ES 77; Aufrechnung gegen Forderungen 
des Staates 387 A 4, 395; vgl. Fiskus. 

Staatliche Genehmigung vgl. Genehmigung. 

Staatsangehörigkeit Vorbem 7 vor 1; des 
Kindes 1616 A 2; des unehelichen Kindes 
Vorbem 4 vor 1705; des angenommenen 
Kindes Vorbem 5 vor 1741; des Erblaſſers 
Vorbem 1 vor 1922, 1936 A 2; des Mündels 
vgl. Staatsverbaud; Perſonen ohne Staats- 
angehörigkeit EG 29. 

n Anlegung von Mündelgeld 

8. 

Staatsſchuld buch, Verpfändung von For⸗ 

derungen als Sicherheit 232, 236, Anlegung 
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von Mündelgeld 1807, 1815, 1853, EG 97, 
98. 

Staatsverband, Entlaſſung des Mündels 
1821 A 3; 1827, 1847. 

Staatsverträge EG 56. 

Stadigemeinde, Vertreter 89 A 2. 

Stallwirt, Haftung 701 A 4. 

Stammgüter EG 59. 

Standesbeamter, Tätigkeit bei der Ehe⸗ 
ſchließung 131718321. 

Standesgemäßer Unterhalt 519, 528, 829, 
1578 A 3; 1608, 1610, 1620. 

Standesregiſter vgl. Heiratsregiſter. 

Statutenkolliſion vgl. Internationales Pri⸗ 
vatrecht. 


87 Gewinnung durch den Nießbraucher 

1037. 

Stellvertretung j. Haftung, Vertretung. 

Stenographie beim eigenhändigen Teſtament 
2231 A 4. 


Stiftung, öffentliche Vorbem 2 vor 21; Unter⸗ 
ſchied zwiſchen wohltätiger und milder Stif- 
tung Vorbem 2 vor 21 a. E.; Stiftung unter 
Verwaltung einer öffentlichen Behörde 86 
A 2; unſelbſtändige, fiduziariſche Stiftung 
80 A 1; Sammelvermögen 80 A 1; Fami⸗ 
lienſtiftung Vorbem 2 vor 21; 80 A 3; 85 
A 1, 2; 86 A 2; 

Eutſtehung 80; Stiftungsgeſchäft unter 
Lebenden 81, durch letztwillige Verfügung 
81 A 2, 4, 83, 1940 A 3; Vermögeneüber⸗ 
tragung auf die Stiftung 82, 84; Verfaſſung 
der Stiftung 85, 86; Vorſtand 86 A 1; 
Haftung des Stifters 81 A 2; Klage⸗ und 
Anfechtungsrecht des Stiftungsintereſſen⸗ 
ten 85 A 2; Rang im Konkurs 85 A 2; 
Verluſt der Rechtsfähigkeit 86 A 3; Auf⸗ 
hebung der Stiftung 87; Widerruf 81; 
Anderung des Stiftungszwecks 87; Unfall 
des Vermögens bei Erloͤſchen 88; Liqui⸗ 
dation 88 A 2; 

Erbteilung bei Beteiligung einer noch 
nicht genehmigten Stiftung 83 A1; 2048. 

Stillſchweigende Willenserklärung, Vorbem 
2 vor 116; Vereinbarung einer Ver⸗ 
gütung: beim Dienſtvertrag 612; beim 
Werkvertrag 632; beim Mällervertrag 
653; bei der Verwahrung 689. 

Verlängerung: der Miete 568; des 
Dienſtvertrags 625; der Geſellſchaft 724. 

Stillſtand der Rechtspflege, Hemmung der 
Verjährung 203. 

Stimmenmehrheit in der Vereinsverſamm⸗ 
lung 32, 33; der Geſellſchafter 709; bei 
Gemeinſchaft 745; der Familienratsmit⸗ 
glieder 1874; der Miterben 2038. 

Stockwerk 1014; Stockwerkscigentum 93 A 7; 
903 A 2; 1010 A 1; EG 182; Erbbaurecht, 
O über das Erbbaurecht 8 1. 

Stoff beim Werkvertrag 644, 645, 651; 
Verarbeitung und Umbildung 950. 

Störung der Geiſtestätigkeit 105, 827; des 
Beſitzes 858, 862, 869; des Eigentums 
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1004; der Ausübung der Grunddienſtbar⸗ 
keit 1029. 

Strafbare Handlung, Erlangung des Be⸗ 
ſitzes 992, eines Erbſchaftsgegenſtandes 
2025; als Grund zur Eheſcheidung 1565, 
1568 A 3, 4; zur Verwirkung der elter⸗ 
lichen Gewalt 1680, zur Pflichtteilsent⸗ 
ziehung 2333, 2334, zur Erbunwürdigkeit 
2339. 

Strafe, Strafgedinge vgl. Vertragsſtrafe; 
Eheſcheidungsſtrafen 1578 A 1. 

Strafverfahren des Unterhaltsberechtigten 
1610 A 4; gegen den Ehemann 1463, 
1536; gegen die Ehefrau 1887, 1415, 1463; 
gegen das Kind 1654. 

Straße, Beſtandteil des Grundſtücks 93 A 1; 
Haftung im Straßenverkehr 254 A 70; 
grunddienſtbarkeitliche Rechte der Anlieger 
an öffentlicher Straße 1018 A 2; vgl. Weg. 

Sträucher, Beeinträchtigung des Nachbar⸗ 
grundſtücks 907, 910, EG 124, 183; Früchte 
911, 923. 

Streit, Aussperrung, Boykott 138 A 1; Vor⸗ 
bem 3 vor 611; 826 A 50; Auslegung der 
Streikklauſel 157 A 3. 

Streitgenoſſenſchaft vor dem Schiedsgericht 
220 A !; zwiſchen Geſellſchaftern 714 A 4; 
zwiſchen Teilhabern bei Bruchteilsgemein⸗ 
ſchaft 744 A 3; zwiſchen Eheleuten 1400 
A 5; 1407 A 2, 10; zwiſchen Miterben 
2032 A 1; 2039 A 2; 2058 A 2; 2059 A 5. 

Streitverkündung, Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung 209, 215; bei Mängelrüge 478, 485. 

Stumme 1910; Teſtierfähigkeit 2238 A 6; 
2243, 2247 A 1; 2265 A 1. 

Stundung 157 A 3; 779 A 4; Hemmung der 
Verjährung 202; Beſtimmung der Dauer 
durch Urteil 315 A 4; des Kaufpreiſes 452 
A 2; 454; bei Vorkauf 509; der Haupt⸗ 
ſchuld bei Bürgſchaft 767 A 2. 

Subjektiv⸗dingliche Rechte 96. 

Submiſſionsverfahren 632 A 2. 

Subſtitut, Subſtitution 166 A 4; 278 A 3. 

nee ordinum, successio graduum 1930 

* 

Sühnetermin in Eheſachen 1571. 

Sukzeſſivlieferungsgeſchäfte vgl. Teilliefe⸗ 
rungsgeſchäfte. 

Summenverwahrung 700, 688 A 2. 

Surrogation 90 A 1; bei Eintritt der Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung 281, 325; bei 
Vermögensübernahme 419 A 2; beim 
Geſellſchaftsvermögen 718 A 4; bei un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung 818; beim 
Erlös aus dem Funde 966, beim Erlös 
aus dem Pfande 1219, 1247, 1212 A 4; 
beim eingebrachten Gute 1381, 1382, 1524, 
1554; beim Vorbehaltsgut 1370; 1440, 
1486, 1526; beim Geſamtgut 1473; beim 
Kindesvermögen 1638, 1646, 1651; beim 
Erbſchaftsanſpruch 2019; bei der Erbſchaft 
041; bei der Nacherbfolge 2111; beim 
Erbſchaftskauf 2374, 2375. 

Synallagmatiſche Verträge 320 A 2. 
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Tabularerſitzung 900. 

Tag, Berechnung von Friſten 188. 

Tagelöhner, Verjährung der Anſprliche 196. 

Talon vgl. Erneuerungsſchein. 

Tarifvertrag 54 A 1; 611 A 5. 

Tatſache, Begriff 824 A 2; Behauptung 
falſcher Tatſachen, Kreditgefährdung 824 

Tatſächliche Gewalt 854 A 3. 

Taube, Pflegſchaft 1910; Teſtierfähigkeit 
2243 A 5 


Tauben, Aneignung, EG 130. 

Taubſtumme, Verantwortlichkeit bei uner⸗ 
laubten Handlungen 828; Pflegſchaft 1910; 
Teſtierfähigkeit 2243 A 5. 

Taufſchein, Beweiskraft Vorbem 1 vor 1591. 

Tauglichkeit, Haftung für die Tauglichkeit 
einer Sache beim Kaufe 459, bei der Miete 
537, beim Werkvertrag 633. 

Tauſch 515; Unterſchied vom Kauf 433 A 3a. 

Täuſchung, Anfechtungsgrund 123, 124; 
bei der Ehe 1334; Erbunwürdigkeit 2339; 
vgl. Argliſtige Täuſchung. 

Taxe bei Dienſtvertrag 612; bei Werkvertrag 
632; bei Mätlervertrag 653. 

Teich, Fiſche 960. 

Teilbare Leiſtungen, Mehrheit von Schuld⸗ 
nern oder Gläubigern 420, 427. 

Teilbeſitz 865. 

Teilhypothekenbrief 1145, 1152. 

Teilleiſtungen 266; bei teilweiſer Unmög⸗ 
lichkeit 280, 283, 307, bei gegenſeitigem 
Vertrage 320; teilweiſe Befriedigung des 
Hypothekengläubigers 1145. 

Teillieferungsgeſchäfte 433 A 54d; 325 A 4: 
326 A 1; bei Gattungsſachen 480 E 2: 
Rücktritt 469 A 2; Vertragsſtrafe 341 A 3. 

Teilung des Geſellſchaftsvermögens 731; 
bei Aufhebung der Bruchteilsgemeinſchaft 
752—754; der Hypothek 752 A 2, 1132, 
1151, 1152; des Geſamtguts 1476, 1477, 
1503; des Nachlaſſes 2059 A 2; eines 
Grundſtücks 1010, EG 119—121, bei Be⸗ 
ſtehen einer Dienſtbarkeit; des berechtigten 
Grundſtücks 1025, des belaſteten Grund. 
ſtücks 1026; bei Reallaſt: des verpflichte ⸗ 
ten Grundſtücks 1108, Ech 120, 121, des 
Grundſtücks des Berechtigten 1109. 

Teilungsanordnungen des Erblaſſers 2048 
A 1; als Pflichtteilsbeſchränkung 2806; 
Haftung des Erben für Nichtvorhanden⸗ 
ſein bei Erbſchaftskauf 2376. 

Teilungsanſpruch des Geſellſchafters 781. 

Teilungsbeſchränkung für Grundſtücke EG 
119 


19. 
Teilurteil bei Eheſcheidung 1564 A 4. 
Teilweiſe Befriedigung des Hypotheken 
gläubigers 1145, 1176; teilweiſe Leiſtung 
320, 325; teilweiſe Nichtigkeit 139; teil. 
weiſe Unmöglichkeit 280, 307, 323, 325. 
Telegrammadreſſe, Schutz 12 A 1. 
Telegraphiſche Übermittlung als Schrift⸗ 
form 127. 
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Termine 186, 193; letztwillige Zuwendung 
unter Beſtimmung eines Anfaugstermins 
2066, 2074 A 2, 2177 A 2. 

Teſtament 1937; Inhalt 1938 —1940; Te⸗ 
ſtierfähigkeit 2229, 2230; perſönliche Er⸗ 
richtung 2064, 2065; 

Widerruf 2253; Form 22542256; 
Widerruf des Widerrufs 2257; 

Aufhebung durch ſpäteres Teſtament 
2258; Ablieferungspflicht 2259; Eröff- 
nung 2260 —2263; Beſtimmung eines an⸗ 
deren über Geltung der letztwilligen Ver⸗ 
fügung 2065 A 2; 

ordentliche Teſtamentsformen: 
öffentliches Teſtament 2231 Ziff 1, 2232 
bis 2246; Zeugen 2233; Ausſchließungs⸗ 
gründe wegen der mitwirkenden Per⸗ 
ſonen 2234— 2237; Form der Errich⸗ 
tung 2238; mitwirkende Perſonen 2239; 
Protokoll 2240—2242; eines Stummen 
2243; Dolmetſcher 2244; Teſtament in 
fremder Sprache 2245; Verſchluß und 
amtliche Verwahrung 2246; Privatteſta⸗ 
ment 2231 Ziff 2, 2247, 2248; 

außerordentliche Formen: Gemein⸗ 
deteſtament 2249, Seuchenteſtament 2250; 
Seeteſtament 2251; Gültigkeitsdauer der 
außerordentlichen Teſtamente 2252; 

Gemeinſchaftliches Teſtament 2265 
bis 2273; vgl. die ſes; 

Auslegung 2066— 2076; Selbſtändigkeit 
der getroffenen Einzelverfügungen, deren 
Unwirkſamkeit 2085; Vorbehalt der Er⸗ 
gänzung 2086; Auslegung bei zweifel⸗ 
haftem Inhalt 2084; Einſetzung der ge⸗ 
ſetzlichen Erben 2066, der Verwandten 
2067, der Kinder 2068, der Abkömmlinge 
2069, 2070, der Armen 2072; Bezeichnung 
des Bedachten in mißverſtändlicher Weiſe 
2073; Bedingungen 20742076; Ein⸗ 
ſetzung des Ehegatten und Verlobten 


2077, 2268; Erbeinſetzung 2087; Höhe des 


Erbteils 2088 — 2092; Anwachſung 2094; 
Erſatzerben 2096—2099; Anordnung einer 
Nacherbſchaft 2100; eines Vermächtniſſes 
2147; Ernennung eines Teſtamentsvoll⸗ 
ſtreckers 2197; vgl. Nacherbſchaft, Ver⸗ 
mächtnis, Teſtamentsvollſtrecker; 
Anfechtung wegen Irrtums 2078; 
wegen Übergehung des Pflichtteilsberech⸗ 
tigten 2079; Berechtigter 2080; Form 2081; 
Friſt 2082; Verweigerung der Leiſtung 
des Beſchwerten nach Friſtablauf 2083. 
Inhalt von letztwilligen Verfügungen 
in bezug auf die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft 1509, 1511, 1515, 1516; Benennung 
des Vormundes 1777; Ausſchließung von 
der Vormundſchaft 1782; Anordnung be⸗ 
freiter Vormundſchaft 1856; Anordnungen 
in bezug auf den Familienrat 1868. 
Teſtamentsvollſtrecker, Ernennung 2197 bis 
2200, durch den Erblaſſer 2197, durch einen 
Dritten 2198, durch Teſtamentsvoll⸗ 
ſtrecker 2199, durch Nachlaßgericht 2200; 


Alphabetiſches Sach verzeichnis 


Unwirkſamkeit der Ernennung 2201; Be⸗ 
ginn des Amtes 2202; rechtliche Stellung 
Vorbem 2 vor 164; Zweifel über Fort⸗ 
beſtehen des Amtes 372 A 4; 

Pflichten: Ausführung der letztwilligen 
Verfügungen 2203; Erbauseinanderſetzung 
2204; Verwaltung des Nachlaſſes 2205 
bis 2209; Eingehung von Verbindlichkeiten 
2206; befreiter Teſtamentsvollſtrecker 2207, 
2220; Beſchränkungen 2208 —2210; Aus⸗ 
ſchluß des Verfügungsrechts des Erben 
2211; Aktivlegitimation 2212; Paſſiv⸗ 
legitimation 2213; Stellung gegenüber 
den Privatgläubigern des Erben 2214; 
Nachlaßverzeichnis 2215; ordnungsmäßige 
Verwaltung 2216; Aushändigung ent⸗ 
behrlicher Nachlaßgegenſtände 2217; Ver⸗ 
hältnis zum Erben 2218; Verantwortlich⸗ 
keit 2219; Vergütung 2221; 

im Intereſſe des Nacherben 2222; zur 
Fürſorge für Untervermächtniſſe und Auf⸗ 
lagen 2223; im Falle der Pflichtteils⸗ 
beſchränkung in guter Abſicht 2338; Mehr⸗ 
heit von Teſtamentsvollſtreckern 2224; 
Beendigung des Amtes 2225; Kündigung 
2226; Entlaſſung 2227; 

Einſetzung als Pflichtteilsbeſchränkung 
2306; Angabe im Erbſchein 2364; Zeugnis 
2368; Haftung des Erben für Nichtvor⸗ 
handenſein eines Teſtamentsvollſtreckers 
bei Erbſchaftskauf 2376. 

Teſtierfähigkeit 2229, 2230, EG 215. 

Teſtierfreiheit 2302. 

Tier, Begriff 833 A 2a; wilde, zahme, ge⸗ 
zähmte Tiere 960 A 1, 9; Haustiere 833 A8; 
Eigentum 960; Erwerb von Tierjungen bei 
Pacht 586; Gewährleiſtung beim Kauf von 
Tieren 481—492; Haftung des Tierhalters 
833, des Tierhüters 834; Notwehr gegen 
Tiere 227 A 5; Wildſchaden 835. 

Tierarzt, Verjährung ſeiner Anſprüche 196. 

Tiergarten 960. 

Tierhalter, Haftung 833; mehrerer Tierhalter 
833 A 5; Ausſchluß infolge eines Vertrags⸗ 
verhältniſſes 833 A 7; Haftung des Tier⸗ 
hüters 834; geſamtſchuldneriſche Haftung 
des Tierhalters und des Tierhüters 838 A 5. 

Tiſch und Bett vgl. Trennung. 

Tochter, Ausſteuer 16201628; Sorge für 
die Perſon einer verheirateten Tochter 1633. 

Tod des Stifters 84; Wirkung auf die Ab- 
gabe empfangsbedürftiger Willenserklä⸗ 
rungen 130; des Antragenden vor Annahme 
des Antrags 153; des Verſprechens⸗ 
empfängers 331; des Schenkers 520; 
des Beſchenkten 532; des Mieters 569; 
des Vermieters 569 A 4; des Pächters 
596; des Entleihers 605; einer Vertrags- 
partei beim Auftrag 672, 673; eines Ge⸗ 
ſellſchafters 727; eines Gemeinſchafts⸗ 
teilhabers 750; kein Erlöſchungsgrund bei 
der Anweiſung 791; des Ausſtellers einer 
Schuldverſchreibung 794; des Nießbrauchers 
1061; des Inhabers einer perſönlichen 


Die Zahlen bedeuten die Paragraphen des BEE 


Dienſtbarkeit 1090; des Verlobten 1301; 
des nicht anfechtungsberechtigten Ehe⸗ 
gatten 13381342; des Ehegatten bei 
Verwaltungsgemeinſchaft Vorbem 1 vor 
1418, 1424; des Ehegatten bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1482, 1483, bei fort- 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1494; bei 
Errungenſchaftsgemeinſchaft 1522; eines 
anteilsberechtigten Abkömmlings bei fort ⸗ 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1490; des 
Unterhaltsberechtigten und Unterhaltsver⸗ 
pflichteten 1582, 1615; des Kindes 1683; 
des Vaters 1684; des Vaters des un⸗ 
ehelichen Kindes 1712; des unehelichen 
Kindes 1713; des unehelichen Kindes vor 
der Eheſchließung der Eltern 1722; des 
Kindes und Vaters vor der Ehelichkeits⸗ 
erklärung 1733; des Annehmenden und 
Kindes bei Annahme an Kindes Statt 
1753, 1769; des Mündels 1884; des 
Vormundes und Gegenvormundes 1799, 
1894; des Pfleglings 1918 A 1; des Erb⸗ 
laſſers 1922; des Erben vor Ablauf der 
Ausſchlagungsfriſt 1952, vor Ablauf der 
Inventarfriſt 1998; des Vorerben 2106; 
des Teſtamentsvollſtreckers 2225; eines 
Beteiligten beim Erbvertrag 2290, 2297; 
vgl. Todeserklärung. 

Todeserklärung 13—20, EG 9; bei Kriegs⸗ 
gefahr 15; bei Seegefahr 16; bei Lebens⸗ 
gefahr 17; Zeitpunkt des Todes 18; Lebens⸗ 
vermutung 19; bei gemeinſamer Gefahr 20; 
Verfahren 13 A 2; Beweislaſt 19 A 1, 2; 
Koſten 1967 A 3; Wirkung 18 A 1; 

eines Ehegatten 1637; Wiederverheira⸗ 
tung 1348—1852; Beendigung der Nutz⸗ 
nießung und Verwaltung 1420; des über- 
lebenden Ehegatten im Falle der fort⸗ 
geſetzten Gütergemeinſchaft 1494; Been⸗ 
digung der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1544, 1547; 

des Minderjährigen 14 A 2; des Vaters 
1679, 1684; des Mündels 1847, 1884; 
des Vormundes 1885; des Pfleglings 
1918 A 1; des Erblaſſers 1974; im Falle 
eines Notteſtaments 2252; 

Erbſchaftsanſpruch des für tot Erklärten 
2031; Wirkung irrtümlicher Todeserklä⸗ 
rung auf Rechtsgeſchäfte des vermeint⸗ 
lichen Erben 2370. 


Todesvermutung 18, 20. 

Todteilung 1498 A 3. 15 

ae Dann durch den Nießbraucher 
1037. 


Tontinenvertrag 759 A 3. 5 
— Srpinnune durch den Nießbraucher 
1037. 


Totaliſator 763 A 1, 4. 

Tote Hand EG 86. 

Totgeburt des unehelichen Kindes 1715. 

Tötung eines Menſchen 823 A 4, 10; durch 
ein Tier 883, durch Einſturz eines Ge⸗ 
bäudes 836; Umfang des Schadens 844, 
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845; des Schenkers 530; des Erblaſſers, 
Erbunwürdigkeit 2339. 

Traktat vgl. Vorvertrag, Vorverhandlungen. 

Transportgefahr beim Kauf 447, beim Werk⸗ 
vertrag 644. 

ee, Anſpruchsverjährung 
196. 


Transportkoſten beim Kauf 448. 

Trauung Vorbem 1 vor 1303; Verweigerung 
der kirchlichen Trauung als Eheſcheidungs⸗ 
grund 1568 A 4. 

Trennung von Erzeugniſſen und Beſtand⸗ 
teilen 99 A 3; Eigentumserwerb 953957; 
von miteinander vermengten Sachen 948; 
der Ehegatten 1361; von Tiſch und Bett 
1353 A 1; 1564 A 6, 7; EG 202, 206. 

Treſorfach, Miete 535 A 2; 1205 A 9. 

Treuhänder Vorbem 1 vor 164, 1206 A 4; 
bei Inhaberhypotheken 1189. 

Treu und Glauben 157, 242, 320; bei Aus- 
legung von Verträgen 157 A 1, 3. 

Trödelvertrag 445 A 1; Vorbem 2 vor 652. 

Trunkenheit bei Begehung unerlaubter Hand⸗ 
lungen 827. 8 

Trunkſucht, Entmündigung 6 A 5; Beſchrän⸗ 
kung der Geſchäftsfähigkeit 114; Ehe⸗ 
ſcheidungsgrund 1568 A 4, 1571 A 3; Un⸗ 
fähigkeit zum Vormund 1780, zum Far 
milienratsmitgliede 1865; Teſtierfähigkeit 
2229. 


u 


Überban 912; 94 A 1; 946 A 4; Rente 912 
bis 914; Rang des Rechts auf die Rente 
914; Übertragung des Eigentums an dem 
überbauten Teile 915; Beeinträchtigung 
eines Erbbaurechts und einer Dienſtbarkeit 
916. 

Überbringer einer Quittung als Empfangs⸗ 

PR 10 
berfallsre 2 g 

Werner der gekauften Sache 433 A 8, 446. 
447, 448; beweglicher Sachen zur Eigen- 
tumsübertragung 929, 982, zur Nieß- 
brauchsbeſtellung 1082, zur Pfandbeſtel⸗ 
lung 1205; Y 

des Hypothekenbriefs 1117, 1154, 1163; 
des letzten Willens 2238 A 3. 
übergang von Nebenrechten bei der Ab- 
tretung 401; der Forderung des Gläubi⸗ 
gers: auf den Ablöſenden 268, auf den 
befriedigenden Geſamtſchuldner 426, auf 
den Bürgen 774, der Hypothek auf den 
Eigentümer 1143, 1153, 1154, 1163, 1164, 
1177; des Pfandrechts 1250; von Unter- 
haltsanſprüchen 1607, 1709. 

Übergangsvorſchriften ES 153—218. 

Übergebot 156. 

übergehung einer als Vormund berufenen 
Perſon 1778; eines Pflichtteilsberech⸗ 
tigten im Teſtament 2079. 

Überhangsrecht 910. 
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Übermittlung, telegraphiſche 127; unrichtige 
120. 

übernahme der Erfüllung einer Schuld 
329; des Vermögens eines andern 419; 
Übernahmerecht des Ehegatten bei Aus⸗ 
einanderſetzung der Guütergemeinſchaft 
1477, der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 
1502; Übernahmerecht eines anteilsbe⸗ 
rechtigten Abkömmlings 1515, 1516; der 
Vormundſchaft 1785—1788; einer fremden 
Verbindlichkeit fur den Mündel 1822 
Ziff 10; des Amtes eines Familienratsmit⸗ 
gliedes 1869; Übernahme eines Land- 
guts durch die Erben 2049, 2312; vgl. 
Schuldübernahme. 1 

Uberreſt, Nacherbſchaft auf den Überreſt 2137. 

Überſchreitung des Koſtenanſchlags 650. 

Überſchuldung, Vereinskonkurs 42; Kon⸗ 
kurs der Stiftung 86; Überſchuldung des 
Geſellſchaftspvermögens 735, 739, des Ge⸗ 
ſamtguts 1468, 1469; des Nachlaſſes 
1980, 1990, 1992; Beſchränkung des 
Pflichtteils wegen Überſchuldung des Ab⸗ 
kömmlings 2338. 

Überſchuß bei Auseinanderſetzung der Ge⸗ 
ſellſchaft 734, der Gütergemeinſchaft 1476, 
1477, der Erbſchaft 1973, 2047. 

überſendung von Geld 270; der hinterlegten 
Sache durch die Poſt 375; der gekauften 
Sache 447. 

überſetzung ins Deutſche bei einem fremd⸗ 
ſprachlichen Teſtamentsprotokoll 2245 A 5. 

Übertragung eines Rechtes zur Sicherung 
eines Anſpruchs 223; einer Forderung 
erfüllungshalber 364 A 2; einer Forderung 
durch einen Geſamtgläubiger 429; der 
Dienſtleiſtung, des Anſpruchs auf die 
Dienſte 613; der Ausführung des Auftrags 
664; der Anweiſung 792; des Beſitzes 854, 
870; des Eigentums: an beweglichen 
Sachen 929— 936, an Grundſtücken und 
Grundſtücksrechten 313, 873, 925; der 
Reallaſt 1111; der Hypothek 1153, 1156 
bis 1159; des Pfandrechts 1250, 1251; des 
Anteils am Nachlaß auf die Miterben 
2086; des Pflichtteilsanſpruchs 2317; vgl. 
Abtretung; 

ausgeſchloſſen: bei Vereinsmitglied. 
ſchaft 38; beim Vorkaufsrechte 514; bei 
Geſellſchaftsanſprüchen 717; bei Anſpruch 
auf Schmerzensgeld 847, auf Kranzgeld 
1300; beim Nießbrauch 1059; bei der be⸗ 
ſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit 1092; 
beim Rechte der Nutznießung und Ver⸗ 
waltung des Ehemanns 1408, des Vaters 
1658; beim Ausſteueranſpruch 1623; Un⸗ 
übertragbarkeit 1274 A 3. 

Überweiſung einer abgetretenen Forderung 
408, der Hypothekenforderung 1156. 

Umbildung beweglicher Sachen, Eigentunts- 
erwerb 950, 951; beim Rücktritt 352; der 
vermachten Sache 2172. 

Umgeſtaltung des Rechtsgeſchäfts 140; einer 
Sache durch den Nießbraucher 1037. 
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Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Umſatzſteuer beim Grundſtückskauf 449 A 1. 

Umſchaffung 305 A 1: 364 A 1; durch Schuld⸗ 
verſprechen 780 A 6. 

Umſchreibung auf den Namen: von Schuld⸗ 
verſchreibungen auf den Inhaber 806; von 
Inhaberpapieren 1393, 1815, 1820, 2117. 

umſetzung des Nachlaſſes in Geld 2046 A 4. 

Umtanſch beim Kauf 495 A 4; hinterlegten 
Geldes und hinterlegter Wertpapiere 235; 
beſchädigter Schuldverſchreibungen auf den 
Inhaber 799. 

Umwandlung des Stiftungszwecks 87; einer 
Forderung in eine Darlehnsſchuld 607, 
222 A 2; von Reichsanleihe in Buch: 
ſchuld 806 A 1, 1393; von Hypotheken 
in Sicherungshypotheken, Grundſchulden, 
Rentenſchulden und umgekehrt 1186, 1198, 
1203; der zum Kindes⸗ oder Mündelver⸗ 
mögen gehörenden Inhaberpapiere in 
Buchſchulden des Reiches oder eines Bun⸗ 
desſtaats 1667, 1815, 1820; der Klage auf 
Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft in 
Klage auf Eheſcheidung 1576. 

Unbekannte Beteiligte, Pflegſchaft 1913. 

Unbekannte Erben, Fürſorgepflicht des Nach⸗ 
laßgerichts 1960. 

unbekannte Gläubiger: Hinterlegung 372; 
der Hypothek 1170, 1171, des Schiffs⸗ 
pfandrechts 1269. 

Unbeſcholtenheit, Begriff 1300 A 2. 

Unbeſtimmtheit der Leiſtungszeit 299; des 
Teſtaments 2065; des Erben 2105; des 
Vermächtnisnehmers 2162, 2178. 

Unbewegliches Vermögen 90 A 1; Begriff 
bei Fahrnisgemeinſchaft 1551. 

Unbilligkeit vgl. offenbare U. 

Undank, grober 530 A 2. 

Uneheliche Kinder 1589, 1705, EG 20—22, 
208; Familienname 1700, Vorbem 4 vor 
1705; keine elterliche Gewalt der Mutter, 
Fürſorge für die Perſon des Kindes 
1707, 1765; Unterhaltspflicht des Erzeu⸗ 
gers 17081711, der Verwandten 1709; 
Vererblichkeit der Unterhaltsverbindlich⸗ 
keit 1712; Erlöſchen des Unterhalts- 
anſpruchs 1713; Vereinbarung, Verzicht 
über Uuterhaltsanſprüche 1714; Enıp- 
fängniszeit, Einrede der mehreren Zu⸗ 
hälter 1717; Anerkennung der Vaterſchaft 
1718; Beurkundung im Geburtsregiſter 
Vorbem 1 vor 1591; Anſpruch der 
Mutter auf Sechswochen⸗ und Entbin- 
dungskoſten 1715; Verjährung desſelben 
194 A 2; Sicherung der Anſprüche durch 
einſtweilige Verfügung 1716; 

Wohuſitz 11; Einwilligung zur Che: 
ſchließung 1305; Eheverbot 1310, 1327; 
Klage des Kindes auf Feſtſtellung der Un: 
ehelichkeit 1593 A 2; Legit mation durch 
nachfolgende Ehe 1719—1722, durch Ehe⸗ 
lichkeitserklärung 17231740; Annahme an 
Kindes Statt 1741 A 3, 1747, 1765, 
Vorbem 4 vor 1774; Vormundſchaft 1778; 
vgl. Eheliche Abſtammung. 


Unentgeltlichkeit: der Schenkung 516, der 


Unerfahrenheit, Ausbeutung 138. 
Unerlaubte Handlungen, Begriff Vorbem 1, 
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Leihe 598, des Auftrags 662, der Aufbe⸗ 
wahrung 690, der Führung der Vormund⸗ 
ſchaft 1886; 

unentgeltliche Verfügungen: des Vor⸗ 
erben 2113, 2138 A 3, des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2205, des Erbſchaftsveräuße⸗ 
rers 2375, 2385; 

unentgeltliche Zuwendungen: unter einer 
Auflage 330; an die Ehefrau 1369, 1526; 
an das Kind 1651; an den Mündel 1803. 


2 vor 823; Vorbem 9 vor 104; Begehung 
durch Unterlaſſen 823 A 10; Verhältnis 
des Anſpruchs aus u. H. zu Vertrags⸗ 
anſprüchen Vorbem 4 vor 823; Ausſchluß 


der Haftung durch Vertrag Vorbem 4b 
vor 823; urſächlicher Zuſammenhang Bor: 
bem 5 vor 823; Anſpruch und Klage auf 
Unterlaſſung 241 A 2; Vorbem 6.vor 823; 
internationales Recht Vorbem 7 vor 828, 
Edd 12; Übergangsrecht Vorbem 8 vor 823; 
Prozeſſuales Vorbem 9 vor 823; 823 Al 3b; 
Haftung juriſtiſcher Perſonen 823 A 12; 
des geſetzlichen Vertreters, Vollmachtgebers 
823 A 12; des Geſchäftsherrn für feine 
Augeſtellten und Hilfsperſonen 830, 840 
A 6, bei mehreren Angeſtellten 831 A 3, 
5a, 6; Haftung nicht verantwortlicher Per⸗ 
ſonen aus Billigkeitsgründen 829; Auf 
hebung der Verantwortlichkeit wegen man⸗ 
gelnder Willensfreiheit 827, wegen man⸗ 
gelnder Verſtandesreife 828; Mittäter, An⸗ 
ſtifter, Gehilfe 830; jugendliche Beteiligte 
828 A 3 a. E.; mitwirkendes Verſchulden 
des Beſchädigten 826 A 7, 831 A 8, 840 
A 8, 846, eines Kindes 828 A 2; 
Verletzung des Lebens, Körpers, der 
Geſundheit, Freiheit, des Eigentums und 
eines ſonſtigen Rechtes 823; Verſtoß gegen 
ein Schutzgeſetz 823; Kreditgefährdung 824; 
Verleitung zum außerehelichen Beiſchlafe 
825; Verſtoß gegen die guten Sitten 826; 
der nach Gele oder Vertrag aufſichts⸗ 
pflichtigen Perſon für den Beaufſichtigten 
829 A 4, 832, 840 A 6; ſonſtige Aufſichts⸗ 
pflicht 823 A 6e; Haftung des Tierhalters 
833, des Tierhüters 834; geſamtſchuld⸗ 
neriſche Haftung beider 833 A 5; Wild: 
ſchaden 835; Einſturz von Gebäuden 836 
bis 838, Haftung des Eigenbeſitzers 836, 
eines andern Beſitzers 837, des zur Unter⸗ 
haltung des Gebäudes Verpflichteten 838; 
Haftung des Beamten 839, 841, EG 77, 79; 
Mehrheit von Erſatzpflichtigen 830 A 6, 
840, 841; Mehrheit von Erſatzberechtigten 
823 A 11; Umfang des Schadenserſatzes 
823 A 13a, 842; Entſchädigung bei Auf⸗ 
hebung oder Minderung der Erwerbsfähig⸗ 
keit 843, im Falle der Tötung 844; Anſpruch 
der Unterhaltsberechtigten und ſonſtiger 
Dritter an den Schädiger 844846; Erfah 
des Schadens, der nicht Vermögensſchaden 


iſt, Schmerzensgeld 847; Anſprüche wegen 
Entziehung und Beſchädigung einer Sache: 
Haftung für Unmöglichkeit der Herausgabe 
oder zufällige Verſchlechterung 848; Ver⸗ 
zinſung des Erſatzes 849; Erſatz wegen 
Verwendungen 850; Schutz des guten 
Glaubens bei der Erſatzleiſtung 851; Ver⸗ 
jährung des Anſpruchs 198 A 2, 852; Er⸗ 
füllungsverweigerung des Schuldners einer 
durch u. H. erlangten Forderung 853; kein 
Zurückbehaltungsrecht an den durch u. H. 
erlangten Gegenſtänden 273, 823 A 2; keine 
Aufrechnung gegen den Anſpruch aus u. H. 
393, 823 A 2; 

bei Erteilung von Rat, Empfehlung, 
Auskunft 676, 676 A 8, 823 A 1; eines 
Ehegatten 1415, 1463, 1536; des Kindes 
1631 A 3; des Vormundes 1793 A 2. 

Unfähigkeit des Geſchäftsführers einer Ge ⸗ 
ſellſchaft 712; zur Vormundſchaft 1780. 

Unfall, Verſicherung gegen Unfall beim 
Dienſtvertrag 616, bei Nießbrauch 1045, 
1046; Erwerb des Schadenserſatzauſpruchs 
durch die Berufsgenoſſenſchaft 407 A 1. 

Unfruchtbarkeit, Grund zur Anfechtung der 
Ehe 1333. 

Ungerechtfertigte Bereicherung 812—822; 
Bereicherungsanſpruch 812; im öffentlichen 
Rechte Vorbem 2 vor 812; Umfang 818; 
Leiſtung einer Nichtſchuld, vorzeitige Lei⸗ 
ſtung 813, 814; ſittliche und Anſtands⸗ 
pflicht 814; Nichteintritt des bezweckten 
Erfolgs 815; wirkſame Verfügungen 
eines Nichtberechtigten, Leiſtungen an 
einen Nichtberechtigten 816; verwerflicher 
Empfang 817; geſteigerte Haftung des 
Empfängers ſeit der Rechtshängigkeit 818, 
des bösgläubigen Empfängers 819; ge⸗ 
ſteigerte Haftung des Empfängers bei Un⸗ 
gewißheit des Erfolgs 820; Einrederecht 
gegen den Erfüllungsanſpruch 821; An⸗ 
ſpruch gegen den unentgeltlich bereicherten 
Dritten 822; 2 

zufolge nichtigen Rechtsgeſchafts 125 
A 1b, 138 A 2 a. E.; durch Abgabe eines 
Schuldverſprechens oder Schuldanerkennt⸗ 
niſſes Vorbem 8 vor 780; Anwendbarkeit 
der Vorſchriften über ungerechtfertigte 
Bereicherung: bei gegenſeitigen Verträgen⸗ 
323, 327, bei der Schenkung 516, 527, 
531, bei Rückzahlung des Mietzinſes 543, 
bei Entlohnung von Dienſten 628, bei 
Geſchäftsführung ohne Auftrag 682, 684, 
bei Verbindung, Vermiſchung, Verarbei⸗ 
tung 951, beim Fund 977, im Verhältnis 
wiſchen Eigentümer und Beſitzer 993; 

ei Auflöſung des Verlöbniſſes 1301, bei 
Rechtsgeſchäften eines Ehegatten 1399, 
1455, 1539, bei Aufgebot der Nachlaß⸗ 
gläubiger 1973, beim Erbſchaftsanſpruch 
2021, bei Nichtvollziehung einer Auflage 
2196 15 eh 15 er dun des Ver⸗ 
tragserben 2287, bei der Pflichtteils⸗ 
ergänzung 2829. flichtteils 
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Ungewißheit über die Perſon des Gläubigers 


372; Vergleich über die U. eines Rechts⸗ 
verhältniſſes 779; U. des Erfolgs einer 
Leiſtung, ungerechtfertigte Bereicherung 
820; Pflegſchaft für ungewiſſe Beteiligte 
1918; Ungewißheit über die Perſon des 
Bedachten 2073. 

Ungewiſſe Rechte 2313 A 3. 

Unitas aetus beim Teſtament 2231 A 7; 
2239 A 2. 

Unkenntnis vgl. Kenntnis. 

Unmöglichkeit, urſprüngliche: bei Verträgen 
306; negatives Vertragsintereſſe 307; 
Behebung 308; nachträgliche 275; teil⸗ 
weiſe 275 A 4, 280; bei Gattungsſchuld 
279; Anſpruch des Gläubigers auf 
Schadenserſatz 280, auf Abtretung des 
Erſatzanſpruchs 281; Beweislaſt 282; 

bei Wahlſchuld 265, 307 A 3; bei Verzug 
des Schuldners 285, 287; bei gegenſeitigen 
Verträgen 320 A 7, 323325; bei der 
Draufgabe 338; beim Rücktritt 346 A 4, 
347, 351; bei Geſamtſchuldverhältnis 425; 
bei Geſamtgläubigerverhältnis 420; bei der 
Wandlung 467; beim Wiederkauf 498, 501; 
des Geſelſſchaftszweckes 726; des bezweckten 
Erfolgs 815; der Herausgabe einer Sache 
an den Eigentümer 985 A 3, 989, der durch 
unerlaubte Handlung erlangten Sache 848; 
bei Vermächtnis 2171, 2172; bei Voll⸗ 
ziehung einer Auflage 2196; fingierte 
Unmöglichkeit bei Friſtſetzung nach rechts⸗ 
kräftiger Vereinbarung 283; offenbare 
Unmöglichkeit der Empfängnis 1591, 1717; 
vgl. Krieg. 

unpfändbare Forderungen 394; Aufrech⸗ 
nung, Abtretung 400; Unpfändbarkeit des 
1 — 3 zur Rücknahme bei Hinterlegungen 

unpfändbare Sachen, kein Pfandrecht des 
Vermieters und Verpächters 559, 585. 

Unrechtshandlung Vorbem 9 vor 104. 

Unſchädlichteitszeugnis EG 120. 

Unſichere Rechte 2313. 

Unſittliche Rechtsgeſchäfte 138, 817; Zweck 
beim Darlehen Vorbem 4 vor 607; un⸗ 
ſittliches Verhalten Scheidungsgrund 1568; 
Einſchreiten des Vormundſchaftsgerichts 
bei unſittlichem Verhalten des Vaters 


1666; unſittliches Verhalten als Grund 


zur Pflichtteilsentziehung 2333, 2336. 

e zur Vormundſchaft 1781 bis 
1784. 

Unteilbare Leiſtungen auf ſeiten mehrerer 
Schuldner 431, mehrerer Gläubiger 432. 

Unterbrechung der Verjährung 208—217; 
der Erſitzung 940 —942; des Kauſal⸗ 
zuſammenhangs Vorbem 3 vor 249, 
Vorbem 5 vor 823. 

Unterbringung des Kindes in einer Familie, 
Erziehungs⸗ oder Beſſerungsanſtalt 1666; 
des Mündels 1838; Ech 136. 


Untergang eines Fahrzeugs 16; der Sache: 


während des Verzugs 290, beim Rücktritt 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


347, 351, beim Kaufe 446, bei der Wand- 
lung 467, 634, bei Wiederkauf 498, 501; 
des Inventars bei der Pacht 588; des 
Werkes oder Stoffes 644, 645; der einem 
Geſellſchafter überlaſſenen Sache 782; 
der durch eine unerlaubte Handlung ent⸗ 
zogenen Sache 848; einer Sache nach 
Eintritt der Rechtshängigkeit 989; einer 
Sache beim Erbſchaftsanſpruch 2028, beim 
Erbſchaftskauf 2375. 

untergeſellſchaft 717 A 3. 

Unterhalt, geſetzliche und vertragsmäßige 
fe Vorbem 1 vor 1601; 
öffentlichrechtliche Unterſtützungspflicht 
Vorbem b vor 1601; Übergang der Rechte 
des Unterſtützten auf den öffentlichen Ver 
band Vorbem 6 vor 677, EG 103; Er- 
füllung des Unterhaltsanſpruchs 1601 A 3: 
Rückforderung gewährten Unterhalts 1602 
A 3; Verjährung 194 A 2; Prozeſſuales 
Vorbem 6 vor 1601; Unterhaltspflicht der 
Ehegatten und Verwandten im Verhältnis 
zueinander 1579 A 7, 10; 

zwiſchen Verwandten gerader Linie 
1601; Bedürftigkeit des Unterhaltsberech⸗ 
tigten 1602; Leiſtungsfähigkeit des Unter⸗ 
haltsverpflichteten 1603, 1607; Einfluß des 
Güterſtandes 1604; unterhaltsverpflichtetes 
Kind 1605; Reihenfolge der Unterhalts- 
pflichtigen 16061608; Verhältnis der 
Unterhaltspflicht von Ehegatten und Ver⸗ 
wandten 1608; Rang der Unterhalts⸗ 
berechtigten 1609; Umfang der Unterhalts- 
pflicht: ſtandesmäßiger Unterhalt 1610; 
notdürftiger Unterhalt 1611; Art der Ge⸗ 
währung des Unterhalts 1612; Nach⸗ 
forderung von Unterhalt für die Ver⸗ 
gangenheit 1613; Verzicht auf Unterhalt 
1614; Erlöſchen des Unterhaltsanſpruchs 
1615; Koſten der Beerdigung des Berech⸗ 
tigten 1615; geſchiedener Ehegatten gegen ⸗ 
über gemeinſchaftlichen Kindern 1585; 

gegenüber Kindern aus nichtigen Ehen 
1703; des Erzeugers gegenüber unehe⸗ 
lichen Kindern 1708—1714; bei Ehelich⸗ 
keitserklärung 1739; bei Annahme an 
Kindes Statt 1766; 

der Ehegatten 1360, 1361, 1428; im 
Falle der Wiederverheiratung bei Todes 
erklärung 1351, 1352; bei Nichtigkeit der 
Ehe 1345; Verletzung und Gefährdung der 
Unterhaltspflicht 1418, 1428, 1468, 1495; 
Haftung des Geſamtguts für die Unter⸗ 
haltspflichten der Ehefrau 1534; Verzicht 
der Ehefrau 1564 A 5; vgl. Eheſcheidung; 

des Schenkers 519, 528; des Beſchenkten 
529; Gewährung gegen Leiſtung von 
Dienſten 761 A 5; Erfüllung der Unter⸗ 
haltspflicht als Geſchäftsführung ohne 
Auftrag 679; Gewährung zwiſchen Ver⸗ 
wandten auf- und abſteigender Linie, Er: 
fat 685; Einfluß beſtehender Unterhalts- 
pflicht auf Schadenserſatzpflicht 829, 843; 
Gewährung bei Tötung des Unterhalts- 
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pflichtigen 844; Verletzung der Unterhalts⸗ 
pflicht durch den Vater 1666; des Nach⸗ 
laſſes für einen erwarteten Erben 1963, 2141; 
des Erben für die Angehörigen des Erb⸗ 
laſſers 1969; Verletzung der Unterhalts⸗ 
Bit als Grund zur Pflichtteilsentziehung 

Unterhaltsbeiträge, Verjährung 197. 

Unterhaltung eines Gebäudes 836, 838; 
von Grenzanlagen 922; der Aulagen bei 
Grunddienſtbarkeiten 1020—1022; der 
Sache beim Nießbrauch 1041. 


Unterlaſſen 194, 241; Gegenſtand einer 
Grunddienſtbarkeit 1018 A 8, 1019 A5 


Zuläſſigkeit der allgemeinen Unterlaſſungs⸗ 
klage Vorbem 3 vor 1; Klage auf Unter: 
laſſung der Namensbeeinträchtigung 12, der 
Beſitzſtörung 862, der Eigentumsſtörung 
1004; Verjährung 194, 198 A 3; 


Klage des Eigentümers auf Unterlaſſung | 


ſtörender Einwirkungen 903 A 7, 906 A 13, 
auf Unterlaſſung des unbefugten Gebrauchs 
der Nießbrauchſache 1053; des Dienſtbar⸗ 
keitsberechtigten auf Unterlaſſung von 
Störungen 1027 A 4; des Hypotheken- 
gläubigers bei Verſchlechterung des Grund⸗ 
ſtücks 1134; 


Klage auf Unterlaſſung unerlaubter 


Handlungen Vorbem 6 vor 823. 

unterlaſſungsſchuld 241 A 2, 823 A 10; 
Vertragsſtraſe 340 A 3, 343 A 2. 

Untermäkler Vorbem I vor 652. 

Untermiete 549. 

Unterpacht 596. 

unterrichtsanſtalten, Verjährung der An⸗ 
ſprüche 196; Abtretung von Gehalts- 
anſprüchen der Lehrer 411. 

Unterſchrift, Begriff 126 A 3; von Schuld- 
verſchreibungen auf den Inhaber 793; 
bei Teſtament 2231 A 6, 2242 A 5; ogl. 
Namensunterſchrift. 

Unterſtützung, öffentliche, Vorbem 5 vor 
1601; ſchenkungsweiſe 520. 

Unterſtützungswohnſitz 7 A 1; des unehe 
lichen Kindes Vorbem 4 vor 1705. 

Unterſuchung der Kaufſache 460 A 1; beim 
Kauf auf Probe 495. 5 

Untervermüchtnis 1939 A5, 2147 A2; Fällig⸗ 
keit 2186; Verweigerung und Kürzungs- 
recht des beſchwerten Vermächtnisnehmers 
21872189; Fürſorge durch Teſtaments⸗ 
vollſtrecker 2223. ua 

Untunlichteit einer Androhung 803, 384. 

Unünertragbarfeit von Rechten 1274 A 3, 
vgl. Übertragung. 

Unvererbliche Rechte 1922 AD. 

Unverjährbare Anſprüche 194 A. . 

Unvermögen zur Leiſtung 275 A 5; bei 
Gattungsſchulden 279; vgl. Unmöglichkeit. 

Unverzinsliche Schuld, Zahlung vor der 
Fälligkeit 272; Kraftloserklärung auf Sicht 
zahlbarer unverzinslicher Schuldverſchrei⸗ 
bungen 799. i 

Unverzüglichteit, Begriff 121 A 2. 


Unvollkommene Verbindlichteit 134 A 3; 
241 A 1; 762 A 3. 

Unwiderruflichteit der Zuſtimmung eines 
Drittberechtigten zur Aufhebung eines 
Grundſtücksrechts 876; der Zuſtimmung zur 
Rangänderung 880; der Zuſtimmung des 
Nießbrauchers zur Aufhebung eines dem 
Nießbrauche unterworfenen Rechtes 1071; 
der Zuſtimmung des Eigentümers zur 
Aufhebung der Hypothek 1183; der Zu⸗ 
ſtimmung des am Pfande berechtigten 
Dritten zum Pfandverkauf und zur Auf⸗ 
hebung des Pfandrechts 1245, 1255; der 
Zuſtimmung des Pfandgläubigers zur 
Aufhebung eines verpfändeten Rechtes 
1276; der Zuſtimmung des einen Ehe⸗ 
gatten zu letztwilligen Verfügungen des 
andern über das Recht einzelner Abkömm⸗ 
linge 1516; der Zuſtimmung zur Ehelich⸗ 
keitserklärung 1726, zur Annahme an 
Kindes Statt 1748; vgl. Widerruf. 

Unwirkſamkeit von Rechtsgeſchäften Minder⸗ 
jähriger 108, 110—113; von Verfügungen 
bei Verſtößen gegen Veräußerungsverbote 
135, 136; einer Verfügung während der 
Schwebezeit von Bedingungen 161; des 
Rücktritts infolge Aufrechnung 357; der 
bedingten oder befriſteten Aufrechnung 
388; des die Haftung des Gaſtwirts aus⸗ 
ſchließenden Auſchlags 701; des Vergleichs 
779; der gegen eine Vormerkung ver⸗ 
ſtoßenden Verfügung 883, 888; der be⸗ 
dingten oder befriſteten Auflaſſung 995; 
einſeitiger Rechtsgeſchäfte: der Ehefrau 
1398, des Vormundes 1831; der Annahme 
und Ausſchlagung der Erbſchaft und des 
Vermächtniſſes 1950, 2180; der Be 
ſtimmung der Inventarfriſt bei Nachlaß 
konkurs und Nachlaßverwaltung 2000; lebt: 
williger Verfügungen zugunſten des Che: 
gatten bei Nichtigkeit und Auflöſung der 
Ehe 2077, 2268; der Einſetzung eines Nach⸗ 
erben 2109; von Verfügungen des Vorerben 
2113 A 2, 2115; des Vermächtniſſes einer 
unmöglichen oder verbotenen Leiſtung 
2171; der Ernennung des Teſtaments 
vollſtreckers 2201; der Annahme des Teſta 
mentsvollſtreckeramtes 2202; des Erbver 
trags 2208. h 

Unzucht: Grund der Eheſcheidung 1565, der 
Pflichtteilsentziehung 2335. 

Unzulänglichteit des Nachlaſſes 1990-—1992; 
Porbem 1 vor 2058; Unzulänglichkeitsein 
rede bei Erbſchaftskauf 2388 A1; Unzuläng⸗ 
lichkeitseinrede des Vorerben 2145 A 4, 
des beſchwerten Vermächtnisnehmers 2187. 

Unzurechnungs fähigkeit 104, 105, 827, 829. 


Urkunde 90 A 2; 126; Hinterlegung 372; 


Eigentum 952; Einſicht 810, 811; vollſtreck⸗ 
bare U., Verjährung des Anſpruchs 218; 

tiber die Forderungsabtretung 403, 409 
410; über das verkaufte Grundſtück 444; 
zur Löſchung der Hypothek 1144; Urkunden. 
fälſchung als Erbunwürdigkeitsgrund 2339. 


984 


Urkundsperſon bei der Teſtamentserrichtung 
2233. 

Urteil, Begriff 839 A 7a; Haftung des 
Richters 839; Beſtimmung der Leiſtung 
durch U. 315, 319; Herabſetzung der Ver⸗ 
tragsſtrafe 343; U. über Richtung des Not⸗ 
wegs 917; vgl. rechtskräftiges U., Vor⸗ 
behaltsurteil. 


V 


Vater, Begriff 1589 A 4; Einwilligung zur 
Eheſchließung 1305, 1307; Benennung 
des Vormundes, Ernennung zum Vor⸗ 
mund 1776, 1777, 1783, 1898, 1899, 1903; 


Aufhebung des Familienrats 1880; vgl. 


Eltern, Elterliche Uneheliche 
Kinder. 


Vaterſchaft, Anerkennung 1598, 1718, 1720, 
1725. 


Veränderte Umſtände 242 A 1; 321; 610 
A 4; vgl. Krieg. 

Veränderung einer Sache beim Rücktritt 352; 
des gekauften Gegenſtandes bei Wieder⸗ 


Gewalt, 


kauf 498; der gemieteten Sache 548; der 


geliehenen Sache 602; der Sache durch 


den Nießbraucher 1037, 1050; des Pfandes 


1226; einer Erbſchaftsſache bei der Nach⸗ 
erbſchaft 2132; des Teſtaments 2255. 
Verarbeitung der Sache beim Rücktritt 352; 
vermachter Sachen 2172; Eigentums⸗ 

erwerb 950, 951. 

Veräußerung, Begriff Vorbem 7 vor 104, 
571 A 2; verbrauchbarer Sachen 92; von 
Zubehör 314; beim Rücktritt 353; bei der 
Wandlung 467; des vermieteten Grund⸗ 
ſtücks 571; von Sachen 929—936; des 
Pfandes 1242, 1243; eines im Schiffs ⸗ 
regiſter eingetragenen Schiffes 1262; eines 
Vermächtnisgegenſtandes 2288; Verein⸗ 
barung des Ausſchluſſes der Veräußerung 
zwiſchen Eigentümer und Hypotheken- 
gläubiger 1136. 

Veräußerungsbeſchränkungen EG 119. 

Beräußerungsverbot 135, 136; Wirkung 
eines im Grundbuch eingetragenen V. 888, 
eines nachträglichen V. auf die Erklärung 
über ein Grundſtücksrecht 878 A 3. 

Verbände, öffentliche, Vorbem 2 vor 21. 

Verbindung von Sachen 93 A 2, 04 A 2; 
einer beweglichen Sache mit einem Grund⸗ 
ſtück 95, 946, 949, 951; mehrerer beweg⸗ 
licher Sachen 947, 949; vermachter Sachen 
2172; Trennung verbundener Sachen durch 
den Beſitzer 997. 

Verbodmung 1259 A 3. 

Verbot, geſetzliches; Rechtsgeſchäfte gegen 
geſetzliche Verbote 134, 309, 817, 819, 2171; 
Verbot der Schikane 226; verbotene Eigen 
macht 858865. 

Verbrauchbare Sachen 92; Miete 535 A 2 
als Geſellſchaftsbeitrag 706; Nießbrauch 
1067, 1084, 1086, 1087; Verfügung des 
Mannes über eingebrachte verbrauchbare 
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Sachen 1376, 1377, 1411; Hinterlegung 
durch den Mann 1392; bei der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft 1540; des Kindes 1653, 
1659; der Vorerbſchaft 2116; Schenkung 
des Erblaſſers 2325. 

Verbrechen und Vergehen als Grund zur 
Scheidung 1565, zur Verwirkung der elter⸗ 
lichen Gewalt 1680, zur Pflichtteils⸗ 

entziehung 2333. 

Verdetktes Geſchäft, Scheingeſchäft 117. 

Verderb der hinterlegten Sache 383; der ge 
fundenen Sache 966; des Pfandes 1218. 

Verein, Unterschied vom öffentlichen Verband 
Vorbem 2 vor 21; ohne wirtſchaftlichen 
Geſchäftsbetrieb 21; mit wirtſchaftlichem 
Geſchäftsbetrieb 22; ausländiſcher 23, Vor: 

bem 4 vor 21; Vorbem 1 vor 705; EG 10; 

| unerlaubter V. 61 A 2; Name 22 A 3, 57 

A 2; Sitz 24; Satzung 25; Erlangung der 

Rechtsfähigkeit 21 A 2, 61 A 3; Verleihung 

der Rechtsfähigkeit 22 A 3, 23, 21 A 3, 

EG 82; Umfang der Rechtsfähigkeit 21 A 4; 

zaicht rechtsfähiger V. 54; Beſitzerwerb 26 

A 4; Mitgliedſchaftsrecht 38, 35 A 1; 

| 


Haftung für Vertreter 28 A 1, 31, 831 A 2, 
für Angeſtellte 31 A 1, 3; 

| Vorſtand: Zuſammenſetzung, Rechts⸗ 
ſtellung 26; Beſtellung, Geſchäftsführung 
227; Vergütung 27 A 2, 3; 32 A 1; Haftung 
27 A 3, 42; Beſchlußfaſſung 28; Beurkun⸗ 
dung der Beſchlüſſe 25 A 2, 58; Entgegen⸗ 
nahme von Willenserklärungen für den 
Verein 28; Ergänzung durch das Amts⸗ 
gericht 29; beſondere Vertreter 30;31 Al, 2; 

Mitgliederverſammlung: Beſchlußfaſſung 
32; Beurkundung der Beſchlüſſe 25 A 2, 
58; Satzungsänderung 33; kein Stimm⸗ 
recht der Mitglieder in eigener Ungelegen- 
heit 34; Sonderrechte von Mitgliedern 35; 
Berufung der Mitgliederverſammlung 32 
A 2, 36, 37; Austritt der Mitglieder 39; Aus: 
ſchließung der Mitglieder 39 A 2, 58 A; 

Auflöſung 41; Verluſt der Rechtsfähig⸗ 
keit durch Konkurs 42; Entziehung der 
Rechtsfähigkeit 43, 44; Wirkung der Auf- 
löſung und Entziehung der Rechtsfähigkeit, 
Vermögensanfall 45, 46, EGG 85; Liquidation 
über das Vermögen 41 A 1, 4758; Be⸗ 
ſtellung der Liquidatoren 48, deren Wir- 
kungskreis 49; öffentliche Bekanntma⸗ 
chung 50; Sperrjahr 51; Hinterlegung und 
Sicherheitsleiſtung für Vereinsgläubiger 
52; Haftung der Liquidatoren 53; Be⸗ 
endigung und Wiederaufnahme der Liqui- 
dation 51 A 2; 

Eingetragener Verein, Vereins⸗ 
regiſter, Eintragung 21 A 3, 55, 64; Mitglie⸗ 
derzahl 56; Satzung 57, 58; Aumeldung 
59—63; Anmeldungder Vorſtandsmitglieder 
67 A 1; Mitwirkung der Verwaltungs- 
behörde 61-63; Name 57, 65; Ein⸗ 
tragung 64; Veröſfentlichung der Ein⸗ 
tragung 66; Anderung des Vorſtandes 67, 
68, 70, der Satzung 71; Zeugnis des Amts⸗ 
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gerichts über den Vorſtand 69, Verzeichnis 
der Mitglieder 72; Liquidatoren 76— 78, 
Ordnungsſtrafen 78; Einſicht des Vereins ⸗ 
regiſters 79; Auflöſung und Entziehung 
der Rechtsfähigkeit 74, wegen verminderter 
Mitgliederzahl 73; Eintragung der Kon⸗ 
kurseröffnung 75; Form der Anmeldung 77; 


Vereinsregiſter 55, 64, 68, 71, 77; 


Einſicht 79. 
Vereinigung von Grundſtücken 890; von 
Forderung und Schuld vgl. Konfulion. 
Vererbliche Rechte, unvererbliche Rechte 

1922 A 5. 

Verfalltlauſel 360, 609 A 3. 

Verfallvertrag beim Pfandrecht 1229. 

Verfaſſung des Vereins 25, EG 82, der 
Stiftungen 85, 86. 

Verfolgungsrecht des Beſitzers 867, 869 A 5; 
des Bieneneigentümers 962; des Eigen⸗ 
tümers 1005. 

Verfügung, Begriff, Vorbem 7 vor 104; 1395 

2; im Wege der Zwangsvollſtreckung, 
der Arreſtvollziehung, durch den Konkurs⸗ 
verwalter Vorbem 7 vor 104, 883 A 12, 13; 
unter Bedingungen 161; vor der Genehmi⸗ 
gung 184; eines Nichtberechtigten 185, 816; 
des Wiederverkäufers über den verkauften 
Gegenſtand 499; des Vermieters über den 
Mietzins 573; des Pächters über das 
Pachtinventar 588; des Geſellſchafters 
über feinen Anteil am Geſellſchafts⸗ 
vermögen 719; der Teilhaber einer Ge⸗ 
meinſchaft über den gemeinſchaftlichen 
Gegenſtand 747; über ein Grundſtück oder 
Grundſtücksrecht nach Eintragung einer 
Vormerkung 883; des Nießbrauchers einer 
Forderung 1074; des Ehemanns über 
eingebrachtes Gut 1375—1377; der Ehe⸗ 
frau 1395— 1407; der Ehegatten über Ge⸗ 
ſamtgut 1442, 1444, 1445, über das Ge⸗ 
ſamtgut der fortgeſetzten Gütergemein⸗ 
ſchaft 1487; des Vaters über Kindes⸗ 
vermögen 1643; des Vormundes 1821, 
1822 Ziff 1; des Erben vor der Aus» 
ſchlagung 1959; Verluſt des Rechtes der 
Verfügung des Erben über den Nachlaß 
durch Nachlaßverwaltung 1984; des Mit⸗ 
erben über feinen Anteil 2033 A 1, 3; der 
Erben über einen Nachlaßgegenſtand 2040 
A1; des Vorerben 2112, 2119, 2137, 2140; 
des Teſtamentsvollſtreckers 2205, 2211; in 
einem Erbvertrage 2278, 2299; Ekbvertrag 
beſchränkt nicht in der V. unter Lebenden 
2286; vgl. Einſtweilige Verfügung. 

Verfügung von Todes wegen 1937, 1941, 
Ech 149—151, vgl. Teſtament, Erbvertrag; 
Stiftungsgeſchaft in einer Verfügung von 
Todes wegen 83; Vollmachtserteilung 168 
A 1; Subſtitution beim Vertrag zugunſten 
eines Dritten 332; Anerkennung der Ehelich⸗ 
keit eines Kindes 1598, Ausſchlagungsrecht 
eines durch Verfügung von Todes wegen 
eingeſetzten geſetzlichen Erben 1948; 
vertragsmäßige Verfügung von 
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wegen in einem Erbvertrag 2278 A 1, 2; 
Wirkung des Erbvertrags auf frühere und 
ſpätere Verfügungen von Todes wegen 
2289; Beſchränkung der Freiheit zur Er⸗ 
richtung einer Verfügung von Todes 
wegen 2302, 2339. 

Verfügungsbeſchränkung 137; grundbücher⸗ 
liche Verlautbarung 892—894; Eintritt 
nachträglicher Verfügungsbeſchränkung bei 
Grundbuchsverfügungen 876 A8, 878, vgl. 
Veräußerungsverbote. 

Verfüügungsnießbrauch Vorbem 1 vor 1030. 

Verführung zum außerehelichen Beiſchlaf 
825, 847. 

Vergehen vgl. Verbrechen. 

Vergeltungsrecht EG 31. 

Vergleich 779; über ein nichtiges Rechts⸗ 
geſchäft 125 A 1a; beim Geſamtſchuld⸗ 
verhältnis 423 A 1; über Spiel- und Wett⸗ 
ſchuld 762 A 4; über Grundſtücksveräuße⸗ 
rung 313 A 2; über die Unterhaltsgewäh⸗ 
rung 1614 A 1, 1714; Verjährung der 
Anſprüche 218; Wirkung auf Verpflichtung 
des Bürgen 767 A 3; Erteilung eines 
Schuldverſprechens oder Schuldauerkennt⸗ 
niſſes 782; Anfechtung eines gerichtlichen 
Vergleichs 142 A 1; Rücktritt vom V. 349 
A J; Abſchluß durch den Vormund 1821 
A 3, 1822. 

Vergütungen, Verjährung 196; des Dienft- 
verpflichteten 611 A 2, 612, 614, 628; des 
Unternehmers beim Werkvertrag 632, 641; 
des Mäklers 653; des Verwahrers 689, 699; 
des geſchäftsführenden Geſellſchafters 718 
A !; des Beiſtandes 1694; des Vormundes 
1836; des Nachlaßpflegers 1060 A 4; des 
Nachlaßverwalters 1987; des Teſtaments⸗ 
vollſtreckers 2221. 

Verhinderung des Eintritts einer Bedingung 
162; an der Rechtsverfolgung durch Still⸗ 
ſtand der Rechtspflege 203; des Gläu⸗ 
bigers an der Annahme 299; des Mieters 
am Gebrauch der Sache 552; des Dienſt⸗ 
verpflichteten an der Annahme der Dienſte 
616; an der Erteilung der Zuſtimmung: 
des Ehemanns 1401; der Ehefrau 1379; 
des Vaters an der Ausübung der elterlichen 
Gewalt 1665, 1677, 1685; des Vormundes 
an der Ausübung des Amtes 1778, 1846; 
des Erblaſſers an der Errichtung einer 
Verfügung von Todes wegen 2339; 

des Vaters oder Vormundes an der Be 
ſorgung einer Angelegenheit, Pfleger 
beſtellung 1909. x 

Verjährung 194; unverjähtbare Anſprüche 
194 A 2, 3; Verhältnis der Verjährungs⸗ 
friſt zur Ausſchlußfriſt 186 A 1; Friſten: 
30jährige 195, 2jährige 196, 4jährige 
197; Beginn 198, 201, bei vorheriger 
Kündigung 199, bei vorheriger Anfechtung 
2003 

Hemmung, Wirkung 205, infolge Stun⸗ 
dung und Rechtes zur Leiſtungsverweige⸗ 
rung 202, infolge Stillſtandes der Rechts- 
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pflege 208, infolge Beltchens familien⸗ 
rechtlicher Beziehungen 204, bei An⸗ 
ſprüchen gegen Geſchäftsunfähige und be⸗ 
schränkt Geſchäftsfähige 206, bei Nachlaß⸗ 
anſprüchen 207; 

Unterbrechung durch Anerkennung 208, 
Vorbem 4 vor 780, durch Klagerhebung und 
die ihr gleichgeſtellten Prozeßhandlungen 
209—216; Unterbrechung durch Zahlungs 
befehl 209, 213, Anmeldung im Konkurſe 
209, 214, Aufrechnung 209, 215, Streitver⸗ 
kündung 209, 215, 220 A 1, Vollſtreckungs⸗ 
handlung 209, 216; Wirkung der Unter⸗ 


brechung 217; keine Unterbrechung durch 
Eintragung einer Vormerkung 888 A8 a. E.; 


rechtskräftig feſtgeſtellter Anſprüche 218, 
219; der nicht durch die ordentlichen Ge⸗ 
richte zu erledigenden Ansprüche 220; 
Berechnung bei Rechtsnachfolge 221; Wir⸗ 


kung 222; Abänderung durch Rechts⸗ 


geſchäft 225; Wirkung bei Aufrechnung 390; 
Sicherung einer verjahrten Forderung durch 
Pfandrecht 1204 A 8, 1252 A 6; 

des durch Hypothek und Pfandrecht ge⸗ 
ſicherten Anſpruchs 223; des durch Vor⸗ 


merkung geſicherten Anſpruchs 883 A8 


a. E., 902 A 1; von Nebenleiſtungen 
224; bei Geſamtſchuldverhältniſſen 425; 
bei Geſamtgläubigerverhältniſſen 429; des 
Anſpruchs auf Wandlung, Minderung und 
Schadenserſatz beim Kauf 477, 480, beim 
Viehkauf 490; des Wiederkaufsrechts 503 
A 3; des Vorkaufsrechts 510 A 3; der An⸗ 
ſprüche des Mieters und Vermieters 558; 
des Verleihers und Entleihers 195 A 1, 
606; beim Werkvertrag 638, 639; der Leib⸗ 
rente 760 A 3; bei Bürgſchaft 765 A l, 
768 A 1, 771 A 1, 774 Al; des Anſpruchs 
aus dem Schuldverſprechen 780 A 6; des 
Anſpruchs des Anweiſungsempfängers 786, 
bei Schuldverſchreibungen auf den Inhaber 
801, 802, 804; bei ungerechtfertigter Be⸗ 
reicherung 821, 813 A 4; des Anſpruchs 
aus unerlaubten Handlungen 852; im 
Grundbuch nicht eingetragener Rechte 901; 
auf Beſeitigung der Beeinträchtigung von 
Grunddienſtbarkeiten 1028; des Anſpruchs 
des Eigentümers gegen den Nießbraucher 
1057; der Anſprüche des Verpfänders 1226, 
aus dem Verlöbnis 1302, auf die Aus⸗ 
ſteuer 1623, der unehelichen Mutter 1715; 
des Anſpruchs des Vertragserben an den 
8 2287; des Pflichtteilsanſpruchs 
2332; 


Unverjährbarkeit des Anſpruchs auf | 


Aufhebung einer Gemeinſchaft 758, des 
Berichtigungsanſpruchs 898, der Anſprüche 
aus eingetragenen Rechten 902, von An⸗ 
ſprüchen aus dem Nachbarrecht 924; des 
Anſpruchs auf Erbteilung 2042. 

Verkauf aus freier Hand: der hinterlegten 
Sache 385; der gemeinſ haftlichen Sache 
753; des Pfandes 1221, 1235, eines Mit⸗ 
erbenanteils 2042, vgl. Kauf. 


Alphabetiſches Sachverzeichnis 


Verkehr geſchiedeuer Eltern mit den Kindern 
1636. 


Verkehrsanſtalten, Fund in Verkehrsanſtal⸗ 
ten 978—983. 

Berkehrspflichten 823 A 6. 

Verkehrsſitte 157, 242. 


Verkehrsunfähige Sachen 90 A 1. 


Verkündung des Teſtaments 2260; des Ic 
meinſchaftlichen Teſtaments 2273; Be: 
ginn der Ausſchlagungsfriſt 1944. 

Berlagsrecht 445 A 1; Vorbem 2b vor 681; 
Ech 76; Übertragbarkeit 137 A 1. 

Verlängerung einer Friſt 190, der Ver- 
jährungsfriſten 225, der Verjährungsfriſt 
für Wandlung und Minderung 477, der 
Gewährfriſt bei Viehmängeln 486, der 
Inventarfriſt 1995; ſtillſchweigende Ver⸗ 
längerung des Mietverhältniſſes 568. 

Verlegung der Ausübung einer Grund 
dienſtbarkeit 1023. 

Verleihung der Rechtsfähigkeit vgl. Vereine. 

Verleumdung 824. 


Verlöbnis, Begriff 1297; Einwilligung des 


geſetzlichen Vertreters 107 A 1; Genehmi⸗ 
gung desſelben 108 A 1; Iirium über Ver⸗ 
mögen 119 A 1; Rücktritt 1297 A 1, 1298; 
ſchuldbare Veranlafſung des gerechtfertig⸗ 
ten Rücktritts 1299; Deflorationsanſpruch 
1300; Rückgabe von Geſchenken 1301; 
Verjährung der Anſprüche 1302; 

Verlobte, Einſetzung im Teſtamente 
2077; Erbvertrag 2275, 2276, 2279, 2290; 
Erbverzicht 2347. 

Verlorene Sachen, Eigentumserwerb 856 
A 3; 935; Fund 965; vgl. Fund; Schutz 
des früheren Beſitzers 1006, 1007. 

Verluſt, Schadenserſatz für den Verluſt einer 
Sache oder eines Rechtes 255; der Rechts⸗ 
fähigkeit des Vereins 42; der beim Gaft- 
wirt eingebrachten Sachen 701—703; der 
Geſellſchafter 721, 722, 735740; des Be⸗ 
ſitzes 856 A 3; des Eigentums 929— 936, an 
Grundſtücken 927, 928; der bürgerlichen 
Ehrenrechte 1318, 1781, 2237. 


Vermächtnis, Begriff 1939; geſetzliches Ver: 


mächtuis 1932 A 5; 1939 Ab; Beſchwerter 
2147; Mehrheit der Beſchwerten 2148; 
Bedachte: geſetzliche Erben 2149, Voraus⸗ 
vermächtnis 2150, mehrere Bedachte 2151 
bis 2153, 2157; Anwachſung unter mehre⸗ 
ren Bedachten 2158, 2159; 
Wahlvermächtnis 2154; Gattungsver⸗ 
mächtnis 2155; Zweckbeſtimmung 2156; 
Wirkſamkeit: Überleben des Bedachten 
2160, Wegfall des Beſchwerten 2161; 
zeitliche Wirkſamkeit 2162, 2163; Umfang, 
Zubehör 2164; Beſeitigung dinglicher 
Rechte am vermachten Gegenſtande 2165, 
von Hypotheken und Grundſchulden 2166 
bis 2168; Vermächtnis eines nicht zur 
Erbſchaft gehörigen Gegenſtandes 2169; 
Verſchaffungsvermächtnis 2170; einer un! 
möglichen oder verbotenen Leiſtung 2171, 
2172; Forderungsvermächtnis 2173; 
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Anſpruch aus dem Vermächtnis 2174, 
2175; Befreiungs⸗, Schuldvermächtnis 
2173 A 2; Anfall 2176—2179, bei Be⸗ 
dingung oder Anfangstermin 2177; Aus» 
ſchlagung 2180, 517; Fälligkeit des Ver⸗ 
mächtnisanſpruchs 2181, des Unterver⸗ 
mächtniſſes 2186; Gewährleiſtungspflicht 
des Veſchwerten 2182, 2183; Früchte 
und Nutzungen bis zum Anfall 2184; Erſatz⸗ 
anſpruch des Beſchwerten wegen Ver⸗ 
wendungen und Aufwendungen 2185; 
Verweigerungs⸗ und Kürzungsrecht des 
beſchwerten Vermächtnisnehmers 2187 bis 
2189; Rangverhältnis mehrerer Vermächt⸗ 
niſſe 2189; Erſatzvermächtnis 2190; Nach⸗ 
vermächtnis 2191; 

Vertrag über das Vermächtnis aus dem 
Nachlaß eines Dritten 312; Annahme 
und Ausſchlagung durch die Ehefrau 1406, 
1413, 1453, 1461; Berückſichtigung bei 
Auseinanderſetzung der allgemeinen Güter⸗ 
gemeinſchaft 1477, bei der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft 1551; Ausſchlagung durch den Vater 
1643, durch den Vormund 1822; beim Aufge⸗ 
bot der Nachlaßgläubiger 1972; bei beſchränk⸗ 
ter Erbenhaftung 1980, 1991, 1992; Ver⸗ 
mächtnis bei Anwachſung 2095; Teſta⸗ 
mentsvollſtrecker bei Vermächtniſſen 2223; 
Vermächtnis im reziproken Teſtament 
2269; im korreſpektiven Teſtament 2270; 
im Erbvertrag 2278; Vereitlung des ver⸗ 
tragsmäßigen Vermächtniſſes 2288; Ver⸗ 
mächtnis im Verhältnis zum Pflichtteil 
2307, 2318, 2320—2323; als Pflichtteils⸗ 
beſchränkung 2306; als Pflichtteilsgewäh⸗ 
rung 2307; Unwürdigkeit des Vermächtnis⸗ 
nehmers 2345; Verzicht 2352; Wegfall 
des Vermächtniſſes nach Verkauf der Erb- 
ſchaft 2372; Haftung des Erben für Nicht⸗ 
vorhandenſein bei Erbſchaftskauf 2376. 

Vermächtnisunwürdigkeit 2345. 

Vermengung und Vermiſchung beweglicher 
Sachen, Eigentum 948, 949, 951, ver⸗ 
machter Sachen 2172. 

Vermittlung eines Vertrags 652; eines 
Dienſtvertrags 655; der Ehe 656; Ver⸗ 
mittler Vorbem 1 vor 164. 

Vermögen, Begriff 1922 A 5; unbewegliches 
Vermögen 90 A 1; 1551; Sammelver⸗ 
mögen 80 A 1; Beſchädigung Vorbem 1 
vor 249; 828 A 1, 9; vr 

eines aufgelöſten Vereins 45; einer 
erloſchenen Stiftung 88; Vertrag über 
künftiges 310, über gegenwärtiges Ver⸗ 
mögen 311; Übernahme eines Vermögens 
419, 929 A 2; Erwerb von Grundſtücken 
und Grundſtücksrechten mit einem V. 892 
A 4; Nießbrauch 1035 A 1, 1085. 1088 
V. der Ehefrau 1363 A 2; Überlaſſung der 
Verwaltung des Vermögens der Ehefrau 
an den Ehemann bei Gütertrennung 1430, 
eines volljährigen Kindes an die Eltern 1619; 
Verfügung des Vaters 1643, des Vor ⸗ 
mundes 1822 Ziff 1; vgl. Elterliche Ge⸗ 


walt, Verwaltungsgemeinſchaft, Sorge 
für das V. * 5 


Vermögensanfall des Vaters 1647. 
Vermögensübernahme, Vertrag 311; Haf⸗ 


tung des Übernehmers 419; Leiſtung an 
einen Dritten 330. 


Vermögensverhältniſſe, Verſchlechterung der 


Vermögensverhältniſſe eines Teiles bei 
gegenſeitigen Verträgen 321; des Darlehns⸗ 
empfängers 610; des Hauptſchuldners 775; 
Irrtum über Vermögensverhältniſſe eines 
Verlobten 119 A 1, eines Ehegatten 1334; 
V. des Erblaſſers als Maßſtab bei der Aus⸗ 
gleichung der Abkömmlinge 1050 A 6a; 
vgl. Offenbarungspflicht, Krieg. 


Vermögensverwaltung, Überlaſſung der Ver⸗ 


mögensverwaltung an den Ehemann bei 
Gütertrennung 1430; an die Eltern des 
volljährigen Kindes 1619; des elterlichen 
Gewalthabers 1638; des Vormundes 1802, 
1840; 1792 A 2; vgl. die ehelichen Güter⸗ 
rechte, Verwaltung. 


Vermögensverzeichnis vgl. Verzeichnis. 
Vermutung des Zeitpunkts des Vorhanden⸗ 


ſeins von Viehmängeln 484; bei Unter- 
haltsgewährung zwiſchen Eltern und Ab- 
kömmlingen 685; der Richtigkeit des 
Grundbuchinhalts 891; des Benutzungs⸗ 
rechts von Grenzanlagen 921; der Fort 
dauer des Erſitzungsbeſitzes 938; für das 
Eigentum an beweglichen Sachen 1006; 
für das Eigentum des Nießbrauchbeſtellers 
1058; bei der Übergabe des Hypotheken. 
briefs 1117; der Rückgabe des Pfandes 
1258; zuguniten der Gläubiger des Mannes 
1362; wegen des Geſamtguts bei Errungen- 
ſchaftsgemeinſchaft 1527, 1540; der Bei 
wohnung 1591; der Erbeigenſchaft des 
Fiskus 1964; der Vollſtändigkeit des In⸗ 
ventars 2009, bei der Erbeinſetzung hin 
ſichtlich der Ausgleichungspflicht 2052 A 2 
der Abſicht der Teſtamentsaufhebung 2255; 
der Richtigkeit des Erbſcheins 2365; der 
Vollſtändigkeit und Richtigkeit ſchriftucher 
Verträge 125 A 6; vgl. Tod. 


Vernachläſſigung des Kindes 1666. 
Vernichtung der Schuldverſchreibung 799, 


des Hypothekenbriefs 1162; des Teſta⸗ 
ments 2255. 


Veröffentlichung vgl. Bekanntmachung. 
Verpachtung: Einfluß der Verpachtung der 


Jagd auf den Erſatz von Wildſchaden 835; 
durch Nießbraucher 1056; für das Kind 
1663; für den Mündel 1822. 


Verpfändung als Mittel der Sicherheits 


leiſtung 232, 237; vgl. Pfandrecht. 


Verpflegung, Verjährung der Anſprüche für 


Verpflegung 196; des Dienſtverpflichteten 
617 


Verpflichtung des Vormundes 1789; der 


Familienratsmitglieder 1870. 


Verſandort 269 A 1. 
Verfäumnisurteil bei der Eheſcheidung 1564 


A 4. 
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Verſchaffungsvermächtnis 2170. 

Berſchlechterung des Gegenſtandes bei 
Schuldnerverzug 290, uach Eintritt der 
Rechtshängigkeit 292, 989; der Sache beim 
Rücktritt 347, 351; Gefahrtragung beim 
Kauf 446, 487; bei der Wandlung 467, 
634; beim Viehkauf 487; der Sache bei 
Wiederkauf 498, 501; der Mietſache 548; 
des Pachtinventars 588; der geliehenen 
Sache 602; des vom Beſteller gelieferten 
Stoffes 644; der vom Geſellſchafter der 
Geſellſchaft überlaſſenen Gegenſtände 782; 
der durch eine unerlaubte Handlung et: 
zogenen Sache 848; V. durch Verſchulden 
des Beſitzers 989; der Sache beim Nieh- 
brauch 1037, 1050; des Grundſtücks 1133 
bis 1135; des Pfandes 1226; der Erb⸗ 
ſchaftsſache durch den Erbſchaftsbeſitzer 2023, 
durch den Vorerben 2132; Gefahrtragung 
beim Erbſchaftskauf 2380; vgl. Vermögens⸗ 
verhältniſſe. 

Berſchollenheit 13; des Mündels 1884; Auf⸗ 
gebot des verſchollenen Grundſtückseigen⸗ 
tümers 927; nal. Todeserklärung. 

Verſchulden 276, 277; Haftung ohne Ver⸗ 
ſchulden Vorbem 2 vor 249; vgl. Haftung; 
konkurrierendes Verſchulden 254; bei Ge⸗ 
ſamtſchuldverhältnis 425; bei Geſamt⸗ 
gläubigerverhältnis 429. 

Verſchuldungsgrenze EG 117. 

Verſchwägerte 1308, 1327, 1779, 18417, 1859; 
als Teſtamentszeugen 2234; vgl. Schwäger⸗ 


chaft. 

Verſchweigung 1974, 2060. 

Verſchwendung, Entmündigung 6 A 4, EG 
156; entmündigter Verſchwender: be⸗ 
ſchränkte Geſchäftsfähigkeit 114; Verſchwen⸗ 
dung als Grund zur Aufhebung der all⸗ 
gemeinen Gütergemeinſchaft 1468, der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft 1495; Un⸗ 
fähigkeit zur Vormundſchaft 1780, zur 
Mitgliedſchaft im Familienrat 1865; 
Teſtierfähigkeit 2229; Pflichtteilsbeſchrän⸗ 
kung in guter Abſicht 2338. 

Verſchwiegenheit, Verletzung 826 A 2. 

Verſendung, Koſten 269; bei Kauf 447, 448; 
beim Werkvertrag 644. 

e des Mieters 570; des Pächters 
996. 

Verſicherung zugunſten eines Dritten 330; 
Ungewißheit über die Perſon des Be⸗ 
rechtigten 372 A 4; V. der Sache bei Nieß⸗ 
brauch 1045, 1046; beim Erbbaurecht vgl. 
dieſes; Haftung der Forderung für die 
Hypothek 11271130; Zahlung der Ver⸗ 
ſicherungsprämien durch den Ehemann 
1385, 1386 A 5; Rechtsſtellung der Ver: 
fiherungsanftalten Vorbem 2 vor 21. 

Verſicherung an Eides Statt zur Begrün- 
dung des Antrags auf Erbſchein 2356. 

Verſicherungsrecht EG 75. 

Berſicherungsvertrag, Vorbem 1 vor 249; 
Auslegung 157 A 3; gegenſeitiger V. 762 
A 1; Leibrentenvertrag einer Verſiche⸗ 
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rungsanſtalt 759 A 2; Anzeigepflicht des 
Verſicherten 278 A 3: Verſicherungsſchein 
808 A 1. 

Berſprechen der Leiſtung an einen Dritten 
328; einer Schenkung 518, 523, 2801. 

Verſteigerung, Zuſchlag 156; der hinter⸗ 
legten Sache 383, 384, 386; des Tieres bei 
Wandlungsanſprüchen 489; der gemein⸗ 
ſchaftlichen Sache 753; der gefundenen 
Sache 966, 975, 979—981; des Pfandes 
1219—1221, 1235—1237; 

Mängel der verſteigerten Sache 461; 
Verbot der Teilnahme an Verſteigerungen 
für beteiligte Perſonen 456, 457; öffent⸗ 
liche Verſteigerung, Eigentumserwerb 935. 

Verteidigung gegen einen rechtswidrigen 
Angriff 227, gegen verbotene Eigenmacht 
859, 860; Koſten der Verteidigung der 
Frau 1387, des Kindes 1654. 


Vertiefung des Nachbargrundſtücks 909. 

Vertrag Vorbem vor 145; Grundſatz der 
Vertragsfreiheit Vorbem 3 vor 104; 
Schriftlichkeit 125 A 6; Vertragsſchluß, 
unter Anweſenden 147 A 2, unter Ab⸗ 
weſenden 147 A z; gerichtliche oder 
notarielle Beurkundung 152, 154; offener. 
Mangel der Einigung 154; verſteckter 
Maugel der Einigung 155; Einfluß des 
Todes und des Verluſtes der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit auf das Zuſtandekommen 153, 
Einfluß der Konkurseröffnung 153 A 1; 
Zuſtandekommen durch Zuſchlag 156; Ver⸗ 
tretung beim formbedürftigen V. 120 A1; 
Auslegung 157; poſitive Vertragsver⸗ 
letzungen 325 A 4; Beſtätigung eines 
nichtigen Vertrags 141; 

Begründung eines Schuldverhältniſſes 
305; Aufhebung 305 A 1; gemiſchte Ver⸗ 
träge 305 A 2; zuſammengeſetzte Verträge 
325 A 4; auf unmögliche Leiſtung 306; 
negatives Vertragsintereſſe 307; Behebung 
der Unmöglichkeit 308; Verſtoß gegen 
ein Verbotsgeſetz 309; Vertrag über Über⸗ 
tragung des künftigen Vermögens 310, 
des gegenwärtigen Vermögens 311, über 
den Nachlaß eines Dritten 312; Grund⸗ 
ſtücksveräußerungsvertrag 318; Form nach ⸗ 
träglicher Abänderungen 313 A 2; Beſtim⸗ 
mung der Leiſtung durch einen Vertrags- 
ei 315, 316, durch einen Dritten 317 bis 

’ 

ſ. Annahme, Antrag, Gegenſeitiger Ver⸗ 
trag, Geſchäftsfähigkeit, Eheliche Güter⸗ 
rechte; 

zugunſten eines Dritten 328; Er- 
füllungsübernahme 329; Lebensverſiche⸗ 
rungsverträge 330; Leiſtung nach dem 
Tode des Verſprechensempfängers 331; 
Vorbehalt der Subſtitution 332; Widerruf 
328 A 4; Zurückweiſung durch den Dritten 
333; Einwendungen des Verſprechenden 
334; Forderungsrecht des Verſprechens 
empfängers 335. 
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Bertragserbe 1941; Beeinträchtigung durch 
Schenkungen an Dritte 2287. 

Vertragsfreiheit, Grundſatz Vorbem 3 
vor 104. 

Vertragsſtrafe 339; für den Fall der Nicht⸗ 
erfüllung 340; für den Fall der nicht 
gehörigen Erfüllung 341; nicht in Geld 
beſtehend 342; Verhältnis zur Erfüllung 
340, 341, 342; Herabſetzung der Höhe 
343, 306 A 2; Unwirkſamkeit der Haupt⸗ 
verbindlichkeit 344; Beweislaſt 345; 

bei der Unterlaſſungsſchuld 340 A 3, 
343 A 2; bei Teillieferungsverträgen 341 
A 3; im Verhältnis zwiſchen Handlungs⸗ 
gehilfen und Prinzipal 340 A 3; Ausſchluß 
des Verfalls infolge Aufrechnung 389 A 3; 
Mitübergang des Rechts auf die V. bei 
Abtretung 401 A 1; Eintragungsfähigteit 
bei Miete und Pacht Vorbem 3 vor 535; 
Form des Verſprechens bei Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrag 313 A 2; V. als 
Nebenleiſtung der Hypothek 1115 A 6; 
beim Erbbaurecht vgl. dieſes; Verzugs ⸗ 
ſtrafe 286 A 2. 

Vertragsverletzungen Vorbem 9 vor 104; 
poſitive 325 A 4. 

Vertragswidriger Gebrauch der Mietſache 
550, 553. 

Vertretbare Sachen 91; Darlehn 607; Werk. 
lieferungsvertrag 651; Verwahrung 700; 
Geſellſchaftsbeitrag 706; Leibrente 759 A1; 
Anweiſung 783. 

Vertretung, Begriff Vorbem 1—4 vor 164; 
mittelbare, unmittelbare Vorbem 1 vor 
164; 164 A 2; aktive und paſſive Vorbem 2 
vor 164; beſchränkte Geſchäftsfähigkeit des 
Vertreters 165; Willensmängel, Kenntnis, 
Unkenntnis des Vertreters 166; Unter⸗ 
ſchied des Stellvertreters vom Boten 120 
A 1; V. bei Namensunterſchrift 126 A 2; 
Mißbrauch einer Vertretungsmacht 826 
A 51; Haftung für den Vertreter 278, 831; 

ohne Vertretungsmacht: Geneh- 
migung von Verträgen 177; Widerruf 178; 
Haftung des Vertreters 179; bei einſeitigen 
Rechtsgeſchäften 180; bei der Auflaſſung 
925 A 7; 

Selbſtkontrahieren 181; Befugnis zum 
Vergleichsabſchluß 779 A 1; bei der Eini⸗ 
gung über einen Grundſtücksvertrag 873 
A 7e, bei der Auflaſſung 925 A 11; beim 
Beſitzerwerb 854 A 5; Vertreter bei der 
Inhaberhypothek 1189; Schlüſſelgewalt 
der Frau 1357; 
ausgeſchloſſen bei Erteilung der elter⸗ 
lichen Einwilligung zur ECheſchliezung 
1307; bei Eheſchließung 1317 A 4; bei 
Erteilung der Zuſtimmung und Kün⸗ 
digung des Mannes 1358; bei Anfech⸗ 
tung der Ehe 1336, der Ehelichkeit 1595; 
beim Antrag auf Ehelichkeitserklärung 
und der Einwilligung zur Egelichkeits. 
erklärung 1728; bei der Annahme an Kindes 
Statt 1748, 1750, 1755; für Mitglieder des 


| 
| 
| 
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Familienrats 1872; bei Errichtung des 
Teſtaments 2064; beim Erbvertrag 2274; 
bei deſſen Anfechtung 2282; beim Erb⸗ 
verzicht 2347, 2351; 

vgl. Vollmacht, Elterliche Gewalt, Vor⸗ 
mund, Geſetzlicher Vertreter, Eheliche 
Güterrechte. 


Verwahrer, gerichtlich beſtellter, bei Geſamt⸗ 


gläubigerverhältnis 432; beim Pfand⸗ 
recht 1217, 1281; bei Miterbſchaft 2039. 


Verwahrung, uneigentliche Vorbem 1 vor 


607; 607 A 6; 608 A 2; 688 A 2; 700; 
Sammelverwahrung 700 A 6; Gemein⸗ 
ſchaftsverwahrung, freiwillige Sequeſtra⸗ 
tion Vorbem 2 vor 688; unmittelbarer Be⸗ 
ſitz 868; der gefundenen Sache 966; des 
Pfandes 855 A 5, 1215, 1217; 

amtliche Vorbem 2 vor 688; 690 A 1; 
des Teſtaments 2246, 2248, 2256; des ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtaments 2273; von 
Erbverträgen 2277, 2300; 

vgl. Hinterlegung. 


Verwahrungsvertrag, Begriff Vorbem 1 vor 


688; 688; Vergütung 689, 699; Haftung 
des Verwahrers 690, des Hinterlegers 
694; Recht des Verwahrers, die Sache 
bei einem Dritten zu hinterlegen 691, 
die Art der Aufbewahrung zu ändern 692; 
Erſatz von Aufwendungen 693; Rück⸗ 
forderungsrecht und Rücknahmepflicht des 
Hinterlegers 695, 696; Rückgabe 697; 
Zurückbehaltungsrecht, Aufrechnungsbefug⸗ 
nis des Verwahrers 697 A 2; Konkurs des 
Verwahrers 697 A 2; Verzinſung von Geld 
698; Miete eines Stahlkammerfaches 535 
A 2; vgl. Verwahrung. 


Verwaltung, Auskunftspflicht uber eine Ver⸗ 


waltung 259; 

des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 744 
bis 746, 1010; für Rechnung des Nieß 
brauchers 1052; des Vermögens eines voll⸗ 
jährigen Kindes 1619; des Kindesvermö⸗ 
gens 1638; des Vermögens des angenom- 
menen Kindes 1760; des Mündelvermögens 
1803; des Nachlaſſes durch die Miterben 
2038 bis 2040; orduungsmäßige V. 2038 
A 2; durch den Teſtamentsvollſtrecker 2205; 
vgl. die Ehelichen Güterrechte, Nachlaß ⸗ 
verwaltung. 


Berwaltungsbehörde, Mitwirkung bei der 


Eintragung von Vereinen 61-63. 


Berwaltungsgemeinſchaft der Ehegatten 


13631425; Begriff, eingebrachtes Gut 
1363; Verzeichnis des eingebrachten Gutes 
1372; Ausſchluß bei beſchränkter Geſchäfts⸗ 
fähigkeit der Frau 1364; Vorbehaltsgut 
13651371; Verwaltungsgemeinſchaft der 
Miterben 2038 A 1; 

Verwaltung und Nutznießung des 
Ehemanns 1373 bis 1409; Beſitzrecht des 
Ehemanns 1373; Erſatz von Aufwen⸗ 
dungen 1390; ordnungsmäßige Verwal⸗ 
tung, Auskunftspflicht 1374; Verfügungen 
des Mannes über eingebrachtes Gut 1375 
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bis 1378; Erſetzung der Zuſtimmung der 
Ehefrau durch das Vormundſchaftsgericht 
1379; Prozeßführungsrecht des Ehemanns 
1380; Surrogation 1381, 1382; Erwerb 
der Nutzungen durch den Mann 1388; 
Tragung des ehelichen Aufwandes 1389, 
der Erhaltungkoſten 1384, der Laſten 1885, 
der Zinſen und wiederkehrenden Leiſtungen 
1386, der Prozeßkoſten 1387, 1416; Un- 
übertragbarkeit der Rechte des Mannes 
1408; Rechte und Pflichten des Vormundes 
des Mannes 1409; 

Anſpruch der Frau auf Sicherheits⸗ 
leiſtung und Hinterlegung 1391—1393, 
1418; zeitliche Begrenzung der Anſprüche 
der Ehefrau gegen den Mann 1394; Ver⸗ 
fügung der Frau über eingebrachtes Gut 
1395—1407; Einwilligung des Mannes 
1395—1398, zum Betriebe eines Erwerbs⸗ 
geſchäfts 1405; Zuſtimmung des Mannes 
zu Rechtsgeſchäften 1399, 1401, 1412; Ge⸗ 
nehmigung von Verträgen 1396, 1397; 
Widerruf des Dritten 1397; Unwirkſamkeit 
eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts 1398; 
einſeitige Rechtsgeſchäfte Dritter in bezug 
auf das eingebrachte Gut 1403; Haftung 
des Dritten 1404; Verpflichtungen der 
Frau zu vermögensrechtlichen Leiſtungen 
1399; Prozeßführung der Frau 1400, 1407, 
1415, 1416; Erſetzung der Zuſtimmung 
des Mannes durch das Vormundſchafts⸗ 
gericht 1402; von der Zuſtimmung des 
Mannes befreite Rechtshandlungen der 
Frau 1399, 1405 — 1407; 

Schuldenhaſtung 1410—1417; Ausgleich 
wegen der Schuldenhaftung unter den 
Ehegatten 1415—1417; geſamtſchuldne⸗ 
riſche Haftung 1388; Zwangsvollſtreckung 
1400 A 3, 5; 1405 A 6; 1407 A 11; 1411 
A 2; Konkurs 1411 A 2; 1419; 1421 A 5; 

Beendigung der Verwaltung und Nug⸗ 
nießung 1418—1420; Klage der Frau 
auf Aufhebung 1418; Beendigung durch 
Konkurs des Mannes 1419, durch Todes⸗ 
erklärung 1420; Pflicht des Mannes zur 
Herausgabe und Rechnungslegung 1421 
bis 1423; Fortführung der Verwaltung 
durch den Maun nach Beendigung 1424; 
Klage des Mannes auf Wiederherſtellung 
feiner Rechte 1425; Ausſchluß und Ab⸗ 
änderung der Verwaltung und Nutz⸗ 
wießung durch Ehevertrag 1435, 1436; 
Einfluß der V. auf die Unterhaltspflicht 
gegenüber Verwandten 1604. 

Berwaltungsſtreitverfahren bei Entziehung 
der Rechtsfähigkeit von Vereinen 44; bei 
A gegen Eintragung eines Vereins 
62. 


Berwandte 1589; Ehehindernis der Ver⸗ 
wandtſchaft 1310, 1327; Verwandte als 
Zeugen der Eheſchließung 1318; Wirkung 
der Ehelichkeitserklärung 1737, 1789; der 
Annahme an Kindes Statt 1763, 1766; 
Verwandte als Vormund 1779; Rechts⸗ 


geſchäfte des Vormundes mit ſeinen Ver⸗ 
wandten 1795; Anhörung durch das 
Vormundſchaftsgericht 1847; Mitwirkung 
beim Familienrate 1859, 1862; geſetzliches 
Erbrecht 1924—1932, 1934; Einſetzung 
im Teſtament 2067; als Teſtamentszeugen 
2234; Erbverzicht 2346; vgl. Unterhalts⸗ 
pflicht. 

Verweigerung der Herſtellung des ehelichen 
Lebens 1361. 

Berweigerungseinrede des Miterben 2059 
A 8; des pflichtteilsberechtigten Erben 
2318, 2319, 2328. 

Verwendungen auf Früchte 102; als Grund ⸗ 
lage des Zurückbehaltungsrechts 273; nach 
Rechtshängigkeit 292; beim Rücktritt 347; 
des Verkäufers 450; des Wiederverkäufers 
500, 501; des Mieters 547, 558; des Pach⸗ 
ters 581, 592; des Entleihers 601; auf die 
einem andern durch unerlaubte Hand⸗ 
lungen entzogene Sache 850; bei Verbin⸗ 
dung, Vermiſchung, Verarbeitung von 
Sachen 951; des Beſitzers auf die Sache 
994—998; des Vorbeſitzers 999; Geltend⸗ 
machung der Anſprüche des Beſitzers 
10001003; des Nießbrauchers 1049, 
1057; des Pfandgläubigers 1210, 1216; 
des Erbſchaftsbeſitzers 2022, 2023; des 
Vorerben 2125, 2138; des Vermächtnis⸗ 
beſchwerten 2185; bei Erbſchaftskauf 2381; 
vgl. Aufwendungen; 

von Geld: durch den Beauftragten 668, 
den Geſchäftsführer ohne Auftrag 681, 
den Verwahrer 698; durch den Geſellſchafter 
713; von Mündelgeld durch den Vormund 
1805, 1834; von Erbſchaftsſachen durch 
den Vorerben 2134. 

Verwirkung von Rechten, Vorbehalt 360, 
339 A 1; der Vertragsſtrafe 339; Rechts⸗ 
verwirkung beim Pfandverkauf 1238; der 
elterlichen Gewalt 1680, 1684, 1495, 1771. 

Verzeichnis der Mitglieder eines eingetrage⸗ 
nen Vereins 72; über den Beſtand eines 
Jubegriffs 260, 261; beim Nießbrauch 
1035; des eingebrachten Gutes 1372, 1528, 
1550; des Kindesvermögens 1640, 1667, 
1669, 1692, bei der Annahme an Kindes 
Statt 1760; des Mündelvermögens 1802; 
des Nachlaſſes 1960; der Erbſchaftsgegen⸗ 
ſtände: durch den Vorerben 2121, durch 
den Teſtamentsvollſtrecker 2215, auf Ver⸗ 
langen des Pflichtteilsberechtigten 2314. 

Verzeihung des Schenkers 582 A 1; des 
ſcheidungsberechtigten Ehegatten 1570, Vor⸗ 
bem 3 vor 1297; bei Pflichtteilsentziehung 
2337; bei Erbunwürdigkeit 2343. 

Verzicht 397 A 1b; Verzichtbarkeit Vorbem 
5 vor 1; V. auf das Anfechtungsrecht 
144 A 1; auf die Annahmeerklärung durch 
den Antragenden 151; auf die Einrede der 
Verjährung 222 A 1, 225 A 1; auf das 
Rücktrittsrecht 349 A 1, 351 a. E.; auf die 
Aufrechnung 387 A 1; auf Rücknahme der 
hinterlegten Sache 376, 382; auf Gewähr⸗ 
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leiſtung wegen Mängeln bei Kauf und 


Miete 476, 540; auf das Vorkaufsrecht 
504 A 3, 4; auf nicht endgültig erworbene 
Rechte 517; auf das Widerrufsrecht bei 
der Schenkung 533; auf die Kündigung 
bei Miete 554 A 2, bei Dienſtvertrag 626 
A 2; auf die Widerruflichkeit der Auslobung 
658; auf das Kündigungsrecht des Beauf⸗ 
tragten 671 A 3; auf die Einreden bei der 
Bürgſchaft 768; auf die Einrede der 


Vorausklage 773; auf Rechte an Grund⸗ 


ſtücken 875; auf die Überbaurente 914; 
auf das Eigentum an beweglichen Sachen 
959; an einem Grundſtück 928; des Finders 
976; auf Einreden gegen die Hypotheken- 
gläubiger durch den perſönlichen Schuld⸗ 
ner 1137; auf die Hypothek 875 A 3; 
1165; 1168, 1169, 1175; auf die Hypothek 
für Rückſtände von Zinſen und Neben⸗ 
leiſtungen 1178; auf den Pflichtteil: 
durch die Ehefrau 1406, 1453, den Vater 
1643, den Vormund 1822; des elterlichen 
Gewalthabers auf die Nutznießung 1662; 
des anteilsberechtigten Abkömmlings bei 
fortgeſetzter Gütergemeinſchaft 1491, 1501, 
1517; auf Unterhalt 1564 A4; 1614, 1714; 
auf das Recht zur Eheſcheidung 1570 A 5; 
auf das Erbrecht und den Pflichtteil 2346 
bis 2352. 

Verzinſung des Kaufpreiſes 452; des Werk⸗ 
lohns 641; des verwendeten Geldes 668, 
698, 713, 1834; vgl. Zinsſatz; Zinſen. 

Verzug des Schuldners, Mahnung, Zeit⸗ 
ablauf 284; Heilung 284 A 5; 293 A 1; 
Verſchulden 285; Schadenserſatz 286, 292; 
Vertretungspflicht während des Verzugs 
287; Verziuſung von Geldſchulden 288, 289, 
nach Eintritt der Rechtshängigkeit 291, der 
Erſatzſumme für einen untergegangenen 
Gegenſtand 290; bei Verurteilung Zug um 
Zug 274; 

des Gläubigers 293, 362 A 2; ord⸗ 
nungsmäßiges Angebot 294; wörtliches An⸗ 
gebot 295; Entbehrlichkeit des Angebots 296; 
ausgeſchloſſen durch Leiſtungsunvermögen 
des Schuldners 297; bei mangelnder Ge⸗ 
genleiſtung des Gläubigers 298; Wirkung 
des Unvermögens des Gläubigers zur An⸗ 
nahme 299; Haftung des Schuldners 300; 
Gefahrübergang bei Gattungsſchulden 300 
A 2, 243 A 3; Ruhen der Zinspflicht 301; 
Nutzungen 302; Aufgabe des Belites 
eines Grundſtücks 303; Erſatz der Mehr- 
aufwendungen des Schuldners 304; 
Zuſammentreffen von Schuldner⸗ und 
Gläubigerverzug 284 A 1; V. des wahl⸗ 
berechtigten Gläubigers bei Wahlſchuld 264; 
bei Teilleiſtung 266 A 1; bei gegenſeitigem 
Vertrage 322, 324, 326; des Rücktrittsberech⸗ 
tigten 354; bei Geſamtſchuldverhältnis 424, 
425; bei Geſamtgläubigerverhältnis 429; 
bei der Wandlung 467; des Schenkers 
522; des Vermieters in der Beſeitigung 
eines Mangels 538; des Mieters 554; 
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des Dienſtberechtigten 615; des Unterneh» 
mers 633, 636; des Beſtellers eines Werkes 
642, 643, 644; des Hauptſchuldners bei 
Bürgſchaft 767, 775; des Leibrenten⸗ 
ſchuldners 759 A 2; Haftung des Beſitzers 
gegenüber dem Eigentümer 990; des Grund⸗ 
ſtückeigentümers wegen der Hypotheken⸗ 
zinſen 1146; des Unterhaltspflichtigen 1613; 
des Erbſchaftsbeſitzers 2024. 
Vertragsſtrafe für den Fall des Ver⸗ 
zugs 339, 286 A 2; Hinterlegung im Falle 
des Verzugs 372; Ausſchluß des Verzugs 
infolge Aufrechnung 389 A 3; Verzug der 
Annahme des Dienſtberechtigten 615. 

Verzugszinſen 288—290; des Schenkers 522; 
einer Hypothek 1146. 

Vieh, Zubehör 98; vgl. Kauf. 

Viehmängel 481—493; vgl. Kauf. 

Vinkulationsgeſchäft 433 A 3g. 

Volljährige, Vormundſchaft über Voll⸗ 
jährige 1896; Pflegſchaft über Volljährige 
1910; im elterlichen Haushalt 1618, 1619. 

Volljährigkeit 2; Volljährigkeitserklärung 
3 bis 5, der geſchiedenen Ehefrau 4 A 3; 
Volljährigkeitserklärung des Mündels 1847, 
1882 A 1; Ehehindernis mangelnder Voll⸗ 
jährigkeit 1303. 

Vollmacht, Begriff 166 A 4; Vorbem 8 vor 
662; Generalvollmacht 166 A 4; Vollmacht 
zur Vornahme einſeitiger Rechtsgeſchäfte 
174; zum Abſchluß eines Grundſtücks⸗ 
veräußerungsvertrages 313 A Ley; zur 
Auflaſſung 925 A 11; V. des geſchäfts⸗ 
führenden Geſellſchafters 714 A 2, 715 A 2; 
Inkaſſovollmacht 398 A 1; 5 

Erteilung 167, 171, 172; unzureichende 
V. 180 A 1; Wirkung des ſtillen Vorbehalts 
116 A 1, 3; Erlöſchen 168—170, 173, 175; 
Widerruf 168 A 2, 3; 171; ſtillſchweigende 
Fortſetzung 157 A 3; Haftung des Voll⸗ 
machtgebers für unerlaubte Handlungen 
823 A 12; Vollmachtsurkunde 172; Rück⸗ 
gabe nach Erlöſchen 175; Kraftloserklärung 
176; vgl. Vertreter, Prozeßvollmacht. 

Vollſtreckbarer Titel, Vorausſetzung zur 
Befriedigung aus dem Beſitzpfande 1233, 
aus dem Schiffe 1268, aus dem ver⸗ 
pfändeten Rechte 1277. 

Vollſtreckbare Urkunde, Verjährung der An⸗ 
ſprüche aus vollſtreckbaren Urkunden 218. 

Vollſtreckung vgl. Zwangsvollſtreckung. 

Vollſtreckungsgegenklage, Aufrechnung 388 
A 3 


Vollſtreckungsmaßregeln, Unterbrechung der 
Verjährung 209, 216. 

Voraus 1932; Berückſichtigung bei Berech- 
nung des Pflichtteils 2311. 

Vorausklage, Einrede bei Bürgſchaft 771 bis 
7783; 202, 239. 

Vorausſetzungen Vorbem 2 vor 158. 

Vorausverfügung des Vermieters über den 
Mietzins 573, 1124, 1125. 

Vorausvermächtnis 2110; 2150; Gegen: 
ſtand des Erbſchaftskaufes 2373. 
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Vorbehalt, ſtiller 116; wegen der Vertrags 
ſtrafe bei Annahme der Leiſtung 341 A 3; 
des Rücktritts 346; der Rechtsverwirkung 
360, 339 A1; des Eigentums 455; der Rechte 
bei Annahme der Kaufſache 464, des Werkes 
640; des Ranges eines Grundbuchrechts 
881; der Ergänzung letztwilliger Verfü⸗ 
gungen 2086; des Rücktritts vom Erb⸗ 
vertrag 2293; 

der Entlaſſung des Vormundes 1790, 
des Familienmitgliedes 1871. 

Vorbehaltsgut bei Verwaltungsgemeinſchaft 
1365—1371, 1413 A 2; bei allgemeiner 
Gütergemeinſchaft 1440, 1441; bei fort · 
geſetzter Gütergemeinſchaft 1486; bei Er- 
rungenſchaftsgemeinſchaft 1526; bei der 
Fahrnisgemeinſchaft 1549, 1555; Laſten 
des V. 1385; vgl. die Ehelichen Güterrechte. 

Vorbehaltsurteil, Verjährung 219. 

Vorbildung zu einem Berufe 2050 A 6, 
6 a; 1610; 1708. 

Vorenthaltung der Mietſache 542, der Pacht⸗ 
1900 597, des Kindes 1632, des Mündels 
1800. 

Vorerbe |. Nacherbe; 
ſchein 2363. 

Vorkaufsrecht 504-514; |. Kauf; Unter⸗ 
ſchied vom Wiederkaufsrecht 1094 A 5; 
Form des Vertrags 313 Alea; kein V. 
der Teilhaber einer Bruchteilsgemeinſchaft 
741 A 2; Vorkaufsrecht des Miterben 
2034, 2035; 

dingliches 1094, 1103; an einem Grund⸗ 
ſtücksbruchteil 1095; am Zubehör 1096; 
einmaliges und mehrmaliges Vorkaufs⸗ 
recht 1097; Rechtsverhältnis zwiſchen Be⸗ 
rechtigten und Verpflichteten 1098; Wir⸗ 
kung als Vormerkung 1098; Rechtsver⸗ 
hältnis zwiſchen Berechtigten und Käufer 
1099—1102; Aufgebot des unbekannten 
Berechtigten 1104. 

Vorläufige Vormundſchaft 1906—1908, 114, 
1781; über Geſchäftsunfähige 105 A 4. 

Vorlegung von Sachen 809811; im Prozeß 
Vorbem 1, 2 vor 809, 811 A 2; Beſichtigung 
einer Sache 809; Einſicht von Urkunden 
809 A 2, 810; Erfüllungsort, Gefahr, 
Koſten 811. 

Borlegungsfriſt bei Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 801; Hemmung durch 
Zahlungsſperre 802. 


Angabe im Erb⸗ 


Vorleiſtung bei gegenfeitigen Verträgen 320, | 


321, 322. 

Vormerkung, Begriff 883 A 1, 8; 878 A 3 
a. E., vormerkungsfähige Rechte 883 
A 2—7, 10; V. zugunſten des Bauhand- 
werkers 648 A 3, zugunſten des Bauunter⸗ 
nehmers 883 A 2; V. über einen Grund- 
ſtücksteil 883 A 9; zur Sicherung des An 
ſpruchs auf Rangänderung 880 A 3 a. E., 
883 A 7, auf Löſchung einer Hypothek 
1179; V. eines Nachlaßgläubigers 1990; 
beim Aufgebot der Nachlaßgläubiger 1971, 
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2016; Wirkung des Vorkaufsrechts als 
Vormerkung 1098; 

Eintragung 883 A 9; Eintragung auf 
den Anteil eines Miteigentümers 883 A 3; 
auf Grund einſtweiliger Verfügung oder 
Bewilligung 885; Rangverhältnis 879 A 3, 
883 A 14; Vorbehalt auf Eintragung einer 
V. 881 A 2; Wirkung der V. 883 A 11, 
888, auf die Verjährung 223 A 1; 883 
A 8 a. E., 902 A 1, auf die Zwangs 
verſteigerung 883 A 12; Haftung des Erben 
des Verpflichteten 884; Übertragung des 
vorgemerkten Anſpruchs 883 A 12; Ab 
tretung des Anſpruchs auf Löſchungs 
vormerkung 401 A 1; Widerſpruch gegen 
die V. 883 A 8; Beſeitigung der V. auf 
Grund einer Einrede 886; Beſeitigung 
durch den Verkäufer des Grundſtücks 439; 
Aufgebot des unbekannten Gläubigers 887. 

Vormundſchaft über Minderjährige 1773; 
über uneheliche Kinder 1778; über Aus⸗ 
länder E 23; Anordnung von Amts 
wegen 1774; 

Vormund: Mitvormund 1775, 1778, 
1786, 1797, 1798; Vormund für mehrere 
Geſchwiſter 1775; Berufung 1776, 1778; 
Benennung 1776, 1777; Auswahl 1779; 
Unfähigkeitsgründe 1780; Untauglichkeits⸗ 
gründe 1781; Ausſchließung durch Gewalt: 
haber 1782; Ehefrau 1783; Beamter 1784; 

bernahmepflicht 1785; Ablehnungsgründe 
1786, 1787; Ordnungsſtrafen 1788; Ver⸗ 
pflichtung 1789; Vorbehalt der Entlaſſung 
1790; Beſtallung 1791; Rückgabe der Be⸗ 
ſtallung nach Beendigung der V. 1893; 

Gegenvormund 1792, 1799, 1802, 1809, 
1810, 1812, 1826; vgl. Gegenvormund. 

Wirkungskreis des Vormundes 1793, 
1794, 1800; Haftung für Beauſſichtigung 
832 A 5; Ausſchluß der Vertretungs⸗ 
befugnis 1795, Entziehung der Vertre⸗ 
tungsbeſugnis 1796, der religiöſen Erzieh 
ung 1801; Einreichung des Vermögens ver⸗ 
zeichniſſes 1802; Sorge für das Vermögen 
des Mündels 1794; Berückſichtigung von 
Anordnungen Dritter 1803; Schentungs- 
verbot 1804; Verbot der Verwendung von 
Mündelvermögen 1805; Anlegung des 
Mündelgeldes 1806—1811, EG 212; Er: 
forderlichkeit der Genehmigung des Gegen. 
vormundes 1812, 1813; Gebaren mit Wert: 
papieren, Buchforderungen, Koſtbarkeiten 
des Mündels 1814-1820; Erforderlichkeit 
der Genehmigung des Vormundſchafts⸗ 
gerichts 18211824; allgemeine Ermäch⸗ 
tigung des Vormundes 1825; Anhörung 
des Gegenvormundes 1826; des Mündels 
1827; Erklärung und Wirkſamkeit der 
Genehmigung 1828; nachträgliche Ge⸗ 
nehmigung 1829; Widerruf 1830; Vor⸗ 
none eines einſeitigen Rechtsgeſchäfts 

831; 

Haftung des Vormundes 1833; Ver⸗ 

zinſungspflicht 1834; Erſatz von Aufwen⸗ 
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dungen 1835; Vergütung 1836; Auskunfts⸗ 
pflicht 1839; Rechnungslegung 1840—1843, 
18901892; Sicherheitsleiſtung 1844; Ver⸗ 
ehelichung eines zum Vormund beſtellten 
5 1845; Verhinderung 1846; Tod 
1894; 

Beendigung: infolge des Wegfalls der 
Vorausſetzungen 1882, Legitimation des 
Mündels durch nachfolgende Ehe 1883, 
des Todes oder der Todeserklärung des 
Mündels 1884; Beendigungsgründe des 
Amtes des Vormunds 1886 A 2; Be⸗ 
endigung infolge der Entmündigung und 
Todeserklärung des Vormundes 1885; Eut⸗ 
laſſung des Vormundes wegen Pflicht- 
widrigkeit 1886, einer verheirateten Frau 
1887, eines Beamten 1888, aus wichtigen 
en 1889; Rechnungslegung 1890 bis 
1892; 

Verjährung der Anſprüche gegen den 
Mündel 204; Haftung des Mündels für 
Verſchulden des Vormundes 1793. A 2; 
Einwilligung zur Eheſchließung 1304; 
Rechte und Pflichten des Vormundes des 
Ehemanns in bezug auf das eingebrachte 
Gut 1409, bei allgemeiner Gütergemein⸗ 
ſchaft 1457; Vormund des Kindes als Bei⸗ 
ſtand der Mutter 1696, 1707; V. des 
Kindes aus nichtiger Ehe 1702; Annahme 
des Mündels an Kindes Statt 1752; 

über Volljährige 1896, 1897; Be⸗ 
rufung 1898, 1899; Ehegatte 1409, 1900; 
Fürſorge des Vormundes 1901; geneh⸗ 
migungspflichtige Rechtsgeſchäfte 1902; 
Gegenvormund, befreite Vormundſchaft 
1903, 1904; Familienrat 1905; 

Befreite Vormundſchaft 1852 —1857; vor- 
läufige Vormundſchaft 1906, 1907, Auf- 
hebung 1908; vgl. Vormundſchaftsgericht. 
Vormundſchaftsgericht: Vorbem 4, 5 vor 
1773, EG 147; Genehmigung 184 A1; Voll⸗ 
jährigkeitserklärung 3; Tätigkeit bei Be⸗ 
trieb eines Erwerbsgeſchäfts oder Über⸗ 
nahme von Dienſt oder Arbeit durch einen 
Minderjährigen 112, 113; Erſetzung der 
erforderlichen Einwilligung bei der Ehe⸗ 
ſchließung 1304, 1308; Ausſtellung eines 
Zeugniſſes zur Wiederverheiratung 1314; 
Tätigkeit bei Anfechtung der Ehe 1336, 
1337; Ordnung der Schlüſſelgewalt 1357; 
Regelung des ehemännlichen Kündigungs⸗ 
rechts 1358; Erſetzung der Zuſtimmung 
der Ehefrau zu Rechtsgeſchäften des 
Mannes 1379; der Zuſtimmung des Ehe⸗ 
manns zu Rechtsgeſchäften der Frau 1402; 
Genehmigung zum Abſchluß des Ehever⸗ 
trags 1437; Erſetzung der Zuſtimmung der 
Frau bei allgemeiner Gütergemeinſchaft 
1447, 1448, der Zuſtimmung des Mannes 


Verzicht des Abkömmlings auf den Ge⸗ 
ſamtgutsanteil 1491, zur Aufhebung durch 
den überlebenden Ehegatten 1492; Anzeige 
der Abſicht der Wiederverheiratung an das 
Vormundſchaftsgericht 1493, 1669; Geneh⸗ 
migung zur Anfechtung der Ehelichteit und 
deren Anerkennung 1595, 1599; Beſtim⸗ 
mung des dem Kinde zu gewährenden 
Unterhalts 1612; Verrichtungen auf dem 
Gebiete der elterlichen Gewalt Vorbem 4 
vor 1616; Entſcheidung über Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiten zwiſchen Vater und Pfleger 
1629; Entziehung der Vertretungsmacht 
des Vaters 1630; Zuchtmittel gegen das 
Kind 1631; Regelung des Verhältniſſes 
geſchiedener Eltern zu den Kindern 1635, 
1636; Mitwirkung bei der Vermögens⸗ 
verwaltung des Vaters 1639, 1640, 1642 
bis 1645; Genehmigung zum Verbrauch 
von Geld durch den Vater 1653; Ent⸗ 
gegennahme der Erklärung des Vaters über 
den Verzicht der Nutznießung 1662; Ein⸗ 
ſchreiten im Intereſſe des Kindes gegen 
den Gewalthaber 1665-1673; Feſtſtellung 
des Ruhens der elterlichen Gewalt 1677; 
Übertragung der elterlichen Gewalt auf 
die Mutter 1685; Tätigkeit beim Beſtehen 
einer Beiſtandſchaft 1687—1695; Ge⸗ 
nehmigung des Vertrags über den Unter⸗ 
halt des unehelichen Kindes 1714; Mit⸗ 
wirkung bei der Ehelichkeitserklärung 1727 
bis 1729; bei der Annahme an Kindes 
Statt 1750—1752, 1760, 1770; bei der 
Pflegſchaft 1915 A 1; 

Genehmigungspflichtige Handlungen des 
Vormundes 1821 A 3, 1812, 18211824; 
Erklärung und Wirkſamkeit der Genehmi⸗ 
gung 18281831; nachträgliche Genehmi⸗ 
gung eines Vertrags 1829; allgemeine 
Ermächtigung 1825; Aufſicht, Ordnungs⸗ 
ſtrafen 1788, 1837; Unterbringung des 
Mündels 1838; Abnahme der Rechnungs⸗ 
legung des Vormundes 1840 —1843, 1892; 
Erfordern von Sicherheitsleiſtung 1844; 
Gehör von Verwandten 1847; eigenes 
Handeln bei Fehlen eines Vormundes oder 
deſſen Behinderung 1846; Tätigkeit bei 
Beſtehen eines Familienrats 18581881; 

Mitteilung des Nachlaßgerichts an das 
Vormundſchaftsgericht über die Inventar⸗ 
errichtung 1999; Mitwirkung beim Erb⸗ 
vertrag, wenn ein Vertragsteil durch einen 
geſetzlichen Vertreter vertreten iſt 2275, 
2282, 2290, 2292, beim Erbverzicht, wenn 
der Verzichtende einen geſetzlichen Ver⸗ 
treter hat 2347, 2351. 


Vormundſchaftsrichter, Haftung 1674, 1848, 


839 A 4d; als Vorſitzender des Familien 
rats 1860, 1863, 1864, 1872—1877. 


1451, bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
1519, bei der Fahrnisgemeinſchaft 1549; 
Tätigkeit bei fortgeſetzter Gütergemein⸗ 


Vornamen 1616 A 1; des unehelichen Kindes 
1706 A 1. 
Vorrang von Rechten an Grundſtücken 879, 


ſchaft: Genehmigung zur Ablehnung durch 
den überlebenden Ehegatten 1484, zum 


880; Vorrangsgrundſatz für Grundbuch⸗ 
rechte Vorbem 3e vor 873; des dem Gläu⸗ 


Bech, Kommentar von Reichsgerichtsräten. III. Band. 3. Aufl. 68 


994 


biger verbleibenden Teiles der Hypothek 
vor dem zur Eigentümergrundſchuld ge- 
wordenen Teile 1176; eines Vermächt⸗ 
niſſes oder einer Auflage vor den übrigen 
Beſchwerungen 2189. 

Vorſatz, Haftung des Schuldners 276; Be⸗ 
griff 276 A 2; 823 A 2; vgl. Haftung, Un- 
erlaubte Handlung. 

Vorſchuß Vorbem 2 vor 607; des Dieuſt⸗ 
berechtigten, Arbeitgebers, Rechtsanwalts, 
Verjährung 196; beim Auftrag 669; an den 
geſchäftsführenden Geſellſchafter 718; des 
Vormundes 1835. 

Vorſtand des Vereins 26—31; des einge⸗ 
tragenen Vereins 58; vgl. Vereine. 

Vorteilsausgleichung Vorbem 5 vor 249. 

Vorübergehende Verbindung einer Sache 
mit Grund und Boden 95, 97; vorüber⸗ 
gehende Benutzung einer Sache 97; vor⸗ 
übergehende Trennung einer Sache 97. 

Vorverhandlungen, Berückſichtigung bei der 
Auslegung von Rechtsgeſchäften 133 A 1; 
Vorbem 2 vor 145. 

Vorvertrag Vorbem 2 vor 145; Abtretung 
398 A 1; 399 A 4; Darlehn 610, 398 A 3, 
399 A 4; Verwahrung Vorbem 1 vor 688; 
Geſellſchaftsvertrag 705 A 2; Grundſtücks⸗ 
miete 566 A 1; Grundſtückskauf 313 
A 1 a; über die Einigung bei Grundſtücks⸗ 
verträgen 873 A 76. 

Vorzugsrecht einer Forderung im Konkurſe: 
im Falle der Abtretung 401, im Falle 
der Schuldübernahme 418, Aufgabe durch 
den Gläubiger bei der Bürgſchaft 776. 


W 


Wägen der Kaufſache, Koſten 448. 

Wahlſchuld 262; Unterſchied von Gattungs⸗ 
ſchuld 243 A 1; Ausübung der Wahl 263; 
Verzögerung der Wahl 264; Unmöglich⸗ 
keit einer Leiſtung 265, 307 A 8. 

Wahlvermächtnis 2154. 

Währung 244 A 1. 

e berechtigter Intereſſen 824 

ni 


Wald, Gegenſtand des Nießbrauchs 1038, 
der Erbſchaft 2123. 

Waldgenoſſenſchaft EG 83. 

Wandelpön 339 A 1; 359 A 1. 

Wandlung 462; Natur 465, 320 A 7; neben 
Anfechtung 142 A 1; Verhältnis zum 
Rücktritt 351 A 1; Erfüllungsort 269 A 5, 
467 A 3; Vollziehung 466471; beim 
Viehkauf 487; beim Werkvertrag 634. 

Wappenrecht 12 A 1. 

Warenlager 92 A 7. 

Warenzeichen 12 A 2, 4, 5; Mißbrauch 826 
A 51. 

Wärme, Zuführung 906. 


Wartegeld, Verjährung 197; Abtretung 411; | 


EG 81. 


Wartezeit der Frau vor Eingehung einer 


neuen Ehe 1313; Befreiung 1322. 
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Waſſerrecht EG 65. 

Wechſel zum Zwecke der Erfüllung 362 A 2; 
364 A 2; 433 A Ya, ce; über Spiel- und 
Wettſchuld 762 A 4; geſamtſchuldneriſche 
Haftung 421 A 1, 426 A 2; Diskontierung 
433 A 3b; Gültigkeit als Schuldſchein 
140 A 2, als Anweiſung 783 A 1; Ver⸗ 
pfändung 1292, 1294; Sicherung der 
Forderung aus dem Wechſel durch Siche⸗ 
rungshypothek 1187; Schiffspfandrecht 
1270; Übernahme von Wechſelverbindlich⸗ 
keiten durch den Vormund 1822. 

Wechſelbürgſchaft Vorbem 5 vor 765. 

Wechſelremboursgeſchäft 433 A Ya, ce. 

Wechſelſeitiges Teſtament 2269, 2270. 

Weg 93 A 1; öffentlicher 917 A 5, 1018 A 2; 
Ausbeſſerung durch den Pächter 582; Ver⸗ 
bindung mit einem öffentlichen Wege, 
Notweg 917. 

Wegegerechtigkeit 1018 A 6, 7. 

Wegeregulierung EG 113. 

Wegfall des Rechtsgrundes einer Leiſtung 
812, 820, eines Erben 1935, 2053, 2354, 
eines ausgleichungspflichtigen Abkömm⸗ 
lings 2051 A 1, 2, eines im Teſtament be⸗ 
dachten Abkömmlings 2069, eines Mit⸗ 
erben 2051, 2094, 2110, 2373, eines 
Beſchwerten 2161, 2194, 2196, eines Teſta⸗ 
mentsvollſtreckers 2197, 2224, eines Erb⸗ 
unwürdigen 2341, eines Vermächtniſſes 
beim Erbſchaftskauf 2372. 

Wegnahme einer Sache zum Zwecke der 
Selbſthilfe 229, 230. 

Wegnahmerecht 258; des Wiederkäufers 500; 
des Mieters 547 A 3; des Entleihers 601; 
im Falle der Verbindung 951; im Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Eigentümer und Beſitzer 
997; des Nießbrauchers 1049, 1057; des 
Pfandgläubigers 1216; des Vorerben 2125; 
vgl. Abholungsrecht. 

i Erfüllung, Einfluß auf Wohn⸗ 
itz 


itz 9. 

Weiſungen des Vollmachtgebers 166; des 
Auftraggebers 665. 

Werk 95 A 4, 836 A 2, 908 A 2; Eigentum 
am Werke bei Auslobung 661; Einſturz 
836, 908. 

Werklieferungsvertrag 651, 433 A 34. 

Werkvertrag, Begriff Vorbem 1 vor 631; 631; 
Abgrenzung von Kauf und andern Ver⸗ 
trägen 433 A 80; Vorbem 1 vor 631; 
Unteilbarkeit 266 A 1; Vergütung 631 A 2, 
632; deren Fälligkeit 641; Tod des Unter ⸗ 
nehmers 631 A 1, 649 A 2, des Beſtellers 
649 A 2; 

Begriff des Unternehmers 647 A 1, 
648 A 1; Gewährleiſtungspflicht 633639; 
Inhalt der Verpflichtung 631 A 1, 683; 
Haftung für Hilfsperſonen 631 A 1; 
Garantieleiſtung und Verpflichtung zur 
Nachbeſſerung 638 A 4; Wandlung, Min 
derung 634, 320 A 7; Schadenserſatz 681 
A 1, 634 A 1, 635; Rücktrittsrecht des Ber 
ſtellers bei nicht rechtzeitiger Lieferung 
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636; vertragsmäßiger Ausſchluß der Haf- Widernatürliche 
tung 637; Zurückbehaltungsrecht des Unter⸗ 


nehmers 641 A 1; Verjährung der Gewähr⸗ 

leiſtungsanſprüche 638, 639; 
Verpflichtungen des Beſtellers 640 —643: 

Abnahmepflicht 640, 226 A 1, Verzug des 


Beſtellers 642, 643, 644, Kündigung des 
Vertrags durch den Unternehmer 643, 
649 A 1, durch den Beſteller 649; Gefahr 


tragung 644, 645; Vollendung des Werkes 
646; Pfandrecht des Unternehmers 647; 


Recht des Unternehmers auf Vormerkung 
und Sicherungshypothek 648; Koftenan- | 


ſchlag 631 A 1, 682 A 2, 650; Geſchäfts⸗ 
beſorgung auf Grund eines Werkvertrags 
Vorbem 1, 2 vor 662; 675. 

Wert, Verzinſung des Wertes 290, Erſatz 
des Pachtinventars 593; im Falle un⸗ 
gerechtfertigter Bereicherung 818; eines 


Rechtes am Grundſtück 882; des über⸗ 


bauten Grundſtücks 915; des Nießbrauchs 
an verbrauchbaren Sachen 1067; der zur 
Ausgleichung zu bringenden Zuwendung 
2055, der Nachlaßgegenſtände 1973, 2001; 
Beſtimmung des Wertes eines vermachten 
Grundſtücks 2166—2168; Beſtimmung des 


Wertes des Nachlaſſes für die Pflichtteils⸗ 
berechnung 2311-2313; vgl. Schätzungs⸗ 


wert, Schaden. 

Wertgrenze für die Belaſtung von Grund- 
ſtücken EG 117. 

Wertminderung einer durch unerlaubte 
Handlung erlangten Sache 849; des Pfan- 
des 1218. 

Wertpapiere Vorbem 1 vor 793; Sicher⸗ 
heitsleiſtung 232, 284, 235; Hinterlegung 
372; depositum irregulare 700; Haftung des 
Verkäufers 437, des Wirtes 702; Differenz. 
geſchäfte über Lieferung von W. 704; 


Anweiſung auf Wertpapiere 783; Pfand- | 
recht 1296; des Minderjährigen 1667, 1812 


bis 1820, 1853; Anlegung von Mündel⸗ 
geld 1807; vgl. Inhaberpapiere, Order⸗ 
papiere. 

BE arwagejteuer beim Grundſtückskauf 449 


it 
Weſentliche Beſtandteile 93; eines Grund- 


ſtücks, Eigentum 946; einer einheitlichen 
beweglichen Sache, Eigentum 947; Ab⸗ 
trennungsrecht des Beſitzers 997. 


Wettbewerb, pvirtſchaftlicher Wettkampf 826 


A ön. 

Wettbewerbsverbot 226 Al; nichtiges 
138 A le; Vertragsſtrafe 339 A 3, 340 A3, 
343 A 1, L. 

Wette 762, 763; Nebenverträge 762 A 5; 
dal. Spiel. 

Wichtiger Grund zur Kündigung des Dienſt⸗ 
verhältniſſes 626, der Geſellſchaft 728; 
zur Aufhebung der Bruchteilsgemeinſchaft 


749; zur Entlaſſung des Vormundes 1889; | 


zur Aufhebung des Verlöbniſſes 1298. 


Widerklage bei der Eheſcheidung 1564 A 4, | 


1571 A 9, 1572 A 4, 1574. 
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Unzucht, Eheſcheidungs⸗ 
grund 1565. c, es 4 


Widerrechtlichkeit der Drohung 123 A 3; 
der unerlaubten Handlung 823 A 10. 


Widerruf, Verhältnis zum Rücktritt 346 A 1; 


der Beſtellung eines Vorſtandsmitgliedes 
27; einer Stiftung 81; des von einem Min⸗ 
derjährigen geſchloſſenen Vertrags 109; 
einer empfangsbedürftigen Willenserklä⸗ 
rung 130; der Vollmacht 168, 171, 176; 
eines Vertrags mit nichtberechtigtem Ver⸗ 
treter 178; der Einwilligung zu einem 
Rechtsgeſchäfte 183; der Schenkung 530, 
1584; des Darlehnsverſprechens 610; des 
Mäklervertrags 652 A 1; der Auslobung 
658; des Auftrags 665 A 2, 671, 674 A 3; 
der Auweiſung 790; der Einigung über 
einen Grundſtücksvertrag 873 A 7, 18; 
von Verträgen der Ehefrau 1397, 1405; 
des ohne Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts geſchloſſenen Vertrags 1830; 
des Teſtaments 2253— 2257; des gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtaments 2271; 
vgl. Unwiderruflichkeit. 
Widerſinnige Verträge 133 A 1. 


Widerſpruch eines geſchäftsführenden Ge⸗ 


ſellſchafters 711; gegen die Richtigkeit 
des Grundbuchs 878 A 3, 891 A 4; 892, 
899, 902; Eintragung 899 A 2; Raug⸗ 
verhältnis 879 A 3, 883 A 1; gegen eine 
Vormerkung 883 A 8, 899 A 1; gegen die 
Richtigkeit des Schiffsregiſters 1268; gegen 
Überbau 912; gegen eine Darlehnsbuch⸗ 
hypothek 1139; gegen die Geltendmachung 
der Briefhypothek mangels Vorlegung des 
Briefes 1160, 1161. 


Wiedereinräumung des Veſitzes 861, 869. 


Wiederherſtellung der Verwaltungsgemein⸗ 
[haft 1425; der Errungenſchaftsgemein⸗ 
ſchaft 1547, 1548; der ehelichen Gemein⸗ 
ſchaft 1587, vgl. Schadenserſatz. 

Wiederkauf 497—503, |. Kauf. 

Wiederkehrende Leiſtungen, Begriff 197 A 2, 
1105 A 6; Verjährung 197, 902; Schenkung 
520; Reallaſt 1105; Haftung für Hypothek 
1126; des eingebrachten Gutes 1386; Ver- 
pflichtung des Kindes 1643; des Miün- 
dels 1822. 

Wiederverheiratung 1313, 1314; des Vaters 
1669; der Mutter 1697, 1845; im Falle 
der Todeserklärung 1348 —1352; des über⸗ 
lebenden Ehegatten bei fortgeſetzter Güter⸗ 
gemeinſchaft 1493; Wirkung auf Unter⸗ 
haltspflicht 1581. 


Wild, Eigentumserwerb 958. 


Wilde Tiere, Eigentum 960. 

Wildpark vgl. Tiergarten. 

Wildſchaden 835; dgl. Jagdrecht. 

Willensbeſtimmung, freie, 104 A 4. 

Willenserklärung, Begriff Vorbem 1, 4 vor 
104, Vorbem 1—5 vor 116; empfangs- 
bedürftige Vorbem I vor 116; ſtillſchwei⸗ 
gende Vorbem 2 vor 116; im Scherz ab⸗ 
gegebene 116 A 1, 118 A !; eines Geſchäfts⸗ 
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unfähigen 105, 130; eines beſchränkt Ge⸗ 


ſchäftsfähigen 107; Nichtigkeit: wegen ge⸗ 


heimen Vorbehalts 116, wegen Scheines 
117, wegen mangelnder Ernſtlichkeit 118; 
Anfechtung: wegen Irrtums 119, 121, 
183 A 1, 155 A 2, wegen Betrugs 121 A!, 
wegen unrichtiger Übermittlung 120, 121, 
wegen argliſtiger Täuſchung und Drohung 
123, 124; Zeitpunkt der Wirkſankeit 130; 
Auslegung 133; Widerruf 130; 

Abgabe gegenüber Behörden Vorbem 1 
vor 116, 130, gegenüber Vereinen 28, an 
Sonn⸗ und Feſttagen 193, durch Bu: 
ſtellung 132; vgl. Rechtsgeſchäft, Emp⸗ 
fangsbedürftige Willenserklärung. 

Willensmängel 116—119; des Vertreters 166. 
Wirkungsſtatut Vorbem 11 vor 104. 
Wirtſchaft, ordnungsgemäße, vgl. Ordnungs 
gemäße Wirtſchaft. 

Wirtſchaftlicher Geſchäftsbetrieb des Ver⸗ 
eins 21 A 2. 

ee Zweck der Hauptſache 97 

4; 98 


Wirtſchaftsplan bei Nießbrauch an einem 
Walde oder Bergwerke 1038; bei Nach⸗ 
erbſchaft 2123. 

Witwe, Volljährigkeitserklärung 4; Wieder⸗ 
verheiratung 1313; Leibrentenverſicherung 
330 A 3. 

Wochen, Berechnung der Friſt 188. 

Wochenbettskoſten 1715. 

Wohnort, Wohnung, Beſtimmung durch 
den Ehemann 1354; Benutzung der Woh⸗ 
nung durch die Angehörigen des Erb⸗ 


laſſers 1969; Gewährung freier Wohnung 


als Ausſtattung 761 A 4; vgl. Miete. 
Wohnſitz 7; amtlicher 7 A 1,9 A 2; des Se. 
ſchäftsunfähigen und beſchränkt Geſchäfts⸗ 
fähigen 8; der Militärperſon 9; des Ehe⸗ 
manns im Auslande, Vereinbarung des 
Güterſtandes 1433; der Ehefrau 10; der 


Kinder 11; internationales Privatrecht 


Vorbem 7 vor 1. 

Wohnungsrecht Vorbem 1 vor 535, 1093. 
Wuchergeſchäfte 138 A 2, EG 47; Anerken⸗ 
nung durch Schuldverſprechen 780 A 7. 

Wurzeln des Nachbargrundſtücks 910. 


8 


Zahl der Vereinsmitglieder 56, 78, der Vor⸗ 
münder 1775. 


Zahlung, Währung 244, 245; mit Vorbehalt 


362 A 4; aus öffentlichen Kaſſen EG 92. 
Zahlungsbefehl, Unterbrechung der Ver⸗ 

jährung 209; 218; als Mahnung 284. 
Zahlungsfähigkeit, Haftung des Verkäufers 

einer Forderung für die Zahlungsfähigkeit 


des Schuldners 438; Zahlungsunfähigkeit 
des Hauptſchulduers bei der Bürgſchaft 773. 


Zahlungshalber, Leiſtung 364 A 2. 

Zahlungsort 270, Anderung bei Hypothek 
1119; der Eigentümergrundſchuld 1177; der 
Grundſchuld 1194, vgl. Erfüllungsort. 
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Zahlungsſperre bei Schuldverſchreibungen 
auf den Inhaber 799, 802; EG 102, 178. 

Zahlungs Statt, Leiſtung 364. 

Zahlungszeit 271; Anderung bei Hypothek 
1119; der Eigentümergrundſchuld 1177; 
vgl. Leiſtungszeit. 

Zahnärzte, Verjährung der Anſprüche 196. 

Zeichnen, Eigentumserwerb 950. 

Zeitbeſtimmung, Wirkung bei Rechtsge⸗ 

ſchäften 163 Al; ausgeſchloſſen: bei 
der Aufrechnung 388, bei der Auflaſſung 
925, bei der Eheſchließung 1317, der Aner⸗ 
kennung der Ehelichkeit 1598, der Ehelich⸗ 
keitserklärung 1724, der Annahme an 
Kindes Statt 1742, 1768, der Annahme 
und Ausſchlagung der Erbſchaft 1947, des 
Vermächtniſſes 2180, bei Annahme des 
Teſtamentsvollſtreckeramts 2202. 

Zeitliche Herrſchaft des BGB Vorbem 8 
vor 1. 

Zerrüttung des ehelichen Verhältniſſes 1568. 

Zerſtörung einer Sache bei Selbſthilfe 228 
bis 231; vgl. Surrogation. ö 

Zeugen bei der Eheſchließung 1318; bei der 
Teſtamentserrichtung 2233—2237, 2249 
bis 2251; Verjährung ihrer Anſprüche 196. 

Zeugenteſtament 2250. 

Zeugnis über die Zuſammenſetzung des 
Vereinsvorſtandes 69; über die Dienſt⸗ 
leiſtung 630; über die Auseinanderſetzung 
vor der Wiederverheiratung 1314; über 
die Fortſetzung der Gütergemeinſchaft 
1507; über Eintragungen im Güterrechts⸗ 
regiſter 1563 A 4; über Ernennung eines 
Teſtamentsvollſtreckers 2368. 

Zinſen 246—248; 99 A 1, 7, 10; Verjäh⸗ 
rung 197, 223, 224; Verteilung auf 
mehrere Berechtigte, die nacheinander auf 
beſtimmte Zeit berechtigt ſind 101, von 
Aufwendungen 256; ſelbſtändige Geltend⸗ 
machung des Zinsanſpruchs 266 A1; Ver: 
zugszinſen 288, 289, 301; Prozeßzinſen 291; 
beim Rücktritt 347; Anrechnung einer 
Leiſtung auf Zinſen 367; Wegfall der 
Zinspflicht bei Hinterlegung 379, bei 
Aufrechnung 380 A 3; Verrechnung auf 
Zinſen bei der Aufrechnung 396; des Kauf⸗ 
preiſes 452; des Darlehens 608; des Werk⸗ 
lohns 641; der vom Beauftragten verwen⸗ 
deten Summe 668; bei ungerechtfertigter 
Bereicherung 820; bei Forderungen aus 
unerlaubter Handlung 849; Nießbrauch 
an einer verzinslichen Ba 1076, 
1088; der Hypothekenforderung, Haftung 
des Grundſtücks 1115, 1118, 1119, bei 
deren Übertragung 1158, 1159, beim Auf⸗ 
gebot unbekannter Hypothekengläubiger 
1171, Rückſtände 1178; der Grundſchuld 
1191, 1192, 1194, 1197; Haftung des 
Pfandes 1210; Haftung des Schiffes 
1264; einer verpfändeten Forderung 1289; 
des eingebrachten Gutes 1386; beim Erb- 

ſchaftskauf 2379. 

Zinſeszins 248, 289. 


| 
ö 
| 
I 
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Zinsſatz 246, 247; der Hypothekenforderung, Zurückgabe, Zurücknahme Rü 

Eintragung 1115, an 1119; der a 9 e 

Eigentümergrundſchuld 1177. Zuſammengeſetzte Verträge 325 A 4. 
Zinsſcheine 803 A 1; Hinterlegung 234; Zuſammenlegung von Grundſtücken EG 113. 

Abhandenkommen 804, Ausgabe 805; JZuſammentreffen von Recht und Verbind⸗ 

Nießbrauch 1081, 1083; Verpfändung lichkeit vgl. Konfusion. 

1296; der Papiere der Ehefrau 1392; Zuſätze zu einem bereits abgeſchloſſenen 

von Mündelpapieren 1814, 1818; der Teſtament 2231 A 5. 

Papiere der Vorerbſchaft 2116; E 174, Zuſchlag bei der Verſteigerung 156; beim 

175; vgl. Schuldverſchreibung auf den In⸗ Pfandverkauf 1239, 1240. 

haber. N Zuſchreibung von Grundſtücken 890, 1131, 
Zinszahlung, Unterbrechung der Verjährung EG 119. 

208. Zuſchüſſe, Ausgleichung 2050 A 5. 
Zuſicherung beim Kaufe 459, 468, 490, 492; 

9555 Mietvertrag 587; beim Werkvertrag 
Zuſtand, Feſtſtellung des Zuſtandes einer 

Sache vgl. Sachverſtändige. 
Zuſtellung von Willenserklärungen 132. 
Zuſtimmung zu Rechtsgeſchäften 182 (vgl. 


Zubehör 97, 98; Mitveräußerung und Mit⸗ 
belaſtung 314; bei Wandlung 470 A 1; 
bei Wiederkauf 498; eines Grundſtücks 
873 A 4, Eigentumserwerb 926; Vor⸗ 
merkung 883 A 11; Nießbrauch 1031, 1002; 
beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeit 1093; 
Vorkaufsrecht 1096; Haftung für Hypo⸗ 


thek 1120—1122, unberechtigte. Entfer- 
nung vom Grundſtück 1135; Haftung des 
Schiffszubehörs 1265; bei Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft 1551; Vermächtnis 2164. 


Einwilligung, Genehmigung); zum ver⸗ 
botswidrig ausgeführten Verkauf im Wege 
der Zwangsvollſtreckung 458; 


zur Aufhebung und Anderung des Rechtes 
an Grundſtücken 876, 877; zur Anderung 
des Ranges von Grundſtücksrechten 880; 
zur Aufhebung eines dem Nießbrauch 
unterliegenden Rechtes 1071; zum Ver⸗ 
zicht auf die Hypothek für Zinſen 1178; 
zur Vereinbarung einer abweichenden Art 
des Pfandverkaufs 1245; zur Aufhebung 
des Pfandrechts 1255; zur Aufhebung des 
verpfändeten Rechtes 1276; zu Rechtsge⸗ 
ſchäften des Mannes 1376, 1377, 1379, 
1444, 1468; zu Rechtsgeſchäften der Frau 
1358, 1399—1407, 1412, 1451—1455, 1532; 


Zubuße der Geſellſchafter 707 A 1, 721 A J. 

Zuchthausſtrafe: Verwirkung der elterlichen 
Gewalt 1680. 

Zuchtmittel gegen ein Kind 1631; Züchti⸗ 
gungsrecht Vorbem 1 vor 823; 823 A 3, 10; | 
839 A 41; EG 95; Überſchreitung desſelben 
1666 A 2. 

Zufall 203 A 2, 446 A 1; im Falle des 
Verzugs 287; beim Rücktritt 350. 

Zuführung von Gaſen, Dämpfen uſw. 906. 

Zugehen einer Willenserklärung 130. 

Zugeſicherte Eigenſchaften 459, 460, 463, 


480, 490, 492, 537, 633; Größe des ver 


kauften Grundſtücks 468; des vermieteten 


und verpachteten Grundſtücks 537. 

Zugewinſt 1519 A 1. 

Zug um Zug⸗Leiſtung, Zurückbehaltungs⸗ 
recht 274; Verzug 298; gegenſeitige Ver⸗ 
träge 320 A 2, 322; Rücktritt 348; Wand⸗ 
lung 467; Erfüllungsort 269 A 5. 


Zurückbehaltungsrecht 273, 274; Verhältnis 


zur Aufrechnung 273 A 1, zum Leiſtungs⸗ 
verweigerungsrecht bei gegenſeitigen Ber: 
trägen 320 A 2; Wirkung der Einrede auf 
die Verjährung 202; des Mieters 556, 
551 A 1; des Dienſtberechtigten 611 A 2, 
614 A1; des Dienſtverpflichteten 614 A 1; 
des Beauftragten 670 U 5; des Ver⸗ 
wahrers 697 A 2; des Bürgſchaftsgläubigers 
772; des Finders 972; des Beſitzers gegen⸗ 
über dem Eigentümer 986 A 1, 1000; des 
Käufers beim Vorkaufsrecht 1100; der 
Ehefrau wegen Auſprüche gegen den 
Mann 1391 A 8; des Nachlaßverwalters 
1988 A 3; des Erbſchaftsbeſitzers 2022 A 3; 
in der Zwangsverſteigerung und im Kon 
kurs 1000 A 2; ausgeſchloſſen an der 
Vollmachtsurkunde 175, bei unerlaubter 
Handlung 273, 823 A 2. 


zur Übernahme der Vormundſchaft durch 
die Frau 1783; zu Willenserklärungen 
eines Ehegatten bei fortgeſetzter Güter⸗ 
gemeinſchaft 1516, 1517; zum Ehebruch 
1565. 

Zuwendung, Begriff 516 A 1; unentgelt⸗ 
liche, beim Vertrag zugunſten eines Dritten 
330; 

Zuwendung von Todes wegen 
2050 A 7; Ausgleichung 20502056; Be⸗ 
ſtimmung eines andern rückſichtlich der Z. 
2065 A 3; Z. unter Beſtimmung einer 
Bedingung oder eines Anfangstermins 
2066; bedingte letztwillige Zuwendungen 
2074-2076; Verwirkungsklauſel 2074 A 1; 
Unterlaſſen oder Tun als Bedingung 
2075 A 1; Bedingung zum Vorteil eines 
Dritten 2076 A 1; vertragsmäßige 3. im 
Erbvertrage 2279, au Dritte 2279 A 2; 2. 
des Erblaſſers an den Pflichtteilsberechtig⸗ 
ten durch Rechtsgeſchäft unter Lebenden 
2315; Z. aus dem Geſamtgut 2231; Ver⸗ 
zicht auf letztwillige Zuwendungen 2852. 

Zwang val. Drohung. 

Zwangsenteignung vgl. Enteignung. 

Zwangserziehung 1666, 1631 A 5, 1838, 
EG 135. 
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Zwangshypothek Vorbem 3 vor 1113; 1132 
A 3; 1163 A 1; Zwangsſicherungshypothek 
1184 A 4. 

Zwangskurs 244 A 1. 

Zwangspenſionierung 1910 A 2. 

Zwangsrecht EG 74. 

Zwangsvergleich Vorbem vor 779; beim 
Nachlaßkonkurs 1989, 2060. 

Zwangsverſteigerung 1147 A 2—4; 1181 
A 1, 892 A 4 a. E.; Unterſchied von der 
Verſteigerung 156 A 2; keine Anwendbar⸗ 


keit der Beſtimmungen über den Kauf 


445 A 3b; Zuläſſigkeit der Wandlung 
467 A 2; Aufrechnung 387 A 2; Bürg 
ſchaft für ein Gebot 766 A 2; Z. zum 
Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft 
753; Wirkung auf beſtehende Mietverträge 
Vorbem 7b vor 535, 571 A 6, auf Grund⸗ 
dienſtbarkeiten 1018 A 2, auf Verkaufs⸗ 
recht 1097 A 2, 4; Rechte des perſönlichen 
Schuldners einer Hypothek 1166; Wirkung 
der Rangänderung von Rechten 880 A 2; 
Zurückbehaltungsrecht gegen den Eigen⸗ 
tümer 1000 A 2; Werterſatz für erlöſchende 
Rechte, Eintragung des Höchſtbetrags 882; 
Erwerb von durch Zuſchlag erloſchenen 
Rechten, öffentlicher Glaube des Grund⸗ 
buchs 892 A 3; 8. durch den Vormund 
1821 A 3; argliſtige Erwirkung eines 
Zwangsverſteigerungsbeſchluſſes 826 A 5d; 
unerlaubte Übervorteilung bei der 3. 
826 A 54; Anfechtung des Meiſtgebots 
Vorbem 8 vor 104. 

Zwangsverwaltung 1147 A 2-4; rechtliche 
Stellung des Verwalters Vorbem 2 vor 
164; Übertragbarkeit der Anſprüche 399 A 4 
Se queſtration eines dem Nießbrauche unter⸗ 
worfenen Grundſtücks 1052; Zinſen der 
Eigentümergrundſchuld 1197. 

Zwangsvollſtreckung, Verfügung im Wege 
der Zwangsvollſtreckung Vorbem 7 vor 
104, 883 A 12; Unterbrechung der Ver⸗ 


jährung 209, 216 A l; bei Gattungsſchuld 
243 A 1; bei Wahlſchuld 264; Ablöfungs- 
recht 268; auf Grund Verurteilung zur 
Leiſtung Zug um Zug 274, 322; Verbot 
des Kaufes für beteiligte Perſonen 456 
bis 458; Ausübung des Vorkaufsrechts 512; 
in das Geſellſchaftsvermögen 714 A 4; 
in den gemeinſchaftlichen Gegenſtand bei 
Bruchteilsgemeinſchaft 747 A 2; bei Bürg- 
ſchaft 771, 772; Befriedigung des Be- 
ſißers wegen Verwendungen 1003; in 
Grundſtücke 1147; in den Bruchteil eines 
Grundſtücks 751 A 2, 1008 A 1; in das 
verpfändete Recht 1277; in das ein⸗ 
gebrachte Gut 1400 A 3, 5; 1405 A 6; 
1407 A 11; 1411 A 2; in das Geſamtgut 
bei allgemeiner Gütergemeinſchaft 1459 
A 12; 1472 A 2; Z. bei Errungenſchafts⸗ 
gemeinſchaft 1546 A 7; 1530 A 10; bei 
Fahrnisgemeinſchaft 1557 A 5; Wider⸗ 
ſpruch der Frau gegen die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung 1407, in das der Nutznießung des 
Vaters unterliegende Vermögen 1659 A 1; 
3. durch das Vormundſchaftsgericht Vor⸗ 
bem 5 vor 1773; in den Nachlaß 1984, 
1990, 2059 A 1, 2213, bei Nacherbfolge 
2115. 

Zweck von Vereinen 21, 22, 43, 57, 61; der 
Stiftung 87; der Geſellſchaft 726. 

Zweckgemeinſchaft 421 U 1. 

Zweckvermächtnis 2156. 

Zweckvermögen, Pflegſchaft 1914. 

Zweifelhafte Verbindlichkeiten bei Berech⸗ 
nung des Pflichtteils 2313. 

Zweige des Nachbargrundſtücks 910. 

Zweigniederlaſſung des Vereins 24 A 2; 
Stellung des; Leiters 31 A 1. 

Zwiſchenraum zwiſchen Grundſtücken 921. 

Zwiſchenräume, lichte 6 A 2; 104 A 4, 63 
2229 41. 

Zwiſchenurteil bei der Eheſcheidung 1564 A 4. 

Zwiſchenzinſen 272, 818, 1133, 1217. 


Staub’s Kommentar 
Handelsgeſetzbuch 


Zehnte, neubearbeitete Auflage 
Bearbeitet von 


Heinrich Koenige, Albert Pinner, Dr. Felix Bondi, 


Senatspräſtdent am Juſtizrat in Berlin, Geh. Juſtizrat in Dresden. 
Reichsgericht in Leipzig, 


1920. Lex.⸗Oktav. I. Band: Broſch. M. 86.—, gebunden in 2 Halbbänden M. 106.— 
II. Band: 1. Halbband: Broſch. M. 45.—, gebunden M. 55.—. 2. Halb⸗(Schluß⸗) Band: 
Preis M. 70.—, gebunden M. 80.—. Einzelne Bände werden nicht geliefert. 

Die Regiſter werden in einem beſonderen Bande ausgegeben. 


Der Staub'ſche Kommentar iſt das klaſſtſche Hilfswerk zum deutſchen Handelsgeſetzbuch und für die Ber 
urteilung dieſes Geſetzwerkes maßgebend; ein unentbehrliches Mittel zur Erfaſſung und Anwendung des 
Geſetzes. Frankſurter Zeitung. 


Eine neue Auflage von Staub iſt ein wiſſenſchaftliches Ereignis, nicht nur für die Juriſtenwelt, ſondern 
auch für die deutſche Kaufmannſchaft. Hanſeatiſche Nechtszeitſchrift. 


Das deutſche Seerecht 


Kommentar zum vierten Buche des Handelsgeſetzbuchs 
(als Ergänzung zu Staub's Kommentar) 


nebſt Erläuterungen zu den ſeerechtlichen Nebengeſetzen 
Von 


Reichsgerichtsrat Dr. Georg Schaps 7 


Zweite, vollſtändig umgearbeitete Auflage 
Nach dem Tode des Verfaſſers fertiggeſtellt und herausgegeben von 


Dr. Max Mittelſtein und Dr. Julius Sebba 


Senatspräſident am Hanſeatiſchen Ober⸗ Rechtsanwalt am Oberlandesgericht 
landesgericht, Vorſitzender des Priſen⸗ Königsberg 
gerichts Hamburg 


Erſter Band. GHandelsgeſetzbuch: Viertes Buch) 
1921. Lex. 8%. Broſch. M. 160.—, gebunden M. 175.— 


Der „Schaps“ iſt berühmt als die Ergänzung zum „Staub“. Dieſer Kommentar zum Seerecht iſt alſo der 
Kommentar zum letzten Buch des Handelsgeſetzbuchs in der Art der Bearbeitung des „Staub“. Die neue Auf⸗ 
lage hält durchaus, was die alte versprach; ihre Bearbeiter, Senatspräſident Dr. Mittelftein, Hamburg, und 
Dr. Sebba, Königsberg, ſind hervorragende Kenner des Seerechts. Präſident Mittelſtein konnte auf den faſt 
bis in die neueſte Zeit durchgeführten Vorarbeiten für die zweite Auflage von Schaps ſelbſt fußen und brauchte 
nur den „Schleppvertrag“, das „Deichkonnoſſement“ und einiges andere ganz neu zu bearbeiten, während 
Dr. Sebba bei der Bearbeitung feines Teils einen neuen Kommentar zu ſchreiben hatte, wobei er ſehr viel 
Neues bringt und, namentlich beim „Schiffszuſammenſtoß“, das nautiſch⸗techniſche Moment zum Nutzen der 
Praxis ſtärker betont als bisher. 


Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co., 


vormals G. J. Göſchenſche Verlagshandlung / J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung 
Georg Reimer / Karl J. Trübner / Veit & Comp. / Berlin und Leipzig. 


8 . ® 
Die Gerichtspraxis 
Im Verbindung mit 
Amtsrichter E. Armſtroff, Berlin⸗Lichterfelde, Staatsanwalt Dr. C. Falck, Berlin, 
Kammergerichtsrat M. Gfrörer, Berlin, Amtsrichter Häuſeler, Berlin⸗Weißenſee, 
Amtsgerichtsrat Georg Krauſe, Berlin-Tempelhof, Amtsgerichtsrat L. Levy, Charlot⸗ 
tenburg, Landrichter Dr. Max Nadler, Berlin, Amtsgerichtsrat H. Riefenſtahl, Berlin 

herausgegeben von 
Dr. Ernſt Pape 
N er ö Alan Kammergerlchtsrat 
2 1914. Gr. 80. Gebunden in Leinen. Preis Al. 18.50 
bern Verlagsteuerungszuſchlag 100 Prozent 


* 


Die einzelnen Abſchnitte ſind von erfahrenen Fachmännern bearbeitet worden, die die 
ihnen geſtellte Aufgabe in vortrefflicher Weiſe gelöſt haben. . .. Auch der gereifte Praktiker 
wird Anregung und Belehrung aus dem Werke ſchöpfen. Leipziger Zeitſchrift für Deulſches Recht. 


Die Erbenhaftung 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 


vo 


S. Rieſenfeld 


Rechtsanwalt in Berlin 
1916. 2 Bände. Gr. 80. Preis M. 26.— 
Verlagsteuerungszuſchlag 100 Prozent 
Band I: Grundſätze der Haftung. Band II: Das Inventar und 
die Mittel der Haftungsbeſchränkung. 


Grundbuchordnung 


Kommentar zur Grundbuchordnung für das Deutſche Reich 
nebſt den für Preußen erlaſſenen Ausführungsbeſtimmungen 
von 


Dr. Hugo Arnheim 


Juſtizrat, Rechtsanwalt am Kammergericht 
Zweite, völlig neubearbeitete Auflage 


1913. Lex. 8%. Preis M. 25.— 
Verlagsteuerungszuſchlag 100 Prozent 


Vereinigung wiſſenſchaftlicher Verleger Walter de Gruyter & Co., 


vormals G. J. Göſchenſche Verlagshandlung / J. Guttentag, Verlagsbuchhandlung 
Georg Reimer / Karl J. Trübner / Veit & Comp. / Berlin und Leipzig. 
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